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Friedrich II., der Große, der Einzige, Koͤnig von Preußen, geboren den 24. Jan. 1712, 
war der älteſte Sohn König Friedrich Wilhelm's I. und der Tochter König Georg's I. von Groß⸗ 
britannien, Sophia Dorothea. Wol jelten find Der freien geiftigen Entwickelung einer hochbe⸗ 
gabten Natur durch eine verkehrte und verfümmerte Erziehung ſchwerere Feſſeln angelegt wor- 
ben, als e8 bei dieſem Fürftenfohne der Ball war. Man hätte meinenfollen, daß ihm wenigſtens 
alle Mittel Höherer und feinerer Bildung und Erziehung, wie fie die damalige Zeit gewähren 
konnte, im reichten Maße geboten werben würden. Das war aber durchaus nicht der Ball. Es 
gehörte im Gegentheil nun einmal zu dem fhroffen und unerbittlichen Syſteme des Vaters, bie 
Bildung des Sohnes auf das geringfte Map des nach feinen Begriffen Schicklichen und Nothwen⸗ 
digen zu beſchränken und fie nicht über die engen Grenzen hinausreichen zu laſſen, innerhalb 
weicher fich fein eigenes geiftiges Weſen bewegte. 

Despotiſcher Stolz und geiftige Beſchränktheit hatten dabei wol gleichen und jedenfalld mehr 
Antheil als Höfer Wille und Verborbenheit des Charakters. Friedrich Wilhelm I. konnte und 
wolle e8, wie es fcheint, nicht dulden, daß er von irgendjemand in feiner Nähe überfehen und 
gemeiftert werben konne, am wenigften von feinem eigenen Sohne. Und mer weiß, ob nicht 
gerade der ſchwere Drud, welder in dieſer Weife von Kindesbeinen an auf F. laftete, die harte 
Schule der Widerwärtigfeiten, in welcher er, wie er fich felbft ausdrückt, geboren und erzogen 
wurde, mit am meiften dazu beigetragen hat, ihn zu dem zu machen, was er geworben tft, ihn, 
den die natürliche und ungezügelte Lebendigkeit und Neizbarkeit des Temperaments leicht zu 
finnlichen und geiftigen Ausfchweifungen hätte hinreißen können, jene Feſtigkeit, Tüchtigkeit 
und Entidievenheit des Charakters, jene fittliche Haltung zu verleihen, welche ihn fähig machte, 
bei feinen weltgeſchichtlichen Berufe den höchſten Gipfel des Ruhms, den Preis der Unſterb⸗ 
lichkeit zu erlangen. Vielleicht hat e8 nie einen Fürften gegeben, auf deſſen ebenfo ſchwere als 
glanzvolle Helvdenlaufbahn dad ‚Per aspera ad astra” mit mehr Wahrheit und in edlerm 
Sinne feine Anwendung finden dürfte. 

Der damaligen Sitte gemäß wurde die erfte Erjiehung des von Natur etwas ſchwäͤchlichen 
fürftlihen Kindes weiblichen Händen anvertraut, und die Wahl, welche man da traf, war wenig⸗ 
ftens feine verfehlte. Sie fiel auf die ſchon bejahrte Frau von Roucoulles von der franzäflfchen 
Eolonie, welche auch bereits Erzieherin des Königs gewefen war und es vortreffli verſtanden 
zu haben ſcheint, in das emipfänglicde Gemüth des jungen Prinzen die erſten Keime ver feinern 
; Bildung und Sinnesweiſe zu legen, welche Geift und Sitte der Zeit damals an beutfchen Für⸗ 
ſtenhöfen leider noch nur in frangöflfher Sprache und Art zu finden wußte. ' 

Als der Prinz das fiebente Jahr erreicht hatte, wurde die Oberaufſicht über feine weitere 
Erziehung dem Benerallieutenant Grafen von Finfenftein, nachherigem Staatd- und Cabinets⸗ 
miniſter, und dem Oberften von Kalkftein übergeben, Männern von gediegener Bildung 
und tiefer Einſicht, welche mol auch willens und im Stande geweſen wären, der geiftigen Ent- 
wickelung ihres königlichen Zöglings einen freiern Spielraum zu geben. Allein fie waren flreng 
an bie von dem Könige felbft entworfene Inftruction gebunden, welche in feiner Weife über- 
ſchritten werben durfte. Ihr zufolge follte ver Sinn des Prinzen fogleih auf das rein Praftifche 
gerichtet und namentlich alle überflüffige Bücherweisheit ausgeſchloſſen bleiben. Latein follte er 
gar nit und das Franzöfifche und Deutfche nur fo meit lernen, daß er fih an eine kurze und 
elegante Schreibart gewoͤhne; deſto gründlicher Arithmetik, Artillerie, Okonomie und bie Ge- 
ſchichte der legten. 150 Jahre, fowie Natur und Völkerrecht, Geographie und vor allem vie 
Geſchichte des Hauſes Brandenburg. Dazu kam nun noch ein völlig geiſttödtender Religions: 
unterricht, welcher aber im Geiſte der Zeit und nad den Begriffen des fireng Techtgläubigen 
Baterd für dad einzige Mittel der richtigen Erfenntniß des wahren Chriftenthums galt. Der 
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Hofprediger Andreä, ein beſchränkter Kopf und ſtarrgläubiger Geiſtlicher, peinigte den Knaben 
mit dem ſinnloſen Einlernen unverſtandener dogmatiſcher Formeln, Pſalmen und Bibelſprüche 
bis aufs Außerſte, indem ihm daſſelbe ſogar nicht ſelten als Strafe für etwaige kleine Fahrläſſig⸗ 
keiten auferlegt wurde. Kein Wunder alſo, daß die beabſichtigte Wirkung geradezu ihren Zweck 
verfehlte. Denn anſtatt in dem Gemüth des Prinzen den Grund zu einem wahrhaft religiöſen 
Gefühl und Hriftliden Sinn zu legen, trieb ihn die früh erwachte Selbftthätigkeit feines Geiftes 
in entgegengefegter Richtung nur zu bald in jene freiere Auffaflung veligiöfer Verhältniſſe hin 
ein, welche Zeit jeined Lebens ein Grundzug feine! Weſens geblieben ift. 

Sonft hatte diefe väterliche Erziehungsinftruction allerdings ihre fehr guten Seiten, melde 


auch in ihrer Anwendung reiche Früchte getragen haben. Der Prinz follte vor allem zu „heiliger 


Furcht und Deneration vor Gott‘ erzogen werben, denn, jo hieß es darin in dieſer Beziehung 
wörtlich: „dieſes iſt das einzige Mittel, Die von menſchlichen Gefegen und Strafen befreite ſou⸗ 
veräne Macht in ven Schranken der Gebühr zu Halten.’ Ferner jollte er zu Chrfürcht und Ge- 
horſam gegen feine Altern angehalten werben. Leider ſcheint aber Friedrich Wilhelm I. die 
trefflichen Lehren, welche er darüber aufftellte, felbft zuerft wieder gänzlich vergeflen zu haben. 
Denn wenn er in feiner Inftruction verlangt, daß der Sohn „Leine knechtiſche und ſklaviſche 
Furcht, ſondern nur eine wahre Kiebe und vollfonımened Vertrauen vor Mi haben und in 
Mich fegen müffe, pa er denn finden und erfahren folle, daß ihm mit gleicher Liebe und Vertrauen 
‚begegnet würde,“ fo hat er dieſe feine guten Lehrenund Vorſätze durch jein ſpäteres liebloſes und 
tyrannifches Verfahren gegen ihn zuerſt nur zu fehr Lügen geftraft und gu Schanden gemacht. 
Endlich drang die Inftruction überhaupt auch auf ein flreng fittliches Verhalten, ebenſo fern von 
Stolz und Hohmuth wie von Empfänglichkeit für gemeine Schmeicheleien und Liebeövienerei, 
auf Mäßigkeit, Ordnung und Sparſamkeit. 

Dafür wurde nun au ſogleich dadurch praktiſch geforgt, daß ner Prinz in feinen Bebürf- 
niſſen jo napp wie möglich gehalten und dagegen von Kindheit an an Beſchwerden, Abhartung 
und felbft Entbehrungen jeder Art gewöhnt wurde. Er follte vor allem ein tüchtiger Soldat 
werden. Den beiden Gouverneuren wurde namentlich eingeſchärft, daß fie ſich ganz beſonders 
angelegen fein laffen müßten, ihm die wahre Liebe zum Soldatenſtande einzuprägen und ihm zu 
imprimiten, daß, „gleichwie nichts in der Welt, was einem Prinzen Ruhm und Ehre zu geben 
vermag, ald ver Degen, er vor ber Welt ein verachteter Menfch fein würde, wenn er ſolchen nicht 
gleichfalls Tiebte und bie einzige Gloria in demfelben fuhte‘. Zum Glück wußte jedoch der 
eigentliche Lehrer des Prinzen, Duhan de Jaudun, die fchroffe Abgeichloffenbeit dieſes Erzie⸗ 
hungsſyſtems durd die Art feines Unterrichts wenigftens einigermaßen zu mildern. Denn er 
mar ein Mann von Geift, der e8 vortrefflich verftanden zu haben jcheint, den Drang bed vielbe- 
gabten, aufgemwedten Knaben nah Wiſſen und Bildung dadurch zu befriedigen, daß er ihm Die 
Schäge der franzoͤſiſchen Literatur erfchloß, welche fürihn einen um fo größern Reiz gehabt haben 
mögen, da er dabei ſchon frühzeitig manche von dem Vater verpdnte Frucht zu koſten befam. 

Bereitö in feinem vierzehnten Jahre trat F. als Hauptmann in die active Armee ein, in 
welder er nach drei Jahren bis zum Öberftlieutenant aufrüdte. Je mehr er aber da an bie 
Strenge des Dienftes gewöhnt wurde, welchen er bei einer für ihn beſonders errichteten Gabetten= 
eompagnie bis dahin nur fpielend erlernt hatte, vefto ſchneller und entſchiedener fheint ſich 
bei ihm auch das Gefühl der Selbflänbigfeit und das Bewußtſein feiner geifligen Uber: 
legenheit in einer Weife entwickelt zu haben, welche zu den gefpannten Verhältniffen, in bie er zu 
feinem Bater fanı, ſehr wefentlich beigetragen haben mag. Die weitere Beranlaflung dazu lag 
eben in der völligen Verfchienenheit der Charaktere, welche Vater und Sohn voneinander trennte. 
Der legtere wurde dadurch in ganz andere Bahnen Hineingetrieben, als der König von ihm 
betreten willen wollte. Diefer hatte ſich einmal in den Kopf gefett, daß ſich F. nur nad) jeinem 
Willen und Ebenbilve zu dem hohen Berufe vorbereiten müſſe, wozu ihn das Schickſal auser⸗ 
jehen habe, und da die Natur des Prinzen dazu nicht gemacht war, glaubte erite felbft mit Gewalt 
unterjochen zu müſſen. Das brachte aber natürlich wieder Die gerabeentgegengefegte Wirkung her: 
vor. Je größer die Strenge des Baters war, welcher e8 oft bitter beflagte, daß 8. ihm feine ganze 
Arbeit verderben werde, je ſchwerer der Druck des värerlihen Zorns auf ihm laftete, vefto mächtiger 
entwidelte ſich das Genie des Brinzen in dem Ringen nad Selbftthätigfeit, Unabhängigkeit und 
fittlicher Freiheit, welches ihn im jugendlichen Übermuthe freilich auch mitunter auf Abwege führte. 
Denn er hatte, wie alle höher begabten Naturen , gerade in der Periode feiner einflußreichften 
Jugendentwickelung ſtarke finnliche Affecte, welche Kopf und Verſtand nicht felten der Herrſchaft 
des Herzens und der Gefühle unterthan madıten. Kaum vierzehn Jahre alt, wurde er im Jahre 
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1728 bei einem Beſuche an dem üppigen und glanzvollen kurfürſtlichen Hofe zu Dresden, wel⸗ 
her ihm, im Gegenſatze zu der patriarhalifchen Einfachheit des väterlichen Goflagers, eine ganz 
neue Welt eröffnete, zum erſten male von einer heftigen Leidenschaft für Diejunge reizende Gräfin 
von Orzelska, natürliche Tochter König Auguſt's des Starken, ergriffen, welche fogleich fo tief 
in fein Inneres eindrang, daB fie fein ganzes Weſen erichüttert zu haben ſcheint. Wenigftens 
wollte man die tiefe Schwermuth, von welcher er nach ver Rückkehr pon Dresven befallen wurde 


. und melde felbft für feine nicht eben flarfe förperliche Conſtitution von den bedenklichſten Folgen 


\ 


mar — man fürdtete eine Zeit lang allen Exnfted den Ausbruch einer gefährlichen Schwind⸗ 
jucht — vorzüglich dieſem Umftande zujchreiben. 

Allein während F. nun jeinem Liebesſchmerze durch feine erſten an die Ausermählte feines . 
Herzens gerichteten Kieder Linderung zu verſchaffen juchte, glaubte der Vater dagegen vie Krank⸗ 
beit des Sohnes, welche er nur dem zu freien Leben beffelben in den unbewachten Augenbliden 
ſeines Aufenthalts zu Dresven zufchreiben mollte, durch verboppelte Strenge gründlich heilen 
zu fönnen. Ein wirffameres Heilmittel war aber jedenfall die wenn auch nur vorübergehende 
Erſcheinung der Gräfin Orzelska an den Hoflager zu Berlin bei einem Gegenbeſuche, ven Kö: 
nig Auguft dafelbft machte und welcher dem Brinzen Gelegenheit verfchaffte, feine Geliebte 
mehrere male im geheimen unter vier Augen zu fehen. Indeſſen thaten doch auch die Zeit und 
der mit den Jahren wachſende Ernſt des Lebens das Ihrige zu der Heilung der Wunden, melde 
diefe erſta Jugendleidenſchaft dem Herzen des Prinzen gefhlagen hatte. 

Uberdies dachte man jegt fchon ernftlich an feine förmliche Vermählung, ein Blan, ver leider 
zunächſt auch zu weiter nichts al8 zu neuen Veishelligkeiten in der königlichen Familie führte; 
denn während die Königin aus leicht begreiflihen Gründen nichts fehnlicher wünfchte, als vie 
bereitö beitehende Kamilienverbindung zwifhen ven Höfen von Berlin und London durch die 
Doppelheirath des Kronpringen mit der Prinzeſſin Amalia von Großbritannien und des Prin⸗ 
zen von Wales mit ihrer älteften Tochter Wilhelmine no inniger und fefler zu machen, konnte 
der König feinen Widerwillen gegen König Georg UI., feinen Schwager, welder ihn dagegen 
zum Stichblätt feines ihm nicht gerade jehr ſchmeichelhaften Witzes zu machen pflegte, nicht 
überwinden und machte demfelben, jo oft nur die Rede von jenen Heirathen war, durch die 
gröbften Shmähungen gegen Frau und Kinder Luft. Unglücklicherweiſe mifchte ſich auch noch 
die politifche Intrigue mit hinein. Denn während die englifche Partei am Hofe, durch den außer: 
ordentlihen Sejandten König Georg's II., Ritter Hotham, vertreten, alles aufbot, die Heirathen 
zu Stande zu bringen, fegte Dagegen der faiferliche Geſandte, Graf von Sedenborf, ander Spige 
ber öfterreidhifchen Partei feinen ganzen Einfluß auf den König in Berregung, um fie zu hinter⸗ 
treiben. Daßaber der Kronprinz felbft einen Augenbli nicht abgeneigt mar, auf die Wünſche 
ſeiner Mutter einzugehen, und in dieſem Sinne felbft Hinter des Vaters Rüden einen geheimen 
Briefwechſel mit der Königin von England führte, machte die Sache nur noch ſchlimmer. Alle 
Heirathöplane wurden alfo vorerfi wiener von dem Zorne des Königs in den Hintergrund 
gedrängt, welcher ls jegt oft nur zu jehr ind Kleinliche und Lächerliche verlor, aber durch den 
Widerſtand des Kronprinzen bald auf den höchſten @ipfel getrieben wurde. 

Namentlich fonnte ed der König F. nicht vergeben, daß er, im Grgenfag zu der an ſei⸗ 
nem Hofe nun einmal herrfchenden patriarhaliihen Einfachheit und Derbheit, melde mit: 
unter jelbft etwas zu flark in das Gemeinbürgerliche verfiel, in hoͤhern geiſtigen Genüflen und 
in einer feinen Begriffen von fürflliher Würde mehr entſprechenden Eriftenz der äußern Er- 
ſcheinung Befriedigung ſuchte. Mehr wie einmal fam es gerade darüber zu fehr heftigen Sce— 
nen und felbft zu den empoͤrendſten Gewaltthätigfeiten, welche vem Prinzen ven Aufenthalt am 
väterlichen Hofe immer unerträglicher machten. Es follte ihm ja nicht einmal geflattet fein, nad 
den Beichwerven des langweiligen und ermüdenden Militärbienftes bei feinen Büchern ober auf 
feinem Lieblingsinftrumente, der Flöte, worauf er ed unter Anleitung des damals berühmteiten 
Birtuofen auf derjelben, Quantz aus Dresven, bald zu großer Bertigkeit gebracht hatte, Erho⸗ 
lung und Erfag zu ſuchen. Und.wie wäre der Prinz vollends im Stande geweſen, an ben mit 
Ihunungdlofer Luft ausgeführten Jagdpartien des Vaters, an denen er theilzunehmen ge= 
ziwungen wurde, den abgeſchmackten Poſſenreißereien, wie fle der König liebte, und den trivia= 
len Späßen feines famojen Tabackscollegiums, dem er gleichfalls beimohnen mußte, Gefhmad 
zu finden. Er befaß leider noch nicht Selbitbeherrichung genug, unt lich nicht gelegentlich dar⸗ 
über den bitterften Spott zu erlauben , weldher dem König fein Geheimniß bleiben konnte. 

As diefer nun aber vollends erfuhr, daß F., welcher in feinen perjünlidden Ausgaben 
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freilich ſo knapp wie moͤglich gehalten wurde, um ſeinen kleinen Leidenſchaften zu genügen, auf 
eigene Hand 7000 Thlr. Schulden gemacht hatte, welche bezahlt werden mußten, gerieth er in 

eine ſolche Wuth, daß eine Kataſtrophe kaum mehr zu vermeiden war. Denn während der 

Vater allen Ernſtes mit dem Gedanken umging, den Sohn zu enterben und ihn der Nachfolge 

auf dem Throne zu Gunſten ſeines 10 Jahre jüngern Bruders, des Prinzen Auguſt Wilhelm, 

für verluſtig zu erklären, glaubte F. ſich nur noch durch die Flucht der väterlichen Tyrannei ent⸗ 

ziehen zu koͤnnen, ſelbſt auf die Gefahr hin, dabei ſeine ganze Zukunft auf das Spiel zu ſetzen. 
Der allerdings ebenſo abenteuerliche als unüberlegte Plan des achtzehnjährigen Prinzen, in 

England eine Freiſtatt zu ſuchen, ſollte, nachdem er bereits einmal während des Aufenthalts des 

Königs und des Prinzen in dem ſächſiſchen Luſtlager bei Mühlberg, im Sommer 1730, ver⸗ 

eitelt worden war, nun bei Gelegenheit einer Reiſe des Koͤnigs nach Süddeutſchland noch in 

demſelben Jahre wirklich zur Ausführung fommen. - 

F., welcher feine ältere Schwefter Wilhelmine mit in Geheimniß gezogen, hatte längſt 
alles fo dazu vorbereitet, daß er an dem Gelingen jelbft feinen Augenblid zweifelte. Leider ließ 
ihn aber eben dieſe Sieperheit auf der andern Seite doch auch dabei nicht mit der gehörigen Vor⸗ 
ſicht zu Werke gehen. Weder er felbft noch feine beiden Vertrauten , bie Lieutenants von Katte 
‚und Keith, melde ihm dabei behülflich fein follten, hielten ganz reinen Mund und erregten 
durch ihr Benehmen allerhand Verdacht. Der König war alſo durch feine Aufpafler in allge- 
meinen von dem Borhaben des Prinzen unterrichtet und konnte mit aller Bequemlichkeit feine 
Maßregeln dagegen ergreifen. Auf jener Reife wurben daher alle Schritte und Tritte des Prin- 
zen belauert, welcher nun überbied noch das Misgeſchick Hatte, daß ein von ihm in der Eile falſch 
adreffirter Brief, welcher ven ganzen Plan verrieth, in die Hände des Königs gelangte. Nichts 
war daher leichter, als ihn in dem Augenblide zu verhaften, wo er in dem Dorfe Steinfurt, . 
zwifchen Heidelberg und Heilbronn, eben im Begriff war die Flucht zu ergreifen. Als Gefan⸗ 
gener vor ven König gebracht, jah er ſich von ſeiten deſſelben nicht nur den entſetzlichſten Schmä⸗ 
hungen, fondern aud) fo enrpörenden thätlihen Mishandlungen ausgefegt, daß er, im Geficht 
blutig geihlagen, im Übermafi des Schmerzeö und der Verzweiflung in die Worte ausbrach: 
„Noch nie hat ein brandenburgiſcher Prinz ſolche Schmach erlitten!“ Das alles vermochte aber 
den ſtarren Zorn des Vaters nicht zu beſchwichtigen. Es Hätte ſelbſt wenig gefehlt, daß er Hand 
an den Sohn legte. Denn ſchon war er im Begriff, ven Degen gegen ihn zu züden ,‚ und wer 
weiß, wieweit er fich hätte hinreißen laffen, wenn ſich nicht General von Mofel mit ven Worten 
zwifchen Vater und Sohn geworfen hätte: „Toödten Sie mid, Sire, aber ſchonen Sie Ihres 
Sohnes!“ 

Anſtatt jedoch den tollen Streich auf Rechnung der jugendlichen Unbeſonnenheit des Prin⸗ 
zen zu ſetzen, glaubte ver König ed ſeiner Herrſcherwürde und dem väterlichen Anſehen ſchuldig 
zu fein, ihn wie ein Staatd= und Majeftätöverbrechen zu betrachten und zu ahnen. %. wurde 
daher als Staatögefangener zuerft nad Weſel und dann über Mittenwalde nad der Feſtung 
Küſtrin gebracht, wo er als „ehrlojer Deferteur“, wie ihn der König felbft nannte, in frengiter 
Haft gehalten wurde, um dann förmlich vor Gericht geftellt zu werden. Nur die nıenfchenfreund: 
liche Theilnahme des dortigen KRamımerpräfidenten von Münchow und feiner Familie erleichterte 
ihm einigermaßen feine Leiden. 

Zunädft traf freilih der Zorn des Königs am härteften die Helferöhelfer des Prinzen. 
Denn derfelbe witterte hinter der fatalen Geſchichte ein tiefer angelegtes Gomplot, bei welchem 
namentlich auch der englifche Hof die Hände mit im Spiele gehabt habe. Obgleich nun alle Be⸗ 
weife dafür fehlten, fo ließ der König doch feinen Verdacht vorzüglid auch der Königin und fei= 
ner älteften Tochter, denen er die Mitwiſſenſchaft ſchuld gab, auf die Härtefte Weile entgelten. 
Daß namentlich die Brinzefiin zugleih mit ihrem Bruder das eben verwirkt habe, war ein 
Gedanke, womit der König fich lange Zeit ernſtlich herumtrug. Ein Opfer wenigftens wollte 
der König durchaus Haben. Der unglüdliche Katte konnte feinem traurigen Geſchicke nicht ent: 
gehen. Denn er hatte es leichtfertig genug verſäumt, ſich, wie Keith, welcher glüdti über 
‚Holland nad) England entkommen war und dann in portugiefifche Dienfte trat, durch die Flucht 
zu retten. Verhaftet und vor ein Kriegögericht geftellt, wurde er zwar nur zu mehrjähriger 
Feſtungsbauſtrafe verurtheilt, allein ver König befland darauf, daß ein ſolches Verbrechen nur 
mit dem Leben des Schuldigen gefühnt werben fönne, und verhängte überihn auß eigener Macht⸗ 
vollfommendeit bie Todesſtrafe. Denn nad feinen Begriffen von Gerechtigkeit erichien e8 ihm 
befler und dringender, daß in dieſem Kalle ein Exempel ftatuirt werde, ald daß, wie er meinte, 
die Welt und bag Reich zu Grunde gehe. Daß der König aber nun auch noch jenes Gefühl ver 
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Menſchlichkeit und väterlihen Zuneigung fo weit verleugnen fonnte, Daß er befahl, die Hinrich⸗ 
tung des unglücklichen Freundes des Prinzen folle in Küftrin vor ben Augen defjelben vollzogen 
werden, beweift, baß in biefer zwar rohen, aber, wie man wenigftens glaubte, im Grunde doch 
gutmüthigen Natur wol auch etwas von jener herzlofen und raffinirten Tyrannei ftaf, melde 
fähig ift, in ihrer Selbftfucht den Anfprüchen des höhern Sittengejeges auf Die bedauerlichſte 
Weife Hohn zu ſprechen. - ' 

"Dagegen ſpricht die gewaltige Erſchütterung, welche dieſer Act väterlicher Grauſamkeit in 
dem ganzen Weſen des Prinzen hervorbrachte, deutlich genug für die Tiefe feines geifligen Da- 
teind. Bon dem Fenſter feines Gefängniſſes aus Zeuge des bereits am 6. Nov. 1730 vollzoge⸗ 
nen entjeglichen Blutgerichts, brach er unter dem übermältigenven Eindrucke deſſelben zuſammen 
und gewann erft nad) längerer Ohnmacht die Kraft wieder, die ihn fähig machte, auch vielen 
Schmerz zu überwinden. Wenn aber ver Vater geglaubt haben mochte, daß er ihn dadurch 
zum fofortigen Befenntniß feiner Schuld bringen werbe, fo wurde er bald enttäuſcht. F. blieb 
in allen feinen Verhoͤren ftanphaft und Tieß ſich weder durch pie wienerholte Drohung, daß er 
ded Thron für verluftig erklärt werben ſolle, dazu bewegen, die Gnade des Königs zu’erflehen, 
nod durch die felbft jeßt noch immer über feinem Haupte ſchwebende Todesgefahr oder die Härte 
ſeiner Gefangenſchaft einſchüchtern und erweihen. Auf ver andern Seite awtete jedoch feine 
Standhaftigkeit keineswegs in Verftoctheit des Gemüthes aus. Er öfinete vem geiftlichen Zu— 
ſpruch bed Feldpredigers Müller willig fein Herz und gab deſſen Vorftellungen ſelbſt ſo weit 
Gehör, daß er feinen bisher noch immer genährten Blauben an eine höhere Vorherbeſtimmung 
menjhliher Geſchicke, womit auch feine Begriffe von der Unzurechnungsfähigkeit des Menfchen 
zufammenbingen, aufgab und fein ferneres geiſtiges Heil vorzüglid won der göttlichen Gnade 
erwartete und erflehte. 

Dieſe Sinnedänderung des Prinzen brach am Ende doch auch das harte Herz des Vaters. 
Er lieg ihm, ſobald er ih von der Aufrichtigkeit feiner Neue überzeugt hatte, bereitd unter dem 
10. Nov. anfündigen, daß er feiner firengen Haft enlaffen fei und unter ver Bedingung, daß 
er vor einer zu biefem Zwecke ernannten Deputation das eivliche Gelöbniß ablege, dem Willen 
und dem Befehle des Königs fernerhin als treuer Diener, Unterthan und Sohn unbebingten 
Gehorſam leiften zu wollen, fortan ald Rath bei ner neumärkifchen Kammer in Küftrin befchäf- 
tigt werben folle. Am 17.Nov. fand der feierliche Act dieſer Eidesleiftung flatt, worauf F., 
nad dem Benufle des heiligen Abendmahls, Degen und Orden wieder erhielt und feine neue 
Beſchäftigung fofort begann. 

Sie war freilich, obgleich fie ihm vielfache Gelegenheit bot, mit dem praftifchen Geſchäfts⸗ 
leben vertraut zu werden, nicht derart, daß fie ihm für die noch fortdauernden Entbehrungen 
hätte Erjag gewähren können. Denn abgefehen davon , daß er als Halber Gefangener die Fe⸗ 
ſtung noch nicht verlaffen durfte und in feinem Unterhafte fortwährend äußerſt knapp gehalten 
wurde, war ihm auch jede wiffenfchaftliche Befchäftigung, namentlich mit der franzdfifchen Kite: 
ratur, und jede Erheiterung durch Muſik auf das flrengfle unterfagt. Nur verftohlen konnte 
er ſich dieſe Genüſſe mit Hülfe wohlwollender und theilnehmender Freunde verſchaffen. 

Zugleich bemühten ih nun aber auch die fremden befreundeten Mächte, dieſem unerträg- 
lichen Zwiefpalte im preußifchen Königshaufe, veffen üble Kolgen jelbft für die Dabei auf dem 
Spiele ſtehenden Höhern politifhen Intereffen nicht mehr zu verfennen waren, ein Ziel zu jegen. 
, Namentlich wollte fich der Eaiferliche Hof das Verbienft erwerben und zugejchrieben wiffen, daß 
vorzüglich feiner Bermittelung die Ausfdhnung zwiſchen Bater und Sohn zu danken ſei. Auch 
fam bei diefer Belegenheit wieder die Bermählung des Kronprinzen mir der älteften Tochter des 
Kaifers zur Sprade. F. ſoll ſich ſelbſt in ver Hoffnung dazu bereit erklärt haben, dadurch die 
Zuneigung des Königs wieder zu gewinnen, zumal da er zugleich zu erfennen gegeben, daß er 
ih wol dazu verflehen werde, zu Gunften feines jüngern Bruders dem Throne zu entjagen, 
voraudgejegt, daß ihm durch jene Heirath die Anwartſchaft auf die Erbfolge in ven Öfterreidi- 
hen Staaten eröffnet werde. Der Plan erihien aber doch zu problematifch, als daß er wirklich 
ernſtlich Hätte in Erwägung gezogen werben follen. Nur mittelbar mag die Verwendung des 
faiferlichen Cabinets dazu beigetragen Haben, die endliche Ausiähnung zwiſchen Vater und 
Sohn herbeizuführen. 

Sie fand am 15. Aug. 1731 bei Gelegenheit einer zufälligen ober auch abfthtlichen Anwe⸗ 
jenheit des Königs in Küſtrin flatt. Der beflere Theil feined Weſens übermannte dabei die 
Sartherzigkeit des Vaters. Gr verzieh dem Prinzen, welcher fih ihm renevoll zu Füßen warf 
und offen feine Schuld befannte. Doch Hielt er ed noch immer nicht für angemeflen, ven Prinzen 
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fogleich wieder in den vollen Genuß feiner Freiheit zu verfegen und ihm die Rückkehr an fein 
Hoflager zu geflatten; er mußte auch noch ferner in Küſtrin ſeinen bisherigen Beſchäftigungen 
obliegen, wenn ihm dabei auch eine etwas würdigere Stellung eingeräumt wurde. Erſt bei 
Gelegenheit der Bermählung der Prinzeſſin Wilhelmine mit dem Erbprinzen von Baireuth, im 
November 1731, hatte ſich ver König vorbehalten, feine Familie durch das Wiedererſcheinen des 
Prinzen am Hofe zu überraſchen. Mitten unter dem Rauſche eines glänzenden Ballfeſtes trat 
er auf Befehl des Königs in feiner einfachen Kleidung plötzlich in ven hellerleuchteten Saal, wo 
fein ernſtes, etwas kaltes Weſen namentlich auf die Königin und die Prinzeſſin den tiefften 
Eindruck machte. F. fhien in ver harten Schule ver Trübfal, die er foeben verlaffen Hatte, aller- 
dings ein anderer Menſch geworben zu fein. Der Ernſt des Lebend und die Größe feines der- 
einftigen hoben Berufs Hatten offenbar feine ganze Seele erfaßt, in welcher nun ſchon Gedanken 
und Plane ihrer Entwickelung entgegenreiften, wie er ſie fpäter in fo großartiger Weiſe zu ver: 
wirklichen wußte. 

Zunädft mußte er freilich noch für einige Zeit nad Küftrin zurückkehren, um bort feine bis⸗ 
herigen Beſchäftigungen fortzufegen. Auch winmete er ſich denfelben mit fo großem Eifer und 
fo gutem Erfolge, daß ihm der König wiederholt feine volle Zufrievenheit damit zu erfennen 
gab. Erf im Februax 1732 wurde er nah Berlin zurücdberufen und zum Oberften eined eige- 
nen Regiments ernannt, mit welchem ihm bie Stadt Ruppin zum Standquartiere angemiejen 
wurde. Hier fonnte F. allerdings etwas freier aufathmen, zumal da der Vater wol endlich zu 
der Einſicht gelangt fein mochte, daß er ihn für feine fernere Entwidelung feinen eigenen Weg 
gehen laffen müffe, und deshalb auch jede nähere Berührung mit ihm, welche leicht zu neuen 
Mishelligkeiten hätte führen können, möglihft zu vermeiden fuchte.. “ 

Doch kam F. auch hier bald in Gefahr, noch ſchwerere Feſſeln tragen zu müflen. Der König 
beftand nämlich auf feiner möglichft beſchleunigten Verheirathung , und obgleich der Prinz dazu 
fehr wenig Neigung zeigte, mwäßlte er ganz unter dem Ginfluffe der öfterreichifejen Vartei, ohne 
ihn weiter barum zu befragen, eine Nichte ver Kaiſerin, die Prinzeſſin Eliſabeth Ehriftine von 
Braunſchweig-Bevern, zu feiner künftigen Schwiegertodhter. F. machte auch da zu böfem Spiele 
gute Miene und fügte fih dem Willen des Vaters. Die Vermählung wurde Daher bereitd im 
Juni 1733, nicht gerade mit der heiterſten Stimmung der föniglichen Familie, zu Salzdahlum, 
einem Luftichloffe ded Großvaterd der Braut, des Herzogs Ludwig Rudolf von Braunfchweig: 
Wolfenbüttel, vollzogen. Am 27. Suni hielt das neuvermählte Eronprinzliche Baar feinen feier- 
lihen Einzug in Berlin, wo ihn daß frühere Gouvernementshaus (das nachherige Palais des 
Königs Friedrich Wilhelm IH. , welches auch jetzt wieder nach feinem Ambau von dem Kron⸗ 
prinzen bewohnt wird) zur Refivenz überlaffen wurde. Jedoch verweilte%. hier nurjelten, da ihn 

fein Dienft wieder nad Ruppin zurüdrief, wo ihm indeß der Vater feinen Aufenthalt dadurch 
- angenehm zu maden juchte, daß er für ihn das in der Nähe gelegene Schloß Rheinberg an⸗ 
faufte und fürftlich einrichten ließ. 

Ehe jedoch F. dort heimisch wurde, follte er feinen erften Bebbzug mitmachen, eine Epiſode 
feined Jugendlebens, welche in mehrfacher Hinſicht auf feine ſpätere Thätigfeit und Sinneöweije 
von wefentlihem Einfluß geweſen if. Friedrich Wilhelm I. hatte ſich namlich verleiten laſſen, 
den Kaifer in den damaligen Händeln wegen ber polnifchen Thronfolge, welche Oſterreich und 
Rußland für Kurfürft Auguft von Sachſen, Frankreich dagegen für ven Schwiegervater Lud⸗ 
wig's XV., Stanislaus Leſzezynſki, in Anſpruch nahnien, mit einem Hülfscorps von 10000 Mann 
zu unterflügen, welches zu der Öfterreichlichen Armee am Rhein ſtoßen ſollte. Viel Lorbern 
waren bei dieſem Feldzuge nicht zu holen. Der König hielt ihn aber doch für eine günſtige Ge- 
legenheit, den Kronprinzen mit der Kriegskunſt auch praftifch verrcaut zu machen. Und dazu 
beftimmte ihn vorzüglich der Umſtand, daß an der Spige des faiferlihen Heeres der größte Feld⸗ 
herr des Jahrhunderts, ber unter Siegen und Ruhm ergraute Prinz Eugen von Savoyen ſtand. 
Auf eine Begegnung ded Kronprinzen mit diefem Helden legte der König ganz beſondern Werth, 
und auch F. ſelbſt Hegte das lebhafte Verlangen, ihn von Angeficht zu Angeſicht zu ſchauen. 

So traf er an 7. Juli 1734 ald Freiwilliger bei dem preußifchen Hülfscorps in dem Haupt: 
- quartier Eugen's ein, weldes ſich damals unweit der von den Franzoſen belagerten Reiche: 
feftung Vhilippsburg in dem Dorfe Wiefenthal befand. Sogleih bei der erſten Berührung 
übte, wie e8 jcheint, der Anblic des einundfiebzigjährigen Helden einen mächtigen Zauber auf 
8.8 ganze Weſen aus. Eugen empfing ihn mit befonderm Wohlwollen, bevauerte, Daß er 
nicht ſchon früher Gelegenheit gehabt, feine Bekanntſchaft zu machen, und fleflte ihm mit Dur: 
dringendem Kennerblid das jenenfalld bemerkenswerthe Horoſkop, alled an ihm ſpreche dafür, 
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baß er fich dereinſt als tapferer Feloherr Hervorthun werke. Je weniger aber dieſes ehrenvolle 
Zeugniß aus joldem Munde als eine leere Schmeichelei gelten konnte, defto mehr Befrienigung 
gewährte ed dem König, welcher ſich felbft noch in dem Hauptquartier eingefunden hatte, defto 
tiefer mußte ver Eindrud fein, den es auf den Prinzen felbft machte. Auch verfäumte derſelbe 
feine Gelegenheit, diefer guten Meinung des greifen Feldherrn durch thätige Theilnahme an ven. 
Beſchwerden des Kriegd zu entſprechen. Es warb ihm namentlich nadgerühmt, daß er dabei 
ebenfo. viel Umficht als Unverdroſſenheit an ven Tag gelegt Habe, obgleidy der ganze Feldzug 
nicht Dazu geeignet war, die in ihm ſchlummernden Gigenfchaften des großen Feldherrn ſogleich 
in hervorragender Weife zu wecken und zur Geltung zu bringen. 

Demn ſelbſt Eugen ſchien nit mehr der Held von Zenta und Peterwardein zu fein, und die 
unter feinen Befehlen ſtehende Faiferliche Armee entſprach ven gehegten Erwartungen ganz und 
gar nit. Der Entjag der Feſtung wurbe lau und ungeſchickt betrieben und hatte daher auch 
nur bie Folge, daß diefelbe bereit6 am 18. Juli in die Gewalt der Feinde fiel. Der König febrte 
hierauf fhon im Auguſt frank und misvergnügt nad Berlin zurück, während der Kronprinz 
beauftragt wurde, die preußiſchen Truppen, deren vortreffliche Saltung gegen daß fchlaffe Weſen 
der Oſterreicher damals ſchon fehr vortheilhaft abſtach, in die Winterquartiere zurückzuführen. 
Dis Mitte October hatte er ſich dieſes Auftrags zur Zufrienenbeit des Königs entlebigt, welder 
ihm nun aud) noch dadurch einen Beweis feines befonvdern Vertrauens gab, daß er ihn während 
feiner den ganzen Winter hindurch andauernden Krankheit mit der Unterzeichnung der laufen: 
ven Regierungsſachen an feiner Stelle beauftragte. ‚ 

Diefed Bertrauen bekam aber eine noch weit Höhere Bedeutung, ald der allmählich dahin⸗ 
ſiechende König, welcher ſich felbft nicht mehr ſtark genug fühlte, für die ihm von Oſterreich wider: 
fahrene geringihägende Behandlung Rechenſchaft zu forbern, auf den Kronpringen alle feine 
Blicke richtete und feine Hoffnungen gründete. Denn als man beim Abfchluß des Friedens jo 
wenig Rüdjiht auf ven König und die von ihm geleiftete Hülfe nahm, daß man ed gar nicht 
einmal der Mühe merth erachtete, ihn von ben betreffenven Verhandlungen in Kenntniß zu fegen, 
welche Stantslaus Leizezinfki ale Entſchädigung für den verlorenen polnifchen Königsthron 
das Herzogthum Lothringen verfchafften, und fpäter, zu Anfang bes Jahres 1789, fogar ein 
Vertrag zwiſchen Oſterreich und Frankreich zu Stanve kam, dem zufolge die der Krone Preußen 
durch frühere Verträge zugeficherten Rechte auf Jülich und Berg auf den damaligen Prinzen 
von Sulzbach übertragen werben follten, da ging dem alten Eöniglichen Herrn die Geduld fo weit 
aus, daß er auf &. deutend einmal geranezu in die ahnungsvollen Worte ausbrach: „Hier ſteht 
einer, der wird mich rächen!“ Und allerdings waren ſolche Außerungen wohl geeignet, den zum 
Manne heranreifenden Prinzen ebenfo fehr zum ernflen Nachdenken über feinen Eöniglihen 
Beruf und die Zukunft feines Reichs aufzufordern,, wie Die belehrenden Erfahrungen, melde 
er mährend feines Feldzugs am Nhein über Geift und Weſen der Öflerreihiihen Armee ge⸗ 
macht hatte. 

MWenigftend leidet e8 feinen Zweifel, daß um dieſe Zeit in feinem Seuergeifte das Verlangen 
nach ruhmvollem Walten immermehr zum lebendigen Selbſtbewußtſein gedieh. Dafür fpricht 
vor allen auch jenes noch im Lager von ihm verfaßte denkwürdige Gedicht an den Ruhm, 
worin er zuerft die Thaten Cugen's verherrlichte und dann mit einem Blicke in feine eigene Zu: 
Tunft fich jelbft mit folgenden in der Uberſetzung etwa aljo lautenden Worten: 

D Ruhm, dem ich zum Opf:r weihe - 

Der Freuden hold .erblühten Kranz, 

O Ruhm, bein bin ich! fo verleihe 

Du meinem Leben hellen Glanz! 

Dir leb' ich und ich fterbe dir! 
ganz dem Ruhme zu weihen gelobte. Das war feine eitle Ruhmſucht, fondern das ernfte Stre⸗ 
ben nad) felbftbewußter Entwidelung und Bildung für den hohen Beruf, an den ſich feine Hoff- 
nungen der Zukunft Fnüpften. 

Noch war es F. aber nicht befchieden, fogleih die Bahn zu betreten, auf welcher er ihrer Ber: 
wirklichung näher gebracht werben jollte. Die nächſten Jahre, vielleicht die glücklichſten und 
zugleich die bildungsreichften feines Lebens, brachte ex in freier Ungebundenheit in dem felbft- 
gewählten Kreife feines Eleinen Hofſtaats zu Rheinsberg zu. Scherz; und Ernft vereinten ſich 
bier zu dem heiterſten, veinften und zugleich evelften Genuß des Lebens, mie fie nur ein fo Hoch 
begabter Furſtenſohn ſich ſelbſt und andern verſchaffen fonnte. In dem Umgange mit den aus⸗ 
gezeichnetſten Maͤnnern ihres Fachs gedieh hier der Geiſt und Charakter F.'s vollends zu 
jener Höhe der Ausbildung, welche, ſpäter durch Thaten bewährt, die Bewunderung der Mit⸗ 
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und Nachwelt geworden iſt. Alles was Kunf und Wiſſenſchaft Anregendes und Belebendes 
zu bieten vermochten, zog F. damals in ven Kreis feiner Studien, mit denen er zugleich Die An⸗ 

muth bed gefelligen Verkehrs auf wahrhaft bezaubernde Weiſe zu verbinden wußte. Nicht 
. wenig trug dazu auch daß innige Verhältniß zu feiner jugendlich reizenden Gemahlin bei, welches 
ſich damals wider Erwarten auf höchſt befriedigende Weiſe geſtaltet hatte. 

Nur die Schilderungen von Zeitgenoſſen, welche ſelbſt ſo glücklich waren, Zeugen dieſes in 
ſeiner Art einzigen fürſtlichen Daſeins zu werden, wie fie namentlich Baron von Bielfeld in 
feinen Briefen aufbewahrt, find im Stande, und ein lebendiges Bild von feinen Reizen und 
feinen Früchten zu geben. Für und hat natürlich die ernftere Seite deſſelben das überwiegende 
Intereffe. Wir finden üie namentlich in dem Eifer, womit &. immermehr in den Tiefen ver 
Wiſſenſchaft, vorzüuglid in Bezug auf Staatöfunft, religiöfes Leben und ſelbſt Philoſophie hei: 
miſch zu werben fucdhte. Er fparte mitten unter den Freuden anmuthiger erftrenungen weder 
Zeit noh Mühe, um ſich über vie politifche Weltlage im allgemeinen und die VBerhältnifie des 
preußiſchen Staates im befondern nah allen Seiten hin zu unterrichten. Durch Beaufobre, 
einen beſonders hocdgeachteten Kanzelredner der franzöftfhen Gemeinde, Tieß er fih in das 
Weſen ver Theologie und des Chriſtenthums in einer Weile einführen, welche zur Genüge be⸗ 
weift, daß er ed damit fehr ernftlich meinte; und aud) ver Verſuch, fich mit ver damals auf ver 
Höhe ver Wiſſenſchaft ſtehenden Wolf'ſchen Phildſophie vertraut zu machen, beſchäftigte ihn mit 
mehr Ernſt ald Erfolg. Denn fein Geift war überhaupt mehr für bie praktiſche als für die 
ſpeculative Seite höherer Lebensweisheit empfänglich. 

Das zeigte ſich auch in ſeinen poetiſchen und erſten ſchriftſtelleriſchen Verſuchen aus biefer 
Zeit. Es waren Jugendarbeiten ‚'hei denen noch mehr die Lebendigkeit des Gefühls und eine 
gewiſſe ivenliftifhe Auffaffung menſchlicher und politifcher Verhältniffe, als die Reife des Get: 
ſtes und eines auf Welterfahrung gegründeten Urteils vorherrichten. Dahin gehören nament;- 
Iich feine im Jahre 1738 verfaßten „Considérations sur l'état present du corps politique de 
l'Europe“ und jener höchſt merfwürbige Bürftenfpiegel, welchen er im nädften Sabre unter dem 
Titel des „Anti-:Machiavell‘‘ verfaßte, und worin er fi gleichfam felbft die Grundfäge und 
Regeln für feinen fünftigen Regentenberuf zu flarenı Bewußtfein zu bringen ſuchte. Nichts 
nahm aber feinen Feuergeiſt damals mehr in Anſpruch als die Werke Voltaire's und vor allem 
deſſen vorzüglichftes Heldengebicht, Die, Henriade“, wozu er in demſelben Jahre ein eigenes Vor⸗ 
wort ſchrieb. Er ſetzte ſie über die Heldengedichte aller Zeiten und Völker und ging mit dem 
Plane um, fiedadurd zu verherrlichen, daß er eine Prachtausgabe verfelben mit filbernen Lettern 
"und koſtbaren Kupferftichen veranftalten wollte. 

Die beveutendfte Frucht Diefer Begeifterung war jedoch die perfünlihe Bekanntſchaft mit 
Voltaire ſelbſt, welche er bereits im Jahre 1736 durch brieflichen Verkehr mit ihm zu vermitteln 
ſuchte und die ſich auf feiner Seite nach und nach bi zu einer an Schwärmerei grenzenden Der: 
ehrung ſteigerte. Ihr lagen jevenfalls tiefere Motive zu Grunde als das bloße Wohlgefallen 
an ber geiftigen Überlegenheit, welche die Schriften Voltaire's in Gehalt und Form auszeichnete. 
Es war fein ganzes innered Wefen, eine jeltene Übereinftimmung des Charakters und des See⸗ 
lenleben®, was F. mit untoiberftehlicher Gewalt zu ihm hinzog und ihn Zeit feines Lebens an 
ihn feffelte. In diefem Sinne ift auch jene merfwürbige Außerung 8.’8 zu deuten, der zufolge 
er das über feinem Schreibtiſch zu Rheinsberg hängende Bilbdniß Voltaire's mit der Memnons⸗ 
ſäule verglich, welche in ven Strahlen der Sonne erklinge und den Geiſt deffen, der jie anſchaue, 
belebe. Später eingetretene MisHelligkeiten flörten zwar zeitweilig das Verhältniß, fle ver- 
mochten e8 aber nie ganz aufzuldfen, eben weil e8 durch die Bande des gegenfeitigen Bebürf- 
niſſes und der hoͤchſten Achtung und Anerkennung von beiden Seiten unauflöslih geworben 
war. Der bis an Boltaire’8 Ende faft ununterbrochene Briefwechfel zwifchen beiden hervor⸗ 
ragenden Geiftern ift dafür das fprechenpfte Zeugniß. 

Noch verdient ed erwähnt zu werben, daß ſich &. in dieſer Zeit, im Jahre 1738, in den 
Orden der Freimaurer aufnehmen ließ. Aug babei folgte er jevenfalld einem tiefer liegenden 
Drange nad) geifliger Befriedigung und höherm Wilfen, indem zugleich dad geheimnißvolle 
Dunkel, in weldes fi der Orden einzuhüllen bemüht war, einen um fo größern Reiz für ihn 
gehabt zu haben ſcheint, da fich ver König wiederholt auf das entfchiedenfte dagegen ausge⸗ 
ſprochen hatte. Auch mußte ſeine Aufnahme in die Loge hinter dem Rücken deſſelben ganz im 
geheimen bei einer zufälligen Anweſenheit in Braunſchweig Rattfinben. 

Übrigens wurde daß gute Bernehmen zwiſchen Bater und Sohn i in den lebten Lebensjahren 
des erftern in feiner Weile mehr getrübt. Es befeftigte fih im Gegentheil immermehr durch 
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gegenfeitige Anerkennung der wahrhaften Verdienſte und ausgezeichneten Eigenfähaften, welche 
beide bejaßen. Denn während F. nicht verfennen konnte, was der Staat feinem Bater zu ver- 
banfen habe, und wie vor allen ihm als Thronerben dies zugute kommen werde, jo konnte ſich 
dagegen der König auch nicht mehr dem lebendigen Gefühle vaterlicher Zuneigung verſchließen, 


welches ihm jeine legten Lebendtage beſonders verjchönert zu haben ſcheint. Er verfhien am 


31. Mai 1740 in F.'s Armen, nachdem er es noch kurz zuvor als eine befondere Gnade des 
Himmels gepriejen hatte, daß ihm ein jo braver und würdiger Sohn und Nachfolger gegeben 
worden ſei. Diejed Bekenntniß des ſterbenden Baterd war für F. eine beſonders wohlthuende 
Beruhigung, welche ihn bald auch die ſchweren Prüfungen ſeiner Jugend in milderm Lichte 
auffaſſen und mit dem Schleier der Vergeſſenheit umhüllen ließ. 

Die Thronbeſteigung des achtundzwanzigjährigen Koͤnigs belebte manche Hoffnung, zer⸗ 
ſtreute aber auch manche Täuſchung. Denn im ganzen war man doch noch ſehr wenig über ſein 
Weſen und jeine Abſichten aufgeklärt. Sein Inneres Hatte fih nur erſt einem Eleinen Kreife 
erſchloſſen, und nur jo viel Eonnte man ahnen, daß er bei voller Anerkennung deſſen, was fein 
Bater zum Wohle des Landes gethan, andere Bahnen betreten und andere Ziele verfolgen 
werde. Sogleich feine erfien Regierungshandlungen befundeten, daß er als ſelbſtändiger und 
unumjchränfter Herricher vor allem das Befte feines Volkes auf jede Weife fördern und Preu⸗ 
Ben zu ver Wacht erheben wolle, welche ihm jeine Stellung und feine Mittel in Deutihland und 
in Europa beflimmt zu haben ſchienen. Vielleicht hat in dieſer Beziehung niemals ein Fürft 
im ——— ſeiner Kraft einen ſchärfern und richtigern Blick in die Zukunft ſeines Reichs 
gethan, vielleicht war keiner je feſter entſchloſſen, das vorgeſteckte Ziel, aller Schwierigkeiten, die 
dabei zu überwinden waren, ungeachtet, bis ans Ende zu verfolgen. 

Dabei war er indeſſen weit entfernt, die Dinge mit übelberechneter Cile überſtürzen zu 
wollen. Seine erfte Sorgfalt galt der innern Reichsverwaltung, der Berbeflerung des Heer⸗ 
weſens durch zweckmäßige Reformen, welche es ihm möglich machten, pie Armee in wenigen Wochen 
um mebr ald 10000 Mann zu verftärken, und der Hebung der geiftigen Intereſſen durch Be⸗ 
gunfligung eines regern wiflenfhaftlichen Lebens und künſtleriſcher Thätigkeit. Gedanfen und 
Gewiſſen jollten fortan von den Feſſeln befreit fein, in welchen man fie bisher gefangen gehalten 
hatte. Die Zurückberufung des berühmten Philoſophen Wolf nach der Univerſität Halle, von 
welcher er früher wegen feiner freifinnigen Richtung veriviefen worden war, und die Verkün⸗ 
digung völliger Gewiſſensfreiheit und unbefchränkter NReligionsübung für alle Belenntniffe 
waren dafür bie hervorragendſten Merkmale ver neuen Regierung. Aber F. wußte jehr wohl, 
daß die Zukunft jeines Reichs und die Stellung, welche er ihm in Deutfchland und unter den 
Mächten Europas zu fihern wünſchte, vorzugsweife von ber Machtentwickelung bedingt feien, 
welche er nad) außen hin geltend zu machen und aufrecht zu erhalten im Stande fein werde. In 
dieſem Sinne hielt er es für feine Pflicht, die erfte Gelegenheit, vie ſich ihm dazu darbieten mürbe, 
mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln zu ergreifen. Die pamalige politifche Weltlage bot 
jie ihm von felbft dar. „Hatte, äußerte ex fich felbft darüber, „Friedrich I. die Eitelkeit gehabt, 
Preußen zum Königreich zu erheben, fo war zugleich feinem Stamme der Ehrgeiz eingepflanzt 
worben, biefe immer noch mehr einem Kurfürſtenthum ähnliche Monarchie auch wirklih zu 
einem Königreiche zu machen; viefem Zwittermefen ben beflimmt ausgeprägten Charakter zu 
veritpaffen, war ein rühmliches Ziel und in Wahrheit einer der Beweggründe der Unterneh: 
mung, zu welcher die Gelegenheit in ver ftreitigen Öfterreihiichen Erbfolge gegeben wurde.‘ 

Jedenfalls fah F. die Dinge kommen und war darauf vorbereitet, jte in feinem Intereſſe zu 
benugen. Im Laufe des Sommers nahm er no die Erbhuldigung der Stände ded Königreichs 
Preußen, der Kurmark und der weſtfäliſchen Provinzen entgegen und machte dann, dem Drange 
jeined Herzens folgend, incognito jenen merkwürdigen Ausflug nah Straßburg, deſſen Haupt⸗ 
zwed war, die franzöjifchen Truppen aus eigener Anfchauung Eennen zu lernen. Auf der Rück⸗ 
teife fand hierauf in der Nahe von Kleve feine erſte perfönlihe Zufammenkunft mit Voltaire 
ſtatt, welcher ihn durch feine Erfcheinung ebenfo zu fefleln wußte, wie er ihn bereits durch feine 
Werke bezaubert hatte. Eben war ex wieder nach feinem geliebten Rheinsberg zurüdgefehrt, 
um bott von periodiſch wiederkehrenden Fieberanfällen Erholung zu ſuchen, ald ihm ein Eil- 
bote die Nachricht von dem am 20. Oct. 1740 erfolgten Ableben Kalfer Karl's VI. überbrachte. 
Gr erfannte fofort die volle Bedeutung dieſes Ereignifles. „Jetzt ift die Zeit da’, ſchrieb er an 
Voltaire, „wo das alte politiſche Syflem eine gänzliche Umwandlung erfahren kann; ber Stein 


iſt lodgerifien, der auf Nebukadnezar's Bild von viererlei Metallen rollen und fie alle zer⸗ 


malmen wird.“ 
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Doc ließ er fih mit feinen Hoffnungen und Anſprüchen keineswegs fo weit fortreißen, wie 
manche in feinen Umgebungen, welche nicht8 Geringered erwarteten und wünfchten, ald daß er 
die erledigte Kaiſerwürde für fi in Anfprucd nehmen würde. Der alte Fürft Leopold von 
Deffau ſchrieb ihm geradezu: aus ergebenften Herzen wünſche er ihm Diefe Erhöhung; denn 
gewiß lebe niemand in Europa, ver diejelbe mehr verdiene und befler im Stande fei, fie aufrecht 
zu erhalten. Das Bedenken, welches man in Berlin dagegen erhob, daß der Proteſtantismus 
des Königs ein weſentliches Hinverniß fein werde, ſuchte man dadurch zu befeitigen, daß man 
bemerflich machte, es gebe ein Reichsgeſetz, welches die Proteftanten vom Eaiferliden Throne 
ausſchließe. F. ging indellen auf alle vergleichen Vorftellungen gar nicht ein und antwortete 
namentlid dem alten Kürften mit einigen ihm für feine Hingebung dankenden Worten. Denn 
er fühlte ſehr wohl, daß Preußen, wenn ed ſich überhaupt zu der Stellung und dem Einfluffe 
erheben wolle, welche ihm in Deutſchland gebühren, vor allein als felbftändiges Königreich zu 
der Erweiterung jeiner Macht und Größe gelangen müſſe, welche ihm dazu unentbehrlidy feien. 
Nur zu dieſem Zwecke wollte er die damalige Schwäche des Kaiſerhauſes benugen, um die ver: 
jährten Anſprüche feiner Krone auf gewifle Herrichaften in Schleflen gelten» zu mahen und 
durhzufegen. Denn au den von bem Gabimet von Verſailles ausgehenden Plan einer völ- 
ligen Zertrünmerung der öſterreichiſchen Monarchie, wobei man ihm allerdings ganz Schleften 
zugedacht hatte, verwarf er, eine Enthaltfanıkeit, welche ihm Cardinal Fleury, der Premier⸗ 
minifter Ludwig's XV., um fo übler anrechnete, da er Darin die verſteckte Abficht dieſes „falſchen 
und eitlen Fürſten“ ertennen wollte, im Gegentheil Sranfreih zu ſchwächen. Und allerdings 
hatte er ver Maria Therefia gu erkennen gegeben, daß er gar nicht abgeneigt jein würde, ihr 
gegen ihre Feinde beiguftehen, wenn fie ihm nur einen Thell von Schlefien, 3. B. das Fürſten⸗ 
thum Glogau, abtreten wolle. 

Thörichterweiſe hielt man aber zu Wien dieſe Mäßigung des jungen Königs noch inner 
für Schwäche und glaubte, daß er ed, ganz im Geiſte der oft genug verfpotteten zaghaften Bo: 
Iitik feines Vaters, gar nicht wagen würbe, etwas Ernflliches zu unternehmen. Die Art und 
Weiſe, wie er indeflen bereitd im Laufe des Sommers feine Rechte gegen ven Kurfürften von 
Mainz wegen ungebührlicher Befignahme eines Orts im Hanauiſchen und gegen den Biſchof 
von Lüttich, welcher ihm die Oberbohelt über die Herrihaft Herſtal ftreitig machen wollte, zu 
behaupten mußte, wäre wohl geeignet gemefen, den wiener Hof eines Beffern zu belehren. Als 
aber F. wirklich Ernſt machte, war es freilich zu fpät, ihn von feinem einmal gefaßten Entſchlüſſe 
abzubringen. Vergeblich bemühte ſich jegt der Eaiferliche außerorbentlihe Gefandte, Marquis 
Botta, von-einem Unternehmen ihn abzufchreden, bei welchem er das Haus Öfterreidh zu Grunde 
richten und fich felbft ind Verderben ſtürzen mürbe. 

Materiell genonımen waren F.'s Anfprüche wenigftens ſcheinbar wohlbegründet. Das 
Kurhaus Brandenburg hatte im 17. Jahrhundert theild aus Stammrecht, theils aus einer al- 
ten Erbverbrüberung Anſprüche auf die vier ſchleſiſchen Fürſtenthümer Jägerndorf, Liegnig, 
Brieg und Wohlau, welche dad Haus Dfterreih im Dreißigjährigen, Kriege widerrechtlich zum 
Theil als angeblich heimgefallene böhmifche Lehen in Bejig genommen hatte. Nach verſchie⸗ 
denen Verfuchen, die Sache auf gütlichem Wege auszugleichen, hatte es der @roße Kurfürft end- 
lich dahin gebradjt, daß ihm von -wiener Hofe als Entihädigung ber ſchwiebuſer Kreid über: 
laſſen wurbe, jedoch unter den geheimen trügerifchen Vorbehalte, daß der Kurprinz fich ver: 
pflichte, auch dieſen Kreis nach feiner Xhronbefleigung wieder an Ofterreich zurückzugeben. Der: 
felbe war ſchwach genug gewefen, darauf einzugehen, um ſich dadurch Ofterreih8 Zuftimmung 
zu jeiner Erhebung auf den Königäthron zu fihern. Allein aud er konnte doch feinen Unmuth 
darüber nicht unterbrüden und fprach wiederholt die Hoffnung aus, daß feine Nachkommen 
das ihm zugefügt? Unrecht dereinft zu rächen willen würden. Dazu fühlte fih nun F. um fo 
mehr berufen, da er auch die Mittel hatte, feine Blane ſchnell und mit Erfolg auszuführen. - 
Denn es ftand ihm ein vortreffliches Heer und ein Schag von faft 9 Mil. Thlen. zu Gebote. . 
Überdies wurde er Durch das Bewußtfein von ver Gerechtigkeit feiner Sache und das Streben 
nad rühmlichen Thaten getrieben und gehoben. 

Auch war diefer fein erfter Feldzug nur kurz, faft blutlos und ſiegreich. Ernſtlichen Wider⸗ 
ftand fand man nirgends; uüͤberall wurden Die Preußen mit offenen Armen aufgenommen. Schon 
am 3. Jan. 1741 hielt der König feinen feierlihen Ginzug in Bredlau. Dann wurden noch 
fhnell nacheinander Ohlau, Namslau und Ortmahau genommen; nur Glogau, Brieg und. 
Neifie leifteten erfolgreichen Widerſtand und wurden, da die rauhe Jahreszeit keine Opera: ' 
tionien mehr geftattete, nur fireng blofirt. Am 26. Ian. 1741 war F. bereitö wieber in Ber: 
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fin, und ba die unterbeflen eingeleiteten Unterhandlungen mit dem wiener Hofe, welcher feine 
Forderungen zu hoch ftellte, zu Eeinem Reſultate führten, fo traf er fogleih alle Anftalten zur 
Fortſetzung des Kriegs. 

Er drohte in Diefem Jahre allerdings eine ernflere Wendung zu nehmen. Denn die Oſter⸗ 
reicher waren bereits Ende Februar unter Feldmarſchall Graf Neipperg ins Feld gerückt 
und drangen unaufhaltſam in Schleſien vor. Auch F. traf um dieſelbe Zeit wieder auf dem 


Kriegsſchauplatze ein. Glogau wurde nun zwar bereits am 9. März mit Sturm genommen, 


allein in der Schladht bei Molwitz (10. April), in welcher ſich Die Überfegenbeit der vortrefflichen 
õſterreichiſchen Cavalerie befonders fühlbar machte und F. ſelbſt, nicht ohne Schuld, in große 
Gefahr geriet, märe alles wieder verloren gegangen, wenn nicht zulegt Doch noch die Tapferfeir 
der preußischen Infanterie den fiegreichen Ausfchlag gegeben hätte. DieGapitulation von Brieg 
war die nächſte Folge davon. Aber der weſentlichſte Gewinn beſtand in der hohen Achtung, zu 
welder F. num fofort bei ven übrigen Mächten enıporftieg. 

Obgleich er noch immer nicht abgeneigt war, auf billige Bedingungen mit Oſterreich Frie⸗ 
den zu ſchließen, fo trieben ihn doch bie übrigen gegen den Kaiſerhof verbündeten Mächte, 
Baiern und Frankreich, un fo mehr an, bei feiner feindlichen Stellung zu beharren und feine 
Anſprüche eher zu fleigern als herabzuftimmen. F.'s Lager bei Streblen wurde damals der 
Brennpunkt der europäifchen Diplomatie, mo das Schickſal der preußiſchen Monarchie entſchie⸗ 
den werben follte. Denn während Hannover, Sachſen, England, Dänemark und Rußland fid 


- „auf Ofterreichs Seite ſchlugen, trat der König am 5. Juli dem zwiſchen Frankreich und Baiern 


zu Aymphenburg abgefchloffenen Bündniſſe bei. Zu fpät bot jeßt der wiener Hof durch Ber: , 
mittelung des englifchen Gefandten dem König für feine Anfprüde in Schleiien ein? Entſchä⸗ 
digung von 2 Mill. Fl. und einige Gebietötheile in Geldern an. Dergleihen Anerbietungen 
wurden jedod von ihm als entehrenne Zumuthungen zurüdgeriefen, wodurch er fi an den 
Andenken jeiner Vorfahren verfündigen werde. Auch auf die Ihm darauf gebotene Abtretung 
eines Theils oder dann ſelbſt von ganz Niederſchleſien mit Breslau, weldyeö, da deſſen bisher, 
noch reipectirte Neutralität quf die Dauer gefährlich. zu werben drohte, von ihm in Befig ge: 
nommen worden war, ehe ihm Feldmarſchall Neipperg, wie er willens gewefen, daͤmit zuvor: 
gefommen, ging der König nicht ein. Erft als man ihm durch einen am 9. Det. zu Schnellen⸗ 
dorf abgeſchloſſenen geheimen Vertrag außer ganz Niederſchleſien aud Die no von den Oſter⸗ 
reichern befegte Feſtung Neiffe überließ und einem Teile jener Truppen Winterquartiere in 
Oberſchlefien zufagte, gab er nad. Neiffe wurde bereits zwölf Tage nah Abſchluß dieſes Ver: 
trag8 geräumt, die preußifche Armee nahm theils in Oberfchlefien, theils in Böhnen ihre Win⸗ 
terquartiere, und am 7. Nov. empfing %. zu Breslau die feierlihe Erbhuldigung ver Fürften 
und Stände des Herzogthums Nieverfcleiten, welche er ſich fogleich aud noch durch den Erlaß 
des ublihen Huldigungögeſchenks von 100000 Thlrn. verbindlih zu machen wußte. Noch im 
Laufe deſſelben Monats kehrte er darauf nach Berlin zurüd. 

Die Ruhe des Frievend war ihm bier freilich noch nicht beſchieden. Denn während Kur: 
fürft Karl Albert von Baiern flegreih in Böhmen einprang und am 12. Bebr. 1742 zu Frank⸗ 
furt als Kaifer Karl VU. die deutſche Kaiferkrone empfing, wurden feine Erblande von ven 
wilden Scharen ver Maria Thereiin, welche vorzüglich Ungarn für ihre Sache zu begeiftern ge: 
wußt hatte, überſchwemmt und zum Theil fürchterlich Heimgeluht. Die Stellung ver Oſter⸗ 
reicher, welche der verbündeten bairiſch-franzoöſiſchen Armee in Böhmen mit überlegener Macht 
entgegentraten, wurde nun aber auch für. um fo drohender, da dae Gabinet zu Wien gar nicht 
mehr daran zu denken fehlen, den geheimen Vertrag zu Schnellendorf auch wirklich zur Aus: 
führung zu ringen, im Gegentheil vecht gefliffentlih bemüht mar, die Bedingungen bei- 
felben, ganz den getroffenen Verabredungen zuwider, zur Kenntniß der Übrigen Mächte zu 
bringen. Der Entſchluß des Königs war daher fchnell gefaßt. Nachdem er ji bereits im 
Januar ſelbſt nach Dresden begeben hatte, um König Auguft zu bewegen, feine Truppen durch 
Böhmen nad Mähren vorgeben zu laflen, und ein preußiſches Armeecorps von Schleiten aus 
bei Olmůtz zu der fächflihen Armee geftoßen war, begann F. fofort Die Operationen. Anfangs 
glücklich, entſprachen fie inveffen, vorzüglich weil ihm von jeiten der Sachſen nicht die nöthige 
Umterftügung zu Theil wurde, feinen Erwartungen nicht. Er war zwar in Oberöfterreih und 
faſt bis zu den Thoren von Wien vorgedrungen, allein nad einem vergebligen Angriff auf 
Brünn mußte er ſich aus Mähren nach Böhmen zurückziehen, wo er bereitd im April bei Chru- 
dim eine gefiherte Stellung einnahm, während aud die Sachſen bis an bie ſächſiſche Grenze 
zurüdgingen. Gleichzeitig hatte er jedoch in Schlefien infofern einige weſentliche Vortheile ers 
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rungen, als feine Truppen unter dem Erbprinzen von Deſſau die Feſtung Glatz wegge⸗ 
nommen und dann bieje ganze Grafſchaft ſowie bald darauf auch bie Stande bed oberfälefi- 
ſchen Diſtricts jenfeit der Neiffe die Erbhuldigung geleiftet Hatten. 

Meue von Chrudim aus eingeleitete Linterhandlungen mit dem wiener Hofe führten aber- 
mals zu feinem Refultate. Denn F. verlangte nun ganz Schlefien mit ver Grafſchaft lag, 
währenn man in Wien durch Die vermeintlich errungenen Vortheile in feinen Wiberftande nur 
um fo Hartnädiger geworben war. Es mußten alfo abermals die Waffen entfheiden. Ohne 
weitere Rückſicht auf feine zoͤgernden Bundeögenoilen, namentlich die Franzoſen unter Marſchall 
Broglio, rüdte J. den im Böhmen eindringenden Dfterreichern unter dem Herzog Karl von 
Lothringen und dem Feldmarſchall Königseck entgegen und brachte ihnen am 12. Mai in der 
nur drei Stunden währenden Schlacht bei Chotufig eine gänzliche Niederlage bei. So mußte 
es fonımen, ehe ſich das Cabinet von Wien zu dem am 11. Juni zu Breslau abgeſchloſſenen 
Frieden verftand, welcher F. in den Befitz Schleſiens, der Grafſchaft Glatz und eines Theils 
von Mähren, mit Ausnahme eines Diſtricts von Oberſchleſten, fegte, wogegen er ſich nur ver- 
pflichtete, eine auf Schleiien haftende Schuld an England abzutragen. Die definitive Ratifica- 
tion des Friedens erfolgte zu Berlin, wo %. bereitd am 12. Juli vom allgemeinen Jubel em: 
pfangen wordeg war, am 24. dieſes Monats. 

Die Wirkungen veffelben, vorzüglich in Paris und Wien, ‚mithin in ganz Europa, waren 
ungeheuer. Gardinal Bleury, davon tief erigüttert, jhrieb auf pie ihm davon gemachte offi: 
cielle Anzeige an ven König zurück: „Em. Majeſtät werden jegt der Schiensrichter von Europa, 
bieß ift die glorreichſte Rolle, welche Sie jemald übernehmen Ednnen“ ; währenn Maria Therefia 
mit Thranen in ven Augen eingefland, daß mit Schlejien das ſchönſte Juwel aus ihrer Krone 
verſchwunden ſei. Dieſer ruhmvolle Ausgang des erſten Schleſiſchen Kriegs war ed aber auch in 
der That, welcher Breußen recht eigentlich auf die Höhe einer europäiſchen Großmacht erhob. Die 
nächſte Aufgabe des jungen Monarchen war nun, es auch aufdiejer Höhe zuerhalten und zu immer 
größerer Bedeutung, immer nachhaltigerm Einfluß im europäiſchen Staatenverfehre emporzu= 
heben. Sie war in der That feine leichte. Denn es handelte ſich Dabei jowol um die Berefti- 
gung des Innern Wohlſtandes ald auch um die Sicherftellung der auswärtigen Beziehungen 
biefes in feiner Iugendfraft mächtig aufſtrebenden Staates, deſſen fernere Entwickelung von mehr 
als einer Seite mit neidiſchen Augen verfolgt wurbe. 

Die erſte Sorge des umſichtigen Monarchen war nun, feine durch ben legten Krieg ſchon 
ſehr gefhwächten Finanzen wieder auf einen Buß zu bringen, daß er nicht nur den laufenden 
Bedürfniſſen der innern Verwaltung, fondern auch den außerorbentlichen Anforderungen ge= 
nügen könne, welde die auswärtigen Berhältniffe über lang oder kurz wieder an ihn machen 
möchten. Im Staatsſchatz befanden fi nur noch 150000 Thaler. Jedoch gelang es F. 
durch eine namentlich auf die Hebung des Nationalwohlſtandes gerichtete ſtrenge Verwaltung, 
bei welcher er vorzüglih au der neu erworbenen Provinz Schleften feine Sorgfalt winmete, 
jeine Einfünfte fchnell um beinahe 4 Mill. Ihr. zu vermehren. Der größte Theil verfelben 
wurde natürlich auch wieder auf die Sicherung diefer neuen Ermerbungen verwendet. Die 
Feſtungswerke von Neiffe und Glatz wurden anfehnlidh erweitert, und Die Armee erhielt eine 
weientliche Vermehrung und Verbeilerung,, vornehmlid) was die Reiterei betraf , deren Schwä⸗ 
den F. in dem letzten Kriege fogleich richtig erfannt hatte. 

Darüber vernachläſſigte er jedoch keineswegs vie Werke des Friedens. Handel und Inbu= 
ſtrie, Kunft und Wiſſenſchaft erhielten, fomweit nur irgend die Mittel reichten, alle die Pflege, 
welche fie im Sinne des Königs zum vorzüglichften Hülfsmittel der Hebung der materiellen 
und intellectuellen Kraft jeines Volkes machen ſollten. Während er Elbe und Ober durch einen 
Kanal verbinden ließ, war ed fein Stolz, bei der erſten Sitzung der verjüngten Akademie der 
Wiſſenſchaften felbft ven Vorſitz zu führen, feine Breude und Erholung, alle jene ausgezeichne= 
ten Beifter um fi zu verfammeln, deren antegender Umgang ihm längft zum Bedürfniß ge: 
worden war., inter ihnen nahm abermals Voltaire den erften Pia ein. Er traf im Jahre 
1743 in Berlin ein und wollte, zum nicht geringen Ärgerniß der Diplomatie, namentlich des 
englifchen Geſandten, auch eine At politifcher Rolle fpielen, wozu ihn aber doch F. ſelbſt, iv 
ſehr er ihn au als Dichter und Schriftjteller bemunderte, durchaus nicht für berufen und be- 
fähigt Hielt. In diefer Zeit verfaßte %. auch bereitd den erften Theil der klaſſiſchen „Geſchichte 
feiner Zeit”, welcher ven eben beendigten Schleſiſchen Krieg umfaßt. 

Noch während des Friedens, im Juni 1744, vergrößerte F. feine Staaten durch bie Befignahme 
der Landſchaft Oſtfriesland, melde ihm nach dem Ableben des legten. Fürften, welcher feine 
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Erben hinterlaſſen Hatte, gemäß eines aus den Zeiten des Großen Kurfürften ſtammenden Erb⸗ 
vertrags zufiel. Er legte auf diefe Erwerbung um jo mehr Gewicht, da fie feinen Unterthanen 
ben Weg zu einer lebendigern Theilnahme an dem Seehanvel eröffnen zu müſſen fchien. 

Nur zu bald wurde indeß der König durch ven Bang ber @reigniffe, melden er fortwährend 
mit ſcharfem Blicke verfolgt hatte, wieder, von feinen frienlihen Beſchäftigungen abgezogen. 
Das bereits im September 1743 zwiſchen Ofterreih,, England, Holland und Sardinien abge: 
ſchloſſene geheime Bündniß, bei dem e8 offenbar mit darauf abgefehen mar, ihm Schleften wieder zu 
entreißen, machte es auch ihm zur Pflicht, für alle Bälle auf feiner Hut zu fein. Schon damals 
hatte er den Gedanken, den Übergriffen des Hauſes Oſterreich durch die Stiftung eines deutſchen 
Fürſtenbundes ein Ziel zu fegen. Er brachte auch wirflih am 22. Mai 1744 die „Frankfurter 
Union‘ zu Stande, welde „Deutſchland feine Breiheit, vem Kaifer feine Würde und Europa 
die Ruhe wiedergeben follte‘. Allein man hatte pabei vorzüglich barauf gerechnet, daß Frank⸗ 
reich diefe Union mit Subfldien unterflügen werde. Da man fich aber darin getäufcht fah, fo 
ging diefelbe ſchon wieder ihrer Auflöfung entgegen, ehe fie noch ein Lebenszeichen von ſich gene: 
ben hatte. Run mußte ſich F. freilich vorzugsweiſe auf Frankreich flügen, fo wenig Ihm auch . 
die damalige troftlofe politifhe Wirthſchaft daſelbſt zufagen konnte. Durch feinen ſehr gewand⸗ 
ten Unterhändler, ven Grafen von Rothenburg, brachte er bereits am 5. Juni 1744 ein Bünd- 
niß zu Stande, dem zufolge ſich Frankreich verpflichtete, mit zwei Armeen am Ober: und Nieber- 
thein vorzurüden, während F. in Böhmen einfallen und als Preis des Siege Ofterreihifch- 
Shleflen und den an Schleften grenzenden Theil Böhmen erhalten follte. Auf Rußland hätte _ 
er gern in fein Intereffe gezogen. Dort fland ihm aber ver noch überwiegende Einfluß Eng- 
lands im Wege. Er mußte ſich daher für jegt damit begnügen, daß er Die Verlobung ver Eleinen 
Prinzeffin Sophie Augufte von Anhalt-Zerbſt, der nahmaligen Kaiferin Katharina I., mit 
dem ruſſiſchen Thronfolger zu Stande brachte. Inniger ward dagegen fein Verhältniß zu 
Schweden durch die am 17. Juli 1744 zu Berlin vollzogene Vermählung feiner Schwefter 
Ulrike mit dem Kronprinzen von Schweden. . 

Um nun feinen Beinden womoͤglich zuvorzukommen, erſchien F. diesmal fehr frühzeitig auf 
dem Rampiplag. Während die öfterreichifche Hauptarmee unter Graf Traun den Franzofen 
, am Oberrhein die Spige bot und dur den Elſaß bis nach Lothringen vorgedrungen war ließ 
der König feine Armee in drei Colonnen durch Schleften und Sachſen am 15. Aug. in Boͤh⸗ 
men einbrechen und begann bereits am 2. Sept. vie Belagerung von Prag. Obgleich von 
12000 Mann vertheidigt, capitulitte e8 doch nad kurzem Widerſtande fhon am 16. deffelben 
Monats. Die ganze Befagung wurde als Eriegögefangen nad ven ſchleſtſchen Feſtungen abge: 
führt. Darauf drang %. jofort weiter nad Süden vor, nahm ſchnell nacheinander Tabor, Bud⸗ 
weis und Frauenberg und war fon im Begriff, in Ofterreidh einzudringen, als ihn vie vom 
Rheine heranziehenve Armee des Grafen Traun und die Schwierigkeit der Verpflegung feiner 
Truppen , unter denen ſich auch Höfe Krankheiten eingeftellt hatten, zum Rückzug über die Eibe 
nöthigten, wohin ihm aud) die Ofterreicher folgten. Prag mußte daher wieder aufgegeben und 
die Armee in die Winterquatiere nad Schleften zurückgezogen werden, wobei fle noch empfind⸗ 
lie Berlufte erlitt. Am 4. Dec. hatte F. mit ihr indeß doch Schlefien wieder erreicht. 

Auch hier wollten ihm die Ofterretcher, welche jegt fehon vollklommen gewonnenes Spiel zu 
haben glaubten, Feine Ruhe laffen. Noch vor Ende des Jahres rüdten fie in Oberfchleften und 
in die Sraffchaft Glatz ein und drängten vie Preußen nad) ihren Feftungen zurück, während ein 
Manifeft ver Maria Thereila den Frieden von Breslau für erzwungen erklärte und bie Schlefier 
von dem dem Könige von Preußen geleifteten Huldigungseide förmlich entband. %. ließ ed dar⸗ 
auf aber. nicht nur nicht an einer gebührenden Antwort fehlen, ſondern ergriff auch fogleich Die 
geeigneten Maßregeln, um dem mweitern Vorbringen ber Feinde ein Ziel zu fegen. Schnell zog 
ex alle disponibeln Truppen an fi und marf noch während des Winter die Oſterreicher wie⸗ 
der über die ſchleſiſche Grenze zurück. Sonſt eröffneten ſich ihm jetzt eben keine ſehr tröſtlichen 
Ausfichten in die nächte Zukunft. Gleich zu Anfang Januar 1745 hatten Öſterreich, England, 
Holland und Sadhjen in Warſchau ein neues Defenſivbündniß abgefchloffen, demzufolge fich 
namentlich Sachſen anheiſchig machte, mit englifhen Hülfsgeldern ein anfehnlides Truppen: 
corp8 ind Feld zu flellen, wofür ihm mehrere Provinzen von Preußen und Ofterreih Schlejien 
und die Grafihaft Glatz zugefagt wurden. Die Lage wurde aber befonberd noch dadurch 
verwickelter, daß am 20. Ian. Kaifer Karl VIL flarb und Oſterreich bald darauf mit deſſen 
Sohne Frieden ſchloß und ihm ſeine Stammlande zurückgab, wogegen er allen weitern An⸗ 
ſprüchen an Oſterreich entſagte und die Wahl des Großherzogs Franz zum Kaiſer zu unter⸗ 
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flügen verſprach. Auf der andern Seite kam nit einmal mehr Frankreich ven gegen den König 
übernommenen Verbindlichkeiten nad, fondern überließ ihn, indem es feine eigenen Zwecke in 
Flandern verfolgte, wo ed allerdiugs am 11. Mai den glänzenden Sieg bei Fontenai erfocht, 
jo zu fagen ganz feinem Scidfale. Aber er lieg ſich dadurch nicht entmuthigen, ſondern war, 
ganz auf fich verwiefen, nur darauf bedacht, ſelbſt mit großen Opfern die Mittel zu beichaffen, _ 
welche ihn in ven Stand fegen follten, auch allein feinen Feinden fiegreich die Spige zu bieten. 

Sn feinem Schage hatte er jept ſchon wieder 6 Mill. Thlr. disponibel, 11/, Millionen ſtreck⸗ 
ten Die Landſtände vor, und faft fein ganzes noch jehr werthvolles Silberzeug ließ er nach ver 
Münze bringen, um auf diefe Weife ven Unterhalt feines wieder auf einen fehr achtbaren Fuß 
gebrachten Heeres zu decken. Schon am 15. März verließ er Berlin, um jich wieder zur Armee 
in Oberfchlefien zu begeben, wo er im Mai, da er den Angriff der Öfterreicher von Böhmen aug 
erwartete, feine Hauptarmee in den Gebirgen zwifchen Schleſien und der Brafihaft Glaͤtz zu: 
fammenzog, während er ſelbſt fein Hauptquartier in dem Giftercienferklofter Gamenz nahm. 
Längſt ſchon hatten hier die Plänkcleien begonnen, als die Hauptarmee der Dfterreicher auf dem 
Galgenberge bei Hohenfrienberg eintraf. Zwiſchen da und Striegau fiel hierauf am 5. Juli die 
denfwürbige Schlacht vor, welche für immer einen Glanzpunkt in ber preußifchen Kriegsgeichichte 
bilden wird. In wenigen Stunden hatte bier F., welcher jelbft fortwährend mitten im Schlacht⸗ 
gewühl blieb, vorzüglich durch Die Tapferkeit des Dragonerregimentd Baireuth einen vollſtändi⸗ 
gen Sieg erfohhten. Die Oſterreicher verloren dabei 7000 Gefangene und 4000 Todte, wäh⸗ 
rend fi der Orfammtverluft der Preußen auf nur 1800 Dann belief. Der fliehende Keind 
wurde bis an die Böhmische Grenze verfolgt, wo er noch anfehnliche Verluſte erlitt. 

Weiter vorzudringen wagte jedoch F. nicht, weil er, während Hier die Plänfeleien fortdauer⸗ 
ten, auch Oberſchleſien gegen die Einfälle der Ungarn beden mußte, welche ſich indeß bereits 3.2. 
der Feftung Kofel bemächtigt Hatten. Diefe wurde zwar [don am 6. Sept. wiedergenommen 
und Oberſchlefien von den Ungarn gänzlich geräumt, allein nun mußte &. einen bedeutenden 
Teil feiner Truppen auch noch zu dem bei Halle ſtehenden Armeecorps abſchicken, um fein Reich 
“ von diefer Seite gegen vie Einfälle ver Sachſen zu decken. Auch bier Fam es jetzt indeß nicht 
mebr zu erheblichen Ereigniflen, währen» vie Oſterreicher einen plöglihen Angriff auf die in 
Schleſien zwiſchen Staudenz und Sogr zurüdgebliebenen Preußen, welde nur 12000 Mann 
ftarf waren, am 6. Sept. mit einer abermaligen gänzlien Niederlage büßen mußten, Für ven 
König war dabei nur der Verluft feines eigenen ſämmtlichen Gepäds ein empfindlicher, aber 
leicht zu erjegenber Verluſt. Damit endigte hier der Feldzug biejed Jahres. Nachdem %. feine 
Truppen in die Winterquatiere nah Schleſien zurüdgeführt hatte, kehrte ex im October felbft 
nad Berlin zurück, wo er mit größtem Jubel empfangen wurbe. 

Die Herftellung des Friedens mar da feine Dringendfle Sorge. Allein feine Feinde wollten 
ihn erft vann unterzeichnen, wenn %. ganz gebemüthigt zu ihren Füßen liegen würde. Ein un= 
erwarteter Einbruch der vereinigten Öfterreichifch = Fählifchen Armee in die Mark Branvenburg 
ſchien ihnen dazu das befte Mittel zu fein. Gr follte noch in dieſem Jahre ausgeführt werden. 
Allein F. war bei Zeiten von dem Plane unterrichtet und ergriff vanach feine Mafregeln. Die 
bei Halle ſtehende Armee, unter dem Fürften von Deflau, follte von da aus in Sachſen ein⸗ 
brechen, während %. felbft an ver Spige der in Schlefien zurüdgebliebenen Truppen von der 
Zaufig aus in Dresden mit ihm zufammentreffen wollte. Schon am 15. Nov. traf er wieder 
bet der fhleiifchen Armee in Liegnig ein. Am 23. Nov. fchlug er die den Vortrab der feindlichen 
Armee bildenden ſächſiſchen Regimenter bei Katholiſch-Hennersdorf zurüd; Görlitz und Zittau 
ergaben fi ihm dann gleich darauf ohne Schwertſtreich, und in wenigen Tagen mar er Herr 
ber ganzen Zaufig, während die Ofterreiher ſowol von da wie aus Schlefien in aller Eile nach 
Böhmen zurückwichen. 

Doc zögerte F. auch jegt noch, jogleich in Sachſen weiter vorzubringen, weil er bie Hoffnung 
hegte, Daß feine Friedendvorſchläge jegt wenigflens in Wien und Dresden günftigere Aufnahme 
finden würden. England hatte dabei die Vermittelung übernommen und bereitd am 22. Sept. 
zu Sannover ein? Convention mit, dem König unterzeichnet, woburd ed ihm abermald ben 
Beſitz von Schlejien verbürgte und Ofterreih und Sachſen zum Frieden zu bewegen verſprach, 
während %. ſich verpflichtete, die am 13. Sept. zu Frankfurt vollzogene Wahl des Großherzogs 
Franz zum Kaiſer anzuerkennen. Auf Grund diefer Convention bot er jegt namentlih König 
Auguft die Hand zum Frieden. Diefer aber erhob, ganz unter dem Einfluß des Grafen Brühl, 
ungemeilene Gegenanjprücde, wie Einftellung der Keinpfeligkeiten und Entfhäpigung für die 
von den Preußen verurfachten Kriegsſchäden. Darauf konnte F. nur mit dem Einfall in Sad= 


Friedrich II. 15, 


fen antworten. Am 30.Rov. befeßte der Fürſt von Deſſau Leipzig ohne Schwertſtreich und 
‚ging dann fogleidh weiter auf Meißen und Dresden los, während ihu %. dahin folgte. In 
Meißen empfing er endlich die Nachricht, daß König Auguft und aud Maria Therefia zum Frie⸗ 
den geneigt jeien. Allein num mar es dazu zu fpät. Denn ſchon hatte der Deffauer die Sachſen, 
welche ihm den Weg nach Dresden verjperren wollten, 15. Der. bei Keſſelsdorf angegriffen und 
gänzlich gejchlagen, worauf fie ich erfl auf Dresven und dann mit ven dort verfammelten Oſter⸗ 
reichern, unter dem Bringen von Lothringen, vereint nad) der böhmifchen Grenze zurückzogen. 

Am 18. Der. traf F. felbit an der Spite feiner Armee in Dresden ein, welches ſich ihm auf 
Gnade und Ungnabe ergab, aber von ihm mit größter Schonung behandelt wurde. Der Haupt: 
zweck war erreicht. Am 25. Dec. wurbe zu Dresden der Friede unterzeichnet, welcher ven von 
Breslau in allen weientlihen Punkten beftätigte und überdies Sachſen zu einer Zahlung von 
1 Mill. Then. an Preußen verpflichtete, wogegen ver König die Wahl des Großherzogs Franz 
zun Kaiſer anerkannte. Bereits am 28. Dec. hielt hierauf F. feinen triumphirenven Einzug 
in Berlin, wo ihn, den jungen jieggefrönten Helden, ber unbegrenzte Jubel des begeifterten Pu⸗ 
blikums empfing. Schon bei diefer Gelegenheit ertheilte man ihm allgemein den wohlverdien⸗ 
ten Beinanıen F.'s des Großen. 

Sein Hauptftreben war nun aber, nachdem er ſich als Helv und Feldherr bewährt hatte, auch 

als Staatsmann und Verwalter ver ihm anvertrauten Staaten fi) dieied Beinamens würdig zu 
machen. Gin elfjähriger Friede bot ihm Dazu die erwünſchte Gelegenheit. Dein an dem zwifchen 
Ofterreih und Frankreich noch fortvauernden Kriege nahm er keinen Antheil mehr. Er be- 
gnügte jih damit, daß ihm in dem am 18. Oct. 1748 abgefchloflenen Frieden zu Aachen der 
Beiig von Schleſten nochmals garantirt wurde, gab das laue und unfruchtbare Bündniß mit 
Frankreich vollends auf und wandte zunächſt feine ganze Sorgfalt der feſtern Begründung und 
weitern Sntwidelung jeiner Monarchie zu, mie fie feinem Geiſte längft als Ideal vorſchwebte. 
Und allerdings kann auch dieſe Friedenszeit recht eigentlich ald die Epoche bezeichnet werden, wo 
der preußifche Staat das geworben ift, was ihm als ver Monardie F.'s des Großen den Stem⸗ 
vel aufgedrädt und unter ven Staaten Europas die bedeutende Stellung geflhert hat, welde 
ihm jeitvem von allen Seiten zuerkannt worden ift und die er jelbft unter ven Wechſelfällen ver 
nachfolgenden Zeiten fletö zu behaupten gewußt hat. GEs war bie Zeit der beſtimmteſten Aus⸗ 
bildung, ded mädhtigfien Aufſchwungs dieſer Monarchie. Es ift wahr, %. wollte abſoluter 
Herrſcher ſein, nur fein Wille jolfte die Richtſchnur feiner Regierung bilden; allein die Haupt: 
ſache war, daß er ih zugleich auch der Üiberlegenheit feines Geiſtes und feiner Kraft bewußt 
war, welche ihm die Mittel gewährte, im Intereſſe ver Wohlfahrt feines Reichs ven höhern 
Staatszwecken zu genügen, deren Erreichung er ſich als Ziel feiner umfaflenden Ihätigleit vor= _ 
geſteckt hatte. 

Sie erfiredte ſich mit bewundernswürdiger Vielfeitigleit auf alle Zweige der innern Ber: 
waltung. Er ſelbſt prüfte alles und entſchied über alles allein; feine Minifter und Räthe 
waren nur die Vollzieher feines Willens. Died gab natürlich dem ganzen Regierungdweien 
eine ungemeine Energie, ohne daß daſſelbe in Gewaltmaßregeln und Schroffbeiten audgenrtet 
wäre, vor welchen es durch ven tiefen Gerechtigkeitäjinn Hemwahrt wurde, der dad ganze Wejen 
des Königs befeelte. Seltene Ausnahmen davon gehören vorzüglich feiner ſpätern Regierungs⸗ 
zeit an und find mehr aus zufälliger Laune und einer eigenthümlichen Verwidelung der Um: 
fände zu erklären, als daß fie als Folgen des Syſtems bezeichnet werben könnten. 

Die erfte und vorzüglicfle Sorge F.'s gehörte natürlich dem Heere. Auch während bed 
Friedens follte e# in mufterhafter Ordnung und Ausbildung erhalten werden. Alle Fortſchritte 
der Kriegskunſt wurden dabei fofort in Anwendung gebracht, vornehmlich in Bezug auf die 
beflere Drganifation der Reiterei, ſodaß ſelbſt die alljährlich unter des Königs eigener Führung 
abgehaltenen großen Waffenübungen die Bewunderung und ven Neid des übrigen Curopa er= 
regten. F. mußte aber zu wohl, daß die Erhaltung feiner Machtſtellung in der Zufunft vor⸗ 
zugsweiſe mit von der Stärfe und Tüchtigkeit feines Heeres abhänge, als daß er in dieſer Be⸗ 
jiehung irgendetwas hätte vernachläſſigen jollen. . 

Dann faßte er vorzüglich die Hebung der Landescultur durch Urbarmahung wüſte liegen= 
ber Streden und die Mehrung des allgemeinen Wohlftandes durch Förderung von Handel und 
Induftrie Icharf ind Auge. Im Oderbruch wurden auf diefe Weife große Streden Landes ge= 
wonnen, welche bald in blühende Eolonien umgewandelt waren. Der in Swinemünbe ange: 
legte Seehafen erhob Stettin zu einer blühenden Handelsftadt, und Emden wurde zum reis 
hafen erklärt, um dem Seehanvel auch nad) diejer Seite hin einen neuen Aufſchwung zu ver⸗ 
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fhaffen. Eine anfehnlihe Vermehrung der Beudlkerung und der Staatdeinfünfte var davon 
die nächſte erfreuliche Folge. Befonvers richtete dann F. feln Augenmerk auf eine beffere Or- 
ganifation der Rechtspflege, wobei ihm vor allen der zum Großkanzler ernannte berühmte 
Rechtsgelehrte Coeceji mit unermünlichem Eifer, tiefer Einfiht und redlichem Willen zur Seite 
ſtand. Bereits im Jahre 1779 erſchien fein „Corpus juris Fridericiani‘, die Grundlage 
des geſammten neuern preußifchen Rechts. In religiöfen und kirchlichen Dingen ging er von 
der Anfiht aus, daß er ven gerechten Ansprüchen beider Confeſſionen auf gleihe Weile Genüge 
thun müffe, eine weiſe Politik, welche ihm namentlich in Schlefien alle Herzen gewann und 
wefentlich dazu beitrug, den Frieden in ver Kirche zu erhalten. Bereits im Juli 1747 ließ er 
den Grundftein zu der erften katholiſchen Kirche in Berlin legen, während er durchaus nicht ver: 
gaß, welche Pflichten ex als erſte proteftantifche Macht auf dem Kontinent zu erfüllen habe. Er 
erſtreckte feinen wohlthätigen Einfluß in viefer Beziehung mit dem beften Erfolge felbft bis auf 
die bedrängten Proteftanten in Ungarn. - Ä 

Die Kunft ſuchte er zunächſt durch großartige Bauwerke zu heben. So ſchon in frühen 
Jahren durch die Erweiterung des Schloſſes von Charlottenburg und ven Bau des Opernhaufes 
zu Berlin und jegt vorzüglich den des neuen Doms dajelbft, welcher im Jahte 1750 eingeweiht 
wurde. Auch Potsdam hatte ſich in dieſer Hinficht feiner befondern Gunſt zu erfreuen. In 
deſſen unmittelbarer Nähe wurbe auf den die reizende Umgegend beherrfchenden Hügeln bereits 
im Sabre 1745 der Grundſtein zu vem anmuthigen Schlößchen-gelegt, welches, in zwei Jahren 
vollendet, dann der Lieblingsaufenthalt %.'8 wurde und unter dem Namen Sansſouci durch 
alles, was von da ausgegangen, zu wahrhaft claſſiſcher Bedeutung für die Geſchichte Preußens 
erhoben worden ifl. 

Hier verlebte der König fortan feine heiterften, vielleicht aber aud feine forgenvoliften 
Stunden. Sowie vereinft in Rheinsberg, verfammelte er audy hier einen Kreis ausgezeich⸗ 
neter Männer um jih, unter denen, neben feinen hervorragendſten Waffengenofien, einem 
Minterfeldt, Graf Rothenburg, den Schotten Gebrüder Jakob und Georg Keith, Schwerin u. ſ. w., 
namentlih der Marquis d'Argens, fein Cabinetsfecretär Darget, ſpäter auch fein Vorleſer 
Le Eatt, vor allen aber wieder Voltaire vie erfte Stelle einnahmen. Boltatre traf, dem wieder: 
holten Rufe des Königs folgend, im Juli 17 50 in Potsdam ein, um dort feinen bleibenden Auf: 
enthalt zu nehmen. Er erhielt vie Kammerherrnwürde, ven Verdienſtorden und einen Jahrge- 
balt von 5000 Thlrn. Der tägliche Gefellichafter nes Könige, wurde er freilich auch bald der 
Gegenftand der Huldigungen und des Meides ver Umgebungen beffelben. Er war jegt aller: 
dings gewifiermaßen die Seele des regen geiftigen und wiflenfchaftlihen Lebens, welches in 
„Sangfouri feinen Mittelpunft gefunden hatte, ohne daß jedoch fein Verhältniß zu F. bis zu jener 
innigern Freundſchaft gebiehen wäre, welche neben ver Anerkennung geiftiger Vorzüge aud) 
auf der tiefen Achtung nor den Gigenfchaften des Charakters beruhen muß. Vorzüglich bei fei- 
nen literariſchen Arbeiten fühlte jid) der König durch Voltaire’3 Nähe weſentlich gefördert. 

Sonft konnte es nicht audhleiben, daß die Anmaßungen, vie Eitelkeit, die kleinliche Gelngier, 
die Streitfucht und nanıentli die politifche Wichtigthuerei Voltaire's, wie er fie vornehmlich in 
dem Verkehre mit den fremden Geſandten zur Schau trug, bald manden Miston in das Ver⸗ 


haältniß brachten. Beſonders widerlih war F. die Art, wie Voltaire feinem Haß gegen Muu= 


pertuis, den Präfidenten der Akademie ver Wiffenfchaften, durch ehrenrührige Schmähſchriften 
Luft machte. Er ließ Ihn nit nur dad Ungebührliche dieſes Benehmens fehr deutlich fühlen, 
fondern auch eine jener Schmähſchriften zu Ende des Jahres 1752 ohne weiteres und zwar 
vor Voltatre'8 eigenen Fenſtern durch Henkers Hand öffentlich verbrennen. Das war für den 
gedemüthigten Stolz Boltaire’8 doch zu viel. Er ſchickte dem König die Früher erhaltenen Zeichen 
feiner Gnade, Penſionspatent, Orden und Kammerherrnſchlüfſel fofort zurüd und wollte 
Potsdam auf der Stelle verlaffen. Cine nohmalige Ausfähnung, welche ver König durch feine 
Zeutjeligfeit herbeiführte, war indeß nicht von nachhaltiger Wirkung. Voltaire verließ Pots⸗ 
dam wirflich bereitö zu Ende März 1753 unter ven Vorwande einer Badereiſe, fegte ſich aber 
dabei ungefchickterweile noch ber Unannehmlichfeit aus, daß er auf Befehl des Königs in Frank⸗ 
furt angehalten wurbe, weil er ohne Erlaubniß veffelben die oben erwähnten Zeichen der Eönig- 
lihen Gnade und gewiſſe Papiere mit hHinweggenommen hatte. Die Beziehungen zwifchen bei⸗ 
den ausgezeichneten Geiſtern waren dadurch allerdings auf längere Zeit geftört und konnten 
auch fpäter nicht wieder zu der frühern Vertraulichkeit zurückgeführt werben. Allein ganz mod: 
ten fie jich Doch nicht miffen, und fo wurde auch der Briefmechfel zwifchen ihnen bald wieder ange⸗ 


knüpft, welcher erſt mit Voltaire's Tod feine Endſchaft erreichte. 
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Auch V’Alembert wünſchte F. jehnlic in feine Nähe zu ziehen. Allein dieſer wies alle Aner- 
bietungen diefer Art mit Entfhiebenheit zurüd, und eine petfönliche Zuſammenkunft veflelben 
mit F. im Jahre 1755 zu Wefel Hatte weiter Feine Folge, als daß ihm viefer einen Jahrgehalt 
gewährte und ſich daran ein Briefwechſel Enüpfte, welcher allerdings zu den werthvollſten und 
intereffanteften Erzeugniſſen des Geiſtes und der literariſchen Muſe des Philoſophen von Sans- 
ſouci gehoͤrt. | 

Selbft der Heitern Seite des gefelligen Verkehrs wandte F. in dieſer Zeit feine befondere 
Sorgfalt zu. Dper und Ballet wurden vorzugstveife gepflegt; der König jelbft verſchmähte es 
nicht, dafür in feinen verlorenen Muſenſtunden thätig zu fein, und ließ denen, welche ſich auf der 
Bühne durch Talent und Geſchick auszeichneten, gern bie gebührenne Anerkennung zu Theil 
werden. Die berühmtefle Tänzerin damaliger Zeit, die Durch Förperlidhe Anmuth und geiflige 
Bildung gleid; ausgezeichnete Signora Barberina, wurbe auf %.'8 Befehl bereitö im Jahre 
1744 nad Berlin gezogen und hatte fih der feltenen Auszeihnung zu erfreuen, daß derſelbe 
biöweilen bei ihr den Thee einnahnı ober fie in feine vertranlichern Abendeirkel zog. Daß er 
aud der Muſik noch fortwährend ergeben blieb, verſteht ſich von ſelbſt. Sein Fldtenfpiel, worin 
er jelbft nach dem Urteil von Kennern eine hohe Vollkommenheit erreichte, blieb bis in fein 
Alter feine angenehmfte Grheiterung, und der Zutritt zu feinen Beinen muſikaliſchen Abend⸗ 
unterbaltungen zu Sandfouci galt für ein beſonderes Zeichen koͤniglicher Gunſt. " 

Aber freilich wurden viefe Stunden heiterer Laune ſchon oft genug durch den ernften Blick in 
eine gefahrvolle Zukunft getrübt. Die politifge Lage war nichts weniger als beruhigend für F.; 
er wußte fehr wohl, was er von der Ciferſucht und dem Safle feiner Feinde zu gewärtigen habe. 
Maria Therefia konnte den Verluſt von Schlefien noch nicht verſchmerzen, und die Sorgfalt, 
welche fie jegt auf die Hebung des Wohlſtandes und der Kraft ihrer Staaten und namentlich auf 
die beffere Organifation ihrer bewaffneten Macht verwandte, ſchien ſchon hinlaͤnglich anzudeuten, 
daß fie entſchloſſen ſei, das Verlorene fo bald wie möglich mit ven Waffen in der Hand wieder⸗ 
zunehmen. Graf Kaunig, ihr Staatskanzler, beftärkte jle nur in diefem Entſchluſſe. Dabei 
Tonnte fie natürlich auch wieder auf den Beiſtand Sachſens und felbft Nußlands vedinen, mit 

welchem fie bereit im Jahre 1746 in ein förmliches Defenftobünnniß gegen Preußen getreten 
war, dem dann auch England jedweden Vorſchub leiftete. 

Das wußte %. alles ſehr wohl und feine erfte Sorge war daher darauf gerichtet, wenigftend 
England auf feine Seite zu ziehen, zumal da er auf Frankreich ſchon gar nicht mehr rechnen zu 
bürfen glauble. Seine Bemühungen in diefer Richtung wurden auch wirklich mit dem er- 
wünjchten Erfolge gekrönt. Denn am 16. Ian. 1756 kam ein förmlihes Schutzbündniß zwi⸗ 
ſchen beiden Mächten zu Stande, für welches man auch noch Rußland zu gewinnen hoffte. 
Frankreich, dadurch bitter verlegt, ſchloß fich nun Freilich deſto inniger an Ofierreich an, porzüg: 
li auch weil Die Marquife von Bompapour F. die Geringſchätung nicht vergeben konnte, womit 
er fi bei verfchienenen Gelegenheiten über fie geäußert Hatte, während fie Dagegen von Maria 
Thereſia mit Schmeicheleien aller Art überhäuft worben war. Das Schutzbündniß zwiſchen 
Frankreich und Ofterreich gegen Preußen vom 1. Mai 1756 war davon bie natürliche Folge. 

Um fo bedenklicher wurde es für F., daß nun nicht nur Rußland, wie man erwartet hatte, 
dem preußifch=englifchen Bündniß nicht beitat, ſondern auch Schweden, durch franzöflfches 
Geld gewonnen, auf die Seite ſeiner Feinde trat. Daß es dabei auf einen vereinigten Angriff 
auf feine Staaten abgeſehen ſei, mußte ihm im Frühjahr 1756 ſchon völlig klar fein, denn in, 
Böhnten und Livland fammelten fich zu gleicher Zeit beveutende Truppenmaflen. Er mollte indeß 
nichts unverſucht laffen, den Frieden zu erhalten. Zu dieſem Zwecke ließ er bereitd am 26. Juli 
1756 nad Wien eine unmaßgebliche Anfrage wegen der mit fo viel Eifer betriebenen Rüſtun⸗ 
gen gelangen; fie wurde zuerft ausweichend und dann, als fie mit der Bitte um deutlichere Er- 
Härung wiederholt wurde, ablehnend, flolz und ſchnöde beantwortet. Jetzt wußte F., was 
er zu thun habe. Er griff fofort zu den Waffen, um feinen Feinden womoͤglich noch zuvorzu⸗ 
fommen. Das war der Anfang des Siebenjährigen Kriegs, ver Cpoche des höchſten Helden⸗ 
ruhms, aber auch der ſchwerſten Prüfungen F.'s. Wir wollen venfelben nar kurz in feinen 
Sauptmomenten verfolgen. 

Durd einen plöglihen Cinfall in Sachſen, wo man darauf am wenigflen vorbereitet war 
und der Verrath des Hofs, über welchen er alle Bapiere in ven Händen hatte, einen ſolchen An- 
griff vollkommen rechtfertigte, glaubte F. feinen Zweck am erſten erreichen zu können. Bereits 
am 29. Aug. brachen daher 60000 Mann Preußen in vrei Golonnen in Sachſen ein, wo Wit- 
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tenberg, Torgau; Leipzig und eine Menge anderer Städte fofort ohne den geringften Wider⸗ 
ſtand bejegt wurden. Auch Dresven fiel ohne Schwertftreih in die Hände ver Breußen, und 
nachdem %. felb am 9. Sept. dort feinen Einzug gehalten hatte, wurbe ganz Sachſen als Unter- 
pfand vorläufig unter preußische Verwaltung geftellt. Die nur 17000 Dann ftarfe ſächfiſche 
Armee hatte ih in ein verfchangtes Lager bei Pirna zurüdgezogen , welches von ben Preußen 
balv fo von allen Seiten eingef&hloffen wurde, daß ihn: die Verbindung mit vem Lande und 
folglich die Zufuhr fo gut wie gänzlich abgefchnitten war. Gin erfter Verſuch, ſie dort durch ein 
Corps Ofterreicher,, welches unter Feldmarſchall Browne von Böhmen her zum Entjage heran 
rückte, zu befreien, wurde durch das Gefecht bei Lowoſitz am 1. Oct. vereitelt, durch welches die 
Preußen, obfhon mit empfindlichem Verluſte, die Ofterreicher nach Böhmen zurückwarfen, und 
ein zweiter, welder von Browne in ber Nacht vom 11. Det. gemacht murbe, den Nüdzug ber 
Sachſen über die Elbe zu decken, mislang gleichfalls. Das ganze ſächſiſche Truppencorps mußte 
fih daher am 14. Det. auf Gnade und Ungnade ergeben und wurde zum großen Theil ver 
preußifchen Armee einverleibt. Die Breußen wurden hierauf ans Böhmen zurücdgezogen und 
ganz Sachſen blieb in ihren Händen, während fih König Auguft mit feinen Söhnen nad 
Warſchau begab und fein Land feinem Schidiaf überließ. 

Allein dieſer glüclicde Beginn des Kriegs konnte F. nicht über die Schwierigkeiten taufchen, 
welche er bei deſſen Kortfegung noch zu Äberwinden haben würde. Bon allen Seiten fammelte 
fi ver Gewitterſturm, welcher über ihn hereinzubrechen drohte. Vom Rheine her war ein be- 
deutendes franzöfifches Heer gegen Hannover im Anzug; Schweben bedrohte Vorpommern, und 
Rußland trat im Januar 1757 mit Ofterreich in ein. förmliched Waffenbünpniß gegen Breußen. 
Mit England hatte F. zwar fein Buͤndniß bereitd am 11. San. 1757 erneuert, allein dad briti- 
Te Gabinet zeigte wenig Luft, ven Krieg im Interefle Preußens mit Nachdruck fortzuführen. 
Es war ihm eigentlich nur darum zu thun, Hannover zu decken. Zu Anfang des genannten 
Jahres hatte %. etwa 200000 Mann unter den Waffen, mit denen er 500000 Mann feiner 
Feinde Die Spige bieten ſollte. Was ihm alfo an Stärke fehlte, das glaubte er auch jet wieder 
durch fehnelles und überraſchendes Handeln erfegen zu müſſen. 

Ehe daher Die Öfterreicher unter. dem Prinzen von Lothringen ihren Blan, ihn in Sachſen 
anzugreifen, zur Ausführung bradten, drang er bereitö im April in Böhmen ein und ging 
unaufhaltſam auf Prag los, in deſſen Nähe auch die Ofterreicher ibre Hauptmacht concentrit 
hatten. Am 6. Mai fiel hier Die denkwürdige Schlacht vor, in welcher F. zwar mit ben äußer: 
fen Anftrengungen und ven ſchwerſten Opfern ven Sieg erfocht, die aber in ihren Folgen für 
feine Sache doch verhängnißvoll war. Der Sieg war durch den Verluſt von 12500 Mann der 
beften Truppen und den Heldentod Schwerin’8 und einer bedeutenden Anzahl anderer tüchtiger 
Heerführer faſt zu theuer erfauft: Erſt Die Einnahme von Prag, welches %. ſogleich belagerte, 
follte ven Sieg vervoflfländigen. Allein während er wochenlang ohne den erwuͤnſchten Erfolg 
vor der gut vertheidigten Feſtung liegen blieb, verftärkten pie Ofterreiher von Suͤden ber ihre 
Streitmacht immermehr. %. glaubte aber bier um fo mehr einen entfcheivenden Schlag führen 
zu müſſen, da aud die Stellung feiner übrigen Feinde, ver Franzoſen von Rheine her und der 
Ruffen und Schweden im Norden, immer drohender wurde. So ließ er fich, felbft dem Rathe 
feiner erfahrenften Generale zuwider, verleiten, mit dem beften Theile feiner Truppen das Lager . 
von Prag zu verlaffen und die weit Üüberlegene Macht ver Ofterreicher unter Feldmarſchall 
Daun zwiſchen Kollin und Planian anzugreifen. 

Am 18. Juni fiel hier die unglüflihe Schlacht vor, welde F.s Heldenruhm und feine 
ſchoͤnſten Hoffnungen mit einem male verniäten zu müffen ſchien. Etwa 14000 Preußen deck⸗ 
tem die Waplflatt oder waren kampfunfähig geworben, während fi der Verluft ver Ofterreiher 
‚nur auf 8000 Mann belief. Noch bedeutender ald die materiellen Verlufte war aber Die mora= 
liſche Wirkung diefer Nieberlage. Mit dem völlig entmuthigten Heere war wenig mehr auszu⸗ 
rihten; die Belagerung von Prag mußte fofort aufgehoben werben, unb ver Rückzug aus Boͤh⸗ 
‚ men nad) der Lauſitz wurde zwar noch in ziemlich guter Ordnung, aber doch nicht ohne erhebliche 
Verlufte bewirkt. Zittau, wo Die Preußen ihre nur ſchwach vertheidigten Magazine hatten, 
wurde von den nachſetzenden Ofterreihern, unter dem Prinzen von Lothringen, durch ein wahr⸗ 
haft barbarifches Bombarbement in einen Trümmerhaufen veriwanbelt. , 

Jetzt bedurfte es in der That der ganzen Beifteögegenwart, der ganzen Kraft und Umſicht 
des großen Königs, um den Gefahren Troy zu bieten, welche das Dafein feines Reichs von allen 
Seiten bedrohten. Denn während er noch die Ofterreicher in Schlefien und in der Lauſitz zu 
befämpfen hatte, näherte fi aud) der Sturm von Rheine her immermehr dem Mittelpunft des 
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Kriegeichauplages. Die Kranzofen, unter vem Marſchall d'Eſtrees, waren ſchon in Weftfalen 
eingedrungen, erfochten am 26. Juli bei Haftenbed über die verbündete Arnıee unter dem un- 
fähigen Herzog von Bumberland einen wenn auch etwas zweifelhaften Sieg und erzmangen 
darauf durch die am 8, Sept. unterzeichnete ſchmachvolle Convention von Klefter- Seeven bie 
gänzliche Aufldfung verfelben ; fomit ſtand Ihnen der Weg nad Sachſen ganz offen. Braun: 
ſchweig fiel ‘ihnen ohne Schwertfireidh in die Hände, und die preußifchen Elhprovinzen wurden 
von ihnen auf das härtefte bebrängt. Gleichzeitig Hatten fih nun auch die Ruſſen gerührt. 
Sie hatten Memel Hinweggenommen und am 30. Aug. bei Groß-Jagerndorf über die dreimal 
ſchwächern Preußen unter Felomarfhall Lehwald einen unbeveutenden Sieg davongetragen. 
Die Schweden erſtreckten ihre Streifzüge von Stralfund aus über ganz Pommern und bis in 
die Uckermark, und um das Maß ver Bebrängniß voll zu machen, hatte ſich auch die elende 


- Reicherecutiondarmee unter dem Prinzen von Hildburghaufen endlich in Bewegung gefept 


und mit einem befondern franzoͤſiſchen Corps unter Prinz Soubiſe vereinigt bereits Erfurt 
weggenommen. 
Selbſt F. hatte in dieſer Noth Augenblide der größten Entmuthigung, welche durch ven um 
diefe Zeit, nur 10 Tage nach der Schlacht bei Kollin erfolgten Tod feiner von ihm innig ge: 
liebten Mutter no vermehrt wurde. In feinen Briefen und Gedichten aus diefer Zeit 
ſpricht fich dieſe gedrückte Geiſtesſtimmung nur zu deutlich aus. ‚Allein er war nicht dazu ge: 
macht, ji von ihr ganz übermannen zu laſſen. Während er alfo den größten Theil feiner 
Armee unter dem Oberbefehl des Herzogs von Bevern in Schlefien und in der Laufig ſtehen 
ließ, um dort bie Ofterreicher unter dem Prinzen von Lothringen in Schach zu halten, brach er 
ſelbſt mit nur 12000 Mann nad Sachſen auf, um dann mit den bei Dresden zurückgebliebenen 
Truppen vereinigt zunächſt dem weitern Vorbringen ver Sranzofen und ver Reichsarmee von 
Thüringen her Einhalt zu thun. In einem unglücklichen Gefechte, welches die Ofterreicher den 
Preußen an der ſchlefiſchen Grenze Iteferten, verlor F. zwar wiener an Winterfelot einen feiner 
beſten Generale, allein der Herzog von Bevern mußte doch dort die Feinde fo zu befchäftigen, daß 
der König feine Operationen in Thüringen ungeftört fortfegen Eonnte, obgleich er feine Trup⸗ 
pen abermals durch Entſendung zweier Corps gegen bie Franzoſen unter dem Herzog von Riche⸗ 
lieu und die Öfterreicher, welche von der Laufig aus nun auch noch die Mark Brandenburg be⸗ 
drohten, bedeutend ſchwächen mußte. 
Erfurt, Gotha und Eiſenach wurden von den Preußen ſchnell nacheinander genommen, und 
F. wärbe nach dieſer Seite Hin ſogleich weiter vorgegangen fein, wenn ihn. eben nicht der Ein⸗ 
fall der Oſterreicher in die Mark Brandenburg, wo General Hapddik wirklich auf einige Tage 
Berlin beſetzte und eine Contribution von 200000 Thlrn. erpreßte, wieder zum Rüdzug aus 
Thüringen genöthigt hätte. Zum Glück wagten aber doch bie Ofterreidyer jegt in der Mark 
nicht weiter vorzugehen, fonbern blieben ruhig in ihrem Lager bei Baugen ftehen, während ſich 
auch die Ruffen wisder über die Grenze zurückgezogen hatten und die Schmeben durch die in aller 
Eile organiſirten yommerfchen Landmilizen im Zaume gehalten wurden, F. behielt alfo freie 
Hand gegen die mit der Reichsarmee vereinigten Franzoſen, welche in Sachſen zum Theil fhon 
bis in die Nähe von Leipzig vorgedrungen waren. Er drängte fie ſchnell über die Saale zurüd, 
wo fie ſich in Halle, Merſeburg und Weißenfels feftfegten. Den legtgenannten Ort nahnı 
5. bald wieder weg und warf die Feinde bis in die Nähe des Dorfes Roßbach zurüd. Am 
5. Ron. fand hier die berühmte Schlacht ſtatt, in welcher F. innerhalb zwei Stunden mit faum 
20000 Wann, von denen and nur ein Theil im Feuer war, den ihm gegenüberflehenven 
64000 Mam Franzoſen und Reichötruppen eine gänzlide Niederlage beibrachte. Er verlor 
ner 165 Todte und 376 Verwundete, während bie Feinde 700 Todte, 2000 Verwundete und 
5000 Gefangene zählten. Der Reft lief in aufgelöfter Flucht nach dem Rhein hin auseinander. 
Das war ohne Zweifel einer der entſcheidendſten Wenbepunfte in ven Geſchicken F.s und der 
preußifhen Monarchie. Überall wurde dieſer Sieg als ein Ereigniß von europäifcher Wichtig: 
feit gefeiert, namentlich auc; in England, wo F. jet der Held des Tages wurbe und felbft die 
Regierung der öffentlichen Stimme jo weit Gehör gab, daß fie pie Beflätigung der Convention 
von Kloſter⸗Seeven verweigerte und auf F.s Rath das Commando der verbündeten Armee in 
Hannover dent Herzog Ferdinand von Braunſchweig anvertrante. Diefer nahm auf fofort 
gegen bie Franzoſen dort eine jo vortheilhafte Stellung ein, daß F. von dieſer Seite für jegt 
weitere Beläfligungen nicht zu befürchten hatte. 
Defto mislicher mar aber immer nod der Stand der Dinge in Schleſien. ö Hier ftand ber 
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Herzog von Bevern den weit überlegenen Oſterreichern unter dem Bringen von Lothringen in 
einem verſchanzten Lager bei Breslau gegenüber, und auch die Feſtung Schweidnitz wurde von 
einem befondern feindlihen Corps fo hart bebrängt, daß fie am 14. Nov. capituliren mußte. 
Aber noch härter war der Schlag, welcher %. dadurch traf, daß furz darauf aud der Herzog 
von Bevern in feinem Lager von den Öfterreihern angegriffen, beftegt und felbft zum Gefange- 
nen gemacht wurde. Der Verluſt von Breslau, wo die ganze 5000 Mann flarke Befagung zu 
den Ofterreichern überging, war die nächfle traurige Folge davon. Mit Noth rettete General 
gieten die Trümmer des Bevern’fchen Armeecorps nad Glogau, und fhon ſchien ganz Schle= 
fien, wo vie Öfterreichiiche Partei wieder ſtolz ihr Haupt erhob, für immer verloren zu fein. Aber 
F. hatte jogleich erfannt, was hier auf dem Spiele flehe, und war daher in Eilmärſchen aus 
. Thüringen nad Schleien gezogen, um das Verlorene um jeben Preis wieder zu gewinnen oder 
mit Ehren unterzugehen. 

Bereitd zu Anfang December hatte er den ſchleſiſchen Boten erreiht. Es ſtanden ihm aber 

nur 32000, Mann zum Theil gänzlih entmuthigter Truppen zu Gebote, melde er ven 80 
— 90000 Oſterreichern entgegenführen fonnte. Gleichwol wollte er fle angreifen, mo er jie 
nur fände. DerZufammenftoß fand am 5. Dec. bei dem Dorfe Leuthen flatt, wo F. feinen 
Feldherrnruhm abermald Durch einen jener glänzenden Siege vermehrte, welche die Bewunde⸗ 
rung ber ganzen Welt erregt haben. In wenigen Stunden waren bie Ofterreicher gänzlid ge- 
ſchlagen und fuchten, nachdem fie 27000 Mann, 116 Gefhüge, 51 Bahnen und 4000 Wagen 
verloren hatten, ihr Heil in aufgelöfter Flucht nah Böhmen Hin, auf welder fie, von ben 
Breußen verfolgt, noch anſehnliche Verlufte erlitten. Die Wiedereinnahme von Breslau , wel: 
ches fofort belagert wurbe und bereit® am 21. Dec. mit jeiner 18000 Mann ſtarken Be⸗ 
fagung capitulirte, war die wichtigfte Folge dieſes Stege. Auch Liegnig ergab ſich gleich darauf, 
und nur Schweidnig hielt jih noch, währenn non der ganzen Öflerrethiichen Armee kaum 
37000 Mann die böhmifche Grenze erreichten. Schleflen war fomit gerettet. 
Nach zwei Siegen, wie die von Roßbach und Leuthen waren, konnte F. allerdings den Feld⸗ 
zug vom Jahre 1758 mit friſchem Muthe und neuen großen Hoffnungen eröffnen; denn von 
feinen Friedensvorſchlägen wollte man iu Wien durchaus nichts Hören. Feſt entichloffen, 
den Kampf bis aufs Hußerfte durchzufechten, Hatte das Eaiferliche Gabinet gleich zu Anfang bes 
Jahres fein Bündniß mit Rußland und Sranfreih nur um fo enger geſchloſſen und zwar mit 
dem beflen Erfolg. Die ruffifhe Armee unter Feldmarſchall Kermor brach bereit! um die 
Mitte Januar wieder über die Grenzen herein, nahm ohne Widerſtand Memel und Königs: 
berg hinweg und befegte ganz Oftpreußen als ruſſiſche Provinz. Nothgenrungen mußte fich 
daher F. feinerfeitd wieder um jo enger an England anſchließen. Am 11. April erneuerte er mit 
dem britifchen Gabinet feinen Allianz und Subiidienvertrag dahin, daß ihm 670000 Pf. St. 
jährliche Hülfägelver gezahlt und die Armee in Hannover durch einige engliſche Truppen ver- 
ftärkt werben follte, zu welcher auch der König noch einige preußifche Regimenter ftoßen laflen 
wollte. Damit und mit den in Sachſen aufgebrachten Gontributionen konnte der König fein 
Thon ſehr geſchwächtes Heer doch wieder auf einen ziemlich achtbaren Fuß bringen. 

Der Herzog von Braunſchweig rüdte diesmal zuerft ins Feld. Schon im Februar griff er 
die Franzoſen auf allen Punkten an und warf fie nach vem Rhein zurück; am 23. Juni flug 
ex fie bei Krefeld und wußte fie hierauf, obgleich er über den Rhein zurückgehen mußte, das 
ganze Jahr hindurch noch fo zu befchäftigen, daß ihr weiteres Vorbringen in Deutſchland nicht 
zu befürchten war. F. konnte alfo feine Hauptmacht wieder ungeflört den Öfterreigern ent= 
gegenführen. Bereits am 18. April nahm er Schweibnig weg und mußte den Feldmarſchall 
Daun über feine eigentlichen Abſichten fo gefickt zu täufchen, daß er, waͤhrend ihn biefer mit 
feiner Hauptmacht in Böhmen erwartete, unverfehens in Mähren eindrang und Olmütz be- 
drohte. Leider entiprac aber Diefer fühne Streich den gehegten Erwartungen nicht. Die Zu⸗ 
fuhr nad Mähren mar äußerſt ſchwierig und das preußifche Truppencorps zu ſchwach, um Die 
Belagerung von Olmüg mit Erfolg zu betreiben. Glücklicherweiſe gelang e8 aber doch F. durch 
einen äußerſt geſchickten Rüdzug, welchen man dem der 10000 Griechen unter Zenophon an 
die Seite gejegt hat, feine Armee und fein Kriegämaterial mit geringen Verluſten wieder nady 
Böhmen zurüdzuführen,, wo er bereitd Mitte Zuli eintraf. 

Hier aber faum angelangt, wurde er durch dad Vorbringen ver Auffen in der Reumark und 
die Immer gefährlicher werdenden Streifzüge der Schweden fogleich wieder nad Norben Hin ge: 
zufen. Am 15. Aug. hatten die Ruffen bereits Küftrin durch ein furdtbares Bombardement 
in einen Trümmerhaufen verwandelt. F. befchloß für dieſe Greuelthat fofort Rache zu nehmen. 
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Am 25. Aug. griff er mit feiner nur 32760 Mann ſtarken Armee vie 52000 Mann ſtarken 
Rufen in ber Nähe des Dorfes Zorndorf an; ed war eine in ihren Cinzelheiten fürchterliche 
Schlacht, in welder auch F. den ennlihen Sieg mit ſchweren Opfern erfaufen mußte. Er hatte 
nicht weniger ald 11000 Mann verloren, während der Berluft der Ruſſen mindeſtens das Dop⸗ 
pelte betragen haben foll. Außerdem hatten fle 103 Kanonen und 27 Fahnen und Standarten 
in den Händen der Preufen gelaffien. Bis zum 1. Sept. blieben beide Heere noch unthätig 
einander gegenüberflehen,, bis fich vie Ruſſen auf Landsberg und dann, nad) einem vergeblichen 
Angrifi auf Kolberg, zu Ende October über die Weichfel in ihre Winterquartiere zurüdzogen. 
Rah der Schlacht von Zorndorf wagien auch die Schweden, von den Ruſſen im Stich ge: 
laſſen, für jegt nicht weiter vorzudringen, ſodaß %., welder nur ein Beobachtungacorps von 
16000 Wann im Norden zurüdließ , feine ganze Thätigkeit wieder Sachſen und Schleflen zu= 
wenben konnte, wo bie Verhältniſſe indeß allerbingd eine bedenkliche Wenpung genommen 
hatten. Den nur ſchwachen preußifgen Truppen fland dort die anjehnlich verftärfte Reichs⸗ 
armee, welche aus Franken nad Böhmen vorrückte und Sachſen bedrohte, und vie oͤſterreichiſche 
Hauptmacht unter Feldmarſchall Daun, welche in der Lauftg feften Fuß gefaßt hatte, gegenüber. 
Bon hier aud ging Daun dann, während bie Reichsarmee bis nad) Pirna vorbrang, gerabezu 
auf Dresden los, wo die Preußen unter Prinz Heinrich, des König Bruder, ein fefted Lager 
bezogen hatten. Bereitd am 10. Sept. traf F. mit.alfen Truppen, welche er in ber Eile an 
nich ziehen Tommte, gleichfalls bei Dresden ein und nahm eine fo günftige Stellung, daß feine 
Beinde trog ihrer Überlegenheit hier doch nichts gegen ihn zu unternehmen wagten. 

Gleichzeitig waren die Oflerreiher aber. auch wieber in Oberſchlefien eingebrungen und 


hatten ſchon Oppeln und Neifle bedroht. Es fhien daher F. vor allem nöthig, jet hier ihren 


weitern Fortſchritten Einhalt zu thun. Er wandte fi alfo an ver Spige von nur 30000 Mann 


‚in Gilmärfchen wieber dahin. Daum folgte ihm jenoch mit 65000 Mann und nahm am 


10. Det. in ber Nähe des Dorfes Hochkirch, unweit Baugen, ven Preußen gegenüber eine 
üußerft vortheilhafte Stellung ein. Gleichwol vertraute F. feinem Siegesglück auch hier wieder 


‚ jo weit, daß er die Schlacht wagen wollte. Lnglüdlicherweife war indeß Daun durch Ver⸗ 


tath von allen feisten Blanen fo weit unterrichtet, daß er feine Maßregeln dauach treffen und F. 

durch jenen Überfall in ver Naht vom 13. zum 14. Oct. zuvorkommen konnte, welder 
einen ber trübfeligften Momente in der Heldengeſchichte F.'s und des Siebenjährigen Kriegs 
bildet. Die Preußen, im Dunfel der Nacht unverfehens in ihren Zelten überrumpelt, vafften 
ſich zwar ſchnell zufammen und fochten wie die Löwen, allein fie mußten am Ende doch ver Über: 
macht weichen. Etwa 9000 wurden von ihnen Taft wehrlos nievergemadt, und was dieſen 
Berluft noch um viele erhöhte, war der Umſtand, daß hier drei der beften Feldherren %.'8 den 
Heldentod fanden, Feldmarſchall Keith, Brinz Kranz von Braunſchweig und Fürſt Morig von 
Deilau, des gleichfalis fehr empfindlichen Verluſtes von 101 Gefhüigen, 28 Fahnen, 2 Stan: 
barten und des größten Theil ver Zelte gar nicht zu gedenken. Aber auch pie Oſterreicher hatten 
biefen Sieg theuer genug erfauft, indem fie mindeſtens eine gleiche Zahl ihrer beften Truppen 
auf dem Schlachtfeld gelaſſen hatten. 

Auch noch infofern war biefer Tag für F. ein wahrer Unglückstag, als er an demſelben feine 
geliebteſte Schweſter, vie Markgräfin von Batreuth, verlor. Das alles war wohl geeignet, ihn 
abermals in eine fehr trübe Stimmung zu verfegen, aus welcher ihn am Ende nur wieder das 
Dewußtijein feiner Kraft und das Selbfivertrauen zu ver Gerechtigkeit feiner Sache heraus: 
reißen konnten. Gern hätte er jept wol die Waffen niebergelegt, um feinem Volke die ſchweren 
Opfer, die der Krieg ihm auferlegte, zu erfparen und Deutfäland bie Ruhe wienerzugeben, 
welche es ſchon fo lange entbehren mußte; allein fein Misgeſchick hob ja nur um fo mehr ben 
Stolz und die Sartnädigkeit feiner Feinde, und folglich mußte auch er nothgedrungen fi mit der 
äußerften Anſtrengung zur Fortfegung des Kriegs entſchließen. . 

Seine Ausdauer wurde aud anfangs wieder duxch glückliche Erfolge belohnt. Durch eine 
ſchnelle Bewegung nad) Schleften hin zwang er bie Öfterreicher bie Belagerung bes ſchon hart 
bebrängten Neiſſe aufzugeben und fich gleich darauf ganz aus Schlefien nah Mähren zurüd: 
zuziehen. Auch gegen Drespen, welches General Schmetiau bis aufs Außerſte zu verteidigen 
entf&loflen war, wagte Daun in biefem Jahre mit ber oͤſterreichiſchen Hauptarmee um jo weni⸗ 
ger mehr etwas zu unternehmen, da F. ſelbſt in aller Eile dahin zurüctgefehrt war. Daun zog 
daher ruhig nach Böhmen ab, während die Reichsarmee nach Franken zurüdging und auch bie 
Schweden mit leichter Mühe nad) Stralfund zurüdgevrängt wurben. 

Der Feldzug vom Jahre 1759 wurde unter ziemlich glüclichen Aufpicien abermals von dem 
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Herzog Ferdinand von Braunſchweig eröffnet. Die Franzofen hatten ſich nämlich ſchon wäh⸗ 
rend des Winters Frankfurts a. M. bemächtigt und waren nach einem für ſie ſiegreichen Gefechte 


bei Bergen, am 23. April, in der Rähe von Frankfurt, weiter in Deuffchland vorgedrungen, wo 
namentlich Kaſſel, Münfter und Minden in ihre Hände fielen. Bei dem legtern Orte brachte 


ihnen aber der Herzog von Braunfchweig am 1. Aug. eine fo empfinnlicge Nieverlage bei, daß 


iie alle ihre Eroberungen wieder aufgeben mußten und ven Rückzug nad dem Rhein antraten. 
3. ſelbſt, welcher diesmal nicht gerade offenfiv zu Werke gehen wollte, hatte ſich unterdeß ziem- 
lich rubig verhalten und jeine Operationen auf die Zerftörung einiger feindlihen Magazine an 


ben Grenzen von Polen und Böhmen beſchränkt. Auch vie Reihsarmee in Franken Hatte ſich 


mit ihm nicht in einen ernflen Kampf eingelaflen, fondern war ſchon im Mai-von Prinz Heinrich 
bis nah Nürnberg zurüdgebrängt worben. 

Gefährlicher wurden dagegen in diefem Jahre die Unternehmungen der Ruſſen. Sie waren 
bereitö Ende April wieber über die Weichfel gegangen und in der Abſicht, fih mit ben Öfter: 
reichern zu vereinigen, nad) einem für fle fiegreichen Gefechte bei Zullihau anı 23. Juli, in wel⸗ 
chem die Preußen 8000 Mann verloren, ohne Aufenthalt bis in die Gegend von Frankfurt a. O. 
vorgebrungen. Sie zählten damals, mit Einfhluß eines öſterreichiſchen Hülfscorps unter 
Laudon, 70000 Mann; denen F., welcher fie hier um jeden Preis aufhalten zu müflen glaubte, 
nur 43000 Mann. entgegenführen Eonnte. Am 12. Aug. fließ er in ver Nähe des Dorfes 
Kunersdorf, öfllich von Frankfurt, auf die Ruffen unter dem Befehl des Generals Soltikow; 
der Anfang ver Schlacht war den Preußen günftig, zivei Drittheile ver Feinde wurden von ihnen 
mit dem Berlufte von 90 Geſchützen gemorfen. Nod war aber der Sieg nicht. entfchieben, und 
durd ein unglüdlihes Verhängniß wanbte er ſich am Ende doch den Rufen zu. Die Schlacht 
mar überhaupt, wie alle die, weldye in Diefem Kriege mit ven Ruffen gefchlagen wurden, eine 
ver blutigſten; es wurde von beiden Seiten mit der äußerften Erbitterung gekämpft. %. felbft 
ſchwebte mitten im Schlahtgewühl mehrere male in Lebensgefahr und gerieth durch ven un- 
glüdlichen Ausgang ver Schlacht in Die äußerſte Verzweiflung. Sie hatte ihm 18000 Mann, 
172 Geſchütze, auch die von den Ruffen erbeuteten 26 Fahnen und 2 Standarten gekoſtet, wäh⸗ 
rend die Rufſen freilich auch ihren Verluſt auf mindeftend 16000 Mann auſchlagen mußten. 
„Ich. habe feine Hülfe mehr‘, fchrieb er damals an ben Staatsminiſter Grafen Finkenſtein, 
„und um die Wahrheit zu ſagen, ich glaube, daß alles verloren iſt. liberleben werbe ich den 
Sturz meined Baterlandes nicht. Leben Sie wohl auf ewig.“ 

Borzüglidy ſchwer traf F. auch hier wieder der Tod mancher feiner tapfern Offiziere, nament- 
lid) ded auch ald Dichter rühmlich bekannten Majors Chriſtoph Ewald von Kleift, weiber am 
24. Aug. zu Frankfurt a. D. an feinen Wunden ſtarb. 

Zum Glück benutzten aber die Ruſſen ihren Sieg nicht jo, wie man wol zu befürchten Ur⸗ 
fache Hatte. Auſtatt ſogleich weiter, in ver Mark vorzugehen und pad unvertheibigte Berlin 
anzugreifen, zogen fie ſich, mit den Oſterreichern zerfallen, erſt nach ver ſchleſiſchen Grenze und 
dann nad Polen zurück. Nichts fonnte F. willkommener jein, da unterveß auch die Reichs- 
armee mieber in Sachen eingedrungen war, ſchnell nacheinander Leipzig, Torgau und Witten⸗ 
berg beſetzt hatte. und bereits Dresven bedrohte, während auch die Ofterreicher unter Daun ihre 
Operationen abermals vorzüglich gegen Schlefien richteten. Dresden war ſchon nicht mehr zu 
retten; es mußte eapituliren, und obgleich &. ſelbſt bie Oſterreicher durch einige geſchickte Bewe⸗ 
gungen wieder aus Sachſen hinausdrängte, wo blos Dresden in ihrer Gewalt blieb, jo endigte 
der Feldzug für ihn doch niit einem harten Schlage. Ein Korps von 11000 Mann unter Ge⸗ 
neral Fink, welches Daun ven Rückzug nad Böhmen abſchneiden follte, mußte jih am 21. Nov. 
in der Nähe des Dorfes Maxen ergeben. 

Gleichwol mußte ver König die Feinde. auch während des Harten Winters von fei einem Lager 
bei Wildbruf aus fo in Schranken zu halten, daß fie nichts weiter gegen ihn zu unternehmen 
wagten und fein ganzer Berluft in biefem verhängnigvollen Jahre auf Dresden und bie Im: 
gegend fowie einige unbebeutende Bejigungen in Bommern beſchtänkt blieb. Aber im übri⸗ 
gen waren die Anftrengungen und die Berlufte, namentlih an Mannſchaft, Kriegematerlal 
und Geldmitteln, in biejem Feldzuge doch zu groß geweſen, als daß der König bie Herflellung 
bes Friedens nicht fehnli hätte wünſchen follen. Die Schritte, welche F. zu dieſem Zwecke chat, 
blieben indeß ohne Erfolg, weil Marin Iherefla nie Waffen nicht eher nieverlegen wollte, als bis 
fie Schleflen wiedergewonnen hätte imd aud Die Pompadour ihren Haß gegen ven König noch 
nicht genug gefättigt hatte. Mit den äußerſten Anftrengungen brachte F. während des Winters, 
in welchem er feinem Seelenfchner; über das Unglück ſeines Reichs und die Zerriffenheit Deutſch⸗ 
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lands unter anderm auch in der fhönen Ode „An bie Deutfchen‘’ und in feinen Briefen an Al⸗ 
garotti ergreifenden Ausprud gab, doch nur 90000 Dann meiftend noch ungeübter Truppen 
jufsmmen , mit denen er den 200000 Mann feiner Feinde die Spige bieten follte. 

Gr Eonnte es daher auch nicht wagen fogleich angriffsweife zu Werke zu geben, fondern 
ſuchte ſich zunächſt auf einer geſchickten Defenfive zu halten, wobei ihm die Uneinigfeit feiner 
Gegner wohl zu attenfam. Doch nöthigte ihn das Vorbringen der Oflerreicher unter Laudon in 
Oberſchleſien, wo dieſelben am 23. Juni 1760 bei Landahut ben Breußen unter General Fouque 
eine empfindliche Niederlage beibrachten und dann dieſe Stadt arg Heimfuchten, nun auch feiner= 
ſeits zu entichiedenerm Auftreten. Nachdem er daher vie Hſterreicher unter· Daun durch ein ge⸗ 
ſchicktes Mandver aus ihrem verſchanzten Lager bei Dresden nach Schleſien gelockt hatte, führte 
er gegen dieſe Stabt ſelbſt einen kühnen Streich aus. Am 14. Juli erfchien er.vor verfelben und 
begann fofort pie Beſchießung, welche bald zu einem verheerenden , aber am Ende body nutzloſen 
Bombardement-wurbe. Bereit am 29. Juli mußte er von Dreisen abziehen, un wieber 
nad Schleſien zu eilen, wo Laubon am 26. Juli Glatz weggenommen hatte und fofort mit 
50000 Mann vor Breslau erfchienen war. 

Die heldenmuͤthige Bertheidigung vurch General Tauengien und das zum Entfag herbei⸗ 
geeilte Corps unter Prinz Heinrich retteten zwar vie ſchlefiſche Hauptſtadt, allein nun ſah ſich F. 
gendthigt, auch noch ver unter Daun und Laudon vereinigten Hauptmacht der Ofterreicher, in 
der Stärke vor 95000 Mann, mit faum 30000 Mann entgegenzutreten. Die Schlacht, bei 
weldyer der Berluft von Schlefien auf dem Spiele fand, mußte gleichwol gewagt werden. Sie 
fiel am 15. Aug. in ver Nähevon Liegnig vor und vermehrte den Heldenruhm F.'s abermals 
durch einen jener glänzenden Siege, welche ihn den größten Feldherren aller Zeiten an die Seite 
gefegt Haben. Bit einem Berlufte von 10000 Mann und 82 Geſchützen wurben die Hſterrei⸗ 
er überall geworfen, ſodaß fie ſich nach der böhmischen Grenze zurückziehen mußten, während 
F., welcher nur 3500 Mann verloren hatte, glücklich feine Vereinigung mit dem Corps des 
Prinzen Heinrich bei Breslau bewirken fonute. Die verritelie Bereinigung der Ruffen unter 
Soltitow mit der Hauptmacht der Ofterreiger mar überbied nod ein wefentliger Gewinn dieſes 
Siegs. Denn Soltikow, welcher gleichfalls ſchon in Schleſten vorgedrungen war, zog fi in⸗ 

folge vefſelben ohne Aufenthalt wieder nach der Grenze von Polen zurück. 

Leider war aber $. nicht im Stande, den bald darauf ausgeführten Einfall dernun wieder 
vereinigten Oſterreicher und Ruſſen in die Mark Brandenburg zu verhindern. Bereits am 
9. Det. hatten ſich die Muffen unter General Tottleben der Hauptſtadt Berlin bemächtigt, dort 
eine Contribution von 3 Mitt. Thlen. erzwungen und in Gemeinſchaft mit den Ofterreihern 
alles dort vorgefundene Kriegämaterial entweder vernichtet ober mit: hinweggeſchleppt. Auch 
Potsdam und namentlich Eharlottenburg mußten dann noch die barbarifche Zerftörungsluft der 
Feinde empfinden , melde ſich vorzüglich am legtern Orte felbft auf die von dem König in dem 
dortigen Schlofle mit großen Koften zuſammengebrachten herrlichen Kunftihäge erſtreckte. 
Zum Süd reichte Shen der bloße Name F.'s hin, diefe Barbaren ebenfo ſchnell, wie ſie gekom⸗ 
nen waren, auch wieder zum Abzug zu beivegen. Auf die Rachricht, daß er.an der Spige feiner 
Truppen von Schleflen ber im Anzuge fei, gingen die Ruffen ſchon am 12. Dct. über die Oder 
zurück, während die Öfterreicher fih nach Sachſen wandten, meldeö nun faft ganz in ihre Hände 
fiel, foweit es nicht jchon vorher von ber Reichsarmee befegt werden war. 

$. folgte ihnen dahin auf dem Fuße, weil er wohl wußte, daß es, wenn er ſie hier nicht zu 
Boden werfe, abermals un die Darf geicheben fei, weldye ſchon wieder von ven Ruſſen bedroht 
wurde. Bei Torgau fließ er mit nur 44000 Mann auf die 64000 Mann ftarke oͤſterreichiſche 
Hauptarmee unter Daun. In ver hier am 3. Ron. gelieferten Schlacht, einer der blutigfien und 
in ihrem Verlaufe merkwürdigſten dieſes ganzen Kriegs, ſchwankte ver Sieg fo hin und her, 
daß F. ſelbſt ſchon alles verloren gegeben hatte, als noch ſpät am Abend, vorzüglich durch Zie- 
ten's Geſchick und Tapferkeit, derfelbe ben preußiſchen Fahnen gerettet wurde. Daun, ſchwer 
verwundet, ließ noch in der Nacht feine Truppen über bie Elbe zurückgehen und Torgau räumen. 
&r hatte 16000 Mann verloren, während F. feinen Verluſt auch auf mindeſtens 12000 Dann 
anſchlagen mußte. Daun, welcher fi nach Dresden zurückgepogen hatte, von da vollends über 
die böhmifche Grenze hinüberzuwerfen, wollte indeß F. nicht gelingen; doch war ed ſchon ein 
wefentliher Gewinn, daß ſich Die Ruffen nun ohne weitern Aufenthalt nah Polen und bie 
Reichsarmee nad Franken zurädzogen, während auch bie Hſterreicher Oberfchlefien räumten, 
wo blos noch Glat in ihren Händen blieb. 

Auch zwifchen den Franzoſen und der verbündeten Armee unter ben Herzog von Braun⸗ 
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ſchweig war in dieſem Jahre mit wechſelndem Glüde gekämpft worden, ohne baß dadurch eine 
für den Ausgang des Kriegs wefentliche Entfcheidung herbeigeführt worben märe. Indeß war 
es doch Frankreich, welches zuerſt, des langen Kriegs mühe, während des Winters einige Aner- 
bietungen wegen Herftellung des Friedens machte. Sie führten aber zu keinem Refultate, weil 
die Zumuthungen, welche man F. machte, weder mit feinen Intereilen noch mit feiner Ehre ver⸗ 
einbar waren. Lieber follten nohmald alle Kräfte aufgeboten werben, um aus biefem ſchweren 
Kampfe fiegreih und mit Ehren beroorzugehen, zumal da,&. wohl wußte, daß auch bei feinen 
Teinden, namentlich den Ofterreigern, die Mittel zur Fortſetzung deſſelben ſchon nicht mehr im 
Uberfluß vorhanden waren. . 
* Den Winter brachte er in Leipzig zu, ließ von da, als Repreflalie für die barbariſche Ver— 

wüftung ded Schlofles Charlottenburg, das ſchoͤne Jagoſchloß des Königs von Polen, Huber= 
tusburg, plündern und hielt fih dann mit feiner verhältnigmäßig nur ſchwachen Häuptarmee 
wieder fo lange wie möglid auf einer geſchickten Defenfive.. Doch nöthigte ihn auch jegt der 
Plan ver Ofterreiher und Muffen, mit vereinten Streitfräften in Schleſten einzufallen, bald 
, fein Augenmerk vorzüglid dahin zu richten. Dabei kam es zuvörderſt darauf an, womdgli bie 
beabfichtigte Bereinigung der 75000 Mann ſtarken Öfterreichifchen Armee mit pen 60000 Ruſſen 
zu Hintertreiben, welche ihr Feldmarſchall Buturlin zuführen follte. F. konnte dazu nur 
55000 Mann verwenden, an deren Spige er im Mai aus Sachſen nah Schleſten aufbrad. 
Doch follte es ihm ebenfo wenig gelingen, vie gefürchtete Bereinigung beider feindlichen Heere 
zu vereiteln, wie er e8 wagen konnte, mit ihnen, nachdem ſie im Auguft in der Gegend von Strie⸗ 
gau wirklich ſtattgefunden hatte, ven offenen Kampf aufzunehmen. Er bezog daher ihnen gegen= 
über ein befeftigte® Lager bei Bunzelwig, vorzüglich in ber Hoffnung, daß fie ſich bei der Schwie- 
rigfeit der Zufuhr nicht lange in dieſer Stellung würven halten koͤnnen, und daß fie die ihm 
wohlbekannte Uneinigkeit unter ven Führern gar nicht zu einem gemeinſchaftlichen entſchloſſenen 
Angriff würde gelangen laflen. Unb darin hatte er fich nicht getäuſcht. Schon am 10. Sept. 
ging die rufftfhe Hauptarmee nad der Ober zurück, während Laudon mit nur 12000 Rufen 
unter General Tſchernyſchew eine geflchertere Stellung in ben ſchleſiſchen Gebirgen einnahm. 

Ihn Hier vollends zu verdrängen, war bie allerdings ſchwierige Aufgabe, deren Löfung %. 
jegt ind Auge fallen mußte; fie follte ihm aber nicht gelingen; denn Laudon kam ihm zuvor und 
überrumpelte in der Nacht vom 30. Sept. zum 1. Oct. die Feſtung Schweibnig, durch deren 
Befig er wieder, mehr mie je zuvor, in Schlefien feften Fuß gewann. F. mußte ſich daher damit 
begnügen, ihm gegenüber eine beobachtende und moͤglichſt geficherte Stellung bei Strehlen ein: 
zunehmen. Während er aber dadurch hier Daun im Schach hielt, traf ihn nod) vor Ausgang 
des Jahres Infofern ein harter Schlag, als die von den vereinten Streitkräften ver Ruflen und 
Schweden hart bevrängte Feftung Kolberg nad mehrmonatlichem heldenmüthigen Widerſtande 
am 16. Dec. 1761 in die Hände der Ruſſen fiel, welche paburdh in Pommern ebenfo feften Fuß 
‚faßten, wie die Ofterreicher durch die Einnahme von Schweidnitz in Schlefin. Noch härter traf 
ihn zu Ende diefes Jahres vie Umwandlung ver englifhen Politik, ver zufolge ihm ver foeben 
zur Regierung gelangte König Georg III, ganz unter dem Ginfluß feines Günftlings Lord 
Bute, welchem der edle Pitt hatte weichen müflen, fernerhin vie bisher bezahlten Subſidiengelder 
verweigerte und überbied jehr geneigt ſchien, mit Frankreich Frieden zu fchließen. - 

Unter diefen Umfländen konnte F. nur mit trüben Ahnungen in die nächte Zukunft blicken, 
welche auch in feiner damaligen fhriftftellerifchen Tätigkeit, die ihm zugleich Troft und Erho— 
lung gewährte, nur zu veustlich zu Tage treten. Das Jahr 1762 follte ihm aber eine unerwar- 
tete Rettung aus hoͤchſter Bebrängniß bringen. Der am 5. San. dieſes Jahres erfolgte Tod der 
Kaiſerin Elifaberh von Rußland befreite ihn von feiner erbittertften Feindin, während ihr Nach⸗ 
folger,, Peter DI. ; längſt fon im ftilfen fein eifrigfler Verehrer gewefen war. Die nächſte 
Folge davon war ein Waflenftilifiann und dann ber am 5. Mai abgefchloflene Friede mit Ruß⸗ 
land, dem zufolge dieſes alle Eroberungen aufgab und fämmtliche rufjifche Truppen aus Pom⸗ 
mern, ber Mark, Preußen und Schleflen zurüdgezogen tvurden. Ja glei darauf verftand fü 
Peter fogar zu einem foͤrmlichen Schugbünpuig mit F. und ließ das Corps unter General 
Tſchernyſchew zu feiner Armee ſtoßen. Das brachte natürlich auch eine gänzliche Umwandlung in 
der Politik der übrigen Mächte mit fih. Wit Schweden kam bereitö am 22. Mai ein Frjede zu 
Stande, welcher alles auf ven Fuß zurüdführte, wie e8 vor dem Kriege geweſen war, und auch 
Maria Theeefia, welcher der Berluft des ruffifchen Hülfscorps um fo empfindlicher war, weil 
ihre eigenen Truppen um diefe Zeit durch böfe Krankheiten ſehr geſchwächt morben waren, hätte 
wol gern die Hand zum Frieden geboten, wenn fie nur den Verluft von Schlefien hätte ver- 
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ſchmerzen Eönuen. Dort ftand auch noch ihre Hauptmacht unter Daun, welcher in Schweidnitz 
und in den Gebirgspäfien feften Fuß gefaßt Hatte. | 

F. mußte es alfo nochmals mit ihm aufnehmen, was ihm freilich um fo fhmerer murbe, da 
er jich durch Die unkerdeß in Peteröburg eingetretene StaatSummwälzung, welche Peter IL Thron 
umd Leben foftete und die Geſchicke des ruſſiſchen Reiche fortan in die Hände der Kaiſerin Katha- 
ring II. legte, plöglich wieder in den auf bie Hülfe von Diefer Seite geſetzten Hoffnungen arg ge= 
täuſcht ſah. Der mit Preußen abgeihloflene Friede wurde für aufgehoben erklärt, und pas ruſſi⸗ 
ſche Hulfscorps unter Tſchernyſchew erhielt Befehl, ſich unverzüglich von der preußifchen Armee 
zurüdzuziehen. Dod gelang e8 F. Tſchernyſchew wenigftens noch drei Tage zurückzuhalten, und 
diefe benutzte ex mit dem beften Erfolge dazu, Daun aus feiner feften Stellung in den Gebirgen 
berauszuwerfen. Am 12. Juli wurben feine Berfhanzungen zwifchen Burkersdorf und Leut- 
mannddorf von den Preußen mit Sturm genommen, worauf er ſich nad} einem vergeblichen An: 
griff auf daß bei Reichenbach flehende Korps unter dem Herzog von Bevern in bie Grafſchaft 
Glatz zurückzog. Nur Schweipnig hielt fi noch, bis es nach einer mehrmonatlichen Belage- 
gerung infolge einer furdtbaren Bulvererplofion am 9." Det. gleihfall® in die Gewalt der 
Preußen fiel. 

Hiermit war num aber auch ganz Schlefien gerettet, ſodaß nur nod ein Theil von Sachfen 
in den Händen der Feinde, ber mit den Ofterreichern vereinigten Reichsarmee blieb. Aber auch 
über diefe evfeht Prinz Geinrih am 29. Oct. Bei Freiberg einen glänzenden Sieg, welder 
biefem Feldzug und zugleich dem ganzen Kriege ein Ende machte. Denn glei darauf wurde ein 
Waffenſtillſtand abgeſchloſſen, weicher nur der Vorläufer des definitiven Friedens war. 

Zwei Umſtände beſchleunigten noch befonders ven legtern. Erſtens hatte Die Kaiferin Ka- 
iharina I. ihren feindlichen Sinm plögli wieber geändert und ben früher mit Preußen abge⸗ 
ſchloſſenen Frieden in allen Punkten beflätigt, und zweitens kam, nachdem ber Herzog von 
Braunſchweig das ganze Jahr hindurch gegen die Branzofen eine fiegreidhe Viberlegenheit be⸗ 
Hauptet und den Feldzug durch die am 1. Nov. erfolgte Einnahme von Kaffel glücklich beendigt 
Hatte, auch bald darauf der Friede zwifchen Frankreich und England zu Stande. Maria Therefia. 
hatte nun den Muth nicht mehr, allein auf dem Kampfplake zu bleiben, zumal da F. durch 

einem ebenſo jänell als glüdlich ausgeführten Streifzug nah Franken auch die Heinen Reihe: 
fürften zum Abfall bewog und envlich ſelbſt bie noch am Rhein ſtehenden Franzoſen infolge 
einer ernften Demonftration fi ohne Kampf zurückzogen. 

So bot man denn von allen Seiten nur ger zu gern bie Hand zum Abſchluß des Friedens. 
Die betreffenden Verhandlungen der Besollmächtigten von Preußen, Oſterreich und Sachſen 
nahmen bereits am 31. Dec. 1762 auf dem Jagdſchloß Hubertusburg ihren Anfang und führ⸗ 
tem am 15. Febr. 1763 zur Unterzeichnung des Friedens. Ihm zufolge wurben alle Eroßernn= 
gen zurüdigegeben und die Befigverhältniffe ganz auf Grund ver frühen Friedensſchlüſſe wieder: 
bergeflellt. Auch Glatz, weldyes Öfterreid) für fih in Anſpruch nehmen wollte, mußte an F. 
abgetreten werden, wogegen ſich derſelbe verpflichtete, dem Erzherzog Joſeph feine Stimme bei 
der roͤmiſchen Koͤnigswahl zu geben. So hatte e8 %. am Ende doch feiner Auspauer, feiner 
Umſicht und feinem Heldenmuthe zu danken, daß er flegreih und ruhmvoll aus Diefem ſchweren 
Kriege hervorging, wähend feine Feinde ihren Hauptzweck, ihm Schlefien zu entreißen und ihn 
für alle Zukunft zu vemüthigen, nicht erreicht hatten. Er wurbe dafür aber auch jegt als ver 
Held des Jahrhunderts gefeiert, jeine großartige Erſcheinung galt überall als das Vorbild 
echter Regententugend, an deſſen Anblick man ſelbſt nach fo ſchweren Zeiten wieder Bertrauen 
zu Preußens und Deutſchlands Zukunft faßte. | 

Aber F. felbft verfannte am wenigſten, mit welchen ungeheuern Opfern alles dies erfauft 


. worben jei. Man erzählt, daß er, ald er am 30. März in ſpäter Abenbflunde feinen triumphi- 
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renden Einzug in Berlin hielt, die ihm dargebrachten Huldigungen in hoͤchſt gedrüdter Stim⸗ 
mung in Empfgag genommen und jeinem Schmerze über die Leiden feines Reichs bei dem kurz 
Darauf in der Schloßkapelle zu Charlottenburg veranflalteten Dankfeſte durch bittere Thränen 
Luft gemacht habe. Er mußte wohl, daß er deren noch viele gu trocknen, noch manche tief ge= 
ſchlagene Wunde zu heilen habe. Auch war es nach bergeftelltem Frieden feine erfte Sorge, den 
am meiften bevrängten Provinzen durch anfehnliche Iinterfiügung mit Naturalien und Gelb 
ihre Leiden möglich zu lindern. Zu dieſem Zwecke allein wurben fofort mehrere Millionen 
Kftimmt. Ä 

Aber je, ſchwerer auch noch dieſe Opfer dem erſchoͤpften Lande fallen mußten, deſto mehr 


“war F. darauf bedacht, die Hülfsquellen deſſelben wieder auf moͤglichſt ergiebige Weile finfiig 
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zu machen. Dabei waren namentlich auch gewifle übel zu beben, welche Die Noth des Kriegs 
unvermeidlich gemacht hatte. Unter andern hatten vie Müngverfchlehterung und bie Einfüh- 
rung eines erft nach ven Kriege einlöäharen Bapiergelves viele Familien ins Elend gebracht. 
Zugleich erforverte die Erhaltung ver Armee auf einem adhtunggebietenden Fuße natürlich noch 
immer bebeutende Gelpmittel. Sie mußten alſo aufgebracht werben, fowie man aud darauf 
Bedacht nehmen mußte, für ven Norhfall den audgeleerten Staatsſchatz wieber einigermaßen 
zu füllen. In der Wahl per Mittel dazu war indeſſen F. nicht immer glüdlid. Die Einführung 
eined neuen Zollſyſtems nad franzoͤfiſchem Muſter und gewiſſer Monopole zum Vortheil der 
Krone und im fiscaliſchen Intereſſe, wie z. B. des Kaffees und des Tabacks, verfehlten Ihren 
Zweck, zumal da ſie auch einen in erſchreckender Weiſe ũberhandnehmenden Schleichhanbel für 
Folge hatten, welcher auf die Sittlichkeit. [ehr nachtheilig einwirkte. Überhaupt darf man nit 
vergefien, daß %. in feiner innern Bolitif, bei aller Freiheit des Geifted, in vieler Beziehung 
noch unter dem mächtigen Einfluffe feiner Zeit ſtand, welcher ihm nicht geftattete, ſich über Die 
Borurtheile zu erheben, bie in ven Augen ver Nachwelt auch auf felne ruhmreihe Regierung 
manden Schatten geworfen haben. So hielt er 3. 8. ſtreng an der ſtarren Trennung der 
Stände feſt, obgleich er jdem, dem Bauer und Bürger wie dem Adel, ven er allerdings be: 
fonder& bevorzugte, in feiner Sphäre fein Recht und fein Anſehen bewahrt wiffen wollte. 

Er that ungenein viel, um das Wohlſein aller auf gleiche Welfe zu fördern. Den Land⸗ 
bau fuchte er vorzüglich durch die Anlage von Colonien in noch unbebauten Gegenden und bie 
Urbarmachung wüſfte liegender Landesſtrecken, woranf.er jehr bebeutende Summen verwendete, 
zu heben. Handel und Induſtrie wurden durch die Errichtung einer Menge Fabriken und neu- 
eröffnete Verkehrswege, namentlid auch durch künſtliche Wafferftraßen, z. B. den Bromberger 
Kanal, welcher vie Ober mit ber Weichſel verband, weſentlich geförbert: In dieſer Beziehung 
richtete F. feinen Biick auch ſchon in weitere Ferne. Bereits im Jahre 1765 ertheilte er einer 
beſondern Geſellſchaft rin ausſchließliches Privllegium für den Levantehandel auf zwanzig Jahre. 
Jedoch entſprach der dadurch zu erzielende Gewinn den gebegien Erwartungen nit, weil man, 
wie es ſcheint, die Sache nicht auf bie vechte Weile anzugreifen mußte. Aug die im Jahre 1772 
zu gleihen Zwecken gefliftete Seehanvlungs:Sorietät hatte nur geringe Erfolge, vorzüglich 
wegen ber ſchlechten Verwaltung durch vie an Ihre Spige geftellten Staatöminifter von der Horſt 
und von Goͤrne. Erſt nad F.'s Tode gedieh fie unter ber ein ſichtsvollen Leitung bed Staats⸗ 
miniſters von Struenſee zu hoher Blüte. 

Nicht minder wandte F. der Förderung der geiſtigen Intereſſen der Nation ſeine beſon⸗ 
dere Sorgfalt zu, obgleich er auch da alles auf naturgemäße Grenzen beſchränkt wiſſen 
wollte. Wünſchte er die hoͤhere wiſſenſchaftliche Bildung zur groͤßten Vollkommenheit ent⸗ 
wickelt zu ſehen, ſo glaubte er dagegen, daß der Volksunterricht am beſten beſtellt ſein würde, 
wenn er nicht über Dad Nothwendige, „ein biöchen leſen und ſchreiben“, hinausgehe. Man 
Dat es ihm freilich und mit Recht zum Vorwurfe genadt, daß ex für die namentlich nad dem 
Siebenjährigen Kriege ſchon mächtig aufftrebenve veutfche Literatur weder Sinn noch Empfäng: 
lichkeit gehabt Habe. Allein wenn fie ihn auch faft ganz verfchloffen blieb, weil ihm das Ver⸗ 
ſtaͤndniß dafür entging, fo, ahnte er Doch gegen pas Ende feines Lebens fehr wohl, was ſie der⸗ 
einft fein werde, und jagte ihr ſelbſt noch eine glänzende Zukunft vorher. „Die fhönen Tage 
unferer Literatur, chloß er feine im Jahre 1780 verfaßte Abhandlung „Über vie deutſche Li- 
teratur‘ , „ſiud noch nicht gefommen, aber fie nahen heran. Ich fage es euch, Tie werden er: 
iheinen ; ich werde sie nicht feben, mein Wter geftattet mir dazu feine Hoffnung. Ich Bin wie 
Mofes; ich fehe von fern dad gelobte Land, aber ich werde es nicht betreten.“ 

In religiöfer und Eichlicher Beziehung Hlieb F. bis and Ende feiner Tage ven Grundfügen 
einer aufgeklärten Toleranz treu. Beide Gonfefjionen hatten ſich gleichen Schuges und gleicher 
Rechte zu erfreuen, und ven Kathollken in Schleflen und Weftpreußen gab der König fogar 
noch dadurch einen beſondern Beweis von Wohlwollen und Duldung, daß er den aufgehobenen 
Sejuitenorden in feinen Staaten noch mehrere Jahre fortbeflehen ließ, vorzüglich weil er deffen 
Verdienſte un die Jugendbildung bei aller ihrer Einfeitigfeit doch zu Ihägen mußte. 

Nicht lag ihm aber mehr am Herzen als eine wohlbeſtellte Nechtöpflege. Hier wollte er 
mit unnachſichtlicher Strenge überall jo weit wie nur immer möglich jelbfithätig durchgreifen. 
Der vielbeſprochene Fall des Müllers Arnold, welcher dem Großkanzler von Fürſt ſeine Stelle 
und mehreren Räthen des ſtammergerichts überdies noch ihre Freiheit Eoftete, bemeift am beften, 
wie weit er darin gehen konnte. Bis and Ende feines Lebens befchäftigte ihn eine zweckmäßige 
Reform der Juftizverfaffung. Die fchönfte Frucht dieſes feines Strebend twaren das von bem 


Friedrich 11. Ä 27 


Zuftigminifler von Cramer audgearbeitete Allgemeine Randreht und die Allgemeine Ge- 
richtsordnung für Die preußifchen Staaten? deren Vollendung aber %. nicht mehr erleben folite. 

Neben viefer raftlofen Ihätigfeit für pie innere Verwaltung verlor der König aber auch 
die hoͤhere Politik, ſoweit ſie durch ſeine Beziehungen zu den auswärtigen Mächten bedingt 
war, nie aus den Augen. Die weitſtrebenden ehrgeizigen Abfihten ver Kaiſerin Katharina II. 
führten ihn fchon fehr bald nach Beendigung des Siebenjährigen Kriegs zu der Überzeugung, 
daß ed vor allem nöthig fein werde, nach dieſer Seite hin auf feiner Hut zu fein. Zunächſt Iag 
ed aber in feinem Interefle, fich mit der Kaiferin jo lange wie möglih auf einem freundlichen 
Fuße zu erhalten, und bad ıwar wol auch der Hauptgrund, warum er ihrer herrſchſüchtigen Bo- 
une in Bezug auf Polen anfange noch ziemlid bereitwillig entgegenfam. Infolge ves inm 
DOctober 1763 eingetretenen Ablebend König Auguſt's IH. hatte zwar ein Theil der polnifchen 
Patrioten die erledigte Krone %. für feinen Bruder, ven Prinzen Heinrich, angeboten; allein 
in ber Vorausſicht, daß die Annahme berfelben für ihn nur neue ſchwere VBerwidelungen zur 
Folge Haben würde, Hatte er fie mohlweislich abgelehnt. Er zug es vor, bereitö im April 1764 
mit der Kaiſerin ein foͤrmliches Bündniß zu ſchließen, demzufolge ſich beide gegenſeitig ihre Be⸗ 
figungen gewährleiſteten, im Fall des Kriege eine Unterflügung von 12000 Mann und 
480000 Thlen. Subſidien zufagten und in einem geheimen Artikel ſich verpflichteten, mit allen 
ihnen zu Gebote fießenden Mitteln die Grundverfaſſung der polniihen Repüblik, namentlich 
das unbefchränfte freie Wahlrecht aufrecht zn erhalten. 

Es war freilih ja ein Hohn, daß noch in demſelben Jahre, am 7. Sept., der Günft- 

king der Kaiferin, Stanislaus Auguft Boniatowffi, unter .vem Schuge von 10000 vor War: 
fhau ſtehenden Nuflen und ben bis au die polnifche Grenze vorgerückten preußiſchen Truppen 
zum König erwählt wurbe. Allein die weitern ungemeſſenen libergriffe, welche ſich Die Kaiferin 
in bie Angelegenheiten der Bolen erlaubte, und namentlid) bie fortwährende Vermehrung ihrer 
X tuppen in vem Rande mußten am Ende auch F. um fo mehr bedenklich machen, da fie Deshalb 
nun auch mit ber Bforte in ernſte Gonflicte gerieth, welche bereitö zu Ende des Jahres 1768 zum 
Ausbruche des Kriegs zwischen Beiden Mächten führten. Welche weitgreifenven Hoffnungen bie 
Koiferin an dieſen Krieg knüpfte, war F. kein Geheimniß, und indem er auch dieſe Berhältniffe 
fofort mit der ganzen. Schärfe feines politiſchen Verſtandes durchſchaute, erkaunte er wohl, daß 
es jegt an der Zeit ei, den ehrgeizigen Abfichten ver Kaiferin nach dieſer Seite Hin im Intereffe 
der Erhaltung des europäifchen Gleichgewichts einen wirklſamen Damm entgegenzufegen. 

Somie er aljo bereits zu Anfange des Glebenjährigen Kriegd auf die Hülfe der Pforte und 
der Tataren nicht geringe Hoffnung gefeht, am Une aber doch mit unfaglichen Mühen un 
großen Koſten meiter nicht erlangt hatte, ald nen Abſchluß des eriten, leider auch wenig frucht⸗ 
bringenden Freundfchafto- und Handelsvertrags mit dem Broßherrn vom 22. März 1761, fo 
wandte er auch jegt wieber feine Blide nad Konflantinopel, um durch die Erhaltung der Inte: 
grität des Osmanifchen Reid den weitern Fortſchritten der ruſſiſchen Waffen nach dieſer Seite 
bin Einhalt zu thun. Die gemeinfchaftlihe Wirkſamkeit mit feinem bisherigen Erbfeinde, dem 
wienet Hofe, weichen dabei gleiche Interefien beſtimmen zu müflen fchienen, in diefer Richtung 
bielt er dabei freilich für unerlaglih. Auch wurde Die Sache bereitö bei den Zufammenfünften 
bed Königs mit Kaijer Joſeph I. (ſeit 1765) zu Neiffe und Neufladt in Mähren im Auguft 
1769 und September 1770 in-fehr ernfle Erwägung gezogen, welche am Ende zu den Reful- 
tate führte, Daß die Pforte auf dad von beiden Höfen gemachte Anerbieten ihrer ausjchließlichen 
Vermittelung in dem Streite zwilchen ihr und Rußland bereitwillig einging. Auf diefe Weife 
faßte Preußen zuerſt wieder feften Fuß in Konftantinopel. 

Allein die verfählagene und treulofe Molitif des Gabinetd von Wien und namentlich des 
Fürſten Kaunig hatte fogleich wieder eine andere Wendung der Dinge zur Folge. Der im Juli 
1771 von dem wiener Hofe mit ver Pforte Hinter 5.8 Rüden abgeſchloſſene geheime Subſi⸗ 
bienvertrag, demzufolge bie legtere Ofterreid) fogleih 20000 Beutel (11'/, Mill. Fl.) ald Aus: 
rüußungsfoften zahlen follte, empörte ihn aufs äußerte und bewog ihn, fi) wieder enger an 
Rußland anzuſchließen. Die Verſtändigung über bie im Herbſte 1772 vollzogene erfte Thei- 
lung des unglüdlien Bolen, wofür auch dad wiener Cabinet leicht gewonnen wurde, war die 
erſte weſentliche Kolge davon. Wenigftens hatte F. einige jcheinbare Rechtfertigungegruͤnde 
für dieſen Gewaltſtreich. Er wollte namenllich beweiſen, daß ihm auf Pomerellen, den ihm 
zugefallenen Antheil von Polen, um jo mehr geriffe rechtliche Anfprüche zuftänden, weil dafjelbe ' 
bereits im 18. Jahrhundert durch Die Bolen von Bommern losgeriſſen worden fei, welches gegen⸗ 
wärtig einen Theil feiner Staaten bilbe. 


28 Friedrich II: 

Diele Ermerbung, welche als befondere Provinz ben Namen Weſtpreußen erhielt, brachte 
ihm eine Gebietövergrößerung von 680 Duabratnfeilen mit einer halben Million Menſchen 
ein. Ihr höherer Werth beftand aber vorzüglich noch barin, daß fie eine naturgemäße Berbin- 
dung zmifchen feinen Staaten berfiellte und ihn durch bie Weihfelmünbungen zum Herrn des 
polnifhen Handels machte. Auch Hielt ex ſich infolge deſſen für vollfommen berechtigt, anftatt 
des bisher noch immer offlciel geführten Titels. „König in Preußen” den eines ‚Königs 
von Preußen” anzunehmen. Das Gewaltfame der Befignahme dieſer wichtigen Provinz ſuchte 
er nun vorzüglich dadurch zu mildern, daß er alles aufbot, dort durch vie Einführung einer 
zweckmäßigen Verwaltung die misvergnügten Einwohner mit ihrem Schickſale auszuföhnen. 
Und allervings verfehlten auch z. B. die Abſchaffung der Leibeigenfhaft, bie Einführung einer 
beflern Rechtspflege die Sorge für den Anbau des Landes und die Stiftung zahlreicher Volks⸗ 

ſchulen in dieſer Beziehung ihren Zweck gewiß nicht. 

Wie ſehr indeſſen F. die zweideutige orientaliſche Politik Hſterreichs verlegt hatte, ergibt 
ih vorzüglich auch noch daraus, daß er, fo ſchwer ihm ſchon ber läſtige Subſidienvertrag mit 
Rußland werben mochte, ver Raiferin doch durch eine befonvere geheime Konvention au nody 
die Unterſtützung mit feiner ganzen bewaffneten Macht zufagte, fobald Rußland von Öfterreih 
wirflid angegriffen werben jollte. Aud trug er kein Bedenken, bei den infolge des Friedens 
von Kutſchuk⸗ Kalnardſchi (1774) auftauchenden Differenzen zwiſchen dem Cabinet von Peters⸗ 
burg und der Pforte, auf Antrag beider Theile, vermittelnd einzutreten. Allein da er zu keinem 
vom beiden rechtes Zutrauen gewinnen konnte und ihm die ungemeſſenen Anſprüche ver Kai- 
jerin, namentlid ihr phantaſtiſches Griechenproject, ebenfo läftig wurden wie die Zumuthungen 
‚ver Pforte, fo fand er an diefen orientalifden Angelegenheiten überhaupt fehr wenig Geſchmack 
mehr. Er war namentlich gegen dad Ende feiner Regierung durchaus nit dazu zu bringen, 
nad) biejer Seite hin entjchiedenere und erfolgreichere Schritte zu thun , obgleich ed Preußen da= ' 
mals wol in der Hand gehabt Hätte, fi zum Schiedsrichter der europäiſchen Geſchicke zu machen, 
foweit fie in Konflantinopel zum Audtrag gebracht werben follten. Erſt feinem Nachfolger 
war es vorbehalten, wieber tiefer, aber nicht gerade auf bie glüdklichfte Weiſe in bie orientaliſche 
Politik einzugreifen. (über diefe Bunkte erlauben wir uns auf die im fechöten Bande unferer 
„Geſchichte des Osmaniſchen Reiche in Europa‘ gegebenen, ganz aus biäher aubelaunten archi⸗ 
valiſchen Quellen geſchoͤpften Aufflärungen zu verweiſen.) 

F. beſchäftigte überhaupt gegen das Ende ſeines Lebens natürlich mehr das Näherliegende. 
Die Anſprüche, welche Öfterreid) infolge de8 am 30. Dec. 1777 eingetretenen Todes des Kur⸗ 
fürften Mar Joſeph auf die bairiſche Erbſchaft erhob, riefen ihn in feinen alten Tagen nod= 
mals auf den Kampfplag, um mit ven Waffen für verlegte Rechte Dritter und die Erhaltung 
der Grundgeſetze des Deutſchen Reichs einzuftehen. Er machte vie Sache des Herzogs Karl von 
Pfalz: Zweibrüden, des nächſten Agnaten des bairiſchen Kurhauſes, zu ber einigen und ließ, 
da diplomatiihe Verhandlungen nicht zu dem erwünſchten Ziele führten, bereits Anfang: 
Juli 1778 feine Truppen durch Schlefien und Sachſen in Böhmen einrücken⸗ Er felbft war 
fhon Anfang April in Schlefien eingetroffen, um fi nochmals an bie Spige feined ſieg⸗ 
reihen Heeres zu flellen, während Prinz Heinrich bereits durch Sachſen in Böhmen einge= 


drungen war. 


Allein viefe ernſten Demonſtrationen reichten ſchon hin, dem Kriege, welcher allerdings 
einen ziemlich gefährlichen Charakter anzunehmen drohte, ein ſchnelles Ende zu machen. Er 
blieb auf vereinzelte Eleine Gefechte und Plänkeleien beſchränkt, welche gegen ven Winter gleich= 
falls eingeftellt werden mußten, weil beide Heere von ſchweren Krankheiten Heimgefucht wurden, 
welche auch F. nöthigten, feine Truppen fo ſchnell wie moͤglich wieder aus Böhmen zurückz u⸗ 
ziehen. Den Winter brachte er ruhig in Bredlau zu, wo er feine Muße neben andern literari= 
Ihen Arbeiten dazu benugte, feine berühmte Gedächtnißrede auf Voltaire zu ſchreiben, der zu 
Anfang dieſes Jahres geſtorben war. Sie wurde bereits im November in der Akademie der 
Wiſſenſchaften zu Berlin verleſen. 

Indeſſen neigte ſich auch ſchon alles wieder zum Frieden hin, welcher infolge des im Marz 
1779 vereinbarten Waffenſtillftandes am 13. Mat zu Tejchen -unterzeichnet wurde. Gr gab 
Baiern feine rechtmäßigen Befigungen zurück, währenn F. ſich mit der freilich theuer genug er⸗ 
. Tauften Ehre begnügte, Recht und Verfafſung des Deutfchen Reihe auf nachhaltige Weiſe zur 
Geltung gebracht zu haben. Sie hatte ihm nicht weniger ald 291/, Mil. Thlr. und einen guten. 
Theil feiner beften Truppen gefoftet. Aber ver ihönfte Gewinn, welchen ihm biefe uneigen- 
nügige Politik einbrachte, war das allgemeine Vertrauen, welches feine legten Jahre beſonders 
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verherrlichte. Er galt jegt gleichfam als der Schiensrichter der Welt, und man glaubte faft 
nichts mehr ohne feine Billigung und Betheiligung vornehmen zu Eönnen. So trat er im Jahre 

1781, obgleich er dafür als Continentalmacht nur ein ’fecundäres Interefle haben Eonnte, auf 
Kußlands Betrieb dem Vertrage über bie bewaffnete Geeneutralität bei, griff in die Streitig- 

feiten zwiſchen dem Statthalter und den Patrioten in Holland verjähnend ein und ſchloß im 
Jahre 1785 mit ben nordamerikaniſchen Freiſtaaten ein Bündniß, deſſen Hauptzweck gleichfalls 

ber war, ben Grundfägen ber Seeneutralität ie möglichft weite Anwendung zu geben. 

Aber das legte Werk, wodurch er feiner ruhmreichen politifchen Thätigkeit die Krone auf⸗ 
jeßte, war die Stiftung des Deutſchen Fürſtenbundes. Ste war befanntlich gleichfalls eine 
Frucht des Bairiſchen Erbfolgekriegs und Hatte ihren nächſten Grund vorzüglich in der nament⸗ 
lich feit dene im Jahre 1780 erfolgten Tode der Kaiferin Maria Therefia herrſchenden Beforg: 
ai, daß Raifer Joſeph II. darauf ausgehe, die ReichBverfaflung durch widerrechtliche Erwerbun: 
gen umzuflürzen. Und allerdings machte lehterer ſelbſt nad dem Frieden von Teſchen nochmals 
den Beriuh, Baiern durch Vertauſchung mit den öfterreichiſchen Niederlanden und eine Ab- 
findungsfumme von 3 Mill. Fl. an fich zu bringen. Diefem Beginnen aber foglei von vorn: 
herein mit Entſchiedenheit entgegenzutreten, hielt &. um fo mehr für feine Pflicht, da Joſeph 
gar nicht übel Luft zu haben fchien, in diefer Richtung noch weitere Schritte zu thun, welche fich 
auch ſchon der. wenigflens indirreten Zufktimmmung von Branfreih und Rußland zu erfreuen 
hatten. Eine Bereinigung aller übrigen Neihöftänne zu dieſem Zwecke erſchien ihm als das 
geeignerfte Mittel dazu, und nachdem er einmal Sahfen und Hannover dafür gewonnen hatte, 
kam bereit8 am 23. Juli 1785 der förmliche Bundesvertrag zu Stande, welchem fih dann aud 
die übrigen Reihöfürften zum größten Theile bereitwillig anſchlofſen. | 

So fonnte F. fein tuhmgekroͤntes Haupt mit dem befrievigenden Bemußtfein zur ewigen 
Ruhe niederiegen, daß er für Preußens und Deutſchlands Zukunft geforgt habe, fomeit fein 
Blick in dieſelbe hineinreichte. Was fie bringen werde, konnte freilich auch er an der Scheide⸗ 

grenze einer weltgeſchichtlichen Epoche, für welche ſein Tod als einer der hervorragendſten Mark⸗ 
feine bezeichnet werden muß, wol kaum ahnen. Unter der Laſt der Sorgen und Mühen war 

%. ſchon während und: ſeit dem Stebenjährigen Kriege fhnell und vor der Zeit gealtert. Seine 
Heine, hagere, etwas gebückte Geftalt nahm jegt ſchon immermehr jenen charakteriſtiſchen Aus: 
druck an, unter welchem feine Erſcheinung in der Brinnerung der Nachwelt für alle Zeiten gleich- 
fan claſſiſch bleiben wird. Ungeachtet ver fcheinbaren Hinfälligfelt feined Körpers bewahrte er 
bis zum legten Augenblicke die erſtaunliche Lebendigkeit feines Geiſtes, feinen feurigen feelen- 
vollen Blick und die alles bezaubernde Anmuth feiner Rede, denen 3.8. felbft Lafayette und 
Mirabeau, welche ihn nod in dem legten Jahre feines Lebens perſoͤnlich kennen lernten, ihre 
Bewunderung nicht verfagen Tonnten. 

Auch widmete er, ungeachtet der zunehmenden Eörperlichen Leiden, feine rafllofe Thätigfeit 
faft bis zur legten Stunde mit gleicher Sorgfalt den Staatsgeſchäften und feiner Itterarifchen 
Muße. Auch dieſer ſtarke Gift mußte jedoch am Ende ver Schwere koͤrperlicher Schwäche 
weichen. Gine im Sommer 1786 vollfländig ausgebildete Mafferfucht führte ihn ſchnell and 


Ende feiner Tage. Er flarh in den erſten Morgenſtunden bed 17. Aug. genannten Jahres. 


Seine irdiſche Hülle hat in der Garniſonkirche zu Potsdam ihre legte Ruheſtätte gefunden. 
Das erhabenfte und würbigfte Denkmal, aere perennius, hat fi F. ſelbſt dadurch geſetzt, 
daß er die preußifche Monarchie erft reiht eigentlich zu dem gemacht bat, was fie ſeitdem al 
europäifche Großmacht geworben ifl. Aber auch durch zwei Denfmale anderer Natur iſt erſt in 
unfern Tagen fein ruhmreiches Andenken auf würdige Weiſe verherrlicht worden: die treffliche 
Reiterfiatue Rauch's, welche ven Ausgang der Linden zu Berlin ziert, und die prachtvolle Aus: 
gabe feiner Werke, welche in 30 Bänden in den Jahren 1846—57 zu Berlin erfchtenen iſt. 
Bern möchten wir diefen beiden noch ein drittes Denkmal an die Seite geſett ſehen, welches 
gewiß nicht minder zur Verherrlihung feiner großartigen Thätigfeit dienen wuͤrde. Wir mei: 
nen die Herausgabe feiner fo ungemein reichen diplomatiſchen Gorrefpondenz, welche als ein 
noch ungehobener Schatz politifher Weisheit in dem geheimen Staatsarchive zu Berlin 
ruht. Die bisjept in diefer Beziehung, namentlich im Auslande erfchienenen Arbeiten, wie 
3.3. die im Jahre 1850 zu London von Andrew Bilfet beforgten „Memoirs and papers of 
Sir Andrew Mitchell”, geben von ber Wichtigkeit verfelben nur einen geringen Begriff. Wir 
ſelbſt waren fo glücklich, fie bei unferer „Dömanifchen Geſchichte“, foweit fie Die orientalifche 
Politik des Königs betrifft, benutzen zu Fünnen, und wurden dadurch nur um fo mehr mit den 
Berlangen erfüllt, daß durch eine vollſtändige Herausgabe derfelben auch in dieſer Hinſicht 


> 
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endlich der dem großen König ſchuldige Tribut ver Dankbarbeit abgetragen werden möge. So— 
viel mir erfahren, find dazu auch bereits feit längerer Zeit die Vorarbeiten eingeleitet worden, 
und wir fönnen daher nur mit dem aufrichtigen Wunfche fchliefen, daß in dieſer Beziehung 
den langgebegten Erwartungen auf würbige und gebiegene Weiſe recht bald Genüge geſchehen 
möge. J. W. Zinkeifen. 
Fronen. (Jnsbeſondere Staatsfronen, Gemeindefronen und Herrenfro— 
nen.) Unter dem Namen der Fronen werden ũberhaupt alle diejenigen Dienſtleiſtungen begriffen, 
welche man unentgeltlich oder doch nur gegen eine in der Regel unverhältnißmäßig geringe Ber- 
gütung einer diefelben vermdge Öffentlichen ober Privatrechts fordernden Berfon oder Perſön⸗ 


‚lichkeit ſchuldig if. Doch ift ed ſchwer, alle Gattungen von Fronen unter einen beitimmten Be= 


griff zu bringen, da diefelben nad Urfprung, Titel, Gegenftand und Rechtseigenſchaft unter 
fi unendlich verfchienen (naher aud einer nit minder verfihiebenen Beurthetlung unterworfen) 
find. Selbſt ver Charakter der Unentgeltlichfeit oder nur geringen Vergütung iſt bei ihnen 
nicht weſentlich, indem er zwar factifch bei weitaus den meiften Fronen vorkommt, doch nicht 
eigentlich das ift, was die Leiftung zur Fron macht. Letzeres iſt nämlich nielmehr ver Umſtand, 

daß die Schulnigfeit ver Leiſtung feine von dem Pflichtigen freiwillig übernommene, wenigfieng 
nicht Durch den gemeinen Dienflverbingungdvertrag übernommen ift, ſondern entweder unmit- 


- telbarıaud dem Gefege oder aus einer — wahren oder gedichteten, natürlichen oder pofitiven — 


Geſellſchafts⸗ (insbeſondere elfo aus einer ſtaatoburgerlichen oder gemeindebürgerlihen) Pflicht 
abgeleitet, oder aber auf einem Grundherrlichkeits⸗ ober auf einen Leibherrlihfeitsverhältnifie 
ruhend ift. Indeß mag gleichwol mancher Fronſchuldigkeit urſprünglich ein freiwillig eingegan⸗ 
gener Dieſtvertrag zu Grunde liegen, namentlich ein Vertrag, wodurch ſich ein Colone etwa für 
die ihm überlaſſene Nugniefung eines Grundes oder auch anſtatt des Kaufſchillings für defſel⸗ 
ben eigenthümliche Überlaffung oder wenigſtens als Ergänzung eines deshalb niedriger ange⸗ 
ſetzten Kaufpreiſes zu beſtimmten over unbeſtimmten, gemeſſenen oder ungemeſſenen Dienſt⸗ 
leiſtungen verpflichtet hat, welche Verpflichtung nun, vermöge poſitiven Rechts, als eine dem 
Grunde fi elöft aufgelegte Reallaft auch gegen jeden nashfolgenben Beſitzer deſſelben geliend gemacht 
wird. Auch hat die Fron mit den Verpflichtungen aus gemeinen Dienſtvertrage (d. h. Verdin⸗ 

gung zum Dieſtboten oder Tagelöhner) wenigſtens fo viel gemein, daß man darunter nur ſolche 
Arbeiten oder Dienfte verfteht, welche fonft gewöhnlich durch Dienftboten oder Tagelöhner ver= 
richtet werben, nicht aber Höhere oder edlere; wiewol auch bier eine genaue Grenzlinte zu ziehen 
ſchwer und im allgemeinften Begriffe, zumal ver Stante: und Gemeindefronen, auch evlerer als 
gemeiner Knechtsdienſt enthalten ifl. 

Über das Fronweſen, mie es durch Herlommen und hiſtoriſches Recht ſich ausgebildet bat, 
d. h. wie es, ſchon urſprünglich bezeichnet mit den Stempel des barbariſchen, theils rechtsun— 
kundigen, theils rechtsverachtenden Mittelalters, ſodann noch durch weitere Verderbniß entſtellt 
und mit den neuern ſtaatsbürgerlichen Verhaͤltniſſen in zunehmend entſchiedenem Widerſtreite, 
auf unſere Zeiten gekommen iſt, hat die Öffentliche Meinung längſt faſt einſtimmig ven Stab ge= 
broden. Die Abſchaffung aller Fronen, wenigftend der Staats- und Herrenfronen, iſt al8 eine 
unabweisliche Forderung ved-beflern Zeitgeiftes erfchienen, und in mehreren Staaten iſt au 
derfelben mehr oder weniger vollfändig bereitö entſprochen worden. Noch aber beſtehen die 
Fronen in manden und weiten Rändern, und über die Orunpfäge einer dem Rechte und ber 
Politik entſprechenden Abſchaffungsweiſe verfelben herrſcht noch wielfadher Streit. Blicken wir 
zur thunlichen Verftändigung zuvoͤrderſt auf die rechtliche Natur der Fronen. Gaben wir dieſe 
erfannt, ſo ergeben fich die Folgerungen für das, was ber Staat zum Zweck ihrer Abſchaffung 
thun darf und muß, von felbft. 

Abfolut ungerecht ift, mit Ausnahme der aus ver Reibeigenfihaft abfließenden, von allen 
Gattungen der Fronten feine. Sie koͤnnen ed jedoch insgeſammt werben in Berbindung mit ge= 
willen andern Verhältniffen und Obliegenheiten ober nach der Art ihrer Regulitumg. Die 
Staatöfronen (für Die verihiedenen Zweige des Staatsdienſtes oder für bie Sphäre des Staats⸗ 
bebürfniffes im Frieden und Kriege), nad ihrem weiteſten Begriffe als Leiſtung aus Bürger 
pflicht oder ald unmittelbare Verrichtung des Staatsdienſtes zur billigen Vergeltung der jedem 
Bürger zufließenden Wohlthaten des Staatövereins , find in ſolcher Eigenfchaft ganz natürlich 
und gerecht und, je nad) dem Zuflande einer bürgerlichen Geſellſchaft, oft auch ganz zwedmäßig 
und gut; ja ed find wenigftend einige Gattungen derſelben unter gewifjen Umſtänden und Be⸗— 
dingungen faum in irgendeinem Zuftande oder auf irgendeiner Stufe ver Eivilifation völlig 
entbehrlih. Daffelbe und zwar noch in größerm Maße if von Gemeindefronen zu jagen, 
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beren zu großer Vereinfachung des Haußhalts an die Stelle der Gemeindeunilagen tretende Leis 
fung nämlich den natürlichen Berhältniffen ver Gemeinden ſowie ven natürlichen Rechtsprin⸗ 
ciyien für die Beitragspflidht der Gemeindeangehoͤrigen noch weit öfter ald jenen, die im ober 
rur den Staat beflehen, entſpricht oder entfprechen kann. Aber auch die Herrenfronen laffen ſich 
rechtfertigen ober als wirklich zu Necht beſtehend erkennen, wenn oder infofern fie aus Verträgen 
ter oben bemerkten Art ihren Urfprung genommen haben oder doch möglichermeife Haben neh⸗ 
men fönnen, d. b. aljo aus Verträgen, welche für die nutznießliche oder eigenthümliche Über⸗ 
laſſung eined Grundes an einen Colonen oder auch für Die Bewilligung anderer nugbringenver 
Rechte oder Bortheile jene Sronleiftung als Preis mit freier Übereinftimnung beider Theile feit- 
geſetzt haben, und ſodann mittels pofitiven Rechts, welches ſolche Verpflichtungen zu Reallaften 
ftenipelte, für alle nachfolgenden Befiger oder Mechtönachfolger gleihmäßig verbindlich gewor- 
ven iind. Dieſes Berhältnig ift zumal vorhanden oder kann wenigſtens ald vorhanden gedacht 
werben bei ben jogenannten walzenden, d. h. auf beflimmien Gründen radicirten Fronen, 
deren rechtliche Natur unter folder Borausfegung nicht bedenklicher ift als jene der Grundzinie 
oder Gilten. Ein Anderes ift freilich der Fall bei den perjönligen Herrenfronen, d. 5. bei 
tolden , die man zu leiften ſchuldig ift nicht als Beſitzer eines beflimmten muthmaßlich oder ver⸗ 
meintlich vom Fronherrn überfommenen Grundes oder Haufes oder Nutzungoͤrechts, ſondern 
als Genoſſe einer in Geſammtheit fronpflitigen Gemeinde oder ald Gebürtiger oder minde⸗ 
fiend Bewohner einer fronpflichtigen Gemarkung. Die Fronen vieler Art, wie überhaupt alle 
angeborenen Laften, find in der Megel als Ausflüfle ver Reibeigenichaft oder als Dienfibarfeit 
blos factiſch Uinteriprückter zu betrachten und daher fihon von Uriprung an ohne allen Rechts⸗ 


. boden. Ginige derfelben zwar mögen ehebem auf einem Titel des öffentlichen Rechts beruht 


baten, jene nämlich, welde einem Gerichtöherrn oder Schutzherrn oder landesherrlichen Ge⸗ 
waltöträger im Kriege oder im Frieden theils um des Öffenslichen Dienſtes willen, theils als Ver⸗ 
gütung für den von ihnen empfangenen Schup oder überhaupt für die Amtsmühe zu leiften 
waren. Aber jept, da jene erblichen Obliegenheiten ober Bevollmädtigungen der Herren 
längft erloſchen, d. h. theils gegenſtandslos, theild von der allgemeinen Landesherrlichbeit ver⸗ 
{lungen worden find, beſtehen fie gleichfalls blos als factiſche Bedrückung fort. Doch ſelbſt 
bei dieſen nach ihrer weitaus vorherrſchenden Eigenſchaft ſicherlich des Rechtsbodens erman⸗ 
gelnden perſoͤnlichen Herrenfronen gibt es noch eine Moͤglichkeit, ihnen einige Rechtsgültigkeit 
beizulegen oder wenigſtens anzudichten, nämlich wenn man annimmt, es ruhe die (etwa für die 
Überlaſſung des Bodens oder eines nutzbringenden Rechts übernommene oder bedungene) Fron⸗ 
pflicht gleich einer walzenden auf der geſammten Gemarkung, mithin auf der Geſammtbeit ihrer 
Bebauer oder Bewohner als einer moraliſchen Perſon, welche ſodann die ihr als Schuldnerin 
obliegende Leiſtung unter ihre Mitglieder oder Angehoͤrigen nach irgendeinem geſetzlich oder 


willkürlich beſtimmten Vertheilungsfuße repartirt habe; eine Idee, welche für die Feſtſetzung einer 


techtsgemäßen Abſchaffungs⸗ ober Abloͤſungsweiſe ver fraglichen Frongattung von praftifcher 
Wichtigkeit if. . 

Schon aus diefem flüchtigen Überblicke ergibt ſich die unendliche Verſchiedenheit der Fronen 
nad ihrer wirflidden oder muthmaßlichen oder möglichen Rechtseigenſchaft und daher bie Noth⸗ 
wentigkeit, die drei Hauptgattungen berjelben, nämlich Staatöfrunen, Gemeindefronen und 
Herrenfronen, zumal vom Stanppunie dieſes Rechts, in gefonderte nähere Betrachtung zu ziehen. 
Dagegen ift, mit nur wenigen Ausnaimen, ‚vom Stanppunfte der Nationalölonomie und ber 
Staatswirthſchaft das gleige Urtheil der Verwerfung über alle zu fällen. Nur die freie oder 
wenigſtens nur die dem Arbeiter entſprechenden Lohn gewährende Arbeit wird freudig und mit 
gehörigen Kraftaufmande verrichtet. Der ſklaviſche Srondienft, der nur dem Mugen des Fron⸗ 
herrn gewidmet if, toͤdtet die Arbeitöluft und lähmt die Arbeitskraft. So wird die für jolchen 
Dienft zu verwendende Eoftbare Zeit nuglos vergeubet ober Doch nicht die Hälfte, vielleicht nicht 
das Viertel, nach Umſtänden nicht das Zehntel deſſen, was der Arbeiter, wäre er frei und 
für ſich felbft thätig geweſen, binnen derjelben hätte hervorbringen over Nügliches bemirken 
fünnen , hervorgebracht oder bewirkt. Und auch dieſes Wenige ift meiſt ſchlecht gemacht oder 
doch weit minder gut, ald durch freie oder bezahlte Arbeit geſchehen wäre. Solches Gepräge tra⸗ 
gen alle durch Fronknechte — jei es im Öffentlichen, fei e8 im Privatbienfte — verrichteten Arbeiten 
an fi , und ven Nachtheil davon trägt nicht nur der Fronherr, ſondern ganz vorzüglich die Ge⸗ 
fammtbeit, d. h. die Staatsgeſellſchaft oder Die Nation. Es liegen darüber die vielftimmigften 
Zeugniffe und die deutlichen Berechnungen vor, ſodaß ein Widerſpruch gar nicht mehr möglich, 
daher jede weitere Ausführung überflüſſig iſt. Wir menden uns daher zur nähern Beleuchtung 
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der dem Streite etwa8 mehr audgefehten rechtlichen Seite und betrachten von berjelben aus 
die drei Hauptgattungen der Fronen nad ihrer gegenwärtigen Geftalt und nach ihrem Verhält- 
niffe zu den heutigen Zuftänden der Gefellfhaft. 

I. Staatöfronen. Wir Haben anerfannt, daß im ganz einfachen Zuftande ver bürger- 
lien Geſellſchaft die Verrichtung des Staatsdienſtes oder die Befriedigung der nächſtliegenden 
Öffentligen Bedürfniſſe am natürlichften und Leichteften durch unmittelbare — ſei es gleichzeitig 
von allen, fei e8 der Reihe nach eingeforderte — Dienftleiftung von feiten der Bürger gefchehe. 
* Sowie aber mit den Fortfhritten ver Bivilifation jene Bedürfnifſe zablreiher und complicirter 
‚werden und unter ben Bürgern eine größere Ungleichheit des Vermögend und Erwerbs, folg- 
lich auch der Theilnahine an den Wohlthaten des Staatsvereins eintritt, wird die Nothwendig- 
keit fühlbar, an Die Stelle ver unmittelbaren oder Naturalleiftung (an Arbeit wie an Sachen) 
die Geldentrichtung zu fegen, damit einerfeitö der Öffentliche Dienft durch thunlichſt befähigte, 
aber eigens angeftellte und bezahlte Diener vem Bebürfniß gemäß verrichtet und mit ben durch 
Die Befteuerung aufgebrachten pecuniären Mitteln beſtritten, andererfeit3 bie durch das Geſetz 
der Gerechtigkeit gebotene Verhältnißmäßigkeit der Leiftung zum Empfange , d. 5. die Verthei- 
Iung der Staatdlaft nach dem Maße der jedem Einzelnen zu Theil werdenden Wohltharen Des 
Staatsvereind, erzielt werben könne. Nur dur das Suftem folder Verwandlung ber Dienfle 
in Steuern kann man den vielfachen Abftufungen des Vermögens und Einkommens ber Staats⸗ 
angehörigen (als dem natürlichſten Maß ihrer Betheiligung bei dem Gedeihen des gemeinen 
Weſens) mit der Vertheilung der Staatslaſt wenigſtens annähernd nachfolgen und zugleich 
den fortwährend gefleigerten Öffentlihen Bebürfniffen pie entſprechende Befriedigung fichern. 
Gleichwol wirt die Verwandlung der Dienfte in Geldzahlung niemals ganz allgemein fein. Der 
Staat kann fi des Anſpruchs au auf unmittelbare Leiftung von feiten feiner Bürger niemals 
völlig entſchlagen. So bietet er im Kriege die flreitbaren Männer, fo viele derſelben er nöthig 
hat, unmittelbar zum Rampfe auf, ja nach dem Conſcriptionsſyſteme (welches wir freilich für 
verwerflich achten, f. d. Art.) felbft im Frieden zum beliebten Soldatendienſte. So forbert er, 
wenigfiend bei ungewoͤhnlichem oder gefteigertem oder durch plögliche Noth entflandenem Ar- 
beitöbebarf, welchem feine angeftellten Diener ober freiwilligen Soldner nicht genügen, von den 
Ummohnern ver Orte, mo das Bedürfniß fi zeigt, Die unmittelbare Leiſtung, z. B. im Kriege 
bei dringenden Schanzarbeiten, ſchnellern Märſchen, Transporten u. f. w. und im Frieden bei 
Feuers- oder Waflerändthen oder andern größern Unglüdsfällen u. ſ. w.; und bie Berpflid: 
tung zu ſolchen Dienften (wohin auch namentlich die Gerichtöfronen nad ihrer urfprünglichen 
oder eigentlichen Rechtseigenſchaft gehören) mag allerbings als in dem vernünftigen Inhalte ° 
des Staatövertrags begrimdet anerfanıtt, auch die vom Rechte geforberte Gleichheit oder Ber- 
Hältmnigmäßigkeit der Laſtenvertheilung dabei entweber durch nachträgliche Vergütung aus 
Staat6mitteln oder etwa durch eine zwiſchen ven verſchiedenen Gegenden oder Klaſſen unter ſich 
in gewiſſer Seit eintretende, wenigftend annähernde Gompenfation hervorgebracht, oder endlich, 
wie zumal bei dem von allen Waffenfähigen geforverten Kriegäbienft, die Leiflurtg als eine 
dem von jedem perfönlich empfangenen Schuß entſprechende, ſonach allen gleichmäßig auflie- 
gende Verpflichtung betrachtet werben. 

Dem Kriegödienfte zwar, werde er in der Landwehr oder im ſtehenden Heere geleiftet, wirb 
der Name der Fron nicht beigelegt, und fo auch andern eblern, vom Staate mitunter unmittelbar 

geforderten Leiftungen, 3. B. jenen ber bei Seuchen zur ärztlichen Hülfe over bei andern Noth⸗ 
fällen zu wiſſenſchaftlichem oder techniſchem Rath und Beiſtand aufgebotenen Kunftverftändi- 
gen u. ſ. w. Man behält, wie ſchon oben bemerkt, den Namen der Fron nur den gemeinern 
Arbeiten odee Verrihtungen vor; doch auf die Rechtögrundfäge für deren Einforberung kann 
die Verſchiedenheit des Namens von feinem Einfluffe fein. Für alle fleht die Negel feft: e8 muß 
entweder fon die unmittelbare Vertheilung dem vernünftig angewandten Princip ver gefell- 
ſchaftlichen Gleichheit entſprechen, oder e8 muß ſolche Gleichheit Durch nachträgliche Compenſa⸗ 
tion ober durch Vergütung aus Sefammtmitteln Hergeftellt werben. 

Bergleichen wir mit dieſem Grundſatze die in manchen Ländern in Bezug auf Staatöfronen 
noch beftehenven Geſetze und Übungen, fo zeigt ſich die auffallenpfte, zum Theil muthwillige 
Verlegung oder völlige Nichtachtung deffelben. 

Zupdrderft wird Der Frondienft nicht blos in denjenigen Sphären beibehalten, worin ent= 
weder die befonvere Natur der Leiſtung oder ausnahmsweiſe vie Noth ober doch ein höheres 
Intereſſe ſolche Beibehaltug fordern oder rechtfertigen, fondern auch in manden andern, faft 
willkürlih dazu ausgewählten Sphären des laufenden wie des außerorbentlihen Staats haus⸗ 
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halts, wo das Bebürfniß ganz ebenfo leicht oder leiter und befler durch freiwillig Dienende , 
als durch Fronknechte ſich befrienigen ließe. Dahin gehören namentlich die Fronen zum Straßen: | 
bau, zum MWafler- und Brüdenbau, vielfältig aud zum Refidenz=, Kafernen- und Kirchenbau 
(obſchon dieſe letztern in der Regel mehr pie Eigenſchaft von Gemeinde- oder auch von Herren- 
fronen haben), fodann die zur Verführung von Kriegsmaterial oder Armeebedürfniſſen im 
Frieden wie in Kriege, zum Transport von Truppen oder von Beurlaubten, von Gefangenen, 
von Sträflingen u. |. w. aufgebotenen u.a. m. Durch folde Erweiterung des ſtaatsfronherr⸗ 
lien Anſpruchs wirb derſelbe natürlich um fo viel Läfttger und Die Maffe des dadurch verübten 
Unredt3 größer. / 

Fürs zweite begnügt der Staat fi nicht mit dem Aufgebote zum Dienfte ſchlechthin (wofür 
er wenigfiens in vielen Fällen ven Titel ver Nothwendigkeit, in andern wentgftend jenen ver 
Bequemlichkeit oder wünſchenswerthen Schnelligkeit u. |. w. anführen kann), ſondern er ver: 
langt auch die unentgeltliche Dienflieiftung , obfchon auf folge Unentgeltlichfeit von jenen Titeln 
feiner eine Anwendung leidet. Er beſchränkt fi alfo auf den Act ver bloßen Gewalt oder auf 
die Ausübung einer Art von jus emmens, ohne zu erwägen, daß dieſes feine Grenze in dem 
wahren Bebürfnifle findet, und daß alle Staatsgewalt dem Rechtsgeſetze unterfteht, ohne deſſen 
Beobachtung (bier alfo ohne wenigftend nachträgliche Befriedigung durch Vergütung ver Fron⸗ 
leiftungen) fie blos factiſche Macht und des Rechtobodens ermangelnd iſt. 

Fürs dritte enblich wird beim Ausſchreiben und Repartiren der Stantöfronen in der Regel 
ganz willkürlich verfahren ober doch mehr nur auf Convenienz ald auf Recht und Billigkeit ober 
anf die wenigſtens noch einigermaßen oder annähernd zu erreichenbe Gleichheit geachtet. Freilich 
iſt es fehr ſchwer, ja fat unmoͤglich, das herkbmmliche Fronſyſtem mit jenen Rechtögefepen, 
unmentlich mit dem der Gleichheit oder Berhältnigmäßigkeit in Vertheilung der Staatslaſten in 
ubereinſtimmung zu bringen, aber man thut dabel gewöhnlich nicht einmal das, was zu thun 

noch möglich wäre, fondern ſchaltet eben nach Belieben über die für den Staat nupbar zu ver- 
wendende Diefltauglickeit oder Fronkraft des Bürgerd. Man gründet wol gar (wie es unter 
anbern das badiſche Gonflitutionsenict vom 4. Juni 1808 ausdrücklich thut) die Fronpflicht auf 

„wie Schulbigkeit des Bürgers, durch feine perfönlichen Gaben und Kräfte dem Staate fi nutz⸗ 

bar zu machen⸗, und fpricht dadurch gewiſſermaßen einen Anfpruch der Leibherrlichkelt des Staates 
ober ber Regierung Üiber alle Angehörigen des Staates aus. Man vergift, daß nicht ver Befig 
einer perſonlichen koͤrperlichen oder geiftigen Kraft oder einer zur Verwendung für den Staats⸗ 
bevarf etwa taugligen Sache nen Bürger zum Schuldner des Staates macht, ſondern bloß Die 
Iheilnahme an den Wohlthaten des Staatövereind und dad Maß verfelben. Was Über viefes 
Map hinaus von der Staatögewalt einzelnen Verfonen oder Klaſſen aufgebürbet wird, das iſt 
mit Unrecht gefordert, eine wahre Verlegung ver perjönlichen wie ber Cigenthumsrechte. Wenn 
3.8. Straßen- und Wafjerbauten als eine der Gefammtheit der Buͤrger (fet es blos beflimmter 
Bezirke, fel ed des ganzen Staates) nützliche oder nothwendige Sache erfannt werben müflen, 
wie kann man zu ihrer Herflellung blos die zur Handarbeit tauglichen, d. h. gemeinen Leute und 
die Befiger von Wagen und Zugvieh anhalten? Durch den Beſitz tener Arbeitskraft oder dieſes 
Zugviehs können fie ihrer Gleichheitsrechte gegenüber den Übrigen Bürgern und ebenſo ihrer 
Eigenthumsrechte nicht verluſtig werben ; fie find in der That überlaſtet, wenn man- ihnen neben 
den Steuern, welche fie glethmäßig wie alle andern zu tragen haben, nod eine weitere, von " 
ihnen ausſchließend zu übernehmende, obſchon zum Frommen der Gefammthelt gereichende 
Laſt aufbürdet. | j 

Aber auch abgefehen von biefer nächflliegenven Ungerechtigkeit, nämlich der Beſchwerung 
blos einzelner Klaffen mit einer ihrem Zwecke oder Gegenſtande nach allgemeinen Laſt, führen 
die Staatöfronen noch weitere Bedrückungen und Rechtéungleichheiten unter ven Genoflen 
jener Klaſſen ſelbſt mit fih. Ob man ſchlechthin und gleihmäßig jenen gemeinen Bürger oder 
Bauer zur Handfron und jeden Zugviehbefiger zur Fuhrfron aufbiete, oder ob man bie Fronlaſt 
z.B. nach dem Maßſtabe der Brundfteuer oder nach der Zahl des factifch im Beſitze des Pflichtigen 
befinplichen oder nach jener des für Bewirthſchaftung feines Gutes (dem Ermeflen der Behörde 

nad) nothwendigen Vichs vertheile, immer fehlt ver Austhellung dad Rechtsfundament, und 
immer gesäth nıan dabei auf neue Widerſprüche mit den klarſten Rechtsgrundſäten und mit 
fich ſelbſt. Ebenſo, wenn man die verſchiedenen Lanvestheile untereinander vergleicht und auf 
die einzelnen Concurrenzbezirke ven Bft wirft. In einigen Gegenden kommen viele, in andern 
nur wenige z. B. Straßen: und Flußbauten vor. Dort alfo wird die arbeitende Klaſſe und bie 
Staats⸗Lexikon. VI. 3 
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der Viehbeſitzer unvergleichbar mehr zu tragen und zu leiften haben als hier. Sodann die Gon= 
eurrenzbezirke! Bei ihrer Beflimmung waltet in ver Regel blos das Geſetz ber Zufälligfeit und 
der Willkür, d. 5. des freien Ermeflens der Adminiſtrativbehörde. Nicht etwa wird unterſucht, 
wiemelt oder wohin ber Kreis des Bebürfniffes oder des Nutzens z. B. einer zu erbauenden 
Brücke oder neuen Heerſtraße ober etwa im Kriege einer Schanze ſich erſtrecke (maß eigentlich Die 
Hauptfrage fein follte), fondern nur wieweit man rings um die Bauftelle her gehen müfle, 
um die notbwendige Zahl von Hand- und Zugfronern ohne völlige Erdrückung derſelben zu⸗ 
fammenzubringen, ober wieweit man damit gehen könne, ohne daß die Entfernung der Aufge- 
botenen wegen bed Zeitverluftes beim Her- und Hinzug ihre Leiflung unnütz oder Doch in Ver⸗ 
gleihung des Nutzens allzu koſtſpielig mache. 

So viele theild ganz unvermeidliche, theild wenigſtens in der Megel eintretende Unge- 
vechtigkeiten und Härten find mit dem Syſteme der Staatöfronen verbunden. Selbft in abfolu: 
tiſtiſchen Staaten alfo muß es dem redlichen Staatsmanne als verwerflich ericheinen; aber zwie⸗ 
fach verwerflich iſt es in conſtitutionellen, allwo nämlich der Grundſat der Rechtsgleichheit und 
der Herrſchaft des vernünftigen Geſammtwillens verfaſſungsmäßig anerkannt, feine Verletzung 
durch Machtgebot alſo zugleich ein offenbarer Verfaſſungsbruch iſt. 

Das Gewicht der Rechtsgründe verſtärkt ſich aber allenthalben noch durch jene der Huma⸗ 
nität und der vernünftigen National= und Staatswirthſchaft. Das Fronſyſtem, namentlich 
im Kriege, nach Umſtänden aber auch vielfad im Frieden, iſt geeignet, piejenigen Provinzen, 
Bezirke oder Gemeinden, worauf, je nach zufälligen Verhältniſſen oder Ereigniſſen, feine vor: 
zuglihfte Laſt fällt, oder worin die Klaffe der Fronpflichtigen überhaupt ſchon in Dürftigfeit 
ſchmachtet, vollends zu erprüden; und der Menfchenfreund, wenn feinem Blide da und dort bie 
langen Züge abgehärmter Bauern begegnen, die mit ihren verhungerten Roſſen fi zur Fron⸗ 
Rätte fchleppen, während die wohlhabendern Klafien frei Bleiben von der Sffentlicken Laſt, wird 
ergriffen von Wehmuth und Entrüftung. Es ſchweben und ſolche Erinnerungen aus nicht gar 
langer Zeit nod viele vor dem Gemüthe, und es verbient die Weisheit und Rechtsachtung der⸗ 
jenigen Regierungen alle Anerkennung , welche, die Korderungen des aufgeflärten Zeitgeiftes 


den unmittelbaren finanztelfen Interefien voranftellend,, die Staatöfronen (wenigſtens die im 


Frieden zu leitenden) abgefchafft haben, wie inabeſondere die großhergoglich badiſche Im Jahre 

1831 in Anfebung der Straßen: und Militärfronen gethan (die Waflerbaufronen waren 

ſchon früher aufgehoben), mit dem alleinigen und billigen Vorbehalte ver Nothfrohen, wofür 

jedoch die Leiftung einer nachträglichen Vergütung aus den Öffentlichen Kaflen verordnet ward. 

Auch der Bnanzielle Nachtheil, weldyer aus der Abſchaffung der Staatöfronen unmittelbar fließt, 
wird reichlich erſetzt dur den unermeßlichen national: und ſtaatswirthſchaftlichen Gewinn, 

welchen fie hervorbringt. Denn dur dad Fronſyſtem wird, wie wir ſchon oben bemerften, die 
productive Kraft der Sronpflichtigen theild ertödtet, theils auf nuglofe Weiſe vergeudet, den 

Nationalreihthum und Cinkommen alfo die empfindlichſte Wunde geichlagen. 

OD. ®emeindefronen. Im erften oder nächſtliegenden Nechtätitel find dieſe Fronen zwar 

den Staatöfronen aͤhnlich, d. 5. fie gründen fi, wenn fie anders ein Redtöfundament haben 

Jolien, auf die Pflicht der gemeinſchaftlichen Tragung der gemeinſchaftlichen Laft, mithin (jolange 
oder inſofern nicht Die Verwandlung ber unmittelbaren oder Ntaturalleiftung in Belbleiftung ge= 
ſchehen) der gemeinſchaftlichen Verrichtung der zut Verwirklichung des Geſellſchafts zwecks noͤthi⸗ 
gen oder durch ben rechtlichen Geſammtwillen beſchloſſenen Arbeiten. Es find jedoch wegen der 

zwiſchen Staat und Gemeinde beſtehenden vielfachen Verſchiedenheit der Verhältniſſe auch eut⸗ 

ſprechende Verſchiedenheiten in Bezug auf die darauf anzuwendenden Principien oder deren Er⸗ 
gebniſſe zu erlennen. Zuvoͤrderſt nämlich richtet ſich die Theilnahme an ven Wohlthaten des Ge⸗ 

meindevereins nicht ebenſo wie die an jenen bed Staatsvereins nach dem Maße des Vermögens 


und Cinkommens, ſondern iſt, wenigſtens annähernd, bei allen Mitgliedern faſt gleichheitlich 


vorhanden. Es wird daher auch die Beſteuerung ber Gemeindebüͤrger (vorbehaltlich einiger Aus⸗ 
nahmen und Beſchränkungen) ohne Unrecht dem Syſteme einer nach Häuptern geſchehenden ſich 
nähern koͤnnen und alſo auch jenes der Naturalleiſtung (durch Geſammt- oder Reihedienſt) 
hier weit anwendbarer als im Staate fein. Es kommt dazu, daß ein großer Theil ver Gemeinde: 
benürfniffe nad ber Natur oder dem Begenflande verfelben weit mehr geeignet tft, Durch ben 
unmittelbaren Dienft der Bürger befriedigt zu werben, als ſolches im Staate ver Fall iſt, und 
daß bei folder Befriedigung over Arbeitsleiftung,, da fie am Wohnorte des Leiftenden (nämlich 
innerhalb der Gemeindemarkung), auch unter den Augen und in Gemeinfihaft dev Mitbürger 
und erkennbar zum felbfteigenen Vortheile gefhieht, der gegen die Staatöfronen ſprechende 
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wirthſchaftliche Nachtheil der Zeit: und Kraftvergembung nicht eintritt, wenigſtens leichter ver- 
mieden werben kann. Cudlich if dieſer Gemeindedienſt (mie man wohlklingender ſolche Fronen 
benennen kann) für bie ärmere Klaſſe die mindeſt laͤſtige Art, bie ihr wie allen Bürgern oblie- 
gende Schuldigkeit an dad gemeine Weſen zu entrichten und, da bie reihern Klaſſen denſelben 
gewöhnlich durch Stellvertreter leiſten, zugleich noch fir jene ein Mittel eines weitern Erwerbs. 
Denn freigelaffen darf freilich fein Angehöriger oder Steuerpflichtiger der Gemeinde von ſolchem 
Gemeinbedienfte werben, d. h. man barf.denfelben keineswegs etwa bloß einer over der andern 
Klafie zumuthen, e8 fei Denn gegen Abrechnung au der Steuerſchuld oder gegen Bezahlung aus 
ber Gemeindekaſſe. Auch follen nur dafür natürlich geeignete Arbeiten alfo verrichtet werben, 
deren Beflimmung und Maß jedoch überall von den verfchienenen Lebens⸗, Cultur- und Bfono- 
mischen Berhältniffen der einzelnen Gemeinden abhängt und durch den vernünftigen Geſammt⸗ 
willen am beften zu regeln iſt. Im ganzen alfo gelten für die Gemeindefronen oder Dienfle 
zwar biefelben Rechtögrunvfüge wie für die Staatöfronen, aber es finder bei verjelben Anwen: 
dung bier und dort eine bedeutende Verſchiedenheit in den Refultaten ftatt. 

IE. Serrenfronen. In Anfehung viefer erhebt fi die Hauptichtwierigkeit und der ent⸗ 
ſchiedenſte Zwieſpalt der Anſichten. Denn nicht nur ift bei ihnen der Widerſtreit des biftorifihen 
und vernünftigen Rechts der auffallennfte, ſondern es theilt ſich bei der Frage um ihre Ab- 
ſchaffung die Geſammtheit faft nothwendig in zwei oder drei Parteien, und ed wird barum vie 
Entfcheidung äußerft ſchwer. Daß die Stantöfronen (und ebenfo in Eleinerm Kreife die Ges 
meinbefronen), ſobald ober injofern fie als ungerecht over unwirthſchaftlich erfannt find, abge- 
ſchafft und durch verhältnißmäßige Geldbeiträge ſämmtlicher Geſellſchaftsglieder erfegt werben 
müſſen, iſt klar.wie der Tag und kaum einer Beſtreitung audgefegt. Die Geſammtheit, welche 
bier wie dort die Abſchaffung beſchließt, iſt eben ſelbſt die Fronherrin; und wenn fie ihr bis⸗ 
heriges hiſtoriſches Recht (oder die hergebrachte Ubung) der Fronforderung aufgibt, ſo tritt 
dafür ihr allgemeines Recht auf Vertheilung ber gemeinen Laft unter ſämmtliche Staats⸗ 
angehörige von felbft ein. Durch den einfachen Beſchluß ver Fronabſchaffung ift alles geſchehen. 

Etwas Anderes ift aber der Fall bei ven Herrenfronen. Diefelben werben von ben ‚Herren als 
Briontberedtigung geltend gemacht und für fie bie nämliche Linanzaftbarfeit wie für anderes 
Privatrecht oder Cigenthum in Anfprudy genommen. Dagegen erheben die Fronpflichtigen oder 
in ihrens Namen die Bertheidiger ver angeborenen Freiheits- und gefellichaftlichen Gleichheits⸗ 
rechte bie beſtbegründete Beſchwerde und fordern im Namen ber rechtlichen Vernunft, ber Hu⸗ 
manität und des Zeitgeiftes laut die Abfchaffung ver allzu lange beflandenen Ungebühr und bie 
ungefäumte Wiebereinfegung ben mishandelten Fronknechte in bie ihnen feit Jahrhunderten 
vorenthaltenen Rechte des Menſchen und des Bürgers. Die Staatsgewalt, in der Mitte dieſer 
beiden Parteien ſtehend, erkennt ihre Aufgabe darin, einerſeits der rechtsbegründeten Be⸗ 
freiungẽforderung der Pflichtigen, als der mit Unrecht Bedrückten, zu genügen, andererſeits 
den hiſtoriſchen und Befigtiteln der Verechtigten bie gebührende Rechnung zu tragen, dabei 


jedoch auch der Geſammtheit, inſofern dieſe dafür einzuſtehen hätte, keine größere Entſchädi⸗ 


gungslaſt als recht und billig aufzubüͤrden. Zur Loͤſung dieſer dreifachen Aufgabe führen die 
nachſtehenden Betrachtungen. 

1) Die perſoͤnlichen Herrenfronen, in der Art und Weiſe, wie ſie nach hiſtoriſchem Rechte 
beſtehen, fönnen unmöglich als auf privatrechtlich gültigem Urſprunge (wenigſtens nicht als auf 
einem ˖ gegen bie einzelnen Pflichtigen gehenden Titel) ruhend gedacht werben. Die dinglichen 
oder ſogenannten walzenden, d. h. an beftimmten Gründen haftenden, koönnen zwar einen ſolchen 
Urſprung gehabt Haben, ſind jedoch hiſtoriſch (mindeſtens großentheils) auf dieſelbe over äͤhn⸗ 
liche Art entſtanden wie die perſoͤnlichen, nämlich als Folgen der Leibeigenſchaft over als Ver⸗ 
pflichtu ngen des oͤffentlichen Rechts. Die walzenden Fronen, infofern ſie wirklich als (etwa für 
einen vom Herrn überkommenen Grundbeſitz ober irgendein fortdauerndes Nutzungérecht) ver⸗ 
tragsmäßig übernommene Leiſtungen erſcheinen ober anzuerkennen ſind, fallen, wie wir bereits 
oben bemerkten, in ber Beurtheilung ſowie in ver Rechtbeigenſchaft fo ziemlich mit ven Grund⸗ 
zinſen und Gilten zuſammen, wonach alfo der Grundſatz ber durch die Pflichtigen ſelbſt zu ge⸗ 
ſchehenden Abloͤſung auf fie anzuwenden iſt. Allein es iſt hiſtoriſch erwieſen, daß auch unter 
den jetzt in der Geſtalt der walzenden vorhandenen Fronen gleichwol manche, nicht minder als 
die perſoͤnlichen, ihren Urſprung aus leibherrlicher Anmaßung oder aus Titeln des jetzt nicht 
mehr beſtehenden oͤffentlichen Rechts, überhaupt aus der Feudalität genommen haben und dem⸗ 
nach wie dieſe zur Abſchaffung ſchlechthin oder auch zur Ablöfung aus öenulichen Mitteln geeig⸗ 
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net find. Die Grenzlinie iſt jedoch im allgemeinen äußerſt ſchwer ober ganz unmöglich zu ziehen, 
und welchem von beiden Theilen, den Berechtigten oder den Pflichtigen, man in beſtimmten 
Zweifelsfällen die Beweisführung zumuthe oder erlaube, fo wird immer eine Unzahl ſchwer zu 
entſcheidender Proceſſe davon die Folge fein. Es erſcheint daher als räthlich, da denn podh-Die 
Abſchaffung aller Herrenfronen wegen ber ihnen allen anklebenden Makel perſoönlicher Dienſt⸗ 
barkeit vom Zeitgeiſte gebieteriſch gefordert wird, in dem ſolche Abſchaffung ausſprechenden Ge⸗ 
ſetze die Hauptbeſtimmung von den hier und dort vorherrſchenden Charakteren zu entnehmen 
und dann blos, wie im Geiſte eines Vergleichs, den dabei als Ausnahme oder als Beimi- 
ſchung erſcheinenden oder in hiſtoriſches oder rechtliches Dunkel gehüllten Verhuͤltniſſen gleich⸗ 
falls einige billige Rechnung zu tragen. 

2) Faſſen wir nun ven vorherrſchenden oder Hauptcharakter ver Herrenfronen, namentlich 
den der perfönlichen al& der weitnud zahlreichern ind Auge, fo zeigt fich, daß fle zu leiften find 
nicht wegen eines Grundbeſitzes oder einer nugbaren Berechtigung, fondern rein ald angeborene 
oder durch den Aufenthalt in fronpflichtigen Bezirken, gewiſſermaßen durch das Ginathmen ber 
darin wehenden , den Fluch der Dienftbarkeit für alle der fogenannten „botmäßigen‘ Klafle An- 
gehörigen mit ſich führenden Luft überfommene Lafl. Hierin aber ift offenbar der Charakter 
der Leibeigenfhaft over Hörigkeit zu erkennen, zu welchet in den finflern Jahrhunderten des 
Mittelalterö der Ubermuth der Starken. die Klaſſe ver Schwachen, zumal ver Landbewohner, 
herabmürbdigte, und welcher wol manderlei Abftufungen der Strenge und Milde zuließ, doch im 
Weſen überall.verfelbe, nänılich der der gewaltthätigen, alfo rein factifchen und nimmer zur 
Gründung eines Rechtöverhältniffes geeigneten Unterdrüdung der angeborenen Freiheitsrechte 
des Menſchen und der gefellichaftlichen Gleichheitsrechte des Staatögenofien blieb. Freilich ent- 
fprangen auch manche biefer Fronen aus den ſchon in älteften Zeiten den föniglicden Gewalts⸗ 
tägern im Kriege und Frieden vermöge gefeglicher Verordnung ober herkömmlicher Übung 
theils im Öffentlichen Intereffe, theild als Beitrag zur Amtsbeſoldung zu leiftenden Dienften, 
ober auch aus der Schugbebürftigkeit der Schwachen, Die da den Schirm eines benachbarten 
Großen over einer benachbarten Kirche durch Übernahme folder Dienfle erfauften.!) Aber all- 
mählich vermandelse die emporkommende Erblichfeit der Staatsämter die aus dffentlichem 
Rechte ſtammende Fronherrlichkeit in ſcheinbares Privat- oder Familienrecht, und man forberte, 
begünftigt durch die vorhetrſchende Rechtsunkunde oder Rechtsverachtung, ven Preis des Schirm 
auch von jenen, die deſſen nicht bedurften oder nicht begehrten, und ſetzte die Forderung fort, 
auch nachdem, bei weſentlich veränderten Staataverhältniſſen, von Leiſtung des Schirms ober 
von Führung einer Amtsgewalt längft feine Rede mehr war. Fronen dieſer Art, obſchon nicht 
urfprünglid oder nicht eigentlich Leibeigenfchaftslaften, Haben gleichwol, feitden der fie zeitlich 
begründende Titel des Öffentlihen Rechts erlofchen, Fein beſſeres Rechtsfundament mehr als dieſe 
legtern. Hier wie dort ift die Fronpflichtigkeit ein blos factiſch fortbeſtehendes Verhältniß der 
Unterdrückung, wovon die Belafteten zu befreien die unabweisliche Pflicht einer aufgeklärten 
und rechtliebenden ober aud nur ven Beitgeift Flug beachtenden Gefeggebung iſt. 

3) Wie foll nun dieſe Befreiung geſchehen? Ein dreifacher oder yielmehr vierfacher Weg 
bietet fi hier var, nämlich: 1) Abſchaffung des Fronrechts ſchlechthin; 2) Abſchaffung gegen 
eine von feiten ver Pflichtigen zu leiſtende Entichänigung an die Fronherren, alſo Abloͤſung im 
eigentlihen Sinne; 3) Abfhaffung, d. h. Abldfung, aus Iffentlihen oder Staatsmitteln; 
4) Abſchaffung auf Art oder im Wege des Vergleichs, d. h. mitteld gegenfeitiger Gewährung 
und Berzichtleiftung ber dabei Betheiligten. Bon biefen Wegen iſt, wenn einer allein ge- 
wählt wird, ver erfle dem Rechte, wenigſtens dem auf rechtshiſtoriſchem Boden wurzelnden 
Interefie der Fronherren, der ziveite dem evidenten Rechte der Fronpflichtigen, der britte 
jenen der Geſammtheit zuwiderlaufend. Es kann daher blos noch ver vierte, den Widerſtreit 
ver Intereffen und Rechte nach Billigfeit vermittelnve auf befriedigende Weiſe zum Ziele führen. 
Bir wollen jedoch die angedeuteten Wege im einzelnen etwas näher betrachten. 

4) Wäre die Natur der Herrenfronen, als entweder anmaßlich erhobener und gewaltthätig 
behaupteter Leibherrlichkeitsanfprüdge, over als bloß factifch fortbeftehenver liberrefte eines ver- 
alteten und längft gegenſtandsloſen Öffentlichen Rechts, ganz allgemein erwiefen und unbeftrit- 





1) Über den Urfprung und die Fortbildung des Fronweſens in Deutfchland f. die verſchiedenen 

Schriftſteller über deutſches (Öffentliches und Privat-)Recht, insbefondere-Mittermaier, Grundjäge des 
gemeinen und Privatredhts, ſodann auch Hüllmann, Deutfche Finanzgefchichte (unter der Rubrik „Land: 
fronen‘‘) u. a. In das Detail davon einzugehen, erheifcht unfer Zweck nicht. Wir fönnen uns füglich 
auf die im Tert ſtehenden allgemeinen Andeutungen befchränfen. 
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ten vorliegend, ſo würde der einfachen Abſchaffung ohne alle Entſchädigung der Herren kein 
rechtliches Bedenken im Wege ſtehen. Alle blos auf Staatsgeſetzen oder nur auf ſtillſchweigend 
von der Staatsgewalt geduldeten Übungen, überhaupt alle rein auf hiſtoriſcher Grundlage 
ruhenden (mithin nicht fhon ohne pofitive Feflfegung vermöge Bernunftgefeges gültigen) Rechte 
koͤnnen von ber Gefeggebung wieder abgeichafft oder aufgehoben werben, fobald ſolches den 
Staatözwede foͤrderlich erfcheint, und müflen oder follen abgefchafft werden, ſobald fie ald den 
mahren ober vernünftigen Rechte widerftreitend erfannt werden. Wol auf Beobadtung und 
Handhabung eines Geſetzes, folange es befteht, hat jener Bürger ein Recht, nit aber auf das 
Geſezt ſelbſt, d. H. auf deſſen Fortdauer für alle künftige Zeit. Die Freiheit und Selbſtändigkeit 
der geſetzgebenden Bewalt ift ein aus ihrem Begriffe hervorgehendes, unveräußerliches und auch 
durch feine Verjährung verlierbares Necht, beſchränkt ſowie beflimmt allein durch die Bor: 
ſchriften der ewigen Gerechtigkeit und nen Inhalt des Staatsvertrags. Der Umſtand, daß durch 
Einführung oder Abſchaffung gewiſſer Rechte mehr oder weniger Einzelnen factifch ein Vortheil 
ober Nachtheil erwaͤchſt, kann dabei gegen die Höhern oder allgemeinen Rückfichten, namentlich 
gegen das vernünftige Rechtsgebot in keine Betrachtung fommen, und die zu einem pecunlären 
Werthe anzufchlagennen over einen Gegenſtand des Verkehrs ausmachenden oder vie einer be⸗ 
fondern Klaffe von Stantsangehörigen zuſtehenden Mechte haben Hierin durchaus Teinen Vor⸗ 
zug vor andern. Wenn es 3. B. angeht, den Adelichen (ohne Unterfchieb, ob fie den Abel ererbt, 
duch Verdienſt erworben, over ohne Verdienſt erhalten, oder aud) mit Gelb erfauft haben) Die 
Befreiung von der Miltzpflicht, das Vorrecht zu gewifien Amtern oder irgenbein anbered 
Privilegium durch Aufhebung des Geſetzes, welches ihnen vaflelbe verlieh, zu entziehen; wenn 
es angeht, ihnen, wie ja in ber Rheinbundsperiode vielfach geſchah, Die früher befeflene Po: 
lizei= und Gerichtshoheit ober andere dem Öffentlichen Rechte entflofiene Gerechtſame zu ent= 
ziehen; wenn man fi gar Fein Bedenken daraus macht, ven gemeinen Bürgern 3. B. die 
doch wahrlich auch zum Geldwerthe und zum hohen Geldwerthe anzuſchlagenden Zunftrechte, 
injofern jle dem vernümftigen Rechte und dem Staatswohle widerfireiten, wegzunehmen, ober 

dad ehedem von Stäbten bezogene Ohm⸗ oder Pflaftergelo u. f. w. aufzuheben u. ſ. w.: warum 
follte gerade nur das adeliche Fronrecht unantagftbar fein? Hat man doch die Leibherrlichkeit 
jelbft wenigſtens in ihrer nackten Geſtalt aufzuheben für Recht und Pflicht geachtet, warum ſoll⸗ 
ten ihre Audflüfle beiliger fein? Ja, Hat man ſchon vorlängft in den Staaten, worin die Ach⸗ 
tung ber Menſchen- und Vürgerrechte wenigftend aufdämmerte, fogar an eben die befragten 
Fronen die reformirende Hand gelegt, namentlich die ungemeflenen Sronen ohne allen Erſatz 


abgejchafft oder auf ein erträgliches Maß zurücdgeführt: warum follte unftatthaft fein, noch 


einen Schritt weiter zu gehen und nun auch das Überbleibſel ver. als Unrecht anerkannten unge: 
meflenen Fronen abzufchaffen? Fürwahr, wenn diefe Fronen als nadter Gewaltmisbrauch, als 
unverhälfte Sflaverei erfcheinen,, fo iſt das Unrecht nicht gehoben durch blos theilmeife Aufhe⸗ 
bung; und wenn die Geſetzgebung fie theilweife aufheben darf, jo darf fie ed au ganz. Indeß 
it gegenüber ven voranſtehenden Betrachtungen doch aud zu erwägen, daß einmal die jagigen 
Befiger ber Fronrechte bona fide dazu gelangt find und im Vertrauen auf ven Fortbeſtand ber 
bisherigen Befege ſolche Nechte erfauft, in Taufch erworben, zum Theil vom Staate ſelbſt ver⸗ 
liehen erhalten, bei Erbtheilungen um einen nad) ihrem Ertrage beſtimmten Schätzungswerth 
übernommen und ihre wirthſchaftlichen Ginrigtungen danach gemacht haben, weghalb ihre 
plögliche und unentgeltliche Abfchaffung als ein mindeſtens unbilliger, jevenfalld harter Schlag 


für fie erſcheinen muß; fodann, Daß unter der Maffe ſolcher Fronberechtigungen, obwol die beft=. 


begründete Bermushung der Entftehung aus Leibherrlichkeit oder aus Feudalität wider alle 
ſtreitet, dennoch auch deren fein können, ja ſicherlich find, die urſprünglich auf privatrechtlich 
gültigem Titel goruht Haben und erft im Kaufe ver Zeit in Bezug auf Form und Behandlung 
den Die Regel bildenden, vom Standpunkte des Rechts unbeningt verwerflichen Kronen ähnlid) 
geworden find. Freilich follten in Diefem Kalle die Berechtigten, welche die Beweife für jenen 
beffern Urſprung nicht mehr aufzubringen im Stande find, darüber das Schickſal oder ihr eige⸗ 
nes Verſchulden anklagen; aber dennoch macht die billig Geſinnten im Volke, alfo auch in Der 
Bolksepräfentation, folder Umſtand zu einem Vergleiche, d. h. zur Leiftung wenigſtens einer 
theilweiſen Entfhädigung geneigt. Und endlich gibt es noch Gründe der Klugheit, welche die 
Aufwendung eined mäßigen Preifes für vie friedliche und ſchnelle Verwirflihung ber für Die 
Rationalehre und Nationalwirthſchaft nicht minder wichtigen als vom Nechtögejege gebotenen 
. Befreiung der Geſellſchaft von ver Schmach und dem Fluche eines auf einem großen Theile ihrer 
Nitglieder laftenden Sklavenjochs als einen immerhin noch guten Handel darftellen. Zu dem 


38 Kronen 


allen fommt nun in Deutichland noch ver befannte Art. 14 der Bundedacte, welder Die Yeudal- 
rechte, wenigflend der Mebiatifirten (freilich nach einer unrichtigen Subfumtion derfelben unter 
den Begriff der Eigenthumsrechte), in pofitiven Shug nimmt und dergeftalt der jonft für frei 
erklärten Gefeßgebung der einzelnen Busivesflaaten in diefer Sphäre eine beengenve Schranfe 
ſetzt. Soviel, doch mehr nit, läßt fi anführen zu Gunſten der Fronherren. Bon wen aber 
haben jie den jevenfalld nur mäßigen Ablöfungspreid für ihr auf fo wankendem Boden ſte⸗ 
hendes Recht zu erhalten ? ' 

5) Bon den Fronpflichtigen ſicherlich nit. Dieſes fließt zuvörderſt fon aus dem allge- 


meinen und evibenten Sage, daß mein Anſpruch auf Befreiung von einer mir mit Unrecht auf- 


liegenden Laft nit dadurch befrienigt wird, daß man mid zur Zahlung ihres geſchätzten Kapital- 
werths anhält, ſondern nur durch unentgeltliche Abnahme. Ja es iſt die Verfällung in foldhe 
Zahlung vielmehr eine Fünftliche oder gewaltthätige Verewigung der Laft, nämlich die Aufle- 
gung eined Surrogats für ihre ewige Dauer, mithin eine Aufhebung der Möglichkeit, von ihr 
jemals auf eine vem Anſpruche gemäße Weife befreit zu werden. Nur rechtsbeſtändige Schul- 
pigfeiten ſollen durch Bezahlung getilgt werden; rechtlich nichtige müſſen ſchlechthin aufgehoben 
werden, ſobald man die Nichtigkeit erkannt hat. Es iſt aber insbeſondere bei unſern Herren⸗ 
fronen noch weiter klar, daß, ſollte man ſelbſt annehmen oder dichten, daß denſelben ein rechts⸗ 
gültiges Fundament zu Grunde liege, gleichwol bie einzelnen Pflichtigen nimmer das Kapital 
ihrer Jahresleiſtungen ſchuldig fein fönnten, fondern blos jene Jahresleiftungen ſelbſt. Der 
Beweis für dieſe Behauptung iſt leicht und einfah. Für bie Fronherren nämlich ftellt zwar die 
Summe oder ber Werth der jührlichen Fronleiftungen, weil diefe immerdar wieberfehren, d. h. in 
ihrer Dauer auf feine Zeit befchränft find, in der That ven Zins eins folden Werthe entfpre- 
chenden Activfapital8 vor, und ihre volle Entſchädigung (abgefehen hier von der fchlechten Be: 
fchaffenheit des Rechtsfundaments ihrer Fronherrlichkeit) können fie im Ball der Aufhebung der 
Kronen nur durch den Empfang jenes Kapitals erhalten. Aber nicht alfo beim Fronpflichtigen. 
Bei demſelben ftellt der Werth ver von ihm jährlich zu Leiftenden Kronen mit nichten den Zins 
eines ſolchem Werthe entſprechenden Pafjivfapitals vor (mit Ausnahme der walzenden Kronen, 
welche, Hierin ähnlich den Grundzinfen, von jedem Beſitzer des pflichtigen Grundes al? 
ſolcheu zu leiften find), fonvern lediglich ven Betrag einer dem Pflichtigen blos perſönlich ob⸗ 
liegenden, alio jevenfalls mit feinem Tode und oftmald noch früher aufhörenden, mithin feined- 
wegs beharrlichen, ſondern bloß vorübergehenden Schulpigkeit. Bon einer ſolchen Schulbigfeit 
fih durch Erlegung des Kapitalbetrags loszufaufen, Tann feinem zugemuthet werben ohne Die 
offenbarſte Nechtöverlegung und, wenn es bei mehreren over vielen miteinander geichieht, nicht 
ohne die fhreiendfle Ungleichheit. Nach den gewöhnlichen Gefegen oder Herkommen ift von der 
perſoͤnlichen Herrenfronpflicht frei, wer 60 Iahre alt iſt, oder wer Dorfſchulze wird, oder jonft 
in den Stand der Unbotmäpigkeit ji aufichwingt, ebenfo, wer jeinen Wohnflg verändert. 
Wie kann man nun jenem, welcher im nächſten Jahre das Alter der Fronfreiheit erreichen over 
Dorfichulze werben ober in eine andere, Gemarkung überjiedeln wird, zumuthen, und zwar noch 
unter dem Titel der Befreiung oder einer ihm zugedachten Wohlthat, naß er nad Kapital der 
von ihm nur noch ein Jahr-lang zu tragenden Laſt entrichte? Man jagt zwar, er mache dadurch 


auch feine Kinder und Enkel frei. Aber vielleicht hat er Feine Kinder, ober viefelben haben be: 


reits, als großjäßrig, eine eigene und aljo von ihnen ſelbſt abzukaufende Fronpflicht auf ſich, 
oder fie muͤſſen, obſchon bier losgefauft, fih bei ver Liberfiedelung in eine andere Gemarkung 
der Dort noch beftehenden Sronlaft gleihiwol unterwerfen. Das Kapital aljo ift jedenfalls weg⸗ 


‚geworfen und eine ſchreiende Lingerechtigfeit verübt. Hier entfleht nun natürlich) die Frage: wer 


denn eigentlich der Schulpner bed Fronkapitals jet, infofern der Fronherr wirklich ein ſolches 
zu fordern hat? Die Antwort, unter Vorausfegung oder Dichtung, die Fronherrlichkeit fei 


wirklich ein Recht, kann nur dahin ausfallen: die Schulbnerin fei die Gemarkung oder die in 
verjelben hauſende Gemeinde, welcher als fortlebender Bejammtperjönlichfeit die befragte 


Pflichtigkeit für immer obliegt und daher auch die Befreiung ober der Loskauf für imnıer nüg: 
lich iſt. Wir wollen damit übrigens gar nicht behaupten, daß dieſe Gemeinden wirklich vermöge 
rechtsbeſtaͤndigen Titeld mit dev Fronlaſt beſchwert feien. Vielmehr geht aus der Geſchichte ganz 
unwiderſprechlich hervor, daß zur-Zeit des Fronurſprungs noch gar feine juriftiihe Gefamnit- 
perfönlichfeit der fraglichen Gemeinden, fondern höchſtens ein Gompler von Grundſtücken und 
eine Summe von darauf Haufenden Colonen beftand, und daß auch nad Errichtung des Ge: 
meindeverbands die unerfättliche Begier ver Herren faft tagtäglich neue Anläffe oder Bor: 
wände auffand, um ihren unterthanigen, d.h. durch Freche Gewalt unterdrückten Gemeinden 


\ 
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. 


Fronen | 39 


fortwährend gefteigerte Laſten aufzublrden, melde ſodann, wenn fle von foldder Gewalt ers 
zwungen eine Zeit lang faetiſch getragen wurden, allmählich die Eigenfhaft biftorifcher Rechte 
annahmen, aber jene der wahren Nechtebeftänvigkeit nimmer erlangen fonnten. Es wäre leicht, 
mit Aufzählung der jfandalöfeften Beifpiele folder ſchamloſen Erprefiungen ganze Bände zu 
füllen. Wir befhränfen und auf diefe Andeutung und fagen alfo bloß, daß, wenn es einen 
Schuldner des Kapitalwerths der jegt beſtehenden Fronen gibt, ſolches niemand anders fein 
kann als Die @emelnde oder überhaupt irgendeine Gefammtperfönlicykeit, welcher der einzelne 
Fronpflichtige als zeitliches Mitglied angehört (3. B. die Geſammtheit der eine beläftete Ge⸗ 
marfung oder Guterſtrecke Beſitzenden, oder die Benoflenfhaft der gewiffer mit ver Fronlaſt 
verbundener Berechtigungen oder Nutzungen ſich Erfreuenden, infofern bier eine wahre und 
beharrliche juriftifhe Gefanımtperfönlichkeit zu erfennen iff). In weitaus ben meiſten Fällen . 
jedod wird blos die Gemeinde ald wahre Schulonerin erſcheinen Ehunen, pagegen bie Fronpflicht 
anderer Geſammtheiten oder Genoflenfehaften mehr bie Natur ver walgenden, nämlich auf einer 
Realität over Berechtigung haftenden Fronen an ſich tragen , als jene ver perfönlidhen. 

6) Wenn Hlernarh den Herrenfronpflichtigen perfönlich ober einzeln der Lodlauf nicht zuge: 
mutbet werden Tann, fo bleibt, wofern man gleichwol den Berechtigten ein Entſchädigungs⸗ 
recht zuerfennt, nichts anderes übrig als der Erſatz aus Öffentlichen Mitteln, und nad) ber 
Strenge der Grundiäge und nad der unleugbaren vorliegenden, mindeſtens unenbli vor: 
herrihenden Natur der fraglichen Fronen entweder ald reiner Ausflüffe der Leibeigenfchaft, 
überhaupt blos factiſcher Unterdrũckung, oder ald übrig gebliebener,, d. h. faetiſch forterhaltener 
Laſten eined längft veralteten oder aufgehobenen Öffentlihen, namlich Feudalrechts, find es bie 
Staat8mittel, an welche folder Anſpruch ergeht. Der Staat allein (menn überall jemand) bat 
es verſchuldet und daher auch zu verantworten, daß bie Hiftorifche Rechtsungebühr der beſproche⸗ 
nen Fronen aufkam, ſich befeſtigte und forterhielt; er allein hat (wenn irgenbjentend) für bie 
unter dem Schutze ſeiner Geſetze und Berichte geſchehenen oneroͤſen Erwerbungen von Fron⸗ 
rechten, die er ſelbſt jetzt abſchafft, einzuſtehen; er allein hat endlich die Folgen des unter ſeiner 
Mitwirkung oder mit feiner Zuſtimmung zu Stande gekommenen Art. 14 der Bundedacte zu 
tragen. Dabei erfüllt er durch Aufhebung der Fronen nicht blos eine ihm obliegende heilige 
Pflicht, ſondern er zieht auch daraus, neben der Befreiung ber Geſammtheit von einer mittelbar 
bie ganze Marion treffenden Schmach, noch fo großen national- und ſtaatswirthſchaftlichen Bor- 
theil, daß ex varüber bie Bezahlung des Lookaufskapitals gar wohl verfchmerzen mag. Ohnedied 
tragen fa aud die Fronberechtigten felhft und auch bie Fronpflichtigen als flenerbare Stante- 
angehörige zu deſſen Bezahlung beträchtlich bei; es kann alfo, was ben dabei unmittelbar 
Nichtbetheiligten zur Laſt bleibt, fo gar vieles nicht jein. | 

T) Um jedoch allen gedenkbaren Nüdfichten bie gebührende Rechnung zu tragen, und in 
Erwägung, daß, wenn auch die Befreiung von einer und mit Unrecht aufgebürneten Laft von 
Rechts wegen gefordert werden kann, dennoch folde, jedenfalls nur auf natürlihem, nicht 
aber pofitivem echte ruhende Forderung keineswegs vor ben Gerichten gelienn zu machen, 
fondern nur von felten der fouveränen Geſetzgebung ihre Befriedigung zu erwarten, daher auf 
feiten der Gedrückten vie Geneigtheit, zur Verwirklichung ihres Verlangens einen Beitrag auch 
aus dem Ihrigen zu felften, vorandzufegen if; in Erwägung endlich, daß, wenn au nicht 
gegen die einzelnen Kronpflichtigen, doch gegen bie mit folder Pflichtigkeit behafteten Gemeinden 
ein nicht unbedingt oder nicht allgemein verwerflider Anfpruch von feiten ner Herren erhoben 


- werben kann, wird eine umfichtige Geſetzgebung nad Umſtaͤnden räthlich finden, vie Bezahlung 


Des Loßfaufspreifes nicht außfchließend dem Staate, fondern zum hell (etwa zur Hälfte) den 
betreffenden Gemeinden (fri e8 in der Eigenſchaft ald felbftpflichtig, fet e8 in jener als Gefammt- 
heit der Pflichtigen) aufzulegen und dadurch pas Zuftandebringen des wohlthätigen Geſchäfts 
weſentlich zu erleichtern. Eo erhäft folchergeftalt die Regulirung ver Fronabſchaffung die Natur 
eines auf billige Bedingungen altjeitig eingegangenen oder doch ohne Unbilligkeit oder Unver⸗ 
fland von keiner Seite abzulehnenven Vergleich und ift der Zuftimmung aller Wohlgefinnten, 
aller eine friedliche Schlihtung des Streits zwiſchen dem vernünftigen und dem hiſtoriſchen 
Rechte Begehrenden gewiß. ' 

Auf eben dieſen Principien ruht die großherzoglich babifche Geſetzgebung von 1831 über 
Abſchaffung ver Herrenfronen.?2) Zwar wurde früher (1820) mit Zuftimmung beider Kam- 


2) Man fehe die Verhandlungsprotokolle beider badiſchen Kammern von 1820 und 1832; ſodann 
Rotteck, Sammlung Heinerer Schriften (Stuttgart 1887), Bd. IV u. V. 
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mern ein Geſetg erlafen, welches den Sronpflichtigen perjönli (d. h. der Summe der wirklich 
in einer Gemeinde lebenden Fronknechte zur gefammien Hand) die Verbindlichkeit auflegte, ſich, 
wenn fie fic frei machen wollten , zur Erlegung des achtzehnfachen Betrags des gefchägten jähr- 
lichen Fronwerths zu bequemen. Aber dieſes Befeg, weil Fein verfländiger Bronpflichtiger ſich 
ihm fügen konnte, blieb ohne Wirkung. Da kam in dem ben liberalen Beftrebungen günftigen 
Jahre 1831, infolge einer in der Zweiten Kammer erhobenen Motion, ein anderes und beſſeres 
zu Stande, worin nämlich verordnet warb, daß der auf billige Weife zu ſchäzende Werth der 
abzuſchaffenden perſoͤnlichen Herrenfronen (nämlich ihr wirklicher Werth für ben Herrn, nit 
aber die Größe oder der Betrag der dem Pflichtigen Durch die Fronleiſtung verurfachten Laſt) im 
‚ zwölffachen Betrage dem Berechtigten entrichtet werde, und zwar zur Hälfte aus Staatd- und 
zur Hälfte aus Gemeindemitteln. Walzende Fronen jollen mit dem achtzehnfachen Betrage ab⸗ 
gelöft, davon jedoch ein Drittel vom Staate übernommen, mithin nur der zwölffache Betrag 
von dem Pflichtigen bezahlt werben. Auch im Großherzogthume Heſſen hat die Abſchaffung der 
Herrenfronen nad) ähnlihen Grundfägen flatigefunden. Nur wurden allvort mit den einzelnen 
Berechtigten befondere ͤbereinkünfie abgefchloffen und die.verglichene Entſchädigungsrente den⸗ 
felben unmittelbar auf die Staatskaſſe angewiefen, den pflihtigen Gemeinden aber eine fehr 
mäßige, Faum ben zehnten Theil der bisher getragenen Laſt betragende Erſatzrente aufgelegt. 
Es iſt bekannt, daß einige Mebiatifirte in Baben gegen das verfaſſungsmäßig zu Stande 
gefommene Srpnablöfungsgefeg von 1831 eine Beichwerbe beim Bunbestage erhoben, dar 
durch alſo pie Souweränetät ver geſetzgebenden Stantögewalt, welcher fie als Unterthanen ange 
hören , in Frage geftellt und, foviel an ihnen ift, Gefahren verfchienener Art und von ſehr ern⸗ 
fer Natur für dad Vaterland Herbeigeführt haben. Die Würdigung ihres Schritteß, wenn fle 
umfaſſend und tiefgehend fetn jollte, wütde uns zur Erörterung von Dingen und Berhältnifien 
führen, die heutzutage von einer allzu zarten Berährung find, ja die ohne Kreiheit der Rede 
gar nicht befprochen werben koͤnnen. Darum ſchweigen wir, das Urtheil dem felbfleigenen ftillen 
Nachdenken unferer Leſer überlaffenn. | „ Rotted. 
NRahtrag.?) Wol burfte der verftorhene Rotteck indem er vor 23 Jahren den vorſtehenden 
Artikel verfaßte, auf dad Mittelalter hindeuten, deſſen Zuftände das Fronweſen erzeugten. Wie 
ſchwer baflelbe beſonders auf dem Bauernſtande laftete, lehrt Die Gefchichte, namentlich die Ge⸗ 
ſchichte des deutſchen Bauernkriegs am Schluffe des erſten Viertel nes 16. Jahrhunderts.*) 
Unter jenen 12 Artikeln klagten auch zwei (Art. 6 und.7): „Zum Sechsten ifl unfere harte 
Beſchwerung der Dienfte halb, welche von Tag zu Tag gemacht werben und täglich zunehmen. 
Wir begehrten, daß man darin ein ziemlich Einfehen thue und uns dermaßen nicht jo hart be= 


ſchwere, fondern uns gnädig hierin anfehe, wie unfere Altern gedient haben, allein nad Laut | 


des Wortes Gottes (Röm. 10). Zum Siebenten mollen wir hierfür und von einer Herrſchaft 
nicht weiter beſchweren laffen, ſondern wie e8 eine Herrſchaft ziemlicherweiſe einem verleiht, 
alfo foll er es befigen laut der Vereinigung des Herrn und des Bauern. Der Herr foll ihn 
nicht weiter zwingen und drängen, nicht mehr Dienfle noch anderes von ihm umfonft begehren 
(Luc. 3; Thefl. 6), damit ner Bauer foldy Gut unbefhwert, aljo geruhlidh brauchen und ge⸗ 
nießen möge. Wenn aber des Herrn Dienft von ndthen wäre, foll ihm der Bauer willig und 
gehorfam vor andern fein, doch zu Stund umd Zeit, da es dem Bauer nicht zum Nachtheil dient, 
und fol ihn um einen ziemlichen Bfenning den Dienft thun.“s) Selten war unter den Ge⸗ 
nofien des Adelsſtandes ein Mann wie jener ſächſiſche Freiherr von Einſiedel, der Befier eines 
Guts, das ihn Herechtigte Frondienſte zu fordern. Sein Gewiſſen wurde ungeachtet des für 
feine Berechtigung ſprechenden langjährigen Befigfbandes von nem Bebenfen beprängt, ob dieſe 
Dienfte, die ziemlich Iginlich waren, nicht früher von geringerm Umfange geweſen feien und er 
fich fo nit aufgeforvert finden müfle, das Seinige zu thun. Er wendete fih an den Neformas 
tor, der eben auch folgende Stelle im 2. Bud, Moſis überfegt hatte: „Die Agypter zwangen 
bie Kinder Iſrael zum Dienft mit Unbarmberzigkeit und machten ihnen ihr Leben fauer mit 
ſchwerer Arbeit in Thon und Ziegeln, und mit allerlei Fronen aufdem Felde, die fie ihnen 
auflegten.” Luther ſuchte ven Anfragenven zu beruhigen. Die Fronen feien zuweilen als Strafe 
auferlegt, pflegten auf Verträgen und fo auf dem Recht zu beruhen ; er fönne fie aljo mit guten 
Gewifien fordern. Diefe Antwort berubigte eine Zeit lang den wohldenkenden Mann, aber 


3) ©. den Art. Agrarverfaffung und Agrargeſetzgebung. 
4) ©. den Art. Bauernkriege. 
5) Zimmermann, Geſchichte des großen Bauernfriegs (neue Ausgabe, Stuttgart 1854), II, 103u.104, 
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feine Zweifel tauchten nachgerade wieder auf, und er wendete fih an Spalatin mit dem Erfuchen, 
ich mit Luther zu Benehmen. Der Reformator, den Spalatin beiflimmte, äußerte fi in vem- 
felben Sinne: wenn der Freiherr die Fronen nicht fel@ft auferlegt habe, jo dürfe er fie mit gutem 
Gewiſſen beibehalten; es fei nicht einmal gut, Rechte in Berfall gerathen zu laſſen; ver ge⸗ 
meine Mann müfle mit Bürde belaven fein, damit er nicht muthwillig werbe. Dieſes Bepeuten 
war gleichjalld nit dazu angethan, das Gemüth des Freiherrn zu beruhigen, fo wenig als ein 
auf befondere Anregung welter erwirktes Gutachten Spalatin’d, dahin gehend: Die bürgerliche 
Ordnung, auf deren Erhaltung gejehen werden müfle, verlange ſtrenge Zucht; Joſeph habe in 
Agypten fogar ven fünften Theil des Ertrags eingeforbert und Bott habe fih dieſes gefallen 
Infien; wolle fi der Freiherr genug thun, fo möge er nachfichtig fein, aber die verordnete Krone 
nicht ganz abſchaffen, weil dies die Pflichtigen nur verwöhnen und frecher machen würde; ber- 
gleichen Laften ſeien auch anderwärts und noch erſchwerter zu finden ; ihre Abſchaffung würde zu 
weitgreifenden Zerrüttungen führen. Aber auch dieſe Zufchrift des fächlifchen Hofpredigers er: 
teichte ihren Zweck nicht. Obgleich Der Freiherr, belehrt, daß die Kronen der Heiligen Schrift nicht 
wiberftreiten, die Unruhe feines Gemüths der @inwirkung des Teufeld zuichrieb, welchen der Re⸗ 
formator in feine neue Lehre hinübergenommen hatte, und ihn mit Gebet zu befämpfen fuchte, 
oſo beftimmte er do in feinem legten Willen einige Einkünfte zu dem Zwed, um die ärmflen ber - 
Fronpflitigen zu unterflügen.) Wäre eine folde Geflunung eine verbreitete geweſen, fo 
würbe es nicht zu dem furdhibaren Kampf gekommen fein, veflen verhängnißvolles Ende vie 

Sieger meiſtens) frevelhaft benugten, um die Laften noch drückender zu machen. Das Fron⸗ 

wefen erhielt ſich noch Jahrhunderte lang. Erſt nach der Mitte des vorigen Jahrhunderts wurde 

e8 von der bingehaltenen Fackel beleuchtet. Es erhoben ſich Stimmen, welde auch diefe Krank⸗ 

heit des Staatskoͤrperd wahrnahmen und aufdeckten und fidh zugleich mit der Frage beſchäftig⸗ 

ten, wie fie zu heilen fei. Die Preſſe wurde zu Hülfe genommen, und bie Literatur zeigt eine 
‚ Reihe von Schriften: Weſtfeld, „Uber die Abfchaffung des Herrendienſtes“ (Lemgo 1773); 
Bauli und Wagner, „Surrogat der Hands und: Spanndienſte“ (Kaflel 1775); „Gedanken 
von Abftellung der Naturaldienfte” (Böttingen 1777); Mündhaufen ,. „Vom Lehnherrn und 
Dienſtmann“ (Leipzig 1793); Wichmann, „Über die natürlichen Mittel, die Frondienſte auf: 
zuheben“ (2eipzig 1795); Nicolai, „Uber Hofdienſte und deren Abſchaffung“ (Berlin 1799); 
Mayer, „Uber Herrendienfte und deren Aufhebung” (Celle 1808). Erſt ald der Blutfirom 
der franzöfifchen Staatdummälzung mit andern Laflen auch dieſe in das Meer der Vergangen⸗ 
heit ſchwemmte und das linke Rheinufer von Ihr befreit wurbe, legte man auch in dem übrigen 
Dentihland Hand an die Wegräumung auch dieſer Überlieferung des Mittelalterd. Aber diefe 
Hand zögerte lange, um reine Arbeit zu machen. Daher Zonnte Rotteck mit einigen Worten 
darauf hindeuten, daß die Fronen in manchen und weiten Ländern noch befländen. Erſt in den 
zwifchenliegenden 2F Jahren ift die reformirende Hand befonderd werfthätig gemefen. Gegen: 
über dem ihm benachbarten Königreich Preußen, in welchem ſchon im Jahre 1811 namentlich 
auch die Kronen (gegen Entſchädigung) aufgehoben wurben, hatte fih mit jo vielen andern 
mittelalterlichen Zuftänden in den einzelnen Provinzen des die confervativen Elemente fo ſorg⸗ 
Jam bewahrenven Staated Oſterreich auch das Fronwefen in feiner vollen Integrität erhalten. ®) 
Die Robot (nad dem ſlawiſchen Wort robota, d. 5. Arbeit) laſtete in einigen Provinzen, 
namentlid in Böhmen und Galizien, ſchwer auf ven Landmann, und fo ift e8 pfochologifch er= 
Härlich, daß, als im Jahre 1846 diefe legtere Provinz von einer politifhen Bewegung ergriffen 
wurde, dieſe aud in Gegenwirfung zu einem von furchtbaren Scenen begleiteten Krieg gegen 
Die robotberechtigten adelihen Gutsbeſitzer führte.) Die Regierung fand für gut, durd ein 
Patent vom 17. April 1846 die Zufiherung zu ertheilen, daß die Laſt der Robot erleichtert 
werben folle. Zu verfelben Zeit wurde in andern Iheilen des Reichs dad Verlangen laut, daB 
die Fronen für ablöshar erflärt würden. Namentlich die Stände von Nieveröfterreich beun⸗ 
tragten diefe Reform. Ein Hofdecret vom 18. Jan. 1847 beſchränkte ſich indeß darauf, aus: 
zufprechen, daß im ganzen Umfang der Monarchie die Ablöfung dieſer Leiftung (und des Zehn⸗ 


6) Zimmermann, a. a. O., S. 4—6. 

T) Überficht wahrhafter und merfwürbiger Thatfachen des Bauernanfruhrs in Deutichland im Jahre 
1525. Nach einem Danufeript von Peter Harrer, gewejenem Geheimfchreiber des Pfalzgrafen Lud⸗ 
wig V. (Speier 1830), ©. 219. Wachsmuth, Der deutiche Bauernfrieg zur Zeit der Reformation 
(Leipzig 1834), S. 131. " 

8) Fiedler, Braktifche Abhandlung über den leibeigenen Robotfland (Wien 1781). 

9) Briefe eines Deutfchen über Galizien (Breslau 1847). 
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ten) im Wege des Vertrags geftattet jei: Namentlich im Königreich Böhmen kam ed zu Unruhen, 
die jih im folgenden Jahre auf die ganze Monarchie in noch weit höherm Grave ausdehnten. 
Die octroyirte Stantöverfaflung vom Mat 1849 war von einer Verordnung begleitet, welche 
darauf berechnet war, die ländliche Bevölkerung durch die Verſicherung zu beruhigen, daß Die 
Robot abgelöft werben hürfe.2°) Ein Patent vom 31. Dec. 1851 fanctionirte dad Princip der 
Ablösharkeit.1!) Die-heilfamen Folgen zeigten fh raſch; die Landwirthſchaft nahm einen 
fihtbaren Auffhwung. Der DBerfafler der Schrift „Bilder aus Öfterreich"" (Zeipzig 1851), 
welcher Böhmen durdreifte, konnte darum aud bemerken: ‚Die Aufhebung der Robot wirkte 
Wunder. Die Felder ſchienen mit einemmal befler beftellt und pie Hütten jauberer.“ 

Als nad ven Befreiungdtriegen dad conftitutionelle Syſtem in Deutſchland zur Herrſchaft 
fam, wurbe da, mo es nicht fhon geſchehen war, felbftverfiännlih Hand angelegt, um wie 
von fo vielen andern Keffeln, melche vie Landwirthſchaft beengten, dieſe au von den ſchweren 
Banden des Fronweſens zu befreien. Gleich das erſte Verfaſſungsgeſetz, das für dad Herzog⸗ 
thum Raflau vom Jahre 1814, Eomnte ſich in der Einleitung darauf beziehen, daß die Regie⸗ 
rung bereitö (1812) den Fron- und Dienflzwang (unter Schabloshaltung der Dienftherren) 
gelöft habe.12) Die Verfaffungsurkunde für das Königreich Baiern gebot: „Alle ungemeflenen 
Fronen follen in gemeflene umgeänberf werden und auch dieſe ablöobar ſein.“i2) Gin Geſetz +» 
vom 4. Juni 1848 bob die Naturalfronen ohne Entſchäädigung auf.) Ein würtembergifches 
Geſetz vom Jahre 1821 erklärte alle ungemeflenen Fronen für unflatthaft, verorbnete, daß fie In 
gemeflene verwandelt werben müßten, und erflärte dieſe für ablößbar im ſechzehnfachen Betrage 
ihres Werths.10) Die badiſche Verfaſſungsurkunde fprad aus, daß „für vie bereits abldslich 
erflärten Grundlaſten und Dienftpflicgten” durch ein @efeg ein angemeflener Abkauffuß regu- 
list werden folle.19) Died geſchah durch ein Geſetz vom Jahre 1820, welches auf Antrag eines 
Abgeordneten im Jahre 1831 zum Beften der Pflichtigen revidirt wurbe. 27) Das Staatd- 
grundgeſetz für dad Herzogthum Braunichweig erklärte auch alle Fronen für ablosbar.18) Das 
Gleiche geihah im Herzogthum Sachfen- Meiningen durch ein Geſetz vom 23. März 1846 über 
die Ablöfung grund: und gutöherrlicher Laften.17) Im Großherzogthum Heſſen 20) wurbe 
Thon früh auf die Befeitigung des Fronmefen® hingewirkt. Nachden fon längft für einzelne 
Landestheile die Jagdfronen abgefchafft worden waren, wurben im Jahre 1807 die in den ältern 
Landestheilen theils dafür, theils für andere Ähnliche Zwecke eingeführten Abgaben aufgehoben. 
Die erſten Schritte zur Befeitigung des Fronweſens überhaupt erfolgten durch ein Gefek von 
Jahre 1811 wegen Aufhebung ver Leibeigenſchaft, indem daffelbe verordnete, daß die ald Aus: 
flüſſe derfelben anzuſehenden Fronen mit den Übrigen Leiſtungen abgelöft werden müßten. Gin 
in dem folgenden Jahre erlaffenes Geſetz ertheilte das Met der Verwandlung der Domintal- 
oder gutoherrlichen Kronen in eine Grundrente. Ginige Jahre darauf wurden die Staatd- oder 
Zandedfronen befeitigt, indem man befchloß, Die Arbeiten um Lohn verrichten zu laffen und die 


10) Reue Jahrbücher der Geſchichte und Politik, ausgegeben von Bülau, Bd. 1 (1849), 
sa her ſchich herausgeg | ( 


11) Bradelli, Allgemeine Staatenfunde (Wien 1856), I, 216. 

12) von Zangen, Die Berfaffungsgefeße deutſcher Staaten in fuftematifcher Zufammenftellung 
(Darmftabt 1828), I, 184. . 

13) von Zangen, a.a.D., ©. 156. Zu Rhein, Über Sronen umb deren Ablöfung nach Beſtim⸗ 
ungen der batritchen Verſaſſungsurkunde (Würzburg 1824). 

14) Staatssterifon, II, 221. ‚ 

15) Mohl, Staatsrecht des Königreichs Würtemberg (Tübingen 1831), II, 584. Müller's Archiv 
ber Gefepgebung (Mainz 1832), III. 616 fg., 626. 

16) von Zangen, a. a. O., S. 172. 

‚ 17) Rotted, Geſchichte des badiſchen Landtags von 1831 (Hildburghaufen 1883), ©. 846-871. 
Kinginger, Bopuläre Geſetzkunde (Karleruhe 1837), S. 75 u. 76. Staats- Keriton, II, 126 u. 127. 
Das Gefeg iſt im Müller'fchen Archiv der Gefepgebung, 111, 319— 325, mitgetheilt. 

18) Steinader, Barticulares Privatrecht des Herzogthums Braunichweig (Molfenbüttel 1843), 
$. 224—232, ©. 510—524. von Zangen, II, 176 u. 177. 
& 12 Sermeborf ‚ Jahresberichte über die deutſche Gefepgebung, Jahrgang 1846 (Leipzig 1847), 

20) Goldmann, Die Gefepgebung des Großherzogthums Heften in Beziehung auf Befreiung tes 
Grundeigenthums und der Perfon von alten drüdenden Befchränfungen und Laften (Darmitadt' 1831 
—41), I, 110—125; II, 74—77, 176. Weiſſ, Spitem bes Verfaſſungsrechts bdes Großherzogthums 
Heflen (Darmitadı 1837), ©. 286 u. 237. Ebel, Uber ben Urfprung der Fronen und die Aufhebung 
berjelben, befonders im Großherzogthum Heflen (Gichen 1823). 
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Koften im Wege der directen Befteuerung aufzubringen. Raben Art. 26 der Berfaffungs- 
urfunde den Grundſatz ausgefprochen hatte: Lingemeflene Kronen fünnen nie flattfinden, und 
die gemeflenen find abloͤsbar, ſchritt Die Gefepgebung weiter. Die Jagdfronen wurden gegen 
eine Entfhädigungsrente aus der Staatskaſſe ganz befeitigt. Alle Staatsfronen wurden unter 
Verzicht auf Entſchädigung aufgehoben, die übrigen Fronen für ablösbar erflärt. Das Gefeg 
vom Jahre 1836 wegen Ablöfung der Grundrenten wirkte dazu mit, daß das Fronweſen nur 
noch als eine geſchichtliche Erſcheinung im Hintergrumde ſteht. Durch 6. 38: der Berfaffungs- 
urfunde des ſtammverwandten Kurfürſtenthums Heffen?!) ſuchte fi dieſer Nachbarſtaat auf 
Die gleiche Linie zu ſtellen.2) | 

Das Jahr 1848 kam heran umd zeigte den Verſuch, die deutſchen Zuſtände durch eine 

Neichöverfaflung zur Einheit zu verſchmelzen. Nah ausführlichen Discuffionen im Kreife der 
eonflituirenden Nationalverfammlung, an welche eine Anzahl von Betittonen gerichtet wurbe, 
Die namentlich nachzeigten, wie drüdend dad Fronweſen in einzelnen Theilen des Waterlanbes 
noch auf dem Landmann laftete, kam «8 zum 6. 167 ver Reichsverfaſſung, vem zufolge ohne 
Entſchädigung aufgehoben fein follten „Die aus dent guts⸗ und ſchutzherrlichen Verbande fließen 
den perfönlien Abgaben und Leiftungen”, jedoch niit Wegfall ver „Gegenleiſtungen und La⸗ 
ſten, welche ven bisher Berechtigten oblagen”. Da die Reichöverfaffung nicht zur Wirkſamkeit 
gelangte, jo wurde biefer Paragraph auch bezüglich der Fronen nicht praftifh. Dagegen fuhren 
einzelne Berfaflungsgefeße fort, auf deren Verbannung hinzuwirken. So heißt e8 5.8. in 
$. 63 des Staatögrundgefeßed für das Großherzogthum Oldenburg von Jahre 1852: „Alle 
Stantöfronen, Landfolgedienſte oner dem Staate als ſolchem zu leiſtende Hofvienfte und derar- 
tige Beläfligungen find ohne Entſchädigung aufgehoben und koͤnnen nicht wieder eingeführt 
werben.‘ 23) - . Ä 

Während das Fronweſen in dem größten Theile von Europa zur Antiquttät geworben ift, 
berrſcht ed noch, in Verbindung mit der LeibeigenfHaft, im Norvoften dieſes Welttheils. Mit 
tiefer Stüße, die bereitö want, wird es einft auch dort verfchwinnen.2*) 

Beachtenswerth if, daß das Fronmefen in Nordamerika Wurzel gefaßt hat. Roſcher deutet 
in feiner im Jahre 1856 erfchienen Särift „Colonien, Golonialpolitit und Auswanderung‘ 
barauf hin, indem er ©. 103 jagt: „Maͤncher wird fih wundern, daß ed im freien Nordamerika 
noch eine fo große Menge von Fronen gibt. Selbſt Heutzutage pflegen die Grundbeſttzer ber 
weſtlichen Staaten den Neubau, 3.3. einer Mühle, durch Fuhren, Handdienſte u. |. w. zu 
unterflügen. In Pennfolvanien und Neuyork find nad dem Unabhängigkeitskriege für alle 
Landleute über 16 Jahre alt Wegbaufronen angeorbnet worben , aus demfelben Grunde wie im 
Mittelalter ; weil es an Thgelöhnern fehlte.” Der Verfaſſer fügt die Bemerkung bei, felbft vie 
orientalifchen Karavanferais Hätten früher in Neuengland ihre Analogie gehabt, ein Geſetz 
babe vorgefihrieben,, daß an den großen Straßen alle ſechs Meilen ein Landmann ein Wirths⸗ 
haus halte.2°) . 

Literatur (foweit nicht ſchon berührt): Hauſchild, „Abhandlung von Bauern und deren 
Kronen, auch der in Rechten gegründeten Bermuthung ihrer natürlichen Freiheit” (Dresden 1771). 

Lauhn, „Abhandlung von den Frondienften der Deutfchen” (neue Ausgabe, mit Anmerkungen 
und Urfunden von Kühn, Leipzig 1785). Hüllmann, „Hiſtoriſche und ſtaatswirthſchaftliche 
Unterfuhungen über vie Naturaldienſte der Butsuntertbanen nah fränkiſch-deutſcher Ver⸗ 
faſſung“ u. ſ. w. (Berlin 1803). Bülau, „Der Staat und der Landbau. Beiträge zur Agri: 
culsurpolitif” (Leipzig 1834), S. 154—159 (darüber Rau's „Archiv für politiſche Okonomie 
und Bolizeiwiffenichaft” [Heidelberg 1835 fg.], 1, 115— 117). Wigand, „Die Dienfle, ihre 
Entftehung, Natur, Arten uud Schickſale“ (Hanım 1828). Weiske, „Rechtslexikon“, IV, 376 
—418. 6. ©. Zadariä, „Vierzig Bücher vom Staate (zweite Auflage, Heidelberg 1840), 
IV, 166—173. Gerber, „Suften des deutſchen Privatrechtö‘ (vierte Auflage, Jena 1853), 
$. 186, 8.423 —425. Bluntſchli, „Deutſches Privatredgt (Münden 1858), Bd. 1, $. 96, 


⸗ 


21) Murhard, Die kurheſſiſche Verfaſſungsurkunde, erläutert und beleuchtet nach Maßgabe ihrer 
einzelnen Paragraphen (Kaflel 1835), Abth. I, ©. 319. u 

22) Windemuth; Borfchlag zu einer möglichft fchmellen Grleichterung der Orundfefiger bei Um: 
wandlung und Ablöfung des Drucks der Zehnten. Zinfen, Dienfte u. f. w. (Kaffel 1831). 

23) Zachariä, Die deutfchen Verfaffungsgefeke (Göttingen 1855), ©. 911.» — 

24) Bal. die Schrift: Rußland unter Alexander II. Zur innern Geſchichte und äußern Politik vom 
Thronwechfel bis auf die Gegenwart; 185560 (Leipzig 1860). . . 

35) Ebeling, Gefchichte und Erobefchreibung von Nordamerika, II, 35, 252. | ' 
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©. 464, 465. Walter, „Deutſche Rechtsgeſchichte“ (zweite Auflage, Bonn 1857), 3b. IT, 
6. 427,428, ©. 59—61. Ph. Bopp. 
Fund und Schatz. Findet jemand einen Gegenſtand, ſo erhebt ſich die Frage, wie es 
damit gehalten werden ſoll. Das poſitive Geſetz Hat dieſe Frage zu beantworten, Schon die 
moſaiſche Geſetzgebung verbindet den Finder, dad Gefundene dem ihm bekannt gewordenen Ei- 
genthümer wieder zuzuſtellen, es ihm, bis er ſich gefunden hat, aufzubewahren, und beſtraft den, 
welcher den Fund verheimlicht, um ſich das Gefundene zuzueignen, mit der Erſtattung des Dop⸗ 
pelten.!) Aus einer Mittheilung des Geſchichtſchreibers Joſephus geht hervor, daß ver Finder 
gehalten war, ven Gigenthümer durch öffentlicde Berfündigung aufzuforbern, das Verlorene 
wieder an fi zunehmen. Wie e8 bei den Griechen gehalten wurbe, iſt nit Elar. Plato be= 
ſchäftigte fi mit der Srage, wem eine gefundene Sache, deren Eigenthümer jich nicht ermitteln 
laffe, gebühre, und ſprach ſie ven Goͤttern zu. Die Gefehgebung der Römer bildete fih dahin 
aus, daß der, welcher den Begenfland feines Eigenthums verlor, darum nicht aufhörte deſſen 
Eigentbümer zu fein, daß ihm daher auch eine Klage auf Rückgabe deſſelben zuftand und der 
Finder, der ſich das Gefundene widerrechtlich zueignete, als firafbar erſchien. Die Aufnahıne 
einer verlorenen Sache, in der Abſicht, fie den Cigenthümer derſelben zu erhalten und zurück⸗ 
zugeben, war geflattet. Die Anforberung einer Belohnung dafür erklärte dad Geſetz für nicht 
- anfländig. Dafür, daß ed gebräuchlich war, einen Fund Öffentlich anzuzeigen , finden fih Spu⸗ 
ren, während nicht erfichtlich ift, daß dies eine Verbinplichleit war. Dagegen hielten die ger- 
manifhen Volksbücher ven Finder dazu an, indem fie ihır zugleich verpflichteten, das Gefun⸗ 
bene dem Bigenthlimer, dem ein Klagrecht auf Rückgabe feines Befitzthums zufland, forgfältig 
zu bewahren, auf ver andern Seite ihn das Recht einräumten, eine Belohnung (Bundlohn) zu 
fordern. Auch dad norvifche Recht?) gebot Redlichkeit. So findet ji 3. B. die Vorſchrift: 
„Jeder, der irgendein bewegliches But finbet, der thue ed Öffentlich kund bei der Pfarrkirche 
oder bei der Dingverfammlung vor dem Richter. Verheimlicht er es, fo mag.er Dieb bleiben 
oder werben dafür. Kommt dann nicht der rechte Gigenthümer und befennt ſich zu folchem Gute 
innerhalb der geſetzlichen Zeit, fo nehme es des Königs Beaniter von ded Königs wegen.’ °) 
Aus der isländiſchen „Graugans“ heben ſich mehrere Stellen hervor , erfteng vie Stelle: „Ge⸗ 
räth Vieh unter eines andern Mannes Bieh im Herbft oder Winter, und diefer fennt den Eigen- 
thümer nicht, fo foll er ed verfünden vor dem Kirchfpiel oder anderer Vollöverfammlung, und 
zwar in dem erften halben Monat, nachdem er Kunde von dem zugelaufenen Vieh erhalten. 
Sonft hängt die Klagerhebung von dem Sigenthümer deflelben ab“; dann die Stelle: ‚Wenn 
aber (im Herbſte) in der legten Hürde, indem Feine Auftheilung mehr bevorfteht, ſich Lämnıer 
finden, zu denen fi feine Mutterihafe befannten, fo foll ver Bauer, dem die Obhut zuftcht, 
feinen fünf Nachbarn diefe Lämmer vorzeigen und feine Marke darauf fegen und ſich damit zu= 
eignen. Laufen aber folde Lämmer dann noch herum, fo mag jeder, der will, fie zeichnen, der 
. auf feinem Lande Schafe hält. Letzteres gilt auch von älterm Schaf= oder anderm Vieh, 
wozu fi niemand befennt.‘ Unter den veutfchen Rechtsbüchern des ſpätern Mittelalters leuchtet 
der Sachſenſpiegel hervor. Es beißt in Art. 29 des zweiten Buchs: „Wenn eines andern 
Mannes Habe, fo fahrende Habe heißet, im Wafler zuſchwimmt, ver ſoll foldhe jenem wieder⸗ 
geben, jedoch daß ſich derſelbe dazu ziehe, ald Recht iſt, und ihm feine Unkoſten nach guter Leute 
‚Ermäßigung wiebererftatte. Er ſoll folde Habe auch ausbieten und ſechs Wochen unverrhan 
behalten, und wenn jemand darnach fraget, foll er ſolche geſtehen; verleugnet er fie aber, wenn 
man darnach fraget, jo ift es Diebflahl, wenn man ed darnah bei ihm findet, und er muß es mit 
Buße und Wette wiedergeben, wetler es dieblich behalten hat. Dergleigen Diebflahl aber hat 
er daran nicht gethan, der ihm an feine Ehre ober an feinen Leib over an feine Glieder gehet, 
weil er ed ohne Entwendung gethan und nicht dieblich aus des andern Mannes Bewahrfam ge⸗ 
bracht hat.” Weiter findet fi der Art 37: ‚Wenn jemand etwas findet und es darnach ver= 
leugnet, jo darnach gefragt wird, fo ift ed diebifh. Was ein Mann findet oder Dieben over 
Räubern abjaget, dad fol er vor feinen Nachbarn und bei ver Kirche aufbieten. Kommit jener, 
dem es zugehört, binnen ſechs Wochen, fo foll er diefem, wenn ed ein Pferd over Vieh ift, die 
Fütterung, die er daran gethan, wieder bezahlen. Iſt aber jener, dem dad Gut gehört, auß 
einem andern Bericht, jo behält viefer, der e8 den Dieben und Näubern abgejagt hat, ven dritten 


1) Saalſchütz, Das moſaiſche Recht, mit Berüdfichtigung des fpätern jüdiſchen (Berlin 1848), 
1,5656. 2) Wilde, Geſchichte des dentſchen Strafrechts CHalle 1842), I, 919. 
3) Schildener, Beiträge zur Kenntniß des germanifchen Rechts (Greifswald 1828), S. 102. 
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Tpeil. Kommt aber binnen ver ſechs Wochen niemand, ver ſich dazu ziehe, fo nimmt der Richter 
zwei Theile und jener behält den dritten Theil.” Der Schwabenſpiegel verfagt, fih darin 
dem Römifchen Recht anſchließend, nem Finder den Anſpruch auf-Belohnung, welchem andere 
Rechtsbücher und Statutarreihte, z. B. das Goͤrlitzer Landrecht, das Eulmifche Recht, ein Urtel 
der Stadt Bremen, mehrere Weisthümer Raum geben. Das Lübiſche Recht verſagt dieſen An⸗ 
Sprud dem, welcher verirrtes Vieh findet, was daraus zu erflären ifl, weil dad verirrte Thier, 
wenn es auch bezüglich des Eigenthümers als eine verlorene Sache anzufehen iſt, doch öffentlich 
herumläuft, daher ver, welcher e8 anhält, nicht im eigentlichen Sinn als Finder erſcheint.*) 
Auch dad ſchwediſche Ref verfagt, gleich dem angelfächfifchen und alten franzöfifchen Recht, in 
einem folgen Fall einen Anſpruch anf Belohnung, indem ed auf der andern Seite dem Fin- 
der nad gefchehener Anzeige vie Benugung geftattet und ihm nad) Jahr und Tag die Aneig: 
nung einräumt. 

ALS die Zeit der Codification herangekommen war, hatte ſich der Geſetzgeber auch mit der 
Frage zu beihäftigen, wie er in Bezug auf ven Fund dad Recht geftalten folle. Das Preußi: 
ſche Landrecht findet fi jo ausgeprägt‘): Der bekannte Verlierer Hleibt Eigenthümer, daher 
ihm das Gefundene wieder zugeftellt werden muß; als ein befannter Verlierer wird für jede 
Provinz der angefehen, welder in einer darin erſcheinenden Zeitung feinen Berluft unter deut⸗ 
licher Bezeichnung des Berlorenen anzeigt. Der unbelannte Verlierer büßt dagegen fein Eigen⸗ 
thum ein, nur nicht fofort: Der Finder muß nämlich dem nächſten Bericht den Fund anzeigen. 
Dafielbe Hat den unbekannten Verlierer Öffentlich aufzufordern, fi binnen einer beſtimmten 
Friſt zu melden. Thut er diefed nicht, fo wird den: Binder das Gefundene gerihtliäh zugewieſen, 
und zwar ihm allein, wenn dieſes einen Werth von hoͤchſtens 100 Thlen. Hat, indem er im entge- 
gengefegten Fall mit der Armenkaſſe des Fundorts theilen muß. Meldet fich der Verlierer vor 
jenem Zuſchlage, fo muß er gegen den Empfang des Berlorenen dem Finder, dem das Reten⸗ 
tiondredht zufteht, alle Koften erftatten und ihm eine Belohnung (Fundgeld), im zehnten Theile 
des Werths defielben, zugeben lafien. Beträgt ver Werth des Gegenſtandes mehr als 500 Thlr., 
fo beläuft fich pie Belohnung auf 1 Proc. Im Fall des Auffindend von zahmem Vieh Tann nur 
Das gewöhnliche Pfandgeld gefordert werben. Gegen ven Zufchlag wirb ber Verlierer, wenn 

er nachweiſen kann, daß er verhindert mar, ben Verluſt bekannt zu machen und von ber öffent: " 
lien Soffeerun, fi zu melven, Kenntnif zu erlangen, in beflimmter Art in ven vorigen 
Stand eingefeht. 

Das öfterreihifße Gefetzbuch geht davon aus, es ſei nicht zu vermuthen, daß ber Eigen 
thũmer des Verlorenen auf fein Beſitzthum verzichten wolle, daß Daher der Finder das Gefun⸗ 
dene als vom Kreife des Cigenthums ausgefchloflen nicht anfehen dürfe und nit befugt fet, 
ſich vaflelbe anzneignen ; das Geſetz erflärt ihn daher für verbunden, daffelbe dem Verllerenden, 
wenn er denſelben entdeckt zu Haben glaubt, zuzuſtellen. Iſt diefes nicht ver Fall, fo muß der 
Finder, wenn das Gefundene mehr als 1 Fl. werth iſt, den Fund binnen acht Tagen in orts⸗ 
üblicher Weife bekannt madjen und, wenn es mehr als 12 Fl. werth ift, ven Bund der Orts⸗ 
obrigfeit anzeigen. Die Obrigkeit bat diefe Anzeige fofort zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen.’ 
- Melvet ſich der Eigentfünmer nicht und überfleigt der Werth des Gefundenen den Betrag von 
25 Fl., fo wird ber Fund dreimal in Öffentlichen Blättern befannt gemacht. Kann das Gefun- 
dene nicht ohne Gefahr im Wefige des Finders bletben, fo muß diefed ober, wenn ed nicht ohne 
erheblichen Schaden aufbewahrt werden kann, der durch Öffentkiche Verfteigerung erläfte Werth 
bei Gericht Hinterlegt oder fonft verwahrt werden. Meldet fich ver Verlierende, von da an 
gerechnet, innerhalb eines Jahres und legitimirt er fich als folher, fo wird Ihm das Verlorene 
odex jener Erlds zugeftellt, während er verbunden iſt, die Koften der Procedur zu erflatten und 
dem Finder auf deſſen Verlangen 10 Proc. des Vertrags oder Werts zufommen zu laffen; es 
fei denn, daß nach dieſem Maßſtabe die Belohnung den Betrag von 1000 FI. überfteigen würde, 
indem fie Dann bezüglich des Mehrbetrags nur 5 Proc. betragen foll. Meldet fi innerhalb der 
Sahresfrift der Verlierer nicht, fo erwirbt der Finder das Necht, das Gefundene oder den 


& eine, seitens von Repgow Sachfenfpiegel oder das fächfifche Lambrecht (Leipzig 1732), 
285 — 

5) Cropp, Der Diebftahl nad) dem ältern Rechte der Freien Städte Hamburg, Lübeck und Bremen, 
in der ae natitifige Beiträge, herausgegeben von Hudtwalder und Trummer (Samburg 
1825), II, 49 

6 Temme, Lehrbuch des preußischen Civilrechts (zweite Auflage, seipaig 1846), S. 256258. 
Gans, Beiträge zur Reviflon der preußifchen Gefepgebung (Berlin 1832), I, 18 fg. 
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daffelbe vertretenden Erlös zu benugen. Kür ven Fall, daß der Verlierende ji fpäter zeigt, 
muß ihm dad Verlorene oder jener Erlos nebft den etwa daran gewonnenen Zinfen zugeflellt 
werben. CErſt durch Verjährung wird der Finder Gigenthümer. Sinn mehrere Kinder, jo thei= 
Ien fie fih in die gefeglihen Rechte und Verbindlichkeiten. Auch der ift Mitfinder, der den 
Gegenftand des Fundes zuerſt wahrnahm, wenn auch nicht an jih nahm.) \; 

Das franzöjifche bürgerliche Geſetzbuch beichränft jich Darauf, jm Art. 717 auszufprechen, 
das Recht auf ind Meer geworfene oder vom Meere ausgeworfene Gegenftänve, yon welcher Art 
fie auch fein mögen, werbe durch befondere Gejege normirt, und hinzuzufügen: „Ebenſo verhält 
es ſich mit verlorenen Sachen, zu denen ſich fein Gigenthümer meldet.’ Art. 2279, welcher den 
wichtigen Grundſazt aufftellt: „In Anfehung beweglicher Begenftände gilt der Befig ald Rechts⸗ 
titel”, fügt Hinzu: „Indeß fann der, welder eine Sache verloren hat, oder dem jie gefiohlen wor= 
den ift, diefelbe binnen drei Monaten vom Tage des Verluſtes over Diebitahls an gerechnet, von 
dem vindiciren, in deſſen Händen fie fidh befindet; doch bleibt diefem fein Regreß an den, von 
welchem er fie erhielt.” Art. 2280 verorbnet weiter: „Wenn der Beſitzer einer geflohlenen 
oder verlorenen Sache dieſe auf einer Meile, auf einem Markte, oder bei Öffentlicher Verſteige— 
rung, oder von einem Kaufmann, der mit folden Waaren Handelt, gekauft hat, fo kann der 
urfprüngliche Befiger fie nicht zurückfordern, ohne dem Befißer dad, was jie ihn gefoflet hat, zu 
erftatten.‘‘ Daß ven franzoͤſiſchen Gober adoptirende badiſche Landrecht ®) fügt dem Art. 717 zu: 
„Die gefundenen Sachen gehören dem Finder, wenn er an dem Ort des Bundes diefen öffentlich 
befannt gemacht und in drei Jahren der vorige Inhaber fie nicht zurüdverlangt hat.“ 

Ein falomonifhes Urtheil war jener Richterſpruch zu Gunſten des redlichen Finders, deſſen 
Hebel in feinem Volksbuch „Schatzkäſtlein des rheiniſchen Hausfreundes“ unter der Überſchrift 
„Der kluge Richter“ gedenkt. 

Die ſtrafrechtliche Beziehung des Fundes erſcheint in dem Vergehen des fogenannten Fund⸗ 
diebſtahls. Im Mittelalter pflegte „das viebijche Behalten‘ nur mit einer Buße beftraft zu 
werben. Das Straigefeg Kalfer Karl's V., die Carolina, kennt ven Funddiebſtahl nit.) 
Die moderne Criminalgefeggebung pflegt ihn mit der Strafe des Vergehens der Unterſchlagung 

‚zu belegen. ?0) Art. 344 des würtembergijchen Strafgeſetzbuchs erklärt auch den, der in ber 
Abſicht der Zueignung dem zur Zurückforderung Bereitigten „ven Befi ableugnet oder ver= 
heimlicht“, dieſes Vergehens ſchuldig, während der fidh auf denjelben beziehende Art. 348 lautet: 
‚Dat ſich der Kinder einer Sache, deren Werth mehr als 5 ZI. beträgt, dieſelbe widerrechtlich zu⸗ 
geeignet, ſo treten gegen ihn Die Strafen der Unterſchlagung, jedoch mit ver Milderung ein, daß 
die Dauer der Freiheitöftrafe auf die Hälfte herabgejegt wird.” Nah Urt. 59 des Volizeiftraf- 
gefege8 für Diefen deutſchen Bundesſtaat vom Jahre 1839, zu welddem noch die Art. 60 — 62 
in Beziehung fleben, foll per, welcher eine gefundene Sache von nicht mehr ald 5 FI. Werth dem 
ihm bekannten Eigenthümer oder Verlierer ableugnet, oder fonft auf die im Art. 344 des Straf- 
geſetzbuchs bezeichnete Art ſich zueignet, mit der Hälfte der auf der Unterfchlagung ſtehenden 
Strafe belegt werden, Nach Art. 381 des Strafgeſetzbuchs für das Großherzogthum Heflen 
macht fi) der, welcher eine Sache findet oder zufällig in deren Befig kommt, vom der er vernünf⸗ 
tigermeife nicht annehmen kann, daß der Cigenthümer fie aufgegeben habe, der Unterſchlagung 
ſchuldig, wenn er entweder dem ſich meldenden Gigenthümer oder Verlierer verfchweigt oder ab⸗ 
leugnet, die Sache gefunden ober in Befig befommen zu haben, oder wenn er, nachbem ihm ber= 
jelbe bereits auf andere Weife bekannt geworden, oder eine erlafiene Öffentlihe Aufforderung an 
ben Binder oder Befiger zu feiner Kenntniß gekommen war, bie Erftattung oder Anzeige unter: 
läßt, olme Entſchuldigungsgründe nachzeigen zu Eönnen, welche jede rechtowidrige Abſicht be= 
flätigen. Als genügende Entſchuldigung foll angefehen werden bie Anzeige von dem Finden 

„oder dem Bejigerlangen des Verlorenen bei der Obrigkeit vor deren Binfchreiten- Auf dieſen 
Art. 381 bezieht ſich Art. 877 des Polizeiftzafgefeged vom Jahre 1855, dem zufolge ver, 





7) Zeiller, Commentar über das öfterreichifche Geſetzbuch (Wien 1812), II, 167-178. 

8) Ahilo, Das franzöflfche Civilgeſetzbuch und Handelsrecht erläutert aus Urtheilen der franzöfls 
hen Gerichtshöfe, Belegen und andern Quellen. Für das Großherzogthum Baden bearbeitet (1838 
—39), I, 434, IH, 769—772. ” 

I) Roßhirt, Geichichte und Syftem des deutſchen Strafrechts (Stuttgart 1839), II, 318, 319. 

10) Eriminals£ericon, bearbeitet von von Jagemann, fortgefegt von Brauer (Erlangen 1854), 
©. 325—327. Archiv für Criminalrecht, Sahıgang 1884, ©. 228 fg. Walther, UÜber den Fund⸗ 
diebſtahl (München 1848). - 
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welcher eine nicht ganz unbeveutende Sache, von der er vernünftigerweiſe nicht annehmen kann, 
ver Eigenthümer habe fie gufgegeben, findet ober in ven Beilg erhält und weder ven Cigenthü⸗ 
mer noch eine Öffentliche Aufforderung an den Binder oder Befiger fennt, bei Vermeidung 
einer ihn auf Klage des Betheiligten treffenden Geldſtrafe binnen acht Tagen ber Polizeiverwal⸗ 
tung&behörde die Anzeige zu machen hat. Nach 6. 226 des Strafgefegbuchs für Preußen wird 
es „einer Unterfhlagung gleichgeachtet, wenn der, welder eine fremde bewegliche Sache ge⸗ 
funden ober durch Zufall in feinen Gewahrfam befommen bat, dieſe zum Nachtheil des Cigen⸗ 
thũmers oder Inhabers veräußert, verpfändet, verbraucht, bei Seite fihafft oder ven Gemahr- 
jam berjelben der Obrigkeit wider beſſeres Wiſſen ableugnet.“ . 
Bon einem Fund im engern Sinne verjchieden iſt ein Schag, unter welchem man, unt fi 
mit Eduard Gans in feinem Beitrage zum einunddreißigſten Band der „Jahrbücher für bie 
preußiſche Geſetzgebung, Rechtswiſſenſchaft und Rechtsverwaltung“ (Berlin 1828): Bemerkun⸗ 
gen zur Lehre vom Schatz, auszudrücken, einen aus der Erde zufällig zum Vorſchein gefomme: 
ned But von Werth, das feinem gehört, verſteht. Die Geſetzgebung der Römer, die von dem 
Slauben an Zauberfünfte beherricht waren, räumte dem, welcher einen Schag auf eigenem 
Boden entvedte, pas Eigenthum deſſelben ein, es fei denn, daß er ihn dur Anwendung von 
Zauberfünften auffend, indem er dann dem Fiscus zufiel. Wurde der Schag auf einem frem⸗ 
den Grundſtück gefunden und zwar zufällig, fo fiel die eine Hälfte dem Finder, bie andere dem 
Eigenthümer dieſes Grundſtücks zu. Wurde aber der Schag durch Nachſuchen gefunden, und 
zwar ohne daß dem Eigenthümer des Grundſtücks befannt war, daß nachgeſucht werden follte, 
fo fiel er demſelben ungetheilt zu, es mochte babei zur Anwendung dieſer Künfte gekommen fein 
ober nit. War aber mit Vorwiſſen beffelben nach dem Schatze geſucht worden, fo entſchied die 
etwaige Übereinkunft über diefe Vertheilung. Sonft fiel er vem Eigenthümer des Grundſtücks 
zu, es fei denn, daß mit deſſen Vorwiſſen jene Künfte zu Hülfe genommen wurden, denn dann 
floh der Schaf dem Fiscus zu. Da wo die Gefehgebung ver Roͤmer noch herrſcht und auch in 
dieſer Beziehung intact blieb, kommen entſprechendenfalls dieſe Vorfchriften zur Anwendung. 
Einzelne deutſche Statutarrechte befhäftigten ſich auch mit der Frage, wie es bei Dem Finden 
eines Schatzes gehalten werben folle. Gin befonderer Titel ver fogenannten Nürnberger Re⸗ 
formation vom Jahre 1564 handelt namentlich „von verborgenen Schägen‘. Im allgemeinen 
die Grundſätze des Roͤmiſchen Rechts, auch mit dem Blauben an „verbotene Kunſt“ aboptirend, 
fügt dieſes Statutarrecht noch bei, daß der, welcher auf fremvem Grundſtück einen Schaf finde 
und ihn dem Gigenthümer beffeiben verheiniliche, um ſich ihn zuzueignen, ber ihm gebührenben 
Hälfte verluftig gehen folle. Auch verorhnet es: „Nachdem ſich zumeilen zuträgt, daß einer in 
Kriegstäuften aus Furcht oder ſonſt um beflerer Sicherheit willen in einem fremden Brund Gelb 
oder anderes eingräbt, und hernach füch deſſelben Orts, ba es vergraben, nicht erinnern kann, ſo 
bleibt doch ſolches dem, der es eingegraben hat, und iſt der Herr des Grundes in ſolchem Falle 
ſchuldig, ihm darnach ſuchen zu laſſen.“ Eine charakteriſtiſche Verordnung des Kurfürften von 
Mainz vom Jahre 1784 lautet wie folgt: „Obſchon der herrſchaftliche Fiscus an die gefundenen 
Schätze einen gegründeten Anſpruch hat und dieſe Befugniß des Fisci inobeſondere in den Eur: 
fürſtlichen Landen durch das Herkommen beftätigt if, fo Haben doch Se. kurfürſtliche Gnaden 
bei Gelegenheit eines in dem Oberamt Amorbach zufällig entdeckten Eleinen Schages fi gnä- 
bigft entichloffen, auch in vergleichen Fällen das Vergnügen, Hoͤchſtihre Unterrbanen glücklich 
zu machen, dem Vortheil des Fisci vorzuziehen und fich des Endes bis auf geſchehenen Wider⸗ 
ruf ihres Rechts alfo und bergeftalt zu begeben, daß von nun an bis auf anderiveite Verfügung 
Die zufällig gefundenen Schäge, mit Ausſchließung des Fisci, halb dem Eigenthümer des Fundi 
und halb dem Finver zugetheilt werben ſollen. Es ift gleihwol hierbey ver ernſtliche höchſte 
Befehl, daß von allen vergleichen Entdeckungen längftens in Zeit von zmey Tagen dem Amte oder 
der Vogtey, oder wenigſtens vem Ortövorgefegten die Anzeige von dem Finder gemacht und bis 
anf erfolgende amtliche Verfügung nicht dad mindeſte abhanden gebracht werben folle, mit dem 
Anhange, daß derjenige, welcher aus was immer für einer Urſache folhe Anzeige zu machen 
unterlaffenmwürbe, nicht nur feined Anſpruchs auf das orbinationdmäßige Antheil verluftiget und- 
diefed einem Armeninftitut zugewendet, fondern auch der Verheimlicher annoch mit einer will 
kürlichen Strafe angefehen werben folle; was Endes bann bei einem jeden ſich ergebenden Vor⸗ 
falle der amtliche Bericht forthin gemärtigt wird. Übrigens verfteht es ſich von felbften, daß 
das ohnehin verbotene Ausgehen auf Schakgraben, befonderd unter Anwendung allerhand 
abergläubiger Mittel, unter willfürliher fehmerer und unausbleibfiher Strafe forthin ver: 
boten bleibt.” _ 
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Die modernen Civilgeſetzbücher Haben auch ven Schatz ind Auge gefaßt. Das Preußtfche 
Landrecht 11) Bezeichnet als einen Scha eine Sache von einigem Werth, welche über oder unter 
der Erde verborgen liegt und deren Eigenthuͤmer unbefannt iſt. Zur Bervollftänbigung diefer 
Begriffsbefiimmung gehört ver Umftand, daß der Schag Innerhalb einer unbemeglichen Sache 
gefunden wird. Im ganzen gilt von dem Finden eines Schage8 das, was rom Fund überhaupt 
gilt. Indeß Heben fich einige Modiftcationen hervor. Der Anzeige eines Schatzfundes bebarf 
ed nicht, wenn er menigftens feit einem Jahrhundert verborgen gemefen fein muß. Der Shag 
gehört nicht: dem Finder allein oder diefem und der Armenkaffe, ſondern er wich fletö und ohne 
gerichtliche Zumelfung , verlmehr von felbft, mit vem Ablauf der Friſt zur Geltendmahung des _ 
Anſpruchs des etwaigen Eigenthümers, zum Beitandtheile des Bermögend des Finders und des 
Eigenthümers des Grundſtuͤcks das ihn beherbergte, zur Hälfte. Meldet fi der Eigenthümer 
des Schatzes, fo kann der Finder nur dann einen Fundlohn anfprecden, wenn ber, welcher die 
Sache verborgen hatte, geſtorben iſt und der Finder durch die Anzeige oder Entdeckung dem Er⸗ 
ben zu einer ſolchen Erwerbung, zu der er ſonſt wahrſcheinlich nicht gekommen wäre, verhalf. 
Der, welcher auf fremdem Grundeigenthum ohne Zuſtimmung des Eigenthümers nad einem 
Schatze ſucht, der, welcher beim Nachſuchen fich vermeintlicher Zaubermittel ober ſonſtiger Gau- 
keleien bedient, ver, welcher polizeiliche Geſetze zur Verhütung von Beſchädigungen verlegt, ver- 


liert die Rechte des Finders; der Fiscus tritt an feine Stelle. Fiscaliſche Strafe erleidet der, 


welcher einen auf eigenem Grund gefundenen Schatz vier Wochen lang verheimlicht oder ab- 
leugnet. Sonft erleidet der Finder die Rachtheile, womit das Verſchweigen oder Ableugnen des 
Fundes bedroht iſt. Das Ifterreichifche bürgerliche Geſetzbuch 12) fagt: „‚Beftehen bie entdeckten 
Sachen in Geld, Schmud oder andern Koflbarkeiten, die fo ange im Verborgenen gelegen 
haben, daß man ihren vorigen Eigenthümer nicht mehr erfahren kann, "dann heißen fie ein 
Schatz“, und verordnet: „Die Entdeckung eined Schatzes iſt von der Obrigkeit der Landesftelle 


. ahızuzeigen.’’ Der dritte Theil foll zum Staatsvermoͤgen gezogen werben, der Reft fol zwiſchen 


dem Finder und dem Eigenthümer des Grunde, der ven Schag beherbergte, getheilt werben. 


‘Der, welcher fi bei Auffuhung eines Schatzes eine? unerlaubten Handlung ſchuldig macht, 


ohne Wiffen und Einwilligung dieſes Eigenthümerd dazu fehreitet, oder den Fund verheimlicht, 
erleivet den Nachtbeil des Verluſtes jeines Antheils, ver dem Angeber, fonft dem Staate zufällt. 
Finden Arbeiter einen Schap, fo fällt ihnen ver dritte Theil deſſelben zu. Das franzöſiſche Eivil- 
geſetzbuch, dem ‚jede verborgene oder vergrabene Sache, moran niemand fein Eigenthum dar ' 
thun kann und die durch bloßen Zufall entdeckt worben iſt“, ein Schaf ift, verfügt, daß das Ei- 
genthum deſſelben dem zuftehe, ver ihn auf eigenem Grunde finde, fonftzur-Hälfte nem finder, zur 
Hälfte dem Eigenthümer des Grundſtücks zufall. Die Nechtöpflege Hat dieſen Art. 716 des 
Geſetzbuchs, dem Gans den Charakter „energifher Kürze” vindicirt, vielfah commentirt.19) 
Das badische Landrecht Hat ihn ohne Zufag adoptirt, während das badiſche Strafgefegbud 19), 
welches im Art. 407 von der Unterfihlagung gefunvener Sachen handelt, im Art. 408 verord⸗ 
tet, daß der, welcher einen Schatz, den er in over auf dem Eigenthum eined andern gefunden 
habe, dem Eigenthümer verheimliche, um deſſen Antheil winerrechtlich fich zuzueignen, zur Strafe 
zu Gunſten des Eigenthümers feinen Antheil verliere, und im Art. 409 vie gleiche Strafe dem 
bietirt, der einen Schatz, welchen er in oder auf dem gemeinfhaftlichen Eigenthum gefunden hat, 


in gleicher Abficht dem Miteigenthümer verheimliht. Das Geſetz geht davon aus, daß ein Schaf 


auch in einem beweglichen Gut verborgen fein koͤnne. 
Dem Gebiete des Betrugs gehört die Schatzg räberei an, von welcher die Geſchichte Bun- 


tes zu erzählen weiß, namentlih zu dem Zweit, um den Sag: Die Welt will betrogen fein, zu 


commentiren. Die Phantafie des Volkes, das mit dem Schabgräber des Dichterkoͤnigs meint: 
„Armuth iſt die größte Blage, Reichthum iſt das hoͤchſte Gut”, war und iſt noch erfüllt von dem 
Glauben an Schägen.1) Es wird dfter nach Schätzen gegraben, als ſich die liebe Polizei nur 
irgendwie träumen läßt’‘, bemerkt der Verfafler eined Beitrags zum Jahrgang 1857 der „Zelte 


11) Temme, a.a.D., ©. 258—260. ine geiftreiche Kritik diefer Geſetzgebung findet ſich in 
jenem Gans’fchen Beitrage. | 

12) Zeiller, a. a. D., 180—185, 342; II, 480, 485. 

13) Hilo, a.a.D., ©. 483 u. 434. | 

14) Thilo, Strafgefepbuc für das Großherzogthum Baden, mit den Motiven ber Regierung und 
den Refultaten der Ständeverhandlungen dargeſteilt (Karlsruhe 1845), ©. 348 u. 349. 

15) Diefer Glaube herrfcht auch namentlich in Italien. Eines Beifpiels. gedenkt Speyer in feiner 
Schrift: Bilder italienifchen Landes und Lebens (Berlin 1859), I, 296. S. auch den Art, Aberglaube. 
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Schrift für dentfche Culturgeſchichte“, Dr. Beez, überſchrieben: Der Schätz im Tollenftein, indem 
er Hinzufügt, noch in ven Jahren zwiſchen zwanzig und dreißig fei ein Strafverfahren gerichtet 
geweien gegen eine Geſellſchaft, welche den großen Schatz auf vem Tollenftein in Böhmen Habe 
beben mollen und zu dem Zwede eine Menge von Kampher, Weihraud und Myrchen unter 
einem befegten Galgen ald Opfer verbrannt habe. Vor faft Hundert Jahren fand ſich Eifen- 
bardt, inden er im erften Theile feined Werks: „Erzählungen von befondern Rechtshändeln“, 
unter der Auffhrift: Die Schaggräberei, einen Criminalrechtsfall mittheilte, zu Betrachtungen 
über Betrug dur) Borfpiegelung von verborgenen und zur Hebung einladenvden Schätzen ver: 
anlaßt, indem er ſich auch dahin äußerte: „Obgleich unfer aufgeflärted Zeitalter über vie Künſte 
jolder Schaggräber lacht und dieſes elende Geſindel ald offenbare Betrüger anjieht, fo hat doch 
dieſes Ihlehte und ſündliche Handwerk, welches vergleichen Leute treiben, noch nicht gänzlich ver: 
tilgt werden fönnen. Diejenigen, welche ſich damit abgeben, wiſſen ven Pöbel auf feiner ſchwa⸗ 
chen Seite zu fangen, und unter dem nichtigen Vorwand, demfelben große Reichthümer zu ver: 
ihaffen, indem fie vorgeben, daß fie über die Geiſter zu gebieten hätten und bieje Durch zaube- 
riſche Worte zwingen koͤnnten, die unter ber Erde verborgenen Schäße anzuzeigen, juchen fie 
nur dad arme Volk un fein Geld zu betrügen.“ Der gute Mann gab fi) wol der Erwartung 
kin, daß das folgende Jahrhundert, zumal das fortgejährittene ein fo „aufgeklärte8 Zeitalter‘ 
jein werde, daß ſolche Täufhungen keinen Boden mehr finden würden. Aber die Erfahrung 
lehrt dad Gegentheil. Zu den neuern Berichten über Schapgräberei aus frühern Zeiten ge= 
Gören unter anderm: die Mittheilung im zweiten Bande der Weber'ſchen Schrift: „Aus vier 
Jahrhunderten“ (Leipzig 1858), S. 399—437: Schäge und Verfude, fie zu heben (entnom- 
men dem Staatdarhive in Dresden); der Beitrag zum eriten Bande bed Jahrgangs 1858 des 
„Deutihen Mufeum”, herausgegeben von Prug, S. 855 — 864: Der Schag zu Baldern 
und Ragenflein, von K. Elze; der Abſchnitt in Wigand's „Denfwürbigen Beiträgen für Ge: 
ſchichte und Rechtsalterthümer“ (1858), S. 260 fg.: Schapgräberei. Über vergleichen Er: 
iheinungen aus neuerer und neuefler Zeit berichten: „Annalen dev Criminalrechtspflege“, 
XXI, 48— 83: Drei Fälle von Schaggräberei in dem dritten Jahrzehnd des 19. Jahrhun⸗ 
vertö, mitgetheilt aus dem Großherzogthum Medienburg- Schwerin, Königreih Preußen 
(Provinz Sachen) und dem Großherzogthum Baben; viefelben Annalen, XLVI, 288—295: 
Schatzgrüberei; die Mittheilung im zweiten Bande des Jahrgangs 1857 ver Zeitfhrift: „Der 
Gerichtsſaal“, S. 394--397 (aus der eigenen Praxis des Verfaſſers dieſes Artifeld ald Ver⸗ 
theidiger). Nur gedenken wollen wir noch des Schäfers Fraſch von Heiningen im Königreiche 
MWürtemberg, des ſtolzen Käufers der Grafſchaft Wartenberg: Roth, welcher ald Wunderboctor, 
Seelenerlöfer, Geifterbanner u. |. w. fo lange eine glänzende Rolle fpielte, bis er im Jahre 1848 
der Gerechtigfeitöpflege anbeimfiel; ferner jened Jakob Kitterer und feiner Genoſſen aus Müh- 
ringen im Würtembergifchen, welde in Jahre 1850 wegen Betrugd durch Geiſterbeſchwoͤrung 
und Schaßgräberei verurtheilt wurden.10) 

Literatur (foweit nicht ſchon berührt): Weide, „Rechtslexikon“, IV, 431—434. Gerber, 
„Syſtem des veutfchen Privatrecht3” (vierte Auflage, Jena 1853), $.91, S.209, 210. 
Bluntihli, „Deutfches Privatrecht“ (Münden 1853), Bd. I, F. 71, S. 349— 851. Walter, 
„Deutſche Rechtögeichichte” (zweite Auflage, 1857), Bd. II, $. 543, 8.197, 198. Stenglein, 
im „Gerihtöfaal”, Sahrgang 1856, I, 340—362. Delbrück, in den „Jahrbüdern für bie 
Dogmatif des römifhen und deutſchen Privatrechtd”, herausgegeben von Gerber und 
Ihering (Jena 1859), IL, 1—57. Sell, „Verfuh im Gebiete des Civilrechts“ (Gießen 
1833), I, 145 — 169. PH. Bopp. 

Fürft, Unter einem Fürften verfieht man da, wo dieſes Wort Fein bloßer Titel zur De- 
zeichnung der höchſten Adelsſtufe if, jedes wirkliche Staatdoberhaupt, jowol in fouveränen ald 

in Halbfouveränen Staaten. Da ohne fürmlich ausgeſprochene ober ſtillſchweigend anerkannte 
“ Unterordnung unter den leitenden Willen eines Ginzigen oder Weniger feine menſchliche Ver- 
bindung Nachdruck und Beſtand hat, und da überdies die meiften Menſchen es bei gemeinfchaft- 
lichen Angelegenheiten gern ſehen, wenn fie der Mühe, felbft zu venfen und zu forgen, über: 
hoben find, fo pflegt au) bei jeder Vereinigung zu gemeinſchaftlichen Zweden einer an ber 


16) Dunkle Spaten der civilifirten Menfchheit (Brutigort 1850), ©. 221-237, 239-287. Mo: 
vareeeift für Die Suftigpflege in Würtemberg, XLI, 837—500. Annalen ber Griminglrechtspflege, 
XLVI, 109—152. » 
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Spitze zu ſtehen, dem die andern folgen, und dieſer eine, der vorangeht, der das Ganze leitet 
und bewegt, iſt der natürliche Fürſt, der Vorderſte oder Erſte (in welch letzterer Bedeutung das 
Wort first, der Superlativ von für, im Engliſchen fi bis auf den heutigen Tag erhalten hat). 
In diefem Sinne hat’ jedes Volk und jeder Staat feine beflimmten Führer oder Fürſten; aber 
Fürſt im eigentlichen Sinne iſt nur der anerkannte Obere, welcher vie Gewalt, mit der er be= 
kleidet ift, nicht Hlo8 in Vollmachtsnamen und aus widerruflihem Auftrage, fondern in eigenent 
Namen und fraft eigenen Rechts ausübt. | 

Gin ſolches Oberhaupt aus eigenen Rechte ift namentlich der Stifter einer ſelbſtändigen 
Familie, und feine Hausgewalt erweitert jih zur fürftlichen Gewalt, fowie ji die Familie durch 
die Bermehrung ihrer Angehörigen und Schützlinge zum Stanıme erweitert. Diefe Entſtehung 
des Fürſtenthums, wonach der Stammesälteſte zugleich der Fürſt des Stamms ift, dem alle 
Übrigen gleihfam naturgefeglich ſich unterordnen, ohne daß ihre Unterordnung weder eine frei: 
willige noch eine gezmungene im ftrengen Sinne des Wortd genannt werden kann, iſt ohne 
Zweifel die urfpünglicäfte und ältefte, und diefelbe Hat fich in der Wiege des Menſchengeſchlechts, 
im Oriente, zum Theil bisjegt erhalten. Diefe natürlichfte Entſtehungsweiſe des Fürftenthums 
ift aber darum doch nicht auch Die einzige und befte. Nicht immer finden fidh die für bie beiden 
Hauptfunctionen des Fürften, das NRichteramt und die Anführung im Kriege, erforberliben . 
Eigenſchaften vorzugsweiſe bei dem Stammesälteften; gemeinfchaftliche Gefahren und Bebürf: 
nifje, innere Unordnung oder Streitigkeiten verfchiedener Stämme unter fi, die man im Frie⸗ 
den auszugleichen wünfcht, führen die Nothwendigkeit herbei, an die Stelle des unfähigen 
Stammesälteften einen tüchtigern Borfteher des Gemeinweſens innerhalb oder außerhalb des 
Stamms zu wählen, ober auch mehrere Stämme dem angefehenften unter verſchiedenen Stanı= 
medfürften freiwillig unterzuoronen. Eine dritte Art der Entſtehung des Fürſtenthums ift 
endlich die gezwungene Unterwerfung durch Gewalt eines Stärkern, fei ed nun eined Einheimi= 
Then oder Fremen. 

Bon diefen drei Entftehungsarten begründet ſchon der Natur ver Sache nach bie erfte und 
die dritte eine erblihe Gewalt. Denn da fowol ver Stammesfürft ald der Eroberer ein Herriher 
aus eigenem Rechte ift, fo ift der Übergang feiner Herrſcherrechte vom Vater auf den Sohn 
ebenfo natürlich wie der jedes andern Eigenthums. "Aber auch das durch freiwillige Über- 
tragung entflandene Fürften- oder Königthum wird in der Regel erblich, theild weil in dem 
Sohne die Perſonlichkeit des Vaters fortgefegt erfcheint, theild weil der Vater Häufig noch bei 
feinen Lebzeiten dafür forgt, daß bei der Wahl des Nachfolger feine Familie nicht übergangen 
werbe. Unter einem Fürften verfteht man daher vorzugsweife ven Exrbfürften; denn Das gerade 
ift der ſprechendſte Beweis, daß eine Befugniß mir kraft eigenen Rechts zufteht, wenn ich fie ver⸗ 
äußern oder wenigſtens vererben darf; und wie überhaupt die Dienfchen leicht das Ererbte oder 
Angeftammte mit vem Angeborenen .oder dem Urrechte verwechfeln und die ganze Heiligkeit des 
legtern auf das erſtere übertragen, fo erfiheint ven meiften auch in höherer Würbe und Maje- 
ftät der erbliche Herrſcher als ver freigewählte, und e8 umgibt den Iegtern, obgleich er an ſich 
der legitimfle if}, doch nicht der gleiche Heiligenſchein von Regitimität und Unverleglikeit. Doch 
ift die Fürſteneigenſchaft auch ven gewählten, alsdann aber mit ſelbſtändigem Rechte bekleideten 
Herrſchern, wie z. B. dem deutſchen Kaiſer, dem ehemaligen Könige von Polen oder dem Papſte, 
nicht abzuſprechen; denn auch dieſe herrſchten oder herrſchen kraft eigenen Rechts, und eben da⸗ 
durch unterſcheidet fich ja der Fürſt, das Oberhaupt, vom bloßen Vorſteher, oder oberſten Be⸗ 
amten. Dagegen wird niemand die Magiſtrate der griechiſchen Republiken, bie Conſuln Roms 
oder den Präfidenten der nordamerikaniſchen Freiſtaaten einen Fürſten nennen’ Denn dieſe ver= 
walten und befehlen nicht kraft eigenen Rechts, ſondern infolge eines Auftrags, für deſſen Aus⸗ 
richtung fie dem Auftraggeber, dem Volke, verantwortlich-fin. 

Ob nun die Obrigkeit eines Volkes aus bloßen Vorftehern oder aus eigentlichen Fürften 
beſtehen joll, darüber entfcheidet hauptſächlich der Nationaldarakter. Den paffiven Bölfern 
des Orients ift die Republik beinahe unbekannt; die meiften fühlen fi fogar als wahres Eigen⸗ 
thum des Herrſchers oder Deöpoten. Die antiken Völker dagegen, die Griechen und die Roͤmer, 


„bei welchen ver Geiſt ver Freiheit und Selbſtthaͤtigkeit vorherrſchte, huldigten in ihrer ſchoͤnſten 


Zeit dem Principe der Wahl bis zur Ausſchließung und Vernichtung aller Fürſtenſchaft. Bei 
den germanifhen Völkern endlich, die fo vielfach eine Miſchung von antifem und orientaliſchem 
Charakter zeigen, finven fi in ber lirzett ſowol Fürften als rein volksthümliche Obrigkeiten; 
doch erſcheinen die letztern als das Ältere und urfprünglich Vorherrſchende. Denn nad dem 
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Zeugniffe ver Geſchichte entſtand das Fürften- oder Koͤnigthum erſt im Verlaufe der Zeiten aus 
der Feldherrnwürde und Heerführerfchaft, befonderd bei denjenigen Völkern germanifchen 
Stammöd, bie, wie die Bothen in Italien und Spanien, die Franken in Ballien und die Angel- 
ſachſen in Britannien, durch Eroberung neue Reihe gründeten. Erblich warb jedoch bie 
Königswürbe bei den germanifchen Völkern nur allmählich. Lange Zeit übte das Volk nad 
dem Tode ded Fürften noch ein Wahlrecht auß, wobei ed freilich die nächften Verwandten des 
verftorbenen Fürften befonvers zu berückſichtigen pflegte, und das nie förmlich erblich gewordene 
Deutſche Rei blieb bekanntlich felbft da noch ein Wahlreih, ald die vom Kaifer verliebenen 
Reichsämter längft in erbliche Fürſtenthümer ſich verwandelt Hatten. 

Hiernach kann es feinem Zweifel unterliegen, daß nad urfprünglich deutſchen Rechtsbe⸗ 
griffen das Volk die Duelle aller Öffentlichen Gewalt ift, und daß alle Obrigkeit ihr Dafein aus 
des Volkes Wahl und Willen ableitet. Dieje Entflehbung des Fürftenthbums ſuchten jedoch 
mande Fürſten allmählich in Vergefienheit zu bringen. Schon Karl ver Große ließ fi vom 
Bapfte die Kaiferfrone aufjegen, um dadurch dem Glauben einer goͤttlichen Ginfegung beim 
Volke Eingang zu verſchaffen und aus diefer göttlihen Einſetzung eine Lehnsherrlichkeit des 
Kaifers über alle Kürften ver Erve herzuleiten. Die Kirche ihrerfeitd begünſtigte einen Glau⸗ 
ben, der hinwiederum ven Papſt ald oberften Statthalter Botted zum Verleiher aller in dem 
Kaiſerthume enthaltenen weltlichen Gewalt und eben damit zum hoͤchſten Oberherrn aller welt- 
tigen Herrſcher erhob. Aber auch nachdem die Macht des Papſtes gebrodgen war, hörte die 
Kirche noch nicht auf, Die Sache ded Throns zur Sache des Himmeld felbft zu machen, und die 
Thon in den Vollsglauben übergegangene Lehre ded Urjprungs ver Majeflät vun Gott wurde 
von den weltlichen Herrihern nur um fo eifriger gepflegt. Die Stuarts in England, die Bour; 
bons in Frankreich begründeten auf dad angenommene Prädicat „von Gottes Gnaden“, das 
früher nur Die Unabhängigkeit von der päpfllihen Verleihung ausprüden follte, und auf die⸗ 
jenigen Stellen der Heiligen Schrift, welche von der Staats- oder obrigfeitlihen Einrichtung 
ald von einer gottgefälligen oder göttlihen Anordnung ſprechen, ein myflifch-legitimiftifches und 
vedyotifches Syſtem, dem auch deutſche Fürften gern huldigten. - 

So erzeugte ſich nach und nad bei den modernen Völkern der Glaube an ein unmittelbar. 

vom Himmel flammendes und daher von der Übertragung und dem Willen des Volkes ganz un= 
abhängige Herricherrecht der einmal beſtehenden Fürftenhäufer, dem eine angeborene Unter 
würfigfeit3= oder Unterthanenpflicht aller Völker entſpreche. Diefem Syfteme zufolge find bie 
Fürſten die nur Gott und ihrem eigenen Bewiflen verantwortligen Statthalter Gottes und die 
geborenen Herren der nicht ebenbürtigen Menſchheit. Dem Rechte der Fürften muß, weil e8 
don einem wundervollen Gnadenacte des Himmels hergeleitet wird, auf Erden jedes andere 
Recht als minder heilig weichen ; alle Volksrechte, alle verfaſſungsmäßigen Freiheiten ſind bloße 
Bergünftigungen, welche die Unterthanen als ein Geſchenk ver Gnade aud der Hand ihrer ge: 
frönten Wohlthäter empfangen, und da die Fürſten den Völkern nichts, die Völfer ven Fürften 
alles zu verdanken haben, fo bat das Volk auch alle feine Rechte verwirkt, ſobald es von den 
jelben einen andern Gebrauch zu machen wagt, als die Regierenden erlauben wollen. Nad; 
diefer Theorie, welche alles Recht den Fürſten vorbehält und den Völkern nur die Gnade übrig 
läßt, bleibt das zur Unterwürfigkeit geborene Bolt au) ewig unmündig, und es ifl ganz folge- 
richtig gedacht, wenn diejenigen, welche Eraft göttlicher Anordnung die einzigen rechtmäßigen 
Herrſcher auf Erben find und bleiben, mit ihren auserwählten Dienern auch die alleinweifen 
fein und bleiben follen; denn ver allweife Bott kann ja die Krone nur dem Würdigſten und Fä⸗ 
higften verleihen. Darum müffen auch im @eifte jener Lehre alle Regentenhandlungen al3 ein 
Ausflug der erhabenſten Weisheit und Güte verehrt werden, und Eommen jemals melde vor, 
die offenbar den Stempel folher Vortrefflicgkeit nicht an ſich tragen, fo läßt die Conſequenz feine 
andere Annahme zu, als daß diefelben eine beſondere Schickung oder ein Strafgericht Gottes 
feien , dad ohne Murren binzunehmen und in bemüthiger Geduld zu tragen fei. 

Diefes Syſtem hat venn auch, von Geiſtlichen und Weltlichen Sahrhunderte gepredigt, fo 
jefte Wurzeln ſchlagen fönnen, daß es, wenngleich feine höchſte Blüte ſchon vorüber ift und mit 
der Sranzöflfchen Revolution der überfpannte Bogen des muftifch-legitimiftifchen Abjolutismus 
flaffer werden mußte, doch immer noch manche Anhänger und Vertheidiger zählt. Ja der 
Glaube an vie Goͤttlichkeit des Koͤnigthums fehlen noch vielen höher als der Glaube an Gott 
ſelbſt zu ſtehen, und das Königthum galt ihnen für etwas fo Heiliges, die Republik für etwas 
fo frevelhaft Gottloſes oder Unfinniged, daß dagegen alle Greuel des Desporemus noch als 
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Wohlthat gelten müßten. Nach dieſer Anficht, deren Mundſtück beſonders Haller war, ift es 
ganz natürlich, daß die Länder ſammt ven Völkern wie jeved andere Eigenthum vererbt, ver= 
taufcht, verkauft, verpfändet und zu Heirathsgut gegeben werden, ihnen find alle Fürftenge- 
Tchlechter ein Gegenftand religiöfer Verehrung, nicht allein für dad Volk, welches fie beberrfchen, 
ſondern für alle Bölfer, und in ihrem Blute liegt ein Anrecht auf alle Länder ver Welt; denn 
alle Bölfer follen einen Herrn haben: ſo verlangt es, ſagt man, die monarchiſche oder göttliche 
Weltordnung. 

Nach den Beweiſen dieſes Syſtems forſcht man freilich vergebens; denn die Partei, welche 
ſolche Lehre aufftellt — und aufgeſtellt wird fie ſelbſt jetzt noch, wenn auch etwas verſteckter als 
in der vollen Reactionszeit — iſt nicht gewohnt, wiſſenſchaftlichen Beweis zu führen; ſie ſindet 
es bequemer, ihre Gegner durch die unwürdigſten Beſchuldigungen zu verdaͤchtigen und ſich bei 
allem, wofür ſie keinen vernünftigen Grund weiß auf den Willen Gottes zu berufen. Aber 
auch den Beweis dieſes angeblichen Willens bleibt ſie ſchuldig. Kein Fürſt wird mit der Krone 
auf dem Haupte geboren, und jenes bibliſche Wort, wonach die Obrigkeit von Gott iſt, liefert 
den fehlenden Beweis ſchon darum nicht, weil nirgends gejagt ift, daß Bott die obrigfeitliche 
Gewalt nicht durch das Volk verleihe und wieder entziehe, und weil ‚gerade bie höchſte und allge- 
bietende Obrigkeit der hriftlichen Urzeit, der roͤmiſche Kaifer, Feine Obrigkeit durch göttliche 
Einfegung ober aus göttlihem Rechte, jondern (der Theorie nach wenigftens) duch den Willen 
des fouveränen römischen Volkes war, mit der Göttlichkeit des damaligen Fürſtenthums alſo 
Volkswahl und Volföfouveränetät ſich wohl vertrug. 

Bei dem Mangel von Beweijen koͤnnte man daher vergleichen erfi verlangen, wenn nicht 
ber Gegenbeweis fo leicht zu fuhren wäre, daß das Vernunftrecht meber von geborenen Herzen 
der Länder und der Völker, melde vie Staatögewalt al8 Eigenthum beſitzen, noch von unwider⸗ 
ruflichen Gehorfamspflichten der zur Staatsgeſellſchaft vereinigten Untertanen weiß. Die Er- 
füllung einer Rechtspflicht, vergleichen Die Gehorfamd- oder Untertbanenpflicht der Voͤlker fein 
ſoll, jeßt aber vor allen Dingen die fortvauernde juriflifche Eriftenz des Verpflichteten voraus, 
und nur wer die Fähigkeit bat, rechtsgültig zu wollen, exiftirt im Rechtsſinne und ift eine Ber- 
fon, ein Rechtsſubject. Eine Gefellihaft oder Geſaumtperſoͤnlichkeit exiſtirt daher auch nur, 
inſofern und inſoweit fie einen innerhalb der Sphäre des Geſammtzwecks rechtsgültigen Ge- 
fanımtwillen hat, und wenn demnad eine Gejellichaft befihließt, ver Geſammtwille oder deflen 
natürliche Organ, die Stimmenniehrheit, jolle nichts mehr gelten und in Gefellichaftsangele- 
genheiten nicht mehr entſcheiden, ‚jondern die Geſellſchaftsrechte follen (fei ed ganz, fei es theil- 
weiſe) einem einzelnen Mitglieve over einem Dritten ausschließlich übertragen werben, jo be⸗ 
ſchließt die Gefellfhaft eben damit entweder, daß fie aufhören wolle eine Geſellſchaft zu fein, 
ober ed muß apoenannen werden, Daß fie ihren Beichluß nur winerruflich gefaßt habe. Wäre 
nämlich der Sinn des Beichlufies der, daß vie Geſellſchaftsrechte oder die Geſellſchaftsgewalt 
unmiberruflich übertragen, aljo förmlig veräußert fein ſollen, fo hätte die Gefellichaft feinen 
rechtsgültigen Geſammtwillen mehr, und ohne einen ſolchen exiftirt gar Feine Gefellfchaft, alfo 
auch feine Gejellihaftspflicht, ſondern höchſtens ein jenem Befchlufle nachgefolgter und durch ihn 
herbeigeführter Unterwerfungsvertrag der einzelnen bisherigen Geſellſchaftsmitglieder, der dann 
aber auch nur noch für biefe einzelnen von Rechtswirkung fein, nur diejenigen einzelnen ver⸗ 
pflichten und bereditigen könnte, die denſelben mirflih eingegangen und dadurch die Die⸗ 
ner eines und deſſelben Herrn geworden find. Die Geſellſchaft ſelbſt zerfiele in eine Menge 
durch keine Willensgemeinſchaft ferner unter ſich vereinigter Individuen, für deren Nachkommen 
jener Unterwerfungsvertrag der einzelnen durchaus unverbindlich wäre. Nun iſt es aber, 
wenigſtens in den heutigen europäiſchen Rechtsſtaaten, eine augenfällige und unwiderſprech⸗ 
liche Thatſache, daß durch die ͤbertragung der Staatsgewalt an eine beſtimmte Familie das 
Volk nicht aufhören will eine Geſellſchaft zu bilden, daß die Abſicht nicht iſt, ſich in eine bloße 
Summe oder Maſſe von Individuen aufzuldfen, bie zwar einem Herrn gehorchen, aber durch 
feinen Geſammtwillen gegenfeitig miteinander verbunden find; alfo kann auch die Übertragung 
der Stantögewalt vernünftigermweife nur wiberruflich gemeint fein. 

Died iſt der Ausfprud des natürlihen Rechts, den bisjept das pofitive Stiaatsrecht der 
europäiſchen Voͤlker am beſtimmteſten in Frankreich adoptirte, indem die Charte von 1830 den 
franzoͤſiſchen Thron durch die Vertreibung Karl's X. nicht nur thatſächlich, ſondern auch rechtlich 
für erledigt erklärte. Der Idee nach wäre ſtreng genommen ſelbſt der jetzige Kaiſer der Franzoſen, 
trotz der Erblichkeit feiner Gewalt, kein Fürſt, weil das franzoͤſiſche Staatsrecht das Princip ver 
Volksſouveränetät und eben damit auch die Widerruflichkeit der Kaiſerwürde ausſpricht. Allein 
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da wegen ber Erblichkeit des Throns das Bolf nach den gewöhnlichen Kaufe der Dinge weder 
Beranlafjung nod Gelegenheit bat, von feinem Rechte des Widerrufs Gebräuch zu machen, fo 
nimmt die erblich aufgetragene Gewalt thatfächlih immerhin Natur und Wirkung eines eigenen 
telbfländigen Rechts an, und auch der den Kaifer der Franzoſen beigelegte Charakter der Un— 
verantwortlichkeit bezeichnet mehr den wirklichen Bigenthümer als den Mandatar. Um fo ent: 
ſchiedener find Dagegen die Staaten der Neuen Welt auf das Princip der Volksſouveränetät 
gegründet. . 

Iſt e8 nun aber dringend oder nothwendig, das Beifpiel von Amerika und Frankreich 
alfenthalben nahzuahmen und den an ji wol ununftößlihen Grundſatz der Widerruflichkeit 
aller Gewaltdübertragung in daß pofitive Staatöreht aufzunehmen? Iſt die Veriwerfung des 
entgegengefegten, dynaſtiſchen Syſtems der Landesherrlichkeit, des göttlichen Rechts und un- 
widerrufliher Gehorſamopflichten eine ebenfo begründete Forderung, wie 3. B. das Verſchwin⸗ 
ben der Sflaverei und der Reibeigenfchaft aus den Gefeßbüchern gebilveter und humaner Völker? 
Sie wäre Died, wenn nicht etwas Wahres und Wohlthätiges auch dieſem Syfleme zu Grunde 
läge, wenn nicht auch bei mangelnder pofitiver Anerkennung dad Volk doc factifh immer nad 
dem Maße feiner Kraft und Einficht im Befitz der Macht bliebe, und wenn ed fein Mittel gäbe, 
auch innerhalb der Schranken des dynaſtiſchen Syſtems alle VBortheile ver wirklihen Volks— 
gewalt zu erreichen und die Hauptnachtheile beider zu vermeiden. 

Unftreitig iſt die Selöftherrfchaft des Volkes durch temporär gewählte Obrigkeiten dem Ideale 
eines vernünftigen Rechtozuſtandes gemäßer als die Erbherrſchaft einer Dynaſtie nach Eigen: 
thumsrecht; aber jever eriftirende Staat ift, theilweiſe wenigſtens, Naturproduct und wirb ſich 
darum niemals ganz auf die Geſetze des Geiſtes und der Freiheit reduciven laſſen. Das Wahre 
des dynaſtiſchen Syſtems liegt nun darin, daß jeder Unmündige oder eines vernünftigen Wil: 
(ms Unfühige, demnach auch ein in der Mehrzahl feiner Glieder noch unmündiges Volk vie 
volle Rechtsfähigkeit nicht befigt und eines von feiner Wahl und feinem Willen unabhängigen 
Bermunds bedarf. Denn daß der Unmündige durch ven Mündigen nöthigenfalld zu dem ge⸗ 

zwungen werde, wozu er, wenn er eined vernünftigen Willens fähig wäre, ſich felbft entſchließen 

wäre, dagegen ift weder im Namen des Rechts noch ver Moral etwas einzuwenden, und fo 
kann der überlegene Geifl, ver ein unvernünftiges und barbartfches Volk, fet ed auch wider deſſen 
Billen, auf eine höhere Stufe der Bildung und Humanität oder der Rechtsfähigkeit empor- 
hebt, nicht nur keinen Tadel, fondern Lob und Bewunderung verbienen. Auf einer gewillen 
Stufe der Entwidelung erſcheint daher allerdings das Fürſten- oder Königthum felbft In ver 
Form des Abſolutismus als die natürliche Weltordnung Gotteß (vgl. den Art. Despotie), meil da, 
wo die Vernunft fehlt, das Recht des Stärkern Naturgefeg ifl, und weil der natürliche Inftinct 
unmündiger Völker einen Herrſcher aus eigenen Rechte fordert. Wie bie Idee des Odttlihen 
auch dem roheſten Menfchen eingepflanzt ift, aber viele, ſtatt den unfichtbaren Gott im Geiſte zu 
verehren, Sonne und Geſtirne, ja fogar das vernunftlofe Thier oder den leblofen Fetiſch zu 
ihrem Gotte machen, anvere für ihren Gotteöpienft wenigftens eines Propheten oder Mittlers 
nicht entbehren können, jo bedürfen auch die meiften Bälfer für ven Staat einer Perfonifica- 
tion durd ein von ihnen unabhängiges Oberhaupt, in deſſen Blanze fle ihre eigene Größe fin- 
ven. Ein Volk, dem ver Begriff des Staates noch zu abftract iſt, fühlt nur in feinem Fürſten, 
ale dem fichtbaren Repräfentanten des Staates, fi als Einheit und zuſammengehoͤriges Ganzes; 
jein Kürft ift ihm die Verförperung einer für die Entwidelung der Menſchheit unentbehrlichen 
Idee, Die e8 in einer minder greiflichen Beftalt als freies, über weite Länderſtrecken ſich aus⸗ 
vehnendes Gemeinweſen gar nicht faffen würde. Wie aber der Fürſt ſelbſt Die verförperte Idee 
des Staates ift, wie in ihm bie ganze Majeftät und Heiligkeit des Geſetzes verfinnlicht erfcheint, 
io ftellt die Erblichkelt des Fürſtenthums das Bleibende und Dauernde im Staate dar. Der 
König ſtirbt nicht, und mo ſich ein Volk noch nicht fo weit erhoben hat, um als vie eine höchſte 
und unwandelbare Autorität die emige Vernünft zu erfennen; wo ed zmeifelhaft ift, ob ein 
Bolt fi je fo weit erheben werde, da iſt es beſſer, daß es einer dußern Autorität in frommem 
Glauben huldige, als daß es gar nichtd ehre; daß es einer erblichen Obrigkeit gehorche, als daß 
in endloſer Verworrenheit alles wechſelt und ſich auflöfl. Und wie viele Völker Haben etwa 
ſchon die Stufe der Givilifation erreicht, anf der die Mehrzahl einer nicht blos leitenden, fon: 
dern mitunter auch zwingenden Gewalt entbehren und fich felbft regieren kann? Wie groß ift 
überhaupt vie Zahl derjenigen, die vor Geſetz und Recht jo tiefe Achtung haben, daß fie eine 
ſelbſtgeſchaffene Regierung nit als ein Spiel und Werkzeug ihrer eigenen Willkür betrachten, 
jondern einem entlaßbaren und verantwortlichen Vollzieher des Geſetzes denſelben Gehorſam 
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ſchuldig zu fein erfennen, wie einem unentlaßbaren und unverantwortlihen, befonders aber 
einem erblichen Staatöoberhaupte? Mer mag ed leugnen ‚ daß gar viele von einer wechſelnden, 
wählbaren Obrigfeit Nahfiht und Läffigkeit wie eine Schulbigfeit erwarten, und daß nicht 
felten ſtrenge Sandhabung ber gefeglihen Ordnung einen Haß erzeugt, dem nur ber Herrſcher 
aus. anerkannt eigenem Rechte zu trogen wagen darf? Solange aber ein Volk den Glauben hat, 
daß es gleichſam als ewiges Eigenthum einer Familie gehören Eönne, ſolange e3 mehr Ehr— 
furcht fühlt vor einem erblichen Herricher ald vor einer felbfigewählten Obrigkeit, fo lange ift 
daſſelbe auch zur vollen Mündigkeit noch nicht herangereift, ſo lange wird auch ein Fürſt und 
namentlich ein Erbfürſt den Staatszweck ſicherer und mit gelindern Mitteln erreichen koͤnnen, 
als eine vom Volke abhängige republikaniſche Regierung, und eben hierin liegt die wohlthätige 
Seite des dynaſtiſchen Syſtems. 

Verwerflich wäre allerdings, wenigſtens bei Höher cultivirten Völkern, das Fürſten- ober 
Koͤnigthum, wenn alle Fürftengewalt nothwendig eine unbeichränfte fein müßte, und wenn 
buchſtäblich richtig wäre, was dem Koͤnigthum, zumal dem erblichen, jo häufig vorgeworfen 
wird, daß ed dad Schielfalganzer Nationen von den Launen eines Mannes abhängig mache. 
Allein bei jeder felbftändigen Nation gibt e8 gewifle Volksſitten, Volksideen, Volksgewohn⸗ 
heiten, vie der unumſchränkteſte Despot nicht zu verlegen wagen darf, und was eine Nation be: 
harrlich und mit Überlegung will, kann ihr von einem Einzelnen nicht in die Länge verweigert 
werben. Ein Volk aber, dad von einem Einzelnen fchlecht regiert wird und Mishandlung duldet, 
würde, von vielem Einzelnen befreit, ſich felbft ſchwerlich viel beſſer zu regieren wiſſen. 

Zudem gibt es ja eine Form des Königthums, welde die weſentlichen Vortheile der erklär⸗ 
tert Volksſouveränetät gemährt und ihre Hauptflippen vermeidet. Das Mepräfentatinfuften 
erkennt es ald der Menſchheit unwürdig, daß das ganze Wohl und Wehe von Millionen von 
dem Zufall ver Geburt und der Perfönlichkeit eines Menſchen abhänge; es will fein felbftge- 
Ihaffenes Fatum, Beinen Fetiſchdienſt, und ed geftattet auch nicht, daß anſtatt des Fürften die 
regieren, die es zur Aufgabe ihres Lebens gemacht haben, alle guten und ſchlimmen Eigenſchaf⸗ 
ten, alle Schwächen und Vorzüge’ ihres Herrn einzig zu dem Zwecke zu ſtudiren, um an feiner 
Stelle und ihm jelbft unbemerkt dur alle Künfte der Intrigue und Verftellung, ver Verfüh— 
rung und der Schmeishelei zu herrſchen. Dem conftitutionellen Spfteme ift dad Königthum 
hauptſaͤchlich die erhaltende und mäßigende Macht, die, wäre es zuletzt auch nur wie das Gewicht 
an einer Uhr, den Gang der Freiheit regelt und den Ungeſtüm ihrer Bewegung zügelt, wenn 
fie ſich, ihrer ſelbft nicht mächtig, überſtürzen will, die aber das wahrhaft Gute und Gerechte, 
was die vernuͤnftige Volksſtimme verlangt, nicht hindern kaun. 

Und da in der That dieſes Syſtent, ſobald es eine Wahrheit iſt, hinreichende Mittel ge- 
währt, um jede bebarrliche Forderung eines vernünftigen Volkswillens durchzuſetzen, fo be⸗ 
hauptet paffelbe auch noch in hoͤhern Entwickelungsperioden des Völkerlebens manchen unleug- 
baren Vorzug vor dem Syſteme der Demokratie oder der unbedingten Volksſouveränetät. Nur 
wer nicht abfolut herrſcht, iſt genoͤthigt, fich vor Misbrauch der Gewalt zu hüten und Wahrheit 
und Recht zu achten. Denn Wahrheit und Recht find zwar furchtbare Waffen, jedoch nur in der 
Hand eined Gegners, der fie zu führen mächtig und berufen ift. Aber dem fouveränen Volke 
ver Demokratie wie dem abſoluten Herrn der Despotie iſt kein ſolcher Gegner, iſt fein Organ 
des Widerſtandes geſetzlich entgegengeſtellt, und wenn der abſolute Herrſcher beim Misbrauch 
feiner Gewalt wenigſtens noch die phyſiſche Überlegenheit einer gereizten und empoͤrten Menge 
fürchten muß, ſo kennt dagegen dieſe keine ſolche Furcht, das fouveräne Volk kann von nie⸗ 
mand zur Verantwortung und Rechenſchaft gezogen, für ſein Unrecht von niemand beſtraft 
werden. Auch iſt es leichter, dem einen langen Arm des alleinherrſchenden Despoten zu entgehen, 
als den hunderttauſend Armen einer durch Vorurtheile verblendeten oder durch Leidenſchaft und 
Fanatismus aufgeregten Demokratie, und wenn das Opfer fürſtlicher Willkür und Ungerech⸗ 
tigkeit meiſt als ein Märtyrer erſcheint, fo ſoll dagegen, wo das Volk verurtheilt, die Volks⸗ 
ſtimme Gottesſtimme ſein; denn wo die bloße Stimmenüberzahl entſcheidet, da hat die Menge 
immer recht, der einzelne immer unrecht. Und iſt denn etwa nach dem Zeugniſſe der Erfah⸗ 
rung Misbrauch der Volksgewalt ſeltener als Misbrauch der Fürſtengewalt? Iſt die Menge 
durchgehends weniger herrſchſüchtig und in ihrer Herrſchſucht weniger gewaltthätig und will⸗ 
kürlich, als es die Fürſten ſind? Iſt das ſelbſtherrſchende Volk duldſamer gegen anders Den⸗ 
kende und anders Fühlende? Haßt und verfolgt die Maſſe niemals ven, der nicht vor ihren 
Goͤtzen knieen will? Zeichneten ji die durch blutigen Parteienfanpf zerriffenen Demokratien 
Griechenlands durch öffentliche Sicherheit und Ordnung, durch Gerechtigkeit und danlbare Aner⸗ 
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fennung ihrer größten Bürger, die fo oft ihr Leben im Exile beſchließen mußten, aus? War vie 
römijche Republif eine milde und gerechte Beherrſcherin ver von ihr unterjochten und geplün= 
derten Welt? Neben dem Bilde von Anarchie, Unficherheit und innerer Zerrüttung, das die 
meiften ſüdamerikaniſchen Freiftaaten zeigen, leuchtete zwar bisher. der nordamerikaniſche Frei: 
ſtaat in deſto hellerm Glanze; aber wird nicht troß fo mancher Erfcheinung, die der Dienfchheit 
Ehre macht, auch diefer Glanz ſchon mehr und mehr getrübt? Seht man nicht in der Sklaven⸗ 
frage über die heiligften Menſchenrechte fi mit einer Leichtigkeit hinweg, die in dem monardi- 
ichen Europa lauten Abſcheu erregen würbe? Stößt man nicht auf Beweife von Unzulänglichkeit 
der Geſetze und der obrigfeitlihen Autorität gegen Selbfthülfe und Volksgewalt? Begegnet man 
nicht Zügen von Roheit und Pöhelhaftigkeit ſogar im Schofe der gefeggebenden Verſamm⸗ 
Lungen, wie fie die conftitutionelle Monarchie nicht duldet? Und fleht nicht im jegigen Augen- 
blide das große Werk der Waſhington und Sefferfon felbft auf vem Spiele? Wenn e8 in der 
Eidgenoſſenſchaft beſſer ausſieht, fo wirken dabei eigenthümliche Verhältniffe ein, die fi nicht 
deidht anderswo wiederfinden. — 

Das Köoönigthum bedroht hauptſächlich den Volkswohlſtand durch das Übermaß der öoͤffent⸗ 
lichen Laſten, welches eine verſchwenderiſche Hof- und Staatshaushaltung und das ſtehende Heer 
erbeifchen, allein den fonftigen Forderungen der Gerechtigkeit ift daſſelbe oft geneigter als die Des 
mofratie. Wer muß nicht geftehen, daß in Europa das Königthum in Bezug auf religidfe Dul⸗ 
Dung, Zunft: und Bürgerrechte und dergleichen zuweilen liberaler ift al8 die Volksftimme oder 
Die Mehrheit des Volkes? Wenn aber in ver Monarchie nicht felten ein übermäßiger materieller 
Drud aufden geringern Klaſſen laftet, fo laufen dagegen in der Demokratie die geiftigen In- 
tereſſen leiht Gefahr. In ihr find Roheit und Gemeinheit das Extrem, dem nad) Zerftörung 
‚aller dynaſtiſchen und ariftofratifchen Elemente ſchwer entgegenzumirfen iſt; bie fouveräne 
Menge duldet ungern irgendeine Auszeihnung, die ihr nicht leicht zugänglich ift; und wenn in 
einen demofratijchen Staate Sinn für Bildung und politifhe Aufklärung nicht fhon Gemein- 
gut geworben find, fo erfcheinen Geift und Kenntniſſe, die nicht dem phyſiſchen Alltagsbedürf- 
nifje dienen, zulegt ald ein ariftofratifher Lurus, und wer nicht zur Klaffe der Sandarbeiter 

gehört, ald ein des Schuges und ver Wohlthaten des Geſetzes faft unmwürbiger Müßiggänger. 
Wenn ferner das Koͤnigthum die Ungleichheit, ven Gegenfag von Herren und Unterthanen, von 
Privilegirten und Nihtprivilegirten oft bis zur Vernichtung von Net und Freiheit treibt, To 
it pagegen die Demofratie geneigt, dad Gejeg der Gleichheit bis zu Demfelben Ubermaße aus⸗ 
zudehnen, wenn jie, nicht mehr zufrieden mit der formellen Rechtsgleichheit vor dem Geſetz, ma⸗ 
terielle Gleichheit und in diefem Sinne Oſtracismus, tabulas novas, agrariſche Geſetze fordert. 
Indem das gemischte Repräſentativſyſtem die Gefahren ver Demokratie vermeidet, welche bei , 
einem zur Freiheit noch nicht reifen Volfe drohen, ift e8 zugleich auch eine weit beffere und ge: 
fahrloſere Schule als die Demofratie, um die Mehrheit zu vernünftiger Selbſtherrſchaft heran⸗ 
zubilden, meil ed Feine maßloſe Gewalt in ungeübte und unfichere Hände legt, jondern die Theil- 
nahme des Volkes an der Staatsgewalt ſtets nad vem Grade feiner Reife und der Fähigkeit zur 
Selbftregierung abfluft. Allein gerade gegen ven im Nepräfentativfyften begründeten Wort: 
Schritt ſträubt ſich Häufig das dynaftifche Syſtem und verleugnet eben dadurch daß beffere Princip 
feined eigenen Uirfprungd. Unmündigfeit ver Völker ift allerdings ein Nedtfertigungsgrund 
der zwangsweiſe über fie geübten Herrſchergewalt; aber die Wirkung darf nicht weiter reichen 
als die Urſache, die Folge muß aufhören, wenn der Grund binwegfällt. If Vormundſchaft der 
Herrſcherrechtstitel bei denjenigen Fürften, welche ihre Beflimmung durch den Nanıen „Landes⸗ 
väter’ bezeichnen, jo muß auch die vormundichaftlihe Erziehungdgewalt in immer. engere 
Schranfen zurüdtreten, je mehr in dem zu Erziehenden die eigene Vernunft erftarkt, und nur 
indem. ed ihre Entwidelung nit hindert, fondern förbert, erweift fih das Erbfürſtenthum 
naturgemäß und wohlthätig. Denn auch die Völfer follen nit in künſtlicher Unmündigkeit er= 
halten auch die „lanvesväterliche” Erziehung der Untertbanen foll momöglich vollendet und bis 
zu dem Punkte geführt werden, welder das Ziel aller Erziehung ift, zur Selbſtändigkeit. 
Sobald hingegen das Koͤnigthum die aus feinem Principe fliegenden Folgerungen nicht mehr 
anerkennen will, wird auch der Glaube der Völker an feine Rechtmäßigkeit und Nothwendigkeit 
aufhören. Denn es ift gegen die Vernunft, daß irgendein Menſch ein eigenes, ſelbſtändiges 
oder gar angeborenes Recht haben folle über andere vollbürtige und vollkommen müntige Men⸗ 
ſchen, unabhängig von ihrem Willen und Auftrage, ia felbft gegen ihren Willen zu herrſchen 
und ihre Angelegenheiten zu ordnen und zu leiten; die Vernunft fordert, daß die hoͤchſte Obrig⸗ 
Zeit nicht Herr, fondern Organ der Öefammtbeit fei. Je gewaltfamer man diefe Wahrheit ver- 
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drängen will, deſto unausbleiblicher wird fie jich geltend machen, wie denn aud) der Glaube an 
das göttliche Recht des Königthums den erften lebendgeführlihen Stoß gerade in dem Lande 
erhalten Hat, wo ed am ſchreiendften misbraucht worden und am anmaßlichften als abfoluter 
Selbſtzweck aufgetreten if. 

Wo Einfiht und Kenntniffe nicht mehr das ausſchließende Cigenthum des Fürften und fei- 
ner Diener find, fondern auch bei andern Ständen gefunden werben, da will man mit Recht an 
der Spitze des Staates nicht mehr einen autokratiſchen Erzieher des Volkes, fondern einen Boll- 
. zieher der Geſetze, der die Staatöfräfte nach dem Staatszwecke lenkt, jedoch dem Volke den feiner 
Durchſchnittsintelligenz entfpreddenden Antheil an der öffentliden Gewalt nicht fireitig macht, 
- und wenn man hierzu einen Stanım=-over Erbfürften für den Beeignetften erkennt, fo geſchieht 
dies nicht, weil man venfelben Eraft göttlihen Rechts berufen glaubt, fondern weil man annimmt, 
dag an der Erhaltung und vem Wohle des Ganzen einem erbliden Beherrſchermehr als einer 
temporären Obrigkeit gelegen fe, und daß die erbliche Gewalt ven willigften Behorfam finde, 
am leichteften der Midgunft und der Eiferjucht, der Anfeinvung und der Herabmürnigung durch 
perfönliche Angriffe entgehe, am wenigſten Parteiung wecke und derfelben diene und mithin 
für dad allgemeine Wohl wirkfamer werden könne als in andern nicht fo unangefochtenen Hän⸗ 
den eine größere und darum der Freiheit gefährlichere Macht. P. A. Pfizer. 

Fürftenbund, In Deutfhland waren fhon zur Zeit des Reichs Bündniſſe deutſcher Für— 
fen unter ji oder mit Auswärtigen etwas fehr Gemöhnliches, und die Reichöverfaffung geftat- 
tete diefelben auch ausdrücklich, infofern fle nicht gegen dad Reich und die verfaflungsmäßigen 
Rechte feines Oberhaupts gerichtet waren. Den Namen Fürftenbund führt aber vorzugäieife 
die Verbindung deutfcher Reichsfürſten, welche Friedrich der Große in ben legten Jahren ſeines 
Lebens gegen Joſeph II. fliftete. Diefer deutſche Kaifer Hatte ſich bald nach feiner Thron: 
befteigung Eingriffe in die Rechte mehrerer benachbarter geiftliher Reichsfuͤrſten, namentlich 
des Fürſtbiſchofs von Paſſau, des Erzbiſchofs von Salzburg und des Biſchofs von Briren er- 
laubt; auch ſuchte er Die vornehmften geiftlihen Stühle im Reiche mit Prinzen feines Haufe 

zu befegen und die Wahlfreiheit der Kapitel zu beſchränken. Dazu kamen noch andere Unregel: 
mäßigfeiten, welche bei den Reichsſtänden Misvergnügen und Beforgniffe erregten, wie die 
“ willfürlihe Ertheilung von Panisbriefen und das herriſche Verfahren Eaiferlicher Truppen in 
den deutfchen Fürſtenthümern hei ver Ausſchreibung von Lieferungen auf einem Marfche nach 
ven Niederlanden. Beſonders gefahrdrohend fchien jedoch dem Deutſchen Reihe und feiner 
Verfaſſung dad Project des Kaiſers, die Bejigungen des Kurfürften von Pfalzbaiern gegen die 
an Gebietdumfang und Einkünften um mehr als die Hälfte geringern fterreihifchen Nieber: 
Iande einzutauſchen. Diefes Taufhproject, welches theils durch uͤberredung, theils durch @in- 

ſchüchterung durchzuſetzen verfucht wurde, und deſſen eigenmäcdhtige Durchführung nicht nur die 
unter dem Schuße des Reichs ftehenden bairifhen Hausverträge und die Rechte der bairifchen 
Stände verlegt, fondern aud) die ganze reichsverfaſſungsmäßige Stellung eines nach ven Grund⸗ 
gejegen unveräuperliden Reihöfürftentfums im Reichsverbande verändert und verrücdt haben 
würde, hintertrieb Friedrich und ftiftete, um ähnlichen Berfuchen zu begegnen, einen Bund der 
deutſchen Fürſten, deſſen Idee er felbft in folgenden Worten ausgeiproden hat: 

„Da die Ligue fein Trugbünpnip fein foll, jo kann ihr Zweck nur fein, die Rechte und Frei- 
heiten ber beutfchen Bürften zu behaupten, und das ohne Unterſchied der Religion. Alles muß 
auf den Rechten und Privilegien ruhen, Die Durch altes Herkommen und nurch die Goldene Bulle 

ſtipulirt find. Unſer Bündniß ſoll nur die Beſitzungen eines jeden ſichern und verhindern, daß 
nicht ein herrſchſüchtiger und unternehmender Kaiſer einmal die ganze deutſche Verfaffung um⸗ 
ſtürzt, indem er ſie ſtückweiſe zerbricht. Wenn man nicht in Zeiten vorkehrt, ſo wird der Kaiſer 
alle ſeine Vettern mit deutſchen Erzbisthümern, Bisthümern und Abteien verſorgen, die er 
dann fäcularifiven und fo auf-allen Reichstagen durch die Stimmen feiner Vettern die Ober: 
gewalt behaupten wird. Dad wäre für die geiftlichen Fürften. Aber auch die weltlichen haben ein 
Intereſſe, einer Ligue beizutreten, die den Kaiſer in allen feinen Anſprüchen hemmt, die er auf 
ihre Staaten machen fönnte, wie wir neuerlid an Balern gefehen haben. Ein nicht minder wid: 
tiger Gegenftand ift der Reichstag in Regensburg und das Kammergeriät zu Weglar. Nimmt 
man nicht bei Zeiten gute Maßregeln, viele alten Inftitute in ihrer Kraft zu erhalten, fo wird 
der Kaifer fie benugen „um feinen Despotismus In ganz Deutſchland aufzuſtellen. Das wären 
im allgemeinen die Punkte, die alle Fürſten zu einem Bündniſſe vereinigen müßten; denn aller 
Intereſſen find dieſelben, und wenn ſie erſt einige von ihnen zertreten laſſen, dann kommt un⸗ 
fehlbar die Reihe auch an fie, und die ſtärkſten werden nur dad Vorrecht des Ulyſſes in der Rie— 
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ſenhöhle haben, zulegt verfhlungen zu merden. Der Bortheil ver Ligue aber beſtände eben 
karin, daß, wenn ber Kaifer feine Macht misbrauchen wollte, vie vereinigte Stimme des ganzen 
Reichöförpers ihm Gefinnungen der Mäßigung einflößen könnte, ober wenn er Gewalt brauchte, 
daß er feine Reute fände.“ 

Der Plan diejed Bünpniffes ward zuerft den Höfen von Sachſen und Hannover mitgetheilt, 
welche beide ſich geneigt bewieſen darauf einzugeben.‘ Sie ſandten ihre Miniſter nach Berlin, 
und am 23. Juli 1785 ward daſelbſt der Deutfche Fürftenbund von ven brei Rurhäufern unter- 
zeichnet. Hierauf wurden aud bie andern Reichöfürften ohne Unterfchied ver Religion zum 
Beitritt eingeladen, und in Furzer Zeit waren die Herzoge von Braunſchweig, Sachſen-Gotha, 
Weimar, Zweibrücken und Medlenburg, die Markgrafen von Ansbach und Baden, der Biſchof 
von Osnabrück und die Fürften von Anhalt gleichfalls Mitglieder des Bundes. Zuletzt traten 
auch noch der Kurfürft von Mainz und veffen Coadjutor bei. 

Ohne Zweifel fchreckte dieſes Büͤndniß, gegen dad der wiener Hof ein heftiges Geſchrei er- 
606, während Friedrich wur durch einfache Darlegung ver Sachlage und Motiven antworten ließ, 
den unternehmenden Kaifer von manchem ſchon entworfenen Plane zurüd. Doc hob fein früher 
Tod die dringenvften Beforgnifle, und da feine Nachfolger in Die Schranken ver Mäßigung 
zurücfehrten, fo verlor der Fürſtenbund feine Wichtigkeit für das Reich und würde jet, nad) 
Auflöfung des legtern, für die Gegenwart um jo mehr alle Bebeutung verloren haben, wenn 
nicht gewiſſermaßen die Idee des Fürftenbundes den Keim der ganzen Zukunft Deutſchlands in 
fi trage. Die Blaubendtrennung des 16. Jahrhunderts hatte nämlich in Deutſchland aud 
eine politifde Spaltung zur Folge, die durch den Weftfäliichen Frieden eine grundgefeßliche 
Sanction und in dem Corpus evangelicorum ein verfafjungemäßiges Organ erhielt. Obgleich 
nun bie Urſache diefer Spaltung, der Religionshaß, im Verlauf der Zeit beinahe erlofchen war, 
jo dauerte Die Wirfung dennoch fort, weil der einmal erweckte Gegenſatz allmählich alle dffent- 
lien Verhältniſſe durchdrungen Hatte, und die Spannung mußte ihren Höhepunft gerabe in 

zwei Monarchen erreichen, die der Stolz Ihres Jahrhunderts waren und jih gegenjeitig hoch⸗ 
achteten. Die Macht der Berhältniffe übermog die perfönlichen Befinnungen der beiden Fürſten. 
Der große Kaiferftaat, fo reich an innern Kräften und an ungenupten Hülfsquellen, war und 
it no fo ungleihartig zufammengefept, daß er entweder Deutfchland in fid) aufnehmen und 
verſchlingen, ober fi) immermehr von Deutfchland trennen und auf fich jelbft concentriren muß, 
aber nicht mit Deutfchland fich verſchmelzen kann, ohne jelbft der Auflöjung entgegenzugehen. 
Daher wollte Jofeph zunächſt Baiern Ofterreih einverleiben, und auf Baiern hätte dann der 
Schwäbiſche Kreid, in welchem das Erzhaus ſchon bebeutend⸗ Gebietötbeile beſaß, bald folgen 
müffen. Dies alles war von feiten Ofterreiche fehr natürli ; aber nicht meniger natürlih war 
ed, daß fich Preußen, das am Ende felbft das Opfer diefer Politik geworben wäre, mit den be: 
deutenpften Retchöftänden widerfegte und einen längft vorhandenen Gegenfaß zu einem förm- 
lichen Syfteme geftaltete, mit deffen Gründung der greife König feine ruhmgefrönte Laufbahn 
ſchioß. Durch einen Act tiefer Staatöfingheit warb das, was noch im Siebenjährigen Kriege 
blos als dynaſtiſche Fehde erihien, zum ausgefbrodienen Brundfag einer Politif erhoben, 
welche Deutfchland unter Preußens Fahne Oſterreich gegenüberftellt, Denn feit der Heforma- 
tion durfte Deutſchland das Geſetz feiner Bewegung nicht mehr von Ofterreich empfangen. Die 
Errichtung eines deutfchen Bundes, wie fhon von Dohm den Fürftenbund genannt, bezeichnet 
daher die natürliche Richtung der neuern politifchen Lebendentwidelung Deutſchlands; in ihm 
ift ſchon Der eigentliche Deutfche Bund vorbergeftaltet. Preußen erfannte damals und verfün- 
digte es laut, daß preußiſches und deutſches Intereſſe ſich nicht im Wege ſtehen koͤnnen; es ſtellte 
ſich, obgleich zunächſt in ſeinem eigenen Intereſſe, doch ohne falſchen Egoismus an die Spitze, 
und fo fand es leicht Gehoͤr und Eingang, wie es noch jetzt Gehör und Eingang finden muß, jo 
oft es wieder Recht und Freiheit und deutſche Verfaflung, als den höchſten Zweck des neuen 
Bundes, proclamiren will. Je weniger Ofterreich daran denken kann, ſich dadurch zu vergrößern 
und zn Rärken, daß e8 felbft Deutfchland wird, um fo näher liegt Died Preußen; ed muß, um 
Rarf zu bleiben, immer wieber zu dieſer Politik, zu dem Vermaͤchtniſſe des größten Mannes 
jeiner Zeir, zutüidlfehren, und wie Breußen der erfte deutfche Staat war, der im Kampfe gegen 
Napoleon die Wiederherſtellung der Freiheit und des Rechts, vie Wieverberftellung ber deut: 
Ihen Verfafſung im Geiſte einer vorgefärittenen Zeit verfündigte, fo mahnen jegt gerade die 
Gefahren, melde ed von außen —8 mit eiſerner Stimme daran, daß die Erfüllung jener 
Verſprechungen eine Lebensfrage für Preußen nicht weniger als für Deufchland iſt. 
P. A. Pfizer und H. Marquardſen. 
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Gag ern (die Sreiherren von). Die Familie von Gagern flammt von der Infel Rügen. 
Ginzeine Glieder derfelben dienten zu Anfang des vorigen Jahrhunderts dem ſchwediſchen Koͤnig 
Karl XU., andere der Republik Venedig, es waren eben „kriegeriſche Abenteurer“, wie Hans 


| Thriſtoph Ernſt von Gagern ſelbſt ſeine Vorfahren nennt. Einer davon vermählte ih mit einer 


reichsritterſchaftlichen Erbtochter am Rhein, erwarb dadurch ritterſchaftliche Güter daſelbſt und 
ward in die reichsunmittelbare Ritterſchaft am Oberrhein aufgenommen. Der Vater von Hans 
Chriſtoph Ernſt von Gagern, Karl Gottlieb, diente im franzoͤſiſchen Regiment Etranger 
royal Deuxponts, und zwar mit Auszeichnung, verlor im Siebenjährigen Kriege ein Bein, 
lebte dann am pfalz⸗zweibrückenſchen Hofe, verwaltete dabei aber auch feine nicht ſehr bedeu—⸗ 
tenden Güter mit Umſicht und Geſchick. Als Bevollmächtigter der oberrheiniihen Reichsritter⸗ 
ſchaft vertrat ex diefe auf dem Congreß zu Raſtadt, mußte dann nad) der franzoͤſiſchen über⸗ 
flutung des linken Rheinufers feine Güter und feine Heimat verlaffen und verweilte als Emi- 
grant zu Sanau, bis er fpäter auf fein Gut Monsheim zurüdkehren durfte, wo er ald fran- 
zöftfcher Bürger lebte. 

Sans Chriſtoph Ernft von Gagern, der befannte Staatsmann und politifche 
Schriftſteller, ward am 25. Ian. 1766 auf dem Schloſſe Rleinnieverheim in der Pfalz ge- 
boren; er fludirte zu Leipzig und Göttingen, begann dann feine Laufbahn als Hofrath in 
naffausweilburgiihen Dienften und wurde noch ſehr jung Präfldent der Regierung in Hachen⸗ 
burg. Na dem Luneviller Frieden (1801) als naſſauiſcher Minifter und Oefandter nad 
Paris geſchickt, wirkte ex feinem Fuͤrſten eine reihe Entfhädigung bei den Abtretungen 1802 
und 1803 und bei den Meviatiirungen einen ziemlidhen Länberftrih aus. Später legte ©. 
feine Anıter nieder und lebte als Privatmann 'erft zu Münden, dann zu Wien, ging 
1813 ins ruſſiſch-preußiſche Hauptquartier, "darauf nah England. Nah Napoleon’s Sturz 
trat ©. als naflau=oranifcher Minifter wieber in Sunction und var als folder für die Bildung 
des Koͤnigreichs der Niederlande und deſſen Übertragung an den Prinzen von Raffau:Oranien 
wejentlich mit thätig. Sein Sohn Heinrih von G. bat dieſe Seite der diplomatifchen Thätig- 
feit ſeines Vaters, über welche legterer ſelbſt fich niemals recht ausgelafien, vervollfländigend 
nah actenmäßigen Unterlagen geichilvert in dem „Leben bed Generald Friedrich von G.“, 
1, 101 fg., und dabei feinen Bater namentlich auch gegen die Anklagen vertheidigt, welche von 
mehreren beutichen Gejhichtichreibern vom deutjchpatriotifhen Standpunkte aus gegen ihn we: 
gen feiner angeblichen Betheiligung an der Bergrößerung Hollands auf Koften Deutſchlands er⸗ 
hoben worben jind. Dieje Bertheidigung fommt wejentlih auf zwei Bunfte hinaus: 1) Es 
war fein fremder Fürſt, für welchen G. eine Arrondirung feiner niederlänvifchen Erwerbungen 
durch angrenzende deutſche Länder zu erlangen fuchte und auch wirklich erlangte, fondern ed war 
ein deutſcher Fürft, und die Erbländer dienten ald Entſchädigung für die von dem Prinzen von 
Oranienin Deutihland, hauptfächlid zur Verftärtung Preußens, abgetretenen naflauifhen Erb- 
länder. 2) ©. ging von der damals wohlbegründeten, fpäter leider durch die Wendung, melde 
einerjeitä die Entwidelung des Deutſchen Bundes, andererfeits die Politik Hollands nahm (bei: 
des ohne fein Zuthun und gegen feinen Wunfh), getäufchten Vorausſetzung und Hoffnung 
aus: der Deutfche Bund werde auf feine natürlichen Vorlande, insbeſondere Holland, eine fo 
große Anziehungskraft üben, daß das naturgemäß gemeinjame Interefle beider auch ein gemein⸗ 
ſames Handeln beider bewirke und daher der Sache nach jede Verſtärkung des einen auch dem 
andern zugute komme. Man kann dieſer Vertheidigung ihre überzeugende Kraft nicht abſpre⸗ 
chen, und jedenfalls hat ſie das Verdienſt, für die Kenntniß der damaligen diplomatiſchen Ver⸗ 
handlungen manche noch nicht oder weniger bekannte Unterlagen hervorgezogen und zuſam⸗ 
mengeſtellt zu haben. Neben ſeinem perſoͤnlichen diplomatiſchen Wirken war G. in den Jahren 
1813 fg. auch ſchriftſtelleriſch thätig und zwar dies im entſchieden nationaldeutſchen Sinne. 
Schon während des Kriegs von 1813 hatte er eine Denkſchrift unter dem Titel „Berichtigun⸗ 
gen einiger irrigen politifgen Ideen“ verfaßt, worin die Frage von dem fogenannten Terri- 


torialbeſitzſtand der Franzoſen behandelt, die Geſchichte ver Gebietöverlufte Deutſchlands an 


Frankreich feit dem Verfall des burgundifhen Reichs Karl's des Kühnen vargeftellt, endlich 
Deutſchlands Recht und Pflicht, jene Verlufte jegt wieder einzubringen, Elfaß und Lothringen 
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zurüdzunehmen, audeinanvergefegt wird. Die Denkichrift machte bei ihrem Erſcheinen Auf: 
fehen und ward als bedeutend anerfannt. Da die gleihen Fragen bei den zweiten Parifer 
Frieden wieder zur Entſcheidung vorlagen und diesmal dringlicher als beim erften, fo ließ 
©. die genannte Denkſchrift von neuem in Umlauf fegen und vertheidigte in einer zweiten 
Staatsſchrift unter dent Titel „‚Observations sur la question de l'integrit6 de la France” da8 
Recht der Verbündeten, Gebietsabtretungen von Frankreich auch jegt noch zu verlangen, gegen 
die aus dem Allianzvertrag vom 30. Mai 1814 dawider erhobenen Zweifel, ſowie gegen vie 
Ausführungen einer franzdjifhen Staatsſchrift. In einem Schreiben an ven englifchen Bevoll- 
mähtigten Lord Gaftlereagh führte er die dort entwidlelten Gründe noch weiter aus. Es ift be- 
tannt, daß und warum biefer fo einfache und fo nahe liegende Gedanke einer Zurücknahme fo 
wichtiger @ebietötheile, theild zur Sühne frühern und neuern Unrechts, theil® zum Schuge 
gegen die Wiederholung ähnlicher Attentate auf die Integrität Deutſchlands, nit durch⸗ 
gefeßt werben konnte; dies ſchmälert aber nicht das Verdienſt G.'s, die Frage angeregt und 
das gute Recht Deutſchlands vertheidigt zu haben. , Schon früher hatte G. als nieberlän- 
difcher Bevollmächtigter von demſelben Geſichtspunkte aus Anſtand genommen, die Erklärun: 
gen der verbündeten Mächte vom 15. und 25. März 1815, worin fie nad) der Rüdkehr Napo⸗ 
leon's verfünbeten: „ihre Allianz leviglich zu dem Zwede erneuern zu wollen, um die Bebin- 
gungen bed Friedensvertrags vom 30. Mai 1814 und der Wiener Congreßacte aufrecht zu ex: 
halten und gegen die Plane Napoleon’8 ficher zu ſtellen“, durch feine Unterfchrift zu befräftigen. 
Indirect, aber ſehr weſentlich im Intereſſe Deutſchlands wirkte G. ferner," indem er eine 
weitere Gebietsvergroͤßerung des neuen Koͤnigreichs der Niederlande auf Koſten Frankreichs 
durchſetzte. Wir müſſen bier noch eine Cpiſode erwähnen, welche auf 8.3 Charakter ein ſchar⸗ 
fes, aber nicht unvortheilhaftes Schlaglicht wirft. Der neue König der Niederlande war mit den 
Grfolgen feined Bevollmächtigten bei den Unterhandlungen über die Territorialfragen wenig 
zufrieden, weil ed demſelben nicht gelungen war, aud das Zufammenbleiben der nafſauiſchen 
Erblande zu bewirken. Auf einen jehr unfreundlihen Brief, welchen ver Monarch ihm deshalb 
ihrieb, antwortete G. mit dem ganzen Stolze des feines pflichttreuen Handelns ſich be⸗ 
wupten Mannes und zugleich des auf feine linabhängigfeit und Würde eiferfüchtigen ehema⸗ 
ligen Reichsritters. Die Antwort iſt harafteriftifch fürihren Verfafler. „In dem ganzen Erlaß“, 
ſchreibt G., „war nicht ein Eönigliches, nicht ein gerechtes, nicht ein logiſches Wort. Das 
Argmöhnifhe in vem Charakter der Könige iſt am entfernteflen von der Broßmuth. Wenn 
Em. königlige Majeftät fich fo ausdrüden: « Überhaupt ſcheint es, daß meine Herren Agnaten in 
diefer Angelegenheit befjer bedient worden find, als ich mich deſſen rühmen fan», fo habe ich 
die Ehre zu bemerken, daß Ihre Kammerdiener und Schreiber Sie bevimen; angejehene Evel- 
leute und Staatdmänner dienen Ihnen. In jenen Worten und in Sinn und Faſſung jenes Re: 
feript8 lag eigentlich die Beſchuldigung der Treulofigfeit und des Verraths. Mögen Ew. koͤnig⸗ 
liche Majeftät in einer langen und beglüdten Regierung keine ſchlimmern Berräther finden als 
die Sagern. Bine folde Behandlung im Augenblide der angeftrengteften Widmung und ber @r: 
füllung äußerft ſchwerer Prligten iſt jedoch der ſicherſte Weg, fich Verräther zu bereiten. Auf 
mich hat es blos den Einprud gemacht, daß ich in dem Augenblicke unfähig bin, mit derfelben 
Wärme und Ergebenheit meine Obliegenheiten zu erfüllen. (Folgt eine Redtfertigung feines 
Verfahrens). Wenn fi daher Ihr koͤnigliches Gemüth nicht dazu entſchließen und erheben 
fann, mir in dieſer hochwichtigen Sache vollfonımene Genugthuung widerfahren zu laflen, fo 
lege ich, ohne alle Anſprüche, fernern Dienfl und Verpflichtung auf das ernfllichfle zu IHren 
Füßen.” Der König ertheilte Hierauf eine, wie ©. felbf anerkennt, ruhige und würbevolle 
Antwort, vergab ihm das Unziemliche der Form, erkannte in der Sache ſelbſt fein Unrecht durch 


die That an, indem er ©. ald alleinigen Bevollmächtigten für die Niederlande zu den Ver⸗ 


handlungen des zweiten Parifer Friedens und zum Wiener Congreß jendete. 

Aus der frühern Ihätigfeit G.'s beim Wiener Gongreffe ift namentlich Hervorzuheben, daß 
er — im Einklange mit feinem Vollmachtgeber, dem damaligen Bringen von Oranien — auf bie 
Wiederherſtellung der deutſchen Kaiſerwürde hinarbeitete. Er war es, ver am 14. Nov. 1814 
im Namen und Auftrag der Bevollmächtigten von 29 veutfchen fouveränen Fürften und Städten 
eine gemeinfhaftlide Nöte an die Vertreter von Oſterreich, Preußen und Hannover richtete, 
worin diefe 29 ji Dagegen, daß die Fünftige Verfaflung Deutſchlands lediglich (mie bis dahin 
gefhehen) von ven fünf größten Regierungen, ohne Zuziehung der übrigen, vereinbart werde, 
verwahrten, zugleich ihre Bereitwilligkeit auöfpraden, „zum Beſten des Ganzen denjenigen - 
Einfchränfungen ihrer Souveränetät fowol im Innern ihrer Staaten, ald im Verhältniß gegen 
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Auswärtige beizupflichten, welche als allgemein verbindlich möchten befhloflen wernen‘‘, end: 
lich ald ihre gemeinfame Überzeugung bekannten, „die deutiche Verfaſſung werde ihren fefte- 
fien Beftand alsdann exit behaupten fönnen, wenn ein gemeinfames Oberhaupt an der Spitze 
der deutſchen Berhindung dem von den Ständen des Bundes gemeinfanı Befchloffenen die un- 
verbrüchliche Vollziehung fihere, die Säumigen oder Weigernden ohne Unterſchied mit erfor- 
derlichem Nachdruck zur Erfüllung des Bundesvertrags anhalte, der Bundesjuſtiz Schnelle und 
vollkommene Folge verfhaffe, die Kriegsmacht ded Bundes leite und fo im Innern und nad 
außen allen Staaten deſſelben, auch den mächtigften, als Beſchützer, erfter Nepräfentant ver 
deutſchen Nation und Gegenftand allgemeiner Ehrfurcht, der Verfafjung aber als Fräftigfter 
Garant, ale seutfier Freiheit Aegide ſich darſtelle“. 

Fruherd Ih. noch während des Kriegs 1813, hatte ©. weit kühnere Wünſche für die Neu⸗ 
geſtaltung Deutſchlanvs gehegt. Zuerſt dachte er an ein neues Wahlkaiſerthum, jedoch mit we⸗ 
ſentlich verſtärkter Macht; etwas ſpäter (im October 1813, vor dem berüchtigten Vertrag von 
Ried) entwickelte er in feinen Briefen an ven Frhrn. vom Stein folgenden Plan. Der Berwal- 
tungsrath, den die Verbündeten über die von Napoleon zurückeroberten deutſchen Länder ein- 
gefegt hatten und an deſſen Spitze Stein ſtand, follte ver Ausgangspunkt und Kern ver neuen 
Geſtaltung werden. Oſterreich, deffen Kaifer fi zur Wiederannahme der deutfchen Krone nicht 
geneigt zeigte, follte ganz außer Berechnung bleiben, Preußen, wenn es dem zu bildenden Bunde 
beitrete, werde ver angejehenfte Theilhaber deſſelben fein, doch müffe alles fo eingerichtet mer: 
den, daß Preußen ebenfowol „darin ald daraus jein fönne‘. Der Bund ſollte repräfentirt jein 
durch ein Collegium von Bevollmädtigten. ver Bundeögliever „unter einem Präfidium gleich 
dem Landanımann ber Schweiz oder dem Präfiventen zu Wafhington”. Zu diefem Präjiben- 
ten hatte &. für den Anfang den Sehen. vom Stein erfehen. Der Titel fei aus der alten deut⸗ 
ſchen Sprache zu entnehmen: „Gewalthaber, Deutſchmeiſter, Großvorſteher, Lagmann“; das 
Amt ſollte ein⸗ oder zweijährig fein, dann durch Wahl neu beſetzt werden. Die Abgeordneten 
der einzelnen Staaten hätten eine größere oder geringere Zahl von Stimmen je nach der Ve— 
völferungszahl ihrer Ränder zu führen. Der Wirfungdfreis des Bundes follte die innere und 
äußere Sicherheit, aber auch bie gemeinfame Wahrung der Verkehrsintereſſen (Handelsver⸗ 
träge), ſowie ven Schug der „Nationalfreiheiten“ (des Glaubens, der Preſſe u. |. w.), die Ein- 
richtung gemeinnügiger Anftalten (ineinandergreifenbe® Voſtwefen, allgemeine Geſetzbücher 
u. ſ. w.), andererſeits aber auch die „hohe Polizeii in Abſicht auf Religion und Sittlichkeit“ um= 
faffen. Beſonders bemerkenswerth ift, daß ©. in diefen Bund womoͤglich die Schweiz und bie 
Niederlande hereinziehen mollte. 

Aus jener fpätern Zeit des Wiener Congreſſes, wo die Fleinern Staaten fi zu der Unter: 
ordnung unter eine gemeinfame höcfte Ginheit bereit, dagegen zu der von den größern und 
namentlih den Mittelftaaten beabfidhtigten Unterfledung unter biefe wenig geneigt zeigten, 
eriftirt noch ein weiterer Vorſchlag G.'s. Entweder, meinte derſelbe, möchten Ofterrei und 
Preußen ausſcheiden, die übrigen aber fich zu einem Bunde mit gleihen Rechten und Pflichten 
einigen, oder man möge alle im rechten Maße nach Berhältnif ihrer Größe an nen Rechten und 
Pflichten des Bündniſſes theilnehmen laffen. 

Obgleich alle dieſe Blane jcheiterten und nichts zu Stande kam als die Bundesacte von 
1815, fo gab ed doch ©. nicht auf, dieſes wie auch immer unvollkommene Organ einer politi= 
ſchen Verbindung der deutſchen Staaten wenigftens foviel möglich mit dem Geifte der Gemein- 
nügigfeit und einer höhern nationalen Einheit zu durchdringen und in dieſem Sinne in This 
tigkeit zu verfegen. Don dieſem Standpunkte aus hielt er gleich bei ver Eröffnung des Bun- 
dedtagd eine warme und einpringliche Rebe in feiner Eigenfhaft als Abgeſandter für Luxem⸗ 
burg, ſprach und flimmte er eifrigft für alles, was als ein Bebürfniß ver Nation und als eine 
Pflicht des Bundestags in der angedeuteten Richtung Ihm erſchien, z.B. für gemeinfame May- 
regeln zur Organifation ber Auswanderung, Schuß des deutſchen Handels zur See u. |. w. 
Mol zum Theil aus Unmuth über den geringen Anklang und Erfolg feiner vesfallfigen Be- 
firebungen zog fih ©. im Jahre 1818 von diefer Thätigfelt zurüd. Die Karlsbader Eonfe- 
tenzen mit ihrer foftematifchen Verleugnung und Rückgängigmachung jener Zugeftänpniffe an 
den freiern Geiſt der Zeit, melde man früher unter dem Drude äußerer Verhältniffe fo frei- 
gebig mit Worten geſpendet, dann ſchon beim Wiener Congreß in der gefeplichen Feſtſtellung 
auf ein ziemlich dürftiges Maß zurückgeführt, erregten G.'s tieffte ſittliche Entrüſtung. Aus 
feiner Zurüdgezogenheit auf feinen Gütern fihrieb er.einen Brief voll heiligen Zorns an den 
mecklenburgiſchen Bevollmächtigten bei den Conferenzen, Hrn. von Vleffen. Darin fagt er: 
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„Sie, der mecklenburgiſche Cdelmann, gebrauden vie abgenugte Lift, phantaftifche republikani⸗ 
ſche Grillen over rein demokratiſche Grundſätze wit ven Anſprüchen auf geregelte Monarchie zu 
verwechſeln. Dazu haben Sie nicht mehr Recht als die, melde Kürftlichkeit oder Monarchie mit 
Tyrannei oder Despotismus in eine Vaſe werfen, um fie hernach in einer Büchfe der Pandora 
zufammen auözugeben. Das eihte demokratiſche Princip ift fein anderes als irgendwo eine 
Hülfe gegen Willfür und Drud... Wie mochte man wagen, an deutfche Begriffe, veutiche 
Rechte und deutſche Geſchichte als echte Quellen für die Gegenwart zu appelliren, wo diefe eben 
den Kaiſer, die Wahlfürften, die mildernde Ariftofratie der Kirche, zwei Reichögerichte und das 
beftändig in Stage und Zwift befangene Befteuerungsreht fanden? an die Geſchichte, die ihnen 
fon in unfern barbarijchen Zeiten Verbote willfürlicher, übertriebener Abgaben, übertriebe: 
ner Zölle und Mauthen auf allen Seiten zeigte?...... Beſonders ift es nicht gut (fährt er fort), 
das Beginnen der reprafentativen Verfaflungen in Deutichland, den biöherigen Verlauf an: 
zuflagen und heftigen Tadel darauf zu werfen. Wir, die Evelleute, Haben einiges Recht dazu, 
die Kürften nicht, nicht ohne Undank. In München, Karlsruhe, Stuttgart ifl man ihnen mit 
Liebe nicht nur, jondern mit Enthuſiasmus entgegengefommen. Mit diefem Enthuſtasmus 
bat man die Ginilliften behandelt. So wenig Sie ein englifches Parlament nach ven Redens⸗ 
arten von Lord Cochrane oder Sir Francis Burbett beurtheilen werben, fo wenig unfere Kam⸗ 
mern nad) diefer oder jener iſolirten Außerung. Die fo urtbeilen, haben nicht den entfernteften 
Begriff von unfern frühern landflänpifchen Verhandlungen, fo oft voll Sinn, Nachdruck und 
Vaterlandsliebe.“ 
Im Jahre 1820 vom König der Niederlande auf fein Anſuchen mit Penſion entlaſſen, 
fonnte er ſich nun ungeflört ver Verwaltung feiner Güter, fchriftftellerifchen Arbeiten und 
wiſſenſchaftlichen Studien, endlich aber der thätigen Theilnahme an dem jungen parlamentari- 
ſchen Leben jeined engern Heimatlandes Heflen-Darmfladt widmen. Auf en Landtagen 1820 
— 21 und 1823— 24 vertrat er einen rheinheſſiſchen Wahlbezirk in ver Zweiten Kammer, ſeit 
1829 aber gehörte er ald lebenslängliches, vom Großherzog ernanntes Mitglied der Erften 
Kammer an. In viefem Wirfungskreife war er mit nur wenig Unterbrechungen bis zum Jahre 
1846 thätig und zwar auf die ehrenwerthefte Weife. Zwar Ariftofrat, wie feiner Geburt und 
jeinen Traditionen, fo aud feiner Geſinnung nad), war er Died doch durchaus im großen Stile 
und fen von ber kleinlich egoiftifchen Beſchränktheit des Junkerthums. Seiner Natur nad 
confervatio und gegen die modernen Freiheitsideen biöweilen mistrauiſch, verfchloß er ſich doch 
den wahren und wejentlihen Behürfniffen eines nothiwendigen Fortſchritts im Staatdleben 
feineöwegs. Im allgemeinen gehörte er zu jener Schule von Politifern, welche mehr die in dem 
alten germaniſchen Staatömefen begründeten Rechte und Freiheiten des Volkes und feiner ver: 
fdiedenen Stände gegen abfolutiftiihe und bureaufratifche Eigenwilligfeit in Schug nehmen, 
als daß jie einem philojophiichen Freiheits- und Fortſchrittsideal huldigten. Ganz beſonders 
blieben ihm aber fortwährend die großen nationalen Anliegen der Grgenftand eifrigfler Auf: 
merfjamfeit und zum Theil ernfthaftefter Sorge. Diele feiner Reden und feiner Anträge, in 
den Kammern bezogen fi auf diefen Gegenſtand; namentlih von diefem Geſichtspunkte aus 
folgte ex auch mit gefpanntefter Theilnahme dem Gange der großen Weltereigniffe, wie dies 
feine Schriften und fein Briefwechſel, vornehmlich mit dem ihm, zumal in fpäterer Zeit, näher 
befreundeten und vielfach mahlverwandten Frhrn. vom Stein, bezeugten, bis in fein hoͤchſtes 
Alter. Das Jahr 1848 verfegte den fhon Zweiundachtzigjährigen in lebhafte Erregung, aber 
jein weiter und Elarer Blid und fein durch lange Erfahrungen gefeſtetes Urtheil zeigten ſich darin, 
daß er dad weſentlich Nothmendige und Gefunde in ver Bewegung von ven bei ſolchen Kriſen 
unvermeidlichen Ausfchweifungen wohl zu ſcheiden wußte und baher der Entwickelung der Dinge 
im ganzen’ und großen mit Vertrauen folgte. Wefentlih fam ihm dabei zu flatten, daß drei 
feiner Söhne, Brig, Heinrich und Max, nicht blos mit ihren Gefinnungen, fondern auch werk⸗ 
thätig mit vollfter Hingebung an der deutjchen Bewegung fich betheiligten. Sein lebhafter 
Meinungsaustauſch mit diefen Söhnen, namentli aber mit dem älteften, Fritz, bei dieſer 
und auch ſchon bei frühern Gelegenheiten, wie ihn das bereitö erwähnte biographifche Werf 
feined Sohned Heinrich und vor Augen führt, ſammt den ſonſtigen ebendort enthaltenen Schil⸗ 
derungen von dem Leben der vornehmlich an Söhnen reichen, in wohlthuendſter Innigkeit in fi 
verkehrenden und doch allen großen Intereflen der Außenwelt mit vollfter Teilnahme hingege- 
benen Yamilie G. gewährt und ein ſchönes Bild echt ariftofratifhen und patriarchalifchen Le⸗ 
bens nad) feinen beften Lichtfeiten, wie ſolches ſich auch in Wirklichkeit denen darftellfe, welche 
Belegenheit hatten, dieſen Bamilienfreis und insbeſondere dad Herrliche gegenfeitige Vertrauens⸗ 
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und Pietätöverhältniß zwiſchen dem Vater und ven geiftig hervorragendſten feiner Söhne zu 
beobachten. Der hochbejahrte Greis erlebte noch die Freude, zwei feiner Söhne, Heinrich und 
Mar, in unmittelbarfter und wirfjamfter Thätigkeit für pie Hinausführung der Bewegung von 
1848 zu einem gebeihlichen und georbneten Zuſtande und für die Verwirklichung jener natio- 
nalen Ideen, die vom Vater Her gleihfam traditionell in der Yamilie geworden waren, ben 
einen, Heinrich, fogar an unbedingt erſter Stelle nach allgemeiner Schägung der Beften des deut⸗ 
ſchen Volkes zu erbliden, aber er erlebte auch ben unendlich herben Schmerz, den unbeftritten be= 
deutendſten feiner Söhne, Fritz, in demſelben Augenblicke, wo fih aud ihm ein merfthätiger 
und ruhmvoller Antheil an der Leitung der deutfhen Geſchicke nach langer Abweſenheit von 
der Heimat erſchloß, auf vie ſchändlichfte Weile dem Vaterlande und fi entrifien zu jehen. 
Diefer Schlag beugte ihn aufs tieffle nieder, Eonnte jedoch weder feine geiftige Kraft noch feine 
patriotifche Theilnahme an den Geſchicken feiner Nation brehen. Mitten in feinem Schmerz 
ermannte er fi im Mai 1848 zu einer „Alloeution an die Nation und ihre Lenker”, worin 
er die Aufgabe des Tags, die Schwierigkeiten ihrer Loͤſung und die zu befürdtenvden Ver— 
irrungen beſprach. Wie er ſchon vor mehr ald 30 Jahren gethan, fo erklärte er ſich auch jegt 
für eine engere bundesſtaatliche Binigung ber Deutfhen. Zugleich warnte er, daß man nicht im 
Unmuth gegen das allzuoft miöverftanpene und in Abfolutismud entartete monarchifche Princip 
jegt in das andere Extrem verfalle, dem monarchiſchen und ariftofratifhen Elenıent zu wenig, 
dem demokratiſchen zu viel Gewicht einräume. 

Noch vier Jahre überlebte er ven Sohn; auch die Battin (eine ‚geborene Freiin von Gau— 
greben) ſowie zwei jüngere Mitglieder feiner Familie fah er ſich vorangehen, bis er enblich am 
22. Oct. 1852 86 Jahre alt ſtarb. . 

Wir haben noch wenige Worte über G. als Schriftfteller beizufügen. Als ſolcher begann er, ab⸗ 
gefehen von feiner Jugendarbeit „Zuruf eines deutfchen Edelmanns an feine Landsleute(17894), 

-zuerft im Jahre 1808 mit dem erften Bande eines Werks: „Refultate der Sittengeſchichte“, deſ⸗ 
fen Kortfegung in längern Zwiſchenräumen bis 1822 erſchien (6 Bde., zweite Auflage, Stutt- 
gart 1835 fg.). E8 find dies Betrachtungen theils politifcher, theils moralifcher Natur; ale Mu⸗ 

‚ter Haben ihm dabei offenbar Montedquieu, Rouffeau, Hume, von ven Alten Plutarch vorge⸗ 
ihmebt. ' &8 find zum Theil apboriftifhe, zum Theil auch zufammenhängenbe, Halb aus eige⸗ 
nen Beobachtungen und Lebenserfahrungen, halb aus den Ergebniflen einer fehr ausgebreite⸗ 
ten Zectüre moderner und antiker Schriftfteller gefehöpfte Betrachtungen, es ift viel Scharfiinni= 
ges und Geiftvolles darin, eine reiche Lebenskenntniß und eine große, Belefenheit, wenn auch 
vieleicht weniger geradezu neue und originale Ideen. Ein zweites größeres Werk: „Die National⸗ 
gejhichte der Deutſchen“, zuerfi 1812, in zweiter Auflage zu Frankfurt 1325 und 1826 er⸗ 
ſchienen, behandelt in großer Ausführlichkeit pie deutſche Urgefchichte, kommt aber in zwei ſtarken 
Bänden nebfl einem Bande Noten nur bis zur Stiftung des Frankenreichs. Das Buch erregte 
bei feinem Erſcheinen ein gewiſſes Auffehen, ift aber ſeitdem durch die neuere Geſchichtſchrei⸗ 
bung überholt. Eine weitere Reihe von Betrachtungen, ebenfalls teils politifhen, theils allge= 
meinen philofophifhen Inhalts, Rellte er zufammen in der Schrift: „Der Einftebler, ober Frag⸗ 
mente über Sittenlehre, Staatsrecht und Politif’ (Stuttgart 1823). Dasjenige von den ſchrift⸗ 
ſtelleriſchen Erzeugniflen G.'s, welches noch heute eine nicht unweſentliche Bedeutung hat und ſolche 
aud behalten wird, find feine Aufzeichnungen über fein Wirken im öffentlichen Leben, nament- 
lich feine diplomatifche Thätigkeit, ſowie fein Briefwechfel mit dem Frhrn. vom Stein. Er hat 
diefen Zufammenflellungen ven gemeinfamen Titel gegeben: „Mein Antheil an der Politik“ 
(4 Bde., Stuttgart und Leipzig 1823). Werner find noch zu erwähnen: eine Flugſchrift „ber 
Deutſchlands Zufland und Bundesverfaffung” (1818), Bemerkungen zu den einzelnen Haupt⸗ 
punkten der Bunbesacte enthaltend; zwei vergleichen in ver Sache ned Erzbiſchofs von Köln, 
nämlich: „Anſprache an die deutfche Nation über ven Vorgang zu Köln” (1838), und: „Zweite 
Anſprache an die deutſche Nation über die kirchlichen Wirren, ihre Ermäßigung und möglichen 
Ausgang’ (1846), vermittelnder Haltung, doch im ganzen mehr der preußifchen Regierung bei= 

pflichtend, endlich: „Kritik des Voͤlkerrechts (Leipzig 1840). 

Friedrich Balduin von Bagern, geboren am 24. Oct. 1794 zu Weilburg im Naſ⸗ 

fauifchen, war des Vorigen älteſter Sohn. 

Friedrich von ®., His vor wenigen Jahren nur von dem engern Kreife feiner Verwandten 
und Freunde nach feiner ganzen Bedeutung gewürdigt, dem größern Bublitum nur durch feine 
kurze Führerfhaft und feinen tragifhen Tod im Kampfe fir die gefegliche Orbnung gegen die 
babifchen Sreifcharen im April 1848 befannt, ifl neuerdings dem Intereffe und den Sympathien 
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der ganzen Nation näher gebracht worden durch feines Bruders Heinrich biographiiches Wert 
über ihn („Das Leben des Generals Friedrich von G., von Heinrich von G.“, 3 Bde., Leipzig und 
Heibelberg 1856 — 57) und durch die darin veröffentlichten Aufzeichnungen von ihm felbft, 
werthvolle Dentmale einer feltenen Größe des Geiftes wie des Charakters. 

G. beſuchte nach vorgängigem Unterricht im Alternhaufe von 1804—9 das Oymnaflunt 
in ZBeilburg, ward aber ſchon damals durch Häusliche und gefellige Verhältniffe feiner aus- 
gebreiteten umd angejehenen Familie, wie Durch abfichtliche Veranftaltungen des Vaters (ver 
3. DB. ion den zehnjährigen Knaben auf einer Reife nach Kaflel mit ſich nahm) zu viel 
fachen Einbliden in Welt und Leben, zu Beobachtungen und Erfahrungen, mie fie, fonft in 
fo frühen Jahren felten find, angeleitet. Im Jahre 1806 machte er mit dem Bater gar eine 
Reiſe nad Paris und ward dort von ihm Talleyrand vorgeftellt. Durch die amtliche Stellung 
des Vaters und deſſen diplomatifche Beziehungen warn er überhaupt mit den großen Zeitbe⸗ 
gebenbeiten näher befannt. Auch von ven Wechfelfällen des Kriegs, von dem Unglück Deutſch⸗ 
lands und dem Übermuth der fremden Eroberer befam er genug in unmittelbarer Anſchauung 
zu feben, um daran fein erregbares vaterländiſches Gefühl zu tiefem, unverlöfglihem Unmuth 
über jolde Schmad und ihre nähern, aber auch Ihre entferntern Urſachen zu erweden. Bon 
feinen Schulfiudien feinen Geſchichte und Mathematik, aber auch Philologie und die vom 
Rector Schellenberg nach Wolf's mathematiſcher Methode vorgetragene Denklehre am meiften 
das Interefle des Knaben erregt und feinen frühreifen Verſtand befchäftigt zu haben. Eine Ab- 
handlung „über fi ſelbſt“, die er in feinem 15. Jahre auf Beranlaffung feines Vaters ver- 
faßte, verräth eine feltene Klarheit und Beſtimmtheit ver Selbſtbeobachtung und des Nachden⸗ 
kens über die withtigften Angelegenheiten des Menfchen. Der fnappe Stil und der männliche 
Ion erinnern an ähnliche Sugendarbeiten Leſſing's. Beſonders charakteriſtiſch ift ver Schluß, 
wo der kaum mehr ald vierzgehnjährige Knabe fagt: „Dreier negativer Tugenden kann ich mid 
rühmen: ich erinnere mich nicht, mich je gefürchtet, mich je mit der Zunge übereilt und etwas 
jehr heftig gewünfcht zu haben.‘ Sein Biograph bemerkt, ©. jet über vie Höhften menſch⸗ 
tigen Fragen und das auf diefem Gebiete erreichbare Ziel des Wiſſens fhon im fechzehnten 
Jahre vergeftalt mit ſich im Meinen geweien, daß er feitvem niemals an feinen Anfichten dar⸗ 

über wieder irre geworden ober durch einen fremden neuen Gedanken dauernd erfaßt worben fei. 
Srin Berhältniß zur Welt ſuchte er nach ſtreng erkannten fittliden Grundſätzen zu regeln, denen 
erjede Regung bed Gemüths unterorbnete, daher er feinen Umgebungen nicht blo8 hart gegen 
nd ſelbſt und willenoſtark, ſondern bisweilen auch pebantifch, altklug und im Umgange mit den 
Eeinigen der wärmern Vertraulichkeit ermangelnd erſchien. In Bezug auf feine geiftigen Anz ' 
lagen und veren Ausbildung war er nach feinen eigenen Schilverungen wie nach denen feines 
Biograpfen weniger mit Ginbildungstraft ald mit fharfem, durchdringendem Verftande aus: 
gefatter, weniger raſch ald ausdauernd in der Überwindung von Schwierigkeiten des Erfenneng, 
immer auf ſtrengen Zufanımenhang des Erfannten gerichtet, mit einem Worte, dad, wad man 
einen mathematifchen Kopf nennt. . 

Um die Zeit, ald &. die Schule verließ, war fein Vater theild als Minifler ded dem 
Rheinbunde beigetretenen Haufes Naffau, theild als Beflger des jenſeit des Rhein ge⸗ 
legenen und jomit dem franzditfchen Reiche einverleibten Gutes Monsheim in nähere Bezies 
dungen zu der franzoͤſiſchen Hauptflabt verfegt, And dorthin brachte er auch den Sohn, um ihn 
für die von ihm gewählte militärifche Laufbahn vorzubereiten. Da jedoch die VPolytechniſche 
Säule nur geborenen Franzoſen zugänglich war, verließ G. Paris ſchon nach einem Jahre wie⸗ 
der und bezog die damals meftfälifche Univerfität Göttingen. Hier trieb er fleifig neben Pan⸗ 
dekten, Rechtsgeſchichte, Politik, Statiftif und Nationaldltonomie bei Meifler, Hugo, Beeren, 
Sartorius u. a. auch die Höhern mathematifchen Studien ſowie die Kriegskunſt. Dabei befland 
er aber aud tapfer und flegreich eine Menge von Duellen (wie fein Biograph meint, zumeift 
aus politiſch⸗patriotiſcher Gegnerſchaft wider die franzoͤfiſchgeſinnten Neumweftfalm), in deten 
Folge er zulegt das consilium abeundi erhielt. Der Vater, der inzwifchen den Durch die Rhein⸗ 
bundsverhältniffe ihm unerträglich gewordenen nafſauiſchen Staatkdienſt verlaffen hatte, nahm 
den Sohn mit fih nach Wien, wo er ſelbſt einen feinen deutſchpatriotiſchen Geſinnungen ent: 
fprechendern Wirkungskreis ſuchte. ©. nahm Dienfte in dem Dragonerregiment Rieſch 
und machte ven ruſſiſchen Felpzug 1812 mit. Im Jahre 1813 nahm er dann nad, ver- 
änderter politifder Stellung Ofterreichs an den Schlachten bei Dresden, Kulm und Leipzig 
theil. Zu Ende des Jahres 1813 nahm G. in dem wiedererſtandenen Staate der 
Niederlande, dem der Vater als Diplomat feine Kräfte widmete, als Militär Dienſte und ward 
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als Hauptmann im Generalftab und Ordonnanzoffizier des Prinzen von Oranien angeftellt. 
In diefer Eigenſchaft machte er den Feldzug von 1814 mit, deögleihen den von 1815, wo er 
mit feinem Bruder Heinrich zufammen (f. d.) an der Schlacht bei Waterloo und den Einzuge 
in Paris theilnahm. oa 

Die nächfte Zeit nad wiederbergeftelltem Frieden brachte ©. in Deutſchland zu und 
lernte hier aus unmittelbarer Anſchauung die leider wenig erfreulihen Berhältniffe des 
neuen Deutfhen Bundes fennen. . Der Vater, dem bei feiner Sendung nah Frankfurt ald nie= 
derländiſch-luremburgiſcher Gefandter am Bundestage noch befondere Aufträge in Bezug auf 
bie Bunbesfeftung Luxemburg und die Grenzverhältniffe mit Preußen erteilt worden waren, 
hatte ſich wegen der dabei einſchlagenden militärifhen Nüdjichten ausgebeten, daß jein Sohn, 
der Hauptmann im Generalftabe, ihn begleiten dürfe. Die Zeit, welche dieſe diplomatiſchen 
Verhandlungen ihm ließen, benugte G., um in Heidelberg wiederum in Gemeinſchaft nit 
Heinrich feine Studien fortzufegen, in&befondere Mathematik, Chemie, aber auch bei Fries 
Anthropologie und Ethik zu treiben. Die ethifh-politifhen Anſichten von Fried machten einen 
tiefen Eindrud auf ihn. 

Zu Ende des Jahred 1816 trat G. in fein militärifches Verhältnig in den -Niever- 
landen zurüd und warb in ber nächſten Folgezeit vielfach zu geobätijchen und Fartographi- 
ſchen Arbeiten verwendet, mobei er Mufe zu mancherlei nebenhergehenden Studien gewann. 
Dazwifchen vermeilte er ab und zu auf Urlaub in Deutſchland und Hatte fo Gelegenheit, 
die dortigen Zuflände wenigſtens von Zeit zu Zeit auß eigener Anſchauung wieder Tennen zu 
lernen und mit denen anderer Ränder, die er gleichfalld aus ver Nähe oder Ferne beobachtete, 
zuſammenzuhalten. Aus diefer Zeit datiren zwei, wahrſcheinlich auf ven Wunſch Des Vaters 
verfaßte Denkichriften, die eine betitelt: „Der gegenwärtige Zuftand‘‘, die andere: „Bon ber 
Nothwendigkeit und den Mitteln, die politifche Einheit Deutichlands Herzuftellen.” Der Stand⸗ 
punkt der erfien charakterifirt ſich durch folgende Stelle: 

„Ich fange mit den Fürften und ihren Gabineten an. Ein Gedanfe ift e8, welder die Für- 
ſten wie ein Befpenft verfolgt — e8 ift die Bucht, die Deutſchen möchten fich je erinnern, daß 
jie einfl ein Vaterland hatten. Alle Bemühungen der Höfe find darauf gerichtet, vie legten 
Spuren dieſes gemeinfamen Bandes zu vernichten; alle Maßregeln zielen dahin, ſich zu ifoliren, 
die Deutichen einander zu entfremden und einen Provinzialegoismus zu ſchaffen. Jever möchte 
in feinem Ländchen ein eigened, abgeſchloſſenes Volk erziehen, dad wie die Juden mit Haß auf 
feine Nachbarn blickte. Daher erhält venn jeded feine eigene Gefeggebung, feine eigene Mauth, 
jeine Sandesuniverfität und, folange die Karben ausreichen, feine eigene Cocarde. Ihre Sou⸗ 
veränetät geben die Fürſten Fühn für ein unbeftrittenes Recht aus, dagegen ſind fie ſehr bereit, 
liberal zu fein, wo nur immer das Liberalſein zu flatten fommt. Es war gleih anfangs die 
"Abfiht der Regierungen, daß der Bundestag null fei; aber man ift fehr bald weiter gegangen 
und Hat dafür gejorgt, daß er felbft verächtlich werde. So vegetirt er nun — die Schande 
Deutſchlands und der Spott Europas! Nur einmal haben die Höfe gemeinfchaftlich gehandelt, 
damals ald fie die Univerfitäten in Vormundſchaft nahmen, die Cenſur einführten und bie 
mainzer Commiſſion niederfegten, und nur einmal ift die Einheit ded Bundes gegen dad Ause 
land geltend gemacht worden, um die Auslieferung Couſin's von Sachfen an Preußen gegen 
Frankreich zu rechtfertigen.“ 

In der zweiten werden aus demſelben Geſichtspunkte vie Schäden und die Gefahren be- 
ſprochen, welche der Particularismus über Deutfhland bringe, fowie die Mittel und Wege, die 
für Deutſchland unentbehrliche Einheit herzuſtellen. Bemerkenswerth ift, daß in dieſer Denk⸗ 
ſchrift G. die Lage Preußens als hoffnungsvoll für dieſen Staat ſelbſt wie für das ge- 
ſammte Deutſchland, diejenige Oſterreichs aber als das Gegentheil davon ſchildert. „Preu⸗ 
ßen darf nur eine kluge und kühne Politik befolgen, ſo wird es von ihm abhängen, Deutſchland 
in ein Reich zu vereinigen. Dazu wird nur erfordert, daß es den preußiſchen Namen in dem 
deutſchen untergehen laſſe, daß es die Kammern der verſchiedenen deutſchen Staaten zuſammen⸗ 
berufe, aus den Mediatiſirten in ganz Deutſchland eine Pairskammer bilde und allen Offizieren 
ber Eleinern deutſchen Heere ihren Rang zufichere. ... . Sobald Preußen Neichöftände Hat, wer: 
den diefe wie ein Magnet vie übrigen deutſchen Kammern anziehen. Er führt ſodann aus, daß 
ih in Deutſchland eine Partei Bilden müffe, welde, -folivarifch verbunden, ven Grundfag der 
Einheit des deutſchen Staatskörpers auffaffe und dem Iſolirungsſyſteme ver Negierungen ent: 
gegenflelle. „Sollte diefe Partei auch anfangs — bei der Timidität der Mehrzahl, welche leiner 
nit geleugnet werben kann — nur ſchwach fein, fo wird fie fi doc in den Kammern felbft 
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alfebaln verflärken, ſobald fie in ven auswärtigen Verbältniffen eine Stüße findet. Die Partei 
muß in allen deutſchen Kammern Sig fallen und überall nad) Verabredung und in ber größten 
Ubereinfimmung handeln. So kann fie auf die Öffentlihe Meinung wirken, jp Tann jie end⸗ 
Lich, auf Preußens Ruf, zufammentreten, und ein deutſches Parlament fteht da.“ 

So ſchrieb vor nunmehr nahezu 40 Jahren der damald etwa adhtundzwanzigjährige 
® Mit Net bemerkt dazu der brüderlihe Biograph, daß- vor diefer Denkſchrift Die 
Wahrſcheinlichkeit eines folchen Entwidelungsproceiled in dem politiſchen Xeben ver Nation 
(einer Gruppirung zu einen einbeitlihen Körper um den Schwerpunkt Preußen) mit fo be: 
fimmten Erwägungsgründen nirgends auögejprocden worden fei. In der That find die Schrif- 
ten von Wilhelm Schulz und Paul Pfizer, die man gewoͤhnlich als die Bahnbrecher der Ideen 
einer preußiichen Hegemonie und eines deutjchen Parlaments betrachtet, um beziehenvlich acht 
und mehr Jahre jünger. 

Eine fonderbare Fügung war es bei ſolchen Sefinnungen G.'s allerdings, daß berfelbe, 
noch bevor er von feinem Urlaub nad den Niederlanden zurüdgefehrt war, von dorther (Ans 
fang 1824) auf ein Jahr ver Bundedmtlitärcommiffion in Frankfurt zugetheilt und jo mitten 
in die officiellſte deutſche Sphäre verfegt ward. 

Größtentheild wol aus dieſer Zeit ſtammen mehrere Heinere Aufiäge G.'s, die Ne: 
fultate feiner damaligen Beobachtungen und feines Nachdenkens über politifhe Fragen, faft alle 
im engften Anſchluß an feine oben angebeuteten Grundgedanken über deutſche Verhältniffe. Da- 
bin gehören die Aufjäge: „Uber öffentlige Meinung”, „Preßfreiheit“, „Geſchworenengerichte“, 
„Bon dem Unterfchieb der Stände und dem ariftofratiichen Element”, eine Kritik der „Neuen 
politiſchen und philofophifchen Verſuche“ von Ancillon (jämmtlich abgenrudt in dem ben 
dritten Band der früher erwähnten Biographie von ©. bildenden „Literariihen Nahlap‘‘), 
endlich noch drei Heinere Abhandlungen, welche ſich ganz fperiell auf die eigentliche Lebens: 
frage Deutſchlands, die Frage der deurfchen Gefammuverfaflung beziehen. Sie führen die Uber: 
färiften: „Die Barteien”, „Unitarier und Köderaliften” und „Vom Bundesſtaat“. Dieje Ab⸗ 
handlungen find merkwürdig nicht blos um der Schärfe und Klarheit willen, womit der damals 
taum mehr als vreißigjährige Mann, für den die Politit dod immer nur ein Nebenftubium 
geweſen, eine Reihe von Ideen formulirt, wie fie in unjern jüngſten politifchen Kämpfen müh: 

ſam als das endliche Reſultat langer und vielfeitiger Berathungen großer parlamentarifcher 
Berfauimlungen heroorgetreten find, jondern auch um deswillen, weil Daraus hervorgeht, was 
fonjt weniger befannt ober doch weniger beachtet zu fein pflegt, daß man ſchon damals in 
vielen und gewidtigen Kreifen fi mit Erörterungen der deutfchen Verfaflungsfrage und zwar 
nach verichiedenen Richtungen befchäftigte. Vieles, ja beinahe dad Meifte von den, maß 
G. in dieſem Betracht vor mehr ald einem Menfchenalter theild als feine Beobadhtung, 
theild als jeine eigenen Gedanken niederſchrieb, ift, ald wäre es heute geſprochen oder gedacht; 
Ginzelnes freilich erfcheint von der Art, daß, wenn ©. wirklich damals richtig beobachtet hat, 
man befennen muß, wie in manden Stüden die öffentliche Meinung über dieſe Lebensfrage der 
Nation vor 36 Jahren richtiger dachte oder fühlte als zum Theil heutzutage. So, wenn ©. 
von der Partei der „Unitarier“ fpricht als derjenigen, welche „die unbebingte politifche Einheit 
Deutſchlands will‘, und dann hinzuſetzt: „zu dieler gehören faft durchaus (!) die Gelehrten (!), 
der Handelsſtand, die Heere (') und die ganze Jugend.“ Vernichtend ift die Gonfequenz, momit 
©. unter der Form eines Geſprächs zwiſchen einem Unitarier und einem Köberaliften die Unzu⸗ 
länglichkeit der beftehenden Bunbeöverfaflung erweiſt, fowie die Freimüthigfeit, womit er ſich 
über dad Legitimitätöprineip in jeiner Anwendung namentlich auf deutſche Verhältniſſe aus: 
ſpricht. Intereffant endlich ift, wie ©. ven Begriff des Bundesſtaates präciſirt. Mit Recht be- 
merkt jein Biograph, daß diefer Aufriß eined Bundesſtaates im weſentlichen ſchon alles das⸗ 
jenige entbglte, was faft ein Vierteljahrhundert fpäter in dem bekannten Entwurf der 17 Ver: 
trauendmänner fowie in der endlichen Redaction der Neihöverfaflung ald das für. die politiſche 
Einheit und Macht Deutihlands Unumgängliche und Nichtzuentbehrende feitgeftellt ward. 

Mir mußten über dieje politifhen Jugendarbeiten G.'s ausführlicher fein, weil fie an. 
deutlichſten zeigen, was Deutſchland an dieſem Manne in einer Zeit wie die Jahre 1848 fg. 
bejeffen haben würde und mas es an ihm verlor. Im Jahre 1825 war G. nad Holland zu 
jeinen gewöhnlihen Dienſtgeſchäften zurüdgefehrt. Wie ernft er es mit dieſen und mit feinen 
eigenen militärifhen Fachſtudien fortwährend nahm, geht aus feinen von feinem Biographen 
mitgetheilten Tagebuchsnotizen hervor. , 

Staatssterifon. VI. 5 
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Im Sahre 1830 nahm ©. an den militärifchen Operationen zur Unterdrückung ber belgi- 
ſchen Revolution teil; als aufmerkfamer Beobachter aller Zeitereigniffe ging er zugleich an vie 
Abfaffung einer Denkſchrift: „Bon den Urfahen, dem Berlauf und. den Folgen ber belgiſchen 
Nevolution’’, welche jedoch Bruchftüd blieb. Außerdem fchrieb er „Erinnerungen aus der bel⸗ 
gifhen Revolution“ (1836), in welche zum Theil jene frühere, unvollendet gebliebene Schrift 
einverwebt warb. (Sie find im zweiten Bande der Biographie, S. 5— 136, aufbewahrt)... Int 
Sabre 1839 trat G. aus dem Generalſtabe zurüd und In die Cavalerie wieder ein und zwar als 
Regimentsocommandeur. In diefer Stellung, die nur durch eine kurze Reife nad) Petersburg 
in demfelben Jahre ald Begleiter des Prinzen Alerander unterbrochen warb, blieb er bis 1842, 
wo er zum Brigadecommandanten bei der 1. Brigave und zugleih zum Provinzialcomman= 
banten von Norbholland ernannt warb. 

Infolge der duch die Trennung Belgiens nothwendig gewordenen Rebuctionen ward G. 
1843 in Nonactivität( „bi8aufweitere Beflimmung‘)verfegt, Die ihm dadurch vergännte Muße 
benutzte er zu einem Aufenthalte bei feiner Bamilie in Deutfchland und zu manderlei pollitiſch⸗ 
militärifchen fhriftftellerifchen Arbeiten. Schon war er im Begriff, feine gänzliche Entlaffung 
aus holländiſchen Dienften zu forbern, um das von dent Herzog von Naffau ihm angebotene 
Commando der dortigen Truppen zu übernehmen, als er flatt der erbetenen Entlaffung eine 
jehr ehrenvolle Miſſion nah Java erhielt. "Begenftand der Miſſton war eine directe Inſpec⸗ 
tion des geſammten militäriſchen Dienſtes in den Colonien, einbegriffen alle Vertheidigungs⸗ 
mittel und das Vertheidigungsſyſtem für den etwaigen Fall eines Kriegs. Dieſe Miſſton hielt 
ihn drei Jahre lang außerhalb Europas feſt. Am 30. Juni 1847 nach dem Haag zurückgekehrt, 
warb er dafelbft zum Commandanten der Nefervebrigade und zum fungirenden Gouverneur 
der Refidenz ernannt. 

Seit feiner Rückkehr nad) Europa wendete ©. feine Aufmerkjamteit in vollſtem Maße ven 
innern politifhen Verwickelungen zu, melde ſich um dieſe Zeit in verſchiedenen Staaten 
zu zeigen begannen. Als dann nad der parifer Kataftrophe auch in Deutſchland die Dinge 
einer entfcheidenden Loͤſung entgegenprängten, fehrleb er (unterm 14. März) an feinen 
Bruder Heinrih: „Range halte ih das nicht aus, befonders wenn es bier ruhig bleibt und 
der Kampf in Deutſchland noch ernfler und bartnädiger werben ſollte.“ Gleichzeitig fete er 
hinzu: „Traut nicht zu früh dem guten Willen! Wenn fie fih in Berlin nit fürdten, - 
wird man in Dreöden, wo ein Fürftencongreß berufen werben foll, auf Reaction finnen. 
Aber 6i8 zum Monat Mai wird noch manches geſchehen, das vie Fürften verhindert, fi in 
großer Zahl in Dresven zu verfammeln. Der König von Preußen foll die Idee eines deut⸗ 
fen Parlaments ſehr übelnehmen, er kann aber In diefen ſtürmiſchen Waflern die deutſche 
Krone nicht fiichen ohne das Parlament, dad daran hängt und noch ſchwerer wiegt. Zu Berlin 
muß es fih womoͤglich nicht verfammeln. Schon am 25. März erklärte vem Bater 8.’ der 
badiſche Zandtagsabgeorbnete Buhl den Wunſch vieler Badener, feinen Sohn Friedrich an der 
Spite des babifchen Armeecorps zu willen; fie bedürften eines Generald, der fi Anfehen und 
Bertrauen zu erwerben wiſſe. Leßterer felbft fchrieb am 1. April: „Ich bin zu allem bereit, 
wenn bie Stimme des Vaterlandes ruft, befonderd in Falle des Kriegs; im Frieden wird ed an 
berufenen und unberufenen Rathgebern nicht fehlen.’ Aber fchon tags Darauf erbat und er⸗ 
bielt er einen wenn auch nur Eurzen Urlaub und reifte nah Deutſchland ab: „Ich habe ed nicht 
länger aushalten koͤnnen“, ſchrieb er an feinen Bruder Heinrih. Wenige Tage nad) ver An 
kunft des General! G. in Deutſchland und nachdem er duch feine Anweſenheit in Frankfurt 
auch perjönlich vielen bei ver neuen Ordnung der Dinge näher Betheiligten befannt geworben 
wär, erhielt ex von feiten der badifchen Regierung die Aufforderung, nad Karlsruhe zu kom⸗ 
men, um mit ihm megen feines Eintritts in ven badiſchen Militärdienft zu verhandeln. General 
G. begab ſich dorthin, nachdem er fhriftlich von dem König der Niederlande die Erlaubniß er: 
beten hatte, „in Anbetracht ber wahrhaft europäiſchen Kriſis und um Baden vor einer Anarchie 
zu bewahren‘, welche ſich raſch ven. benachbarten Ländern mittheilen würde, zeitweilig das ihm 
angebotene Commando der badiſchen Truppen zu übernehmen. Am 14. April erfolgte feine 
Ernennung zum zeitlichen Stellvertreter des Markgrafen Marimiltan von Baden im Commando 
der mobilen Truppen mit dem ange eined Generallieutenantse. Seiner Bitte um Berlän: 
gerung des Urlaubs zu dem gedachten Zweck ward nicht flattgegeben, vielmehr erging an ihn 
ein Cabinetsbefehl, unvermweilt auf feinen Voften zurüdzufehren. Der König fürdtete, wie 
aus diefem Schriftftüd hervorgeht, der General ®. könnte, einmal an der Spige des babifchen 
Heeres, auch zu Thätlichfeiten gegen frangdjifche Truppen ober doch gegen franzdfifche demokra⸗ 
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tiihe Banden veranlaft fein, und e8 möchten daraus für ihn ſelbſt Berwidelungen entftchen. 
Diefer Cabinetsbefehl kam jedoch in pie Hände des Generals erſt in dem Momente, wo er bereits 
die Dispofttionen für den am folgenden Tage bevorfichenden Kampf gemacht hatte, aljo zu 
einer Zeit, wo es für ihn ald Offizier moralifch unmöglich war, demfelben nachzukommen. Au 
ließ der König der Nieverlande nach dem unglüdlicden Falle des Generals G. dem Vater vef- 
felben ausoräckich verfichern, daß er dem General wegen jenes Schrittes ‚nicht pas Mindeſte 
nadtrage”. Am 18. April, nad) eingetroffener Nachricht von dem im Seekreis unter Friedrich 
Hecker's Anführung audgebrocenen republikaniſchen Aufftande, verlegte General G. das 


‚ Sanptquartier feines Operationscorps nach Freiburg im Breisgau, am 19. April, da er erfab- 


ten hatte, daß eine Golonne der Aufrührer fih nad dem Wieſenthal gewendet, nad) Schliengen. 
Die Auffländifchen wandten fih nun gegen Kandern. Wahrſcheinlich um ihnen den von mehrern 
Seiten erwarteten Zuzug abzuſchneiden, überhaupt moͤglichſt rafh dem Aufftande ein Ende zu 
machen, damit diefer nicht die benachbarten Länder anſtecke oder doch beunruhige und dahin ſich 
verbreite, rüdte G. der Hecker'ſchen Schar entgegen und traf dieſelbe, nachdem fie vor ihm aus 
Kandern zurũctgewichen war, am Fuße einer etwa eine kleine Stunde von da rückwärtsgelege⸗ 
nen walbigen Höhe, Scheidegg genannt. Hier ließ der General zuerſt durch einen Offizier bie 
Auffländifchen zur Nieverlegung ihrer Waffen auffordern und, da dies vergeblich blieb, den 
Anführer Hecker zu einer Beſprechung mit fich felbft einlanen. Die linterredung fand auf einer 
Brücke in der Mitte zwifchen beiven Aufftellungen flatt. Nach dem Berichte eines badiſchen 
Offizier, der das Geſpräch von feiner Stelle aus gehört haben will, Hätte der General zu Hecker 
gejagt, er folle der Majorität der Nation nicht entgegentreten, nit die große deutſche Bewe⸗ 
gung burch ſolch ein Attentat compromitticen, ex möge die Waifen ſtrecken und ber edlen Freiheit 
eine würbenolle Entwidelung geftatten. 

Man Hat, wie Heinrich von G. in ver Biographie feine Bruders bemerkt, letzterm von 
manden Seiten die erwähnte Unterrebung als eine zu große Nachgiebigkeit, wol gar als eine 
Schwäche gegen die Rebellen zum Vorwurf gemadt. Der brũderliche Biograph ſucht ihn des⸗ 
halb zu rechtfertigen: nicht blos Menſchlichkeit, wie ſie ihm eigen geweſen, ſondern auch die 
yolitifche uͤberzeugung habe ihn dabei geleitet, „wie ſchaͤdlich es fei, daß von der kaum begonne⸗ 
nen allgemeinen Erhebung Deutſchlands, die in ihrer Richtung auf ſtärkere nationale Einheit 
jo bereditigt,, von den Yürften felbft jo laut gebilligt fei, ſchon jekt ein Bruchtheil fich Idfe und 
oͤrtlich abgefondert nad) kosmopolitiſchen, auf Deutſchland unanwendbaren Theorien fi orga⸗ 
niſire“. Er habe gehofft, fein Rame werde vielen eine Bürgfchaft politiſchen Vertrauens fein, 
es tonne ihm gelingen, die Scharen der irregeführten Landleute zum Veflern zu belehren, ja es 
fei sielfeicht noch nichte zu ſpät, fogar die Anführer noch einmal den verföhnlichen Ruf ver Vater- 
landsliebe zugleig mit der Stimme des Gefeged und dem Anfehen ver Gewalt vernehmen 
zu laffen. 

Wenn eine Außerung wahr ift, die ein dem General Naheſtehender aus deſſen Munde kurz 
vor dem Ausmarſch gegen Hecker gehört haben will, jo hätte denſelben bei dem Verſuche einer 
Zurückführung der Aufftändifchen unter die Autorität des Geſetzes durch vernünftiges Zureden 
noch ein anderer, nicht minder gewidhtiger politifcher Gedanke geleitet. Er hätte namlich ge- 
fürchtet, das einmal gegebene Beifpiel der Anwendung, und zwar, wie ja bier voraudzufeben 
wear, der leichten und erfolgreithen Anwendung von Waffengewalt gegen eine allerdings unbe⸗ 
rechtigte und unvernünftige Richtung der Bewegung möchte für die fortwährend im Hinter- 
grund lauernden Elemente der Reaction eine Berführung werben, das @leiche auch gegen andere, 
befler berechtigte und vernünftige Richtungen verfelben Bewegung mindeftens zu verfuchen und 
fe die friedliche und nothwendige Entwidelung der allgemeinen nationalen Verhältniffe wenn 
nicht zu hemmen, doch zu ſtören und zu trüben. Zu ven politiſchen Anſchauungen G.'s, 


. wie wir fie aus feinen in diefer Biographie mitgetheilten Briefen und ben fonfligen Docu⸗ 


menten aus feinem literariſchen Nachlaß kennen lernen, wärbe eine ſolche Betrachtungs⸗ und 
Sandlungsmweife recht wohl fiimmen. 

Das Geſpräch blieb ohne Erfolg; Heder ſowol als General von G. begaben fich zu ihren 
Leuten zurüd, die Aufflänpifchen zogen fl langſam weiter den Berg Hinauf und bie Trup- 
pen folgten ihnen ganz nahe auf dem Fuße, jedoch ohne anzugreifen, denn ber General hatte 


‚ Befehl gegeben, ruhig zu bleiben, bis von feindlicher Seite ein Angriff geſchehe. Auf ber 


Höhe machten vie Infurgenten Halt und fuhren zwei Böller auf. Als die Regierungstruppen 


‚ ihnen nahe gelommen waren, wurden fie mit dem Rufe empfangen: „Ba nicht, deutſche 


- 


68 " Bagern (vie Freiherren von) ‚ 
Brüder!’ dazwiſchen ward auch gerufen: „General vor!” Darauf flieg G. vom Pferbe 
und ging dem Rufe entgegen. Gier trat ihm einer ber Führer, wahrſcheinlich Kaijer von 
Konftanz, entgegen und rief mieberum, die Soldaten möchten nicht ſchießen, ſondern zu ihnen 
übergeben; der General feinerjeitd rief den Aufſtändiſchen zu, fie möchten pie Waffen niever- 
legen und nad Haufe geben. Als darauf abermals nur ein wildes Geſchrei erfolgte, kehrte ver 
General zu der Schügencompagnie, welche den Vortrab bildete, zurück, flieg wieder zu Pferde, 
308 den Säbel und mandte ſich mit ven Worten „Alfo vorwärts!” gegen ven Major Kung. In 
diefem Augenblick — oder, nad einer andern Darſtellung, nachdem der General mit den vor⸗ 
wärts dringenden Truppen zugleich, trog der Abmahnung des Offiziers, ji nicht zu exponiren, 
ein Stück vorgegangen war, — erfolgten mehrfeitige gleichzeitige Salven aus ven Reihen ber 
Aufſtändiſchen und der General fürzte getroffen vom Pferde. Seine legten Worte waren: 
„O brave Soldaten!” Die Aufſtändiſchen wurden fihnell zerfireut und entfloben. 

Das anfangs verbreitete Gerücht, der General ſei beim Parlamentiren erſchoſſen worden 
und Heder felbft habe einen unmittelbaren Einfluß auf diefen Act geübt, hat ji ald unbegrün- 
det erwieſen und wird als ſolches auch von dem Biographen des Generals dargeſtellt. Dagegen 
fand, wie legterer bemerkt, bei den Offizieren, welche unter ©. der Action auf der Scheidegg 
beigemohnt, die Überzeugung feft, welche zuerſt namens des Offiziercorps des heſſiſchen Ba⸗ 
taillons Major Cronenbold am 2. Mai, dann, damit in Übereinſtimmung, die badiſchen 
Offiziere Major Kung und Oberlieutenant Heisler auoſprachen, und welcher endlich Oberſt 
von Hinckeldey in feinem „Letzten Wort” am 14. Mai den Ausdruck verlieh: daß General 
G. in verrätberifcher und feiger Weile von den Rebellen niedergeſchoſſen worden fei. 

Heinrich von ©. theilt diefe Anfiht und ſucht fie in feinen Werke zu begründen. Nach 
feiner Auffaflung_ war die ganze Aufftellung der Aufſtändiſchen auf der Scheidegg nur darauf 
berechnet, theild die Negierungdtruppen zu verführen, theild ven General ſchußgerecht zu befom= 
men. Die Töbtung deilelben fei daher „ein als Kriegsmittel voͤlkerrechtlich unerlaubter feiger 
Mord‘ geweien. \ 

Die Beſtürzung, welche der Tod des Generals von ©. in den Reihen der conflitutionell= 
nationalen Bartei hervorbrachte, war ungeheuer. Wie man aud) über die unmittelbare Veran⸗ 
laffung deſſelben denken mochte, fhon die Thatſache, daß der an ſich verbrecheriiche und frivole 
reyublikaniſche Aufſtand ein fo edles Leben gekoſtet, erfüllte alle mit tiefer fittlicher Entrüftung. 
Der damals in Frankfurt tagende Funfziger: Ausihuß gab diejer Enträftung lauten Ausdruck. 
Die ganze Größe des Berluftes, welchen Deutihland damals erlitt, hat man, wie fon 
oben angedeutet, erfk jegt überfehen gelernt, wo in ver Biographie &.'8, in feinen Brie⸗ 
fen und feinen ſonſtigen Aufzeihnungen laut revende Beweiſe vorliegen, welcher Geiſt und 
welcher Charakter in ihm zu Grabe ging — ein Geiſt und ein Charakter, wie die bamalige 
ſchwere und verworrene Zeit ihn dringend heifchte und wie er in folder Durchbildung und fol: 
er innigen Verſchmelzung von Willen und Cinficht nicht leicht zum zweiten male zu finpen war, 
jedenfalls in den. Reihen ver nationalen Partei nicht gefunden ware. Ingleih Militär von er⸗ 
probter Tüchtigfeit und bedeutender Stellung und Politiker von einer Umſicht und daneben einer 
Entſchiedenheit und Energie, welche jelbft diejenige ſeines Bruders Heinrich Hinter fich ließ, mas 
hätte diefer Mann in folder Zeit dent Baterlande und der Nation fein fönnen! Alles was und 
jet von ihm geblieben, ift das Vorbild feiner bedeutenden Verfönlichkeit und ein Schag von 
Ideen und Beobachtungen, die er in feinen Aufzeichnungen niebergelegt und die fein Bruder 
und Biograph mit dankenswerther Sorgfalt aufbewahrt hat. Wir haben dieſelben zum Theil, 
ihrem Titel und Inhalt nad, ſchon im Berlanfe dieſer Darftellung erwähnt und fügen ſchließ⸗ 
lich nur noch Die Titel der übrigen, im britten Bande der mehrgenannten Biographie zuſam⸗ 
mengeftellten bei: „Xenophon, Koſciuſzko, Napoleon , Wellington. Feldherrncharakter⸗ 
ſchilderungen“ (aus den Jahren 1833 —34) ; „Vierzehn Tage in London‘ (ein Tagebuch vom 
9. Fehr. — 10. März 1835); „Won Kriegsweſen in feinen politifchen Beziehungen” (Denk⸗ 
ſchrift aus dem Jahre 1836); „Ein Blidauf den politiſchenguſtand Curopa's im Jahre 1837 ; 
„Die rechte Mitte“ (wahrſcheinlich aus dem Jahre 1834); „Die Philoſophie und ihr Werth 
für dad Leben“ (aus den Jahre 1837); „Vom Fatalismus und von dem Verhältniß der Ge⸗ 
{Site zur Philoſophie“ (aus dem Jahre 1837); ‚Brief eines kleinſtaatlichen Diplomaten an 
feineögleihen‘ (ein Muſterſtück polttifder Satire); „Journal meiner Reife nah Rußland 
im Jahre 1839 (voll ver härfften und freimüthigften Beobachtungen über den ruffifhen Hof 
und insbefonbere den Kaifer Nifolaus) , „Der Zuftand der Niederlande in ven Jahren 1842 
—43" ;, „Über die auöwärtige Politik des Königreichs der Niederlande und über feine Ver— 
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haltniſſe zum Deutſchen Bnnve” (aus dem' Jahre 1843); „Der Krieg Deutſchlands gegen 
Rußland und Frankreich zugleich“ (aus ven Jahren 1842—43); „Die Aufgabe des Staats: 
mannes bei den religidfen Bewegungen unferer Zeit” (aus den Jahren 1842 — 43); „Der 
Bater. Eine Charakterzeichnung“; „Der Mann der That. Eine Charakterzeichnung.“ 
Heinrich Wilhelm Auguft von Bagern, dritter Sohn Hans Chriſtoph's von G., 
geboren 1797 in Weilburg, empfing, da er für die militärifche Laufbahn beflimmt war, von 
1812 —15 in der Militärfchule zu Münden feine Vorbildung, verließ dieſelbe aber, als vie 
Rückkehr Napoleon’8 von Elba einen neuen Kampf für die Unabhängigkeit Deutſchlands in 
Ausfiht ſtellte (er Hatte ſchon beim Abſchluß des erften Barifer Friedens, ärgerlich, daß ihm 
nicht vergönnt fein follte, für das Vaterland gegen den fremden Eroberer zu echten, den Ent: 
ſchluß geäußert, nun/lieber zur See zu dienen), trat in ein naffauifches Negiment und madhte 
als Lieutenant die Schlacht von Waterloo mit, führte Die Gompagnie, deren übrige Offiziere ge- 
töbtet oder verwundet waren, ind Feuer, erhielt auch eine leichte Bermundung. Nachdem er danıt 
den Einzug in Paris mitgemacht, dort den Vater und vie zwei Altern Brüder getroffen hatte un 
von dem erflern in bie diplomatiſchen Girkel eingeführt worden war, Fehrte er nach geſchloſſenem 
zweiten Pariſer Frieden nach Deutfchland zurüd und fludirte num, zuerft in Heidelberg mit fei: 
nem Bruder Friedrich (f. d.), dann zu Göttingen und Iena, die Rechtswiſſenſchaft, nahm auch 
an legterm Drte an der Gründung ver allgemeinen deutſchen Burfchenichaft lebhaften und 
thatigen Antheil. Nachdem er dann noch einige Zeit zu feiner weitern Ausbildung in Genf 
verweilt, trat er in den heſſiſchen Staatebienft und ward im Sabre 1821 Affeffor beim 
Landgericht zu Lorſch, dann vorübergehend geheimer Seeretär im Minifterium unter Grol-⸗ 
man, 1824 Megierungsafleflor, 1829 Math bei der Regierung der Provinz Starfen- 
burg. Durch den Bater und den ältern Bruder ſchon früh in deren politiihen Ideenkreis ein= 
geführt und zu einer freifinnig:nationalen Anſchauung der engern und weitern vaterländifchen 
Zuſtände angeleitet, begnügte ex fi nicht mit der Erfüllung feiner amtlichen Pflichten, ſondern 
ſuchte auch felbftändig in die Sffentliden Angelegenheiten einzugreifen. Als im Jahre 1827 
ein Abgeordneter auf dem Landtage die Verwandlung der dreijährigen Yinanzperioden in 
ſechtjährige beantragte, trat G. diefem Antrage, als einem die Eraftige Entwidelung ded Ver⸗ 
faffung&lebens gefährdenden, mit großer Entfchiedenheit entgegen in der Schrift: „Uber die Ver: 
längerung der Finanzperioden und Gejehgebungslandtage.” Sein politiſches Glaubensbekennt⸗ 
niß ſprach er darin mit den Worten aus: „Es liegt in ber Natur der Kräfte, daß fie geübt wer⸗ 
ben, und in der Natur ver Gewalt, daß le fich auszunehnen ſucht. Dieſe Kräfte und Gewalten 
im Staate, das monarchiſche, ariſtokratiſche und demokratiſche Element zu begrenzen, fobaß fte 
fih nebeneinander dulden müſſen, - Hat ver menſchliche Scharflinn das Syſtem ber repräfenta- 
tiven Berfaffung erbacht und die Befchichte e8 ausgebildet.” Seine amtlihe Stellung mochte 
durch ſolche Kundgebungen feiner freifinnigen Anſichten wel nicht gerade angenehmer gemacht 
werden, und er dachte in diefer Zeit öfters ernfllich daran, fich einen andern, ihn minder beengen⸗ 
den und mehr befrienigenden Wirfungsfreis zu fuchen. Inzwiſchen unterblieb dies Doch und er 
ward bei ber im Jahre 1832 vorgenommenen neuen Organifation ver Verwaltungsbehoͤrden 
zum controlicenden Beamten des Minifteriumd des Innern und der Jufliz mit dem Prädicate 
eined Regierungsraths befürbert. Im gleihen Jahre entfanbte ihn aber auch ber Wahlbezirk 
Lori ald feinen Vertreter in die zweite Kammer. Hier nahm er alsbald eine hervorragende 
und beveutfame Stellung rin. Zum Berichterflatter über die Adreſſe gewählt, faßte er dieſe in 
zwar bejonnener, aber rückhaltslos freimüthiger Sprache ab, fharfe Streiflichter namentlich auf 
die berüchtigten Bundesbeſchlüſſe von dieſem Jahre forwie auf tie luxemburgiſche Frage wer: 
fend. Sodann fungjrie er ald Borfigender des Finanzausſchuſſes und Berichterflatter über ven 
Rechenichaftäberiht von 1830 32. Als folder drang er auf firenge Prüfung des Staats⸗ 
haushalts und auf Wahrung des Rechts ver ſtändiſchen Gontrole in feiner ganzen verfaffungs= 
mäßigen Ausdehnung. Überhaupt ftand er, nebft Hallwachs, Jaupp, Schend und Hoͤpfner, in 
erfier Reihe ver conflitutionellen Oppofition. Der Landtag warb im November 1833 aufge: 
loͤſt, G. aus dem Staatsdienſte mit Penfion entlaſſen. G. verzichtete ſowol auf dieſe ald auch 
ayf die Entſchädigung dafür, welche politiſche Freunde im Wege ver Unterzeichnung für ihn 
aufbringen wollten. Um ſich eine unabhängige Lebensftellung zu fchaffen, pachtete er das väter: 
‚ lite But Monsheim, nachdem er vorher bei einem ihm befreundeten Gutöbefiger, Wernher von 
Nierftein, praktiſche Studien in der Landwirthſchaft gemacht hatte. Von ſeinem frühern Wahl⸗ 
bezirk aufs neue gewählt, trat er auf dem Landtage von 1834 noch entſchiedener auf. Seine 
größte und bedeutendſte Arbeit auf dieſem Landtage war ein 17 Druckbogen ſtarker Bericht 
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über die Drganifation der Berwaltungsbehörben, feine folgenreichfte Rebe aber biejenige, welche 
er zur Unterflügung eines Antrags auf größere Sicherung ber Unabhängigkeit der Richter 
hielt und worin er die herrſchende Partei als eine folche bezeichnete, „melde das conftitutionelle 
Princip nicht verftehe und in ihren einzelnen Mitgliedern auch vergeflen zu haben fiheine, was 
Recht fei. Da der anweſende Regierungscommiffar den Ausdruck „Partei’‘, ald auf die Re— 
gierung bezogen, beleidigend fand und den Ordnungsruf deshalb verlangte, der Bräfident aber 
biefen verweigerte und die Mehrheit ver Kammer ihm darin beitrat „fo erfolgte im October 
1834 eine abermalige Kammerauflöfung. Für den Landtag 1835 ward G. von zwei Wahl- 
bezirken gewählt. Er nahm auch diesmal an den Discufjionen lebhaften Antheil, insbefondere 
drang er fortwährend auf Erfparniffe im Staatshausgalt und auf firenge Feſthaltung verfaf- 
fungsmäßiger Rechte; and) vertheibigte er in warmer Rebe die von der Begenfeite angegriffe- 
nen freifinnigen Einrichtungen der rheinheſſiſchen Geſetzgebung (Dffentlichkeit und Münpli- 
keit, collegialifche Gerichte und Geſchworene). 

Inpoif gen war ber Kampf für conftitutionelle und freifinnige Ideen ein immer ungleiherer 
und erfolgloferer geworden, da e8 ver Regierung gelungen, mit Hülfe des befchränkten Wahl⸗ 
geſetzes, des -außgevehnien bureaufratifchen Einfluffes und ver politifchen Ermũdung des 
Volkes die Majorität in ver Zweiten Kammer zu erlangen. So zog ſich denn G., eine Wieder⸗ 
wahl ablehnend, von dem parlamentariſchen Leben gaͤnzlich zurück, ſeine Kraft ausſcheßlich der 
Landwirthſchaft widmend, in welcher er es bald zu einem ſolchen Rufe brachte, daß er 1845 als 
Präſident an die Spige des landwirthfchaftlichen Vereins für Rheinheſſen geſtellt ward. Auch 
verheirathete er ſich in dieſer Zeit, nachdem ſeine erſte Gattin, eine geborene von Pretlack, nach 
nur vierjähriger Ehe (1827 — 31) geſtorben war, im Jahre 1839 zum zweiten male mit 
einem Bräulein von Tillmann. 

Wie wenig übrigens ©. bei biefer laͤndlichen Zurückgezogenheit die großen allgemeinen 
Angelegenheiten aus dem Auge verlor, bezeugt ein Brief von ihm an ſeinen Bruder Friedrich 
vom 13. Mai 1839, worin er ſagt: „Meine Hoffnungen find unerſchüttert; wir werben beide 
noch im Fräftigen Alter zu Widmung und That fürs Daterland berufen werben. Doch erſt 
fieben Jahre fpäter, 1846, glaubte er die Zeit zum Wiederhervortreten in die Öffentligkett 
gekommen. Die Regierung machte damals den Verſuch, durch eine neue Civilgeſetzgebung bie 
rheinheſſiſchen Inflitutionen zu befeitigen. ©. erhob fi dagegen in einer Schrift, worin er 
das Verfaflungsmwidrige dieſes Schritted nachwies und die ganze innere Unwahrheit de herr: 
ſchenden Stheinconftitutionalismus ſowie ver Unfreiheit und Abhängigkeit der Volksvertretung 
in ihrer damaligen Geflalt von der Regierung ſchlagend nachwies. Um diefelbe Zeit von ver 
Stadt Worms zum Landtag gewählt, trat er im Februar 1847 aufs neue in die Kammer ein. 
Die conftitutionelle Oppoſition [harte ih um ihn, die Gegner, vor allem ber berufene Georgi, 
der Beiniger des unglüdlichen Weidig, ergingen ſich in erbitterten Angriffen auf ihn. Der leg: 
tere trieb es fo weit, ©. zu fordern. Die oͤffentliche Meinung ſprach fich entſchieden gegen dieſe 
Art, einen politifhen Kampf zur Entſcheidung zu bringen, aus; nichtsdeſtoweniger zeigte fich 
®. bereit, die Forderung anzunehmen; ald aber der andere Theil ſolche Kampfberingungen 
ſtellte, daß man erkannte, e8 ſei entweder auf eine rohe Schlächterei oder darauf abgefehen, daß 
bad Duell nit zu Stande komme, erklärte G.'s Secundant, daß er auf ſolche Bedingungen fich 
nicht ſchlagen dürfe, und bie Öffentlide Meinung billigte dieſe Weigerung. 

Am 23. Febr. 1848, bald nach ven befannten Creigniſſen in Paris, ftellte ©. in ver Zweiten 
heſſiſchen Kammer den Antrag auf eine Uimgeflaltung ver deutſchen Verfaſſungsverhältniſſe. 
Er fprad darin ſchon ſehr entſchieden nie Nothwendigkeit aus, daß Deutihland fih um ven 
größten rein deutſchen Staat, Preußen, gruppite; zugleich wieberholte er die ſchon vorher von 
Bafjermann in ber babiſchen Kammer entwickelte Idee eines deutſchen Parlaments. Die 
Kammer nahm den Antrag an, und von allen Seiten kamen zuflimmende Apreffen und 
Deputationen. 

Gleichzeitig wirkte G. noch auf einem andern Schauplage für eine vernünftige Repelung 
der allgemeinen deutſchen Verhältnifie. Am 5. März fand zu Heibelberg eine Verfammlung 
von 51 Männern, größtentHeild aus dem —S Deutſchland, zu dem Ende ſtatt, „um 
ſich über die dringendſten Maßregeln für das Vaterland zu beſprechen“. ©. war einer der her⸗ 
vorragendften Theilnehmer und Wortführer dieſer Verfammlung ; ihm namentlih war zu ver⸗ 
danfen, daß die Berfammlung eine durchaus monarchiſch⸗conſtitutionelle Haltung bewahrte und 
die republifanifche Partei darin (Hecker, Struve) mit ihren Abfichten noch zurüdhielt. Er warb 
in den Siebenerausfhuß gewählt, welcher die Berufung einer größern Verſammlung „von 
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Männern des Bertrauens aller deutſchen Volksſtämme“ (des fpäter fogenannten Vorparla⸗ 
ment8) betreiben ſollte. 

Am 6. März ward G., nachdem der Groͤßherzog von Heflen zu Ounften des Erbgroßherzogs 
tefignirt hatte, von lekterm an die Spige der Geſchäfte berufen. Er weihte fein Minifterium 
durch ein Regierungsprogramm ein, welches durch vie rückhaltsloſe Freiſinnigkeit und Entſchie⸗ 
denheit in Ton und Inhalt, beſonders aber durch die ſtarke Hervorhebung des national⸗deutſchen 
Gedankens überall in Deutſchland das freudigfle Auffehen erregte und feinen Nanıen aller: 
wärts populär machte. Bon ihm und feinemjüngern Bruder Max (f. d.) ging au jene Circu⸗ 

largeſandtſchaft der fündeutfchen Höfe aus, deren Zweck war, eine Regelung ver deutſchen Ver⸗ 
faflungsfrage auf möglichft raſche und geordnete Weife, foweit thunlich im Anfhluß an das 
Beſtehende, aber doch im entſchieden volksthümlichen und nationalen Sinne anzubahnen. 

As am 30. März das Vorparlament in Frankfurt zufammentrat, galt e8 bereitd, wenig: 
ſtens unter den Süddeutſchen, deren Zahl überwog, für ausgemadt, daß ©. dabei eine ganz 
hervorragende Rolle fpielen müfle. ©. felbft, in der ihm eigenen liebenswürbigen Beicheibenbeit, 
äußerte damals wol gegen DVertraute, es jei ein traurige Zeichen der Zeit unp ihrer Armut 
an Charakteren, daß er, ein jo mittelmäßiger Kopf, eine ſolche Rolle fpiele. Die Wahl zum 
Bräfiventen, welche man ihm zugedacht, lehnte in feinem, des noch Abweſenden, Namen fein 
Schwager, Hr. von Breidenbach ab, weil es ©. ſelbſt unpaflend ſchien, daß der Minifter eines 
Einzelſtaates an der Spige einer folchen Berfammlung von Vertretern der Nation ſtehe. Da- 
gegen war er ver erklärte Führer der monardifch-conftitutionellen Partei in der Berfammlung, 
und als folder trat er in gewichtiger, von der Mehrheit ver Berfammlung mit größtem Beifall 
aufgenommener Rebe gegen Heder und deilen ziemlich unverhüllt fund gegebene Abficht auf, 
das Borparlament durch Pernianenterflärung zu einem Gonvent zu machen und jomit thatſäch⸗ 
li alle beftehenden Gewalten lahm zu legen. Auf G.'s Antrag, der mit großer Majorität ange: 
aommen ward, ließ die Verfammlung lediglich einen Ausfhuß (den fogenannten Funfziger⸗ 
ausſchuß) zur Ausführung ihrer Beichlüffe und insbefondere zur Betreibung der Einberufung 
einer geregelten Nationalvertretung zurück. 

In der Zwifchenzeit bis zum Zufanımentritt dieſer widmete G. ſich der Negelung der Ver⸗ 
hältniſſe in feinem engern DBaterlande und der Ausführung ver nach diefes Seite in feinem 
Antrittöprogranm gegebenen Verbeißungen. Er hatte dabei tHeilweife ſchon mit einer Partei 
zu fauıpfen, welcher ex nicht weit genug ging; doch war die Majorität der Kammern für ihn. 
Sein ſtrenges Yefthalten an dem Standpunkte einer freien, unverfünmerten und berechtigten 
Bethätigung des Nationalwillens, in feiner gefeglichen Vertretung, in Betreff der Reorgani- 
fation Deutſchlands bewährte er Durch Abberufung des großherzoglich heſſiſchen Bundestags: 
gefandten von Lepel, ald diejer die Hand zu Verhandlungen im Bundestage geboten, melde 
dieſen Standpunkt alteriren zu wollen ſchienen. 

Beim Zufammentritt der Deutfchen Nationalverfammlung am 18. Mai 1848 ward ©. mit 
ungeheuerer Maijorität zum Präfivdenten gewählt. Lim ſich diefem Amte ungetheilt und ohne bie 
Beſorgniß vor Conflicten widmen zu können, legte er feine Stelle als heſſiſcher Miniſter nieder. 
Bei dem Antritt feines Präflviums fprach er jene berühmt gewordenen, von Freunden und 
Gegnern oftmald angerufenen Worte, worin er ſich für die Souveränetät der Nationalver- 
ſammlung, d. h. für ihre Machtvollkommenheit als einer frei und allein die Verfaſſung be: 
fließenden, einer conflituicenden, erflärte. ‚Wir haben‘, fagte er, „vie größte Aufgabe zu 
erfüllen. Wir follen fchaffen eine Verfaſſung für Deutfchland, für dad gefammte Reid. Der 
Beruf und die Bollmacht zu dieſer Schaffung, fie liegen in ver Souveränetät ber Nation. Den 
Beruf und die Vollmacht, diejes Verfaſſungswerk zu ſchaffen, hat Die Schwierigkeit in unfere 
Hände gelegt, um nicht zu fagen die Unmöglicgfeit, daß es auf anderm Wege zu Stande kom⸗ 
men könnte. Die Schwierigkeit, eine Verftändigung unter ven Regierungen zu Stande zu brin= 
gen, hat dad Borparlament richtig vorgefühlt und und den Gharakter einer conflituirenden 
Berfammlung sindieirt. Deutfchland will eins fein, ein Reich, regiert vom Willen des Volkes, 
unter der Mitwirfung aller feiner Gliederungen; diefe Mitwirkung auch den Staatenregie- 
zungen zu erwirfen, liegt mit in dem Beruf diefer Berfammlung. Wenn über manches Zweifel 
befieht und die Anfichten auseinandergeben, über die Forderung der Einheit ift Eein Zweifel, 
es ift vie Forderung der ganzen Nation. Die Einheit will fie, vie Cinheit wird fie haben, fie 
befeftigen; fie allein wird fügen vor allen Schwierigkeiten, die von außen kommen mögen, bie 
im Innern drohen.‘ | 

War ©. durch feine mannhafte und erfolgreiche Vertheivigung des monarchiſchen⸗Ord⸗ 
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nungsprincips gegen die republikaniſchen und anarchiſchen Gelüſte bei den Verhandlungen be 
Vorparlaments in den conjervativen Kreilen, namentlih aud Norddeutſchlands, befannt und 
populär geworben, fo gewann ihm dieſe freimüthige und entfchiedene Erklärung zu Gunſten ver 
Nationalfouveränetät aud die Neigung der Linken, wenigftens in ihren gemäßigtern Elemen- 
ten, und ber großen Mehrheit des Volkes. &. war damals unftreitig der populärfte Mann in 
ganz Deutſchland; er galt den Meiften wicht blos als der Leiter, ſondern gewiflermaßen als ver 
principielle Vertreter des deutſchen Parlaments, als vie Perfoniflcation des oberften Gedankens 
dieſer Berfammlung. Den hoͤchſten Gipfel erreichte dieſe Popularität, als er bei ven Verhand⸗ 
lungen über Ginfegung einer proviſoriſchen Centralgewalt für Deutſchland ven verwickelten 
Knoten der Frage des wie? und durch wen? entſchloſſen durchhieb, indem er vorſchlug, die 
Verſammlung ſelbſt ſolle den Träger der proviſoriſchen Centralgewalt ermählen. Die Rede, 
durch die er am Schluſſe einer zweitägigen higigen Debatte der ganzen Verhandlung eine neue 
Mendung gab und alle andern Vorſchläge aus dem Felde ſchlug, faßte fich in folgenven gewich⸗ 
tigen Sägen zufammen. „Ich würde e8 bedauern‘, fagte er, „wenn es al8 ein Princip gälte, 
daß die Regierungen in diefer Sache nichts follten zu fagen haben. Aber, meine Herren, ich 
thue elnen kühnen Griff, ich fage Ihnen: mir müflen die proviforiihe Centralgewalt felbft 
Ihaffen. Darum müflen wir fle jelbft ſchaffen, weil wir ihrer fchnell bevürfen und weil wir 
nicht gewiß find, daß fie dann ſchnell gefchaffen werben wird, wenn wir bie Mitwirkung der 
Regierungen in Anfpruch nehmen. Es ift ein Unterſchied, ob wir die VBollziehungdgewalt aus 
dreien oder aus einem beftehen laffen. Würde die Anficht die überwiegende fein, daß ie aus - 
breien beftehen jollte, dann wäre die Schwierigkeit nicht jo groß, vielleicht läge die Verſtändi⸗ 
gung der Regierungen fhon vor, oder fie ıpäre leicht zu erreihen. Aber die Majorität diefer 
Berfammlung ſcheint mehr und mehr zu der Anficht gefommen zu fein, welche ich theile, bap Die 
fiinftige Gentralgewalt einem Reichsverweſer mit verantwortlichen Miniftern übertragen wer: 
den müfle. Meine Herren, über diefen einen können ſolche Schwierigkeiten entftehen, daß wir 
die Regierungen nnr einer großen Berantwortlichkeit überbeben , indent wir auf ihre nachträg- 
liche Einftimmung reinen und ihnen die Wahl und ven Vorſchlag erlaffen. Wollen wir der 
Mehrheit nad) einen, fo ift ein Mann, hochftehend, gefunden, ver ber Unterflügung der Ration 
für die Höchfte Stelle ſich würdig gezeigt hat und auch ferner fi noch zeigen wirb. Aus der hoͤch⸗ 
fin Sphäre müffen wir ven Reichsverweſer nehmen, denn wir bedürfen jegt eined Mannes, der 
hoch fteht und ſich der Unterftügung aller Staaten ohne Wiverfpruc muß verfichert halten tön: 
nen, wenn er dad Amt antreten joll, dad Sie ihm zubenfen. Es wirb aber aud darin Feine 
Abdanfung des Princips der Nationalfouveränetät gefunden werden fönnen, wenn meine Mel: 
nung bie ift, daß ed ein Fürft fein ſoll, mas auch Sie (zur Kinfen gewendet) mir einräumen koͤn⸗ 
nen, nicht weil, ſondern obgleich es ein Fürſt iſt.“ 

Auf der Linken und im Centrum erregte dieſer G.'ſche Vorſchlag frendige uͤberraſchung und 
fand rückhaltsloſen Beifall; bei ver Rechten ſtieß er dagegen auf manche Bedenken, und von den 
Eonfervatinften fonnten viele dem ehemals fo unbedingt verehrten Manne den „kühnen Griff” 
niemald ganz vergeben. Der Antrag ward, wie vorauszufehen, mit großer Mehrheit ange⸗ 
nommen. 

Menn G. in Bezug auf die Modalität der Schaffung einer Centralgewalt ſcheinbar ſehr 
demokratiſch verfuhr, ſo trug er doch dem monarchiſchen Principe in der Perſon deſſen, den er 
als Träger der Centralgewalt unzweideutig bezeichnete und deſſen Wahl mit großer Majorität 
er durch ven Einfluß feiner Autorität ſicherte, vollkommen Rechnung, denn ed war dies eines⸗ 
teils ein Prinz des größten und berühmteflen deutſchen Herrfcherhaufes, anderntheils ein fo 
populärer Name, daß er den Argmohn und Widerwillen, auf welchen damals jeder fürftliche 
Name [bon als folder in vielen Kreijen ftieß, wenigſtens zu einem großen Theil befiegte. Daß 
e8 ein oͤſterreichiſcher Prinz war, dem G. dieſe Hohe Ehre und die damit verbundene, wennſchon 
vorzugsweiſe nur ideelle, immerhin belangreiche Machtſtellung zuwendete, iſt ihm von einem 
andern Theile feiner fonfttgen Parteigenoſſen, namentlid von vielen Preußen und preußiſch 
Gejinnten verübelt worden. Und allervings Hat die Art und Weife, wie fih der Träger der provi= 
ſoriſchen Centralgewalt da benahm, als es galt, dieſen proviſoriſchen Verfaſſungszuſtand in 
> einen definitiven zu verwandeln, den Veweis geliefert, daß die Wahl des Erzherzogs Johann 
feine ganz glückliche gewejen. Der Reichsverweſer, nad) der alten Tradition feines Hauſes weit 
mehr Ofterreicher als Deutfcher, verjagte jich ver feiten® des Minifleriums G. von ihm erbete> 
nen Mitwirkung zur Durdhführung der Verfaſſ ung, weil er dieſe Verfaſſung dem Partieular⸗ 
intereffe Oſterreichs nicht entſprechend fand, ja er war fogar, wie man nadh niancherlei Anzeichen 
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anzunehmen berechtigt if, gewiſſen Machinationen nicht ganz fremd, melde zwiſchen Frankfurt 
and Wien angefponnen wurden, um das Zuftandefommen der deutſchen Reichsverfafſung zu 
bintertreiben. Daß ©. felbft über den Charakter des Erzherzogs Johann ſich getäuſcht und, 
leicht vertrauend, wie er jeberzeit war, ben vorhandenen Schein deutſcher und aufridhtiger Ge⸗ 
ſinnung allzu jehr für Wahrheit genommen, ift wol nicht ganz in Abrede zu ſtellen; doch theilte 
er diefe Täuſchung mit einer großen Menge von Berfonen allerwärtd in-Deutfhland, und es iſt 
ihm alſo daraus ein fo fehr erheblicher Vorwurf kaum zu machen. Auch war eitte andere Wahl 
nicht leichter. Wollte man einmal einen Kürften und nur einen an die Spige Deutſchlands 
Rellen und zum Träger einer Gewalt madyen, die im weſentlichen nur auf der Meinung und 
dem guten Willen derer, die ihr gehorchen folkten, berubte, fo mußte es ein folder fein, der einer⸗ 
feitd durch den Rang und Glanz feines Haufes den Fürſten Achtung, andererfeitd durch die 
eigene Bopularität ven Bevölferungen Vertrauen einflößte. Es gab aber damals kaum einen. 
zweiten Fürſten in Deutſchland, bei welchem beide Erforberniffe auch nur annähernd in gleicher 
Weiſe wie bei dem Erzherzog Johann vorhanden geivefen wären. Wie wenig daran zu denken 
war, Preußen in der Perfon feines Ebnigs oder eines der Prinzen des koͤniglichen Haufes an 
die Spige der proviſoriſchen Gentralgemwalt zu ſtellen (wodurch allerdings der Ubergang in 
einen definitiven Zuftand gleicher Art ſehr erleichtert worden märe), bewies nur zu deutlich Die 
Stimmung, melde zu jener Zeit noch im Schofe des Parlaments bei diefer und \onftigen @ele- 
genheiten in Bezug auf Preußen ſich als Die vorherrfchenne ankündigte. 
Wenn daher nad diefer Seite hin dem Verfahren G.'s höchſtens ein immerhin fehr entſchuld⸗ 
barer Mangel an Vorausficht und an Menſchenkenntniß vorgeworfen werben kann, fo iſt dagegen 
vie Beſchuldigung wahrhaft lächerlich, welche manche preußenfeindliche Stimmen gegen ihn erho- 
ben Haben , als ob er durch bie betriebene Wahl eines Öfterreihifchen Prinzen zum Träger der 
proviſoriſchen Centralgewalt entweder ber Übertragung ber befinitiven an Preußen (nermöge 
einer gewiſſen Rüdjiht der Billigkeis und des Gleichgewichts) vorarbeiten, ober wol gar durch 
die vorausſichtlichen Gollifionen, in welche ver Öfterreichifche Reichsverweſer mit feinen Pflichten 
gegen Deutſchland kommen werde, Ofierreich habe abnutzen, in Deutſchland verhaßt und da⸗ 
durch für die Folge unmöglich machen wollen. 
Wie groß übrigens damals die Popularität G.'s war, zeigte ſich darin, daß auf ihn ſelbſt 
52 Stimmen bei der Wahl des Reichövermeiers fielen, allerdings wol mejentlid mit’ eine De- 
monftration (von feiten der Linken) gegen die Wahl eined Fürften, immerhin aber ein Be: 
weiß von den Gewicht feines Namens, der es zu rechtfertigen fchien, wenn man ihn, einen Pri: 
vatmann, zu fo hoher Stellung auserſah. Diefer Nimbus, der damals den Namen G. umgab, 
bewaͤhrte ſich auch noch bei andern Belegenheiten, fo 3.9. bei dem Domfeft zu Köln, wo G., an 
der Spige einer Deputation des Parlaments dort anmefend, in der Theilnahme und den Hul⸗ 


digungen des Volks beinahe den Reichsverweſer und felbft den König von Preußen verbunfelte. 


®. führte den Vorſitz der Nationalverſammlung, zu dem er bei der allvierwöchentlichen Er⸗ 
neuerung jedesmal mit ungeheuerer Majorität wievergemählt ward, bis zum 18. Dec. 1848 
(alfo gerade fleben Monate), an welchem Tage er diefe Stellung mit der eines Reichsminiſters 
des Innern und des Auswärtigen, zugleich mit dem Vorfig im Minifterrathe, vertaufchte. G.'s 
Befähigung zum Präfldenten (um dies Hier fogleich zu bemerken) lag weniger in feiner Kennt⸗ 
niß der Geihäftsordnung oder in einer großen techniſchen Vollkommenheit der Handhabung 
derſelben (beides ließ vielmehr manches vermiflen), als in dem Gewicht feiner ganzen politifchen, 
ſittlichen und auch phyſiſchen Perfönlicgkeit und ver dadurch bedingten außerorbentlichen Über⸗ 
legenheit und Autorität, welche er über alle, auch die unbotmäßtgften oder ihm perſoͤnlich wider⸗ 
willigſten Clemente der Verſammlung ausübte. Auch als Redner wirkte er mehr durch diefen 
Gefammteindruck feiner Perſoͤnlichkeit als durch hervorragende oratoriſche Eigenſchaften. 
Seine Reden hatten oͤfters, namentlich im Anfange, etwas Schwerfläffigeö; ſobald er jedoch große 
politiſche Principien entwidelte oder gegen gemeinſchaͤdliche Verirrungen des politifchen Ur: 
theils oder gar ſittliche Schlechtigkeiten zu Felde zog, gab das Feuer einer edlen und mächtigen 
Leidenfchaft, weldes dann fein ganzes Wefen belebte, auch feiner Beredſamkeit einen Höhern, 
freien Schwung und verlieh feinen Worten einen unbefchreiblichen, unwiderſtehlichen Eindrud. 

Was G. zur Vertauſchung des Präſidiums der Nationalverfammlung mit dem Boften 
eines Präfidenten des Reihöminifteriums veranlafte, war bie fogenannte Öfterreihifche Frage, 
dv. h. Die Frage nad dem Verhältniß des neu zu erganiftrenden Deutſchland zu Oſterreich A418 
diefe Frage zuerft bei Gelegenheit der erften Artikel des Entwurfs einer deutſchen Reichsver⸗ 
faflung zur Sprade kam (im October 1848), formulirte ©. das betreffende Verhaͤltniß bereitd 
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im weſentlichen ebenfo, wie dies fpäter noch beflimmter in dem bekannten, nad ihm be= 
nannten Programm geſchah. Dfterreih, fagte er, ald ein aus deutſchen und nichtdeutſchen 
Ländern zufammengefügtes Reich, Tann fi ven Bedingungen, welche der zu gründenbe und für - 
das übrige Deutfhland nothwendige Bundesflaat an jedes feiner Glieder ftellen muß, nicht 
unterwerfen. Oſterreichs Fortbeſtand in ungetheilter Einheit ift gleichwol, felbft im veutfchen 
Intereſſe, zu wunſchen; folglich bleibt nur übrig, daß man Oſterreich von dem Eintritt in den 
Bundesftaat und von ver Übernahme der davon unzertrennlichen Pflichten (natürlich aber auch 
von ber Ausübung ver entiprechenven Rechte) entbinde und mit ihm lediglich das in dem bis⸗ 
herigen Bunde gegebene over ein ähnliches, auf gegenfeitiger Unabhängigkeit (unbefchavet einer 
möglihft ausgedehnten Gemeinſamkeit der Interefien) beruhendes Verhaältniß fortführe. . 

Diefer Antrag gewann damald nur wenige Stimmen. Ein großer Theil der Berfamm: 
lung konnte fih nicht entſchließen, die deutſchen Länder umd Die deutſchen Bevoͤlkerungen Oſterreichs 
von dem zu gründenden deutſchen Bundesſtaate als ausgeſchloſſen zu betrachten, fie gleichſam 
für Deutſchland verloren zu geben, zumal da viele einen Zerfall Oſterreichs durch den innern 
Nationalitätenkampf in naher Zeit erwarteten, manche (namentlich die Linke) einen ſolchen ge⸗ 
radezu wünſchten. Andere, welche zwar wol die Unvermeidlichkeit eines derartigen Abkommens 
mit Oſterreich einſahen, hielten, es doch nicht für politiſch klug, daß von Deutſchland aus der 
erſte Schritt dazu geſchehe. Die Oſterreicher endlich, mit ganz wenig Ausnahmen, wollten ihrer⸗ 
ſeits die Anſprüche Oſterteichs auf die Theilnahme am Bundesſtaat und den damit verbun⸗ 
denen Einfluß in Deutſchland nicht aufgeben. 

Inzwiſchen erichien Ende November dad fogenannte Programm von Kremfier, welches 
man als die Antivort Oſterreichs auf die in $. 2 der deutſchen Reichsverfaſſung an daſſelbe ge⸗ 
flellte Stage (die Forderung einer bloßen Perfonalunion zwifchen ven deutſchen und nichtdeut⸗ 
ſchen Ländern Ofterreich8) betrachtete. Es war darin ausgeſprochen „Oſterreichs Fortbeſtand 
als eines in ſich ungetheilten Staatskörpers ſei nothwendig nicht für Oſterreich allein, ſondern 
auch für Deutſchland, für Europa. Aſterreich könne ſich daher feiner Bedingung unterwerfen, 
welche mit den nothwendigen Rückſichten auf dieſe ſeine innere Einheit im Widerſpruch ſtehe; 
es müſſe jetzt vor allen Dingen ſich in ſich ſelbſt reconſtituiren, ebenſo wie auch Deutſchland 
ſeinerſeits dies thue; erſt wenn dieſe beiden Organiſationqwerke vollendet ſein würden, werde 
bei das Verhältniß des „verjüngten Oſterreich zu dem „verjüngten Deutſchland“ feſtſetzen 
laſſen. | 

Durch dieſe Erklärung der oͤſterreichiſchen Regierung ſchien ver G.'ſche Gedanke vollftän- 
dig gerechtfertigt und die Nothwendigkeit außgefprochen, Ofterreich bei dem eigentlichen Ber: 
faflungäwerfe Deutſchlands gänzlich aus dem Spiel zu laffen und wit ihm lediglich als mit einer 
zwar befreundeten Bundes- und zum Theil flammverwandten, aber immerhin außerhalb des 
engen Verbands ver übrigen deutſchen Staaten ſtehenden Macht zu unterhandeln. Die natür: 
liche Folge davon ſchien Die zu fein, daß Schmerling ald Ofterreiher von feinem Poſten eines 
Präſidenten des deutſchen Reichsminiſteriumsa zurückträte und ©. feine Stelle einnähme. 

Die Mehrheit derjenigen Clubs, auf welche das Reichsminiſterium fich bisher geftügt hatte, 
forderte einen folden Perſonenwechſel, und fo trat &. amı 18. Dec. 1848 als Präjivent des 
Reichsminiſteriums vor die Nationalverſammlung mit einem Programm, worin er, dad Son- 
derverbältnig Ofterreichs anerfennend, „wonach ed anjpricht, in den zu errichtenden deutſchen 
Bundesſtaat unter Bedingungen, weldhe die ſtaatliche Verbindung der deutſchen mit den nicht- 
deutſchen öſterreichiſchen Landestheilen alteriren, nicht einzutreten“, die Anbahnung eines 
Uniondverhältnifjes zu Ofterreich in Ausficht ftellte, inzwifchen ald das Mindefte die Erhaltung 
des beſtehenden Bundesverhältniffes mit ihm für die Aufgabe der Gentralgewalt erflärte und 
zur Anknüpfung gefanbtfchaftlicher Beziehungen mit Ofterreid für dieſe beiden Zwecke die Er⸗ 
mädtigung der VBerfammlung verlangte. 

„Die Berfafjung des deutſchen Bundesftaatö‘, hieß es in dem Brogramın, „kann nicht Ge: 

enftand der Unterhandlung mit Ofterreih fein.” Dies Programm und die Verbrängung ber 

flerreicher aus der Reichöregierung hatten eine-Zerjegung der Parteien in ver Nationalver- 
ſammlung zur Folge. Um ©. ſcharten fich alle diejenigen, welche Deutfchland zu einem mon 
achifhzconftitutionellen Bundesſtaat machen und, wie died in ber Natur der Sache lag, Die 
größte rein deutſche Macht, Preußen, au deſſen Spige ftellen mollten, denn mit deren Anfichten 
und Wünfchen flimmte bie Sonderſiellung Oſterreichs vollkommen überein, welche letzteres ſich 
ſelbſt in dem Programm von Kremſier gegeben und welche G. ſeinerſeits acceptirt hatte. Auf 
der Gegenſeite ſtanden die Oſterreicher, welche Hſterreichs Cinfluß in Deutſchland auf keinen 
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Fall aufgeben wollten und welche durch die öflerreichifche Regierung (Die ihr eigenes Programm 
von Kremfier alsbald widerrief oder doch in feinen nothwendigen Gonfequenzen verleugnete) in 
ihrem Widerſtande beflärkt wurden, ferner Die Anhänger einer moͤglichſt ungefchmälerten Sou⸗ 
veränetät der Binzelftaaten, endlich die Republikaner, welche um keinen Preis ein preußifches 
Erbkaiſerthum wollten. Bel ver Abflimmung über das &.’fche Programm vom 18. Dec. (im 
Januar 1849) fiegte deſſen Partei mit wenigen Stimmen über die Goalition ihrer Gegner. 
Dagegen braten legtere e8 dahin, daß die Oberhauptöfrage a ber erſten Leſung gänzlih un⸗ 
entſchieden blieb, indem fie gegen das Erbkaiſerthum, die G.'ſche Partei dagegen ihrerſeits ge: 
gen alle andern Anträge ſtimmte. Nach dem Erfheinen ber öfterreichiichen Reichsverfaſſung 
von 4. März 1849, welche durch die enge Verbindung aller Theile des Reichs untereinander, 
alfo auch der deutſchen mit den nichtdeutſchen, thatſächlich jede Mögligkeit einer Cinordnung 
Deutſch⸗Oſterreichs in einen deutſchen Bundesſtaat aufhob, ftellte in der Netionalverfammlung 
zu Frankfurt Welder ven Antrag, ven Neichöverfaflungsentwurf mit dem preußifchen Erb⸗ 
kaiſerthum und mit der Sonderftellung Oſterreichs ſofort, unerwartet der zweiten Leſung der 
einzelnen Artikel, in Bauſch und Bogen anzunehmen (21. März). Aber auch jetzt gelang es 
jener Coalition, die Verwerfung dieſes Antrags herbeizuführen. Infolge deſſen trat G. und 
mit ihm das ganze Miniſterium zurück, lediglich die Geſchäfte bis Fur Ernennung eines neuen 
Miniſteriums fortführend. Doc ward dieſer Schritt rückgängig gemacht, nachdem am 28. März- 
in fortgeſegter Cinzelberathung der Verfaſſung der entſcheidende Punkt wegen der Oberhaupts⸗ 
frage im Sinne der G.'ſchen Partei, freilich nur mit der ſchwachen Majorität von vier Stimmen, 
erledigt worden war. _. 

Noch als Präfident ver Nationalverfammlung hatte ©. eine Reife nach Berlin gemadt, um 
bie in den dortigen leitenden Kreilen herrſchende Stimmung in Bezug auf das deutſche Ber: 
faffungswerf aus eigener Anſchauung kennen zu lernen und nad Umftänden darauf in feinem 
und feiner Partei Sinne einzumirten. Man hat ihm einen Borwurf daraus gemacht, daß er 
trogbem bie jpäter erfolgte Ablehnung der Kaiferfrone, als diefelbe auf Grund der Berfaflung 
vom 28. März den König von Preußen angeboten warb, nicht vorausgefehen oder doc nicht 
die Rationalverfammlung verhindert habe , fich einer folden Abweifung audzufegen. Möglich, 
dap G. von feinen Unterredungen in Berlin mit den Miniftern und mit dem König felbft den 
Eindruck mit hinwegnahm, daß ein ſolches Anerbieten, wenn es wirklich gemacht werbe, wol . 
auf Annahme reinen dürfe (was um fo wahrfcheinlicher, als ja noch anı Abend vor der Ab- 
lehnung ver Kaijerkrone der betreffenden Deputation die jehr beflimmte Ausfiht auf einen gün⸗ 
fligern Beſcheid von zuverläfjigfter Seite gemacht ward) ; möglich au, daß G., jelbft wenn ihm 
die Annahme ver Verfaſſung in Berlin unter ven bewandten Umſtänden nicht mehr ganz zweifel- 
08 erſchien, dennoch für nothwendig und unvermeidlich gehalten, wenigſtens den Verſuch einer, 
Berwirklidung des Gedankens der deutſchen Einheit auf dieſem Wege zu machen, da es für 
ihn nad jeiner innerften und jeitlange feftflehenden Überzeugung einen andern Weg Dazu, 
den er hätte betreten können und mögen, nicht gab. 

Durd die Berwerfung der von der G.'ſchen Mehrheit in der Nationalverfammlung be: 
Schloffenen Reichsverfaſſung feitens der Krone Preußen und die Dadurch herbeigeführte Unmög⸗ 
lichkeit einer Ausführung diefer Verfaflung war G. in die ſchwierige Alternative verfegt, ent- 
weder guf die Durchführung ded Einheitögevanfens unter den gegebenen Umſtänden überhaupt - 
zu verzichten, oder bafür Mittel und Lege zu wählen, welde mit nen bisher jeberzeit'von ihm 
feftgehaltenen Anſichten im Widerſpruch flanden. Auf eine Reviſton der Berfaflung, wie man 
fie von Berlin aus verlangte, Eonnten er und feine Partei unmöglich eingeben, nicht ſowol, wie 
man oft anflagenn gejagt hat, wegen des mit einen Theile dev Mehrheit vom 28. März dies- 
falls gefihloffenen Compromiſſes, als vielmehr deshalb, weil jene Wiederinfrageſtellung der 
einmal abgefchloſſenen Verfaffung, bei dem durch planmäßige Nachwahlen in Oſterreich in- 
zwifchen veränderten und täglich noch mehr fi) verändernden Zahlenverhältnifie in der Ber: 
jammlung, ein völlig unberehenbared Refultat und zwar zunädft in der Oberhauptöfrage 
jelbft Herbeizuführen drohte. Ebenſo wenig aber konnte ©. ſich entjchließen, dem Anbringen 
- der Linken und eines Theils feiner eigenen Bartei nachzugeben, ſich an die Spige einer neuen Be: 
wegung zur Durchführung der Berfafjurig zu ftellen. Die Verhältniffe lagen allerdings ba 
mals — vor dem badiſchen und dem ſächſiſchen Aufftand — fo, Daß eine ſolche Bewegung, wenn’ 
Die Nationalverfammlung und namentlich deren biäherige Mehrheit, welche in ven conſerva⸗ 
tiven Kreifen des Volkes noch immer und jegt wieder mehr denn je einen breiten Boden hatte, 
ſich dafür erklärte, wenn fie ihr Anſtoß, Leitung und Maß gab, wol den Widerſtand der wenigen 
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partichlariftiichen Negierungen (nachdem 29 Regierungen bereit die Verfafſung anerfannt 
hatten) und zulegt auch der preußifchen Hätte überwinden mögen. Dazu jedod war bie Führer: 
ſchaft G.'s erſtes und unerlaßliches Erforderniß. In dieſem Sinne warb mit ®. in der zwei⸗ 
ten Woche des Mai von einer Anzahl von Abgeorbneten, welche zu den getreneften Anhängern . 
feines Programms gehörten, im gegebenen Augenblide aber ein thatkräftigered Handeln als 
geboten und als eine patriotifhe Pflicht zu erkennen glaubten, vielfah und lebhaft unter: 
bandelt.2) Allein G. war nicht zu bewegen. Einestheils ſchien es der unbeflegbare, mehr noch 
fittliche als politiſche Widerwille gegen jede Annäherung an bie Linke, felbft die gemäßigte, zu 
fein, was ihn davon abhielt, andererſeits mochte er noch Immer auf eine friebliche Ausgleihung 
mit Preußen und eine dadurch zu ermöglidhente Durchführung der Reichsverfafſung Hoffen, 
ein Refultat, das er nicht durch eine Agitation, die ji in dieſem Augenblicke natürlich gegen bie 
vreußiſche Regierung kehren mußte, geflört wiffen wollte. Diejelbe unklare Stellung, in die er 
durch diefe Weigerung eines thatkräftigern Vorgehens ſammt der Mehrzahl feiner Anhänger ges 
rieth, indem er doch nicht immer (wie z. B. gegenüber ver Erhebung der Pfalz für die Reichsver⸗ 
faſſung) vermeiden fonnte, wenigftend den Schein einer Begünftigung felbft gemaltiamer Be⸗ 
wegungen auf dem Boden ver Reichsverfafſung auf ſich zu lenken, mährend gleichzeitig Die diplo⸗ 
matifchen Schritte, die er fü Anerkennung ver Reichäverfaflung that (z.B. Miſſionen an die Höfe 
ver Mittelftaaten), in voraus als erfolglos erfaunt werden mußten, dieſe Stellung ward vol- 
lends unbaltbar, als auf der einen Seite die immer höher anfchwellende Bewegung in ver Pfalz, 
in Baden, in Sachſen ihn in die peinliche Alternative verjeßte, ſich entweder für das revolu⸗ 
tionäre Princip oder für die partivulariftifchen Regierungen, die von dieſem bedroht waren, zu 
erklären , andererſeits aber das Programm , welches ©. dem Reichsverweſer vorlegte, um beffen 
Vermittelung für Anerkennung der Neichöverfaffung zu gewinnen, von dem Öfterreichifchen 
Erzherzoge zurüdgewiefen ward. Diefed Programm ſelbſt bezeugte übrigens die Schteffeit und 
Unbaltbarteit ver Stellung, in melde G. und feine nähern Anhänger — in ihrer Furt vor an⸗ 
dern als rein „perfuafiven“ Mitteln zur Durchführung der Reichsverfaſſung, und doch zugleich 
der von ihnen ſelbſt gefühlten Verpflichtung, für dieſe Durchführung etwas zu thun — ſich 

gebradt hatten. Ein Punkt des gedachten Programms bezeichnete ausdrücklich als Aufgabe der 
Gentralgewalt: ‚vie Abwehr jedes einjeitigen Einjchreitend der Regierung eines Staates in 
die Verhältniffe eines andetn zur Unterbrüdung etwaiger Bewegungen zun Zwed der Aner: 
fennung der Reichsverfaffung.“ Schon vorher hatte das Minifterium ©. gegen die Anfün= 
bigung der preußifchen Regierung, „jede Erhebung des Volkes zur Durdführung dev Reiches 
verfaifung ſowol im eigenen als in andern deutſchen Ländern mit Waffengewalt unterbritden 
zu wollen‘, als gegen einen Eingriff in die Rechte der Eentralgewalt, die allein zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ordnung in ganz Deutfchland berufen fei, förmlich proteflirt, und bei anderer 
Gelegenheir hatte daſſelbe Die beabfichtigte Verwendung würtembergifcher Reihötruppen zur 
Niederhaltung ver Bewegung, durch weldhe der König von Württemberg alsbald genöthigt 
ward, die Reichsverfaſſung anzuerfennen, dur Sreheilung einer Contreordre an ben betreffen: 
den Commandirenden verhindert. In allen dieſen Ballen wie au gegenüber dem Aufftande 
in der Pfalz hatte &. ſammt feinen Gollegen ji zu dent Orundjage befanut: eine Bewe⸗ 
gung des Volkes und ein dadurch geübter Drud auf die beſtehenden Gewalten, um fie zur An⸗ 
erfennung der von ber Nationalverfammlung befchloffenen Reichsverfaſſung zu nöthigen, fei 
Werechtigt, und die Gentralgewalt habe nur darüber zu wachen, beziehendlich durch ihr verniitteln= 
des Einjchreiten dahin zu wirken, daß einerjeitß ſolche Erhebungen nicht in Anarchie ausarte⸗ 
ten oder unter der Birma der Reichsverfaſſung andere, republikanifche Zwecke verfolgten, anderer: 
jeit8 aber auch die Megierungen dem in fegaler Weife, insbeſondere durd die Ständeverfamm: 
lungen ausgefprochenen Volkswillen für Durdführung ver Reichsverfafſung feinen Wider⸗ 
ftand leifteten, vielmehr ihm fi unterwürfen. Man wollte aljo die renitenten Regierungen 
dureh ihre eigenen Bendlkerungen und Ständeverſammlungen zwingen lajlen, wollte jie, ſoweit 
thunlich, in die Unmöglichkeit verfegen, viefen Drucke wirkſam zu wiberflehen. War e8 aber 
dann nit ronjequenter und aufrichtiger, fogfeih von der Nationalverſammlung felbft aus - 
einen folden Zwang zur Annahnıe der Reichsverfaſſung zu legalijiven und zu organifiren, da⸗ 
durch den Widerſtand dagegen zu ſchwächen, und andererfeitd den Audartungen der Bewegung 
in anarchiſche und republifanifche Aufflände vorzubeugen, Ausartungen, welche faft unvermeid⸗ 
lid waren, fobald man die Bewegung, tfolirt nad den einzelnen Ländern und ohne Leitung 


)) Näheres darüber in meinen Grinnerungen aus der Paulskirche, ©. 115 fg. 
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von einer hoͤchſten Autorität aus (welche nur die gefegliche Gefammtvertretung der Nation fein 
fonnte), fich ſelbſt überließ ? , 

Das Programm G.'s ward, wie gefagt, vom Reichsverweſer verworfen und infolge deflen 
trat dad Miniflerium ©. zum zweiten male, jet aber definitiv zurüd. Es warb befanntlic 
durch das Öflerreihifh=particulariftifhe Minifterium Grävell erfegt. ©. felbft verließ am 
20. Mai mit der großen Mehrzahl feiner Partei die Verfammlung, obſchon er für feine Berjon 
ji diefem Siritte lange widerjegt und nur zulegt der Majorität feiner Parteigenoflen nad: 
gegeben hatte. Bei einer frühern Gelegenheit, als einmal ver Gedanke angeregt warb, Die 
Bundesſtaatspartei werde, weil fie gegen bie Coalition der Linfen und ber Ofterreicher nicht 
auffommen könne, am Ende audtreten und als befondere Berfammlung für Schaffung des Bun⸗ 
desſtaats ſich conſtituiren müflen, hatte G. geäußert: „Ja, ed Fannıver Ball eintreten, daß die 
Verſammlung, unter dem Einfluß unnatürlicher. Partelcombinationen, eine Berfaffungsforu 
befäliegt, die wir als durchaus unheilvoll und unannehmbar für unfer Vaterland erkennen, 
und daß wir dann genöthigt ind, und von dieſer Berfaflung und von der Nationalverfammlung 
loszuſagen. Allein dann müflen wir und auch klar bewußt fein, dag wir in demſelben Augen 
blid eine neue Revolution machen, daß wir ven Boden felbft unter unfern Füßen abbrechen, 
auf ven die Bewegung des vorigen Jahres und geftellt has, den Boden der ſouverän beſchließen⸗ 
den Nationalvertretung. Meine Herren! Ohne ven äußerfien Zwang ber Noth dürfen wir 
diefen Boden nicht verlaffen. Bon und am wenigften darf ein Schritt ausgehen, der das Princip ' 
der Nationalverfammlung in Frage ftellen, der e8 vielleicht für lange Zeit in Deutfchland ver- 
nichten würde.‘ FV 

Als die preußiſche Regierung nun ihrerſelts das Verfafſungswerk in die Hand nahm und 
im Verein mit Sachſen und Hannover einen Berfaflungsentwurf aufftellte, ven fie in Wege 
freier Bereinigung mit den deutfchen Regierungen durchführen ‚zu wollen erklärte, entfland für 
die G.'ſche Bartei die Frage, ob fie an den durd die Auflöjung ber Frankfurter Nationalver- 
ſammlung jeder denkbaren Möglichkeit einer Realifirung, wenigfteng für die nächfte und auf un 
beſtimmbar lange Zeit hin, entrücdten Verfaſſungsentwurf fefthalten, oder auf den ber Nation 
gebotenen neuen Weg, einen ven: dort erftrebten Ziele wenigftens fehr nahe kommenden Ver: 

faffungdzufland zu erreichen, eintreten ſolle. Auf einer von G., Dahlmann u. a. veranlaßten, 
son ungefähr 150 Mitgliedern der Bartei befuchten Verfammlung zu Gotha (Juni 1849) 
entidied man ſich, namentlich durch G.'s Einfluß, für die Bejahung diefer Frage. Es waltete 
dabei der Doppelte Geſichtspunkt ob, einmal die preußiihe Regierung, dad Minifterium Man: 
teuffel-Brandenburg, gegen deſſen Aufrichtigfeit in dieſer Sache ſchon danals erheblie Be: 
denken laut wurden, durch die ihm gewährte Unterſtützung der öffentlichen Meinung gleichſam 
moraliſch zu binden und auf dem betretenen Wege zu erhalten, ſodann aber die etwa widerſtre⸗ 
benden Regierungen zur Nachgiebigkeit zu veranlaffen und dadurch einen raſchen Abſchluß des 
Ganzen zu ermöglichen. Diefe Zufammenkunft ift es, melde ver G.'ſchen Partei den Name 

der Gothaner zugezogen hat. —— 

Auf dem darauf im folgenden Jahre (1850) zu Erfurt verſammelten fogenannten Unions⸗ 
parlamente, zur befinitiven Keftftellung der „Dreikönigsverfaſſung“, war G., von einem rhein⸗ 
heſñiſchen Wahlbezirk in das Abgeordnetenhaus entfandt, snatürlicherweile wieder der Führer 
derjenigen Partei, welche es mit der Zuftandebringung des conftitutionellen Bundesflaates auf: 
richtig und ernftlid) meinte. In Bezug auf einzelne Freiheitäfragen, insbeſondere das Wahl: 
geſetz, gab er jedoch leider zu jehr einer durch die Frankfurter Vorgänge bei ihm vorherrſchend 
gewordenen allzu großen Angſtlichkeit vor ſogenannten demokratiſchen Einrichtungen nach und 
gerieth dadurch in parlamentariſche Kämpfe mit namhaften Mitgliedern ſeiner eigenen Partei 
wie Häufler und Rieſſer. 

Als endlich die gänzliche Unaufrichtigkeit der preußiſchen Regierung, welche ihr eigenes 
Unionswerk nicht blos im Stiche ließ, ſondern ſelbſt untergraben half, nicht länger zu verkennen 
war, zog fih ©. gänzlich vom politiſchen Schauplatze zurück, dad Anſinnen, welches von jener 
Seite ber, wenn au nur indirect, an ihn geitellt ward, auf dem heſſiſchen Landtage 
für Die Union zu wirfen — zu einer Zeit, wo deren Preisgebung feitend der eigenen Ur: 
beber jchon völlig außer Zweifel ftand — mit Entrüftung zurüdweifend. Um indeſſen feine 
Kräfte, wenigftens ſoweit an ihm war, einer vaterländiihen Sache zu widmen, nahm er Dienfte 
in der fihleswig-bolfteinifchen Armee (Sommer 1850) und madte als Major im General: 
Rabe ven Reſt des Feldzugs nad der Schlacht von Idſtedt mit. Nachdem auch dieſe legte Re: 
gung, die allein noch von der nationalen Bewegung des Jahres 1848 übrig geblieben, unter: 
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drückt war, begrub ſich G. in die Einſamkeit des Landlebens, indem er zu der Selbſtbewirth⸗ 
ſchaftung feines Gutes Monsheim zurückkehrte. Im Jahre 1852 verkaufte er jedoch dieſes ˖und 
ſiedelte mit ſeiner Familie nad) Heidelberg über, theils wegen der Erziehung feiner Kinder, theils 
wol auch aus einem perfönlicden Bedürfniß, der großen Strömung der Tageöbegebenheiten und 
des allgemeinen Ideenaustauſches näher zu fein. Dort lebt er ſeitdem, ohne eine beflimmte Be⸗ 
rufsthätigkeit und felbft wol ohne einen eigentlich geregelten Verkehr mit politifchen Gefins 


nungsgenoſſen, feine Muße wiflenfhaftliden Studien und zun Theil ſchriftſtelleriſchen Ar- 


beiten winmend, als deren erfreuliche Frucht das ſchon Öfter genannte biographifche Werk über. 
feinen Bruder, ein wichtiger Beitrag zur allgemeinen Zeitgefchichte wie zu der fpeciellen Ge⸗ 
ſchichte der ganzen Familie von G., dankbar zu begrüßen if. Unermwartet und wol der Mehr⸗ 
zahl feiner ehemaligen perfönlichen Anhänger und Parteigenoſſen unerwünſcht war fein Auf- 
treten gegen das fogenannte eiſenacher Programm vom 17. Juli 1859. In einem Privatbrief 
an einen politifchen Freund, der allerdings zunähft nicht für die Offentlichkeit beflimmt ge⸗ 
wefen war, gleichwol aber Diefer (jedenfalls durch Zuthun Lines Parteigängers der andern Seite) 
verfiel und von der gegnerifchen Preſſe natürlich ſtark audgebeutet warb, ſpricht ih ©. mit 
einer fonft an ihm kaum gekannten Bitterkeit gegen das genannte Programm und beifen Ten⸗ 
denzen aus. Daſſelbe ignorire, ſagt er, tendenzioͤs Oſterreich und flelle Preußen ein Ber: 
trauendvotum aus, welches dieſes legtere bei feinen neueften Handlungen und Unterlaffungen 
(im italienifhen Kriege) nicht verbient habe. „Ich will”, fährt er fort, „vie ünftigen Tha- 
ten Breußens abwarten; ein Vertrauen zu ihm will ich aber in dem Augenblick! nicht aus— 
ſprechen, wo ed nach meiner Anſicht, Die mit meiner innerflen Entrüftung gepaart ift, Interefle, 
Macht und Ehre der Nation ſchmählich verlegt Hat.” Weiter erflärt er: bie innere Einigung 
Deutſchlands ſei ein Zugeſtändniß Oſterreichs, welches durch wefentliche, Ofterreich zu leiſtende 
Dienſte von Preußen zu erkaufen ſei, Dienſte, welche Preußen ohnehin damit ſich ſelbſt und 
Deutſchland leiſte. 

Wie ſehr auch dasjenige, was hier über das von Preußen erſt zu verdienende Vertrauen ver 
deutſchen Nation gefagt- wird, wahr fein möchte, fo mußte e8 doch wunder nehmen, gerade 
©. eine folde Sprache führen zu hören, ihn, der zu einer Zeit und unter der Herrſchaft eines 
Syſtems in Preußen, wo ein ſolches Vertrauen noch viel weniger gesechtfertigt erfchien, beharr- 
U an dem Grundgedanken, auf welchem feine ganze Partei fußt, feftgehalten, daß man nicht 
die Berfonen, melde wechſeln, fondern die VBerhältniffe, welche bleiben, berückſichtigen müfle, 
daß Preußens Erhebung an die Spige Deutfhlands eine Nothwendigkeit fe, endlich, daß 
Oſterreich fein Recht habe, die innere Gonfolidation Deutſchlands zu hindern, ba es für jich 
ſelbſt die gleiche Befugniß, fid feinen Bebürfniffen gemäß zu conflituiren, in Anfprud nehme. 
Die politifche Verdächtigung, melde ſich an niemand lieber wagt als an bedeutende und von 
dem allgemeinen Bertrauen lange Zeit hochgehaltene Berfönligkeiten, Hat nicht ermangelt, dieſe 
aufralfende Sinnesänderung G.'s aus allerhand der eigentlichen Sache ferner liegenden Beweg⸗ 
gründen oder Einflüffen, Zamilienverhältnifien u. dgl. erklären zu wollen. Wir weifen eine 
folge Deutung als Verleumdung zurüd. Wenn etwas von jeher in G.'s Charakter und Hand⸗ 
lungsweife unbeftritten und unbeflreitbar das Beringende und Alleinentfheidenve geweien, fo 
war es bie rückhaltsloſe Hingabe feines ganzen Weſens an allgemeine, von ihm ald gut nnd 
nothwendig erfannte Zwecke — bis zur völligen Berleugnung des eigenen Selbſt. Ob er ebenfo 
entihieden fremden Einflüffen auf feine Anfihten und Entſchließungen — niht in Bezug 
auf ven oberften Zweck, fondern in Bezug auf die richtigen und zeitgemäßen Mittel zur Errei⸗ 
Hung dieſes Zwecks — jederzeit Widerſtand zu leiften vermocht habe, dürfte weniger unbebingt 
zu bejahen fein. In dem ganzen bisherigen politifhen Leben G.'s ift, wenigſtens foweit es ſich 
um größere und verwideltere Verhältniſſe handelt, vie Neinheit feines Willens, vie Feſtigkeit 
feiner oberften Orundfäge und der legten Ziele feines Strebend allezeit zweifellofer geweſen als 
bie Richtigkeit und Zuverläffigkeit feiner Entfheldungen in Bezug auf die praktiſche Durch⸗ 
führung jener Grundſätze und die Grreihung dieſer Ziele. In diefer Beziehung wäre ihm viel- 
leicht etwas mehr von dem ftählernen Willen und ver mathematiſchen Nüchternheit feines Bru= 
ders Friedrich zu wünſchen geweſen an der Stelle feines weichen Gemüths und feiner verz 
trauensvollen Gingebung, Eigenſchaften, welche zwar den Menfchen nur um fo liebenswürdi⸗ 
ger, aber den Staatsmann und Politiker zur Erreihung des hoͤchſten Erfolge im Leben nicht 
immer geſchickt machen. \ 

Maximilian von Bagern, der jüngfte Bruber Friedrich's und Heinrich's, iR 1810 
in Weilburg geboren, ſtudirte in Heidelberg, Utrecht und Göttingen, ſtand feit 1829 in nie- 
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derlandiſchen Dienften, erft al8 Diplomat im Gabinet des Königs, dann während ver belgi: 
ſchen Revolution in ver Armee, mo er feinem Bruder Friedrich beigeorbnet war, kehrte aber 
1833, da durd die Verkleinerung bed Landes Die Ausiichten auf eine Garriere verringert waren, 
nach Deutſchland zurüd und habilitirte fih 1836 in Bonn für hiſtoriſche und politifche Vor: 
fefungen. Um vie gleiche Zeit verheirathete er ſich auch. Im Jahre 1840 gab er feinen Beruf 
in Bonn auf, um als Legationsrath in herzoglich naſſauiſche Dienfte zu treten. Im Jahre 1842 
verlor er feine Battin. Im Jahre 1843 trat er, nachdem er fhon in Bonn bei ven befannten 
Ereigniſſen mit dem Erzbiihof von Köln mehr und mehr für die katholiſchen Intereffen Partei 
ergriffen, zur fatholifchen Kirche über, trog der Abmahnungen feiner Familie. Seine Garriere 
warb indefien nicht, wie die Seinen gefürdptet, dadurch geflört; vielmehr ward er von feiner 
Regierung zu mehreren wichtigen und ehrenvollen diplomatifhen Sendungen verwandt. Im 
Sabre 1848, kurz nad dem Eintritt einer neuen Orbnung bes Dinge au in Naflau, wobet 
G. ebenfalls, rathgebend im beſten Sinne, thätig war, bereitete derfelbe mit feinem Bruber 
Heinrich einen gemeinfhaftlihen Schritt der. ſüdweſtdeutſchen Höfe vor, um die ſämmtlichen 
deutſchen Regierungen zu einer rafhen Regelung ver deutſchen Verfaffungsfrage im Geift und 
nad) den Bedürfniſſen der Zeit zu bewegen und fo den unberechenbaren Chancen einer länger 
fortgefegten nationalen Agitation vorzubeugen. Ein Bundedoberhaupt und daneben ein Parla⸗ 
ment, bad waren die Hauptgrundgüge ned Bland. Beide &. vermochten ihre Fürſten dahin, die 
Initiative zu ergreifen, und jo begab ih Maximilian von ©. in Begleitung eined Bevollmäd- 
tigten des Großherzog von Heilen nad Karlsruhe und Stuttgart, wo ihre Miſſton guten Er⸗ 
folg Hatte, von da mit einem babifchen und einem würtembergifhen Bevollmächtigten nad 
Münden, Dresben, endlich nad Berlin. Die Abjicht war — beſonders auf perjönlidhes An- 
dringen des Königs von Würtemberg — den König von Preußen zur proviforifchen Übernahme 
ver oberſten Gewalt in Deutfchlann zu beſtimmen. In Münden fand man fchon größere Zu⸗ 
rũckhaltung, und ald man nad Dresven kam, Hatte die inzwiichen in Berlin außgebrochene Re⸗ 
solution und ber offene, blutige Kampf zwifchen Königthum und Volk ven Gedanken einer preu= .. 
Bügen Führerſchaft, ja ſelbſt einer Wahl Berlins zum Sige der Berhandlungen über die Ber: 
fafungöfrage, zu einem nahezu unmögliden gemacht. So kam in Berlin nur eine vorläuffge 
ion, ungefähr im Sinne des oben angeveuteten Bland (jedoch mit Dffenhaltung ver 
Berfonamfrage), zu Stande, für welche Naſſau, Heffen und Würtemberg ſich ohne weiteres er- 
flärten, während Baden und Sachſen fie, unter einflweiliger Zuftimmung ganz im allgemeinen, 
adreferendum nahmen. Die meitern Verhandlungen wurden nah Frankfurt a. M. verlegt, 
wo indeſſen die 17 Vertrauendmänner zur Verſtärkung des Bundestags zufammentraten. 
G. gehörte zu biefen und erhielt den Borfig in dem Gollegium verfelben. @leichzeitig ward 
er in die Rationalverfammlung von einem naſſauiſchen Bezirk gewählt und ſchloß fi Hier 
der Bartei des reiten Centrums oder dem fogenannten Gafino an. Bei der Bildung des 
Reihsminifteriums trat er als Unterflaatäfecretär in das Departement des Auswärtigen ein 
unb ward als folder im Auguft 1848 nah Schleswig-Holſtein gejandt, um die deutſchen 
Interefien beim Abſchluß des Waffenſtillftandes mit Dänemark zu wahren, was ihm freilich bei 
dem bekannten Vorgehen der preußiſchen Sonderpolitif nur fehr unvollfländig gelang. An 
der Berjammlung zu Gotha und am Parlament zu Erfurt nahın er mit feinem Bruder Heinrich 
und im engen Anſchluß an deſſen Thaͤtigkeit theil, wie denn beide Brüber Immerfort in engfter 
Berbindung und Wechſelwirkung bandelnd erfälenen, indem Marimiltan, wie man annahm, 
dem Bruder mit feiner größern gefehäftlihen Gewandtheit und feinem beweglichen, piplomatifch 
geſchulten Geiſte beifland, auch wol dadurch einen öfters maßgebenven Einfluß auf ihn übte, 
während er andererſeits alles that, um deſſen gewichtige perfoͤnliche Autorität als ausſchlag⸗ 
gebend in den Vordergrund zu fleflen. 

Seit dem Scheitern der Union zog fi au G. von den allgemeinen politifchen Angelegen- 
beiten zurücd und ſchränkte fih auf feine amtliche Thätigkeit als naflauifcher Minifterialrath 
ein. Im Jahre 1854 heirathete er zum zweitenmale. Bald darauf vertaufchte er den naflaui= 
ſchen mit dem oͤſterreichiſchen Staatöpienft, wo ihm eine ähnliche Stellung wie dort im Depar⸗ 
tement ber auswärtigen Angelegenheiten zu Theil ward. K. Biedermann. 

Gallikaniſche Kirche, (Die Freiheit verfelben; die Hauptgrundſätze des 
Kirchenrechts überhaupt und ihr Verhältniß zu den großen kirchlichen Auf: 
gaben unferer Zeit.) I. Bekanntlich bezeichnete man im Mittelalter die Freiheit oder dad 
freie Recht eines Staates ober einer Gorporation mit vem Worte Freiheiten. So bezeichnen 
auch die Sreiheiten der Gallikaniſchen Kirche überhaupt das freie franzoͤſiſche Kirchenrecht, und in 
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der That gebührt der franzöfifhen Nation, ihrer Regierung, ihren Parlamenten und ihrer 
Beiftlichfeit der große Ruhm, daß fie von frühen Zeiten an mehr als alle andern europäilchen 
Voͤlker gegenüber dem Papſtthum die Eirhenrechtliche Freiheit in ihrer katholiſchen Kirche be: 
wahrten. Dieſes freie franzöſiſche Kirchenrecht flellen vorzüglich dar: „Liberte de l’Eglise Gal- 
licane, redigée en 83 articles par Pierre Pithou“ (zuerft Parid 1594), fpäter Bofluet’8 „De- 
fensio declarationis’cleri gallicani”, fowie das Werk feines Schülers Fleury: „Instruction 
au droit ecclesiastique’ (Paris 1679) und endlich Dupin’d „Manuel du droit publi- 
que ecclesiastique frangais’’ (Paris 1845). In einem engern Sinne aber verfleht man 
nicht ſowol das ganze Kirchenrecht in Frankreich als zunächſt jene freien Grundſätze darunter, 
welche die franzöſiſche Kirche im Kampfe gegen die Anmapungen der toömiſchen Hierarchie be= 
hauptet. Ihren Grundlagen und ihrem mefentlidhen Inhalte nach flimmen diefe Grundfäge mit 


‚denen überein, welde gegen Ende des Mittelalters die ganze katholiſche Ehriftenheit, geftügt 


auf die Heilige Schrift, die Lehte and Tradition, die Kirchenverfaſſung und bie oͤkumeniſchen 
Kirchenverſammlungen der erften chriſtlichen Jahrhunderte, durch ihre Goncilien zu Konſtanz 
und Bafel den auf die falfchen Iſidoriſchen Decretalen begründeten, vorzügli von Gregor VII. 
und fpäter von Innocenz IH. ausgebildeten theofratifchen und despotiſchen Anmaßungen bed 
Papſtthums entgegenfegte. Da nämlich dieſe Anmaßungen, melde bereitd im 11. Jahrhundert 
die halbe katholiſche Kirche, die des Oſtens, con ver des Weſtens getretint hatten, auch in dieſem 
legtern bei beginnenver höherer Bildung als unerträglid) und als den echten hriftlichen katho⸗ 
lifchen Grundſätzen widerſprechend erfannt wurben, fo erneuerten indbejondere auch die Deut: 
Then, wie Die Franzoſen, die nur unterbrüdten, nie aufgegebenen echten Sauptgrundfäge. 

Die Franzoſen thaten es im 13. Jahrhundert durch die pragmatifche Sanction Ludwig's des 


| Heiligen, ſodann im 14. Jahrhunderte in den Streitigkeiten ihred Königs Philipp des Schönen 
mit dem Papfte durch die Erklärungen ihrer Geiftliden und Schriftfleller und ihres Reichſtags, 


dann, mit Berufung auf die Goneilien von Konſtanz und Bafel, im 15. Jahrhunderte durch 


* ihre pragmatifhe Sanction von 1438, ſodann unter Ludwig XIV, durch die berühmten vier 


Artikel von 1682, durd ihr Concordat von 1801 und das organiiche Statut zu demfelben von 
1802, endlich durch ihre berühmteſten Eicchenrechtlihen Schriftfteller, wie namentlich die zu 
Anfang des Artifeld genannten, 

Die Deutſchen thaten daflelbe ſchon in ven langen Kämpfen Heinrich's IV., ſodann ebenfalls 
im 14. Jahrhundert in den heftigen Kämpfen ihres Kaiſers Ludwig des Baiern mit dem Papſte, 
durch ihre Reichstagsbeſchlüſſe von Frankfurt und durd die Erklärungen ver Geiſtlichen uno 
Schriftſteller, durch die ihres erſten Kurvereins, fodann im 15., ebenfall3 in Gemäßpeit der 
Goncilien von Konſtanz und Bafel, in ihrem Reichsſchluß von Mainz von 1439, in ihren Für⸗ 
fleneoncorvaten und fpäter in den Bunftationen des Emſer Congreiles, jamwie durch die unter 
Maria Thereſia und Joſeph II. ausgebildete Öfterreichifche Kirchenverfaffungund durch die beſten 
neuern katholiſchen Kirchenrechtoͤlehrer, wie — nädhft van Espen — Febronius, Niegger, Ruef, 
Sauter, Amann u. a. j - 

Die deutſchen Kämpfe flanden an fi) den franzöſiſchen nicht nad, aber fie erreichten 
wegen des Mangels ver Staatdeinheit feine jo fletigen Erfolge für die katholiſche Kirche. Da— 
gegen bewirkte, ald die von der Eatholifchen Welt erftvebte „Neform der Kirche an Haupt und 
Gliedern“ durch die Goncilien von Konftanz und Bafel gejheitert war, vie deutſche Volkskraft 
die größte Befreiung von der päpftlichen Hierarchie, zunächſt jedoch nur für die Proteftanten. 
Die Katholiken ſchloſſen ſich wenigſtens zum Theil aus fanatifhem Glaubendeifer und religid- 
fen Haß gegen die Broteflanten inniger an die päpſtliche Hierarchie ald ven Shug und Eini- 
gungspunft ihrer Kirche an. Die päpftlihe Anmagung aber bewirkte, wie früher den Abfall 
der griechiſchen Kirche, num auch den der Proteftanten. Es wurde nämlich flatt der Ginigung bie 
Reaction durch das Tridentiniiche Concilium verſucht; doch Eonnte ſelbſt in ihm Die päpſtliche 
Partei keineswegs die ausdrudliche Anerkennung der Hauptgrundfäge des ulttamontanen Sy=' 
ftems durchſetzen, welche Die ebenfalld vom Heiligen Geift infpirirten Goncilien von Piſa, Kon: 
ſtanz und Baſel und mit ihnen die gallifanifchen Eirchlihen Grundſätze verwerfen. Wir meinen 
bie angebliche eflentielle Goͤttlichkeit und Unfehlbarkeit des Papftes als Stellvertreterd Got: 
tes oder ald „Bott auf Erden“ und eine daraus abgeleitete Herrſchaft einerjeitd über bie 
Kirche und ihre Goncilien, andererjeit8 über den Staat und feine Gefege. Es vertheidigten 
die Franzoſen auch jeßt ihre angeführten fpätern Sugungen der Freiheit von Kirhe und 
Staat gegen die im Triventinum enthaltenen vielen einzelnen Befchranfungen. Wegen 
dieſer letztern publicirten fie dieſen Concilienbeſchluß als ſolchen gar nicht, ebenjo wenig wie die 
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Spanier. Sie hielten hierbei den alten großen Folgeſatz der Freiheit der Kirche feft, ven felbft 
das allgemeine Kanoniſche Recht in dent Decretum Gratiani heiligte: daß alle kirchlichen Geſetze 
oder Regeln fo jehr an die Ginwilligung der kirchlichen Geſellſchaft gebunden find, daß fie ohne 
ihre Reception für fie nicht gültig find. In befonvern Beflimmungen nahmen die fran: 
zöfifchen und fpanifchen Gefege dennoch aus dem Tridentiſchen Concil Einzelnes auf. So bilvete 
fi) von jelbit ein nationales Kirchenrecht. j 

Die befonvere Betrachtung ver gallitanifhen Freiheiten if zumal in der Gegenwart 
wichtig. In ihnen jind nämlich die au in den übrigen Fatholifchen Rändern zwar beprängten, 
aber doch niemals aufgegebenen weſentlichſten echt hriftlihen und freiern Grundſatze des Eatho- 
lichen Kirchenrechts am volllommenften ausgebildet. 

Wie fehr diefelben auch früher in der niederländiſchen Kirche feftgehalten wurden, zeigt das 
kirchenrechtliche Meifterwerk des frommen und gelehrten van Egpen und neuerlich der vortreff- 
liche gelehrte Kämpfer Laurent in feinem größern Werke: „L’eglise et l'état“ (Brüffel 1858 
—60), fowie die böhft empfehlenswerthe Eleinere Schrift van Espen's: „Etude historique 
sur Teglise et l’etat en Belgique‘ (Brüffel und Leipzig 1860). 

Wesentlich aber ift ung jegt die Waffe des echten frühern Hriftlichen Kirchenrechts in unſerm 
neu erwachten Kampfe gegen bie in proteftantifchen wie im katholiſchen Kirchenrecht feit vierzig 
Sahren fiegreich gewordenen falſchen Grundſätze. 

Bis zu der alsbald nach den Freiheitskriegen ſiegenden weltlichen Reaction überwogen auch 
in Deutſchland, wo die Praxis der Kirche ebenfalls viele Beſtimmungen des Tridentinums gar 
nicht aufnahm, andere fpäter wieder fallen ließ, vie freiern kirchenrechtlichen Grundſätze der galli⸗ 
kaniſchen Freiheiten. Faſt überall berrichten die unter Friedrich, Joſeph und Karl Friedrich 
ausgebildeten freien und aufgeflärten proteftantifchen und Eatholifchen firhenredhtlihen Grund: 
füge, welche jpäter vie Franzöſiſche Mevolution nur unterftügen konnte. Unter der Reftau: 
zation in Frankreich aber und feit der Metternich'ſchen und bald auch preußifchen Reaction in 

Deutſchland entwickelte ſich plöglih im Bunde mit weltlichen despotiſchen und feubalarifto: 
kratiſchen Gelüſten und mit Hülfe der Romantik, der Naturphilofophie und der gefchihtlichen 

Säule ein kirchliches Reactionsſyſtem. Die ultramontanen romantiſchen Syfteme von Bonald 
und Maiſtre, von Adam Müller und Friedrich von Schlegel erhielten in der Literatur und der 
Prasie, ja bei unterdrückter Preßfreiheit ſelbſt in der öffentlihen unfreien Meinung überall 
Einduß. Sleichzeitig mit den Karlsbader und Wiener Beſchlüſſen erklärte jegt das ultramon- 
tane Walter'ſche Kirchenrecht dem bisherigen freien Syſteme den Krieg. Merkwürdigerweiſe 
murde jegt dad ultramontane, nanıentlih das Papalſyſtem mehr mit naturphilofophi- 
ſchen als mit kanoniſchen Gründen vertheidigt. Und in.ver That war ja auch fein einziger 
neuer kirchenrechtlicher Act vorgekommen, welcher das biöherige liberale Syften ver Hontheim, 
van Eöpen und Sauter hätte widerlegen können. Ihre Gründe für daffelbe und gegen ven 
Ultram ontanismus find vielmehr bis zur Stunde unerfhüttert. Konnte ja felbft das Tridenti⸗ 
niſche Concil die Schlüffe ver frühern Goncilien von Pifa, Konflanz, Bafel darum nicht auf: 
beben, weil fie ja alle ver unfehlbare Heilige Geift dictirt hatte. Doch dad wurde alle überfehen 
oder verhüllt und in leidenfchaftliher Praxis alle hriftlihe und kirchliche Freiheit umge: 
fürzt. Es wurben dem eingefhüchterten und verblüfften Volke jene ulttramontanen Grundfäge, 
die erft durch Gregor VL im 11. Jahrhundert der hriftlihen Kirche aufgedrungen, aber auch 
von da an ſtets beftritten und in ven legten Jahrhunderten faft überall durch die echten chriſt⸗ 
lien Grundſätze wieder bejiegt waren, als-die allgemeine ewige Wahrheit aufgenöthigt. So 
verjagte jeht der fanatifche Diener Metternich's, ver badiſche Miniſter Blittersdorf, trog der 
wiederholten Gegenvorftellungen der afademifhen Behörden, fogar in dem Staate Karl 
Friedrich's den treuen Schüler des in der ganzen Fatholifchen Welt verehrten Sauter, ven ge⸗ 
lehrten würdigen Vrofeflor Amann, vom Lehrſtuhl des Kirchenrechts zu Freiburg, um legtern ven 
Händen des junger ultramontanen Fanatikers Buß zu überliefern. Ähnlich verhrängten vie 
Regierungen in den Seminarien, den Pfarr: und Sculftellen überall die treuen Anhänger bed 
aufgeflärten Syſtems zu Gunften der Servilen und der Schmarmgeifter. Sie erzogen fid fo 
eine fanatifche, obſcurantiſche, herrfchfüchtige Geiſtlichkeit und bereiteten ſich ſelbſt ſolche Kämpfe‘ 
und Schwierigkeiten, wie fie in Baden, in Preußen zu Tage traten. Die Pſeudoiſidoriſchen Fäl⸗ 
Hungen hießen jetzt „fromme Dichtungen” und wurden gegen die ehrlichen Gegner bieler 
früheſten Fälſchung in Schug genommen. Wurden fie ja doch fogar in fonft fo ehrenwerthen 
Berfen, wie das Richter'ſche Kirchenrecht, ald angeblicher Ausdruck des rechtlichen Berwußtfeind 
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ihrer Zeit gleichſam kanoniſirt. Dennoch aber beweift die wahre Geſchichte, daß jenes koloſſale 
Betrugswerk In völlig kritikloſen Zeiten zwar irreführen und ſich ſelbſt in bie ehrliche Fano- 
niſche Rechtsſammlung einfchleihen Fonnte, Daß es aber trogdem zwei ganze Jahrhunderte lang 
nicht zur wirklichen Geltung und Herrſchaft fam, bis e8 erft Gregor VII., unterſtützt durch 
außerordentliche Umſtände, durch die äußerfte Schwächung der deutſchen Nation während ber 
Unmünbigfeit. und bei der abſichtlich verderbten Erziehung ihres Kaifers, mit Gewalt und Lift 
der immer noch widerſtrebenden Zeit vorübergehend und theilweiſe aufzudrängen vermochte. 
Gleichviel, ob man jene Hauptgrundſätze des ultramontanen Syſtenis und die Zwecke ſeiner An⸗ 
hängerfür gutodernichtguthält, hiſtoriſch wurde ihre Einführung vorzugsweife durch das Iſido⸗ 
riſche Lügenwerk begründet, und hiſtoriſch wurden ſie auch ſpäter vorzugsweiſe ſtets unterſtützt 
durch zwei Hauptmittel. Wir meinen einerſeits eine jeſuitiſche, durch Feine moraliſchen Scrupel 
gehemmte energifche Unterdrückung riftliher und bürgerlicher Wahrheit und Freiheit dur 
eine geiftliche und eine mit ihr verbündete despotiſche und ariftofratifche weltliche Unterbrüdtung. 
Wir meinen andererfeits die Shwäde und Täufchung der zur Vertheidigung von Wahrheit 
und Recht Berufenen. Wie viele burchfchauen ed ju heute noch nicht, Haß das, was die Hierarchen 
Freiheit, Freiheit der Kirche nennen, wejentlich Unterbrüdung des Volkes und ber nievern Geift- 
lihen zu Gunften ufurptrter despotiſcher Gewalt der Paͤpfte oder Biſchöfe oder auch der Conſi⸗ 
Rorien iſt und zugleich auch eine herrſchſüchtige Verletzung des Staated. Und wie vielfach ſchreckt 
eine die Kraft des religiöfen Glaubens miskennende Trägheit zuriick vor der Aufgabe, allen 
Staatöhürgern zu den ihrem Wohl und ihrer Bildung entſprechenden echt chriſtlichen kirchlichen 
Zuſtänden zu verhelfen und durch die Befreiung der gemeinſchaftlichen Grundlagen von ſpätern 
Berfälfhungen und Ufurpationen alle Ehriften von nichtswürdigem Haß und Berfolgungs- 
eifer zu brüderlicher Eintracht hinzuführen. Einen Anfang Hierzu hat man neuerlich in Ba= 
den gemacht, wozu ebenfalls die frühern bopiichen Landſtände vielfach vorgearbeitet hatten. Es 
iſt ein allerdings fehr rühmlicher Anfang, welder aber freilich noch fo unvollkommen erfcheint, daß 
bei weiten noch nicht einmal bie pofitioredhtlichen freien Orundfäge des gallitanifchen Syſtems 
und die des edeln Karl Friedrich zur Befeitigung hierarchiſcher Verfehrtheit wieder zur Geltung 
gebracht wurten, und daß noch vieled für fernere wohlthätige Beftrebungen übrig bleibt, was 
bie frühern Stände fon forderten. Biel tiefer ſteckt man noch in dem übrigen Deutſchland in 
den Feſſeln der Reaction. Überall jedoch wird täglich mehr das Bedürfniß der Befreiung und 
So Geſtaltung gefühlt. Die große italienifche Bewegung aber begünftigt jelbft große 
eformen. 

So ergibt ſich denn, wie wichtig eine richtige Auffaſſung der Hauptgrundſätze der ver⸗ 
ſchiedenen kirchlichen Geſalſchaften und insbeſondere auch die der Gallikaniſchen Kirche und ihrer 
Ausbildung des ſeit dem Mittelalter auch in Deutſchland, ja auf den Concilien zu Konſtanz und 
Baſel von der ganzen abendländiſchen katholiſchen Chriſtenheit anerkannten ſogenannten 
Epiſkopalſeſtems fein muß. 

I. Die wahre Bebeutung der gallifanifchen Freiheiten laßt ih nur durch einen Blick auf 
ihren Zuſammenhang mit dem Rechte und der Geſchichte der allgemeinen chriſtlichen Kirche 
überhaupt klar machen. 

Schon der Art. Chriſtenthum hat mit den eigenen Worten des Evangeliums, der 
Kirchenväter und Concilienſchlüſſe der frühern chriſtlichen Kirche und nach der Zuſtimmung ber 
beften nenern Eatholifchen und proteftantifchen Schriftfteller folgende zwei für Die echte Fatholifche 
wie für bie evangelifche Kirche gemeinfchaftlihe Sauptgrundlagen zu erweiſen gefucht. 

1) Zunächſt in Beziehung auf das äußere Verhältniß der Kirche zum Stäate beſtehen 
beide als verſchiedene ſelbſtändige Gefellfchaften, und es erkennt die hriflliche Kirchengeſellſchaft 
in allen weltligden Dingen, ohne Anmaßung mweltlider Herrſchaft, die Hoheit der nach göttlichen 
Willen beftehenven Staatsordnung an ’(die fogenannten jura circa sacra), während ein 
freier rechtlicher Staat durch feine Geſetzgebung der Rirchengefellfchaft dieſelbe Freiheit und den⸗ 
jelben Schuß mie jeder andern erlaubten Geſellſchaft gewährt, als felbft hriftlich aberüber einen 
freien wechfelfeitigen Hülfsverein mit verfelben ſich verftändigt. 1) Die frühere chrifkliche Kirche 
erfannte dies fletd an und mußte nur, durch Verfolgung und Feindſeligkeit gezwungen, in 
der heidniſchen Zeit fi zum Theil zurüctzieben, ohne Unterftüßung des Staates zu erhalten 
und ohne ihm diefelbe leiſten zu dürfen. Als die Staaten chriſtlich geworden waren, da machten 
bie -Hriftlichen Regierungen, die griehifchen und römifchen Kaifer, dann die gernanifchen, 


1) ©. ben Art. Epriffentfum; Joh. 28, 365 &uc. 17, 20—21. 
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insbejondere die fränfifchen Könige und die deutſchen Kaiſer, vorzüglich auch Karl der Große, 
im vollen Waße jene ihre weltlichen Oberhoheits- und Schutzrechte geltend. Ja fie übten in 
Beziehung auf die Erlaſſung kirchlicher Geſetze und die Anordnung kirchlicher Einrichtungen 
und Behoͤrden meiſt mehr als ein freies Aufſichts-, Beſtätigungs- und Schutzrecht aus. Sie 
behaupteten auf den Concilien, die fie zuſammenberiefen, oft eine dirigirende Entſcheidungs-, 
bei Beſetzung der Kirhenämter, der Bisthümer und bis zu Kaifer Heinrich II. felbft des Papft: 
thums eine Ernennungs- und auch bei rein kirchlichen Streitigkeiten und uͤber ven Papſt felbft 
eine richterliche Gewalt, welche das blos weltliche Hoheitsrecht über Die Kirchengeſellſchaft weit 
ũberſchritten, melde der übrigens anerkannten Selbſtändigkeit der geiftlichen Gewalt (sacer- 
dotium) widerſprachen?) und welde fie nur etwa als vertragsmäßige Nepräjentanten ihrer 
chriſtlichen Unterthanen hätten rechtfertigen tönnen. Die Grenze Der Unterorbnung der Kirche 
unter den Staat iſt, mie die Anhänger bes freien Kirchenrechts (namentlih Sauter, $. 125— 
150) gründlich ausführen, die, daß der rechtliche Staat über den Glauben nichts zu verfügen hat, 
duß er aber über alles äußere Handeln feiner Bürger, alfo auch aller Kirchengenoſſen vie Sou⸗ 
veränetät Hat. Diefe begründet das Recht, nach feiner rechtlichen Überzeugung zu beflimmen und 
bei collidirenden Anfichten zu entſcheiden, welches ihre und feine Rechte find, ſowie auch welche 
Rechte nach dringenden Gründen des wahren Staatswohls zu beſchränken find, wobei nur die 
pofitive Staatsverfaſſung beflimmte formelle und materielle Schranken für die Ausübung der 
Regierung und beftimmte Rechtömittel zum Schug auch ver kirchlichen Rechte feftflellen kann. 


Abgeſehen aber von ſolchen befondern pofltiven Verfaſſungsrechten und von etwaigen Borftel- 


lungen und Bitten dürfen die Unterthanen auch rückfichtlich ihres äußern kirchlichen Verhaltens 
der Staatöregierung fih nicht widerfegen. Es gibt nur eine Souveränetät für alle Unterthanen 
im Staate — und auch die Kirche ift ja im Stante — nämlich die fouveräne Staatögemalt. Es 
it chriftlich verworfen und logifch wiberjinnig, einen Staat Im Staate, eine Souveränetät der 
Kirche neben dem Staate annehmen zu wollen, wie es neuerlich die deutſchen und badifchen 
Ultramontanen thaten, welche nicht geradezu fo weit zu gehen wagten, eine theokratiſche Sou⸗ 
veränetät der Kirche über dem Staate zu behaupten. Ebenfo wenig Hilft ihnen auch ihre oft 
wiederholte Berufung auf die angeblihe Goͤttlichkeit beftinnmter Eirchliher Einrichtungen und - 
die angebliche Pflicht der kirchlichen Behörden, viefelben zu erhalten. Göttlih und fouverän dazu 
ift auch die Staatsgewalt, und natürlih und chriſtlich ift die Pfligt aller Yinterthanen und 
Kirchenglieder, ihr zu gehorchen und auch bei Eollifion der Anficten ihre Entſcheidungsgewalt 
zu ehren. Hieraus nun fließen ganz folgerichtig die befannten Nechte des Staated circa 
sacra, wie fie Sauter mitsden übrigen Kanoniſten vor ber neueften Reaction entwicelte, 
während bie neuen Ultramontanen mit Walter dieſe jura circa sacra plöglich gänzlich ver- 
drängen wollten. 

2) Zunähft in Beziehung auf das innere Firchliche Gefellfchaftsverhältniß (nie jura 
in sacra) {ft die chriſtliche Kirche ein freier brüderlicher Geſellſchaftsverein mit den natürlichen 
Geſellſchaftsrechten deſſelben für die Vereinsmitglieder. Alles Gemeinſchaftliche, alfo die 
Anerfennung und Feftftellung des an fi Unveränderlichen der weſentlichen Glaubens: und 
Sittenlehre wie des Veränderlihen oder der Disciplin, und zwar fowol die geſellſchaftliche 
Geſetzgebung mie die Beftellung ver Gefellfhaftsbeamten oder Vorfteher und Diener, und bie 
Entfcheidung- der flreitigen Sragen über Glauben und Disciplin beruhen, wenigftend in letzter 
Inſtanz, wie bei jeder freien Gefellfhaft, auf der Gefammtheit oder Gemeinihaft ver Gläubi- 
gen, auf ihrer gemeinfhaftlihen Gefammtüberzeugung und freien Anerkennung. ?) Die freie 
hrifkliche Lehre will in der chriſtlichen brüderlichen Gemeinſchaft keine despotiſch befehlende 
Herrſchaft, keine willenlofe Knechtſchaft. 

Nicht blos als gleichberechtigte Brüder, fondern als fümmtlih geiftlich ſtellt fie alle Gläu⸗ 
bigen dar. ) Daher war es in der apoſtoliſchen, in der Urkirche und in der Kirche ver erſten 


2) Eichhorn, Grundſaͤtze des Kirchenrechis, I, 40, 46, 58, 61, 128 fg., 146, can. 22, dist. 68; 
Eginhard ad 800; Hincmar de Ord., 16, 29, und Georgiſch, S. 470 u. 485. Nach Roͤmiſchem 
Rechte war fogar and) das chriſtliche jus sacrum ein jus publicum, worüber, foweit es auf menſch⸗ 
fiher Einrichtung beruhte, der Kaifer die höchfte Gewalt hatte. Nov. 6, pr.; Nov. 187, 4. od Ge . 
gor der Große, Epist., 3, 65, wagte nicht, bie Faiferliche Gefepgebung über Disciplinarfachen abzulehnen. 

3) S. den Art. Chriſtenthum. 

4) ©. den Art. Ehriftentpum; 1. Betr. 2,59. Auch fagt noch Tertullian, De exhort. cast., 7: 
„Nonne et laici sacerdotes zumus?“ Ber Bifchof Clemens von Rom, Ep. ad. art unterfcheibet 
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Jahrhunderte jedes chriſtlichen Mannes Net, durch Lehre, Gebet, begeifterte Rede und Ermah⸗ 
nung nad Kräften und innern Berufe auf die Verſammlung und die Gemeinſchaft der Gläu⸗ 
bigen zu wirfen.5) Die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten, ſelbſt die Entſcheidung Aber 
Glaubensfäge und über Einfegung gemeinſchaftlicher Vorſteher laſſen auch die Apoftel von ver 
Berhandlung, Berathung und Zuftimmung ver Berfammlung ausgehen. 6) Auch bie frühern 
Biſchöfe von Rom, fo namentlich Clemens, wenn über kirchliche Angelegenheiten zu ſprechen 
war, wenn jie al8 Vorſteher einer apoftolifhen Kirche un Zeugnip oder Rath gebeten murben, 
ſprachen nicht im eigenen Namen, fondern im Namen ihrer Gemeinde (der ecclesia, quae in- 
colit Romam).?) Und zu der Beftellung chriſtlicher Vorſteher (Presbyteri und Bifhöfe) hielten 
fie, hielt felbft das fpätere Mittelalter die Wahl oder Doch die Zuſtimmung der Gemeinſchaft für 
„nothwendig 8), und nur factifch verlegte der Despotismus diefe wie andere Rechtsgrundſätze. 
Eben megen des Hauptgrunbfaged, dab die gemeinichaftlihen Angelegenheiten von der 
kirchlichen Geſammtheit ausgehen müßten, wurden aud die Angelegenheiten der chriſtlichen 
Kirche in den frühern Jahrhunderten zuerft blos Durch die Autonomie der einzelnen Gemeinden 
beflimmt, dann aber auch durch den Zufammentritt derfelben oder ihret Stellvertreter in Sy: 
noden oder Goncilien, die ſchon im 2. Jahrhunderte zur Schlichtung der Streitigfeiten über 
die Lehra des Montanus entftanden und ſchon im dritten in vielen Gegenden regelmäßig alljähr- 
lich ſtattfanden, nach dem erften öfumenifhen Nicäiſchen Concilium (325) aber in jeder Provinz 
jährlich zweimal flattfinden follten. Auf venfelben wurde insbeſondere ermittelt, welche Lehre 
die echt chriſtliche und apoftolifche jei, um die Einheit ded Glaubens zu erhalten. ?) Die Gültig: 
feit der Autonomie der. Kirhengemeinden aber wird auch noch jpäter überall, foweit fie nur 
nicht das allgemeine Dogma und die Sitten verlegt, anerfannı. 29) Selbſt Gerichtäbarfeit, 
Greommmnication und Abjegung pflichtwidriger Vorſteher war früher Recht der Ge: 
meinde. 11) Und auch als die Excommunication Sade des Biſchofs war, mußte die Gemeinde 
doch zuſtimmen. Und noch zu Cyprian's Zeiten, im 3. Jahrhunderte, nahmen nicht blos 
Kleriker, fondern aud) Laien an den Synoden Antheil. 12) Paſſelbe fand auch flatt bei ven aus 





noch ganz den von Chriftus ben Apofteln gegebenen Beruf von dem den Vorſtehern, Biſchöfen und Prie⸗ 
flern durch Die Gemeinden ertheilten. Eine Ertheilung höherer Gewalt durch die Ordination ift ihm fremd. 

5) 1. Kor. 12,20 fg.; 14, 26 fg. Eusebii bist. eccl., 6, 20. Gieſeler, Kirchengefchichte, I, 98. 
Eichhorn, I, 8. 6) ©. den Art. Epriftenthum. 

7) Clemens, Epist. ad Corinth. Eichhorn, a. a. D. Cyprian (geft. 258) verfihert Ep., 6, 5: 
er habe „a primordio episcopatus mei nihil sine consilio vestro (feiner compresbyteri) et sine 
consensu plebis’‘, alſo nichts blos nach feiner Privatanficht verfügt. 

8) „Consentiente ecclesia universa’‘, fagt Clemens a. a. D., „clericorum testimonio, plebis 
suffragio”‘, oder „de sacerdotum antiquorum et bonorum virorum collegio“ follen nad) Cyprian, 
Epist,. 52, 4; 68, 6, die Bifchöfe beftellt werden. Ohne Alfiftenz und Zuftimmung des Volkes foll nad 
Eyprian, Epist. 8, überhaupt feine aeiftliche Weihe ertheilt werben. Vollends nach germanifcher Brei: 
heit galt Volkswahl auch für die geiftlichen Vorfleher ale Grundſatz. 

Schon das fränfifcye Concilium Aurel. (vor 549) erflärte 5,. 10: „Episcopus cum voluntate 
regis juxta electionem cleri et plebis a metropolitano cum comprovincialibus consecretur.‘' 
Nach dem Sapitulare von 816 heißt es von den Biſchöfen: „qui a populo et clero eligantur.‘ 
(S. auch Staats-Lerifon, IV, 410 fg.) Und ſelbſt noch Gregor VII. mußte fogar in Beziehung auf die 
Päpfte bei feiner veränderten Wahlordnung das alte Recht der Volkswahl in ber Forderung ber Volks⸗ 
zuflimmung feierlich anerfennen. Die Anerkennung des alten Wahlrechts für alle deutſchen Biſchöfe 
und Erzbifchöfe rang dem Papſtthum das Kalirtinifche Concordat von 1122 ab, und als ber ariftofra- 
tifche Kaiſer Friedrich IL. durch die Einführung ber Kapitelswahl das Bolf in der feudalariftofratifchen 
Zeit von dem Wahlrechte ausfchloß, erregte es den heftigften Unwillen und wiederholte Aufftände. Das 
Tridentinifche Concilium (23, 5) fordert vor Erteilung geiftlicher Weihen öffentliche Verfündigung an 
das Dolf, damit es gegründete Widerfprüche machen könne. “. 

Selbſt noch der Weftfälifche Friede (Art. 5, 31, 34, 48 und Art. 7) erfannte bie Autonomie ber firch: 
lichen Geſellſchaften als das natürliche Recht berfelben, fowie auch das natürliche hriftliche Wahlrecht 
der Kirchendiener an, indem er es, bei Ermangelung anderer Firchlicher Vereinbarung, ben Reformir: 
ten unter lutherifcher Regierung und umgefehrt, und auch (infofern fie im Normaljahre im Befig def: 
felben waren) ben Evangelifchen unter fatholifchen Regierungen ausbrüdlich garantirt. In Frankreich, 
wo die Proteftanten nicht wie in Deutfchland ihre Fürſten als Schüger und Borlämpfer für ihre Kirche 
provijorifch an Die Spige derfelben fleflen fonnten, und in deu republifanifchen Ländern der Schweiz 
und in Holland bildete fich die evangelifche Kirche ganz republikaniſch aus. In ben neuen deutfchen 
Vereinigungen der Zutheraner und Reformirten wurde ebenfalls wieder freie Kirchengemeindens und 
Synobalverjaflung anerfannt. 

9) Tertull. de praeser. haer., 21. Cyprian. epist,, 14, 2. 
- 10) Euseb. h. eccl., 5, 26, can. 2, dist. 12. 11)1. Kor, 5; 2. Kor. 2. Eichhorn, ©. 37. 

12) Cyprian. epist., 11; 14,2. Eichhorn, ©. 37. 
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ven weltlichen Reichsſtänden und ven Geiſtlichen gemiſchten Concilien der fränkiſchen Koͤnige. 
Und wenn auch ſchon die deopotiſchern und ariſtokratiſchern weltlichen Geſellſchaftsverhältniſſe 
und die natürlichen Neigungen zur Herrſchaft auch in der Kirchenregierung öftere factiſche Ver⸗ 
Irgungen der demokratiſchen Rechte ver Gefellichaftägliever und zuerft mehr ariftofratifche, 
dann zum Theif monarchiſche Formen hervorriefen, fo blieb doch felbft durch das Mittelalter hin- 
durch und in den Fanonifchen Gefegen die Anerkennung der Zufiimmung ver Gejaumitheit. 
Nicht blos fuchte man diefelbe in dem Repräſentationsrechte der gewählten geiftlihen Vorſteher 
md in dem ebenfalld’auf Nationalwahl beruhenden ver weltlihen Fürften. 13) Man forderte 
auch für die Gültigkeit aller ausdrücklichen kirchlichen Geſetze Reception und Beweis verjelben. 
Früher forderte man nad) der alten Autonomie ver Gemeinden, daß fie auch über das, was die 
Biihöfe, als ihre Vertreter in den Synoben , befähloffen hatten, wenn es zur Anwendung bei 
ihnen kommen jollte, förmlich zu Mathe gezogen wurden und ihre Zuftimmung ertheilten. 1%) 
Auch die Befchluffe allgemeiner Concilien galten, nach der großen Freiheit und brüderlichen 
Gleichheit der Hriftlichen Kirche, früher mehr nur als Urtheile und nur mit Vorbehalt der Prü⸗ 
fung ihrer libereinflimmung mit der apoftolifhen Lehre, nur nad) erfolgter Reception. 19) 
Gelbſt die kaiſerliche Beftätigung follte, wie Ronftantin an die Kirche zu Nlerandria in Bezie: 
hung auf die Schlüffe ver allgemeinen Kirchenverſammlung zu Nicaa ſchrieb, nur als Einpfeb- 
lung für ihre Annahme gelten, weshalb aud von vielen Reichsſynoden nur vier ald ökume⸗ 
niihe galten und von Juftinian (Nov. 131, 1) als ſolche beftätigt wurden, meil nur fie allge- 
meine Annahıne fanden. 16) Auch ſah man fo, wie nad römiſcher Anſicht in ver Gewohnheit, 
inder Reception und dem Gebraudje einen allgemeinen Conſens. 17) Daber gründen denn aud 
vie gründlichſten neuern katholiſchen Kanoniften vie kirchliche Verfaffung und Geſetzgebung, 
indbeſondere auch den Primat des Papſtes auf ven Conſens aller Gläubigen. 1°) 

Selbft alfo durch die allmählich im Widerſpruche mit dem Evangelium, der apoftolifchen over 
Urfirhe und Der Kirche der erften hriftlihen Jahrhunderte entftehende Umbildung der Kirche 
wurde jenes Grundprincip der fatholifchen Kirche mehr nur factifch verlegt ober unvollfommen 
durchgeführt als aufgehoben. 

Trotz jener freien Grundſätze, trotz des ausdrücklichen Verbotes des jüdiſchen Prieſterthums 
und Oberprieſterthums 19) Hatten jedoch fuͤr die aus dem Judenthume, aus jüdiſcher Bildung her⸗ 
vorgegangene Chriſtengeſellſchaft das Vorbild und die Schriften deſſelben ſeinen Einrichtungen 
allmählich Cingang und Aufnahme verſchafft. Früher, da echt chriſtlich alle wahren Gläubigen 
als theilnehmend an der Erleuchtung und Weihe des Heiligen Geiſtes, als geiſtlich oder prieſter⸗ 


lih galten, war der Ordo oder Stand der Kirchenvorſteher nur Ausübung einer beſondern von 


ver Geſellſchaft übertragenen Berufspfliht, und noch die fogenannten apoflolifhen Kanones 
erflären, wie der Biſchaf Clemens von Nom, auch das bifchöfliche Amt blos als eine durch die 
Geſellſchaftseinrichtung entflanvene befondere Function. Es ftanden auch die Priefter und 
Biihöfe im mefentlihen einander gleich, wurden ſämmtlich als Nachfolger ver Apoftel erflärt 
md nahmen zu Juſtinian's Zeit vegelmäßig an den Goncilien theil. Auch die Drbination war 
Sache aller Presbyteri, und jelbft als man jpäter einen Vorzug, ein Präſidialrecht, des Biſchofs 
son Rom anerkannte, gründete man diefen auf freie kirchliche Wahl zur Bewachung der Ein- 
kit (in schismatis remedium).2%) Seit dem 3. Jahrhunderte aber mahte man bie 
Sichenvorfteher allmählich zu einem von Bott mit befonvderer Weihe und Gewalt befleiveten 
Briefterorden und unterfchied dann in ihm wieder die angeblidh alleinigen Nachfolger ver Apo: 
Rel, die Bifchöfe, welche an ver Kirchenregierung Antheil nahmen und welche nad) dem deut⸗ 





13) S. Note 8. 14) Cyprian. epist., 6, 12, 14, 18, 30, 34 u. f. w. 

15) Cyprian. epist., 71, 4. Vincent. Lerin. 3, 32, can., 3 u. 6, dist. 4, und Gratian dazu. 
Sauter, $. 69. 16) Nov. 3 u. 6 pr. @ichhorn, S. 41-50. 

17) Cyprian. epist. 74, 12, can. 2, dist. 15. Socrat. hist. eccl., 5, 22. " 

18) Sauter, $.63, 69, 71, 104 und die daſelbſt angeführten Quellen und Schriftfteller. ©. den 
Att. Curie. 19) 1. Betr. 2, 5,9. 

20) 1. Timoth,, 4, 14. Canon. apost., 2, 20. Cyprian. epist., 6, 5, 58,2. Clement. epist. 
ad Corinth., 42, 44. Hieronym. ad Evangel. epist., 102, ad Tit., 1, 7. Irenaeus adv. haer., 4, 
%,52. Euseb. hist. eccl., 5, 26. Nov. 6 pr. Eichhorn, a.a.D., ©. 18, und Art. Curie. Die 
Sreöbyteri heißen bier in ven Apoſtoliſchen Kanones (2, 8) Nachfolger der Apoftel, „quorum locum te- 
ent consiliarii episcopi, consilium et senatus ecclesiae”. Sie verorbnen auch 33: „Nec Metro- 
Politanus sine ceterorum aliquid gerat consilio.“ In can. 1, 2, c. 9, qu.3, heißt es: „Epis- 
pi noverint, se in commune debere ecclesiam regere, noverint, sacerdotes esse, non domi- 
ME" Sauter, $. 71. 
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ſchen, alle Regierungsgewalt durch Jurisdiction bezeichnenden Sprachgebrauch mit dieſer ver⸗ 
ſehen waren, und ſodann bie jetzt nur von den Biſchöfen zu weihenden lehrenden untergeordne⸗ 
ten Prieſter (Presbyteri); die Bifchdfe der größern Städte erhalten ferner, vorzüglich bei ven 
Synoden als Metropolitani, allmählih Vorrechte vor den übrigen Bifchöfen; die ver großen 
Hauptſtädte und apoflolifhen Sige, Ierufalen, Rom, Konftantinopel, Alerandria und Antio- 
dia, nad Juſtinian auch die feiner Geburtoſtadt, wenigftens einen größern Sprengel, einen 
höhern Rang und den Patriardentitel. Bon dieſer doppelten kirchlichen Ariftofratie und 
Hierarchie (ded Ordo und der Jurisdiction) gelangte man fpäter zu einen faſt monarchiſchen 
Primat des römifchen Biſchofs oder Papſtes. Doc nur in dem Abendlande; und auch hier 
war der Papſt längere Zeit nur primus inter pares, ohne verlegende Gewalt, und der Primat 
noch mit jenen Grundſätzen vereinbar. | 

IH. Voͤllig verlegend aber, felbft für vie oben angeführten beiden Grunbprincipien ver 
chriſtlichen Fatholifhen Kirche, war die Umwandlung jenes päpftlihen Primatd und überhaupt 
der kirchlichen Verhältniffe, welche im fpätern Mittelalter und vorzüglich feit Gregor VIL. die 
Bäpfte zu bewirken mußen. 

Schon feit ven 3. Jahrhunderte Hatten die Bijchäfe von Rom dad natürliche moralifche 
Anfehen, welches ihre apoftolifche, in der Hanptflabt der Welt gegründete Kirche neben denen 
der andern Patriarchen durch Übergewicht an Bildung, an Mitteln des rn und an 
Zutrauen für ihre Zeugnifle über die Echtheit hriftliher Lehren und Gebräuche behauptete, zu 
wörtlihen Anſprüchen auf einen rechtlichen Vorrang, allmählich faft auf ein jüdiſches Ober- 
prieſterthum und auf eine größere Autorität, auf einen Primat vor allen andern Patriarchen 
und Bifchöfen benugt. Sie gründeten viefelben allmählich auf eine angeblih den Apoftel 
Petrus übertragene höhere Autorität, auf eine angebliche Gründung der römischen Kirche durch 
Petrus und eine angebliche ununterbrodene und ſtets mit höherm Anſehen anerkannte Nach—⸗ 
folgerfchaft der römischen Bifchdfe in diefem Primat. Doc fanden alle Vorzüge und Anmaßun- 
gen, melden die übrigen apoftolifhen Kirchen und Patriarhen, die griehifche und afrifanifche 
Kirche ſtets widerſprachen, melde auch noch dad allgemeine erfte Concilium 325 nicht aner- 
kannte und welche bisjegt fehr ftarfen Gegenbeweiſen gegenüber noch nicht evangelifch und 
biftorifch erwiefen werben Tonnten, lange Zeit nirgends Zuftimmung. 2!) Vielmehr beantiwor- 
teten die übrigen Bifchöfe ſolche Brätenfionen nad Eyprian??) mit der Erklärung, daß alle 
Apoftel gleich gewefen. Spätere ökumeniſche Goncilien erfennen blos einen äußern Rangunter: 
ſchied, weil Rom die erfle Stadt der Welt fei, ſodaß der Patriarch von Konftantinopel den zwei⸗ 
ten Rang habe.?2) Nur in einen Theile ver allgemeinen katholiſchen Kirche, in dem euro⸗ 
päifchen Weiten, wurde der römische Primat und allmählich aud feine despotiſche Geſtalt durch⸗ 
gefegt. Sie wurden hier unterflügt durch vorübergehende Zeiturfachen, durch die Unwifien- 
beit und Roheit der germaniſchen Völfer und ihr damaliges Bebürfnig der Erziehung und 
einer Bändigung ihrer anarchiſchen fauſtrechtlichen Zuſtände vermittelft einer theokratiſchen 
priefterlichen Autorität 28), an deren Spige um fo natürlicher nie Bifchöfe der alten Hauptſtadt 
Nom traten, da viefelbe nach der Trennung der morgenländifhen, Kirche im Weften die einzige 
‚apoftolifche Kirche war und viele Germanen von ihren Prieflern mit der Befehrung zum Chri⸗ 
ſtenthume auch Lehre in alterthümlicher @ultur erhielten. Es fürberten fie-ferner die aus welt- 
licher Herrſchſucht der Fürſten, indbefonvere aud der Karolinger, mit ven Päpſten geſchloſſenen 
Allianzen, durch welche eben dieſe Karolinger die Abfegung ver Merovinger durchſetzten, und 
Karl's des Großen Erneuerung der römifchskaiferlihen Weltherrſchaft. Sie fiegten endlich 
vorzüglich durch die von allen dieſen Umftänden, unterflügten beifpiellofen betrüglichen Ein— 
ſchwärzungen verfälfcgter und gänzlich untergefhhobener geiftliher und meltliher Urkunden. 
Schon der Papft Zofimus hatte im 5. Jahrhunderte Die Genehmigung eines Antrags, welcher 
in die Schlüffe eined nicht allgemeinen und auf nicht als gültig beflätigten Conciliums zu 
Sardica im Jahre 344 Aufnahme fand, und nad welchem von nun an bei Beihwer- 
den eines Bifchof3 über eine Provinzialfynode ver Biſchof von Rom aufgefordert werben follte, 
zwar keineswegs felbft zu entſcheiden, aber doch für Auswahl einer unparteiifchen Synode oder 
anderer Schiedsrichter zu forgen, fälfchlih dem allgemeinen Nicätfehen Concilium (325) unter- 


= 


21) Eichhorn, ©. 65, 70, 78, 82. Gieſeler, Kirchengefchichte, I, 161. 
22) Epist., 71, 3. In der Schrift De unitate ecclesiae drüdt er fich fo aus: „‚Hoc erant utique 
‚et ceteri apostoli, quod fuit Petrus, pari consortio praediti et honoris et potestatis.‘ 
‘ 28) C. Constantinop. (381), 83. Chalcedon., 28. 24) Staats⸗Lexikon, IV, 403 fg. 
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geſchoben, dem ſelbſt auch ein folher Vorzug des Papftes noch fremd war. 25) Man fuchte nun 
buch eine verfälfchte Überfchrift des Conciliums den Primat des Papſtes zu erweiſen. 26) Die 
Afrikaner aber entdeckten ven Betrug und verboten auch ſolche Appellation nach Rom. Lind erft 
der Kaifer Balentinian führte blos fürs Abendland und durch weltliches Gefeg auf vie Bitte 
Gregor's des Großen dieſes päpſtliche Recht ein. Juſtinian gab allen Patriarchen in ihren 
Sprengeln eine ſolche Höhere Autorität in Streitſachen, wobei jedoch ſtets die Synoden entſchie⸗ 
den und ber Papſt auf Italien beſchränkt wurde. ?7) Den ſtärkſten Widerſpruch Cyprian's 
gegen Anmaßung des päpſtlichen Primats fälſchte man jetzt zu einem Beweis für denſelben 
um. 28) Ahnliche verfälſchte Urkunden mußten jetzt häufiger päpſtliche Prätenſionen unter⸗ 
fügen 29), bis endlich unter den Karolingern. die ganze verfälſchte Sammlung kirchlicher 
Geſetze des falſchen Iſidor zu Tage kam. In ihr hatten die Verfälſcher den echten kirchlichen 
Autoritäten von der Apoſtel Zeiten an theils ganz falſche Urkunden, theils Verfälſchungen in 
ihren echten Beſtimmungen untergejhoben, um mit ihnen, zur Vernichtung der Rechte des 
Staates, der kirchlichen Geſellſchaft und ihrer legitimen Behörden, mit völliger Umkehrung ins⸗ 
beſondere auch jener obigen beiden chriſtlichen Hauptgrundfäge ber ſelbſtändigen Staatshoheits⸗ 
rehte uber Daß äußere Verhältniß der Kirche zum Staate und über dad natürliche Gefellfchafts- 
reht der kirchlichen Geſammtheit in Beziehung auf ihre gemeinjchaftlihen innern kirchlichen 
Berhältniffe, eine theofratifche und monarchiſche despotiſche Oberherrſchaft ver Bäpfte als aner⸗ 
fannte göttliche und altkirchliche Einfegung zu beweifen. 3%) Jene zuvor erwähnten Umflänbe, 


insbeſondere auch die Allianz Gregor's VII. mit der Herrſchſucht ver Enijerlichen Bafallen und - 


die Schwäche des Kaiſers machten ed endlich dieſem gewaltigen Manne möglich, ven Widerſpruch 
gegen die Echtheit diefer Urkunden und ihrer Beflimmungen, wie ven des gelehrten Erzbiſchofs 
hinkmar von Rheins, gemaltiam zu unterdrüden 21) und, nachdem jet die griechiſche Kirche 
proteſtirend jich getrennt hatte, in Wefteuropa mit allen Mitteln kluger Lift und ſtets wachſender 
Gewalt das in diefen betrüglichen Urkunden enthaltene päpſtliche hierarchiſche Syftem mehr 
ober minder vollftändig ins Leben zu rufen. Mehrere feiner Nachfolger, wie Innocenz II. und 
Bonifaciud- VIIL, fuchten dann demfelben vie höchfte Ausdehnung zu geben, obgleich von welt: 
fiber und geiftlicher Seite niemals alle PBroteftationen erflarben und auch vielfach die frühern 
Vinrichtungen fi im Leben behaupteten. | 
Rah außen hatte nach dem neuen Syfteme die Kirche und an ihrer Spige der Papft, frei 
von jeder weltlichen Oberaufficht und Eiumiſchung, auch felbfi nur in ihre weltlichen Rechts⸗ 
verhältniffe, ihrerjeitö mweltlihe Macht und die Oberberrichaft, die höchſte inappellable Geſetz⸗ 
gebungs- und Richter= und Strafgewalt auch über ven Staat und bie Fürften. ?2) 

Im Innern der Kirche follte der Papft als Gottes Stellvertreter, als Gott auf Erden, In⸗ 
haber und Duelle aller geiftlichen wie aller weltlichen Gewalt fein. Er war durch Feine wirkliche 
Schranke, ja Hei beliebigem und göttlich unfehlbarem Auslegungs-, Diöpenfationd: und Refer- 
valionsrechte faum dem Wortlaute nah an die kirchlichen Grundgeſehe ded Glaubens und der 
Disciplin gebunden, Er war der abjolute, der inappellable Höchfte Geſetzgeber, Regent und 
Richter der Kirche und der Welt. DieBifchöfe und ſelbſt vie Goncilien follten nur feine von ihm 
emannten abhängigen Diener und Räthe fein. Er war, dieſen Grundſätzen nach, der ſchranken⸗ 
loſeſte Despot, den die Erde jemals fah. 33) 

Auch wurden erft jegt und zur Unterftügung des theofratifchen hierarchiſchen Syſtems die: 
jmigen Abweichungen von der altkatholifchen Lehre und Disciplin ausgebildet, Die bißjegt Die 
katholiſche und evangelifche Kirche am meiften trennen, So die Ausbildung einer lenitifchen 
Priefterfafte durch ben erzwungenen Prieftercdlibat, der Ohrenbeichte, des Ablaſſes, des 
Moͤnchsweſens. 

Die weitern Mittel und die Folgen dieſer völligen Umkehrung aller echt chriſtlichen Grund⸗ 
läge, die Hülfe dienftbarer weltlicher Mächte, wie Bann, Inderdict, Abjegung der Könige, 
Entbindung vom Treuverſprechen, Inquifition, Scheiterhaufen und Kegerfriege gegen Bürften 
und Bölfer, Beraubung aller Länder an Grunpbefigungen und Herrſchaftsrechten wie an Gel⸗ 
dern, an ungeheuern Summen für den Handel mit Ablaß, mit Dispenfationen und geiftlichen 
Stellen, für Annaten, Erfpectativen, Indulgenzen, Gerichtd- und Kanzleifoften — Summen, 


— — 


3) Eichhorn, I, 66—74. Gieſeler, I, 265. 26) Eichhorn, ©. 79. 27) C. 29 de 
tpiscopand. Nov. 137, 5; 131, 3—5. 28) ©. die vorigen Roten. 29) ©. Note 27. 
M) ©. den Art. Brevier. 31) Eichhorn, I, 147 fg. 32) Eichhorn, S. 180 fg. 


83) Eichhorn, ©. 171 fg. Der Papa Deus, qui potest omnia extra jus, supra jus, contra jus! 
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welche die weltlichen Staatseinkünfte der Länder oft um das Zehnfache überſtiegen — alles dieſes 
iſt bekannt genug. Nicht minder auch find es die zahlloſen Heere ſittenloſer Moͤnche und Non- 
nen und dann, nachdem allerdings in der rohen fauſtrechtlichen Zeit viele Päpſte, Biſchöfe, 
Kloͤſter für die Cultur der jugendlichen Germanen wohlthätig gewirkt hatten, fpäter, als deren 
herannahende Mündigfeit dem Reiche des blinden Glaubens und des Bevormundend Gefahr 
drohte, Die Anfeindung geiftiger Fortfchritte, ver Aufklärung und bürgerlichen Kreiheit, ſowie 
bie ſchamloſe Sittenververbniß des päpftlichen Regiments und der Beiftlichkeit. 

IV. Nur die furdtbare Größe und Allgemeinheit ver Übel und Skandale folder Kirchen⸗ 
verfaffung fonnten in der ganzen Eatholifchen Chriſtenheit, bei Fürſten und Völkern den all⸗ 
gemeinen Nothſchrei nad einer Neform der Kirche an Haupt und Gliedern veranlaffen und, 
als dieſelbe dennoch, trog der für ihre Verwirflidung zufammenberufenen allgemeinen Con⸗ 
cilien von Konftanz (1414) und Bafel (1431), in der Ausführung größtentheil® vereitelt 
wurde, bie traurige Nothwendigkeit einer neuen Kirchentvennung herbeiführen. 

In Beziehung auf jene zwei Hauptgrundlagen des kirchlichen Rechtöverhältniffes verwarfen 
zwar biefe allgemeinen Goncilien völlig jene Grundfäge des Papalſyſtems. Sie erklärten, wie 
fhon früher unter Philipp dem Schönen die Branzofen und unter Ludwig dem Baier die 
Deutihen, die Staatöhoheit für felbftänpig und unabhängig von kirchlicher und päpftlicder 
Gewalt. Sie, welde im Namender kirchlichen Geſammtheit über Päpfte und ihre falſchen Erklä⸗ 
rungen und Anmafungen richteten, frühere Päpſte abfegten und neue einfegten, widerſprachen 
au im Innern der Kirche noch ausdrücklich jener päpftlihden Oberherrfchaft und unfehlbaren 
und inappellabeln Entſcheidung in Kirhenfahen. Doc kehrten fie noch nicht völlig zu den 
freieen Grundprineipien des Evangeliums und der erſten hriftlicken Sahrhunderte zurüd. In 
ihrem Epiſkopalſyſtem behaupteten fie nur vie unmittelbare, von Gott abſtammende Tirchliche 
Autorität aller Bifchöfe, ald Nachfolger ver Apoftel, und die über dem Papſte ſtehende hoͤchſte 
kirchliche Gewalt ihres Vereins in den Coneilien, mithin die Veſchränkung ver weſentlichen 
päpftlihen Rechte auf die im Art. Eurie angegebene, ven Goncilien untergeoronete, an 
bie Kicchengefege gebundene äußere Directorialgewalt. Daneben verwarf vorzüglich das Con⸗ 
eilium von Bafel noch viele andere Misbräuche. / 

Für Sranfrei hatte zwar die pragmatifche Sanction von 1438 die befchränften Reform: 

principien der Goncilien von Konftanz und Bafel großentheild eingeführt. Aber wie für 
Deutſchland Kaifer Karl IV., fo ſchwächte für Frankreich Kranz I. in jener verberbligen Allianz 
weltlicher und kirchlicher Herrſchſucht durch ein Übereinkommen mit dem PBapfte, in welchen: dev 
König insbeſondere das Ernennungsrecht der Biſchöfe erhielt, die Früchte jener Concilien. Die 
Beflimmung des Conciliums von Konſtanz aber, daß mindeftens alle 10 Jahre ein allgemeines 
Concilium fein folle, blieb unerfüllt. 
Der zur Wiederherftellung ver hierarchiſchen Weltherrſchaft geftiftete Sefuitenorven wirkte 
auch, wie für den Frieden, die Freiheit und den Fortſchritt aller europäifchen Länder, für 
Frankreich unglüdielig. Doch vermarf daſſelbe großentheild die jo viel möglich reactionären 
Beftimmungen des Triventinifchen Concils, als ven Freiheiten der gallikanifhen Kirche 
wiberfprechend. 2%) Auch bewirkte ein glücklicher Streit Ludwig's XIV. mit dem Papſte wenig: 
ſtens jpäter (1682) die Zufammenberufung der franzöjifchen Erzbiſchoͤfe, Biſchöfe und anderer 
Geiſtlichen und ihre berühmten vier Artikel, welche nad den Grundjägen der Concilien von 
Konftanz und Bafel über die zwei Hauptgrundlagen des kirchlichen Verhältniſſes ſich erklärten. 
Bom Könige ſtaatsrechtlich fanctionirt und verkündet, behielten fie troß einzelner Widerſprüche 
in Frankreich ſtets ihre officielle Gültigkeit. Nach dem organiſchen Statut vom 8. April 1802 
muß jede? in den Seminarien unterrichtete Beiftliche fie unter Mitwirkung des Bifchofs feierlich 
geloben. Auch wurden fie nochmals anı 25. Febr. 1810 als allgemeines Staatögejeg verfünder, 
und dad in der Neftaurationdzeit (11817) abgeichloffene Concordat durften die Minifter nicht 
wagen, den Kammern vorzulegen. 

Der erſte jener vier Artikel nun betrifft das Verhältniß der. Kirche zum Staate, die drei 
übrigen die innere Kirchenverfaſſung. Die treue Liberfegung ift folgende: 


% 


34) ®. de Marca, De concordia sacerdotii et imperii, 7, 8, 23. Als Clemens VIIL die unbedingte 
Annahme des Conciliums von Trident König Heinrich IV. zur Bedingung feiner Abfolution machen 
tollte, wurbe es dennoch nar fo weit angenommen, „als es den gallifanifchen Freiheiten und ber öffent: 
lichen Rube richt Gefahr bringe‘‘, ſodaß der Papſt durch Bewilligung diefer Elaufel das Unterfuchungss. 
u be bes Königs über den Inhalt aller Kirchengefege und feine Gültigkeit in Frank⸗ 
reich bewilligte. 
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„Rande Menſchen bemühen ſich, die Decrete und Freiheiten ver Gallikaniſchen Kirche zu 
ruiniven, welche unfere Vorfahren mit fo großem Eifer behaupteten. Sie bemühen fich ihre 
Grundlagen zu untergraben, welche gelegt jind auf die heiligen kanoniſchen Gefege und die Tra- 
bition der Väter. Andere, indem fie diefelben vertheidigen zu wollen vorgeben, prfühnen ſich, 
felhft den von Gott gegründeten Primat des heiligen Petrus und der römifhen Bifchöfe, feiner 
Nachfolger, anzugreifen, zu verhindern, daß man ihnen denjenigen Gehorſam leifte, welchen die 
ganze Welt ihnen ſchuldig if, und Die Majeftät des Heiligen apoftolifchen Stuhls zu verlegen, 
welcher Doch allen Nationen ehrwuͤrdig und treu in der Lehre des wahren Glaubens der Kirche 
iſt und welcher für die Einheit der Kirche wacht. Die Ketzer ihrerfeits geben fi alle Mühe, um 
die papftlide Gewalt, welche den Frieden in der Kirche erhält, als unerträglich für die Fürften 
und Völker darzuftellen. Sie bevienen fi dieſes Kunſtſtücks, um bie einfachen Gemüther von 


der Gemeinſchaft der Kirche zu trennen.” 


„Indem nun wir, die Erzbifchöfe und Bifhöfe und die andern mit und abgeorbneten geift- 
lien Männer, zu Paris auf des Königs Befehl verfammelt, ald Nepräfentanten ver Gallika⸗ 
nifhen Kirche (ecclesiam gallicanam repraesentantes) diefen Misftänden abhelfen wollen, 
jo Haben wir nad) reifer Berathung befchloffen, die folgenden Regeln und Declapationen 
feſtzuſtellen.“ 

„1). Daß dem heiligen Petrus und den Statthaltern Ehrifti, feinen Nachfolgern von Gott, 
Gewalt über vie geiftlichen, zum ewigen Helle gereichenden Dinge, nicht aber jene über die bür- 


gerlichen und weltlichen gegeben jei, nad) ven Worten bes Herrn: «Mein Reich iſt nicht von 


vieler Welt», und ſodann: «Gebet dem Kaifer, was des Kaifers, und Gott, was Gottes ift», ſo⸗ 
wie des Apofteld: «Jedermann fei unterthan der obrigkeitlihen Gewalt, denn es tft Keine 
Obrigkeit, ohne von Gott. Was aber Obrigkeit ift, die ift von Gott geordnet. Wer fih nun 
wider Die Obrigkeit feget, ver wiberftrebet Gottes Ordnung »; daß alſo Die Könige und Fürften 
nad göttlichen Willen in weltliden Dingen der Kirchengewalt nicht unterthan fein follen und 
nit durch das Anſehen des päpftlihen Stuhls Direct oder indirect entfegt werben können; daß 
deren Unterthanen nit von dem Gehorfam und dem geleifteten Eide ver Treue entbunden wer: 
den dürfen; daß diefer Grundſatz nicht nur für den öffentlichen Krieden nothwendig und nicht 
minder der Kirche al8 der Königlichen Gewalt zuträglich fei, fondern auch durch das Wort Gottes, 
die Überlieferung der Kirchenväter und das Beifpiel der Heiligen geboten werde; 2) daß ferner 
dem apoftolifhen Stuhle und den Nachfolgern Petri, ven Statthaltern CHrifti, eine Fülle ver 
Gewalt über die geiftlichen Dinge in der Weife (sic) einmohne, daß vollgültig und unverrüdt 
bleiben die Schlüffe, welche die heilige allgemeine Kirchenverfammlung zu Konſtanz in der vier: 
ten und fünften Seflion über die Autorität der allgemeinen Concilien faßte, welche von dem 
apoſtoliſchen Stuhle gebilligt, auch felbft durch der roͤmiſchen Päpfte und der ganzen Kirche 


ſtillſchweigende Anerkennımg (usu) beftätigt und ſtets von der Gallikaniſchen Kirche Heilig 


bewahrt wurden; daß auch vie Gallifanifche Kirche alle Beſtrebungen misbilligt, welche dahin 
gehen, diefe Sagungen zu entfräften und jene Ausfprüce des Eonciliumd etwa auf die Zeiten 
des Schismas zu befchränfen ; 3) daß alfo die Anwendung der päpftlichen Gewalt durch bie befte= 
benden, vom göttlichen Geiſte eingegebenen und durch vie verehrungsvolle Anerkennung ber 
ganzen Chriſtenheit geheiligten kirchlichen Satzungen befchränft fei; daß ebenfo Die Orundfäge, 
Gebräuche und Emrichtungen, welche im Königreihe und in der Kirche von Frankreich anges 
nonmen_ find, unverbrüdlich beobachtet werden müſſen, ohne Verrückung diefer ſchon von 
unfern Bätern gezogenen Orenzlinien; und daß e8 ber Größe des römiſchen Stuhls zieme und 
förderlich fei, daß die Statute und Gewohnheiten, welche unter Beiflimmung defjelben und durch 
bie Einwilligung ver Kirchen ſich befeftigien, ihre Gültigkeit behaupten; 4) daß auch in Sachen 


des Blaubens der Papſt einen vorzüglihen Antheil habe, und daß feine Decrete alle und jebe 


befondere Kirche angehen (pertinere), daß jedoch fein Urtheil nicht unfehlbar und unabänder: 
lid (irreformabile) fei, bi8 der Conſens der Kirche hinzukommt.“ 

V. Die im erften dieſer vier Artikel ausgefprochene felbfländige ſouveräne Gewalt des 
Staates und feine darin enthaltenen Hoheitsrechte über die Kirche und die Ausſchließung aller 
geifllichen Verletzungen weltlicher Mechtöverhältniffe irgendeiner Art wurden fpäter Immer 
vollſtaͤndiger ausgebildet. Vorzüglich gehören hierher die Ianvesherlihe Genehmigung (dad 
placitum regiam) und die frühzeitig in der franzöſiſchen Jurisprudenz ſehr ausgedehnten Ein- 
ſchreitungen und Recurſe über Misbräuche der geiftlichen Gewalt (appels comme d’abus). 
Über fie enthält insbeſondere auch das zum Concordat von 1801 erlaflene organifche Statut 
von 1802, welches, wie dieſes Concordat felbft, vie weltlichen Rechte noch vermehrte, ſehr 
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umfaflende Beftimmungen. Zum Theil werben viefe Misbräuche als Verbrechen beſtraft, 
namentlich auch nach den Art. 199 — 208 und 378 des Code pénal. In der Regel gehen 
ſie an den Staatsrath und werden von dieſem entweder im adminiſtrativen Wege erledigt 
oder an die Gerichte gewieſen. Sie begründen einen die höhere und niedere Geiſtlichkeit contro⸗ 
lirenden Schutz gegen alle und jede Willkür in Verwaltung ihrer kirchlichen Auiter. 

Die koͤnigliche Genehmigung, ohne welche keine kirchlichen Geſetze und, nach den erſten 
Artikeln jenes Statuts von 1802, feine päpſtlichen Verfügungen oder Concilienſchlüſſe ange— 
nommen, bekannt gemacht, gedruckt und angewendet und keine Agenten auswärtiger Behörden 
oder ihre Thätigkeit zugelaſſen werden dürfen, gibt der Staatsregierung das Recht und die 
Möglichkeit, zu prüfen, ob nicht Die beſtimmten Maßregeln ven im Staate angenommenen kirch⸗ 


lichen Gefegen oder den Geſetzen und Interefien des Staates wiberfprehen. Es war übrigens 


dieſes Recht des Placht, mit Ausnahme Englands, Amerikas und neuerlich Belgiens, jeht faft 
in allen Staaten und in gleicher Ausdehnung, jowie aud von den Fatholifhen Ranoniften 
anerkannt. 35) Und aud dem Mechte, vermöge ver Stagtöhoheit einem Gejete, einer Einrich⸗ 
tung, einer Mijiion, meil fie als dem Staatsintereffe widerſprechend erſcheint, das Placet zu 
verweigern, folgt natürlich auch dad Recht, das früher erteilte bei veränderten Verhältniſſen 
und Überzeugungen zurüdzunehmen, ſoweit nicht Grundverträge dadurch verlegt werden. 

Die Verfolgung wegen Misbranch gibt der Staatsbehörde bei jener Ausübung geiftlicher 
und firhliher Functionen auf erhobene Beſchwerden im Namen des Staates oder von Pri- 
vaten das Recht, zu prüfen, ob die geiftlihe Handlung den in dem Lande recipirten Firchlichen 
Regeln und Gefegen oder dem Staatögefehe widerfpricht und ob jie irgend bie Öffentlichen Rechte 
gefährbet, oder willfürlich die Gewiſſen beunrupigt, oder die Nechte, die Ehre, ven Frieden der 
Bürger und ver Familien — die der Kirchenmitglieder felbft oder anderer Bürger — cumpro= 
mittirt. So werden denn bei dieſer Auspehnung jelbft die Verwaltung und vorzüglich Die Ver- 
meigerung der Saframıente, z. B. der Sterbefaframente, oder ber Einjegnung bei gemifchten 
. hen, ja auch die Lehrfäge der kirchlichen Behörden, ebenfo wie Ausſchließungen und Straf= 
verfügungen, vorzuglid, auch Abfegungen gegen Kirchenbeamte, insbeſondere aud) die Regle⸗ 
ments und die Lehren und Handlungen in den geiftlihen Seminarien, als Öffentlichen Erzie= 
hungshäuſern, Gegenftand der Recurfe und des Ginfchreitend der Staatsbehörde. 6) Auch Die 
übrigen Staaten behaupten ein Aufſichts- und Schugrecdht gegen Misbräuche der geiftlichen und 
tirhligen Gewalt. Nur ift es felten jo genau in der Ausdehnung wie in den frangöfifchen 
Geſetzen beftimmt. In der öfterreihifchen nieverlänbifchen Provinzen jedoch beftand daſſelbe und 
das königliche Placet grunngefeglih und aud der Ausübung nad, insbefondere unter Maria 
Thereſia, in gleich großer Auspehnung wie jegt in Sranfreih.37) 

Zur Geſchichte der neuern politiihen und kirchlichen Reaction und der neuen Allianz de 
weltlichen und geiftlihen Despotismus und Ariftofratiöinus gehören Die verjchievenen Unter⸗ 





35) Sauter, $. 286., 

36) Über diefes Recursrecht ift vorzüglich auch zu vergleichen der Artifel: Des rapports de l’eglise 
avec l’etat particulierement en France in ber Revue £trangere et frangaise von Fölix, Serie Il, 
Nr.3,4,5. Eine fehr geiftvolle Verteidigung des organlfchen Gefeges von 1802 und der großen 
franzöflfchen Ausdehnung des Plaret und ber appels comme d’abus au prince enthalten auch die 
Observations sur les libertes de l’eglise belgique (Brüffel 1827). Bol. auch Befiel, Rechtsgrund: 
fäße in der erzbifchöflichen Streitfadye (Branffurt a.M. 1888). Sogar gegen den Schluß einer Synode 
caffirte einft der Kaiſer Konftantin die Abfegung des Biſchofs Athanaftus. Art. 6 des vrganifchen 
Statuts von 1802 lautet wörtlih: „Il y aura recours au conseil d’etat dans tous les cas d’abus 
de la part des superieures et autres personnes ecclesiastiques. Les cas d’abus sont l’üusur- 
"pation ou lexc&s de pouvoir, la contravention aux lois et reglements de la republique, l'in- 
fraction aux regles consacrees par les canons regus en France, l’attentat aux libertes, fran- 
chises et coutumes de l’eglise gallicane et toute entreprise et procede, qui dans l’exercice du 
culte peut compromettre l'honneur des citoyens, troubler arbitrairement leurs consciences, 
degenerer en oppression, en injure ou en scandale publique.’ Nach dem Decret vom 4. April 
1005 wurben die 36 Artifel diefes organifchen Statuts zum Concordat nad) dem Mitwiffen des Papftes 
publicirt. 

37) ©. die Beweife in den citirten Observations, S. 19 fg. Die Fürften mußten ſchon durch 
die Grundverträge ber Joyeuses entröes ihren Unterthauen verfprechen: „Nous promettong, que 
nous defendrons notre pays et ses habitants contre les injustes pretentions au sujet des juris- 
dictiong ecclesiastiques.” Observ., &. 25. Wie ausgerehnt in Spanien das Recht des föniglichen 
Placet und des föniglichen Schuges gegen Misbrauch geiftlicher Gewalt, felbf gegen päpftliche Ver⸗ 
urtheilung von Schriften gefeßlidh begründet war, darüber |. A. Müller, Der Erzbifchof von Köln, 
©. 48. ©. überhaupt das oben eitirte Werk von Laurent. 
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drüdungen diefer Beflimmung zum Schutz bes Staates und der kirchlichen Freiheit in den ver⸗ 
ſchiedenen Staaten und namentlich in den neuern Concordaten. Laurent beweiſt vortrefflich 
ihre Verderblichkeit. Abgeſchmackt iſt es jedenfalls, wenn kurzſichtige Liberale zu ihren Günften 
die gewöhnlichen Argumente gegen die polizeiliche Cenſur gegen Privatſchriftſteller und gegen 
polizeiliche Beihränkungen unbedeutenver Privatgeſellſ chaften benutzen wollen. Die Hierarchie 
iſt eine ungeheure organifirte Macht und noch dazu eine auswärtige Macht, ihre fogenannte 
Freiheit aber befleht in ver Unbeſchränktheit und despotiſchen Übermacht der päpſtlichen Regie⸗ 
rung und ihrer Vaſallen, in ver Uinterbrüdung ver Freiheit der kirchlichen Staatsbürger und 
in der Verlegung der Stantögefeggebung. Die Schupmittel für bie Freiheit und das Mecht der 
bürgerligen Gejellihaft und ebenjo auch ihrer Glieder, welche der Kirche gewöhnlich unfrei- 
willig ſchon durch die Geburt angehören, Schugmittel gegen die in Form Öffentlicher Autorität 
und Gewalt auftretenden Acte und Öffentlichen Verkündigungen diefer gewaltigen auswärtigen 
Macht find wahrlich nöthig und löblih. Sie find gewiß nicht mit unnöthigen polizeilichen 
Beſchränkungen der Freiheit einzelner Privaten und weniger einflußreiher, im Nothfall 
leicht alsbald unſchädlich zu machender Privaigejellihaften zu vergleichen. 


Bei genauerer Betrachtung aber wird man freilich einräumen müffen, daß Die Grenzen für. 


die Staatöhoheit bei viefem Placet und bei dieſen Berfolgungen wegen Misbräuchen fo unbe: 
Rimmt find, daß die Negierung durch willfürlihe Ausübung berfelben die Selbſtändigkeit ver 
"Kirche und der firhlihen Olaubend- und Disciplinargejepgebung zerftören Tann. Und ſehr 
natürlich müfjen ſolche Staatöhoheitsrechte befonders Kirchengefellihaften, weldhe einem Re⸗ 
genten von abweichendem Glauben unterworfen find, Beforgnifle einflößen. Und doch koͤnnen 
fie als Staatsrechte feinem Regenten verweigert werden. Derfelbe hat als folcher Feine Reli- 


gion. In Verbindung zumal mit irgend ausgedehnten Einfluffe des Fürſten auf Bezahlung, ' 


Belehnung, Anftellung und Abjegung der kirchlichen Beamten, von welchem in Frankreich nad) 
dem Concordat von 1801 die Bijhdfe ernannt werden, die Pfarrer fogar duch Abjegungs- 
gewalt abhängig find, ferner mit großem Ginfluffe auf die Erziehung und Bildung der Kir: 
chenglieder und der Kirchendiener fünnen ſolche Nechte bei einmal entfiandener Spannung mit 
Recht und mit Unrecht Mistrauen eriveden. Auch werben dieſe Bedenklichkeiten nicht befeitigt 
dadurch, daß, wie Auguſtin ſagt, nur die Glaubensartikel weſentlich zur Seligkeit ſeien und der 


innere Glaube (die interna) nicht durch weltlichen Zwang vernichtet werden könne. So koͤnnte 


höchſtens der einzelne bereits ausgebildete Chriſt für ſich ſelbſt ſich tröften, nicht die kirchliche 
Geſellſchaft, welche ihre Glieder zum Glauben und zum ſittlichen Leben erziehen ſoll und dazu 
eine ganze Reihe äußerer Bedingungen (externa) bedarf. Dieſe aber ſtehen nun unter dem 
Einfluſſe jener ſo ſehr ausgedehnten weltlichen Staatsgewalt. Die Kirchengeſellſchaft darf und 
ſoll alſo auch für ihre rechtmäßigen und nöthigen äußerlichen Verhältniſſe (ihre externa) recht⸗ 
lichen Schutz gegen Willkür Haben. Die Bürger als ſolche müſſen ihn für ihre Kirchengeſell⸗ 
ſchaft fordern. 

Freilich billigen viele Erklärungen der Kirchenväter, der Reichs- und Concilienſchlüſſe und 
viele koönigiiche Geſetze aus den römiſchen und germaniſchen Staaten große Einmiſchung ver 
weltlichen Regierung in alle kirchlichen Verhältniſſe. Aber hier fanden eigenthümliche Verhält⸗ 
niffe flatt; zuerſt pad ver offenbaren Feindſchaft des Staates gegen die Kirche, wobei die Chri⸗ 
fen ſelbſt die Grenze für die Fälle, in welchen ſie dem weltlichen Geſetze den Gehorſam aufkün⸗ 
digen ſollten, un nicht ohne höchſte Noth den Krieg herauszufordern, moͤglichſt eng ziehen 


‚mußten. Später aber fonnten auch die weltlichen Regierungen und Reichsſtände als Glieder 


der einen gemeinfchaftlihen Staatskirche vielleicht Die üfrigen Kirchenglieder repräfentiren, 
ober es konnte vielleicht auch ihre Einmiſchung, wenn fie auch für die gute, freie, rechtliche 
Staatöverfaflung nicht die Regel bilden darf, doch der beſtehenden Verhältniffe und ber Noth 
der Zeiten wegen factifch geduldet werden. Dieje Duldung ˖ konnte endlich vielleicht auch unter 
dem Einfluffe ver häufigen Firchlichen und reichsſtändiſchen Verſammlungen weniger verderblich 
werden. 

Franzoͤſiſche Schriftſteller entſchuldigen den allerdings gefährlichen Winfluß den die welt⸗ 
lichen Behoͤrden ſich ſelbſt nach dem Wortlaute der Geſetze auf die Kirche anmaßen koͤnnten, 
durch zweierlei. Einmal ſagen ſie: Da die Kirche jetzt keine beſondern und allgemeinen Syno⸗ 
den hat und hierdurch der Einfluß hoher und niederer geiſtlicher Beamter nicht in ſteter liberein- 
ſtimmung mit den Bevürfniffen und den Grundgeſetzen der kirchlichen Gefammtheit gehalten 
wird, da ſogar ein außmwärtiger weltlicher, in Die vielfachſten verſchiedenen Intereſſen verwickelter 
Kirgenfürft an ihrer Spige ſteht, ſodaß für die größten Verlegungen der Bürger und ber 


+ 
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Staatsintereſſen Verſuchungen, Aufforderungen und Mittel nur allzu leicht denkbar find, jo 
verlangen unſere Bürger gleich den frühern Belgiern, fo verlangen die Staatsintereſſen auf das 
dringendſte Schuß gegen geiftlihe und papiftifhe Anmaßungen und Misbräude, mie fie die 
Geſchichte jo oftmals zeigte; fle verlangen,.nap wenigſtens die Regierung das Volk gegen geiſt⸗ 
lichen Hochmuth oder Misbrauch in der Kirche vertrete. Sodann fagen fie: Die Behörben, der 
forgfältig zufammengefegte Staatsrath, die öffentlih verhandelnden inamovibeln Richter mit 
Gefhmworenen , dazu die freie Stantöverfaflung und vor allem die freie Preſſe verbürgen 
auch der Geiftlichfeit und der Kirche Schutz gegen despotiſchen und indisereten Bernd jener 
weltlichen Rechte. 

Wir wiffen zur befriedigenden fung diefer ſchwierigſten Aufgabe unferer Zeit, zur Beſei⸗ 
tigung der Misverhältniſſe von Kirche und Staat keine andere Antwort als die, welche wir 
bereits vorlängft dffentlih zu begründen verſuchten. 88) Diefe Antwort Heißt einestheils: 


völlige Breihett von Staat und Kirde und Schule mit freier wechfeljeitiger Unterflügung 


(freilih auch mit ver Freiheit für die politifche Gefellfhaft, Schul: und Untfrriätäanftalten 
aller Art auch ihrerſeits zu gründen und fie dann nach ihren Geſetzen verwalten zu laffen, was 
bei-dem wiſſenſchaftlichen Sinne der Deutfhen vollends jene Gefahr für die Wiſſenſchaften be⸗ 
feitigen würde). Sie heißt anderntheild: naturgemäße freie Verfaſſung jener Vereine, vor 
allem aber von Staat und Kirche, melde Verfaflung Bürgfhaft gegen ven Misbrauch der Frei⸗ 
beit und der Gewalt gibt. Stelle man ſolche Berfaffungen Her; im Staate alſo freie Volks— 
vepräfentation, freie Breffe, unabhängige Gerichte, was heutzutage nur Öffentliche inamovible 
‚Nichtercollegien und in Griminalfahen Geſchworene fein können, in der Kirche aber, was Bel- 
gien zu feinem Schaden vergaß, die altem echt chriftlichen allgemeinern und befondern Synoven 
und die altchriftlihe Theilnahme aller felbftändigen Gläubigen an der Beflimmung ihrer 
gemeinſchaftlichen kirchlichen geſellſchaftlichen Verhältnifie. Gegen gefährlihe Einmifhungen 
auswaͤrtiger Gewalten ſind da beſondere verfaſſungsmäßige Sicherungen genau feſtzuſtellen, 
ebenſo wie gegen rechtewidrige Übergriffe ber Staatd= und Kirchenbehoͤrden. So werben Staat, 
Kirche und Schule in neuer Lebenskraft zeitgemäß erblühen und die Gemüther ergreifen und 
„verebeln; fo werben von felbft in der naturgemäßen gefunden Organifation alle Störungen 
beſeitigt werden und alle fonft gefährlichen Kräfte die rechte Bahn finden. Laſſe man dagegen die 
an fi und vollends für unfere Zeit unnatürlichen gegenwärtigen Verhältniſſe von Staat und 
Kirche befteben, und wahrlich der Arzt foll noch gefunden werben, der die {hun zu Tage 
fommenden und noch vielmehr in der Tiefe gärenden Iebensgefährlichen Krankheiten beſchwoͤrt 
und heilt und ein würdiges, zeitgemäßes, befriedigendes Verhältniß jener drei offenbar aus 
ihrer alten Ordnung getretenen Vereine findet. 

Kann aber der Staat ed nicht dahin bringen, daß die Fatholifche Kirche jene naturgemäße 
und hiſtoriſch begründete freie und nationale Geftaltung annimmt, alsdann darf er aud nicht, 
wie jegt Belgien und die preußifche Negierung , auf die mefentlichen in dem gallifani= 
fen und echten deutſchen Kirchenrecht enthaltenen jura circa sacra (placitum regium, 

KRecurs wegen Misbrauch u. f. w.) verzichten. Man kann nicht ohne Gefahr in hiſtoriſchen 
Zuſtänden die eine Seite (hier alle der katholiſchen Kirche und ihrem auswärtigen Oberhaupt 
von dem Staate zugeſtandenen Vegünſtigungen und Einflüſſe) beibehalten und die andere (hier 


jene hiſtoriſchen Bürgſchaften) aufheben. Unſtreitig aber iſt das, daß nach jenen jetzigen fran⸗ 


zöſiſchen, in Rheinpreußen geltenden Geſetzen die damals ſoviel beſprochenen Schritte des 
kölner Erzbiſchofs — die gegen bie bonner Profeſſoren, gegen den Seminariumsdirector, der 
Zwang zur Anerkennung ſeiner Theſen, ſeine Anwenbung eines nicht genehmigten päpſtlichen 
Breves und feine Verfügungen über die gemijchten Ehen, alle mit wiederholter Zurückweiſung 
ver Befehle der Regierung — ald Gegenftand weltlicher Einfchreitungen und Recurfe, ja zum 
Theil vielleicht ald Vergehen erſcheinen. 39) 

Au überfeben diejenigen , welche Diefe Schritte rechtfertigen wollen, ſelbſt abgefehen von 
dem allgemeinen Staatöhoheitörechte, ſehr mefentlihe Hauptmomente. Sie vergeffen, daß die in 
Deutfchland allerdings grundgefeglihe Anerkennung ver Eatholifchen Kirche in dem Staate nur 
der echten Fatholifchen Kirche mit ihren echten recipirten chriſtlich-katholiſchen Glaubens: und 
Berfaffungsgrundgefegen rechtlihen Schuß verbürgt. Sie müffen ſodann ferner vergeflen, daß 
die deutſchen, ficher wenigflend pie preußifchen Univerfitäten, Schulen, Seminarien mit Staats: 


38) Über das rechtliche Berhältnig von bürgerlicher Drbnung, Kirche und Schule (Breiburg 1828). 
39) ©. die angeführte Schrift von Def. 
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mitteln gegründete Staatdanflalten, nicht etma, wie zum Theil bie in Belgien, rein Eirchliche 
Privatanftalten find. Wäre nun aber die Definition, die in der hermeſianiſchen Streitfache ver 
Garbinalflaatsfecretär von dem Katholicismus gab, daß er nämlich „darin beftehe, zu glauben, 
was ber (jeweilige) Bapft glaubt, zu verbanımen, was er verdammt‘, wirklich Die richtige; 
Fönnte wirklich jeder zeitliche Papft und daun auch confequent jeder Erzbifchof und Biſchof in 
feinem Sprengel, obne Nachweiſung des Eeßerifhen Widerſpruchs mit der wahren hriftlichen 
Zebre, inappellabel diefe und jene Lehren und die davon überzeugten Projefloren und kirchlichen 
Beamten verbanımen, durch Abfegungsgewalt die Annahme beliebiger Glaubensthefen auf: 
zwingen; dürfte die Staatöregierung Hier gegen Willfür, Leidenſchaft und Unvernunft Lebens: 
ſchickſal, Ehre und Gewiffensfreiheit ihrer Bürger und der mit ihren Mitteln befolveten 
Beamten der Kirchen und Schulen, die Beamten jelbft ihrer eigenen Inftitute nicht ſchützen. 
alsdann hätte fie nicht mehr einer echten hriftlichen Fatholifchen Kirche, fondern unter ihren 
Namen einem unbenennbaren rein beöpotifhen Vereine, einem Dalailamidmus feine ververb: 
liche Willfür ftaatögefeplich zu garantiren. Alsdann Hätte fie ſich ſelbſt, ihre Staatöhoheit, ihre 
Inſtitute jener auöwärtigen und innern Willfür preiögegeben, ja zu deren Werkzeug gegen ihre 
eigenen Bürger herabgewürbigt und dieje rechtlos machen laffen. *0) 

Man vergleiche aber, um die Verſchiedenheit der frühern und der heutigen Stellungen, der 
Mittel, der Verfahrungsweiſen in religiöfen Streitigfeiten zu würdigen, nur einmal den Kampf 
geiftlicher Berfinfterung und Reaction gegen den berühmten tübinger Profeſſor Reuchlin felbft 
vor der Schwächung der Hierarchie durch Die Reformation und vor der geiltigen Aufklärung 
und Bildung unferer Zeiten mit neuern Ähnlichen Händeln. Auf das furdtbarfte angeklagt, 
ja ſchon verurtheilt von den mächtigften geiftlichen Behörden und Tribunalen zu Mainz und zu 
Köln, finde Reuchlin Schug durd die Prüfungen und Urtheile ver berühmteſten Facultäten in 
Deutſchland und Europa, und wenn auch die parifer Sorbonne ihn verurtheilt, jo muß doch 
zulegt der Papft, ver Öffentlichen Stimme, der Mehrheit wiſſenſchaftlicher Autoritäten und der 
Scheu vor der Berufung an ein allgemeines Boncilium nachgebend, ben freifinnigen Profeflor 
felbft freifprechen. In unferer Zeit hat e8 oft nur eines Winks von Rom oder einem Biſchofe 
bedurft, um Profefloren, ſelbſt hochberühmte und längft bewährte Geiftlihe aus Amt und 
Wirkungskreis zu verftoßen und allen übrigen damit dentlid genug anzuzeigen, was ihrer 
wartet, wenn fie echt chriflliche Grundfätze freier Entwidelung und des Fortſchritts, wenn fie 
die Rechte der Eoncilien und der Landesherren, wenn fie pie Aufhebung ſittenverderblicher Mis- 
brauche gegen ultramontane Herrihlucht, Verfinſterungsſucht und Anmaßung vertheidigen, 
wenn fie vielleicht fich nur falfche, gehäfiige Denunciationen von Jefuiten und Jefuitenfreunden, 
von der familia sacra und dem Brüder: und Schweflernbund zuziehen würden. Nur durch 
Anſchließen an diefe Partei und von ihr war meift kräftiger Schuß und Förderung zu hoffen. 
Die Dankbarkeit diefer Partei aber ſowie die bed ihr verbündeten ariftofratifchen Kaflengeiftes 
gegen alle gefällige Nachgiebigfeit des Staates bewährt fich eben jet aufs neue. Wann hat 


auch die Hierarchie und der ihr bienfibare Jeſuitismus, mann hat ariſtokratiſcher Kaſtengeiſt 


jemals eine Conceſſion anders. benugt ald zur Begründung neuer Anforberung, ald zu einer 
neuen Stufe auf dem Wege der Ausdehnung oder Herftellung ihrer Herrſchaft über die Könige 
und Völfer? Die großen Grunpfäge von Maria Therefia und Joſeph aber, daß die ganze 
Erziehung und Bildung bis zum unmittelbaren Eintritte in den geiftlicden Stand, daß nament- 
li Die Univerfitäten blos Sache des Staates feien, hat man in jener unglüdlihen Allianz 
von „Ahron und Altar“ oder von geiftlicher und weltlicher Ariftofratie und Despotie häufig 
ganz vergeflen und Anftellungen und Abjegungen ber Profefloren , Geiftlihen, Schullehrer, 
deren Schickſal und Wirkfamfeit abhängig gemacht von ber Willkür. *1) 

Und welchen Gegenſatz zu dem Schickſale Reuchlin's felbft noch im finftern Mittelalter bildet 
heute das Schickſal der Hermefianer! Hermes hatte als erfter Profeflor ver Theologie zu Mün- 
fer, Dann zu Bonn fletd unangefochten, ja begünftigt von allen Biſchöfen ein halbes Jahr: _ 
hundert unser geiftlider und weltlicher Autorität und allgemein verehrt feine Lehre vorgetragen, 
die Geiſtlichen und Profefioren des Landes gebildet. Da kommt mit feinem Tode zufällig ein 
Wechſel des Biſchofs und von ihm, den Hermes zufällig perſönlich gereizt hatte, eine Denun- 
ciation nach Rom. Und aldbaln, ohne Gehör und Vertheibigung, ohne Nachweiſung einer 
einzigen kezeriſchen Abweichung feiner durch die achtbarſten katholiſchen Gelehrten für fireng 


40) Eichhorn, a. a. O. 1, 558. 44) Über die cheinpreugifchen Verhältniffe in diefer Beziehung 
[. A. Müller, a. a. O., ©. 10, 57 fg. 
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orthodox erflärten Lehre vom echt katholiſchen Dogma, wird der ehrwürdige Mann im Grabe 
befhimpft, feine Lehre und alle die Vrofefforen preußifcher Univerfitäten, alle die vielen Tau: 
ende von Geiftlihen, die von ihr überzeugt find und bleiben, als ketzeriſch verdammt. Diefe 
Tauſende achtbarer Männer find in ber furdtbaren Lage, entweder ihre lebenslängliche treu 
geprüfte Überzeugung und Lehre als verdammungswürbig anzuerkennen und abzufhmdren, 
ober ihren Wirkungskreis, ihr Lebendfchicjal preiszugeben. Auf pie Birte auch nur un Zu- 
laffung zur Bertheivigung und um vollftändige Prüfung erfolgt ſchnöde Zurüdmweifung und 
durch den Mund des Cardinalſtaatsſecretärs jene offlcielle Definition ded Katholicdmug, er 
„beftehe darin, zu glauben, was der (jeweilige) Papſt glaube, und zu verdammen, was er ver- 
damme”. Dir erflaunenswürdigen Thefen des Erzbifchofs, die in feiner Didcefe jeder Profeffor 
und Priefter beſchwoͤren foll, ver nicht abgejegt werben will, fprechen aber für ven Katholictd- 
mus in feiner Didcefe ähnliche pespotifche Anmagung aus. Die adhtbarften Katholiken erklärten 
über ſolche Herabfegung ihrer Kirche ihre Entrüflung. Sie erinnerten daran, daß ver Bapft 
ſelbſt durch die kanoniſchen Geſetze am bie kirchlichen Grundgefege und Goncilienfchlüffe gebun- 
den und ihnen untergeorpnet ift. 42) Sie benrerkten, daß auch Päpfte irrten, und nicht blos, ale 
fie fih für die von Gott eingejegten Herren und Richter der Könige wie der Kirche erflärten, 
welche die legtern abfegen und ihre Interthanen vom Eide der Treue entbinden dürften, ald fie 
bie blutige Keerverfolgung wegen Meinungen und Irrthümern für heilige Pflicht ver Gläubi- 
gen, für das Gebot des Gottes der Liebe ausgaben, als jte die wahre Lehre von dem Gange ber 
Erde um die Sonne für todeswürdige Keßerei erklärten, als fie durch die Bulle Unigenitus 
1713 in übereilter Nachgiebigkeit gegen die Sefuiten und Ludwig's XIV. Hof in den 101 
Sägen des Teftamentd von Quesnel felbit viele Stellen rechtgläubiger Kirchenväter und ver 
Bibel für ketzeriſch verdammten, als ſich endlich mehrmals verſchiedene Päpfte wechſelſeitig als 
ketzeriſch und verhrecheriſch verfluchten. Bürforge für Einheit des Glaubens , foweit fie unter 
ſchwachen und verſchiedenen fterblichen Menfchen und Völkern möglich ift, wünfden auch auf- 
geklärte Katholifen. Aber fie wollen vor allem au Wahrheit und Vervollkommnung. Ste 
finden feine Befriedigung In einem außern Scheine von Einheit und in Maßregeln für dieſelbe, 
welche nicht blos die griechiſche und evangelifche Kirche zur Trennung zwangen, fondern in 
Sranfreih, in Spanien, in Deutihland ſelbſt innerhalb ver, Kirche Millionen zum Abfalle 
führten. Sie glauben, daß nichts mehr der wahren Achtung der katholifhen Kirche ſchaden, 
nicht8 mehr der wahren lebendigen innern Glaubens: und Befinnungseinheit gefährlich werden 
fönne, fowie neue Trennungen oder verberblihen Voltaire fchen innern Abfall und unglückſeli⸗ 
gen Wivderwillen gegen bie Religion felbft in ver Kirche herbeiführen müffe, als unnatürlicher 
formloſer Despotismus, als Abhängigkeit ſelbſt der Gefege und Entſcheidungen über das Heilig- 
thum des Glaubens, je nach mechfelnden Perfönlichkeiten, nah Intriguen, politifchen Intereſſen 
und Leidenfhaften. Sie erinnerten endlich an Die ehrwürdigen Grundſätze, nach melden vie 
Mehrheit ver deutfchen Reichsſtände auf den Reichſtagen von 1523, 1524 und 1526 ſtand⸗ 
Haft erklärten, eine Verurtheilung der als ketzeriſch angeklagten Lehre koͤnne nicht einfeitig 
vom Papſte, fondern nur von einem allgemeinen Concilium ausgehen, eine Erflärung, worauf 
1529 die Evangelifhen ihre Proteftation gründeten. Und dennody wagte die ſchwächliche Regie: 
rungspolitit nicht, den verfolgten Hermeflanern ähnlihen Schuß wie jenem Reuchlin zu ver: 
ſchaffen. Man opferte das Schickſal aller jener Taufende hermeſianiſcher Pfarrer und Pro: 
fefloren der Curie „als eine Goncefflon und zwang fie jelbft von Staats wegen zur traurigften 
Wahl zwifhen Verleugnung und Abfhmwödrung ihrer Überzeugung ober dem Verluſte ihres 
Wirkungskreifes. Welche Wirkungen für die Zukunft, melde Mittel für die ultramontanen 
Bactionen, alle Lehr und Kirchenftellen mit ihrem Creaturen zu befegen und das Volk und die 
Jugend immermehr gegen die Regierung zu fanatifiren, ftch hieran fnüpfen müßten, iſt leicht 
zu ermeflen und in Nheinpreußen bereits erfichtlich. 

VI. Alles dasjenige, was die drei legten der vier franzöftichen Artikel gegen vie päpſtlichen 
Anmaßungen für die Unterorbnung ver Päpfle unter die höhere Gewalt der kirchlichen Ge⸗ 
ſammtheit und ihrer Goncilien fagen, fowie für die Freigelt und Autonomie der befondern 
Kirchengeſellſchaften, bilvet das fogenannte Eyiffopaffoftem. Nach ihm, weiches insbeſondere 

auch die fpanifhen Geiſtlichen, trog ver Verfolgungen ver Jeſuiten und der Inquiltion, muth⸗ 
voll verthetvigten*3), hängt auch alle Gültigkeit jethft von Concilienſchlüſſen wie von päpft- 


42) ©. oben I. und c. 1 und 14. C. 25, qu.1, c. 6, 7,19. C. 25, qu. 2. 
43) Griegoire, Essai historique sur les libertes de l’eglise gallicane, S. 481 fo. 
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lichen Beflimmungen von ihrer freien Anerkennung ab. Den Bifchdfen des Landes fteht bier: 
nad) die Prüfung der Vereinbarkeit mit den allgemeinen und beſondern kirchlichen Orundgefegen 
zu und vorbehaltlich des föniglichen. Placet die Annahme. Dev Bapft dagegen Hat, außer den 
wefentlihen Primatrechten, nur ſolche Rechte anzufprecdhen, bie ihm jede befondere Kirche 


erweislich zugeiteht. In dieſem Sinne vertheinigen diefe von ben allgemeinen Concilten von - 


Konftanz und Baſel fanctionirten Beſchränkungen der päpftlihen Hierarchie auch die beffern 
deutſchen Fatholifhen Ranoniften. **) Sie entſprechen auch ven oben (II.) angegebenen Grund: 
jügen der Urkunden der Hriftlichen Kirche der frühern Jahrhunderte. Sie würden diefen aber 
noch weit mehr entfprechen und ſich annähern, wenn fie vor allem auch bie alte Theilnahme ver 
Briefter und der Laien an den Synoden nicht blos der Grundidee nad, jondern durch zeitgentäße 
Erneuerung der allen Synobalverfaflung auch der wirklichen Ausübung nad fanctionirten. 
Bor allem würde offenbar dieſes heutzutage die Bedingung einer frieblihen und glüdlichen 
Entwidelung der kirchlichen Verhältniffe fein, die Bedingung eines neuen Aufſchwungs allge 
meiner chriſtlich⸗religioöſer Bildung und Gejinnung, ftatt fanatiſchen und politifchen Formen: 
ftreitd. Die Zeiten ver Feudalariſtokratie und ihres Ausfchluffes des Volkes find vorüber. Die 
der Hofkirchen, der ſpaniſchen und franzöfifch-bourbonifchen Allianz der päpftlihen und ariflo- 
kratiſchen Landesgeiſtlichkeit mit der weltlichen Herrſchſucht und ben Hofintriguen, mit der 
Zurückſtoßung des großen Theild des gebildeten Volkes, jelbft aus dem ganzen gefchgggbeten 
Heiligthume der Religion und Kirche, fie follen Hoffentlich auch nicht wiederfehren !- Dad große 
urjprüngliche Recht ver Theilnahme aller Kirchenglieder an der kirchlichen, Befellichaftägemalt, 
wie es auch noch in den gemifchten Goncilten im Fränkiſchen Neiche ausgeübt wurde, konnte nur’ 
vorübergehend von der päpftlicden Ufurpation unterdrückt und nur in Zeiten des fürftlichen 
Despotismus von den Fürſten für dad Volk ausgeübt werden. Ausgeübt wurde es nämlich in 
der That durch Die vielfachen fürftlichen Einwirkungen i in Kirchenſachen, durch ihre Ernennun- 
gen von Bifhdfen und Geiftlihen, wie in Frankreich und Öfterreich, und durch anbered. Der 
Grundtrieb unferer neuern Zeit nach Freiheit, Selbſtbeſtimmung, vernünftiger Überzeugung 
und Forſchung Hat ji in dem Streben nad freier Repräſentativform wieder nıit ver gemein 
ſchaftlichen Ordnung und Einheit organifch-verbunnen. Die Religion und Kirche foll mie das 
bürgerliche Gemeinmefen, wie ver Waffendienſt, das Gericht, vie Gemeinde und vie Standſchaft, 
ſoll mie die ganze höhere Cultur überhaupt wieder Gemeingut der Gefamnitheit werben. Und 
dieje Geſammtheit bedarf dieſes wahrlich heutzutage, un nicht in gemeinem Materialigmus 
unterzugeben, um nicht ihr übriges Mitwirken in ber Geſellſchaft von religiöd:moraliichen 
Befege loszureißen; und jie will ed, gottlob! ſoweit ſie nicht in Verdorbenheit over Roheit 
verfunfen ift. Offne man alfo die georbneten Wege, oder man wird erleben, daß ungeorbnete 
betreten werben. Man beeile fich, den aufgeflärten, gebildeten, gefeglichen Freunden der Reli: 
gion und Kirche die offene gefegliche Sprache in kirchlichen Dingen zu geben, ober e8 werben die 
geheim ven Pöbel fanatijirenden Umtriebe und dann rohe fanatiihe Haufen in ben entgegen 
gefeßteften Richtungen das. große Wort ergreifen uud mit ihren fie fanatiſtrenden jefuitifchen 
und jafobinifchen Anftiftern Keuerbrände in unfere friedliche Geſellſchaft ſchleudern. Bon der 
Theilnahme an den gemeinſchaftlichen Dingen fann und fol man unjer Vol nicht ausſchließen. 
Die frühern Formen und Inftitute aber find zu Grunde gegangen. Die vepräjentativen find 
jeßt die einzige Schutzwehr gegen nit mehr haltbaren Abſolutismus und gegen Poͤbeldemo⸗ 


kratie. Der allgewaltige Trieb der Harmonie und die vielfache nothmwendige Verbindung und 


Wehfelwirfung von Staat und Kirche haben außerdem von jeher geforvert und bewirkt, daß 
beide übereinflimmend in ihren gefellfchaftlihden Grundformen ausgebildet würden. Daher 
fordert die heutige ſtaatsbürgerliche NReprafentativform im Staate auch eine freie Repräſentativ⸗ 
form in ber Kirche, gerade fo, wie die weltliche und Firchliche Feudalariſtokratie und dann bie 
weltliche und Eirchliche Feudaldespotie und Öofregierung Hand in Hand gingen. Wehe denen, 
welche den natürlichen Entwidelungdgang in den großen Angelegenheiten dev Menichheit ge: 
waltfam hemmen zu wollen jich vermeffen! Nur Unheil für jie und andere kann die Folge 
davon jein. 

VI. Das chriſtliche Dogma, wie es nad der Offenbarung des Evangeliums die älteften 
chriſtlichen Kirchenväter und die vier erften dfumenifhen Goncilien, von den Evangelifchen wie 
von den Katholiſchen anerfannt, feflftellen, und das Vorbild der chriſtlichen Urkirche mit feiner 
Anerkennung hriftliger Freiheit und brüberlicher Gleichheit, mit dem hriftlihen Hauptgebote 





44) 3. B. Sauter, $. 68, 68, 69, 83, 85, 102, 108—107, 236. ©. aud) ven Art. Entte. 
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immer wachſender Vervollkommnung in Grfenntniß und Liebe, find den beiden Kirchen gemein- 
fhaftlid. In der nad Cultur- und Zeitbedürfniſſen wechſelnden Disciplin für die Kirche, als 
Erziehungsanftalt des fortjchreitenden Menfchengefchlehts, wie ja felbft die Ultvamontanen, 
3. B. ein Walter, die Hriftliche Kirche bezeichnen, laſſe man nur dasjenige fallen, was der Noth 
und der Roheit der Feudalzeit und der Hofdespotie angehört, und ergreife das göttliche Geſetz in 
unferer heutigen Gultur, jo iſt die glücklichſte brünerlihe Annäherung und Wechſelwirkung 
ver beiden Kirchen von felbft gegeben. " . | 

Auf fo glücklichem Wege, in gemeinfhaftlihen frievligen Kortfhritte, in fo glüdlicher 
Löſung der Schwierigkeiten des Nebeneinanderftehens Fatholifcher und evangelifcher Untertha= 
nen beflelben Eatholifchen over evangelifden Fürften befanden wir ung jeit geraumer Zeit in 
Deutfhland. Das Bedürfniß der frievlihften Gejinnung war zehnfach erhöht, da Die neuere 
Zeit jept ungleich mehr Katholifen mit früher ganz proteftantifchen oder Proteflanten mit katho⸗ 
lifchen Ländern verband. und beide Religionstheile überall durcheinander wohnen. Wir Hofften 
endlich alle die entfeglihen Wunden auszubeilen, die ven unglüdlihen Vaterlande feine Jahr: 
Hunderte langen religidfen Bruberfriege und gehäfligen Anfeindungen und Berfolgungen 
geſchlagen hatten. Und was vor allem erfreulid war, gerade in bem Grabe, als wahre 
religiöje Geſinnuug ji mehrte, um fo herzlicher wurde der Friede unter den Gliedern der bei= 
den Schweſterkirchen. i 

itten auf dieſem glücklichen Wege wurden wir plöglih durch Gewitterwolfen an unſerm 

religiöfen und politiihen Horizonte aufgeſchreckt. *5) 


45) Der Berfaffer diefes hat aber ſchon, ehe neuere Ereigniffe allgemeine Beforgnifie über dies 
fen Gegenftand erwecten, vor den großen Gefahren eines falſchen politifchen Syſtems öffentlich ge⸗ 
warnt und an die Schugmittel erinnert, und zwar in der öffentlichen Sigung ber badifchen Zweiten Kam⸗ 
mer vom 31. Juli 1837. (S. die gebruchten Mrotofolfe, Heft IX, ©. 117 fg.) Der Wiederabdruck eini- 
ger Worte aus diefem Vortrage zur Unterftügung ber von ber landſtändiſchen Bubgetcommilfion und 
von der Petitionscommiffton erneuerten und dann aud) von ber Kammer nun zum vierten male faft ein: 
flimmig befchloffenen Anträge auf Bewirkung katholiſcher Provinzialfynoben und anf Abjchaffung des 
Priekercölibate dient vielleicht zur Grläuterung ber gegenwärtigen Ausführungen. „Ich wünfche 
ebenfalls‘, fo heißt es am angeführten Ort, „daß die ſelbſt Durch das weltliche Mecht gebotenen ver: 
fafungsmäßigen Zuſtände der uralten Kirchenverfaffungseinrichtung ber Katholifen, wozu ſich die Re- 
gierung mit andern Staaten vereinigt hat, endlich verwirklicht werden. Ich wünfche, daß überhaupt 
die nöthigen Reformen ftets auf dielem Wege bewirft werden möchten, denn jedermann weiß, baß Die 
Lebensverkiltuifie fich ändern und der Eulturzuftand der Bölfer wechfelt. Die Fatholifche Kicche ift im 
19. Jahrhundert nicht auf demfelben Bunfte, auf dem fie im 11. Jahrhundert war, und fo wirb fie im 
40. Zahrhundert nicht auf dem Standpunfte fein, auf dem wir fie gegenwärtig ſehen. Es muß alfo die 
Tatholifche Kirche, wenn fle fortichreitet und ihr Geift und die Cultur ihrer Glieder ſich entwideln, ent- 
weder zu einer abfoluten Willfürherrfchaft gelangen, ober es muß ein Organ dafein, welches die Grund: 
verfaffung der Kirche in fortwährender Entwidelung und in Übereinftimmung mit der Gefammtüber: 

engung der Kirchenglieder lebendig erhält. Nur fo fönnen gefegliche und wohtthätige Reformen ent⸗ 
Reben, nur fo kann bie Kirche im Genuſſe der Freiheit und der Ordnung bleiben. Es ift ganz natürlich, 
daß da, wo eine pofitive Kirche befteht, wie es die proteftantifche und Fatholifche ift, die Pfarrer und bie 
Religionglehrer auf ven Univerfitäten gewiffe pofitive Grundlagen der Kirche Heilig halten müflen. Es 
muß aber auch nicht die Willfür entfcheiven, nicht die Willfür einzelner Menfchen, fondern die ganze 
Geſellſchaft, und auf diefe gemeinfchaftliche feſte Grundlage haben die fatholiichen Bürger feibft noch 
nach dem Eoneil von Trient ein Recht. Wenn in frühern Zeiten ein Lehrer an der Univerfität wegen 
angeblicher Abweichung von den Dogmen angefochten wurde, dann wurde er nicht willkürlich entfernt. 


: "Selbft die Bannftrahlen fanden ihre Hemmung in der Appellation an das Concilium und in der Mits 


ſprache faft aller deutfchen und europäifchen Univerfitäten. Ich unterftüge nochmals auf das drin: 
gendfte den Antrag der Budgetcommiſfion und der Petitionscommifflon mit einer doppelten Warnung, 
die ich als Volfsvertreter gegen die Regierung auszufprechen habe. Es ift ein doppelter Irrthum, der 
vft wohlmeinende Regierungen, beſonders wohlmeinende Regierungen proteftantifcher Gonfefflon gegens 
über den Katholiken leitet. Diefe glauben, fie fönnen fich mit nichte mehr die Liebe ihrer Fatholifchen 
Untertanen erwerben, als wenn fie fich, wie fle glauben, tolerant gegen ihren Glauben benchmen, oder 


"indem fie die Glaubensbehörden und vielleicht übertriebene GHaubenseifrige machen laffen, was fie 


wollen, die freien Stimmen derjenigen aber, die gegen bie falfchen Auslegungen unb gegen bie An⸗ 
fichten der Kirchenbehörben find, unterbrüden. Die Regierungen glauben ben Danf der Katholifen 
zu erhalten. Ich weiß aber dies nicht blos aus dieſem Lande, fondern auch aus andern Ländern, daß 
man die vielen aufgeflärten Katholiken hierdurch beleidigt, und die Regierungen follten den Muth haben, 
ben Maria Therefia und Kaifer Joſeph hatten, und ebenſo wie fie den Geift der Aufklärung fördern und 
ihn unterflügen, flatt ben Obſcurantismus * vertheidigen und zu ſchützen. Die andere Warnung iſt, 
meiner Anficht nach, noch ernflerer Natur. Wohlmeinende Regierungen und Individuen denken, fie förs 
dern die Religiofltät, indem fie den jirengiten Doymenglauben mit Staatsauterität feithalten und ben 
Aufflärern entgegentreten, welche neuern Anfichten Eingang verfchaffen wollen. Sehr wohlmeinende 
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Im weientlichen lag der tiefere und allgemeinere Grund des Übeld und feiner weitgreifen- 
den Gefahren in der reactionären Hemmung des natürlichen Entwickelungsgangs unfers 
Volkslebens, in der möglichften Unterdrückung feiner zuerſt buch das frühere entfeglide Un- 
glüf, dann durch die Befreiungsfriege und ihre großen Verheißungen lebhaft angeregten 
Beſtrebungen für zeitgemäße Breiheit, für freie politiſche und kirchliche Entwickelung. Bei diefer 
Reaction und in der neuen unnatürlihen Stellung mußte man oft felbft unwillkürlich und 
fortgezogen durch die unvermeidliche Folgerictigkeit, durch die neuen Naihgeber und Bundes⸗ 
geyoflen, denen man fich zumendete, und gereizt durch die oft leidenſchaftliche Begnerichaft frü- 
berer $reunde, weit mebr, ald man früher beabfichtigte, ſtets weiter unterbrüden und zugleich 
Die Freunde des Ruͤckſchritts und der Unfreiheit zu ihrem finftern fanatifchen Betreibe aufregen. 
Man glaubte die alte fiuartifche und bourbonifche Fahne, Thron und Altar, die Allianz des 
weltlihen Abfolutigmus und kirchlicher Reaction fir die fhwierigen weltlichen Stellungen und 
Aufgaben benugen zu müſſen. So wurden die gefunden Kräfte im Volksleben gelähmt, feine 
beften Triebe gehemmt, fraßen, ihrer natürlihen Wirkungen und Ableitungen beraubt, als 
innere Geſchwüre unter jih. Sie kamen theilweife jchon jegt und zwar bald als religiöfer Fana⸗ 
tiömud und craffer Wunderglaube, ald Myſticismus, Muderei, ald ultramontane, hierarchiſch⸗ 
theokratiſche und jefuitifche Brüderſchaften, bald als fanatifcher Servilismus und Obfcurantis- 
mus, bald als revolutionäre Beftrebung oder ald roher Materialismus zu Tage. Dabeinun 
von den Apenninen bis zur Nordſee jene zuerſt im Dunkeln ſchleichenden und ven Boden unter 
minirenden, dann plöglich mit ihrem finftern Werke zu Tage tretenden Jeſuiten, fie, die, ge⸗ 
ſchaffen für päpftliche theofratifche Oberherrſchaft, dieſes Ziel nie aus dem Auge verlieren, vie 
in ihren lieblofen und feidenfchaftlichen, Fein Mittel verwerfenden Beftrebungen für daflelbe die 
Throne wie die Völker opfern, fie, die Urheber des unheilvollen Neligionsfriegs in Deutfch- 
land und Bolen wie des legten Sturzes des ſtuartiſchen mie des bourbonifihen Throns, fie, die 
ſchon einmal wegen ihres den Thronen verderblihen Wirkens aufgehoben, nun durch jenes 
Syſtem wieder hervorgerufen wurden, die endlich mit ihrem fanatifirenden , leivenfchaftlichen 
Getreibe auch in Belgien bereits offen auftreten und in Nheinpreußen das Feuer der Zwietracht 
und des Fanatismus eifrig ſchüren! Iſt e8 zu verwundern, daß fie, nachdem fie und ihre Partei 
bereits ein halbes Menſchenleben hindurch alle für wahre hriftliche Aufklärung und für eine 
freiere Entwidelung ver kirchlichen Berhältniffe wohlgefinnten Männer hemmen und verfolgen 
durften, endlich das Volf für fanatifirt genug Halten, um vie Allianz des weltlichen und kirch⸗ 
lichen Abfolutisnus jegt zur Unterordnung des Staates, feiner Univerfititen und Schulen 
unter bie geiftliche Oberherrfchaft zu benugen? „Thron und Altar‘ fagte man, und fie drehen 
dieſes im altpapiftifchen Sinne nur um in: „Altar und Thron‘. Das bezeichnet faft den ganzen 
Berlauf der Dinge bis zum neueften Wendepunkt in unfern Tagen. MWelder. 

Garantie, Gewäprleiftung. (In völkerrehtliher Hinſicht.) Die völferrechtliche 
Barantie ift die von feiten eines oder mehrerer Staaten vertragsmäßig übernommene Verbind⸗ 
fichfeit zur Sicherung des Beſtandes oder der Anfprüce eines oder mehrerer andern Staaten. 
Weſentlich für ven Begriff verfelben ift ver Abſchluß eines Vertrags zwifchen wenigftend einem 
garantitenden und einem garantirten Staate, indem die auf andern Gründen beruhenden 
Mittel, deren man ji in völkerrechtlichen Verhältniſſen zur Sicherftellung von Zufländen oder 
Forderungen bedient, nicht unter diefen Begriff fallen.) Der Zwed der völkerrechtlichen Ga⸗ 


Menichen glauben dies, und ich fage: fie zerftören dadurch fehr oft bie Liebe zur Religion in taufend und 
aber taufend Semüthern. Woher iſt Voltaire, diefer Todfeind der heiftlichen Religion, auf feine Irr⸗ 
wege geführt worben und felbft in der franzöflfchen Reftaurationsperiode dazu gelangt, in fünf Jahren 
mehr gebruckt zu werben als vorher in funfzig Jahren? Sein Irrwahn und deſſen ſchaͤdliche Wirfung 
twurben hervorgerufen und unterftligt durch die Vereinigung bes weltlichen Abfolutismus und ber welts 
lichen Ariftofratie mit der Geiftlichkeit, durch die Unterbrüdung bes freien Geiſtes und Denfens in 


‚der Kirche. Die Menfchen find auf Abwege gerathen und wegen bes Misbrauchs, den man mit dem 


Blauben trieb, dahin gebradyt worden, den Glauben felbft zu haffen. Diejenigen, welche die Religion 
lieben und achten, follen das Licht des Geiſtes nicht befchränfen.’’ 

Über den Erfolg, den für die Throne jene unglüdliche, das Heilige herabwürbigende Allianz geiſt⸗ 
licher und weltlicher Herrfchfucht für die Stuarts und für die Bourbonen hatte und fehr natürlich zufegt 
fletö wird haben müffen, bedarf es wol feiner weitern Ausführungen. 

1) Dahin gehört z. B. der Eid oder auch im Frieden die Beichlagnahme des Eigenthums fremder 
Staaten oder Gtnatsungehörigen, die Anorbnung vou Sperren und jede Repreflalie und Retorfiones 
maßregel; im Kriege bie Gefangenhaltung von Geifeln u. dgl. 

* Staate-terifon. VI. | 7 
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vantie, die Verfiherung eines anerkannten Rechts, flimmt mit demjenigen ber privatrechtlichen 
Bürgſchaft überein, und wie der Bürge dem Gläubiger zur gewiflern Erreichung dieſes Zwecks 
noch beftimmte Realitäten, wie z. B. Fauſtpfänder, einräumen mag, fo kann died auch von feiten 
des gewährleiftenden Staates durch einftweilige Libergabe von Zeitungen oder Einräumung ge= 
wiffer Bezirke u. dgl. gefhehen. Zwifhen beiden Arten von Verträgen begründet jedoch vie 
Verſchiedenheit der voͤlkerrechtlichen und privatrechtlihen Verbältniffe fehr weientliche Unter⸗ 
ſchiede, ſowol nad den Subjecten als auch hinſichtlich des Gegenſtandes der Verbinplichfeiten 
des Gewährleiſters (Garanten) und hinſichtlich der Mittel, um die Erfüllung dieſer Verbind⸗ 
lichkeiten zu bewirken.2) 

Bei der Bürgſchaft find die contrahirenden Theile Privatperfonen und hiernach einer hoͤhern 
tichterlichen Gewalt unterworfen, mährend bei der völferrechtlihen Garantie die Subjecte de 
betzeffenden Vertrags aus unabhängigen Staaten beſtehen. Auch fegt ber Bürgfchaftövertrag, 
al8 ein acceſſoriſcher, das Dafein eines Hauptvertrags und eine Mehrheit von wenigſtens brei 
betheiligten Subjecten, eines Hauptſchuldners, Gläubigerd und Bürgen, voraus, Die Garan⸗ 
tie dagegen kann von einem Staate gegen einen andern und felbft ohne nothwendige Beziehung 
auf dritte Staaten übernommen werben, wie z. B. in bem Kalle, wenn der Beſtand einer be⸗ 
flimmten Berfaffung durch eine auswärtige Macht gemährleiftet wird. Hier beruht denn auch 
die Verbindlichkeit zur Gemährleiftung auf einem durchaus felbfländigen Vertrage. 

Ihrem Gegenflande und Maße nach ift die acceflorifche Verbindlichkeit des Bürgen viefelbe 
wie diejenige des Hauptſchuldners. Handelt es ji nun bei völferrechtlihen Garantien um 
ſolche poſitive Leiftungen eines Staated gegen einen andern, die auch von jedem andern Staate 
erfüllt werden Eönnen, etwa um vie Zahlung gewiffer Geldſummen, jo kann der Garant die 
Gewähr für diefe Leiftungen in demjelben Sinne übernehmen, wie fie der Bürge gegen den 
Gläubiger übernimmt. In der Regel ift jevod die garantirende Macht zur Hülfeleiftung an 
den in einem anerkannten Rechte verfiherten Staat im Falle der Verlegung veflelben ver: 
pflichtet. Das Maß der Hülfe wird zumeilen ausdrücklich feftgefegt. IA parliber nichts Näheres 
beflimmt, ſo muß der Garant im Nothfalle als verbunden betrachtet werden, zur Erhaltung der 
garantirten Rechte feine Befanınırmacht in die Wagfihale des beeinträchtigten Stantes zu legen. 
Diefer Umfang der Berbinplichfeit wird darum in ven einſchlägigen Staatöverträgen zumeilen 
beſonders hervorgehoben durch die Erklärung des Garanten, daß er „mit allen feinen Kräften‘, 
oder „ſoweit es von ihm abhänge”, für die Gewähr eintrete. Gewöhnlich find alfo die Garan= 
tieverträge eventuell abgeſchloſſene Allianzen, vie für den vorgefehenen casus foederis in Wirk: 
jamfeit treten ſollen, ſowie auch jede Defenfivallianz fihon an fi und meiftend auch in aus- 
drücklichen Worten die Verpflichtung einer gegenfeitigen Gewährleiſtung enthält. 

Was endlich vie Mittel betrifft, um den Garanten zur Gewährleiſtung anzubalten, fo ift 
derſelbe wie in allen völferrechtlichen Verträgen fletö fein eigener Richter und keiner höhern, 
mit zureichenden Zwangsmitteln ausgerüfteten Gewalt unterworfen, wie dies bei dem Bürgen 
im privatrechtlichen Verhältniffe ver Fall if. Wollte nun der die Gewähr in Anſpruch neb: 
mende Staat von fi aus zu Zwangsmaßregeln gegen feinen ſäumigen Garanten ſchreiten, fo 
würde ev Gefahr laufen, zugleich gegen diefen und gegen diejenige Macht in eine feinbfelige 
Stellung zu treten, die feine garantirten Rechte verlegt hat oder fie mit Verlegung bedroht. Auf 
diefe Weiſe würde er alfo Die zur Behauptung feiner Reihte erfornerlihe Macht vielmehr theilen 
und ſchwächen, flatt jie zu vermehren. Immer hängt alfo vie politifhe Bedeutung der völker⸗ 
tehtlihen Garantien von dem guten Willen des Garanten und von feinen fortdauernden In⸗ 
tereffe an der Erhaltung der gewährleifteten Zuftähde ab. Auf der andern Seite werben aber 
aud diejenigen Staaten, die feine ausdrückliche Sarantie übernommen haben, falld jie an der 
Erhaltung gewiſſer voͤlkerrechtlicher Verhältniſſe ein befonderes Intereffe zu haben glauben, zu 
diefem Zwecke gern geneigt fein, ihre Vermittelung und erforberlihenfalld fogar Hülfeleiſtung 
eintreten zu laffen. Ohnehin liegt es felbit bei dem beften Willen ver Garanten, ihre Verbind⸗ 
lichfeiten in vollem Maße zu erfüllen, in ver Natur der Garantieverträge felbft, daß dieſelben 
Häufig ald unwirkſam und täufchend erfheinen müffen. So iſt zwar Elar, daß die Garantie nur 
zum Beſten der garantirten Staaten eingegangen wird, und daß hiernach der Garant nicht be- 


2) Die flaatsbürgerlichen oder Verfaffungsgarantien beziehen fich ſtets auf das Verhältniß der Glie: 
ber eines und beffelben Staates und beruhen nur dann auf einem Bertrage, wenn bie Berfaflung felbft 
einem ſolchen ihre Entftehung verdankt. Sie bieten hiernach weniger als die privatrechtliche Bürgfchaft 
Veranlaſſung zu einer Barallefe mit den völferrechtlichen Garantien. " 
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fugt fein Eönne, ohne Erſuchen oder fogar gegen den Willen ver Betbeiligten einzufchreiten, 
um auf diefe Weiſe feine Verbindlichkeit zur Cinmiſchung in fremde Angelegenheiten und zur 


* Gefährdung der Unabhängigfeit anderer Staaten zu benugen. Darum fönnen au, wenn von 


einer britten Macht die Gewähr eines Staatövertrags übernommen wurde, die den Hauptver⸗ 
trag abfchließenven Theile ſich gegenfeitig von den Verbindlichkeiten deſſelben losſprechen und 
hierdurch dad ganze Verhältniß auflöfen, ohne daß jene dagegen Einſprache zu thun befugt iſt. 
Dagegen ift ed nicht minder gewiß, daß der Garant zu keinem Beiftande verpflichtet fein kann, 
wenn hierdurch den Nechten eines dritten Staates Eintrag geſchehen würde, da in diefem Falle 
fhon von Anfang an das Verſprechen ber Gewährleiftung rechtswidrig und ungültig war. 
Entſteht alfo Streit zwifchen ven bei einem garantirten Bertrage betheiligten Staaten, fo hat 
die garantirende Macht, ehe fle ſich entjcheivet, aud von ihrer -Seite ven Vertrag zu inter: 
pretiren, und diefe Auslegung Tann dann wol mit derjenigen eines jeden der unmittelbar be: 
theiligten Staaten unvereinbar fein. Endlich verfteht es ſich, ba au im Verhältniffe von 
Staat zu Staat das Gebot: Hilf bir felbft! zunachft im Anwendung fomme, und daß der 
Garant ſtets nur ſubſidiariſch zum Beiſtande des in feinem verficherten Rechte verlegten Staates 
verbunden fein könne, wenn diefer zur Behauptung beffelben durch eigene Macht außer Stande 
ift. In ähnlicher Weiſe ift ver Bürge erfi vann zur Zahlung gehalten, wenn zuvor der Gläu⸗ 
biger alle rechtlichen Mittel gegen ven Hauptſchuldner erfchöpft hat. Darum bleibt der garan- 


tirenden Macht zugleich darüber dad Urtheil überlaffen, ob ber ihre Gewährleiftung fordernde 


Staat wirfli feine volle Kraft in Bewegung fee, over ob er fie aus Fahrläfitgkeit, vielleicht - 
auch aus böswilliger Abficht in ſchwierige Verhältniffe mit andern Staaten zu verwickeln drohe. 
Auch von den Ergebniffe viefer Erwägung wird der Garant mit vollem Rechte feine weitern 
Schritte abhängig machen, und fo iſt venn nach allen Richtungen Hin die Wirkſamkeit ver völfer- 
techtlichen Garantien an gar mannichfache, höchft ſchwankende Nückfichten und Bedingungen 
geknüpft: Aus allen diefen Gründen ift es fehr erflärlih, daß die Garantieverträge felbft in 
noch Höhern Grade ald alle andern Arten von Staatöverträgen ſtets als fehr illuſoriſch ſich er- 
wiefen haben, und daß fie überhaupt nur ald der in die Form eines Vertrags gebrachte Aus- 
druck eines momentan vorhandenen politifhen Intereffes mehrerer packfeirender Staaten zu 
betrachten find. Ä 

Alle Rechte und Rechtöverhältniffe, welche Gegenfland von Stantöverträgen find, Eönnen 
unter befondere Garantie geftellt werben. Und wie für die Auslegung der Verträge überhaupt 
neben ihrem wörtlihen Inhalte alle ſonſtigen Umſtände zu berüdfichtigen find, die über ben 
wahren Willen der Gontrahenten zur Zeit des Abfchluffes Auskunft zu geben vermögen, fo gilt 
Dies auch im Völferredhte für dad Verſprechen ver Gewährleiſtung. Beſonders entfcheidend ift 
für die Auslegung der Oarantieverträge die Art und Befchaffenheit ver gemährleifteten Mechte. 
Mit befonderer Berüdfihtigung verfelben laſſen fih hauptſächlich folgende Arten folder Ver⸗ 
träge unterfcheiden : 

1) Einfeitige Gewähr eined zur Zeit der Eingehung des Vertrags beſtehenden Zuſtandes 
eines Staates. Dahin gehört'vie Garantie eines gewiſſen Befigflandes, der Neutralität, einer 
beftimmten Verfafſung u. ſ. w.?) In den beiden erfigenannten Fällen iſt ver Garant bei jevem 
ungerechten Angriffe gegen ven garantirten Staat zum Beiftande für Erhaltung oder Her: 
ftellung des Statusquo verpflichtet. Die Gewähr ver Neutralität wirb jedoch nicht bloß im ein= 
feitigen Intereffe des garantirenden Staates, fondern auch in Intereffe der garantirenden 
Mächte ſelbſt übernommen. Wurde alfo die Verlegung der Neutralität durch einen Angriff von 
feiten des für neutral erflärten Staates herbeigeführt, fo kann fi) zwar viefer letztere feines: 
wegs auf-die ihm verheißene Gewähr berufen, allein gleihmwol koͤnnen ſich die garantirenpen 
Mächte gegenfeitig zur Erhaltung des frühern Zuſtandes für verpflichtet Halten. Immer würden 
fie jedoch in diefem Kalle befugt fein, gewiffe Bürgfchaften gegen fernere Störungen des Frie⸗ 
dens von feiten des für neutral erflärten Staates zu verlangen. Dad Berfprechen ver Barantie 
einer Berfaffung, wenn nicht zugleich die Integrität des Staatsgebiets verfichert wird, kann 
flet8 nur auf das Wefen viefer Berfaflung felbft bezogen und nicht etwa dahin ausgedehnt wer⸗ 
den, daß ber Garant in jeden Krieg ded garantirten Staates, der eine theilweiſe Gebietsab⸗ 
tretung zur Folge haben kann, eintreten müßte. Erſt wenn der Feind feine fiegreichen Kortfchritte 


3) Beifpiele Hiervon ſ. in Martens’ Recueil de traites, I, 471, 546, 595; II, 113, 133; III, 488; 
IV, 19, 469, 475, 541; VI, 588 u. |. w. 
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zur Vernichtung bed Staates ſelbſt und unmittelbar feiner Verfafſung oder wenigſtens zum 
Umfturze dieſer Iegtern benugen wollte, würde ver Garant zum Beiftande verpflichtet fein. 

‚2) Einfeitige Gewähr der Forderung oder des eventuell eintretenden Anſpruchs eined 
Staates, wie 3.8. der Forderung von Gebietdahtretungen, von Zahlung gewiffer Summen, 
ober-Barantie von Familienverträgen und der unter beftimmten Borausfegungen daraus her⸗ 
zuleitenden Anſprüche, namentlich der Succeſſtonsrechte u. ſ. w.) Hier hat ver Garantiever⸗ 
trag den Charakter einer Dffenfivallianz gegen ven die Erfüllung der verficherten Anfprüche 
verweigernden Staat. 

3) Einfeitige Gewähr des zwiſchen zwei oder mehreren Staaten vertragsmäßig feftgeftell- 
ten Rechtszuſtandes durch dritte, nicht unmittelbar betheiligte Mächte. Die Verbindlichkeit des 
Garanten erſtreckt ſich hier im Zweifel nur auf dad auf den Hauptvertrag gegründete Rechts⸗ 
verhältniß der contrahirenden Mächte ſelbſt, ohne zugleich auf ihr Verhältniß zu andern Staa= 
ten bezogen werben zu koͤnnen. °) 

4) Gegenfeitige Gewähr mehrerer Staaten blos unter fih ober auch im Verhältniſſe zu 
britten Staaten. Bei dem Abfchluffe eines Friedens ober eines Ländertauſches zwiſchen zwei 
Staaten ift ed gewoͤhnlich, daß jeder contrahirende Theil vem andern die ihm cedirten Rechte 
garantirt. ©) Diefe Erklärung hat den Sinn, daß jever Staat im Verhältniſſe zu feinen Unter- 
thanen dafür einzuftehen habe, daß nicht von ihrer Seite die Erfüllung ded Vertrags verhindert 
oder erſchwert werde, und dieſes Verſprechen wird dann häufig auch ausdrücklich gegeben. Über- 
Died muß aber jeder ber contrahirenden Staaten für verpflichtet gehalten werben, dafür einzu= 
fteben, daß nicht auf Die von ihm abgetretenen Rechte irgendein dritter Staat aus einem ber 
Abtretung vorhergehenden Grunde befiere Anſprüche geltend machen fünne. In diefer Bes 
ziehung hat alfo die aus der übernommenen Garantie entfpringende Verbindlichkeit große Ahn- 
lichkeit mit derjenigen zur Eoictiondleiftung in privatrechtlichen Verhältniſſen. If der gegen 
feitig gemwährleiftete Vertrag zwiſchen mehr ald zwei Staaten abgeichloffen, fo erſcheint jeder 
derjelben, wie sub 3, zugleich ald Garant der zwischen ven andern contrahirenden Theilen ver= 
tragsmäßig feftgeftellten Verhältniffe. Auch alle Defenfivallianzen fchliegen den Begriff einer 
gegenfeitigen Semwährleiftung in ih, und darum namentlich auch alle Bundesverträge, wo= 
durch mehrere Staaten zu einem Staatenbunde ji vereinigen. Die einfahen Defenfivallian= 
zen können jedoch nur eine Gewähr in Bezug auf die Angriffe beſtimmter Staaten feftjegen, 
während die Bereinigung zum Staatenbunde nicht blos eine gegenfeitige Gewähr der Bundes⸗ 
glieder unter fi, fondern aud gegen jede auswärtige Macht begreift. Überdies enthalten bie 
Bundeöverträge ver legtern Art (Bundesacten) nicht blos Beſtimmungen über die Gewähr des 
Territorialbeſtandes der einzelnen Gliederſtaaten, fondern gewöhnlich auch über die Garantie 
ihrer Berfaflungen. 7) 

Diejenigen Staaten des Alterthums, melche, ohne Aufgeben ihrer Unabhängigkeit, eine 
nähere und dauernde Verbindung abgeſchloſſen Hatten, waren eben damit in ein ſolches Ver— 
haͤltniß der gegenfeltigen Gewährleiftung getreten. Namentlich gilt died von dem griechifchen 
Staatenbunde und jeinen einzelnen Verzmeigungen zu verſchiedenen Perioden. 8) Gemäß der 
ifolirenden Volitik des Altertfums überhaupt richtere fidh die Idee der Garantie hauptjäd- 
lich auf vie Erhaltung einer abgefhloffenen griechiſchen Herrſchaft im ganzen und gegenüber 
den ſämmtlichen Barbarenftaaten. Der Gedanke an eine alljeitige Verpflichtung der Berbün= 
deten zur Erhaltung des Beſitz⸗ und Nechtöflandes jedes einzelnen Gliederſtaates trat je⸗ 
doch noch ziemlich undeutlich in den Hintergrund, ſodaß das Streben nad Hegemonie bald von 
feiten des einen und bald des andern Staates als ſehr natürlich und faum ald bundeswidrig be⸗ 
trachtet wurde. Noch weniger war im Altertbume von einer völferrechtlihen Gewähr in dem 
Sinne die Rede, daß dritte Staaten die Verbindlichkeit zur Erhaltung eines gewiflen Redtd- 
zuſtandes zwifchen zwei oder mehreren andern Staaten übernommen hätten. Diefe Art von 
Staatöverträgen Eonnte erft in Gebraud fommen, ald man ſich mehr und mehr bewußt wurde, 
daß in einem weiten Kreife das Schickſal aller Staaten innig miteinander verflochten ei, und 
daß alfo das Interefie an der Erhaltung eines zwifchen mehreren Staaten vertragsmäßig feft- 


4) Martens, a. a. O., I, 107, 231; II, 91,:95, 663; III, 667 fg. 

5) Martens, I, 107; 1, 667, 683 fg. 

6) In den neuern Friedensfchlüffen, befonders feit ber a ae Revolution, iſt jedoch mei: 
fiens das ausdrückliche Verſprechen der gegenfeitigen Garantie ze efallen. 

7) Martens, IL, 183; IV, 61, 373, 386; V, 349 fg. . ben Art. Adälfger Staatenbund. 
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geftellten Rechtszuſtandes ſich weiter erſtrecke ald auf Die ven Hauptvertrag ſelbſt abſchließenden 
Staaten. Die Entftehung folder Stantöverträge beruht alfo in unſerm Welttheile weſentlich 
auf venfelden Gründen, die mehr und mehr auch die Idee einned europäifchen Staatſyftems 
und der Nothwendigkeit eines politifchen Gleichgewichts hervorgerufen haben. Mit Wahrſchein⸗ 
Iihfeit behauptet man, daß zum erften male von einer ſolchen Sarantie im Briedend- und Al- 
lianztractate von Blois vom 12. Oct. 1505 zwiſchen Ludwig XIT. von Frankreich und Ferdinand 
von Aragonien die Rede war. Beide contrahirenve Theile waren nämlich übereingefonmen, 
ven König von England zu erfuchen, daß er Conſervator ihres Friedens und Bündniſſes werden 
möge. Im Jahre 1508 ahmte man dies nad; im Friedensſchluſſe zu Cambray zwifchen Kaiſer 
Marimilian 1. und König Ludwig XU., Indem man fi) darüber vergliä, daß die Fürſten des 
Dentſchen Reichs die Conſervatoren bes Friedens fein und die Garantie feines Inhalts über- 
nehmen follten. Später wurde der Weftfülifche Friede als die eigentliche Baſis des politifchen 
Gleichgewichts in Europa betrachtet und Franfreih und Schweden übernahmen die Garantie 
veffelben. Dies geihah alfo von feiten verjelben Mächte, die den größten Vortheil daraus ge⸗ 
zogen Hatten und die im Gefühle der Stärke, die ihnen ihr Gewinn verichaffte, bie erften waren, 
melde im Weften und Nordoſten durch ihre ehrgeizigen Entwürfe und Eingriffe den neu be= 
gründeten Mechtözuftand wieder aufs Spiel ſetzten. Bon jegt an und feit Richelieu die Noth- 
wendigkeit beftändiger Legationen zmifchen den europäifhen Hauptmächten, ſtatt der frühern 
blos zeitweifen und gelegentlichen Unterhandlungen, erfannt und eingeführt hatte, als fonach Die 
Grundlage eines vielfeitigern diplomatifhen Verkehrs gefhaffen war, jah man ſich bei dem Ab⸗ 
ſchluſſe von Staatöverträgen, namentlich von Frievensfhlüffen, immer häufiger nach beſondern 
Garantien von außen um. Schon ver Umſtand, daß dies geſchah, war indefjen ein Beweis, wie 
man ein politifches Gleichgewicht der Staaten nur als eine Möglichkeit und als eine Korderung 
der Politik anſah, ohne es noch in einem beftimmten pofltiven Rechtsverhältniſſe thatfächlich für 
verwirklicht zu halten. Wäre dies der Ball geweien, fo hätte man nicht fo eifrig einzelne und 
befondere Garantien fi zu verfchaffen gefucht, ſondern füglih auf das gemeinfame Interefle an 
der Erhaltung eines ſolchen nölferreihtlihen Zuftandes vertrauen mögen. 

Um den Inhalt und die Bedeutung vöolkerrechtlicher Gemwährleiftungen veutlicher erkennen 
zu laſſen, mag bier noch auf einige der wichtigften einfchlägigen Staatöverträge der neuern Zeit 
bingewiefen werben. Befonders merkwürdig in der Gefchichte ver Garantien Hi die Pragma⸗ 
tifhe Sanction Kaiſer Karl's VI. vom Jahre 1713, feierlich proclamirt am 6. Der. 1724, nad 
ihrer Annahme durch die öfterreichifchen, böhmifchen, fchlefifchen und ungarifchen Stände. Bon 
da an bis zum Sabre 1735 fcheute Karl VI. in feinem gutmüthigen Glauben an Staatöverträge 
und Fürftenwort feine Mühe und keine Opfer, um feiner weiblichen Nachkommenſchaft bie 
Thronfolge durch alle europäifchen Großſtaaten garantiren zu lafien. Es braucht hier nur 
daran erinnert zu werben, wie gerade diejenigen Mächte, die fi dad Verſprechen ver Gewähr: 
leiſtung am theuerften hatten bezahlen Iaflen, die gefährlihften Gegner Maria Therefia's wur- 
den und wie diefe die wahre Garantie nur darin fand, worin fie von Anfang an hätte gefucht 
werben ſollen, in der Kraft und im Muthe ihres Volkes. 

Der bekannte Barrieretractat vom 15. Nov. 1715, welcher Holland, als der Schugmauer 
gegen Frankreich, theild das ausſchließende, hauptſächlich aber dad mir Ofterreich gemeinfchaft- 
lich auszuübende Befagungsreht in mehreren Feſtungen der Öfterreichifchen Niederlande ein= 
räumte, war ein Vertrag von gemijchter Natur. Oſterreich follte gegen Frankreich die Bar: 
tierefeftungen gemeinfchaftlich mit Holland vertheidigen und überbied in Verbindung mit biefem 
Staate an der Aufſtellung eined Truppencorp8 von 3O— 35000 Mann theilnehmen. Hier: 
nad erfcheint es alfo als Garant Hollands dem franzoͤſiſchen Reiche gegenüber. Zugleih wurde 
aber durch den Barrieretractat auf öfterreihifchem Gebiete eine Staatäfervitut zum Beften Hol: 
lands begründet, da demſelben außer dem Beſatzungsrechte In den Feſtungen aud die Befugnip 
zugeſtanden wurde, im falle eines Kriegd eine gewiſſe Vertheidigungslinie an ber Demer zu 
befegen und die Schelbe zu Überſchwemmungen zu benugen. Diefer Vertrag erzeugte, wie es 
nicht anderd möglich war, eine Dienge Streitigkeiten und kam ſchon feit ver Mitte des 18. Jahr: 
hunderts nicht mehr zur vollftändigen Erfüllung. Im Jahre 1781 wurde er durch Joſeph II. 
einfeitig aufgehoben und die Schleifung der Barrierefeftungen angeoronet und vollzogen, kurze 
Zeit vorher, als die Heere der franzöfifchen Republik in die Niederlande einbrachen und als 
I Erfüllung des Vertrags vieleicht zum erften male von beveutenderm Nugen Hätte fein 

nnen.“ 

Der bourboniſche Familienvertrag, zwifchen Frankreich, Spanien und Sicilien am 15. Aug. 
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, 1761 abgefchloffen, garantirte in den Art. 2 und 21 nicht blos ven drei contrahirenden Mäd- 
ten ihre näher. bezeichneten Befigungen,, ſondern verſprach auch allen übrigen Fürſten des bour⸗ 
boniſchen Hauses bei jeder Gelegenheit Hülfe und Beiſtand. Diefer im Geifte des engherzigſten 
Familienintereſſes und Familienſtolzes abgeſchloſſene Vertrag zeigte beſonders deutlich, wie 
wenig man noch zur Idee des Volksſtaats und der nationalen Politik ſich erhoben hatte, und wie 
ber-Staat als das bloße Pertinenzftüc des regierenden Hauſes betrachtet wurde. ALS einzig heil⸗ 
ſame Frucht des Traetats möchte etwa die gemeinſchaftliche Theilnahme Frankreichs und Spa⸗ 
niens an dem nordamerikaniſchen Unabhängigkeitskriege bezeichnet werben koͤnnen. Die fernere 
Haltloſigkeit deffelben zeigte. fih aber bald darauf in dem Frieden und Allianztractate, ven 
Spanien mit der revolutionären Regierung Frankreichs abſchloß. 

Nirgends war die Zahl ver übernonmenen und ver gebrochenen Garantien größer ald in 
dem heillofen Spiele mit Tractaten, das die Zerftücdelung Polens einleitete und begleitete. Am 
merkwürdigſten erſcheint hierbei der Vertrag Preußens und Polens von 29. März 1790. Als 
enblich die rei Mächte das im Namen der heiligen Dreieinigfeit begonnene Werk der Vernich⸗ 
"tung vollendet hatten, garantirten fie fi ebenfo förmlich Die gemachte Beute, als jie nad) der 
erften Theilung den Befigfland Polens verfigert Hatten und fich den ihrigen dutch Polen hatten 
verfichern lafien. Aber auch ihr letzter Barantievertrag hatte feine größere Bebeutung als die 
frühern, wie dies die Vergrößerung Rußlands mit einem Theile non Preußifch- und von Öfter- 
reichiſch⸗Polen infolge ver Friedensſchlüſſe von Tilfit und von Wien bewies. 

Die am Wiener Gongrefle verfammelten Mächte hatten in ihrer Erklärung vom 20. März 
1815 der Schweiz die Anerfennung und Bewährleiftung einer immerwährenden Neutralität 
verheißen. Nachdem die Schweiz am 27. Mai veflelben Jahres diefer Erklärung beigetreten 
war, wurde nach Beendigung bes lebten Kriegs gegen Napoleon die förmliche Urkunde darüber 
am 20. Nov. 1815 audgefertigt. Somol in jener Erklärung als in dieſer Urkunde wird aus⸗ 
drücklich hervorgehoben, daß die „Anerkennung der Neutralität und Unverlegbarfeit der 
Schweiz fowie ihre Unabhängigkeit von jeden fremden Einfluffe dem wahren Intereſſe aller 
europäifhen Staaten entſpreche“. Schon nad der Rückkehr Napoleon's aus Elba und un= 
mittelbar nach der Anerkennung der Neutralität ließ man — freilich mit Zuftinnmung der Gan- 
tone — durch einen Theil des ſchweizeriſchen Gebiets Truppen gegen Frankreich marſchiren. 
Hiernach ſah man ſich ſchon in der förmlichen Gewährleiftungsurfunde vom 20. Nov. 1815 
zur Grflärung veranlaft, „vaß auf die Ereigniffe, vie diefen Durchmarſch herbeigeführt, Feiner: 
let ven Rechten ver Schweiz Hinfichtlich ihrer Neutralität nachtheilige Folgerung gegründet wer⸗ 
den koͤnne.“ Ahnliche Nüdfihten haben die fünf Großmächte im Londoner Vertrage vom 
15. Nov. 1831 die ewige Neutralität des Königreichd Belgien verjichern laffen. 

Dem Begriffe und Wefen eined Staatenbundes gemäß haben fih nad ven Bunbedacten 
bed Deutſchen Bundes, der ſchweizeriſchen Eonföberation und der nordamerikaniſchen Union bie 
fämmtlihen Bundesglieder in gleicher Weiſe die Unverlegbarfeit ihres Beligftandes ſowol un⸗ 
ter fich felbft ald gegen dad Ausland garantirt. Was vagegen vie Gewähr der Verfaffungen 
der einzelnen Gliederſtaaten betrifft, fo- finden abweichende Beftimmungen flatt. Die deutſche 
Bundeöverfammlung ift nur auf beſonderes Anfuchen eines Bundeöglieds zur Übernahme ver 
Garantie feiner Berfaffung berechtigt und erhält dadurch die Befugniß, ſolche zu übernehnen. 
Da der Bund in der That, trog der anerkannten deutſchen Nationalität, doch juriſtiſch nur ale 
ein rein völferrechtlicher abgefchloffen wurde (ſ. Deutfcher Bund), fo if natürlich die erbetene 
Garantie eine rein volkerrechtliche. Auch außerdem hat ſchon durch Art. 13 der Bundesacte 
der Bund ſelbſt die ebenfalls völkerrechtliche Garantie für die Exiſtenz, aljo für die Entſtehung 
und den Fortbeftand einer landſtändiſchen Verfafiung übernommen, die natürlich ebenfalls rein 
völferrechtlich ifl. Diefe Garantie beftimmt Art. 56 der Schlußacte in Beziehung auf Auf: 
hebung oder Veränderung landſtändiſcher Verfaflungen dahin, daß die in Wirkſamkeit beſtehen⸗ 
den Verfaſſungen nur auf verfaſſungsmäßigem Wege geändert werden dürfen. Bei der leider 
überall Hifkorifch vorliegenden Tendenz der Einwirkung der fürftlichen Bundesgeſandtſchaften, 
in Beziehung auf die Verhältniife veutfcher Volksrechte zu den Regierungen nur den Interefien 
der legtern zu huldigen, erhielten vie Landſtände und landſtändiſchen Gorporationen bisher gar 
feinen Schuß, ſelbſt nicht gegen vie empoͤrendſten Zerſtoͤrungen ihrer Rechte. Sie wurden ſelbſt 
ausdrücklich, wie z. B. die hannoveriſchen, die kurheſſiſchen Stände, zurückgewieſen, ſogar 
unter dem Vorwand, daß ſie incompetent, nicht einmal zur genügenden officiellen Anzeige des 
Garantiefalls competent ſeien; wogegen die neuern hannoveriſchen und die kurheſſiſchen Ge⸗ 
ſchichten zeigen, wie zu Gunſten ver Fürſten ſelbſt von Bundes wegen die gültigſten Verfaſſungs— 
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rechte des Volkes umgeflürzt wurden. Bel viefer Lage ver Dinge kann natürlich auch die Ber- 
faffung8garantie durch beſondere Bundesſchiedsgerichte fein Vertrauen und keinen wirklichen 
Schuß begründen, ebenfo wenig die vorgefthlagenen neuen, natürlich ftet3 vom Bunde abhän- 
gigen und in feiner Richtung eingerichteten, wie das im Jahre 1834 bereits errichtete und ſtets 
tobt gebliebene. Keine für einen wirflihen Schug ihrer Landesverfaſſungen treu beforgten 
Stände werden deshalb jemals irgendein Souveränetätsreiht ihres Staates und ihrer Landes⸗ 
verfaflungen für irgendein Bundeögericht opfern ober Diefeß annehmen, folange nicht vor allem 
durch eine Reform ver Bunvdesverfaflung eine Garantie für unpartelifche Auffaffung und Be- 
fdügung der Volksrechte gegeben ift. Art. 1 des ſchweizeriſchen Bundesvertrags vom 7. Aug. 
1815 enthält die ausdrückliche Beftimmung der gegenfeltigen Gewährleiſtung der Berfaflungen 
für fämmtliche fouveräne Cantone. Hiernach mußten denn die einzelnen Verfaffungsurfunden 


der Tagfagung erſt zur Anerkennung vorgelegt werden, ehe fie als gültig und wirkſam zu be= 


traten. Endlich garantirt die nordamerikaniſche Bunbesverfaflung vom 17. Sept. 1784 in 
Art. 4 jedem Slieverflaate eine republikaniſche Verfaffungsform. 
Es verſteht ſich von felbft, daß jeder Staatenbund ald ein Ganzes und als vöͤlkerrechtlicher 
Berein Garantien übernehmen und daß ihm von andern Staaten Garantie geleiftet werden 
kann. Verſchieden find aber wieder die Beftimmumgen über das Garantierecht der einzelnen 
Bereindftaaten. Während der deutfchen Reichsverfaſſung war daſſelbe Gegenfland vielfacher 
Streitigkeiten und namentlich beftritt e8 der Kaiſer den Reichtſtänden in den über Religion: 
ſachen abgeichloffenen Verträgen. Gleichwol ſchloſſen die Neihsftänne Häufig Gurantieverträge 
fowol unter ſich als mit auswärtigen Staaten, und nachdem ihnen einmal 6. 2 des Art. 8 des 
Osnabrũckiſchen Friedens dad Recht des Kriegd und Friedens eingeräumt hatte, Eonnte jene 
Befugniß, foweit die Garantien nit gegen Kaifer und Reich oder gegen die wohlermorbenen 
Rechte anderer Reichsſtände gerichtet waren, nicht ferner in Zweifel gezogen werben. Unter 
berfelben Borausfegung, daß nicht die Ausübung des Garantierechts dem Bundeszwecke und 
den Bundespflichten zuwider laufe, fteht daffelbe den deutſchen Bundesgliedern wie überhaupt 
da8 Vertragsrecht auch gegenwärtig zu.) Da indeſſen kein Bundesglied als foldhes zu Anz 
grifföfriegen berechtigt ift, fo Fönnen natürlich) diejenigen Garantieverträge, die ven Charakter 
von Offeniivallianzverträgen haben, von feiten ber einzelnen deutſchen Bundesſtaaten nicht 
rechtsgültig abgefchloffen werben. Weit beſchränkter iſt nach der Bunbesrerfaflung der Schweiz 
das Vertragsrecht ver Cantone, da nad Art. 8 der Bundesacte und den Darauf bezüglichen 
Tagſatzungöbeſchlüfſen alle Verträge mit auswärtigen Staaten, die nit Militärcapitulationen 
oder rein Öfonomifche oder polizeiliche Begenftände betreffen, der Genehmigung der Tagfagung 


unterliegen. Nur ſolche Garantieverträge, wodurch fi ein Santon die auch von ber Eidge⸗ 


noflenfchaft anerkannten Rechte einfeitig gemährleiften läßt, ohne eine Gegenverbindlichkeit zu 
übernehmen, würden der Natur ver Sache nach felbft ohne Sanction ver Tagfagung als rechts: 
gültig betrachtet werden müflen. Art. 1 der nordamerikaniſchen Conſtitution verbietet ven ein⸗ 
zelnen Bereindflaaten den Abſchluß von Bünpniffen und Confoͤderationen unter fih und Hat 
das ganze Vertragsrecht mit auswärtigen Staaten dem Gongreffe übertragen. Da nun leicht 
die Erfüllung jeder Art von Garantieverträgen, wenigftens in ihren Folgen, den einzelnen 
Staat und mittelbar ven Staatenbund in Zerwürfniffe mit vem Auslande kürzen kann, fo hat 
die norbamerifanifche Bundesverfaſſung auf die umfaffennfte Weife für pie Sicherheit des Ge⸗ 
fammtvereind Sorge getragen. 

Die Bedeutung der Garantien im Stantenbunde ift natürlich zum großen Theile durch Die 
ber höchften Bundesbehörde eingeräumte Executivgewalt bebingt. Auch in dieſer Beziehung 
Iaffen ſich verſchiedene Abftufungen bemerken. Die Befugnifje der ſchweizeriſchen Tagſatzung 
hinſichtlich der Organifation und der Verwendung der einzelnen Milltärcontingente reichten 
weiter ald diejenigen der deutſchen Bundesverſammlung, und im nordamerikaniſchen Staaten- 
vereine kann überhaupt kein befonverer Vereinsſtaat für fi eine Militärmacht unterhalten, da 
die Errichtung, Verfammlung und Verwendung ver unter ven Oberbefehl des Präfldenten ge- 
ſtellten ſtehenden Truppen, Milizen und Kriegsflotten durchaus zur Gompetenz des Congrefſes 
gehört. Aklein mehr ald von vem Buchflaben ver Stantöverträge und von gefchriebenen Garan⸗ 
tien wird die Mechtöficherheit in völferrechtlichen DVerhältniffen davon abhängen, ob die einz 
zelnen Staaten als Glieder eines wirklich organifchen Ganzen betrachtet werben dürfen, worin 
jede beſondere Verlegung alsbald auf allen Seiten als Störung der Gefammtharmonie erkannt, _ 





I) Klüber, Öffentliches Recht des Deutſchen Bundes, $. 558, 220-222, 224. 
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empfunden und geahndet wird. Dies gilt fomol von einzelnen Staatenvereinen in ihren in: 
nern Verhältniſſen als aud) von dem ganzen Kreiſe des europäiſch- amerikaniſchen Staaten- 
foftemd. Die Frage, ob und unter welchen Borausfegungen eine ſolche Gliederung und Ver⸗ 
bindung im Völferleben moͤglich fei, knüpft fi jedoch an die Entwidelung der Idee eines poli- 
tifhen Gleichgewichts und muß in dem betreffenden Artikel zur Sprache kommen. 

‘ Die reiche Literatur über Garantien ift in den Kiteraturwerken von Ompteba („Literatur 
des Bölkerrehts” II, 594) und Ranıpk ($. 249 und 328) nachzufehen. 
W. Shulz:Bodmer u. Welder. 

Garantien. (Staatörehtlihe, Gewährleiftungen, insbefondere auch Ga— 
rantien de8 Deutfhen Bundes und der deutſchen Staaten und ihrer Berfaf- 
fungen.) 1. Die Garantien für einen Staat, überhaupt für einen politifchen Körper und feine 
Verfafſſung können theils völferrechtliche oder auswärtige fein, wovon der vorige Artikel Handelt, 
theils finatsrechtliche, innere oder conflitutionelle. Diefe legtern find ficher weitaus die wid 
tigften und beiten. Ähnlich muß aud die Dauer von Leben und Geſundheit eines Menfchen vor 
allem durch feine eigene gefunde Lebenskraft und Conſtitution, durch ihre Güte und Stärke und 
ihre Harmonie verbürgt werben. Diefe müflen felbft der Unterfiügung burch äußere Schutz-, 
Stärfungs-, Hülfs- und Heilmittel erft ihre rechte und heilfame Wirkung geben und verbür- 
gen. Die äußern können nur mehr gelegentlih und mehr negativ wirken, d. h. beſondere 
Störungen und Kranfheiten abwenden ober zerftören und fo mittelbar Die gefunden Lebend⸗ 
kräfte unterflügen. Sie vürfen nicht im Misverhältniſſe mit ver Geſundheit und Harmonte der 
Conſtitution fiegen und müfjen nur auf ſie gerichtet fein, nicht fremdartigen Zwecken bienen. 
Sie bereiten ſonſt häufig größere Gefahren, ald fie abwenden. Beſonders auch ift es für den 

politiſchen Körper nothwendig, daß er, muthig und feiner Lebenskraft verfrauend, ſich Fräftige 
und ftähle gegen Gefahren, daß er nicht wie ein Weichling, von außen Sülfe erwartend, durch 
eigene Schwaͤche und Feigheit jeder erſten Gefahr unterliege. 

Auch die innern oder conſtitutionellen Garantien ſind wieder von doppelter Art. Sie be⸗ 
ſtehen theils in beſtimmten an ſich nothwendigen Beſtandtheilen, Organen und Functionen des 
geſunden, vernünftigen und freien Staatskörpers oder ſeiner Conſtitution ſelbſt, wie etwa 
das landſtändiſche Recht, die bürgerliche und politiſche Freiheit der Bürger und insbeſondere 
ihre Rede: und Schreib: oder Drud- und Lefefreiheit. Dieſe kann man conftitutionelle Garan= 
tien Im weitern Sinne nennen. Theils beſtehen fte auch in befondern, zunächſt blos zur Garan- 
tie, zum Schuße ober zur Abhülfe gegen Berlegungen eingeführten Einrichtungen, wie etwa der 
beionbere Eid auf die Berfaflung oder die Befchwerbe bei nem Nationalbund. Dieje Fann man 
dann conftitutionelle Barantien im engern Sinne nennen. 

Die Sicherung des Staates und feiner Verfaſſung durch die conftitutionellen Garantien im 
weitern Sinne oder nur durch bie Güte, vurch die Vollftänvigfeit und gefunde ober zweck⸗ 
gemäße, dem Ganzen entſprechende harmoniſch⸗ Einrichtung ihrer Beſtandtheile iſt freilich bei 
weitem die wichtigſte. Und in Beziehung auf fie gilt gerade in beſonderm Grade alles, was 
vorhin von den ſtaatsrechtlichen Garantien int Gegenſatze gegen bie völkerrechtlichen gejagt 
wurbe. Hier kann denn jever einzelne Theil, jedes Recht der Regierung, der Stände, der Bür⸗ 
ger, jede zweckmäßige ſichernde Einrichtung für viefelben auch als einy Garantie für die Berfaj- - 
jung angejehen werden. Denn ein lebendiges Ganzes erhälf fi nur durch die Vollftänvigfeit 
und die Kraft und Harmonie aller feiner Theile. Jede Lücke muß oder kann menigftens ſtoͤrend 

und gefährlich werden. Die gute, die zweckgemäße, harmoniſche und kräftige Verfaffung aber 
ift wieberun: die Garantie für das zweckgemäße, gefunde und fräftige Leben des Staates jelbft, 
feiner Regierung und feiner Bürger over ded Volkes. Infomeit aber fallt vie Lehre von den 
innern Garantien ber Verfaſſung, des Staated, ber Regierung und des Volkes zuſammen mit 
bet Lehre von der Conſtitution oder der Berfaflung und wird in den Artikeln über fie und in 
den Lehren über einzelne Beftanptheile derſelben, wie Preßfreiheit u. |. w., abgehandelt. 

Dennoch aber laſſen fi einzelne an ſich nothwendige Beſtandtheile ver Berfaflung oder be: 

ſondere Einrichtungen derſelben in der Lehre von den Garantien beſonders hervorheben und 
mit den Garantien im engern Sinne zuſammenſtellen, inſoweit ſievorzüglich in Beziehung auf 
die Sicherung der Verfaſſung gegen Gefahren wichtig jind, oder ſoweit fie und ihre Einrich⸗ 
tung zunächſt von diefer Seite ind Auge gefaßt und mit Rückſicht auf fie behandelt werben. 
Dies thut unter andern auch dad „Staatörecht der conftitutionellen Monarchie“, begonnen von 
Aretin und fortgefegt von Rotteck. Hier werden im dritten Bande in der fehr ausführ- 
li behandelten Lehre von den Garantien der Verfaſſung (S. 3—276) folgende Garantien 
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als die wichtigern aufgezählt und beſonders abgehandelt: 1) Rechte der Koͤrperſchaften, Innun⸗ 
gen und anderer Perſonengemeinheiten; 2) die Gemeindeverfaſſung; 8) die Provinzverfafſung, 
insbeſondere ver Landrath; 4) die Organiſation des Landtags, insbeſondere die Wahlfreiheit; 
5) die Verantwortlichkeit ver Minifter; 6) die landesfürftlihe Gewähr der Verfaflung; 7) vie 
Brepfreibeit; 8) die Publicität der Acte ver Regierung und der Nepräfentation; 9) Volkdauf: 
flärung ; 10) das Syſtem der Landwehr im Gegenſatze jenes des ſtehenden Heeres; 11) grund= 
gefegliche Beftimmungen über vie Art der Veränderung. oder Fortbildung der Conſtitution; er= 
ſchwerende Formen dafür; 12) Gewährleiſtung ‚von außen durch eine Bundesautorität oder 
burch eine völlig fremde. oo 

Man fann zu diefen Garantien noch einige andere nicht weniger wichtige hinzufügen, wie 
namentlich 13) einen allgemeinen Berfaffungseid und die Verantwortlichkeit in Beziehung auf 
bie Berfaflung von feiten aller Bürger und Staatöbeamten; 14) angemeflene Vertheilung oder 
ſogenanntes Gleihgewicht der Bemalten und 15) vor allem auch durdgeführte volltommene 
Unabhängigkeit und Öffentlichkeit ver Juſtiz und 16) in Criminalſachen das Geſchworenen⸗ 
gericht; 17) Erhaltung der Brundverhältniffe und 18) vor allem endlich des Grundprincips 
ver freien Derfaflung. 

Natürlich jind Hier Die unter ihren befondern Artikeln zu behandelnden einzelnen Theile des 
Verfaſſungsrechts nicht auszuführen. Es bleiben alfo, indem wir nun der Reihe nad} alle dieſe 
verihiedenen Garantien berühren, meift nur kurze Bemerkungen darüber übrig, inwiefern und 
woburch die Hier erwähnten Derhältniffe befonders fihernd für die Nerfaflung des Staates mer: 
ben. Die wichtigſte Literatur in Beziehung auf die zu befprechenden Gegenflänbe findet man 
übrigens jedesmal in dem foeben angeführten Werke over in den betreffenden beſondern Artifeln 
des „Staats⸗-Lexikon“. 

Im allgeweinen iſt nur noch die Bemerkung vorauszuſchicken, daß unſer ganzer Artikel 
nur von den für geſittete freie Nationen praktiſchen Garantien, nur von Garantien einer ver- 
nünftigen , rechtlichen oder freien Verfaflung des Rechtoſtaats, nicht von ben Garantien einer 
wahren Despotie oder Theofratie handelt. Die Wichtigkeit ver Fürſorge für die rechten Garan⸗ 
tin unferer freien Berfaffungen aber wird niemand verfennen. Diefelben find in ihren For⸗ 
men zum Theil nen, noch menig mit dem Leben zufammengeivachfen. Lind nur zu oft iſt es 
wahr, was ihre Gegner fagen: Sie flehen auf vem Papier, und fo viele find ſchon zu Grunde 
gegangen. 

U. 1) Dad ganze Rechtsverhältniß einer freien Nation, ein wahrer und freier Staat‘, if 
nur dann wirfli verfaffungsmäßig anerfant, wenn die Nation, wenn insbeſondere auch das 
regierte Volk dem Negenten gegenüber als berechtigt, als Rechtsſubject, alfo als moralifche Per: 
jönlichkeit anerfannt wird. Es ift nur dann verwirklicht und gefichert, wenn ver Gefammtwille 
ber Nation innerhalb ihres Rechtskreiſes nicht Eraftlos iſt, nicht widerſtandlos von despotiſcher 
Willkür ver Regierung unterdrüdt werben fann. Den rechtswidrigen Privatwillen Einzelner 
oder ganzer Factionen zu überwältigen, fol die Regierung Stärke genug haben. Kann fie, 
können ihre Agenten aber auch den rechtlichen, ven moraliſchen Geſammtwillen ver Nation und 
ihre Rechte widerſtandslos unterdrücken, To ift, bei ver Wandelbarkeit menſchlicher Gefinnungen 
und Anfichten, Fein wahrer Rechtszuſtand verwirklicht und geſichert, Widerſtandslos, wie ber 
Wind über die Stoppelfelder, kann alsdann überall vie Willkür durchfahren und herrfchen. Eine 
ber Garantien gegen foldhe Zerftörung des Rechts der Verfaffung ift nun die gefegliche Ver⸗ 
einigung der Bürger für rechtliche gemeinfchaftlihe Zwecke in freien Affociationen (f. d.) und 
Gorporationen, insbeſondere auch die Freiheit der Kirchen, der Univerfitäten. In ver Theil- 
nahme an engern Vereinen entwidelt der Menſch feinen Gemeingeift und feine politifche Bil: 
dung für dad Gemeinweſen des Staates und findet Stüge und Kraft zur Vertheidigung des 
Rechts, währen Vereinzelung der Bürger allen Gemeingeift und alle Kraft ihres Gemein: 
weſens zerflört. Nur müffen bei dieſen Vereinen alle ungerechten Bevorzugungen, Monopole 
und ein buch fie genäßrter ſelbſtſüchtiger und bedrückender Kaftengeift auögefchloffen werben. 
Dieſes gilt indbefondere auch in Beziehung auf pie Geiftlichkeit und für den Adel, welder letztere 
bei Wahrung dieſes Grundiages und bei guter Einrichtung, indbejonvdere durch zweckmäßige 
Aheilnabme an einer gut conſtituirten Pairskammer, nach unſerer Überzeugung allerdings auch 
für die freie Berfaffung und ihre Erhaltung ebenfo wohlthätig wirken kann, als er durch falfche 
Einrichtungen, durch verletzende Privilegien and eigennügigen und herrifhen Kaften= und 
Bartiondgeift ververblih bald für das fürftliche Recht, bald für die Volksfreiheit werden muß. 

Beſonders wichtig aber ift e8, daß bie freie colfegiale und repräfentative Berfaffung des 
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allgemeinen Staatsvereins, von dem wohl und frei zu geſtaltenden Familienverein an.bis hin⸗ 
auf zum Reichstag, durch analog ausgebildete, ſtufenweiſe ſich aneinanderreihende politiſche 
Vereine der Gemeinde, des Amts oder Bezirks und der Provinz oder des Kreidregierungd: ober 
Landrathsdiſtricts Fräftig unterflügt und in ihrem Geifte und fegensreihen Wirken durch den 
ganzen Staatöförper durchgeführt werde. Die Staatsgeſellſchaft muß ein lebendiges, organi= 
ſches, in allen ihren Theilen barmonifches und ſich wechfelfeitig unterſtützendes Ganzes fein. 

2) Ganz beſonders wichtig if eine tüchtige und freie Geftaltung der Stadt: und Landge⸗ 
meinden. ‚Sie, die dem Staatövereine meiſt vorausgehen oder zur Grundlage dienen, ſelbſt 
Staaten im Eleinen, freie, felbftändige Gemeinweſen für die gemeinfchaftlihen Rechte und In— 
terefien der zufammenmwohnenden Bürger find, Haben eine wahre Selbitgefeggebungs-, Selbfl- 
verwaltungd=, ja jelbftrichterliche, wenigſtens fchiepsrichterlihe Gewalt, nur beſchränkt durch 
diejenigen Rechte, welche den allgemeinen Zwecke des Staatövereind gemäß und wegen der Un— 
zulänglichfeit ver Gemeindemittel nothwendig der Staatögewalt anheimfallen. Zugleih aber 
muß ihre Organifation mit Rüdfiht auf die notbwendige Wahrung der Staatsintereffen, auf 
die von dem Staate der Gemeinde zu verleihenden Schuß: und Upterſtützungsrechte und auf bie 
ihnen zur Ausübung, anzuvertrauenden Hoheitsrechte auch flaatögemäß ausgebildet werben. 
So organifirt werden wahrhaft freie @emeinden die ſtärkſten Träger und Lebensquellen ver Ver⸗ 
faffung und des verfafjungsmäßigen Lebens bilden. j 

3) Sehr wichtig find aud ber freien Gemeindeverfaflung und ver freien StantöLerfaflung 
analog ausgebildete freie Bezirks: und Provinz= oder Landrathäpereine. Bei ihnen wird indeß 
der Charakter vom Stante gefhaffener politifcher Vereine vorwiegen. Sie werden analog wie 
die Landſtände nicht eigentlich felbft verwalten, fondern wie diefe der Regierung des Landes 
oder wie der Bürgerausſchuß der regierenden Gemreindebehörve, fo der Amtd- und Provinz⸗ 
regierung ald das Organ ber regierten Diſtricte, ihrer Rechte und Interefien controlirend, be- 
rathend und verwilligend zur Seite fiehen. DBorzüglid nur infofern fie ähnlich wie die engli- 
fen Kirchfpiele und wie mande deutſche große Markgenofienihaften oder durch Reſte einer 
frühern hiftorifchen ſelbſtändigen politifchen Verbindung befondere gemeinfchaftlide felbftän- 
dige Rechte befigen, over infofern ver Staat, mie der britifche, es gut findet, ihnen, ftatt Öffent- 
licher Beamten, einzelne Staatöverwaltungsrechte zu übertragen, erhalten fie auch Gewalt, er: 
halten fie Berwaltungs: und Entſcheidungsrechte. 

Ähnlich wie die gute Gemeindeverfaſſung wirken auch ſolche Diſtricts- und Landratho⸗ 
vereine vorzüglich dadurch kräftigend und ſichernd für die Staatsverfaſſung, daß ſie das Glück 
der Bürger im Staate, alſo ihre Anhänglichkeitsan deſſen Regierung und Verfaflung fichern. 
Sie wirken vorzüglich auch für Ausſchließung der Beamtenwillfür und für möglichfte Geltend⸗ 
madhung der befonvern Bedürfniſſe, Anfichten und Rechte jedes befondern Fleinern und größern 
Kreifed der Stantögefellihaft, Sie vermehren die Wohlthaten ver Staatöverbinpungen und . 
vermindern bie allgemeinen Staatslaften und Breiheitöopfer für ven Gefanımtzwed. Die Kranf- 
beit, die ſchwerſten Laften und das Gift der meiften neuern VBerfaflungen ſind die zu große Gen: 
tralifation, die Heere bezahlter despotifcher und ferviler, herrſch- und hablüchtiger Beamten, 

ihr Kaftengeift und die Unmünbigfeit und unpatriotifche Gefinnung vieler Bürger. Die Selbft: 
verwaltung und Eontrole freier Bürgervereine ift Hier das allein wirkfame Gegengift. Berner 
entwidelt die freie Landrathd- und Bezirföverfaffung ven lebendigen Gemeingeift, dad Zus 
ſammenwirken und die politifche, namentlich auch die landſtändiſche Thätigkeit. Sie macht gute 
landſtändiſche Wahlen möglich und verdrängt ihr Gegentheil, Ealte Selbſtſucht, Ifolirung 
und Unfähigkeit für gute Wahlen, für tüchtige Wirkſamkeit und für richtige Beurteilung der 
Landftände. | 

Überall aber fegen wir freie, aus freien Bürgerwahlen hervorgegangene und öffentlich ver: 
waltende, durd die freie Prefle controlirte Vereinsbehoͤrden voraus. Iſt dieſes nicht der Fall, 
fo fchleiht ih das Gift des gemeinften Gigennuged und Kaftengeiftes durch ſolche ſcheinbare 
Bolfögewalten bis in die unterften Kreije ver Geſellſchaften, und zahllofe Misbräuche und Be- 
drüdungen werben um fo qualvoller und verberblicher für die Bürger, je näher ihnen bie 
Dränger fiehen, je unmittelbarer fie viefelben in ihren wefentlichen Lebensverhältniſſen beein⸗ 
trächtigen und corrumpiren. Sie erregen dann, Ähnlich wie die durch Mangel an Voll&controle 
taftenmäßig, despotiſch und beflechlich gewordenen Beamten, Haß flatt Liebe für Stäat und 
Verfaſſung, wenn auch nicht fo unmittelbar die Regierung von den öffentlihen Haß getroffen 
wird wie durch die Schlechtigfeiten der Negierungsbeamten. 

Provinzialftände, welche weſentlich mehr als ſolche Landräthe, welche wahre landſtändiſche 


| 
| 


| 
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Rechte befäßen, würden ebenfalls ven Staat zerſtückeln, flatt zu einigen und zu Eräftigen. Sie 
würden auch dem zunächſt der Regierungsdespotie günftigen, zulegt aber auch dem Throne ge⸗ 
jährlichen: Theile und herrſche! die beſte Handhabe darbieten. 

4) In die Augen fallend ift ferner die Wichtigkeit einer guten Organifation der Landſtände 
für die Erhaltung der Verfafiung. Se wichtiger fie find, je weientlider fie für alle Nechte und 
Intereſſen des Vaterlandes wirken können ‚wenn fie gut organilixt find, wenn fie Durch freie 
gute Wahl, durch ängemeflene Stellung und Berechtigung ſowie durch die fortdauernde leben⸗ 
dige freie Sprache mit dem ganzen Volfe deflen treue, von ihm wohl controlirte Organe, bie 
patriotiichen und Fräftigen Wächter des Geſammtwohls find, um fo verberblicher müflen fie 
bei vem Mangel jener Bedingungen früher ober -fpäter unfehlbar ſelbſt wirken, um fo gefahr: 
licher müffen fie Die Volfäfreiheit, vie Volkszufriedenheit und die Volkstugend wie den Thron 
untergraben. Der Antrieb und die Gewalt zum Guten fehlen ihnen, Die zum Böfen nit. Sie 
werden privilegirte Landeöverräther. Gine Zeit lang kann zmar vielleicht Die Regierung den 
Haß, weichen ihre oder ihrer Beamten Erpreffungen und fehlerhafte Maßregeln erzeugen, durch 


Sinweifung-auf das ſtets gefällige Ja der Scheinftände dieſen lektern zumeilen. Doch bie - 


halt nit lange vor. Dad Dafein von Ständen vermehrt die Anſprüche der Bürger auf Ber 
achtung ihrer Rechte und Intereffen und ihren Unmillen bei deren Verlegung. Und bald wirh 
vie wahre Duelle ver Übel erkannt, und die Öffentliche Küge der Scheinverfaflung mehrt den Un⸗ 


willen und die Geringſchätzung gegen die Regierung. Deutſchen Volksſtämmen insbeſondere 


würde man auf bie Länge nimmer ihre wefentlihen unverjährten und in heiligem Grundver⸗ 
trage mit der Nation neu zugeſicherten Rechte gegenüber ihrer Regierung und ben Widerſpruch 
kraftloſer Scheinftände mit venfelben verhüllen Einnen. Bon Öffentlichkeit und Preßfreiheit 
nachher. 

Zur guten Organiſation der Landſtände gehört auch eine gute Organiſation von Aus⸗ 
ſchüſſen mit fo beſchränkter Gewalt, daß fie die Rechte ver Stände nicht entkräften können. 

5) Eine der fräftigften Garantien der Verfaffung, des Volksrechts zugleich und der Sicher: 
beit und Unantaftbarkeit des Negenten ift offenbar die Berantwortlichleit ver Dlinifler. Nur 
muß auch fie nicht blos ein leerer Schein fein, wie in den meiſten Verfaffungen, fondern eine 
Wahrheit, wie in England. Jenes ift fie überall da, wo überhaupt, und beſonders Durch 
Mangel arg Preffreibeit, an unabhängiger freier Deputirtenwahl, an Öffentlichkeit der Ber: 
handlungen die Stände ſelbſt nicht unabhängig find, und wo fein unparteiifcheö, von der Be- 
fegung durch die Minifter unabhängiges Gericht für dieſe Anklagen flattfindet. Ein folder 
lügenhafter Schein einer Berantwortlichkeit ſchadet ebenfalls nur und macht frevelhafte, blos 
nad) ihrem Ehrgeize, nach ihren Kaftenintereffen und nad ihrer Gunſt bei auswärtigen Mäd- 
ten ſich beftimmende Minifter nur freier. Be 

6) Bon hoher Wichtigkeit iſt ed auch, daß der Fürft, wie flet3 in frühern Zeiten, wie nach 
vielen Berfaflungen, 3. B. nad) der bairifchen, noch heutzutage der König, vor der Hul⸗ 
bigung des Volkes und vor andern Regierungshandlungen einen feierlichen religidfen koͤrper⸗ 
lichen Ein auf die Verfaſſung ſchwoͤre, wozu Zeit, Ort, Umflände verfaffungsmäßig genau feft- 
geftellt werben müſſen. Die religidjen Motive, die natürliche Furcht vor der allgemeinen öf⸗ 
fentlihen Schande und Verachtung bei fürſtlichem Meineive und vor ber dadurch etwa dem 
Bolfe zu gebenven Beranlaffung, gegen fo unzweideutigen Treubruch auch ſeinerſeits die Treue 
zu brechen, ja ſchon die feierlihe Anerkennung der Verfaſſung, als eines freien Vertrags mit 
der Nation, geben dieſer Bewährleiftung in Berbindung mit ven übrigen allerdings eine hohe 
Bedeutung. " | 

Aber auch Die Bürger, insbeſondere auch die Wehrpflichtigen und vie Beamten, ſollen billig, 
ebenfo wie Die Fürſten und Minifter, die Verfaſſung ald den gemeinſchaftlichen Grundvertrag 
beſchwoͤren. Daß alsdann ein folder Berfaffungseid diejenigen, bie ihn ſchwuren, den beiden 
dei dem Brundvertrage betbeiligten Nechtöfubjecten, dem Souverän und ber regierten Nation, 


. für vie Heilighaltung dieſes Eides verantwortlich macht, daß fle von beiden auf den verfaflungd- 


mäßigen und gefeßlihen Wegen vor ven allgemeinen oder beſondern Berichten verantwortlich 


gemacht werden koͤnnen, verfteht fih von ſelbſt. Es liegt im Weſen der Sache. Es wurde jo 


auch ſtets anerkannt und — mit der Übergehung jedoch der gemeinen, als Bürger noch nicht an- 
ſäſſigen Soldaten — auch in den neuern Verfafiungen; fo 3. B. im zehnten Titel der bairifchen 
Verfaſſungsurkunde, welcher alle ich anfällig machenden Bürger und alle Staatöbeamten für 
die genaue Beobachtung der Berfaffung verantwortlich macht und die Überſchrift führt: Bon 
der Bewähr der Verfaſſung. 


- 
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Es gehoͤrt ver Verwirrung und Umkehrung aller Rechtsbegriffe durch eine neuere politifche 
Partei an, dag man diefe Flaren, unmittelbar der Natur der Sache entnommenen Rechtsſätze 
leugnet und alle Bedeutung dieſes Berfaffungseided, alle Gewähr durch venfelben zerftört, in⸗ 
dem man dem einfeltigen Belieben des Machthabers und feiner Miniſter die Kraft geben will, 
von dem Verfaffungseide zu entbinden, glei als wäre er zunächſt und allein, dem Fürften als 
eine Gewähr geleiftet worden. Allein ihm genügten ver Huldigungs-, ber Untertbanen- und 
Amtdeid als Eide der Treue und des Gehorfamd gegen feine gefeglihen Vorſchriften und Be⸗ 
fehle. Die Verfaſſung feldft ift aber entweder nichts, ein Unding, ein Widerſpruch mit ihrem 
Begriffe, oder fie ift ein fefter, nicht einjeitig abzuändernder Rechtsgrundvertrag, verbindet uud) 
den Fürſten gegen dad Volk und bereditigt dieſes. Ein von ber Verfaffung vorgeſchriebener 
Berfaffungseid berechtigt alfo au und zwar dem Zwecke nach vorzugäweife das regierte Volk, 
das die Verfaflung als Grundvertrag mit der Regierung zu Stanve gebracht oder doch in gegen= 
feitiger Rehtserflärung angenommen hat. Schon dadurch, daß verfaffungsmäßig von den Be- 
amten ein Verfaffungseid geforbert wird, verwirft alfo zugleich die Verfaffung felbft jene der 
Auflöfung aller Staatsverbindung im Faufirecht⸗ und feudaldespotiſcher Herrengewalt entlehnte 
Theorie über die Öffentlichen Diener over Stantöbeanten. . Nach ihr ſollen fie nämlich das nicht 
fein, was dieſe Namen fagen, nicht Beamte des Staates, des Öffentlichen Gemeinwefend oder 
Beamte des Staatöregenten als ſolchen, als eines Teil und Organs dieſes Gemeinweſens. 
Sie follen bloße Privatdiener eined Herrn, gleich Knechten und Oberfnechten feines Privatguts 
oder gleich den Lakaien feines Haus- und Hofhalts, fein. Daß vor der Feudalanardhie und 
Despotie die überall vom Volke gemählten germaniſchen Beamten wahre öffentliche Beamte 
des Gemeinweſens waren, daß fie es überall auch in dem Maße blieben oder wieder wurden, als 
die Idee von einem Staate, einer wahren Regierungsgewalt und Regierungsmajeſtät blieb oder 
wieber hervortrat, dad vergeflen jene phantaftifchen Fuuftrechtöritter, welche durch ihre der rohe⸗ 
ften Feudalanarchie entlehnten Theorien ebenfo die Würbe der Beamten und des Thrond als pie 
des Staated und der Bürger verlegen. 

Daß der Verfaflungseid der Soldaten und Offiziere der Diseiplin ſchade oder auch der 
wahren Autorität und Sicherheit des Regenten, iſt ebenfalls ein Vorurtheil. Wenigſtens bei 
achtbaren Männern, die nach dem Herkommen der letzten Jahrhunderte dieſer Anſicht anhängen, 
iſt fie dieſes. Bei andern iſt ſie wol nur ein Vorgeben, hinter welchem ſich die Idee verbirgt, 
die Willkür des Regenten ſolle über der Verfaſſung ſtehen und die Kriegsgewalt ber Landes⸗ 
finder nad) Belieben gebrauchen dürfen, um ihrer Väter, ihre eigenen und ihrer Kinder ver- 
faffungsmäßige Rechte unter die Füße treten zu können. Aber die Berfaflung und der möglichft 
fefte Gläube an ihre Heilige Unverleglichfeit ift auch die ficherfte Stütze des Throns. Und 
wie e8 wenigftens bei civiliſirten Völkern mit freien Verfaffungen für alle despotiſche Unter- 
drückung der Bürger keinen allgemeinern Grund gibt als des Fürften Mistrauen gegen bie 
Bürger, fie dchteten ihn oder feine Nechte nicht, fo befteht Für alle Anfeindungen nes Throns ber 
allgemeinfte Grund in der Furcht vor deſſen Gewaltmisbrauch. In England aber, wo vor den 
gewöhnlichen Gerichten auch der Soldat und Offizier verantwortlich gemacht werden wegen Ver⸗ 
legung der Verfaſſungsrechte, ohne daß fie in Friedenszeiten ſelbſt auch nur der höhrre Milltär- 
befehl ſchützte, gibt es ein tüchtiges, mohlbisciplinirtes Heer. In Deutſchland, wo jede Reacz 
tiondperiode und noch immer der feudaladeliche Kaftengeift für viele Menſchen die gefunden Be⸗ 
griffe aufheben und Bhantafiebildern Herrfchaft verfehaffen, jegt man insbeſondere auch ven Ver: 
faflungseid des Militärs (welhen man übrigens wie in Kurhefſen auf die Offiziere, die Mili- 
tärflaatödiener beſchränken kann) dad Necht des „oberſten Kriegäherrn‘‘ entgegen. Es ift aber 
diefer oberfte Kriegähert nur eine der Berfaffung untergefchobene Phraſe. Man denkt dabei 
“an eine auger und über der Berfaffung ſtehende fürftliche Gewalt ebenfo wie in dem ‚Königs 
thum von Gottes Gnaden“. Das fpricht die revolutionäre preußifche Sunferpartei fogar offen 
aus. In Kurheſſen rettete bekanntlich der Militäreid bei vem legten Regierungsantritt pie Ver— 
faffung und den Landfrieden. Gr hätte fpäter ganz diefelbe unetmeßlich wohlthätige Folge 
gehabt, wenn nicht die gewaltſame Invaflon der Bundesübermacht ſie abjichtlich zerftört hätte. 
Doch die Zeit und die Entfernung jeber verderblichen Spannung des Mistrauend werden hier 
mehr ‚vermögen ald Theorien. 

AÄhnliches ungefähr-gilt in Beziehung auf vie Erziehung des Thronfolgers. Daß die Güte 
derfelben eine große Bürgfchaft für die Verfaffung und das Volksglück ift, Teuchtet in Die Augen. 
Auch iſt e8 wol flar, daß das Recht des Landes und feiner Stände, einige Mitwirkung in Ber 
ſtimmung diefer Erziehung zu haben, nicht durch die väterlichen Privatrechte befeitigt werben 
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kann. Gehört ein freies Volk dem Königshaufe, fo gehört auch dieſes hinwiederum dem Volke 
an. Der Bater und der Kronprinz find zugleich öffentliche Perfonen. Und jie wollen, daß der 
legtere die Zutheilung oder Anerkennung der Öffentlihen Nationalgewalt von feiten ver Nation 
erhalte. Berfaffungsmäßige Bedingungen ber Befähigung zu diefem wichtigſten öffentlichen 
Berufe Hätten alfo gewiß an fidh nichts Verletzendes. | 

Eine andere Brage iſt ed: werben folde Beſtimmungen nicht wenigftend großentheils 
vereitelt ober zu einer nachtheiligen Wirkung verkehrt werden fönnen? Und dieſes würde aller- 
dings bei einem _böfen oder von böſem Nathe abhängigen fouveränen Bater möglich fein. Bei 
einem guten und nicht von ſchlechtem Nathe beftinnmten Vater dagegen möchten ſolche Beflim- 
mungen, wenn auch keineswegs inimer und vollfländig, doch öfterd und zum Theilunndthig fein. 
Died und die Schwierigkeit einer Öffentlichen, einer ſtändiſchen Einwirkung auf die fürftliche 
Erziehung ohne Berlegungen von wenigftend fehr natürlichen Vorurtheilen und Gefühlen find 
wol die Gründe, warum in dieſer Materie zwar viel Schönes und Gutes gejagt, aber faft nir: 
gends ins praktiſche Leben übergeführt wurde. Daß aber viele, viele fürftliche Erziehungen 
noch gar einjeitig und oft fehr betrübend ſind, ja daß die Gefchichte oftmald Brifpiele aufweiſt, 
wie einzelne fürflliche Verwandte oder intriguirende Hofleute, zun Theil fogar vom Auslande 
erfaufte Verräther abfichtlich Leib, Geiſt und Herz zukünftiger Ihronfolger zu verderben, fie 
durdy Neigungen zu Laſtern verfhiedener Art zu vergiften und zu entfräften ſuchen — wer, der 
die Geſchichte fennt, mag diefe allerunglüdfeligften und ſcheußlichſten Thatfachen leugnen? 

‚ Und ed follte ganz und gar nicht. zuläfjig fein, daß ebenfo wol zum Beſten des Fürſten 
und des Fürſtenhauſes ıwie des Landes die Verfaffung einige Vorkehrungen gegen ſolches ent: 
fegliche Landesunglüd träfe, daß einigermaßen gewacht würde, daß dem zufünftigen conftitutio- 
nellen Fürſten die Seele nicht mit Haß und Verachtung gegen die Verfaljungsrechte des Volkes 
und beren Vertheidiger erfüllt, daß Dagegen Die zu einen tüchtigen Fürſten weientlichften Eigen: 
fhaften bei ihm ausgebildet würden? Schon eine beftimmte öffentliche Rechtaſchaft über die 
Erziehung an die Stände und die Anhörung des Rathes derſelben wären wichtig genug. 

T) Über vie Unentbehrlichkeit der altgermaniſchen Öffentlichkeit der Rechtspflege, ber 
weſentlichen Theile der Landesverwaltung und der fländifchen Verhandlungen fowie der freien 
Wahrheit über fie und an fie oder der Prepfreiheit wollen wir Hier nicht handeln. Theil thun 
Diefed die Art. Cenſur, Dffentlicgkeit und Breßfreiheit, theild glauben wir nicht, daß wir 
ſolche Zweifler, die an diefen von allen freien Völkern im Leben erprobten, von ihnen und allen 
Tahfundigen Freunden und Vertheidigern rechtlicher freier Verfaffungen einflimmig anerkann⸗ 
ien Grundwahrheiten und Grundbedingungen wirklich zweifeln oder zu zweifeln vorgeben, 
befehren würden. Unfehlbar werden ohne Diefe Grundbedingungen und insbefondere ohne die 
freie politifche Prefje der Tageöblätter früher oner, je nachdem die Nachwirkungen einer vor⸗ 
herigen Preßfreiheit oder theilweife factiſch milderer Cenſur länger andauern, fpäter die Ber: 
faflungseinrihtungen aller Kraft beraubt. Es werden wenigfiend, wenn eine weniger gute 
Regierung eintritt, gegen welche doch gerade vie ſtändiſche Verſammlung ihre flärkfle Kraft 
haben follte, fomeit ed die Miniſter nur immer ernfllih wollen, die angeblichen Volkswahlen 
zu Regierungswahlen, die Volkövertreter zu Regierungd: oder Miniftervertretern, zu Jaherren 
und Mithelfern aller willkürlichen Maßregeln ver. Minifter, die jegt durch bie Stände gedeckt 
werden. Wenn die erfle Auflöfung der Kammern zur Ausſcheidung unabhängiger Vaterlands⸗ 
freunde nicht hilft, fo Hilft Die zweite ober die dritte neue Wahl, um alle freigefinnten muthigen 
Männer auszuſchließen oder doch in der Fleinften Minverheit zuzulaſſen. Wären nun nod) Die 
ganzen geheim verhandelnden Gerichtshöfe und bie einzelnen Richter nad) Regierungsbelieben 
amovibel, ift ver Beginn von Griminalprocefien und Verhaftungen ohne verfaſſungsmäßige 
fefte Barantien, dauert die Uinterfuhung und die Kerfertortur, die Quaͤlerei, angeblid wegen 
unwahren, frechen Leugnens, ein, zwei, drei, vier, fünf, ſechs, fieben, acht Jahre lang, mit 
furchtbarem Ausfchluffe felbR von Weib und Kind; wären die Zeitungen hierüber wie über 
die Rammerverhandlungen nur offen für Schmähungen ver Unglücklichen und derer, die noch 
Tiheral zu fein magen, nicht aber für ihren oder ihrer Angehörigen Widerſpruch; kämen hierzu 
endlich nod die alsdann fo leicht zu erwirkenden außerordentlichen oder Verdächtigkeitsſtrafen 
oder auch die Losſprechungen nur von der Inftanz, verbunden mit willkürlichen Verbannungen 
son der Negierung und mit andern Nachtheilen, genügend jedenfalls, um nächft dem Ruin für 
Ehre und Vermögen von politifhen Rechten auszuſchließen, beſtände dieſes alled und noch 
Ahnliches, welches Volt wäre in folder Lage tüchtig genug, um biergegen auf die Länge feine 
Freiheit zu erhalten und die Regierungdwillfür zu befämpfen ? Welches vollends, wenn ed, an 
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ſich klein, nicht einmal durch das verzweifeltſte Nothmittel der Gewalt auf Befreiung, ſondern 
nur auf noch übermächtigere und fremde Gewältigung hoffen dürfte! Haben nicht die mächtigen 
Nationen der Briten und Franzoſen den Despotismus Heinrich's VIII. und Napoleon's erduldet, 
ſelbſt ohne ſolche geheime, langwierig-geheime Kerker- und Juſtizmorde und ihre zum Wahn- 
ſinne führenden Martern? Gewiß, da wo in ähnlichen Lagen etwa die Stände noch Gutes 
wirkten, wo noch freigefinnte Vaterlandsfreunde gewählt würden oder offen für Wahrheit und 
Recht und gegen deren Unterdrückung die Stinnme erhöben, da geſchähe es aus Gnade ober, 
wenn man will, aus Güte ver Regenten, ver Dinifter. Aber gerade gegen nicht gute Negenten 
und Minifter, gegen Willkür und Unterdrückung föllten überall (wie au auf dem Wiener 
Congreſſe und wiederholt am Bundedtage alle Stimmen forderten) die Stände ihre Mitbürger 
und das Vaterland ſchützen. Könnten fie nun dieſes unter jenen Borauisfegungen? 

Diefes und Ähnliches mögen doch überall alle wohlmeinenden Rathgeber ver Regierungen 
und alle wohlmeinenvden "Schriftfteller erwägen, welche freie rechtliche Verfaffungen und ihre 
Sicherung ernftlich wollen, weldye auch viefelben für eine Schugwehr der Fürftenthrone, für 
einen Schuß des Vaterlanded gegen bie traurigften Schickſale innerer Bürger: und Bruder 
friege und auswärtiger Interventionen halten. Franklin warf insbefondere den Deutjchen vor, 
ſte feien das am meiften unpraftifche Volk in der Politik. In der That fieht man auch nirgends 
fo fehr mie in Deutfchland bei jedem durch längere Misbräude und Fehler der Verwaltung 
berbeigeführten Unhelle, welches verſtändige Politiker als unvermeidlich hatten vorausfehen , 
‚müffen, alle Welt in fo hohem Grade überraſcht und erft hintennach über die Urfachen empört. 

8) Bon der Bublieität mußten wir fhon in Verbindung mit ver Preßfreiheit ſprechen. 
Gerade die höchſte und vollſtändigſte Publicität ift die Mitteilung durch die freie Preſſe, wenig⸗ 
ſtens in einer Zeit wie ver unferigen,, wo bei der Ausdehnung ſelbſt unferer jegigen Fleinern 
Staaten und beigpen täglichen Lebensbefchäftigungen fo viele achtbare Staatsbürger, fo viele 
Mitglieder des großen Kreifes, welchen die gefellihaftlihen, namentlich die ſtändiſchen Ver- 
Handlungen betreffen, und mit welchem jle in lebendiger Wechſelwirkung ſtehen müflen, nit 
mehr unmittelbaren Antheil an venfelden nehmen können. Freilich foll nicht im mindeſten die 
Unentbehrlichfeit ver Offentlichkeit ver Verhandlungen felbft abgeleugnet werben. Schondarum 
nicht, weil ja ohne fie eine rechtzeitige und treue Mittheilung durch die Preffe nimmer und 
nimmer erfolgt und meil auch überall die Publicität der Preßfreiheit zuerft ven wahren und ven 
vollſtändigen Stoff liefert. Sodann aber darum nicht, weil die Öffentlichkeit der Verhandlung, 
ſelbſt wie das Öffentliche Gewiſſen auf die Volkswortführer und die Minifter wirkt, und wie 
dad belebende Wort auf das Volk, weil ohne Offentlichkeit dieſer Verhandlungen ein dffent-, 
licher patriotifher Gemeingeift im Volke und eine treue und wahre Vertretung und Vertheibi- 
gung feiner Wünſche und Rechte menſchlicherweiſe nicht entflehen oder dauern können. Haben 
benn nicht in Deutjchland unfere frühern Lanpftände in allen. deutſchen Ländern, ſeitdem fie 
geheim und unter ver Herrſchaft der Genfur verhandelten, e8 fo weit gebracht, daß Schlözer ſie 
eben deshalb großentheil® als privtlegirte Landesverräther bezeichnete, und daß fle faſt überall 
unbeflagt verftummten und erflarben over aufgehoben wurden? Ganz befonvers wichtig ift die 
öffentliche Verhandlung auch als die zwar geringere, aber auch praktiſchere Verantwortlichkeit 
der Minifter, welche nun Öffentlich wegen ihrer unlöblihen Maßregeln Rede ftehen müſſen. 
Unmürbige und unfähige Mintfter Finnen mit ver Offentlichkeit und Breßfreiheit nicht beſtehen. 

9) Die Nothwendigkeit und Wohlthätigkeit_ wahrer vernünftiger Aufklärung und politi= 
[er Bildung des Volkes für die Sicherung ver Verfaflung bedarf wol feiner Beweisführung. 
Die freie rechtliche Verfaſſung eines Volkes wäre geſichert gegen jeden Angriff, wenn alle Bürger 
einfähen, wie dad fefte Recht und die möglichfte verfaflungsmäßige Verbürgung des wahren 
Gemeinwohls auch ihr eigener Vortheil if, wie fle mit ihren Mitbürgern im mefentlichen daſſelbe 
Intereffe, diefelde gemeinſchaftliche Sache haben, und wie fie nur mit ihnen gemeinfhaftlid; 
ernftlich zu wollen brauden, um auch die Berfaflung und die verfaſſungsmäßigen Rechte jenes 
Einzelnen zu firmen ; wenn fie einfähen, wie gering die Opfer bei folder tüchtigen Geſinnung 
und Bildung gegen die Opfer und Leiden der Rechtlofigkeit und der Knechtſchaft find. Die echte 
Politik, namentlich die Soloniſche, fordert wie die echte hriftliche Moral, daß alle Bürger ſich 
als Glieder eines gemeinjchaftlichen Lebens, daß jeder die Verlegung des andern ale feine eigene 
Verlegung fühlen und anfehen fol. Dumme, unaufgellärte Bürger aber werben bald als 
Werkzeuge geiftliher und meltlicher despotifcher, bald als Werkzeuge revolutionärer Volksver⸗ 
führer gegen ihr eigenes Gläd, gegen ihr Vaterland und ihre Berfaflung gebraucht werben. 

Das wichtigſte Mittel zur Volksaufklärung ift übrigen zugleich mit gutem Schulunterrichte 
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die freie Berfafjung, die Bublicität und Prepfreiheit, inSbeſondere auch vie Verbreitung guter 
Volksſchriften, Kalender und Volksblätter. 

Ein Abweg ift allerdings auch bei der Aufklärung, vie freilich bei jeder Volkserziehung, 
aud) der unaufgeflärten, zu vermeiden, die Vorherrſchaft des Eigennutzes und Materialismus 
nämlich. Hierzu ift, außer ber jorgfältigen Unterſtützung wahrer religiöfer Bildung, nichts 
weſentlicher als ein wahrhaft nationales freied patriotifhes Gemeinweſen, vor allem aber eine 
fittliche, würbige, alle Eorruption ausſchließende Regierungspolitif, dev Gegenfag eines liftigen, 
treulofen,, felbftfüchtigen Juſtemilieuſyſtems. Es fcheint auf ven erften Augenblick unbegreiflich 
und ift dennod jehr erflärli, in welchem Grabe eine folhe unfittlihe Negierungspolitif ver- 
derblich wirkt, eine Berufung der Regierung mit all ihren unendlichen Mitteln ver Autorität 
und des Einfluffes an die unwürdigen und ſelbſtſüchtigen Neigungen und Leidenſchaften bes 
Volkes, welche, ohnehin überall in ver Mehrheit überwiegend, nur des Moments barren, wo 
fie, nad) der Löfung ber Zügel der Sffentlihen Scham durch den Vorgang ver Regierung, unge- 
ftraft losbrechen dürfen. ' 

10) Eine ganz außerordentlich Eräftige und dreifache Barantie der Verfallung iſt ferner 
die Landivehr, ein im wefentlichen ober vorzugsweiſe auf gut ausgebildete Volksbewaffnung, 
ſtatt auf ſtehendes Heer und auf Lehn- und Lohnſoldaten gegründetes Vertheidigungsſyſtem, 
eine Landwehr, wie im ganzen in der neuern Zeit Preußen das befte Vorbild derſelben gegeben 
bat. Eine doppelte, ja cite dreifache Garantie ift ein ſolches Syſtem. Zuerft ſchützt fie gegen 
auswärtige Feinde. Denn 28 iſt befannt, daß dieſes Syſtem die zehnfache Anzahl von Streitern 
und In jedem Landestheile und in jeder Lage, fofern Staat und Berfaffung patriotifcher Auf- 
opferung und Begeifterung fi würdig zeigen, eine faft unüberwindliche Vertheivigungsmadht 
liefert. Sodann iſt die Landwehr gegen ehrgeizige und desyotiſche Unterdrückung der eigenen 
Regierung die beite Schutzwehr, ebenfo wie.ein kaſtenmäßig auögebilvetes ſtehended ‚Heer ſtets 
das unentbehrliche Werkzeug für dieſelbe mar. Zuletzt endlich begründet die allgemeine gleiche 
Ausübung der Pfliht der patriotifhen Vertheivigung des Vaterlandes das höchſte Gefühl 
wahrer Rechtsgleichheit und praftifcyer Vaterlandsliebe. Und ed ſchützt die allgemeine kriege: 
rifche Ausbildung und der durd fie praftifch gemorbene Gedanke des muthigen Kampfes und 
Todes für Ehre und Freiheit die Bürger gegen ihre eigene Verweichlichung und Entfittlihung, 
gegen das unmürbige, feige und felle Breisgeben ver Freiheit und Verfaffung. 

11) Bon großer Wichtigkeit für vie Erhaltung der Berfaffung ift ferner die verfaffungd- 
mäßige Fürſorge einestheils für die nöthige Revifton und zeitgemäße Fortbildung, anderntheild 

„gegen allzu leichte und ververbliche Anderung ver Verfaſſung. Für das erſtere, wofür die Grie⸗ 
hen zum Theil eigene Beamten aufftellten, bebarf es Indeß feiner andern Fürſorge als der, daß 
durch bie freie Brefle und die freien Affociations-, Gorporationd- und Petitionsrechte und die 
jährliche oder zweijährige Verfammlung wahrer, frei gemäblter und Öffentlich verhandelnder 
Volkswortführer ſtets lebendige Organe für alle Berürfnifle, Intereffen und Wünſche des 
Volkes vorhanden find. Sie werden unfehlbar alle Widerfprüde, Lücken und Veraltungen der 
Verfaffung und Anträge auf Verbefferungen zur allgemeinen Befprehung und Berathung 
bringen und fo die Verfaflung vor dem Tode bemahren, an dem allerdings unfere frühern 
deutſchen Landflände flachen, meil fie veraltet, unzeitgemäß, unter fi und mit den neuen Zu⸗ 
fländen und Bedürfniſſen des Volkes in Widerſpruch gerathen waren, indem jene Mittel zur 
Reviſion und Fortbildung fehlten. Wie durften Verfaffungen und Stände, welche auf den 
feubdaliftiihen Kriegspienft und die feudale Patrimonialherrſchaft über leibeigene Bauern 
gegründet waren, nad Veränderung aller dieſer Verhältniſſe ſelbſt unverändert bleiben * Wie 
fonnten fie, welche die neuen, felbftänpig , kriegspflichtig und Iandesunmittelbar gemordenen 
Bürger weder repräfentirten noch zur eigenen Mepräfentation zuliefen, noch wahre Lebenskraft 
behalten und gerecht bleiben? 

Die Gefahren allzu leichter und häufiger Anverungen des grundgefeplichen verfaffungs- 
mäßigen Zuftandes, der gerade die feſte Grundlage und Berbürgung für alle andern gejell- 
ſchaftlichen DVerhältniffe bilden, allgemeine Liebe, feſtes Vertrauen und eine heilige Scheu 
begründen, einen Damın gegen jede Willkür bilden foll, diefe bedürfen chenfalfg Feiner Aus 
führung. Bor allem ift e8 gefährlich, wenn bie ſtets wache Neigung der Regierenden und ihrer 
Minifter nad Gewaltausdehnung nur die vielleicht abhängige over beſtechliche Mehrheit einer 
Kammer zu gewinnen braucht, um mit ihr die fefteften Dämme gegen vie Willkür, vie heiligften 
echte der Nation zu zerflören. Die in vielen Verfaſſungen vorgeſchriebenen feterlichen Formen 
und größern Stimmenmehrheiten von zwei Drittheilen oder drei Biertheilen für Veränderun⸗ 
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gen der Berfaffung rechtfertigen fih alfo von ſelbſt. Weniger die Feftfegung beftinnmter Jahre, 
innerhalb welcher nichts foll geändert werden dürfen. Wer ann bie vielleicht plöglich dringend 
gewordenen Bebürfniffe ver Zukunft vorherfehen, oder wer darf zum voraus ihre Berüdjichti- 
‚ gung abfolut abweijen? 

Etwas ganz Anderes ift die Brage: find die gewöhnlichen Stände, welde in Gemäßheit der 
bisherigen Verfaffung und zu deren Vertheibigung vom Volfe gemählt wurden, berechtigt, 
Hand an die Berfaflung felbft zu legen? 

Das pofitine Necht der meiſten Staaten, auch dad der Engländer, legt vem Parlanıent diefes 
Recht, dieſe Omnipotenz bei. Doch verſteht man dort unter dieſer Gewalt ſehr natürlich keines⸗ 
wegs ein Recht des Parlaments, alle möglichen Verfaſſungsrechte, ſelbſt die weſentlichſten 
Grundbedingungen eines rechtlichen Zuſtandes und des Staatsgrundvertrags, wie etwa das 
Recht jedes Angeklagten auf unparteiiſches Gericht, aufheben ober verändern zu dür— 
fen. Stet8 erflärten die erften Staatdmänner, daß eine Parlamentseinwilligung dieſes 
nimmer vermoͤge, daß das Volk eine ſolche, eine Aufhebung namentli ver natürlichen und 

englifchen Urrechte oder fogenannten Geburtsrechte der Briten nur als rechtloſe Gewaltthat 
anzufehen und abzuwehren habe. Aber Die Grenzen ſolcher wefentlihen von den weniger we⸗ 
fentlihen Punften find ſchwer zu ziehen. (S. Grundvertrag.) Und aud) bei den nicht abjolut 
weſentlichen, wenigftend bei allen wichtigern Verfaſſungsbeſtimmungen ſollte durch die Ver⸗ 
faſſung ſelbſt mit genauer Bezeichnung derſelben feſtgeſetzt ſein, daß ſie nur durch eine zu dem 
beſondern Zwecke folher Verfalfungsänderung vom Volke beſonders erwählte Repräſentanten⸗ 
verſammlung abgeändert werden dürfen. Daß, wie die frühere Cortesverfaſſung wollte, die 
Wahlverſammlungen zu einer Anderung in ihrer Mehrheit ven beſtimmten bindenden Auftrag 
ertheilen müßten, wäre wol nicht zu billigen, weil die Berfaffung ſelbſt nur von einer gehörig 
gewäßlten Kanımer bie veiffte Berathung erwartet. Wichtig aber iſt es, die Stände beſtändig 
zu erinnern, daß fie nicht eine despotiſche, ſondern nur eine an den Nationalgrundvertrag 
gebundene Gemalt befigen. Und vor allem iſt ed wichtig, daß Verfaſſungsänderungen nicht 
gemacht werben ohne die ganze ernftlicde Überlegung und möglichft allſeitige von ver Gefaumt- 
heit der Nation ausgehende Prüfung. Sind freilich die Wahlen und die Breffe nicht frei, hän⸗ 
gen die erftern, wenigftend der Mehrheit nach, ab vom minifteriellen Belieben, dann find auch 
alle ſolche Beftimmungen vergeblih. Auch felbft für vie Aufhebung der Verfaffung fünnte 
unter diefen Umſtänden die Regierung, ſobald jie nur hartnädig wollte, eine gefällige Kammer 
wählen laffen und diefe auch ohne neue Wahl beſtimmen, nöthigfalls der fonnenklaren Beſtim⸗ 
mung ber Verfaflung zuwider, gewifle Abänderungen gar nicht ald Verfaſſunggänderungen 
oder doch nur ald Änderungen unmejentlicher, bloß reglementärer Beſtimmungen zu erklären. 

12) Gewährleiftungen der Verfaſſung von auswärtigen Mächten fönnen freilich zuweilen. 
Gefahren für die Verfaffung befeitigen. Aber jie haben noch häufiger große Gefahren in ihrem 
Gefolge. Der Garant, weldem natürlid das Urtheil zufteht, ob und inmieweit fein Schuß 
begründet ift, wer von den ftreitenden Theilen tet hat, wird Richter über bie wichtigſten 
innern Rechtöverhältniffe. Seine felbftfüchtige Politik kann ihn zum Misbrauche feines Rechts 
beitimmen. Er Fann bald zweckmäßigen Neformen und dem wahren Volksrechte zu Gunſten 
der Regierung oder einer ariflofratifhen Partei entgegenwirken, bald demagogiſch-revolutio⸗ 
näre Plane fogenannter Volköparteien gegen die Regierung unterflügen. Mer denkt nicht der 
unglüdjeligen Garantien der polniſchen Berfaflungen? 

Weniger bevenklih wäre an ji die Garantie einer einheinifhen Bundesautorität. Ja 
diefelbe kann höchſt wohlthätig wirken, un alle flörenven feinpjeligen Schritte zwiſchen Fürſt 
und Volk, um alle traurigen Nothmittel zwiſchen ihnen zum Schug ihrer verfaflungsmäpigen 
Rechte auszufchließen, um eine unparteiiſch permittelnde Entſcheidung und dann eine georbnete 
und fräftige Vollziehung derſelben zu bewirfen. Aber freilich werden diefe guten Wirkungen 
nur verbürgt fein durch eine wahrhaft nationale, mit ven Hauptgrundlagen der Landesverfaſ⸗ 
jung harmonirende Bundesverfaſſung eines wahren Bundesſtaates, wie ſie in den Art. Bund 
und Deutſcher Bund geſchildert wurde. Iſt der Bund ein blos voͤlkerrechtlicher und hat bie 
Bundesverfaffung, haben die eigenen DBerfaffungen der mächtigern Bunvesfinaten von der 
garantirten Landesverfaſſung weſentlich abweichende Einrichtungen und Richtungen, fo iſt wol, 
wenn die Menſchen nicht Götter werben, eine hinlänglich unparteiifche Schügung ber beiden 
ftreitenden Theile im garantirten Staate und ein genügendes Vertrauen auf diefelbe nicht zu 
erwarten. Wie follten rein monarchiſchgeſinnte Staatömänner eine demokratiſche Richtung 
oder Partei, auch wenn jie in ihrem beften Rechte wäre, nur gehörig verfichen oder vollends 
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angelegentli ihr Recht beſchützen! Im Deutſchen Reiche freilich, obwol deſſen Glieder und 
deſſen Haupt, der Kaiſer, vorwiegend monarchiſch waren, fanden doch die deutſchen Bürger und 
Landſtände häufig Eräftigen Schuß. Aber Hierzu wirkten fürd erfte die unabhängigen, mit 
inamoviblen Richtern befegten hoöchſten Reichsgerichte, dann die durch dad reichsſtändiſche 
Städtecollegium und die vielen Eleinen geiftlihen und weltlichen Reichsſtände ven Landſtänden 
analoge Bildung des Reichstags und vollends dad große Interefle des Kaiſers für die Schützung 
der Landſtände und des Volfed gegen die Fürſten, welche ihm ſelbſt ſeine monarchiſchen Rechte 
ſo höchſt drückend beſchränkten, und zwar um ſo mehr, je weniger er Mittel und Stützpunkte 
gegen ihre Fuͤrſtengewalt hatte. 

Was insbeſonderẽ den Deutſchen Bund betrifft, ſo ſteht derſelbe und die deutſche Bundes⸗ 
verfaſſung, die als integrirender Veſtandtheil in die von acht größern europäiſchen Mächten 
unterzeichnete Schlußacte des Wiener Congreſſes von 1815 wörtlich aufgenommen wurde, nach 
einer gewöhnlihen Annahme unter ver Garantie dieſer Mächte. I) Jedoch iſt dieſes irrig. 
Garantien müſſen ganz ausdrücklich übernommen werden. Dieſes thut jene Schlußacte 5.8. 
in Beziehung auf die Neutralität der Schweiz, die polniſchen und ſächſiſchen Verhältniſſe. Die 
bloße Aufnahme der verſchiedenen damaligen Verträge europäiſcher Mädhte i in die Congreßäcte 
aber enthält nur eine völferrehtlihe Anerkennung, nicht eine Barantie. Wir dan: 
Ten für ſolche Garantie, mie fie 1803 rückſichtlich des Deutichen Reichs ausgeübt wurde. Der 
Bund jelbft wies daher mit Recht Frankreich und England zurüd, als fie Frankfurt beſchützen 
wollten, und dieje ließen fi) die Zurũckweiſung gefallen. 

Der Deutſche Bund ſelbſt garantirt allen einzelnen Bundedregierungen ven Befig und die 
politiſche Selbſtändigkeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten und die Integrität und die völ- 
kerrechtliche Sicherheit von ganz Deutihland.?) Eine völlige Garantie der einzelnen deutſchen 
Landesverfaffungen durch ven Bund aber findet nur flatt, wenn die Regierung und die Stände 
des Landes fie beſonders verlangten und der Bund jie alsdann übernahm, wie in Beziehung 
auf die foburgifche und meiningifche, die mecklenburgiſche und die weimariſche Berfaflung. ?) 
Außerden verhürgt der Bund nach der Schlußacte nur die in Art. 13 der Bundesacte für alle 
deutſchen Staaten beftimmta@riftenz landſtändiſcher Berfaffungen und das Recht, daß diefelben, 
wenn fie in anerfannter Wirkfamfeit beftehen, nicht anders ald auf verfaffungsmäßigem Wege 
abgeändert werben, und ferner die in der Bunbesacte i in den Art. 12— 19 beſonders zugeſicher⸗ 
ten einzelnen verfafjungsmäßigen Nechte veuticher Untertfanen, ſowie endlih Schuß gegen ver: 
weigerte oder gehemmte Nechtäpflege. *) 

Zur Sicherung des monarchiſchen Princips und ber innern Ruhe haben außerdem Beſtim⸗ 
mungen der Schlußacte und verfchiedene Bundesihlüffe, vorzüglich die von 1819, von 1832 
und 1834, Bundeseinwirkung fefgefeht gegen eine diefen Principien widerſtreitende Ausdeh⸗ 
nung ländſtändiſcher Nechte, insbeſondere auch der Offentlichkeit landſtändiſcher Verhandlungen, 
gegen Preßfreiheit, Volksverſammlungen u. |. w., gegen gewaltſame Selbfthülfe der Untertha⸗ 
nen gegen die Regierung und gegen Steuervermeigerung. °) 

Dieſes alles aber find befondere Zufiherungen zum Schuß der Regierungsr echte und nicht 
für die Unterthanenrechte. Schon dadurch, daß der Bund nur auf beſonderes Verlangen und 
nach ſeiner beſondern Bewilligung die landſtändiſchen Verfaſſungen garantirt, vollends aber 
nach den Art. 53, 55, 61 der Schlußacte verheißt der Bund den Unterthanen keinen allgemei: 
nen Schutz gegen Berlegungen ihrer landſtändiſchen und fonftigen Rechte von feiten ihrer Re⸗ 
gierungen. Art. 61 fagt wörtlich: „Außer dem Falle der übernommenen befondern Ga: 
rantie einer landſtändiſchen Verfaſſung und der Aufrehthaltung ver über ven Art. 13 bisher 
feſtgeſetzten Beſtimmungen iſt die Vundesverſammlung nicht berechtigt, in landſtändiſche An- 
gelegenheiten oder in Streitigkeiten zwiſchen den Landesherrn und ihren Ständen einzuwirken, 
ſolange ſolche nicht den im Art. 26 bezeichneten Charakter annehmen.“ Jene bisherigen Artikel 
über Landſtände aber, die Art. 54 — 60, enthalten zu Gunſten der landſtändiſchen und Volks⸗ 


—* Schlußacte des Wiener Congreſſes, Art. 53—64 und Art. 118, Klüber, DOffentliches Recht, 
187. 


. 2) Bundesacte, Art. 11. Klüber, Öffentliches Recht, ©. 184, 221, 283. Vgl. auch den Art. Deut. 
Ser Bund. 

3) Schlußarte, Art. 60. Klüber, $. 225. 4) Schlußacte, Art. 29. 

5) Art. 25—28 und Beichlüfie der Yundesverfammlung vom 28. Juni 1832, N. I. Fe b. 
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rechte nichts, al8 daß die Bunbesverfanmlung darüber zu wachen babe, daß in allen Bundes: 
ftaaten landſtändiſche Verfaſſungen exiſtiren, und dann, daß die in anerkannter Wirkſamkeit 
beſtehenden nur in verfaffungsmäßigen Wege wieder abgeändert werben können, und endlich, 
daß befonbere Garantie nachgeſucht und zugefagt werben kann. Art. 26 aber begründet die 
Bundeshülfe nur zum Schuß der Regierungen gegen Wiperfeglichkeiten der Unterthanen. 

Freilich Haben nun zwar viele mit Klüber („Offentliches Recht“, $.75 und 225, 283, 297) 
aus dent Zwecke des Deutfchen Bundes einen allgemeinen Bundesſchutz auch für alle landſtän⸗ 
diſchen und Unterthanenrechte begründen wollen. Aber nad den Ausführungen in den Art. 
Deutfcher Bund und Belagerungszuſtand folgt aus ver Natur eines bloßen Staaten= 
bundes, aus dent ausgeſprochenen Zmed und andern ausdrücklichen Beſtimmungen des deutſchen 
Bundesgrundvertrags, als erſten Grundgeſetzes für alle gültige Bundesthätigkeit, und aus den 
Willenserklärungen ſeiner Gründer bei Eingehung deſſelben, daß der Bund ein blos völkerrecht⸗ 
licher Verein fein und in Beziehung auf bie innern ſtaatsrechtlichen Verhältniffe keinerlei Ein— 
wirkung haben folle, außer den wenigen zur Erhaltung deutſcher Nationalverbinpung und 
deutſchen Nationalrecht8 in den befondern Beftimmungen ausnahmsweiſe den deutſchen Bür- 
gern zugefiherten Rechten. Zwar entgegnet man hierauf, daß hier jene fpätern Bunbed- 
befhlüffe son 1819, 1832 und 1834 und manche Artikel der Schlußacte doch eine Reihe von 
Beftimmungen für flaatöpolizeilihe Sicherung ber innern ſtaatsrechtlichen Verfaffungs- und 
Polizeirechte der Regierungdgewalt und zugleich auch Beſchränkungen verjelben zum Zwecke ver 
innern Ruhe enthielten, welde, wie Zachariä behauptet, fogar den Bund in einen Bundesſtaat 
umwandelten, und dann, daß ed doch nicht Abſicht der hoöhen Bontrahenten habe fein Finnen, 
mit Bundesgewalt blos die Regierungsrechte, nicht aber auch gleichmäßig die Rechte des Volkes 
und der Bürger zu ſchirmen und fo in natürlicher allmählicher Fortwirkung eines fo einfeiti- 
gen Principe einen von dem urfprünglidh beabfichtigten wahren „allgemeinen Rechtszuſtande 
von ganz Deutſchland“ fehr abweichenden Zuftand hervorzubringen. 

Hierauf aber und gegen die Nechtögültigfeit aller jener einjeitigen ſtaatsrechtlichen Beftim: 
mungen zur Beihränfung ber Unterthanenrechte und zur Vermehrung der Fürſtenrechte muß 
e8 hier genügen, nur Folgendes zu erwidern: 

Fürs erfte wurden mehrere von jenen citirten Beſtimmungen, wie die über die Aufhebung 
der Preßfreiheit, über die Univerjitäten, über bundespolizeiliche oder gerichtliche Rechte in Be⸗ 
ziehung auf demagogiſche Umtriebe, ausprüdli nur ald proviforifhe und temporäre Aus- 
nahmebeftimmungen bezeichnet. 

Fürs zweite kann eine Umänderung der rechtlichen Natur und Zmedbeftimmung bes 
Bundes aus einem völferreitlihen Staatenbunde mit feinem Zwecke einer blos völferrechtlichen 
Sicherheit in einen ſtaatsrechtlichen Bundesſtaat in feiner Weife angenommen werben, da diefer 
Abficht fogar ausdrücklich in der Schlußacte Art. 1, 2, 3 mwiderjprocden wird, und da ja eine 
foldhe dem Grundvertrage und erften Grundgefege des Bundes und mithin der anerfannten 
Competenz der Bundesverſammlung widerſprechen würde (Schlußacte, Art. 3, und die oben 
citirten Artikel des „Staato-Lexikon“) und überhaupt auch rechtlich nur denkbar märe nad) den 
Bedingungen der Nutur eines ſtaatsrechtlichen Nationalvereins, jedenfalls alſo nur mit Ver: 
mehrung, nicht mit Verminderung der activen Theilnahme der Nation und ihrer freien Stimme 
in den Bundesangelegenheiten. 

Fürs dritte endlich haben zweimal einſtimmige Bundesbeſchlüſſe 1848, damals, als man 
ven bisherigen rein völkerrechtlichen Bund in einen ſtaatsrechtlichen mit der dazu nöthigen 
Volksrepräſentation verwandeln wollte, alle frühern ſtaatsrechtlichen Befhränfungen ber 
beutfchen Bürger ausdrücklich aldinconpetent und nufl und nichtig erflärt. (©. die citirten Art.) 

13) Der Verfaffungseid ver Bürger und Beamten wurde ſchon oben (unter 6) beſprochen. 

14) Eine Hauptgarantie eined würdigen Rechtszuſtandes eines freien gebildeten Volkes, 
das Weſen jener aus monardifhen, bemofratifchen und ariftofratiihen Elementen gemifchten 
Verfaſſung, welche das Ideal faft aller großen Staatömänner, die befte Grundlage edler Freiheit 
faft bei allen freien Völkern war, diefe Garantie für die Erhaltung der übrigen Garantien ift 
jene richtige Vertheilung der Gewalten, welche die Briten das Gleichgewicht derfelben nennen. 
Sie, weldye verhindert, daß eine einfeitige Richtung, wie die ber Volköfreiheit auf Koften der 
Staatdeinheit oder diefe auf Koften jener, und die ihrer Hauptorgane unbeſchränkt und über: 
gewaltig werde und widerſtandslos alles mit ſich fortreifte, welche gegen deren liberfchreiten bie 
felbftändige Beilfame Gegenwirfung des andern entgegenftellt, wurde bereits im Art. Cabi⸗ 
netSjuftiz entwidelt und gegen die Einwendungen von Schultheorien vertheibigt. Alles Fonmt 
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aber hierbei darauf an, nur weſentliche und geſunde Richtungen und Organe mit ber gehörigen 
felbfändigen Kraft und Freiheit gegenüberzuftellen und fie zugleich in ber höhern Harmonie 
des lebendigen organischen Ganzen des fittlichen Bemeinwefend friedlich zu einigen. 

15) und 16) Die Nothwendigkeit einer völlig unabhängigen Juſtiz, einer öffentlichen Rechts: 
pflege und in Criminalſachen des Geſchworenengerichts zum Schuge einer freien Berfaflung 
bezweifeln wol jelbftin Deutſchland folge, welche wirklich eine freie Verfaſſung, einen geficherten 
Rechtözuftand wollen und darüber ſachkundig mitfprechen koͤnnen, und welche nicht wollen, daß 
die politifchen Breiheiten in der Berfaffung nur zum Fallſtricke für ehrliche Männer verfünbet 
werben, ebenio wenig ald die Bürger von England und Frankreich oder Die in andern freien 
Ländern darüber im Zweifel find. Weitere Ausführungen enthalten die Art. Ableugnung, 
Cabinetsjuftiz, Offentlichkeit und Geſchworenengericht. 

17) Das ganze freie Verfaflungsrecht aber wird nur beftehen, wenn die ihm entfpredhenven 
richtigen Zebenögrundverhältnife erhalten werden, nämlich fittlide monogamifche Ehe- und 
Familienverhältnifie, freie unlaftenmäßige Standesverhältniſſe, auf wahre Sittlichfeit hinfüh- 
rende Religion, freied und friebliches Nebeneinanverbeftehen von Staat und Kirche und freier 
Wiſſenſchaft, repräfentative collegialifche Gefellfchaftöfornten, eine durch freie dkonomiſche und 
gewerbliche Cultur und durch Freie Wiſſenſchaft geleitete Volksbildung. ©) 

18) Endlich bedarf e3 für das ſittlich-vernünftige freie Grund: oder Verfaſſungsgeſetz, es 
bedarf für die ganze freie Verfafiung der fleten Erhaltung ihres Grundprincipß oder ihrer 
eigentbümlichen Xebenskraft, der rechten Willensrihtung im Volke. Diefe aber befteht in ver 
Herrſchaft der jittlihen Vernunft oder zunächſt in der Bürger freier, fittlicher, täutkräftiger 
Achtung ihrer eigenen und ihrer Mitmenſchen fittlicher perfönliher Würde, ihrer Ehre und 
Sreiheit; fie befteht, mit anvern Worten, in dem lebendigen fittlichen freien Gemeingeifte. ?) 
Wenn und folange etwa nicht dieſes Höhere Grundprincip in dem Leben der Staatögefellfchaft, 
in dem einflußreichſten, wirkſamſten Theile derſelben vorherrſcht, fofern nicht Diefe Lebenskraft 
die Glieder des Vereins durchſtrömt oder zufammenhält, wenn etwa die Grunbprincipien der 
Despotie und Theofratie, finnliche felbftjüchtige Triebe, felbftfüchtige despotiſche Herrſchſucht 
oder finnliche Furcht, wenn blinder theofratifcher Aberglaube in ven Menichen vorherrſchen und 
te regieren, alddann und jo lange wird aud nicht von Erhaltung wahrer Freiheit oder ver: 
nunftrectlicher freier Verfaſſung die Rede fein können. Sie werden unterdrüdt, wie in dem 
finnligen, ſelbſtſüchtigen, alfo despotifchen Fürftenrechte und Feudalismus, wie in der blind⸗ 
gläubigen, alfo theofratifchen, Hierardifchen Zeit, wie in Griechenland und Rom zur Zeit der 
Verderbniß. Sie kamen im neuern Europa nur in dem Maße allmählich wieder zur Vorherr⸗ 
ſchaft, als mit immer größerer Zerftörung der despotiſch fauftrechtlihen und ver theofratifchen 
Orundverhältniffe und Grundprincipien die der freien Verfaſſung oder des Rechtsſtaates reiner 
und fräftiger hervortraten. 

I. Durch den Verein nun aller biejer Garantien des höchſten irdiſchen Site, was für 
freigeborene Männerberzen, was für ein edles Volk gedacht werben fann, ber Freiheit nänlih . 
und eines freien Vaterlandes, werden diefelben glüdliher geſchützt ale durch bie traurigen 
äußerſten Mittel der abjoluten Steuerveriweigerung zum Zwange gegen den Negenten (nicht 
etwa blos als eine Berufung von dem Minifterium an den Fürften und von dieſem an neue 
Bollswahlen) und der gewaltfamen Wiverfeglichfeit und Revolution. Gewähre die Berfaffung, 
wie die hritifche, jene friedlichen Mittel, um die für Fürſt und Volf fo gefährlichen unfried⸗ 
lichen auszuſchließen, wie fie jegt in dem freien Britannien ſicherer als irgendwo audge: 
ſchloſſen find! 

Gern aber ſchließe ih, durch Die Erinnerung an der freiheltöfräftigen Briten Geſchichte 
und Verfafſung zuridgeführt auf die wichtigfte aller Garantien der freien Verfaſſung und 
zugleich auch ihre jhönfte Frucht, auf jene höhere Lebenskraft Derfelben, die wahre Tugend, 
diefe Ausführung mit dem Ausdrude einer nun vor einem halben Jahrhunderte, während der - 
Zeit des höchſten Drudes der Napoleonifchen Herrſchaft, von mir ausgeiprocdhenen Überzeu: 
gung): „Auch die beften Berfaflungen find dem Verderben ausgeſetzt. Die Formen werben 
von dem Icbenbigen Beifte des Öffentlichen Lebens überwältigt, und vergeblich wird der Körper 
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6) Welcker, Syſtem, I, 408, 361, 386. 
7) Welcker, a. a. O., 1, 406, 358, 381. Bol. auch die Art. Gemeingeit und Princip. 
8) Legte Gründe von Het, Staat und Strafe (1818), S. 107. g* 
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gepflegt, wenn die Seele entflohen iſt. Keine Verfaſſungsform ſchützt je ganz vor Uſurpation 
und Despotismus. Es iſt nur Eines, was mit voller Gewißheit die Freiheit ver Bürger, die 
Sicherheit des Negenten, die Herrihaft des rechten Geſetzes, das Wohl und die Würde des 
Staates verbürgt, mit welchem feine Macht der Erde fie vernichtet, ohne welches Feine fle hält: 
die Tugend der Bürger, die auf ihr allein beruhende unverbrüchliche Achtung eigener und 
frember perfönliher Würde. Nicht jene paffive Gutmüthigfeit und Indolenz, die wol unthätig 
murrt, zulegt aber jede Schmach fanftmüthig leidet, ſondern jene wahre Tugend, die, raftlos ihr 
hohes Ziel zu erringen ſtrebend, um dieſes jelbft willen männlidy vieles trägt, aber lieber den 
Tod ald Entehrung, als Erniedrigung duldet. Wie durd fie allein der wahre Rechtoſtaat ge: 
worden, fo beftebt er auch nur durch fie feſt und dauernd; denn nur die Kraft, welche ven Staat 
ſchuf, vermag ihn zu halten.‘ Welder. 

Gaſtrecht, |. Fremder, Fremdenrecht. 

Gauner und Gaunerthum. Seit langen Jahrhunderten, befonders feit Verbreitung des 
Ehriſtenthums im Occident, fieht man aus dem focialzpolitifchen Leben eine unheimliche Ge⸗ 
ftalt auftauchen, welche fi mit intenfiver vernihtender Gewalt an dies ganze Leben anflammert, 
daſſelbe in alle, auch die entlegenften Kreife mit dem Schein unmittelbarer Zubehörigfeit begleitet 
und dennoch wieder eine vollftänvig geſchiedene Körperſchaft für fich bildet, mit einem eigenthüm⸗ 
lihen Leben, mit einer eigenthümlichen gewerbsmäßigen Kunft, Drganifation, Sprade und 
Symbolif. Mit der vollkommenſten Mischtung alles rechtlichen und fittlihen Gefühle, mit un- 
beinlicher Gewalt, mit ffaunenswerthem Aufwanp von geifliger Willenskraft, Scharfjinn, Lift 
und Verſchlagenheit, mit einer Sicherheit, weldhe ven Muth zum libermuth, Die Bermegenheit 
"zur Frechheit fleigert, ftrebt viefe Geftalt allein dahin, das Leben auszubeuten, un: ihrer boden⸗ 
lofen unerfättlihen Genußſucht, Habgier und Siunenluft Genüge zu leiften und dazu jeden 
äußern Widerfland, ja ſelbſt die von den Belegen der Natur in beftimmte Grenzen gewiefene 
eigene phyſtſche Eriftenz zu vernichten, ohne im brutalen Schwelgen den Genuß, ohne im mörde- 
rifhen und räuberifhen Zufanımentaffen ungeheueret Schäge ven Beſitz zu Eennen, ohne in 
frampfhafter Antlammerung an das Leben an dad Ende zu glauben: es ift der unterfte Boden⸗ 
fag der herrſchenden welthiftorifchen Lüge und Sündhaftigkeit in allen Proteusgeftaltungen, es ift 
das rationelle gewerbliche Verbrechen, dad Gaunerthum. Erft in der neueften Zeit hat man 
diefer von feiten der Staatöpolitik mit der höchſten Aufmerffamfeit und Anftrengung zu über: 
wahenden und zu verfolgenvden Erſcheinung genauere Beachtung gewidmet, während es immer 
ein: ſchlagendes Kriterium für die Erſcheinung felbft und für ihre intenjive Gewalt und feine 
gift bleibt, daß fie bis dahin im beweglichen bunten focialspolitiichen Leben fi fo durchaus zu 
verftedlen wußte, daß man an fie ald eine fortlaufende Hiftorifche forial-politifde Genoſſenſchaft 
nicht glauben mochte und, unbefümmert um die ganze Erfheinung, bie einzelnen doch ſtets mit 
der fchärfften Färbung ver eigenthümlichſten Geſammtheit hervortretenden Verbrechen mit 
blutiger Strenge abthat, ohne in den harafteriftiichen Einzelheiten das Ganze ver Erſcheinung 

u begreifen. 
’ Das Gaunerthum ift eine durchaus ganze hiftorifche Erſcheinung. Es ift aus dem Bettler: 
thum entfprungen. Die in den neugegründeten chriſtlichen Gemeinden zu Gunften der Armen an 
die Kirche geipendeten Gaben der Liebe und Barmherzigkeit, welche ſchon der Heilige Ambrofius 
dringend empfohlen hatte und welche durch die weltliche Gefeggebung begünſtigt und geförbert 
wurden, floffen überaus reihlih und wurden von den Geiſtlichen in fhranfenlofer und kurz⸗ 
ſichtiger Freigebigkeit vertheilt, ſodaß ſchon Ambrofius felbft über die lügenhafte Unverſchämt⸗ 
heit der zum Nachtheil der wahrhaft Hülfsbedürftigen in Haufen zuſammenſtrömenden fernge- 
funden Vagabunden bittere Klage führt. Um die Kirchen.drangten ſich Fromme und Mild- 
thätige, wie Kaufleute, Bettler und Geſindel aller Art, welches durch entlaufene Sklaven maflen- 
haft vermehrt-wurbe. Die Coneurrenz in den Städten wurde zu groß; darum wurden aud 
die Frommen auf dem Lande heimgeſucht. Schon die Gapitularien warnen vor ben unter der 
Maske von. Händlern (mangones) umberziehenden Betrügern wie vor Übelthätern und Räu⸗ 
bern. Das Aufblühen der Städte reizte Die unfreien Knechte, in Maſſen ſich der Gewalt ihrer 
Herren durch die Flucht zu entziehen. Die von den Städten Zurückgewieſenen roarfen ſich, mei: 
ftend in Verbindung mit dent Raubadel, auf Wegelagerei und Räuberei. Fahrende Priefter, 
Kirchen: und Schullehrer, Weiber, Handwerksgeſellen, Muſikanten, Marktfchreier, Gauffler, 
aus den vielen Fehden entlaffene Söldner, Landsknechte, Landesverwieſene, Ehrlofe und ver- 
zweifeltes Gefindel aller Art vermehrten die gefährliche Maffe. Um minveftens in den Städten 
das Geſindel einigermaßen In Zaum und Aufſicht zu halten, organifirteman bie Bettelei: man er: 
' J 
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richtete Bettlerfreiftätten und Herbergen, wie z. B. in Baſel auf dem Kohlenberg und in Lübeck 
den Pracherkrug, beſteuerte die Bettler und ſetzte ihnen eigene Reichs-, Bettel- oder Pracher⸗ 
vögte, welche von ihnen reichliche Sporteln zogen. Auf dem Lande nahm die Unſicherheit fo 
bedenklich zu, daß unter andern die Stapt Bajel 1391 mit ven Biſchof von Straßburg und.bem 
Abt ven Murbad ein förmlihes Schutz- und Trutzbündniß gegen die umherziehenden Räu- 
berbanden, „pie Geſellſchaft den man ſpricht Rot und Schwartz“, abihloß und daß um die 


gleiche Zeit ver Kanzler Kaifer Karl's 1V., Dithmar von Medebad, zu Breslau die erflen 


Vocabeln aus der ſchon vorhandenen Gaunerfunftfprache ſammehn fonnte. Gleich darauf er⸗ 
ſchien das merkwürdige bafeler Rathsmandat, in welchem bie Kniffe und Ränke der „Gilen und 
Lamen“ in den verfchiedenften Zweigen und Sorten zu jedermanns Warnung offen dargelegt 
wurden; ber züricher Rathsherr Gerold Edlibach trug bald Darauf ein ganzes Gaunervocabular 
zujammen; Sebaftian Brant geifelte in feinem „Narrenſchiff““ das Bettler: und Gaunerthum 
als offenkundige Erſcheinung, bis unmittelbar Darauf der Liber vagatorum eine vollſtändige 
Naturgeſchichte ded Gaunerthums gab und ein ausführlihes Wörterbuch der Gaunerſprache 
beifügte. Bezeihnend für Die ganze Zeit von den Karolingern bis zum Liber vagatorum ift 
es, daß vorzugsweiſe vie kirchliche Vönitenz dem Baganten- und Gaunerthun zum Vorwand 
diente und ihm bei Städter und Bauerdmann überall freien Zutritt verfchaffte. Deshalb 
begünftigte auch Luther den Liber vagatorum fo fehr, daß er jelbft 1528 ihn unter dem Titel 
der „falſchen Bettelbüberey‘‘ mit einer vortrefflichen Vorrede herausgab. Schon lange hatte daß 
von chriſtlicher Unduldſamkeit auf das grauſamſte verfolgte, midachtete und zur nieprigften 
Volkshefe Hinabgeftoßene Judenthum ein beträchtliche8 Contingent zum Gaunerthum geliefert. 
Die Verbrüderung mit ven hriftliden Gaunern, welde darum doch immer mit Verachtung auf 
das Judenthum herabblickten, war, wie man fhonin ven Gapitularien findet, zunächſt weſentlich 
dur Hehlerei, Ankauf und Verwerthung ver Diebesbeute begründet, bis allmählich gleiches 
Intereffe die Verbindung enger zog und unter der gemiſchten Verbrecherwelt eine fehr eigen: 
thũmliche Toleranz und feltfane Verbrüderung zu Stande brachte. Machte viefe geheime Zu⸗ 
gabe ſich weſentlich durch die allmähliche Offenbarung der geheimen Kunſtſprache mitteld ihrer 
auffälligen fremdartigen Typen bemerkbar, fo fand das Gaunerthum zu dieſem Zujag jeit 
Anfang des 15. Sahrhunderts eine neue Verſtärkung in den umherziehenden Zigeunern, welche, 
wenn. fie auch zuerft ebenfalld unter dem platten Vorwand kirchlicher Pönitenz auftraten, doch 
im abfichtlich ftark Hervorgehobenen Typus eigenthümlicher Nationalität und mit dem Schein 
natürlicher, tändelnder Arglofigkeit durch Muſik, Wahrjagerei und ähnliche Künfte gleihfam 
jpielend fich überall den breiteften Gingang zu verſchaffen und mit behenber, raffinirter 
Kunfifertigfeit Land und Leute auszubenten verftanven, bis gegen das Ende beilelben Jahr⸗ 
hunderts ſcharfe Mafregeln zu ihrer gänzlien Befeitigung angeorbnet wurben, welche 
niemals zur Ausführung kamen, immer jedoch die Zigeuner ald ſcharfen Beifag des Gau- 
nerthums bezeichneten und ihren Namen jogar auf vie ganze verbrecheriſche Genoſſenſchaft 
übertrugen. ine große Berftärfung diefer frembartigen Beifäge erhielt dad Gaunerthum 
ndh durch die Bauernaufftänve in Kranfreih und Deutichland, in welchen die brutalſten 
Roheiten des Volkes mit gleicher Roheit und Willfür der Gegner zu Boden gejhlagen wur- 
den. Wenn aud dem Raubadel gegenüber durch Maximilian's Landfrieden leivlihe Si- 
cherheit bergeftellt war, fo wurde doch in den Bauernfriegen der Grund zu den großartigen 
Räuberbanden gelegt, deren Bertilgung erft im dritten Decennium ded 19. Jahrhunderts, 
jedoch auch nur infofern gelingen follte, als eine abfolute Garantie gegen eine neue maflen- 
bafte Schilderhebung des Räuberthums keineswegs vollftändig gegeben iſt. Die Hugenotien- 
friege brachten das in Frankreich fhon lange ſchrankenlos hauſende Räuberthum nod mehr in 
Bewegung und namentlid auch in Verbindung mit Deutihland. Die Nougetd und Yrifons 
hielten mitten in Paris offenes Lager und brandſchatzten alles, wo nur irgend ergiebige Beute 
zu hoffen war: Im Dreißigjährigen Kriege fam das Gaunerthum zur Höcften Blüte feiner 
Macht. Somwol in der Werbung ale auch in ver Behandlung der Faiferlichen Heere durch Wal⸗ 
Imftein ward das ſchon in den Bauernfriegen ſtark angeregte Bewußtſein der Gewalt des 
Volkes als Maffe, der Obrigkeit gegenüber, in den unterften Volksſchichten um fo gefährlicher 
genährt, al8 die Heere aus dem nichtswürdigſten Gefindel zuſammengeworben waren, welches 
nur, um Beute zu machen, aus allen Eden Europas zufammenlief, nur den Feldherrn und 
den Regimentöhenfer fürchtete und durch Plünderung und Parteigehen unter eigener Leitung 
ihrer Führer mit der vollften Freiheit eine Hochſchule des Rauberthums durchmachte, ſodaß 
ed ein allgemeines Räuberthum im größten Stile repräfentirte. Die über ganz Deutſch⸗ 
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land verbreitete Bermüflung mar fo groß, daß die Obrigkeiten dem Räuberthum nicht eher als 
gegen Anfang bed 18. Jahrhunderts über den Schutt nachzuflettern wagten, wo fie dann mit 
bluttriefendem Schwerte die einzelnen mafjenhaft auf ven Schaffots vertilgten, ohne doch das 
Ganze zu treffen. Nur gelegentlich, in einzelnen Unterſuchungen, fiel ein grelles- Schlaglicht auf 
die ganze Erſcheinung. Aber die Flachheit und Haſtigkeit der Unterſuchungen, welche ſtets nur 
gegen das Schaffot drängten, weil mit dem Tode alles abgethan ſchien, verdunkelten ſtets wieder 
bie ganze Erſcheinung. Gin frappanter Beleg dafür iſt der koburger „Jũüdiſche Baldower“. 

Gleichzeitig tritt Die Verfeinerung des vor den offenen harten Widerſtande ſich flüchtenden und 
dafür immer tiefer in den Scho8 des jorial:politifchen Lebend dringenden Gaunerthums und 
feine innige Verbindung mit dem englifchen, franzoͤſiſchen und hollandiſchen Gaunerthum in 
unverkennbarer Weiſe hervor. Die Namen Cartouche, Lips Tullian, die deutſche Prinzeſſin 
(Stedmann), Falſette (Meyers) und Nico! Lift haben eine furchtbare Berühmtheit erlangt. 

Die mangelnde Aufliht in den vielen neu errichteten Armen=, Arbeits- und Zußpthäufern 
brachte die ſcharenweiſe aufgegriffenen Lanpftreicher mit den geübteften VBerbrechern in Berüh— 
rung und geftattete eine gegenfeitige furchtbare Belehrung. Das Werbefgften, die unabläffigen 
Kriegöbewegungen, die infolge der Aufhebung der Tortur haufig erkannten Freifprehungen 
von der Inftanz machten dad Gefindel nur noch jicherer in feinen verſteckten und offenen Bewe⸗ 
- gungen, fobaß in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts die bedachte Schule des Verbre- 
hend in hoͤchſter Vollendung daftand und auf diefer Bafis die mit ver Franzöſiſchen Revolution 
beginnende Scilderhebung ver fogenannten niederländiſchen Banden und der aus ihnen ent- 
fprungenen zablreihen und verwegenen andern Banden Erfolge hatte, wie fie in der Welt- 
geſchichte nicht ähnnlid vorkommen. Die mit der höchſten Energie dagegen auftretende Juſtiz wies 
die offene Gewalt allmählich zurüd, wurde aber am Schlufle der Arbeit eines ganzen Menfchen- 
alters dur die 1831 wider den Handelsmann Mofed Levin Löwenthal und Gonforten zu 
Berlin begonnene großartige Gaunerunterſuchung, wie in ber ſpätern großen Holfteinifchen und 
vielen andern Unterfuhungen ver neueften Zeit in fo ſchlagender mie bedenklicher Weiſe belehrt, 
daß das Gaunerthum völlig ungeftört feine Propaganda gemacht hat und in höchſter Kunft und 
Berfeinerung daB ganze focial= politifche Lehen mit feinen Polypenarmen umflammert hält. 
Die offene Gewalt hört nur infomweit auf, ald der gegnerifche Widerdruck feine Kraft zum Nie- 
erhalten behauptet und an den Tag legt. Die Polizei und dad Gaunerthum flehen einander 
beobachtend gegenüber und halten einander im Schach. Die tiefe Cinbürgerung des Gauner⸗ 
thums in das ganze focialspolitifche Leben kann dabei jo wenig zweifelhaft fein wie die Über- 
zeugung, daß ed mit diefem fortleben und bei feiner zunehmenden Verfünftelung ebenfalls 
immermehr an Künftlichkeit geminnen wird. 

Bermöge feiner rationellen Kunft und Bolitif nimmt das Gaunerthum in feiner äußern 
Erſcheinung alle Formen des focial=politifhen Lebens an und figurirt ebenjo gut al& befternter 
Prinz wie auch in den eflen Lumpen des Bettlerd. Die höchſte Gewalt des Gaunerthums befteht 
in feiner geheimen Verbindung, gegen welche jelbft Die feinfte praftifche Kunſt zurüctritt. Kein 
Opfer if zu groß, um dad Geheimniß zu bewahren. Gegen dies Intereffe tritt aud die überaus 
weite Familienverwandtſchaft zurück. Ohnehin ift von Liebe und Treue nicht die Nede. Nur 
die Mutterliebe ſchlägt mit der Allgewalt ver Natur oft in rührender Weife durch. 

Die perfönlice Erſcheinung des Gauners ift die abfolutefte Lüge, weil er ſtets danach ftrebt 
und fireben muß, die Individualität hinter der Erfcheinung zu verfteden. Die Förperlichen 
Entftellungen und die Zoilettenfünfte werden mit ımerreihbarer Vollkommenheit cultivirt. 
Das weiblihe Gaunerthum beutet dabei die Debilität der Weibesnatur in der raffinirteften 
Weiſe aus, wie denn hier überhaupt vie verwegenften Simulationen mit dem größten Glüde 
durchgeführt werden. Aus gleichem Interefle führt jeder Gauner mindeftens einen, meiftens 
aber mehrere falfhe Namen, welche jedoch allen Genofjen bekannt find. 

Zur Erhaltung und Förderung der geheimen Kunft und Verbindung dient die Gauner⸗ 
ſprache. Während die fpecifliche Eigenthümlichkeit jeder fremden Gaunerſprache weſentlich in 
der mehr oder minder leichten Veränderung der Wortbedeutung zur bilvlihen und faft immer 
frivolen Bedeutung ober in der Veränderung des Wortlauts der heimiſchen Volksſprache 
befteht, bejigt die ohnehin Die vielen Dialekte ſtark ausbeutende deutſche Gaunerſprache überdies 
noch die befondere Gigenthümlichfeit, daß fie von dem aus der gewaltfamen Zuſammenſchiebung 
femitifcher und indogermanifher Sprachbeftandtbeile und Flexionen weientlid) beſtehenden 
Judendeutſch eine Menge eigenthümlicher Typen aufgenommen bat, von denen viele fogar in 
den deutihen Volksmund übergegangen find. Sehr untergeorpnet ifl der zigeunerſprachliche 
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Zuſatz, welcher, wie überhaupt alle andern Zuthaten, beſonders aus den ſlawiſchen und romani⸗ 
ſchen Sprachfamilien, nur in ſehr vereinzelten und noch dazu oft bis zur Unkenntlichkeit verdor⸗ 
benen Wörtern beſteht. Doch bieten alle dieſe exotiſchen Beiſätze ein bedeutſames ſprachliches 
wie auch eulturhiſtoriſches Intereſſe. Auch die verſchiedenen und vielen Geheimzeichen, Zinken, 
ſind ein ſehr ſtark benutztes, wichtiges und beachtenswerthes Verſtändigungsmittel. 

Die Gaunerpraxis iſt eine faſt unermeßlich große Encyklopädie der raffinirteſten Klug: 
heitsregeln und Kunſtſtücke, auf welche der menſchliche Geiſt je verfallen iſt. Es gibt keine Kunſt, 
Wiſſenſchaft, Geſchicklichkeit, Erfindung und Entdeckung, welche nicht ſofort vom Gaunerthume 
in ſeinem Intereſſe ausgebeutet worden wäre. Zur Unterſtützung und gegenſeitigen Förderung 
der praktiſchen Unternehmungen dient eine Menge beſtimmter, nach feſten allgemeinen Regeln 
wie ſpeciell nach Ort, Zeit und Gelegenheit in modificirter Weiſe vorgenommener Hülfshand⸗ 
lungen und techniſcher Mittel, weldye auch in ven Gefängniſſen mit nachhaltiger und ſchwer zu 
varalyjirenvder Wirkung praftifch erprobt werden. Mit großer Verſchlagenheit wird die Kamure 
(das Verſteck und dad Verſteckte) behandelt und jede nod fo unfcheinbare Gelegenheit wie auch 
jede Körperöffnung ohne Unterſchied dazu benugt. Die einzelnen Induſtriezweige werben nad) 
beſtimmten Negeln mit ver jchlaueften Berechnung und Kunft betrieben. Eine höchſt gefähr: 
liche Unterſtützung findet dad Gaunerthum in den Pfandleihern, Anfäufern, Hauftrern, Gau- 
ner= und Borbellwirthen, welde meiftend ſelbſt Gauner und zwar von ber verfchlagenften 
Sorte find, wie denn überhaupt Gaunerthum und Proftitution ineinander aufgehende Be: 
griffe find. 

Die Literatur ded Gaunerthums ijt nur kümmerlich beftellt, da bisher Die ganze Erfcheinung 
faft gar nicht mit der gebührenden Aufmerkſamkeit beachtet worden if. Das bafeler Rathe- 
mandat, der auf ihm beruhende Liber Vagatorum in 14 verfdienenen Auflagen und bie vier 
Auflagen der Notwelfchen Grammatik, eined bloßen Plagiats des Liber Vagatorum, find 
die Hauptgrundlagen geblieben, bis Georg Jakob Schaeffer 1793 in feinem „Abriß des Jau- 
ner= und Bettelmejens in Schwaben’ die erfle rationelle Darftellung gab, welche für alle Zeit 
elafiifch bleibt. Seitven ift von Beder, Pfifter, Grolman, Brill und befonderd von Rebmann 
fehr Bepeutended, wern auch nur in Aphorismen geleiftet worden. Dad neuefle und ausführ⸗ 
Lichte Werk darüber iſt dad vom Unterzeichneten unter folgendem Titel herausgegebene: „Das 
deutihe Gaunerthum“ (4 Thle., Leipzig 1858— 61). 

Fragen wir nad) den Mitteln, welche der Staat gegen dad Gaunerthun zu ergreifen bat, 
jo iind zunächſt ſehr erhebliche Defeste zu ergänzen. Vor allem muß dad Gaunerthum als hiſto⸗ 
riſche ganze Erfcheinung begriffen und in feinem Wefen, feiner Kunft und Sprache und in allen 
teinen Geheimniſſen von Grund aus erforſcht und dargelegt werden. Man wird begreifen 
müflen, daß das Gaunerthum ein fecundäres Übel am fiehenden Körper des ſocial-politiſchen 
Lebens ift, welches nicht eher ausgemerzt werden kann, ald bis der Körper felbft geheilt wird. 
In der großen Krankengefchichte des Volkes wechfelt beftänpig die Erfahrung, daß, je ärger 
die Schwäche des Volkes war, defto flärfer immer die Gewalt des Gaunerthums hervortrat, 
und daß bein fräftigen Aufraffen des Volkes dad Gaunerthum fletd zurüdweidhen mußte. Bon 
dem fhweren Siehthum des vom Materialismus niedergehaltenen focial-politifhen Xebend gibt 
die leider ald vollkommen wahr und vielfach verbürgte bittere Erfahrung ein betrübended Zeug 
niß, daß auch ohne alle Belehrung des gewerblichen Verbrechens Kinder unbeſcholtener Altern, 
die nur zu Haufe feinen Familienherd haben, dem Gaunerthun in die gern zum Gmpfange 
geöffneten Arme fallen. Mit allen Nachdruck muß die Einſetzung einer vernünftigen, einfachen, 
natürlic organifirten Polizei auf dem feften Grunde des fernigen deutſchen Weſens und rift- 
licher Sitte und Wiffenfhaft geforbert und nad) dem Vorbilde jener Polizei gewahrt werben, 
welche vom Bürgerthum felbft zu feinem Schug eingefegt, geſchützt, gefördert, mit Vertrauen 
und Achtung angejehen wurbe und in ihrer fhönen Eräftigen Entfaltung ald Muſter aller ſpä⸗ 
tern größern Staatövermaltungen diente. Solange dieſe Volizei fich erhalten Eonnte, fo lange 
wagte fi) dad Gaunerthum nicht in die Städte. Es hielt aber jeinen triunphirenden Einzug, 
ſobald es der Politik des ſchel fehennen Ichnöherrlichen Abſolutismus gelang, das Verhältniß 
zwifchen Bürgerthum und Polizei zu trüben und die Polizei in das Lager bed Abſolutismus 
hinüberzuziehen. Die Polizei hat das Vertrauen des Bürgerthums und damit ihre ſtärkſte 
Macht verloren. Die mehr als je durch eine Unzahl ſchulmaͤßig ausgeführter Verbrechen con= 
ſtatirte fortlaufende Exiſtenz des Gaunerthums beweiſt, daß alle Streiche, welche die bisherige 
Volizei mit koſtſpieliger blanker Klinge gegen das Gaunerthum geführt hat, nur Fechterhiebe 
geweſen ſind, die, weil flach gefallen, zwar vielfach ſchmerzhaft, doch niemals toͤdlich geweſen 
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find. Die gewöhnlich ald wirffam gegen das Gaunerthum empfohlenen Mittel: Controle über 
Bettler, Bagabunden, Haufirer, entlaffene Sträflinge, Troͤdler, Pfandleiher, Diebsherbergen, 
die ungeheuerlihe Paß- und Fremdencontrole, welche ven ehrlichen Reiſenden und die handha⸗ 
bende Polizei bei weitem mehr drückt, al fie dad reijende Gaunerthum irgend beeinträchtigt, vie 
- ‚Jogar jhon in helle Gaserleuchtung verwandelte Straßenbeleudtung, flatt der als Univerſal⸗ 
mittel gegen nächtliche Einbrüche gepriefenen Beleuchtung mit beſcheidenen Olflammen, die Be 
ftellung von Tag- und Nachtwachen in geſchloſſenen Ortfchaften, die ungeheuere Koften ver- 
ſchlingende Gensdarmerie, fogar die ſchmähliche Beförderung ded nichtswürdigen Bigtlanten= 
weſens, die jo großartigen wie wunderlihen Heg- und Streifjagden nah Gaunern, orbentliche 
und außerordentliche Unterfuhungdcommiffionen, die vielen Gaunerliften, in denen mantamen 
und Signalements lieft, ohne Individuen kennen zu fernen: alles dad hat weder der Eriftenz 
des Gaunerthums, noch feiner ji) immer großartiger entfaltenden Kunft und Geſchicklichkeit 
Abbruch thun können. Es ift und bleibt Thatfadhe und Wahrheit: das Gaunerthum ift 
da. Inmitten des Friedens fteht es fertiger und gefährlicher va als jemals und droht bei einer 
Erfhütterung der von der verfahrenen vathlojen Polizei nur kümmerlich aufreht gehaltenen 
Ordnung ſich noch furchtbarer zu erheben, als ſogar zu Ende des vorigen Jahrhunderts die nie- 
derländiſchen Räuberbanden ed vermodt haben. Solange nicht die deutfche Polizei auf dem. 
Grund und Boden deutſcher Wiffenihaft ausgebildet und bevor nicht ihre völlig Haltlofe bureau⸗ 
fratifcheabfolutiftifhe Organijation einer Grundreform unterzogen wird; folange fie nicht in 
rihtiger Erkennung der allgemeinen fittlihen Noth vie in Wefen, Sultur und Sitte des deut: 
Then Volkes zur Hand gegebenen Mittel zunächſt zum Wiederaufbau des chriſtlich-deutſchen 
Familienhauſes und zur Foͤrderung eined wahrhaft freiheitlihen Bürgerlebens in Anwendung 
bringt; jolange fie nicht Die von ihr mit dem bürgerlichen Leben nivellirte Proftitution aufgibt 
und durch ihre Verwerfung und ernftlihe Verfolgung einen Hauptftreich gegen das Gauner⸗ 
thum führt; folartge fle endlich nicht auf ſolche Weiſe das Vertrauen des Bürgerthums wieder- 
gewinnt und im gegenjeitigen Verſtändniß Hand in Hand mit ihm geht: fo lange wird an einen 
ernſtlichen Angriff gegen das Gaunertfum nicht zu denken und die Polizei nicht auß ver rath⸗ 
Iofen Stellung berauszureigen fein, in welder fie dem Gaunerthum mit flauer Beobachtung 
gegenüberfteht. 8. C. B. Ave-Lallemant. 
Gebiet. (Staatsgebiet, Bundesgebiet, neutrales Gebiet, Territorium.) 
Gebiet bezeichnet im völfer= und ſtaatsrechtlichen Sinne den Umfang des Landes und der Ge⸗ 
wäjler, auf welden eine politifhe, eine Staat3= oder Bundesgewalt ausschließlich ſtaats- oder 
völferrechtliche Hoheits- oder Oberhoheitsrechte auszuüben das Recht hat. Es fällt das Gebiet 
in voͤlkerrechtlicher Hinfiht zufammen mit dem völferrehtlihen Eigenthum an Land und Waffer. 
Das völferrehtlihe Eigenthum beruht nämlid darauf, daß man den ganzen politifchen Körper, 
bie Regierten und die Regierenden, als ein Ganzes betrachtet, repräjentirt durch die Regierung, 
und diefem dann ganz nach ven allgemeinrechtlichen Bedingungen der Erwerbung und der aus⸗ 
ſchließenden Herrihaftd= ober Verfügungd= und Nutzungsrechte an den ausfchließlich erwor⸗ 
benen unbemegliden und unbewegliden Sachen, Hauptſachen und Zubehörungen Eigenthums- 
recht zufchreibt. Der innern Berfafjung des Landes Hleibt e8 dabei überlaffen, zu entſcheiden, 
ob und inwieweit an den Gegenftänden des völkerrechtlichen Eigenthums Privat= oder dffent: 
liche Berfonen Privateigenthumsrechte haben und die Regierung nur die Staatshoheit über 
biefelben und Durch fie die völferrechtliche Vertretung gegen außen befigt. 

Nah außen oder völferrechtlich ericheint alfo das Gebiet als völliges Eigenthum des Volkes 
und wird jo von der Regierung vertreten, wird auch nad den allgemeinrechtlichen Grundſätzen 
des Eigenthums beurtheilt, erworben und verloren. Nah innen hat die Staatöregierung die 
allgemeine Staatöhoheit über daſſelbe, dad Recht der verfaſſungsmäßigen Gefeggebung, Richter-, 
Bollziehungdgewalt und der völferrehtlihen Vertheidigung; insbeſondere auch das jus emi- - 
nens (f. Eminens jus) ober Erpropriationd = und Nothrecht. Die Landedverfaflung und Lun⸗ 
desgeſetzgebung haben dabei Die Ausvehnung und Ausübung näher zu beftimmen. 

Nach ven allgemeinreitlihen Grundfägen gehört aber zur Eigenthumserwerbung, aljo 
aud zur Gebietserwerbung, neben dem Rechtsgrunde zu derſelben, auch die wirfliche ausſchließ— 
liche Erwerbung. (S. Antritt und Befig.) Wo daher feine bleibende ausſchließliche Beiiker- 
werbung möglich ift, wie bei den offenen Weltmeere, da ift auch Fein Gebiet möglih. Das Gebiet 
ift theils Land-, theils Fluß- und Seegebiet. Landſeen, Flüfſe aber erwirbt ver Staat fo weit, 
und in dem VBerhältniß ‚ wie er ihre Ufer bejigt, Meerengen und Meerbujen ebenjo, jedoch dieſe 
und die Meeresfüften nur, ſoweit er fle fortdauernd mit feinen Kanonen beftreichen oder durch 
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Flotten oder Feftungen beherrſchen kann.) Doc haben häufig beſondere nölferrechtliche Aner- 
fennungen, oft auch nur völferreihtliche Prätenſionen viefe Rechte auf Landſeen, Flüſſe, Meer: 
engen und Meereöküften bald erweitert, bald beſchränkt, wie 3. B. in Beziehung auf den 
Großen und Kleinen Belt und dad Schwarze Meer.?) 

Völkerrechtlich oder gegen alle Nichtmitgliener des Staates hat derſelbe gerabe jo das Aus- 
ſchließungsrecht von jeinem Gebiete wie der Bigenthümer in Beziehung auf fein Eigenthum. 
Über diejenigen aber, vie er auf feinem Gebiete weilen läßt, übt er, folange fie meilen, die allge- 
meine Staatshoheit aus. Aber nicht blos die Landesverfaſſung, fondern auch die Sitte und 
ausdrückliche oder ſtillſchweigende völkerrechtliche Anerkennungen befchränfen und mildern biefe 
Ausſchließungs- und jene Hoheitsrechte ehr mannichfaltig. 3) 

Ein Stantögebiet kann entweder gefchlofien fein, territorium clausum, wenn es, wie e8 jegt 
ſelbſt in Deutſchland weit mehr der Fall iſt, zufammenhängt, oder auch, wie e8 früher in Deutfch- 
fand jo häufig der Fall war, ungefchloffen, wenn die Theile deflelben, durch fremdes Gebiet 
unterbrochen, voneinander abgefondert liegen, in welchem Kalle nölferrechtliche Servituten zur 
jteten volllommenen Verbindung aller Staatötheile nöthig fein werden. Es kann im Allein; 
eigenthume oder im Miteigenthume einer Staatögewalt fliehen. Es gelten hier ebenjo wie in 
Beziehung auf die völferrehtlihen Servituten im ganzen die allgemeinen Rechtsgrundſätze 
über Miteigenthum und Servitut. ü 

Bin Gebiet fann in Beziehung auf andere Staaten feindliches oder nichtfeindliches und neu: 
trales Gebiet jein. 

Gegen das feindliche Gebiet jind alle Feindſeligkeiten erlaubt, welche ver völferrechtliche 
Krieg überhaupt erlaubt. | oo 

Der Befiger des neutralen Gebiets verliert natürlich Durch den Kriegsftand anderer unter- 
einander feine jouveränen Gebietsrechte nicht, ebenjo wenig, ald er dadurch von früher über- 
nommenen rechtlihen Verpflichtungen befreit werben fann. Aber er darf durch den freimilligen 
Gebrauch, den er von der Hoheit über fein Gebiet macht, nicht feindſelig gegen den einen der 
friegführenden Theile handeln, nicht auf feinnfelige und parteiifche Weife deſſen Gegner in den 
Mitteln der Kriegführung gegen ihn unterflügen. Gr feßt ſich fonft felbft gegen venfelben in 
den Kriegsſtand und gibt ihm das Recht zu gewaltſamem Schutze. Das europäifche Völker: 
recht hat in dieſer Beziehung eine Reihe von anerkannten, in ihrem Umfang und ihrer Anwen: 
dung jedoch auch wieder beftrittenen und ſchwankenden Grundſätzen aufzumeifen *), welche indeß 
am beſten in dem Art. Neutralität abgehandelt werben. 

Eine wichtige Frage ift die, ob und wieweit einem Staatenvereine ein wahres Geblet zu=. 
ſteht. Hier ift num fürd erfte gar nicht zu zweifeln, daß einem wahren Bundesſtaat, eben weil 
er ein wirflidher jouveräner Staat iſt — wenngleidh ein zufammengefegter, ein Staatenftaat 
oder ein Reich — aud ein wahres Gebiet zufteht, eine ſtaatsrechtliche Hoheit im Innern und ein 
voͤlkerrechtliches Eigenthum gegen Fremde. (S. Bund.) Jene ſtaatsrechtliche Hoheit und ihre 
Anwendung zur Vertheidigung ded Bundes gegen innere oder äußere Feinde hat bie Bundes- 
verfafjung näher zu beflimmen. In völferrechtlicher Beziehung oder gegen Fremde und zur ge: 
waltſamen Schüßung des innern Friedens, wo ſie ndthig wird, macht die Bundesregierung das 
ganze volle Recht des ganzen Bundes und aller feiner Glieder geltend, wie es die Staatsregie⸗ 
rung bes einfachen Staates rückſichtlich des Rechts ihrer Staatsangehörigen thut. 

Was dann fürs zweite die bloße Allianz betrifft, jo ift e8 unbeftritten, daß bei ihr von einem 
wahren Bundesgebiete nicht zu reden ift. " 

In Beziehung auf den Staatenbund fürs dritte herrfcht Dagegen Streit. Dod haben wir 
bereit3 oben aus der rechtlichen Natur des Staatenbundes und aus den damit übereinflimmen: 
den Erklärungen des Deutfchen Bundes gegeu pie widerſprechende Anficht Klüber's („Offentliches 
Recht“, $. 78) auszuführen geſucht, daß demfelben allerdings ein Gebiet zufteht (ſ. Bo. V, 
S. 198), jedoch beſchränkt auf die nöthige völkerrechtliche Sicherung und Vertheidigung des 
ganzen Bundes und aller Bundesſtaaten gegen Verlegungen von Fremden und ber legtern 
untereinander. Denn nur für vielen Zweck Haben die Bundedregierungen ihre jogenannten 
äußern Hoheitörechte und ihre gemeinſchaftlichen Länder real oder dinglich zu einem einzigen 
politifhen Körper , die Deutſchen zu einem gemeinfchaftlihen Deutſchland vereinigt. 


J 


V) Martens, Einleitung in das europäiſche Völkerrecht, F. 29—39, 65. Klüber, Droit des gens 
moderne de l’Europe, $. 127—140. 2) Martens, 6. 35, 38. Klüber, $. 130—132. 
3) Klüber, $. 134—139. 4) Martens, $. 305—308. ' 
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Im Iunern fteht alfo dem Staatenbund nad jenen Grundvertrage und grundvertrags- 
mäßig beflimmten Zwede und nach näherer Feſtſetzung der Bundesgefege alle diejenige Gewalt 
über die gemeinfchaftlich gemachten äußern Hoheitörechte der einzelnen Staaten über ihr oder 
des ganzen Bundes gemeinſchaftliches Gebiet zu, welche zu jener Vertheidigung unentbehrlich 
it, wie z. B. dad Recht der verfaffungsmäßigen Bereinigung und gemeinjhaftlichen Anführung 
der Bundedeontingente durch einen Oberfeldherrn, das ber nöthigen Befeßung des bedrohten 
oder verlegten Theils des Bundesgebiets mit Bunbeötruppen, daß der Anlegung nothwendiger 
Bundesfeftungen, der Unterhandlung und des Allianzvertragd mit Freuden, der Friedens: und 
Kriegserklärung gegen fie. 

Nah außen hat er das Recht, dad ganze Bundeögebiet und jeden einzelnen Bundesſtaat 
gegen jeden rechtswidrigen Angriff zu vertreten und zu vertheidigen. 

In beider Hinficht aber ift er jo weit beſchränkt, ala fh, unbefchadet des innern Friedens 
und der äußern Unverlegtheit ded ganzen Bundes ober der Aupern und innern völkerrechtlichen 
Sicherheit, Die einzelnen Staaten abgefonderte Ausübung ihrer Hoheitsrechte, z. B. Oefandt- 
ſchafts-, Bündniß-, ja jelbft befondere Kriegsrechte vorbehalten haben, als fie fich alſo nicht blos 
auf ihre innern, jondern zum Theil auch aufihre äußern Hoheitsrechte ein beſonderes, in Be- 
ziehung auf die legtern jedoch dem Bunde untergeorbneted Staatögebiet referoftten, Doch darf 
die Ausübung diefer äußern Hoheitsrechte nie jenen innern Frieden und nie die Sicherheit und 
Integrität des Bunded und feines Gebiet beinträchtigen, z. B. nie einen Theil des Bundes- 
gebietö in frenıde Hände geben, und felbit unter den Bundesſtaaten untereinander kann feine 
Gebietöabtretung ohne Genehmigung des Bundes flattfinden.®) Hier ift das eigentliche Gebiet 
der Bundesgewalt und jelbft ihrer Stimmenmehrheitäbefchlüffe. Doch gehört das Nähere, foweit 
es nicht bereits in ben citirten frühern Ausführungen enthalten ift, vem Art. Kriegsverfaflung 
des Deutfhen Bundes an. | - Welder. 

Gefängnißwefen. 1. Allgemeine Bemerkungen. Das „Staats-Lexikou“ enthält 
eine ganze Reihe von Artikeln, die in dad Gebiet ded Befünghißwefend einjhlagen und ver- 
ſchiedene Einzelheiten auf diefem Gebiete mehr oder weniger berühren.!) Namentlich ift e8 ver 
Art. Beflerungsftrafe und Beflerungsanftalt, veilen Inhalt fait ausfchließlich dem Gefängniß: 
weien angehört. Deshalb werben wir in biefer Abhandlung des genannten Gegenftanves 
wiederholt auf die vorhergehenden Ausführungen zurückkommen müffen und ganz befonvers 
auf den Art. Befferungsftrafe und VBeflerungsanftalt. Der Schwerpunft diefes Artikels 
liegt in der Durchführung des Beweifes, daß die Zwecke der Strafe, vor allen der Beilerungs- 
zweck derjelben, jih allein in ver Einzelhaft in einer entſprechenden Weiſe realifiren laſſen. 
Diefer beſondern Richtung -der erwähnten Iehrreichen Arbeit gilt e8 jegt daß beſtehen de Ge- 
fängnißweſen an die Seite zu ftellen und den prüfenden Blick auf beide Momente zu werfen, zu: 
mal bereits einige an Erfahrung wie an Discuſſion reihe Jahre verfloflen find, ſeitdem ver Art. 
Beſſerungsſtrafe und Befferungsanftalt niedergefchrieben wurde. Mande Gejihtöpunfte 
und Überzeugungen haben ſeit jener Zeit (1856) mehr oder weniger einer Veränderung unters 
legen. Mittermaier'3 neuejte Schrift?) 3. B. liefert Hiervon einen ſchlagenden Beweid. Auch 
einer allgenieinern Einführung der Ginzelhaft in Preußen find die Verhandlungen im Ab- 
georbnetenhaufe, in Juni 1861, näher getreten, und es ift außerdem noch das iriſche Ge- 
fängnipjgflen der Zwifchenanftalten, welches von Holtzendorff durch feine Schrift 3) über daſ⸗ 
felbe auch bei und zu einem befanntern und beachtetern machte, als ein mefentliher Factor zur 
Mopdification der Einzelhaft feitvem hervorgetreten. N 

Wir haben in dieſem Werke wiederholt und vorzugsweiſe in vem Art. Freiheitsitrafen 
auszuſprechen Veranlafjung gehabt, daß wir die flete Verfolgung des Beſſerungszwecks der 
Strafe für ven allein richtigen Weg erachten. Demgemäß find es für uns auch nur diejenigen 
Beftimmungen ver Strafgefege, welche auf diefer Bahn fortfchreiten, mit denen wir und im 


— — 


5) Klüber, Offentliches Recht, 8. 215, 219 - 224 555 85658. 

1) Bgl. die Art. Arbeitshäuſer; Begnadigung (bedingte) und Beurlaubung ber Büchtlinge; Bein⸗ 
eifen und Klog ber Züchtlinge; Veſſerungöſtrafe und Beſſernugsanſtalt; Deportation; Bisciplinar- 
firafen; Felonie; Freiheitsſtrafen. 

2).Der gegenwärtige Zuftand der Gefängnißfrage, mit Nüdficht auf die neueſten Leiſtungen der Ge- 
jegebung und Erfahrungen über Gefängnißeinrichtung mit befonderer Beziehung auf Cinzelhaft (Er: 

angen 1860). " 

5) von Holtzendorff, Das irische Gefängnißſyſtem, insbefondere die Zwifchenanftalten vor der Ent: 
lafjung der Sträflinge (Leipzig 1859). 


— 
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GEinverſtändniß befinden, und nur die Gefängnißeinrichtungen, welche von dieſer nicht ablenken, 
vielmehr das Ziel der zu erſtrebenden Beflerung des Berurtheilten unverrüdt im Auge behalten, 
iind es, welchen wir befondere Berechtigung zugeſtehen. 

Welder fagt*) ſehr richtig, daß durch eine wohleingerichtete ſtrafende Durchführung des 
Beſſerungszwecks die andern Strafzwecke in der Regel vollkommen mitbefriedigt werden fönnen, 
und daß fo die Erfüllung des Beſſerungszwecks der Strafe zugleich auch die aller andern in is 

ſchließe. 
Wenn nun in der ſteten Verbrechergemeinſchaft, welche eine unzertrennliche Folge der Ge: 
jammthaft ift, nicht nur fein beſſerndes Element ver Strafe, wie ed die Erfahrung lehrt, gefun 
den werben Tann, vielmehr, mit höchſt feltenen Ausnahmen, dieſe Genoſſenſchaft zu einer mora- 
liſchen Verſchlechterung der Gefangenen führt, fo liegt e8 auf der Hand, daß nur die Einzelhaft, 
erleihtert durch alle Rüdjichten ver Humanität, welde ihrem Grundprincipe — der fleten Ab: 
ſonderung des Gefangenen von feinen Mitgefangenen — nicht widerfprechen, jih im Einflange 
mit dem Beſſerungszwecke der Strafe befinden kann. Aber eine andere noch offene Frage iſt es, 
ob die Ginzelhaft eine burch Die ganze Strafzeit andauernde fein dürfe, oder ob zwifchen ihr und 
der Rückkehr in die Freiheit nicht nody ein Zeitraum der Strafvollftrefung liegen müffe, in 
welchem die Gemeinſchaft mit andern Gefangenen nicht ausgefchloffen bleibt, wo aber durch bie 
Berflattung von befonbern Hafterleichterungen und felbft Verbindungen mit ber Außenwelt 
fi der Wiedereintritt in die bürgerliche Geſellſchaft vorbereitet und fo diefer Zeitraum fi zum 
brüfftein der in der Einzelbaft erzielten Befferung macht. Die Syſteme der bevingten Begna⸗ 
bigung und ber Zwijchenanflalten werden unter andern deshalb fpäter hier als folche Über: 
gänge einer ausführligern Beiprehung bedürfen. 

Wir müffen ſchon jegt beiläuflg einer Schrift Erwähnung thun, welche ven Zweck hat, bie 
Einzelhaft in ihrer zu großen Ausdehnung anzugreifen.d) Der Berfafler erkennt an, daß dieſe 
Haft. für die Unterfudungsgefangenen, für kurzzeitige Strafen, ferner für Diseiplinarftrafen 
und als erfte Vorbereitungshaft, wie in England, wohl zu empfehlen fei, daß ſte dagegen ald 
regelmäßige Vollziehungsart eigentlicher Strafhaft jich nicht billigen laffe. Für Ehriflianfen 
ift die Strafe diejenige Neaction des Rechts gegen das jubjective Unrecht als ſolches, welde 
durch Ausübung einer der Quantität des Unrechts gleihen Duantität Außerlihen Zwangs 
gegen die Rechtsſphäre des Handelnden die Nichtigkeit des rechtswidrigen Angriffs und die 
Wirklichkeit der Alleinherrſchaft des allgemeinen Willens darſtellt. 

Nach dieſem Princip iſt die Strafe die beſte, deren Einwirkung auf den Verbrecher im 
voraus berechnet werden kann, ſodaß ſie für jeden als das gleiche Übel erſcheint. Eine ſolche 
Strafe iſt aber die Einzelhaft für Chriſtianſen durchaus nicht, fie fol bei längerer Dauer ver 
förperlihen und geiftigen Geſundheit gefährlich werden, weshalb man einzelne Gefangene gar 
nicht in die Einzelbaft zu feßen wage und felbft ein Marimum fege, über welches dieſe nicht 
hinausgehen folle, damit fie nicht ſchädlich werde. 

Mittermaier 6) bemerkt hiergegen fehr treffend, daß das Gewicht dieſer Einwendungen 
ſchwinde, weil einmal das vorgedachte Strafprineip Chriſftianſen's Fein richtiges fei, indem es 
auf einer myſtiſchen, unklaren Örundlage beruhe, die weder den Geſetzgeber noch den Richter 
in praktiſcher Hinficht leiten Eönne. Es müſſe bei der Einzelhaft, wie bei allen ſocialen Ein: 
richtungen, anerfannt werden, daß zwar bei der Durchführung derſelben ein Grundgedanke, in 
Bezug auf das Prineip und den zu erreihenden Zweck, den Gefeggeber leiten müfle, daß aber 
feine-Einrihtung in einer gewiflen Starrheit und Ausnahmsloſigkeit durchgeführt werben 
fönne, weil diefe Durhführung von Meafchen abhänge, denen fie anzupaflen ware, und weil 
die menſchliche Individualität fehr ungleich fei. Träten bei ver Anwendung der Einzelhaft Mo⸗ 
dificationen ein, fo geſchähe dies nur, um möglichermeife ſich herausſtellenden Nächtheilen vor⸗ 
zubeugen , nicht im Gegenjage zu dem Princip derfelben. 

Eine andere Einwendung beflelben Gegners, daß die Einzelhaft fi in einem unmittelbaren 
Miderfpruche mit der focialen Natur des Menfchen befinde, welcher vortheilhaft nur in der 
menfchlichen Gefellihaft leben könne, und daß die Einzelhaft bei langer Dauer nothwendig zum 


4) Im Staats-Rerifon, II, 631. Als folche Strafzwede bezeichnet Mittermaier (Die Gefangniß⸗ 
verbeſſerung u. ſ. w., Erlangen 1858, S. 1) die Abfchredung durch Zufügung ber Strafe oder durch 
Androhung derfelben, die Strafe als ein Mittel zur fühnenden Austilgung bes Bergangenen und ale 
einen Act ber der göttlichen nachgebilbeten Gerechtigfeit. 

5) Chriſtianſen, Rechtliche Würdigung der Einzelhaft (Kiel 1857). 6) A. a. O., S. 81. 
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Ruin des Menſchen führen müffe, fjeint und mit Mittermaier ebenfalls feine durchgreifende 
zu fein. Jede Breiheitsftrafe ſchließt ven Vortheil, frei in ver bürgerlichen Geſellſchaft leben 
zu fönnen, aus, der Verbrecher hat ſich dieſes Vortheils durch das Verbrechen felbft beraubt. 


In dem Umgange mit den Verbrechendgenoflen, welcher ihm in ver Ginzelhaft verloren geht, 


liegt doch gewiß nicht der wahre Werth des focialen Lebend. Es ift daher auch hier die unmwilf- 
kürliche Verwechſelung ver einfamen Haft, welche jeben Verkehr mit andern Perfonen aus— 
fließt, mit der Einzelhaft, mit der ein folder ſo vielfältig verbunden ift, melde Einwürfe 
diefer Art hervorruft und ſich fo tief eingewurzelt hat, daß fie kürzlich noch im preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſe die ſtärkſte Vertretung fand. 

Wir kommen ſpäter auf andere Einwürfe gegen die Linzelhaft zurück und wollen hier nur 


noch eines Erwähnung thun, welcher die Heilige Schrift zu ſeiner Unterſtützung herbeiruft. In 


einer Schrift von Schüpfer, „Das Öffentliche Gerichtöverfahren und Gefängnißſtrafe“ (Neu= 
ſtadt 1857), wird geltend gemacht, daß Gott jelbft die Einzelhaft verboten habe, indem er die 
Worte gefproden: „Es ift nicht gut, daß der Menſch allein ſei.“ 

Gewichtiger erſcheinen und ſchon jegt zu ermähnen jind bie Gründe, welche für die Zwi— 
ſchenanſtalten, die die ftrenge Haft von der Entlaffung in die Freiheit trennen, ſprechen, deren 
Mittermaier, a. a. O., ©. 139, und von Holgendorff In der Vorrede zu feiner obengenannten 
Schrift gebenfen. Ä 

Unfere Gefängnißfgfteme, ſowol das der Einzelhaft als das der Geſammihaft, beruhen nach 
Mittermaier darauf, daß der zu einer Freiheitsſtrafe Verurtheilte während der im Urtheile oft 
ziemlich willkürlich (man muß, mie wir, lange erkennender Richter geweſen fein, um dies zu be= 
ftätigen) feflgefegten Strafzeit einer gleihförmigen, geiftig niederdrückenden Gefängnißzucht 
unterworfen wird, dann aber plöglich fi in vie Tage verfegt jieht, In der Freiheit, was bis 
dahin die Anftalt für ihn that, für jich ſelbſt zu thun und, mit Schwierigkeiten und Sinberniflen 


‚aller Art kämpfend, die Mittel eines ehrlichen Unterfommeng fich zu fuchen. Der gegen ihn er= 


fannte Ehrenverluft und die Stellung unter Polizeiaufſicht vermehren dieſe Schwierigkeiten und 
machen bie vielfach auf ihn einſtürmenden Verfuhungen, neues Unrecht zu thun, nur zu oft zu 
unwiderſtehlichen. 

Ein engliſcher Praktiker verglich auf dem Congreſſe zu Bradford 7) die nad) unſern Ge⸗ 
fängnißſyſtemen ſtattfindende Behandlung der Gefangenen dem Verfahren, welchem man einen 
Kranken unterwerfe, der, lange in einem Hospital ärztlich behandelt, ſogleich nach ſeiner Ent⸗ 
laſſung genoͤthigt wurde, bei dem ſchlimmſten Wetter zu arbeiten. Geiſtig und koͤrperlich durch 
die Krankheit haſchwicht, würde er in dieſelbe zurückfallen und die erreichte Beſſerung wieder 


vernichtet werden. Der in der Haft abgeſchwaͤchte Geiſt und Körper fordern eine allmähliche 
Stärkung, raſche Übergänge werden nie ohne Nachtheile ertragen, und auch der Sträfling muß ⸗ 


auf Fa ungewohnten Zuſtand der Freiheit vorbereitet merben, er darf ihn nicht mit einem male 
erfaflen. 

Sole Erwägungen haben dazu geführt, in den Strafanftalten Übergangöftufen zu bilden, 
auf melden der Sträfling, wenn er fidh längere Zeit in ſtrenger Saft befunden hatte, auß der 
Gefangnißzucht in eine Lage gebracht wird, in welcher er größere Freiheiten genießt, aber doch 
beobachtet und immer nod als Gefangener behandelt wird. Die zu dieſem Zweck getroffenen 
Einrichtungen find: 1) entweder die Verſetzung des Sträflings in der bisherigen Strafanſtalt in 
eine beſondere Klaffe, welche in England class of special service genannt wird, oder 2) die 
Berbringung von Sträflingen, welche ſich längere Zeit mufterhaft aufführten, in eine befßindere 
Strafanftalt, intermediate prison in Irland genannt. 

Die erſtgedachte, von den Generalinfpector der englifhen Gefängniffe, Oberft Sebb, Her: 
vorgerufene Einrichtung ®) wurde zuerft 1852 in Dartmoor verſucht, fpater auch in Portd- 
mouth angewendet. Für weibliche Sträflinge wurde in Fnlham eine Rettungsanftalt (refuge) 
errichtet und diefer Die Gefangenen zugeführt, welche in Milbank und Brirton fi mufterhaft 
betragen hatten, um bafelbft in größerer Freiheit bis zur Entlaffung beſchaͤftigt und unterrichtet 
zu mwerben.?) 

In der class ofspecial service arbeiten die Sträflinge, wenn auch beobachtet, doch ohne ſpe⸗ 
cielle Aufficht eines Beamten, fie tragen eine andere Kleidung als die übrigen Gefangenen, er= 


7) Bafer, Transactions of the national association (1860), ©. 508. 
8) Jebb, Report of the discipline of the convict prisons for 1856, 1857 (2undon 1858), ©. 85, 
9) Report of the directors of convict prisons (1859), ©. 333. 
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Halten auf Verlangen Unterricht in hoͤhern Gegenſtänden und werden ſelbſt zu Arbeiten außer⸗ 
halb der Anſtalt gebraucht. Nach den Berichten der Vorſtände betragen ſich dieſe von Jebb in 
jeinem „Report“ ticket of loave men in prisons genannten Gefangenen ſehr gut. Doc hält 
Mittermaier dafür, daß man nod in Anfehung ihrer mit einer gewiſſen Angftlichkeit zu Werfe 
gehe und daß ganze Verhältniß noch nicht gehörig geordnet fei. | 

Was die intermediate prisons betrifft, fo bemerkt von Holgenvorff, S. VI, in Anfehung 
ihrer, daß e8 innerhalb des Zwieſpalts, welcher gegenwärtig noch unter den Anhängern 
der Einzel und der Geſammthaft obwalte, von Wichtigkeit fei, diejenigen Syfteme mit der groͤß⸗ 
ten Aufmerfjamfeit zu verfolgen, welche beiden Haftarten eine ſelbſtändige und eigenthümliche 
Berechtigung zuerfennen und deswegen geeignet erjcheinen, ald ein Übergangäftabium aus dem 
Höhn mangelhaften Zuftande ver Gegenwart ven Anfang einer endlichen Gefängnißreform zu- 
bilden. Diefe Syſteme bildeten recht eigentlich den neutralen Boden für eine praktiſche Wett: 
bewerbung zwiſchen ben Leiflungen, zu denen ſich die Anhänger eines ausſchließlichen Voll: 
fredungdömopus der Freiheitöftrafe befähigt glaubten. Die Bedenken, melde der compromifla- 
riſchen Annahme eines verwittelnden Syſtems entgegenflebhen, erſchienen jedenfalls geringer als 
die moͤglichen Bortheile, welche daraus erwachſen könnten. Einen Beweis hierzu lieferten vie 
iriſchen Einrichtungen, welche mit den englifchen das gemein hätten, daß fle aud der Anwendung 
der Binzelhaft und der Geneinſamkeit zufammengejfegt feien. 

She wir jedoch weiter auf dad erwähnte Gefängnißſyſtem Irlands eingehen, müffen wir dem 
in dem Art. Sreiheitöftrafen gemachten Vorbehalte, ſoweit Died nicht ſchon in dem Art. Felonie 
geichehen ift, die Freiheitsſtrafen Englands mit feinem Gefängnißweſen vereint zu beſprechen, 
bie erforderliche Rechnung tragen. - | 

II. Daß Gefänißweſen Englands in Verbindung mit feinen Sreiheits- 


fRrafen. Transportation; Penal servitude; Pentonville:Syfem. Be: 


fhreibung einzelner Gefängniffe mit Rüdbliden auf Rordamerifa. 
Bis zu dem legten Viertel des 18. Jahrhunderts waren die Sefängnifle Englands und Schott⸗ 
lands im allgemeinen in einem überaud trroftlofen Zuftande. John Howard 19) war es, mel- 
er in feinem Werfe „The state of prisons” feinen Mitbürgern zuerft Die Augen über biefe 
Zuftände öffnete. Er brachte die legten 17 Jahre feines Lebens damit zu, nicht nur in Groß⸗ 
britannien und Irland, ſondern aud in den übrigen Ländern Europas den Zuftand ver Be: . 
fängniffe, ihre Einrichtung und ihre Verwaltung kennen zu lernen und ſchonungslos bie 
Mängel und Gebrechen derfelben aufzudecken. Im Jahre 1773 zum Sheriff ver Grafſchaft Bed⸗ 
forb ernannt, war ed zuerſt das Gefängniß diefer Graffchaft, welchem er feine Aufmerkſamkeit 
widmete. Daffelbe diente, wie fein Biograph Hepworth Diron 1!) aus authentifchen Quellen 


„ berichtet, ohne Linterfchien zur Aufnahme der Strafz, Unterfuhungs- und Schuldgefangenen. 


Die Kerfermeifter waren ohne feften Gehalt allein auf die von den Gefangenen zu erpreflenven 
Gebühren angewiejen und auf ven Gewinn, welchen fie von den Gefangenen oder deren Ange 
hörigen für die Beichaffung der Bedürfniſſe verfelben zu ziehen verſtanden. Howard bemerft in 
feinem oorermähnten Werke darüber: „Der entiegliche Zuftand der Gefangenen, der wirklich nur 
wenigen ganz unbefennt war, fam mir näher zur Kenntniß, als ich Sheriff der Grafſchaft 
Bedford wurde, und der Umftand, welcher mich ganz befonvers zur Thätigkeit anregte, war bie 
Wahrnehmung, daß mehrere Unterfuhungsgefangene, welche, obwol fie endlich von den Geſchwo⸗ 
renen für nichtſchuldig erklärt, ja von der Anklage ſogar entbunden waren, noch mehrere Mo⸗ 
nate im Gefängniſſe zurückbehalten und hart behandelt wurden, blos weil ſie nicht im Stande 
waren, die dem Aufſeher, Schließer, Aſſiſenſchreiber u. ſ. w. zukommenden Gebühren zu bezah⸗ 
len.“ In den meiſten Gefängniſſen zahlte ver Kerkermeiſter jährlich eine gewiſſe Summe und 
wurde reich dabei, in andern war dieſe Stelle an den Meiſtbietenden verpachtet, und da, wo die 
Zahl der Gefangenen nur gering war oder den ärmern Klaſſen angehörte, erhielt der Kerker⸗ 
meifter von der Behörde eine Pauſchſumme, und man überließ es ihm, Davon durch fchlechte Be⸗ 
handlung der Gefangenen foviel ald moͤglich zu profitiren. 

Als Muſter dieſes entſetzlichen Wucherſyſtems galten die großen Gefängniſſe Londons, 
Nerogate, Zleet und Marihalfen, ſodaß fie Dickens zum ebenfo traurigen ald wahren Stoffe - 
feiner Romane dienen konnten. Wer dazu die Mittel befaß oder von außen ſich ſolche ver: 
Ihaffen Eonnte, genoß aud vielerlei Freiheiten und Bequemlichkeiten. Es bildeten fi innerhalb 


10) Geboren zu Harkney in der Grafihaft Middleſſer und geftorben am 20. San. 1790 zu Eherfon in 
Rußland am Gefängnißfleber. 11) Sepworth Dixon, Jobn Howard, a memoir (London 1854). 
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der Gefängniſſe Schenkſtuben, Räume zu Trinkgelagen, zu Vergnügungen ber verſchiedenſten 
Art, zu geſellſchaftlichen Verbindungen u. ſ. w. Die mittelloſen Gefangenen waren dagegen die 
Sklaven der andern, wenn ſie nicht der Noth und dem Elende erliegen wollten. Die Willkür 
des Kerkermeiſters wies ihnen die ſchlechteſten und ungeſundeſten Räume zu Lagerflätten an; 
fie befamen die größfte und völlig unzureichende Koft; fie gingen, wenn ihre mitgebradte 
Kleidung zerriß, halbnackt, Halbverhungert und in düſterer Verzweiflung einher und machten 
oft durch Selbſtmord ihrem Leben ein Ende. 12) Die Gebäude, die zu ven Befängniffen dienten, 
waren verfallen oder doch in kläglichem Zuftande, mangelhaft und unpaflend für ihren Zweck 
eingerichtet, twenig gelüftet und gereinigt, weshalb in ihnen Krankheit, Wahnfinn und Tod 
ihre reihen Ernten hielten. In vielen Gefängniffen waren nicht einmal die beiden Geſchlechter 
dauernd voneinander gefondert, welche Gemeinſchaft zu den ärgften Exceſſen führte. Die fchlechte 
Beſchaffenheit der Gefängnißgebäude machte e8 oft erforverlich, die Gefangenen mit Ketten zu 
belaften und anzuſchließen. 

Und dennoch waren es keineswegs die ſchweren Verbrecher, welche wir damals in den engli⸗ 
ſchen Gefängniffen auf längere Zeit feftgehalten finden. Wir haben in dem Art. Felonie ge- 
ſehen, daß urfprünglich ein jedes ald treason oder felony charakteriſirtes Verbrechen ver Todes⸗ 
ftrafe verfiel, foweit das dem Rückfälligen entzogene benefit of clergy dieje nicht ausſchloß und 
die Trandportation nach den Eolonien an deren Stelle treten ließ. Was fomit nicht der Hand 
des Nachrichterd verfiel, wurde, wo nicht felony, deſſen fo weiten Begriff wir in vem gedachten 
Artikel Hervorzuheben Gelegenheit hatten, vorlag, durch die Trandportation über dad Meer ven, 
Gefängniffen entzogen, diefe den minder Gravirten überlaflenn. 

Howard's Beftrebungen, eine beſſere Einrichtung der englifchen Gefängniſſe herbeizuführen, 
fielen in die Zeit, wo England durch den nordamerikaniſchen Freiheitskrieg diejenigen feiner 
Colonien verloren hatte, nad welden e8 von 1718—75 feine Verbrecher fandte. Nah Ga: 
naba, welches England verblieben war, Eonnte man die Transportation nicht richten, weil pie 
Nachbarſchaft einer Friegführenden Bevolkerung gleiher Abftammung biejelbe nur zu einem 
Werbefofteme zu Bunften ver feindlichen Bartei gemacht haben würbe. Dieje Lage der Dinge 
feßte die Nothwendigkeit dem Bedürfniſſe entiprechender Gefängnifeinrichtungen außer Zweifel, 
und e8 gelang Howard, unterftügt von Bladftone und William Even, nachmals Lord Audlanp, 
- die Gefängnißacte 19 Georg IU., c. 74 (1778) durchzuſetzen, melde die Erbauung von Poͤni⸗ 
tentiaranftalten anorbnete. 

Schon früher, am 31. März und 2. Juni 1774, gelang e8 Howard, zwei Billsim Parla= 
mente durchzuſetzen, durch deren eine die Freilaſſung aller derjenigen aus den Gefängniffen, 
ohne irgendeine Zahlung an Sheriff oder Kerfermeifter, verordnet wurde, in Anfehung deren 
die große Jury feinen Grund zur Anklage gefunden hatte, oder gegen melde ein Ankläger nicht 
aufgetreten war. Gegenſtand der zweiten Bill war die Sorge für die Bewahrung der Geſund⸗ 
heit dev Befangenen und für Die bauliche Unterhaltung und Reinlichkeit der Gefängnifle. 

Die erwähnte Gefängnißacte, welche ſich indirect gegen eine weitere Transportation aus⸗ 
ſprach, indem jie den Beſſerungszweck durch Einzelhaft, verbunden mit forgfäftiger Unterrich⸗ 
tung der Sträflinge, durchführen wollte, trat nicht in das Keben. 

Die durch Cook's Entdeckungen befannt gewordene Oflküfte Neuhollands bot neue geeignete 
Transportationsorte (ſ. Deportation) dar, entfernte die Nothwendigkeit Eoftjpieliger Gefäng- 
nißbauten und Fam fo den Gegnern derſelben fehr erwünſcht. Am 20. San. 1788 landete ver 
erſte Berbredertrandport in der Botanibay unter Kapitän Philipps. Man fand die Küfte hier 
nicht zur Golonifation geeignet; Philipps wandte ſich vielmehr etwas nörblicher nach einem von 
Cook Port⸗Jackſon genannten Bunte, von wo aus er die Einfahrt in einen Hafen fand, beflen 
Größe und Sicherheit ihresgleichen fuchten. Die erflen Anlagen der Kolonie erfolgten an ber 
Stelle, welde gegenwärtig no ben Mittelpunft von Sidney bildet. Bald wurde eine zweite 
Nieverlaflung auf der benachbarten Kleinen Infel Norfolk gegründet. Die Zahl der gelanveten 
Sträflinge beitrug gegen 800. Bon einer Gefängnißeinrichtung für dieſelben konnte ſelbſtre⸗ 
dend nicht bie Dede jein, da ihre vollſte Thätigkeit durch die Urbarmachung ver zunüchſt liegen: 
den Ländereien in Anfprud genommen wurde, Weiber und Breifeaber gewiflermaßen von jeber 
Strafe emaneipirt und glei jedem andern reichlich ernährt wurden. Gin großer Mangel 
an Lebensmitteln ftellte bald Die Korteriftenz ver Golonie in Frage, doch machte Die demnäch⸗ 
flige Ankunft reicher Vorräthe, welche von neuen Berbrechertransporten begleitet waren, dieſe 


.12) Behrend, Geſchichte ver Befängnifreform (Berlin 1859), ©. 44 fg. 
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zweifellos. Es gingen zugleich Inftructionen für die Kandvertheilung an Offiziere und Gemeine 
ber Beſatzung und an die entlaffenen Sträflinge ein. Auch zeigte jich der erfte Anfang des 
fogenannten Affignationsfoftems, indem Sträflinge zum Dienfte bei Anſiedlern überwieſen 
werden konnten, fofern der Anſiedler ven Rachweis führte, fie ernähren und kleiden zu koͤnnen. 

Die erften Orundlagen eined faatlichen Lebens traten nunmehr in die Erſcheinung, und 
Ihon 1792 gab ed in Neufünmwales unter den entlaffenen Sträflingen, den jogenannten 
&mancipiften, drei verfchledene Klaflen, und zwar, 1) foldhe, welche auf ihr Anſuchen und bet 
befonderer Befähigung Landanweiſungen von der Golonialregierung unter den allgemein 
aufgeftellten Regeln erhielten ; 2) ſolche, die beiPrivatperfonen in Dienftverhältniffe traten, und 
3) folge, die nach ihrer Endlaffung gegen Gewährung eines beftininten Lohns an Geld over 
Naturalien für vie Colonialregierung arbeiteten‘, wozü öffentliche Bau= und Culturarbeiten 
fortwährende @elegenheit varboten. 13) 

Im Jahre 1793 langten bie erften freien Anftevler aus England in Auftralien an.’ 

Dan bielt ven Grunvfag feft, daß Neufüdmales eine der Beſſerung gewidmete Verbre⸗ 
chercolonie und keine freie Anſiedelung ſei, auch noch im Jahre 1812, in welchem eine Gommij- 
ſion des Hauſes der Gemeinen über die Transportationsftrafe berichtete. Bei dem damaligen 
Gouverneur der Colonie, Oberſt Macquarie, ſtanden die Emancipiſten in beſonderer Gunſt. 
Trotz ihrer numeriſchen Überlegenheit und günſtigen Sfonomifchen Lage ließen es bie freien 
Antledler fie doch ſtets fühlen, daß ihre Vergangenheit dem Verbrechen angehört habe. Die 
freie Bevoͤlkerung Auftraliens fing allmählich an, jich gleichwie eine europäifche Ariftofratie 
über die Entancipiften zu erheben. Dennoch fuhr dad Gouvernement fort, ihnen Ländereien im 
reihen Maße zu Theil werben zu laffen, und als Macquarie 1822 die Colonie verließ, waren, 
unter diefelben bereitd 400000 Acres Land vertheilt worden. Unter dem Nachfolger Mac- 
quarie's, Brisbane, hörte Neuſüdwales auf eine VBerbrechereolonie zu jein. Dem Gouver- 
neur wurden in dem Vollziehungsrathe (Executive council) und dem gefeggebenven Rathe 
(Legislative council) Behörden zur Seite geftellt, ohne*deren Beiſtimmung er feinerlei Be- 
ſchlüſſe zu faflen befugt war. Zu Ende des Jahres 1820 kamen von der Geſammtbevoͤlkerung 
von 24000 Seelen in Neufüdwales 13615 auf die Emancipiften und 2406 auf die freien 
Anfiedler. Das Übergewicht des Grundbeſitzes und bed Vermögens war noch bei den Einanci⸗ 
piften. Nie hatte fi die Transportatiowäftrafe jo wirkſam für ven Beſſerungkbzweck gezeigt als 
hier. Die überwiegende Anzahl entlaffener Sträflinge war einem regelmäßigen und gefitteten 
Lebenderwerbe wiedergegeben. Ste wurden gebeffert, weil fie eine Gelegenheit fanden, einen 
Telbfländigen Unterhalt fich zu fuchen und ſich aus befiglofen Vagabunden zu Landeigenthümern 
emporzubeben und als foldhe zum Wohlſtande zu gelangen. !*) 

Doc) die von 1832 ab maflenhaft zuftrömende freie Einwanderung änderte bald vie Lage 
der Sache. Neue Eolonien, die eine an der Weflküfte, an ver Mündung des Schwanenflufles, 
die andere an der Süpfüfte Auftraliend in Port: Philipp gegründet, dehnten die bebauten Land⸗ 
firiche dieſes Welttheils in ftet8 ſich fleigernder PBrogrefjion aus. Die Transporte der neu an- 
kommenden Verbrecher nahmen ihre Richtung vornehmlich nad) Vandiemensland, welches 1835 
unter 40000 Einwohnern 17000 Sträflinge zählte, die ihre Strafe noch nicht verbäßt hatten. 
Schon 1830 machte die anftralifche Aderbaugefellihaft, welche ſich 1824 gebildet Hatte, nen Vor⸗ 
ihlag, die Sträflinge fogleich nad) ihrer Ankunft an pen Meiftbietenden zu verlaufen und fo ein 
neues Sklaventhum zu bilben. 

Es war dad fogenannte Aſſignationsfſyſtem, welches ji feit 1822 immer ſcharfer ausge⸗ 
bildet Hatte und nach welchem die Sträflingsarbeit in drei Klaſſen zerfiel: 1) in die gemein⸗ 
fhaftliche Zwangsarbeit ver Sträfliage auf Koften der Regierung, 2) in die gemeinſchaftliche 
Zmangsarbeit unter Aufficht der Regierung für Privateigenthümer und 3) in bie Zwangs⸗ 
arbeit einzelner Sträflinge im Dienfte von Privatperfonen. 

Zwiſchen der wirflihen Strafe mit Arbeitdzwang, der allen drei Kategorien gemeinfan 
war, und der volfen Sreiheit gab es noch zwei Mittelftabten, welche als Zuſtände proviforiicher 
Freiheit bezeichnet werben koͤnnen und dur die Erteilung eines Urlaubſcheins (ticketolleave) 
gegründet wurden. Hierdurch wurden zwei Sträflingsklaſſen hergeftellt: a) die auf beſtimmte 
Zeit Beurlaubten und b) die auf unbeflimmte Zeit Beurlaubten, deren Urlaub fo lange dauerte, 
als fie ji) gut betrugen (tickets of leave during good conduct). 


13) von Holgenborff, Die Zgportation als Strafmittel (Leipzig 1859), S. 241 fg. 
14) von Holkendorff, S. 276 
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Nachdem in England ein Urtheil auf Transportation gefällt worden war, verblieb ber 
Berurtheilte bis zum Augenblice feiner Abreife in dem Grafſchaftsgefängniſſe vetinirt, oder 
wurde ſogleich auf vie Hulks (Blockſchiffe) gebradt. Nah ihrer Ankunft in der Strafcolonie 
und vor ihrer Landung wurde dem Gouverneur ein Namensverzeichniß der Transportirten 
mit einem kurzen Bericht überreiht. Die legtern wurden gemuftert und entmeber in Den 
dazu beftimmten Gebäuben (conviet-barracks) untergebracht, oder den Perſonen zugeführt, 
welche bereits wegen einer überweiſung von Sträflingen mit der Regierung contrahirt hatten. 
Nachdem die Sträflinge dafiificirt. waren, erfolgte ihre Aflignation zu der ihnen anzuweifenven 
Beichäftigung. 

Das Eigenthum der Arbeitöfräfte eines Sträflingd ging mittels Vertrags auf den Arbeits⸗ 
geber über, und das Verhältniß des legtern zum erſtern wurde Das eines Herren zu feinen Skla⸗ 
ven. Es erſtreckte ji zwar die Diöciplinargewalt des Herrn nicht bis zur körperlichen Züchtigung, 
deren Feſtſetzung vielmehr von dem Diftrietsbeamten ausgehen mußte; doch waren dieſe mit der 
Zuerfennung von Peitſchenhieben fehr freigebig; 1835 kamen auf 28000 Sträflinge 108000 
dergleichen. Brauen wurden flatt der Züchtigung mit Ginzelhaft bei Waffer und Brot in ber 
Hauptanftalt zu Baramatta bei Sidney beftraft. 

Zang 1°) ſchildert Die Lage des Sträflings fo: „Die Lage eines Straflings in Neuſüdwales 
hängt größtentheild von dem Charakter feines Heren ab; in der Macht veffelben fteht es, fein 
Joch erträglid und feine Laft leicht zu machen, ehenfo mie ed in der Macht vefjelben ſteht, ihn 
ungeheuer zu bevrüden. Im allgemeinen ift dad Schickſal eines Straflingd in bet Golonie 
keineswegs ein hartes; meiftentheild ift er beiler gekleidet, beffer ernährt und beffer beherbergt 
als drei Viertel der arbeitenden ländlichen Bevölkerung von Großbritannien und Irland, wäh: 
rend gleichzeitig feine Arbeit ohne allen Vergleich weniger anftrengend ift. Das große Geheim: 
niß in ber Behandlung des arbeitenden Sträflings befteht darin, daß er mit Milde und zu 
gleicher Zeit mit Feſtigkeit behandelt werve, daß man ihn in gewinnender Weiſe anrebet und zu 
gleicher Zeit beſtändig mit Beichäftigung verfieht. Nichts verräth eine größere Blindheit für 
dad eigene Intereffe und einen größern Mangel an Lebensklugheit, ja. eine offenbare Benon- 
menheit, ald wenn ein Arbeitöherr eine davon verfießene Behandlungdmethobe anwenden 
wollte. Man muß indeſſen anerkennen, daß eine derartige Benommenheit in Neufübmwales in 
einem bedauerlichen Grabe geherrſcht und den Fortſchritt ver Colonie ſowol verzögert ald auch 
vieled Elend verurfacht Hat.” 

Die Lage der Klafje der Beurlaubten war eine günftige zunennen; fie fanden leicht für hoben 
Lohn Arbeit, Feinerlei Erwerbözweig war ihnen unzugänglid und Eeinerlei Stellung im Sub- 
alterndienfte der Regierung und bei Privatleuten ihnen verſchloſſen. 

In Neuſüdwales waren fünf Siebentel aller Sträflinge in Privatdienſten aſſignirt, in 
Vandiemensland kaum die Hälfte derſelben, die andern aber waren mit gemeinſamer öffentlicher 
Strafarbeit beſchäftigt. 

Neuſüdwales mar 1836 bereitd zu einer großen Bedeutung ald Coloniegelangt. Mit dieſer 
flieg der Widerfland der Goloniften gegen das flete Zuführen neuer Verbrecher in die Golonie. 
Die erſte Conceſſion, welche man ber freien Bevölkerung machte, betraf Vandiemensland. Hier 
wurde die Afiignation zum ländlichen Dienfte ganz abgefchafft und Die Beihäftigung mit ge⸗ 
meinſchaftlicher Öffentliher Zinangsarbeit durchgeführt. Demnächſt wurde durch einen Beheim- 
tatböbefehl von 22. Mai 1840 Neuſüdwales aus der Reihe der Strafcolonien geftrihen und 
daſelbſt vurd Lord John Nuflell das Aſſignationsſyſtem gänzlich abgefchafft. 

In dem 5Ojährigen Zeitraum von 1787 —1837 waren 78056 Verbrecher nach Auftralien 
geſchafft worden. 

Als 1840 Vandiemensland die einzige Verbrechercolonie Englands geworden war, wurde 
die Inſel durch einen Strom von Verbrechern überflutet. Der Zuſtand der Colonie wurde in 
den auf 1842 folgenden Jahren ein völlig unhaltbarer. Ganze Scharen von Verbrechern lagen 
auf ben Straßen unbeihäftige umher und verflärkten fi täglich durch neue Anfömmlinge. 
Man mußte in dem Hauptgefängniffe durch das Vorleſen von Unterhaltungßlectüre die Gefan= 
genen gm zerſtreuen fuchen, und die ſchwerſten Verbrechen wurden am hellen Tage begangen. 

Man verhanvelte fhon damals über die gänzliche Abſchaffung der Transportationdftrafe, 
doch flellten finanzielle Schwierigkeiten fi der Eintihtung von Zellengefängniffen in einem 
größern Maßftabe entgegen. Dan fandte eine Commiliton, beftehenn nebft andern aus den 


15) 3. D. Lang, Historical and statistical account of New-South-Wales (1838). 
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Inſpectoren der heimatlichen Gefängnifſſe, William Crawford und Whithworth Ruſſell, nad 
Amerika, um ſich von den beiden neuen dortigen Gefängnißſyſtenien, dem Pennſylvaniſchen und 
Auburnſchen (ſ. Deflerungsitrafe), eine genaue Kenntniß zu verfchaffen. Ihr Bericht über 
dag Pennſylvaniſche Syſtem, wie es damals in Cherry⸗Hill (Philadelphia) zur Anwendung 
kam, lautete zwar im allgemeinen für daſſelbe günſtig, verhehlte jedoch auch nicht bedeutende 
Mängel deſſelben. Die Nachtheile und Gefahren einer ſehr lange dauernden Zellenhaft wurden 
hervorgehoben, auch dieſe lange Dauer für unnöthig erachtet. Da es ſich nämlich nur um er⸗ 
wachſene Verbrecher handle, um geiſtig und körperlich geſunde Männer, ſo ſeien, vermeinte man, 
der Charakter und die Gemüthsart gemeinhin ſchon ſo feſt ausgebildet, daß man durch die Zellen⸗ 
Saft wol eine Niederdrückung, nicht aber eine gänzlihe Umwandlung. oder Ummälzung des 
inneren Menjchen werde herbeiführen fünuen. Da, ıvo Empfängligfeit für gute Lehren, Füg⸗ 
jamfeit und wirfliher Befferungstrieb ſich vorfinden, werbe eine Zellenhaft von 18 Monaten 
bis zu 2 Jahren völlig ausreichen, die Indivivualität und ven Charakter des Sträfling® ken⸗ 
nen zu lernen und zu erfahren, was man von ihm zu hoffen babe. Nach der Zellenhaft over 
gar nah abgebüßter Strafzeit müßten die Verbrecher in folde Verhältnifle gebracht werben, 
in welchen fie ehrliche, rechtſchaffene Leute bleiben fönnten, und in welchen die auf fie einftrömen- 
den Verſuchungen nit zu groß wären. 

Es ift das fogenamnte Probeſyſtem (probationary system), was aus ihren demnächftigen 
Vorjchlägen ſich ergab: 1),eine nicht für die ganze Strafzeit, ſondern nur für eine gewiſſe Zahl 
von Monaten andauernde Zellenhaft, welche nur bei ven zur Transportation Verurtheilten ein= 
treten jollte, und 2) am Trandportationsorte die fernere Behanplung der Sträflinge nach Map: 
gabe des Gutachtens, welches bei ver Entlaflung aus der Zellenhaft von der Direction diefer 
legiern über fie werde abgegeben werben. Man wollte jo ven Sträflingen das Bemußtiein auf: 
drängen, daß ihr Schickſal am Transportationsorte von ihrer eigenen Führung abhängig ſei, 
von ihnen felbfi gebeflert oder verſchlechtert werden koͤnne. 

Zur Vollſtreckung der Zellenhaft in einem nach dem Pennſylvaniſchen Syſteme erbauten 
Gefängniſſe zu Pentonville in London wurde durch die Parlamentsacte 5 Vict., sess. 2, c. 20 die 
Zuſtimmung ertheilt und Pentonville am 21. Dec. 1842 der gedachten Beſtimmung übergeben. 
Die Dauer der Zellenhaft wurde nicht über 18 Monate erſtreckt. Nach Verlauf derſelben 
ſollte der Sträfling nach Vandiemensland geſchickt werden, bei gutem Betragen ſogleich mit 
eineni ticket ofleave, bei einem nicht ganz günftigen Urtheile über ihn nur mit einem Füh⸗ 
rungspaſſe (probatiouary pass), welder ihm nur einen Theil des von ihm verdienten Lohne 
ſicherte und feine perjönliche Freiheit beftimmten Beſchränkungen unterwarf; bei ſchlechter Füh⸗ 
rung aber ſollte er ohne Lohnerwerb und ohne Freiheit als beaufſichtigter Sträfling in ber Co 
lonie gehalten werden. Es war namentlich die Strafanſtalt zu Norfolk-Island, welche ſolche 


Verbrecher aufzunehmen hatte. 


Nur 18—35 Jahr alte, koͤrperlich und geiſtig geſunde männliche Sträflinge ſollten in 
dem Muftergefängniß zu Bentonville einen Play finden. 16) 

Der damalige Stantsfecretär ded Innern, Sit James Graham, ſchreibt am 16. Der. 1842 
unter andern an vie Gefängnißcommiſſarien von Pentonville: „Es ift mein Wunſch, daß 
Pentonville für die erwachſenen Verbrecher das ſei, mad Parkhurſt für die jugendlichen iſt, 
nämlich mehr eine Anſtalt des Unterrichts und der Prüfung al& ein Gefängniß mit nieder⸗ 
drückender Beſtrafung, mit dem Unterſchiede jedoch, daßi in Pentonville für die Verbrecher rei⸗ 
fern Alters die ſtrengere Disciplin der Abſonderung in einſanien Zellen eintrete, in Parkhurſt 
dagegen das zartere Alter nicht der vollen Strenge dieſer heilſamen Disciplin ausgeſetzt werde. 
Aliein dieſelbe Claſſification in den Strafcolonien ſoll für dje Züchtlinge beider Gefängniſſe 
eine Sache der Furcht und der Hoffnung werden, dieſelben moraliſchen Einwirkungen ſollen 
ſtatiſtaden, dieſelben Anregungen, dieſelben Correctionsmittel.“ 

Das von einer hohen Mauer umgebene Pentonville-Gefängniß beſteht aus einem Central⸗ 
bau und vier einen Halbfreis bildenden Flügeln, die von dem Mittelpunfte des Ganzen, der 
Gentraldalle, aus vollſtändig überſehen werden können. Die 520 hinreichend geräumigen 

en beſinden ſich in ven drei Stockwerken Wer gedachten Flügel zu beiden Seiten langer 

ridore, welche durch bie ganze Höhe der Flügel gehen und ihr Licht von oben erhalten. Zu 


16) Bgl. die Darſtellun der britifchen Gefängnißreform von in in den Sahrbüchern der Be⸗ 
fängniptunde von Julius, Röllner und Barrentrapp, Jahrg. 1842, © 
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den Zellen der obern Stockwerke führen eiferne Balerien, welche längs ber Zellenthircen fort 
laufen, aber nicht fo breit find, daß durch ſie der totale Überblick über die Corridore und Zellen 
verhindert würde. Jede durch ein Fenſter vollſtändig erhellte Zelle enthält eine Hängematte zum 
Schlafen, ein water oloset, wird durch mit erwärmtem Wafler gefüllte Röhren geheizt, und 
es führt ein befonderer Ventilationsapparat allen frifhe Luft zu. Der Auffeher ſteht mit 
dem Sträflinge in ver Zelle, abgeſehen von der in ber Thüre befindlichen Fleinen Obſervations⸗ 
Öffnung, dadurch in Verbindung, daß er durch das Dffnen einer Klappe in ver Thür in die Zelle 
Lebensmittel und Sonftiges reihen kann, ohne die Thür jedesmal aufſchließen zu müflen. 
Durd die Benugung eines Glockenzugs kann der Sträfling jederzeit ven Aufjeher herbeitufen, 

Auf durch das jpäser zu erwähnende Masken- und Nummerſyſtem, die bejondern Abſchläge 
(stalls) in Kirche und Schule und die Iſolirſpazierhöfe war in Pentonville vie moͤglichſte Tren⸗ 
nung der Sträflinge voneinander berbeigefühnt und deren Bekanniwerden miteinander zu ver⸗ 
hindern gefucht worden. 

Als Bentonville ind Leben trat, hatte, im Vergleiche zu den Zeiten Howard's, daß eng: 
lifhe Gefängnißweſen Bereitd eine vollſtändige Ungeftaltung erfahren. Es war insbeſondere 
das unter dem Miniflerium Sir Robert Peel's 1843 ergangene Strafgefängnißgeſetz, welches 
die erheblichften Berbeflerungen in den Strafanftalten herbeiführte, ſowie Die Ernennung meh⸗ 
serer Generalinſpectoren für die Gefängnifle, welche 1835 erfolgte und an deren Spige zuerft 
William Crawford gefbellt wurde. 

Das Statut George IV. vom 14. Nov. 1826 (j. Felonie) hatte in den Betrafungen der 
englifchen Gerichte einen Geift ver Milde herbeigeführt, welder ſich in Zahlen darflellen läßt, 
wenn man die Ergebnifle des Jahres 1826 mit denen des Jahred 1857 vergleiht. Ungeachtet 
in diefem Zeitraum die Bevoͤlkerung Englands fi beinahe um 20 Proc. vergrößert hatte, war 
die Zahl der Todesurtbeile von 1203 auf 54 beruntergegangen, die Zahl der Hinrichtungen 
von 57 auf 13; 133 Strafen der lebendlänglichen Transportation Hatten ſich auf 35 beſchränkt 
(von melden ſchon 16 als penal servitude gu verbüßen waren), und nur 2130 zeitlihe Trans⸗ 
portationäftrafen hatten ſich zu 2548 gefleigert, von welchen 2457 Die penalservitude betrafen. 

Melde Beihränfungen die Strafe ber Transportation in den Gefege vom 20. Aug. 1858 
erfahren bat, haben wir in dem Art. Deportation angeführt. Die Entpedung der Goldlager in 
Neuſüdwales und Victoria zu Anfange des Jahres 1851 Hatte wenigſtens für dieſe Colo⸗ 
nien die Trandportationsftrafe zu einer völlig illuforiihen gemacht. Das Berlangen, auf Koften 
ber Regierung den Golbgruben Ausſtraliens, fei es auch als Sträfling, näher gebracht zu wer= 
ben, reizte nur mehr zun Verbrechen an, als daß es durch Strafe unterdrückt worden wäre. 

Wir haben in dem Art. Felonie auch bereits des Geſetzes von 26. Juni. 1887 näher 
gedacht, welches Die Tramdportation als richterlich zu erkennende Strafe ganz abſchaffte. An 
die Stelle der rihterlihen Transportation trat die Möglichkeit einer adminiſtrativen Xraudpor: 
tation, doch hat dieſe, wo fie feither platzgriff, vollfländig ven Charakter einer von der Regie: 
rung geförderten und unterflügten Auswanderung angenommen. 

Ein Rundſchreiben von Sir George Grey vom 27. Juni 1857 entwickelt di⸗ Grundſaͤtze, 
nad welchen in Betreff dieſer Transportation verfahren werden ſoll. Nur ie, welche wenigſtens 
za ſieben jähriger Strafknechtſchaft (penal servitude) verurtheilt ſind, eignen ſich, wenn fie die 
Hälfte ihrer Strafe in engliſchen Gefängnifſen verbüßt haben, zu einer ſolchen Wegſendung. 
Ste erhalten kurz nach ihrer Ankunft in Weſtauſtralien (Colonie am Schwanenfluſſe) einen 
Urlauboſchein und bei fernerm guten Betragen ihre Begnadigung unter der Bedingung, fick in 
der Tolonie anzufiedeln und in derfelben zu verbleiben (conditional pardon). 17) 

Obgleich ſchon 1829 angelegt, waren die Colonien am Schwanenfluß doch 1850 ned nicht 
über eine Bevölkerung von 6000 Seelen hinansgefommen, als die erſten Verbrechertrandporte 
dorthin gelangten; bis zu Ende 1856 hatten leßtere die Bendlkesumng bis zu 12000 Seelen ger 
fleigert. Es ift pas nad) dem vorgedachten Erlaffe vom 27. Juni 1867 modificirte Broßefuften:, 
welches die Behandlung ver bortigen Sträflinge regelt. 

Die Berbredherftation auf den in der Mitte des Oceans, unter 32° noͤrdl. Br. uns 
64° well. 2. Tiegenden Bermudas⸗Inſeln ift ihrem Weſen nad; ein englifches Zuchthaus, mit 
einer Bendlferung, weldye ziemlich regelmäßig auf der Höhe von: 1200 Verfonen ſich erhielt. 15) 
Nah Ablauf der Strafe oder erfolgter Begnadigung werben die Verbrecher nach England zurück⸗ 





17) von Holtzendorff, Das irische —— — S. 10. 
18) von Holtzendorff, Die Deportation, S. 863 
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geſchafft und anf den Inſeln mit Staatsbauten beſchäftigt. Ein beſtimmtes Syſtem ber Be- 
hanvlung ver Sträflinge ift nicht durchgeführt; die Anwendung ber körperlichen Züchtigung 
foll eine jehr ausgedehnte fein. u 

Cbenſo haben das Bagno bei Gibraltar und Pie Station der Transportirten auf Norfolk 
Island ven Eharafter einer Strafanflalt. | 

Bekannt iſt legtere Strafanftalt durch dad fogenannte Markenfoftem geworben, welches ihr 
Gouverneur, Kapitän Maconodie, in derſelben zur Ausführung brachte. 10) Derfelbe ging 
bei feinem Syſteme von folgenden Grunbfägen aus. on 

Die einzig würbige Abbüßung eined Verbrechens ift die durch die Arbeit. „Im Schweiße 
deines Angeſichts follft du dein Brot eſſen“, dies fei das erfte über den Menſchen gefälfte Straf- 
urtheil geweſen. Nicht auf Zeit, nicht auf fo und fo viel Jahre Haft, fondern auf Arbeit müfle 
bas Urtheil des Richters lauten, d. h. e8 folle der Sträfling zur Büßung feines Verbrechens ein 
gewiffes ihm auferlegted Quantum Arbeit verrichten, gleichviel in weldher Zeit. Das Quantum 
der Arbeit läßt fi durch Marken ſchätzen, die für die Leiflungen nad und nach gegeben oder 
notirt werden. Wird ein Verbrecher nicht auf Zeit, fondern auf: Arbeit verurtheilt, z. B. auf die 
Erwerbung von 500 oder 1000 Arbeitömarfen, fo ift feine Strafe dann abgebüßt, ſobald die 
Erwerbung diefer Anzahl von Marken ſeinerſeits erfolgt it. Aug für die Sociatität kann das 
Marfenfgftem benugt werben, oder mit andern Worten für das Maß von Geielligfeit und 
Freiheit, welches innerhalb des Gefängnifjed dem Sträflinge zu gewähren ift. 

In der für jugenpliche Verbrecher, d. h. diejenigen, welche dad achtzehnte Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, beflimmten Anftalt zu Birmingham hat Maconodjie fein Syſtem fo zur Aus: 
führung gebracht. Jeder Eingelieferte wird in eine einfame Zelle eingefperrt, in der er 48 Stun- 
den ohne Arbeit bleibt, dann erhält er Arbeit und muß in der Zelle jo lange bleiben, bis er vie 
ihm auferlegte Arbeit verrichtet hat. Yür jedes Stück derfelben erhält er gleichſam als deren 
Werthpreis eine Marke. Diele Markenzahl wird dadurch vermindert, daß das, was feine Er⸗ 
nührumg koſtet, vom Arbeitöverbienfte in Abrechnung gebracht und von ihm durch erworbene 
Marken bezahlt wird. Auch an ein ſchlechtes Betragen, Faulheit u. ſ. w. Enüpft fich der Verluſt 
von Marfen. Erft nad dem Verdienſte von 100 ihm verbliebener Marken gelangt er zur 
gemeinfäaftlichen Arbeit, und nad) dem Erwerbe von neuen 100 Marfen tritt er in eine 
größere Arbeitsgemeinſchaft. Hat er 300 Marken verdient, dann wird er als Schuhmacher, 
Schneider, Drechsler u. f. mw. gebraucht oder in diefen Bewerben ımterrichtet. Seine Koft beſſert 
I mit dem Anwachſen der Zahl feiner Marken. Die nicht erfolgte Verhinderung eined von 
einem Sträflinge verübten Bergehens wird an ven übrigen Gefangenen verjelben Abtheilung 
ebenfalls durch einen Marfenverluft beftraft. Die Zahl ver Marken, welche ihnen entzogen mer- 
den, beträgt ein Drittel der Zahl derjenigen, welche der Thäter verliert. Jeder Einzelne fol 
dadurch gleichſam gezwungen werben, für die Bewahrung ber allgemeinen Ordnung mit- 
zuforgen. 29) 

Das Syitem hat fehr wunde Stellen. Es nimmt nämlich auf die fo durchaus verſchiedene 
Arbeitsfähigkeit der einzelnen Individuen nicht die erforberlihe Müdjicht und wird denen 
gegenũber zu einem ungerechten, weldge von der Natur weniger zur Arbeit befähigt und mit 
geringern Anlagen ausgeftatttt find. Die Erfahrung lehrt, daß oft die fchlechteften Gefangenen 
bie rüftigflen Arbeiter find, und Died dann um fo mehr, wenn, mie bei dem in Rebe ſtehenden 
Syſteme, es jo recht ihr eigener Vortheil if, welcher jie zur Arbeit treibt. _ 

Bir wenden uns zu den Gefängniflen des fogenannten home district zurüd und 
bemerken noch mit Bezug auf Pentonville, daß der Zweck der dortigen Zellenhaft nit fo 
recht eigentlich Die Beflerung oder moralifche Umwandlung des Iſolirten, fonvern feine Erpro⸗ 
bung zu dem Zwede war, in welhen Maße ihm In Auftralien beſondere Freiheiten zu ver- 
Ratten fein würben. Daneben wurden feine Geſchicklichkeit, Kenntniß und Gewerbthätigkeit moͤg⸗ 
lichſt gefördert, damit fein Fortkommen in ber Colonie fi günfliger geftalte. 

Hiermit finden wir den Zweck des Pennſylvaniſchen Strafſyſtems ſich Im. ziemlich directen 
Wiverſpruche befinden, welches bei muthmaßlich erzielter Befferung eine Begnadigung eintre: 
ten laffen, fonft aber die ganze Strafe in ber Einzelhaft vollſtreckt wiffen will. 


| 18) Mae nochle, On dien discipline (Zondgn 1850). Nach England um biefe Zeit zurũckge⸗ 
fehrt, wurde Maconochie Bouverneur des Gefängniffes zu Birmingham. 
20) Behrens, ©. 126 fg. g* 
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Solange die Gefängnißinfpectoren Crawford und Withworth Nuffell die obere Leitung 
Pentonvilles hatten, wurde die abfolute Trennung ver Gefangenen in. ihrer ganzen Con⸗ 
fequenz mit glüdlihem Erfolge durchgeführt. Nach ihrem Tode trat 1847 an die Stelle der 
firengen Durchführung des Syſtems eine ſehr modificitte Einzelhaft. Man beſchränkte ſchon 
damals deren Dauer auf 12 Monate, verminderte die Zahl der Beanien, ließ einen gewiſſen 
Verkehr unter ven Gefangenen zu, richtete die Gartenklaſſe (garden class) der Sträflinge ein, 
in welcher diefelben mit gemeinfchaftlicher Gartenarbeit befchäftigt wurben, führte allgemeine 
Spaziergänge ein, hob die Trennung der Gefangenen in Kirche und Schule auf und glaubte 
alle dieſe ven Syfteme widerſtreitenden Einrichtungen „aus Geſundheitsrückſichten“ für gebo— 
ten erachten zu müſſen. Genaue ftatiftifhe Zufammenftellungen (ſ. Befferungsftrafe) be- 
weifen jedoch, daß die Sanitätöverhältniffe in Pentonville beflev waren in der Periode der 
firengen Durchführung al8 in der des mohiflcirten Iſolirſyftems. Die eingeführten Abwei⸗ 
dungen von dieſem und auch die Abkürzung der Dauer ber Ifolirung zeigten fi eher nadh- 
tbeilig als vortheilhaft für die Gefundheitöverhältniffe und entſchieden nachtheilig für Die Haus⸗ 
‘polizei und die Moralität ver Gefangenen. 21) 

Als man unter Sir Robert Peel zuerft in England befondere Sorgfalt dem Gefüng: 
nißwefen (1823) zuwandte, war ed daß fogenannte Claſſificationsſyſtem, welches man bi8 1833 
in den engliſchen Strafanſtalten zur Ausführung brachte. Nach dieſem Syſteme bleiben die 
Straͤflinge erſt einige Zeit in der Einzelhaft und werden dann in gemeinſchaftlichen Arbeits- - 
fälen in verſchiedenen Abthellungen beichäftigt. In der Bildung dieſer Abtheilungen liegt der 
Schmerpunft des Syſtems. Es follen immer nur die auf gleicher Stufe der Moralität ftehen- 
den Sträflinge in eine Abtheilung zufammenktommen und dann nad; ihren Betragen entweder 
in eine höhere oder niedere Abtheilung verfegt werben. 

Ebenfo trennt man die Verbrecher aus Leidenſchaft nicht ſelten von denen aus Gigennug. 
Über vie Erfolge, welcher das gedachte Syſtem in England ſich zu erfreuen hatte, jagen Crawford 
und Ruffell: „Die Meinung, daß ınan durch eine gute Blaffiflcation das Übel der gegenfeitigen 
Berfchlechterung dev Gefangenen bejeitigen koͤnne, beruht auf Gründen, welche Vernunft und 
Erfahrung als trügeriſch barftellen. Die Claſſification muß nämlich entweder nad) der Ver: 
ſchiedenheit ver Verbrechen oder ber Charaftere gemacht werben. Der Verſuch, die Befange: 
nen nad) ihrer erwiejenen Strafbarfeit in Abtheilungen zu bringen, iſt ganz verwerflid, denn 
der Mapftab iſt dann rein techniſch, da das Geſetz Verbrecher, welche in Hinſicht auf die mora⸗ 
liſche Schlechtigkeit unendlich weit voneinander entfernt find, oft in eine Kategorie bringt. Es 
kann ja ein hoͤchſt entarteter Menſch wegen eines geringen Vetgehens in vie Strafanftalt kom⸗ 
men ; ift ed dann wol recht, wenn er mit andern noch nicht tief gefunfenen Übertretern, welche 
ſich auch nur geringere Vergehen zu Schulden kommen ließen, in eine Abtheilung verfegt wird? 
Manche Bertheidiger dieſes Syftems hHäben in Anerkennung ver Mislichkeit einer ſolchen An- 
ordnung ein anderes Princip der Glajfification aufgeftellt. Sie wollen die Abtbeilung, in 
welche ver Sträfling gebracht werden full, nad dem moralifchen Seelenzuftande und der Ge: 
müthsbeſchaffenheit deſſelben beſtimmen. Allein fie gründen ihre Eintheilung auf Voraus⸗ 
fegungen, welche fie nicht zu erfennen vermögen, fie verlaflen jih auf die Erforihung von Ihat- 
ſachen, welche jedem menſchlichen Auge durch einen undurhbringlichen Schleier entzogen jind, 
auf die Kenntniß der innerflen Falten des Herzens.‘ 

Schon 1833 ging man, aus folden und ähnlihen Rüdfihten, zu dem Auburnſchen 
oder Schweigſyſtem (silent system) über. Wir wollen hier um fo weniger auf dies Syſtem in 
Betreff Englands näher eingehen, als mir bei der Befprechung des preußifchen Gefaͤngnißweſens 
auf daſſelbe nochmals zurückzukommen veranlaßt ſind. 

Bon dem Zuſtande des engliſchen Gefängnißweſens im Jahre 1841, alſo in dent der Ein- 
führung der Einzelhaft kurz vorhergehenden Zeitraume, erhalten wir durch Mühry eine getreue 
Schilderung. 22) . &r ſagt im allgemeinen über die Gefängniſſe, welche er ſah, daß in ihnen 
eine große Sicherheit, Ordnung und Aufficht mit vieler Humanität, Reinlichkeit und Sorgfalt 
für die Geſundheit zweckmäßig verbunden feien. Vielleicht müſſe man dieſen Inftituten ven Vor⸗ 


21) JFueßlin, Die Einzelhaft im Männerzuchthauſe zu Bruchſal (Heidelberg 1865). S. 29. Zugleich 
mit Pentönville wurde für Schottland ein zweites Muſtergefaͤngniß in Perth erbaut, in welchem die 
Zellenhaft die gleichen Schickſale thetite. 

22) 9.3. Stephen, Handbuch des englifchen Strafrechts und Streſverſahreno. Aus dem Engliſchen 
von E. Muͤhry (Göttingen 1843), ©. 623 fg. 
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wurf machen, daß fie zum Theil duͤrch eine an Eleganz grenzende Nettigkeit und Bequemlich⸗ 
keit der Einrichtung die Gefangenen vermöhnten und mit ven Armenanftalten nicht in dem rich- 
tigen Berhältnifle ſtänden. 

Wir wollen mit Mühry unfere Blicke auf das an der Themfe in London gelegene Gefängnif 
Milbank, foviel uns befannt, dad größte Englands, werfen, welches in den Sahren 1815 — 
22 erbaut wurde. Dem Bau von Milbank liegt ein Plan zum Grunde, melden man als 
einen analogen Verſuch, Bentham's Panoptikon auszuführen, betrachten Fönnte. 

Dies Panoptifon wird durch zwei concentrifhe, voneinander durch einen Hof getrennte 
runde Thürme gebildet, von welchen der innere die Aufleber, die Verwaltungszinnmer und bie 
Kirche enthält, der äußere, gegen den Hof und den innern Thurm zu gelegene, nur aus einer 
Glaswand beflehende aber die ſämmtlichen Gefangenen einfließen follte. Diele find einzeln 
in abgefonderten Zellen untergebradt und Eönnen in diefenivon Auffehern in jeden Augen: 
blide, ihnen unbemerkbar, beobachtet werben, indem die Auffeher fi hinter den Blendladen 
der gedachten Glaswand befinden. 23) 

Mäühry fagt von dem penitentiary Milbank : &8 befteht aus ſechs länglichen Flügeln, deren 
jeder einen Hofraum einfchließt und mit der einen Eürzern Seite vem von dem Oberauffeher 
bewohnten, im Mittelpunfte ver Anftalt liegenden Gebäude zugemwenbet ift, ſodaß von bier aus 
ſämmtliche Flügel überfehen werben fönnen. Der ganze von Steinen aufgeführte Bau, welcher 
etwa 1200 Gefangene beiverlei Geſchlechts faflen fann, aber durchſchnittlich nur 550— 700 
einfähließt, meit bei einer größern Anzahl wegen der feuchten Lage Endemien drohen, bildet 
ungefähr die Form eines ſechseckigen Sterns und iſt von einem größern, durch eine hohe Mauer 
geficherten Hofraume umgeben. Der Anftalt liegt mefentlich die Abjicht zum Grunde, die Sträf- 
linge neben Vollziehumg ver Strafe zu beſſern. Sie wird für zur Trandportation oder zur 
Gefängnißſtrafe Berurtheilte angewendet, melde zur Detention darin fi eignen. Ginige 
Strafgefege verlangen ausprüdlich vie Einfperrung in den penitentiary (Buß= und Belle: 
rungshaufe). Die längfte Dauer ded Aufenthalts in Milbank pflegt 5 Jahre, die Fürzefte 
einige Monate zu fein. Das Schweig- und das Abſonderungsſyſtem [silent system und sepa- 
rate ober solitary system %#)] find hier verbunten. Die Gefangenen ſchlafen und arbeiten 


23) Benthbam, Panopticon or the Inspection-House (2ondon 1791). 

24) In Bennfyivanien hatten fich vorzugsweife die Duäfer angefiedelt. Nach ihrer religiöfen An- 
f&hauung fpielt das Dogma von der Selbſtbeſchauung und dem Inftchgehen in ver Cinfamfeit eine große 
Rolle. Rur firenge Abgefchloffenheit, vollfuommene Abgefchiedenheit von allem fündigen Treiben ber 
Welt ift das wirffamfte Mittel zur Einfehr in fich felhft und zur Befferung. Der Verbrecher müffe als 
ein gefallener Sünder betrachtet wezden, als ein Überführter (convict) und Büßender (penitent) und 
die Strafhäufer müßten Bußhäuſer (penitentiaries) fein. Die Arbeit, auf Erwerb oder fünftigen 
Lebensunterhalt gerichtet, wirfe nur zerftreuend. Nur das Leſen der Bibel und paffender Erbauungs⸗ 
fhriften und etwa refigiöfe Unterweifung führe zur rechten Buße. Zeigt fid diefe, hat der Verbrecher 
fi) von innen heraus gebeffert, dann ift das Werf vollendet und derfelbe fann begnadigt werden. In 
ben andern Staaten der Union wurde diefe Anficht nicht getheilt. In ihnen, namentlich in Neuyorf und 
Mafachufetts (Bofton), fand man nur in der Gewöhnung an Arbeit, Pünftlichfeit und Orbnung das 
befiernde Element und im Müßiggange den Anfang des Laſters. Die Gefängnife follten Arbeitshäufer 
(workhouses) fein, im benen jeder Sträfling nad) feinen Kräften zur Arbeit angehalten werde. 
Aber fie müßten fo eingerichtet fein, daß die Gefangenen nicht verberblich aufeinander einwirfen könn⸗ 
ten. Dan müfle fie namentlich nachts ifoliren und es ihnen bei Züchtigung verbieten, bei der gemein: 
famen Arbeit miteinander zu fprechen. Aus der erften Anfchauung ging in Philadelphia das Ginfam:. 
keitsſyſtem (solitary-system) und aus der lehtern das Schmweigfnftem (silent-system) hervor. Wäh- 
rend 1797 Neuyorf den Beſchluß faßte, in Auburn für diefes Schweigfpftent eine Anftalt zu bauen, 
wurde 1803 in Philadelyhia ein neues Gefängniß in der Arch-Street gebaut und hier zuerft das Iſoli⸗ 
rungsfyflem zur Anmentu:.g gebracht. Seine weitere Anwendung fand diefes Syſtem in zwei neuerbau: 
ten Gefängniffen, dem öſtlichen Bußhauſe (Eastern penitentiary) auf Cherry-Hill bei Philadelphia 
und dem weftlichen Bußhauſe (Western penitentiary) bei Pittsburg. Das erftere wurde 1822 voll: 
endet, das zweite etwas fpäter. In beiden fam bis 1826 das Syftem ber einfanıen Haft, mit ſtrengſter 
Conſequenz durchgeführt, zur Anwendung. Die Ergebniffe waren fehr trauriger Art. Blödfinn, Wahn: 
finn und Selbftmord gingen aus diefer Anwendung im reichflen Maße hervor. j 

Nach dem Schweigfyftem eingerichtet traten im Staate Neuyorf 1821—23 das Gefängniß zu 
Auburn ımd das zu Sing-Sing, bald darauf im Staate Maffachufetts das zu Charlestomn ins Xeben. 
Eherm= Hill und Pittsburg waren wie Bentonville nach dem foggrannten Strahlenplane erbaut, Auburn 
und Charlestomm nach dem fogenannten Schachtelplare. Die Architeftur des letztern befleht in Folgen⸗ 
dem. Eine bis unter das Dach gehende, mit vielen Fenſtern durchbrochene änßere Umfaſſungsmauer (die 
äußere Schachtel genannt) umfchließt in einem Abftande von 10—12 Fuß das eigentliche Gefängniß- 
gebäube (die innere Echachtel), welches eine große Anzahl von Fleinen Zellen enthält, deren Thüren und 
Fenſter in verſchiedenen Stockwerken nach diefem Zwiſchenraume beider Schachteln münden. Die 
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wenigſtens größtentgeils in befondern Zellen, doch kommen fie täglich miteinander in Berib: 
rung, bei der Arbeit auf einem Waſſerrade, bei der Bewegung in freier Luft und gelegentlich 
beim Unterrichte, fletS aber unter dem Verbote ver Sommunication miteinander. Urfprüng- 
lich nicht für die Iſolirung beflimmt, tonnie man diefe nur fo weit in Milbank ausführen, 


Verbindung zwifchen diefey wird burch hölzerne überaus künſtliche Galerien hergeſtellt. Der hohle 
Raum wird geheizt und erleuchter. Wenige Wärter Fünnen das Ganze leicht beaufſichtigen und bewa- 
hen. Die innere Schachtel dignt zur nächtlichen Ifolirung der Gefangenen. Die Arbeit gefchieht wäh- 
rend bed Tags in größern Werfilätten, wobei die Sträflinge fowol durch von außen angebrachte ge: 
heime Öffnungen ale durch die Gegenwart ber Beamten in den Arbeitelofalen ſelbſt beauffichtigt werden. 

Im Jahre 1828 beichioß bie Legislatur von Penniylvanien bie Milderung bes Strafipflems. Die 
abjolute Einfamfeit (solitude) wurhe aufgegeben und ftatt ihrer ‚Die ——e— oder Abfonderung, das 
separate system, eingeführt. Jeder Gefangene blieb zwar auf feine Zelle befchränft und von jeglichem 
Verkehr mit den Mitgefangenen entfernt, boch wurden ihm tägliche Befuche gebilveter, gottesfürdytiger 
und menfchenfreundlicher Männer gewährt. Auch erhielt er Arbeit, Achte und Unterricht ; ‚ biefe weitern 
Grleichteenngen aber erft nad; einer weitern Mobifleirung bes Syſtems. Daſſelbe hat mithin drei Ab⸗ 
Rufuugen gehabt: a) die abfolut einſame Haft (absolute solitary confinement), b) die Abfonderung 

in einfamer ohne Arbeit (separate confinement without labour) mit Befuchen und religiöfem 
Unterricht und c) die Abfonderung in einfamer Zelle mit Arbeit (separate confinement at labour). 
Die Arbeit mußte folche fein, welche ohne Mithülfe zu verrichten war und Geift und Körper nicht ° 
u fehr in Anfpruch nahm. In einem Sinne wurden fulche Arbeiten crank genannt, wie z. B. das 
GBolezupfen, Werchzupfen, Mattenflechten, Spinnen, Spulen, Weben, Kleiftern, Poliren n. |. w. Crank 
heißt eigentlich Rurkel, und auch das fortwährenbe Drehen einer folchen oder eines Schwungrads heit 
crank. Im October 1829 trat in Cherry:Hill und im April 1830 in Pittsburg das Syſtem ad c) in 
Wirkſamkeit. Das erftere Gefängniß enthielt 535 und das zu Pittseburg 184 Arbeitszellen. Auch das 
vorgedachte Gefängniß in der Arch⸗Street wurde nach dem Syſtem ad c)umgeflaltet. Diefes Syſtem 
Bat in Amerifa weitere Rachahmungen nicht gefunden. Das nad ihm im Staate Rhobe-Asland einges 
richtete (zu Providence) if} fpäter für das Auburnſche Syflem umgeflaltet worden. Im Jahre 1847 
ab es in ber Union nadı dem Auburnfchen Syſtem eingerichtete Staatsgefüngnifje in den Staaten Neu⸗ 
—5 — Vermont, Maſſachuſetts, Neuyork, Maryland, Colunibia, Virginien, Georgien, Teneſſee, 
llinois, Ohio, Louifiana, Miſſiſſtppi, Alabama, Kentucky, Indiana und Maine, 

Nach allen Nachrichten dauert der Kauıpf zwifchen den Syflemen von Neuyorf und von Bhilabelphia 
fort. Eine Nachahmung des legtern in Nenjerfey hat unglüdliche Ergebniſſe geliefert. Man ift bier 
von ber Einzelhaft wieder abgegangen. Der fehlerhafte Bau und der Mangel an Raum und einem Hos⸗ 
pital follen wejentlich diefe ungünfligen Refultate verfchulden. 

Nach dem Journal of prison discipline (Philadelphia 1858) waren damals in elf Strafanflalten 
Amerifas 5000 Gefaugene, worunter 150 auf Lebenszeit Berurtheilte. Auffallend ift die Erfcheinung, 
daß in Amerifa die beiven Syfleme ſich immermehr von ihrer urfprünglichen @inrichtung entfernen. 
Dährend man in Neuyork allmäplich dahin fommt, ben Befangenen gefährliche Vefreiungen von ernfter 
Gefängnißzucht, 3. B. das Gehen in die Stabt unter Aufficht eines Conſtable, zu geftatten, fie zu großen 
Arbeiten im Freien verwendet und ihnen in den Rubeftunden das Sprechen geftattet, fommt man in Phi— 
labelphia gu vielfältigen Ausnahmen von der Iſolirung. Man will nämlich die Überzeugung gewonnen 
huben, daß es manche Gefangene gibt, welche bie längere Jeit fortgefegte Iſolirung nicht ertragen kön⸗ 
nen. Nameutlich geflattet man bie Beichäftigung im Seelen. Die Freunde des Auburnfcgen Syſtems 
erfannten bie Nothwendigleit an, jeden Gefangenen zu Anfang der Strafzeit von dem andern zu ifoliren 
und ben verborbenen, halsftarrigen Sträfling dauernd in der Einzelhaft zu halten. Die Gefepgebuug 
Nordamerikas thut wenig für eine durchgreifende Gefängnifverbefferun . Rur in Mafischufetis iſt zu 
einer folchen der Anfang gemacht, indem man an die Beflerung den Bortheil einer Abfürzung der Strafe 

eit fnüpft. Nach einem Bejeg vom 30. Mai 1857 foll ein genaues Buch über das Betragen ber Ges 

Gangenen geführt werben, und es foll dem fich tabellos betragenden Gefangenen für jeden Monat ein 
Tag von der Strafe abgererhnet werben, wenn fie aber weniger als drei Monate beträgt, zwei Tage. 
Diefe Einrichtung foll ſehr wohlthärig auf dad Betragen der Gefangenen einwirfen. In der Strafs 
anftalt wurbe am 15. Juni 1856 ein Oberaufieher non einem Gefangenen ermordet und am 20. Der. 
1856 von einem andern Sträflinge ein Mord an einem Auffeher verübt. Ein neuer Borftand der Au⸗ 
falt tehnte die ihm von der Regierung dargebotenen energifchen Mittel zur Vermeidung folcher Vorfälle 
ab umd ftellte durch ein wohlwollendes Benehmen die Ordnung in der Anftalt vollfommen wieber her. 
Das intermediate system Irlands findet auch in Amerifa großen Nuflang. 

Zwei Übelſtände find es, welche fich weientlichen Verbefierungen ber nordamerifanifchen Strafanfals 
ten entgegenftellen:: ber verberbliche Einfluß des Barteigeiftes auf die Beſetzung ber Stellen ber Gefaͤng⸗ 
nißbeamten und die große Verſchwendung ber Begnadigungen,-welchen vielfach politifche RKückſichten 
zu Grunde liegen. Auch die zu fchlechte Bezahlung ber Unterbeamten, welche von biefem Dienſte die dazu 
geeigneten Individuen entfernt alt, und die unzureichende Anzahl ver Nachtzellen, welche oft dazu nd. 
tBigt, zwei in einer Zelle fchlafen zu laflen, werben in den Reports of the inspectors of prison of 
New-York von 1859 und 1860 befonders gerügt. Die Mehrheit ver Infpectoren und Geiftlichen fpricht 
Ach ſenſt dahin aus, daß das jegige Syſtem ein wahrhaft beſſerndes fei, da während fieben Jahren von 
100 Entlaffenen nur 12 männlie und fünf weiblicge rüfällig wurden. Vgl. Mittermaier, Die Ge: 
fängnißfrage, ©. 11 fg., und Die Gefängnißverbeflerung, ©. 21 fg. Vgl. auch Behrend, ©. 5 fg. 
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ats es die bauliche Anlage ber Anſtalt geflattete. Trotz firenger Hauszucht iſt ed unmöglich, jede. 


Communitation unter den Gefangenen zu verhüten. Man ſucht auf die Sträflinge vorzüglich 
durch milde, zum Kerzen gehende Behandlung , geiftlichen Zufprud und Belehrung zu wir- 
fen. Zur firengen Arbeit wird kein Gefangener angehalten, doch fol auch nicht einer ſich finden, 
welcher nicht gern die ihm vargebotene verrichtete. Die Zellen find etwa 12 Fuß lang und 
7 Fuß breit, Hell und Iuftig, können erwärmt werden und enthalten eine eiſerne Beitftelle oder 
Hängematte mit Matratze, Dede und Bettuch. Die Gefangenen erhalten gute Nahrung und 
fünfmal wödentlid Fleiſch. Im der Thür der Zelle fehlt nicht bie lange ſchmale Offnung zur 
Beobachtung des Gefangenen. Eine etwaige Mittheilung an ven Auffeher fignalifirt ner Gefan⸗ 
gene dur das Hinausſtecken eined im Innern der Zelle befindlichen, mit verfchiedenen Karben 
bemalten Breichend. Die Kleidung iſt gelb und grau, doch ohne Bezeichnung des Unterſchieds 
der Strafzwecke. Wan geflattet ven Gefangenen, fich zumeilen in den Hofräumen Bewegung zu 


machen, Berwanbte oder Bekannte, jedoch felten, im Sprechzimmer zu ſprechen, wobei dieſelben 


aber durch zwei eiferne ©ittermänbe voneinander gejchienen find. An Bädern und zwedimäßigen 
Reinigungsanftalten fehlt es nicht. Im der Kapelle der Anflalt fingen die Gefangenen alle 
Morgen und Abende Pſalmen, Sountags ift Gottesdienſt nnd wöchentlich einmal Katechismns⸗ 


lehre. Die character books enthalten Nachweifungen über die Aufführung der Sträflinge, von 


denen bie Mehrzahl Dad penitentiary gebeflert verlaffen fol. Der Governor (damals Dantel 
Nihil) iſt ein zugleich ald Kapları thätiger Geiſtlicher. Außerdem ſind ein Hülfefaplan, ein 
Wundarzt, ein Haushofmeiſter, ein Infpector, ein Manufacturift, ein Schulmeifter und Die 
ſonſt erforderlichen Beamten und Wärter, für das weibliche Geſchlecht weibliche, angeſtellt, 
und ein von ber Krone ernanntes Gomite firhet die höhere Aufficht. 

Bald nachdem Pentonville ſich bevölkert Hatte, clafiifieirte man die dortigen Gefangenen. 
Für jedes der zu lehrenden Handwerke wurden Lehrmeifter angeftellt und Ihnen eine Auzahl 
Sefangener zugeordnet. Man lehrte Leinen: und Baummollenweberei, Fußdecken⸗ und Matten- 
flechterei, Schniterei und Drechslerei, Klempnerei und Ladlirarbeit, Schneiderei, Schuhmacherei 
und Korbmacherei. Fruͤherer Beruf und frühere Lebenöweife, Stufe ver Bildung, Geſchicklich⸗ 
fett und Unbeholfenheit der Gefangenen machten e8 nöthig, dieſe noch andertoritig In drei Rlaffen 

zu theilen. In die erſte Klaſſe brachte man die Fähigſten und Geſchickteſten, von denen ſich ab⸗ 
* ließ, daß ſte während der Cinzelhaft das gelernte Handwerk voͤllig innehaben würden. 
Die zweite Klaſſe beſtand aus den Minderbefähigten, doch dazu Hoffnung Gebenden, daß ſie 
das Handwerk noch vollſtändig würden erlernen koͤnnen. Die dritte Klafſe enthielt die Trägen 
und Langfamen, aber doch nicht ganz Koffnungslofen, die vierte endlich Die Hoffnungéloſen. 

Man entfernte nach Verſuchen mit der vorgebachten garden class bald die dritte und vierte 
Klafle aus Pentonville, errichtete an der englifchen Seeküſte einen Zufluchtshafen und wählte 
dazu die Heine Halbinfel Portland an ver englifhen Suͤdküſte. Hier befanben ſich Steinbrüche 
und Anlagen zu Eifenwerken, und es ließen fi fo vor ihrer Binfchiffung nah den Eolonien 
nicht allein bie pentonviller Gefangenen, ſondern überhaupt alle zur Transportation beſtimm⸗ 
tn Männer beſchäftigen. In Bentonvilie felbft behielt man für Auanahmsfälle vie eingerich⸗ 
tete garden class der Sträflinge und deren Befegung mit folchen bei, welche fi) nur zu Gartens, 
Maurer: und Zimmerarbeiten und ähnlichen Geſchäften, doch aber nicht für Portland eigneten. 
Man baute in Portland eine große Strafanftalt für 10000 Gefangene, dann mit deren Hülfe 


eine Bifengieerei, eine Gifenbahn und den Hafendamm. Man fchaffte zugleich die Hull ober 


die zu Befängniffen eingerichteten alten abgetafelten Shiffsrumpie ab, in denen man vie Ge⸗ 
fangenen vor ihrer @infchiffung bis dahin aufbewahrt und unbeſchreiblich gemartert Hatte. 

Die Ergebniffe der Zellenhaft in Pentonville entſprachen anfcheinend nidt ven Erwartun- 
gen. In den beiden erften Jahren flarben in Pentonville 13%, per Mille, was mit Bezug auf 


das Eräftige Mannedalter, die gute Bekleidung und Ernährung u. f. m. fehr vielift, wenn man 


erwägt, wieviel ded Elendes und des Verkommens einen jo großen Theil ber freien Bevölfe: 
rung dieſer Weltſtadt berührt, von der auch nur 13 per Mille ftarben. 

Im Auguft 1844 gab es in England und Wales in den untern Klafin 17355 Geiſtes⸗ 
kranke, einichließlich der Biöpfinnigen. 25) Bon vem Theile ver männlichen Bevölkerung Ung- 


lands, welcher der unten und arbeitenden Kaffe angehört und auf welchen bie ver biffentlichen 


Unterflügung anheimfallennen Geiſteskranken wol ausfhliegli zu rechnen find, waren 2,46 per 


25) Damals hatten England und Wales 16,575000 Einwohner. Im Jahre 1861 hatten fle bereite 
20,061725, wovon 9,758852 männlich und 10, 302873 zei waren. 


— 
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Mille geiſteskrank. In Pentonville wurden dagegen 13,7 per Mille geiſteskrank. Man befindet 
ſich jedoch in einem Irrthume, wenn man foldhe Erſcheinungen allein ver Zellenhaft zur Laſt legt. 
. Die Gründe, aus weldyen dies beftritten werben muß, find in dem Art. Befferungsftrafen zu= 
fammengeftelft, worauf wir hiermit zuvermweifen uns begnügen fönnen. Doc ſtand ſo viel feft, daß 
man damals die größere Sterblichkeit in Bentonville und die (meiftens auf vorübergehende Sin⸗ 
nestäuſchungen ſich reducirenden) vielen Geiſteskrankheiten dem neuen Syſteme allein aufbürdete. 

Dagegen ſtand die Thatſache feſt, daß von 345 am 11. Nov. 1844 nach Vandiemensland 

eingeſchifften Pentonville-Männern 258 zur erſten Klaffe gehörten oder ticket of leave holders 
waren, 74 aber zur zweiten der probationary passholders und nur 13 zur dritten unverbefler: 
lichen Klafle gehörten. " 

Das Gouvernement von Vandiemendland konnte für ſich diefe Claſſification nicht für eine 
maßgebende erachten. Es midtraute ven Urtheilen und machte 5 Stabien der Vollſtreckung der 
Transportationsſtrafen: 1) die Detention auf der Infel Norfolk; 2) die Arbeitertrupps zu wei⸗ 
terer Prüfung (dad Rotten⸗ odey Gangſyſtem), probation gangs; 3) die Verleihung des Füh⸗ 
rungspaffes (probation pass); 4) die Verleihung des ticket of leave; 5) vie Begnabigung. 

Nach Norfolk kamen die für unverbeflerlih Erachteten, wogegen die mit tickets ofleave 
und probationary passes Berfehenen in die Arbeitertrupps geftellt wurden, um unter fleter 
Überwachung dffentlihen Arbeiten und noch mweitern Broben unterworfen zu werben. Erſt 
durch dieſe Station gelangtever Sträfling nad) und nach zurbritten, vierten und fünften Station. 

Nach dem Gutachten ded Kapland von Bentonville, Joſeph Kingsmill, war das Rejultat 
ber erften Ausführung des Brobefyftems ein jehr betrübendes. Er fagt von ven Geprüften, nie 
babe er fo gefunfene Geihöpfe gefehen, nie fo die fruchtbaren Wirfungen der Verfallenheit 
erſchaut. Viele der fogenannten Gebeflerten ließen fi fpäter gehen, brachen durch und zerftreu- 
ten fi in die Bufchgegenden, fi) vem Raube überlaflend. 

Das Belanntwerben dieſer Ergebnifle war ed vorzüglich, welches die ſchon erwähnte mil- 
dere Audführung der Einzelhaft (1846) in Pentonville zur Folge hatte. Man wollte vie Er: 
folge diejes neuen Experiments abwarten, gelangte aber nicht jehrlange nachher zu noch weltern 
Beſchränkungen der Einzelhaft, namentlih auf die Dauer von 9 Monaten, und zu den beiden 
vorbemerften Gejegen von 1853 und 1857, weldye die neue Strafart der penal servitude her⸗ 
porriefen. In dem Geſetze vom 26. Juni 1857 dehnte man zugleich die Befugniß, die bedingte 
Begnadigung zu ertheilen, welche ſich nach dem Geſetze vom 20. Aug. 1853 nur auf bie zur 
Transportation Berurtheilten bezogen hatte, auch auf die aus, welche zur penal servitude ver- 
urtheilt werben. Dian glich fo eine bis dahin beftandene, gegen bie leßtern verübte Ungerechtig⸗ 
feit, melde in ven Gefängniffen zu vielen Exceſſen geführt hatte, aus. Namentlich waren in 
Portland und Portsmouth deshalb bedenkliche Aufregungen vorgefommen. 

Der gegenwärtige Zuſtand des Gefängnißweſens Englands läßt ſich fo varftellen: 1) Die 
Binzelhaft ift angewendet a) als ein integrirender Theil, oder als erſte Periode der Strafvoll⸗ 
firedung, während 9 Monaten, in den.jogenannten governements prisons, alſo in Benton- 
ville und in den Grafſchaftsgefängniſſen (county gaols), in welchen die Regierung eine gewifle 
Anzahl von Ifolirzellen gemiethet hat. Die Einzelhaft trifft ſowol Die zur Transportation ale 
die zur penal servitude Berurtheilten. In weldem Sinne jegt die Transportation aufzufaflen 
ift, haben wir vorſtehend geſehen. 

Die Einzelhaft wird b) aber aud angewendet, und zwar für Die ganze Strafzeit, auf die 
zur Gefängnißftrafe Berurtbeilten. Nur in wenigen Grafſchaftsgefängniſſen ift bereits die Ein- 
zelhaft durchgreifend eingerichtet. 29) Diefe Gefängniffe werden zwar von den Beneralgefängniß- 
infpectoren ebenfalls überwacht, jedoch auf Koften der Graffchaft gebaut und unterhalten und 
von den Grafſchafisbeamten, namentlih dem Sheriff, beaufiichtigt. Es liegt in ven An⸗ 
ſchauungen des Engländers vom Selfgovernment, daß fi} deshalb große Verfchievenheiten der 
Gefängnißbehanplung beraußftellen müflen. So wird in einigen nody Die Tretmühle gebraudt, 
in manchen ift die Art ver Beftrafung fehr hart, auch befteht inder Nahrung große Ungleichheit.27) 

Die Zahl der Gefangenen in dieſen Gefängniſſen ift fehr groß. Sie betrug nad) den Ju- 
dicial statistics 1857 141970, wovon fih 86795 nur auf den Grund fummarifcher Über⸗ 

weiſung in der Haft befanden. Die Criminalgerichte verurtheilten 12507 zum Gefängnif. 


26) Vgl. über die Gefängnißverwaltung der Graffchaften: Gneift, Das heutige englifche Verfaf: 
ungss und Verwaltungsrecht, II, 396 fg. 
27) Mittermaier, Die Gefüngnißfrage, ©. 16. 
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Im Jahre 1858 waren in den Gefängniſſen 139457; davon 83128 nach ſummariſcher 
Verurtheilung. Die Criminalgerichte verurtheilten 10834 zu Gefängniß, und zwar zu 6 Mo⸗ 
naten bis 1 Jahr 2824, zu 3— 6 Monaten 3519. Sehr groß mar die Zahl der Gefan⸗ 
genen, welche weder Iefen noch ſchreiben konnten, nämlich 44291. Die Zahl der Rückfälligen 
war ſehr groß: 1857 betrug fie 42169 und 1858 41580. Die weiblichen Sträflinge waren 
viel häufiger rückfällig als die männlichen. Die Gefängniöftrafe äußerte weder eine abſchreckende 
noch eine befiernde Wirkung. 

‚Sehr groß war die Zahl der Disciplinarftrafen. Im Jahre 1857 wurden ſolche gegen 
62782 und 1858 gegen 57514 Gefangene erkannt. Sie beſtanden beziehendlich 237 und 171 
mal in Förperliher Züchtigung, 45322 und 41642 mal in Entziehung der Koſt und 14902 
und 13503 mal in @infperrung in dunkler oder einfamer Zelle. Todesfälle kamen 1857 172, 
Selbſtmorde 115 und Wahnfinndfälle 141 vor, 1858 beziehendlich 219, 12 und 100. 

2) In ven Regierungsftrafanftalten (convict prisons) finden wir 1857 11292 und 1858 
13995 zur penal servitude Verurtheilte. Nah Weftauftralien wurden 1857 532, 1858 
550 trandyportirt; 840 kamen in die Anftalten von Bermudas und Gibraltar. Zur penal ser- 
vitude wurden 1857 2973, 1858 aber 2130 verurteilt. 

Die Beſtimmung der convict prisons ift eine fehr verfchiedene. Pentonville nimmt bie 
männlichen erwachſenen, zur penal servitude Verurtheilten zur Vollſtreckung der neunmonat⸗ 
lichen Einzelhaft auf. Im Jahre 1856 waren 1054 Sträflinge in der Anſtalt, unter ihnen 40, 
welche wegen ſchlechten Betragens wieder nad) Pentonville geſendet wurden; 522 Disciplinar⸗ 
ftrafen wurden feſtgeſetzt, 220 wegen Communication mit andern Gefangenen. Milbank iſt die 
allgemeine Strafanftalt für alle convicts beiverlei Geſchlechts und in Beziehung auf die Ein- 
zelhaft für vie Weiber das, was Bentonville für vie Männer if. In Milbanf waren 1856 
2765 Sträflinge, auch folde, welche wegen ſchlechten Betragens in Bortland oder in andern 
Anftalten dorthin gebracht wurden. Im allgemeinen war das Betragen der Sträflinge gut. 
Es waren 1856 nur 511 Disciplinarftrafen erforberlich. 

‚ Portland ift die Anflalt, in welche gefunde männlide Sträflinge fommen, die zuvor neun 

Monate in Bentonville waren. Portland zählte 1856 2387 Sträflinge. Das Betragen war 
im allgemeinen nicht gut; es mußten 1041 Disciplinarftrafen über 533 Sträflinne verfügt 
werden. Nach dem Bericht des Geiſtlichen iſt Heuchelei ein hier ziemlich verbreitetes uͤbel, und 
ed liegen die Hinderniſſe ver Beſſerung in der Gemeinſchaft der Sträflinge, in dem Mangel der 
Abfonderung der Sträflinge beider Arbeit nah ihrem Charakter und ihren frühen Verhältniffen. 

Die Anftalt zu Dartmoor ift für ſchwache und kränkliche Sträflinge beſtimmt, welche hier 
vorzũglich mit Landwirthſchaft befehäftigt werden. In Chatham und Bortdmouth finden wir 
gefunde Männer, melde in Bentonville die Einzelhaft erftanden haben und mit ſchweren Ar: 
beiten beim Schiffsbau und im Arfenal befhäftigt werden. Von 1638 im Jahre 1856 In der 
Anftalt befindligen Sträflingen erlitten 672 Disciplinarftrafen, au wegen Gewaltthätigfeiten 
gegen Beamte. 

Brighton iſt die Anftalt für weibliche Sträflinge in der zweiten Periode ihrer Strafzeit. 
Nähen und Haushaltungsarbeiten find hier vie Befchäftigungen. Falham refuge ift eine Anftalt 
. der weiblichen Sträflinge, welche ſich auch in der zweiten Strafperiode befinden; ber befonderd 
beffernde Charakter diefer Anftalt wird gerühmt. 

Im Jahre 1839 wurbe zu Barkhurft eine Anftalt für jugendliche Sträflinge errichtet, auch 
für ſolche, welche zu den ſchwerſten Strafen verurtheilt waren. Man behielt zwar den Charakter 
der Strafe bei, fuchte aber Beſſerung dadurch zu erzielen, daß die verurtheilten Knaben erft 
vier Monate in der Einzelhaft gehalten und dann zur Betreibung der Landwirthſchaft und zur 
Erlernung von Handwerken angehalten wurden. Sie werden gehörig unterrichtet und rüden, 


nach dem Grade der bewiefenen Befferung, in eine höhere Klaffe auf, in welcher fie befonbere 


Vortheile genießen. -PBrivatperfonen haben eine große Anzahl von reformatory schools für 
jugendliche Verbrecher in England errichtet; 1856 waren hiervon 29 für fo zweckmäßig (cer- 


tified) erfannt, daß die Richter ermächtigt wurden, in ihnen jugendliche Verbrecher ihre 


Strafen verbüßen zu laſſen. 

In den convict prisons famen 1857 85 Todes-, 39 Wahnjinnsfälle, 2 Selbfimorde und 
6 Entweichungen vor; 1858 ftarben 140; es murben 40 wahnfinnig iind entwichen 3, woge⸗ 
gen Fein Selbftmord vorfam. 

Das werthvollſte Material zur Gefängnißkunde Englands liefern Die Berichte des General: 
infpectors der Strafanftalten, Jebb, fowie die Berichte der Vorſtände der convict prisons über 


Ma. — 
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ihve amtliche Wirkſamkeit.280) Jebb hält ven neunmonatlichen Zeitraum der Iſolirung für einen 
zu kurzen. In den Jahren 1853— 57 wurden 7335 convicts bedingt begnadigt, wo⸗ 
von nur 18 Proc. wegen neuer Bergehen wieder in bie Anftalten gebracht wurden. Liber die 
Sterblichkeit. in den Stafanftalten bemerkt Jebb, daß man, um darüber zu uriheilen, bie gefunden 
kräftigen Sträflinge von den ſchwächlichen und kränklichen fondern müffe. Unter den gefunden 
Giefangenen betrug 1853 und 1855 die Sterblichkeit bei ven Iſolirten jährlich durchſchnittlich 
26, 1856 — 57 17; unter folden, welche im Freien arbeiteten, 1853 und 1855 30, 1856 
—57 14. Es farben von den ſchwächlichen Gefangenen in Dartmgor 1857 72 und. 1858 49. 
Bei Iſolirten zeigten ich begiunende Serlenflörungen 1853 und 1855 von 1000 bei 3 und 5, 
1856 —57 bei 2 und 4. Nach dem Berichte ver Directoren hat fich die Maßregel, ſolche Sträf⸗ 
linge, welche ſich nach erſtandener Einzelhaft fchlecht betragen, die Einzelhaft nochmals durch⸗ 
machen zu laffen, als zweckmäßig bewährt; 1858 kamen 76 nochmals nad) Pentonville. 

Der Einrichtung ber special service class haben wir ſchon oben gedacht. Auch die Auord⸗ 
nung von Abendvorleſungen Hat ſich als beſſernd auf vie Gefangenen wirkend ergeben.?P) 
Über das Syſtem der badges und gratuities (ſ. Begnadigung, bedingte) werben wir und noch 
audzufprechen Gelegenheit haben. 

NL Das Gefängnißweſen Irlands. Die irifhe Gefängnißacte (17. u. 18 Victo- 
ria, c. 76) ift es, welche Die äupere @rundlage der neuen Gefängnißeinrihtungen Irland bil: 
det. Sie hob die ältere Acte 7 Georg IV, o. 74 auf und beſtimmte: 1) Die Einrichtung neuer 
Strafanfalten ſteht dem Statthalter (£orblieutenant) zu; ebenjo 2) bie Ernennung der ober⸗ 
Ben Auffihtsbeamten, deren Zahl dreimicht überjchreiten darf. Diefelben bilden eine Corpo⸗ 
ration, find den Inftructionen des Statthalterd unterworfen und führen den Collectivnamen 
Direotars of convict prisons in Ireland. 3) Der von den Directoren jährlih einzureichende 
Bericht wird beiden Parlamentöhäufern vorgelegt. 4) Bom Statthalter geht Die Ernennung 
und Entfernung aller Gefängnißbeamten, auch die ver Gefängnißgeuverneure aus. 5) Der 
Directorenbof erläßt, mit Vorbehalt höherer Genehmigung, nie Gefängnißregulative. 6) Die 
Arbeitögeit der Sträflinge darf auf nicht länger als 12 Stunven tägli beſtimmt werben. 
7) Nur die höhern Gerichtöbeamten, Alfifenrichter und ſolche Perſonen, welche dazu die Geneh⸗ 
migung ber Dirgstoren haben, Dürfen mit den Befangenen verfehren. 8) Die Befängnißgouver: 
neure find für Die in ihren Gewahrſam abgelieferten Verbrecher verantwortli. 9) Die Direc⸗ 
toven koͤnnen wegen wieverholter Übertvetung der Gefängnißregulative Strafen bis zu einem 
Monat firengen Arreſts (close confinement) oder fürperlie Züchtigung gegen bie Zuwider⸗ 
handelnden verfügen. 10) Flucht aus dem Gefängniß wird niit zweijähriger, Verſuch beriel: 
ben mit einjähriger Nachhaft beitraft. 21) Befreiung eined Gefangenen: durch dritte Perſo⸗ 
rien if felony, Bahrläffigfeit ver Gefängnipbeamten misdemeanor. (&. Felonie.) 12) Die 
Gefängnißdirectoren Haben zuſammen ober einzeln in den Strafanſtalten die Befugnife der 
Friedensrichter. (S. Friedensrichter.) 

Durch diefe Arte wurde das Gefängnißweſen Irlands von dem Englands unabhängig. . 
Kapitän Erofton wurde Präſident der vorſtehend ad 2 gedachten Vehörde und General: 
infpeetor der Gefängniffe Irlands. Der Zuftand diefer legtern war vor ber im Jahre 1854 
begonnenen und jegt Durchgeführten Reform ähnlich, wie ihn Howard in Betreff Eng⸗ 
lands ſchilderte. Alles befand ſich hier noch in dem Zuflande ber. Vernachläſſigung. Jugend⸗ 
liche und erwachſene Verbrecher waren zuſammen eingeiperrt, die Anſtalten überfüllt, und es 
fehlte an Beamten zur Handhabung äußerlicher Disciplin. Die Trunkſucht der Gefangen⸗ 
wärter war eine allgemein verbreitete. Der iriſche Sträfling war ſelbſt in Weſtauſtralien, wo 

bie Arbeitöfräfte nod fo ſchwer ind Gewicht fallen, ungern gefehen, gefürchtet und zu Eeinerlei 
Beſchäftigung verwendbar. Es flarben durchſchnittlich jährlich 8 Proc. dev Gefangenen, mei: 
flend an der Schwindſucht und an Fiebern. Schon in den erflen vier Jahren nad der Gefäng- 
nißreform verringerte fi die Sterblihfeit um 75 Bror., der Werth der Sträflingsarbeit er⸗ 
hoͤhte fih um das Dreifache, die Disciplinarfirafen nahmen mit reißender Schnelligkeit ab, und 
un Nachfrage nad entlaffenen Sträflingen feitens der Arbeitgeber überfieg die Zahl ver Ent⸗ 
la enen. 


28) Jebb, Report on the discipline of the convict prisons for 1856 and 1857. and the ope- 
ration of the acts 1853—57 on penal servitude (ondon 1858), und Reports of Ihe directors on 
convict prisons on the discipline, menagement | (1859). 

29) Mittermaier, Die. Gefängnißverbefferung, ©. 36 fg., und Die Gefängnißfrage, ©. 16 fg. 
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Die Brunbprincipien, von welchen bei der Vollſtreckung ber criminsllen Freiheitsſtxgfen in 
Irland ausgegangen wird, beruhen theild auf den irifhen Inflitutionen über bie Kürzungs- 
fäbigfeit der erfannten Freiheitäftrafen wegen guten Betragens des Sträfling®, ıheild auf des 
Abſtufung der Strafdauer nach gewifien in fich ſelbſt verfchienenen Perioden, theils endlich in der 
Sorge für entlaſſene Sträflinge und in der Beaufſichtigung derſelben. 

Die Kürzungsfähigkeit beruht auf dem Inſtitute der proviſoriſchen Freilafſung. Die Straf⸗ 
bauer iſt eine feſte und eine bewegliche. Innerhalb ver letztern, welche ein Sechstel bis ein Drittel 
der Gefängnißſtrafzeit umfaßt, liegt die Zeit der Kürzung. Mit per Yänge der Strafbauer ver: 
größert jih ver gedachte Bruchtheil. Bon eines Strafzeit von drei Jahren kann z. B. nur ein 
Sechstel, von einer von 15 und mehr Jahren ein Drittel gekürzt werden. Im den meiflen 
Hällen müflen drei Viertel der Strafzeit verbüßt werben. \ 

&8 iſt der Beſſerungszweck der Strafe, welder deren Kürzung rechtfertigt. Das Bemußt- 
fein, es in feiner Gewalt zu haben, feine Freiheitäftrafe nurd ein gutes Betragen abkür⸗ 
zen zu £öunen, ſoll gleichſam als ein moraliſcher Hebel auf den Sträfling wirben und ihn zu 
Anftrengungen treiben, zu welchen er fich, ohne dieſe Ausficht für die Zukunft, nicht würde wer: 
gulapt geiehen Haben.) ‚ 

Die Vollſtreckung ver Freiheitsoſtrafe ſtuft ſich ſowol in England wie in Irland fo ab, Daß 
He in verſchiedene Perioden zerfällt. Es find dies die Einzelhaft und die gemeinfame Zwangs⸗ 
arbeit, von denen erfiere einen kürzern, bie legtere einen längern Zeitraum umfaßt. Der Unterſchied 
zwiſchen der englijhen und iriichen Inftitution beruht nun aber darin, daß es nicht unmittel- 
bar die bepingte Begnadigung ift, welche ver gemeinfanen Zwangsarbeit folgt, daß man viel- 
mehr in den Zwiſchenanſtalten ein drittes Stadium gebildet hat. Einzel: und Geſammithaft 
ünd fo weientlich voneinander verfchieden, daß fie gleihfam als Gegenſätze betrachtet werben 
fönnen. Die Unnahme liegt jehr nahe, daß die Geſammthaft wieber zerkört, was die Binzel- 
beit aufbaute. Die Miägunft, mit welcher Die herrſchende Anſicht in England eine längere Gin: 

lhaft betrachtet, erklärt Die ver Zeitdauer nach jo geringfügige Mitwirkung, welche man der⸗ 
jelben bei des Vollſtreckung der Kreiheitöftrafen eimräumte. Der Vollkscharakter der Irländer 
widerſtrebt noch mehr als felbit ver des Engländers ver Einzelhaft, ſodaß man ſich entihloß, fie 
glei nur auf ven Zeitraum von neun Monaten auszudehnen und nicht, wie in England, erſt 
mit längerer Dauer dieſer Haftart zu exrperimentiren. Ä 

Liegt in ver Gefammthaft der Schwerpunkt der Freiheitöftrafe, dann muß man gerade in 
ihr ben Beſſerungszweck der Strafe verfolgen, und es muß ver Einzelhaft nur der abſchreckende 
Theil derſelben zufallen. Die abſchreckende Erinnerung an die erflandene Cinzelhaft ſoll ven 
Sträfling dazu führen, in der nachfolgenden Gefammthaft ven Verführungen und Lodungen 
um fo mehr einigen Widerſtand enigegenzufegen, als alle, welche in ber gemeinfamen 
Zwangsarbeit fi befinden, bereits diejelbe Binzelhaft überftanden haben und deshalb deren 
Nachwirfungen verfpüren. Statt ber äußern Iſolirung durch die Mauern der Zelle rechnet 
man auf eine innere Iſolirung durch den Willen ver Sträflinge. Enpli nimmt man an, daß 
eine. heſanders anſtrengende Arbeit im Freien verjchieben fei von ber gemeinfchaftlichen Arbeit 
ingerhalb der Gefängnißmauern. Es if jedenfalls eine eigenthümliche, wol nicht gerecht⸗ 
fertigte Exrfcheinung, daß man in England ziemlid allgemein der Cinzelhaft keine unmittelbar 
poſitiven Refultate für den Beflerungszwed zufcreibt, während anderswo, namentlich in 
Deutichland, das Gegentheil der Kalt iſt. Zur innern Rechtfertigung der Abftufung ver Frei⸗ 
heitsſtrafen kann yom rechtlichen uud empirischen Standpunkte aus auch noch angeführt werben, 
daß langjährige, in gleihfärmiger Vollſtreckungsart erduldete Freiheits ſtrafen allmäblich ihre 
fittliche Reaction auf den Sträfling verlieren. Der Sträfling gewöhnt ſich an fein Strafleiden 
io, daß ſich ſeine Natur völlig indifferent gegen daſſelbe verhäͤt. Der Cinfluß, den die Frei⸗ 
heitöftrafen ausüben, ift in jedem Augenblicke ein verſchiedener. Es iſt ein großes, aber ein ge⸗ 
wöhnliches Übel, wenu der, welder mit Furcht und Scheu in das @efängniß trat, es gegen 
baffelbe gleihgültig geworben verläßt. Der Strafzwang muß, um als folder wirkfam zu 
bleiben, beilängern Freiheitsſtrafen abgeftuft und in feinen Formen derart mobificirt werben, daß 
ex von ber größern Härte zur größern Milde fortſchreitet. Dieſe Milde darf keineswega als eine 
Belohnung angejehen werden, fie hat vielmehr eine Höhere Beveutung, wenn man den Straf: 
zweck nicht als etwas rein Außerliches und Obiectives anſieht, ſoudern die Aufgabe der Straf: 


| 80) Miuermaier, Die Gefängnißverbefferung, ©. 142. von Holgendorff, Das irifche Gefänig- 
Indem, ©. 24. Die Iegiere Schrift diente ung überhaupt bei unfern Mittheilangen zum —* ß 
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volfftredung au darin ſucht, daß ein beflimmtes Außeres Strafmittel mit der Perſoͤnlichkeit 
bed Sträflings in ähnlicher Weife nad gewiſſen feftftehenden Regeln vermittelt wird, mie Died 
beim relativen Strafmaße in Beziehung auf die flrafbare That durch den Richter geſchieht. Die 
Willkür darf jedoch kein Feld zum Experimentiren erhalten, da der Sträfling nicht als ein recht⸗ 
loſes Subject während der Strafzeit betrachtet werden darf. Die Abſtufung des Strafacts in- 
nerhalb der vorgefchriebenen Grenzen ift ed dagegen, melde ven Strafzwang zur vollftändigen 
ausdrücklich wahrnehmbaren Empfindung des Sträflings bringt, ver fi bei einer mono= 
tonen Freiheitsbeſchränkung entweder mit feltener Energie über dieſelbe erhebt, oder durch die 
tägliche äußere Gewöhnung zu einer willenloſen Unterwerfung unter einen Zufland gelangt, an 
welchem er doch nicht8 zu Ärdern vermag. 

Die Einzelhaft kommt in dem irifhen Gefängnißſyſtem als ausnahmsweiſes Sicherungs⸗ 
mittel gegen ſolche zur Anwendung, welche ohne Gefahr für Gefängnißbeamte und Mitgefan— 
gene nicht in der gemeinſamen Haft rerbleiben koͤnnen, als disciplinäres Strafmittel und als 
regelmäßiges Anfangsſtadium der Strafvollfiredung. Anfangs mar dieſe letztgedachte Einzel⸗ 
baft eine unabänderli neunmonatliche. Seit 1857 ift fie in Irland bei ausgezeichneten Betra- 
gen des Sträflings um einen Monat fürzungsfähig geworden. Diefe Einzelhaft wird in der 
Strafanftalt von Montjoy bei Dublin jährlich an 750 Perfonen vollftret, in einer Abſchwä⸗ 
hung des Pennſylvaniſchen Syftens. Wir finden eine Sfoliripazierhöfchen, feine Zellenwände 
in Kirche und Schule, kein Kappenſyſtem. Wir werben fpäter bei der Beiprehung Moabitd 
auf die Einrichtungen zurüdfommen, welche dahin abzweden, die Trennung ber Sträflinge von- 
einander zu einer vollftändigen zu machen, und bemerfen bier nur, daß eine Einzelhaft, melde 
das perfönliche Bekanntwerden der Sträflinge nicht verhindert, ſich ihrer Wirkfamfeit felbft be- 
raubt und den Charakter einer modifleirten Geſammthaft erhält. Nah unferm Dafürhalten 
fann zwar in England und Irland, wo die Sfolirung nur eine vorübergehende, zur Gefammt- 
haft führende Maßregel iſt, von dem füglich Abfland genommen werben, was das Pennſylvani⸗ 
Ihe Syſtem in feiner ſtrengen Durdführung erheifcht, nicht aber auch da, wo die Iſolirung 
ſich auf Die ganze«Strafpauer oder doch auf einen jahrelangen Zeitraum erftredten foll. 

Bon allen in Montjoy aufgenommenen Sträflingen find 96,2 Proc. ohne alle Elementar= 
fenntniffe. Innerhalb ganzer Klaflen ver Bevölkerung Irlands Hat die Erziehung nichts ge= 
than, als die Unwiffenheit und das Widerſtreben gegen jede höhere Ausbildung zu flärfen. 
Hänfig wird die unterrichtende Thätigkeit der Lehrer hartnädig zurüdgewiefen, weil e8 dem Ir⸗ 
länder für ſchimpflich gilt, von der englifchen Regierung Belehrung zu erhalten. Dennod liefert 
der Gefangenunterriht in Montjoy günftige Refultate; nur 10 Broc. ver Gefangenen vermö⸗ 
gen keinerlei Kortfchritte zu machen wegen körperlicher Fehler oder an Stumpfhelt grenzender - 
Unzurehnungsfähigfeit. Außer den Elementarfenntniffen des Leſens, Schreibens und Rechnens 
wird auch bibliſche Geſchichte, Grammatik und Geographie mit verfchiedenem Erfolge gelehrt. 

Die legtere tft e8 beſonders, welche vie Sträflinge interefitrt, indem viele von ihnen nad) verbüßter 
Strafe auozuwandern entfchloflen find und dem Trieb des Irländers in die Kerne zu folgen fuchen. 

Sowol der proteftantifche als der EatHolifche Beiftliche Der Anftalt ſprechen fich gegen bie Ab= 
fperrung in ber Kirche aus und finden, daß die unbefchränfte Gemeinfamfelt ver Gottedver- 
ehrung die Würde und den Eindruck derfelben erhöht. 

Ein Kaplan ver Anftalt, Cooney, fpricht fich über die Einmwirfung der Iſolirhaft auf vie 
Gefangenen fo aus: „Sie wirft in Verbindung mit religtöfem Unterricht während zweier ober 
breier Monate außerorbentlich tief auf das Gemüth des Sträflings, melches faft immer zur Un- 
terwerfung und zu einer Veränderung feiner Empfindungen umgeftimmt wird. Allein es ift 
faum zu glauben, die Religton werde diefen durchgreifenden Einfluß für eine längere Zeit be- 
haupten können. Diefe armen Gefangenen find von Gott nicht zu einem beſchaulichen Leben 
berufen, daher verlangt ihr ganzer geiftiger Zuftand eine Abwechſelung durch anderweitige Be: 
fhäftigung. Verſagt man ihnen dies, fo ift Die. faſt unvermetdliche Folge davon eine innere 
Unrufe und Gleihgültigfeit (ennui), vor der fie fih in Erinnerungen an die Vergangenheit 
flüchten, vie ber Beflerung keineswegs zuträglich find, oder die Mußeftunden fo lange mit ver- 

derblichen, vie Charakterfraft ſchwächenden Träumereien erfüllen , bis envlich alles religiöſe und 
moralifche Gefühl gänzlich erlofchen iſt.“ 

In diefem Sinne liegt e8 auch, wenn man den Schulunterricht fiber möglichſt verſchieden⸗ 
artige Gegenſtände fich verbreiten läßt und felbft über gewiſſe Grundregeln der Sorialmiffen- 
ſchaft (political economy) die Gefangenen belehrt. So z. B. über die Rechtsverhältniſſe zwi⸗ 
chen dem Arbeitgeber und dem Arbeiter, über das Mafchinenwefen, über den Nugen techniſcher 
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„ Kenntmiffe, über die erbrechtlichen Beziehungen in vet Bamilie, über Eifenbahnen, über vie 
" Quellen der Berbrechen und den Pauperismus u. dgl. 
Sämmitliche Gefangene zerfallen in zwei Schulabtheilungen, von denen die eine Die jugend⸗ 


liden Verbrecher, ungefähr ein Drittel aller, und die andere die Erwachſenen in ich faßt. Die 


erfigebachte Abtheilung hat ihren befondern Lehrer und Die andere in jeder ihrer drei Klaſſen 
ebenfalls einen. Die VBerfegung wird nach monatlichen Prüfungen feftgeftellt. Zur Aufnahme 
in die dritte, oberfte Klafle wird Fertigkeit im Lefen und Verſtändniß der Wortbeveutung bes 
Belejenen erforvert. Die Erlaubniß zur Benugung der Gefängnißbibliothek if ein Beloh⸗ 
nungsmittel und beſonders gejucht. 

Für die jugendlichen Schüler ift das Syſtem des ergänzenden Unterrichtö Durch ausgewählte 
Schüler und Inſpectoren (monitorial system) eingeführt, und zwar mit ſehr gutem Erfolg, 
Bejondere Leiftungen werden mit Marfen belohnt, deren Zahl drei monatlich nicht überſteigt. 
Mit ven Beiig der Marfen iſt vie Auszeihnung, iich während der Arbeit, foweit dies ohne 
Beeinträchtigung ver Leitungen geichehen kann, miteinander unterhalten zu fönnen, verbunden, 
Aber auch abgejchen von ven Marken wird dad Schweigiyiten nicht ſtreng durchgeführt, da ſeine 
Unausführbarkeit bei der gemeinſamen Arbeit jugendlicher Perſonen auf der Hand liegt. 

Die Thätigkeit der Geiſtlichen und der Schullehrer wird durch die Wirkſamkeit der Geſell⸗ 
ſchaften und Corporationen unterſtützt, welche ſich den Beſuch der Gefangenen zum Berufe ge⸗ 
macht haben. Es geſchieht dies namentlich von der Brüderſchaft St.-Vincenz de Paula. Auch 
der Verkehr mit beſuchenden Freuden von geachteter Perſoͤnlichkeit wird, ſoweit er dem Straf: 
zweck nicht entgegentritt, von ven Directoren gefördert, welch letztere die Cinzelhaft richtig fo 
auffaſſen, daß fie nur von der Verbrechergemeinſchaft iſoliren ſoll. 

Da die Einzelhaft in Montjoy nur höchſtens einen neunmonatlichen Zeitraum ausfüllt, jo 
jind dia Anforderungen, welde an die in derfelben zu leiftende Arbeit zu maden find, andere 
als die, welde bei längerer Einzelhaft geftellt wernen müflen. Während bei dieſer jene rein 
mechanifche Arbeit nachtheilig auf vie Geiſteskraft wirft und dem Sfolirten nur eine jolde Thä⸗ 
tigkeit angewielen werben jollte, deven Verrihtung in jedem Moment feine Denffraft anregt und 
wach erhält, ift vie mechanijche Arbeit bei Eurzer Iſolirung in Irland für die angemeflenere ge: 
halten worden. Man läßt hier überhaupt ven Arbeitszweig entſchieden in den Hintergrund tre= 
sen, indem man den neunmonatlihen Zeitraum vorzugömeife dazu verwendet, den Sträfling 
zur Selbſterkenntniß, zur Neue über die Vergangenheit und zu guten Entſchlüſſen umzuflim- 
men, und man hat, damit die Arbeit dieſem Zwecke nicht entgegentrete, eine jehr langmeilige 
und trockene Arbeit, dad Zupfen von Kokosnußfaſern für die Erwachſenen und die Schneiberei 
und Schuhmacherei u. dgl. für die jugendlichen Sträflinge ausgeſucht. 

Nach unferm Dafürhalten ift der eingejchlagene Weg nicht der richtige. Auch die nur neun 
Monate fortgefegte Iſolirung enthält ver Stunden viele, in denen der Gefangene gleihfam Ber 


” Abwendung-von dem vorgedachten Infihgehen bedarf, um nicht in eine krankhafte Aufregung 


bes Gemüths zu gerathen, welche ven Geift und die Willenäfraft abſchwaͤcht. Soll dieſe Ab⸗ 
wendung nun aber eine heilſame bleiben, dann muß auch in ihr ein Fortſchreiten zum Beſſern 
liegen, die Arbeit muß die Denkkraft ebenfalls, nur nad einer andern, fein Inneres unberührt 
laſſenden Richtung Hin fortgeießt in Anfpruch nehmen. 

Die zweite Periode der Vollſtreckung ver penal servitude ift die gemeinſchaftliche Zwangs⸗ 
arbeit im Frelen. Sie wird, wo nicht befondere Beranlaffungen zu Ausnahmen vorliegen, auf 
Spife-I8land, einer befeftigten Infel im Hafen von Cork, vollftredt. Gier ift die Förperliche Anz 
Rrengung zur Arbeit das Wefentliche, die Thätigfeit des Beiftlihen und des Lehrers tritt mehr 
in den Hintergrund zurück, weil der einzelnen Perfönlichfeit nicht mehr eine jo genaue Berüd: 
fihtigung zu Theil werden kann, wie dies bei der Ifolichaft der Fall war. In den Jahren 
1856 — 57 waren 1500 Sträflinge auf Spife= Island; daſelbſt werben die vorhandenen 
Iſolirzellen nur zur Vollſtreckung von Disciplinarftrafen benugt. 

"Die Ürbeiten der Sträflinge find Erd- und Wafferarbeiten in den beiden Forts Canden 
und Garlidle, ebenfo werben Beftungsarbeiten für das Kriegsdepartement und Handwerkbarbei⸗ 
ten , welche im Freien auöführbar find, namentlich Bauarbeiten ausgeführt. Es werben in ven 
noch zu erwähnenden Reports mande Übelflände dieſer Beichäftigungsart hervorgehoben. 
Wir werden bei den preußifchen Strafanftalten auf die gemeinfame Arbeit der Sträflinge im 
Freien zurückkommen und bemerken hier nur über biefelbe, daß wir in ihr Feine beſſernden 
Glemente aufzufinden vermögen, und daß wir auch die fogleich anguführenden Bemühungen 
Gtofton’3, fle in dieſelbe hineinzutragen, nicht dazu für ausreichend halten, vie ſchaͤdlichen Ein: 
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flüffe der ſteten Verbrechergemeinſchaft, die gerade bei der Arbeit im Freien am. dicken der | 
vortreten, wieder zu verwiſchen, wenn fie vieleicht and dazu geeignet ſein ubgen, ven Sträf⸗ 
ling zur feten Vorſicht zu mahnen und jein Talent als Heuchler aubzubilden. 

Die drei Strafſtationen auf Spife- Island, ort Garlisle und Fort Canden ind als drei 
verſchiedene Stabien der Strafoolifire@ung zu betrachten, wenn auch in ihnen die Arbeiten 
gleigartige ſind. ort Banden ift namlich bereits eine Zwiſchenanſtalt vor der endlichen Er: 
kıflung, Sort Carlisle die nächſte Vorſtufe, um dotthin zu gelangen, und Spike⸗ Island der 
ſchlechteſten Klaffe der Strafgefangenen angewiefen. 

Die Arbeiten dauern, mit der Unterbrechung einer Mittagäftunde, von 7 Uhr morgens bis 
6 Uhr abends, im Winter, jolange e8 das Tageslicht geflattet. Außerhalb ver Arbeitözeit find 
bie Sträflinge in einer ehemaligen Militäreaferne untergebracht. In den gemeinfamen Schlaf: 
fälen Hat man durch bewegliche Zwiſchenwände von Eiſenblech oder Gifenprahtgeflecht beſon⸗ 
dere Schlafzellen gebildet. Die Unterhaltung der Sträflinge miteinander iſt durch dieſe Wände 
nicht verhindert. Man fcheint auf dieſen Umftand Eein ſonderliches Gewicht zu legen. Dan hat 

alſo auch während der Nacht die fortdauernde gelflige Gemeinfchaft der Gefangenen nidt un- 
möglich; gemacht und diefen Übelſtand nicht gehoben. 

Der Grundchatakter ded zweiten Strafſtadiums fol ein beilernver fein. Den Beflerungs- 
zweck follen fördern die allgemeine Strafoisciplin, Die Claſſification der Sträflinge, der all⸗ 
mählie-Fortfchritt von der nievern Klaſſe zur höhern, vermöge einer auch hier durchgeführten 
Kürzungofähigkeit der einzelnen für jede Strafklaſſe feftgefegten Zeitabſchnitte. 

Der Straftklaſſen find fünf gebildet. In jeder muß der Sträfling eine gewiſſe Minimal: 
zeit verbleiben, der Reſt der für die Klaffe beftimmten Zeit kann dagegen verkürzt werden. 
Die viette, [ogte und unterfte Klaſſe befteht aus denjenigen, welche entweder nid die volle 
Zeit in der Cinzelhaft gehalten werden fortnten oder bei ihrer Entlaffung aus dem erflen 
Stadium als ftchlecht bezeichnet wurden (probation class). Die Befärberung aus diefer Klafle 
hängt vom Bercagen ab, e8 ift fein Zeitablauf für diefelbe maßgebend. Die fidy ſchlecht Betra- 
genden unterliegen einer befonderd firengen Behandlung. Auch bei der Arbeit im Freien ift 
ihnen jeder Verkehr mit andern Gefangenen unterfagt. Die Einwirkung des Geiftlichen und 
Lehrers foll in Betreff ihrer nrehr in, ven Vordergrund geftellt werden. Holhendorff, 
a. a. O., &.54, bemerkt ſehr richtig, daß fich nicht deutlich abfehen läßt, mie dies thatſäch⸗ 
li möglich und durchführbar if. Das eigene Intereffe wird e8 hier vorzugsweiſe fein, was 
den in dieſer Klaſſe Stehenden dazu antreibt, fein Betragen fo einzurichten, daß er alsbald ven 
_ Beſchwerden derſelben entgeht. Die dritte, zunächſt höher ſtehende Klaſſe bildet ſich aus denen, 
welche ſich in der Iſolirung gut betrugen. Für die, welche ſich muſterhaft (exemplary) zeigten, 
iſt die geringſte Zeit des Verbleibens in derſelben die von zwei Monaten. Drei Monate werden 
die, welche ſich gut, und ſechs Monate die, welche fich. mittelmäßig (indifferent) betrugen, in: 
der Klafle zurüdgebalten. Dieſe Beitabftufungen wiederholen ſich auch in den folgenden Klaſſen. 
Die zweite Klaſſe beruht auf dem Minimalſatze von ſechs Monaten für muſterhaftes Betragen 
und die erſte Klaſſe auf dem von 12 Monaten eines ſolchen bis zur weitern Beförderung in die 
oberfte und letzte Klaſſe, in die Muſterklaſſe (advanced class). Diefe bildet die legte Stufe in 
ber Scala der Gradationen, und das Verbleiben in derſelben wird nicht mehr durch das Ber- 
hatten der Sträflinge, fondern durch die richterlich beftimmte Zeit, welche noch zu verbäßen iſt, 
feſtgeſtellt. Den Befdrderungen in bie göhern Klaſſen erttfprechen Zurückverfegungen und De⸗ 
gradationen, deren Folgen namentlich die find, daß das Wiederhinaufrücken erſchwert ift, na⸗ 
mentlich nicht mehr vom Ablaufe beſtimmter Sriften,, fonvern allein von Arbitriun des Gou⸗ 
verneurs abhängt: 

Gewiſſe undteiten ſind es, welche die verſchiebdenen Klaffen unterſcheiden, namentlich 
treten fie Bei der Kleidung und durch beſondere Marken (badges) hervor. Dieſe letztern find 
doppelter Art: die Regiftratiomarke und vie Controlmarke (register badge und conduct badge). 
‚ Dar die erflere wird die Strafart, welcher der Sträfling unterliegt, auögevrüdt. Der Bud: 
ſtabe T. bedeutet Transportation, P. S. == penal servitude. Außerdem enthält pie Marke, 
welche ans rechten Arm getragen wich, bie laufende Nummer des Sträfling® und die Anzahl ver 
Fahre, zu melchen er verurtheilt wurde. Die am linken Arm getragene conduct badge’ bes 
zeichnet das gute over audgegeidmete Betragen. 

Kapitän Blear gab im Bagno zu Gibraltar drei oonduet badges, auf dem Ärmel getra- 
gene Tafelchen mit ven Buchſtaben g (g00d) v. g. (very good) und v. g. mit rother Farbe 
GBorſchlag zur Verkurzung ver Strafe). 
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Der Beſitz dieſer Marken bereitet in Itland bie Klaſſen⸗ und Statiönsverfeguniger vor. 
Die Erwerbung hängt mitder Grwerbungeiner Anzahl von Nummern zufammen, welche am An⸗ 
fange des Monatd auf ver Marke verzeichnet werden. Ausgezeichnetes Betragen wird monat⸗ 
lich durch drei, gutes durch zwei, mittelmäßiged durch eine Marke anerfannt. - Achtzehn Num: 
mern find gemeinhin erforverlih, un rine Beförverung zu rechtfertigen. 

Wir halten nicht viel von dem Claſſtiſtrationsſyſtem Aberhaupt, wie wir ſchon bemerk⸗ 
ten, noch weniger aber von foldyen Ehrenzeichen ver Verbrecher. Der ji gut betragende, 
folafame und fleißige Sträfting wird in der humanern und rüdficht3vollern Behandlung feiner 
Borgefegten eine größere Belohnung empfinden als im der Nummer auf feinen Neotärmel, 
Steinen Mitgefangenen gegenüber wird diefe Nummer aber zu einem Zeichen ver lIberhebung 
über dieſelben, zu einen Beranlaffung zum Neide und der Misgunft, welche oft Die traurigften 


% 


Folgen nach fich ziehen können, wie dies die in der Strafanftalt auf der Au bei München in den 


legten Jahren vorgefommenen Ermordungen von beſonders berüdjichtigten Gefangenen durch 
ihre Mitgefangenen beweifen. 

Wir geben gern zu und flimmen deshalb mit Hoyer und Mittermaier?!) darin vollkommen 
überein, daß, wenn man Strafen in einem Gefängniffe nicht entbehren fann, man auch Be: 
lohnungen in demſelben Haben muß, weil fie ein mächtiger Hebel für ein gutes Gefängnißſyſtem 
iind, und weil der @efangene fih unendlich dankbar für feine Vergimftigungen zeigt. Aber nicht 
- in ehrenden Außerlichfeiten, gleihfent in Gefängnißorden, haben dieſe Belohnungen, bie Bes 
ſtrafungen nit in entehrenvden Abzeichen zu beftehen. Wir machen hier auf das im Art. Bein- 
eifen und Klog der Zühtlinge Gefagte aufmerkſam und auf ben Widerſpruch, in welchem 
ſolche Abzeichen mit dem Beſſerungszwecke der Strafe flehen. 

Wir finden Die badges andy in den englifchen Gefängniffen, und vie engliſchen Gefängniß⸗ 
beamten und Gefängnißgeiftlichen reden ihnen dad Wort. Au wir verwerfen Belohnungen 
in den Gefängnilfen nicht, aber. wir wollen nicht, daß fie fih in einer Weiſe zu erkennen gebem, 
welche vie Mitgefangenen verlegt. Man wurde von einem ganz richtigen Gefühle geleitet, wwerm 
man die Bezeilinung exemplary class, welche man ber vorgedachten Mufterklafie gegeben 
batte, In advanced class umbildete , ba die Erenıplarität Verbrechern gegenüber gewiß nicht an 
ihrem Plage ift. 


Mittermaier bemerkt a.a.D., ©. 129, daß unter dem Geſichtspunkt Belohnungen begriffen. 


werben fönnten: 1) die für gute Betragen bewilligten Vortheile, die unmittelbar finnlich auf 


dert Genuß wirken, z. B. Bewilligung beflerer Speifen und Getränke, 2) Vortheile, welche in 


Geldbelohnung beftehen (gratuities in England); 3) Vergünftigungen, bie auf Belebung des 
edlern Sinnd im Menſchen berechnet find, 3.9. Erlaubniß, Die Zelle auszuſchmücken, Blumen 
zu ziehen; 4) Belohnungen, welche als Auszeichnungen vor andern auf das Ehrgefühl wirken; 
5) Eröffnung der Ausficht, durch gutes Betragen In eine Heffere Klaffe in ver Anſtalt zu fonımen 
and vorzũglich Strafnachlaß zu erhalten. 

Viele Gefängnißbeamte vermerfen die ad 1 genannten Belohnungen, weil fie auf Die thie⸗ 
rifche Natur des Menſchen berechnet find, rafih vorübergehend wirken und nur zu einem guten 
Betragen führen, welches aus gemeinen Motiven hervorgeht. Im nahen Zufammenhange bier: 
mit ſtehen die Geldbelohnungen, welche ſelbſtverſtändlich nur in einem Antheile an dem Arbeitsver⸗ 
dienſte beſtehen können. Geſtattet man, und dies geſchieht wol jetzt allgemein in den deutſchen 
Strafanftalten, dem Sträflinge einen Antheil an dem Verdienſte, welchen feine Arbeit ver An⸗ 
ſtalt zuführt, danır map man ihm and über einen Theil des von ihm Erworbenen bie Ver⸗ 
fügung einräumen und wird es ihm auch nicht verfagen können, dann und wann feinen Ber: 
dienſt zur Aufbefferung feiner Koft, zu Schnupftaback und fonfligen Heinen Benürfniflen zu 
verwenden. In Wahrheit ift die von ihm zu verwenbende Summe auch ſtets fo gering, daß die 
Gefahren des Froͤhnens finnliher Begierden fi mit diefer Verwendung mol nie verbinden. 
Daß anderweitige Gelobelohnungen dem Sträflinge nit zufließen koönnen, verfieht ſich von 
ſelbſt. Mit ven ad 3 gedachten Belohnungen follte man nicht kargen, fie find es, welche in dein 
Gefangenen die edlen Triebe fördern. Ste laſſen ſich mannichfach veruielfältigen, ohne 
irgendeinen Aufwand zu verurfaden. ine gefihenkte Blume kann Hier oft Wunder wirken. 
Endlich find wir auch mit ven Belohnungen ad 5 einverflanden, glauben aber, daß von den add 
erwähnten mit befonderer Vorſicht und nur im ſolcher Weiſe Gebrauch gemacht werden müfle, 
daß aus Ihnen nicht Kränkungen anderer erwachſen. In dee Cinzelhaft Haben ſolche Bolohnun⸗ 





31) Mittermater, Die Gefängnißfrage, S. 128 fg. 
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gen gar keinen Werth, und in der Geſammthaft müſſen es die Mitgefangenen ſelbſt ſein, auf 
deren Antrag ſie ihrem Genoſſen zu Theil werden. 

Die Controlmarken Crafton's erhalten durch zwei über die Sträflinge geführte Liſten ihre 
Vervollſtändigung, durch die allgemeine Charakterliſte (general character book) und durch die 
Tavellifte (misconduct report). Auch der Tadel zerfällt in drei Grade, außer welden noch 
der in einmaliger Koftentziehung, eintägigen Dunkelarrefte over in einfachen Verweiſe befte- 
hende leichte Tadel vermerkt wird. Mit dem Tadel erften Grades find Disciplinarfirafen bis 
zu breitägigem Dunfelarreft bei Waſſer und Brot und höchftens Degradation um eine Klafle 
verbunden. Mit dem Tadel zweiten Grades ift es Diejer Arreft bid zu 14 Tagen und Degrada⸗ 
tion zur dritten Klaſſe. Der Tadel dritten Grades läßt den Sträfling in die unterfle Probe⸗ 
klaſſe Hinabfteigen. Die Formulare für die Tadelliſten find jo umfangreich, daß fie einelänge von 
beinahe 3 Fuß und eine Breite von 1 Fuß haben. Vgl. Shepley, „The purgatory of pri- 
soners or an intermediate stage.between the prison and the public‘ (London 1857). 

Dem Grundfage nach hat Fein Sträfling während des zweiten Strafftadiums einen Antheil 
am Arbeitöverbienfte.. Nur ald Belohnung für Fleiß und gutes Betragen fann ihm von diefem 
ein gewifler Betrag zufließen (gratuities). Der Antheil fleigt mit dem Hinaufrücken in bie 
höhere Klafie von wöhentlih 1— 4 Pence. Zulagen bis zu 2 Pence find die Kolgen ganz be⸗ 
ſonders guter Führung. Bei der unbedingten Freilaſſung erfolgt die Auszahlung des Aufge⸗ 
fammelten ganz, bei der mit ticket of leave in Naten voy drei zu drei Monaten. 

Hat der Sträfling alle Klaſſen durchgemacht, dann tritt der Zeitpunft ein, wo er in bie 
Zwiſchenanſtalt befördert werden fann. Der Präſident des Directoriums entſcheidet darüber 
nad) vorheriger Verbindung mit der Gefängnißverwaltung. 

Wird ver Sträfling nicht für würdig erachtet, in die Zwifchenanftalt zu foınmen, dann ver- 
bleibt er bis zum Ablauf.der Strafzeit in dem biöherigen Strafftabium; doch find es beinahe 
75 Proc., welche in die Zwifchenanftalt aufgenommen werben. Hiernach laffen ſich Die aus dem 
bisher geſchilderten Syftem ver Durchführung der Einzel: und Gefammthaft gewonnenen Re: 
fultate keineswegs gering anichlagen. Doch find wir der Anjicht, daß füch vaffelbe unverändert 
nicht gut auf deutſchen Boden verpflanzen läßt, und daß, jo fehr wir mit den ſogleich zu erwäh⸗ 
nenden Zmifchenanftalten, ‚vie auch in Oldenburg fohon ins Leben traten, einverftanben find, 
doch in nen Vorbereitungsſtadien vieleö bei und anders fein müßte. - 

Die Wirkfamfeit der irifhen Zwifcenanftalten begann im Januar 1856. Die innerlicde 
Berbindung zwifchen dieſen und ven Gefängnilfen lag in der Frage, welche Fürforge für ent- 
laſſene Sträflinge zu treffen fei. &rofton erkannte fehr rihtig, daß ver einfache Gefängnip- 
zwang bazu nicht audreicht, den Wiedereintritt in die Sreiheit vorzubereiten. Ex bemerkte in 
einer an die Regierung im November 1855 gerichteten Denkſchrift: Da der anerfannte Zwed 
aller Strafeinrihtungen darin beftehe, daß die abjchredenven und die beffernden Wirkungen 

’ auf das Endziel einer Verminderung der Verbrechen Hinleiten follten, fo dürfe man annehmen, 
daß eine planmäßige Verbindung zwiſchen dem rein flrafrechtlihen und dem beſſernden Mo- 
mente der Strafe erreicht werden fünne. Dad gegenwärtige Syſtem, welches mit. der Ab- 
ſchreckung beginne, jege fich in einer Reihe ftrafender und beflernvder Strafnormen fort. Die 
Erfolge dieſes Syſtems follten nunmehr vor der Entlajjung des Gefangenen dur die Ein 
richtung eines dritten Stadiums bewährt werben, in welchem das beſſernde Element in ähn- 
liher Weife vorwiegen folle, wie es das abfchredfende im erften Stadium that. Mangel an 
Arbeit fei die große Schwierigkeit, mit welcher der entlaffene Sträfling zu fanıpfen habe. So: 
lange dieje Schwierigkeit fortbeſtehe, bleibe ver beftrafte Verbrecher ein beftimmt erfennbarer 
Beitandtheil ver Gefellichaft, möge er gebefjert fein oder nicht. Seine allmähliche Verſchmel⸗ 
zung mit derſelben ſei ſonach zu erftreben. 

Der vorgefchlagene befondere Abſchnitt einer ausſchließlich beſſernden Behandlungsweiſe 
elle nun den Gefangenen auf einen Punkt, auf weldhen er den Angriffen ver Verführung zu⸗ 
gänglich fei, und mo das Publikum Gelegenheit gewinne, fi von feiner Befferung, feinem 
Fleiße und feiner allgemeinen Leiftungsfähigfeit jelbft zu überzeugen. 

Die beningungsweife Entlaffung gegen einen Urlaubsſchein hatte ihre guten Wirkungen 
bisher geradezu ſelbſt paralyfirt. So fördernd ji aud) die Ausſicht auf die bedingte Entlaffung 
währen der Strafvollſtreckung dem Beſſerungszwecke erwies, fp wurde diefer Erfolg doch nun 
zu oft dadurch wieber vernichtet, Daß fi die Meinung dev Arbeitgeber der der Gefängnißver- 
waltung nicht conformirte, fondern in einen Gegenfag zu derfelben trat. In dem guten Ver: 
halten glaubte man oft nichts ald einen befondern Grad der Heuchelei erbliden zu müſſen. Man 
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fühlte richtig heraus, daß das Betrngen des Sträflings in der Anftalt noch Feinen zuverläfftgen 
Maßſtab für das im fpätern Leben varbiete. 

Nach dem Plane Crofton's ſtehen nun die Zwifgenanflalten in der Bitte zwiſchen ber ei- 
gentlichen Strafdisciplin und der proviſoriſchen Breilaflung gegen Urlaubsfchein:: fie bewahren 
einerjeitd bie großen Wirkungen der legtern auf die moraliihe Bildung der Sträflinge, wo⸗ 
gegen fie andererfeitö deren nachtheiligen Erfolg, der in ver ungünftigen Aufnahme des ticket of 
leave man im Bublifum lag, befeitigen. Außerdem ftreben die Zwiſchenanſtalten den großen - 
Zweck an, wie Perſoͤnlichkeit eines jeden einzelnen Sträflings von ihrer Paſſtvität zu befreien 
und fie aus dem Stadium des Duldens⸗in das des Handelns allmählich Hinüberzuleiter. In 
ben Zwiſchenanſtalten wird das Bewußtfein des Strafzwangs in dem Sträflinge wach erhalten, 
fie zählen zu ben Gefaͤngnißein richtungen. Die in ihnen gewährte größere Freiheit der Bewe⸗ 
gung ift bedingt durch ein größeres Maß der Berantwortlicfeit und durch eine ſtärkere Nõthi⸗ 
sung, den Anforderungen an die Erfüllung gewiſſer Pflichten zu entfprechen. Jede überſchrei⸗ 
tung der letztern zieht eine ſichere und empfindliche Folge nach ſich. Die Disciplin überwacht 
fortdauernd ven Sträfling als eine wenn auch nicht ſichtbare, doch thätige Macht. Sie ſucht 
nur an Stelle ver äußern Schranken die treten zu laffen, welche dad innere Bflichtgefühl des 
Sträflings in ihm ſelbſt aufrichtet. 

&s Tnupft fi an bie Bwilgenanflalten der pſychologiſche Grundgedanke, daß der groͤßern 
äußern Freiheit zum Handeln auch eine größere innerliche Verantwortlichkeit entſprechen müſſe. 
Es handelt ſich dabei um eine Iwangsdarbeit der menſchlichen Seele, die ſich aus ver phyſiſchen 
und moraliſchen Abhängigkeit herausarbeiten ſoll, in welche ſie die Gefängnißwelt verſezte. 
Die disciplinaren Anforderungen an die Sträflinge find in ver Zwiſchenanſtalt geſteigert, Nach⸗ 
ſichten, die in Spike⸗-Island vielleicht gewährt werden konnten, fallen in ihr fort. Die Zmwi: 


ſchenanſtalt fordert einen viel größern Aufwand geiftiger Kräfte, al es die Strafanftalt that, 


und es find deshalb die Fälle nit felten, in denen um Die Zurüdijendung in dieſe von Gträf- 
lingen gebeten wird, welche ſich den an fie geftellten Anforderungen nicht gewachſen glauben. 
Es ſchien folgen bequemer, dem äußern Zwange ald der innern Anftrengung zu gehorchen. 

Bon den Rettungsanftalten und Zufluchtsftätten für entlaflene Sträflinge find die Zwi⸗ 
ſchenanſtalten grundfäglich verſchieden. Die erflern verhalten fi ungefähr zu ven letztern, wie 
fi die Möfterliche Abgeſchiedenheit zu der Thätigkeit verhält, weltche ſich über die Hindernifle 
und Gefahren hinwegzuſetzen bemüht ift. 

Die Grundzüge ver Behandlung der Sträflinge in ven Zmifchenanftalten find ungefähr 
folgende: 1) daß in ihnen die Arbeit der Befangenen zu einen Borbereitungsftabtum für ven 
fpätern Unterbaltdermerb ſich geflaltet, 2) daß der Unterricht eine vorwiegend praktiſche Rich⸗ 
tung erhält, und 3) daß die perfünlidhe Thätigkeit durch ein größeres Maß von Freiheit ange: 


regt und durch Aufere Erleichterungen gefoͤrdert wird. Als der leitende Gedanke, welcher 


dieſe Gefichtspunkte zu einer innern Cinheit verbindet, erſcheint das Princip ver Inbividuali- 
firung, d. h. der Herausbildung der Berfönlichkeit in jedem einzelnen Gefangenen auf Grund 
ber vurd die vorangehende Strafdisciplin hervorgerufenen guten @lemente (von Holkenborff, 
a. a.O., S. 70). 

Es erſchien vor allem erforderlich, in einer Zwiſchenanſtalt keine zu große Zahl von Gefan⸗ 
genen aufzunehmen, und man ließ ſo regelmäßig jede einzelne nur aus 100 Perſonen beſtehen. 
Für diefen Zweck erfchien die Verwendung beweglicher eiferner Gefängnißhütten, deren jede 
50 Berfonen faßt, beſonders foͤrderlich. Sie laffen ſich leicht an eine andere Stelle verfegen, 
ſobald eine Drtöveränderung aus Rückſicht auf die Beſchäftigung ver Gefangenen oder fonft 
geboten wird. 3%) 

IR dent vierten ver „Annual reports of the directors of convict prisons in Ireland” 
(Dublin 1858) hat fi Crofton über die pofltiven Erfolge, melde bis dahin durch die Behand: 
lung der Sträflinge in den Zwifchenanflaften erreicht wurden, auegeſprochen. &8 find zehn Rich⸗ 
tungen, nad melden Hin dieſelben bervorgetreten fein follen. Bir wollen mit von Holgen: 
dorff nur diejenigen ins Auge faflen, welche die Disciplin, Zwangsarbeit und den Unterricht 
betreffen, indem nur diefe es find, welche in einen unmittelbare SJufammenhange mit dent 


Gefängnißwefen ſtehen. 


32) Im Krimfriege wurben folche Hätten ale Militärbaraden angewendet; das Stüd feftete 300 
Pf. St. Beichrieben dieſe moveable iron prisons in Report on transportation er S. 1510. 
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Der von allen Schriftflellern ausgefprochenen.überaud günftigen Beurtheilung der irifchen 
Gefängnißeinrichtungen tritt, wie wir oben fhon andeuteten, Oberſt Jebb entgegen, indem er 
zugleich deren Anwendbarkeit auf England beftreitet. j 

Außer dem vorgedachten Geiſtlichen Shepley find e8 vorzüglih Hill 22) und der Earl of 
Garlisle3*), Vicefönig von Irland, welde der günſtigen Meinung Crofton's über die von ihn 
hervorgerufenen Gefängnipeinrichtungen vollfommen beipflihten, und auch in Deutſchland 
‚haben diefelben in Mittermaier und von Holgendorff warme Bertheiniger gefunden. 35) 

Oberft Jebb vindieirt feinen in Dartmoor und Portland’ beftehenden, bereits gedachten 
special service classes die Priorität vor den daflelbe bezweckenden trifchen Einrichtungen, in⸗ 
dem er vie gedachten classes ſchon 1852 einrichtete, während die Zwifchenanftalten erſt 1856 
ihre Wirkſamkeit begannen. Doc ift die Ahnlichfeit beider nur äußerlich, was ſchon aus dem 
oben über. ihre Beflimmung Angebeuteten hervorgeht, und es genügt, um ihren Unterſchied 

näher zu, bezeichnen, darauf aufmerkfan zu machen, daß Jebb fie eine proviforifche Freilaſſung 
innerhalb der Gefängnißmauern, ein ticket of leave within prison nennt, was, wenn ed aud) 
einen Widerſpruch mit jich ſelbſt enthält, doch den Sinn hat, daß ſich vie in den gedachten Klafien 
geftatteten Freiheiten auf ven Raum ver Anftalten begrenzen, während Grofton fie in das öi- 
fentliche Leben vielfach Hineinragen läßt und gerade in die Beziehungen der Sträflinge zu bie: 
fem Leben ven Schwerpunkt feines Syftems legt. Auch darin find bie special service classes 
weſentlich von den intermediate prisöns verſchieden, daß ſich exftere in den Anftalten befinden, 
welche auch die übrigen Sträflinge aufnehmen, die legtern aber in bejonvern, örtlid von ben. 
übrigen Strafanftalten getrennten. 

Zwei Einwendungen Jebb's gegen die Zwiſchenanſtalten verdienen ver beſondern Erwäh⸗ 
nung. Durch die freiere Disciplin in ihnen toll der abſchreickende Charakter ver Strafe ge⸗ 
ſchmälert und durch die Beförderung „ausgezeichneter Gefangenen zu ven Zwilchenanftalten 
der gute Einfluß verloren werben, welchen fie auf ihre ſchlechtern Mitgefangenen auszuüben ins 
Stande gewefen wären. \ 

Wir fönnen diefen Gründen fein Gewicht beilegen. Was nıan unter dem abſchreckenden 
Elemente einer Strafe gu verftehen Habe, darüber werben ſich Die Verteidiger eined Gefängniß⸗ 
ſyftems mit den Gegnern beffelden nie zu vereinigen vermögen. Iſt den beutfchen Anhängern 
der Cinzelhaft dieſe letztere doch jpecififch eine beffernde, den englifchen aber eine abſchreckende, 
mithin ein Zwiefpalt im eigenen Lager der Jfolirfreunde vorhanden, und ſprechen wir dod der 
Gelammthaft im wefentlihen ihre beſſernde Kraft ab, während ver Engländer gerade in Biefer 
eine: joldhe entveckt haben will. Nach unferm Dafürhalten ift die Gefanımthaft, nıöge fie mit 
Klaffenbefürderungen, badges und Ausfihten auf bedingte Begnadigung als belohnenven und 
mit Dißciplinarftrafen als repreifiven Mitteln noch fo reichlich andgeftattet fein, immer höchſtens 
im Stande, den Sträfling wenigftend nicht verſchlechtert wieder zu entlaflen: Pofitiv beffern 
kann die Gemeinſchaft mit andern Verbrechern an fich wol nit, und es ift, wenn aus ihr der 
Sträfling wirklich gebeflert hervorgeht, weniger ihr Werf als ein Selbſtverdienſt des Gefan⸗ 
genen. Darum möge man ſich über ven Berluft an Abichredung, aber auch darüber tröften, 
daß die Zwifchenanftalten den gegenieitigen Unterricht in der Beſſerung abſchwächen. Auch in 
der Zwifchenanftalt wird dem „audgezeichneten‘ Gefangenen noch ein weites Feld der Thätig- 
feit in biefer Beziehung bleiben, und e8 wird, was er an folder zu entwideln vermag, noch 
vollftändig ausgebeutet werben können. 

Über die Dieciplin äußert fi Shepley26) in Betreff der Zwiſchenanſtalten dahin: 
„Alle oder faft alle Verbindung mit dem frühern Gefängnißleben ift vorläufig eingeftellt; 
weder Die äußere Erſcheinung, noch der Haarwuchs, noch die Kleidung „des Handwerker” er⸗ 
innern daran. Vergangene Verbrechen und vergangene Strafen werden niemals wieder er- 
wähnt. Die Menſchen werben ald Menſchen behandelt, ald vernünftige Weſen, welche das Be: 
wußtfein ihrer Berantwortlichfeit erlangt haben, ald Leute, die unter eigener Berantwortlichfeit 
handeln, die gegenwärtig die Achtung anderer zu erwerben und zu verlieren haben — mit einem 
Worte, ald Chriſten. Diefe veredelnde (humanising) Behandlung, diefed Zutrauen zu Ver⸗ 

— — — 


33) M. D. Hill, A paper on the Irish convict prisons, read at the first meeting of the na- 
tional association for the promotion of the social science (London 1857). 

34) Garlisle, Criminals and their reformation (Liverpool 1858). 

35) Mittermaier, Die Gefängnißfrage; von Holtzendorff, Das iriſche Gefäͤngnißſyſtem. Letztere 
Schrift wurde bereits mit Anmerkungen und Nachträgen ins Engliſche überſetzt und erfreut ſich in 
England und Irland eines beſonders auten Rufs. 36) Purgatory of prisoners, S. 58. 
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brechern als zu Menſchen, die der Beſſerung, der Standhaftigkeit, der Selbſtändigkeit und der 
Selbſtbeherrſchung fähig ſind, iſt ſicherlich nen in der Strafdisciplin, aber ganz gewiß in dem⸗ 
ſelben Maße richtig, als ſie neu iſt.“ 

Um die Perſoͤnlichkeit des Sträflings genauer kennen zu lernen, werben abſichtlich Gelegen⸗ 
heiten geſucht, melde feine Charakterfeſtigkeit auf die Probe flellen. Er muß Botendienſte ver⸗ 
richten, Cinkäufe machen, Zahlungen leiſten u. ſ. w. Crofton ſandte aus der Zwiſchenanſtalt, 
welche fi in Smithfield bei Dublin befindet, ohne Begleitung einen Zimmermann, welcher in 
Montjoy gebraudit wurde, längere Zeit jenen Morgen zu dev 2 englifcdhe Meilen entfernten 
Arbeitsflätte. Er mußte auf feinem Wege viele Schankflätten pafliren, kehrte jedoch nie in einer 
berfelben ein, Tam vielmehr nad) gut verrichteter Arbeit pünktlich nad Smithfield zurück. Wir 
müflen es bei dieſem einen Beifpiele beiwenven laflen. Wir könnten ihm viele ähnliche gegen= 
überftellen, aus welden fich ergeben würde, daß auch den preußischen Zuchthäuſern in frühern 
Jahren die Verwendung von zuverläjjigen Züchtlingen als Ausgängern nicht fremd war, welche 
in der Stadt Beitellungen, Einkäufe u. vgl. machten. und ſtets pünktlich nad Haufe kamen. 

Eine andere Probe beſteht in Smithfield in der überwachung desjenigen, mad den Sträflin- 


gen mit 6 Pence wöchentlich von ihrem Arbeitsverdienſte zur freien Verwendung überlaſſen wir, 


Es ift ein feites Princip der Zwiſchenanſtalt, daß in ihr Feinerlei Disciplinarftrafen voll- 
ſtreckt werben, daß vielmehr jeder Verlegung der Hausordnung und jeder Unregelmäßigfeit die 
Zurücdverjegung in die Strafanftalt folgt. 

Die Arbeit vegelt ih in den Zwiſchenanſtalten nach Außerlichen Gelegenheiten zu einer vor- 
theilhaften Verwendung der Arbeitskräfte. Der Geſichtspunkt des phyſiſchen Zwangs zur Ar⸗ 
beit tritt in den Hintergrund, ſie nimmt den Charakter einer freiwilligen Beſchäftigung an. 
Diejenigen, welche ſich zu ſchwerer Arbeit eignen und dieſe anderer vorziehen, finden ſie in der 
Zwiſchenanſtalt im Fort Canten, die Handwerker in Smithfield, die Landbauer in der Zwiſchen⸗ 
anſtalt zu Lusk (15 engliſche Meilen von Dublin), wo Landwirthſchaft getrieben wird. 

Es ſind täglich 9Y, Stunde für die Arbeit, 2Y, Stunde zur körperlichen Erholung und zu 
ven Mahlzeiten, zum linterrichte und zum Gebete find 33%, Stunden, zur Reinigung ver Zellen 
und Ankleivung %/, Stunden beftimmt, und es ift jo die Zeit von 5 Uhr, morgens bis 9 Uhr 
abends auögefüllt. Die Höhe des Arbeltslohns, welchen der Sträfling erhält, richtet fih nad 
der Güte feined Betragend und nad der wirklich gelieferten Arbeit. 

Die Koft in Smithfield ift ver in Spike-Island gleih und nad deutſchen Anfhauungen 
jehr reichlich. Nach Shepley befteht jie in Smithfield in Kolgendem: Frühſtück: Y, Pinte Ihre 
und Y, Pfd. Brot; Mittagsbrot: Sonntags, Dienflags und Donnerflags 3, Pfd. Fleiſch, 
1 Binte Suppe, Y, Pfo. Brot und 2 Pfo. Kartoffeln; an ven andern Wochentagen 31/, Pfo. 
Kartoffeln und 1 Pinte Mil; abends 1 Pinte Kaffee und 1Pfd. Brot. 

Der frei zu verwendende Arbeitöverbienft wird gemeinhin zum Anfaufe von Schnupf: 
tabad und Eleinen Koftverbeiferungen verwendet, welche ſich jedoch in ſehr beſcheidenen Grenzen 
halten, da wöchentlich nur 8 Pence verwendet werben können. Einzelne Sträflinge ſpären 


ihren ganzen Verdienſt auf, um dereinſt mit demſelben eine Caution leiſten zu koönnen. 


Von ganz beſonderer Bedeutung iſt in den Zwiſchenanſtalten der Unterricht. Die beſte 
Schulanſtalt befindet ſich in Smithfield unter der Leitung des Mr. Organ, eines ſehr tüchtigen 
Mannes, deſſen Leiſtungen von allen Schriftſtellern über iriſches Gefängnißweſen, namentlich 
von Garlisle befonders hochgeftellt werben. Er ift zugleich Lehrer und Rathgeber und unter: 


. hält mit feinen Zöglingen auch nad) ihrer Entlaffung einen fhriftlihen Verkehr. Er vermittelt 


Arbeit für die entlaflenen Sträflinge und beſucht vegelmapig die Urlaubsmänner, welche ſich 
in der Grafſchaft Dublin befinden. \ 
Der Unterricht wird in der Form von täglihen Abendoorlefungen erteilt und ver legte 
Abend der Woche ift zu einem Repetitorium beftimmt. Praktiſche Moral und Geographie 
fpielen eine Hauptrolle unter den Gegenſtänden der Vorlefungen. Ein von Holgendorff (a.a.D., 
S. 131 fg.) mitgetheiltes Verzeihniß ver von Mr. Drgan 1857 gehaltenen Vorlefungen legt 
einen Beweis von ver Neihhaltigkeit des Inhaltd ver Belehrungen ab, welche den Gefangenen 
ertheilt werden, und welche von ihnen mit gefpannter Aufmerkſamkeit und dem regſten Intereffe 


x gehört zu werben pflegen. 


In der Freilaffung gegen Urlaubsichein liegt ver außerlihe Abſchluß der iriſchen Sefä; äng⸗ 
nißeinrichtungen. Vor der Durchführung der Gefängnißacte hatte ſich dad Inſtitut der beding⸗ 


ten Begnadigung in Irland nicht bewährt. Es wurde mangelhaft durchgeführt und hatte die 
10* 
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Meinung des Publikums gegen ſich. Jetzt hat man ſich vollſtändig mit demſelben ausgeſoͤhnt. 
Die Leiſtungen der Zwiſchenanſtalten haben eine Unterſtützung in dem Anreize erhalten, welchen 
die Ausſicht auf die Freilaſſung in ſich faßt, und das Vertrauen, welches die Zwiſchenanſtalten 
erwecken, hat ſich auch denen zugewendet, welche aus ihnen in die bedingte Freilaſſung über⸗ 
gehen. Die über die Gefangenen geführten Regiſter werden von Crofton als Beweismittel der 
Befähigung zu diefer Freilaffung angefehen, vielleicht überfhägt, da ed nicht felten zum Böfen be- 
ſonders entfchloffene oder energiſche Charaktere find, welche ven leichten Anfechtungen zu Vergehen 
in den Strafanftalten vollkommenen Widerſtand [eiften, nachher aber doch in das Verbrechen 
zurädfallen. Die Möglichkeit, bei ſchlechtem Betragen wiederum in die Anftalt zurädtverfegt zu 
werben, läßt den ticket of leave man alles vermeiden, was ihn in dieſe Lage verfegen fönnte, und 
jegt zugleich die Einwirkung ver Anftalt auf ihn fort, wozu aud noch directe, wie die vorbe- 
merkten Befuhe Mr. Organ's, kommen. Ungefähr die Hälfte aller bis zum 1. Oct. 1857 entlafr 
fenen Sträflinge erhielt Urlauböfceine (559 von 1067), 81 der Entlaflenen wurden fpäter 
wegen ihred guten Betragens ganz entlafjen. 

Eine ebenfo rückſichtsvoll als wohl überdacht organifirte Polizeiaufſicht über die Beurlaub⸗ 
ten trägt dazu bei, ihr Verhalten zu einem gefegmäßigen zu machen. Soweit Schutzvereine diefe 
Überwachung über einzelne übernehmen, machen fie die Polizeiaufſicht entbehrlich. 

In Anfehung der invaliden Sträflinge, ver Grauen und der jugendlichen Verbrecher finden 
wir in Irland befondere Gefängnißeinrichtungen. Für die arbeitäunfähigen ober doch für Die 
Arbeiten in Spike-Island nicht geeigneten männliden Sträflinge ift dad Gefängniß zu Phi: 
lipstown beftimmt, in weldem gemeinfame Sandwerkdarbeit getrieben wird. Man beabſichtigt 
die noch ziemlich mangelhaften Einrichtungen von Philipsſtown denen von Dartmoor nad: 
zubilden. Für jugendliche Verbrecher ift zu Lusk eine auf landwirthſchaftliche Arbeiten beredy- 
nete Anftalt ins Reben gerufen worden. Zur Aufnahme ver weiblichen Sträflinge find die An- 
falten zu Orangegormans, Newgate und Cork beftimmt. Die verbrederifche Thätigkeit der 
rauen Irlands ift eine fehr große. Während anderwärts höchſtens 18—20 Proc. auf Die 
Frauen fommen, fleigt diefe Zahl in Irland bis auf 42 Proc. Am 1. Ian. 1858 befanden fidh 
in den iriſchen Strafanftalten 674 Frauen und 1603 Männer. 

In Rewgate wurden 1857 63 Zellen zur Bollftredung der Ginzelhaft eingerichtet. Die Er- 
fahrung hat gelehrt, daß die Einzelhaft auf rauen, ohne diefen befunders nachtheilig zu 
fein, jehr wohl angewendet werden kann, ja die Sfoltrung fagt dem weiblichen Charakter 
nicht ſelten beſonders zu. In den Anftalten findet gemeinſame weibliche Arbeit ſtatt, namentlich 
ſolche, welche fih auf vie Häuslichkeit und das Familienleben bezieht. Die Nachtbeile der geueln: 
famen Schlaffäle werden hier beſonders anerkannt. 

Den Frauen wird der Urlaubsſchein gemeinhin mit ver Bedingung gegeben, ihren Aufent: 
balt in einer beſtimmten Zufludtsanftalt zu nehmen, deren e8 1857 in Irland drei gab, zu 
Golden- Bridge für Katholiken, zu Cork und zu Harcourt:Road in Dublin für Proteftanten. 

Aus dem zwanzigften „Report ofthe board of directors of prisgns inScotland 1859 er: 
gibt ſich, daß die zurpenal servitude Berurtheilten no in die Anftalten Englands gebracht wer⸗ 
den. Die weiblihen kommen nad dem Happtgefängniß in Perth und dem Gefängniß von Asp. 
Die männlichen Sträflinge, melde nur zum Gefängniß verurtheilt find, werden tn Perth wäh⸗ 
rend der ganzen Haftzeit ifolirt, die weiblichen immer im erften Jahre und im zweiten Jahre 
nur nad) dem Ermeſſen der Direction. Auch in den Lofalgefängniffen ſucht man Die Einzelhaft 
einzuführen und zählte 1859 in ihnen 1691 Zellen. In Schottland erfennt mar die wohlthä⸗ 
tige Wirkung der Einzelhaft an, und der Beiftfiche von Perth bezeugt im Report, daß von 244 
aus ihr Entlaffenen 110 als gut betradjtet werben konnten und 126 fogleich Arbeit bekamen. 
Man forgt ſtreng dafür, daß fein Dazu nicht Gerigneter der Iſolirhaft unterworfen wird, und 
widmet auch ſeitens der Gefängnißbeamten den entlaſſenen Sträflingen eine beſondere Auf⸗ 
merkſamkeit. (Mittermeier, „Gefängnißfrage“, S. 26.) 

IV. Das Gefängnißweſen in Frankreich. Wir wenden und zu dem Gefängniß- 
weſen, Frankreichs und müffen Hier zunächft auf die Art. Befferungsftrafen und Freiheits 
ftrafen Bezug nehmen, in welchen bereits viel dem Gefängnißweſen Frankreichs Angehöriges 
mitgetheilt ift. "Namentlich ift die im legtgenannten Artikel gegebene Geſchichte der Freiheits⸗ 
ſtrafen Frankreichs au die feined Gefängnißweſens. Die Härte ver Freiheitöſtrafen ging mit’ 
der der Gefängnißhaft Hand in Hand, und ald die erftern ſich milderten, milderte ſich auch die 
Gefängnißzudt. Das in jenen Artifel bereitö erwähnte Gefeg vom 30. Mai 1854 sur Fexé- 
cution de la peine des travaux forc&s, welches die zu diefer Strafe Berurtheilten im fran⸗ 
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zoͤfiſchen Guiana an der Oſtküſte Südamerikas einem baldigen Tode entgegenführt, Hat Ge⸗ 
fängniſſe geihaffen, gegen welche die unter den Bleivächern Venedigs und die ded Spielberg 
ſich als leichte und menſchliche varftellen. 

Als man 1832 nad) dem Beginnen der Iuliregierung die Nothwendigkeit erfannte, den 
Code penal feiner größten Härten zu entkleiden, erkannte man auch, daß das Gefängnißweſen 
einer gänzlihen Reform bedürfe und daß namentlich) an die Stelle der Bagnos den Strafzweden 
angemeſſenere Einrichtungen treten müßten. Man ſchwankte zwifchen der Einzelhaft und der 
Transportation. Die Aniichten der Iulimonardie, melde publiciftifche Autoritäten, wie Be⸗ 
enger, Lucas, Tocqueville u. a., unterflügten, neigten ſich entſchieden der Einzelhaft zu. Die 
bamalige Einführung des Schweigſyſtems in den franzoͤſiſchen Gefängniſſen Eonnte nur als eine 
geringe Abſchlagszahlung gegenüber den dringenden Anforderungen nad einer Reform des 
Gefängnißweſens betrachtet werben. 

Nah langen Vorbereitungen legte die Regierung den Kammern ein projet de loi sur la 
reforme dans la regime des prisons vor, in weldem die Einzelhaft vie erfte Stelle einnahm. 
Der Berichterſtatter Tocqueville hatte in feinem Referate vom 29. Juni 1840 vasjenige her: 
vorgeboben, was ihn jeine Anweſenheit in Amerika über die Einrihtung ber dortigen Zellen⸗ 
gefängniffezurgenaueften Kenntniß gebracht hatte. Derfelbe Geſetzentwurf wurde 1843 miteinem 
neuen Berichte Tocqueville’8 vom 5. Juli dieſes Jahres, unmwejentlich abgeändert, nochmals ver 
Deputirtentammer vorgelegt und von ihr angenommen. Die Pairskammer wollte, daß ſich zu= 
nächſt ver Saflationdhof und die Appellhöfe über ven Entwurf ausſprächen, bevor fie über ihn 
beſchließe. 

Der Caſſationshofſprach ſich 1845 gegen die Einzelhaft aus, er fand in ihr eine völlige Er⸗ 
ſchütterung des Strafſyſtems des Code penal und eine Zerftörung der Unterfchiebe ver verſchiede⸗ 
nen Arten ber Kreiheitöftrafen. Man verfannte, daß das, was man verhüten wollte, in ver That 
ſchon vorlag, die Bagnoswaren bereits feine härtern efängniffe mehrald Diemaisons centrales. 

Unter Benugung der Materialien, melde ver damals zu Frankfurt a. M. zur Erörterung 
ver Gefängnißfrage abgehaltene Congreß geliefert hatte, wurbe ver Gefegentwurf 1847 aber: 
mals der Paisfammer vorgelegt. Die Bebruarrevolution verhinderte unerwartet die Bera⸗ 
thung über venfelben. In der beſtimmten Borausfiht der Einführung der Einzelhaft war man 
in ben Departement3 mit der Ginrichtung von Zellengefängniflen weit vorgefchritten, man hatte 
47 Befängniile nad) dem nenen Syſteme bereits eingerichtet und in 15 andern dazu den Anfang 
gemacht. Während ver Präfidentihaft und nachfolgenden Kaijerregierung trat eine der Ein: 
zelhaft entſchieden ungünſtige Stimmung an hoͤchſter Stelle ein. Deſſenungeachtet fuhr vie 
Wiſſenſchaft fort, ſich mit derfelben eifrig zubeichäftigen. Die Verhandlungen der Academie des 
sciences politiques et morales ftellten feſt, wieweit oft die Anfichten über ben Werth der Ein- 
zelhaft auseinander gingen. 

Die Schrift des Generalinſpectors der Gefängnifle, Ferrus: „Des prisonniers, de l’em- 
prisonnement et des prisons“ (Paris 1850), lieferte ven Stoff zu einer eingehenden Verhand⸗ 
lung in der Afabemie. Ferrus warnte bei der großen Unklarheit, welche noch über das Zellen: 
ſyſtem herrſche, vor jeder Übereilung, er befürwortete das Claſſificationsſyſtem. Lelut, ein 
erfahrener, mit dem Gefäugnißweſen genau vertrauter Arzt, veranlaßte eine zweite Verhand⸗ 
lung in der Akademie über die Vorſchläge Ferrus' und erklärte in einem von ihm erftatteten 
Berichte die ganze Unterſcheidung der Sträflinge, auf welche Ferrus fein Syſtem gebaut Hatte, 
für eine völlig grundlofe. Eine recht wunde Stelle des franzoͤſiſchen Gefängnißweſens, melde 
noch jegt nicht geheilt iſt, deckte Dupin auf, indem er barthat, wie in Frankreich der Gefangene, 
welcher Geld und Beihüger Habe, mit ganz befonderer Milde und Nahfiät (nombreuses 
exceptions) behandelt werbe, welche bei andern Gefangenen nicht einträten. 

Mir haben in dem Art. Freiheitsftrafen ſchon bemerkt, daß die Deportationsſtrafe ven 
Sieg über die Einzelhaft davontrug, und daß ein Circularſchreiben des Minifterd des Innern 
an die Präfecten vom 17. Aug. 1853 erklärte, daß die Regierung gegenwärtig auf Die Anwen 
dung des Syſtems der Einzelhaft verzichte, um ſich an die räumliche Abſonderung der Gefange⸗ 
nen nach einzelnen Abtheilungen (s6paration par quartiers), mithin an das Claſſifications⸗ 
ſyſtem zu Halten. 

Obgleich in ven Sigungen der gedachten Akademie 1853 die Frage wegen Einführung der 
Einzelhaft wieder lebhaft angeregt wurde, fo fonnte jle den widerſprechenden Anſichten ver Re- 
gierung gegenüber doc) feine genügende Erledigung finden. Lelut befämpfte die Zweckmäßig⸗ 
feit dev Deportation und entwidelte feine Erfahrungen darüber, daß die Einzelhaft keineswegs 


t 


150 Gefängnißweſen 
die Krankheitd:, Wahnſinns- und Todesfälle vermehre, was man, das oben erwähnte absolute 


solitary confinement des ältern Pennfylvanifchen Syſtems ſtets im Auge behaltend, unablafiig 


behauptete. Es waren beſonders Lucas und Xeon Faucher, der nachherige Minifter, welche 
gegen die Iſolirung ſprachen. 

Die Nationalverfammlung ernannte bereit8 eine Comniiffion tüchtiger Männer zur Prü⸗ 
fing der Mittel, durch welche dad Gefängnifmwefen verbeffert werben könnte. Thiers erklärte fich 
als Vorfigender der Commiſſion gegen die Einzelhaft, weil die auf eine figende Lebensart Be- 
rechneten Gefängnißarbeiten ihren Zwecken nicht entſprächen. Für die Deportation ſprechend, 
ſchilderte Thiers die Zuftände der damaligen Gefängniſſe ald fehr troftlofe. Er behauptete, daß 
in den maisons centrales ein Sträfling felten 10 Jahre leve, und bemerkte: „L'ordre materiel 
s'établit à grand peine, il ne fait pas songer a l’amendement moral.”’ Die condamnes cor- 
rectionnels nennt er criminels d’habitude de speculateurs et de professeurs de crime, 
wogegen er bie eriminellen Sträflinge oft nur für folhe erachtet wiffen will, melde par accident 
coupable erſchienen, ſodaß die Gintheilung der frafbaren Handlungen in crimes und delits 
ſich im Widerſpruche mit der Moralität der Verbrecher befinde. 

Leon Faucher, bereitd Minifter geworben, berief eine neue Commiſſton, um über die Anfic: 
ten der frühern zu berichten. Der Gedanke, pie Eolonifation durch Sträflinge auszuführen, war 
bereitö der vorherrſchende geworden. Der Generalgefängnißinfpector Pervot und feiten® der 
Akademie Berenger wurben gewählt, um bie Gefängniffe Englands, Algiers und Corficas zu 
beſichtigen, und e8 ift die überaus werthvolle Schrift Berenger’8: „De lar&pression pénale“, 
welche nıan ald das Refultat feiner Reife zu betrachten hat. Er trat in feiner Schrift als ein 
eifriger Vertheidiger ver Einzelhaft auf und fand auch in der Departementalcommiffion der 
Seine und im Generalrathe der Seine und Dife Gefinnungsgenoflen, indem auch diefe, veran- 
laßt dazu durch dad gedachte Circularſchreiben, ſich entfihieden für die Einzelhaft ausfpraden. 
Someit auch fonft die Anfichten über vie Gefängnißreform aufeinander gingen, fo trafen fie doch 
in Betreff ver Nothwendigkeit ver Aufhebung ver Bagnos zufammen. 

Ein Decret vom 17. März 1852 bob nun die Bagnos auf. Wir haben dent, was wir in 
den Art. Freibeitäftrafen über die ſeitdem in das Leben gerufene Irandportation nad Ca— 
yenne fagten, nur einige Bemerfungen über die Straforte der Colonie nachfolgen zu laſſen, 
welche, wie ſich bisjegt dort auch die Sadjlage geftaltet, nur als fenfeit des Meeres belegene 
franzoͤſiſche Zwangsanſtalten betrachtet werden Fönnen. 

Nach dem Moniteur vom 25. Juni 1853 hatte das franzoͤſiſche Guiana damals nur noch 
13210 Einwohner, während e8 1848 deren noch, einſchließlich 16705 Sklaven, 23361 ge⸗ 
habt Hatte. Die wenigen Vereinigungen mehrerer Coloniſten in dem 18000 franzöſtiſche Qua⸗ 
pratmeilen umfaffenden und eine Küſtenſtrecke von 140 Lieues einnehmenden Lande zu gemein⸗ 
ſchaftlichen Wohnſitzen befanden ſich in drei Heinen Flecken (Aprouagua, Kuru, Simanuary) 
und in der Hauptſtadt Cayenne, welche auf dem linken Ufer des Cayenneflufſes auf einer an deſ⸗ 
fen Mündung in das Meer gebildeten gleichnamigen Infel liegt. Die Stadt zählt ungefähr 500 
Häufer und 3000 Seelen. Bon Cayenne führt die einzige fahrbare Straße zwei Meilen weit 
in das Innere des Landes, fonft tft dahin nur auf Fußwegen over Saumthieren zu gelangen. 

Man unterfcheinet das Hochland (terres hautes) und das Flachland (terres basses). Das 
erftere veicht biß zu den erften Katarakten der ind Meer fallenden Ströme hinab, wogegen das 
letztere fi theild aus den Anfpülungen des Meeres, theild aus den mineralifchen und vegetabi= 
liihen Niederſchlägen der Ströme gebildet Hatund mit Ausnahme der trodenen Jahreszeit ein 
Sunpfland bildet, aus welchem ſchädliche Miasmen auffteigen, welche die gemeinhin toͤdlichen 
Sumpffieber erzeugen. Seit 1850 hat fih nad einen langen Zwifchenraume auch dad gelbe 
Fieber den dort herrſchenden Krankheiten zugefellt. Der Europäer kann, ohne Gefahr zu er: 
kranken, dort niemals koͤrperliche Arbeit verrichten, nur Farbige würden im Stande fein, für 
Golonifationgziwerke tHätig zu werden. In der That Hat, ſoviel befannt, die Colonifatton, 
feitvem dererfte Transport der Sträflingevom 10. Mat 1852 in Gayenne lanvete, auch noch keine 
Fortſchritte gemacht. Sollte man aber auch wirklich im Stande ſein, nach und nach ſolche zu 
erzielen, ſo werden ſie nie mit den großen Opfern an Menſchenleben im Verhältniſſe ſtehen, 
welche das Klima dieſer colonie mortuaire unerbittlich fordert. 

Die Punkte, an denen ſich franzöſtſche Sträflinge nicht als Anſtedler, ſondern als Gefan— 
gene befinden, ſind theils inſulariſche, theils feſtländifche. Detentionsorte der erſtern Art find: 
1) die Injel La Mere (6 Lieues öftlih von Cayenne), eine halbe Lieue lang. Die Infel gilt, va 
Seewinde vie Hige mildern, für die geſundeſte an ber ganzen Küfte und wird naher für heftige 
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Fieberkranke als ein Elimatifhe8Hospitalbenugt. Hier waren 400 von denen, welche ſich als ſoge⸗ 
nannte Freiwillige Hatten deportiren laſſen, 1857 ſchon bis auf einige wenige zuſammen⸗ 
geſchmolzen. 2) Die Isles de Salut, 12 Meilen nordweſtlich von Cayenne. Die größte dieſer 
drei Infeln iſt die Isle Royale, die mittlere die Isle de Saint-Joſeph und die Heinfte pie Isle de 
Diable. Auf der erften befinden fi vie ehemaligen Bewohner ver Bagnos von Breft, Toulon und 
Rochefort, auf der zweiten politifche Verbrecher, für welche man nicht einmal ein eigenes Hoepital 
berftellte, ſodaß fie erkrankt nach ver Isle Royale gefhäfft und mit gemeinen Verbrechern in 
denfelben Räumen behandelt werden. Auf der Isle ve Diable vetinirt man Widerfpenftige. 
Auf dem Feſtlande find Straforte: 1) die Montagne d'Argent, 25 Lieues füpöftlih von 
Cayenne, an der Mündung des Oyapok. Die Strafcolonie liegt auf einer Halbinfel, welche ein 
ungebeuerer, undurchbringlicher Sumpf mit dem Feſtlande verbindet. Auf der Spige eines 
Bergs befindet fih das Lager der Deportirten, rings von PBaliffaden umgeben. Die aus- 
gebreitete Wafferfläche des Oyapok erzeugt unter ven Sonnenftrahlen die unvermeidlichen Sumpf: 
fieber. In März 1855 gab ed nach Pater Alet's Bericht 15 Todesfälle unter 500 Gefangenen. 
2) Saint-&eorges amılinfen Ufer des Oyapok. Bis auf 17 Seemeilen aufwärts find die jumpfi- 


gen Ufer des Oyapok durchaus unbewohnt, erft dann findet fi ein Inpianerborf. Da, wo ſtrom⸗ 


aufwärts der Gabaret in ven Dyapof mündet, find an einer Stelle Sträflinge mit dem Abhol⸗ 
zen des Bodens beſchäftigt. Das aus Eoftbaren Arten beftehende Holz wird zu Saint-Georged 
auf einer Dampfſägemühle verarbeitet. Das Klima von Saint-Georges ift anſcheinend dad ver- 
derblichfte. Die Tiberfchmemmungen des Oyapok, vereinigt mit achtmonatlichen Regengüſſen, 
bedecken feine Umgebung beſtändig mit einer Waffermaffe, die werer Abflug Hat, noch verbunftet. 
Bon 180 Trandportirten, welche Hier im Juli 1853 anlangten, flarben 90 bis zum December 
deſſelben Jahres. Die Überlebenden trugen den Keim bed Todes in fidh. 16 
Seit 1855 ſind zu den bisherigen noch die Deportationsorte Saint-Auguſtin, Sainte-Marie 
und Saint-Philippe, an den Ufern des Oyapok gelegen, getreten, wo namentlich das gelbe Fieber 


‚ große Verheerungen anrichtete. Im Jahre 1856 wurden außerdem bie Gefängniffe Le Garbien, 


Gayenne, Duartiers, Montjoli, Bourda und Badeal neu eingerichtet. 

Die Detentiondorte Isles de Salut, Isle La Mere, Montagne d’Argent, Saint:Georges, 
Sainte-Marie, Saint Auguftin, Saint-Philippe, Le Gardien und Quartiers Hatten im Januar 
1857 763 freie und '3358 gefangene Bewohner, nad neuern offlciellen Mittbeilungen 3065. 

Die In dem Befege vom 30. Mai 185437) mit den Worten: „La peine des travaux forc&s 
sera subie A l’avenir dans les &tablissements cr&es par decrets de l’empereur sur le terri- 
toire d’une ou de plusieurs possessions frangaises autres que l'Algerie. Neanmoins, en 


cas d’empechement à la translation des condamnes et jusqu'à ce que cet empe&chement - 


ait cessé, la peine sera subie provisoirement en France. Les condamnés seront employes 


aux travaux les plus pönibles de la colonisation et à tous autres travaux d’utilitö publi- . 


que’, ausgeſprochene gefepliche Ummandlung der Zmangsarbeitäftrafe in bie der Transpor⸗ 
tation hat, mit Rückſicht auf die vorgedachte Befchaffenheit des Transportationdorts, ſich bei- 
nahe einer Ausdehnung der Topeöftrafe auf alle vie Fälle gleichgeftellt, welche Bis dahin nur 
mit den travaux forces bedroht waren. : Holgendorif?®) fagt über die neue Strafart fehr rich⸗ 
tig: „Nur die Ironie vermag zu behaupten, daß für ven Anbau und die Eultur in Guiana 
durch diefelbe irgendetwas geleiftet wurde, das eine Aufopferung von fo vielen Menfchenleben 
zu rechtfertigen vermöchte. Die Deportation nad Cayenne fteht ganz und gar auf berfelben 
Stelle mit der Tobeöftrafe. Der Terrorismus der Guillotine wird verbunfelt durch die Schreden 
einer fo foftematifhen Graufamfeit, die mit Überlegung und kalter Berehnung auögeführt 


s wird. Diejenigen Verbrecher, welche durch eine befündere Bunft des Zufalls ein Leben von etwa 


gleicher Dauer wie in Europa erreichen, ſtehen ungefähr der Megel fo gegenüber, wie ver zum 
Strange verurtheilte Dieb, dem man in alter Zeit pas Leben zu ſchenken pflegte, wenn bei der 
Hinrichtung der Strick entzwei riß. Eine folde Strafe tritt vollkommen aus dem Kreife der 
Gerechtigkeit herand. Ste gefährbet dad Anfehen ver Gefeke und untergräbt ihre Autorität, Die 
nur da befteht, wo man fie in Einflange mit der Idee der Strafgerechtigfeit weiß.“ 


Zwei Ereigniffe find es, welche mildernd auf dieſe Strafhärte feitdem einwirkten: die nad J 


den Frieden von Villafranca erfolgte maſſenhafte Begnadigung transportirter forcats und 
die Abnahme der Strafen ber travaux foroés in Frankreich. Abgeſehen von der ebengedachten 


37) S. Staats-⸗Lexikon, V, 656. 38) Die Deportation ale Strafmittel, S. 559, welches treif- 
liche, Werf wir bei den worftehenden Angaben zu Grunde legten. 
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Begnadigung wurden 1859 54 Strafen ver travaux forces a perpetuite und 206 der tra- 
vaux forces a temps in leichtere Strafen verwanbelt. 3°) 
Während 1854, wo das obgenannte Gejeg erlaflen wurde, nod 227 Strafen der travaux for- 


ces à perpetuite erfannt wurden, betrug deren Zahl 1858 nur 209 und 1859 nur 152, und ° 


während 1854 1377mal auf die Strafe ber travaux forces à temps erfannt wurde, war bie 
Anzahl diefer Strafen 1858 nur 978 und 1859 856. Der Wohlthat des Syflemd der circon- 
stances atienuanles, welches das Geſetz vom 28. April 1832 ind Leben rief, und welches der 
Härte foldher Strafen, wie fie in Cayenne vollſtreckt werben, gegenüber doppelt ind Gewicht 
fällt, ift e8 zu danfen, dag nit 1859 no 1073 Strafen der travaux forces mehr erfannıt 
werben mußten. Die Zahl der Opfer betrug fo flatt 2081 in Diefem Jahre doch nur 1008. 


Wir menden und den Befängniffen Frankreichs zu und haben hier zunächſt zwei Arten ver 


jelben zu unterjcheiben: bie maisons centrales de force et de correction und die maigons 
d’arret de Justice et de correction; dann ift aber aud noch der etablissements d’&ducation 
correctionelle für jugendliche Verbrecher zu gedenken. 

Die maisons centrales find zur Berbüfung ſehr verfhiedener Kreiheitäftrafen beflimmte 
Stantögefängniffe. Die vorhandenen 23 Gentralgefängniffe enthielten am 31 Dec. 1857 40) 
23050 condamnes beider Geſchlechter. Bon diefen Anftalten find 7 nur für Frauen, nämlich 
zu Cadillae, Glermont, Doullend, Hagenau, Montpellier, Rennes und Banned, 2 für Frauen 
und Männer, die zu Clairvaux und Limoges, und 16, die zu Aniane, Beaulieu, Chiavari, Em⸗ 
brun, Enjisheim, Enfes, Kontevrault, Gaillon, Loos, Melun, Mont-Saint:Mihel, Nis- 
med, Boiffy und Riom, nur für Männer eingerichtet. Don den 23050 Gefangenen waren 
18049 (78 Proc.) Männer und 5001 (22 Proc.) Frauen. Bon ihnen waren 10988 durch 
die cours.d’assises, 11283 durch vie tribunaux eorrectionnels und 779 durd die tribunaux 
militaires verurtheilt. Es waren von ihnen 1587 und zwar 202 Männer und 1385 Frauen 
zu ben travaux forces, 5297 und zwar 4765 Männer und 532 rauen zur reclusion, und 
16166 und zwar 13082 Männer und 3084 Frauen zum emprisonnement correctionnel von 
mehr als 1 Iahr*!) condemmirt. Die 202 zu travaux forces verurtheilten Männer waren folde, 
welche ihre Strafe ausnahmöweife in den maisons centrales verbüßten, weil fie gerade zu dem 


Zwecke Berbregen verübt hatten, um ihre Verjegung in die Bagnos oder nach Cayenne herbei⸗ 


zuführen, oder ſolche forgats, welche während ihrer VBerurtheilung ihr jechzigftes Lebensjahr voll- 
endet hatten, oder auch foldge, melde ihre Abführung nad dem Einſchiffungsorte erwarteten. 

Das maison de dötention zu Belle:J8le an der franzöjifchen Norbfüfte wurde damals zur 
Aufnahme der sexagenaires des bagnes eingerichtet. Es Hatte früher zur Aufnahme der poli= 
tiihen Verbrecher gedient, deren Berurtheilung aus der Juni-Inſurrection ded Jahres 1848 
bervorging. Daß Geſetz vom 22. Jan. 1850 hatte dieſelben jedoch nad) Algier beftimmt, wo zu 
Lambeſſa für jie ein etablissement disciplinaire special gebildet wurbe. 

Bon den bei dem Iuniaufflande verhafteten 15000 Perfonen waren nur 5673 zur Trand= 
portation verurtheilt worden. Nach maffenhaften Gntlaflungen waren ed nur noch 1221 Ber: 
ionen, welde man in Belle⸗Isle gefangen hielt, von denen aber im Noveniber 1849 wieber 
700 in Freiheit gejegt wurden, ſodaß nur nod 500 nad) Lambefla gelangten. 

Am 31. Dec. 1856 hatte ſich die Bevölferung der.maisons centrales auf 23024 (18018 
Männer und 5006 Brauen) belaufen. Die Zahl ver Neuaufgenommenen belief jih 1856 
auf 11784 und 1857 auf 11758. 


‚Die 1857 Entlaffenen beftanden aus ı Männer. — 
1) liberes, d. h. ſolchen, welche ihre Strafe verbůßt hatten 6531 1762 
2) Begnadigten .. x. >. 436 62 
3) in die Bagnos Berfegten . rn 319 — 
4) in andere maisons centrales Verſetzten ren -684 38 
5) in maisons departementales Berfgten . . . . . 116 5 

6) in Hospize Verfegten . . . nn 26 31 
7) Entwidenen und nicht wi wieder t Örgrifenen nn 8 — 
8) Verſtorbenen . . . 1234 312 

zuſammen 9348 2210. 


39) Compte general de l'"administration de la justice criminelle en France pour 'année 1859 
(Baris 1860), S. 277. 40) Nach Perrot's Statistique des prisons et etablissements p£niten- 
tiaireg pour l’annee 1857 (Baris 1859). 

41) Nach der Orbonnanz vom 2. April 1817 und Inftruction vom 15. April 1833. 
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In Betreff ihres Alters vertheilten ſich die detenus von 1857 jo: ed waren 1384 Männer 
und 256 Frauen 16—20 Jahr, 5819 Männer und 1537 Frauen 2030 Jahr, 4870 
Männer und 1401 Frauen 30—40 Jahr, 3399 Männer und 1035 Frauen 40—50 Jahr, 
1689 Männer und 538 Frauen 50—60 Jahr und 888 Männer und 214 Frauen über 60 
Jahr alt. Bon diefen waren 22279 katholiſch, 602 proteflantifch, 161 Juden und 8 Moham⸗ 
mebaner. Es jind Die verſchiedenartigſten Beihältigungen, von denen Die detenus abberufen 
wurden, als ji ihnen bie Thür der Gefängnifie öffnete. Wir finden in der Statiſtik eine 
genaue Aufzählung diefer Beihaftigungen und dabei die Handwerke fehr flarf vertreten: 
6700 (beinahe 29 Proc.) gehören dem Landbau an, 2066 (9 Proc.) find Vagabunden, 
Bettler, Öffentlihe Mädchen und gens sans profession, 2177 (10 Proc.) waren Dienftboten, 
und die übrigen 12007 (52 Broc.) fallen ven Gewerben zu. Auffallend ifl es, da die foge- 
nannten professions liberales nicht vertreten oder nicht beſonders hervorgehoben find, da doch 
1857 allein 372 Individuen, weiche diejen zugezählt wurden, vor den Aſſiſen ſtanden, von 
melden 193 verurtheilt wurden. 

Nach den firaibaren Handlungen, welche ihre Beruriheilung herbeiführten, verfielen dem 


Strafgefepe Minnerr. raum. Summa. 
wegen Diebſtahls und dieſem verwandter Ver⸗ 
breden . . . 9930 2483 12313 oder 53 Proc. 


wegen viol, attentat aux moeurs, attentat a la 

pudeur, excitation a la d&bauche, outrage 

publicalapudeur . . 2 2 2.2..2..1783 248 2031 „ 885 „ 
wegen rupture dban . . . 1161 131 1202 „ 56 „ 
wegen Betrugs im weitern Sinne (esoroque- . 

rie, filouterie, abus de confiance u. ſ. w. 1683 197 1850 „ 8 „ 


megen Fälfhungen HlarÄakt . 2.2... 891 102 993, 4 u 
wegen vagabondage und mendicit6 . 816 117 933, 4 u 
wegen assassinat, Verſuch und A eilnahme 

am Todtſchlage und homicde . . . 331 477 828 „ 35 u 
wegen coups et blessures . . 710 93 803 „ 39 u 


wegen Kindesmords, deſſen Verſuchs und Theil: 
nahme an demfelben, avortement, deſſen Ver: 
ſuchs und Theilnahme an vemielbten . . 39 688 727 „3 

ı Die vorflehende fo unfheinbare Aufitellung (äßt tiefe Blicke in das fociale Leben Frankreichs 
werfen. Der Diebſtahl führte 53 Proc. in das Gefängniß und in demſelben Jahre von 5773 
accuses 2618 oder 45 Proc. vor die Aſſiſen. Die Vergehen gegen bie Sitte brachten 8,8 Proc. 
der detenus in die Centralgefängniffe und 855 Individuen oder 15 Proc. aller Angelagten 
vor die Geſchworenen. Das vom Polizeiftaate erzeugte, mit ver Moralität in feinem Wider⸗ 
ſpruch ſtehende Vergehen der Verlegung ver Polizeiaufſicht, die rupture de ban, traf 5,6 Pror. 
rer Veruriheilten. Der Betrug, und was aus dieſem hervorging, ftellten zu diejen,ein Gontin- 
gent von 8 Proc. und die ihm nahe verwandte Fälſchung von 4 Proc., beide mithin 12 Proc. 
Beim Afjaffinat und dem Mord trat die Verbüßung aud der ſchweren Verbrechen ſeitens der 
Frauen in den maisons centrales grell hervor: 57 Proc. der deshalb Inhaftirten waren 
rauen, fowie 94 Proc. der wegen infanticide VBerurtheilten , welche zugleich 49 Broc. alfer in 
ben maisons befindlihen Frauen ausmachten. Die coups et blessures, welche den maisons 
4 Proc. lieferten, riefen in ihren höhern Stadien 3 Proc. der accuses im Jahre 1857 vor die 
Schranken der Geſchworenen. Bon den detenus waren 8205 rüdfällig, 6971 Männer und 
1234 rauen. Bon den Männern waren 38,62 Proc., von den Frauen 24,68 Proc., im 
Durchſchnitt alfo 35,61 Proc. rückfällig, 780 hatten ſchon mehr als fünf Verurtheilungen er⸗ 
fahren. Der weite Begriff, welchen ver Code penal mit der Rückfälligkeit verbindet, läßt die 
Zahl der Rüudfälligen jo Hoch anwachſen. 

Die Städte hatten den Befängniften 8245 Individuen (6163 Männer und 2082 Frauen) ge⸗ 


liefert und das Land 14805 (11886 Männer und 2119 Frauen), die erftern mithin 32 Proc. 


und das leptere 68 Proc. Bon den Befangenen waren 13566 unverheirathet oder verwitwet ohne, 
Kinder (10791 Männer und 2775 Brauer), verheirathet und Kinder habend waren 5903 
(4723 Männer und 1180 Frauen), 2029 waren verheirathet, ohne Kinder zu haben (1542 
Männer und 487 Frauen), vermitwet und Kinder habend waren 1552 (993 Männer und 
559 Frauen). 


a 


\ 
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Mas den Geſundheitszuſtand ver Gefangenen betrifft, fo famen 1857 20134 in die infir- 
merie (1593 mehr ald 1856), auf 1000 Individuen kamen im Durchſchnitt 1857 54 Kranke, 
1856 55. Inı Jahre 1866 flarben 1437, 1857 1534; außerdem famen 1857 4 Selbſtmorde 
und 8 zufällige Toͤdtungen vor. Bon den Männern ftarben durchſchnittlich 6,72 Proc., von ven 
Frauen 6,2 Bror., im Durchſchnitt 1857 6,61 Proc., 1856 6,33 Proc. Wir werden fpäter 
feben, wie bedeutend geringer die Sterblichkeit in den preußiſchen Strafanftaften mar. 

In ven Jahren 1850—55 betrug nad Parchappe*2) die Sterblichkeit in den maisons cen- 
trales im Durchſchnitt 6,8 Proc. und ſchwankte zwiſchen 5,54 (1850) und 7,01 (1854). Bei 

den Männern waren diefe drei Zahlen beziehenplich 6,26 Broc., 5,39 Proc. (1850) und 7,05 Proc. 
(1854), bei ven Frauen 6,36 Proc., 5,52 Proc. (1852) und 7,03 Proc. (1853). Die Sterb- 
lichkeit mar 1836—49 in ven einzelnen maisons centrales fehr verfchieden. In Eyſes mar ihr 
Maximum bei den Männern 1845 23,21 Proc., in Limoges 1846 17,37 Proc. ; bei ven Frauen 
in Limoges 1848 21.2 Proc., in Kontevrault 20,83 Proc. Das Mininun bei ven Männern in 
Mont-Saint-Mihel war 1841 2,68Proc., in Melun 1836 2 Proc.; bei den Frauen in Beaulieu 
1837, 1,60 Broe., in Montpellier 1836 1,70 Proc. In den Jahren 1850—55 war bei den . 
Männern das Maximum der Sterblichkeit 1852 11,89 Broc. in Riom und 1850 13,2 Broc.- 
in Limoges, das Minimum 1852 2,26 Proc. in Poiſſy und 1850 2,61 Broc. in Nismes. Bei 
den Frauen war das Maximum in Limoges 1850 18,33 Proc. und in Hagenau 1853 11,18, 
Proc., das Minimum 1852 2,84 Proc. in Elermont und 4,06 Bror. in Vannes. Im allgemei- 
nen iſt in der Periode von 1850—55 die Sterblichkeit eine geringere als in der von 1836 —49 
geweſen, ihr Durchſchnitt ging von 7,4 auf 6,8 Proc. herunter; auch flarben viel mehr Erwach⸗ 
fene als jeunes detenus. Bon den legtern flarben 1853 in Clairvaux, Fontevrault, Gaillon 
un» Loos nur 2,74 Proc., kaum die Hälfte jo viel ald Erwachſene. | 

Im Jahre 1857 Eonnten bei ihrem Eintritt in Die maisons centrales 7901 leſen und fchrei- 
ben, 3686 Eonnten leſen, 614 hatten eine höhere Bildung und 10349 (47 Broc.) waren com- 
plötement illettres. Auch von den accuses deſſelben Jahres waren beinahe 43 Proc. gänzlich 
unwiſſend. Don 4922 accusés ded Jahres 1859 Eonnten 2132 (43,3 Proc.) weder lefen noch 
fhreiben, 2031 (441,2 Proc.) Eonnten eins oder das andere unvollfommen, 521 (10,5 Proc.) 
konnten gut lefen und fhreiben, und nur 308 (5 Proc.) hatten eine noch Höhere Bildung. Wir 
werden weiter unten, namentlich bei den Sträflingen Badens fehen, wieweit in Deutſchland 
die Volksbildung der franzöjifchen voraus ift. 

Was die Didciplin in den maisons centrales betrifft, fo finden wir, daß im Jahre 1857 von 

‚ den Detenirten wegen in ven Gefängniflen jelbft begangener crimes oder delits in Unterſuchung 
gelangten und verurtHeilt wurben: 1 zum Tode, 9 zu travaux-forces, 5 zur reclusion und 9 zu 
corrertionellen Strafen. Im Innern der Gefängniffe verwalten die fogenannten Prätoren, 
dazu beftimmte Anftaltsbeamte, vie Didciplinarjuftiz. Diefer Disciplinarhof urtheilt in Ge: 

. genwart anderer Sträflinge, ein Verfahren, welches fih nah Berenger (5. 110) fehr gut 
bewährt. Die Prätoren mußten 1857 wegen 85588 infractions einſchreiten. 

Wir müſſen etwas näher in das Innere der maisons centrales eingeben, un den Zujam- 
menhang der Einrichtungen derfelben mit den Dischplinarftrafen gehörig überjehen zu können. 
Ein Decret Rapoleon’d vom Jahre 1808 gab dieſen maisons centrales ihre erſte Einrichtung. 
Ungefähr mit diefen unfern deutſchen Zuchthäufern, in denen Geſammthaft ftattfinvet, ſehr ähn⸗ 
lichen Anftalten ift gleich eingerichtet dad Gefängniß von Lamalgue an der Küfte des Mittellän- 
difhen Meeres, wo ſich Die Militär: und Marineverbrecher und auch verurtheilte Araber befinden. 
In den ſämmtlichen maisons centrales bildet der Arbeitszwang ben Schwerpunkt per Einrihtun- 
gen. In Anfehung der Arbeiten in den Agftalten finden wir Feine Ubereinſtimmung. Nah Perrot 
wurden 1857 in 44 verfhiedenen Inpnftriegweigen 19737 ouvriers und apprentis (Lehrlinge) 
befhäftigt. Die Gegenſtände ver Befchäftigung waren die Anfertigung von accordeons, bon- . 
neterie, boutonnerie, broderie, brosses, cardage et decidage de soie, cartons, chapellerie, 
dentelles, ebenisterie, passementerie u. ſ. w. Die Anwendung der Arbeitöfräfte dev Gefan- 
genen zu induftriellen Zwecken erreicht einen hohen Grad, fie ſtehen in diefer Beziehung den 
deutſchen Strafanftalten in feiner Weife nad. Im ganzen Jahre betrug die Zahl der journees 

‚de travail 6,016610. Der Ertrag der Arbeit belief ih auf 2,598746 Fr. , während vr 1856 
nur 2,417531 Fr. betrug. Bon 1852 — 57 ‘war der Ertrag der Arbeit um 1,101394 Fr. 
gefliegen. Auf jeven Arbeitötag Fam durchſchnittlich ein Verdienſt von 43,19 Cent., auf jeven 





42) Parchappe, Statistique medicale des etablissements penitentiaires de 1850 — 55 (Paris 1859). 
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Mannsarbeitdtag kamen 45,25 Cent., auf jeden Frauenarbeitstag 36,8 Gent. Die franzoͤſiſche 
Regierung ſchwankte Tängere Zeit zwiſchen zwei verſchiedenen Syſtemen der Gefängnißverwal⸗ 
tung. Das ältere fi ogenannte Accord: oder Unternehmungsſyſtem (systeme d' entreprise) über: 
gab die Arbeitöfräfte im ganzen einem Unternehmer zur Nugung gegen die Übernahme be- 
flimmter Leiftungen an ven Staat und die Sträflinge, deren gefammter Unterhalt an Koft und 
Kleidung zunächſt durch den Unternehmer beftritten werben mußte. Diefen Syſteme gerade 
entgegengefegt ift ein zweite, bad der directen Staatöverwaltung (systeme de regie), deſſen 
allgemeine Einführung bis zum Jahre 1854 beabfichtigt wurde. Nah einem Berichte Perrot's 
an den Minifler des Innern bat fich aber eine faft gänzliche NRüdfehr zum ältern Syfteme, als 
dem befiern, ergeben. In der That finden wir in Perrot's Statiftif von 1857 auch nur ſich auf 
Daffelbe baſirende Berechnungen. 

Die Entreprenentd erhielten von dem ganzen Arbeitdertrage 1,016915 Fr. 85 Eent., 
ver Staatöfhah 480363 Fr 85 Gent. Der Berbienftantbeil der Gefangenen betrug 
1,101463 $r. 33 Eent., für die Männer 898326 Fr. 61 Cent. und für die $rauen 203136 Fr. 
Die Gratificationen und bonis, welche außerdem die Gefangenen nod erhielten, beliefen ſich auf 
159159 Fr. 27 Cent. Das Peculium der Gefangenen oder der Verdienſtantheil, deſſen Ver⸗ 
wendung ihnen freiſtand, betrug 693172 Fr. 89 Cent. Davon verwendeten ſie für ſich 
636834 Fr. 54 Cent., und zwar 547941 Fr. 42 Cent. in der Schenke (cantine) der Anſtalt 
und für Befleivungögegenftände, und fandten 38013 Fr. 77 Eent. an ihre Familien, ſodaß Die 
Tagedaudgabe eined Gefangenen durchſchnittlich O,7 Gent. betrug. Die Apminiftration, die 
Entrepreneurd und die Kabrifanten gaben noch an vivres suppl&ementaires für 70205 Fr. an 
die Gefangenen, welche mit ver gewöhnlichen Koft nicht befteben Eonnten. Das Fortbeftehen ver 
Schenkwirthſchaften In den Anftalten und ſolche Zuſchüſſe beweifen die Unzulänglichkeit der Ge— 
fangenenverpflegung. Die correctionellen Gefangenen erhalten. fünf Zehntel ihres Arbeitöver- 
dienſtes, die Recluſioniſten vier Zehntel und die forgats drei Zehntel beffelben, bei Rückfälligen 
wird, ſowie ald Disriplinarftrafe, ver Antheil um ein Zehntel, auch wol zwei Zehntel gekürzt. 

Wir finden in den Anftalten das Schweigfyftem mit mögliäfter Strenge aufrecht erhalten. 
Von den vorgedadten 85588 infractions fanıen 40754 oder 47 Proc. auf das nicht beob⸗ 
achtete Stillfhmweigen (33393 auf die Männer und 7361 auf die Frauen). Die Arbeits- 
verweigerung betrafen 3522 infractions (2894 bei Männern und 628 bei Srauen), 2639 
den Diebftahl und abus de confiance (2550 bei Männern und 109 bei Frauen), 2921 Ihät- 
lichkeiten (2825 bei Männern und 96 bei grauen), 445 Verlegung der Sittlichfeit (432 bei Män- 
nern und 13 bei Frauen), A016 ven Tabacksgebrauch (4013 bei Männern und 3 bei Frauen), 
2625 das Spiel, den Schacher und unerlaubten Geldbeſitz (2588 bei Männern und 37 bei 
Frauen) und 23646 verfchievene andere Vergehen (20737 bei Männern und 2909 bei 
Frauen). Es wurven 74963 Beftrafungen ausgelprochen, wogegen 6625 infractions nur 
Verweiſe nad fich zogen. Beftraft wurden mit cachot und Einzelzelle 14425, mit Koſtſchmäle⸗ 
rung bid auf Wafler und Brot 20022, mit Geldſtrafen (punitions pecuniaires) 10487, mit 
Reduction des Verdienſtzehntels 71, mit verfchiedenen Koftentziehungen 18399 ynd mit andern 
Strafen, über deren Art wir leider feinen Aufichluß erhalten, 11359. Es waren 34399 diefer 
Strafen in deinfelben Jahre fi wiederholende. Don der Taiferlihen Gnade berührt wur⸗ 
den 974 condamnes, davon 436 Männer und 16 Frauen ganz begnabigt, 27 (11 Männer 
und 16 Frauen) erlangten die Verwandlung der Strafart, und bei 499 (388 Männern und 
60 Frauen) wurde die Dauer der Strafe gekürzt. Wegen ihres Fleißes und guten Betragens er⸗ 
bielten 2000 Belohnungen; ; 350 erhielten ſechs Zehntel ihres Arbeitsverdienſtes, 10606 fünf 
Zehntel, 6632 vier Zehntel, 3458 drei Zehntel, 1160 zwei Zehntel und 844 nut ein Zehntel 
deffelben. Im allgemeinen war hiernad der Verdienſtantheil erheblicher, ald dies gewöhnlich in 
den deutſchen Strafanftalten ver Fall ift. 

Die große Verſchiedenheit der Beichäftigungen in jener Anftalt macht eine Sonderung Der 
Sträflinge nah Klaffen wol fhon an fih unmöglich. Die Einzelzellen finden wir nur als 


- Strafzellen benugt, die Gefammthaft im ältern Sinne ift fomit das vorherrſchende Syitem. 


Dad Schmweiggebot und die Disciplinarftrafen ſcheinen als abſchreckende und beſſernde Elemente 
der Gefängnißzucht wirken und die Mängel derſelben übertünchen zu follen. Daß man’die Anz 
ftalten möglich finanziell auszubeuten fucht, ergibt das Vorftehende. Der Nachtheil, welchen 
eine ſtriete Einwirkung des Entrepreneurs auf die Gefangenen und die Gefaängnißdisciplin aus⸗ 
übt, iſt ein nicht zu verkennender. In Frankreich muß der Entrepreneur, wie wir ſahen, von 
feinem Berbienftantheife noch fehr erhebliche Ausgaben für vie Anftalt machen. Die frühern 
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"Verpflichtungen der Unternehmer erſtreckten ſich auf die Anihaffung ber Nahrung, Kleidung, 
Wäſche, des Bettzeugs, der Beſtreitung ver Begräbnißkoſten und ſelbſt auf einen Beitrag zu 
den Koften des Gottesdienftes. Das in ſolchen Anftalten die Verfolgung des Beſſerungszwecks 
der Strafe wol nur eine fehruntergeoronete Rolle fpielen kann, bedarf nicht des Beweiſes. 


Perrot gibt die Höhe des Ausgabebudgets für die Gefängniffe auf 17 Mill. Fr., die des 


‚ Einnahmebudgets auf 3/, Mill. an, weshalb dieſelben nod eine Ausgabe von 13/, Mil. 
erforberten, aljo kaum ein Fünftel ihres Aufwands einbrachten. Es liegt uns ein Etat des 


maison centrale zu Gaillon vom 30. Nov. 1859 vor, nad) welchem diefe 1225 Männer aufneh⸗ 


nehmende Anftalt 1859 an orbentlidgen Ausgaben 448136 Fr. 60 Ceut., an außerorventliden 
aber 247100 Fr., zufanınen aljo 695236 Fr. foftete. Der Gehalt der Beamten der Anftalt 
ift ausreichen bemeſſen. Nur aus dieſem Etat fönnen wir darauf fließen, inwieweit für ven 
Gottesdienſt und die Schule der Anftalt gejorgt wurde. Wir finden dad Einkommen zweier An- 
fRaltögeiftlichen für jeven auf 1800 Fr. und das eines Schullehrers auf 1500 Fr. feflgeftellt und 
die Schule fonft noch mit 400 Fr. für 20 moniteurs, was auf den wechjelfeitigen Mnterricht 
ſchließen läßt, mit 450 Fr. für Bücher und 300 Fr. für Schreibmaterialien botirt. Der Gehalt 
des Arzted beträgt 1800, Der des Ghirurgd 1500 und ver des Apothekers 1800 Fr. Aus 
dieſem Etate läßt ich nicht erfehen, wieweit dort noch die Berpflihtungen des Entrepreneurd 


reihen. Die Koften der Unterhaltung eined Gefangenen find in demſelben täglich auf 39 Gent. | 


berechnet. 

M Wir fommen zu den maisons d’arröt de justice et de correction. Hier find die prisons 
de la Seine von den prisons departementales zu unterjheiden. Die Gefängniffe von Paris 
oder des Departemientd der Seine find dad maison d’arret Mazas, das maison de juslice die 
Eonciergerie, dad Jdepöt des condamnes La Roquette, die maisons d’arret et de correction 
Saint:Fazare, Madelonettes und Saint: Belagie, da6 maison de repression Saint-Denis und 
das prison pour deltes Clichv. Im Laufe des Jahres 1857 wurden 26098 Individuen 
(18214 Männer und 7884 Frauen) in dieſe acht Gefängniſſe aufgenommen. Von dieſen 
26098 Individuen kamen 6533 Männer und 396 Frauen aus andern Gefängniſſen, und 
11674 Männer und 7488 Frauen hatten ſich auf freiem Buße befunden ; entlaffen wurben 
1857 26478. Am 31. Dec. 1857 befanden fi in Mazas 944 Männer, in La Roquette 438 
Männer, in ver Gonciergerie 73 Männer, in Saint-Lazare 3 Männer und 1076 Frauen, in 
Mavelonettes 498 Männer, in Saint-Belagir 591 Männer, in Saint: Denis 577 Männer 
und 333 rauen und in Tlichy 133 Männer und 3 Frauen. 

Don dieſen 4671 Detinirten waren 894 eined delit und 27 eined crime beſchuldigt, 261 
waren ®DBerurtheilte, welde das Rechtsmittel der Appellation oder Caſſation eingelegt hatten; 279 
Berurtheilte, welche ihre Abführung erwarteten, 1675 zu einem Jahr Gefängniß oder weniger, 
62 zu mehr als einem Jahr Gefängniß Berurtbeilte, denen man ausnahmsweiſe geftattet hatte, 
igre Strafe in den Gefängniffen der Seine abzujigen 2°); 7, welche wegen Schuldverpflichtun⸗ 
gen gegen den Staat, und 137, welche wegen vergleichen gegen Privatperjonen verhaftet waren, 
1334 detenus pour mesure administrative, 25 jeunes filles mineures, wovon 19 fi zur 
correction paternelle in Saint⸗Lazare befanden. Hier wurden 2546 Dieciplinarfirafen aus⸗ 
geſprochen, von denen 2225 aus einer mise au cachot für einen Tag bis einen Monat und 
länger, 44 in Verhaftung bei Waſſer und Brot und 257 aus anderer Strafart beflanden. In 
das Zazareth wurden 6625 gebracht und 37 in Hoßpize. In 29 Fällen kamen Geiftesflörun: 
ger vor, von denen 15 fi erft im Gefängnifie feftftellten. Selbſtmorde kamen 2 und Todes⸗ 
fälle 541 vor. Es ftarben nämlid 332 Männer, 208 Frauen und 1 Kind. Bon ber Durd- 
ſchnittszahl von 4750 Tageögefangenen flarben 11,38 Proc. (1856 11,05 Proc. ). 

Die Statiftif zählt 55 Inpuftriezweige auf, welde in dieſen Gefängniffen betrieben wur 
den und einen Arbeitöverbienft 1856 von 310169 Fr. 20 Gent., 1857 aber von 340834 Fr. 
5 Gent. lieferten. Die Zahl der Arheitdtage war 1856 638960 und 1857 700878. 

Die maisons d’arr&ts de justice et de correction der 85 andern Departententö hatten 
eine durchlaufende Bevölkerung von 211008 Individuen, von denen 167264 Männer und 
43744 Frauen waren. Aufgenommen wurden 190502, darunter 39310 Frauen: Nur 
126882 (99374 Männer und 25508 Frauen) hatten jih auf freien Fuße befunden, die 
übrigen famen aus andern Öefängniffen. Die Zahl aller diefer Gefängniffe Frankreichs beläuft 


43) Man erinnere fih, was Berenger über die Vorteile fagt, welche ber Wohlhabende ſich in 
Frankreich im Gefangniß vetrſchaffen kann. 
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fi auf 387, welche am 31. Dec. 1857 einen Beſtand von 19493 Individuen (15533 Män- 
ner und 3940 Frauen) hatten; die größte Zahl der zugleich Detinirten war 1857 28459. 
Man zählte 10926 Kranke ſowol in den Lazarethen als Hospizen und bei einer Mittelzahl 
von 16178 Gefangenen 451 Todesfälle. Hier betrug die Zahl der Verftorbenen 1857 nur 
2,9 Proc. und 1856 2,45 Proc. der Gefangenen; die Sterblicfeit in den parifer Gefängniffen 
war mithin viermal fo groß, was von der Verkommenheit derjenigen, welche in der Hauptſtadt 
die Gefängnifle füllen, einen ſchlagenden Beweis liefert. 

In diefen Befängniffen befanden fih anı Jahresſchluſſe prevenus 3894, accuses 407, 
condamnes en appel ou'en pourvoi 355, candamnes attendant leur Iransförement à leur 
destination p6nale 1566, condamnes a un emprisonnement d’un an et au-dessous 11216, 
cundamnes a plus d’un an, autorises exceptionnellement a subir leur peine dans les pri- 
sons d£parteınentales 378, detenus pour dettes envers l’ötat 619, détenus pour dettes 
envers les particuliers 214, detenus par mesure administrative 160, passagers civils 214, 
passagers militaires et ınarins 79, jeunes détenus, pr&venus, accuses et jugés 373, jeu- 

nes detenus par correction paternelle 8. 

Man fteht aus diefem bunten Gemifch der Gefangenen, deren Beftand ein täglich wechſeln⸗ 
der iſt, daß hier von der Ausführung eines beſtimmten Gefaͤngnißſyſtems ebenſo wenig wie zu 
Paris die Rede fein konnte. Doc iſt in 193 dieſer Gefängniſſe vie Beſchäftigung wirklich 
organifirt, und es find 30 verſchiedene Inpuftrien, melde man 1857 betrieb, 3. B. broderie, 
brosserie, cardage,, chapellerie, cordonnerie u. ſ. w. 

Durchſchnittlich wurden taglih 6917 (ein Drittel Der Tageszahl) Individuen befchäftigt. 
Hier war der Ertrag der Arbeit 403854 Fr. und die Zahl der Arbeitötage 1,542947. Der 
mittlere Durchſchnittspreis einer Tagedarbeit mar 26 Gent. Bis 1856 war die Arbeit'nur in 
30 Etabliffements organiſtrt. Zum Theil beſchäftigte man früßer die Gefangenen mit ganz 
nußlojen Dingen. In 29 prisons döpartementales war bis 1858 gar nicht gearbeitet wor- 
ven. Dog hoffte man allgemein eine regelmäßige Beihäftigung einführen zu fönnen, foweit 
died nur die Lofalität und Die Gefangenenzahl geftatteten. 

Die Departementalgefängnifie find die Unterſuchungs- und Strafgefängniffe für die nicht 
bis zu einjährigem Gefängniffe Verurtheilten. Der Einrichtung diefer Gefängniffe liegt ein 
Decret vom 11. April 1811 zum Grunde. Sie fleht biäher no mit allen billigerweife zu 
machenden Anforderungen in einen grellen Widerſpruche. Selbft der amtliche Bericht des Mi⸗ 
nifter8 von 1854 ſchildert die Zuftände derfelben als deplorables.. 

Da die Departenıentd verpflichtet find, die Gefängnifle zu erbauen und zu unterhalten, fo 
jind ihnen diefelben eine widerwärtige Xaft, melde man ſich jo leicht als möglich zu machen be⸗ 
müht ift und deshalb einer jeden Aufwendung für viefelben entgegentritt. Daß die Beſchäf⸗ 
tigung in dieſen ©efängnifien noch keineswegs eine durchgaͤngige war, fahen wir. Für den 
Schulunterricht ift wenig oder gar nicht in ihnen geforgt, noch weniger für Gefängnißbiblio- 
thefen und gute Lectüre der Gefangenen. Das nahe Zufammenleben in diefen Gefängniſſen 
vermehrt die Smmoralität und bereitet die Rückfälle vor. In einem Gircularfihreiben des Mini: 
ſters des Innern vom Jahre 1853 4%) wird bemerkt, daß damals nur 60 Gefängniffe den An- 
_ forderungen vollfommen, 106 nur unvolltommen und die Übrigen gar nicht genügten. In 
74 Gefängniffen war auch nit Die mindefte Vorkehrung zur Einrichtung gejonderter Haft: 
lokale getroffen, in einigen war nicht einmal die Trennung der Geſchlechter durchgeführt. Be: 
renger ſieht in diefen Befängniffen vie Pflanzſchule des Verbrechens für eine ganze Klafle von 
Perfenen, die hier aus Beranlaffung einer leichten Gefegübertretung für das ſchwerere Ver: 
brechen die Unterweifung erhalten. 

Die dritte Art der Gefängnifle find die etablissements d’education correctionnelle. Die: 
jelben find pie Lichtſeite der franzoͤſiſchen Gefängniſſe. Als Frankreich 1808 feine maisons cen- 
‚ trales einrichtete, beftimmte man dad Gefängnig La Roquette zu Paris, welches wir als de- 
pöt des condamnes Eennen lernten, für die jugendlichen Verbrecher. Obgleich fonft überall 
dem Abſchreckungszwecke ver Strafe hulbigend, verfolgt der Code dod den jeunes detenus 
gegenüber den Veſſerungszweck verfelben. Diefem entſprechend entflanden außer Ya Roquette 
bafo mehrere Sperialgefangenanftalten für jugendliche Verbrecher. Yinter viefen waren bie 
maisons de Gröc, nämlich Mavelonettes und Satnt:Xazare, die bedeutendften. In 2a Roquette 
befanden fich die jugendlichen Verbrecher in der Präventivhaft und zur Verbüßung kürzerer als 


44) Berenger,, „©. 287. 


der Erwachſene eine Breiheitsitrafe erlitten Haben würde. (Art. 67.) 


158 | Gefangnißweien . 

einjähriger Strafen. Es herrſchte das Iſolirſyftem, und 600 Zellen waren von den jeunes de- 
tenus bewohnt. Auch in verfchienenen Departementalgefängniflen beſtanden befondere Ab⸗ 
theilungen für jugendliche Verbrecher, in denen fie jich in gemeinfamer Haft unter Anwendung 
des Schweigfoftems befanden. Der Erfolg, welchen man in 'viefen quartiers in Bezug auf vie 
Beflerung der jugendlichen Verbrecher erreichte, entſprach niit den Erwartungen. 

. Man gelangte 1837 zu dem Verſuche, die jugendlichen Übertreter des Strafgefeges. als ver- 
wahrlofte Kinder zu behandeln und jie bei braven Familien unterzubringen. Diefer Verſuch 
fcheiterte; es fand daher die Anficht, dag ed nöthig fei, ſowol für Die verurtbeilten als für 
die Iosgefptochenen Kinder beſondere Anftalten einzurichten, immer größern Anklang. Die 
feitherige Behandlung der jeunes dötenus hatte fih nit nur in den Departementalgefäng- 
niffen, in denen He mit Erwachfenen in Gemeinſchaft bleiben mußten, ſondern auch bei Privatper⸗ 
fonen, durch Vereine und religiöfe Genoflenfchaften als völlig ſyſtemlos ergeben. Inveffen Hatte 
fih die Zahl der jugendlichen Verbrecher in Kranfreih, deren man 1837 nur 1334 zählte, 
1849 bis auf 4758 gefleigert.*°) Das Beftreben, durch befondere Anftalten dem Nothflante 
abzuhelfen, fand zuerft in einer trefflihen Weile feine Verwirklichung dadurch, daß Demeg, 
conseiller honoraire a la cour imperiale de Paris, im Bereine mit andern Männern zu 
Mettras bei Tours im Departement Indre-Koire 1839 eine colonie agricole et penitentiaire 
für jugendliche Verbrecher gründete. Die Ginrihtung dieſer Anftalt, melde ſich die von 
Dr. Wichern im Rauhen Haufe zu Horn bei Hamburg gegründete zum Vorbilde nahm, hat eben: 
jo viel Anerkennung ald Nachahmung auch über die Grenzen ranfreics hinaus gefunden. 
Die junge Bevölkerung Mettrays, melche ſich 1849 noch auf 89 belief, fleigerte fih 1857 bis 
auf 660, betrug Ende 1858 684 und Ende 1859 674. Auf die Befferung jugendlicher Ver: 
brecher ſowol als auf die folder Kinder berechnet, welche die älterlihe Zucht der Anftalt zu: 
führt, ift in Mettray die Beſchäftigung mit ländlichen Arbeiten im Freien ober mit den zu dieſen 
gehörigen, die Förperliche Ausbildung förbernden Handarbeiten, verbunden mit den Elementar⸗ 
und religiöjen Unterrichte, der Schwerpunkt des Ganzen. (Man vergleiche, was der Ber: 
faffer dieſes Artikels über Mettray im fünften Bande der, Kritiſchen Zeitfhrift für Die geſammte 
Rechtswiſſenſchaft“ jagt.) . 

Berenger ftellt in jeiner „Repression pénale“, I, 438, die Refultate, welde Mettray bis 
1853 lieferte, zufammen und betradtet als jolche die Erziehung von 852 Knaben, von denen - 
nur 94, Proc. nicht für gebeflert erachtet werden Eonnten, die übrigen aber, meiftens über 
mittelmäßige Anforderungen binaudgebend, ven beften Erwartungen der Lehrer entiyradgen. 

Den Erfolgen, welche Mettray darzuthun vermochte, gegenüber konnte fich der Staat nicht 
unthätig verhalten. Die Minifterien des Innern, des Aderkaus und des öffentlichen Inter: 
richts gewährten eine Unterflügung von 70 Gent. täglich für jeded von Staats wegen in bie 
Anftalt gebrachte Kind und leifteten auch noch fonftige Beiträge. 

Gleichzeitig fing nıan an für die jungen Gefangenen weiblichen Beichledht8- Sorge zu tragen. 
Es bildeten ſich Vereine, welche fi) fowol ihrer Beichäftigung mit Handarbeiten, als auch ihrer 
religiöfen Unterweiſung unterzogen. 

Weſentlich ging jedoch alles, was für die Erziehung der jugendlichen Verbrecher geſchah, 
von der Privattbätigfeit aus, der Staat blieb weit hinter diejer zurüd. In den maisons cen- 
trales banerte ber alte Zuftand fort, nur Die von Clairvaux, Fontevrault, Gaillon und Loos 
gründeten in ihrer unmittelbaren Nähe Aderbaucolonien für jugenbliche detenus, wozu der 
Staat den Boden pachtete. Die nah dem Borbilde Mettrays gebilveten Privatanftalten ge- 
wannen Dagegen eine immer größere Ausvehnung ; ihre Zahl betrug 1853 16 für jugenplide 


45) Die Strafbeflimmungen des Code penal kamen nur dann in ihrem ganzen Umfange zur Ans 
wendung, wenn ber Übertreter berfelben das fechzehnte Lebensjahr vollendet hatte, als er die That be⸗ 
ging. War dies noch nicht der Fall, dann fommt es darauf an, ob er mit Unterfcheidungsvermögen 
ober ohne dieſes, avec ou sans discernement, handelte. Wird letzteres feftgeftellt, dann erfolgt Frei⸗ 
Iprediung, Rüdgabe an bie Altern oder nach Umfländen Unterbringung in einem maison de correction 
zur Erziehung und Aufbewahrung auf beftimmte Zeit, jedoch nicht über das zwanzigfte Lebensjahr hin- 
aus. (Art. 66 des Code penal.) Hanbelte der Angefchuldigte avec discernement, dann treten gegen 
ihn Strafen, aber geringere als die gefeglichen ein. Statt der Todesftrafe, ber Deportation und der tra- 
vaux forces a perpetuite trifft den jeune accuse zehn: bis zwanzigjährige Detention in einem mai— 
son de correction; ftatt der travaux forc&s à temps, ber detention oder reclusion eine folche auf 
einen Zeitraum, ber wenigftens ein Drittel und höchftens vie Hälfte Desjenigen ausfüllt, während beffen 


0 


® 


Gefaͤngnißweſen 159 


Verbrecher männlichen Geſchlechts, und es waren außerdem acht kloͤſterliche Erziehungsanſtalten 
für junge Mädchen vorhanden. 

In allen dieſen Anſtalten überzeugte man ſich von der Wirkſamkeit der ländlichen Arbeit 
im &reien für ben Beſſerungszweck. Die große Rolle, welche, wie wir fahen, in den funfziger 
Jahren die Transportationdfrage in Frankreich fpielte, fonnte die jugendlichen Verbrecher 
nicht unberührt laffen. Elemente derfelben traten deshalb auch in dem Loi sur l'&ducation et 
le patronage des jeunes detenus von 5. Aug. 1850 hervor. 46) Nach dieſem Gefege dehnt 
ih die Fürſorge für jugendliche Verbrecher auf alle vie Källe aus, in denen dieſelben außerhalb 
ihrer Familie infolge von Gejegüubertretungen mit vem Staate in Berührung kommen, gleich- 
viel von welder Schwere dieje Ubertretungen find. Diefe Fürſorge macht ſich bei der Unter: 
ſuchungshaft ale eine Stellvertretung der unterbrochenen älterlihen Srziehung, bei den con- 
damnes nad Art. 66 und 67 des Code penal und bei den zur correctionellen Zucht Berurtheilten 
geltend. Alle dieſe jeunes detenus unterliegen dem Geſetze und werden in Gemäßheit deſſelben 
einer mit Zwangsbeſchäftigung verbundenen fittlichreligiöfen Ausbildung und demnädft, nad 
ihrer Entlaffung aus den betreffenden Anftalten, einem Schuge und einge Aufſicht, der foge- 
nannten patronage unterworfen, welche fih mindeſtens auf einen Zeitraum von brei Jahren 
ausdehnen. . 

Die Mittel und die Art der Erziehung ſind verſchieden. Innerhalb des Gebiets der Reli⸗ 
gion und der Moral modificiren ſie ſich nur nach dem Bildungsgtade ver jeunes detenus, wo⸗ 
gegen jie bei der praktiſchen Ausbildung derſelben, bei der education professionelle, von ven 
verſchiedenſten ãäußern Bebingungen abhängig find. Hier jind bie Körperbeichaffenheit, vie 
Anlagen, die Geſchicklichkeit u. ſ. m. weſentliche Sactoren ver Ausbildung zu einem Lebens⸗ 
berufe. Die Beihäftigurng mit ländlichen Arbeiten ift jedoch die Seele des Ganzen, auf fie be- 
ziehen ſich alle Beftrebungen und in ihr fommen alle Fäden der Erziehung zufammen. Die An- 
lage von Aderbaucolonien wird jo gleichjan zur Nothwendigkeit. Nah dem Gejehe zerfallen 
diefe in zwei Klaſſen: a) colonies penitentiaires, Beiferungscolonien zur Aufnahme ver: 
jenigen, welde auf Grund des Art. 66 zwar freigefprochen,, aber ihren Altern nicht zurückge⸗ 
geben wurben, oder derjenigen, welde zu einer Gefängnißſtrafe von mindeſtens ſechs Monaten 
und hoͤchſtens zwei Jahren verurtheilt find; b) colonies correctionnelles (Strafzudteolonien), 
die entweder in Frankreich oder in Algier angelegt werben, und zwar für diejenigen, welche zu 
längerer als zweijähriger Freiheitsſtrafe verurtheilt wurden, oder während ihres Aufenthalts 
in der Beiferungdcolonie für widerfpenftig (insubordine) unter beflimmten Förmlichkeiten er- 
lärt worden find. 

In beiden Arten von Kolonien findet ſich Die Anwendung einer firengen Disciplin und auch 
die libereinflimmung, daB die erſten Drei Monate nad) vem Gintritt in vie ad a gedachten Colo⸗ 
nien und die erſten ſechs Monate nad dem in die ad b gedachten in einer Sfolirhaft zu verbrin⸗ 
gen find, während welcher eine Beſchäftigung mit jigender Arbeit (application à des travaux 
sedentaires) eintritt. 

Nach Ablauf diefer erſten Periode können die detenus bei gutem Betragen zu den länd: 
lichen Arbeiten herangezogen werden und in die Gefellichaft der altern Zöglinge fommen. Die 
Abfonderung ber Neueingetretenen von ben.legtern bat vorzüglich den Zwed, die Richtung 
genauer fennen zu lernen, melde bei der künftigen Behandlung und Beſchäftigung des Zög: 
lings einzufchlagen jein werke. - 

Der Staat glaubte in dem Gejege nit nur die günftigen Erfolge, welche die beſtehenden 
Privatanftalten erlangt hatten, aneifennen, fondern durch daſſelbe auch neue ähnliche Unter⸗ 
nehmungen hervorrufen zu müflen. Er beſtimmte daher eine fünfjährige Friſt, binnen welcher 


auch fernerhin Privatperjonen und Vereine die Erlaubniß zur Anlage neuer Aderbaucolonien 


nachſuchen und nad) Prüfung ihrer Pläne und Bedingungen diefe erhalten könnten. Erſt nad , 
dem Ablaufe dieſer Friſt wollte ver Staat Die dann noch erforberlichen Anftalten ſelbſt einrich⸗ 
ten. Auch über die Brivatanftalten behielt ih der Staat das Auflihtöreht vor. Der Director 
jeder Privatanftalt erhielt die Verantwortlichfeit und die Qualität eines Strafanftaltöpirectörd 
des Staates, und ed wurde ihm ein Aufſichtsrath zur Seite geftellt. Derſelbe befteht aus einem 
Delegirten des Präfecten, aus einem vom Bifcgofe der Diöcefe dazu beftimmten Geiſtlichen und 
aus zwei Abgeorbneten des Conseil general ded Departements, ſowie aus einem Mitgliede des 


46) von Holgendurff gibt in feinem Werfe: Die Deportation als Strafmittel, S. 738, den Werts 
laut des Geſetzes. 
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Givilteibunald des Arrondiffementd, welden feine Gollegen wählen. Diefer Auffichtsrath, 

defien Zufammenftellung eine glückliche zu nennen ift, da in ihm alle in ver Bevölkerung ent- 

baltenen fachverfländigen Elemente vertreten find, beſtinumt auch über Die Verfeyung der in- 

subordines in die Strafeolonte, deren Ausführung jedoch der Minifter des Intern zu beftä- 

"tigen hat. Dennod bleibt es eine Schattenfelte des Geſetzes, daß durch das Verfahren gegen 

‚ bieinsubördines, alfo gegen Individuen Strafen ba verhängt werben, wo der Richter eine 
Freiſprechung vorhergeben ließ. 

Jährliche Revifionen des Generalnrorurators des Bezirks und eined vom Minifter des In- 
nern ernannten Öeneralinfpectord treten zu dieſer Beauffihtigung hinzu. In Algier fungirt ſtatt 
des Auffichtsraths eine vom Präferten ernannte, aus fünf Mitglievern beſtehende Behörbe. 

Auch für die jeunes filles detenues find maisons pönitentiaires gebildet, welche aufzu- 
nehmen haben: die mineures detenues par voie de correction paternelle, die jeunes filles 
de moins de seize ans condamnees à l'emprisonnement pour une duree quelconque und 
die jeunes flles acquitt6es comme ag6es sansdiscernement, welche ihren Altern nicht jurüd- 
gefandt wurden. Die Mädchen follen in den gedachten Häufern unter einer discipline severe 
erzogen und mit den für ihr Geſchlecht paſſenden Arbeiten beſchäftigt werden. Wär fie bilvet ſich 

her Conseil de surveillance aus einem vom Biſchofe der Didcefe beftimmten Geiſtlichen, vier 
son Präferten des Departements erwählten Damen und einer durd eine dame inspectrice 
ausgeübten Oberaufiicht, melde im Nanen des Miniſters des Innern verfährt. 

Über die Wirkungen des Geſetzes läßt fih wegen ber verhältnismäßig kurzen Dauer feines 
Beſtehens ein enpgültiges Urtheil noch nit fällen. Als am 1. Aug. 1855 der fünfjährige 
Beitraunf zur Meldung von Privatunternehmern abgelaufen war, hatten fi im Vergleich zum 
Jahre 1850 8 Golonien für Knaben und 16 maisons penitentiaires für Mädchen neu ge- 
bildet, ſodaß es damals für jene 21, für dieſe 25 in Frankreich gab. 

Nah Perrot's Statiflif Hatte fih vie Zahl ver Staats: und Privatanflalten 1856 
bid auf 57 erhöht, denen 1857 noch 5 colonies penitentiaires zu Courcelles, Eclance, 
Find, Le Lac und Montevrain hinzutraten, ſodaß 62 vorhanden waren. Am 31. Dec. 1857 
waren in den Anftalten 7899 garcons und 1997 filles vorhanden; 1856 zählte man deren 
beziebenvli 7753 und 2008. " 

Im Laufe des Jahres 1857 wurden aus den Gefängniffen der Departements 2944 Kinder 
in die Anftalten aufgenommen und 1480 durd die Berfegung aud einem andern dtablissement 
d’education correclionnelle, zufannen 4424. Entlaſſen wurden 2410 megen Ablaufs ihrer 
Detentiondzeit, 11 wurden begnabigt, 21 außerhalb in die Lehre gebracht und 203 vorläufig 
ihren Familien zurückgegeben. Dan zählte 177 Entweihungen, 98 Evades wurden nicht wie: 
der eingefangen. Verſetzt wurden 478 in’ ein quartier correctionnel eine® maison centrale, 
741 in die etablissements privös, 10 in ein Hospiz und 314 farben. Die Zahl ver journses 
de presence in ben verſchiedenen Anftalten betrug‘ zuſammen 1856 3,564156 und 1857 
3,567327. Bon allen Departements flellte das der Seine dad größte Gontingent zu den An- 
ftalten: 1301, daß geringfle das des Cantal, weldes. nur 6 lieferte. In den etablissements 
prives waren 1857 7030 und in ben ötablissements publics 2816 enfants. Von den legtern 
ivaren 2183 in den quartiers oder Golonien, welche mit den maisons centrales zuſammen⸗ 
hingen, ausfhliegli der colonie correctionnelle Saint = Antoine in Corſica; 633 waren in 
den quartiers, weldye zu den maisons d’arr&ts de justice et de correction der Departenentö 
gehören. Im Jahre 1856 waren 3185 jeunes detenus in den Öffentlichen und 6573 in den 
Priyatetabliffenientö placirt geweſen. Die Zunahme der Bevölkerung diefer legtern im Sabre 
1857 wird von Perrot auf Rechnung der immermehr von der Regierung veranlaßten Aus: 
führung des Geſeßes vom 5. Aug. 1850 geſetzt. Bon dem Beſtande des Jahres 1857 Hatten . 
die Städte 4656 (darunter 891 Mädchen), das platte Land aber 5240 (darunter 1106 Mäp- 
hen) geliefert. Bon diefen waren 8127 eheliche Kinder und 1769 unehelihe, 3216 waren 
entweder vater= oder mutterlos, 911 batten beide AÄltern verloren und 263 waren in Findel⸗ 
häuſern auferzogen. 

Was die Lage betrifft, im welcher ſich bie Familien ver Kinder befanden, als letztere Die 
firafbaren Handlungen verübten, fo gehörten 205 verhafteten Altern an, 5182 von ihrer Ar- 
beit lebenden, 2295 aber Ältern an, welche ohne Gewerbe, Bettler, Bagabunden oder Proſti⸗ 
tuirte waren; 1025 waren von unbefannten oder verfchollenen Altern geboren und 1089 von 
rüdfälligen Berbrechern. Davon befanden jih 193 in dem Alter von 7—9 Jahren, 643 von I— 
11 Jahren, 1641 von 11—13 Jahren, 2604 von 13 —15 Jahren, 2881 von 15—17 Jah⸗ 
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ren 1519 von 17—19 Jahren und 415 von 19—21 Jahren. Bor ihrem Eintritte in die 
Etabliffements hatten 1840 professions industrielles ausgeübt, 879 waren beim Aderbau ge- 
weien und 7177 hattten keine Beſchäftigung gehabt. Nach ihrem Eintritte wurden fle mit Rück⸗ 
fit auf ihre frühere Beichäftigung und ihre Geſchicklichkeit fo claſſificirt: 4390 wurden dem 
Ackerbau zugewieſen, 4638 induſtriellen Arbeiten und 1643 dem innern Dienſte, 325 hatten 
als kürzlich aufgenommene Zoͤglinge noch keine feſte Beſtimmung am Jahresſchluffe erhalten. 

Obgleich ſich gegen 1856 die Zahl der gewerblich Beſchäftigten um 248 erhöhte, fo war 
doch bein Aderbau ein größerer Fortſchritt eingetreten. Hier hatte fi die Zahl um 318 ver⸗ 
größert. Es wurden 49 einzelne Induſtriezweige betrieben. 

Die begangenen ſtrafbaren Handlungen‘, welche die jeunes detenus in die Anſtalten brach⸗ 
ten, waren bei 6 Aflaffinat und Vergiftung, bei 172 Todtſchlag und Brandftiftung, bei 249 
Angriffe auf die Schamhaftigkeit und Sitten, bei 117 Körperverlegungen, bei 5692 einfacher 
Diebftahl' und escroquerie, bei 463 qualificirter Diebftahl, faux, fausse monnaie u. f. w., 
bei 1255 Bettelei, bei 1754 vagabondage und bei 188 (ungefähr 2 Proc.) Ungehorjam gegen 
die alterliche Autorität. 

Bon den Detinirten waren 9463 von ben tribunaux correctionnels, 215 aber von ben 
cours d’assises verurtheilt worden. Won ven detenus waren 9622 Sreigefprodiene, aber zur 
Correction in die Anftalten Gefandte, und nur 274 zu emprisonnement Verurtheilte. _ 

Die Zahl der detenus, welche 1857 zum erften male zur Communion gingen, war 5590. 
Da die Statiftif über die Religionsverhäftniffe ver Detinirten ſich nicht beſonders verbreitet, 
fo Scheint e8, al8 wenn jie ausſchließlich in der katholiſchen Religion die interweifung erhielten. 
Die Anftalt der servantes protestantes à Strasbourg muß hiervon ſelbſtredend eine Ausnahme 
machen. Im Jahre 1857 wurden 18169 Belohnungen an die Detinirten ausgetheilt, dur 
“ proviforifche Freilaffung , durch Einlagen für fle bei der Sparkaſſe, durch Verabreihung von 
Büdern und instruments d’honneur. Im Jahre 1856 war die Zahl ver Belohnungen nur 
12120. Die fo erhebliche Vermehrung verjelben wird als ein Zeichen der Verbefferung des fitt- 
lien Zuſtandes der Kinder angefehen. 

Das Belohnungsfoftem, welches Demep in Mettray faft auf Die Spige geftellt hat, würde 
ſchwerlich bei und beſondern Anklang finden. Man erzieht fi Dur die Anwendung dieſes 
Syſtems viele Heuchler und wird durch Äußerlichkeiten von dem Wefen ver Sache abgezogen. 
Man erweckt nicht jelten nur vie Citelkeit, wo man den ianern Werth zu erhöhen vermeinte. 

Was die Beitrafungen betrifft, jo wurden während ihrer Detention 23 durch Die tribunaux 
verurteilt, 36 zur Strafe in andere Etabliffementd gebracht, 4338 wurden mit der‘ Haft im 
cachot oder in der Einzelzelfe beftraft, 5524 auf Wafler und Brot gefegt und 17993 mit an- 
dern Disciplinarftrafen belegt. Die Summe der Strafen belief ſich ſonach auf 27885, ſodaß 
durchfſchnittlich 3 auf einen Detinixten famen. Berkrafungen erfolgten 1667 mal wegen Dieb- 
ſtahls, 437 mal wegen Unſittlichkeit, BIO mal wegen Durdftederei, 7219 mal wegen Faul⸗ 
heit, 2109 mal wegen Ungehorfam und 15614 mal aus andern Urſachen. 

Beim Eintritt in die Anftalten hatten 51 eine höhere als die Glementarbildung , 1693 
fonnten lefen und ſchreiben, 6027 aber waren volllommen unwiffenn. Bon viefen lernten 
2006 lefen, 1627 leſen und jchreiben, 1172 lejen, fchreiben und rechnen, zufanmen 4805. 
Hiernach blieben 1822 völlig unwiſſend. Won ven 1525, melde leſen konnten, lernten 797 
noch ſchreiben und 555 lefen und fhreiben. Hier blieben nur 173 auf derfelben Bildungäftufe. 
Bon den 1693, melde lefen und fchreiben Eonnten, vollendeten 671 ihre instruction primaire. 

Der Geſundheitszuſtand war 1857 befler als 1856. Bei 6179 Kranken famen 308, 
1856 aber bei 6480 Kranken A50 Todesfälle vor. "Die Krankentage betrugen 1857 124473 
(102896 bei den Knaben und 21577 bei ven Mädchen). Bei der Mittelzahl von 9764 De⸗ 
tinixten flarben 1856 4,57 Proc. und bei einer Mittelzahl von 9773 Detinirten 1857 nur 

3,15 Proc. Die Zahl derjenigen, melde wegen Ablaufs ihrer Strafzelt, Begnadigung ober . 
Zurücknahme in ihre Familien die Anftalten verließen, betrug 1855. 16,47 Proc. ver Durch⸗ 
ſchnittszahl des Tagesbeſtands, 1856 17,8 Proc. und 1857 18,5 Pror., war mithin in einer 
erfreulichen Steigerung begriffen. 

Don den 1804 liberes von 1857 waren 1402 Knaben und 312 Mädchen. Davon 
waren 254 bei ihrem Audtrittenoch nicht 16 Jahr. Es Hatten 1634 eine gute, 170 eine ſchwache 
Geſundheit, 180 waren in der Anftalt ſchwer erkrankt und 63 beiihrem Eintritte ſchon Räüdfällige 
gewefen. Bei ihrem Austritte fonnten 344 lefen, 569 Iefen und fhreiben, 718 Iefen, fihreiben 
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und rechnen, und nur 173 waren vollſtändig unterrichtet. Ferner hatten 788 ein metier agricole 
und 1016 ein metier industriel erlernt. Infolge ihrer Ausbildung zueinem Handwerke konnten 
1518 der jeunes liberes ftch ihren Unterhalt ſelbſt verdimen, 86 blieben in den Etabliſſements, 
‚1453 tehrten zu ihren Familien zurüd, 56 wurden den socidtös de patronage anvertraut, 
14 traten in die Armee, 195 wurden auf Pachthöfen als Dienftboten over Tageloͤhner ange: 
nommen. Bei ihren Austritte echielten 1437 Kleivungen zum Wertbe von-36188 Fr. und 
1203 Preisverabfolgungen zum Betrage von 18242 Fr. 

Im allgemeinen erſcheint hiernach der, Zuftand ver franzoͤſiſchen Anftalten für jugendliche 
Berbrecher ald ein ſehr zufriedenftellender und gegenüber dem fonftigen Gefängnißweſen Frank⸗ 
reichs ald ein wohlthuender Kentraft. | 

V. Das Gefängnißweſen Preußens. Die Verwaltung des Gefüngnißweſens in 
Preußen iſt noch jetzt zwiſchen zwei Miniſterien, dem der Juſtiz und dem bed Innern, getheilt. 
Zum Juſtizminiſterium gehören in den ſieben Provinzen Preußen, Bofen, Bommern, Schle⸗ 
fien, Brandenburg, Sachſen und Weftfalen bie ſäämmtlichen fehr zahlreichen Gerichtsgefängniffe 
für Unterfuhungs-, Schuld und folde Strafgefangene,, welche lediglich zu Gefäüngnißſtrafe 
veruriheilt worden find. Diefe Provinzen zählen 238 Kreißgerichte, 3 Stabtgerichte, 2 Stadt: 
und Kreisgerichte, 44 collegialiſch formirte Kreiögerihtäpeputationen und 503 Gerichtscom⸗ 
miffionen, mithin 790 Gerichte, welche ſämmtlich mit größern ober kleinen Befängniflen ver- 
fehen find. 

Ausnahmömeife find es nur die Stadtvogtei zu Berlin und bie große Gefängnißanſtalt zu 
Breslau, welche, ungeachtet fie auch Unterſuchungs- und Strafgefangene aufnehmen, doch nicht 
der Juſtizbehoͤrde unterflellt find, wogegen dies mit den Schuldgefängnifien zu Berlin und 
Breslau allerbingd ver Ball if. 

Der Blan, die Gefängnipftrafen von mehr als jechsmonatlicher Dauer in größern Gentral- 
gefängniflen verbüßen zu laffen und auch dieſe von der obern Aufficht ver Juſtizbehörde zu 
. trennen, ift wegen mangelnder Lokalien noch in ven erften Anfängen feiner Ausführung be⸗ 

griffen. Uns ift nur das Vorhandenfein folder Gentralgefängniffe in Kottbuß und Hamm 
befannt. 

Zum Minifterium bes Innern gehören bagegen die ſämmtlichen Straf-, d. h. bie zur Ver⸗ 
büßung ber Zuchthausſtrafen beflimmten Anftalten. Solche Strafanftalten befanden fih 1859 
in ber Brovinz Preußen in Wartenburg, Infterburg, Mhein und Graudenz, in ber Pro⸗ 
vinz Poſen in Rawicz, Polniſch-Crone und Fordon, in der Provinz Pommern in Naugard 
mit Hülfsanftalten zu Gollnow und Anclam, in der Provinz Schlefien in Breslau, Brieg, 
Schweidnig, Striegau, Ratibor, Pilchowitz, Jauer, Görlig und Sagan, in der Provinz Bran- 
denburg in Spandau, Brandenburg, Berlin (Moabit) und Sonnenburg, in ver Provinz Sad: 
jen in Lihtenburg und Halle, in der Provinz Weftfalen in Münfter und in Herford und in 
Hohenzollern in Hornftein und Habathal. . 

Der Verwaltung diefer Anftalten liegt ein Reglement zu Grunde, welches ımterm 4. Nor. 
1838 fir die Strafanftalt zu Rawicz gegeben und fpäter auf alle Strafanflalten der genannten 
Provinzen audgebehnt wurde und gewöhnlich das rawiczer genannt wird. 

Was die Rheinproviny betrifft, jo beruht es in derſelben auf einem Fortbeflehen dev unter 
der franzöflichen Herrichaft geltend gemeienen Beflunnungen, daß außer den Zuchthausanſtal⸗ 
ten zu Werben, Trier und Köln auch alfe übrigen größern und kleinern Befängniffe dem Reſſort 
des Minifteriuns des Innern zugewirjen find. Der Rheinprovinz eigenthümlich ift es, daß bie 
in bem Bezirk des Appellationsgerichts zu Köln, in Koblenz, Düffelnorf, Kleve, Elberfeld, Trier, 
Saarbrücken und Aachen beſtehenden Arreft- und Eorrertionshäufer, mit Ausnahme der Zucht⸗ 
haugfträflinge, alle Arten von Gefangenen (Bolizeis, Unterfuhungs-, Schuldgefangene und 
Gefängnipfträflinge, wie wir Died in den Tranzöfifchen maisons d’arräts fanden) aufnehmen. 

Der Berwaltung ber Stadtoogtei zu Berlin liegt ein ſpäter noch zu erwähnendes beſonderes 
Reglement und ber der Arreſt- und Gorrectionshänjer der Rheinpropinz eine Hausordnung 
für diefe vom 23. Oct. 1827 zu Grunde. Es mar im wefentlihen die Karolina, welche, im 
einzelnen durch Landedordnungen mobificirt, bid zum Anfang des 18. Jahrhunderts in der 
Mark Brandenburg ihre Anwendung fand und einer Zeit entflammt, der geregelte Ge⸗ 
fängnißverwaltungen noch fremb waren. Unter König Friedrich's I. Regierung , unter wel: 
her au in Breugen bie Milde und Toleranz ihre Stätte aufzufchlagen begannen, murben 
1708 die erſten Strafanftalten zu Spandau und Halle erbaut und eingerichtet. Die Zahl ver 
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Strafanſtalten vermehrte fi mit der Vergrößerung des Landes, und es reichten die-unter der 
Herrſchaft des Allgemeinen Landrechts, welches als Strafrecht von 1793 — 1851 galt, vorhen- 
denen Strafanſtalten völlig aus, die zur Zuchthausſtrafe Verurtheilten in ſich aufzunehmen. 

Die Einführung des Strafgeſetzbuchs vom 14. April 1851, welches nur zu oft bie Härte 
des Code penal ſich aneignete (|. Bueibeitötrafen und Begnadigung der Straflinge), und 
Die des öffentlichen und mündlichen Berfahrend mit dem Inſtitute der Staatsanwaltichaft 
und der Sefhworenen feigerten- die Zahl der Züchtlinge bald fo, daß fie von 1848 — 54 
ih von. 13844 bis auf 26825 erhöhte, ohne daß die Verbrechen ſich in einem größern 
Umfange ald vie Bevölkerung des Landes vermehrten. Es trat zu Anfang viefes Jahr⸗ 
zehnds ein wahrer Nothſtand in Beziehung auf bie Unterbringung der Züchtlinge ein, und es 
mußten nahezu 7— 8000 derjelben gewöhnlich noch monatelang in ven Gerichtsgefängniſſen 
zurückbehalten werden, ehe jie an ven Strafort abgeführt werben fonnien. Mit Hülfe ver Ein- 
richtung neuer Strafanftalten und durch Grweiterung der vorhandenen, jowie durch die Abän⸗ 
derung ber Geſetzgebung, welche in ber Novelle vom 14. April 1856, durch die mildere Befira- 
fung gewiſſer Kategorien der ſchweren Diebflähle und Körperverlegungen, die Zahl ver erkaun⸗ 
ten Zuchthausſtrafen gegen früher um beinahe 3000 jährlich herabdrückte, iſt e8 gegenwärtig 
bereitö möglich geworven, alle Zuchthausſtrafen fofort in ven Strafanftalten vollfireden zu 
laſſen. Bir finden Ende des Jahres 1858 in dem zum Reſſort des Diinifterlumsd des Innern - 
gebörigen Strafanftalten 23388, Ende 1859 21283 und Ende 1860 22798 Gefangene vor, 
von denen Ende 1858 20132*und Ende 1859 19549 Zuchthausſtrafen verbüßten*”), die 
übrigen 1734 aber Strafgefangene waren, deren Verurteilung nur zu Gefängniß erfolgte. 
Bon deu 19549 Züchtlingen waren 16935 ober 86,6 Proc. Männer und 2614 ober 18, Proc. 
Weiber. Die 1734 Befängnipfträflinge fielen deur Rheinlande bis auf 552 zu, welche ſich in 
der Stadtvogtei zu Berlin und in ver Anflalt zu Breslau befanden. Betrachtet man den Zu⸗ 
gang und den Abgang diefer Strafanflalten, van ergeben die gedachten Mittbeilungen einen 
Beiland an Gefangenen am 31. Dec. 1857 von 25838, am 31. Dec. 1858 von 23959 und 
am 31. Der. 1859 von 23300. 


Der Zugang betrug: 1858. 1880. 
1) durch neue Einlieferungen ſeitens der Givilbehörten . . . 47708 . 46334 
2) durch aus dem Soldatenftande Audgeiloßene von den Militär: 

behörden. . . .' 94° 9 
3) durch Verjegung aus der Unterfuhungs- in die Strafpaf .. 4726° 4586 
4) durch iberflevelung aus andern Anflatten . . 1984. 888 
5) durch Zurücklieferung Entwihnerr . . . . 2 2 00. 60. 57 
6) durch Binlieferung zum Weiterttantpott . . . .... 912 703 

zufammen . . 55484 52659. 

Der Abgang betrug: 1858. 1859. 
1) durch interimiftifche Entlofung . . . > 2 202020..25467 20405 
2) durch Begnabigung . . en 399 341 

3) durch Entlaffung nach verbirfter Strafe nn. 22267 20687 
4) vurch Überfievelung in andern Anfalien nenn 2660 4080 
5) durch Untweihung . . nn. 56 60 
6) durch Todesfälle. Es fiarben 

a) natürlichen Todesss.... .. 975 690 

b) durch Unglücksfäle.. .. 1 2 

0) durch Selbfimorn . > 2 13 1468) 

d) durch Hintihtung . . 1 — 
7) durch zur Strafe, begin au cortectionellen Detention 

bewirkte Berfegung . . 20.20.4519 4592 
8) durch Weitertrandpott . . 2. 2.2. 2.1005 758 

zuſammen .. 57363 51629. 


47) Bgl. die Mittheilungen aus den amtlichen Berichten über bie zum Miniſterium des Innern ge⸗ 
hoͤrenden preußifchen Star und Gefängnißanflalten, betreffend bie Jahre 1858, 1859, reſp. 1860 
(Berlin 1861). Dr. Wichern ift als Derfaffer diefer Mittheilungen befannt. 

48) Die Zahl der Selbftmörber iſt im Verleich zu Frankreich ſehr bedentend. 
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Es befanden fi in den Lazarethen der Anſtalten am 31. Dec. 1857 1393 oder 5,4 Proc., 


am 31. Dec. 1858 1186 oder 4,9 Proc. und am 31. Dec. 1859 1175 ober 5 Proc. des 
Beſtandes. 

Man fieht aus den Todes⸗ und Krankheitsfällen bie befiere Beſchaffenheit ber preußifchen 
Strafgefängniffe im Vergleih mit den. franzöfifgen, gewinnt auch einen Überblid über den 
Arbeitöbetrieb in den Strafanftalten, wenn man die Zahlenverhältniffe einzelner verfelben 
in Erwägung zieht. Die Anftalt zu Wartenburg Hatte 1858, nad vollen Tagen gerechnet, 
288539 Detentionsdtage Gefangener. Sie erwarb durch Leinen-, Ziegel- und Drainröhren:, 
Woll- und Garnfabrifation, Nepftriderei, Schuhmacher- und Schneiderarbeit, mit einer über⸗ 
wiegend polniſchen und litauiſchen Bevölferung, 33437 Ihlr. 28 Sgr. 1 Pf., davon 
881 Thlr. 5 Sgr. 6 Pf. durch Arbeiten im Freien als Bruttoertrag der Beihäftigung. Hier⸗ 
von famen auf jeden Detentiondtag 3 Sgr. 6 Pf. und auf jeven Arbeitdtag 4 Sur. 7 Pf. 
Vergleichen wir hiermit ven Arbeitöbetrieb in Spandau, wo fi) die Zahl der Detentiondtage 
auf 313279 belief und eine ganz deutfche Bevölkerung fich mit der Weberei in Leinen, Baum: 
wolle und Wolle, mit dem Goloriren von Modebildern, Vergolderei, Holzbildhauerei, Elfen⸗ 
beinfchnigerei, Noten⸗Stecherei und Druderei, mit Neufilberarbeiten, Eigarrenfabrifation und 
mit Schuhmacher: und Schneiberarbeiten für größere Truppentheile beihäftigte und eine aus- 
gezeichnete Fabrikthätigkeit ſich entwidelte.. Gier belief fih der Bruttoertrag der Arbeit auf 
44344 Ihlr. 13 Sgr., der eines Detentiondtagd auf 4 Sgr. 3 Pf. und der eines Arbeitdtags 
auf5 Sgr. 5 Pf. 

Vergleichen wir mir viefen beiden Anflalten, in denen die Geſammthaft flattfindet, noch Die 
Arbeitderträge des Zellengefängniſſes in Moabit, fo flellen jih 1859 dieſe noch Höher heraus, 
denn ed kommen bei einem Arbeitöverbienfte von 32250 Xhlen. 3Sgr. 11 Pf. auf jenen Deten: 
tiondtag 4 Sgr. A Bf. und auf jenen Arbeitdtag 5 Sgr. 8 Pf. Am hoͤchſten flirg 1859 ver 
Ertrag eines Arbeitötags in Infterburg, mo vorzugäweife die gröbere Leinenfabrikation auf 
90 Stühlen 60653 Arbeitätage des Jahres 1858 ausfüllte. Hier ging der Ertrag eined De- 


x 


tentiondtagd auf 4 Sgr. 11 Pf. und der eines Arbeitstags auf 6 Sur. 6 Pf. Hinauf, und e8 be= 


trug der Arbeitöverbienft 59571 Thlr. 28 Sgr. 1Pf. 

Es mögen dieſe Beiſpiele genügen, um darzuthun, daß die induſtrielle Beſchäftigung ver 
preußiſchen Sträflinge derjenigen nicht nachſteht, welche wir in den maisons centrales vor⸗ 
finden. In keiner der eigentlichen Strafanſtalten war übrigens der Bruttoertrag eines Arbeits⸗ 
tags 1859 geringer als 3 Sgr. 5 Pf. Der Nettoertrag der Arbeiten war 1858 in Wartenburg 
13069 Ihr. 17 Sgr. 6 Pf. und in Spandau 27579 Ihlr. 18 Sgr. 6. Pf. Den höchſten 
Nettvertrag erzielte Naugard mit feinen Hülfsanftalten Gollnow und Anclam an 550227 Ar- 
beitötagen, indem e8 48739 Ihlr. 19 Sgr. 2Pf. aufbrachte, wobei auf einen Arbeitstag 4 Sur. 
11Pf. kamen. Die Nettoarbeitderträge waren 1859 in Sufterburg 20368 Thlr. 10 Ser. 4Pf. 
und in Moabit 17239 Thlr. 12 Sgr. 10 Pf. 

Die Mittheilungen geben uns Aufſchluß über die perſönlichen Verhältniſſe der 1858 und 
1859 neu eingelieferten Züchtlinge. Die Zahl derſelben betrug 1858 4994 und 1859 5524, 
wovon beziehendlih 4105 (82,2 Proc.) und 4608 (83,4 Proc.) Männer, 889 (17,8 Proc.) 
und 916 (16,7 Proc.) Weiber waren. Bon diefen Züdhtlingen waren 1858 3480 (68,7Proc.) 
und 1859 3720 (66,3 Proc.) zum eriten mal im Zuchthaufe, die übrigen 1564 (31,3 Proc.) 
und 1863 (33,7 Proc.) aber Rüdfällige. Bezüglich der Rückfälligkeit ftellte ſich heraus, daß 
zum erften mal rüdfällig waren 769 und 973, zum zweiten mal 383 und 411, zum dritten 
mal 199 und 209, zum vierten mal 105 und 100, zum fünften mal 51 und 57, zum fechöten 
mal 29 und 34 und zum jlebenten und weiteren malen 28 und 20. Bon den Eingelieferten 
"waren 1858 68 (1,4 Proc.) und 1859 84 (1,5 Proc.) Auslänver. 

Nach ihren Gonfeffionsverhältniffen waren: 


_ 1858. 1859. 
van 2 en. 3259 3470 
Eafholiih. - > 2 22020. 1682 1979 
jüdiſh.... .... 52 75 
anderdglaubig . . | 1 — 


Da Preußen Ende 1858 10,854633 Evangeliſche, 6,614616 Katholiken und 242365 Ju- 
den zählte, fo Fam ein eingelieferter Züchtling auf beziehendlich 3330 und 3128 evangelifche, 


auf beziehendlich 3932 und 3342 Eathelifche und auf beziehenvlih 4660 und 3234 jüdifche 


Einwohner des Staates, 
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Nach ihren Altersverhältniffen waren von den Bingelieferten nwbo 
16—20 Jahr lt en 448 458 
21-45 Iahr alt 2 2 2 2 ne 3871 4284 
über 45 Shut 2 675 782. 
Die Dauer der Strafe war 
2 Jahre biee.... 1737 2007 
2—5 Jahre bieee... nn 2380 2637 
510 Jahre nn 621 681 
über 10 Jahre, ausfchließlich ver Kebendlänglichkeit, bei 197 151 
lebenslänglich bliee. 57 48. 
Die Urſachen der Beſtrafung waren | 
DVerbrehen aus Eigennuß bi . . . » 2 .0....4329 4890. 
Verbrechen aus Leivenihaft bi . . . 665 634. 


Bei den erſtgedachten Verbrechen hatten ji 798 (184 Proc.) und 815 (16,6 Broc.) Man: 
ner und hei ven letztgedachten 91 (13,8 Proc.) und 101 (15,9 Proc.) Weiber betheiligt. 


Bon ven Eingelieferten waren 
1858. 1659. 


unehelich geboren. 2387 334 

unverheirathtttte.. 2321 3046 

verheirathet geweſſen... . .. 438 437 

verheirathttteee. 1753 2040 

Bon denſelben konnten weder leſen noch ſchreiben. 915 1070 
(oder von 100: 18,8 und 19) 

nur eins von beiden. ! 948 879 


(oder von 100: 18,9 und 15,9) \ 
Die übrigen 62,8 Broc. und reip. 65,1 Proc. hatten mithin eine Göhere Bildungsftufe erlangt. 

Wenn wir in Frankreich von den in die maisons centrales Eingelieferten 47 Proc. völlig 
umunterrichtet fanden, in Preußen aber nur 18—19 Pror., fo legt dies ein fehr günfliges 
Zeugniß für die in Preußen weiter vorgeſchrittene Volksbildung ab, noch mehr aber der lim: 
ftand, daß 62,8 Prog. und 65,1 Proc. mehr noch als leſen und ſchreiben fonnten, während dies 
in Sranfreid nur bei 614 oder 2,6 Proc. der Fall war. 

Nach dem Etat von 1859 erforberten die Strafanftalten, welde unter dem Minifterium 
des Innern ſtehen, einen Zufhuß von 1,681420 Thlen., indem die Ausgabe für viefelben 
2,215208 Thlr. betrug, der Reinertrag ſich aber nur auf 533788 Thlr. belief. Der Zufhuß 
erjcheint im Verhältniſſe zu dem, welchen, wie vorſtehend bemerkt wurde, bie franzoͤſiſchen An⸗ 
falten nöthig machten, nicht als ein erheblicher. Nach dem Etat von 1860 beitrug die @in- 
nahme der Strafanftalten 521285 und deren Ausgabe 1,981123 Thlr. ; der Zufhuß mithin 
nur 1,459838 Thlr. Die Anftalten jind auf eine Kopfzahl von 27906 berechnet. 

Mir bemerften fchon, daß ed das Meglement vom 4. Nov. 1835 ift, nach welchem die An⸗ 
falten verwaltet werden. Dieſes Reglement, das 101 Foliofeiten einnimmt, entſpricht allen 
Anforderungen, welche an eine in jevem ihrer Theile geregelte Gefängnißeinrichtung gemacht 
werden fünnen, und flellt in Beziehung auf die Behandlung der Gefangenen den Geſichts⸗ 
punkt auf, daß es in der Anflalt nicht blos Darauf anfomme, den Sprud des weltlichen Rich⸗ 
ters zu vollziehen, fondern daß man es mit einem gefallenen Sünder zu thun habe, in welchem 
immer noch der Menſch geachtet. werden müſſe. Der Sträfling fol durch Arbeit und Bude 
jein Verbrechen fühnen, und durch biefe fowie durch Die Troſtgründe der Religion und durch 
Unterweifung der chriſtlich⸗ moraliſchen Beſſerung zugeführt werden. Cö ift fomit weſentlich 
ver Beſſeruugszweck ver Strafe, welcher in pen Auſtalten verfolgt werden ſoll. . 

In der Inftruction für die Strafanflaltsdirectoren heißt es wörtlih: „Es muß Grundſatz 
des Anſtaltsvorſtehers fein, vie Gefangenen nicht weiter zu befchränfen, abs ed durch den Zwed 
ihrer Einfperrung bedingt ift, bis fie durch ſchlechte Führung oder ſtrafbare Vergehen größere 
Beſchränkung nöthig machen, weil aus einem willenlofen Zuſtande neue Erflarrung des Ge⸗ 
— und Verhärtung des Herzens, nicht aber die Faͤhigkeit der eigenen Führung hervor: 
gehen kann.“ " 

Die Gefangenen follen nad ihrer-Inbividualität behandelt werden, und es fleht den Direc⸗ 
toren die Auswahl derjenigen zu, welche fie für längere oder kürzere Zeit zu iſoliren für nöthig 
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erachten. Das Gebot des Schweigens iſt ein durchgreifendes, im übrigen aber das Auburn⸗ 
ſche Gefängnißſyſtem nur unvollkommen durchgeführt, da das Schlafen in gemeinſamen Sälen 
die Regel bildet und nur in einzelnen Anſtalten ji Zellen für die nächtliche Ifolirung vorfin- 
ven. Ein Claſſificationsſyſtem ift infofeen durchgeführt, ald man die Verbrecher aus Eigennutz 
von denen trennt, welche aus Leidenfchaft das Strafgefeg verlegten. Die Zühtlinge tragen eine 
einfarbige braune Kleidung und zerfallen nur in zwei Klaffen , indem ſich in der erflen die zum 
erften male Detinirten, in ver zweiten aber vie Rüdfälligen befinden. Die Klaffen find auf dem 
Rockärmel durch gelbe Schnüre mit den Nummern I und H bezeichnet. 

Es ift nur das Gefängniß zu Moabit (Berlin), in weldem bisjetzt, und zwar nad ven ſtren⸗ 
gern Pentonville:Syftem, die Einzelhaft ein- und durchgeführt it. Es liegt in der Abjiht der 
Regierung, der Einzelhaft nach und nach die möglich weitefte Ausdehnung zu verſchaffen, und 
es wurde eine in diefen Sinne von Dr. Wichern verfaßte Denkſchrift des Minifteriums des 
Innern vom 26. März 1861 die nähere Veranlafjung zu befondern Erörterungen über das 
Syftem ver Einzelhaft im Abgeorpnetenhaufe im Juni 1861. 

Wir müſſen näher auf diefe Denkſchrift eingehen, pa von dem Stehen oder Fallen ver in 
derfelben feitens der Staatsregierung ausgeſprochenen Grundfätze ed abhängig fein bürfte, 
in welcher Weiſe fich Eünftig dad Gefängnißweſen Preußens zu geftalten hat. 

Die Regierung ftellt an die Spige ihrer Erörterungen bie Brage, ob die Verbüßung der 
Zuchthausſtrafe in der Form der Einzelhaft ald eine Maßnahme zu betrachten jei, die von der 
Legislative abhängig zu machen iſt, oder ob fie lediglich auf dem Verwaltungswege angeorbnet 
werben Eönne. Um zur Bejahung der legtern Alternative zu gelangen, unterwirft die Regie: 
rung zunächſt die Geſammthaft und Die Ginzelhaft einer genauern Beurtheilung. Sie bemerfr 
in Betreff der erſtern: es liege in der Natur ver Sache und habe fi auch geichichtlich nicht 
anders geftalten können, daß die Verbüßung der Freiheitsſtrafen zunächſt in ver Form der 
Gefammthaft Hervorgetreten wäre. Ebenſo natürlich fei es gewefen, daß fich unter dieſer Form 
ber Strafverbüßung nady und nad) fittliche Misſtände vielfacher Art Herausftellen mußten, die 
denn auch, namentlich in Preußen vor etwa 30 Jahren, jo nrerträglich geworden mären, daß 
eine Reform, wenigftens zunächft der Juchthäufer, nicht länger habe ausgeſetzt werben können. 
Diefe Reform babe jich mit Nothwendigkeit zuerft auf die Beieitigung oder Beihränfung des 
bi8 dahin flattgehabten, mehr oder weniger freien Verkehrs und der freien Bewegung der Steäf: 
Iinge untereinander gerichtet, indem aus dieſen Die größten Misſtände ſich ergeben hätten. 
In Verbindung damit habe die Einführung einer feftgeregelten Hausordnung, verbunden mit 
firenger, mehr militärifcher Disciplin, geftanden. Ebenſo fei eine in allen Punkten normirte, 
alle Individuen umfaſſende Beichäftiguug, die größere Trennung der Geſchlechter, die Abſonde⸗ 
rung der Sträflinge im noch mehr jugendlichen Alter von den übrigen, die kirchliche Beſorgung 
der Gefangenen duch Predigt und Seeljorge und die ſchulmäßige Unterrichtung derjenigen, 
welche folder Nachhülfe bedurften, zur Pflicht geworben. Auf dieſer Grundlage fei Bisher fort: 
gebaut werden, aber ed wären noch viele dahin einſchlagende Aufgaben ungelöft geblieben. Da= 
hin gehöre auch die der Fürſorge für die entlaffenen Sträflinge. Diefelben kehrten jährlich zu 
Taufenden in die Dörfer und Städte, beſonders in bie größern Städte zurück. Belannt fei die 
Furcht eines großen Iheild ver freien Beoölferung vor den Beftraften oder Entlaffenen 
und nit minder das damit in Verbindung ſtehende, gleichviel wieweit berechtigte Vorurtheil, 
daß die Zuchthäuſer die Schule der Verbrecher wären. Durch dies Zurückziehen der freien Be- 
völkerung von den Beßraften bilde ſich, namentlich in den großen Städten, ganz von ſelbſt eine 
immer compactere unb gefährlichere Maſſe der polizeilich überwachten Perfonen, in welchen ſich 
der verbrecherifche Geiſt intenfiv wie ertenfiv verflärke. Aber auch innerhalb ver Strafanſtalten 
bildeten ſich durch die Geſammthaft und das aus ihr hervorgehende perjünlie Nebeneinander- 
fein ver Berbrecher ähnliche Gemeinſchaften heraus. Aus einer Gegenwirkung gegen diefe fei 
das abjolute Gebot des Schweigens hervorgegangen. Das feit 25. Dec. 1835 in allen An⸗ 
falten eingeführte rawiczer Reglement beftimmte demnad in 6. 28 und 63: „Das Sprechen 
der Sträflinge untereinander, ſei e& durch Worte over Zeichen, iſt aufs ſtrengſte verboten. Den 
Auffehern wird, bei Vermeisung erufter Ahndung, Die Überwachung der Befolgung diefes 
Gebote. eingefhärft. Die Gefangenen vürfen deswegen ſich einander nicht einmal wäbern, ſon⸗ 
dern jeder fol auch im arbeitöfreien Zeiten, au au Sonn- una Fefltagen auf feinem Platze 
jigend oder ſtehend verbleiben und diefen Platz nie verlaffen. Nur Geſpräche, vie ſich unmittel- 
bar auf die Arbeit beziehen, was aber nicht oft vorfunımen kann, werben nicht beftraft, fonft 
darf aber au ein Sprechen zwifchen zwei Perfonen, welche des. Gefchäfts wegen nebeneinander 


N 
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jigen, nicht geduldet werben. Wird vergleigen von dem Auffeher bemerkt, fo ſoll die Anzeige 
zur fofortigen Beftrafung erfolgen.‘ ' 

Die Denkſchrift führt nun fehr richtig Die völlige Unmögligkeit ver gänzlichen Aufrechthal⸗ 
tung des Schweiggebots aus und gelangt zu dem Refultate, daß ſich entweder die ınenfchliche 
Gefellſchaft in den Zuchthäuſern in eine Gefellihaft von Taubſtummen und Automaten ver: 
wandeln oder dad Schweiggebot verlegt werben müfle. In der That werde auch das Gebot 
bed Schweigens von einem Sträflinge innegehalten, fondern von allen übertreien. Es bilde fid 
eine Sprachverbindung, welche fi mit einem conjequent durchgeführten Scheingehorfam ver: 
einigen laſſe. Die ganze Situation werde aber in fittlicher Beziehung noch dadurch gefährlicher, 
daß dieſe im Kreife der Gefangenen fich erzeugende verbrecheriſche Gemeinſchaft nicht anders 
Tortbefteben könne, als daß fie mit moͤglichſt ehrlichem Angefichte immerfort Verſteckens fpiele nub 
fich in eine abfolute Verheimlihung zurückziehe. Hierdurch werde in Wahrheit jede Disciylin 
gelodert, und es verliere dad Schweiggebot auch dadurch feine Bebeutung,; daß ed ſich in den 
gemeinjamen Schlafſälen doch nicht auöführen fafle, wenn ed auch nothdürftig gelingen follte, 
dies bei Tage zu bewerkſtelligen. Es liege auf der Hand, wie naturwidrig eine folde Forderung 
des abſoluten Schweigen® überhaupt fei, infonderheit für Berfonen, welche nur der Zwang 
zufammengefperrt habe. ' \ 

Aber follte, au wenn der Sprachverkehr ver Gefangenen untereinanver nicht zugelaflen 
wird, doch in diefer Beziehung nicht eine anderweitige Befriebigung dieſes entfchieven menſch⸗ 
lihen Bedürfniſſes möglich fein? fragt die Denkſchrift. Bine Art der Ausgleichung dieſes 
Misnerhältniffes ſcheint ihr durch das Hinzutreten ver obern und untern Beamten möglid. 
Aber abgefehen davon, daß Diefed den untern Beamten aus rein phyſiſchen Gründen unmöglich 
werde, müſſe ed auch aud bloß dienſtlichen und polizeilichen Gründen unterfagt werden. Den’ 
unmittelbaren Berkehr des Gefangenen mit ven obern Beamten mußte auß guten naheliegenben 
Gründen dad Reglement fogar ausdrücklich unterfagen und anoronen, daß diefem eine Anmel: 
dung vorherzugehen habe. Nur dem Belftlichen gegenüber werde ver Gefangene ſich allerdings 
audfprechen können, die Kräfte des Geiftlichen reichten jedoch dazu nicht aus, dem Berürfnifle 
abzuhelfen. Auch laſſe ich in ver Gollectivhaft nur unvollkommen dem Befangenen zum Schrei: 
ben, Zeichuen ober zur Lectüre die nöthige Ruhe und Räumlichkeit verſchaffen und fo für ven 
Nichtgebrauch der Sprache einiger Erſatz gewähren: 

So bliebe denn den Gefaugenen der fo ſtreng verbotene Verkehr miteinander und der heim: 
lie Gedankenaustauſch allein übrig. Die Gefangenen würden gleichſam dazu gebrängt, den 
Beamten gegenüber eine gefchloffene Maſſe zu bilden, welche ſich als zufammengehörig betrachte 
und diefe Zuſammengehörigkeit aud) nach wiedererlangter Freiheit fortfege, neue Verbrechen 
begehend. Es babe daher aus fittlichen und polizeilihen Gründen ver Verſuch nahe gelegen, 
eine noch größere und durchgreifendere Trennung der Gefangenen durch ihre lokale Abſonde⸗ 
rung in Einzelzellen zu bewirken. Dabei habe aber bald eine doppelte Meihe ver Gefangenen in 
das Augegefaßt werben müflen, die allzu gefährlichen, einen verberblichen Einfluß auf die andern 
Außernden und bie noch befler gearteten und deshalb dem Einflufie ver Maſſe zu entziehenden. 

So fei denn nach und nach in den Anflalten eine größere Reihe von Ginzelzellen zu Iſoli⸗ 
rungen folder und auch zur Vollſtreckung von Disciplinarftrafen eingerichtet und gebraudt 
worben. %9) 

Die Berüdfihtigung aller obmwaltenden Verhältniffe Gabe es für pie Bermaltung immer: 
mehr zur Nothwendigkeit gemacht, ven Umfang der Ifolirhaft zu erweitern. Somol für bie 
lokale ald allgemeine Befängnigadminiftration fei e8 aber immer einleuchtender geworben, 
daß auch die Befangenen, welche, nad Berkdfichtigung der vorgedachten Fälle, ald Reſt in der 
Gefanunthaft zurüdblieben, nit unbeachtet bleiben konnten. 

Im Heinen koͤnne wol eine Claſſificirung und eine blos.nächtlihe Iſolirung etwas beffern, 
in fo großen Strafanftalten, wie die preußiſchen es find, erjchienen dieſelben jedoch nicht gut aus⸗ 
führbar. „Eine gründliche Beſſerung“, bemerft die Denkſchrift, „wird dennach nur in dem 


49) Aus den amtlichen Mittheilungen ergibt fich, daß Ende 1859 in den preußifchen Ankalten 2703 
Iſolirzellen eingerichtet waren: in Wartenburg 8, Inſterburg 159, Rhein 6, Graudenz 18, Rawicz 71, 
BolnifgeGrone 60, Naugard und Gollnow 36, Anclam 8, Breslau 166, Brieg 49, Schweibnig 4, 
Striegau 13, Ratibor 380. Pildyowig 6, Sauer 32, Görlig 72, Sagan 40, Spandau 30, Branden: 
burg 15, Moabit 508, in der Stabtvogtei in Berlin 55, Sonnenburg 129 (worunter 93 nur Schlaf: 
zellen), Lichtenburg 55, Halle 147, Münfter 360, Herford 3, Koblenz 3, Werben 37, Düffeldorf 15, 


Köln 213, Aachen 5. 
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Maße möglich, ald an die Stelle, ver gänzlich gemeinfamen Haft eine allfeitige Durchführung 
der Örtlihen Trennung ver einzelnen Gefangenen voneinander und fo die ausgebehntere Ein= 


‘ richtung der Einzelhaft für diefelben zu Stande kommt.“ 





Die Anfänge ver Einzelhaft in den in’ Note 48 genannten Strafanftalten jind infofern 
unvollftändig, als Die betreffenden Gefangenen zeitmeife immer wieder nit den übrigen Befan= 
genen zufammengebradht werben. Es tritt fo ein Wechfel der Iſolir- und Geſammthaft, oft 
fogar ein Taufch beider in beftimmten Zeitfriften ein. Das Ganze bliebe eine Halbe Maßregel 
und trage alle Fehler einer folden an ih. Nur die gänzliche Aufhebung ver, Gemeinfamkeit ver 
Haft Eönne eine durchgreifende Hülfe gewähren. 

Die Denkſchrift geht, um fich auch über die Einzelhaft zu verbreiten, zu einer Schilderung 
der Einrichtungen des Zellengefängnifjed zu Moabit über, welche im wejentlihen mit dem über: 
einfinmt, mad Director Schäd und der Verfaffer 99) dieſes Artikels über dieſe Anitalt fagten. 
In den gedachten amtlichen Mittheilungen ift ein die Sabre 1857 —60 umfaflender Verwal⸗ 
tungäbericht in Betreff Moabits enthalten. Da dies und auch dadjenige, was Mittermaier in 
der „Gefängnißfrage“, S. 35 fg., über diefe Anftalt brachte, nicht überall mehr der gegenwärti= 
gen Sachlage entſpricht, fo laflen wir eine Schilderung berfelben, überdies durch eigene An- 
Thauungen mit dev Sachlage befannt, nachfolgen, wobei uns die amtlihen Mitiheilungen zum 
Anhalt dienten. Das Schickſal Moabits ift das Schiekjal der Einzelhaft in Preußen und augen: 
blicklich der Schwerpunkt in ver Beantwortung der preußifchen Befängnißfrage. 

Drei Gegenſtände find e8, welche bei diefer zur Sprache kommen und in Betreff deren wir - 
und mit der Negierungsanficht nicht befreunden fünnen: die angebliche Entbehrlichkeit eines 
Geſetzes über die Einzelhaft, die Dauer ver legtern während der ganzen Strafzeit und bie 
Beäuffihtigung der Gefangenen durch die Brüber des Rauhen Hauſes. Während Dr. Wichern 
für diefe Drei Anforberungen einen rüftigen Kampf begonnen hat, Hat ex zugleich eine Misſtim⸗ 
mung gegen bie Einzelhaft hervorgerufen, zu welcher politiſche Rückſichten einen erheblichen 
Beitrag lieferten, melde im weſentlichen aber jedenfalls darin zu weit gebt, daß fie dem Syfteme 
der Binzelhaft dasjenige zur Laft legt, was nur Auswüchſen veffelben, denen auch wir Feine 
Berechtigung zugeftehen Eönnen, angehört. 

. Bald nahdem PBentonville feiner Beſtimmung übergeben war, beſuchte ed König Fried⸗ 
rich Wilhelm IV. Es madte auf ihn einen fo günftigen Eindruck, daß er, wie die penton- 
viller Annalen aud diefer Zeit berichten, ven Ausſpruch that: „Mein Entſchluß ift jet gefaßt, 
in meinem Lande foll viefelbe Einrichtung ind Leben treten.‘ 

Da feitvem außer Moabit bereitö die Gefängniffe zu Bredlau, Ratibor, Münfter, Köln, 
Sonnenburg und Infterburg und felbft das zu Halle theild einen Pentonville ähnlichen Bau 
erhielten, theil8 mit Anderungen für die Einzelhaft werben paflend gemacht fünnen, fo kann 
man wol nit in Abrede ftellen, daß feit 1842 in Preußen viel geſchehen ift, was der Einfüh- 
rung des Syſtems der Einzelhaft förderlich erfcheint und dieſe vorbereitete. 

Eine Commiſſion, zu deren Mitgliedern auch Dr. Julius gehörte, wurde einige Zeit nach der 
Anmwejenheit des Königs nad) England gefandt, um fich von der dortigen Ausführung ver Ein- 
zelhaft zu unterrichten. Aus ihren diefer ehr gunftigen Borichlägen gingen die Pläne zu den 
fünf erſtgedachten Anftalten hervor, nicht felten unter unmittelbarer Betheiligung des Königs. 

Die neue Strafanftalt zu Moabit wurde in ihren Baue 1848 vollendet. Noch unvollenvet 
hatte jie 1847 bis zum März 1848 den bei dem Polenprocefie Betheiligten zum Aufenthalte 
in Einzelzellen gebient. Im Jahre 1849 wurde die Anftalt zuerſt mit Züchtlingen belegt, aber 
nit zur Einzelhaft benugt, da ſich der Anwendung ter legtern manche Bevenfen an compe⸗ 
tenter Stelle entgegengefegt hatten. Erft ald man im Jahre 1854 in dem Miniſterium des 
Innern die Stelle eined vortragenden Rathes für dad Gefängnigmeien neu gebildet, fo auch in 
Preußen gleihfam die Function eines Generalgefängniß-Inſpectors ind Leben gerufen und Dr. 
Wichern mit verfelben betraut hatte, wurde Anfang 1857 in Moabit mit ver Ausführung der 
Einzelhaft im großen der Verſuch gemadt. Die für vie biäherige Geſammthaft nöthig gewe⸗ 
jenen Einrichtungen verſchwanden und die zur völligen Durhführung der Ginzelhait noch 
noͤthigen entflanden. Schäck's Wahl zum Director der Anftalt war eine überaus glüdliche 

‚zu nennen, und ed ift fein am 1. Juli 1860 erfolgter Abgang nad Breslau, fomeit wir die 
Sache überfehen, ein wahrer Verluſt für die Ausführung der Einzelhaft in Preußen. 





50) In der Allgemeinen Schwurgerichtszeitung, V, 440, u. VI, 389; und in von Groß’ Deutfcher 
Strafrechtspflege, II, 392, 
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Moabit enthält drei voneinander gefonderte Abtheilungen von Gefangenen, die fih 1) im 
Zellengefängniffe, 2) im Sonterrain beffelben in der Gefammthaft und 3) in der Filialanſtalt 
(*/, Stunde von Moabit gelegen) in eben dieſer Haft und mit Arbeiten im Freien befchäftigt 
befinden. Im Zellengefängniß waren Ende 1860 433, im Sonterrain ded Gebäudes 58 und 
in der Filialanſtalt 114 Gefangene, zufanmen 605. Die Zahl ver Anftaltsheamten belief jich 
auf 66 (1 Director, 4 Infpectoren, 2 Bureaubeamte; 1 Hausvater, 2 Oberaufſeher, 6 Werk: 
meifter, 1 Mafchinenmeifter, 28 Aufjeher, 2 Piörtner, 9 Auffeher der Filialanflalt, 1 Bote, 
2 Geiſtliche, 3 Lehrer und Organiften, 1 Arzt, 2 Kranfenpflegerund 1 Heilbiener). Eine Mi- 
litärwache von 40 Mann dient zum Schuge der Anftalten. 

Die Anflalt verwahrt nur männliche N uötbaushräfl inge evangeliſchen Belenntnifjes, zu dem 
auch alle Beamten gehören. Der CEinlieferungsbezirk ifi der ber potäbamer Regierung. Nur 
früher find au aus andern Bezirken Züchtlinge in ber Auftalt geweſen, und auf Anlaß des 
GEintrittd des jegigen Directors Wilfe jind aud Naugard, mo derfelbe bis dahin fungirte, 
einige Befangene mit herübergenommen. Es findet mithin gegenwärtig keine befonvere Aus: 
wahl beſonders bildungsfähiger oder fonft für die Einzelhaft paſſender Züchtlinge für Moabit 
über die Grenzen des Regierungsbezirks hinaus mehr flatt. 53) 

Der Perfonaletat der Anftalt beträgt 700 Mann. Die Frage, durch welche Kräite die für 
das Zellengefängnig und die Bilialanftalt nöthigen Arbeiten in ver Küche, Bäderei, Wäſcherei 
u. ſ. w. zu beiwirfen wären, wurde dahin entichieven, daß die Dazu erforberliche Anzahl der Ge⸗ 
fangenen in der Gollectiohaft gehalten werben ſolle. Dieje Einrihtung hat ſich bewährt, und 
die Durchführung der Einzelhaft iſt durch dieſelbe nirgends geflört worden. Die Souterrain- 
gefangenen ſind bei der Dampfmaſchine, bei ver Wäſche, in ver Kochküche, Mühle und Bäderei, 
als Schloſſer, Klempner, Tifchler, als Aufbäumer für die Weberei, Hofarbeiter, Gärtner u. ſ. w. 
beſchäftigt. Der Unterricht wird ihnen beſonders ertheilt, in-ber Kirche haben ſie ihren Play 
hinter den abgeſchloſſenen Blägen der Zellengefangenen. Die Filialanftalt wurde im Decem; 
ber 1856 errichtet, um theilmeife dem Nothſtande des fehlenden Raums für bie Züätlinge” 
abzubelien. Es wurde dabei beſtimmt, daß dieſe Anftalt ver Regel nah nit vom ben 
Gerichtsbehoͤrden belegt, jondern als Übergangäflation langzeitig verurtheilter Zuchthausſträf⸗ 
linge in die Freiheit benugt und demgemäß aus dem Zuchthauſe zu Spandau ergänzt werben 
toll. Es kamen von dort Sträflinge, welche etwa noch I— 1%, Jahr Strafe abzubüßen hatten 
und ih gut führten. Die Arbeiten im Freien follen den Gefangenen Gelegenheit geben, ſich 
nach längerer Haft allmählich wieder an die Freiheit zu gewöhnen und ihre Kräfte wieder zu 
ftärfen. Auch ſolche gelangen in vie Filialanftalt, welche zwar noch längere Zeit zu figen haben, 
ich jedoch beſonders gur führten, ver Flucht nicht verbädtig find und ſich auch früher durch 
Dandarbeiten im Freien nährten. 

Eima 25 Minuten von den Gebäuden der Anflalt if eine Grunpfläde von 100 Morgen 
erworben, die nad) einem beflimmten Gulturplane von den Bewohnern der Bilialanftalt bear⸗ 
beitetund ertragsfähig gemacht wird. Der Ertrag an Roggen, Kartoffeln, Kohl und Gemüſe 
war 1859, reip. 1860 1728 Thlr. 12 Sgr. und 1465 Thlr. 28 Sgr. 5 Pf., der des Torfmoors 
1559 Thlr. 15 Sgr. und 1499 Thlr, 27 Sgr. 6 Pf., zufammen 3287 Ihlr. 27 Sgr. und 
2965 Thlr. 25 Sgr. 11 Pf. Man Hat bereits 961 Stud Baume gepflanzt und 457 Ruthen 
Chauſſee gebaut. 

Die Anftalt liege frei im Felde, und Doch finden wir 1858 nur eine, 1859 aber 5 und 1860 
3 Entweihungen aus berfelben. In einer dazu eingerichteten Filiglkirche, welche außerhalb des 
Zellengefängniffes an beflen öſtlicher Umfaſſungẽmauer liegt, ift ber Gotteodienſt für bie Filial⸗ 
anftalt, in welcher der zweite Lehrer der Hauptanftalt unterrichtet. 

In vieler Beziehung erfüllt die Filialanſtalt den Zweck, melden Crofton mit feiner Zwi- 
ſchenanſtalt verbindet. Vervielfältigt könnten au in Preußen ſolche Anfalten ald Übergangs 
flationen zur Freiheit jich ſehr nüglid machen. An fih liegt in der Arbeit im Freien, wie wir 
oben ſchon andeuteten, fein beſſerndes Element. Ohne beſondere Wahl aus der Menge ber 


51) Bon den 1858 in Moabit neu @ingelieferten, deren Zahl 228 betrug, waren 25 in dem Alter 
von 16—20 Jahren, 184 in bem von 21—45 Jahren und 19 über 45 Jahre alt; 1859 beziehenblich 
23, 130 und 11, fodaß hier die Zahl der Eingelieferten 164 betrug. Wir finden jegt hiernach aus allen 
drei Altersflufen Züchtlinge in Moabit. Bon den Gingelieferten waren 1858 90 zu 2 Jahren, 110 zu 
2—5 Jahren, 21 zu 5—10 Jahren und 7 zu ae ale 10 Jahren Zuchthausftrafe verurtheilt; 1809 
beziehendlich 66, 96 und 2. Hier war bie Strafbaner feines Gingelieferten über 10 Jahre. 
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Züchtlinge, nur in Erwägung der vorhandenen Körperkraft genommen, werben die im Freien 
Befchäftigten fi nur in der gefährlichften Art der Geſammthaft befinden, in einermit größtmög⸗ 
lichiter Ungebundenheit ausgeftatteten. Nur eine als Belohnung für längere Zeit bewährte 
gute Führung an vem Schluß der Stzafhaft geflattete Arbeit im Freien, melde, mie ed in der 
Filialanſtalt der Fall if, zugleich ihre lodnenden und nützlichen Erfolge dem Sträflinge Mar 
macht und nicht rein mechanisch und geiſttödtend ift, kann beſſernd wirken. 

Die leitenden Grundiäge des Geſetzes vom 11. April 1854, welches auf den Antrag 
des verflorbenen Appellationsgerichts - Bräfitenten Wengel erging, find nicht in der Ver⸗ 
folgung des Beſſerungszwecks zu ſuchen. Man würde fonft nit den Straßen, Deih- und 
Uferbau und die Meliorationsarbeiten ald Diejenigen bezeichnet haben, auf die es beſonders bei 
der Verwendung ver Arbeitöfräfte der Gefangenen ankomme. Portland und Dartnıoor und 
ebenfo Spike⸗Island werben die Beflerung der Gefangenen wenig förbern, weil ihnen eine Cin⸗ 
zelhaft von viel zu kurzer Dauer vorangeht. Erſt wenn in diefer jich die Elementarſchulbildung 
und die zu einem befondern Gewerbe vollender Haben, was in der Zelle, wie die Erfahrung 
lehrt, der Kal zu fein pflegt, wenn der Aufenthalt in verfelben ſich auf 2—3 Jahre aus: 
dehnt, erſt dann ift ed gerathen, ven Übergang in die Freiheit mit der Arbeit im Freien be- 
ginnen zu laflen. 

Ohne Rückſicht auf dasjenige, was die Arbeiten im Freien den Anftalten in ihrem Haus⸗ 
weien und in ihrer Ofonomie eiubrachten, haben viefelben 1858 in 21 Anftalten 55791 Thlr. 
17 Sgr. 9 Pf. für viefelben erworben, wad auf eine immer noch fehr erhebliche Verwenbung 
der Arbeitäkräfte der Sträflinge zum Zwecke derſelben ſchließen läßt. 

- Dr. Wichern ſpricht ſowol in der Denkſchrift als in den Mittheilungen, ©. 276, die Anficht 


Aaus, daß in dem Zellengefängniſſe feine andere Strafe als in den andern Abtheilungen der 


Anftalt, d. h. abs in der Geſammthaft vollftreift werde; nämlich die in 6. 11 des Strafgefeg- 
buchs normirte Zuchthausſtrafe, welche die gedachte Geſetzſtelle dahin charakterifirt, „daß Die 


Jur Zuchthausſtrafe Verurtheilten in ver Strafanſtalt verwahrt und zu deu in derſelben ein- 


geführten Arbeiten angehalten werben follen”. Mach viefer gefeglihen Beſtimmung geſchehe 
in ver Anftalt zu Moabit vie Berwahrung und die Anhaltung zur Arbeit, und es werbe von bei- 
den weder etwas abgenommen noch hinzugefegt. Das Gefe habe weder beilimmt, in welcher 
Form, ob in der Bollectiv- oder Einzelhaft die Verwahrung gefchehen folle, noch wie bie An= 
haltung zur Arbeit auszuführen fei. Die weſentlichſte und durchgreifendſte Beftimmung des 
auch für Moabit geltenden rawiczer Reglemente fei die, daß der Verkehr ver Sträflinge unter- 
einander von vornherein verhindert und unmöglich gemacht werben folle. Das einzige Mittel, 
dies zu bewerfflelligen, fei nun die Einrichtung von Einzelzellen, in welden ihre Bewohner 
wirklich, d. h. räumlich von den Mitgefangenen getrennt merben könnten. 

Wihern und die Regierung gelangen zu dem Befammtrefultate, daß die in ben Straf- 
anfalten zur Unmendung gelommene Ginzelhaft weder eine Berfchärfung noch eine Abſchwä⸗ 
Hung, noch fonft wie eine Modiſicirung der beſtehenden Zuchthausſtrafe ei, mit der in 6. 11 
des Strafgeſetzbuchs gedachten vielmehr Hd identiflcire. Der Unterfchien zwiſchen ver Ge- 
fanımt: und Einzelhaft fei ein relativer, gradueller und beftehe nur darin, daß das Anflalte- 
reglement um fo viel vollkommener in der Ginzelhaft al8 in der Gefammthaft zur Ausführung 
gebradgt werben koͤnne. Die Einzelhaft jei deshalb Fein Fortſchritt in der Strafgefepgebung, 
fondern allein in der Strafvollſtreckung. Deshalb bedürfe es zur Weiterbildung dieſes Fort⸗ 
ſchritis Feines neuen Geſetzes, er könne im Verwaltungswege füglich weiter verfolgt werben. 
Die Berwaltung müfle für ihre Maßnahmen die freie Bewegung haben und nicht duch den 
jhwerfälligen und langen Gang der Gefeggebung gefeflelt werden, damit jie nicht das ale 
zweifellos erfaunte Übel fo lange fortvauern laſſen müfle, bis das Befeg demſelben abhelfe. Eine 
Geſetzvorlage zur Regelung der Strafrollſtreckung durch die Einzelhaft, welche in einer frühern 
Sigungöperiode des Abgeoronetenhaufes gefordert worden war, hielt deshalb vie Regierung 
für überflüffig. J 

Die betreffende Commiſſion des Abgeordnetenhauſes ſtellte in ihrem Berichte vom 16. Mai 
1861 dieſer Erklärung den Antrag entgegen, die Staatsregierung aufzufordern, in nächſter 
Seſſion ein Geſetz vorzulegen, wodurch die Vollſtreckung der Zuchthausſtrafe in der Form der 
Einzelhaft geſetzlich geregelt werde, und die Erwartung auszuſprechen, daß bis dahin, mo 
dies geſchehen ſein wird, der Einzelhaft eine groͤßere Ausdehnung nicht gegeben werde. 

Zur Begründung der Entbehrlichkeit eines Geſetzes über die Einzelhaft bemerkte Dr. Wichern 
in der Plenarſitzung vom 3. Juni 1861 insbeſondere, daß die Strafe der Einzelhaft keine 
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ſchwerere ſei. Es erweife dies, daß von allen Gefangenen kaum einer aus der Einzelhaft aus⸗ 
ſcheiden wolle, und daß fi unter allen ſellen einer findet, ver nicht mit Dank von dem Auf⸗ 
enthalte in der Zelle ſpräche. In der Berliner Stadtvogtei verlangten die Verurtheilten aus- 
drücklich in Moabit ihre Strafe verbüßen zu dürfen, in ven legten drei Monaten hätten fi 47 
dazu gemeldet, und felbft Leute, welchen 10, 15 und 20 Jahre Zuchthaus in Ausficht ſtaͤnde. 

Man könne dagegen in ver That die Frage ftellen, eb nicht die gemeinſame Haft die ſchwerer 
zu erſtehende fei, und e8 würde nicht ſchwer fallen, Died zu beweifen. Nur anveuten wolle er 
das peinliche Gefühl, das daraus entfiehen müffe, Tag und Nacht ohne irgenbeime Unter⸗ 
bredung Jahre lang gezmungenerweife mit moralifch verfunfenen Menſchen zufammen- 
geiperrt zu fein, und dad mit dem abfoluten Gebote des Schweigens, ſowol über Böfes 
als Gutes, weil beides der Dieciplinarftrafe verfalle. Wenn Fein Gefeg die Binzelhaft nor: 
mire, refp. den Eintritt in dieſelbe aufnoͤthige, fonbern die Verwaltung nach Befinden üßer bie: 
felbe disponiren könne, dann fei es leicht, je nach dem Bedürfnifſe des Gefangenen ihn in die ge= 
meinfame ober Einzelhaft zu verfegen. Man habe, um Die gefepliche Negulitung zu befür- 
worten, darauf Hingemiefen, daß der Blick auf die Prarid anderer Länder geworfen werden 
müfle, welche die Einzelheft dur ein Geſetz regulirten. Dadurch werde die Sache aber nur 
ſchwieriger, denn es träten dann auch Die Fragen hervor, wad man unter Einzelhaft zu ver- 
ſtehen Habe, ob auch ſchon Die Ifofirung bei Nacht und die als Diseiplinarſtrafe, ob uud ſchon 
die Verwahrung in unverfihloflener Jelle oder die ohne Abtheilungen in Kirche und Schule 
u. |. w., oder ob nur die in Moabit ausgeführte eine Einzelhaft ſei. Es komme dazu, daB die 
verſchiedenen Länder auch eine verfiedene Scala über das Verhältniß der Straflürzung auf- 
ftelkten, melde fie mit der Verbüßung ber Strafe in der Einzelhaft verbinden. Sotle man ſich 
bier nach Baden, Holland, Belgien, Englanv, Toßcana, Korfu, Schweren, Dänenarf oder 
Rorwegen richten, und auf welche Dauer ſolle man vie Einzelhaft erſtrecken, da diefe überall 
anders normirt werde? 

In der Reduction der Strafvauer wegen erflandener Einzelhaft liege eine Ungeredhtigfeit 
gegen vie Gefangenen, melde in der gemeinfamen Haft blieben, indem diefe fehr wohl fühlten, 
daß die Ginzelhaft ihnen nicht ſchwerer gefallen fein märbe ald vie Gefammthaft. Namentlich 
träte die Uingerechtigfeit venen gegenüber hervor, welche wegen pfuchifäher oder phyſiſcher Män- 
gel in bie Einzelhaft nicht aufgenommen werben koͤnnten. 

Dr, Wichern Hält e3 für angemeffener, durch das Inftitut der proviſoriſchen Preilaffung 
die Strafen aller in gleicher Weife zu Fürzen. 22) Er erachtet die Binzelhaft nur für ein Moment 
in ver Bermaltungsfphäre, welches die Geſetzgebung nicht berühren könne, ohne dieſe Ber: 
waltung, welche ein großes organifched Ganzes fei, zu irritiren. 

So ſcheinbar wichtig aber au alle dieſe Argumentationen fein mögen, fo ſcheitern fie Doch 
an der fchlidyten Anſchauung von der Sache, daß in der Einzelhaft etwas fpecifiſch Anderes als 
in der Gefammthaft liegt, daß bie preußiſche Strafgefehgebung auf viefelbe nicht berechnet 
wurde, und daß nran deshalb vie Gejeßgebung ändern müffe, wenn man die Einzelhaft zu einer 
ihr entiprechenden Haftiveife machen wolle. 

Holgenvorff fagt in einer Eleinen Schrift: „Gefetz⸗ oder Verwaltungsmarime. Recht: 
liche Bedenken gegen die preußifche Denkichrift, betreffend die Einzelhaft‘‘ (Berlin 1861), ſehr 
richtig: „Die Denkſchrift behandelt eine Sache ald abgemacht, am welcher vie Wiftenfchaft aller 
europäifchen Länder no gegenwärtig arbeitet, welche faft alfe Geſetzgebungen Deutſchlands 
zum Gegenftand befonderer Sorgfalt gemacht haben 93), welche der deutſche Juriftentag für eine 
Borfrage dentſcher Steafrechtseinheit erflärt hat. Und warum? Weil ein Gefängnißreglement 
vom Jahre +835 beffer im ver Einzeldaft durchgeführt werben kann, und weit nan innerhalb 
eined Zeitraums von vier Jahren, feit 1857, anf einer moabiter Sandſcholle günflige Erfah: 


zungen gefanımelt bat, welche alte amerikanischen, engliſchen, frangöfifihen, feit Jahrzehnden ge⸗ 


52) Holgendorff Hat in feiner neueften Schrift: Die Kürzungsfähigfeit der Freiheitsitrafen und die 
bedingte Freilaſſung der Sträflinge in deren Berhältnig zum Strafmaße und & ben ——ſ 
(Leipzig 1861), dieſem Gegenſtande feine beſondere Aufmerkſamkeit zugewendet. findet ebenfalls in 
einer zweckmaͤßigen Anwendung beider einen Ausweg zur theilweiſen Vereinigung über die Streitfragen, 
welche die Syſteme der Geſammthaft und der Einzelhaft hervorriefen, da die Kürzungsfähigfeit der Frei⸗ 
beitsfirafen und die mit ihr in unmittelbarer Derbinbung ftehenbe bedingte Freilafiung ſich allen Syſtemen 
anpaſſen faffen, wie dies auch, wie wir oben fahen, in Verbindung mit den Zwifchenanftalten ver Fall ifl. - 

53) Eine ausführliche Beſprechung hat in dem Art, Wefferungsftrafen das babifche Sefeg vom 
6. März 1845 über die Einführung der Einzelhaft gefunden, \ 
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ſammelten Beobachtungen nicht nur weit übertreffen, ſondern ſogar hinſichtlich ihrer Erwähnung, 
wo ſie widerſprechend, überflüſſig machen. Die Denkſchrift ſtützt ſich einfach auf die Thatſache, 
daß die Einzelhaft aus dem ſittlichen Ernſte der bisherigen Strafanſtaltsverwaltung mit aller 
Nothwendigkeit hervorgewachſen, daß fie recht eigentlich ein geſchichtliches Reſultat ver bisheri⸗ 
gen preußiſchen Strafanſtaltsverwaltung iſt.“ | . 
« Ehe wir jevod zu einer weitern Erörterung der Frage, ob die Einzelhaft zu ihrer Ein= 
führung eines Geſetzes bedürfe, fortfchreiten können, ericheint eine nähere Bekanntſchaft mit 
Moabit nothwendig, welche wir zunächſt in dem Nachfolgenden machen müflen. 
Die Anftalt ift auf einem 24 Morgen 54 Quadratruthen' umfaſſenden Terrain in dem ber= 
Iiner Stadttheile Moabit erbaut. Außerhalb ihrer 16 Fuß hohen Ringmauern, welde an ver 
Nord: und Weitfeite von einem kleinen Parfe umgeben find, liegt ver den Befangenen und Be⸗ 
amten gemeinfchaftliche Begräbnißplatz. Die ganze meftlihe Seite bilvet die Hauptfronte, Nug- 
gärten für die Ober= und Unterbeamten umgeben die ganze Außenfeite dev Umfaflungdmauern. 
An ber Mauer jind zu Dienftiwohnungen ſechs thurmartige Gebäude eingerichtet, weldde außer 
dem Erdgeſchoſſe zwei Stockwerke haben. Jedes enthält drei Aufiehermohnungen und iſt mit 
einen ummauerten Hofe verfehen. An ver öftlichen Seite ift zwifchen den beiden Thürmen ein 
größeres dreiſtöckiges Gebäude aufgeführt, weldes die fhon erwähnte zur Bilialanftalt gehörige 
Kirche (mit 180 Sigen und einem Orgelchor) und verjievene Beamtenwohnungen enthält. 
An der 600 Fuß langen Weft- oder Frontefeite liegen zu beiden Seiten des Cingangsgebäudes 
zwei Dienſtgebäude für den Dirertor, den erſten Geiftlihen, Rendanten, Arbeitdinfpector, 
Hausvater und Oberaufjeher. Alle Dienfivohnungen haben feine unnittelbare Verbindung 
mit der Gefangenanflalt, weder durch Thüren noch durch Fenſter, ſodaß die Kamilien der Be 
amten mit derjelben in Feinerlei Verbindung fonunen. Im Gingangsgebäude ift links die 
Wade und vechtd die Pförmermohnung. Das ftets verfchloifen gebaltene Thor führt über ven 
innern ummauerten Hof zur innern Pforte. Diefe öffnet jich zu dem Gorribor des weſtlichen 
Flügels, auf welchem fi zu beiden Seiten die Nenvantur, das Secretariat, dad Zimmer des 
Hausvaters, dad Sprechzimmer, die Lokale der beiden Geiftlihen und zulegt, zunächſt ver Gen- 
tralhalle, dad Bureau des Directors und das ded Polizeiinfpectord befinden. Aus beiden 
Bureaur fann die ganze Anftalt durch die großen nach ver Gentralhalle hinausgehenden Benfler 
überjehen werden, deren Vorhänge den Beobachter verbeden. 

Eine doppelte Sitterthür führt in die Gefängnißräunte, wo jich in vier Flügeln (dem nörd- 
lien, ſüdlichen, norböftlihen und ſüdöſtlichen), welche ſämmtlich in die Gentralhalle münden, 
die Iſolirzellen befinden. Das Ganze ift panoptifch gebaut und macht einen ebenjo arditef: 
toniſch ſchönen als impofanten Eindrud auf den Beſchauer. Die Gentralhalle, die ihr Licht von 
oben erhält, Hat eine Höhe von 471/, Fuß. ever der vier Flügel ift 36 Fuß hoch und incl. 
der Zellen 49%, Kup breit, mit einem 15%, Fuß breiten Gange zwijchen den beiden Zellen⸗ 
reihen, und bat eine Länge von 180 Buß. - In jeden Flügel liegen an beiden Seiten 
in drei Reihen übereinander, ſodaß ſich zwei Etagen über dem Parterre erheben, vie Einzel- 
zellen. In jedem Stodwerfe befinden jih 42 Zellen, weshalb dad Innere eines Flügel 
126 (und 1,3elle), das Ganze aber 508 Zellen enthält. Alle Flügel und alle Zellen können 
von der Gentralhalle mit einem durch nichts gehinverten Blicke überfehen werden. Jede Zelle 
im Erdgeſchoſſe und erſten Stockwerke mißt 730, im zweiten 756 Kubiffuß und hat ein 
Venfter mit zehn Scheiben in der Höhe von 6 Fuß 3 Zoll.d%) Die Zellen werben, wie bad 
ganze Gebäude, mit erwärmter Luft geheizt. In 209 Zellen, in denen für den Winter mit dem 

gewoͤhnlichen Wärmeapparat der nöthige Wärmegrad nicht zu erreichen war, find kupferne 

Wärmecylinder angebracht. An jeder Etage eines jeven Flügels laufen längs der an der innern 
Mauer mündenden Zellenreihen 3 Fuß 10 ZoU breite, mit Schieferfußböpen belegte und mit 
leichtem eifernen Geländer verwahrte Corridors, die jedesmal jede dritte und zweite Etage ſämmt⸗ 
licher vier Flügel zu einem Ganzen verbinden. Eine durch alle Etagen gehende Wendeltreppe 
in ber Gentralhalle und eine leichte Treppe in der Mitte jenes Flügels ftellen die Verbindung 
der verſchiedenen Etagen untereinander her. Die Treppen find von Eifen. 

Centralhalle und Flügel find durch das Oberlicht, welches eine Glasbedachung der Flügel 
auf das Innere wirft, und durch große Fenfter in ven Winkeln, die von den Klügeln im Zufam- 


54) Die Scheiben find nicht gerippt, mit Ausnahme einer zur Luftfcheibe dienenden, doch ift aud) 
es nur in drei Blügeln der Fall. Der Gefangene fann das Benfter nicht felbft öffnen, es gefchieht dies 
jedoch von Aufjeher, fobald er es wünfcht. 
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mentreffen mit der Centralhalle gebildet werben, und durch die Fenſter an den Enden der Flügel 
reichlich mit Licht verfehen. Das Oberfenſter der Gentralhalle dient zugleich zum Ventilator, 
und an der Rückwand der Gentralhalfe befindet fih die Anflaltsuhr. Seit 1859 und 1860 
wird abends das ganze Innere der Anftalt (ſammt ven Höfen und Außern Umgebungen) mit 
Gas erleuchtet, wogegen in ven Zellen Ollampen brennen... 

Bon der erften und zweiten Etage des Corridors aus gelangt man durch die in der Rück⸗ 
wand der Gentralhalle gelegenen Thüren in die Anſtaltskirche. Diefelbe liegt im obern Stock⸗ 
werfe des vorgedachten weſtlichen Flügels. Die Kirche faßt ungefähr vie Hälfte der Zellen: 
gefangenen in 233, an den Seiten und. nad oben durch Breterwände und Überdachung ge: 
ſchloſſenen Kirchſtühlen. Es muß fonntäglid zweimal Gotteßdienft gehalten werben, wenn 
alle Zellengefangenen zur Kirche komnien follen. Im übrigen iſt die Kirche mit Kanzel, Altar 
und Orgel, fowie zu beiden Seiten des Altars und der Kanzel mit einer Empore für die Beam: 
ten und auf dem Orgelchore mit den noͤthigen Sigplägen für die im Souterrain befindlichen 
Gefangenen verjeben. Die Reiben der einzelnen Kichftühle fteigen amphitheatraliſch Hinter- 
einander auf. 

Bon nörplihen Flügel führt ein überbauter Gang in das feparat aufgeführte, nad Welten 
zu belegene Schulhaus, welches drei Klaffenzimmer, jedes für 39 Schuler, enthält. Die Schul: 
fige ſind wie die Kirchſtühle eingerichtet. | 

Sowie in der Kirche die Gefangenen von ihren Sigen aud den Prediger jänımtlich fehen 
fönnen, fo kann Died audy in der Schule hinſichtlich des Lehrers geſchehen, und Geifklicher und 
Xehrer üuberbliden alle vorhandenen Sitze. Sonft befindet fih im Schulhaufe aud noch das 
Schulzimmer für die Souterrain⸗Gefangenen und die Bibliothek, welche zugleich dad Arbeitd- 
zimmer der Lehrer ifl. 

Die drei Iegren Räume zwifchen ven vier Flügeln find zum Theile durch drei Ereiöförmige 
Spazierhöfe ausgefüllt, deren jeder 20 Einzelhyöfe enthält, welche durch Radien des Kreiſes und 
einen Kreisausſchnitt gebildet werden, ſodaß ſich zu gleicher Zeit 60 Gefangene in freier Luft 
bewegen können. Ein Regendach fügt vie Gefangenen gegen ſchlechtes Wetter. In jeden 
Hofe befindet fich eine Turneinrichtung (Barren), um den Gefangenen Belegenheit zu Eürper- 


licher Anftrengung zu geben. Die Spazierhdfe jind mit grünen Unlagen, worauf Blumen und 


Sträuder angepflanzt find, umgeben. In ver Mitte eines jenen Hofd liegt ein rundes Obfer: 
vationshaus, in welchem fi der Auffeher befindet. Die Anftalt bat acht Brunnen, und eine 
Kunflleitung ſpeiſt alle Etagen des Hauptgebäudes mit Waſſer. 55) Ä 

Dr. Wichern berührt, in den amtlihen Mittheilungen zu ven Beamten ver Anflalt fort: 
ſchreitend, die dritte von und als wund bezeichnete Stelle feiner Durchführung der Binzelhaft, 
nämlich die-Beauffihtigung ver Ifolirten durch die Brüder des Rauhen Hauſes. Widern fagt 
nach dem flenographifchen Berichte in der Plenarfigung vom 3. Suni 1861 über dieſe letern: 
„Die Genoſſenſchaft der Brüder des Rauhen Haufes befteht aus Männern, vie, bei ihrem Gin- 
tritt in biefen Kreis noch im jugendlichen Alter von 20—29 Jahren fich befindend, zunächſt 
der Mitarbeit der genannten Anftalt, die das Raube Haus heißt, fi widmen und deren 
nächſter Dienft ohne einige Kunde Über dad Inftitut nicht wohl verſtanden werden fann. Das 
Rauhe Haus ift eine Stunde von Hamburg in einem der [hönften Theile der Umgebungen der 
Stadt gelegen. Es war urfprünglich eine kleine Gärtnermohnung unter einem Strohbade. 
Das Haus war von einem gewiſſen Ange gebaut und hieß daher im Munde ver Dorfihaft 
Korn, zu der ed gehört, Haus des Ruge oder Ruge's Haus, woraus man, dad Plattneutjche 
ins Hochdeutfche überfegen wollenn, Raubes Haus gemacht bat, obwol vom Rauhen dort am 
menigften etwas zu finden jein wird.‘ 

Im Yahre 1830 zog Wichern mit feiner Mutter in das damals verfallene Haus, um nad 


55) Fueßlin hat in feiner Schrift: Beſchreibung des Männerzuchthaufes zu Bruchfal (Beibelberg 
1856), eine mit Kupfern verfehene betaillirte Auskunft über Die dortigen Baulichfeiten geliefert, au 
welche wir zur Bergleihung mit der vorftehenden Beſchreibung Moubits, welcher theils Die gedachten 
amtlichen Mittheilungen, theils die durch eigene Anfchauung gewonnene Kenntniß zu Grunde liegen, 
Bezug nehmen. Wir halten Moabit für architeftonifch ſchöner ale das uns ebenfalls durch eigene An: 
ſtcht befannte Brucfal. In Bruchfal treffen die vier Flügel, fich im rechten Winfel durchſchneidend, in 
einem ziemlich engen achtedfigen Treppenhaufe zufammen, welches die Gentralhalle bildet. Diefe ift zu: 

leich die Mitte des Gentralgebäudes, welches in feinen untern Stagen die Adminiſtration der Anftalt, 
n feinen beiden oberften aber zunächft bie Schule und noch höher die Kirche aufnimmt. Man ver⸗ 
gleiche, was wir_in der Deutichen Strafrechtspflege, II, 400 u. 481 fg., über Bruchfal fagten. 
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und nad) fih mit 12 armen Kinpern in ihm zu einer Familie zu vereinigen. Die Knaben waren 
bis dahin Die Sorge und Noth ihrer Altern und älterlichen Vertreter gewwejen. Die Aufgabe, 
welche Wichern fich ftellte, war die, dieſe Kinder wieder auf den rechten Weg zu führen. Die 
Kinverfamilie Hat jih allmählich bis auf 600 erweitert und ihre Thätigkeit auf ihr au aus 
den höhern Ständen zugeführte Kinder ausgedehnt, deren Altern und Vertreter eine fie beſ— 
ſernde Erziehung für nothwendig erachteten. Doch Hat die meifte Thätigfeit bisjegt ben armen 
Kindern gegolten. Wir haben oben geſehen, daß Demetz jein Mettray dem Rauhen Haufe 
nachbildete. —E 

Die Kinder find nicht wie in einer Kaſerne in einen großen Gebäude untergebracht, ſondern 
in lauter Kleine Häuſer vertbeilt, die alle nach und nad in den weiten Gärten, um einen Bet: 
fanl erbaut, eine freundliche Dorfihaft bilden, da jedes Haus höchſtens 12 Kindes aufnimnit. 
Dr. Wichern jagt: „Der Geiſt in diefen kleinen Bemeinwefen, Das ſich auf den Grund ned Evange⸗ 
liums erbaute, iſt ein chriſtlich⸗ volksthümlicher, der ſich in einem echt deutſchen, geſunden, fri⸗ 
ſchen und froͤhlichen Sinn kund gibt, in welchem Gebet und Arbeit in geſunder Weiſe ſich bie 
Hand reihen und die Schule wie bie Freude des Familienlebens in Luft und Spiel zu ihren - 
ungeſchmälerten Rechte kommen. Die Haudgenoffen bauen ſelbſt fi ihre Gärten und Felder, 
fein Kind tragt ein Kleid, welches nicht von ihm felbft ober den Händen ſeiner Kameraden an: 
gefertigt wäre, zum Iheil haben diefelben Kinder und Hausgenoſſen die Häufer felbft erbaut, 
in denen fie wohnen.” Zur Durchführung der Arbeit, zur innern und äupern Förderung des 
Gemeinweſens, zur Beaufjihtigung- und Führung der Kinder und Kindergruppen in den Fami⸗ 
lien bedarf es natürlich, einer nicht geringen Zahl von geeigneten, praftifch tüchtigen und in 
telligenten Arbeitskräften. Hierzu fam ver Umſtand, daß je länger, deſto mehr die Anftalt als 
eine Pflanzſchule für junge Männer angefehen wurde, und folge Männer als Benfionäre in fie 
geſchickt oder geradezu von ihr gefordert wurben, bie zu ähnlicher Arbeit unter Kindern und 


Erwachſenen in Anftalten aller Art, für Geſunde und Kranke, für Arme und fonft Hulfe- 


bedürftige, namentlich auch zur Pflege von Gefangenen verwendet werben jollten. _ 

AS Bedingungen zur Aufnahnıe in die Genoſſenſchaft niefer Männer — der Brüder des 
Rauben Haufe — hebt Widern eine ernſte hriftlihe Sefinnung und einen unbefheltenen 
Lebenswandel, den Beſitz guter Schulfenntmifie over doch die Fähigkeit, ſie zu erlangen, und 
einen Trühern beflimmten Lebensberuf, als Lehrer, Kaufmann, Handwerker oder Dfenom 
hervor. Der Afpirant muß unverheirathet und unverlobt fein und muß dies währenn ſeines 
Aufenthalts in der Anftalt bleiben, und bie dahin, wo er materiell in den Stand gefept ift, einen 
Hausſtand zu begründen. Der Rüdtritt aus der Brüderſchaft Reht jederzeit frei. Die Zahl ver 
Brüder beträgt gegen 300, von benen 40 in Moabit thätig find. Dieſe flehen in vem Amte 
und Gehalte der Beaniten ihrer Kategorie in den übrigen Sefangenanitalten des Staates und 
find wie Diefe uniformirt und bewaffnet. Bon den vorgebadten Beamten Moabits find außer 
bem Director, dem Arbeitöinpector und dem Rendanten, dem Geiftlichen und dem Arzte, ein⸗ 
ſchließlich des Polizeiinipectord, mit dem Dienfte nur folge Genoſſen ver Brüderfchaft des 
Rauhen Haufes betraut, die als Staatöpenfionäre 56) für den Gefängnißdienſt in einem mehr⸗ 
jährigen theoretifchen und praktiihen Lehrcurſus vorbereitet ind. Auch Die Lehrer und Hülfs⸗ 
lehrer, die Oberaufſeher, die Werfmeifter und eine Reihe der Werfgehülfen find Brüder Des 
Hauden Hauſes, ebenfo die Krankenpfleger. 

ußerlich find Die Dienſtpflichten dieſer Genoſſen von denen anderer Beamten ihrer Art- 
zwar nicht verſchieden, auch läßt Die firenge militärifche Disciplin, welcher fie unterworfen find, 
fie von ſolchen ſchwer unterfcheiden,, dennoch jind fie andern Gefangenaufſehern nit viel ähn- 
licher, als es die Geſammthaft der Einzelbaft ift. 

Dr. Wichern felbft legt (©. 261 der Rittheilungen) den Schwerpunft ver Thätigfeit der Brü⸗ 
der in ihren einheitlichen, auf ihre Verwaltung übergehenven Geift, der va weiß, was allen in 
den Perſonen ver Gefangenen anvertraut ift, der mit den Ernſte und der Treue des Dienftes 
die Liebe verbindet, die allem Dienft an Menſchen und vollends an Gefallenen und Leidenden, 
wie die Gefangenen es find, die rechte Weihe verleiht. 

Nur in einer Anmerkung erwähnt Dr. Wichern, daß gänzlich unabhängig von ihren dienſt⸗ 
lien Verhältniſſen diefe Männer ald Brüder und Freunde alle 14 Tage ihre fefftehenden 


56) Ihre Annahme bat eing Babinetsordre vom 17. Juli 1851 geftattet und eine andere vom 5. Juli 
1856 insbefoudere auf Moabit ausgedehnt. Die Mittheilungen enthalten ©. 364 fg. Näheres über bie 
Staatspenfionäre. 
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Zufammenfünfte in ſechs verſchiedenen Kreifen (Convicten) hätten, in welchen fie ihre eigenen 
perfünlihen und gemeinfamen Angelegenheiten befpräden, ſich gegenfeitig belebrten und in 
ihrem Berufe förberten. " 

Das Einbringen einer ein geſchloſſenes Ganzes bildenden Genoſſenſchaft, weldye mit einer 
religidfen eine fehr nahe Verwandiſchaft Hat, in die Gefängniſſe konnte in Preußen biöber feine 
jonderliden Sympathien wecken. Auch wir haben wiederholt (im der, Deutſchen Strafrehts- 
pflege”, a. a. O., und in der ‚Allgemeinen Schuurgerichtäzeitung‘‘, V, 451) unfere Be- 
denken gegen biefed Einbringen ausgeſprochen und mäüflen es gegenwärtig als ein Hinderniß 
der weitern Verbreitung der Binzelhaft in Preußen betradyten. - 

Mittermaier begnügt ih 7) damit, zu bemerken, daß die Stimmen darüber noch getheift 
wären, ob ber Einfluß ber Brüder des Rauhen Hanſes geeignet dazu frei, bie Beflerung ver 
Gefangenen zu fördern, ift aber gegen die Gefangenbeanffiägtigung durch religiöfe Genofſen⸗ 
ſchaften. Hoyer, einer der bewährteflen Direstoren deutſcher Strafanftalten, welcher der zu 
Bechta im Großherzogthum Divenburg vorfteht, urtbeilt nicht günftig über die Vrüderſchaft 
des Rauhen Saufes, wenn er über viefelbe fich dahin ausſpricht: 98) 

„Es ift gewiß ein großer Vortheil, geſchulte, intelligente und religiöfe Auffeher zu haben. 
Sind vieſelben aber in einer erclufiven religidfen Richtung eingezmängt und abgerichtet, in bie: 
fer auf die Gefangenen einzuwirfen, fo, jind davon feine erfprießlicgen Kolgen zu erwarten. 
Sceinheiligkeit und die abfcheulichfte Heuchelei bei dem einen und Derbitterung ımb Haß bei 
andern, bie fi flräuben, der unerträglichen Moraltortur fi zu unterwerfen, werden nicht 
ausbleiben. Die Irreligiöfitit und Ungläubigkeit ver Gefangenen ift nicht mit kirchlichen For⸗ 
meln umd einer todten Dogmatik zu befämpfen. Das Auswendiglernen und Aufjagen des 
Katehismud in ber Schlle wird wol nicht fehr förderlich fein. Am wenigften aber iſt es ver 
Beruf ver Auffeher, Religion zu predigen. Die religidie Einwirkung derſelben ift eine prak⸗ 
tifche, nicht durch Worte, fondern durch ein rechtichaffenes, ehrenhaftes, pflichttreues, reiigidfeß 
Berhalten. Religion zu lehren ift ein gebiegener, liebevoller @eiftlicher erforberlich, Fein nüch⸗ 
terner Moralprebiger, aber auch fein Siferer und Gewiflensfolterer. 

„Die Direction hat mit einem Aufſeher aus der Brüberfchaft des Rauhen Hauſes die Probe 


gemadt. Derſelbe war ein jehr fähiger, intelligenter Mann, konnte es aber nicht unterlaffen, 


teine erclufive Glaubensrichtung zur Geltung zu bringen, in feinem Hochmuthe Weiftliche und 
Lehrer zu meiftern und die Gefangenen irre zu machen. Ein anderer Aufjeher von derſelben 
Richtung wurde als ein lafterhafter Heuchler entlarvt. Die Direction hat ed erfahren, welches 
Unheil ſolche Auffeher anrichten können.“ . 

Dr. Wichern begegnete diejer Kritik der Brüder des Rauben Haufed in der Verhandlung 
vom 3. Juni 1861 damit, daß Hoyer ben erſtgedachten Bruder verfannt, ver letztere aber ald 
ſittlich nicht zuverläffig au) von ihm erachtet worden fei. Hierbei erklärte ex zugleih, daß 
die Brũderſchaft kein kirchlicher Orden fei, fondern ein freier Bund von freien (?) Männern mit 
prononeirter Geltendmachung des eigenthümlichen evangelifchen Princips aud in der Organi⸗ 
jation. Alles was krankhafter Vietismus und was ein gefeglicher zwängender Methodismus, 
Schablonenweien oder fonft wie eine Verleugnung der von Gott geordneten natürlichen und 
volksthünilichen Grundlagen in religiöfer Form fei ober im fich ſchließe, finde ſich nicht im 
Rauhen Haufe. 

Dagegen veröffentlichte von Holgendorff eine Schrift, enthaltend die Perſonalacten eines 
ehemaligen Bruders des Rauhen Haufes, welche ven Sharafter der von Wichern geflifteten Ver: . 
einigung in ganz anderer Weiſe zeichnete und namentlich in Bezug auf die Gefängnißfrage gro- 
Bed Aufſehen machte. 9) Hiernach nennt in einem Umlaufjchreiben vom 28. Dec. 1855 Wichern 
ſelbſt feine Schöpfung eine bleibende Verbindung von Perſonen durch eine Geſinnung des Glau⸗ 
hend und durch eine gemeinfame Arbeit. Diefer bleibende Zufammenhang fei eben ber Bruder 
Bund, viele bleibende, vorwärtd gehende, einander dienende Gefimungs- und Berufßverwandt: 
ſchaft bilde die Brüderichaft. Im Jahre 1846 hatte Wichern fein Bruberhaus noch für ein Se: 





57) In ver Gefängnißfrage, ©. 38, und in der Gefängnifverbeffterung, S. 92. 

58) In feinen Berichten über die Strafanftalt zu Vechta, namentlich in bem von 1860. 

59) von Holgendorff, Die Brüderfchaft des Rauhen Haufes, ein proteftantifcher Orden im Stuate- 
dierifte. Aus bisher unbelannten Papieren bargeftellt (Berlin 1861). Diefe Schrift hat eine der 
Zellenhaft, insbefonbere aber ihrer Übertwachung durch die Brüder des Rauhen Hanfes ungünftige 
Stimmung im Publikum verbreitet. 
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minar erachtet, 1855 war ihm eine bleibende Genoſſenſchaft aus dieſem und 1858 eine Familie 
aud den Brüdern geworben. Die in Korn anmelenden find die Haudhrüber, die aus dieſem 
entlaffenen die Sendbrüder und die in freier Weife zur Genoflenfhaft gehörenden die Frei⸗ 
brüder. Hußerlich abgeſchloſſen von fläntifchen Leben, überwacht durch eine firenge Disciplin, 
aneinanbergefettet bucch die Gewohnheit häufig wiederholter gemeinſchaftlicher Betübungen, 
enthält die Brüderſchaft die innern Keime einer feſten Organiſation. Jeder Tag des Jahres 

hat im Raühen Haufe feinen eigenen Tagesſpruch aus der Bibel oder der ſogenannten drei⸗ 
fältigen Schnur. Jeder Bruder muß, wo er auch fei, viefen Tagesiprud beten, ebenfo muß 
ber Jahresfprud an jedem Sonntag in ber, Frühandacht Taut. gefprochen werben. Gin weiteres 
Mittel der Bereinigung find Berfammlungen am erften Tage eined jeden Monats, in denen 
eine gemeinjchaftliche gegenfeitige Fürbitte flattfindet. Endlich müſſen alle Brüder an zwei 
vorausbeſtimmten Tagen des Jahres zur Communion gehen, wo fie ſich auch befinden-mögen. 
Ein anderes Vereinigungsmittel find die Rundſchreiben, welche feit 1852 Wichern an die Brü⸗ 
der ergeben läßt, und bie hiffrirte Brüdercorrefpondenz, zu der nur die Brüder den Schlüffel 
haben und melde die fliegenden Blätter bringen: Holtzendorff gibt in feiner Schrift auch den 
Schlüfjel zu viefer geheimen Correſpondenz. 

Dutrtkhch feine ausgevehnten Verbindungen kann dad Rauhe Haus feinen Zöglingen fehr an- 
genehme Ausfichten für ihre Zukunft eröffnen. Die befondern Orbnungen für Die Sendbrüder 
beflimmen: Jedem Sendbruder wird die Vorbereitung zu Fünftigem Dienfte im Bruderhauſe 
zu Theil. Nachdem er ſich bewährt hat, mirb ihm je nach feinen Kräften und Fähigkeiten durch 
Bermittelung des Vorftehers, in nächſter Verbindung mit dem Oberconvicte, ein Amt dar= 
geboten, in welchem er dem Herren zu dienen im Stande ift und dad ihm jedenfalls für feine 
Berfon ein hinreichendes Auskommen gewährt. 

Dieſen großen Vortheilen entſprechen auch große Verpflichtungen. Jeder entjenbete Bru⸗ 
der iſt ſeinem unmittelbaren Vorgeſetzten zum Gehorſam verpflichtet. Die Brüderſchaft will 
ſich auch nur in die ſpeciellen Angelegenheiten miſchen, wenn dies an der competenten Stelle 
ſelbſt verlangt wird. Nur ſoweit es ſich darum handelt, ob ein Bruder ſeinen Dienſt in dem, 
Sinne und Geiſte thut, in welchem er eutſendet worden und durch deſſen Bewährung ſich die 
Brüderſchaft verpflichtet weiß, iſt er derſelben Rechenſchaft und Verantwortung ſchuldig. 

« Betrachtet man die Beaniten der Strafanſtalt zu Moabit, welche zur Brüderſchaft gehören, 
als Staatsdiener, fo find folche ihnen von einen andern Dbern auferlegte Pflichten jehr 
mislih. Ein folder Bruder-Staatöviener hat zwei Herren, und benen ift fchwer zu dienen. 
Der Anſtaltsdirector, deſſen Anfichten andere find als die ded im Bunde geheimnißvoll wal- 
tenden Obern, weiß ſich Beamten gegenüber, welche ven Befehlen anderer zu geborgen haben. 
Wir übergehen die weitern Obliegenheiten des Sendbruders, welde ihn in Beziehungen 
zur Brüberfchaft bringen, die denen nicht unähnlich find, welche der Jefuit feinem Obern gegen 
über zu beachten hat. Aber auch dafür ift geforgt, daß diefe Pflichten bes einzelnen Bruders 
erfüllt werben. Es forgt dafür das Buratorium der Brüberfchaft, welches aus ſechs Perſonen, 
„unter dem Vorſitze Dr. Wichern's, befteht. Neben dem Curatorium ſteht als die eigentlich wich⸗ 
tigfte Behörbe der am 2. Jan. 1858 gegründete Oberconvict, unter dem Vorſitze des Ober: 
convictmeifters Dr. Wichern. Die Einrihtungen und Chargen diefer Behörde find nad dem 
Vorbilde der Sreimaurerlogen geregelt. Als Unterbehörden find die Convicte eingefegt, welche, 
damit fie nicht zu Verbindungen, gegen ven Oberconviet ſich heranbilden, feinen diresten Ver: 
kehr miteinander haben, vielmehr nur unter Vermittelung des Oberconviets miteinander in 
Verbindung treten dürfen. Die Gonvicte find entweder gejhloffene, d. h. folder Brüder, 
melde in einer Anftalt oder Stadt zuſammen find, ober Correſponden zconvicte zerſtreut woh⸗ 
nender Brüder. “ 
Holgenvorff gelangt ©. 34 zu der Anfiht, daß die Brüderſchaft des Rauhen Haufes ein 
proteſtantiſcher Orben im Staatöbienfte ſei. Ihm erſcheint bie Wirkſamkeit dieſes Ordens in 
den Strafanſtalten des preußiſchen Staates vorzugsweiſe aus dem Grunde gefährlich, weil der 
Obereonvictmeifter des Ordens gleichzeitig an der Spitze der preußiſchen Gefängnißverwal⸗ 
tung ſteht, welche in eine Bahn eingeleitet worden iſt, auf welcher die möglichen ſchiefen Ten- 
denzen der Brüberfäaft, vermittelft der in Moabit beftehenven Einrichtung der Ginzelhaft, viel- 
fach begünftigt werden fünnen. Sagt doch Wichern in der Einleitung zu den Ordnungen der 
Brüderſchaft: „Ihre Genoſſen bilden nicht einen abgeſchloſſenen Stand, ſondern ſie ſind aus den 
verſchiedenen Amtern und Ständen gelanımelt, aber fie ſtehen jeder für fih und jeder für alle 


und alle für jeven als eine große Familie.” 
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Wir fragen einfach „in welche Stellung ver Borgefegte einer jenen Behörbe, alfo aud ber 
einer Strafanftalt, zu feinen Untergebenen gebracht wird, wenn ihm dieſe als eine compacte 
Maffe gegenüberfichen. Er wird ihrem gemeinfamen Willen gegenüber ſtets ohnmädtig 
fein und zur Null herabgedrückt werben, zumal dann, wenn berjenige, von welchen: diefe Mafle 
ihre na empfängt, zugleich jein Vorgefegter und der Meifter und Bruber feiner Unter: 
gebenen ift. | \ 

Übrigens iſt e8, wie die Rundſchreiben angeben, auf eine bleibende und dauernde Einrich⸗ 
tung des Ordens abgefehen, und Holtzendorf meint, es koͤnnten auf Wichern I. Calixtus I., 
Wichern U., Bregor I. u. ſ. w. folgen, und in dieſem Sinne fordert er vom Standpunkte der 
Gefängnißwiſſenſchaft aus, daß die Brüderſchaft des Rauhen Haufes aus den Strafanftalten des 
preußiſchen Staates entfernt werde. FB 

Wir ſchließen und dieſen Votum unbedingt an und ſind der Anſicht Hoyer's, daß 
bei zahlreichen Brüdern, deren Sinnedart ſchon aus dieſem numeriſchen Grunde eine ſehr 
verſchiedene ſein müfje, und bei ver Verknüpfung der beſondern Vortheile mit der Mitglied⸗ 
ſchaft des Ordeng fih Hochmuth und Heuchelei von folgen Genoſſenſchaften gar nicht völlig 
loomachen laſſen, und daß gerade diefe ed am mwenigften find, welchen man bie Zellen ver Gefan⸗ 
genen zu Öffnen Hat. Nach unferm Dafürhalten laffen fi) die Functionen eines preußiſchen 
Generals@efängnißinfpeetord und Die eines Oberconvictmeifters oder Generals der Brüber des 
Rauhen Hauſes durchaus nicht miteinander vereinigen. Der erftere bat allgemeinere Intereflen 
unverrüdt im Auge zu behalten, ald die find, welche die Brüder einer Genoſſenſchaft aneinan- 
der fetten. 

Als man im Jahre 1857 in Moabit vie Cinzelhaft begann, beließ man von 732 Befan: 
genen dort nur die, melde geiftig und £örperlich gefund, nicht älter als 45 Jahr und zum 
erften male im Zuchthauſe, zu dieſem auch nicht zu langzeitig verurtheilt waren. Von 1857 
bis Ende 18360 Haben 902 Gefangene dem Zellengefängniffe angehört, von denen 739 ber 
Klaffe der Diebe, Räuber und Fälſcher zuflelen. Bon den Beftande von 433, welcher ji Ende 
1860 in Moabit in der Einzelhaft vorfand, waren 179 aus Berlin, 142 aus andern Städten 
bed Negierungäbezirks Potodam, 104 vom Lande und 8 Ausländer. Bon höherer Bildung 
waren 23 (Kaufleute, Lehrer und Beamte), 196 Handwerker, 37 ohne Profeſſton, 8 Eigen: 
thümer, 113 Tagelöhner und 56 Dienfiboten; 3 waren lebenslänglih, 22 über 10 Jahre, 
75 zu5—10 Jahren, 224 zu 2—5 Jahren und 109 zu 2 Jahren verurtheilt. 

Nur 148 von diefen 433 waren früher noch nicht beftraft. Von 593 im Laufe bes Jahres 
Sfolirten waren 61 16—20 Jahre alt, 332 20-30, 152 30—40 und 48 40—50 Jahre 
alt. In der Zelle, welche 13 Fuß lang, 7—7Y, Fuß breit und 9 Buß hoch ift, findet ver Ge: 
faugene alles, was er zu feinem Bedarf an Mobilien und andern Utenſilien nöthig hat. Nächſt 
Tiſch und Sitzbank, einem Bret mit dem Trink: und Speiſegeſchirr, das wie Lampe und Wafdh- 
beiten von Zinn iſt und flet6 ſehr fauber gehalten werben muß, findet er zur Reinhaltung des 
Geräths, der Kleidung und der elle ald Inventar die nöthigen Reinigungsgeräthe, über bey 
Thür ein Bücherbret mit Schreibmaterial, Feder und Tinte, eine Bibel nılt Lefetafel, melde 
für jeden Tag die anwendbaren Leſeſtücke angibt, Gefangbud und Katehismud und ein Schul: 
leſebuch, außerdem eine Hängematte als Lagerapparat. Doc wird denen, für die es ber Arzt 
anordnet, ein gewoͤhnliches Bett aufgeftellt. Im jeber Zelle tft ein geruchloſes Cloſet. An ver 
Band ift die Hausordnung befeftigt. | 

Als Hauptpflichten gebietet dieſe dem Sträflinge : 1) den Beamten und Angefellten ver 
Anfalt pünktlihen Gehorfam zu erweiſen, 2) die angewieſenen Arbeiten mit Fleiß und Sorg⸗ 


falt zu verrichten, 3) in der Kirche und Schule mit Aufmerkfamfeit dem Vorgetragenen zu 


folgen, 4) an feinem Körper ſowol als in feiner Zelle ſich der ſtrengſten Ordnung und Rein⸗ 
lichkeit zu befleißigen, 5) die arbeitäfreien Stunden zum Leſen, Schreiben und Erfüllung der 
ihm in der Schule ertheilten Aufgaben zu verwenden, 6) jedes Verſuchs fich zu enthalten, mit 
feinen Deitgefangenen durch Worte, Zeichen oder Geberden, durch Schriftenwechfel ober fonft 
zu verkehren; nicht minder iſt es 7) dem Sträfling ſtreng verboten, zu freien, zu pfeifen, 
zu rufen, zu fingen, zu poltern, in ber Zelle, Schule und Kirche in Die Hoͤhe zu fleigen, ſowie 
Wände, Fenſter und Geräthe zu beſchreiben over zu beſchmuzen. Jeder Sträfling erhebt ſich 
des Morgens auf pad Zeichen der Glocke von feinen Lager, kämmt fein Haar, wäſcht ih ſauber 
Geficht und Hände, bringt fein Lagergeräth in Ordnung, reinigt feine Kleider und geht ſodann 
nach vorher verrichtetem Morgengebete can bie Arbeit. An Sonn und Feſttagen bleibt die 
Staats⸗Lexikon. VI. 12 
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Werktagsarbeit ausgeſetzt, und es beſchäftigt ſich der Gefangene, ſolange er nicht am Gottes⸗ 
dienſte theilnimmt, wie in den arbeitsfreien Stunden per Wochentage. 

Die Zeit zur Verabreichung bes Frühſtücks, Mittagseſſens und der Abendfuppe wird durch 
ein Signal mit der Glode angezeigt. Beim Frühſtück und ver Abendſuppe findet eine halb⸗ 
flündige, beim Mittagseffen eine einflündige Unterbrechung der Arbeit ftatt, welche auf ein wei⸗ 
teres Zeichen mit Der Glocke wieder zu beginnen bat. Sobald des Abends dad Zeichen zur Ruhe 
gegeben wird, hat der Sträfling fein ſcharfes Handwerkszeug und fein Licht an den Aufleher 
abzugeben. Er begibt fih nach dem Abendgebete, nachdem er ſich gewaſchen, gereinigt und aus⸗ 
gekleidet hat, bei dem gegebenen zweiten Zeichen auf ſein Lager und darf, Nothfälle ausgenom⸗ 
men, nicht früher als beim dazu gegebenen Glockenſignal wieder aufftehen. 

So oft der Sträfling die Zelle verläßt, hat er daß zu feiner Zelle gehörige Nummerſchild an 
feiner Bruft zu befefligen, auch jedesmal feine Müge auf ven Kopf zu fegen und den Schirm 
derſelben (welcher fein Geſicht bis zum Munde bedeckt und Ausſchnitte für die Augen. hat) nie= 
derzuklappen. Bei den Bängen, welche er gleichzeitig mrit niehreren andern Gefangenen zuſam⸗ 
men malt, wie nach der Kirche, Schule, dem Spazierhofe u. ſ. w., hat er fih von feinem Vor⸗ 
bermann mindeſtens 10 Schritte entfernt zu Halten und ſich fo gleihmäfig raſch fortzubewe= 
gen, wie ihm dies von dem Auffeher geheißen wird. 

In der Kirche und Schule Hat der Sträfling, jobald er auf feinem -Sigplag angelangt tft, 
. fein Nummerſchild außerhalb feines Sitzes aufzuhängen und erft beim Kortgehen wieder 
abzunehmen und von neuem an feine Bruſt zu befefligen. Die Müge wird in ver Kirche und 
Schule erft auf ein durd einen Beamten gegebenes befonderes Signal abgenommen und ebenfo 
nach beendigtem Gottesdienſt, no vor dem Fortgehen, auf ein gegebenes Signal unverzüglich 
wieder aufgeſetzt. Im Spazierhof, wo dad Aufflappen der Mützenſchirme geftattet iſt, muß Der 
Sträfling, wenm ihm ein Anderes nicht beſonders erlaubt ift, im flarken Schritt an den langen 
Seiten ſtill auf und ab gehen. Von Zeitzu Zeit wird Das Lagergeräth im Spaziechofe gereinigt 
und ausgeklopft, nach Anordnung des Auffeherd. Hat der Sträfling bei nem Director irgenbein 
Geſuch anzubringen, dann meldet ex Died dem Aufjeher und bittet um Vorführung, wenn er es 
nit vorzieht, dazu ben Befuc des Directord abzuwarten. Er hat alles gebührlich vorzutragen, 
fich jeber Heftigfeit und jedes Drängens zu enthalten unb ver Abhülfe und bes Beſcheids ruhig 
gewärtig zu fein. Fühlt er ſich Eranf, fo hat er dies gleichfalld dem Auffeher anzuzeigen, bamit 
er dem Arzt, welcher jeden Morgen in ver Anftalt ericheint, gemeldet werde. Befällt ihn nachts 
eine Krankheit, dann darf er an ber Schelle ziehen, ebenfo am Tage nach dem Auffeßet, wenn er 
einer fehnellen Hülfe bei der Arbeit ober fonft bedarf. Schellen ohne Roth zieht Strafen nad 
fi. Jeder Sträfling erhält regelmäßig Beiuche von den Ober: und Unterbeamten der Auſtalt. 
Die ihm hierbei Dargebotene Gelegenheit, ſich auszuſprechen, Bitten, Anfragen oder Klagen an 
zubringen, mag ber Sträfling vertrauensvoll und ohne Scheu benugen, hat fich aber jenes unnö- 
thigen Querulirens zu enthalten. Es ift jedem Gträfling bei yuter Führung geflattet, an feine 
Angehörigen ab und zu Briefe zu fhreiben und ebenjo vergleichen von ihnen zu empfangen. Es 
darf dies jedoch nur mit Vorwiſſen ded Directors und Geiſtlichen geſchehen. Weder bie abgeben- 
den noch Die ankommenden Briefe duͤrfen Unſchicklichkeiten ober jonft Ungehöriges enthalten, widri⸗ 
genfgliß fie vor der Beförberung an ihre Beflimnung cajfirt werven. Gbenfo wirh ed bei guter 
Führung einzelnen Angehörigen des Sträflings, die ſich durch ortäpolizeiliche Zeugniſſe als 
legitimirt ausweiſen, geftattet, ven Sträfling im Sprachzimmer unter der geordneten Aufficht 
zu fehen und zu ſprechen. Dergleihen Beſuche dürfen ſich jedoch nur ndih längern Zwiſchen⸗ 
räumen wiederholen. Dad Sprachzimmer ift übrigens ein gut eingerichtete freundliches im 
mer, die fich ſprechenden Berjonen ſind nicht (wie in Bruchſal) durch Barrieren und Gitter von= 
einander getrennt und können fi ungehindert einander nähern. Es wird dem Sträfling von 
dem Ertrage feiner Arbeit nach dem beſtehenden Tarife als Ermunterung zum Fleiße ein An⸗ 
theil, durchſchnittlich ein Fünftel des Verdienſtes, gut gefchrieben, von dem er während der Haft 
einen Theil bis höchſtens zur Hälfte für ich und jeine Angehörigen. verwenden darf, Brannt: 
wein, Raub: und Kautabad burfen nicht angeſchafft werden, Schnupftabad auf beſondere Er⸗ 
laubniß des Directors. Bei ver Entlafjung wird.vden Sträfling fein Guthaben berechnet und 
daſſelbe, ſoweit er es nicht zu ſeiner Reife bedarf, au die Ortsbehörde feines künftigen Aufent⸗ 
halts zur Aushändigumg geſandt. Befigt er.feine eigenen noch brauchbaren Kieivangefüde 
und reicht fein Guthaben nicht aus, ſich ſolche anzuſchaffen, dann merven fie ihm von der Ans 
ſtalt verabreicht. 

Übertretungen der Hausordnung ziehen die vorſchriftsmäßigen Strafen nah ſich. Der 
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Sträfling wird es bald inne, daß, jo ernſt auch feine Situation ift, ihm Doch die Liebe von jever 
Seite nahe kommt, und daß feiner eine orbentliche, freilich unmeigerlidhe und zwangsweiſe 
Berufdarbeit wartet. 

Auch uns ift Hei mehreren Befuchen in Moabit, al& die Anftalt unfer Director Schück's 
Leitung fand, die überaus humane und freundliche Behandlung der Sträflinge Durch die höhern 
und untern Beaniten befannt geworden. Dad Banze verliert faft völlig den Anfchein einer 
zuchtmeiſterlichen uͤberwachung und tritt in ben Kreis eines freundlichen Begegnens gebilbeter, 
an die Erfüllung ihrer Berufäpflichten gebunbener Perſonen. Wenn der Sträfling nicht zu⸗ 
fällig feine Berufsarbeit fortfegen kann, werben feine Gedanken und Kräfte auf das Erlernen 
der ihm zugetheilten Gewerbthätigkeit vorzugsweiſe gerichtet. Sie nimmt ihn an jedem Werk⸗ 
tage von Morgens 5 bis Abends 7 Uhr in Anſpruch. Er wird mit dem Arzte, Geiftliden und. 
Lehrer bekannt. Der Gefangene ſieht fi zwar von feinen Mitgefangenen, nicht aber von Men- 
ſchen überhaupt getrennt. 

Wie wir and eigener Beimohnung wiſſen, jind die kurzen Andachten, welche morgens ven 
Tagesdienſt eröffnen und abends den Nachtdienſt einleiten, erhebenb und, wie verfidhert wird, 
auf die Gefangenen von tiefem Ginbrud, Die Beantten verfammeln fi in der Gentralhalle 
zum Gefange eined Morgen: und Abendlieds, hören das Borlefen einer Bibelſtelle, beten ge- 
meinjam, und es folgt diefer Handlung dad Austbeilen ber Parole. Die Gefangenen hören 
Geſang und Gebet in ihren Zellen und folgen beidem. 

Die Tagesordnung if, obgleich anſcheinend einfach, doch nicht ohne mannichfache Abwechſe⸗ 
lung. Je nachdem es Winter over Sommer ift, gibt die Glocke in der Centralhalle um -5 oder um 
5%, Uhr dad Zeichen zum Aufſtehen. Die vorgedachte Morgenandacht wird zu einem gemein- 
famen Sotteödienfte. Die Stationdauffeher und ihre Afiiftenten betreten die Stationen, deren 
es 12 gibt, indem jede einen der drei Gorridore der vier Flügel einnimmt. Jeder Gefangene hat . 
feine Zelle bereitö gereinigt und gelüftet. Dex Aufjeher betritt jede Belle zur erſten Repiſion, ver 
Gefangene ſpricht ſeine ewaigen Wünſche und Anliegen aus, erhält friſches Waffer und das in - 
der Nacht abgeliefert gemejene Arbeitögerath. Die Arbeit beginnt und wird bald Durch das aus 
Suppe_und Brot beſtehende Frühſtück unterbrochen. Das erfte Verlaffen ver Zelle erfolgt, um 
fih Bewegung im Freien in den Spazierhöfen zu verjchaffen. Der Aufenthalt in denfelben ift 
im Winter eine halbe, im Sonmer dreiviertel Stunden. Zur bazu beflimmten Stunde befuchen 
die Tinzelnen Abtheilungen ihre Schulklaſſen täglich eine Stunde. Ihre geiftigen Kräfte werben 
daſelbſt lebhaft in Anſpruch genommen, fei ed für Die Libungen im erften Glementarifchen over 
für Realien oder für Beihäftigung mit ver Heiligen Geſchichte oder für den Eatechetifchen Linter- 
richt. Zweimal in der Woche it Bibelftunde in den Zellen der Kirche. Nach anderthalb: His 
hoöchſtens zweiflündiger Abweſenheit in der Zelle wieder angelangt, nimmt der Strafling feine 
Arbeit wieder auf. Br erhält um 11 Uhr friſches Trinkwaſſer und um 12 Uhr von dem 
Stationdanffeher pie Speife, melde aus einem Quart mit Gemuſe dickgekochter Suppe und einem 
halben Pfund Brot beſteht. Es iſt ein Mangel In ver Berpflegung ber preußifchen Gefangenen, 
daß ihnen nur an hohen Fefltagen und am Geburtstage des Königs Fleiſch verabreicht wird, 
fofern dies Der Arzt nicht beſonders verordnet, was übrigens fehr haufig geſchieht. Es fleht feſt, 
daß der Genuß des Fleiſches, befonbers zur Megeneration ver Musfelfafern, ven menfhlichen 
Körper unentbehrlich iſt. Wir finden ihm auch gegenwärtig beveitd ziemlich in allen andern 
Staaten vor und fünnen ed nicht regt begreifen, warum man ſich in Preußen dagegen ſträubt, 
einer vorhandenen Nothwendigkeit die exforberlihe Rechnung zu tragen. Durch Anſchaffungen 
von Fleiſchſpeiſen aus ihrem Überverdienſte ſuchen die Gefangenen ihrem Bedürfniſſe abzu⸗ 
helfen und übernehmen, joweit ed in ihren Kräften ftebt, jelbft eine Pflicht, welche eigentlich der 
"Staat zu erfüllen Hätte. Der Mefl der Mittagäflunde gehört dem Gefangenen, ex fann in ihm 
fefen, feine Schulaufgaben machen oder Repetitionen vornehmen. 

Nach unferm Dafürhalten hat das Leben in der Zelle vor dem in der Gejammthaft den 
großen Vorzug, daß der Gefangene ein Zimmer bat, in weichen ev mehr oder weniger fein eige⸗ 
ner Herr ift, fi frei hin und her bewegen kann und nicht eingezwängt ift in ſolche Bewegungen 
feiner Glieder, welche ihm eine jtete Überwachung feines Thuns vorſchreiben. Der ganze Nach⸗ 
mittag gehört ver Arbeit; vie mit ſchwererer Arbeit Beſchäftigten erhalten um 3 Uhr eine Speiſe⸗ 
zulage, alle aber um 4 Uhr friiches Wafler. Nachmittags gewinnnen die Aufieher die Zeit zu 
ihren Befuchen bei den Gefangenen. Die obern Beamten, Geiftlihen, Lehrer, Werkmeifter und 
der Arzt find dabei weniger an eine beftimmte Zeit gebunden. Auch dad Abliefern und Empfan⸗ 
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gen der Arbeit, die Abrechnungen, Beſuche von außerhalb, der Briefmechfel und anderes brin⸗ 
gen den Gefangenen in mannichfache Derhbrungen mit andern Perfonen. Wenn auch mit 
einen: täglichen mehrftündigen Alleinfein verbunden, iſt ver Aufenthalt in ver Zelle doch kein 
einfamer. Die Sacht ſtellt ji in der Wirklichfeit vielmehr fo, daß die Störungen, welche die 
Beſuche nothwendig bei der Arbeit machen müflen, dem Gefangenen oft unangenehmer werben, 
als ihm die Unterbrechung feiner Einjamkeit erfreulich tft. Um 7 Uht ift die Arbeit gefchloffen, 
die Abenpfuppe wird gegeben und die Abendandacht fehließt das Tagewerk. 

Wir Haben oben bereits gefehen, von weldem Belange bie inbuftrielle Beichäftigung in 
Moabit ift. Betrieben wird bie Metallpreherei, Bilvhauerei, Schuhmacherei, das Rohrſchnei⸗ 
den, die Tifchlerei, die Golvleiftenfabrifation, Luruspapierfiflägerei, vie Kattunweberei, das 
Knopfmachen, die Plufh- und Gäftorinweberei, Schneiderei, die Portemonnaie-Arbeit und die 
Schreiberei von 9 Schreibern. Die Arbeit ift die Freude und Erholung der Iſolirten, nicht 
ihre Laft. Sie ift keine mehänifche, fondern eine flet8 die Denkkraft in Thätigkeit erhaltenne. 

Wir wenden und zu den Schuleinriätungen. Die Einzelhaft iſt ver geifligen Ausbildung 
der Sträflinge überaus günftig. Director Schück ſchrieb bereitd? am 2. Jan. 1859, mit: 
bin nad) zweijährigen Beſtehen der Anftalt, an den Verfafler dieſes Artikels: „Die Fortſchritte 
in der Schule, die Leiſtungen im Rechnen, Leſen, Schreiben und Zeichnen ſind in der That zum 
Theil außerordentlich und dies wie der Arbeitdertrag überraſcht mich, der ich AÄhnliches erwartet 
hatte, jelbft. Diefe Mitgabe der intellectuellen Ausbildung , auch abgefehen von ber religidfen, 
nimmt der Sträfling aus gemeinfamer Haft nicht mit. Die Zelle fhärft alle Geiſteskräfte, na- 
“türlic nicht für fi allein, fondern in Verbindung mit alffeitig zweckmäßiger Behandlung.‘ 

Die Zelle macht dem Gefangenen die flille Sammlung möglich, in welcher der Geift ſich con- 
centriren und der ſich anſtrengende Fleiß des gebotenen Stoffe als feines geiftigen Gigenthums 
fih befier bemädhtigen und nutzbar machen kann, als Dies in der Geſammthaft möglic iſt. 

Der Previger Oldenberg äußert ſich in feinem Jahresberichte von 1859 über die Unter⸗ 
richtsbedürftigkeit ver Gefangenen: „Sehr harafteriftifch für die Verhältniffe, aus denen heraus 
dieſe Zuchthausbenölkerung erwaͤchſt, ift ver Zuſtand ver Unwiſſenheit, in welchem ein großer, wenn 
nit der größte Theil verfelben eingeliefert wird. Nicht nur der häufige Mangel der Leſe- und 
Schreibfertigkeit, ja vielmehr noch die vielfache Unbekanntſchaft mit ven Grundlehren des Heil 
und den Elementen ver biblifchen Geſchichte ifl überraſchend. Dieſe Unwiſſenheit finvet ſich 
nicht allein bei denen vom Lande, fondern auch bei den Berlinern.” Die Zeit des Unterrichts iſt 
fparfam zugemeffen. Jeder Gefangene hat wöchentlich drei Stunden für den Unterricht bei den 
Lehrern und eine oder zwei Stunden für den Unterricht beim Geiftliden und für ven Wochen⸗ 
gottesdienft. Für die Interrichtözeit werden jedem Gefangenen monatlidh zwei Tage vom Ar: 
beitöpenjum erlaffen. 

Die Säule beſteht aus fünf Klaſſen. In die fünfte Klaſſe treten die ein, welche bei ihrer @in- 
Tteferung weder ſchreiben noch rechnen und gar nicht ober nur ſtümperhaft lefen koͤnnen. Verſetzt 
wurden 1860 21. In die vierte Klaſſe die, welche nur ſtümperhaft leſen, aber doch dabei etwas 
ſchreiben und rechnen, und die, welche zwar fertig leſen, aber gar nicht ſchreiben und rechnen koͤn⸗ 
nen. Verſetzt wurden 1860 109. In die dritte Klaffe die, welche vom Gedruckten abſchreiben, 
zur Nothdurft einen Brief ſchreiben, mechaniſch fertig lefen und bie vier Species rechnen können. 
Mer veriegt fein will, muß die Bruchrechnung verftehen, es bis zur Tefefertigkeit gebracht haben 
und im Stande fein, Erzählungen und Beichreibungen, die, im Anſchluß an das Leſebuch, im 
vereinigten Sad: und Spradhunterricht durchgenommen find, frei niederzuſchreiben. Im Jahre 
1860 wurden 49 bis zu diefer Bertigkeit befördert. Das Ziel der zweiten Klaſſe ift die Regeldetri 
mit Bruͤchen und die darauf ſich gründenden Rechnungsarten, Zins-, Gefellihafts-, Miſchungs-, 
Flächenrechnung, Leſen mit völlig richtiger Betonung, die Anfertigung einfacher Geſchäftsauf⸗ 
fäge und die von Aufgaben aus dem fachlichen Unterrichte. Hier wurden 11 verfegt. In die erfte 
Klaffe treten die ein, deren Schulbilvung mit „gut“ bezeichnet werben Tann. Hier umfaßt der 
Unterricht die Wiederholung der bei ver zweiten Klaſſe gedachten Rechnungsarten, das Wurzel: 
andziehen, Aufgaben aus der angewandten Geometrie, fhriftliche freie Beurtheilungen gegebe- 

ner Themata, wechjelnd mit Bearbeitung von Anfgaben aus dem fachlichen Unterricht. 60) 
" Durch alle Klaffen geht der Yinterricht in der biblifhen Geſchichte Monatlich wird eins von 
24 ausgewählten Kirchenlievern gelernt, im Katechismus wird monatlich ein Hauptſtück geübt, 


60) Ein Miniſterialerlaß vom 3. Juli 1860 regulirt das Schulweſen in den preußiſchen Straf⸗ 
anſtalten. Mittheilungen, S. 391 
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und dem Singen iſt in jeder Klaſſe woͤchentlich eine halbe Stunde gewidmet. Bei dem Sachunter⸗ 
richt find es vorzüglich Gegenſtäände der Naturkunde, des Maſchinenweſens u. ſ. w., auf welche 
ſich derſelbe richtet. Das Zeichnen wird von den dazu Befähigten in der Zelle geübt. Wir ſahen, 
daß recht gute Fortſchritte in demſelben gemacht waren. Die Benugung der reichhaltigen Ge: 

fängnißbibliothek, aus 1430 Bänden beftehend, welche auch im Fache ver Beichichte, Geographie, 

- Reifen, Raturfunde u. |. m. gut ausgeſtattet ift, trägt zur eigenen Fortbildung in der Zelle bei, 
und Director Schück bat ums verſichert, daß in derfelben auch dad Kranzöftfcde und Engliſche 
mit Nugen getrieben würden. 

Wir übergehen, was für Die Predigt, Seelforge und Firdhliche Beforgung der Gefangenen 
geſchieht. Daß es allen Anforberungen entſpricht, Dafür bürgt der Umftand, daß die obere Leitung 
ſich in der Hand Dr. Wichern's befindet, und daß die Prediger Oldenberg und Boegehold, ihrem 
Amte ebenfo aufrichtig ergebene ald gewachſene Männer, ihm getreulich bei feinen Beſtrebungen 
zur Seite flehen.. 

Der Geſundheitszuſtand Her Gefangenen iſt ein überaus befriedigender. Das Verhältniß 
der Berfiorbenen zu ven Erfranften ergibt Äh aus nachfolgender Liberficht. 

1) Es betrug ver Beftand und Zugang ber Steäf: . 187. 1868. 1859. 1860. 

linge in ver Einzelbalt -. . . . 22. 452 554 564 593 
2) Davon waren täglich durchſchnittlich kraunk 15 21 22 17 
3) hen rn 8 9 9 7 

(oder von 100 13), 12%, 1Ya 1%,) 

4) Die durchſchnittliche Kopfſtaͤrke betrug 360 433 420 407 
Davon wie ad 8 geſtorbhen.. 8 9 9 7 

(oder von 100 2%, 2 2 11,). 

Bon den Todedfällen erfolgten 33 an Zuberfuloje, 3 an Waflerfucht, 1 infolge von Nieren- 
‚entartung und A au acuten Krankheiten. g i 

Die leichten Krankheitsfälle werden in der Zelle vom Arzte erledigt. Ift eine Umlage⸗ 
rung nöthig, dann find dazu im vierten Klügel 24 Kranfenzellen beflimmt, in welcher Laza⸗ 
rethabtheilung ein Aufjeher nie Krankenpflege beforgt. Die Kranken, welche nicht allein gelafien 
werven können, kommen in ein zweites Lazareth, in welchem eine Reihe von Zimmern, jebeö 
mit zwei Betten, ſich befinden, und welches zugleich für die in der Collectivhaft und Filialanſtalt 
befindligen Kranken benugt wird. 

Auch in pſychiſcher Beziehung iſt der Zuftand ein ſehr günftiger geweſen. Es ift währen 
jener vier Jahre nur ein Fall von wirklich eingetretener Geiſteskrankheit vorgefommen. Ebenſo 
nur ein Selbſtmord. Außer der Geiſteskrankheit kamen fieben Fälle von Sinnestäufhungen . 
vor. Die Batimten genafen bald und kehrten in kurzer Friſt an ihre Arbeit zurüd. 

Die Diseiplin wird in der Anſtalt, wie in ven übrigen preußiſchen Strafanftalten, militä= 
riſch gehalten und grundſätzlich fireng gehandhabt. Doc ift die Zahl ver Disciplinarſtrafen 
nicht groß. Es kamen 1857 185, 1858 265, 1859 216 und 1860 172 Diseivlinarftrafen 
vor, welche 188, 164, 135 und 109 verſchiedene Beftrafte betrafen, ſodaß pie Mehrzahl wieder⸗ 
holte Strafen waren. Die Strafen waren 1860 63 mal die Lattenfirafe, 75 mal ver Mittel: 
arrefi, 32 mal die Koftentziehung, 1 mal die Entziehung des Schnupftabadd, 1 mal bie 
Zwangsiade. Körperliche Züchtigungen famen nicht vor. Sie find nur 1858 2 mal und 1859 
3 mal bei jüngern Burfchen angewendet worben. | 

Wir Eönnen auf die Bemühungen der Anftalt, für die Entlaflenen zu forgen, hier. nicht 
weiter eingehen, fle gehören dem Gefaͤngnißweſen nicht mehr an. Gedenken müffen wir jedoch 

des in- Berlin feit rei Jahren beſtehenden enangelifhen St.-Iohannisftifts, welches Dr. Wichern 
mit Brübern des Rauhen Hauſes befegt bat. Einige von diefen Brübern haben es fi zur Auf⸗ 
gabe geflellt, den entlaflenen Sträflingen ein Unterkommen und eine gewerbliche Beichäftigung 
zu vermitteln, auch fie mit ihren Angehörigen auszuföhnen. ' 

Das Borftehende mag genügen, um einen Überblick darüber zu gewinnen, in welcher Weiſe 
das Syſtem ver Cinzelhaft in Moabit in Anwendung gebracht wird. Wir finden dort dad 
Nummer: und Rappen= ober Maskenſyſtem, bie Abtheilung in der Kirche und Schule und 
die Sfolirfpazierhöfe, mithin ven Grundſatz ſtreng durchgeführt, daß das Bekanntwerden bed 
Sfolirten mit feinen Mitgefangenen durchaus zu verhinbern jei. ' 

Es ift bisher noch eine offene Frage geblieben, ob dieſe Erſchwerungen der Einzelhaft ent= 
behrlich find oder nicht. Nach unferer Anficht find viefe Einrichtungen nothwendig, jolange 
may die Aufrechthaltung des ebengedachten Grundſatzes für erforderlich erachtet, entbehrlich, 
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wenn man auf biefen fein Gewicht legt und von der Anſicht audgeht, daß Die Gefangenen fi 
ungeachtet aller diefer Vorkehrungen doch kennen lernen. Wir würben dieſe Beſchränkungen 
beibehalten, denn fie find den beffern Gefangenen aus ſchonender Rückſtcht erwiefene Wohlthaten, 
ohne viefelben kehrt” vie Einzelhaft zur beſchränkten Gefammthaft zurüd und nimmt fo alle 
Mängel ver legtern an. 

Nachdem wir, jorweit es unfern Zwecken entſprach, in die Details ber Musführung der Einzel⸗ 
haft in Moabit eingegangen find, müffen mir noch einmal auf die Frage zurückkommen, ob diefe 
‚Einzelhaft mit ver Geſammthaft ihrem Weſen nach ſich fo identificire, Daß Die erſtere der legtern 
ohne weiteres im Verwaltungswege fubftitwirt werden koͤnne, ohne Daß es dazu eines beſondern 
Geſetzes bedürfe. Wir glauben dies verneinen zu müfſen. Es kann hierbei völlig nnentſchieden 
gelaffen werden, ob die Cinzelhaft vie leichter oder die ſchwerer zu erſtehende Freiheitsſtrafe iſt 
deu einen wird ſie das eine, dem andern pad andere fein. So halten wir nach unferer ſubjectiven 
Überzeugung es für weit härter, feine Zeit in ver Gemeinſchaft mit Verbrechern zuzubringen, als 
eine Ifolirzelfe bewohnen zu müflen. Nach ver Anfchauung der Mehrzahl derjenigen, welche die 
Zudthäufer zu bevölfern verurteilt find, wird ſich die Sache jedoch nicht ebenfo geftalten. Es 
wird dieſe anderweitige Anſchauung aber um fo mehr in dad Gewicht fallen, als. bisjetzt Die Mehr: 
beit der Strafrechtslehrer fi entſchleden dahin neigt und die ſachkundigen Gefängnißbeamten 
ihnen beipfliäten, daß die Ginzelhaft eine intenfio wirffamere, eine graduell gefleigerte Form 
der Freiheitsſtrafe ſei. Ihnen ift fie dies, weil dad Maß räumlicher Freiheit in gemeinfamen 
Arbeitöfälen ein größeres ift, weil vie Gefängnißdieciplin über den Willen des Sträflingd bei 
‚der Geſammthaft niemals zu einer fo vollkommen unbeoingten Herrichaft gelangen fann wie 
in der Zelle, weil bei der Einzelhaft eine viel größere Anzahl von Objecten der Sinnenwelt 
der Biahrnehmung entzogen wird, und weil dad Gemüth, das Geiſtesleben, die gefammıite 
Innerlichleit des Verbrechers lediglich auf fich ſelbſt zurückgedrängt wire. 61) 

Eines Geſetzes, welches die Einzelhaft vegelt, bedarf es aber auch deshalb, weil das Straf- 
maß bei der Einzelhaft im Verhältniß zur gemeinſamen Haft in diefem Geſetze reducirt werben 
muß, und meilman, wen man dies unbeachtet läßt, die beſſernde Kraft ver Cinzelhaft gleichſam 
ihrer Spige beraubt. In eben vem Maße, in welchem man bie perföntiche Freiheit durch Bin- 
zelhaft, im Verhältniſſe zur Genmeinſamkeit, mehr beſchränkt, in eben dem Maße muß man auch 
in vem Gefangenen eine höhere Werthſchätzung feiner perjönlichen Freiheit wachrufen, ihm feine 
Entbehrung fühlbarer und drückender machen. Vereinigen fi mit dieſem größern Drange nad 
Freiheit nun noch die ſtaͤrkern Einflüfle, welche pie Einzelhaft auf die Beflerung des Sträflings 
auszuüben vermag, wird durch fie feine Beſſerung ſchneller gefbrvert, dann wiverfpricht es dem 
Brundfage, daß die Strafe eine gerechte fein müfle, wenn man den Sträfling deſſenungeachtet 
für die gleiche Zeitvauer dem Zuſammenleben mit Menſchen entzieht, als dies gefcheben fein 
würde, wenn man bie braftiichen Mittel feiner gefteigerten Freiheitdentbehrung und Beflerung 
gar nicht auf ihn angewandt hätte. 

Die Ideen Wichern's, daß in der Verkürzung ber Freiheitoſtrafe des Jfolixten eine Unge⸗ 
rechtigkeit gegen ven liege, welcher in ver Gefammtheit bleibt, dürfte biäher von jeiten ver Rechts⸗ 
wiffenfgaft wol noch feine Unterſtützung gefunven haben. Der Sträfling, weldyer in ver Ge: 
famnttheit bleibt, verbüßt die Ihm zuerfaunte gefeglihe Strafe, deren Dauer fein Urtheil 
beftimmte. Der Sfoltrte erleidet dagegen eine Haft, welche ver Geſetzgeber nicht im Sinne Hatte, 
als er die Strafnorm dietirte, und welche nur Einzelne vielleicht ald eine leichter zu erſtehende 
betrachten, die große Mehrzahl aber als eine härtere. Die größere Härte muß durch die Kür: 
jung ber Strafe audgeglihen werben. Den Maßſtab dieſer Ausgleichung wird man aud in 
Preußen, wie man ihn anderswo fand, finden und füglih bei ven Beifpiele Babend ftehen 
bleiben können, welches eine Kürzung um ein Drittel eintreten läßt. 

Übrigens ergeben auch Goltdammer's „Materialien und Vorverhandlamgen des Strafge: 
fegbuch8” (I, 135), daß man bei ver Berathung über 6. 11 deffelben vie Nothwendigkeit an= 
erkannte, mit ver Einführung des Iſolirſyſtems zugleich einen beſtimmten Maßſtab für die dann 
erforderliche Herabfegung der Dauer der zu erkennenden Frrfheitsftrafen durch die Befeggebung 
anzuordnen. Die Commiſſion der zweiten preußifhen Kammer hat bie Frage ber Einführung 
der vollſtändigen Ifolirung für eine Frage der orventlichen Gefepgebung erachtet. Iſt es aber 
irgendwo nothwendig, hier die Legislation einfchreiten zu laffen, dann ifl e8 gewiß in einen 


61) von Holgendorff, Geſetz⸗ oder Berwaltungsmarimen, S. 15. Nach Fueßlin Fonnten Lange I Ho: 
lirte ſolche Farben, welche fie zufällig nicht zu fehen befamen, nicht mehr beuennen und unteriche 
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Stante der Fall, in welchem ber eigenthümliche Umſtand wohl zu beachten, daß derjenige, in 
deſſen Hand man bie obere Leitung des Gefängnißwefens legte, die Gefängnißanftalten zugleich 
als Verſorgungsanſtalten für die Brüder eined Ordens betrachtet, deſſen Oberconvictmeifter 
und General er iſt. Eine Kürzung der Strafvauer foll auch nach vem bairiſchen Entmurfe eines 
Geſetzet den Vollzug der Freiheitsſtrafen durch Cinzelhaft betreffend (vom Auguft 1861), 
eintreten, biefe Kürzung fi aber nicht auf die erften ſechs Monate der Einzelhaft ausdehnen. 

Was vie Gefüngniffe Preußens betrifft, welche fih unter ber höhern Verwaltung bes 
Juſtizminiſteriums befinden, fo ift es im weſentlichen die Iuftruction für die Infpectoren, Auf- 
feher und MBärter der gerichtlichen Befängnifle von 24. Det. 1837 (Juſtiz⸗ Minifterialblatt 
xon 1889, ©. 270), melde für die Berwaltung viefer Gefängniſſe maßgebend if. Die Iu- 
fiructzon ertheilt die ndthigen Anweiſungen in Betreff ner Aufuahme und Bifltation der Befan- 
genen ©%), der Verwahrung der ihnen abgenommenen Saden, der Führung der Gefangen⸗ 
liften und der Dislocation der Gefangenen. Sie enthält zugleich vie Beflimmungen über bie 
Trennung der verſchiedenen Geſchlechter, der Unterfuhungs = von den Strafgefangenen und 
der bei verfelben Sache betheiligten Unterfichungsgefangenen, über die moöglichſte Trennung 
nad Stand, Bildung und Alter, ſodaß namentlich jugendliche Gefangene nit in ſchlechte 
Geſellſchaft zu bringen find. ber die der Geſundheit unſchädliche Feſſelung, welche auf ven 
Nothfall beſchränkt ift, in Bezug auf ven Verſchluß und ie Revifion ber Gefängniſſe, Die Beſuche 
der Gefangenen, ihre Correſpondenz, ihre Leetüre, ihre Freiftunden n. f. w., ſowie über die 
Beköſtigung und Ärztliche Behandlung der Gefangenen, die Reinigung und Heizung, der Ge⸗ 
fängnifle werben ebenfo die nöthigen Beflimmungen gegeben. Jever Gefangene, ohne Unter: 
ſchied des Standes, foll nady feinen Fähigkeiten mit den im Gefängniſſe zuläffigen Arbeiten be- 
Ihäftigt werben ; nur wer ſich felbft verpflegt und nit feinen Berhältnifien eutſprechend beſchäf⸗ 
tigt werden kann, wird mit der Arbeit verſchont. Eine allgemeine Verfügung vom 5. Juni 
18656 regulirt die Behyältigung der Gefangenen in der gerichtlihen Haft und beflinumt ihren 
Antbeil an dem Arbeitôverdienſte, welcher, wenn die Beihäftigung nicht unter 4 Wochen 
dauerte, die Hälfte deſſelben beträgt, ſonſt aber nadı Maßgabe der Dauer derjelben abzumeflen 
it. Aus ber andern Hälfte gibt der Iuftizminifter ven Gefängnißbeamten Remunerationen 
und verwendet dasjenige, was dieſe nicht erihöpfen, halb zur Verbeſſerung der Gefängniſſe 
und halp zur Verſtärkung des Unterflügungäfonds für hülfobedürftige Kinder verflorbener 
Juſtizbeamten. 9°) 

Die Gefangenen nehmen theil am Gotteodienſte im Betſaale der Anftalt oder mit Ein- 
ſchrãnkungen in einer Kirche, erhalten den religiöſen Zuſpruch eines Geiſtlichen, auch ſind allge⸗ 
meine Abenpmahlöfeiern angeorimet. Die Gefangenen ſollen mit Bitte und Menſchlichkeit, aber 
au mit angemeflener Strenge zur Zudt und Ordnung angehalten werden. DBerlegungen der 
Hausordnung werden mit Bermeifen und nachſtehenden Disciplinarftrafen geahndet: 1) mit 
Entziehung ausnahmömweifer Begünftigungen auf 4 Moden oder auf immer; 2) mit @in- 
fperrung in ein bunfles Gefängniß bis auf 8 Tage; 3) mit Entziehung der Freiftunden bis 
su 14 Tagen; 4) mit Einfperrung bei Waſſer und Brot in einem einſamen Gefängniffe bis 
auf 14 Tage, wobei nur zweimal wöchentlich warme Speife verabreicht wird; 5) mit An- 
legung von Feſſeln bis auf eine Woche; 6) durch Die Gumulation zweier der angebrohten Stra: 
fen. Die Inftrustion von 1837 kennt auch noch die Edrperliche Züchtigung als Disciplinar- 
ftrafe, erſcheint in dieſer Begehung jedoch als antiquirt. 6%) 

Für die Säuldgefangenen finden im allgemeinen zwar biefelben Beſtimmungen Anz: 
wendung, jedoch find dieſelben nach ven Umfländen mobificktt, und es wird hier der Geſfichtspunkt 
feftgehalten, daß es bei dieſer Haftart nur auf Freiheitsberaubung ankommt, ihr jedoch jebe Er- 
ſchwernug derſelben fremd iſt. 

So verſchieden auch in Preußen die Befchaffenheit ver Gerichtsgefäugniſſe ſich gegenwärtig 
noch geftaltet, und fo menig es auch beveitö möglich gewefen ift, alle Mängel verfelben zu befei- 
tigen, fo ift doch in ven legten Jahrzehnden insbeſondere unendlich viel für dieſe Beſeitigung 
gefchehen, namentlich durch den Bau neuer Gefängniffe und die Erweiterung und Verbeflerung 
der vorhandenen. 





62) Es werden drei Klaſſen derſelben unterfchieden: die Unterfuchungsgefangenen,, bie Strafgefan- 
genen und bie Schuldgefangenen. Diefe Iegtern werben denen gleich behanbelt, welche wegen der ver: 
mweigerten Leiftung eines Eides, einer nicht beftellten Baution ober wegen Injurien verhaftet werben. 

63) Michel, Handbuch des Gefängniß⸗ und Strafvollitredungsmeiens bei den Gerichten in Preu⸗ 
gen (Berlin 1858), S. 170. ... 64) Michel, ©. 148. 
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Inder Zeit ver Blüte ber Reaction ging in Berlin unter dem Generalpolizeibirector von 
Sindelveg (1852) das Stabtvogteigefängniß mit feinen Straf: und Unterfuhungsgefangenen 
in die Verwaltung der Polizeibehörde über. Ähnliches ift in Breslau geſchehen. Es wider⸗ 
jpricht die Einwirkung ber Bolizei auf den Unterſuchungsgefangenen sun aber entfchieben den 
Grundſätzen, nad welchen das mit Mündlichkeit und Offentlichkeit ausgeftattete Strafverfahren 
Preußens: zu handhaben if, ſie wiberfpriht aber au den beſtehenden gefeglichen Beſtim⸗ 
mungen, insbeſondere dem noch gültigen Theile der Criminalordnung von 1805 und ver In⸗ 
ſtruction vom 24. Oct. 1837... Hervorzuheben ift befonders bie Unzuträglicfeit, daß das 
Stabtongteigefängnißreglement von 1852 die Disciplin über bie Gefangenen einer Commiſſion 
überträgt, die aus zwei Mitgliedern der Verwaltung und nur aus einem Mitgliede des Gerichts 
befteht, ſodaß das leßtere ſich beſtaͤndig in der Minorität befindet und jo bie Dischplin im Grunde 
lediglich der Verwaltung anheimfällt, während fie nah der Criminalordnung nur dem 
Unterſuchungsrichter zuſtehen ſoll. Es iſt zu hoffen, daß der gerügte Übergriff des Polizeiftaats 
in dad Gebiet des Nedytöftants, welcher bereit bei ver Landesvertretung angeregt ift, bald feine 
Beieitigung finden werde. 

VL Das Gefängnißweſen verfhienener anderer Staaten. Baflen wir 
ſchließlich noch dasjenige, was wir über das Gefängnißweſen anderer Staaten zu fagen haben, 
in gebrängter Kürze zufammen. Es mag dies um fo mehr gefhehen koͤnnen, als unfere Mit- 
tbeilungen über England, Irland, Frankreich und Preußen bereitö ein reiches und genügenbes 
Material zur Beurtheilung ver Gefängnißfrage gewährt haben. ' 

Wenn man, wie dies in Schletter’8 „Annalen der Criminalrechtspflege“ (XL, 173) ge: 
ſchehen if, pie Gefängniffe unter die drei Rubriken 1) Iſolirungsſyſtem, 2) gemifchtes Syſtem 
(Genfer Syflem) und 3) Socialſyſtem (Bumanitätsfyften, Obermaier'ſches Syſtem) bringt, 
dann liegt ed und. ob, ad) noch ner beiben letztern etwas näher zu gedenken. . 

Das Genfer Syſtem, beffen Begründer, Aubanel, 18 Jahre lang Vorſteher der genfer 
Strafanfalt war, befteht in einer theilweiſen Verbüßung der Strafe in der Einzelhaft, mit 
Abfonderung aller Sträflinge zur Nachtzeit, und wurhe jeit 1825 zur Ausführung gebracht. 
Dies Syſtem ift nur mit Unrecht eine Nachbildung des Auburnſchen genannt worben, da es fi 
weſentlich darin von ihm unterſcheidet, Daß ber Anfang der Strafzeit durch eine abfolute Sfoli- 
zung ausgefüllt wird, welche 15 Tage, bei Rüdfälligen aber länger dauert. Bon dieſer Iſoli⸗ 
rung wird gegen Rückfällige ein fo ausgebehnter Gebrauch gemacht, daß fie bei Ihnen mindeſtens 
ein Jahr und hoͤchſtens die Hälfte ihrer Strafzeit anbanert. Die Sträflinge, welche die Sfoli= 
rung überflanden, arbeiten in Fleinen Abtheilungen und nicht, wie in Auburn, in großer Anzahl 
zuſammen. Der Bau der Anftalt erleichtert eine genaue Beaufſichtigung dieſer Abtheilungen, 
deren es vier gibt: 1) die der vückfälligen wegen Verbrechen (orimes) im Sinne bes Code p6nal 
oder Vergeben (delits), überhaupt wegen ſchwerer Verbrechen Berurtheilten; 2) die der Ber: 
brecher der erften Kategorien, die jih.mufterhaft aufführten; 8) die ver zum erfien male wegen 
Vergehen Berurtheilten; 4) die der beffern Gefangenen mit verſchiedenenen Unterabtheilun⸗ 
gen. Die zu Gefängniß bis zu einem Jahre Berurtheilten befinden fich in einem befonbern 
maison de detention. 

Die Anwendung dieſes Syſtems lieferte feine günfigen Refultate, ungeachtet Aubanel 
Menſchenkenntniß, Beharrlichfeit und Ausdauer mit Wohlwollen und fittlichem Exnfte verband. 
Die Schuld dieſer geringen Erfolge ſchreibt Mittermaier 69) dem Umſtande zu, daß bie Anftalt fo 
viele Ausländer, insbeſondere verfommene Branzofen aufnehmen mußte, daß die Glaffification 
den Strafarten bed Code p6nal angepaßt werben mußte, und daß bie Stellung umter Polizei: 
aufjtcht vielfach zu neuen Verbrechen trieb. 6%, Auf ähnlihem Suftem beruht die 1826 erbaute 
Anſtalt in Lauſanne, welde unter tüchtigen Gefängnißbeamten viel Outes leiftete. Die Bönitens 
tiavanftalt zu St.-Iafob in St.Gallen 67) hat ſich ſtets einer beſondern Theilnahme erfreut. 
In ihr findet Iſolirung zur Nachtzeit, Ijolirung jedes Meneintretenden und gemeinſchaftliche 
Arbeit in Fleinen Abtheilungen flatt. Seit 1854 iſt der Dixection die Befugnig ertheilt, gegen 


65) Die Gefängnißverbefierung, ©. 60. 
66) Eine Würdigung und Beichreibung ber genfer Anſtalt findet ſich in der Schrift von BuolsBern- 
burg’s, Über Holländifche Armencolonien, S. 127. 

67) Beichreibungen biefer Mufteranftalt. finden fich in den Schriften zweier Vorſteher berfelben, 
Moſer und Kühne, welcher letztere dem erftern vor zwei Jahren folgte: Mofer, Die Pönitentiäranftalt 
St.⸗Jakob bei St.-Gallen (1851); Kühne, Gutachten über bauliche und andere Anordnungen in ber 
Strafanftalt St.Gallen 1809), 
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gefährliche Individuen eine abſolute Iſolirung Bis zn ſechs Monaten eintreten zu laſſen. Ein 
im Jahre 1830 geflifteter Schutzaufſichtsverein unterftügt Die Bemühungen der Anftalt, welche 
auf die Beflerung der Sträflinge gerichtet find, und verſchafft ſolchen Entlaffenen, für weiche ver 
Borftand fi verbärgt, ein Unterfonnen. Kühne verlangt viele Berbeflerungen in der Anftalt, 
beſonders eine Vermehrung der Iſolirzellen in feiner in ver Rote 67 erwähnten Schrift. 

Das Strafgefeßbud für den Canton Solothurn vom 3. Juni 1859 verordnet, daß jeber, 
welder zum Zuchthauſe verurtheilt ift, einzeln eingefperrt wird, mit Ausnahme der Arbeits- 
zeit. Die Sträflinge werden zu fortwährendem Schweigen angehalten und zu Edrperlihen Ar- 
beiten innerhalb und außerhalb der Anftalt. Als Schärfung kann die Ifolirung nicht über drei 
Monate flattfinden. Sowol bei ver Zuchthaus als bei ver leichten Einjperrungsfktafe fann Die 
Aufiichtöbehörbe bid zu vier Wochen Einzelbaft ohne Arbeit verhängen. 

Aud der Entwurf eines Strafgeſetzbuchs für den Canton Bern kennt die Cinzelhaft als 
eigene Strafe. Sie darf nicht fürzer ald auf 14 Tage und nicht länger ald auf ein Jahr ausge⸗ 
Tproden werben, bei Rückfälligen auf anderthalb Jahr. Verſchärft kann fie werben durch ma- 
gere Koft, härtere Lagerflätte und Dunkelarreſt. Der Entwurf geht von ver Anſicht aus, daß 
die Einzelhaft weniger eine beſonders beſſernde Wirkung habe, ſondern mehr als eine intenfiv 
firengere, daher mehr zur Abfchredung geeignete Strafart zur Anwendung zu bringen fel. 
Man erfieht hieraus, wie wenig die Anfihten Dr. Wichern’8 von ber gleichen Schwere ver Ge⸗ 
fammt- und Cinzelhaft fich noch einer allgemeinen Zuſtimmung zu erfreuen haben. 

Im Canton Aargau iſt 1859 ein wichtiger Schritt zur Ginführung ber Ginzelhaft ge: 
fischen. Der Bau eines die Anwendung des Syſtems berfelben vorausſetzenden Befängnifles 
it von Welti (Juſtizdirector) durchgeſetzt worden, Doch iſt der Bau noch nicht ausgeführt. 

‚ Wir wenden uns zu dem @efängnikiyftem Obermaier's, welches derſelbe in der Straf⸗ 
anflalt auf der Au zu Münden zur Anwendung bringt. Zwei von bem Regierungsrath 
Obernaier 1835 und 1837 von Kaiferslautern aus, mo berfelbe damals Strafanflaltspiree- 
tor war, veröffentlichte Schriften, in benen er ſeine Behandlungkweiſe ver Gefangenen ſchil⸗ 
derte, richteten die Blicde nach Kaiferslautern. Dbermaier hatte die dortige Strafanflalt 


in einem traurigen, aus dem grauenhafteflen Abſchreckungsſyſtem hervorgegangenen Zus 


ftande übernommen , die vorhandenen Misflände ſchnell erfannt und mit Ausdauer und 
Kraft bejeitigt. Auch ohne große Hunde, geladene Gewehre und ſtetes Prügeln Hatte fich Die 
Anftalt verwalten laffen. 

Obermaier hatte jih die Aufgabe geftellt, neben der Beſtrafung auch Die Beflerung ber 
Gefangenen ftet3 im Auge zu behalten und bei möglihfter Beachtung der Inpivinualität 
buch Gewoͤhnung an Reinlichfeit, Ordnung, Bleiß und Gehorſam, verbunden mit Schul: 
und religiöfem Unterrichte, viefe Beflerung hervorzurufen. Die Sträflinge ſchliefen und 
arbeiteten zujanımen und mußten bei der Arbeit ſchweigen, wogegen ihnen in der Erholungs: 
zeit anfländige Geſpräche geftattet waren. Beſonders ausgebildet hatte er das Syſtem ber 
Benuffihtigung ver Gefangenen durch Mitgefangene, Aufpafler genannt, denen er bei Strafe 
die Pflicht des Denuncirens auferlegte. 69) 

Im Jahre 1842 nad, Münden verfept, wandte Obermaier auch dort jein Syflem oder 


„vielmehr jeine Behandlungsweiſe ger Sträflinge, an, da diefer von vielen Selten das Prädicat 
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eines beſondern Syſtems nicht zugeſtanden wird, indem man in ihr nichts weiter ſieht ald das 
Verfahren eines tüchtigen Anſtaltdirectors, welcher auch durch die Geſammthaft die moͤglichſt 
günſtigen Reſultate für ven Veſſerungszweck zu erſtreben ſucht. 

Die wunde Stelle des Obermaier'ſchen Syſtems find feine Aufpafſſer. Dieſe Hüͤlfbeam⸗ 
ten werden durch das ihnen auferlegte Spioniren demoraliſirt, ſie demoraliſiren die Mitgefan⸗ 
genen und reizen ſie zu Angriffen gegen fidh auf, welche, wie bekannt, ſich in München bereits bis 
zur Ermordung fleigerten. ” 

Das Aufpaflerfoftem iſt zwar infolge des gedachten Ermorbungsfalis Höhern Orts aufge 
hoben 6%); allein auch nur fo angewendet, daß der Vorſtand eine befondern Spione aufftellt, 
es aber jedem Sträfling zur Pflicht macht, ihm von ven Übertretungen feiner Kameraden 
Kenntniß zu geben, bleibt daſſelbe fehr gefährlih. Es erweckt allgemeines Miötrauen und 
rachſüchtige Gefühle und befördert vie Heuchelei folder Sträflinge, welche bei ihrer eigenen 
Schlechtigkeit doch von ber ihrer Mitgenoffen Vortheil zu ziehen beftrebt find. 


68) tiber die Folgen folcher Bevorzugungen einzelner Gefangenen vor ben andern haben wir une 


oben bereits ausgeſprochen. 69) Mittermaier, Die Gefängnißfrage, ©. 39 
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Mittermaier ſpricht fi 79) über dad Obermaier'ſche Syſtem dahin aus: „Kein unbefange⸗ 
ner Beſucher ver Anſtalt München kann verkennen, daß dem äußern Anſehen nach ein Beift 
der Ordnung und der Arbeitſamkeit herrſcht, der für bie Anſtalt gewinnt; daß auch Ober⸗ 
maier, ber nach ſeinem Charakter zwar ſtreng und ernſt, aber auch wohlwollend iſt, ven arbeit⸗ 
ſamen Straͤflingen manche wohlthuende Begünſtigung gewährt, und daß er, mit großer 
Beobachtungsgabe außgerüftet, den Sträflingen, die er zu durchſchauen hofft, imponirt und 
fein Streben auch auf Beſſerung der Sträflinge gerichtet if. Allein ebenfo gewiß ift es, daß 
derſelbe in einer Selbſttäuſchung lebt, indem er die Arbeitſamkeit der Sträflinge für ein 
Hauptelement der Befferung anfieht 71) und von ber ſchweigenden Unterwerfung des Straf⸗ 
lings den Schluß feiner guten Befinnungen ableitet, ohne zu ahnen, welde bedenkliche Ver⸗ 
flündigung unter ven Sträflingen herrſcht. Don den mistigften Elementen der Beiferung, 
der moralifchen und religiöjen Erweckung durch Unterredungen unb durch Linterricht, wird Fein 
oder nur doch ein fehr beſchränkter Gebrauch gemacht.“ 

Über drei andere Strafanſtalten Baierns, Kaiſerslautern, St. Georg und die Plaſſenburg, 
haben wir und anderweitig ausgefprochen, über Kaiferdlautern in ber „Deutſchen Straf: 
rechtopflege“, II, 460; über St.:Georg und die Blaflenburg esenpafelbft und in Goltdammer's 
‚Achto für preußifches Strafrecht“, V, 609. | 

. In Raiferdlautern fanden wir unter der Direction des Vorſtehers Meuth eine mit gro- 
Ber Umſicht geleitete Strafanftalt, jedoch in der Geſammthaft das bunte Gemiſch der verfchie- 
denſten Sträflingsarten des Code penal, vom forgat auf Lebenszeit bis zu dem zum empris- 
sonnement Verurtheilten und zwar in beiden Gefchlehtern nor. . 

Die Anftalt ift auf der Stelle, auf welcher Kaiſer Friedrich Barbarofſa's Schloß ſtand, in 
einem Halb£reife erbaut. Die an der Peripherie des Kreifed liegenden Gefängnißräume er: 
Halten dadurch eine größere Audvehnung, bie näher nem Mittelpunkte zu gelegenen eine gerin⸗ 
gere. Die erſtern bilden bie Arbeits, die legtern die Schlaffäle. Die Beköfligung der Gefan- 
genen ift wie in allen bairiſchen Anftalten fehr gut. Die gute Führung der Sträflinge machte 
nur felten Disciplinarſtrafen nöthig. 

Auch in St. 2@eorg bei Baireuth fanden wir unter ber Direction Hertzinger's, welcher 
ebenſo wie Meuth ein Schüler Obermaier's iſt, die Verfolgung des Beſſerungszwecks mit vieler 
Unfiht durchgeführt. Die Lokalitäten dieſes Zucht- und Strafarbeitshauſes für männ: 
liche Sträflinge waren augenſcheinlich zu beſchränkt. Die vorgeſchriebene Feſſelung ber 
Ketten?- und Zuchthausſtraflinge tritt, abgeſehen davon, daß ſie bei der Arheit ſehr ſtoͤrend iſt, 
dem Beſſerungszweck hemmend entgegen, indem ſichcbar⸗ Zeichen der Erniedrigung auch der 
innern Aufrichtung entgegenwirken. 

Auf der Plaſſenburg bei Kulmbach fanden wir eine Strafanſtalt alten Sqlags. Der Vor⸗ 
ſtand derſelben, Meß 72), iſt ver Anſicht, daß die Gemeinſchaftshaft entſchiedene Nachtheile habe 
und ein Hinderniß der Beſſerung fei und dieſe in der Cinzelhaft mehr gefoͤrdert werden koͤnne. 

In den Strafanſtalten zu Kaisheim und Mebborf werben bie Meueingelieferten, foweit es 
der beſchränkte Raum geftuttet, auf einige Monate ifolirt. Auf einem großen zur Anftalt ge: 
börigen Raume werden Gefangene, vie ſich nach längerer Strafzeit gut beitragen baben und 
mehr der ländlichen Bevolkerung angehören, auf nem Wege ber Gnade mit landwirthſchaft⸗ 
lichen Arbeiten unter ſtrenger Aufficht beſchäftigt.78) 

Wir ſehen hier einen Übergang zu den vorgedachten gZwiſchen anſtalten. Die allgemeine 
Meinung ſoll fi) ſehr günſtig für die Einrichtung ausſprechen, und es ſollen aus der Anſtalt 
Entlaftene, welche mit landwirthſchaftlichen Arbeiten beſchäftigt worden waren, ſehr leicht ein 
Unterfonunen finden. 7*) 

In Ofterreih wurde auf Grund eines Vortrags bed Zuflizminifterd von Schmerling 
am * Aug. 1849, durch die Bemühungen Würth's, vom Kaiſer beſtimmt, daß die Cinzel⸗ 
haft. in Zukunft auf alle Unterfuchungsgefangenen und auf nie zur Gefängniß-⸗ und Kerfer: 
firafe Berurtheilten angewendet werben folle. Demgemäß wurde au in der Strafanftalt zu 


70) Mittermnier, Die Gefängnigverbefierung, ©. 58. 

71) Für ein foldyes holten auch wir baflelbe, aber nicht für bas alleinige Element. 

72) Meß, Der Vollzug der Freiheitsſtrafe in Jaiern (Würzburg 1860). - 

73) Mittermaier, Die Gefängnißfrage, ©. 4 

74) Auf der fürftlichen Domäne Groſchwiß, eine Meile von Rudolfladt, fanden wir die Arbeitehaus⸗ 
ſtraflinge beiderlei Geſchlechts mit der Ackerbeſtellung und Viehabwartung beſchäftigt. Die Beanffich⸗ 
tigung beſchraͤnkte ſich im weſentlichen wol auf die —2* Einſchließung. 
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Garſten mit dem Bau einer Anzahl Zellen vorgegangen. Als man 1852 dad neue Strafgeſetz 
berieth, konnte man fi indeflen über die Annahme des Syſtems ber Einzelhaft, weil die Er: 
fahrungen über dieſelbe noch zu kurz und zu wenig allfeitig wären, noch nit vereinigen. Nur 
ala Verſchärfung ver Kerkerſtrafe lieg man die Cinzelhaft bis zur Dauer von einen Monat ein- 
treten. Man erkannte jedod den Beſſerungszweck der Strafe an und daß die Einzelhaft Diefen 
foͤrdere. In Garſten bei Steger wird jener Sträfling bei feinem Gintritte, ehe er mit andern zu- 
ſammengebracht wird, auf 8—14 Tage in einfamer Haft gehalten. 

Nach den Tafeln zur „Statiſtik ver Öfterreihiichen Monarchie“ (neue Folge, Bo. II, Heft 2, 
Wien 1859) hatten die Arbeitd- und Strafhäufer Ofterreichs einen durchfchnittlichen Stand 
1852 von 10474, 1853 von 11930 und 1854 nebft ven Inquifitenarreften am Jahresſchluſſe 
einen Stan von 28008 Gefangenen. Don diefen waren 23458 Männer und 4550 Weiber. 

Bon den eigentlichen Gtrafanftalten hatte vie zu Wien 396, zu Stein 328, zu Neudorf 
158, zu Garſten 791, zu Karlau bei Gratz 409, zu Laibach 187, zu Capo d'Iſtria 578, zu 
Gradiska 230, zu Prag 1522, zu Brimn 1386, der Spielberg 400, zu Lemberg 1590, zu 
Sambor 829, zu Stanislawow 192, zu Krakau 159, zu Rzeszow 342, zu Wisznicz 312, 
zu Czernowitz 128, zu Mailand 472, zu Mantun 818, zu Venedig 444 und zu Padua 
814 Sträflinge am Jahresſchluſſe im Beſtande. Die Zmangsarbeitshäufer hatten 1852 einen 
durchſchnittlichen Stand von 1205, 1853 von 1314 und 1854 von 1230 Sträflingen. 

Da Preußen nur Balb foviel Einwohner als Öſfterreich zählt, fo wird eine Vergleihung 
biefer Sträflingszahl mit der Anzahl der Züchtlinge, welche wir in Preußen vorfanden, zu 
Gunſten Oſterreichs ausfallen, deſſen Strafgeſetze im allgemeinen milder find und deffen Ver⸗ 
folgung begangener Verbrechen eine weniger durchgreifende iſt. 

Im Königreihe Sachſen finden wir in Waldheim ein Zuchthaus für männliche und 
weiblige Züchtlinge, in Zwickau ein Steafarbeitshaus für Männer, in Hubertuöburg das 
Landesgefängniß zur Verbüßung längerer als viermonatlider Gefängnipftrafen nebft dem 
Strafarbeitähaufe für Weiber, in Bräunsdorf eine Gorrectiong- und Erziehungsanſtalt 
für flttli vermilderte und verwmahrlofte Kinder und in Großhennersporf eine ähnliche An⸗ 
fiat. Mit Waldheim, Zwickau und Hubertusburg find Gorrectionshäufer verbunden. Über 
den Stand der drei erſtgedachten Anftalten gibt ein Bericht In der Zeitichrift des Statiſtiſchen 
Bureau des Minifteriumd des Innern vom Jahre 1855, S. 93, eine ausführliche Nach⸗ 
richt, welche ftch über die Jahre 1838-—54 verbreitet. Im Durchſchnitte dieſer Jahre zählte 
Waldheim 580 Züchtlinge, 502 männlide and 78 weibliche, Zwickau 848 Strafarbeits: 
bäudler und Hubertusburg 170 Gefangene und zwar 31 Männer und 139 Weiber. Die 

Zahl ver Sträflinge war in einem fleten Steigen begriffen. Während Waldheim 1839 522 
zählte, waren 1854 daſelbſt 682, in Zwickau war die Anzahl von 392 auf 807 und in Hu: 
bertußburg von 103 auf 216, im ganzen aber von 1077 auf 1705 gefliegen. Die Bevöl⸗ 
terung des Landes war um 21,6 Proc. gefliegen, die der Strafanftalten aber um 38,10 Proc. 

Wir Haben ausführliche Beihreibungen Waldheims im ſecheſten Bande des Goltdammer'⸗ 
fhen „Archis des preußifchen Strafrechts“, S. 159 fg., und im zweiten Banbe ber „Deutſchen 
Steafrechtepflege”, S. 468 .fg., geliefert, auf welche wir hier Bezug nehmen. Wir fanden in 
Waldheim die Geſammthaft mit ſtreng durchgeführten Schweigfoften und mit nächtlicher Iſo⸗ 
lirung von ungefähr 400 Gefangenen. Die 1857 dort befindlich geweſenen politiſchen Ver: 
beecher waren ifolirt, man hatte jenem zwei Zellen, eine zum Wohnen und eine zum Schlafen 
gegeben. Die Gemerbthätigkeit ift in Waldheim eine fehr rege, man zählte im Juli 1857 23 
verfchiebene Inpuftriezweige oder Entreprifen daſelbſt. Die Dieciplin erſchien uns als eine ſehr 
firenge. Es ift eine Schattenfeite ver ſächſiſchen Strafgefeggebung, daß fle die Lörperlige Züd: 
tigunfg als Strafqualifteation in einem weiten Umfange fennt. Auch als Diöciplinarfirafe 
wurde fie in Waldheim häufig angewendet und bis auf 60 Hiebe ausgenehnt. In dem neuen 
Bezirfögerichtögefängnifle zu Leipzig befindet ſich eine große Anzahl von Iſolirzellen für die 
Unterfuhungs: und fonfligen Gefangenen. 

Auch Über Die Strafanftalten Würtembergs haben wir uns in der „Deutſchen Strafrechto⸗ 
pflege", a. a.O., S. 474, ausgefprochen. Den erften Rang unter den würtembergifhen Straf: . 
anftalten nimmt das Zuchthaus zu Gottedzell bei Shwäbtih-Gmünden ein. Es trat 1824 an 
die Stelle der bis dahin beſtandenen fünf Zuchthäufer und wurde nah einem Klaffeniyftem bei 
fonftiger gemeinfamer Haft eingerichtet. Es Hat mit nem Arbeitshanfe für männlie Verbrecher 
zu Ludwigsburg, dem für weibliche zu Markgröningen und ven vier Kreisgefängniſſen zu Hells 


bronn, Rottenburg, Schwäblih:Hall und Ulm eine gemeinfame Hausordnung vom 22. Der. 
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1842. Schletter theilt dieſelbe im 39. Bande feiner „Annalen der Criminalrechtöpflege“ mit. 
Die Zühhtlinge beider Gefchlechter werden nach dieſer In verſchiedenen Räumen des Zuchthauſes 
verwahrt. Die zu lebenslänglicher Zuchthausſtrafe Derurtheilten befinden ſich in einer befonbern 
Abteilung. Wir faben fie 1857 in der neuen Strafanftalt zu Stuttgart, von welder Damals 
erft die Hälfte erbaut war, da noch zwei Flügel des panoptifh conflruirten Hauſes zu feiner 
Vollendung fehlten. Wenn, wie wir annehmen müſſen, gegenwärtig in Gotteszell fih nur zu 
zeitlicher Zuchthausſtrafe Verurtheilte befinden, dann werden biefe nur eine Abtheilung bilden, 
indem ſich diejenigen, welche nach Art. 13 des Strafgeſetzbuchs von den übrigen getrennt zu hal⸗ 
ten find, nad Art. 2 des Befeged von 13. Aug. 1849 im Feſtungsarreſte auf dem Hohen⸗ 
asperg befinden. 

Die Behandlung der Gefangenen ſoll frei von aller willkürlichen Bevorzugung, ſtreng, aber 
gerecht und menſchlich ſein und auf die ſittliche Beſſerung hinausgehen. Auch auf die Geſund⸗ 
heit der Gefangenen ſoll jede mit dem Strafzwecke und der innern Ordnung und Disciplin ver: 
trägliche NRüdffiht genommen werden. Die männlichen Oefangenen find von ben weiblichen 
gänzlich getvennt und legtere durch weibliche Aufieherinnen überwacht, was beiläuftg bemerkt 
auch in Preußen durchgängig geſchieht. Die Gefangenen Habenein beftändiges Stilligweigen zu 
beobadten, auch alle Mitteilungen durch Geberden, Blicke, Schrift oder fonflige Mittel zu 
vermeiden. Nur die jugendlichen Verbrecher, welche ſich in einer beſondern Anſtalt zu Schwaͤ⸗ 
biſch-⸗Hall befinden, und deren Behandlung ein Reglement vom 9. Ort. 1851 zu Grunde liegt, 
fönnen in den Erholungsftunden fi gemeinfam unterhalten. 

Nach dem, was Mittermaier in der „Gefängnißverbeſſerung“, ©. 8, darüber anführt, ift wol 
anzunehneen, daß die Einzelhaft an die Stelle ver Geſammthaft zu treten beſtimmt iſt, doch 
ſcheint über den Umfang, in welchem dies geſchehen ſoll, eine fefte Einigung noch nicht vorzu⸗ 
liegen. Die neue Strafanſtalt zu Stuttgart ift augenſcheinlich zur fünftigen Ausführung ber 
Ginzelhaft beftimmt, doch fanden wir 1857 in dem fertigen Theile derfelben ungefähr 150 Züdt- 
linge in ver Gefammthaft. 

Was das Großherzogtum Baden betzifft, ſo Hat ſich der Art. Beſſerungs ſtrafen bereits 
ausführlich mit feinem Männerzuchthauſe zu Brudial beſchäftigt, ſodaß wir dieſer Muſter⸗ 
anſtalt für die Durchführung der Einzelhaft nach dem ſtrengern Pentonviller Syſteme hier nicht 
näher zu gebenken brauchen. 

Nach ven neueften „Statiftifen der Strafrechtspflege Badens für die Jahre 1858 und 1859" 
(Karlsruhe 1861) befanden ſich in Bruchfal am 1. Ian. 1853 321, am 1. Jan. 1859 316 
und am 1. Ian. 1860 258 Züchtlinge. Wir finden 1858 12 und 1859 8 Todesfälle pafelbft, 
ſodaß von dem am Anfange des Jahres vorhandenen Beſtande 3,7 und 2,5 Proc. ftarben. In eine 
Seilanftalt mußten 1858 ein, 1859 zwei Züchtlinge verjegtwerben. Die Zahl der Verpflegungs= 
tage belief fi) 1858 auf 116438; an 7800 derielben mußte die Kranfen= und an 2899 der- 
jelben die Hungerfoft verabreicht werben, beziehendlich bei &,7und 2,5 Broc. derfelben. Im Jahre 
1859 maren 104801 Berpflegungstage, und es wurde an 6009 (5,7 Proc.) berielben die 
Kranfen:, an 1781 (1,7 Broc.) aber die Hungerkoſt gegeben. 

In dem Kreisgefängniffe zu Manheim, welches am 1. Jan. 1359 einen Beſtand von 
158 Männern und 26 Weibern, 1860 aber von 118 Männern und 23 Weibern hatte, waren 
von 68067 Verpflegungstagen 5421 Hungerfofitage, oder beinahe SPror., und 1859 von 
55784 Berpflegungstagen 3521 Hungerfojttage oder 6,3 Broc. Diele trofkiofe Strafqualifis 
sation fand nılthin eine ſehr häufige Anwendung. 

In den beiden gedachten Strafanftalten und im Weiberzuchthauſe zu Kislau nnd Arbeits⸗ 
haufe zu Breiburg befanden fih am 1. San. 1859 866 Sträflinge, darunter 183 Weiber, 
1860 aber 742 Sträflinge, darunter 163 Weiber. Am 1. San. 1858 hatte die Zahl 878 bes 
tragen, war mithin im fleten Abnehmen. 

Bon 1029 im Jahre 1858 in die badiſchen Strafanftalten Eingelieferten fonnten 967 
(94 Proc.) lejen und jchreiben, 20 lefen, aber nicht jhreiben und 42 weder leſen noch ſchreiben. 
3m Jahre 1859 Eonnten von 822 Gingelieferten 792 (96,3 Proc.) lefen und fhreiben, 8 konn⸗ 
ten lefen, aber nicht ſchreiben und 22 weder lefen noch fihreiben. Diefe Zahlen geben im Ver⸗ 
hältnifle zu andern Ländern, namentlich zu Frankreich und ſelbſt zu Preußen, einen Beweis für 
den weiten Fortſchritt, welchen die Volkobildung in Baden machte. 

Eine beſondere Beachtung verdient das Gefängnißweſen Oldenburgs. Es iſt die beſondere 
Tüchtigkeit des Directors der dortigen Strafanftalt zu Vechta, Hoyer, welchem bie ©efängnip- 
verbefferungen zu banfen find. Obsleich ein Freund der Einzelhaft, welche ex ſeit 1840 in fletd 
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erweiterter Ausdehnung zur Anwendung brachte, faßt er dieſelbe doch in einem praktiſchen 
Sinne auf und hält das ſtarre Feſthalten an einem Syſtem für nachtheilig. Als 1858 in Olden⸗ 
burg das neue Strafgefebud eingeführt wurbe, welchem das preußifche, jedoch vielfach ver- 
befiert, zu runde liegt, wurben drei Arten von Strafanftalten nöthig, ein Zuchthaus, 
welches Ehrenfolgen nach ſich zieht, eine Anftalt zur nicht entehrenden Einſchließung und Ge: 
fängnifle zur Berbüßung der Gefängnifftrafe. Da Oldenburg die Todesſtrafe nicht kennt, auch 
nicht wie Preußen die Ehrenfolgen ber Strafe ald dauernde, fondern hoͤchſtens als fünf Jahre 
währende auffaßt, fo kann bei allen Beftrafungen der Beſſerungszweck feſt im Auge behalten 
und fiherer erreicht werben. 

Nach einer Verordnung vom 20. Det. 1858 jollen die polizeilichen @efängnißftrafen bei 
den Ämtern, die von den Obergerichten und Schwurgerichten erfannten in den vormaligen Kreis⸗ 
gefängniflen und bei längerer als ſechswöchentlicher Dauer in den Centralgefängniſſen zu DI: 
denburg und Jever vollftreclt werden, da, wo der Berluft ber Ghrenrechte erfannt wurde, in 
Beta. Die Anftalt: zu Jever nimmt bie zur Ginfhliefung Verurtheilten auf. 

Hoyer's Berichte über die Gefängnißvermaltung für die Jahre 1858 und 1859 liefern über 
dieſe das vollſtändigſte Material. Obgleich die Einzelhaft die Regel der Strafvollſtreckung bil⸗ 
det, fo ſteht doch der Verwaltung das Recht zu, nad) der Inbivinualität des Sträflings aud 
die Geſammthaft eintreten zu laſſen. Hoyer erklärt ſich entfchienen für pie Zmifchenanftalten im 
Sinne Crofton's, und es ift feit 1858 in Oldenburg mit zehn Sträflingen eine folge verſuchs⸗ 
weiſe eingerichtet yworben. Diefelben befinven ſich in einer beſondern Abtheilung des Gorrer- 
tiondhaufes, bebauen das Land, genießen mehr Freiheiten und werden auch au Beforgungen 
in der Stadt gebraucht. Hoyer will, mit befonderer Auswahl, die Sträflinge im Freien beihhär- 
tigt wiffen, weil dies die Geſundheit flärke und beffernd wirke. 7°) 

In Hannover iſt feit einem Jahre ein großer Schritt zuc Einführung der Einzelhaft gethan 
worden; das Yuftizminifterium gab in einer Vorlage an die Kammern vom 7. Jan. 1860 
dazu die Anregung. In dem gemeinfhaftlien Beichluffe beider Kammern vom 11. April 1860 
wird der mangelhafte Zuftand der Strafanftalten und der Vorzug des Syſtens der Einzelhaft 
vor der gemeinfamen Haft anerfannt. Doc erichien den Kammern zuvor eine Abänderung des 
nach dem bairifchen bereits veralteten Strafgefegbuch redigirten Strafgefegbuchs vom 8. Aug. 
1840 nothwendig und eine vollftändige Gefegvorlage wegen Durchführung der. Einzelhaft 76) 
erforderlich. , 

Auch in Bremen wird mit der Einführung des jegt im Entwurfe vorliegenden Strafgeſetz⸗ 
buchs die Einzelhaft ihren Eingang finden. In Hamburg ft die Frage wegen Anmendung der 
Einzelhaft in der neuen Strafanftalt noch nit definitiv beantwortet. Hudtwalker ift ver An- 
fit, daß man zwar in einer rationell eingerichteten Strafanftalt die Einzelhaft nicht entbehren 
fönne, daß ihre confequente Durchführung aber noch vielfachen Bedenken unterliege.- Hubt- 
walker ift für die Gemeinſamkeit beim Gottesdienſte und beim Unterrichte. 

In Mecklenburg iſt es die Strafanftalt von Dreibergen, welche eine befondere Beachtung 
verdient. Es wird in derſelben von der Ifolirung infofern Gebrauch gemacht, als jener Neu: 
eintretende in der Einzelhaft fo lange gehalten wird, ald e8 mit Rüdfiht auf feine Individua⸗ 
lität nöthig erfcheint. Mit der Zeit fluft fich vie Behandlung bei der Ifolirung ab, melde jich 
auf das erſte Strafjaht auspehnt. Auf den Unterricht, den Gottesdienſt und das Spazieren- 
geben erftreckt ſich die Iſolirung nicht. Alle zu einem Jahre oder auf fürzere Zeit Verurtheilten . 
bleiben während ver ganzen Strafpauer in der Ifolirung. Iſolirt werden auch die, welche ſich 
in der Strafhaft fehlecht betragen. Auch die zum Tobe Verurtheilten, aber zu lebenslänglichen 


75) Mittermaier, Die Gefingnißverbefierung, S. 5 u. 20; Die Gefängnißfrage, S. 4. Bol. 
auch den überhaupt fehr zu beachtenden Bericht des füchflfchen Geheimraths von Zahn über bie Beſich⸗ 
tigung mehrerer deutfchen Gefängnifle, S. 39. — 

76) Inu den Strafanftalten Hannovers befanden ſich am 31. Dec. 1858 1469 Männer und 336 Wei- 
ber, zufammen 1805, und es fam 1 Sträfling auf 1008 Einwohner bes Königreichs. Hiervon waren 
Männer in der Kettenftrafanftalt zu Lüneburg 153 (darunter 35 Tebenslänglid) Perurtheilte), in dem 
Zuchthaufe zu Lüneburg 161 (3 eehenslänglic), im Zuchthauſe zu Gelle 369 (6 febenslänglich), im 


. Zuchthaufe zu Osnabrück 138, im dortigen Strafarbeitshanfe 60, in dem zu Hameln 302, in dem zu 


Emben 103 und im Werkhaufe zu Moringen 183. Weiber befanden fi im Zuchththauſe zu Lingen 
171 (17 lebenslaͤnglich), im Strafarbeitshaufe defelbft 118 und im Werkhauſe zu Peine 47 Sträf- 
linge. Im Jahre 1856 hat fich die Zahl der Sträflinge auf 2223 und 1857 auf 2008 belaufen, ſodaß 
fchon auf 823 und 908 Einwohner einer fam. Die Abnahme hat in einer Abänderung der Diebflahles 
ſtrafe wefentlich ihren Grund. | 


‘. 
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Zuchthauſe Begnadigien werben ifolirt, und aus ſchonenden Rückſichten VBerurtbeilte aus den 
höhern Ständen.’”) In. nem Reglement für Dreibergen vom 5. Der. 1851 iſt e8 ala Zweck 
„der Anſtalt ausgeſprochen, daß neben der Strafvollſtreckung moͤglichſt auf die religioͤs⸗ ſittliche 
Beſſerung der Sträflinge hinzuwirken fei. 

Im Kurfürſtenthum Heflen finden wir in ven ſechs Strafanftalten 1858 2726 und 1859 
2344 Sträflinge. Bon ven legtern waren 1791 männliden und 553 weiblichen Gefchlecht3, 
von den erftern beziehendlih 2019 und 707. Dieſe Sträflinge vertheilten fi fo, daß 1858: 
907 und 1859 835 männliche auf dad Zwangsarbeitshaus zu Ziegenhayn, auf das zu Kulba 
aber 1858 334 und 1859 241 weibliche Sträflinge famen. In dem Zuchthaufe an der Fulda 
in Kaffel waren 1858 367 männlide und 1859 334 männliche Züchtlinge, in dem Zucht⸗ 
hauſe in der dortigen Stadtlaferne 1858 449 Männer und 373 Weiber, zufanımen 822, 
1859 aber 364 Männer und 312 Weiber, zufammen 676. 

In dem Stockhauſe zu Kaflel befanden fih 1858 46 und 1859 47 Männer, in dem zu 
Marburg 1858 250 und 1859 211 Männer. Bon den Sträflingen farben 1858 65 ober 
2,88 Proc. 1859 39 oder 1,7 Proc. Auffallend groß war bie Sterdlichkeit im Stockhauſe 
zu Marburg, wo 1858 6,8 Proc. und 1859 6,2 Proc. ſtarben, während im Zuchthauſe an 
der Fulda zu Kaſſel nur beziehendlich 1,09 Proc. und 0,8 Proc. ſtarben. Es kam 1859 auf 
327 5 Einwohner ein Gefangener, ſodaß deren Zahl verhältnißmäßig ſehr groß war. Über die 
kurfürſtlich heſſiſchen Strafanſtalten gibt Nöllner einen ziemlich ungünftigen Bericht im Ge⸗ 
richtsſaal· von 1856, U, 171. Ebendaſelbſt, Jahrgang 1855, S. 383, findet ſich auch ein 
Bericht Sachau's über den Entwurf eined Geſetzes für Vollſtreckung der Zuchthausſtrafen in 
Holflein und Schleswig, unter ziemlich ausgedehnter Anwendung der Einzelhaft. 

In Weimar und in Rudolſtadt ſehen wir in gemeinfamer Haft die nach dem thüringifchen 
Strafgeſetzbuche Berurtheilten im Zuchthauſe und in eben folder Haft im Strafarbeitshaufe 
die zu biefem Gondemnixten. In Rndolſtadt verbringen die Strafarbeitöhäusler nur ihre 
Sonn= und Feiertage, an welchen fie dem Gosteöpienfte beiwohnen, in der Anftalt jelbR, wo⸗ 
gegen fie ſonſt auf der (Mote 74 gedachten) Domäne Groſchwitz befhäftigt werben, foweit 
nicht Krankheit oder Arbeitöunfähigfeit fie in ver Anftalt zurückhält. Befondere Cinrichtungen, 
melde auf die Förderung des Beflerungszweds hinausgehen, konnten wir in biefen thüringi- 
ſchen Anſtalten nicht wahrnehmen. 

Die Geſetzgebung Belgiens gehört zu denen, welche das Syſtem ber Einzelhaft allmahlich 
auf alle Gefängniſſe auszudehnen beabfichtigen und nicht allein auf die Strafanflalten, ſondern 
auch auf die Unterfuhungsgefangenen zu erfireden willens find. Es ift hier Ducpetiaux, der 
General⸗Gefaängnißinſpector des Königreichs, welcher mit ebenſo großer Sachfenntniß und Um⸗ 
fiht als linermüblihkeit für die Berbeflerung des Gefängnißweſens thätig ifl. In dem Art. 
Beſſerungsſtrafen iſt dargeſtellt worden, in weldem Umfange in Belgien die Ginzelhaft 
bereitö zur Anwendung gefonmen if. Mittermaier 7°) überzeugte ſich 1856 beim Beſuche ver 
Anſtalt zu Lüttich davon, daß dad Syſtem ſich gut bewährte. Die Anftalt gleicht ver zu Bruch⸗ 
fal, doch ſind die Spazierhöfchen größer und luftiger, auch wirb ed den Gefangenen bei guter 
Führung geflattet, das Höfchen als Garten zu bepflanzen. Das Maskenſyſtem und die stalls 
find vorhanden, 

Nach der ‚Statistique des prisons de la Belgique en 1851 a 1855 (Brufiel 1857) 
fonnten von 100 belgischen Gefangenen 83 nicht lefen, was einen großen Gontraft mit Baden 
herausſftellt. 

In dem „Avant-projet de loi sur le régime des prisons“, deſſen Br. 2, ©. 675 gedacht 
wurde, erfannte man jehr richtig, daß die Strafzeiten ver Beſchränkung bebürfen, und dag ein 
gutes Betragen diefe kürzen und eine bedingte Begnadigung herbeiführen müſſe. Obgleich 
dies Geſetz bisher noch nicht in das Xeben trat, fo fährt doch Die Regierung fort, die Einzelhaft 
immermehr einzuführen. 

Die Stariftit von 1850— 55 liefert feinen günftigen Bericht über die Wirfungen ber bis⸗ 
berigen Gefängnißzudt. Die Mehrzahl ver Entlaffenen wurde ſchon im erften Jahre wieder 
rüdfällig 7%), was jedoch weſentlich von der Gefeggebung verſchuldet wird, indem fle durch den 


77) Bol. Mittermaier, Die @elänguißverbefierung , ©. 31, und-die dafeldft angeführten Schriften 
über Dreibergen vom Criminalrath von Wid. 

78) Mittermaler, Die Gefängnißverbefierung, S S. 49. 

79) Man rechnete, daß auf 100 57 Nüdfällige famen. Im Zuchthauſe zu Gent waren von 1000 
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Verluſt der Chrenrechte und die Polizeianfficht ven Entlafſenen ihr weiteres Fortkommen über: 
aus erſchwert und fle jo neuen Verbrechen gleichſam ſelbſt entgegentreibt. 


Duepetiaur Hat in einer Schrift „Da patronage des condamnes liberes” (1858) deu _ 


Nahmeid geliefert, daß eine durch den Staat geführte Schugauffiht ihren Zweck nicht erfüllt, 
und daß es rathfamer erfcheine, ven Wohlthätigkeitöfinne von Brivatperfonen vie Gründung 
folder Geſellſchaften ver Schutzaufficht zu überlaflen. 

‘In Anfehung der Niederlande nehmen wir auf dad Bd. 2, ©. 874 Geſagte Bezug. 
Die „Statistik vor het Gevangniswezen over 1857" (Gravenhagen 1859) ergibt, daß 
1857 Ad in neun verſchiedenen Gefängniffen 1500 Gefangene befanden, welche in der Einzel- 
haft gehalten wurden. Nachtheile viejer leptern waren nit wahrgenommen, Wahnfinnsfälle 
nicht vorgefommen und 12 Gefangene vorhanden geweſen, melde‘ felbft um Jfolirung gebeten 
Hattm. Auch in den auf Zellenhaft erbauten Anflalten hatte fidh jedoch die Nothwendigkeit 
ergeben, einige Ränme für ſolche zu beflimmen, welche vie Ginzelhaft nicht ertragen konnten. 
Erfolgreiche Beinühungen waren in den Niederlanden auf die Anftalten für jugendliche Ver⸗ 
brecher gerichtet. Über die Anſtalt zu Rotterdam gibt ver „Rapport van den Inspecteur de 
Gevangnissen‘ (1857) Ausfunft, und über Suringar's Stiftung der colonie agricole zu 
Niederlaͤndiſch-⸗Mettray bei Zütphen Hat ver Verfaſſer im finften Bande der , Kritiſchen Zeit- 
ſchrift Für die geſammte Rechtswifſenſchaft“, ©. 49 fg., einen Bericht geliefert. Auch unter den 
jugenblihen Gefangenen waren viele Rüdfällige, in Rotterdam im Jahre 1857 unter 100 
beren 75. Bon ven correctionell Berurtheilten famen damals in einigen Anftalten, nament⸗ 
li in Hoorn 76 Rückfällige auf 100. 

In Schweden hat König Oskar, deſſen Schrift über Strafen und Strafanflalten einen 
bedeutenden Ruf erlangte, auf die Ginführung ver Iſolrhaft thätig eingewirkt, wie dies bereits 
Bd. 2, S. 675 hervorgehoben ift; auch in Betreff Dänemarks können wir auf das dafelbft Ge: 
fagte Iebiglih Bezug nehmen. Hier war David der Schöpfer ver umfaflensften Gefängniß- 
teformen und der Einführung der Einzelhaft im ausgenehnteften Umfange. 

Was Norwegen anbetrifft, fo Tigen wir dem Bo. 2, &. 675 über deſſen Gefängnißweſen 
Gefagten hinzu, daß Dr. Behrend's „Zeitichrift für die Staatdarzneifunde” (Jahrgang 1859, 
Heft 1, S. 223) audführlide Mittkeilungen über die Wirkſamkeit des Bußgefüngniffes ;ıP 
Ehriftiania Im Jahre 1856 enthält, deren Berfafler der erfahrene Arzt Dr. Buf in Bremen 
ift. Die Anſtalt enthielt Anfang 1856 2321 und am Ende des Jahres 236 Gefangene; 
107 waren zur Verbüßung der Strafe in einfaner Haft von den Gerichten in die Anſtalt ge⸗ 
fendet, 1855 97. Bon den jeit Exrdffuung der Anftalt 1851 in der Einzelhaft befinvlich gewe⸗ 
fenen Individuen wırrde nur eins geifteskrank. Nach der Außerung des Vorſtandes konnte vie 
anfängliche große Strenge ver Einzelhaft nicht durchgeführt werben; 17 waren unfähig, fie zu 
ertragen, und mußten in bie ®efammtbaft gebradit werben. Das Maskentragen wurbe ald nad: 
theilig angejeben , weil man wegen deſſelben manchen Vortheil aufgeben mußte, beſonders den, 
die Gefangenen gememfchaftlih zum Baden zu führen. Eine größere Bewegung im Freien und 
manche durch die Individualität der Gefangenen gebotene größere Nachſicht von der firengen 
Zucht ftellte ſich als nothwendig Heraus. Seit fieben Jahren waren 1370 entlajien, von denen 
fi) 452 gut, 209 ſchlecht aufführten umd die übrigen zweifelhaft waren. Das Verhältniß der 
Rückfaͤlligen war ein günftiges. 80) 

In Portugal ſteht bei der Resiflon deo Strafgefetzbuchs vie Einführung ver Einzelbaft in 
Ansiiht. Man erkennt, daß ver Zweck der Strafe, welcher in der Beſſerung und in rationeller 
Abſchreckung beftehe, am beften Durch die Einzelhaft erreicht werden fönne. Das Inflitut der pro⸗ 
viſoriſchen Freilaffung und die Erweckung des religiöfen Elements, befonders durch den Ein- 
fluß veligidfer Genoſſenſchaften auf die Gefangenen, werben für erforberlich erachtet. Miiter: 
maier hat in einem Auffage, im „‚Berichtöfaal‘ von 1860, ©. 209 fg., eine Überfegung des 


in bem Entwurfe des revidirien Strafgeſetzbuchs von 1859 zugleich enthaltenen Geſetgentwurfs 


über die Gefängnißeinrichtung geliefert, auf welche wir Hier Bezug nehmen. 9%) 
Eine ganz beſondere Beachtung verdient, was Giovanni Cozzini, Gefängnipgouverneur 


103 rüdfällig, in Vilvorden von 724 deren 674. Doch ift nach der franzöflfchen Anfchauung, welche 
auch in Belgien plaggreift, jeber rüdfällig, welcher überhaupt fchon eine Strafe erlitt, "nicht ber, wels 


- Her von neuem ein Derbrechen berfelben Art verübt. 


80) Mittermaier, Die Sefängnißfrage, S. 34. 
81) Mittermaier, a. a. O., ©.1. 
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in Korfu (Ionifche Infeln) für die Verbeflerung des Gefängnißmwefens gethan Hat. Aus ven 
von ihm veröffentlichten Statiflifen der gedachten Strafanflalt, welde zu Korfu 1857 für Die 
Jahre 1864-56 und 1861 für die Jahre 1857—59 erſchienen find, : läßt fich nicht allein 
ein vollſtändiger uͤberblick über den Stand der Verbrecher ver acht doniſchen Inſeln, ſondern 
auch der ver Püßanſtalt zu Korfu überſehen. Jeder Sträfling wird bei feinem Eintritte in Die 
Anftalt ver Einzelhaft jo lange unterworfen, als e8 vie Direction für nöthig erachtet, um ihn 
kennen zu lernen und darüber zu entſcheiden, ob er in die Gemeinſchaft mit andern gebracht 
werben dürfe. Es ſoll dieſe Iſolirung nicht auf längere Zeit als höchſtens fünf Monate noth⸗ 
wendig geweſen fein, Als Beſſerungsmittel werden in der Geſammthaft tüchtige Beſchaͤftigung, 
Unterricht, Belohnungen durch Marken für gute Aufführung und die Ausfit betraditet, durch 
gutes Betragen die Strafzeit abzufürzen. | 

In der Zeit vom 1. Febr. 1858 bis 81. Ian. 1859 zählte vie Anftalt 155 Gefangene, 
wovon aud.der Injel Korfu 135 waren, bie übrigen 20 jich aber auf bie fieben andern Injeln 
vertheilten. In Korfu am auf 11321 Einwohner 4 Steäfling. 

In Toscana, über veflen Gefängnißweſen fi der Art. Befferungsftrafen bereitö ver: 
breitete, ift ed der Marcheſe Torrigiani, welcher fich um baflelbe beſonders verdient machte. 
Wir finden dort in allen Strafanftalten vie Einzelhaft eingeführt. Ein amtlicher Be⸗ 
reiht vom Jahre 1859 über das zehnjährige Wirken ver Einzelbaft in Toscana 92) gibt über 
die neuere Sadlage Auffchlüffe. Die Zahl der Befangenen Hatte ſich feit 1849 von 798 big 
auf 1715 im Jahre 1859 vermehrt, was eine Folge des neuen Strafgeſetzbuchs von 1854 und 
einer größern Strenge bei ver Verfolgung der Verbrechen war. Mittermaier gebt t in ber „Se: 
fängnißfrage”, S.30, etwas näher auf den Inhalt dieſes Berichts ein. 

In Anſehung Piemonts bat das „Staats-Lerikon“ im Art. Beflerungäftrafen ebenfalls 
fi über die dortigen Gefängnißverbeflerungen ausgeſprochen und Mittermater in feiner „‚Ge: 
fängnißverbeflerung”, ©. 31, fich über diefelben ausgelaſſen. Es muß abgewartet werben, wel⸗ 


chen Einfluß die veränderte politifche Geftaltung Italiens auf deſſen Strafgefeßgebung und 


. Gefängnifle äußern wird. Die Kerker von St.-EImo werben fih hoſſuntlich nicht von neuen 


beodlkern. L. Trieft. 
* Gcheimer Rath, f Staatsrath. 

Geheime Geſellſchaften. Die Luft am Verbotenen und Geheimnißvollen ſcheint tief in 
der menfchlihen Natır begrünbet zu fein. Denn geheime Geſellſchaften Faber man wie im 
graueften Alterthume, fo in der neueften Zeit. Nach der geifligen Richtung des Zeitälters, in 
welchen viefelben entftanden, haben fie auch verſchiedene geiftige Richtungen verfolgt. So waren 
die älteften geheimen Geſellſchaften vorwiegend religidß-politifcher Natur; im 17. und 18. Jahr⸗ 
hundert waren fie myſtiſch⸗philanthropiſch; In nenefter Zeit, namentlid feit der Franzoͤſiſchen 
Revolution, waren fie faſt ausſchließlich politifchen Zwecken gewidmet. 

Die älteften uns bekannten geheimen Geſellſchaften waren Briefterverbindungen. Der Prie⸗ 
ſterſtand if in ven früheſten Epochen der Entwidelung der Völker ver Träger der Eultur. Denn 
bei allen rohen Voͤlkern find die Briefter ſtets auch zugleich Zauberer, Arzte, Mathematiker, 
Rechtskundige. Dieſe Kenntniſſe und das Anſehen, welches ſie als Diener der Gottheit genießen, 
fichern ihnen überall die Herrſchaft über die rohen Maſſen. Nichts iſt daher natürlicher, als daß 
fie danach fireben, dieſe Herrſchaft fi) zu erhalten, und da dieſe Hauptfächlich in ihren ausgebrei⸗ 
teren Kenntniffen liegt, jo ſuchen fie die überlieferten Lehren und Erfahrungen ihrem Stande 
zu bewahren und vor dem Volke geheim zu halten. Da fie nun zugleich, wo fie nicht eine ge- 
ſchloſſene Kafte bilden, fi aus den tüchtigften und fählgften Köpfen ergänzen, fo bildet fich unter 
ihnen gewoͤhnlich auch eine Geheimlehre aus, welche den Hefern, Heiftigen Inhalt der von ihnen 
dem Volke in der Form von Geremonien und ſymboliſchen Handlungen überlieferten Reli- 
gionslehre enthält. So entiteht neben der Lehre eined Glaubens, den man dem Volke zur 
Pflicht macht, eine bejondere Geheimlehre für Die Eingeweihten zur Überlieferung folder Er⸗ 
fenntniffe, die man nicht zum Gemeingute machen will, entweder weil man in Wahrheit die 
größere Maſſe nicht für empfänglich dafür hält, oder weil man file In einem Zuftande geifliger 
Unmünbigfeit zu erhalten beabfidtigt, um fie befto fiherer beherrſchen zu koͤnnen. ine ſolche 
Monopoliſtrung gemifler Erfenntnifle für einen beſtimmten Kreis finden wir bei allen Völkern 
des Alterthums, bei den Brahmanen der Hindu, bei den Prieftern ber Agypter, bei den Ma= 


82) Dati statistici sul sistema penale vigente in Toscana rassegnate dal soprantendente ge- 
nerale delle prigioni 15. Sett. 1859. 
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giern der alten Perfer, unter den Hellenen bei den in Die Eleufinifchen Geheimniffe Eingeweih⸗ 
ten, bei den Druiden der celtifchen Völker u. 1. w. Lind da ed überall aud auf vie Behauptung 
einer bevorzugten Stellung abgefeben war, jo nahnıen alle diefe Vereine — mochten fie nun 
als erbliche Kaften ſich fortpflanzen oder aus der Mitte des Volkes lich ergänzen — ven Gha= 
rakter geheimer religlöß-politifcher Gefellfhaften an. Auch zeigt und die Geichichte, wie fehr 
ed diefen Ariftofratien eines geheimen Wiffens gelungen ift, die Völker dauernd unterdrückt zu 
halten. Die erfolgreiche Oppoſition gegen despotiſche Priefterherrfhaft ging Darum meiftens 
nit unmittelbar vom Volfe ans, fondern von einzelnen Gingeweihten, jei es nun, daß dieſe in 
Begeifterung für die Wahrheit das wohlerfannte Syſtem der Täufhung und Lüge von fid 
ftießen, um ihr helleres Schauen und Wiffen ner Menge zu offenbaren, over daß fie, vom Ehr⸗ 
geiz getrieben, mit feiner untergeordneten Rolle ji begnügen, fondern ald Gründer und Häup- 
ter einer neuen Glaubendherrſchaft auftreten wollten. Auch ſolche neue Kehren, der herrſchen⸗ 
den Macht des Glaubens und des Aberglaubens entgegenſtehend, mußten häufig, um den An- 
griffen auszumeldhen und nicht alsbald der Vernichtung ſich Hloßzuftellen, in ein Geheimniß 
fi kleiden; und als erfl die gebietenden Priefterflaflen zur Bewahrung ihrer Macht in ge= 
heime Vereine fi zufammenfchloffen, fo entflanden auch geheime Gefellfhaften, um ji den 
Berfolgungen der Macht zu entziehen. Auch die Bekenner der chriftlichen Meligton fonnten 
fih lange nur als geheime Brüderfchaft den Bedrückungen eined Nero und der akdern ihnen 
feindfelig geiinnten Machthaber entziehen; und ver Chriftenglaube, obgleich im Lichte empfan⸗ 
gen, mußte erft im Dunkeln feine Kräfte entfalten, ehe er herrſchend wieder zum Lichte hervor: 
treten Eonnte. 

Die weitere Geſchichte der erften Perioden des Chriftenthums bis zur Reformation zeigt 
uns gleichfalls eine Menge geheimer Geſellſchaften, die entwerer als Befondere Sekten, wie im 
3. Jahrhundert die Manichäer und ihre Berzweigungen, weſentlich religidje Zwecke verfolgten, 
oder als zeitweife anerfannte Gorporationen , aus religiöfen Gründen geftiftet, zu bedeutender 
meltlicher Macht gelangten, wie der in mancher Beziehung hierher zu zählende Orden der Tem⸗ 
pelherren , oder welche ausſchließend weltliche Gewalt ausübten, wie der fo merkwürdige, wenig- 
ftens halb geheime Bund der Feme (ſ. d.). Bine welthiſtoriſche Bedeutung erhieltaber nach ver Re⸗ 
formation die zur Bekämpfung derfelben errichtete Geſellſchaft Jeſu, wovon jedoch Hier nicht die 
Rebe fein Tann, da ihrer Entflehung und Organifation, ihrem bald öffentlichen, bald geheimen 
Fortbeſtande, ihren theils offenen, thells geheimen Mitteln und Zwecken ein befonverer Artikel 
gewidmet ift. Großes Aufſehen machte ſodann in Deutfchland die Entdeckung des geheimen 
Bundes der fogenannten Roſenkreuzer. Er hatte indeſſen zu feiner Zeit eine beſonders ein- 
greifende Wirkſamkeit entwidelt. Irrthümlich wurbe Chriſtian Roſenkreuz, der im 14. Jahr⸗ 
hunderte lange Zeit unter den Brahmanen und in ven Pyramiden Aegyptens gelebt haben fol, 
als Stifter bezeichnet Dagegen ift nicht unwahrſcheinlich, daß der bekannte würtenıbergiiche 
Theolog, J. Val. Andrei (geb. 1586, geft. 1654), durch feine gegen die Geheimnißkrämerei ge: 
richteten, aber zum Theil falfch verftandenen Schriften ven Anlaß zur Entflehung ver Meinung 
von dem Beſtehen eined Ordens der Roſenkreuzer gegeben bat. Daß ein folder wirflid jemals 
exiftirt, iſt, wenigſtens für Deutſchland, nach neuern Forſchungen nicht erweislich und das Ge: 
gentheil vielmehr glaubhaft. (S. Guhrauer, „I. Jungius und fein Zeitalter‘, &.53fg.) Unter 
den in verfloffenen Jahrhunderten entſtandenen geheimen Gefellfhaften muß namentli auf 
die Berbrüberung ver Freimaurer mit einigen Worten hingewiefen werben, weil fie in beſon⸗ 
derd weiten Berzweigungen in unfere Periode hineinreicht und weil fie den in den lebten Jahr: 
zehnden entflandenen geheimen politifchen Berbinpungen nicht felten als Mufter, zumeilen als 
Anfnüpfungspunft diente. 

Uber die Entftehung des Freimaurerordens (f. Freimanreret) iſt früher vielerlei gefabelt 
worden, bald aus Eharlatanerie, bald aus der ven Menſchen eigenthümlichen Luft anı Wun⸗ 
derbaren. Manche wollten feinen Urfprung in der ägyptiſchen Priefterfafte over in ven Elen- 
finifchen Myſterien finden. Andere gaben ihn für eine Fortfegung des Buthagoräerbundes auß. 
Einige leiteten feine Entflehung aus dem Salomonifhen Tempelbau ab; andere ließen ihn aus 
dem Therapeuten: und Efläernerein hervorgehen ; andere ſuchten feinen Urjfprung vom Tempel: 
orden herzuleiten.. Mehr Wahrſcheinlichkeit ald Diefe durch nicht8 bewiefenen Annahnıen haben 
die Forſchungen der neuern Zeit für ih. Hiernad führt man den Urfprung des Freimaurer: 
ordens auf bie Collegia, die zunftartigen Vereine der Baulente im alten Rom zurück. Nach der 
Eroberung Englands durch Die Römer wurden diefe Baucorporationen aud dorthin verpflanzt. 

Staats-8erifon. VI. 13 
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Bei ihnen fand in England das Chriſtenthum am früheften Eingang, beſonders durch bie vom 
Papſtthum unabhängigen und von ihm bevrängten Befenner der alten hriftlihen Kirche in 
England, wie Euldeer. Aus diefen hriftliden Elementen und aus dem Beftreben, die verſchie⸗ 
denen Nationalitäten und Glaubendmeinungen im Innern ber Gorporationen auszugleichen, 
bildete fih dann eine Geheimlehre mit befonderer, auf überlieferten Brauchen berubender Sym⸗ 
bolif. Das Geheimniß wurbe von ben Eingeweihten um fo mehr feftgehalten,, als ed galt, ſich 
vor der Herrſchſucht und den Verfolgungen des Papſtthums zu [hügen und den Beilg des über- 
lieferten Willens zu erhalten. Ähnliche Baucorporationen, beftehbenn aus Angehörigen der 
verfchiedenften Völker, verbreiteten fih dann auch über das übrige Europa. Dies find die fo- 
genannten Baupütten des Mittelalters. Ä 
Die Hiftorifch beglaubigte Entftehung des Freimaurerordens fallt in pad Jahr 926, wo 
König Athelftan ven Baucorporationen in England einen Yreibrief ertheilte. Deshalb, oder 
weil fie nur Freigeborene unter jich aufnahmen, nannten fie jich „Freie Maurer”. Auch nann⸗ 
ten fie fih Mafonen oder Mepfünftler und nahmen nicht blos Bauleute, fondern auch Mitglie— 
der folder Gewerbe und Künfte, melde mit dem Bauweſen in Verbindung flehen, unter ſich 
auf. Da fie fpäterhin auch ſolche Mitglicver, die gar feinem Gewerbe angehörten, aufnahnen, 
fo zählten fie oft Könige, Prinzen und andere einflußreihe Perſonen, ja fogar Geiftlihe zu den 
Ihrigen. In diefer Form erhielten jih die Bauhütten in England und Schottland ununter: 
broden fort, obwol der Zufammenhang und gemeinjchaftliche Unternehmungen durch die poli- 
tiſchen Umwälzungen vielfach geftürt wurden. 
Zu Anfang des 18. Jahrhundert beitand ver Bund meift aus nit gewerbtreibenden Mit⸗ 
gliedern. Dies war für die Ausbildung des Freimaurerordens in der Weiſe, wie er der Haupt⸗ 
ſache nach noch jetzt beſteht, von großem Einfluß. Dadurch nämlich, daß die meiſten Mitglieder 
keine wirklichen Bauleute waren, konnten auch den weiter ſtrebenden bie auf die Werkbaukunſt 
gegründeten Formen, jetzt faſt ohne allen Inhalt, nicht mehr genügen. Man ſuchte daher für 
die alten Formen einen neuen, geiſtigen Inhalt. In vielem Sinne bildete ih 1717 die Große 
Loge von England. Für fie arbeitete der anglikaniſche Geiftlihe Anderjon ein neues Conflitu= 
tionsbuch aus, wonach der Berein, mit Beibehaltung der alten Formen und Gebraude, feinen 
Zweck dahin bezeichnete, eine Gefelichaft zur Verbreitung reiner Bruder: und Menfchenliebe zu 
fein. In dieſer neuen Form fand der Verein bald meite Verbreitung in allen europäiſchen 
Staaten. Zunächſt geſchah dieſes in Frankreich, wo 1725 in Paris, und in Deutſchland, wo 
1735 in Hamburg die erfte Loge nad) dem Mufter der englijchen gegründet wurde. Überein- 
ſtimmend bei allen Nationen wurden als Pflichten der Brüderſchaft anerfannt: Belenntnig 
einer Religion, worin alle übereintimmen, während jedem Einzelnen feine weitere und bejon- 
dere Meinung überlailen bleibt; Gehorfam dem Sittengejege, der Obrigfeit und dem Geſetze. 
Religiöfe und politifche Discufjionen, auch aller Privathaß und Streit follen aus den Ver: 
fammlungen ausgefchloffen bleiben, in deren Mitte fih alle Genoſſen, ohne Rückſicht auf bür— 
gerlihen Stand und Würden, ald Gleiche und Brüder zu betrachten haben. Indeſſen findet fich 
ſchon in der erſten Conftitution ver englifchen Freimaurer die Beſtimmung, daß das höchſte Anıt 
in der Verbindung jo lange einem der gerade Beigetretenen übertragen werden jolle, bis e8 einem 
Mitgliede des hohen Adels verliehen werben könne; und es ift fehr begreiflich, daß bei dem Ein= 
tritte in die Loge fo wenig Standesvorurtheile und Eitelkeit als die Rückſichten auf die bürger— 
liche Stellung uud auf den Einfluß der Theilnehmenden vor der Thüre bleiben. Auch die Dr- 
ganijation der Verbrüderung, auf dad von Anderjon im Jahre 1723 entworfene Conftitutions⸗ 
buch gegründet, blieb zunächſt wejentlich Diefelbe in allen Ländern, wohin jie ſich verbreitete. 
Die Mitglieder einzelner Orte und Bezirke treten in beſondere Vereine oder Logen zufammien. 
Das emblematiiche Zeichen der Logen iſt ein Viereck. Jede verjelben har ihre gefchäftäführenden 
Beamten, und durch Vereinigung mehrerer bilden fich die Großen Logen, die ihre Großbeamten 
und an ihrer Spige einen Großmeifter haben. In der Regel ift jene Roge befugt, neue Vereine 
zu gründen, es müßte denn dieſe Befugniß ausdrücklich einer Verbindung mehrerer vorbehalten 
ſein. Die ſo geſtifteten Vereine heißen echte Logen, im Gegenſatze mit den auf nicht legitime 
Weiſe gegründeten Winkellogen. Die drei Grade der Verbindung ſind nach der neuengliſchen 
oder ſogenannten Johannisfreimaurerei die des Lehrlings, Geſellen und Meiſters. Bald aber 
entſtanden Zerwürfniſſe unter den verſchiedenen Logen und Logenvereinen. Der urſprünglichen 
und vorherrſchenden neuengliſchen Maurerei gegenüber bildete ſich die ſogenannte ſchottiſche 
Maurerei, welche höhere Grade ſtiftete, da und dort auch unbekannte Obere einſetzte und als 
eine höhere Art von Freimaurerei ſich geltend zu machen ſuchte. Beſonders geſchah dies in 
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Frankreich jowie in Schweben, und von beiden Ländern aus verpflanzte fich die fehottifche Diau- 
rerei auch nad Deutihland. In der neuern Zeit Haben die meiften Vereine, welche höhere Grade 
anerfennen, dieje mit den urſprünglichen Beſtimmungen ver englifchen Sreimaurerei mehr in 
Einklang zu ſetzen gefucht, aber auch nad) dieſen Conceſſionen wenigftens feine alljeitige Aner⸗ 
fennung gefunden, da im allgemeinen, namentlich in Deutjchland, die Anjicht herrſchend blieb, 
daB die Verbindung feiner weitern Abſtufungen als der drei urfprünglichen bedürfe. Dabei 
durfte man es freilich um fo eher bewenden laflen, als dieje Abftufungen nur durch den Glauben 
an ein Myflerium imponiren und den Eifer und die Neugierbe ſpannen follen,, ſodaß die Ein— 
weihung in die höhern Grade felbft nur das einzige Geheimniß offenbaren kann, daß fein Ge⸗ 
beimniß vorhanden if. 1) 

Eine eigenthümliche Neigung für Gründung geheimer Geſellſchaften bemächtigte fich der 
Oemüther in vielen Ländern Europas von der Mitte des 18. Jahrhunderts an. Es war Died 
eine Periode der Falten fpießbürgerlihen Proja und ber Herrfchaft eines nüchternen Verſtandes, 
der nichts anderes als das gerade in die Gegenwart wirklid Gingetretene, das hanpgreiflich 
Borliegende gelten laflen mochte. Wenn aber die Willenjchaft einen befonvern Kreis heller be- 
leuchtet und gegen alles andere, was darüber hinaus liegt, abſchließend und verneinend fi ver- 
hält, jo treten mit diefen Marken des Willens auch diejenigen des noch unerforfchten Gebiets 
ichärfer hervor, von dem fi die Philoſophie bisjegt nichts hatte träumen laffen. Um fo mehr 
iſt dann das Gefühl wit jeinen Ahnungen in das Reich der Dämmerung und des Dunkels ge⸗ 
wiejen. Und fo läßt fi denn bemerken, wie jeder neue Tag aus ſich ſelbſt wieder feine Nacht 
erzeugt, wie aber auch durch Glauben und Aberglauben wieder die Wege zu neuem Lichte führen. 
Gerade auf der Grenze des Wiflens, die der Zweifel ald Wächter hütet, wird diefer mit dem 
Aberglauben zufammenfloßen. &8 wird Hier gleihfam das Bedürfniß des Geheimniſſes ſich 
erzeugen, und mander wird ji unmiderftehlich verjucht fühlen, den das tägliche Treiben be⸗ 
herrihenden Anjihten und Meinungen den Nüden zu kehren. Man jucht fi alsdann Ge- 
heimniſſe zu fhaffen; man liebt es zu täuſchen und fegar ſich täufchen zu laſſen. Dies geſchah 
aud in jenem fo jfeptifchen und frivolen 18. Jahrhunderte, das jo mandes in frübern Perio⸗ 
den gläubig Angenommene auf immer befeitigt zu haben meinte. Schon jene zahlreichen Vers 
zweigungen und die Erweiterung der Freimaurerei nach dem fchottiihen Syiteme waren Symp⸗ 
tome diejer Richtung. - Auch fonft entflanden in und neben der Freimaurerei eine Menge ge- 
heimer Gefellihaften, die zum Theil unbeachtet wieder verſchwanden, zum Theil von den Re⸗ 
gierungen verfolgt oder hier und da begünftigt wurden. Mehrere verjelben verfolgten gut ge: 
meinte kosmopolitiſche Zwede. In andern galt e8 nur die Befriedigung gemeiner finnlicher 
Gelüſte. Endlich wurden viele diejer geheimen. Gefellihaften ein zeitgemäßes Mittel in ver 
Hand jhlauer Betrüger, melde die Geheimniffe ver Natur zu enträthfeln verfpradden, mit der 
Entdeckung von Lebenselixiren oder Univerſalarzneien, mit Schaggräberei, Goldmacherei und 
Stein der Weijen fich befaßten. Es ift hierbei beachtenswerth, aber erklärlih, daß vie Betro- 
genen fat audfchließenn den jogenannten gebildeten, ihrer Aufklärung ſich rühmenden Klaſſen 
angehörten. In folder Weiſe fpielte ver berüchtigte Gaglioftxo zu Ende des 18. Jahrhuuderts 
feine Rolle als Wunverthäter, Magier und Herfteller eines von Enod und Elias gegründeten 
altägyptiſchen Ordens, nachdem ex exit ſelbſt während feines Aufenthalts in England in die 
Verbrüderung der Freimaurer fi Hatte aufnehmen laffen. Auch auf die deutschen Univerfitäten 
verpflangte ji die Neigung für geheime Gejellfchaften, vie mitunter einem Syſteme ber Be⸗ 
drückung der Jüngern durch die Altern und einer rohen Audgelafjenheit und Liederlichkeit Vor: 
ihub thaten, zum Theil aber eine gegenjeitige Bildung und Veredlung ſich zum Ziele ſetzten. 
Die dagegen erlaffenen Verbote blieben unwirkffam, und unter wechfelnden Namen, ald Na= 
tionen, Orden, Landsmannſchaften, Kränzchen u. dgl., aber im Weſen dieſelben, jegten fie ji) 
bis auf die neueſte Zeit fort. Im Jahre 1792 beichäftigte fich ſelbſt ver Reichſtag mit dieſen 


1) Neuere freimaurerifche Literatur: Wedekind, Pythagoräifcher Orden (Leipzig 1819). Lindner, 
Macbenac (Leipzig 1819). Sarfena, oder der vollfommene Baumeifter (fiebente Auflage, Leipzig 1859). 
Allgemeines Handbuch der Breimaurerei. Zweite Auflage von Lenning’s Handbuch der Freimaurerei 
(Leipzig 1862 fg.). Histoire du Grand-Orient de France (Paris 1812). Lawrie, History of Free- 
masonry (Evinburgh 1804; deutfch von Burkhard, Freiburg 1810 fg.). Fiſcher, Neue und neuefte 
Zeitfchrift für Breimaurer, und: Maurerhalle (Altenburg 1832). Latomia (Leipzig 1842 fg.). Kloß, 
Bibliographie ber Freimaurer (Yranffurt 1844). Bobrif (Zürich 1840) und Schwerichfe (Halle 1843), 
Uber die fülner Urfunde u. |. w. Keller, Geſchichte der Freimaurerei in Deutſchland (Gießen 1859). 
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akademiſchen Verbindungen, aber, von wichtigern Gegenftänden in Anfprud genommen, ließ 
er die Sache um fo eher wieder fallen, als dabei nirgends eine beftimmte politifhe Tendenz 
bervortrat. 

Die wirklich lautern Zwecke und die von andern geheimen Gefellfhaften abweichende Rich⸗ 
tung, bie ſchnelle Verbreitung, die er gewann, die Withtigkett, die er hatte, und die übergroße 
Bedeutung, bie man ihm beilegte, laffen den Orden der Slluminaten, die geheime Geſellſchaft 
der Erleuchteten, al8 befonders beachtendmerth erfcheinen. Sie wurde am 1. Mai 1776 von 
Adam Weishaupt, damals Profeffor des Kanoniſchen Rechts zu Ingolftadt, gegründet und von 
ihm anfangs Gefellfchaft der Perfectibilität genannt. Der Stifter war früher Zögling der Je: 
juiten und hatte als folder die Zwecke derſelben Hafen, aber ihre Mittel als braudbar und 
klüglich berechnet erkennen lernen. Er mählte alfo die Berfaffung und die geſellſchaftlichen For⸗ 
men der Jefuiten zum Muſter. Zugleich glaubte er in dem Orden ber Freimaurer ein gegebenes 
Element zu finden, das er feiner Gefellfchaft verſchmelzen oder woran er dieſe wenigſtens an⸗ 
knüpfen könne. Wever er jelbft nod feine erſten Theilnehmer waren jedoch Mitglieder des Frei: 
maurerbundes, und erſt einige Jahre nach der Stiftung der Illuminaten juchte man dieje mit 
jenem in Berdindung zu fegen. Der Zmwed der Jlluminaten war jittlihe Ausbildung der 
Menſchheit, Reinigung ihrer Anſichten und Lebensweiſe. Weishaupt benuste feine Stellung 
als Lehrer, um von Ingolftapt aus feine Foßmopolitifchen Anfichten zu verbreiten und feiner 
Geſellſchaft Anhänger zu gewinnen. Bon hier aus verzweigte fie ſich zunächſt nad) Münden, 
Eichſtädt und über andere Theile des ſüdlichen Fatholifchen, denn aud Über verfchienene Gegen- 
den des protefantifchen Deutiland. Viele Männer von Verdienſt und Anſehen wurden ge: 
mwonnen, unter andern Knigge und Bode. Auch einige deutſche Fürften, wie ber Herzog 
Ernft I. von Sachſen-Gotha, wurden Gönner und Beſchützer des Ordens. Zur Zeit feiner 
Blüte mochte er über 2000 Mitgliever zählen. Er zerfiel in drei Klafien und jebe derfelben in 
verjchienene Abftufungen, ſodaß die mehreren Grade der Freimaurerei die zweite Klaffe bilbe: 
ten, während bie erfte ald Borbereitungsichule diente. Unbedingter Gehorſam gegen vie Obern 
und eine Art von Obrenbeichte war ven Mitgliedern der Gefellfchaft zur Pflicht gemacht; auch 
follten ji diefe gegenfeitig zur Beſetzung der wichtigern Stellen und Amter im Staate unter: 
fügen, um durch den politifgen Einfluß, den fle gemannen, die Zwecke des Bundes wirkfamer 
fördern zu Eönnen. Es dauerte indeſſen nicht lange, fo kamen in der Gefellfchaft zwieſpaltige 
Anſichten zum Vorſcheine. Auch war es natürlich, daß der Berein gar bald ven Verdacht der 
Regierungen weckte. Im Jahre 1785 entveckte die bairiſche Regierung mehrere feiner Mitglie- 
der, die ohne gejegmäßige Form mit Abfegung, Landesverweiſung und Gefängnig beftraft 
wurben. Zugleich wurde ber Orden als flaatögefährlich aufgehoben und feine Fortdauer hart 
verpönt, worauf er denn völlig erlofchen ift.?) . 

Der Orden der Freimaurer, wenigfiend nad dem Syſteme ber Johannismaurerei, hatte 
dagegen in England, wo regelmäßig einer der Prinzen bes Föniglichen Hauſes ald Großmeifter 
an der Spige fleht, fowie in Frankreich, in ven Niederlanden, Dänemark, Schweden, einem 
großen Theile Deutfhlands und der Schweiz Schug gefunden. Mebrere Fürften, wie ber 
Kaifer Branz I. und Friedrich der Große als Kronprinz, fowie zahlreiche Glieder der regieren 
den Familien Hatten jich anfnehmen laflen. Dennoch erfäien auch dieſe Geſellſchaft, da ihre 
Theilnehmer Verſchwiegenheit deſſen, mas ihnen in den Rogen mitgetheilt wurde, angeloben 
mußten, mehreren Regierungen als ftantögefährlih. Namentlich wurde jle von einigen Päp⸗ 
ften, unter andern von Elemens XII. verboten und mit dem Banne belegt. Dies hinderte in⸗ 
deflen nicht, daß der Orden auch in Eatholifchen Ländern und vom Jahre 1785 an fogar in 
Rom felbft ſich auöbreitete. In der That ſchien gerade in diefer weiten Ausbreitung unter allen 
Nationen und unter allen Klaffen, vorzüglich aber in dem zahlreichen Beitritte von Mitgliedern 
der privilegirten Stände und in der überall hervortretenden Willfährigkeit, wornit man den 
bürgerlich und politiſch Bevorrechteten die höchften Würden und Stellen in der Gefellihaft ein= 
räumte, eine hinlängliche Bürgſchaft zu liegen, daß jie feine auf Umſturz der beſtehenden Ber 
hältniffe gerichtete politifche Tendenz verfolgen molle und fünne. Directer hatte zwar die Ge- 
ſellſchaft der Illuminaten auf politifchen Einfluß ihr Abjehen gerichtet; allein auch fie mollte 
hoͤchſtens die beftehenven politifhen Kormen in ihrem Fosmopolitifchen Intereffe benugen, ohne 


2) Die wichtigften Schriften von Weishaupt über den Slluminatenorden find: Apologie der Yllus 
minaten (Sranffurt und Leipzig 1786), und Das verbefierte Syflem der Illuminaten (Branffurt und 
Leipzig 1787; dritte Auflage, 1818). 
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geradezu auf Gründung neuer Formen des öffentlichen Lebens auszugehen. Überdies Hatte 
bei nem Beginnen der Sranzöflihen Revolution ihre Wirkfamfeit völlig aufgehört, und es ift 
rein aus der Luft gegriffen, wenn man ihr die Ehre anthut, einen beſondern Einfluß von ihrer 
Seite auf dieſes welterſchütternde Ereigniß vorauszuſetzen. So läßt fih alſo wol mit Grund 
behaupten, daß zu Anfange bed legten Jahrzehnds des verflofienen Jahrhunderts in ganz 
Guropa feine einzige geheime politifche Verbindung beftand, wenigftens feine, die nur irgend 
bedeutend geweien wäre und mit Bewußtfein ein beftimmtes Ziel verfolgt hätte. 

Die Sranzöfifche Revolution, ein zornflammender Ausbruch eines erbitterten und lange 
midhandelten Volkes, war ein großer Act des Öffentlichen Lebens, der die geheime Cabinets⸗ 
vegierung und das Geſpinſt der Intriguen und Cabalen gewaltfam auseinander riß. Die 
größte DOffentlichfeit mar Die Bedingung ihres Entftehend und ihrer Entwidelung währen 
ihrer erften Phaſen; denn die Gewalt war in die Hände der Mafle gelegt, und man mußte in 
diefe Hineintreten, um auf fie wirken und jie leiten zu koͤnnen. Die tiefbewegten, alle Heim⸗ 
lichkeit zurückſtoßenden Leivenichaften thaten ſich namentlih in den öffentlichen Clubs kund. 
Bon ber alled umfaflennen Bewegung wurde nun freilich auch die Breimaurerei fortgeriffen, 
aber fte ſchwamm nur mit dem Strome, und gerade in der Allgemeinheit dev Bewegung mußte 
ihre beſondere Bedeutung untergehen. Nur die zurückgedrängten und eingeflihterten An- 
Hänger der alten Ordnung der Dinge Ipannen im geheimen ihre Fäden. Erft mit dem Sturze 
der Schreckensregierung und der Aufloͤſung der Jakobinerclubs zogen ſich da und dort die hef⸗ 
tigern Republikaner in das Dunkel zurück. Und als die ermattete Nation, ein ſtumm gewor⸗ 
denes Werkzeug, in die Hände eines Alleinherrſchers gefallen war, der keinen Willen und keine 
Anſichten dulden mochte, die ſeinen Planen zuwiderliefen, bildeten ſich nun auch im Volke und 
Heere geheime politiſche Geſellſchaften zur Herſtellung der Freiheit. Dieſe gewannen jedoch in 
Frankreich ſelbſt keine große Ausbreitung, wenn auch die dagegen erlaffenen Geſetze ihre völlige 
Auflöſung nicht bewirken konnten. 

Die franzöſiſche Unterdrückung gab dagegen in andern Staaten, zunächſt in Italien, Ver⸗ 
anlafjung zu dem Entfiehen bedeutender und zahlreicher geheimer politifcher Vereine. Zwar 
ſuchte eine fabelhafte Tradition auch den Urſprung der Barbonari (Köhler) in eine ferne Ver⸗ 
gangenheit zu verlegen, Man wollte ihn auf König Franz I. von Frankreich zurückführen, und 
es war darum in den Verſammlungen gewöhnlich, auf deſſen Andenken zn trinfen. Andere 
leiteten ihn aud ver Zeit der normannijchen Könige over and dem beutjchen Bauernfriege zu 
Anfange des 16. Jahrhunderts her, oder wollten die Karbonaria, nad dem ihr inmohnennen 
religiöfen Charakter, als eine Berzweigung der Waldenjer erfannt haben. Alle glaubwürbigen 
Nachrichten, wenn auch im Einzelnen voneinander abweichend, ſtimmen jedoch darin überein, 
daß fie erſt zur Zeit ver franzöſiſchen Herrſchaft in Neapel entſtanden iſt, in einer Periode, welche 
dieſe Entſtehung ſehr leicht erklärt. Nach Botta's Geſchichte Italiens ſoll unter Murat's Re⸗ 
gierung ein Theil der neapolitaniſchen Republikaner, von gleichem Haſſe gegen die neue wie 
gegen die alte Regierung getrieben, in die unzugänglichen Schluchten der Abruzzen ſich zurück⸗ 
gezogen und hier ihren Köhlerbund geſtiftet haben, deſſen erſtes Oberhaupt Capobianca war. 
Da ſich Die Befreiung von ausländiſcher Herrſchaft wenigſtens als nächſte Aufgabe darbot, fo 
ſoll von Sieilien aus König Ferdinand, hauptſächlich aber jeine Gemahlin, mit ihm in Ver⸗ 
bindung getreten fein und feine Hülfe gegen die Kranzofen in Anfpruch genommen haben. In 
den Denfwürbigfeiten des Grafen Orlew über Italien wird jogar die Königin Karoline als 
Stifterin oder wenigftend als Herfellerin ded Bundes der Karbonari bezeichnet. Nach andern 
joll die Gründung von dem neapolitanifchen Polizeiminifter Maghella audgegangen jein. Ihren 
Zweck, den man bei der Aufnahme eidlich zu verfolgen gelobte, bezeichnete die Garbonaria 
fymbolif mit ven Worten: „Rache deö durch den Wolf erdrückten Lamms!“ und „Reinigung 
des Waldes vom Wolfe!” was fi zuerſt auf die von außen gefommene Tyrannei, aber fpäter 
auch gegen einheimifhe Gewalt deuten ließ, ſodaß die Tendenz ver Gefellfhaft, unter dem Ein 
flufle veränderter Umſtände, eine außichließenn demokratische werben fonnte, ohne von der ur: 
ſprünglichen Richtung abzuweichen. Der Berein, wofür man übrigens den heiligen Theobald 
als Schugpatron gelten ließ, war zugleich gegen teligiöfe Zmwingherrihaft gerichtet. Hiernach 
enthalten die Statuten den Grundſatz, daß jeder Garbonari das natürliche und unveräußerlice 
Recht habe, den Allmächtigen nach feiner eigenen Einſicht und Überzeugung zu verehren. Auch 
in diefer Beziehung ift die Entſtehung der Verbindung, eines organifirten Protefantismus im 
Scoje ver katholiſchen Kirche, und der von vornherein ihr aufgeprägte Charakter als ein 
Zeichen der Zeit zu beachten. Ihr Ritual nahm die Earbonaria vom Gefchäfte des Kohlen⸗ 
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brennen her, und fo ſehr find faft alle Formen denen des Freimaurerordens nachgebildet, daß 
wol ihre erften Mitgliever zugleich diefem angehört haben mußten. Ein weiterer Zufanmen: 
bang befteht jedoch nicht, und in Italien wie in Frankreich wird Die Carbonaria als etwas durch⸗ 
aus von ber Freimaurerei Berfchiedenes betrachtet. Ein befonderer Verein wurde Hütte (ba- 
racca) genannt; die äußere Umgebung hieß der Wald und die Thätigkeit im Innern der Hütte 
wurde ald Kohlenverfauf (vendita) bezeichnet. Die Vereine ver Nachbarſchaft traten unter fich 
in Verkehr und die ſämmtlichen Hütten einer Provinz nannten fi Republiken und entlehnten 
ihre Namen, wie 3.3. die Provinz Weftlucanten u. f. w., meiftens aus deni Alterthume. Sie 
nahmen wahrſcheinlich vier Grade in ihrer Verbindung an, wovon jedoch nur die beiden erften, 
derjenige der ‚guten Vettern“, wie fich überhaupt die Carbonari gegenfeitig nannten, und ber 
der „Pythagoräer“ befannt geworben find. Später ſuchten zwar die Oberhütten (alte vendita) 
von Neapel und Salerno eine allgemeine Leitung der Verbindung mindeftend im Königreiche 
ſich anzueignen; dieſe kam jedoch nicht zu Stande und war bei der großen Zahl der Mitglieder, 
die ſchon kurz nach ver Stiftung ſtark ſich vergrößerte und bald auf 24—30000 ftieg, nicht wohl 
ausführbar. 

Während man in einen Theile Italiens gegen den äußern Feind des Landes die Kräfte 
durch geheime Verbindung zu einigen und zu ſammeln firebte, verfuchte man Died in Deutfch- 
land in offenem und Öffentlich anerfanntem Bunde. Kurz nah dem Tilfiter Frieden, zur Zeit 
der größten Erniedrigung Deutſchlands und nach der Zerfplitterung bed preußiſchen Staates, 
wurde zu Königsberg ver Tugendbund errichtet und verbreitete fi in Oft: und Weflpreußen, 
‚ dann in den no übrigen Brovinzen des preußifchen Staates, am wenigften jedoch in der Marf 
Brandenburg. Diefe Verbindung Fannte feine Grade und feine geheimen Erfennungdzeichen. 
Jedem Beitretenven wurden vor der Aufnahme die Statuten vorgelegt, die er ſ hriftlih zu be: 
folgen verſprach. Zugleich gelobte er Treue dem regierenden Haufe. Darum wurben nur preu= 
Bifche Unterthanen zugelaflen, dieſe jedoch ohne Rüdiiht auf Stand und Religion. Allen Mit- 
gliedern fand der Audtritt frei, ſowie aud) ver Verein das Recht hatte, Die in der Folge ald un⸗ 
würdig Grfannten wieder auszufchliegen. Der Tugendbund follte das Kriegdelend lindern 
und Die Volföfraft geiftig und fittlich wieder zu heben juhen. Darum wurden jein Zweck und 
feine innere Einrichtung al8 fittlich-wiſſenſchaftlich bezeichnet. Die Statuten wurden dem Kö- 
nige vorgelegt und von ihm beftätigt. Auch mußte dev Verein zeitweife an die Regierung Be: 
richt erflatten und ihr die Verzeichniffe feiner Mitglieder vorlegen. An der Spige des Vereins, 
als oberfte leitende Behörbe, ftand der oberfte oder hohe Nath zu Königsberg, ver aus ſechs im 
Vorfitze wechſelnden, auf ſechs Monate gewählten und wierer wählbaren Mitglievern, ſodann 
aus einen Obercenſor beftand. Der legtere Hatte Sig und Stimnte, nicht aber die Befugniß 
zum Vorfige im hohen Rathe, weil er diefem verantwortlich, aber zugleich eine controlirende 
Behörde war. Außerden waren vem hohen Rathe ein Secretär und Schagmeifter beigegeben. 
Die Brovinzialräthe, denen die Leitung der einzelnen Vereine oder Kammern zuftand, hatten 
ganz dieſelbe Organifatton und gleihfall® Eenforen, letztere mit ver Verpflichtung, über die Be⸗ 
obachtung der Statuten zu wachen, die Vorſtandswahlen einzuleiten, die Würdigkeit oder Un⸗ 
mürbigfeit der Mitglieder zu beurcheilen und die Intereffen der Staatsregierung zu vertreten. 
Jede Kammer theilte ſich in beſondere Gefhäftdfreife für Unterfiägung ver Hülfsbedürftigen, 
Eröffnung neuer Erwerbsquellen, Verbeſſerung des Unterrichts ımd für Vorfchläge im Inter: 
eſſe des öffentlichen WoHld. Namentlich wurden über Heerverfaſſung und Heerbildung manche 
wichtige Arbeiten geliefert, die Scharnhorfi zu benugen wußte und bie fi ſpäter bewährten. 
88 ließ ſich nicht verfennen, daß es bei der jittlichen und wiffenfchaftlihen Belebung des Volks⸗ 
geifted wejentlih auf die Befreiung des Vaterlandes vom fremden Joche abgefehen war. In 
den Augen der Franzofen mar alfo der Tugendbuund eine gegen fie gerichtete geheime politifche 
Verbindung. Auch den Vorfichtigen oder den Feigen und Schwachen im preußifchen Staate 
fhien er gefährlich, weil er den Zorn des franzoöſiſchen Machthaber erwecken konnte. Nach 
der Rückkehr der Regierung nad) Berlin, nah den Austritte des eifrigen Beſchützers der Der: 
bindung, des Frhrn. vom Stein, aus dem Minifterium, und als Schill, ein Mitglied des Tu: 
genvbundes, auf eigene Hand feinen fühnen Befreiungszug gewagt hatte, gelang e& den ver: 
einten Forderungen Franfreih8 und ven Bemühungen ver Gegner bes Bundes im preußifchen 
Staate, die Auflöjung zu bewirken. Diefe wurde durch Cabinetsordre ausgefprochen und zu: 
gleih die Cinſendung aller Acten und Arbeiten des Vereins verfügt. Auch ver hohe Rath 
felbft erklärte ihn für aufgelöft, mit der Ermahnung an die Mitglieder, daß nun jeder für fid 
arbeiten möge, Bun jegt an hatten feine Berfanmlungen mehr ftatt, aber ſchon war mandıe 
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Saat geftreut, die im Gewitter der folgenden Jahre zur Neife kam. Nach dem Vorbilde des 
Tugendbundes hatten fich noch in einigen andern Theilen Deutſchlands ähnliche Vereine gebil: 
det, Die aber nicht ald Zweige von jenen entflanden und, wie ed ſcheint, felbft ohne nähere Ver: 
bindung mit ihm blieben. Diefe Vereine, die von Anfang an auf feine Öffentliche Anerfen- 
nung zählen fonnten, mußten natürlich al8 geheime ſich conſtituiren, konnten aber unter den 
gegebenen Verhalimiſſen weder große Ausdehnung gewinnen noch eine beſonders eingreifende 
Wirkſamkeit entfalten. 3) 

Nah Napoleon’d Sturz glaubte das fiegestrunfene Europa feine Befreiung feiern zu 
dürfen. Nur der Südoften hatte an der allgemeinen Bewegung feinen Theil genommen; nur 
die unterdrüdten Griechen Eonnten in den Völkerjubel nit einflimmen, und um fo bitterer 
mußten fie ihre Knechtſchaft empfinden, um jo lebhafter mußte vie Sehnſucht der Freiheit und 
Unabhängigkeit jegt auch bei ihnen erwachen. Unter Mitwirkung ded Grafen Kapodiftriad und 
des Erzbifhofd Ignatius wurde in Jahre 1814 der Bund der Hetärla in Wien geftiftet, zur 
Berbreitung Kriftliher Aufklärung und wahrer Religiofität unter den Griechen. Nach ihrem 
offen ausgeſprochenen Zwecke, der zunächſt und bei einem Theile ihrer Gründer auch wol der 
einzige und ausſchließende geweſen fein mag, war alfo die Hetäria eine Art von griechiſchem 
Tugendbunde; aber bald verfolgte fie die Befreiung Griechenlands vom türklſchen Joche 
als einziges Ziel. Die unter den Griechen herrſchende Stimmung war von der Art, daß die 
Hetäria gar bald viele einflußreihe Männer in und außer ver enropäifhen Türkei in ihrer 
Mitte zählte. Ihre Hauptiige hatte jie bald nad ihrer Gründung im ruffifchen Reiche, beſon⸗ 
ders in Moskau, Petersburg, Taganrog und Odeſſa, mo die Handelsverhältniſſe manchen 
Anlaß zur Anknüpfung von Verbindungen varboten. Auch die fpäter fo bitter getäufchte Hoff- 
nung auf ruffifche Hülfe und das Bemühen, fich diefer zu verfihern, hatten daran Antheil. 
Im Jahre 1816 bereiften einige der Eingeweihten das eigentlihe Hellas mit ſolchem Erfolge, 
daß bald faft in jeder Gemeinde der Bund feihe Mitglieder hatte und wenigftend alfe angefehe- 
nen Primaten ihm beigetreten waren. Wahrſcheinlich war das Jahr 1825 zur Ausführung 
beftimmt, aber die Empörung Ali-Paſcha's gegen vie Pforte befhleunigte ven Ausbruch. Liner: 
wartet ſchnell war der für fo mächtig gehaltene Paſcha gefallen; und bald wurde aud) der Auf: 
ftand unterdrüdt, den die Hetäriften in per Walachei und Moldau unter der Leitung Alexander 
Mpſilanti's begonnen hatten, ver kurz vorher in ihre Verbindung eingetreten war. Obgleich 
der erfte Verſuch fcheiterte, mar doch nun für das eigentliche Hellas, namentlich für Morea, das 
Zeichen zum Unabhängigkeitskampfe gegeben, ver nach wechſelnden Erfolgen mwenigftend einen 
Fleinen Theil der Hoffnungen der Hetäriſten verwirklichte, da hier die Sache der geheimen Ber: 
Bindung zur eigentlichen Volksſache wurde und unter den vorliegenden Verhältniſſen es werden 
konnte und mußte. 

In Frankreich, durd die vom Auslande wiederholt aufgendtbigte Neftauration ver Bour: 
bonen doppelt gevemüthigt, zogen fi Die verlegten Intereffen vor der herrſchenden Partei zum 
Theil in geheime —— zurück. Die wahre Propaganda der liberalen Ideen lag jedoch 
in der Maſſe der Nation ſelbſt und erhielt durch die unklugen Gewaltmaßregeln der Regierung 
immer neue Anhänger. In tauſendfachen Außerungen trat die Stimmung der Nation hervor, 
und jedes Beiſpiel eines muthigen Widerſtandes gegen die verhaßte Willkür vermehrte die Zahl 
Der in gleicher Geſinnung Verbundenen. Doch hatte dieſe Volksſtimmung ihre mannichfachen 
Schwankungen nach dem gerade hervortretenden politiſchen Syſteme, ſodaß ſelbſt im Anfange 
der Regierung Karl's X. der weitverbreitete Haß zu weichen ſchien und vielleicht, trotz aller 
geheimen Geſellſchaften, auf längere Zeit gewichen wäre, wenn auch nur ein kleiner Theil der 
von neuen geweckten Hoffnungen fich erfüllt Hätte. Übrigens läßt fich nicht verfennen, daß ein 
zelne Gejellichaften zur Vorbereitung eined Umſchwungs nit unbedeutenden Einfluß aus: 
übten. Am meiften thaten jedoch folde Vereine, welche — mie die Gefellfchaft „Hilf dir“ — 
nicht al8 eigentlich geheime Verbindungen auftraten. Diefe Geſellſchaft, pie viele der audge⸗ 
zeichnetften Männer in ihrer Mitte zählte, handelte bekanntlich offen durch Belehrung des Voltes 
über feine Rechte, durch Verbreitung von Flugſchriften in Hunderttaufenden von Eremplaren 
fowie durch Einwirkung auf die Wahlen der Abgeordneten, und gerade auf dieſer Öffentlichkeit 
des Handelns beruhte ihre Wirkfamteit. 

Mährend der Reftaurationdzeit war auch bei den Freigefinnten der andern Länder Europas 


3) Bol. die pi Bertheidigung des Tugendbundes gegen Schmalz u. a. gerichteten Schriften von 
Scleiermacher, Niebuhr, Rühs, Ludw. Wieland, Krug u. 





200 Geheime Geſellſchaften 


auf die furzen Tage ver Hoffnung gar bald der bittere Schmerz der Täuſchung gefolgt. Auf 
empörende Weile waren jie auf der Pyrenäiſchen Halbinfel verfolgt und mishandelt worden. 
Zahlreiche Eonfpirationen entſtanden, die aber jtetö nur in beſchränktem Kreiſe Theilnahme 
fanden und meiflend vor dem Ausbruche entdeckt und vereitelt wurden. Dagegen jind feine 
Spuren vorhanden, daß Ihon damals ſolche geheime Geſellſchaften organijirt waren, die auß- 
ſchließend politiiche Zwecke dauernd verfolgt hätten, obgleidh ſchon in den erften Jahren der 
Reitauration die verpönten, aber dennoch fortdauernden Freimaurerlogen den Unzufriedenen zu 
Bereinigungspunften dienen mochten. Jedenfalls Hatten Die geheimen Geſellſchaften als ſolche 
keinen bedeutenden Einfluß auf den Ausbruch ver Inſurrection von Leon. Es war vielmehr 
die bei einem großen Theile des Volkes, namentlich der gebildeten Stände, herrſchende Mis- 
flimmung, die aud dem Heere ji mitgetheilt hatte, die Verfammlung von Truppen, die ji 
als Schlachtopfer in einen fremden Welttheile und in einem unvolksthümlichen Kriege beſtimmt 
jahen, und der ſchnell zur Reife gediehene Plan einiger kühnen Anhänger der VBerfaflung von 
1812, wodurch dieſes Ereigniß Herbeigefüihrt wurde. Als nun eine Berfaffung hergeftellt war, 
die auf die Mafle des Volkes ſich ftügen follte, bildeten jih in Spanien zahlreiche öffentlich) 
wirkende Vereine. Auch die verfolgte Gefellfchaft der Freimaurer trat aus ihrem Dunfel hervor 
und nahm eine politiihe Richtung an. Uber gerade diefe Verbrüberung der Breimaurer, ven 
von ihr ſich abſcheidenden Clubs der Communeros entgegentretend, neigte zu gemäßigten Anz 
ſichten und Half den Aufihwung der Nation lähmen, ver unter jenen Berhältniffen die blutig 
erfaufte Breiheit allein hätte retten Fönnen. Sie fiel unter den Streichen des Auslanves. Die 
Volksgeſellſchaften verſchwanden, und abermals in das Dunkel zurückgedrängt mochte auch jegt 
wieder ein Theil der Oppoſition in den Logen der Freimaurer ſich aneinander ſchließen. Die 
aus Spanien Vertriebenen ſuchten gleichfalls theils unter ſich, theils mit den Anhängern ihrer 
Sache im Heimatlande einige ſchwache Verbindungen zu unterhalten, und manche von ihnen 
traten den im Auslande beſtehenden geheimen Geſellſchaften bei. 

Schon vor dem Ausbruche der ſpaniſchen Inſurrection war in Italien die Geſellſchaft der 
Carbonari einigermaßen aus ihrer Verborgenheit herausgetreten. Sie ließ Statuten, Rituale, 
Inſtructionen und Katechismen drucken, wodurch aber die Zwecke der Geſellſchaft nur theilweiſe 
ins Licht geſtellt wurden und man die geheimere politiſche Tendenz mehr zu verſchleiern als zu 
offenbaren ſuchte. Vor und nach bildeten ſich manche ähnliche, der Carbonaria nachgebildete 
Vereine, die aber zum Theil völlig ausarteten, wie vie Geſellſchaft der europäiſchen Vatrioten. 
der Deciſi (Entichloffenen) u. a. Dex bedeutendſte Verein dieſer Art mar der der Calderari 
(Keſſelſchmiede) in Neapel, ver ſich urſprünglich wahrſcheinlich aus ausgeftoßenen Carbonari 
zuſammenſetzte, darum von Anfang an eine feindſelige Stellung gegen dieſe annahm und 
eine Zeit lang von der neapolitanifchen Regierung begünftigt wurde, um barin ein Gegen= 
gewicht gegen deu Einfluß der Barbonaria zu finden. Als die Kunde non der ſpaniſchen Infur- 
rection Italien bewegte, gewann biejer legtere Bund ſchnell eine große Auspehnung. Nur im 
Mär; 1820, alfo einige Monate vor dem Ausbruche der neapolitaniſchen Revolution in Nola, 
ſollen nit weniger ald 650000 neue Mitglieder aufgenommen worden fein. Mag auch dieſe 
Angabe übertrieben fein, fo ift doch gewiß, daß die männliche Bevölferung ganzer Städte in 
Neapel faft durchaus zur Carbonaria fi zählte. Allein der jhmähliche Ausgang der Nevo- 
Iution in Neapel, wo dieſer Verein feinen Hauptiig hatte, und nach Unterdrückung dieſer Revo= 
Iution die währenn einer geraumen Zeit Faum bemerkbar ſchwachen Regungen einer liberalen 
Bartei beweifen zur Genüge, daß eine zahlreihe Namenliſte und das eidlihe Bekenntniß 
gewifler Anjichten noch keineswegs einige Kraft verbürgen. Auch läßt ich hiernach um jo ge= 
wiffer annehmen, daß die einzelnen Vereine ver Barbonaria unter fich felbft ſtets nur in jehr 
lodern Berbande landen. Die Kortfegung des Bundes war für Hochverrath erflärt worden; 
der Batican hatte feine Bannftrahlen dagegen gefchleubert und bie Öfterreihiichen Bajonnete 
jollten dieſen Beichlüffen Nachdruck geben. Manche befonders betheiligte Mitglieder fanden im 
Auslande, namentlid in der Schweiz und in England eine Zuflucht, wo jie bald mit Bertrie= 
benen anderer Nationen, mit Kranzojen, Spaniern, Portugieſen und einigen wenigen Deut⸗ 
fen in Berührung kamen. Erſt von diefer Zeit an ſcheint die früher nur auf Italien beichränfte 
Charbonnerie bei andern romanischen Völkern einigen Eingang gefunden zu haben, Ihrem 
Charakter nach hatte fie damals, wie ſchon früher in Italien, eine noch ziemlich unbeſtimmte 
demofratifche Richtung und mar im weientlihen nichts anderes als eine geheime Oppoſitions⸗ 
gejellihaft von Mitglievern verfchienener Nationen. In dieſer Weiſe hatte fie befonders in 
Frankreich Wurzel gefaßt, wo man in Paris die durch die Eriegerifchen Erfolge ver Stabilitäte- 





Geheime Geſellſchaften 201 


partei zerriffenen Fäden zujammenzufaffen ſuchte. Gewiß ift wenigjtene, dag einige Männer, 
die ſpäter eine nicht unbedeutende, wenn auch nicht immer ganz ehrenvolle Rolle fpielten, wie 
der unter Ludwig Philipp in dad Minifterium gelangte Barthe, der Earbonaria angehörten 
und in diejer Verbindung großen Einfluß gewonnen hatten. Immer beweift die politiſche 
Richtung, die Barthe und andere nad) der Julirevolutiou einſchlugen, wie entweder der Zmed 
per Barbonaria ein jo vager und unbeflimmter war, daß man jo ziemlid mit allen Winden 
fleuern mochte, ohne gerade ald abtrünnig gelten zu fönnen, oder wie man doch ohne bejondere 
perjönlihe Gefahr den früher befannten Grundjägen den Rüden kehren durfte. Neben der 
Eharbonnerie hatte während der Neftauration die Freimaurerei, ald noch Ludwig Philipp 
venerable im großen Orient zu Paris war, eine nicht unbedeutende politifhe Wirkſamkeit 
eutwidelt. 

Kein ſonderliches Glück machten dagegen die geheimen politiihen Geſellſchaften in Deutſch⸗ 
land, mo namentlid) die Carbonaria feinen Eingang fand. In der erften Zeit nach Beendigung 
der fogenannten Freiheitskriege entftand zwar eine geheime politifche Verbindung, die beſonders 
in den Rheingegenden einige Verzmeigungen hatte. Man glaubte die Duelle verjelben im 
Minifteriun Hardenberg zu entveden. Da ji indeſſen in Berlin die Anjichten änderten und da 
einige Mitgliever der Gejellihaft zu bemerken Anlaß fanden, daß ihre Leiter mehr ein beſon⸗ 
deres preußiſches ald ein nationales Intereile im Auge hatten, jo Löfte jie ſich bald wieder auf. 
Auf mehreren deusfhen Univerfitäten wurde unterdeſſen die jogenannte allgemeine deutſche 
Burſchenſchaft, zum Zwed ber fittlihen Reinigung des afademiihen Lebens, zur Belebung 
eines echt vaterländiſchen Sinne, als öffentlicher Verein und im Gegenfage mit den geheimen 
afademijhen Verbindungen der Landsmannſchaften gegründet. Bei einzelnen Mitgliedern 
dieſer Burjchenihaft und ſonſt bei einem Theile der deutſchen Jugend der gebildetern Stände 
nahmen die Beitrebungen entjhiedener eine politiihe Richtung, ohne dag man jedoch über 
beſtimmte politiiche Zwecke und Mittel jih zu vereinigen wußte Als nun aus der ganzen 
großen Schar der Angeregten zwei Jünglinge zu einem politiihen Morde und Mordverſuche 
ih erhigt hatten, träumte man fhon von einem Bunde ber Afjajjinen und glaubte nad) ben 
Alten vom Berge juhen zu müſſen. Nach einer auf den Univerjitäten eingeführten Tracht hatten 
die Zünglinge den Nanıen der Schwarzen befommen und unter ſich jelbft bezeichneten jte wol 
auch diejenigen, Die ohne ängftlicde Rüdjiht einen bejondern Eifer an ven Tag legten, ald Un: 
bedingte. Darin glaubte man die Spur einer geheimen politiihen Verbindung mit verjchiede- 
nen Graden zu entdeden. Die eingeleiteten Unterfuhungen, mie jehr man jich auch bemühte, 
ihr kleines Rejultat dem großen Aufwande von Mühe und Koften gemäß varzuftellen, ergaben 
indeilen jehr beutlih, daß zur Zeit ver Karlsbader Beſchlüſſe in Deutſchland nicht eine einzige 
geheime politifhe Geſellſchaft mit liberaler Tendenz organifirtwar. Erſt nad) dieſen Beſchlüfſen 
und nachdem ein Theil der reactionären Partei entweder im Geifte des Ultraniontanismug in 
geheimen jeſuitiſchen Umtrieben ſich verfucht oder ariftofratifch in eine Adelskette ſich vereinigt 
hatte, bildete jih auf einigen Univerjitäten unter fehr wenigen Mitgliedern der jogenannte 
Jugendbund, ber menigftend einige Verſuche machte, ſich beſtimmter zu organijiren. Von einem 
jogenannten Männerbunde ließ ſich jedoch nichts entwerfen, und felbft jener Jugendbund Hatte 
jich wieder fürmlich aufgelöft, ald die Linterfuhungen varüber eingeleitet und die Straferfennt: 
nifje gegen feine Mitglieder erlaffen wurden. Die deutfhe Burſchenſchaft jegte ich zwar aud 
nach den gegen jie gerichteten Verboten auf ven meiften Univerſitäten unter verfchiedenen Namen 
und Formen fort, nahm jedoch nicht und mehr den Charakter einer gewöhnlichen akademiſchen 
Verbindung ohne politiihe Tendenz an. Man darf alfo ald ausgemacht anfehen, daß auch zur 
Zeit der nad der Julirevolution in Deutjhland flattgefundenen Volföbewegungen nirgends 
eine geheime politiihe Geſellſchaft beſtand und mithin keinen Einfluß darauf äußern fonnte. 

Wichtiger wurden durch die folgenden Ereignifle die geheimen politiihen Geſellſchaften, die 
unterdeflen in Polen und Rußland entftanden waren. Auf®eranlaffung des in Pofen wohnen⸗ 
den greifen Kriegerd Dombrowſki bildete ſich in dem feit langem beflandenen und von ber 
zuffiihen Regierung gebuldeten Freimaurerorden ein Patriotiſcher Verein, der ſich jedoch bald 
von der aus allzu verſchiedenen Elementen gemifchten Geſellſchaft der Maurer faft gänzlich 
trennte. Der allen Mitglievern angegebene Zweck war die Erhaltung polniſcher Sitte und 
Sprade; aber der dem unjichtbaren Gentralcomite und einigen ber geprüfteflen Mitglieder 
vorliegende war die Wiebervereinigung Polens zu einem Neiche. Zu demfelben Zwede und 
faft gleichzeitig bildete fih 1818 oder 1819 unter Kufafinffi der geheime Bund der Senfen- 
träger, ber gleichfalls aus der Freimaurerei hervorging und ihre Kormen entlehnte. Beide 
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Vereine breiteten ſich im oͤſterreichiſchen und preußiſchen, beſonders aber im ruſſiſchen Polen 
aus. Auch unter den polniſchen Studenten in Berlin und Breslau, in Warſchau und Wilna, 
in dieſer letztern Stadt erſt als Bund der Strahlenden, dann als Bund der Philarethen, mit 
dem Ausſchuſſe der Philomathen, waren unterdeſſen Vereine geſtiftet worden, die mit den 
patriotiſchen Männervereinen in Verbindung traten. Unerwartet ſtießen dieſe in ihrer weitern 
Verbreitung mit einem ähnlichen Bunde in Volhynien, dem der Templer, zuſammen. Aber 
durch Verrath eines Mitglieds wurde der Verein der Senſenträger der Regierung entdeckt. 
Er löſte ſich auf und die der Regierung unbekannt gebliebenen Mitglieder ſchloſſen ſich dem 
Patriotiſchen Vereine an. Trotz der Wachſamkeit uud Thätigkeit der geheimen Polizei, der 
barten Ahndung, die den wiederholten Entdeckungen auf dem Fuße folgte, der Aufhebung bes 

bisher gebuldeten Freimaurerordend und des Verbots der Theilnahme an geheimen Verbin— 

dungen bei entehrenvder Strafe dauerte der Patriotifche Verein fort und breitete fi) mehr und 

mehr aus. Durch die Templer vondem Dajein eines in Rußland, befonders in den fühmeftlichen 

Provinzen verzmeigten Geheimbundes unterrichtet, deſſen Ziel die Bereinigung aller Slawen⸗ 

ſtämme in einer Republik von Föderativſtaaten war, fnüpften fi jehon in den Jahren 1823 

und 1824 Verbindungen zwilchen ven Häuptern des zuffifhen Vereins und des polnischen” 
Patriotenvereind an. Nach den getroffenen Verabredungen wollten die ruſſiſchen Verſchworenen 
bie Snitiative ergreifen, und die Polen machten fi anheifchig, die rufftiihe Garde in Warſchau 

zu entwaffnen und in derjelben Zeit vielleicht eine Revolution in Polen zu Stande zu bringen. 

Der Tod Alerander’8 bejhleunigte ven Ausbruch der Verſchwörung, nachdem dieſe kurz vorber 

fhon dem Kaifer Nikolaus verratben und die Verhaftung einiger Leiter derfelben erfolgt war. 

Ein kurzer, aber blutiger Kampf fcheint Diefen geheimen Bund der Ruflen, wozu nicht wenige 

ber angefehenften Männer des Reichs gehörten, mit ver Wurzel außgeruttet zu haben. Die 

Häupter deſſelben, Murawiew, Peſtel, Beſtuſchew u. a., deren Andenken der polnifhe Dichter 

Mickiewiez feierte, fielen entweder in Kampfe over büßten am Strangeund in den Bergmerfen 

Sihiriend ihr Unternehmen. Der polnifhe Verein erfuhr den Ausgang der ruſſiſchen Ver— 

fhmwörung erſt gleichzeitig mit der Verhaftung mehrerer feiner eigenen Mitglieder, auf deren 

Spur die in Peteröburg eingeleitete Unterſuchung geführt hatte. Trotz aller angewandten 

Mittel zur Erpreffung von Geftänpniffen konnten nur gegen wenige volljtänpigere Beweiſe 

erhoben werben. Das Reichstagsgericht mußte alfo die meiften Verhafteten frei fprechen, Die 

aber zum größern Theile bald wieder heimlich eingeferfert wurden, Unter diefen Umſtänden 

hatte der Patriotenverein flillfhmweigend ſich aufgelöft. An feiner Stelle bildete jih aber im 

Sabre 1828 eine andere geheime Verbrüderung unter der polnifhen Jugend, zunächſt in Infti= 

tute der Militärfchule, die fi von da aus vorzüglich unter den Subalternoffizieren der meiften 

Regimenter verzmeigte, ſowie unter ven Stubirenven der warfchauer Univerfität und ben jun: 

gen Männern, welche dieſe feit kurzem verlaffen hatten. Diefem Jünglingsbunde gelang eß, 

fih vor Entdelung zu bewahren und am 29. Nov. 1830 unter dem Einfluſſe der durch Die 

Julirevolution bewirkten Aufregung und der hierdurch herbeigeführten Greigniffe ven Anftop 

zur Infurrection zu geben. ®) 

Die Julirevolution ſchien das Gebäude der europäiihen Diplomatie aud allen Fugen 
geriffen zu haben, und den auswärtigen Staaten gegenüber fah fich Die neue franzöfiiche Regie- 
rung in eine eigenthümliche Rage verfegt. Ihre eigene Stärke bezweifelnn, ohne feiten Glauben 
an die Zufunft und vor den Folgen fühnerer Schritte erbebend, wagte fie es nicht, fih an Die 
Spige einer europäifhen Völferbewegung zu ftellen. Während fie aber an alle Höfe die Ver: 
fiherung einer aufrihtigen Anerkennung der Verträge von 1815 gelangen ließ, hätte fie doch 
gern, zur Abwehr drohender Gefahren, mit einer Reihe von Staaten ſich umgeben, die ſchon 
‚nach dem Urfprunge ihrer Verfaffungen und durch die Gemeinfhaftlichfeit ver Intereffen ihr 


4) S. u. a. Neyfeld, Polens Revolution und Kampf (Frankfurt 1832), und Wyſocki, Bericht 
über die polnifche Verfhwörung, aus dem MWarfchauer Courier vom 25. Dec. 1830. Außer den jchon 
angeführten Schriften find ncch über die geheimen Gefellfchaften während der Reftaurationsperiode 
zu vergleichen: Denfwürdigfeiten der Carbonari und anderer geheimer Gefellfchaften, überfept von H. 
Döring (Weimar 1822), und I. Wit, Sragmente aus meinem Xeben und meiner Zeit, die aber bekannt⸗ 
Lich nicht fehr zuverläffig find. Die Gejchichte der geheimen Verbindungen der neueften Zeit (8 ‚Hefte, 
Zeipzig 1831—34) gibt zwar actenmäßige Mittheilungen, allein bie oft fehr willfürliche Zufammens 
ftellung und Verbindung ifolirter Thatſachen verrüdt auch hier nicht felten den wahren Gefichtspunft 
der Sache. Befonders gilt dies von den politifchen Vereinen oder ben angeblichen Vereinen in Deutſch⸗ 
land, wie Darauf in mehreren deutſchen Zeitfchriftgn, im Hesperus u. f. w., aufmerffam gemacht wurde. 
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verbunden gemefen wären. Es iſt Durch vielfache Zeugniffe erwiefen, daß in Diefer ſchwankenden 
Stellung die franzöflfche Regierung felbft zur Verbreitung liberaler Ideen im Auslande und 
zur Geltendmachung ihrer Herrfchaft auf manche Weile Propaganda gemadt hat. Insbeſon⸗ 
dere war dies in der Sache der fpanifchen und italieniſchen Ausgewanderten ver Fall, Sehr 
natürlich war ed aber, daß die Anhänger der Bewegung aus den benachbarten Ländern bei ven 
Franzoſen Grmunterung und Unterſtützung fanden, die von Anfang an dem neuen Franfreid 
eine eingreifendere Rolle zuweiſen wollten und in ben Juliereigniffen den Beginn einer neuen 
Ara des europäifhen Völkerlebens zu erblidten glaubten. Man hat die Summe dieſer Beftre- 
bungen unter dem Namen einer europäifchen Bropaganda zufammengefapt und die Quelle ber: 
felben wol auf in einer eigens dafür organifirten Verbindung geſucht, vie in Diefem Sinne nie 
beftanden hat. Zu dent Zwecke einer Verfaffungdänberung in Frankreich felbft waren dagegen 
unter Garliften und Republifanern geheime Verbindungen angeknüpft worden, nachdem viefe 
beiden Parteien von den Anhängern der fogenannten richtigen Mitte beftimmter ſich ausge— 
fhieden und die verwandten Elemente fi näher aneinander gefchloflen hatten. Obgleich die 
Unterfuchungen über die Eriftenz carliftifher geheimer Geſellſchaften nicht viel Näheres nach⸗ 
gewieſen, fo ift doch fein Zweifel, daß deren namentlich zur Zeit der Verfuche ver Herzogin von 
Berry beftanden haben, wenn auch die angeblihen Aufklärungen mehrerer englifchen Blätter, 
wie ber Times, Aber Organiſation und Verbreitung der chevaliers de la legitimite bis zum 
kächerlichen Übertrichen waren. Einen viel größern Umfang gewannen hie bemofratifchen 
Affociationen, die aber nur zum Fleinften Theile als eigentlid geheime Geſellſchaften fich confti- 
tuirten, vielmehr den Charakter von offen beſtehenden Clubs Hatten, ähnlich denjenigen der 
Sakobiner, Eorbelierd u. |. mw. der erften Revolution. Namentlich gilt Diefes von dem 1830 
oder 1831 gebildeten Club der Volksfreunde. Diefer hatte feine Statuten und feine Abthei- 
lungen; feine Sigungen fowie die Wahlen der Präfipenten und des Bureau waren öffentlich. 
Unter der Herrſchaft einer Berfaflung, die den Beſitz eines gemiffen Vermögens zum Maßftabe 
der politifhen Rechte machte, und unter dem influffe mander beſondern Verhältniſſe des 
Erwerbs und Verkehrs mußten die Afloeiationen auch in ver Klaffe der Arbeiter beſondern 
Anklang finden, und felbft ſolche Vereine, die ausſchließend In einem ökonomiſchen Intereffe 
gegründet fhienen, mußten unter Umſtänden eine entfchieden politifche Richtung nehmen. Doch 
hatte der erſte Aufftanb in Lyon (Nov. 1831) noch feinen hervortretenden politifhen Cha⸗ 
rafter. Ein Proceß wegen einer mehr carliftifden als repnblifanifchen Verſchwoͤrung (2. Febr. 
1832) veranlaßte die Schließung des Klubs der Volksfreunde, unter Berufung auf eine Be- 
flimmung des Strafgeſetzbuchs, welche die nicht autorifirten Vereine von mehr als 20 Perſo⸗ 
nen für ftrafbar erflärt. Die Gefellfchaft „Aide-toi‘ löfte freiwillig fih auf. Weide Vereine 
ſetzten jedod mehr in geheimen ihre Verbindungen fort. So wohnten denn auch viele Volks⸗ 
freunde zu Paris 5. Juni 1832 dem großen Leihenbegängniffe des Generald Lamarque bei, 
und der Kampf eines Theils der republikaniſchen, mit einigen Garliften gemifchten Partei an 
diefem und dem folgenden Tage mag hauptfächlich durch Mitglieder dieſes Clubs veranlaßt und 
felöft vorbereitet worden fein. Dieſes geſchah jedod ohne allgemeinern Geſellſchaftobeſchluß 
und ohne Wiffen oder wider Willen der Mehrheit. Bald erholten fich die Republikaner von 
ihrer Niederlage und die gegen ihre Affociationen ergriffenen Maßregeln hatten zunächſt nur 
Die Folge, daß fie ſich zweckmäßiger und zahlreicher zu orgamiftren ftrebten. Jetzt bildete ſich die 
„Geſellſchaft der Menſchenrechte““, in melde fich 618 zum Jahre 1834 alle oder doch die meiften 
demofratifchen Vereine verfhmolzen.d) Um nit gegen ven Buchſtaben des Geſetzes zu ver⸗ 
flogen, theilte man fi in Sectionen bis zu 20 Mann, deren jede ihren Chef wählte. Die 
Sectionschefs ernannten nad gemwiffen Abthellungen dire Vorfteher mehrerer Sectionen und 
Diefe endlich dad dirigirende Gomite. Auch diefer Verein ftand der Negierung offen gegenüber. 
Er machte aus feinem Dafein fo wenig ein Geheimniß, daß vielmehr das politifche Glaubens⸗ 
befenntniß der Mitglieder, die bekannte Erflärung ber erſten Nationafverfammlung über bie 
Rechte des Menfchen und Bürgers, ſowie ihre Statuten der Offentlichkeit fibergeben und viel- 
fach commentirt in allen fremzdfijchen Blättern mitgetheilt wurden. Gegenfeitige Belehrung 
und Verbreitung der republikaniſchen Ideen follte Zweck der Gefellfchaft fein. Bet ihrer Offent⸗ 
lichkeit, ihrer bekannten Organifation und ihrer weiten Verbreitung, die eine gegenſeitige ge= 
nauere Berfonalfenntnig unmöglich machte, konnte e8 nicht fehlen, daß auch Die Regierung ihre 


5) ©. den an den Pairsgerichtshof im November 1835 von iron de [’Ain erftatteten Bericht über 
bie Breigniffe vom April 1834, und Gazette des Tribunaux, 1835—36, Nr. 3029 fg. 
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Agenten eintreten ließ. Bald befanden fich wenigſtens einige derielben in jeber Section, and 
oft waren fie Sectionschefs. So fühlte man denn endlich die Nothwendigkeit einer Regenera⸗ 
tion. Überdies ging es beſonders ven Aufgeregtern nicht raſch genug voran. Darum bildete 
Kerſoſie, wol von Raspail geleitet, in der Geſellſchaft der Menſchenrechte eine neue geheime 
Geſellſchaft, die section d'action, welche die beſonders Entſchloſſenen und jederzeit Schlagfer⸗ 
tigen umfaſſen ſollte. Hier kannten ſich immer nur zwei oder drei untereinander, und nur Ker⸗ 
ſoſie, der von Zeit zu Zeit an beſtimmten Orten Muſterung hielt, kannte fie alle. Gleichzeitig 
mit der Geſellſchaft der Menſchenrechte hatten die Arbeitervereine, ohne unmittelbar auf Her⸗ 
ſtellung einer republikaniſchen Verfaſſung auszugehen, aber doch in feindſeligem Geiſte gegen 
die Regierung gegründet, die ihnen als die Vertreterin der drückenden ſocialen Verhältniſſe 
erſchien, eine groͤßere Ausdehnung gewonnen. Beſonders war dieſes in Lyon der Fall, wo 
die Aſſociationen der Mutuelliſten und der Ferrandiniers einen beträchtlichen Theil der männ⸗ 
lichen Bevölkerung, nach einigen Angaben gegen 25000, umfaßten. Der am 25. Febr. 1834 
von Barthe, dem ehemaligen Mitglieve der Garbonaria, der Deputirtenfammer vorgelegte 
Gejegentwurf über Beſchränkung des Aſſociationsrechts und Die Überzeugung der Vereine, daß 
es jih fortan um Sein oder Nichtſein handle, fleigerte die Aufregung. Aus vielen Städten 
kamen von den Mitgliedern der Geſellſchaft ver Menſchenrechte ſowie von den Mutuelliften 
Proteftationen gegen vie Beſchlüſſe der geſetzgebenden Berfammlungen ein. Der Proceß einiger 
Mutuelliften in &yon, wol auch die Einwirfung der section d’action gaben in Lyon während 
der erften Tage des April 1834 den Anſtoß zum Ausbrude einer Empörung. Die im Ver⸗ 
gleiche mit den frühern Angaben über die Stärke der Iyonefer Vereine nicht jehr beträchtliche 
Anzahl der Kämpfenden zeigt indeſſen, daß entweder dieſe Angaben ſehr übertrieben oder daß 
die Vereine keineswegs in einer Weiſe ausgebildet waren, um ſie als organiſirte Geſammt⸗ 
macht handeln zu laſſen. Die Bewegung pflanzte ſich ſchnell in mehrere andere Städte fort. 

Während man aber in Lyon ji) ſchlug, hielt ſich die section d'action in der Hauptſtadt ſelbſt 
zurück, was wol theilweiſe einem Cinfluſſe der Carbonaria zuzuſchreiben iſt. Gegen ven Willen 
und gegen die Verbote der section d'action, wahrſcheinlich durch provocirende Agenten fort⸗ 
geriſſeu, ſchlugen einzelne Sectionen der Geſellſchaft der Menſchenrechte, wie die der phrygiſchen 
Müge, erſt dann los, als in Lyon der Aufſtand beſiegt war, und ſo kam es noch in Paris zu 
einem ungeitigen, zwar blutigen, aber kurzen Barrikadengefechte von feiten eines £leinen Bruch⸗ 
theil8 der demokratiſchen Partei. Die jpätern linterfuhungen imfogenannten procès monstre 
zeigten, daß auch unter einem Theile des Militärs, namentlich in Luneville unter ven Unteroffi⸗ 
zieren der Kürajjierregimenter, geheime Verbindungen ji angeſponnen hatten. Der Aufſtand 
war inzwifchen allerorten unterbrüdt und die Regierung, welde — ihres Siegs im voraus 
gewiß — den Kauıpf nicht ungern jehen mochte, benugte deu Sieg zur firengen Vollſtreckung 
des Aſſociationsgeſetzes. In vielen Städten Frankreichs erflärte ſich ausdrücklich die Geſellſchaft 
der Menfchenrechte für aufgelöft, und ihre Häupter in Paris und Lyon wurben entiveder gefan= 
gen oder hatten jidy in dad Ausland gerettet. Spätere Uinterfuhungen, nanıentlich über die 
jogenannte Pulververſchwörung (10. März 1836), wiejen jedod darauf hin, daß ſich aus eini⸗ 
gen Trümmern der Geſellſchaft eine neue geheime Verbindung, die fogenannte sociöte des 
familles, gebildet batie, vie jedoch nad) der Zahl wie nach der Berjönlichkeit ihrer Mitglieder 
feine bedeutende Rolle fpielen konnte. Die politiſchen Leidenſchaften, vie nicht mehr in zahl- 
reihern Vereinen zu wirken vermochten, ſchlugen nun in eine Reihe ifolixter Handlungen aus. 
Die Attentate gegen das Leben des Königs folgten raſch nacheinander. Einzelne Mitglieder der 
frühern Dereine waren bei einigen dieſer Attentate betheiligt, allein fein einziges tritt als die 
Bollziehung eines Beichlufjes geheimer pelitiiher Geſellſchaften hervor. 

Inter den eigentlich geheimen Geſellſchaften nahm fortwährend die Garbonaria eine bejon= 
dere Stellung ein. Seit der Julirevolution, wodurch manchen frühern Carbonaris die Zwede 
der Geſellſchaft, wenigſtens ihre beſondern perſönlichen Zwecke erreicht ſcheinen mochten, bildete 
ſicht in Frankreich eine neue Carbonaria, die als charbonnerie democratique auf Gründung 
einer republikaniſchen Verfaſſung ausging. Es iſt nicht ganz gewiß, ob außerdem noch die alte 
Carbonaria der Reſtauration in einigen Überreſten fortbeſtand. Der Hauptſitz der neuen 
Charbonnerie war Paris, mo ſie indeſſen nur wenige Mitglieder hatte. Etwas größer mar die 
Zahl ihrer Anhänger in ven Provinzen. Die Grundfäge dieſes Vereins, wenn aud nicht bie 
in ihre legten Gonjequenzen verfolgt, jind kurz entwidelt in dem „Projet d'une constitution 
republicaine, par Charles Teste”. An ber Spite fland der befannte achtzigjährige Buona= 
rotti, ein flarrer Dertreter der Orunfäge von 1793— 95. Yür die Leiter der Verbindung war 
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Paris die Welt, und was nicht von da ausging, ſchien ihnen an und für fich verdächtig. Diefe 
centraliſtrende Tendenz drückte fi auch in der Organifation des Vereins aus. Es ift wahr- 
ſcheinlich, daß derfelbe von Buonarotti und fehr wenigen andern Mitgliedern faft ausjchliegend 
geleitet wurde. Auch verhandelte man viel über die Nothwendigkeit eines republikaniſchen 
Dictatord. Es war Grundfag der Geſellſchaft, auch in allen andern politifchen Verbindungen 
Mitglieder zu haben, die zu Mittheilungen an die Sarbonaria verpflicgtet waren, damit biefe 
überall einwirken und unter Umftänden jenen entgegenarbeiten inne. Daß dieſes namentlich 
Bei dem vom fogenannten Jungen Europa ausgegangenen Unternehmen gegen Savoyen der 
Fall war, läßt fich wol als gewiß annehmen. 

Nach der Niederlage ver republikaniſchen Partei in Sranfreih im Jahre 1834 nahmen 
daſelbſt die fpäter entſtandenen geheimen Gefellfihaften einen vorherrſchend ſocialiſtiſchen 
Charakter an. Dies ift fehr erflärlich. Der große Gegenfag des Proletariats und der Bour⸗ 
geoijie (f. Communismus) kam mehr und mehr zum Bewußtſein, umd nach zahlreichen mis- 
lungenen Berfuchen einer revolutionären Republifanifirung des Landes drang die Überzeugung 
durch, daß die auf dem Volke laſtenden Übel nur dur eine Veränderung der Staatöfornen 
nicht zu befeitigen felen. Für einen fehr Heinen Theil ver Unzufrienenen wurde num dieſe weit: 
verbreitete Überzeugung der Antrieb zur Errichtung einer Reihe geheimer Geſellfchaften, wie 
der Verbindung der fogenannten Familien und der Jahreszeiten, aus welchen ver Pariſer Mai: 
aufftanb von 1839 hervorging, der Handwerfe, der Egalitaired. Auch wurden gegen Ente 
1843 die Mitglieder eined communiſtiſchen Vereins in Paris zuchtpolizeilich verurtheilt, und 
«8 war bei diefem Anlaffe wieder viel von der angeblilhen ansgebehnten Organifation einer 
geheimen communiſtiſchen Verbindung in Gruppen von je 21 Mitgliedern die Rebe. 

Auch in den folgenden Jahren, bi8 zum Ausbruch ver Revolution von 1848, kommen häufig 
Berurtbeilungen von Berfonen-vor, welche geheimen Berbindungen angehören follten, ohne 
indeſſen ein neues Licht über biefelben zu verbreiten. Nur fo viel ift. gewiß, daß es bis zum Jahre 
1848 eine Menge von geheimen Geſellſchaften in Frankreich gab. Viele derfelben dauern his 
auf die neuefte Zeit fort; nur ift es ſchwer, etwas Genaueres und Beflinimtered über fie zu 
ſagen, da felbft die gerichtlichen Unterſuchungen wenig über fle ergeben haben. Folgendes 
Dürfte indeſſen verdienen angeführt zu werben. Die Tendenzen der noch jegt in Frankreich befte- 
henden geheimen Geſellſchaften ſcheinen faſt durchgängig communiſtiſcher Natur zu fein. Doch 
iſt ihre Organifation eine ſolche, daß es ſchwer wird, ſich ein richtiges Bild von ihrem Wirken 
und Treiben, von ihren Planen und Abfidhten zu Bilden. In der neueften Zeit, nach dent 
Attentate Orfini’d am 14. Jan. 1858 und vorübergehend auch in den vorhergehenden Jahren, 
hat ber Geheimbund Marianne am meiften von fi ſprechen gemacht. Seine Organifation 
ſcheint eine ſehr vorfihtige und durchdachte zu fein. Über diefelbe berichtet die augsburgiiche 
‚Allgemeine Zeitung‘ vom Jahre 1856, Nr. 141, folgendes Nähere. Der Gentralausfhuß 
der Marianne befindet fih in London, wo es ſich viele Flüchtlinge, welche dieſen Gentral: 
audfchuß unter dem Namen der commune re&volutionnaire bilden, zur Aufgabe gemacht haben, 
iu allen Departements Frankreichs Filialcomites unter verſchiedenen Bezeihnungen zu errichten. 
Die Eomites kennen fich untereinander nicht und fleben blos mit dem Bentralausfhuß in 
London in Verbindung. Im Falle des Ausbruchs der Hevolution conftituiren fih diefe Co—⸗ 
mites als ebenſo viele revolutionäre Departementdconvente, welche der oberften Revolutions- 
leitung, die ihren Sig in Paris nimmt, unbedingt Folge zu leiften Haben. Jedes Filtalcomite 
Hat dem Gentralausfhuß in London einen monatlichen Bericht über beſtimmte Vorfälle einzu: 
ſchicken und ein Verzeichniß über die Zahl der Truppen, Gensdarmen, Waffendepots, Kaflen 
u. ſ. mw. beizufügen. Das Programm der Marianne lautet nad der obengenannten geiz: 
tung folgendermaßen. Die demokratiſch-ſociale Revolution Frankreichs Hat die Befreiung 
aller Bölfer Europas zur Aufgabe. Sie legt die Waffen nicht eher nieder, als bis die legte 
Monarchie audgerottet ift. Die Beamtenregierung wird aufgehoben; das Volk regiert fid 
Felbft durch gemählte Ausſchüſſe. Das ſtehende Heer hört auf; an feine Stelle tritt ein Volfd- 
heer von Freiwilligen. Feinde der Revolution werden vor ein Volksgericht geftellt und mit dent 
Tode beftraft. Die Kirche wird abgefhafft. Beträgt ein Privatvermögen mehr als 50000 Fr./ 
fo fällt ver Überſchuß an die Volkskaſſe. Die Macht des Kapitals Hört auf und alle induſtriellen 
Unternehmungen ftehen unter Aufficht des Staates, welcher das Volk daran theilnehmen läßt. 

Auch bei den durch Giuſeppe Mazzini im Jahre 1831 gegründeten Jungen Italien tritt 
das focialiftifche Element ftark hervor, doch keineswegs in der ſcharf ausgeſprochenen Weiſe, 
wie Died bei den meiften geheimen Gefellfchaften Frankreichs ver Fall ift. Die erfte größere 
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Unternehmung des Jungen Italien war der im Jahre 1834 von der Schweiz aus unter- 
nommene &infall in Savoyen. Man hatte zu dem Zwecke etwa 900000 Fr. an Beiträgen 
gefammelt, und gegen 1000 italienifche, polnifche und deutſche Flüchtlinge waren bereit, fi) dem 
Zuge anzuſchließen. Die Wachſamkeit der jhweizeriigen Regierung verhinderte inbeffen das 
vollfommene Oelingen dieſes Plans. So überfchritten denn blos etwa 340 Mann Anfang 
Februar an zwei Punkten vie favoyishe Grenze. Feierlichſt wurde die italienifhe Republik 
verfündigt; da ſich aber niemand bafür begeifterte und den eingefallenen Scharen anſchloß, jo 
wurden dieſe mit leichter Mühe zurückgewieſen. Ein ebenſo raſches als blutiges Ende fand auch 
die von den Gebrüdern Bandiera im Jahre 1844 verſuchte Landung in Calabrien. Ahnliche 
nutzloſe Aufſtandsverſuche wiederholten ſich bis in die neueſte Zeit, bis dann endlich die das 
ganze Volk erfaſſende Bewegung des Jahres 1859 die geheimen Geſellſchaften überholte und 
hoffentlich für immer beſeitigt hat. (Vgl. H. Reuchlin, „Geſchichte Italiens“, 1, 260 fg.) 

Nach ver Beſtegung des Aufſtandes im Jahre 1830 zerſtreute ſich die polniſche Emigration 
über faſt alle Länder Europas. Namentlich in Frankreich, in der Schweiz und beſonders in dem 
Freiftaate Krakau fanden viele der Vertriebenen gaftliche Aufnahme. liberal war die Emigra⸗ 
tion unermüblid) thätig, neue Erhebungen vorzubereiten und Verbindungen mit den Patrioten 
in Polen anzufniipfen ober zu erhalten. Zu dem Zwede war das ganze ehemalige polniſche 
Rei in. fünf Regionen eingetheilt (Poſen, Krafau, Galizien, Königreih Polen, Litauen), 
welche vielfady von Emiflaren beſucht wurden. Beſonders richtete man jegt fein Augenmerk auf 
die früher gar nicht beachteten Maſſen und juchte fie durch Verbreitung focialiftifger und com⸗ 
muniftifher Anjihten für den Aufftand zu gewinnen. Diejer, lange vorbereitet, fam 1846 
zum Ausbruch. Sein Mislingen im Königreid Polen und in Bofen ift befannt. Namentlich 
aber in Balizien gedieh er feinen Uchebern zum Unheil, indem bie gedrückten Bauern mit Mord 
und Brand gegen ihre jogenannten Befreier ſich erhoben. Die damals in Preußen, Ruſſiſch⸗ 
Polen und Balizien gegen die Anſtifter der Revolution verhängten Unterfuhungen conflatiuten 
zwar das Vorhandenfein von geheimen Verbindungen, ohne daß jedoch Näheres über deren 
Berbreitung, Organiſation u. ſ. w. bekannt geworden wäre. Wie im Jahre 1846, ward aud 
der Aufitand in Pofen im Jahre 1848 bald niedergeihlagen. Seitdem iſt nichts wiever von 
geheimen Geſellſchaften zum Zweck der Nevolutionirung Polens bekannt geworben. Aud bei 
den neueften Vorgängen in Warſchau (1861) bat nichts von geheimen Verbindungen verlautet. 
Doch kann man wol annehmen, daß ſolche beitehen und jo lange beitehen werben, bis die pol⸗ 
niſche Brage auf die eine oder andere Weife ihre endliche Köfung gefunden haben wird. ; 

Schon vor den Juliereigniffen Hatte die unnatürliche Verkuppelung widerſtrebender Be: 
flandtheile in dem vereinigten Königreiche der Niederlande ihre unvermeidlichen Wirkungen 
“ geäußert, und fhon damals fnüpften ji einige Verbindungen zwijchen ven Unzufriedenen 
Frankreichs und Belgiens an. Als num dieſes feine Revolution jiegreich durchgeführt hatte, 
ſcheint ſich daſelbſt die eigentlich republikaniſche Partei um ſo mehr vermindert zu haben, als der 
neue belgiſche Thron auf einer viel breitern demokratiſchen Grundlage errichtet wurde wie die 
ſogenannte beſte Republik in Frankreich, und als hiernach auch dem demokratiſchen Elemente 
ein viel weiterer verfaſſungsmäßiger Wirkungskreis eingeräumt war. Erſt nachdem die Ereig⸗ 
niſſe in Frankreich vor dem April 1834 neben andern politiſchen Verbannten einige der ver⸗ 
triebenen Mitglieder der franzoͤſiſchen Vereine nach Belgien geführt hatten, ſcheinen ſich zeit— 
weije wieder engere Berbindungen entjponnen zu haben. In dem belgifhen Minifterialberichte 
über die Plünderung der Häufer einiger DOrangiften zu Brüffel im April 1834 und wenige 
Tage vor den revolutionären Bewegungen in Lyon und Paris ift dieſes wenigſtens behauptet, 
aber freilich nicht näher begründet worden. Es mar inbeffen natürlich, daß die im Zwecke der 
Unabhängigkeit von Holland jich begegnenden Parteien der Xiberalen und Ulttamontanen nad 
deſſen Erreihung feindjelig auseinander treten mußten. Bei feiner rein kosmopolitiſchen 
Richtung und dem ihm innewohnenden Geiſte der religiöſen Duldung, im Gegenſatze mit der 
abſolutiſtiſchen Glaubensherrſchaft des Katholicismus, erweckte der Orden der Freimaurer den 
Argwohn der zu einigem Übergewichte gelangten Ultramontanen. So ſah man denn plögli 
in der neuern Zeit den Biſchof von Lüttich ſein Anathema gegen den Orden der Freimaurer 
ſchleudern. Aber der Angriff weckte ven Eifer; die Zahl der Mitglieder diefer Geſellſchaft ver= 
mehrte ſich beträchtlich, und wenn ihr dadurch Fein beſtimmter politifcher Charakter gegeben 
wurde, fo jind doch dieſe Erſcheinungen als ein Syuptom der verſchiedenen Tendenzen, welche 
die Geſellſchaft bemegen und theilen, nicht außer Acht zu laſſen. — Auch Spanien und Portugal 
hatten unterbefjen einen politifchen Umſchwung erfahren. In allen bedeutenden Städten traten 
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Volksgeſellſchaften und Clubs zuſammen, und in und neben dieſen entſtanden geheime Geſell— 
ſchaften. Man hat denſelben einen großen Einfluß in den verſchiedenen Phaſen der ſpaniſchen 
Revolution, namentlich bei den Verfolgungen der Prieſter in mehreren Städten, bei den Inſur⸗ 
rectionen einzelner Heerhaufen der Chriſtinos gegen ihre Anführer zuſchreiben wollen, ohne 
jedoch darüber mehr als bloße Muthmaßungen geben zu koͤnnen. Die officiellen Erklärungen 
italieniſcher Regierungen, wie der päpſtlichen, glaubten die Duelle ver Empörungen in Ober⸗ 
und Mittelitalien während ded Jahres 1831 in der Garbonaria zu finden. Neapel, der frühere 
Hauptſitz dieſer Gejellihaft, war indeſſen ruhig geblieben, und e& ift wenigftens zu bezweifeln, 
ob der Anſtoß zu jenen Greignijfen von einer jchon lange organijirten Verbindung ober infolge 
furz vorher gepflogener Unterhandlungen und Verabredungen gegeben wurde. — In Deutfchland 
trat die Vartei dev Bewegung nad allen ihren Schattirungen und in jehr vereingelten Beſtre⸗ 
bungen fortwährend öffentlich hervor. Erſt nach den Bundesbeſchlüſſen vom 28. Suni 1832 
hatten geheime Berabredungen zwiſchen Einzelnen ftatt, deren Zahl jedenfalls nicht jehr beträcht⸗ 
lid war, namentlid zwifchen einigen Jünglingen und jüngern Männern, die in dem noch engen 
Kreife ihrer Erfahrungen manche falfche VBorftellungen über die eigentliche Volksſtimmung jid) 
gebildet Hatten. | j 

Nicht lange vor dem Frankfurter Attentat hatte ich auf einigen deutſchen Hochſchulen unter 
dem Namen Arminia eine Berbindung gebildet, deren Mitglieder an einer nody für möglich 
gehaltenen revolutionären Erhebung des Volkes theilzunehmen ſich verpflichteten, oder wol auch 
erwarteten, den Anfloß dazu geben zu fünnen. Als dann im April 1833 dad mit jo unzuläng- 
lichen Mitteln bedachtlos begonnene Frankfurter Attentat gejheitert war, wurde hintennad in 
Frankfurt und der Umgegend ein fogenannter Männerbund errichtet, der fi) hauptſächlich aus 
Handwerkern refrutirte. Die mehr ald alles entdeckenden politifchen Unterfugungscommiffionen 
in Deutihland kamen auch dieſer geheimen Gejellihaft auf die Sput; allein obgleich man in 
officiellen Darſtellungen ver Sade einen möglihft in die Augen fallenden Anſtrich zu geben 
juchte, waren bod die Rejultate ver Nachforſchnug kümmerlich genug und nahmen mehr in ber 
gedrudten „Darlegung“ dieſer Refultate ald in der Wirflichfeit eine wichtige Stelle ein. Diefer 
Männerbund wie jene Arminia, die allem Anſchein nad bei der erſten harten Berührung, 
in die jte mit Polizei und Juſtiz kamen, in nicht zerronnen find, hatten nur eine rein politifche 
Tendenz. Nun vergingen Jahre, ehe die deutſche Polizei Gelegenheitfand, durch Entdeckung einer 
geheimen Geſellſchaft der reactionären Partei einen neuen Dienft zu erweilen. Exit im Sabre 
1840 fanı man wieder auf die Spur einer in Sranffurt, Mainz, Darmſtadt und einigen andern 
Stäbten der Nheingegenden beſtandenen Verbindung des fogenannten Bundes der Geädhte- 
ten. Die meiften Mitglieder deffelben waren Handwerker, die zum Theil ſchon eine bürgerlich 
ſelbſtändige Stellung Hatten und welchen vor Gericht ein günfliged Zeugniß über ihren Lebens⸗ 
wandel nit verjagt werben Eonnte. Alle zur Verantwortung Gezogenen waren indeß nur jo 
entfernt betheiligt, daß jie entweber nad) geichloffener Unterſuchung ſofort begnadigt oder nad) 
blos correctioneller Behandlung der Sache völlig freigefprocden wurden. Diejer Bund der 
Geächteten hatte bereits eine auögejprochene ſocialiſtiſche Richtung, wenngleich. den einzelnen 
Betheiligten die als nothwendig vorausgejegten Veränderungen im Zuſtande der Gejellihaft 
nur in fehr unbeftiimmten und ſchwankenden Umriſſen vor Augen ſchwebten. 

Inzwijchen war bie in ber Schweiz entflandene politifche Verbindung des Jungen Deutſch⸗ 
land auseinander geftiebt, und bie deutſchen Handwerkervereine, die ſich ſpäter daſelbſt bilde: 
ten, wußten jid längere Zeit hindurch von aller eitlen Geheimbünbelei frei zu halten. Sie 
waren offene Vereine für gegenfeitige Belehrung und Linterhaltung, und ſolange jie Died waren, 
blieben jie geachtet und unangefochten. Durch das Eindringen communiſtiſcher Elemente von 
Sranfrei ber, bejonderd feit der Anfunft Weitling's (ſ. Communismus), entfland eine 
Spaltung zumal zwifchen den am Genferfee gebildeten Vereinen. Es traten eine communi- 
fifche und eine jogenannte jungdeutſche Partei einander gegenüber. DaB ji die deutfchen 
Dilettanten ded Kommunismus in der Schweiz zu einer fürmlichen geheimen Verbindung orga= 
nifirt hätten, davon liegen wenigftend feine unzweideutigen Beweile vor. Im erneuerten Jun⸗ 
gen Deutjchland aber mußten drei oder vier verborbene Literaten oder Studenten eine Rolle zu 
jpielen. Sie creirten fih zu einer Propaganda” und machten fich eine aus fogenunnten 
Familien beftehende geheime Verbindung zurecht, vermitteljt welcher fie Die deutſchen Hand⸗ 
werfervereine, deren Mitglieder in ihrer großen Mehrheit jenem Geheimbunde völlig fremd 
blieben, zu misbrauchen und zu tyrannifiren fuchten. Der ganze lächerliche Hokuspokus ver 
Aufnahme in diefe nicht lange geheim gebliebene Geſellſchaft ift fpater zur Dffentlichkeit 
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gekommen. ©) Die drei oder vier Propagandiften, die fih an die Spike geftellt, gaben zur 
‚„Auflöfung der alten Welt‘ eine in wenigen Gremplaren verbreitete Zeitichrift, „Blätter der 
Gegenwart”, heraus, die aus den trivtalften Phrafen über Freiheit, Gleichheit und Huma⸗ 
nität zufammengefeßt wurde. Vor allem aber ließen fie es fi) angelegen fein, ven Atheidmus 
und Materialismus in jener platteften Geftalt, wie er bei einem Theile ber nachhegel'ſchen 
PHilofophen aus dem Abgange ver Kehre ihres Meifters hervorgegangen tft, einigen unerfah⸗ 
renen dentjchen Handwerkern genießbar zu machen. Dies gelang indeß blos für kurze Zeit und 
in bornirtem Kreiſe; und wenn alfo die nenenburger Behörben ihrer Entvedung bed jung- 
deutfchen Geheimbundes eine befondere Bedeutung zugefhrieben haben, fo ift Died nur ein wei⸗ 
terer Beleg für die herkömmliche officiele Wichtigthuerei, gegenüber der in vie Form einer 
geheimen Gefellfchaft gekleideten nicht officiellen. Nur infofern bat die Entdeckung einiges 
Intereſſe, ald damit ein wiederholter Beweis für alle jene Sünden und Misftände gegeben ift, 
die fhon vor Jahren in dem Aufjaye des „Staats-Lexikon“ über geheime politiihe Geſell⸗ 
ſchaften als die kaum vermeidlichen Folgen derſelben bezeichnet wurden. Denn au im Rüd- 
blicke auf dad Treiben diefed fogenannten Jungen Deutfchland und ber communiſtiſchen Vereine 
in der Schweiz tritt dem Beobachter ein widerliches Gemenge von gegenfeitigen Denunciationen, 
Angebereien und Intriguen der feindſeligen Parteien vor Augen, von Klatfchereien und Ju⸗ 
diseretionen nach allen Seiten hin, von der maßlofen Eitelkeit einiger menigen Führer und von 
einer unverantwortlichen Nichtachtung und Mishandlung braver, aber noch unerfahrener Hand⸗ 
werker durch einige Halbgebilvete, die fih zu ihren Häuptern aufmwarfen und vor ben Getäufchten 
nicht8 anderes als das größere Maß der Linverfhämtheit und der Anmaßung voraushatten. 

Ebenſo mie dad Junge Deutſchland bildete fih in ver Schweiz aud ein fogenanntes Junges 
Italien. Schon gegen Ende des Jahres 1832 ſprachen die zu Rom erſcheinenden „Notizie del 
Giorno‘ von dem „Plane der großen Nationalaffociation zur Befreiung Italiens” und von 
ihrem Zufammenhange oder ihrer Identität mit der Giovine Italia. Bon diefen Mittbeilungen 
ift jedoch viele8 und das Meifte für fehr problematifch zu halten. Dagegen weiſen die im Jahre 
1835 zu Mailand und zu Modena erlaffenen gerichtlichen Verurtbeilungen darauf hin, daß bie 
Giovine Italia einige wenn auch ſchwache Berzweigungen im noͤrdlichen Italien harte. Auch 
ein fogenanntes Junges Polen und ſelbſt ein Junges Frankreich bildeten fih in nicht weniger 
engen Kreifen. Man gedachte nun dieſe Vereine unter fich in Verbindung zu fegen und begriff 
fie unter dem gemeinfchaftlihen Namen eines Jungen Europa, kam jedoch über ven bloßen Ver: 
fu, ihnen eine Gentralleitung zu geben, nicht weit hinaus. Der weitere Verfuch, eine Junge 
Schweiz zu gründen, hatte faft gar feinen Erfolg, und die mit fehr unzulänglicdden Mitteln 
begonnene, ſchon im Beginne vereitelte Unternehmung gegen Savoyen zeigte die Ohnmacht 
biefer Vereine, wenn auch hierbei, wie fhon oben hervorgehoben wurde, noch anderes im Spiele 
war. Bon vielen Seiten ſchrieb man Ihnen jedoch eine weit größere Bedeutung zu, al8 fie 
wirklich hatten. Da unterbeffen das Junge Deutfchland fidy fortjegte und weitere abenteuerliche 
Plane, vielleicht von einigen verfappten Mitgliedern angeregt, entworfen ober vermuthet wur⸗ 
ben, fo fhritten die fchweizerifchen Negierungen in fehr curforifhem Verfahren dagegen ein. 
Die Unterfuchungsacten ver ſchweizeriſchen Behörden meifen auf eine Beitrittderflärung eines 
Theils der Carbonari von Corfica zum Jungen Europa und auf eine Verbrüderungsacte von 
St.-Pelagie mit einigen franzöftfchen Republifanern.”) Das eine und andere iſt wol für nicht 
mehr ald für eine gegenfeitige Verfiherung zu Halten, daß man fih in weſentlich gleichen 
Beftrebungen zu begegnen glaube, ohne daß fich jedoch Hieraus ein näherer Verfehr ent- 
wickelt hätte. | 

Nachdem wir fo dad Wichtigſte über die Geſchichte der geheimen Gefellfihaften angeführt 
haben, geftatten wie ung zum Schluß noch ein paar Bemerkungen. . 

Geht man die lange Reihe der politifchen geheimen Gefellfchaften durch, fo ſieht man bald, 
daß fie nicht das geeignete Mittel find, einem Volke die Segnungen der Freiheit und einer gere- 
gelten Entwidelung zu geben. Denn wenn ſie auch wirflid einmal ihre Abfichten erreichen, fo 


6) S. in der Eidgenöffifchen Monatefchrift, Jahrgang 1846, Heft 4, den Generalbericht an den 
Staatsrat von Neufchatel über die geheime deutfche Propaganda, über die Clubs des Iungen Deutich: 
land und über ven Lemanbund. Sodann die zum Theil bis zur Beluftigung, gem Theil bis zum Efel 
naiven Geflänpniffe in der Schrift von W. Marr, Das Junge Deutfchland in der Schweiz (Leipzig 1846). 

7) Roſchi's Unterfuchungsbericht über die geheimen Berbindungen in der Schweiz, abgebrudt in 
Malten’s Weltfunde, Jahrgang 1836, Bd. IX; zu vergleichen mit E. Schüler, Die Regierung der Re: 
publif Bern u. f. w. (Biel 1837). 
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geſchieht dies gewoͤhnlich unter Umſtänden, welche nur zu oft die Freiheit und den ruhigen 
Fortſchritt mehr gefährden als befeftigen und ſicher ſtellen. Meiſtens jedoch ſind die Erfolge der 
geheimen Geſellſchaften trotz aller darauf gewandten Mühe und Arbeit nur äußerſt gering, ja 
fie fuhren ſogar haufig Ereigniſſe herbei, welche das gerade Gegentheil des urſprünglich Erſtreb⸗ 
ten und Beabſichtigten ſind. Die Gründe hiervon dürften in Folgendem zu ſuchen ſein. Gine 
bedeutende Wirkſamkeit kann nur eine ſehr ausgebreitete politiſche Geſellſchaft ausüben. Aber 
gerade hierin liegt ihre gefährlichſte Klippe. Denn da man jeden Aufzunehmenden unmöglich 
genau prüfen und kennen lernen kann, fo wird nur zu oft weit mehr die Anzahl als die Tüd: 
tigkeit der Mitglieder in Betracht gezogen. Daher kann es denn nie außbleiben, daß eine Menge 
junger, eitler, unerfabrener oder exraltirter Leute in die Verbindung aufgenommen werden. Unter 
diefen, welche jich und ihrem Treiben nur zu leicht eine übertriebene Wichtigkeit beilegen, erhal 
ten hohle Schreier und Wortmacher nur zu oft das Übergewicht. Je mehr überdies eine Ver: 
bindung ſich ausbreitet, deſto mehr verſchiedene Anſichten und Meinungen machen ſich in ihr 
geltend und deſto unmöglicher wird eine einheitliche Leitung. So wird Die Handlungsfähigkeit 
immer geringet.. Daher iſt e8 denn ganz natürlich, daß in Überihägung der eigenen Hülfsmittel 
und Kräfte auf irrige Borausfegungen bin falſche Mapregeln ergriffen werben; daß bei der 
Verſchiedenheit der Anfichten der günftigfte Augenblid gewöhnlich verpaßt wird und man ſich da⸗ 
ber faft immer entweder zu früh oder zu ſpät zum Handeln entſchließt. Nimmt man nod Hinzu, daß 
es faft eine Unmöglichkeit if, ſich gegen abſichtliche oder unabicchtliche Verrätherei zu Ichügen, 
jo darf ed nicht wunder nehmen, daß bie. Unternehmungen der geheimen Geſellſchaften in der 
Regel ein fo klägliches Ende nehmen. Und dennoch entſtehen immer und immer wieder neue 
geheime Verbindungen. Das läßt ſich nur dadurch erklären, daß ſie, wenn man ſo ſagen darf, 
das Symptom einer innern Krankheit der Staaten ſind. Denn nur in ſolchen Staaten pflegen 
geheime Geſellſchaften zu entſtehen, wo gegen beſtimmte religiöfe oder politiſche Anfichten einer 
Minderheit ein gewifler Druck fi geltend macht. Gefellt ſich Hierzu die Unmöglichkeit, fich 
diefem Drude durch gejeglihe Mittel over öffentliche Erörterung entziehen zu fönnen, jo bleibt 
den Bedrückten faft nichts anderes ubrig, als auf vem Wege geheimer Verbindungen durch Lift 
und Ranfe der Gewalt gegenüberzutreten. Stets find geheime Gefellichaften ein ſicheres Zei- 
hen dafür, daß in dem Staate, in welchem ſie beitehen, dad Maß der Freiheit und der öffent- 
lihen Erörterung noch ein zu beſchränktes ift. Wo Unterdrückung jeder freifinnigen Anjict, 
Berbinderung ded Fortſchritts, Mangel an Dffentlicgkeit fi finden, da werden jich auch ſtets 
geheime Geſellſchaften bilden und Durch nichtö unterprüickt werben, als durch Befeitigung, diefer 
Grundſchäden eined jeven Staated. Wo dagegen Freiheit, Aufklärung, Fortſchritt und Offent: 
lichkeit vie Orundpfeiler des Staates Hilden, da kann Eeine geheime Gejellfchaft exiſtiren, weil 
ihr alle Bedingungen zum Gedeihen fehlen. Das lehrt ſchlagend die Geſchichte Englands und 
Amerikas. In beiden Ländern jind geheime Gefellfchaften etwas Unbekanntes. Denn daß in 
Irland geheime Geſellſchaften vorkommen (wir nennen nur die White boy’s, die Right boy's, 
die United Irishmen, die Ribbonmen u. ſ. w.), beftätigtnur die Dtichtigfeit dev Behauptung, daß 
nur Unterdrüdung und Mangel an gefeglichen üffentlihen Mitteln zu deren Bekämpfung ge- 
heime Gejellfhaften hervorrufen. Und überall, wo ein Volk aus gedrückten und unfreien poli= 
tifhen Zuftännen zu freiern Inflitutionen ſich durchgearbeitet hat, da verſchwinden auch wie 
durch Zauberſchlag alle Geheimbündeleien. Einen Beweis dafür bietet die Entmwidelung ver 
meiften Staaten feit 1848. Nur Freiheit und gefunde Entwidelung find alfo im Stande, die 
geheimen Geſellſchaften zu unterbrüden, niemald bloße Bolizeimaßregeln. 


W. Schulz-Bodmer und L. 

Geheime Polizei, f. Polizei. 

Gehorſam und Widerftand. In allen Berhältniffen des Menfchen, welche die Herr: 
fhaft eines Willens über andere vemfelben untergeorpnere Willen in ſich fehließen, correfpon: 
Dirt dem Anſpruch auf Geltung und Realifirung de erftern die Berpflihtung zur Folgeleiftung 
auf der andern Seite, welche ald die Pflicht ded Gehorſams bezeichnet wird. Abgejehen von 
dem Verhältniß des Menſchen zu Gott, welches gar keine rechtliche Beſtimmung geftattet, ſondern 
nur Durch den lebendigen Glauben getragen und audgefüllt wird , laffen aber alfe jocialen Ver⸗ 
hältnifle, die einer rationellen Begründung nit ermangeln, weil fie fein unbebingteö Aufgehen 
der freien Perfönlichfeit des Verpflichteten in der Rechtsſphäre des Berechtigten ihrem Weſen 
nad in fi ſchließen und in ſich ſchließen können, ſich vernünftigerweiſe gar nicht anders den: 
ken als mit einer Grenzlinie, über welche das Recht des Befehls und ſolgeweiſ auch die Pflicht 
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des Gehorſams nicht hinausgeht und über welche hinaus daher auch von feiner Befugniß zur 
Beugung des Ungehorſams, wohl aber, wenn dies dennoch zwangsweiſe verſucht wird, von 
einem erlaubten Widerſtand die Rede ſein kann und muß. 

So iſt es in der Familie, der Gemeinde, der Kirche und im Staate. Das Kind ſoll 
Vater und Mutter ehren und ehrt ſie vor allem durch Folgſamkeit und Gehorſam. Auch 
wird bei dieſem Verhältniß am unbedenklichſten — aber doch nur in einem gewiſſen Sinne — 
von einen blinden Gehorfam die Rede fein können, weil und jolange das Kind ſelbſt wirklich 
noch geiftig blind tft und ihm Die gereiftere Einficht in Die Lebensverhältniffe, das ihm Schädliche 
oder Nügliche abgeht. Wenn irgendwo, jo wird bier dem noch der Erziehung bedürftigen 
Kinde gegenüber die Voraudfegung geftattet fein, daß der Wille ver Altern ver vernünftigere 
fei, und daß fie bei ihren Befehlen und Anordnungen nur die Zwecke der Erziehung und das 
eigene Wohl ver Kinder im Auge haben. Den erwachſenen Söhnen und Töchtern gegenüber 
wird man aber ſchon nicht mehr unbedingt auf jene Borausfegung fußen Eönnen, und zweifellos 
bleibt, daß, mo und injoweit das Kind im Stande ift, das in dem Befehle ver Altern liegende 
Unredt zu erfennen, e8 von der Pflicht des Gehorſams als entbunden erfcheint und anderer: 
feitS, wenn e8 Folge leiftet und nad bürgerlichem Geſetz ald zurechnungsfähig zu betrachten ift, 
‚ von der ſtrafenden Juſtiz des Staates dafür verantwortlich gemacht wird. So hat alſo auch 
diejer Gehorfam der Kinder, wie felbft die Gefege auerfennen, feine Örenzen und wird Daher 
auch für eine jogenannte patriarchalifche Herrihaft im Staate nicht ald Baſis zur Begründung 
ber Plicht zum unbedingten Gehorſam gegen den Landesvater gebraudt werben können. 

Ebenſo verhält e8 ih in ver Gemeinde in Betreff des Verhältnifjes der einzelnen Ge⸗ 
meindeglieder zu dem dad Ganze repräfentirenden Willen, und nirgends ift weniger als bier 
bezweifelt worden, daß die Pflicht ded Gehorfams gegen vie Gemeindeobrigkeit eine jehr beffimmt 
begrenzte fei und für eine die Sphäre des Gemeinderechts überſchreitende Auflage nit in 
Anspruch genommen werden fünne. 

Noch mehr muß dieß von dem für die Zwecke der äußern Ordnung des religiöjen Cultus 
begründeten kirchlichen Subjectionsverhältnig gelten, obwol hier viel von der herfümmlichen 
oder herrſchenden Auffaflung des Weſens der Kirche und ber Ausbildung einer fogenannten 
Hierarchie in derſelben abhangig ifl. Am ftrengften und conjequenteften ift pie Lehre von der 
Pflicht des Gehorſams der untern Stufen des Klerus gegen die oben und der Laien gegen die 
geiftlihe Obrigkeit von der römifchen Kirche entwickelt und feitgehalten worden !), wobei ver: 
möge der Ausdehnung, welche ver Sphäre des sacerdotium von der römischen Eurie gegeben 
wurde, auch für alle Laien, Fürſten und Untertbanten, kaum noch ein bürgerliches oder welt 
liches Verhältnis übrig blieb, welches nicht unter das Richteramt der geiftlihen Gewalt und 
unter bie Gebote derfelben, wenigftens eventuell unter dem Titel einer unterlaufenden Sünde, 
hätte gegogen werden koͤnnen.?) Indeflen wird doch auch in den Fanonifchen Saßungen bie 
Pflicht des Gehorfams wenigftend auf ven verfchiedenen Stufen ver Hierarchie bedingt durch die 
Zuftändigfeit des Befehlenden 3), und ed hat nicht an vem Anerfenntniß gefehlt, daß ſelbſt dem 
Papfte gegenüber, wenn er die unantaftbare Ordnung der Kirche verlegt, fein Gchorfam ge= 
fhuldet werde. Auch legt die Gefhichte nicht 698 des Mittelalters, fondern auch noch der neuern 
und neueften Zeit Zeugnifle genug an den Tag, daB der Klerus am allerwenigiten geneigt 
gemefen ift, der weltlichen Obrigkeit oder dem Staate gegenüber das großartige Beiſpiel 
eined leidenden Gehorſams, welches Chriſtus, der güttliche Dulver, ver Nachwelt Hinterlieh 
und welches die Märtyrer des Chriſtenthums mit ihrem Blute bejtegelt hatten, nachzuahmen, 
oder den Ausſpruch des Apoſtels Baulus im Römerbrief (13, 1.2): „Jedermann fei untertban 
der Obrigkeit, die Gewalt über ihn hat. Denn es ift feine Obrigkeit, ohne von Gott. Wer fih 
nun wider die Obrigkeit jeget, der widerftrebet Gottes Ordnung“, für ſich als bindendes Brinrip 
anzuerkennen. Dem hat man überall mit dem Spruche zu begegnen gemußt: „Du follft Gott 
mehr gehorchen ald ven Menſchen“, fo häufig dabei au) der Name Gottes mißbraucht und das— 


1) Bgl. Dist. XCIII und Tit. X de majoritate et obedientia, I, 38. 

2) „Omnes principes terrae et ceteros homines episcopis obedire, beatus Petrus praeci- 
piebat”, c. 4, X, I, 38. Befannt ift der finnreiche, mehrfad) von den Päpften und Kanoniften benußte 
Vergleich bes sacerdotium und imperium mit ben beiden Geftirnen Sonne und Mond. 

) „Nos igitur — universis Canonicis dedimus in mandatis, ut Priori suo in his, quae ad 
eum pertinent, obedirent.” C. 10, X, eod. 
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jenige, was feine Duelle lediglich in ſehr menſchlichen oder irdiſchen Intereffen und weltlichen 
Herrſchaftsgelüſten Hatte, für dad Gebot Gottes ausgegeben worden ift. Aber auch beim prote- 
ſtantiſchen Klerus hat man noch in neuefter Zeit die Erfahrung machen fönnen, daß andern bie 
Zehre vom göttlihen Urfprung und Rechte der Obrigkeit recht eindringlich gepredigt umd der 
duldende oder leivende, nit grübelnde und nad der Berechtigung forihende Gehorſam als 
Chriſtenpflicht Hingeftellt wird, daB aber da, wo es ſich um vermeintliche Eingriffe des Gejeges 
oder der Regierung in bie fireng gehütete Sphäre der Hierarchie over angebliche Verlegung der 
Principien eines orthodoxen Kirchenthums handelt, fein Anftand genommen worden ift, den 
ihuldigen Gehorſam zu verfagen und gegen die Regierung des Staated, das Geſetz und bie 
Ausſprüche der nad dem Gefege verfahrenden und erfennenden Gerichte mit der größten Nüd- 
üchtölojigfeit Oppofition zu machen und ihnen den trogigften Ungehorfam und Widerſtand ent- 
gegenzujegen. „Unſer König abfolut, folange er unjern Willen thut“, ift ein Sprud, ven 
nit blos die jpanifchen Garliften, fondern auch die Vertreter eines zelotifhen Kirchenthums 
wenn auch nicht im Munde führen, doch thatſächlich als Maxime befolgen. 

Dod wir wollen bei diefer, wenn auch nody in der Gegenwart recht praftifhen Betrachtung 
nit verweilen, da ſie mehr das hier nicht zu erörternde Verhältniß von Staat und Kirche zu= 
einander und die rechtliche Stellung des Klerus im Staate berührt. Was wir hier näher ins 
Auge zu fallen haben, ift die Lehre von ver Pflicht ded Gehorfamd und eventuell, wenn dieſe 
feine unbebingte ift und fein fann, vom Widerſtandsrecht des Bürgers ober Untertbans 
gegenüber ver Stantögewalt, deren Organen oder Repräfentanten. Wir fheiden dabei noth- 
wendig die allgemeine rationelle Betrachtung von ber hiſtoriſchen oder der Erörterung der 
Ausſprüche und Erklärungen des pojitiven Rechts. Diefe Lehre ift zunächſt und hauptſächlich 
eine politifhe und flantörechtliche, fie hat aber auch eine criminaliftiihe oder firafrechtliche 
Seite, injofern es ſich um bie Öffentliche Abndung eines ftrafbaren Ungehorfams und unerlaub: 
ten Widerſtandes handelt. 

Im Begriff und Wefen des Staates liegt dad Dafein eines Berhältniffes von Herrfhaft 
und Unterordnung, ohne deſſen Anerkennung fein Staat und Feine flaatlihe Ordnung aud nur 
denkbar if. Das Weſen ver Herrichaft befteht in der Geltung eines für die nothwendige Lei: 
tung, Ordnung und Förderung der ſtaatlichen Intereffen fich frei und felbfländig beflimmenden 
Willens, welder im Gegenfaß zu dem innerhalb feiner Sphäre fich ebenfalls frei beflimmenven 
MWillen der einzelnen Staatögliever ald der allgemeine Wille (volonte gensrale) bezeichnet 
wird, niemals aber, ohne das Wefen des Staates umzufehren oder zu negiren, als eine bloße 
Gompofition des Willens der einzelnen Staatöglieder gedacht werden darf. Nah der ver: 
Ihiedenen Art und Weije, wie dieſer Wille aus vem Bereiche des Ideals in vie Wirklichkeit tritt 
und To zu jagen renlijirt oder verförpert wird, unterſcheiden jich Die verfchiedenen Staatsherr⸗ 
Ihaftsformen der Monarchie und Republik, der Ariftofratie und Demokratie, ſei e8, daß fie in 
reiner oder einfacher Geſtalt, oder in einer Mifhung auftreten, in welcher mit der einen ſoge⸗ 
nannten Grundform andere in coordinirter oder juborbinirter Weife verbunden find. Tie 
Natur, der Umfang und das Gefeg ver nothwendigen Geltung und Durchführung des allge- 
meinen Willend wird aber durch die verſchiedenen Staatöherrihaftsformen in feiner Weile 
alterirt, und demgemäß ift auch die Forderung, daß fich jeder Einzelne ven allgemeinen Willen 
unterzuordnen, ji ihn Zu unterwerfen oder Gehorfam zu leiften habe, ein ebenjo allgemeines 
als unentbehrliched Gefeg, ohne deilen Anerfennung fein Staat gedacht werben, ohne deſſen 
fortdauernde Geltung feine ſtaatliche Ordnung exiſtiren kann. 

Fragt man aber, ob denn die dem Rechte der Staatsgewalt, Gebote und Verbote ergehen 
zu laſſen, correſpondirende Pflicht des Gehorſams eine ganz unbedingte, der Gehorſam in⸗ 
jofern ein blinder oder ſklaviſcher fein müſſe oder fein Fönne, fo iſt dieſe Frage theils nad) 
dem Begriff und Weſen des Rechts überhaupt, theild nad) der Natur der Staatsordnung jelbft 
ganz entjchieben zu verneinen. Denn der allgemeine Rechtsbegriff trägt ſchon die Nothwen⸗ 
pigfeit einer Schranfe oder beilimmten Begrenzung in jih. Ein ganz unbegrenzted Recht 
ift gar fein Recht, ſondern dad Gegentheil davon: die nadte Willkür, das reine Belieben. 
Gerade deshalb ift auch die Freiheit als Rechtsbegriff nichts Schranfenlofed und völlig 
Ungebundene3 und fannı ed nicht fein, ohne in die ebenfo wenig rechtliche als jittliche Zügellofig= 
feit umzuſchlagen. Wäre es anders, jo würde ja die Freiheit des einen Subject8 bie vollftän= 
digfte Negation ver Breiheit aller übrigen in fi ſchließen, aber auch ihrerſeits von der Freiheit 
jeded andern wieder negirt werden. Kann ed nun ſchon dem Rechtsbegriff zufolge fein unbes 
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ſchränktes Herrſchaftsrecht geben, fo ceffirt Damit auch die Möglichkeit einer unbedingten und 
unbegrenzten Prlicht des Gehorſams, da fich die corvefpondirende Pflicht ſtets innerhalb der: 
felben ®renzen bemegt wie das maßgebenve Recht. 

Aber auch die Natur und das Wefen ded Staates führt nothwendig zu der Erfenntniß, daß 
die Forderung eined unbedingteu und blinden Gehorjans von den Bürgern und Unterthanen 
ein völlig irvationelled Verlangen in fih fehließt. Wir gehen dabei von dem unbeftreit: 
baren Grundſatz aus, daß dad Recht ver Träger und Organe der Staatögewalt feine einzige 
und ausſchließliche Duelle im Begriff des Staates felbft Hat; daß ihr Net zunächſt Pflicht 
gegen das Ganze oder dad Gemeinweſen — die res publica — iſt, und daß fie formell und 
materiell nicht weiter berechtigt find, als ſie verpflichtet erfcheinen. Wir abftrahiren dabei ganz 
von der Begründung oder Ableitung der Staatdgemalt aus dem Willen der einzelnen Glieder 
und demgemäß auch von Benutzung der Kolgerung, daß der Unterwerfungswille vernünftiger: 
weiſe — meil er fonft den gänzlichen Verzicht auf die ſelbſtändige menſchliche Perſönlichkeit in 
fich Schließen wirrde — fein unbedingter babe fein fünnen, fondern ein nur dur ausprüd: 
liche oder ſtillſchweigende Vorbehalte beſchränkter; wir abftrahiren davon um ſo mehr, als, 
abgefehen davon, daß man auf dem Wege ded vertragsmäßigen Zuſammenſchluſſes (pactum 
unionis) und des Unterwerfungdvertragd (pactum subjectionis) überhaupt nicht zur Begrün- 
dung einer dauernden, von einer bloßen Societät durchweg verſchiedenen Staatsordnung ge: 
langt, ed ja aud) nicht an folden gefehlt hat, (vgl. Thomas Hobbes), welche den linterwerfungs= 
vertrag ald einen ganz iflimitirten hingeflellt und daraus die Eriftenz einer ganz unbeichräntten, 
nur Gott und dem eigenen Gewiſſen verantwortlichen und zur Forderung des unbedingteften 
Gehorſams berechtigten obrigkeitlichen (insbeſondere koͤniglichen) Gewalt abgeleitet haben. 
Mir betrachten ben Staat ald die von der Natur für die Menfchheit beftinumte, auf einer Ver⸗ 
nunftnothwendigfeit bernhende, in concreto aus einem Zuſammenwirken verſchiedener that- 
ſächlicher Momente hervorgehende, von der in Haupt und Gliedern herrſchenden Rechtsuüber— 
zeugung getragene organifche Anftalt, mit der gegebenen Beflimmung, in Selbſtändig- 
feit und äußerer Unabhängigkeit die äußern Verhältniffe des irdiſchen menfchlihen Lebens 
in der dem allgemeinen Rechtsbewußtſein, Bedürfniß und Antereffe entſprechenden Weiſe zu 
ordnen und aufrecht zu erhalten, zu ſchützen und zu förbern, alles aber unter Geltung und 
Herrſchaft des Rechts. Dies das Wirken der Staatögemalt regeinde und beftimmende Recht 
ift theil8 ein rein materielles, theild ein mehr formelle. Jenes, infofern die nothwendig 
anzuerkennenden Schranken dev Staatdgewalt aus der rechtlichen Sphäre verjelben ſich von 
ſelbſt ergeben; dieſes, infofern auch die Korn ihres Wirkens feine willkürliche, fondern von 
gewiſſen äußern Bedingungen und Voraudfegungen abhängige if. Insbeſondere dieſe letztere 
feftzuftellen, if die vorwiegende Bedeutung des Verfaſſungsrechts. Kein Staat kann deshalb 
ohne Berfaffung gedacht merben; fle gänzlich negiren heißt die Staatsordnung felbft ihrem 
Weſen nad zerfiören; fie willkürlich verlegen, ihr eigentliches Fundament untergraben. Jeder 
wirflihe und mahre Staat kann nur ein Rechtsftaat fein, gerade deshalb aber auch die 
Rechtspflicht des Gehorſams im Staate nur eine materiell und formell bedingte ober 
beſchränkte. 

Die Staatsgewalt iſt die höchſte irdiſche Gewalt, und demgemäß kommen auch dem Träger 
derſelben diejenigen Eigenſchaften zu, welche als äußere Attribute derſelben damit gegeben 
ſind: Unverletzlichkeit, Unverantwortlichkeit und Inappellabilität. Es iſt aber eine der größten 
Verkehrtheiten, welche auf politiſchem Gebiete zu Tage gefoͤrdert worden find, daraus abzuleiten, 
daß fie auch materiell eine unbeſtimmbare, unbegrenzbare, alles Menſchliche nach Willkür in ſich 
aufnehmende oder verſchlingende ſei; daß ſie ſich ſelbſt willkürlich ihren Zweck fetzen und deshalb 
auch nach ihrem Belieben den Umfang und Inhalt Ihrer Ge: und Verbote bemeſſen könne. 
Solcher Lehre liegt eine völlige Confufion der Begriffe zu Grunde; fie vermechfelt eben das 
äußere Attribut mit der Rechtsfphäre der Staatögewalt und verfchließt fi damit felbft die 
Möglichkeit, für ji ein Necht auf Gehorſam in Anfpruch zu nehmen. Denn wo gar feine 
Schranke ift, gibt ed aud) in Wahrheit fein Recht! Wer dagegen daran fefthält, daß die Sphäre 
des Staates eine in ſich rechtlich befchränktefei, neben welcher die Rechtsſphären des Individuums. 
der Familie, der Gemeinde, der Kirche und anderer focialer Verbindungen mit der Eigenſchaft 
der Umverleglichfeit, wenn auch alle unter dem Schuße des Staates, liegen, alfo nit in der 
ftaatlihen Sphäre aufgehen, der wird auch der Behauptung eines unbedingten oder blinden 
Gehorſams (obedientia mere passiva) des Bürgers oder Unterthans gegenüber der Staats⸗ 
gewalt, ihren Trägern und Organen nicht beiftimmen und im Gegentheil nur die Lehre gel- 
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ten laffen können ®), daß der Unterthanen= oder Staatöbürgergehorjan nur ein durch den 
Zweck des Staates und die anzuerfennenden Rechte dev Staatögewalt bedingter und begrenzter 
fein fönne, und daß ferner, wo und infoweit der Wille der Staatsgewalt ſich nad) den Beftim- 
mungen ber Berfafiung und Gefege nur unter beflimmten Vorausfegungen und in beflimmten 
Formen geltend maden ſoll ober darf, die Prlicht des Gehorfams auf durch das Dafein diefer 
Borausfegungen und Formen als bedingt betrachtet werben müfle. Den auf ſolche Weife 
begrenzten Gehorfam nennt mau ven ftaatöbürgerlichen, verfaflungsmäßigen, die obedientia 
eivilis. Sid nur zu einem ſolchen Gehorſam der Obrigfeif gegenüber für verpflichtet zu halten, 
ift ein ebenjo unbeftrittenes Recht jedes Bürgers oder Unterthans, als es ein ganz unleugbares, 
durd die Gigenfhaft der Obrigkeit nicht zu dedendes Unrecht genannt werden muß, wenn 
darüber hinaus Gehorfam geforbert und da, wo er verweigert wird, die obrigfeitliche Per- 
Ion ihre Willfür (nicht ihr Recht) durch Gewalt oder swangöweife Execution geltend zu 
machen ſucht. 

Den Gegenſatz von Gehorſam bildet der Begriff des Ungehorſams. Aus den rechtlichen 
Grenzen des eritern ergibt jich von jelbft, mu einerſeits der letztere unerlaubt und widerrechtlich 
und wo man andererjeitd auch ungehorfam zu jein als berechtigt betrachtet werden muß. Der 
reine Begriff des Ungehorſams beſchränkt ſich aber, wie überhaupt, jo auch in der flnatlichen 
Sphäre, auf das Nichtthun desjenigen, maß geboten wurde, und auf die Vornahme der Hand: 
lung, welche ven Gegenftand eined Berbotd bildet. In jedem Ungehorſam liegt, kann man jagen, 
ein moraliſcher Widerſtand gegen das Gebot oder Verbot, welchem er entgegengeſetzt wird. 
Der gemeine Sprachgebrauch und auch die Wiſſenſchaft bezeichnet aber gewoͤhnlich mit Wider: 
ftand mehr als bloßen Ungehorjam, vver hat ihn da, wo er nicht über die Grenze des linge- 
horſams hinausgehend gedacht wird, mit dem Namen bed pafjiven Widerſtandes be: 
zeichnet, was eigentlich eine contradictio in adjecto iſt. Beſonders auf politifchen Felde hat 
man den Ausoruf zur Bezeichnung bedjenigen Verhaltens eines Volkes, einer Majorität oder 
auch einer Minorität vefielben gebraucht, vermöge deſſen der Regierung die zur Durchführung 
ihres Willens oder ihrer Beſtrebung erforverlidhe thätige Mitwirfung verfagt, aljo 3. B. dem 
Aufruf zur Leiſtung von Dienften keine Folge geleiftet, pie Wahlen verweigert oder unter Proteſt 
vollzogen, die Steuern nicht eingezahlt werben u. ſ. w., allein der zwangsweiſen Vollſtreckung 
des obrigfeitligen Willens Feinerlei poſitives Hinverniß in den Weg geftellt wird. Andere 
ſprechen Hier von leinendem oder duldendem Gehorjam. Dies iftaber auch feine richtige 
Bezeihnung, wenn er auf das Leiden oder Dulden des Zwangs bezogen wird. Denn an Ge⸗ 
horſam fehlt ed doch auch hier, und nur von Ungehorfam, er mag nun ein unerlaubter oder zu 
rechtfertigender fein, kann ſolchenfalls geſprochen werden. 

Im Begriff des Widerſtandes, wenn er vom bloßen Ungehorſam geſchieden werden ſoll, 
liegt immer eine gewiſſe Activität wider dasjenige, was von der andern Seite zwangsweiſe 
durchgeführt werden ſoll, eingeſchloſſen. Der Widerſtand ſetzt vor allen Dingen einen Angriff 
voraus, welcher verhindert, vereitelt oder beſeitigt werden ſoll. Hält ſich nun der ſich dem An⸗ 
griff Widerſetzende blos in der Defenjive, indem er ſich darauf beſchränkt, ver Vollzugsmaß⸗ 
regel Hinderniſſe phyſiſcher Natur in den Weg zu ſtellen, ſei es auch nur durch das Gewicht 
ſeines Körpers, durch Pariren des Schlags, Feſthalten, Verſchließen oder Verrammeln Der Zu- 
gänge u. ſ. w., ohne ſeinerſeits zu einem mit phyfiſcher oder pſychiſcher Vergewaltigung ver: 
bundenen Gegenangriff überzugehen, fo kann man ein joldhes, obwol aud) actives Verhalten als 
einfahen Widerſtand bezeichnen und ihm den mit einem auf Überwindung ober Vergewalti⸗ 
gung des Angreiferd gerichteten gewaltfamen Widerſtand entgegenjegen, in ähnlicher Weiſe 
wie man zwiſchen bloßer Defenſion und Nothwehr oder gewaltſamer Vertheidigung einen 
Unterſchied macht. Es iſt deshalb aber gewiß nicht richtig, im Begriffe des Widerſtandes auch 
den der Gewalt als eingeſchloſſen zu betrachten und unter Widerſtand gegen die Obrigkeit den 
Fall zu verſtehen, wenn der Gewalt der Obern die Gewalt der Untern entgegengeſetzt wird. 
Wenigſtens wird dann der Ausdruck Gewalt in einem weitern, in der That unjuriſtiſchen 
Sinne genommen oder dem Ausdruck Widerſtand eine zu enge Bedeutung untergeſchoben. 
Die Erörterung und genauere Scheidung dieſer Begriffe ift aber keineswegs eine müßige. Sie 
hat unleugbar eine ganz erhebliche Bedeutung beſonders in ftrafrechtlicher Hinficht für die 
Begrenzung des Verbrechens der Wiperfeglichfeit und des Aufruhrs. Ginerlei iſt e8 dagegen 
für den Begriff des lingehorfams und des Widerſtandes an fi, ob er von Einzelnen oder von 


4) Bol. Deutfches Staates und Bundesrecht (zweite Auflage), Thl. IT, $. 91, ©. 433 fo. 
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einer dazu vereinigten Menfchenmenge ausgeht, obmol es, je nachdem der eine oder der andere 
Fall vorliegt, eriminaliflifch von erheblicher Bedeutung ift. Feſtzuhalten ift aber jevenfalls, daß 
der Begriff des Widerſtandes insbeſondere gegen die Obrigkeit ji auf Hinderung, Vereitelung 
oder Aufhebung des zur Realifirung des obrigfeitlihen Willens angewendeten ober verfuchten 
Zwangs beſchränkt. Geht die Gewalt der Untergebenen gegen die Obern weiter, bezweckt fie, 
deren Autorität überhaupt aufzuheben, eine andere an deren Stelle zu ſetzen, oder fi wenig- 
ſtens von derfelben zu befreien, fo ift die Linie des blogen Widerſtandes überſchritten. In poli= 
tiſcher Hinfiht geht damit ver Widerſtand in Revolution über; ftrafrechtlich in hochverräthe- 
rifhe Empörung oder Infurrection. 

Will man über dad Recht der Unterthanen gegenüber der Staatsgewalt, deren Trägern 
und Organen zu einer Elaren Anſchauung gelangen, fo müſſen nothwendig die hier begriffs- 
mäßig gegliederten Fälle auseinander gehalten werden, und es tft ein Hauptfehler der hier in 
Betracht Eommenden politifchen Literatur, daß man meiftend dad bene docet, qui bene di- 
stinguit, dabei vergefjen hat. Denn aus dem Rechte, ungeborfan zu fein, folgt noch nicht das 
Recht des activen, gemaltfamen Widerſtandes, fondern ift, wenn und injomweit es aud) ald zu= 
läſſig betrachtet werden muß, wieder von befondern Voraudfegungen abhängig zu machen; und 
andererſeits kann und darf aus der juriftifhen Vermerflichkeit jenes Revolutionsrechts nicht auf 
eine gleiche und unbedingte Verwerflichkeit des gewaltfamen und einfahen Wiberftanves oder 
gar des bloßen Ungehorſams gefähloffen werden.) Zugleich hat man fi} auch bier vor der 
Vermiſchung rein religidfer, moralifcher und ſtreng rechtlicher Anſchauungen zu hüten und darf 
nicht die von der Religion der Liebe gegebene VBermahnung zur Duldung aud) des offenbarften 
Unrechts zur Baſis eined Rechtsprincips mahen wollen. Beide Fehler finden fih in ſehr Her- 
vorragender Weife bei Hugo Grotius, obwol deſſen Ausführung in Buch, Kay. 4 feines 
Werks ‚De jure belli et pacis“, abgefehen von ältern, durch einen beftimmten Fall veranlaßten 
befonders kirchenſtaatsrechtlichen Gelegenheitäfchriften, von den Maximen Macchiavelli's und 
dem den Tyrannenmord in Geifte der alten Griechen und Römer vertheidigenden Buche Ma— 
riana’8 und anderer Monarchomachen, als die erfte wiffenfhaftlide Erörterung ver Frage vom 
Widerſtandsrecht der interthanen gegen die Obrigkeit betrachtet werben kann. Dabei zeigt frei= 
lich ſchon die Überfehrift des Kapiteld: „De bello subditorum in superiores”, daß Grotius 
hauptfählih Die Frage nad dem Revolutionsrecht im Auge hat. Auch laßt fich gegen Die von 
ihm aufgeftellte Regel, wie er jie auch aus dem Wefen der civilis societas ableitet, gar nicht 
einwenden; allein ed handelt ſich hier um die rechtliche Zuläffigfeit von Ausnahmen. Und diefe 
will Grotius, indemer fih auf Altes und Neues Teftament, insbeſondere die Hriftliche Xehre vom 
leivenden Gehorſam und die Gewohnheit der älteften Chriften flügt, gerade da nicht gelten 
laſſen ®), wo fie nothwendig ftatutrt werden müſſen7), während ev doc in Betreff des Revo— 
lutionsrechts gegen den Souverän (Abſetzung over Vertreibung veffelben) in einer Reihe von 


5) Dahlmann, Politik, Kap. VII, ©. 173 fg. 

6) Selbft in Betreff des ausprüdlich in Bezug genommenen Ausfpruchs der Apoftel: ‚Deo magıs 
quam hominibus obediendum““, fagt er: „At si qua ex tali causa aut alioqui quia summum im- 
perium habenti ita libet injuria nobis inferatur, ea toleranda est potius quam vi resistendum.‘' 

OQL.I,c.IV, $.2: „Et naturaliter quidem omnes ad arcendam a se injuriam jus habent re- 
sistendi, ut supra diximus. Sed civili societate ad tuendam tranquillitatem instituta statim 
civitati jus quoddam majus in nos et nostra nascitur, quatenus ad finem illum id necessarium 
est. Potest igitur civitas jus illud resistendi promiscuum publicae pacis et ordinis causa pro- 
hibere: et quin id voluerit, dubitandum non est, cum aliter non posset finem suum conse- 
qui.” Dazu bemerkt ſchon Barbeyrac: Dan müffe gwifchen zweifelhaften und erträglichem und offen= 
barem und unerträglichem Unrecht unterfcheiden. Das erftere folle man dulden nicht um des Fürften, 
fondern um der bürgerlichen Ordnung willen. „Posterioris autem generis nemo pati tenetur, eas- 
que refelli finis ipse civitatum constitutarum postulat, tantum abest, ut vetet.“ Später in $. 7, 
Nr. 3, fagt H. Orotius: „Dicat aliquis, rigidam illam obligationem, mortem potius ferendi, 
quam ullam unguam superiorum injuriam repellendi, non ex lege humana, sed divina pro- 
ficisci. Sed notandum est, primo homines non Dei praecepto, sed sponte adductos experi- 
mento infirmitatis familiarum segregum adversus violentiam in societatem civilem coisse, 
unde ortum habet potestas civilis.‘' —* die Flucht, um dem Tode zu entgehen, will Grotius dem 
Chriſten nach der Lehre Chriſti geſtatten. „Ultra fugam nihil“, auch nicht zur Vertheidigung der Re: 
ligionsfreiheit, wogegen Gronov in einer Note zu $.7, Nr. 8, die entfchiedenfte Verwahrung ein: 
legt. Damit würde ja die Sache fo vieler Helden, durch deren Waffen unter Gottes Beiftand die Ge- 
wiffensfreiheit in den Niederlanden, in Deutfchland und Frankreich errungen worden fei, verurtheilt! 
Grotius felbft hat befanntlich auch da, wo es ſich nicht mehr um Tod, fondern nur um Gefangenfchaft 
handelte, die Flucht ergriffen. 
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Fällen die Zuläffigkeit deſſelben anerkennt, inſofern er darauf den Unterwerfungsvertrag, den 
er nebenher zur rationellen Baſis feiner Deductionen macht, nicht glaubt beziehen zu dürfen. 8) 
Seine Lehre unterſcheidet fih von ver abfolutiftifhen Theorie des Thom. Hobbes (Kap. 5 fg. 
De cive) nur dadurch, daß er die Möglichfeit des Vorbehaltd eines Widerſtandsrechts flatuirt, 
während Hobbed behauptet, daß durch die Natur des Unterwerfungsvertragd jever ftillfchwei: 
gende und ausdrückliche Vorbehalt ausgefchloffen werde. Auf feine Seite trat mit Entfchievenheit 
Salmaftus in feiner „Defensio regia pro Carolo 1.‘ (Utrecht 1650). Dad Spridwort: ADeo 
rex, a rege lex, den bie Engländer das Rex sub Deo et lege entgegenfeßten, wurde der Haupt- 
ausdruck ihrer Theorie und ihrer Lehre vom unbedingten Gehorfam.?) Mit der größ- 
ten Entſchidenheit haben aber englifche Bolitifer und Philojopben vie Hobbes'ſchen und Sal: 
maſius'ſchen Lehren befämpft, wozu Die nothwendige Vertheidigung der englifchen Revolution 
die fehr nahe liegende Veranlaflung bot, und den Principien ver ältern Kämpfer für bürgerliche 
Sreiheit, wie Milton, Algernon Sidney, John ode, I. Tyrrel, D. Hume, ift inneuefter Zeit auch 
Macaulayinjeiner „Englifchen Geſchichte“ (Kap. 9) beigetreten; Brincipien, die auch in Deutfch- 
land wenigitens für ven Fall die Beiflimmung hervorragender Männer (Friedrich's d. Gr., 
Fichte’ 8, Feuerbach's, Klüber's, v. Strombeck's u. a.) gefunden haben, wenn, wie man ed öfters 
ausgedrückt hat, die oberſte Staatögemwalt ven Zwecke des Staatsverbandes entgegenhandelt. Ein 
Hauptfehler iſt aber, daß die Meiſten die als Recht allerdings nicht zu begründende, ſondern 
nur moraliſch zu entſchuldigende Revolution nicht gehürig ſcheiden von dem einfachen Unge⸗ 
horſam gegen geſetzwidrige Befehle und dem auf die Vertheidigung gegen die Vollziehung 
offenbaren Unrecht ſich beſchränkenden Widerſtandsrecht. So kam denn auch Schlözer 3. B. zu 
den widerſpruchsvollen Sägen, dag er einerfeits erklärt (S. 105): „Es gibt feine obedientia 
passiva in Stuart’fhen Verſtande (diefe Lehre hat den Stuartd einen ber fhönften Throne 
der Welt gefoftet). Demzufolge gibt es ein droit de resistence gegen Ufurpatoren und Tyran⸗ 
nen, wiewol nur im Falle hoher Evidenz. Das Volk darf widerſtehen, zwingen, abfegen, ftra- 
fen: alles nadj ven Begriff eined Vertrags überhaupt‘; während er andererſeits vorher gelehrt 
hat (S. 103): „Daß ganze Volk und jeder Einzelne ift dem Herrſcher fhuldig Gehorfam, 
felbft blinden Gehorfam: d. i. er muß immer vorausfegen, dev Herrſcher befehle wirklich und 
zwedmäßig, fall8 er auch vie Gründe davon nicht einfieht,, oder gar vom. Begentheil überzeugt 
zu fein glaubt. Ruhig befolge er alle Befehle; vuhig unterwerfe er ih, wenn er gefündigt hat, 
der einmal von dem Herricher feilgejegten Strafe, ſelbſt Todesſtrafe nicht ausgenommen. Eriter 
Grundſatz im Staate und höchfte Pflicht ded Bürgers, wenn er ben Greueln der Anarchie aus: 
weichen will. Jeder vorfägliche Uingehorfam gegen irgendeinen Befehl, ver vom Herrſcher und 
deſſen Subalternen ergeht, ift Hochrerrath.” Hier reichen fich offenbar Hobbes und Roufleau 
mit ihren entgegengefegten Paradoxen die Hände und liefern zugleich einen Beweis, zu welden 
ganz wunderbaren Folgerungen man mit der Bertragätheorie gelangen fann. Weun aber unjer 


8) L. 1,c. IV, $.7 am Ende: „Diximus, summum imperium tenentibus resisti jure non posse. 
Nunc quaedam sunt, quae lectorem monere debemus, ne putet, in hanc legem delinquere . 
eos, qui revera non delinquunt.“ Im $. 8 werden dann mit Barclay die einzelnen Fälle aufgezählt, 
die allerdings mehrentheilg nur fcheinbare Ausnahmen feines Principe bilden, fo 1) der Widerftand und 
das Strafrecht des Volkes gegen folche, „qui principes sub populo sunt sive ab initio talem accepe- 
runt potestatem, sive postea ita convenit, ut Lacedaemone‘‘, und 2) gegen denjenigen, „qui impe- 
rium abdicavit aut manifeste habet pro derelicto‘', gegen welcdyen „ommnia licent quae in privatum‘'. 
Der dritte Fall betrifft den Widerftand gegen eine die Selbftändigfeit des Staates auflebende Veräuße— 
zung oder Unteriverfung unter fremde Herrichaft. „Nam talis actus, si regnum electione aut succes- 
soria lege deferatur, nullus est; quae autem nulla sunt, nullum juris habent effectum.‘‘ (Es ift 
mertwürbig, daß Grotius diefen rein rechtlichen Grund nicht auch in andern Fällen ungeſetzlichen Über⸗ 
griffs anerfennen will.) „Quarto, ait idem Barclajus, amitti regnum, si rex vere hostili animo in 
totius populi exitium feratur, quod concedo: consistere enim simul non possunt voluntas im- 
perandi et voluntas perdendi‘ etc. Der fünfte Fall betrifft den Lehnsfürften und denjenigen, wel: 
cher die Gewalt unter der Bedingung übertragen erhielt, „ut, si hoc aut hoc faciat, subditi omnes 
obedientiae vinculo solvantur“; ber fechste, wenn bie Gewalt zwifchen König nnd Volf oder Senat 
getheilt ift, indem hier „‚regi in partem non suam involanti vis justa opponi poterit, quia eate- 
nus imperium non habet”. Der fiebente Fall endlich ift: „Si in delatione imperii dictum est, ut 
certo eventu resisti regi possit; etiamsi eo pacto pars imperii retenta censeri non possit, certe 
retenta est aliqua libertas naturalis et exemta regio imperio.“ Vgl. Deutfches Staats > und Bun⸗ 
vesrecht, Thl. I, $. 84, Note 7. 

9) Bol. über Th. Hobbes, Salmaſius, auch Rob. Filmer einerfeits und Milton, I. ode, Sidney 
u. a. andererfeits beſonders Mohl, Geſchichte und Literatur der Staatswifienfchaft. I, 324 fg. 
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unfterblicher Kant 10) Die Anerkennung eines Revolutionsrechts des Volkes ala einen mit dem 
Staatöbegriff unvereinbaren Widerſpruch, als eine Sünde gegen die Logik oder, wie nıan es 
ſpäter genannt hat 11), ald eine Umkehrung der Ordnung des Staated verwarf, jo fann man 
das keineswegs eine Inconfequenz bei Durchführung feiner Grundanſicht, wie manche gemeint 
haben, nennen, da fein ideales Rechtsgeſetz und der Rouſſeau'ſche Contrat social in der That 
ganz voneinander verſchieden find. Über das jus resistendi des Ginzelnen ſpricht fih Kant nicht 
aus; anerkannt wird ed aber allerdingd von der modernen Rechtsphiloſophie, welche dad König⸗ 
thum von Gottes Gnaden im conftitutionellen Saate oder als Spige deffelben mit jo meiſter— 
hafter Dialektik zu begründen verfucht hat; mir meinen bie „Rechtöphilojophie‘‘ von Stahl, Die in 
der neuern (zweiten) Bearbeitung (II, 2, 221 fg.) folgende bemerfensmerthe Lehren aufftellt: 
„Wenn hiernach im Wefen des Königthums die Urſprünglichkelt und Selbſtändigkeit der Ge— 
walt liegt, fo doch keineswegs ihre Ununiſchränktheit. Unumſchränkte königliche Gewalt wäre 
gegen die Ordnung der Natur; denn unter gleichartigen Weſen kann eins über das andere 
nicht aus perſoͤnlichem Rechte herrſchen, ſondern nur vermöge eines Berufs in einer Anſtalt, 
und dann eben nur bis zu der Grenze, welche dieſer Beruf enthält. Sie wäre gegen die Ord⸗ 
nung bed Staateß, weldye ſowol eine durchgängige Gefegmäßigkeit als eine gejiherte Thätigkeit 
mannichfacher Organe mit Nothwendigkeit' in ſich jchließt. Ja fie märe gegen die Weihe des 
Königthums ſelbſt, venn dieſes fordert eine ethiſche Bafid der Macht, gleichwie die PBerfünlich- 
feit und Freiheit des Menſchen eine ethiſche Baſis des Willens, und eine joldye bat ſie eben an 
den Gefegen (dem Ethos) des Staated. Es enthält aber die Beihränkung der föniglihen Ge- 
walt durchaus feinen Widerſpruch mit dem göttlihen Rechte und der Legitiniität. Dadurch daß 
der König feine Vollmacht von Gott hat, ift noch nicht nothwendig gegeben, daß er dieſe Voll⸗ 
macht über alles habe. Würde gejagt, ver König fei Stellvertreter Gottes Cin theokratiſcher 
Weiſe), es gebühre ihm alfo derſelbe Gehorſam wie Gott, dann allerdings wäre feine Gewalt 
ohne Schranke. Aber es wird nur geſagt, ſein Beſitz der königlichen Gewalt, ſowie die Rechte, 
die ſte verfaſſungsmäßig in ſich ſchließt, gründen ſich auf göttliche Fügung und göttliche Ordnung, 
nicht auf den Willen des Volkes, und daraus folgt nur, daß dieſe Gewalt ihm nicht vom Volke 
genommen werden kann, noch nach dem Willen des Volkes gebraucht werden muß, nicht aber, 
daß ſie keine Schranke habe oder auch jenſeit dev Schranke Unterwerfung erheiihe. . Das 
Geſetz foll dem Könige nicht blos eine innere Anforderung feines Gewiſſens fein, wie bie Abſo⸗ 
lutiſten wollen, ſondern eine Außere ſtaatsrechtliche Schranke.. . Überfihreitet nun dennod der 
König die gefegliche Schranke, geht ev auf Umſturz der Berfaffung aus, fv darf feine Herrichaft 
ihm deshalb nicht genommen werden, es gibt kein Gericht uber ihn; aber fein Gebot joll Feine 
Vollziehung finden. Denn der Unterthan darf zwar nicht richten über feinen Regenten, allein 
er darf und muß richten über fein eigenes Gewiſſen, und da muß irgendwo eine Grenze des 
Gehorſams und der MWillfährigkeit fih finden. Sie findet jih auch in der unumſchränkten 
Monarchie da, wo der Befehl des Königs gegen Gottes Gebot oder gegen das allgemeine Gefühl 
von Recht und Ehre ift. Iſt aber das Geſetz ausgebildet und ald Schranke des Königs aner: 
fannt, fo werben aud) die pofitiven Beflimmungen veflelben und die beftehende Berfaffung zur 
Gewiſſensſache, dag Fein Wohlgefinnter zu ihrem Umfturz fich hergeben darf." Wir brauchen 
nicht zu verfichern, daß wir mit der Art und Weife dieſes Naifonnements, mit feinen Beimerf 
oder feiner äußern Bekleidung nicht ganz übereinftinnmen. Der Kern aber ift richtig und bedeu— 
tungsvoll. Entſchieden verwirft aud) Stahl die abfolutiftifche Lehre vom unbedingten Gehorſam, 
auch unmittelbar ven Befehle des Souveräns gegenüber. Um mie viel mehr alſo da, wo es fid 
um ein gefeg= ober verfaflungswibriged Vorgehen der untergeorbneten Organe der Staats: 
gewalt handelt. Schade nur, daß Stahl bei feiner Argumentation auf halbem Wege ftehen 
geblieben ift. Gehorſam ſoll man nicht ſchulden, das ift klar ausgeſprochen, bei verfaſſungs— 
wibrigen Befehlen ; zum Umſturz der Berfafiung varf fich fein Wohlgefinnter hergeben. Wie 
aber, wenn fi nun doch — exempla sunt odiosa — übelgefinnte Werkzeuge genug zur Boll- 
ſtreckung oder Ausführung der Befehle finden? Freilich darf auch dann, felbft wenn das Macht⸗ 
verhältniß ſich ändert, dent Herrſcher „fein Recht nicht genommen werben” ; denn, was aud wir 
vollftändig anerkennen, „es gibt fein Gericht über ihn“ — „prima sedes a nemine judicatur“. 


10) In den Metaphnfifchen Anfangegründen der Rechtalehre. 

11) Stahl, Philofophie des Rechts, Bd. II, Abıh. 2, ©. 253: „Die Empörung iſt geradezu Um⸗ 
kehrung der Ordnung des Staates.“ Auf die we it⸗ Auflage von 1846 paßt diejes Eitat nicht mehr, 
weil das betreffende Kapitel Hier fehlt. Daß aber Stahl dieje Anficht nicht geändert hat, ift zweifellos. 
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Mas joll aber dad Recht derjenigen fein, gegen welche der wiberrechtlicdhe Zwang unter Bedro⸗ 
Hung von Leib und Leben, Haud und Familie, unter Wegnahme von Eigenthum in der Form 
legitimer Grecution ſich richtet? Soll der Unterthan dann doch lediglich auf den jogenannten 
leivenden oder duldenden Gehorſam verwiejen werden? Sol er alfo nur, inſoweit ein Han- 
dein von ihm begehrt wird, auf das Geſetz von beſchtänkten Gehorfam provociren dürfen, 
im Dulden aber zum unbebingten Gehorjan verpflichtet fein? Daun hätte in ver That die 
Rechtslehre vom beſchränkten Gehorjam ein ſehr beſchränktes Gebiet; dann könnte allerdings 
nur von einer „Gewiſſensſache“ die Rede fein; vie Nechtöforderung aber bliebe, daß man alles, 
auch das Die unerjehlichiten Güter bedrohende Unrecht über ſich ergehenlaffen müßte, ohne berechtigt 
zu fein, au nur die Hand zum Scug oder zur Vertheidigung berjelben aufzuheben. Mehr 
eoncedirte mol Stahl durch den Sag der erften Auflage (H, 2, 253), wenn er fagt: „Der 
paſſive Widerſtand ift unter Umſtänden ftattbaft, ber artive Widerſtand if unſtatthaft.“ 
Denn der Begriff des MWiverftandes geht, wie wir zeigten, durchaus über ven Begriff auch des 
leidenden Gehorjams hinaus, und der beigefügte Grund: „denn die Empörung iſt geradezu 


lImfehrung der Ordnung des Staates“, jcheint activen Widerftand und Empörung oder Nevo- _ 


Iution als identiſch zu behandeln, was auch wieder als ein Fehler gegen die Logik betrachtet wer⸗ 
den muB. Sei den aber wie ihm wolle, als fetftehend wird immer behauptet werben koͤnnen 
und müllen: Wer nur einen beichränkten Gehorjam ald den im Staate rechtlich möglichen 
ſtatuirt, muß aud) das Recht des Ungehorſams ven offenbar geſetz⸗ oder rechtswidrigen Befehle 
gegenüber anerkennen. Und wo und wieweit feine Rechtspflicht des Gehorſams begründet war, 
da muß auch gegen die den Gehorfam erzwingen wollende rechtswidrige Gewalt dad Recht ver 
Bertheidigung und des nur dieſe bezweckenden activen Widerſtandes dem Untertban zugeſpro⸗ 
hen werden, und man kann ihm gerechtermweife nicht zumuthen, dem Ideal der Staatsordnung 
Leib, Leben und Eigenthumsrecht zum Opfer zu bringen. Auch bei Ausübung dieſes Wider: 
ſtandsrechts richtet der Untertban nicht über feinen Regenten, fondern er richtet nur über daß, 
was jein ift oder zu feiner Rechtsſphäre gehört, die er gegen wiberrehtlihe Gewalt zu 
Ihügen die Befugniß haben muß, wenn nicht der ganze Menſch im Bürger aufgehen, wenn er 
nicht den Trägern und Beamten der Öffentlichen Gewalt gegenliber als völlig rechtlos hinge⸗ 
ftellt werben ſoll. 

Werfen wir jegt, bevor wir die nothwendigen rechtlichen Grenzen des Widerſtandsrechts 
einer nähern Feſtſtellung unterziehen, erft einen Blick auf unfer poſitives Recht, fo ift zwar im 
Römifchen Recht nirgends von einem erlaubten Wiverftand gegen unmittelbar vom fouveränen 
Molke jelbft oder ſpäter vom Kaiſer als abjolutenı Beherrſcher des Reichs ausgehende Gebote die 
Rebe; dagegen erkennt ſowol das clafiifhe Römiſche Recht als dad fpätere Conſtitutionenrecht 
die Zuläffigkeit des Nichtgehorchend, des pajiiven und auch des activen Widerſtandes gegen 
geſetz- oder rechtswidrige Handlungen der Magiftrate und Beamten ausdrücklich an.1%) Gewiß 
wird man ſchon daraus, daß die römifhen Gefege in beflimmten Fällen das gefegwibrige Han- 
deln eines beauftragten Inhabers der öffentlihen Gewalt als Verbrechen bezeichnen 19), den 
Schluß zu machen berechtigt fein, daß Die Geſetze Roms nicht in den Widerſpruch verfallen konn⸗ 
ten, den gegen ein ſolches verbrecheriiches Handeln geleifteten Widerſtand als rechtswidrig oder 
itrafbar zu betrachten. Allgemein finden wir anerfannt 1%): „Nec magistratibus licet aliquid 
injuriose facere. Si quid igitur per injuriam fecerit magistratus, vel quasi privatus vel 
fiducia magistratus: injuriarum potest conveniri.“ Der Magiftrat wird mithin hier dem 
rechtswidrig handelnden Privatus ganz gleichgeitellt und bie allgemeine als jus gentium hinge⸗ 
ftellte Befugniß, „ut vim atque injuriam propulsemus” (L. 3. Dig. de just. et jure) kann da⸗ 
her auch hier jo wenig ausgeſchloſſen fein, wie der Sag: „Melius est enim his occurrere et 
mederi, quam injuria accepta vindietam perquirere” (L. 1 Cod. II, 27). Ganz veutlid 
erfennt die L. 20. Dig. de jurisd. (H, 1) wenigftend die Straflofigfeit ded Ungehorſams da an, 
wo der Befehlende fein Net zum Befehle Hatte: „Extra territorium jus dicenti impune non 


12) Ohne näheres Eingehen auf die Ausiprüche des pofitiven Rechts ift dies, im Hinblid auf die 
Strafbarkeit der Widerfeglichfeit gegen öffentliche Beamte, wöllig ohne Grund geleugnet worden von 
von Jagemann im Archiv bes Eriminalrechts, Jahrg. 1842, Nr. 22. ©. dagegen die Ausführung des 
Unterzeichneten in bemjelben Archiv, Jahrg. 1843, ©. 362 fg. ‚ 

13) 3.8. L. 7 Dig. ad Leg. Jul. de vi publ. (XLVIII, 6): „Lege Julia de vi publica tenetur, 
qui cum imperium potestatemve haberet, .civem Romanum adversus provocalionem necave- 
rit, verberaverit, jusseritve quid fieri, aut quid in collum injecerit, ut torqueatur.‘ 

14) L. 32 Dig. de injur. (XLVII, 10). 
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paretur. Idem est, si supra jurisdiclionem suam velit jus dicere“; und man wird ed nicht 
ald eine gewagte Ertenjivinterpretation betrachten fünnen, wenn dad „non parere’ auch 
auf den der Gewalt entgegengefegten activen Widerſtand bezogen wird. Jedenfalls fehlt es 
nit an andern ausdrücklichen Anerfenntniffen ver Befugniß dev Untertbanen zum activen 
Widerſtand gegen ein widergefegliches gewaltfames Vorgehen öffentliher Beamten, Aner- 
kenntniſſe, welche jelbft fo despotiſche Kaifer wie Diocletian und Marininian, Theodoſius und 
Honorius auszufpredhen Feinen Anftand nahmen. So fagen die beiden erftern in ver L.5 Cod. 
de jure fisci (X, 1): „Sancimus licere universis, quorum interest, objicere manus his, 
qui ad capienda bona alicujus venerint, qui succubuerit legibus, ut etiam si officiales 
ausi fuerint atenore datae legis desistere, ipsis privatis resistentibus a fadienda injuria 
arceantur.” Ebenſo geftattet L. 4 Cod. de discussor. (X, 30) ausdrücklich gegen eine geſetz⸗ 
widrige executuviſche Maßregel fi mit Gewalt zu ſchuͤtzen, und gleichen Inhalts find L. 5 Cod. 

XU, 61; L.5 Cod. XH, 41, Nov. 124, c. 3 und andere Stellen. 

Aus diejen Zeugniſſen ergibt ſich wenigſtens ſo viel, daß die Lehre, welche behauptet, ohne 
ganz unbedingten Gehorſam und ausnahmsloſe Strafbarkeit jedes Widerſtandes gegen die 
öffentliche Gewalt könne die Staatsordnung nicht beſtehen, im Roͤmiſchen Rechte keine Stütze 
findet und im Gegentheil durch die Ausſprüche deſſelben widerlegt wird. Vom Kanoniſchen 
Recht wurde ſchon oben nebenbei bemerkt, daß es innerhalb der hierarchiſchen Kreiſe die Zuſtän— 
digkeit des Befehlenden als Bedingung der ſchuldigen Obedienz aufſtellt; dem weltlichen Richter 
aber gegenüber, welcher mit rechtswidriger Gewalt vorſchreitet, wird auch das Recht des gewalt- 
famen MWiberftandes für den Angegriffenen fanctionirt. 19) Ebenſo laſſen fib aus deutſchen 
Reichögefegen, namentlich ans der peinlichen Gerichtsordnung Karl's V. von 1532, wo fie von 
der rechten, entſchuldigten Nothwehr handelt (Art. 139 fg.), Argumente entnehmen, welche auch 
den Nepräfentanten der öffentlichen Bewalt gegenüber, wenn nur die ſonſtigen Vorausſetzun⸗ 
gen zutreffen, dad Recht der gewaltfamen Gegenwehr begründen. 16) Daran hat denn aud Die 
ältere und neue pofitivredhtliche Jurisprudenz in Deutſchland mit wenigen Ausnahmen feftge- 
halten, und e8 läßt fih nur als ein mindeſtens ſehr abenteuerliched Unternehmen bezeichnen, 
wenn bem entgegen neuerlich wieder der Verſuch gemacht worden ift ID), der Lehre vom unbe: 
dingten Gehorfam und folgeweife ver Strafbarkeit jedes Widerſtandes gegen Öffentliche 
Bunctionäre dadurch eine Stüße zu verleihen, daß, unter Berufung auf die Reichskriegsartikel 
oder Reuterbeftallungen und die, wie ed genannt wird, militäriſche Organifation ver Polizei 
und Execrutivgewalt im mobernen Staate, das Peineip der milttärifchen Subordination auch 
auf das Berhältniß der Bürger zur organifirten Iffentlichen Gewalt als geltend hingeftellt wird, 
gleihfam als wäre damit die gefannte Bürgerfchaft auch in Uniformen und Polizeijacken 
geſteckt und damit, wie man ſich auszudrücken beliebt hat, „ein ſpeciſtſch militäriſches Verbrechen 
nach und nach feiner Beſonderheiten entkleidet und auf dem Boden des allgemeinen Strafrechts 
zu einem delictum commune ausgebildet“ worden. 

Bon einem erlaubten Widerſtand unmittelbar gegen Acte der höchften Gewalt im Staate 
ift allerdingd im gemeinen pofitiven Rechte nicht die Rede. Auch wird man bie nicht jelten vor⸗ 
fommende Berbriefung des Rechts der Landſtände in Deutichland, ihrem Landesherrn im Kalle 
rechtswidriger Verlegung ihrer Privilegien und Freiheiten betwaffneten Widerſtand zu leiften, 
nicht als ein Hiftorifches Zeugniß dafür betrachten können, da die Landeshoheit doch offenbar 
nicht Die hoͤchſfte Gewalt für Stände und Untertbanen in ven Neichäterritorien war. Jedenfalls 
ceffirte dieſes Fehderecht mit der Begründung einer für jeden Rechtsbruch wenigfiend de jure 
gegebenen oberftrichterlihen Hülfe in Reiche. Nur das, was das Verhältniß zur Reichsſtaats⸗ 
gewalt betrifft, läßt fich als ein wirklich pertinentes Zeugniß betrachten, und da fehlt e8 denn 
freilich nicht an Anerfenntniffen zu Gunften der Reichsſtände, daß fie verfaſſungswidrigen Bes 
fehlen derſelben „keine Parition zu Teiften fhuldig ſeien“, wogegen bie Unterthanen bis zum 
Austrag ber Beſchwerdeſache gegen ihre „Obrigkeit zum „ſchuldigen Gehorſam“ gegen biefelbe 


15) „Praeterea cum omnes leges omniaque jura vim vi repellere cunctisque se defensare 
permittant, licuit utique Decano, si praedictus Ballivus eum bonis suis mundanis injuriose 
spoliare vel ea violenter occupare praesumpserit, contra illius violentiam injuriamque se 
tueri.“ C.6 de sent. excomm. in sexto, V, 11. 

16) Bgl. Archiv des Eriminalrechte, Jahrg. 1843, ©. 367 fy. 

17) Bon W. Brauer im Gerichtefanl, Jahrg. 1858, ©. 362 fo. ., gegenüber ber Abhandlung bes 
Unterzeichneten über das Verbrechen der Wiverfeglichfeit, Seritefanl Sahrg. 1857, IL, 421—446. 
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angewieſen und angehalten werden follen. 19) Dazu bemerkt der ehrliche, immer an die geſchicht⸗ 
lichen Thatſachen und das poſitive Recht ſich haltende J. J. Moſer („Von der Landeshoheit in 
Anſehung der Unterthanen, Perſon“ u. |. w. S. 70): „Es fließet einerſeits allerdings daraus, 
daß die Unterthanen Gehorſam und Parition ſchuldig ſeien; da aber andererſeits des Gehor- 
ſams und der Barition nicht ſchlechterdings gedacht wird, auch Die Landeshoheit durchaus nicht 
uneingefchränft ift, jo kann alfo aud) von dem Landesherrn Fein weiterer als der nad) göttlichen, 
natürlichen, Reichs- und gemeinen Rechten ſchuldige Gehorfam gefordert werben.” Lind ferner 
(S. 71): „Beſonders aber kann ein Herr von denen Untertbanen feinen Gehorfam ver- 
langen, wenn er ihnen etwas anbefiehlt, welches offenbar und unftreitig den Landesverträgen 
und Breibeiten entgegen ift; wenn alfo dieſelben in einem ſolchen Fall denen Befehlen des 
Hegenten oder feiner Nachgefegten nicht gehorden, ſondern ed geziemend verbitten, handeln 
fie nicht fträflih. Siehet aber der Landesherr, oder veffen Gollegia oder Beanıte, fie dennoch 
deshalb übel an, jo misbrauchen fie jih ihres Rechts und Amtes, fie machen ſich Dadurch felbften 
ftraflih und man fann an einem Neichägerichte deswegen klagen.“ Freilich konnte man das 
Inhalts der Reihsconftitution: befannt genug ift aber auch, daß e8 dem Unterthan wegen 
mangelnden Reihsfhuges noch viel ſchlechter ergeben Fonnte, wenn er Flagte. Allein darauf 
kommt e8 bier nit an. Genug, daß die beften und nicht blos nach jus naturale et gentium 
reſpondirenden Reichspubliciſten doch jedenfalls die Lehre vom unberingten, blinden Gehorſam 
der Unterthanen gegen ihre Landesherrn ebenfo verwarfen, als dieſe letztern felbft jich ſelbſtver— 
ftändlich dem Kaifer gegenüber garnicht zu ſolchem unbedingten Gehorfant für ſchuldig erkannten. 
Und wo die Frage durch vorausgegangene Mishelligfeiten und Streitigfeiten, wie 3. B. unter 
der Regierung des Herzogs Karl in Würtemberg, eine praktiſche Controverſe geworden war, da 
wurde fie ausdrücküch in einem bie Freiheit der Untertbanen wahrenden Sinne ehtidhieben. 

So lautet daher der die bisherigen Diſſidien fchlichtende würtembergifche Bergleih von 1770 
(Class. Tad Grav. I, $. 3): „wie denn auch Ihro Herzogl. Durdlaudt von treu gehorfamften 
Prälaten und Landſchafft, deren größern und engern Ausſchuß, auch Magiftraten, Herzoglihen 
Beamten und allen übrigen Lanveseingefeffenen feinen andern als Reichs- und Yandesverfaf- 
fungsmäßigen Gehorfam erfordern und weder ihnen noch denen Herzog. Beamten und Magi- 
ftraten wider ihre beſchworene, nach denen Landedverträgen eingerichtete, Staaten= oder Amts⸗ 
inftruetionen und Beftallungen ... nichts anfinnen und befehlen wollen‘; eine Beſtimmung, 
die aud) darin ihr Bemerkenswerthes bat, daß fie im weientlichen zwiſchen Beamten und Unter: 
thanen feinen Unterſchied macht, fondern auch jene von der Verpflichtung zu einen ganz unbe— 
dingten Gehorſam 19) abfolvirt. 

Auf die Frage, ob bei gerechtfertigtein Ungehorfam gegen die den Gehorfam nun dennoch 
erzwingen wollenden Gemwaltacte auch activer Widerſtand geleifter werben dürfe, haben jich 
freilich die altern Reichspubliciſten in Betreff der Unterthanen ihrem Landeshertn gegenüber 
nicht näher einlaffen mögen; dagegen hat die publiciftifche Literatur das (active) Widerſtands⸗ 
recht der Reichsſtände wider den Kaifer (welches freilich Factifch, folange das Reich beftand, immer 
geübt worden war) unbebenkli zum Gegenftand ihrer Betrachtung gemacht. Veranlaffung 
gab die Durdführung der Reformation im Wiberfpru mit den Reihstagsbefchlüffen und 
kaiſerlichen Verordnungen. So wurden über die Frage: ob und mwiemeit den evangeliſchen 
Reichsſtänden erlaubt fein möchte, ver Religion halber wider den Katfer zur Gegenwehr zu 
ſchreiten und durch Waffen und Bimpniffe fi zu helfen? von 1522 — 52 häufig theologifche 
und juriftiſche Bedenken aufgeftellt. Man findet Ile in Hortleder's „Handlungen von Redt- 
mäßigfeit, Anfang und Bortgang des deutfhen Kriegs”, Bud 1 und 2, S. 1—200, meiſt 
beifammen, darunter auch (S. 69) eins mit der Überfchrift: „Etlicher vortrefflicher Rechtsge⸗ 
lehrten zu Wittenberg Sentenz und Meinung von der Frage, ob man einem Richter, der wider 
Recht procedirt, Widerftand feiften möge? gegeben i im Jahre 1531.” Doch wird der heutige 
Publiciſt daraus nicht viel Belehrung zu jhöpfen im Stande fein. Die Beweisführung ift bie 
der damaligen Zeit. Befonders müffen biblifche Sprüche, Beifpiele aus der altteftamentlichen 
Gefchichte der Juden, einzelne oft von der Sache gar nicht redende ober aud dem Zufummenhang 


- 18) Dal. die raiferliche Wahlcapitulation, Art. 19, $. 7. Deutfches Staats: und Bundesrecht 
$. 32, Note 9, $. 91, Note 5. 

19) Der fpäter —* von Gönner in der Schrift über den Staatsdienſt, S. 202 fg., ale ein ganz 
unentbehrliches Rad in dem Uhrwerfe des Staates vertheidigt worden ift. Vgl. Deutfches Staats: und 
"Bundesrecht, Bd. II, 8. 137, Note 11. 
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geriffene Stellen des Römiſchen Rechts, ſtaatsrechtliche Fictionen des Mittelalters und ſonder— 
bare Theorien von der Berfaffung des Deutſchen Reichs dazu dienen, um daraus ein Bollwerk 
zu errichten, welches freilich damals der kaiſerlichen Macht zu miberftehen nicht geeignet war. 
Kaifer Karl V. kümmerte ſich nicht um der „vortrefflihen Rechtögelehrten zu Wittenberg Sen- 
ten; und Meinung‘, behandelte die gefangenen Häupter des Schmalkaldiſchen Bundes als 
Verbrecher wider die kaiſerliche Majeftät und ließ ein firenges Strafgericht über fie ergehen. 
Aud wird man vom rationellen Standpunkt aus und abgejehen von ber Hiftorifh gewordenen 
beiondern Stellung ber deutſchen Reichsſtände der kaiſerlichen Gewalt gegenüber nicht verfen- 
nen fönnen, daß ein ſolches Widerſtandsrecht, wie ed von den der Reformation ergebenen Für— 
fen in Anjpruch genommen und geübt wurde, fich fihmerlich in eine geregelte Staatsordnung 
einfügen läßt, indem dadurch dem Urtheil ver Staatögewalt über Rechtmäßigkeit, Notbwen= 
digkeit oder Zweckmäßigkeit ihrer Acte das Urtheil der Untergebenen gleichgeſtellt, mithin 
das im Staatsbegriff liegende Verhältniß von Herrſchaft und Unterordnung geradezu auf: 
gehoben würde. 

Verſuchen wir es aber jetzt, die für das heutige Staatsrecht geltenden oder als gültig zu 
betrachtenden Grundſätze in möglichſt beſtimmter Faſſung zuſammenzuſtellen, ſo wird 
allerdings die Lehre von der Pflicht der Unterthanen zu unbedingtem oder blindem Gehorſam 
ebenſo unbedingt verworfen werben müſſen wie die Behauptung, daß der Unterthan überall 
auf einen leidenden oder duldenden Gehorfam angemiejen fei. Die Anerkennung diefer Lehren 
I hlöffe die Sanction dev Willkürherrſchaft und Despotie in ſich, welche in Deutſchland wenig⸗ 
ftend, wenn auch öfters factiſch hervortretend, doch niemald Rechtens geweſen ift.20%) Die 
Unterthanen jind vielmehr nur zu einem flaatöbürgerlichen oder verfaflungsmäßigen Gehorfam 
verpflichtet. 21) Dafür ſpricht Ihon die Eriftenz einer Verfaflung an fi, welche Die Acte der 
Staatögewalt an beitimmte Voraudjegungen und Formen fnüpft und jie nur unter der ftill- 
ſchweigenden ober ausdrücklichen Bedingung des Vorhanvenfeind diefer Borausfegungen und 
Formen für rechtmäßig und vollziehbar erklärt. Zur notwendigen Korn gehört namentlid) bei 
allen Regierungsacten des Souveränd die minifterielle Gontrajignatur, deren conftitutionelle 
Bedeutung gewiß nicht blos die iſt, das für den Act verantwortliche, einem Richter unterworfene 
Subject zu conflatiren, fondern auch darin gefunden werben muß, daß fie die rechtliche Bollzieb- 
barfeit des Acted jelbft bedingt. Auch würde es eine offenbare Verdrehung bed richtigen Stand⸗ 
punkts jein, wenn man annehmen wollte, daß mit der Gontrajignatur jede andere (materielle) 
Rechts- und Verfaſſungswidrigkeit gevedt werve, oder mit andern Worten, daß jede contra= 
ignirte Verfügung ohne Rückſicht auf ihre ſonſtige Verfailungswidrigfeit zum unbedingten 
Gehorſam verpflichte. Das hieße den Cardinalſatz, daß der Unterthan nur verfaſſungsmäßigen 
Gehorſam ſchuldig ſei, geradezu aufheben und die miniſterielle Despotie an die Stelle der 
fürſtlichen ſetzen, die man ſich, wenn man nur zwiſchen beiden zu wählen hat, doch gewiß noch 
lieber gefallen laſſen wird. Was hätte dann die Beſchränkung auf blos verfaſſungsmäßigen 
Gehorſam, die, wie wir geſehen haben, ſchon in ältern Verfaſſungen ausgeſprochen wird, da⸗ 
mals, wo die Form der Gontrafignatur noch nicht für fo nothwendig galt, zu bedeuten gehabt? 
MWenn neuere Berfaflungen fie unbedingt für nothwendig erklären, andererſeits aber ausſpre⸗ 
hen, die landesherrlichen Verordnungen würden durch die Eontrafignatur vollziehbar, fo darf 
darin feine Irrelevanzerklärung in Betreff aller übrigen verfaflungdmäßigen oder rechtlichen 
Bedingungen gefunden werden, jondern offenbar kann dies nichts mehr und nichts anderes 
heißen, als: fie find ohne Contraſignatur nicht vollziehbar. 2?) Auch kann in diefer Beziehung 
zwijchen Beanıten und andern linterchanen, zwifchen Richtern und Apminiftrativbeamten an 
fich kein Unterſchied gemacht werden. 

Erkennt man nun den Grundſatz an, ſo wird man auch den Folgeſatz zugeſtehen und als 
vollſtändig gerechtfertigte Lehre auch des deutſchen Staatsrechts betrachten müſſen, daß der 
Unterthan rechts⸗ und verfaſſungswidrigen Befehlen Folge zu leiſten nicht ſchuldig ſei. Als ganz 
ſelbſtverſtändlich erſcheint dies da, wo der Befehl wider die Religion (Gottes Gebot), die Sitte 
oder dad allgemeine. Gefühl von Recht und Ehre verftößt, und Hier kann gar feine weitere Bes 
ſchränkung für dad Recht, ven Gehorfam zu weigern, aufgeftellt werben. Denn niemand fann 


20) Dies wurde 3. B. auch auf dem Wiener Congreß in der Note der hannoverifchen Bevollmächtigs 
ten vom 21. Oct. 1814 (Klüber's Acten des Wiener Eongrefies, Bd. I, Heft 1, ©. 69) entichieben her⸗ 
vorgehoben. 21) Deutfches Staats = und Bundesredt, Bo. I, $. 91. 

22) Deutfches Staats = und Bundesrecht, Bd. I, $. 91, Note 4. 
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verpflichtet werden, auch nicht zum Beften der Staatdoronung, fein Gewiſſen und feine Ehre dem 
Staate auch nur vorlänfig oder vorübergehend zum Opfer zu bringen. Handelt es ſich Dagegen 
nit um für den Menjchen heiligfte Gelege und aud nicht darum, daß man fi zum Um— 
fturz der beſtehenden Verfaſſung ſelbſt als dienftbares Werkzeug gebrauden Iaffe oder durch 
eigene Handlungen dazu mitwirke, und damit zugleih un eine mahre Gewiffensfache, betrifft 
der Befehl ober bie obrigkeitliche Anordnung nur dad nıaterielle oder formelle Recht im engern 
Sinne, dann wird man allerdingd von Bürger verlangen koͤnnen und müflen, daß er in zwei- 
felhaften Fällen feine eigene Meinung over Überzeugung von der Rechtswidrigkeit des Befehls, 
wenn und infoweit ihn feine andere unberingte Pflicht, mie 3. B. den Richter, daran Hindert, 
den Forderungen einer geregelten Staatdorbnnung zum Opfer bringe und Parition leifte. Daß 
er da, wo ein Recurd an eine höhere Inftanz möglich ift, den Weg der Beſchwerde betreten, dap , 
.er bei vorläufig geleiftetem Gehorſam venfelben mit einer Verwahrung begleiten, taß er da, mo 
irgend Raum gelaflen wird, bei dem Befehlenden felbft pur Borftellungen eine Zurücknahme 
des Befehls zu erwirken fuchen könne, das alles veriteht fid) fo von ſelbſt, daß es kaum einer 
befondern Envähnung bedarf. Handelt es ſich freilich um einen mit der Befolgung des Befehls 
verbundenen unerſetzlichen Rechtsverluſt, um Abwendung einer Gefahr für Leib und Leben für 
ſich oder die nächſten Angebörigen, dann wird man wieder vom Menſchen als Bürger nichts 
UÜbermenfhlidyes verlangen, vielmehr die Weigerung des Gehorſams als ein fogleih und unbe: 
dingt eintretendes Recht zuerfennen müſſen. Abgeſehen hiervon wird aber auch da, wo der 
Befehl ganz zweifellos der geſetzlich nothwendigen Voransſetzung oder Korn entbehrt, das 
Recht deri Gehorſam zu verfagen eingeräumt werden müflen, z. B. bei einer Execution feitens 
eined in feinem Falle dazu berechtigten Beamten, bei Anforderung von Steuern, melde nicht in 


verfaffungsmäßiger Form ausgefchrieben find. 2°) Denn gerade für diefen Hall des Mangels 


der als abfolut nothwendig vorgeſchriebenen Form erkennen die Quellen des gemeinen Rechts 
auf das beftimmtefte Die Zuläffigkeit der Gehorſamsweigerung ausdrücklich an. 

Für alle diefe Fälle eines abfolut form: oder rechtswidrigen Befehls muß aber auch für den 
Einzelnen die Zuläſſigkeit des activen Widerſtandes oder die Befugniß, der rechtswidrigen Ge: 
malt die Privatgewalt entgegenzufegen, wie ebenfalld die gemeinrechtlichen Quellen in einer 
Reihe von Beifpielen anerfennen, zugeflanden werden. Niemald aber darf der Ungehorſam 
oder der Widerftand weiter gehen als ver Befehl. Es darf mithin wegen eines auch offenbar 
rechtswidrigen Befehls nicht die Erfüllung anderer Unterthandpflicdhten verweigert und noch 
weniger ber Gehorfam überhaupt aufgefünbigt werben, und in Betreff des activen Widerſtan⸗ 
des jind fireng die Grenzen der rechten Nothwehr einzuhalten. Jede darüber hinausgehende 
Gewalt Einzelner oder einer für den gleichen Zweck vereinigten Menge, fei ed, uman der Öbrig- 
feit Rache zu nehmen, oder fie zu dem (vermeintlidh) gefe- oder verfalfungsmäßigen Handeln 
zu zwingen, iſt unbedingt verwerflih. Ein Recht zur Empörung des Volkes, zur Vertreibung 
und Entfegung der Obrigkeit oder des regierenden Herrn, um ber beftehenden Misregierung 
ein Ende zu machen, kann und darf niemals anerkannt werben, weil damit ein Richteramt der 
Unterthanen über die Obrigkeit flatuirt wird, welches dem Begriff und Wefen ver Staatsord⸗ 
nung widerſpricht. Die Revolution insbefondere, auch die flegende, kann nur al8 Thatſache, 
nicht ald Recht anerkannt werden und ift, folange noch die richterlihe Gewalt zum Schuße der 
deftehenden Staatsordnung tbätig werben Fann, ſtets ald Verbrechen an ben einzelnen Theil: 
nehmern zu ahnden. Jede Regierung fann mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln dagegen 
einfchreiten und muß in den: dadurch für fle begründeten Notbflande auch von den außerordent⸗ 
lihften Mitteln, indbefondere der Verkündigung des Kriegs: und Standrechts Gebrauch machen 
fönnen. Daß ſie zur Unterdrückung der Nebellion, wenn ihre eigenen Mittel nit zureihen 
oder als erfchöpft zu betrachten fine, auch auswärtige Staatshilfe in Anfpruch nehmen Fönne, 
tft niemals dent Rechte nach in Ziveifel gezogen worden. Im Bunbesflante wird ſelbſtverſtändlich 
die Eentralgemalt zur Gewährung dieſer Hülfe ebenfo berechtigt ald verpflichtet fein, und die 
beſtehenden Bundesſtaatsverfaſſungen erfennen das Recht und die Pflicht dazu auch ausdrücklich 


23) Was die kurheſſiſche Verfaſſungsurkunde von 1831, $. 146, die Föniglich fächfifche Derfaflungs- 
urfunde, $. 104, und ebenfo das Befek vom 5. Mai 1851, $. 7, beſtimmen, daß die Steuerausfchreiben 
der erfolgten landftändifchen Zuſtimmung gebenfen müflen, „‚ohne welche weder die Einnehmer zur Eins 
forderung berechtigt, noch Die Unterthanen zur Entrichtung verbunden ſeien“, muß als gemeines überall 
geltendes Recht betrachtet werben. Vgl. auch braunfchweigifches Grundgeſetz, 8. 176; Deutſches Staats: 
und Bundesrecht, Bd. II, 8. 228. 
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an. 24) Gin gleiches Anerkenntniß ſprach auch die deutſche Reichsverfaſſung vom 28. März 1849 
(Abſchn. H, Art. 12 [$. 54]) aus. Aber auch der Staatenbund wird, wenn er nicht ein bloßes 
Schutz⸗ und Trutzbündniß nach außen iſt, eine gegenſeitige Garantie der beſtehenden verfaſſungs⸗ 
mäßigen Regierungen zu gewähren und dieſelben gegen Vergewaltigung zu ſchützen haben. 
In Betreff des Deutſchen Bundes lag dieſe Garantie ſchon im Zwecke des Bundes (Art. 2 der 
Bundesacte) mit ausgeſprochen. Beſtimmtere Normen zur Feſtſtellung der Bedingungen und 
Grenzen der Bundesintervention und der Befugniß des Bundes zur Berathung und Beſchließung 
von Maßregeln, welche die Erhaltung der öffentlihen Ruhe und geſetzlichen Ordnung in den 
Bundeöftaaten bezweden, wurden von den deutſchen Regierungen auf den wiener Minifterial: 
conferengen von 1820 verabrebet und in die Schlußacte Art. 25 fg. aufgenommen. Sie gehen 
von dem durd die ganze Baſis des Bundesrechts nothwendig gegebenen Satze aus, daß die 
Aufrechthaltung der innern Ruhe und Ordnung in den Bundesſtaaten den Regierungen allein 
zufteht. Als Ausnahme könne jedoch, in Rückſicht auf die innere Sicherheit ded gefammten 
Bundes und infolge der Verpflichtung der Bundeöglieder zu gegenfeitiger Hülfsleiftung, Die 
Mitwirkung der Gefammtheit zur Erhaltung oder Wieverherftelung ver Ruhe im Fall einer 
MWiderfeglichfeit der Unterthanen gegen die Negierung, eines offenen Aufruhrs oder gefähr: 
liher Bewegungen in mehreren Bundesſtaaten ſtattfinden. Für den letztern Fall, wenn die 
öffentliche Ruhe und geſetzliche Ordnung in mehreren Bundesſtaaten durch gefährliche Ver⸗ 
bindungen und Anſchläge bedroht ſind und dagegen nur durch Zuſammenwirken ver Gejammt- 
heit zureichende Maßregeln ergriffen werben können, ift vie Bundesverfammlung, went fie Diele 
Vorausſetzungen als vorliegend betrachtet, ohne weitered und ohne daß jie deshalb um Bei: 
fland von einzelnen Bundeöglievern angerufen zu fein brauchte, nad Art. 28 der Wiener 
Schlußacte befugt und berufen, ſolche Maßregeln zu berathen und zu beſchließen. Nur eine 
vorgängige Rückſprache mit den zunächſt bedrohten Regierungen iſt ihr in dieſem Falle zur 
Pflicht gemacht. In jedem andern Falle dagegen, wo es ſich nur um die Gefährdung der innern 
Ruhe und Ordnung eines Bundesſtaats handelt, kann die Bundesverſammlung in der Regel 
erſt dann interveniren, wenn die bedrohte Regierung den Beiſtand des Bundes angerufen hat. 
Die Gewährung dieſer Bundeshülfe ift aber zunächſt durch zwei Vorausſetzungen als bedingt zu 
betrachten (Wiener Schlußacte, Art. 26): 1) Es muß eine Verbreitung aufrühreriſcher Bene: 
gungen in dem fraglichen Bundesſtaate zu fürdten over ein wirkliger Aufruhr bereits zum 
Ausbruch gekommen fein; 2) die Regierung muß die verfaffungsmäßigen und gejeglichen 
Mittel zur Widerherſtellung der Ordnung erfchöpft haben. Eine dritte, beſonders für den Fall 
einer Steuerverweigerung der Stände berechnete Vorausſetzung ftellte Art. 1 des Bundes— 
beſchluſſes vom 30. Det. 1834 auf. Obwol nämlich inzwifhen durch den Bundesbeſchluß von: 
28. Juni 1832, Art. 2, die Art. 25 und 26 der Wiener Schlußacte auch auf Bälle ſtändiſcher 
Steuervermweigerung für anwendbar erflärt worden waren, fo verpflichteten jich doch die Bun— 
deöglieder durch den angeführten Art. 1 des Bundesbeſchluſſes von 1834, ehe fie dieſe Dazwi- 
ihenfunft (auf Grund von rt. 25 der Wiener Schlußacte und des Bundesbeſchlufſſes vom 
28. Juni 1832) nachſuchen wollten, die Entſcheidung der Streitigkeit auf dem bundesſchieds⸗ 
gerichtlichen Wege zu veranlaffen, ſodaß fie aljo, erft wenn die Stände ſich meigerten, durch Bes 
tretung dieſes Weges Recht zu nehmen, die Bundeshülfe beanfpruchen follten. Keine diejer 
Bedingungen over Vorausjegungen lag aber in dem einzigen, bisjegt vorhandenen Pracedenz- 
falle, ver Intervention ded Bundes gegen Kurheflen, vor. Es fehlte durchaus an der Gefahr 
eined Aufruhrs und an einen wirklichen Aufruhr war gar nicht zu denken. Um was e8 ſich in 
Wahrheit handelte, war lediglich eine innerhalb ver Verfaflung fich bewegende Oppoſition der 
Ständeverfammlung und der gejammten Staatsdienerfchaft gegen das offenbar verfajlungs- 
widrige Borgehen bed Haflenpflug’ichen Regiments. Schon deshalb fonnte auch von feiner 
Erihöpfung „ver verfaffungsmäßigen und gejeglihen Mittel’ zur Wiederherſtellung der 
Ordnung bie Rede fein. Ebenfo fehlte e8 an dem Erforderniß einer landesverfaflungs- oder 
bundeswidrigen Steuerverweigerung und zwar aus dem einfachen Grunde, weil die Regierung 
gar feine verfaffungdmäßige Steueranforderung an die Stände hatte gelangen laffen, ſondern 
ihnen, ohne Vorlegung eines orventlihen Budgets, eine nach der Verfaflung gar nit mehr 
zuläfjige Bewilligung der biöherigen Steuern zumuthete. Jedenfalls lag die Borausfegung des 
Bundesbeichluffes vom 23. Juni 1882, Art. 2, abgejehen von der Frage, ob er nit zu den 


24) Bundesverfaflung ber fchweizerifchen Eidgenoſſenſchaft vom 12. Sept. 1848, Art. 16. Berfaf: 
fung der Vereinigten Staaten von Norbamerifa, Art. 4, Nr. 4. 
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aufgehobenen Ausnahmsgejegen gehöre, daß die Stände die Bewilligung der zur Führung 
der Regierung erforberlihen Steuern durch die Durchſetzung anderweiter Wünfche und Anträge 
Hätten bedingen wollen, in feiner Weife vor. Wäre died aber auch zu behaupten geweſen, jo 
Hätte die Negierung die Ständeverfammlung doch erft zur Betretung des bundesſchiedsgericht⸗ 
lichen Weges provociren und, da Dies nicht der Fall war, die Bundesverſammlung ihr die Bun- 
deshülfe bis zur Erfüllung diefer Vorausſetzung verweigern müflen. 

Doch died nur nebenbei. Kehren wir zu ven bundesrechtlichen Beftimmungen (Art. 25 fg. 
der Wiener Schlußacte) jelbft zurück, fo hat die durch die fortdauernde Souveränetät der Bun- 
deöftaaten in Bunde nothwendig gegebene Bedingung des Interventionsrechtö des Bundes eine, 
aber auch nur eine Ausnahme, die fih jedoch lediglich auf den Ball eines wirklich zum Ausbruch 
gekommenen Aufruhrs bezieht und der Natur dev Sache nach beziehen kann. Für diefen Fall ift 
nämlid im zweiten Sage des Art. 26 der Wiener Schlußacte beflimmt: „Sollte im letztgedach⸗ 
ten Kalle die Regierung notoriſch außer Stande fein, ven Aufruhr durch eigene Kräfte zu unter- 
drücken, zugleich aber durch Die Umſtände gehindert werben, die Hülfe des Bundes zu begehren, 
fo ift die Bundeöverfammlung nichtöpefloweniger verpflichtet, auch unanfgerufen zur Wieder: 
herftellung ver Ordnung und Sicherheit einzufchreiten. In jedem Falle aber dürfen die ver- 
fügten Mapregeln von feiner längern Dauer fein, ald die Regierung, welcher die bundesmäßige 
Hülfe geleiftet wird, ed für nothwendig erachtet.’ Hiermit if dem Interventiondrecht des Bundes 
Die durch die Souveränetät der Einzelftaaten gebotene Grenze geſteckt. Auch wird durch die im 
Art. 27 der Wiener Schlußacte anerkannte Befugniß der Bundedverfammlung, von ver Ver⸗ 
anlaffung ver eingetretenen Unruhen dur die Regierung, welcher die Bundeshülfe zu Theil 
geworben, in Kenntniß gefegt zu werben und eine beruhigende Anzeige von ven zur Befeftigung 
der wieverhergeftellten gejeglichen Ordnung getroffenen Mapregeln zu erhalten, Feinerlei 
Cognitionsrecht oder Richteramt über die Gultigfeit des bis dahin beſtandenen Verfafiungs- 
rechts des betreffenden Bundesſtaats begründet, insbeſondere fein Recht, die in anerkannter 
Mirkfamkeit beftehende Berfaffung im Widerſpruch mit dem aud fie ſelbſt bindenden Princip 
des Art. 56 der Wiener Schlußacte proviſoriſch oder definitiv aufzuheben oder Die Regierung 
zu einer Octroyirung zu bevollmädtigen. Der in der kurheſſiſchen Angelegenheit ergangene 
Bunbesbeihluß vom 27. Marz 1852, zu deilen Rectifleirung die Bundesverſammlung die ihr 
im März 1860 dargebotene Gelegenheit leider, zu ihrem eigenen größten Nachtheil, unbenugt 
gelaften hat, it eine der flagranteften Competenzüberjchreitungen ver Bundesverſammlung in 
Derfaffungsangelegenheiten der Einzelftaaten. Derfelbe ftügt jich in Betreff der angemaßten 
Gompeteuz auf Art. 61 und 27 der Wiener Schlußarte. Allein der Art. 61 ſpricht gerabe Die 
Regel aus, daß die Bundedverfammlung nicht berechtigt fei, in landſtändiſchen Angelegenheiten 
oder in Streitigkeiten zwifchen den Landesherren und ihren Ständen einzuwirfen, und von den 
in Bezug genomnienen Ausnahmen lag an ſich keine vor; wäre dies aber auch der Fall geweſen, 
hätte auch der im Art. 26 der Wiener Schlußacte vorgejehene Hall vorgelegen, jo konnte und 
durfte doch die Bundedverfanimlung, wozu ihr aud der angezogene Art. 27 keinerlei Befugniß 
extheilt, bie jeit zwanzig Jahren in anerkannter Wirkſamkeit beſtehende kurheſſiſche Verfaſſungs⸗ 
urfunde vom 5. Ian. 1831 nicht, wie jie ed gethan hat, „außer Wirkſamkeit ſetzen“, jondern 
nur, unter Bezugnahme auf Art. 57 und 58 der Wiener SchIußacte, die Punkte der Verfaſſung 
bezeichnen, auf deren Abänderung im verfaflungsmäßigen Wege fie nah Bundesrecht zu befte: 
hen habe. 

Außer der bisher behandelten ſtaatsrechtlichen Seite der Frage über die Pflicht des Gehor⸗ 
ſams der Unterthanen gegen die Staatsgewalt und ihre Repräſentanten bietet dieſelbe auch noch 
eine ſtrafrechtliche oder eriminaliftifche Seite dar, auf die wir aber hier nicht näher eingehen 
wollen. Dabei handelt e8 ſich beſonders um die Strafbarfeit des Ungehorfamd an ji und um 
Begriff und Thatbeftand ded Verbrechens der Wiperjeglichfeit, worüber bie neuern Gejeg- 
gebungen bejonvere Beitimmungen enthalten. Nur zweierlei mag hier hervorgehoben werben, 
nämlich: 1) Auch der rechts widrige Ungehorfan des Bürgers gegen Gebot oder Verbot 
der Obrigkeit ift noch fein Verbrechen, ſondern begründet nur die Anwendung ber der Obrig- 
feit zuftändigen Zwangsmittel zur Beugung ded Ungehorfamd. Nurausnahmöweife kann aud) 
der einfache Ungehorfam, insbeſondere in militäriſchen und bürgerlichen Dienftverhältnifien, 
als Verbrechen over Disciplinarvergehen geftraft werden. 2) Das Verbrechen ver Wider: 
ſetzlichkeit fegt einen Widerſtand voraus, welder eine Vergewaltigung ded Willens der 
Obrigkeit und nicht blos eine Nöthigung, ihrerjeitd Gewalt gegen den Widerſpenſtigen anzu= 
wenden, in fich fchließt. Es kann daher jowol durch gefährliche Bedrohung der Obrigkeit als 
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durch phyſiſche, der Verwirklihung oder Geltendmachung des obrigkeitlihen Willens entgegen: 
gefeßte Gewalt begangen werben. 3) Bine Specied des Verbrechens gemaltfamer Wipderjeglich- 
feit bildet Da8 Verbrechen des Aufruhrs, d. h. Vergewaltigung der Obrigkeit durd eine zu 
dieſem Zwed vereinigte (zufammengerottete) Menfchenmenge. Die höhere Strafbarfeit des 
Aufruhrs beruht auf der in dem vereinigten Willen und Muth der Theilnehmer liegenden 
ſchwerern Verlegung, Störung oder Gefährdung der bürgerlichen Orpnung und obrigkeitlihen 
Autorität. 

Was die Literatur über Die Grenzen des bürgerlichen Gehorſams oder ven blos verſaſſungs⸗ 
mäßigen Gehorfam betrifft, fo vermeifen wir auf Die vortreffliche Eritifche Betrachtung derſelben 
in R. von Mohl's „Geſchichte und Literatur der Staatswiſſenſchaften“ (Erlangen 1855), 1, 
320 fg.; ferner Bluntſchli's , Staatswörterbuch”,IV,8Ofg. EineMehrzahl von veutfchenSchriften 
wurde in neuerer Zeit veranlaßt durch Die Vertreibung des Herzog Karl von Braunſchweig im 
- September 1830. Dazu gehört auch die compilatorifche Arbeit von F. Murhard, „Liber Wi⸗ 
derftand, Empörung und Zwangsübung der Staatöhürger gegen die beftehenve Staatögewalt“‘ 
(Braunſchweig 1832); inäbefondere aber: K. F. von Strombed, „Was ift Rechtens, wenn 
die oberfte Staatsgewalt vem Zwecke des Staatöverbandes entgegenhandelt?” (vierte Auflage, 
Braunſchweig 1832); 5. Zöpfl, „Die Eröffnung der Thronfolge ald rechtliche Folge des Mis- 
braud der Staatsgewalt“ (Braunfhmeig 1833), und die anonyme neuere Schrift: „Der 
Aufftand ein Braunfhweig am 6. und 7. Sept. 1830 und der bevorſtehende Anfall des 
Herzogthums Braunfchweig an Hannover (Leipzig 1858). Vgl. auch Zachariä, „Deutſches 
Staatd: und Bundesrecht“ (zweite Auflage), 1, $. 84, 91, und über die Anwendung der all= 
gemeinen Grundſätze auf Gehorfam ber öffentlichen Beamten ebenpafelbft, IL, $. 137. Liber die 
Strafbarkeit des Ungehorſams und das Verbrechen der Widerſetzlichkeit vgl. Zachariä's 
Abhandlung im „Archiv des Griminalreht®‘, Jahrgang 1843, ©. 344 fg. gegen von Jage- 
mann, ebenvafelbft, Jahrg. 1842, S. 593 fg.; Jahrg. 1843, S. 49 fg.; ferner A. Kit, eben⸗ 
dafelbft, Jahrg. 1846, S. A412 fg., 525 fg., und über den Thatbeftand des Verbrechens Zacha⸗ 
riä's Auffag im „Gerichtsſaal“, Jahrgang 1857, I, 421 fg.; auch Brauer, ebenpafelbft, 1858, 
©. 360 fg.; Goltdammer's ‚Archiv für preußiſches Strafrecht“, V, 47 fg.; VI, 834 fg. 

HN Zachariä. 

Geld, Geldweſen (Gelpmangel, Gelvüberfluß, Geldkriſen.) Die Lehre von 
Gelde gehört unter die Lehre von dem Umlaufe ver Güter, von der Bewegung, welde nöthig ift, 
um bie jährlich erzeugte Menge von Gütern unter diejenigen, welche unmittelbar an der Pro⸗ 
duction theilnehmen ober durch Dienftleiftungen aller Art ein abgeleitetes Einkommen beziehen, 
zu vertheilen. Die urfprüngliche Bertheilung weift dem Grundbeſitzer die Rente zu, welche er 
für das Herleihen feines Bodens anzufpredhen oder, wenn er ihn felbft baut, fih zu berechnen 
dat, den Rapitalbefiger ebenfo feine Rente ald Vergütung für hergeliehenes Kapital, beſtehe 
diefed in Geldſummen ober in Gebäuden, Waaren, Gerätbfihaften u. dgl., dem Unternehmer 
den Erfag der Probuctiongkoften und den Gemerbögewinn, dem Arbeiter feinen Lohn. Diefe 
Bertheilung unter die Berfonen, welde unmittelbar hei ver Production mitwirken, fegt alſo 
[don die Arbeitstheilung und entwickelte volkswirthſchaftliche Verhältniſſe voraus; jte macht 
eine Übertragung, alfo eine Bewegung der Güter, einen Umlauf nothwendig. Diefer geht aber 
nicht in der Weife vor fih, daß jeder Mitwirkende fein Einfonımen in der Gattung von Gü- 
tern, bei deren Production er ald Arbeiter, Kapitalbefiger, Grundeigenthünter oder linter: 
nehmer betheiligt ift, bezöge; es wird ihm vielmehr nicht erwünfcht fein, mehr davon zu er: 
halten, ald er zu feinen Verbrauche bedarf. Dies macht bei dem Landwirthe viel, bei den Be: 
werböleuten weniger aus. Jeder wird vielmehr wünſchen, fein Einfommen in einem Stoffe zu 
erhalten, den er leicht gegen jede Art von Gütern in Eleinerer ober größerer Menge vertaufchen 
kann, und diefen Stoff, dieſes allgemeine Taufchmittel, e8 beftehe aus was ed wolle, nennt 
man Geld. Noch mehr wird das Geld Bedürfniß in vem Maße, wie die Gefellfchaft außer der 
Sorge für die unentbehrliäften Lebensnothwendigkeiten, für Nahrung, Kleidung und Woh— 
nung, noch für andere und höhere Zwecke des menfchlihen Dafeins Mittel findet und Einrich- 
tungen trifft. Es bilden fi dann Geſchäfte, die nicht unmittelbar an der Hervorbringung 
brauchbarer Sachen thellnehmen , aber noch nuf viefelbe wirken, Indem fie die Bedingungen ber 
Production vervollfomnmen, Kräfte ausbilden, Naturgejepe kennen lehren, Werkzeuge ver: 
befiern, Schaden abwenden. Ohne Wiffenfchaft und Kunft, ohne Einrichtungen zur Erzie- 
Hung der Jugend, zur Sicherung des Eigenthums und ver Berfon würde die Probuction nie: 
mald eine Stufe erreichen, welche für Bedarf und Lebensgenuß, für die Vermehrung der Werthe 
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und Kräfte, für den Fortſchritt nach Vervollkommnung des Menſchen wünſchenswerth iſt. Die 
Menſchen, welche ſich dieſen Zweigen der Thätigkeit widmen, haben aus der Maſſe der erzeug⸗ 
ten Güter ihr Einkommen ebenfalls zu beziehen, und ſie erhalten es in der Form des Geldes, 
für welches ſie die Sachen, die fie brauchen, eintaufchen können. So wird ein Theil des ur: 
fprüngligen Einfommens abgegeben an den Staat. Died geſchah in Zeiten, wo ein allgemeines 
Umlaufdmittel nicht oder nit in hinreichender Menge vorhanden war, in Arheitöfeiftungen 
und Erzeugniſſen des Bodens, der Jagd, des Fiſchfangs, wovon ſich Hier und da noch Beifpiele 
finden in Bronen, Zehnten und Abgabe von Zobelpelzen ; doch werben in civilifixten und 
freien Ländern die Abgaben in der Regel in Geld entrichtet. Ahnlich verhält es jich mit ven Lei: 
flungen für Kirche und Schule, für Bepürfniffe ver Provinzen und Gemeinden. Gelehrte und 
Künftler, Arzte und Anmälte werden ihr Einkommen wenigftens nit zum größern Theile in 
Lieferungen für Küche, Keller und Kleiderſchrank erhalten. Doc kommt dies, wie bei Befol- 
Dungen der Beamten, ſo auch.bei den vorgenannten Klaflen immer noch vor; in Amerika, 
befonders im Innern, wo die mächtige Production nicht durch eine hinreichende Geldmenge ver- 
treten ift, werden wol auch Zeitungsabonnementd in Schmeinefleifch, Mehl und andern Erzeug- 
niffen entrichtet. Die dienende Klaſſe, Gejinde, Hülfsarbeiter in den Gewerben, beziehen, beſon⸗ 
ders auf dem Lande, großentheils noch den Lohn hauptfähli durch unmittelbare Befriedigung 
ihres Bedarfs an Nahrung, Kleidung und Wohnung und nur den geringern Theil in Geld. 
Die Koften ded Umlaufd der Güter, wozu außer dem Aufwand für den Handel und den 
Transport auch jener für die Herftellung und Unterhaltung des allgemeinen Taujchmittels 
gehört, werben in ven Preifen der Güter erjegt, iind alfo von den Abnehmern zu tragen. Diefe 
Koften zu verringern, liegt ſonach im Intereile der Production und des Handels, da wohlfeilere 
Preije die Nachfrage, mithin den Abſatz vermehren und günflig auf die Production zurüd- 
wirken. Anjhaffung und Berfendung von Metallgelo ift theuer, in Ländern raſchen Auf: 
ſchwungs vermehrt es ſich auch nicht in dem Verhältniß mit den Gütern, die e8 in Umlaufe 
vertreten ſoll; der Handel ſucht daher mit möglichſt wenig Geld möglichſt viele Umſätze zu ver- 
mitteln, und dazu dient ihm ber Credit. Hierauf, auf dem Vertrauen, daß die eingegangenen 
Berbindlichkeiten pünktlich erfüllt werben, beruhen viele Ginrichtungen, welche eine Menge von 
Umfägen mit verhältnigmäßig geringer Beihülfe von Geld möglich maden, es beruht darauf 
aud ver Gebrauch eines mohlfeilern Geldes, das feinen andern Gebrauchswerth hat, ald den ihm 
das Vertrauen in feiner Eigenſchaft ald Umlaufsmittel gibt, das Papiergeld. So fommt in ver 
Lehre von dem, Umlaufe ver Güter dad Geld in Verbindung mit dem Erebit, und die Lehre vom 
Gelde gewinnt bedeutend an Umfang und Inhalt. Hier haben wires, nachdem vie Stelle, welche 
die Lehre von Gelde in dem Gebiete ver Volkswirthſchaftslehre einnimmt, bezeichnet worden ift, 
nur mit dem Weſen nnd den Eigenfchaften des Geldes im allgemeinen zu thun. Die äußere 
Form, die flellvertretenden Zeihen, die Beziehungen zu Kapital und Credit werden in den 
Artifeln über Münzweſen, Bapiergelv, Bankweſen, Kapital, Grevit u. a., auf welde dort 
hingewiefen ift, abgebanbelt. Das Geld im allgemeinen ift hiernach irgendeine brauchbare 
Sache, melde ald Preismeſſer aller übrigen Waaren dient und in dem Verfehre gegen Waaren, 
Dienftleiftungen, wie ald Darlehn, Zins, Baht, Miethe u. dgl. gegeben und genommen wird. 
Uns Deutjche unterftügt dad Wort „Geld“ in dem Bemühen, und dad allgemeine Taufchmittel 
unabhängig von einen beftininiten Stoffe ober einer beſtimmten Form, fowie von der Art und 
Weife feines Umlaufs durch Meflen, Wiegen oder Zahlen vorzuftellen. Das Wort paßt auf 
jeden Stoff, welcher gebraucht wird, um den Tauſch der Waaren zu vermitteln. Wir begreifen 
daher auch leichter, daß die Anwendung des Geldes bei der Beflimmung und Berechnung der 
Breife überall eintritt, während der Gebraud des ald Geld verwendeten Stoffs durd die 
Hülfsmittel ded Credits im großen, felbft im Fleinern Verkehre möglichft vermieden und feltener 
gemacht wird. Andere Völker verleihen Die Bedeutung „Geld“ dem Namen des Metalld (argent) 
oder Der aus dem Metall geprägten Münze (money), und e8 fällt ihnen daher ſchwerer, die 
Begriffe von Geld ald Preismeffer und ald Mittel zur Bezahlung des Kaufpreifed auseinander 
u halten. 
’ liber den Urſprung und den Gebraud von Geld enthält das vierte Kapitel des erſten 
Buchs von Adam Smith auf wenigen Seiten immer noch dad Beſte, was und bis heute zu 
Geſficht gefommen ift. Alle neuern Schriftiteller Haben aus dieſer Quelle geſchöpft, fogar die 
Beifpiele Heibehalten, höchſtens mit einigen weitern vermehrt; fo ift ver Inhalt dieſes Kapiteld 
aus einen Werke in dad andere übergegangen, verſuchte Abweichungen und Änderungen find 
Staataskerifon. VI. 15 


226 Geld 


felten glüdlih ausgefallen; wir Halten e8 daher für zweckmäßig, die urſprüngliche, einfache 
Darlegung im Audzuge wiederzugeben. Nah Einführung der Arbeitätheilung, fagt Adanı 
Smith, befriedigt der Einzelne mit den Erzeugniffen feiner Arbeit nur den kleinſten Theil feiner 
Benürfniffe; den größten Theil muß ex fich durch Tauſch verihaffen. Der unmittelbare Tauſch 
aber mußte ſich bald als ungenügend erweifen, weil der eine nicht immer das brauden kann, 
was der andere ihm zu bieten hat. Der Metzger hat mehr Fleiſch in feinem Laden, ald er ver⸗ 
zehren kann; ber Bäder und der Brauer würden ihm gern einen Theil davon abnehmen, aber 
fie können ihm nichts anderes dafür geben als ihre eigenen Gewerbserzeugniife, und per Metzger 
ift mit Brot und Bier bereitö hinreichend veriehen. Es kann daher unter ihnen ein Tauſch 
nicht flattfinden. Um der Unzuträglichfeit diefer Lage abzuhelfen, muß in jeder Periode ber 
Geſellſchaft, ſobald die Arbeitötheilung eingeführt ift, jeder verfländige Mann Bedacht darauf 
genommen haben, fi jo einzurichten, daß er neben ven Producten des eigenen Fleißes ſtets 
einen gewiſſen Vorrath an ſolchen braudbaren Saden bereit hielt, von denen er vorausſetzen 
durfte, Daß nur wenige ji) weigern würden, fie beim Taufche gegen ihre Erzeugniffe anzuneh- 
men. Vermuthlich wurden nad) und nad mandherlei Gegenftände für dieſen Zmed audgemählt 
und gebraucht. In den rohen Zuſtänden ver Geſellſchaft ſoll Vieh das gewöhnliche Taufchmittel 
gemwejen ſein; und obgleich Died jehr unbequem fein mußte, jo finden wir doch in alten Zeiten 
haufig Dinge nad der Stüdzahl von Vieh, welches im Tauſche dafür gegeben wurde, gewertbet. 
Die Rüftung des Diomedes, erzählt Homer, foftete nur neun Ochſen; jene des Glaukus koſtete 
hundert. In Abyſſinien joll Salz gemöhnlid im Handel als Geld gebraucht worben fein, an 
einigen Streden der indiſchen Küſte eine Art von Muſcheln, in Neufundland getrodneter 
Stockfiſch, Tabad in Birginien, Zuder in einigen weftindifchen Golonien, Häute oder gegerbted 
Leder in andern Ländern; noch heutzutage gibt es in Schottland ein Dorf, mo es, wie ich höre, 
vorfonmen joll, daß ein Arbeitsmann Nägel ſtatt Geld in den Bäckerladen ober das Bierhaus 
bringt. Doch ſcheinen ſich zulegt aus unmiderftehlihen Gründen die Menſchen überall ent- 
Ihloffen zu Haben, für diefen Zweck den Metallen vor allen übrigen Gegenitänven ven Vorzug 
zu geben. Dieje laffen jich nicht allein ohne Verluft aufbewahren, weil faum irgendetwas dent 
Berberben weniger ausgeſetzt iſt, ſondern fie laffen ſich auch ohne jeden Verluft in beliebige 
Stüde theilen und dieſe laifen ſich wieder zuſammenſchmelzen, eine Eigenſchaft, welche fein 
anderer ebenjo dauerhafter Stoff beiigt und melde fie zum Gebrauche als Umlaufsmittel vor: 
zugsweiſe geeignet macht, weil nan die Quantität des Metalld genau nad) der Quantität der 
Waure einrihten kann, die man eben braudt. Die Völker haben ſich zu dieſem Zwecke verfchte- 
dener Metalle bedient; Eifen war bei den Spartanern, Kupfer bei den alten Nömern im Ge: 
brauche, Gold und Silber verwenden alle reihen handeltreibenden Nationen. Urſprünglich 
deinen rohe Barren, ohne Stempel und Gepräge, üblich geweſen zu jein. So erzählt und Pli⸗ 
nius, geftügt auf einen alten Geichichtichreiber Timäus, daß tie Nömer bis auf die Zeit von 
Servius Tullius fein geprägted Geld gehabt, ſondern ungeftempelte Kupferbarren ald Geld 
benugt hätten. Der Gebraud der Metalle in diefer rohen Form war mit zwei Übelſtänden 
verfnüpft. Man mußte fie wiegen und prüfen. Abraham wiegt dem Ephron die 400 Sefel 
Silber zu, welde er für das Feld von Machphera zu bezahlen Hatte. Bei den edeln Metallen, 
wo ein kleiner Unterſchied in Gewichte ſchon einen großen Unterfchied im Werthe audmadt, 
erfordert dad Wiegen genaue Wagen und Gewichte. Noch mühfamer und jchmieriger ift die 
Prüfung, und jie bleibt doch unzuverläfiig, wenn nicht ein Theil des Metalls im Tiegel geſchmol⸗ 
zen und gehörig unterjucht wird. Bid zur Einführung der geprägten Münze war daher der 
Einzelne den gröbften Täufhungen ausgeſetzt. Man fand es deshalb in allen einigermaßen 
fortgejchrittenen Ländern nothwendig, beſtimmten Ouantitäten derjenigen Metalle, die als 
Tauſchmittel gebraudt wurden, einen Öffentlihen Stempel aufzudrüden, um dadurch für Ge⸗ 
wicht und Gehalt eine Garantie zu geben. Wenn aber der Stempel nur an einer Stelle des 
Metallſtücks angebracht war, fo konnte er, wie bei Silber= und Goldwaaren, nur ven Gehalt, 
nicht dad Gewicht garantiren. Um aud) dad Wiegen zu erfparen, wurde ein Stempel erdacht, 
welcher vie beiden Seiten und zuweilen auch noch den Rand der Metallftüde bevedt, und jo 
entſtanden Die Münzen, welche man weber zu prüfen noch zu wiegen, jondern nurnoch zu zählen 
braucht, veraudgejegt, daß jie nicht falfch oder ftark abgenugt jind. Die urſprünglichen Be- 
nennungen der Münzen jcheinen das Gewicht des darin enthaltenen Metalls bezeichnet zu haben. 
Das römische As oder Pondo, dad engliſche Pound, der franzöfifche Livre, das deutſche Mark 
bedeuten Gewidtseinheiten, deren Namen den Münzen beigelegt wurden; Unze, Schilling, 
Pfennig beveuteten die Unterabtheilungen des Pfundes und der hiernad benannten Münze. 
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Allmaͤhlich aber wurden die Münzen leichter und ſchlechter. „Denn“ — ſagt Adam Smith — 
„in jedem Lande der Welt, glaube ich, hat die Habſucht und Ungerechtigkeit der Fürſten und 
Freiſtaaten das Vertrauen ihrer Unterthanen misbraucht und nach und nach die Quantität des 
urſprünglich in ihren Münzen enthaltenen Metalls verringert; das römiſche As war in den 
letzten Zeiten der Republik auf den vierundzwanzigſten Theil ſeines urſprünglichen Werthes 
reducirt und wog, ſtatt eines Pfundes, kaum eine halbe Unze. Das Pfund und der Pfennig 
enthalten gegenwärtig in England ungefähr den dritten, in Schottland den ſechsunddreißigſten, 
in Frankreich den ſechsundſechzigſten Theil ihres urfprünglichen Werthes. Durch ſolche Opera: 
tionen wurden die Fürſten und Freiſtaaten, welche ſie vornahmen, in den Stand geſetzt, mit 
einer weit geringern Menge von Silber, als eigentlich erforderlich geweſen wäre, ſcheinbar ihre 
Schulden zu bezahlen und ihre Verbindlichkeiten zu erfüllen. In Wirklichkeit aber wurden ihre 
Gläubiger um einen Theil deſſen, was ihnen gebührte, betrogen. Alle übrigen Schuldner im 
Lande genoſſen denſelben Vortheil, indem ſie mit dem gleichen Nennwerth in der neuen ſchlechten 
Münze bezahlen durften, was fie in der alten guten Münze geborgt hatten. In der angedeuteten 
Weiſe aber ift das Geld.bei allen civilifirten Nationen das allgemeine Werkzeug des Handels 
geworden, durch deſſen VBermittelung alle Arten von Waaren gekauft, verfauft oder gegen: 
einander auögetaufcht werben.’ Die Beifpiele von Münzverichledterungen iind jeit Adam 
Smith noch vermehrt worden, und die öſterreichiſche Gefeßgebung von 1811 an und fpäter von 
Jahre 1848 zeigt, mie der inländifche Gläubiger genöthigt wurde, Zahlungen in entwertheten 
Papier für voll anzunehmen, oder doch (1848) zum Tagedcuirfe, der aber am nächſten Tage 
Thon wieder niedriger jein fonnte. Doc hat Ofterreich ſtets dem ausländiſchen Gläubiger das 
Recht gewahrt, die in einer beſtimmten in= oder ausländiſchen Münze flipulirte Forderung in 
der nämlichen Münze von dem Schuloner zu verlangen. Ohne diefe gefetliche Garantie wäre 
der Privateredit Ofterreihs im Auslande vernichtet morben, ebenfo wie der Staatseredit nod) 
in neuefter Zeit auf Null herabgeſunken ift, nachdem die geſetzlich in Silber zahlbaren Zinfen 
ver Nationalanleihe an einem Termine in Banfnoten zu einem beſtimmten Curſe bezahlt 
wurben und eine Wiederholung dieſes Falles immer wieder zu beforgen iſt. Die Nachtheile 
eines zerrütteten Gelpweiend, wo niemand mehr weiß, wieviel Die Summe, die er bejigt, morgen 
werth fein wird, treffen jeden Einzelnen in feinem täglichen Verkehre und jind weit ſchlimmer 
als vie Berlegenheiten ver Staatöfinanzen, denen man durch das weit größere Übel der Ver: 
ſchlechterung des Geldes abzuhelfen wähnt. Daher ift die Erhaltung oder Herftellung eines 
gejunden Geldweſens eine der wichtigſten ſtaats- und volkswirthſchaftlichen Pflichten der Re⸗ 
gierung. Diefe Pflicht bezieht fi fomol auf das Geld, welches zum Umlaufe im Lande beftinmt 
ift, Landesmünze, wie auf dad Geld, deſſen der Handel in feinen Beziehungen zu den Nachbar— 
ländern und im Weltverfehre bedarf. Jedermann weiß, wieviel Gewicht feines Silber ein 
Frane, ein Thaler, ein Gulden, wieviel feined Gold ein Sovereign, eine Piftole, ein Napoleon: 
dor enthält. Daher läßt ſich der in der einen Münze bevungene Preis einer Waare leicht in die 
andere Münze umrechnen. Um das Geldweſen in Ordnung zu erhalten, dürfen die Beftimmun- 
gen darüber in einem Staats- und Handelsgebiete nur von der Regierung und Gefeggebung 
der Gejamnitheit ausgehen. Dies ift auch der Ball nicht allein in Einheits-, fondern in Födera⸗ 
tivftaaten. Die Bereinigten Staaten von Nordamerika wie die ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft 
haben die Gefeggebung über das Geldweſen den Einzelftanten entzogen und der Gentralgemwalt 
in Berbindung mit der Gefammtvertretung übertragen. Nur in Deutfchland, deffen Bundes⸗ 
verfaffung weder eine Regierung nody eine Volksvertretung für feine gemeinfamen Angelegen- 
heiten fennt, übt jener Einzelftaat feine volle Souveränetät auch in Bezug auf die Münzhoheit. 
Indeflen hat das unabweisliche Bedürfniß des Verkehrs, namentlid) feitvem der Zollverein ein 
größeres Handelsgebiet gefhaffen und dad verbeſſerte Transportwefen die Handelsbeziehungen 
unendlich vermehrt hat, die Einzelftanten gezwungen, ſich über die Regelung ihres Geldweſens 
durch Verträge zu verftändigen. Der neuefte ift ver Münzvertrag vom 24. Ian. 1857, welcher 
nit Ausnahme von Holftein und Lauenburg, Luxemburg und Limburg, den beiden Medlen- 
burg, Hamburg, Bremen und Lübeck alle übrigen Bundesglieder umfaßt und benfelben 
nicht allein die Verbindlichkeit auferlegt, ihre Landesmünze, den Thaler, den oͤſterreichiſchen und 
den ſüddeutſchen Gulden, in einem unveränderlichen Bruchtheile eines Zollpfundes Silber aus⸗ 
zubringen, ſondern auch Vereinsmünzen zu prägen (Ein- und Zweithalerſtücke), ſowie eine 
Goldmünze (die Krone und halbe Krone), wobei gegenſeitige Controle ſtattfindet. Wenn 
auch dieſer Vertrag noch vieles zu wünſchen übrig läßt, indem er nicht alle adden Staaten 
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umfaßt, drei verfhiedene Münzfüße duldet und nur auf befchränfte Dauer gilt, fo ift er doch 
als ein unter den beſtehenden Verhältniffen ſchätzbarer Yortjchritt anzuerfennen und würbe 
darauf noch in höherm Grave Anfpruch haben, wenn bie vertragicließenden Theile ein Mittel 
gefunden Hätten, ven einzelnen zur Erfüllung feiner Verbindlichkeiten anzuhalten. Daß dies 
nicht der Fall ift, zeigt Ofterreich, welches kaum dem Vertrage beigetreten war, als e8 ihn ſchon 
brach, indem ed fich der vertragsmäßigen Verpflichtung, fein Papiergeld einzulöfen, entzog. Da 
nun bie betheiligten Volksklaſſen anfangen, mit vereinten Kräften die nicht länger zu entbehren⸗ 
den gemeinjamen Einrichtungen anzuftreben und vorzubereiten, da unter andern ber erfte 
deutſche Handeldtag zu Heidelberg im Mai 1861 aud die Münzeinheit ald eine unabmeisliche 
Forderung aufgeftellt hat, fo darf man hoffen, daß die Befriedigung derfelben nicht allzu lange 
mehr auf fih warten laſſen werde. Statt der drei deutſchen Silbermünzen, des Thalers und 
zweierlei Gulden, nebft den Münzſyſtemen der nicht beigetretenen Bunbesftaaten, wird eine 
einzige, wozu der Thaler prävdeftinirt fcheint, überall nicht nur ald Vereins-, ſondern auch ala 
Landesmünze eingeführt werben; möglid, daß der Vorichlag, die Silbermünze auf die Marf 
zu bafiren, ven Vorzug erhält. Jedenfalls wird bei Erneuerung der Zollverträge das Geldweſen 
unter den theilnehmenden Staaten einheitlich) geordnet werden müffen, und zwar nicht nur, was 
die Münzen, jondern aud mas die Geldzeihen von Papier betrifft. Hier genießen wir nod) 
innmer dad erbaulihe Schaufpiel, daß die verſchiedenen Staaten Papiergeld ausgeben over durch 
Banken ausgeben lafjen, weldes von andern verbündeten und zollvereinten Staaten aus ihren: 
Berfehre ausgeſchloſſen wird. Allerdings find die Geldzeihen nur für den inländiſchen Umlauf 
beftimnit. Aber was ift inländifh? In andern Föderativſtaaten ift für ven Verkehr und feine 
Hülfsmittel das Bundesgebiet Inland; in Deutfchland follte e8 in dieſer Beziehung wenigſtens 
der Zollverein fein. Bisjegt ift er ed aber noch nicht, und es ift eine Anomalie, die nur lächerlich 
fein würde, wenn fie nicht fchäpfich wäre, daß Zollvereinsflaaten ihre Geldfurrogate gegenfeitig 
verbieten. Diefer Roheit muB bald ein Ziel gefegt werden durch Verſtändigung über gemein= 
fame Normen für das Ausgeben von Papiergeld und Banknoten. Preußen hat 1857 die übri- 
gen Zollvereinsftaasen zu Conferenzen wegen ber Banfnotenemifiion eingeladen, und man 
ſpricht davon, daß die Zuſammenkunft fhon im Spätjahr 1861 flattfinden werde. Das Staat: 
papiergeld foll |päter zur Erörterung fonımen, und das Befte ware, wenn ſämmtliche Regie: 
rungen darauf verzichteten oder Do nur ein gemeinfamed Vereinspapier in Umlauf fegten. 
Alle diejenigen Stoffe, die außer den Metallen in alten und neuen Zeiten bei unentwideltem 
Verkehre ald Geld gebrauht und in Lehrbüchern als Curioſität aufgeführt werden, Vieh, 
Sklaven, Reis, Hirfe, Kletvungsftoffe, Mufcheln u. dgl., haben dieje Eigenſchaft nur örtlich, in 
einem beſchränkten Gebiete. In weiterm Umfreife hören fie auf Geld zu fein und dienen nur 
als Waare, voraudgefegt, daß fie als jolche irgendeinen Nugen oder eine Annehmlichkeit bieten. 
Dies gilt beinahe ebenfo von dem Kupfer: oder Nidelgelve, welches als Scheidemünze nur für 
pen kleinen Lokalverkehr beftimmt ift; das Bapier endlich hat als Waare gar feinen Werth und 
ıft ald Geld nur im Binnenhandel zu verwenden, wo e8 im Gleichwerthe mit Metall genommen, 
der bequemen Verfendung wegen zumweilen mit Aufgeld bezahlt wird, wenn der Inhaber fiher 
ift, jederzeit Metallgeld dafür eintaufchen zu können, imo ed aber entwerthet wird, falld feine 
Einlöfung flattfindet und ver Zwangscurs allein ed im Umlaufe erhält. Für den internationa= 
len Handel jind, wie ſchon erwähnt, die edeln Metalle, Gold und Silber, Faft ausichlieglich ale 
Geld angenommen. Man unterfcheivet nun, je nahden das eine oder dad andere diefer beiden 
Metalle vem Geldweſen eines Landes zu Grunde gelegt wird, zwiſchen Silbermährung und 
Goldwährung. Iſt die einfache Münze, von der alle übrigen entweder ein Vielfaches oder Theil 
ftüde find, ein Stud Silber von beſtimmtem Gewichte, z.B. ein Thaler, der Y,, Bfo. wiegt, fo 
hat man Silbermährung; ift Dagegen dieſe einfache Münze ein Goloftüd, fo hat man die Gold⸗ 
währung. In Ländern mit Silbermährung ift das Goldſtück eine Waare, melde im Preife 
fteigt oder fällt. So wird 3. B. die deutſche Krone, Y,, Pfd. feines Gold enthaltend, nicht ala 
gejegliches Zahlungsmittel angefehen, und ihr Silbermwerth, zu welchem fie bei ven Staatskaſſen 
Annahme findet, wird von ſechs zu ſechs Monaten nad dem durchſchnittlichen Börfencurfe 083 
legten halben Jahres feftgetegt. Umgekehrt wird bei der Goldwährung die Silbermünze nur 
für den Bedarf des Kleinen Verkehrs geprägt, und niemand ift verpflichtet, fie für größere Be- 
träge in Zahlung zu nehmen. In Europa haben England und Bremen die Goldwährung; Die 
übrigen Länder gründen ihr Geldweſen auf Silber. Frankreich aber überläßt den Preis der 
Goldmünze nicht denn Markte, ſondern es ift dort gefeglich beftinimt, daß aus einem Kilogramm 
(2 Pro.) Münzſilber, %,o fein, 200 Fr., aus einem Kilogramm Münzgold, ebenfalls 
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% 10 fein, 3100 Br. in 155 Zwanzigfrankenſtücken geſchlagen werben. Hiernach find 20 Fr. 
in Silber Y, Pfd. Silber, 20 Sr. in Gold Y,,, Bid. Gold, und ift das Preisverhältniß von 
Silber zu Gold wie 1:15, geſetzlich feſtgeſtellt. Man nennt Died Die doppelte Währung, 
und es wäre Dagegen nicht einzumenben, wenn das Preisverhältnig der beiden Metalle gegen 
einander ein unmandelbares wäre. Dies ift aber nicht der Fall. In neuerer Zeit, feit 1847, 
hat die Ausbeute der aufgefundenen Golblager in Galifornien und Neuſüdwales die Menge 
diejed Metall8 bedeutend vermehrt und die verftärkten Zuflüffe dauern noch immer fort. Da- 
gegen z0g der Orient, welcher ſeit ven älteflen Zeiten Silber vom Weften bezieht, ſowol wegen 
des zunehmenden Handels ald durch die Kriege in der Krim, Oſtindien und China größere 
Matlen Silber aus Guropa' weg. Die Statiftif conflatirte Jahr für Jahr die vermehrten Zu- 
flüfle von Gold und Abflüffe von Silber, und die Männer der Wiſſenſchaft zogen aus dieſer 
Erſcheinung den einfahen Schluß, daß der Preid des Goldes finfen, ver Preis des Silbers 
jteigen, mithin das Preisverhältniß beider eine wefentlihe Anderung erleiden werde. Michel 
Chevalier in Parid und Dr. Soetbeer in Hamburg ftanden an der Spihe der Nationalökono⸗ 
ınen, welche verfündeten, vaß das Gold gegen das Silber bedeutend im Breife finken werde, und 
DaB es deshalb gerathen lei, zur Goldwährung überzugehen. Belgien, welches das franzöſiſche 
Spften mit der doppelten Währung hatte, wollte an dem Silber fefthalten und beeilte jih 1849 
dad Gold zu demonetiſiren, d. h. die Goldmünze ihrer Eigenſchaft als gejegliches Zahlungs: 
mittel zu entkleiven und ihren Preis den Verhältniffen von Angebot und Nachfrage zu über- 
laſſen, welche überhaupt die Waarenpreife beftinnmen. Branfreich dagegen hielt an feiner pop: 
pelten Währung feft und machte die Erfahrung, daß fein Silber aus dem Umlaufe faft gänzlich 
verſchwand und, ſoweit ed nicht in den Gewölben der Bank feftgehalten wurde, in das Ausland 
wanderte. Die Münzverwaltung ſah fi 'genöthigt, Die bißherige grobe Silbermünze, das 
Bünffranfenjtüd, in Gold prägen zu laffen, und der Übergang zur Goldwährung vollzog ſich 
thatjählih, ohne Zuthun der Geſetzgebung. Man konnte in Sranfreih für 1 Bo. Gold 
15Y, Bio. Silber faufen; für diefe 15Y, Pfo. Silber erlangte man anderwärts mehr ala 
1 Pid. Gold, e8 war daher natürlich, daß in Frankreich das Silber aufgekauft und ausgeführt 
wurde, und dag der Umlauf fih mit Gold füllte. War nun wirklich dad Gold wohlfeiler oder 
das Silber theuerer geworben, ober bewegten fich die Preije beider Metalle in entgegengejeter 
Richtung, furz, die Erfahrung ſchien die Anficht der genannten Nationalöfononen zu beftäti- 
gen. Sie war nahe daran, ald audgemachte Thatſache zu gelten, nachdem Anfang 1861 bie 
Bank von Frankreich einen großen Theil ihrer Silbervorräthe an die Bank von England gegen 
Gold vertauſchte, um die Einlöfung ihrer Noten mit Gold bewerkftelligen zu fünnen. Sie wagte 
nit in Silber zu zahlen, weil jle zu erwarten hatte, daß alddann ihre Noten in Maſſe zur 
Einlöfung fommen würben, um ben an dem Silber zu machenden Gewinn zu realifiren. Die 
Bank hätte diefen Gewinn jelbft machen können, wenn ſie ihr Silber am Markte gegen Gold 
verfauft hätte, und wir fennen die Gründe nicht, welche dieſes gut geleitete Inftitut beftimmt 
haben, einen andern Weg einzujhlagen, Die legten Monate dagegen, feit der Präfidentenwahl 
und den darauf gefolgten Wirren in Amerifa, haben ven Glauben an die Richtigkeit der Lehre 
von der Entwerthung des Goldes flark erfhüttert. Es genügte, daß Amerika ftatt der europäi- 
ihen Waaren für feine Producte Gold für ven Krieg verlangt, un ven Preis diefes Metalle 
im Berhältniß zum Silber fehr merklich in die Höhe zu treiben. Bereits ift Belgien gegen bie 
liberzeugung feined talentvollen und verdienten Finanzminiſters, welcher deshalb feine Stelle 
nieberlegte,, zur Doppelten Währung zurüdgefehrt, und die Banf von Frankreich (öft ohne 
Bejorgnifle ihre Noten wieder gegen Silber ein. Der Umſtand, daß Norpamerifa gegenwärtig 
Gold von Europa verlangt, würde nit hinreichen, das plögliche Steigen des Goldpreiſes gegen 
Silher zu erklären. E8 Haben der Entwerthung des Goldes vom Anfang der Mehrpropuction 
an gleichzeitige Erjcheinungen entgegengewirkt, welde von den berühmteften Lehrern und 
Schriftſtellern der Nationalöfonomie überfehen oder doch nicht gehörig beachtet worden find, 
und ed gewährt und einige Befriedigung, zuder Minorität gehört zu haben, welche von Anfang an 
auf diefe Erſcheinungen aufmerffam machte und den Autoritäten, bie eine ftarfe und nachhaltige 
Anderung in dem Preisverhältniſſe der edeln Metalle gegeneinander behaupteten, entgegentrat. 
Die Sache läßt fi einfad) darlegen. Wenn eine Waare plöglih in ungewöhnlich größerer 
Menge auf den Markt gebracht wird, jo wird ſie im PBreife finfen, vorausgefeßt, daß der Bedarf 
unverändert bleibt, oder daß wenigftend die Nachfrage nicht in eben vem Maße wie dad Ange: 
bot zunimmt. Das Sinken des Goldpreiſes konnte daher eine Folge der vermehrten Zuflüffe 
aus Salifornien und Auftralien auch nur unter ber Vorausſetzung fein, daß der Gebrauch des 
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Goldes nicht weſentlich zunahm. Es Hat fih aber allerdings die Verwendung von Bold, wenu 
nicht in gleichem Schritte, doch in der nämlichen Periode, ebenfo wie die Production gehoben. 
Der neu entftandene oceanifche Handel, von der Weſtküſte Anterifad über die Sandwichinſeln 
nad dem holländischen und britifhen Oſtindien, China und Japan, bis hinauf nad den Amur, 
ferner der Eintritt des Goldes an die Stelle des Papiers in vem Geldumlaufe der Vereinigten 
Staaten fonnten nur durd die neuen Goldzuflüffe ind Leben treten. Dazu kam das Ein 
ftrönıen des Goldes in die franzöſiſche Circulation, wo ed das Silber frei machte; endlich ift der 
ftärfere Verbraud des evelften Metalle für Schmuck und Zierath nicht gering anzufdhlagen. 
Während fo pie Zunahme ver Nachfrage dem ftärfern Angebot bei dem Golde außgleichend ent: 
gegenfanı und dem Sinfen bed Preiſes entgegenwirkte, trat bei dem Silber der umgefehrte 
Fall ein. Bier hatte man ein merfliches Steigen des Preiſes vorausgefagt, weil bei ziemlich 
ftationärer Production die vorhandene Menge durch ftärfere Abflüſſe nad dem Oſten fich ver: 
mindern müffe. Ein Hauptgrund für den Übergang zur Golbwäßrunglag in her Vermuthung, 
dag die Münzftätten das zu ihren Prägungen nöthige Silber bald nicht mehr würden erlangen 
Können. Allein auch diefe Vermuthung erwies ſich ald mannichfacher Berichtigung bedürftig. 
Abgefehen von den reihen Silberlagern, die in den fühlih an Merico grenzenven Bezirken der 
granadimifhen Conföderation aufgefunden fein follen, worüber jedoch zuverläflige Nachrichten 
noch fehlen, ift anzunehmen, daß bei dem Silber wie bei andern Waaren höhere Preife zu 
jtärferer Production reizen; für den Augenblick aber hat bereits vie Ablöfung des Silbers durch 
das Gold, namentlich in Frankreich, bedeutende Mengen von: erfterm Metall für andere Ver: 
wendung frei gemacht. Andererſeits haben in ven Ländern der Silberwährung erft in der 
neuern Zeit Die geldſparenden Einridtungen mehr Eingang gefunden, welche 3.2. in England 
fhon länger eingebürgert find. Diefe Einrichtungen iind in andern Artifeln, Abrechnung, 
Bankweſen u. |. w., erwähnt und wir werden hier nicht darauf zurückkommen. Doc foll nicht 
unerwähnt bleiben, daß, feitiwir vor wenig Jahren indem Art. Abrechnung des Clearing house 
erwähnten, wo die londoner Bankiers täglich ihre Korberungen und Verbindlichkeiten ausglei- 
hen, bei dieſem Inftitut eine neue Verbefferung (Spätjahr 1860) eingeführt worden ifl. Da: 
mals erwähnten wir, daß die Differenzen zwiſchen Sol und Haben mit Banknoten ausgeglichen 
würden. Dieſes gefchieht jegt nicht mehr, man jteht in Clearing house fein Geld mehr, weder 
Gold noch Noten. Der volle Betrag der Saldi, melde ein londoner Bankier dem andern ſchuldet, 
wird mit Checks (Anweiſungen) auf die Bank von England berichtigt. Diefe Einrichtung macht 
es nothiwendig, daß die Bankiers größere Guthaben bei der Bank befigen, und es ift befannt, 

das dem fo ift. In den Silberländern fängt, wie gejagt, dad Bankweſen jegt erft an, jeine geld⸗ 
ſparende Vermittelung auszudehnen. Bei dem Silber wirkt ſonach eine wenn nicht geringere, 

doch auch nicht ſteigende Nachfrage für den Bedarf als Umlaufsmittel einer Preiserhöhung, 
wie bei dem Gold die vermehrte Nachfrage einer Preisverminderung entgegen, und wir Dürfen 
angefichts der neueften Erfheinungen mehr noch als gegenüber den frühern bei dev Behauptung 
ftehen bleiben, daß das Preisverbältniß Der beiden Evelmetalle eine weſentliche Veränderung 
zur Zeit nicht erleiden werde. In dem Maße, wie das Zollmefen feinen Tarif vereinfacht und 
feine Säge ermäßigt, wie alfo der Austaufc der Erzeugniffe aller Länder fich feiner naturge= 
mäßen Entwidelung nähert, wird das Bedürfniß einer Annäherung im Geldweſen lebhafter 
enipfunden. Sp haben Belgien, die Schweiz und ein großer Theil von Italien, bald vermutb- 
lid ganz Italien, das franzöjifche Syftem angenommen, Deutjchland ftrebt nach einen: einbeit- 
lihen Münzſyſtem, und das Jahrhundert wird ſchwerlich zu Ende gehen, ohne eine Silbermünze 
geihaffen zu haben, weldhe Thaler, Rubel und Franc in einem bequemen Verhältniffe ver: 
mittelt, falle nicht vorher ein allgemeiner Übergang zur Goldwährung erfolgt. Für den Welt: 
handel aber ift eine allgemeine Handelsgoldmünze angezeigt, und es ift zu beflagen, daß der 
Münzvertrag von 1857 nicht eine Goldmünze zu Stande gebracht hat, welche ſich entweder dem 
Sovereign (Pfund Sterling) oder dem Zwanzigfrankenſtück anſchloß, anftatt der Krone, die 
niit feiner weitverbreiteten Goldmünze zufammentrifft. Dev Weltmarkt für die edeln Metalle 
wie für andere Waaren ift London, und man darf nur den erften beften Wocenbericht in einem 
englifchen Blatte aufichlagen, um von der Bedeutung dieſes Handels eine Vorftellung zu ge: 
winnen. So lafen wir 3. B. in einen neuern derartigen Wochenberichte: „Verſchiffungen von 
Gold nad vem Fefllande, vermehrte Sendungen von Silber nach vem Often haben dieſe Woche 
eine ftärfere Nachfrage auf dem Geldmarkte veranlaßt. Da jedoch fein Aufihiwung im Handel 
jich zeigte, fo blieb das Angebot von Kapital reichlich, obgleich mit moͤglichſter Borficht discontirt 
wurde. Das Hauptereigniß auf den Gold: und Silbermarkte (bullion-market) dieſe Woche 
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war der Ankauf des geſammten Silbervorrath3 der Bank von England durch den Rath von 
Indien. Bon Auftralien find 800000 Pf. St. unterwegs.” In diefen wenigen Zeilen erkennt 
man die Weite des Geſichtékreiſes, den der englifche Handel umfapt, und den jeder im Auge 
behalten muß, ver nicht vor Grideinungen im einzelnen Lande rathloß ftehen bleiben will. 

Den Geldbedarf eined Landes zu befriedigen, ift vie Aufgabe ber Müngverwaltung, eines 
Zweigs der Binangvermaltung. Die Erfahrung gibt ven Mapftab für die Prägungen an die 
Hand, und im Münzvertrage von 1857 ift die Menge ver Vereinsmünzen beſtimmt, welche 
jeder Staat im Verpältniffe zu feiner Bevölferung innerhalb einer Reihe von Jahren zu prä⸗ 
gen verbunden ift. Daß die Thätigfeit ver Münzftätten eine bebeutende und ununterbrochene 
ift, um dem Bedarfe zu genügen, dafür wollen wir als Beifpiel die Brägungen eined deutſchen 
Stante8 anführen, veffen Geldweſen fich in einem normalen Zuftande befindet. Das Juniheft 
der Zeitſchrift des königlich preußiſchen ſtatiſtiſchen Bureau für 1861 theilt mit, Daß von Trini⸗ 
tatis 1764 bis Anfang 1857 nad dem Mnzfuße von 1764 geprägt worden find: 


1) Goldmünzen: Sriebrihson . . . 2.2.0. 83,9412324, Thle. 
2) Eourant (Silber): 
Doppeithalerftüde für . . . 25,658554 Thlr. 
Gintbalerftüde für . . . . 141,025542 „', j 
Eindritteltdalerftücle für . 186,989777 „ 
Einfünftelthalerftiide für . . 131938 
Ginfebötelthalerffüde für . . 33.240414 „ 
Ginzmölftelrhalerftüde für . . 8,327747 , \ 
Einfünfzehntelthalerftüude fin . 200520 ', 


In Summa 225,574492 Thlr. 
3) Scheidemünze: 
Neue Einzwöfftelthalerftüde für . 3,605918 „, 
Silbergroſchen, ganze und halbe, für 4,384722 „, 
Kupferfheidemünge fü . . . 1.329317 „ 
In Summa 9,319957 " 
liberhbaupt 318,835681,, Thlr. 
Davon find Golomüngen . . . .26,33 Proc. 
Gourantmünzen . . 70,5 „ 
Sheidemunen . . 20% u 
Summa 100 Proc. 
In Folge des Münzvertrags vom 24. Jan. 1857 wurde in Preußen dad Münzgeſetz vom 
4. Mai 1857 erlaſſen, und hiernach haben vom 1. Juli 1857 bis Ende 1860 folgende Ausmün⸗ 


zungen flattgefunden: 

Solfronen 2. 2 2 2 rn 532262 Thlr. 
Doppeltbale . 2 2 on 380194 „ 
Gintbaler . 2 22 2 37,508814 „ 
Ginjehsteltbaler . . . 2 202. 42839 „ 
Einzwölfteltfale . . 20200. 220596 „, 

Silbergrofhen . . . 2: 2 200. 195792 „ 
Kupfermüne . . 2.0.2. >. 111989 


Summa 38,992426 For. 
Bon den altern Münzen wurden in biejen 3 Jahren eingezogen und umgejchmolzen: 


Eintbalr . . 2. 2 2. 2.092667 hir. 
Einfünfteltbalee . . 2 200. 198 „ 
Einſechſstelthaler . 2 65216 „ 
Einzmwölftelthaler alte (1764) En 66101 „ 
Einfünfzebntelthale . . . 2... 266 „ 
Silbergroiden . . 2 2 134135 %„ 
Kupfermunen . . .. en 5910 „ 


Summa 2,364493 Thlr. 


Mit dieſen Leiſtungen der Münzverwaltung iſt der Geldbedarf fuͤr den Verkehr in Preußen 
befriedigt worden, und während ein namhafter Theil des Metallgelds bei der preußiſchen Bank 
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und fieben Privatbanken aufbewahrt wird, bemegt ſich ein mäßiger Betrag von Staatöpapier: 
geld (eirca 17 Mill.) und eine weit größere Sunme von Banknoten (Mitte 1861 gegen 
100 Mill. Thlr.) im freien Umlaufe, ohne Zwang und ohne Entwertfung. Dagegen find 
alle Anftrengungen der Münzſtätten vergeblih, wenn, wie in Ofterreih und Rußland, eine 
Mafje von Papiergeld, nach den Bebürfniffe, nicht deö Verkehrs, ſondern der Staatöfinanzen 
bemeffen, mit Zwangscurs in die Girculation geworfen wird. Alsbald geht dann Das Metall- 
geld ind Ausland, welches das Papier gar nicht oder nur zu einem weit geringern ald dem 
Nennwerth in Zahlung nimmt, oder e& wird verſteckt bis auf beifere Zeiten. Das gropartigite 
Beifpiel der Zerrüttung in Handel und Wandel durd Entwertdung von Papiergeld ift in dem 
‚Art. Affignaten nahzulefen. In unfern Tagen ſieht man überall in Deutſchland die öfterrei= 
chiſchen Silbergulden und Einviertelgulden curjiren, nur nicht in Sſterreich. Selbſt an Scheide⸗ 
münze zeigt ſich Mangel, zu deſſen Abhülfe die ſonderbarſten Nothbehelfe erdacht werben, z. B. 
das Zerſchneiden der Papierſtücke, Surrogate aller Art, die von Kaufleuten, Wirthen, Bäckern, 
Fleiſchern u. ſ. w. ausgegeben und wieder in Zahlung angenommen werden. Man hat unter 
ſolchen Verhältniſſen Überfluß an ſchlechtem, Mangel an gutem Gelde. 

Wenn bei geordnetem Geldweſen über Mangel oder Überfluß an Geld geklagt wird, ſo be— 
deutet dies in der Regel, daß im erſten Falle die Entwickelung des Handels und der Production 
raſcher fortſchreitet, als die verfügbare Menge des angeſammelten Kapitals geſtattet, oder daß im 
andern Falle in der Bewegung des Handels und der Production eine Stockung eintritt, ſodaß 
die in Geldform darin verwendeten Kapitalien in die Hände der Eigenthümer zurückfließen und 
keine hinreichend lohnende Beſchäftigung finden. Wird die Nachfrage nach Geld nicht mehr 
gegen den gewöhnlichen Zinsfuß oder Discontoſatz befriedigt, ſo müſſen diejenigen, welche das 
Geld brauchen, ſich zur Bezahlung eines höhern Miethpreiſes (Zinſes) verſtehen, und in der 
Erhöhung des Zinsfußes liegt ein Heilmittel gegen die krankhafte Speculation, welches um ſo 
beſſer wirkt, je früher es angewendet wird. Findet dagegen das Geld in den Gewerben und dem 
Handel des Landes keine Verwendung zu dem gewöhnlichen Zinsfuß, fo muͤſſen ſich die Eigen⸗ 
thümer mit weniger begnügen, und der niedrige Zinsfuß hat die Folge, daß das Geld nach 
andern Orten hingezogen wird, wo es eine höhere Rente gibt. So wird die Ausgleichung her⸗ 
beigeführt, indem ein hoher Zins die Unternehmungen befhränft, mithin die Nachfrage ver: 
mindert, ein niedriger Zinsfuß dagegen das überflüffige Geld nah außen leitet, alfo das Angebot 
beſchränkt. So hat der anhaltend ftarke Begehr nad) Bold zur Ausfuhr den Discont in Eng: 
land feit geraumer Zeit (Mitte 1861) auf der in diefem kapitalreichen Rande ungewoͤhnlichen 
Höhe von 6 Proc. erhalten, und infolge davon ſtrömen ftarfe Zuflüffe von Gold nad) England 
aus den Ländern des Continents, in Denen die Beforgniffe vor der Napoleonifchen Politik 
Handel und Gewerbe lähmen und den Discont auf 2—3 Broc. ermäßigt haben. Die Zeiten 
jind vorüber — dafür bürgt die Verbreitung volkswirthſchaftlicher Kenntniffe nach oben und nad; 
unten — wo man, um Gold und Silber im Lande zu behalten und möglichſt viel davon herein= 
zuziehen, die Ausfuhr der Epelmetalle und die Einfuhr fremder Erzeugnijie, jogar das Reiten 
außer Landes verbot. Man weiß jegt, vaß der Reichthum eine? Landes nit nad) der Menge 
edler Metalle, die e8 bejigt, zu bemeilen ift, und daß im freien Berfehre ver Wohlitand ver 
Völker am beften gedeiht. Man weiß ferner, daß dad Geld feinen Werth hat, wenn man nidt 
Dinge, deren man bedarf, dafür eintaufhen kann; was nügt aud ein Tauſchmittel, wenn nicht 
brauchbare Sachen als Gegenftände ded Tauſches vorhanden ſind? Bin Volk, welches ſolche in 
Menge beſitzt, wird nie in Verlegenheit fein, ſich das zur Vermittelung feiner Umſätze erforder— 
liche Geld zu verſchaffen. Die Gegenwart aber begibt ſich daran, die unbeſtreitbaren Lehren der 
Wiſſenſchaft in das Leben einzuführen. Die Prohibitiv- und verbotgleichen Schutzzölle ſind feit* 
Englands Vorgange dem Untergang geweiht, und es wird die Erwartung nicht zu kühn ſein, 
daß die ruſſiſchen und oͤſterreichiſchen (1848) Ausfuhrverbote von Gold und Silber die legten 
Beifpiele ihrer Art gewefen fein mögen. Die Erfahrung bat hinlänglich gelehrt, daß die Macht 
ber Verhältniffe dev Verbote jpottet, und daß verfehrte Maßregeln, falls fie durchgeführt werben 
fönnen, ganz andere als die beabſichtigten Wirkungen zu haben pflegen. Die Üiberzeugung, daB 
die freie Bewegung des Handels das beite Mittel ift, um Störungen in vem Verhältniſſe zwi⸗ 
ſchen Angebot und Nachfrage zu beſeitigen, und daß ein Gemeinweſen am beſten für ſeinen 
Wohlſtand ſorgt, wenn ſeinen Angehörigen Gelegenheit geboten wird, Kenntniſſe zu erwerben 
und dieſelben an dem Orte, wo ſie geſucht werden, ungehindert zu verwenden, dieſe Überzengung 
findet heutzutage nicht mehr allein in den Büchern Anwendung, jondern jie bringt in die Gejeg- 
gebungen und in dad bürgerliche Leben. Die Preife der Edelmetalle fünnen insbeſondere heut— 
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zutage, wo telegraphiiche Beftellungen mittel8 der vajch bewegenden Dampffraft auf große Ent- 
fernungen in fürzefter Zeit ausgeführt werden, in feinen Lande eine flärfere Abweichung von 
tem Weltpreife, ver auf dem londoner Markte fejtgeftellt wird, für einige Dauer behaupten, 
ohne durch Ab- oder Zuflüffe damit wieder in Einklang gebracht zu werten. Dagegen können 
der Geldlohn des Tagarbeiterd und anderer Dienitleiflungen, dev Preis des Getreides u. dgl. 
in verfchiedenen Zeiten und Ländern ſehr verjchieden fein. Die Bebürfniffe, die Intelligenz, die 
Leiſtungsfähigkeit ver Menfchen, die Koften der Herftellung und des Transports bedingen dieſe 
Unterjchiede, welche zwar nicht mehr fo bedeutend jind wie in ven Zeiten ber Abgefchloffenheit 
der Länder voneinander, aber doch nie ganz verſchwinden werben. In dieſe Verhältniffe dürfen 
wir Hier nicht näher eingeben, weil lie und von dem Geldweſen ab in die Lehre vom Preiſe füh- 
ven würden, ja weiterhin in dieXehre vom Credit, weil wir daher wiederholen müßten, was an 
andern Stellen zur Genüge ausgeführt ift. Solche Übergriffe und Wiederholungen laffen jich 
ohnehin nit ganz vermeiben, wie wir ja auch nicht umhin Fonnten, hier einige zu erwähnen, 
was in dem Art. Münzivefen feinen Platz finden müßte. Iſt ed aber unumgänglich, von dem 
Gebiete, welches man eben behandelt, auf verwandte Gebiete hier und da einen Blick zu werfen, 
10 tollen doch dergleichen Excurſionen nicht weiter greifen, ald ver Zujammenhang und die 
Pflicht, dem Lejer nicht blo8 Fragmente vorzutragen, es erfordern. Wir bejchränfen und daher 
zum Schluffe auf eine wohlgemeinte Warnung vor dem Glauben an die Richtigkeit zweier Säge, 
per bis vor kurzem noch ziemlich allgemein verbreitet war. Der eine Sag ift der, daß Die Menge 
des in einem Lande umlaufenden Geldes gleich jet vem Gejammtpreije der gleichzeitig umlaufen= 
ven Waaren, daß Daher das an eirculirendem Waarenfapital reichfte Land aud der größten 
Geldſumme bedürfe. Die Statiftif weift das Gegentheil nad, und man weiß, dap gerade die 
£apitalveichften Länder die Einrichtungen, welde bei ven Umſätzen ven Gebrauch des Geldes 
erfparen, am meijten ausgebilvet Haben und benutzen. Der andere Sap behauptet, daß ein allge: 
meines Steigen der Löhne und Breife in einen Sinfen des Geldpreijed, d. h. des Preijed der 
Evelmetalle, aus denen pie Münzen fabrizirt werden, jenen Grund Habe. Es läßt jich allerdings 
nachweiſen, daß die Preife der nothwendigſten Lebensbedürfniſſe und folglich auch ver Tagelohn 
mit der fortfchreitenden Volkszahl und Bildung fteigen, daß namentlich die Herftellungsfoften 
ver landwirthſchaftlichen Erzeugniffe durch die Nothwendigkeit, auf ven Anbau minder ergiebiger 
Streden mehr Kapital und Arbeit zu verwenden, jich höher ftellen. Auf ver andern Seite ift 
nit zu verfennen, daß gegen frühere Jahrhunderte größere Mengen von Gold und Silber als 
Geld benugt werden. Aber ein Steigen aller Löhne und Preiſe in einer beſtimmten Zeit und in 
einem beftinmten Rande wird ſchwer nachzuweiſen fein, Im Oegentheil iind z.B. Kleidungs⸗ 
itoffe und andere Fabrikate feit der Ausbildung des Maſchinenweſens billiger als früher zu be= 
ihaffen. Wenn eine Bamilie, dem mittleen Bürgerfiande angehörig, heutzutage mehr Geld 
braucht, um ihre Bedürfniſſe zu befriedigen, fo ift nicht zu überfehen, daß eben auch die Bedürf⸗ 
niffe weit größer und mannichialtiger geworden jind, als jie in frühern Zeiten waren. Vieles, 
was ehedem in Wohnung, Kleivung und Nahrung zum Lurud gerechnet wurde, wird heute faft 
für unentbehrlih gehalten, und ber Mittelftanp erfreut fih mander Annehmlichfeiten und 
Genüffe, weldhe ehedem nur der Neihe fih erlauben konnte. Man muß endlich wohl unter: 
ſcheiden zwijchen dem Kaufpreiſe oder Tauſchwerthe der eveln Metalle, bei welchem die Schwan⸗ 
£fungen weder erheblich noch haufig find und Anderungen nur ganz allmählich jich vollziehen, 
und zwiſchen dem Miethpreije (Zins, Discont) des Geldes, welder, wie bereitd erwähnt wurbe, 
body oder niedrig fteht, je nachdem Gelb oder Credit mehr oder weniger für productive und Han⸗ 
delsunternehmungen gefuht werden. Ein hoher Discont für jihere Anlagen auf kurze Zeit 
rührt Kapital in Geldform herbei, ein niedriger Discont leitet daffelbe in andere Kanäle, ent- 
weder in das Ausland, wo der Discont dauernd höher fleht, oder zu Anlagen in Staatöpapies 
ren u. dgl., welde einen höhern Zins abwerfen. Der Marktpreis ver Evelmetalle beftimmt vie 
Preiſe der Waaren weit weniger als die Vergütung, die ver Iinternehmer für das flehende ıınd 
umlaufende Kapital, welches er in feinen Betriebe verwendet, unter dem Namen Zins ober 
Discont zu entrichten hat. Die Störungen zwifchen Angebot und Nachfrage bei den Geld- ober 
Erevitmitteln zum Betriebe des Handels und der Induftrie, dieſe Störungen, welche man 
Geldkriſen nennt, kommen auch nicht von plöglichen Anderungen in dem Marftpreife der Edel⸗ 
ingtalfe, jondern jie treten zu Tage in plögliher Erhöhung des Miethpreifes für die Benugung 
von Geld oder Credit, welche fofort eintritt, wenn infolge von ſchwindelhafter Speeulation oder 
von Beforgniffen vor Krieg oder inneren Umwälzungen vie Kapitaliften ihre Borberungen kün— 
digen und neue Darlehne verweigern, weil fie befürchten, daß die Schulpner nicht mehr im 
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Stande jein werben, ihre Verbindlichkeiten zu erfüllen, Da die Vorzeichen von Rückſchlägen 
übertriebener Speculation in Handel und Inbuftrie, ſowie die VBorboten herannahender Stürme 
gegen die äußere und innere Rube und Sicherheit von umfichtigen Beobacdhtern zeitig wahrge- 
nommen werben fünnen, fo ift ed die Aufgabe ver großen Bankinftitute, welche ven Miethpreis 
für die Benugung von Geld und Credit im Handelsverkehr durch ihre Didcontfäge reguliven, 
mit der Erhöhung ihrer Säge rechtzeitig voranzugehen, das leichtſinnige Speculiren durch 
Beihränfung des Creditgebens zu erfchweren und, joweit ed in ihren Kräften ftebt, das Übel, 
welches nicht zu vermeiden ift, in feinem Umfange und feinen Kolgen zu mildern. Die Literatur 
über Geldweſen f. bei Rau. K. Mathy. 

Geleite, Geleitsrecht. Unter Geleite iſt zu verſtehen Schutz und Sicherheit gegen dro— 
hende Gewaltthätigkeiten, Beleidigungen und Beraubungen, welche die Staatsgewalt denjeni⸗ 
gen, die ſich innerhalb ihres Gebiets aufhalten, für ihre Perſonen und die Güter, die fie bei ſich 
führen, entweder mitteld Beigebung einer bewaffneten Begleitung gewährt oder durch urkund⸗ 
liches Verſprechen zufiert. Im Mittelalter, zur Zeit ded in Deutjchland herrſchenden Fauft- 
rechts, als überall auf Straßen und in Wäldern Raubritter und Wegelagerer lauerten, um 
frievlihe Wanderer anzufallen, zu plündern und zu mißhandeln, war das bewaffnete Geleite 
für alle Reijenden zu ihrer Sicherheit ganz unentbehrlich, beſonders aber für die Kaufleute, die 
mit ihren Waaren auf Märkte und Meffen zogen. Für die Sicherheit diefer, zumal bei den in 
gewiſſen Reichsſtädten fattfindenden bedeutendern und berühmten Meflen, war daher von jeiten 
der Reichdgemalt insbeſondere durch Geleitsanſtalten (Meßgeleite) Kürforge getroffen, worüber 
gewöhnlich die Mepprivilegien das Nähere beftimmten. )) Neben ven bewaffneten oder foge- 
nannten lebendigen Geleite bildete ſich erft fpäter durch Gewohnheit das ſchriftliche, welches, im 
Gegenfage von jenem, auch todtes heißt und in gemifler Beziehung noch jegt gebräuchlich ift. 
Es wurden nämlich von der Staatögemwalt jogenannte Geleitöbriefe ausgeftellt, enthaltend Die 
im Namen des Regenten gegebene fefte Zuficherung von Schuß und Sicherheit der Berfonen 
und Güter gegen Gewaltthätigkeiten, widerrechtliche Eingriffe und Beeintradtigungen während 
der Reife durch das Gebtet, auch während des Aufenthalts an beflimmten Orten. Die in den 
Geleitöbriefen gemöhnliche Formel lautete: „daß fie darzu, darin und davon bis wieder an 
ihren Gewahrfam gejichert und vergeleitet fein ſollten.““) Diefe Geleitsbriefe mußten aller: 
orten, morüber ſich die Hoheit des diefelben ertbeilenden Regenten erſtreckte, genau beachtet 
und tich jeder Linbilde gegen die Vergeleiteten und ihre Habe enthalten werben. Wer dieſem 
zumiderhandelte, beging dad Verbrechen des Landfriedendbruhß, welches insbeſondere mit Der 
Strafe der Acht bedroht war. In dem fchriftlichen Geleite, welches auch das ſichere, fefte, ſtarke 
hieß, ift ohne Zweifel ver Urſprung unferer heutigen Reifepäffe zu fuchen, da beide unverfenn- 
bar große Ähnlichkeit miteinander haben. 

Die Befugniß, Geleite zu ertheilen (das Geleitsrecht), gehörte zu ven Hoheitsrechten (Rega⸗ 
lien), ſtand alfo dem Kaifer in Bezug auf pas ganze Reich, ven Reichsſtänden innerhalb ihrer 
Territorien vermöge Eaiferliher Belehnung zu.) Doc kam ed aud) vor, daß ein Reichsſtand 
ermädtigt war, auf dem Gebiete eines andern das Geleitsrecht ald Staatodienſtbarkeit auszu⸗ 
üben.*) Die Bergeleiteten mußten gewwiſſe Abgaben (Geleitögeld) entrichten, welche mitunter 
noch forterhoben wurden, nachdem mit der Verbannung des fauftredhtlihen Zuftandes daß 
Geleite felbft in jeiner urfprünglichen Geftalt als zwecklos hinweggefallen war. Die Wirfung 
indbefondere des jchriftlichen @eleites erſtreckte ich übrigens nicht fo weit, überführte Verbrecher, 
namientlich Friedensbrecher, zu fhügen; für dieſe ſowie überhaupt für alle Geächteten galt fein 
Geleite, und e8 war den Reihsftänden hei Strafe unterfagt, ihnen ſolches zu gewähren. 5) 

Wenn in den Zeiten der fauftrechtlichen Unficherheit ein Landesherr Reiſenden das nöthige 
bewaffnete Geleite innerhalb feines Gebiets nicht ertheilt hatte und bie Meijenden auf der 
Straße angefallen und beraubt wurden, fo lag dem Landesherrn ob, diefelben ſchadlos zu halten, 
injofern er nicht die Räuber zur Wiedererftattung des Gutes an die Beraubten nöthigte. ©) 
Sp wurde namentli im Jahre 1184 den Erzbifchofe Philipp von Köln durch Kaifer Hein 
rich VI. befohlen, augsburger Kaufleuten, denen auf ihrer Reiſe durch fein Gebiet ihre Güter 


1) Orth, Ausführliche Abhandlung von den Reichgmeflen in Frankfurt a. M., ©. 75 fy. 
2) Saltaus, Glossar., v. Geleite. - 
3) Friderici Il. constitut. de jurib. princip. d. a. 1232, in Schmauß' Corp. jur. publ. S. R. 
imper., &,7. 4) Klüber, Öffentliches Recht des Deutfchen Bundes, $. 411. 
5) Orth, a. a. O. S. 87 fo. 6) Jargow, Einleitung in die Lehre von den Regalien, S. 295. 
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geraubt worden waren, deshalb Erfa zu leiften, weil er dad Geleitsrecht, womit er belieben 
war, nicht, feiner Prliht gemäß, zu Gunſten dieſer Kaufleute ausgeübt hatte. 7) 

Zufolge der Goldenen Bulle Kaifer Karl’ IV. waren famımtlihe Reichsſtände bei Strafe 
des Meineided und DVerluftes ihrer Lehen verpflichtet, die fi zu der Kaiſerwahl begebenden 
Kurfürften und deren Gefandten durch ihre Gebiete ficher zu geleiten. Diefelbe Verpflichtung, 
wenn auch nicht hei gleicher Strafe, lag den Reichsſtänden gegen diejenigen ob, die, zu einer 
Reichs- oder Kirhenverfammlung berufen, nad) dem Orte hin, wo fie flattfand, und von da 
zurüdveiften. 

Die deutſche Geſchichte enthält mehrere Beiſpiele, daß Männer, die durch ihre von den allge: 
mein herrſchenden abweichenden Kehren und Meinungen, befonders in Religions- und Kirchen: 
fahen, Auffeben und Aufregung hervorgerufen, von der oberften Kirchen oder Reichsgewalt 
zur Verantwortung gezogen werben follten, dieſe aber fich derfelben, da fie unter dem Schutze 
zahlreicher und mächtiger Breunde und Anhänger fi befanden, mit Gewalt nicht bemädhtigen 
fonnte, wogegen diefe Männer aus Begeifterung für das, was jie als Wahrheit erfannten und 
ledrten, ſich bereit und entichloffen zeigten, freiwillig vor einer allgemeinen Kirchen oder 
Reichsverſammlung zur Verantwortung jih zu ftellen, wenn ihnen von Kaiſer und Reich die 
feſte Zuiiherung (das fichere Geleit) gegeben würde, daß fle mit ihrer Verantwortung und 
Rechtfertigung gehört werden und auf ihrer Hin und Rückreiſe wie auch an Dem Orte der 
Kirchen: oder Reichsverſammlung, mithin namentlich von diejer felbft feinerlei Gefährde, Ver: 
legung und Beeinträdhtigung ihrer Berfon zu befürchten haben follten. Diefes Geleite pflegte 
denn auch erteilt zu werben, und ed war dabei als heilige Pflicht des Kaiferd und Reichs aner- 
kannt, daffelbe zu achten und zu bemwirfen, daß ed von andern geachtet werde. Unter den Schuge 
eines ſolchen Geleites geihah c8, daß im Jahre 1414 Johannes Huß vor der Kirchenverſamm⸗ 
lung zu Konftanz, fowie im Jahre 1521 Luther vor der Reichsverſammlung zu Worms er- 
ſchien, wobei aber befanntlich den erftern das verbürgte Kaiferwort gebrochen under, der erhal: 
tenen Zuſicherung zuwider, in Haft gebracht und als Ketzer verbrannt wurde. 

In ältern Zeiten trug e& ſich öfter zu als jegt, daß Gerichte, um einen Angefihulvigten, 
beilen jie nicht Habhaft werden konnten, zu beſtimmen, fi freiwillig vor Gericht zn ſtellen und 
gegen vie erhobene Beſchuldigung zu yerantiworten, ein ſchriftliches ſicheres Geleit (salvus con- 
ductus) ertheilten, unangefochten und ungehindert an dad Gericht zu geben, bafelbft ih aufzu- 
halten und demnächſt an feinen frühern Aufenthalt3ort zurückzukehren. Die in ſolchen Geleits- 
briefen gewöhnliche Formel lautete: „ein ſtrack, wohlverwahrt, ungefährlich, frei, ſicher Geleit 
dar und dannen an fein Gewahrfam auf fein Recht.“ 8) Hierbei war aber ſchon in den älteften 
Zeiten anerfannt, daß dieſes Geleite blos für den Zweck der Vertheidigung und Rechtfertigung 
gelte und den Angeſchuldigten gegen Verlegung feiner Nerſon, insbefondere Beſchränkung 
jeiner reiheit nur fo lange Sicherheit gewähre, ald er nicht eines Verbrechens überführt und 
durch richterliches Erkenntniß in Strafe verfällt morden war, indem zu Gunften überführter 
Verbrecher, namentlich von Dieben, Mördern, Straßen: und Kirchenräubern, Fein Geleite ftatt: 
finden joltte. 9) in Geleite viefer Art kommt jelbft noch heutzutage vor, und ed finder ſich 
daffelbe in den Lehrbüchern des Griminalproseffed als eind der Mittel ermähnt, wodurch bie 
Stellung des Angeſchuldigten por dent Gericht zum Zweck der Unterſuchung zu bewirken ift. 19) 
Im übrigen Hat in neuern Zeiten dad Geleite feine Anwendbarkeit verloren und ift deshalb 
nirgends mehr in Übung, obgleich mitunter noch Abgaben, die davon herrühren, entrichtet wer- 
den müſſen, weil folde ver fameraliftiiche Geift der Stantöverwaltung nicht abkommen ließ. 

G. Rühl. 

Gelübde. Die Ideen über das Verhältniß des Menſchen zum höchſten Weſen, zur Gott⸗ 
heit, zu den Göttern, erzeugte die vielfachſten und bunteſten Geſtaltungen und fo auch dad 
Gebilde, Gelübde genannt. Die Gläubigen beftrebten fich nicht nur, den Geboten der Religion 
zu genügen, fondern fanden auch eine Beirtedigung darin, durch äußere Werfe das befondere 
Wohlgefallen der Gottheit, der Götter, und deren Berhätigung für ji zu gewinnen. Die 
Siraeliten wurden von den Glauben beherrſcht, daß Gott Gelübde annehme und ihre Erfüllung 
verlange; ſie erachteten ſie für ſo verbindlich, daß ſie den Prieſtern den Beruf einräumten, dar⸗ 
über zu wachen, daß ihnen nachgelebt werde. Der Geſetzgeber Moſes fand die Sitte des Ge: 
lübdes fhon in voller Herrfhaft und war fo genöthigt, ihr Rechnung zu tragen; aber eben 


7) Orth, S 8) Haltaus, a. a. O. 9) Haltaus, a. a. O. 
10) Feuerbach, ehrbuch des peinlichen Rechts (zehnte Auflage), $. 540 fy. 
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darum, weil ſie ihm nicht zuſagte, begünſtigte er ſie nicht. Er ließ ſeine Mahnung, ſich vor 
unüberlegten Gelübden zu hüten, durchleuchten, verlangte den ausdrücklichen Ausſpruch des 
gemachten Gelübdes und eine ſelbſtändige Stellung des Gelobenden, und ſein Verbot von Men- 
ſchenopfern umfaßte auch die Opfer menſchlichen Lebens als Gegenſtand der Erfüllung eines 
Gelübdes. (Das Gelübde Jephtha's iſt nur dahin zu deuten, daß er ſeine Tochter dem Dienſte 
Gottes weihte.) Indem der Geſetzgeber (5. Moſ. 23, 21) ausſprach: „Wenn du dem Herrn, 
deinem Gott, ein Gelübde thuſt, ſo ſollſt du es halten; denn der Herr, dein Gott, wird es 
von dir fordern“, und die Nichthaltung für Sünde erklärte, fügte er hinzu: „Wenn du das 
Gelübde unterwegs läſſeſt, fo iſt dies keine Sünde.“ Der Prediger Salomo (5, 3. 4) geſellt 
der Mahnung, das Gelübde zu halten, die Mahnung hinzu: „Es iſt beſſer, du gelobeſt nichts, 
als daß du nicht hälſt, was du gelobt.“ Der entſprechende Inhalt des Alten Teſtamenzs iſt 
mit den Zuſätzen des Talmud noch immer ven Iſraeliten ein Geſetz. Schlau berief ſich Shy— 
lock, den Eingebungen ſeiner Rachſucht folgend und ſein Opfer feſthaltend, auf ſein Gelübde: 
„Bei unſerm heil'gen Sabbat ſchwur ich es, zu fordern die Gebühr und Schuld des Scheins. 
Ein Eid, ein Eid! Hab’ einen Eid im Himmel, ſoll ih auf meine Seele Meineid laden?“ 

Die Geſchichte des griechiſchen Volkes zeigt, daß auch das Gelübde feinen Sitten angehörte. 
Es erichheint in naher Verbindung mit dem Opferweien. Schon mehrfach wurde darauf hinge— 
deutet, daß die erhotene Dpferung der Iphigenia in weitern Sinne al8 ein Gelübde aufzufaffen 
jei, getragen von der Intention, eine negative Wohlthat der Götter, die Abwendung einer 
Strafe, zu erflehen, 

Der Einblick in die Geſchichte der Römer findet audy bei ihnen pad Gelübde eingebürgert; 
aus ihm wuchſen die glanzvollften Tempel hervor. Das Gelübde war entweder ein ſolches, 
welches das Intereſſe und Leben des Staates berührte, oder ein vem Privatfreife angehörendes. 
Als ſolche Vota erfchienen die, welche dem Genius oder der Juno Lucina dargebracht wurden, 
die Bota der Knaben, wenn ihnen nad) Zurücklegung der Zeit der Kindheit das Haupthaar ab- 
gejenitten und dem Apollo geweiht wurde, die Bota für Genejung von Siehthum, für Ret- 
tung aus Schiffbruch und andern Lebendgefahren, die Gelübde, melde von dem Wunjche des 
Reiſenden, glücklich zurückzukehren, dietirt wurden. Zur Kaiferzeit war es gebräuchlich, an 
jedem 3. Jan. öffentlich feierliche Gelubde jowol im Lager ald auf dem Capitol für dad Wohl 
des Herrſchers Darzubringen. 

Das Urchriſtenthum konnte in der Reinheit ſeiner Auffaſſung der Idee, welche der von 
ihm vorgefundenen Sitte des Gelübdes zu Grunde lag, nicht huldigen, trat ihr aber nicht ent— 
gegen. Die Apoſtelgeſchichte (18, 18) zeigt ein Gelübde des Apoſtels Paulus: „er beſchor ſein 
Haupt zu Kenchrea, denn er hatte ein Gelübde.“ Es genügte, wenn das Gelübde einer höhern 
Pflicht nicht widerſprach. Nachgerade nahm es in der ſich immermehr ind Einzelne ausbauenden 
Kirche eine breite Stellung ein und bildete ſich zum Gegenſtand einer beſondern Doctrin aus, 
die in dem Dogma von dem Verdienſte der guten Werke wurzelt. Das Gelübde, d. h. das der 
Gottheit ſelbſt geleiſtete Verſprechen einer Handlung, die ihr wohlgefälliger iſt als deren Unter— 
lafſung, erſcheint entweder als die Zuſage einer Handlung, durch welche ver Gelobende ſich ein 
unmittelbares Verdienſt vor Gott zu erwerben gedenkt, oder als die Zuſage bezüglich einer 
frommen Auſtalt. Gin öffentliches Gelübde dev erſtern Art verpflichtet, wenn es von einer gei— 
fteögejunden und jelbftändigen Perſon in Vertrautheit mit dem, wovon es fich handelt, abge= 
legt worden ift, fo, daß der Kirche eine gewille Gewalt eingeräumt ift, dahin zu wirken, daß 
das Gelübde erfüllt werde. Dieſe Preſſion beihränft fich jegt auf den Beruf des Eatholifchen 
Geiftlihen, den Beihtftuhl zur Schärfung des Gewiffens zu benugen, deſſen Belaftung buß— 
fällig mat. Nur die Kraft eines Hochgelübdes, vie darauf berechnet ift, die Cölibatögefege 
recht wirkſam zu machen, laßt eine ihm zumiberlaufende Handlung ald nichtig eriheinen. Aus 
Milde geftattet die Kirche eine Ablöfung durch Geld oder eine Dispenfation im Fall der Ver: 
fnüpfung der Erfüllung mit erheblichen Nachtheilen, die bald unbeſchränkt, bald nur auf Zeit, 
bald fo, daß das Gelübde in ein anderes verwandelt wird, ertheilt wird. Die Gefchichte ift er— 
füllt von jolden Gelübden mit ihren Seltſamkeiten. So that die Gemahlin des Königs 
Eduard II. von England, Ifabella, das Gelübde, nicht eher ihr Hemde zu wechfeln, als bis ihr 
Gemahl Calais, das er belagerte, erobert habe; der Urfprung ver Ifabellfarbe. Herzog Albrecht 
von Sachen, der vom Kaijer Mar zum Statthalter von Brabant und Bormund feiner Kinder 
beftellt ward, gelobte feinen Bart nicht abnehmen zu laflen, bis er den Frieden des Landes 
hergeftellt habe. Das Gelübde bezüglich einer frommen Anftalt wird im ganzen von den Grund⸗ 
jägen des Römiſchen Rechts über Pollieitationen beherrſcht. Taher begründet ein ſolches Ge— 
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fübde, wenn es von einer Perfon, die über ihr Vermögen verfügen kann, Öffentlich und fo 
abgelegt wird, daß Der Berechtigte im Stande ift, die Zufage zu acceptiren, ein Elagbares Necht, 
das auch gegen den Erben ded Gelobenden gerichtet werben fann. Darum bedarf aud die Die- 
penfation der Zuftimmung des Betheiligten. Auch von Gelübden diejer Art weiß die Ge: 
fchichte viele anzuführen. Jenes ungeheuere Hieronymitenklofter im Guadaramagebirge, Es— 
eurial genannt, ging aus einem Gelübde des fanatijhen Königs Philipp II. von Spanien her: 


vor; ed war der Preid des Sieges hei St. Quentin. 


Die proteftantifche Kirche hat, ſchon megen des auf dem Gelübde beruhenden Klofterlebens, 
das jie verwirft, die Doctrin des Katholicismus bezüglich deffelben verworfen. Luther ſprach: 
„Bott können wir nichts geloben, denn daß wir ihn wollen für Bott halten, lieben und danken 
für alle feine Wohlthaten und Gnaden. Denn wir können ihın nichts geben ; fo bedarf er des 
Unferigen nicht. Gelübde der Chriſten beſtehen im Dankfagen, in Lob und Preife Gottes, nicht 
in den eitlen Poſſen des Kloſterlebens, welches mahrhaft weltliche Dinge ſind:“ 1) Der evange: 
liſchen Kirche ift dad Gelübde nur eine Gewiflenspflit.2) Nur ein Gelübde für einen frommen 
Zweck wird auch von dem evangelifchen Kirchenrecht als bindend angefehen. 

Bon den modernen Geſetzbüchern berührt das Preußiſche Landrecht feiner Eigenthümlich— 
feit wegen auch das ®elübbe. Denn es heißt in dem von Verträgen handelnden Titel V, ThL. 1, 
6.5 und 6: „Bloße Gelübde Haben , als blos einfeitige Verſprechen, nad bürgerlichen Geſetzen 
feine Verbindlichkeit. Hat der Erblaffer ein Gelübde zu erfüllen angefangen, fo wird vermu: 
thet, daß er den Erben zu deſſen Vollendung habe verpflichten wollen.” (Bornemann, „Syſte⸗ 
matifche Darftellung des preußifchen Civilrechts“, Berlin 1843, 1, 398— 399.) Das öfter: 
reichiſche Civilgeſetzbuch verfüge, daß Ordensperſonen von beiden Gejchlechtern , welche feierliche 
Gelübde der Ehelofigfeit abgelegt haben, Feine gültigen Eheverträge fließen Finnen. Dies er: 
ſtreckt fich auch auf die Zeit von der Aufhebung des Ordens an, da dad Gelübde ald ein unbe: 
dingt abgelegtes gilt. (Zeiller'8 Commentar über dieſes Geſetzbuch, Wien 1811, 1, 210— 211.) 

Auch ver Jslam Hat die orientalifche Überlieferung ded Gelübdes in fi aufgenommen und 
gepflegt. So macht ver Fakir fein Gelübbe der Armuth. Die Afcetif des Jslams bietet mit 
ihren Gelübden die feltfamften und an Wahnſinn grenzenden Erfepeinungen. 

Kiteratur: Meifter, „Über die Pollicitationen und Gelübde nad) den Grundſätzen des Na- 
turrechts“ (Berlin 1781). Michaelis, „Moſaiſches Recht“ (Frankfurt a. M. 1777), Thl. 3, 
6. 144—146. Selfert, „Darftellung ver Rechte, welche in Anfehung ber heiligen Handlun⸗ 
gen u. ſ. w. ſtattfinden“ (Brag 1826), $. 96— 102. Hüllmann, „Staatöverfaffung der Iirae- 
liten” (Leipzig 1834), S.183 fg. Eichhorn, „Grundſätze des Kirchenrecht der Katholifhen 
und Evangeliſchen in Deutfchland‘ (Göttingen 1833), Bd. IL, Bud 5, Abſchn. 4, ©. 520 
—528. Wieſe, „Handbuch des gemeinen Kirchenredht3‘ (Leipzig 1800), TEL, $. 163. 
Meiste, „Rechtslexikon“ (Leipzig 1840), IV, A7T7—483. Walter, „Lehrbuch ded Kirchen: 
recht” (vierte Auflage, Bonn 1829), $. 360. Richter, „Lehrbuch des Fatholiihen und pro- 
teftantifchen Kirchenrechts“ (vierteNuflage, Leipzig 1853), 6.276. „Encyklopädie der Wiffen: 
ſchaften und Künſte“, herausgegeben von Erſch und Gruber, Art. Gelübde. 

Ph. Bopp. 


Gemeinde. (GGemeinheit; Gemeindeweſen; Gemeindebürger; gemeinde— 
bürgerliche Rechte; Gemeindegeſetz; Gemeindeordnung; Gemeindehaushalt.) 
Eine der Wichtigkeit und Vielſeitigkeit ver hier zu betrachtenden Gegenſtände auch nur annä- 
hernd entſprechende Darſtellung derſelben würde ein umfangreiches Buch erfordern. Wir müſſen 
uns, der engern Grenzen des „Staats-Lerikon“ eingedenk, auf die Feſtſtellung der vom 
Standpunkte des Rechts und der Politik ſich hier darbietenden Hauptgrundſätze und auf Die An⸗ 
deutung der davon abfließenden wichtigern Folgen beſchränken. 

1. Begriff ver Gemeinde. Sobald irgendwo eine Anzahl von Menſchen ſich anſiedelt, 
oder durch ven Anwachs der Bevölkerung eine nähere Berührung unter den früher etwa ifolirt 
lebenden Bewohnern einer Gegend entfteht; ſobald insbeſondere eine zum Stamme erwachſene 
Familie oder eine Anzahl von'benachbarten Familien, etwa mit fremden Anfümnlingen unter: 
mifcht, das patriarchalifche oder Kamilienregiment, welches ihr in dem ganz einfachen Natur: 
zuftande genügen mochte, aufgibt, wird fie die Nothwendigkeit erkennen, eine eigentliche Gefell- 


1) Geiſt auge Luther's Schriften, oder Concordanz der Anfichten und Urtheile des großen Reforma⸗ 
tors über die wichtigften Gegenflände des Glaubens (Darmſtadt 1829), II, 272—286. 
2) Pland, Gefchichte des proteftantifchen Lehrbegriffs (Leipzig 1791), I, 297—299. 
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ſchaftsordnung unter jich einzuführen, b. h. zut Erhaltung dev Ruhe und des Friedens, zum 
Schirme des Rechts und des Guts gegen was immer für Angriffe und Gefahren, melden zu 
fleuern die Kräfte ver Einzelnen nicht vermögen, endlich zur Erleichterung der Berürfnißbert iedi⸗ 
gung aller oder überhaupt zur erleichterten Grftrebung der allgemeinen Lebenszwecke und 
Lebensgenüſſe und zur Sernhaltung der eben aus der nähern Zuſammenwohnung leicht ent= 
ftehenden Störungen n derjelben eine wechſelſeitige Hülfsverpflichtung zu flatuiren, fi über ge⸗ 
wifje auf Erreihung jener Zwecke berechnete Verhaltungsregeln für die Bereinsgenoffen zu 
verftändigen und zur Handhabung berfelben und überhaupt zur Leitung und Verwaltung der 
gemeinfchaftlichen Angelegenheiten eigene Autoritäten und Geihäftsführer zu ernennen. Alles 
dieſes zufammengefaßt heißt jo viel ala: Die dürch die Nähe ver Zufammenmohnung und durch 
die daraus entftandene Gemeinfhaft der Intereſſen und Bebürfniffe bereitd natürlich unteg ſich 
verbundenen Perſonen oder Familien werben die Nothwendigkeit erfennen, ſich zur bürger⸗ 
liden Geſellſchaft, d. h. zu einen feinen Staate zu bilden, injofern fie nämlich noch feinem an⸗ 
dern, größern Staatöverbande angehören, oder, falls letzteres der Ball ift, injomweit die un= 
mittelbaren Einrichtungen und Anftalten ſolches größern, fie mit umfaffenden Staates unzu- 
reichend find, alle oben genannten Bedürfniſſe und Zwecke befrienigend zu erfüllen. 

Dergeftalt entftehen aljo naturgemäg die Gemeinden oder fleinern bürgerliden Gemein: 
wejen, d. 5. die zu Zwecken, vie jenen des Staates analog, ja zum Theil mit ihnen identiſch find, 
geſchloſſenen geſellſchaftlichen Vereinbarungen zwiſchen näher zuſammenwohnenden und daher 
ih unmittelbar berührenden Einzelnen und Familien. Zu ihrer Errichtung ift, weder ein 
Staatögefeg noch ein Regierungdbefehl nothwendig. Sie entfliehen von jelbft, wie vie Fa— 
milien und Stämme, und aus ihnen erft bilden ſich in der Regel die eigentlichen oder größern 
Staaten. Es wird nämlich bei forrjhreitender Ausdehnung der Berührungspunfte oder bei 
der mit dem Zunehmen der Bevölferung ganzer Länder verbundenen gegenjeitigen Annäherung 
mehrerer ober vieler Gemeinden von den Verſtändigen eingefehen, daß eine vollfländigere und 
beifer geiicherte Erreihung der dem Gemeindeverbande zu Grunde liegenden Lebenszwecke nur 
mitteld der Vereinbarung mehrerer oder vieler foldher Urgemeinden zum größern, ſie alle in ſich 
faſſenden Gemeinwejen geihehen könne, und man entfchließt fi) daher zum Eingehen’ ſolches 
weiter reihenden Geſellſchaftsvertrags, wodurch jedoch das ſchon früher naturgemäß wie redt- 
lich beitandene Gejellichaftöverhältnig zwiſchen ven Gliedern der Eleinern eder Urgemeinden unter 
jich feinesmwegd aufgehoben, vielmehr befräftigt.und feine Forterhaltung und Pflege dem flarfen 
Staatsſchutze und der wohlthätigen Staatsfürforge empfohlen wir. 

Es Hat ſonach mit ven Gemeinden faft diefelbe Bewandtniß wie mit den Familien. Auch 
die legtern nämlich entitehen ohne den Staat und bejigen ein durch die Vernunft dictirtes, auf 
die verjchiedenen innern Verhältniffe jeder einzelnen Familie leicht anwendbares und auch der 
nähern Seftfegung durch Cinverſtändniß zwifchen ven Samiliengenoflen empfängliched Recht, 
fowie den Anſpruch auf ein nad außen unabhängiges und felbitändiges Gejammtleben welcher 
Anſpruch durch den etwa ſpäter geſchehenden Gintritt in ven Gemeinde= oder in den Staatöver- 
band durchaus nicht aufgehoben, jondern blos etwa denjenigen Beihränfungen oder nähern 
Beſtimmungen unterworfen wird, welde zur Erreihung der weiter reihenden Zwecke ſolcher 
bürgerlichen Vereine nothwendig oder räthlich find. So wie mit rein perjönlichen, aljo auch mit 
Familien- und mit Gemeinderechten verjehen tritt man, nad dem naturgemäßen Gange der 
Dinge, in den Staat ein; und weit entfernt davon, dieſe Rechte durch ſolchen Eintritt hinzu— 
geben an denſelben, verlangt man von ihm vielmehr ihre Gewährleiftung und Beihirmung. 

Freilich ind auch viele Gemeinden erſt im Staate und zum Theil durd) den Staat, d. h. auf 
Beranftaltung der Staatsgewalt entftanden, und entftehen fortwährend neue Yamilien in dem 
Staate; aber dieſes ändert an dem naturgemäßen Verhältniß nichts. Nach diefem find eben 
Gemeinden wie Famiilien als für jich beſtehende, weil zum Entftehen durchaus des Staates nicht 
bedürfende und darum auch in dem Kreije ihres eigenen Lebend und Wirfens ſelbſtändige Ge— 
jammtperfönlichfeiten zu achten, dem Staate, welcher jie ſchützt, zwar zur Unterwürfigkeit in 
allem, was nad einer vernünftigen Aufftellung bed Staatszwecks wirklich des Staates ift, gegen 
dieſen verpflichtet, im übrigen aber frei und ihre ſelbſteigenen Lebenszwecke autonomiſch ver⸗ 
folgenv. 

Wir Haben bei dieſer Darftellung abgeſehen einerjeitö von ber freilich hiſtoriſch allzu oft 
vorgefommenen Bildung der größern Staaten duch Gewalt und Schreden, wonach die Ge- 
meinden, bie einem jolchen ſich einverleibten, es nicht durch freien Willen oder rechtlich gefchloffe= 
nen Vertrag thaten, jondern blos factifch, d. H. nothgenrungen über ſich nehmend, was einntal 
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nicht abzuwenden war; und andererſeits von der nicht ſelten vorkommenden Gründung von Ge: 
meinen eigend.ald Staatdanftalten, 3. B. von Colonien in früher unbewohnten Bezirken, oter 
von Waifenplägen gegen das Ausland, oder von Handels- oder Manufacturorten auf dazu 
geeigneten Bunftenu.j.w. Alle folde factiſch vorkommenden Einzelheiten können gegen die 
allgemeine, d. h. auf Naturgeiege gegründete Entftehungsweife der Gemeinden wie der Fa— 
milien, oder auf die daraus fließenden Rechtsanſprüche verfelben von ganz und gar feinem redht- 
lichen Einfluffe jein. Der Staat, wenn er Gemeinden errichtet oder gründet, ſowie wenn er, 
3. B. durch Ausſtattung eines Brautpaars, eine Bantilie gründet, muß das natürliche Ge: 
meinde= (wie Familien-)Recht anerkennen und ehren. Wenn er e8 nicht thut, fo hat er vielleicht 
eine wie immer zu benennende, z. B. Soldaten: oder Handels- over Gewerbsanitalt begründet, 
doch nimmer eine Gemeinde. 

Hieraus gebt auch die Beantwortung der Frage hervor, ob die Gemeinde eine Staatsan: 
ftalt jei, wie joldhed mehrere Publiciften behaupten und aud die Gemeindeordnungen verichie: 
dener Staaten vorausjegen. Wir ſagen: Nein! Sie iſt e8 fo wenig ald die Familie und fo wenig 
als vie Kirche, aud fo wenig als z. B. irgendeine zum Zwed der Wiſſenſchaft oder des Han⸗ 
dels u. ſ. w. errichtete Privatgeſellſchaft. Sie iſt es ſchon hiſtoriſch nicht, da die Gemeinden älter 
find als die förmlichen Staaten und, wo ſie erſt im Staate ſich bildeten, fie ſolches um ihrer ſelbſt 
und nicht des Staates willen thaten, auch großentheils ohne alle Hülfe des Staates, ja nicht 
ſelten unter Widerſtreben der Staatsgewalt emporkamen. Sie iſt es aber noch weniger nad 
einer unbefangenen Rechts- und politifhen Theorie, da weder eine vechtliche noch politiſche 
Nothwendigkeit vorliegt, ihr ſolchen Charakter zuzuſchreiben oder zu ertheilen, vielmehr einer- 
jeit8 die Selbftändigfeit ihres Daſeins und Lebens ſchon aus dem Perſoͤnlichkeitsrechte ihrer 
Glieder hervorgeht und auch nad, aller Erfahrung zu ihren Gedeihen nothwendig, bemfelben 
wenigſtens höchſt förderlich iſt, und andererfeitd der Staat auch ohne Gemeinden beftehen, jeden: 
falls ohne durch ihn ſelbſt errichtete Genseinden vortreiflich beftehen kann. 

Daß Ubrigend der Staat aus den Vorhandenſein ver Gemeinden den mannidfaltigiten 
Bortheil zieht und daß er jie zur Erſtrebung feiner eigenen Zwede trefflichſt benugen, ja nad) 
Umſtänden gar nicht entbehren kann, bemeift nichts für die Xehre, fie feien Anftalten des Staates. 
Hat doc) diefer auch die Kamilien und die Kirchen und vor allem die einzelnen Bürger für jeine 
Zmede nöthig, ohne daß dadurch eine von dieſen Perjönlichkeiten die Eigenichaft einer Staatd= 
anftalt erhält. Warum follte e8 bei der Gemeinde anders jein ? 

Es ift aber fiir die Gemeinden unendlich wichtig, nicht als Staatsanftalten betrachtet zu 
werden. Sie werden herabgemürbigt durch die Vorftellung, fie jeien nichts anderes als von ver 
Staatögewalt angeordnete Abtheilungen oder Unterabtheilungen der Regierten, d. h. bloße 
Summen von Staatdangehörigen, weldhe die Regierung behufs der leihtern Apminiftration 
in befondere Vereine zufammengethan und nad ihrem freien Belichen, d. h. durch ihr Macht⸗ 
wort, mit mehr ober weniger Befugniffen, Beſitzthümern und delegirten, daher auch bloß im 
Dienfte des Staates auszuübenden Gewalten verjehen habe. Dergejtalt wird wol 5.3. ein 
Kriegsheer, welches ſelbſt eine Stantsanftalt iſt, getheilt und nittergetheilt in Negimenter, Ba- 
taillone, Gompagnien u. |. w., nicht aber ein Vol, welches der Staat jelbft, nicht aber eine 
Anftalt des Staates ift und deſſen natürliche Gliederungen gleichfalls mit Leben begabt find und 
mol noch ganz andere Lebenszwecke haben als die Erleichterung der Adminiſtration. 

Es find aber zwei ſich ſonſt entgegenſtehende Parteien oder Doctrinen, melde die Ge- 
meinden dergeftalt herabzumürdigen ftreben, bie eine nämlich, welche ver Fahne der Despotie 
folgt und darum fein jelbftändiges Leben, d. b. Feine Sreiheit in den Gebiete des Herrn aner⸗ 
kennen oder dulden will, und bie andere, melche Dad Idol des über dem ganzen Staate allmächtig 
waltenden Geſammtwillens anbetet. Die legte Theorie it für die Freiheit, mithin für das Recht 
ebenjo tödtend als die erfte, ja jie begründet, ohne e8 zu wollen, die Ungemeſſenheit der Herr⸗ 
fheraniprische bedjenigen, welder etwa, infolge eined den Republifen fortwährend drohenden 
Schickſals, ih zur Dictatur auffhmwingt und fodann unter dem Titel des Repräfentanten 
oder Bevollmächtigten jenes allgewaltigen Gefammtwillend viefelbe abjolute Macht fich zus 
eignet, welche ſolchem Geſammtwillen durd deſſen enthuſiaſtiſche Anbeter zugefchrieben wird. 
„Ich bin der Staat”, fügte der hochmüthige Ludwig XIV., und Napoleon , ver Erbe der Revo- 
Iution, ſprach: „Ich bin der Geſammtwille“, d. h. in mir wohnt oder erſcheint perfonificirt bie 
Allmacht der Nation. Gegen beiverlei Vorftellungen oder Anmaßungen aber erhebt ſich gleich 
energiſch das Freiheits- oder Nechtögefühl. Die Perſoö oͤnlichteit ber Bürger geht gleichmäßig 
unter in ber einen wie in der andern ; nad} der einen find fie Knechte oder willenloje Werkzeuge 
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in der Hand des Herrn, nach der andern jind fie bloße Gliedmaßen eines ivealen, bald Durch dieſe, 
bald durch jene Perſonification repräfentirten Gefammtlörpers der Nation. Dergeftalt er- 
ging es dem freiheitötrunfenen Volke ver Neufranfen. In jeden felbftändigen Rechte einer Ge: 
meinde wie einer Corporation erblickten fie ein Brivilegium, eine Verlegung des für die ganze 
Nation in Anſpruch genommenen Gleichheitsrechts. Die Nation jollte nichts anderes fein ale 
eine homogene Mafje oder Summe von Bürgern, und Die Bevölferungen der Provinzen (De: 
partements), Gantone und Gemeinden durften daher nur als Abtheihingen jener Maſſe gelten. 

ber ihnen allen ſchwebte dann das in feiner Autorität unbegrenzte Gefeg als der Ausdruck des 
Geſammtwillens. Napoleon, ver Erbe der Revolution, nahm dann ſolche Vorſtellungen als nüg- 
lih an; nur feßte er fih an die Stelle des Nationalwillend und — die Sklaverei war vollendet. 
Nach unferer Lehre ift auch die Nation oder ver Geſammtwille, d. h. der Staat, nicht allmächtig, 
nicht allgebietend. Die in ven Staat tretenden Perſönlichkeiten, ohne Unterſchied, ob einzelne 
oder Gefammtyperfönlichkeiten, behalten ihre Selbſtändigkeit, d. h. eben ihre Eigenſchaft als Per: 
fonen bei, ja ſie erwerben dafiir ganz eigens den Anſpruch auf Schuß des Staates und nehuten 
nur diejenige Beſchränkung ihrer Freiheit auf fi, welche als nothwendig zur Verwirklichung 
des Staatszwecks mit Vernunft mag anerkannt werden. Die Gemeinden alfo verwandeln fid 
durch den Eintritt in den Staatöverband mit nichten in Staatdanflalten, ſondern fie bleiben, mas 
fle früher waren, nämlich Staaten im Eleinen, d. h. ſelbſtändige, zur Erfirebung von Zwecken, 

die jenen des Staates ähnlich iind, geföjloffene Geſellſchaften, doch jegt vereint mit andern ähn⸗ 
lihen Geſellſchaften und auch mit Einzelnen zum größern Staate. 

Aus diefer Begriffsbeftimmung geht die Wichtigkeit des Gemeindeverbandes für alle Mit- 
glieder deſſelben und mittelbar auch für den Staat hervor, folglich auch die unermeßliche Wich⸗ 
tigkeit einer dieſen fo hohen Intereffen entſprechenden Gefeggebung für Die Gemeinden, d. h. ver 
ihre innern und äußern Verhältniffe regelnden Gemeindeordnung. Diefelbe enthält die jicherfte 
Grundlage und die zuverläfiigfte Gemährleiftung des Lebendglüds aller Staatsbürger, weil Die 
Berührung mit der Gemeindeobrigfeit und die von diefer auf alle Intereflen des Bürgerd tag: 
täglid ausgehende Wirffamteit fiir weitaus den größten Thetl der Nation fühlbarer und ein- 
flußreicher ift ald die Organifation und die Thätigkeit der Gentralflaatögewalt. ‚Der in der 
Provinz anfäljige ftille Lanpbemohner, fagt Dupin, „mag unbelannt bleiben jelbft mit dem 
Namen ver Minifter, welche ven Staat regieren; aber er fann nicht gleichgültig bleiben bei der 
Art der Verwaltung der Gemeinde, meldher er angehört.” Bin den Haushalt und die Verwal⸗ 
tungsform der Gemeinde regelndes Gefeg ift daher nicht minder al8 eine gute Familienordnung, 
ja noch weit mehr als diefe, weil dad Naturgefühl dort weniger als hier ven Mangel der Geſetz- 
gebung erfegt, für das Privatglück der Staatsangehörigen unentbehrlicd, und alfo, weil bie 
Gefammtmohlfahrt aus der Summe des Privatglücks befteht, auch zum Wohle des Staates. 

Es zieht aber auch der Staat, als politiſches Gemeinweſen betrachtet, und die Negierung, 
als redliche Gefchäftsführerin veffelben, unermeßliche Vortheile aus einer guten Gemeinveord: 
nung. Wenn die Bürger fih in den jie näher berührenven Verhältniffen des Gemeindelebens 
glücklich Fühlen, fo werben ſie auch mit Liebe erfüllt für ven Staat, der ſolches Glück ihnen ver: 
leiht oder gemährleiftet, und darum find fie auch zu Opfern bereit für die Vertheidigung und 
Erhaltung der ihr Recht und ihre Wohlfahrt ſchirmenden Regierung. Die Gemeinden, denen 
e8 wohl geht, namentlich alfo vie einer freien, die felbftändige Entwidelung begünftigenven 
Berfaffung ſich erfreuenden, find die natürlichften Gegner jeder Umwälzung, die ihnen ja nur 
Berfhlimmerung ihres Loſes bringen könnte, während bie zur knechtiſchen Unterwürfigkeit ver- 
dammten, von herrifchen Agenten einer abfoluten Gewalt gleih Haufen von hörigen Leuten 
verwalteten nur fo lange zu gehorchen geneigt find, ald Gemalt und Schreden vorwalten,, jeder 

nderung der Verhältniffe aber, woraus fie nämlich nur Verbeflerung ihres Zuftandes erwar⸗ 
ten können, ihre Wünſche und, ſobald die Gelegenheit jich darbietet, auch ihre thätige Befoörde— 
tung widmen. Den Sturz; Napoleon’8 ſchreibt derſelbe Dupin großentheil® dem gegen ihn 
durch die beöpotifche Gemeindeverwaltung entzündeten Haffe ded Volfed zu, und ebenfo Du= 
mortier in feinem trefflichen Bericht über den den belgiſchen Kammern im Jahre 1834 vorge: 
legten Entwurf eines neuen Gemeindegeſetzes. 

Eine gute Gemeindeordnung, melde ven Gemeinden gewiffermaßen die Segnungen eines 
erweiterten Familienlebens bereitet, ift audy natürlich Die Mutter eines zuerft in dem Kreife 
ſolches Lebens ſich Außernden, aber dann, wenn einmal in dieſer Sphare erſtarkt, fich bald über 
die weitern Räume des Provinzial- und ded Staatsverbandes ausdehnenden Gemeingeifteß. 
Sie ift die Schule des die Staaten gewaltig und glücklich machenden Patriotismus, melgher wol 
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unendlich koſtbarer, edler und ſegenbringender iſt als aller in Ermangelung jenes allein noch 
anzurufende knechtiſche Gehorſam. Sie todtet ven engherzigen Egoismus und lehrt die Bür— 
ger, ſich nicht als blos für ſich allein lebende Individuen, ſondern als Glieder eines Gemein- 
weſens, dem man mit Pflicht und Liebe verbunden iſt, zu betrachten; ſie iſt alſo die Quelle der 
ſtaatsbürgerlichen nicht minder als der gemeindebürgerlichen Tugend. 

Eine gute Gemeindeordnung endlich, d. h. eine dem Begriffe und Weſen der Gemeinde an 
paffende, iſt auch die Pflegerin der aus edlem Selbſtgefühl ſtammenden Freiheitsliebe und der 
damit innig verbundenen Anhänglichkeit an Recht und Geſetz, ſowie des Muthes, dieſe koſtbar— 
ſten Güter des Erdenlebens gegen alle Eingriffe und Gefährdungen zu vertheidigen, welche von 
innen oder von außen ſich dagegen erheben möchten. Dieſe Liebe zur Freiheit und zum Recht 
aber und dieſer männliche Muth find bie feften, die durch Feine materielle Kraft zu erſetzenden 
Schutzmauern der Staaten, ganz vorzüglich der kleinern, welche von der übermaqht der gropen 
fich bedroht feben. 

H. Berbältniß zum Staate Dur unfere Behauptung, daß die Gemeinden feine 
Staatsanftalten, fondern felbfländige und vermöge eigenen innern Lebensprincips ihre felbft- 
‚gefegten Zwecke verfolgende Geſammtperſoͤnlichkeiten feien, wird jedoch von demjenigen, was in 
Anfehung der Gemeinden wirflih, d. h. nach vernünftigen Urtheile, des Staates ift oder fein 
fann, der Staatsgewalt durchaus nichts entzogen. Die Genteinde, obſchon nad ihren: Begriff 
eine freie, d. H. zur Erſtrebung felbfteigener Lebenszwecke berechtigte Perſon, ift gleichwol, 
ſowie Died ja auch bei Einzelnen ber Fall ift, ald Staatdangehörige dem Staatsgeſetze und der 
Staatöregierung unterworfen in allem dem, was ber vernünftig aufgefaßte Staatszweck wirklich 
erheifehr, und ſoweit irgendein vernünftiger Geſammtwille die Unterwerfung verlangen kann. 
Freilich follte auch in ver Vorausſetzung, die Gemeinde fei eine Stantsanftalt, von ihr nichts 
anbered geforbert werden, ald was dem Staatszweck fronımt und wozu der Gefammtwille ein: 
ſtimmt und einftimmen kann. Aber ein unendlicher Unterfchied bleibt immer zwifchen dem, was 
der Staat von feiner eigenen Anftalt, und dem, maß er von einer freien , aus und für fi ſelbſt 
beſtehenden Verfönlichkeit fordern darf. Die erfte befteht blos für ihn wie durch ihn, iſt alfo 
ihm unbedingt dienflbar, und mad immer er ihr auflege oder gebiete, das ift, twofern ed nur 
die perfönlichen Rechte ver Anftaltsangehörigen als Bürger nicht kränkt, niemald ungerecht 
gegen die Anftalt felbft. Denn fie hat eigentlidy gegenüber ven Staate gar fein Recht, nicht ein- 
mal dad des Dafeins oder Fortbeftandes, da fie ja blos durch den Willen des Staates ind Leben 
trat umd feine andere Beftimmung bat, ald ihm zu dienen. Wer wird 3.8. jagen, ein Negi- 
ment Soldaten fei verlegt oder in Rechten gefränkt, wenn man es auflöft oder abfchafft, weil 
man etwa jeine Entbehrlichfeit erfannte oder eine veränderte Organifation ded Heeres foldye 
Mapregel erheifchte? Ebenfo, menn ein Aınt oder eine Gerichtäftelle als Überflüfiig aufgehoben 
oder der Wirfungskreis eines Kollegium oder Gefhäftsbureau geändert wird? Den etwa er: 
worbenen Rechten der einzelnen Angeftellten muß mol dabei Rechnung getragen werben und vor 
allem den Intereſſen ver Gefamnitheit des Staates, aber die Stelle oder das Collegium für ſich 
ſelbſt Hat dagegen feine rechtliche Einſprache zu thun, Ganz ander ift die Stellung der Ge— 
meinden,, wenn oder da fie nicht Staatdanftalten find. Sie erfcheinen alsdann keineswegs als 
bloße Mittel zum Staatszwecke, ſondern als wahre Selbitzwedte, keineswegs als blos dienſtbare 
Werkzenge, ſondern als ſelbſtändige Perſonen und Staatsangehörige, welche zwar als ſolche 
dem Staate mit Pflichten zugethan ſind, deren Recht und Wohlfahrt aber auch, gegenüber dem 
Staate, dieſem zum Schutz und zur Befoͤrderung anempfohlen, folglich mit im Zwecke des 
Staates enthalten iſt. 

Nicht einmal Die gewiſſermaßen als Vergleichsvorſchlag von einigen Schriftſtellern aufge— 
ftelfte und in mehrere Geſetzentwürfe als Teitendes Princip aufgenommene Anſicht, wonach die 
®emeinven beides zugleich, nänılich einerfeite Staatsanftalten, anberfeit8 oder nebenbei aber 
auch ſelbſtändige Gorporationen fein follen, können wir ald richtig anerkennen. Was foll die 
Sefeggebung mahen aus Zwitterweſen folder Art? Inwiefern find die Gemeinden Staatdanz 
ftalten und Inwiefern nicht? Nach welchem Prineip ift die Scheidungslinie zu ziehen und in 
Bieifelöfällen der Streit zu fchlihten? Muß denn gerade alles und jedes, was der Staat zu 
jeinen Zweiten benugen fann und darf, darum ſchon Anftalt des Staates fein? Dies find ja 
zwei himmelweit voneinander verschiedene Begriffe, und zu ihrer Vermiſchung gibt es, wofern 
man nicht auf folhen Wege Ungebührliches für die Staatsgewalt gegenüber ven Gemeinden er= 
ſchleichen will, durchaus Feine praftifche Nothmenvigkeit oder auch nur Räthlichkeit. Wir ver: 
Staats⸗Lerikon. VI. 16 
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werfen aljo aud jenen Vergleichsvorſchlag und beftimmen das Verhältniß der Gemeinden als 
felbftändiger moraliſcher Perſonen zum Staate, melden jie als Mitgliever angehören, folgen- 
dergeftalt: 

Die Gemeinden, urſprünglich zu Zweden, welche jenen des Staates analog nd, errichtet, 
ſchließen untereinander (und aud mit Einzelnen) den weiter reihenden eigentlihen Staatöver: 
band, erfennend, daß dadurch eine vollftändigere und mehr gefiherte Erreihung ihrer Zwecke 
bewirkt werde. Sie verpflichten jih dadurch wechieljeitig oder gegen die Staatögefamnıtheit zu 
allen jenen Leiftungen im Geben, Thun oder Unterlaffen, melde der vernünftige Geſammt⸗ 
wille als vem Zwed der Bereinigung nötbig oder förderlich anerfennen mag, in allem Ubrigen 
ihre volle Selbftänpigfeit ji) vorbehaltenn. Außerdem übernimmt der Staat, ald ver Schuß: 
herr aller Rechte, auch insbefondere Die Gemährleiftung derjenigen, weldhe der Gemeindeverband 
eigens geſchaffen Hat, ſowol zwijchen ver Gemeinde und ihren Gliedern, ald zwiſchen biejen 
Gliedern untereinander felbft, ganz vorzügli aber den Schuß oder die Wahrung derjenigen 
Rechte und Intereffen, welche fich auf die ünftigen Gemeindeglieber beziehen und deren etwa Die 
gegenwärtigen Häupter ober flimmberechtigten Bürger der Gemeinde vergeflen fönnten. Envlid 
benugt nod der Staat die ihm dergeftalt unterworfenen Gemeinden zu verſchiedenen feiner eige- 
nen Zwecke und überträgt ihnen wol aud in dem Kreife ihres naturgemäßen Wirkens einige 
ber ihm jelbft zuſte henden Sorgen und Gewalten nicht nur über ihre eigentlichen Angehörigen, 
jonbdern aud) über die in ihrer Gemarkung wohnenden ober aud nur zeitlich ſich aufhaltenden 
Staatöhürger, infoweit eine foldye Übertragung ihm gut ober räthlich ſcheint. . 

In Gemäßheit diefer Grundfäge jind die Gemeinden: 1) der allgemeinen Staatsgeſetz⸗ 
gebung und Staatöregierung untertban in allem, was diefelben in ven verſchiedenen Sphären 
ihrer Thätigfeit im Intereffe des Gefammtzweds zu flatuiren oder anzuordnen für gut finden. 
Die allgemeinen Rechts- und Polizei: und Finanzgeſetze u. ſ. w. ſind alſo für die Gemeinden 
nicht minder verbindlich als für die Einzelnen, und fie haben feine Befugniß, irgendetwas, daß 
jolchen Gejegen wiberfpräce, zu unternehmen oder für ihre Angehörigen feitzufegen. In biefer 
Sphäre herrſcht allein ver Staat, und der hier allerdings nahe liegenden Gefahr des Mid: 
brauche ſolcher Macht von feiten der Staatögewalt kann feine Lehre fleuern, jondern bloß die 
Verfaſſung. Der Gefammtwille, zu deſſen Elementen ja naturgemäß und zwar vorzugsweiſe 
die Gemeinden mit gehören, wird, wenn ihm die geeigneten Organe, wodurch er ſich in Lauter⸗ 
keit ausſpreche, verliehen ſind, über bie Grenze des Rechts nimmer hinausſchreiten, aljo nament- 
lich auch nichts verordnen, was den billigen Anſprüchen und wahren Intereffen der Gemeinden 
entgegenliefe. Jedenfalls theilen hier die Gemeinden blos das Los oder die Gefahren, die allen 
Staatsangehörigen beſchieden find; von einer ihnen ald Gemeinden bier widerfahrenden Unter: 
drückung kann nicht die Rede fein. 

2) Die Gemeinden erfreuen fi des Staatsfhuges und überhaupt aller Wohlthaten des 
Staatövereind, welde in Gemäßheit des Gejellihaftsvertrags allen feinen Angehörigen von 
Rechts wegen zufommen. Es äußert ſich aber dieſer Staatsſchutz oder dieſe Staatsfürforge nicht 
nur duch Abwendung aller ven Gemeinden ald Gejammtperfönlichkeiten von außen over innen 
etwa drohenden Gefahren und Störungen in dem Kreife ihrer perjünlihen und dinglihen Rechte, 
jondern zumal auch in der Oberaufſicht über bie Verwaltung der Oemeinveangelegenheiten und 
in der Beihirmung der den einzelnen Gemeindegliedern als ſolchen gegenüber der Gemeinde 
zuſtehenden Rechte. Es kann nämlich gar leicht geſchehen, daß in die Verfaſſung oder Verwal⸗ 
tung einer Gemeinde, wenn dieſelben ihrer uncontrolirten autonomiſchen Beſtimmung oder etwa 
einer ſich factiſch feftiegenben Übung überlajjen blieben, ein völliges Verderbniß eindringt, und 
daß dadurch nicht nur die natürlichen ober jonft wohlerworbenen Rechte ber wirklichen Gemeinde⸗ 
genojjen als ſolcher gekränkt werben, ſondern noch viel näher liegt bie Gefahr, daß die Gemeinde 
auteritäten oder auch die geſammte Gemeinde bei ihren Richtungen und Beſchlüſſen ver ihrer 
unmittelbaren Obhut anvertrauten Intereflen der nachkommenden Geſchlechter oder überhaupt 
ber höhern und bleibenden Intereffen der Gejammtheit vergeffen und flatt derſelben nur ihre 
eigenen perjünlihen Vortheile wahrnehmen, z. B. das Gemeindevermögen vergeuben oder 
unter die jegt lebenden Mitglieder vertheilen möchten u. |. w. Hier nun ift die Oberauffiht des 
Staates von größter Wichtigkeit und Wohlthätigkeit, und die Gemeinde, in ihrer Eigenſchaft 
als nimmer ſterbende moraliſche Gejammtperjönlichkeit, deren Zwecke namlich nicht auf die Ge⸗ 
genwart oder daß gegenwärtige Geſchlecht beihränkt, jondern aud die fernfte Zukunft um— 
faſſend find, erſcheint in legter Beziehung ald eine Art von Stiftung, die ver Staat anerkannt 
und in jeinen Schug genommen hat, folglic in ihrer dem Stiftungägejege gemäßen Verwal: 


Gemeinde 243. 


tung (dad Stiftungögejeg ift hier ver Durch Die Vernunft bietirte Inhalt des Vereinigungsver⸗ 
trage in Verbindung mit ven dazugekommenen bejondern hiſtoriſchen Rechten) ſchirmen und ex- 
Halten muß. Indeß folgt Hieraus keineswegs, daß der Staat die Gemeindeverwaltung durch ſich 
jelbft, d. h. durch feine eigenen Diener beſorge. Vielmehr Hat er den natürlichen und überhaupt 
aud zuverläfiigflen Verwalter in ver Gemeinde jelbft oder in den durch jie gemählten Häuptern 
zu erfennen und feine einer Art von obervormundfhaftliher Gewalt Hier ähnliche Autorität 
mehr nur zu allgemeiner Vorbeugung, zumal mittels gefeglidher Herftellung einer guien Ge: 
meindeverfaflung,, als zu fpecieller ECinmiſchung in bie einzelnen Gejchäfte zu gebrauchen. Die 
(egtere joll in reinen Gemeinveangelegenheiten, wenigſtens in ber Regel, nicht gebietenn, 
ſondern blos controlirend (prüfend und ſodann genehmigend oder nicht genehmigend) einjchrei- 
ten; ſonſt töbtet jle das edlere Lebensprincip der Gemeinde, die Selbſtändigkeit und Freiheit, 
und gibt ihr, anflatt ihrer natürlichen, aud in ver Regel kundigen, d. h. mit den wahren In- 
tereflen der Gemeinde vertrauten und ald Genoſſen dieſelben tbeilenden, ver Gemeinde mit 
Liebe und patriotifhem Eifer zugetbanen Verwalter , fremde, theilnahmloſe, oft nach unlautern 
Zwecken ftrebenve, ihren Willen für Recht achtende Gebieter. 

3) Nicht nur die Gemeinvden ald Gejammtperfönlikeiten, ſondern aud ihre einzelnen 
Angehörigen als Ginzelne haben den Staatövertrag mit gejchloffen und find daher auch unmit- 
telbare Glieder des flaatäbürgerlihen Vereind. Auch in einem Köberativftnate oder wahrhaft 
ſtaatsrechtlich (nicht blos völferrehtlich) geſchloſſenen Bundesſtaate ericheint ver Einzelne nicht 
nur al8 Bürger des befondern Gantond oder der zum größern Staatöförper verbundenen Pro⸗ 
vinz, ſondern zugleich auch ald Bürger des legtern. So z. B. iſt der Bürger von Aargau oder 
Bern zugleih auch Ichweizerifcher Eingenoffe und jener von Neuyork oder Pennfplvanien zu: 
gleih aud Bürger ver Vereinigten nordamerikaniſchen Breiftaaten. Noch weit mehr ift dieſes 
der Ball bei vem Gemeindebürger gegenüber dem Staate. Denn wenn bei Bundesſtaaten ver 
Hauptzweck der Bereinigung die Sicherheit nad) außen iſt, fo ift bei jener der Gemeinden zum 
Stuate der innere Staatszweck ein gleich wichtiger Vereinigungögrund, und jeder Gemeinve- 
bürger forvert daher von diefem Staate deſſen Verwirklichung für jeine eigene Perfon überall, 
wo oder infofern nicht fihon der Gemeindeverband dazu als Hinreihend ericheint, Er fordert 
diefe Verwirflihung auch unmittelbar von dem Staate, ſowie er gegen denſelben auch unmittel= 
bare Verpflitungen übernimmt, und er beſchränkt fortan feine Forderungen an die Gemeinde 
auf Die aus der Nähe der Zufammenmwohnung und aus den damit verbundenen engern Berüb: 
rungen entfiehenven Intereffen, überhaupt auf die von dem Staate minder gut ald von der 
Municipalgewalt zu beforgenden Angelegenheiten und Geſchäfte. Sollte naher vie Gemeine: 
gemalt jenen mohlbegründeten ftantöbürgerlichen Rechten ihrer Mitglieder in irgendeiner Weiſe 
verlegend oder gefährdend entgegentreten, fo fteht der Staatögemalt die Befugniß und die Schul⸗ 
Digfeit zu, jene der Gemeinde in die gebührenden Schranken zurüdzuweiien und die ſtaatsbür⸗ 
gerlihen Rechte ihrer Angehörigen in alle Wege zu firmen. Daffelbe Recht fteht ihr natürlich 
auch in Anjehung derjenigen Staatöbürger zu, weldhe dem Gemeindeverbande ald eigentliche 
Genoſſen nicht angehörig, aber doch wegen des Aufenthalts oder wegen Güterbeſitzes in der 
Gemarfung der Gemeinde mit diefer in nähere Berührung getreten und jo menigftens in einiger 
Beziehung ihr angehörig geworben jind. Auch hier jedoch wird felten eine Einmiſchuug in die 
befondern Acte der Gemeindegemwalt von nöthen fein. Es genügt in der Regel die allgemeine 
geieglihe Feſtſetzung jener Staatsbürgerrechte und in den etwa vorkommenden. Bällen der 
Übertretung die auf Anrufen der Betheiligten gerichtlich ober polizeilich Herzuftellende Beobach⸗ 
tung des Geſetzes. 

4) Wie der Staat ver Gemeinde zu vollſtändigerer und ſichererer Erreichung ihrer 
Zwede die hülfreiche Hand bietet und, was die Gemeinde aus felbfleigener Befugniß und Kraft 
zu leiften nicht vermag, durch jeine höhere und weiter reichende Autorität ind Werk richtet,. alfo 
dient hinwieder die Gemeinde dem Staate zu leichterer und vollfländigerer Verwirflihung ber 
ihm ſelbſt gefegten höhern und umfaflendern Zwecke. Er kann die Gemeinden benugen einmal 
als eine natürliche Gliederung feines Verwaltungsorganismus und ald die paſſendſten Vereini- 
gungspunfte, wohin die einzelnen Staatsbürger je nad ihren Heimats- oder Wohnungdver- 
hältniſſen anzumeijen find, um allva ihre ſtaatsbürgerlichen und politiichen Rechte auszuüben 
und die denjelben entſprechenden Schulvigfeiten zu erfüllen. Er kann dann meiter den Gemein- 
deautoritäten innerhalb des ihnen in ſolcher Eigenſchaft natürlich zuftehennen Wirkungskreiſes 
auch einen Theil feiner eigenen Gewalt velegiren, d. h. ſie mit VBerrichtungen beauftragen, welche 
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nicht eigend oder wenigftend nicht audfchließend die Gemeindezwecke zum Gegenſtande haben, 
fondern um der Intereifen des Staates willen zu beforgen find, oder welde, wenn auch in Bezng 
auf die eigentlichen Gemeindebürger in ber natürlihen Competenz jener Autoritäten liegend, 
dennoch in Bezug auf die Ungenoffen des Gemeindeverbandes eine Delegation von feiten ver 
Staatsgewalt erheifchend find. So benugt mitunter der Staat auch die Kirchenvorfteher, dann 
auch die Familienhäupter oder die Hauseigenthümer zu gewiflen polizeilichen oder politifchen 
Berrihtungen oder zur Ausübung einer gewiſſen Autorität über die Genoffen ihrer Kirchen, 
Bamilien oder Häufer, welche ihnen ohne ſolche Delegation nicht zuftehen würbe. Aber es 
leudtet ein, daß aus diefem Umftande feine weitere Abhängigkeit jener Autoritäten von der 
Staatögemalt gefolgert werden kann, ald welche eigens auf die ihnen aufgerragenen Geſchäfte 
fich bezieht, und daß ungeachtet folder Beauftragung der Kirchenvorfteher, der Familienvater, 
ver Hausherr und fo daher auch der Gemeindevorftand im Vollgenuſſe der Selbflänpigfeit 
verbleiben, welche fie in ihrer Haupteigenfchaft oder in dem berfelben entſprechenden Wirkungs- 
freife naturgemäß und vernunftrechtlich anzuſprechen haben. 

Die Summe der bisher aufgeftellten Betrachtungen geht dahin: die Gemeindezwecke find 
im allgemeinen jenen des Staates analog, beziehen ſich jedoch meiſt nur auf die aus der nähern 
Zufammenwohnung entftehenden gemeinfhaftlichen Intereffen und Sorgen. Die Schlichtung 
der hieraus entſpringenden Angelegenheiten gebührt natürlich ver Gemeinde ſelbſt oder den von 
ihr dazu eigens auderwählten Häuptern oder Geihäftsführern, foweit nämlich der vernünftige 
Geſammtwille der Gemeinde folde einheimifche, d. h. durch Die bloße Municipalautorität zu 
geihehende Beforgung oder Schlichtung der von feiten der Staatsgewalt zu geſchehenden vor- 
ziehen muß oder fann. Dagegen kommt dem Staate die Oberauffiht (in Bezug auf die Intereflen 
der nachfolgenden Geſchlechter auch eine Art von Obervormundſchaft) über alle wichtigern 
Bemeindeangelegenheiten zu, ſodann das gefeglich oder gerichtlich oder auch adminiſtrativ 
auszuübende Schuprecht in Anfehung aller aus dem Gemeindeverbande fließenden oder 
dadurch berührten Rechte und ſtaatsbürgerlichen Intereflen, weiter das allgemeine Geſetzge⸗ 
bungs= und Regierungsrecht in allen dad Staatdintereffe berührenden, d. h. mit dem Staats⸗ 
zwecke wahrhaft in Verbindung fiehenven Dingen, envlih dad Recht, ven Gemeindeverband 
ohne Beeinträchtigung feiner Selbftändigfeit und Lebenäfreiheit zu erleichterter Erftrebung 
der Staatszwecke zu benugen. Wo immer ein Streit oder Zweifel entjteht über die Grenzen des 
der Staatsgewalt zuftehenden oder des von der Gemeinde für fi vorbehaltenen Rechts, da ift 
die Vermuthung für dad natürliche und urſprüngliche, d. h. alfo für Das Recht ver Gemeinde. 
Ohne diefed Prineip ift den ſtets voranfchreitenden Anımaßungen der Staatögewalt gar feine 
Grenze zu fegen; die Gemeinden finfen alddann zu willenlofen Haufen von Adminiſtrirten 
herab, und auch der letzte Funke ihres naturgemäß ſelbſtändigen Lebens erftirbt unter dem Joche 
der allgebietenven Regierung. Ein befanntes, aber eindringliched Beifpiel von der Unerfätt- 
lichkeit ver Forderungen eines centralijirten Abſolutismus ift der Sal, der fih mit Hamburg, 
als diefe Stadt eine Gemeinde des franzdjifhen Kaiferreih8 war, zutrug. Diefelbe wünfdte 
fünf in ihrer Gemarkung ſtehende Bäume zu fällen und mußte dazu die Erlaubniß von Paris 
einholen; fie erhielt diefelbe, jedoch erft nach achtmonatlicher Betreibung. 

Die Regulirung des Verhältniſſes zwifchen Staat und Gemeinde ift nach dem allem ein 
hochwichtiger Theil ver Gefeggebung, ja es follten die Hauptpunfte wicht nur Durch Die gemeine, 
fondern ſchon dur die Verfaffungsgejeßgebung beftimmt werben. Es war ein unermeßlicher 
Fehler der dem durch den Wiener Kongreß erfähaffenen Königreiche der Niederlande allererft 
ertheilten Verfaflung, daß viefelbe, obwol in ihren allgemeinen Principien freiheitlih und 
weile, die Regulirung des Gemeindeweſens lediglich dem Könige überließ. Dadurch murde fie 
abhängig von dem wechſelnden, auch naturgemäß befangenen, weil auf die eigene Gewalt eifer: 
ſüchtigen Ermeffen der Regierung, und diefe, wiewol fie anfangs (1817) eine ziemlich frei- 
finnige Gemeindeordnung einführte, änderte in Eurzer Frift ſolche lobenswerthe Richrung in 
die des Abfolutismus um und bictirte (1825) ein neues Reglement, welches vie Selbftändigfeit 
der Gemeinden faft gänzlich aufhob, aber gerade durch das Misvergnügen, welches dadurch 
entftand, die Revolution von 1830 hervorrufen half. (Vgl. den 1834 in ver belgifchen 
Repräfentantenfammer erftatteten geiftvollen ‚„‚Rapport sur l’organisation communale fait 
au noın de la section centrale” von M. Dumortier.) Aljo nicht durch einfeitige Regierungd= 
verordnungen, ſondern durd Belege, d. h. alſo unter Mitwirkung einer echten, demnach freige- 
wählten Bolfavertretung, ſoll das Gemeindeweſen geregelt werden. Alsdann iſt man fidher, daß 
bei der Abgrenzung der Wirkungskreiſe weder dev Gemeinde noch dem Staate zu nahe 
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getreten, ober das durch Natur und Vernunft dictirte, allein wohlthätige Verhältniß zwifchen 
beiden in einfeitigem und eben darum falſchem Intereſſe werde verrückt oder aufgehoben werben, 
Die ohnehin in inniger Wechſelwirkung ſtehenden Intereflen DeseStaated und der Gemeinde 
find ven Volksvertretern (menn fie foldhes Namens würdig find) gleich theuer, und 'fie Eennen 
auß eigener Erfahrung die Vortheile und Nachtheile der von der Gemeinde: und der von der 
Staatsautorität ausgehenden Verwaltung. 

IM. Bon dem Semeindebürgerrehte und von deſſen Erwerbung. Unter 
den gemeindebürgerlihen Rechten können bier nur diejenigen verftanden werben, melde ven 
Semeindebürgern lediglich als ſolchen zuftehen, folglich die jchon vermöge des Staatsbürger— 
rechts anzufprechenden, daher ohne Unterfchied den Gemeinvdebürgern und den Nichtgemeinde— 
bürgern zufiehenden nicht. In fold engerm Sinne beihränfen fi die gemeindebürgerlichen 
Rechte auf: 1) dad ſelbſtändige, d. h. Eeiner befondern Verleihung mehr bedürfende Recht, in 
einer beftimmten Gemeinde zu wohnen und eben dadurch auch desjenigen (Rechts- und polizei= 
lihen) Schutzes theilhaftig zu fein, welchen die Gemeinde ihren Angehörigen zu feiften theils 
ſchon vermöge des urfprünglichen Zwecks ihrer Vereinigung , theild vermöge Staatsauftrags 
verbunden ift. Infofern die Staatögewalt auch Ungenoſſen ver Gemeinde als ftaatShürgerliche 
Ginmwohner, oder auch Ausmärker oder Fremde dem bleibenven oder zeitlichen Schuße derſelben 
zumweift, fo mögen jie infofern au als Gemeindeangehörige (doch nicht eigentlich Mitglieder, 
oder Bürger) betrachtet werden, wenn man nicht lieber ihre Theilnahme an jenem Schuge aus 
dem flaatöbürgerlihen Anfpruche ableitet. 2) Das Benugungsredt ſämmtlicher Gemeindean- 
ftalten nad) Maßgabe des Zwecks derſelben und der zur Theilnahme nöthigen perjönlichen 
Eigenjhaft. Hierher gehört aud) das Recht auf Verforgung oder Unterflügung aus Gemeinde: 
mitteln in Fällen der bleibenden over zeitlichen Hülflofigkeit. 3) Ideales Miteigentbun oder 
Mitnugeigentfum am Gemeindegute und Forderungsrecht auf deflen zweck- und geſetzmäßige 
Verwendung. 4) Theilnahme am politiſchen Gemeinderechte, d. h. am Stimmrechte in 
Gemeindeangelegenheiten und am activen und pafliven Wahlvechte zu den verſchiedenen Ge⸗ 
meindeftellen und Ymtern, abermald nad) Maßgabe ver vom Geſetze anerfannten oder vernunft⸗ 
mäßig anzuerfennenden Befähigung oder erforderlihen perjönlichen Eigenichaft. 

Dagegen gehören unter die gemeindebürgerlichen, d. h. die Eigenſchaft ald Gemeindebürger 
vorausſetzenden Nechte nicht, ſondern fliegen fhon aus den Staatsbürgerthume: 1) dad Recht 
des Aufenthalts auf den Staatögebiete, d. H. ver Wohnung und Nieverlaffung auf jedem 
Punkte deflelben, wo nicht Privatrechte eines Eigenthümers oder Grundherrn oder polizeiliche 
Gründe entgegenfteben. Keine Gemeinde kann, außer in den hefagten Fällen, einem Staats: 
bürger den Aufenthalt in ihrer Gemarkung verfagen und jie ift zur Aufnahme der ihr vom 
Staate rigend Zugemwiefenen (nicht eben als Bürger, wol aber ald Bewohner) verpflichtet. 
2) Das Recht auf vollftändigen gerichtlichen wie polizeilihden Schug für Perfon und Habe. Der 
Staat jedoch kann in gewifler Sphäre folgen Schug auch leiſten durch Anweifung an eine Ge: 
meinde. 3) Das politifche Staatöbürgerreht muß irgendwo im Staate ausgeübt werben, und 
ed fönnen auch in diefer Beziehung die Staatsbürger an beſtimmte Gemeinden, obſchon fie 
deren Genoſſen nicht ind, geiwiefen werben. 4) Das Gewerbsreht, d. 5. das Recht, auf felbft- 
gewählten ehrlichen Wege fein Brot zu verdienen. Es ift ein ungeheuerer Miögriff, folches 
allgemeine Menſchen-, alfo auch Staatsbürgerreht zu einen Gemeinberechte zu ſtempeln und 
dadurch ven Staat in die Lage zu verfegen, feinen Angehörigen, welche nicht Gemeindebürger 
ſind (oder wenigftend nicht alldort, wo fie wohnen), die natürlichfte Befugniß durch Engherzig- 
feit einer Gemeinde entreißen oder verfümmern laſſen, oder folden Gemeinden gegen ihren 
Willen Fremde, d. h. Ungenoſſen, ald Mitglieder oder Bürger aufbringen zu müflen. 

Haben wir alles Weſentliche, was der Staatsbürger vom Staate mit Recht verlangt, dem⸗ 
felben unabhängig von irgendeinen Gemeindeverbande zugeſprochen, fo fönnen wir auch unbes 
benflich der Gemeinde dad Recht zuerkennen, denjenigen, welche nicht ſchon einen gefeglich be= 
gründeten Anfprucd auf ihr Bürgerrecht haben, vaffelbe, wenn fie darum anfuchen, nad) freiem 
Exmeſſen zu gewähren oder zu verweigern. Das Gefep allein, und zwar im Sinne des durch 
die Vernunft dietirten Inhalts des gemeindebürgerlihen Gefellihaftsvertrags, ſoll die Bedin⸗ 
gungen und perſönlichen Eigenfchaften feftftellen, melde ven Rechtsanſpruch auf die Aufnahme 
verleihen (Geburt, längerer Aufenthalt, Verheirathung mit einem Bürger oder einer Buͤrge⸗ 
rin, Unbeſcholtenheit, ſelbſtändiger Lebensunterhalt u. !. w.); ; und wer, ohne folde Eigen⸗ 
Ihaften zu befigen, um die Aufnahme nachſucht, der möge eben der Gewährung oder Bermei- 
gerung nad) dem freien Ermeflen der Gemeinve gewärtig fein. Die Staatöregierung joll ſolches 
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freie Bewilligungsrecht ehren und nur, wo etma über das Vorhandenfein der gejeglichen Be- 
dingungen ein Streit erhoben wird, denfelben durch ihre Behörden entiheiden laflen, nicht 
aber aus eigener Autorität einen Unberedhtigten der Gemeinde ald Bürger aufbringen. 

Hierdurch iſt auch Die Frage beantwortet, ob jeder Staatsbürger Mitglied einer Gemeinde 
fein müfle. Wir fagen: Nein! Wol mag der Staat zu den oben angedeuteten Zweden 
feine Angehörigen an beſtimmte Gemeinden, insbefondere an jene ihre Wohnortd anmeifen ; 
aber dadurch werben fie nicht Bürger folder Gemeinden, jondern bleiben ſchlechthin Staats- 
bürger, welchen zwar die Gemeinde, infolge ihrer Pflicht gegen den Staat, Verſchiedenes 
zu leiften oder zu geftatten hat, ohne jedoch fie darum als wirkliche Mitgliever anzuerkennen. 
Es wäre felbft eine Beleivigung für die Gemeinde, wenn man fie nöthigen wollte, 3.8. einen 
Heimatlöfen, wegen hartnäcigen Bettelns oder gar Gaunerei Eingefangenen, welden man 
endlich irgendeine entfernten Titel8 wegen einer Gemeinde zur Ernährung und Beaufſichti⸗ 
gung zuweiſt, ſofort auch als Bürger, als ſtimmberechtigtes Mitglied aufzunehmen. Und Hin: 
wieder wäre es gleichfalls eine baare, durch gar keinen Nothwendigkeitsgrund gerechtfertigte 
Unbilligkeit, z. B. einen großen Grundeigenthümer, deſſen Wohnſitz in keiner Gemeindegemar⸗ 
kung gelegen iſt und welcher nach feinen perſoönlichen Verhältnifſen ganz und gar feinen Vor: 
theil von dem Eintritte in einen Gemeindeverband ziehen kann, gleihwol zu zwingen, in einen 
ſolchen gegen feine Neigung einzutreten; voraudgefegt, verfteht ſich, daß vo Geſetz ihn überall, 
wo. er Liegenſchaften oder überhaupt ſteuerbares Vermögen befigt, zu verhältnigmäßigen Bei: 
trägen an bie betreffenden Gemeinden, die ihm daſſelbe ſchützen, verpflichte. 

Dagegen, glauben wir, ftreitet fein entſcheidender Grund dawider, daß einer zugleich Mir: 
glied over Bürger mehrerer Gemeinden ſei. Zwar nimmt in der reinen Idee der Gemeinde: 
verband analog jenem der Familie die ganze Perſoͤnlichkeit, d. h. die volle Liebe, Anhänglichkeit 
und patriotifche Pflicht des ihm angehörigen Bürgers in Anſpruch, ſodaß bei ver Theilung 
folder Pflicht unter mehrere folhen Anfpruch machenne Gemeinden nothwendig die eine oder 
die andere verfürzt werben muß. Allein die Kraft ober das Vermögen und der Eifer bes Lei- 
ſtens kann bei dem einen leicht fo groß als bei zehn andern zufammengenonmen fein, und es 
fann auch einer abwechjelnd an mehreren Orten wohnen und feſtes Wohnungsrecht beſitzen; 
warum follte er alfo nicht auch wirklicher und activer Bürger in denſelben fein dürfen? Kann 
ja doch nach dem deutſchen Bundesſtaatsrechte ein Standesherr Staatöbürger in mehrere Bun: 
vesftaaten fein, wiewol vie ſtaatsbürgerliche Pflicht noch weit mehr ald die gemeinbebürger: 
liche in fich enthält; warum follte man die Gemeinden fo übermäßig ſtreng gegeneinander 
abſchließen? Inſofern jedoch die Gemeinde blos ald eine Gliedernng des Staatdorganismus 
oder als ein Fach für die Eintheilung der Staatsbürger betrachtet wird, kann freilich jeder nur 
einer Gemeinde vollfommen angehörig, wiewol in mehreren wohnungsberechtigt ober begütert 
u. f. m. fein. 

Wichtiger und von fhmierigerer Entſcheidung ift die Frage über die vernunftrechtlid anzu= 
erfennende Unterfcheidung der Gemeinvebürger in mehrere ungleich berechtigte Klaffen. Das 
hiſtoriſche Recht Hat derfelben mehrere eingeführt, und ed handelt fih, wenn von der Reform 
des Gemeindeweſens die Rede ift, darum, melde viefer Unterfheidungen haltbar und welche 
verwerflich feien. 

Eine ganz natürliche, darum im allgemeinen von felbft fich verſtehende und bloß einer 
genauern Beflimmung dur pofitived Necht bedürfende Unterſcheidung ift die in vollbürtige 
und unvollbürtige Bürger. Die legtern find Diejenigen, welchen eine zur Ausübung des Bürger: 
rechtö vernünftigermweife erforderliche perjönliche Eigenſchaft (zeitlich oder bleibend) mangelt. 
So die Minderjährigen, fo die Frauen (die da 'wenigftend von der Berathung und Stimm: 
gebung in Öffentlihen Angelegenheiten, überhaupt von den politiſchen Rechten naturgemäg 
ausgefchloffen werben, doch, wofern fie verfönlich ſelbftändig, d. h. großjährig und unvermählt 
oder Witwen find, in Bezug auf die übrigen gemeindebürgerlichen Rechte den Männern billig 
gleichgeftellt fein follten); fo vie Knechte oder überhaupt die des jelbftändigen Lebensunter⸗ 
Halt? Ermangelnden (wiewol hierüber und zumal über Ziehung einer billigen Grenzlinie 
geftritten werden mag); jedenfall die aus den Öffentlichen Wohlthätigfeitäanftalten Unter: 
haltenen; ſodann die des Verſtandes Beraubten; auch die wegen infamirender Verbrechen 
Derurtheilten und endlich die beharrlich ver Erfüllung ihrer Bürgerpflicht jich Entziehenden, 
dadurch aljo auch auf ihre Rechte Berzichtenden (worüber jedoch gleichfalls poſitive Beftimmun- 
gen nöthig find). 

Eine aus unferm von der Gemeinde aufgeftellten Begriffe natürlich fließende Eintheilung 
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der Gemeindeangehörigen ift bie in wirkliche Bürger, in bloße ſtaatsbürgerliche Einwohner und 
in Ausmärfer. (fremde, die nur einen vorübergehenden Aufenthalt in der Gemeinde nehmen, 
gehören gar nicht zu deren Angehörigen.) Der rechtliche Unterfchied zwiſchen den drei befagten 
Klaffen ift jehr groß und augenfällig. Bürger find, Die der Gemeinde als wirkliche Mitglieder, 
fei es durch Geburt und foͤrmlichen Bürgerrechtsantritt, fei es durch Aufnahme, angehören und 
demnach (wenn nit eind der oben bemerkten Hinderniffe obmwaltet) die Theilnahme an aflen 
natürligen und pofitiven, zumal aud politifhen Rechten derſelben anfpreden. Staatsbürger⸗ 
liche Einwohner find, denen vermöge Staatsgeſetzes das Wohnungsrecht in der Gemeinde zus 
ftebt und die vermöge vefjelben allda ihre oben erwähnten ſtaatsbürgerlichen, namentlich auch 
die politifhen Rechte auszuüben und die entſprechenden Pflichten zu erfüllen haben. Denfelben 
gebührt in ver Regel vermöge der Staatsanweiſung (molauch vermöge freiwilliger Gewährung 
von feiten der Gemeinden) die Theilnahme an allen nicht eigens oder ausfchließlich für wirkliche 
Bürger errihteten Gemeinveanftalten, namentlid an den auf den Schuß der Perfünlicgkeit und 
der Habe berechneten, ſodann an Schule und Kirche und an jenen für Gefunpheit, Bequemlich- 
keit und Vergnügen. Aber fie find von den politiihen Gemeinderechten ausgefchlofien, fünnen 
jedoch in Angelegenheiten von gemifchter Natur, die nämlich auf ihre befondern Intereffen von 
Einfluß find (4. B. bei Beflimmung eines Umlagdfußes für Beftreitung gewifler, zumal von 
Staats wegen aufgelegter Laſten oder bei Naturalvertheilung derfelben) mit berathender ober 
auch zählenver Stimme begabt werden. Auch kann ihnen der Staat nach Umftänden oder unter 
gefeglich zu beſtimmenden Bebingungen felbft einen Anfpruc auf die Armuths- oder Verfor: 
gungsanftalten ver Gemeinde ertheilen. Es ift klar, daß ſolche Einwohner, da fie an Rechten 
und Genüffen ven wirflihen Bürgern faft glei find, billigermaßen aud zur Theilnahme an 
der gemeinen Laſt nach entfprechendem Verhältniſſe beigezogen werden dürfen und folfen. Aus- 
märfer enblich find die in der Gemeinde nicht domicilirten, ob auch etwa zeitlich darin fi auf: 
baltenden Staatsbürger oder auch Fremde, welchen ein liegenſchaftliches Beſitzthum (ober aud) 
ein Grundrecht oder eine Werfftätte u. |. m.) tn ver Gemarkung zufteht, wofür fie demnad den 
Schuß von feiten der Gemeinde in Anfpruch nehmen und ebenfo auch der Theilnahme an allen 
den Anftalten (Belogut, Wege: und Brüdenunterhaltung, Yenerlöfhanftalten u. f. w.), 
melde auch ihrem Befitzthume unmittelbar oder mittelbar zugute fommen, ſich erfreuen, eben 
darum aber auch zu Beiträgen, die mit ſolchen Genüffen im Verhältniffe ſtehen, natürlich ver: 
pflitet find. | 

Für diejenigen, welche die Gemeinven als bloße Abtheilungen ver Nation oder Gliederun⸗ 
gen des Staatdorganismus betrachten, ift freilich ein Unterſchied zwiſchen Bürgern und Ein— 
wohnern erfennbar; und für diejenigen, welche die Gemeinde nur als eine aufihrer®emarfung 
begründete Anftalt zur Verwirklichung gemifler Innerhalb verfelben zu erfüllender Staatszwecke 
erkennen, ift auch zwiſchen Audmärfern und Einmohnern fein Unterſchied. Wir jedod jagen 
und von jolden Anſichten lo8, werden übrigens in dem von rem Gemeinvehaushalte handeln: 
den Abichnitte den von und aufgeftellten Unterſchied näher begründen. | 

Was jedod den Hauptgegenftand der gegenwärtigen Unterfuchung bilbet, das ijt der hiſto⸗ 
riſche Rechtsunterſchied zwiichen vorzugöberechtigten und minverberechtigten Bürgern. Man 
findet denſelben in verſchiedener Form ausgebildet oder feftgeftellt. Gewoͤhnlich führen bie vor⸗ 
zugsberechtigten Gemeindegliever ausfhließlich ven Namen Bürger oder Ortöbürger, die min: 
derberechtigten werden Schugbürger, Schugverwandte, Hinterfaflen, Häusler, Tagelöhner 
u. ſ.w. benannt. Dieerftern haben in der Regel einen größern Antheil an der Almenpbenugung 
oder an Gabholz anzufprehen; oft find fie auch ausfchliegend oder vorzugoberechtigt für Ge- 
meindeftellen oder für pad Wahlgeſchäft. Der Geiſt unferer Zeit nun hat ſich gegen ſolche zumal 
angeborene Rechtsunterſchiede zwiſchen Bürgern und Bürgern ausgeſprochen, und es fragt 
fi, ob und wie diefelben unbeſchadet des wahren Rechts aufgehoben werben Fönnen. 

Fürs erſte müflen hier diejenigen Vortheile oder Vorempfänge, melde privatrechtlicher 
Natur find, von jenen unterfchieven werben, welche nad vorliegenden hiſtoriſchen Beweilen 
oder auch nach Gegenſtand oder Inhalt dem Öffentlichen Mechte, fei ed ver Gemeinde, fei es des 
Staated, angehören. Die erflern find unantaftbar, mindeftens nicht ohne Entſchädigung aufzu⸗ 
heben; die legtern unterliegen, wie alles poſitiv ſtatuirte öffentliche Necht, ver Abfhaffung durch 
eben den Geſammtwillen, der fie ind Neben rief. 

Gar oft aber ift ver Urfprung und folglich die Natur ſolcher Rechte mit Zweifeln umgeben. 
Es kann 3. B. das von einer Anzahl Familien (oder überhaupt von den Ortöbürgern) aus: 
geübte Recht, aus dem Gemeindewalde alljährlich zwei- oder mehrmal fo viel an Holz zu 





248 Gemeinde 


empfangen, ald den übrigen Bürgern (3. B. Hinterfailen oder Tagelöhnern) gewährt ift, wahr- 
haft privatrechtlihen Urfprungs fein, Herrührenn nämlich aus dem ehedem der Summe jener 
Berechtigten privatrechtlic zugeftandenen Gefammteigenthume über einen in der Gemarfung 
gelegenen Wald und aus einem etwa rüdjihtlich dev Benugung darüber unter ſich abgeſchlofſſe⸗ 
nen Vertrage, wonach der Wald unvertheilt in ihrer aller Gejanımtbefig verbleiben, das jähr- 
liche (oder auch nad} einen gewiſſen Maße beflimmte) Erträgniß aber je nad Köpfen oder nach 
Familien oder auch nach Häufern oder Hofgütern fo oder fo folle vertheilt werden. Es wirb 
ein folder Urjprung zumal alsdann zu vermutben (oder wenn auch durch einen Gemeindebe= 
Schluß ſolche Vertheilungsart urfprünglidh wäre beſtimmt worden, gleichwol die vrivatrechtliche 
Natur des Rechts anzuerkennen) jein, wenn daſſelbe ald eine Appertinenz eined Haufed oder 
Hofguts von jeher oder jeit längſter Zeit geachtet worden oder nad den Gefegen der privatredht- 
lichen Vererbung over Veräußerung von Hand zu Hand gegangen if. Es kann aber aud) der 
Fall fein, daß die einft nur aus einer beſtimmten Zahl von Hofbeligern beftandene Gemeinde, 
als jte allmahlih auch Fremde in der Eigenfchaft von Tagelöhnern oder Hinterfaffen u. j. w. 
unter fid aufnahm, denſelben zwar die perfünlicden Rechte von Gemeindeglievern (ganz oder 
theilmeife) zuerfannt, Dagegen, was die Benugung der Almend betrifft, für jich felbft, d. h. für 
ihre älteın Mitglievev und deren Nachkommen, den ausfhließenden oder vorzugsmeijen Genuß 
jener Almend ji vorbehalten Hat. In folder Vorausſetzung wäre ſodann die Beredhtigung 
dem Öffentlichen Rechte (der Gemeinde) angehörig, folglich ver Abſchaffung durch den geänderten 
Willen derjelben Gemeinde oder auch durch das Staatsgeſetz unterthan. Es wäre jedoch 
höchſt bedenklich, wenn man folde Abſchaffung einfach durch einen Beſchluß der Mehrheit ver 
gegenwärtigen Gemeinveglieder, wovon nämlich die Minderberechtigten vielleiht drei VBiertheile 
ausmaden, wollte bemirken laffen. Billig wäre 8, zur Gültigkeit eines folgen Beſchluſſes zu 
verlangen, daß auch von den Vorzugsberechtigten (denen nämlich ihre biöherige Nugung ge= 
ſchmälert werben ſoll) die Mehrheit einſtimme, oder doch, daß die Stantögewalt nad) jorgfälti= 
ger Erwägung aller Umftände die neu vorgefchlagene Bertheilungdart für gerecht oder heilfanı 
anerfenne. 

Eine weit freiere Hand aber hat die Staatsgeſetzgebung (und jollte auch ver bloße Gefammt= 
wille ver Gemeinde haben) in Bezug auf diejenigen Vorrechte, welche offenbar nur dem Öffent= 
lihen Rechte entfloffen jein können, worunter alle ohne nad allgemeinen Privatrechte gültigen 
Erb: oder Erwerbstitel blos durch die Geburt erworben oder überfommen werden, und ganz 
befonders alsdann, wenn die fraglichen Rechte oder Vorrechte politifher Natur, d. h. auf Aus⸗ 
übung von Madt oder Gewalt in der Gemeinde jich beziehend find. Wenn ein gefchloffener 
Kreid von Bamilien oder auch überhaupt die Geſammtheit ver unter dem Nanıen der Orts: 
bürger in die Bürgerlifte Eingetragenen von gewiſſen Leiftungen, z. B. Gemeindefronen, 
befreit ifl, und viefelben ausſchließend von den Tagelühnern oder Hinterſaſſen zu tragen 
jind, oder wenn jene privilegirten Samilien ausſchließend oder vorzugsweife das Necht der Ent: 
ſcheidung in öffentlihen Angelegenheiten, oder das active oder paljive Wahlrecht zu den Ge— 
meindeftellen ausüben, fo muß offenbar folder Anſpruch entweder blos auf factifcher Ausübung 
beruhen, wonach er gar feinen Rechtsboden hat, oder auf einem Gemeindegeſetze, d. h. aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend erklärten oder mindeſtens voraudgefegten Gemeindebeſchluſſe, 
welcher demnach jeden Augenblid zurüdgenommen oder geändert werden kann und auch fort- 
während der durch die Stantögejeggebung anzuoronenden Reform unterfleht. Es iſt dieſes 
heutzutage fo ziemlich allgemein anerkannt, und die meiften neuern Gemeindeordnungen huldi— 
gen dem Örundjage, daß Hiftorifche Rechte folder Art ver freien Verfügung der Geſetzgebung 
unterworfen jind. Dabei ift freilich eine auffallende Inconfequenz darin zu erfennen, daß, 
während man einjieht, daß angeborene Rechtsungleichheiten oder bürgerliche und politifche 
Bevorrechtungen nimmer dem Privatrehte angehören oder gar als Gegenftände over Folgen 
des Eigenthums betrachtet werden können, und während die Gejeggebung foldes Princip in 
Bezug auf die gemeinbürgerlihen Stände und Klaffen ganz unbedenklich beobachtet, gleich— 
wol die meiften Hiftorifchen Mechte des Adels, wenigftens des mediatifirten Adels, welche auf 
ganz und gar feinem andern Grunde als die eben angeführten der gemeinen Bürger berufen, 
für heilig und unantaftbar geachtet, ja für wirflihe Eigenthumsrechte erklärt werden. Wir 
jagen: mögen dieſe Rechte immerhin fortbeftehen, wenn man ihre Fortdauer für gemeinnüglich 
oder heilfam hält und naher die Gefeßgebung ſolche Fortdauer ausfpridt. Nur erfläre man jie 
—X IF Eigenthums- oder wahre Brivatrechte, denn dazu kann feine Gefeßgebung in der Welt 
ie machen. " 
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IV. Bom Gemeindevermögen und Gemeindehaushalte. Das Gemeindever- 
mögen in engern Sinne befteht blos aus denjenigen Gute, welches ver Gemeinde privatrechtlich 
angehört, ohne Unterſchied, ob Liegenfchaften over Fahrniſſe oder nugbringende Rechte. Im 
weitern Sinne werden dazu aud die dem Öffentlihen Rechte angehörigen Bejigthümer und 
Duellen der Einnahme gerechnet. Das Gemeindegut im engern Sinne ift der Domäne im 
Staate zu vergleichen, jened im weitern Sinne der Gebietäherrlichkeit, ven Regalien und dem 
Steuerrechte. 

Das eigentliche Gemeindegut oder Privatvermögen der Gemeinde iſt theils zum unmittel⸗ 
baren Bedürfniſſe oder Gebrauche ver Geſammtheit beſtimmt (3. B. Rathhaus, Schule, Kirche 
u. ſ. w.), theils zu jenem der Mitglieder, ſei es ſammt und ſonders (wie die öffentlichen Brun⸗ 
nen, Spaziergänge u. ſ. w.), ſei es für beſtimmte Klaſſen oder Einzelne und in feſtgeſetzter Art 
und Weile (z.B. die Weipepläge, die zur Holzabgabe an die Bürger beflimmten Waldungen 
oder die ald Bürgernugen vertheilten Gemeindefelder u. j. w.), theils enplich zur finanziellen 
Bewirthſchaftung, d. h. zur Gewinnung eines auf Beftreitung der Gemeindebedürfniſſe zu ver= 
wendenden Ertragd. Diefed Gemeindegut ift für die Staatögewalt rechtlih unantaftbar, wie 
dad Privatvermögen der Ginzelnen und aller vermöge felbfländigen Rechts beſtehenden Ge⸗ 
tellihaften. Es war daher einer ber unverantwortlichſten Gewaltſchritte der revolutionären 
Regierung Frankreichs, als fie (1793) das Gewmeindegut zum Nationalgute erklärte. Bon nun 
an waren die franzditihen Gemeinden der millfürlichften Beraubung preidgegeben,, die auch 
noch unter Napoleon’8 Dictatur fortwahrte. Nach der Reſtauration endlich wurde das Der- 
fahren in etwas gemilvert, auch ven Gemeinden ihre noch nicht verfauften Güter zurückgegeben. 

Das dem Gebrauche oder ver Nutznießung aller over einzelner Gemeindeglieder gewidmete 
Gemeindegut hört folder Widmung wegen, folange diefelbe erkennbar vermöge Öffentlichen 
Rechts flattfindet, nicht auf Gemeindegut zu jein. Die Bedürfnißbefrienigung der Gemeinde- 
glieder ald ſolcher kann, wofern zumal die Gefanmtbebürfniffe ver Gemeinde gevedt bleiben, 
mit in den Zweck der Vereinigung oder in die dadurch zu erringenden gemeinfamen Vortheile 
aufgenommen werben, und die Gemeinde hat daher nicht veräußert, was nach ihrem freien 
Willen und Beſchluſſe zum Nugen ihrer Mitgliever verwendet wird, fonbern fie befigt e8 fort⸗ 
während und macht eben Durch foldhe Verwendung davon den von ihr felbft gemählten Gebrauch. 
Sobald jedod eine folde Widmung denjenigen, zu deren Bunften jie geſchah, ein unwiberruf= 
liches Privatrecht darauf verliehen hat (3. B. bei der Vereinigung eines beftimmten Wald- oder 
Weidebezirks mit einem Hofgute, oder bei der Verleihung eined privatrechtlic zu veräußernden 
und zu vererbenden Rechts auf eine beſtimmte jährliche Holzabgabe u. |. w.), jo ift der betref- 
fende Boden oder Ertragstheil nicht mehr Gemeindegut, jondern Privatgut des Impetranten, 
ober ed hat ſich Durch die zu Ounften von Einzelnen gefchehene Statuirung einer Servitut oder 
einer Naturalabgabe das Gemeindegut um ven Kapitalwerth folder Leiftung vermindert. 

In der Regel ſcheinen freilich ſolche Beräußerungen oder folhe Vertheilungen des Gemein: 
deguts zu Privateigenthum ver Mitglieder dem vernünftig anzunehmenden Zwecke, gewiller- 
maßen Stiftungsgefege der Gemeinden zu wiberftreiten, weil der Gemeindeverband, wie der 
des Staateß, ein auf feine Zeit befchränfer, mithin das Interefle der jpäteflen Nachkommen⸗ 
ihaft nicht minder als jenes der gegenwärtig lebenden Mitglieder bezwedend ift. Doch können 
mitunter gewifle Arten des Gemeindeguts oder der Aluıend, z. B. Gemeindeweiden und ein 
Theil der Gemeindewälder, nach Hiftorifchen nicht minder ald nad) vernünftigen Rechte auch als 
privatrechtliches, wiewol einftweilen noch der gemeinfchaftlihen Benugung gewibmetes Ge— 
ſammtgut der Vereindgenoffen betrachtet werben, defjen wahres Eigenthum nämlich ihnen mit- 
einander noch zufteht und deſſen Vertheilung daher jeden Augenblid von ihnen gefordert wer: 
den kann. Wo aber ſolche Annahme oder VBorausfegung nicht flattfindet, da können gleihwol 
Gründe des öffentlichen Wohls, insbeſondere der Nationalöfonomie, die Vertheilung folder 
Güter, wie zumal der Weidediſtricte, zu Privateigenthum anrathen, aud durch Diefelbe das 
dauernde Aufblühen einer Gemeinde bewirkt und dergeflalt fir dad Wohl der Nachkommen 
nicht minder ald für jenes der jegt Lebenden geforgt werben. 

Zu ſolchen Veräußerungen over Vertheilungen, felbft zu blos nutznießlichen Vertheilungen 
wird jedoch wegen der hier ſtets zu befürchtenden Befangenheit der Stimmenden billig bie 
Genehmigung der Staatöbehörbe geforbert; dieſelbe wird dabei bejonderd darauf fehen 
müffen, ob dadurch nicht ver Gefammthaushalt der Gemeinde erfchwert, namentlid) ſodann zur 
Beftreitung der Gemeindebedürfniſſe bedeutende limlagen nöthig werben. Breilid wird von den 
aufrichtigen oder verftellten Sachmaltern der ärmern Bemeindebürger bie Betrachtung geltend 
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gemacht, daß, da die Umlagen nad dem Vermögen fih richten, bie Almendvertheilung Dagegen 
nah Köpfen gefhieht (oder geſchehen foll), den Armern durch die legtere eine größere Wohlthat 
zugeht als durch das Richtausſchreiben einer Umlage, die da nämlich zum größern Theile von 
den Reichen getragen wird. Allein es handelt fich hier nicht eben darum, was den Armern 
frommt, ſondern was die Gerechtigkeit erheiſcht. Das Gemeindegut iſt einem Stiftungdgute zu 
vergleichen, welches ſeinem natürlich anzuerkennenden Zwecke nicht entzogen werden darf; und 
dieſer Zweck iſt beim Gemeindegute, wie bei der Staatsdomäne, offenbar die Beſtreitung 
der gemeinen Bedürfniſſe, nicht aber der bloße Vortheil einer Klaſſe. Wol ſoll die Unterſtützung 
der Armen in der Gemeinde im Abgange anderer Mittel durch eigene Umlagen geſchehen, nicht 
aber iſt ein den Minderbemittelten überhaupt (eigentlicher den nur ein geringes Steuerkapital 
in der Gemarkung Beſitzenden, worunter auch viele ſehr wohlhabend fein können) zuzuwenden⸗ 
der Vortheil, worauf ihnen gar kein Rechtsanſpruch zuſteht, ein vernünftiger Grund zur 
Beſteuerung der Reichern, d. h. der ein großes Steuerkapital Beſitzenden (wiewol oft dennoch 
Armen, z. B. Verſchuldeten). Auch im Staate wird der Geſammtertrag der Domäne für das 
oͤffentliche Bedürfniß verwendet und erſt das ſodann noch Mangelnde durch Umlagen gedeckt. 
Warum ſollte es in der Gemeinde anders ſein? Mindeſtens wird das hier Geſagte als Regel 
gelten, vorbehaltlich der aus beſondern Gründen da oder dort zu ſtatuirenden Ausnahmen. 

Zum Gemeindevermögen im weitern Sinne gehört gewiſſermaßen auch die Gemarkung. 
Denn einerjeltd fleht ver Gemeinde darauf eine Art von Obereigenthum zu, vermöge beffen fie 
gewöhnlich auch einige nugbringende Rechte (Jagd, Fiſchfang u. |. w.) beflgt, und dann iſt 
das im Umfange ver Gemarkung befindliche Privateigenthun die natürlichfte oder nächſtliegende 
Bedeckung (nicht eigentlih Hypothek, wol aber Factifche Sicherheitäleiftung) für die Beftreitung 
des Gemeindebedarfs, nämlich mitteld der im Falle der Unzulänglichfeit des Einfommend aus 
dem eigentlichen Gemeindegute von jenen Privatgütern zu fordernden Abgaben. Sodann bildet 
die Gemarkung den Raum, innerhalb dveffen die Gemeinde die Zwecke ihrer Stiftung (durd 
Rechts- und poltzeilihen Schuß oder überhaupt durch Sorge für Sicherheit und Wohlfahrt 
ihrer Angehörigen) zu erftreben bat. Sie bilvet gemiffermaßen ihr Wohnhaus, welches gegen 
Eingriffe Auswärtiger zu vertheidigen ihr felbft, eine privatrechtliche Befugniß zufteht. Auch 
find ihr gemöhnlih auf ihrer Gemarkung gemiffe den Negalien ähnliche, einen Ertrag abmer: 
fende Rechte verliehen, welche jedoch, infofern fie nicht eher als Andflüffe ihres privatrechtlichen 
Eigenthums oder Obereigenthums erſcheinen, dem Begriffe der Steuern anheimfallen, von 
welchen weiter unten die Rede ſein wird. 

Den Urſprung des Gemarkungsrechts kann man entweder davon ableiten, daß die Stifter 
der Gemeinde einen gewiſſen Bezirk gemeinſchaftlich in Beſitz nahmen, und daß ſodann die 
Geſammtheit denſelben zwar (mit Ausnahme des zum bleibenden Gemeindegut erklärten 
Theils) zu Privateigenthum an ihre Mitglieder hingab, jedoch vorbehaltlich des Obereigen⸗ 
thums über den ganzen Bezirk; oder daß die benachbarten Wohner, als fie ſich zu einer Ge⸗ 
meinde bildeten, ihre Privatgründe zufammenfchlugen und daraus das Gebiet der hierdurch 
zur Obereigentbünterin erklärten neugefchaffenen Gemeinde bildeten. Indeſſen find im Laufe 
der Zeiten noch verſchiedene andere Erwerbstitel hinzugekommen, und insbeſondere hat auch der 
Staat mitunter durd) feine eigene Autorität die Grenzen einer Gemeindemarfung hier erweitert 
und dort verengert, was au, mofern nur das eigentliche Gemeindegut unberührt blieb und ein 
wahres öffentliches Interefle vergleichen Beränderungen erheijchte, nad Umftänten eine Nedt: 
fertigung (mie ja durch die Stantögefeßgebung mitunter auch aus einer Gemeinde zwei oder au 
zweien eine gemacht wird) wohl zuließ. 

Noch gehören zum Einkommen der Gemeinde verſchiedene zufällige Einnahmen, indbejon- 
dere die gejeglich zu vegulirenden Bürgeraufnahme- und Bürgereinfaufdgelver, jene für die 
Grtheilung des Bürgerrechts überhaupt, viefe für die gewährte Theilnahme am jogenannten 
Bürgergenuß, d. 5. an den aus dem Gemeinvegut den Bürgern zufließenden Nugungen. 
Sodann die Gebühren für die von den Gemeinveautoritäten theild vermöge eigenen Rechts, 
theil8 vermöge belegirter Gewalt audzuübenven polizeilichen, vechtöpolizetlihen und gericht: 
lichen Acte u. f. w. 

In die Einzelheiten des Gemeindehaushalts einzugeben, Tann bier nicht unfer Zweck fein. 
Wir beihränfen und auf die Bemerkung, daß hier zumal die Staatöfürforge fih zu äußern hat 
durch Vorſchrift zweckmäßiger Rehnungsformen und durch Anordnung einer genauen Gontrole 
nit voller Publicität aller hierher gehörigen Gefhäfte. Auch fordert Billig die Staatsbehörde 
die an fie zu machende Vorlage der jährlihen Voranſchläge über Bedürfniß und Deckungsmittel, 
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fowie der Nachweiſungen über die wirklich ftattgehabten Einnahmen und Ausgaben; auch 
behält fte fi für die wichtigern und außerorbentlihen Poften (nicht aber für die geringfügigern 
oder laufenden) die, Genehmigung oder Verwerfung (leßtere jedoch nicht willkürlich, ſondern 
nur aus triftigen Gründen) vor. 

V. Insbeſondere von den Bemeindefteuern und Imlagen. Weldhe Gefamnt- 
bebürfniffe nicht aus dem Ertrage des: Gemeindegutd und aus den zufälligen Einkünften ver 
Gemeinde beftritten werben können, viefelben müflen durch Umlagen auf ihre Mitglieder und 
Angehörigen die Bedeckung erhalten. Es ift dieſes ein Hauptpunft und der ſchwierigſte von 
allen, vie bei der Lehre vom Gemeindehaushalte vorfommen. Wir widmen ihm daher eine 
beſondere Betrachtung. 

In ver Lehre wie in der Gefehgebung over herkömmlichen Beftimmung, d. h. alfo in der 
Theorie wie in der Praris, herrichen bei dieſem hochwichtigen Gegenſtande nicht nur mancherlei 
Widerſprüche oder Verfchievenheiten unter den hier oder dort anfgeftellten Anfichten over gel: 
tenden Grundſätzen und Übungen vor, fondern man ſtößt bei genauer Prüfung faft jeder der: 
felben auf Begriffsverwechſelungen, Rechtöverfehrtheiten, Borurtheile, Willkür und Schlenprian. 
Es wird kaum nöthig fein, dies obſchon hart Flingenve Urtheil in Einzelnen zn rechtfertigen. 
Die Aufftellung ver der unbefangenen rechtlichen Bernunft oder dem gefunden Menſchenverſtande 
fih hier aufdringenden und einleuchtenden allgemeinen Grundfäge, womit dann ein jeder, 
welcher dem Gegenftande fein Nachdenken weiht, pie ihm bekannten oder in den Gemeinden 
feines Landes vorwaltenden einfach vergleichen möge, wird wol genügend ſein. 

Die Gemeinde, fo murde oben ausgeführt, ift ein Staat im Fleinen, und das natürliche 
Gemeinderedht ſtimmt daher in den meiften weſentlichen Punkten mit dem vernünftigen Staats⸗ 
rechte jo ziemlich überein. Es wird daher der für ven Staatshaushalt, d. h. für die Beitrags- 
pfliht der Staatsbürger zu demfelben geltende Hauptgrundfag auch fir die Gemeinde gültig, 
obwol vielleicht in der Anwendung wegen ver Verfchiedenheit der hier in Betracht zu ziehenpen 
Verhältniſſe zu einigen Abweichungen führend fein. 

Den Haupt: oder oberften Grundſatz für die Befteuerung im Staate haben wir in den Art. 
Abgaben folgendermaßen ausgebrüdt: jeder Staatsangehörige trage zu der gemeinen Laft 
bei nad) vem Maße jeiner Theilnahme an ven Wohlthaten des Stantövereind. Als Folgerung 
aud dieſem Sage, daher nicht fhon an und für fi gültig, fondern nur in Gemäßheit ver 
wenigſtens annähernd richtigen Anficht, daß dad Maß jener Theilnahme jich nach dem des Ver- 
mögens und Einkommens jedes Ginzelnen richte, wurde dann ber weitere Sag aufgeftellt: 
jeder trage bei nad Verhältniß feines Vermögend und Einkommens, jedoch nicht ohne 
einige Beihränkung und Ausnahme. Wir nehmen nun aud für die. Gemeinde den oberften 
Grundfag in Anſpruch und jagen: jeder Angehörige der Gemeinde trage zu den Gemeinde- 
laften bei nah Maßgabe feiner Theilnahme an den Wohltbaten des Gemeinvevereind. Aber 
den zweiten Sat oder die für den Staat daraus gezogene Folgerung aus dem erften, nämlich: 
jeder trage bei nad dem Maße feines Vermögens und Einfommend, können wir für die 
Gemeinde nit gleihmäßig anerkennen, meil er hier mit dem oberſten Sage in mandherlei 
Widerſpruch tritt und außerdem feine praftifche Durchführung theils als unmöglich, theild als 
mit den größten Inconvenienzen und Schwierigkeiten verbunden erſcheint. 

Im Staate, welcher die Erſtrebung aller Lebenszwecke ſchirmt und erleichtert, fteht allerdings 
der Bortheil, melden jeder Einzelne von demſelben theild unmittelbar, theild mittelbar zieht, 
mit feinem Bermögen und Einfommen in ziemlich entfprechendem Verhältnis; und alle Staatd- 
angehörigen fordern und erhalten von Staate nach eben jenem Verhältniß daſſelbe, d. h. die auf 
Berfonen und Habe und auf alle Lebendzwecke fich erſtreckende Befhirmung und Fürforge. Und 
ed ift auch bei weitaus den meiften Staatdangehörigen das Vermögen und Einkommen blos 
ein einheimifches, d. h. im Staatögebiete befindliches und daher dem Staatöfchuge empfohlene®. 
(Der Ausnahmen gibt e8 bier fo wenige, daß fie kaum eine Beachtung verdienen.) Und endlid 
gilt auch in Anſehung der Staatöfteuern im ganzen Staatögebiet ein und derſelbe Mapftab, 
2. 5. ein und daflelbe Verhältniß zum Steuerfapital. Alle diefe Dinge aber verhalten ſich tn 
der Gemeinde ganz anders. Zuvörderſt nämlich find (mir Ausnahme des beftimmten Gegen: 
fländen zugewendeten Schutzes, mofür auch meift eine befondere Beftenerung ftattfindet) die 
meiften Vortheile des Gemeindeverbanded und der Gemeindeanftalten allen Bürgern und Ein 
wohnern ohne Unterfchled des Vermögens gleihmäßig oder beinahe gleichmäßig angeboten 
und zugänglich, ja ed find viele verjelben fogar vorzugsweiſe für die minder Wohlhabenden 
beftinmt. Der Mafiftab der Theilnahme ift alfo nicht da8 Vermögen, ſondern nod eher bie 
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Zahl der Familienglieder, oder überhaupt perjönliche Berhältniffe, von melden das Steuer- 
joftem aber nirgends Notiz nimmt. Sodann gibt e8 in der Gemeinde in Bezug auf die Theil- 
nahme an ihren Zwecken und Wohlthaten eine Höhft wichtige Verſchiedenheit nah Maß und 
Titel, welche im Staate theild gar nicht, theils nur ald Ausnahme ftattfindet. Alle Staatsan= 
gehörigen nämlid find Staatsbürger (mofern fie nad) ihren perſönlichen Eigenſchaften es jein 
£önnen). Bloße Einwohner, d. h. mit bleibendem Wohnungsrechte, aber nicht mit Staatsbür= 
gerrecht verfehene Fremde, gibt ed feine, und die Zahl der fremden Gutöbejiger (Staatdaus= 
märfer) ift jevenfalld vergleihöweife gering. In der Gemeinde ift dieſes ganz andere. Hier 
gibt es faft überall brei in Anfehung der Theilnahme an den Gemeindezweden voneinander 
weſentlich verfchievdene Gattungen oder Klaſſen von Angehörigen, nämlich Bürger, bloße Ein- 
wohner und Ausmärfer. Die erften find die vorzugäweife und felbfländig zu jener Theilnahme 
und neben derfelben aud meift zum unmittelbaren Mitgenuß des Gemeindevermögens berech⸗ 
tigten, zugleih auch die mit politifhen Rechten begabten, überhaupt die alleinigen eigentlichen 
und activen Mitglieder des Vereins. Die (ſtaatsbürgerlichen) Einwohner haben weder poli= 
tiſches Recht noch Miteigenthum oder Mitgenuß ded Gemeindevermögend anzufpreden,, jind 
jedoch jonf zur Theilnahme an allen der Perfon wie der Habe gewidmeten Wohlthaten des 
Gemeindeverbandes gleich ven Bürgern berufen. Die Ausmärker enpli haben an den die Per: 
ſoͤnlichkeit der Mitglieder betreffenden Gemeindezwecken durchaus feinen Theil, jondern genießen 
blos die den Gründen oder Häufern von feiten der Gemeinde zugeiwendete Fürſorge. Sodann, 
was foll verftanden werden unter Vermögen und Einkonmen der Gemeindeangehörigen? In 
ber Regel hat man hier bloß da8 in der Gemarkung gelegene Befigthum oder ausgeübte Ge: 
werbsrecht im Auge; aber es macht dieſes gar haufig nur einen Kleinen Theil des Geſammt⸗ 
vermögen ber dafelbit Wohnenden aus; und doch iſt nur das legte ver wahre Maßſtab ber 
Beitragsfähigfeit, welche man jo oft mit Beitragspflichtigfeit vermechfelt. Endlich muß je nad 
dem Vermögensſtand der Gemeinde, d. h. nad) ver Größe des Gemeindeguts und nad) der Be- 
Ihaffenheit der Gemeindebenürfniffe, gar oft in ganz benachbarten Gemeinden von demjelben, 
d.h. von einem gleich großen Steuerfapital hier ein zwei-, drei-, ja zehnmal größerer Betrag 
als dort eingefordert werben, un den Bedarf zu beflreiten, während die Staatäfleuer im ganzen 
Staate ſich gleich ift. 

So viele und weſentliche Verſchiedenheit ver Verhältniſſe macht die gleichmäßige Anwen: 
dung des zweiten oder untergeordneten Beſteuerungsgrundſatzes auf die Gemeinden wie auf den 
Staat unmöglid, ja es ift, um das Recht zu befriedigen, bei dev Gemeinde nothwendig, den- 
jelben ganz zu verlaffen und jich, ſoviel immer thunlich, unmittelbar an das oberfte Princip zu 
Dalten: jeder trage bei nah Maß jeiner Iheilnahme an den allgemeinen Wohlthaten des 
Vereins vder an den bejonvern Zwecken einer beitimmten Ausgabe. 

Bei ſtrenger Durchführung dieſes Grundſatzes würde man etwa zu nachſtehenden Regeln 
gelangen, welche wir einſtweilen theoretiſch aufſtellen wollen, vorbehaltlich der etwa zum Zweck 
der Vereinfachung praktiſch räthlichen Abweichungen. 

1) So viel thunlich unterſcheide man die Ausgaben und Leiſtungen der Gemeinde nach 
ihren Gegenſtänden oder Zwecken, namentlich nach dem Umſtande, ob fie der Intereflen der 
ganzen Geſammtheit, d. h. ſämmtlicher Gemeindeangehöriger, oder nur jener von beftiminten 
Klaffen oder Summen derfelben, oder gar nur jener von beftimmten Individuen wegen zu 
machen jind, und hebe ſodann den Betrag oder pecuniären Werth verfelben jeweild von den 
Interefjenten, aber nur von ihnen und nad) dem Dlape ihres Interefles ein. 

Daher werde 2) wo immer eine gefonverte Rechnung über die Ausgaben für einen beftinmten 
Zweck ohne allzu große Befchwerbe geführt werben kann, eine ſolche wirflich geführt und ſodann die 
aus der Rechnung (oder dem Voranſchlage) fi ergebende Summe unter die Theilnehmer jenes 
Zwecks und zwar nah den Maße jolher Theilnahme repartirt. So wird z. B. die Unterhal⸗ 
tung der Feldwege und Dämme, der Gehalt ver Bannwarte und Waldhüter u. f. w. mittels 
Umlagen auf die betreffenden Gutöbefiger erhoben. Ausgaben oder Laften dieſer Art werben 
jedoch füglih Soriallaften genannt, in Gegenfage von eigentlihen Gemeinbelaften, weil bei 
ihnen nicht der allgemeine Gemeindeverband, fonvdern bloß die Genoſſenſchaft eines befondern 
Zwecks der Titel der Beitragspflicht iſt. 

3) Wo der Zweck einer Anſtalt zwar ein allgemeiner iſt, doch die ſeinetwillen vorzunehmen⸗ 
den Verrichtungen ver Beamten in concreten Fällen (mie dieſes z. B. bei den Rechts- und Poli⸗ 
zeigeſchäften großentheils der Fall iſt) nur beſtimmten Einzelnen nugen over beſtimmter Ein⸗ 
zelner wegen geſchehen, fo werde denſelben eine mit dem Zeit- oder Müheaufwand jener Beam- 
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ten oder überhaupt mit den Unterbaltungsfoften der Anftalt in einem billigen Verhältniß 


ſtehende Vergütung aufgelegt und etwa unter vem Titel von Taren oder Sporteln eingebradt. 


4) Je mehr Sociallaften man von der allgemeinen Gemeinderehnung audgefchieden und ° 
je bebeutenvere Beiträge man von Einzelnen bei concreten Anläffen eingehoben bat, defto weni- 
ger eigentliche Gemeindeunlagen werden alsdann noch nöthig, und defto leichter wird das Ziel 
eines menigftend annähernd gerechten Umlagsfußes zu erreichen fein. Gleichwol wird überall 
noch eine große Anzahl und Mannichfaltigkeit von Gegenftänven der Aufgabe vorhanden fein, 
welche ſich nicht zu einer ver beiden angeführten Dedungsarten eignen, fondern welche, infofern 
nit der Ertrag des Gemeindevermögen felbft fie deckt, von den Angehörigen ver Gemeinde 
als ſolchen zu tragen find und daher die Aufftellung eines dem Princip thunlichft entfprechen- 
den allgemeinen Umlagsfußes ndthig machen. 

5) Seine Auffindung zu erleichtern, müffen wir die Gemeindeausgaben in fo viele Klaffen 
theilen, als ji unter ihnen mefentliche Verſchiedenheiten in Bezug auf die Beirragsprlicht zu 
derſelben Dedung erkennen laffen. Wir ſchlagen dafür die nachſtehende Claſſification vor: 

a) Ausgaben für ven Gemeindehaushalt im ftrengern Sinne, welche nämlich das Intereffe 
ber moralifhen und fortlebenden Gefanmtperfönlichfeit ver Gemeinde betreffen, insbeſondere 
diejenigen, welche die Erhaltung oder Vermehrung des Gemeinvevermögend und die Gewin: 
nung des davon abfließenden Ertrags bezwecken, alſo die Verwaltungskoſten jenes Vermögens 
(nach deren Abzug ſich ohnehin erſt der reine Ertrag herausſtellt), Herſtellung ver ven öffent: 


lichen Zwecken gewidmeten Gebäude, auch der verfchönernden Anlagen u. f. w., die für erhöhte 


Ertragsfähigkeit des Gemeindeguts oder für deſſen Vergrößerung aufzuwendenben Sum: 
men, jodann die Schuldenzahlung (mit Ausnahme der Kriegs: umd einiger andern, einem 
befonbern Geſetz unterftehenden Schulden) u. ſ. w. Klar ift es, daß folde Ausgaben, infofern 
fie nicht aus dem Ertrage des Gemeindeguts ſelbſt Heftritten werben fönnen, nur durch Bei: 
träge der eigentlichen Gemeindebürger (der fogenannten Ortöbürger) zu decken find. Wollte 
man auch die bloßen Einwohner over gar die Ausmärfer hierfür ind Mitleiven ziehen, fo wäre 
e8 Die ungerechteſte Beraubung, die Statuirung einer Tributpflichtigkeit, die ganz und gar jedes 
rechtlichen Grundes ermangelt. Die Hier in Frage lebenden Beiträge werden niit unbillig nad 
dem Steuerfapital der Bürger umgelrgt, da fonft die Armern ihre Zuſtimmung dazu leicht nicht 
ertbeilen würden, auch der Ertrag des Gemeindeguts, inſofern daraus die Gemeindebedürfniſſe 
beſtritten werden, eine entfprechende Verminderung der übrigen Steuerlaſt für jeden Pflichtigen, 
daher für den Reichen in größerm Verhaͤltniß als für ven Armern bewirkt. Würde jedoch 
die Auflage auf ven Bürgernutzen gemadt, fo wäre ſie natürlich für jeven gleich Berechtig— 
ten gleich. 

b) Ausgaben für die perfönlihen Intereffen (Sicherheit, Bequemlichkeit, Bergnügen, 
Geſundheit, Unterricht u. f. w.) der Gemeindegenoffen und ihrer Familien, alfo für ſolche 
Intereffen, woran wenigftend in ver Regel die bloßen (fländigen) Einwohner nicht minder ala 
die wirflihen Bürger theilnehmen. Hierher gehört der Aufwand für die Erforbernifle des 
öffentlihen Gottesdienftes und des Schulunterrichtd, infoweit derjelbe nicht durch eigene Fonds 

edeckt ift, ſodann die Befoldung der zur Beforgung der hier in Brage ſtehenden Intereffen ange: 
Refiten Beamten nnd Diener, auch jene des Bürgermeifters; weiter die IInfoften der Gemeinde— 
polizei, der örtlichen Sanitätsanftalten, ver Straßenbeleudtung, ver Feuerlöfhanftalten, der 
Öffentlihen Brunnen, der Unterhaltung der Wege, Brüden, Dämme u. f. w. innerhalb des 
Drtdsu.a.m. Nichts ift gerechter und billiger, als daß für Bebürfniffe diefer Art ſämmtliche 
(ftändige) Einwohner ohne Unterfchied beitragen, nicht aber die Ausmärker, ald welche ja von 
allen diefen Anftalten oder Audgaben ganz und gar feinen Bortheil ziehen, folglich dafür auch 
nicht in Anſpruch genommen werben follen. Freilich participiren auch nicht eben alle Einwohner 
durchaus gleihmäßig an den angeführten Zwecken; doch find alle dazu berechtigt oder für den 
Ball des Benürfniffes oder ded Verlangend dazu berufen; und dad Mehr oder Minder der 
factiſchen Theilnahme an dem einen oder dem andern gleicht ih, mindeftensd annähernd, gegen: 
feitig aus, weswegen eine fpecielle Berechnung für jeden einzelnen Gegenſtand zwecklos, aud) 
bei der Wechſelwirkung der verfhiedenen Anftalten und bei der Gemeinfigaftligfeit des denſel⸗ 
ben von ſeiten der Beamten zu widmenden Dienſtes ganz unmoͤglich wäre. Bei den Umlagen 
für dieſe Kaffe von Audgaben ſtellt fich ver Grundſatz ver Bertheilung nad Köpfen (d. 5. Fa⸗ 
milien) ald im Nechte begründet dar, und e8 dient auch Diefelbe allein zur Rechtfertigung einer- 
feitö der Gemeindefronen oder des in Natur zu leiftenden Gemeindebienftes ,.infofern der⸗ 
ſelbe von allen Bürgern (wir nehmen dafür auch die bloßen Einwohner in Anſpruch), ſei es 
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nach der Reihe, ſei es auf einmal, gefordert wird, und andererſeits der Berzehrungdfteuer (oder 
fogenannten Octrois), welche man häufig, zumal in größern Gemeinden, für die Gemeindekaſſe 
bezieht. Indeflen mag Billigfeit oder auch Humanität bie Repartition des fraglichen Bedarfs 
nad den Steuerfapital empfehlen; nur follte vann dieſes Kapital nicht blos nad) dem liegen: 
ihaftlihen Beſitzthum und nad dem Gewerbe, ſondern aud nach allen andern Quellen des 
Einkommens und Erwerbs beſtimmt jein. Was übrigens die eigentlichen Bürger betrifft, fo ift 
zu bemerken, daß diefelben durch die Widmung des Gemeindeguts auch zu ven hier in Sprache 
ſtehenden Zwecken ver Geſammtheit den ihnen zur Laſt liegenden Beitrag ober einen Theil 
deffelhen zum voraus entrichten, und daß demnach das firenge Recht erlauben würde, einen 
ſolchem idealen Beitrage entiprechenven reellen Beitrag den bloßen Einwohnern gleishfalls zum 
voraus aufzulegen. Die aus dem Ertrag des Gemeindevermögeng für die perfönlichen Interefjen 
der Gemeindeangehörigen verwendete Summe, dinidirt durch die Zahl der Ortsbürger (oder 
auch die Größe des Bedarfs, dividirt dur die Zahl der Bürger und Einwohner zufammen- 
genommen), würde die Größe der an jeden bloßen Einwohner ohne Unrecht zu flellenden Forde⸗ 
rung audbrüden; doch mag die Hospitalität oder felbft die den Vortheil, welchen die Cinwohner 
bringen, berechnende Klugheit darauf auch Verzicht leiften; nur kann folder Verzicht nicht 
geforbert werben, es fei denn, man betrachte die Einwohner ald Stiftungsberechtigte, d. h. die 
fämmtlihen Gemeinvebevürfnifje als dur ven Ertrag des Gemeinvdeguts, ſoweit es reicht, 
einem Stiftungägejege gemäß gebedt, in welchem Kalle aber auch den Ausmärfern die gleiche 
Wohlthat in Bezug auf die fonft ihnen zur Laft fallende Schulpigfeit zu Theil werden mußte. 

c) Ausgaben für die Gemarfungdbebürfniffe. Diejelben beziehen ſich auf die Intereflen 
der Gemarkung als eined Gomplered von Liegenjhaften over auf jene der Liegenihaftöbejiger 
in der Gemarkung als folder. Es gehören Hierher die jhon oben erwähnten Ausgaben für 
Feldhut, Feldwege u. dgl., welde man auch als Sorialausgaben behandeln kann, ſodann bie 
Unfoften der rechtöpolizeilihen Anftalten für die Konftatirung und Erhaltung des Grunbbe- 
ſitzes, wie der Lagerbücher, Hypothekenbücher u. ſ. w, und dann auch die Erhaltung ver Ver⸗ 
bindungswege einer Gemarkung mit andern und überhaupt die allgemeinen Anſtalten für 
Emporbringung der Landwirthſchaft, Erhaltung des Güterwerths u. ſ. w. Außer dieſen ganz 
eigens den Gemarkungsliegenſchaften gewidmeten Anſtalten und Ausgaben kommt hier billig 
noch in Rechnung ein verhältnißmäßiger Theil ver für ven allgemeinen Rechts- und polizei— 
lichen Schuß zu verwendenden Unkoſten, alſo namentlich ein Theil der den mit folder Sorge 
neben andern Geſchäften beauftragten Municipalbeamten zu entrichtenden Gehalte und ein 
Theil der für Erhaltung der zur Führung der Apminiftration nöthigen Gebäude zu machenden 
Ausgaben u. |. mw. Solche allgemeine Außgaberubrifen fallen natürlich allen Klaſſen der dabei 
Betheiligten gemeinfan zur Laft, und e8 muß daher, wenn man biefe legtern in die Klaſſen der 
Bürger, Einwohner und Ausmärfer theilt, einer jeden Klafje eine nad vernünftigem Ermeſſen 
zu beflimmende Ouote zur Übernahnte zugeſchieden werben. Die bergeftalt beftimmten (ober 
nad) den angebeuteten Grundfägen zu berechnenden) Gemarkungsausgaben fallen natürlich 
allen Liegenſchaftsbeſitzern, ohne Unterſchied, ob Bürger, bloße Einwohner oder Ausmärter, 
nad Maßgabe des Steuerkapitals ihrer Liegenſchaften zur Laſt; doch können die eigentlichen 
Bürger (wie oben auch bei den die Einwohner als joldhe betreffenden Laſten bemerft worven) 
ihren Antheil aus dem Ertrage des Gemeingutd beftteiten, wenn davon nad der Befriedigung 
der früher erwähnten Bedüriniſſe noch etwas erübrigt. 

d) Ausgaben für Leitungen aus ſtaatsbürgerlicher Pflicht, d. h. welche von Staats wegen 
der Gemeinde aufgelegt werben, entweder als einer moralifhen Geſammtperſönlichkeit, oder als 
einer Summe von Stantöbürgern, oder endlich als einem Complex von Grundſtücken. Nach 
diefer dreifahen Unterſcheidung fallen folde in Krieg oder Frieden geforderte Leiflungen 
den derjelben entſprechenden Klaffen ver Ortäburger (d. h. hier der Gemeindekaſſe, joweit tie 
zahlungsfähig ift), jodann der Einwohner und ver Liegenfchaftäbejiger zur Laſt, müflen jedoch 
auf die einzelnen nach dem für die Staatöfleuer beftehenven Fuße (in der Regel aljo nad dem 
Steuerfapitale) repartirt werden. 

e) Kriegslaften haben eine wejentlich verſchiedene Natur an ſich, je nachdem ſie durch 
Machtgebot des Feindes oder durch die Autorität der eigenen Regierung aufgelegt werden. Im 
erſten Falle dient dad Princip der wechſelſeitigen Aſſeeuritung, im zweiten jenes ber Staats⸗ 
fleuer zur Norm der Vertheilung. Wir werden jedoch darüber umſtändlicher in dem Art. 
Kriegslaften handeln. 


f) Außerordentliche Ausgaben folgen —— Ra be sppentligen aufgeftellten oder 
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aufzuftellenden Gejeg. Wir enthalten und, um biefe Abhandlung nit allzu ſehr auszu: 
dehnen, der weitern Ausführung diefes Grundſatzes, deſſen allgemeine Begründung jedod in 
dem oberſten Brincip bereitd enthalten ift. | 

g) Die Audgaben für Wohlthätigkeitszwecke, indbejondere für Armenunterflügung, ges 
hören nad) ihrem Zwede in die oben mit b) bezeichnete Rubrik, d. h. fie jind den Einwohnern 
ohne Unterſchied, ob Bürger oder Nichtbürger, zuzuweifen. Doch Eönnen fie auch unter ven 
Begriff ner von Staatö wegen geforderten Leiftungen fallen. In jever diefer Boraudfegungen 
erſcheint als der geeignetfte Umlagsfup der nad) dem Vermögen oder nad dem Steuerfapital fich 
rihtende. Der Grundſatz der Vertheilung dev Gemeinbelaft nach Köpfen findet alfo hier feine 
Anwendung. 


Aus diefer Glaffification der Gemeindeausgaben nad ihren Gegenfländen und Zmeden _ 


geht überall von jelbft auch die Beſtimmung der Quellen, woraus jie zu beflreiten, over Der 
Perjonen, welche und in welchem Maße fie dafür natürlich fleuerpflichtig find, hervor. In— 
dejjen würbe freilich die genaue Ausführung der aufgeftellten Grundſätze mit manderlei Schwie: 
tigfeiten verbunden fein, weöwegen man auch wol geneigt jein fönnte, eine einfachere und 
burdhgreifendere Norm für die Gemeindeumlagen auf Art eined Vergleih8 anzunehmen, wo: 
fern nämlich ein ſolcher Vorſchlag nicht allzu weit von dem sernünftigen Rechte ſich entfernt. 
So würde 3. B. die Beflimmung, daß von ſämmtlichen Gemeindeausgaben — mit Ausnahme 
ber auf die Bermögendverwaltung und Vermehrung jich beziehenden, welche nämlich jedenfalls 
entweder aud dem Gemeindegut oder aus Beiträgen der eigentlihen Bürger zu beftreiten wären 
— die Hälfte von den Bürgern und Einwohnern zum voraus, und zwar gleihmäßig (nad) 
einem durd Gemeindebeſchluß mit Genehmigung der Staatsbehörde zu beſtimmenden Steuer: 
fuße) getragen, die zweite Hälfte fodann auf Bürger, Einwohner und Ausmärfer nad 
ihrem Steuerfavital umgelegt werben jelle, nach unferer Anſicht gebilligt werben können. Da⸗ 
gegen erjcheint der (insbeſondere auf ven badiſchen Kandtagen von 1831 und 1835 von mehre: 
ren ausgezeichneten Deputirten gemachte, übrigens mit der franzöfiihen Geſetzgebung ver- 
wandte) Vorjhlag, daß zur Beftreitung Tammtliher Gemeindeausgaben ohne Unterſchied zu⸗ 
erft ver ganze Ertrag ded Gemeindevermoͤgens verwendet, für alles alsdann noch Fehlende aber 
gleihmäpig auf Bürger, Einwohner und Ausmärfer eine Umlage nach dem Steuerfapitale ge= 
macht werben foll, ald unbedingt verwerflich, weil er an die Stelle des Rechts die bare Willkür 
jegt, flatt der Herrichaft dew Principien jene des bloßen Zufalls begründet und insbeſondere 


die Ausmärker in allen nur ein geringes Gemeindegut oder gar keins bejigenden Gemeinden 


mit der ungerechteſten und härteſten Tributpflicht gegen biefelben belafter. 

Ahnliche, ob aud nicht gleih maßloſe Mishandlung ver Ausmärfer ift übrigens in 
noch mehr als einem Staate durch Gefeg oder Übung eingeführt, und es verlohnt ji darum 
allervingd der Mühe, darüber einige beleuchtende Worte zu jagen. Nichts ift wahrlich Elarer, 
als dag der den Grundſtücken der Gemarkung von jeiten der Gemeinde zufommende Necdtd- 


und polizeilihe Schutz, ſammt allem andern, was etwa noch eben daher im Interefle ihres An= 


baus oder ihrer Benutzung geihehen mag, nur einen jehr Eleinen Theil derjenigen Vortheile 
ausmacht, welche aus dem Gemeindeverbande für deflen Theilnehmer abfliegen. Weitauß vie 
Hauptſache dabei ift nämlich das, mas zu Gunften der Perfonen, d. h. alſo der (bürgerlichen 
und nihtbürgerlihen) Einwohner geſchieht. Leib und Leben diejer eigentlichen Gemeindean⸗ 
gehörigen und ihrer Familien, Sicherheit ihrer beweglichen wie der unbeweglichen Habe, Ge- 
ſundheit, Bequemlichkeit, Vergnügen — alles ſteht unter vem Schuß und ber hülfreichen Pflege 
der Gemeinde. Erleichterung des Lebensunterhalts, Wohlfeilheit und Güte der Nahrungs: 
mittel und ſodann auch Die höhern ober geiftigen Intereſſen, kirchliche und Schulanftalten ſind 
Gegenftände, worauf die Sorgfalt der Gemeinvegewalten jich zu richten bat und deren meift 
£ojtjpielige Bilege purhaus nur den Bewohnern und keineswegs den Ausmärkern zugute kommt. 
Diefe legtern nun für alles dieſes zu gleichen Beiträgen verpflichten wollen wie die Einwohner, 
iſt nicht nur empoͤrend ungerecht, fondern felbft abgefhmadt. Es ift es in gleihem Grade, ald 
ed 5.2. eine Beſtimmung wäre, wonach ein Schiffspatron von demjenigen, welder ihm blos 
jein Gepäck zum Überführen gibt, gleicgviel Bezahlung verlangen dürfte ald von dem neben 
den Trandport des Gepäds zugleich perfönlid und mit Familie fih des Schiffs Bedienenden 
und etwa auch die Verföftigung von den Patron Empfangenten. Die Unfoften des Gemeinde: 
haushalts leviglih oder auch nur vorzugsweife den Liegenfchaften ober directen Steuerkapita⸗ 
lien ver Gemarkung zur Laft fhreiben, heißt die Gemeinde aus einem lebendigen Vereine von 
Lebendigen in einen todten Complex von Liegenfihaften verwandeln und in ber durch ein gefell- 


U 
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ſchaftliches Band ganz eigens zur Erftrebung perfönlicher Zwecke vereinigten Gefammtheit nicht8 
anderes erblicten al8 eine Summe von Steuerftäcen. Es ift eine abentenerlihe Verwechſelung 
der Gründe und Käufer mit ven Menfihen, folglich ein Verlaffen alles Rechtsbodens und aller 
Mahrheit um einer leeren Fiction — wonach die Gemarkung die Hypothek für Die Ge- 
meindebebürfniffe tft — willen. Endlich ift e8 ſelbſt nachtheilig für die Gemeinde, wenn fie Die 
Ausmärfer jich tributpflichtig macht. Denn wenn fie arm ift (und nur in minder wohlhabenden 
Gemeinden kann der Drud ftarf fein, meil in reihern das Gemeindegut ſchon die Ausgaben 
det) und Daher mit vem Anfaufe eines Grundſtücks in ihrer Gemarkung fofort eine ſchwere 
und unbeftimmte Schuld übernommen werben muß, fo werden der Kaufliebhaber — nämlich 
der ausmärtigen — wenige fein und durch den Mangel an Concurvenz die Güterpreije zum 
größten Schaden der Bürger tief herabgedrückt werden. Und auch im allgemeinen ift der Grund— 
fa ver Bedrückung der Ausmärker ven Gemeinden ober den Gemeindebürgern nachtheilig, 
weil — menigjtend in mohlbeväfferten Ländern, wo bie Ortſchaften nahe beifanımen liegen — 
die meiften Gemeinbebürger zugleich auch Ausmärfer (zumal in benachbarten Gemeinden) find 
und daher, was fie durd die Tributpflicht ihrer eigenen Ausmärker zu gewinnen meinen, in 
gleichem oder noch größerm Maße durch Erduldung deſſelben Drucks in ven Nachbargemeinden 
wieder verlieren. 

Doch es iſt dieſe faft in ver Negel ven Ausmärfern widerfahrende Bedrückung (gegen melde 
fih übrigens ſchon viele gewichtige Stimmen, unter ihnen zumal aud Dupin in der ‚‚Intro- 
duction‘ zu der von ihm herausgegebenen Sammlung der, ‚Lois des communes”, nachdrücklich 
erklärt Haben) nicht das einzige Gebrechen ver meiften Gefeßgebungen über ven Gemeindehaus: 
halt. Ein gleich tadelnswürdiges (und dabei nıittelbar die Laft der Ausmärfer auch noch er: 
ſchwerendes) ift die auffallende und durch nichts zu vertheidigende Begünftigung der bloßen 
Ginmwohner, d. h. derjenigen, Die nicht zugleich auch Gemeindebürger find. Diefelben werden 
zwar, wenn jie Häuſer oder Liegenfchaften in ver Gemarkung befigen, zu venfelben Beiträgen 
wie die Ausmärfer angehalten, doch nicht in der Eigenſchaft als Einwohner, fondern lediglich in 
jener als Liegenſchaftsbeſitzer. Und dennoch genießen fie in der Negel — mit Ausnahme der po: 
litifchen Rechte und bes Bürgernugens, d. h. der Theilnahme am Gemeindegut — alle Vor: 
theile des Gemeindeverbandes, gleich ven eigentlichen Bürgern, und follten alfo nad) vernünf- 
tigem Recht auch gleich dieſen zu den jene Vortheile bezweckenden Ausgaben beitragen. Ge: 
wohnheit, Schlendrian und die allzu oft denfelben huidigenden Gefege ſprechen fie aber da— 
von frei. 

Hiervon trägt freilih auch ver Mangel an gehöriger Glafjification ver Gemeindeausgaben 
die Schuld. Denn allerdings gibt e8 auch viele derfelben (namentlich die eigentlichen Gemeinde⸗ 
Dfonomieausgaben), wozu beizutragen die bloßen Einwohner mit Recht nicht verpflichtet 
werden fünnen. Wo aber aud) eine Claſſification befteht, da ift fe meiftens nad unrichtigen 
Principien oder unklaren Borftellungen gemacht und wird dadurch die Quelle von noch weiterer 
Berrüdung. Dahin gehört z. B. die Vorftellung, melde den Kirchen- und Schulgausbau zu 
pen Gemarfungsaudgaben rechnet (als ob die Gründe der Kirchen und Schulen bevürften und 
nicht die Menfchen), ebenfo die, welche die Kriegdlaften ven Liegenjchaften, nicht aber ven 
Staats: und Gemeindebürgern zufchreibt (f. den Art. Kriegslaften), weiter die, welde die Be⸗ 
leuchtungsfoften für eine ausfchließliche Laft ver Haußbeflger (ald ob nicht alle Einwohner daran 
ein gleiche8 Interefje hätten) anfieht und behandelt, u.m.a. 

Aber ber Widerftreit ver Praris mit den deutlichſten Korderungen des idealen Rechts be- 
ſchränkt jih auf die foeben bemerften Gebrechen nicht. Es kommt noch weiter dazu die Princip- 
lojigfeit der gemöhnlid) vorfommenden Steuergattungen felbft, ſowol nad ihren Gegenftänden 
ald nad) dem Repartitionsfuße. Die vorherrſchende Steuergattung ift Die nach dem in der Be: 
marfung befindlichen birecten Steuerkapitale, wozu man aber nur Gründe, Häufer und Ge— 
werbe rechnet, nicht aber Activfnpitalien, Menten, Befoldungen und andere Einnahmequellen, 
wovon alfo die nothwendige Folge ift, daß mandye arme Bürger mit ſchwerer Steuer belegt und 
manche reiche davon ganz oder faft ganz freigelaflen werben. Aber felbft da, mo man, bie 
Mängel viefer Befteuerungsart erfennend, zu einer unmittelbar die Perfonen treffenden und 
dem Principe einer nad Köpfen over Familien umzulegenden Steuerart feine Zuflucht nimmt, 
wird durch die MWeife der Ausführung der Zweck wieder vereitelt. So gejchieht ed zumal in 
Bezug auf die zmei oben empfohlenen Heilungsmittel, nämlich die Gemeinveftonen und die 
Berzehrungsfteuern. 

Bon dem über die Fronen überhaupt, namentlich über die Staats: und über die Herren- 
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fronen ausgefprodgenen Derwerfungsurtbeile (f. Fronen) Haben wir pie Gemeinbefronen aus⸗ 
genommen, d. b. die von den Gemeindeangehoͤrigen als ſolchen fammt und ſonders einzufor- 
dernden Naturalfeiftungen, infofern fie nämlich von allen Bürgern und Einwohnern (mit Aus: 
nahme der armen und zugleich arbeitäunfählgen, ſodann mit dem Rechte der Leiftung durch 
Stellvertreter) verlangt werden. Durch das Syſtem verfelben wird nämlich ver Gemeindehaus: 
halt wefentli erleichtert, dad Princip der nach Häuptern zu vertheilenden rechtlich gleichen Laſt 
verwirklicht, den Ärmern bie Erfüllung der Bürgerpflicht ohne bedeutende Beſchwerden möglich 
gemacht und denſelben zugleich ein leichtes Erwerbsmittel — nämlich durch flellvertretende Lei⸗ 
ffung gegen Lohn — dargeboten. In der Praris aber treffen wir häufig Fronen an, melde 
man blos von einer niederen oder minverberechtigten Bürgerklaſſe (Ginterfaffen, Tageloͤh⸗ 
nern u. f. w.) einforbert, während die vollberechtigten Bürger und auch die bloßen Einwohner 
davon frei Bleiben und dergeftalt die Gemeindefronen der verhaßten Natur von Herrenfronen 
nabe gebracht werben. Ober man leitet auch bie Fronpflicht überhanpt, was Handfronen betrifft, 
von dem Stande des gemeinen Arbeiterd, und was Fuhrfronen betrifft, von dem Befige von 
Wagen und Ingvieh ab, wodurch abermals das echte Princip verlaffen und ein bloßer Act der 
Gewalt ausgeübt win. 

Gleiche Rechtswidrigkeiten begegnen uns auch bei den gewoͤhnlichen Verzehrungsfteuern 
oder wie ſonſt benannten indirecten, meiſt fogenannten octroyirten Abgaben. Den invitecten 
Steuern im Staate iſt unfere Anficht zwar nicht hold (f. Abgaben); doc in ver Gemeinde 
mögen fie ald Surrogat der hier zu billigenden Berfonalfteuer gelten und daher Beifall ver⸗ 
dienen. Aber ihre Gegenſtände ſollen fo ausgewählt werben, daß fie, ſoviel möglich, alle Bür- 
ger und Cinwohner, nit aber die Fremden treffen, und daß fie, obwol dem Princip nad) eine 
Verthellung ver Laft nach Köpfen enthaltend, dennoch factifch den Reichern ein Mehreres als 
ven Ärmern auflegen. Unſere inbirecten Steuern in Staͤdten haben gar Häufig viefe Eigen: 
ſchaften nit. So iſt 3. B. das ver Gemeinde bemilligte, von ven Wirthen zu entrihtende 
Dhmgeld meiſt nur ven Armern, die keinen eigenen Wein im Keller haben, und ven Frem⸗ 
den, die Ihrer Gefhäfte wegen zur Stadt fommen, aufgelegt. So tft zumal aud dad Pfle- 
ſtergeld, von welchem in ver Regel die eigenen Bürger befreit ſind, blos eine Befteuerung der 
Fremden, die doch der Gemeinde rechtlich nichts Thulbig find, mithin nichts anderes als eine 
antorijirte Beranbung. So iſt überhaupt die Berzehrungsfteuer, wenn fie blos auf die aus 
andern Gemarkungen eingehenden Bietualien oder auf fonftige Gegenſtände, nicht aber auch 
auf die in der eigenen Gemarkung erzeugten gelegt tft, eine widerrechtliche Bedrückung theils 
ber Fremden, die, wie bemerkt, unferm gemeinen Weſen gar nichts ſchuldig find, theils blos 
derjenigen Einwohner, welche z. B. keine eigene Landwirthſchaft over keinen Bartenban treiben, 
za Gunſten ber einhetmifchen Producenten, melde dergeftalt nicht nur befreit bleiben von ber 
ihnen mit Recht aufzulegennen Laft, ſondern vielmehr noch Gewinn ziehen aus dem durch die 
Verzehrungsſteuer fleigenden Preife. 

VL Bon den Gegenfländen und dem Umfange der Gemeindegewalt. ine 
allgemein güftige Beſtimmung ober für alle Gemeinden gleichmäßig paffende Vorſchrift läßt 
fich Hier nicht aufftellen. Es kommt dabei theils auf vie Größe der Gemeinden und den Grad 
ber bei ihnen anzutreffenven geiftigen und moralifhen Bildung, felbft au) auf ihre Vermogens⸗ 
umflänbe an, theils auf die Verfaſſung und das gefammte Adminiſtrationsſyſtem des Staates, 
welchem fie angehören. In erfter Beziehung follte billig zmifhen ven Gemeinden deſſelben 
Staates ein Anterſchied gemacht werden, zwiſchen Fleinen, fliflen Landgemeinden und großen 
Haupt⸗ oder volferflfiten und geldreichen Handelsftädten u. f. w., für welche alle nämlich un⸗ 
möglich ein ganz gleiches Maß von Selbftändigkeit und von Gewaltsumfang paffend und gut 
fein fann. In zweiter Beziehung muß auf Sarmonie gefehen werben zwiſchen ber Verfaflung 
der Gemeinden und jener bed Staated. Wir konnen jevoh, da ed zu weit führend fein 
würde, uns hier nicht einlaffen in eine genaue Zeichnung aller folder Unterſchiede und be: 
ſchränken uns daher auf die allgemeine Andeutung ihrer Nothwendigkeit oder Räthlichkeit. Wir 
hatten Übrigens bei anfern Unterfuchungen über pas Gemeinweſen meift nur bebeutenbere, d. h. 
nach Volkszahl, Intelligenz und Vermögen zur polttifchen Muͤndigkeitserklaͤrung geeignete Ge⸗ 
meinden im Ange und geben gern zu, daß in Anfehung jener, die e8 noch nicht find, einige 
Mopifientionen ver für jene fefzufegenden Ordnung flatuirt werben mögen. Was aber bie 
Üßereinftimmung zwiſchen Gemeinde- und Staatöverfaffung betrifft, fo fegen wir allernaͤchſt 
nur conftitutionelle, d. h. freiheitlig organifirte Staaten voraus und behaupten eben darum 
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empfangen, ald den übrigen Bürgern (z. B. Sinterjaflen oder Tagelöhnern) gewährt if, wahr⸗ 
Haft privatrechtlichen Urſprungs fein, herrührend nämlich aus dem ehedem der Summe jener 
Berechtigten privatrechtlich zugeftandenen Gefammteigenthume über einen in der Gemarfung 
gelegenen Wald und aus einem etwa rückſichtlich der Benugung darüber unter ji abgeichlofle- 
nen Dertrage, wonach der Wald unvertheilt in ihrer aller Gejammtbefig verbleiben, das jähr- 
liche (oder auch nach einem gewiſſen Maße beftimmte) Erträgniß aber je nad Köpfen oder nach 
Familien oder auch nah Käufern oder Hufgütern jo oder fo jolle vertHeilt werden. Es wird 
ein folder Urfprung zumal alddann zu vermuthen (oder wenn aud durch einen Gemeindebe- 
Schluß jolde Vertheilungsart urfprünglich mare beſtimmt worden, gleichwol dig privatredhtlidde 
Natur des Rechts anzuerkennen) fein, wenn daſſelbe ald eine Appertinenz eined Hauſes oder 
Hofguts von jeher ober jeit längſter Zeit geachtet worden ober nad den Geſetzen der privatredit= 
lichen Vererbung over Veräußerung von Hand zu Hand gegangen if. Es fanıı aber auch ver 
Fall fein, daß die einft nur aus einer beftimmten Zahl von Hofbefigern beftandene Gemeinde, 
als jie allmählich auch Fremde in der Eigenfhaft von Tagelöhnern oder Hinterfaflen u. |. w. 
unter fih aufnahm, venfelben zwar die perſönlichen Rechte von Gemeinbegliedern (ganz ober 
theilmeife) zuerkannt, dagegen, was die Benugung der Almend betrifft, für jich ſelbſt, d. h. für 
ihre ältern Mitglieder und deren Nachkommen, den ausſchließenden oder vorzugs weiſen Genuß 
jener Almend ji vorbehalten hat. Im folder Borausfegung wäre ſodann die Berechtigung 
den Öffentlichen Rechte (der Gemeinde) angehörig, folglich ver Abſchaffung durch dengeänderten 
Millen verfelden Gemeinde oder auch durch das Staatögefeg untertban. Es wäre jedoch 
höchſt bedenklich, wenn man folde Abihaffung einfach durch einen Beſchluß der Mehrheit ver 
gegenwärtigen Gemeindegliever, wovon nämlich die Minderberechtigten vielleicht drei Viertheile 
ausmachen, wollte bemirfen lajfen. Billig wäre e8, zur Gültigkeit eines jolden Bejchluffes zu 
verlangen, daß auch von den Vorzugsberechtigten (denen nämlich ihre bißherige Nugung ge= 
ſchmälert werben ſoll) die Mehrheit einflimme, oder doch, daß die Stantögewalt uach jorgfälti= 
ger Erwägung aller Umftände Die neu vorgeſchlagene Vertheilungsart für gerecht oder heilfanı 
anerfenne. 

Eine weit freiere Hand aber hat die Staatögejeggebung (und follte aud) ver bloße Gejamut- 
wille der Gemeinde haben) in Bezug auf diejenigen Vorrechte, welche offenbar nur dem öffent— 
lichen Rechte entfloffen fein Eönnen, worunter alle ohne nad allgemeinem Privatrechte gültigen 
Erb= oder Erwerbstitel blo8 durch die Geburt erworben oder überfommen merden, und ganz 
befonderd alsdann, wenn bie fraglichen Rechte oder Vorrechte politifher Natur, d. h. auf Aus- 
übung von Macht oder Gewalt in der Gemeinde ſich beziehend find. Wenn ein gefchloffener 
Kreis von Familien oder auch überhaupt die Geſammtheit der unter ben Namen der Orts- 
bürger in die Bürgerlifte Eingetragenen von gewillen Zeiftungen, z. B. Gemeindefronen, 
befreit ift, und dieſelben ausfhliegend von den Tagelöhnern oder Hinterfaffen zu tragen 
jind, oder wenn jene privilegirten Samilien ausfhliegend ober vorzugsweife das Recht der Ent- 
ſcheidung in Öffentliden Angelegenheiten, oder das active over paſſive Wahlrecht zu den Ge— 
meindeftellen ausüben, fo muß offenbar folder Anſpruch entweder blos auf fartifcher Ausübung 
berugen, wonach er gar feinen Rechtsboden hat, over auf einem Gemeindegeſetze, d. h. aus- 
drücklich oder ſtillſchweigend erklärten oder mindeftend vorausgeſetzten Gemeindebeſchluſſe, 
welcher demnach jeden Augenblid zurüdgenommen oder geändert werben kann und aud) fort- 
während ber duch Die Staatögejeggebung anzuordnenden Reform unterfleht. Es iſt dieſes 
heutzutage jo ziemlich allgemein anerkannt, und die meiften neuern Gemeindeordnungen Hulbi= 
gen dem Grundſatze, daß Hiftorifche Rechte folder Art der freien Verfügung der Gejeßgebung. 
unterworfen jind. Dabei ift freilich eine auffallende Inconfequenz darin zu erfennen, daß, 
während man einfieht, daß angeborene Rechtsungleichheiten over bürgerliche und politifche. 
Bevorreitungen nimmer dem Privatredhte angehören oder gar als Gegenftände oder Folgen 
bed Eigenthums betrachtet werden können, und während die Gejeggebung ſolches Princip in 
Bezug auf die gemeinbürgerlichen Stände und Klaſſen ganz unbedenklich beobachtet, gleich— 
wol die meiften hiſtoriſchen Rechte des Adels, wenigftens des mebiatifirten Adel, welche auf 
ganz und gar feinem andern Grunde als die eben angeführten ver gemeinen Bürger berufen, 
für heilig und unantaftbar geadtet, ja für wirkliche Eigenthumsrechte erklärt werden. Wir 
fagen: mögen diefe Rechte immerhin fortbeftehen, wenn man ihre Kortdauer für gemeinnüglich 
oder heilſam hält und Daher nie Gefeßgebung foldhe Fortdauer ausſpricht. Nur erfläre man fie 
nicht für Eigenthums- ober wahre Privatrechte, denn dazu kann feine Gefeggebung in dev Welt 
fie madıen. u 
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IV. Bom Semeindevermögen und Gemeindehaushalte. Das Gemeindever: 
mögen im engern Sinne befteht blos aus demjenigen Gute, welches ver Gemeinde privatrechtlich 
angehört, ohne Unterſchied, ob Liegenfchaften oder Fahrniſſe oder nugbringende Rechte. Im 
weitern Sinne werden dazu auch die dem Öffentlichen Rechte angehörigen Beſitzthümer und 
Quellen der Ginnahme gerechnet. Das Gemeindegut im engern Sinne ift der Domäne im 
Staate zu vergleichen, jened im weitern Sinne der Gebietöherrlichkeit, ven Regalien und dem 
Steuerrechte. J 

Das eigentliche Gemeindegut oder Privatvermögen der Gemeinde iſt theils zum unmittel⸗ 
baren Bedürfniſſe oder Gebrauche der Geſammtheit beſtimmt (3. B. Rathhaus, Schule, Kirche 
u. ſ. w.), theils zu jenem der Mitglieder, ſei es ſammt und ſonders (wie die oͤffentlichen Brun⸗ 
nen, Spaziergänge u. ſ. w.), ſei es für beſtimmte Klaſſen over Einzelne und in feſtgeſetzter Art 
und Weiſe (5.8. die Weidepläge, die zur Holzabgabe an die Bürger beftimmten Walbungen 
oder die ald Bürgernugen vertheilten Gemeindefelder u. j. w.), theils endlich zur finanziellen 
Bewirthihaftung, d. h. zur Gewinnung eines auf Beftreitung der Bemeinvebebürfniffe zu ver= 
wendenden Ertrags. Diefed Gemeindegut ift für die Staatsgewalt rechtlich unantaftbar, wie 
das Privatvermögen der Einzelnen und aller vermöge felbfländigen Rechts beftehenden Ge- 
jellfhaften. Es war daher einer der unverantwortlichften Gewaltſchritte der revolutionären 
Regierung Frankreichs, als fie (1793) dad Gemeindegut zum Nationalgute erklärte. Bon nun 
an waren die franzdfiichen Gemeinden der willfürlicäften Beraubung preisgegeben, die aud 
noch unter Napoleon’8 Dictatur fortwäahrte. Nach der Reflauration endlich wurde das Der: 
fahren in etwas gemilbert, auch den Gemeinden ihre noch nicht verfauften Güter zurückgegeben. 

Das dem Gebrauche oder der Nutznießung aller oder einzelner Gemeindeglieder gewidmete 
Oemeindegut hört folder Widmung wegen, folange diejelbe erfennbar vermöge Öffentlihen 
Rechts flattfindet, nit auf Gemeindegut zu jein. Die Bevürfnißbefrienigung ver Gemeinde: 
glieder ald ſolcher kann, wofern zumal die Gefammtbebürfniffe ver Gemeinde gedeckt bleiben, 
mit in den Zwed der Vereinigung oder in die dadurch zu erringenben gemeinfanıen Vortheile 
aufgenonmen werben, und die Gemeinde hat daher nicht veräußert, mad nad ihrem freien 
Willen und Beſchluſſe zum Nugen ihrer Mitgliever verwendet wird, ſondern fie befigt es forts 
während und macht eben Durch ſolche Verwendung davon den von ihr felbft gewählten Gebraud). 
Sobald jedod eine ſolche Widmung denjenigen, zu deren Gunſten jie geſchah, ein unwiderruf⸗ 
lies Privatrecht darauf verliehen hat (3. B. bei der Bereinigung eined beftimmten Wald- oder 
Weidebezirks mit einem Hofgute, oder bei der Verleihung eined privatrechtlich zu veräußernden 
und zu vererbenden Rechts auf eine beſtimmte jährliche Holzabgabe u. ſ. w.), Jo ift der betref- 
fende Boden vder Ertragätheil nicht mehr Gemeindegut, jondern Privatgut des Inıpetranten, 
ober es hat fich durch die zu Ounften won Einzelnen geſchehene Statuirung einer Servitut oder 
einer Naturalabgabe das Gemeindegut um ven Kapitalwerth folder Leiftung vermindert. 

In der Regel ſcheinen freilich joldhe Beräußerungen oder ſolche Bertheilungen des Gemein 
deguts zu Privateigenthum der Mitglieder ven vernünftig anzunehmenden Zwecke, gewifler: 
maßen Stiftungsgefege ver Gemeinden zu wiberflreiten, weil der Gemeindeverband, wie der 
des Staates, ein auf feine Zeit befchränfer, mithin das Intereſſe der jpäteften Nahfommen- 
haft nicht minder als jenes der gegenwärtig lebenden Mitgliener bezweckend iſt. Doch können 
mitunter gemifje Arten des Gemeindegutd oder der Almend, z. B. Gemeindeweiden und ein 
Theil der Gemeindewälder, nad Hiftorifchen nicht minder ald nad) vernünftigem Rechte auch ald 
privatrechtlihes, wiewol einftweilen noch der gemeinjchaftlihen Benugung gewidmetes Ge= 
fanımtgut der Bereinsgenoffen betrachtet werben, defjen wahres Eigenthum nämlich ihnen mit- 
einander noch zufteht und deſſen Vertheilung daher jeden Augenblid von ihnen gefordert wer: 
den fann. Wo aber ſolche Annahme oder Vorausſetzung nicht flattfindet, da können gleihwol 
Gründe de3 Öffentlihen Wohls, insbeſondere der Nationalöfonomie, vie Vertheilung folder 
Güter, mie zumal der Weidediſtricte, zu Privateigenthum anrathen, aud durch dieſelbe das 
dauernde Aufblühen einer Gemeinde bewirkt und vergeftalt fie da8 Wohl ver Nachkommen 
nicht minder ald für jenes der jegt Lebenden geforgt werben. 

Zu ſolchen Veräußerungen oder Vertheilungen, felbft zu blos nugnieplihen Vertheilungen 
wird jevod wegen ver bier flet3 zu befürchtenden Befangenheit der Stimmenden billig bie 
Genehmigung der Staatsbehörde geforvert; diefelbe wird dabei beſonders darauf jehen 
müffen, ob dadurch nicht ver Gefammthaushalt der Gemeinde erſchwert, namentlich ſodann zur 
Beftreitung der Gemeindebedürfniſſe bedeutende Umlagen nöthig werden. Freilich wirb von den 
aufrichtigen oder verftellten Sachwaltern der ärmern Gemeindebürger bie Betrachtung geltend 
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in der Hand des Herrn, nach der andern jind fie bloße Gliedmaßen eines ivealen, bald durch dieſe, 
bald durch jene PBerfoniflcation repräfentirten Gefammtförperd der Nation. Dergeftalt er- 
ging es dem freiheitätrunfenen Volke ver Neufranken. In jevem felbftändigen Rechte einer Ge= 
meinde wie einer Corporation erblickten fie ein Privilegium, eine Verlegung des für die ganze 
Nation in Anſpruch genommenen Gleichheitsrechts. Die Nation jollte nichts anderes fein als 
eine homogene Mafle oder Summe von Bürgern, und die Bevölferungen der Provinzen (De: 
partements), Cantone und Gemeinden durften daher nur ald Abtheilungen jener Maffe gelten. 
Über ihnen allen ſchwebte dann daß in feiner Autorität unbegrenzte Gefeg ald der Ausdruck des 
Gefanmtwillend. Napoleon, der Erbe der Revolution, nahm dann ſolche Vorftellungen als nüg- 
lih an; nur fegte er fih an die Stelle des Nationalwillend und — die Sklaverei war vollendet. 
Nach unferer Lehre ift au) die Nation over der Geſammtwille, d. h. der Staat, nicht allmächtig, 
nicht allgebietennd. Die in ven Staat tretenden Perſönlichkeiten, ohne Unterſchied, ob einzelne 
oder Gefammtperfönlichkeiten, behalten ihre Selbftändigfeit, d. 5. eben ihre Eigenſchaft als Ber: 
fonen bei, ja fie erwerben dafür ganz eigens den Anfprud auf Schuß des Staated und nehmen 
nur diejenige Beſchränkung ihrer Freiheit auf ſich, welche als nothwendig zur Verwirklichung 
des Staatszwecks mit Vernunft mag anerfannt werden. Die Gemeinden alfo verwandeln ſich 
durch den Eintritt in den Staatöverband mit nichten in Staatsanftalten, fondern fie bleiben, mas 
fie früher waren, nämlich Staaten im Eleinen, dv. h. felbftändige, zur Erftrebung von Zwecken, 
die jenen des Stantes ähnlich find, geſchloſſene Geſellſchaften, doch jegt vereint mit andern ähn- 
lihen Gefellfhaften und aud mit Einzelnen zum größern Staate. 

Aus diefer Begrifföbeftimmung geht die Wichtigkeit des Gemeindeverbandes für alle Mit- 
glieder deffelben und mittelbar auch fir ven Staat hervor, folglich auch die unermepliche Wich- 
tigfeit einer viefen fo hohen Intereffen entfprechenven Gefeggebung für die Gemeinden, d. h. ver 
ihre innern und äußern Verhältniſſe regelnden Gemeindeoronung. Diefelbe enthält die ficherfte 
Grundlage und die zuverläfiigfte Gemährleiftung des Lebensglücks aller Staatöbürger, weil die 
Berührung mit der Gemeindeobrigfeit und Die von biefer auf alle Intereflen des Bürgers tag⸗ 
täglich ausgehende Wirffamkeit fir weitaus den größten Theil ver Nation fühlbarer und ein- 
flußreicher ift ald die Organifation und vie Thätigfelt der Eentralftaatögewalt. ‚Der in der 
Provinz anfäffige ſtille Landbewohner“, fagt Dupin, „mag unbelannt bleiben felbft mit dem 
Namen der Minifter, welche den Staat regieren; aber er fauın nicht gleichgültig bleiben bei der 
Art der Verwaltung der Gemeinde, welcher er angehört.” Ein ven Haushalt und die Bermal: 
tungdform der Gemeinde regelndes Geſetz ift daher nicht minder als eine gute Familienordnung, 
ja noch weit mehr als diefe, weil das Naturgefühl dort weniger als hier ven Mangel der Gefeg- 
gebung erjegt, für das Privatglüd der Staatdangehörigen unentbehrlih und alfo, weil Die 
Gefammtmohlfahrt aud der Summe des Privatglücks befteht, auch zum Wohle des Staates. 

Es zieht aber auch der Staat, al8 politiihed Gemeinmefen betrachtet, und die Negierung, 
als redliche Geſchäftsführerin veffelben, unermeßliche Vortheile aud einer guten Gemeinbeord: 
nung. Wenn die Bürger fich in ven fie näher berührenven Verhältniffen des Geneindelebens 
glüdlich fühlen, fo werden fie auch mit Liebe erfüllt für den Staat, der ſolches Glück ihnen ver: 
leiht oder gewährleiftet, und darum find fie auch zu Opfern bereit fir die Vertheidigung und 
Erhaltung der ihr Recht und ihre Wohlfahrt fehirmenden Regierung. Die Gemeinden, denen 
es wohl geht, namentlich alfo die einer freien, die felbftännige Entwidelung begümftigenden 
Berfaffung ſich erfreuenden, find die natürlichſten Gegner jeder Umwälzung, die ihnen ja nur 
Verſchlimmerung ihres Loſes bringen könnte, während die zur Enechtifchen Linterwürfigfeit ver: 
dammten, von berrifhen Agehten einer abjoluten Gewalt gleih Haufen von hörigen Leuten 
verwalteten nur fo lange zu gehorchen geneigt find, ald Gewalt und Schreden vorwalten,, jeder 

nderung der VBerhältniffe aber, woraus ſie nämlich nur Verbeflerung ihres Zuftandes erwar: 
ten können, ihre Wünfche und, ſobald die Gelegenheit jich varbietet, auch ihre thätige Befärde- 
rung widmen. Den Sturz Napoleon's ſchreibt derſelbe Dupin grogentheild dem gegen ihn 
durch die deöpotifche Gemeindevermaltung entzündeten Haffe ded Volkes zu, und ebenfo Du: 
mortier in feinem trefflichen Bericht über den den belgifhen Kammern im Jahre 1834 vorge: 
legten Entwurf eines neuen Gemeindegeſetzes. 

Cine gute Gemeindeordnung, welche den Gemeinden gewiffermaßen die Segnungen eines 
ermeiterten Familienlebens beveitet, ift aud natürlich die Mutter eines zuerft in dem Kreiſe 
folches Lebens fich äußernden, aber dann, wenn einmal in diefer Sphäre erftarft , fich bald über 
die weitern Räume des Provinzial= und des Staatöverbanded ausdehnenden Gemeingeiftes. 
Sie ift die Schule des die Staaten gewaltig und glücklich machenden Patriotismus, melher wol 
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unendlich koſtbarer, edler und ſegenbringender iſt als aller in Ermangelung jenes allein noch 
anzurufende knechtiſche Gehorſam. Sie tödtet den engherzigen Egoismus und lehrt die Bür— 
ger, ſich nicht als blos für ſich allein lebende Individuen, ſondern als Glieder eines Gemein— 
weſens, dem man mit Pflicht und Liebe verbunden iſt, zu betrachten; ſie iſt alſo die Quelle der 
ſtaatsbürgerlichen nicht minder als der gemeindebürgerlichen Tugend. 

Eine gute Gemeindeordnung endlich, d. h. eine dem Begriffe und Weſen der Gemeinde an: 
paffende, iſt auch die Pflegerin der aus edlem Selbſtgefühl ſtammenden Freiheitsliebe und der 
damit innig verbundenen Anhänglichkeit an Recht und Geſetz, ſowie des Muthes, dieſe koſtbar— 
ſten Güter des Erdenlebens gegen alle Eingriffe und Gefährdungen zu vertheidigen, welche von 
innen oder von außen ſich dagegen erheben möchten. Dieſe Liebe zur Freiheit und zum Recht 
aber und biefer männliche Muth find die feften, die durch Feine materielle Kraft zu erjegenben 
Schutzmauern der Staaten, ganz vorzüglid) der kleinern, welche von der uͤbermacht der grofen 
ſich bedroht jehen. 

HM. Verhältniß zum Staate. Durch unſere Behauptung, daß die Gemeinden keine 
Staatsanftalten, ſondern felbftändige und vermöge eigenen innern Lebensprincips thre ſelbſt⸗ 
geſetzten Zwecke verfolgende Gefammtperſönlichkeiten ſeien, wird jedoch von demjenigen, was in 
Anſehung der Gemeinden wirklich, d. h. nach vernünftigem Urtheile, des Staates iſt oder ſein 
kann, der Staatsgewalt durchaus nichts entzogen. Die Gemeinde, obſchon nach ihrem Begriff 
eine freie, d. h. zur Erſtrebung ſelbſteigener Lebenszwecke berechtigte Perſon, iſt gleichwol, 
ſowie dies ja auch bei Einzelnen der Fall iſt, als Staatsangehörige ven Staatsgeſetze und der 
Staatdregierung unterworfen in allem dem, was der vernünftig aufgefaßte Staatszweck wirklich 
erheifehr, und ſoweit irgenbein vernimftiger Geſammtwille die Unterwerfung verlangen kann. 
Freilich follte auch in der Vorausjegung, Die Gemeinde fei eine Staatsanftalt, von ihr nichts 
anderes gefordert werben, als was dem Staatszweck frommt und wozu der Geſammtwille ein: 
ſtimmt und einftinnmen kann. Aber ein unendlicher Unterfchied bleibt inner zwifchen dem, was 
der Staat von feiner eigenen Anftalt, und dem, mad er von einer freien , aud und für fich felbft 
beſtehenden Perfönlichkeit fordern darf. Die erfte befteht blos für ihn wie durch ihn, iſt alfo 
ihm unbedingt vienftbar, und was immer er ihr auflege oder gebiete, das ift, wofern ed nur 
die perfönlihen Nechte ver Anftaltsangehörigen als Bürger nicht kränkt, niemals ungerecht 
gegen die Anftalt ſelbſt. Denn fle hat eigentlich gegenüber dem Staate gar fein Recht, nicht ein- 
mal daß des Daſeins oder Fortbeftandes, da fie ja blos durch den Willen ded Staates ind Leben 
trat und feine andere Beftimmung hat, als ihm zu dienen. Wer wird 3.2. fagen, ein Regi⸗ 
ment Solvaten fei verlegt oder in Rechten gefränft, wenn man ed auflöft oder abfchafft, weil 
man etwa feine Entbehrlichfeit erfannte oder eine veränderte Organifation des Heeres folche 
Maßregel erheifchte? Ebenſo, wenn ein Amt oder eine Gerichtöftelle als überflüfiig aufgehoben 
oder der Wirfungäfreis eines Collegiumd oder Geſchäftsbureau geändert wird? Den etwa er: 
worbenen Rechten ver einzelnen Angeftellten muß mol dabei Rechnung getragen werden und vor 
allem den Sntereffen ver Geſammtheit des Stantes, aber die Stelle oder das Collegium für ſich 
ſelbſt hat dagegen feine rechtliche Einfprache zu thun. Ganz anders iſt die Stellung der Ge— 
meinden, wenn oder da ſie nicht Staatsanſtalten ſind. Sie erſcheinen alsdann keineswegs als 
bloße Mittel zum Staatszwecke, ſondern als wahre Selbſtzwecke, keineswegs als blos dienſtbare 
Werkzeuge, ſondern als ſelbſtändige Perſonen und Staatdangehörige, welche zwar als ſolche 
dem Staate mit Pflichten zugethan ſind, deren Recht und Wohlfahrt aber auch, gegenüber dem 
Staate, dieſem zum Schutz und zur Befoͤrderung anempfohlen, folglich mit im Zwecke des 
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Nicht einmal die gewiſſermaßen als Vergleichsvorſchlag von einigen Schriftſtellern aufge— 
ſtellte und in mehrere Geſetzentwürfe als leitendes Princip aufgenommene Anſicht, wonach die 
Gemeinden beides zugleich, nämlich einerſeits Staatdanftalten, anderſeits oder nebenbei aber 
auch jelbftändige Corporationen fein follen, können wir ald rihtig anerkennen. Was foll die 
Geſetzgebung machen aus Zroitterwefen folder Art? Inwiefern find die Gemeinden Staatsan— 
ſtalten und inwiefern nit? Nach welchem Princip iſt die Scheidungslinie zu ziehen und in 
Zweifelöfällen ber Streit zu fhlichten? Muß denn gerade alles und jedes, was der Staat ‚zu 
jeinen Zwecken benugen fann und darf, darum fhon Anftalt des Staates fein? Dies find ja 
zwei himmelweit voneinander verſchiedene Begriffe, und zu ihrer Vermiſchung gibt e8, wofern 
man nicht auf folhen Wege Ungebührliches für die Staatsgewalt gegenüber den Gemeinden er= 
fchleihen will, durchaus keine praktiſche Nothwendigkeit oder auch nur Räthlichkeit. Wir vers 
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Stande ſein werden, ihre Verbindlichkeiten zu erfüllen. Da die Vorzeichen von Rückſchlägen 
übertriebener Speculation in Handel und Induſtrie, ſowie die Vorboten herannahender Stürme 
gegen die äußere und innere Ruhe und Sicherheit von umſichtigen Beobachtern zeitig wahrge— 
nommen werben fönnen, fo ifl ed die Aufgabe ver großen Banfinftitute, welche ven Miethpreis 
für die Benugung von Geld und Credit im Handelsverkehr durch ihre Discontfäge reguliren, 
mit der Erhöhung ihrer Säge rechtzeitig voranzugehen, dad leichtſinnige Speculiten durch 
Beihränfung des Creditgebens zu erſchweren und, foweit e8 in ihren Kräften ftebt, das Übel, 
welches nicht zu vermeiden ift, in feinem Umfange und feinen Folgen zu mildern. Die Literatur 
über Geldweſen f. bei Rau. K. Mathy. 

Geleite, Geleitsrecht. Unter Geleite ift zu verſtehen Schuß und Sicherheit gegen dro— 
hende Gewaltthätigfeiten, Beleidigungen und Beraubungen, welche die Staatsgewalt denjeni- 
- gen, die ih innerhalb ihres Gebiets aufhalten, für ihre Perſonen und die Büter, die fie bei fich 
führen, entweder mitteld Beigebung einer bemaffneten Begleitung gewährt oder durch urfund- 
liches Verſprechen zuſichert. Im Mittelalter, zur Zeit des in Deutſchland herrſchenden Bauft- 
rechts, als überall auf Straßen und in Wäldern Raubritter und Wegelagerer lauerten, um 
friedliche Wanderer anzufallen, zu plündern und zu mishandeln, war das bewaffnete Geleite 
für alle Reiſenden zu ihrer Sicherheit ganz unentbehrlich, befonbers aber fir die Kaufleute, die 
mit ihren Waaren auf Märkte und Meſſen zogen. Für die Sicherheit diefer, zumal bei den in 
gewiflen Reihöftänten flattfindenven bedeutenden und berühmten Mefien, war daher von jeiten 
der Reichögemalt insbeſondere durch Geleitsanſtalten (Meßgeleite) Fürſorge getroffen, worüber 
gewöhnlich die Mepprivilegien pas Nähere beftimmten. ) Neben dem bewaffneten oder foge- 
nannten lebendigen Geleite bildete ſich erſt ſpäter durch Gewohnheit das ſchriftliche, welches, im 
Gegenfage von jenem, auch todtes Heißt und in gewiſſer Beziehung noch jegt gebräuchlich ift. 
Es wurden nämlid von der Staatögemwalt Togenannte Geleitsbriefe ausgeftellt, enthaltend Die 
im Namen bed Regenten gegebene feſte Zufihernng von Schug und Sicherheit der Perſonen 
und Güter gegen Gewaltthätigkeiten, widerrechtliche Eingriffe und Beeinträchtigungen während 
der Reife durch das Gebiet, auch währen? des Aufenthalts an beflimmten Orten. Die in den 
- Geleitsöriefen gewöhnliche Formel lautete: „daß fie Darzu, darin und davon bis wieder an 
ihren Gewahrfam gefichert und vwergeleitet fein follten.‘“2) Diefe Geleitöbriefe mußten aller- 
orten, worüber jich die Hoheit des diefelben ertheilenden Megenten erftredte, genau beachtet 
und fih jeder Unbilde gegen die Vergeleiteten und ihre Habe enthalten werben. Wer dieſem 
zumiderbandelte, beging das Verbrechen des Landfriedensbruchs, welches insbeſondere mit der 
Strafe der Acht bedroht war. In dem fehriftlichen Geleite, welches aud) das ſichere, fefte, ſtarke 
hieß, ift ohne Zweifel der Urſprung unferer heutigen Reiſepäſſe zu fuchen, da beide unverfenn- 
bar große Ahnlichfeit miteinander haben. 

Die Befugnip, Geleite zu ertheilen (dad Geleitsrecht), gehörte zu den Hoheitsrechten (Rega⸗ 
lien), fland alfo dem Kaifer in Bezug auf das ganze Reich, den Reichsſtänden innerhalb ihrer 
Territorien vermöge Eaiferliher Belehnung zu.) Doc kam ed auch vor, daß ein Reichsſtand 
ermädtigt war, auf dem Gebiete eined andern dad Geleitsrecht ald Staatsdienſtbarkeit audzu-= 
üben.*) Die Bergeleiteten mußten gewifle Abgaben (Geleitögelo) entrichten, welche mitunter 
noch forterhoben wurden, nachdem mit der Verbannung des fauftrehtlichen Zuftandes das 
©eleite jelbft in feiner urfprünglichen Geftalt als zwecklos Hinweggefallen war. Die Wirkung 
indbefondere des jchriftlichen Geleites erſtreckte ſich übrigens nicht fo weit, überführte Verbrecher, 
namentlich Friedensbrecher, zu ſchützen; für bieje ſowie überhaupt für alle Geächteten galt Fein 
Geleite, und es war den Reichsſtänden bei Strafe unterfagt, ihnen ſolches zu gewähren. 5) 

Wenn in den Zeiten der fauſtrechtlichen Linficherheit ein Landesherr Neifenden das nöthige 
bewaffnete Geleite innerhalb feined Gebiets nicht extheilt hatte und die Reiſenden auf der 
Straße angefallen und beraubt wurden, fo lag dem Landesherrn ob, diefelben ſchadlos zu halten, 
infofern er nicht die Räuber zur Wiebererflattung des Gutes an die Beraubten nöthigte. 6) 
So wurde namentlich im Jahre 1184 dem Erzbifchofe Philipp von Köln durch Kaifer Hein- 
vich VI. befohlen, augsburger Kaufleuten, denen auf ihrer Reife durch fein Gebiet ihre Güter 


1) Orth, Ausführliche Abhandlung von den Reichsmeflen in Sranffurt a. M., ©. 75 fg. 
2) Saltaus, Glossar., v. Geleite. - 
3) Friderici U. constitut. de jurib. princip. d. a. 1232, in Schmauß’ Corp. jur. publ. S. R. 
imper., &.7. 4) Klüber, Öffentliches Recht des Deutfchen Bundes, 8. 411. 
5) Orth, a. a. O. ©, 87 fo. 6) Jargow, Einleitung in die Lehre von den Regalien, S. 295. 
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geraubt worden waren, deshalb Erſatz zu leiſten, weil er das Geleitoͤrecht, womit er beliehen 
war, nicht, ſeiner Pflicht gemäß, zu Gunſten dieſer Kaufleute ausgeübt hatte. 7) 

Zufolge der Goldenen Bulle Kaiſer Karl's IV. waren ſämmtliche Reichsſtände bei Strafe 
des Meineides und Verluſtes ihrer Lehen verpflichtet, die fich zu der Kaiſerwahl begebenden 
Kurfürften und deren Gefandten durch ihre Gebiete ſicher zu geleiten. Diefelbe Verpflichtung, 
wenn auch nicht bei gleiher Strafe, lag ven Reichsſtänden gegen diejenigen ob, bie, zu einer 
Reichs- oder Kirhenverfammlung berufen, nad) den Orte bin, wo fie flattfand, und von da 
zurüdteiften. 

Die deutſche Geſchichte enthält mehrere Beijpiele, vap Männer, die durch ihre von den allge⸗ 
mein herrſchenden abweichenden Lehren und Meinungen, befonders in Neligiond- und Kirchen: 
ſachen, Aufſehen und Aufregung hervorgerufen, von der oberften Kirchen- oder Reichsgewalt 
zur Verantwortung gezogen werden follten, dieſe aber ſich derſelben, da fie unter dem Schuge 
zahlreider und mächtiger Freunde und Anhänger fih befanden, mit Gewalt nicht bemädtigen 
fonnte, wogegen diefe Männer aus Begeifterung für das, mas jie als Wahrheit erfannten und 
lehrten, ſich bereit und entſchloſſen zeigten, freiwillig vor einer allgemeinen Kirchen- ober 
Reichsverſammlung zur Verantwortung jih zu ftellen, wenn ihnen von KRaifer und Reich bie 
feſte Zuitherung (das fihere Geleit) gegeben würde, daß fie mit ihrer Verantwortung und 
Rechtfertigung gehört werben und auf ihrer Hin- und Nückreife wie auch an dem Orte der 
Kirchen- oder Reichsverſammlung, mithin namentlich von diejer felbft keinerlei Gefährpe, Ver: 
legung und Beeinträchtigung ihrer Berfon zu befürchten haben jollten. Diefed Geleite pflegte 
denn auch ertheilt zu werden, und ed war dabei als Heilige Pflicht des Kaiſers und Reichs aner- 
fannt, daſſelbe zu achten und zu bemirfen, daß es von andern geachtet werde. Unter dem Schuge 
eines jolchen Geleites geſchah es, daß im Jahre 1414 Johannes Huß vor der Kirchenverſamm⸗ 
lung zu Konftanz, fowie im Jahre 1521 Luther vor der Reichsverſammlung zu Worms er: 
ſchien, wobei aber befanntlich dem erftern das verbürgte Kaiſerwort gebrochen und er, der erbal: 
tenen Zujicherung zuwider, in Haft gebracht und.ald Keger verbrannt wurde. 

In ältern Zeiten trug es fich öfter zu als jetzt, daß Gerichte, um einen Angeſchuldigten, 
deffen ſie nicht Habhaft werden fonnten, zu beflimmen, fid) freiwillig vor Gericht zn ftellen und 
gegen die erhobene Befhuldigung zu verantworten, ein ſchriftliches jicheres Geleit (salvus con- 
ductus) ertheilten, unangefochten und ungehindert an dad Gericht zu gehen, daſelbſt ſich aufzu- 
halten und demnächſt an feinen frühern Aufenthaltsort zurüczufehren. Die in ſolchen Geleits- 
briefen gewöhnliche Formel lautete: ‚ein firadl, wohlvermwahrt, ungefährlich, frei, ſicher Geleit 
dar und dannen an fein Gewahrfam auf fein Net. 8) Hierbei war aber fhon in ven älteften 
Zeiten anerkannt, daß dieſes Geleite blos fir den Zweck der Vertheidigung und Rechtfertigung 
gelte und dem Angeſchuldigten gegen Verlegung feiner Perſon, indbefondere Beſchränkung 
jeiner reiheit nur fo lange Sicherheit gewähre, als er nicht eines Verbrechens überführt und 
durch richterliches Erkenntniß in Strafe verfällt worden war, indem zu Gunften überführter 
Verbrecher, namentlich von Dieben, Mördern, Straßen: und Kirchenräubern, Fein Beleite ftatt- 
finden follte. 9) in Geleite diefer Art kommt jelbft noch heutzutage vor, und ed finder ſich 
daflelbe in den Lehrbüchern des Griminalproseffes ald eind der Mittel erwähnt, wonurd die 
Stellung des Angefhuldigten vor dem Gericht zum Zweck der Unterjuchung zu bewirken ift. 10) 
Im übrigen hat in neuern Zeiten das Geleite feine Anwendbarkeit verloren und ift deöhalb 
nirgendd mehr in Übung, obgleich mitunter noch Abgaben, die davon herrühren, entrichtet wer: 
den müſſen, meil folche ver fameraliftiiche Geift der Staatsverwaltung nicht abkommen ließ. 

G. Rühl. 

Gelübde. Die Ideen über das Verhältniß des Menſchen zum höchſten Weſen, zur Gott: 
heit, zu den Göttern, erzeugte die vielfachften und bunteſten Geſtaltungen und fo auch dad 
Gebilde, Gelübde genannt. Die Gläubigen beftrebten fich nicht nur, den Geboten ver Religion 
zu genügen, fondern fanden auch eine Beiriedigung darin, durch Äußere Werfe das befondere 
Wohlgefallen der Gottheit, der Götter, und deren Bethätigung für ji zu gewinnen. Die 
Siraeliten wurden von dem Glauben beherricht, daß Gott Gelübde annehme und ihre Erfüllung 
verlange; fie erachteten ſie fir fo verbindlich, daß tie den Prieftern den Beruf einräumten, dar⸗ 
über zu wachen, daß ihnen nachgelebt werde. Der Gefehgeber Moſes fand die Sitte des Ge⸗ 
lübdes fhon in voller Herrfhaft und war fo genöthigt, ihr Nehnung zu tragen; aber eben 


7) Orth, ©. 83. 8) Haltaus, a. a. O. 9) Haltaus, a. a. O. 
10) Feuerbach, Lehrbuch des peinlichen Rechts (zehnte Auflage), $. 540 fg. 
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darum, weil ſie ihm nicht zuſagte, begünſtigte er ſie nicht. Er ließ ſeine Mahnung, ſich vor 
unüberlegten Gelübden zu hüten, durchleuchten, verlangte den ausdrücklichen Ausſpruch des 
gemachten Gelübdes und eine ſelbſtändige Stellung des Gelobenden, und ſein Verbot von Men—⸗ 
ſchenopfern umfaßte auch die Opfer menſchlichen Lebens als Gegenſtand der Erfüllung eines 
Gelübdes. (Das Gelübde Jephtha's iſt nur dahin zu deuten, daß er ſeine Tochter dem Dienſte 
Gottes weihte.) Indem der Geſetzgeber (5. Moſ. 23, 21) ausſprach: „Wenn du dem Herrn, 
deinem Gott, ein Gelübde thuft, fo ſollſt du es halten; denn der Herr, dein Gott, wird es 
von dir fordern”, und die Nichthaltung für Sünde erklärte, fügte er hinzu: „Wenn bu das 
Gelübde unterwegs läſſeſt, To ift Dies feine Sünde.” Der Prediger Salomo (5, 3.4) gejellt 
der Mahnung, das Gelübde zu halten, die Mahnung hinzu: „Es iſt beffer, du gelobeft nichts, 
als daß du nicht Halft, was du gelobt.‘ Der entfprechende Inhalt des Alten Teſtamems ift 
nit den Zujägen des Talmud noch immer ven Ifraeliten ein Geſetz. Schlau berief ih Shy= 
lo, den Eingebungen feiner Rachſucht folgend und fein Opfer feſthaltend, auf fein Gelübde: 
‚Bei unjerm heil'gen Sabbat ſchwur ich e8, zu fordern die Gebühr und Schuld des Scheins. 
Ein Eid, ein Ein! Hab’ einen Eid im Himmel, fol ih auf meine Seele Meineid laden?“ 

Die Geſchichte des grichifhen Volkes zeigt, daß auch das Gelübde jeinen Sitten angehörte. 
Es erſcheint in naher Verbindung mit dem Opferweſen. Schon mehrfach wurde darauf hinge= 
dentet, daß die erbotene Opferung ver Iphigenia im weitern Sinne als ein Gelübde aufzufaſſen 
fei, getragen von der Intention, eine negative Wohlthat der Götter, die Abwendung einer 
Strafe, zu erflehen, 

Der Einblick in die Geſchichte ver Römer findet audy bei ihnen das Gelübde eingebürgert; 
aus ihm wuchſen die glangvollften Tempel hervor. Das Gelübde war entweder ein folches, 
welches das Intereſſe und Leben des Staates berührte, oder ein dem Privatkreiſe angehörendes. 
Als ſolche Bota erfchienen Die, melde dem Genius oder der Juno Lucina dargebracht wurden, 
die Bota der Knaben, wenn ihnen nach Zurücklegung der Zeit der Kinpheit das Haupthaar ab= 
gejhnitten und dem Apollo geweiht wurbe, die Vota für Genejung von Siechthum, für Ret— 
tung aus Schiffbrud und andern Lebensgefahren, die Gelübde, welche von dent Wunſche des 
Reifenden, glüdlich zurückzukehren, dictirt wurden. Zur Kaiferzeit war es gebraudlidh, an 
jedem 3. Jan. öffentlich feierliche Geluübde ſowol im Lager als auf dem Gapitol für das Wohl 

2ddes Herrſchers darzubringen. 

Das Urchriſtenthum konnte in der Reinheit ſeiner Auffaſſung der Idee, welche der von 
ihm vorgefundenen Sitte des Gelübdes zu Grunde lag, nicht huldigen, trat ihr aber nicht ent— 
gegen. Die Apoftelgefhichte (18, 18) zeigt ein Gelübde des Apofteld Paulus: „er beichor fein 
Haupt zu Kenchrea, denn er hatte ein Gelübde.“ Es genügte, wenn das Gelübde einer höhern 
Pflicht nicht widerſprach. Nachgerade nahm es in der ſich immermehr ins Einzelne ausbauenden 
Kirche eine breite Stellung ein und bildete ſich zum Gegenſtand einer beſondern Doctrin aus, 
die in dem Dogma von dem Verdienſte der guten Werke wurzelt. Das Gelübde, d. h. das der 
Gottheit ſelbſt geleiftete Verſprechen einer Haudlung, die ihr wohlgefälliger iſt als deren Unter 
laſſung, erſcheint entweder als die Zufage einer Handlung, durch welche der Gelobende ſich ein 
unmittelbares Verdienſt vor Gott zu erwerben gebenft, oder als vie Zuſage bezüglich einer 
frommen Anftalt. Gin öffentliches Gelübde der erftern Art verpflichtet, wenn es von einer gei= 
ſtesgeſunden und felbftändigen Perſon in Vertrautheit mit dem, wovon es fidh handelt, abge: 
legt worden ift, jo, daß der Kirche eine gewiſſe Gewalt eingeräumt ift, dahin zu wirken, daß 
dad Gelübde erfüllt werde. Dieje Preſſion beſchränkt ſich jegt auf den Beruf des katholiſchen 
Geiftlihen, den Beihtftuhl zur Schärfung des Gewiffens zu benugen, deſſen Belaftung bup- 
rallig macht. Nur die Kraft eines Hochgelübdes, die darauf berechnet ift, vie Cölibatägefege 
recht wirkſam zu machen, laßt eine ihm zumiberlaufende Handlung ald nichtig erigeinen. Aus 
Milde geftattet die Kirche eine Ablöfung durch Geld oder eine Dispenfation im Fall der Ber: 
fnüpfung der Erfüllung mit erheblichen Nachtheilen, die bald unbefchränft, bald nur auf Zeit, 
bald jo, daß das Gelübde in ein andered verwandelt wird, ertheilt wird. Die Befchichte ift er- 
rullt von folgen Gelübden mit ihren Seltjamfeiten. So that die Gemahlin des Königs 
Eduard II. von England, Iſabella, das Gelübde, nicht eher ihr Hemde zu wechſeln, als hie ihr 
Gemahl Calais, das er belagerte, erobert habe; der Urfprung ver Sfabellfarbe. Herzog Albrecht 
von Sachſen, der vom Kaijer Mar zum Statthalter von Brabant und Vormund feiner Kinder 
beftellt ward, gelobte feinen Bart nicht abnehmen zu laflen, bis ev ven Frieven des Landes 
hergeftellt habe. Das Gelübde bezüglich einer frommen Anftalt wird im ganzen von ven Grund= 
fügen des Römiſchen Rechts über Pollicitationen beherriht. Daher begründet ein ſolches Ge: 
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fübde, wenn es von einer Perfon, die über ihr Vermögen verfügen kann, öffentlich und fo 
abgelegt wird, daß der Berechtigte im Stande ift, die Zufage zu acceptiven, ein Elagbares Nedht, 
das auch gegen ven Erben des Gelobenden gerichtet werden Fann. Darum bedarf auch die Dis- 
penfation der Zuſtimmung des Berheiligten. Auch von Gelübden diefer Art meiß die Ge- 
ſchichte viele anzuführen. Jenes ungeheuere Hieronymitenflofter im Guadaramagebirge, E8- 
curial genannt, ging aus einem Gelübde des fanatifhen Königs Philipp IT. von Spanien ber- 
vor; ed war der Preis des Sieges bei St.- Quentin. | 

Die proteftantiiche Kirche hat, ſchon megen des auf dem Gelübde berubenven Klofterlebens, 
das fie verwirft, die Doctrin des Katholicismus bezüglich deffelben verworfen. Luther ſprach: 
„Bott innen wir nichts geloben, denn daß wir ihn wollen für Gott halten, lieben und danken 
fir alle feine Wohlthaten und Onaden. Denn wir fönnen ihm nichts geben; fo bevarf er des 
Unferigen nit. Gelübde der Chriſten beftchen in Dankfagen, im Xob und Preife Gottes, nicht 
in den eitlen Poflen des Klofterlebens, welches mahrhaft weltliche Dinge ſind?“) Der evange: 
liſchen Kirche ift dad Gelübde nur eine Gewiffenspflidt.2) Nur ein Gelübde für einen frommen 
Zweck wird auch von dem evangelifhen Kirchenrecht als bindend angefehen. 

Bon den modernen Geſetzbüchern berührt das Preußifche Landrecht feiner Eigenthünlid: 
keit wegen auch das Gelübde. Denn es heißt in dem von Verträgen handelnden Titel V, ThL. 1, 
6.5 und 6: „Bloße Gelübde haben , ald blos einfeitige Berfprechen, nach bürgerlichen Geſetzen 
keine Verbinptichfeit. Hat der Erblafler ein Gelübde zu erfüllen angefangen, fo wird vermu— 
thet, daß er ven Erben zu deſſen Vollendung habe verpflidyten wollen.” (Bornemann, „Syſte⸗ 
matiſche Darftellung des preußiichen Civilrechts“, Berlin 1843, I, 398-399.) Das öfter: 
reichifche Civilgeſetzbuch verfügt, Daß Ordensperſonen von beiden Geichlechtern welche feierliche 
Gelübde der Ehelofigkeit abgelegt Haben, Feine gültigen Eheverträge ſchließen Eönnen. Dies er: 
ſtreckt fih auch auf die Zeit von der Aufhebung ded Ordens an, da das Gelübde ald ein unbe: 
dingt abgelegtes gilt. (Zeiller'8 Commentar über dieſes Geſetzbuch, Wien 1811, I, 210— 211.) 

Auch der Iölam Hat die orientalifche Überlieferung des Gelübdes in fi aufgenommen und 
gepflegt. Sp macht der Fair fein Gelübde der Armuth. Die Afcetit des Islams bietet mit 
ihren Gelübden die feltfamften und an Wahnſinn grenzenden Erſcheinungen. 

Literatur: Meifter, „Uber die Vollicitationen und Gelübde nad) den Grundjägen des Na- 
turrechts“ (Berlin 1781). Michaelis, „Moſaiſches Recht“ (Frankfurt a. M. 1777), Thl. 3, 
6. 144— 146. Helfert, „Darftellung ver Rechte, welche in Anſehung der heiligen Handlun: 
gen u. f.w. ſtattfinden“ (Prag 1826), 6. 96— 102. Hüllmann, „Staatöverfaffung der Iſrae— 
liten‘' (Xeipzig 1834), S. 183 fg. Eichhorn, „Grundſätze des Kirchenrechts der Katholiſchen 
und Evangeliſchen in Deutſchland“ (Göttingen 1833), Bd. IL Buch 5, Abſchn. 4, S. 520 
—528. Wiefe, „Handbuch des gemeinen Kirchenredhts” (Leipzig 1800), Thl. II, $. 163. 
Meiste, „Rechtslexikon“ (Leipzig 1840), IV, 477—483. Walter, „Lehrbuch ded Kirchen: 
rechts“ (vierte Auflage, Bonn 1829), $. 360. Nichter, „Lehrbuch des katholiſchen und pro- 
teftantifchen Kirchenrechts“ (vierte Auflage, Leipzig 1853), $.276. „Encyklopädie ver Willen: 
ſchaften und Künſte“, herausgegeben von Erſch und Gruber, Art. Gelübde. 

' Ph. Bopp. 


Gemeinde. GGemeinheit; Gemeindeweſen; Gemeindebürger; gemeinde— 
bürgerliche Rechte; Gemeindegeſetz; Gemeindeordnung; Gemeindehaushalt.) 
Eine der Wichtigkeit und Vielſeitigkeit der hier zu betrachtenden Gegenflände auch nur annä= 
bernd entſprechende Darftellung derfelben würde ein umfangreiches Buch erforbern. Wir müffen 
und, der engern Grenzen des „Staats-Lerikon“ eingedenf, auf die Feftftellung der vom 
Standpunkte des Rechts und der Politik fich Hier darbietenden Hauptgrundſätze und auf die An: 
deutung der davon abfließenden wichtigern Folgen beſchränken. 

1. Begriff ver Gemeinde. Sobald irgendwo eine Anzahl von Menfchen fi anflebelt, 
oder durch den Anwachs der Bevölkerung eine nähere Berührung unter den früher etwa ſſolirt 
lebenden Bewohnern einer Gegend entſteht; ſobald insbeſondere eine zum Stamme erwachſene 
Familie oder eine Anzahl von'benachbarten Familien, etwa mit fremden Ankömmlingen unter- 
miſcht, das patriarchafifche over Familienregiment, welches ihr in dem ganz einfachen Natur: 
zuftande genügen mochte, aufgibt, wird fie die Nothwendigfeit erkennen, eine eigentliche Gefell- 


1) Geiſt aus Lut er’s Schriften, oder Concordanz der Anfichten und Urtheile des großen Reforma⸗ 
tors über die wichtigiten Gegenftände des Glaubens (Darmſtadt 1829), II, 272— 286. 
2) Planck, Befchichte des proteftantifchen Lehrbegriffs (Leipzig 1791), 1, 297— 29. 
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ſchaftsordnung unter jich einzuführen, d. 5. zur Erhaltung der Ruhe und des Friedend, zum 
Schirme des Rechts und des Guts gegen was immer für Angriffe und Gefahren, melden zu 
fleuern die Kräfte ver Einzelnen nicht vermögen, endlich zur Erleichterung der Bedürfnißbefriedi— 
gung aller over überhaupt zur erleichterren Erftrebung de: allgemeinen Lebenszwecke und 
Lebensgenüſſe und zur Fernhaltung der eben aus der nähern Zufanmenwohnung leicht ent- 
ftehenven Störungen berielben eine wechjelfeitige Hülfsverpflichtung zu flatuiren, ſich über ge= 
wife auf Grreihung jener Zwede berechnete Verhaltungsregeln für die Vereinsgenofſen zu 
verfiändigen und zur Handhabung verfelben und überhaupt zur Leitung und Verwaltung der 
gemeinfchaftlihen Angelegenheiten eigene Autoritäten und Geſchäftstührer zu ernennen. Alles 
dieſes zufammengefaßt heißt jo viel als: "Die Durch die Nähe der Zufammenmohnung und durch 
die daraus entſtandene Gemeinjchaft der Interejfen und Bebürfniffe bereits natürlich unteg ſich 
verbundenen Perfonen oder Familien werden die Nothwendigkeit erfennen, jih zur bürger- 
lichen Geſellſchaft, d. h. zu einem feinen Staate zu bilden, injofern ſie nämlich noch feinem an⸗ 
dern, größern Staatöverbande angehören, oder, falls letzteres der Fall ift, inſoweit Die un— 
mittelbaren Einrichtungen und Anftalten ſolches grögern, fie mit umfaffenden Staates unzu= 
veichend find, alle oben genannten Bedürfniſſe und Zwecke befriedigend zu erfüllen. 

Dergeitalt entftehen aljo naturgemäp vie Gemeinden oder fleinern bürgerlihen Gemein— 

weien, d. 5. die zu Zwecken, die jenen ded Staate® analog, ja zum Theil mit ihnen identiſch find, 
geſchloſſenen gefellihaftlihen Vereinbarungen zwifchen näher zufammenmwohnenden und daher 
ih unmittelbar berührenden Einzelnen und Familien. Zu ihrer Erridtung iſt werer ein 
Staatögefeg noch ein Regierungsbefehl nothwendig. Sie entfiehen von jelbft, wie die Fa— 
milien und Stämme, und aus ihnen erft bilden ſich in der Regel die eigentlichen oder groͤßern 
Staaten. Es wird nämlich bei fortjchreitender Ausdehnung der Berührungspunfte oder bei 
der mit dem Zunehmen der Bevölkerung ganzer Länder verbundenen gegenfeitigen Annäherung 
mehrerer oder vieler Gemeinden von den Verftändigen eingejehen, daß eine vollflännigere und 
beſſer geiicherte @rreihung der ben Gemeindeverbande zu Grunde liegenden Lebendzwede nur 
mitteld der Vereinbarung mehrerer oder vieler folder Urgemeinven zum größern, fie alle In ſich 
raffenden Gemeinweſen gefchehen könne, und man entichliegt ii daher zum Eingehen’ jolches 
weiter reihenden Gejellihaftöorrtrags, wodurch jedoch daß jhon früher naturgemäß wie recht⸗ 
lich beſtandene Geſellſchaftsverhältniß zwiſchen ven Gliedern der Eleinern eder Urgemeinden unter 
ſich keineswegs aufgehoben, vielmehr bekräftigt und ſeine Forterhaltung und Pflege dem ſtarken 
Staatsſchutze und der wohlthätigen Staatsfürſorge empfohlen wird. 
Es hat ſonach mit den Gemeinden faſt dieſelbe Bewandtniß wie mit den Familien. Auch 
die letztern nämlich entſtehen ohne den Staat und beſitzen ein durch die Vernunft dictirtes, auf 
bie verſchiedenen innern Verhältniſſe jeder einzelnen Familie leicht anwendbares und auch der 
nähern Feſtſetzung durch Einverſtändniß zwiſchen den Familiengenoſſen empfängliches Recht, 
ſowie den Anſpruch auf ein nach außen unabhängiges und ſelbſtändiges Geſammtleben, welcher 
Anſpruch durch den etwa ſpäter geſchehenden Eintritt in den Gemeinde- over in den Staatsver— 
band durchaus nicht aufgehoben, ſondern blos etwa denjenigen Beſchränkungen oder nähern 
Beſtimmungen unterworfen wird, welche zur Erreichung der weiter reichenden Zwecke ſolcher 
bürgerlichen Vereine nothwendig oder räthlich ſind. So wie mit rein perſönlichen, alſo auch mit 
Familien- und mit Gemeinderechten verſehen tritt man, nach dem naturgemäßen Gange der 
Dinge, in den Staat ein; und weit entfernt davon, dieſe Rechte durch ſolchen Eintritt hinzu— 
geben an denſelben, verlangt man von ihm vielmehr ihre Gemwährleiftung und Beſchirmung. 

Freilich jind auch viele Gemeinden erft im Staate und zum Theil burd) den Staat, d. b. auf 
Beranftaltung der Staatögewalt entftanden, und entftehen fortwährend neue Familien in dent 
Staate; aber dieſes ändert an ven naturgemäßen Verhältniß nichts. Nach diefem find eben 
Gemeinden wie Familien als für jich beſtehende, weil zum Entftehen durchaus des Stauted nicht 
bedürfende und darum aud) in dem Kreiſe ihres eigenen Lebens und Wirkens ſelbſtändige Ge— 
fammtperfönlichfeiten zu achten, dem Staate, welcher fie jhügt, zwar zur Unterwürfigkeit in 
allen, was nad einer vernünftigen Aufitellung des Staatszwecks wirklich des Staateß ift, gegen 
diefen verpflichtet, im übrigen aber frei und ihre Jelbiteigenen Lebenszwecke autonomifch ver= 
folgend. 

Wir Haben bei dieſer Darftellung abgefehen einerjeit® von der freilich hiſtoriſch allzu oft 
vorgefommenen Bildung der größern Staaten duch Gewalt und Schreden, wonach die Ge— 
meinden, bie einem folchen jid) einverleibten, es nicht durch freien Willen oder rechtlich gefchloffe- 
nen Vertrag thaten, ſondern bloß factifch, d. 5. nothgerrungen über ſich nehmend, mas einmal 
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nicht abzumenden war; und andererjeitö von der nicht jelten vorfonımenden Gründung von Ge: 
meinben eigens als Staatdanitalten, 3. B. von Colonien in früher unbewohnten Bezirken, oder 
von Waffenplägen gegen dad Ausland, oder von Handels- over Manufacturorten auf dazu 
geeigneten Punkten u. ſ. w. Alle folche factiſch vorkommenden Einzelheiten koͤnnen gegen die 
allgemeine, d. h. auf Naturgeſetze gegründete Entftehungsweife der Gemeinden wie der Fa⸗ 
milien, oder auf die daraus fließenden Rechtsanſprüche verfelben von ganz und gar feinen recht: 
lichen Einfluife jein. Der Staat, menn er Gemeinden errichtet oder gründet, ſowie wenn er, 
3. B. durch Ausſtattung eined Brautpaars, eine Familie gründet, muB das natürliche Ge⸗ 
meinde= (wie Familien-)Recht anerkennen und ehren. Wenn er ed nicht thut, jo bat er vielleicht 
eine wie immer zu benennende, 3.98. Soldaten= over Kandeld= over Gewerbsanftalt begründet, 
doch nimmer eine Gemeinde. 

Hieraus geht auch die Beantwortung der Frage hervor, ob die Gemeinde eine Staatdan= 
ftalt jei, wie ſolches mehrere Publiciften behaupten und auch die Gemeindeordnungen verjchie- 
dener Staaten voraudjegen. Wir jagen: Nein! Sie ift e8 jo wenig ald die Familie und jo wenig 
als die Kirche, aud jo wenig ald 3. DB. irgendeine zum Zweck ver Wiſſenſchaft oder des Han⸗ 
dels u. ſ. w. errichtete Privatgeſellſchaft. Sie iſt es ſchon hiſtoriſch nicht, da die Gemeinden älter 
find als die förmlichen Staaten und, wo fie erſt im Staate ſich bildeten, fie ſolches um ihrer ſelbſt 
und nicht des Staates willen thaten, auch großentheils ohne alle Hülfe des Staates, ja nicht 
ſelten unter Widerſtreben der Staatsgewalt emporkamen. Sie iſt es aber noch weniger nad 
einer unbefangenen Rechts- und politifchen Theorie, da weder eine vechtliche noch politiſche 
Nothwendigkeit vorliegt, ihr ſolchen Charakter zugujchreiben oder zu ertheilen, vielmehr einer: 
jeit8 die Selbftändigfeit ihres Daſeins und Lebens ſchon aus dem Perjönlichkeitsrecdhte ihrer 
Glieder hervorgeht. und auch nad) aller Erfahrung zu ihren Gebeihen nothwendig, demjelben 
wenigſtens hoͤchſt förderlich iſt, und andererfeitd der Staat auch ohne Gemeinden beftehen, jeden: 
Tall8 ohne durch ihn jelbft errichtete Gemeinden vortreiflich beſtehen kann. 

Daß übrigens der Staat aus dem Borhandenfein der Gemeinden den mannidhfaltigiten 
Bortheil zieht und daß er jie zur Erftrebung feiner eigenen Zwede trefflichſt benugen, ja nad 
Umftänden gar nicht entbehren kann, beweiſt nichts für die Lehre, fie feien Anftalten des Staates. 
Hat doch) dieſer aud) die Familien und die Kirchen und vor allem die einzelnen Bürger für jeine 
Zwecke nötbig, ohne daß dadurch eine von dieſen Perfönlichkeiten vie Eigenſchaft einer Staate- 
anftalt erhält. Warunt follte es bei ver Gemeinde anders jein? 

Es ift aber für die Gemeinden unendlid wichtig, nicht als Staatsanftalten betrachtet zu 
werden. Sie werben herabgewürbigt durch die Vorftellung, fie jeien nichts anderes ald von der 
Staatsgewalt angeordnete Abtbeilungen oder Linterabtheilungen der NRegierten, d. h. bloße 
Summen von Staatdangehörigen, welche die Regierung behufs der leichtern Adminiftration 
in bejondere Vereine zufammengethban und nad) ihrem freien Belichen, d. h. durch ihr Macht⸗ 
wort, mit mehr oder weniger Befugniffen, Beſitzthümern und delegirten, daher aud) blos im 
Dienfte des Staates auszuübenden Gewalten verjehen habe. Dergejtalt wird wol z.B. ein 
Kriegsheer, welches felbft eine Staatsanftalt iſt, getheilt und untergetheilt in Regimenter, Ba- 
taillone, Gompagnien u. |. w., nicht aber ein Volk, welches der Staat ſelbſt, nicht aber eine 
Anftalt des Staates ift und deſſen natürliche Gliederungen gleichfalls mit Leben begabt find und 
wol noch ganz andere Lebenszwecke haben als die Erleichterung der Adminiftration. 

Es jind aber zwei ji ſonſt entgegenfiehende Parteien oder Doctrinen, welde die Ges 
meinden dergeftalt herabzumürbigen ftreben, die eine nämlich, welche der Fahne der Despotie 
folgt und darum fein felbftändiges Leben, d. h. Feine Freiheit in dem Gebiete des Herrn aner: 
fennen oder dulden will, und die andere, welche das Idol des über dem ganzen Staate allmächtig 
waltenvden Geſammtwillens anbetet. Die legte Theorie iſt für die Freiheit, mithin für das Recht 
ebenjo tödtend als die erfte, ja ſie begründet, ohne es zu wollen, die Ungemeſſenheit ver Herr⸗ 
ſcheranſprüche vedjenigen, welder etwa, infolge eines den Republifen fortwährend drohenden 
Schickſals, ſich zur Dictatur aufſchwingt und ſodann unter dem Titel des Repräfentanten 
oder Bevollmächtigten jenes allgewaltigen Gefammtiwillend viefelbe abſolute Macht ſich zu= 
eignet, welche jolhem Gejanmtwillen durch deſſen enthuniaftifche Aubeter zugefchrieben wird. 
„Ich bin der Staat, fügte der hochmüthige Ludwig XIV., und Napoleon , der Erbe der Nevo- 
Iution, ſprach: „Ich bin der Geſammtwille“, d. h. in mir wohnt oder erſcheint perfonifteirt Die 
Allmacht der Nation. Gegen beiverlei Borftellungen oder Anmaßungen aber erhebt ſich gleid) 
energiſch das Freiheits- oder Nechtögefühl. Die Berfönlichfeit ver Bürger geht gleichmäßig 
unter in der einen wie in der andern ; nach der einen find ſie Knechte oder willenloje Werkzeuge 
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in der Hand ded Herrn, nach der andern find fie bloße Gliedmaßen eines idealen, bald durch diefe, 
bald dur jene Perſonification repräfentirten Gefammtförperd der Nation. Dergeftalt er- 
ging ed dem freiheitätrunfenen Volke ver Neufranken. In jedem felbfländigen Rechte einer Ge: 
meinde wie einer Gorporation erblickten fie ein Privilegium, eine Verlegung des für vie ganze 
Nation in Anſpruch genommenen Gleichheitsrechts. Die Nation folte nichts anderes fein als 
eine homogene Mafle oder Summe von Bürgern, und die Bevölferungen der Provinzen (De: 
partements), Cantone und Gemeinden durften daher nur als Abtheihingen jener Maſſe gelten. 
ber ihnen allen ſchwebte dann das in feiner Autorität unbegrenzte Gefeg ald der Anshrud des 
Gefammtwillend. Napoleon, der Erbe der Revolution, nahm dann foldje Vorftellungen als nütz⸗ 
lid an; nur jegte er fih an die Stelle de Nationalwillend und — die Sklaverei war vollendet. 
Nach unferer Kehre ift au die Nation oder ver Geſammtwille, d. h. der Staat, nicht allmächtig, 
nicht allgebietend. Die in ven Staat tretenden Perſönlichkeiten, ohne Uinterfchied, ob einzelne 
ober Gefanmtperfönlichkeiten, behalten ihre Selbſtändigkeit, d. h. eben ihre Eigenſchaft ala Ber: 
fonen bei, ja fie erwerben dafür ganz eigens den Anſpruch auf Schuß des Staated und nehmen 
nur diejenige Beſchränkung ihrer Freiheit auf ſich, welche als nothwendig zur Verwirklichung 
des Staatszwecks mit Vernunft mag anerfannt werden. Die Gemeinden alfv verwandeln ſich 
durch den Eintritt in den Staatöverband mit nichten in Staatdanftalten, fonvern fie bleiben, mas 
fie früher waren, nämlich Staaten im Eleinen, d. h. felbftändige, zur Erftrebung von Zweden, 
die jenen des Staates ähnlich jind, geſchloſſene Geſellſchaften, doch jetzt vereint mit andern ähn⸗ 
lihen Geſellſchaften und auch mit Einzelnen zum größern Staate. 

Aus diefer Begriffsbeſtimmung geht die Wichtigkeit des Gemeindeverbandes für alle Mit: 
glieder veffelben und mittelbar auch für den Stant hervor, folglich auch die unermeßliche Wich⸗ 
tigkeit einer dieſen ſo hohen Intereffen entſprechenden Gefeggebung für die Gemeinden, d. h. der 
ihre innern und äußern Verhältniffe regelnden Gemeindeordnung. Diefelbe enthält die jicherfte 
Grundlage und die zuverläfiigfte Gewährleiftung des Lebensglücks aller Staatsbürger, weil die 
Berührung mit der Gemeindeobrigfeit und die von diefer auf alle Intereflen des Bürgers tag: 
tägli ausgehende Wirffamfeit für weitaus den größten Theil der Nation fühlbarer und ein: 
flußreiher ift al die Drganifation und Die Thätigfelt der Gentralftaatögewalt. „Der in der 
Provinz anſäſſige ftille Landbewohner“, fagt Dupin, „mag unbekannt bleiben felbft mit dem 
Namen der Minifter, welche ven Staat regieren; aber er kaun nicht gleichgültig bleiben bei der 
Art der Verwaltung der Gemeinde, welcher er angehört.” Gin den Haushalt und die Bermal- 
tungsform der Gemeinde regelndes Gefeg iſt daher nicht minder als eine gute Kamilienorbnung, 
ja noch weit mehr als dieſe, weil das Naturgefühl dort weniger als hier ven Mangel der Gefeg: 
gebung erfegt, für dad Privatglück der Staatsangehdrigen unentbehrlich und alfo, weil vie 
Gefammtmohlfahrt aus ver Summe des Privatglücks befteht, auch zum Wohle des Staates. 

Es zieht aber auch ver Staat, als politiſches Gemeinwesen betrachtet, und die Regierung, 
als redliche Gefhäftsführerin veflelben, unermeßliche Vortheile aus einer guten Gemeinveord: 
nung. Wenn die Bürger fi in den fie näher berührenden Verhältniſſen des Gemeindeleben 
glücklich fühlen, fo werven fie auch mit Liebe erfüllt fir den Staat, der ſolches Glück ihnen ver: 
leiht oder gewährleiftet, und darum find fie au zu Opfern bereit fir die Vertheidigung und 
Erhaltung der ihr Necht und ihre Wohlfahrt ſchirmenden Regierung. Die Gemeinden, denen 
es wohl geht, namentlich alfo die einer freien, die felbftändige Entwidelung begünftigenven 
Verfaſſung ſich erfreuenden, find die natürlichſten Gegner jeder Umwälzung, die ihnen ja nur 
Berfchlimmerung ihres Loſes bringen Fönnte, während die zur knechtiſchen Unterwürfigkeit ver- 
dammten, von herriſchen Agehten einer abfoluten Gewalt gleih Haufen von hörigen Leuten 
verwalteten nur fo lange zu gehorchen geneigt find, als Gewalt und Schredien vorwalten, jeder 
Anderung der Verhältniffe aber, woraus jie nämlich nur Verbefferung ihres Zuſtandes erwar: 
ten können, ihre Wünfche und, fobal die Gelegenheit jich varbietet, auch ihre thätige Beförbe- 
rung widmen. Den Sturz Napoleon’s fchreibt derfelbe Dupin großentheils dem gegen ihn 
durch die despotiſche Gemeindeverwaltung entzündeten Haffe des Volkes zu, und ebenfo Du= 
mortier in feinem trefflihen Bericht über den den belgifhen Kammern in Jahre 1834 vorge: 
legten Entwurf eined neuen Gemeinvegejeße®. 

Eine gute Gemeindeordnung, welche ven Gemeinden gewiffermaßen die Segnungen eines 
erweiterten Familienlebens bereitet, ift auch natürlich Die Mutter eines zuerft in dent Kreife 
ſolches Lebens fich außernden, aber dann, wenn einmal in diefer Sphäre erftarft , ſich bald über 
die weitern Räume de8 Provinzial: und des Staatöverbanded ausdehnenden Gemeingeiftes. 
Sie iſt die Schule des die Staaten gewaltig und glücklich machenden Patriotismus, welcher wol 
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unendlich koſtbarer, ebler und ſegenbringender iſt als aller in Ermangelung jenes allein noch 
anzurufende Enechtifihe Gehorfam. Sie tödtet den engherzigen Egoismus und lehrt die Büre 
ger, ſich nicht als blos für fih allein lebende Individuen, fondern als Glieder eines Gemein- 
weſens, dem man mit Pflicht und Liebe verbunden ift, zu betrachten; fie ift alfo die Quelle ver 
ftaatsbürgerlichen nicht minder ald der gemeinvebürgerlichen Tugend. 

Eine gute Gemeindeoronung endlich, d. 5. eine dem Begriffe und Wefen der Gemeinde an= 
paſſende, ift auch die Pflegerin ver aus edlen Seldftgerühl ſtammenden Freiheitsliebe und ber 
damit innig verbundenen Anhänglichkeit an Recht und Geſetz, ſowie des Muthes, diefe Eoftbar- 
ſten Güter des Ervenlebend gegen alle Eingriffe und Gefährbungen zu vertheidigen, welche von 
innen oder von außen ſich Dagegen erheben möchten. Diefe Liebe zur Freiheit und zum Recht 
aber und dieſer männlihe Muth find die feften, vie durch feine materielle Kraft zu erfegenven 
Schutzmauern der Staaten, ganz vorzüglich der Fleinern, welche von der Übermacht der großen 
fih bedroht fehen. 

IM. Verhältniß zum Staate. Durch unfere Behauptung, daß die Gemeinden feine 
Staatsanftalten, ſondern ſelbſtändige und vermöge eigenen innern Lebensprincips ihre felbft- 
gefegten Zwecke verfolgenvde Gefammtperfönlichkeiten feien, wird jedoch von demjenigen, was in 
Anfehung ver Gemeinden wirklich, d. h. nad) vernünftigen Urtbeile, des Staates ift oder fein 
fann, der Staatdgemwalt durchaus nichts entzogen. Die Gemeinde, obſchon nach ihrem Begriff 
eine freie, d. 5. zur Erſtrebung felbfteigener Lebenszwecke berechtigte Perſon, ift gleichwol, 
ſowie Died ja auch bei Einzelnen der Fall ift, ald Staatsangehörige dem Staatsgeſetze und ber 
Stantöregierung unterworfen in allem dem, was der vernünftig aufgefaßte Staatszweck wirklich 
erheifhr, und ſoweit irgendein vernünftiger Geſammtwille die Unterwerfung verlangen kann. 
Breilich follte auch in der Vorausjegung, die Gemeinde fei eine Staatdanftalt, von ihr nichtd 
anderes gefordert werben, als was dem Staatszweck frommt und wozu der Gefammtwille ein: 
ſtimmt und einftimmen kann. Aber ein unendlicher Unterfchied bleibt immer zwifchen dem, was 
der Staat von feiner eigenen Anftalt, und dem, was er von einer freien , aud und für ſich felbft 
beftehenden Perfönlichkeit Fordern darf. Die erfte befteht blos für ihn wie durch ihn, ift alfo 
ihm unbedingt dienſtbar, und was immer er ihr auflege ober gebiete, das ift, wofern ed nur 
bie perfönlichen Rechte ver Anftaltdangehörigen ald Bürger nicht kränkt, niemals ungeredt 
gegen die Anftaft jelbft. Denn fie Hat eigentlich gegenüber dem Staate gar fein Necht, nicht ein- 
mal daß des Daſeins oder Fortbeſtandes, da fie ja blos durch den Willen des Staates ind Leben 
trat und feine andere Beftimmung bat, als ihm zu dienen. Wer wird z.B. jagen, ein Negi- 
ment Soldaten fei verlegt over in Rechten gekränkt, wenn man ed auflöft oder abſchafft, meil 
man etiva feine Entbehrlichkeit erfannte oder eine veränderte Organifation des Heeres foldhe 
Mapregel erheiſchte? Ebenfo, wenn ein Amt over eine Gerichtöftelle als überflüfitg aufgehoben 
oder der Wirfungskreis eines Collegium oder Geſchäftsbureau geändert wird? Den etwa er: 
worbenen Rechten ver einzelnen Angeftellten mınß mol dabei Rechnung getragen werben und vor 
allem ven Intereſſen ver Gefammtheit des Staates, aber die Stelle oder dad Kollegium für ſich 
ſelbſt hat dagegen feine rechtliche Einſprache zu thun. Ganz anderd ift die Stellung ber Ge⸗— 
meinden , wenn oder da fie nicht Staatdanftalten find. Sie erſcheinen alsdann keineswegs ale 
bloße Mittel zum Staatszwecke, ſondern al8 wahre Selbſtzwecke, Feineswegs als blos Dienftbare 
Merkzeuge, fondern als ſelbſtändige Perfonen und Staatsangehörige, welche zwar ald folche 
dent Staate mit Pflichten zugethan find, deren Recht und Wohlfahrt aber au, gegenüber dem 
Staate, diefem zum Schuß und zur Beförderung anempfohlen, folglich mit in Zwecke des 
Staates enthalten ift. 

—Micht einmal die gemiffermaßen als Vergleichsvorſchlag von einigen Schriftftellern aufges 
ſtellte und in mehrere Gefegentwiürfe als leitendes Princip aufgenommene Anſicht, wonach die 
Gemeinden beides zugleich, nämlich einerfeitd Staatdanftalten, anderfeit8 oder nebenbei aber 
auch ſelbſtändige Eorporationen fein follen, können wir ald richtig anerfennen. Was ſoll die 
Gefeggebung machen aus Zwittermefen folder Art? Inwiefern find die Gemeinden Staatdanz 
falten und inwiefern nicht? Nach welchen Prineip ift die Scheidungslinie zu ziehen und in 
Zweifelsfällen der Streit zu fchlichten? Muß denn gerade alle8 und jedes, was der Staat zu 
jeinen Zwecken benutzen fann und darf, darum ſchon Anftalt ded Staates fein? Died find ja 
zwei hinmelweit voneinander verfchievene Begriffe, und zu ihrer Bermifhung gibt es, wofern 
man nit auf folhem Wege Ungebührliches für die Staatsgemwalt gegenüber ven Gemeinden er= 
ſchleichen will, durchaus keine praktiſche Nothwendigkeit oder auch nur Räthlichfeit. Wir vers 
Staate-kerifon. VI. 16 
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werfen alſo auch jenen Vergleichsvorſchlag und beftimnen das Verhältniß ver Gemeinden als 
ſelbſtändiger moraliſcher Perſonen zum Staate, welchem ſie als Mitglieder angehoͤren, folgen⸗ 
dergeſtalt: 

Die Gemeinden, urſprünglich zu Zwecken, welche jenen des Staates analog find, errichtet, 
Tohliegen untereinander (und auch mit Einzelnen) den weiter reichenden eigentlichen Staatöver: 
band, erfennend, daß dadurch eine vollftändigere und mehr gefiherte Erreihung ihrer Zwecke 
bewirkt werde. Sie verpflichten ſich dadurch mwechfelfeitig oder gegen die Staatögefamnitheit zu 
allen jenen Keiftungen im Geben, Thun oder Unterlaflen, welde ver vernünftige Geſammt⸗ 
wille ala dem Zweck der Bereinigung nöthig oder förverlich anerfennen mag, in allem Übrigen 
ihre volle Selbſtändigkeit ji vorbehaltenn. Außerdem übernimmt der Staat, ald der Schup- 
herr aller Rechte, auch insbefondere vie Gewährleiſtung derjenigen, welche ver Gemeindeverband 
eigens gefchaffen hat, fowol zwifchen ver Gemeinde und ihren Glievern, als zwijchen dieſen 
Gliedern untereinander ſelbſt, ganz vorzüglich aber ven Schuß oder die Wahrung berienigen 
Rechte und Interefien, welche fih auf die fünftigen Gemeinveglieder beziehen und deren etwa bie 
gegenwärtigen Häupter oder flimmberedtigten Bürger ver Gemeinde vergeflen Eönnten. Endlich 
benugt nod der Staat die ihm dergeftalt unterworfenen Gemeinden zu verjchiedenen feiner eige= 
nen Zwecke und überträgt ihnen wol aud in dem Kreife ihres naturgemäßen Wirfens einige 
der ihm jelbft zuftehenben Sorgen und Gewalten nicht nur über ihre eigentlichen Angehörigen, 
ſondern auch über die in ihrer Gemarkung wohnenden oder auch nur zeitlich ſich aufhaltenden 
Staatsbürger, infoweit eine ſolche Übertragung ihm gut ober räthlich ſcheint. . 

In Gemäpheit diefer Grunpfäge iind die Gemeinden: 1) der allgemeinen Staatögejeh: 
gebung und Staatöregierung unterthan in allem, was diejelben in den verſchiedenen Sphären 
ihrer Thätigfeit im Intereſſe des Geſammtzwecks zu flatuiren oder anzuordnen für gut finden. 
Die allgemeinen Rechts- und Polizei: und Finan;gefege u.f. mw. jind alfo für die Gemeinden 
nicht minder verbindlich als für vie Einzelnen, und jie haben feine Befugniß, irgendetwas, dad 
ſolchen Gefegen widerſpräche, zu unternehmen ober für ihre Angehörigen feitzufegen. In diefer 
Sphäre herrſcht allein ver Staat, und ver Hier allervingd nahe liegenden Gefahr des Mis- 
brauche ſolcher Macht von feiten ver Staatögewalt kann feine Xehre ſteuern, fondern bloß die 
Verfaſſung. Der Gefammtwille, zu deſſen Elementen ja naturgemäß und zwar vorzugsweiſe 
die Gemeinden mit gehören, wird, wenn ihm die geeigneten Organe, wodurch er ſich in Lauter⸗ 
keit ausſpreche, verliehen ſind, über die Grenze des Rechts nimmer hinausſchreiten, aljo nament⸗ 
lich auch nichts verordnen, was den billigen Anfprügen und wahren Intereflen der Gemeinden 
entgegenliefe. Jedenfalls theilen hier die Gemeinden blos das Los oder die Gefahren, die allen 
Staatsangehörigen beſchieden ſind; von einer ihnen als Gemeinden hier widerfahrenden Unter⸗ 
drückung kann nicht die Rede ſein. 

2) Die Gemeinden erfreuen ſich des Staatsſchutzes und überhaupt aller Wohlthaten des 
Staatsvereins, welche in Gemäßheit des Geſellſchaftsvertrags allen ſeinen Angehörigen von 
Rechts wegen zukommen. Es äußert ſich aber dieſer Staatsſchutz oder dieſe Staatsfürſorge nicht 
nur durch Abwendung aller den Gemeinden als Geſammtperſönlichkeiten von außen oder innen 
etwa drohenden Gefahren und Störungen in dem Kreiſe ihrer perſönlichen und dinglichen Rechte, 
fonbern zumal auch in ver Oberaufjtcht über die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten und 
in der Beihirmung der den einzelnen Gemeindegliebern als jolden gegenüber der Gemeinde 
zuftehenden Rechte. Es kann nämlich gar leicht geſchehen, daß in die Verfaflung oder Bermal- 
tung einer Öemeinde, wenn Diejelben ihrer uncontrolirten autonomifchen Beſtimmung oder etwa 
einer ſich factiſch feftjegenvden libung überlajjen blieben, ein völliges Verderbniß eindringt, und 
dag dadurch nicht nur Die natürlichen oder fonft wohlerworbenen Rechte der wirklichen Gemeinde⸗ 
genoſſen als ſolcher gekränkt werden, ſondern noch viel näher liegt die Gefahr, daß die Gemeinde⸗ 
autoritäten oder auch die geſammte Gemeinde bei ihren Richtungen und Beſchlüſſen der ihrer 
unmittelbaren Obhut anvertrauten Intereſſen ver nachkommenden Geſchlechter oder überhaupt 
der höhern und bleibenden Intereſſen der Geſammtheit vergeſſen und ſtatt derſelben nur ihre 
eigenen perſönlichen Vortheile wahrnehmen, z B. das Gemeindevermögen vergeuden ober 
unter die jetzt lebenden Mitglieder vertheilen möchten u. ſ. w. Hier nun iſt die Oberaufſicht des 
Staates von größter Wichtigkeit und Wohlthätigkeit, und die Gemeinde, in ihrer Eigenſchaft 
ald nimmer ſterbende moralifhe Geſammtperſönlichkeit, deren Zwecke namlich nicht auf die Ge— 
genwart oder dad gegenwärtige Geſchlecht beſchränkt, ſondern auch die fernſte Zukunft um— 
faſſend ſind, erſcheint in letzter Beziehung als eine Art von Stiftung, die der Staat anerkannt 
und in ſeinen Schutz genommen hat, folglich in ihrer dem Stiftungsgeſetze gemäßen Verwal: 
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tung (dad Stiftungögejeg ift hier ber durch Die Vernunft bictirte Inhalt des Vereinigungsver: 
trags in Verbindung mit den dazugekommenen bejonvern hiſtoriſchen Nechten) ſchirmen und er- 
halten muß. Indeß folgt hieraus keineswegs, daß der Staat die Gemeinbeverwaltung durch ſich 
ſelbſt. d. h. durch feine eigenen Diener beforge. Vielmehr hat er ven natürlichen und überhaupt 
auch zuverläfjigflen Verwalter in der Gemeinde felbft oder in den durch fie gewählten Häuptern 
zu erfennen und feine einer Art von obervormundſchaftlicher Gewalt hier ähnliche Autorität 
mehr nur zu allgemeiner Vorbeugung, zumal mittels gefeglicher Herſtellung einer guien Ge: 
meindeverfaflung, ald zu fpecieller Cinmiſchung in die einzelnen Geſchäfte zu gebrauchen. Die 
legtere joll in reinen Gemeindeangelegenheiten, wenigſtens in der Regel, nicht gebieten, 
iondern bloß controlixend (prüfend und ſodann genehmigenb oder nicht genehmigend) einjchrei= 
ten; ſonſt töbtet ſie Das edlere Lebensprincip der Gemeinde, die Selbſtändigkeit und Freiheit, 
und gibt ihr, anſtatt ihrer natürlihen, auch in ver Regel tundigen, d. h. mit ven wahren In- 
tereſſen der Gemeinde vertrauten und als Benofjen viefelben theilenden, ver Gemeinde mit 
Liebe und patriotiſchem Eifer zugethanen Verwalter, fremde, theilnahmlofe, oft nach unlautern 
Zweden ſtrebende, ihren Willen für Recht achtende Gebieter. 

3) Nicht nur die Gemeinden ald Gefammtperjönlichkeiten, ſondern auch ihre einzelnen 
Angehörigen als Ginzelne haben den Staatövertrag mit gefchloffen und ſind daher auch unmit- 
telbare Glieder des ſtaatsbürgerlichen Vereins. Aud in einem Foͤderativſtaate oder wahrhaft 
ſtaatsrechtlich (nicht blos voͤlkerrechtlich) geſchloſſenen Bundesſtaate erfcheint der Einzelne nicht 
nur als Bürger des beſondern Cantons oder der zum größern Staatöförper verbundenen Pro- 
vinz, jondern zugleich auch als Bürger bed legtern. So z. 2. iſt ver Bürger von Aargau oder 
Bern zugleich auch ſchweizeriſcher Eidgenoſſe und jener von Neuyork oder Pennſylvanien zu: 
gleih aud Bürger der Vereinigten nordamerikaniſchen Freiſtaaten. Noch weit mehr ift dieſes 
ber Fall bei vem Gemeinvebürger gegenüber dem Staate. Denn wenn bei Bunbeöftaaten ver 
Hauptzweck der Vereinigung die Sicherheit nad außen ift, fo iſt bei jener der Gemeinden zum 
Staate der innere Staatszweck ein gleich wichtiger Vereinigungögrund, und jeder Gemeinde: 
bürger fordert daher von dieſem Staate deffen Berwirklihung für jeine eigene Berfon überall, 
wo oder injofern nicht ſchon der Gemeindeverband dazu als hinreichend ericheint, Ex fordert 
biefe Verwirklichung aud) unmittelbar von dem Staate, ſowie er gegen denfelben auch unmittel- 
bare Verpflihtungen übernimmt, und er beſchränkt fortan feine Forderungen an die Gemeinde 
auf die aus dev Nähe ver Zufammmenwohnung und aud den damit verbundenen engern Berüh⸗ 
rungen entflehenden Intereffen, überhaupt auf die von dem Staate minder gut ald von ver 
Municipalgewalt zu beforgenden Angelegenheiten und Gefhäfte. Sollte vaher vie Gemeinde: 
gewalt jenen wohlbegründeten flaatöbürgerlihen Rechten ihrer Mitglieder in irgendeiner Weiſe 
verlegend oder gefährbend entgegentreten, jo fleht der Staatögewalt die Befugniß und die Schul- 
digkeit zu, jene der Gemeinde in die gebührenden Schranken zurüdzuweijen und die ſtaatöbür⸗ 
gerlichen Rechte ihrer Angehörigen in alle Wege zu firmen. Daſſelbe Recht ſteht ihr natürlich 
au in Anſehung derjenigen Staatsbürger zu, melde ven Gemeinveverbanve als eigentliche 
Genoffen nicht angehörig, aber doch wegen des Aufenthalts oder wegen Güterbejiged in der 
Gemarkung der Gemeinde mit diefer in nähere Berührung getreten und fo wenigſtens in einiger 
Beziehung ihr angehörig geworben find. Auch hier jedoch wird felten eine Einmiſchuug in Die 
beſondern Acte der Gemeindegemalt von nöthen fein. Es genügt in ver Regel die allgemeine 
gefeglihe Beftfegung jener Staatöbürgerreipte und in den etwa vorkommenden Fällen der 
Übertretung die auf Anrufen der Betheiligten gerichtlich oder polizeilich herzuſtellende Beobach⸗ 
tung des Geſetzes. 

4) Wie der Staat der Gemeinde zu vollſtändigerer und ſichererer Erreichung ihrer 
Zwecke die hülfreiche Hand bietet und, was die Gemeinde aus ſelbſteigener Befugniß und Kraft 
zu leiſten nicht vermag, durch ſeine höhere und weiter reichende Autorität ind Werk richtet, alfo 
dient Hinwieber die Gemeinde den Staate zu leichterer und vollftändigerer Verwirklichung ver 
ihm jelbft geſetzten höhern und umfaflendern Zwecke. Er kann die Gemeinden benugen einmal 
als eine natürliche Gliederung feines Verwaltungsorganismus und als die paffenpften Vereini- 
gungspunfte, wohin die einzelnen Staatöbürger je nach ihren Heimats- oder Wohnungäver: 
hältniffen anzumeijen jind, um allva ihre ſtaatsbürgerlichen und politiichen Nechte auszuüben 
und die denjelben entſprechenden Schuldigfeiten zu erfüllen. Er kann dann weiter den Gemein- 
deautoritäten innerhalb des ihnen in folder Eigenſchaft natürlich zujtehenden Wirkungskreifes 
auch einen Theil feiner eigenen Gewalt velegiren, d. h. jie mit Verrichtungen beauftragen, welche 
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nicht eigen oder wenigſtens nicht ausſchließend die Gemeindezwecke sum Gegenftande haben, 
fondern un der Intereflen des Staates willen zu beforgen find, oder welche, wenn auch in Bezng 
auf Die eigentlihen Gemeindebürger in der natürlihen Gompetenz jener Autoritäten liegend, 
dennoh in Bezug auf die Ungenoffen des Gemeindeverbandes eine Delegation von feiten der 
Staatsgewalt erheifchend find. So benugt mitunter der Staat audy die Kirchenvorfteher, dann 
auch die Kamilienhäupter oder die Handeigenthümer zu gewiflen polizeilichen oder politifchen 
Berrihtungen ober zur Ausübung einer gewiſſen Autorität über die Genoflen ihrer Kirchen, 
Bamilien oder Häufer, welche ihnen ohne folde Delegation nicht zuftehen würde. Aber e8 
leuchtet ein, daß aus dieſem Umftande feine weitere Abhängigkeit jener Autoritäten von der 
Staatögemalt gefolgert werden kann, als welche eigens auf die ihnen aufgerragenen Geſchäfte 
fich bezieht, und daß ungeachtet ſolcher Beauftragung ber Kirchenvorſteher, der Familienvater, 
ver Hausherr und fo daher auch der Gemeindevorftand im Vollgenuſſe der Selbſtändigkeit 
verbleiben, welche fie in ihrer Haupteigenſchaft oder in dem verfelben entiprechenden Wirkungs⸗ 
freife naturgemäß und vernunftrechtlih anzufpredhen haben. 

Die Sunme der biöher aufgeftelften Betrachtungen geht dahin: die Gemeindezwecke find 
im allgemeinen jenen des Staates analog, beziehen ſich jedoch meiſt nur auf vie aus der nähern 
Zufammenmwohnung entftehenden gemeinfchaftlichen Intereffen und Sorgen. Die Schlichtung 
der Hieraus entſpringenden Angelegenheiten gebührt natürlich) der Gemeinde felbft over den von 
ihr dazu eigens auserwählten Häuptern oder Geſchäftsführern, fomweit nänlidy der vernünftige 
Geſammtwille ver Gemeinde ſolche einheimiſche, d. h. durch die bloße Municipalautorität zu 
geihehende Beforgung over Schlichtung der von feiten der Staatögemwalt zu geſchehenden vor: 
ziehen muß oder fan. Dagegen kommt dem Staate die Oberaufficht (in Bezug auf die Intereffen 
der nachfolgenden Gefchlehter auch eine Art von Obervormundfchaft) über alle wichtigern 
Semeindeangelegenheiten zu, fodann das geſetzlich oder gerichtlih oder auch adminiſtrativ 
auszuübende Schutzrecht in Anſehung aller aus dem Gemeindeverbande fließenden ober 
dadurch berührten Rechte und flaatsbürgerlichen Intereilen, weiter dad allgemeine Gefegge: 
bungs= und Regierungdredt in allen pad Staatdintereffe berührenden, d. h. mit ven Staats⸗ 
zmwede wahrhaft in Verbindung flehenden Dingen, 'endlih dad Recht, den Gemeindeverband 
ohne Beeinträchtigung feiner Selbftänpigfeit und Lebensfreiheit zu erleichterter Erftrebung 
der Staatszwecke zu benugen. Wo immer ein Streit oder Zweifel entiteht iiber die Grenzen des 
ber Staatögemwalt zuftehenven oder des von der Gemeinde für ſich vorbehaltenen Rechts, da ift 
die Bermuthung für das natürliche und urfprüngliche, d. h. alfo für das Recht der Gemeinde. 
Ohne dieſes Princip ift den fletö voranfchreitenden Anmaßungen der Staatägewalt gar feine 
Grenze zu fegen; die Gemeinden finfen alddann zu willenlofen Haufen von Apminiftrirten 
herab, und auch der lepte Funke ihres naturgemäß ſelbſtändigen Lebens erſtirbt unter dem Joche 
der allgebietenden Regierung. Ein befanntes, aber eindringliches Beifpiel von der Unerfätt: 
lichkeit ver Korverungen eines centralifivten Abfolutismns ift der Sal, der jih mit Samburg, 
als diefe Stadt eine Gemeinde des franzditichen Kaiferreihd war, zutrug. Diejelbe wünſchte 
fünf in ihrer Gemarkung flehende Bäume zu fällen und mußte Dazu bie Erlaubniß von Paris 
einholen; fie erhielt viefelbe, jedoch erſt nadı adhtinonatlicher Betreibung. 

Die Regulirung des Verhältniffes zwiſchen Staat und Gemeinde iſt nach dem allem ein 
hochwichtiger Theil der Geſetzgebung, ja e8 follten die Hauptpunfte wicht nur durch Die gemeine, 
fondern ſchon dur die Verfaſſungsgeſetzgebung beftimnt werben. Es war ein unermeßlicher 
Fehler der dem Durch den Wiener Congreß erfhaffenen Königreiche ver Niederlande allererft 
erteilten Verfaſſung, daß dieſelbe, obwol in ihren allgemeinen Principien freiheitlih und 
weije, die Regulirung bed Gemeindeweſens lediglich dem Könige überließ. Dadurch wurde fie 
abhängig von dem wechfelnden, audy naturgemäß befangenen, weil auf Die eigene Gewalt eifer-: 
ſüchtigen Ermefjen ver Regierung, und biefe, wiewol fie anfangs (1817) eine ziemlich frei= 
finnige Gemeindeordnung einführte, änderte in kurzer Zrift ſolche lobenswerthe Richtung in 
die des Abfolutismus um und dietirte (1825) ein neues Reglement, welches die Selbftändigfeit 
der Gemeinden faft gänzlich aufhob, aber gerade durch das Misvergnügen, welches dadurch 
entfland, die Revolution von 1830 hervorrufen half. (Vgl. ven 1834 in der belgifchen 
Repräjentantenfammer erflatteten geiftvollen „Rapport sur l’organisation communale fait 
au nom de la section centrale‘ von M. Dumortier.) Alſo nicht durch einfeitige Regierungs⸗ 
verordnungen, ſondern durch Geſetze, d. h. alle unter Mitwirkung einer echten, demnach freige: 
wählten Volksvertretung, foll da8 Gemeindeweſen geregelt werden. Alsdann ift man fiher, daß 
bei der Abgrenzung der Wirfungsfreiie weder der Gemeinde nod dem Staate zu nabe 
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getreten, over das duch Natur und Vernunft dictirte, allein wohlihätige Verhältniß zwifchen 
beiden in einfeitigem und eben darum falſchem Interelfe werde verrückt oder aufgehoben werben, 
Die ohnehin in inniger Wechſelwirkung flehenden Interefien vedeStantes und der Gemeinde 
find ven Volksvertretern (wenn fie ſolches Namens würdig find) gleich theuer, und fie fennen 
aus eigener Erfahrung die Vortheile und Nachtheile der von der Gemeinde- und der von der 
Staatdautorität ausgehenden Verwaltung, 

IE. Bon dem Gemeindebürgerrehte und von deſſen Ermwerbung. Unter 
den gemeindebürgerlihen Rechten Eönnen hier nur diejenigen verſtanden werben, welche den 
Gemeindebürgern lediglich als jolhen zuftehen, folglich die Thon vermöge des Staatsbürger: 
rechts anzuſprechenden, daher ohne Linterfchien den Bemeindebürgern und ven Nichtgemeindes 
bürgern zuftehenden nit. In fol engerm Sinne befhränfen ſich Die gemeindebürgerlichen 
Rechte auf: 1) das ſelbſtändige, d. H. feiner befonvdern Verleihung mehr bedürfende Recht, in 
einer beflimmten Gemeinde zu wohnen und eben dadurch auch dedjenigen (Rechts- und polizei- 
lichen) Schutzes theilhaftig zu fein, welchen die Gemeinde ihren Ungehörigen zu leiften theils 
ſchon vermöge des urfprünglichen Zwecks ihrer Vereinigung , theild vermöge Staatsauftrags 
verbunden ift. Inſofern die Staatsgewalt auch Ungenoſſen ver Gemeinde ala ftaatäbürgerliche 
Einwohner, oder auch Ausmärfer oder Fremde dem bleibenden oder zeitlihen Schuße derfelben 
zumeift, jo mögen jie infofern auch ald Gemeindeangehörige (doch nicht eigentlih Mitglieber, 
oder Bürger) betrachtet werben, wenn man nicht lieber ihre Theilnahme an jenem Schuge aus 
dem flaatöbürgerlihen Anſpruche ableitet. 2) Das Benutzungsrecht ſämmtlicher Gemeindean⸗ 
ftalten nah) Maßgabe des Zwecks derſelben und der zur Theilnahme nöthigen perjönlichen 
Eigenſchaft. Hierher gehört aud) pad Recht auf Verforgung oder Unterftügung aus Geneinde- 
mitteln in Fällen der bleibenden oder zeitlihen Hülflofigfeit. 3) Ideales Miteigenthum oder 
Mitnugeigentfum am Gemeindegute und Forberungdreht auf deflen zmed- und geſetzmäßige 
Verwendung. 4) Theilnahme am politifchen Gemeinderechte, d. h. am Stimmredre in 
Gemeindeangelegenheiten und am activen und pafjiven Wahlrechte zu den verjchiedenen Ge⸗ 
meindeftellen und Amtern, abermald nad) Maßgabe der vom Gefege anerkannten oder vernunft⸗ 
mäßig anzuerkennenden Befähigung oder erforderlichen perſönlichen Eigenſchaft. 

Dagegen gehören unter die gemeindebürgerlichen, d. h. die Gigenfchaft als Gemeindebürger 
vorausfegenden Nechte nicht, jondern fliegen fhon aus den Staatsbürgerthume: 1) das Recht 
des Aufenthalts auf dem Staatögebtete, d. h. ver Wohnung und Nieverlaffung auf jeden 
Punkte defjelben, wo nicht Privatrechte eined Cigenthümers oder Grundherrn oder polizeiliche 
Gründe entgegenftehen. Keine Gemeinde kann, außer in den befagten Fällen, einem Staat: 
bürger den Aufenthalt in ihrer Gemarkung verfagen und fie ift zur Aufnahme der ihr vom 
Staate eigend Zugemwiefenen (nicht eben ald Bürger, mol aber ald Bewohner) verpflichtet. 
2) Das Recht auf vollftündigen gerichtlichen wie polizeilihen Schug für Perfon und Habe. Der 
Staat jedoch kann in gewiſſer Sphäre folden Schutz auch leiften durch Anweifung an eine Ge⸗ 
meinde. 3) Das politifhe Staatsbürgerreht muß irgendwo im Staate außgeübt werben, und 
ed können auch in diefer Beziehung die Staatdbürger an beſtimmte Gemeinden, obſchon fie 
deren Genoflen nicht find, gewiefen werden. 4) Das Gewerbsrecht, d. h. das Recht, auf ſelbſt⸗ 
gewählten ehrlihen Wege fein Brot zu verdienen. Es ift ein ungeheuerer Miögriff, ſolches 
allgemeine Menfchen-, alfo auch Staatöbürgerreht zu einem Gemeinderechte zu flempeln und 
dadurch den Staat in Die Lage zu verfegen, feinen Angehörigen, welche nicht Gemeindebürger 
ſind (oder wenigftend nicht alldort, mo fie wohnen), die natürlichfte Befugniß durch Engherzig- 
feit einer Gemeinde entreißen oder verfümmern laffen, oder folhen Gemeinden gegen ihren 
Willen Fremde, d. h. Ungenoſſen, ald Mitglieder oder Bürger aufbringen zu müffen. 

Haben wir alles Wefentliche, was der Staatöbürger vom Staate mit Recht verlangt, dem⸗ 
felben unabhängig von irgendeinem Gemeinveverbande zugefproden, jo fünnen wir auch unbe: 
denflich der Gemeinde dad Recht zuerfennen,, denjenigen, welche nicht ſchon einen gefeglich be= 
gründeten Anſpruch auf ihr Bürgerrecht haben, vaffelbe, wenn fie darum anſuchen, nad freiem 
Exmeſſen zu gewähren over zu verweigern. Das Geſetz allein, und zwar im Sinne des durch 
die Vernunft dietirten Inhalts des gemeindebürgerlichen Geſellſchaftsvertrags, ſoll die Bedin⸗ 
gungen und perjünlichen Eigenſchaften feftftellen, melde ven Rechtsanſpruch auf die Aufnahme 
verleihen (Geburt, längerer Aufenthalt, Verheirathung mit einem Bürger oder einer Bürge- 
rin, Unbefcholtenheit, felbfländiger Lebensunterhalt u. ſ.w.); und wer, ohne folde @igen- 
ihaften zu befigen, um die Aufnahme nachſucht, der möge eben der Gewährung oder Verwei⸗ 
gerung nach dem freien Ermeſſen ver Gemeinde gewärtig fein. Die Staatöregierung joll ſolches 
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freie Bewilligungsredht ehren und nur, wo etma über dad Vorhandenſein ver gefeglihen Be⸗ 
dingungen ein Streit erhoben wird, denfelben durch ihre Behörden entſcheiden laſſen, nicht 
aber aus eigener Autorität einen Unberedtigten der Gemeinde als Bürger auforingen. 

Hierdurch iſt aud) die Frage beantwortet, ob jener Staatöbürger Mitglien einer Gemeinde 
fein müſſe. Wir fagen: Nein! Wol mag der Staat zu ben oben angebeuteten Zwecken 
feine Angehörigen an beflimmte Gemeinden, insbeſondere an jene ihres Wohnorts anmeifen ; 
aber dadurch werben fie nicht Bürger folder Gemeinden, ſondern bleiben ſchlechthin Staats: 
bürger, welchen zwar bie Gemeinde, infolge ihrer Bfliht gegen ven Staat, Verſchiedenes 
zu leiften ober zu geftatten hat, ohne jedoch fie darnm als wirkliche Mitglieder anzuerkennen. 
Es märe felbft eine Beleidigung für die Gemeinde, wenn man fie nöthigen wollte, 3.8. einen 
Heimatlofen, wegen hartnäcigen Bettelnd oder gar Gaunerei Bingefangenen, melden nıan 
endlich irgendeines entfernten Titel® wegen einer Gemeinde zur Ernährung und Beaufficti- 
gung zumeift, fofort auch ald Bürger, als flimmberechtigtes Mitglied aufzunehmen. Lind bin- 
wieder wäre es gleichfalls eine baare, durch gar feinen Nothwendigkeitsgrund geredhtiertigte 
Unbilligkeit, 3. B. einen großen Grunveigenthümer, deſſen Wohnfig in keiner Gemeindegemar: 
£ung gelegen ift und welcher nach feinen perjünlichen Berhältniffen ganz und gar keinen Vor- 
theil von dem Eintritte in einen Gemeindeverband ziehen kann, gleichwol zu zwingen, in einen 
folgen gegen feine Neigung einzutreten ; voraudgefegt, verfteht fi, daß das Geſetz ihn überall, 
wo er Liegenſchaften oder überhaupt fteuerbares Vermögen beitgt, zu verhältnigmäßigen Bei- 
trägen an die betreffenden Gemeinden, die ihm daſſelbe ſchützen, verpflichte. 

Dagegen, glauben mir, ftreitet fein entfcheidender Grund dawider, daß einer zugleich Mit: 
glied oder Bürger mehrerer Gemeinden fei. Zwar nimmt in ver reinen Idee der Gemeinbe- 
verband analog jenem der Familie die ganze Berfünlichkeit, d. h. die volle Liebe, Anhänglichkeit 
und patriotifche Pflicht des ihm angehörigen Bürgers in Anſpruch, ſodaß bei der Theilung 
folder Pflit unter mehrere folhen Anſpruch machende Gemeinden nothiwendig die eine ober 
Die andere verfürzt werben muß. Allein vie Kraft oder pas Vermögen un ver Eifer des Lei- 
ſtens kann bei dem einen leicht fo groß als bei zehn andern zufammengenonmen fein, und ed 
kann aud einer abwechſelnd an mehreren Orten wohnen und feſtes Wohnungsrecht beſitzen; 
warum follte er alfo nicht auch wirklicher und activer Bürger in denfelben fein dürfen? Kann 
ja doch nach dem deutſchen Bundesſtaatsrechte ein Standeöherr Staatsbürger in mehrere Bun: 
vesitaaten fein, wiewol die flaatsbürgerliche Pflicht noch weit mehr ald die gemeinvebürger: 
lie in fi enthält; warum follte man die Gemeinden fo übermäßig fireng gegeneinander 
abſchließen? Injofern jedoch die Gemeinde blos als eine Gliedernng des Staatsorganidmus 
oder als ein Fach für die Eintheilung der Staatsbürger betradgtet wird, kann freilich jeder nur 
einer Gemeinde vollkommen angehörig, wiewol in mehreren wohnungsberechtigt oder begütert 
u. |. m. fein. 

Wichtiger und von ſchwierigerer Entſcheidung ift die Frage Über die vernunftrechtlich anzu= 
erkennende Unterfcheidung ver Gemeindebürger in mehrere ungleich berechtigte Klaffen. Das 
biftorifche Recht Hat derfelben mehrere eingeführt, und ed handelt fich, wenn von der Reform 
des Gemeindewefend die Rede ift, darum, welche dieſer Unterſcheidungen haltbar und melde 
verwerflich feien. 

Eine ganz natürlide, darum im allgemeinen von felbft ſich verfiehende und blos einer 
genauern Beſtimmung dur pofitives Recht bevürfende Unterfheidung iſt die in vollbürtige 
und unvollhürtige Bürger. Die letern find diejenigen, weldhen eine zur Ausübung des Bürger- 
rechts vernünftigerweife erforderliche perfönliche Eigenſchaft (zeitlich oder bleibend) mangelt. 
So die Minderjährigen, fo die Frauen (die da wenigftend von der Beratbung und Stimm: 
gebung in Öffentlihen Angelegenheiten, überhaupt von den politifihen Rechten naturgemäß 
audgefchloflen werben, doch, wofern fie yerfönlich felbftännig, d.h. großjährig und unvermäßlt 
oder Witwen find, in Bezug auf die übriger gemeindebürgerlichen Rechte den Männern billig 
gleichgeftellt fein follten); fo vie Knechte oder überhaupt die des ſelbſtändigen Lebensunter⸗ 
halt Ermangelnven (mwiewol hierüber und zumal über Ziehung einer billigen Grenzlinie 
geftritten werben mag); jebenfalld die aus den Öffentlihden Wohlthätigfeitsanftalten Unter: 
haltenen; fodann die des Verſtandes Beraubten; auch die wegen infamirender Verbrechen 
Verurtheilten und endlich die beharrlich ver Erfüllung ihrer Bürgerpflicht ſich Entziehenden, 
dadurch aljo auch auf ihre Rechte Verzichtenden (worüber jedoch gleichfalls pofitive Beftimmun- 
gen nöthig find). 

Eine aus unferm von der Gemeinde aufgeftellten Begriffe natürlich fließende Eintheilung 
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der Gemeindeangehdrigen iſt die in wirflige Bürger, in bloße ſtaatsbürgerliche Ginwohner und 
in Audmärfer. (Fremde, die nur einen vorübergehenden Aufenthalt in ver Gemeinde nehmen, 
gehören gar nicht zu deren Angehörigen.) Der rechtliche Unterſchied zwifchen ven brei befagten 
Klaffen ift fehr groß und augenfällig. Bürger find, die der Gemeinde als wirkliche Mitglieder, 
fei e8 durch Geburt und förmlihen Bürgerrechtsantritt, fei e8 dur Aufnahme, angehören und 
demnach (wenn nicht eind der oben bemerkten Hinderniſſe obwaltet) die Theilnahme an allen 
natürlichen und pofitiven, zumal auch politifhen Rechten verfelben anſprechen. Staatöbürger- 
lihe Einwohner find, denen vermöge Staatogeſetzes das Wohnungsrecht in der Gemeinde zu: 
ſteht und die vermöge deſſelben allda ihre oben ermähnten ſtaatsbürgerlichen, namentlich auch 
die politifhen Rechte auszuüben und bie entfprechenden Pflichten zu erfüllen haben. Denfelben 
gebührt in der Regel vermöge ver Staatdanweifung (wol auch vermöge freiwilliger Gewährung 
von Seiten der Gemeinden) die Theilnahme an allen nicht eigens oder ausſchließlich für wirkliche 
Bürger errichteten Gemeinbeanftalten, namentlih an den auf den Schuß der Perfönlichkeit und 
der Habe berechneten, ſodann an Schule und Kirche und an jenen für Gefunpheit, Bequemlich- 
keit und Vergnügen. Aber ſie find von den politifhen Gemeinderechten ausgeſchloſſen, können 
jevo in Angelegenheiten von gemiſchter Natur, die nämlich auf ihre befondern Intereſſen von 
Einfluß find (3. B. Hei Beſtimmung eines Umlagsfußes für Beflreitung gewiſſer, zumal von 
Staats wegen aufgelegter Taften oder bei Naturalvertheilung verfelben) mit berathender oder 
auch zählender Stimme begabt werden. Auch kann ihnen der Staat nach Umſtänden oder unter 
gefeglih zu beſtimmenden Beningungen felbft einen Anſpruch auf die Armuths- oder Verfor: 
gungsanftalten der Gemeinde ertheilen. Es ift Far, daß ſolche Einwohner, va fie an Rechten 
und Genüffen den wirklichen Bürgern faft gleich find, billigermaßen auch zur Theilnahme an 
der gemeinen Laft nad) entſprechendem Verbältniffe beigezogen werben dürfen und follen. Aus: 
märfer endlich find die in der Gemeinde nicht domicilirten, ob auch etwa zeitlich darin ſich auf- 
haltenden Staatsbürger oder auch Fremde, welchen ein Tiegenfchaftliched Befitzthum (ober auch 
ein Grundrecht oder eine Werkflätte u. f. m.) In der Gemarkung zufteht, wofür ſie vemnad den 
Schuß von feiten ver Gemeinde in Anfprucd nehmen und ebenfo auch der Theilnahme an allen 
den Anftalten (Felbhut, Wege- uud Brüdenunterhaltung, Yeuerlöfhanftalten u. |. w.), 
welche auch ihrem Befitzthume unmittelbar oder mittelbar zugute kommen, ſich erfreuen, eben 
darum aber auch zu Beiträgen, die mit ſolchen Genüffen im Berhältniffe ſtehen, natürlich ver: 
pflichtet find. | 

Für diejenigen, weldhe die Gemeinden als bloße Abtheilungen der Nation oder Gliederun⸗ 
gen des Staatdorganismud betrachten, ift Freilich Bein Unterſchied zwiſchen Bürgern und Ein: 
wohnern erkennbar; und für diejenigen, welche die Gemeinde nur als eine auf ihrer Gemarkung 
begründete Anftalt zur Verwirklichung gewifler innerhalb derſelben zu erfüllender Staatszwecke 
erfennen, ift auch zwifchen Ausmärfern und Einwohnern fein Unterſchied. Wir jedoch fagen 
un von ſolchen Anſichten los, werden übrigens in dem von ten Gemeinvehaushalte handeln⸗ 
den Abſchnitte ven von und aufgeftellten Unterſchied näher begründen. 

Was jedoch den Hauptgegenftand der gegenwärtigen Unterfuchung bildet, das it der hiſto⸗ 
rifche Rechtsunterſchied zwiichen vorzugäberechtigten und minderberechtigten Bürgern. Man 
findet denſelben in verſchiedener Form ausgebildet oder feftgeftellt. Gewöhnlich führen die vor⸗ 
zugsberechtigten Gemeinvegliever ausfchließlich ven Namen Bürger oder Ortöbürger, die min= 
derberechtigten werden Schugbürger, Schugverwandte, Hinterfaflen, Häusler, Tagelöhner 
u. ſ.w. benannt. Dieerftern Haben in ver Regel einen größern Antheil an ver Almendbenugung 
oder an Gabholz anzuſprechen; oft find fie auch ausſchließend over vorzugsberechtigt für Ge⸗ 
meindeftellen oder für das Wahlgeſchäft. Der Geift unferer Zeit nun hat ſich gegen ſolche zumal 
angeborene Rechtöunterfhiede zwiſchen Bürgern und Bürgern ausgeſprochen, und ed fragt 
fih, ob und wie diefelben unbefchavet des mahren Rechts aufgehoben werben können. 

Fürs erfte müflen Hier diejenigen Vortheile oder Vorempfänge, welche privatrechtlicher 
Natur find, von jenen unterfchieven werben, welche nach vorliegenden hiſtoriſchen Beweifen 
oder auch nach Gegenſtand oder Inhalt dem Öffentlichen Mechte, fei es der Gemeinde, fei ed bed 
Staated, angehören. Die erfiern find unantaftbar, mindeſtens nicht ohne Entſchädigung aufzu= 
heben; die legtern unterliegen, wie alles pojttiv flatuirte öffentliche Recht, der Abſchaffung durch 
eben ben Geſammtwillen, der ſie ind Leben rief. 

Gar oft aber ift ver Urfprung und folglich die Natur folder Rechte mit Zweifeln umgeben. 
Es Tann 3. B. das von einer Anzahl Familien (ober überhaupt von den Ortöbürgern) aus: 
geübte Net, aus dem Gemeindewalde alljährlich zwei- oder mehrmal fo viel an Holz zu 
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empfangen, als den übrigen Bürgern (z. B. Hinterſaſſen oder Tagelöhnern) gewährt ift, wahr: 
haft privattechtlicden Urfprungs fein, herrührend nämlich aus dem ehedem der Summe jener 
Berechtigten privatrehtlich zugeftandenen Geſammteigenthume über einen in der Gemarkung 
gelegenen Wald und aus einem etwa rückſichtlich der Benugung darüber unter ſich abgeſchloſſe— 
nen Vertrage, monad der Wald unvertheilt in ihrer aller Gefammtbelig verbleiben, das jähr- 
liche (oder auch nad} einen gewiſſen Maße beſtimmte) Erträgniß aber je nach Köpfen oder nach 
Familien oder auch nach Häufern oder Hofgütern fo oder jo folle verteilt werden. Es wird 
ein folder Uriprung zumal aldvann zu vermuthen (oder wenn au durch einen Gemeindebe- 
ſchluß folge Vertheilungsart urfprünglich wäre beftimmt worden, gleichwol die privatrechtliche 
Natur des Rechts anzuerkennen) jein, wenn daſſelbe als. eine Appertinenz eines Hauſes oder 
Hofguts von jeher ober jeit längſter Zeit geachtet worden oder nach den Geſetzen der privatredht- 
lichen Vererbung oder Veräußerung von Hand zu Hand gegangen if. Es fanıı aber auch der 
Fall fein, daß die einft nur aus einer beftimmten Zahl von Hofbeiigern beitandene Gemeinde, 
als jie allmähli au Fremde in der Eigenfhaft von Tagelöhnern oder Hinterjaffen u. |. w. 
unter fih aufnahm, venfelben zwar die perſönlichen Rechte von Gemeindegliedern (ganz oder 
theilmeife) zuerfannt, dagegen, was die Benugung der Almend betrifft, für jich ſelbſt, d. h. für 
ihre äftern Mitgliever und deren Nachkommen, den ausſchließenden oder vorzugsmeifen Genug 
jener Almend ji) vorbehalten hat. Im folder Borausfegung wäre ſodann die Berechtigung 
dent Öffentlichen Rechte (der Gemeinde) angehörig, Folglich der Abſchaffung durch ven geänderten 
Willen derjelben Gemeinde oder auch durch das Staatsgeſetz unterthban. Es wäre jedoch 
höchſt bevenklih, wenn man ſolche Abſchaffung einfach durch einen Beſchluß der Mehrheit ver 
gegenwärtigen Gemeinveglieder, wovon nämlich die Minderberechtigten vielleicht drei Viertheile 
ausmachen, wollte bewirken laffen. Billig wäre e8, zur Gültigkeit eines ſolchen Befchluffes zu 
verlangen, daß au von den Vorzugsberechtigten (denen namlich ihre bißherige Nutzung ge= 
jhmälert werden ſoll) die Mehrheit einflimme, oder doch, daß die Stantögewalt nad) jorgfälti: 
ger Erwägung aller Umſtände die neu vorgejhlagene Vertheilungsart für gerecht oder heilſam 
anerfenne. 

Eine weit freiere Hand aber hat die Staatsgeſetzgebung (und follte aud) der bloße Geſammt⸗ 
wille ver Gemeinde haben) in Bezug auf diejenigen Vorrechte, welche offenbar nur dem öffent: 
lihen Rechte entfloffen jein können, worunter alle ohne nach allgemeinem Privatrechte gültigen 
Erb= oder Erwerbötitel blos durch die Geburt erworben oder überfommen werden, und ganz 
beſonders alddann, wenn die fraglihen Rechte oder Vorrechte politifcher Natur, d. h. auf Aue: 
übung von Macht oder Gewalt in der Gemeinde ſich beziehend find. Wenn ein gefchloflener 
Kreid von Familien oder auch überhaupt die Geſammtheit der unter dem Nanıen der Orts: 
bürger in die Bürgerlifte Gingetragenen von gewiſſen Leiftungen, 5. B. Gemeinbefronen, 
befreit ift, und diefelben ausfhließend von den Tagelöhnern oder KHinterfaffen zu tragen 
jind, oder wenn jene privilegirten Familien ausſchließend oder vorzugäweife das Recht der Ent- 
Theidung in Öffentlihen Angelegenheiten, oder das active oder paſſive Wahlrecht zu den Ge— 
meinveftellen ausüben, fo muß offenbar folder Anfpruch entweder blos auf fartifher Ausübung 
berufen, wonad er gar feinen Rechtsboden hat, over auf einen Bemeindegefege, d. h. aus: 
drücklich oder ftillihweigend erklärten over mindeſtens vorausgeſetzten Gemeindebeſchluſſe, 
welcher demnach jeden Augenblik zurüdgenommen ober geändert werben kann und aud) fort: 
während ber durch die Staatögejeggebung anzuordnenden Reform unterfleht. Es iſt dieſes 
heutzutage ſo ziemlich allgemein anerkannt, und die meiften neuern Gemeindeordnungen huldi— 
gen dem Örundjage, daß Hiftorifche Rechte jolher Art der freien Verfügung der Geſetzgebung 
unterworfen find. Dabei ift freilich eine auffallende Inconjequenz darin zu erfennen, daß, 
während man einfieht, Daß angeborene Rechtsungleichheiten oder bürgerlihe und politifche 
Bevorrechtungen nimmer dem Privatrechte angehören oder gar als Gegenftände oder Folgen 
des Eigenthums betrachtet werben fünnen, und während die Gejeggebung foldhes Princip in 
Bezug auf die gemeinbürgerlihen Stande und Klaffen ganz unbedenklich beobachtet, gleich— 
wol die meiften Hiftorifchen Nechte des Adels, wenigftens des mediatifirten Adels, welche auf 
ganz und gar feinem anderu Grunde als die eben angeführten der gemeinen Bürger berufen, 
für heilig und unantaſtbar geadjtet, ja für wirkliche Eigenthumsrechte erklärt werben. Wir 
jagen: mögen diefe Rechte immerhin fortbeftehen, wenn man ihre Fortdauer für gemeinnüglid) 
oder heilfam halt und daher die Gefeggebung ſolche Fortdauer ausfpridt. Nur erkläre man fie 
nicht für Eigenthums- oder wahre Privatrechte, denn dazu kann feine Gefeggebung in ver Welt 
fie machen. N 
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IV. Bom Gemeindevermögen und Gemeindehaushalte. Das Gemeindever- 
mögen im engern Sinne befteht blo8 aus demjenigen Gute, welches ver Gemeinde privatrechtlich 
angehört, ohne Unterſchied, ob Liegenfchaften oder Fahrniſſe oder nugbringende Rechte. Im 
weitern Sinne werden dazu auch die dem öffentlichen Rechte angehörigen Beſitzthümer und 
Duellen der Einnahme gerechnet. Das Gemeindegut im engern Sinne ift der Domäne im 
Staate zu vergleihen, jenes im mweitern Sinne der Gebietäherrlichfeit, ven Regalien und dem 
Steuerredite. ., 

Das eigentlihe Gemeindegut oder Privatvermögen der Gemeinde ift theild zum unmittels 
baren Bebürfniffe oder Gebraude ver Geſammtheit Beitinimt (3. B. Rathhaus, Schule, Kirche 
u. ſ. w.), theild zu jenem der Mitglieder, jei ed fanımt und ſonders (wie die öffentlichen Brun= 
nen, Spaziergänge u. ſ. w.), ſei es für beftimmte Klaffen oder Einzelne und in feitgefeßter Art 
und Weije (5.2. die Weidepläge, die zur Holzabgabe an die Bürger beftimmten Waldungen 
oder die ald Bürgernugen vertheilten Gemeindefelver. u. ſ. w.), theild endlich zur finanziellen 
Bewirthſchaftung, d. H. zur Gewinnung eines auf Beftreitung der Gemeinbebebürfniffe zu ver= 
wendenden Ertrags. Diefed Gemeindegut ift für die Staatögewalt rechtlich unantaftbar, wie 
das Privatvermögen der Einzelnen und aller vermöge felbfländigen Rechts beftehenden Ge— 
ſellſchaften. Es war daher einer der unverantwortlichften Gemaltjchritte der revolutionären 
Regierung Frankreichs, als fie (1793) dad Gemeindegut zum Nativnalgute erklärte. Bon nun 
an waren vie franzditichen Gemeinden ver willfürlichften Beraubung preiögegeben, die au 
noch unter Napoleon's Dietatur fortwährte. Nach der Reſtauration endlich wurde das Der: 
fahren in etwas gemilvert, auch den Gemeinden ihre noch nicht verfauften Güter zurückgegeben. 

Das dem Gebrauche oder der Nugniepung aller ober einzelner Gemeindeglieder gewidmete 


Gemeindegut hört folder Widmung wegen, folange diefelbe erfennbar vermöge öffentlichen 


Rechts flattfindet, nicht auf Gemeindegut zu fein. Die Bedürfnißbefriedigung der Gemeinde: 
glieder als ſolcher kann, wofern zumal die Gefanmtbenürfniffe der Gemeinde gevedt bleiben, 
mit in den Zweck der Vereinigung oder in die dadurch zu erringenden gemeinfamen Vortheile 
aufgenonimen werben, und Die Gemeinde hat daher nicht veräußert, was nach ihrem freien 
Willen und Beihluffe zum Nugen ihrer Mitgliever verwendet wird, fonbern fie befigt e8 fort: 
während und macht eben durch folde Verwendung davon den von ihr ſelbſt gemählten Gebrauch. 
Sobald jedoch eine ſolche Widmung denjenigen, zu deren Gunften jie geſchah, ein unmiberrufs 
liches Privatrecht darauf verliehen hat (3. B. bei der Bereinigung eines beftimmten Wald: oder 
Weidebezirks mit einem Hofgute, oder bei der Verleihung eined privatrechtlic zu veräußernden 
und zu vererbenden Rechts auf eine beftinnmte jährliche Holzabgabe u. f. w.), fo ift ber betref- 
fende Boden oder Ertragstheil nicht mehr Gemeindegut, fonbern Privatgut des Impetranten, 


ober ed hat ſich Durch die zu Gunſten von Einzelnen gefchehene Statuirung einer Servitut oder" 


einer Naturalabgabe dad Gemeinvegut um den Rapitalwerth folder Leiftung vermindert. 

In der Regel fcheinen freilich ſolche Veräußerungen oder ſolche Vertheilungen des Gemein 
deguts zu Privateigenthum der Mitglieder dem vernünftig anzunehmenven Zwecke, gewifjer- 
maßen Stiftungdgefege der Gemeinden zu widerſtreiten, weil der Gemeindeverband, nie der 
des Staates, ein auf feine Zeit beſchränker, mithin Das Interefle der jpäteften Nachfommen= 
haft nicht minder ald jenes der gegenwärtig lebenden Mitglieder bezwedend iſt. Doc Eönnen 
mitunter gewiffe Arten des Gemeindeguts oder der Almend, z. B. Gemeindeweiden und ein 
Theil der Gemeindewälder, nach Hiftorifchem nicht minder ald nad) vernünftigen Rechte auch ald 
privatrechtliches, wiewol einftweilen noch der gemeinſchaftlichen Benugung gewibntetes Ge= 
ſammtgut der Bereindgenoffen betrachtet werben, beflen wahres Eigenthum nänilich ihnen mit- 
einander noch zufteht und deſſen Vertheilung daber jeden Augenbli von ihnen gefordert wer⸗ 
ven fann. Wo aber folhe Annahme oder VBorausfegung nicht flattfindet, da fünnen gleihwol 
Gründe bes Öffentlichen Wohls, insbefondere der Nationalöfonomie, die Vertheilung folder 
Güter, mie zumal der Weidediſtricte, zu Privateigenthum anrathen, aud durch Diefelbe das 
dauernde Aufblüßen einer Gemeinde bewirkt und dergeftalt für dad Wohl der Nachkommen 
nicht minder ald für jenes der jegt Lebenden geforgt werben. 

Zu ſolchen Veräußerungen oder Vertheilungen, felbft zu blos nugniepligen Bertheilungen 
wird jedoch wegen der hier ſtets zu befürchtenden Befangenheit der Stimmenden billig Die 
Genehmigung der Staatsbehörde gefordert; diefelbe wird dabei beſonders darauf fehen 
müffen, ob dadurd nit ver Geſammthaushalt ver Gemeinde erfchwert, namentlich ſodann zur 
Beftreitung ber Gemeindebedürfniſſe bedeutende Umlagen nöthig werben. Freilich wird von den 
aufrichtigen oder verftellten Sachmaltern der ärmern Gemeindebürger Die Betrachtung geltend 
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gemacht, daß, da die Umlagen nad dem Vermögen fih richten, die Almenbvertheilung dagegen 
nad Köpfen geſchieht (ader gefhehen foll), ven Armern durch die legtere eine größere Wohlthat 
zugeht ald durch dad Nichtausſchreiben einer Yimlage, die da nämlid zum größern Theile von 
den Reichen getragen wird. Allein ed handelt fidh Hier nicht eben darum, was den Armern 
frommt, fondern was die Gerechtigkeit erheiſcht. Das Gemeinvegut ift einem Stiftungsgute zu 
vergleichen, welches feinem natürlich anzuerfennenvden Zmede nicht entzogen werben darf; und 
Diefer Zweck iſt bein Gemeindegute, wie bei der Staatsdomäne, offenbar die Beftreitung 
der gemeinen Bedürfniſſe, nicht aber ter bloße Vortheil einer Klaſſe. Wol foll die Unterſtützung 
der Armen in der Gemeinde im Abgange anderer Mittel durch eigene Umlagen gefhehen, nicht 
aber ift ein ven Minverbemittelten überhaupt (eigentlicher den nur ein geringes Steuerfapital 
in der Gemarkung Beiigenven, wornnter auch viele fehr wohlhabenn fein können) zuzuwenden⸗ 
der Vortheil, worauf ihnen gar fein Rechtsanſpruch zufteht, ein vernünftiger Grund zur 
Befteuerung der Reichern, d. h. der ein großes Steuerfapital Beligenden (wiewol oft dennoch 
Armen, z. B. Verfääuldeten). Aud in Staate wird der Gefammtertrag der Domäne für das 
offentliche Bedürfniß verwendet und erſt das ſodann noch Mangelnde durch Umlagen gedeckt. 
Warum ſollte es in der Gemeinde anders fein? Mindeſtens wird das hier Geſagte als Regel 
gelten, vorbehaltlich der aus beſondern Gründen da oder dort zu ſtatuirenden Ausnahmen. 

Zum Gemeindevermögen im weitern Sinne gehört gewiſſermaßen auch die Gemarkung. 
Denn einerjeltd fteht der Gemeinde darauf eine Art von Obereigenthum zu, vermöge deſſen fie 
gewöhnlich auch einige nutzbringende Rechte (Jagd, Fiſchfang u. ſ. m.) befigt, und dann ift 
das im Umfange der Gemarkung befindliche Privateigenthum die natitrlichfte oder nächſtliegende 
Bedeckung (nicht eigentlih Hypothek, wol aber factifche Sicherheitsleiftung) für die Beftreitung 
des Gemeindebedarfs, nänılich mittels der im alle der Unzulänglichkeit des Cinkommens aus 
dem eigentlichen Gemeindegute von jenen Privatgütern zu fordernden Abgaben. Sodann bildet 
die Gemarkung den Raum, innerhalb deflen die Gemeinde die Zwecke ihrer Stiftung (pur 
Rechts- und polizeiliden Schug oder überhaupt durch Sorge für Sicherheit und Wohlfahrt 
ihrer Angehörigen) zu erftreben bat. Sie bildet gewiffermaßen ihr Wohnhaus, welches gegen 
Eingriffe Ausmwärtiger zu vertheidigen ihr felbfl, eine privatrechtliche Befugniß zufteht. Auch 
find ihr gemöhnlidh auf ihrer Gemarfung gewiffe den Negalien ähnliche, einen Ertrag abmer: 
fende Rechte verliehen, welche jedoch, infofern fie nicht eher als Ausflüffe ihres privatrechtlichen 
Eigenthums oder Obereigenthums erfheinen, dem Begriffe der Steuern anheimfallen, von 
welchen weiter unten die Rede fein wird. 

Den Urfprung des Gemarkungsrechts kann man entweder davon ableiten, daß die Stifter 
der Gemeinde einen gewiffen Bezirk gemeinſchaftlich in Bei nahmen, und dag ſodann bie 
Geſammtheit denjelben zwar (mit Ausnahme des zum bleibenden Gemeindegut erklärten 
Theils) zu Privateigenthun an ihre Mitglieder hingab, jedoch vorbehaltlich des Obereigen- 
thums über den ganzen Bezirk; oder daß die benachbarten Wohner, als fie tich zu einer Ge: 
meinde bildeten, ihre Privatgründe zuſammenſchlugen und daraus das Gebiet ver hierdurch 
zur Obereigenthümerin erklärten neugefchaffenen Gemeinde bildeten. Indeffen find im Taufe 
der Zeiten noch verſchiedene andere Erwerbötitel hinzugekommen, und insbeſondere hat auch der 
Staat mitunter durch feine eigene Autorität pie Grenzen einer Gemeindemarfung hier erweitert 
und dort verengert, was auch, mofern nur dad eigentliche Gemeindegut unberührt blieb und ein 
wahres öffentliches Intereffe vergleichen Veränderungen erheiſchte, nad) Umſtänden eine Nedt: 
fertigung (wie ja durch die Stantögefeggebung mitunter auch aud einer Gemeinde zwei oder aus 
zweien eine gemacht wird) wohl zuließ. 

Noch gehören zum Einkommen ver Gemeinde verſchiedene zufällige Einnahmen, insbeſon⸗ 
dere die gefeglich zu regulivenden Bürgeraufnahme- und Bürgereinfaufögelver, jene für bie 
Ertheilung des Bürgerrechts überhaupt, dieſe für die gewährte Teilnahme am jogenannten 
Bürgergenuß, d. 8. an den aus bem Gemeindegut ven Bürgern zufliegenden Nußungen. 
Sodann die Gebühren für die von den Gemeindeautoritäten theild vermöge eigenen Rechts, 
theils vermöge delegirtev Gewalt auszuübenven polizeilihen, rechtspolizeilichen und gericht- 
lichen Acte u. |. w. 

In die Einzelheiten des Gemeindehaushalts einzugehen, kann bier nicht unfer Zweck fein. 
Wir beſchränken uns auf vie Bemerkung, daß hier zumal die Staatöfürforge fich zu äußern hat 
durch Vorſchrift zweckmäßiger Rechnungsformen und durch Anordnung einer genauen Controle 
mit voller Publicität aller hierher gehörigen Gefchäfte. Auch fordert billig die Staatsbehörde 
die an fie zu machende Vorlage ver jährlichen Voranſchläge über Bedürfniß und Deckungsmittel, 
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fowie der Nachmeifungen über die wirklich ſtattgehabten @innahmen und Ausgaben; aud 
behält fie fi für die wichtigern und außerorbentlihen Poſten (nit aber für die geringfügigern 
oder laufenden) die, Genehmigung oder Verwerfung (leßtere jedoch nicht willkürlich, fondern 
nur aus triftigen Gründen) vor. 

V. Insbefondere von ven Bemeindefteuern und Umlagen. Welche Gefammt- 
bedürfniffe nicht aus dem Ertrage des Gemeindeguts und aus den zufälligen Einkünften ver 
Gemeinde beftritten werben können, diefelben müflen durch Umlagen auf ihre Mitgliever und 
Angehörigen die Bedeckung erhalten. Es ift dieſes ein Hauptpunkt und der fehwierigfte von 
allen, die bei der Xehre vom Gemeindehaushalte vorfommen. Wir widmen ihm daher eine 
befondere Betrachtung. 

In der Lehre wie in der Geſetzgebung oder herkömmlichen Beftimmung, d. b. alfo in ver 
Theorie wie in der Prariß, herrichen bei dieſem hochwichtigen Gegenftande nicht nur mancherlei 
Widerſprüche ober Verfchiedenheiten unter den hier oder dort aufgeftellten Anfichten over gel: 
tenden Grundſätzen und Übungen vor, fondern man ftößt bei genauer Prüfung faft jeder ber: 
felben auf Begriffövermechfelungen, Rechtsverkehrtheiten, Vorurtheile, Willkür und Schlenprian. 
G3 wird kaum nöthig fein, dies obſchon hart Flingende Urtheil im Einzelnen zu rechtfertigen. 
Die Aufftellung der der unbefangenen rechtlichen Vernunft oder dem gefunden Menſchenverſtande 
fih Hier aufbringenven und einleuchtenden allgemeinen Grunbfäge, womit dann ein jeder, 
welder dem Begenftande fein Nachdenken weiht, die ihm befannten oder in den Gemeinden 
feines Landes vorwaltenden einfach vergleichen möge, wird wol genügend feln. 

Die Gemeinde, fo wurde oben ausgeführt, ift ein Staat im Fleinen, und das natürliche 
Gemeindereiht ſtimmt daher in den meiften wefentlihen Punkten mit vem vernünftigen Staats⸗ 
echte fo ziemlich überein. Es wird daher der für den Staatshaushalt, d. h. für die Beitrags: 
pflicht der Staatdbürger zu vemfelben geltende Sauptgrundfag auch für die Gemeinde gültig, 
obwol vieleicht in der Anwendung wegen der Verfchienenheit der hier In Betracht zu ziehenden 
Berhältniffe zu einigen Abweichungen führend fein. 

Den Haupt: oder oberften Grundfag für die Befteuerung im Staate haben wir in dem Art. 
Abgaben folgendermaßen audgebrüdt: jeder Staatsangehörige trage zu der gemeinen Laft 
bei nad dem Maße jeiner Theilnahme an den Wohlthaten des Staatevereind. Als Folgerung 
aus diefem Sage, daher nicht fhon an und für fi gültig, fondern nur in Gemäßheit der 
menigftend annähernd richtigen Anficht, daß das Map jener Theilnahme ſich nach dem des Ver⸗ 
mögend und Einkommens jedes Einzelnen richte, wurde dann der weitere Sat aufgeftellt: 
jeder trage bei nad DVerhältniß feines Vermögend und Einkommens, jedoch nicht ohne 
einige Beihränkung und Ausnahme. Wir nehmen nun auch für die. Gemeinde den oberften 
Grundfag in Anſpruch und fagen: jeder Angehörige der Gemeinde trage zu den Gemeinde: 
laften bei nah Maßgabe feiner Theilnahme an den Wohlthaten des Gemeinvevereind. Aber 
den zweiten Saß oder die für den Staat daraus gezogene Bolgerung aus dem erften, nämlich: 
jeder trage hei nad dem Maße feines Bermögens und Einkommens, können wir für bie 
Gemeinde nicht gleihmäßig anerkennen, weil er hier mit dem oberſten Sage in manderlei 
MWiderfprud tritt und außerdem feine praftifhe Durchführung theils als unmöglich, theils als 
mit den größten Inconvenienzen und Schwierigkeiten verbimden erfcheint. 

Im Staate, welcher die Erftrebung aller Lebenszwecke ſchirmt und erleichtert, fteht allerdings 
der Vortheil, melden jeder Einzelne von vemfelben theild unmittelbar, theild mittelbar zieht, 
mit feinem Vermögen und Einkommen in ziemlich entſprechendem Verhältniß; und alle Staats: 
angehdrigen fordern und erhalten vom Staate nach eben jenem Verhältniß daſſelbe, d. h. die auf 
Perfonen und Habe und auf alle Lebenszwecke fich erſtreckende Befhirmung und Fürforge. Und 
ed ift auch bei weitaus den meiften Staatdangehörtgen das Vermögen und Einfommen blos 
ein einheimifches, d. h. im Staatsgebiete befindliche® und daher dem Staatsfchuge empfohlenes. 
(Der Ausnahmen gibt e8 Hier fo wenige, daß fie kaum eine Beachtung verdienen.) Und endlich 
gilt aud in Aniehung ver Staatöfteuern im ganzen Staatdgebiet ein und derfelbe Mapftab, 
d.h. ein und daſſelbe Verhältnig zum Steuerfapital. Alle diefe Dinge aber verhalten fi in 
der Gemeinde ganz anders. Zuvörderſt nämlich jind (mir Ausnahme des beftimmten Gegen: 
flänvden zugewendeten Schuges, mofür auch meift eine befonvere Befteuerung flattfindet) bie 
meiften Vortheile des Gemeindeverbandes und der Gemeindeanftalten allen Bürgern und Ein- 
mwohnern ohne Unterfchien des Vermögens gleihmäßig oder beinahe gleihmäßig angeboten 
und zugänglich, ja es find viele verjelben fogar vorzugsweife für die minder Wohlhabenden 
beſtimmt. Der Mafftab der Theilnahme ift alfo nicht das Vermögen, ſondern nod eher die 
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Zahl der Familienglieder, oder überhaupt perfünliche Berhältnifle, von melden das Steuer: 
ſyſtem aber nirgends Notiz nimmt. Sodann gibt ed in der Gemeinde in Bezug auf die Theil: 
nahme an ihren Zweden und Wohlthaten eine Höhft wichtige Verſchiedenheit nah Maß und 
Titel, welche im Staate theild gar nicht, theild nur ald Ausnahme ftattfindet. Alle Staatsan= 
gehörigen namlich find Staatsbürger (wofern fie nach ihren perfönlicdden Gigenfchaften e8 fein 
fönnen). Bloße Einwohner, d. h. mit bleibendem Wohnungsrechte, aber nicht mit Staatsbür⸗— 
gerrecht verfehene rende, gibt es Feine, und die Zahl der fremden Gutöbejiger (Staatdaud= 
märfer) ift jevenfallö vergleichsweiſe gering. In der Gemeinde ift dieſes ganz andere. Hier 
gibt e8 faft überall drei in Anfehung der Theilnahme an den Gemeindezweden voneinander 
weſentlich verſchiedene Gattungen over Klaſſen von Angehörigen, nämlich Bürger, bloße Ein= 
wohner und Ausmärfer. Die erften find die vorzugöweife und felbfländig zu jener Theilnahme 
und neben derſelben auch meift zun unmittelbaren Mitgenuß bed Gemeindevermögend berech⸗ 
tigten, zugleih aud die mit politifhen Rechten begabten, überhaupt vie alleinigen eigentlihen 
und activen Mitglieder des Vereins. Die (ſtaatsbürgerlichen) Einwohner haben weber poli= 
tiſches Net noch Miteigenthum oder Mitgenuß ded Gemeindevermögend anzuſprechen, jind 
jedoch jonk zur Theilnahme an allen ver Perfon wie der Habe gewidmeten Wohlthaten des 
Gemeindeverbandes gleich ven Bürgern berufen. Die Ausmärker endlich Haben an den die Ber- 
ſönlichkeit ver Mitglieder betreffenden Gemeindezweden durchaus feinen Theil, ſondern genießen 
blos die den Gründen oder Käufern von feiten der Gemeinde zugewendete Kürforge. Sodann, 
was joll verftanden werben unter Bermögen und Einkommen ver Gemeindeangebörigen? In 
der Regel hat man hier bloß dad in der Gemarkung gelegene Beſitzthum oder ausgeübte Ge— 
werbsrecht im Auge; aber ed macht dieſes gar häufig nur einen kleinen Theil des Geſammt⸗ 
vermögend der dafelbit Wohnenden aus; und doch ift nur das legte der wahre Maßſtab der 
Beitragsfähigkeit, welche man ſo oft mit Beitragopfuchtigkeit verwechſelt. Endlich muß je nach 
dem Vermögensſtand der Gemeinde, d. h. nach der Größe des Gemeindeguts und nad) der Be— 
ſchaffenheit der Gemeindebedürfniſſe, gar oft in ganz benachbarten Gemeinden von demſelben, 
d. h. von einem gleich großen Steuerfapital hier ein zwei-, drei-, ja zehnmal größerer Betrag 
als dort eingefordert werben, um den Bedarf zu beflreiten, während die Staatäfteuer im ganzen 
Staate ji gleich iſt. 

So viele und weſentliche Verſchiedenheit ver Verhältniſſe macht vie gleihmäßige Anwen- 
dung des zweiten oder untergeordneten Beiteuerungsgrundfages auf die Gemeinden wie auf den 
Staat unmöglid, ja es ift, um das Recht zu befriedigen, bei der Gemeinde nothweudig, den⸗ 
ſelben ganz zu verlaſſen und ſich, ſovieli immer thunlich, unmittelbar an das oberſte Princip zu 
halten: jeder trage bei nach Maß ſeiner Theilnahme an den allgemeinen Wohlthaten des 
Vereins oder an den beſondern Zwecken einer beſtiumten Ausgabe. 

Bei ſtrenger Durchführung dieſes Grundſatzes würde man etwa zu nachſtehenden Regeln 
gelangen, welche wir einſtweilen theoretiſch aufſtellen wollen, vorbehaltlich der ewa zum Zweck 
der Vereinfachung praktiſch räthlichen Abweichungen. 

1) So viel thunlich unterſcheide man die Ausgaben und Leiſtungen der Gemeinde nach 
ihren Gegenſtänden oder Zwecken, namentlich nach dem Umftande, ob fie der Intereflen der 
ganzen Geſammtheit, d. 6. fanımtlicher Gemeindeangehöriger, oder nur jener von beſtimmten 
Klaffen oder Summen derſelben, oder gar nur jener von beftimmten Individuen wegen zu 
machen jind, und hebe ſodann den Betrag ober pecuniären Werth verjelben jeweild von ven 
Interefjenten, aber nur von ihnen und nad) dein Maße ihres Interefles ein. 

Daher werde 2) wo immer eine gefonderte Rechnung über die Ausgaben für einen beſtimmten 
Zweck ohne allzu große Beſchwerde geführt werben kann, eine folche wirklich geführt und jodann die 
aus der Rechnung (oder dem Voranſchlage) fidh ergebende Summe unter die Theilnehmer jenes 
Zwecks und zwar nah dem Maße folder Theilnahme repartirt. So wird z.B. die Unterhal⸗ 
tung der Feldwege und Dämme, der Gehalt ver Bannmwarte und Walphüter u. |. w. mittel 
Umlagen auf die betreffenden Gutöbefiger erhoben. Ausgaben over Laften diefer Art werden 
jedoch füglih Soriallaften genannt, im Gegenfage von eigentlihen Gemeindelaſten, weil bei 
ihnen nicht der allgemeine Gemeindeverband, fondern blos die Genoflenfhaft eines bejondern 
Zwecks der Titel der Beitragspflicht iſt. 

3) Wo der Zweck einer Anſtalt zwar ein allgemeiner iſt, doch die ſeinetwillen vorzunehmen: 
den Verrichtungen ver Beamten in councreten Fällen (mie dieſes 3. B. bei ven Rechts⸗ und Poli- 
zeigefhäften großentheild ver Fall it) nur beftimmten Einzelnen nugen over beftinmter Ein- 
zelner wegen gejchehen, fo werde denfelben eine mit dem Zeit: oder Müheaufwand jener Beam- 
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ten oder überhaupt mit den Unterbaltungdfoften der Anflalt in einen billigen Verhältniß 
ſtehende Vergütung aufgelegt und etwa unter dem Titel von Taren oder Sporteln eingebradt. 

4) Je mehr Soriallaften man von der allgemeinen Gemeinderehnung audgefchieven und ' 
je bebeutendere Beiträge man von Einzelnen bei concreten Anläffen eingehoben bat, defto meni- 
ger eigentliche Gemeindeumlagen werden alsdann noch nöthig, und deſto leichter wird das Ziel 
eines wenigftend annähernd gerechten Umlagsfußes zu erreichen fein. Gleichwol wird überall 
noch eine große Anzahl und Mannichfaltigkeit von Gegenſtänden ver Ausgabe vorhanden fein, 
welche ſich nicht zu einer der beiden angeführten Deddungsarten eignen, fondern welche, infofern 
nicht der Ertrag de8 Gemeindevermögens felbft fie vet, von ven Angehörigen ver Gemeinde 
als folgen zu tragen find und daher die Aufftellung eines dem Princip thunlichſt entſprechen— 
den allgemeinen Umlagsfußes nöthig machen. 

5) Seine Auffindung zu erleichtern, müffen wir die Gemeindeausgaben in fo viele Klaffen 
theilen, als ſich unter ihnen mefentliche Verſchiedenheiten in Bezug auf die Beitragspflicht zu 
derfelben Dedung erkennen laflen. Wir ſchlagen dafür die nachſtehende Gfafiification vor: 

a) Ausgaben für ven Gemeinvehaushalt im ftrengern Sinne, welche nämlich das Intereffe 
ber moralifchen und fortlebenven Gefanmtperfdnlichkeit der Gemeinde betreffen, insbeſondere 
diejenigen, weldje die Erhaltung oder Vermehrung des Gemeindevermoͤgens und die Gewin— 
nung des davon abfließenden Ertrags bezwecken, alfo die Verwaltungskoſten jened Vermögens 
(nad) deren Abzug fi ohnehin erft der reine Ertrag herausſtellt), Herftellung ver ven öffent: 
lihen Zwecken gewidmeten Gebäude, audy der verſchönernden Anlagen u. 1. w. die für erhöhte 
Ertragsfähigkeit des Gemeindegutd oder für deſſen Vergrößerung aufzumendenden Sum— 
men, jodann die Schuldenzahlung (mit Ausnahme der Kriegs: und einiger andern, einen 
beſondern Geſetz unterſtehenden Schulden) u. ſ. w. Klar ift ed, daß folde Ausgaben, infofern 
fie nicht aus dem Ertrage des Gemeindeguts felbft Beftritten werden können, nur durch Bei: 
träge ver eigentlichen Gemeindebürger (der fogenannten Ortöbürger) zu deden find. Wollte 
man auch die bloßen Einwohner oder gar die Ausmärfer hierfür ins Mitleiden ziehen, fo wäre 
e8 die ungerechtefte Beraubung, die Statuirung einer Tributpflichtigkeit, Die ganz und gar jedes 
rechtlichen Grundes ermangelt. Die hier in Frage ſtehenden Beiträge werben nicht unbillig nad) 
dem Steuerfapital der Bürger umgelegt, da fonft die Armern ihre Zuftimmung dazu leicht nicht 
ertheilen würden, auch der Ertrag des Gemeindeguts, infofern daraus die Gemeindebedürfniſſe 
beftritten merven, eine entfprecyende Verminderung ber übrigen Steuerlaft für jeden Pflichtigen, 
daher für ven Neichen in größern Verhältniß al3 für den AÄrmern bewirkt. Würde jedoch 
die Auflage auf den Bürgerniugen gemadt, fo wäre fle natürlich für jeven gleich Beredtig: 
ten gleich. . 

b) Ausgaben für Die perfönlichen Intereffen (Sicherheit, Bequemlichkeit, Vergnügen, 
Geſundheit, Unterricht u. |. m.) der Gemeindegenoffen und ihrer Familien, alfo für ſolche 
Interefien, woran wenigftend in der Regel vie bloßen (fländigen) Einwohner nicht minder al® 
die wirklichen Bürger theilnehmen. Hierher gehört der Aufwand für die Erforberniffe des 
öffentlichen Gottesdienſtes und des Schulunterrichts, infoweit derjelbe nicht durch eigene Fonds 
gedeckt iſt, ſodann die Beſoldung ver zur Beforgung der Hier in Frage flehenden Intereffen ange: 
ftellten Beamten und Diener, auch jene des Bürgermteifterd; weiter die Unfoften der Gemeinde: 
polizei, der oͤrtlichen Sanitätsunftalten, der Straßenbeleudtung, der Keuerlöfchanftalten, ber 
Öffentlichen Brunnen, der Unterhaltung der Wege, Brüden, Dämme u. f. w. innerhalb des 
DOrtdu.a.m. Nichts iſt gerechter und billiger, al8 dag für Bebürfniffe dieſer Art fämmtliche 
(ſtändige) Einwohner ohne Unterfchied beitragen, nicht aber die Ausmärker, als welche ja von 
allen viefen Anftalten oder Ausgaben ganz und gar feinen Vortheil ziehen, folglich dafür auch 
nicht in Anſpruch genommen werden follen. Freilich participiren auch nit eben alle Einwohner 
durchaus gleihmäßig an ven angeführten Zwecken; doch find alle dazu berechtigt oder für ven 
Ball des Bepitrfniffed oder ded Verlangens dazu berufen; und dad Mehr oder Minver der 
fartiigen Theilnahme an dem einen oder dem andern gleicht ji, mindeſtens annähernd, gegen 
feitig aus, weswegen eine fpeciele Berehnung für jeden einzelnen Gegenftand zwecklos, auch 
bei der Wechſelwirkung der verfchiedenen Anftalten und bei der Gemeinfchaftlichfeit des denſel⸗ 
ben von feiten ter Beamten zu widmenden Dienfted ganz unmöglid; wäre. Beiden Umlagen 
für dieſe Klaffe von Ausgaben ftellt filh der Grunpfag der Vertbeilung nad Köpfen (d. 5. Fa: 
milien) al8 im Nechte begründet dar, und es dient auch diefelbe allein zur Rechtfertigung einer: 
feitö der Gemeindefronen oder des in Natur zu leiftenden Gemeindedienſtes, inſofern der- 
felbe von allen Bürgern (wir nehmen dafür auch die bloßen Einwohner in Anſpruch), ſei es 
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nad der Reihe, jei ed auf einmal, gefordert wird, und andererjeitd ber Verzehrungäfteuer (ober 
fogenannten Octrois), welche man häufig, zumal in größern Gemeinden, für die Gemeinbefafle . 
bezieht. Indeſſen mag Billigfeit over auch Humanität die Repartition des fraglihen Bedarfs 
nad tem Steuerfapital empfehlen; nur follte dann dieſes Kapital nicht blos nach dem liegen⸗ 
ichaftlihen Beſitzthum und nah dem Gewerbe, ſondern auch nad allen anvern Quellen des 
Einfommens und Erwerbs beftimmt jein. Was übrigend die eigentlichen Bürger betrifft , fo ift 
zu bemerfen, daß biefelben dur, die Widmung des Gemeindeguts auch zu den hier in Sprache 
ſtehenden Zwecken der Geſammtheit den ihnen zur Laft liegenden Beitrag ober einen Theil 
veffelben zum voraus entrichten, und Daß demnad das firenge Recht erlauben würde, einen 
ſolchem idealen Beitrage entſprechenden reellen Beitrag den bloßen Einwohnern gleichfalls zum 
voraus aufzulegen. Die aus dem Ertrag des Gemeindevermögend für die perfönlichen Intereflen 
der Gemeindeangehörigen verwendete Summe, biyibirt durch die Zahl der Ortsbürger (oder 
auch die Größe des Bedarfs, dividirt durdh die Zahl der Bürger und Einwohner zulammen: 
genommen), würde die Größe der an jeden bloßen Einwohner ohne Unrecht zu ſtellenden Forde⸗ 
rung ausdrücken; doch mag die Hoßpitalirät oder felbft die den Vortheil, welchen die Cinwohner 
bringen, berechnende Klugheit darauf auch Verzicht leiſten; nur kann folder Verzicht nicht 
gefordert werben, e8 fei denn, man betrachte die Einwohner als Stiftungsbereditigte, d. h. die 
jämmtlichen Gemeindebedürfniffe ald durd den Ertrag des Gemeinveguts, ſoweit es reicht, 
einem Stiftungsgefege gemäß gedeckt, in welchem Falle aber auch ven Ausmärkern die gleiche 
Wohlthat in Bezug auf die fonft ihnen zur Laſt fallende Schulbigfeit zu Theil werden müßte. 

c) Ausgaben für die Gemarkungsbepürfniffe. Diejelben beziehen jih auf Die Intereffen 
der Gemarkung ald eined Complexes von Liegenjhaften ober auf jene der Liegenſchaftsbeſitzer 
in der Gemarkung als folder. Es gehören Hierher die fhon oben erwähnten Ausgaben für 
Feldhut, Feldwege u. dgl., welche man auch als Socialausgaben behandeln fann, ſodann bie 
Unkoſten der rechtspolizeilichen Anſtalten für die Conſtatirung und Erhaltung des Grundbe⸗ 
ſitzes, wie der Lagerbücher, Hypothekenbücher u. ſ. w., und dann auch die Erhaltung der Ver⸗ 
bindungswege einer Gemarkung mit andern und überhaupt die allgemeinen Anſtalten für 
Emporbringung der Landwirthſchaft, Erhaltung des Güterwerths u. ſ. w. Außer dieſen ganz 
eigens den Gemarkungsliegenſchaften gewidmeten Anſtalten und Ausgaben kommt hier billig 
noch in Rechnung ein verhältnißmäßiger Theil der für ven allgemeinen Rechts- und polizei— 
lihen Schuß zu verwendenden Unfoften, alſo namentlid ein heil ver den mit folder Sorge 
neben andern Geſchäften beauftragten Municipalbeamten zu entrichtenden Gehalte und ein 
Theil der für Erhaltung der zur Führung der Adminiftration nöthigen Gebäude zu machenden 
Ausgaben u. ſ. w. Solche allgemeine Ausgaberubrifen fallen natürlich allen Klaffen der dabei 
Betheiligten gemeinfam zur Laſt, und es muß daher, menn man dieſe legtern i in die Klaſſen der 
Bürger, Einwohner und Ausmärker theilt, einer jeden Klafle eine nad) vernünftigem Ermeſſen 
zu beflimmende Quote zur Übernahme zugeichieven werden. Die bergeftalt beftimmten (ober 
nah den angeveuteten Grundfägen zu berechnenden) Gemarkungsausgaben fallen natürlich 
allen Liegenfchaftöbefigern, ohne Unterſchied, ob Bürger, bloße Einwohner oder Ausmärfer, 
nad) Maßgabe des Steuerfapitald ihrer Liegenjchaften zur Laft; doch Fünnen bie eigentlichen 
Bürger (wie oben audy bei den vie Einwohner als joldye betreffenden Laſten bemerkt worden) 
ihren Antheil aus dem Ertrage des Gemeingutd beftreiten, wenn davon nad der Befriedigung 
der früher erwähnten Bebürfniffe noch etwas erübrigt. 

d) Ausgaben für Leiftungen aus ſtaatsbürgerlicher Pilicht, d. b. welche von Staats megen 
der Gemeinde aufgelegt werben, entweder ald einer moralifchen Gejammtperfönlichkeit, oder als 
einer Summe von Stantäöhürgern, oder endlich ald einem Komplex von Grundſtücken. Nach 
biefer dreifachen Unterſcheidung fallen jolde in Krieg oder Frieden geforverte Leitungen 
den verjelben entſprechenden Klaſſen ver Ortöbürger (d. h. Hier der Gemeindekaſſe, joweit ſie 
zahlungsfähig ift), jodann der Einwohner und der Liegenfchaftäbefiger zur Laſt, müſſen jedoch 
auf die einzelnen nach dem für die Staatöfteuer beſtehenden Fuße (in der Regel aljv nad) dem 
Steuerfapitale) repartirt werben. 

e) Kriegslaften haben eine wejentlich verſchiedene Natur an ſich, je nachdem ſie durch 
Machtgebot des Feindes oder durch die Autorität der eigenen Regierung aufgelegt werden. Im 
erſten Falle dient das Princip der wechſelſeitigen Aſſecuritung, im zweiten jenes der Staats⸗ 
ſteuer zur Norm der Vertheilung. Wir werden jedoch darüber unmiſtändlicher in dem Art. 
Kriegslaften Handeln. 

f) Außerordentliche Ausgaben folgen überhaupt dem für die ordentlichen aufgeftellten oder 
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aufzuftellenden Geſetz. Wir enthalten uns, um biele Abhandlung nicht allzu fehr audzus 
dehnen, ver weitern Ausführung dieſes Grunfages, deſſen allgemeine Begründung jedoch in 
dem oberſten Princip bereits enthalten ift. 

8) Die Ausgaben für Wohlthätigkeits zwecke, insbeſondere für Armenunterflügung, ge: 
hören nad) ihrem Zwecke in die oben mit b) bezeichnete Rubrik, d. h. fie jind den Einwohnern 
ohne Unterſchied, ob Bürger oder Nihtbürger, zuzumeifen. Doch koͤnnen ſie auch unter den 


Begriff der von Staats wegen geforderten Leiſtungen fallen. In jeder dieſer Vorausſetzungen 


erſcheint als der geeignetſte Umlagsfuß der nach dem Vermögen oder nach dem Steuerkapital ſich 
richtende. Der Grundſatz der Vertheilung der Gemeindelaſt nach Köpfen findet alſo Hier feine 
Anwendung. 


Aus viefer Glaffification ver Gemeindeausgaben nad) ihren Gegenftänden und Zweden _ 


gebt überall von jelbft aud vie Beitinnmung ver Quellen, woraus jie zu beſtreiten, oder ver 
Perſonen, welche und in welchem Maße fie dafür natürlich fleuerpflichtig find, hervor. In 
deſſen würbe freilich Die genaue Ausführung ver aufgeftellten Grunpfäge mit manderlei Schwie⸗ 
rigkeiten verbunden ſein, weswegen man auch wol geneigt ſein koͤnnte, eine einfachere und 
durchgreifendere Norm für die Gemeindeumlagen auf Art eines Vergleiche anzunehmen, wo⸗ 
fern nänılic ein folder Vorſchlag nicht allzu weit von dem yernünftigen Rechte ſich entfernt. 
So würde z. B. die Beſtimmung, daß von ſämmtlichen Gemeindeausgaben — mit Ausnahme 
der auf bie Vermögensverwaltung und Vermehrung ſich beziehenden, welche nämlich jedenfalls 
entweder aus dem Gemeindegut oder aus Beiträgen der eigentlichen Bürger zu beftreiten wären 
— bie Hälfte von den Bürgern und Einwohnern zum voraus, und zwar gleihmäßig (nad) 
einem buch Gemeindebeſchluß mit Genehmigung ber Staatöhehörbe zu beflimmenven Steuer= 
fuße) getragen, bie zweite Hälfte jovann auf Bürger, Einwohner und Ausmärfer nad 
ihrem Steuerfapital umgelegt werben jelle, nach unferer Anſicht gebilligt werben Eönnen. Da⸗ 
gegen erjcheint der (indbefondere auf den badiſchen Landtagen vun 1831 und 1835 von mehre= 
ren ausgezeichneten Deputirten gemachte, übrigend mit der franzöfiihen Geſetzgebung ver- 
wandte) Vorſchlag, daß zur Beſtreitung ſämmtlicher Gemeindeausgaben ohne Unterſchied zu= 
erſt der ganze Ertrag des Gemeindevermoͤgens verwendet, für alles alsdann noch Fehlende aber 
gleichmäßig auf Bürger, Einwohner und Ausmärker eine Umlage nach dem Steuerkapitale ge= 
macht werden fol, ald unbedingt verwerilich, weil er an die Stelle des Rechts die bare Willkür 
jegt, flatt der Herrſchaft der Principien jene des bloßen Zufalls begründet und insbeſondere 


die Ausmärker in allen nur ein geringes Gemeindegut oder gar keins beſitzenden Gemeinden 


mit der ungerechteſten und härteften Tributpflicht gegen dieſelben belaſtet. 

Ähnliche, ob auch nicht gleich maßloſe Mishandlung der Ausmärker iſt übrigens in 
noch mehr als einem Staate durch Geſetz oder übung eingeführt, und es verlohnt ſich darum 
allerdings der Mühe, darüber einige beleuchtende Worte zu ſagen. Nichts iſt wahrlich klarer, 
als daß der den Grundſtücken der Gemarkung von ſeiten der Gemeinde zukommende Rechts⸗ 
und polizeiliche Schutz, ſammt allem andern, was etwa noch eben daher im Intereſſe ihres An- 
baus oder ihrer Benugung geſchehen mag, nur einen jehr Fleinen Theil derjenigen Vortheile 
ausmacht, welche aus dem Gemeindeverhande für deſſen Theilnehmer abfließen. Weitauß vie 
Hauptſache dabei ift nämlich dad, mas zu Gunften ver Berfonen, d. 5. alſo ver (bürgerlichen 
und nihtbürgerlichen) Einwohner gefchieht. Leib und Leben diejer eigentlihen Gemeindean⸗ 
gehörigen und ihrer Familien, Sicherheit ihrer beweglichen wie ver unbeweglichen Habe, Ge= 
ſundheit, Bequemlichkeit, Vergnügen — alles fteht unter dem Schug und der hülfreihen Pflege 
der Gemeinde. Erleichterung des Lebensunterhalts, Wohlfeilheit und Güte der Nahrungs- 
mittel und ſodann aud die höhern oder geiftigen Intereifen, Eirhlihe und Schulanftalten iind 
Gegenftände, worauf die Sorgfalt der Gemeinvegewalten ſich zu richten bat und deren meift 
koftfpielige Pflege vurhaus nur den Bewohnern und keineswegs den Ausmärkern zugute fommt. 
Diefe legtern nun für alles dieſes zu gleichen Beiträgen verpflichten wollen wie die Einwohner, 
iſt nicht nur empörend ungerecht, ſondern felbft abgeſchmackt. Es ift es in gleichem Grabe, als 
es z. B. eine Beſtimmung wäre, wonach ein Schiffspatron von demjenigen, welcher ihm blos 
ſein Gepäck zum Überführen gibt, gleichviel Bezahlung verlangen dürfte als von dem neben 
dem Transport des Gepäcks zugleich perſoönlich und mit Familie ji des Schiffs Bedienenden 
und etwa auch Die Verkoͤſtigung von dem Patron Empfangenden. Die Unkoſten des Gemeinde⸗ 
haushalts lediglich oder auch nur vorzugsweiſe den Liegenſchaften oder directen Steuerkapita⸗ 
lien der Gemarkung zur Laſt ſchreiben, heißt die Gemeinde aus einem lebendigen Vereine von 
Lebendigen in einen todten Complex von Liegenfhaften verwandeln und in der durch ein gefell- 


— 
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ſchaftliches Band ganz eigens zur Erftrebung perfönlicher Zwecke vereinigten Gef ammtheit nichts 
anderes erhlicten als eine Summe von Steuerftöcen. Es ift eine abenteuerliche Verwechſelung 
der Gründe und Käufer mit den Menfchen, folglich ein Verlaffen alles Rechtsbodens und aller 
Wahrheit um einer leeren Fiction — wonach die Gemarkung die Hypothek für die Ge- 
meindebebürfniffe ift — willen. Endlich ift e8 ſelbſt nadhtheilig für die Gemeinde, wenn fie vie 
Ausmärker ſich tributpflichtig macht. Denn wenn fie arm ift (und nur in minder wohlhabenden 
Gemeinden Fann der Druck ftarf fein, weil In reihern dad Gemeindegut ſchon die Audgaben 
det) und daher mit dem Anfaufe eined Grundſtücks in ihrer Gemarkung fofort eine ſchwere 
und unbeftimmte Schuld übernommen werden muß, fo werben der Kaufliebhaber — nämlich 
der auswärtigen — wenige fein und durch den Mangel an Concurrenz die Güterpreije zum 
größten Schaden ver Bürger tief herabgedrückt werden. Und auch im allgemeinen ift der ®rund- 
fag der Bedrückung ver Ausmärfer den Gemeinden oder den Gemeindebürgern nachtheilig, 
weil — wenigſtens in mohldevöfferten Ländern, wo bie Ortſchaften nahe beifanınıen liegen — 
die meiften Gemeinbebürger zugleich auch Ausmärker (zumal in benachbarten Gemeinden) find 
und daher, was fie durch die Tributpflicht ihrer eigenen Ausmärfer zu gewinnen meinen, in 
gleichem oder noch größerm Maße durch Erduldung veffelben Druds in ven Nachbargemeinden 
wieder verlieren. 

Doc es ift dieſe Faft in der Negel ven Ausmärkern widerfahrende Bedrückung (gegen welde 
fi Tibrigens fhon viele gewichtige Stimmen, unter ihnen zumal aud Dupin in der „‚Intro- 
duction‘' zu der von ihm herausgegebenen Sammlung der ‚Lois des communes”, nachdrücklich 
erklärt Haben) nicht das einzige Gebrechen der meiften Gefeggebungen über ven Gemeinvehaus- 
halt. Ein gleich tadelnswürdiges (und dabei mittelbar die Laſt der Ausmärker auch noch er: 
ſchwerendes) ift die auffallende und durch nichts zu vertheidigende Begünſtigung der bloßen 
Einwohner, d. h. derjenigen, vie nicht zugleich aud) Gemeindebürger find. Diefelben werden 
zwar, wenn jie Käufer oder Liegenfchaften in ver Gemarkung befigen, zu venfelben Beiträgen 
wie die Ausmärfer angehalten, doch nit in ver Eigenſchaft als Einwohner, fondern lediglich in 
jener al8 Liegenfehaftöbefiger. Und dennoch genießen fie in der Regel — mit Ausnahme der po: 
litifchen Rechte und des Bürgernugens, d. h. ber Theilnahme am Gemeindegut — alle Vor: 
theile des Gemeindeverbandes, gleich den eigentlichen Bürgern, und follten atjo nad) vernünf: 
tigem Recht auch gleich diefen zu den jene Vortheile bezweckenden Ausgaben beitragen. Ge— 
wohnheit, Schlendrian und bie allzu oft venfelben huldigenden Gefege ſprechen fie aber da— 
von frei. 

Hiervon trägt freilich auch der Mangel an gehöriger Glafjification ver Gemeindeausgaben 
die Schuld. Denn allerdings gibt ed auch viele derfelben (namentlich die eigentlichen Gemeinde— 
Okonomieausgaben), wozu beizutragen die bloßen Einwohner mit Recht nicht verpflichtet 
werden fünnen. Wo aber auch eine Claſſification beſteht, da iſt ſie meiſtens nad) unrichtigen 
Principien oder unklaren Vorſtellungen gemacht und wird dadurch die Quelle von noch weiterer 
Bedrückung. Dahin gehört z. B. die Vorſtellung, welche den Kirchen- und Schulhausbau zu 
den Gemarkungsausgaben rechnet (als ob die Gründe der Kirchen und Schulen bedürften und 
nicht die Menſchen), ebenſo die, welche die Kriegslaſten den Liegenſchaften, nicht aber den 
Staats- und Gemeindebürgern zuſchreibt (ſ. den Art. Kriegslaſten), weiter die, welche die Be— 
leuchtungskoſten für eine ausſchließliche Laſt ver Hausbeſitzer (als ob nicht alle Einwohner daran 
ein gleiche8 Intereffe hätten) anſieht und behandelt, u. m. a. 

Aber der Widerftreit der Praris mit den deutlihften Forderungen des ivealen Rechts be- 
ſchränkt fich auf die foeben bemerften Gebrechen nit. Es kommt noch weiter dazu die Princip: 
lofigfeit ver gewöhnlich vorfommenden Steuergattungen felbft, ſowol nad ihren Gegenftänven 
als nad) dem Nepartitionsfuße. Die vorherrſchende Steuergattung ift die nach dem in der Ge⸗ 
marfung befindlichen directen Steuerfapitale, wozu man aber nur Gründe, Käufer und Ge: 
werbe rechnet, nicht aber Activfnpitalten, Renten, Befoldungen und andere Einnahmequellen, 
wovon alfo die nothwendige Folge ift, daß manche arme Bürger mit ſchwerer Steuer belegt und 
manche reiche davon ganz over faft ganz freigelaflen werben. Aber felbft da, wo man, bie 
Mängel diefer Befteuerungsart erfennend, zu einer unntittelbar die Verfonen treffenden und 
dem Principe einer nach Köpfen oder Familien umzulegenden Steuerart feine Zuflucht nimmt, 
wird dur die Weile der Ausführung der Zweck wieder vereitelt. So geſchieht es zumal in 
Bezug auf die zwei oben empfohlenen Heilungsmittel, nämlid die Gemeindefronen und die 
Berzehrungsfteuern. 

on dem über die Fronen überhaupt, namentlich über die Staatd: und über die Herren 
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fronen ausgeſprochenen Verwerfungsurtheile (ſ. Fronen) Haben wir pie Gemeindefronen aus⸗ 
genommen, d. h. bie von ven Gemeindeangehoͤrigen als ſolchen ſammt und ſonders einzufor⸗ 
dernden Naturalleiſtungen, inſofern ſie nämlich von allen Bürgern und Einwohnern (mit Aus⸗ 
nahme der armen und zugleich arbeitsunfähigen, ſodann mit dem Rechte der Leiſtung durch 
Stellvertreter) verlangt werden. Durch das Syſtem derſelben wird nämlich der Gemeindehaus⸗ 
halt weſentlich erleichtert, das Princip ver nach Häuptern zu verthetlenden rechtlich gleichen Laſt 
verwirklicht, den Ärmern die Erfüllung der Bürgerpflicht ohne bedeutende Beſchwerden möglich 
gemacht und denjelben zugleich ein leichtes Erwerbömittel — nämlich durch flellvertretende Lei⸗ 
fung gegen Lohn — dargeboten. In der Praxis aber treffen wir Häufig Fronen an, melde 
man 5808 von einer niedern ober minderberechtigten Vürgerklaſſe (Hinterſaſſen, Tageloͤh⸗ 
nern u. f. m.) einforbert, während die vollberechtigten Bürger und aud die bloßen Einwohner 
davon frei bleiben und bergeftalt bie Gemeindefronen ber verhaßten Natur von Herrenfronen 
nabe gebracht werben. Oder man leitet auch die Fronpflicht Kberhanpt, was Handfronen betrifft, 
von dem Stande bed gemeinen Arbeiterd, und was Fuhrfronen betrifft, von dem Beſitze von 
Wagen und Zugvich ab, wodurch abermals das echte Princtp verlaffen und ein bloßer Act der 
Gewalt ausgeübtwid. ° 

Gleiche Rechtswidrigkeiten begegnen uns auch bei den gewöhnlichen Verzehrungsfteuern 
oder wie fonft- benannten inbirecten, meift fogenannten octroyirten Abgaben. Den indirecten 
Steuern im Staate ift unfere Anſicht zwar nicht hold (f. Abgaben); doch in der Gemeinde 
mögen fie ald Surrogat der hier zu billigenven Berfonalftener gelten und daher Beifall ver: 
dienen. Aber ihre Gegenſtände ſollen jo ausgewählt werden, daß fle, ſoviel möglich, alle Bür- 
ger und Cinwohner, nit aber die Fremden treffen, und daß fle, obmwol dem Princip nach eine 
Vertheilung ver Laſt nad Köpfen enthaltend, dennoch factifch den Reichern ein Mehreres als 
ven Armern auflegen. Unſere inbireeten Steuern in Stäpten haben gar Häufig dieſe Eigen⸗ 
ſchaften nit. So iſt 3. B. das der Gemeinde bewilligte, von den Wirthen zu entrichtenve 
Ohmgelb meiſt nur ven Ärmern, die feinen eigenen Wein im Keller haben, und den Frem⸗ 
den, die Ihrer Gefchäfte wegen zur Stadt kommen, aufgelegt. So tft zumal auch das Pfla- 
flergeld,, von welchem in der Regel die eigenen Bürger befreit find, 6108 eine Beftenerung ver 
Sremben, bie doch der Gemeinde rechtlich nichts ſchuldig find, mithin nichts anderes als eine 
antortjirte Beranbung. So tft überhaupt die Verzehrungsfteuer, wenn fie blos auf bie aus 
andern Gemarkungen eingehenden Bictualien oder auf fonftige Gegenftänve, nicht aber auch 
auf bie in der eigenen Gemarkung erzeugten gelegt tft, eine widerrechtliche Bedrückung theils 
der Fremden, die, wie bemerkt, unferm gemeinen Weſen gar nichts ſchuldig find, theils blos 
derjenigen Einwohner, melde z. B. keine eigene Landwirthſchaft oner feinen Gartenbau treiben, 
zu Gunften der einheimifchen Producenten, melde vergeftalt nicht nur befreit bleiben von ber 
ihnen mit Reit aufzulegenven Laft, ſondern vielmehr noch Gewinn ziehen aus dem durch die 
Berzehrumgsfteuer ſteigenden Preife. 

VL Bon ven Gegenſtänden und dem Umfange der Bemeindegemalt. @ine 
allgemein güftige Beftimmung oder für alle Gemeinden gleichmaͤßig paffende Vorſchrift läßt 
fich Hier nicht aufftellen. Es kommt dabei theild auf die Groͤße der Gemeinden und den Grad 
ber bei ihnen anzutreffenven geiftigen und moralifchen Bildung, felbft auch auf ihre Vermögens 
umflänve an, thells auf die Verfailung und das gefammte Adminiſtrationsſyſtem des Staates, 
welchem fie angehören. In erfter Beziehung follte billig zwiſchen den Gemeinden deſſelben 
Staates ein Unterſchied gemacht werden, zwifchen Fleinen, fitllen Landgemeinden und großen 
Haupt⸗ oder volferfürfiten und geldreichen Handelsſtädten u. ſ. w., für welche alle nämlich un⸗ 
möglid ein ganz gleiches Maß von Setbfländigkeit und von Gewaltsumfang paflend und gut 
fein kann. In zweiter Beziehung muß auf Harmonie gefehen werben zwifchen ber Verfaflung 
der Gemeinden und jener bed Staated. Wir konnen jedoch, da es zu weit führend fein 
würde, und hier nicht einlaflen in eine genaue Zeichnung aller folder Unterfchieve und be⸗ 
ſchraäͤnken uns daher auf die allgemeine Andentung ihrer Nothwendigkeit oder Räthlichkeit. Wir 
hatten Übrigens bei unſern Unterfuchungen über das Gemeinweſen meift nur bedeutendere, d. h. 
nach Volkszahl, Intelligenz und Vermögen zur politiſchen Muͤndigkeitderklaͤrung geeignete Ge⸗ 
meinden im Auge und geben gern zu, daß in Anfehung jener, vie es noch nicht find, einige 
Mopificationen der für jene feftzufegenden Ordnung flatuirt werden mögen. Was aber bie 
Übereinftimmung zwiſchen Gemeinde und Staatöverfaffung betrifft, fo ſetzen wir allernächft 
nur conflitutionelle, d. h. freiheitlic organifirte Staaten voraus und behaupten eben darum 
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auch dad Freiheitsrecht ver Gemeinden, weil in folden Staaten die Anerkennung neflelben natürs 
ih und felbft zum Gedeihen des Stantöganzen unentbehrlid if. In abfoluten Staaten da⸗ 
gegen kann von einem gefiherten Rechtszuſtande Feine Rede fein, weil allport nichtd anderes 
Recht ift als der Wille des Herrſchers. Sonft aber erſcheint in einem abſoluten ader despotiſch 
regierten Staate die Erweiterung des von ven Gemeinden mit ſelbſtändiger Gewalt zu erfüllen⸗ 
den Lebenskreiſes noch heilſamer oder wünſchenswerther als in freiheitlich regierten, weil dann 
wenigſtens in dem engern Raume des Gemeindelebens noch eine Zufluchtsſtätte für die aus dem 
groͤßern Raume des Staatslebens verbannte Freiheit übrig, bliebe. 

Daflelbe, was von despotiſchen Staaten, ift von den in Anarchie gefallenen, zu fagen. Hier 
wie dort wird die Ausdehnung der Freiheit und Selbſtändigkeit der Gemeinden in eben dem 
Maße koſtbarer und wohlthaͤtiger, als der Zuſtand der Staategeſellſchaft troftjofer iſt. Und 
darum muß ed au ala ein Glück gepriefen werben, daß in ben Jahrhunderten der Feudal⸗ 
anarchie und der fauſtrechtlichen Unterdrückung die Stadtgemeinden großentheils zu einer an 
die Gewalt wahrer Staaten reichenden Selbſtändigkeit ſich erhoben und in der Rechts⸗- wie in 
ber polizeilihen und anminiftrativen Sphäre eine nur wenig, beſchränkte Autorität ausübten. 
Nach den heutigen Staatsverhältniſſen, wenigſtens in den einer conſtitutionellen Verfaſſung 
ſich erfreuenden Staaten, wäre fo außgebehnte Gewalt der Munteipalautoritäten sin Rückſchritt 
und ein Übel. Die den Forderungen einer civilifirten Nation entſprechenden Anftalten für 
Recht, Sicherheit und Wohlfahrt können nicht von einzelnen Gemeinden ind Leben geführt und 
erhalten, und ed barf i in Bezug auf die höchſten und heiligflen Iutereflen des Bürgers dad 
wohlthätige Wirken einer wohlorganifirten und zumal in der Volksrepräſentation eine zuver- 
läſſige Abwehr der Willkür beſitzenden Staatögewalt nicht durch Souveränetätsanſprüche jeder 
Heinen Gemeinde gehenimt werden. Ebenſo wenig jedoch foll die Staatögewalt alles und jedes, 
alſo auch jenes an fich reißen, mas naturgemäß befier und zuverläfjiger durd bie Municipal⸗ 
gewalt bejorgt oder durch freien und jeloftänpigen Geſammtwillen ver Gemeinde regulirt wird. 

Solchen Grunpfägen gemäß wird ein des Beifalld einer echten Volfsrepräfentation wür- 
diges Gemeindegeſetz etwa die nachſtehenden Rechte und Geſchäfte ven Communalautoritäten 
überlsffen over übertragen: 1) die Verwaltung des Gemeinvevermögens und der Lokalſtiftun⸗ 
gen, verfteht fidh, unter ver Oberaufficht ded Staates, welche letztere nämlich überall, wo Ge⸗ 
waltmisbrauch zu beforgen ift, wachend, verhütenh, heilend über den Gemeindeautoritäten 
ſchwebt oder von den Betheiligten um Schuß angerufen werben kann. 2) Die niebere ober 
Lofalpolizei nach allen ihren Zweigen, zumal infofern es fi dabei blos um vie Intereflen ver 
Gemeinbeangehdrigen Handelt, oder die Ausdehnung aud Über Fremde (nur zeitlich Anwe⸗ 
fende) dem ſtaatsbürgerlichen Geſammtintereſſe unnachtheilig erfheint, zu welcher Ausbehnung 
natürlich eine Delegation von feiten. der Staatögewalt erforverlid if. Man uuterwirft ſich der 
immerdar gefürchteten, weil vor Willkür nie völlig gelicherten Polizei det, wenn, bie In⸗ 
haber verfelben Männer des felbfteigenen Vertrauens, d. 5. aus freier Wahl der Betheiligten 
hervorgegangen find, ald den von bey Stanpsantorität beliebig eruannten Machthabern, und 
manches, was diefe nur durch abfloßenve Strenge erringen können, gelingt jenen durch einfache 
Belehrung oder freundliche Vermittelung. uͤbrigens bleibt natürlich die Gemeindepolizei jener 
des Staates unterthan und wirkt in den eigentlich der letztern angehoͤrigen Sppären nur ale 
Dienerin. 3) Auch in Rechtsſachen mag der Gemeindeautorität wenigſtens eine ſchiedsrichter⸗ 
liche Schlichtung oder. auch in minder wichtigen Dingen ein wirkliches Richteramt (verfteht ſich, 
abermals mit Vorbehalt der Berufung an die Staatsgerichte) übertragen werden. Die Ge⸗ 
ſchäfte der Rechtspolizei aber oder der fogenannten willkürlichen Gerichtöbarfeit ruhen am paf- 
fendften in ihren Händen. 4) Bon dem Steuerrechte der Genieinden if in dem vorigen Ab- 
ſchnitte geſprochen worden. 5) Endlich werben fehr zweckmäßig die Gemeinveobrigfeiten als 
untere Organe der Staatöverwaltung benugt, d. 5. ihnen die Verfündung und der Vollzug der 
von der Staatögewalt ausgehenden Verordnungen in Bezug auf bie der Gemeinde angehörigen 
Perſonen und Sachen übertragen, ebenfo die vorbereitende Einleitung oder die Mitwirkung 
bei ven die Interefien ver Gemeindebürger und Einwohner berührenden Gefchäften her werfchie- 
denen Staatöverwaltungsziweige, ald Refrutirung, Steuerregulicung, Repartition der im Frie- 
ben oder Kriege auögefchriebenen Lieferungen, Fronen u. f. w., und dann auf die wegen Aus⸗ 
übung der den Gemeindeangehörigen als Staatsbürgern zuftehenven politiſchen Rechte, z. B. 
ah nn: oder auch Deputirtenwahl u. dgl., nöthige Anordnung oder. Leitung und 

orfehr 

Damit jedoch diefe Gefchäfte und Gewalten gefahrlos in die Hände der Municipalautorität 
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gelegt werben können, ift eine gute Gemeinvenerfaffung nothwentis, von welcher wir aber in 
einem beſondern Artikel. reden. 

Unter den vielen Druckſchriften über dad Gemeindeweſen find alfernächft ie: in den verfdie- 
denen deutſchen Staaten in neuer und neuefler Zeit erfchienenen Gemeindeordnungen und an: 
dere Geſetze, wie die preußiſchen, bairifchen, würtembergiſchen, heſſiſchen, badiſchen u. a., 
ſodann die darüber öffentlich ausgeſprochenen Urtheile ober gegebenen Zufammenftellungen, 
wie von Schunken, Magenſtecher, Hartieben (in. ſeinen, Geſchäfts-Lexikon“, Art. Benteinde) 
u, m. a. ganz vorzuͤglich aber die darũber gepflogenen Berhanplungen deriandfländifchen Kam⸗ 
mern, inſoweit fie im Drucke erſchienen ſind, vielfach belehrend; ebenſo die in Frankreich, ven 
Niederlanden und Belgien über vergleichen Geſezentwürfe und auch die in Engiand Über die Re⸗ 
form der Korporationen ſtattgehabten Discuffionen. Die badiſchen Verhandlungen von 1831, 
1835 und 1337 find wol bie vielfeitigfien und ausführlichften und zumal durch den Umſtand, 


daß auch jene der Erſten Kammer veröffentlicht wurden, von beſonderm Intereſſe. Der im 


Sabre 1822 nen dem Frhen. von Türkheim in der Erſten und bie von. dem Abgeordneten 
Mittermaiex 1831 und 1887 in der Zwelten Kammer erflatteten Berichte: verpienen hier 
ganz. vorzugäweife Erwähnung. Ebenſo, mad Belgien betrifft, wer vortrefflidhe:,,Rapport 
sur lorganisation communale, fait au nom de la section centrale parM. Dumortier” (1884), 
welchen wie wieherbolt angeführt Haben. 

Unter den von und zu Rathe gezogenen ſchriftſtelleriſchen Werken des Auelandes nennen 
wir: Berton, „Apperqus historiques sur les communes dans leur rapport avec la libertö 
et l’egalite politique‘‘ (Paris 1818); Duvergier ve Hauranne, „Reflexions sur Forganisation 
municipale” (Paris 1818); Henrion de Banfey, „Du pouvoir municipal et des biens 
communaux‘ (Paris 1821); Barante, „Des communes et de l’aristocratie” (Paris 1821); 
Dupin, „Lois des communes” (PBari8 1823). Ganz beſonders nennen wir die legterer Samm- 

eſchickte Introduction; auch Bievee'3 „‚Lettres sur l’organisation municipale‘ 
(Barid 1821). Auch Keratry, Lanjuinaid und andere geiſtvolle Männer haben Über den hoch⸗ 
wichtigen Gegenſtand gefärieben. 

Eudlich ſei dem Berfafler ded gegenwärtigen Artikels erlaubt, fi zur Vervollſtändigung 
des darin ber Kürze halber nur Hüchtig Angedeuteten auf feine im aritten Bande des „Staats⸗ 
rechts der confiltutionellen Monarchie“ von Aretin um» von Rotteck ſtehende ausführlidere 
Abhandlung über Gemeinden und Gemeindeweſen zu beziehen. Rotteck. 

de...) I. Geſchichtliche Nachweiſungen. Die richtige Erkenntniß des heu⸗ 
tigen Zuſtandes deö Gemeindeweſens wird weſentlich erleichtert durch die Betrachtung des Ur⸗ 
ſprungs, der allmählichen Entwickelung der Gemeinden und der Verhältniſſe uno Zuſtände, 
welche auf die Ausbildung des Gemeindewefens einwirkten. Die Geſchichte lehrt, daß ein großer 
Theil der heutigen Gemeinden {don früh vorkommt und mit den urſprünglichen Abtheilungen 
geſchloſſener Bezirke und ven frühern Anfievelungen zuſammenhängt. Geſchichtliche Nach⸗ 
sichten führen darauf, Faß früh, ſoweit wir aus freilich ſparfam fließenden Quellen auf vie 
Urzeit una Zußände germanifcher Bölferkänme zurückſchließen können ?), Vereinigungen, und 
zwar zuerſt mit Familienverbindungen zuſammenhängend, mit Geſchlofſenheit des Bezirks 
inſofern nachzuweiſen find, als die Gemeinſchaft wichtiger Lebensverhältniſſe eine Vereini⸗ 
gung der innerhalb des Bezirks wohnenden Gutsbeſitzer zur gemeinſchaftlichen Benutzung ge⸗ 
wiſſer allen Genoſſen gehoͤriger Gegenſtände (Wald, Weideland und Waſſer) begründete. 
Weit früher noch kann ein größerer Theil der Gemeinden auf jene Nieverlaffungen und Anſiede⸗ 
ungen zurückgeführt werden, weldye nad) der Voͤlkerwanderung die herummanbernben germa⸗ 
niſchen Stämme dauernd vadurch gründeten, daß ſie einen gewiſſen Bezirk in Beſitz nahmen, 
abgrenzten und gewifſe Begenftände darin, deren gemeinjane Benugung für alle Genoffen 
Werth hatte, ald gemeinjam in Anſpruch nahmen, wahrend das im Bezirk liegende, durch Ver⸗ 
theilung over Aneignung den einzelnen Hofbeñitzern zufallende Land als Privateigenthum be⸗ 
handelt wurde. Insbeſondere entſtanden innerhalb der großen Landedabtheilung der Gaue 


1) Der bier erſcheinende Artikel iſt eine Ergänzung ber früher in dieſem Werke von meinem ver⸗ 
ewigten Freunde Rotteck gelieferten Axt. Bemeinde und Bemeindeverfeffung und fol die feit dein Er⸗ 
feheinen der Artitel Rotteck's auf dem Gebiete des Semeindeweiens erzeugten Leiſtungen der Geſetz⸗ 
gebung und Wiſſenſchaft darſtellen. Mittermaier. 

2) Sybel in Schmidts Seikfehrift für Geſchichtswiſſenſchaft, zweiter Jahrg., N 27. Wait in 
Schmidts Zeitſchrift, zweiter Jahrg. I, 7. Waitz, Deutſche Verfaſſungsgeſchichte, S 17° 32. 
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(pagus, pays). ſolche geſchloſſene Bezirke als Marken?), d. 5. gefihloflene und abgegrenzte 
Landgebiete, die von einzelnen Hofbefigern (entweder nad) Berabrebung ober dur Anmapuug) 
in Anfprud genommen. wurben, ſodaß fie gewiſſe Gegenflände darin als Gemeindebeſitzthum 
betrackteten.*). Ähnliche Anflevelungen, aus welchen durch Zerfplitterung inte bei den Marten 
ſpäter unſere Gemeinden hervorgingen, waren in der Rheinpfalz die Haingeraiden.?). Uber das 
Berkältniß, in: welchen Mark und Eenten.®) landen, ſchwebt no manches Dunkel. Wahr: 
ſcheinlich iſt, daß ehemals jede Gent eine Mark. war.?) Die Vergleichung ver Entwickelungö⸗ 
geſchichte der Gewmeinde in einzelnen Bezirken lehrt, daß Die heutigen Gemeinden aus ber Ber- 
ſplitterung der Marken (over Haingeraiven) in der Art hervorgingen, daß bei dem wachſenden 
Bedürfniß für gewiſſe gemeinſame Intereſſen zu ſorgen war, woraus ſich ergab, daß in dem aus: 
gedehnten Bezirke eine genügende Sorge nicht möglich war, und daher allmählich did au einer 
Grenze des Bezirks zuſammenwohnenden Hofbefitzer fi enger aneinander ſchloſſen, für die fir 
zunächſt angehenden Gemeindebedürfniſſe ſelbſt ſorgten und einen Theil des bisherigen Mark⸗ 
bezirks/ ſich deneigneten, indem fie ihn abgrenzten ®), ſodaß jeht eine Dorfmark enıftand.?) Ju 
Bezug auf die Entſtehung der einzelnen Gemeinden ergibt ſich eine große Verſchiedenheit nach 
Örtlihen Verhaͤltniſſen. 10)3 Auf dem ebenen Lande insbefondere, wo ber Boden gut war und 
zur Gultur geeignet, findei. man früh ſchon gefchloflene Gemeinden, während in Gebirgsgegen⸗ 
den, ober wo der Boden rauber war, die Anfievelungen fpäter vorkommen. In folgen Gegen. 
den. Gemerkt man insbeſondere, daß die erfle Anfiebelung yon einem einzelnen Hofbeſitzer aus⸗ 
Hing, an den ſich erſt allmählich.anvere auſchloſſen, bis zulegt eine Gemeinde entfland, in ber das 
Geſchlecht deo urfprünglichen Anfiedlers oft das herrſchende blieb und dieſer ander Spige der 
Gemeinde ftaud. 2!) Yruh findet fich Die bis in Die neuere Zeit fortbauernbe Unterſcheidung bee 
Gemeinden in freie, d. h. Anflevelungen freies Hofbeſitzer, und unfrele, bie in Abhängigkeit von 
einem Gutöheren Kanden, indem entweder ein Qutäherr, und ziwar von abelicher Familie, oder 
ein Kloſter oder Stift, die auf.feinen Gütern figenden, von ihm abhängigen Hofßefiger in eine 
Genoſſenſchaft vereinigte, oder allmählich die früher freien Hofbefiger in ven Schut eines mäch⸗ 
tigen Seren fi begaben , ber fpäter dies Schugverhältniß in ein Abhängigkeltoverhältniß vore 
waubelte.2?) Die Zeit, in welcher in Dentichland die Amtsgewalt verfiel, war: ed, in weicher 
die Bemühungen der Ariſtokratie, die ihre bisherige Beamtengewalt in eine erbliche auſchmolz, 
begänflögt waren, vorzüglich die Beftrebungen des Adels, freie Gemeinden in Abhängigkeit zu 
bringen, leicht Erfolg hatten. Auf der andern Seite zeigt fi mehr oder minder (verſchleden 
nach oͤrtlichen Verhältniſſen) eine Erſtarkung des Gemeindelebend, bei welchem es gelang, zu 
einer corporativen Selbſtändigkeit zu kommen und insbeſondere durch ſelbſtgewählte Vorſteher, 
denen aber ein Rath der Genoſſen zur Seite ſtand, die Gemeindeangelegenheiten beſorgen zu 
laſſen. Wie ſehr ſchon im 14. Jahrhunderte die: Gemeindeverhältnifſe geordnet waren, zeigt 
ih ſehr gut aus den aus jener Zeit ftammenden Rechtsquellen ber Hofrodel, Öffnungen, Wels: 
thümer, Chehaftsordnungen, in denen auf eine in alle Einzelheiten eingehenne Weife die Ge⸗ 
meindeangelegenheiten, 3. B. die. Stellung ver Dvtövorfteher, der Umfang ver Befugnifle ver 
Hofgenoflen, die Verhältniffe der Gemeindenugungen geregelt ivaren. Dabdurch, daß die Ge⸗ 
meinbegenofien au ven auch mit den Dinghöfen 12) zufommenbängenben Gerichten als Beifiger 





3) Val, über Marken außer den in meinem Deutfchen Privatrecht angeführten Schriften noch Maus 
ver, Einleitung zur Geſchichte ver Mark: Hofverfafiung (Münden 1854); derſelbe, Gefchichte der 
Marfenverfafung in Deutichland (Münden 1856); Thudichum, Dtie Gau⸗ uns Markverfaflung in 
Deutihland (Gießen 1860), ©. 3, 115,122. . 4) Zöpfl, Deutfche Nechtsgeſchichte, 6.7. . 

5) Vgl. darüber Nachweifungen in meinem Deutfchen Privatrecht, 5.120, Note 29, und Thus 
dihum, ©. 120. 

6) Gemeiner, Die Berfaffung der Gentenen (München 1855). . ' T) Ihubihum, &. 132. 

8) Dies zeigt ſich vorzüglich in der Rheinpfalz, tvo in den Haingeraiden Dörfer entſtanden mit den 
nämlichen Ortsnamen, jedoch fo, daß babet die Iufäge Ober, Mittel und Nieder, nach ber Wrtlichfeit, 
vorkamen. 9) Thudichum, S. 152. u 

10) Eine gründliche Arbeit verdankt man in Bezug auf die Gefchichte der Gemeinden in der 
Schweiz (vielfach zuſammenſtimmend mit der Entividelung der beutfchen Gemeinden) dem Brofeflor 
Wyß in feinen Auffägen in der Zeitfchrift für fchweizerifches Recht (Bafel 1852), I, 20; Heft 2, S.1 fg. 

11) Daraus erflürt fi, daß manche alte Ortsnamen von dem Namen einer Berfon abgeleitet ſind. 
Wyß, 1,25. 132) Was Wyß (I, 31) Über den Kampf der Apelichen in der Schweiz mit den Dörfern und 
über das Streben der erftern, die Ieptern in Abhängigfeit zu bringen, fagt, paßt auch auf Dentfchland. 

13) Nachweiſungen in meinen Grundſaͤtzen bes deutſchen Privatrechts, I, 16, 8. 7, 131, und aus 
neuefter Zeit Burkhardt, Die Hofrobel von Dinghöfen (Bafel 1860), und die neue Zeitfehrift Argovia 
(Aarau 1860), wo merkwürdige Rechtsquellen abgedrudt find. 
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theilnahmen 14), Hatte die Gemeinde ein guted Mittel, ihre Interefien ‚gegen Übergriffe ver 
Herren zu ſichern. 10) In Dezug auf die Gemeindemitgliedſchaft ergibt ſich, daß urfprüngli nur 
frete Hofbefiger alle Rechte und Pflichten eines Gemeindemitglieds hatten, daß aber allmaͤhlich 
wie Mitgliedſchaft ausgedehnt wurde auf alle Bewohner der Gemeinde, wenigſtens auf diejeni- 
gen, welche ine: eigene Haushaltung führten‘), auch wenn fie Eeine freien Centen waren, 
daß jedoch früh ver Grundſatz feſtſtand, Daß die Groͤße des Landbeſttzes ven Maßſtab bildete, mad) 
welchem Gemeindetechte und Pflichten ausgeübt werben konnten, ſodaß allmählich unter nen 
Dorfmitglievern gewiſſe Klaffen gacht wurden, indem ben vollberechtigten Benofien ‚andere 
mit geringern Nechten als Hinterfaflen und hoͤrige Leute gegenübergeftelit wurden. Vor⸗ 
züglicy wiätig wird bie allmählihe Ausbildung (ſeit vem 14. Jahrhuudert, in einigen Gegen⸗ 
wen erft feit dem Ende deffelben) aunsgebilbeter corporativer Selbflänpigfeit per Gemeinde 27) mit 
einer geordneten Verfaffung, insbefonvere einem ſelbſtgewählten (freilich in gutsherrlichen Doͤr 
fern unter vielen Beſchränkungen) Vorſteher und einem ihm zur: Seite ſtehenden Gemeinberathi 
Daran reiht Ah bald Die Andbildung ber Ibee, daß. die Gemeinde eine juriſtiſche Berfon jet, 
bie als einheitliches Weſen Rechtsfähigkeit befigt, bei Rechtsgeſchäften als Gemeinde durch ihre 
Borfleher aufritt und den einzelnen Gemeinbegliedern mit einer anordnenden, gebietenden, 
ſelbſt (mer oder minder außgenehnten) vichterligen und ſtrafenden Gewalt gegenüberficht. 
Über die Bedeutung ded Weſens der juriſtiſchen Perſon zeigt fich-aber fehon früh eine Verſchie⸗ 
denheit und Unklarheit per Anſichten, um fo mehr, als ſchon in manchen Gegenden das auf ein⸗ 
zelne in Roͤmiſchen Reiche vorkommende Arten ber univorsitas ſich beziehende Romiſche Recht 
im generalifirter Weife auf die deutſchen Gemeinden zum Nachtheil des Wirkens verfelben von 
romaniſtrenden Zuriſten angewendet wurbe. 10) -Die Verſchiedenheit der Auffaſſung, welche 
für die ganze rechtliche Stellung der Gemeinde von Bedeutung wurde, zeigt ſich insbeſondere 
darin, je nachdem man in der deutſchen Gemeinde eine mehr ver römifchen universitas gleidh- 
ſtehende Gorporation oder eime mehr ben-Binfluß aller Genoſſen anerkennende eigenthümliche 
Genoffenſchuft erkunnte. 10) Die allmaählich wachſende Vorſtellung von der Gemeinde als einer 
juriſtiſchen Perſon und von einer Gemeinvegewalt, welde den einzelnen Gemeinveglievern ge: 
genüber ausgeübt wird, wirkte bald auch auf das Verhältniß ver Gemeinvenuyungen. Eine 
Vergleichung ber Hofrodel und aäͤhnlicher Statuten auß ven Anfang des 14. Jahrhunderts mit 
ven revidirten Statuten des 15. Jahrhunderts lehrt 39), daß, während in ven frühern Statuten 
die Nutzungen häufig ald ein ber Genofjenfchaft der Hofbefiger zuſtehendes Recht geltend ge- 
macht wurden, fpäter die Gemeinde ſchon als Bigenthümerin der Güter ſich darſiellt, an welchen 
fie ven Gemeindegllevern Nutzungsrechte geflattet, und Daß die Gemelnbeobrigkelt allmählich vie 
Gemeindenutzungsrechte regelt una ihre Benutzung gewiflen Anordnungen unterwirft.  ° 
BZn ver Darſtellung und Entwickelung des Gemeindelebend im Mittelalter muß vorzüglich als 
ein wichtiges Element dad der Staͤdtebildung angeführt werben. Nach bem Zwecke des gegenwär⸗ 
tigen Aufjages, morin nar vie Verhaͤltniſſe der deutſchen Gemeinden überhaupt geſchildert wer: 
ven follen, muß das, was eigenthümlich nur ven Stäbten angehört, näher in dem fpätern Art. 
Stadtgemeinde erörtert werden; Hier genügt e8, nur auf einzelne Elgenthuͤmlichkeiten dieſer 
Art von Gemeinde aufmerkfam zu machen. Im Gegenſatze der Landgemeinven, die ſchon mit 
den alten Anfteelungen zuſammenhängen und bei denen die landwirthſchaftliche Befchäfttgung 
ven Charalter ˖ des Gemeindelebens der Dörfer beſtimmt, jehen wir die Städte mit: Ausnahme 
weniger, die aus alten, ſchon zur Nömerzeit Muntcipalverfaffung genießenden Stäbten 
hervorgingen, erfl im Mittelalter dur die von Regenten ausgehenden Verleihungen des 
Stadtrechto gegründet, ober auch Aus urfpränglihem Willen der Bürger hervorgegangen, 
deren Mitgliever im Laufe ver. Zeit fih durch Macht aufſchwangen und in den Beflg mander 
Rechte fich festen, Die rigeniti nur den Städten zukamen, bis es ihnen gelang, für ihre biöher 
ausgeübten Rechte nie Anerkennung von felten des Kaiſers oder eines Regenten durch Beftä- 
tigung des Stadtrechts zu erhalten. Bon den Landgemeinden unterfchieden fich dieſe Stäbte 
theild dadurch, daß bei ihnen das Gewerbeweſen ald entſcheidender Charakter hervortrat, daß 


18) Darüber merkwürdige Forſchungen von Zöyfl in feinen Alterthümern des deutfchen Rechts, 
Bd. I. Art. 1. 15) Burkhardt, a. a. O., S. 83. 16) Thudichum, S. 200 fggg. . 

17) Hier kommt ſchon in Urkunden das Auftreten der Gemein, Geburſam, Dorf vor. 

18) Daher wird ſchon oft in Urkunden (z. B. 1259 bei einer luzerniſchen Gemeinde, |. Schweizeri⸗ 
cher Gefchichtöfreund, IE, 54) von universitas geiprochen. Zu 

19) Bluntſchli, Rechtsgeſchichte von Zürich, I, 78, M, 54; vgl. mit Wyß, I, 48. 

20) Richtig bemerft von Wyß, ©. 55. — 
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ihr fleigender Reichthum, ihre wachſende Bevölkerung ihnen eine große politiſche Bebeutung 
gaben, welde bald die Fürften in ihren Kriegen und in ihren Kämpfen gegen den Adel benußten, 
während die Stäbte, die dadurch ihre ſteigende Macht erfannten, He geltend machten, um immer⸗ 
mehr durch Privilegien ihre bedeutungsvolle Stellung zu erhößen. Auf diefe Art erhielten 
Staptgemeinden, vorzüglich die großen, eine in Landgemeinden nicht vorfommende Selbſtändig⸗ 
keit, die durch nie Wichtigkeit und Ausbehnung der in Städten vertretenen gemeinfanmen Inter- 
eflen, durch den fleigenden Reichthum und nie Leichtigkeit, fich bedeutende Brivilegien zu erfämpfen, 
und durch die politiſche Wirkung vermehrt wurbe und beſonders durch die freiere Crwählung 
ihrer Vorſteher, durch die größere Gewalt derſelben, durch die complicirtere Berfaflung, durch 
ein außgebehntere8 Statutenrecht und durch bie tiefer gehende und firengere, gegen einzelne Bür- 
ger ausgeübte obrigfeitliche Gewalt fi ausſprach. Für das Verhältniß der Landgemeinden 
muß erwähnt werden, daß zu großen Stäbten, insbeſondere Reichsſtädten, haufig Dörfer gehör- 
ten, die anfangs nur unter dem Schutze der Stabt ſtanden, allmähli aber ber ſtädtiſchen Herr⸗ 
Schaft unterworfen wurden. 22) Gegen das Ende des 15. med im 16. Jahrhundert bilden ſich in 
ber Gefchichte ver Laudgemeinden neue Berhältnifie and. Die immermehr ſich ausbehnenbe 
Zandeöhoheit wurde auch den Gemeinden gegenüber ausgedehnt, und die Landesobrigkeit 
mifchte fih bald in alle Gemeindeverhälmmifie, forberte einen Einfluß auf die Wahl ver Ge: 
meindevorfleher, welche vie Beanten gern von fi abhängig machen wollten, übte immer mehr 
Aufficht über Die Gemeinveverwaltung und üßer bie Gemeindenutzungen aus, beſchränkte das 
Statutenrecht der Grmeinden und erließ ſelbſt Verordnungen.?2) Allmähli Hatte die Ber- 
breitung des Nömifchen Rechts als eines gemeinen Rechts auch auf Die Stellung der Gemeinden 
gewirkt. Die romaniftifhen Juriſten des 16. Jahrhunderts, die Feine Vorftellung von dem 
felbfländigen germanifchen Gemeinveleben hatten, fingen an, aus den im Roͤmiſchen Rechte auf 
einzelne Arten von gewiflen Berfonen und auf römifdhe, von den germaniſchen Gemeinden weit 
verſchiedene Municipien ſich beziehenden Steflen eine Theorie der universitates zu machen *?) 
und diefe Theorie auf die. deutſchen Gemeinden anzuwenden. Jusbeſondere hatte man daraus, 
daß im Rönifhen Rechte ven Municipien jura minorum verliehen waren, die Theorie ber 
Obervormundſchaft des Staated über die Gemeinden abgeleitet unb vielfach zur Unterdrückung 
der Selbftänpigkeit ver Gemeinden midbraudt. Im der Geſchichte der Landgemeinden vom 
16. Jahrhunderte an laſſen fi vorzüglich folgende mehr oder minder allgemein vorkommende 
Berbältnifie nachweiſen. Während auf einer Seite wie immermehr ausgenehnte Gewalt der 
Landesobrigkeit die freie Wirkfumfeit ver Gemeinde beſchränkte, inöbeſondere Die Wahl der 
Vorſteher an landesherrliche Beftärigung band, oft auch vie Vorſteher felbft ernannte, für alle 
wichtigern Gemeinvegefchäfte, insbeſondere für Beräußerwugen ver Bemeinveghter die Zuſtim⸗ 
murtg der fogenannten obervormundſchaftlichen Landesbehoͤrde forderte, willkürlich den Gemein: 
den Laften und Ausgaben auflegte, die Einfendung und Prüfung der Bemeinderedinungen ver: 
ordnete und durch dieſe Cinmiſchung der Obrigkeit den edlen Gemeindefinn ver Bürger läbmte, 
wurde in der Mitte ver Gemeinde felbft eine große Beränderung bewirkt. Die Fortſchritte ver 
Civiliſation wirkten auch auf die Gemeinden, injofern ber Kreis der Gegenſtände fi erweiterte, 
für Die man im allgemeinen Intereffe der Gemeinde Sovge tragen nıußte, 3. B. für Su: 
Ien, Löfchanftalten, neue Einrichtungen ver Sorge für Geſundheit, vorzüglich Armenweien. Da- 
durch erhielt die Gemeindeobrigkeit einen größern Einfluß; es vermehrten fih aber auch »ie 
Ausgaben der Gemeinde und dadurch bie den Bürgern aufgelegten Steuern. 2%) Die Gemeinde⸗ 
beamten, oft duch die landesherrlichen Beamten unterflägt, wenn fle willfährig für die For⸗ 
derungen ber Negierung ſich zeigten, übten eine größere Macht aus, die um fo mehr erweitert 
werden fonnte, je mehr der Sinn für Öffentliche Angelegenheiten überhaupt ſich verminderte 
und eine Gleihgültigfeit der Bürger bei Wahlen, beider erforberlichen Theilnahme an Ge⸗ 
meinveverfammlungen hervortrat, ſodaß in manchen Gemeinden dieſe Gemeindeverſammlungen 
immerfeltener wurden, und es dadurch pen Borftehern und Gemeinderäthen leicht war, die ſtädtiſche 
Regierung und Berwaltimg allein, häufig im egoiſtiſchen Intereffe auszuüben. Zugleich trat 
vielfach in den Gemeinden der Geiſt der Ariftofratie hervor, indem es gewiflen mehr vermoͤg⸗ 
lihen Familien gelang, faft ausfhließlih zu Gemeinveftellen gewählt zu werden. Auch in 
Bezug auf den Genuß der Gemeindenutzungen machte in vielen Gemeinden, insbeſondere in 


21) Dies lehrt auch die Gefchichte der Schweiz. Wyß, U, 3. 22) Wyß, U, 5. 
25) Am beiten ergibt fich dies aus m Dude von üoliue ,‚ Diss. Jurid. de jure univers. ( Vene⸗ 
dig 1601. Köln 1693). 24) Wyß, S 
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al, eine Ariſtokratie fith inſofern geltend, als Diejenigen, weldhe vermöge bed Herkommens 
vie Gemeindenußungen, 3. B. Almenven hatten, eine befondere Klafie als Bollbürger gegen 
über den andern Bürger, die von der Theilnahme an Nußungen ausgefchluffen waren, bilbes 
ten und nicht felten auch das Stimmrecht ganz oder größtentheild an jich zogen. 2°) Auf piefe 
Art war dad würdige Gemeindeleben durch den Untergang der Eintracht, durch den Kampf ver 
Bürgerariftoftatie gegen die Zurückgefehten, die dagegen wieder entweder theilnahmlos wur: 
den oder dur Mistrauen und Erbitterung gegen die Reichen zu manchen Barteifämpfen famen, 
fehr erſchüttert; die Glaubensſpaltung, die oft furchtbare Kämpfe der Anhänger der verſchie⸗ 
denen Gonfefjlonen herbeiführte, vermehrte Die Zwietracht der Bürger. Nicht unerwähnt darf 
noch bleiben, Daß durch den Dreißigjährigen Krieg da8 Gemeindeleben in Deutſchland noch 
mehr erfhättert wurde, die Gemeinden verarmten, und zwar mande in einem Grabe, daß fie 
als eigene Gemeinven aufhörten und bie Einwohner ſich mit einer andern benachbarten Ge: 
meinde vereinigten. Durch die Kriege wuchs überhaupt vie Schuldenlaft der Gemeinden an 
und hinderte einen Fräftigen Aufſchwung. 

1 Verſchiedenheit ver Entwidelung der Gemeindeverbältniffe in ein— 
zelnen Staaten Europad. Die Geſchichte der Gemeinden und die Verfchievenheit ihres 
Charakters haͤngt zufammen mit den politifchen Schieffalen und Verhältniffen jedes Landes. 
&3 mag nicht ohne Intereffe fein, Die Entwickelungsgeſchichte der Gemeinden in einigen Haupt⸗ 
ſtaaten Europas furz zu ſchildern. Die bisher angeveuteten Verhältniffe treten ald gemeinfam 
mehr oder minder In allen Staaten hervor, infofern dieſe Verhältniſſe mit ven im weſentlichen 
gleichen Schielfalen der Staaten, mit der Qulturgefchichte und mit dem Charakter ver Menſchen 
zufanunenhängen. 

: 3) Im Deutſchland zeigten fi am meiften vie Berhättmiffe fo, wie fie oben gefhilvert 
warden. Bei ver Zerftüdelung Deutichlands In viele Eleine Kreife Eonnte eine Gleichförmigkeit 
des Gemeinderechts nicht vorfommen. Während in manden Staaten, wo die Obervormund⸗ 
ſchaftsidee ſtreng burchgeführt wurde, Das Gemeinveleben immer tiefer ſank und die Selbflän- 
digkeit ver Gemeinden unterging, während in andern Staaten, wo dad gutsherrlicht Verhältniß 
uneingeſchränkt fich entwideln Tonnte, bie Gemeinden ganz in Abhängigfeit von den Gutöherren 
fanten, fanden AB in andern Staaten, in denen bie oben bezeichneten druͤckenden Berhältnifie 
fich nicht fo ausbildeten, oder wo ein verfländiger und wohlwollender Fürft vie Wichtigkeit des 
freien Semeindrlebend begriff und wenig Hinderte, freie, ſelbſtaͤndig ſich entwickelnde, blühende 
Gemeinden. In Bezug auf einzelne Kormen, 3. B. Wahl der Gemeindevorfleher und Ver⸗ 
haͤltuiß der Gemeindebehoͤrden und die Art der Benupung der Almenden, fonnte Feine Gleich: 
förmigkeit flattfinden. 

9) Gggenthümlich waren die Gemeindeverhältniſſe in Italien, wo die Zerſtückelung des 
Landes keine Gentralifation auflommen ließ und die Verhältnifie des Mittelalterd lange fort- 
wirkten. Wir finden in Italien die reichften felbfländigen Stadtgemeinden, bei denen insbeſon⸗ 
dere Verhaͤlmiſſe vorkamen, wie fie in feinem andern Lande Europas vorfommen.?%) Wir 
finden bier Gemeinden, die neben ver Munictpalverfaffung zugleich eine regierende Gewalt über 
Landſtriche hatten, die ihnen Im Laufe ver Zeit unterworfen waren. Italien befaß bis zulegt 
Gemeinden, vie im Kanıpfe mit den Dynaften, die ſich zu. Herrfchern aufgeſchwungen Hatten, 3.2. 
in Florenz, eine Stellung einnahmen, die ihnen vielfachen Einfluß auf tegierungsangelegenheiten 
gap. Nicht unwichtig ift au, daß in Italien auf dem flachen Lande ſich große Bezirke ald Ge- 
meinben erhielten, bie eine große Selbflänpigfeit, z. B. auch ein ausgedehntes Statutenredht er: 
hielten. Was aber in Italien die gute Wirkſamkeit des Gemeindelebens hinderte, war der fort: 
dauernde Geift politifeger, Leicht zum Aufruhr führender Aufregung und der fall in allen Ge⸗ 
meinden wirkenden Parteiungen, die auf Wahlen nachtheilig wirkten und die nothwendige Ein⸗ 
teacht in der Gemeinde hinderten. | | 

3) In den Niederlanden war das Gemeindeleben eigenthümlich durch den fortdauernden 
Geiſt lebendiger Theilnahme ver Bürger an Öffentlichen Angelegenheiten und an ver Erhaltung 


— 


25) Bas Wyß, ©. 15, von den ſchweizer Landgemeinden fagt, paßt völlig auch auf bie deutfchen 


Örfer. 

26) Die beſte Schrift über Gemeindeweſen in Italien ift Die von Nicci, Del municipio considerato 
come unitä elementare della citta (Livorno 1847). Einige treffliche Auszüge davon lieferte Mohl 
in der Zeitſchrift für ansländifche Geſetzgebung, XXV, 209. Die Schrift verbient wegen ihrer ſchönen 
allgemeinen Entwidelungen Aufmerffamleit. 
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ber Selbftändigkeit ver Gemeinden. Schon im Mittelalter blühten dort Stadtgemeinden, benen 
es durch ihre Inpuftrie, ihren Reichthum, ihre Friegerifche Organifation und einen kräftigen Afſo⸗ 
ciationsgeiſt gelang, eine Macht?) zu gewinnen, die ed ihnen leicht machte, Freiheiten zu er> 
langen und ihre Selbftändigfeit auch gegen die Fürften, die fie unterbrüden wollten, und in den 
Städten, in denen geiftlihe Herrſcher waren, welche die Städte befchränfen wollten, zu erhalten, 
obwol auch in dieſen Städten das ariftofratifche Element vielfach vorherrfchend wurde. Merk: 
würdig ift, daß in den Niederlanden auch viele ländliche Gemeinden [oft mit ausgebehnten Be- 
zirken 28)] felbfländig mit großen Breiheiten vorfamen. Die fpätern Schickſale, wo die nieber- 
ländifchen Gemeinden muthig ihre@laubenSfreiheit gegen Spanien vertheidigten, waren geeignet, 
an ihnen den Sinn der Gemeinden für Unabhängigkeit und politifcge Kämpfe zu Eräftigen, wo⸗ 
bei jedoch nicht verfannt werben kann, daß ſchon mande centralificende und Die Gemeinde be- 
ſchränkende fürftliche Gemeindeoronungen vorfamen. 29) 

4) Einen andern Charakter erhielt dad Gemeinderecht in Frankreich. Wenn au in 
diefem Lande früh mächtige, ihren Urſprung felbft aus ver Nömerzeit ableitende Städte mit 
großen Freiheiten und mit Selbſtändigkeit vorfamen ?9), fo zeigt ſich Doch ſchon früh, erflärbar 
aus den politiihen Zufländen und der centralifivenden Macht der Könige, der Geiſt der Gen: 
tralifation und eine von ver Regierung feftgehaltene Auffaſſung, daß die Gemeinde ihre Kreis 
heiten und den Umfang ihrer Corporationsrechte dem Könige verdanfe. Eine Ausbilpung.felb- 
fländiger Landgemeinden wie in Deutſchland Eonnte in Frankreich nicht vorkommen wegen des 
um fi greifenden Feudalismus, nad weldem die Gutsherren die Gemeinden völlig von fi abe 
hängig machten und ihre Berhältnifle vegelten. Dennoch ergibt fih, daß in den verſchiedenen Pro- 
vinzen auch das Berhältniß der Gemeinden verſchieden war und ihre Verfaflung ebenfo. ver 
ſchleden ſich ausbilvete. 3%) Übrigens lehrt die Geſchichte, das vie großen franzoͤſiſchen Staͤdte 
bis in das 17. Jahrhundert oft mit Energie ihre Selbſtändigkeit vertheidigten, bis 1692 der 
König damit begann, die Gemeinde-Beamtenftellen in offices zu verwandeln, d. 5. der König 
verkaufte in einer Stadt (oft gegen hohe Sunmmen) einigen Bürgern vasRedt, bie übrigen zu 
vegieren. Zugleich wurbe von da an die Idee der Obervormundfchaft der Regierung über die 
Gemeinden geltend gemacht, wodurch ed immermehr den Oberverwaltungsbeamten der Proving 
gelang, i in ben Stabtgemeinden alles, was die Regierung wollte, durchzuſetzen und die Gemeinde 
in Abhängigkeit zu bringen. 32) 

5) Weſentlich verſchieden war dagegen die Entwidelung des Gemeindelebens in Cagland, 
eigenthümlich durch das fortdauernd in England erhaltene Princip der Selbſtregierung (self- 
government) und durch die Zähigkeit, mit welcher nach dem euglifhen, auf iede Beſchrän⸗ 
fung mistrauiſch blickenden und zum Kampfe für die Erhaltung der Freiheit bereiten Cha⸗ 
rakter alte Verhältniffe erhalten werden. 2?) Die engliihe Gommunalverfaflung wurzelt in 
den alten Graffchaften (gegründet auf eine politische Organifation) wit regelmäßigen, viel⸗ 
fach tiefeingreifenden Verſammlungen, vielen Hreiheiten und eigenen Beamten. In diefen 
Grafſchaften findet man früh ald Unterbezirke die Hundertſchaften (hundreds) mit einer ge: 
wiſſen jelbfländigen Corporation, indem wieder aus der Zerfplitterung wenigftend in einigen 
Grafſchaften befondere Unterbezirke mit verfchievenen Bezeichnungen ?*) bervorgingen. Gin 
Zufammenwirfen ver Mitglieder der Ortsgemeinde erhielt fi immer durd pie diefen Mitglie- 
dern obliegende Sorge für Beftreitung ver Gemeindebedürfniſſe, unter denen die für die Kirche 
beſonders wichtig waren und in Anjehung beren bad Kirchipiel (parish) fortdauernd einfluß- 
reich blieb.2°) Die den Gemeinvemitgliedern obliegende Pflicht zur Aufbringung der vielen 


27) Sehr Ichrreich if} für die @efchichte von züttich Senaur’ Histoire du pays Liege (2 Bde., 
Lüttich 1851), befonders I, 90, 28) Wir erinnern an das Pays de Waes. 

29) Gachard, Precis de regime municipal de la Belgique avant 1789 (Brüffel 183), und 
serhichtiihe Nachrichten i in ber Zeitfchrift für ausländiſche Geſetzgebung. VIII, 448. 

30) Dufey, Histoire des communes en France (Paris 1838). Raynouard, Histoire du droit 
municipal en France (2 Bbe., 1829). 

31) Am beften zeigt fih dies aus Laferriere’s Histoire du droit francais, Bd. V und VI, wo die 
Statuten aller Gemeinden zergliedert find. 

32) Sehr gut find dieſe Verhältniſſe und bie Schickſale der Städte gefchildert von Jocqueville in fei- 
nem Werfe: L’ancien regime et la revolution, ©. 65—80. 

33) Eine gute Darftellung ber Entwidelung dieſes englifchen politifchen Lebens und der Gemeinde⸗ 
verfaflung bei Gneiſt, Das heutige englifche Verfaffungs - und Verwaltungsrecht (Berlin 1860), 
n,1 0 Sneit, € 2 Rimlic divisions, liberties, idings boroughs. Gueiſt, €. 17—2 

neift, 
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Gommunalfleuern 3%) führte noch mehr zu dem Gemeindeleben. Die englifchen Stadtgemeinden, 
von denen manche fehr alt find, waren in ihrer Ausbildung höchft verfchieden. 37) Die großen 
Städte wurben durch wichtige Privilegien ver Könige mädtig; ihr Charakter ifl eigenthümlich 
dadurch, daß fie auf einer Seite vielfache Selbſtändigkeit geltend machen, wobei die befigenpe 
Klaſſe ven Haupteinfluß hat, auf der andern Seite aber als Theile mit dem Staatöleben zufam- 
menhängen und die entſcheidende Pflicht, für Die Gefammtheit des Staates beizutragen, ihr 
Wirken begrenzt, ſodaß im Laufe der Zeit immermehr dad Bedürfniß einer gewiflen Gentrali- 
fation ihre Unterordnung unter allgemeine Geſetze erzeugte.9%) Der durch englifche Zuſtände 
lebendig erhaltene Sinn für Öffentliche® Leben und für das Wohl des Ganzen und die Gewöh- 
nung, Öffentlihe Pflichten gemeinſchaftlich zu tragen, bewirken ven Charakter englifcher Ge⸗ 
meinben als wahrer flaatliger Grundlagen zu finatlihen Zwecken. 99) 

UL Charakter der Entwidelung des Gemeindelebens ſeit vem Ende des 
vorigen Jahrhunderts. Die große Umwälzung der politifchen Zuflände, die Ausbildung 
neuer Raatörechtlicher und nationalötonomifcher Anfihten machen den Widerſtreit ver Grund⸗ 
füge begreifli, die in den Gemeindegeſetzen ſeit 1789 ſich zeigen. Auf einer Seite machte ſich 
bie in Frankreich feit der Revolution andgebilbete Anficht geltend, nach welder das Miötrauen 
gegen vie freie ſelbſtändige Entwidelung der Gemeinde im jener Gemeinde nur einen Gompler 
von Mitglieneun des Staates, einen willkürlich von der Regierung gebilpeten Verwaltungsbezirk 
erkannte. Nah dem Princip der Franzoͤſtſchen Revolution, das gern ale Aushängeſchild vie 
Gleichheit aller vor dem Geſetze verkündete und baher bie bisherigen Freiheiten ver Städte als 
ſchädliche Privilegien erklärte, ſprachen zwar die @ejege von Emancipation der Gemeinde, zer⸗ 
Rörten aber in ber Wirklichkeit jede Selbfländigkeit ver Gemeinden. Ban nivellirte alles, 
ſchuf willkürlich Gemeinden ald Verwaltungsbezirke mit einer Stellung, nad welcher bie Re- 
gierung in der Gemeinde ihren Willen geltenn machte, die Gemeindebeamten felbfi ernannte 
(oder wenn men einen Schatten von Wahlrecht ließ, dies fo beſchränkte, daß doch immer 
nux die der Regierung beliebigen Männer gewählt wurden) und vie Wirkſamkeit ver letztern 
ganz von ner Regierung abhängig machte. *9) Diefe franzöfiigen Anfichten fanden in den Ge⸗ 
meindeotonungen deuticher Staaten aus den erften Jahren dieſes Jahrhunderts mehr ober 
minder Cingang und zeigten fich beſonders in ven Beſchränkungen, welche Die Geſetze in Bezug 
auf das Wahlvecht der Gemeindebeamten, den Umfang ihrer Befugniſſe, auf das willkürliche 
Recht der Regierung, dieſe Beamten zu entfegen, einführten. Zugleich bildete ſich eine völlig 
grundloſe Anſicht aus, nach welcher man das Gemeindegut als mittelbares Staatsgut be⸗ 
trachtete.*1) Eine Verſchiedenheit lag in den damaligen deutſchen Gemeindegeſetzen darin, ob 
man bie franzoͤſiſche Anſtcht conſequenter oder milder durchführte, und vorzüglich ob man mehr 
oder minder noch die biöher beſtandenen Gemeinden und ihre Statuten achtete und nur einige 
ans der ſtrenger nurchgeführten Oberaufſicht ober ſogenaunten Obervormundſchaft des Staates 
abgeleitete Beſchraͤnkungen der Gemeinden und Reviſion der Ortöftatuten eintreten ließ. *2) 
Am meiſten hielt man no an dem Unterſchied der Stabt- und Landgemeinden feſt. 

Eine der bidher geſchilderten völlig entgegengefeßte Anficht war die, melde, von der Aner: 
fennung der Nothwendigkeit ver freien und ſelbſtändigen Gemeinbeverfaffung ausgehend, zwar 
gefgichtlich begründete Verhältnifie ehrend, ſoweit nicht die nothwendige Vereinigung der Ge: 
meindeinterefien mit den Intereflen ded Staates Abänderung forderte, durch Gefege die Ver: 
halmifle der Gemeinde auf die Weife regelt, daß dadurch ver Gemeinjinn ber Bürger und ihre 
Anhäanglichkeit an den engern Kreis ihres Wirkens belebt und ihre Opferbereitwilligkeit, Öffent- 
liche Intereſſen zu fördern, erhöht werden kann, immer fo, daß die Abhängigkeit von dem Staate 

86) Tiber ihre Entfiehung und große Zahl Gneiſt, ©. 65. 

37) Hauptwerk: Herewether und Stephen, History of the boroughs and municipal corpora- 

tions in the united kingdom (fonden 1885), Bd. HI. 

38) Über englifche Städteverfalung Gneiſt, ©. 492 fg. 39) Gneiſt, S. 810. 

40) In der € ejeggebung waren allerbinge Schwankungen (oft ſcheinbar liberal); eine Schilderun 
ibt Dumortier in feinem Bericht über das belgiſche Semeindegeſetz; Auszüge daraus in ber Zeitſchrift 
ür ausländifche Geſetzgebung, VII, 950; dann noch Henrion de Panſey, Traitö du pouvoir munici- 

pal (vierte Auflage, Barie 1 _ 

41) Abnliche Anfichten machten fi auch oft in, der ſchweizer Gemeinbeverfafiung geltend, obwol 

—— — Freiheit oft mehr als in Dentſchland Widerſtand leiſtete. Biel Beachtungswürdiges 
1208, U, 4—49, 

42) Mohl’s Staatsrecht des Königreichs Würtemberg, ©. 149, liefert viel Treffliches über älteres 

Gemeinderecht in Würtembdrrg. 
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nicht weiter gefordert wird, als Died noͤthig iſt, um der Gefährdung der Öffentlichen Juteteſſen 
vorzubeugen. Je mehr das conſtitutionelle Leben Wurzel faßte, deſto mehr ſiegte die wuͤrdige 
Anſicht von der nothwendigen Selbſtändigkeit ver Gemeinde, die eine Grundlage des Staates 
ift, und wo die Entfaltung eined würdigen Gemeindelebens eine Bärgfchaft ift, daß auch das 
eonftitutionelle Leben fih gut entwidelt. Die erfte Gemeindeordnung Deutſchlands, in weldger 
die eben geſchilderte würdige Anficht zu Grunde gelegt wurde, war bie preußiſche Stäßfe- 
ordnung vom 29. Nov. 1808.43) Auf einer würdigen Grundlage berubte auch das belgiſche 
Gemeindegejeg vom 30. März 1836.**) E8 muß im Zufammenhange mit dem ganzen 
Berwaltungdorganismus von Belgien aufgefaßt werben*®), mo der Grunvfag eutſcheldet, 
dag in den einzelnen Provinzen vie aus dem Volke gewählten Provinzialräthete), thätig 
find, die innerhalb der gefeglichen Schranken die Gemeindethätigkeit ergänzen und contro- 
liren, daß die Wirkfamkeit beider (per conseils provineiaux und communaux) möglichſt 
frei if, ver Staat aber durch Gefep die Grenzen ihrer Wirkſamkeit bezeichnet und für eine (jedoch 
unnöthige Ginmifhungen befeitigende) Eontrole durch Negierungdergane #7) forgt. Es ifl be⸗ 
greiflih, daß bei der Berathung des Befehes in den Kammern die Anfiten des Miniflerinms, 
das (vielleicht oft noch unbewußt) durch franzöftfche Ideen geleitet war und aus Beforgniß des 
Misbrauchs der Gemeindegewalt diefe beſchränken wollte, und auf der andern Seite bie Anſich⸗ 
ten der Kamnıer, welche die größte Selbſtändigkeit ver Gemeinde zu retten wünſchte, in vielfachen 
Widerſtreit gerieten, insbeſondere über Rechte ber Regierung in Bezug auf Ernennung der Ge⸗ 
meindebeamten und ven Umfang ver Befugnifie ver Gemeinden. ?°) Aus ver Bereinigung ging 
nun dad Gefch vom 30.März 1836 49) hervor, nad) welchem die Gemeinde die Mitglieder ihres 
Gemeinderaths wählt, der König aus der Mitte derſelben ven Bürgermeifter ernennt, ven er aber 
außerorventli (jedoch unter Mitwirkung des Brovinzielrath8) außerhalb des Gemeinderaths 
ernennen Tann.°0) Das Streben, das Interefle freier Thätigfeit ber Gemeinden als ˖ Regel 
anzuerkennen, aber in gewiflen Fällen ver Megierumg wegen des Öffentlichen Intereſſes ein Recht 
der Aufhebung von Gemeindebeſchlüſſen 9°) zu geben, iſt in dem Geſetze fihtbar. Bine Sunpt: 
ſchutzwehr gegen Misbrauch ift durch Die auch in ber Verwaltung in Belgien anerfannte Öffent: 
lichkeit gegeben. 92) Ä z— 

Bon den beutfchen Gemeinbegefeßen verbient eine befondere Beachtung die badiſche Ge⸗ 
meindeorbnung vom 31. Der. 1831 im Zufammenhange mit dem Rechte der Gemeindebürger, 
und zwar theild wegen des Charakters jener Gefeggebung, welche vem Grundſat huldigte, vie 
Selbftändigfeit ver Gemeinden anzuerkennen, theils wegen der in ben Verhandlungen ber Kam⸗ 
mern liegenden Materialien, die tiefer ald in irgendeinem Staate in alle Ginzelheiten des Ge⸗ 
meinbelebend eingingen und um fo bedeutender find, je mehr über vie wichtigſten Kragen des Ge⸗ 
meinderechts es lehrreich ift, zu fehen, wie die oft jehr abweichenden Anfichten der Regierumgscom⸗ 
miſſare und der Kammermitgliever im Laufe ver Berathungen vereinigt wurben, z. B. in Bezug 
auf die Wahl der Gemeindevorſteher, in Anfehung der Beſtreitung ber Gemeinbebebärfniffe. 
Der oben bemerkte leitende Grundſatz der Selbſtändigkeit der Gemeine wurde dadurch durchge⸗ 
führt, daß die Regierung ftatt der Bevormundung ver Gemeinde nur das Auffichtsrecht gelteno 





43) Darüber erfchienen zahlreiche Schriften, z. B. wichtig Savigny in Ranke's Hiftorifch-politifcher 
Zeitfchrift, Jahrgang 1832, S. 392; Zacharik, Staatsrecht, II, 526. Revidirt wurde die Städteord⸗ 
nung am 12. März 1831. ' EEE 

44) Darüber der Auffag in der Zeitfchrift für ausländifche Gefebgebung, VIM, 458. 

45) Gut ift die officielle Darftellung in bem von der Regierung veröffentlichten- Werke; Exposs de 
la situation du royaume. Periode de 1841—50 (Brüffel 1852), II, 4. 

46) Broudere, Repertoire de l’administration et du droit administratif de la Belgique 
(Brüffel 1838), V, 358. 

47) Wichtig find hier Die Commissaires d’arrondissement. Repertoire, V, 122. 

48) Eine Darflellung biefer Berathungen in ber Zeitfchrift für auslaͤndiſche Gefeggebung, VIII, 454. 

49) Bruno, Code administratif de la Belgique, I, 115. ®in fpäteres Geſetz war das nom 
20. Mai 1848. 50) Repertoire, V, 853. . 

51) Wie fehten dies ausgeübt wirb, ergibt fich daraus, daß von 1841-50 mır zwei Beſchlüſſe von 
Gemeinberäthen von der Regierung vernichtet wurden. 

52) Darauf beziehen fich die in jeder Provinz jährlich in alle Einzelheiten eingehenden veröffentlichs 
ten Exposes de la situation administrative de la province und bie alle zehn Jahre erfolgende Ber: 
öffentlichung des in Note 45 angeführten Expose der Minifterien über die Verwaltung. Das Exposs 
von 1852 enthält unter dem Titel Etat politique von ©. 75—111 die ganze Darſtellung der belg 
Ötmeinbevermaltung. Das 1858 veröffentlichte Expose entwidelt S. 86--209 die Gemeinde: 
verwaltung. 
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machte und ihr Zuſtimmungsrecht zu Gemeindebeſchlüfſen nur da ausüben wollte, wo das öffent- 
lie Intereffe Dies forderte. Genau geregelt wurde dad Verhältniß des Gemeinderaths, ver 
die laufenden Geſchäfte zu beforgen hatte, zu den übrigen Gemeindebehörden, ſodaß feine Be- 
ſchlüſſe in Bezug auf einzelne Rechtögefchäfte an die Zuflimmung des Fleinen Ausſchuſſes oder 
felbſt ver Gemeindeverfammlung gebumben fein follten, während aud genau geordnet wurde, 
in welchen Fällen vie Befchlüfle der Gemeinvebehörden nur durch Genehmigung der Staats- 
behoͤrde wirkjam werben fönnen.°®) Als in der Anwendung des neuen Bejehes in einer poli- 
tiſch aufgeregten Zeit mandye Wahlen, die der Regierung bedenklich ſchienen, wegen des 1831 
ertheilten allgemeinen Wahlrechts zu Stande kamen, wollte vie Staatöregierung dem Übel durch 
Beſchränkungen vorbeugen, erließ Deswegen ein proviſoriſches Geſetz, die Kammern aber lehn⸗ 
ten bie Borlage ab; dagegen kam ein Geſetz vom 28. Aug. 1835 zu Stande über die Beſtreitung 
der Gemeindebedũcfniſſe (veranlagt durch vielfache Klagen über die Beſtimmungen des Geſetzes 
von 1831). Tiefeingreifend wirkte das am 3. Aug. 1837 zu Stande gekommene Geſetz. 
Während die Gemeindeorpnung von 1831 durch die Urwahlen bie Gemeindewähler wählen 
ließ und dadurch vorzüglich der Bürgermeifter als der durch Theilnahme aller Bürger gewählte 
Mann des Vertrauens erfhien, wurdr durch das Belek von 1837 das Syflem der Wahl: 
männerwablen in der Art eingeführt, daß ftatt der Gemeindeverſammlung ein großer Ausschuß 
eintreten follte, der aus ber in drei Steuerflaffen getheilten Bürgerfchait gewählt wurde (nän- 
lich aus den Hoͤchſt⸗, den Mittel: und ven Niedrigftbefleuerten). Die Nationalverſammlung hatte 
in ber Reichsverfaſſung ($. 184) gewiſſe Grundzüge ausgefprocdhen, worauf die Fünftige Ge: 
meindeverfafiung beruhen folfte, beſonders den Grundfag der felbfländigen Verwaltung. 5?) 
Die Creigniſſe in Baden 1849 erfüllten, wie überall, auch in Baden die Regierung mit Beforg- 
niffen wegen des Misbrauchs der Freiheit und führten dazu, daß durch dad 1859 am 25. April 
verkündete Geſetz vielfache Beihränfungen ver Gemeinden und Abänderungen der Gemeinde: 
ordnung eingeführt wurben.5%) In allen veutjhen Staaten erichienen Gemeindegefege. 59) 
Eine Sleihjörmigkeit Fonnte darin um jo weniger ſich finden, als die Regelung der Gemeinden 
wefentlich von ben politifchen Zuftänden eines Landes und von andern Berwaltungseinrichtun: 
gen abhängt und immer auf die Stellung der Gemeinde zum Staate die Art der Auffaflung 
einwirtt, ob die Gefeggebung mehr bie Gemeinde ald einen Stantöverwaltungsbezirk (3. B. im 
bairiſchen Gemeindeedict von 1808) betrachtet und die buveaufratifhe Wirkſamkeit auch in ber 
Gemeinde durchzuführen ſucht, oder als Princip die Selbfländigfeit der Gemeinde, jevod mit 
Anerkennung ver Oberaufficht bed Staates zu Grunde legt und die Einrichtungen fo berechnet, 
wie am beften ein würbiges und Eräftiges Gemeindeleben fi entfalten kann. Die Art, wie in 
Deutihland das conftitutionelle Leben fi ausbreitete, mußte nicht weniger Einfluß auf ven 
Charakter ver Gemeindegefepgebung haben. Je mehr die Geſeggebung in einem Lande die Be: 
deutung der Gemeinde für das verfaſſungsmäßige Leben erkannte, deſto mehr mußte Die Ge: 
nieindegefehgebung auf dem Prineip der freien Bewegung beruhen; fo erklärt ſich Die Ver⸗ 
ſchiedenheit der über Regelung der Gemeinden in Ofterreih ausgeſprochenen Anſichten nach ven 
Schwankungen der politifchen Zuftände. 57) Dagegen find in Verfaſſungsurkunden, in denen 
ein wahrer conftitutioneller Geift die Beflimmungen durchdringt 59), die Grundzüge, worauf 
die Gemeindeordnung beruben foll, fhon fo ausgefproden, daß das Recht freier Selbftver- 


53) Eine gute praftifche Entwidelung ber badiſchen @emeinbegefepgehung. überall mit Anführung 
der Enticheibungen über wichtige Fragen, liefert Fröhlich ig dem Werte: Die badifchen Gemeindegeſetze 
(Rarlerube 1861). 

54) Man erfährt aus Fröhlich, a. a. D., ©. XXIX, daß die badische Regierung dem Reichsminifte: 
rium Zweifel äußerte, ob Selbftändigfeit fo viel als völlige Unabhängigfeit beveuten follte. Dies ift 
weder von dem Verfafſungsausſchuß noch von der Rationalverfammlung gemeint geweſen. 

55) Fröhlich, S. XXXI. 

56) Nähere Angaben darkber bei Reichard, Statiſtik ber fept geltenden Räbtifchen Verfaſſungen 
(Altenburg 1844). Weiske, Sammlung ber neuern beutfchen Gemeindegeſetze (Leipzig 1848). Mitters 
maier, Grundſaͤtze des beutichen Privatrechts, 1, 349. Zachariä, Staatsrecht, I, 526. 

57) Während in Oſterreich 1849 der Grundſatz ausgeſprochen war: Die Grundfeſte des freien Staa: 
tes it die freie Gemeinde, erficht in den Grundzügen von 1861 (Zachariä, Die beutfchen Verfaſſungs⸗ 
gefeße, Lieferung I, ©. 69) für die organifchen Einrichtungen fchon der Geiſt der großen Beichränfung 
ber Gemeinden. 

58) 3.8. in der oldenburgifchen Verfaffungsurfunde von 1852 (Zacharlä, Deutfche Verfafſungs⸗ 

eſetze, Lieferung II, S. 915). Es ift erklärt, daß die Gemeinden bie freie en Bertreter und 
Deamien haben follen, daß für die Verhandlungen der Gemeinden Offentlichfeit befteht, daß für die 
Berfammlungen ber Gemeinden feine Erlaubniß der Staatsbehoͤrden nöthig if. . 
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waltung anerkannt ifl. Eine Verſchiedenheit ver Gemeindegeſetze ergab ſich auch dadurch, daß 
in manchen Staaten nun möglichft eine Gleihförmigkeit in der Verfaflung und Bermaltung 
aller Gemeinden, daher auch die nämlihen Beflimmungen im weientlichen (einzelne Modifica⸗ 
tionen erzeugt durch die Verſchiedenheit der ärtlihen Verhältniſſe) für Stubt: und Land⸗ 
gemeinden gelten follten59), während in andern Staaten das Streben bemerkbar war‘, bie 
Landgemeinden einer größern Beſchränkung zu unterwerfen als die Städte, weil man meinte, 
bie Zuftände und Herfommen einzelner Provinzen und felbft Privilegien einzelner Stäbte be: 
achten zu müſſen. Daraus erffärt ji dad Schwanken ver ohnehin in manchen Zeiten mehr 
durch Die Neigung zur Regierungseinmiſchung in Gemeindeanlegenheiten geleiteten &efeg: 
gebung in Preußen‘), wo man zu Feiner allgemeinen Gemeindeordnung gelangen konnte. 
Wenn auch die in mehreren deutſchen Staaten, z. B. tn Balern*!) und Würtemderg 92) ergan- 
genen Gefege über die Gemeinden nicht von dem Vorwurfe der Halbheit in der Durchführung 
der Seibfländigfeit dev Gemeinden und von zu vielen Einnifchungen der Megierung freige: 
ſprochen werden koͤnnen, fo muß doch bezeugt werden, daß ſie vielfach wohlthätig auf die Ent- 
wickelung des Gemeinvelebens gewirkt haben. 

Zur Vergleihung mit dem deutfchen Gemeinderecht ift lehrreich das jeptge Franzöfifche:&e- 
meinderecht, welches ald Grundlage pas Grfeg vom 10. Mai 1838 Hat. Überall zeigt fi darin 
das Fortwirken des oben geſchilderten, ſchon vor der Revolution tief gewurzelten Geiftes ber 
Gentralifatton und der in der Kranzdiifihen Revolution ausgebildeten Anjichten, nad welchen 
bie Gemeinde ein Verwaltungsbezirk ift, weldher ven Staatsanordnungen zu gehotchen Hat, und 
wo man einige Mefle von Rechten der Gemeindebürger beibehielt. Daraus erklärt fi die Be: 
flimmung, daß der Gemeindevorſtand (maire) in ven größern Gemeinden durch das Staats: 
oberhaupt, in den Eleinern durch ven Bräfeeten ernannt wird ®P), womit bie Eintichtung zu: 
fammenbängt, daß der Maire in Frankreich ald Negterungsbeamter eine Reihe der wichtigften 
Amtögefhäfte hat, wegen melcher er unter der Autorität der höhern Verwaltungsbehörde ſteht, 
während er als Vertreter der Gemeinde unter Aufficht jener Behörde lebt! Die Gemeinde⸗ 
geſchäfte find dem Gemeinverath anvertraut, der von den Wahlmännern gewählt wirb, melde 
die Abgeoroneten des Departementalraths zu wählen Huben. Die orventlien Sitzungen biefes 
Gemeinveraths find fo fparfanı (vier im Jahre), daß dabei an eine regelmäßige Gemeinde: 
thätigleit wie bei den Gemeinderäthen in Deutſchland nicht zu benfen ift; der Haller kann in 
jedem Augenblick ven Maire abfegen und kann ebenfo dad ganze Conſeil auflöfen. Der Kreis 
der Befugniffe ver Gemeindebehörden ift fehr beſchränkt; überall zeigt Sich die Abhangigkeit ber 
Gemeinde von ber Zuflinnmung der obern Verwaltungsbehörnen. Wieweit die Megierung in 
Frankreich gehen will, um bis in bie kleinſte Außerung die Gemeinde abhängig zu machen, zeigt 
ih am beften aus dem 1856 gemachten Geſetzvorſchlag, auch vie Gemeindefeldhüter durch den 
Präfecten ernennen zu laffen. %) 

Um den neueften Zuftand des Gemeindeweſens In Italien zu zeigen, dient am beflen das am 
23. Oct. 1859 ergangene piemontefifche, jet auf das ganze Reich ausgedehnte Geſetz (245 Para: 
graphen), das zugleich die Provinzial: und die Gemeindebehorden und ihre Befugniffe regelt. 


59) 3. B. in den Gefegen von Baden, Würtemberg, Heffen. 

60) Für die Städte forgte bie Staͤdteordnung, bei deren Anwendung freilich bie Bureaufratie oft ſich 
thätig zeigte; für die Landgemeinden hatte man feine allgemeine Orbnung ; das am 16. März 1850 er: 
gangene Geſetz (eine allgemeine &emeinbeorbnung enthaltend) wurde 1858 wieder aufgehoben, fobaß es 
nur für einzelne Landestheile Gemeindegefege gibt. Biel Gutes bei Kette, Die ländlichen Gemeinden 
(Berlin 1848). 

61) Gemeindeordnung vom 17. März 1818; Revifion vom 1. Juli 1834. Im Jahre 1850 wurde 
ein neuer Entwurf ausgearbeitet, erhielt aber nicht Geſetzeskraft. S. überhaupt Pozl, Baitifihes Ber: 
faſſungsrecht, ©. 205. Held, Syften des Verfafjungsrechts, IL, 653. j 

62) Würtembergifches Ediet über Verwaltung der Gemeinden vom 1. März 1822. Gute Darflel: 
Inng bes würtembergifthen Gemeinberechts von Mohl, Würtembergifches Staatsrecht, H, 143 fg. Vgl. 
auch Bipen in der Zeitfchrift für die gefammte Stantswiffenfhaft, Vb. IV. 

63) Bol. über das jebige franzöfifche GBemeinderecht den Bericht Vivien's vom 26. April 1836, 
Traite de l'organisation et des attributions des corps municipales (1838); vorzüglich Zaferriere, 
Cours du droit public et administratif mis en rapport (fünfte Auflage, 1860), II, 408, unb von 
S. 680 an eine. gebrängte gute Überficht des Gemeinderechts. Braff, Administration financ. de h 
commune (2 Bde., 1857). 

64) Dadurch) gewinnt die Regierung ein aus mehreren taufend Köpfen, bie für die Ausübung der 
police judiciaire verwendet werben, beftehentes Heer von Leuten, bie nur von ihr abhaͤngen, den Ge⸗ 

meinbeinterefien entfremdet find, aber eine bevenfliche Armee von Spionen für bie Megiering bilden. 
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Wenn auch nicht geleugnet werben kann, daß der Gefehgeber von dem Wunſche geleitet war, bie 
Drganifation der Gemeinden In Einklang mit dem conflitutionelfen Syſteme zu bringen, und 
daher dad italleniſche Gefeg manche Beſtimmung enthält, vie befler iſt als die franzöſtſche, fo 
bemerkt mamn voch Aberall wie leider auch In andern Thellen ver Gefepgebung von Piemont den 
Einfluß. der franzöfifgen Ipeen und ber Angft, den Gemeinden eine zu große Freiheit der Be⸗ 
wegung zu geſtatten. Nach dem Geſetze find die Gemeindebehoͤrden ein Gemeinderath (ans 
60 Mitgliedern in Städten kber 60000 Einwohner, aus 15 bei einer Bevölkerung unter 3000) 
und die Giunta municipale mit 8 Mitgliedern bei Gemeinden über 60000 Einwohner und 
dem Bürgermeifter-(sindaco) an der Spike. Man bemerkt, Daß bad consiglio comune dem 
deutſchen Gemeindeausſchuß und die Giunta unferm Gemeinderath gleich ſteht. Die Mitglieder 
des erften werben von Wahlmänneen gewählt ($. 1), bie einen (nad; ver Groͤße der Gemeinde 
verſchiedenen) Cenſud bezahlen. %®) Die Gemeinberäthe pürfen fi nur viermal im Jahre ver⸗ 
fammeln auf 20 Tage, wenn bie Brovingialdeputation nicht Verlängerung geitattet (6. 7). 
Der Gouverneur kann aber eine außerordentliche Verſammlung geflatten. Der Bonverneur 
und Intendant: kann jener Berfanmlung anwohnen ober dazu Beamte abordnen. 96) Der Ge⸗ 
meinderath wählt and fehter Mitte die Mitglieder der Giunta auf ein Jahr. Die Berathungs- 
gegenftände (15) find in 6. 90 bezeichnet. Der Bürgermeifter wird von dem König aus 
der Mitte der Gemeinderäthe auf drei Fahre ernannt (6.9). Der König kann den Bürger: 
meißter entlaſſen (F. 10). Die Sigungsprotofofle des consiglio und der Giunta municipale 
mäffen binnen act Tagen dem Intendanten eingefandt werden ($. 125). Alle wichtigen 
($. 133 führt fieben Klafien auf) Beſchlüſſe der Gemeindebehoͤrden müflen zur Zuftimmung 
ver Provinzialdeputation vorgelegt werben. Der König kann aus wichtigen Gründen öffent: 
licher Ordnung die Provinzlal= und Gemeindebehoͤrden auflöfen ($. 222). Ein freies Ge⸗ 
meindeleben ift durch ſolche Borfchriften nicht gefichert. 

Sehr intereffant iſt es mit den bisher gefihilderten Gemeindeorbnungen bad Gemeindeweſen 
in der Schweiz 07) zu vergleichen, wo Freiheit der Bewegung Princip iſt, aber in den einzelnen 
Gantonen doch große Verſchiedenheit herrſcht, je nachdem vie Regierung größere ober geringere 
Rechte der Einmiſchung hat, und’ wo eine vielfach noch Streit wegen der Grenzen veranlaffende, 
für das Genteindegut wichtige Unterfcheivung ver polltifchen Gemeinde und ber Ortsbürger- 
gemeinde vorfommt. ' 

IV. Weſen der Gemeinde; Grundmerkmale derſelben; Stellung zum Staate; 
Einfluß der verſchiedenen Auffaſſungen auf die Art der Wirkſamkeit des 
Bemeindelebens. Der Grab der guten Wirkfamfeit ver Gemeinden hängt weſentlich da⸗ 
von ab, daß der Geſetzgeber von gemwiffen leitenden Grundfätzen ausgeht und gewifle mit 
den Zuflänsen in Gemeinden zufammenhängenvne Bedingungen der erfolgreihen Wirkſamkeit 
feiner Gemeindegeſetze berückſichtigt. Unweiſe würbe «8 fein, wenn ein Geſetzgeber alles nivel⸗ 
liven und beliebig den Staatöbezirk in gewifle Verwaltungsbezirfe, die er Gemeinden nennt, 
eintheilen wollte. Nur dann kann er auf die Entfaltung eines würdigen Gemeinbelebend rechnen, 
wenn er bei feiner Gemeindeorbnung an die bereitö beſtehenden Gemeinden fi anſchließt und 
fie beibehaͤlt; denn nur wenn dies gefhieht, kann erwartet werben, daß die Bürger einer Ge⸗ 
meinde fie wie eine große Familie betrachten, in Anhänglichkeit an ven durch einen feit Jahrhun⸗ 
derten befannten Namen Iteb gewordenen Drt, an den fi oft theuere Erinnerungen Tnüpfen, 
bereit fein werden, für das Interefle und das Wohl dieſes Orts thätig zu fein und Opfer zu 
bringen. Wirft der Geſetzgeber alle Bezirke durcheinander und fchafft Beliebig neue Gemeinden, 
fo verlegt er auch die erworbenen Eigenthumsrechte. Eine andere Rückſicht, Die der Geſetzgeber 
beachten muß, iſt die, daß in jeder@emeinve mehr oder minder, vorzüglich aber in größern Stadt⸗ 
gemeinden unter den Bürgern eine Spaltung fich infofern zeigt, al$ die vornehmern (dem noch 
im Preußifchen Landrechte fogenannten böhern Bürgerftanve angehörigen), reichern Bürger fi 
von den geringern, dem Handwerkerſtande angehörigen felbft au geſellſchaftlich abſondern, 
mehr an die fogenannten Honoratioren fih anfchließen und bemerken laflen, daß fie die andern 


65) Nach $. 15 follen außer den Cenſus Bezahlenden Wahlmaͤnner ſein die Mitglieder von Alade⸗ 
mien, Civil⸗ und Militaͤrangeſtellte, Profeſſoren, Doctoren. 

66) Man bemerkt wieder den Einfiuß des Nistrauens und bes Strebens, dieſe Verſammlung 
u leiten. 
’ 67) Darüber Eherbulier, La democratie en Suisse, I, 198. Bluntſchli, Staatsrecht, Buch XI. 
Kaifer, Schweizerifches Staatorecht, H, 267. 
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ald weniger gebildet betrachten, wodurch oft von feiten der geringern Bürger ein Mistrauen 
und eine Verſtimmung um fo mehr hervortritt, als nach der Erfahrung die vornehmern Bürger 
häufig mehr confervativ find, leichter von Regierungsbeamten gewonnen werben koͤnnen und in 
Bemeindeangelegenbeiten eine große Macht ausüben, pie um fo bedenklicher werden kann, je mehr 
oft politifche und confeflionelle Parteiungen die Eintracht in ver Bürgerſchaft flören. Gier 
zeigt fi) die Pflicht ded Geſetzgebers, in feinen Gemeinbegefegen alle Beitimmungen zu vermei- 
den, wodurch die Kluft unter ven zwei Klaffen der Bürger noch eriweitert werben kann. Dies 
aber wird leicht der Fall fein, wenn das Geſetz einen Genius für die Wahlbereitigten einführen 
wollte, wodurch viele Bürger, vie dieſen Cenſus nicht bezahlen, von der Wahl ausgeſchloſſen 
würden, was die Wirffamkeit des nur von den Neichern gewählten und gemöhnlid; ihrem Kreife 
angehörigen Bürgermeifterd lähmen kann. Auch kann leicht eine Einrichtung, bei welcher Die 
Geſchäfte von einer Gemeindebehörde beforgt. werben, zu welcher die Mitglieder nad Steuer: 
klaſſen gewählt werben, nachtheilig werben. 68) Um die Ungleichheiten unter ven Bürgern zu 
vermeiden, haben daher mit Recht die meiften nenen Gelege den in vielen Gemeinden bisher be: 
ftandenen Unterſchied zwiſchen Boll: und Schugbürgern (auch Beifafien genannt) aufgehoben. 

Die richtige Würdigung der rechtlichen Natur ver Gemeiude geſchieht am beten, wenn man 
an ber gemifchten Natur dev Gemeinde feftbält. Die Gemeinde erfcheint als eine mit den Rechten 
einer moraliſchen Perſon verjehene dauernde, von dem Wechſel ver einzelnen Mitglieder unabhan- 
gige, zur Realiſirung des gemeinfamen Interefjeß der in dem Bezirke zufammenlebenden Bürger 
gegründete Abtheilung ded Staatsbezirks. Sie darf weder ald eine Bejellfchaft der die Geſell⸗ 
ſchaftszwecke verfolgenven einzelnen Berechtigten, die in ihrer Mehrheit durch ihren Willen das 
Wirken der Geſellſchaft beftimmen, betrachtet noch als römifche universitas aufgefaßt werben ; 
fie ift vielmehr eine aus dem germanischen Rechtsleben hervorgegangene Benoflenfchaft, Die von 
andern Genoſſenſchaften durch ihren politifchen Charakter ſich unterſcheidet, nach welchem ihr 
Wirken dadurch beſchränkt iſt, daß in der Gemeinde, welche eine Abtheilung des Staatsbezirks 
iſt, die Gemeindegenoſſen zur Realiſtrung des Staatszwecks beitragen. 

J. Die Gemeinde hat einen privatrechtlichen Charakter, inſofern ihr alle Rechte zuſtehen, 
welche einer juriſtiſchen Perſon zukommen 69); daher iſt fie rechtsfähig, kann durch alle Privat⸗ 
rechtstitel Vermoͤgen erwerben, darüber verfügen und es veräußern und als Gemeinde vor 
Gericht ihre Rechte klagend und als beklagte verfolgen. Da ihr Vermögen wie das eines Pri⸗ 
vatmanns rechtlich geſchützt iſt und dieſen Schuz auch bei Bericht findet, fo iſt ein Streit, in 
welchen fie z. B. über Eigenthum oder Dienſtbarkeiten in Bezug auf Theile des Gemeindever⸗ 
mögend mit andern Gemeinden oder einer Privatperſon fouınt, wie ein anderer Privatrechts⸗ 
fireit zu behandeln und Fann nicht ven gewöhnlichen Gerichten entzogen werben 70), wag Ind- 
bejondere andy bei Streitigkeiten darüber, ob ein gewifles But Gemeindevermoͤgen iſt, zur 
Anwendung kommt. So wenig das Gigenthum einer Privatperfon durch andere ohne Rechto⸗ 
grund, auch nit durch den Staat mit Laften belegt werden kann, ebenfo wenig kann der Staat 
(oder ein Beamter) einer Gemeinde die Verpflichtung auflegen, eine Laſt zu tragen oder eine 
gewifle Ausgabe zu machen, infofern nicht eine folhe amtliche Verfügung durch ein Gefeg 
autorifirt wird, welches über gewifle Ausgaben als ven Gemeinden obliegend Vorſchriften er⸗ 
lafien hat, melde die Berwaltungsbehörven auf einzelne Bälle anwenden. 

U. Aus dem weientliden Merkmal, daß die Gemeinde eine Abtheilung bed Staatöbezirks 
ift und infofern einen politiſchen Charafter hat, folgt: 1) daß die Gemeinde den einzelnen Ge⸗ 
meinbegliebern gegenüber, infofern fie als folche in Betrachtung fommen, eine Gewalt bat, ver: 
möge welcher fie kraft öffentlihen Rechts handelnd a) die Geſammtheit der Bürger durch Ge⸗ 
meindebeſchlüſſe verpflichten, ihren Willen zur Durchführung des Beichluffes handhaben und 
die Einzelnen, die fi nit unterwerfen wollen, rechtlich zwingen kann. b) Die Gemeinde ift «8, 
welche ven einzelnen Bürgern Rechte verleiht, wie aber nicht ald den Gemeindemitgliedern ge- 
gebenen Privatrechte erſcheinen, weil alles, was die Gemeinde anordnet, den hoͤhern Zwecke ver 
Gemeinde untergeoronet ift, und überall, wo biefer Zweck Änderungen beſtehender Zuftände 
fordert, jeded einzelne Mitglied dem innerhalb ver geſetzlichen Grenzen förmlid; ausgeſprochenen 


68) Daher hatte auch in Baben 1837, ale der große Ausſchuß an Stelle ver Gewmeindevertretet 
eingeführt werben follte, eine große Zahl von Stimmen (aud} der Verfaſſer bes gegeniwärtigen Anfſatzes 
als Berichterſtatter der Minderheit) ſich gegen den Geſetzentwurf erklaͤrt. Der Verfaſſer geſteht gern, 
daß manche ſeiner Beſorgniſſe vielfach nicht als begründet ſich zeigten. 

69) Weiske, Einleitung zur Sammlung feiner Gemeindegeſetze, S. XXI. 

70) Nachweifungen in einem Auffag im Archiv für Eivilprarie, XXI, 89. 
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Willen ner Gemeinde gehorchen muß. Died wird vorzüglich wichtig in Bezug auf Gemeinde: 
. Rugungen, injofern fe auf Liegenſchaften ſich beziehen, welde unbeftritten zum Gemeindever⸗ 
mögen gehören. ?2) Die daran den Bürgern dur Gemeindeſchlüſſe verliehenen Nechte find 
feine Privatrechte der Beliehenen der Gemeinde gegenüber, welde vielmehr die bisherige Be⸗ 
nutzung aufheben oner Beſchränkungen und Laften unterwerfen kann. 72) 

2) Die Gemeinde kann die Leiftungen ber einzelnen Mitglieder in Anſpruch nehmen und 
ihnen Verbindlichkeiten auflegen, jedoch nur infofern Dies für den Gemeindezweck nothwendig ift 
und bie Einzelnen in ihrer Eigenſchaft ald Gemeindeglieder erſcheinen und die Gemeinbeftatu- 
ten oder Geſetze ſolche Jorderungen rechtfertigen. 7?) 

3) Da die Gemeindebeaniten wie andere Beamte nur im oͤffentlichen Intereſſe kraft öffent- 
lichen Rechts haudeln, jo werben die Ausflüfle ihrer amtlicgen Tätigkeit nur durch die Gefi ehe 
beſtimmt, welche uber ihre Befugniſſe entſcheiden. Somie in früherer Zeit das Herkommen in 
der Gemeinde. oder Statuten die Orangen der Befugniffe ber verſchiedenen Gemeindebehoͤrden 
regelten, fo geſchieht dies in neuerer Zeit durch die Geſetze, welche die Gemeindeverhältniſſe ord⸗ 
neu; daher find Gemeindeſchlüſſe nur inſofern verbindlich, als fie von den Behoͤrden erlaſſen 
find, Die innerhalb ver ihren geſetzlich zugewieſenen Grenzen der Befugniß unter den geſetzlichen 
Borausjegungen und in den geleglichen Formen handeiten.7*) 

IL Die Gemeinde ift ein Theil des Staatsorganismus, ein Bezirk, In welchem ald einem 
Theile des Staatsbezirks der Staatszweck verwirklicht werden foll?5), fie ift eine Grundlage 
ber Staatsordnung, infofern die Segtere ihre fehle Stüge hat, wenn in jeber Gemeinde die Intereſſen 
des Staatetz geförkert werben und dis Cinrichtungen, welde darauf abzielen, in den einzelnen 
Gemeinden,auf nur dem Staatszwecke entfpreckende Weiſe durchgeführt werben müflen. Wenn 
auch nie Gemeinde in einem beſchränktern Wirkungékreiſe nur die örtlichen Intereffen ber 
Gemeindegenoffen gu nerwirflichen, hat, fo iſt fie doch zugleich ald Theil des Staatsbezirks be⸗ 
flimmt, zur Förderung des Siaatäinteref[ed beizuiragen, und ift infofern dem Staate unter- 
georbnet. 76) 

1) Berperblich aber iſt ed, wenn man von einer Obervormundſchaft ved Stantes über bie 
Gemeinden ſpricht, weil durch dieſe Vorflellung ein ungeeignetes Verhältniß des Staates zur 
Gemeinde begründet würde, indem ed danach fcheinen Eönnte, Daß der Staat wie ein Bormund 
gewiſſe Nechte der Gemeinde, ald feines Mündels, nicht ändern dürfte, während doch ein beftän- 
diges Fortbilden im Interefle des Staates und des gemeindebürgerlihen Lebens nothwendig 
wird. Gine Gemeinde ald minberjährig betrachten heißt ihr Die Selbfländigkeit entziehen. 77) 
Richtiger kann nur non einem Oberaufüchtsrechte des Staates über die Gemeinden bie Rede 
fein. 7®) 

2) Dem Staate ſteht aber auch ein Gefeggebungsrecht in Bezug auf die Gemeinden zu, 
infofern jede Gemeinde im Organismus des Staates begriffen ift und dieſer fie, wie Mohl be: 
merkt, ald die unterfle Inſtanz feiner Wirkſamkeit behandeln kann. Der Staat hat daher a) durch 
Geiege dad Berhältniß der Gemeinde überhaupt zu regeln, b) zu.beflimmen, wie allgemeine, 
im öffentlichen Iutereffe getroffene Einrichtungen in den Gemeinden durchgeführt werben follen, 
3. B. in Bezug auf Wahlen zur Ständeverfammlung, oder Anordnungen wegen ber Militär- 
conſcription, infofern es auf bie Bildung neuer Gemeinden oder Auflöjung einer Gemeinde 
anfommt, wozu ed eined Acts der Geſetzgebung bedarf. 

3) Das Oberaufiichtörecht des Stanteß über Gemeinden wird in Bezug auf bie Äußerungen 
der Ausübung beitinmt: a) durch den Grundſatz, daß die Gemeinde eine nicht ſterbende ewige 
Geſammtperſöulichkeit hat und aus allen künftigen Gliedern ebenjo befleht, die Gefahr aber 





71) Dies muß vorerſt hergeſtellt fein, was oft ſchwierig wird, weil oft Nutzungen vorkommen, die 

Fri rivatrechtlich begründete Eigenthumsrechte gewifler von ber Grmeinde verſchiedener Eotporationen 
iche Ki, Mittermaier, Brivatrecht, 6. 129. 
Re Der ber findet Fein Eivilrechtöftreit flatt. Archiv für Civilpraxis, XXI, 92. 

785) Dies wird wichtig in Bezug anf Gemeindeumlagen. 

74) &. auch Zadyarik, Staatsrecht, Il, 531. 

75) Die olbenburgifche Berſaſſungsurkunde, & 66, ſagt: „Die Gemeinde iſt eine Unterabtheilung 
des Staates und dient inſofern ſeinen Zwecken. 

76) Zachariaͤ, S. 531. Mohl, —— Staatsrecht, II, 145. Zöpfl, Staatsrecht, Bd. II, 
$. 470. Held, Syſtem des Verfaſſungsrechts, 

77) S. über die alten Vorſtellungen die Rachweiſungen bei Mittermaier, Grundfaͤtze des dentſchen 
Privatrechts, I, 351. 78) Archiv für Bivilpraris, XXHU, 80, Mohl, a. a. O., ©. 14. 
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vorliegt, daß die Selbſtſucht ver lebenden Mitglieder die Interefien ber Nachkommen leicht 
geführben kann, daher der Staat, der die Fortdauer und das Wohl der Semeinden bezwedit, auch 
die Pflicht Hat, da wo dieſe Intereffen durch Beſchlüſſe ver lebenden Gemeindebürger gefährvet 
werben koͤnnten, diefelben zu ſchuͤtzen und gewiſſe Arten der Beſchlüfſe der Gemeinden an ſeine 
Zuftininung zu binden. b) Es rechtfertigt fi aber auch dad Oberaufſichtsrecht und die Inter⸗ 
vention des Staates da, wo die Geneinde durch ihre Anordnungen mit den allgemelnen Geſetzen 
in Widerſpruch treten ober bie Erreichung des Staatögwedd gefährden könnte.  c) Inſofern 
allgemeine Anoronungen in Frage flehen, die in dem ganzen Staate durchgeführt werben 
müffen, und der Staat wachen und Anftalten treffen muß, daß diefe Durchführung im jeber 
Gemeinde gehörig gefchieht. Daher wird ein Cinſchreiten des Staates, ein Mecht zu gebieten und 
auf Vollziehung zu beftehen, nothwendig werden. d) Da die Gemeinde durch ihre Beichtäfle 
einzelne Perſonen in ihren Rechten verlegen Tann, fo vechtfertigt es ſich, daß der Staat, wenn der 
Verletzte fih an ihn wendet, für pie Abhülfe der Verlegung forgt. Aus der zu a) Gemerften Rück⸗ 
ſicht folgt, daß die Verfügung der Gemeinde Aber ihr Bermögen nicht ſchrankenlos If und der 
Staat ein Interefle hat, gegen nachtheilige Bemeindebefhlüffe Maßregeln zu treffen, theils, Indem 
ex vorbeugend ſich vorbehält, gewiſſe wichtige Handlungen der Gemeinde vorerſt zu prüfen, 3.8. 
die Voranſchläge des Gemeindehaushalts, theils, daß das Gefeg Die Gültigkeit mancher tief 
eingreifenden Rechtsgeſchäfte der Gemeinden, 3. B.Beräußerungen, Berwendungen des Grund- 
fiods, an feine Zuſtimmung bindet, wo der Unterſchied der Größe der Gemeinde wichtig werden 
kann. Aus der Rückſicht unter b) folgt, daß die Dazwiſchenkunft des Staates nöthig werben 
kann, wenn ein Gemeindebeſchluß das Gegentheil von dem in allgemeinen Landesgeſetzen Borge- 
fhriebenen feftiegen wollte. Anerkannt muß nod werben ?!P), daß die Bermaltung verſchiedener 
fofaler Intereffen für ven Geſaumtzuſtand des Landes von Bebeutung iſt und im Einklang mit 
dem Ganzen geführt werben muß. In diefer Beziehung zeigt fi auch die Wichtigkeit der unter 
c) aufgeführten Rückfichten. Infofern nämli die allgemeinen Staatseinrichtungen, 3.8. 

Wahlen zur Ständeverfammlung, Militärverbältniffe, Rechtöpflege, Erhebung gewifler Steuern, 
in den einzelnen Gemeinden durchgeführt und dur ihr Zufammenwirken verwirklicht werden 
müſſen, fonımt der Staat oft in die Lage, zur Durhführung Anordnungen zu treffen, Die von 
allen®emeinven befolgt werden müflen, und wo es darauf ankommt, daß nicht in einzelnen Gemein: 
pen die Vorſchrift in einem dem Zwecke der Cinrichtung widerſtrebenden Geiſte angewendet wirb. 
Aus der unter d) angeführten Rückſicht rechtfertigt es ſich, daß ein Recurs⸗ und Beſchwerdeweg an 
die obern Verwaltungsbehoͤrden gegen geſetzwidrige over Rechte verlehende Beſchlüfſe der 
Gemeindebehoͤrden eingerichtet wird, um die Gefahr der Willkür der Gemeinde zu beſeitigen, 
z. B. wenn gegen das Geſetz die Aufnahme in bie Gemeinde verweigert ober wenn geſeywidrig 
einzelnen Klaſſen ver Bürger Abgaben aufgelegt werden. 

Das Ergebniß aller Erfahrungen über Gemeindeweien und über Erfolge der Gemeinde: 
geſetze ift: Nur da kann auf ein würdiges, die Intereflen ber Gefammtheit ſchützendes wirkfames 
Gemeindeleben gerechnet werden, wenn ver Staat den Gemeinden Vertrauen zeigt und das 
Prineip der Seibflännigkeit der Gemeinden: anerkennt, wenn als Gemeindebeantte aus freier 
Mahl der Bürger hervorgegangene Männer des Vertrauens der Mehrheit ver Gemeinde: 
genoffen genießen, wenn alles vermieden wird, wodurch Ungleichheit ver Bürger andgefproden 
und ein Geift der Parteiung genährt wird, wenn vie auf Freiheit gebauten guten politiſchen 
Zuflände geeignet find, einen würdigen Stun für öffentliche Angelegenheiten zu weden und zu 
flärken, und wenn der Staat die Gemeinde nicht weiter in ihrer freien Bewegung beſchränkt, als 
dies im Öffentlichen Intereffe geboten if. K. J. A. Mittermater. 

Gemeindeverfaſſung. Die allgemeinſten Grundſatze für eine gute Staatsverfafſung 
find anwendbar auch auf jene der Gemeinde, bie ja nichts anderes als ein Staat im Fleinen iſt. 
Auch in der Gemeinde alfo ift das oberſte Prineip für die Verfaffung oder das durch diejelbe zu 
erreichende Ziel die moͤglichſt geſicherte Herrſchaft des wahren Geſammtwillens. Für dieſen 
Zweck iſt zuvoͤrderſt eine Regierung nöthig, d. h. eine Autorität, welche jenen Geſammtwillen, 
der ſich theild im Geſellſchaftsvertrage, theild in den Belegen ausfpricht, handhabe, vollftrede, 
auch, fo oft ed noth thut oder fo oft Zweifel über feine. Richtung obwalten, ihn zur beſtimmten 
Auperung veranlaſſe; welche ferner theils ſelbſt, theils mittels der von ihr anzuftellenden, min: 
deſtens ihr untergebenen Beamten ober Diener die laufenden Gefchäfte bejorge oder den Geſetzen 
gemäß leite und alles, was je nad den vorfommenden Umfländen fürd gemeine Beſte noth- 
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wendig oder förberlich fein mag, nach Maßgabe ver in Ihre Hand gelegten Macht anordne und 
ind Werk richte. Weiter iſt nothwendig ein ber Regierung, als dem kuͤnſtlichen Organe des 
Geſammtwillens, gegenüberftehendes natürliches Organ deſſelben, welches daß erflere controlire, 
an Überschreitung des Geſetzes Hinbere und mit dem wahren Geſammtwillen in fortwährender 
Übereinftimmung erhalte, auch diefen Geſammtwillen jeweils mit möglihfter Zuverläffigkeit 
ausſpreche. Das Berfaflungdgefeg für die Gemeinden ober die Gemeindeordnung im engern 
Sinne hat zur Aufgabe die Beitimmung ver Perfonification, des MWirfungsfreifes und der 
Wechſelwirkung diejer beiden Organe, nebenbei aber andy noch die Feſtſetzung des Verhältniſſes 
beider zur Staatögemwalt und zu deren Agenten. 

Durch den legten Punkt unterjcheibet fich alfo bie Gemeindeverfafſung wefentli von jener 
des Staates, da nämlich vie letztere blos das einheimifche Verhältniß der Gemalten ordnet und 
von einer höhern, auswärtigen Autorität nichts weiß, ausgenommen in Bunbesflaaten ober 
Staatenfyftemen, in welchen gleichfalls auch das Verhältniß der einzelnen Gliederſtaaten zur 
Bundes: over Centralautorität zu regeln, fenoch freilich nur von einer weit geringern Abhängig 
feit ald der Der Gemeinden nom Staate die Rede iſt. | 

Aus diefem erfien Unterſchiede fließen mod mehrere andere von tiefgehender Wichtigkeit. 
Im Staate nämlich, als welcher (die Bunkesflaaten ausgenommen) feine Höhere Autorität über 
fi erfennt, iſt jeder Fehler der Verfaffung, jener bei Abwägung der ben verfchiedenen conſti⸗ 
tuirten Gewalten ertheilten Macht begangene Nechnungtverftoß fofort verderblich oder doch von 
den größtem Gefahren begleitet. Berrättung und Bürgerkrieg, Despotie oder Anarchie können 
davon die Folge fein. Und aud die Verbeſſerung ober Reform der Verfaffung führt jedesmal 
ihre großen Schwierigkeiten und Gefahren mit ih. In der Gemeinde nicht alfo. Hier iſt zwar 
eine ſchlechte Berfafiung gleichfalls unheilbringend, jedoch nicht in denſelben Maße wie im 
Staate. Die Höhere Autorität ver Staatsgewalt nämlich kann überall ſchirmend, verhütend, 
wiederherſtellend einſchreiten, wo immer die Inhaber ver Bemeindegewalt die ihnen anvertrante 
Macht miöbrauchen, oder auch we die Berfaffung ihnen nicht Anſehen oder Kraft genug zum 
wehltgätigen Wirken verlieh. Und anderſeits kann in der Gemeinve die ver Theorie over der 
Idee nach ſicherlich vorzüglichſte, im Staate jeboch wegen ver in ver Regel leider vorherrſchen⸗ 
ben Schlechtigkeit ver Menſchen ſtets hoͤchſt gefährliche demokratiſche Verfaffung ganz unbedenk⸗ 
li eingeführt, oder wenigſtens das demokratiſche Princip zum vorwaltenden erhoben werben, 
weil ja die Staategewalt ſtark genug ift, den etwa aus dem Misbrauche der Freiheit Hervorge- 
henden Üibelfländen jeweils zu fleuern oder abzuhelfen. Don dieſem Standpunkte aus erſcheint 
bie Stellung ber. Gemeinden aͤußerſt günjtig. Ste fönnen der voliften Freiheit In ihrem gefell: 
ſchaftlichen Geſammtleben ſich erfreuen, ohne die Gefahren und Nachtheile auf fi zu nehnen, 
welche Im Staate von der rein demokratiſchen Form faſt unabtrennlich find. 

Noch ein weiterer Unterſchied tft zwiſchen der für Gemeinden und der für Staaten paſſenden 
Berfaflung. In den letztern nämlich, wofern es nicht ganz Peine, daher den Gemeinden ſelbſt 
(vor ihrer Vereinigung zum größern Staatskörper) ganz ähnliche Änd, farm man nur felten 
und faum je mit Juverläffigkeit eine Abſtimmung der Geſammtheit der Bürger zur Erfor⸗ 
fhung des wahren Geſammtwillens vornehmen. Die Abftimmung der Deputiuten oder ge⸗ 
. wählten Mandatare muß deren Stelle vertreten; das Volk felbſt alfo in feiner Geſammtheit 

iſt gewiſſermaßen mundtebt, d. 5. zur felbfteigenen, unmittelbaren Wiltensäußerung ninmer 
(oder doch nur in hoͤchſt ſeltenen Fällen) berufen. In der Gemeinde dagegen Tann bie Ur: oder 
allgemeine Bürgewerjammlung ohne bedeutende Schwierigkeiten jedesmal flattfinden, mo es 
noth thus oder růthlich ſcheint, den Ausdruck des wahren Geſammtwillens unmittelbar an ſeiner 
Quelle einzuholen, um dergeſtalt entweder zu beſtätigen ober zu fanctkoniren, was bie einge: 
jegten Autoritäten verordneten, oder Die etwaigen Unlauterdeiten oder Irrthümer des künſtlichen 
und des flellvertretenden natürlichen Organs aufzudecken oder zu Heilen. 

Nach dem allem kann und alfo foll die Grundlage der Gemeindeverfafſung fein das demo⸗ 
kratiſche Princip; und es mögen zu deſſen Verwirklichung etwa die nachſtehenden Beflim: 
mungen und Formen führen. 

I, An der Spige der Gemeindeverwaltung flebe ein von ver Bürgerfihaft gewähltes (in der 
Regel yerionifch zu wählennes) Haupt, ber Bürgermeifter (Maire, Schulze u. |. w.). Die Eins 
heit und Energie der Verwaltung forvert ſolche individuelle Oberleitung der Gejgäfte und 
Dollzugsanorvhung. Aber feine Gewalt bleibt beichräntt auf ſolche Geſchäftöleitung und 
ſolchen Vollzug des bereit Entſchiebenen. Wo noch erſt eine Entjcheivung zu treffen iſt oder 
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eine Beratbung über Die Wahl einer Maßregel fkattfinnen kann, va Handle ver Bürgermeifer, 
wenn der Gegenſtand von einiger Wichtigkeit ift, nur im Einverſtaͤndniſſe oder nach eingeholtem 
Beſchluſſe des Gemeinderaths. 

Den Bürgermeifter zu ernemnen, dazu bat die Gemeinde dad natürliche Recht. Sie hat das 
nächſtliegende und vorzüglichfte Interefie Dabei, daß Die Wahl eine gute fei; und fie iſt auch der 
Gigenihaften ver Candidaten, minveflens in ver Regel, befler kundig als pie Regierung. Diefe, 
wenn ihr, wie namentlich in Frankreich, das Recht zufteht, den Bürgermeifter gu ernennen, fegt 
alsdann den Bürgern einen Herrn, nicht einen Gefchäftsführer over einen ihnen befreundeten 
und in ihrem Vertrauen feine Kraft findenden Verwalter, und tdotet dadurch bie Selbflänpig- 
feit ver Gemeinde. Der Umſtand, daß fie ihm auch von Staats wegen einige Geſchaͤfte aufträgt 
oder einige Gewalt delegirt, begründet für fie den Anſpruch auf Ernennung nicht, fo wenig 
darin, daß der Staat 3. B. auch die Pfarrer mit einigen Berrichtungen beauftragt, ein Rechts⸗ 
grund liegt, Dex Gemeinde den Pfarrer zu fegen. Indeſſen mag zugegeben ober ſelbſt behamptet 
iverden, daß ber Megieruug, analog dem von ihr au ausgeübten Rechte, einem Candidaten 
eined Kirchenvorſteheramts die exclusiva zu erteilen, jenes ver Beftätigung des um Bürger- 
meifter Gewahlten, welche jeboch ohne triftige und zu erflärende Gründe nicht zu vertweigern iſt, 
füglich zu überlaffen fei. In mehreren veutichen Gemeindeordaungen, 3.3. in ber badiſchen, iſt 
das Beftätigungs- ober. vielmehr Verwerfungsrecht durch Beſchränkung auf zweimalige Aus: 
Übung gemäßigt (wobei dann Darüber geflritten wirb, ob ber einmal Berworfene gleichwol das 
zweite und dritte mal wieber dürfe gewählt werben ober nit); nad andern if ver Regierung 
die Auswahl aus drei ihr von der Gemeinde vorzuſchlagenden Candidaten überinffen. 

Die Anordnung einer periodiſch, z. B. alle drei oder ſechs Jahre nen vorzunehmenden 
Wahl iſt allerdings dem republikaniſchen oder demokratiſchen Principe, welches in der Gemeinde⸗ 
ordnung naturgemäß vorwalten ſoll, entſprechend und auch bei kleinern Gemeinden, oder wo 
überhaupt nach der Natur und dem Umfange der dem Bürgermeiſter übertragenen Geſchäfte 
auch ſchlichte Bürger das Amt übernehmen und neben demſelben noch ihre eigenen Geſchäfte 
treiben. fönnen, unbenenfüch und gut. Wo jedoch eine wiffenſchaftliche, namentlich juriſtiſche 
Bildung dazu erforbert und der Gewählte dadurch von dem Fortkommen im Staatsdienſte ent: 
fernt gehalten wird, da kann nicht Leicht ein Tüchtiger fi zur Annahme verfiehen, ober es wird 
wenigſtens für billig und zweckmäßig zu achten fein, daß, wie das bairiſche Geſetz verfügt, Die 
nad Berlauf der erfien Periode geſchehende Wienererwählung alsdann für lebenslang gelte. 

I. Dem Bürgermeifter zur. Seite.und mit ihm bie eigentliche Gemeindereglerung führend 
fei ein gleichfalls frei von der Bürgerfhaft gewählter Gemeinderat oder Magiftrat, beſtehend 
aus einer mit der Zahl der Bürger und der Menge der Geſchäfte in ein gesignetes Verhältniß 
zu fegenden Anzahl von Mitgliebern, jevenfalld zahlreich genug, um als zuverläffiges Organ 
des Geſammtwillens zu erfiheinen und für die Reife der Beraibung und die gehoͤrig ſchnelle 
Erledigung aller Geſchäfte die nöthige Bürgfehaft darzubieten, aber nicht fo zahlreich, daß da⸗ 
durch der Gang der Bermaltung ſchleppend gemacht und Kraft und Zeit von vielen unnützer⸗ 
weife in Anfprud genommen werde. Der Wirkungekreis des Gemeinveratbs: foll jenem der 
Regierung eines conſtitutionellen Staates fo ziemlich entſprechend beſtimmt werden; er foll 
alfo auf ven Vollzug der Geſetze over auf dir den Gemeindegeſetzen und Befchlüflen entſprechende 
Berwaltung der Angelegenheiten beſchränkt fein. Zur Abänderung ſolcher Beichläffe ever zur 
Erlaſſung neuer aligemeines Verfügungen (in dem von ber Gemeinde autonomiſch zu erflilfen- 
ben Lebenskreiſe), auch zu Entfhliegungen über concrete oder eingelne Gegenſtaͤnde von größerer 
Wichtigkeit foll die Zuflimmung eines natürliden Organs: des Geſammtwilfens, v. 6. des 
Bürgeraudfchufles oder der. Gefanmtbärgerichaft (Gemeinveverfammlung), erforherlich fern. 

Ehedem beſtand in. den Gemeinden vieler Länder theild vie althergebrachte Gewohnheit, 
theild die wirklich gefeßliche Beftimmung, daß der Gemeinderath auf Art einer ſelbſtänvigen 
Corporation: ſich jeweils durch felbfleigene und für vie Lebendzeit‘ des Gewählten gültige 
Wahl ergänzte, ja in mander Gemeinde waren die Rathsſtellen wenigftens factifch wie zum 
Erbgute beftinnmter Familien geworben. Die Verwerflichkeit, ja Heillofigkeit folder Übungen 
oder Einſetzungen leuchtet jedoch ein. In folgen Gemeinden war bie. Bürgerfhaft im einen 
regierenden umb einen tegierten Theil gefpalten, und Der erflere ließ den letztern allen Üübermuth 
und allen. Druck einer ſelbſtaͤndigen Herrſchaft empfinden. Das gemeine Weſen wurde ſodann 
meiſt nur zum Vortheile der regierenden Familien und ihrer Elienten verwaltet, die Laſten da⸗ 
gegen im läbermaße auf die gemeinen und unbegünſtigten Bürger gewälzt, und anſtatt des 
pflidtgemäßen Eifers für die Gefammtintereflen herrfchten überall Langſamkeit, Verwahrloſung 
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und Schlendrian vor. Heutzutage iſt die Überzeugung faft allgemein getworben und hat fidh 
auch in der Gejepgebung geltend gemacht, dag nur Männer des Vertrauens zu Gemeinderäthen 
geeignet feien, und daß nur aus freier Wahl der Bürgerfchaft folde Mäuner hervorgehen koͤn⸗ 
nen. Der Grundjag dieſer freien und zwar periodiſch zu erneuernden Wahl erfreut ſich Hier der 
audgebreitetften Anerkennung; nur befchräntt man ihn mitunter durch das der Regierung ein: 
gerännte Beſtätigungsrecht (welches jedoch das badiſche Gemeindegeſetz nicht anſpricht) und 
noch häufiger Durch die für Die active und paflive Wahlberehtigung aufgeftellten Bebingungen. 
Unter viefen iſt zumal der Wahlcenſus die auf einer Seite beliebtefte, aber von der andern Seite 
am meiften beftrittene. Mir haben jedoch unfere Anfichten über venfelben bereits in dem Art. 
Cenſus vorgetragen und Eönnen und hier lediglich darauf beziehen. Rückſichtlich der übrigen 
Erforderniſſe zur Wahlberechtigung iſt mindeſtens da, wo der Unterſchied zwiſchen Ortsbürgern 
und Schutzbürgern aufgehört hat, weit weniger Streit. 

Die periodiſche Erneuerung des Gemeinderaths gefhleht am beften nur theilmeife, weil 
ohne diefes die Verwaltung der zum Gedethen des gemeinen Weſens nothwendigen Stetigkeit 
ermangeln würde. Die :Berioden felbft aber follen nur kurz (3. B. zwei Jahre für die Wieberer- 
wählung eines Drittheild ober ver Hälfte des Gemeinderaths) fein, damit nicht eine von dem 
wahren Geſammtwillen abtweichende Richtung in demſelben fi ausbilden könne. 

IH. Nur ganz Heine Gemeinden können für die Controlirung des Gemeinderatha ſich auf 
die Bhrgerverfammlung beſchränken. In der Regel wird, da die Verſammlung der ganzen 
Gemeinde, wenn fie zahlvei iſt oder auch aus zerſtreut Wohnenden beſteht, verſchiedene 
Schwierigletten darbietet, die Wahl eines fie vertretenden, auch in Natur und Wahrhett vor- 
ftellennen Burgerauoſchufſes nothwendig oder räthlich fein. Derfelbe Hat keineswegs den Auf: 
trag, das gemeine Werfen mitzuregieren oder mur wie eine Verflärkung des Gemeinderaths 
ſich darzuſtellen, fondern ex ift berufen zur Controle deſſelben und zur Bürgfchaftsleiftung dafür, 
das keine Befchlüffe zu Stande kommen oder wirkſam werden, melche dem Intereffe ver Bürger: 
ſchaft ober dem in derſelben vorherrfchennen Willen entgegen find. Daher bat ihm ber Ge⸗ 
meinderath alle wichtigern Angelegenheiten fammt dem Vorſchlage der darüber zu faſſenden 
Beihlüfle over zu treffenden Entſcheidungen vorzulegen, welche ſodann der Ausſchuß entweder 
genehmigt und dadurch gültig macht, over verwirft und dadurch aufhebt. Wohl können und 
ſollen auch gemeinfante Berathungen über ſolche Gegenſtände zur wechſelſeitigen Verſtändigung 
ftattinden, doc gemeinfame Schlußfaffungen nicht; ſondern es muß jeweild der Beſchluß, 
beziehungsweife Antrag des Gemeiderathe dem Ausſchuſſe zur Zuflimmung, over aud ein 
Borſchlag des Ausſchuſſes dem Gemeinderathe zur Cntſcheidung vorgelegt, von jeber Stelle 
aber ein beſonderer Beſchluß darüber gefaßt werden. | 

Aus der Verſchiedenheit ver Beflimmung geht auch jene der natürlichen und zweckmäßigen 
Bildungsweife oder Iufammenfegung der beiden Golfegien hervor. Beide zwar follen durch 
freie Wahl der Bärgerfchaft gebildet werben, doch nad) einem verſchiedenen Wahlgefege und für 
verfgiedene Perioden. Der Gemeinverath, wenn auch für deſſen Ermählung Fein Genfus vor⸗ 
geſchrieben ift, wird doch in der Negel aus Notabeln ver Gemeinde beftehen, d. h. eine etwas 
artftokratifcge Zufammenfegung haben. Es werden nämlich die Bürger, wenn fie vernünftig 
find, nur gebildetere und erfahrenere Männer für diefe Stelle mäplen; und es können aud nur 
wohlhabennere Männer fie annehmen (da der Dienft unentgeltlich fein foll und doch viel Zeit 
und Mühe in Anfpruch nimmt) und überhaupt nur Männer von perfönligem Anfehen fte mit 
Erfolg beffeiven. uͤberhaupt foll ver Gemeinderath das gemeine Weſen regieren; und zum 
Regieren find vernünftigerweife nur die Ausgezeichnetern (audgezeihnet nämlich nicht durch 
Geburt oder Stand, fondern durch perfönliche Eigenfchaften und Berhältniffe) zu berufen; und 
die freie Mahl, der Ansoruc des freien Vertrauens, hebt alle Gehäſſigkeit des bier in Brage 
ſtehenden ariſtokratiſchen PBrineips auf. Der Bürgerausfhuß dagegen muß demokratiſcher 
Eigenfhaft, d. h. die ganze ſtimmberechtigte Bürgerfhaft in Natur und Wahrheit vorftellend 
fein. Daber foll er aus allen Klafien derſelben gewählt werden und foll oder kann fomit nur 
die Ausgezeichnetern ober Bertrauenswürdigern jeder einzelnen Klafle, nicht aber bloß die Aus- 
gezeichnetfien ver Gefammtbürgerfchaft enthalten. Diefem Princive huldigt wirklich die in 
mehreren Gemeindeordnungen vorfommende Beftimmung , wonach der Ausſchuß aus den drei 
Klaffen der Höchſt⸗, der Mittel: und der Niedrigfibefteuerten zu gleichen Theilen zufammenzus 
fegen iſt; doch entfpricht fie ihm nur fehr unvollkommen und verdient daher weniger Beifall 
ats, wo He thunlich ift, eine Abteilung der Bürgerfähaft in die nad) ben rer eiwegen, übers 
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haupt nach Interefien unterfchievenen Hauptklafien derſelben, ta felbft als eine blos nad Diſtrie⸗ 
ten oder Bierteln gemachte. Denn bei nen wefentlihen Gebrechen der beſtehenden Steuerfofteme 
ift der Unterſchied der Steuerkapitale nichts weniger als identiſch mit der Abſtufung des Reich⸗ 
thums, und es können in allen drei Steuerklaffen leicht dieſelben Intereffen vorherrſchen und 
diefelben ebenfo ſich in der Minverheit befinden, wogegen bie Abtheilung z. B. in Landwirthe, 
Gewerbtreibende, Handeldleute und Kapitaliften over Befoldete einem natürlih begründeten 
Unterſchiede ver Interefien folgt und jene nach Diſtricten wenigſtens eine durchſchnittliche Aus- 
gleihung derſelben erwarten läßt. Jedenfalls aber foll der Ausſchuß, um feiner Idee, wahrheits⸗ 
getrener Repräfentation der Bürgerfchaft, zu entſprechen, zahlreicher ald der Gemeinderath ſein 
und in fürzern Perioden als diefer jemeild wieder erneuert werben. 

IV. Bei Begenfländen von befonverer Wichtigkeit, oder in den Källen, mo Gemeinderath 
und Apsſchuß verſchiedener Anficht find, Tann dann fügli und fol darum auch die Gefammt- 
bürgerſchaft, d. b. die Gemeinveverfammlung, entfcheiden. In der vergleichungswelſen Leichtig⸗ 
keit, folhe VBerfammlungen zu halten, liegt ein großer Vorzug der Gemeindenerfaflung vor 
jener ded Staates. Dort bat der Geſammtwille die Möglichkeit, ſich felbft und unmittelbar ohne 
irgendein künſtliches Organ auszufprechen; bier iſt das Höchſte, was erreicht werden kann, ein 
durch freie Wahl zu bildendes, dem natürlichen thunlichſt nahe gebrachtes, doch immer noch 
einigermaßen künſtliches Organ. 

In ſehr volkreichen Gemeinden wird indeſſen die Verſammlung der ganzen Bürgerſchaft 
nicht ohne Schwierigkeit und nicht ohne mancherlei Inconvenienzen ſein. Namentlich wird, da 
alsdann wahrſcheinlich ſehr viele Stimmberechtigte, und zwar jedesmal wieder andere, aus⸗ 
bleiben, der Inhalt der Beſchlüͤſſe entweder (falls naͤmlich zur Vollſtaͤndigkeit ber Gemeinde⸗ 
verſammlung auch eine kleine Anzahl von Erſcheinenden hinreicht) blos Sache des Zufalls, 
d. h. beſtimmt durch die zufällige Anweſenheit oder Abweſenheit gerade dieſer oder jener Bür- 
ger, ſein, oder man wird zu gar keinen Beſchlüſſen kommen, wenn nämlich das Geſetz zur Voll⸗ 
ſtaͤndigkeit einer Gemeindeverſammlung das Erſcheinen des entſchieden größern Theils der 
Bürgerſchaft, z. B. von zwei Dritteln oder drei Vierteln derſelben fordert. 

Dieſen uͤbelſtaͤnden abzuhelfen, nimmt man wol auch zur Ernennung eines „großen Aus: 
ſchuſſes“ feine Zuflucht, beftehend z. B. aus einer Mitgliederzahl, welche jene des Fleinen Aus: 
ſchuſſes 6—8 mal überfleigt (oder auch in einem beflimmten Verhältniſſe zur Gefamnitzahl ber 
Bürger fteht). Eine Einrichtung diefer Art, befonderd wenn für die Verhandlungen des großen 
Ausfchuffes die Offentlichkeit vorgefchrieben ift, erſcheint als ſehr empfehlenewertb, doch freilid 
nur in der Vorausfegung, daß die Wahl ganz in demokratiſchem Geifle geordnet, d. h. durch 
dad Wahlgefeg dafür geforgt werve, daß der große Ausſchuß ein möglichft vollſtändiges und 
treued Abbild der Gefammtbürgerichaft fei. Bei ver Wahl des großen Ausſchuſſes darf alfo 
vor einem Cenſus oder von irgendeinem ariftofratifchen Vorrechte durchaus Feine Mede fein, 
fondern blos voh Anordnungen, welche Sicherheit dafür gewähren, daß alle Bürgerklaſſen 
darin gehörig repräfentirt felen, wie dieſes auch bereitd von dem Keinen Ausſchuſſe bemerft 
worben. 

Hieraus geht hefvor, was von dem Geſetze zu halten ift, meldes 1837 in Baden über die 
Bildung eines großen Ausfchufles in ven größern und auch in ven Mittelkäbten von der Regie⸗ 
rung vorgefhlagen und von ben Kammern angenommen worben. Daflelbe theilt nämlich Die 
Bürgerfchaft der fraglichen Gemeinden in drei Klaflen, nämlich ver Höcft:, der Mittel- und ber 
Niedrigſtbeſteuerten, von welchen die erſte aus einem Sechstel, die zweite aus zwei Sechöteln und 
die dritte aus drei Sechsteln der Bürgerſchaft befteben foll. Jede dieſer drei Klafjen wählt nun 
ein Drittheil des großen Ausfhufles und zwar in gleicher Zahl aus jever Klaſſe, folglich aus 
jener Klafje zu einem Neuntel. Dem alfo gebildeten großen Ausſchuſſe tft ſodann nicht nur 
die Beichlußfaflung in den fonfl ver Gemeindeverfammkung vorgelegten Saufenden Angelegen: 
heiten übertragen, fondern auch das Wahlgefhäft fir die Stellen des Bürgermeifters, ber 
Gemeinberäthe und der Mitglieder des Fleinen Ausfchuffes, ſodaß alfo überall das vie Reichſten 
in der Gemeinde enthaltende erſte Sechötel der Bürgerfchaft, nach activer und paffizer Wahl 
berechtigung, fo viel gilt und vermag als die zwei Sechsatel, woraus die zweite Klaſſe (der 
Mittelbefleuerten), und ald bie drei Sechstel, woraus bie dritte (der Niedrigſtbeſteuerten) be- 
fteht. Eine den altrömifchen Genturiatsomitien abgeborgte Binrichtung, welche augenſcheinlich 
ven Zweck und die Wirkung bat, die Hälfte der Bürgerfchaft, nämlich bie Klaffe der unbegreif⸗ 
licherweiſe fo fehr gefürchteten minder wohlhabennen Bürger politifch zu vernichten, d. h. fie der 
andern Hälfte, der wohlhabendern, die nun mit boppelter Stinnmenzahl gegen bie erſtere auftritt, 
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fo gut als ganz zu unterwerfen. Eine Ariflekratie des Reichthums (ober des Steuerfapitals)) iſt 
dergeſtalt an die Stelle der durch das ſchoͤne Gemeindegeſetz von 1831 begründeten demokrati⸗ 
ſchen Rechtsgleichheit gefekt worden, melde einen weithin waltenden, der gemeinen Freiheit ab- 
Holden Geiſt verkündet und wovon bie Früchte gewiß nicht erfreulich fein werben. Rotteck. 

Gemeined Recht. [Altgemeinesunn Ausnahmereht (juscommuneundsin- 
gulare), gemeinfhaftlihes und beſonderes Net (jus commune oder gene- 
rale und speciale ober particulare); gemeines conftitutionelles Staatsrecht 
der deutſchen und der germaniſchen Staaten] 

I. Der in der Überſchrift bezeichnete doppelte Gegenſatz eines gemeinen und eines nicht ge⸗ 
meinen Rechts geht ſehr natürlich daraus hervor, daß von demjenigen Rechte, welches vermöge 
der allgemeinen vernünftigen Natur für alle Menſchen over vermoͤge einer nationalen ober poli⸗ 
tiſchen Gemeinſchaft für die Genoſſen derſelben allgemein gültig ift, manche Ausnahmen und 
auch eigenthuͤmliche Geftaltungen für befonbere Berfonen, Sachen oder Diftricte flattfinden. 

Was zunichft den erften Gegenſatz in der Überfchrift betrifft, fo nennt man gemeines Recht 
dasjenige, welches die reine oder ſtrenge Natur des Rechts mit fi bringt; finguläres Recht 
Dagegen vasjenige, welches als Ausnahme von dem firengen Rechte eingeführt wurde. Die 
Nömer gingen ſehr vihtig davon aus, daß wegen der vernünftigen freien Natur des Staates 
und feiner Bürger das allgemeine vom Staate ald vernünftig erkannte Recht mit den natür⸗ 
lichen Holgerungen aud demſelben (aud der ratio juris), daß mit andern Worten das jus com- 
mune in dieſem Siane die Regel bilde, überall möglichft begünftigt und In feiner Anwendung 
auf übergangene Fälle ausgedehnt, daß deffen Anwendbarkeit furiftifch ald gewiß fo lange zum 
voraus angenommen werben müfle, bis eine von ber pofltiven Gefeßgebung gemachte beſondere 
Ausnahme von demſelben, jus singulare oder exorbitans oder ein Privilegtum eriwiefen werde. 
Solche Ausnahmen dagegen follten nicht begünftigt, namentlich nicht auf andere Falle ausge⸗ 
dehnt, fondern genau auf den wörtlich Heftimmten Ausnahmefall beſchränkt werven.!) Mit 
Stolz preift Cicero die Zwölftafelgefeßgebung, die Grundlage des Tpätern Römifchen Rechts, als 
deren Aufgabe und Grundtharakter er mit Livius und Taritus Die Rechtsgleichheit angibt. Und 
als ven Hauptpunft ihrer Grundlage oder des feierlich befgmorenen Rechtsgrundvertrags (der 
loges sacratae) , deflen vollfommene Durchführung in den Zmölftafeln freilih ariftofratifche 
Sinterif der Patricier zu hintertreiben wußte, rühmt er ven Grundſatz: „Privilegien foll e8 
nicht geben‘ (Privilegia ne irroganto).?) Allgemeinheit, Harmonie iſt das Mefen der Vernunft 
und der Dernunfigefepe. In dem rechtlichen Berhältniffe der Menſchen zueinander aber erfcheint 
fie ala Rechtsgleichheit. Wenn aber durch die menfchliche Unvollfommenheit irgendwo in dem 
Rechte eine Audnahme ver allgemeinen Reiktögrundfäge erheticht oder erzeugt wird, fo wird 
durch jene Gunſt und Vermuthung für das gemeine und gegen das finguläre Mecht, durch die 
möglichfte Ausdehnung des gemeinen auf alle gleiche Kalle und durch die Beſchränkung des fin- 
gulären die Rechtskrankheit wenigſtens auf den möglich engften Raum befchränft. Gerechtigkeit, 
Beftigkeit, Harmonie, Allgemeingültigtett und Anwenpbarkeit einer Rechtsgeſetzgebung beruhen 
hierauf. Dabel muß man fi nur hüten, Die nur von den wahren allgemeinen Grunpfägen 
ſelbit für verſchiedene und eigenthümliche Verhältniffe Folgerichtig abgelekteten Beflimmungen 
als finguläre Rechsgrundſäte anzufehen. „Nur für gleiche Verhältniſſe iſt“, wie Arifloteles 
bemerft, „vie gleiche Beftimmung, eine gleiche Zumeſſung, wirklid glei.” Se tiefer und um- 
faſſender die Auffaffung des hoͤchſten Grundſatzes felbft it, um fo mehr werben in ihm und in 
. einer folgerihtigen Entwidelung des Rechts aus demfelben die genügenden, faft alle wirklich 
beachtenswerthen Verſchiedenheiten der Verbältniffe befriedigenden Rechtsregeln abgeleitet wer: 
den koͤnnen. Nur Mangel an folder umfaflenden gründlichen Auffaffung, Willkür, ungerechte 
Bevorzugung und Unterprüdung begründen großentheils die fingulären Abweichungen ober 
Ausnahmen, z.B. eine Steuerfreiheit mancher Perfonen und Sachen. Nur feltener wird die 
ungermeidlihe Unvollkommenheit ver menſchlichen Zuſtände und die Unmöglichkeit, diefelben 
vond manche frühere Berhältmifle mit einem male aufzuheben, wirklich finguläre Beflimmungen 
als räthlich und loͤblich darſtellen. 

11. Ein zweiter Gegenſatz von allgemeinem und beſonderm Recht bezieht ſich nicht, wie der 
erfte, auf die Natur der Rechtsgrundſätze, fondern blos auf die äußere Auspehnung oder Be: 
fhräntung der Gültigkeit der Rechtsbeſtimmungen. In diefem Sinne bezeichnet nun das ge- 


1) Bgl. L. 15, de vulgari et pup. substitut.; L. 37, de jure fisci; L. 14—16, de legibus; 
L. 141, 162, de divers. reg. juris. . 2) ®elder, Syftem, I, 624 fg. 
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meine ober das gemeinfchaftliche Recht Gus generale oder das jus commune in dieſem Sinne) 
diejenigen Rechtsnormen, welde für den ganzen Kreis der Menſchen, auf welden ji vie Be: 
trachtung bezieht, alfo für die ganze Menſchheit, den ganzen Völferverein ober ven ganzen 
Staat und alle Klafjen ihrer Mitglieder gelten (ganz abgeſehen davon, ob und Inwieweit fie 
nad der Natur des Rechts ein gemeines oder jinguläred Recht begründen). Beſonderes, parti: 
culäres oder ſpecielles Recht im Gegenfag hiervon iſt dasjenige, welches nur für einen Theil des 
Ganzen, nur für einen beſtimmten Diſtrict oder nur für einzelne Provinzen oder Gemeinden, 
oder auch nur für beflimmte Klaſſen von Perfonen oder von Sachen, ;. B. für die Juden ober 
für die unbeweglihen Sachen, gilt. Dieſes particuläre und vorzüglid das fpecielle Recht ift 
häufig zugleich ein finguläred. Die Römer bezeichneten insbeſondere dad Naturrecht ald ein ge: 
meined oder gemeinfchaftliched Recht (jus commune) aller gelitteten Nationen im Gegenſatze 
gegen das bejondere pojitive Recht oder die befondere eigenthümliche pofltive Geftaltung, welche 
jedes Befondere Volk dem Naturrechte gibt.3) Sie gründeten aber zugleich feine juriflifche Gül⸗ 
tigfeit auf die allgemeine Anerkennung , die allervingd aud ſchon in der Anerkennung eines 
friedlichen Rechtöverhäaltnifie liegt. Neuere Juriſten und Theologen, vorzüglich die des Mittel: 
alters, bezeichneten die göttliche Offenbarung der chriſtlichen heiligen Schriften als ein univer: 
jelles oder für alle Menſchen gegebened gültiges poſitives Geſetz, und die gewaltſamen Bekeh⸗ 
rungöverfucde und Kegerverfolgungen von Ehriften gegen Nichtchriſten fuchten auf eine traurige 
Weiſe diefer Anficht praftifche Realität zu geben. 

III. Über dieſes zweite allgemeine und partieuläre Recht hat man vorzüglich aud) in unferer 
Zeit in doppelter Hinficht viel geftritten. 

Zuerft entſpann ſich ver Streit über die Exiſtenz eines allgemeinen Rechts ober darüber, ob 
es ein allgemeingültiged Natur- oder Vernunftrecht für alle Völker ver Erde gebe, wie es vor⸗ 
zůglich viele frühern und die Kant'ſchen philoſophiſchen Naturrechtslehrer behaupteten, oder ob 
nicht vielmehr, wie Die Anhänger von Montedquieu und die der hiſtoriſchen und die der natur⸗ 
philofophifhen Schule lehrten, jedes befondere Volk nad feinem hiftorifchen Urfprunge, feinem 
Klima und feinen andern befondern Verhältnifien ein ganz eigenthümliches Recht haben müfle. 
Gerade diefed, wie ed nun unter allen guten und böfen Einwirkungen inbivibuell hiſtoriſch 
wurde, ſollte nach ihnen, als hiftorifch und wirklich, auch vernünftig fein. Die richtige Anſicht 
ift wol auch hier eine mittlere, welche aud im wefentlicden die clafiifche römische Jurisprudenz 
fefthielt und ſchon in den zulegt angeführten Stellen beflimmt genug andeutet. Die menfchliche 
Vernunft und ihre höchſten füttlichen oder praftifchen Geſetze find zwar an ſich allgemein für das 
vernunftfähige Menfchengefchlecht, aber man muß, wenn man hierauf ein gemeineö ober gemeins 
ſchaftliches äußeres oder juriftifhes Recht gründen will, eine doppelte Modiflcation oder Be- 
ſchränkung nicht überfehen. Ginmal gibt e8 für die Menſchheit im großen und wenigftens für 
bie Völfer, deren frühere Entwidelung wir verfolgen fönnen, gerade fo wie für den einzelnen 
Menſchen, vorbereitende Entwidelungöftufen ver Kindheit und Jugend, ehe das reine Gefeg 
der prüfenden Vernunft die VBorherrfhaft in ihrem Leben und ehe alfo das vernünftige freie ju- 
riſtiſche Rechtögefeg, welches, wie ebenfalls die Römer anerkannten ?), feiner mejentlichen Form 
nach auf freier Anerkennung der felbfländigen Rechtögenoffen beruht (f. Bd. I, S. XLID, praf: 
tifhe Geltung erhält. Dad Streben der Volköerzieher und Volksgeſetzgeber muß aljo bier 
darauf gerichtet fein, das noch unreife, ſinnlich: despotiſche oder blind gläubige theofratifche Volk 
zur Herrſchaft des Vernunftgeſetzes fähig zu machen oder zu erziehen. Die Römer erkannten 
dieſes bei ihrem Naturrecht oder ihrem gemeinen Recht ver Vernunft an, indem fie daſſelbe aus- 
prüdli nur als denjenigen Völfern gemeinfchaftlih (commune) erflären, welche wenigſtens 
‚ im allgemeinen durch frei anerkannte Gefeßgebung regiert werben, nur den gefitteten oder freien 
Nationen nach unferm Sprachgebrauded) Sodann aber erhält das gemeinfchaftlihe Ber: 
nunftrecht nothwendig nicht blos durch die Irrthümer und Fehler der Völker und ihrer Geſetz— 
geber, ſondern auch zu einer vernünftigen Anwendung deſſelben auf ihre verfchiebenen und 
eigenthünlichen Verhältniffe und, um ihm möglichfte Anerkennung und Durchführung zu 
fihern, durch die pofitiven Gefege diefer Völker einen pofitiven Ausdruck und durch denfelben 


3) Prooem. u. $. 1, 2, 11, de jure natural.; L. 1,$.3 u, 4; L. 6—9, de justitia et jure. 
4) $. 2, de jure natural. 
5) $. 1, de jure natural.: omnes populi, qui legibus et moribus reguntur. Dabei muß man 
nur bie „ömifähen Begriffe von leges und mores fefthalten. $.4 u.9, de jure naturae,; L. 2 u. 32, 
e legibus. 
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zum-Theil eine eigenthũmliche Geflalt und eigenthümliche politifge:Zufäge und Abaͤnderungen. 
Diefeb Geben die angeführten roͤmiſchen Stellen ebenfalls hervor, jedoch mit der auddrücklichen 
Erllärung, daß dennoch für alle gefltteten freien Nationen bie weſentlichen natürlichen ober were 
nünftigen Rechtägrunpfüge immer gültig und unveränderlich blieben (jura naturalia semper 
firma atque immutabilie). Gie fanden und erkannien aljo hiernach auch bei allen freien 
gefitteten Völkern, neben dem allgemeinen Naturrechte (jus gentium), ein zum Theil gemei: 
ned pofitiveß Met, ſoweit ed nämlich jene allgemeinen vernämftigen Rechtsgrundſätze enthielt, 
und dann auch. foweit die ebenfalld allgemeinen naturgeſetzlichen Grundlagen und Verhälts 
nifle (das jus naturale im engern Sinne) und die logiſch nothmwendigen Kolgerungen aus 
beſtehenden und anerkannten Orumsverhältuiften ©) nothwendig übereinſtimmende Rechte erzeiss 
gen mußten. Die Gemeinſchaftlichkeit des pofitiven Rechts muß aber vollends alsdann noch ſeht 
fig vermehren, wenn zu allen biöherigen, wie bei ven germanifchen Völkern und vollenvs ba 
ben einzelnen deutſchen Staaten nad) der Gemeinſchaftlichkeit der hiſtoriſchen Abſtammuug, dei 
wichtigſten Lebensſchickſale, eine gemeinfchaftliche Religion und Bultur, eine gemeinfchaftliche 
veligiöfe,, literarifche, pelitifche und voͤlkerrechtliche Verbindung und Wechfelwirkung und enblich 
die Gemeinſchaftlichkeit und die Gleichzeitigkeit der hiſtoriſchen Entwicelungsftufen hinzukommen. 
So gibt es denn wirklich ein gemeines Recht aller gefitteten Bölfer, ein natürliches und ein pofls 
tined; und ea gibt ein gemeines beutfched-und germanifches oder europälfches pofitives Recht. 
Sie beftehen wirklich, wenn man auch nicht eine inriflifche Altgemeingältigkeit eines individuell 
philofophiichen Naturrechtsſyftems und aller feiner Lehrfäge für alle Völker der Erde behauptet 
und ebenfo wenig, wie bei jener Annahme eines univerfellen göttlichen Rechts, Die rein reli⸗ 
gidfe chriſtliche Offenbarung ald folche mit dem juriftifchen Recht verwechielt. Iſt denn etwa pie 
Anerfennung eines friedlichen Rechtovereins, vie der Perjbnlichkeit, ded Beſihes und Wigen: 
thunis, die Nechtägültigkeit der Verträge, die Pflicht des Schadenerſatzes, das Recht der Noth⸗ 
wehr oder die Nechtöpflict und der Rechtsanſpruch der ÜÄltern auf Ernährung und Erziehung 
der Kinder mit ihren nothwendigen Kolgerungen und bei und Ehriften auch die Ausfihliegung 
des Bielweiberei und der Sklaverei. und andere ähnlicht Rechte nicht wirklich gemeinfchaftlich und 
nit Grundlagen für eine große Reihe zeitlicher Folgeſaͤtze? Auch braucht und darf dieſes ge: 
meine Recht nicht etwa durch Zuſammenſteilung blos äußerlichen ober oberflächlichet ÄAhnlichkei⸗ 
ten gebildet werben oder Durch leere Abſtractionen, welche von allem wahren Rechte, welche von 
allen lebendigen Brftaltungen bes Rechts abjehen und nur einen lebloſen alfgemeinen Stoff als 
das Genieinſchaftliche darſtellen, fu etwa, wie wenn jemand, flatt die wirkliche Gemeinſchaftlich⸗ 
feit antiker plaßifcher Kunſt in der künſtleriſchen Darſtellung antiker Gotterſtatuen nachzu⸗ 
weiſen, vielmehr ihnen allen, dem Zeus wie der Minerva und dem Apollo, ihre Rafen und 
Ohren und alle Olieder abſchlagen und in den fo noch übrig bleibenden gleichen Marmorbloͤcken 
ihre Übereinftimmung nachweifen wollte. Nein, and den gemeinſchaftlichen Quellen, rund: 
ideen und Grundserhälinilien, aus der grundgeſetzlichen gemeinfhaftlichen Natur und den logiſch 
nothwendigen Beſtandtheilen und Solgerungen der darauf gebauten Rechtsſaäͤtze, ſowie auch aus 
den naturgeſetzlichen Bedingungen ihrer Anwendung und Ausbildung find die wahren Übet⸗ 
einfiimmungen lebendiger Rechtsverhältniſſe nachzuweiſen. Wo z. B. einmal nach der aneri 
fannten Forderung des Bernunft oder vollends der poſitiven chriſtlichen Lehre bie freie Perſoön⸗ 
lichfeit aller brüderlichen Geſellſchaftsgenoſſen rechtlich anerkannt ift, da fließen aus dieſem einen 
Recht wieder. hundert andere Rechte, jo das ber Unverletzlichkeit des Körpers, der Heiligkeit 
des zur Erhaltung ver Perfoͤnlichkeit erworbenen Eigenthums. Wir finden auch wirklich in 
ber Betrachtung der gefitteten Völker dieſe Rechte beflätigt. Und die eigenthümliche Rechts⸗ 
eultur aller germanijchen Völker zeigt und noch weitere gemeinfhaftliche germantiche Geſtaltun⸗ 
gen dieſer Cigenthums rechte. Überall laſſen ſich auch einzelne durch did geringere Entwickelungs⸗ 
ſtufe oder andere äußere Einflüſſe begründete Unvollkommenheiten und Ausſsnahmen in der 
Rechtsbildung als ſolche, als bloße Ausnahmen, erkennen und dann nicht zum Umſturz, ſondern 
zur Beſtätigung und Erklärung der allgemeinen Regeln des gemeinen Rechts benutzen. Denkt 
wo in einem Gebiete wirklich eine beſtimmte allgemeine Regel herrſcht und bei einzelnen Aus⸗ 
nahmen ſelbſt die beſondern Gründe nachgewieſen werden koͤnnen, warum bier die allgemeine 
Regel unanwendbar werde, da beſtätigt wirklich die Ausnahme die Regel. In folder Weiſe alſo 
läßt fich eine erfreuliche und fruchtbare Wiſſenſchaft eines gemeinen Rechte darſtellen, erfreulich 
uud fruchtbar als ein wichtiger Theil ver allgemeinen Wiflenfhaft von ven menfchlichen Reben 


6) So z. B. L. 1, 8. 8, de just. et jur., u. L. 2, de usufructu earum rerum. 
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und feiner Cultur, von dem Zuſammenhange und ver Üßereinftimmung, wie von ber Eigen⸗ 
thuͤmlichkeit der vorſchiedenen Völker, fruchtbar indbefondere für pie gründliche Auffaffung des 
wahren Geiſtes und Sinnes jeder befondern Volkögefhichte, jedes beſondern poſitiven Rechts, 
feiner Regeln wie feiner Ausnahmen. Insbeſondere auch laſſen ſich auf dieſe Weiſe ſehr frucht- 
bar die gemeinfchaftlihen Grundſätze bed Staatsrechts der germanifchen und insbeſondere ver 
deutichen Völker, gemeinfchaftliche Grundſätze namentlich auch ver ihrer heutigen Culturſtufe 
entſprechenden repräſentativen ober conflitutionellen Verfaſſungen entwickeln. Auch fie find 
dann wiederum verſchieden von einer blos äußerlichen Zuſammenſtellung, wie fie son Mar: 
tens in Beziehung auf bie verfchiedenen Berfaffungen der enropätichen Staaten verfuchte, oder 
auch von einer bloßen Vergleijung äußerer Ähnlichkeiten und ebenfo verſchieden von einer rein 
philoſophiſchen Theorie des Staatsrechts, welche etwa eine jo oder fo-geftaltete conftitutienelte 
Verfaſſung als philoſophiſches Ideal in ihren Folgefägen entwickelt. Auch viele legtere bat, un: 
beſchadet ihres Werths, wenigſtens zum Verſtändniß, zur Auslegung and Ergänzung unfere 
pofitiven Staatsrechts nicht die Anwendbarkeit, wie die aus unfern Ouellen und Grundserbätt: 
niſſen hiſtoriſch⸗ philoſophiſch entwickelte Theorie, welche unſerm Leben viel näher flebt, deren 
Grundſaͤtze allgemeiner anerkannt und bewährt, gegen Irrtümer und Misdeutungen geſicher⸗ 
ter find. Diefelben ſind hiſtoriſch-philoſophiſch gleichfan aus ver Vernunft der gefitteten 
Menichheit, zunächſt aus der Befammivernunft unfers Volkes und feiner Gultur entwickelt, 
nicht rein philofophifd aus individuellen philoſophiſchen Schulfyſtemen, welche zwar unbeiwußt 
auch aus ver hiſtoriſchen Gultur hervorgehen, aber nur zu oft einfeitig find, in ihren Grund⸗ 
principien mechieln, fich winerfprechen und jedenfalle ver juriſtiſchen Form für die unmittelbare 
juriftifh = praktifche Gültigkeit entbehren. Die Bernunft felbſt und ihre praktiſche Allgemein- 
gültigkeit für gefittete Nationen vergeflen wir dabei feineswegs, ebenjo wenig ald den Werth 
rein philofophifcher oder moralphilofophifcher Theorien über Recht und Staat. 

IV. Ein zweiter Streit wurde in unfern Tagen zunächſt über ven Werth des allgemeinen 
und partieulären Rechts geführt. Während die Anhänger des wiſſenſchaftlich ausgebifneten 
Nömifhen Rechts ſchon die particulären echte und befonvers die Gewohnheitsrechte, In Deren 
Form auch das einheinstiche deutſche Recht faft allein fich eine kümmerliche Cxiſtenz retten fonnte, 
gering ſchätzten, traten bie rein philofophifcken Rechtslehrer noch feindlicher gegen biejelben, 
überhaupt aber gegen alles Hiftortiche Recht auf und erwarteten nur von ihren angeblid abfolut 
allgemeinen philofophifchen Rechtsregeln alles Heil. Die Hiftorifche Juriſteuſchule dagegen ver- 
kennt gänzlich den Werth dieſer allgemeinen Grundfäge, überficht ſelbſt die in dem von ihr ver: 
götterten Römifchen Recht enthaltenen und legt einen übertriebenen Werth auf vie beſondern 
hiſtoriſchen Rechte und Gewohnheiten. Run empfehlen viefelben fi allerdings zum Theil 
dadurch, daß fie oft den befonvern Bepürfniflen ver Menſchen entſprechen, aus ihvem freien 
Willen hervorgegangen oder durch venfelben gebilligt find. Eine volllommen freie Staatsver⸗ 
faffung wird ſtets auch den einzelnen Gemeinheiten und Gorporationen eine gewiſſe Selbſtgeſetz⸗ 
gebung über ihre beſondern gemeinſchaftlichen Berhältnifie belaffen oder einräumen. Zum Theil 
aber find fie felbft aus fehlerhaften und willfürlichen Beilimmungen Servorgegangen, und ihr 
buntes Nebeneinanderbefteben, wodurch bie Harmonie und Sicherheit des rechtlichen Verkehrs 
der Bürger deſſelben Staates geflört worden, ift eine bloße leinige Folge davon, daß die verfihie- 
denen Theile des jegigen Staates früher unter verfehienenen Herrſchaften ſtanden. Dover file find 
wenigftend veraltet und könnten fehr heilſam durch beffere allgemeine Geſetze erjegt werben. 
Und wo eine wirkliche lebendige politifche Binheit eintritt, wo gemeinfchaftliche freie ſtändiſche 
Berfaflung, gemeinſchaftliche Gerichtseinrichtung und Univerſitätsbildung und Rechtswiſſenſchaft 
ſtattfinden, da wird auch von ſelbſt eine größere Allgemeinheit und Bereinigung der Rechte, ein 
bedeutendes gemeined Recht ober eine nothdürftige Gleichfoͤrmigkeit des Rechts ion faft in- 
flinetmäßig ſich ausbilben. 

V. Sehr vernadhläffigt und überfehen hat man bis zur neueften Zeit das zuvor erwähnte 
gemeinfchaftliche Recht aller gefitteten und insbeſondere das gemeinſchaftliche Recht aller germa⸗ 
niſchen Bölfer, und feit der Aufloͤſung des Deutſchen Reichs iſt auch das gemeine Recht von 
Deutſchland ſehr bearängt worden. Lim die ganze Bebeutung von beiden richtig zu würdigen, 
bedarf es indeß, außer dem, was bereits ausgeführt wurde, noch der folgenden Betradgtungen. 

Die Befege und die Wiſſenſchaften der übrigen Facultäten, die der Theologie, der Medicin 
und der Philoſophie wit ihren Zweigen, find großentheils für bie verfchienenen gebildeten Voller 
Europas die nämlichen. Die Kriftlichen Neligiondlehren, die ver Exegefe, die ver Kirchenge⸗ 
ſchichte, der Hriftlichen Moral, find im wefentlichen für die Chriſten ber verfchiebenen Staaten 


Gemeines Net 281 


dieſelben, ſicher wenigſtens die Eatholifchen oder son Katholiken bearbeiteten für die Katholiken, 
ie proteflantiihen für die Broteflanten. Nod mehr find die verſchiedenen Wiflenfchaften ver 
Medicin und bie der philoſophiſchen Facultät, die Philologie, Geſchichte, Mathematik, Natur⸗ 
wiſſen ſchaft und bie Bhilofophie Im engern Sinne, gemeinfchaftlid für Die verſchiedenen civilifir= 
ten Nationen. Der Wirkungskreis für fie und ihre Bearbeiter, wie die Quellen und die Mittel 
und Kräfte, ja die Gefichtöspunkte für ihre Bearbeitung und Vervollkommnung find dadurch 
außerorbentlich viel größer und vortheilbafter, ald wenn fle auf ein einziges Volt beſchraͤnkt 
wären. Fruher gab es auch eine hiſtoriſch-gemeinſchaftliche Jurisprudenz für alle europäifchen 
Länder, eine gemeinſchaftliche Wiſſenſchaft des Roͤmiſchen, des Kanonifchen und des Lehnrechts, 
welche faft nur altein ſtudirt und wiffenfchaftlich bearbeitet wurden. Daher waren auch die Uni⸗ 
verfitäten für die verfchienenen europäifchen Nationen gemeinſchaftlich. Franzoſen, Italiener, 
Sfanpinavier fludirten und lehrten auf deutſchen, wie die Deutſchen auf franzöftfchen und ita⸗ 
Ilenifchen Univerfitäten. Gerade fo wie noch jeßt, wenigſtens noch in einem großen Theile von 
Deutihland, die Studenten und Profefforen aus den verfchiedenen deutſchen Ländern Die Uni⸗ 
verfitäten diefer einzelnen Länder als gemeinfchaftlih anjehen, an benfelben lehren und ihre 
Studien machen, fo Fand auch früher unter den europäiſchen Staaten eine Ähnliche niverfitätd=, 
Zehr= und Studiengemeinſchaft, ein ähnlicher Wechſel, eine ähnliche Miſchung einheimifcher 
und ausländischer Lehrer und Schüler an den Lehranftalten ſtatt. Und eine gemeinfchaftliche 
Gelehrten: und Buͤcherſprache erleichterte dieſe Verbindung. 

Vollends aber gab es ein felbft auch durch gemeinfchaftliche Staatsautorität begrünnetes 
und beflätigteö gemeines Recht für ganz Deutſchland. Ganz Deutſchland war nicht blos durch 
eine Gemeinſchaft ver Nationalität, ver Gulturelemente, der Wiſſenſchaft und der Geichiäte, 
und zwar noch Durch eine innigere ald die aller europäifchen Staaten verbunden, ſondern auch 
durch eine gemeinſchaftliche Staatöverfaffung, Staatsgeſetzgebung, Staatöregierung bed Reis 
und durch eine gemeinſchaftliche Gerichtseinrichtung, namentlih durch die gemeinichaftlichen 
Reichögerichte und die fie ergänzenden Univerfitätöfprucheollegien. Unter ihrer Ginmirfung 
und ihrem Schuge mußte fi denn für ganz Deutſchland und für alle befondern deutſchen Staa: 
ten noch vollftändiger als für die europäifchen Staaten aus den aufgenommenen fremden roͤmi⸗ 
fen, kanoniſchen und longobardiſchen Reiten in Verbindung mit einheimifhen deutſchen 
Aehtönurmen und insbeſondere mit den allgenieinen Reichögefegen ein gemeined Recht von 
Deutſchland bilden. Dieſes mar theils abfolut gebietender Natur, ſodaß es nach dem Willen 
der hoͤchſten Autorität im Reiche, nach der Beflimmung der Neichögefehgebung überall zur An- 
wendung gebracht werden mußte, theils bios hypothetiſch und ſubſidiär, ſodaß es, wie in der 
Regel die fremden Rechte, nur Infofern angewendet wurde , ald keine befondern Drts-, Brovin- 
zialz oder Landesgefege andere Beſtimmungen fiber den betreffenden Gegenſtand enthielten. 
(S. Anslegung und Eolitfion.) 

Diefe doppelte europälfche und deutſche Bemeinfchaftlichkeit des Rechts und der Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft Hatte, außer den vorhin angeveuteten Vortheilen der Gemeinſchaft der Wiſſenſchaften 
überhaupt, noch befonvers wohlthätige Wirkungen. Keine Wiflenfchaft, kein gelehrter Stand 
ift fo fehr in Befahr, von den allgemeinen hoͤhern Ideen ſich loszureißen, in einen todten, erflar- 
renden Formelkram, in eine Maſſe pofltiver Sapungen und Einzelheiten, in Pebanterei und 
Spitz ſindigkelten, in einfeitige Schägung blos des Verſtandes ideenlos ſich zu verlieren, ald bie 
Jurioprudenz und die Juriften. Für fle ift es alfo befonderd wichtig, daß ihnen durch jene 
größere Verbindung und Zufanmenwirkung die böhern Geſichtspunkte und eine großartigere 
wiſſenſchaftliche Tüchtigkeit bewahrt werden. Außerbem aber rxgält und vermehrt die Gemein- 
ſchaft des Rechts die gefellfchaftliche Verbindung und Wechſelwirkung. Bor allem aber für vie 
einzelnen Stämme und Glieder unfers deutſchen Vaterlandes iſt e8 von der größten Wichtigkeit, 
daß ſeine leider ſchon fo fehr geſchwächte politifche und Nationaleinheit in der Gemeiniafttic,- 
keit deutſchen Rechts, deutſcher Rechtswiſſenſchaft und deutſcher Rechtseinrichtung ein ſtarkes 
Band feiner Einigung behalte, und daß nicht eine durch allgemeine Zuſammenwirkung tüchtige 
deutſche Rechtswiſſenſchaft untergehe in einer durch Mangel an Höhern Geſichtspunkten und an 
inniger Verbindung mit ihren Kebensquellen, durch Mangel an den Kräften zu tüchtiger viel- 
feitiger Bearbeitung kleinlichen heſſiſchen, naſſauiſchen, badiſchen Rechtswiſſenſchaft. Dieſes 
Ungiuck würde um fo größer fein, da die Aufhebung der Gemeinſchaftlichkeit der Rechtsſtudien 
auch Immermehr vie fegensreihe Nationalverbinpung durch Gemeinſchaftlichkeit ver deutſchen 
Yniverfitäten und Univerfitätsſtudien ſchwächen und aufldfen muß. 

ViI. Seit dem Ende des Mittelalters freilich hat fi die Bemeinfhaftlichkeit des Rechts und 
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der Rechtswiſſenſchaft unter ven verſchiedenen europäiſchen Staaten zum Theil vermindert... Die 
Urſachen biervon liegen nahe. Die frühere politifche Verbindung derfelben durch die päpftliche 
Hierarchie und dad römijche veutiche Kaiſerthum, das allgemeine Feudalweſen und das Ritter: 
thum zerfiel. Eine felbfländigere Nationalität und Nationalcultur, felbflänvigere Ausbildung 
und größerer Gebrauch der Nationalſprache und eigenthümlichere Entwidelungen der Landes⸗ 
verfaflungen, damit auch ber Rechts- und Gerichtseinrichtungen fonderten wenigſteus norerf 
bie einzelnen Staaten mehr voneinander ab und verminderten auch die Unviverſitätsverbindung 
unter denſelben. 

Selbſt in Beziehung auf Deutſchland verminderte ſich zum Theil, zuerſt durch Schwächung, 
dann vollends durch die Auflöfung des Deutſchen Reichs und durch die feindliche Entgegenſegung 
mehrerer deutſchen Staaten während des Rheiniſchen Bundes, die Gemeinſchaftlichkeit des 
Rechts, der Rechtswifſenſchaft und der Univerſitäten. 

Von einer Seite haben wol dieſe Veränderungen und wenigſtens die Ausbildung der ſelb⸗ 
ſtändigern Nationalität der europäiſchen Nationen auch wohlthätig gewirkt. Die ſorgfältigere 
Entwickelung und Beachtung der Volksindividualitäten und der beſondern Nechtöverbälktnifie 
und Rechtsbedürfniſſe fonnten die Rechtswiſſenſchaft reicher und grünvlicher und fie. und bie 
Geſetze auch der Freiheit und dem Bedürfniſſe ver Völker entiprechenner machen. Auf der an 
bern Seite aber verloren fich jene oben angebeuteten großen Bortheile der Gemeinſchaftlichkeit 
des Rechts, der Rechtswiſſenſchaft und der Untverfitäten. Bollends aber muß für bie deutſche 
Nation, welde jetzt nur. durch ein Bundesband politifch fehr Loder verbunden iſt, deren Lebens: 
fräfte und Sicherheit alfo vorzugsweiſe durch die forgfältigfle fonflige Bewahrung ihrer ger 
meinſchaftlichen Nationalität verbürgt werden müffen, jeve Zerfplitterung derſelben, jene Min« 
derung ihrer Sinheit und ihrer verbundenen Kraft als ein wahres Nationalunglück betrachtet 
werben. Und melde wichtigern nationalen Bande kann ed für und jet, nächſt unſerer Rational 
ſprache und unferer Literatur noch geben, als jene Gemeinſchaftlichkeit des Rechts, ver Rechta⸗ 
einrichtungen, ver Rechtswiſſenſchaft und unferer deutſchen Univerſitätsbildung? Für und, 
deren Leben und hoͤhere Lebensthätigkeiten einmal angewieſen ſind auf pad größere Leben unſers 
beutichen Nationalförperd, muß eine Abfonderung und Beſchränkung, namentlich auch des 
Rechts und ver Rechtöwiflenfchaft, auf einen Theil nur des gemeinſchaftlichen Ganzen zur Ber: 
arımung, zur Dürftigfeit und zur Kleinlichkeit, ja, wie Die Unterbindung eines Glieds am Icben- 
digen Körper, zur Verkrüppelung führen. 

Glücklicherweiſe aber zeigt ich, trog jener doppelten Abſonderung, doch auch mehr und mehr, 
wie dad Bedürfniß, fo auch die wirkliche Fortdauer eines europäiſchen und eines deutſchen ge⸗ 
meinſchaftlichen oder gemeinen Rechts. 

Die germaniſchen Völker in Europa und inmermehr auch die in Amerika febten an bie 
Stelle des politiihen Bandes durch Die Hierarchie und das Kaiſerthum ein immer vollkänbiger 
audgebilvetes gemeinſchaftliches europäifches Völferrecht und eine freie voͤlkerrechtliche Friedens⸗ 
und Hülfs- oder Rechts- und Culturverbindung, an die Stelle des gemeinſchaftlichen Feudal⸗ 
weſens und Ritterthums einen Wetteifer in ſtaatsbürgerlicher Freiheit. Sie erfennen bei aller 
Ausbildung ihrer Selbſtändigkeit und felbfländigen Nationalität doch immer vollſtändiger bie 
oben angegebene Gemeinſchaftlichkeit der Quellen ihrer ganzen Cultur und ihred Rechts. Und 
in dem Maße, wie fie tiefer in ihre eigene Eultur und Berfaflung einbringen, um fo mehr. tritt 
ihnen aus denſelben dieſe Gemeinſchaftlichkeit und das Bedürfniß gemeinfhaftliger Wechſel⸗ 
wirkung hervor. An die Stelle ver frühern allgemeinen Gelehrtenſprache aber treten Über⸗ 
ſetzungen oder die immer häufigere Erlernung der neuern Sprachen, und ein raſcher Austauſch 
der Bücher, der Zeitungen und Zeitſchriften, insbeſondere auch ſolcher, welche gerade für wie 
Verbindung und den Austauſch der verjchievenen Länder geſchrieben werben, theilt ſchnell jenem 
Lande vie Korfhungen und Entdeckungen des andern mit. Nicht minder ald die feudalen Medhtö« 
grundfäge des Mittelalters werben jept die repräfentativen gemeinfchaftlid für die freien gefittes 
ten Nationen. Und ſelbſt bis auf vie Einzelheiten dev Gemeinbeeinrihtung wie der flants- 
wirthfchaftlihen Verhältniffe nähern fich die Völker täglich einander. Die unermeßlich erleich⸗ 
terten und tagtäglich ſich mehrenden Mittel des Verkehrs und der Mittheilung flellen dabei die 
verſchiedenen Nationen in eine innigere Wechfelwirfung und Gemeinfhaft ver Intereffen, ver 
Beitrebungen und ver Bildung, als fie früher unter ven Provinzen deſſelben Staates ſtattfanden. 

Die Gemeinſchaftlichkeit des Rechts ift hierbei freilich größtentheild nur eine hiſtoriſche, nicht 
eine juriftifche. Die Hifterifche oder das hiſtoriſch gemeine Recht beruht nämlich blos auf ver 
geſchichtlichen Thatſache ver Übereinftimmung, ohne daß eine für die Übereinflimmenden gemein⸗ 
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fchaftliche rechtliche Nothwendigkeit die Geltung dieſer Übereinflimmung beftimmte. Wenn aber 
auch Feine höhere politifche Gewalt hier die Gültigkeit des gemeinſchaftlichen Rechts beftimmt, fo 
berubt ſie doch auf ver Autorität und ven Antrieben ver Vernunft, der vernünftigen Harmonie 
und der Logik. Dieſe bewirfen nämlich, vaß vernünftige Völfer bei Gemeinſchaftlichkeit der 
Grundlagen auch zu gemeinſchaftlichen Folgeſätzen gelangen und diefelben befolgen, foweit nicht 
befondere Gründe der Annahme und Abweichung nachweisbar find. Das juriftifche gemeine 
Recht dagegen iſt dasjenige, deſſen Gemeinſchaftlichkeit auf einer gemeinſchaftlichen juriftifchen 
Nothwendigkeit beruht. Als ſolches läßt ſich für Die germanifchen Völfer nur das anf ihrer ge- 
meinſchaftlichen juriftifcden Anerkennung und Vereinbarung beruhende europäifche Völkerrecht 
betrachten. Wenigftend nur in einem uneigentlichern Sinne ließen ſich die wefentlichen allgemei= 
nen naturrechtlichen Grundſätze ald ein juriftiich gemeinſchaftliches Recht für dieſe Völker darſtellen. 

Für ganz Deutichland aber gibt ed außer dieſem hiſtoriſch und juriftifch gemeinen Recht aller 
europäischen Völker auch noch jegt eine ausgedehntere Gemeinſchaft des deutſchen Rechts. 

Durch die innigere, durch die nationale Verbindung, durch Die frühere politifhe Reichs— und 
bie jebige Bundesverbindung ift natürlich ſelbſt vie hiſtoriſche Übereinftimmung des Rechts in 
den beutichen Staaten auch fortvauernd viel größer als zwiſchen ven verſchiedenen europäijchen 
Kationen untereinander. Und feit der Auflöfung des Reichs, ſeitdem wir alle das furchtbare 
Berverben ver Sleichgültigkeit gegen unfere gemeinſchaftlichen nationalen Grundlagen fo tief 
und ſchmerzlich empfanden, feitvem die allgemeine europäifche und die deutſche Regeneration 
überall ven Blick auf die gründlichere Auffaflung jener Grundlagen, der gefündern hiſtoriſchen 
und pbilofophifchen Grundideen unſers Lebens geführt hat, geht au aus diefer gefündern, 
gründlichern, tiefern Auffaffung unſers Rechts überall von felbit die beffere Erkenntniß feiner 
wefentlihen Gemeinjhaftlichfeit für alle deutichen Bruberfläumie hervor. Jede gründlichere 
Auffaflung des Rechts der befondern veutfchen Stämme und feiner Inpivivualitäten führt wirk⸗ 
lich überall auch zur deutlichern und tiefern Erkenntniß des gemeinſchaftlichen. Und alle deut: 
fen Stämme befinden fi mit deshalb in einem immer erfreuliern, Innmer größern Austaufche 
und Zufammenwirfen für die Ausbildung eines gemeinfchaftlichen deutſchen Rechts für vie 
Privat: und öffentlichen Verhältnifle. (S. Deutfches Net und Deutfches Landesſtaatsrecht.) 

Auch juriſtiſch gemeinſchaftlich ift und nicht blos das allgemeine europäische Völkerrecht, 
fondern au das Bundesrecht, welches nicht bloß die Beſtimmungen über die völkerrechtlichen 
Bundesverhältniffe aller deutjchen Staaten, fondern au, wenngleich dürftig beflimmte, jedoch 
folgenreiche gemeinjchaftliche nationale Rechtsgrundlagen enthält, wie z. B. die der allgemeinen 
ſtändiſchen Verfaffungen und andere ähnlide Beſtimmungen. Die früher durch Reichsgeſetze 
über nicht ſtaatsrechtliche Verhältniffe und durch die veichögefegliche Reception der fremden 
Rechtsbücher begründete juriftiiche Gemeinſchaftlichkeit auch des Privatrechts, des Strafrecht, 
bed Procefjes und Kirchenrechts hat Durch die Auflöfung des Reichs und feiner gemeinfchaftlichen 
höhern Stantögewalt in dem zwar nationalen, aber völferrechtliden Deutſchen Bunde im all- 
gemeinen freilih aufgehört, jevoch nur infoweit, als nicht mittelbar manche Grundfäge, wie 
mehrere über die Gerichtseinrichtung und über bie kirchlichen Verhältniffe, durch neu anerkannte 
ſtaatsrechtliche Orunvverhältniffe aud eine bundesmäßige Veftätigung erhielten, Ja für ge: 
wifle Bälle ift fogar ausdrücklich das ganze frühere gemeine deutſche Recht aus der Zeit des 
Deutſchen Reichs als auch jurifliich fortbeſtehend ausprudlich anerkannt worden. Der Deutfche 
Bund hat namlich für alle Streitigkeiten der einzelnen deutſchen Bundesftaaten untereinander 
und dann für diejenigen Bälle, in welchen deutfche Unterthanen ſonſt darum nicht zu ihrem Rechte 
gelangen koͤnnten, weil die Verbindlichkeit zu ihrer Befriedigung unter mehreren Regierungen 
zweifelhaft und beftritten if, eine audträgalgerichtlide Entſcheidung durch die zu wählenden 
hoͤchſten Berichte der einzelnen Bundeöftaaten angeorbnet und dieſe Gerichte angewieſen, in Gr: 
mangelung befonderer Beflimmungen nad) dem frühern gemeinen Recht von Deutfchland zu 
entfiheiven, ober wörtlih: „nad den in Mectöftreitigfeiten verfelben Art vormals von den 
Reichsgerichten fubfiniarifch befolgten Aeqhequellen, inſofern ſolche auf die jetzigen Verhältniſſe 
der Bundesglieder noch anwendbar ſind.“ 

Der auch durch den Bundesvertrag wie durch die allgemeine Stimme und das dringende 
Bedürfniß der ganzen deutſchen Nation begründete große Grundſatz, daß der Deutſche Bund, 
wenn auch nicht durch viele die innere Selbſtändigkeit der Bundesſtaaten zwangvoll befhräns 
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7) Wiener Schlußacte, Art. 21, 23 u. 30. Bundesbeſchluß vom 16. Juni 1817. Klüber, Offent⸗ 
liches Recht, 8. 174 fg. 
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ende Bunbesheflimmungen, Doch um fo mehr durch allgemeines freied Streben und freien Wett: 
eifer ver Regierungen und ver Bürger eine möglichft innige und fefte nationale Verbindung des 
gefammten deutfchen Baterlandes begründen folle, muß übrigens nothwendig dahin führen, daß, 
foviel möglich , die Gemeinſchaftlichkeit des Rechts und der Rechtswiſſenſchaft forgfältig gepflegt, 
erhalten und vermehrt werde. Diefem Streben verdanken wir auch bereit8 mehrere gemein- 
ſchaftliche Einrichtungen und Rechtsnormen. So die Zollvereinigung, die Vereinbarungen 
über Münzen, Telegraphen, Portofäge, über Wechſel- und Handelsrecht. Bon welchem großen 
Einfluß ein allgemeines veutfches Geſetzbuch fein könnte, leuchtet von felbft ein und wird unter 
dem Art. Geſetzgebung (deutihe), Geſetzbücher weiter befprochen werben. Melder. 

Gemeingeift over Gemeinſuinn ift und bier keineswegs das, was bie Franzoſen und 
Engländer mit dem Ausdrucke sens commun und common sense bezeichnen, nämlich ber 
gemeine (oder auch gefunbe) Menichenfinn over Verſtand (nad welcher Bedeutung wir ihn den 
fpeculativen Phllofophen zur Erklärung überlaflen), fondern die von den Mitgliedern eines 
gemeinen Weſens oder einer Geſammtheit derſelben liebend zugewandte Gefinnung, die Rich⸗ 
tung des Gemüths auf die Verfolgung allgemeiner over gemeinfamer, d. h. einer durch irgend⸗ 
ein Band unter fi verbundenen Befamnitheit eigener Interefien, verſchieden alfo von oder 
entgegengejegt berjenigen Richtung, welche blo8 egoiftifche over individuelle oder denſelben 
mehr ober minder verwandte particuläre Interefien fich zum Ziele des Handelns und Strebend 
fegt. Vorzugsweiſe paßt viefer Begriff auf die durch ein wahrhaft geſellſchaftliches und zumal 
Durch ein politifched Band vereinigten Gefamnitheiten; doch iſt er nicht beſchränkt auf Diefelben. 
Bielmehr find auch alle andern Beziehungen, wonach eine Menge von Menſchen unter fich in 
einer Gemeinfhaft ver Intereffen oder überhaupt des Wirkens und Leidens flehen Fönnen, zur 
Erweckung eines Gemeinjinns unter den Theilnehnern jener Gemeinſchaft natürlich geeignet, 
und findet alfo auch der Begriff wie die Tugend ſolchen Gemeinfinns in allen ſolchen Berhält- 
niſſen ſtatt. So gibt es unter den Genoflen deflelben Glaubens oder verfelben Kirche, fo unter 
den Gliedern derfelben Nation oder ven Bewohnern deſſelben Landes, wenn fie auch nicht zu 
einem Staate vereinigt find, fo unter den Genoffen deſſelben Standes u. f. w. einen natürlichen 
(auch in ber Regel löblihen und pflichtgemäßen, doch freilich nad; Umſtänden auch engherzigen 
und verwerflichen) Gemeingeift, welcher dem in wirklichen Gefellfhaften, z. B. Univerfitäten 
oder andern gelehrten oder auch Handelsgeſellſchaften u. f. w., ganz vorzüglich aber in der Ge⸗ 
meinde und im Staate anzutreffenden oder zu fordernden der Natur, ven Triebfedern und den 
Wirkungen nady fehr ähnlich ift, von nnd jedoch, da nur politifihe Unterfuhungen unfere Auf- 
gabe finn, nur im Vorübergehen berührt werben darf. Der Gemeingeift in Gemeinde und 
Staat ift ver eigentliche Gegenftand dieſes Artifelß. 

Zur Bermeidung von Misverftändniffen dder Begrifföverwechfelung ſchicken wir nud eine 
Bemerkung voran. Üenn wir vorhin von dem unter den Genoſſen eines Standes ober auch 
einer Corporation oder einer wie immer benannten nicht politiſchen Geſellſchaft wahrgu- 
nehmenven Gemeingeifte fprachen, hatten wir keineswegẽ den im engern Sinne fo genannten 
Standes: oder auch Borporationggeift, 3. B. Zunftgeift, Adelsgeift, Mönch: oder Prieſter⸗ 
ſchaftsgeift, Soldatengeift u. ſ. w, vor Augen, d. 5. den in folhen Stänven oder Geſammt 
heiten naturgemäß ober irgendeiner Erfahrung nad vorherrſchenden oder überhaupt anzır- 
treffenden gemeinſchaftlichen Geift oder Charakter, nämlich den Dir ganze Gefammtheit und daher 
auch ihre Glieder eigend als foldye beſeelenden und, je nach der Natur ihrer Zwecke und Inter: 
effen,, bald guten, bald böfen Geiſt. Diefer Geiſt ift feiner Weſenbeit nach ein egoiftifdyer, 
nämlich ein fubjectived Interefle oder eine jubjertive Neigung verfolgenver, folglich demjenigen, 
welchen wir Gemeingeift heißen, gerade entgegengefeht. Die Geſammtheit 3. B. einer Zunft 
oder der Inbegriff 3. B. der Standesgenoſſen bat eben naturgemäß die Richtung nad) dem, wa® 
ihr (Gefammt:) Zweck oder ihr (Gefammt-) Interefie erheiſcht; und es wohnt ihr eben, je nad 
der Natur folder Zwecke und Intereflen, oder aud je nad der Art der Zufautmenfegung oder 
der Verfaffung einer ſolchen Geſammtheit, oder je nach ver Beſchaffenheit ver Prinripten , wo⸗ 
rauf ihr Dafein und Fortbefland beruht, und überhaupt nach dem Zufammenhange aller Innern 
und äußern Verhältniffe, die ihr gewiffe Richtungen vorſchreiben ober eınpfehlen, jener eigen: 
thümliche, Halo gute, bald böfe Geiſt bei, welcher fi dann aud ihren Mitgliedern als ſolchen 
mittheilt, aber auch bei dieſen fo lange ein blo8 felbftifcher bleibt, ald dabei von keinen Privat⸗ 
opfern behufs der Erſtrebung ihres Geſammtzwecks die Rede ift, Tondern ſolche Erfirebung 
zugleich auch oder gar vorzugsweiſe oder ausfchließend im felbfteigenen Intereffe oder gur Beftte: 
digung felbfleigener Neigungen vder Leidenſchaften geſchieht. 
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Der Gemeingeiſt Dagegen, von welchem wir ſprechen, Hat zu feinem weientlichen Charakter 
die Selbftverleugnung, nämlich vie Geneigtheit, für die Verwirklichung eined Geſammtzwecks 
ober für die Befdrberung des Geſammtwohls auch perfünlicde Opfer zu bringen, d. h. im 
Gollifionsfalle von felbfleigenen oder der eigenen Perſon näher liegenden Intereffen mit jenen 
der Geſammtheit, welder man angehört, pie legtern vorzuziehen, ihnen alfo die erftern unterzu⸗ 
ordnen, ja diefe ganz aufzugeben, wenn jene es erheifchen. Bin folher Geiſt nun kann zwar 
wol aud verbunden fein mit dem Standes ober Eorporationd-, z. B. nit dem Adeld- oder 
Zunftgeifle, ift «8 aber nicht nothwenvig und nicht immer. Solange z. B. der Zunftgenofje die 
monopoliftifhen Berechtigungen, welde die Zunft genießt over anſpricht, blos im eigenen 
Intereſſe, weil fie nämlich ihm perſoͤnlich Bortheil bringen, vertheinigt, over ver Edelmann für 
bie Adelsprivilegien, welche ja auch feine eigenen find, und weil fie es jind, mit Feuer und Be⸗ 
harrlichkeit Tampft, haben beide noch feinen Gemeingeiſt in unferm Sinne gezeigt, fonvern 
bloßen Egoismus. Erf dann koͤnnte man ihnen auch Gemeingeiſt zuichreiben, wenn fie etwa 
perfönliche Vorteile, die ihnen angeboten würden und welche für fle den Werth ver Theilnahme 
an den Gefammtprivilegien überwoͤgen, aus Anhänglichkeit an das Geſammtintereſſe ihres 
Standes oder ihrer Corporation verfhmähten, oder wenn fie, obſchon felbft nicht geeignet ober 
nicht mehr fähig, aus den 3. B. ihrer Zunft zuftehenden Berechtigungen over Beflgungen per: 
ſoͤnlichen Nugen für ſich felbft oder für ihre Bamilie zu ziehen, gleichwol dafür bedeutende Opfer 
brädten, 3. B. mit ihrem eigenen Bermögen den Bedürfniſſen der Zunft beifprängen u. f. w., 
wiewol es dann freilich noch von ber Beihaffenheit beflimmter Geſammtheits⸗ oder Corpora⸗ 
tiondzwecke abhinge, ob der auch uneigennügige Eifer für ihre Beförderung Lob oder Tadel 
verdiene. Legtere Bemerkung indeflen findet auf den Gemeingeiſt in denjenigen gemeinen 
Weſen, von welchen allein wir zu reven haben, nämlich in Gemeinden und Staaten, deren 
wahre Zwecke überall gut und ebel find, Feine Anwendung. 

Auf diefen wefentlihen Charakter des Bemeingeiftes: willige, ja freudige Hintanfegung 
der eigenen perfünlichen und ebenfo der blos particulären Interefien zum Frommen jener einer 
Geſammtheit oder eines weitern Kreifes, haben wir nun den Blick zu werfen. In ihm liegt das 
eigentliche Lebenſprincip und auch die einzige Bürgichaft des Gedeihens der Gemeinweſen. Er 
iſt bie wahre Bürgertugend, deren Mangel durch nichts anderes erfegt werben kann; nicht durch 
jene des Gehorſams, welcher, wenn nicht durch den Gemeingeiſt eingefchärft und veredelt, nim⸗ 
mer Großes erzeugt; nicht durch die Schredden der Gewalt, weil diefe, ohnehin fletd auf un⸗ 
fiherm Boden rubend, nur lahmen Knechtsdienſt, nicht aber energiſches Streben fich zu Gebote 
ſtehen bat; nicht endlich durch die Eünftlichflen Einrichtungen und beſterdachten Verfaſſungen 
und Geſete, weil viefelben ohne den Gemeingeift, der ihre Bedeutung erfaßt und liebend ihnen 
gehorcht, leicht zu leeren Formen oder bloßen Schall werben, auögefegt, je nach den Interefien 
ber Einzelnen, der Nichtachtung ober lifligen Umgehung, oder auch der muthwilligen Verdre⸗ 
bung und dem ſchnoͤden Misbrauche. 

Allerdings könnte man jagen: zum Bemeingeifte iſt Tugend nicht einmal nöthig; ſchon 
bas wohlserflannene Selbflinterefie fordert pazu auf, weil, wenn ed den gemeinen Weſen wohl 
ergeht, auch jedes einzelne Mitglied veffelben davon die Früchte genießt. Allein dem ift nicht 
alfo. Der Antheil, ver von ver Wohlfahrt des gemeinen Weſens dem Einzelnen zulommt, kann 
leicht übermogen werden Durch einen dem letztern auf Unkoſten des erflern zufließenden beſondern 
Gewinn. Auch mag jedem Schlauberechnenden fi) die Betrachtung darbieten, daß die Öffentliche 
Wohlfahrt, von welcher auch er feinen Antheil zu genießen bat, bewirkt werden kann ohne fein 
eigenes Zuthun, nämlich durch die Beitrebungen aller andern Mitglieder, während, wenn legtere 
nicht attfinden, auch feine eigenen Opfer vergeblich find. Es iſt alfo, obſchon im allgemeinen 
wahr bleibt, daß, wo alle ven gemeinen Weſen liebend unb mit Selbflaufopferung vienen, alle 
auch dafür den entſprechenden Lohn im Gedeihen jenes gemeinen Weſens erhalten, gleichwol 
unverfennbar, daß der Egoismus feine Rechnung beffer als bei ver Ausübung ver Geſellſchafts⸗ 
pflicgt dabei finden mag, ſich jener Selbflaufopferung nah Möglichkeit zu entziehen und daß 
gemeine Wohl duch die Anftrengungen anderer befoͤrdern zu laſſen, ober auch für pad Verber- 
ben der von ihm vernachläffigten oder verrathenen guten und gemeinen Sache ven übertviegen= 
den Erſatz in materiellen Privatvortheilen hinzunehmen. Der Egoiömus allein aljo kann ben 
Gemeingeift nit erzeugen; vielmehr bleibt diefer jenem ewig entgegengefeßt und eine wahre 
Tugend, obfchon allerdings auch die Borfiellung, dab man, was man felbft nicht zu leiften 
geneigt ift, nit Billigkeit auch nicht von andern fordern kann, und Daß jedes gute oder böfe Bei⸗ 
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fpiel durch erzeugte Nachahmung fi in feinen Wirkungen vertauſendfachen kann, ein befräfti: 
gended Motiv zur Übung jener Tugend werben mag. | 

Der Egoismud oder die Engherzigkeit, welche ven Gegenſatz des Gemeingeiſtes bildet, iſt 
nicht nur in der Richtung oder Geſinnung Einzelner, die da ihr perfönliches (individuelles ober 
Familien) Intereffe jenem ber Gefammtheit, welcher fie angehören, vorziehen, zu erkennen, 
fondern aud in jener von Heinern Geſammtheiten (und von deren Mitglievern als ſolchen) in 
ihrem DVerbältniffe zu größern, deren weiter reichenver und höhern Zwecken geiwinmeter Ber- 
band fie umſchließt. Hier wie dort find Princip und Wirkung die nämlichen, und das Gefammt: 
intereſſe 3.8. einer Fleinen Ortsgemeinde, ob auch in Bergleihung mit rein individuellen 
Intereffen als ein allgemeines erſcheinend, ftellt fi) gegenüber vem der großen Staats: 
gemeinde, ja ſelbſt viefes in Vergleichung mit dem eines noch größern Bundesſyſtems als bloß 
particuläres dar, deſſen Unterorbnung unter das allgemeinere (in einem ven Zwecken des 
größern Verbandes entſprechenden Maße) ebenfo wol durch Pflicht geboten und felbft von einer 
weisen Politik geforvert wird, als ſolches bei der Gollifion der rein individuellen Intereffen mit 
jenen irgenveiner Geſammtheit ver Ball tft. 

Zur Verdeutlichung diefer allgemeinen Säge mögen einige Beifpiele dienen. 

Der Gemeingeift mat den einzelnen Gemeinvebürger willig nicht nur zur Übernahme — 
nach Umftänden zur unentgeltlichen Übernahme — ver ihm durch Wahl oder Ernennung über— 
tragenen Gemeindeänter und Dienfte und zu deren unverbroffener, ſelbſt mit Benachtheiligung 
des eigenen Haushalts verbundener Verwaltung (fowelt, je nach den individuellen Verhält- 
niften, die Pflicht des Familienvaters ſolches Opfer erlaubt), ſondern er fpornt ihn auch ald 
einfachen activen Bürger an zu reger und thätiger Theilnahme an allen Angelegenheiten des 
gemeinen Weſens, fei ed durch bedachtſame und treue Ausübung des Stimmrechte, fei es Durch 
Belehrung, Warnung, Befeuerung der Mitbürger, fei es durch patriotifche Gaben aller Art, 
durch Opfer von Zeit, Kraft oder Gut, überhaupt durch nimmer ermübenden Eifer in Rath und 
That. Der Egoismus dagegen entzieht ſich, ſoviel er kann, den Gemeinvebienften, oder wenn 
er fie übernimmt oder ſucht, fo gefchieht ed nur in der Abſicht, dadurch feinen eigenen Nugen zu 
beförbern, ſei es mitteld der Amtöbeſoldung, fei es mittels der Dienſtverwaltung felbft. Bei 
Abgabe von Wahlftimmen fieht er nicht auf pen Tüchtigften und Würdigſten, ſondern auf ben: 
jenigen, deſſen Wahl ihm mittelbar over unmittelbar perfönlichen Vorthell verheißt, oder 
auch irgendeiner Leidenſchaft Befriedigung gewährt. Bon ven Berathungen der Öffentlichen 
Angelegenheiten hält er entweder aus Lauigkeit und Theilnahmloſigkeit ſich fern, ober er flimmt 
in der Gemeindeverfammlung zum Frommen von perfönlichen oder von Parteizwecken. Anftatt 
durch freimillige Gaben und Opfer nad Bermögen das gemeine Wohl zu foͤrdern, halt er viel- 
mehr jelbit die ſchuldigen Beiträge nah Möglichkeit zurück und fucht die Lafl des gemein 
Weſens, foviel thunlich, auf fremde Schultern zu wälzen, während er befliffen ift, die Wohl⸗ 
thaten des Vereins, mit Ausfchlug oder Zurückdrängung der übrigen, fi ſelbſt in möglichft 
reihem Maße zuzueignen. Seine ganze Richtung in al feinem Than und Lafſen gebt auf 
Erringung folden perfönlichen Gewinns; und er ſcheut fich nicht, die Gunſt derer, welche ihm 
dazu behüfflich fein oder welche ihm entgegen auch Verdruß oder Schaden bereiten koͤnnen, alfo 
in&befondere der Municipalvorfleher und Staatsdiener, wol auch der Brotherren, Kundenleute, 
überhaupt der Patrone aller Art, durch ferniles Abſtimmen nach ihrem Sinne und Intereffe 
zu erfaufen. 

Derfelbe Egoismus findet aud in dem Verhältniſſe zum Staate, d. h. in per Sphäre der 
flaatöbürgerlichen Rechte und Pflichten, manche leider nur allzu lockende und allzu häufig 
benutzte Gelegenheit zur Außerung. Selbft in abfolutiftifchen Staaten — obſchon freilich Hier 
von eigentlichem Gemeingeifte nicht wohl die Rede fein kann, indem fein Begriff auf ber Vor⸗ 
ausfegung eined wahren gemeinen Wefens, nicht aber eines zum twillenlofen Gehorſam vers 
dammten Haufens beruht — jelbft in abfolutiflifden Staaten gewährt es einen traurigen 
Anblick, wenn man die — ob auch nur fo genannten — Bürger alles Intereffe am Öffentlichen 
Wohl um Ihrer perſoͤnlichen, namentlich materiellen Interefien willen verlieren ſieht; wenn fie, 
ſo Elein auch der Kreis der ihnen noch erlaubten Freibeit des Redens und Handelns ift, denſelben 
doch nicht mit patriotifchem Thun und Streben zu erfüllen wagen, fondern Die Gunſt des Die: 
nerd eines Dieners des Herrn höher ſchätzen als das Verdienſt der patriotifhen Hingebung für 
des Vaterlandes Ehre und Glück. Aber unendlich vermerflicher und heilloſer ift ſolche Richtung 
und Gefinnung in eonflitutionellen Staaten, deren Begriff und Weſen ein von allen natür⸗ 


Gemeingeiſt 287 


lich mündigen Staatsangehoͤrigen deutlich erkanntes und liebend verfolgted Geſammtiniereſſe 
und einen in ſolcher Sphäre ſich frei äußernden Geſammtwillen fordert und vorausſetzt, und 
deren Berfafiung eben auch auf Erweckung und fortmährende Nährung des patriotifchen oder 
Gemeingeiftes berechnet if. Wer unter einer ſolchen Verfaſſung lebt und feinen Bemeingeift 
Im Bufen trägt, ver ift ver Berfaffung unmerth, und wo die im Volke vorherrſchende Richtung 
felchen Mangel an Bemeingeift verräth, da muß ed eben ſich felbft e8 zufchreiben, daß die Ber- 
faffung ihm, ftatt zur Wohlthat, vielmehr zur Duelle ver Schmach und des Ververbens wird. 

Das Hanptrecht des Volkes unter folder Verfaffung und der wichtigſte Anlaß zur Aus- 
Rbung feiner bürgerlichen Pflicht iſt die Wahl feiner Vertreter. Hier zeigt ver Gemeingeift 
fi daran, dag man feine Wahlftimme, ob für die Wahlmänner-, ob für die Deputirtenwahl, 
sein im Öffentlichen Intereffe, d. h. in jenem ver Staatögefammtheit nach feiner beſten und 
aufrichtigflen Überzeugung abgebe, ohne irgendeine unlautere Nebenrückſicht und unbeftochen 
durch Gunſt ober Ungunft, Hoffnung oder Kurt, Ciferſucht oder ehrgeizige Selbſtbewerbung. 
Wer fein Stimmrecht aus Faulheit oder Feigheit gar nicht ausübt, wer ed ohne reife Überle- 
gung, dem nädften beften Impulfe folgend, ausübt, oder wer gar aus einem ber angeführten 
ſchlechten ober verächtlichen Motive wiflentlich einem Unwürdigen oder aud nur minder Wür⸗ 
digen feine Stimme gibt, der hat eben Beinen Gemeingeiſt, ift charakterlos over niederträchtig 
and macht fich für pie heiflofen Folgen, die feine Lauheit oder Pflichtvergeflenheit haben Fann, 
verantwortii vor Gott und der Welt. 

Noch weit ſchwerer allerdings iſt Die Verantwortlichkeit des Deputirten felbft für den Mis⸗ 
brauch feine® heiligen Anıtes zur Erringung von Privatvortheilen, oder auch ſchon für ven 
Nichtgebrauch ober aud) nur läfltgen Gebrauch veffelben im Dienfte ver Geſammtheit. Doch ein 
ſolcher untreuer Volksvertreter if nicht nur des Mangeld an Gemeingeift zu zeihen, fondern des 
wirklichen Verraths am Volke und des Meineids. Hier alfo haben wir davon nicht zu reden. 

Eine ver edelften Auferungen des ſtaatsbürgerlichen Gemeingeiſtes, und wozu ſich nicht nur 
in conftitutionellen, fondern auch in abſolutiſtiſchen Staaten manderlei Anlaß (in ven letztern 
freilich meiſt groͤßern Schwierigkeiten ausgeſetzt) findet, iſt die Theilnahme an allen Ereigniſſen 
im Staatsleben, ſowol böſen als guten, und nicht minder als an Regierungsacten, welche die 
Geſammtheit augehen, auch an jeder irgendeinem einzelnen Mitbürger als ſolchem widerfah⸗ 
renen Unbill over Rechtskränkung. Wie jedes einem Menſchen widerfahrene Übel den Men- 
ſchenfrennd, alſo fordert jedes dem Mitbürger und ihm als ſolchem begegnende den patrioti⸗ 
ſchen Staatsbürger auf zum Mitgefühl und zur thunlichſten Abhülfe. Was einem in ſeiner 
Eigenſchaft als Staatsbürger widerfaͤhrt, insbeſondere von ſeiten der Staatsgewalt oder der von 
ihr aufgeſtellten Autoritäten oder auch nur unter Zulaffung von ſeiten derſelben, das iſt dem 
Brineipe nah allen im Staate widerfahren, tft alfo ein alle gemeinſchaftlich berührendes, mit: 
Bin wahrhaft gefelifchaftliches und Daher die gefellfhaftliche Pflicht aller in Anfpruch nehmendes 
Ereigniß. Der Gemeingeift der Geſellſchaftsglieder zeigt ſich alsdann zundrberfi in der Auf: 
nıerffamfeit auf dergleichen Ereigniſſe und in dem darauf gerichteten theilnehmenden Blide, 
fovann in den Fällen, wo wirklich erduldetes Unrecht erkennbar vorliegt, in der unverhohlenen 
Außerung bed dadurch aufgeregten Mitgefühls und in der eifrigen Ergreifung aller der Mittel 
der Abhülfe oder Rechtswiederherſtellung, welche, je nach den beſondern Umſtänden der einzel- 
nen Bälle, ſowie nad den befonvern Berfaffungen und Gefegen jedes Landes erlaubt und aus⸗ 
führbar find. In ver Negel wird fhon die bloße Außerung des misbilligennen Gefühle oder 
Urtheils das wirkſamſte Mittel der Abhülfe fein; denn ſoiche Hußerung auch nur von feiten 
einzelner adtbarer Männer bekräftigt taufenn andere gleichgefinnte in ihrem Gefühle, er- 
muthigt fle wol auch zu irgendeiner Ihnen moͤglichen Manifeflation derfelben und ſchreckt dadurch 
die Machthaber von Fünftigem Gewaltmisbrauche ab. Dergeftalt mar die Nationalfubfeription 
für die fieben goͤttinger Profefloren ein Denkmal des in Deutſchland noch nicht erlofchenen 
Bemeingeiftes, ſowie die männliche Erflärung jener Profeſſoren jelbft, wodurch fie fich die Ver: 
folgung zuzogen, ein laut rebender Zenge des fie durchdringenden edlen Gemeingeifted. Wer 
aber aus Theilnahmlofigkeit oder aus Menſchenfurcht oder gar aus mit ber ungeredhten 
Gewalt fympathiſtrender Gefinnung zu folhen Dingen ſchweigt oder gar ihnen Lob fpenbet 
und ihre Tabter anfeindet, der wahrlich! Hat feinen Gemeingeift. Ebenſo jener, welder ben 
Berhandlungen der Regierung fowie der Volksvertreter und ber Richtung ihrer verſchiedenen 
Barteien Keinen aufmerffamen Blick zuwendet, oder welcher ſich ſcheut, fein aus reblicher Über- 
jeugung fließendes Urtheil Über dieſelben wie über alle öffentlichen Angelegenheiten auf jede 
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gefeglich erlaubte Weiſe auszuſprechen, oder gar, flatt die Misbilligung, der er fi innerlich 
nicht erwehren kann, zu äußern, fi zur kriechendſten Schmeichelei und zur ſelbſtwegwerfen⸗ 
den Anbetung erniedrigt. 

Sünden diefer Art werben keineswegs entſchuldigt, vielmehr noch erſchwert, weil mit einem 
für die Schwachen verführerifhen Schleier bebeckt, durch das Vorgeben, man handle fo vermöge 
der nähern Pflicht de3 Gemeindebürgers over der Gemeinbeobrigfeit oder au des Deputirten, 
für dad Wohl ihrer Gemeinde oder ihres Wahlbezirks zu forgen ober alles zu vermeiden, was 
denſelben Nachtheil bringen könnte. Gleichwol gibt e8 heutzutage faft Feine häufigere Erſchei⸗ 
nung als diefe. If 3. B. von der Wahl eines landſtändiſchen Deputirten die Rede, jo machen 
gewiſſenloſe oder ſchwachkoͤpfige Gemeindeobrigkeiten oder ſonſt einflußreicde Bürger die Be- 
trachtung geltend, daß z.B. durch die Wahl eines liberal gefinnten Mannes oder durd bie 
Nichterwählung des Regierungscandivaten die Ungnabe des Minifters auf die Stadt her: 
beigezogen und dadurch etwa der Verluft ver Garnifon oder einer Behörbe ober die Nicht: 
ausführung irgendeines für die Gemeinde wohlthätigen Plan werbe veranlaßt werben. Der 
engherzige oder ſchwachſinnige Theil der Bürgerſchaft horcht ſolchen Cinflüſterungen, und die 
fürdas ganze Land unheilvolfe Wahl geht vor ih, Sind Die Wähler blos Dorfgemeinden ange- 
börig, welche der minifterielle Zorn fo ſchwer nicht treffen kann, fo tft e@ der Bezirksamtmann, 
deſſen Gunft oder Ungunſt vielfach auf ihr Wohl und Wehe einwirkt, und deſſen Winke aber 
auch in ver Wahlfache zu refvectiven ver Dorfſchulze für Pflicht Hält oder als ſolche geltend macht. 
3a felbft ver Deputirte befchwichtigt oft bei feinen der Gefammtheit nachtheiligen Tendenzen 
fein Gewiſſen vanıit, oder führt als gleiönerifche Rechtfertigung dafür an, daß er allernächſt für 
das Interefle feiner unmittelbaren Committenten, d. h. feines Wahlbezirks oder (wenn er z. B. 
Deputirter des Adels oder der Kirche ober einer Univerſität u. f. w. ift) für jenes feines Stan- 
des oder der Gorporation, die ihn gefenbet, zu forgen und daher Diefe oder jene, ob aud vom 
allgemeinen Stanppunfte zu misbilligende Richtung zu nehmen habe. 

Wir fagen nun: diefer angebliche Gemeingeift, welcher ſich bei Dingen, die die große 
Sefamnitheit angehen, nur zu Gunſten eines Eleinern, in jener ald Beſtaudtheil enthaltenen 
Vereins oder Körperd äußert, und zwar zum Nachtheil oder im Widerſpruch mit den recht⸗ 
mäßigen Intereflen jener größern Befammtheit, dieſer angeblihe Gemeingeiſt ift, feiner 
Weſenheit nad, bloßer und engherziger Egoismus, mithin verwerflich wie biefer, ja in feinen 
Wirkungen noch weit verberblicher als der unverhüflte Egoismus der Einzelnen, weldem er 
übrigens in der Negel blos als heuchlerifche Beſchönigung dient. Da, mo von ſtattöbürgerlichen 
Rechten und Intereilen pflihtgemäß die Rede iſt, müflen die gemeindebürgerlichen wie jene ber 
einzelnen Stände und Gorporationen zurüdfiehen; und wer dieſe leptern zum Nachtheile der 
erftern in folder durch die Natur der Gegenflänve deutlich bezeichneten Sphäre verfolgt, der iſt 
eben engherzig und ohne Bemeingeift. Er handelt auch dabei, was die Verwerflichkeit ſolches 
Handelns noch augenſcheinlicher maht, nad einem Principe, welches, wenn allgemein beobach⸗ 
tet, die Geſellſchaft dem Verderben oder der Auflöfung zuführen muß. Dem Egoismus der 
Einzelnen kann die Autorität der Gefege und der Verwaltung noch mit Erfolg entgegenwirken 
und den Mangel des Gemeingeifted wenigftens einigermaßen durch Nöthigung erjegen; der 
Egoidmusd der Gemeinden oder Gorporationen oder Klaſſen, woraus die große Staatögemwalt 
befteht, Dagegen, zumal da, wo diejelben zugleich die Elemente der geſetzgebenden Gewalt bilden, 
bringt das Ververbniß in die Gefeßgebung felbft und gibt, mo die Regierung pad Gorruptionds 
ſyſtem befolgt, derſelben trog der Verfaſſung alle Gewalt ausſchließend in die Hand, oder macht, 
wo die Regierung die freien Stimmen der Volksvertreter achtet, die Durchführung guter Gelege 
ganz unmöglih. Denn nur der Gemeingeift vermag die fich überall entgegenftehenden Privat- 
ober particulären Intereffen unter fi) außzugleichen; und wo er ſchweigt, ha ift ein vereintes kräf⸗ 
tiges Streben nad einem Ziele undenkbar. Die heiljamften Plane der vom Rechte dringend 
geforberten Reform ſcheitern alsdann, wie großentheils felbft in England, folange nicht Die 
unmittelbare Volksſtimme drohend erihallt, an dem engherzigen Widerſpruche ver ihr Stan 
des⸗ oder Gorporationdintereffe dem Geſammtwohle vorziehenden Geſetzgeber, ober ed verwan⸗ 
delt fih, wie in Frankreich, die Oppofition, die nach ihrem enlern Begriffe das Streben nad 
Recht und Volkswohl fein follte, in ein erbärmliches Ringen nach Minifterftellen over in ein 
ſtarres Feſthalten an Provinzial: und andern particulären Intereflen; während eine ſervile 
Mehrheit, von der Bunft der jeweiligen Bewalthaber ihr eigenes ober ihrer nähern Angehört- 
gen Privatglüd erwartend, ober überhaupt um ver nächſtliegenden materiellen Interefien willen 
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aller edlern und weiter reichenden vergefiend, einem jeden Minifterium, wie immer e8 befchaffen 
fet, oder wohin Immer es fleure, mit twillenlofer Ergebenheit beiſtiamt. Ob wu in einigen 
deutſchen Kammern ober in welchen etwa vorzugsweife eine ober Die andere der hier bemerften 
Erſcheinungen vorfomme, darüber können wir das Urtheil jedem pie Zeitgeſchichte mit aufmerk⸗ 
ſamem Blicke Verfolgenden überlaſſen. 

In demſelben oder einem ähnlichen Verhältniſſe, wie die Gemeinde zur Provinz und beide 
zum Staate, ſteht auch biefer, wenn ex Theil eines Staatenſyſtems iſt, zu dem legtern. Auch in 
diefem Verhältniffe ift der Particularisnus, d. h. der Mangel an Gemeingeift, vie Hauptquelle 
des Verberbend. Natürlich und geret iſt es zivar, daß ſeder eimzelne der verbündeten Staaten 
für fein eigenes innered und äußeres Leben die volle Selbftändigkeit, mithin das ungeſchmä⸗ 
lerte Recht ſelbſteigener Intereflen behaupte, inſoweit nicht bie klar vorliegenden oder mit Ve⸗ 
flimnıtheit feftgefegten Bundeszwecke ein gemeinfchaftliches Erſtreben und eine wechſelſeitige 
Beihränktung in Auſpruch nehmen; aber innerhalb des dergeſtalt bezeichneten Kreiſes muß, 
wenn der Band gedeihen joll, jenes. Mitglied. aufrichtig und treu, mit Sinn und That, der Er- 
Prebung des gemeinſamen Ziels zugewendet und zu allen den gemeinen Zweden frommenden 
Opfern bereit, d. h. alfo von Gemeingeift befeelt fein. In der Erfahrung jedoch ift folches fei- 
neswegs die vorherrſchende Erſcheinung. Der Egoismus, d. h. die Richtung auf den ſelbſteige⸗ 
nen, befonbern Vortheil, überwiegt in der Regel den Eifer für ple gemeine Sache, und während 
man von deren Früchten den größtmöglichen Theil für fich ſelbſt in Anſpruch nimmt, wird 
dahin getrachtet, der gemeinen Laſt fich, ſoviel immer thunlich, zu entziehen. Schon die Ge⸗ 
ſchichte der meiften gemeinen: Allianzen ober Goalitionen zeigt dieſes, und jene ber eigentlichen 
Gtantemvereine nit minder. Warunı anders ale megen des Mangels an Gemeingeift find fo 
viele Coalitionen erfolglod geblieben, welde früher gegen Zubiwig’8 XIV. Gerrichlüchtige Ent: 
würfe und in der neueften Zeit gegen die franzöflfche Republik und gegen das Kaiſerreich ge: 
ſchloſſen wurden ? Und daß nusnahmsweije endlich diejenige, welche ven fogenannten heiligen 
Krieg wider Napoleon führte, fiegreih zum Biele gelangte, dieſes hatte man, außer der dur) 
die dringendſte Gefahr endlich bewirkten innigern Bereinigung der Herrſcher, zumal dem Ge⸗ 
meingelſte der für die Weltbefreiung aufgeſtandenen Völker zu verdäuken 

So auch ˖mit den Staatenſyſtemen oder den vielnamigen für bleibend geſchloſſenen Staaten⸗ 
vereinen. Der Particularismus, ala die vorherrſchende Tendenz ihrer Glieder, hielt ſie gewoͤhn⸗ 
lich in Schwäche zuxück, oder führte fie entweder der Auflöfung ober ver Unterjochung zu. Der 
Mangel an Gemeingeiſt war es (der freilich aus hiftorifgen Werhätmifien erklärbare), welcher 
dad Deutſche Reich dem Untergange hinwarf, und ver auch fpäter Deutfchland zu einer kräf⸗ 
tigen Drganifation nach innen und außen nicht hat kommen laflen. Ebenſo war es der Mangel 
an Gemeingeiſt, ver die ariſtokratiſchen Schweizerregierungen, die von Bern allen voran, zur 
Beute Napoleon’8 machte. Der wahre Gemeingeift, welcher den Negierungen nicht minder 
wohl anſteht alö den Regierten, iſt nur der nationale, d. h. der den Nationalwünſchen befreun⸗ 
dete und fein Sonderintereſſe anders als im Einflange mit dem nationalen verfolgenve. 

Unter den wahren ober vermeinten Bartienlarintersfien, in welchen fo leicht der Ge: 
meingeiſt untergebt, ift auch das Eirihliche von Bereutung. Wer mit fanatlſchem Eifer einen 
befondern Glauben zur Alleinherrſchaft zu bringen fixebt und von mehreren in demſelben 
Staate nebeneinander und nıit gleichem Rechte beſtehenden Kirchen die eine zu Gunſten der 
andern zu unterorhdlen ſucht und zu dieſem Zwecke etwa. bie erſte anfeindet, ſchmäht, läftert und 
alle Genoſſen oder Freunde derfelben ohne Unterlaß verunglimpft, verbädhtigt, hohnneckt, anf 
ſolche Art die Braudfackel ver Zwietracht in die Mitte einer vielleicht ohnehin ſchon in ſich 
zerriffenen und darum an Hoffnungen verarmten Nation fhleubert: wahrlich, der Hat feinen 
Gemeingeiſt; er ift en Engherziger, ein von vochmuth Aufgeblaſener, ein des Namens Bürger 
ober Mitblirger Unmärbiger. ' 

Welches finn wol die nächflliegenden Mittel, ven fo anendlich wichtigen und mohlthätigen 
Gemeingeiſt einem Volke einzuflößen, oder ihn unter feinen Gliedern zu nähren, zu flärfen, 
zur mögliäft allgemeinen Herrſchaft zu bringen? Hierauf iſt die Antwort nahe liegend und 
leicht. Alles, was uberhanpt den Verfland der Bürger aufflären, ihr Gemüth veredeln Tann, 
macht fie empfänglid für diefe wie für jede andere Bürgertugend. In viefem Sinne aljo werde 
die Rationalerziehung geregelt. Sodann befärbere man überhaupt die allgemeine Wohlfahrt, 
damit das Vaterland feinen Kindern theuer werde, und made die Bürger bekannt mit den 
offentlichen Angelegenheiten, damit fie Interefle daran nehmen, gewähre ihnen aber auch jenen 
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Ginfluß auf deren Entſcheidung, welchen fie, je nach ihrer Bilpungsfiufe und nad dem Ju: 
fammenhange aller Berhältnifie, gefahrlos darauf auszuüben befähigt ſind. Publicität aljo 
fet das Princip für alle Verhandlungen ver die. Geſammtheit oder irgendein Öffentlicges Iutereffe 
berührenden Geſchäfte; Preiheit der Rede und Schrift (beichränft blos durch vernünftige 
Repreſſivgeſetze) das für vie gegenfeitige Gedankenmittheilung und endlich politifige Freiheit 
ober politifches Recht, In einem eben jener Bildungsſtufe entſprechenden Maße allen Bolfs- 
flaffen gewährt, das ver Verfaflung. 

Doch über diefe Mittel tft wicht viel Redens noͤthig. Man kennt fie wol überall, aber nicht 
überall wendet man fie an, weil man auch nicht überall dasjenige will, was fie bewirken follen. 
Es gibt fogar eine Partei, welcher dev. Gemeingeift zuwider if, ja gefährlich ſcheint. Blinder 
Gehorfam, willenlofe Ergebung und demuthsvolle Anbetung find ihr Heber. - Rotteck. 

Gemeinpeitötheilung, Anseinanderfegung, Geparation, Gersitutablöfung. (9 
find hierbei zunächſt folgende Artikel des „Staato-Lexikon“ zu vergleichen: Eonfolibation, 
Dismembration, Felbordnung, indbefondere aber Agrarverfaffung und Agrergefchgebung 
und namentli Bd. I, S. 325, 335, 342, 367, 358—361 und die daſelbſt in ben Noten 
118, 120,125, 130, wie auf ©. 362, 363, 367 und 372 fg. angeführten Gelege der ner: 
ſchiedenen dentſchen Staaten über die Abldjung der auf den Grundſtücken haftenden cultur: 
ſchädlichen Dienftbarkeiten und über Gemeinheitsthetlungen. 

Indem auf diefe Artikel verwiefen wird, ſcheint ed zunächſt nur nötbig, hier noch eins 
mal auf den Begriff ver Semeinheit im Sinne der Gemeinheitstheilungs-Geſetzgebung hinzu⸗ 
weifen und babei zu bemerfen, mie an die verſchiedene Auffaflung dieſes Begriffe in einzelnen 
Geſetzgebungen fi nit blos eine verſchiedene Okonomie und äußere Anorunung der Geſetze 
knüpft, fondern davon au hinfihtlich der Bedingungen zur Auseinanberfegung, des Provo⸗ 
cationsrechts, der Abfindungsart u. |. w. verſchiedene materielle Beſtimmungen eine Folge find. 

Die preußifche Gemeinheitstheilungsordnung vom 7. Juni 1821, welche zum Zweck bat: 
„nie von mehreren Einwohnern einer Stadt oder eines Dorfes, von Gemeinden und Grund: 
befigern biöher gemeinſchaftlich ausgeübte Benupung ländlicher Grundſtücke zum Beſten ver 
allgemeinen Landeseultur fo viel möglich aufzuheben ober, folange fie beſteht, moͤglichſt unſchäd⸗ 
lich zu machen“, begreift unter ver im Wege gefeglichen Zwang auf Antrag von Theilnehmern 
aufzubebenden Gemeinheit jedwede gemeinfchaftliche Benugung einer gewillen Art, gleichviel 
06 dieſe gemeinfchaftlice Benugung auf einem Gefammt- oder Diiteigenthum bed gemeinichaft- 
lich benugten Grundſtücks oder auf ein= oder wedhleljeitigen Dienſtbarkeitsrechten einzelner 
Miteigenthuͤmer oder britter Berfonen an dem Grundſtücke beruht. Sie fieht die Grundgerech⸗ 
tigkeit, beziehungsweife Dienfibarkeit am Grundſtück gewiſſermaßen als Tell und Stüd vom 
Eigenthum ded Grund und Bodens an. Dagegen fchliept Die preußiiche Semeinheitäthetlungs- 
Geſetzgebung ausdrücklich die Teilung und Umwandlung son ſtädtiſchem oder ländlichem Gor- 
porationsvermögen (ſogenanntem Kämmereivermögen), welches zur Beſtreitung der Kaſten und 
Ausgaben von Stadt: oder Landgemeinden beſtimmt iſt, ebenſo von ſogenanntem Bürger: oder 
Gemeindegliever:Bermögen,, deſſen Subſtanz einer Stadt- oder Landgemeinde gehört, deſſen 
Nutzungen aber ven einzelnen Gemeindegliedern oder Cinwohnern vermoͤge dieſer ihrer Gigen⸗ 
ſchaft zukommen, in Privat- oder ſogenanntes Intereſſentenvermoͤgen aus. Stehen einzelnen 
Gemeindegliedern aus Privatrechtstiteln, als Zubehörungen von eigenthümlich beſeſſenen 
Grundſtücken und Häuſern, auf einem Gemeindegrundſtück abloͤsbare Grundgerechtigkeiten zu, 
fo geht allerdings die Abfindung dafür in ihr Privatvermoͤgen über, wogegen umgekehrt, wenn 
der Gemeindecorporation auf Brivatgeundflüden vergleichen Gerechtigkeiten zuftehen, die Ab⸗ 
findung für legtere wiederum Corporations⸗, refp. Gemeindegliedervermögen wird und bleibt, 
dergeftalt, daß die rechtliche Qualität felbft diefer leßtgenachten Art von Gemeindevermoͤgen 
durch die Gemeinheitöätheilung keine Veränderung erleidet. Dies iſt insbeſondere in wer zu 
$. 17 der preußiſchen Gemeinheitötbeilungdordnung vom 7. Juni 1821 erlaſſenen Declara⸗ 
tion vom 26. Juli 1847 näher erläutert und nod) beflimmter audgefproden. Auch in diefer 
Beziehung gilt das den Bemeinheitötheilungs- und Servitutablöfungsgefegen eigene Princip: 
„daß die Entſchädigung, welche jeder Theilhaber durch die Auseinanderfegung erhält, ein Sur⸗ 
rogat der dafür abgetretenen Grundſtücke oder dadurch abgelöften Berechtigungen iſt unb daher 
in Anfehung ihrer Befugnifle, Laſten und fonfligen Rechtsverhältniſſe die Cigenſchaften der⸗ 
jenigen Grundſtücke erhält, für welche fie gegeben morben.” Allerdings hatte pie preußifche Ge⸗ 
meinheitötheilungsoronung zunächſt und vorzugämelfe die Herftellung eines freien und un⸗ 
beſchränkten Grundeigenthums dur die Aufhebung von Servituten und Nugungdgemein- 
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ſchaften eulturfhänlicder Art zum Zwecke. Diefem ihrem Zwecke entipricht die Beflimmung: 
„daß den fi auseinanderfegenven Theilnehmern an Stelle ihrer Berechtigungen die entfpre- 
ende Entſchädigung zur ausſchließlichen und freien Verfügung überwiefen werden muß, und 
niemand ſchuldig ift, eine Entſchädigung anzunehmen, in deren freiem Gebraud er gehindert 
fein würde” ($. 56, 57), fowie die weitere Beftimmung: „daß felbft andere Grundgerechtigkei⸗ 
ten, welde an und für fi nicht Gegenflände ver Gemeinheitstheilungsordnung find, dennoch 
bei Gelegenheit ver Gemeinheitstheilung gegen hinlängliche Entigäbigung aufgehoben werden 
müflen, foweit fie jenem Zwecke Hinverlich find.” Dagegen fließt fie fervitutfreie Grundſtücke, 
foldhe, die keiner gemeinfchaftlihen Benugung unterworfen find, wenngleich fie mit ſervitutbela⸗ 
ſteten Grundſtücken vermengt liegen, ausdrücklich von der Auseinanderfegung aus, und felbit 
dann, wenn fie in ven Audeinanderfegungsplan paflen follten, fobald fiederen Cigenthümer nicht 
freiwillig in die Theilungsmaffe einwerfen will und zur Umlegung anbietet. Abgefehen von 
den fervitutfreien Grundſtücken bezwedt aber auch die preußifhe Gemeinheitstheilungsord⸗ 
nung gleichzeitig eine wirthfchaftliche Arrondirung und Lage ner Brunpftüde. Jedoch verorpnet 
fie nur für die einer Gemeinbeit unterworfenen Grundflüde der der Gemeinheitstheilung unter: 
liegenden Gemarkung gleichzeitig Die Ausweifung der neuen Landentſchädigungen, fei es für den 
eingemorfenen Grundbeſitz oder für die aufzuhebenven Servituten, in möglihft zufammenhän- 
gender wirthichaftliher Lage (die Gonfolivatien). (6.61 der @emeinheitätheilungsorpnung vom 
7. Juni 1821 und $. 9 des Ausführungägefeges de eodem.) 

Wiederum ift e8 als eine Folge dieſes Syſtems der preußifchen @emeinheitötheilungs- 
ordnung zu betrachten, daß, wenngleich als Abfinpungsart auch Kapital oder Rente geftattet iſt, 
dennoch ſelbſt für Dienſtbarkeitsberechtigte Landabfindung die Megel bildet, und daß dieſe Regel, 
abgejehen von der Entſchädigung für vorübergehende Nachtheile, für ven neueften Düngungs- 
zuſtand, für Bilugarten u. f. w. durch Rente over Kapital, nur hinſichtlich der Dienſtbarkeits⸗ 
berechtigten, fofern fie ihrerfeitd auf Gemeinheitdaufhebung antragen, einige Mobificationen er= 
feidet (S. 77 und 86 und wegen der Dienftbarkeiten auf Forſten Art. 10 ded Ergänzungsge: 
geiehes vom 2. März 1850). Im allgemeinen entfcheivet über die Abfindungsart felbfl der 
Dienftbarkeiten, ob in Land oder andererfeitd in Kapital und Rente, die Rückſicht auf das Lan⸗ 
desculturintereſſe. (Vgl. die Entfcheivung des Revifionscollegiums in der von letzterm heraus 
gegebenen „Zeitſchrift für Landesculturgefeggebung ver preußifhen Staaten”, VI, 439.) 

Niemals aber dürfen bei einer Auseinanderfegung nad der preußiſchen Gemeinheitäthei- 
lungdordnung Schafhütungsrechte, auch wenn fie als Schäfereigeredtigkeiten auf gutöberrlihen 
Vorrechten beruhen, oder Naturalzehnten auf den Abfinnungsplänen haften bleiben. Eine 
Hauptwirkung des Theilungsverfahrens beſteht darin, daß glei allen andern Dienftbarfeiten 
auch eine Schäfereigerechtigkeit, wofür Feine Entſchädigung ausdrücklich beantragt worden, nach 
vollzogener Theilung von ſelbſt für aufgehoben und erloſchen erachtet wird. Dafür, daß über⸗ 
all freies und unbeſchränktes, der ausſchließlichen Verfügung des neuen Eigenthümers unter⸗ 
worfenes Grundeigenthum hergeſtellt und übergeben werde, haben die Theilungsbehöͤrden von 
Amts wegen zu ſorgen. Es gilt dies als ein Öffentliches Intereſſe und Princip landespolizei⸗ 
licher Natur. Die Gemeinheitstheilung wird deshalb gewöhnlich auch Separation und in Nie- 
derſachſen und Weſtfalen meiſt Verkoppelung genannt. 

Anders iſt der Begriff ver Gemeinheitstheilung in den Geſetzgebungen anderer deutſcher 
Staaten aufgefaßt. Sie unterſcheiden zwifchen Servitutablöfungen, ferner Gemeinheitäthei- 
lungen und enblih Grundſtückszuſammenlegung oder Conſolidation. Für die Abldfung der 
Dienftbarkeitörechte iſt in der Regel nur Kapital oder Rente beftimmt. Auch iſt das Berfahren 
über die Konfolivation, refp. Zufammenlegung der Grundſtücke ohne Rückſicht darauf, ob letz⸗ 
tere einer Servitut oder Nußungsgemeinfhaft unterliegen oder nicht, theild in befondern Ge: 
fegen, theils in beſondern Abfchnitten öfters als ein von der Eriftenz und Aufhebung der Ser: 
vituten getrennter Gegenfland behandelt. Dagegen begreifen dieſe Gefege unter ver Gemein- 
Heitötheilung die Theilung folcher ländlichen und Forſtgrundſtücke, welche (wie e8 unter andern 
in dem ſchwarzburg-rudolſtädtiſchen Gefeg vom 7. San. 1856, betreffend vie Abldfung von 
Servituten, die Bemeinheitötheilungen und die Zufammenlegung der Grundſtücke, beißt) ent- 
weder einer oder mehreren Gemeinden gemeinfchaftlich mit dem Domänenfldcus oder einem ober 
mehreren Bütern gehören, oder fi im Miteigenthum mehrerer Gemeinden over mehrerer Gü⸗ 
ter, reſp. des Domänenfiscus befinden, over aber vergeftalt Eigenthum einer Gemeinde find, daß 
der Ertrag nicht zur Beflreitung des Gemeindehaushalts beftimmt iſt, Inben daß ihre Be⸗ 
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nugung den einzelnen Gemeinbeglievern zuſteht. Ähnliches beffimmt das koͤniglich fächlifche Ge⸗ 
ſetz vom 17.Maͤrz 1832, welches in einem beſondern Abſchnitt ſowol diejenigen Beſtimmungen, 
welche ſich auf die Abloͤſung der Fronen und anderer Realleiſtungen, wie diejenigen, welche ſich 
auf die Abloͤſung der Servituten beziehen, zuſammenfaßt und bei letztern die Abfindung durch 
Abtretung von Grund und Boden ſtets in die Wahl des Verpflichteten ſteſlt ($. 30), hingegen 
in einem andern beſondern Abſchnitt von den Gemeinheitstheilungen handelt, defien Gegen: 
ſtand nur ländliche Grundſtücke find, welche ſich im Eigenthum von Stadt: oder Dorfgemeinven 
befinden und mworan den einzelnen Gemeindeglievern die unmittelbare Benugung zufteht 
($. 132 fg.). Jedes anjäflige, zur Theilnahme an der Nutzung berechtigte Gemeindeglied kann 
auf Theilung antragen und einen verhältnigmäßigen Antheil zum ausſchließenden Eigenthum 
verlangen, wogegen bei der Abldfung gemeinſchaftlich ausgeübter activer ober pafjlver Dienft- 
barfeiten die Majorität entſcheidet. Diefen Gefegen zufolge bezieht fih die Gemeinheitstheilung 
auch aufdie Subflanz, auf Grund und Boden, jedoch nut auf das fogenannte Gemeindeglie: 
der= oder Bürgervermögen (f. oben). Dabei aber fol in Fällen dieſer Art bei ver Theilung oder 
Veräußerung von Allmenden (nad) einigen Gefegen) jedesmal geprüft und darüber befunden 
werben, ob die Abfindungen nicht zweckmäßiger dem Gemeindecorporationsvermögen zur Be: 
ſtreitung des Gemeindehaushalts einzuverleiben feien, wogegen die preußifche Gefeggebung den 
Übergang auf von dergleichen Gemeindeglieververmögen in das Privatvermögen ber einzelnen 
Gemeindegenoffen niemals geftattet. | : 

Über die verſchiedene Entftehungsart der Gemeinheiten, beziehungsweife Dienftbarkeits- 
rechte, mit deren Aufhebung ſich die Gemeinheitstheilungs- oder Servitutabldſungsgeſetze be: 
Ihäftigen, iſt auf Dieim Eingange gedachten Artikel, insbefondere auf Agrarverfaffung (1, 335) 
und Feldordnung zu vermweifen. Nach allen Gemeinbheitätheilungs:Befeggebungen thellbar 
find die aus der älteften deutſchen Anfievelung und Gaugenoffenfhaft ſtammenden Marfen- 
gründe und fogenannten Erbenwaldungen, wie fie fih im Welten und Süden Deutfchlandg, 
Hingegen gar nicht in dem durch Eroberung und Colonifation mit deutſchen Elementen bevdl- 
kerten Oſten (rechts der Elbe) vorfinden (vgl. Maurer, „Marfenverfaffung‘), wenngleich nur 
zum Weidegange geeignete Flächen, wie die Alpenweiden, bei ihrer Iheilung unter die nad 
Kuhrechten, Schägung oder Allmenvantheilen zur Nugung und zum Miteigentfum Bereditig- 
ten ihren Werth verlieren müßten. (S. Emminghaus, „Schweizeriſche Volkswirthſchaft“, 1,28 fg.) 

Mit der Befreiung der Perfonen, indbefondere der ländlichen Arbeiter, der Bebauer des 
Grund und Bodens, von ber Leibeigenſchaft und Erbunterthänigfeit mußte in weiterer ſtaat⸗ 
liher Entwidelung die Befreiung aud des Grundbeſitzes von allen denjenigen Feſſeln, durch 
welche deſſen Cultur und Nußbarkeit gehemmt und die ungehinberte Anwendung von Intelli- 
genz, Kapital und Arbeit auf die Hebung der Eultur verfchränft wurde, nothwendig in Ver: 
bindung treten. Die Gemeinheitötheilungd- und Servitutsabldfungsgefeße haben vorzugs- 
weife Daher diejenigen Dienftbarfeiten und gemeinfhaftlihen Nutzungen zum Gegenftande, 
welche der land- und forſtwirthſchaftlichen Cultur Hinderno In den Weg treten. Dazu gehören 
in der Regel überall Weideberechtigungen, durch welche ver Übergang in ein anderes Wirth: 
ſchaftsſyſtem, der Erbau von Zutterfräutern und Handelsgewächſen verhinvert oder erſchwert 
wird, ferner Walbberechtigungen zur Holzung, zur Maft und zum Streuholen, ſodann Plag- 
gen=, Heide= und Bültenhieb. Darauf beſchränkte ſich zuerft das preußifche Gefet vom 7. Juni 
1821, deffen Befimmungen in Betreff ver Gegenftände der Auseinanberfegung jedoch eine Er: 
weiterung durd das Ergänzungsgefeg vom 2. März 1850 erhielten. Letzteres erſtreckt die Ge: 
meinheitötheilung und Servitutablöfung außerdem auf die Beredtigungen zur Gräferel und 
zur Nugung von Schilf, Binfen oder Rohr auf Ländereien und Privatgemwäflern aller Art, auf 
das Pflüden des Graſes und Unkrauts in ven beftellten Feldern, auf das Nachrechen auf ab: 
geernteten Feldern, forwie zum Stoppelharken, auf Nugung fremder Adler gegen Hergebung bes 
Düngerd, auf den Fruchtgewinn von einzelnen Stüden fremder Acer (Deputatbeete), auf das 
Harzſcharren, auf Fiſchereien in ſtehenden oder fließenden Privatgewäflern, auf Torfnugung 
und die Theilung von Torfmooren, die bereitd vor Einführung der Gemeinheitstheilungs- 
ordnung vom 7. Juni 1821 im gemeinſchaftlichen Eigenthum waren. 

Andere Befepgebungen gehen bezüglich der Abloͤſungs-, vefp. Theilungsgegenſtände noch 
weiter. Unter gewiffen Verhältniffen wird darin auch das Recht, auf fremden Grundſtücken 
Mergel, Kied, Sand, Lehm oder Thon graben zu dürfen oder fremde Steinlager zu benutzen, 
ausdrücklich für abldsbar erklärt (Königlich ſächſiſches Gefeg vom 17. März 1832, 6.101). 
Die Baumnugung und das Baumpflanzungdrecht auf fremden, nicht mit Korftqualität behafte- 
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ten Grundſtücken, ebenjo Pferd: und Milchnutzungsrechte von Schafen dritter Perfonen unter: 
liegen bei Separationen und Gemeinbeitötheilungen, weil im Zufammenhange mit den aufzu- 
hebenden Hauptrechten und zur vollfommenen Befreiung ber Abfindungen, überdies aber aud) 
ſelbſtändig, nach den meiſten Gefegen der Ablöfung. 

Nicht alle Geſetzgebungen Halten genauer ven Unterſchied zwiſchen Reallaften einerfeitd und 
Servituten (Grundgęerechtigkeiten, Dienftbarkeiten ländlicher Grundſtücke) andererſeits feft. 
Praktiſch iſt dieſer Unterſchied allerdings nur dann von Bedeutung, wenn für die Ablöſung 
der einen ober andern Gattung der Bodenbelaſtung oder Grundeigenthumsbeſchränkung ab: 
weichende geſetzliche Beſtimmungen über Ermittelung des Umfangs, über Art und Höhe der 
Abfindung des Rechts u. ſ. w. gelten. Es find paher über diefen für Die Gefeggebung wie für 
die Ausführung der Geſetze erheblichen Punkt einige Bemerkungen am Otte. 

Die preußijche Geſetzgebung halt jenen Unterſchied genauer feſt und verorhnet in beſondern 
Geſetzen (beziehungsweiſe von 7. Juni 1821 und 2. März 1850) einerfeitö über Gemeinheits⸗ 
theilungen, reſp. Aufhebung culturſchädlicher Dienftbarkeitsrechte auf Grund und Boden und 
andererfei über die Ablöfung der Reallaften, von Dienften, von Körner: und andern Natural- 
abgaben, von Laudemien, von feften Geldabgaben und andern Leiftungen, wie des Naturalfrucht⸗ 
zehnts; denn auch das Recht auf den großen und Kleinen Naturalfruchtzehnt ift Feine Grundgerech⸗ 
tigfeit, fondern eine. Reallaſt. (Vgl. vieferbalb die Entjcheidungen des Reviſionscollegiums für 
Zandesculturfachen in der „Zeitſchrift für die Landesculturgeſetzgebung“, VIII, 308 fg., IX, 61 fg. 
und a. a. O.) Die Abloͤſungsordnung verfteht unter ablösbaren Reallaften alle beftändigen Ab- 
gaben und Leiftungen, melde auf eigenthümlich, auf (vormals) zu Erbpacht over Erbzins be- 
fefienen Grundſtücken ober auch auf Gerechtigkeiten ruhen. Deren charakteriſtiſches Merkmal 
befteht darin, daß der Befiger des belafteten Grundſtücks zu einem pofitiven Handeln oder Geben 
verpflichtet ifl, wogegen die Servitut in einem Dulden oder Leiden beſteht. Die vielfach in ven 
einzelnen Fällen hervortretenden Streitigkeiten über dieſen Unterſchied haben ihre Veranlaffung 
unter anderm insbeſondere darin, daß andere Abfindungdgrundfäge für Reallaften und andere 
für Gemeinheiten oder Servituten gelten, z. B. rüdjichtli der Kapitalifirungsfäge, der Be- 
nugung der Rentenbanfen, der Art der Entſchädigung, ferner aber aud) wegen der Grundlagen 
zur Berechnung des Sollhabens u. |. w., indem z.B. der Dienftbarfeitöberechtigte auf Mit⸗ 
beuugung des Holzes fich eine Kürzung und Verminderung des Maßes feiner Berechtigung ge- 
fallen laſſen muß, wenn der belaftete Korft, neben dem zur Theilnahme am Ertrage des Forſtes 
und gemiffen Holzfortimenten berechtigten Eigenthümer und andern Dienftbarfeitöberehtigten, 
nah Maßgabe des Umfangs und der Proburtiondfähigfeit des Waldes dad Bedürfniß oder 
Map nahhaltig zu gewähren nicht im Stande ifl, während derjenige, für welchen das Recht 
auf ein beſtimmtes Holzguantum als Neallaft auf einem Grundſtück Haftet, ohne Nüdficht auf 
die Eriftenz und die Productionsfähigfeit von Waldgrundſtücken nach ven feſtſtehenden, unver: 
fürzten Maße feined Rechts zu entſchädigen ifl. Es genügt an dieſem Orte, auf den Unterſchied 
und auf die bei fette und v. Nönne „Randesculturgefeßgebung des preußifhen Staates“, II, 
314 ig. und 323 fg., ausführli angegebene Literatur und Juriöprudenz hinzuweiſen. 

Dagegen beſchränkt ſich die Ablosbarkeit der Servituten einerfeitd zwar auf Real: oder 
Prädialſervituten ländlicher Grundſtücke, indem die perfünlihen Dienftbarkeiten des Roͤmiſchen 
Rechts (Nießbrauch, Wohnung) davon nicht betroffen werben, anbererfeitö aber nicht auf den 
Begriff des Römijchen Rechts, wonach die Befugniß einem andern Grunpftüd zuſtehen und die⸗ 
nen muß, indem vielmehr auch folche Örundbelaftungen, welche (activ) Gorporationen, In: 
nungen u. ſ. w. gehören, ablöshar find. Nur dann, wenn unter den Gemeinheiten das Mit- 
oder Geſammteigenthum verſchiedener felbfländiger Güter oder Gemeinden begriffen und vie 
Auseinanderjegung unter diefen Theilnehmern beantragt iſt, if in dev Regel wol eine General: 
teilung zweckmäßig, welder alsdann erſt, fobald die Genexalpläne feſtſtehen, eine Special: 
theilung des auf eine einzelne Gemeinde entfallenden Generalpland, reſp. Abfindungsſtücks 
unter die einzelnen Mitglieder dieſer Gemeinde nachfolgt. In Preußen legte man einen General: 
theilungsplan zwiſchen der Gutsherrſchaft einerſeits und den bäuerlichen. Wirthen andererfeits 
in der Regel nur bei venjenigen Separationen an, welche in Verbindung mit den jegt beendeten 
Regulirungen ver gutöherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe ausgeführt wurden. Die reinen 
Gemeinheitötheilungen und Servitutablöfungen hingegen bieten zu einer Unterfheidung zwi⸗ 
fchen General: und Sperialtheilungsplan in der Regel feine Beranlaffung. Wo Generalpläne 
zwifchen verſchiedenen Klaffen von Mitgliedern einer Gemeinde (mie e8 früher öfter gejchehen iſt) 
in Anwendung gekommen find, hat diefe Operation meift zu dem wenig glüdlichen Ergebniß 
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geführt, daß, wenn ſpäter die einzelnen Mitglieder ſolcher Gemeindeklaſſen aus der Gemenge⸗ 
wirthſchaft heraustreten wollten, die Anlage wirthſchaftlich zweckmäßiger Pläne für ven Einzel- 
nen im hohen Grabe erſchwert war. Wie zweckmäßig ausgeführte Separationen das National: 
vermögen bebeutend vermehren, fo treten ſchlecht und ungefchidt angelegte Theilungspläne ber 
künftigen fortfchreitennen Vermehrung des Volkswohlſtandes für lange Zeit hemmend entgegen. 

Ze nach dem Begriffe, der, wie oben gedacht wurde, mit der Gemeinheit und der Ge⸗ 
meinheitötheilung verbunden wird, iſt auch die Zuläffigkeit ver Provocaggon bald vom Antrage 
nur eine einzelnen Intereffenten, bald von dem der Mehrheit ober einer noch größern Anzahl, 
in der Regel nach ver Groͤße der Theilnahmerechte, beziehungsmeife des Grundbeſitzes berechnet, 
abhängig gemacht. Die preußifche Gemeinheitstheilungsordnung erflärt jeden einzelnen Grund⸗ 
befiger oder Dienftharfeitäberechtigten zum Antrage auf Audeinanberfegung befugt, es möge 
fein Grunpbefig oder fein Hütungs- und anderes ablöshares Recht noch fo geringfügig fein. 
Allein in den Kalle, wenn die Gemeinheitötheilung nicht anders ald mit Umtauſch der zur 
Ortsfeldmark gehörigen Ackerländereien ausgeführt werben kann, findet eine Ausnahme davon 
und die Gemeinheitötheilung nur dann flatt, wenn die Beflter des vierten Theils der Adler: 
ländereien, welche durch den Umtauſch betroffen werben, mit der nachgefuchten Separation ein: 
verftanden find. Dabei find fpäter die frühern Vorrechte der Rittergutäbefiger ober des Do- 
mänenfiscus aufgehoben. (Vgl. die Verordnung über die Befhränfung des Provocationsrechts 
auf Gemeinheitstbeilung vom 283. Juli 1838.) Die preußifche Gefepgebung behandelt ſomit 
die Gemeinheitötheilung nad) Analogie einer actio communi dividundo. Hingegen verlangen 
andere deutſche Geſetzgebungen zur Abldfung von Dienftbarkeiten, welde von Mitgliedern der 
Gemeinden oder andern gemeinjam Beredhtigten, z. B. bei Hütungdberechtigungen In gemein- 
ſchaftlicher Heerde, ausgeübt werben, in ver Regel vie Zuftimmung der Majorität; einige be: 
ſchränken jih auf die Zuſtimmung des vierten Theils, auch hierbei meift nad der Größe und 
den Umfange ber Theilnahmerechte, alfo z. B. der zur Weide berechtigten Viehzahl berechnet. 
Dei einer Zufammenlegung ver Grundſtücke iſt die Provoration mehrentheils fogar an eine 
Zweidrittelmajorität gebunden. (S. Eonfolidation.) Es geht aber auch pie preußifche Ge⸗ 
meinheitötheilungsorpnung von der ven Gegenbeweis ausfchließenden Boraudfegung aus, „daß 
jede Gemeinheitötheilung und Auseinanderfegung zum Beften der Landedcultur gereiche und 
ausführbar fei”. Ihr zufolge fol es bei Brovocation einzelner Gemeindeglieber niemals des 
Beweiſes bevürfen, daß die Thellung zum Bortheil ſämmtlicher Theilnehmer geſchehen könne, 
vielmehr genügen, daß die übrigen vollftändig entſchädigt werden Eönnen, und es foll dies ohne 
befondern Nachweis angenommen werden. Es iſt ferner ver Antrag auf Gemeinheitötheilung ſei⸗ 
tend eine einzelnen Intereffenten auch dann zuläfftg, wenn vie Brovocaten bie Gemeinheit unter 
ſich aufzuheben nicht im Stande fein follten ($. 23—25), ein Fall, der übrigens in ber Praris 
nicht wohl vorfommt, wenigſtens nicht befannt geiworven iſt. Andere Gefeggebungen hingegen 
verlangen häufig noch die Prüfung der Behörde über die Zweckmäßigkeit und Ausführbarfeit 
der beantragten Auseinanderfehung. Sie haben diefe, insbeſondere die Abldfung von Weide⸗ 
fervituten, auch nody aus andern GefichtSpunften, namentlid aus dem der Unentbehrfichkeit 
einer Rindviehweide für ärmere Gemeinden beſchränkt. Dagegen läßt die preußliche Geſetz⸗ 
gebung eine allgemeine Beſchränkung des Provocationsrechts nur dann eintreten, wenn ber 
Beweis geführt wird, daß nad der Theilung eine bisherige gemeinfchaftlicde Gefahr der Ver⸗ 
fandung oder Beſchädigung der Subjtanz durch Naturfräfte einzelne Theilnehmer allein treffen 
würbe. Diefer Fall kommt Öfter nur bei den durch Deiche nicht gefhügten Ränbereien an Strö- 
men beim Vor-, Außendeich8- oder Butenlande vor. (Vgl. den Art. Deichweſen.) 

Andere Beichränkungen betreffen nicht ſowol dad Recht zur Provocation auf Thellung, als 
vielmehr nur die Art und Weiſe ded Theilungsverfahrend und der Abfindung. Die vorzugs- 
weije bei Waldtheilungen. So beftimnt auch die preußifche Gemeinheitstheilungsordnung 
($. 109), daß die Naturaltheilung eines gemeinſchaftlichen Waldes ganz oder theilmeife nur 
dann zuläfiig fei, wenn entweber die einzelnen Antheile zur forfimäßigen Benutzuug geeignet 
bleiben oder fie vortheilhaft ald Adler over Wiefen benupt werben können. Hingegen If ($.110) 
nahgelaffen, daß die Außeinanderfegung der Miteigenthünter nichtöpefloweniger und zwar 
beim Mangel einer Einigung durch öffentlichen Verkauf des Waldes bewirkt werden Fönne. 
Ingleihen müſſen fich Dienfibarfeitöberechtigte auf Forften (na Art. 10 des Ergänzangsge: 
feges vom 2. März 1850) mit Rente und Kapital begnügen, wenn die Abfindung bei Hochwald⸗ 
wirthſchaft nicht mindeſtens 30 Morgen erreicht. Auch andere Gefeggebungen‘, melde die Thei- 
lung von Forſtgrundſtücken an höhere behörpliche Genehmigung knüpfen, machen dabei bie 
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Theilbarkeit von der Moͤglichkeit forfimäßiger Benugung der einzelnen Abfindungen abhängig. 
folge der ſchwarzburgiſchen Geſege 3. B. wird eine forfimäpige Benutzung nur Dann auge- 
nommen, wenn bie zu bildenden Theilſtücke Wirthſchaftsganze von 200 Morgen bei: Hochwald⸗ 
betrieb, von 150 Morgen bei Mitielwalbbetrieb und von 50 Morgen bei Niederwaldbetrieb 
‚betragen. Im Gegenjag zur Aufhebung ver Gemeinheiten iſt bei unzwedmäßig zerftüdelten 
Grundbefitz, wie z. B. bei zeriheiltem, in Heinen Parcellen beſeſſenem Forſtlaude oder Wieſen⸗ 
terrain, andererſeits auch wol die Bildung neuer Gemeinheiten zur Hebung der Cultur und 
Nugumgeerträge nothwendig und hier und da durch die Geſetzgebung angeordnet; jo durch Die 
jogenannten Haubetgsordnungen im Siegenſchen u. |. w., Dur das Waldeulturgeſet für den 
‚Kreis Wittgenſtein (preußiſche Geſetzſammlung, 1854, ©. 329) vom 1. Iuni 1854. Dapin 
konnen auch Ent⸗ und Bewäflerungsgenofienfchaften gehören. (©. die Art. Eutwäflerung, 
Gonfelidation und Felborbuung.) . 

Die Bemeinheitäthetlusgägefhäfte einſchließlich der Sersitutablöfungen bieten nicht felten 
große Schwierigkeiten bei der Behandlung dar. Diefe Schwierigkeiten liegen nicht bloß in den 
verſchicdenen Stadien und Üpsrationen, beren weiter unten. noch zu erwähnen iſt, ſondern oft 
auch in bee großen Anzahl ſehr verſchiedenartig berechtigter Intereffenten, Gigenthümer un 
Miteigentpümes wis Grundgerechtigkeiten mannichfachſter Art um» im Umfang der Tiheilungs: 
objeets, in Verhaltniſſen, welche fich oft über mehrere Feldmarken und Forſten erfireden und 
verzweigen, bei. denen wiederum auch Rechte. und Intereſſen ſehr abweichend collidiren und 
gegenũbertreten koͤnnen. 

Sehr mit Unrecht und zum großen Schaden des betheiligten Publikums nahm man früher 
(auch in Preußen) bei Einführung der Agrargeſetze an, daß gewöhnliche oͤkonomiſche Techniker, 

ohne beſondere Rechts⸗ und Geſezkenniniſſe und felbft ohne Höhere und allgemeine gefchäftliche 
Ausbildung, für Geſchäfte Diefer Art genügten. Wiederum waren andererſeits die Gemeinheits⸗ 
theilungen vor Conſtituirung befonderer Auseinanderſetzungsbehoͤrden (Generalcommiſſio⸗ 
nen u. |. m.) ver Leitung und Entjicheidung ver orbentlichen Berichtöbehörnen, ebenfalls nicht 
ohne nechtheilige Rüdwirktung auf den Zweck, überlaſſen. Die Theilungsgeſchäfte wurden oft 
viele Jahre lang aufgehalten, mit weit geringerm Erfolge für die Landescultur ausgeführt, 
unter anderm vorzüglich auch durch viele unzweckmäßig eingeleitete, für die Planberechnungen 
oft. reſultatloſe Pro⸗eſſe verzoͤgert. Dieſer leptgebuchte Übeiſtand wird zweifelsohne auch jehzt 
hei umfangreichen und verwickelten Sachen, bei denen Streitigkeiten mancher Art unvermeidlich 
find, in denjenigen -beutfdien Staaten bervortreten, in denen man bie Feſtſtellung der Theil- 
nahmerechte und ihres Maßes und Umfangs, d. h. derjenigen Rechtäverhältniſſe, welche nie 
Intereſſenten allerdings zum Theilungsverfahren ſchon mitbringen und welde die Grundlage 
dieſes Theilungsverfahrens und des Plans bilden, zunächſt den ordentlichen Gerichten zuweiſt 
und ſolchergeſtalt dieſes Stayium ver Feſtſtellung der Theilnahmerechte von dem Verfahren der 
Auseinanderſetz ungs behoͤrden losgetrennt hat. Die Erfahrung wie die Natur ber Dinge ſteht 
ver preußiſchen Einrichtung zur Seite, bei welcher fofort nad der Provocation und Einleitung 
des Berfahrens ſämmtliche Streitpunßte, gleichviel, ob fie Rechtsverhältniſſe ver gedachten Art 
oder vie Grundſätze für die Berechnung des Werths jener Rechte und ver Entſchädigung, die 
Abſchäzungen, die Art der Abfindung, ob Land, Rente oder Kapital, die Ausweiſung ber 
Landabfindungen, die Feſtſtellung des Plans: ober ven Receß und deſſen Bollziehung beireffen, 
der Perhandlung und Eniſcheldung der Auseinanderſetzungsbehörde anheinfallen,, ven Gene: 
rakenmiffionen oder den ihre Stelle veriretenden laudwirthſchaftlichen Regierungsabtheilun⸗ 
gen, beziehungsweiſe den ueben letztern beſtehenden landwirthſchaftlichen Spruchcollegien, in 
: höherer Inſtanz aber- einem beſondern, in Preußen für vie ganze Monarchie beftellten Gerichto⸗ 
hofe, dem Reviſionscollegium für Landesculturfahen; Specialgerichten, Die gleichzeitig und 
zwar der Mehrzahl nad) aus richterlichen, aber auch aus wiſſenſchaftlich und adminiſtrativ aus⸗ 
gebildeten öfonomifchen Technifern beſtehen. Eine dritte Inſtanz (Repiſion oder Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde) von den Entſcheidungen bed Reviſionscollegiums an ven hoͤchſten Gerichtshof des 
Landes findet nur ſtatt bei Streitigfeiten über Theilnahmerechte und deren Umfang, überhaupt 
wegen ſolcher Rechtsverhältniſſe, welche ohne Rückſicht auf Die Geſetze wegen Regulirung ber 
gutsherrlich⸗ bäuerlichen Verhaältniſſe, auf die Gemeinheitstheilungs⸗? und Ablöſungsordnun⸗ 
gen und auf. vie hiernach zu bewirkenden Auseinanderſetzungen Gegenſtand eines Proeeſſes 
hätten werden koͤnnen und alsdann zum ordentlichen Rechtoweg gehört hatten, (Cabinets⸗ 
ordre vom 15. März 1884; preußiſche Geſetzſammlung, S. 61.) Wenn in mehreren andern 
Staaten an Stelle beſonderer Auseinanderſetzungsbehoͤrden zur Reitung des Verfahrens und 
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zur Entſcheidung aller Streitpunfte anderer Art (der fogenannten technifigen) die gewoͤhnlichen 
Verwaltungsbehoͤrden beſtellt find, fo entfpricht dies ebenſo wenig wie bie Leitung u. ſ. w. ber 
Auseinanvderfegungen durch die gewöhnlichen Juſtizbehoörden der Aufgabe der Geſetzgebung 
und gewährt fogar noch weniger Schutz und Sicherheit für bie wichtigen, hoͤchſt werthvollen 
Rechte und Intereflen per Betheiligten, bie au in den andern Stadien des Verfahrens (Ab⸗ 
ſchätzung, Abfindung u. f. m.) gleiche Berückſtchtigung in Anfpruch nehmen. (Bel. ven Art. Agrar⸗ 
gefeßgebung, I, 361.) Ebenſo iſt vie Beftelung zweier Commiſſarien, eines Juriſten und eines 
Techniker, für eine und biefelbe Auselnanderjegung nicht zu eınpfehlen. Jever Sommiffar muß 
vielmehr neben rüchtiger techniſch⸗ ͤkonomiſcher Ausbildung auch bie nötige: Geſetzkenntniß und 
atlgemeine gefchäftlicde Bilvung beflgen, wenn bie Geſchaäfte zur. Befriedigung erledigt werden 
follen. Geſetzkunde, Geſchäftsgewandtheit und Umſicht in ver Wenrtheilung und Gombina- 
tion der ſich oft gegenfeltig bedingenden Intereffen und vor alten Dingen Gründlichkeit und 
Gewiſſenhaftigkeit in der Behandlung diefer Art von Geſchäften fhıb unentbehrliche Cigenſchaf⸗ 
ten des Commiſſars, unentbehrlier wie felbft eine. vollkommen tedmifch = Ökonomiiche Aus: 
bildung, indem dieſe legtere für Detallfragen eher durch die Zuziehung anderer oͤlonomiſcher, 
forftwiffenfchaftlicger,, - bevgmännifcher oder fonft für ein Specialfad ausgebildeter einzelner 
Sachverſtändiger erfegt werben fan. Daß es ausführbar ift, Eommiflerien und Beamte von 
der oben gedachten Dualification zu erlangen, hat pie Erfahrung in Breußen gelehrt, und ge- 
rechte Beſchwerden des Publikums kommen nur da vor, wo man diefen Erfahrungen auch jegt 
noch nicht überall vollſtündig Rechnung getragen hat. en 

Bel ven Gemeinheitstheilungen (Separationen und Servitutablöftingen) find, unter Vor⸗ 
ausfegung eines geordneten Verfahrens, welches auf dem geſetzlichen Wege und nicht etwa 
durch Vergleiche zum Ziele geführt wir, folgende Beichäftsftabien und verfchiedene Operationen 
in nachflehender Reihenfolge zu unterſcheiden. — — 

1) Die Ausmittelung und Feſtſtellung der Theilnahmerechte, ihres Verhaͤltniſſes, Maßes 
und Umfangs, ihrer Art und aller derjenigen Modalitäten und: rechtlichen Momente ihrer 
Ausübung und Benutzung, welche auf veren Werth und Schägung von Einfluß find. 

Im allgemeinen gelten für dieſe Grmittelung und Feftflellung der Theilnahmerechte biefel- 
ben Regeln und gefeglichen Beftimmungen beim Geweinheitötheilungsverfahten wie außerhalb 
eines folchen und vor deſſen Eröffnung. Denn im mwefentlicken haben es die Gemeinheitsthei⸗ 
lungs⸗ und SersitutablYungsgefege nur mit der Aufſtellung von Abfindungs- und Schhgungs- 
grundfägen für bie beſtehenden Theilnahmerechte zu thun. ' 

Jedoch hat ſich Die Gefeggebung faft überall weranlaßt gefehen, fir einzelne Rechtsverhält⸗ 
niffe befondere Beſtimmungen und zum Theil Abwelchungen von den allgemeinen Geſetzen zum 
Zweck der Audmittelung folder Nechtöverhältniffe auf dieſem Gebiete und zum Zwed ber Thet= 
lung und Ablöfung zu erlaffen. So 3.8. binfichtli der ſubſidiariſch, in Ermangelang von 
Urkunden, Judicaten oder. Statuten,| anzuwendenden Maßftäbe für ben Umfang und] das Ver⸗ 
hältniß der Theilnahme an gemeinfhaftlien Weiden, und zwar gleihmäßtg aufädern, Wieſen, 
Leeden und Angern. - E8 fol nämlich dabei in der Negel der Befigfland, d. 5. Die wirklich er- 
folgte Ausübung der Hütung in ven legten, ver Einleitung der Theilung vorhergegangenen 
10 Jahren entſcheidend fein, und dieſer Befigftand nad Zahl und Art des Viehs, nach Zeit- 
räumen, mit und in welchen jährlich jeder Theilnehmer vie Hütung ausgeübt bat, im Durch⸗ 
ſchnitt diefer thatfächligen Vorausſetzungen während ber gedachten 10 Jahre entſcheidend fein. 
Kann diefer zehnjährige Beſttzſtand nicht ausgemittelt werden, was beiläufig bemerkt in ber 
Prarid Regel ift, fo kommt dann die Berechnung des zur Theilnahme berechtigten Viehſtandes 
nad den Durchwinterungsprincipe zur Anwendung. Es wird dann nämlich dkonomiſch be- 
rechnet, wieviel Butter auf denjenigen Ländereien, welche zu dem hütungsberechtigten Gute ge- 
hören, im Durchſchnitt der Jahre gewonnen und wieviel Vieh der verfchiedenen Battungen 
wirthſchaftlich davon durch ven Winter erhalten werben kann, wobei in deß gewöhnlich nur auf 
den Strohertrag der Adler wie auf den Heugewinn von den natürlichen Wiefen und, abgefehen 
von befondern Rechtstiteln, nicht auf dad Futter aus Abgängen der zum berechtigten Gute ge: 
börigen Babrifationsanftalten, wie Brauerei, Brennerei, Rübenzuderfabrif u. f:w., Rückſicht ge: 
nommen wird. Werner enthalten die verſchiedenen Gemeinheitstheilungägefige and wol Beſtim⸗ 
mungen, wie fubfidiarifch die Hütungsberechtigung der mit Häufern ohne Äcker angefeflenen 
Intereflenten feftzuftelfen ift, nämlich auf die nothwendigſten Bepürfniffe eines Haushalts für 
Mann, Frau und drei Kinder, welche man zu anderthalb Kuhweiden (d. h. nad dem Verhaͤu⸗ 
niß von einer und einer halben Kuh) zu veranſchlagen pflegt; ebenfo bei unangefeffenen Bür: 
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gern und Schutzverwandten, gegen deren Theilnahme aber die Bermuthung ſpricht. Deögleichen 
Relfen die Geſetze für die Ausmittelung unbeftimmter Holzungsgerechtigkeiten zum Verkauf, wie 
über andere Begenflände der Auseinanderfegung befondere Regeln auf. Ferner joll z. B. hin⸗ 
fichtlich des Graſens, Ährenleſens und Stoppelrechens auf fremden Grunpflüden nach den 
ſchwarzburgiſchen Geſezen die Bermuthung (bis zum Beweiſe des Gegentheils) gelten, daß dieſe 
Nuhungen nur als eine den Armen ohne Rechtsverbindlichkeit eingeräumte Vergünſtigung anzu⸗ 
ſehen ſeien. Zu erwähnen iR hier noch, daß nur Die Cigenthümer, nicht Die Pächter von Grund⸗ 
ſtücken und Berechtigungen beim Verfahren zugnziehen find, letztere vielmehr entweder die Ab⸗ 
findung anzunehmen oder rechtzeitig die Pacht aufzulündigen haben. 

.2) Die Bermeflung nebft Kartirung der einer Auseinanderſetzung zu unterwesfenben 
Grundflüde. Sie wird meift bei einer mit ver Abldfung ein= oder wechfeljeitiger Servituten 
verbundenen Landentſchaͤdigung und Austaufhung der Grundſtücke nothwendig und unter Zu⸗ 
ziehung der Beſitzer, refp. ihrer Anweifer, durch den zur Commiſſion gehörigen Feldmeſſer und 
Geonuter bewirkt. 

3) Die Bonitirung der Grundſtücke neh Sulturart und Güte mit Cinſchãtzung derſelben 
durch die zwei Boniteure in die vom Theilungscommiſſar unter Zuziehung jener beiden 
Schäger oder Bonitenre feftgeftellten Klaſſen, nebft der Werthbeflimmung einer jeden dieſer 
Klafien per Morgen nad) Maßgabe ihres Ertrags, der davon abzuziehenden Wirthfchaftd- 
koſten, beziehungsweife des ſich hiernach ergebenden Reinertrags, welcher bei landesüblicher 
ordnungsmäßiger Bewirthſchaftung und Beftellung davon gewonnen werben kann. 

4) Die Berechnung bed Sollhabens, d. h. desienigen Geſammtwerths von Grunpftücken 
und Berechtigungen, welchen jeder Betheiligte nach der Größe und dem Umfange der Grund⸗ 
Rüde ums ihrer Claſſiſteation und Werthſchätzung, die das Vermeſſungs- und Bonitirungsregi⸗ 
fler ergeben, wie nach dem Maße, der Art und Schägung der auf den Ländereien oder Forſten 
ruhenden Verechtigtmgen in die Theilungsmaſſe einwirft und aus derſelben zurückzuerhalten 
bat, ſei ed in Land, Kapital oder Rente: Das Sollhaben wird in der Regel entweder in Ge⸗ 
treide (Merken Moggen) ober in Geld berechnet. 

5) Der Abfindungsplan, welder bei einer mit Der Servitutabldfung oder Gemeinheits- 
anseinanderfegung verbundenen Um⸗ und Jufammenlegung ver Grundſtücke die Landabfindung 
eineß jeben einzelnen Interefienten nachzuweiſen bat, bei welcher Berechnung auf ber Karte zwar 
zunächſt der Geometer thätig iſt, der Commiſſar aber in ver Anmweifung und Leitung des 
Feldmeſſerd hinſichtlich Der für jeven Interefienten anzulegenden Bläne, ihrer wirthſchaftlichen 
Beſchaffenheit, Lage wie der Angemrfienheit durch Ausgleichung von Bonität, Culturart, 
Größe ſtets mitzuwirken verpflichtet und berufen iſt. Nach Genehmigung ober rechtskräftiger 
Sefiftellung des Plans, nad Befinden mitunter auch ſchon auf rund des eriten Erkenntniſſes, 
erfolgt dann die Abftedung der Pläne auf dem Felde durch ven Geometer. 

Die Abfindungen find in einem Diane, bei erheblichen Differenzen in Bezug auf Eulturart, 
Baitung und Qualität ver Grundſtücke au in mehreren Plänen, ſtets aber in wirthichaftlicher 
Zage auszuweiſen. Dabei gilt allerdings ald Regel, daß jener Intereſſent insbeſondere dann, 
wenn er Brundflüde eingeworfen bat, auch wiederum durch Land abgefunden werben, daß ſich 
derſelbe aber für einen Ausfall in der Güte einen Zuſatz in der Fläche, ingleichen einen Aus⸗ 
taufe von Grundftücken der einen gegen Grundſtücke der andern Battung gefallen lafien muß. 
Dieſe legtgebachte Regel ſoll (namentlich nach ver preußiichen Benteinheitötheilungsorunung von 
1821, die hierin am weiteften geht) ihre Srenze nur darin finden, daß durch Die Gemeinheits⸗ 
theilung feine bisherige Ackerwirthſchaft in eine Biehzüchterei vermandelt werden bürfe und um⸗ 
gelehrt, daß Fein Hauptzweig der Wirthſchaft ganz oder grofentheild aufgegeben werben müſſe, 
ober Doch nur Durch Errichtung neuer Fabrikationsanlagen erhalten werben fönnte, jowie daß 
ein geſpannhaltender Aderwirth fernerhin kein Geſpann mehr halten könne und feine Lände⸗ 
reien mit der Hand bauen müffe, oder umgekehrt, daß überhaupt nicht Veränderungen in ber 
bisherigen Art des Wirthſchaftsbetriebs von gleich großer Erheblichkeit infolge der Separation 
eintreten würben. Auch Aus: und Abbauten: follen ich gegen vollſtändige Entfhäbigung ber 
Abbaufoften und’anderer Nachtheile einzelne Theilnehmer gefallen laſſen, wenn fonft nicht allen 
Theilnehmern dem Zwed der Auseinanderfegung gemäß eine wirthfchaftliche Lage ihrer Län- 
Dereien verfchafft werden fann. 

Bei diefen im Vergleich mit andern deutſchen Gefeßgebungen biefer Art weitergehenden 
Beſtimmungen der preußiſchen Gemeinheitsſtheilungsordnung ift im Auge zu behalten, daß dieſe 
legtere ein bloße Zufanmenlegungsverfahren ohne das Vorhandenſein und die gleichzeitige 
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Ablöſung von Dienſtbarkeitsrechten bisjetzt nicht fennt. Wenn deſſenungeachtet die preußiſche 
Gemeinheitstheilungßgordnung von 1821 mit dem glücklichſten Erfolge auch in Landrétheilen, 
wie in verſchiedenen Diſtrieten der Provinzen Sachſen und Weſtfalen, Anwendung gefunden 
bat, wo gleichwol eine große Zerſtückelumg ver Grundbeſtzungen, namentlich walzende Grund⸗ 
ſtücke und Wandeläcker, im allgemeinen auch bedeutend kleinere Veſitzſtände als in ben dſtlichen 
Provinzen Preußens vorherrſchen, fo darf nicht unbemerkt bleiben, daß unter ſolchen Verhält⸗ 
niſſen bis zu jener äußerften zuläſſigen Grenze des Um⸗ und Anustaufches ver Grunbflüde wicht 
geſchritten, vielmehr dieſer Um- und Austaufch vorſichtiger und ruchſichtsvoller behandelt wird. 

Ein ſehr wichtiger Gefichtspunkt bei der Anlegung des Plans iſt ſtets die angemeſſene und 
bequeme Zugänglichkeit der neu zugerheilten Abfindungsgrundftücke durch Wege und Fußſteige, 
wie die wirthſchaftliche Begrenzung und die Feſtſtellung dieſer Grenzen auf dem Felde mittels 
Grenzhügeln oder Steinen u. ſ. w. 

Bei der Plananlage find aber auch ferner wenigſtens die noͤthigſten wirthſchaftlichen Ver⸗ 
beſſerungen, insbeſondere durch die erforderlichen Entwäſſerungsanſtalten gu berückſichtigen, 
desgleichen andere wirthſchaftliche Bedürfnifſſe, z. B. durch Ausweiſung gemeinfamer Saud⸗ und 
Mergelgruben, Tränken, Flachsröthen u. ſ. w. Alle dieſe Vedürfniſſe find ins Auge zu faſſen, 
zu befriedigen und ſicher zu ſtellen. 

Eine bemerkenswerthe Beſtimmung (namentlich der preußifſchen Gemeinheitstheilungs⸗ Ge⸗ 
ſetzgebung) iſt außerdem die Sorge für Verbeſſerung der Schullehrerſtellen auf dem Lande, durch 
die Vorſchrift, „daß bei der erſten auf einer Dorffeldmark eintretenden Gemeinfeitstpeitang 
jenen Stellen fo viel Gartenland, als einfchließlich des bisher Beſeſſenen zur Haushaltung einer 
Familie und zur Sommerftallfütterung und Durchwinterung von zwei Haupt Rindvieh erfor- 
derlich ift, in zweckmäßiger Lage angewiefen werden fol”. Dies ift allerdings nur bei einer 
mit der Gemeinheitstheilumg, reſp. Servitutablöfung verbundenen Umlegung der Grundſtücke 
ausführbar. 

6) Ein letztes Stadium des Geſchäfts bildet die Entwerfung, Vollziehung und, ſoweit es 
früher noch nicht geſchehen, die Ausführung des Keceſſes, d. h. vesjenigen Vertrags unter allen 
Betheiligten, durch welchen die ſämmtlichen Ergebniffe des Gemeinheitötheilungsverfahreno feſt⸗ 
geſtellt und zu einem definitiven Abſchlun gebracht werben. Der Receß bildet demnächſt vie 
Grundlage für die aus dem Verfahren hervorgegangenen neuen Beſitzſtände und Rechtöverhält⸗ 
niffe. In den vorſtehend geſchilderten Geſchäftöſtadien und bezüglich ber verfhiedenen Opera: 
tionen können allerdings Streitigfeiten und Proceſſe gewiſſermaßen uls Incidentpuukte des ge- 
wöhnlichen und oranungdmäßigen Verfahrens hervortreten, welde im Proceßwege nach den 
dieferhalb gegebenen eigenthümlihen Ausführungsverordnungen zu erörtern und, je nachdem 
es technifche Gegenſtände betrifft, von Dfonomieeommiflar, einem Forſt- oder andern Sach⸗ 
verftändigen, auch wol von Kreisverordneten und Schiebsrichtern an Ort und Stelle zu prüfen 
und mit ihrem Gutachten oder fehledsrichterlihen Ausſpruch Über die flreitigen Punkte zu be⸗ 
gleiten jind, welche einer richterlihen Entſcheidung durch die dafür georbneten Behörden be= 
dürfen. Es muß einleuchten, daß Gommiffnrien und Behörnen, melde das ganze Audeinauder- 
fegungöverfahren vom Anfang bis zu Ende leiten, daher mit allen Dabei vorkonimenden Rechts⸗ 
verhältniſſen und wirthſchaftlichen Intereſſen vollſtändig vertraut find, vielfach Gelegenheit und 
Beranlafiung zur gütlihen Ausgleichung folder Streitigfeiten haben, daß fie, worauf es vor 
allen anfommt, weit mehr im Stande find, den Werth der Streitpunfte und ihren Ginfluß auf 
das Endergebniß der Abfindung zu ermeflen, ven Intereſſenten dies überzeugend darzuftellen 
und dadurch ein alle Theile befrienigenves gütliches Abkommen herbeizuführen. Die Beitimmun- 
gen , welche einige Gemeinheitötheilungs- und Servitutablöfungsgefege (fo z. 3. auch die groß: 
herzoglich heſſiſche Verordnung vom 9. Juli 1808, gleihwie das preußifdhe Landesſculturedict 
vom 14. Sept. 1811) über Einfhränfung von Bemeinheiten wie von Grundgerechtigkeiten auf 
Adern, Wiefen und Forflen, im Intereffe ver Gultur und Hauptbeſtimmung der Grunvflüde, 
behufs Zurüdführung der Dienſtbarkeitsrechte auf ein damit vereinbares Maß enthalten, der⸗ 
gleichen fid) vorzugsweise im zweiten Abfchnitt ver preußiſchen Gemeinheitätheilungdorbautg 
vom 7. Juni 1821 vorfinden, gehören großentheils zu den Vorſchriften über Verbeſſerung 
der Landescultur und beflere Feldordnung. Sie bilden Übergangöbeflimnkungen jur defini- 
tiven Aufhebung der Nugungsgemeinihaften und wer culturſchädlichen landlichen Grund⸗ 
gerechtigkeiten. 

Welche außerordentlichen Vortheile für Landescultur und Nationalwohlſtand aber aus ven 
Gemeinheitstheilungen und Servitutablöfungen hervorgehen, iſt jetzt zu allgemein auerkannt, 
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um mehr als der Erwähnung zu bedürfen. Überdies bewährt ſich auch dabei die moraliſche 
Macht, welche in einem freien, unbeſchränkten, nur der eigenen Berfügung des Beſitzers unter- 
worfenen Eigenthum liegt. Dies unter anderm auch in der fofort nach ver Ausführung jeder 
Bemetnheitötheilung hervortretenden Anftrengung ber nunmehr freien @igenthüumer zur Ver⸗ 
befferung ihres Grundeigenthums durch die mannichfaltigften Eulturmittel. An die Stelle des 
frühern Wirthſchaftszuſtandes, beſonders auf den Gemeindemarkungen, in welchen vielfältige 
Misbräuche, Blur: und Grenzbeſchädigungen, wilffürliche, oft auch unberechtigte Benutzung 
nicht felten hergebracht waren, tritt Freiheit mit vechtliher Ordnung. Wenn allerdings bie 
Gemeinheitdaufhebung zugleich diejenigen Elemente aufläft, auf welchen zuvor ver Verband ver 
Gemeinden, zumal in den ländlichen Gommunen berubte, fo ift dadurch das Bedürfniß und die 
Aufgabe einer neuen Regelung auch der länplihen Gommunalverhältniffe aus dem höhern Ge⸗ 
fichtspunkte der fortgefchritienen ſtaatlichen und gefelffchaftlichen Entwidelung nur un jo näher 
und dringender an die Gefeggebung herangetreten. W. U. Kette. 

Gemiſchte Ehen, Den Recht des Alterthums war bie Frage ber gemiſchten Ehen nicht 
enigegengetreten. Zwar gab in ben langen Kampf, den die ſtandesungleichen Ehen in Rom 
provocirten, dad religiöfe Element wenigftens einen Vorwand ab, unter dem die Vorurtheile 
der Patricier die plebejifhen Beſtrebungen zurückzudrängen fuchten — die sacra ber gentes 
follten dur fremde Eindringlinge nicht verwirrt werden; als aber vurch die Lex Canuleja 
jene Schranfe gefallen war, ruhte vie Frage bis zur Ehriflianifirung Roms. | 

Aber ſelbſt dann, als vie Ehe, „das Sinnbild ver Bereinigung Chriſti mit feiner Gemeinde“, 
einen ſpeciſtfch chriſtlichen Charakter angenommen Hatte, mar zwar das Verbot der Ehen zmi- 
fhen Juden und Ehriften, nad Juflinian fugar bei Strafe des Ehebruchs [Lex 6, C. de 
Judaeis (1, 9)], die Unterfagung der Ehe mit Heiden und Kepern eine natürliche Gonfequenz 
davon; jedoch ohne irgendwie wichtig in dad Leben einzugreifen, blieben vie impedimenta dis- 
paritatis cultus und mixtae religionis mehr eine Frage der Hloßen Theorie. 

Die ganze Lage der Keger — und biefe haben wir hier vorzüglich zu berückfichtigen — war 
nicht danach angethan, daß die Berbindung mit ihnen häufig und gefucht, oder daß die welt: 
ide Geſetzgebung vie Ehen mit ihnen, welche wie Kirche verpönte, hätte geftatten ſollen. 

Der Begenfag zwiſchen Staat und Kirche, vem auch die Frage der gemifchten Ehen, wenn 
nicht ihr Daſein, fo doc ihre Entwickelung verbanft, war das ganze Mittelalter hindurch nicht 
in der Weiſe vorhanden , wie wir ihn heute zu firtren pflegen. Die Kirche, welche die gefanımte 
Intelligenz der Zeit in fih verkörperte, machte den Staat mir feiner phyſiſchen Gewalt ſich dienſt⸗ 
bar, und diefer gehorchte inſtinetiv dem geiftigen @lement; das weltlihe Schwert, um in einem 
der gebräudlihften Bilder jener Zeit zu ſprechen, Tieß fich „auf den Wink des geiftlichen züden 
und war willfährig, Die Keber, welche vie Kirche vervammte, zu vernichten. Es iſt hier nicht 
der Ort, die zahlreichen Ketzergeſetze anzuführen, in benen die weltlichen Fürſten ven Forderun⸗ 
gen ber Kirche genägten (vgl. darüber unter andern Yriebberg, „De finium inter ecclesiam et 
civitatem regundorum iudicio”, Leipzig 1861, ©. 90 fg.), auf die harten Strafen auf: 
merkſam zu maden, mit denen fie die der Kirche feindlichen Lehren bekämpften; nur fo viel mag 
ala dad Refultat angegeben werben, daß die Ketzer echt: und rechtlos waren, daß alle ihre Ver: 
bältniffe und fomit auch ihre Ehen, mochte fie auch vie Kirche für gültig erflären, ſtaatlich ver- 
nichtet wurden. 

Wenn wir jegt aber von den factifchen Verhältniffen abfehen und auf die Lehre der Kirche 
ber Miſchehen eingeben, fo ift vor allen Dingen ein principieller Unterfchten zwiſchen der grie- 
chiſchen und roͤmiſchen Kirche zu flatuiren. Jene verbietet nämlich geradezu die Ehen zwifchen 
Orrhodoxen und Häretikern und erklärt fie für nichtig: „öoneupov Tbv yap.ov Fyelodar xal To 
&Ieoy.ov SLodvecTau suvanderov', heißt es In dem Concilium Trullanum vom Jahre 692 (bei 
Bevergtus, „Synodicon”, I, 241), und dieſe Beſtimmung iſt auch nachher beftätigt worden. 
(S. Photius, „Nomocanon‘', Tit. XII, Kap. 13.) 

Die römische Kirche dagegen verwarf zwar ebenfall3 vie gemifchten Ehen, erkannte aber 
immer deren Bültigfeit an. So jagt Thomas von Aquino: „Si aliquis idelis cum haeretica 
baptizata matrimonium contrahit, verum est matrimonium, quamvis peccet contrahendo, 
si sciat eam haereticam, sicut peccaret, sicum excommunicata contraheret; non tamen 
propter hoc matrimonium dirimetur‘‘ („Sent.“, IV, dist. 39, quaest. 1, Art. 1), und Inno⸗ 
cenz II. erflärt eine Ehe für rechtsbeſtändig und verbietet dem einen Theil die Wiederverheira⸗ 
thung, wenn aud der andere in Kegerei verfallen ſei [c. 7, X, de divort. (4, 19); vgl, auch 
Richter, „Kirchenrecht“, F. 285, Rote 3]. 
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Freilich darf auch nicht unerwähnt bleiben, daß von jeher eine fluengere Richtung in wer 
Kirche ven gemifhten Ehen überhaupt jede Gültigkeit abſprach, und deren Vertreter ift z. 2. 
Tancred in feiner „Sunmma de matrimonio” (heraudgeg. von Wunderlich, ©. 44), * 

Mit ver Reformation mußte die Frage der gemiichten Ehen in eine neue Phaſe treten. 

Da zum erften. mal weigerte fich die weltliche Macht die Execution des kirchlichen UrtHeils 
gegen die Keger zu übernehmen, da wurde der advocatus ecclesiae, der Kaifer ſelbſt gezwun- 
gen, ven factiichen Verhältniffen die rechtliche Garantie zu gewähren. 

Die Fatholifche Kirche ſprach zwar allen Conceſſionen, welche die veformirten Religions⸗ 
parteien vom Staate ſich verſchafft hatten, die rechtliche Gültigkeit ab, ſie proteſtirte gegen den 
Augsburger Religionsfrieden, gegen den Weſtfäliſchen Frieden, gegen die Wiener Schlußacte, 
fie recurrirte gleichſam auf das Jahr des Wormſer CEdicts, das als alleinige Norm gelten koöͤnne 
und deſſen Execution, wenn auch ungerecht verzoͤgert, vo nicht aufgehoben fei; allein aud lie 
mußte fih unter der Macht ver Thatſachen beugen und e8 der ungewiſſen Zufunft ober 
dem Erfolge ihrer Mifjionen anheimftellen, ob. die Grundſätze, welche ſie ſelbſt durchzuführen 
unvermögenb war, mieber zur Geltung kommen koͤnuten. 

Es waren aber auch die Begenfäge in der Ehelehre ſelbſt, welde bie Kirche zu einer Ver⸗ 
werfung oder Misbilligung der gemiſchten Ehen führen mußten. 

Abgeſehen von der Form der Cheſchließung, die nachher zu beſprechen iſt, wurde proteſtan⸗ 
tiſcherſeits die ſakramentale Natur der Che geleugnet, die Cheſcheidung zugelaſſen, die Grenze 
der verbotenen Verwandtſchaftsgrade enger gezogen und endlich die Ehejurisdiction ber welt⸗ 
lihen Gewalt vorbehalten. 

Die Eatholifche Kirche hatte ihrer Ghedocttin in dem Tridentiniſchen Concil einen Abſchluß 
gegeben. Faſt jede Beſtimmung deſſelben in Eheſachen enthielt einen ſcharf zugeſpitzten, ab- 
ſichtlichen Gegenſatz zur proteſtantiſchen Lehre. Es war daher nicht auffallend und nicht we⸗ 
ſentlich, daß das Concil die Frage der gemiſchten Ehen ignorirte und ohne nähere Beftim- 
mung ließ. Schon allein die unabänderlich vorgefihriebene Gingehungdform der Gonjens- 
erflärung coram parocho proprio, und zwar natürlich coram parocho catholico, enthielt im- 
plicite ein Berbot folder Chen. Es war aber aud klar, daß dem ganzen Gebäude dieſer Doc- 
trin durch Die gemifchten Ehen der Untergang drohe, daß die Kirche ich zu Transactionen werbe 
berbeilaffen müflen, falls der ganze Gegenſatz der Lehren gleihjam in einer Ehe aufeinander 
floße. Und deshalb trat die Kirche von jeher als fo entſchiedene Gegnerin der gemiſchten Chen 
auf, deshalb erklärte Urban VL: „Licet prole teneamus, catholicorum cum baereticis ma- 
trimonia omnimodo fugienda esse, et quantum in nobis est, a cathelica ecclesia procul 
arcere intendamus” (Breve von 30. Der. 1624); deshalb ſprach ſelbſt der gemäßigte Bene⸗ 
diet XIV. ji gegen gemifchte Ehen aus und warnte die Gläubigen vor denfelben (Schulte, „Ka⸗ 
tholiiches Eherecht“, S. 244); deshalb erfläcte fie nah Pius VI. 8,.Dct. 1803 „illicita, 
perniciosa et detestabilia” (Kutjchfer, „Katholiſches Eherecht“, 1, 557). 

Wenn aber die Eiferer der neuern und ältern Zeit in ihrer oft geſchmackloſen Opposition ") 
fo weit gegangen jind, den gemifchten Ehen den faframentalen Charafter abzujprecden , fo wird 
fich das Gewiflen des afatholifcgen Theils auch dabei leicht beruhigen, und der katholiſche Theil 
mag fi durch den Ausfprud eines der gelehrteften Päpfte tröften laſſen, welcher jagt: „In di-, 
vinis cum haereticis communicant catholici, qui cum üsdem sese matrimonio jungere 
non dubitant, etenim cum malrimonium unum sit ex septem eccolesiae sacramenlis, a 
Christo domino institutum, idem est matrimonium cum haeretico contrahere ac unum 
idemque sacramentum una cum eodem vel conficere, si niwirum ipsimet oontrahentes 
sint talis sacramenti ministri, quod magis communiter opinantur Scholastiei, vel saltem 
percipere, si scilicet, quod alii praesertim ex recentioribus tbeolagis autumant, illius mi- 
nister sit solus sacerdos’ (Benedict XIV., „De synodo dioec.“, Bud VII, Kay. 5, $. 3). 

Selbft die Ehe der Proteftanten unter fich erflärt die katholiſche Kirche für ein Saframent, 
wenn auch ohne heilbringende Wirkung. 


1) — B. ſagt im Athanaſius: „Sehärt bie Braut (d. i. die Kirche) dem Herrn in katholi⸗ 
fchen Kindern feine geiftige Rachkommenſchaft, dann kdunen die in gemifchten Ehen nicht katholiſch 
hervorgebrachten nach ihrem Gefeg nur als natürliche, außer der ordentlichen Ehe erzeugte ihm gelten.. 
Die Kirche fann unter feiner Bedingung gezwungen werben, einer andern, im Weltlichen herrſchend > 
worbenen Gonfeffion zweilchlächtige Baftarde zu gebären, und wer fie bazu zwingen will, intendirt 
Nothzucht an ihr.“ 
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Aber auch die proteftantifche Kirche Fonnte nicht gleichgültig mit anfehen, daß die Anhänger 
der neuen Lehre mit Katholiken Ehen eingingen. Ganz abgejehen von den Fatholifcherfeits 
in Erwägung fallenden Gründen ver eherechtlichen Dortrin, war es auch für bie proteftantifche 
Kirche, Die nicht wie die katholtfche einen directen Zwang auf ihre Anhänger ausüben fonnte, 
zu gefährlich, vem Belehrungsmwefen ver katholiſchen Kirche Thür und Thor in das Innere der 
doch zum Theil proteftantifhen Familie zu eröffnen. So jagt denn Bullinger („Vom chriſt⸗ 
lichen Eheſtand⸗“, Kap. 4): „Darumb wird ein Ehriften man im beziehen ver Ehe voraus fehen, 
daß er den waren glauben nicht verweibe ober verbeirate, ober in gefahr flelle... Wie wol- 
len nun zwey, die folhe widerwertige gemüt und fürnemen babe, an einem joch ziehen? An einem 
joch ziehen, tft ein form alfo zu reden, und heift gemeinſchaft Haben, und fih Ehelichen ver: 
halten. An frembpen jo ziehen peift ein unglaubig gemabel nemen.” Auch Melanchthon in 
feinem Bud „De conjugio“ erflärt ſich gegen die gemiſchten Ehen, und ebenſo, um eine Au⸗ 
torität aus ſpäterer Zeit anzuführen, ſpricht fih Carpzov aus: „Tutissimum procul dubio et 
consultissimum est, ut matrimonio copulentur tales personae, quae in vera veraereli- 
gionis Cognitione et professione consentiunt, non solum ex matrimonii natura ac condi- 
tione” („Jurisprud. Consistor.”, Buch A, Tit. 1, def. 6, Nr. 1). 

In verfelben Weife verhalten fi die Kirhenorbnungen des 16. Jahrhunderts zu dieſer 
Frage. Die Kölner Reformation vom Jahre 1543 (Richter, „Die enangelifhe Kirchenordnung 
des 16. Jahrhunderts, 2 Bde. Welmar 1846, II, 48) fordert die Paftoren auf, bie „Ienth 
auch getrewlich zu berichten, wie eine ſchwere fund, und von Gott beſonders verbotten, und ver: 
maledeiet iſt, wa man nit ihm heiradt vor allem fein ehr und dienſt anftehet, und ein rechtglau⸗ 
bigen gemahel ſuchet, der Gott in Chriſto unſerem Herrn auch erkenne und anruffe, und koͤnde 
alſo in Gott ein menſch mitt feinem gemahel ſein“. Die preußiſche Kirchenordnung vom Jahre 
1544 (Ritter, IH, 70) verlangt vor der Trauung, ähnlich wie die Hoyer vom’ Jahre 1581 
(Richter, II, 458), bie Ablegung einer Art von Glaubensbekenntniß, und die niederſächſiſche vom 
Sabre 1585 (Richter, II, 471) verbietet geradezu derartige Ehen. „Und bedarff“, heißt es dort, 
„keiner ſchweren erorterunge, ob ein Chriſt ſich mit einem Unchriſten und Unglaubigen verheira- 
ten müge ... Denn Gottes Wort ift hievon offenbar. Genes. 24, 28, 34; Exod. 34; Deut. 
7; Jos. 23. Dartn Gott ſolchs verbotten hat, and'ift auch oft nicht on grod gefahr.” " (Vgl. 
Goſchen „Doctrina de matrimonio”, Halle 1848, S. 36 fg.). Daſſelbe thut, um noch ein Bel: 
fiel aus fpäterer Zeit anzuführen, eine würtembergifähe Verordnung vom Jahre 1687 Moſer, 
„Corp. jur. evangelic.“, Zullichau 1737, Il, 396). 

Daß aber einmal eingegangene gemifchte Ehen nicht ver Religionsungleichheit wegen auf: 
zuldfen feien, Hat nicht allein Luther ausgefprochen (Auslegung des fiebenten Kapiteld der Epi- 
ftel Bauli an die Römer; vgl. Strampff, „Dr. Martin Luther über die Ehe”, Berlin 1857, 
S. 383 fg.), ſondern wird au von einer großen Reihe proteftantifher Autoritäten, die Carp⸗ 
309 gefammelt Hat (a. a. O., Bud IT, Tit. 1, def. 7, 8), bezeugt. 

Je mehr aber in den einzelnen Rändern die Verſchmelzung der verſchiedenen Religionspar- 
teilen vor fih ging, um fo wichtiger mußte Die Frage der gemifchten Ehen erfcheinen, um fo forg- 
ſamer mußte ver Staat ihre rechtliche Natur ins Auge faflen und um founfihererder Standpunkt 
der katholiſchen Kirche werben. 

Die Doctrin blieb zwar immer diefelbe, aber ſtets verſtand auch die Kirche den Zeitverhäft- 
niffen Rechnung zu tragen, „ad graviora evitanda scandala, quandoque in aliquibus locis 
necesse fuerit, illicita hujusmodi matrimonia tolerare” (Gregor XIV. an bie Bifchöfe 
Baierns, bei Säulte, „Eherecht“, S.263), ſtets dad Auge zuzuprüden, das ſonſt ein libertre- 
ten der kanonifthen Satzungen nie außer Acht ließ. 

Es gibt keinen beſſern Gradmeſſer, um das factiſche Verhältniß von Kirche und Staat zu be⸗ 
urtheilen, als die von der katholiſchen Kirche in der Frage der gemiſchten Ehen befolgte Praxis. 

Was nun zuerſt die Eingehung der gemiſchten Ehen betrifft, ſo hatte die katholiſche Kirche 
erſt in dem Concilium Tridentinum die Lehre von der Form der Eheſchließung überhaupt zum 
Abſchluß geführt. 

Während früher nämlich der Conſens der Ehegatten das Weſentliche und die Gegenwart 
des Priefterd zwar Iöhlih und gut, aber nicht zur Gültigkeit ver Ehe unumgänglich nothwendig 
geiwefen war, follte jetzt dieſer Conſens eine beflimmte Form haben, follte in jener Parochie, mo 
das Triventinum publicirt wurde, die Ehe nicht anders gefchloffen werben ald coram parocho 
proprio et tribus vel duobus testibus. Die matrimonia clandestina, die früber zwar durch 
Bußen geahndet, aber gültig gewejen waren, jollten jegt nichtig ſein. 
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Es ift nun die Frage aufzuwerfen, ob auch die Proteflanten an die Beobachtung diefer For⸗ 
men gebunden feien, und fie wird von ultramontaner Seite einfach bejaht. 

83 gibt nur eine Kirche, fo Tautet das eigenthümliche Raifonnement, und alle durch ven 
Bund der Taufe in dad Chriſtenthum Aufgenomnienen find ihre Mitglieder. Für dieſe Kirche if 
aber durch das Triventinum eine normale Form der Cheſchließung gegeben, mithin find die 
fümmtlide Ehen der Proteftanten, die diefer Form entbehren, nur Goncubinate, 

Die Eonfequenzen diefer Anſchauung find zu fehr mit der Geſchichte im Widerſpruch, be- 
ruhen zu fehr auf einer Nichtachtung aller factifchen Verhältnifle, ald daß ed proteflantifcher- 
ſeits nöthig wäre, fie zu wiverlegen. Es genügt vielmehr, ihr Dafein zu confatiren. 

Die Form, die aber ſchon für die rein proteftantifhen Shen ald maßgebend erklärt murbe, 
mußte es natürlich erſt recht für Die gemifchten Ehen fein, und fo iſt denn ald Poſtulat ver Kirche 
der Sag hinzuftellen, daß die gemifchten Ehen nad der trinentinifchen Korn zu fließen feien. 

Freilich machten auch hier die Zeitverhältnifie ein Durchbrechen der kanoniſchen Regel nöthig. 
So erklärte Benedict XIV. in feiner berühmten Declaratio de matrimoniis in Hollandia et 
Belgio contractis et contrahendis: „At si forte aliquod hujus generis matrimonium (nänt- 
li eine gemilchte Che) Tridentini forma non servata ibidem contractum jam sit, aut in 
posterum, quod Deus avertat, contrahi contingat, declarat Sanctitas Sua, matrimonium 
hujusmodi, alio non concurrente canonico impedimento, validum habendum esse.” 

Es ift unter ven Ranoniften flreitig, ob dieſe Verordnung auf Holland und Belgien, für 
welche Länder fie gegeben, zu beichränfen oder auch auf andere auszudehnen fei?), jedenfalls 
aber fteht fo viel fe, daß auch ohne ausdrückliche Conceſſion der Kicche fo eingrgangene Ehen 
faſt überall von Staats wegen aufrecht erhalten werben, daß vie Kirche ſich den Verbältniffen 
ſtillſchweigend fügt und freilich zur rechten Zeit. unzweifelhaft die ganze Schärfe der kanoniſchen 
Satungen geltend maden und jede nicht ausdrücklich gebilligte Ausbehnung ber Declaratio 
fireng verpönen wird. 

So ift eine durch einen proteltantifhen Pfarrer eingefegnete gemifchte Ehe auch katholiſcher⸗ 
ſeits als völlig gültig anerfannt worden, wie denn z. B. das mainzer erzbifchöfliche Vicariat 
in einer von Kopp (‚Die katholiſche Kirche im 19. Jahrhundert‘, Mainz 1830, S. 373) mit⸗ 
getheilten Antwort auf eine Anfrage der preußifchen Megierung erklärt, daß „mol jegt im ka⸗ 
tholiſchen Deutſchland die Bültigkeit der Ehe, die von den proteftantifchen Pfarrer des einen 
Theils eingegangen worden fei, von niemand mehr werde bezweifelt werben”. 

Wird aber nun, um weiter fortzufahren, jeder fatholiiche Briefter, ver behufs ver Schließung 
einer gemijchten Ehe angegangen wird, ſich dazu bereit finden laffen, und darf er ed? 

Die Doctrin der Kirche behandelt vie Ehen mit Proteftanten. in völlig gleicher Weife mit 
den Ehen, die mit Kegern eingegangen werben, und flellt ihnen alfo das impedimentum impe- 
diens mixtae religionis entgegen. Es ift daher den Ausführungen Fatholifcher Ranoniften, 
welde das Dispenfationsreht von diefem Impediment allein dem Papfte vindiciren, dad Zeug- 
niß der juriftifhen Gonfequenz nicht zu verfagen, . 

Unzweifelhaft fann von einem Chehinderniß, das faft alle Päpſte übereinftimmend für ein 
ſolches erflärt haben, das noch dazu Durch unzählige Synoden aufgeftellt ift, nur das Haupt 
der Kirche dispenſiren (Schulte, „Eherecht“, ©. 245 fg.). So haben ſich denn auch Die Päpfte 
häufig und faſt immer in demſelben Sinne ausgeſprochen. 

So heißt es in einem Schreiben des Papſtes an den Erzbifchof von Mainz vom 8. Oct. 1802: 
„Ejusmodi matrimonia inter unam partem haerelicam et alteram catholicam.... quodsi 
periculum perversionis conjugis removeatur et educatio prolis catholica in tuto sit... 
tuque aut episcopi a nobis petierint aliquo in casu et ex urgentissima causa dispen- 
sari, non recusabimus vestris precibus” (Kopp, a. a. D., ©. 369). Noch entſchiedener 
fpricht fi hierüber der Kardinal Conſalvi in einem Schreiben an ven Generalvicar von Weſſen⸗ 
berg aus: „Elaltro decreto”, Heißt es dort, „che diede anche tanto piü grave motivo di 
scandalo dei due primi, da V. S. Ilustr. publicato il 3. Decembre 1808 sopra i matrimonj 
misti nel quale 1. si dichiara che la Curia di Costanza nei casi particolari non sara diffi- 
cile a permettere tali matrimonj, benche proibitissimi dallachiesa, con che venne ad arro- 
garsi l’autoritä di dispensare sopra di essi, autorita che in alcun modo non le compete . .”’ 
( Denkſchrift über dad Verfahren des römifchen Hofs bei der Ernennung ded Hrn. v. Weſ⸗ 
fenberg zur Nachfolge im Bistum Konflanz‘‘, 1817). Dennod enthält ſchon dieſe zulegt 


2) Über ihre ausbrüdlichen Ausbehnungen |. Richter, Kirchenrecht, F. 285, Rote 10. 
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angeführte Urkunde einen Beleg dafür, daß auch in dieſem Punkte die Strenge der Theorie durch 
die Praxis gebrochen worden fei. 

Zwar iſt e8 das Gewoͤhnliche und kirchenrechtlich zu Rechtfertigende, daß die Biſchoͤfe kraft 
der ihnen vom Papfte verliehenen Facultaͤten und nur kraft dieſer die Dispenfationen bei ge⸗ 
miſchten Eben vornehmen; allein es hat fich in vielen Didcefen pie Gewohnheit gebildet, daß bie 
Bifcgöfe aus eigener Machtvollkommenheit dispenfiren. So bezeugt der ſchon oben angeführte 
Kopp (a.0.D., ©. 369) von der Dideefe Mainz, daß gemiſchten Ehen „in kirchlicher und ſtaats⸗ 
rechtlicher Hinficht nie ein Hinderniß entgegen geſtanden habe’, und Reiffenftuel in feinem „Ius 
canonieum‘ (Bu IV, Tit.1,$. 10, Nr. 870) fagt: „In aliquibus Germaniae locis, v. g. di- 
tione Sulzbacensi, eivilate Weidensi, eivitate Augustana eto., ob permixtam catholicorum 
cum haerelicis cohabitationem cessante omni periculo perversionis et scandali, licitum in 
casu perticulari vi consuetudinis foret malrimonium catholici cum haeretica. Bene: 
dict XIV. ſelbſt erklaͤrte feine Connivenz gegen derartigen Gebrauch. „Non posse se positivo 
actu approbare”, fagte er in einem an den Fuͤrſtbiſchof von Breslau gerichteten Vreve vom 
12. Sept. 1750, „ut dispensationes concedamsur inter haereticos vel ipsos inter et catho- 
licos, sed tamen se posse hoc dissimulare” (Iacobfon, „Über die gemifchten Ehen in Deutfch- 
land”, Leipzig 1838, ©. 28), 

Ja die disparitas cultus wurbe auch wol unter Katholiken und Proteflanten als wicht vor⸗ 
handen erBlärt, wie das Gambsjaͤger und van Ebpen thun (Kopp, a. a. O., ©. 369), und felbft 
die Rota Romana bat biefen Grundſatz adoptirt. „Ad contrahendum matrimonium‘, fagt ſie, 
„uti elevatum in saeramentum, requiritur solam paritas baptismi, non fidei. Agitur de 
matrimonio in regionibas, in quibus. catholici permistim eum haereticis vivunt, sibique 
iavicem non infestantur, sed familiariter agunt et pacifice conjugaliterque cohabitare 
consueverunt, ideo haec matrimonia ad instar aliorum contractuum oivilium ob amicitiae 
leges et comnrunem pacem et tranguillitatem conservandam tolerantur ab ecclesia jure 
consuetudinario, quod moribus utentium oommuniter receptum habet yim legis et ca- 
nonum vigorem temperat‘ (Petto, „„Sacrae Rotae Romanae decisiones“, Lucca 1725, 
1, 507; vgl. Jacobſon, a. a. O., ©. 22 fg.). 

Diefer leptere Standpunkt, als mit dem Frieden. der Unterthanen gemiſchten Befenntniffes 
verträglich, if denn au von einigen Geſetzgebungen ausdrücklich aufrecht gehalten worden, 
und fo erklärt z. B. Die würtembergiſche vom 15. Det. 1806, Nr. 6: „Um eine Ehe mit 
einer Perſon, die einer andern chriſtlichen Confeſſion zugethan ift, einzugehen, bedarf ed, wenn 
fonft alle gefepliden Srforderniffe vorhanden find, Feiner Diäpenfation‘ (Winfopp, „Der 
Rheinische Bund’, I, 77 fg.). 

Wir haben oben geſehen, daß ber Papſt als Bruns für feine Diöpenfation eine causa ur- 
gentissima verlangt. ine ſolche iſt aber nach der Anficht katholiſcher Kanoniften eigentlid nur 
dann vorhanden, wenn Intereflen des Staated, und noch mehr, wenn Interefien der Kirche be= 
rührt werben, wenn bie causa, um es furz zu jagen, eine publica iſt. So geflattete beifpield- 
weile Öregor XV. die Ehe König Karl's J. von England mit einer fpanifchen Infantin, nachdem 
Zulicherungen gegeben waren, die Lage ver Katholiken in England zu verbeflern, und Urban VIII. 
ertheilte den Dispens zur Che deflelben mit Henriette Maria von Frankreich erft, ald in ge: 
heimen Artikeln ven englifchen Katholiken gewiſſe Bortheile zugefihert waren (Kunflmann, 
„Die gemiſchten Ehen”, S. 143 fg.). Doc auch dieſen Standpunkt hat. pie Kirche fallen laſſen 
möüflen; ihr Heil wäre durch flarres Feſthalten an ven kanoniſchen Grundfägen zu fehr gefähr⸗ 
det worden, und wenn auch bei der einzelnen Che Die urgens causa fehlen mochte, fo war doch 
häufig genug die urgentissima vorhanden, alle in Bauſch und Bogen zu geflatten. 

Aber ſelbſt für den Hall, daß die Kirche die gemifchte Ehe bewilligte, ftellte fie noch 
Boflulate auf, denen ſich der afatholifcde Theil unterwerfen mußte. Zuerſt nämlich follte der⸗ 
felbe feine Kegerei abſchwoͤren und feinen Übertritt oder, um mit der Kirche zu fprechen, feinen 
Rücktritt zur alleinſeligmachenden Kirche vollziehen. „His autem veluti fundamentalibus‘, 
heißt e8 in Benedict's XIV. Encyclica für Polen van Sabre 1748 (Richter und Schulte, „CGoncil. 
Trident.“, Leipzig 1853, ©. 558), „apostolicae sedis regulis ejusdem agendi ratio oon- 
stanti usu recepta apprime respondet. Nam quoties ipsam adiri contingit, sive pro ob- 
tinenda simplici faoultate contrehendi matrimonium inter personas, quarum altera haere- 
sim profitetur, sive praeterea pro obtinenda simul dispensatione super aliquo gradu aliove 
canonico impedimento, quod inter contrahentes intercedat, neque licentia neque dis- 
pensatio conceditur nisi hac expressa lege seu conditione adjecta, nimirum abjurata prius 
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haeresi.“ Diefelbe Praxis wird durch den Cardinal Albitius von Innocenz X. bezeugt 
(Kunftmann, a.a.D., &.205 fg.) und iſt aus ven Breves von Clemens X., Glemend XI., 
Clemens XIII. und andern Päpften erſichtlich. (S. Schulte, a. a.D., &. 250 fg.). 

Es if klar, daß der Staat ein ſolches Auftreten der fatholifigen Kirche nit ruhig mit an⸗ 
fehen konnte. &8 wer für den mühſam bergeftellten Frieden unter den verſchiedenen Religions- 
parteten zu gefahrbringend, wenn bei Anlaß jeder gemifchten Ehe der alte Riß wieder klaffend 
gemacht werden follte, wenn bie proteftantifche Kirche beſtändig durch äußern Zwang an ber 
Zahl Ihrer Mitglieder Cinbuße erleiden follte, und nod dazu in einer Form, bie ihrem ganzen 
Beftehen beftändig und inımer von neuem das Vernichtungsurtheil ſprach. 

Der kräftigen Reaction ver weltlichen Befepe war ed daher auch faſt überall in Deutſchland 
zu danfen, daß die Härten diefer Praris abgefchliffen wurden, und daß die Kirche flatt ver Ge⸗ 
wißheit der sincera conversio des atatholifchen Ehegatten auf Die Hoffnung beſchränkt wurde, 
es werbe der Liebe des Fatholifchen Theils, zufolge den der Kirche gemachten Verſprechungen, ge= 
fingen, das Belehrungswerk zu vollführen. Aber felbft dieſe Verfprechungen mäflen mir ale 
unwürbige Proſelytenmacherei, die Die Ehe gleichſam ale Inſtitut der Innern Miſſion betrachtet 
und die, um eine Seele zu retten, den Frieden der Ehe untergraͤbt und zwei verdirbt, durchaus 
misbilligen und verwerfen. 

Außerdem follte ver ketzeriſche Ehegatte das Verſprechen abgeben, daß er ben „reihigläus 
bigen‘ in Ausübung feines Glaubens keineswegs flören wolle, wogegen weder vom Stand- 
punkt des Staated noch der proteftantifchen Kirche etwas zu erinnern wäre, wenn nur dem prote- 
ftantifchen Theile daſſelbe verftattet würde. So aber: bildet dies Verfprechen nes einen Gatten, 
in demfelben Augenblick abgegeben mit jenem des andern, gewiſſermaßen einen Hohn auf bie 
proteftantifche Kirche. &8 find das die „debitae cautiones” , die in den Breves der Päpfte fo 
mannichfach ermähnt werden nnd zu denen allervings noch die Berfprehungen in Beziehung 
auf die Kindererziehung hinzukommen, auf welche wir jeßt übergehen wollen. 

Dem ganzen Principe ver katholiſchen Kirche, außerhalb veren Teine Seligkelt möglich fein 
fol, entfpricht e8, daß die Ehegatten, die eine gemifchte Ehe eingeben wollen, das feierliche Ver⸗ 
ſprechen abgeben, ihre Kinder ſämmtlich und ohne Ausnahme im katholiſchen Hauben erziehen 
zu laffen. 

Der Proteftantiomud ift aber nur ein Factum und no dazu ein iflegitimeß, ‚vie Kirche 
würde ihm eine Art Anerkennung gollen, wenn fie zugäbe, daß die von einem katholiſchen Ehe⸗ 
gatten geborenen oder erzeugten Kinder ihm angehören follten, fie würde das Heil der Seelen, 
fiber das ihr zu wachen anvertraut iſt, freventlich gefährhen, falls fie geftattete, daß Kinder, Die 
durch den Bund der Taufe in die Kirche aufgenommen find, durch die Ketzerei ihrer verluſtig 
gehen würden. 

So referibirt denn, um ein Beifpiel anzuführen, Papft Pius VI. im Jahre 1782 an den 
Erzbifhof von Mecheln: „ut exigat et recipiat a contrahente haeretico declarationem in 
scriptis, qua cum juramento praesentibus duobus testibus, qui debebunt et ipsi subscri- 
bere, obliget se ad permittendum comparti usum liberum religionis catholicae, et ad edu- 
candum in eadem omnes liberos nascituros sine ulla sexus distinetione... Tertio, 
ut et ipse contrahens catholicus declarationem edat a se et duobus testibus subseriptama, 
in qua cum juramento promittat, non tantum se nunquam apostaturum a religione sua 
catholica, sed ducaturum in ipsa ommem prolem naseituram, et procuraturum se effien- 
citer conversionem alterius contrahentis acatholiei” (Schulte, a.a.D.;&. 255). 

Es ift klar, daß weder der Staat noch auch die proteftantiiche Kirche dieſes Princip bilfigen 
fonnten, und die katholiſche Kirche hat fich denn auch hier wieder bereit finden laffen nachzugeben 
und ſich meift mit einer Thellung der Kinder nad dem Geſchlecht begnügt. Aber auch Hiervon 
ift Die neuere Zeit mit Recht abgegangen, da man, um mit ven Worten der preußifgen Declara- 
tion vom Jahre 1803 zu fpreden, in Erwägung gezogen bat, „daß die Vorſchrift, nad 
welcher bei Ehen zwifchen Berfonen verſchiedenen Glaubensbekenntniſſes die Söhne in der Re: 
ligion des Vaters, Die Töchter aber in dem Glaubensbekenntniſſe der Mutter bis nad; zurück⸗ 
gelegtem vierzehnten Jahre unterrichtet werden follen, nur Dazu diene, den Religiondunterfäteb 
in den Bamilien zu verewigen und dadurch Spaltungen zu erzeugen, bie nicht felten die Einig⸗ 
keit unter den Bamilienglievern zum großen Nachtheil verfelben untergraben“. Demgemäß iſt 
vielfach die Beſtimmung getroffen worden, daß fümmtliche Kinder in der Religion des Vaters 
zu erziehen feien. 
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Wenn aber ſchon für die Falle, wo durch die Bautionen den Forderungen der Kirche voll- 
ſtändig Genüge geleiftet wird, eine minder feierliche Form der Eheſchließung vorgefchrieben ift 
(die Aufgebote, die missa pro sponsis follen fortfallen, Die Eingehung nicht innerhalb ver Kirche 
fattfinden), fo mußte pad noch viel mehr der Fall fein, mo die Kirche fich zu Bonceffionen her⸗ 
beizulaffen genöthigt war. Sie wollte da ihre Diener fi nicht activ bethelligen laffen, ſondern 
diefelben follten nur ihre Gegenwart gemähren, um fo dem ausgefprochenen Conſens der Braut- 
leute die ehewirkende Kraft zu verleihen. (Das ift z. B. im Jahre 1830 durch ein Breve 
Pius’ VII. für die Erzdidfe Köln beflimmt worden. Das iſt die fogenannte assistentia passiva.) 

Sp hat denn die Fatholifche Kirche faft überall den Standpunkt des Kanoniſchen Rechts ver- 
laffen und fih den Forderungen einer vorgefhhrittenen Toleranz und den Anfprüchen des Staates 
fügen müffen. 

Dennoch hat jie mehrmald und gerade in neuefter Zeit verſucht, die Strenge der kirchen⸗ 
rechtlichen Doctrin wieder zur Anwendung zu bringen. So der befannte Erzbiſchof von Köln, 

Clemens Auguft Schr. von Drofte zu Viſchering, in Bezug auf ven wir auf den aus meifter- 

hafter Fever gefloffenen Auffag in Herzog's "Theologifiher Encyklopädie“ verweilen; fo noch 
ganz neuerdings der Biſchof Arnolvi von Trier, welcher in Jahre 1853 folgenden erwähnens- 
werthen Erlaß publicirte: „R. R. D. D. parachos tenore praesentium certiores reddimus, 
dispensationes ab impedimento mixtae religionis in posterum a S. Sede Apostolica esse 
petendas, cum nos nonnisi in matrimoniis contrahendis urgentioribus, in quibus pericu- 
Jum ita fuerit in mora, ut tempus non adsit adeundi S. Sedem, et dummodo non aliud 
obstet impedimentum canonicum, ab ejusmodi impedimento dispensare amplius valea- 
mus. In utroque vero casu dispensationis vel papalis vel episcopalis a parte acatholica 
requiritur jurata promissio coram episcopo aut coram parocho ab ipso delegato emissa 
permittendi educationem prolis utriusque sexus tam forsan natae quam nasciturae in re- 
ligione catholica, nec impediendi parti catholicae filiisque liberum catholicae religionis 
exercilium. Matrimonium vero celebretur coram parocho et testibus juxta praescripta a 
S. Concilio Tridentino extra tamen ecclesiam et absque parochi benedictione, omissis 
etiam proclamationibus consuetis.” 

Bon feiten des Staates iſt dagegen nur eine Ordre Friedrih Wilhelm's IV. vom 7. Juni 
veflelben Jahres befannt geworden, morin er fagt: „Dies veranlaßt mich, hierdurch zu erklären, 
daß ich jeden Offizier meiner Armee, der. die geforberten, ven Dann wie das evangeliſche Be- 
fenntniß entwürdigenden Schritteunternimmt, fogleich aus meinem Heereöbienft entlaffen werde.” 

Mo aber die katholiſche Kirche in ſolcher Weife ven mühſam hergeftellten Rechtsfrieden flört, 
oder 100 fle gar die Mitwirkung ihrer Priefter zur Abfchließung genifchter Ehen überhaupt ver- 
weigert, da wird der Staat den bequemen Ausweg ergreifen, die Gompetenz zur Eheſchließung, 
falls fie nach der Regel ubi sponsa, ibi copula dem katholiſchen Pfarrer zuftehen follte, dem 
akatholiſchen Beiftlihen zu übertragen, wenn er nicht in richtiger Erfenntniß von dem Weſen 
ver Ehe ſich für die Civilehe entſcheiden ſollte (wie das neuerdings, freilich in halber und nicht 
zu billigender Weiſe, in Baden geſchehen iſt), wodurch dieſen und unzähligen andern Übelſtän— 
den mit einem male abgeholfen würde. 

Wenn wir jetzt die Stellung betrachten, welche die proteſtantiſche Kirche zur Frage der ge⸗ 
miſchten Ehen einnimmt, ſo iſt vor allen Dingen zu bemerken, daß hier ein Conflict zwiſchen 
Staat und Kirche wie bei der katholiſchen Kirche nicht eintreten konnte. 

Von der Zeit der Reformation an iſt die proteſtantiſche Kirche in enger Verbindung mit 
den Staate geweſen; die Perſonalunion, um fo zu ſagen, des hoͤchſten ſtaatlichen und kirch⸗ 
lichen Amts vereinte beide in der Perſon des Landesherrn. Erſt die neuere Zeit hat verſucht, auch 
der proteſtantiſchen Kirche die gebührende Freiheit zu verſchaffen, aber ſie iſt dabei theils in 
unklarer, theils in unvollkommener Weiſe verfahren, und faſt nirgends iſt die Separation 
ſchon thatſächlich durchgeführt. 

Wenn aber die Halbheit dieſer Zuſtände auch beklagenswerthe Differenzen im Eherecht her⸗ 
beigeführt hat, denen nur die Civilehe Abhülfe zu bringen vermag, ſo iſt doch in Behandlung 
der gemiſchten Ehen die proteſtantiſche Kirche ſtets Hand in Hand mit dem Staate gegangen 
und bat an folgenden Rechtsſätzen unmeigerlich feftgehalten. 

Die proteftantifche Kirche muß die Ehe eines Katholiken und Proteftanten, falls fie aud 
nur vor dent katholifhen Geiſtlichen eingegangen ift, als gültige Ehe anerkennen. Es ift dieſer 
Sag um fo mehr zu betonen, ald ſich in neuefter Zeit die Meinung geltend gemacht hat, daß 
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die Einſegnung des Geiſtlichen, die doch bei der durch ven Fatholifchen Pfarrer vorgenommenen 
Trauung fehlt, die Ehe zu Stande bringe. So wenig wir nun bie Richtigkeit Diefer Behauptung 
anzufechten gefonnen find, fo müfjen wir doch fefthalten, daß, da die Ehe in der proteſtantiſchen 
Kirche kein Saframent ift, der kirchlichen Binjegnung feine Kraft innewohnt, die ihr nit vom 
Staat verliehen wäre, daß alfo die Trauung nur deswegen die Ehe begründet, weil der Staat 
in Rückſicht auf das religiöfe und ethifche Element der Ehe ſich dieſer Form bedient. 

Sollte nun aber ver Staat einer vor dem Eatholifchen Pfarrer gefchloffenen gemifchten Ehe 
die Gültigkeit nicht abſprechen, fo ift auch Die proteftantifche Kirche nicht dazu befugt. 

Es werden ferner alle gemifchten Ehen, fofern fie ver Staat für zuläffig erflärt, ohne Rüd- 
ſicht auf das Fatholifche Bekenntniß des einen Ehegatten eingefegnet werben müflen, es wird Die 
Trauung nicht an Bedingungen gefnüpft werden dürfen (3. B. Erziehung jämmtliher Kinder 
im proteftantifchen Glauben), welche der Staat unterfagt hat, und ebenfowenig die Trauung 
verweigert werben dürfen, wenn die Erziehung ſämmtlicher Kinder im katholifhen Blauben be: 
dungen ift, fofern dies mit Erlaubniß des Staates geſchieht. 

Es wird jetzt ſchließlich noch ein Überblick Über die Geſetzgebung ber verſchiedenen Terri= 
torien in Bezug auf die gemiſchten Ehen zu geben ſein, und zwar werden meiſt nur die Form 
der Eheſchließung und die Beſtimmungen über die Kindererziehung zu berückſichtigen ſein, da 
das impedimentum mixtae religionis in feiner ſtaatlichen Geſetzgebung weder als trennendes 
noch als aufſchiebendes Ehehinderniß aufgeſtellt iſt. 

Nach preußiſchem Recht unterliegt die Abſchließung der gemiſchten Ehen keinen von den 
kirchlichen irgendwie abweichenden Beſtimmungen. Jedoch wird, falls der competente katholiſche 
Pfarrer bie Trauung verweigert, die Regel ubi sponsa, ibi copula ſuöpendirt und ber prote⸗ 
ſtantiſche Pfarrer zur Einjegnung ermäditigt. 

In Bezug auf die Kindererziehung verorbnete das Allgemeine Landrecht, Thl. 2, Tit. 2, 
6. 76: „Sind die Altern verſchiedenen Glaubensbekenntniſſen zugetban, fo müflen bie nad) 
zurüdgelegtem vierzehnten Jahre die Söhne in der Religion des Vaters, die Töchter aber in 
dem Glaubensbekenntniſſe ver Mutter unterrichtet werben. , 

6.77. Zu Abweichungen von diefen gefeglihen Vorichriften Tann feines ber Altern das 
andere, auch nicht durch Verträge verpflichten. 

6.78. Solange jedoch Altern über ven ihren Kindern zu ertheilenden Religionsunterridt 
einig find, Hat fein Dritter ein Recht, ihnen darin zu widerſprechen. 

$. 80. Auch nah dem Tode der Altern muß der Unterricht der Kinder in dem Glaubens 
befenntnifje vesjenigen von ihnen, zu deſſen Geſchlechte fie gehören, fortgejegt werben. 

$. 82. Hat aber der verftorbene Ehegatte ein zu feinem Geſchlechte gehöriges Kind wenig- 
ſtens Durch das ganze legte Jahr vor jenen Tode in dem Glaubensbekenntniſſe des andern Ehe- 
gatten unterrichten laffen, jo muß diefer Unterricht in eben der Art auch nach feinem Tode bi 
zum vollendeten vierzgehnten Jahre des Kindes fortgefegt werben.‘ 

Das hier ausgefprochene Princip der Teilung der Kinder nach dem Geſchlecht wurde jedoch 
in der Declaration vom 21. Nov. 1803 aufgegeben und die Erziehung der Kinder in der Re— 
ligion des Vaters angeordnet, mit Wiederholung der $6. 77 und 78 des Landrechts. Eine 
Cabinetsordre vom 17. Aug. 1825 dehnte dieſe Declaration auch auf die weſtlichen Provinzen 
aud, indem jie das Princip der fatholifhen Kirche, ven Ehegatten dad Verſprechen ver Er= 
rn ſämmtlicher Kinder im fatholifhen Glauben abzunehmen, ald einen „Misbrauch““ be= 
zeichnete. 

Im öfterreihifhen Recht wird die Korn der gemijchten Ehen fpeciell vorgeſchrieben. 
„Wenn eine Fatholijche und eine nicht Fatholifche Perſon jich verehelichen“, heißt e8 in Thl. 1, 
Hauptſtück 2, 6. 77 des öſterreichiſchen Geſetzbuchs, „jo muß vie Ginwilligung vor dem katho— 
lichen Pfarrer in Gegenwart zweier Zeugen erklärt werden; doch kann auf Verlangen des an— 
dern Theils auch der nicht Fatholifche Seelſorger bei dieſer feierlichen Handlung ericheinen. 

$. 79. Binden die Verlobten ſich durch die Verweigerung der Trauung gefränft, jo fönnen 
ſie ihre Beſchwerden der Landesſtelle und in Orten, mo feine Landesftelle ift, dem Kreidamte 
vortragen.’ 

Das Aufgebot ſoll nach dem Patent von 1783 fowol in ver katholiſchen Pfarrkirche als dem 
proteftantifchen Bethaufe vorgenommen werben. (Hofdecret von 25. Sept. 1783 und 19. Mai 
1784; Publication der nieveröfterreihifchen Randesregierung vom 4. Aug. 1794.) Was 
die Erziehung ver Kinder anbetrifft, To jollen dieſelben, falls der Vater katholiſch ift, ſämmtlich 
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in dieſer Religion erzogen werden; ift die Mutier dagegen katholiſch, fo kann entweder Thei⸗ 
lung nad) dem Geſchlecht flattfinden, oder ein Abkommen getroffen werben, die Kinder ſämmilich 
katholiſch zu erziehen. Der entgegengejegte Vertrag, woburd die Erziehung fämmtlicher Kin- 
der in der proteftantifchen Religion bedungen wird, ift aber kraftlos. (Die verfchiedenen Ver⸗ 
orbnungen find bei Helfert, „Die Rechte und Berfaflung der Akatholiken in dem öfterreihifchen 
Kaiſerſtaate“, Dritte Auflage, Wien 1849, 6. 10, nadyzufehen.) 

Die Selbſtbeſtimmung über ihre Religion wird den Kindern nad) zurüdigelegtem achtzehn 
ten Lebensjahr geftattet (Minifterialerlaf vom 30. Jan. 1849 bei Kutfchker, „Cherecht“, I, 567), 
iedoch wirb auch diefe Regel zu Gunften der fatholifchen Kirche durchbrochen und jüngern Per- 
jonen der „Rüdtritt zum katholiſchen Glauben” erlaubt. Gegenwaͤrtig jedoch iſt infolge des 
neuen Patents über die rechtliche Lage der Proteftanten auch ein Geſetz über gemifchte Ehen ver- 
heißen worden, und es läßt fi erwarten, daß dieſes mehr vom Geiſt der Toleranz durchdrun⸗ 
gen fein wird, als es die frühern Beſtimmungen waren. 

In Baiern wird bei Eingehung der gemiſchten Ehen gemäß ver päpſtlichen Inſtruetion 
vom 12. Sept. 1834 verfahren; außerdem kann nah biſchoͤflichem Ermeflen auch paffive Afft- 
ſtenz ſtattfinden. (Vgl. Roskovany, „De matrimoniis mixtis“, II, 297 fg.) Die religidfe Er- 
ziehung ber Kinder wird dur das Neligiondedict vom 26. Mai 1818 dem Ehevertrage ber 
Altern zu beftimmen überlaffen ($. 12); find feine folden Verträge vorhanden, fo werben bie 
Kinder nad dem Geſchlecht geheilt ($. 14, vgl. Ediet vom 18. Mai 1803); Tod und Ehe- 
ſcheidung ändern nicht in dieſen Beflimmungen (6.16, 17), wol aber der Übergang der Altern 
zu einem andern Glaubensbekenntniß, infofern die Ehe dadurch zu einer ungemiſchten wird; 
dann nämlich follen die Kinder der jetzt gleichen Religion folgen, nur ausgenommen, baß fie 
dem beflehenden Ehevertrag gemäß durch die Konfirmation oder Gommunion bereits in die 
Kirche einer andern Confeſſion aufgenonmen wären, in welchem Kalle fle bis zum erlangten 
Unterjeidungsjahre (einundzwanzigftes Jahr) darin zu belaflen fin ($. 18). 

Für Sachſen iſt durch das Befeh vom 1. Nov. 1836 beflinnmt worden: „6.1. Die Gom- 
petenz der Parodie in Anfehung der Trauung folder Verlobten, deren einer Theil zur fatholt- 
Then, der andere zur evangelifchen Gonfefjion fidh befennt, wird durch die Confeiflon der Braut 
beflimmt. Doc fleht den Verlobten frei, gegen Entrichtung ver gewöhnlichen Gebühren an 
die Beiftlichkeit ver Braut und ein von biefer ausgeftelltes Zeugniß, daß ihr Fein Ehehinderniß 
befannt fei, fi von einem andern Pfarrer der Confeſſion ver Braut ober von einem Bfarrer 
des Eonfellion des Bräutigams trauen zu laffen. Wollen diefelben in beiden Kirchen ſich ein- 
fegnen laflen, fo iſt vie erſte Binfegnung nothwendig von einem Pfarrer der Confeſfion ver 
Braut zu vollziehen und als die eigentliche Trauung, mit welcher die rechtlichen Wirkungen der 
Ehe Beginnen, zu betrachten.” 

Sollte der katholiſche Pfarrer „ohne einen nad den Landesgeſetzen flatthaften Grund” die 
Trauung verweigern, jo Diöpenfirt das Eultusminifterium von der Regel ubi sponsa, ibi co- 
pula ($. 4). . 

Die Erziehung der Kinder erfolgt in ver Bonfeffion des Vaters ($. 6), jedoch ift den Altern 
vollige Vertragäfreiheit darüber vor und während ver Ehe eingeräumt, ohne daß dieſe Ber: 
abredungen jedoch auf Kinver über ſechs Jahre Kraft ausühten (6. 8). 

In Würtemberg befteht feit dem Minifterialrefeript vom Jahre 1849 nicht mehr ber 
Zwang für die katholiihen Pfarrer, der vorher zufolge des F. 7 des Befeged vom 15. Ort. 
1806 audgeübt morden war. Vielmehr können die Eheleute jegt bei Trauungömweigerung ſich 
an den proteflantifchen Geiſtlichen wenden. Die Erziehung der Kinder erfolgt regelmäßig in 
der Neligion des Waters, doch fleht ven Ehegatten die Befugniß zu, vor ober in der Ehe ver: 
tragsmäßig Darüber zu beftimmen, audy die Verträge wieder abzuändern, was ſtillſchweigend 
dann angenonmen wird, wenn die Ehe durch den Übertritt eines Ehegatten aufhört eine ge: 
mifchte zu fein. Die Verträge müſſen aber zur Vermeidung jedes widerrechtlichen Zwangs vor 
der Obrigkeit, die deswegen au ein Prüfungsreht derſelben hat, abgeſchloſſen werden, und 
haben feine Kraft, wenn die Kinder dad vierzehnte Lebensjahr angetreten haben. | 

An Baden iſt durch die Belege vom 9. Oct. 1860 beflimmt worven: „Das Aufgebot einer 
nad den Staatögejegen zuläffigen Ehe wird auf Anfuchen der Brautleute durch das zuflänbige 
Bezirksamt dem Bürgermeifter übertragen, wenn daffelbe durch den Pfarrer, ald Beamten des 
bürgerlihen Standes, verweigert oder biunen 14 Tagen nad Behaͤndigung des Trauſcheins 
nicht vorgenommen wird. 90° 








Auf Antrag der Brautleute kann das Bezirksamt einem andern Geiſtlichen die Ermäch⸗ 
tigung zur Vornahme der Trauung geben. 

Der Eheſchein muß dem zuftändigen Pfarrer vorgelegt und von ihm in dad Chebuch ein: 
getragen werben.’ 

In Betreff der Kindererziehung beſtimmt ein anderes Gefeg von demfelben Datum: 

„$. 1. In welder Religiondie Kindererzogen werben follen, beflimmt bei ehelichen Kindern 
der Bater, bei unehelihen Kindern, fie feten vom Vater anerkannt oder nicht, die Mutter. 

Iſt eine Beftimmung hierüber nicht getroffen, fo-folgen die ehelihen Kinder ver Religion des 
Vaters, die unehelichen ber Religion der Mutter. 

$.3. Eine Änderung in ver religidfen Erziehung der ehelichen Kinder ſteht der Mutter zu, 
wenn auf fie das Recht der Erziehung übergegangen iſt; jedoch Fann fie dieſe Anderung nur 
mit Genehmigung der Staatöbehörbe und nach erhobenem Gutachten der nächſten beiberfeitigen 
Bermandten, des Ortövorgefeßten und Waiſenrichters vornehnen. 

$.5. ehem, der das ſechzehnte Lebensjahr zurüdgelegt bat, ſteht die Wahl der Reli⸗ 
gion frei, 

In Hannover ift durch die Verordnung vom 31. Juli 1826 den Ehemann, als dem 
Haupt ver ehelichen Geſellſchaft, nie unbeichränkte Befugniß gegeben, die Religion feiner Kin: 
der zu beftimmen ($. 1), mit Ausſchluß jener Vertragsfähigkeit darüber ($. 2). 

Nach feinem Tode wird die Erziehung in derſelben Confeſſion fortgefegt ($.3), und es wird 
präfumirt, daß er fie in der Meligion wolle erziehen laſſen, zu Der er ſich zulegt befannte, freilich 
ohne Berückſichtigung des Converſion auf dem Todtenbette ($. 4). Das Diseretionsalter wird 
auf dad zurüdgelegte vierzehnte Lebensjahr fixirt (F. 7). 

In Sahfen:- Weimar murbe durch dad Geſetz vom 7T. Oct. 1821 verordnet, daß Trauung 
und Aufgebot dem Pfarrer der Braut gebühre ($. 46), welcher, wenn es ber Tatholifge ift, ‚die 
Trauung nicht verweigern darf; thut er ed dennoch, fo foH unter Autorifation des Staats- 
minifleriums dad Aufgebot und die Trauung auf Anſuchen einem proteftantifcgen Pfarrer über: 
tragen werben ($. 47). 

Über die Erziehung ver Kinder beflimmt $. 51, daß Die Religion vesjenigen Ehegatten, 

deſſen Familie in auffteigenver Linie am längflen als Eatholifch oder als proteflantiich in Dem 
Großherzogthume eingebürgert geweſen if, entſcheiden folle, und wenn durch dieſe Beſtimmung 
eine Entf heidungdnorm nicht gewonnen werben fann, die Religion des Vaters. 

Tritt einer der Ehegatten zu einer andern Religion über, ſodaß die Ehegatten eines Be⸗ 
kenntniſſes find, fo folgen die Kinder, die noch Feinen Religionsunterricht erhalten haben, den 
Altern ($. 53). 

In Naffau ift duch Verordnung vom 26. März 1808 die Erziehung ſämmtlicher Kin: 
ber in der Religion des Vaters vorgefhrieben, ohne daß irgendeine Abänderung zugelaflen 
wird; ebenfo hat in Kurheſſen der Bater das Beſtimmungsrecht für Kinder zwiſchen 

7—14 Iahren, für den Fall, daß er nicht feine Eonfefjion wechſelt. Iſt Feine Beflimmung 
getroffen, fo werben bie Kinder bis zum vierzehnten Lebensjahre in der Religion bed Vaters er- 
zogen (Beroronung vom 13. April 1853). Diele andere Staaten endlich, um dieſe überſicht 
zu fliegen, laſſen Vertragsfreiheit zu und erkennen eventuell die Religion des Vaters als 
Norman, fo Frankfurt (Verorbnung vom 5. Sept. 1811 und 30. Der. 1819), Waldeck 
(Verfaffung vom 28. März 1847), Heffen- Darmfladt (Befe vom 27. Febr. 1826), 
Oldenburg (Verordnung vom 13. April 1853). 

Literatur. Es würde zu weit führen, ſämmtliche einſchlagende Werke anzugeben; wir ver- 
weifen deshalb auf die Hauptfchriften, wo die übrigen nachzuſehen ſind. Kutſchker, „Die ges. 
mifchten Ehen“ (oritte Auflage, Wien 1842), und: „Cherecht ver Latholifchen Kirche (Wien 
1856), I, $.65 fg.; Kunftmann, „Die gemiſchten Ehen‘ (Regensburg 1839); Noskoväng, 
„De matrimoniis mixtis“ (Tl. 1— 3, Yünffichen 1842); Meinerbing, „Die Principien 
des Eirchlichen Rechts in Anfehung ver Miſchehen“ (Paderborn 1853); Schulte, „Handbuch 
des katholiſchen Ehereht3‘ (Gießen 1855), S. 226 fg., 534 fg.; Perrone, „De matrimonio 
christiang” (Rom 1858), II, 199 fg.; „Sammlung einiger Landesgeſetze über gemifchte 
Ehen’ (Berlin 1838); Richter, „Kirchenrecht“ (Leipzig 1858), 9.285. 

@. Friedberg. 

Genealogie. Man verſteht unter Geſchlecht die Geſammtheit der von einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Stammvater abſtammenden Perſonen, mit Einſchluß des Stammvaters ſelbſt. Die 
Genealogie iſt die wiſſenſchaftliche Darſtellung des Urſprungs, der Fortpflanzung und des hier⸗ 
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dur begründeten Zufammenhangs der Geſchlechter, und die Aufivrifung dieſes Zufammen- 
hangs oder der Verwandtſchaften ift ftets ihr unmittelbarer Zweck. Soll nun der Urfprung und 
die Kortpflanzung der Geſchlechter als hiſtoriſche Thatfache und rein um ihrer felbft wilfen var- 
geftellt werben, fo erſcheint vie Genealogie als ein befonverer Zweig der Geſchichte. Sie nimmt 
dagegen ven Gharakıer einer hiſtoriſchen Hülfswiffenfhaft an, wenn die Entwidelung des Ver: 
haͤltniſſes der Abftammung und Verwandtſchaft verſchiedener Perfonen nur dazu dient, um bie 
Greigniffe,, die an diefe Berfonen fi Inüpfen, in ihrer richtigen Folge erfcheinen zu laffen; und 
fe ift Hülfswiſſenſchaft für die juriftifche Praxis, ſowol für die privatrechtliche als für diejenige 
des Öffentlichen Rechts, infofern gewiffe Rechtsanſprüche auf verwandtſchaftliche Perhältniffe 
fidy gründen. Endlich mag noch die Genealogie, ohne weitere Abit, der Befriedigung bes 
natürfichen Intereffeß dienen, das die Menſchen für die Beantwortung ver Frage nach ihrem 
Urfprunge und ihrer Herkunft fortmährend genommen haben. 

Da man fo von mander Seite auf eine nähere Betrachtung bes Urfprungs und der Fort- 
pflanzung der Geſchlechter hingeleitet wurde, hat man bie gleihartigen verwandtſchaftlichen Be- 
ztehungen unter beftimmte Begriffe und Benennungen gebracht, auch viefelben durch äußere 
Hülfsmittel anſchaulich zu machen geſucht und iſt auf folge Weife zu einer Theorie der Benea- 
logie gekommen. Hiernach bezeichnet man ald gerade Linie (linea recta) eine Reihe von 
Berjonen, worin die jüngere von der zunächſt im Alter ſtehenden unmittelbar abflammt und 
mithin alle von einem Stammvater (Ahnherrn) ihre gemeinfchaftliche Herkunft ableiten. Bon 
den Söhnen ded Stammovaterd aus bilden fih bie männlichen, von den Töchtern aus die 
weiblichen Linten. Zwei oder mehrere Linien deſſelben Geſchlechts werben in ihrem Verhält⸗ 
nifje zueinander ald Seitenlinten (lineae obliquae, collaterales) bezeichnet, und Seiten: 
verwandte find alfo diejenigen, die nicht voneinander, fondern nur von einem gemeinfchaftlichen 
Stammvater abflammen. Beruht diefe Abſtammung in jeder Seitenlinie auf einer gleichen 
Zahl von Erzeugungen, fo werden die Seitenlinien jelbft gleiche (aequales), jonft aber un: 
gleiche (inaequales) genannt. Die Seltenverwandten von väterlicher Seite heißen Agnaten 
(Schwertmagen), die von mütterliher Seite Cognaten (Spillmagen). Die gerade Linie läßt 
fi jowol von ven ältern als von den jüngern Gliedern der Reihe aus betrachten und heißt in 
diefem Falle auffleigend (ascendens), in jenem abfleigend (descendens). Bis zur fie: 
benten Zeugung aufwärts und abwärts werben Afcendenten (Vorfahren, Ahnen, majores) 
und Defcendenten (Nachkommen, posteri) mit befondern Namen belegt.1) Nach der Zahl ver 
zur Begründung eines verwandtfchaftlichen Verhältniſſes erforberliden Zeugungen bemißt fi 
in der geraden Linie der Gran ber Verwandtſchaft. Daffelbe gilt für die Seitenlinie nach ver 
römischen Zählungsart, während nad derjenigen des Kanoniſchen Rechts immer nur vie 
Zeugungen in einer Linie in Betrachtung fommen, ſodaß bei ungleichen Seitenlinien vie ent: 
ferntere Verwandtſchaft mit den gemeinſchaftlichen Ahnen zugleich ven Brad der Seitenver: 
wandtſchaft beſtimmt. 

Zur Verſinnlichung der verwandtſchaftlichen Verhältniſſe dienen die genealogiſchen 
Tafeln und Stammbäume. Nach ver gewöhnlichen Form der erſtern wird der Stamm: 
vater oben angeftellt und die Abkunft ver Nahfommen durch Strihe gezeihnet. Bei dem 
eigentlichen Stammbaume nad) dem Vorbilde des Kanoniſchen Rechts (arbor consanguinitatis) 
erfcheint dagegen der Stammvater unten, gleihfam als die Wurzel des Baums, woraus die 
Nachkommen in ihren verfchledenen Berzweigungen entfproffen. Nach ihren befondern Zwecken 
Hat man den genealogifhen Tafeln befondere Namen gegeben. Die eigentlihe Geſchlecht s— 
und Stammtafel will den entfernteften Urfprung und bie ganze Verbreitung eines Gefchlechts 
anfhauli nahen und hat alfo mit dem älteften ermeisbaren Stammvater zu beginnen. Bei 
den Ahnentafeln fol die Abflammung eines Individuums, gewöhnlich die adeliche Ab- 
kunft in auffleigender Linie fowol von väterlicher als von mütterlicher Seite her, vor Augen 
gelegt werben. Es wird hierdurch ein Abel von vier Ahnen dargethan, wenn bie vier Großältern, 
von acht, wenn alle Urgroßältern, von 16, wenn fämmtlihe Ururgroßältern als adelich erwiefen 
werben können u. |. w. Die Reglierungdfucceffionstafeln beſchränken ji auf die Ab- 
ſtammung derjenigen Perfonen, die nacheinander zur Regierung gelangt find over Anfprüche 
daranf haben; und zur Bemeflung flreitiger oder beftrittener Anfprüche diefer Art dienen ind- 
befondere die Erbfolgeftreitötafeln, vie mehrere betheiligte Linien einer Kamilie over 





1) Pater, avus, proavus, abavus, atavus, tritavus, protritavus; filius, nepos, pronepos, ab- 
nepos, atnepos, trinepos, protrinepos. ' 
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mehrere betheiligte Samilien nebeneinander aufführen. Auch die ſynchroniſtiſchen 
Tafeln beſtehen aud nebeneinander geftellten Stammtafeln mehrerer Familien, um die Ver 
bindung derfelben durch Heirathen, Erbverbrüberungen u. |. w. anfhauli zu machen. Die 
Hiftorifhen Stammitafeln follen die gefcgichtliche Bedeutung befonderer Geſchlechter her⸗ 
vorheben und fügen darıım den einzelnen Stammedgliedern ihre Biographien bei. In ähnlicher 
Weiſe bezeichnet man in den Ländervereinigungs- ober Trennungdtafeln bei ben verſchiedenen 
Stammesgliedern die einſchlägigen Territorialveränderungen u. ſ. w. 

Wie die Entſtehung und Ausbildung jeder beſondern Wiſſenſchaft, fo weiſt auch die der 
Genealogie auf ein beſonderes geiſtiges Bedürfniß, ſich ein ſolches Wiſſen zu ſchaffen. Schon 
der Naturtrieb, der Kinder und Altern verknüpft, und dad aus ihrem Verhältniſſe fo natürlich 
entjpringende Gebot: „Du ſollſt Bater und Mutter ehren”, führt zu genenlogifchen Überlie⸗ 
ferungen von Geſchlecht zu Gefchleht. Aber aud das Selbfigefühl läßt den Einzelnen auf den 
Stamm zurüdbliden, woraus er entſproſſen ift. Gin finniged deutſches Sprichwort fagt: „Der 
Apfel fallt nicht weit. vom Stamme“, und derjelbe Gedanke findet fih im Sprachgebrauch an- 
derer Völker ausgeprägt. Wie thöricht ed fei, den Baum anders ald nad feinen Früchten zu 
beurtbeilen, meil nicht bloß der Same, woraus er erwachlen ift, fonvdern aud Boden, Klima 
und Pflege ihn zu dem gemacht Haben, was er geworben, und wie wenig die Gejege erforſcht 
jein mögen, wonach ſich das perfönliche Vermögen von Generation auf Generation vererbt, fo 
fteht Doch immer die Folge ver Geſchlechter nicht blos in einem förperliden, fondern aud in gei= 
fligem und fittlihem Zufammenhange. Das Bewußtfein dieſes Zufammenhangs, das ven 
Sinn für Familienehre ald rein menſchliches Gefühl erzeugt und mit dem individuellen Ehr⸗ 
gefühle verfhmolzen hat, mußte den genealogifhen Forſchungen ſchon an fi einen gewiflen 
Reiz verleihen, wenngleid dadurch Feine befondern äußern Zwede zu erreichen waren. Bei 
folder Tendenz mußte ſich aber der nad Einheit und Zufammenhang ſtrebende Geiſt au gar 
bald verfucht fühlen, ſowol die einzelnen Lücken in den die Fortpflanzung betreffenden liber- 
lieferungen willfürlich auszufüllen, ald auch die Kette der Geichlechter von ihren erften, deutlich 
erkennbaren Gliedern aus durch dad Dunkel der Gefchichte mythiſch fortzufegen, um fie endlich 
an einen Urgrund alles Gewordenen, an die Gottheit jelbft anzufnüpfen. So ift die dunkle Ur⸗ 
geihichte aller Nationen zugleich mythiſch und genealogifch gewworven, und fo haben ſowol Böl- 
fer als zahlreiche einzelne Familien ihre Abflammung und ihre Namen von den Göttern her⸗ 
geleitet. Auch die einzelnen Wiflenfchaften haben indeſſen zu verfchievenen Zeiten und Perioden 
eine verſchiedene Bedeutung, und die Zunahme oder Abnahme: verfelben ift durch Veränderun⸗ 
gen im Gehalte ver Eulturgefchichte überhaupt bedingt. Bon diefem Geiichtäpunfte aus hat nun 
ein kurzer Rückblick auf die Gefhichte dev Genealogie für die Staatöwiffenfchaften ein großes 
und felbft ein unmittelbar praftifches Intereffe. 

Bei den ganz rohen Völfern, die fih ausihliefend oder hauptſächlich mit Jagd oder Fifch- 
fang befaflen, laffen dieſe wefentlid) ifolirenden Befhäftigungen feinen weit verzweigten engern 
Yamilienverband und fein weit reichendes genenlogifched Intereffe aufflommen. Ein großes 
Gewicht auf die Abſtammung legen dagegen diejenigen Bölfer, bei welchen der Gegenfag von 
Herrfhenden und Gehorchenden ſchon entſchiedener und in der Art hervortritt, daß fich zugleich 
das Necht und die Fähigkeit zur Herrfchaft vom Vater auf ven Sohn oder auf den jedesmaligen 
Stammälteften zu vererben pflegen. Died gilt befonderd von den nomadiſchen Staumen, 
und bei diefen treffen wir denn auch ziemlich allgemein vielen Familenſtolz und namentlich die 
für Heilig gehaltene Pflicht der erblichen Familienrache. So weiß man von den Arabern, daß 
wenigftens ihre herrfchenden Familien fürmliche Geſchlechtsregiſter führen, wenngleich die ge: 
meinen Araber um ihre Herkunft wenig ſich kümmern.?) Mohammed ſelbſt zählte fein Geſchlecht 
von Ismael an in drei Abftufungen; die Emire leiten noch jept ihre Abkunft in gerader Linie 
von ihn Her und legen darauf das größte Gewicht, jelbft wenn fie zur üußerften Armuth und zu 
völliger politifher Bebeutungslofigfeit Herabgefommen find. Auf dieje Nachkommen des Pro⸗ 
pheten und auf die Sprößlinge aus dem Herrſchergeſchlechte Osman's ſcheint fih jedoch im tür- 
kiſchen Reiche die Sorge für genauere genealogifche Überlieferung wefentlich zu beihränfen. Ahn⸗ 
liches gilt der Natur der Sache nach für alle Staaten, wo einem Despoten eine gleichmäßig 
unterworfene und behandelte Maſſe von Sklaven gegenüberſteht. Eine viel allgemeinere Be— 


2) Auch über die Herkunft der edeln Pferde, d. h. derjenigen, die von bekannter und — nach ben Bes 


griffen der Araber — quasi legitimer Herkunft ſind, werden beſondere genealogiſche Regiſter mit großer 
Sorgfalt geführt. 


x 
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deutung hat aber die Genealogie in ven Ländern, wo fl die Arbeit unter jdärfer geſchiedene 
Stände vertheilt und der ſtändiſche Beruf entweder gefeglich fich vererbt, wo alfo ein eigentliches 
Kaftenwefen befteht, oder wo dies doch regelmäßig und herkömmlich der Ball ift, weil noch bei 
dem Mangel eines allfeitigen geiftigen Verkehrs die Kortpflanzung der Fähigkeiten und Fertig- 
keiten weſentlich auf dem indivinuellen Beifpiele und auf der mündlichen Überlieferung der 
Altern an die Rinder beruht. Bei den alten Aegyptern hatte Die Priefterfafte nidyt nur die 
Genealogie ver Götter in Verwahrung, fondern auch die Geſchlechtsregiſter ver Könige zu be- 
forgen. In Hindoftan laffen die focialen Berbältniffe einen großen Werth auf die Abſtammung 
legen, indem die höhere bürgerliche Stellung ver bevorzugten Kaften davon abhängt, daß fle 
ſich mit den niedern nicht vermifcht haben. 

Bei EHinefen und Japanern findet ſich zwar Eein erhliches Kaſtenweſen, wie überhaupt nicht 
bei den Völkern, wo die Buddhalehre vorherrſcht; wol aber hat ſich ein ftrenger Unterfchien von 
Ständen und Klaffen bei ihnen ausgebilvet, womit eine herkömmliche Erblichkeit ver Berufß- 
arten zufammenhängt. Bekannt ift die große Ehrfurcht der Chineſen gegen Altern und Ahnen, 
woraus ein lebhaftered genealogifches Intereffe nothwendig entfpringt. In Sapan wird eine 
fo große Bedeutung auf die Familie gelegt, daß man nur dieſe mit einem bleibenden Namen 
bezeichnet, während derjenige für das Individuum nad den Alteröftufen und nach der Stellung 
in bürgerlichen Leben wechfelt und felbft nad) dem Tode ein anderer ift, als er am Ende des 
Lebend war. Auch finden wir bei den Iapanern die Vflicht ver erblichen Familienrache fo weit 
ausgedehnt, daß fie felbft vie Nachkommen des Beleidigers verfolgt, wenn dieſer jelbft nicht mehr 
zu erreichen ift. Endlich läßt hier das Dafein eines feudalähnlichen Erbadels, der mit ver Aus- 
ſtellung feiner Samilienwappen einen eigenthümlichen Luxus treibt, ein beſonderes Gewicht auf 
die genealogifchen Verhältniſſe legen. 

Die Juden, ald ein nomadifches Hirtenvolf unter patriarhalifcher Herrichaft, waren von 
früh an auf forgfältig geführte Gejchlechtöregifter bedacht. Ihre erften vorſündflutlichen Nach⸗ 
richten find faft nur genealogiſch. Hiernach leiteten fle pad ganze Menſchengeſchlecht von einem 
Stammvater ab und betrachteten fich felbft als ein genetifch unvermifchtes Voll. Da ſie ſpäter 
fefte Wohnfige nahmen, und wahrfcheinlih ſchon in Aegypten, hatten fie eine befondere Art von 
Beamten, Schoterim, welche tie Gefchlehtötafeln zu führen hatten. Dieſes Geſchäft ging in 
Kanaan auf die Leviten über, und genauere genealogifche Negifter waren un fo nothwendiger, 
da jedem Sfraeliten fein Erbacker zugewiefen wurde und alle, die Prieſter werden wollten, 
ihre Abkunft aus ven Gefchlechte Aaron's nahmeifen mußten. Den Juden gegenüber, mit 
ihrem frengen einzigen Ootte, bildeten die Griechen mit ihrer heitern Götterwelt den entfchie= 
deniten Gegenſatz. Wo man fo frifhmweg eine freundliche Gegenwart genoß, machte man ſich 
wenig Sorgen un die Vergangenheit, ſelbſt nicht um die des eigenen Geſchlechts. Zwar hatten 
auch die Griechen eine Genealogie ihrer Götter und Herven, von welchen viele Kamilien ihre 
Herkunft ableiteten. Dies blieb jedoch dem freiern Spiele ver Phantafie überlajfen, ohne daß 
man daran dachte, ſich eine eigentliche Wiffenfchaft ver Genealogie zu bilden. Immer mußte 
indeffen auf die Abſtammung infoweit Rückſicht genommen werden, als die Gefeßgebung 
daran bejondere Nechte und Anfprüche Enüpfte. So hielt man in Athen unter Aufficht der 
Obrigkeiten ein befondered Buch, worin Die neugeborenen Kinder, und ein andereö, worin die 
som Knabenalter in das Mannesalter Übertretenven verzeichnet wurden. Allein gerade in ben 
rein demokratiſchen Griechenftaaten, wo aus allen Klaffen des Volkes der Einzelne den größten 
politiſchen Einfluß zu gewinnen vermochte, Eonnte ein abſchließender Bamilienftolz zu feinem 
hervorſtechenden Charakterzuge werden, und felbft ver Nahruhm im Munde des Volfes, wofür 
alle Herzen glühten und alle Kräfte eingefegt wurden, konnte nicht von ruhmvollen Ahnen er: 
erbt, fondern nur perlönlich erfämpft und errungen werden. In Athen inöbejondere, das feine 
Sröße auf Freiheit und Handel gründete, Eonnte nächſt einer Ariftofratie des perfönlicden Ver: 
dienfteö wol noch von einem befondern politiichen Gewichte des Reichthums, aber Faum anch von 
einer Ariftofratie ver Geburt Die Rede fein. Anders war dies bei den Römern, durch deren 
ganze Geichichte eine Ariftofratie ver Geſchlechter ſich durchzog und nod in den Sitten brftand, 
als fie aus den Gefegen verſchwunden war. In den Altern Zeiten hatte ein großer Theil nicht 
nur ihrer Staatöverfaflung, fondern auch ihrer Neligion ven Innigften Bezug auf Geſchlechter 
und Familien, wie die hereditates gentilitiae, die sacra gentilitia u. ſ. w. Zum Theil waren 
die Annalen der Priefter der Aufbewahrung genenlogifcher Überlieferungen gewidmet. liber: 
Dies durfte jeder irgend angefehene Mann im Staate fein Bruſtbild verfertigen laffen, und diefe 
imagines majorum, wonach man die Stammbäume, stemmata gentilitia, bildete, gingen ſtets 
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auf die Nachkommen über. Auch wurben in den einzelnen Kamilten Bücher gehalten, worin die 
Namen der Vorältern eingefchrieben wurden. So hatte der Römer außer feinem Bürgerftolze 
auch einen entſchieden hervortretenden Stolz für ven engern Kreis feiner Familie. Plinius gab 
Zeugniß, dag man Ahnentafeln verfälſchte *), und Juvenal geißelte ven Familiendünkel in feiner 
berühmten Satire: „Stemmata quid prosunt?” Unter diefen Umfländen nahm die Genea- 
logie bei ven Römern ſchon mehr den Charakter einer befondern Wiſſenſchaft an, ſodaß die 
genealogiſche Terminologie der Neuern zum größten Theile auf den römischen Sprachgebrauch 
ſich gründen Fonnte. . 

Die Bedeutung, die man in den erften Perioden des germanifchen Völferlebens auf die 
Abſtammung legte, Bing mehr mit ven großen Unterſchieden ver Freiheit und Unfreiheit, der 
herrſchenden und ber befiegten Völkerflämme, ald mit der Verzweigung in einzelne Familien 
zufammen. Satte man doch in Deutſchland vor der Mitte des 11. Jahrhunderts felbft Feine be=. 
fondern Familiennamen, bie erfi im 12. und 13. Jahrhunderte gewöhnlicher wurden. Erft ale 
ſich die Erblichfeit der Lehen feftftellte, als fi befondere Stände mehr und mehr voneinander 
abgliederten, als namentlich der Adel zu einer bevorrechteten Kriegerzunft fi audbilbete und 
demfelben gewiffe Amter, Stellen in Stiftern u. dgl. ausfchliegend vorbehalten wurden, ald die 
Turniere in Aufnahme kamen, wofür man eine beflinnmte Herkunft nachweiſen mußte, fing 
man an, einen größern Werth auf die Abflanımung aus befondern Bamilien zu legen. Damit 
hängt auch die Literaturgefchichte dev Benealogie zufammen. Vom 10. bid zum Ende des 
12. Jahrhunderts war die genealogiſche Kiteratur äußerſt dürftig.) Später gewann dieſelbe 
an Umfang, wurde jedoch erſt gegen Ende des 15. Jahrhunderts, wo fie dur Kaijer Marimi- 
lian I. geförbert wurde, fehr zahlreih. Eine Menge genealogiſcher Kabeln wurde damals er- 
Tonnen, und obgleich Fein Geſchlecht feine Ahnen weiter als bis zur Mitte des 11. Jahrhunderts 
mit einiger Beſtimmtheit zurüdzuführen vermochte, gab man ſich noch die eitle Mühe, pie Her- 
kunft der Stifter europäifcher Negentenhäufer von altrömiſchen Patricierfamilien oder gar von 
den Helden des Trojaniſchen Kriegs abzuleiten. Diefen Charakter behielt die Genealogie auch 
int 16. Sahrhunderte und er tritt befonders deutlich in Rüxner's berüchtigtem „Turnierbuche“ 
(Simmern 1527) hervor. Obgleich um diejelbe Zeit Irenidus in jeiner deutfchen Geſchichte 
und Pappenheim in ver Geſchichte feines Hauſes jhon vernünftigere Anfichten geltend zu 
machen fuchten, behielt doch die Sucht, die Lücken in der Geſchlechtsfolge durch wunderliche My— 
then und vage Gonjuncturen auszufüllen, noch lange die Oberhand, wie 3. 2. in ven Schriften. 
von H. Henning und E. Reußner.5) Erf im 17. Jahrhunderte traten einige Franzoſen und 
Deutfche ald Verbeflerer der genealogiſchen Methode auf.) Daran Enüpften lich bedeutendere 
Fortſchritte im 18. Jahrhunderte, obgleih im Anfange deſſelben noch immer fein fehr firenger. 
Maßſtab der hiſtoriſchen Kritik bei folden genealogifhen Werfen zur Anwendung kam. Sa 
beginnt nod Hübner feine 333 genealogifchen Tabellen mit den Erzvätern vor und nad) der 
Sündflut und gibt die Geſchlechtsregiſter Chriſti, nach den Evangeliften Matthäus und Lufas, 
von Abraham oder von Gott Vater an, ſowie diejenigen der aſſyriſchen Könige u. f. m. mit 
demfelben guien Glauben und verfelben Vollftändigfeit, mit welcher er die Genealogie ver zu 
feiner Zeit regierenden Familien mittheilt. Erſt zu Ende des. 18. Jahrhunderts wurde Die 
Genealogie, zugleih mit den andern Hiftoriihen Wiflenfcharten, auf einen Höhern Grad ber 
Vollkommenheit gebracht, und beſonders groß wurde die Zahl der genealogifchen Werke in den 
legten Jahrzehnden vor der Kranzöfifchen Nevolution. In der neueflen Zeit — und dies ift 
harakteriftifch für unfere Periode — Hat jedoch diefe Zahl keineswegs in vemfelben Verhältnifle 
wie in den andern Ziveigen der hiſtoriſchen Wiflenfchaften zugenommen, ſodaß ſich gegenmwärtig 
die genealogifchen Werke hauptfählih auf einige Almanache befhränten, die überdies zum 
größern Theile noch andere zeitgejchichtliche Tendenzen verfolgen, indem fie gewöhnlich zugleich 
ftatiftifche und hiſtoriſche Notizen mittheilen, 7) 


3) Plin. hist. nat., XXXV, 2. 

4) Cupidus Steurienfis im 10. Betrus Yckanus und Otto de St.⸗Blaſio im 12. Jahrhundert. 

5) Zu den gemealogifchen Schriften des 16. Jahrhunderts gehört auch die Reimchronik des am 
12. Det. 1583 geflorbenen Kurfürften Ludwig VI. von ber Pfalz, abgedrudt in Fiſcher's Novissima 
scriptorum ac monumentorum rerum germ. collectio (2 Bbe., Halle 1781). 

6) T. A. Duchesne, geft. 1640, ©. u. 2. du St.⸗Marthe, Hozier, Ehifflet, Laboureur, Lancelot 
le Blond, Rittershaufen, Profeſſor der Rechte zu Altdorf, geft. 1670, und Spener, weldye die Genea⸗ 
logie mit der Heralbif verbanden; ſodann unter den Engländern Dugbale u. a. 

7) Bon den genealogifchen Schriftlellern der neuern Zeit find zu nennen: v. Imhof, der Ritters- 
haufen ergänzte; Gebhard, der 1730 die alten Lohmeier'ſchen Stammtafeln verbefiert herausgab; 
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Schon dieſe relative Verminderung in der Maſſe der genealogiſchen Literatur weiſt darauf 
hin, daß die Genealogie in ihrer Bedeutung für die neuere Zeit verloren hat, und fordert zur 
Erwägung der Gründe dieſer Erſcheinung auf. Der Werth einer Wiſſenſchaft bemißt ſich nach 
den Zweden, zu deren Erreichung fie dient, und mit der Verminderung der Fälle, worauf fie 
angewendet wird, muß ſie jelbft in ihrem Schätzungswerthe ſinken. Der ganze Bildungsgang 
unferer Zeit und die Creignifle, wozu er führte, haben die Völfermaffen gehoben und die kaſten⸗ 
artigen Unterſchiede zwar noch lange nicht völlig befeitigt, aber doc, Hier und da zerftärt und 
wenn nicht factiſch, doch ſchon in ber Meinung vieler Zeitgenoffen untergraben und vernichtet. 
Überall Hin haben die Stürme eines beginnenden Völferfrühlings den Samen geiftiger Cultur 
zerfireut, und aus allen Ständen und Klaffen der Geſellſchaft Haben dieſe Stürme felbft vie gei⸗ 
flig Kräftigen, melde ihnen gewachſen jhienen, in die Höhe gehoben. Wenigftens vergleihungs- 
weije mit frühern Perioden mußte aljo die Schägung des perjönlichen Verdienſtes fleigen und 
in gleichem Maße das günftige Vorurtheil fi verlieren, das die Verbienfte der Ahnen in ihren 
Enkeln vorauszufegen geneigt war. Dazu kommt, daß die Vermehrung dev Bevoͤlkerung und 
ein vielfeitiger und lebhafterer perfönlicder Verkehr auch die geſchlechtlichen Verbindungen ver- 
mehrt haben, und daß hiernach die einzelnen Familien nad) mannichfachen Richtungen hin mehr 
und mehr fi) ineinander verzweigen und verwachſen. In dem vielfacher verfchlungenen Gan⸗ 
zen koͤnnen ſich nun die einzelnen Familien nicht mehr fo ſchroff wie früher abfondern, und felbft 
der Dünfel, den jeve Abjonderung erzeugt und nährt, wird allmählid fi mindern müffen. 
Aus dieſem voppelten Grund dient jegt die Genealogie feltener ald Mittel zur Befriedigung 
eines bloßen Bamilienftolges, ver namentlich als Adelsſtolz in Kichte unferer Zeit immer finn= 
lofer erſcheint, ſodaß ihn felbft der Spott faum mehr mit feinen Waffen verfolgen mag, weil ih 
das Thoͤrichte und Lächerliche deſſelben immermehr von jeleft verfteht. Aber auch diejenigen 
Fälle, wo die genealogiſchen Berhältniffe um befonderer privatrechtliher Zwecke willen ein ei= 
genthümliches Intereffe in Anjpruch nahmen, jind jeltener oder Doch einfacher und minder mans 
nichfaltig geworden. Iſt doch im Drange der neuern Zeit eine Menge befonverer Familien⸗ 
rechte oder jonfliger Familiengerechtſame, wie 3.38. Fideicommifſe u. dgl., verſchwunden, für 
deren Geltendmachung entweder Ahnenproben oder andere fpecielle genealogifche Nachweifungen 
erforberli waren, ſodaß aud in dem auf Bamilienverhältniffe gegründeten Privatrechte jebt 
gleihmäpigere Örundfäge für eine größere Menge zur Anwendung Eommen. In dem Maße 
aber, ald im Einklange mit dem allgemeinen Charafter und mit den vorherrſchenden Tendenzen 
unferer Periote die Bedeutung ber einzelnen Geſchlechter überhaupt ſinken und Die der nationa= 
fen Geſammtheiten fleigen muß, dürfte wol aud) das Erbrecht diejer Gefammtheiten im Gegen⸗ 
ſatze mit dem Familienerbrechte ſich ausdehnen, und indem hiernach dieſes Iehtere fich beſchrän⸗ 
ken und vereinfachen müßte, würde die Zahl der genealogiſchen Rückſichten und Nachweiſungen 
noch weiter ſich vermindern. 

Selbſt in Betreff der Staatsſucceſſion läßt ſich indeſſen keineswegs verkennen, daß der 
Werth der Genealogie nicht mehr derſelbe wie früher iſt. Faſt ganz Amerika iſt republikaniſirt, 
und ſonach hat die Frage nach der Abſtammung aus beſondern Familien wenigſtens für das 
Staatsrecht des groͤßern Theils der weſtlichen Hemiſphäre aufgehört erheblich zu ſein. Aber 
ſelbſt in Europa hat eine große Menge ehemaliger Regentenfamilien zu regieren aufgehört, 
indent fie hoͤchſtens, wie in Deutjchland die zahlreichen ſtandesherrlichen Haufer, in die Stellung 


Hübner, Genealvgifche Tabellen (erfte Auflage, Leipzig 1737 fg.), wozu Lenz Erläuterungen und bie 
Königin Sophia von Dänemarf Suppfementtafeln ſchrieb; ſodann Ranft, Eckhardt u. a. und unter ben 
Engländern Douglas, Betham, Gorbon. Die beffern genealogifchen Werfe der Deutfchen beginnen be⸗ 
fonders mit Pütter, Tab. geneal. (Göttingen 1768); Gatterer, Abriß ber Genealogie (Göttingen 1788); 
Koch, Tables genealog. des maisons souveraines d’Europe (Strasburg 1782). Später: Boigtel, 
Genealogifche Tabellen (Halle 1810); v. Hellbach, Deutfches Adelslerifon (2 Bde, Ilmenau 1825); 
Kneſchke, Deutfches Adelslerifon (Leipzig 1859 fg.), und: Deutiche Grafenhäufer der Gegenwart 
(3 Bpe., Leipzig 1852—54); Hopf, Hiftorifchzgenealogifcher Atlas (Gotha 1858 fg.) ; Lebebur, Adels⸗ 
leritom der preußifchen Monarchie (2 Bde., Berlin 1856); Ortel, Genealogiſche Tafeln zur Staaten» 
gefchichte der germanifchen und flawifchen Bölfer im 19. Jahrhundert (zweite Auflage, Leipzig 1857), 
mit jährlichen Nachträgen. Aus den genealogifchen Almanachen find insbefondere hervorzuheben die go⸗ 
thaifchen genealegifchen Tafchenbücher und die Peerage of Great Britain and Ireland. J. Burfe 
machte zuerft den Verſuch, eine Genealogie von bürgerlichen Samilien Englands unter dem Fitel A ge- 
nealogical and heraldic history of the commoners of Great Britain and Ireland herauszugeben. 
Beachtenswerth find auch die in neuefter Zeit zahlreichen genealogifchen Schriften über einzelne deutfche 
Adelsfamlien, fo z. B. die Arbeiten von Lifch, Weiller, Sahne, Ketelhobt, Klopſch u. a. 





314 Genf 


privilegirter Unterthanen gekommen ſind. Auch die weitere Entwickelung der Begriffe von 
Staat und Staatszweck, die mit dem Bildungsgange des öffentlichen Lebens ſelbſt gleichen 
Schritt hielt, hat der Genealogie eine untergeordnetere Stellung zuweiſen müſſen. Als noch 
die Succeſſion in „Land und Leute“ mehr nach den Grundſätzen des Privatrechts von ſtatten 
ging, hatte man wohl Urſache, ſich bis ins Einzelne um die verwandtſchaftlichen Verzweigungen 
der Regentenfamilien zu bekümmern. Mit der Einführung des Primogeniturrechts mußte aber 
das ausgedehntere genealogiſche Intereſſe ſchon mehr ſich beſchränken. Die Geltendmachung 
eines ausſchließenden Erſtgeburtsrechts und der Untheilbarkeit ver Staatsſucceſſion war eine 
Bolge von geläutertern Ideen über das Weſen ded Staates, ber jet nicht mehr als ein bloßes 
theilbares Samiliengut behandelt murbe. Indem nun die Genoſſen deſſelben Staates, ohne 
weitere Trennung, den Sprößlingen eines und deſſelben Regentenſtamms untergeorbnet blie⸗ 
ben, lernten ſie ſich in dem Bilde einer Familie unter einem Familienhaupte betrachten. Da 
überdies die Regenten, ſchon im ſelbſtiſchen Intereſſe der Unumſchränktheit ihrer monarchiſchen 
Gewalt, häufig veranlaßt waren, den ſtaatsrechtlichen Privilegien der bevorzugten Stände 
gegenüber jich auf die Maſſe des Volkes zu fügen und diefe zu heben, fo gemann um fo mehr 
die Idee eines „Landesvaters“ und einer „landesväterlichen Regierung” zeitiveife eine gemiffe 
Geltung, eine Idee, die bei ver früher herfömmlichen Zerftüdelung der Länder unmöglich auf- 
kommen fonnte. Noch jet fehen wir in ruffifchen Reiche den gemeinen Ruſſen feinen Zar als 
„Vater“ verehren und anrufen und in guten Glauben leben, daß ihn jede Ungerechtigkeit und 
jede Bedrückung ohne Wiffen und Willen feines Kaifers trifft. Auch in andern Theilen 
Europas, wo eine unumfchränfte monardifche Gewalt gebietet und die Bewohner in längerer 
Folge durch einen ihrem Volksſtamme angehörenden Regentenftamm beherrfcht worden find, 
mag jene Idee in der Volksmeinung noch einige Wurzeln haben. Dagegen läßt fi für ven 
größern Theil des weitlihen Europa behaupten, daß fie ihre frühere Realität verloren hat und 
aus zahlreichen Gründen verlieren mußte. Haben doch die Bewegungen der neueften Zeit gar 
manches Band zerriffen, wodurch man ſich ba und Dort mit den angeflammten Regenten ver- 
fnüpft ſah. Schon der Ausſpruch eines Friedrich's des Großen, daß der Fürſt der oberſte 
Staatsbeamte ſei, war ein willig aufgenommenes und tauſendfach wiederholtes Schlagwort, 
wonach fortan die Stellung des Regenten in einem andern Lichte als in dem eines Landesvaters 
erſcheinen mußte. überdies find in ganz natürlicher Stufenfolge die Bölfer, die unter der un— 
umſchränkt gewordenen Monarchie erſt nur als gleich verpflichtet erfchienen,, endlich auch mit der 
Forderung gleicher Rechte aufgetreten. Sie find politifch ſelbſtändig gemorden, over fie haben 
wenigftens in der conititutionellen Monardie den Kampf für diefe Selbſtändigkeit begonnen. 
Die geheime oder offene Gärung der Beifter verſchlingt die frühern Anſichten und klärt ſich zu 
neuen Überzeugungen auf. Im Ringen eiferſüchtiger Parteien und mit dem Verluſte des find- 
lichen Glaubens an eine angeftammte Negentenweisheit it jener Symbolifirung ver Idee des 
Staates im Bilde einer einträchtigen Familie und unter einem gemeinfamen Bamilienvater 
ſelbſt die Frühere poetifche Wahrheit entſchwunden. 

Endlich muß Die Genealogie ald Hiftorifhe Hülfswiſſenſchaft im Werthe finfen, ſeitdem bie 
Geſchichte, ſtatt einer bloßen, nüchternen Regentengeſchichte, mehr und mehr zur eigentlichen 
Völker- und Culturgeſchichte fich ausbildet. Mit dem allen hängt auch zufanımen, daß jener 
eigenthümliche Typus komiſcher Perſonen, die man noch in den letzten Jahrzehnden vor der 
Franzöſiſchen Revolution in großer Anzahl fand, daß jene Vettern und Baſen, die ſich als le- 
bendige Geſchlechtsregiſter um ihre eigenen fernſten Verwandtſchaften oder um diejenigen der 
regierenden Häuſer ſo viele überflüſſige Sorge machten, aus dem Leben ſo ſehr verſchwunden 
iind, dag man ihnen kaum noch im Luſtſpiele eine Stelle gönnen mag. Und dies iſt feine blos 
zufällige Erſcheinung. Muß doch die beſondere Bedeutung abgeſchloſſener Geſchlechter ganz 
aus denfelben Gründen und nad) denfelben Geſetzen fich verlieren, wonach auch die frühere Be- 
deutung provinzieller Unterſchiede und ſtändiſcher Abmarfung in ihrer Geltung berabgefunfen 
ift, wahrend dagegen die Nationen ale hervorragende lebendige Einheiten in den Vordergrund 
der Weltgeſchichte eintreten. W. Schulz-Bodmer. 

Genf. Im tiefſten Südweſten der Schweiz, eingeengt nicht nur durch die Gewäſſer des 
ſchönen und großen Lemaniſchen Sees, ſondern ebenſo durch die ältern Beſitzungen Frankreichs 
und das nach dem letzten italienifchen Krieg von demfelben neu erworbene Savoyen, befteht 
einer der blühenpften jener Keinen Freiftaaten, die in der Eidgenoſſenſchaft ihr gemeinfames 
Vaterland erkennen. Der Umfang des ganzen Cantons fihließt wenig über 5 deutſche Qua⸗ 
dratmeilen in ih, worauf bei der jüngften Volkszählung (December 1860) 83545 Menſchen 
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wohnten. Da die Aufnahme vom Jahre 1837 erft 58666 und felbfl die von 1850 nicht mehr 
ale 63932 nachgewieſen hatte, fo iſt damit das ungewöhnliche Aufblühen Genfs im legten De- 
cennium bezeichnet. Ungefähr die Hälfte der Bevölkerung kommt auf die Stadt, nämlich 
41756 (gegen 31233 im Jahre 1850), fovann 32556 auf die Orte des linken und 9033 auf 
bie bed rechten Rhoneufers. Während Genf in frühern Zeiten der Hauptſitz des mitunter fehroff 
fich abſchließenden Calvinismus war, zeigt fich jept vie Bevoͤlkerung confeffionell entſchieden 

gemifht, fogar bereitd mit einem Kleinen — der Katholiken. Die letzte Zählung er⸗ 
gab nämlich 42355 Kathollken, 40266 Proteſtanten und 724 Sektirer und Nichtchriften. Vor 
10 Jahren zählte man 34212 Proteſtanten gegen blos 29764 Katholiken. Selbſt in der Stadt 
ergab die jüngſte Aufnahme neben 24514 Proteftanten nicht weniger als 16748 Katholiken, 
195 Sektirer und 233 Nichtchriſten (im Jahre 1850 21774 Proteftanten, aber nır 9322 Ka⸗ 
tholifen und 142 Suben). Bei folder Umgeſtaltung in einem nur zehnjährigen Zeitraume tft 
bie Befürchtung ber einen wie die Hoffnung der andern, daß ber Katholicismus hier bald ein 
entſchiedenes Übergewicht erlangen werde, allerdings begründet. Die für den ganzen Entwicke⸗ 
Iungegang Genfs wichtige Umgeſtaltung wurde weſentlich durch die Erwerbung einer Anzahl 
katholiſcher Orte im Jahre 1815, dann durch Die in der Neuzeit gewährte ungemeine Erleich- 
terung der Niederlaſſung von Fremden gefdrbert, wonach ſich beſonders viele Savoyarden, deren 
natürliche Hauptfladt eigentlich Genf If, herbeizogen. Gleichwol ift eine Machtentfaltung des 
Ultramontanismus an ſich hier nicht zu beforgen; Dagegen ſchützt die Bundeöverfaflung. Aller: 
dings aber hat ſich ein Element ausgebilvet, welches unter lImfländen der franzöfifchen Anne⸗ 
ziondgier Vorſchub leiften könnte. Übrigens ſtellen ſich die Verhältnißzahlen nad) Eonfef- 
fionen anders, wenn man bloß die Im Gantone Heimatberehhtigten ins Auge faßt. Nirgends 
in der Schweiz findet man nicht blos die Anſäſfſigmachung Fremder, fondern auch die Erwer- 
bung des wirklichen Heimat- und Bürgerredhts fo fehr erleichtert wie zu Genf in ver Neuzeit, 
und zwar ohne irgendwelche Rückſicht, ſei es auf Religion oder Nationalität. Gleichwol ergab 
die jüngfte Aufnahme in der Stadt (vom Gefamntcantone fehlt noch die Zuſammenſtellung), 
daß von deren Bevölkerung nur 14358 wirklich der Stadtgemeinde als hier heimatberechtigt 
angehörten; 4558 ftammten aus andern Orten des Gantond, 8360 waren Schweizer aus an- 
dern Cantonen, 14454 aber (demnach mehr ald die ganze wirkiich der Stadt angehörende Be⸗ 
völkerung) waren eigentliche Frembde, aus andern Ländern als der Eidgenoſſenſchaft, am 
meiſten Savoyarden und Franzoſen. 

Als der treffliche Iſchokke vor einem Vierteljahrhunderte die Schilderung Genfs und der 
damaligen genferiſchen Zuſtände bearbeitete, begann er mit folgenden Bemerkungen: „Die 
Mehrheit ver großen Unſterblichen, welche aus dem menſchlichen Geſchlechte glänzend hervor⸗ 
traten, deren Segen in die Jahrtaufende fortwirkt, deren Thaten die ewige Bewunderung und 
Liebe ver Welt bleiben, war'weber durch Abflammung, Reichthum noch Gewalt ver Herrſchaft 
über Länder und Völker ausgezeichnet. Zwar auch die Namen fiegreicher Eroberer find noch 
unvergellen, aber ihre Werke finn unter dem Fluche der Menjchbeit verſchwunden. Sie fteben 
nur nod in ven Zeitbüchern ver Nationen aufgezeichnet, wie Erbbeben, Peſtilenzen und andere 
zerflörende Erſcheinungen. Es gibt viele Städte, deren Rolle mit ver jener großen Männer 
verglichen werben kann. Sie find unſcheinbar an fih, ohne Fürftenpracdt, ohne ausgedehnte 
Landherrſchaft, ohne übermächtige Bevölkerung, ohne aufgebäufte Reichthümer, fogar ohne be= 
fondere Begünftigungen der Natur, und doch ruhmreich durch den Geift ihrer Bürgerfchaft und 
auf Leben, Wohlftann, Bildung großer Rationen einwirfend. Zu diefen darf man wol aud 
die alte Allobrogenſtadt Genf rechnen. Tauſend andere find größern Umfangd, volfreicher, in 
vortheilhaitere Gegenden hingepflangt — wer aber weiß von ihnen? Genf wird in allen Welt⸗ 
gegeuden genannt, und nicht erft feit geſtern. Es ſteht fett Sahrhunderten in ven Reihen ver 
wenigen, von denen die erften Impulfe zur kirchlichen und politifchen Reform der Völker, zur 
Erweiterung der Wiſſenſchaft und Kunft ausgingen. Bon Hier ans wirkten Galoin und 3. 
%. Roufleau, von bier aus die Lefort, Bonnet, Sauffure, Pictet u. a. m. Unter den 
ſchweizeriſchen Kreiftaaten ift Genf neben Zug der Fleinfte; unter allen neben Zürich der ein: 
flußreichſte auf europäifche Eivilifation; vor allen wegen Anmuth und Majeftät der landſchaft⸗ 
lichen Umgebungen der von Fremdlingen befuchtefte und geliebtefte. Lind doch betrug vor dem 
Sahre 1815 der ganze Raum der Republik kaum zwei geographiſche @eviertmeilen ; dann, als 
der Wiener Congreß einen Theil des Ländchens Ger, die Ortſchaften Verſoy und Carouge nebft 
einigen vormals favoyifchen Dörfern hinzufügte, etwa fünf Geviertmeilen. Aber auch für vie 
geringe Menichenmenge ift der Boden zu arm, um fie mit feinen Erzeugniflen zu nähren. Sie 
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bezieht ihr Holz, den größten Theil ihrer Lebendmittel und weſſen fie zum Bebarfe ihrer Ge: 
werbe von nöthen Hat, aus andern Gegenden. Dennoch herrſcht hier ein Wohlſtand und Be⸗ 
Hagen, wie in Städten oft felten ift, vie von ver üppigften Fruchtbarkeit des Landes umringt find.“ 

Seit Zſchokke ſchrieb, ift Genf in vielen Beziehungen ein anderes geworden. Auß einer 
Mittelftant hat es ſich zu einer Großſtadt emporgebildet, mehr noch dem innern Weſen als ver 
Menge der Einwohner nad. Die im ganzen Staatsweſen früher herrſchende Anſchauungs⸗ 
weife hat ſich gleichfam volllommen umgeflaltet. Statt der vormaligen calviniftifch-puritani- 
hen Strenge hat ſich das entwidelt, was man häufig als franzöfifche Leichtfertigkeit bezeichnet; 
an die Stelle einer nit hinwegzuftreitenden kleinlichen Auffaffung find weitgehende kosmopo⸗ 
litiſche Principien getreten; die allerdings von einem engen Geſichtskreis beherrſchte ausneh⸗ 
mende Solivität ward vielfach verdrängt durch große, nicht felten ſchwindelhafte Blane. Genf 
hat dabei äußerlich einen Aufſchwung erlangt wie nie zuvor; ob aber die Grundlage des neuen 
Baues feft genug ift, muß ſich erfi erproben. 

So treffend Zſchokke's Darftellung vor einem Vierteljahrhunderte war und fo anziehenb 
diefelbe noch jeßt ift, was die Schilderung der natürlichen Berhältniffe und ver frühern Ent- 
widelung betrifft, fo tritt und, wie bereit bemerkt, Ginfichtlich der innern Zuftände ein völlig 
umgeftaltetes Bild entgegen, und überdies lenken vie Machinationen Frankreichs den Blick auf 
eine Reihe Hiftorifcher Erfcheinungen aus ver franzöfiichen Revolutions- und der altnapoleoni= 
fen Zeit, über welche Zſchokke nur allzu kurz hinwegging. Wir fheiden deswegen ven gegen- 
wärtigen Artifel in zwei Abfchnitte, deren erfler ben weſentlichſten Theil ver frühern Bearbei⸗ 
tung enthalt (natürlich mit den auch hier notäivendig gewordenen Anberungen), während ber 
zweite die fpätere Periode und die jegige Geftaltung umfaßt. 

1. Die frühere Entwidelung (wefentlih nah Zſchokke). Der Boden des Eleinen 
genfer Landes iſt arm, aber ver Geiſt und Fleiß des Volkes Hat feine Kargheit Rbermältigt, hat 
ihn gleichfam in einen vier Meilen großen Garten verwandelt, worin reizende Villen, von Blumen: 
beeten und Luftgebüfchen umgeben, Gemuͤſe- und Obftpflanzungen, mit Getreidefeldern, Wiefen 
und Weinbergen vermengt, ruhen. Ganz fliefmütterlich war die Natur jedoch nicht; fie gab dem 
fleinen Gebiete zur Armuth ihre emige Schönheit. Inden ed den untern Theil des Lemaniſchen 
Sees umfpannt , dem der Rhoneftron entrinnt, den die Dichter Italiens, Frankreichs, Deutjch- 
lands, Englands, Amerikas in ihren Geſängen verherrlichten, ſieht e8 ſich einerfeitö von ver 
Pracht ver Höhften Alpen und Eisgebirge, nahe dem Montblanc‘, andererfeitd vom Arme bes 
Jura umſchlungen. Tauſende von Fremdlingen, dadurch aus allen Weltgegenven alljährlich 
herbeigelodt , tragen nicht wenig zur Vergrößerung des Wohlftandes, zur Belebung bes Ver⸗ 
kehrs und zur Beranmuthigung der gefelfchaftlihen Zuftände bei. 

Genf, entfernt vom Meere, entfernt von ben Hauptftraßen des alten und neuen WBeltban- 
dels, fogar ohne jhiffbaren Fluß, umzäunt von Hochgebirgen und wilden Engpäffen, die ihm 
nicht einmal angehören, wußte feine Lage an den Grenzen ver Schweiz, Savoyens unb Franf- 
reichs jederzeit. glücklich zu benupen. Es warb eine ver erften Kabriffläpte und gewann dem 
Tranſit- und Spebitionshandel beträchtlichen Gewinn ab. Kür forgliche Pflege des öffentlichen 
Unterrichts von jeher bedacht, entwickelte fid mit mannichfaltiger Kennmiß vie geiflige Kraft 
der Bürgerfchaft zu wohlberechneten Unternehmungen. Sie eignete fi die wichtigſten (Ent- 
deckungen in Wiſſenſchaft und Kunft anderer Zeitgenofien an, um Gebrauch davon zu machen. 
Die Wellen der Rhone und des Sees mußten ihrem Gewerbfleiße früh ſchon dienftbar werben, 
ber aud entfernten Ländern und Welttheilen Zinfen bezog. Dorrte einer der Nahrungszmeige 
unter der Unbill ver Zeit ab, jo wußte man erfinderifch einen zweiten zur Blüte zu treiben. @in- 
gen bie altberühmten Leder- und Meſſerfabriken ein, fo erhob ji reicher Verkehr mit Seiden⸗ 
und Spigenwaaren. ALS dieſer unter ben eiferfüchtigen Prohibitivſyſtemen der Nachbarreiche 
niederſank, ward Fabrikation und Handel mit Gold- und Silberwaaren glänzend, wozu mehr 
als Kunftfertigkeit der Hand, mozu neben verebeltem Geſchmacke mannichfaltigere Renntniß und 
geübterer Scharfiinn erfordert wird ald zu andern Inpuftriezweigen. So öffneten ſich hier vie 
Werkſtätten mathematiſcher, phyfikaliſcher und anderer Inftrumente und Tauſende von Den- 
ſchen jind allein mit Berfertigung golbener Uhren jeder Gattung beſchäftigt. 1) Umfonft trach⸗ 
teten Frankreich, England, Deutſchland viefen mit Zöllen und Mauthen die Wege zu verfperren. 
Umfonft erhob der König von Sarvinien im Jahre 1786 fein Dorf Carouge, vor den Thoren 


1) Duprat fchägt den Werth der dermaligen Ausfuhr genferifcher Erzeugniſſe (befonders Uhren und 
Bijouterien) in das Ausland auf 24 Mill. Fr. tährlich. - RK. 
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Genfs, zur Stadt, um die Induftrie der reihen Nachbarin dahin zu ziehen. Umſonſt machte er 
den einwandernben Anſiedlern große Vortheile und Privilegien zum Geſchenke. Er vergaß 
ihuen das größte zu geben — ven Talisman ver Freiheit. So gilt auch von diefem fleinen 
Staate Montesquieu's befannter- Grundſatz in vollem Maße: „que les pays ne sont pas cul- 
tivés en raison de leur fertilit&, mais’ en raison de leur liberté.“ Die Entbindung der In⸗ 
duſtrie und des Handels von ven Seffeln eines zur Kühlung der Staatöfaffen berechneten Geſ ep: 
zwangs, die Entlaffung des Volksgeiſtes aus der Vormundſchaft ftaatsfünftlerifcher und prie- 
ſterlicher Cenſurbehoͤrden, vie mit Gedanken und Glauben Monopol treiben, kann allein un- 
wirtäbaren Boden wirthlich und das unbedeutendſte Ländchen bedeutſam machen. 

Für junge Fürften over angehende Staatsmänner könnte nichts bildender fein als die Er- 
ziehungs⸗ und Entwickelungsgeſchichte aller heutigen Staaten des Welttheils, in großen, aber 
feften Umriffen vorurtheilslos von der Hand eines erfahrenen Geſchaͤftsmannes gezeichnet, ber, 
mit den Schiäfalswechjeln der Neiche vertraut, nur die Kette der Urfachen und Wirkungen | int 

Raume ber Jahrhunderte verfolgen würde. 

An einem veigenden Strome und weiten See, zwiſchen Hochgebirgen und Engpäffen ge- 
legen, war Genf fon im Alterthume ein Hauptort der Allobrogen. Julius Cäfar benugte ihn 
ale Waflenplag gegen vie Helvetier; fpäterhin ward er durch die Flut wandernder Völker⸗ 
ſchwärme und in den Kriegen barbarifcher Säuptlinge mehrmals zerflört, bis das altrömijche 
Weltreich von ihnen zertruͤmmert lag. Dann fah man da zuweilen vie Könige der Burgunden 
Hof Halten, fei ed der Sicherheit wegen in dieſem Felſenwinkel, ober wegen des Reizes der Um⸗ 
gebungen, gegen vie auch rohe Gemüther nicht unempfindlich bleiben. Wo Könige bauten, 
fonnte es einem chriſtlichen Biſchofe wol gelegen fcheinen, feinen Stuhl aufzuftellen. So behielt 
der Ort eine gewiffe Wichtigkeit bei, die er auch unter der Herrſchaft der Kranken nicht verlor, 
welche zur Verwaltung der umliegenden Gauen einen Srafen hierher fegten. Der Graf, mie 
überall, nur ein Eöntglicher Beamter und Lehnsmann, fuchte dad Amt von Genevois in feiner 
Familie zu bewahren; feine Enkel machten pad Amtslehn zum Erblehn (im Jahre 880 ſchon). 
Sie fanden in der großen Anarchie des Mittelalters feinen Gegner ihrer Alleingemalt mehr als 
ben geiftlichen Arm. Der Biſchof behauptete vie Unverlegbarkeit der Rechte, welche die allein- 
ſeligmachende Kirche von Bott ſelbſt, und Die Unantaftbarkeit ver Zehnten, Bodenzinſe, Güter, 
Leibeigenen u. f. w., welche die Heiligen Gottes durch Gelübde und Schenkungen frommer 
GShriften empfangen hatten. (Klug wußte ver Klerus fih aber auch das Anfehen eines Ber- 
theidigers des Volkes, manchen Anfprüchen des Adels und der Kürften gegenüber, zu verſchaffen, 
und darin berubte in Wirklicgkeit feine Stärke) Des Bifhofs Autorität wuchs mit der Un: 
wiſſenheit des Zeitalters, und Friedrich Barbaroffa erfannte ihn zuleßt förmlich (im Jahre 
1162) ald fouveränen Herrn: und Fürften von Genf an (wodurch jedoch nach damaliger An= 
ſchauungsweiſe eine Befhränfung der alten Nechte der Stadt in Feiner Hinficht entfhieben fein 
fonnte). 

Solange dad ungeheuere Nep des Feudalweſens über die ganze Bevölkerung des abend⸗ 
ländiſchen Europa ausgefpannt lag, waren felbft Könige, Fürſten und Herren darin verfiridr, 
unfrei und unbeholfen in ihren Bewegungen, bis Maſche um Maſche im ewigen Hader ge- 
fprengt ward. Nur der Adel galt damals als Volk; vie übrige Einwohnerfhaft dev Länder 
zählte nicht: fie war in ven verſchledenen Formen der Leibeigenfchaft zum Knechtsdienſte für das 
Wohlleben geiftlicher und weltlicder Herren geboren. Rur allmählich erhob fie fih, zumal in 
Stäbten, zum Genufle einiger Freiheiten, ſei es durch Gewinn ihrer Gewerbe, oder Muth Hin- 
ter flarfen Ringmauern , oder duch Gnaden der Könige, ober in kluger Benugung ver ewigen 
allgemeinen Fehden. Während der Hirtenftab des Biſchofs von Genf mit wechſelndem Glücke 
dem Schwerte des Grafen von Genf begegnete, half vie eiferfüchtige Zwietracht beider den Bür⸗ 
gern der Stadt zur Wahrung ver alten und zur Erlangung mancherlei neuer Rechtſame. Da 
aber die Stadt, wie oft dem Dritten geſchieht, wenn er ſich den Händeln anderer zwei nicht 
entziehen kann, in Gefahr geriet, pur Zorn und Gewalt des Grafen alles zu verlieren, rief 
fie ben Shut ded benachbarten Grafen Amadens von Savoyen an (1287) und über- 
ließ ihm willig die Mechte ihres won ihm beflegten Feindes über fich (ſoweit fie nämlich dieſe 
„Rechte“ überhaupt anerkannte). 

Es treten in der Weltgeſchichte von Zeit zu Zeit Jahrhunderte ein, in welchen die Völker 
ihr Schweigen breihen und ein Schrei nad) Freiheit durch alle Länder geht. Ein folder Augen- 
blick war auch das 14. Jahrhundert; er begann aber ſchon mit dem Ende des vorangegangenen, 
als fi in Italien die Republiken, in Deutfihland die Reichsoſtädte erhoben, die Sirilianer ihre 
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biutige Vesper gefeiert hatten. ‚Da lieferten bie Sqweizer ihre Freiheitsſchlachten, gründeten 
die Deutfchen. ihren Bürgerſtand, die Hanfeftädte ihren großen Bund, die ſchwäbiſchen Städte 
einen andern für ihr Recht. Cola di Rienzi rief in Rom die bürgerliche Freiheit, Wiclef in Eng⸗ 
land die des Glaubens aus. Peter von Aragonien reformirte bie Berfaflungen Aragoniend und 
Sardiniens; England errang die Magna-Eharta feiner Freiheiten und Frankreich die Aner- 
fennung feines Tiers⸗Etat. Man hätte damals, wie zur Zeit der Kirchenreform, wie im heu⸗ 
tigen Zeitalter, eine geheime vevolutionäre Propaganda anflagen koͤnnen. 

Zu jener Zeit auch war's, daß Genf neuerdings entſchieden in politifher Rolle auftrat und 
mit Glück. Aber die Nachkommen jened Amadeus, bei wachſender Macht ihres Hauſes, wurden 
der Stadt wie dem Biſchofe bald gefährlicher, als es je ein Graf von Genevois geweſen war. 
Sie kauften nach Erlöſchung deſſen Geſchlechts die Domänen, Rechte und Anſprüche deſſelben an 
ſich (1401), ſchmückten ſich mit dem Herzogstitel und ließen der Bürgerſchaft Genfs wie dem 
Biſchofe ihre üͤbermacht fühlen. Der Bifchof nahm zu den kriegeriſchen freien Städten Bern 
und Freiburg Zufludt. In den durd fie vermittelten Friedensverträgen mit Savoyen warb 
auch Genf mit jeinen Rechten begriffen (1493), ein Beweis, daß es ſelbſtändige politifche Rechte 
befaß, unabhängig von Biſchofe und dem Herzoge, und daß ed ſchon achtbar genug daſtand, 
für jich felbft neben jenen beiden zu gelten. Wenige Jahrzehnde fpäter ſchloß es für fich allein 
mit jenen Eidgenoſſen Bünpdniffe, mit Freiburg im Jahre 1519 und Bern im Jahre 1526. 
Denn feine vormaligen Schugherren waren neidiſche Gegner feines Emporkommens und ſeines 


wachſenden Reichthums geworben. So wiederholte ji hier nur, was überall, wo ji aus der. 
allgemeinen Knechtſchaft ein Fräftiger Bürgerſtand erhoben hatte, der Fall war; Adel und Geiſt— 


lichkeit, mit ſtolzem Gefühle ihrer Vorrechte vor andern Sterblichen, meinten vergebens, immer⸗ 
dar in üppigem Müßiggange das Gut verſchwelgen zu dürfen, mad ber Fleiß des betriebfamen 
Bürgers mühevoll gewonnen. 

Schon am Ende ded 12. oder Anfange ded 13. Jahrhunderts waren in Genf Wollenzeuge 
verfertigt, die man „Raſche““ (rascellum, ras) nannte und die nur zur Bekleidung der vor⸗ 
nehmern Volksklaſſen dienten. Der zunehmende Abſatz derſelben nach Italien, Frankreich und 
der Schweiz vermehrte die Menge der Manufacturen dieſer Art, womit bald auch Fabrikation 
von Hüten, Bareten, Leder: und Metallwaaren, Eöftlich gearbeiteten Waffen, Glockenuhren 
u. f. w. verbunden wurde. Künſtlich gewebte Leinwandwaaren und Bärbereien hatten in Genf 
längft viele Hände beichäftigt. Dazu famen am Ende des 14. Jahrhunderts noch bie feinften 
Arbeiten in Gold und Silber. So wurde Genf die erſte Fabrikſtadt per Schweiz, Mittelpunkt 
des Verkehrs zwischen ven benachbarten Reihen, Waarenniederlage des franzöſiſchen Handels 
nad dem Norden Staliend und den Süden Deutſchlands. Seine Meilen wurden von Kauf: 
leuten entfernter Gegenden beſucht. Es ift merfwürbig, wie dieſe fleine Stabt, bie noch im 
Jahre 1404 kaum 1300 Feuerherde zählte, die, abgelegen in einem Winkel, wo Jura unb 


Alpen zufammenfloßen, außer ihren Mauern kaum Land genug befaß, dad fie zum linterhalte: 


ihrer damaligen wenigen Bewohney anbauen Eonnte, und nit Waffen genug, um ji), nad) dem 
Beijpiel anderer Stäbte, durch Eroberungen zu erweitern; eine Stadt, welche bie Lebensmittel, 
Die Ihr nöthig waren, von ven Nachbarſchaften erfaufen, die rohen Stoffe, welche fie verarbei⸗ 
tete, aud der Kerne holen mußte — mie ein ſolches Städtchen, Inmitten feindſeliger politifher 
Verhältniſſe, zu folder Höhe von Selbſtändigkeit, Wohlſtand und einflußreicher Bedeutſamkeit 
auffteigen fonnte. Aber eben alle jene gunftlofen Umſtände waren es, welche ununterbrochen 


die Kraft des Voölkchens zu den äußerſten Anftrengungen aufregten, ii zu erhalten. Was ihm 
Natur und Schickſal verweigerten, mußte es durch Beſtrebſamkeit des Geifled erringen. Aus 


Stolz erũnderiſch, machte es nahe und ferne Gegenden ſeinem Scharffinne zinsbar, indem es Die 
rohen wohlfeilen Stoffe derſelben ihnen veredelt in hundertfach groͤßerm Werthe zurückgab, 
indem es jede Entdeckung des Auslandes für ſeine Gewerbe benutzte, ſinnreich den Mechanis⸗ 
mus jeiner Werkzeuge verbeſſerte, die vorzüglichſten Fabrikate anderer Städte durch neue Boll: 


kommenheiten der feinigen in Nutzbarkeit, Dauer, Feinheit und Geſchmack zu übertreffen fuchte . 


und jede Eroberung im Gebiete der Wiflenichaften und Künfte auf jeine Induſtrie anwandte. 
Daß ift die Macht des Geiſtes über Natur und Schidjal, daß er dieſe jeinen höhern Zwecken 
dienftbar zu machen und ihnen jederzeit Die vortheilhaftere Seite abzugewinnen weiß. Frucht⸗ 
barere Landſchaften, mit manderlei Borzliigen ausgeftattet, jind bei aller Arbeitiamfeit ihrer 
Bewohner dürftig geblieben. 

Die anhaltende Beiftesrichfung der Genfer auf das Nügliche und Zwedmäßige.in Gewer: 


ben und Künften ift ihnen von jenen Zeiten ber eigenthümlich geblieben und charakteriſirt ſie 
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noch heute. Beihaftigungsarten, welde mehr dad Gemüth als den berechnenden Veritand an= 
ſprechen, fagen ihnen weniger zu. Muſik, Dialerei, Dichtkunſt u. f. w. finden nur eine geringere 
Zahl von Berehrern; dagegen Heben Mechanik, Phyſik, Chemie, Naturkunde überhaupt, Ma: 
thematik, mit einem Worte, diejenigen Wiflenfchaften, welde von den Sranzofen die erarten 
genannt werben, im höchſten Werthe. Selbſt Brauenzimmer finden Gefallen an venfelben. 
Alles, was in der Behandlung befonderer Sorgfalt, Genauigkeit, Pünktligkeit und Beachtung 
des Seringften bebarf, zieht die Aufmerkſamkeit des Genfers magnetifh an. Darum ift vie 
Stadt noch in unjern Tagen neben vielen ihrer Nebenbuhlerinnen ausgezeichnet geblieben, 
weil jie den Sinn in ſich zu bemahren wußte, durch welchen fie ſchon im Mittelalter Anfehen er: 
worben hatte. 

Der Herzog von Savoyen wie das geiftliche Oberhaupt des Bisthums fahen mit Unwillen 
und Eiferfucht das Aufblühen eines Gemeinweſens, welches nad immer größerer Unabhängig- 
keit von ihnen ftrebte, weil mit gefeleltem Fuße kein raſcheres Fortſchreiten möglih war. Sie 
fahen mit Zorn⸗den zwiſchen Genf, Freiburg und Bern geſchloſſenen Bund, durch melden vie 
Stabt ein mittelbares Glied der ſchweizeriſchen Cidgenoſſenſchaft wurde, die damals durch ihre 
Waffenthaten im glänzendften Ruhme ſtand. Die Mehrheit ver Bürgerfcaft ſetzte ihren Stolz 
darin, den Namen der Cidsgenoſſen (Hügenots im verborbenen Franzoͤſiſch) zu tragen; jie 
bezeichnete die Anhänger Savoyend verädhtlih mit dem Namen feiler und feiger Mamlufen. 
Der Herzog hinwieder erblicte in jenen nur abtrünnige Unterthanen und Nebellen. Er for- 
derte von Bern und Freiburg die Auflöfung des Bundes und fuchte die übrige Cidgenoſſenſchaft 
in fein Intereffe zu ziehen. Was jene verweigerten, Eonnte ihm diefe aber nicht gewähren. So 
begnügte er fi, ver Stadt zu ſchaden, wie er es irgend vermochte, und bie Glieder der Huge⸗ 
nottenpartei, wo er ihrer Habhaft werben Eonnte, zu mishandeln. Dieſe vergalten ihrerjeits 
feine Rache mit der ihrigen. ?) 

Bedenklicher noch ward inmitten dieſer politifchen Gärungen die Stellung des Biſchofs. Er 
hatte von den Kirchenreformen,, welche Zwingli zu diefer Zeit prebigte, alles für feine alten 
Hoheitsrechte und reihen Einfünfte zu fürdter. Schon war die neue Lehre in Genf einge: 
drungen ; zwei gelehrte Männer, Wilhelm Karel und Anton Saunier, verfündeten fie furchtlos 
und mit Begeifterung: Diele von der hugenottiſchen Staatöpartei pflichteten ihr bei, wenn auch 
nur aus Haß gegen bie bifchöfliche Gerichtäbarkeit und Gewalt. So hatte der Kirchenfürſt nicht 
weniger Urſache ald der Herzog, vor gänzlichem Abfalle Genfs zu zittern; beide aber verſchlim⸗ 
merten durch Willfür und unfluge Graufamfeit gegen die Bürger ihre Sache. Sie reisten po= 
litiſchen und religiöfen Fanatismus auf. Bern und Freiburg fohritten bewaffnet ein, Frieden 
zu gebieten; und als der Herzog, unterjlügt vom Adel des Waadtlandes, diefen Frieden brach, 
ergriff Bern zum Schuge bed Bundesgenoſſen abermals die Waffen und kündete dem Sanoyar- 
den Krieg an. Bern hatte ji ſchon wie Genf der Kirhenreform zugewandt, bejegte mit 
7000 Dann das Waadtland und behielt von Savoyen diefe Eroberung (1536). Genf 
vertrieb aus feinen Mauern die Mamluken, erklärte jih unabhängig von Savoyen, den bi⸗ 
ſchoͤflichen Sig für erledigt, entwickelte fein urfprünglich ſchon weſentlich republifanifches Gemein⸗ 
weſen und beachtete wenig, daß der entjlohene Seelenhirt aus der Berne jeinen fräftigften Bann- 
ftrahl gegen die freie Stadt ſchleuderte, deren Gebiet durch Bernd Eroberung mit einigen Herr⸗ 
Thaften in der Nähe ver Stabtmauern vermehrt worden war. 

Eben in dieſer Zeit Fam Johannes Calvin auf einer Durchreiſe zum erflen male nad) Beni. 
Menige Jahre fpäter (1541) warb er als Öffentlicher Lehrer der Gottesgelahrtheit dahin 
berufen und, nahm daſelbſt bleibenden Sig. Er theilte mit den Bürgern die Begeifterung 
für politijhe Freiheit und Glaubens- und Kirchenverbeflerung, erfchraf aber vor ihrer fitt- 
lihen Verwilderung, der Frucht langer Volksunruhen und Parteifämpfe. Er jelbft, ebenſo 
einfach und fromm als gelehrt, ebenjo herb und ſtreng in Tugend- ald Ölaubenslehren, mit 
eijerner Sinnesfeſtigkeit und feltenen @eiftesgaben ausgerüftet, übernahm die Feſtſtellung der 
fünftigen Olaubensfäge, Ordnungen und Bräuche der neuen Kirche. So groß ward feine Ge⸗ 
walt über die Bemüther, daß er im Laufe von kaum zwei Jahrzehnden das öffentliche Leben 
Genfs verwandelte. Seine Kirchenzucht führte den Ernſt der Sitten in die Haushaltungen zu⸗ 
rück. Sein @influß leitete jelbf den Gang der bürgerlichen Geſetzgebung. (Dabei darf jedoch 
nicht überjehen werden, daß die republifanifh-demofratifhen Einrichtungen, die er im Staatö- 


2) Genf wurde zwar nicht Beſtandtheil der Eidgenofienfchaft, wol aber gehörte es zu deren „Mit⸗ 
verbündeten‘‘, es blieb in der Reihe ber „zugewandten Orte“, ber coallies oder confoederati. K. 
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leben vorfand, ihm bei Bildung feiner kirchlichen Organtfation mit Ihren allgemeinen Wahlen 
und Presbyterien zum Mufter dienten.) Er verbeiferte dad Schulmwefen. Die Akademie von 
Genf, an welder er ſelbſt, neben Theodor Beza, ver erfte berühmte Lehrer wurde, verbanfte 
vorzüglich feinem Eifer ihr Dajein. Durch fie und fein großes Wirken erhob fich Die bisherige 
Handelsſtadt zu einem bedeutenden Einfluffe auf das geiftige Leben Europas; fte warb das prote- 
flantifche Rom), die evangelifchreformirte Hochſchule britifcher, franzöſiſcher, deutſcher und 
fpanifcher Jünglinge. Man zählte Hier 50—60 Buchhandlungen (freiti in der bamaligen . 
Bebeutung). Schon im Jahre 1478 beſtand bier eine Buchdruckerei, eine der erften in der - 
Schweiz. 

Je reicher und glänzender die Stadt in ihrer Freiheit emporſtieg, um ſo erbitterter ward 
Savoyen über den erlittenen Verluſt. Es konnte feinen Anſprüchen nicht entſagen und er- 
neuerte bei jedem Anlaſſe die Verſuche, ſie durch Liſt oder Kriegswalt wieder an ſich zu reißen; 
ſie aber, mit aller Begeiſterung, welche Glaubenseifer und Freiheitsliebe einflößen können, be⸗ 
ſiegte die Unternehmungen und Anfechtungen der Herzoge und ficherte ihr unabhängiges Da⸗ 
fiehen durch einen ewigen Bund, wie mit Bern, fo mit Züri (1584), früher auch ſchon 
durch den Beitritt zu einem SHupsinbniffe mit Frantteid (1579). Als endlich Savoyens 
letzter Anſchlag mislang, in einer Mitternacht (21. Dec. 1602) fi der Stadt durch Über⸗ 
rumpelung zu bemeiſtern (die ſogenannte Escalade), und als feine ſchon über die Wälle in die 
Gaſſen eingedrungenen Kriegsvölker durch die Tapferkeit der aus dem Schlafe geſchreckten Bür⸗ 
ger vernichtet oder verjagt worden waren, endete der lange Krieg durch Dazwiſchenkunft mehrerer 
eidgenoͤſſiſchen Staaten. Genf behielt ſeitdem von dieſer Seite Frieden. 

Aber night ebenfo konnte ihn die kleine Republik in ihrem Innern bewahren, wo das Un- 
beflimmte in ven Gefepen und berfömmlichen Übungen, das Ineinanderverfhwimmen ber 
Grenzen von ven höchſten Gewalten und die Leidenſchaften des herrichfüchtigen Ehrgeizes oder 
de8 Neides ed nie an Gärungen fehlen liegen. Anfangs, gleich nach Losreißung von Savoyen 
und dem Bisthume, war bie gefammte Bürgerfhaft, ald Herrin ihres Grunbes und Bodens, 
der Souverän. In ihren Berfammlungen übte fie dad Recht der Gefegäebung, ber höchſten 
richterlichen Gewalt und entſchied ſie Frieden oder Krieg oder Bünpniffe. Die Bollziehung hatte 
ein Kleiner Rath von 24 Mitgliedern empfangen, der in wichtigen Fällen andere achtbare 
Bürger zu ſich berufen konnte. An feiner Spige ftanden vier Syndici. Dann aber, um beflere 
Ordnung in den Staatsorganismus zu bringen, wählte die Bürgerfchaft (1529), nad 
bewährten Borgange anderer Bantone der Schweiz, einen Großen Rath von 200 Gliedern 
für die Bedürfniſſe der Geſetzgebung; viefer hinwieder ernannte aus feiner Mitte vie Männer 
der volfziehenden Gewalt oder des Kleinen Raths, ſowie andererfeitd dieſer aus der Bürger⸗ 
ſchaft und dem Großen Rathe einen Sechzigerrath wählte und in den wichtigen Angelegenheiten 
zu fih verfammelte. Die gefanmte Bürgerſchaft blieb übrigens das Staatsoberhaupt, der 
conseil general, welchem Rechenſchaft abgelegt und jede Lebensfrage für das Gemeinweſen zur 
Entſcheldung überlaffen werden mußte. 

Bei einer fo vermwidelten Einrichtung fonnte e8 an Reibungen und Meinungsparteien nicht 
fehlen. Man nennt dieſe bürgerlihen Zwifte und Unruhen, welche affen Freiftaaten eigen zu 
jein pflegen, das erbliche Unglück verfelben. Aber doch lehrt vie Weltgefchichte, vaß den Repu— 
blifen dies vermeinte Unglück jederzeit theuerer gemefen iſt als ewige Ruhe, durch Verluft ver 
Freiheit erworben. Die Lebensentwidelung der Staaten mie der einzelnen Menſchen ift ein 
immerwährender Gärungsproceß, der fich mit vem Tode der einen wie der andern fließt. Erſt 
aus dem Hader freier Meinungen und Irrthümer fleigt pie Flamme der Wahrheit. hervor, pie 
das Falſche verzehrt. 

Weil die Bürgerſchaft von Genf in ihre oberften Behörden nur die angefehenften, reichſten 
und gebildetftien Männer ver Stadt wählte, kam es bald dahin, daß dieſe fomol durch thre 
beträchtliche Anzahl vote durch ihr Vermögen und ihre Kenntniffe den übrigen Bewohnern über- 
legen wurden. Durd fie beivogen, überließ e8 ihnen die Gemeinde, fich felbft durch eigene 
Wahl vollftändig zu erhalten (1568), und entband fogar ven Großen und Kleinen 
Rath von ver Pflicht, die von ihnen behandelten Gegenflände vor die allgemeine Bürgerper- 
fammlung zu bringen. Dies allzu blinde Vertrauen, welches größere Eintracht aller Theile be⸗ 
wirken follte, ward ſpäterhin die Quelle weit furchtbarerer Zwietracht, vie nach Sahrhunderten 
noch fortwirkte und fih Gut und Blut mandes eveln Bürgerd zum Opfer machte. Denn von 





3) Leider fo fehr, dag es auch hier ein Auto ba BE gab — das Verbrennen Servet’s! K. 
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da an ward bie Gemeinde ober der conseil general immer feltener einberufen, zuleßt gar nicht 
mehr, und der Souverän fland folglich bald mit feinen Rechten befeitigt.' Die Hoheit deſſelben 
nahmen Großer und Kleiner Rath an fi. Diefe fanden e8 fehr natürlich) und bequem, einander 
‚ an den jährlichen Wahltagen gegenfeitig in ihren Stgen zu beflätigen, leere Bläge mit Per: 

fonen aus ihren Familien wieder auszufüllen und die vorzüglichften Amter an Söhne und Vet: 
tern zu vergeben. Der Kleine Rath, weiler, außer feinem Antheile an ver Gefeßgebung, auch 
die hoͤchſte vollziehende und vichterlige Gewalt in ſich vereinigte, befaß nothwendig den mäd- 
tigften Einfluß. Er verfiand es, ihn zu benugen. Zuerſt befchränkte er pie Rechte ver Syndici, 
von deren Wahlftimmen er felbft einft abhängig geweſen; dann Die Rechte des Großen Raths. 
Somit geftaltete fich ganz unmerklich das vemofratifche Leben Genfs durch Nepotismus und Ge⸗ 
fegesbtegung zur Ariſtokratie aus. Um dieſe zu befeftigen, machte man den Spießbürgerftol;, 
der in Heinen und großen Städten daheim zu fein pflegt, und den gewerblichen Beift, der bei den 
Genfern vorherrſchte, zu Stützen. Man erfand Rangorbnungen, oder vielmehr fie erfanven 
fig von ſelbſt. Wo eine Ariftofratie beftehen foll, muß bie Rechtsungleichheit, auf ver fie ſelbſt 
beruhen will, durch alle Voltöflaflen gültig gemadt werden. Man unterſchied aljo Staats⸗ 
bürger —— Nachkommen alter genfer Geſchlechter, von Ortsbürgern (bourgeois), die 
oder deren Altern erſt ind Bürgerrecht von Genf aufgenommen worden waren. Jene hatten 
- allein Anfpru auf Eintritt in öffentliche Amter; diefe allein die Befugniß, die einträglichften 
Künfte und Bewerbe oder Handelsgeſchäfte zu treiben und In Bürgerverſammlungen ihre Stim⸗ 
men zu geben. Die übrigen Einwohner waren nur gebuldete @infaflen (habitans), denen gegen 
eine Abgabe geftattet war, in Genf zu wohnen und mit geringern Befchäftigungen und niebri= 
gern Handwerken ihr Brot zu verdienen. Nachkommen der Einfaffen hatten aber ven Vortheil, 
daß man jie nicht wohl auß Genf wieder wegmweifen konnte nad Willkür; denn file galten ale 
Gingeborene (natils). Die Brmohner der paar Dörfer neben der Stadt waren im vollen Sinne 
des Worts getreue, liebe Unterihanen der Stadt (sujets). Man fann fih daraus erflären, 
warum Genf, ungeachtet aller feiner Vorzüge und Bortbeile, immer nur eine kleine Stadt blieb. 
Die Ortshürger fühlten fich ebenfo wenig geneigt, ihre Anzahl durch Aufnahme von fremden 
Concurrenten im Gewerbe und im Mechte zu vergrößern, als die Staatsbürger Luft zeigten, ihre 

mier und Stellen mit andern zu tbeilen. Im 15. und beſonders Im 16. Jahrhunderte dachte 
man anderd; man nahm Damals 5— 6000 neue Bürger an; im 17. Jahrhunderte verminderte 
fie viefe Freigebigkeit mit dem Bürgerrechte beträchtli ; im 18. Jahrhunderte aber verlor fie 
fich ganz.*) Im Anfange des letztern betrug die Gefammtzahl der Bewohner der Stadt 
und bed Landes nur ungefähr 21000 Seelen. Genfs Inpuftrie hatte darum aber nicht gelitten. 
Während der Slaubenäfriege und Berfolgungen hatten fich mehrere franzdfifche Familien und 
anbere aus Lucca hier angefeßt; dann fanden zur Zeit Ludwig's XIV. die bedrängten Hugenot- 
ten hier ein Afyl, welches fie mit Herverpflanzung ihrer Manufacturen und Yabrifationen 
reichlich belohnten.. Am Ende des 18. Jahrhunderts (im Sabre 1789) hatte ſich daher die Be- 
uölferung der Republik ſchon auf 35000 Serien erhoben. 

Man rechnete den frifchen Aufſchwung dev Wiffenfchaften, des Verkehrs, dev Induſtrie und 
bed Reichthums in Genf, wie es oft gefchieht, den vortrefflihen Stantseinrihtungen oder mol 
gar ver Weisheit ver Regierung zu, während das Kleinfte davon glücklichen Zufällen zu ver: 
vanken war. Bine ſchon in wirkliche Oligarchie entartende Ariftofratie Hatte um das alles Fein 
anderes Verdienſt, als daß fie die weit frühern Zeiten entflammende Freiheit ver Gewerbe und 
des Handel! zu vernichten kein Intereſſe Hatte und zur Sicherung ihrer eigenen Privilegien bie 
Brivilegien ver Ortsbürgerfchaft nicht antaften durfte. Inden: fie derfelben ſchonte, war ſie 
allein darauf bedacht, ihre Vorrechte zu genießen oder durch Lift oder Gewalt zu erweitern. 
Denn was konnte dem Willen einer Regierung widerſtehen, in deren Macht es lag, beſtehende 
Geſetze willfürlich auszulegen, ober dem Senate diejenigen zu dictiren, welche er geben follte; 





4) &s {ft dies eine Erfcheinung, die nicht blos vereinzelt in Genf hervortrat, fondern vielmehr eine 
ans den Berhältniffen der Zeit entiprungene Geftaltung, bie man ebenfo in ven übrigen fchweizer ſowie 
in den meiften deutichen Reichsftäbten wahrnehmen Fonnte. In den frühern Jahrhunderten fah man . 
Einwanderungen: gern, weil dadurch bie Zahl der Bürger und fomit die Macht der Stadt gegen außen 
wuchs. Nachdem aber die Drte gegen die früher gewöhnlichen Angriffe und Überfälle feitens Heiner 
Dynaften ziemlich gefichert waren, erblickte man in den neuen Anfledlern nicht nur neue Concurrenten 
im Gewerbe, fondern auch neue Theilhaber an den Gemeindenugungen, wodurch fich ber Antheil jedes 
Einzelnen an denfelben ſtets verringern müfle. 8! 
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deren Hand über Beſetzung aller Öffentlichen Amter, über die beivaffnete Macht und Verwaltung 
des Richteramts, felbft über Keben und Tod der Bürger verfügen fonnte? 

Nicht das zu erringenve Ziel, fondern das errungene macht übermäthig. Schon gegen 
Ende des 17. Jahrhunderts fühlte ſich Die Fleine Staatsbürgerzunft Genfs, an ihrer Spige bie 
Regierung, auf der Höhe ihrer Machtvollkommenheit. Ihr blieb nichts übrig, als ſich da zu be⸗ 
haupten. Sie that es, und mit jenem gebieteriſchen Stolze, den daB Gefühl der Überlegenheit 
gibt. Es fehlte nicht an Klagen in der Stadt über Mangel der Berwaltung , über Benachthei⸗ 
ligung anderer zu Gunften ber Patricier in Hanbeläverhältniflen, über Willkür der Maßregeln, 
über Barteilichkeit in der Nechtöpflege. Die Vorſtellungen wurben felten gewürdigt, fondern 
als unehrerbietige Vorftellungen, ald Anmaßungen eines vorwigigen Cigendünkels zurückge⸗ 
wiefen, wol auch mit Härte beſtraft. So entitand Unzufriedenheit in der Bürgerſchaft und 
gefanımten Bevölferung; fo der erſte Rip zwifchen Regierung und Regierten, bie. fi als Bar: 
teien gegenüberflanden, ein Riß, der durch Leinenfchaftlichkeit von beiden Seiten zur Kluft er- 
weitert ward, die zulegt alled verſchlang. Genf führte das BVorfpiel von allen ſpätern Revolu⸗ 
tionen auf , melde nachmals zwei Welttheile erſchütterten. Aber niemand. beachtete Die Bewe⸗ 
gungen einer fo winzigen Republik, obgleich fie die Urſachen und Wirkungen aller Staatsum⸗ 
wälzungen wie im Miniaturbilde darſtellte. 

Das, wodurch ſich die Ariſtokratie i in ihrer Hertſchaft am geſichertſten wähnte, bie Ungleich⸗ 
heit der verſchiedenen Stände im Volke und ihrer Rechte, trug am erſten dazu bei, Verderben 
zu bringen. Die Unterthanen beneideten die Vorzüge ner Einſaſſen Genfs; dieſe, bald ebenfo 
zahlreich ald die Menge der Ortöbürger, grollten gegen das Vorrecht und bie Begunfligung 
von diefen. Die Bürgerfchaft wiederum ärgerte firh über die Anmapungen des Patrieiats, und 
das Patriciat gerieth durch Familieneiferfuht unter ih in Trennung. Der Unwille aller con- 
centrirte jich zulegt immer wieder, wo nit gegen Die Regierung, doch gegen die Ungerechtig⸗ 
keiten ver allgemeinen Staatögrundgeleße, unter welchen alle litten. Das Vorrecht einer Klaſſe 
von Landesbewohnern kann nur dur Verminderung der naturgemäfßen Anfprüce und Rechte 
der übrigen Menſchenklaſſen entſtehen. 

Wenn in Genf der große Kampf, ver heute noch den Wolttheil erſchüttert früher geführt 
ward als in Amerika und Europa, fo lag der Grund vornehmlich wol in der höhern und all⸗ 
gemeinern Bildung des Volkes, die in einer einzigen und felbftherrlichen Stabt früher zur Reife 
gelangen Eonnte ald anderswo. Hier wor zur Vervollkommnung der Gewerbe und Künfte unb 
zur Bereicherung des Öffentlihen Wohlſtandes Verſtandesübung und Wiflenfchaftlichleit um- 
entbehrlih. Ohne dies hätte Genf hinter ven Kortichritten anderer Fabrik- und Handelsſtädte 
zurüdbleiben und verfhwinden müſſen. Aber der vamit heller gewordene Bild des Volkes durch⸗ 
drang zugleich auch früher die Gebrechen ver politiſchen Verfaflung, ber Gefehgebung und Ber: 
wæaltung und forderte Abhülfe ver Übel. 

88 war im Jahre 1707, als ein großer Theil der unzufriebenen Bürger zufanmentrat 
und Wiederheritellung des alten Rechts ver Gemeinde, in ihren Beriammlungen über die wich- 
tigften Anlegenheiten entſcheiden zu koͤnnen, Abſte llung des Nepotibmus und Reviſton ver 
mangelhaften Geſetze verlangte. Großer und Kleiner Rath ſahen in dieſen Anträgen nur wie ge 
wöhnlich das Werk einzelner ehrjüchtiger Schwinvellöpfe. Er verwarf fene und bebrohte dieje. 
Seinem Eigendünkel war es ungedenkbar, daß im gemeinen Vollke einfichtsnollere Männer, 
fähigere Geifter für den Staat ald die vorhanden fein könnten, welde zum Regieren geboren 
oder berufen wären, Da aber das Midvergnügen lauter, endlich ſtuͤrmiſch warb, gab man, ge⸗ 
fhredt, die Zufiherung, alle fünf Jahre wie vor alters eine berathenve Bürgerverfammlung 
zu. halten; zugleich aber berief man Truppen von Züri und Bern unter ſcheinbaren Borwän- 
den von äußerer Gefahr. Kaum war dur Ankunft des Kriegsnolfes, welches man in Be⸗ 
fagung behielt, der erite Schred überwunden, jo ward Rache gegen die vornehmften Verthei⸗ 
diger der Bürgerjchaftörechte geübt. Die einen murben verbannt, die andern mit entehrenven 
Strafen belegt; einer derjelben fogar, damit er eine geheime Berfhwörung befenne, gefoltert, 
dann gehenkt; ein anderer, ohne Auffehen damit zu machen, im Hofe feines Gefängnifles er: 
ſchoſſen. Im Jahre 1712 ward zwar die zugeſicherte erfte Bürgerverfaminlung gehalten, aber 
nur um dad Geſetz wieder aufzuheben, durch welches fie fünf Jahre vorher eingeſetzt worden war. 
(E8 tritt die jo oft dageweſene Erſcheinung hervor: die Machthaber verfprachen alles in einem 
Augenblicke ver Bedrängniß, die fle ſich felbft bereitet; Faum aber Hatte fi der Sturn gelegt, 
fo nahmen fie ihre Verfprechen der Reihe nad) zurüd. Es ergab fi Damals zu Genf das nam: 
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liche Spiel im kleinen, welches wir während des 19. Jahrhunderts mieberhoft im großen er- 
lebt haben.) ’ 

Die Negierung glaubte dur ihre Maßregeln ſich für alle Zukunft vie unbefchränfte &e- 
walt and.den Beſtand der Dinge geihirmt zu haben. Täufhung verblenveter Machthaber! 
Mit materielten Mitteln werden keine Geiſter bezwungen, feine Bebürfniffe geſtillt. Man kann 
Menſchen einderkern, verbannen und tönten, aber keine Überzeugungen, und dos durch Gemalt- 
berrlichkeit vergoffene Blut ift furchtbare Saat, aus welcher immer, früher oder fpäter, der Geiſt 
der Vergeltung hervorfleigt. Die Überzeugungen von ber Nothwendigkeit beſſerer Geftaltung 
des Staatoweſens blieben. Gie wurden durch den Troß ber gebietenden Kaſte, durch das eigen- 
mähtige Verfahren ver Näthe, durch überſchreitung der Schranfen beftätigt, welche bisher alt- 
herkoͤmmliche Übungen und Sagungen dem Übermuthe ver Bewalthaber entgegengeftellt hatten. 
Der Kleine Rath befchloß, Genf mit Feſtungswerken zu umringen, dafür Steuern auszuſchrei⸗ 
ben. Selbſt in der Mitte des Großen Raths erklärte ji ein kühner und einſichtsvoller Mann, 
Micheli du Greft, dagegen. Er warb aber als Aufrlihrer den Gerichten übergeben und nad 
feiner Flucht verbannt, von den Bernern aufgefangen und in der Feſtung Aarburg verwahrt. 
Die Bürgerihaft murrte. Die Regierung bemühte ſich, die emigen @infaflen gegen fie auf: 
zureizen, fie zu bewaffnen. 8 kam endlich zum Aufftande (1734). Die Bürgerfchaft erzmang 
ihr Mecht ohne Biutvergießen und bewied unerwartete Mäßigung, verweigerte im Gefühl der 
Berfögnlichkeit jelbft nicht zehnjährige Abgaben zur Vollendung des angefangenen Feſtungs⸗ 
baus. Died altes änderte den flarren Sinn der Herrſcherkaſte nicht, ihre Hoheit, ihre Eigen- 
macht, ihre linbefchränftheit für immer geltend zu machen. Das Mistrauen gegeneinander 
wurzelte tiefer; Die Leidenſchaften ſchwollen mächtiger an. Zufälliger Zank zwifchen einigen 
jungen Patriciern und Bürgern auf der Straße reichte hin, ein blutiges Gefecht ver Parteien 
zu verurſachen, worin auf beiden Seiten mehrere getoͤdtet und verwundet und Die Soldaten der 
Garniſon von den Bürgern entwaffnet wurden. 

Mehrmals ſchon Hatten die Bundesgenoffen Bern und Züri, bald durch Borftellungen, 
bald durch Vermittelung, verſucht, Frieden Gerzuftellen. Auch Frankreich mengte ſich jet ein, 
indem «8 fih mit dienſteifriger Beflifienheit ven Civgenoſſen bei der Friedensftiftung anfchloß. 
Die Vermittler Rifteten einen Vertrag zwiſchen beiden Theilen (das Edict von 1738), durch 
welchen zwar mehrere Misbräuche ver Gewalten abgeichafft, aber Hoheit und Unabhängigfeit 
der Regierung größer gemacht wurden als vorher. Auch gewannen pie Einfaflen dabei, daß fie 
den. Ortsbüurgern in Rückſicht ver Gewerbefreiheit gleichgeftellt wurden, was in furzer Zeit Ver: 
dehr und Induſtrie Benfs mit neuem Leben begabte. Allein ver alte Argwohn envete nicht 
zwiſchen Regierung und Bolt. Iene lieh ſich zwar ihre größere Unabhängigkeit gefallen, doch 
nicht fo leicht Die Beſchränkungen ihrer früheren Willkür. Sie ließ im Jahre 1762 Rouſſeau's 
„Contrat social” und „Emile durch Henkershand als gefährliche Schriften vernichten. Bin 
Theil ver Bürgerfhaft nahm fi der Ehre ihres Mithürgers an und fam beim Rath mit Vor 
Rellungen ein. Der Nash wies fie zurück. So entfland die Krage, wer im Zwiſt und Wider⸗ 
fpruche der Regierung und der Bürger zu entfcheiven habe. Die legtern behaupteten, es fei an 
ber ganzen verſammelten Bürgerfchaft, jene, fie habe ein negatives Recht und Befugniß, An- 
träge, welche fie für unbedeutend halte, nicht an die Bürgernerfanmlung zu bringen. Der 
Vertrag von 1738 hatte nichts darüber angeorpnet. Der alte Haber brach von neuem aus. 
Die Anhänger ver Regierung und ihres negativen Rechts wurden Negatifs, die Gegner Re: 
präfentanten gebeißen. Die Regierung rief von neuem die drei Bundeögenofien ald Gewähr: 
leifler jenes Vertrags zu Huͤlfe, weldye dann zu Gunſten der Negatifd entſchieden. Die Bürger: 
ſchaft nahm folge Entſcheidung nicht an, auch als Frankreich hoͤchſt bezeichnend fchon damals 
mit dem ſpäter untet ganz andern Verhältniſſen zur Anwendung gebrachten Mittel einer Be⸗ 
fegung der Grenzen und mit Handelsfperren drohte. Die Regierung gab gezwungen nad und 
ſchloß mit ven Bürgern einen Vergleich, den fie aber, fobald die Ruhe wiederhergeſtellt ſchien, 
wieber zu umgehen und zu vernichten trachtete, 

So dauerten die bürgerlichen Unruhen durch das ganze Jahrhundert ununterbrochen fort, 
vermehrt Durch die Anfprüche der ewigen Einfaflen, ver Buͤrgerſchaft, weicher fie an Zahl und 
Wohlſtand faft gleichſtanden, auch in ortsbürgerlichen Rechten gleichzuſtehen. Die Verwir⸗ 
zungen ſtiegen; Aufſtände und Vermittelungsverſuche wechſelten miteinander ab. Das fran- 
zöſiſche Miniſterium, angerufen von der Ariſtokratie und den Schweife ihrer Negatifs, miſchte 
fich mit Vorliebe in dieſe Händel, un für Frankreich gebieteriſche Hoheit über a age Grenz: 
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- fladt zu gewinnen. Im Jahre 1782 wurde Genf fogar von den Truppen Bernd, Frankreichs 
und aud Sarbiniend umringt und befegte Unter den Schrecken, welche die Bajounete der Frem⸗ 
den verbreiteten, mußte ſich Die Gemeinde das Geſetz gefallen lafien , welches Frankreich nad) den 
Anleitungen dictirte, die ed von der Ariftofratie erhalten hatte. Die entwafineten Bürger ſahen 
ihre Freiheit verloren. Sieben ver muthigften Fürſprecher, unter ihnen der nachmalige Minifter 
Frankreichs, Glaviere, wurben auf ewige Zeiten, andere auf Eürgere Friften verbannt. Diele 
wanderten freiwillig aus. 

So darf e8 nicht befremden, wenn nad Ausbruch der Franzoſiſchen Nevolution, nach ber 
Defegung Savoyend durch eine Kriegsmacht Frankreichs, unter dem Rachegeſchrei der Ver⸗ 
bannten, zumal Elavidre’8, der Mismuth der Unzufrievenen zum vollen Aufrußre warb. Die 
Gewalthaber zu Paris, längft lüflern nad) dem Beflge des ſchönen Genf, förberten die Fort⸗ 
dauer der Wirren, um für Frankreich ven Vorwand des Ginfchreitens offen zu halten. Die 
ewigen Ginfaflen ergriffen die Waffen, um ſich volles Bürgerrecht der Stabt zu erzwingen. 
Audere Einwohner, fremdes Geſindel, felbft Bürger fchlugen ſich zu ihnen. Sie bemäßtigten 
fich des Zeughaufes, flürzten die biöherige Regimentsform, ſchufen einen Nationalconvent und 
ftellten allgemeine Rechtsgleichheit her (Juli 1794). Der politiſche Fanatismus einer revolu⸗ 
tionären Faction unterjochte und zertrümmerte jedes Heiligthum, jenes Recht, befubelte ſich mit 
dem Blute der ebelften Männer, verfchwendete dad Staatövermögen, plünderte öffentliches und 
Privatvermögen-und äffte alle Greuel ber franzöſiſchen Staatsumwälzer nad. Erſt ald dieſe 
jelbft im benachbarten Reiche zum Abſcheu per Welt geworden und vernichtet waren, ermannte 
ſich auch der befiere Theil Genf3 und machte (1796) der Anarchie ein Ende. 

Die Ruhe zu befeftigen, ſchuf ſich pie Fleine Republik eine neue Verfaffung, auf ven Grund⸗ 
lagen der Volksſouveränetät und Rechtögleichheit gebaut. (Damals wie in ber Folge und zu 
Genf wie überall fonft fucgte man, mo unmittelbare Länderincorporirung vorerft unchunlid, 
die Herrihaft Frankreichs dadurch zu fihern, daß man die Nachbarſtaaten zur Annahme ber 
Regierungsform beftinnmte, weldhe jeweils zu Bari für Frankreich becretirt worden war. Spa: 
ter fam dann entweder die unmittelbare Ginverleibung in ven großen Nachbarſtaat, oder es 
mußte wenigftend jeder Berfaflungswechfel in demſelben auch in den bezeichneten Gebieten nach⸗ 
geahmt werden.) Es gab fortan auch zu Genf feinen Unterſchied von bevorrechteten Staats: 
und Ortöbürgern, Einfaflen und Unterthanen mehr. Die höchſte Gewalt, Geſetzgebung und 
Wahl der Mitglieder in den Großen und Kleinen Rath, Enticheidung über Beſchwerden gegen 
diefe fland der allgemeinen Bürgerverfammlung (conseil souverain) zu, in welcher jeber 
Staatsbürger im fünfundzwanzigften Jahre Stimmrecht Hatte. Der Kleine Math bejorgte Die 
Bollziehung der Geſetze und warb in Rechtshändeln eine der Inflangen, von ber jebod ar ven 
Großen Rath appellirt werben Eonnte, der zugleich Vorſchlagsrecht zu Wahlen und Geſetzen 
befaß, die immer ber Bürgerverfammlung vorzulegen waren. 

I. Genfs Schidfale in der neuern Zeit. Die Umgeflaltung ber Berfaffung bes 
fleinen genferiſchen Freiſtaats nach franzöfiihem Vorbilde, weit entfernt, blos die Beſei⸗ 
tigung der vorhandenen alten Misbräuche zu erwirken, diente nur als Einleitung zur Ber- 
nichtung des felbflänbigen Gemeinweſens. Es iſt wol gerabe jetzt an der Zeit, wenigflens einige 
Notizen hierüber mitzutheilen, da die Fäden für ein gleiches Spiel eben jegt wieder gelegt wer- 
den zu wollen feinen. Syſtematiſch wurde bie Behauptung genährt und audgebreitet, nur 
durch eine unmittelbare Vereinigung mit Frankreich werde dad wahre Süd Genfs begründet. 
So fehr jich aber auch der franzöſiſche Reſident Desported bemühte, für diefed neue Evangelium 
Gläubige zu werben, fo wollte die Sache dennoch nicht gelingen. Da brachte man andere Mittel 
zur Anwendung. Die Genfer follten durch materielle Beſchränkungen und Bedrückungen mürbe 
gemacht werben. Das franzöfifche Directorium ergriff Maßregeln, melde die empfindlichſten 
Beläftigungen nicht nur des gewöhnlichen Handels, fonbern felbft ber Zufuhr von Lebensmit- 
teln in ſich fchloffen. Vergebens. Selbſt angezettelte Aufläufe führten nit zum erwünſchten 
Ziele. Die Bedrückung erbitterte nur, und alle Parteien näherten fich gegenfeitig, um vie frem=- 
den Umtriebe zu vereiteln. Doc nun trat pie brutale Gewalt offen hervor. Desportes erklärte 
den hoͤchſten Behörben des Freiſtaats (März 1798), es ſei der entfchiedene Wille des framzbit- 
[hen Divectoriums, Genf mit der großen Republik zu vereinigen ; das Interefle ver Stabt felbft 
gebiete, daß diefelbe um die Einverleibung nachſuche. Ein vom fouveränen Rath erwählter 
Ausſchuß wollte wenigftend Zeit gewinnen. Darauf vergrößerten fi die Hemmungen be 
Verkehrs; die Zufuhr von Lebensmitteln ward noch mehr erſchwert; Immer Höher fliegen Man- 
gel und Noth. Als vie Bürgerfchaft eine Nachgiebigkeit des Ausfchuffes gegen Frankreich be- 
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fürchteie, fuchte ſie deſſen Aufhebung zu erwirken. Run aber (16. April 1798) drang plöplich 
eine frangdfifche Militaͤrmacht in Die Stadt. Hierauf endlich glaubte die Mehrheit ver Ausſchuß⸗ 
mitglieder ver Gewalt weichen zu mäflen oder überhaupt gar nicht zu flimmen. So erflärten 
fid) denn endlich von den 120 Bürgern, aus denen der gedachte Ausſchuß gebildet war, AO für 
eine Bereinigung mit Frankreich. Dies warb als Zuflimmung des genferifchen Volkes ausge⸗ 
geben! Bine weitere Verhandlung des Rumpfausſchuſſes mit dem franzöflfchen Reſidenten 
führte (26. April) zum Abſchluß eines „Vereinigungsvertrags“, durch welchen ven Genfern 
„Reutralität‘ bis zum allgemeinen Frieden als befondere Begünftigung eingeräumt wurde, mo: 
gegen die brei politiſchen Schriftfteller Mallet du Ban, d’Ivernois und Ant. Daroveray, melde 
ſaͤmmtlich durch Ihre @eburt ver Stadt angehörten, für alle Zukunft vom Bürgerrechte aus⸗ 
gefchlofien jein ſollten. 

So war denn Senf dem Reiche der großen Nation einverleibt. Der Verluft der Selbflän- 
digkeit und der Freiheit follte ausgeglichen werben durch die Ehre, Hauptort des lemanifchen 
Departements zu fein. Die Stadt, deren Stolz es gewefen, ausgezeichnete Männer in allen 
Zweigen geiftiger Thätigkeit aufzumwelfen, mußte ſich Beamte von Paris ſenden laffen und da⸗ 
gegemihre Söhne als Kriegäfnechte liefern, zur Bekämpfung und Unterfohung von Völkern, 
mit denen man nie in feindliche Beziehung gelommen war. Dabei häuften fi die Abgaben und 
Laften jener Art. 

Der Sturz Napoleon’8 verfäaffte nicht num Genf wieder feine Selbftänvigfeit, ſondern 
and) eine Bergrößerung feines Gebiets. Es wurde als beſonderer Canton in die ſchweizeriſche 
Eidgenoſſenſchaft förmlich aufgenommen, und damit es auch räumli in unmittelbarem Zu- 
fammenhang mit verfelben ftehe, veranlaßten die Mächte des Wiener Gongrefied den König 
von Sardinien, einige dazwifhen gelegene Dörfer an Genf abzntreten. Der flarrfatho- 
Tifche Fürſt verſtand fi Dazu nur gegen eine Reihe beſonderer Zufiherungen, durch welche bie 
katholiſche Kirche in diefen Gebieten für immer als herrſchende erhalten werden follte. Diefe 
Beflimmungen haben, als auf völerrechtlihen Verträgen beruhend, noch jet Geltung, obwol 
fie bei dem heutigen Stande der Gefeggebung in der Schweiz wie in Frankreich und in Italien 
eine Anomalie bilden. Ihnen zufolge iſt der katholiſche Cultus in den gedachten Dörfern privi- 
legirt; es gibt nur katholiſche Schulen; eine proteftantifche Kirche darf hier nicht erbaut werben; 
der Staat beftreitet alle Koften des katholiſchen Cultus ſowie des Eathulifchen Unterrichts; alle 
frühern Sonde find den Cultusgemeinden geblieben, mit felbftänniger Verwaltung; binfichtlich 
der politiſchen Rechte beſteht Gleichheit. 

Die Freude wegen Wiedererlangung bes Hauptziels, nämlich der Selbſtändigkeit, warb Ur⸗ 
ſache, daß die Genfer dasjenige verfäumten, was zur Begründung einer wirklich zeitgemäßen 
Berfaflung geſchehen mußte. So kam man unvermerkt in eine Art Reſtauration. Die alten 
Geſchlechter, allerdings vielfach ausgezeichnet durch Wiſſen nie durch Beſitz, mußten die Gewalt 
wleder zu erlangen. Unter verſchiedenen Mobiflcationen der frühern Formen brachten fie eine 
Reihe alter und veralteter Einrichtungen aufs neue zur Geltung. Durch die Verfafſung vom 
14. Aug. 1814 wurde zwar ein Repräfentantenrath gefchaffen, allein er repräfentirte nicht dad 
Volt. Bon den 250 Mitgliedern flelen alljährlich 30 in Erneuerung. Nun beſtand nit nur 
ein Cenſus von 63 genfer Gulden für die Wähler, ſondern die künftlich erfchwerte Wahlform 
bewirkte au, daß kaum die Hälfte jener Zahl im erften Wahlacte ernannt werben Eonnte, 
Dann erfolgte Ergänzung durch indirecte Wahl, wobei ver Repräfentantenrath und der Staats⸗ 
rath Hauptfächlih entfhieden. Der Körper war überdies eine ohnmächtige Behörde, ähnlich ven 
Großräthen ver übrigen Schmelz während der Reſtaurationsperiode; erft allmählich erlangte er 
einige Bedeutung. Er befaß allerdings die Befugniß, den aus 28 Gliedern beftehenden Stantö- 
rath zu ernennen; in den Händen dieſes legtern fand ſich aber die Macht concentrirt. Der 
Staatsrath beherrſchte faſt unumſchränkt den ganzen Staat. Die Ernennung gefhah auf 
Lebensdauer; die StaatBräthe hatten Sig und Stimme im Repräfentantenrath, und ihrem 
Gollegium allein ftand die Initiative in der Geſetzgebung zu. Wie in allen ſchweizer Verfaſ⸗ 
fungen aus der Reſtaurationsperiode war auch in der genferifihen pie Verwaltung nur unvoll- 
fommen von der Rechtspflege getrennt, und insbefonvere fand dem Staatsrath In gewiſſen 
Fällen eine ſolche Einwirkung auf die Juſtiz zu, daß er Kläger und Richter in eigener Sache 
fein konnte. Überzeugt von ver Erfolgloftgkeit aller Einzelanftrengungen, hielt e8 die Maſſe 
ſelbſt der wahlberechtigten Einwohner der Mühe nicht werth, ſich bei den Abflimmungen zu be- 
theiligen. Zwar beftand feine eigentliche Ariftofratie, denn es gab Keine privilegirte Kafte, 
allein es bildete fich eine Negierungscoterie (coterieegouvernementale) aus, beſtehend vor- 
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zugsweiſe aus Abelichen, reihen Gutsbeſitzern, Bankiers und doctrinären Politikern, bie eine 
Art väterlichen Regimes führten und nid gegentelig die Stellen und Würden jicherten, ſo⸗ 
nach eine Seffelaffecuranz unterhielten. Bleichwol muß anerkannt werben, daß bie Zeitung 
der Öffentlichen Angelegenheiten im ganzen ebenfo eine wohlwollende als eine (im engern Sinn) 
verfländige war. So Eonnte der Ganton feinen Wohlftand entwideln und in manchen Vezie⸗ 
Hungen Rühmliches leiften. Beſonders erfreute fih dad Schulweſen einer ſehr guten Entwicke⸗ 
lung; es entfland zu Genf die erſte Drahtbrücke in der Schweiz, und das erſte Dampfboot im 

‚ Gebiete der Cidgenoſſenſchaft ſchwvamm auf dem Genferfee, den noch Kaiſer Joſeph Il. un 
dösert aquatique, ein todtes Meer genannt hatte. Auch in politlichen Fragen trat Die Re⸗ 
gierung mitunter in einer Weife auf, welche allgemeine Anerkennung fand, fo namentlich im 
Jahre 1838, ald Frankreich die Unabhängigkeit der Eidgenoſſenſchaft bedrohte, um vie Aus⸗ 
weifung des Bringen Ludwig Napoleon (des jegigen Kaiſers der Franzoſen) zu erzwingen. Es 
zeigte fi) Damals, daß man ver Übelftänbe einer franzöſiſchen Herrſchaft ſich noch jehr wohl be: 
wußt war und daß man den vollen Werth der Selbſtändigkeit zu fhägen verſtand. 

Als die Erfütterung der Franzöſiſchen Iulirevolution von 1880 ganz Europa in Be: 
wegung feßte, benußten die Schweizer die Gunſt ver Zeit, um ſich jener reactionären Einrich⸗ 
tungen möglichft zu entlevigen, welche ihnen, nach dem Sturze Napoleon’8 wieder aufgebürbet 
worden waren. Die meiften Gantonalverfaffungen erfuhren burchgreifende Änderungen. Den 
Mahthabern zu Genf, die Überhaupt nie jo grell und unvolksthümlich aufgetreten waren, wie 
die Oligarchen anderer Cantone, gelang es, vermittelft einiger Ergänzungsgefege ven Sturm 
zu beihwören. Der Genfus ward allmählich (nach drei oder vier Rebuctionen) auf 7 genier 
Gulden herabgejept, die Anitsdauer der Staatdräthe auf acht Jahre verringert, endlich das Wahl: 
coflegium befeitigt, wodurch die dreißigjährlichen Erneuerungswahlen direct wurden. Indeß 
forderten bie wirklichen Bedürfniſſe doch alsbald ein Mehreres. Das Vermeiden jedes entſchte⸗ 
denen Handelns mag in der Politik eine Zeit lang als Staatsklugheit gelten, reicht aber auf die 
Dauer eben doch nicht aus. Ein Geſetzentwurf voll zwitterhafter Beſtimmungen über die Mu⸗ 
nicipalorganijation einigte die Oppofition im März 1841 und führte zur Bildung eines rabi- 
calen Vereins. Das ſchwankende Verhalten ver Regierung in der aargauiſchen Kloßerfrage 
veranlaßte am 18. Det. des nämlichen Jahres eine Volf3verfanmmlung, ‚welche den Repräſen- 
tanten= und ben Staatsrath zu einer entſchiedenen Theilnahme für Aargau drängte. Nun ward 
in einer Petition vom 8. Nov. eine Gefammtreforu der Verfaflung gefordert. Der Staatsrath 
fuchte fich durch kleinliche Mittel zu helien, wollte aber namentlid von einer völlig veränderten 
Wahlordnung nichts wiffen. Zur Sicherung ded beftehenden Syſtems traf er militäriſche Vor⸗ 
fehrungen. Allein die aufgebotenen Milizen zeigten feinen Eifer; fie trafen nur wenig zahl- 
reich ein, ließen fich Teicht zerfiveuen oder gingen unmittelbar zu dem in Bewegung befindlichen 
Volk über. Dies forderte einen frei zu ernennenden Verfaffungsrath für Ausarbeitung eines 
der Geſammtheit der Bürger zur Annahıne oder Verwerfung vorzulegenden Conſtitutions⸗ 
entwurfs. Nach lebhaften Grörterungen ertheilte ver Repräfentantenrath enblih feine Zus 
flimmung. Ä 

Die auf jolde Weife entworfene und von genfer Volk unterm 7. Juni 1842 angenonmene 
Berfaffungsurfunde beruhte auf folgenden Grundfägen: Die gefeggebenve und oberaufjehenve 
Gewalt wird einem Großrath (grand conseil) übertragen; jeder wenigfimd einundzwanzig⸗ 
jährige Bürger ift Wähler, jeder fünfundzwanzigjährige mahlbar; ver Cenſus fallt ganz hin- 
weg; auf je.333 Einwohner fommt ein Vertreter; dev Große Rath wählt einen auß 13 Mit⸗ 
gliedern beftehenden Staatsrath; die richterliche Gewalt wird von der geſetzgebenden und voll- 
ziehenden getrennt; die Gerichtöverhanplungen find in der Hegel öffentlich; Verfaſſuugsände⸗ 
rungen unterliegen dev Sanction aller Bürger. Ä 

Der Doctrinaridmus, der biöher geherricht, wußte jih, menn aud in etwas mobificirten 
Formen, fofort wieder des Staatsruders zu bemädtigen. Kaum fhien der Sturm ein wenig 
beſchworen, fo trat auch eine Reaction hervor. Den Zufapbeflimmungen ver Berfaflung gemäß 
follten Schwurgerichte für eigentliche Criminalfälle eingeführt werben. Aber erft nad audert: 
Halb Jahren und nur mit Mühe ward Berwirklihung erlangt. Ahnlich in andern Beziehungen. 
Die Confervativen hatten im Großratbe und im Staatsrathe, die Nadicalen dagegen im &e- 
meinderathe Die Mehrheit; eine unmittelbare Geltendmachung des Volkswillens Fonnte nur bei 
Berfafjungsänderungen eintreten. Es entitanden neue Neibungen. Gin am 13. Febr. 1843 
zum Ausbruch gekommener Aufftandsverfuch ward unterdrückt, nachdem jedoch eine Amneſtie⸗ 
verfündigung vorangegangen war. 
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Indeß dauerie die Gaͤrung fort. Im Iahre 1846 war vie wichtigfte politifche Frage für 
alte Schweizercantone die Inftruirung ihrer Tagfahungsgefandten in Betreff des Sonderbun: 
ned. Es handelte fi darum, ob diefer Sonderbund nöthigenfall® mit Waffengemwalt zu unter⸗ 
dridden fei. Der genfer Staatörath war Dagegen und ver Großrath ſtimmte ihm bei (3. Oct.). 
Sofort verließ die Minderheit ven Sitzungsſaal. Es erfolgten Volksverſammlungen, 
welche den gedachten Beſchluß für verfafſungswidrig erklärten. Die Regierung ihrerjeits rief 
Truppen auf. Am Abend des 6. Det. bemädtigten ſich die Unzufriedenen der Vorſtadt St.: 
Gervais und verſchanzten fich Hier. Nach vergeblichen Uinterhandlungen ließ der Staatsrath am 
Nachmittage des 7. Oct. die Vorſtadt befchießen. Die Andegriffenen leifteten erfolgreich blutigen 
Widerſtand. Als die Negierung am 8. Det. den Kampf fortfegen wollte, fand In dem Haupt: 
theile der Stadt eine neue Volksverſammlung flatt, welche ven Staatörath zur Abdankung auf- 
fordern ließ. Bon allen Seiten verlaflen, legte diefer feine Gewalt in Die Hände des Stadtraths 
nieder. Am 9. Det. ernannte eine neue Volksverſammlung eine aus neun Perſonen beftehende 
prostforifähe Regierung, James Fazy, ven Hauptlelter der Bewegung, an der Spitze. 

Die varanf Hin entworfene und vom Volle am 24. Mai 1847 angenommene neue Ver⸗ 
faflung beſtimmt im weſentlichen: ‘Der collectiv handelnde Wahlkörper bildet ven Generalrath 
(conseil göndral); derfeibe ernennt unmittelbar die Grecutiogewalt und entfcheibet, jedoch ohne 
Berathung, Aber die Annahme von Änvernngen in ber Verfaffung (ſonach Ausübung eined 
Beto). Die geſetzgebende Gewalt wird von einem Großen Rathe ausgeübt; die Abgeorb- 
neten dazu werben je auf zwei Sabre und zwar in drei verſchiedenen Bezirkscollegien gewählt 
(Stapı, rechtes imd linkes Rhoneufer); auf 666 Einwohner kommt ein Deputirter. Die voll: 
ziehende Gewalt und die Verwaltung leitet ein aus fieben Mitgliedern gebildeter Staatsrath; die 
Amtsdauer diefer Mitgliener beträgt zwei Jahre; die Wiedererwählung ift geftattet; Der Staats⸗ 
rath ernennt alljährlich aus feiner Mitte einen Präfidenten und einen Vicepräfiventen; ver erfte 
iſt im nächſten Iuhr nad Nieverlegung feiner Stelle nicht wieder wählbar. (Das alte genferi- 
ſche Inftitat ver Syndici ift aufgehoben.) Died vie noch heute geltende genferifche Verfaflung. 

Nun fand der Banton wefentli unter der Leitung James Fazy's. Es begann eine Ent- 
widelung wie nie zuvor. Genf ging in freifinnigen Anordnungen, auch wenn dieſelben fociale 
Fragen betrafen, allen andern Teilen ver Schweiz voran. Insbeſondere warb die Anfäffig- 
machung von Fremden erleiätert und befördert. Das Niederreißen der Feſtungswerke ſchuf 
Raum zu großartigen Bauten. Dem altgenferifchen Calvinismus entgegen bewarb fi Fazy 
wefentlich un die Unterflügung der Katholiken. Er ſchreckte vor keinen Koften zurüd, wenn ed 
galt, ven Aufſchwung von Staat und Stadt zu fördern. Viele diejer Verwendungen waren 
ungmekfelbaft zweckmäßig; andere verdienten dieſes Lob nicht, and durchgehends hatte man über 
Berfigwendung zu Magen. Da Fazy ih Überdies verſchiedenen von demofratifcher Seite auß- 
gegangenen Anträgen wiverfegte, fo nanıentlich dem einer vollftändigen Trennung von Staat 
und Kirche und einer Befeitiguug jedes Staatöbeltragd zu irgendwelchem Cultus (die Prote- 
ftanten befigen die Mittel, folge Unterftügung zu entkehren; ver Schlag follte die Katholiken 
treffen), fo entfland eine Verbindung der ſogenannten Ultraradicalen mit den Conſervativen 
und flarren Calviniften. Diefe Oppofitton trug bei den Wahlen vom November 1853 den 
Steg davon, Fazy wurde geflürzt. Allein die Sieger, in ſich grundſätzlich gefpalten, verftanden 
es nicht, die Geſchäfte in befriedigender Weife zu leiten, und fo gelangte Fazy ſchon bei der nädy- 
ften Wahl (November 1855) aufs neue und vollftändig zur Herrſchaft. Diefelbe ift ihm feit- 
dent meiſtens ganz unbeitritten geblieben. Die Gegenparteien entbehren volksthümlicher Führer; 
Fazy ſcheint der Mann der Nothwendigkeit zu fein. In Wirklichkeit fördert er Anflalten und 
Einrichtungen, melde den minder bemittelten Klaffen vorzugsweiſe zu flatten Eommen. Dabei 
bilden fortwähren die Katholiken feine Sauptftüge, welche — Aufgeflärte wie Ulttamontane — 


- einer Herrfchaft der fiarrgläubigen Calviniſten natürlich abgeneigt find. In Genf finden fi) 


alle Grade des Glaubens und Unglaubens vertreten; vom craffeften Momiersthum bis zum 
äußerften Materialismus find alle unbehelligt von irgendeiner Staatsgewalt und mit vollfter 
Gleichberechtigung. Darauf berief fih Fazy, wenn er den Ultramontanen Zugeſtändniſſe 
machte; fo namentlih, als er gegen eine frühere Üibereinkunft der Gantone, welche dad Bis⸗ 
thum Freiburg bilden, dem wegen Aufrubranftiftung verbannten fanatiſchen Bifhof Marifley 
pie Rückkehr und vie Ausübung kirchlicher Bunctionen aufs neue geftattete. 

@8 ift völlig unbeflreitbar, daß, wie früher ſchon bemerkt, Genf unter Fazy's Leitung einen 
gewaltigen Aufſchwung erlangt hat. Aber ebenfo unzweifelhaft fteht feſt, daß ein großer Theil 
der glänzenden Geftaltung auf bloßem Scheine beruht. Die alte, allerdings vielfach engherzige 
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und beſchränkte Solidität Hat ſich nur im einzelnen, nicht im ganzen erhalten. Es entſtaud eine 
Reihe Schwinbelanfalten unter ver Protection ver Regierung. Die verhältnißmäßig reichen 
Mittel von Staat und Stadt find fehr flark in Anfpruc genommen. Die Budgets, obwol meift 
auf künſtlicher Zifferngruppirung beruhend, zeigen gleichwol nicht felten anſehnliche Defiskts. 
Wie die Ausgaben vermehrt wurden, laßt fi daraus entnehmen, daß der Bedarf, im Budget 
für 1855 noch auf 1,561620 Fr. berechnet, in jenem für 1861 auf 2,450144 Fr. angewachſen 
ift, und zwar einer auf 2,329860 Fr. veranfchlagten Einuahme gegenüber, wonad ein Deflcit 
von 120281 Sr. hervortritt. (Um Mittel zu Ihaffen, warb ver Salzpreiö um 2 Gent. erhöht.) 
Dabei if eine Schuldenmaffe angewachſen, welde für Staat und Stadt zufammen auf 22 MI. 
Sr. berecinet wird, ſodaß zu deren Berzinfung und Amortijation jährlih 1,200000 Fr. er⸗ 
forderlich ſind. 

Es kann nit fehlen, daß vie Herrſchaft des (bereits fiebenundſechzigjährigen) Fazy 
eine in ber Schweiz in völlig unerhörter Weiſe perſoͤnliche iſt, und daß dieſelbe vielen 
— gegründeten wie ungegründeten — Angriffen fih ausgefegt fieht. Zu den begründeten 
Angriffen rechnen wir den, daß das jegt waltende Syſtem viel zu laren moralifchen Grundſätzen 
huldige, und daß Fazy perfönlich in feinem — eben darum zu einem enormen Preife vermiethe- 
then — Haufe förmlich eine Spielhölle dulde; vie legte Thatſache, obwol oͤfters beftritten, ſteht 
nur allzu feſt. Fazy's Politik gegen außen wurde vielfach eine uneidgenöfftfche genannt, welche 
mit vollem Bemußtfein ven Napoleonismus in die Hände arbeite. Seine Haltung zur Zeit 
ded legten italienifchen Kriegs fchien dieſe Befhuldigung zu beflätigen, während jepocd anderer: 
feit8 die Befreiung Italiens als Erklärungsgrund geltend gemacht werden konnte. Nad der 
Ginverleibung Savoyens an Frankreich ließ indeß gerade die Partei Fazy den Ruf ver Gefahr 
Genfs am lauteften ertönen und entwidelte die größte Ihätigfeit zur Vorbereitung-des Wider: 
ſtandes. Doch aldbald will man wieder antieivgendfjiiche Tendenzen wahrgenommen haben. 
So fiheint die Fazy'ſche Politik im Eleinen ebenfo unergründli zu fein, wie die Napoleoniſche 
ed im großen iſt. Keinenfalls fteht fie im Einklang mit ber in der übrigen Schweiz herrſchen⸗ 
den Anfchauungsweife. 

Bezeichnend für Die genfer Verhältniffe ift ein neuerer Borfall. Im März 1861 verlangte 
ein genfer Bürger, Schalenmacher Marchand, von Fazy die überlaſſung eines Arbeitsloſes hei 
den Schanzabtragungen. Fazy wies den Mann an den Vorſtand des Baudepartements, da er 
hierüber nicht zu verfügen babe, und als jener ſich nicht zufrienen geben wollte, ließ er idn aus 
feinem Bureau Hinausführen. Am nächſten Tage überfiel Marchand Say auf öffentlicher 
Straße mit Fauſtſchlägen. Der Thäter, in der Hauptſache vollfommen geftändig, ward von den 
Geſchworenen zwar ſchuldig erflärt, jedoch unter Berneinung der Frage, ob Fazy in feiner amt- 
lihen Eigenſchaft mishandelt worden fei. Die darauf gegen Marchand erfannte Strafe betrug 
neun Monate Gefängniß. Fazy erblidte in den gedachten Wahrfpruche ver Geſchworenen einen 
feinpfeligen Act gegen daß Syſtem, deſſen Vertreter er unbedingt ift, und ein Preisgeben feiner 
Perſon, die gegen Gewaltthätigfeiten aus Beranlafjung feiner amtlichen Stellung nicht genü- 
gend geiichert fei. Darum veramlaßte er venn einen Act, der in feiner Art ohne Seitenſtück fein 
dürfte. Durch einen in das Protofofl des Staatsraths eingetragenen förmlichen Beſchluß vom 
11. Mai 1861 erklärten ſämmtliche fieben Staatsrathe (alfo die gefammte Regierung): „Nah 
Anſicht des betreffenden Wahrſpruchs der Geſchworenen; in Erwägung, daß alle Mitglieder des 
Staatsraths, wenn auch mit befondern Departements beauftragt, bezüglich ver Geſchäfte ala 
Gejamntförper zu wirken haben; daß fonad) jedes Anſuchen an einen Staatsrath, in welches 
Departement dad Geſuch auch einfchlägt, den Angegangenen in amtlicde Stellung verfekt; daß 
bie entgegengefegte Auslegung durd die Geſchworenen den Magiftvaten den gefeglihen Schug 
entzieht, beichließen alle Mitgliever des Staatsraths, ihre Stellen nieverzulegen.” Durd einen 
weitern Beſchluß riefen die nämlichen Stantsräthe den Generalrath zu einer Neuwahl auf den 
2. Juni ein. 

Fazy und die Seinigen waren ihrer Mujorität unter ben Abſtimmenden zum voraus ge⸗ 
wiß. In Wirklichkeit betheiligten ſich von den mehr als 16000 Wahlberechtigten nur 4483, 
im allgemeinen ſämmtlich unbedingte Anhänger des herrſchenden Syſtems. Indeß iſt es bezeich⸗ 
nend, daß von den ſieben Staatsräthen gerade Fazy Die geringſte Stimmenzahl erhielt, wenn⸗ 

gleich immerhin 4369 (die meiſten wurden Challet-Venel zu Theil, nämlich 4440). Der Man- 
gel eines hervorragenden Gegners kommt Fazy am meiſten zu ſtatten; noch iſt er der „unent⸗ 
behrliche Mann“. Indeß läßt ſchon die Höhe ſeines Alters eine Anderung in nicht allzu ent⸗ 
fernter Zeit erwarten. G. F. Kolb. 


v 
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Genoſſenſchaften. (Die Benoffenfhaften der Arbeiter zu dfonomi- 
[gen und gewerbliden Zweden in Frankreich, England und Deutid: 
land, mit befonderer Rückſicht auf das Aſſociationsſyſtem von Schulze: 
Deligfh.) Die deutſchen Genoſſenſchaften ver heutigen Zeit find in einer gewiflen Be⸗ 
ziehung ald Abzweigungen und verebelte Stämme des franzöͤſiſchen Socialismus zu betrach⸗ 
ten. Richt als ob gemeinfames Wirken zu wirthſchaftlichen Zweden vor ver Erfindung des 
Sorialismus überhaupt nit und namentlich nit in Deutſchland exiftirt hätte, wie manch⸗ 
mal der naive Ausſpruch ner Hohenpriefter biefer neuen Richtung lautet, vielmehr läßt ſich das 
Gegentheil hiſtoriſch als ſicher feſtſtellen. Das deutſche Zunftweien, deſſen lebenbige liber- 
bleidfel bis in unfere Tage hineinreichen und mit aller Zähigkeit von den Berechtigten im Namen 
von Anfchauungen, die ganz andern Zeiten angehören, fetgehalten werden, die beutichen und 
andere Handelsgeſellſchaften im großen und im Kleinen, wie überhaupt vie zahlreichen Außerun⸗ 
‚gen des gerade im deutſchen Wehen fo ftarf wuchernden Affociationstriebes, fie alle waren und 
find Genoffenihaften zum Theil im edelſten und beften Sinne. Und wenn das genoſſenſchaft⸗ 
liche Zeben in Deutſchland ſpäter Fränkelte und verfümmerte, ſodaß ed von Frankreich ber ſich 
wieder erfrifchen mußte, fo war daran vornehmlich das vernerbliche Verfahren deutſcher Re⸗ 
gierungen ſchuld, welche, jede Art von Vereinsthätigkeit namentlich in ven untern Ständen mids 
trauiſch beobachtend, auf der andern Seite ebenfo wenig @eneigtheit fanden, I ihnen unter⸗ 
zuordnen. Dazu fam dann fpäter die Triebfraft des franzöfifchen Socialismus, der den Anz 
fpruc erhob, gleicherweiſe zur wirthſchaftlichen wie zur politifgen Freiheit zu führen, und Dies 
Fear nod zu einer Zeit, als Frankreichs freiheitliher Beruf au in unfern Deutſchland noch 
eine Überzahl von Gläubigen fand. Es hat in Deutſchland ſchwere Irrwege gekoflet, che man 
durch die Verblendungen bed franzoͤſiſchen Socialismus hindurch wieder auf die deutſchen Ge⸗ 
noſſenſchaften zurückkam. Es hat ſich auch hier Die fo verfchiebenartige Anlage der germanifchen 
und ber romanischen Natur bewährt. 

Was der Sotialismus bezweckt, ift befannt genug; er erflärt ven Weg, welchen bisher vie 
menſchliche Guliur gegangen, für einen verfehlten und will die Geſetze erfinden, nad) denen 
fie in Zufunft wandeln müſſe. Der Kehler liege nach der durchgängigen Auffaflung der So: 
cialifien darin, daß die Menfchen und zwar jeder für ſich bisher zu ſehr blos den eigenen Nutzen 
geſucht, anſtatt ſich genoſſenſchaftlich zuſammen zu thun, und zwar and, wo fie dies gelegentlich 
thaten , nicht in der rechten Weife. Kein Anfpruc kann nun verfehrter fein, ald den Jahrtau⸗ 
fende alten Weg, den vie Menſchheit vorwärts gefchritten, als unrichtig zu bezeichnen, Feine An⸗ 
maßung außerorventlidher, ald aus dem eigenen Gehirn andere neue Geſetze dafür zu erfinden, 
und was dann al8 folche aufgeflellt wurbe, trug denn auch den Stenipel der Willfür und bed 
völlig Unberedhtigten an ſich. 

Indeſſen, was den Socialiften an Verſtand und an richtiger Auffaffung der Dinge gebradh, 
das erjeßten jie durch einen Angriff auf dad Gefühl der Menſchen. Sie wiefen auf mandherlei 
wirklich vorhandene Misſtände hin, fie Übertrieben fie, fie erhoben Ausnahmserſcheinungen 
zur Regel, jie ivealifirten das Elend. Es waren Stäbtebewohner, welche den Socialismus er: 
fanden, und all ihr Wiſſen und Planmachen reiht in ver That faft gar nicht über einige Vor⸗ 
gänge innerhalb der ſtädtiſchen Induftrie hinaus. Die Phantafterei tritt befonders ſtark da 
—* wo die Socialiſten auch den landwirthſchaftlichen Betrieb zu maßregeln ſich angelegen 

ein ließen. 

Denn das iſt wiederum das Charakteriſtiſche bei dieſer ganzen Richtung, daß, während ſie 
ſich den Schein des am weiteſten gehenden Fortſchritts zu geben wußte und vielfach auch dafür 
angeſehen wurde, ſie in Wirklichkeit auf Zwang und Vergewaltigung der menſchlichen Natur 
hinausfam. Ihr letztes Mittel waren Drohungen über das hereinbrechende Unheil, falls die 
Gegenwart noch länger verfäume, das neue Heil anzuerkennen und ihm Geltung zu gewähren. 
Die Gewalt ſelbſt gegen das Beſtehende zur Ausführung zu bringen, ward zwar auch verfucht, 
aber nur jelten. Das kann an fich feine Anklage gegen den Socialismus bilden, denn faſt jede 
neue Richtung, die in das menſchliche Leben einpringt, fei fie religiöfer oder politifcher Natur, 
bat bisher verfucht „ fi mit Gewalt Eingang zu. verjchaffen. 

Es war aber gerade ein befonderer Zug, durch den der Socialismus fi in meitern Kreifen 
Freunde erwarb: er nahm fich der Noth derjenigen Klaſſen an, die man nun einmal, wenn 
auch jehr ungeſchickt, vie arbeitenden zu nennen ji gewöhnt hat. Es hat zu allen Zeiten 
Noth und Elend in der Welt eriftirt, indeß zu feiner Zeit jo viel Eifer und Beneigtheit, ſolchen 
Zuſtänden abzubelfen, als in der unferigen. Es ift eben, wie unparteiifche Unterfuchungen 
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gelehrt haben, ein Irrthum, der modernen Zeit eine größere Schuld des vorhandenen Elends 
zuſchieben zu wollen, als einer frühern; man Hat eben damals die Nothleidenden, ohne ſich wei⸗ 
ter um ſie zu befünmern, verfonmen laflen ; hoͤchſtens daß die Kirche oder die Milothätigfeit ver 
Einzelnen ihnen ein Alnıofen, oft nur gelegentlich, zutommen ließ. ine ſyſtematiſche Atmen⸗ 

pflege datirt eigentlich exft feit Ende des vorigen Jahrhunderts, als die politifchen Ummwälzungen 
auf Zuftände aufmerffam machten, von deren Vorhandenſein man in diefer Weife faum gewußt 
hatte. Diefelben politiſchen Ummwälzungen haben aber au das Seibftgefühl der hier in Be⸗ 
tracht kommenden Klafien fo weit erſtarkt, daß fie felbft allen Ernſtes darauf kamen, Ihrer Ber: 
nachläſſigung abhelfen zu wollen, und auf dieſem Wege ‚begegnete Ihnen der Socialismus. 
Dies ift denn auch der eigentliche Grund feiner Maflenpopularität. 

Im Jahre 1848 Hatte, wie befannt, der Socialismus oder richtiger hatten bie Leiter ber 
verſchiedenen focialtftif chen Richtungen in Frankreich fi ver Bewegung bemächtigt. In Deutſch⸗ 
land war ihm ſchon ein Jahrzehnd hindurch im ſtillen, aber um fo eifriger vorgearbeitet wor⸗ 
ben; der ganze Ton ver damaligen Preſſe gibt davon das berebtefte Zeugniß. Natürlich waren 
in ihrer Weife die Staatsgewalten ihm entgegengetreten, nämli dur Verbote und Verfol⸗ 
gungen, was begreiflich die Bopularität des Socialismus noch mehr erhöhte. Die Begeben- 
heiten des Jahres 1848 waren natürlich wie darauf berechnet, fein Anfehen noch viel weiter zu 
verbreiten. Es geichah dies in Zeitungen, e8 gefhah dies in Flugſchriften und Werken aller 
Art, es geichah dies endlich in mancherlei Gongreflen, vie damals fo zahlreich zufammentraten. 
Selbft der zünftige Handwerker wußte gelegentlich nichts Befferes zu thun, als mit focialiftifchen 
Phrafen herumzumerfen. Und als die Bewegung durch die Staatsgewalten Aberivunben war;- 
da fühlten auch diefe das Bedürfniß, gegen den Mittelland, das was bie Socialiften die be⸗ 
genden Klaflen nannten, dieſe unteren Klaffen anzurufen nnd fie an Ad ködern zu wollen. 
Der Feudalismus verſuchte damals allen Ernftes ein Bündniß mit dem Sorialismus einzu⸗ 
geben, natürlih nur fo weit, al8 feine Intereflen died zuließen. Auch in andern mehr wohl: 
meinenven Klailen hielt man es für nöthig, fi entwener mit dem Socialismus abzufinven, 
oder och feine Fpeenverbindungen für ſolche Zwecke zu benugen, die zweifellos auf bie Hebung 
der untern Klaffen gerichtet waren. Wir haben davon ein ſehr merkwürdiges Beifpiel an einem 
Manne, auf deſſen Wirkiamkeit wir fpäter noch fpeciell einzugehen Haben, und deſſen fonft fo 
klares und bewußtes Denken eigentlich wenig geeignet erfcheint, die Unklarheiten des Sorialid- 
mus in ſich aufzunehmen. Der damalige Gerihtsaffeflor und fpätere Kreisrichter Schulze von 
Deligfh, der Urheber des deutſchen Genoſſenſchaftsweſens, Hat fich nicht enthalten können, in 
feinem’ 1853 erſchienenen „Aflociationdbug für deutſche Handwerker und Arbeiter‘ vie allge: 
meine Grundlage feiner Afforiationen auf die dem Soctalismus zu Grunde liegenden Worte 
und Gedanken zurüdzuführen, wenngleich er weit entfernt ift, fich allzu tief mit ihm einzulaffen. 
Es Heißt daſelbſt: 

„Mitten in ven politiſchen Schwankungen dev Gegenwart tritt bie ſoeiale Bewegung mit je⸗ 
dem Tage entſchiedener auf. Die Forderung der Theilnahme aller an nationalem Wohlſtande 
und Bildung iſt durch die Niederlage von 1848 nicht beſeitigt, vielmehr gelaͤutert, von leeren 
Träumereien, unausführbaren Projecten abgezogen und auf andere mehr praktiſche Wege hin⸗ 
gewieſen, in welche allmählich der Strom der arbeitenden Bevölkerung einzulenken beginnt, um, 
wenn auch langſamer, fo doch ſicherer zum Ziele zu gelangen. Es find die Afforiationen. 

„Die Syfteme haben fi erfchöpft. Vergeblich hatten Saint:Simon, Fourier und Owen durch 
ihre Ideen eine dauernde allgemeine Organiſation angefirebt. Vergeblich arbeitete noch zuleßt 
die von ber franzöſiſchen Nationalverfanmlung eingefegte Commiſſion des Luxemboutg in Parts 
zu gleicher Zeit mit ven Nationahwerfflätten an dem focialen Staate. Die Rathlofigkeit ftieg 
mit der Noth, die Theorie war am Ende, bad Bedürfniß drängte zur Praxis und die Arbeiter 
nahmen ven Belehrten, ven StaatGmännern die Sache aud den Händen und fhritten zu jenen 
engern und weitern Verbänden, welche ſchon jetzt ald eine Macht im focialen Verkehr zu gelten 
beginnen. Hiermit find die erften Keime einer gefunden lebendfräftigen Entwidelumg gelegt. 
Das Ausſchauen nad dem focialen Heiland nugt zu nichts, die Gefellfchaft muß fich ſelbſt dieſer 
Heiland werden, und daß alte: Hilf dir felbft, fo Hilft dir Gott! iſt nirgends mehr als bier am 
Plage. Die Frage, um die es fih bier handelt, wird niemals von ſpeculirenden Köpfen aus 
dem Studirzimmer gelöft werden. Mit nenen Formen iſt da nichts gefhan, wo es zuvoͤrderft 
gilt, einen neuen Geift zu erwecken, und vie Gefellichaft, al8 ein lebendiger Organismus, läßt 
jich Feine neuen Zuftände mit einem male anoctroyiren, vielmehr muß fle nad und nad) in die⸗ 
felben hineinwachſen. Nur Die gemeinfame Arbeit, das felbftthätige Erfaſſen ganzer Genera⸗ 
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tionen vermag daher bie ſociale Wiedergeburt, welche bie wichtigſten Lebensbeziehungen, vie 
innere Sefinnung der Menfchen berührt, zu vermitteln, und bie politifche Gewalt fo wenig als 
ein Syſtem reihen da aus, wo die ganze fittlihe Macht der Geſellſchaft eingreifen muß, den 
Übergang zum Beilern anzubahnen.... . Bragen wir zuvörderſt nad dem Princip ver Aſſocia⸗ 
tionen, fo haben biefelben im wefentlicen bie Grundforberung der Garantie einer lohnenden 
Thätigkeit für alle mit dem Socialismus gemein. Auch fußen beide ferner, um ſich dieſe Ga⸗ 
rantie zu verihaffen, auf dem Grundſatze der Solidarität. In ber Art und Weife aber, bie 
legtexe herzuſtellen, fchlägt man auf beiden Selten ganz entgegengejehte Wege ein. Während 
der Socialismus jene Garantie ver Sefellfchaft in ihrer Totalität zumeiſt der Stantögefellfchaft 
aufbürbet und zu dieſem Behufe deren fofortige Reorganifation auf ganz neuen Grundlagen ver- 
langt, ziehen es Die Afloeiationen vor, nicht erft auf das Eintreffen jo problematiicher Voraus⸗ 
fegungen zu warten, fondern fogleich bei ven der Entwidelung fähigen Elementen des Beſtehen⸗ 
den anzufnüpfen. Anſtatt alfo an eine in ber erforderlichen Geſtalt noch gar nicht eriftirenve 
Geſammtheit, wenden fie ſich an die bei der Frage betheiligten Einzelnen und ordnen biefelben in 
beſtimmte, nad Thätigkeit und Interefle unterfchiedene Gruppen. Die zu jeden biefer Ver: 
bände gehörigen Mitglieder unternehmen es ſodann, durch das Binftehen eines für alle und 
afler für einen einander jene für ihre Eriftenz fo nothwendige Sicherheit innerhalb ihre ges 
ſchloſſenen Kreiſed gegenfeitig zu gewähren. Und um was eine ſolche Garantie fperieller Ge⸗ 
noſſenſchaften der allgemeinen des Staates in extenfiver Hinfiht auch nachſtehen möchte, das 
wird Durch ihre größere Intenfität, ven engern Anfchluß der Mitglieder, die Goncentrivung ihrer 
Gemieinſchaft auf beſtimmte, für alle gleiche Zwecke reichlich aufgewogen. 

„Berner macht e8 ber eingefchlagene Weg der Aſſociationen trog des engen Verbandes unter 
igren Mitglievern möglich, die zarte Grenzlinie der freien individuellen Bewegung zu wahren, 
und hierauf legen wir befonberes Gewicht.“ 

Weiter heißt es daun: „Schwieriger als dieſer erfte ift der zweite Theil dev Aufgabe, die 
Regelung ber Concurtenz unter den Arbeitern felbft, weiche man bei ven jegigen induſtriellen 
Zuſtänden eine wahre Concurrenz des Elends zunennen verfucht ift, da ſte gleich einem ſchleichen⸗ 
den Bieber an dem Marke ner Arbeiter zehrt und viefelben zu geiftiger und leiblicher Verküm⸗ 
merung herabbrückt. Die Beihaffung der Vorbedingungen zur Arbeit an Rohſtoff und nöthi- 
gen Lebensbedürfniſſen durch die vorſtehend angedeutete Art von Afloeiationen feßt ven Ar⸗ 
beiter wol in den Stand, gut und billig zu produciren, genügt aber für fi allein nicht, ihm 
Abſatz und angemeflene Preiſe feiner Producte zu ſchaffen. Da mangelt e8 zeitweife an Be- 
ftelungen, die Käufer fertiger Waaren fehlen, Meſſen und Märkte verfagen, und ed gehört ein 
namhaftes Betrieböfapital dazu, um ſolche flaue Perioden abwarten und etwa auf Borrath 
forterbeiten zu Fönnen. In den meiften Fällen, wo dies nicht vorhanden ift, fieht fih der Ar⸗ 
beiter genötbigt, um jeden Preis loszufchlagen, um nur feine Lebensnothdurft und den Verlag 
zur fernern Brobuction kümmerlich zu beftreiten. Es kann nicht fehlen, daß dieſes fieberhafte 
Drängen um Abjag dad Misverhältnig zwiſchen Angebot und Nachfrage fleigert und fo noth⸗ 
wendig zu einer größern Entmerthung der Arbeit, zu immer tiefem Sinken ber Preiſe und 
Löhne führe. Und dies ift eben ver Weg, auf dem ba⸗ Kapital zu jener unleidlichen uͤbermacht 
gelangt, vermöge deren es die Production, anſtatt ihr zu dienen, beherrſcht, und der Arbeit jede 
noch ſo läftige Bedingung gleich einem übermüthigen Sieger dictire. Auf feinen Fall liegt ver 
Grund dazu in vem natürlichen Verhältniſſe beider. Denn daß die Arbeit allein das ſchoͤpferi⸗ 
ſche Element iſt, weiches alles, was einen Werth Hat, hervorbringt, ift unbeftritten. Das Ka⸗ 
pital an ſich, felbft nur das Erzeugniß früherer Arbeit, jo unentbehrlich es auch zu einer lohnen⸗ 
den Production ift, finft ohne Berbinpung mit der Arbeitöfraft zum bloßen Gonfumtionsmittel 
herab; ed ift völlig tobt und verzehrt fi, wirb es nicht wieder bei einem productiven Unter: 
nehmen angelegt. Deswegen gebührt bei Vertheilung der Producte eigentlich der Arbeit der 
Vorzug. Allein wir fahen, welche bevorzugte Lage ſchon an jich ver Kapitalift dem einzelnen Ar⸗ 
beiter gegenüber einnimmt. Während ver erfere im Stande ift, den Verkehrsſchwankungen 
ruhig zuguiehen und jie als günftige Gonjuneturen für feinen Nugen audzubeuten, brängt den 
andern die eiferne Noth, die Vortheile feiner natürlichen Bofition aufzugeben, un nur einen 
Brofamen für den Hunger zu erraffen. Dazu fommt aber noch, daß die Gefammtheit der Ka⸗ 
pitaliften den Arbeitern gegenüber fletd im gemeinfamen wohlverflandenen Interefle operirt, 
ein Bündniß, welches, wenn aud nicht immer offen erklärt, doch ſtill ſchweigend mit tauſend ge= 
heimen Fäden den ganzen Berkehr umſponnen und unter feine unbedingte Botmäßigfeit ge- 
bracht, ja fogar die bürgerliche Geſetzgebung ſich dienſtbar gemacht bat. Und biefer gewaltigen 
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Gonlition liefern ſich die Arbeiter durch ihre völlige Zerfplitterung , ven Mangel jeden Zuſam⸗ 
menhangs auf Gnade und Ungnade in bie Hände! Ja Iedigli unter ihnen felbft rekrutiren 
die Gegner ihre Söldnerſcharen zu dem invuftriellen Kriege, und jo wird bie Arbeit von ben 
eigenen Söhnen verruthen, welche die bittern Krüchte der unausbleibliden Niederlage, gleichviel 
auf welcher Seite fie kämpfen, insgemein tragen müflen, währen fie vereint dem unerbittlichen 
Feind ihr gutes Recht ohne große Opfer abzuringen vermoͤchten.“ 

Wir zweifeln, ob noch heute jemand in Deutichland, am alferwenigften Schulze felbft, feine 
Beftrebungen mit eben folhen Kundgebungen in die Welt führen möchte wie damals, als alle 
Anftrebungen für die untern Klaffen erſt durch Anknüpfungen an ven Sorialidmus ihre Bes 
rechtigung zu erhalten bereit fein mußten. Wir zweifeln, ob er namentlich dad zulegt von ihm 
Angeführte noch heute durchgängig als volkswirthſchaftlich begründet anerkennen, daß er nament⸗ 
lich den Gegenſatz zwiſchen Kapital und Arbeit in derfelben Weife hervorheben wäre. Wenn 
man an Stelle vefien, was hier vom Kapital gefagt ik, die Arbeit ſtellt, fo ift bie Sache ebenfo 
richtig, denn auch die Arbeitökraft finkt ohne Verbindung mit dem Kapital zu etwas Unfrudt- 
barem herab, die Arbeitskraft iſt „voͤllig tobt und verzehrt ſich, wird fie nicht wieder bei einem 
produetiven Unternehmen angelegt”. Wir unfererfeits ſind völlig außer Stande, den Vorzug 
zu begreifen, ben theoretifh oder praftifch dad Kapital vor der Arbeit ober die Arbeit vor 
dem Kapital befigt, fie gehören unauflößlich zueinander. Die Schuld des Verkommens ber 
untern Klaffen liegt ganz gewiß nicht blos am Mangel an Affociationen. 

Wenn nun aber aud Schulze, ven Strömungen der Zeit folgend, es für erforberlich erachtet 
bat, an deren focialiftifgen Zug anzuknüpfen, der ſich Damals noch in Deutſchland aufrecht er- 
halten hatte, fo ift doc auch, mie ſich das oben gezeigt hat, ber bewußte Unterfchieb des deut⸗ 
fhen Denkers von den franzöfifhen Socialiften durchaus unverkennbar. Schulze weift die Hülfe 
des Staates entſchieden von fi, er will, fußend freilich auf den in ver Zeit gegebenen Richtun⸗ 
gen, die Berdeflerung in der Lage der Arbeiter durch dieſe felbit herbeigefährt willen. Seine 
Abſicht ift auf Freie Affociationen unter Den Arbeitern felbft gerichtet, und wir begegnen bier 
einem Streben, dad an Wärme des Befühls und an praftifhen Verſtande im großen und int 
fleinen feinem ähnlichen nachſteht. Ehe wir jedoch hierauf näher eingehen, haben wir zunädft 
noch einen Rückbli auf verwandte Erfcheinungen in England und Frankreich zu werfen. 

Mir beginnen bei Frankreich mit vem Niederſchlag, den der dort Jahre hindurch unter den 
Arbeitern vorherrſchende Socialismus nach Wiedererrihtung des Kaiſerthums zurückgelafſen 
hatte. Wir verdanken die erſten nähern Nachweiſungen ven Bemühungen Huber's, deren Re⸗ 
ſultate er in feinen „Reiſebriefen aus Belgien, Frankreich und England im Sommer 1854” 
niebergelegt hat. Er ſchildert die einzelnen Affociationen , deren er in Paris habhaft geworben 
ift, und es ift jevenfalld der Mühe werth, ihm hierbei etwas näher zu folgen. Sie find, wenn 
'man bie Geſellſchaften als einzelne betrachtet, durchaus nicht unerheblich ; doch tritt gerabe hier 
dad individuelle Element ganz außerorbentlich flark an den Tag, in dem Sinne nämlich, daß 
nur da, wo ſcharf ausgeprägte und energifche Perſoͤnlichkeiten an der Spige der Affociationen 
ſtehen, von einem Gedeihen derfelben die Rede fein kann; mindeſtens führt Huber Teine im Ge⸗ 
deihen begriffene Aflociation an, mo Died nicht ver Fall wäre. Wir wollen aus dem eben be⸗ 
zeichneten Buche einige Beifpiele geben. Zuerft das ver Affociation Remquet, fo genannt nach 
dem Begründer und Reiter ver Verbindung. Remquet war beim Ausbruch der Februarrevo- 
Iution Factor in einer Buchdruderei, welche durch die Greignifle zum Stiliftand gendthigt wor- 

‚ven war. Er faßte den Entſchluß, mit einer Anzahl feiner Mitarbeiter das Geſchäft fortzufegen, 
wobei ihm von feinem biöherigen Arbeitsherrn alle Unterſtützung und auch, aber erft nad 
vielen Mühen, venn er hatte ein nicht nach der Schablone gearbeitetes Programm aufgeftellt, 
dur die Regierung eine Geldhülfe in Form einer Anleihe zum Belaufe von 80000 Fr. 
wurbe. Die linternehmer, 16 an ver Zahl, mußten fich verpflichten, ven vierten Theil ihres 
Arbeitölohne und den vollen jährlichen Gewinn des Geſchaͤfts zehn Jahre lang im Gefchäfte zu 
belaſſen, und andererſeits ihrem Führer unbebingtes Vertrauen, die firengfte Disriplin, bereit⸗ 
willigen Gehorfam und eine ebenjo abfolute Vollmacht in der Leitung gewähren, wie fle der 
bisherige Arbeitäherr gehabt hatte. Später, als „dank der geſchickten und thätigen Leitung ſich 
Arbeit in Menge fand, wurden Gehülfen angenommen, zu demſelben gemohnheitsmäßigen 
Lohn, aber mit manden Kleinen VBortbeilen, die fie.nicht in allen Druckereien genießen. Die 
Zahl verfelben flieg allmählich auf 50; durchſchnittlich kann man wenigftene 30 reinen. In 
die Affociation felbft wurden keine neuen Mitglieder aufgenommen.” Die Gefellfchaft ging ge⸗ 
beihlich vorwärts und gewann mit der Zeit an Arbeit und Berbienft, ſodaß fie im Jahre 1859 
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mit 155000 Er. Reingewinn liquidirte und fofort von einigen Mitgliedern wieder fortgefekt 
wurbe. Aber e8 tft wol fein Zweifel, daß nit die Affociationen an fi, ſondern die intellee- 
tuelle umd ſittliche Tüchtigkeit nicht blo8 des Führers, fondern aud feiner Mitarbeiter der erfle 
Grund dieſes Gedeihens if. Leute folder Art würden fi unter jeden einigermaßen günftigen 
Umfländen durchgearbeitet Haben. Die Genoffenfchaft Hat allerdings die Arbeitskraft aller Ein- 
jenen unb des Ganzen bebeutenn erhöht, doch eben nur unter ver Vorausſetzung jener indivi⸗ 
puellen Grundlage. Andere Männer würben unter vemfelben Princip der Vereinigung und 
ohne eine ähnliche Leitung das @leiche niemals erreicht haben. Andererfeitö kann von einer Ge⸗ 
noſſenſchaft doch nur in Betreff ver Minderzahl, ver 16 erften Genoflen, nicht aud in Betreff 
der Hülfsnrbeiter Die Rede fein. Wir Gaben Hier eigentlih nur ein Aetienunternebmen, be- 
gründet mit Eleinerm Kapital an Geld und größerm an Willenskraft, als fonft ver Kalt ift. 

Dir halten ed der Mühe werth, auf dieſe Umftänve um fo mehr aufmerffam zu machen, 
als Die gebräuchligen Darflellungen ver Aflociationen allein ven genoflenfchaftlichen Theil dieſer 
Art von Berbindungen hervorheben oder Doch mit Vorliebe dabei verweilen. Ganz ebenfo fieht 
es mit einer andern vielgenannten Gefellfcyaft, ver Association des menuisiers en fauteuil 
aus. Auch dieſe Geſellſchaft Hatte ihren Gipfelpunkt in der energifihen Perfönlichkeit eines 
gewifien Antoine. Er hatte ordentlich purchlämpfen mäflen, um feine Abfichten in Bezug auf 
die Verwaltung durchſetzen zu können. &6 gab freilich in dieſer Gefellfchaft Statuten auf der 
breiteften Grundlage für Wahlen, Gontrole u. f. w., doch geftand er ehrlich genug, das ſei nur 
une facon de parler gewejen, und e8 habe fich von ſelbſt verſtanden, daß niemand anders ald er 
felbft zum Geſchaͤfteführer (gerant) ermählt werben folle. Als ſpäter dennoch Misverhättniffe 
entflanden, mußte eine flarfe Minorität austreten, und Antoine blieb an der Spige des Gefhäfts. 
Gerade fo ſah es bei den Pianofortemachern und den Klempnem aus. Wir können hier nicht 
weiter in nähere Details eingehen und verweiſen biejenigen, welche ſich für diefen Gegenftand 
fpecieller interefjixen, auf das obengenannte Huber'ſche Buch und die Anführungen in Schulze’3 
„Aſſociationsbuch“, S. 34. Im ganzen nennt Huber daſelbſt 31 Affociationen mit etwa 
700 Genoflen, die ihm theild aus eigener Anſchauung, theils nach mehr ober weniger zuver- 
läffigen Nachrichten in Paris befannt geworben find, und zwar in folgenden Inpuftriezweigen: 
Stuhldrechsler (zwei), Stuhltiſchler, Tifchler, Tapezierer, Formſchneider, Maurer, Bronzirer, 
Brillenmader, Stockmacher, Schlofler, Feilenhauer, Bijoutiers en faux, Schneider, Klempner, 
Stubenmaler (drei), Pianofortemader (zwei), Laternenmader, Wagner, Kutſchenmacher 
(menuisiers en voiture), Buchdrucker, Sattelbogenmader (arconniers), Sattler, Nagel: 
ſchmiede. Die zahlreichfte Aſſociation iſt die der Schloffer mit 190, die geringfle die der Tape- 
zierer mit fünf Mitgliedern. Aus einem fpätern Werke Huber's („Concordia“, I, 21) führen 
wir noch die Association des ouvriers magons an, welche 1848 mit 16 Mitgliedern und eini- 
gen Schulden anfing und 1858 mit etwa 200 Mitglievern ein Geſchäft von 1,231000 Fr. in 
Bauten aller Art gemadt hat, mit einem Reingewinn von 130000 Fr., wovon 30000 Fr. 
zum Reſervefonds geichlagen und 100000 Fr. als Dividende zu 60 Proc. der Arbeit und zu 
40 Pror. dem Kapital zugewiefen wurden. Für das erfle Semefter 1860 betrugen bie über- 
nommenen Bauten ſchon über eine Million, der monatliche Arbeitslohn (mit Einfluß ber 
Hülfsarbeiter) 50000 Fr. und alles andere nach Verhältniß. Die Afforiation beſitzt geräumige 
und zweckmäßig (auch zu Wohnungen) eingerichtete Baulichleiten und arbeitet in Paris und 
der Umgegend auf einigen 20 großen Bauplägen. Sie hat eine Bibliothek (salle de lecture) 
und Unterrichtslokale gegründet und gedenkt demnächſt eine Zeitfchrift herauszugeben. Der 
Geſellſchaftsvertrag lautet auf 20 Jahre, und wenn nicht auferorvenflihe Galamitäten ein- 
treten, fo kann fi dann jedes Mitglied mit einer Dividende von durchſchnittlich mindeſtens 
20000 Er. zurüdziehen. 

Wir Eönnten das ſtatiſtiſche Material noch welter durch einzelne Anführungen ergänzen, die 
RG in ven manderlei darüber gemachten Zufammenftellungen finden; wir Iegen aber darauf 
weniger Werth, folange wir fie nicht von der Darftellung der geiftigen und fittlichen Kräfte, 
welche mitwirken, begleitet fehen, und hierüber finden ſich nur ziemlich unvollfommene und fel- 
tene Einzelheiten. Denn nur der nicht von befonders tüchtigen Berfönlichkeiten geleitete und ge- 
deihende Aſſociationsbetrieb wäre die Verherrlichung der Affoctationen an fi. Es ſcheint uns 
aber aus allem, was vorliegt, Teine Beranlaflung da zu fein, un dad für irgenveine der grö- 
Bern beſtehenden Genofſenſchaften wahrſcheinlich zu machen. Allervings kann, und wir wollen 
das unbebingt zugeben, ein fo geleitete und von beſonders betheiligten Berfonen betriebenes 
Befhäft ganz beſonders günftige Mefultate bringen, folange eben das Gefhäft geht; allein 
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die Zerſtoͤrung wird im umgekehrten Fall auch um fo größer. Huber ſpricht von einer ſehr 
großen Anzahl Affociationen, Die nicht vorwärts wollten. Cine ganz Elare Einſicht in die bes 
treffenden Verhältniſſe kann ferner auch nur durch die Gegenüberfiellung ber allgemeinen Ar: 
beiter= und der fpecielleen Verhältniſſe des einzelnen Geſchäfts gewonnen werben, und es iſt 
allerdings ſehr wahrfcheinlich, daß die Afloriationen ihren Mitgliedern bedeutend größere Vor⸗ 
theile gewährten, als fie als bloße Arbeiter gehabt hätten. Wir werben am Schlufle jedoch 
noch auf diejenigen wirthichaftlihen Vorausſetzungen zurüdkommen, unter denen dies allein 
geihehen konnte, und bemerfen hier nur noch, daß die franzöfifchen Afforlationen aud) einen an⸗ 
dern dort noch näher durchzuführenden Sa beftätigen, den nämlich, daß fle nur.eintreten kön⸗ 
nen, wo bie betreffenden geſchäftlichen Verhältniffe bereitö außerhalb der Afloclationen ihre 
fefte Regel gefunden haben. ine reiche und bejonders intereflante Entwidelung bieten nad 
unferer Auffaflung die franzoͤſiſchen Affociationen nicht. Diefelben haben, abgefehen von den 
vielen focialiftifchen und darum verunglücdten Unternehmungen, füh faſt ausſchließlich inner⸗ 
halb ned Gebiets des Fabrikbetriebs gehalten und hier wol für einen Kreid von Theilnehmern, 
nicht aber für weitere Kreife irgendwelche Srüchte getwagen. Sie haben fi auch weſentlich auf 
bie Stadt Paris und deren nächſte Umgebung beſchränkt und nehmen beshalb auch einen um fo 
geringern Platz inmitten der gefammten franzöfiſchen tnbuftriellen Entwidelung ein, gegen 
deren Umfang und Berfehröjummen fie faft vollſtändig verſchwinden. Wir meinen nicht, daß 
man diefen legtern Umſtand überſehen darf, will man ihnen nicht einen unverdienten Plat ein- 
räumen. Dap die genofienfchaftlichen Verbindungen in Frankreich einen jo einfeitigen Gang 
eingeichlagen, liegt offenbar mit in dem Übermaß polizeilicher Beſchränkungen, die nicht erſt 
unter dem Kaiferreich den politifchen wie den gewerblichen Vereinigungen auferlegt wurden. 
Es gibt in Frankreich eigentlich gar keinen freien Afloeiationdbetrieb, indem Regierung und 
Polizei von feinen Verbindungen irgendwelcher Art ihre ſchwere Hand ablaflen. 

Wenn wir nah England übergehen, fo fommen wir hier auf einen gang. andern Boden, 
unter ganz anbere Borausfehungen. England ift dad Land, das feine Polizei Hat, wenigftend 
nicht in dem continentalen Sinne dieſes Wortes. Es Hat fich ferner die Freiheit Der wirth⸗ 
Tpaftlihen Bewegung unter allen Umfländen im Innern zu wahren gewußt, und aud) der 
Arbeiterftand hat fie dadurch wiedergewonnen, daß er Die gefegliche Befugniß zu Verbindungen 
aller Art, auch zunı Zweck der Erhöhung des Arbeitslohns zurückerhielt, fofern jeder Verſuch 
von Einfhüchterung over Gewaltthätigkeit unterbletbt. Verbindungen dieſer Art Hatten ohne⸗ 
bin nie aufgehört zu eriftiren, und die Dagegen angewandten Mittel des Gefeges trugen immer 
den Charakter einer gehäſſigen Unterdrückung der arbeitenden Klaſſen. England kennt ferner 
fein Zunftwefen, da8 den Berkehr im täglichen Leben hätte erſchweren £önnen. Der Staat als 
folcher miſcht fi endlich in das Vereinsweſen gar nicht ein, und erſt neuerdings iſt men in 
England dahin gekommen, fehr werichienenen Arten von gemerbligen, von Bildungs und 
Unterflügungövereinen die flaatlihe Mitaufſicht dann zu gewähren, wenn bie Thellnehmer es 
jelbft wollen, vie fi) aber dafür gewiſſen vom Geſetz aufgeflellten Bedingungen unterwerfen 
müffen. 

Die Schattenfeite ver engliichen Zuſtände liegt vor allem in der feharfen Sonderung ber 
verſchiedenen Klafſen ver Gefellihaft, wodurch neben den reichlichen gegenjeitigen Borurtbeilen 
und Abneigungen eine gemeinfane Ihätigfeit verjelben bejonders in früherer Zeit und bis noch 
vor einem Jahrzehnd eigentlich völlig ausgeſchloſſen war. Auch dieſes beiderſeitige Beifeite- 
ftehen hat erſt in neuefter Zeit einigermaßen abgenommen, bejonders feitbem die hervorragend⸗ 
fien Perfünlichkeiten des Landes es ſich zur Aufgabe gemacht haben, durch Borträge ober in 
anderer Weije mit ben arbeitenden Klafjen in Verbindung zu treten. 

Auf diefem eigenthümlichen Boden entflanden natürlich auch andere Arten von Vereinen 
als in Sranfreih und fpäter auch in Deutichland. Als Huber zuerft England befuchte, fand er 
dajelbft etwa 220 Vereine fehr verjchiedener Art, die fich Bis zum Jahre 1860 auf etwa 400 
vermehrt hatten, zu denen no eine Anzahl anderer ihm nicht befannt gewordener gerechnet 
werben müflen. Bon den Vereinen zur leichtern und billigera Beſchaffung von Lebenömitteln 
an gab es folde zum gemeinfamen Betrieb von Kabrifaten und Arbeitöpropueten ſehr verfchie- 
dener Urt, immer jedoch ſolchen, die einen geficherten Abfag vorausfepten. Die Geſchichte dieſer 
engliſchen Affociationen ift eine fehr eigenthümliche. Theilweiſe bereitö vor 1848 entflanden, 
litten fie an der allgemeinen Ungunft, von welder in England in Rückſchlag der franzoͤſiſchen 
Bewegung die ganze Richtung betroffen wurde. Jedoch in den nächſten Jahren tauchte die ge- 
noſſenſchaftliche Bewegung wieder auf, lebhaft gefördert von Männern aus den befigenden 
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Klaflen, die dazu weit weniger ihr Geld hergaben, was auch von anderer Seite nicht fo ſehr 
gefordert wurde, ald ihre Einficht in wirthſchaftliche Verhältnifie und ihre moraliſche Stüge. 
Allerdings Haben einige und darunter auch bedeutendere Genofjenfchaften in England einen 
ſelbſtändigern Boden inmitten der arbeitenden Klafien felbft, aber fie waren auf nur dann von 
Erfolgen begleitet, wenn fich größere Intelligenzen mit Energie gepaart an bie Spitze zu ſtellen 
wußten. Wir heben dies wieberum aus dem Orunde hervor, wellman auch bier meift Diefen, wie 
wir fpäter nachmeifen werden, fehr wichtigen Punkt überfieht. Sehr intereflant ift in dieſer Be⸗ 
ziehung, was Huber (a. a. O., 11, 489) von einer Mafchinenbau- Arbeiteraffociation in London 
erzählt, Die erſt von da an ſich gebeihlich entwickeln konnte, ald einer ber Mitarbeiter vie Leitung 
halb mit Gewalt in feine Hände nahm. Ein Geſchäft, von dem vereinigten Kapital von Arbei⸗ 
tern gegründet, aber unter ber firengen Leitung eines Einzelnen ift in ver That von einem 
gewöhnlichen Geſchäftsbetrieb gar nicht fo weit entfernt, mie es den äußern Anjchein hat. Für den 
groͤßern Geſchaͤftsantheil mup ver einzelne Theilnehmer auch die Gefahr des größern Verluſtes 
tragen, die freilich auf der andern Seite wieder durch ven größern Fleiß, den das eigene Intereſſe 
rege macht, aufgemegen wird. Es ift bier bie Weckung des fittligern Sinns und der beſſern 
Wirthſchaftspflege des Einzelnen, die den Aflociationen ihren eigentlichen Werth mindeſtens für 
da8 Ganze ver bürgerlichen Geſellſchaft verleiht. 

Am meiften genannt iſt bie Society of equitable pioneers in Rochdale. „Sie fing ihre 
store (eine gemeinjame, aber nicht blos für nie Mitglieder angelegte Verkaufsftelle von Lebens- 
mitteln, wie ſolche vielfady in dem nicht vom Zunftweſen beläftigten England bereits beſtanden) 
1844 mit 20 Mitgliedern und einem unendlich mühſam befchafften Kapital von 20 Pf. St. an 
und macht gegenwärtig (1860) mit 3000 Mitglievern und einem Kapital von 85000 Pf. St. 
ein jährliches Geſchäft von 160000 Pf. St. mit einem Reingewinn von 16000 Pf. St. 
Ihren Bedarf an Kleivungsftüden aller Art liefern ihre eigenen Werfftätten. Außerben wur⸗ 
den hauptfählic von ven Mitglievern dieſer Genofleitfchaft zwei gewiſſermaßen Zweiggefchäfte 
(zunächſt zur Preoduction des Bedarfs des Hauptgeſchäfts) gegründet. Erſtlich eine Getreide⸗ 
mühle, welche 1862 mit 250 Mitgliedern, einem Kapital von 2800 Pf. St., einem Geichäfts- 
betrieb von 7000 Bf. St. und einem Gewinn von 336 Pf. St. anfing und 1860 jhon 500 
PMitgliever, 21000 Pf. St. Kapital, einen Betrieb von 102000 Pf. St., einen Gewinn von 
10000 Bf. St. und eine Dividende non 30 Proc. aufweiſt. Noch beacktendwertber in mancher 
Hinficht ift zweitens eine Spinnerei und Weberei, welche, 1858 mit einem Kapital von 5500 
Pf. St. gegründet, feit October 1860 in einem großen, ganz neu aufgeführten und mit ven 
beften Dampf= und andern Maſchinen und Cinrichtungen aller Art (mit einem Aufwand von 
60000 Pi. St.) aufgeführten Gebäube arbeitet und 1600 Mitglieder zahlt. Dazu fommt end⸗ 
lich ganz neuerbings bie Gruͤndung einer Baugefellihaft zur Errichtung auch eigener Häuſer 
für die Mitgliever mit einem Actienkapital von 80000 Pf. St.” (Huber, „Gencorbin”, I, 18.) 
Neben ven Actionären diejer Gejellichaften gibt es auch Hier engagirte Arbeiter, bie jedoch am 
Zinsgenuß theilnehmen, nach einem Grundſatz, der, wie e8 ung ſcheint, mit Recht bei den eigent= 
lien Mitglievern bereitd Anftoß erregt bat. 

‚Huber legt gewiß mit Grund das erfle Gewicht auf Die fittliche Triebkraft, die ſolche ftau- 
nensiwerthe Refultate hervorgebracht. Es wird aber auch, um nicht zu unrichtigen Schlüffen zu 
gelangen, überall nöthig fein, an diefelben ven Maßſtab englifcher Verbältniffe anzulegen. Die 
Genoſſenſchaften hatten aus dem Ginzelbetrieb nicht blos die Technik der Fabrikation, ſondern 
auch die der Gefhäftsführung Herübergenommen und genoffen überhaupt alle fo reichlichen 
Bortheile des englifchen Verkehrs, wozu noch kam, daß ihre eigene ausgedehnte Mitgliederzahl 
ihnen eine fefte gute Kundſchaft fiherte. Dennoch fleht offenbar die rochdaler Geſellſchaft als 
eine Art von Ausnahme da, denn wie umfangreich auch die Zahl der Productivgenoſſenſchaften 
in England nugegeben wich, feine andere Hat eine nur annähernd ähnliche Entwidelung neh⸗ 
men können, was ſchon daraus hervorgeht, daß neben der rochdaler Geſellſchaft faum eine andere 
bedeutende genannt wird. Theilweiſe zu erflären bürfte Dies fhon aus dem Umftande fein, ba 
Rochdale einer ver Mittelpunfte ver engliſchen Klanell- und Baummwollmanufactur ifl. Zudem 
haben ohne alle Frage an der Spige jener Geſellſchaft beſonders einſichtsvolle und energifche 
Berfönlichkeiten geflanden, wie dies aus manderlei Andeutungen Huber's hervorgeht. Und wir 
wollen es gleich bier bemerken, auch die rochdaler Gejellfhaft muß mit dem Maßſtab engliicher 
Entwickelung allgemein gemeflen werben, und man fennt die riefigen Proportionen, in denen 
der englifche Verkehr gerade in ven funfziger Jahren ſich entwickelt Hat. Für die Zufunftsent- 
wickelung der Aflociationen fcheint uns bie rochdaler Geſellſchaft um fo weniger als vollgültiger 
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Beweis aufgeflellt werben zu koͤnnen, da noch feine Erfahrung darüber vorliegt, auch noch nicht 
vorliegen ann, welchen Einfluß auf die innere Haltung der Genoſſenſchaft, ſomit auch auf ihr 
äußeres Gedeihen der Wechſel der Generationen haben muß. 

Mas nun den Umfang betrifft, den das engliſche cooperative movement in der Richtung 
der Fabrifproduction gewonnen hat, fo fehlt es auch Hier an beftiimmten Zahlen. Im Jahre 
1852 wurde ihre Anzahl auf 250 mit etwa 150000 Mitgliedern und einem Umfag von 250000 
Pf. St. geſchaͤtzt (Schulze, „Afſociationsbuch“, S.23). Diefe Zahlen, wenn fie richtig fein follten, 
iprechen wol für die räumliche Ausdehnung, aber nicht für die Beveutung der Bewegung, indem 
dadurch im Durchſchnitt auf jenen Verein 600 Mitglieder, aber auf je 3 Mitglieder nur 5 
Pf. St. jährlicher Umſatz fame. Huber („Concordia“, I, 18) berichtet vom Detober 1860 von 31 
folhen Unternehmungen allein aus Lancafhire (dem Hauptfig der englifhen Fabrikation) mit 
einem Actienfapital von 1 Mill. Pf. St. „movon bei weitem ber größte Theil (über drei Viertel) 
“ in ratenweife einzuzahlenden Actien von 5—10 Pf. St. aus Erſparniſſen ver Arbeiter erwaͤchſt, 
welche dann, foweit die Arbeit reicht und ſie nicht anderweitig zu arbeiten vorziehen, in ihrer eige= 
nen Fabrik au um den gewoͤhnlichen Lohn arbeiten. Diefe cooperativen Fabrikgeſchäfte «gehen» 
aber fo gut, daß die Dividende bei manchen ſchon bis zu 30 — 40 Proc. geftiegen if. Kein Wun⸗ 
der dann, daß die Zahl verfelben von Monat zu Monat wächſt.“ Man fieht übrigens, daß 
zwifchen diefen Fabriken und der rochdaler Geſellſchaft noch ein mefentlicher Unterſchied beftebt, 
indem jene einfache Actiengefeltihaften find, wie fie in den funfziger Jahren manchmal mit 
venfelben geringen Zuihüflen auch auf dem Continente entflanden find. In England Hatten 
fie außer dem Bortheil der freien Bewegung, weil Actiengejellfgaften, vie fi innerhalb des 
gemeinen Rechts bewegen, bort keiner Genehmigung und Gontrole des Staates bedürfen, auch 
den weitern voraus, daß die Actionäre zum größten Theil die Arbeiter fetbft find, was anderer: 
feitö wiederum den Nachtheil mit ſich führt, daß jeder gefhäftliche Verluſt auch fie allein trifft. 
Wir meinen, der eigenthümliche Charakter der Affeeintionen ift in Geſchäften biefer Art nur 
fehr ſchwach ausgedrückt. Schneider, Holzarbeiter, Maſchinenbauer, Weber, Eiſengießer, 
Pianofortemader u. a. werden meiftens ald vie Theilnehmer foldher Arbeiter: Actiengefell- 
ſchaften bezeichnet. 

Eine ziemlich ähnliche Bewandtniß Hat es mit den ſchon genannten cooperative stores. 
„Hier handelt e8 fi darum, durch Meine ratenweiſe Beiträge oder verhältnißmäßig größere 
Darlehne dad Kapital zufammenzubringen, welches dann in einem Kramladen (shop, store) 
angelegt wurde, deffen Profit nah Abzug aller Koften (mit Einfigluß ver Zinfen für die Bei- 
träge und Darlehne) ald Dividende unter bie Mitglieder vertheilt wurde. Die Kundſchaft wurde 
nur dann auf die Mitglieder beſchränkt, wenn diefe fehr zablreih waren. In ver Regel mar e8 
ein Raben wie jeder anbere, wo die Hauptbebürfnifle der untern Stände verfauft werven. Die 
Mitgliever gehörten in ver Regel jedoch nit ausſchließlich zu der Klaſſe ver eigentlichen working 
men. Auch Eleine Meifter u. dgl. nahmen theil paran. Auch Wohlhabendere beiheiligten fi 
durch Darlehne. Bon weitern Beziehungen der Theilnehmer untereinander war in der Regel 
nicht die Rebe, und In der That war meiftentheild die weientlihe Signatur der Afforiation faſt 
ganz verwifcht. Sogar der Vortheil des Ankaufs im großen und des daraus erwachſenden 
niedrigeren Preifes und beilerer Qualität wurde wenig ober gar nicht wahrgenommen.” (Huber, 
„Reiſebriefe“, II, 155.) Diefe cooperative stores waren ed indeflen, welche in England nad 
einem fpätern Bericht deflelben Autors den größten Aufſchwung genommen Haben. ‚Bis Mitte 
ber funfziger Jahre blieb die Zahl folder Afforiationen in England und Wales (von Schott: 
land fehlen nähere Rahrichten) etwa 150 mit ungefähr 6000 Mitgliedern und einem Geſchäfts⸗ 
betrieb von etwa 450000 Pf. St. Am Ende des vorigen Jahres (1860), alfo etwa 15 Jahre 
nad den erften Anfängen, zählte man über 400 folder Affociationen. (die eigentlidhen Fabriken 
ungeredinet) mit 50—60000 Mitgliedern, einem Betrieböfapital von etwa 2 Mill. und einem 
Geſchäft von nahezu 6 Miu. Das alles aber in fortwährenber , immer raſcherer Zunahme, 
ſodaß man faft mit jener Woche auf die Entflehung einer oder mehrerer neuer Store und flarfe 
Zunahme ver Altern rechnen ann. Über Schottland fehlen und neuere Nachrichten ; vor brei 
Jahren murben bort etwa 150 Stored angenommen. In Irland findet ſich noch nichts der Art.“ 
(Huber, „Concordia“, I, 15.) Wir find mit Huber der Anficht, daß dieſe Gefchäftäbetriebe den 
ſchwächſten Grab der Affociationen bezeichnen, und meinen, daß man fie überhaupt nicht zu 
diefen rechnen würbe, wenn bie Mitglieverfchaft fi nicht eben vorzugämeife aus ben untern 
Klaffen rekrutirte. Aber fie gehören wol nach einer andern Seite doch dahin, Indem fie aller- 
dings eine Art der Seibfihälfe unter den nievern Volkäaklaſſen darftellen. Bekanntlich geht in 
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England die Theilung der Geſellſchaftsklaſſen meift foweis, Bag die Kundſchaft der. einen vie der 
andern in ver Regel ausſchließt. Die Lebensmittel beſſerer Qualität, felbft Pie verſchiedenen 
Theile deſſelben geſchlachteten Viehs werden dort mit einem verhältnifmäßig größern Preis— 
unterſchied an ven Markt gebracht ald anderswv. Es ſcheint faſt, und wir willen faun einen 
andern Erklärungsgrund für die flarfe Vermehrung dieſer jonft fein Aſſociationsbedürfniß 
befriedigenden Stores, daß die untern Klaffen, un überhaupt ganz nach ihren Wünfchen bedient 
zu werben, auf die Errichtung berjelben verfielen. Näheres über die Concurrenz ber Privatin- 
duftrie auf Dielen Felde, Die aller Wahrſcheinlichkeit nad) vorhanden ift, fehlt; iſt fie nicht ſtark 
da, fo liegt dies wol an ber englijhen Manier, gewiſſe Verkehrsnormen nach beflimmten Rich⸗ 
tungen bin, man möchte jagen, zu verſteinern. Hervorzuheben ift aber, daß dieſe Stores die 
äußere Veranlaflung zum eigentlihen Aflociationsbetrieb in den ſchon angebeutsten Formen 
geworben find, wie denn auch Die rochdaler Geſellſchaft aus einer ſolchen hervorgegangen iſt. 
In Deutſchland wären ie, von andern Verhältniſſen abgeſehen, ſchon darum unmöglich, weil hier 
Zunft: und Conceſſionsweſen ver Errihtung von Vereinsgeſchäften folder Art entgegenflehen 
würde. Cine ganz beſondere Art der Aſſociationen in England ſind die People's mills, Genoffen: 
ſchaften, welhe ihren Mitglievern duch Verträge mit den umwohnenden Müllern und Medi: 
Händlern reinere und billigere Mehlvorräthe zu fichern willen, wogegen hie Mitglieder yerpflid- 
tet find, ihre Einkäufe baar zu bezahlen. „Der Vortheil des Vereins ald Conſumenten Liegt 
theils in der wohlfeilern Selbitproduction, theil® in dem wohlfeilern, weil georbnetern 
Mechanismus der Diftribution.. Die Kundſchaft iſt in-ihrer Hauptmaſſe eine ſichere und regel: 
mäßige, da jeder Kunde nur jeinen eigenen Vortheil wahrt, wenner Zeit, Onantitätund Qua⸗ 
lität jeined Bedarfs ſo genau und fo früh wie möglich augibt.“ (Huber, „Reiſebriefe“, 11, 304.) 
Natürlich ift der Vortheil dieſer Einrichtung nicht 6108. bei den Mitgliedern ver Vereine geblie: 
ben, indem, un der neuen Goncurrenz zu begegnen, die übrigen Mehlhändler gendthigt waren, 
ihre Preiſe herabzufegen. Der Anfang dieſer People's mills ijt gleichfalls in Rochdale 
u fuchen. | 

Echt engliih find auch die Building societies (Baugefellfpaften), deren Urſprung und 
Berlauf jedoch in ganz andern Verhältniſſen zu juchen ift als in denen des Arbeiterſtaudes. Es 
galt zunächſt ver Auti-cornlaw-league, ven Grundbeſitz fo weit ald möglich zu vemofratifiren, 
um die Zahl der zum Parlament wahlfähigen Perjonen zu vermehren. Große Stücken Grund: 
beflg wurden angefauft, parcellirt, mit Häufern bejegt uud ven wohlhabendern unter den Ar: 
beitern Gelegenheit gegeben, durch allmähliche Beiträge in ven Bejig folder Fleinern Stüde zu 
gelangen. Andere, politifche wie religiöje Richtungen haben dann diejelbe Sache zu ihren bejon: 
dern Zweden aufgenonmen, und hin und wieber ift diefer jelbe Weg von einzelnen ſchon befte- 
benden Arbeiteraflociationen betreten worden. Es verfteht jich von jelbft, daß faft nur eine 
ftädtifche oder eine Fabrikbevölkerung ſich bei dieſer Sache beiheiligen kann, da Die Kleinen 
Beiigthümer kaum zur Spatencultur audreihen dürften. In ver Ihat haben einzelne Fabrik⸗ 
herren ihren Arbeitern ganz ähnliche Gelegenheiten eröffnet. 

Die Friendly societies beftehen in England unter faſt allen Geſellſchaftsklaſſen zur Erleich⸗ 
terung des Sparen, zur gegenfeitigen Hülfe bei Krankheiten und Todesfällen und aud unter 
den Arbeitern. Es ſcheint indep, daß dieſe Gejellichaften nicht dem Schickſal To vieler Verwal: 
tungen von angefanmelten Belvern entgangen und mancherlei Misbräuche dabei entſtanden 
find. Die Gejeggebung bat fich derjelben jo weit angenomuen, daß fie ihnen zur Sicherung der 
Kapitalien und zur Controle der Rechnungen die Hand bietet, fofern die einzelne Geſellſchaft 
dies vorzieht. Außerdem bat jie dieſen Geſellſchaften gleihfalld unter beftimmten Voraus⸗ 
fegungen die bedingte Haftpflicht der einzelnen Mitgliever für den Betrag der Einzeihnungen 
ermöglidt. 

Die Structur des englifhen Aſſociationsweſens ift in ihrer Art merkwürdig genug und 
doppelt intereffant darum, weil fie mitten im freien Verkehr entftanden, auch vorzugsweiſe auf 
fpeciell engliihe Verbältniffe berechnet ift. Das englifche Affociationsweien füllt zum Theil 
wirkliche Lücken im Verkehr aus und gibt großartige Beifpiele. Der Anſpruch auf Umgeftal: 
tung ded Verkehrsweſens, wie der Aſſociationsbetrieb ihn jehr Hark in Frankreich, hin und 
wieder auch in Deutichland erhoben bat, ift ihm in England mehr fern geblieben, mit Aus: 
nahme der vochdaler und einiger dieſer näher ſtehenden Genofjenfchaften, die ed aud zu einer 
Art Gemeinfamkeit in der allgemeinen Leitung gebracht haben, an die jedoch, wie es fcheint, 
fein größerer Anjchluß erfolgt ifl. Daß übrigens auch die Privatinduftrie ähnliche Mefultate 
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der fittlichen und wirthfhaftlihen Hebung der Kabrifarbeiter zu erzielen vermag, wie der Aflo- 
ciationdfabrikbetrieb,, davon legen die befannten Beifpiele von Belmonte, Saltaire u.a. ven 
vollgültigen Beweis ab. 

Was uns am meiften befchäftigen muß, das find diejenigen Genoſſenſchaften in Deutſch⸗ 
land, deren Begründer und biöäheriger Leiter Schutze aus Delitzſch iſt. Juriſt und als fol- 
her in vielfahen Beziehungen mit den Erfcheinungen bed täglichen Lebens, ein fenriger Kopf, 
ein raicher Denker, liebenswürbig und gewandt im Umgange, babei mit einem warnten Her⸗ 
zen begabt und voll vom innern Drange, die Ideale, bie er in ſich trägt, in vie Wirklichkeit zıt 
verjegen, dabei aber doch von einer Zähigkeit, melde in der Durchführung die Heinen und Hein= 
ſten Dlittel über dem großen Zwed nicht überſieht, war er wie geſchaffen, thätig Hand in 
dem Betriebe jener Fleinen Kreife anzulegen, deren pecuniäre wie intellectuelle Hülfsmittel 
ziemlich eng find, die wol ein Gefühl für ihre Noth batten, aber zu wenig gefchidt waren, um 
fich derſelben ſelbſtäͤndig zu entreifen. Durch die Wirren der Zeit war Schulze zudem feiner 
praktiſchen Wirkſamkeit als Jurift entriffen, als fogenannter Steuervermeigerer in ber preußi⸗ 
Then Nationalverfammlung erfuhr er die Abfegung von feinem Amte ald Kreidrichter. Wenn 
wir bereit3 oben einiges aus feinen Schriften citirt haben, um daraus zu beweifen, daß er bis 
zu einem gewiffen Grave von ber ſocialiſtiſchen Zeitfirömung ergriffen war, fo ift e8 gewiß 
eigenthümlich, daß Dies nicht im eigentlichen Beginn feiner genoſſenſchaftlichen Thätigkeit ge⸗ 
ſchah, fondern erſt, nachdem er einigen Erfolg errungen hatte, und vielleicht, nacdbem von außer 
durch die Freunde feiner Beftrebungen die Anregung dazu gekommen war. Sm feinen erften 
„Mittheilungen über gewerbliche und Arbeitsaflociationen‘‘ (Leipzig 1850) ſteht er vollſtändig 
auf dem rechten und einfachen Standpunkte für die ganze Frage. „Zwar läuft er Gefahr, 
bei vielen das Intereffe für die Sache zu ſchwächen, wenn jie erfahren, wie die fraglichen Un⸗ 
ternehmungen meber auf Originalität noch Großartigkeit Anſpruch maden, vielmehr nur vie 
praktiſche Ausführbarkeit bereits bekannter Säge beffer an das Licht zu ſtellen dienen und fid 
in den ziemlich eng gezogenen Verkehrskreiſen einer Eleinen Provinzialftadt bewegen. Allein 
darüber kann fein Zweifel fein, daß bie fociale Frage niemals von einzelnen fpeculitenden 
Köpfen auf dem Studirzimmer, Durch die Erfindung einer neuen Theorie gelöft werden wird.“ 

Er charakteriſirt feine Beftrebungen fel6ft in nachſtehender Weife: „Zuvörderſt tft nirgends 
bei den erwähnten Aflociationen auf Beihülfe des Staates, fondern lediglich auf die Thätigkeit 
der Betheiligten gerechnet. Wohl vermag der Staat durch feine Inftitutionen die ſociale Ent⸗ 
wickelung ebenfo mwefentlih zu hemmen als zu fördern, aber von ber flaatlihen Geftaltung 
allein die Löfung der Frage zuerwarten, iſt ein Irrthum, von welchem man immerniehr zurück⸗ 
kommt. Das Übel, um welches es ſich handelt, frißt in ven Tiefen der Gefelligaft, und dem 
Staate geftatten, in das Innerfle dieſer Zuflände einzugreifen, würde zu unerträglidem Despo⸗ 
tismus führen. Niemals reicht die politiihe Gewalt aus, für ſich allein Hier das Heil zu ſchaffen, 
wenn nicht Die ganze jittliche Macht der Geſellſchaft aufgeboten wird, ihr beizuftehen. Ohnedem 
ift auf die jegigen Regierungen jolange nicht zu rechnen, als diefelben alle ihre Mittel erihöpfen 
müſſen, um ſich anf ihrem Standpunkt über, d. h. außer der Geſellſchaft zu behaupten.“ 

Schulze verwirft dann die Syſteme eines Owen und die franzöflihen, melde zu den Natio⸗ 
nalwerfflätten geführt haben; die von ihm geleiteten Affociationen follten vielmehr vorerſt 
hauptiächlich folgenden Zwed verfolgen: „den Mitgliedern die Vorbedingung einer lohnenden 
Arbeit ſoviel al8 möglich zu gewähren, ohne die Reſultate ver Arbeit felbft zu garantiren, indem 
es vielmehr den Einzelnen ſelbſt überlaflen blieb, wie jie die gebotenen Vortheile durch ihre 
Thätigfeit und Geſchicklichkeit benutzten.“ Weiter hielt er den Geſichtspunkt inne, „daß ber 
Zwei der Affociationen leicht faßlich, ihr Ziel dem gemöhnlichen Gefichtäfreife nicht zu weit 
entrüdt jein müſſe, die Früchte und Vortheile vielmehr ald nahe und ſichere jedermann in die 
Augen fielen”. “ 

Er jegt Hinzu: „Wir jeden überall, wo die Anlage zu großartig und weitausſehend mar, 
wo man den Leuten Opfer und Beiſteuern anmuthete, den Gewinn aber erft für die jpätere Zu: 
kunft in Ausſicht jtellte, folhe Unternehmungen ſcheitern. Gerade hierin lag der Hauptgrump, 
weshalb der Organifationdplan des im Spätfommer 1848 in Berlin zufanmengetretenen Ar— 
beitercongreſſes jo wenig Durchzugreifen vermochte. Man organifirte von oben nad) unten und 
hielt die Sache durch Einfegung von Central und Bezirksbehörden für abgethan, mährend man 
vor allen die Gemeinfchaften in den einzelnen Gewerfen der Orte hätte ind Leben rufen 
müffen, welche ver Plan als die eigentlihen Elemente der ganzen Organifation vorausjeßt. 
Sp aber blieb die Idee einer allgemeinen Aſſociation aller Arbeiter aus ven verichiedenen 
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Fächern, welche durch Beiträge einen gemeinſchaftlichen Fonds aufbringen, den eine entfernte 
Centralſtelle verwaltet, um nach einer Reihe von Jahren großartige Etabliſſements ins Leben 
zu rufen, dem Gefichtöfreife ver Mehrzahl zu fern, als daß fie ſich bei ihrem kümmerlichen Ein⸗ 
kommen ſo leicht zu Beiſteuern hätten entſchließen ſollen. Der Verfaſſer hat daher die allgemei⸗ 


nen Verbindungen der Arbeiter eines Orts vorerſt auf ſolche Gegenſtände beſchränkt, bei denen 


alle gleichmäßig und unmittelbar intereſſirt waren, wie Krankenpflege u. dgl. Im eigentlichen 
Gewerbfache aber wurden die Arbeiter ver einzelnen Branchen zu ſpeciellen Aſſociationen unter 
fich herangezogen. So blieb man zunächſt mit ven fraglichen Unternehmungen im Kreife ver 
eigenen Erfahrung, des nächſten Verſtändniſſes der Betheiligten, welche folhen Blanen um fo 
leichter Vertrauen ſchenkten, als ſte über die Zweckmäßigkeit derſelben ein ſelbſtändiges Urtheil 
hatten und die Vortheile, die ihnen unmittelbar daraus zufloflen, evident waren. 

„Ferner bat der Berfaffer bei den Über die Orbnung und Verwaltung der Affociatiuns- 
angelegenheiten zu treffenven Beſtimmungen ſoviel irgendmoöglich die unmittelbare Betheifi- 
gung ber Mitgliever zu erzielen geſucht. Meiſtentheils ift ihren Befchlüffen die Entſcheidung 
üßer die wichtigſten und weſentlichſten Angelegenheiten vorbehalten, ſodaß Die Ausſchüfſe und 
Borftände auf die eigentliche Verwaltung beſchränkt bleiben. Mag dies in mancher Hinficht 


unbequemer fein und bei Zeitung des Gauzen durch die Ausſchüſſe Zeit und Weiterungen gefpart 


werden können, jo erfcheinen vie dadurch ertangten Vortheile noch überwiegend. Zunärberft er: 
hält die eigene ſtete Betheiligung in den Einzelnen dad Vertrauen und Intereffe für die Affo- 
viattiondangelegenheiten bei weitem reger als die ewige Bevorniundung. Sodann glaubte der 
Derfaffer aber auch durch Wahrung ver möglihiten Selbſtändigkeit in dieſen nächften Lebens: 
freifen gerade die @rziehung für freiere Bewegung in Staat und Gemeinde am beften mit vor= 
zubereiten. Diefer Grundſatz wird beſonders dann im Auge zu behalten fein, wenn Gommunal: 
behörben, wie dies hier und da der Fall ift, felbft zu dergleichen Aflociationen anregen und 
vielleicht Zufchüffe dazu aus Öffentlichen Dritteln gewähren. Gewlß wird alsdann einigen Mit⸗ 
gliedern derſelben Sig und Stimme in ven Ausſchüfſen zu gewähren fein. Rur hüte man fü, 
etwa die ganze Sache nun ſogleich als Bommimalangelegenheit zu behandeln und alles der Be⸗ 
hörde in die Hände zu geben, da dies, wie die Erfahrung lehrt, ver jiherfte Weg ift, die eigent⸗ 
liche Lebensfähigfeit folder Vereine unmiederbringli zu untergraben. Würde ſich pie Eom: - 
munalbehörbe dagegen begnügen, durch ihre Beamten vielleicht Die Kaſſenverwaltung nebft ver 
Binziehung der Beiträge, wie 3. B. bei Krankenkaſſen, Borfchußvereinen u. ſ. w., zu über: 
nehmen, fo würde zu Gunſten des Unternehmens nicht nur dieſer in der Regel koſtſpieligſte Theil 
der Berwaltung erjpart, jondern auch eine Garantie für deſſen Solipität gemonnen, welche ihm 
nut förderlich fein koͤnnte.“ Ä Ä 

Gewiß ſpricht ſich in allen dieſen Bemerkungen ver praftifche, nüchterne und wohlwollende 
Sinn eined Mannes aus, der die Erfcheinungen der Zeit mit Selbſtbewußtſein und Eritifcher 
Erfaffung an fi hat vorühergehen laffen. Darum war denn aud der Erfolg feiner Beſtrebun⸗ 
gen garantirt. 

Die erfte der von Schulze begründeten Afforiationen war eine Kranken- und Sterbekaſſe zu 
Delitzſch. Sie war zugleich der Ausgangspunkt, von dem die übrigen Schulze'ſchen Affociationen 
ausgingen. Wir erachten ed nicht für nothwendig, in die Gefchichte dieſer Genoſſenſchaft näher 
einzugehen, da befanntlih Verbindungen dieſer Art vielfach ins und außerhalb des Handwerks 
beſtehen, von denen fi allerdings der von Schulze gegründete Berein durch richtigere wirth⸗ 
ſchaftliche Grundſätze unterfchlen, was fi von der überwiegenden Mehrzahl ver in früherer Zeit 
gegründeten Kranfen= und Todtenladen auch nicht entfernt jagen lüßt. 

Biel wichtiger und von ungleich größern Erfolgen begleitet jind die Schulze'ſchen Vorſchuß— 
vereine. Das Charafteriftifche derſelben iſt, daß jle auf außerordentlich kleinen Beiträgen be- 
gründet waren, und zwar weſentlich durch die Vorſchußſuchenden ſelbſt. Schulze bezeichnet die 
Grundſätze, nad welchen biefe Vereine zu handhaben feien, in folgender Weife: 1) daß die 
Vorſchußſucher jelbft Träger und Reiter des auf Befriedigung ihres Creditbedürfniſſes abzielen⸗ 
den Unternehmens, d. h. aljo Mitglieder de Vereins und Rifico wie Gewinn des Unterneh: 
mens ihnen gemeinfam find; 2) daß ber durch den Verein vermittelte Gelpverfehr auf geichäft- 
Ithem Fuße (Leiftung und Gegenleiftung) und nach den üblichen Bedingungen des Geldmarkts 
geregelt wird, daß aljo den Dereinsgläubigern durch die Vereindfaffe, durch die Vorſchußneh⸗ 
mer angemeflene Zinfen und Provifionen, wie jie bei ſolchen Geſchäften gemöhnlich find, gewährt 
werden; 3) daß durch jofortige Einzahlungen oder allmählich Durch fortlaufende geringe Bei- 
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ſteuern der Mitglieder Geſchäftsantheile (Guthaben) derſelben in der Vereinskaſſe aufgeſammelt 
werden, welche den Einzelnen eigenthümlich verbleiben, jedoch während der Mitgliedſchaft nicht 
herausgezogen werden dürfen, vielmehr gleich Actien den Stammfonds, das Grundkapital des 
Vereins bilden, wogegen die zum Betriebe des Geſchäfts noch außerdem erforderlichen fremden 
Gelder auf ven gemeinſchaftlichen Credit und unter gemeinſchaftlicher Haft aller aufgenommen 
werden müůſſen.“ 

Mit Recht kann Schulze diefe feine Vereine den beflehenden Vorſchußkaſſen voranftellen, 
welche, aus dem Wohlmollen von Reichen und Communalbehörden entſtanden, ein erſichtliches 
Biel zu erveihen niemals vermögen. Die Vorſchußkaſſen dieſer Art leiden unter einer ungenü⸗ 
genden Verwaltung, da die auf fie verwandte Thätigkeit eine unbezahlte ift, da fie deshalb für 
Ginlagen fomol mie für Auszahlungen an Weitlänfigkeiten und Beſchränkungen in Rüdjicht 
auf die Höhe der Summen gebunden find, welche dem Sparenden Gelegenheit und die Luft zunı 
Einlegen verleiden;; ſie gewähren durchſchnittlich außerordentlich geringe Zinſen und, was fei- 
neswegs ohne Bedeutung ift, fle entziehen das eingelegte Kapital durchweg dem Verkehre der 
Einleger. Natürlich können fie nur gegen volle Sicherheit ausleihen, welche ihnen faſt niemals 
in ben erforberlihen Grade von der Mehrzahl ver Einleger gewährt werden Tann. librigens 
ift auch Das nicht zu vergeflen, daß dieſe vielfach üblichen Sparkaflen fehr oft von Klaſſen benugt 
werben, zu deren Gunften fie eigentlich gar nicht erricktet waren, ſodaß man faſt allenthalben 
ſich genoͤthigt gefehen hat, auch Befchränfungen in der Höhe dev Einlagen feftzuftellen. 

Die Schulze'ſchen Borfhußvereine beruhen nun, wie gelagt, zunächſt auf außerordentlich 
Eleinen Beiträgen der Mitglieder, welche erft bis zu einer gewifien Höhe Kapital eingelegt ha⸗ 
ben müſſen, ehe fie vorſchußberechtigt werden. In diefer Art der Beitragspflict liegt eine erfte 
Garantie für den Vorſchußſuchenden unter ven Mitgliedern felbft, eine weitere liegt in der forgfäl: 
tigen Prüfung der einzelnen Perfönlichkeit, „Rechtlichkeit im Verkehr, Tüchtigkeit und Fleiß in 
Geſchäft, Ordnungsliebe im Reben und Haushalt find Dabei vie enticheidenden Momente, und will 
man jich in dieſer Hinſicht verfichern, fo wirb man in dem Urtheil der Standes⸗ und Berufögenoflen 
der Borfchußfucher ſtets einen untrüglichen Anhalt finden, ſowie dieſelben auch. über Beſitz und 
Geſchäftsumfang gegenfeitig die fiherfte Ausfunft zu gewähren vermögen, wie fie zur Bemeflung 
der Höhe des Borfchuffes wünſchenswerth iſt.“ Nach außen zu ſtellt ſich Die einzelne Affociation 
als eine Gefanmtheit, indem die Mitgliever als ſolidariſch verpflichtet jeder für alle und alle 
für jeden einftehen. Für größere Summen, deren Höhe jedoch bei allen Vereinen nicht diefelbe 
ift, wird Bürgfchaft gefordert, die für einen thatigen und rehtlihen Mann bei ven Standes⸗ 
genoflen niemals ansbleibt. Die Rüdzahlung des Borfchufles wird in den Fleinften Summen 
und zur bequemften Zeit ermöglicht, mit dem Aufſchlag eined Zinfes, deſſen Höhe allervings 
nicht entfernt die Inndesübliche ift, indem derſelbe zmifchen 10 — 15 Proc. beträgt, der indeflen 
weit unterben Niveau veffen fleht, was dieſe Klaſſe in ver Regel für Vorſchüſſe zu zahlen gewohnt 
it. Es war deshalb auch nöthig, um den fogenannten Wuchergejegen zuentgehen, daß jede Aflo- 
eiation ihre Vorſchüſſe auf Die Mitglieder beſchränkte. Natürlih muß die Verwaltung dieſer Aſſo⸗ 
ciationen eine möglichft geſchäftsmäßige und billige fein, weshalb auch die Beforgung der lau: 
fenden Verwaltung durch fefte Gehalte oder durch Procente des Geſchäftsverkehrs honorirt wird. 

Es liegt in dieſer gefammten Einrichtung, die wir Hier jo kurz ald möglich fFizzirt haben, 
ein großer Fonds von praftifhem Sinne wie von erfreulihen Reſultaten. Zunächſt ſchon iſt deu 
Gewinn an Moralität und Selbftvertranen, den ſolche Einrichtungen herbeiführen müffen, Her: 
vorheben. Entgegengefegt der Feindſchaft, Die unter dem Eindrude ganz faljher Vorausfegun: 
gen durch die arbeitenden Klaſſen vem Kapital entgegengetragen wird, machen dieſe Vorſchuß⸗ 
vereine den Arbeiter felbft zum Kapitalbeſitzer. Gerade Schulze hebt es gelegentlich hervor, wie 
das Bewußtſein, ein kleines Kapital erworben zu haben, wie ver &enuß der erften Jahresdivi⸗ 
dende auf die Theilnehmer zurückwirkt. Die Erringung des Kapitals erweiſt ſich geradezu als 
füttlicher Hebel. Es iſt natürlich nicht unbeveutenn, was im Laufe der Jahre aus den einzelnen 
Kleinen Einlagen für jeden Teilnehmer zufammengebracht wird, wozu noch Zinfen und Divi- 
denden kommen. Es tft ebenfo fehr eine große Hülfe, daß der Einlegende für feinen Eleinen Ge⸗ 
werbebetrieb auf ein entſprechendes Kapital rechnen darf, ohne dafür andere Pflichten zu über- 
nehmen, als die prompte Zurüdzahlung. Die Affociation erweift ſich ferner als eine firtlich he— 
bende Kraft dadurch, daß fie pie Mitglieder einander näber führt, und daß fie durch die Bürg- 
f&haftsleiftungen ein höheres Gefühl per Ehrenhaftigfeit hervorruft. Man hat nur zu oft Gele⸗ 
genbeit zu bemerken, daß da, wo der ärmere Anleiher dem reichen Darleiher gegenüberfteht, die 
Rüdzahlungspflicht als eine Laſt, der Anleiher felbft endlich als ein Feind betrachtet wird. 
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Man hat dem delitzſcher, auf Selbfthülfe gegründeten Verein andere gegenübergeſtellt, 
welche, um den Vorſchußſuchenden ſchneller groͤßere Kapitalien zu Gebote zu ſtellen, die Selbſt⸗ 
hülfe ausſchließen, indem man entweder auf die Grundſätze der alten Aſſociationen, aber mit 
zwedimäßigerer Berwaltung zurüdging, oder indemman, nad Einſchießung größerer Kapitalien, 
den Creditbedürftigen überliep, ob fie durch Übernahme von geringfügigen Action Mitglieder wer: 
den wollten oder nicht. Solchen Vereinen fehlt indeſſen nothwendig diejenige fittlide Grund: 
lage, melde am meiften dad Gedeihen nicht bloß ver Kaffe, ſondern auch der Anleiher verblirgt. 
Kaflen diefer Art fommen immer ven Geſchenk oder dem Almoſen mehr oder weniger nahe. 

Was nun die pecunlären Refultate anbetrifft, jo ift ed zunächft der Mühe werth, auf die 
eriten Anfänge zurückzugehen. Der erfte Berein wurde zu Eilenburg in der Brovinz Sachſen 
1850 von 180 Iheilnehmern gegründet. Sein eigened Kapital betrug nad 15 Monaten am 
Mitgliedsgeldern und altmählich eingelegten Kapitalien 2453 Thlr., wozu noch 3703 Thlr. 
als Anlehen aufgenommen wurden. Vorſchüſſe wurden ertheilt 8802 Thlr., Die ganzen Ver⸗ 
waltungsfoften betrugen nicht volle 138 Thlr., der Umſatz aber bereits nahe an 23000 Ihlr. 
Im nächſten Sabre betrugen vie Vorſchüſſe bereits eine Summe von 13366 Thlın. Es ift dabei 
zu erwähnen, daß von den gegebenen Vorſchüſſen auch nicht ein einziger Boften verloren worben, 
was namentlich dem Umſtande mit zuzuſchreiben ift, daß bei allen vie Summe von 5 Then. 
überfleigenden Vorſchüfſen vom Empfänger Sicherheit durch Pfand oder Bürgen beſtellt werben. 
mußte. Bis zur gerichtlichen Klage war e8 allerdings gelegentlich gelommen. 

Vergleichen mir damit die Nejultate, wir fie ih eine Reihe von Jahren jpäter heraus: 
geftellt hatten. Schulze zählt im Jahre 1857 von den ſeinem Syſteme angehörigen Vorſchuß⸗ 
vereinen in 116 Ortichaften 118 auf, von denen drei auf Berlin kommen. Er liefert ferner 
die Abichlüffe von 45 Vereinen aus dem Jahre 1858. Die größere Mehrzahl dieſer Vereine ift 
in fleinern Städten gegründet, und auch die Rapitalien an Buthaben der Mitglieder und frei- 
willigen Sparanlagen find vuchfchnittlic gering. Der geringfte Betrag an Guthaben der Mit: 
glieder ſind 54 Thlr. in Altfteot, ver größte 24835 Thlr. nebft 3830 Thlrn. Spareinlagen in 
Bisleben ; der hoͤchſte Betrag an Spareinlagen find 77262 Thir. in Sangerbaufen. Der Ge⸗ 
ſammtbetrag der geihäftlihen Guthaben diefer 45 Vereine betrug 104094 Thir., was alſo 
einen Durchſchnitt von etwa 2300 THlen. ergibt. Der Geſammtbetrag der Spareinlagen war 
299180 Thir., was aljo einen Durchſchnitt von über 6600 Thlrn. beträgt. Dazu waren 
299534 Thlr. als Borfchüffe aufgenommen und das gefammte Betrieböfapital dieſer 45 Ber: 
sine betrug 718109 Thlr. alfo durchſchnittlich etwa 16000 Thlt. Der Reſervefonds ber 45 
Bereine wird auf 14555 Thlr. angegeben. Die Ausleihefrift iſt faſt durchgängig auf 3 Donate 
beſchränkt und nur in einzelnen Fällen auf 4--6 Monate außgebehnt. 

‚Bon Sabre 1859 liegen vie Abfchläffe von 80 Vereinen vor,.von denen 20 erfi in demſel⸗ 
ben Jahre entstanden, einer in diefem Jahre reorganifirt worden war. Das geſchäftliche But: 
baden in diefen 80 Vereinen betrug 246001 Thlr., was alſo im Durchſchnitt etwas über 
3000 Thlr. ergibt: als Syareinkagen twaren vorhanden 512350 Ihr. wad alſo einen Durch⸗ 
ſchnitt von 6400 Thlen. ergibt, und als Vorfchüffe waren aufgenommen 501795 Xhlr. Der 
geſammte Betriebsfonds betrug 1,290150 Thlr., alfo zu einem Durchſchnitt von 16000 Then. 

„Die Sunme der im Jahre 1858 gewährten Heinen Borichüfle betrug 2,086086 Thir., 
im Jahre 1859 4,131436 Thlr. Diefe Zahlen deuten allerdings mehr auf eine extenſive wie 
intenfive Triebfraft hin, da der Umfang der gewährten: Vorſchüſſe In beiven Jahren ziemlich 
gleichen Schritt mit der Zahl der Vereine und der Höhe des Betriebsfapitald Hält. Ein Anfang 
zu fucrativerer Verwendung der Betriebskapttalien liegt allerdings im Unterſchied ber beiden 
Jahre bezeichnet. Dabei ift aber noch in Anſchlag zu bringen, daß unter diefen BO Vereinen 
bei 28 erſt 1858 geflifteten ber erfte, oft nicht einmal ein volles Jahr umfaſſende Abſchluß 
vorliegt, und daß ſich bei Verkehr derſelben regelmäßig ſchon im zweiten und mindeſtens im 
dritten Jahre in der überraſchendſten Weiſe hebt. Werfen wir z. B. einen Blick auf die Ab⸗ 
ſchlüſſe der Vorjahre in ven fruͤhern Tabellen, aus denen wir nur einige herausgreifen, fo beträgt 
die Summe der gegebenen Vorſchüſſe einfchlichlich der Prolongationen bei ven Vereinen zu 


gegründet. 1858. 189. 
Luckenwalde 1858 90882 Thlr. 155611 Thlr. 
Dresden 1858 41056, „, 344588 „ 
Merjeburg 1858 28391 „ 78969 „ 
Kolberg 1858 63318 „ 163770 „ 


Deſſau 1858 23000 „ 140000 
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neue Vorſchüſſe. Prolongationen. zuſammen. 
in Dresden 455669 Thlr. 269328 Thlr. 724997 Ihlr. 
in Kolberg 123988 „ 3 ? 
in Merfeburg 38779 „ 24676 „ 63455 „ 
und in Luckenwalde in erflen Vierteljahr des laufenden Rechnungsjahres 66357 Thlr., wor: 
aud man einen Schluß auf die meitere Verfehräfleigerung der Vereine im laufenden Jahre 
ziehen möge.“ 

Als Berlufte werben im Jahre 1858 97 Thlr., im Sabre 1859 470 Thlr. aufgeführt, 
allerdings ziemlich unmweientlihe Summen. Die Zahl ſämmtlicher im Jahre 18358 als vor: 
handen befannter Vereine betrug 183, mahrjcheinlich war jedoch bereitd eine größere Anzahl 
vorhanden. Die 183 bekannten Vereine claſſiſicirt Schulze nun folgendermaßen: Es kamen 
77 auf Breußen, davon allein 30 auf Die preußifche Provinz Sachfen, alö den Herb der Bewe⸗ 
gung, 34 auf dad Königreich Sachfen, 16 auf die thuringifchen Staaten, 12 auf das Königreich 
Hannover, 12 auf DeutfheOfterreich, 8 auf Meckienburg, 7 auf Anhalt, 5 auf Baven, 4 auf 
Baiern, 3 aufbeide Heffen, 2 auf Würtemberg, 1 auf Olpenburg, 1 auf Naflan, 1 auf Hol- 
fein. Wie man aus diefen Zahlen fieht und wie fich noch fchärfer au8 einer genauen Brüfung 
der betreffenden Ortſchaften ergibt, ift das mittlere Deutichland der eigentliche Mittelpunft 
des Schulze'jhen Vereinsweſens. Es wohnt dort ein ſehr betriebjamer, fleißiger, verftän- 
diger Menſchenſchlag, in: feinen Außern und in Gewerbsverhältnifien aber durch hemmende 
polizeiliche und gewerbliche Gefeßgebung einigermaßen gebrüdt, wozu ſpäter noch der durch 
das Maſchinenweſen und die neuern Verkehrswege herbeigeführte Umſchwung im Verkehre 
ſelbſt kam 

Eine ſehr intereſſante Beobachtung tft ed auch, wenn man ſieht, daß an der Spige als 
Stifter und Verwalter diefer Vereine faft allenthalben Männer genannt werben, welche dem 
Gewerbeftande nicht angehören, ſondern mehr ven ſocial über denſelben ftehenden Klaſſen ange: 
hören. Es iſt dies fchon darum eine beachtenswerthe Erſcheinung, weil nicht allenthalben in 
Deutichland fowie in ven bezeichneten Gegenden zwifchen den verſchiedenen Klafien der Gejell- 
ſchaft vaffelbe gegenfeitige Vertrauen ald Rathgeber und Berathene herrſcht. Auf die vaumliche 
Auspehnung.biefer Art des Vereinsweſens muß ein folder Umftand wol einige Wirkung aus: 
üben, wenn anders es ſich auc weiter beflätigen würde, daß dieſe Anregung zur Selbfthülfe 
in gewiſſer Beziehung von oben her gegeben werben muß. 

Wir gehen zu den.gemerblichen Aflociationen über. Wir haben vergleichen ſchon aus Eng⸗ 
land und Franfreih erwähnt. Eine viel beſcheidenere Stellung haben die veutfchen Vereine deriel- 
ben Art. Auch zu ihnen hat Schulze den Anlaß gegeben, und zwar in feinem Wohnorte Delipfch, 
wo im Jahre 1849 zum Zweck des gemeinfamen Lederankaufs en gros und des Detailverfaufs 
an die Mitgliever 56 Schumadermeifter zu einer Affociation zuſammentraten, gleichfalld gegen 
ſolidariſche Haft der Mitglieder. Sie erlangten dadurch erftens, daß ihnen von den Fabrikanten 
größere Partien auf CEredit geliefert wurden, während fie andererſeits ihre Kleinen An 
käufe nach zweckmäßiger Auswahl und zu ven billigften Preifen beforgen konnten. In diefen 
beiden Vortheilen liegt denn auch der wejentlihe Charakter dieſer Vereine, bie fich ſpäter da⸗ 
durch noch entwickelten, daß fie, fei ed permanente Verfaufäläger, fei ed zeitweilige Verkaufs⸗ 
buden, auf der leipziger Mefle errichteten. Der Jahredabſchluß der Rohſtoffvereine von 1859 weift 
67 Affociationen diefer Art nach, welche mit wenigen Ausnahmen gleichfalld dem mittlern Deutſch⸗ 
land angehören. Bon den 67 Aflociationen find 42 von und für Schuhmader gegründet, 3 von 
und für Buchbinver, 4 von und für Weber, 10 von und für Schneider, 5 von und für Tifchler 
und 3 von und für Schmiede. Affociationen zum gemeinfanen Beziehen des Rohſtoffs forwie zu 
gemeinfamer Production und gemeinfamem Verkauf werden nur zwei mitgetheilt, die ver Weber 
zu Halle an ver Saale und die der Schneider zu Gera. Außerdem haben ji an verſchiedenen 
Stellen Deutſchlands noch mehrfache Vereine diefer Art begründet, theilmeife ſolche, Die nur den 
gemeinfamen Verkauf zum Zweck haben. Bon ven oben bezeichneten Vereinen hat aud eine 
Anzahl, namentlich die Schneider und Tifhler, gemeinfame Verfaufdmagazine. Es liegt auf ver 
Hand, daß von umfangreidhen Kapitalien bei diefer Klaffe von Vereinen nicht die Rede fein 
kann, aber ebenfo gewiß ift es, daß der Nugen, ven fie für die Bereinsmitgliever hervorriefen, 
nicht unbedeutend genannt werden kann. Auch hier glauben wir ven Accent zumeift auf bie 
wirthſchaftliche @rziehung der Betheiligten legen zu müflen. Diefe Vereine, namentlich ſoweit 
fie blo8 den Zweck des gemeinfamen Verkaufs Hatten, find indeflen nicht allenthalben geglückt, 
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indem verſchiedentlich die Verkäufer nad erlangter Kundſchaft und auf Koſten ver Vereine ge- 
machter Erfahrung fich felbfländig als Concurrenten der Bereine nieberließen. 

Eine eigenthümliche Entwidelung nahmen die von Schulze oder nad) deſſen Muſter errich- 
teten Genoſſenſchaften dadurch, daß fie fih unter feiner Leitung zu einem Ganzen zufammen- 
thaten. Es geihah dies auf dem zweiten VBereindtage, der vom 31. Mai bid 2. Juni 1860 
zu Gotha gehalten wurde, und ed dürfte wol am angemeflenften erfheinen, wenn wir darüber 
Schulze's eigenen Bericht anführen. 

„Einmal hai er (der Vereinotag) fürdie zum Behufe ver Berfolgung gemeinfamer Intereflen 
und Anknüpfung gegenjeitiger Gejhäftöbeziehungen, namentlich im Geldverkehre, fo wichtige 
Vermittelung zwilchen ven Vereinen in der weitern Ausbildung des bereitö beinrerften Vereins⸗ 
tage in Weimar gegründeten Geutralcorrefpondenzbureau einen beſſern Anhalt gegeben. Auf 
den Vorſchlag des Vorftanded des luckenwalder Vereins wurde, außer ver fhon in Weimar vor: 
geſehenen Dedung der Koften eined folgen Bureau, noch an eine wenigftend theilweije Sala- 
zirung des Verfaſſers gedacht, um es ihm möglich. zu machen, feine Zeit und Kraft hauptſächlich 
den im Interefje der Vereine nothiwendigen Arbeiten zu widmen und eine Anſtellung im Staats⸗ 
oder Privatdienfte zu umgehen, an welde er fonft feiner Griftenz wegen hätte denken müffen. 
Zuglei hatte man auch den Übrigen deutſchen Genoſſenſchaften den Beitritt zum Gorrefpon- 
denzbureau eröffnet, welches gegenwärtig alfo nicht mehr bloß für die Borfhuß- und Credit⸗ 
vereine allein befteht, und bei welchem fich bisher 64 von den legtern und 10 Rohſtoffaſſociatio⸗ 
sen feft betheiligt haben, während von einer Anzahl der Beitritt nächftend in Ausfict 
gertellt ift und wegen der Beſchlußfaſſung nur die nächte Generalverfammlung abgewartet 
‘ wird, Nach der in Gotha zum Abſchluß gekommenen Cinigung iſt den einzelnen Vereinen ber 
Beitrag zu den Bureaukoſten und Salär ded Gorrejponventen und Vereinsanwalts (denn fo 
it die Stellung des Verfaſſers thatfählih aufzufaflen) von Y, — 2 Proc. des jährlichen 
Nettogeſchäftösgewinns mit Innehaltung eines Minimum und Maximum von 2—12 Ihlen. 
überlafien, und übernimmt dagegen der Verfaſſer: a) die Vertretung und weitere Ausbildung 
der dem Bureau beigetretenen Credit⸗ und Robfloffvereine ſowie des ganzen Genoſſenſchafts⸗ 
weiend im allgemeinen in der Prefle, auf ven einſchlagenden Gongrefien und fonft im öffent: 
lichen Leben, beſonders aud der Gefeggebung gegenüber; b) Förderung mit Rath und That, 
fowol hei Gründung neuer ald aud bei Erhaltung und Weiterführung bereits beſtehender 
DBereine, indbeionvere durch Auskunftsertheilung und Belehrung auf ergebende Anfragen; 
c) Bermittelung gegenjeitiger Beziehungen zwiſchen ven Vereinen, zum Behufe des Austaufched 
der gemahten Erfahrungen und gewonnenen Refultate und der Anknüpfung von Geſchäfts⸗ 
verbindungen, ſowie zum Zwecke ver Wahrnehmung gemeinfamer Intereffen mit vereinten 
Kräften und Mitteln.” 

Auf dem volksöwirthſchaftlichen Gongrefle zu Köln im Jahre 1860 iſt auch dieſer Gegen: 
fand zur Sprache gekommen, und die Verſammlung bat einhellig die Ehrenhaftigkeit und 
Zweckmäßigkeit der von Schulze eingenommenen Stellung gegenüber ben mancherlei dagegen 
erhobenen Verdächtigungen anerkannt, wie Died von vernünftigen und gebilveten Leuten auch 
gar nicht anders zu erwarten land. Die Vereinigung der Aflvciationen hat au zu einem 
gemeinſamen Organ vellelben: „Die Innung der Zukunft‘, geführt. 

Wir unterlaflen bier ein näheres Eingehen auf diejenigen andern Beſtrebungen, weldhe 
daſſelbe Ziel ver Hebung ver untern Klaſſen, aber mit gänzlichem oder theilmeifem Ausſchluſſe deren 
eigener Betheiligung daran verfolgen, indem fie ihnen durch Geldmittel und Hülfen fonftiger 
Art beifiehen. Daß fie bei weitem nicht dieſelben Nefultate erzielt haben, weil ein Zwitterbing 
von eigenen Beſtrebungen der Arbeiter und ihnen aufgenrungenen Verwaltungsprincipien, tft 
begreiflich genug, und wir verweilen in Betreff des Nähern auf die mehrfachen Berichte und 
Zufamnenftellungen von Schulze. 

Neben den eigentligen Schulze'ſchen Afforiationen Haben fi in Deutichland noch andere der: 
gleichen, fo namentlich zum billigen Engrodanfauf von Lebensmitteln und deren Detaillirung 
mir einem ganz geringen Koftenaufjchlage gebildet. Überhaupt ift die Form ber Aſſociationen 
für Die Aufnahme ſehr verſchiedener Leiftungen fo elaftiich, daß jich nicht blos in Deutſchland 
Kategorien von Genoſſenſchaften mit eigenthümlichen Geſellſchaftseinrichtungen finden, die nicht 
ganz in eine der hier erwähnten Klafien hineinpailen. So find namentlic die Hanfeftäbte, vor 
allen Hamburg, die ſich Das Recht der freien Vereinigung ungefehmälert erhalten haben, von 
alters her reich an Vereinigungen der arbeitenden Klaflen von zum Theil fehr eigenthümlicher 
Art, zu blog geichäftlichen oder auch gemiſchten Zwecken. 
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Nachdem wir fo weit die bisherige Geſchichte der Genoſſenſchaften in überſichtlichen Zügen 
verfolgt haben, dürfte ihre Bedeutung für die Zeit zu prüfen und die Anhaltepunfte für ihre 
weitere Entwidelung aufzufuchen fein. Wir haben ſchon wiederholt angedeutet, daß wir den 
geläufigen Anfichten über deren Werth und das, mas fie für die Zufunft bieten werben, nicht 
beiftimmen Eönnen. Es ereignet ſich oft in ver Geichichte, daß mit großer Liebe gepflegte Ein⸗ 
richtungen, ſobald jle zu Reſultaten führen, die niemand vorher geahnt hat, und beſonders 
dann, wenn fie auß irgendwelchen andern Gründen wit den Richtungen ber Zeit innig zuſam⸗ 
menhängen, mit verjelben Zuneigung behandelt und beurtheilt werben, wie zärtliche Witern e3 
mit den flärfer hervortretenden Pähigfeiten ihrer Kinder machen; aber nur zu oft weiſt das 
fpätere Neben und weiſen die Verhältnifſe denfelben einen viel beſchränktern Wirfungsfreis art, 
ald man vorausfegen zu dürfen glaubte, wenn nit ſchon früher einige Täuſchung obmaltete. 

Anund für ſich handelt es jich bei ven Genoſſenſchaften, von denen bier vie Rebe ift, nicht 
un etwas Neues, jondern nur um eine beftinmte neue Anwendung des genoſſenſchaftlichen 
Principe, Aber ebenfo wenig mird man behaupten können, daß Diele Genoſſenſchaften nach 
Form oder Inhalt neue wirthſchaftliche Erfheinungen ind Leben gerufen hätten. Die gemein- 
ame Thätigfeit zu einem gemeinfamen Zweck ift ganz gewiß nicht eine joldhe neue Korn, und 
was das Zufammeenhalten in Bildung von Kapital, in Ankauf von Robftoffen und Lebens— 
mitteln, in der Krankenpflege und endlich um Hervorbringen von Kabrifaten betrifft, fo hat mar 
im wefentlichen nur für die befondern Zwecke ver Genoſſenſchaften aus den bereits beſtehenden 
wirthſchaftlichen Einrichtungen abftrahirt, ohne diefe in ihrem weſentlichen Inhalt oner Umfang 
nur entfernt abfegen zu fünnen. Und mas die Hauptfache ift, ſoweit die Genoſſenſchaft den 
Einzelbetrieb erjegt bat, joift gerade dieſer in vielen Berhältniffen ganz gewiß im Stande, biejel- 
ben wirthſchaftlichen Refultate nod) vollkommener zu erreichen. Dan jehe ſich die Alforiationen 
sum gemeinfamen Anfauf von Rohftoffen und Lebensmitteln an — welches Hinderniß ſteht Dem 
einzelnen Unternehmer entgegen, dieſelben Vortheile billiger Preiſe den arbeitenden Klafien zu 
liefern, vielleicht noch billigere, da er allein mit einem geringen Profit fürlieb nehmen 
kann, al& die Gejammtheit der Genoffen, deren jeder dodh-einen einigermaßen nennbaren An= 
theil beanspruchen muß? Der Einzelne wird zudem mit dein geihärften Auge des eigenen 
Interefled und jedenfalls mit einer größern freiheit der Bersegung Handeln Finnen. 

Man wird und nicht einwenden wollen, daß dies bisher nicht gefcheben fei und daß daher ver 
Erfolg für die Genofſſenſchaften ſpreche. Wir gerathen hier auf den eigentlihen Punkt, auf den 
es anfommt. Unter vem Eindrud einer poltzeilichen Uberwachung, die in unſerm Deutſchland 
nanıentli auf den untern Klaffen laftet, ift deren Selbſtvertrauen und die Geſchicklichkeit, ihre 
eigenen Sachen zu handhaben, durchſchnittlich auf ein Minimum berabgejunfen und auf noch 
weniger, und es Fonnten ſich, zumal unter dem Einfluffe einer verfehrten Erziehung und ſchlechter 
wirthſchaftlicher Einrichtungen im öffentlichen Leben, feine gejunden wirthſchaftlichen Gewohn⸗ 
Heiten heranbilden. Ein wirthichaftlicher Betrieb von Rohftoffen und Lebendmitteln iſt da noth⸗ 
wendig audgefhloflen, mo Kaufmannsgilden und zünftige Bäder und Schlächter beftehen, denn ver 
Beſitz des Privilegiums macht den Privilegirten zu allererft unwirthſchaftlich. Aber ſelbſt menn 
dergleichen nicht vorhanden geweſen wäre, fo würde einer gefunden Entwidelung die fchlechte 
wirthiäpaftliche Erziehung ver Maflen entgegengeftanven haben. Wer die Wirthſchaftspflege 
der Kleinen Leute, feldit da, mo von Armuth nicht die Rede jrin kann, in ihrem Durchſchnitt be= 
obachtet hat, der weiß, wie jelten fie im Stande jind, wie der Kaufmann ed nennt, zu disponiren, 
d. 9. jede Ausgabe zur rechten Zeit zu maden und nie mehr auszugeben, als gerade nöthig ift. 
Man wird nicht lächeln erwidern können, daß bei fo geringfügigen Mitteln von einem Dis- 
voniren nicht die Rede fein dürfe. Diefer @inwand wird ſchon dadurch widerlegt, daß dies ja von 
denjelben Leuten bei den Affociationen erreicht wird, denn dieſe Afforintionen find vor allem 
darauf angewiefen, nicht zu borgen, fondern nurgegen baar zu verkaufen, weil fie jonft in Feiner 
Weiſe beftehen fünnten. Dieje Nothwendigkeit zwingt dann meiter die Theilnehmer viel ſchär— 
fer mit ihren Mitteln hauszuhalten ald im hergebrachten Schlendrian. Daß ift gerade dad Un— 
glü des Mangels an wirthſchaftlichem Verſtändniß, bag unter dem Einfluß eines weitverzweig⸗ 
ten Borgſyſtems das Riſteo des Verkäufers und damit Pie Preije ver Verkaufsartikel fteigen. 
Dies Borgfyſtem ift eben die nothwendige Folge von zur Unzeit gemaditen jelbit-ganz gering 
fügigen Ausgaben. Es ift ganz gewiß, daß der einzelne Verfäufer mit einer geficherten 
großen Kundſchaft und ohne die Furcht, daran zu verlieren, falls er auf ftetö baarer Zahlung 
beftänve, daſſelbe und unter Umſtänden noch Größeres wie die Affociation leiften Eönnte. 

Auf diefem Standpunkt angelangt, laßt fich vie wefentliche Bebeutung der Genoſſenſchaften 
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ber bezeichneten Art ſchärfer erfaffen. Sie befteht vor allem in ber wirchfchaftlichen Erziehung, 
Die fe den Theilnehmern und durch ihr Beiſpiel auch andern gewährt. Das ifl denn ohne 
Zweifel ein Erfolg von ver größten Wichtigkeit, den wir an ſich außerordentlich Hoch anfchlagen, 
den wir aber feinem innern Weſen nad; nur ald einen Übergemg zu beifern Zuftänden betrachten 
fönnen. Es mag noch geraume Zeit parüber vergehen, aber ausbleiben wird es ſchwerlich, daß 
rer Einzelbetrieb in den angebeuteren Richtungen unter venfelben Borausfegungen wirthſchaft⸗ 
liher Handhabung der Dinge fi zum Concurrenten und wahrſcheinlich zum flegreichen Eon: 
eurrenten des genoſſenſchaftlichen Betriebs aufwirft, natürlich nicht eher, als bis die jegigen 
Feſſeln des Verkehrs gefallen find. Es iſt immerhin ein Verdlenſt der Aſſociationen, daß fie 
inmitten der beſtehenden Feſſeln den archimediſchen Punkt gefunden haben, um nic) von den ba= 
mit verbundenen Nachtheilen zu befreien. Aber die Zukunft wirb, menn wir und in unfern Bor: 
ausſetzungen nicht täufchen, in den angeführten Richtungen wieder mehr dem @inzelbetrieb als 
den Afloriationen angehören. 

Ganz ebenfo jieht e8 mit den Genoſſenſchaften zur Bildung von Kapitalien und zur Leis 
ſtung von Vorſchüſſen aus venfelben aus. Auch Hier waren es zunädft Hemmniſſe in der be- 
ſtehenden und in der Geſetzgebung wiedergeſpiegelten Wirthſchaftspflege, welche überwunden 
werden mußten. Dieſe hinderte nicht blos die freie Vereinsthätigkeit im allgemeinen, ſondern ſie 
verbot geradezu durch zum Schutze eines ſelbſterfundenen Bankweſens erdachte Einrichtungen 
die Zufammenlegung von Kapitalien, und einem alten wirthſchaftlichen Aberglauben fröhnend 
traf fie das gefammte Creditweſen eined Landes durch die fogenannten Wuchergeſetze, welche 
ein höheres Zinsnehmen bei erimineller Strafe verboten. Es würde hier zu weit führen, woll⸗ 
ten wir alle Nachtbeile dieſer wirthſchaftlichen Verkehrtheiten auseinanderfegen; nur in Betreif 
des letzten Punktes wollen wir reine manchmal nicht Hinlänglich berückfichtigte Folge des Syſtems 
hervorheben. Das Nehmen von hoͤhern Zinſen konnte zwar verboten, aber nicht verhindert 
werden; das Verbot jedoch, indem es die Gefahr des Darleihens vermehrte, erhoͤhte auch weiter 
den Zinsfuß aller Darlehne, bei denen eben nach Lage ver Sache ein ſolcher höherer Zins un: 
vermeidlich war. Was indeß die Hauptſache iſt, das ganze Geldgeſchäft dieſer Art kam faſt aus: 
ſchließlich in anrüchige Hände. Gerade bei Heinen und ben kleinſten Anlehen, wie ſie durch⸗ 
gängig von den untern und weniger bemittelten Ständen gemacht werden, iſt wegen der größern 
Gefahr und der viel mühſamern Verwaltung eines folchen Geſchäfts ver Höhere Zins ganz un= 
vermeidlich, während andererfeitß die Gewinne and Kleinen Verkehrskapitalien unverhältniß- 
mäßig hoch jind — der entgegengefehte von den Erfindern der Credits mobiliers Herumgetragene 
Sap ift eine Berfehrtheit. Ein Höfer z. B. verdient mit feinen Gefchäftsfapital ganz andere 
und weit höhere Zinfen atd der Millionär. 

So traf denn auch hier, wie faft allenthalben, der mefentlichfte Nachtheil einer faljch ver- 
itandenen Geſetzgebungsroutine Die weniger befigenden Klaſſen zumeiſt und gerave am ftärfften 
im Berhältniffe zu ihrer gebrüctern Lage. Ein anderer Nachtheil ward ihnen dann auch Durch 
pie Einrichtungen des Bankweſens, welches an der Hand von Privilegien groß gezogen und faft 
ausſchließlich für die reihen und reichſten Verkehrskreiſe beredänet war. Für diefe wurden Ka- 
vitalien von allen Seiten zufanımengetragen, und anderswo war oft nicht einmal bie geiegliche 
Möglichkeit, dem entfprechende Einrichtungen für fich felbft anzulegen. Und wenn ji auch mit 
rer Zeit duch die Errichtung der Vorſchußkaſſen das Loch auffinden ließ, durch welches man dem 
Geſetze entſchlüpfte, fo konnte das überhaupt erft bei einer mehr entwidelten Wirthſchaftspflege 
und den Daraus entflandenen Anſichten gefchehen, während bis dahin bie untern Klaſſen durch 
die infolge der beftehenzen Gefepgebung genährten Gewohnheiten eigentlich rathlos daſtanden. 
Aber es iſt auch der allgemeine Charakterzug namentlich des deutſchen Staatsweſens, bie freie 
Bewegung aller Klaſſen möglichſt zu Gunſten ver Staatsgewalt zu confisciren, und ſelbſt Ber: 
eine zu bloßen wirthſchaftlichen Zwecken haben mehr und mehr der flaatlihen Genehmigung 
ih unterziehen müſſen. Auch hier gelang es natürlich dem Reichthum und der bürgerlichen 
Stellung Einzelner, der Staatsgewalt Koncefjionen abzuringen, melde diefe anderswo nicht ge— 
währte. Wir haben es ja fogar bei ven Schulze'fchen Affociationen erlebt, daß hin und wie- 
der die Behörben felbft dieſe nicht geftatten wollten, und welche Schwierigfeiten auch da, mo fie 
geftattet find, deren gerichtliche Vertretung macht. Die Errichtung irgendeines auf bie arbei- 
tenden Rlafjen berechneten Banfinflitutd war und ift in faft ganz Deutſchland ausgeſchloſſen. 
Und in dem üblichen Monopolmefen fanden die beftehenven Bankweſen durchaus keine Veran 
laflung, ihre Concurrenz dahin zu erweitern, daß fie dieſe Art Kundſchaft auffuchten und zum 
gegenfeitigen Nutzen außbeuteten. 
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Daß dergleichen moͤglich iſt, beweiſt ein Blick auf Schottland. Wir wollen nur kurz andeu⸗ 
ten, daß wir nicht in das Geſchrei derer einſtimmen, melde, weil zur Zeit der großen Han⸗ 
delskriſis ein oder. zwei Bankbrüche bajelbft flattgefunden haben, dem ſchottiſchen Bankſyſtem 
alles uͤble nachſagen und dabei ganz vergeſſen, wie wenig dies bei einem Bankſyſtem verſchlägt, 
das ſeit feinem Beſtehen, nämlich ſeit länger als anderthalb Jahrhunderten, keine ähnliche Kata⸗ 
ſtrophe aufzuweiſen hat, und wie es in Schottland damals auch nicht die Kunden, ſondern nur 
die Actionäre der Bank waren, welche alle Nachtheile zu tragen hatten. In Schottland ſind die 
Banken gerade durch die freie Concurrenz dahin gekommen, ſyſtematiſch die Kundſchaft auch der 
kleinen und kleinſten Verkehrskreiſe an ſich zu ziehen, woher denn auch die Unzahl der über das 
ganze Land verbreiteten Filialbanken ſtanmmt. Die Bauten find die allgemeinen Sparanſtalten 
des Landes, die täglich jede, auch die Eleinfe Ginlage verzinslich anuehmen und aud täglich auf 
Verlangen zurücdzahlen. Mehr no, jie gewähren au den kleinen Gewerbtreibenden Vor: 
ſchüſſe mit und ohne Bürgſchaft und erwarten deren Rüdzahlung aus den geſchäftsmäßig zu= 
fließenden Einnahmen der Kunden, zugleich ein vortreffliches Mittel, deren Solivität zu uber- 
wachen. 

Einrichtungen viefer Art machen natürlih Vorſchußbanken vollkommen überflüjjig, da fie 
ih von ven Nachtheilen der beſtehenden Vorſchußanſtalten und Banken entfernt halten und bie 
aufgefammelten Gelder nicht ausfchlieglic dem großen Verkehr zuwenden. 

Alfo erft duch die Mängel der beſtehenden Befeggebung erhalten die Vorſchußbanken ihre 
eigentliche Bedeutung; fie find die gerechte und die nügliche Nothwehr gegen beſtehende Mis- 
ftände. Wir find gewiß die legten, die dieſen heilenden Act der Selbſthülfe gering anſchlagen. 
Das gebrauchte Mittel erhält auch gerade darum einen um ſo größern Werth, weil das durch alle 
Einrichtungen gedrückte Selbſtbewußtſein der untern Klaſſen an ihm ſich wieder emporrankte. 
Nur das vermögen wir nicht zu erkennen, daß dieſe Aſſociationen dad einzige ober auch nur dad 
nothwendige Mittel zur beſſern Bermendung ver vielen Fleinen Kapitalien ſeien; fie jind es nur 
unter Voraudfegung von Zufländen in Staat und Gefeßgebung, welche gerade die untern 
Klaffen am härteften treffen. Ein freierer Staat und eine danach gebildete Wirthichaftäpflege 
werben zugleich unter Heranbildung der entſprechenden Gewohnheiten und Anfchauungen in 
Verkehr ven Werth der Hier beiprochenen Afforiationen wejentlich vermindern und mwahrfchein- 
lih Einrichtungen erzeugen, die den vorgeſteckten Zweck noch beſſer erreichen. Man darf min⸗ 
beftens nicht vergeilen, daß diefe Vorſchußkaſſen durch Verwaltung und Leitung neben dent be= 
zahlten Kaſſirer einen ziemlichen Umfang unbezahlter Kräfte confumiren, und auch nidt, daß 
das Intereffe des einzelnen Unternehmers viel jorgfamer macht ald eine augeftellte Verwaltung 
fremden Geldes. Auch davon jind fhon Andeutungen vorhanden, daß bereits fomol die Ka— 
pitalien der einzelnen Vorſchußbanken ald auch deren zufanımengefaßter Betrag über die näch⸗ 
flen und unmittelbaren Zwede der Aſſociationen hinausgehen, und daß man dafür eine gele= 
gentlihe Verwendung aufjuchen muß, ein Umſtand, ver im Laufe der Zeit und bei weiterer 
Ausbreitung der Aflvciationen natürlich noch fhärfer Hervortreten wird. Bei einem freien und 
in der Freiheit nach allen Seiten hin wohlregulirten Bankweſen wird Ähnliches nicht eintreten 
fönnen. Gin anderer ſchwacher Punkt dieſer Vorſchußvereine ift der Umftand, daß zwar der 
Gredit jedes Vereind auf ber ſolidariſchen Haft der einzelnen Mitglieder beruht, daß aber dieſe 
ſolidariſch Verbundenen in vielen Fällen jeder für jich nichtd oder nur ſehr wenig befigen. Eine 
einzelne Kataſtrophe — und ganz unmöglich ift fie noch nicht — fünnte daher dieſen Zweig des 
Genoſſenſchaftsweſens ſehr ſtark beſchädigen. 

Am wenigſten Werth legen wir auf die ſogenannten Productivaſſociatiouen, obgleich man 
andererſeits gerade darin oft die Vollendung des Syſtems erblicken will. Biejept wenigftens 
haben fie thatſächlich die geringfte Ausdehnung gewonnen. Es liegt dies auch in der Natur 
der Dinge. Der Unternehmungsgeiſt in ſeiner Spürkraft, in der raſchen Wahrnehmung aller 
ſich darbietenden Vortheile iſt weſentlich individuell, und dann iſt auch ein großer, ja der größte 
Theil aller Unternehmungen mit einer gewiffen Gefahr des Verluftes verfnüpft. Daraus ſchon 
ergibt ſich als erſte nothwendige Bedingung ber Productivaflociationen, daß fie fih nur inner- 
Halb gebahnter, vor jedem Rijico möglichft forglam gehüteter Beleije bewegen können. Der 
Bezug ber Robftoffe muß feftflehen, die Kundichaft muß gejidert fein, irgenvein namhafter Be- 
trag von zweifelhaften Ausftänden darf gar nicht vorfommen. Das alles aber jind Voraus- 
fegungen, bie an und für fidh der unternehmenden Kraft oft geradezu hemmend in Wege fteben 
und jedenfall mande günftige Geichäftägelegenheit brach liegen laſſen müflen. Se größere Ka: 
Fitalien daher in die Productivaffociationen übergeben, um jo mehr Boden wird jenem fihaffen- 
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den Unternehmungsgeiſte entzogen. Das vorzugsweiſe auf Aſſociationsbetrieb aufgebaute Fabrik⸗ 
wefen eines Landes, menn Died möglich wäre, mürbe alfo ein Hemmniß der Production und des 
Verkehrs werben. Jedes Auffuhen neuer Geſchäftswege, jede ungewöhnliche Geſchäftscon— 
junctur im Umkreis der Thätigkeit einer Productivaſſociation muß und wird Verlegenheiten 
viel groͤßerer Art und von ganz anderer Bedeutung hervorrufen als bei der Unternehmung des 
Einzelnen, der viel ſchärfer die geſchäftlichen Wandlungen vorausfühlen und ſich danach ein⸗ 
richten kann, der ferner ſelbſt den weſentlichen Theil der Verluſte tragen wird und einen andern 
Theil auf Kreiſe abwälzen kann, die ihn leichter zu verſchmerzen vermögen als eine Anzahl we⸗ 
niger bemittelter Arbeiter. In Deutſchland ſind es vorzugsweiſe die Schuhmacher, die Tiſchler 
und ähnliche einfachere Beſchäftigungen, die ſich zum gemeinſamen Produciren zuſammengethan 
haben. In Frankreich kommen ſchon mehr modiſche Artikel hinzu, aber auch die viel entſchiedener 
auf den Fabrikbetrieb eingerichteten engliſchen Aſſociationen find nur auf durchaus abjagfähige 
Waaren berechnet. Man wird in diefer letztern Beziehung auch nicht diejenige Cigenthümlich⸗ 
keit des engliſchen Fabrikbetriebs außer Acht laſſen dürfen, welche in ſchärfer gegliederter Ar⸗ 
beitseintheilung ver einzelnen Fabrxikproducte deren Abſatz innerhalb viel engerer Grenzen hält, 
als dies faſt durchweg in Deutſchland der Fall iſt. Daß nun ſo einfache Producte wie die der 
Schuhmacher und bis zu einem gewiſſen Grade auch die der Tiſchler und Schneider kaum einer 
andern Conjunctur unterworfen find als der der größern oder geringern Zahlungsfähigkeit 
der Kunden, liegt auf ver Hand. Viel ftärker fünnten jchon Tapezierer, Buchbinder, Fortepiano⸗ 
mader u.a. durch den wechſelnden Geſchmack der Kunden oder die allgemein geringere Ver 
brauchsfähigkeit, 3. B. infolge ichlechter Ernten oder politiſcher Ereigniffe, getroffen werben. 
Dagegen werden in England die Propuctivaffociationen in Baumwollenwaaren aller Art eine 
bedeutende Erhöhung des Baummollenpreifes entweder durch politifche und friegerifche Ereig- 
niffe in Amerika over durch eine mangelhafte Baummollenernte viel früher und heftiger fühlen 
müffen als der einzelne Unternehmer, der zu einem gänzlichen Feiern ober zu einer verminder⸗ 
ten Fabrifationdthätigfeit, an welcher eine Affociation zu Grunde gehen müßte, fi) jchon eher 
entſchließen kann, oder ver audy umgekehrt, falls die Rückſicht auf Die Arbeiter oder den Geſchäfts⸗ 
beitand es erforverte, länger mit Berluft, vielleicht unter Herabjegung des Arbeitslohns, arbei- 
ten könnte ald die Affociation; denn in ver Affociation müßte bei geringerm Kapital jedes Theil- 
nehmers ver Berlufi an Geſchäftsgewinn und an Arbeitslohn zugleich getwagen werben. Aus 
dieſer Sachlage folgt auch, daß jeder größere Umſchwung im Erzeugen und im Betrieb von 
Vabrifproducten vor allem und am tiefften die productive Afforiation treffen wird. Schon bie 
bloße Überführung des Kapitals einer Aſſocigtion aus einer weniger gedeihlich gewordenen zu 
einer mehr lohnenden Fabrikation wäre, wenn ſie überhaupt ausführbar iſt, nur mit großen 
Verluſten zu bewirken, während der einzelne Unternehmer wahrſcheinlich die Sache ſchon recht⸗ 
zeitiger und weniger umſtändlich abgewickelt hätte. Würde jemals der größte Theil der Fabri⸗ 
ken in die Hände von Productivaſſociationen übergehen können, ſo müßte jeder umfangreiche 
induſtrielle Fortſchritt mit dem ſofortigen Ruin der Arbeiter erkauft werden. 

Dieſe Frage des Riſicos würde nicht eine beſſere, ſondern eine gefährlichere Seite gewinnen, 
wenn man das Princip der beſchränkten Haftbarkeit in vie Arbeiteraſſociationen einführen 
wollte. Wir fönnen hier nicht auf die wirtbichaftlichen Bedenken eingehen, die nad) unſerer An- 
jicht dies Princip allgemein bat, ſodaß man es nur auf ganz beflimmte Kategorien von Unter: 
nehmungen, ſolche nämlich, die der Natur der Sache nach ein Ginzelnerniemald ausführen fönnte, 
3.8. Eifenbabhnen, die alfo im andern Falle durch Privatkraft niemals zu Stande fommen 
würden, begrenzen, nicht aber beliebig auf jedes Actienunternehmen ausdehnen follte. Wir möch⸗ 
ten aber die fittliche Seite des Aſſociationsbetriebs innerhalb ver untern Klaſſen für durchaus 
gefährdet halten, falls auch fie dahin gelangten, unbeſchränkt verdienen, aber nur beſchränkt 
verlieren zu Eönnen, falls fie aljo bei einem Angriff auf das Gejellichaftöfapital mit einer Reihe 
von Jahresgewinnen davongingen, während ihre Gläubiger auf den zurüudgebliebenen Reft 
angewiejen würden. Wir glauben au, daß es feinen Halt für dieſe Affociationen gabe, wenn 
fie fih an diefen Gedanken gewöhnten und- ihn praftifch ausführten, ſchon weil im Bewußtfein 
ihrer Mitglieder dad Gefühl des Rechts und der fittlihen Gewohnheit geftört wäre. 

Wir Haben ſchon angeführt, einen wie geringen Umfang diefe Productivaflociationen haben, 
und man darf jich in dieſer Beziehung nicht durch einzelne Zahlen täufchen laffen. Den Mit- 
lionen Thalern diefer Affociationen ſtehen, noch ganz abgejehen von den ſo ganz außerorbent= 
li fapitalreichen Actienunternehmungen aller Art, die vielen hundert Millionen Thaler des 
altgemeinen Fabrifbetrieb3 gegenüber, ver in nenefter Zeit nicht blos vorübergehend durch 
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ſchwindelnde Unternehmungen, fondern bleibend in meit groͤßerm Maßſtab angewachſen ift, als 
die Afforiationen gewachſen find. Trog des Beiſpiels von Rochdale hat der Afforiationsbetrieb 
in England eine im Berhältnig zu andern Unternehmungen nur ganz geringe Triebfraft be= 
mieten. Wir glauben auch die Nrfachen hinlänglich nachgewieſen zu haben, weshalb dies gar 
nicht anderd gefchehen konnte. Auch das müflen wir noch einmal hervorheben, daß diefe Pro= 
ductivaflociationen da, wo fie wie in England und Kranfrei als wirkliche Fabriken auftreten, 
meift nur für einen, und zwar den geringern Theil der Genoflen als Affociationen, für den übri⸗ 
gen Theil aber uur ald Collectivarbeitsherren befteben. 

Wir ſehen nad) alledem in ven geſchilderten Afjociationen ein unvergleichlidhes Hülfsmittel 
gegen beſtehende Misftände, eine wahre erzichende Kraft da, mo bisher die größte Vernad- 
läfjigung ftattgefunden hatte; wir Haben vie allergrößte Achtung vor ver Sunmte an Aufopfe- 
rung und an fittliher Kraft, die ſich ſchon in den Afloctationen bewährt Hat; wir freuen und 
über die Nefultate, die fie für die Taufende ver Betheiligten gehabt haben: aber darauf möchten 
wir ihre metentlihe Bedeutung befihränfen, indem wir ihnen einen irgendwie die allgemeinen 
Ermwerböverhältniffe, auch nur Die der untern Klaflen, umgeflaltenden oder gar umwälzenden 
Eharafter, wie man ihnen vielfach nachgerühmt hat, nicht beimeffen fünnen. 

Damit haben wir freilich nicht gefagt, dag die Genoflenihaften in Zukunft nicht beſtehen 
fünnten; es wird ihnen vielmehr dieſelbe Stelle bleiben, die fie jeßt einnehmen, die nämlich des 
Borfampfs gegen wirthſchaftliche Misſtände allenthalben da, wo Genoſſenſchaften möglich und 
nützlich find. Es kann ſein, daß ſie in Zukunft einzelne jetzt von ihnen bearbeitete Richtungen ver- 
laffen, dafür werben fie vielleicht andere auffuchen. Wir können indeſſen in Bezug auf die Zu- 
funft ver Genoffenſchaften eine fernere Bemerkung nicht unterdrüden. Schon jeßt zeigt fich, wie 
wir wiederholt angeführt Gaben, bei faft allen ald entſchieden mitwirfende Kraft der Indivi⸗ 
pualismus, infofern es bei Gründung und Berwaltung ber einzelnen Affociationen fowie ihres 
Zufanmenhalts fehr weſentlich auf die rechten Perföntichkeiten unfommt, und ſchon jegt haben 
nur ausnahmsweiſe bie eigentlichen Theilnehmer und Nutznießer Derjelben das Berxeffende Con⸗ 
tingent dazu geliefert. Diefe warme perfünlidhe Hingabe von nicht Betheiligten iſt doch jeben- 
falls ein Factor, welcher nicht aus der Berechnung gelaſſen werden darf. Daß es aud In Zukunft 
Männer von gleicher Befinnung geben wird, kann nicht Bezweifelt werden, auch mag ed immer- 
Hin gelingen, fie an die für bie Genoſſenſchaften erfprießlihen Pläge zu bringen. Es ift aber 
eine ſchon vielfach gemachte Erfahrung, daß der Gründungäeifer Die Zeit dev Gründungen und 
deren nächſte Entivickelungen nicht allzu lange überbauert, nnd daß dieſer Eifer namentlich für 
die weitern Generationen in die Routine übergeht. Auch das kann und mird fi wahrſcheinlich 
ereignen, daß in Laufe der Zeit derfelbe warme Eifer, den Einzelne jet den Genoſſenſchaften 
wibmen, andern Zwecken zu Gunften derſelben Klaffen zugewandt werden wird. Wir halten es 
auch nicht für wahrſcheinlich, Daß die Leitung mit der Zeit den direct Betheiligten ausſchließlich 
oder nur vorzugsweiſe zufallen werde, da dies neben höherer Intelligenz auf einen größern 
Aufwand an Zeit und Kraft von ihnen erfordern würde, ald man voraudfegen darf. Für bie 
deutſchen Genoſſenſchaften hat ſich bereits, mie wir oben erwähnt haben, das Bebürfni einer 
Art von centraler Leitung herausgeftellt, die natürlich Schulze-Deligfch zugefallen ift, aber, von 
ver perfönlihen Befähigung dieſes jo begabten Mannes ganz abgejehen, wird ſchon fein anderer 
nach ihn denſelben Einfluß und daſſelbe Recht auf freiere Leitung beanfpruden können. Wenn 
die Richtigkeit von Beratungen diefer Art nicht beftritten werden fann, und wir bezweifeln 
dies, jo wird man fchwerlich irre geben, wenn man aud) daraus für Bie Zufunft des Genoffen- 
ſchaftsweſens Schlüſſe zieht, die inſofern auch für die Gegenwart einigen Werth haben, als 
ſie dazu beitragen, das tete Map für die Bedeutung des heutigen Genoſſenſchaftsweſens 
feftzuftellen. 

Daß mande Regierungen dieſen Genoſſenſchaften hemmend in ven Weg getreten iind, war 
von deren Midtrauen in die freie, felbftändigere Bewegung der untern Volksklaſſen zu erwar- 
rten. Es ift erfichtlich dies politiihe Motiv, das zu dem Einſchreiten veranlaßt hat, und es ver— 
urtheilt ſich ſelbſt. G. Cohen. 

Gensdarmerie. Der Begriff ver Gensdarmerie iſt ebenſo weit wie das ganze Inſti⸗ 
tut unbeſtimmt in ſeiner Conſtruction. Sie pflegt bezeichnet zu werden als „ein militäriſch 
organiſirter Wachkörper mit der Beſtimmung, die öffentliche Sicherheit, Ruhe und Ordnung 
nach jeder Richtung hin aufrecht zu erhalten, drohenden Störungen derſelben nach Moͤglichkeit 
zuvorzukommen, ſie zu hindern oder, wenn ſie dennoch ſtattfänden, die Wiederherſtellung des 
geſetzlichen Zuſtandes und die Ergreifung der Ruheſtörer oder Geſezesübertreter zu bewirken; 
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endlich die Vollziehung der obrigkeitlichen Anordnungen zu unterſtützen und überhaupt alle 
jene Sicherheitsmaßregeln zur Ausführung zu bringen, welche in ven Geſetzen und den Dienft- 
inftructionen der Gensdarmerie als ihre befondern Dbliegenheiten bezeichnet find‘ (provifo- 
riſches organifched Beleg der Gensdarmerie im Öfterreichiichen Kaiſerſtaat vom 18. San. 1850). 
Um jedod über dad zwitterförmige Inſtitut Elar zu werben, bedarf es eines kurzen hiſtoriſchen 
Überblicks über die Entftehung und Fortbildung der Gensdarmerie, bei welder fchon fehr alte 
Einflüffe der franzöjiihen Politik unverkennbar find. Die unfluge Politif Ludwig's VI. 
(geft. 1137), welcher durch feine Biichöfe und Pfarrer die nach Kirchſprengeln eingetheilten Ge⸗ 
meinden zu ven Waffen gegen den übermächtigen und unbändigen räuberiſchen Adel rufen ließ, 
hatte dem großen Saufen mit den Waffen in der Hand auch dad Bemußtjein ber rohen Maſſen⸗ 
-gewalt, im Gegenjag gegen die fittlihe Gewalt der Obrigkeit, verliehen und ihm fomit bie Ge⸗ 
legenheit zu eigenmächtiger Selbfihlfe, Gewaltthat und Aufruhr gegeben. Bei dem Weg: 
fall einer foliden und würdigen Adelsmacht, mit welder die vermittelnde Verbindung zwiſchen 
Königthun und Volk aufhörte, wurde hie rohe Volksmaſſe in bie unmittelbarfte Berührung 
mit dem Königthum gebracht, in welcher beide Factoren fi zu abfoluten Gegenfägen ausbilde- 
ten. Bei den dauernden Mangel einer Verſtändigung und Ausgleihung wirkten beide Gegen: 
fäße in beſtändigem Kampfe gegeneinander, mobei der innere Friebe und die öffentliche Ordnung 
und Sicherheit zum ſchwerſten Nachtheile beider Factoren geftört blieb und fletd nur durch 
Waffengewatt aufrecht erhalten werden Eonnte. Nicht nur die vielen Aufitände des Volkes jelbit, 
fondern auch die fortlaufenve Exiſtenz zahlloſer Räuberbauden, welche, wie in keinem andern Lane, 
mit ſolcher Gewalt und Permanenz bis zur Unvertilgbarkeit entſtehen, ſich ausbreiten und halten 
konnten, führten nach den im 14. und 15. Jahrhundert mit England geführten Kriegen zur 
Einrihtung eines eigenen Sicherheitscorps, der Marechaufſee, welche, unter Oberaufjicht des 
Gonnetable, von ven Marſchällen befehligt wurde und als militärisch organifirte Körperidaft 
die Aufgabe Hatte, mit Waffengewalt alle Störungen der öffentliden Ordnung und Sicherheit zu 
befämpfen. Ludwig XI. (geft. 1515), Sranz I. (geft. 1547) und Heinrich II. (geft. 1559) ge: 
ben der Maredihauffee eine beftimmtere Organifation nad dem Mufter der alten Gensdarmerie. 
Die Declaration von 27. Zuli 1548 erklärte die Marechauſſee als Beitandtheil der Gensdar⸗ 
merie, ohne daß fie jedoch den Namen derjelben führen durfte. Diefe Gensdarmerie war ſchon 
ältern Urſprungs. Gens d’armes waren namentlich im 15. Jahrhundert die Nitter, welche den 
Kern ver franzöflichen Reiterei ausmachten und in fehr hohem Anſehen ſtanden; jeder vonihnen 
Hatte einen Knappen, einen Bagen und drei Armbruitihügen (archier, ſpaniſch und italieniſch 
arciere, wovon das deutſche Hatihier). Die Marichauſſee gerieth unter den unrubigen Regie: 
rungen Franz' 1L.(geit. 1560), Karl's IX. (gef. 1574) und-Heinrich's III. (geit. 1589) in Ver: 
faul, bis Heinrich IV. (geft. 1610) fie von neuem organifirte, ganz auf militäriichen Buß flellte 
und ihr überhaupt erhöhte Nechte verlieh. Nach ihm bilveten Nichelieu, Louvois, Golbert und 
Zudwig XV. (geft. 1774) die Marehaufiee weiter aus. Ludwig XVi. gab ihr durch bie 
Ediete vom 1. Juni 1775 und 28. April 1778 eine vervolllommnete Einrichtung. Unter 
der Jakobiner⸗ und Sansculottenherrſchaft ging die Marehauflee ganz zu Grunde, bis jie durch 
das Gefeg, die Organilation der Nationalgensparmerie betreffend, vom 28. Germinal des 
Jahres VI (1798), meiftens auf Grundlage der erwähnten Cdicte Ludwig's XVL, wiederher: 
geftellt und nun erſt mit vem Namen Genddarmerie belegt wurde. Dieje Gensdarmerie wurde 
fpäter durch den Konfularbeihluß vou 8. Germinal VII, durch den Gonfularbeihluß vom 
12. Thermidor IX, durch das kaiſerliche Decret vom 10. April 1813, durch das koͤnigliche Geſetz 
son 11. Juli 1814 u. ſ. w. noch weiter organiſirt. 

Wie verworren die politiſchen Verhältniſſe, wie gewaltig die Ereigniſſe und Bewegungen 
waren, welche ſeit dem Mittelalter das Deutſche Reich erfchütterten, überall ſehen wir das 
deutſche Volk wit jeiner Flaren Treue vor und mit feinem Bürften ftehen, überall ven Adel ald 
foctal:politifhen Factor feine Stellung bewahren und ſich eine mürbige Ausbildung ermög- 
Iihen. Die deutichen Fürſten brauchten feine Marechauſſee weder gegen noch für das Volk. Im 
deutſchen Bürgerthum, im eigenen Volke ſelbſt hatte ſich der Sinn für Ordnung und Geſetz 
fo kräftig ausgebildet, daß die Polizei weſentlich vom Bürgerthum ſelbſt getragen wurde. Selbſt 
die eifrigſten Anhänger der Gensdarmerie müſſen zugeben, daß die Straßenbereiter (vgl. fur: 
ſächſiſche Straßenbereiterordnung von 1555) und die Landreiter (vgl. kurbrandenburgiſche 
Landreiterordnung von 1697), die einjpännigen Knechte, Bolizeiveiter, Polizeiaußreiter, Hat⸗ 
ſchierer u. ſ. w. durchaus Polizeibeamte ohne militärische Organifation waren, melde die Be: 
flimmung hatten, muthwillige Frevler und Friedensbrecher und Bagabunden abzuhalten und auf⸗ 
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zugreifen, dazu die Straßen zu bereiten und überhaupt die polizeilichen Geſetze zu handhaben. 
Vorzitglich Hatte Preußen dieſe bewegliche Polizei geordnet und gefoͤrdert durch die Edicte vom 
20. März 1608, 26. März 1612, 22. Marz 1670, 17. April 1680, 18. April 1684, 10. April 
1696, 19. Nov. 1698, 18. März 1701, 6. März 1714, 3. und 30. Dec. 1716, 23. Jan. 
1722, ſowie durch eine Menge fpecieller Zanbreiterordnungen für die Mark Brandenburg, für 
Magdeburg, Halberftabt, für die Neumark, Schleſien u. f. w. 

Waren es ſchon die befonvers ſeit Ludwig XIV. ſichtbaren franzöftfchen @inflüffe, weile 
überhaupt auf Eultur und Sitte nach Deutfchland hinüberwirkten, jo läßt ſich auch nicht leug⸗ 
nen, daß bei der Durch Die vielen Kriege des vorigen Jahrhunderts verurfadhten Störung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit in Deutichland, bei ver Nathlofigkeit der durch bie fyſtema⸗ 
tifche Bearbeitung des deutſchen Criminalrechts im Stich gelaffenen deutſchen Polizei und bei 
der mohlbegriffenen Nothwendigkeit einer feften felbftänbigen deutſchen Polizei der damals mehr 
als je auf ben äußern Glanz bes franzöflfhen Weſens fallende Blick ver deutſchen Negierungen 
auch vom äußern Schein der franzöftfchen Polizei überhaupt wie vom Glanz ihrer äußern Er- 
ſcheinung in ver beweglichen Marechaufſéee getrübt wurde. Unverfennbar ift ver franzöfifche 
Einfluß auf die namentlich feit der Mitte des vorigen Jahrhunderts mit größerm Eifer als je 
bis dahin geförberte Organiſation ber praftiihen Polizei in Deutſchland. Die neu organiiirten 
Polizeireiter in Breußen, die Hatſchiere In Baden, die Polizeivragoner in Holſtein⸗-Olden⸗ 
burg, die Huſaren in beiden Medtenburg, die Landhuſaren und Jäger in Schtwarzburg- 
Rudolſtadt u. ſ. m. erhielten eine ſchon bei weitem Beftimmitere militärifche Organifation als 
bisher ; obfchon fie vom eigenen Militär und von der franzöfiihen Marechauſſee oder Gens- 
darmerie noch immer jehr weſentlich unterihteben waren. Erſt durch Napoleon’s Kriege in 
Deutichland wurde die Genddarmerie vollftändig nad franzdfifhem Mufter in vielen deutfchen 
Staaterr eingeführt, fo in Berg 1808, Sachſen 1809, Werlfalen und Anhalt 1810, 
Würtemberg und Sahfen:Gotha 1811, Preußen, Batern, Medlenburg: Schwerin und 
Schwarzburg:Sonderdhaufen 1812 u. ſ. w. Ald nad Vernichtung ber Napoleoniſchen Macht 
in Deutſchland die vecnpirten Staaten an ihre rechtmäßigen Regenten wieder zurückfielen und bie 
verflüchtigte deutſche Polizei wieder eingefegt wurde, mußte Diefe, bei dem Mangel einer theore⸗ 
tiſch und praktiſch ausgebildeten Bolizeimiffenfhaft und Verwaltung, feinen beffern Rath wider 
die in jenen Kriegen zahlreih zufammengelaufenen Räubermaſſen als die Einfegung einer 
Gensdarmerie, mit melder fie, freilich aus bittere Noth getrieben, das vom Eroberer tief nach 
Deutihlanb hinein verpflanzte franzöͤſiſche Inftitut materieller Gewalt zur Nieverbrüdung 
jeglicher roher Maflenbewegung haſtig copirte, ohne daß jedoch diefe deutſche Genddarmerie 
jemals weſentlich andern Nugen gehabt hätte, als daß fie die Näuber verjprengte und aud ihren 
Hauptſchlupfwinkeln durch gang Deutſchland vor ſich Hertrieb, und ohne Daß fie, wie die Ge⸗ 
ſchichte des Gaunerthums in diefem Jahrhundert zeigt, ber Volizei irgendwelche erhebliche Dienfte 
überhaupt wie fpeciell bei der Entdeckung und Habhaftwerdung dev Räuber und Gauner lei: 
flete. Die jeitherigen Verbeſſerungen der Gensvarmerie in Deutichland haben dem immer 
frembartigen und dem veutfchen Weſen durchaus widerſprechenden Inftitute nur noch einen 
ftetö ichärfer hervortretenden militäriihen Charakter verliehen und ihm die Erfüllung ber 
eigentlichen polizetlihen Aufgaben durch Die ftarfe militärische Imprägnation jehr erfchmert. Die 
Uneoflfommenbeit der auf das übelite vernadläffigten, niemals zur natürlichen volksthümlichen 
Entwicelung gefommenen dentſchen Polizei hat den fremdartigen Inflitute eine ſo breite Gel: 
tung verihafft, daß die deutſche Polizei ſelbſt in einen kahlen militärifhen Mechanismus abge: 
flacht ift und befonders in ihrer ſcharfen doppelbündigen, jich ſelbſt widerfprechenden Form als 
Conſtablerthum nicht nur dem Bürgerthunt, jondern and) dem als befontern Ehrenftand aus⸗ 
gezeihneten Soldatenitande eine tiefe Abneigung einflößt; dem Soldatenftante, weil diefer in 
der uniformirten Polizei nur den zum eitlen Prunk geborgten ſoldatiſchen Schimmer ohne jened 
ſchöne ſelbftändige muthige Soldatenbewußtſein erfennt; dem Bürgerthum, weil e8 in der 
Polizei noch immer feine eigene unverjährte, mit der Begründung der Städte begonnene und 
auf dem tiefften Grunde ſeines deutſchen Weſens weiter gebildete, von ihm jelbit geförderte und 
befhügte Schöpfung erfennt und mit gerechter Empfindlichkeit wahrnimmt, dag feine Ordnung 
und fein Schuß gerade einer Körperichaft anvertraut ift, melde ſchon äußerlich als eine dent 
deutihen Sinne durchaus widerftrebende Copie der ſchärfſten abfolutiftiihen franzöftfchen 
Zwangdform erjcheint, in der ftrengen militäriſchen Iſolirung vom Bürgerthum aber mehrer 
deſſen inneres Weſen und feine Bedürfniffe, noch die vielen fittfichen uͤbel zu erfennen vermag, 
welche ih in tauſendfach verjchienenen, verſteckten, verfeinerten und bunten Geftalten und For⸗ 
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men an das foctal=politifche Leben angefegt Haben. Niemals wird die Polizei das alfe Vertrauen 
des Bürgerthums wiedergewinnen, jolange fie noch mit dieſen Bormen zn prunfen und zu impo⸗ 
niren unternimmt. Wie für den Staat fi Die dringende Nothwendigkeit herausſtellt, über: 
haupt auf die Einfegung einer dem deutſchen Weſen und Streben wie ver beutfchen Wiſſenſchaft 
entiprehenden einfachen, natürlichen und verfländig geglieberten Polizei Bebacht zu nehmen, 
um ein wahrhaft freiheitliches fittliches Bürgerleben zu begründen und zu fördern, 5 muß aud 
mit gleicher Nothwendigkeit die ohnehin Außerft Eoftfpielige Gensdarmerie in Deutſchland von 
Grund aus reformirt, von dem flarren abfolutiftiihen Militärorganismus, in melden fie erft 
jeit beiläufig Hundert Jahren, lediglich durch Franzdfifhe Einflüffe, zum großen Nachtheil des 
deutſchen jociafl-politifden Lebens, gerathen tft, moͤglichſt emancipirt und ver überall in ven 
Städten zu bemerfftelligenben verftändigen Reorganifation der Polizei überhaupt thunlichft 
nabe und gleich gebracht werden, da auf dem Lande, wohin befonber# bie Gensdarmerie zeritreut 
zu merben pflegt, ver Bauernftand fich ſchon als ganz eigenthümlicher, ſehr zu beachtender focial⸗ 
politticher Factor entroidelt hat und ſowol der groben Luft wie der ſtädtiſchen Verfeinerung des 
Materialismus in einer Welfe verfallen iſt, welche ein genaueres, vonber Gensdarmerie in ihrer 
jegigen Organifation durchaus nicht zu erwartendes Auffchen ver Staatspolizei erfordert. 
F. C. B. Ave-Lallemant. 

Genua, ſ. Italien. 

Gent (Friedrich, fpäter Ritter von), (Seine, Burke's und ber Briten 
Grundanfihten von Freiheit und Souveränetät, Verfaffung, Breffret: 
Heit und Revolution.) — I. Friedrih ©. war 1764 in Breslau geboren. Sein Vater 
mar bort Münzpirertor und wurde fpäter als Generalmünzdirector nach Berlin verfegt. ©. ge: 
noß in Bredlau und Berlin eine forgfältige Erziehung, veriprad aber in feiner Jugend nur 
ſehr wenig. Erſt durch das Studinm der Kant’ihen Philoſophie in Königäberg, dann, nad 
feiner Rückkehr, durch ben geſellſchaftlichen Umgang mit einem Kreife geiftreiher Männer und 
rauen in Berlin und vollends durch die große Anregung der Franzöſiſchen Revolution ent⸗ 
wickelten ſich feine außerorventlihen Talente. Schon 1786 wurde er als Kriegsrath angeftellt 
und ftieg bald bis zum Range eine Geheimen Raths bei dem Generaldirectorium. Dod vor: 
zugömelfe zeichnete er jich als politiſcher Schriftfteller aus. Als folder erwarb er fich einen fo 
audgezeichneten Namen und zeigte fo große politiſche Talente, daß, als er 1803 ſich bewogen 
fand, Berlin zu verlaffen und nad Wien zu gehen, er dort, zuerſt unter dem Minifterium des 
für liberale Reformen geneigten Grafen Stadion, ſodann, als derfelbe 1809 dad Minifterium 
verlor, unter dem Fürſten Metternich, als Rath, fpäter ald Hofrath bei der Hof- und Staats⸗ 
kanzlei angeftellt wurde. Er erwarb und behauptete von nun an bis zu feinem Iobe 1832 eine 
grobe praktiſche Wirkjamfeit, und zwar zunädhft in den durch bie außerorbentlichen Zeitverhält- 
niffe doppelt wichtigen diplomatiſchen Gefchäften ſeines mächtigen Hofe. Sie murben ihm nit 
reichlichem Einfommen, mit ven Adelddiplome und mit Ehrenzeichen und vorn vielen andern 
Höfen mit glänzenten Orben gelohnt. 

Über einen Hauptcharakter feiner fhriftftelleriichen Wirkſamkeit, über den formellen, ober 
über die feltene Meifterlichkeit ber fchriftftellerifhen Darftellung wird unter allen Sachkundigen 
nur eine Stimme ſein. Wenn aud) vielleicht dieſem Schriftfteller weniger reiche Kräfte einer 
ihöpferifchen Phantafle, des Gemüths und des Wiges, ver tiefern philofophiſchen Idee und 
der eigenen Erfindung zu Gebote flanven, fo war er um fo bemundernemürbiger in leichter und 
ſcharfer dialektiſcher Auffaffung und Entmwidelung ver Dinge und ihres Weſens, in Ausbildung 
und Reinheit des Geſchmacks, in Anordnung und Ausdruck und in haushälteriicher guter 
Benugung eines Reichthums von Kenntniffen und Erfahrungen, überhaupt durd die Kraft 
und die Würde, die Anmuth und Überredungsfunft der Darftellung. In diefer Vortrefflichfeit 
der Darftellung ift G. bisjetzt unter allen deutſchen Politikern unübertroffen, vielleicht uner- 
reicht geblieben. 

In Beziehung auf den weſentlichen innern Gehalt feiner politiihen VBeftrebung und Wirk- 
jamfeit aber entftehen vor allem bie zwei Hauptfragen, zuerſt: inmwiefern waren fle an ſich 
richtig und heilſam? und dann: inwiefern begründet er überhaupt und inskejondere durch 
Folgerichtigkeit, Treue und Aufopferung für feine politifchen Überzeugungen biefittlihe Achtung 
für die Reinheit oder Größe feiner Geſtnnung und feines Charakter? 

Cine leidenihaftslofe, gründlihe und gerehte Würdigung G.'s wird nun vor alfem 
dad anerkennen müjfen, daß feine öffentlichen politifchen Meinungsäußerungen ziemlich früh: 
zeitig, ſchon feit der abſchreckenden Geftalt ver zuerft von ihm mit Begeifterung gepriefenen 
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Franzöfifchen Revolution, wenngleich viefelben, feinem freien, durch Kant'ſche Philoſophie gebil⸗ 
deten Geiſte entſprechend, die Freiheit vertheidigten, doch zugleich auch eine ebenſo entſchiedene 
conſervative Richtung gegen jakobiniſche Ausdehnungen und Misbräuche freier Grundſaͤtze 
darſtellten. In dieſer Beziehung iſt, nachdem er von 1786 an einzelne Abhandlungen in Zeit⸗ 
ſchriften gab, fein erſtes größeres Werk, vie mit Anmerkungen und Abhandlungen in den Jah: 
zen 1792 und 1793 beraudgegebene Bearbeitung von Burke's „Betrachtungen über die Frau⸗ 
zöſiſche Revolution’, entſcheidend. 

Sodann wird jeder wahre Liberale auch weit davon entfernt ſein, eine conſervative Richtung, 
eine Vertheidigung ber. Regierungsregite an ji) taveln zu wollen. Nein, wahrlich nein! Ohne 
Erhaltung und feften Beftand, ohne Die conſervative, hiſtoriſche und Haile Richtung auf fie, 
ohne feſtes, geſichertes und geachteted Recht der Regierung kann auch ein freied Staatsleben gar 
nicht beſtehen. Unſere deutſchen Regierungen aber find monarchiſche Regierungen, und dieſe 
ſind unſern geſchichtlichen und politiſchen Verhältniſſen am meiſten entſprechend und überhaupt 
in Verbindung mit wahrer politiſcher Freiheit am meiſten dem Ideale einer vollkommenen 
Regierungsform ſich nähernd. Die ſchriftſtelleriſche und praltiſch-politiſche Wirkfamkeit für 
dieſe eine weſentliche Hauptſeite des ſtaatsgeſellſchaftlichen Lebens fordert alſo, ſobald ſie von 
ehrlicher Überzeugung, von treuer, aufopfernder Liebe für das Vaterland und die Menſchhei: 
ausgeht, ſtets unſere Achtung. Sie verdient zugleich unſere volle Dankbarkeit da, wo ſie auf 
die richtige Harmonie und gleich gewichtige Verbindung mit der andern, wahrlich nicht minder 
weſentlichen Hauptfeite, mit dem Geiſte und mit ver Freiheit, mit der Bewegung und dem Yort- 
ſchritte gerichtet ift, wo fie alfo einem einfeitigen, zerſtörenden Übergemichte eines dieſer beiden 
Lebendbeftanntheile entgegenwirkt. Selbft bei der einſeitigen, zwar ivrigen, aber mohlgemeinten 
conjervativen Bertheidigung des Beſtehenden und der Regierungsgewalt auf Koſten der noth- 
wendigen Yreiheit werben wir, eingebenf der allgemeinen menſchlichen Irrthumsfähigkeit, 
wenigftend die Sefinnung ned achten, wenn wir aud die Auſicht tadeln und die geiflige over 
politifche Befchränftheit und die Wirkung bepauern. Alles und fo auch das Staatöleben beſteht 
zwar nur und dauert nur in dem Maße geſund, glüdlid und feiner Beflinmung gemäß, wie 
jene beiden Elemente harmonisch und gleich gewidtig in ihm wirken. Dennoch müſſen wir ven, 
der nur dur Irrthum Geſundheit und Leben zerftürt, von Strafbarfeit freifprehen. Nur dann 
erft wird fih mit ſolchem Tadel und Bedauern eined verkehrten und verberblichen politiſchen 
Wirkens auch die moralijge Misbilligung und Bermerfung verbinden, wenn gegen jenes 
gejunde Gleichgewicht und gegen die wahre heilfame Freiheit, wenn bei vem Mangel ver legtern 
für eine überwiegende Stabilität, aljo dann für Abſolutismus und Despotismus, aus uneblen 
und eigennügigen Motiven oder doch aus moraliſchen Schwächen gearbeitet wird. Auch die 
Öffentliche Meinung und das deutſche Publikum zeigen in der Regel durch die gleiche Unteriei: 
dung die Gejundheit ihres Urtheils. Und wenn ſie, wie G. ſo oft klagte (ſchon in der 
Vorrede zu Burke, I, S. XIX, und ſpäter 1819), den deutſchen liberalen Schriftſtellern ungleich 
mehr vertrauen und bei einem Vertheidiger der Regierungsrechte ſogleich fragen: in weſſen 
Solde ſchreibt er? welche Vortheile bezweckt er? ſo thun ſie es ſicher nur darum, weil es 
ihnen klar iſt, daß das Übergewicht bei und guten Deutſchen noch im mindeſten nicht auf Seite 
der Freiheit iſt. Nach dieſen Grundſätzen wird man auch ſelbſt eine veränderte Richtung in den 
politiſchen Anſichten nicht unbedingt tadeln und verwerfen können. Denn einmal kann in der 
That dasjenige, was ſcheinbar als eine Inconſequenz, als eine Veränderung der politiſchen 
Grundſätze daſteht, in Wahrheit eine ganz conſequente, grundſatzgetreue Folgerung aus dem 
wahren höchſten Grundſatze jener harmoniſchen, gleich gewichtigen Vereinigung der beiden 
Hauptſeiten des Staatslebens ſein. Derſelbe tüchtige, geſunde Volitiker, der etwa vor der 
Branzöfligen Revolution in Spanien zunächſt für Bewegung und Fortſchritt gegen das Über: 
maß des Stabilidmus, gegen den Despotismus zu wirken fuchte, hatte vielleicht Die Pflicht, 1791 
in Frankreich gegen unmäbige und fehädliche Neuerungen ober confervativ zu wirken. Sodann 
ift ed auch freilich möglich, daß jemand über Hauptgrunnfäge und Verhältniſſe ſelbſt ſich früher 
in einem Grundirrthume befand, welden man, fobald man venfelben als folden erkennt, auf- 
zugeben verpflichtet ift. Beides ift unleugbar, wenngleich ed ebenfo richtig if, daß bei wirklich 
vflichtmäßigen Veränderungen des bisher berretenen Wegs die Rechtfertigungsgründe in der 
Regel leicht erfennbar zu machen fein werden, wenngleich es noch gewiſſer ift, daß der Gigennug 
und die Schwäche einer treu= und gewiflenlofen Veränderung der erwählten Richtung, einer 
wirklich verächtlichen Apoſtaſie, nur zu oft jich Hinter dem Scheine einer folden pflihtmaäßigen . 
Abweichung zu verſtecken ſuchen, und daß die Vorſorge für die Öffentlihe Treue und den Grebit 
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der Stantömänner bier die größte Sorgfalt und meift ein gänzliches Abtreten des Renegaten 
von der politiiden Bühne erheifcht. 

Wollen wir nun nad dieſen Geſichtspunkten die politifche Beſtrebung G.'s beurthei- 
Ien und jene obigen beiden Hauptfragen beantworten, fo entfleht vor allem die Vorfrage: 
hat er, wie die Meiften urtheilen, wirklich feine politiſchen Grundſätze verändert, oder iſt er 
denfelben, wie fein eifrigfier Schugrenner, Varnhagen von Enfe (in der „Galerie von Bild⸗ 
niffen aus Rahel’8 Umgange und Briefmechjel”, II, 189) verfiderte, wirklich treu ge- 
blieben? 

Wir glauben allerbings die erſte Anficht bejahen zu müflen. Um aber bie ganze für bie 
Volitik und die Zeitgefchichte intereffante Frage gründlich zu beantworten, müffen wir in bie 
fSriftftellerifche Thätigkeit G.'s eingehen. 

II. Das zuvor erwähnte Wert von Burke, welchem G., ſoweit er nicht über einzelne 
Punkte in Roten und Abhandlungen feine Abweichungen ausfpricht, mit Bewunderung und 
Nachdruck beiftimmt, bekämpft freilich energifch die jakobinifchen Freiheit: und Revolutions- 
grundfäge. Aber es vente Doch nicht etwa einer unferer heutigen deutfchen Eonfervativen oder 
auch nur unferer fogenannten Gemäßigten, bier bei Burke und feinem Überfeger ober über- 
haupt bei irgendeinem Briten, aud wenn berfelbe in England zu wen Toried und Gonfervati- 
ven gehört, Beiftimmung zu feinen eigenen fervilen, jebe wahre Staatöverfaffung auflöfenden 
Orundfägen zu finden! Nein, gegenüber dieſen letztern und nach ihrem Sprachgebrauche ſind 
die britiſchen Conſervativen Burfe und G. in dem genannten Werke, letzterer auch noch 
in vielen andern jeiner Schriften (fo in der Abhandlung über den Einfluß ver Entdedlung von 
Amerika, infeiner „Neuen deutſchen Monatsichrift”, Bb. II, Berlin 1795, und in feiner Aprefle 
an Friedrich Wilhelm TIL. bei der Tihronbefleigung, 16. Nov. 1797), jogar Üibertriebene Frei⸗ 
heitsſchwärmer, ja Rabicale und Revolutionäre. 

So taveln zwar Burke und ®. mit Recht den Leichtſinn und Die Unkunde, womit jene fran- 
zoͤfiſche Declaration der Menſchenrechte einfeitig aufgefaßte, angeblich von der Geburt bis zum 
Tode unveränderlich gleiche Rechte aller Menſchen, ohne Beſchränkung durch die Pflicht und das 
Staatswohl, ohne Berückſichtigung der natürlichen wie der geſchichtlichen Verhältnifle, ver Un⸗ 
gleichheiten der Kräfte, Bedürfniſſe und Verdienſte, an pie Spike der Verfaflung ftellte. 

Aber beide legen doch ausdrücklich überall dem ganzen gefellfchaftlihen Rechtsverhältniſſe 
wahre natürliche Redte, natürliche Menſchenrechte, formell und verhälmigmäßig gleiche Rechte 
aller Geſellſchaftsgenoſſen, namentli auch gleihe Anſprüche auf alle Vortheile ver Geſellſchaft 
zu Grunde, foldhe gleiche Rechte, welche nur durch den allgemeinen freien gefelichaftlichen 
Grundvertrag, durch die Rechte aller andern und fomweit ed für den Beſtand einer Geſellſchaft 
und ihr Geſammtwohl nothwendig ift, befchränft werben dürfen und, ſoweit fie das nicht wur⸗ 
den, aud der Staatsgewalt gegenüber heilig und unverleglich find. 7) 

Beide bekämpfen zwar ferner fehr richtig die in der Branzöfifchen Revolution herrſchenden 
Ideen von Bolksfouveränetät. Sie verwerfen eine unter dem Ramen der Volksſouveränetät 
auftretende Roufſeau'ſche abſolute despotiſche Gewalt einer bloßen Stimmenmehrheit, melde 
alle wahren felbflänpigen Rechte’ des Einzelnen, alles Reit, ja alle Eriftenz einer felbftänbigen 
Regierung, jedes Recht der mahren Geſammtheit und allen Rechtsgrundvertrag jeden Augen: 
blick beliebig über den Haufen zu flürzen und nagelneue Grunbverfaflungen ver Geſellſchaft 
beliebig zu dictiren das ſouveräne Mecht haben fol. Sie verwerfen auch ebenfo richtig jene den 
Begriff ver Monarchie zerftörende abfolute Unveräußerlicgfeit ver Negierungdfouveränetät, vie 
perfönliche Verantwortlichkeit, die Straf= und beliebige Abjegungsgewalt gegen den Monarchen 
und nit minder die den Begriff ver Erbmonardjie zerſtörende beliebige neue Wahl jedes ein- 
zelnen Regierungsnadgfolgers, ohne Rüdiicht auf grundvertragsmäßige Erbrechte. 

Aber fie fennen doch beide fein anderes juriftifche® Fundament der Staatöverfaflung, ver 
Regierungdgewalt und aller politifchen Rechte, als den Bertrag. Sie erfennen in legter Inflanz 
dennoch die Souveränetät over den fouveränen Gefammtwillen der Gejellfehaft (aber nur bie 
Derfaflungs-, nicht auch eine vemofratiiche Regierungdjouveränetät der Nation) als rechtlich 
nothwendig an. Sie behaupten einen Vertrag aller Einzelnen mit der Geſammtheit und der 


1) ©. die Überfegung ber Betrachtungen über die Franzöflfche Revolution, I, 79, 80; 11, 258. Ich 
eitire hier nach der Ausgabe, von welcher in Berlin 1794 der erfle Theil zum zweiten male und ber 
zweite 1793 erfchien. 
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Gefamnttheit mit der Regierung und kennen feine andere Regierung ald die nach dem Geſammt⸗ 
willen für dad Gefammtmwohl. Auch jever Erbfürft hat nad ihnen nur Rechte durch „den allge- 
meinen gefellfhaftlihen Vertrag, duch die freie Wahl und Anerfennung der regierenden 
Familie von feiten der Nation und nach der grundvertragsmäßigen Succefliondorpnung”, nur 
Rechte, „bedingt durch die Erfüllung der Bedingungen des Souveränetätdcontractd‘. Auch 
die Monarchen ſind nad ihnen, obwol nicht beliebig abjegbar und Eeinen beliebigen Befehlen 
einer höhern Volksregierungsgewalt untermürfig, doch „infofern gemiflermaßen Diener ber 
Nation, ald ihre Gewalt nur eine grundvertragd- oder verfaſſungsmäßige ift und ihnen ver= 
nünftigermweife zu feinem andern Zweck beigelegt fein kann als zum allgemeinen Beften‘‘.*) 
Beide proteftiren noch ausdrücklich gegen alle Filmer'ſchen und Haller’icden Theorien. Sie pro= 
tefliren (S. 33) dagegen: „jenen längft verworfenen Fanatikern der Sklaverei zugezählt zu 
werden, bie einft behaupteten, wad gegenwärtig wol fein Menich mehr annimmt (!): daß der 
Beſitz des Thrond ein göttliches, geerbtes, unverliechared Recht ſei.“ 

Sie flreiten ferner mit Recht gegen vie alles Gleichgewicht und alle wirkliche Fünigliche 
Regierung zerflörende grenzenlofe, d. h. veöpotiiche Gewalt der Nationalverfammlung in 
ber fogenannten „königlichen Demokratie". Sie ſprechen fogar ven leider auch [päterhin wieder 
nur allzufehr geredtfertigten Zweifel aus, daß die Prediger abjolut radicaler Grundfäge die 
zuverläfiigften, treneften Kämpfer für bie Freiheit fein möchten. 3) 

Aber fie verwwerfen aus demjelben Grunde, und ſchon um jene vertragsmäßigen und frei= 
heitlihen Grundlagen der Staatögejellfchaft lebendig zu erhalten, ebenfo jehr auch eine abjolute 
oder grenzenloje Königägewalt , ein unbeſchränktes monarchiſches Princip ohne die nöthigen 
Bleih- und Gegengewichte für vie Freiheit. Sie erklären „wahre politiiche Freiheit für das 
Glück und die Ehre der Bürger” und glauben, „nad nur unfähige und unwürbige Bölfer ihren 
Mangel dulden, und daß diefer Mangel unwürbig macht“. Sie billigen und bewundern eine 
im mwejentlihen nad) den englifhen Hauptgrundfägen gebildete Berfaflung, „eine durch Feine 
fönigliden Gnadenpatente gehenimte Berantmwortlichleit ver Minifter und eine fo häufige Ver- 
fammlung des Parlaments, daß die ganze Regierung unter beftändiger Aufficht und Gontrole 
der Volksrepräſentanten und ber Großen des Reichs ſtehe“. Sie wollen fortvauernde Mit- 
fprache des Volkes und des Volkswillens dur Publicität, Repräjentation und Preßfreiheit.*) 

Beide kämpften endli mit der ganzen Kraft ihrer feurigen Beredſamkeit gegen bie mate- 
tiellen und mechanifchen, abjolut revolutionären franzöſiſchen Staatsgrundfäge. Sie kämpften 
gegen den revolutionären Schwinvel, welder, mit gänzliger Nichtachtung des Princips der 
Stetigfeit und der höhern und lebendig bindenden Kräfte, ausichließli dem Principe der Be: 
mwegung und Neuerung fih in die Arme ffürzte und nur mechaniſche Mittel, die des Zwangs, 
einer gänzlichen mechanifchen Trennung der Gewalten und der Zerflörung fannte. Sie kämpf⸗ 
ten gegen die leichtfinnige jakobiniſche Neuerungsſucht, welche, von allen natürlichen, allen hiſto⸗ 
riſchen und religidfen Banden fich losſagend, in einer abſichtlichen Totalrevolution alle unter: 
fien Fundamente des geſellſchaftlichen Zuſtandes umfehren, alles Beſtehende, Geſchichtliche und 
Alte nur darum, weil e8 beftand, alt over geſchichtlich war, zerflören, welche von dem lieben Gott 
bi8 zu den Namen der Wochentage herab alled neu ſchaffen wollte. Sie verfpotten die Theorie, 
welche ver Prajivent der Nationalverfanmlung, Rabaud de St.-&tienne, derſelben mit folgen- 
den Worten empfahl: „Alle Arten von Berfaffungen in Frankreich befördern dad Unglück des 
Volkes. Um das Volk glüdlich zu machen, muß man ed umfchaffen, feine Ideen ändern, feine 


2) A. a. 9.1, 3, 17—27, 33, 36, 80, 189, 191, 195, 204; II, 141, 191. 

3) Burfe fagt I, 89: „Faſt alle hochfliegenden Republifaner meiner Zeit find über fur; oder lang 
die entichiedenften Anhänger des Hofes geworben und haben das Gejchäft eines langfamen, mäßigen, 
aber praftifchen Widerſtandes denen überlafien, die fie, beraufcht von ihren ftolzen Theorien, gering: 
ſchähten. Sobald diefe Schulgelehrten bemerken, daß ihre hochgefpannten Grundſätze unanwenbbar 
find und es auf den mildern gefeßmäßigen und bürgerlichen Widerftand anfommt, ſo geben fie lieber 

teich alle Art von Widerftand auf. Sie wollen Revolution oder Krieg haben, oder fle wollen nichts! 
a fle die Unausführbarfeit ihrer Entwürfe erfennen, fo werben fie gegen alle Grundſätze der Freiheit 
leichgültig und find immer bereit, einem fehr geringen Bortheile das, was in ihren Augen nur einen 
* geringen Werth hat, aufzuopfern. Sie halten es nicht der Mühe werth, Misbräuche der Verwal⸗ 
tung muthig zu tadeln und zu befämpfen und für eine gute Verwaltung zu forgen. Sie freuen ſich ſogar 
über die Fehfechte, weil fie einer Revolution günftiger iſt.“ | 

4)1,35; I, 124. Seine Bewunderung über die englifche Berfaflung fpricht G. überall aus. In 
der Neuen deurfchen Monateichrift, Auguft 1795, gibt er auch einen befundern Auffaß zur Widerlegung 
der Borurtheile gegen fie. . 
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Geſetze ändern, feine Sitten ändern, die Sachen ändern, die Worte ändern, alles zerſtoͤren, weil 
alled von neuem gebaut werden muß.” Sie verabfcheuen die wilden Greuel viefer Revolution, 
melde nad Zerftörung aller ſittlichen, aller rechtlichen und politischen Xutorität, nad Zerſtoͤrung 
des Königthums, der Geiftlichkeit und des Adeld und aller Gorporationen mit all ihren eignen 
Iuftigen Schöpfungen aus hohlen Abftactionen und Kormeln Eeine neue wahrhafte Ordnung 
heraufbeſchwören fonnte, ſondern nur Pöbelherrſchaft ober dictatoriſche Tyrannei zu gründen 
verſtand. Br 

Beide aber, die begeifterten Lobredner der norbamerifanijchen Revolution und Freiheit — 
Burke in jeinen Parlanıentöreden, G. in der citirten Abhandlung über Amerika — fie, Die ſtets 
die englifhe Revolution von 1689 und die durch fie begründete oder veränderte engliiche Ver: 
faffung und Regierung preifen, ſie erfennen doch überall die Nothwendigkeit und Heilſamkeit 
der Reformen an. Sie erkennen unter beſtimmten Umfländen und namentlich, bei hartnäckigem 
Bertragsbruh auch Revolutionen und, mie 1689, auch rewolutionäre Beränderungen: ber 
Thronfolge ald „moralifch möglid und als eine legte Zuflucht und unvermeidliches Kriegsrecht 
and) und billigen namentlich auch den Anfang der Franzöſiſchen Revolution. Sie huldigen 
dabei.mit Bewunderung britifher Weiöheit den britiiden Grundfätzen: „zwar wol zu ver- 
befjern oder zu verändern, aber zugleich zu erhalten‘ und „vie nöthigen Ausbeſſerungen foviel 
wie möglih im Stile des alten Gebäudes vorzunehmen‘; ferner dem Grundſatze: „ſtarke 
Heilmittel für ſtarke Übel aufzufparen, die legte Arznei eined Volkes nicht in fein tägliched Brot 
umzuwandeln und aud) im Staatöleben und feinen Entwidelungen und Vervollkommnungen 
ſtets das Vorbild und die Gejege der Natur zu achten‘ (I, 88; H, 12, 96). Die ganze Geichichte 
und Berfaffung der Briten. gibt allerdings Zeugniß dafür, dad der Geiſt ner Freiheit, des 
natürlichen Rechts und des Fortſchritts Lebendprincip für jie iR, und daß fie die Freiheit zu 
erobern und zu. behaupten willen. Aber ihnen gibt für ihre Beftrehungen nach ver Freiheit 
Religion und. Moral den Mittel: und Richtpunkt, den Zuſammenhalt und die Schwerkraft. 
Nicht rein außerlihe und mechaniſche Kräfte und Gelege, ſondern die wahrhaft lebendigen, die 
natürlichen Triebe, Gefühle und Gefege des organischen und des höhern Menſchenlebens achten 
und pflegen jie auch im Stantöleben, frei von dem Wahne, ſelbſt dem menſchlichen Herzen eine 
neue Gonftitution Dietiren zu Eönnen. Darum jagen ihre Freiheiten und Rechte und politifchen 
Zebendbewegungen fi nicht los von der Anhänglichkeit an das Alte und Meſtehende, an das 
Grerbte, an ihre vaterländiſche Geſchichte und Sitte, von ber Liebe, Ehrfurcht und Dankbarkeit 
für die Vorfahren und von der treuen Yürforge für die Nachkommen. °) - Darum bildet ihr 
ganzes vaterländiſches Staatöleben im freiheitlihiten Sinne faſt ein vaterlänpifches Samilien- 
Leben, ihr Kreiheitöbefig ein Erbgut. Der britifhe Bürger fpricht mit religiöfen Sinne und 
zugleih mit Stolz; von feinen everbten, von feinen angeborenen natürliden Freiheitsrechten 
(birth rights) und beneidet nicht die Vorrechte der Krone, der Kirche, der Bairie, foweit jle dem 
Ganzen wohlthätig find. Aber bei aller Anhänglichfeit an daß Alte und Has geſchichtliche Vater: 
ländiſche vergißt ex wie, daß auch Vernunft; natürliches Recht und Freiheit alt und geſchichtlich 
und vaterländifch, Daß jie Die Grundlagen feiner Verfaſſung ſelbſt find. Und er kämpft gegen 
jede Schmälerung oder Geringſchätzung feines Rechts mit vollem männlichen Rechtstrotze, mit 
ber ganzen moralifhen Entrüftung, nicht eines freigelaffenen Sklaven, nicht eined Stiefkindes, 
fondern eined echten Familienſohns des Hauſes, des Vaterlandes, veffen Heiligthun, deſſen 
heiliges Recht dieſer Frevel der Berlegung und Beraubung feined Erbes zu ſchänden im Be⸗ 
griffe ſteht. Solche Geſinnung bilver freilich den ſchroffen Gegenſatz gegen jene franzöſiſchen 
Jakobiner, die ſich losſagten von ihrer ganzen Geſchichte, auch von allem Guten in derſelben, 
und fi} wie geflern aus der Sklaverei Freigelaſſene geberdeten, unfähig für freied geordnetes 
Bürgerthum, die aus übermüthigen Tyrannen aufs neue Sflaven wurden und die ven bürger: 
lihen Gehorfam gegen die Gefege und den Zufammenpalt zur Ordnung nicht auf freie Liebe, 
Achtung und Anhänglickeit, jondern nur durch Eigennug und Blutgerichte gründen wollten. 

Es wird zugleich an ji intereffant und für unfere Aufgabe wichtig fein, wenigſtens noch 


5) A. a. O., 1, 21, 24,26, 33, 38; II, 12, und die G.'ſche Abhandlung über die Moralität der 
Staatsrevolution, II, 136. 

6) So war auch dem freien Romer „alt‘‘ und „theuer“ berfelbe Begriff — nihil antiquius. Auch 
bei ihm Bing mit biefem Sinn und dem rechten Verftändniß der Freiheit die Liebe und ber Sinn alter 
Bebräuche zufammen. gg. 





866 Gen 


einzeln bie hier berührten frühern politifchen Überzeugungen G.'s ganz durch feine eigenen 
Worte und feine vortreffliche Darftellung zu veranſchaulichen. 

&. XXI der Einleitung zu Burke bezeichnet ex fein allerdings zugleich eonſervatives, aber 
lißerales Streben in folgenden Worten: ‚Nur zu offenbar ift Ehre nnd Succeß jet faft ganz 
anf eine Partei übergegangen. Wer aber Freiheit aufrichtig liebt, kann es nicht mit Gleich⸗ 
gültigkeit anſehen, daß unter ihrem lobenden Namen eine Geiſtesſtiaverei einreiße, die um nichts 
beſſer iſt als die Barbarei der finfterften Jahrhunderte.“ Er hält es für wichtig, daß ſich furdt= 
loſe Stimmen erheben, um ein gewiſſes Gleichgewicht in den Ideen, Urtheilen und Meinungen 
der Menſchen zu erhalten (S. XXIV). Er entſchuldigt dann Burke's, wie er ſelbſt glaubt, für 
Zeiten der Ruhe allzu lebhafte und übertriebene Angriffe auf die Franzoͤſiſche Revolution durch 
die damals herrſchende leidenſchaftliche Sprache zum Volke, durch die furchtbare allgemeine An⸗ 
firengung für die revolutionären Neuerungen und dadurch, daß es die Liebe zur britifchen 
Gonflitution, dieſer glͤcklichen Miſchung von Monardie, Ariftofratie und Demokratie, war, mas 
Burke's Enthuſiasmus anfeuerte (6. XZIX und 133). „Die Xehre, die fein Werk enthält, ift 
die Lehre der vernünftigen, ber gemäßigten, aljo nit ver modernen Freiheit (&. XXXIV). 

Burke ſelbſt beginnt S. 3 jein Werk mit dem herzlichen Wunſche, Frankreich von dem 
Geiſte einer vernünftigen Freiheit befeelt zu jehen, und mit der Überzeugung, daß es verpflichtet 
fet: „für eine bleibende nationale Berfammlung zu forgen, die biefen Geift bewahrt, und für 
ein kraftvolles Organ, das ihn in Bewegung ſetzt.“ Er jelbft fei einer von denen, „melden das 
Gedächtniß unferer (der englifchen) Revolution theuer iſt“ und welche mit dem wärmften Eifer 
‚nie engliſche Eonftitution und Die Grundſätze unferer Revolution in Höcfter Reinheit und im 
größten Anfehen zu erhalten ſuchen“. Bon abfoluten Königen fagt das Werk (S. 135) „Was 
auch Schmeichelei, Selbſttäuſchung und Übermuth verſuchen mögen, um Könige i in den Schlum⸗ 
mer eitler Größe zu wiegen und gegen die Gefahren zu betäuben, fie werben immer fühlen, daß 
fie über ihre Haushaltung Thon hienieden vor Bericht geforbert werben können. Wenn e8 nicht 
die Empörung des Volkes ift, maß fie zu Grunde richtet, fo wird die Janitſcharenrotte, die ſie 
gegen alle andern Empörungen Tüten jollte, ihr Schwert ſelbſt gegen fie kehren.“ Es erflärt 
(S. 196) „eine uneingejchräntte Macht des Souveräns über die Berfonen und dad Vermögen 
der Unterthanen als allerdings gänzlich unverträglich mit Freiheit und Gerechtigkeit.‘ Es tadelt 
die der britiſchen Conſtitution fremden Privilegien des franzöfifchen Adels, vie Vorzüge in 
Beziehung auf Stellen u. |. w., fomwie auch defien Abjonderung von dem Volfe, „die vornehmfte 
Urſache feiner Zerflörung” (S. 205). Es verwirft mit Abſcheu ſolche Lehren, wie mir fie 
jest bei und nad dem Vorgange Haller's und, nachdem bereitd zum Sammer aller treuen 
Vaterlandsfreunde auch praktiſch das Heilige Palladium ver Gerechtigkeit, die richterliche Unab⸗ 
hängigkeit, täglich mehr untergraben wird, ſelbſt in ver Theorie vernehmen müſſen. Es ſagt 
(H, 56): „Die hoͤchſte Gewalt in einem Staate muß die richterlichen Functionen allemal fo 
organiſiren, daß fie nichf nur unabhängig von ihr ind, ſondern ihr gewiflermaßen das Gleich⸗ 
gewicht halten Fönnen. Sie muß für ihre Gerechtigkeit gegen ihre Macht Bürgichaft Ieiften; fie 
muß ihre Tribunale fo einrichten, als befänden fie fih außerhalb des Staates.” Burke ſchließt 
mit der Erklärung: „daß er als Staatsmann in allem, mas er unternehme, Zufammenhang 
und Conſequenz zu bewahren trachte, aber nur in der Mannichfaltigfeit ver Mittel die Einheit 
des Endzwecks gefichert jehe, und daß er, wenn das Schiff, worin er fegelt, in Gefahr geräth, 
auf einer Seite überladen zu werben, die geringe Maffe jeiner Gründe gern auf bie andere trage, 
um bad koſtbare Gleihgemwicht zu erhalten.” 

®. beginnt feine erſte beigefiigte Abhandlung über die politifche Freiheit (S. 109) 
mit ven Worten: „Wo der Silberton Freiheit erklingt, horcht jenes menſchliche Ohr auf, 
und jedes Herz wird rege. Ihre Stimme ift die Stimme der Natur... Wenn jih Nationen, 
trog alfer Baride, womit die bürgerliche Geſellſchaft fie umfchließt, im Befige dieſes Zauber- 
gutes fühlen oder wähnen, ſehen ſie mit verachtendem Stolze auf andere herab, wo fie die Frei— 
heit nicht zu erbliden glauben. Das Bewußtſein dieſes Beſitzes begeiftert jie oft zu Entſchlüſſen 
und flärft jie in Unternehmungen, die weit über ihre Kräfte hinaudzureichen ſcheinen. Eie 
ſchwellen zu einem Enthufiasmus hinan, der Wunder ſchafft, weil er nichts für Wunder hält.“ 

Alle Beihränfung der Freiheit entfteht ihm (S. 113) nur „aus dem Vertrage jedes Men= 
ſchen, aus dem freien Dertrage, den er mit jeinen Brüdern ſchloß“, nur durch den geiellichaft- 
lichen Bertrag für die gejellichaftlihen Zmede. „Auf ver andern Seite (heißt ed S. 116) ift 
der Inbegriff aller gefellihaftlihen Zwede, aus wahren und vielleiht auß den hoͤchſten Geñchis⸗ 
punkten angeſehen, nichts weiter als die höchfte Ausdehnung der Freiheit. Es gibt für ein ver— 
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nünftiged Weſen durchaus feine Lage, worin es in der volldonnienfien und edelſten Bedeutung 
freier wäre, ald eine weife und glüdlihe Staatöverfafiung. Das wohlverſtandene Grundprincip 
des Regierungsſyſtems ift nichts anderes ald die Marime des Freiheitsſyſtems in ihrer herrlich⸗ 
ften Geftalt.” Ferner S. 124: „Sowie ein boher Grad von politifher Sklaverei die Folge und 
das Kennzeichen einedtiefen Verfalls ver Rationenift, fo iftein hoher Grad von wahrer politifcher 
Freiheit die Frucht ihrer männlichen Reife und die Begleiterin intellectueller, aber nie einfeiti- 
ger Vollkommenheit... Allerdings aber find gute Staatäverfafjungen auch wieder die Grund: 
lage zu diefer Vollkommenheit, fowie ſchlechte auch wieder die Quellen jened Berfalld werben.” 
In der folgenden Abhandlung ‚über die Moralität der Staatörevolutionen erflärt er fi 
(5.136) gegen das unbedingte Verwerfen aller Revolutionen, felbft folder, wie die engliiche 
von 1689, und bezeichnet ed als „eine der Verirrungen, vor denen felbft gemeine Köpfe erröthen 
müßten, das menfchliche Geſchlecht auf feinem gegenwärtigen Standpunkte feflzubglten und ven 
Nationen die Befugnig, Conſtitutionen zu ſchaffen und umzubilden, die ihnen bisher zugeflan: 
den habe, nun auf einmal und für immer abzuſprechen“. Auch Burke, diefer eifrige Bemwun- 
derer der engliſchen Revolution von 1689, rede überall von der „‚Erlaubtheit, von der Noth- 
wendigfeit, von der Vortrefflichfeit zeitiger und überlegter Staatsreformen oder Veränderungen 
der Gonftitution”. „Man beurtheilt feine Schrift aus einem höchſt falſchen Geſfichtspunkte, 
menn man ihren Verfaſſer für einen Verteidiger der Unverletzlichkeit der Konflitutionen im 
firengften Sinne des Wortes halt. Er bat jich blos für einen Gegner ver Wandelbarfeit der 
Staatöverfaffungen in ver höhften Ausdehnung des Wortes erklärt (S. 140). Bei dem ri: 
tigen Kampfe gegen den allgemeinen Sag, „baß überall ver Wille ver größten Anzahl Gefetz 
fein müſſe“, fagt er, daß derfelbe niemals die Orundbebingungen des Vertrags, der die Gefeli- 
{haft zuſammenhält, beliebig vernichten dürfe, woburd nur offner Krieg und erſt nad ihm 
wieder ein neuer Vergleich und ein frievliher Verein möglich fei; ſodaß der freiwillige Ent- 
ſchluß, eine ſolche Totalrevolution zu fliften, rechtswidrig und Die Duelle von Gonvulfionen fei. 
Er fagt: „Soll überhaupt ein Beſchluß der Majorität für alle gebietend fein, fo mußte Ein⸗ 
ſtimmigkeit vorangeben, um dem Willen der Majorität eine Kraft, die er an fich nicht hatte, zu 
geben (S.142). „Der Gontrast, welcher einem jeden Staate zu Grunde liegt, ift feinen 
weientlihen Eigenſchaften nad ein Bontract von weitem Umfange. Aber fein Vertrag kann 
doch die unerhörte Clauſel enthalten, daß ed einem Theile der contrahirenden Geſellſchaft frei 
ftehe, ohne Beiflimmung des andern und auf ihren Trümmern milltürliche Plane zu einer 
neuen Geſellſchaft zu entwerfen... Eine Totalrevolution ift nur in dem einzigen Fall recht: 
mäßig, wenn die ganze Nation einmürhig und ohne ven geringften innern Wiperfpruc dafür 
$tinmt... Ein foldes Unternehmen kann nur die außerfle Noth und die Unmöglichkeit, dieſer 
Noth auf gelindern Wegen abzubelfen, rechtfertigen‘ (S. 148). 

Nach der vritten Abhandlung über die Declaration der Rechte ift „ver erſte Sa ihres dritten 
Artikels: «Das Princip aller Souveränetät liegt feinem Weſen nah in der Nation», in 
feiner Allgemeinheit betrachtet vollfommen wahr. Aber wie die Freiheit der Einzelnen, fo 
wird auch die Souveränetät in der Geſellſchaft limitirt. Der zweite Sag: « Keine Gefellfchaft, 
fein Einzelner kann irgendeine Macht ausüben, die ihm nicht ausdrücklich von dem Volke ver- 
Tiehen ift», iſt nur darum falfch oder einjeitig, weil es auch eine durch ſtillſchweigende Genehm: 
Haltung berechtigte und geheiligte Macht eines Einzelnen over mehrerer im Staate geben kann‘ 
(S. 191). „Das Recht, zur Entſtehung der Sefege dad Ihrige beizutragen, haben (wie 
Art. 6 fagt) freilich urfprünglih alle Bürger, und ver allgemeine Wille ift allerdings ber 
Hauptcharakter des Geſetzes, aber die Bürger fünnen rehtögültig die Ausübung ihres Rechts 
übertragen, und um zu erfahren, was alle wollen, ift ed durchaus nicht noͤthig, daß überall 
jeder rede’ (S.195). „Der Sag: «Die Öffentlihde Macht ift zum Beften aller eingefegt, nicht 
zum befondern Vortheil derer, welchen fie anvertraut wird» (im Art. 12), iftan ifo Elar, daß es 
nicht der Mühe lohnte, ihn auszuſprechen“ (S.203). Indervierten Abhandlung: Widerlegung 
der Apologie (der Franzöſiſchen Revolution) des Hrn. Makintoſh, unterjeidet ©. drei Be: 
deutungen ber Franzoͤſiſchen Revolution oder drei verſchiedene Nevolutionen. „Die erite Haupt⸗ 
revolution ift die, welde in dem allgemeinen Anerkennen der Nothmwendigfeit einer Zuſammen⸗ 
berufung der Stände und einer Veränderung in verjhiedenen weſentlichen Punkten der Staats: 
verfaflung beftand. Das Rejultat derfelben war die wirklihe Zufammenkunft der Händifhen 
Pepräfentanten am 5. Mai 1789. Diefe Revolution war in jener Rückſicht und (fomweit menſch⸗ 
lie Beurtheilung reicht). ohne Einfhränfung eine der wohlthätigften, welche Die Annalen ver 
Welt aufzumweifen haben. Die Früchte dieſer Revolution wären Verbeflerungen in ver Regie: 
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rungsform von fo einleuchtender Wichtigkeit und Berbeflerungen in der Staatsapminiftration 
von fo unbezmweifelter und mefentliher Güte geweſen, daß man ſich des Erftaunend nit ermeb- 
ren kann, wenn ınan ſie von den Vertheidigern der fpätern Mevolutionen als unbebeutenve Re: 
formen oder ald nichtswürdige Blendwerke dargeſtellt flebt.:. Die vorzüglichften dieſer Ver— 
befferungen, ſowie fle die übereinflimmenden vortrefflihen Inftructionen für die Deputirten 
alfer Stände angegeben und die Befchlüffe des Eonfeild und die Erklärungen der Minifter bei 
der Eröffnung der Deliberationen vorläufig beftätigt Hatten, waren folgende: 1) die Feft- 
fegung einer periodiſchen Wiederkehr ver Berfammlung der Stände; 2) die ausſchließende Be- 
vollmädtigung berfelben zur Regulirung bed Abgabenfyftend und Legitimirung aller neuen 
Auflagen; 3) die Aufhebung jedes Unterſchieds der Stande in Rückſicht auf Abgaben jomwet 
als auf Beförberung zu allen bürgerlichen und militäriſchen Stellen tm Reihe; 4) die Einrich— 
tung der Provinzialſtände und PBrovinzialadminiftrationen; 5) die Bewilligung einer allge- 
meinen Religionstolerang; 6) die Einführung einer gefeglichen Preßfreiheit; 7) die Ab- 
ſchaffung ver Lettres de cachet: 8) eine allgemeine Reform der Civil- und Criminaljuftiz.“ 
‚Wenn wir das‘, mas Menfchen in viefer erften Revolution thaten, d. b. maß fie mit Vor⸗ 
jag, Plan und Überlegung begannen und vollführten, vor den Riterftuhl einer geſunden Po- 
fitif und eines aufgeffärten Patriotismus ziehen, fo wird Ihmerlic etwas anderes als Beifalt 
und Bemunderung ber Ausſpruch fein” (S. 215). Neder, der die Zufammenberufung ber 
Stände zur Bebingung feines Eintrittd ind Minifterium machte und die doppelte Repräſen— 
tation des dritten Standes burdgefegt hatte, nennt G. den Pater des neuen Syſtems. 
„Die zweite Hauptrevolution war die Bereinigung der Repräfentanten aus ven drei Ständen 
in eine Verſammlung. Ste war fhon von einer zweifelhaftern Güte als die erfte, doch noch 
ebenio wenig als dieſe eine Totalreyolution.... Die dritte Revolution beſtand nicht, mie Mafin- 
toſh will, in dem Entſchluſſe der Nationalverſammlung, eine neue Gonflitution zu errihten — 
die Arbeit an einer Conftitution kann jehr uneigentlich eine Revolution heißen — Tondern in den 
dieſen Entſchluß beflimmenpen, von der Nationalverſammlung gebilligten Aufftänden von Paris 
und Berfailles, in dem Signale zum allgemeinen Aufſtande ver Provinzen... Diefe Revolu= 
tion, der Stolz und die Glorie des pariſer Poͤbels, zerftörte alle Früchte der erften Renolu- 
tion, und jie erft gab der zweiten gerade die Richtung, vor welcher bie einſichtsvollen Gegner 
derfelben gezittert Hatten... Es waren die unverzeihlichen Fehler der Regierung, ed war der 
MWahnfinn des Hofes, nicht Heldenmuth und Tugend des Volkes, was die Revolutionen vom 
14. Juli erzeugte... An und für ſich aber war auch fle noch Feine Totalrevolution. Was 
eigentlich die Totakrevolution entſchied, war dad Bündniß, weldhes die Nationalverfanmlung 
mit der Pöbelgemalt ſchloß, ſodaß die vereinte Verſammlung, in deren Händen ſich in diefem 
ſchreckenvollen Augenblide die Macht des Staates concentrirte, auf deren Leitung des Volkes 
alles anfanı , die Empörung mit ihrem Beitritte und ihrer feierlichen Sanction beedrte und fie 
zur Grundlage ihrer Operationen machte, daß: fie jeßt von ihrem Rednerſtuhle herab erflären 
ließ, daß die Infurrection eine heilige Pfliht und ein tugenphaftes Unternehmen fei, und daß fie 
fo den Thron, den die Rebellen nur erfchüttert hatten, umwarf, daß fie der Anarchie ſyſtemati⸗ 
The Dauer gab, daß fie fich ihrer abfichtlich Hediente, um Schritt für Schritt jede Spur der alten 
Staatöverfaffung zu vertilgen und eine neue einzuführen — nun nicht mehr huldigend dem ver- 
nünftigen Willen der Nation in ihren gleihförmigen Inftructionen , fondern dem leidenjchaft= 
lichen des Pöbeld, der um jie Her tobte. Dieſes war ed, was das Schickſal der Nation unwider⸗ 
ruflich beflimmte, was die Totalrevolution hervorbrachte (S. 225). Bortrefflich ift, was nun 
G., fowie das, was Burke ausführt über die vollfommene Möglichkeit für die Nationalver: 
ſammlung, auf dem glücklichſten Wege Frankreich Heilfam zu reformiren, wenn nur zuerft der 
Hof und dann fie jelbft die auffallenpften Fehler vermieden hätten ; ferner über das Verdienſt 
des Adels, bei den Opfern, die derjelbe in der erften Hälfte des Jahres 1789 und bei der Zer- 
ftörung des Lehnſyftems am 4. Aug. dem öffentlichen Wohle brachte; ferner über Die fehler- 
hafte gänzliche, felbft in den Formen unnöthig beleidigende Zerftörung des adelichen und geift- 
lihen Standes und ihrer Rechte; endlich über vie fehlerhafte Veriverfung einer Erften Sanımer 
und einer richtigen „Theilung der gefeßgebenden Macht” ; über das Nufgeben jeder Achtung 
endlich und jever Benugung des Alten, jeder Anknüpfung ded Neuen an daß Beſtehende, ohne 
welche auch das Neue nur allzubald Glauben und Achtung verliert. Zur Bildung eines Ober⸗ 
hauſes, entfpredhend dem Zwecke der Theilung ver gefeßgebenden Macht, ſchien ©. die 
Wahl Iebenslängliher Senatoren aus der Mitte der priviligirten Stände, ähnlih, wie auch 
D’Eonnell fie vorſchlug, geeignet (S. 262). Ein bleibender Senat aber und ein wechſeln⸗ 
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des Repraͤſentantenhaus werden, wie G. richtig bemerkt (S. 232), nicht etwa gefordert durch 
die „willkürlichen Vorſchriften einer furchtſamen und nachäffenden Staatskunſt, ſondern durch 
die unveränderlichen Grundſätze des Gleichgewichts in der moraliſchen Welt, die man nimmer 


ungeftraft übertritt. Das politifhe Syſtem eined Landes wie Frankreich auf einen einzigen - 


Pfeiler zu fegen, war ein muthwilliges Wagftud... Der hohe Werth der englifchen Ver⸗ 
faffung mit ihrer Conſtituirung des Gleichgewichts und der wechſelſeitigen Beſchränkung beſteht 
nit darin, daß bei wichtigen Angelegenheiten wirkliche Kämpfe zwifchen den verſchiedenen 
Theilhabern an ber gefeßgebenden Macht vorfallen und fihtbar fein müfjen, was fo wenig 
der Fall ift, daß man allerdings nach dieſer Anjicht fagen könnte, er beftehe in der Idee. Er 
liegt vielmehr gerade darin, daß es in ihr felten ober nie zum wirklichen Kampfe fommt, 
und daß dad Verhältniß zwiſchen den conflituirenden Mächten ein beſtändiges Schwanfen 
zum @leichgewidhte, in keinem Augenblicke eine Aufpebung veflelben ifl. Sowie ſich in dem 
großen Syſteme ver phyſiſchen Welt das entgegengefehte Wirken der beiden bewegenden 
Grundfräfte blos dadurch verräth, daß die Förperlihen Maffen in regelmäßigen Bahnen, 
welche das continuirlicde Refultat jenes geheimen und wohlthätigen Krieges find, fort- 
laufen, ebenfo offenbart jich in ven Kunftgebäube einer weifen Bolitit der Wechfellanıpf der 
Mächte blos in den gleichförmigen, ruhigen, unmanbelbaren ange der Staatöverwaltung. 
Das Widerſpruchsrecht des Königs von England ift in hundert Jahren nicht ausgeübt worden. 
Und ein englifches Parlamentshaus laßt es jich nicht träumen, ein einſeitiges, gefährliches, eigen 
nügiges Geſetz in Vorſchlag zu bringen, weil e8 zum voraus weiß, daß das andere Haus es 
verwirft. Das gefanınıte Barlament kann nie auf pen Gedanken gerathen, eine Bil, wodurch 
feine Macht ungebührlidh vergrößert, die Prärogative der Krone gefchmälert oder die Grund⸗ 
verfaffung des Reichs angegriffen wird, zu entwerfen, weil ed zum voraus weiß, daß der König 
fich widerfegen darf. ... Das alfo, was ein Vorwurf für die Staatöverfaffung des Bleich- 
gewichts fein fol, ift gerade die glänzendſte Seite verfelben und bie wahre Effenz ihrer Vor⸗ 
trefflichkeit“ (S. 265). Die Abhandlung fließt (S. 274) mit dem Wunſche: „vie britijche 
Weisheit und Entfchloffenheit möge glüdlich das ſchwerſte Problem löfen, zwifchen der Erhal⸗ 
tung biejer Gonftitution und den ungeflümen Forderungen nad) Reform einen glücklichen Ver: 
einigungöpunft zu finden, damit nicht dad Meiſterſtück der neuern Politit und die legte Hoff: 
nung ber aufgeflärten Menfchheit verloren gehe.” Es ift jet glücklich und glänzend gelöft und 
die Einwendungen der Freunde der frühern franzöftihen Grundſätze, gegen welche ©. überall 
bie englifche Gonftitution fo eifrig vertheidigt,, verſtummen gottlob! immer mehr. 

Dap das Urtheil eines fo ſtarken und freien Geiftes über den Werth ver Kreiheit, namentlich 
auch der Preßfreiheit, felbit durch die höchfte Auspehnung franzöftfher Verirrungen nicht ge= 
blendet werben konnte, ja jehr natürlich nur durch jie befefligt wurde, da ja dad Verderblichſte 
gerade nur durch Unterbrüdlung der Freiheit, vor allem der Preßfreiheit bewirkt werden fonnte, 
dieſes wird man gewiß natürlid finden. Zur äußern Beflätigung geben wir zuerft einige 
Stellen aus der Abhandlung über den Einfluß der Entdeckung von Amerika, welche 1795 zu 
Berlin in der „Neuen Deutfhen Monatsſchrift“ erſchien. Hier ſchildert ©. „vie unermeß⸗ 
lie Wichtigkeit dieſer Entdedung für das trog alfer politifhen Misgriffe und aller blutis 
gen Kriege unabläffig fleigende Wachsthum ver Cultur, der ökonomiſchen, geiftigen und poli= 
tifhen Entwidelung des Menfchengefchledts, feiner Vervolltommnung in Kunft und Wiſſen⸗ 
ſchaft, Verfeinerung, Gefelligfeit und Freiheit, ihren wohlthätigen Einfluß auf die Riefen- 
ſchritte feit dem 16. Jahrhunderte, wie fie früher die Thätigkeit unſers Geſchlechts in anbert- 
Halb Jahrtauſenden nicht gemacht” (S. 272,276, 236). Alles dieſes werde gewirft „ver: 
mittelft der allgemeinen Anregung freier Thätigkeit und Inbuftrie, gejelliger Wechſelwirkung 
und Aufklärung und vorzüglich aud) durch die Bilbung des freien Nordamerika, eines Staates, 
der Durch europätfche Auswanderer zu einer Stufe der Freiheit und Prosperität gehoben wor: 
den ift, auf welcher fi fein Volk der Alten Welt befindet, eines Staates, in welchen 6 Mitt. 
Menſchen alle Süßigkeiten des civilifirten Lebens genießen und nur einen äußerſt mäßigen 
Theil der Laften deffelben fühlen, mo die Simplicität der Sitten, dad Gleichgewicht der Güter 
und bie Frievfertigkeit ver Meinungen einer glücklich organifirten Conſtitution eine unabſehliche 
Dauer verfpricht; eines Staates, welder ver Troft aller Unglücklichen und Verfolgten in Europa, 
Die Hoffnung de zagenden Menfchenfreundes, vielleicht einft die Pflanzfchule von Weisheit und 
Kraft für unfern alternden Welttheil iſt“ (S. 273). ‚Der zügellofefte Misbrauch der Worte 
muß uns, wenn wir geredt und einfichtövoll urtheilen wollen, gegen ihren echten, guten und 
edeln Sinn nicht mistrauifch machen. Man hat im Namen ver Freiheit unter unjern Augen 
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unermeßliche Bubenſtücke begangen. Schlimm genug; nichtsdeſtoweniger liegt alles, was für 
den Staat wünſchenswerth ſein kann, in dieſem Worte eingeſchloſſen, und es iſt in ſeiner wahren 
Bedeutung der beſte Maßſtab, un die Vollkommenheit feiner Organiſation zu beſtimnen. 
Die hoͤchſtmoͤgliche bürgerliche Freiheit, gefichert durch diejenige Verfaflung, mit welcher fie am 
beften befteht, ift der legte Zweck und das legte Ideal einer jeben politiigen Verbindung; je 
mehr der Staat ſich dieſem Ipeale nähert, deſto vollkommener itnd alle Zwecke der bürgerlichen 
Geſellſchaft in ihm erreicht” (S. 296). Der Verfafler führt nun die mohlthätigen Wirkungen 
der Entdeckung von Amerika auf die Freiheit ver europäifchen Staaten aud und zunächſt — im 
ſchneidendſten Gegenfage gegen unfere neuern Confervativen — „die Wohlthat der Zerflörung 
der durchaus verberblichen mittelalterlihen und feudaliſtiſchen Verhältnifie, der Aufhebung ver 
Unterdrüdung und Zurüdjegung von Bauern und Bürgern und des alleinigen Gewichts des 
Landeigenthums und der Verknüpfung alles politiihen Rechts mit ihm“; überhaupt des Feu⸗ 
dalſyſtems und der Feudalariſtokratie, „welche kein wahres Syſtem auffommen liegen, eines 
Zuftandes, in welchem, unter vem blutigen Kampfe zwifchen dem Despotismus und ber Arifto- 
fratie, zwiſchen ver geifllihen und weltlichen Tyrannei, die gedrückten Nationen blos zitternd 
fragen konnten, welche Geftalt ihres Jochs über die andere die Oberhand behalten werde; wo 
die herrjchenve grobe Unwiſſenheit ven Weg zu einer Berbeflerung nicht einmal ahnen ließ, wo 
das Ganze nie gedeihen fonnte, weil niemand ein wahres Interefje am Wohle des Banzen hatte; 
eined Zuflandes der Licenz einiger hundert tgrannifchen Bafallen, wo auf taufend linfreie ein 
Freier kam; eined Zuftandeß, der nicht ven Namen Freiheit verdient’ (S. 297, 304). 

Die wohlthätigen Folgen jener Entdeckung für die politische Freiheit, welche nun beſonders 
geſchildert werben, find nah G. folgende: „A. Allgemeine Förderung des Wohlftandes, und zwar 
1) eine dadurch bewirkte Verringerung des Reichthums der höhern Klaffen, größere Gleichheit 
unter den verfhiedenen Ständen der Gefellihaft und ein Gegengewicht des freiheitäfräftigen 
bewegliden Cigenthums gegen dad unbewegliche, Aufhebung der feudalen Herrſchaftsrechte, 
Ausdehnung der Freiheit, die fonft Privilegium einiger. Wenigen gewejen war, auf eine große 
Anzahl von Individuen, ja Entflehung einer neuen Gattung von Freiheit, Aufblühen flädrifcher 
Freiheit und kleinerer Freien, Gleichheit vor dem Geſetze, eine der Bedingungen der Freiheit, 
melche ohne fie und nebeu großer Ungleichheit der Kräfte nicht beftehen Eann. ... Die linglei- 
heit der Kräfte ward von allen Seiten täglich geringer, vie Gleichheit der Rechte täglich anıwend- 
barer, dringender und fo zu fagen natürlicher“ (S. 300). „Die unbezwinglide Maffe der 
Gelveigenthümer, nit, wie die Großen des Lehnſyſtems, zufrieden, daß die Macht aus 
diefer Hand in jene übergehe, ruht nicht eher, als bis viefe Macht ſelbſt andere Brincipien, 
andere Formen angenommen bat. ... Died wird über furz oder lang, wo ile ed noch nicht 
geweſen ift, die Geſchichte aller europätihen Staaten fein” (5.803). „2) Größere Regel-- 
mägigkeit der Regierung. ... Solange das Lehnſyſtem noch blühte, waren alle Regenten 
ohumächtig. Sie waren e8 in fo hohem Grade, daß man zu diefer Zeit von einer wahren Ober- 
herrſchaft oder Staatsjouveränetät faum einmal eine Vorftellung hatte. .... Was nad Feudal⸗ 
grundfägen nicht gefordert und durch Feudaldienſte nicht geleiftet werben konnte, das mußte 
unverfucht bleiben.. Jedem großen Vaſallen blieb vie Willfur in feinem Gebiete, feine Unter 
thanen menſchlich oder viehifeh zu behandeln. Die unaufhörlichen Fehden der Großen unter ſich 
und mit dem oberften Lehensherrn zundeten einen ewigen, unabjeblihen Bürgerfrieg an und 
wurden die Beranlaffung zu den blutigften Kriegen mit den Auswärtigen. .... Unmöglih kann 
ein vernünftiger und Faltblütiger Beobachter mit Mably in einem folden Zuftande des 
Staates die Freiheit erblidlen. Man nıup fie nirgends fehen wollen ald da, wo Die ganze Nation 
und jeder Einzelne theil daran hat. Verdient die Licenz einiger Hundert tyranniſcher Bafallen 
Sreiheit zu heißen? Muß nicht vielmehr jener, der die Geſchichte mit Unbefangenheit ftudirt, 
in dem allmähliden lintergange dieſes Syſtems die erfte Annäherung zu einer die Vernunft . 
befriedigenden Staatöverfaflung gewahr werden?’ (Diejer Tadel trifft freilich ebenfo gut wie 
Mably auch fpätere Freunde und Schüglinge G.'s, Adam Müller, von Haller, dad Berliner 
Wochenblatt u. ſ. w.) „3) Die mildern Sitten, die feinere Gefelligfeit, die fanftern Grund: 
füge und Marimen, welche der allgemeinere Wohlſtand einflößt, mußten die Regenten milver, 
menſchlicher, auf die Rechte der Unterthanen aufmerfjamer und ihrer Breiheit geneigter machen.“ 
— „B. Größere Aufklärung und Geiflesbildung , womit alle Freiheit zufanımenhängt. Liber 
den Menſchen und feine Verbältniffe und die Freiheit muß erft geforfcht und gedacht werben, 
ehe eine richtige Vorftellung von dem größten und künſtlichſten aller Verhältniffe (dem Staate) 
herrſchend fein kann. Lind es ift einer der legten Zwecke aller Aufklärung, die Nationen darüber 
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zu belehren, worin Die Freiheit beftehe. Die Aufklärung aber führt diefe richtigen Vorftellungen 
und bie Freiheit nad und nach, jedoch zulegt unfehlbar herbei‘ (S. 310). ©. führt zum 
Schluſſe noch jeinen Glauben an eine ſtets ſteigende Vervollkommnung und feine Forderung 
des Strebend nad; derſelben aud. Er nennt jie „eine fo nothwendige Idee, wie die des hoͤchſten 
Weſens ſelbſt“ (S. 313). Er theilt dann die Hindernife, welde die Regierungen dem natür- 
lichen Fortſchritte des Menſchen in den Weg legen, in „unabfichtliche, die auf Irrthümern beru: 
ben, welde vie Regierungen mit den Völkern theilen, und in abſichtliche, wobei freilich auch 
Irrthümer und falſche Anſichten zu Grunde liegen, aber nicht über die Sache ſelbſt, fondern 
blos über den Binfluß gewiffer an ſich wohlthätiger Refultate auf die Macht des Negenten over 
die Sicherheit des Staated. Dort ſchadet die Regierung den Bürgern, indem jie ihnen zu nugen 
glaubte; Hier weiß jie, daß fie ihnen ſchadet, kümmert ſich aber nicht darum, wenn fie nur dem 
Ganzen over ſich ſelbſt einen vermeintlih höhern Vortheil fliften, wenn fie nur eine eingebilvete 
Gefahr von den Staate oder von ſich felbft abwenden kann.“ 

„Unter diefen abfichtlichen Hinderniſſen der menſchlichen Kortfhritte nehmen drückende 
Genjurgefege eine der erften Stellen ein. Uber die Natur und die Folgen der Preßfreiheit ift 
feit langer Zeit fo viel gedacht und geſchrieben worden, und die unvermeinlihen Wirkungen der 
Beeinträchtigung verfelben liegen jo Flar am Tage, daß man bei dem Urheber eines Geſetzes, 
welches das Wohl und die Rechte der Menſchen auf diefen Wege Eranft, Unwiſſenheit in Rüd- 
jiht auf den nothwendigen Erfolg jeiner Anordnungen ſchlechterdings nicht voraußfegen kann. 
Es bleibt aljo nichtd anderes übrig ald anzunehmen, daß der Gefeggeber oder die, welde ihn 
leiteten, durch die Furcht vor Stürnen, welche viefe Art von Freiheit zufammenzieben Fönnte, 

‚beftimmt werben, lieber die Menfchheit zurüdfegen und beleidigen, als ihre eigene Sicherheit der 
entfernteften Gefahr, wenn fie auch noch jo chimäriſch wäre, preisgeben zu wollen” (©. 315). 
Hierauf führt er aus, „wie diefe Beſchränkungen, fofern fie nicht ven Baum deB geiftigen 
Lebens mit der Wurzel ausrotten wollen, doch ihres Zwecks verfehlen, und hofft au, daß 
vie furchtbaren Lehren der Revolution von ihnen abmahnen werben’ (zu welden Abmah⸗ 
nungen feitvem die Entflehung von mehr als einem ganzen Dutzend neuer Revolutionen in 
Ländern ohne Prepfreiheit oder auch gerade wegen der Unterbrüdung berfelben hinzukam). 
„Eben darum jollten fih alle aufgeflärten Freunde der Menfchheit vereinigen, dieſes und ähn⸗ 
lie Ubel immer aus dem Hier angegebenen Geſichtspunkte zu bekämpfen. Sie follten nit 
müde werden, die überfhwengliche Kraft des ruhigen Widerftandes, mit welcher ſich die Menſch⸗ 
beit gegen alle dieſe und ähnliche eitle Unternehmungen gerüftet hat, und bie entſchiedene Abge⸗ 
ſchmacktheit eines jenen Kampfes mit einer folden Kraft in ven lebhafteften Karben zu ſchildern, 
damit tie Scham, die früh oder fpät den Handelnden treffen würde, lieber noch bei Zeiten, wenn 
der Schleier ihm vom Auge gehoben wird, auf das Haupt des entlarvten Rathgebers falle‘ 
(S. 316). Er fließt mit der edlen Aufforderung: „Alle Anfmerkfamkeit, alle Beforgniife, 
alle Warnungen der Menſchenfreunde müffen jegt dahin gerichtet fein, daß nicht eine unmäßige 
Laſt von oben die Nationen zu einen fo furchtbaren Ausbruche veize. Jedes abjichtliche Beſtre⸗ 
ben der Regierungen, den großen Gang ver Natur in immer fleigender VBerbeflerung des 
Menſchengeſchlechts und feines Zuftandes zu hemmen, ift nicht bloß ein frevelhaftes und frucht⸗ 
loſes Beftreben, ſondern erweckt auch unfehlbar ven Widerwillen und Haß berer, gegen welde 
es gerichtet ift,, und die Neigung, Gewalt durch Gewalt abzutreiben.‘‘ 

Mir hatten die Abfiht, aus der anı 16. Nov. 1797 dem Könige Friedrich Wilhelm II. 
bei der Ihronbefteigung gedrudt überreihten Adreſſe und aus andern noch fpätern Schriften, 
namentlich auch aus dem 1799 begonnenen biftorifhen Journale ähnlihe Auszüge zu 
geben; doch es ift vielleicht überflüftig, weil ſchon die bisherigen für unfern Zweck genügen 
möchten. Die durch jene Adrefle „im Namen von Millionen‘ dem Monarchen ausgejprochenen 
liberalen Wünſche und Vorſchläge haben freilideeine erhöhte Bedeutung für die Beurteilung 
der Überzeugungen ihres Urhebers. Ein paar einzelne Stellen indeß mögen hinreichen, ihren 
Geiſt zu charakteriſiren. „Die Rechtspflege“ — fo heißt ed unter anderm ©. 137) — „bebarf 
einer unwanbelbaren Neutralität. Die Finanzapminiftration gedeiht nur, wenn fie mit fefter 
und geſchickter Hand geleitet, die Rechtöpflege nur, wenn fie ſich ſelbſt überlaffen wird. Es ift ein 
glorreiches Attribut des Monarchen, das Geſetz ſelbſt in feiner unverleglichen Heiligkeit zu reprä⸗ 
fentiren. Alles, was das Anfehen des Gefeges untergräbt, Willkür in ven Rechtsgang bringt 
und den erfhrodenen Bürger aus der legten Verſchanzung feiner Sicherheit zu vertreiben 


7) Wir citiren nach ber neuern Auflage (Brüffel und Leipzig 1820). 
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droht, das alles iſt für den Monarchen Selbſtentheiligung, Selbſtverletzung ſeiner eigenen 
höchſten Würde.“ Beſonders angelegentlich fordert oder empfiehlt bekanntlich auch dieſe Adreſſe 
die Preßfreiheit, obgleich damals, 1797, in Berlin — mie ſchon die oben mitgetheilten Auszüge 
aus einem dafelbft gedrudten G.’fhen Journale und wie diefe Adreſſe felbft bemeifen — Die 
Genfur, dem freien @eifte und der erleuchteten Bolitik des großen Friedrich gemäß, jelbft während 
der furchtbaren Sranzöfifchen Revolution, vergleihungsweife fehr mild war. ‚Bon allem 
aber’ — dieſes find Worte ver Abreffe — „von allem, was Feſſeln ſcheut, kann nichts jo wenig 
fie ertragen ald der Gedanke des Menfchen. Der Drud, der diefen trifft, ift nicht blos ſchädlich, 
weil er das Gute verhindert, fondern au, weil er unmittelbar das Boͤſe beförbert... Was 
ohne alle Rüdfiht auf andere Gründe jedes Geſetz, welches Preßzwang gebietet, ausſchließend 
und peremtorifch verbanımt, {fl der weientliche Umſtand, daß e8 feiner Natur nach nie aufredt 
erhalten werben kann, wenn nicht neben einem jeden ſolchen Befege ein wahres Inquiſitions⸗ 
tribunal wadıt... Wenn aber Gefege diefer Art auch nichts Gutes wirken, fo können fie doch 
erbittern, und das ift eben das Verberblichfte, daß fie erbittern,, ohne zu fchreden... Taufend 
bösartige Infekten, die ein Sonnenftrabl ver Wahrheit und ded Genies verſcheucht Hätte, ſchlei⸗ 
chen fi jegt, begünftigt von der Finfterniß, die man ihnen gefliſſentlich ſchuf, an die unbewach⸗ 
ten Gemüther des Volkes und fegen ihr Gift, als wäre es eine verbotene Koftbarfeit, bis auf pen 
legten Tropfen ab. Das einzige Begengift, die Probucte der beſſern Schriftfteller, verliert feine 
Kraft... Für gefegiwibrige Thaten, für Schriften, welde ven Charakter ſolcher Thaten anzie- 
hen, müſſe jeder verantwortlich fein, ftreng verantwortlich fein; aber die bloße Meinung finde 
feinen andern Widerſacher ald die entgegengejegte, und wenn fie irrig ift, die Wahrheit! Nie 
fann dies Syſtem einem wohlgeordneten Staate Gefahr bereiten, nie hat e8 einem ſolchen ge- 
ſchadet. Wo es verderblich murbe, da war die Zerflörung ſchon vorhergegangen, und der 
gefräßige Schwarm wuchs nur aus der Verwefung hervor” (S. 22). 

II. Gewiß, e8 bedarf nicht weiterer ähnlicher Auszüge, um dad wenn auch ſehr beſonnene 
und gemägigte, doch mahrhaft liberale Staatöfyftem G.'s zu charafterifiren ! 

Aber iſt nun ©. diefem Syſteme, ift er dieſen fo Har und fo tief und folgeriätig durch⸗ 
dachten, von ihm felbft ſchon -Frühzeitig auf die rechte Weiſe gemäßigten, aber dann auch nach 
alfen Prüfungen dur bie furdtbarften Erceffe und Gefahren der Franzöſiſchen Revolution 
ſtets energisch ausgeſprochenen liberalen Überzeugungen und Wahrheiten auch ſpäter noch treu 
und confequent geblieben ? 

Allgemeine Zuftimmung aller deutfchen Vaterlandefreunde mußte ſich an dasjenige fnüpfen, 
was ©., ſei es ald Schriftfteller®) over in offlcielem Auftrage, ald Berfafler der Proclamatio- 
nen zu den Kriegen von 1806, 1809, 1813 oder ald Diplomat gegen die franzdilfche Uber— 
macht und die Napoleonifche Unterdrückung Deutſchlands und Europas wirfte. 

Schon der Natur der Sache nach aber fonnte eine gleich übereinflimmenne Aufnahme paB- 
jenige nicht finden, wa® feit dem Wendepunfte des politiſchen Syſtems der Gontinentalmädhte 
im Sabre 1819 imd vorzüglich aud bei den nunmehrigen Congreſſen von Karldbad, Wien 
(1820), Troppau, Laibach, Veronaund Wien (1834) die öffentliche Stimme als politifche Wirk⸗ 
ſamkeit und als Inhalt von Zeitungsartifeln dem berühmten „Generalſecretär aller Gongreffe‘‘ 
zuſchreiben zu müſſen glaubte. (S. Congteffe.) Anı menigften aber werden aufritige Anhänger 
gerade der oben geſchilderten G.'ſchen liberalen Grundfäge fih mit ven befannt gewordenen 
karlsbader officiellen Ausarbeitungen über die Preßfreibeit und über die landſtäͤndiſche Ver: 
faffung vereinigen fönnen, und ebenfo wenig mit der Abhandlung über Breffreiheit im erften 
Duartaldefte der „Wiener Jahrbücher der Literatur’ vom Jahre 1818. 

Halten wir und zunächſt an diefe rein fchriftftellerifche Gegnerfchaft gegen die Preſſe! Denn 
daß dieſe Arbeit ihrer ganzen Tendenz nad) feinpfelig gegen die Preßfreiheit und gegen eine für 
ie günftige Erfüllung ver Verheißung des Art. 18 ver Bundesacte nnd vieler Landesver⸗ 
Taflungen gerichtet ift, dieſes hat wol noch Fein verfländiger Lefer bezweifelt. Doch nicht, daß 
jie ungünftig ift, daß fie, wie ©. hier mit all feinen frühern fo energiſch ausgeſprochenen Liber: 
zeugungen im Widerſpruche, jegt für die Unterbrüdung der Preßfreiheit, für die Genfur 
kämpfen mochte, nicht dieſes verlegt bei Leſung diefer merfmürdigen Abhandlung am tiefften 
unfer Gefühl, jondern die fophiftifche, wir möchten fagen, liftige und das allzu gutmüthige 


8) Durch feine Schriften: Bon dem politischen Zufande Europas vor und nach der Franzöflichen 
Revolution (1801); Darftellung der ehtmäpigieit bes Öfterreichifchen Kriegs gegen Frankreich (1805); 
feine trefflichen Gragmente über das politifche Gleichgewicht (1806) u. a. 
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deutihe Publikum täuſchende Weife, mie er es thun mochte. Dieſes Urtheil muß geredhtfertigt 
werben. Dieſes geſchieht am beften durch eine kurze Würdigung jener Abhandlung in einer 
frühern Schrift des Verfaffers diefer Zellen. 

„Der Theorie dieſer Abhandlung” — fo Heißt e8 dort?) — „scheint, ſo ganz ausgezeichnet 
ſcharffinnig und gelehrt auch die Arbeit ift, doch ehr die überzeugende Kraft der Wahrheit zu 
fehlen, Die fi in andern Ausführungen Über diefen Gegenſtand findet, z. B. auch in der frü— 
hern G.'s. Selbft mitten durch die wahrhaft beneidenswürdige, blendende Darftellung Hin- 
durch zeigen fih dem fchärfer Denfenven überall große Einfettigfeiten und falſche Bien: 
dungen. Man fünnte beinahe verſucht fein, die ganze Arbeit dafür zu nehmen, indem fie mit 
der angeblichen Abſicht, Preßfreiheit und Genfur nad der Erfahrung unparteiiſch miteinander 
zu vergleichen, einerfeits in der Borftellung der Leſer beine verwirrt, andererfeit8 aber nur Er- 
fahrungen über die Prepfreigeit zufammenftellt, und zwar mit großer Kunſt nur alle böfen, 
ohne weber die Genfur im Gegenſatze, noch irgend die guten Seiten der Preßfreiheit zu ſchildern. 
Unter jenen böfen aber erfheinen oft blos zufällige, bei Gelegenheit ver Preßfreiheit durch dieſe 
oder jene andere ſchlechte Einrichtung veranlafte, 3. B. jetzt meift befeitigte aus der englifchen 
gerihtlihen Einrichtung, die bei den Englänvern aud in EigentHumsproceffen nicht die befte iſt, 
ohne uns indeß das Eigenthum zu verleiden, oder Erfiheinungen wie Junius' Briefe, bie, 
wie ja fo viele heimliche und anonyme Schmähſchriften, überall auch unter Herrſchaft der 
Genfur vorkommen. Wer fieht aber nicht, daß man nach folcher Weife auch der Sonne recht viel 
Döfes nachſagen, fie vielleicht gar bei Schwachen in Miseredit bringen könnte? Zwar vers 
ſprach freilich der Verfaffer in einer Fortfegung aud) die Genfur zu beleuchten, und gewiß, aus 
diefer Feder konnte man, nad) gegebenen Proben, darüber Herrlihes erwarten. Die Freunde 
des Unterzeichneten erinnern fich aber, daß er gleich damals an dieſer Kortiegung entſchieden 
zweifelte, und jie ift bisjetzt nicht erſchienen. Dffenbar find ferner andere gefährlide Täu— 
ſchungen, die aus diefer Abhandlung für mande entftehen könnten. So z. B. ſpringt der Ver: 
faffer von der jehr richtigen Ausführnng, daß die Preßfreiheit unmöglich ganz ſchrankenlos fein 
fönne, über die obigen allgemeinen natürlihen rechtlichen Schranfen aller Freiheitsrechte gänz- 
lich hinweg, um zu willkürlichen pofitiven und rechtswidrigen (zu der Cenſur) zu gelangen und 
jte mit jenen im Urtheil der Lefer zu vermifchen. Dabei wird denn, weil nur von den willfür- 
lichen die Rede ift, nicht blos jeder Begriffsbeſtimmung won Preßfreiheit ausgewichen, es wird 
auch gänzlich ihre Begründung durch das Naturredt, —* die aus der Natur jedes anerkannten 
ſittlichen Friedens- und Freiheitsvereins abgeleitete befeitigt, worauf die praktiſchen Briten, 
deren Theorie doch der Verfaſſer ſchildern will, und die Amerikaner jo großes Gewicht legten, 
daß die Briten es ebendeshalb ausdrücklich verwarfen, fle durch ein pofitives Geſetz zu ſanctio⸗ 
niren, bie Amerifaner aber fogar die Möglichkeit aufgaben, fle je dadurch beſchränken zu koͤnnen. 
Außer jener juriftifhen Naturrechtlichkeit aber gibt e8 auch noch eine fittliche, von welcher ein 
edler König ſprach, ald ex fagte: die Freiheit der Preffe (oder ver Mittheilung) beruhe unmit- 
telbar auf der Vernunft und der vernünftigen Natur der Menfchen, fei das von dem Schöpfer 
ſelbſt verliehene Föftlichfte, unantaftbarfte EigenthHum ver Menfchen. 

„Durch jenen fühnen Sprung nun aber bahnt ſich der Verfafler den Weg zu einem Reſul⸗ 
tate, das früher unmöglich fhien. Er verfnüpft mit jener angeblich blos pofltiven beliebigen 
Beihränfung aller Preßfreiheit vie neue fühne Behauptung, daß bei ven, mas wir anvern 
Prepfreiheit nennen, im Falle gerichtliher Anklage der Richter gerade ebenfo eine völlig unbe— 
grenzte fubjective Willkür Habe wie der Genfor , daß er ebenfalld nur Genfur übe, nämlid 
nad vollbrachtem Misbrauch und mit Strafe, während die andere vor dem Misbrauch und mit 
Verhinderung deffelben und ohne Strafe flattfinde. So ergibt fid denn das Refultat, daß rei: 
heit und Sflaverei, daß Wahrheit und Lüge Brüder, im mefentlichen daffelbe feien. Es ergibt 
ih, daß Preßfreiheit (mit gerichtliher Verantwortlicfeit) und Vernichtung ber Prepfreiheit 
(dur Preßſklaverei oder durch Cenſur) unter den neuen Benennungen Juſtizſyſtem und 
Cenſurſyſtem, die bei gutmüthigen Schriftitellern Glück gemacht haben, jet als rechtlich gleich, 

als lediglich relativ, ala blos in Beziehung auf das Mittel der Realiſirung nerfchiedener Syſteme, 
den Hohen und Mächtigen zur beliebigen Auswahl, auf eine Linie Hingeftellt werden. Und wer 
Tolfte nun wol nit, ſchon um der armen Schriftfleller willen, für welche der Berfaffer befon= 
dere das Mitleid erregt, jenes nicht ſtrafende Verhütungéſyſtem vorziehen, wie e8 fehr bald 
nad Erſcheinen diefer Abhandlung zu Karlsbad auch wirklich gefhah? Von ben oben geſchil⸗ 


9) Die vollfommene und ganze Preßfreiheit (Breiburg 1830), ©. 163 ſg. 
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derten ungeheuern Gegenſatze zwiſchen Cenſur und Preßfreiheit, namentlich in Beziehung auf 
den rechtlichen Schutz gegen völlige, ſubjective, ftets im Dunkel bleibende, unverantwortliche 
Willkür und Wahrheitsunterdrückung, von allen den großen rechtsverletzenden Charakteren der 
Cenſur 19) läßt die gewandte Feder nichts zum Vorſchein kommen, ebenſo wie ja auch Die Cen⸗ 
furmisbräude erſt der Fortſetzung der Arbeit aufgeſpart bleiben! 

„Es koͤnnte noch Ahnliches hervorgehoben werden, was, wenn etwa dieſe damals neueſte 
und ſicher gelehrteſte und ſcharfſinnigſte Abhandlung über Die Preßfreiheit bei den Karlsbader 
Beiglüffen iiber die Prefle follte zu Rathe gezagen worden fein, ähnlich wie jene oben erwähnten 
Actenaudzüge hätte wirken Eöunen. Dahin gehört e8 z.B. au, daß ed der Verfaffer fo dar- 
ftellt, al8 Habe man bisher nur in England Prepfreiheit gehabt und Erfahrungen darüber 
gemacht, wobei nicht blos Dänemark, Norwegen, Schweden, die Niederlande u. |. w. übergan- 
gen werden, ſondern auch Die deutfche Preßfreibeit ganzer Zänder und ganzer Klaffen von Ver— 
Tonen, jelbft die Öfterreichiiche unter Jofeph und die ein Jahr vor diefer Abhandlung von Nie 
mann gefhilderte funfzigjährige bolfleinifche; ferner vie noch viel ältere mecklenburgiſche und 
heſſiſche, oder auch die von Friedrich I. der Univerfität Halle, von dem berühmten Mündhaufen 
den göttinger Profefloren, von Karl Friedrich ven badiſchen ertheilte Preßfreiheit. 

„Doch no eine wahrhaft geniale Kühnheit diefer Darftellung! Durch eine jehr gelebrte 
Nachweiſung mehrerer Einfeitigkeiten im englifhen gerichtlihen Verfahren, durch eine nicht 
minder einfeitige Hervorhebung des Ausländers Delolme ald fafl «des einzigen Lobredners 
englifcher Preßfreiheit», bei melder Gelegenheit denn das treffliche, von den Engländern 
ſelbſt hochgeachtete Werk übel wegkommt, durch dieſes alles bahnt ſich der Verfaſſer den Weg 
zu der kühnen Behauptung, daß die freie engliſche Verfaflung nicht durch die Preßfreiheit, ſon⸗ 
dern troß derjelben beftehe. Davon aber erjieht man in viefer Darftellung nichts, daß in Eng= 
land und Amerika nad täglicher Erfahrung fo viele Menfchenalter hindurch die Begeifterung 
für die Preßfreiheit, wie auch fo viele oben erwähnte Außerungen ihrer erfien Staatsmänner 
ausſprechen, fo groß und fo allgemein ift, daß, wer fie dort angreifen würbe, fiher ven Ruf 
feines gefunden Verſtandes oder feiner Ehrlichkeit oder auch, wie Karl X. und Polignac, Thron 
und Leben aufs Spiel fegen würde. Aber wenn dem Verfafler alle übrigen Autorjtäten, alle 
jene großen Lobredner englifcher Prebfreigeit gar nichts galten oder nicht einfielen, au nicht 
die von dem der englifchen Berfaffung fundigen und nicht allzu liberalen Hunie, der befanntlich 
die Preßfreiheit „als das Palladiun der englifchen DBerfaffung, die ohne fie verloren fein 
würde‘, preift, fo ift zu bevauern, daß er damals noch nicht erlebte, wie felbft jener mit der 
Eontinentalpolitik jo wohl befreundete Lord Gaftlereagh in jene allgemeine Bewunderung ein= 
ſtimmte und 1820 in feierlicher Rede zum Lobe ver Preßfreiheit fih ergoß und erklärte: « Da® 
ift der glüdlichfte Zug unferer Verfaſſung, daß die praftiiche Wahrheit bei und durch fortmäh- 
renden Streit unter freien Männern verfhiedener Meinung entdeckt und geläutert wird. » 

„Alles möchte man noch eher uns bieten, ald daß man uns für fo einfältig hält, daß wir 
noch ald Wohlthat preifen follten, was andern edlen Nationen ald unerträglihe Knechtſchaft 
erſcheint. Dazu aber wird es jelbft das berrlichfte Talent nicht bringen, das, anders ald zu 
ſolchen Verjuchen verwendet, ven jubelnden Dank eined begeifterten Vaterlandes ernten fonnte. 

„Mislungen aber ſcheint und auch der Hauptbeweid gegen die gerichtliche Verantwortlichkeit 
und ein guted Preßgejeg, nanıentlih die Behauptung eined angeblich völlig unbegrenzten 
Spielraum für vichterliche fubjective Willkür bei Preßvergehen. Vor allem wird hier nicht 
im Dunkel und ohne VBerantwortlichkeit vor Höherm unabhängigen Geriht und der öffentlihen 
Meinung unterdrüdt und auch allen Schulolofen die wichtigfte natürliche Freiheit geraubt. 
Dann ift auch jener rihterlihe Spielraum an ſich hier um fein Haar größer als ja auch bei vem 
Misbrauche vieler anderer rechtlichen Freiheiten, z. B. der mündlichen Rede, des Schreibens 
u. f. w., wobei doc bisher noch niemand dachte, und mit ver Wohlthat einer vorausgehenden 
Genfur die böje Freiheit und die Verantwortlichkeit abzukaufen. Daß, wie der Berfafler für 
fih anführt, die Preßvergehen allein vie Befonverheit hätten, daß es bei ihnen außer dem 
objectiven Thatbeftand und dem Willen noch auf eine Tendenz anfonıme, ift juriflifcher Irrthum. 
Denn die befondern Mopificationen des Willens, 3. B. ald animus lucri faciendi, injuriandi, 
occidendi, bei Diebftahl, Injurie, Tödtung, find überall Grundlage criminalrechtlicher Beurthei— 
lung. Die Auögeburt des Despotismus, allgenieine Tenvenzprocefle, verwerfen wir ja aber 
ebenfo wie Briten und Franzoſen.“ 





10) ©. den Art. Eenfur. 
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Auf welche nicht blos alle felbftändige Meinungsäußerung , fondern auch die reine hiſto— 
rifche Wahrheit unterdrückende Weife aber ©. felbft vie Eenfur ausübte, mie er, ver angeb- 
liche Schüger der Schriftfteller und Freund milder Genfur , eine jede foldde Anficht unter- 
drückte, durch deren Vertheibigung er einft feinen Ruhm erwarb , davon geben den beften 
Beweis feine Benfurnoten zu Schneller’s „Geſchichte von Oſterreich“ (Br. 1 u. 2, Stuttgart 
1828—29) und feine gänzlidye Unterdrückung dieſes unfhuldigen, am mwenigften Oſterreich 
übelmollenden Werkes, deſſen Erſcheinen nur dadurch moͤglich ward, daß fein Verfafſer (mie 
er in der Vorrede erzählt) ausOſterreich auswanderte. 

Sehen wir nun folde gänzliche Verſchiedenheit ver wahren oder angeblichen Überzeugungen 
deſſelben geiftesfreien Schriftſtellers ſelbſt über die Grundlagen des ganzen politifigen Syſtemé, 
alsdann iſt ed fürd erfle fehr natürlich, mit dem neuen Herandgeber jener Adreffe zur Thron: 
befteigung (S. XXXIV) zu fragen, ob für fie etwa in den verſchiedenen Zeitverhältniffen, hier 
alfo in dem Uinterfchien der Jahre 1792 und 1797 einerſeits und in dem Sabre 1818 (ja felbft 
1819) andererſeits eine Redtfertigang gefunden werden kann? „In der Zeit von 1797 — 
jo fagt jener vortrefflihe Schriftfteller — „hatte Die Republik faft über das monarchiſche Europa 
gefiegt. Die Erbitterung der Beſiegten war größer und der Meinungsfanıpf der Parteien 
zügellofer al8 je; ber Jakobinismus trogte und eine geheime Propaganda jpannte ihre Neke 
aus. In dieſer unruhig bewegten Zeit nun wurden jene freifinnigen Worte gefproden und 
ſelbſt jegt von einem jungen Monarden furcht- und arglos vernommen. In diefer Zeit wurden 
die Wünfche des Bolfes von ihm beachtet , die Inquifltionen über politifchen und religidfen 
Blauben hörten auf, die Preffe wurde faft frei. Eo durfte in Berlin im December 1797 ver 
Obſcurantenalmanach in den Zeitungen feil geboten werben, obgleich darin ſtand: «Wöllner 
(der preußiſche Staatöminifter) fei entweder ein Narr, den ınan ind Tollhaus, over ein Schurke, 
den man ind Zuchthaus bringen müfle» — und ganz ebenjo die Schrift «An den Congreß von 
Raſtadt», obgleid darin fehr heftige Außerungen gegen Preußen und alles, was preußifch ift, 
vorfamen.” Bekannt ift die noch einige Jahre fpätere vortreffliche Cabinetsordre an den Staats⸗ 
minifter von Angern gegen die Verfolgung Freimüthigen Tadels über öffentlihe Behoͤrden, 
„der, wo er ungegründet fei, Verachtung verbiene, wo er aber gegründet befunden werbe, zum 
Beſſermachen führen müffe, überhaupt zu Gunſten einer anſtändigen Bublicität, ohne welche ja 
die Regierung nicht hinter die Pflichtwidrigkeiten der Öffentlihen Beamten kommen könne, und 
die auf afle Weiſe befördert und gefhügt zu werben verdiene”. Und nun 1818, nachdem kurz 
zuvor unter ber lauten und allgemeinen Mitwirkung ver freien Preſſe, der freien Stimme ber 
Nation, alle Throne jo glorreich gerettet, nahdem ber große Befreiungskampf felbft mit 
den feierliäften Verheißungen der Preßfreiheit erdffnet, mit der Sanction berjelben in der 
Bundesdarte und den Zufiherungen der Landeöverfaffungen gefloffen war; damals, 1818, 
ale G., der Verfaffer des trefflihen Öfterreichifchen Aufruf von 1813, gegen bie freie 
Preſſe ſchrieb, da follte wirklich die große, gebildete, geſetzliche, treue deutſche Nation, und 
zwar fie allein unter allen freien civilifirten Völfern der Erde, für den Beſitz des von ihr ber 
Welt geſchenkten größten Gutes ver Eivilifation plögli unmwürbig oder unfähig geworben fein! 
Sie ſollte e8 etwa wegen ber leidenſchaftlichen Ungeduld oder ſchwärmeriſchen Verkehrtheit 
mehrerer Jünglinge! Und die freie Stimme der Öffentlichen Vernunft ver Nation, fie ſollte nicht 
jene ober auch vielleicht die Plane anderer, ven Feudaldruck wieder zwiſchen dad Volk und ben 
Thron Hineinzudrängen, unſchädlich machen können und dürfen! Doch es liegt zu nahe, daß 
nach allen denkbaren Beziehungen, nach allen politifhen Verhältniffen, nad allen Bewährun- 
gen der Nation, nad) allen Erfahrungen und Beijpielen wie nah den Grundlagen grundver⸗ 
tragsmäßiger Rehtöfagungen im Jahre 1818 umgleih mehr äußere Gründe für die Güte und 
Rothwendigkeit der Preßfreiheit in Dentichlann ſprachen, al8 in ven Jahren 1792 und 1797, 
wo fie ©. fo unbedingt und energifh empfahl. 

Die officielle Wirkſamkeit G.'s wirft auf dieſe ſchriftſtelleriſchen Widerſprüche fein gün⸗ 
ſtiges Licht, und umgekehrt. Früher ſchrieb G., ſtets reichlich bezahlt durch das engliſche 
Miniſterium, gegen den Erben des franzöfiichen Jakobinismus, gegen die Napoleoniſche Des⸗ 
potie und Weltherrfhaft. Seit 1805 und fhon unmittelbar mit der Schrift über das Gleich⸗ 
gewicht widmete er feine Feder, mie er felbft fagt, ganz dem Dienfte der Öfterreihifhen In: 
tereffen. Diefe fimmten aber bis zum Siege über den Napoleonismus 1815 im weſentlichen 
mit denenglifhenüberein. Bis dahin wurden jene G.’fchen Dienfte, Schriftftellerei und fonftige 
officielle Wirkſamkeit, geadelt durch die Ordße des Gegenſtandes und Zwecks, eben durch jenen 
Kampf gegen Napoleonifchen Despotismus, für welchen damals ja auch Friedrich Schlegel 
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oͤffentlich in Wien liberale deutſchgeſchichtliche Vorleſungen halten mußte. Bis dahin ſtimmte 
wol auch dieſe Wirkſamkeit im weſentlichen mit den urſprünglichen G.ſſchen Anſichten und 
Überzeugungen überein und erhielt dadurch ihre natürliche Wärme und Friſche. Schon mit dem 
vollendeten Sieg über Napoleon aber fielen die öflerreihifhen Intereffen und die Öfterreichifiche 
Politik in jene traurige Geftalt und Nichtung der Ferdinande zurück, und vie Metternich- G.'ſche 
Nusbilvung derfelben machte nun die habsburgiſche Dynaftie und Politik in Oſterreich und in 
Deutſchland allmählich fo verhaßt, daß meiſtentheils ſelbſt keine Erinnerung an beſſere Regen⸗ 
ten, wie Maximilian, Maria Thereſia und Joſeph, dieſen Haß beſiegen konnte. Dieſe für 
Deutſchland und für Ofterreich ſelbſt fo verderbliche Ferdinandiſche Haboburg-Metternich'ſche 
Politik, ihrem Weſen nach die toͤdliche Feindin geiſtiger Aufklärung und politiſcher Freiheit, 
ſowie die bittere Feindin jener obigen britiſchen und G. ſchen Freiheitsgrundſätze und zunächſt 
der von allen Fürſten vor den Freiheitskriegen feierlich verheißenen freien ſtaatlichen Entwide: 
lungen, jie war befanntlich die Urheberin und die Seele aller der freiheitömörberifchen Con⸗ 
grefle von Karlsbad und Wien (1820), von Laibach, TZroppau und Verona und vor Wien (1834), 
in weldden ©. als Generalfecretär, ald Rathgeber, ald Bearbeiter der fhwierigften Aufgaben, 
fo 3. B. ver befannten inſidiöſen Gegenſchriften gegen die verheißene und ſchon bundesgeſetz⸗ 
lid gewordene Preßfreiheit und freie ftändifche oder repräfentative Verfafjung überhaupt, als 
dienſtwilliges Werkzeug der treulojeften Unterbrüdung äußern Glanz und vor allem Geld ge: 
wann. Diefem Dienfte uun gehörte ald eine mefentliche Vorbereitung auch die deshalb vorhin 
‘ ausführlid gewürdigte Abhandlung gegen die Preßfreiheit an. Derfelben Volitif gehörte aber 
nicht minder an die ganze deutſche Bundespolitif feit 1819 und ihre Unterflügung und Leitung . 
durch den „Oſterreichiſchen Beobachter“, ihr ebenfalls die Anfeindung der Joſephiniſchen religid: 
ſen Freiheit und Aufklärung, die zuerſt im Finſtern ſchleichende Metternich'ſche Rückberufung 
der Jeſuiten, die Begünſtigung des Junkerthums und der romantiſchen und feudalen 
Schriftſteller, wie Adam Müller, und die von Wien aus gefoͤrderten Unternehmer des Haller'= 
Then „Politifhen Wochenblatt” zu Berlin. Denn was die ſchlauen und frivolen Meifter vieler 
öfterreihiichen Reactionspolitik bei jih noch mit einiger vorjihtigen Mäßigung betrieben, 
wie z. B. jenen im Jahre 1819 zur Verhinderung der verfprochenen Verfaflungen gemachten 
falſchen Verſchwörungslärm, dazu verführten jie in ausgedehnterm Maße die Politik dieſes 
kleinſten Großſtaates, melde ſich ſtets kleinlich zeigte, Tobald jie nicht durch bedeutende Fürften 
wie ven Großen Kurfürſten und Friedrich ven Großen oder durch ungewöhnliche Volkserhebung 
wie 1813 geleitet ward. 

Nachdem num die beillofe Verderblichkeit diefer Politik in Stalien wie in Spanien, in Öfter- 
reich wie in Deutſchland bereitd offen zu Tage liegt und mit noch gefährlihern Folgen uniere 
Zukunft bevroht, wird man endlich allgemein auch ihre Rechtswidrigkeit und Nichtswürdig⸗ 
feit eingeftehen. Bei diefer Erkenntniß wird dann auch der Tadel verhallen, welchen mit dem 
Apoftaten ©. fo viele gegen die liberalen Feinde feiner Wirkſamkeit ausfpraden, melden jegt 
namentlich auch Die Befangenheit gegen die glorreiche Erhebung, Einigung und Befreiung der 
von den Freuden wie von beren regierenden Dienern ſchändlich mishandelten und zerriffenen 
italieniſchen Nation wegen ihrer angeblichen Rechtswidrigkeit erhebt. Zur Befeitigung folden 
Tadels der großartigften Geſchichte unjerer Zeit bedarf e8 nicht einmal der Erinnerung an ben 
völferrechtlichen Altmeifter Vattel und an Lord Ruffell, an den endlich auch außerhalb Englands 
als ruhmvoll anerkannten Freiheitskampf der Briten gegen das fluartijche Vongottesgnaden⸗ 
fönigthum, an ihre Befreiung mit der ebenfalld fremden Hülfe der Holländer und ihres vom 
Großen Kurfürften unterftügten Statthalters. Kür eine gefunde öffentliche Meinung gnügt zur 
Rechtfertigung der von einem edlen Fürſten und feinem großen Minifter offen angekündigten 
und durchgeführten italienifchen Erhebung die Erwägung der vorausgegangenen empörenden 
Rechtöverlegungen durd die auswärtigen und einheinifchen Unterdrücker, vor allem aber der 
£ofoffalen Rechtswidrigkeit, mit welcher die großen europälfhen Kürften und Fürſtencongreſſe 
nach Metternich'ſchen und G.'ſchen Rathſchlägen vieje abſcheuliche Unterdrückung der unglüd:- 
lichen Nation bei deren Befreiungsverſuchen für immer zu beſiegeln und zu verewigen ſich 
vermaßen. Wurde doch damals zur Herſtellung und Befeſtigung ſogar der greulichen Mis- 
regierung der neapolitaniſchen Tyrannen das italieniſche Volk durch die auswärtige Über⸗ 
macht grauſam zu Boden geſchmettert und zum voraus für jeden neuen Freiheitsverſuch 
mit neuen öſterreichiſchen und, wo etwa dieſe nicht ausreichen ſollten, ähnlich wie die Spa: 
nier, mit ruſſiſchen und preußiſchen Executionstruppen bedroht. Und zur weitern Befeſti⸗ 
gung der doppelt rechtloſen auswärtigen und innern Unterdrückung mußten ſogar die Fürſten 
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fih durch ehrloſe Verträge gegen die allgemeine öſterreichiſche Obergewalt verpflichten, in alle 
Zukunft fi freier Lantedeinrihtungen zu enthalten, während Ofterreih hinwiederum gegen 
jeden Rettungsverfucd der mishandelten Bölfer unbedingt feine Profofendienfte verſprach. Die 
nun nach förmlicher Vermeigerung ber Aufhebung folder Verträge bewirkte Befreiung von ihnen 
und von der rechtlojen audmwärtigen und innern Unterbrüdung für rechtswidrig zu erklären, 
Died ift wol nur Ausfluß jener nriögeborenen, unzurehnungdfähigen Rechtsanſicht, melde 
blos Rechte der Zürften, nicht aber die daſſelbe bedingenden gleich heiligen Rechte ver Völker und 
Bürger anerkennt. Wonun aber joldde Unzurehnungdfähigfeit und moralifche Verflümmelung 
entweder von Geburt oder duch vermahrlofte Erziehung nit anzunehmen if, fondern 
wo, wie bei &., eine fo kräftige und herrliche Anerkennung und Darftellung der mahren Rechts: 
anfichten unn der Schmad wie der grundverderblichen Folgen ihrer Verleugnung vor Augen 
liegen, da iſt ed wol unmögli, einen Abfall von den eigenen beſſern Überzeugungen zu ver: 
Tennen. Wie läßt jih vollends die Empörung der Gefühle unterdrücken, wenn wir einen ſolchen 
Mann eine ruchlofe, verderbliche Politik überall ausüben und wegen der Vortheile und Genüffe, 
die fie ihm perfänlic brachte, vertheidigen ſehen? 

IV. Jedenfalls muß fih der Biograph, wenn in den Außeru objeetiven Verhältniſſen eine 
Rechtfertigung des großen Widerſpruchs nicht zu finden ift, nach den fubjectiven Verhältniffen 
und Motiven umſehen. Wir wollen hier vorjihtig jein. Aber wir werden diefe Linie nicht 
überfcpreiten, wenn wir einige Züge aus dem Leben G.'s felbit dem ſchon erwähnten Pane: 
gyrikus eines ihm geneigten und feiner Berhältniffe Eundigen Schriftfiellerd, Varnhagen 
v. Enfe, entnehmen. 

Bon feiner Heirath, bald nad feiner erfien Anftellung, fagt Varnhagen: „Seine bald 
nachher bewirkte Verheirathung mit einer geborenen Billy follte ihn bürgerlich noch mehr befe- 
fligen; allein- der Verſuch einer Häußlichkeit, welche feinem ganzen Weſen widerſprach, mis- 
glüdte völfig, und das Band wurbe in der Folge gelöft. Es reizte ihn die gefellige Welt mit 
allen ihren geifligen und finnlichen Benüffen. Männer und Grauen liegen ſich von feiner ſchmei⸗— 
chelnden Rede hinreißen und bethoͤren“ (S. 164). Dann fährt Barnhagen fort: „Merkwürdig 
ift ed, daß er, der ſpäterhin die Nevolution und ihre Folgen mit der größten Hartnäckigkeit 
und mit den ſtärkſten Waffen befümpfte, anfänglich ihr größter Lobrenner war‘ (S. 165). 
Nach ver Erwähnung des Eindrucks der Burke'ſchen Schrift auf G. und feiner Bearbeitung der⸗ 
felben, welche die Umänderung feiner Anfickten bewirkt haben jollen, heißt e8 weiter: „Jetzt 
warf ih ©, mit fruchtbarer Thätigfeit völlig in dad Fach der politifchen Schriftftellerei. Er 
gab eigene Schriften und Abhandlungen, er überfegte aus dem Granzöfifhen und Engliſchen, 
er übernahm die Leitung einer Zeitfchrift, gründete fpäter eine eigene. Seine literarijche Thä⸗ 
tigfeit wurde ſchon damals durch den Grafen von der Schulenburg-Kehnert mit anjehnlicher 
Geldhülfe unterfügt.... Er prüfte und befämpfte mit ſiegreichem Scharfſinn, mit warmer 
Beredſamkeit die neuen Grundjäge, zum Theil freilich, indem er fie dem Gegner entriß und auf 
eigenen Boden verpflanzte. Denn er hegte noch immer ſtarke Kreibeitögefinnungen und ftellte 
ihre Anſprüche kühn genug auf. Er ſchrieb gegen den damals mächtigen Minifter Grafen Hoym 
die Ihärfkien Dentichriften, worin deſſen Verwaltung Schlejiend Ihonungslos angeklagt wurde. 
Er ließ an den König bei ver Throndefleigung ein Schreiben druden... Unter ben Gelehrten 
und politifchen Wortführern des Tages fah er ſich jetzt durch feinen Abfall von der Revolution 
vielfach angefeindet, aber in ven höhern Kreifen der Geſellſchaft, in der Hof: und Staatöwelt 
war ihm dafür ein ſchmeichelhafter Erfag geboten... Die fremden Gefandten bemarben fid 
um ihn ; bejonders verfäumten die Gefandten von England und Öfterreich Eeine Gelegenheit, 
ven Mann zu ehren und zu ermuntern, der ihrer gemeinfchaftlichen Sade fo erwünfcht und 
einzig die Kraft feined mächtigen Talents lieh. Der Wirbel eines ſolchen Lebens brachte genug 
Zerftreuungen und Genüffe; ©. gab ſich diefen in vollem Maße hin. In ihm war ed längft 
entichieden, daß er ven Mächtigen und Vornehmen nicht ald ein demüthiger Sachwalter, den 
man abfindet, dienen wollte, fondern als einer, der durch fein Anjchließen ihnen gleich würde, 
an ihren Vortheilen, Genüſſen, Begüunftigungen theil hätte, und nur um diefen Preis konnte 
er fih ihnen bingeben. Wozu ſchon fein Naturell ihn unmwiberftehlich Hinzog, zu Genuß und 
Uppigkeit jener Art, zu leihtfinnigem Verbraud aller eigenen Mittel und forglofem Rechnen 
auf fremde oder künftige, dahin vervielfachte fein neuer Lebenskreis ihm nun Die Lodungen und 
Antriebe. Er machte Aufwand, jcheute keinerlei Ausgabe, machte Liebfchaften, gab Geſchenke, 
beſonders aber verthat und vergeudete er im Spiel mit ibm felbft unbegreiflicher Leichtigkeit. 
Er machte Schulden, und die unausbleibliche Unordnung, die fich mit einer Lebensart verknüpfte, 
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deren Derlegenheiten nur auf Koften größerer augenblidlich gehoben wurden, und deren An- 
ſprüche fi immerfort fleigerten, ließ ihn bald in ein Labyrinth gerathen, aus welchem Fein 
Ausweg möglih ſchien. Die Laſt, anfänglih noch manchmal abzumeifen, legte ſich endlich 
drüdend auf. Die Hulfsmittel waren erihöpft, die Heftigfien Mahnungen ließen Feine Ruhe 
und die Roth des Augenblid8 brachte zur Verzweiflung. Seine Scheu vor äußerer Gewalt, 
vor leidenfhaftlih rohen Anfprüden, denen er fi ausgelegt wußte, bildete ſich zur änaftlidhen 
Furchtſamkeit aus. ©. beſchloß unter diefen Umſtänden feine preußifche Laufbahn aufzugeben. 
Der Öfterreihifche Gefandte hatte ihm günftige Ausfichten in Ofterreich eröffnet. Um in viele 
vortheilhafter einzugehen, ſuchte er noch ein anderes Verhältniß zu befefligen, das mit jenem 
wohl verfnüpft werden konnte. Die herrſchende Partei in England ſah in ihm eins der treff- 
lichften Werkzeuge ihres Einfluffed auf vem Feſtlande. Bin Auflag über die englifhen Finan- 
zen, englifh von G. gefchrieben, hatte ven Minifter Pitt mit Bewunderung erfüllt. Von dem 
englifhen Gefanbten Elliot in Dresden eingeladen, machte &. mit diefem eine Reife nad) 
London. Er hielt hier eine reihe Ente; fein Ruhm, feine Fähigkeiten und fein Eifer trugen 
goldene Früchte... Die englifhen Gewalthaber ließen es bei ehrenvoller Anerkennung nidt 
bewenden. Sie gaben ihm, was ihm fehlte: Gold. Erſt eime runde Summe für den Anfang 
im allgemeinen, dann auch die Zufierung eines beftimmten Jahrgeldes. Als er zuerft wieder 
auf dem Feſtlande jeine englifhe Baarſchaft in deutſchen Währungen überfchlug, pünfte ihn Die 
Summe fo unermeßlich, daß er fie nicht verbrauchen zu können glaubte, und fo verſchwendete er 
mit vollen Händen, rief jeden flüchtigen Genuß, jede ſpielende Uppigkeit herbei, nur um fi} der 
neuen Macht, die ihm gegeben war, bis zum Misbraude zu erfättigen.... So lebensfroh Fam 
er 1803 nad Wien. Hier nahm ihn eine großartige Welt, ein reiches und Fräftiges Treiben 
auf” (S. 172). 

Auch hier in Wien jah ſich indeß G., troß der Öflerreichiichen und englifchen Gelber, 
zumal während der immer unglüdlidhern Kriege gegen Frankreich, „wiederholt allen Greueln 
ausgeſetzt, bie aus der Doppelnoth hervorgehen, nicht zahlen umd nicht borgen zu können. Das 
er gleihwol immer Rath zu fchaffen wußte und feine Lebensgewoͤhnung, feine Uppigfeit und 
Verſchwendnng mwenigftens einigermaßen fortfehte, ſtets im Wirbel des reichen und vornehmen 
Lebens ſich behauptete, darin ift nicht minder die Kraft feiner Perfönlichkeit und das fortiwirfende 
Gewicht ſeines Talents ald die Gunſt des Glücks und der Umflände anzuerkennen... Die 
Ho8podare der Moldau und Walachei nahmen ©. auf gültige Fürſprache zum diplomatifchen 
Beauftragten in Wien, ein Verhälmiß, welches die größten und mannichfachſten Vortheile ge: 
währte! (S. 176). Nah Erwähnung der vielen und großen Congreſſe und der bedeutenden 
Rolle, die G. bei venfelben einnahm, fagt Barnhagen: „Mit vem Vortbeile ver Sache, der er 
diente, glaubte er den feinen ſtets verbinden zu dürfen, und dies in einem Maße, pas er aus der 
ihn umgebenden Welt nit Hein nehmen konnte. Er ließ fid feine Dienfte bezahlen und unge: 
heuer bezahlen, aber Fänflih war er nit... Er war fo überzeugt von dem Egoismus der 
andern, bad er den feinen nur für eine Nothwehr, für eine Bedingung des Beſtehens hielt und 
den Mangel diefer Waffe mol gar befeufzte, mo er fie an ſonſt wadern Leuten zu fehr vermißte, 
denen er Theilnahme und Wohlwollen gewinmet hatte... Dem Bormurfe ver Keigheit beugte 
er fih am meiften; willig bekannte er ſich zu der unüberwinblichen Furcht und Angft, denen er 
von vielen Seiten immer offen war. In feinem Berufe hat er nie des Muthes noch der Kühn: 
heit entbehrt.... Aber er fürchtete Gewitter, Eee- und Bergfahrten, Waffengeklirr, kurz alles 
und jedes, mit dem ſich nicht reden lieg und mo feine Argumente galten. Die Furcht vor dem 
Tode verbitterte ihm oft den hochſten Lebensgenuß und er juchte jeden Gedanken an Altwerden 
und Sterben von fi abzuhalten. Ihn erichredte jedes laute barſche Auftreten, jedes wilde 
trogige Ausſehen; ein Schnurrbart fon war ihm unheimlich, ein finfterer, unmilliger Blick, 
den er nit gleich deuten konnte, ſelbſt bei feinen beften Kreunden, machte ihn unruhig; ein 
ſchwarzes, düſteres Gelicht neben ihm, mit ftarfenı Schnurr- und Badenbart, konnte ihm eine 
ganze Mahlzeit verderben, feine ſcheuen Seitenblicke peinlihft beſchäftigen. Als Kotzebue durch 
Sand erdolcht worden war, erhielt G. einen fürchterlichen Drohbrief, er fei der Ehre, durch ven 
Dolch zu fterben, gar nicht werth, ihm fei Gift beftimmt und ſchon bereitet, denn verurtheilt fet 
er längft ald ein Verräther, der die Freiheit de Vaterlandes untergraben helfe. Der wohlfeile 
und frevelhafte Scherz machte auf ©. einen entieglihen Eindrud; er ſollte bei einem fremden 
Sefandten, feinem bewährten Freunde, zu Mittag ſpeiſen: ex ließ abfagen, wagte acht Tage ſich 
nit aus dem Haufe und kaum zu effen; jeder Biflen, den er genoß, erregte ihm Schauber und 
Angft. Seine Empfänglichfeit machte ihn gar leicht zum Gegenſtande von Moftificatiomen, .. 
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Seine Furt, feine Eitelkeit, feine Sinnlichkeit und was man ſonſt an ihm tabeln mochte, 
kannte und geftand er felbft mit liebenswürdiger Offenheit” (S. 181). „Zuweilen gab er 
mit naiver Heiterkeit jeden Rüdhalt auf. So richtete er einft an einen jungen Diplomaten, der 
ihm fehr ergeben war, deſſen wienerholte Erfolge ihn aber verwunderten und faft neipifch mach⸗ 
ten, ganz vertraulich die Frage: « Sagen Sie mir, mein Lieber! was machen Sie den Leuten 
denn eigentlich weiß?» Gi! dachte dieſer, hältſt du, alter Gauner, das für die lekte Kunſt? 
Da muß fie ja wol auch deine geweſen fein!’ (S. 183). „War es ihm fchmeichelhaft, daß 
ihn, ven aus unterm Stande Emporgelommenen, die vornehmften und reizendſten Gunſtbezei⸗ 
gungen anlocten, jo gefiel er fidh nicht weniger in dem Gelüſt, ven Meiz des Abfonderlichen und 
Fremdartigen aud in untern Negionen und jelbft in flrafbaren zu verfolgen, um einer doch 
meift nur Eindifchen Neugier ſchauerliche Einprüde zu gewähren... Den durch die mannid- 
fachſten Genüffe verweichlichten Sinnen durfte keine Behaglichkeit fehlen. Er umgab ſich mit 
Heinen Annehmlichkeiten, er verſchwendete Tauſende für geringfügige Leiſtungen. Kinvifch 
freute er fich feiner Fußdecken, Bolfter, Geräthe, Blumenarten, Bapierforten... Schneller, als 
es in feiner urſprünglich ſtarken Natur begründet ſchien, überſchlich bei ſolchem Hinſchweifen des 
Zebens ihn Abfpannung und Überdruß. Er fühlte Kränklichkeit, Berfall, er fah die Jugend 
entfloben, das vüflere Alter nahe; der Luxus Förperlicher Sorgfalt mußte ſich in nothgedrungene 
Fürſorge verwandeln, mit Seufzen bequemte ex ſich zu falfihem Haar! In feiner VBerflimmung 
mied er dann die Geſellſchaft, die Geſchäfte wurben ihm zuwider; kam irgendein Ubel hinzu, 
das ihn perfönlich berührte, ein Misverſtändniß, eine Verlegenheit, eine Bedrohung, verdüſterte 
jich der politifche Himmel oder ſtockten die außerorventlicden Einkünfte, deren er nie genug haben 
£onnte, jo war feine Schwermuth grenzenlos und er verzweifelte am Leben. Aber jeder Sonnen: 
fein von Geſundheit, von Gedeihen rief auch wieder feine ganze Kraft, feinen Muth und 
Leichtſinn zurüd... Gr war dem Gedanken und Sinne nach ein treuer Freund, aber zur 
That bedurfte er der perfönlihen Anregung, fie mußte einen Reiz für ihn, für ihn einen Genuß 
haben. Der gegenwärtige Augenblid war ihm alles, er lebte ganz in deſſen Macht und 
Gunſt“ (©. 184). | 

Varnhagen von Enfe berichtet nun weites eine wunderbare Wiederbelebung der Geſund⸗ 
heit und Kräfte des alternden Staatsmanns duch die Bäder von Gaſtein und Iſchl, feine jegige 
leidenfchaftlicde Liebe zu einer Operntänzerin und feine nun große Empfänglichkeit für ältere 
und neuere Poejle, befonders für die von Heine, dann aber au die große Angſt und Noth über 
die Julirevolution, vorzüglid aber erft über ihre Anregung wer Freiheitsbeſtrebungen in 
Deutſchland, über welches alled die Briefe von G. an die berühmte Gattin feined Biographen 
(Rahel) auf das intereflantefte fih ausfprehen. ©. ſchreibt hier unter anderm am 21. Jan. 
1831: „Ich befinde mich feit einigen Monaten — bei gottlob! noch fortbeftehendem koͤrper⸗ 
Iihen Wohlſein — im Zuſtand einer wirklichen Gemüthakrankheit, vie empfindliche Fort: 
fehritte in mir macht. Die Hauptelemente diefes Zuftandes find: fletd erneuerte Unruhe und 
tiefer Gram über die Begebenheiten, die und immer mehr und mehr in Die Enge treiben; das 
bittere Bewußtſein, daß ich nichts dabei wirken kann, daß ich ver neuen Geflaltung der Dinge 
täglich fremder werde, daß meine Nolle ausgefpielt und die Frucht vierzigjähriger Arbeit wie 
verloren ift; mannihfaltige Sorgen, unerjeglihe Verlufte in meinen Einnahmen, durch Die 
politifhen Kataftrophen herbeigeführt; meine Stellung in der Gejellfchaft, Die ich durd einige 
Jahre zu viel cultivirt Habe und von der ih mich jest, da fie mir zum Efel geworben ift und 
mid) überdies in dem einzigen Genuß, an dem ich noch hänge, Hört, nicht lodzumadhen weiß; 
Unzufriedenheit mit mir jelbft und der Welt, das Gefühl zunehmenden Alters und die Ihnen 
bekannte Furcht vor dem Tode. Sind dad nicht KranfHeitöftoffe genug?’ (S.252). Am 8. Juli 
fchreibt er: „Was ich in Der erflen Periode des Tages, befonders in den Stunden von 10—3 
Uhr leide, mag ih Ihnen nicht ausführlich befchreiben. Denken Sie fih nur, daß ich Heute feine 
einzige Depefche lefen oder fchreiben kann, die mich nicht aufs peinlichfte bewegte, mir nicht das 
Bild des allgemeinen Verfalls von einer oder der andern Seite anſchaulich machte. Denken Sie 
fi dabei, daß aud diejenigen, die fo lange im Rufe leichtſinniger Optimiften ſtanden, jegt die 
ſchwärzeſten aller Schwarzfeher geworden find, und mir jeven Morgen zehnmal betheuert wird, 
daß alles unfer Thun und Treiben vergeblich, daß die Welt ohne Rettung verloren fei, daß und 
nichts übrig bleibt, ald und auf unfern nahen Tod zu bereiten. Die obligate Lectüre von zehn 
oder zwölf verbammten Sournalen füllt die Zwiſchenräume meiner Geſchäftsſtunden aus und 
gibt mir vollends den Reſt“ (S. 257). Doch bald — und noch kurz zuvor, ehe er an einen 
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allgemeinen Erloͤſchen der Kräfte (9. Juni 1832) verſchied — gaben ihm der Fall War⸗ 
ſchaus und die Verhältniſſe wieder Hoffnung. „Und fo wie ſchon früher einmal fogar der Sieg 
vielfache Wirkungen ver überwundenen Revolution als Beſtehendes aufgenonimen hatte, fo 
glaubte G. auch jegt, daß mit der Revolution ein Stillftand nicht unmöglich fei, der einigen 
ihrer Wirkungen gleichfalls Die Rechte von Beſtehendem vorläufig einränmte. In diefem Sinne 
fhrieb er einen venfwürpigen Aufſat“ (S. 188). 11) Sein Biograph bemerkt nad) Ermäh: 
nung der Theilnahme der Staatsmänner und der Geſellſchaft: „Au aus andern Kreifen 
hallten ihm aufrihtige Klagen nad. Ihm hatte ih durch Bermittelung eines großen Geſchäfts⸗ 
haujes ein Briefwechfel mit einer hoben Perfon in Paris eröffnet, der zu dem vielen Seltenen 
und Wunderbaren gehörte, wodurch G.'s Leben und Stellung immer ald ganz einzig erſcheinen 
mußten. Eins der Bäupter jenes Geſchäftshauſes fagte nachher, als G. geftorben war, von 
ibm bedauernd: «Das war ein Freund! Solden bekomme ich nicht wieder. Er bat mid) bie 
größten Summen gefoftet, man glaubt nit, wie große Summen, denn er fehrieb nur auf einen 
Zettel, was er haben wollte, und befam es gleich; aber feit ev nicht mehr da ift, ſeh' ich erft, was 
und fehlt, und dreimal ſoviel möchte ich geben, koͤnnt' ich ihn ins Leben zurücdrufen»” (&.193). 
(War dad Haupt jenes Geſchäftshauſes etwa Rothſchild, die hohe Perſon in Paris etwa Lud⸗ 
wig Phillpp, und deuten jene obigen „unerſetzlichen Verlufte in ven Cinnahmen, durch bie 
politifchen Kataſtrophen herbeigeführt”, vielleicht auf ven vorhergehenden Machthaber?) 

Darüber mag Barndagen nichts weitered mittheilen. Und wie foll man wol pie Verfide: 
rung (©. 180 und 189) verftehen, ©. habe fi in grundfagmäßigem Egoiemus feine Dienfte 
„zwar ungeheuer bezahlen laſſen, habe ji den Mächtigen und Großen nur um den Preis 
gleicher Genüſſe Hingeben wollen, habe, in manderlei Widerfprud mit Meinungen verwidelt, 
die dem tiefern Sinne nad) wol aud die feinigen waren, Deren jegige Anwendbarkeit er aber 
bezweifelte, dieſelben wol mit aller Lebhaftigkeit, ja wol mit gefuchter, mit fophiftiicher Ent- 
gegenfegung beftritten, fei aber nicht käuflich geweſen, Habe feine Pflicht nicht verlegt und fei 
gewiß por vielen andern von der Beihuldigung freizuſprechen, daß er feinen frühern Grund⸗ 
fägen abtrünnig geworben und die Farbe gewechſelt Habe”? Auch Varnhagen glaubte doch wel 
mit und, daß ein Schriftfteller ingheiligen Dienfte der Wahrheit und Gerechtigfeit ihre Grund⸗ 
füße und Die Überzeugungen von ihnen nie für äußern Lohn und Bortheil verleugnen und Ent- 
gegengeſetztes vertheidigen dürfe? Ja, ein Scähriftfteller ſollte, abgefehen von dem geſchäfts⸗ 
mäßigen legitinen ſchriftſtelleriſchen Ehrenſolde, er follte von fremden Mächten für fein pflicht: 
mäßige Wirfen im Dienfte der Wahrheit fi jo wenig bezahlen laflen ald ein König in dem 
feinigen. Und konnte etwa wirflih ©. nad den großen Berreiungsfriegen, in ber jeßigen 
notäwendigen Regeneration der Völker, nachdem fie, wie er ſelbſt früher fo berebt klagte, Feu⸗ 
dalismus und Abſolutismus, eigennügiger Ariftofratiömus und Obfcurantiömus in alle die 
Schmach der Revolutionskriege geftürzt, Baterlandsliebe und höhern Gemeingeift überall er- 
ftidt und dadurch der ganzen deutſchen und europäiſchen Freiheit und Rechtsordnung beinahe 
für immer den Untergang bereitet hatten, Eounte er jegt in ben Jahren 1818— 32 die früher 
jo fehr gepriejenen liberalen Verfaſſungsgrundſätze unanwenbbar finden ? 

Wäre wirklich Hier, wäre, wenn G. audy die nad feinen frühern Staatsgrunpfägen 
pflihtmäßigen und durch die Regierungszuſicherungen hervorgerufenen deutſchen Reformbeftre= 
bungen feindfeliger als ſelbſt früher die franzöfifchen Hevolutiondgreuel verfolgte, niemals 
Wahrheitverleugnung, Pflihtverlegung, Farbenwechſel zu finden, nun dann gewiß dürfte 
man G. doppelt bewundern. Denn allen Gefahren, denen leider fo viele Schriftftelfer 


11) Barnhagen meint den Artifel in der Allgemeinen Zeitung vom 27. und 28. Sept. 1831, der 
allerdings nothgebrungene Zugeftändniffe für „Erhaltung auch des ronflitutionellen Syftems, wo es be: 
fteht, ja hier fogar auch für die Möglichkeit einer Vereinbarung des Syflems regelmäßiger Fortſchritte 
mit dem Syſtem ber Erhaltung‘' ben conititutionellen Fürften empfiehlt, in Verbindung übrigens mit 
„dem monarchiſchen Princip, dem göttlichen Recht und dem Kampfe gegen die Bolfsfouseränetät”. Ber: 

leicht man nun diefe durch die Julirevolution und die ihr gefolgten beigifchen, fchiveizerifchen und deut⸗ 
Shen Revolutionen abgenöthigten merkwürdigen Iugefländnifie, die ihrem Urheber nach Varnhagen in 
einigen Regionen fogar als ein Rüdfall in den Liberalismus verargt wurden, mit ben harten Ver: 
folgungen aller fo viel gemäßigtern liberalen beutfchen Beftrebungen, wie fie von 1817—30 fo manche 
frühere Artifel aus der G.'ſchen Feder enthielten, und betrachtet man die enge Sphäre, bie er dieſen Zu⸗ 
geftändniffen anweiſt, fo möchte man annehmen, ©. huldigte in der Roth der Theorie, daß die Völker 
nur fo vieler Freiheit werth und bebürftig feien, als fie felbft zu erobern wiſſen. Doch fcheint ung bie: 
felbe in doppelter Hinficht dem monarchifhen Prineip nachthelliger und gefährlicher als ein freies Be⸗ 
willigen bes Rechten. 
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erliegen, hätte er dann fiegreich getrotzt. Eitelkeit, üppigkeit, unordentliche, unſittliche Lebens⸗ 
weife, ver Ehrgeiz nach äußerm Glanze, vollends der Ehrgeiz eines bürgerlichen unbegüterten 
Mannes, ſich in Genüſſen und Ehren ven Vornehmen und Reichen ver Erde gleichzuſtellen, 
endlich Die Noth und Bein häufiger Verfchulpungen und Gelpverlegenheiten — und dies alles 
nod in Verbindung mit dem Mangel des Kamilienlebens und einer unabhängigen Stellung — 
bilden leider! nur allzu Häufige Klippen ver Männertugend, der Bürgertugend, ver Wahrbeits- 
treue. Schon eine diefer Klippen führte gar manchen politifchen Mann und Sähriftfteller zu 
ſchmählichem Misbrauche feiner Talente und Stimmrechte, zum Abfalle von feinen Überzeugun: 
gen, vom lautern Dienfle der Freiheit, Gerechtigkeit und Wahrheit. Gegen wirklichen Abfall 
ſelbſt aber, gegen rigennügigen Abfall vollends, wo er erwicſen werben könnte, gegen ihn, 
den gefährlichften Feind für vie Sicherheit ver Throne und der Freiheit, für die Ehre und Tüch⸗ 
tigkeit der Nationen, foll und darf wahrlich das Öffentliche Urtheil nicht gleiägültig gemacht wers 
den! Etwas ſehr Gutes, welches wenigftend zum Theil zu dieſer allgemeinen Bemerkung paßt, 
fagt Friedrich Kölle in einem feiner trefflihen Aphorismen über Diplomatie. Seine Worte find: 
„Ein ſchoͤner Zug der Deutſchen ift der gründliche Haß gegen politifche Schlechtigfeit, feine 
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Deutſchen! Jener verbindet fih mit fittlichem Abſcheu. Politiſche Nenegaten werben, auch wenn 
man fle auf Geſandtſchaften ſendet, auf eine merfwürbige Weife ſeeretirt. Es if keine Verfol: 
gung, nicht einmal offene Berfportung, aber die flille gemefiene Handhabung eines Verrufs, 
welcher dem Renegaten das Herz brechen macht, wenn ev noch eind hat.“ 

V. Solche Benrtheilung des berühmten Staatemanns, als wir fie zuerft publicirten, ſchien 
einigen etwas zu hart. Gie wird jegt mehr als noͤthig gerechtfertigt durch die „Tagebücher von 
F. v. Beng. Aus dem Nachlaß Barnhagen’s von Enſe“ (Leipzig 1861). Diefe Tagebücher nö⸗ 
tbigten felbft dem befreundeten Barnhagen in einem Bor: und Rachwort ungleich herbere Ur⸗ 
theile ab, als er früher au nur anzudeuten wagte. Sie find ein nur allzu deutlicher Spiegel 
der nichtswürdigſten Frivolität und der tiefften Verſunkenheit G.s. Nicht wenig wirb ber 
ftärkfte Tadel insbeſondere auch dadurch gerechtfertigt, daß ®. zu feinem Abfall von jenen früher 
mit der Begeifterung. einer urfpräünglich enlern Natur ausgeſprochenen freien politifhen Grund⸗ 
ſätzen nit einmal durch einen wirklichen Glauben an bie Öfterreichifche reactionäre Theorie 
und durch eine treue Gefinnung gegen bie öfterreihiiche Regierung und bie oſterreichiſchen 
Staatsmaͤnner verführt wurde. Vielmehr äußert er wiederholt die eigene und. Die fremde, im 
Jahre 1809 felbft von einem Radetzky und einem großen Theil ver Öfterreichifchen Offiziere 
ausgeſprochene Überzeugung von ber Unwürdigkeit und Verderblichkeit des Kaifers, welcher, 
nur in Beziehung auf Geldverluſte empfindlich, es nicht einmal der Mühe werth gehalten, bei 
bem Friedensſchluß aud nur ein Wort zu Gunſten der Tiroler einzulegen. Ja G. ift fogar von 
der angeblichen Erbaͤrmlichkeit ſelbſt des Erzherzog Karl und von der Verkehrtheit der Öfter- 
reichiſchen Staatsmänner überzeugt. Der unter diefen Männern allein hochachtbare Stadion 
mußte fhon 1809 dem Fürſten von Metternih Pla machen, von welchem legtern mar 
im allgemeinen eine jchlechte Idee hatte, Im Jahre 1814 fhrieb ©. in fein Tagebuch: „Der 
Anblick ver Öffentlichen Dinge ift zwar trüb, nicht ſowol wie früher durch Die erdrückende Macht, 
die über unfern Köpfen hängt, als durch die Mittelmäßigkeit und Ungeſchicklichkeit faſt aller 
gegenwärtigen Leiter; da ich mir inbeffen nichts vorzumerfen habe, fo Hat die genaue Kennt- 
niß diefed erbärmlihen Ganges und der mesquinen Leute, die die Welt regieren, für mich nichts 
Betrübendes, fondern e8 amufirt mich. Ja ih ergöge mid an dieſem Schaufpiel, wie wenn man 
es mir expreß zu meiner Unterhaltung aufführte.“ Als erfreulihe Refultate des Befreiungs: 
frieg8 aber hat er am Ende des Jahres 1814 nicht etwa Die glorreiähe Erhebung und Rettung 
der Nation in fein Tagebuch zu verzeichnen, fondern das, „daß ich in ven legten Monaten außer 
den Einkünften aus Bukareſt 18000 ZT. an außerordentlichen Beneſicien erhielt, und daß Die 
Summe meiner Gintünfte im Jahre 1814 auf wenigſtens 14000 Dukaten geftiegen iſt“. 

No merkwürdiger Iauten die Berichte des Tagebuchs von 1819 über ven Karlsbader 
Congreß. Neben „ven guten Dinerd, melde ich gemacht“, läßt er jich insbeſondere über bie 
Sigung aus, welche der Berfälihung des Art. 13 der Bunbesacte oder der verheißenen land⸗ 
ſtändiſchen Verfaſſung galt. G. berühmt fich hier feines ‚Antheild an einem ver größten und 
würdigſten Reſultate der Verhandlungen unferer Zeit’ und fegt hinzu: „Ein Tag, wichtiger 
als der bei Leipzig.” 

Varnhagen und mit ihm der berühmte Hiflorifer, weldher in der ‚‚Zeit” (Beilagen zu 52 
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und 57 diefer Zeitung von 1861) über diefe neuen Einblide in die Werkflätte der Staats: 
männer der deutichen Reaction berichtet, fchliegen übereinflimmend mit den Ausrufe: ‚Nicht 
ohne Schaudern und Erbarmen fleht man bier, welcher Art die Leute geweſen find, die Deutſch⸗ 
land Jahrzehnde lang regiert haben.” 

Die Verſchwörungen dieſer Männer fuchten wir (der Berfafler dieſes) in ver Schrift: 
„Wichtige Urkunden für ven Rechtszuſtand der deutſchen Nation‘ (Mannhein 1845) in ihrem 
verbrecheriſchen Zuſammenhange dem Baterlande zu enthüllen. Diefe Enthüllungen wurden feit- 
dem immermehr vervollſtändigt, neuerlich befonderd durch Agidi's Ofterprogramm „Aus dem 
Sabre 1819" (Hamburg 1861). Die verberblihen Folgen für das Vaterland und für die Ehre 
und Feftigkeit ver Kürftenthrong hat bereits die Geſchichte enthüllt, und eine nicht ferne Zukunft 
wird fie ferner enthüllen. Selbft der frevelhafte frivole Troſt, mit welden G. fi über das 
erwachende Bewußtfein des unheilvollen Zuſammenfturzes des Reactionoſyſtems mit den 
Worten: „Mich und ven Metternich Hält es noch aus“, zu beruhigen fuchte, ging ſchon für ihn in 
den Ängflen feiner legten Kebensjahre verloren. Sein mephiftophelifher Meifter aber erlebte 
noch feinen eigenen Sturz im Jahre 1848 und er enbigte fein Leben bei nem Todedſtoße für 
feine politifche Schöpfung, bei der Nachricht von der Niederlage bei Solferino. 

Kein wenn au noch fo gerechter Haß vermag übrigens die Wehmuth zu unterdrücken, 
daß fo Herrliche Kräfte wie die G.'s, flatt für die Ehre ihres Beilgerd und des Vaterlandes, 
vielmehr zu deren Schande verwendet wurden. Eine eigenthünliche Befriedigung für das fitt- 
liche Gerechtigkeitsgefühl gewährt dabei vie Betrachtung, daß als der wahre Grund des Unheils 
bie fittliche Schuld, die Hingabe an die Genußſucht ſich berausftellt, daß aber ver Sünder über 
fein nichtswürdiges Thun die verbiente Krafende Berwerfung in feinen eigenen Worten felbft 
ausſpricht. Wir denken an jene frühern kräftigen Worte, welche er in feinen befiern Stunden 
und geftügt auf die beflern Kräfte feiner Natur gegen die Diener verwerfliher Rechts— und 
Freiheitsunterdrückung und zur Grmunterung au bie fpäter von ihm verfolgten Freunde ber 
Freiheit richtete, und melde offenbar ebenfe gut die Habsburg-Metternicdy'fche und G. ſche wie 
die Napoleonifche Unterbrüdung fittlih und politifg verbammen und diefelbe fo vortrefflich 
bekämpfen, daß nicht beſſer ald mit ihnen auch der heutige Kampf der reiheitöfreunde gegen 
unfere von G. mit verfchulnete Reaction geführt werben kann. 

Gern erfüllen wir durch die Belege diejer merkwürdigen Thatſache zugleich eine Pflicht der 
Gerechtigkeit für unfere biographiſche Schilderung, indem diefe Belege am Schluffe verfelben 
die in früherer Zeit fo ruhmliche Wirkſamkeit des bochbegabten Mannes noch beſonders hervor⸗ 
heben. Diefe Wirkſamkeit befleht, wie wir jchon bemerften, in dem energifchen Kampfe gegen 
das Napoleonifche Unterdrückungsſyſtem. Bine Hauptthat in demſelben aber bildet vie im 
Jahre 1806 kurz nad dem Presburger Frieden zum zweiten mal erfhienene Schrift: „rag: 
mente aud der Gefchichte des politifchen Gleichgewichts von Europa”. Schwerlich möchten wir 
durch irgendein Lob dad beneidendwerthe Talent dieſes Schriftſtellers beſſer hernorheben, als 
wenn wir einige Stellen dieſes Werkes mittheilen: Gier wenigſtens gewiß war der Verfafler 
fo glücklich, eine gute Sade ganz mit voller eigener Überzeugung zu vertheidigen. Daher auch 
hier überall ein warmes fittliches Gefühl Hand in Hand mit den Gründen des Verſtandes geht 
und feine Darftelung Wahrheit und Werth für alle Zeiten hat. Hier werben feine leider 
fonft nicht feltenen Sophismen gänzlich überflüffig,, mit einziger Ausnahme nur etwa ber 
Bekämpfung der Angriffe, welche Napoleon zur Rechtfertigung aller feiner Gewaltthaten immer 
wiederholt gegen den ewig wunden Fleck der europätfchen völferrechtlihen Ordnung, gegen 
die Teilung von Bolen, zu richten wußte. Es ift nicht möglich, würbiger und Eräftiger und in 
herrlicherer, wohlflingenderer Sprade eine in Selbſtſucht und Materialismus, in Kleinlichkeit 
und feige Rückſichten verjunfene Zeitgenofienfchaft zu trafen und zur männlichen Vertheidi⸗ 
gung der Freiheit und Ehre und einer wahren Rechtsordnung, zur Abmehr endlich des wach⸗ 
fenden Verderbens einer nur durch den täuſchenden Schein feiger und fchmeichlerifcher Worte 
dürftig verhüllten ſchmachvollen Unterbrüdung aufzufordern, als es jenes Werf und zunächſt 
deſſen Vorrede thut. 

„Iſt nun aber“ — ſo fährt die letztere nach Schilderung der Befeſtigung der Unter⸗ 
drückung durch den Presburger Frieden und den Rheinbund (S. XIV) fort — „iſt nun aber 
alles dahin? Iſt Hoffnung ein Verbrechen geworden? Sollen die drohenden Vorherverkündi⸗ 
gungen derer, die das, was nun Gegenwart, ſowie das, was noch Zukunft für uns iſt, in frü⸗ 
hern Unglücksfällen und frühern Verſchuldungen ſchon laſen, Die man anfänglich wie gallſüch⸗ 
tige Träumer, weiterhin wie überſpannte Propheten, zu allen Zeiten mit Kaltſinn und Ungunſt 
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behandelte, ſollen fie buchſtaͤblich bis ans Ende erfüllt werden?.. Diefe Fragen haben diejenigen 
zu beantworten, in deren Händen unfer zweideutiges Schickſal, unſere getheilte ſchwindende 
Kraft, unfer letztes Bertbeinigungsfapital liegt... Was aber ung, bie wir mit befiommenem 
Gemüthe die Entwidelung unſers Schidfald erwarten, was uns allen, die wir felbft nichts 
beſchlleßen, aber vie, welche Leben oder Tod in jeder ihrer Entſchließungen tragen, durch lebendi⸗ 
ges DBertrauen, durch verftändige Beharrlichkeit ftärfen, oder durch unwürdigen Kleinmuth, 
durch leihtfinnige Hingebung entkräften koͤnnen, obliegt, das iſt, uns in eine Stimmung zu ver- 
fegen, welche die Loͤſung jenes Problems nicht willkürlich oder abſichtlich erſchwere. Wenn Re⸗ 
genten oerißre unmittelbaren Gehülfen um fich her nichts als ſtumpfe Verzweiflung, oder ſtraf⸗ 
baren Kaltfinn gegen das hoͤchſte Interefle der Staaten, oder Wohlgefallen an ihrer Auflöfung 
erbliden, jo müßten fie mehr als menfchlihe Energie und mehr ald menſchliche Weisheit Hefigen, 
um die Böller vor dem Untergange zu bewahren. Wie fol diefen noch geholfen werben, wenn 
fie fi nicht einmal nach Hülfemehr fehnen, wenn blühen oder welken ihnen gleich ift, wenn Frei: 
heit mit Anftrengung fie mehr als ruhige Sflaveret, die Sorge für die Erhaltung ihrer Rechte 
mehr als die Vernichtung verfelben ſchreckt? Bon diefer Seite haben wir das Außerfte erlebt. 
Eine lange Reihe von Jahren Hatten die Berführer eines Teihtgläubigen Zeitalter keine Kunſt 
unverfucht gelaflen, um die MWenigen, ie Flühn genug waren, ven Vorhang hinwegzuziehen, der 
die Schredniffe ver Zukunft bedeckt, zu verfpotten oder verdächtig zu machen und gerade bie 
Brunpfäge zu empfehlen, die jede Ausficht auf ein Beſſeres verfchloffen. Man folle vod nur — 
fo lehrten fie — fein ruhig und friebfertig und vor allen Dingen unthätig bleiben, der ausgetre⸗ 
tene Strom werbe fhon von felbft wieder in fein Bett zurückkehren... Diefen einfchläfernpen 
verrätherifchen Lehren gab das Publikum, gaben die Höfe fich preis. Linter den Urfachen unſers 
heutigen Verderbens ift ihr Einfluß der wirkſamſte geweſen“ (S. XIX). „Geleugnet fann 
nun nicht mehr werben, daß bie oft verlachten Weilfagungen gereötfertigt find... Der Schleier, 
den Thorheit oder Arglift über die einpringende Zufunft geworfen Hatten, ift durch bie Schrecken 
der Gegenwart zerriffen. Aber die Vorrathskammer der Täuſchungen ift darum noch immer 
nicht erfhöpft. Was man nicht mehr als Grille verachten, als Babel beifeite fegen darf, wird 
jegt als erträgliches Übel oder wol gar als Vortheil geſchildert. Und auch mit dieſer verzwei⸗ 
felten Wendung hält der Leichtfinn des Zeitalterd und der erſchlaffende Geiſt eines politiſchen 
Indifferentismus Schritt” (S. XXD. „Die Wortführer der gleihgültigen Partei, an nieber- 
ſchlagenden Aufmunterungen und troftlofen Troftgrünven reich, heben bald die Unvermeiblid- 
feit der Üibel, bald das übriggebliebene Gute heraus, um den Unmuth ber Zeitgenoffen zu 
befänftigen: die @rfahrung habe gelehrt, daß jeder Verſuch, dem uͤbel zu fleuern, Die entge- 
gengefepte Wirkung hervorbringe; wenn die übermacht eine gewiſſe Höhe erreichte, jet ber 
Widerſtand Unfinn zu nennen; in folhen Falle gebiete die Weisheit, auf möglihft gute 
Bedingungen zu capituliren und, flatt alles in die Schanze zu ſchlagen, lieber durch frühzeitige 
Selbftentmafinung, durch ein gefälliges Betragen gegen ven Sieger fo viel, als ſich retten läßt, 
zu retten” (S.XXIV). „Wenn einmal ein Volk oder ein Zeitalter jo tief In egoifttiche Beſtre⸗ 
bungen, in unwürbige Marimen, in einen befchränften und niedrigen Gefichtöfrelß verfiel, daß 
alles öffentliche Interefle ihm fremd, das Vaterland ein Name ohne Bedeutung, der Werth einer 
felbftändigen Eriftenz auf der engen, bürftigen Wage der gemeinen Vortheile gewogen und der 
Verluft von Freiheit und Würde eine gleichgültige Begebenheit wird, dann fcheint ed nicht mehr 
Zeit, an die evlern Gefühle zu appelliren. Die Sklaverei iſt vollendet, auch ehe noch der Unter: 
drüder erfhien, der Staat iſt aufgelöft, auch ehe er noch fihtbar zufammenflürzte, und bei ver 
erften prüfenden Kataftrophe werden die, die nicht mehr Kraft genug hatten, ſich im Lichte der 
Sonne zu behaupten, dem Diener der Finfternig überantmortet’' (&. XXVI). „Das Über: 
gewicht, welches Gleichgültigkeit und Kaltfinn gegen daB höchſte Interefle von Europa und 
Deutſchland oder auch unmittelbare Begünftigung deſſen, mas dieſem Höchften Interefle ven 
Tod bringt, in den Gemüthern der Zeitgenofien gewannen, war nicht bloß, wie häufig geglaubt 
wird, eine Zugabe zu wejentlihern Übeln, eine Nebenfigur in dem düſtern Gemälde bes ſchmäh⸗ 
lihen Verfalld; es war das eigentliche innerfte Welen, die urfprünglichfte Wurzel dieſes Ver- 
falls. Mannichfaltige und große Verſchuldung luden allerdings die Regierungen auf fich ; viel, 
fehr viel Haben fle gethan, um ſich felbft und uns zu Grunde zu richten; aber ber größte, ber 
entfcheivenpfle Antheil an dem Werke der Verwüſtung iſt unfer. Ihrer Berirrungen wären 
weniger, und die, in melche fie gerieihen, wären fürzer, leichter, heilbarer gewefen, wenn die tiefe 
Verblendung der Nationen, die Verkehrtheit des Öffentlichen Beiftes, die Erſchlaffung aller echten 
Gefühle, die Herrſchaft der nienrigften Triebfevern und, um das Ganze mit einem Worte zu 
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umfaſſen, die moraliſche Fäulniß der Welt nicht rund um ſie her alles vergiftet, zerfreſſen und 
aufgelöſt hätte’ (S. XXXVII). „Von welcher Seite follen wir nun Hülfe erwarten? Die 
Regierungen und die öffentliche Meinung find gemeinfhaftlie, ſolidariſch verantwortliche Ur⸗ 
heber unfer heutigen Lage. Jene hören over verſtehen und nicht mehr, und was noch weit nieder: 
ſchlagender ift, fie Eönnen uns jegt nicht mehr hören; ... auf diefe wirken zu wollen, ſcheint 
fruchtlos, weil die Möglichkeit eines glücklichen Erfolgs wenigſtens doch das ald gegeben vor: 
ausfegt, was hier faft ohne Hoffnung verſchwand: die Sehnſucht nad einem glücklichern Zu: 
flande, den Siun, welcher Feſſeln verabfcheut, welcher fie abzumerfen trachtet. Noch eine belle 
Ausſicht Hleibt übrig, umd diefe, ein überſchwenglicher Troſt, kaun feine Tücke des Schickſals 
verdunfeln. Die Starken, die Reinen und Guten, wie gering auch ihre Anzahl jein mag, müſſen 
feſt und ungertrennlich zufammenhalten, müflen wechſelsweiſe einander belehren und zuſprechen 
und tragen und heben und begeiftern. Ihr Bund iſt die einzige Macht, Die einzige unüberwun⸗ 
dene Goalition , die Heute noch Der Waflengemwalt trogen, die Völker befreien und Die Welt 
dauernd beruhigen kann. Aucher, diefer heilige Bund, mag in einzelnen Gefechten erliegen, aber 
alles, was er zu verlieren hat, iſt das Schlachtfeld; ein glorreiher Rückzug iſt ihm offen. Wenn 
rund umber alles zerfällt, verſchanzt er ſich auf einer unbezwinglichen Höhe, ſchließt die herr: 
lichften Schäge ver Menſchheit, dem Sieger unerreihbar, mit fi ein und bewahrt fie für ein 
glüdklicheres @efchlecht... Ihr, die ihr, im Schiffbrucde der Zeit von Ton und Trümmern um: 
ringt, aller Güter koſtbarſte und erfle, einen freien umfafienden Geift, ein treued lebendiges 
Herz, den Sinn für die Heiligthümer der Menfchheit, ven Muth, ihnen alles zu opfern, und 
Blauben an die Zufunft gerettet, ihr, echte, feuerfefte, nur gemeine Trüblal unbejlegbare, in 
Geiſt und Wahrheit ſtets fiegreihe Helden des Jahrhunderts, von ber Menge verfannt, von 
aufgeblafenen Weltflürmern vieleicht zum Glücke verachtet oder gehaßt, vor allen aber ihr, 
an die zunächſt viefe Worte ji richten, des Baterlandes einfame Zierden, hochherzige, durch 
fein Unglück bezwungene, eure Namens würdige Deutfche, ermübet, verzweifelt nur nicht! 
Der, welcher euch auserkor, die Nachwelt mit der Gegenwart zu verjöhnen, legte hartnäckige 
Kämpfe und furdtbare Prüfungen euch auf... Das Vaterland ift gebeugt, zertreten, zerriflen 
und entweiht; ein Theil feiner Fürften trägt Öffentlih und anerkannt Dad Joch eines Freniben 
Gebieters; mehr denn einer, durch nichtige Titel oder weſenloſe Vergrößerungen gelockt, warb 
Mitarbeiter an dem gemeinichaftlihen Ruine... Die Kräfte unierer großen Nation jind 
zerftreut, zerfpalten, auf allen Seiten in matt fließende Bäche over in faule, ſtehende Sümpfe 
oder in treulofe Abzugsfanäle geleitet, für jeven wahren Nationalzwed verloren... Aber 
nicht blos der Körper des Reichs iſt verflümmelt, gemishanvelt und gefhändet, auch die Seele 
ift tödlich verwundet. Umſonſt jucht ihr in der Maife eures Volkes, umfonft an den Höfen, 
umfonft unter ven Großen des Landes jenes wehmüthig erhebende @efühl, jenetiefe, doch mann: 
liche Trauer, jenen Eräftigen hoffnungsvollen Schmerz, der rettende Entfchlüffe verfündet. Eure 
Klagen verhallen in ver Luft; eure Schilderungen des allgemeinen Verderbens werden höd: 
ſtens ald müßige Spiele, als literarifhe Merkwürdigkeiten behandelt; va, wo ed euch noch 


allenfalls vergönnt iſt, das Publikum in feinem Schlunmer zu flören, glaubt man viel zu thun, 


wenn man euch wie läflige Freunde, wie mohlmeinende Grillenfünger duldet; mit Unbehag: 
lichkeit hören bie Meiften, mit Bangigkeit jogar Beflere eu an, und der Augenblick ruͤckt ficht- 
bar herbei, wo ein langes melancholiſches Verſtummen dad Geſetz eurer bürgerlihen Cxiſtenz 
und die harte, aber gebieteriihe Bedingung eurer perfönlichen Freibeit fein wird... Dies 
alles und mehr noch als dies — denn wer beftimmte die Grenze des übels? — werdet ihr nicht 
blos mit Stanvhaftigfeit, ſondern mit dem folgen, begeiſternden Bewußtſein unzerftörbarer 
Überlegenheit ertragen, wenn ihr groß und flarf genug ſeid, euch felbft nie untreu zu werden. 
Solange ihr aufrecht ſteht, iſt nichts ohne Hoffnung gefallen... In euch fleigt das ſcheinbar 
Geſunkene in erneuerter Herrlichkeit wieder auf, in euch iſt das ſcheinbar Verlorene ſchon völlig 
wiedergefunden. Euer unmittelbarer Einfluß mag gehemmt, euer Wirkungskreis mit engen 
Schranken umzogen, eure Hand in Fefleln gelegt, euer Mund gewaltfam verfchloffen werben; 
dies alles trifft nur Außenwerke eurer Macht. Euer fefter, unerſchütterlicher Sinn, die aner- 
fannte Unwandelbarkeit eurer Grundfäge, eure immerwährende flille Proteftation gegen alles, 
was frevelhafte Gewalt zu fliften oder zu rechtfertigen wähnt, Die dem Feinde und dem Freunde 
gleich gegenwärtige lebhafte Überzeugung, dag der Krieg zwifchen der Ungerechtigkeit und euch 
ich durch feine falfchen Unterhandlungen ſchlichten, durch Leine treulofen Frievenstractate been: 
digen läßt, die würbige, tapfere, ſtets aufrechte, ſtets gerüftete Stellung, in welcher ihr euern 
Zeitgenofien erfheint — das find eure unbefieglihen Waffen. Eure bloße Exiftenz ift ein be: 
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ſtändiges Schreckbild für die Unterdrücker, und für Die Bedrückten ein unverſiegbarer Troſt. Mo 
ihr euch befindet, da ift ver wahre Mittelpunkt aller Unternehmungen, wodurch früher ober 
fpäter Europa von der Knechtſchaft erlöft, das Geſet der Willkür zerriſſen, der hochmüthige 
Luftbau vergänglicher übermacht geſtürzt und ein neuer unſterblicher Bund zwiſchen Freiheit, 
Ordnung und Friede für eine glücklichere Nachwelt gegründet werden muß“ (S. XLVI). 
„Curopa iſt durch Deutſchland gefallen, durch Deutſchland muß es wieder emporſteigen. Unſer 
innerer unſeliger Zwieſpalt, die Zerſplitterung unſerer herrlichen Kräfte, die wechſelſeitige 
Ciferſucht unſerer Fürſten, die wechſelſeitige Entfremdung ver Völker, das Verlöſchen jedes 
echten Gefühls für das gemeinſchaftliche Intereſſe der Nation, die Erſchlaffung des vaterländi⸗ 
ſchen Geiſtes — das find Die Zerſtörer unferer Freiheit, dad unfere tödlichen Feinde und die 
Feinde Europas geweſen. Getrennt wurden wir niedergeworfen; nur vereinigt koͤnnen wir 
und wieder erheben; aber ſollen die Staatskräfte Deutſchlands je eins werben, ſo muß zu⸗ 
vor der Nationalwille eins fein. Hier, unverzagte und großdenkende Deutjche, zerſtreute, doc 
geiftig verfammelte, durch Gleichheit des Sinnes und der Befltebungen verbundene und recht⸗ 
mäßig conftituirte Nepräjentanten der Nation, bier Öffnet fi ein vuhmvolles Feld. Euch 
felbft nicht zu verlaflen, war dad erfle; aber entzieht euch auch dem Vaterlande nicht. Laßt, 
jeder in ſeinem Kreife, aus welchem Standpunkte, durch welches Medium es aud) fei, das Licht 
eurer Weisheit, eurer Kraft, eures unerſchütterten Gemeinſinns leuchten, ruft, ſoweit eure 
Stimme reicht, die Trägen zu erneuerter Anſtrengung, die Hoffnungsloſen zum Muthe, die 
Erſtarrten ins Leben zurück! Sucht den Cifer für gemeinſchaftliche Zwecke und Bereitwillig- 
keit, jeden abgeſonderten Vortheil der großen Nationalſache zu opfern, unter allen deutſchen 
Voͤlkerſchaften zu ſtiften! Schließt Feine von euren Bemühungen aus. In dem Herzen des 
geiunfenften Deutichen regt ji immer noch etwas, das euch verfieht, dad euch Achtung und 
Beifall erzwingt! Fragt nicht nad dem unmittelbaren Erfolge. Es bedarf nicht vieler, um das 
Größte zu Stande zu bringen. Bedenkt, daß ein einziges Wort, in einer glüdjeligen Stunde 
geſprochen, Nationen von Tode erwecken, das verloſchene heilige Heuer in ganzen Geſchlechtern 
wieder anzünden fann. Es ift unmöglich, daß ein Volf wie dad unfere nicht vom ſchmählichen 
Berfalle zurückkomme, daß jo viel Geifteögewalt, fu viel perſönliche Superiorität, fo yiel verein= 
zelte, aber gediegene Kraft, folder Reichthum natürlicher Talente und tieforingenber vieljeitiger 
Bildung, ald wir in unſerm Schofe vereinen, jich nicht früh oder fpät in irgendeinem Brenn: 
punfte fammle, von dort aus das Ganze belebe und alleeitlen Schranken durchbreche; unmöglich, 
Daß aus dieſem ehrmürbigen Stamme jo mannicfaltiger Vortrefflichleit und Hoheit, aus dieſem 
Mutterlande europäischer Herrſchaft, aus fo vielen durch ehemaligen Ruhm, durch große bedeu⸗ 
tungsvolle Namen zur Hortpflanzung eines heiligen Familienerbtheils verpflichteten Familien, 
aus fa vielen von uralten Glanze auch jegt, auch in dieſer Abenddämmerung aller Größe noch 
umſtrahlten Fürſtengeſchlechtern nicht endlich ein Held und Retter hervorgehe, der und wieder 
einfege in unfer ewiged Recht und Deutſchland und Europa wieder aufbaue! 5 LII). 

elcker. 
Gerechtigkeit und Recht und Unterſchiede des Rechts von der Moral. 
Gerechtigkeit und Recht ſind, wenn auch nicht die einzige, doch ſicher die Hauptaufgabe einer 
heilſamen Staatsthätigkeit und der Politik und zugleich die Grundbedingung und eine Grund⸗ 
lage für fie. Ein richtiger Begriff von denſelben iſt alſo weſentlich. Gerechtigkeit bezeichnet zuerſt 
eine ſubjective Eigenſchaft eines Menſchen oder eines Volkes und ihres Handelns, und zwar Die 
Eigenſchaft ihrer Übereinftimmung mit dem Rechten, oder auch mit dem rechten Geſetze oder 
dem Geſetze des Rechten Qjusti). Denn urſprünglich bezeichnet auch der Begriff „recht“ die Cigen⸗ 
ſchaft der Übereinftimmung eined Handelns oder Seind mit dem Geſetze. Hierauf deutet auch 
die Sprache im Deutihen wie im Lateiniſchen; denn wie justum und rectum auch wörtlid 
die Eigenſchaft des Übereinftimmend mit dem jubere und regere, mit dent Befehle oder Geſetze 
bezeichnen, fo drückt auch das deutſche Wort,recht“ die gleiche Libereinflimmung mit dem deutfchen 
„rachten, richten oder gerademaden” aus. Auch das griechiſche ölyearog weiſt auf die gleiche Über: 
einftimmung bin, denn ed flammt zunächſt von ötxa, in zwei gleiche Theile geteilt, weil die 
Griechen das Weſen des Geieged, vöpoc (abgeleitet von vépetv), in ein gleiches Theilen 
jegten.!) Eben daher ericheint bei ven Griechen wie hei ven Römern die Gottheit ver Gerechtig⸗ 
feit als perjoniflcirte Idee dieſes Rechts mit dem Symbole einer gleich zumägennen Wage, die 


1) Aristol. Eth. ad Nic., V,27. Cicero de Leg., I, 6. Daher auch Nemefls. 
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das Unrecht ſtrafende Göttin Nemeſis aber ſchon dem Wortbegriffe nad) als eine Austheilerin 
zur Herftellung des rechten Maßes. , 

Das: Wort „recht geht aber von ver bloß fubjertiven Eigenfchaft des Ubereinflinmens 
eined Seins oder Handelns mit der Rechtsnorm oder dem Gelee bald in einen objertiven Be- 
griff über, indem man damit auch vie Rechtsnorm, das Geſetz ſelbſt und den Inbegriff der @e- 
fege, insbefonbere auch pas höchſte Geſetz, die höchſte Idee veffelben und des Rechts bezeichnet. 
Und auf gleiche Weife geht auch das Wort Gerechtigkeit von ber blos fubjectiven Eigenſchaft der 
Übereinftimmung mit dem Rechte oder dem Geſetze des Rechten über in den Begriff des perfoni- 
fleirten Geſetzes, der Gottheit, oder der Idee des höchſten Geſetzes für das Rechte. 

Da hiernach Gerechtigkeit ebenfo wie Recht ſtets auf das Geſetz over die Regel des Rechten 
zurückführt, ſo gibt es ſehr natürlich ſo verſchiedene Arten des Rechten und Gerechten, als es 
verſchiedene Arten von Geſetzen oder Regeln gibt. Es gibt ſolche für phyſtſche, äußere, mecha⸗ 
niſche Verhältnifle, in welcher Beziehung man fagt, der Rod oder fein Ärmel ſei recht. Bor: 
züglich aber braucht man doch jene Worte in Beziehung auf pas freie Handeln des vernünftigen 
Menſchen, in Beziehung auf das Praktiſche. Und hier unterſcheidet man zunächft vie rein fitt- 
lihen Geſetze und bie äußern oder juriflifchen, die Rechts- oder Staatögefege, mithin auch bad 
ſittlich und das juriftifch Rechte und Gerechte. Die rein fittlihe Gerechtigkeit und ihre Bezie⸗ 
bung zu den übrigen fittlicden Tugenden aber überläßt das „Staats-Lexikon“ der Moral. 

liber dad Wefen und den richtigen Begriff ver juriftifchen Gerechtigkeit ift Streit. Dieje- 
nigen, welche das gefellichaftliche oder juriftifche und politifche Necht nicht von der Moral tren: 
nen, die daſſelbe als ein bloßes Kapitel perfelben behandeln, vermifchen natürlich auch die juri⸗ 
ftifche Gerechtigkeit mit der moralifhen Tugend der Gerechtigkeit, fordern für dieſelbe aud ein 
Handeln aus rein innern fittlihen Motiven und eine in die ganze Geſinnungsweiſe übergegan= 
gene, eine zur andern Natur gewordene Gemüthsrichtung für dad Gerechte (einen habitus). 
Sie tadeln alfo auch die Definition der römischen Suriften von der Gerechtigkeit, daß fie naͤmlich 
beftehe in dem feiten beharrligen Willen, gegen alle die Nectöpflichten zu erfüllen [Justitia 
est constans atque perpetua voluntas, jus suum cuique tribuendi?)]. Dieſe Definition 
enthält nichts von jenen Forderungen; ſie ift ihnen alfo nicht moraliich genug.®) Andere dage⸗ 
gen, welche das Recht gänzlich von allen fittlihen Grundlagen losreißen, e8 zu einem gänzlich 
äußerlihen mechaniſchen Zwangsgeſetz machen wollen, wie die firengen Rantianer, und daher 
6108 auf Die Außerliche erzwingbare Handlung fehen, halten einen gerechten Willen, vollends 
einen fortdauernden und befländigen, im Rechtsverhältniß für unnöthig. Sie verwerfen jene 
Definition ald allzu moraliſch. 

Aber auch hier beſchämt bei gründlicherer Betrachtung Die tiefe und praftifche Weisheit der 
claſſiſchen roͤmiſchen Jurisprudenz bie einfeitigen neuen Theorien und vermeidet in ihrer gefun= 
den Anficht ihre entgegengefeßten falſchen Extreme. Ihre Definition ift vollkommen richtig. 

Das Rechtsgeſetz flammt zwar (nad den, was Bb. I, ©. XLIfg. ausgeführt wurde) 
allerdingd zulegt aus derfelben Duelle wie die Moral, aus der praftiichen ober jittlichen Ber: 
nımft, aber es bat zunächfl noch eine eigenthümliche Quelle, vie äußere Anerkennung, den 
Griedensverttag, das gemeinſchaftliche erfennbare oder ausgeſprochene Rechtsbewußtſein, und 
erhält dadurch feine befondere juriftifche Natur. Durch fie verbürgen fich die Rechts: ober 
Friedensgenoſſen die gegenfeitige Anerkennung und Achtung ihrer Freiheit. Das Recht befteht 
nur durch diefen äußern Verein, den wir überall finden, wo e8 einen rechtlichen Zuftand gibt, 
als ein allgemein äußerlich erfennbares und erzwingbares Geſetz, als objectives, juriflifches 
Recht, und diefer Verein befteht nur durch Treu und Glauben in Beziehung auf den rechtlichen 
Willen, ihn fortvauernd zu halten, als ein wahrer Friedendverein, in welchem die Mitglieder 
der midtrauifchen feindlihen Kriegsrüſtung gegeneinander entfagen fönnen. 

Hieraus folgt nun in Beziehung auf jene erfte rein moralifche Definition der Gerechtigkeit 
als einer moralifchen Tugend und Vollkommenheit, daß fie für das Recht nicht paßt, daß fle zu 
viel fordert und ſelbſt das, was man auch juriftifch nicht erfennen fann. Die Moral freili for- 
dert, Daß man nur aud rein fittlichen Motiven ihre Gefege erfüllt. Wer fle erfüllt aus Furcht 
vor Strafe, aus Rüdfiht auf äußern Vortheil, handelt inſoweit nicht fittlih. Aber ver Rechts- 
verein fordert nur im allgemeinen, daß jeded Mitglied treu oder wahr Die Anerfennung feiner 
Achtung und feiner Pflicht der teten Heilighaltung des gemeinſchaftlichen Friedensvereins ober 


J. u. L. 10 de justitia et jure. 
‚3. B. Hugo Donell., 1,16; 4, 1,3. Mackeldey, Römifches Recht, 6. 111. 
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der gegenfeitigen Freiheit ausſpreche. Der Rechtsverein verliert aber nicht, fondern er gewinnt, 
wenn die ſchwachen Menſchen zur fleten Erfüllung ihrer Rechtspflicht außer ihren fittlichen 
Motiven noch äußere und jinnlide Motive der Ehre und Schande, des Vortheils, der Furcht 
vor Zwang und Strafe durch die andern Redtögenoffen erhalten und zu Hülfe nehmen. Ste 
vereinigen ſich vielmehr zugleich auch gerade dazu, dieſe Unterftügung fetbft zu begründen und 
dadurch eine möglichft ftetige, vollkommene Erfüllung des Rechtsgeſetzes zu bewirken. 

Aber es folgt doch zugleich auch in Beziehung auf jene zmeite rein mechanifche äußerliche 
Beflimmung der Gerechtigkeit, daß fle ebenfalls einjeltig if. Ohne den friedlichen rechtlichen 
Willen der Bürger, ohne den Glauben an denſelben ift fein friebliches Rechtsverhältniß und 
feine Erhaltung, keine Nieverlegung der Fauſtrechtswaffen, Kein friedlicher Verkehr möglich. 
Der Nachbar könnte ohne fie fi nicht unbewaffnet neben feinen Nachbar ſetzen, Ihn nicht neben 
fi bauen und wohnen laffen, niemand feinen Ader mit Hoffnumg zur fünftigen Ernte beftellen. 
Das fühlen felbft die roheſten Völker, wenn fie eines frieblihen Zuftandes bedürfen. Bei vem 
Heiligften, mas fie kennen, bei ihrer Religion, verbürgen ſich alle Voölker durch heilige Eide 
gegenfeitig diefen rechtlichen Willen, und ohne ihn oder bei einer Rotte von Teufeln oder fauft> 
rechtlich gefinnten Räubern wäre au durch feinen äußern Zwang das rechtliche Handeln irgend 
vollflommen zu erziwingen, wäre feine wahre gefiherte Freiheit ver Bürger zu hoffen. Wie 
würde dazu irgend der Zwang audreihen? Und wer foll denn bie Zwingenden wieder zum 
rechtlichen Zwingen zwingen unb zur eigenen Unterlaffung bes Misbrauchs ihrer Zwangs⸗ 
gewalt beflimmen? Das: „Mögen fie hafſen, menn fie nur fürchten“ (oderint, dum metuant), 
womit unfere neuen Juriften auszureihen hoffen, iſt, wie die Alten richtig bemerften, bie arm⸗ 
felige Aushülfe der Tyrannen, nie die Grundlage der Freiheit. Daher ſehen denn auch mit 
Recht überall die Gefege auf den rechtlichen Willen. Sein Dafein macht, in Verbinbung 
mit Treu und Glauben, dem Fundamente ded Rechts, der Bintritt in ven Friedensvertrag 
(nad) der praesumtio boni viri) juriftifh erkennbar, fo lange, bis durch Unrecht ein Man: 
gel erwieien ift. Diefen aber beftrafen die Gefege nad dem richtigen roͤmiſchen Grundſatze: 
Das Wefen des Vergehens befteht im unrechtlichen Willen [in delictis voluntas spectatur, 
non exitus*)]. Man ftraft ven durch äußere Rechtswidrigkeit erwieſenen Mangel des recht⸗ 
lichen Willens, ven dolus, und den nadhläffigen Willen, die culpa, man ftraft je nach ver Größe 
derjelben. Aber freilich der rechtswidrige Wille muß juriftifch erwiefen, er muß erfennbar, 
durch eine äußere rechtswidrige That erkennbar fein, wenigſtens durch den Anfang berfelben. 
Bloße unmoralifhe Gefinnungen und Gedanken verlegen wol die moralifche, aber nicht die juri⸗ 
ftifche Gerechtigkeit. Daher fagt ebenfalls mit richtiger Grenzſcheidung das Roͤmiſche Reit: 
Cogitationis poenam nemo patitur, oder: Bloße Gedanken und Gefinnungen find ftraflos. °) 
Bei einem Menfchen aber, der fo fehr alle Achtung gegen feine und feiner Mitmenfchen recht⸗ 
liche Perfönlicgkeit aufgegeben hat, daß ein gänzlicher Mangel des rechtlichen Willens bei ihm 
angenonmen werben muß, der hierdurch den Rechtsvertrag verbroden hat, ober bei einem 
gänzlich Ehrlofen forderten alle Völker nady dem Grundfage: Ehrlos, rechtlos, gänzliche 
Ausſtoßung over Entfernung aus dem Redytögeblete. 9) 

So ift es denn allerdings ganz richtig, daß zur vollfommenen jurlflifchen Gerechtigkeit, zur 
treuen Heilighaltung des Friedens: oder Rechtövertragd und der aus ihm für den Rechtsverein 
abgeleiteten Rechtsgeſetze „ein fefter und dauernder Wille, das Rechtsgeſetz oder gegen alle 
Rechtömitgliever die rechtlichen Pflichten gu erfüllen“, nothwendig iſt. Und wir müffen pie 
Nichtigkeit der Definition ber römifchen Juriſten um fo mehr bewundern, ba ihnen von feiten 
der Philofophen, des Artftoteles, der Stotfer und des Cicero, Definittonen ver Gerechtigkeit 
vorlagen, welche nicht fo fireng pie echt jnriftifchen Grenzen wahrten, ſondern in das Gebiet der 
Moral überftreiften. ?) 

Freiti aber bleibt dieſe Definition ver Gerechtigkeit nur eine fubjective und formelle, ebenfo 
wie die vom Rechte, wenn man es als ÜÜbereinftimmung mit dem Rechtögefege bezeichnet. Sieht 
man mehr auf dad objertive Wefen des reinen Rechtsgeſetzes, und zwar ohne feine Verbindung 
mit der Politik durch dad lebendige Stantögefeg, fo fann man Recht und Gerechtigkeit durch die 


Übereinftimmung mit dem rechtlichen Friedensvertrage bezeichnen. Will man aber zugleich das 
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4) L. 14 ad Leg. Corn. de sicar. 

5) L. 18 de poen. Oder auch nec consilium habuisse noceat, nisi ewfactum seculum sit. 
6) Welder, Syſtem, I, 244. 

7) Arist, Eth. ad Nic., V, 1. Cicero de Finib., V, 23. Gellius, XVII, 5. ®elder, I, 549. 
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Weſen des rein politiſchen Geſetzes oder der politiſchen Seite des lebendigen Staatsgeſetzes be⸗ 
zeichnen, ſo beſteht dieſes zunächſt in einer geſellſchaftlichen Hülfsverbindung für den gemein⸗ 
ſchaftlichen Geſellſchaftszweck, und politiſch oder politiſch recht iſt, was mit dieſen oder ihren 
Geſetzen übereinſtimmt. Im ganzen aber bleiben auch dieſe Definitionen noch bei der formellen 
Seite des Rechts- und des politifchen Geſetzes ſtehen. Will man den Inhalt und die hoͤchſte 
Aufgabe beider beſtimmen, ſo wird es ſchwer, eine ſolche materielle Beſtimmung in wenige 
Worte zu faſſen. Die Römer bezeichnen hoͤchſt kurz und zugleich im ganzen treffend dad Weſen 
und die höchfle Idee des lebendigen Staatsrechts im weiteflen Sinne oder der innern Verbin: 
dung des reinen Friedensvertrags mit dem Hülfdvertrage durch ars boni et aequi, d. h. die 
Kunft einer dem Gefammtzwede und ven Rechte entſprechenden harmoniſchen Geſellſchafts⸗ 
ordnung; denn das bonum bezeichnete gerade das Sittlich-Gute und Glückliche, das höchſte Sur, 
und dieſes oder der höchſte Endzweck aller Gejellichaftöglieder ift in der That die Aufgabe des 
politifchen Hülfsvereins oder des Staates (Bd. I, ©. XLD. Das aequum bezeichnete ebenfalls 
das Recht over wörtlich die in die Augen fallenpfte Hauptfeite des Rechts, die rechtliche Gleich⸗ 
beit, die formelle namlich, und die verhältnigmaßig gleiche Zutheilung, was aud in den oben 
angeführten griechiſchen Benennungen als Hauptbegriff des Rechts zu Brunde liegt. Bei den 
Römern heißt naher auch die. Gerechtigkeit felbft und die Göttin der Gerechtigkeit Aequitas. Ars 
aber bezeichnete nicht blos überhaupt die Kunft, deren Wefen der Idee entſprechende harmoniſche 
Geſtaltung ift, fondern insbeſondere auch bie zur höchſten wiſſenſchaftlichen und künſtleriſchen 
Vollendung erhobene, wahrhaft praktiſche Kunſt, vor allem alſo die höchſte, nämlich die 
Staatskunſt, ſodaß denn auch in dieſer Definition, ebenfo wie in der Definition von der 
Rechtswiſſenſchaft und in der Unterſcheidung der verſchiedenen Theile des Rechts (|. Römiſches 
Recht und Rechtswiſſenſchaft), fo jehr fie die Neuern auch oft herabfegen wollten und fo un= 
vollfonmen jie au zum Theil in rein formeller Hinficht. find, doch dem Weſen nach ſich eine 
viel tiefere und richtigere Auffaflung zeigt ale in den allermeiften neuern Beflimmungen biejer 
Grundbegriffe. 

Will man nun das juriſtiſche Recht (das rein rechtliche und das politiſche Element oder 
natürliches und poſitives Recht mit einbegriffen) von der Moral unterſcheiden, ſo ergeben ſich 
nach dem Bisherigen folgende weſentliche Hauptunterſchiede. Recht und Moral unterſcheiden ſich: 

1) durch den unmittelbaren und nächſten Gegenſtand und Zweck. Dieſe beſtehen bei der 
Moral in der Übereinſtimmung des Menſchen mit Gott oder ſeinem Gewiſſen und in der 
Löſung des Zwieſpalts ſeiner ſinnlichen Natur mit ihnen, in ſeiner Seligkeit, welche letztere mit 
dem Grundſatze: man muß Gott mehr gehorchen als ven Menſchen, höher ſtehen muß und 
chriſtlich höher fteht für den unſterblichen Menfchen als Die ganze vergängliche Welt, mithin audy 
als ein ihr widerſtreitendes Staatsgefetz, ſodaß nur der Heide Ariftoteled die Ethik der Politik, 
den Menfchen und feine Beilimmung dem Bürger und dem Staate gänzlich unteroronen konnte. 
Bei dem Rechte dagegen beftehen fie in einer zulegt natürlih auch jener moralifchen Beflim: 
mung entſprechenden Übereinftimmung und Vereinigung der verſchiedenen finnlih=vernüunftigen 
Individuen mit der Gefellichaft, in der Verhinderung ober Löjung ded Zwieſpalts mit ihr oder 
in der Erhaltung des gemeinſchaftlichen Friedens: und Hülfsnereind für alle. 

2) Sie unterjheiden jich ferner in der unmittelbaren und nächſten Duelle. Diefe iſt für die 
Moral vie religiöfe oder philoſophiſche Gewiſſensüberzeugung des Individuums, für welche 
ed nur frei zu prüfende, zu billigenve oder zu verwerfende Lehre, nit aber äußeres Geſetz gibt. 
Bei ven Rechte iſt die Ouelle zunächſt die zulegt freilich ebenfalls auf der jittlihen Überzeugung 
und auf der praftifchen Vernunft beruhende, aber objectiv und gemeinfchaftlich gemachte außere 
Vereinbarung (Bd. I, S. XLI), ſodaß nun feldft für die wiſſenſchaftliche, naturredtliche und 
politifche Entwisfelung aus der anerkannten Natur dieſes Außern Friedens- und Hülfsvereins 
oder aus den in ihr anerkannten höchſten Rechts⸗ und politifchen Grundſätzen allgemein ober 
objectiv erkennbare, erfahrungsmäßige und logifche Wahrheiten ausreichen und blos auf fub- 
jectiver metaphyſiſcher Speculation oder Glaubensüberzeugung beruhende Grundlagen aus: 
geſchloſſen find. 

Hieran fließen fi nun folgende weitere Unterſchiede. Das Recht, nicht aber die Moral, 
begründet: 3) allgemeine Erkennbarkeit und Beweisbarkeit; 4) die Zuläffigkeit äußerer Geſetz⸗ 
gebung und ebenfo 5) äußerer Motive und 6) einer äußern Richtergewalt; 7) ein freies 
äußered Dürfen oder eine fefte Grenze und Sphäre für ein invivinuelles Belieben innerhalb 
derſelben. In der Mordl gibt e8, fireng genomnien, eine ganz gleihgültigen Handlungen, keine 
reinen Grlaubnißgefehe. Sie gebietet immer, dad zu thun, was gerade das Wichtigſte für vie 
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moraliiche Vollkommenheit if. Das Recht aber bezweckt nur Frieden mit andern, nur ihre 
Freiheit. Wo ich fie, wo ich den Staat nicht verlege, wo ich in meinem Rechtskreiſe bin und 
bleibe, da babe ich ein freied Dürfen, eine freie Wahl nach meiner eigenen Tubiectiven Überzeu- 
gung von Sittlichfeit und Glückſeligkeit, das zu wählen, was mir dad Beſte feheint. In dieſem 
Kreife bin ich feinem andern Richter verantwortlich ald Gott und meinem Gewiflen. Darum 
ſagt man auch wol, jeder Bürger jei fouverän in feinem Rechtskreiſe. 

Durch diefe aus dem wahren Weſen des Rechts abgeleiteten richtigen Unterſchiede des Rechts 
von der Moral find denn von felbft aud vie falſchen befeitigt, daß 1) das Recht gänzlich und 
auch in der legten und mittelbaren Quelle ganz losgeriffen fei von aller Religion und Moral 
und ſittlichen Überzeugung, in weldem Falle es etwas Unfittliches wäre; 2) daß es beſchränkt 
fei auf die außere materielle Erſcheinung und That, ohne Forderung eines rechtlichen Willens, 
und 3) daß ed auch ohne diefen und ohne alle fittliche Grundlage abſolut äußerlich erzwingbar 
ſei, da der Zwang, obwol an ſich zuläſſig, doch nur wie eine für den Fall der Krankheit von den 
Rechtsmitgliedern zum voraus beſtimmte Arznei unterſtützend wirken kann. 

über Unterſchiede des Rechts von der Politik und des Naturrechts vom poſitiven Rechte 
ſ. Bd. 1, ©. XLIfg. und die Art. Naturrecht und Politik. Welder. 

Geridt, Gerichtsbarkeit, Gerichtsverfaſſung. 1. Die Juſtizhoheit des Staates be⸗ 
greift an ſich ſowol die Anordnung, Erhaltung und Überwachung der für die Rechtspflege nö⸗ 
thigen Organe, als auch die Ausübung der Rechtspflege ſelbſt. In der Foͤrderung des Stre⸗ 
bens nach moͤglichſter Gerechtigkeit liegt aber die Nothwendigkeit einer Trennung der Organe 
für die Ausübung der Rechtspflege von ven ſonſtigen, auch im Bereich der Juſtizhoheit thäti⸗ 
gen Organen der Staatögewalt und einer von legtern in der Ausübung ihres Berufs moͤglichſt 
unabhängigen Stellung ver erfiern. Während auf den tiefern Stufen der Culturentwickelung 
der Völker dieſe beiden Seiten der Iuftizhoheit noch verbunden waren, finden wir auf den höhern 
Stufen überall eine jenem Grundfage entfprecdende Sonderung, welche in dem neuern Staatd- 
regt als die Unterſcheidung zwifchen Juflizuerwaltung und Juſtiz aufgefaßt zu werben pflegt. 

Die Juſtizverwaltung umfaßt hiernad die Ginfegung ber für die Handhabung der 
Rechtspflege überhaupt erforderlichen Behörden und Beamten im Staate (Gerichte, Notare), ſo⸗ 
wie die Prüfung der Fähigkeiten und Überwachung ver Thätigkeit ſowol dieſer als der Rechts⸗ 
beiftände der einzelnen Staatsunterthanen (Advocaten) ; ferner die Beflimmung des Geſchäfts⸗ 
Treifeö derſelben, jomwie der Geſchäftsvertheilung und Geſchäftsordnung der Gerichte u. ſ. w., 
nicht minder die Beitellung der für die Rechtspflege erforverlichen Anftalten (Gefängniſſe u. ſ. w.). 
Die für dieſes alles Central: und Oberbehörden (häufig zugleich die höhern Berichte) beſtehen, 
von denen Anordnung und Aufiicht in dieſen Richtungen ergeht, jo ift auch, nach der Einrich⸗ 
tung vieler Staaten, in der Staatdanwaltichaft ein Inſtitut gefchaffen, deſſen Organe, unter 
einheitlicher Oberleitung flehenn , ven Beruf haben, die Thätigkeit der für die andern der oben 
gedachten Seiten der Juſtiz beftellten Organe des Staated in den einzelnen Fällen theild nad) 
ven beftehenven procefjualifchen Borichriften überhaupt zu veranlaflen, theild in ver Rich⸗ 
tung auf alljeitige Geltendmachung bes Rechts inſoweit zu überwachen, daß dem Streben nad 
möglichfter Gerechtigkeit vermittelft ner Tätigkeit der Juflizgorgane genügt werde. Wie jene 
Oberbehoͤrden eine centrale Stellung in dem Bereich des Rechtsgebiets einnehmen, fo jind Die 
Drgane ver Staatsanwaltichaft gleihfam in der Beripherie veffelben vertheilt, um bier in glei: 
cher Richtung thätig zu jein. 

Im Gegenfag zuder Juſtizverwaltung hat die Juſti z die Aufgabe ver Ausübung der Rechts⸗ 
pflege, welche in drei Functionen ſich theilt : die Ermittelung bed Thatſächlichen des einzelnen Rechts⸗ 
falls, die Feſtſtellung deſſen, was in demſelben Recht iſt, und die Verwirklichung dieſes Rechts. 
Das erſte kann, je nach den verſchiedenen Principien des gerichtlichen Verfahrens, bald unter 
directem Einfluß der Juſtizbehoͤrde in der Form der Unterſuchung, bald unter deren bloßer Lei⸗ 
tung der Verhandlungen der Betheiligten vor ſich gehen; in jedem Falle iſt es aber eine noth⸗ 
wendige Function der Juſtizorgane. Das zweite — die Fällung (Findung) des Urtheils — 
bildet den Kern ihrer Thätigkeit; doch tritt in dieſer Beziehung geſchichtlich mehrfach eine be⸗ 
ſondere Geſtaltung jener Organe ein, von welcher unten Näheres bemerkt werden ſoll. Das 
dritte — die Vollſtreckung des Urtheils — iſt verſchiedentlich aus dem Bereiche der Juſtiz, dem 
es rationell zuzutheilen iſt, in den der Juſtizverwaltung verſetzt worden, insbeſondere ſoweit 
es ſich um Strafvollſtreckung handelt. 

Den Inbegriff der Rechte und Pflichten, welche in der Juſtizverwaltung liegen, hat man 
neuerlich mit dem ſchon früher dafür gebrauchten Worte Gerichtsherrlichkeit wiederum be⸗ 
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zeichnet; den Inbegriff der in der Jufliz liegenden Befugniffe und Obliegenheiten faßt man ge- 
wöhnlih in vem Worte Gerichtsbarkeit zufammen. 

I. Die Gerichtöbarkeit in dem vorftehend entwidelten Sinne unterfcheiber fi zunächft 
ihrem Gegenſtande nach, je nachdem fle auf die Feftftellung des Strafrechts des Staates oder auf 
die Feſtſtellung von Privatrechten in einem einzelnen Falle gerichtet iſt. Das erſtere iſt die Cri⸗ 
minalgerichtsbarkeit, deren Aufgabe die Ubung der Criminaljuſtiz iſt; in der leztern Beziehung 
würde ihr Bereich an ſich durch die Aufgabe ver Nechtöpflege, die Wiederherſtellung der verletz⸗ 
ten Rechtsordnung, in Bezug auf Privatrechte begrenzt fein, fie wäre hiernach lediglich ſoge⸗ 
nannte ftreitige Civilgerichtsbarkeit (jurisdictio contentiosa). Allein das @ebiet der Thätigfeit 
der Staatögewalt in Beziehung auf die Civilrechtspflege iſt im Laufe der Zeit auch dahin er: 
mweitert worben, daß biefelbe zur Verhütung folder Verlegungen und Störungen der Rechts⸗ 
ordnung die äffentliche Autorität für die Begründung, Anderung und Aufgebung gewviffer 
Privatrehtöverhältnifle und für deren urkundliche Feftftellung eintreten läßt, ja unter gewiffen 
Borausfegungen dies zur Bedingung der Gültigfeit derartiger Rechtöverhältniffe macht. Hier: 
aus ergibt fi der Begriff einer Reihe von Functionen der Juſtizorgane, welche man mit dem 
Namen ber freiwilligen (au willkürlichen) Gerichtsbarkeit zu belegen pflegt. Die Hand⸗ 
habung derſelben liegt theil® den für vie Juſtizpflege überhaupt beftellten Behörden, theils be= 
fondern Beamten, den Notaren, ob. Die hohe Bedeutung, welche die freiwillige Gerichtbarkeit 
für die Geſtaltung und Sicherung der Rechtsverhältniſſe der einzelnen Staatsangehörigen hat, 
und die Wichtigkeit der hierauf bezüglichen Functionen iſt in der Gefeßgebung, Wiſſenſchaft und 
Praris bis auf die neuefte Zeit herab vielfach verfannt worden, und e8 hat dazu insbeſondere bie 
Übertragung vieler der wichtigften dieſer Bunctionen an Behörden und Beamte, welche vorzugs- 
weife noch mit andern Zweigen ber Rechtspflege beichäftigt waren, ebenfo mol Beranlaffung 
gegeben, als diefe Übertragung wiederum aus jener Verfennung zu erflären if. Der Bereich 
ver bierher gehörigen Handlungen läßt ſich am geeignetften in foldhe, weldhe bloße Zeugniffe ent⸗ 
halten, und ſolche, welche ſich als Infinuationen aller Art varftellen, zerlegen. Die Hauptklafle 
der erftern bilden die auf Recognition bezüglichen. Die bei meitem wichtigere bildet aber vie 
zweite Art diefer Handlungen. Zu ihnen gehören indbefondere alle Solennifationen von 
Rechtsgeſchäften, Adoptionen, Intereefflonen der Frauen u. f. w., ferner alle gerichtlihen Con⸗ 
firmationen mit vormundfchaftlicer Uberwachung, gerichtliche Depofitionen (von Teftamenten, 
Geldern u. ſ. w.), endlich die gerichtlichen Ingroffationen oder Intabulationen. Da es fi bei den 
Ingroffationen und Gonfirmationen auch um die Beurtheilung des in Rede flehenden Rechts⸗ 
geihäfts felbft Handelt (causae cognitio), fo ergibt fi ſchon Hieraus die Wichtigkeit diefer 
Functionen. Dieje Eognition kann wiederum entweder blo8 auf die Wirkfichkeit (nicht Simu⸗ 
lation) und den Belegen entſprechende Beichaffenheit, oder aud auf die Zweckmäßigkeit de 
Rechtsgeſchäfts gerichtet jein. Die Bälle, in welchen eine ſolche causae cognitio einzutreten hat, 
unterjheidet man wieder ald gemifchte freimillige Gerichtäbarfett von der andern. “Diefer 
Überblick zeigt, wie mandherlei und wichtige Rechtsacte hierbei in Frage ſtehen, die freilich zu 
ihrer rihtigen Würdigung häufig einen über den gewöhnlichen Geſichtskreis des blos in Beur- 
theilung und Entſcheidung freitiger Bälle geübten Richterd hinausgehenden Umblid erfordern 
und ſchon aus diefem Grunde, noch ganz abgefehen von möglichen Gollifionen, am geeignetften 
gar nicht richterlichen Behörden übertragen fein follten.?) 

Die Criminal: ſowie die ftreitige Civilgerichtsbarkeit önnen wiederum quantitativ ober quas 
litativ beſchränkt fein. Jenes ift bei ver erftern infofern der Fall, als je nad) ver Schwere ver 
Berbrechen, bei derlegtern infofern, als je nach vem Werthe des Streitobjectd verſchiedene Juftiz= 
behörben mit der Behandlung der einzelnen Rechtsfälle beauftragt find. Einen qualitativen 
Unterſchied aber zeigen die verfchiedenen Arten der Gerichtsbarkeit (ſowol der Eivil- ald der Cri⸗ 
minalgerichtöbarfeit), welche fih auf einzelne Klafien von Staatdangehörigen oder von Rechts⸗ 
fachen beziehen. Hierher gehören die Militürgerichtöbarkeit, vie beſondere Gerichtsbarkeit in 
Handels⸗, Gewerbs-, Bergwerksſachen u. |. w., auch, ſoweit Lehnsverhältniſſe noch beftehen, 
die Lehngerichtsbarkeit. Einen eigenthümlichen Charafter zeigt die geiftlihe oder kirchliche 


1) Wir wollen hier nur an Falck's Wort (Iuriftifche Encyflopädie, $. 157 fg.) erinnern: „Die Bes 
handlung diefer außergerichtlichen Gefchäfte wird in manchen Bällen für das zeitliche Glück und ſelbſt 
für den häuslichen Frieden ganzer Bamilien, für den Credit und Wohlſtand der Staatsbürger in einem 
hoben. eat entſcheidend und fordert beinahe mehr als die gerichtliche Praxis Rechtokunde, Umſicht 
und Sorgfalt.’ | 
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Gerichtsbarkeit (jurisdictio ecclesiastica). Im katholiſchen Kirchenrecht wird dieſelbe aus gött- 
lihem Rechte abgeleitet und daher nicht unter den Gefichtspunkt einer von der Juſtizhoheit des 
Staates ausgehenden Gewalt geflellt. Nach proteftantiiher Auffaffung aber hängt die ver 
Kirche allerdings zuzugeſtehende Gerichtsbarkeit von per jededmaligen Stellung ab, die fie dem 
Staate gegenüber eiunimmt. Hiernach iſt auch der Umfang der kirchlichen Gerichtsbarkeit nach 
beiden Rechten ſehr verſchieden. Im Eatholifhen Kirchenrecht wird in der Strafgerichtsbarkeit 
zwifchen kirchlichen und gemifchten Verbrechen im &egenfag zu ven rein bürgerlichen unter: 
ſchieden. Die erftern zerfallen wieder in die gemeinen, welche von jedem Mitglieve ver Kirche 
begangen werben koͤnnen (Kegerei, Ayoflafie, Schisma, Simonie), und in die beſondern Amts⸗ 
vergehen Der Geiſtlichen; Die gemifchten, bei denen es nach Der Theorie des Kanoniſchen Rechts 
darauf ankanı, welches — ob ein geiftliched oder weltlihes Gericht — zuerſt der Unterfuhung 
fi unterzog , waren Blasphemie, Sacrilegiun, Meineid, Zinswucher, Fleiſchesverbrechen u. a., 
in früherer Zeit auch Zauberei. Gegen alle dieſe Verbrechen ſowie auch gegen verſchiedene rein 
bürgerlide ging und geht jegt noch die Kirche mit kirchlichen Strafen vor, die theild einen ſpeci⸗ 
fifch kirchlichen Charakter (wie Excommunication, Interbict u. ſ. w.) Hatten, theils der weltlichen 
Juſtiz entlehnt waren (Geld⸗, Gefängnißftrafen u. ſ. w.). Im proteflantifchen Kirchenrecht er- 
feinen dieſe Befugnifle durch das Verhältniß zum Stante in bei weiten geminderter Ausdeh⸗ 
nung. Cbenſo ift von der ausgedehnten Eirchlichen Gerichtsbarkeit der katholiſchen Kirche in Be⸗ 
treff kirchlicher Sachen und Perjonen in der proteflantifchen Kirche nur ein geringes Maß ge: 
blieben, und aud in dieſem Bereich Hat die Firchliche Gerichtsbarkeit, da fie in Rechtsſtreitig⸗ 
keiten nur aus landesherrlicher Verleihung abgeleitet wird, in neuerer Zeit noch weientliche Be: 
ſchränkungen erfahren, ſodaß ihr, obwol au nicht ausnahmslos, vorzugsweiſe nur noch Die 
Gerichtsbarkeit in Eheſtreitigkeiten zugehört. 

Wegen einer weitern, nicht auf rationellem, fondern blos hiftorifhem Grunde beruhenden 
Unterfeidung der Gerichtsbarkeit in landesherrliche und Patrimonialgerichtäharfeit ſ. Patri⸗ 
monialgerihtöbarkeit. 

IL. Die Stellung der Berichte im Staatsorganismus bevingt nach dem oben unter I. Ent⸗ 
wickelten deren völlige inabhängigkeit in ven Handlungen der Rechtöpflege, ſowol von dem 
Einfluß des Negenten ald anderer Behörden (einem Einfluß, den man auch mit dem Namen 
Gabinetsjuftiz zu bezeichnen pflegt), mag derſelbe ein pojitiv beflimmenber ober ein negativ 
hemmenber fein, Dieſer Grundfag der Unabhängigkeit und damit das Verbot der Cabinets⸗ 
juftiz ift in dem deutſchen Staatörecht ſchon zur Zeit des Deutfchen Reichs zur Anerkennung 
gebracht und neuerlich ſowol durch pad Bundesrecht ald in ven Verfaſſungsgeſetzen der meiften 
deutihen Staaten ausgeſprochen worden. Soviel dad Bundesrecht anlangt, fo ift in Art. 29 
der Wiener Schlußacte vom 15. Mai 1820 beflimmt: „Wenn in einem Bundegſtaate der Fall 
einer Juftigverweigerung eintritt und auf geſetzlichem Wege ausreichende Hülfe nicht erlangt 
werden kann, fo liegt ver Bundeöverfammlung ob, eriwiefene, nach der Berfaffung aus ben be⸗ 
ſtehenden Geſetzen jedes Landes zu beurtheilende Beſchwerden über verweigerte oder gehemmte 
. Mechtöpflege anzunehmen und Darauf bie gerichtliche Hülfe bei ver Bundesregierung, die zu Be: 
ſchwerden Anlaß gegeben bat, zu bewirken.” Die deutſchen Verfaſſungsurkunden aber ſprechen 
demnächſt meift vie weitern, damit zufammenhängenden Sätze aus, daß niemand an ber Betre⸗ 
tung oder Verfolgung des Rechtswegs vor den beſtehenden orbentlichen Gerichten in Juſtiz⸗ 
ſachen gehindert und daß niemand in ver Regel feinem orventlihen, d. 5. dem gefeglich beſtimm⸗ 
ten Richter entzogen werben Edııne. Was unter Juſtizſache zu verſtehen fei, iſt theils in den 
Geſetzen der einzelnen Staaten beflimmt, theild unterliegt e8 im einzelnen Zmeifelöfall ver 
Beurtheilung der zur Entſcheidung der Eompetenzconflicte in den meiften deutſchen Staaten be- 
ſonders beftellten Gerichte. 

IV. Das Gericht wird gebilnet durch ven Richter oder dad Richtercollegium ; dad poſitiv 
Recht erfordert jedoch mehrfach noch ven Hinzutritt anderer Berfonen zur vollfländigen Beſetzung 
des Gerichts, theild unbeſchadet der Goncentration ver eigentlich richterlichen Thätigkeit, des 
Urtheilfindeng, in der Perfon des Richters, theils fo, daß dieſe Function zum Theil andern 
Verſonen überwiefen iſt. Die erftern find bald die Actuarien oder Gerichtsfchreiber zur urkund⸗ 
ligen Aufzeihnung deſſen, was verhandelt und geurtheilt wird, theild Zeugen der richterlichen 
Acte (Urkundsperſonen, auch die Schöppen der fpätern Zeit). Diejenigen Perfonen aber, 
welchen Theile der richterlichen Thätigkeit übertragen werben, find Die Geſchworenen. 

Die Befähigung zur Ausübung des Richteramts beruht im allgemeinen auf der Erfüllung 
der flantörechtlich verfibieden normirten Dunlificationshevingungen (wiſſenſchaftliche Vorbe⸗ 
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reitung, Beſtehen der vorgeſchriebenen Prüfungen, Ernennung, Beeidung u. ſ.w.). Im beſon⸗ 
dern find theils diejenigen Gründe geſetzlich beſtimmt, aus welchen ein Richter im einzelnen Falle 
nicht als ſolcher fungiren darf (z. B. wegen naher Verwandtſchaft mit den bei dem Rechtoſtreite 
oder in der linterſuchung Betheiligten), theils iſt den Betheiligten geſtattet, Ablehnungsgründe 
wegen zu beſorgender Parteilichkeit deſſelben geltend zu machen, über welche bei Collegialge⸗ 
richten das Gericht ſelbſt mit Ausſchluß des abzulehnenden Mitglieds, ſonſt das vorgeſetzte Ge⸗ 
richt entſcheidet. 

V. Schon der Umfang des Staatsgebiets bedingt faſt allenthalben eine Mehrheit neben⸗ 
einander beſtehender Gerichte mit räumlich abgegrenztem Wirkungskreiſe (Gerichtsbezirk). 
Nicht minder wird eine ſolche durch die Verſchiedenheiten ver Gerichtsbarkeit (ſ. oben unter I.) 
herbeigeführt. Es iſt aber nächſtdem ein in Deutſchland ſchon reichsrechtlich, dann auch bun⸗ 
rechtlich (Art. 12 der deutſchen Bundesacte) anerkannter Grundſatz, daß die gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung der ſtreitigen Rechtsfälle auf Anrufen der Parteien der Prüfung und nochmaligen 
Entſcheidung eines höhern Gerichts umterftellt werben foH (1. Inftanz), und daß auch über 
diefen hoͤhern Gerichten noch ein höchſtes Gericht als dritte Inftanz beſtehen ſoll, welches 
gegen die Entſcheidungen der ihn untergeordneten Gerichte angerufen werben kann. Dieſer 
Grundfatz leidet zwar weder vollſtändig auf alle ſtreitigen Rechtsſachen, noch durchgehends auch 
auf die Strafſachen Anwendung, vielmehr iſt der Inſtanzenzug bundesgeſetzlich theils beſchränkt, 
theils für gewiſſe Urtheile (rückſichtlich des Wahrſpruchs der Geſchworenen) ganz ausgeſchloſſen. 
Allein es iſt dadurch doch in allen deutſchen Staaten eine dreifache Gliederung der Gerichte her⸗ 
vorgerufen. Zu oberſt ſteht ein verſchiedentlich benannter oberſter Gerichtshof (Obertribunal, 
Oberappellationsgericht, Caſſationshof u. ſ. w.), deſſen Function in der Regel nur in ber 
nohmaligen Prüfung von richterlichen Acten der untergeordneten Gerichte und beziehendlich 
nochmaligen Entſcheidung der von dieſen abgeurtheilten Rechtsſachen befteht. Ein ſolcher ober⸗ 
ſter Gerichtshof beſteht in jedem der größern deutſchen Staaten für das ganze Gebiet des Staates, 
bie Fleinern Staaten haben je mehrere gemeinſchaftlich ein Dberappellationsgericht. In zweiter 
Linie fungiren — je nad) der Größe des Staates eind oder mehrere — Gerichte zweiter Inftanz 
(Appellations=, Obergerichte u. |. w.), weldje vorwiegend gleichfalls nur als Höhere Initanz 
thätig find, nach den Einrichtungen verfchledener Staaten aber aud die erftrichterliche Entſchei⸗ 
dung in ſchwerern Straffällen oder wichtigern jogenannten erenten Streitiaden haben. In 
unterfter Reihe beſtehen ſehr verſchiedenartig benannte und bald collegialifch zufammengefehte, 
bald von Einzelrihtern gebildete Gerichte zur erftinflanzlichen Entſcheidung, beziehendlich zur 
Unterfuhungsführung und Vorbereitung der von einem ber höhern Gerichte zu ertheilenden 
Entſcheidung. H. Schletter. 
—— — ſ. Proceß. 

Gerichtsſtand, ſ. Forum. 

Germaniſche Voltsrechte. Unter germaniſchen Volkorechten (leges barbarorum) 
verſteht man die älteſten officiellen Rechtsaufzeichnungen der einzelnen germaniſchen Stämme; 
wir befigen in ihnen zugleich die älteften einigermaßen zuſammenhängenden Nachrichten über - 
die früheften Nechtözuftände unferer Altuorvern. Denn bei ältern, namentlich römifchen 
Geſchichtſchreibern finden ih nur einzelne hierher gehörige Notizen, und bie früheften eigent- 
lichen, von ber koͤniglichen Gewalt ausgehenden Gefege für die germanifhen Reiche find 
jünger als die erften Volksrechte. Deren praktiſche, mit dem Kreis Ihrer Anmwendbarfeit zu⸗ 
ſammenhängende Eigenthümlichkeit liegt darin, daß fie das Recht eines Stamms, nicht einer 
Landſchaft enthalten, nach welchen die Angehörigen veffelben, mögen fle in feiner Hauptheimat 
oder anderwärts fid niebergelaffen haben, beurtheilt werden, während auf die Angehörigen 
anderer Stämme, die in ihrer Mitte wohnen , nicht dieſes, ſoudern das Recht ihres eigenen 
Stamms angewendet wird. Mit andern Worten: in den Volksrechten erfcheint das Mecht, ganz 
im Gegenjaß zu ven und geläufigen Borftelungen, nicht in territorialer, fondern in rein per: 
Toneller Beziehung, eine durch die jegt übliche Bezeichnungsweiſe „Volksrechte“ ganz treffend 
angedeutete Eigenthümlichkeit; das Recht ſteht weſentlich nur im Zuſammenhange mit dem von 
der Natur gegebenen Ganzen des Volkes, nicht mit der politiſchen Schöpfung des Staates ober 
des Reichs. Es leuchtet ein, daß die Erſcheinung, fo befremdend fie uns auf ven erſten Blick vor: 
kommen mag, doch die einfachfte und naturgemäßefte iſt. Lange bevor ein Einzelner daran 
denken fann, refleetivend bie zweckmäßigſten Rechtsnormen zu eriinnen, ehe ein Organismus 
erfunden iſt, vermöge deſſen Das, was der Einzelne erdacht Hat, für ale mit rechtsverbindender 
Kraft verfehen werben kann, ſchafft der inſtinctiv wirkende Trieb ver Mafle regelnde Rormm 
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fir die fih häufig wiederholenden Lebensverhältniſſe. Jener Trieb iſt bei den Volksgenoſſen, 
pie von der Natur gleichartig geſchaffen find und gemeinfame Schickſale durchlebten, ver gleiche, 
alfo aud fein Product für fie das nämliche. Die nationale Art, die geheimnißvolle Quelle, 
aud welcher für alle Zeiten aud der höchſt entwidelten Bultur die befondere Färbung der ein- 
‚ zelnen pofitiven Rechte entfpringt, iſt in den unentwickelten Urzuſtänden eines Volkes vie weit: 
aus vorwiegende Kraft bei Erzeugung bed Rechts, welches demnach nicht für vie Genofien des 
bei diefer Erzeugung menig betheiligten Staates, fondern für die Benoffen des Volkes (Volks: 
ſtamms) ein gemeinfames ift. 

Indem aber zur fhriftlichen Aufzeihnung des Rechts gefchritten wird, führt eben viefer 
Schritt von felbft zu einer höchft folgenreihen Änderung in der Art der Rechtsentwickelung. 
Die ſchriftliche Aufzeichnung des Rechts fegt voraus, daß der vorhandene Rechtsſtoff und zmar 
in feiner abftracten Allgemeinheit zum Bemußtfein gebracht wurde. Die Rechtéſätze, welche 
bis dahin nur in Verbindung mit und gleihfam als integrirender Beftanbtheil von den that- 
ſächlichen Verhältniffen, welche fie normtrten, befannt waren, werden nunmehr als felbflän- 
dige Potenzen erfaßt, und ver Schatz geiftig-moralifcher Errungenfchaften, welcher fih aus dem 
inftinctiven Handeln des Volles entwidelt hat, wirb als folder begriffen und eben dadurch er: 
meitert. So ift die erfte Aufzeihnung des Rechts eines Volkes ein Schritt von unermeßlicher 
Wichtigkeit in der Eulturentmwidelung deſſelben (daher vie fo Häufig vorkommende fagenhafte 
Verherrlichung der älteften Geſetzgeber), und jene Wichtigkeit wird noch gefteigert, wenn die 
erſte Aufzeichnung nicht von einem Privatmann als ſolchem ald Frucht feiner überragenden Ein- 
ficht und feiner begeifterimgsvollen Vertiefung in das Zeben feines Volkes ausgeht, fonvern, 
wie dad bei den germanifchen Volksrechten der Fall war, glei unter Öffentlicher Autorität er- 
folgt. In ſolchem Falle übt in der erſten Rechtsaufzeichnung, an ft von der Höchften Bedeu⸗ 
tung, der Staat aud) zugleich zum erſten mal eine feiner wichtigſten Functionen, bie ver Lei: 
tung der Rechtsbildung, aus, und fehr begreiflich beſchränkt fi in ſolchem Falle bie öffentliche 
Gewalt nit, mie der Private müßte, auf ein bloßes Wievergeben und Formuliren ber ſchon 
in der Libung vorhandenen Rechtsſätze, fie wird faft unvermeidlich bei ihrem Sammeln verfel: 
ben mehrend, mindernd, änbernd verfahren. So wird Die erfie Aufzeichnung des vorhandenen 
Rechtsſtoffs unter Autorität ver Staatsgewalt zugleich Veranlaffung zu erfter Übung ver mit 
Abſicht und Planmäßigkeit verfahrennen geſetzgebenden Gewalt, welche alte Rechtsſätze beſeitigt 
oder ändert und neue fhafft, um den Bedürfniſſen des unaufhaltfam fortichreitenden Lebens 
gerecht zu werben. 

Diefe Betrachtungen werben genügen, um bie eminente Wichtigfeit zu Fennzeichnen, melde 
nit nur der Rechtshiſtoriker von Fach, fondern jever, der das gefchichtliche Werden unfers 
Volkes mit Liebe und Hingebung verfolgt, den germanifhen Volfsrechten zu widmen hat, die⸗ 
ten älteften Eufturbentmälern unferer Nation, entftanden in einem entfcheidenden Wendepunkt 
ihrer geiftigen und flaatlihen Entwidelung. 

Die Aufzeihnung der germanischen Volksrechte fällt in das 5.— 9. Jahrhundert, aljo in bie 
Zeit gleich nad) der Völfermanderung bis in die Zeit, in meldher Karl der Große die legten ger= 
manifhen Stämme des Feftlandes jeiner Herrfchaft unterwarf. Es ift das die Zeit, in welcher 
die einzelnen germanifchen Stämme der Reihe nach, der eine früher, ber andere fpäter, aud ihren 
urfprängliden Zuftänden, die nur ein fehr loſes Gemeinweſen und wenig entwidelte gefell- 
ihaftliche Zuftände anfweifen, die Schwelle zu einem höhern flaatlichen Leben zuerft überſchritten, 
Es tragen deshalb auch alle Volksrechte, obgleich in ihrer Entflehungszeit um Jahrhunderte 
auseinander gelegen und im Einzelnen ihr verfchienenes Alter nicht verleugnend, doch ven glei= 
hen Grundzug der Urfprünglichfeit, ver Einfachheit, des erften Eintritts in einen Staatscultur⸗ 
zuftand übereinftimmend an fi. Und im Einzelnen bewährt fidy überall, daß der Anftoß zur 
Rechtsaufzeichnung, Diefem eminenten Fortfchritt im Staats- und Rechtsleben, von tief eingrei: 
fenden Anderungen in dem Gefanmtleben eines Volksſtamms ausging. Am früheften, gleich 
nad) der Völkerwanderung ſehen wir Diejenigen Stämme zu fhriftlicher Redaction ihres Rechts 
ſchreiten, melde am gemwaltigften in ven Strudel jener Bewegung hineingeriffen maren, melde 
die alte Heimat ganz verlaffen oder wenigſtens von derfelben aus und zu ihr Hinzu bedeutende 
Stüde frühern römischen Provinzialbodens erobert hatten. Die Verfegung des Stamm? in 
neue Länder mit ihren tauſendfachen zerftrenenden Spuren römifcher Gultur, feine Örtliche Ge⸗ 
meinfchaft mit ver oft an Zahl, immer an Bildung überlegenen römiſchen Provinzialbenöffe- 
tung mußte gegen die nahrliegende Gefahr für Die ungetrübte und ungefälſchte liberlieferung des 
alten heimiſchen Rechts zu ſchriftlicher Firirung veffelben drängen. Die neuen Beziehungen zu 
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den unterworfenen Roͤmern, die Stellung der chriſtlichen Kirche, in deren Schos die Eroberer 
turz vor oder nad ihrer Eroberung eingetreten waren, erheifchten unabweisli neue Rechts⸗ 
vorſchriften, mit welchen die alten beizubehaltennen zu verbinden ungemein nahe lag. Auch das 
Borbild der gefchriebenen römifchen Geſetze, mehr noch die von ven Nömern mit warmem Gifer 
erlernte Bildung mag die Stänme, die mit ihnen in unmittelbare Berührung kamen, zu gefeg: 
geberifchen Arbeiten angeregt haben. So entflanden am früheflen Nechtsaufzeichnungen bei 
ben Franken, den Gothen, ven Burgundern. Ihnen folgten mit beträchtlichen Zwifhenräunen 
die tein deutfhen Stämme der Alamannen, Baiern, Thüringer, Frifen, Sachfen, bei welchen 
allen die erfte Rechtsaufzeichnung in Zuſammenhang ſteht mit der Verbindung, in welde fie 
mit dem großen Kranfenreih treten und Damit auf die Stufe eines eigentlich ftaatligen Lebens 
fih erheben. Zwar früher ald viele diefer rein deutſchen Volksrechte, aber doch verhaͤltniß⸗ 
mäßig ſpät, faſt ein Jahrhundert over noch länger nad ver feilen Etablirung der betreffenven 
Stämme in ihren neuen Verhältniſſen, find die Gefege der Longobarden und die Rechte in den 
verſchiedenen angelfächfifchen Reichen niedergefchrieben worden. 

Die ſämmtlichen Volksrechte find unter Öffentlicher Autorität entflanden, und zwar war «8 
die koͤnigliche Gewalt, von welcher bei Abfaſſung aller die Initiative ausging. Nur bei einem, 
dem wahrſcheinlich Alteften, jedenfalls alterthümlichſten, bei vem Rechte der Salfranken, fcheint 
die Mitwirkung des Königs nur eine fehr untergeordnete geweſen zu fein. Ging aber gleich die 
Initiative vom König aus, jo beruhten doch die Volksrechte nichtd weniger als ausſchließlich 
auf feiner Autorität. Soweit es fih nur um Niederfchrift ve längft geübten Rechts handelte — 
und das war meiftend die Hauptſache — fiel die wefentlicäfte Aufgabe ven Männern zu, welche in 
ben Gerichtsverſammlungen des Volkes die ausgedehnteſte und ficherfie Kenntniß des Rechts 
erworben und bewährt hatten, und deren jetzige Thätigkeit, die abſtracten Rechtsſätze in be: 
fimmte Worte zu faflen, man von ihrer lang gewohnten Arbeit, einzelne Rechtöfälle zu entſchei⸗ 
den, jo wenig unterſchied, Daß man das eine und dad andere mit dem gleichen Worte: „dad Recht 
weiſen“ (judicium dicere), bezeihnete. Ihrer Arbeit fowie den durch fie oder durch koͤnigliche 
Beamte etwa für neue Bebürfnifie neu aufgeftellten Rechtsſätzen wurde die offlcielle Sanction 
zu Theil durch den König und die Großen, öfters auch durch die gefammte Volksgemeinde. Deren 
Stimme hatte aber gegenüber den beiden andern weit mächtigern Factoren des politifhen Lebens 
praktiſch allervings nur wenig zu bedeuten, und jo mochte ein Volkarecht auch ofme eigentliche 
Zuflimmung der Volkögemeinde zu Stande kommen. Der Idee nad) beruht e8 aber doch immer 
auf allfeitiger Anerkennung und Zuſtimmung — die Verſammlung der Großen mag die Mafle 
auch ohne Mandat vertreten; eine Borftellung, welche in dem conflant feftgebaltenen Sprach⸗ 
gebrauch vollkommen deutlich hervortritt. Der gewöhnliche Titel der Volksrechte in den Hand⸗ 
ſchriften iſt namlih ewa (unfer heutiges Ehe), lateiniſch: pactum legis, pactus lex, womit 
auf dad unzweideutigfte auf die Vereinbarung, auf die, alljeitige Übereinflimmung als den 
Grund ver Geltung hingeweifen wird; dagegen werben bie ebenfalls zuläfiigen, auf ber einfei- 
tigen Autorität des Könige beruhenden Rechtsſätze mit den andern Namen edicta, decreta, 
constitutiones, fpäter bei ven Franken capitularia bezeichnet, während jene erſten Ausdrücke 
auch für nicht gefchriebenes Gewohnheitsrecht, dad doch auf thatſächlicher alljeitiger Anerkennung 
berubt, üblich find. 

Die Volksrechte find, auf den erften Blick eine Höhft auffallende Erſcheinung, alle mit Aus⸗ 
nahme der meiften angelfächfifchen in Inteinifcher Sprache gefihrieben; vie hier und da, merk: 
würdigerweife am bäufigflen von Franzoſen aufgeſtellte Hypothefe, fie feien urfprünglich in ven 
verjchiedenen germanischen Volksdialekten verfaßt geweien und erſt nachträglich ind Lateiniſche 
überfegt, entbehrt jedes haltbaren Grundes. Das Motiv jener allerdings befremdenden Er: 
ſcheinung liegt darin, daß eine genügend ausgebildete germanifche Schriftiprache noch nicht vor: 
handen war. Dies nöthigte noch Jahrhunderte hindurch nicht los Die Geſetze, fondern felbft 
die Urkunden über die einzelnen Rechtsgeſchäfte in lateinifcher Sprache zu verfaflen, ein offenbar 
für die Betheiligten noch viel empfindlicherer Misſtand. Übrigens hat die Benutzung einer 
fremden Sprache bei Niederfchrift der älteften germanifchen Rechtsdenkmäler ven Inhalt vielfach 
getrubt und verdunfelt. Nicht nur waren namentlich in den früheften außerft bilvungslofen 
Zeiten die Redactoren häufig des Lateinifchen nur in höchſt unvolllommenem Grade mächtig 
und drüdten infolge Davon das, was fie wollten, nur unklar, mitunter geradezu unverflänplich 
aus, auch dem gewandtern Stiliften bot ber römiſche Sprahichag begreiflich für ſpecifiſch ger: 
maniſche, den Nömern völlig unbekannte Rechtsbegriffe feine vollſtändig bezeichnenden und 
adäquaten Ausprüde dar, und die nothgenrungene Aushülfe, ven deutſchen (altgermanifchen) 
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Audprud, fei ed geradezu, jei es mit latinifirter Endung, in den römijhen Tert aufzunehmen, 
erjegt für und den Mangel um jo weniger, als nicht nur einzelne Wörter ſprachlich Häufig 
ſchwieriger zu erklären find ald ein zufammenhängenber Text, jondern jene vereinzelten Wörter 
nit felten unter der Hand romanifcher Abjchreiber faſt bis zur Unkenntlichkeit entftellt wurden. 

Die germanischen Volksrechte enthalten ihrer Entſtehungsweiſe und ihrer DVeranlaffung 
entfprechend vorherrichenn alte® Gewohnheitsrecht, deſſen fich der betreffende Stamm fon lange 
vorher bedient hatte, dad aber freilih unmittelbar durch die Aufzeichnung innerlih zu einem 
viel höhern Grade ſcharfer Beſtimmtheit und für die Menſchen zu klarerm Bewußtſein kam. Sie 
haben aber auch, ebenfalls in Üibereinftiimmung mit ihren Entftehungsverhältniffen, faft alle 
mehr oder weniger zahlreiche und bedeutende neue Beflimmungen aufgenomuen zur Normirung 
der neuen ſie weſentlich veranlaſſenden Zuftände. Weber in der einen noch in der andern Bezie⸗ 
hung ann in den Volksrechten eine auch nur annähernd vollftändige Darftellung des gefamm- 
ten vorhandenen Rechtsſtoffs erwartet werben; ein erſter Verſuch, wie er in ihnen vorliegt, 
venfelben zu bemeiflern, Tann begreiflich nur die dem äußern Beobachter auffälligfien, nicht die 
für den abflracten Denker tiefften Säge erfaflen, und auch unter jenen wird er nur ſolche hervor⸗ 
heben und fefthalten, welche wegen ihres fpecififchen Inhalts leicht vergeßlich oder entflellbar, 
wegen ihrer Neuheit befonders merkwürdig, wegen der vielleicht beſtehenden Neigung, fle zu 
umgeben, befonderd einzuprägen find. So nehmen in jo ziemlich allen Volksrechten die foge: 
nannten Bußregifter den verhältnigmäßig weiteften Raum ein, manche enthalten daneben kaum 
noch anderes; mit großer Ausführlichkeit werben wie Geldſummen (compositiones) angege: 
ben, welche bei verfchienenen Arten von Verbrechen und je nach den verfchiedenen perjönlichen 
und fahlihen Umfländen ihrer Begehung von dem Verbrecher an ven Berlegten bezahlt werben 
müffen, denn darin, nicht in einer peinlichen Strafe an Leib, Leben, Ehre und Freiheit, befand 
die regelmäßige Folge eined Verbrechens. Wenn für irgendwelche Rechtsfätze, war für die über 
die Größe der einzelnen Compoſitionen, reiner Zahlenbeflimmungen, ſchriftliche Fixirung wün⸗ 
ſchenswerth und ſelbſt nothwendig; die Ausdehnung des Syſtems auf die Römer, wenn nicht 
untereinander, doch inihren Beziehungen zu ven Germanen, erheiſchte Aufftelung neuer An- 
fäße für fie, welche kaum anders als ſchriftlich geihehen konnte. Die verbältnigmäpig ausführ: 
lie Aufzählung der einzelnen Verbrechen und der auf ſie geſetzten Compoſitionen führte von 
ſelbſt zu Berührung, Öfterd auch zu einiger Ausführung des gerichtlichen Verfahrens, in welchem 
der Anſpruch auf die Compoſition geltend zu machen ift, namentlich auf Die Beweisregeln, nad 
welchen Schuld oder Unſchuld des Angeklagten feftgeftellt wird. Die Beflimmungen über Recht 
und Gewalt des Königs, über die Stellung der hriftlihen Kirche, über das Verhältniß zu den 
unterworfenen Römern, wie fie in der Mehrzahl ver Volksrechte mehr oder minder ausführlich 
fi finden, find, wie fih nad ihrem Inhalt von felbft verfteht, nen, d. h. bei der Redaction des 
Rechtsbuchs neu und abſichtlich aufgeftellt, um den neuen Verhältniffen Rechnung zu tragen. 
Daß fie bei ver Aufzeichnung des Rechts nicht übergangen werben konnten, verſteht jih danach 
ganz von ſelbſt; nicht minder begreiflich ift aber, daß an alles berückfichtigende Verfaſſungsur⸗ 
kunden nicht zu denken iſt. Nur einzelne hervorragende Sätze werben hingeſtellt; deren innere 
Verbindung und Ergänzung, für uns häufig unendlich ſchwer zu finden, ergab ſich damals durch 
die lebendige Übung von ſelbſt. Weitaus am ſpärlichſten iſt in den meiſten Volks rechten das 
Privatrecht bedacht, deſſen Kenntniß, da es täglich im Leben von Tauſenden in ihren gegenſeiti⸗ 
gen Beziehungen zur Anwendung gebracht wird, man wol ſchon dadurch für hinlänglich ge⸗ 
ſichert hielt, in deſſen Gebiet man überdies der freien Vereinbarung der Varteien ven weiteſten 
Spielraum ließ. So iſt das hei und vorzugsweiſe ausgebildete Recht der Forderungen, das 
eigentliche Verkehrsrecht, in den ſämmtlichen Volksrechten ſo gut wie gar nicht berührt; mehr 
Satzungen finden ſich Dagegen über ſolche Privatrecptöverhältniffe, die ſeltener zut Anwendung 
kommen oder die der freien Vereinbarung nicht überlaſſen werden fönnen, über Erwerb von 
Grundſtücken, über Die Verfolgung bewegliger und unbeweglicher Sachen vor Gericht, über die 
perjönlihen und Vermögendverhältniffe in der Familie einfchlieglic, des Erbrechts. Aber felbft 
über foldye überhaupt berührte Materien enthalten die Volksrechte mit feltenen Ausnahmen nur 
ifolixte, oͤfters völlig zufammenhangslos daſtehende Sätze, welche für und nur mühfam, haupt⸗ 
ſächlich nur durch Zuſammenhalt mit der ſpätern, beſſer bekannten Rechtsentwickelung verftand: 
lich find; am vollfländigften find in den longobardiſchen Geſetzen einige familienrechtliche Inſti⸗ 
tute zu überfehen. 

Die ſämmtlichen Volksrechte bilden ein großes zufammengehöriges, gleichartiged Ganzes; 

Staats⸗Lexikon. VI. 25 
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fie find zuſammen ein umfaſſendes Zeugniß des älteſten, der Hauptſache nad homogenen ger: 
maniſchen Rechts. Sie dürfen und ſie müſſen fo aufgefaßt werden, denn fie enthalten alle ihrem 
Kern nach altes unmittelbar aus ven inftinetiven Anfhauungen und Trieben des Volkes ber: 
vorgegangened Gewohnheitsrecht, welches, da alle germanifhen Stämme troß ihrer Geſchieden⸗ 
beit doch zufammen eine einzige Nation bilveten, in jeinen Grundzügen bei allen daſſelbe war: 
dazu fommt, mie fon früher ermähnt, die Aufzeihnung dev Volksrechte zwar nicht für alle 
Stämme in der Ziden Zeit, wol aber, was wichtiger iſt, auf der analogen Entwickelungsſtufe 
der einzelnen. Übrigens ſpiegelt ſich die particulariſtiſche Geſchiedenheit der einzelnen Glieder 
der großen germaniſchen Nation ſelbſtverſtändlich auch in den Volksrechten derſelben ab, welche 
bei aller Gleichartigkeit in den Grundprincipien doch in allen Einzelheiten die reichſte Mannid- 
faltigkeit aufmeifen. Diefe ift noch erhöht dadurch, daß die polttifhen Schickſale ver einzelnen 
Stämnte, dag namentlih auch ihre Mifchung mit der vomanifirten Provinzialbevölferung und 
bie von dieſen auf fie geübten geiftigen Einflüſſe fehr verfchiedenartig waren. So ſcheiden fid) 
unter der Gefanmtheit der Volksrechte wieder Kleinere Gruppen aus, beren Glieder, unter: 
einander enger verwandt, gegen andere einen fhärfern Gegenfag bilten. Natürliche nähere 
Verwandſchaft einzelner Stämne, Gleihartigkeit oder gar Gemeinfamfeit der Geſchichte, vor— 
bilpliche Benugung des Rechtsbuchs des einen bei dem andern erzeugen unter einzelnen Volks: 
rechten eine befonbere Ahnlichkeit, wie die entgegengefeßten Einflüffe andere befonvers weit von: 
einander entfernen. 

Nach dieſen natürlihen Gruppen der Volksrechte hat fich ebenfo fehr wie nad ihrem Alter 
die Einzelbetrachtung verfelben zu richten, zu welcher wir und nunmehr unter ver Bemerfung 
wenden, daß Die handlichſte und bisjegt brauchbarfte Gefamntandgabe aller Volksrechte in dem 
Sammelmerf von Walter, „Corpus juris Germanici antiqui”, fid) findet. 

1) Die Lex Salica, das Rechtsbuch ver ſaliſchen, alfo derjenigen Kranken, welche von Den 
Rheinmündungen in füblicher Richtung in das innere Gallien vorbrangen und mit ver ſiegrei— 
hen Schlacht bei Soiffond 487 umter ihrem König Chlodwig die eigentlihen Gründer des 
grogen Frankenreichs wurden. Das ausgezeichnete Intereffe, welches die Lex Salica dadurch und 
weil ſie zugleidy zwei der beveutendften heutigen Culturvölker, Deutfche und Franzoſen, gleid) 
nabe berührt, von jeher erregte, kann nur dadurch noch erhöht werben, daß jte aller Wahrichein- 
lichkeit nach zugleich das ältefte ver Volksrechte ift. Sie wurde etwa in der Mitte des 5. Jahr⸗ 
hunderts, zwiſchen 450 und 486 verfaßt. Directe authentifche oder auch nur gleichalterige 
Nachrichten über die Entjtehung des merkwürdigen Geſetzbuchs fehlen; Die verfchiebenen in 
den Handihriften vorkommenden Prologe und Epiloge find ſämmtlich bedeutend jüngere Zu: 
thaten ſpäterer Abjchreiber. Sie verlegen, obwol im Ausdruck und in Einzelheiten voneinan: 
ver abweichend, doch alle übereinſtimmend die erfte Abfaflung des Geſetzbuchs in das 5. Jahr: 
hundert, unter den erften (nicht näher bezeichneten) König ver Kranken, in die Zeit, da dieſelben 
noch Heiden waren; den Chlodwig wird, nachdem er zum Chriftenthum irbergetreten (495), 
eine Revifion des Geſetzbuchs zugefchrichen, die Könige Chlotar und Childebert als Meherr 
deffelben hervorgehoben. Diefe, obgleich wie gefagt nicht authentiſchen Nachrichten werden doch 
durh Inhalt und Befchaffenheit des Rechtsbuchs im allgenteinen beftätigt. Sein Hohes, über 
Chlodwig Hinaufreichendes Alter zeigt fih am entſchiedenſten in der geringen, in diefem Gefeß= 
buch Hervortretenden Entwickelung der föniglichen Gewalt; nicht einmal bei der Abfaſſung dei: 
jelben ſoll jie nach ven darüber berichtenden Erzählungen mitgewirkt Haben. Auch an einzelnen 
Spuren des Heidenthums fehlt ed nicht; daß nicht mehrere fich finden, iſt nur aus einer in 
Hrijtliher Zeit (unter Chlodwig) vorgenommenen Mevifion erflärlih. Die Zufäge der beiten 
andern oben genannten Könige find jetzt noch erfennbar. Cine etwas genauere Altersbefim— 
mung der Lex Salica wird dur Tit. 50 (in andern Ausgaben 44 oder 47) de filtortis ermög⸗ 
licht, welcher nach ven Handſchriften fchon der älteften Redaction des Geſetzbuchs angehört. 
Bier wird nämlich für die Vornahme gewiffer gerichtlier Handlungen außer der orbentlicen 
Friſt von 40 Tagen, wenn beide Barteien intra Ligerim aut Carbonariam (sitvam) mohnen, 
nod) eine außerordentliche von SO Tagen zugelaffen, wenn der Beflagte trans Ligerim aut Car- 
bonariam wohnt. Die silva carbonaria if ein Waldgebirge in der Sambregegend; unter 
Ligeris, womit gewöhnlich vie erft nach 507, alfo jedenfalls Iange nad Abfaffung des 
Geſetzbuchs überſchrittene Loire bezeichnet wird, kann bier nur die Leve ober 298, ein nordweſt⸗ 
ih von dem Köhlerwald von Südweſten nad Norboften ſtrömender Nebenfluß ver Schelde, 
verftanden werben. Zur Zeit der Abfaffung der Lex Salica müffen nun nad) dem Inhalt des 
zit. 50 diefe Grenzen von einzelnen Scharen ber Franken bereits überſchritten geweſen fein, ſo 
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jedoch, daß die Maſſe des Volkes und die Wucht ſeines Staatsweſeus noch im Norden derſelben 
lag. Das weiſt auf die Mitte des 5. Jahrhunderts, in deſſen Anfang bereits in langſamem 
Vorrücken Leye und Köhlerwald erreicht waren, in deſſen Mitte erſt unter König Chlojo die 
Ausdehnung des fränkiſchen Gebiets über jene Grenzen hinaus bis zur Somme erfolgte. Im 
Sabre 486 gelangte Chlodwig zur Ksönigéwürde, bei deſſen Regierungsantritt nach dem früher 
Bemerkten das Geſetzbuch bereit vorhanden gewefen fein muß. 

Die fehr zahlreich erhaltenen Handſchriften ver Lex Salica (65) weiſen hoͤchſt verfchtevene 
Formen des Rechtsbuchs auf, die ſich aber doch alle auf zwei Hauptredactionen, die jest gemöhn= 
lich jogenannte lex antiqua und die lex emendata zurückführen laſſen. Die erfte Form ift in 
etwa 15 Handichriften erhalten, unter welchen vier das Geſetzbuch allem Anfchein nach, wenn 
nicht ſchlechthin in feiner urfprünglichen ©eftalt, doch jedenfalls in einer ihr fehr nahe kommen—⸗ 
den enthalten, nur daß die muthmaßlich beider Revifion unter Chlodwig gemachten, hauptſächlich 
wol gegen das Heidenthum gerichteten Änderungen nicht mehr auszuſcheiden find. Die übrigen _ 
hierher gehörigen Handſchriften unterfcheiden ſich hauptſächlich durch das Mehr oder Weniger, 
das fie von den fpätern Zufägen der Könige Chlotar und Childebert aufnahmen, unter welchen, 
da fie nad) dem Epilog Brüder geweſen fein follen, die erften diefes Namens, Söhne Chlodwig's 
zu verftehen find. Uber auch die gleichen Stüde find in den verjchledenen Handſchriften dem 
Mortlaut, mehrfach fogar aud) dem Sinn nach fo verſchieden gefaßt, daß die Differenzen unver 
fennbar nit auf Nachläſſigkeit und Verſehen, fondern auf abfichtlichen Änderungen beruhen, 
zu welchen gegenüber dem jehr alterthümlichen und dadurch frühzeitig in vielen Gtüden un- 
brauchbar gewordenen Geſetzbuch die rechtskundigen Abſchreiber fidh berechtigt oder verpflichtet 
halten mochten. In ftiliftifcher Beziehung bieten die Handſchriften ver lex antiqua das corrum⸗ 
pirtefte Latein, das aus den bildungsloſeſten Zeiten bed Mittelalterd auf und gekommen ift; 
einzelne Stellen find faum verftännlih. Der gewöhnliche handſchriftliche Titel: pactus lex, 
bezeichnet zur Genüge den fpradhlihen Standpunkt des Geſetzbuchs. 

Die Handfhriften der lex emendata flimmen, abgejehen von den überall vorkommenden 
Barianten, untereinander liberein. Sie geben ven alten Text ſachlich im mefentlihen ungeän- 
dert, aber fliliftifh In gereinigter und correcterer Form, wobei freilich die urſprüngliche Drigi- 
nalität des Gedankens oder felbft fein wahrer Gehalt mitunter etwas gelitten hat. Die lex 
emendata gehört jedenfalls in die karolingiſche Zeit, dagegen darf fie nicht unmittelbar auf 
Karl den Großen, wenigſtens nicht in dem Sinn zurüdgeführt werben, daß er eine neue officielle 
Ausgabe ded alten Geſetzbuchs veranftaltet habe, obgleich die Anregung zur fpradlichen Befle- 
rung deffelben von ihn ausgegangen jein mag. 

Eine befondere Gelebrität hat die Lex Salica durch die ihr einverleibte jogenannte Malber- 
giſche Stoffe erhalten, die übrigens nur in Handfchriften der lex antiqua ſich findet. Es find 
einzelne in ben lateiniſchen Text eingeftreute nicht Inteinifche Wörter, denen regelmäßig das 
Mörtdien malberg (Geridtöftätte) vorgefegt ift, unverkennbar alfo die technifchen Ausdrücke, 
die entfcheidenden Schlagwörter für Bezeichnung des betreffenden Verhältniffes, wie fie aud) in 
andern Volksrechten ohne alles Unterſcheidungszeichen oder mit latinifivter Endung als integri= 
rende Beftanptheile des lateinifchen Terte® vorfonmen. Hätte die etymologifche Erklärung ver 
Malbergifhen Gloffe nicht ganz außergewöhnliche Schwierigkeiten veranlaßt, jo wäre ſie wol 
nie zu der Berühmtheit gefommen, deren jie fich eine Zeit lang erfreute. Jene Schwierigfeiten 
führten aber Leo („Die Malbergifche Gloffe” u. |. m.) vor 20 Jahren zu ver Vermuthung, fie ent: 
halte, veranlaßt durch die lange Örtliche Gemeinfchaft der Salfranfen mit celtifchen Stämmen 
in Belgien, altceltifche Wörter, woran er dann die weitere Anſicht knüpfte, auch auf ven Inhalt 
der Lex Salica hätten alteeltifche Rechtsvorſtellungen beträchtlichen Einfluß geübt. Daß ſachlich 
dad Geſetzbuch vein germanifches Recht enthält, fonnte der nächſten Vergleihung mit ven andern 
Volfsrechten nicht entgehen; daß aber auch ſprachlich lediglich Reſte des altfränkifchen Dialekts 
vorliegen, darf jegt mol nad den Ausführungen 3. Grimm's (im Borwort zu Merfel’d Aus: 
gabe der Lex Salica) als ausgemacht gelten. Neuerdings befannt gewordene Bruchftüde einer 
weſentlich hochdeutſchen uͤberſetzung ter Lex Salica aus dem 9. Jahrhundert ſtehen mit der Mal⸗ 
bergifhen &loffe vver gar nit einem von manchen ohne genügenden Grund behaupteten 
urſprünglich deutſchen (altfranfifchen) Tert des Gefeges in feinem Zufammenhang. 

Ihrem Inhalte nach trägt, wie ſchon mehrfach ermähnt, die Lex Salica ein jehr alterthüm- 
liches Gepräge an ji; ed zeigt ſich am auffallendften, außer in der niedern Entwidelungäftufe 
der föniglichen Gewalt, in ver hier fehr ſtark und ſchmuckreich herwortretenden Rechtsſymbolik, 
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ebenſo in der äußerſt caſuiſtiſchen Aufzählung der einzelnen Verbrechensfälle, da es noch nicht 
gelungen, allgemeine Begriffe und allgemeine Schärfungs- oder Milderungsgründe aufzuſtellen. 

Die vorzüglichſten Specialausgaben der Lex Salica find: Pardefſſus, „Loi Salique“ (Paris 
1843); Waitz, „Das alte Recht der ſaliſchen Franken“ (1846), nur die lex antiqua gebend, 
aber wie dad erfte Werk zugleich ven Inhalt des Geſetzbuchs erläuternd; endlih: Merkel, 
„Lex Salica” (Berlin 1850). 

2) Die Lex Ripuariorum gehört ver zweiten Hauptabtheilung der Franken, den ripuari- 
fen over Uferfranfen am linfen Rheinufer und im Mofelgebiet an. In Handfchriften mit 
Sammlungen von Volksrechten findet ji ein Prolog, welcher ſich gleichzeitig auf dieſes, das 
alamannifhe und das batrifche Volksrecht bezieht und für alle drei eine nicht blos gleiche, ſon⸗ 
dern fogar gemeinfgme Geſchichte berichtet; fie feien verfaßt unter König Theoberih (51 1— 
534), einem Sohne Chlodwig's, ſpäter unter Chlotar und Childebert, zulegt unter Dagobert 
_ erweitert und überarbeitet. Unter Childebert und Chlotar können hier füglich nur die zweiten 

diefed Namens verflanden werben, da die erſten Brüder des vorhin erwähnten Theoderich und 
nit Könige in Oſtfranken waren; jener flarb 596, diefer 628, Dagobert regierte in Oſtfran⸗ 
ten von 622 — 638. Der Proleg ift nicht offtciell, fogar, wie aus feinem Inhalte ſich ergibt, erſt 
längere Zeit nach Dagobert gefchrieben, und feine ſchon danach zweifelbafte Glaubwürdigkeit 
wird dadurch noch geringer, daß er mit jeiner Erzählung der gemeinfamen Entfichung und 
Fortbildung der drei oben genannten Volfärechte jedenfalls im Irrthum if. Gleichwol ſcheint 
das, was er über das ripuarifche Recht berichtet, nad Inhalt und Beichaffenheit des lehtern zu 
fließen, der Wahrheit ziemlich nahe zu fonımen. An dem Gejegbud ift unverkennbar in ver: 
ſchiedenen Zeiten gearbeitet worden, und der Annahıne, daß es unter ven im Prolog bezeichneten 
Königen geſchehen fei, ſteht mindeſtens nichts entgegen. Daß namentlich die erfte Abfaflung 
nach der Lex Salica, alſo, da fie ven Chlodwig, deſſen Regententhätigfeit ziemlich genau befannt 
ift, nirgends beigelegt wird, wahrjcheinlich unter feinem Sohne Theoderich flattfand, zeigt 
außer dem durchgehende modernern Typus des ganzen Rechtsbuchs auch der Umſtand, daß die 
Lex Salica mehrfach als Duelle für dafjelbe benugt wurde. Man kann noch jet vier Stüde ber 
Lex Ripuariorum unterſcheiden. Die 31 erſten Titel enthalten eine felbfländige Darfiellung 
des fpecififch ripuarifhen Rechts, das zwar materiell vem ſaliſchen nahe verwandt ift, ohne dar 
aber formell eine Benugung ber Lex Salica bemerkbar wäre. Das zweite Stüd umfaßt die 
Titel 32—56, mit Ausnahme der erſt fpäter eingefchalteten Titel 36, vielleicht auch 37, und ift 
ein Auszug aus der Lex Salica, deren cajuiftiihe Details aber größtenrheild meggelaflen wer: 
den. Die Titel 57 —89 (bis zu Ende) enthalten theild eigenthümlich ripuarifches Recht, theils 
tragen fie noch weitere, aber freier behandelte Auszüge aus der Lex Salicanad und kündigen ſich 
dadurch, daß jie mehrfach diejelben Materien wie die frübern Titel, theilmeife fogar dieſen dero⸗ 
girend, behandeln, als |pätere Zuthaten an. Endlich Titel 36 und 37, jedenfall der erfte, 
welcher Sachſen und Friſen als Reihdangehörige kennt, können erft unter Karl dem Großen ein: 
geihoben worden fein. Hält man nun diefe Beichaffenheit des Geſetzbuchs mit dem Bericht des 
Prologd zufammen, jo wäre dad erſte Stüd dem König Theoderich zuzufchreiben, das dritte 
jedenfalls fpäter und zwar wahrſcheinlich nicht auf einmal unter Childebert IL, Chlotar I. und 
Dagobert Hinzugefonmen, ohne daß nad den jegigen Hülfsmitteln die Antheile der einzelnen 
Könige unterſchieden werden fönnen. Ob das zweite Stud, der Auszug aus der Lex Salica, mit 
dem erften, vem ſpecifiſch ripuarifchen Recht, ſchon unter Theoderich oder erft unter einem feiner 
Nachfolger verbunden wurde, muß dahingeftellt bleiben. 

Das ripuariſche Recht, auch dadurch von befonderm Intereffe, daß die farolingifche Könige: 
familie nach denselben lebte, zeigt feinen Inhalte nach überall bedeutend weiter entwidelte 
Nechtözuflände ald die Lex Salica. Deren unmäpige Safuiftif, ihre veiche Rechtsſymbolik find 
verſchwunden, die fönigliche Gewalt iſt erftarkt, von dem Römifchen Recht namenclich in den 
fpätern Iheilen mehrfach Gebrauch gemacht; auch die Sprache ift weit correcter und unter den 
Handſchriften finden fih Feine andern Abweichungen als die gewöhnlichen Varianten. 

Die Lex Ripuariorum, obgleih auf dem linken Rheinufer entſtanden, galt auch bei den 
rechtsrheiniſchen Franken; für eine Abtheilung ver legtern in dem Hamaland, den alten Gau 
der Chamaver von Elten bis Deventer, befigen wir noch eine befondere kleine Rechtsaufzeichnung 
aus Earolingifcher Zeit, welde Spuren von Einmirfung friefifher und ſächſtſcher Rechtsan— 
ſchauungen zeigt. Das Feine Weisthum, erft im vorigen Jahrhundert befannt geworden, 
wurde anfänglich irrthümlich für ein Reichsgeſetz Karl's des Großen gehalten, fpäter gleichfalls 
misverſtändlich auf den zantener Bau am linken Rheinufer bezogen und deshalb auch Kantener 
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Gaurecht genannt. Seine wahre bereits angegebene Beziehung ſteht jetzt außer Zweifel, und 
wird es danach jetzt gewöhnlich die Lex Francorum Chamavorum genannt. (Specialausgabe: 
Gaupp, „Lex Francorum Chamavorum“, Breslau 1855.) 

8) Die Lex Burgundionum rührt nach einer (officiellen) Vorrede des Geſetzbuchs von König 
Gundobald (467 — 515) her, was auch durch ihren gewoͤhnlichen handſchriftlichen Titel Lex 
Gundobaldi oder Gundobada beflätigt wird. Neben dieſem unzweifelhaften Punkte iſt aber 
doch eine gewiſſe inficherheit der Meinungen über die Entftehungszeit des Geſetzbuchs veran⸗ 
laßt worden durch den fogenannten zweiten Prolog, der in der That aber mehr ein Einführungs⸗ 
gefeg ift, und in beflen erſtem Sage nad einem Theil der Handſchriften es heißt, das Geſetz⸗ 
buch fei in dem zweiten Regierungsjahre Gundobald's, in andern, es fei im zweiten Regierungs⸗ 
jahr Sigismund’s, feined Sohnes und Nachfolgers, herausgegeben. Dieſe Notiz der Heraus 
gabe im zweiten Regierungsjahr ift auf Sigismund zu beziehen, die Beröffentlidung des Ge⸗ 
ſetzbuchs durch ihn alfo als Wiederveräffentlihung des von Gundobald Herrührenden Werts 
aufzufaflen, während im übrigen der fogenannte zweite Prolog ober eigentlich dad Publications 
patent feinem Inhalte nad von Gundobald herzurühren fheint und nur wie alles andere von 
Sigismund aufs neue publicirt wurde. Die alfo von Gundobald herruͤhrende Rechtsſammlung 
wird während feiner langen Regierungszeit etwa in dad Jahr 501 zu ſetzen fein; wenigfiens 
tragen alle in der Sammlung vorfommenden batirten Gonftitutionen das Datum jenes Jahres 
oder ein noch jüngeres an fi, maß die Vermuthung nahe legt, im Jahre 501 oder kurz zuvor 
fei die Sammlung als ſolche veranftaltet und bei dieſer Gelegenheit das Datum der ältern auf- 
genommenen Gonflitutionen, als nunmehr intereflelo®, getilgt worden. Bei nicht wenigen ein= 
zelnen Titeln des Geſetzbuchs läßt ſich vie Entflehungszeit noch jegt genau oder annähernd feft- 
ftellen, indem mehrere datirt find, bei andern der Inhalt jichere Schlufle auf das Alter zuläßt. 
Die Mehrzahl der einzelnen Vorfchriften, veren Alter fo beflimmt werben fann, fällt in bie 
Regierungszeit Gundobald's, bald vor, bald nach 501, nicht wenige gehören aber auch Sigis⸗ 
mund an, und dieſe ſtehen mehrfach inmitten ver andern ältern Conſtitutionen feines Vorfahren. 
Daß auch ſchon ältere Könige vor Gundobald einzelne Geſetze erlaffen hatten, erhellt aus ven 
Prologen, nah welden jener feine eigenen und die Verordnungen feiner Borfahren gefammelt 
bat, eine offlcielle Nachricht, der zu widerſprechen um jo weniger gerechtfertigt ift, als eine ge= 
ſetzgeberiſche Thätigkeit einzelner früherer Könige auch von Geſchichtſchreibern erwähnt wird. 
Eine Ausfcheidung der ältern Geſetze von denen Gundobald's ift aber für und nicht mehr mög: 
li. Übrigens weiſt die Lex Burgundionum, fo wenig wie eine chronologiſche, ebenfo wenig eine 
ſyſtematiſche Ordnung auf, und auch darin zeigt fih große NRegellofigkeit, daß neben ben ſpä⸗ 
ten Geſetzen, welche frühere abändern, diefe bald aufgenommen , bald, obgleich auf fie ſich be⸗ 
zogen wird, als unanwendbar hejeitigt jind. 

So nahe das Burgunderrecht im Alter dem falfränfifchen flebt, jo weit iſt e8 feinem innern 
Charakter nad) von vemfelben geſchieden. Die Burgunder hatten ihre neue Heimat in Gallien 
zwifchen Jura, Rhone und Saone infolge einer Art Bertragd mit ven Nömern eingenommen; 
ſie mußten diefelben alfo mit einer gewiflen Rückſicht behandeln, und durch die enge Gemeinschaft 
mit ihnen, die an Zahl und Bildung weit überlegen waren, wurden fie ſchnell in bedeutendem 
Umfange felbft vomantiirt. Das zeigt ſich aud in ihrem Geſetzbuch, in welchem Überall tief eins 
greifende Einflüffe des Nömifchen Rechts bervortreten in dem Maße, daß z.B. an die Stelle 
der germanischen Compofitionen vielfach die römischen Leibesſtrafen getreten find, daß das allen 
Germanen völlig unbekannte Teftament der Roͤmer bereits Aufnahıne gefunden bat, u. a. m. 
Und nicht blos bei dem materiellen Inhalt des Rechts, aud bei der Form ver Rechtsbildung 
zeigen ſich römische Einflüffe. Faſt alle einzelnen Titel der Lex Burgundionum treten in ber 
Form eigentlicher Gefege auf, nicht felten fogar die Sprache ver römiſchen Kaiferconflitutionen 
nachahmend, und wenn auch nicht zu verfennen iſt, daß trogbem ber mejentlichfle Kern des 
Geſetzbuchs altgermanifches Gewohnheitsrecht enthält, nur in frembartige Form eingefleidet, 
fo ergibt fi doch aus allem bereits Mitgetheilten, daß auch eine frei und abfichtlich eingreifenve 
geſetzgebende Gewalt fehr erheblich an dem Geſetzbuch mitgearbeitet hat. Noch wichtiger if, daß 
dafjelbe wenigftens für gewiffe Materien und bei vem Zufammentreffen von Burgundern und 
Römern ein für beide gemeinfames Net, alfo mit territorialer Beziehung auf das Reich der 
Burgunder, nicht mit Rückſicht auf die Stammesgenoſſenſchaft ver Einzelnen aufflelit. Ganz 
verleugnet wird übrigens auch bei den Burgundern der germanifche Brunbfag der Perſoͤnlich⸗ 
feit des Rechts nit; namentli die familienrechtlichen Inftitnte in der Lex Burgundionum 
fheinen nur auf Burgunder anwendbar gemefen zu fein und für bie Römer untereinander Roͤ⸗ 
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miſches Recht gegolten zu haben. Letzteres ergibt ich fhon daraus, daß die Burgunderfönige 
für ihre römijchen Unterthanen ein beſonderes römiſches Geſetzbuch, die Lex Romana Burgun- 
dionum (auch Papianus genannt) hatten abfaflen laſſen. 

Wird der Werth der Gundobada für die Gefchichte des veutfchen Rechts durch vie flarfen 
römifhen Einwirfungen, welche fie erlitten, vermindert, fo gehört fie in andern Beziehungen 
zu den interefjanteften Rechtsdenkmälern ver früheften germanifchen Periode. Sie verbreitet fich, 
wie fie überhaupt zu den inhaltsreichern Volksrechten gehört, verhältnißmäßig ausführlich über 
mehrere privatvechtliche Inftitute, namentlich des Familien- und Erbrechts, und vie ſehr merk: 
wiürbige Art, wie die unterworfenen Römer den Grund und Boden mit den germanifchen Sie- 
gern theilen mußten, tritt in ihr am anſchaulichften hervor. 

In den Ausgaben find der eigentlichen Lex Burgundionum zwei fogenannte additamenta 
angehängt, welche aber nad den Handſchriften nicht als jpätere Zufäge, fondern als Beſtand⸗ 
theile der Lex felbft zu betrachten find, ja größtentheils fhon von Gundobald herrühren. 

Das Burgunderreich wurde befanntlih fon im Jahre 534 von den Franken erobert, aber 
das Ende der politiihen Selbftländigfeit ihres Reichs entzog den Burgundern nicht ihr beſon⸗ 
deres Recht, vielmehr blieb nad) dem im Frankenreich anerkannten Brundfag ver Berfönlichkeic 
des Rechts die Lex Burgundionum während ber ganzen fränfifchen Periode für die Burgunder 
in Geltung. 

Eine dem jegigen Stande ver Korfhung entfpredhende Ausgabe der Lex Burgundıonum 
befteht nicht; eine ſolche ift von Bluhme zu erwarten in Perg’ „Monumenta Germaniae hi- 
storica‘. 

4) Die Lex Wisigothorunı weißt bie eben bei der Lex Burgundionum hervorgehobenen Ei⸗ 
genthümlichleiten in noch viel höherm Grade auf. Ihre Gefchichte iſt wol unter allen Volks⸗ 
sechten bie reichſte. Die erjte Rechtsaufzeichnung bei den Weſtgothen erfolgte unter König 
Euri (466 — 483), aljo etwa gleichzeitig mit ver Lex Salica und etwas früher als dieGundo- 
bada. Die Lex Eurici war ohne Zweifel daß ältefte geichriebene Recht der Weſtgothen; bie ganz 
vereinzelt daſtehende Notiz des Jordanes, fie hätten fchon vor der Völkerwanderung gejchriebene 
Geſetze gehabt, verdient keinen Glauben, Bon den Curich'ſchen Geſetzen wiſſen wir aber mehr 
nit, al& daß fie vorhanden waren; jie find nicht mehr handſchriftlich erhalten; es muß dahin⸗ 
geftellt bleiben, ob es einzelne föniglicye Verordnungen waren, over ob jie ähnlich wie andere 
alte Volksrechte hauptſächlich eine Aufzeihnung des alten Gewohnheitsrechts enthielten. Bald 
nad Eurich veranftaltete Alarich I. im Jahre 506 ein römiſches Geſetzbuch für feine römifchen 
Untertbanen, das fogenannte Breviarium Alaricianum, für das frühere Mittelalter eine Der 
verbreitetften und einflußreichfien Duellen des Nömifchen Rechts, die aber als ſolche Hier nicht 
weiter zu betrachten iſt. ALS ver nächſte König, welder fi mit dem eigentlih weſtgothiſchen 
Recht befaßte, wird Leovigild (geft. 586) erwähnt, ohne daß übrigens von feinen Geſetzen etwas 
auf und gefommen wäre, während ein Geſetzbuch feines Sohnes und Nachfolgers Reccared I. 
(586 — 601) wenigſtens in Bruchſtücken fi erhalten hat, die fogenannte weſtgothiſche Antiqua, 
zuerft von Bluhme 1827 herausgegeben. Die Lirheberfchaft diefer Antiqua ift zwar beftriiten, 
manche ſchreiben ſie Curich, andere Maric IL. zu, Die beflen Gründe ſprechen aber für Reccared L.; 
denn aus den erhaltenen Fragmenten geht hervor, daß auch ber Vater des Urhebers des Beleg: 
buchs als Geſetzgeber gewirkt hatte, was nach dem bereitd Bemerkten auf Reccared, nicht aber 
auf Eurich paßt, welcher der erſte weftgothifche Geſetzgeber geweſen fein ſoll, und überdies nö- 
thigt die in der Antiqua unverfennbar vorliegende Benupung des Breviarium Alaricianum die 
Entftehung jener nach diejem zu feßen. So färglich die erhaltenen Bruchſtücke ver Antiqua find, 
fo läßt fi ihr ungefährer Umfang und Inhalt doch noch erfennen. Die ihr und ver jüngften 
noch vollftändig erhaltenen Lex Wisigothorum gemeinfamen Stellen erfcheinen in legterer unter 
dem Titel Antiqua oder Antiqua noviter emendata, fodaf man annehmen darf, alle in ihr 
unter biefem Titel vorkommenden Gefege hätten auch ſchon dem Geſetzbuch Reccared's angehört. 
Daß aber die meiften bei den fpätern Mevifionen in ihrer Faſſung, manche felbft ihrem Inhalte 
nad geändert wurden, ift höchſt wahrſcheinlich, da, ſoweit die vorhandenen Bruchſtücke ver An- 
tiqua eine Bergleihung zulaffen, folde Anderungen allerdings eingetreten find. Schon die 
Antiqua muß danach ein ziemlich umfaflendes Geſetzbuch gemefen fein, in welchem namentlich 
auch zahlreiche privatrechtliche Normen von einer Feinheit und in einem Detail wie in feinem 
andern Volksrecht ji fanden, das aber, obwol nur für die von den Römern immer noch ge- 
trennt gehaltenen Weftgothen beftimmt, doch in allen Ridytungen Ginwirkungen des Römifchen 
Rechts in noch höherm Grade ald die Lex Burgundionum erfahren hatte. 
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Auf einen wefentli andern Standpunkt wurde endlich, nachdem mehrere Könige nach Rec⸗ 
careb nichts oder wenig für Die Gefeßgebung gethan hatten, das meftgothifche Recht durch Ghin- 
daswind (642— 653) gebradt, in deſſen Sinn noch entfchiedener fein Sohn und Nachfolger, 
eine Zeit lang auch Mitregent, Receswind (649 — 672) wirkte. Chindaswind flellte den 
Srundjag auf, es jolle für alle Reihsangehörigen gothiſcher und römischer Abkunft dad gleiche 
Recht gelten, ev entzog infolge veffen dem Breviarium Alaricianum feine Geltung für die rö- 
miſche Bevölferung, mußte aber andererſeits zur Ausführung feines Plans zahlreiche neue Ge⸗ 
ſetze erlafien, in welchen, da fie nunmehr gemeinjam für alle Unterthanen gelten ſollten, das 
Römiſche Recht noch größern Einfluß al bisher gewann. Db die jet beſtehende Eintheilung 
ber Lex Wisigothorum in 12 Bücher, Titel und einzelne Gonftitutionen, unverkennbar nad 
dem römiſchen Gonftitutionencoder gemacht, von ihm oder von Receswind herrührt, ift beſtrit⸗ 
ten; jedenfalls hat aber der legtere, wenn nicht der Plan des ganzen Geſetzbuchs, Das er jehr be: 
trähtlih vermehrte, von ihm herrührt, daffelbe minveftend einer allgemeinen Überarbeitung 
unterworfen, und wahrfcheinlich ift auch er es, won welchem die Garakteriftifchfte Cigenthümlich⸗ 
feit ver Lex Wisigothorum ſtammt, daß fie ſich die Bedeutung eined excluſiv geltenden Geſetz⸗ 
buchs beilegt und alle andern Quellen, namentlich aud das Gewohnheitsrecht neben ſich aus⸗ 
ſchließt, ein in jener Zeit unerhörtes Selbfigefühl der geſetzgebenden Gewalt. Endlich haben 
au bie ſpätern Könige nach Receswind das Gefegbuh fortwährenn vermehrt und in Verbin: 
dung damit revidirt; von größerer Bedeutung jind namentlich die Arheiten Exwig's (BB0 — 
ee ) und Egica’8 (687 — 701), Die übrigens noch hinter denen ihrer Vorgänger weit zurüd- 

eben. 

Die große Mehrzahl der einzelnen in die Bücher und Titel des weſtgothiſchen Geſetgzbuchs 
eingereihten Gonftitutionen trägt eine befondere Liberfchrift, welche entweder ven König angibt, 
von weldhem die betreffende Verordnung herrührt, oder Antiqua oder aud Antiqua noviser 
emendata lautet. Die Königänamen finden jih nur bei ven nad Reccared I. erlaflenen Ge⸗ 
jegen; die andere Überſchrift wird alfo bie aus deffen Geſetzſammlung oder andern ältern Quel⸗ 
len entlehnten Stücke bezeichnen, und der Zufag noviter emendata, mit welchem oͤfters auch noch 
der Name eines fpätern Königs verbunden if, deutet eine Umarbeitung bed an fich Altern 
Rechtsſatzes an. Soweit die noch erhaltenen Fragmente der weſtgothiſchen Antiqua eine Ver: 
gleichung zulaflen, find in ver That die meiften ihrer Sagungen in der neuen Lex Wisigothorum 
namentlich in fprachlicher Beziehung erweitert. Manche Stellen find ohne Überſchrift; bie Mehr: 
zahl derjelben enthalten Roͤmiſches Recht, einzelne von ihnen find aber auch aus ver Antiqua 
entlehnt ober noch jüngern Urfprungd. Die Inferiptionen, für die Geſchichte des Geſetzbuchs 
von größter Bedeutung, lauten übrigens in den einzelnen Handfchriften nicht immer überein- 
ftimmend; eine Eritifche Sichtung der nicht felten divergirenden Lesarten iſt dringendes Be- 
dürfniß. 

Daß ihrem innern Charakter nach die Lex Wisigothorum von den andern Volksrechten in 
ſchärfſter Weiſe ſich ſcheidet, daß in ihr die früher für dieſe Volksrechte angegebenen allgemeinen 
Grundzüge kaum mehr zu erkennen ſind, ergibt ſich aus der Geſchichte des Geſetzbuchs von 
ſelbſt. Sie iſt Landesrecht, gültig nicht für die Genoſſen eines beflimmten Volksſtammé, ſon⸗ 
dern für alle Angehoͤrigen des politiicden Reichs der Weſtgothen; fie enthält, dieſer ihrer Beſtim⸗ 
anung entſprechend, nicht weientlic nur altes gotbifches Gewohnheitsrecht, jondern jie beruht 
auf einer freien Miſchung römischer und germanifcher Mechtöäbegriffe; fie will endlich nicht blos, 
wie die andern Volksrechte, die Erkenntniß und Tradition des beilehenden Rechts durch fhrift- 
liche Fixirung feiner wefentlichiten Säße erleichtern, ſondern ſie macht in Außerfter Anfpannung 
ver ftaatlihen Gewalt ji ſelbſt zur ausfäließlihen Duelle des Rechts im Weſtgothenreich. 
Durch Benugung des Nönifchen Rechtd und der roͤmiſchen Rechtsöwiſſenſchaft gelang dem weſt⸗ 
gothifchen Geſetzbuch die Entwidelung complicirter, feinerer Nechtöfäge felbft in verwidelten 
Privatrehtöwaterien, wie fie entfernt fein anderes Volksrecht aufzuweiſen hat; freilich iſt aber 
dad Ganze nit mehr eine liberlieferung germanischen Rechts, ſondern eine Reufhöpfung 
aus germanifchen und römijchen, nicht felten auch aus jelbflerjonnenen Nechtövorftellungen 
ver Gefegesrenactoren. Während vie meiften andern Volksrechte in volllommener Naivetät 
abgefaßt jind, ohne an eine wilfenfchaftliche Beherrihung des Rechtsſtoffs zu denken, tritt dieſes 
Streben in der Lex Wisigothorum fehr bemerkbar hervor, wie denn auch neben der Außer; 
Exaftfegung der römifchen Rechtsquellen deren wiſſenſchaftliches Stubium empfohlen wird. Klar⸗ 
beit und Tiefe in ſolchem Stubium war aber freilich jener Zeit nicht möglich; es führte in dem 
Seſetzbuch fehr Häufig zu inhaltsleeren, vagen Raiſonnements; ganze Titel find, ſtatt Rechts⸗ 
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fäge aufzuſtellen, mit meiſt ziemlich ſeichten doctrinären Ausführungen über die Aufgaben des 
Staates gefüllt, die Geſetze namentlich der fpätern Könige ſchicken nicht ſelten den einfachſten 
Rechts ſätzen feitenlange motivirende Einleitungen voraus, in welchen ver ſchwülſtige Stil der 
ſpätern roömiſchen Kaiſerconſtitutionen zum Vorbild genommen und noch weit überboten iſt. 
Als ein beſonders merkwürdiger materieller Zug der Lex Wisigothorum mag noch die wahrhaft 
fanatifche Verfolgungsfucht hervorgehoben werden, welde in ihr namentlich gegen bie Juben 
fich zeigt. 

Das weſtgothiſche Geſetzbuch ift unter allen Volksrechten dasjenige, das fih am längften in 
Geltung erhalten hat; e8 blieb aud während ber arabifchen Periode das Rechtsbuch der gothi- 
fen Bevölferung, namentlich in den ſelbſtändigen fpanifihen Gebieten im Norden, wo es in 
der Mitte des 13. Jahrhunderts unter Ferdinand III. (1229 — 34) mit unerheblichen Ande⸗ 
rungen ind Spanifche überjeßt wurde unter dem Titel „Fuero de Cordova“, fpäter gewöhnlich 
„Fuero juzgo‘. 

5) Das Edictum Theodorici für das oftgotbifche Reich in Italien ift bier nur kurz zu er⸗ 
wähnen. Es enthält, ähnlich wie die Lex Wisigothorum, Landesrecht für alle Angehörigen bed 
Reichs ohne Rückſicht auf ihre Herkunft, Hat aber nur aus römifhen Quellen gefhöpft, ſodaß 
die Sieger Hier dem Recht der Beſiegten fich fügen mußten. Das übrigens ziemlich dürftige Ge⸗ 
fegbuch gehört danach zwar einem germantichen Staate an, aber nicht zu den Quellen germani= 
ſchen Rechts. Die Härte, melde für die Oftgotben darin gelegen war, daß fie nach dem Epic 
Roͤmiſchem Recht unterworfen wurden, war uͤbrigens dadurch wieder gemildert, daß dieſes nicht 
wie bie Lex Wisigothorum exrcluſive Geltung beanſpruchte, ſondern es für alle nicht ausdrück⸗ 
Hd) berührte Punkte bei dem alten, für vie Oſtgothen alfo bei ihrem oſtgothiſchen Recht beließ. 
Das Edietum Theodoriei tft im Anfang des 6. Jahrhunderts verfaßt; nach den einen im Jahre 
500, nad) andern, welde eine Benugung des Breviarium Alaricianum annehmen, zwiſchen 
506 und 526 (Zovesjahr Theodorich's). 

6) Die Lex Alamannorum in der gereinigten Geſtalt, in welcher ſie in den meiſten Hand⸗ 
ſchriften und in ſämmtlichen Ausgaben bis auf die neueſte, von Merckel veranſtaltete erſcheint, 
gehört ner karolingiſchen Zeit an. Dad Geſetzbuch ſelbſt iſt aber viel äkter und Hat, bis es zu jener 
Geſtalt kam, wiederholte Wandlungen und Mehrungen erfahren. Die Gefchichte deſſelben ift 
jegt namentlich durch Merckel's Berdienft aus den Hanbfchriften ziemlich genau feftgeftellt, 
während die oben (bei der Lex Ripuariorum) erwähnte Erzählung des diefem, dem ripuarijchen 
und bairiſchen Volksrecht gemeinfchaftlichen (nicht offleiellen) Prologs ohne Werth if. Die 
erfie Aufzeichnung des alamanniſchen Rechts erfolgte im 6. Jahrhundert, ohne daß eine genauere 
Zeitbeftimmung möglich wäre. Die eben angegebene Entftehungszeit erhellt aber parand, daß 
eine gleich zu erwähnende zweite Redaction des alamannifchen Rechts unter Ehlotar II. (Anfang 
bed 7. Jahrhunderts) entſchieden jünger if. Bon diejer älteften Nedhtsaufzeihnung mit dem 
Handiriftlichen Titel „Pactus lex Alamannorum“ befigen wir übrigens nur drei ziemlich Furze 
Bruchſtücke, pie in ben ältern Ausgaben als Beſtandtheile des Textes der gewöhnlichen Lex oder 
als Varianten dazu behandelt find und erft von Merdel in ihrer Befonderheit erfannt und ber- 
angegeben wurben. 

Eine zweite alamannijche Geſetzgebung wurde nad ihrer in den Handſchriften vorfommen= 
ven Überschrift unter Ghlotar verfaßt, womit nad) dem Inhalt des Geſetzbuchs, namentlich nach 
den ſehr umfaſſenden kirchenrechtlichen Beſtimmungen deſſelben und dem in ihm hervortretenden 
großen Umfang des Reiche nur Chlotar II. gemeint fein kann; das Gefegbud fällt alſo zwiſchen 
613 und 622, den Zeitraum, während veffen der allerdings im ganzen länger tegierende Chlo— 
tar II. dad Regiment auch in Nuftrafien hatte. Die erfte Hälfte diefer Lex Chlotarii I. (Rap. 
1—35) enthält in einer gewiſſen ſyſtematiſchen Ordnung kirchen⸗ (Kap. 1—23) und ſtaats⸗ 
rechtliche (Kap. 24— 35) Vorſchriften von feltener Vollſtändigkeit; e8 find gefeßgeberifhe Neue- 
rungen, von den fränfifchen Könige mit Zuflimmung der Großen ausgehend, wol weſentlich 
darauf beredinet, die Alamannen an die fränfifche Oberhoheit und überhaupt ein ſtrengeres 
ſtaatliches Leben zu gewöhnen und das Ehriftenthum bei ihmen zu befeftigen, zugleich das beſte 
Mittel für jene politifchen Zwecke. Die zmeite Hälfte der. Lex (Kap. 36—75) enthält altala= 
manniſches Gewohnheitsrecht, vorherrſchend eine Darftellung des Compoſitionenſyſtems, da= 
zwifchen auch procefiualifche und privatrechtliche Säge. Diefer zweite Theil des Chlotar'ſchen 
Geſetz buchs bat aus der alten Pactus lex gejchöpft, übrigens, ſoweit deren erhaltene Frag⸗ 
mente eine Vergleichung zulaflen, fle mehrfad; geändert, und fcheint andererfeits fie nicht ganz 
und vollfländig wiedergegeben zu haben. 
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Später, vielleicht unter Dagobert (622 — 638) hat das Geſetzbuch Chlotar's II. eine Er⸗ 
weiterung erfahren (Kap. 76 — 97), in welcher ziemlich ſyſtemlos theils von Chlotar über: 
gangene Beſtimmungen der Pactus lex nachgetragen, theils einzelne Vorſchriften Chlotar's wie⸗ 
derholt oder auch geändert werden. Ebenſo ſehr dieſer Inhalt des Nachtrags wie der Umſtand, 
dag wenigſtens in einer Handſchrift derſelbe auf eine andere als die bei Abfaffung der Lex Chlo- 
tarii mitwirfende Berfammlung zurüdgeführt wird, ſtellt es außer Zmeifel, daß bier ein neues 
drittes alamannifches Mechtöbuch vorliegt, das nur irrthiimlich in den Ausgaben wie in den 
Handſchriften, welche Die Kapitel purchzählen, als Beftanbtheil verLex Chlotarii aufgefaßt wire 

In der Zeit der größten Schwäche der fränfifchen Herrfchaft, der faft vollftändig wieber- 
erlangten Unabhängigkeit ver Alamannen, nahm dann ihr Nationalherzog Landfried (geft. 730) 
ohne mitwirfende Autorität der fränkifhen Könige eine neue Reviſton des alamannifchen Ge⸗ 
ſetzbuchs vor (in 97 Titeln), bei welcher übrigens die Lex Chlotarii und ihr fpäterer Nachtrag 
nicht weſentlich geändert, auch nicht vieles, hauptfächlich nur einige weitere Stellen auß ver 
Pactus lex hinzugefügt wurden. Namentlich die ungemein günftigen Beftimmungen für die 
Kirche find eher noch erweitert als beſchränkt. 

Endlich die jüngfte Necenfion der Lex Alamannorum in 99 Titeln, wie die meiften Sand: 
ſchriften fie haben, ſtammt aus der farolingifchen Zeit; fie Ift unter Pipin oder Karl den Brußen 
entflanden. Materiell weicht fie von den ältern Befeggebungen kaum ab; fie unterſcheidet fi 
von ihnen hauptſächlich nur durch beffere Latinität, die übrigens von den völligen Barbariömen 
der Pactus lex an fortwährend zu größerer Reinheit fi herausbildete. Noch wurden unter 
Karldem Großen over Ludwig dem Frommen der Lex Alamannorum feh8 Novellen hinzugefügt, 
in den Hanpdfchriften bald hinten angehängt, bald an ven entfprechenden Stellen eingereiht, bis⸗ 
weilen fogar neben ben ältern, durch fie abgeänderten. 

Die einzige Ausgabe, in welcher die verſchiedenen Mecenfionen ber Lex Alamannorum von: 
einander gejhieden find, iſt bie von Merkel in Pertz' „Monumenta Germaniae historica”. 

7) Die Lex Bajuvariorum iſt audweislih ihres Inhalts in verfchiebenen Zeiten ſtückweiſe 
entflanden und erſt nachträglich zu einem nur ziemlich loſe zuſammenhängenden und menig über⸗ 
arbeiteten Ganzen zufammengefügt worden; verfchiedene Recenſionen bed Geſetzbuchs laſſen 
fich aber hier nicht wie bei verLex Alamannorum unterfcheiden, und das Alter der einzelnen Bes 
ftandtheife ift nur unficher zu beflimmen. Jedenfalls find die Nachrichten des mehrermähnten 
gemeinſchaftlichen Prologs, obgleich er gerade bei ver Lex Bajuvariorum am häufigſten vor: 
fommt und zu ihr zu gehören fcheint, Hinfichtlich dieſes Geſetzbuchs unrichtig; es kann nicht 
unter dem oftfränfifchen König Theoderich verfaßt fein, da Baiern erft geraume Zeit nad) deſſen 
Tode mit dem Sranfenreicdhe vereinigt wurde. Don den 21 Titeln, aus welchen das bairifche 
Geſetzbuch befteht, beſchäftigen ſich Tit. 1 und 2 Bid Kap. 19 mit firden= und ſtaatsrechtlichen 
Beflimmungen in ungewöhnlicher Ausführlichkeit und in einem der Öffentlihen Gewalt jehr 
günftigen Sinne. Die Lex Alamannorum (in der Chlotar'ſchen Recenfion) ift unverkennbar 
benugt ; diefe Bingangdtitel des Rechtsbuchs werden alfo nad) Ehlotar IL, vielleicht unter feinen 
Nachfolger Dagobert, oder noch wahrſcheinlichet beträchtlich fpäter in den Anfang des 8. Jahr: 
hunderts unter Pipin (von Herflal) oder Karl Martell zu fegen fein; für dieſe legte Annahme 
fpricht namentlich der Umſtand, daß fie in Vergleich mit andern glei zu erwähnenden Be⸗ 
ftandtheilen des Geſetzbuchs, die nur wenige Sahrzehnde vor Dagobert entftanden find, eine fehr 
bedeutend fortgefihrittene Rechtsentwickelung aufweiſen; in der Zwiſchenzeit zwiſchen Dagobert 
und Pipin koͤnnen fie aber nicht erlaffen fein, da damals die fränkiſche Autoritätin Baiern völlig 
erſchüttert war. Die beiden erften Titel der Lex Bajuvariorum, obgleich jegt an die Spige der 
Rechtsſammlung gefteilt, find doch nicht deren ältefter Beftanptheil, wie theils aud dem in ihnen 
ſichtlich hervortretenden fränfifchen Einfluß, theils daraus zu fließen tft, daß die Öffentliche Ge⸗ 
walt bierviel fefter begründet erfcheintals in andern Titeln des Geſetzbuchs; der Mord des Herzogs 
ift 3. B. hier mit Todesſtrafe und Vermdgensconflöcation bedroht, während TI, 20, $.4 nur ein 
Mergeld des Herzogs Eennt. Altere Beftandtheile des Geſetzbuchs find Tit. II, Kap. 20, III, 
1-9, 11—13, IV und V; dann VI— XV einfchließlich, Die wieder, wie angegeben, voneinander 
zu ſcheiden find. Das erfte Stück, vorherrſchend über Compofitionen und Standesverhältnifie 
fich verbreiten, enthält altbairiſches Gewohnheitsrecht; von fränkifhem Einfluß ift nichts zu be⸗ 
merken; dagegen ift daS alamannifche Volksrecht und zwar, wie e8 feheint, in der Redaction ber 
Pactus lex benugt, woraus mit ziemlicher Sicherheit auf Entftehung vor Chlotar II., alfo etwa 
in der zweiten Hälfte des 6. Jahrhunderts gefchloffen werden fann. Das zweite Stüd weift außer 
alten einheimifchen Rechtöbeftimmmungen und @inflüffen ver Lex Alamannorum überdies eine 
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ſehr erhebliche Einwirkung der Lex Wisigothorum auf, durch deren Vermittelung auch Rönti- 
ſches Recht Eingang in die bairiſche Rechtsfammlung gefunden hat. Da die Baiern die von 
Reccared herrührende Antiqua benutzt haben, ſo iſt das fragliche Stück ihres Geſetzbuchs vor die 
unter Chindaswind (Mitte des 7. Jahrhunderts) fallende Umgeſtaltung der Lex Wisigothorum 
zu ſetzen. Wie man in Baiern zur Benutzung des letztern Geſetzbuchs und infolge davon zur 
Aufnahme mancher den heimiſchen Gewohnheiten völlig zuwiderlaufenden römiſchen Rechts- 
ſatzungen, z. B. der Strafe körperlicher Züchtigung kam, iſt ein noch nicht gelöſtes Räthſel. Die 
Tit. 16 fg. bis zu Ende enthalten weſentlich altbairiſches Gewohnheitrecht, wieder mit mehr: 
fach bemerfbarer Benugung ber überhaupt nahe verwandten Lex Alamannorum, ohne daß fich 
über die Entſtehungszeit etwas Sicheres angeben ließe. Die in der biöherigen Aufzählung über: 
gangenen einzelnen Stücke endlich fheinen fpätere Einſchiebſel aus der Farolingifhen Zeit zu 
fein. Wann und auf weſſen Veranlaffung die urfprünglidh getrennten Beftandtheile der Lex 
Bajuvariorum zu dem Ganzen, ald welches fie jegt vor und liegen, vereinigt wurden, iſt nicht zu 
ermitteln; nur wird man daraus, daß ſpätere Nachträge feit der Mitte des 8. Jahrhunderts nur 
äußerlich angehängt, nicht mehr in das Übrige aufgenommen und verarbeitet wurben, fhließen 
dürfen, daß fpäteftend damals die und jegt vorliegende Redaction abgefhloffen war. Sie ift 


übbrigens mehr nicht als eine bloße Aneinanvderteihung ber einzelnen Stüde, ohne daß nur Die 


zwifchen ihnen mehrfach hervortretenden Widerſprüche ausgeglichen wären. 

Das bairiſche Geſetzbuch erhielt unter dem legten Nationalherzog Taſſilo noch einen An- 
hang unter dem Titel: „Decretum Tassilonis, Ducis Bajuvariorum“, welcher die Beſchlüſſe 
zweier Concilien, theilweiſe übrigens weltlichen Inhalts, aus den Jahren 772 und 775 enthält. 

Die bisherigen Ausgaben liefern weſentlich nur Abdrücke einer oder mehrerer Handſchriften 
ohne Rückſicht auf die Geſchichte des Geſetzbuchs; eine auch in dieſer Beziehung befriedigende 
Ausgabe ift deninächſt von Merkel in Perg’ „Monumenta Germaniae historica‘ zu erwarten. 

8) Die Lex Thuringorum, mit vollftändigerm Titel: „Lex Angliorum et Werinorum, hoc 
est Thuringorum”, das kleinſte aller Volkärechte, befteht aus drei verfihiedenen Stüden. Das 
erite enthält 25 fehr kurz gefaßte Beftimmungen über dad Wergeld bei Körperverlegungen; im 
zweiten werben in ſechs etwas größern Kapiteln neben einigen privatrechtlihen Sägen verſchie⸗ 
dene Verbrechen beſprochen; das britte ift mit ver Überfchrift: „‚Haec judicia Wlemarus dicta- 
vit“, ein Weisthum ded MWlemarus über Bußen wegen Körperverlegung. Während die bei: 
den erften Stüde eine unverfennbare nahe Verwandtſchaft mit dem fränkiſchen, namentlich dem 
ripuariſchen Recht zeigen, ohne daß Doch Spuren einer directen Benugung ber Lex Ripuariorum 
vorhanden find, trägt das Weisthum ebenfo entſchieden einen friejtihen Charakter an ih. Da 
auch an dem frieſiſchen Rechtsbuch ein Wlemarus mitgenarbeitet hat, überdies das Meisthum in 
ber Lex Thuringorum mit der Lex Frisionum nad Inhalt und Faſſung vie größte Ahnlichkeit 
zeigt, ift eine birecte Benußung der Lex Frisionum bei dem fragliden Zuſatz zu dem thüringi- 
hen Volksrecht nicht zu bezweifeln. Für dad Alter des letztern fehlt es an allen ſichern An⸗ 
haltöpunften ; nur die Reinheit feiner Sprache weift auf die farolingifche Zeit, mas auch durch 
das Fehlen aller ſtaatsrechtlichen Vorſchriften, die Damals in Die Reihögefege aufgenommen zu 
werben pflegten, beflätigt wird. Selbſt über ven Bolkäflanm, welchem pas Rechtsbuch ange: 
hört, bejtehen verſchiedene Anfichten, indem man wegen des Titeld Lex Angliorum et Weri- 
norum Bedenken trug, es den Thüringern in der Mitte Deutichlande zuzufchreiben. Mit Recht 
bat ſich aber Die Herrfchende Anſicht doch für diefe Annahme entſchieden. Nicht nur gibt es 
feinen andern irgend beträchtlichen Stamm dieſes Namens (die frühzeitig wieder verſchwinden⸗ 
den Thoringi am Niederrhein waren fehr unbedeutend), ed würden auch die deutſchen Thürin- 
ger, bezieht man das fragliche Rechtsbuch nicht auf fie, gegen die beftimmte Mittheilung Ein: 
hard's, des Geſchichtſchreibers Karl's des Großen, daß alle Völker in deffen Reich ein beſonderes 
Volksrecht gehabt oder vun ihm erhalten hätten, kein ſolches bejellen haben. Die in Deutſch⸗ 
thüringen vorfommenben Gaunanıen Engilgau und Weringau werden zur Erklärung des Ti: 
teld Lex Angliorum et Werinorum genügen. 

Die neuefte Ausgabe nah der einzigen zur Zeit bekannten (korveyer) Handſchrift, welche 
übrigens das Weisthun des Wlemarus nicht enthält, if von Merkel veranftaltet; er bat das 
Weisthum nad alten Drucken beigefügt. 

9) Die Lex Frisionum beſchränkt fi jo gut wie ausfhlieglich auf die Angabe von Compo⸗ 
fitionen, welche fehr detaillist angeführt werben. In fehr vielen Fällen zeigt fie ein particulari= 
ſtiſches Auseinandergehen des friefifchen Rechts nach ven einzelnen Landestheilen, deren in dem 
Rechtsbuch drei unterſchieden werden, nämlich die ald Hauptland hervortretende Gegend zwifchen 
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Fli (dem öſtlichen Arm des Rheins) und Laubach (Flüßchen weſtlich von der Ems), dann das 
Land weſtlich vom Fli bis zum Sincfala (bei Brügge) und öſtlich vom Laubach bis zur Weſer. 
Wo Beſonderheiten für die Nebenländer nicht bemerkt werden, gilt auch für fie dad Recht des 
Hauptlandes. Die eigentliche Lex Frisionum hat einen faft gleich großen Anhang erhalten, vie 
fogenannte Additio sapientium,, weldye von Wlemarus, wahrſcheinlich vemfelben, welcher auch 
das Weisthum zur Lex Thuringorum verjaßte, und von Sarmundud herrührt, und in welcher 
wie in der Lex felbft dad Hauptland und die Nebenländer unterjchieben werden, ſodaß Wlemarus 
das Recht ded erften, Saxmundus dad ver beiden andern weiſt. Die Additio, deren Säße großen: 
theils dieſelben Verhältniſſe wie Die Lex felbft, aber abweichend von dieſer normiren, ift unver: 
tennbar eine fpatere Anderung derielben. Liber das Alter des Geſetzbuchs jind in Ermange- 
lung aller Nachrichten darüber, und da ed au nur in alten Druden, nicht mehr handſchriftlich 
erhalten ift, nur aus feinen Inhalt und feiner allgemeinen Beſchaffenheit unſichere Vermuthun⸗ 
gen aufzuftellen. Wahrſcheinlich gehört es der Farolingifchen Zeit an; dafür ſpricht Die ver: 
hältnißmäßig gute Ratinität, ebeuſo der Ausſchluß aller jtaatörechtlihen Beftimmungen, welde 
damals in die Neichögefege aufgenommen zu werben pflegten. Noch beſtimmter weift auf jene 
Entjtehungszeit die Erwähnung des Königs und die Rüdjihtnahme auf die chriſtliche Kirche, 
womit freilich ein noch in ber Additio, dem jüngjten Theil des Ganzen, vorfommender heidniſcher 
Rechtsſatz in ungelöftem Widerſpruch ftebt. 

10) Die Lex Saxonum, neben dem thäringifchen Volksrecht das Fürzefte, iſt aus venjelben 
Gründen wie die Lex Frisionum in die farolingifche Zeit zu verlegen, und wie theild ihr Inhalt, 
theils die Beſchaffenheit der Handſchriften (nur zwei find erhalten) ergibt, wahrfcheinlich in Drei 
Abtbeilungen entftanden. Das erſte Stud ($. 1—23), welches Compofitionen für die verſchie⸗ 
denſten Itechtöverlegungen angibt, aber nur mit Rüdfiht auf die Adelichen und ihre Liten, 
nicht die Gemeinfreien, ift vor 785 zu ſetzen, dem Jahre, in welchem Karl ver Große nad der 
erſten vollfländigen Unterwerfung der Sachfen deren Berhältniffe durch die Capitula quae de 
partibus Saxoniae constituta sunt (gewöhnlid Capitulatio de partibus Saxoniae genannt) 
orbnete. In diefer Capitulatio wird auf die Lex Saxonum Bezug genonmen und zwar auf 
Vorſchriften, die in dem bezeichneten erften Theil vorkommen; da derſelbe aber aud) bereitd auf 
vie Hriftliche Kirche Rückſicht nimmt, fann er erſt in fränkiſcher Zeit entftanden fein, aljo wol 
furz vor 785. Der zweite Theil ($. 24—60) ifl daran erkennbar, daß er in einer Handſchrift 
die Überſchrift Lex Francorum führt, womit übrigens nur angedeutet werben foll, daß er 
unter Autorität und Einfluß fränkiſcher Könige entflanven fei. Dies zeigt ſich namentlid in 
den firengen Strafen, welche auf Angriffe gegen den fränkiſchen König gefegt find; aber auch 
altſächſiſches Recht, theilweife privatrechtlichen Inhalts, ift aufgenonmen. In einzelnen Par⸗ 
tien tritt eine foldhe Übereinffimmung mit der Capitulatio von 785 hervor, daß Die Benugung 
bed einen Geſetzes durch das andere nicht zu verfennen ifl, und da iſt es wahrfcheinlider, daß 
die Capitulatio in der Lex ald umgefehrt benugt wurde. Jedenfalls fällt der zweite Theil ver 
Lex vor 797, da jeine Strafeder Branpftiftung die ver Capitulatıo, nicht Die (milvere) des Capitu- 
lare Saxonum aus dem Jahre 797 ifl. Den dritten Theil envlich bilden Die legten ſechs Paragra⸗ 
phen, die erſt nach dem eben genannten Capitulare und ver legten Unterwerfung der Sachſen, nad 
797 over 798 verfaßt fein können. Als harakteriftifcher Zug des ſächſiſchen Rechtsbuchs, das 
ähnlich wie das friefifche bei einzelnen Materien dad Recht der verſchiedenen Volksabtheilungen 
unterfcheidet, iſt die Härte feiner Strafbeftimmungen bervorzubeben ; ed laßt im Gegenſatz zur 
Mehrzahl der Volksrechte für zahlreiche minder fchwere Verbrechen, 3.8. jelbft großen Dieb- 
ſtahl, vie Todesſtrafe eintreten. Es beruht dies auf einer Eigenthümlichkeit des ſächſtſchen 
Rechts, wie die lange Erhaltung ähnlicher Beflinimungen in Sachſen (noch im Sachſenſpiegel 
aus dem 13. Jahrhundert) und die Wiederkehr gleicher Vorſchriften in ven angelſächſiſchen Ge: 
fegen bemeift; nur die auf Staats: und firdliche Verbrechen geſetzte Todesſtrafe iſt fränkiſche 
Neuerung. Neuefte und befle Specialausgabe: Merkel, „Lex Saxonum” (Berlin 1853). 

11) Die angelfähllfhen Gefege haben, wie ſchon in ver Einleitung hervorgehoben wurde, 
vor allen andern Volksrechten ven Vorzug, daß fie in der Volksſprache felbft geſchrieben find; 
jie ftehen überdies, wie nach der Abftanımung der Angelfachien fi von ſelbſt verfteht, mit dem 
deutſch⸗ſãchſiſchen Recht in naher Berwandtfchaft, für deſſen beſſeres Verſtändniß jie nicht felten 
ein willfommenes Mittel find. Da fie überdied, wenigftens die ältern unter ihnen, unbedingt 
zu dem Kreife der germaniichen Volksrechte gehören, find fie, wenn auch nur kurz, bier zu be: 
rühren, obgleich die angelfächlifchen Reiche nie in einer unmittelbaren politifchen Beziehung zu 
den Germanenreichen des Feſtlandes flanden und ein directer Einfluß auf Die deutſche Rechts⸗ 
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entwidelung von den angelſächſiſchen Geſetzen nicht ausging. In den ſchon feit der Mitte des 5. 
Jahrhunderts gegründeten angelfächfifchen Reichen in Britannien verging geraume Zeit, veich- 
lich ein Jahrhundert, vor der erſten Rechtsaufzeichnung, was um fo auffallenverift, als Die neuen, 

durch die Eroberung des Landes und die Unterwerfung feiner Bewohner Hervorgerufenen Berhält- 
niffe fiher auch manche neue Geſetze nothwendig machten. Das Erforverliche mag dur münd⸗ 
lich getroffene Anorbnungen verfügt worden fein, jedenfalls gehört Die älteſte und erhaltene 
Rechtsaufzeichnung — und Spuren einer frühern, verloren gegangenen find nit vorhanden — 
erft an das Ende des 6. oder den Anfang des 7. Jahrhunderts. Sie ift von Aethelbirht, König 
von Kent, für dieſes angeljächfifche Reich veranlaßt und fällt wahrfcheinlih zwifchen 596 und 
614. Das Gejegbuch ift nämlich während der Lebenszeit des heiligen Auguflinus niederge⸗ 
ſchrieben, durch melden der genannte König zum Chriſtenthum befehrt wurde, ber aber erft 
596 nad England gelommen war und 614 ftarb. Ebenfalls vem Königreich Kent gehören die 
Geſetze Hlothar's und Eadric's an, von welchen der erflere 673 den Thron beftiegen Hatte, aber 
nad kurzer Regierung durd) ven zweiten, feinen Neffen, geftürzt wurbe, der ebenfalld nur an⸗ 
derthalb Jahre regierte. Da ein gemeinfchaftliched Regiment beider nie beſtand, find die unter 
dem Namen beider befannten Gefeße wol von Hlothar erlaffen und fpäter durch Cadric aufs 
neue publicirt. Das jüngfte kentiſche Rechtsbuch endlih flammt von dem König Wihträd 
(691— 725). 

In einem zweiten der angelfächjifchen Reiche, in dem Königreih Mercia, mar unter dem 
König Offa im 7. Jahrhnndert eine Rechtsaufzeichnung zu Stande gefommen, vie und aber 
nur noch dadurch befannt ift, daß ihrer in dem nachher zu erwähnenden Geſetzbuch Aelfred's ge- 
dat wird. Dagegen befigen wir noch eine Rechtsſammlung aus Weftfachfen (Wefler), welde 
unter König Ine (688— 727) und zwar wahrſcheinlich vor 694 zur Stande fan, da ein Bi- 
ſchof Eorcenwald, ver bei der betreffenden Berfammlung zugegen war, 693 ober ſpäteſtens 694 
geftorben ift. Die Ine'ſchen Geſetze find umfaffender als die aud dem Königreich Kent und durch 
ihren hervorragenden Einfluß auf die fpätere allgemeine angelſächſiſche Rechtsentwickelung von 
Bedeutung. 

Endlich ift Hier noch Aelfred's des Großen Geſetzgebung aus der Zeit nah der Bereini- 
gung der fogfhannten angelfähflfhen Heptarchie in ein Reich hervorzuheben. Sie fällt wahr- 
ſcheinlich in die fpätere Zeit feiner langen Regierung (871—901), da er anfänglid in Karten 
Kämpfen mit ven Dänen fhwerlih Muße zu ſolchem friedlichen Werke hatte, auch fein Rechts⸗ 
buch Spuren gelehrter Bildung zeigt, wie er fie erſt in feinem höhern Alter fi) erwarb. Das 
Rechtsbuch enthält außer den den Anfang bildenden gehn Geboten und andern Stellen aus der 
Bibel eine Sammlung der ältern angelfählifchen Gefege, namentlich die bereitd erwähnten ver 
Könige Aethelbirht, Offa und Ine, jo jedoch, daß Aelfren einzelnes außließ ober Änberte und 
eigene Geſetze hinzufügte. 

Das angelfähhfliche Recht wurde durch die fpätern heimifchen und däniſchen Könige bis auf 
Wilhelm den Eroberer ganz im alten Geiſte fortgebilbet ; deren Geſetze find aber, da fie jenfeit 
der eigentlihen germanifchen Periode liegen und mehr und mehr den Charufter eigentlicher 
(engliſcher) Landesgeſetze annehmen, hier nicht weiter zu verfolgen. 

Die urfprüngliden angeljähftfhen Volläredhte tragen durchaus denfelben Charakter wie 
die auf dem Feſtlande entftandenen an fih. Sie find unter Autorität des Königs und unter 
Mitwirkung der kirchlichen Mürbdenträger und weltlichen Großen mit Zuſtimmung des Volkes 
verfaßt. Neben manden durch die Zeitumftände, namentlich die ſtets wiederkehrenden Kriege 
zwifchen den einzelnen angelfähftfchen Reichen felbft und mit ven Dänen hervorgerufenen Neue- 
rungen befteht der Kern dieſer Geſetze aus altem Gewohnheitsrecht. Am ausführlichften wer: 
ben bie verſchiedenen Friedensbrüche behandelt, das Privatrecht if nur kärglich bedacht. Auch 
Verfaffungs⸗ und ſtaatsrechtliche Beſtimmungen find verhältnißmäßig ſelten, dagegen macht 
ſich ſchon in dem älteſten Geſetze Aethelbirht's, noch mehr ſeit Wihträd und Ine eine weitgehende 
Begünſtigung der Kirche bemerkbar. Ausgabe: Schmid, „Die Geſetze der Angelſachſen, mit 
Überfegung, Erläuterungen und einem antiquarifchen Glofſar“ (Leipzig 1858). 

12) Die Leges Longobardorum haben unter alfen Volksrechten die offenfte, eine durchaus 
offieiell beglaubigte Geſchichte und find zugleich in vieler Beziehung ihrem Gehalt nach das be: 
deutendſte. Die Gefeße find von der früheften Zeit an unverändert erhalten, indem bie fpätern 
Könige, was fie ändern oder hinzufügen wollten, in befonvern Gefegen nieverlegten, neben 
welchen der Tert des alten Rechts ungeänvert befteben blieb, ſodaß die allmähliche Fortbildung 
des longobardiſchen Rechts ebenfo mühelos wie fiher überſehen werben fann, und ſelbſt Die Zei: 
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ten und die Üirbeber der einzelnen Rechtsaufzeichnungen find aus den ihnen beigegebenen offi- 
ciellen Prologen befannt. Die erſte Nechtdaufzeihnung erfolgte verhältnigmäßig ſpät (faft 
hundert Jahre nach der Eroberung Italiens) unter König Rothari (643) in dem fogenannten 
Edietum Rotharis, das, von ziemlich beträchtlichem Limfange, namentlich das Privat-, auch das 
Strafrecht mit ungewohnter Ausführlichfeit varftellt, während über Staats: und Proceßrecht 
ſich verhältnißmäßig wenig findet. An dieſes Edict ſchließen jich der Reihe nad) an vie Leges 
Grimoaldi (668), die Leges Liutprandi (713— 735), die Leges Rachis (746) und endlich die 
Leges Aistulphi (754). Der erfte und bie beiden legten dieſer Nachträge find unbedeutend, 
während die Geſetze Liutprand's an Umfang ungefähr dem Edicte Rothari's gleichftehen;; fie 
find in den gewöhnlichen Ausgaben, dem Inhalte nicht entfprechend, in ſechs Bücher eingetheilt; 
fie zerfallen vielmehr in 15 Abtheilungen, als auf 15 verfchiedenen Landtagen erlaffen. Bei 
der üblichen Büchereintheilung umfaflen die fünf erſten Bücher die Gefege je eined Landtags, 
während in dem ſechsten Geſetze gehn verfchienener Landtage zufammengeftellt find. 

Die ſämmtlichen longobardiſchen Befege find von ven betreffenden Königen unter Mitwir- 
fung ihrer auf den Landtagen verjammelten Großen und unter Zuflimmung bes ganzen Volkes 
verfaßt. Das Edictum Rotharis enthält vorherrichenn altes Gewohnheitsrecht, fo jedoch, daß 
Ichon in viefem Rechtsbuch dad Beftreben hervortritt, feine Härten und Roheiten in verfländig 
humanem Sinne zu mildern oder zu bejeitigen. Der gegebene Rechtsſtoff wird trog ber ziem⸗ 
lich barbariſchen Latinität doch in Elarer, verfländlicher Weile und felbft in einer gewiflen fufte: 
matifchen Ordnung vorgetragen. Schon dieſes ältefte longobardiſche Rechtsbuch zeigt eine Ent: 
widelung, wie ſie fich jonft nur im burgundifchen, mehr noch im weſtgothiſchen Volkörecht zeigt; 
mährend aber Diele ftark von Roͤmiſchen Recht influirt waren, das legtere fogar ſchließlich ein 
wahres Amalgam aus Nönifchen und germanifchen Recht wurde, fiellt dad Ediet des Ro- 
thari eine ganz felbfländige germanifche Rechtsentwickelung dar, auf bie irgendwelche rönzifche 
Binflüffe kaum zu bemerken find. Ginzelne Rechtsſätze, ebenfo einzelne in Tert zerſtreute deut: 
ſche Wörter zeigen eine nahe Verwandtſchaft nıit dem Sächſiſchen. In demſelben Geiſte, in 
welchem Rotbari begonnen, führten feine Nachfolger die longobardiſche Nechtdentwidelung wei: 
ter; überall tritt vie gleiche Tendenz hervor, das altüberlieferte Gewohnheitsrecht zu ſchonen, 
dur fpriftliche Firirung gegen Entftellung zu figern, zugleich aber auch in rationeller und 
humaner Weiſe fortzubilden. Bird zu diefer Fortbildung fpäter auch Hier und da Nömifches 
Recht benupt, jo ift Doch nirgends ein umfaflender oder gar dominirender Cinfluß deſſelben 
wahrzunehmen entſchiedener tritt im Laufe der Zeit das Streben nad Stärkung der könig- 
lichen Gewalt und namentlid in den fpätern Gefegen Liutprand's die Begünſtigung der Kirche 
hervor. Die longobardiſchen Rechtsbücher waren, in Übereinſtimmung mit den Zuſtänden der 
meiften germaniihen Stämme, Volksrecht der Longobarden, nicht Landesrecht in dem von ihnen 
begründeten Reiche ; vielmehr Iebten in demfelben Die unterworfenen Nömer fortwährend nad 
Römiſchem Recht. In den Leges Liutprandi ift dies ausbrudlid anerkannt und kaun fhon 
danach auch für die Zeit dedEdictum Rotharis nicht bezweifelt werden, da eine Wiederherſtellung 
des Römischen Rechts, wäre ed einmal für die Nömer pur) das longobardiſche verbrängt ge- 
weien, im hoöchſten Grade unwahrſcheinlich ift. 

Die altlongsbardiichen Geſetze haben bei der Eroberung Italiens durch Karl den Großen 
fon in Gemäßheit des im Fränkiſchen Reiche geltenden Grundfages der Perfönlicgkeit des 
Rechts ihre Geltung für die Longobarven nicht verloren, fie wurden vielmehr durch zahlreiche 
Gapitularien der fränkifchen Könige fortgebildet, die theils fpeciell für Italien erlaffen waren, 
theils wegen ihrer ganz generellen Bedeutung aud dort für anwendbar gehalten wurden. Lind 
als fpäter Die deutfchen Könige In Verbindung mit ihren Anſprüchen anf die römijche Kaiſer⸗ 
trone auch Italien fi) unterwarfen, wurden aud fie Kortfeger und Mehrer des immer noch in 
ftet8 verjüngter Geftalt geltenden Lombardenrechts. Einheimiſche Juriften legten Sammlungen 
an von den älteften Geſetzen bis zu den in ihren Tagen erlaflenen; deren Hiftorifcher Werth ift 
durch die mit ihnen verfolgten praftifhen Zwecke beeinträchtigt, indem das völlig unbraudbar 
Gewordene weggelaflen oder nur in mobifleirter Beftalt aufgenommen wurde. ine derartige 
(chronologiſche) Sammlung, im Anfang des 11. Jahrhunderts in Bavia entflanven, ber ſoge⸗ 
nannte Liber Papientis, hat aber dadurch ein beſonderes Intereſſe erlangt, daß an fie eine 
Jurisprudenz von einem gewiſſen wiſſenſchaftlichen Gehalt und Geiſte ſich anſchloß; fie wurde 
von pavienfer Zuriflen durchgängig mit Bloffen und fogenannten Formeln, d. i. zur Veran⸗ 
ſchaulichung der einzelnen Rechtsſätze ihnen beigefügten Rechtsfällen, erläutert, das ältefte :Beifpiel 
germaniſcher Rechtswiſſenſchaft, hervorgerufen durch dasjenige germanifhe Net, das von 





398 Geſammtwohl 


ſeiner erſten Aufzelänung an eine hervorragend reife und doch mwefentlich felbflännige Durch⸗ 
bildung zeigt und am confequenteften Jahrhunderte hindurch gefeßgeberifch fortentwickelt wurde. 
Gegen Ende des 11. Jahrhunderts entftand neben ven bis dahin allein üblichen chronologiſchen 
Sammlungen des Lombardenrechts auch eine foftentatifche, die jogenannte Lombarda, durch 
beren Aufnahme an der berühmten römischen Juriftenfchule zu Bologna der Liber Papientis 

aus dem Gebraud) verdrängt murde, wie mit den Aufkommen des wiſſenſchaftlichen Studiums 
des Römiſchen Rechts aud die an ihn angeichloffene felbftändige germanifhe Jurisprudenz 
erloſch. 

Beſte Ausgabe (nur die Geſetze der einheimiſchen Longobardenkönige umfaſſend): „Edicta 
regum Langobardorum, edita opera et studio Caroli Baudi a Vvesme“ (Turin 1855) (in den 
„Historiae patriae monumenta‘). Ein Abdruck des Tertes diefer Ausgabe ift veranftaltet 
von Neigebauer (Münden 1855). J. Solln. 

Gefammtwohl. (Gemeinwohl over dffentlihe8 Wohl, Glüdfeligfeitsprin- 
cip, als Endzwedunnd Grundgeſetz de8 Staatedund der Politik.) Es herrſcht viel 
Streit und Misverſtändniß über den Zwed und das höchfte Geſetz des Staates, namentlich dar⸗ 
über, vb und inwiefern diefelben in jenen obengenannten Begriffen gefunden werben dürfen. 

Der Staat, ald eine wahre moralifche Perſon, als die höchſte und vollftändigfte von allen 
(1. Corporation), oder ald ein wahres, lebendiges Ganzes, aber beitehend aus perfünlichen 
Sliedern mit einen hoͤchſten Selbftzwed (Bd. I, S. XLD, kann allerdings für alle feine freien 
Beitrebungen feine andere Aufgabe haben al8 das wahre Geſammtwohl oder Gemeinwohl, das 
Wohl ded Ganzen und aller feiner Glieder, viesaluspublica. Nur find hier vorzüglich dreierlei 
Bermechfelungen und Misgriffe zu vermeiden, welche nur allzu oft jenen Grundfag : Das Wohl 
des Staates ift dad höchſte Gejek (salus populi suprema lex esto), den Völkern zum Fluche 
gemacht haben. 

Fürs erfte darf man Fein Wohl ohne die Tugend und von ihr getrennt erftreben wollen. Es 
ſoll fein materialiſtiſches, eudämoniſtiſches Glückſeligkeitsprincip, Fein egoiftifches oder unfitt⸗ 
liches an die Spitze geſtellt werden. Der Menſch iſt ein ſittliches Weſen, feine Beſtimmung iſt 
die fittliche Beftimmung, fein hoͤchſtes Geſetz das Sittengeſetz. Er ſoll mit allen feinen Kräften 
und mit allen feinen freien Handlungen dem unendlichen, dem Hier nie ganz zu erreichenden 
Ideale fittlicher Vollkommenheit ſich iumermehr annäbern. Und hier vor allem gilt der Grund⸗ 
fag: „Man kann nicht zweien Herren dienen.” Man fann und foll nur ftreben, das Sittlih- 
Gute zuthun, jebed andere Streben blos nad) Sinnengenuß und äußerm Glück, unabhängig 
von dem fittlihen Streben, führt zum Widerfpruch mit der höhern Beftimmung, zum Wider- 
ſpruch des Menfchen mit ſich felbft und fomit auch nimmermehr zu wahrem Glüd. Aber freilich 
führt ein vernünftiges ſittliches Gefeg und Streben auch ſchon durd die Aufgabe, die ganze 
eigene Natur und die Außenwelt moöglichſt vollkommen und übereinſtimmend mit der eigenen 
und jittlichen Bervollfommnung zu geftalten,, oder, fomeit möglich, eine göttlide Weltoronung 
zu verwirklichen, zugleidy auch auf ven Weg ver wahren Glückſeligkeit. Sie befteht ihrem erften 
und weſentlichſten Theile nach allerdings in der eigenen innern übereinſtimmung mit dem ſitt⸗ 
lichen Geſetze, in dem tugendhaften Streben ſelbſt. Sie fordert aber auch die uͤbereinſtimmung 
der eigenen ſinnlichen Natur und der ganzen Außenwelt mit ven ſittlichen Streben und mit ſei— 
nen Aufgaben, mit der Verwirklichung einer ſittlichen oder möglichft vollkommenen Weltord⸗ 
nung. Für menſchliches Leben und Lebensverhältniß muß ſich ſtets ein Leibliches, Äußeres mit 
dem Geiſtigen, Innerlichen harmoniſch verbinden (Bd. 1, S. XXXVII). Dieſer zweite Theil der 
Glückſeligkeit hängt nun keineswegs allein von dem Strebenden ab, ſondern * nur, ſoviel 
an ihm iſt, durch ſein tugendhaftes Streben vorbereitet. Der Menſch ſoll und darf alſo ſtreben, 
tugendhaft und zugleich durch Tugend auch glückſelig zu werden. Und eine ſchwärmeriſche und 
ſtoiſche Lehre, welche, jene übereinſtimmung der eigenen ſinnlichen und der äußern Natur mit 
dem ſittlichen Streben und Ideale zur Seite laſſend, Tugend und Glückſeligkeit in ver Art iden⸗ 
tifieirt,, daß He das tugenphafte Streben allein für die einzige Glückſeligkeit erflärt und bie 
Wirklichkeit aller außern Leiden und Freuden für ven Tugendhaften ableugnen will, widerſpricht 
ver Wahrheit und der nienſchlichen Natur. Sie ift nicht minder einjeitig als eine verkehrte eubä= 
moniftijche und epifuräifche Theorie, welche die Glückſeligkeit mit ber Tugend vermischt, melde, 
das wahre fittliche Gefeg und Ideal und jene wefentlichite Glückſeligkeit, Die der Übereinftim- 
mung des eigenen Willens mit dem fittlichen Gefeß, zur Seite laſſend, auf ihre und der Tugend 
Koften nur ein eigennüßigee Fluges Streben nad finnlihem und äußerm Glück anräth. Kann 
wol der tugendhafteſte Kämpfer für feine höchſte, Nttlich = geiftige Bildung und Vervollkomm⸗ 
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nung, der treue Familienvater, der treue Freund des Vaterlandes und der Menſchheit bei all 
ſeinem tugendhaften Streben auch alsdann vollkommen glücklich genannt werden, wenn überall 
ſeine eigene ſinnliche Natur und die ganze Außenwelt in ſchmerzlich ſtörenden Widerſpruch mit 
ſeinen jittlihen Beftrebungen und Idealen tritt, wenn etwa eine unwürdige, graufame, ſklaviſche 
Behandlung ihn in finſtern, martervollen Kerkern der Bildungsmittel beraubt, vielleicht ſeine 
ſinnlichen Triebe und Leidenſchaften künſtlich erregt und die edlern geiſtigen Kräfte ſammt der 
Geſundheit unterdrückt, wenn fie ihm Weib und Kinder ſchändet, verdirbt und mordet, fein 
Vaterland in Schmach und Elend ſtürzt, ſo ſeine edelſten ſittlichen Wünſche und Veſtrebungen 
vereitelt, und wenn überall die Böjen triumphiren? Nein, er wird, wenn auch, ſoweit feine 
Kräfte reihen und fein Wille frei bleibt, durch deſſen Überein ſtimmung mit ſeiner Pflicht tugend⸗ 
haft und zugleich auch weniger unglücklich als der ſchuldbewußte Verbrecher, es doch ſchmerzlich 
empfinden, daß ihm die Vorſehung für jetzt Dad Glück verſagte und fo herbe Leiden bereitete. 
Er wird zugleich von ihrer Gerechtigkeit hoffen, daß die guten Beftrebungen zur Verwirklichung 
ihres göttlichen Reichs nicht verloren ſind, und daß früher oder ſpäter und wenigfend in einer 
andern Welt eine gerechte Vergeltung die weientlihfte Idee der Gerechtigfeit, ver Übereinſtim⸗ 
mung zwiſchen Tugend und Glüdfeligkeit, zwifchen dem Guten und feinem Lohne und Leben, 
zwifchen dem Böſen und feiner Vernichtung und Strafe vermirklijen werde. Und wird nicht 
viejelbe Idee auch dem epifuräifchen Genießer zulegt das peinliche Bewußtſein eines Wider— 
ſpruchs mit jeinem unterdrücken höchſten fittlihen und göttlichen Gefeg und feiner wahren 
Lebensbeſtimmung erwecken, ihn vollends in Leiden und Roth ſchmerzlich nieberwerfen und ihm 
klar mahen, daß es eine andere Tugend gibt ald vie, blos nach eigenen ſelbſtſüchtigen Genüffen 
zu fireben, daß endlich das Wahre und Rechte auch Hier nur in der Vereinigung und den rechten 
Berdältniß von Seele und Leib, daß es nur darin befteht: nad) innerer und äußerer Berwirk- 
lichung des fittlichen Geſetzes und Ideals zu fireben und nur in dieſem Streben und feiner Be: 
friepigung die wahre unausbleibliche Glüdfeligkeit wie die wahre Tugend zu finden und zu fuchen ? 

Was nun aber für alle einzelnen Menschen wahres und höchſtes Geſetz ift, das bleibt es auch 
far ihren Berein, für Volk und Staat. Auch fie dürfen und follen nur durch die Verwirklichung 
einer jittlichen Weltoronung und nur in ihr, alfo ſtets unter Anerkennung höherer fittlicher 
Ideen nad Glückſeligkeit fireben, oder jie jinfen in ververblichen Epifuräismus und Materia= 
lismus, in Schwelgerei, Nichtswürdigkeit, Feigheit und Elend. Aber audy ihre Geſetze, ihre 
gemeinfchaftlichen Friedens- und Hülfdvereine jollen dahin mwirfen oder follen zu ſolchem ge= 
meinſchaftlichen frieplihen und hülfreihen Zufammenwirfen führen, daß das ganze Bolf und 
jeder Einzelne durch die möglichfte innere und äußerere Verwirklichung einer fittlichen Weltord— 
nung (eines Reiches Gotted auf Erden) zugleich mit der möglichften Tugend und Bollfommen- 
heit und durch fie auch das möglichfte Glück finden. Im diefen Sinne und nur in diefem Sinne 
darf das Glückſeligkeitsprincip und Dad Gefammtmohl an der Spige der Regierungspolitik flehen. 
Ein Syſtem und vorzüglid) eine Regierung, welche, um die Menjchen durch ihren Eigennug zu 
beſtechen, ein eigennügiges, eudämoniſtiſches Wohlſein an Die Spige ihrer Politik ftellen,, ver: 
derben und ruiniren, wie man auch in unfern Tagen jehen kann, bie Völker. Es bedroht jelbft 
Die mächtige und blühende Nation ver Engländer feine andere Gefahr als die, daß allmählich 
dieſes falſche NüplichfeitSprineip durd) ven Irrthum oder durch die Krivolität jeiner Staate- 
männer und Schriftfteller, der Balmerftons, der Redacteure der „Times“, ganz im Wider— 
jpruch mit der frühern Natur und Gefchichte des englifchen Volkes, die höhern Grundfage und 
den begeifterten Kampf für fie verbrange. (S. ven Art. Bacon, Nahtrag.) Auch für und 
Deutihe möge feine Realpolitik vergelfen, daß jene jittlichen Grundſätze und Kräfte als ſehr 
reale Kräfte wirfen und fehr wejentlic für gefundes Staatsleben find, Nur fo werben fie auf 
eine heilfame Weife jenen einfeitigen und nur deshalb unpraktiſchen Idealismus befämpfen, 
welcher die ſtete Verbindung der Seele mit dem Leibe vergißt, ebenſo wie ſeinerſeits jener Rea— 
lismus die des Leibes mit der Seele. 

Fürs zweite darf man fein Wohl, ohne dad Recht von ihm getrennt und im Gegenjag von 
ihm Suchen! Das wahre vernünftige fittlihe Staatsgeſetz beſteht zuletzt nur in den menſchlichen 
Lebens- und Sittengefeg für die Einzelnen, in feiner Anwendung und eigenthüntlichen Geftal: 
tung durch die flantögejellichartliche Vereinbarung. So wurde es Bd. I, S. XLII entiwidelt. 
Es muß aber hieinah das rein jittlihe Gefeg der einzelnen Inpivibuen in einem gemein- 
ihaftlihen Friedens- oder Nechtövereine und in einem gemeinjchaftlichen Hülfs- oder politifchen 
Vereine, joweit es flir dad gefellichaftliche Leben nothwendig ift, äußere Anerkennung und Gül— 
tigkeit, kurz gefellichaftliche Gemeinfchaftlichfeit erhalten. Es follen zugleich der Rechts- und 
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Staatsverein und das Nechts- und Staatsgeſetz, als die wahren und höchſten gemeinſchaft⸗ 
lichen Lebensgeſetze des Vereins, alle Einzelnen zu einem gemeinſchaftlichen großen lebendigen 
Ganzen verbinden und das geſellſchaftliche Handeln beſtimmen. Das Friedens- oder Rechts⸗ 
gejeg aber erichien dabei als die weientliche Grundform und Grundbedingung für alles gefell- 
ſchaftliche Handeln, für die politifhe Zwed- und Mittelbeftimmung, ähnlich wie im Leben des 
Einzelnen feine lebendige organische Grundform die nothwendige Form und Beringung für 
feine freie pofitive Seelenthätigkeit ifl. Hieraus nun ergibt ih, wie falſch es if, wenn man fo 
häufig jenen Grundfag: Das Staatswohl ift das höchſte Geſetz, fo auslegt und anwendet, daß 
man der Regierung erlaubt, für politifche Zwede und vollends für eigennügige unfittliche 
Zwecke und im Dienft einer unfittlihen Klugheits- und Liftenlehre ji über das Recht hinweg⸗ 
zufegen und daſſelbe zu verlegen. Vielmehr befteht ver Staat als ein freier, friedlicher und 
bülfreiher, auf Leben und Tod frei gefchloflener Verein freier Individuen durchaus nur durch 
ben Friedensverein oder durch dad Net und mit vemjelben. Das Recht alfo ganz oder zum 
Theil für politifche Zwecke zu vernichten, Died wäre Bruch ver Grundverträge. Es wäre gerabe 
fo unvernünftig, als wollte der einzelne Menſch, angeblih zur Verwirklihung feiner freien 
menschlichen Zwede, feinen Organismus vernichten oder verſtünmeln. Wenn ihm auch dieſes 
‘oder jened Glied vielleicht augenblicklich hinderlich if}, wenn er einen augenblidlihen Vortheil 
durch deflen Aufopferung erhalten fönnte, ex wird doch feinen gejunden Organismus, ald Die 
Grundbedingung feiner freien vernünftigen Wirkſamkeit, achten. Er wird auch in alle Die Hem⸗ 
mungen und Zerflörungen ſich ergeben, vie ihm bei feinen VBerrichtungen für feine Zwecke durch 
die Organe feiner Thätigkeit und ihre Beichränftheit entflehen. 

Nur in höchſt feltenen Ausnahmefällen, in welchen auch vem einzelnen Menſchen eine Höhere 
Pflicht gebieten fann, jeinen ganzen Drganismud oder einzelne feiner Glieder zu wagen oder 
aufzuopfern, darf aud der Staat dad Necht verlegen. Nah dem Rechtsgeſetze ſelbſt iſt dieſes 
nämlich der Fall in wahrer Noth für die Eriftenz des ganzen Lebens, des Staates, feiner Ber- 
faffung und Regierung. Hier wird eine zur Rettung nothwendige Aufopferung von Rechten 
ſelbſt nach dem Rechtsgeſetze oder nad) den fogenannten Nothrechte, unter ven Beſchränkungen, 
die anderwärts angegeben find (j. Emsinens jus), ſtraflos und meiſt felbft zur Pflicht. Auch gibt es 
einzelne wenige, von der Rechtoͤgeſellſchaft felbft Durch ihre freie rechtliche Gefeggebung zu bewilli⸗ 
gende Fälle, in welchen, mit möglicfter Schonung und Schabloshaltung, geringere Rechte Ein: 
zelner dringenden Bebürfniffen des Ganzen untergeorbnet werben, wie namentlich bei ver ge- 
zwungenen Eigentbumdabtretung und beiden durd die Verfolgung erweislicher Verbrechen gegen 
blos Verdächtige verhängten unvermeidlichen Nachtheilen ver Griminalprocefle, wofür ein gutes 
Grpropriationd- und Habead - Korpus: Gefeg die Bedingungen feftftellen müflen. 

Außer diefen wenigen, durch die Verfaſſungsgeſetzgebung möglichſt genau zu beſtimmenden 
und möglichſt zu beſchränkenden Fällen muß alfo die Negierung ſtets das Recht heilig Halten. 
Sie darf daffelbe keineswegs aud politifhen Gründen im Namen des Gemeinwohlgs verlegen; 
denn das höchite Geſetz für das allgemeine Wohl oder das Wohl ded Ganzen ift eben das, daß 
das Recht ald die Grundform, als der allgemeine Orundvertrag bed ganzen friedlichen gejelli: 
gen Vereins in möglichft großer allgemeiner Achtung und unverlegt erhalten, daß auch Hier ſtets 
bie gefunde Seele in dem gefunden Leibe erhalten bleibe. Einzelne freilich können, jollen und 
werben nad ihrer eigenen moraliſchen Überzeugung freiwillig ihren Mitbürgern auch ihre Rechte 
ppfern. Aber ſie ſchloſſen ven Kriedendvertrag zur Rettung ihrer eigenen freien Überzeugung 
innerhalb ihres Rechtskreiſes. Keineswegs opferten jle darin zum voraus ihr gleich heilige 
Recht dem beliebigen Ermeſſen der andern oder einer Mehrheit auf. Darum kann au im Recht 
nit eine blod moraliſche Anfigt einer Mehrheit oder eined Regenten die Aufopferung ver 
Rechte freier Mitglieper befchließen. Denn nur für ſie allein und für Anwendung ihrer eigenen 
Privatrechte hat ihre blos innere moralifche Überzeugung Gültigkeit. Für dad Gemeinſchaft⸗ 
liche aber, für gemeinfchaftlihe äußere Zwangsgeſetze wurde Das gemeinfchaftliche Rechts- und 
Stantögefeg als die höchſte Norm feftgeftellt. Auch wäre ja keinen Tag ein Bürger noch feines 
Lebend und Cigenthums fiher, wenn man fie mit Verlegung ber hier aufgeftellten Grundſätze 
einem vielbeutigen, fo oft falfch verflandenen Staatswohle beliebig aufopfern dürfte. Dad an- 
geblihe allgemeine Wohl der Bürger würde alsdann die tödliche Waffe gegen das wahre allge- 
meine Wohl, gegen die ganze Rechtäficherheit aller Bürger. 

Fürs dritte endlich darf, wie nun ſchon dad Bisherige ergiebt, überhaupt unter dem öffent: 
lichen oder Gemein: over Gefammtwohle nur das dem anerkannten verfafjungsmäßigen Rechts⸗ 
und Staatögefege gemäß zu fördernde Wohl ver ganzen Stantögefellihaft (nur die salus om- 
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nium nad) dem Consensus omniäm) verſtanden werden, keineswegs ein nach individuellen 
ſubjectiven Anfichten und Intereſſen zu foͤrdernder Vortheil nur der Regierung oder nur ein⸗ 
zelner Parteien oder Maſſen von Perſonen. Daher wird es auch ſtets um jo richtiger erkannt 
und gehandhabt werden, je mehr die Gefetzgebung und Regierung von einer allgemein freien 
ſtaats buͤrgerlichen Repräfentativverfaffung ausgehen. Nur fie alfo entfpricht ganz dem wahren 
Rechts⸗ und Staatögefepe. 

‚Unter diefen dreifachen nähern Bebingungen nun fei das Geſammtwohl für alle Regie⸗ 
rungdmaßregeln das höchſte Geſetz, und in freiem patriotifchen Bemeingeifte mögen auch die 
einzelnen Bürger es zu ihrem Princip machen und ihm nach ihrer freien Überzeugung auch frei⸗ 
willige Opfer ihrer eigenen Rechte darbringen. Dann wirb ein wahres Gemeinweſen und fein 
Gemeinwohl blühen. Welcker. 

Geſandter, Geſandtſchaftsrecht. Wenn Völker miteinander in rechtlichen Verkehr tre⸗ 
ten, Verträge abſchließen, einen Krieg durch Frieden beendigen, überhaupt ihren Willen ſich 
gegenfeitig tund geben wollen, fo find Organe nöthig, melde fie hierbei vertreten, in ihrem Auf: 
trage und Namen die rechtlichen Verhandlungen vornehmen und in ber gewünſchten Weile zu 
Ende bringen. Die Nothwendigkeit einer folden Vertretung bei den rechtlichen Verkehr der 
Volker ging vemnach aus dieſem felbft hervor. Die natürlichſte und einfachfte Art dieſer Ver⸗ 
tretung , welche daher auch ſchon in den älteſten Zeiten entſtehen und gebräuchlich werden mußte, 
war offenbar die, daß die Völker ober deren oberfte Keiter bei jeder einzelnen Beranlaffung zu 
einer volkerrechtlichen Beſprechung und Verhandlung die gewandteften und zuverläffigften Män⸗ 
ner zueinander fandten, welche als Benollmächtigte die fragliche Angelegenheit beforgen, das 
beabfichtigte Rechtsgeſchäft zu Stande bringen follten. Dabei mußte fi von felbft die Noth⸗ 
wenbigfeit aufdringen, diefe Perſonen, Geiandte, Abgeoronete, Boten, als die bloßen, aber 
nothiwendigen Organe der Völker, gegenfeitig für unverleglich zu Halten und Verlegungen 
folder Abgeſandten, da fle nicht nur ald mittelbare Verlegungen des ſendenden Volkes ſelbſt er- 
ſchienen, ſondern auch die Moͤglichkeit des gegenfeitigen Verkehrs bedrohten, für ganz befonderd 
ahndungswürdig zu erklären. Die Garantie für die wirkliche Beachtung ver Unverletzlichkeit 
der Gefanbten lag theild in dem natürlichen Rechtsgeflihl, theild in ver Erwägung ber Nach⸗ 
theile,, weiche aus Berlegungen diefer Art für das verletzende Volk ſelbſt entftehen würben, wie 
z. B. die Rache des in dem Geſandten verlegten Volkes, die Geringfhägung von ſeiten auberer 
Bölfer u. |. w., theild in dem Gegenſatz ver Vortheile, die eine ſolche Beachtung ſchon wegen ber 
Reciprecität und der Grhaltung des guten Namens bei andern Völkern mit ſich bringen mußte. 
Wollte alfo ein Volk im Verkehr und in Gemeinſchaft mit andern Völfern verbleiben, jo durfte 
es nicht das einzige Mittel zerſtoͤren, durch welches jener und dieſe bedingt fin. Zudem mußte 
es von felbft einleuchten, wie ungerecht und zugleich unverſtaͤndig es fein würde, die Beleidigun⸗ 
gen, welche ein Volk zugefügt hat, an dem unfchuldigen Abgejandten veffelben, durch welchen 
eben eine wahrbafte Genugthuung allein vermittelt werben konnte, rächen zu wollen und da⸗ 
durch anftatt dieſer nur neue Beleidigungen zu veranlaffen. Die perfönliche Unverleglichleit ge: 
Hört hiernach wefentlich zum Begriff eines Geſandten, da ein folder ohne jene nicht ald moͤglich 
gedacht werden kann, und iſt folglich nothiwendig mit dem Geſandtſchaftsinſtitute gleichzeitig ent: 
ftanden. Diefe Unverletzlichkeit muß auch ald der erſte und ältefte voölkerrechtliche Grundſatz des⸗ 
halb betrachtet werben, weil fie die Möglichkeit des Voͤlkerverkehrs, fohin des Volkerrechts über: 
haupt bedingt und daher als vie rechtliche Grundlage dieſes legtern erſcheint. Kür das Alterthum 
war daneben der befondere Schug des Zeus eine weitere religidfe Garantie der geſandtſchaft⸗ 
lien Unabhängigkeit. 

Wenn nun auch das Geſandtſchaftsweſen, ald die Grundbedingung des Wechſelverkehrs der 
Bölker, zu allen Zeiten unter diefen beſtand, fo blieb es doch im Alterthum und Mittelalter blos auf 
einzelne Fälle beichränft, und das Inftitut bleibender oder ſtehender Geſandtſchaften war damals 
völlig undefannt. Man fhickte bei vorkommenden Anfäflen Geſandte, welche nad Vollendung 
der ihnen aufgetragenen Geſchäfte fofort wieder nach Haufe zurückkehrten. Erſt in neuerer Zeit 
wurden ſtehende Geſandtſchaften üblih. Ob die ſchon im Mittelalter gewöhnlichen Legaten ver 
Papſte, weiche an hriftlichen Höfen (die auch wieder in Rom für die kirchlichen Angelegenheiten 
ihre Gefandten Hätten) ſowie auf Reichs- und Kirchenverfammlungen erſchienen, Hierzu Ver— 
anlaffung gegeben haben, kann man dahingeſtellt fein laſſen. Es genügt zu bemerken, daß 
Frankreich der erfle Staat war, welcher, feit der Cardinal Richelieu, der Gründer bed Ded- 
potiomus und ber jefuitifchen Wolitit in ben neuern europätfchen Staaten, die are der Regie- 
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rung ergriffen hatte (1624), ſtändige Geſandte ſowie gleichzeitig ſtehende Heere unterhielt. 
Dem Beiſpiel Frankreichs folgten bald die übrigen europäiſchen Staaten, und ſo wurden die 
ſtehenden Geſandten, wie die ſtehenden Heere, bald allgemeiner Gebrauch und im Verlaufe 
der Zeit ſogar Nothwendigkeit. Mit dem Inſtitute der ſtehenden Geſandtſchaften begann 
in den voͤlkerrechtlichen Verhältniſſen aller europäiſchen Staaten eine völlige Umgeſtaltung. 
Bezweckte man auch mit den ſtehenden Geſandten in der erſten Zeit nicht ſofort das Interefſſe 
und Wohl der eigenen Staaten, als vielmehr gegenſeitige Auskundſchaftung, Bewachung, 
Übervortheilung, hierdurch Ausdehnung der Herrihaft, ver Macht und bes Einfluffes in den 
politifchen Angelegenheiten der Völker, und war man auch hierbei in der Wahl der Mittel, 
deren fich die Gefandten zur Erreihung der Abfichten ihrer Herren zu bebienen hatten, nicht 
verlegen und gewiffenhaft ängftlih, indem man Beftehungen, Lug und Trug, Aufbegungen, 
Anftiftung innerer Unruhen, ja felbft Gift und Dolch nicht fheute, wenn fie zum vorhablichen 
Ziele führten, und jo den befannten Grundfag: „Der Zweck heiligt die Mittel‘, recht eigent: 
lich praftifch machte, fo zeigte ſich doch auch bei dieſem Inftitute wieder die Durch die ganze Ge⸗ 
ſchichte fo laut verfündigte Wahrheit recht deutlich, daß bie Völker eine fittliche Aſſimilations⸗ 
kraft befigen, mittels welcder fie dad zu ihrem Verderben Ausgefäete in ein geveihliches Zebens- 
element umgeftalten und die beabjihtigte Verknechtung in Freiheit verarbeiten, und daß daher 
auch das politifche Ärgerniß nur die Beſtimmung bat, die fittliche Kraft vor Erſchlaffung wie 
vor Berflüchtigung zu bewahren, fie durch den Gegenſatz zur Thätigkeit und zum Kampfe anzu= 
regen, durch den Gegenſatz ihr zugleich Ziel und Richtung vorzuzeichnen und fo dad Gute mittel- 
bar zu fördern. Denn das Inftitut der ſtehenden Geſandtſchaften brachte zugleich zwifcdhen ven 
Höfen, welche denſelben Zweck verfolgten, nähere Verbindungen zu Stande, erhöhte überhaupt 
die Lebendigkeit des politifchen Wechſelverkehrs, verlieh ven politifhen Angelegenheiten größeres 
Intereffe und allgemeinere Theilnahme und war überdies ein fehr zweckmäßiges Mittel, nicht 
nur Differenzen und Mishelligfeiten auszugleichen, die in frühern Zeiten unfehlbar zu blutigen 
Kriegen geführt haben würden, fondern auch den ‚Handel und Verkehr zwiſchen ven Unterthanen 
verfihiedener Staaten zu fördern, indem die Gefandten ihren Mitbürgern in den fremden Län⸗ 
dern Schuß gewährten, Streitigfeiten und Anſtände verfelben vermittelten und die ihnen ent⸗ 
gegenftehenden Hinderniſſe befeitigten. Zudem bildeten fich in Bezug auf die Abſendung, Au⸗ 
nahme, den Rang und die Rechte der Geſandten beſtimmte Sitten und Gebräuche, welche bald 
auch die Wiſſenſchaft in ihr Gebiet zog, fihtete, vernollfländigte, näher begründete und als Ge⸗ 
fandtichaftsreht in ein georpneted Ganzes ;ufammenfaßte, dem die höhere allgemeine Anerken⸗ 
nung, welche der Doctrin überhaupt fletd zu Theil warb, nicht verfagt werden Eonnte. Auf dieſe 
Weile wurde das Geſandtſchaftsweſen das eigentliche politifche Gentrallebenselement der Völker, 
welches in den einzelnen fiehenvden Geſandten das Geäder über alle europäifchen Staaten ver⸗ 
breitete, den politifchen Wechſelverkehr zwifchen den Höfen wie den commerziellen zwifchen den 
Völkern belebte, dieſe und jene Dadurch einander näher brachte und befreundete und fo dem Hof⸗ 
und Volkerleben Einheit und Gonfiftenz verlieh. Das Verperbliche lag Daher auch nicht in dem 
Inftitute der ſtehenden Gefandtichaften,, fondern vielmehr in dem Misbrauch defielben, in ver 
gewiſſenloſen Politik jener Zeiten, vie gleihfam als Gift das an ih fo gedeihliche völferrecht- 
liche Verkehrsmittel infleirte. Die neuern Zeitereignifle, die großen Fortſchritte in der Cultur, 
die dadurch gewonnene richtigere Einfiht in dad wahre Interefje ver Fürſten und Völker und 
namentlich die Breffe, vor deren alle8 durchdringendem Lichte ſich feine Schandthat verborgen 
halten kann, haben jedoch Die Politik ziemlich zur Beſinnung gebracht und geläutert, und ed 
wird ficherlich die Zeit fommen, wo man von dem Inftitute der bleibenden Geſandtſchaften nur 
Segensreiches zu rühmen und aud über ven Koflenaufwand nicht zu klagen haben wird, den 
jegt noch eitle Rang: und Prunkſucht und nuglofe Etifette hei dem Geſandtſchaftsweſen nöthig 
und für die meiften,, zumal Eleinern Staaten fo drückend machen. 

Unter Gefandten (Minifter im mweitern Sinne, ministres publics) hat man jegt alle Per: 
fonen zu verftehen, welche ven Staat bei dem voͤlkerrechtlichen Verkehr im Auslande zu vertreten 
haben. Man nennt fie auch nad) der auf den völferrechtlichen Verkehr bezüglichen Fachwiſſen⸗ 
ſchaft, d. i. der Diplomatie, nach welcher dieſer ſelbſt ver diplomatiſche heißt, diplomatiſche Per- 
fonen (Diplomaten), obwol diefe Benennung auch Perfonen in fi} begreift, welche feine Ge⸗ 
fandten im eigentlichen Verſtande find. Denn zu den diplomatiſchen Perſonen gehört ein jeder, 
welcher im Gebiete der auswärtigen Angelegenheiten feine Berufsthätigkeit hat. Daher iſt zwar 
jeder Gefandter eine piplomatifche Perfon, aber nicht umgekehrt jede Diplomatie Perſon ein 
Geſandter. Auszeichnend werben jedoch vorzugsweiſe die Befandten Diplomaten genannt, auf 


Gefandter 403 


welche ſich z B. der Ausdruck „diplomatiſches Corps” (f. Diplomatie) allein bezieht. Das 
Geſandtſchaftsrecht hat eine zweifache Bedeutung: erftend eine ſtaatsrechtliche (fubjective), wonach 
e8 in der Befugniß eines Staateß befteht, Geſandte zu ſchicken (active8 Geſandtſchaftsrecht) und 
von andern Staaten anzunehmen (paflived Geſandtſchaftsrecht), und zweitens eine voölkerrecht⸗ 
liche (objecttve), nach welcher ed als der Inbegriff der durch ven geſandtſchaftlichen Verkehr ent- 
ſtehenden und Hierauf bezüglichen Rechtsverhältniſſe erfcheint. 

In Anſehung der Zuftänvigfeit des activen und paffiven Geſandtſchaftsrechts (jus legatio- 
num) kann e8 feinem Zweifel unterliegen, daß es, als ein nothwendiges Mittel zum völkerrecht- 
lichen Verkehr, jedem voͤlkerrechtlich ſelbſtändigen Vereine, er mag ein einfacher Staat oder 
eine bleibende Staateneinigung fein, zuſtehen müfle, da in ver Verſagung dieſes Rechts eine 
Ausſchließung von der Rechtögenoflenfchaft ver Völker, fohin eine Vernichtung der politifchen 
Selbflänvigkeit läge. Daher Finnen es auch fogenannte halbfouveräne Staaten, als welche nıan 
zur Zeit des Deutfchen Reichs insbeſondere bie deutſchen Territorien betrachtete, innerhalb der 
Grenzen ihrer voͤlkerrechtlichen Dispofltiondbefugnig in Anfprud nehmen. Ebenſo fann das 
Geſandtſchaftsrecht, wie oft geichehen ift, auch an Statthalter (Vicekönige, Gouverneure u. ſ. w.) 
entfernter Ranveötheile oder Golonien durch Delegation übertragen werben. 

Die Ausübung des Geſandtſchaftsrechto geichieht immer durch den verfaffungsmäßigen In⸗ 
haber der Staatd- oder Vereinsgewalt, als ven Repräfentanten des Staates oder Stantenvereind, 
Selbſt wenn über die Frage, ob ein Gefandter zu ſchicken ſei, welchen Gehalt er zu empfangen 
habe u. |. w., den Vertretern eines Volkes ein Mitentiheivungsrecht gebühren follte, Hat die 
wirkliche (formelle) Aboronung des Geſandten doch immer von dem Inhaber der Staatsgewalt 
nad entſchiedener Vorfrage zu geſchehen, indem fich jede Mitwirkung anderer nur auf das Ma: 
terielle ver auswärtigen Angelegenheiten erſtrecken kann. Da in der Republik das Volk und in 
einem Staatenbunde die Geſammtheit ver Bundesglieder die Staats-, beziehungsweife Bundes⸗ 
gewalt inne hat, fo kann die Ausübung des Geſandtſchaftsrechts von der regierenden Behörde 
dort nur im Namen des Volkes und hier nur im Namen des Bundes gefchehen. Indeß bildet die 
Frage, wen die Ausübung des Geſandtſchaftsrechts gebühre, eine innere Angelegenheit, wo⸗ 
rüber feinen fremben Staat ein Urteil zufteht. Deshalb iſt es in Bezug auf fremde Staaten 
völlig gleihgültig, ob der das Geſandtſchaftsrecht ausübende Herricher rechtmäßig iſt oder nicht, 
wenn er ſich nur im factifchen Befige der Stantögemalt befindet; es kann aber auch aus dem ge⸗ 
ſandtſchaftlichen umd diplomatischen Verkehr fremder Staaten mit einem blos factifchen Regenten 
an fich noch feine andere als factifche Anerkennung der Herrſchaft des letztern gefolgert werben, 
obgleich allerdings ſehr häufig jenes ven Beweis einer völferrestlichen Anerkennung (ein Be⸗ 
griff, der Hier nicht näher zu erörtern ift; vgl. ven Art. Legitimität) beabfichtigtermaßen ent- 
Hält. Dagegen Fünnen Fürften, welche nicht mehr im factifhen Befige ver Regierung find, auch 
das Geſandtſchaftsrecht nicht mehr ausüben. Es hängt an fich natürlich von dem Ermeffen eines 
jeden Staates ab, ob und wie er von dem Geſandtſchaftsrechte Gebrauch machen will; ein jeber 
ſoll es aber nur zum eigenen Beften gebrauchen und dabei namentlich auch vie Vortheile, melde 
ihm die Gefandten bringen Fönnen, und die finanziellen Nachtbeile, vie mit ven Gefandtichaften 
verbunden find, forgfältig gegeneinander abwägen. Kleine Staaten verfahren bier am Flügften, 
wenn fie ihre Gefchäfte durch Gefandte größerer Mächte im Auslande mit beforgen laffen, pa ihr 
politifcher Einfluß, der fih nach der materiellen und geifligen Macht der Völker richtet, doch in 
der Regel ohne Gewicht fein wird, wiewol nicht zu leugnen ift, daß auch Diplomaten Eleiner 
Staaten dur ihre geifligen Vorzüge, ihre Gewandtheit in der Diplomatie und ihre Perfön- 
lichkeit nit nur ihren Staaten ſehr nüglich werben, fondern felbft auf die allgemeinen Angele- 
genbeiten der Völker hoͤchſt woblthaͤtig einwirken koͤnnen. Conföberirte Staaten laffen fih in 
ihren äußern Angelegenheiten am zweckmäßigſten durch gemeinfhaftliche Geſandte des Bundes 
vertreten, welche ald Abgeoronete einer Geſammtmacht nicht nur größered Gewicht haben, ſon⸗ 
dern auch weniger koſtſpielig find, Es wäre daher fehr zu wünfchen, daß der Deutiche Bund, 
welcher bisher nur das paſſive Geſandtſchaftsrecht ausgeübt hat, auch von dem activen zum 
Zwecke ſtehender Geſandtſchaften Gebrauch machte und die einzelnen Bundesſtaaten, anftatt 
eigene Gejandte im Audlande mit großen Koften zu unterhalten, durch Abgeorbnete des Bundes 
bei den fremden Höfen repräfentirt würden. Indeß wird auch Hier die große Vorftellung von 
der wenigſtens in der Bunbesacte vorhandenen Souveränetät ein unüberfleigbared Hinder⸗ 
niß bleiben, wie fie es fchon bei andern gemeinfamen Anftalten, 3. B. bei der Errichtung eines 
Bundesgerichts war. Das Streben ber fleinern Höfe, ed in allem ven größern nachzumachen, 
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iſt ein uͤbel, wovon beſonders die deutſche Geſchichte viel zu erzählen hat. Jedoch iſt auch die 
Verfaſſung der deutſchen Bundesbehoͤrde eben nicht ſehr geeignet, dad active Geſandtſchaftsrecht 
und mittels diefed ven alten Einfluß geltend zu machen, welchen Deutſchland einft auf die euro- 
päiſchen Angelegenheiten ausübte. Eine Vertretung durch die Diplomatie des größten beut- 
fhen Staates wäre offenbar dad Natürlichfte, voraudgefeht, daß die preußifche Diplomatie 
mehr wirklide Diplomaten enthält, als biöher. — Ein jeder Staat hat nach den beſtehenden 
Rehtögrundfägen die Befugniß, einzelne Perfonen, die ihm aus was immer für einem Grunde 
nicht genehm find, als Befandte fremder Staaten zu recuſiren. Darum ift e8 üblich, dem Staate, 
an welchen man eine Geſandtſchaft ſchicken will, die hierzu beftimmte Perjon zuvor befannt zu 
machen. In der Annahme des Gejandten liegt dagegen ſtillſchweigend die Cinräumung aller 
nicht befonder8 außgenommenen gelandtichaftlichen Rechte. 

Der Zweck der ſtehenden Gefandtichaften befteht vornehmlich in der Erhaltung und Pflege 
der friedlichen und freundfchaftlihen Verhältniſſe zwiſchen ven einzelnen Staaten; in der Ber: 
tretung des Staates bei allen Vorkommniſſen; in ver Wahrung aller Intereffen veflelben; in 
der möglichften Verhinderung ber Entftehung von Misverflänpniflen; in der gütlichen Beile⸗ 
gung entflandener Differenzen; in ber Vertretung der einzelnen Untertbanen, Koͤrperſchaf⸗ 
ten u. |. w. bei allen erforverlichen Gelegenheiten ; in der vermittelnden Beilegung der Streitig⸗ 
keiten derſelben; in der Schutzgewährung da, wo einzelne Staatögenofjen bed Schutzes in per: 
fönlichen over fachlichen Angelegenheiten bebürfen, überhaupt in der Benugung der äußern 
Berhältniffe zur Foͤrderung der einheimifchen geiftigen und materiellen Intereffen, und darum 
in der Kenntnißnahme von allem, was dem Staate zu willen nöthig oder nüglid fein Tann. 
Für beſondere Gefchäfte und Verhandlungen werben entweder eigene Abgeorvnete blos zu dieſem 
Zweck gefhidt oder die in dem betreffenden Lande befindlichen lebenden Geſandten fpeciell be— 
vollmädhtigt. 

Aus dem Zweck der bleibenden Gejandtichaften ergiebt fih von ſelbſt, daß ed kaum einen 
wichtigern und einflußreichern Beruf gibt ald den der Geſandten. Wie unfähige und noch mehr 
fähige, aber böswillige Geſandte Verwirrung in den voölkerrechtlichen Berhältniffen, Mishellig- 
feiten zwifihen den Höfen und Bölfern, Hemmungen bed Handel und geiftigen Verfehrd, ja 
felbft Kriege herbeiführen können‘ fo vermögen gewandte, charakterfefte und willensfräftige 
Diplomaten die verwortenften völkerrechtlichen Berwidelungen zu entwirren, Mishelligfeiten 
aller Art zu hindern und die unvermeiblichen wieder gütlich ausgugleichen, den materiellen und 
geiftigen Verkehr zwiſchen ven Völkern zu fördern, Frieden und Freundſchaft zu erhalten und zu 
befefligen und jelbft drohende Kriege glücklich abzuwenden. Darum ift bei ver Wahl der Ge: 
fandten die größte Vorſicht nöthig, und die Eigenfchaften, Fähigkeiten und Kenntnifle, welche in 
dem Art. Diplomatie ald die eined würdigen Diplomaten aufgezählt wurden, find ganz beſon⸗ 
ders für Gefandte nothwendig. Denn der ſtehende Geſandte, der ed, wenn er in einem monar⸗ 
hen Staate feinen Poften hat, nicht vermeiden kann, bei Hofe und in höhern Girkeln zu er: 
fheinen, muß nothiwendig die äußere Feinheit eines Hofmanns in Etikette, Haltung, Manieren, 
Sprade u. ſ. w. mit den Eigenſchaften eines gewandten Staatsmanns verbinden ; er darf ji 
in Bezug auf äußern Anftand nicht nur feine Blöße geben, ſondern foll vielmehr Hierin fi aus- 
zeichnen und durch perfünliche Liebenswürdigfeit fi die Zuneigung und Achtung aller, die mit 
ihm in Berührung Eommen, zu gewinnen und zu erhalten wiſſen. Viel kommt hierbei auf pie 
Gewandtheit in ver Sprache (zumal in der viplomatifhen, nämlich in der franzöfifchen) fowol 
binfichtlih ver Betonung und Ausfprache ald Hinfichtlich der Wahl ver Ausprüde an. Wem 
wäre ver Zauber, welcher der gewandten Rede eigen ift, aber auch die ſchwere Kunft unbefannt, 
über nichts oder gleihgültige Dinge geiftreid zu jprechen oder gar die Gedanken mit dem zier: 
lihen Gewande der Rebe zu verhüllen? Und wie oft kommt nicht ein Gefandter in die Lage, 
dieſes legtere thun zu müflen? Talleyrand's Bemerkung, daß der Diplomat die Sprache als ein 
Mittel zu betrachten habe, feine Gedanken zu verbergen, ift in der That jehr fharffinnig und 
aus der Erfahrung gegriffen, jedod nur wahr in Bezug auf die Diplomatie, die er vorfand, die 
er fortbilden half, der er fein Leben widmete und den zweideutigen Ruhm der Meifler- oder Für⸗ 
ftenfchaft verdankt, und von der man nur wünſchen kann, daß jie mit feinem Tode auch ihre 
Endſchaft erreicht Haben möge. Aber folange fie noch nicht durch Die völlig durchgebildete öffent: 
lie Meinung der Völfer ganz verbrängt ift, bleibt dem einzelnen Geſandten, wenn er feinem 
Staate wahrhaft nügen will, nichts anderes übrig, als fich in die Iaunenhaften Spiele derſelben 
zu fügen, infoweit es ji mit dem Charakter eines Biebermanns verträgt. Wo alle Masken 
tragen, da wage ed der Einzelne nicht unmaskirt zu erfheinen; er wird zum Gegenfland des 
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Bitterften Spottes werden und dadurch mit feinem Anfehen zugleich feinen politifchen Einfluß 
und feine politifche Wirkſamkeit einbüßen. An Höfen entwürbigt ein Verftoß gegen die feine 
Sitte oder das Geremoniel weit mehr ald ein moralifches Vergehen und wird Eunftreiche Zun⸗ 
genfertigfeit weit mehr bewundert als Talent und Gelehrſamkeit. Wer dort fein Talent glänzen 
laſſen oder feine gelehrten Kenntniſſe auskramen wollte, würde nicht blos ennuyiren, fondern 
wegen diefed Vorzugs, den andere nicht haben und der ihn in ven Verbacht brachte, als wolle 
er fih über andere erheben, läftig und unausfichlich werden. Wer fieht fih gern von andern 
übertroffen? Darum ift e8 ein Hauptoorzug eines Gefandten, wenn er ed verfteht, Talent und 
Gelehrſamkeit felhft zu verbergen, wo er wirklichen Gebrauch davon mat. Daneben muß er 
auch eine vollftändige Herrſchaft über fich ſelbſt beſitzen, ſodaß fein Außeres, fein Blick, feine 
Mienen nie feine Gedanken , Gefühle und Gefinnungen verrathen ; daß Die Launen anderer ihn 
nie aus feiner Faſſung und feinem Gleihmuthe zu bringen vermögen und er felbft niemals 
launenhaft, bitter oder leidenschaftlich gegen andere wird. Je mehr die Menichen in der Atmo- 
fphäre des Hoflebens die Kunſt der Verftellung beſitzen, deſto nöthiger ift dem Gefandten tief 
eindringende Menfthenfenntniß, um die Terfonen, mit denen er mittel: oder unmittelbar zu ver- 
fehren hat, richtig zu behandeln, fie zu gewinnen und fid felbft ihnen unentbehrlich zu machen. 
Dabei darf es ihm, um auch ald Staatsmann feinen Beruf ganz auszufüllen, nicht fehlen an 
Gewandtheit in ver Dialektik, im Erfaflen, Durchſchauen und Bekämpfen fremder Anfichten, 
Abſichten und Plane, noch an Schärfe, Tiefe und Schnelligkeit des Verſtandes im Auffaffen, 
Beurtheilen und Combiniren aller politifhen Erſcheinungen und Eonjuncturen, an Vorausſicht 
der nächſten Zukunft, an Verſchwiegenheit, Klugheit und Vorficht in allem. 

Es gibt verfchienene Klafien von Geſandten, wonach ich auch ihre Benennung richtet. So- 
lange die Geſandtſchaften noch nicht ftehend waren, gab ed, wenn man von den Abgeordneten des 
Bapftes abfieht, nur eine Klaſſe, nämlich Die ambassadeurs (procureurs, oratores). Neben die: 
fen beforgten noch befondere Agenten die Privatangelegenheiten der Fürſten in fremden Ländern. 
Bei minder wichtigen Anläflen fandte man auch adeliche Hofbediente, welche gentilhommes en- 
voyes hießen, jedoch anfangs nicht als wirkliche Gejandte betrachtet wurden. Zu den ambassa- 
deurs famen fpüter, nachdem die Geſandtſchaften bleibend geworben waren, noch die Refidenten 
(r6sidents) hinzu, forte man auch anfing, die fürftlihen Agenten zugleich mit ver Beforgung 
von Staatsgejhäften zu beauftragen, in welchem Falle fie Geſchäftsträger (agents charges 
d’affaires) hießen. Seit der erften Hälfte des 17. Jahrhunderts erhielten auch die erwähnten 
envoyss allmählich viplomatifches (geſandtſchaftliches) Ceremoniel, und ſeit vem Anfang des 
18. Jahrhunderts galten fie bereits als eine befondere Klafje von Geſandten. In der Mitte des 
genannten Jahrhunderts kam auch noch der Titel: bevollmächtigter Minifter (ministre pleni- 
potentiaire) in Gebrauch. Es gab hiernach Bid zum Wiener Kongreß allgemein drei Klaffen 
von Gefandten; zur erflen gehörten vie ambassadeurs nebft den päpftlichen Regaten und Nun- 
tien, zur zweiten die envoyés und bevollmächtigten Minifter und zur dritten Die Reſidenten und 
Geſchäftsträger. 

Ein im Wiener Congreß am 19. März 1815 von den acht Mächten, welche den erſten Pari⸗ 
fer Frieden (1814) unterzeichnet hatten, angenommened Reglement, welchem beizutreten auch 
die übrigen gekrönten Häupter eingeladen wurden (von ver deutſchen Bundesverfammlung wurde 
es durch Protokoll vom 12. Juli 1817 angenommen), feste zwar gleichfalld nur drei Rang: 
Hafen feſt, jedoch in einer etwas veränderten Weife. Die erfte Klafle blieb nämlich, wie früher, 
aus Legaten, Nuntien und Ambafladeurs beftehen, dagegen follten alle Gefandte, welche außer- 
dem noch bei dem Souverän felbft beglaubige wurden (bevollmächtigte Minifter), die zmeite 
Klaffe bilden und alle blos bei dem Minifter ver auswärtigen Angelegenheiten beglaubigien 
diplomatifhen Agenten, die man früher gar nicht als Gefandte betrachtete, in die dritte Klafle 
gehören. Im Aachener Congreß wurden endlich von den dort verfammelt gewefenen fünf Groß: 
mädhten (Ofterreich, Preußen, Rußland, England und Frankreich) durch ein Conferenzprotokoll 
som 21.Nov. 1818 die bei ihnen accreditirten Minifterrefidenten zu einer befondern Rang- 
Flaffe zwiſchen ver biöherigen zweiten und britten erhoben, fopaß man nun, wenigftens in Bezug 
auf diefe fünf Mächte, vier Rangflaffen von Gefandten annehmen muß. Die Gefandten der 
erſten Klaffe, zu welcher die päpftlichen legati a latere und Nuntien ſowie Pie Ambafjadeurd 
(Botſchafter, jeltener Großbotſchafter) gehören, find diejenigen, die nicht nur binfichtlich der Ge⸗ 
ſchäfte, fondern auch Hinfichtlih ihrer Perfon als Nepräfentanten und Stellvertreter ihred Sou⸗ 
veräns behandelt werden und daher ver Negel nach ſolche Ehrenauszeihnungen in Anſpruch 
nehmen, welche denen gleich oder doc jehr nahe kommen, die ihr Souverän bei feiner perfön- 
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lichen Anweſenheit erhalten würde, wiewol die Etikette einzelner Höfe hierin abweichend iſt. Sie 
haben unbedingt ven Vorrang vor allen andern diplomatiſchen Agenten ohne weitere Rückficht 
auf den Rang ihrer Höfe oder ihre fonfligen Titel und Würden. 

Die Gefandten aller übrigen Klaffen unterfcheiden fi von Denen ver erfien weſentlich da⸗ 
durch, daß fie ven eigentlichen, auf die Staatöwürbe des Souverans bezüglihen Repräſentativ⸗ 
charakter nicht haben, fondern dieſer fich bei ihnen mehr blod auf ihre Function, auf das Staats: 
oberhaupt aber nur in abstracto bezieht. Daher beftinmt fih das Geremoniel lediglich nach 
dem Range, den fie befiten, wonach ſich auch ihre Glaffification richtet. Zur zweiten Klaſſe 
gehören hiernach die päpftlihen Internuntien, ver Öfterreichifche Internuntiud zu Konftan- 
tinopel (der einzige weltliche Gefandte mit diefem Titel), die envoyes (Geſandte im engern 
Sinne, auferorventlihe — zwiſchen orventlih und außerordentlich iſt fein Unterſchied, nur 
wählt man legteres Wort als vollflingender — Gefandte) und die bevollmädtigten Minifter; 
zur dritten die Miniftervefiventen, und zwar nad) der aachener Beſtimmung allein, ſonſt aber 
noch alle bei dem Souveran felbft accrebitirten diplomatifchen Agenten, als einfache Minifter 
und Minifter charges d’affaires, und zur vierten endlich alle diejenigen Gefhäftöträger, welche 
nur von dem Minifter des Außern des einen Staates bei Dem des andern, oder von dem ab- 
gehenden Gejandten bis zur Ankunft feines Nachfolger oder bis zu feiner eigenen Rückkehr, 
oft nur mündlich beglaubigt worben find. 

Außer diefen Klafjen von Gefandten find auch noch andere politifche Agenten üblich, vie zivar 
völferrechtliche Uinverleglichleit, aber kein gefandtfchaftliches Geremoniel anſprechen können, da 
jie feine eigentlichen Gejandten, fondern Abgeordnete ohne einen beſtimmten viplomatifchen Gha- 
rakter (n&gociateurs sans qualite) find; wobei es gleihgültig ift, ob fie Öffentlich bekannte oder 
“geheime (vertrauliche) Aufträge (geheime over vertrauliche Abgeoronete, ministres confiden- 
tiels, negociateurs secrets) zu verrichten haben. Daffelbe gilt von ven PBrivatagenten der Für⸗ 
fien, jelbft wenn fie einen diplomatiſchen Titel (z. B. Legationsräthe u. ſ. w.) führen und einzelne 
Staatögefchäfte vermöge befondern Auftrags zu beforgen haben follten. Kleine Staaten gewäh- 
ren jedoch folden vertraulichen over ‘Privatagenten größerer Höfe aus Achtung gegen diefe Häufig 
geſandtſchaftliche Auszeichnungen und Immunitäten. Deputirte und Commiſſare können nurdann, 
wenn fie nicht blos zur Verhandlung über einzelne Geſchäfte im Auslande (z. B. zur Regulirung 
der Grenzen, Abſchließung eines Zollvertrags u. |. iv.) bevollmächtigt, ſondern als wirkliche Ge⸗ 
ſandte, z. B. an einen Congreß, abgeordnet werden, geſandtſchaftliche Rechte anſprechen. Über 
die Conſuln ſ. den betreffenden Art. 

Im allgemeinen ſteht es zwar in der Willkür eines jeden Staates, die Rangklaſſe, Anzahl 
und Perſonen feiner Geſandten zu beſtimmen; es wurde jedoch das Recht, Geſandte ver erften 
Klaſſe zu ſenden, niemals allen Staaten eingeräumt. Wie nämlich die regierenden Fürſten von 
jeher im völkerrechtlichen Verfehre eine firenge Rang- und Standeöverfihiebenheit nad ihrer 
politifhen Macht- und Staatswürde unter fi beobachteten, fo gefchah dies in confequenter An⸗ 
wendung auch bei ven Geſandtſchaften, die ja eben ihre Mandanten zu repräjentiren haben. 
Schon während des Beftandes des Deutichen Reichs ward das Met, Geſandte des erſten Range 
zu fhiden, blod ven Kaifern, Königen und dem Bapfte vorbehalten und unter den pamaligen 
Nepublifen nur der Schweiz, den vereinigten Niederlanden und Venedig zugeflanden. Die 
Kurfürften wußten fich dieſes Recht durch die Wahlcapitulation gleihfalld zu verſchaffen (je= 
doch nicht außerhalb der Grenzen des Deutſchen Reichs, denn dorthin fonnte vie Wahlcapitu- 
lation ihre Wirkſamkeit nicht erſtrecken); fie hatten ja £önigliche Ehren (honores regios), wenn 
auch nicht die Königswürde. Anch heutzutage räumen die Staaten mit königlihen Ehren nur 
ihreögleichen diefe Befugniß ein. Dan beobachtet gegenwärtig in Europa überhauptden Grundſat 
der Reciprocität, indem Staaten deſſelben völferrechtlihen Rangs in der Regel auch Geſandte 
derſelben Klaſſe beieinander unterhalten. Nur bei Ceremonielanläſſen, z. B. einem Regierungs⸗ 
antritte, Kroͤnungen u. ſ. w., pflegen Geſandte vom hoͤchſten zuläſſigen Range geſchickt zu wer= 
den, wie auch oft einem Geſandten im Laufe ſeiner Miſſion für eine gewiſſe Zeit oder für 
beſtimmte Fälle ein höherer Rang verliehen wird. Es leuchtet wol ein, daß, da die diplomatiſche 
Wirkſamkeit eines Geſandten nicht von deſſen Range abhängt und der Koſtenaufwand einer 
Geſandtſchaft mit dem Range derſelben ſteigt und fällt, der Streit über die Befugniß, Geſandte 
erſter Klaſſe zu ſenden, nicht durch das Intereſſe der Staaten hervorgerufen wurde, ſondern 
lediglich ein Rangſtreit iſt, der auch hier aus derſelben Quelle, aus welcher er in dem bürger⸗ 
lichen Leben entſteht, hervorging, aber noch weit mehr als dieſer, wegen der Folgen, die mit ihm 
für die Voͤlker verbunden find, Misbilligung verdient. Die hoͤchſte Weisheit ſoll ſich in ver 
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Staatöregierung, ald dem Haupte des Staatskoͤrpers, concentriren und in allen Handlungen 
betbätigen, die Weisheit ſucht aber in ganz andern Dingen als im äußern Glanze ihren Ruhm. 
Pan kann daher in dem Streben, durch großen, ganz zmedlojen Aufwand und Prunk Auffehen 
und Bewunderung zu erregen, wahrlich nicht ein Zeichen hoher Weisheit erbliden. Wol muß 
ein Volt auch feine politifche Berfönlicgkeit dur äußern Anftand und ein würvevolles Erſchei⸗ 
nen feiner Repräfentanten zu behaupten und zu bewahren juhen; allein das völkerrechtliche 
Decorum befteht fo wenig wie dad Decorum eined Privatmannd in verſchwenderiſchem Auf: 
wande und Glanze, wontit man nur geiftlofen Thoren imponiren fann. Wenn indellen bie 
Geſandten großer Staaten verhältnifmäßig auch größern Aufwand machen, jo wirt nıan hierin 
nichts Auffallendeß finden, da die betreffenden Völker darunter nicht leiden und dieje hierdurch 
blos ihre Macht und Wohlhabenheit auch äußerlich ſymboliſiren; wenn aber die Geſandten 
fteiner Ränder, wovon Dutzende jenen Staaten an Umfang und innerm Reichthume nicht 
gleihfommen , deren Unterthanen ſchon bis aufs Mark audgefogen jind, und bie überdies nur 
an Schulden Uberflup haben, e8 den Geſandten mächtiger Nationen nachmachen wollen, fo er- 
innert Died nur zu ſehr an ven ſich aufblähenden Froſch, oder an nie im bürgerlichen Leben nicht 
feltene Erſcheinung, daß Armere im Haufe an allem Nötbigen darben und jelbit Schulden ma⸗ 
en, um auf öffentlichen Plägen neben und glei den Reichen im Blitterfiaate prunfen zu kön⸗ 
nen. Uinangemeflener Aufwand ift mehr als eine bloslächerliche Thorbeit. Das wahre Interefle 
felbft größerer Staaten aber befleht darin, die größte diplomatiſche Tüchtigkeit und Gewandtheit 
mit dem möglihft geringen Koftenaufiwande zu verbinden. Daher werben felten mehrere Ge⸗ 
jandte von gleichem oder verfchiedenem Range an einen Staat geſendet; befto öfter iſt e8 dage⸗ 
gen der Hall, daß ein Gefandter von einem Staate bei mehreren andern oder von mehreren 
Staaten bei vemfelben Hofe beglaubigt wird. Bei der Wahl der Perſon des Geſandten tritt in 
conventioneller Hinſicht blos Die oben berührte Rückſicht ein, daß nämlich feine dem Staate, bei 
welchem ex fungiren ſoll, unangenehme Perſon dazu beſtellt werde, weshalb vorgängige Er⸗ 
kundigung darüber üblich iſt. Sonſt kommt es weder auf Geburt, wiewol man in monarchiſchen 
Staaten gewöhnlich auf abeliche Abkunft Rückſicht nimmt, oder auch tüchtige Diplomaten von 
unadeliher Geburt zuvor in den Adelsſtand erhebt, noch auf Amt, Würde over Religion an. 

PBerfonen weiblihen Geſchlechts werben jegt wol nicht mehr mit diplomatischen Sendungen 
beauftragt, obwol früher Källe dieſer Art vorfamen. 

Das Sefolge des Geſandten richtet ſich in ver Negel nach dem Range des legtern, ift theils 
zum Dienfle ber Geſandtſchaft, theils zur perfönlichen Umgebung und Bedienung ded Geſandten 
beſtimmt und nimmt, es mag vom Staate oder vom Geſandten felbft beſoldet werben, fletd an 
ven gefandtfchaftlicden Vorrechten Antheil. In frühern Zeiten, wo man auf äußern Glanz noch 
weit mehr Werth als jegt legte, waren die Gefolgſchaften der Geſandten, zumal vom erften 
Range, oft ſehr zahlreih. Außer der Gemahlin des Geſandten, welche jeßt gleichen Titel und 
Rang und gleiche Vorrechte und Shren mit ihm genießt, kamen und kommen zum Theil noch 
als Gefolge vor: Geſandtſchafts⸗ (Legations- oder Botſchafts⸗) Secretäre; Kanzler (Director), 
als Borfland der Geſandtſchaftskanzlei; Geſandtſchaftsräthe (bei den päpfllicden Legaten: 
Auditoren); GBefanbtfchaftscavallere und Pagen ober Evelfnaben; Dolmetſcher (söcretaires 
interprötes, bei der Pforte Tracheman oder Dragoman); dad erforberliche Kanzleiperfonal; 
commis attaches (zur Abhülfe bei ven Gejchäften); Geſandtſchaftsoprediger (aumonier), Leib- 
arzt, Hausofficianten, Lioreebeviente und fonflige Dienerſchaft. Die Geſandten vom erſten 
Range hatten ſogar militärifches Gefolge, dad z. B. 1817 noch bei der ruſſiſchen Geremonial- 
geſandtſchaft (Großbotſchafter Permolow) nach Perfien vorkam. 

Jeder Geſandte bedarf, theils zu feiner Legitimation, theils zur angemeſſenen Befoͤrderung 
feiner Function, mancher Documente. Hierher gehören das Beglaubigungsſchreiben, die Voll⸗ 
macht, die Inſtruction, die Päfle und das Empfehlungoſchreiben. Die weſentlichſte Urkunde des 
Geſandten ift das Beglaubigungäfchreiben (Creditio, lettre de cr&ance), durch deſſen Über- 
reihung und Annahme derſelbe erft in feine Function und Rechte eintritt. &8 iſt ein Kanzlei- 
oder Cabinetsſchreiben des ſendenden Herrſchers an ven Negenten des zu beſchickenden Staates, 
welches den Namen und diplomatifchen Charakter des Geſandten ſowie den Zwed der Miſſion 
und den Wunſch enthalt, dem Geſandten in allem, was er im Namen feiner Regierung vor⸗ 
bringen werde, vollen Glauben beimeſſen zu wollen. Gewoͤhnlich empfängt er auch eine beglau⸗ 
bigte Abſchrift, um fle im Departement des Außern nöthigenfalld zu gebrauchen. Denn das 
Driginal wird verfchlofien bei der Antrittsaudienz überreicht; jedoch muß der Inhalt des Cre⸗ 
pitios dem Regenten ſchon vor der Übergabe befannt fein, da vun ber Beſchaffenheit beflelben 


408 Geſandter 


die Annahme des Geſandten ſelbſt abhängt. Für mehrere Geſandte, welche derſelbe Staat zu- 
gleich an einen andern ſchickt, reicht ein einziges Creditiv hin; dagegen muß ein für mehrere 
Staaten beftimmter Gefandter für jeden Staat ein befonderes Creditiv haben. Die Vollmacht, 
welche im weitern Sinne aud) dad Creditiv in ſich faßt, iſt zwar auch im engern oder eigentlichen 
Sinne eine Legitimationsurfunde, bezieht fi) aber lediglich auf die Geſchäftsbefugniß des Ge⸗ 
fandten, wird nicht in der Form eined Schreibens, fondern wie eine ſonſtige Vollmachtsurkunde 
in forma patenti abgefaßt und Eann, wie jedeö andere Mandat, eine Beneral- over Specialvoll⸗ 
macht, beichränft oder unbeichränft fein. Abgeordnete zu Minifter: oder Gefandtenconferengen 
erhalten blos Vollmachten, welche fie in beglaubigten Abfchriften untereinander auswechſeln. 
Die durch Creditiv beglaubigten Gefandten bedürfen dagegen nur zu befondern, nicht in ihrem 
gewöhnlichen Geſchäftsumfange begriffenen Gejchäften einer Vollmacht. Die gemöhnlidh in der 
Form eined Memoriald abgefaßte Inftruction enthält die fpecielle Anweiſung darüber, wie ber 
Gejandte die ihm übertragenen Geſchäfte zu betreiben und zu erlebigen und wie er ſich gegen 
den Hof und die bei diefem accrevitirten Gefandten anderer Staaten zu benehmen habe. Sie 
kann eine allgemeine oder eine durch einzelne Borfallenheiten veranlaßte befonvere und hinſicht⸗ 
lich der Vorweisbarkeit entweder eine oftenfible (dffentlidhe) oder eine geheime fein. Die Oſten⸗ 
ſibilität bezieht fich bald blos auf den beſchickten Hof, bald nur auf die Geſandten befreundeter 
Mächte und kann überhaupt Hinfichtlich nes Eintrittö und Umfangs von mancherlei Bedingun- 
gen und Umftänden abhängig gemadt fein. Da im allgemeinen die Verhältniffe, wofür vie 
Anftructionen gegeben worden, fi verändern und unvorhergefehene neue entfliehen fünnen, fo 
wird es im Zaufe der Miſſion oft nöthig, die Inſtruction abzuändern ober zu ergänzen, was 
gewöhnlich durch Depeſchen gefchteht, oder für befondere Ereigniffe auch befondere Inftructionen 
zu ertheilen. Die Päffe find zur Reife des Gejandten an ven Ort feiner Veſtimmung noth- 
wendig. Er empfängt folche nicht blos von dem abſendenden, jondern oft auch von dem State, 
an welden er geſendet wird, ja felbft von Regierungen, durch deren Gebiet er zu reifen bat, 
infofern es die befondern Umſtände nöthtg oder doch räthlich machen. Die Empfehlungsihrei- 
ben find nicht an den Negenten felbft, ſondern überhaupt an folche Berfonen, denen das (active 
und pafjive) Geſandtſchaftsrecht nicht zufteht, 3. B. an Glieder des Haufes, Minifter u. ſ. w., 
gerichtet und an fich gar nicht nothwendig, fondern nur als ein Mittel zu betrachten, vie gefandt- 
Ihaftlihen Zwede zu fördern. Anders verhält e8 fih dagegen bei Abgeordneten ohne ge: 
ſandtſchaftlichen Charakter, melde zu ihrer Kegitimation in der Regel nur folde Schreiben 
empfangen. 

Das Geſandtſchaftsceremoniel richtet ſich nach den verſchiedenen Rangklaſſen der Gefandten; 
es ift jedoch gewöhnlich nur bei denen der eriten und zweiten Klaſſe genauer beflimmt. Das 
oben erwähnte wiener Reglement fegt ausdrücklich feft, daß in jevem Staate eine gleichlautenve 
Vorſchrift für ven Empfang ver dipfomatifhen Agenten einer jeden Klafje verfaßt werben Toll. 
Mas man aud vom Ceremoniel im allgemeinen halten mag, fo wird man doch nicht leugnen 
koͤnnen, daß die Formen überhaupt bei allem, was in ver Außenwelt ſich darftellen fol, unent= 
behrlich, ja dad einzige Mittel find, wodurch diefe Darftellung bewirkt werben kann; daß aber 
inäbefondere bei dem Geſandtſchaftsweſen eine genaue Beflimmung ver Foͤrmlichkeiten deſto 
nötbiger erfiheint, je größeres Gewicht man bei den Höfen und in den hoͤhern Girfeln auf Rang, 
Etikette, überhaupt auf das Außere legt, je leichter vaher, in Ermangelung genauer Borfähriften, 
Streitigkeiten hierüber entfliehen, die um fo unverföhnlicher zu fein pflegen, je tiefer man Pie 
Kränkung, welche zum Streite Veranlaſſung gab, empfunden hatte. Keine Verlegung ſchmerzt 
empfindlicher al& die der Eitelkeit, des Stolzes, überhaupt des Egoismud; Feine wird Daher 
auch ſchwerer verziehen. Es ift befannt, daß Verſtöße im Geremoniel nicht blo8 Spannungen 
zwifchen befreundeten Mächten, fonvern fogar Keindfchaften und Kriege veranlapt haben. Das 
Geſandtſchaftsceremoniel befteht übrigens in gemiflen conventionellen Ehrenrechten, welche Den 
Geſandten in ihrer gefandtfchaftlichen Eigenichaft zufommen. Infomeit hierüber nithts Befon- 
deres feitgejegt if, treten auch bei ven Geſandten die allgemeinen N :geln und Vorfchriften des 
bei dem betreffenben Hofe beftehenden Geremonield ein. Zu den befontern Ehrenauszeichnungen 
der Geſandten erfter Klaſſe, die nämlich von dieſen allein in Anfpruc genommen werben Fön- 
nen, wenngleich bie Eleinern Höfe auch den von größern Mächten geſchickten Gefandten zweiter 
Klaſſe manche derfelben aus Achtung gegen die Vollmachtgeber zugeftehen, gehört vornehmlich 
der Titel Excellenz, den fie von allen, ven Souverän, bei welchem fie acereditirt find, allein aus⸗ 
genommen, erhalten, dagegen keinem AUbgeorpneten einer andern Klaſſe in ver Regel geben, 
foltte auch ein folcher dieſen Titel aus einem andern runde unfprechen koͤnnen; ferner ber 
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Öffentliche Ginzug und die Öffentliche Antritto⸗ und Abſchiedsaudienz; dad Recht, Bei Öffentlichen 
Audienzen mit bedecktem Saupte zu reben, ſowie bei feierlichen Gelegenheiten mit ſechs Pferden, 
die mit Staatöquaften (fiocchi) geihmüdt find, zu fahren; das Recht auf militärifche Ehren 
und auf einen Öffentlihen Ehrenplatz bei öffentlichen Feierlichkeiten, und das Recht, in ihrem 
Hotel einen Thronhimmel (Baldadin) zu Haben. Die fonft ſehr gemöhnlich geweſenen feier- 
lihen Einzüge find in neuern Zeiten ziemlich außer Gebrauch ; fie kommen nur bei Geremoniel- 
gejandten noch zuweilen vor. Dagegen find die Öffentlichen Antrittd: und Abſchiedsaudienzen 
zur förmlichen UÜberreihung des Greditiy:, beziehungsmeife des Abberufungsfchreibens noch 
üblich, wiewol ſich auch vie Gefandten erfler Klafje oft mit einer bloßen Privataudienz begnü- 
gen, over doch bei einer folden dad Creditiv überreihen und vie Öffentliche Antrittsaudienz auf 
eine fpätere Zeit verfhieben. Das Geremontel, mit deſſen vetaillirter Beſchreibung wir die 
Leſer nit ermüben wollen, ift bei beiven Audienzen baffelbe. Der Gejandte wird, nad) ord⸗ 
nungsmäßiger Anzeige feiner Ankunft oder beziehungsweife feiner erfolgten Abberufung, an 
dem beftimmten Audienztage von einem Geremonienmeifter und fonftigen Hofbepienten in einem 
jecheipännigen Hof: over Staatswagen abgeholt, in welchem er, begleitet von jeinem Gefolge, 
früher auch wol von den übrigen Gefannten, feine feierliche Auffahrt bis in den innern Schloß⸗ 
hof (louvre) Halt. Er wird ſodann die große Treppe (escalier des ambassadeurs) hinauf in 
den großen Audienzfaal, deffen beive Flügel gleichzeitig geöffnet werben, geführt. Dort hält er 
vor dem mit allem Prunfe umgebenen Souverän, welchem er: fi mit drei Verbeugungen 
näbert, figend und mit bedecktem Haupte feine Antrittö-, beziehungsweiſe Abſchiedsrede, worin 
er des Grebitivs-, reipective des Zurückberufungäfchreibens erwähnt und ſodann joldyed über: 
reihe u. |. w. Der Regent antwortet ihm entweder felbft oder durch einen Stellvertreter, worauf 
der Geſandte gewöhnlich fogleich zu den übrigen Gliedern der fürftlihen Familie geführt wirb 
und auf feine Anreden Antworten erhält. Nun erfolgt der feierliche Rückzug in gleicher Weiſe 
wie die Auffahrt. Bei der Abſchieds-, feltener ſchon bei der Antrittäaubienz, empfängt der 
Geſandte auch vie üblichen Geſchenke, die meiftens in einer Ordensverleihung beftehen, injofern 
eine folche noch möglich ift. In Republiken treten binfichtlich dieſes Ceremoniels nur geringe 
Mopificationen ein. Gefandten ver zweiten Klaffe wird gewöhnlich blos eine Privataudienz 
extheilt, Hei weicher ver Souverän in Gegenwart des Miniſters oder einiger Hofbeaniten den 
Gefandten empfängt und diefer ſodann das Creditiv oder Abberufungsicdreiben überreicht. 
Die Sefandten ver dritten und vierten Klaſſe übergeben ihr Creditiv, beziehungsweife Abberu- 
fungsſchreiben in der Regel nur dem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. Die bei dem 
Dentſchen Bunde accrebitirten Gefandten ausmwärtiger Mächte Haben bei dem Antritte ihrer 
Function die Creditive dem präſidirenden Befandten der Bundesverfammlung mitzutbeilen, 
welder ſodann einen Bundesbefhluß über bie gehörige Accreditirung veranlaßt. (Bundes: 
beſchluß vom 12. Juli 1817, $. 3 und 4.) Nach erfolgter Übergabe des Creditivs hat der Ge⸗ 
fandte auch die ceremoniellen Antritisbefuche bei den übrigen diplomatiſchen Agenten und den 
Staatsminiftern abzuflatten. Hinfichtlih der Ordnung dieſer Beſuche Herrfcht jedoch bei den 
verfchienenen Höfen ſowie unter den Geſandten verfchiedener Klaffen feine Gleihförmigfeit. 
Die Gefandten ber erften Kaffe notificiren den übrigen Gefanbten ihre erfolgte Ankunft und 
Legitimation durch einen Gefanvrfchaftsferretär oder Gavalier und erwarten den erfien Beſuch, 
welcher nun in Berfon und zwar von den Befandten ber untern Klaffen nad) vorher erlangter 
Beflimmung der Stunde gemadt und ſodann von dem neuen Geſandten in der Ordnung, in 
welcher er ven erſten Beſuch erhalten hat, theild in Perſon bei Geſandten ſeines Rangs, theils 
durch Viſitenkarten bei den übrigen erwidert wird. Die Geſandten der andern Klaſſen geben 
nad Ihrer, Legitimation ven erſten Beſuch und zwar den Gefandten der erften Klafle in’ Berfon 
an der ihnen hierzu befkimmten Stunde, ven übrigen aber duch Vorfahren und Karten, und 
erhalten ven Gegenbeſuch von allen blos dur, Vorfahren und Karten. Der Rang und bie 
Präcedenz der Gefandten unter fih und gegen Dritte, worüber nicht felten Streitigkeiten ent: 
ftehen, richtet fh nah den befondern Verabtedungen und den an jeden Hofe beſtehenden 
Reglements. An katholtſchen Höfen genießen die päpftlichen Geſandten gewöhnlich den Vorrang, 
welchen Gefandte ber erſten Klaſſe nur ven Prinzen von Eaiferlidem over Föntglichem Geblüte, 
fonft aber niemand, der geringern Rangs ald ihr Gonftituent ift, einräumen wollen. Der 
Rang unter den Gejandten derſelben Klaffe wird bald durch das Alter, Halo durch fonflige 
Würden, Titel u. f. w. beftimmt. 

Die Geſchäfte der nicht bloß zur Verrichtung einer Ceremonialhandlung oder zur Unter- 
Handlung über beſtimmte einzelne Gegenflänve, fondern zum Zwecke bleibender Miffionen ab: 
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geordneten Befanbten beftehen in Gabinetdarbeiten, in Verhandlungen mit dem Staate, bei 
welchem ver Gefandte accrebitirt ift, und in Communicationen mit der eigenen Regierung. Die 
Cabinetsarbeiten beziehen ſich theild auf die Form und Ordnung bes gejandtihaftlihen Ge⸗ 
ſchäftsbetriebd, wie die Entwerfung, Reviflen und Ausfertigung der ſchriftlichen Auffäge aller 
Art, die Beauffihtigung und Verwaltung der Kanzlei, der Regiftratur und des Archivs, bie 
Führung des gefandtfchaftlihen Tagebuchs u. ſ. w.; theild auf die Wahrung der geſandtſchaft⸗ 
lichen Vorrechte und Intereffen, theils endlich auf Gegenſtände des regelmäßigen materiellen Ge⸗ 
ſchäftskreiſes der Geſandtſchaft, wie die Ausübung der Gerichtsbarkeit über das eigene Ge⸗ 
folge, die Ertheilung und Beglaubigung von Zeugniflen und Urkunden für Landsleute, Die 
Ertheilung und Viſirung der Päſſe u. |. wm. Die Berhandlungen mit dem Staate, bei welchem 
der Gefandte fungirt, können verjchienene, fowol Staats⸗ als Privatangelegenheiten betreffen; 
nur muß der Gefandte, wenn diejelben nicht zu feinem regelmäßigen Gefhäftsumfange gehören, 
ſich Hierzu durch eine beiondere Vollmacht legitimiren. Die Verhandlungen felbft werben bald 
unmittelbar mit dem Souverän felbft, was jedoch in neuern Zeiten jeltener gefchieht, bald mit 
dem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, bald durch beſonders dazu gewählte SGommif- 
fare, bald auf Gongreflen. mit den Geſandten anderer Staaten, zuweilen aud buch einen 
Dritten, als Vermittler, entweder ſchriftlich durch Schreiben, Noten, Memoires oder muͤndlich 
in Aubdienzen ober Konferenzen gepflogen. Dad mündlich Beſprochene oder Verhandelte wird 
häufig in einer Verbalnote oder in dem darüber aufgenommenen Protokolle dem andern Theile 
eommunicirt. Wenn alle Geſandte wegen eined gemeinfchaftlidden Interefleß, 3.8. zur Auf- 
rechthaltung gewifler gefanptfchaftlicder Vorrechte, als Diplomatifhes Eorps (f. Diplomatie) 
in Verhandlung mit dem Staate treten, fo führen pie @efanbten vom erſten Range hierbei das 
Wort. Die Gommunicationen mit der eigenen Regierung finden theild in beſtimmten Zeitab⸗ 
ſchnitten, 3.8. alle Quartale, an welchen der Geſandte feine Regierung von allen wiſſenswũr⸗ 
digen Vorgängen berichtlich in Kenntniß zu fegen hat, theils bei einzelnen wichtigen VBorfällen 
ftatt, für welche er fich die nöthige Inftruction erbittet. Die Communicationen können bei ein⸗ 
flußreichen Greigniffen zwar auch mündlich gefchehen, fe erfolgen aber in ver Regel ſchriftlich 
durch Berichte an den Souverän felbft oder gemöhnliher an den Diinifter der auswärtigen 
Angelegenheiten. Die Regierung erläßt hierauf die erforverlichen Aufträge, Befehle, Inſtruc⸗ 
tionen n. f.w. Zum Zwecke viefes Verkehrs kann auch Geheimſchrift (Chiffreſchrift) gebraucht 
werden, in welchem Kalle der Geſandte die Chiffre, d. i. ven boppelten Schlüſſel zum Ghiffriren 
und Dechiffriren empfängt. (S. Ehiffren und Ehiffrirkunft.) Die Correſpondenzen zwiſchen 
dem Gefandten und feiner Regierung (Depeſchen) werden ſbald durch die gemöhnlichen Boften, 
bald durch fichere Reiſende, bald durch eigene Stafetten und Kuriere (Eilboten) befördert. Die 
Stafetten, bloße Boftillone, die auf jeder Station wechfeln, genießen feine befonbern Vorrechte, 
wol aber vie Kuriere, welche entweder Staatd- oder Gabinetäfuriere find und ſich bald durch 
eine beſondere Amtskleidung, wenigftend durch ein Bruſtſchild (Schilpkuriere), bald nur 
dur einen Paß als foldhe legittmiren. Die Vorrechte ver Kuriere befteben in ver völferredht- 
lichen Unverleglichkeit für ihre Perfon und Depefchen, die ſelbſt in Kriegözeiten oft beſonders 
ftipulirt wird, in dem Anſpruche auf möglichft ſchnelle Weiterbeförverung, häufig aud in Der 
Freiheit von Zollvifitationen und vom Weg- und Brückengelde. 

Die Vorrechte der Gefandten theilt man gewöhnlich in weientlicde (Recht der Repräſenta— 
tion), natürliche (Recht der Unterhandlung und Vertragung) und zufällige (Recht auf das 
bejondere Geremoniel) ab; eine Abtheilung, vie ebenfo nutzlos als unbegründet ift, indem z. B. 
bie Reprälentation nur eine beftimmten Gefandten verliehene Cigenſchaft ift, keineswegs aber 
jedem Selandten weſentlich zufommt, ja das Geſandtſchaftsweſen ohne den eigentlichen Reprä⸗ 
fentativcharafter gar wohl beftehen kann und lange ohne denſelben beftand, weil der Zweck Der 
Geſandtſchaft auch durch bloße Bevollmächtigung des Abgeorbneten erreicht werden kann, ohne 
daß e8 nöthig wäre, daß der Mandatar aud vie Staatswürde des Mandanten repräfentire; 
indem ſodann das Recht der Bertragung feine aud der Natur ber ſtehenden Geſandten ſich von 
ſelbſt ergebende Befugniß iſt, ja in jedem beſondern Fall auch durch eine ſpecielle Vollmacht 
bedingt wird; dagegen dad Recht auf dad geſandtſchaftliche Ceremoniel als ein natürliches Recht 
erfcheint, infofern ed eben auf allgemeiner, ſtillſchweigender oder ausdrücklicher Übereinkunft 
ber Staaten beruht und darum jevem Geſandten ohne befonvdere Vertragung auf eine feinem 
Rang entfprechende Weiſe zukommt. Das zum Weſen des Geſandten gehörige Recht ift ledig⸗ 
lich der Anſpruch auf Heiligkeit, d. i. auf Unverletzlichkeit, welcher ebendeshalb den Geſandten 
aller Klaſſen gleichmäßig zuſteht und ſich auf alles erſtreckt, was als Bedingung der geſandt⸗ 


Geſandter 411 


ſchaftlichen Wirkſamkeit anzuſehen iſt. Denn ohne dieſes Recht wäre keine Geſandtſchaft und 
ohne dieſe Fein Verkehr ver Völker, als moraliſcher Perſonen, moͤglich, wie oben gezeigt wurde. 
Nach feinem Grunde und Zwecke und dem beſtehenden VBölferrechte beginnt dieſe Unverletzlichkeit 
von der Zeit an, wo der Geſandte das Gebiet des Staates betritt, in welchem er fungiren ſoll, 
vorausgeſetzt jedoch, daß dieſer von der Sendung des Geſandten benachrichtigt war und ihm 
einen Paß in feiner diplomatiſchen Eigenſchaft ausgeftellt hatte; ſonſt aber von dem Augen: 
blicke des überreichten und angenommenen Creditivs an, und dauert bid zu dem Momente, wo 
der Geſandte dad Bebiet des beſchickten Staates wieder verlaflen bat. Selbft bei einem audge- 
brochenen Kriege wird dieſes Recht der Unverleglichkeit vefpectirt, und ed iſt allgemeiner Ge⸗ 
brauch, daß die Mächte bei dem Eintritt einer plöglichen Beleidigung ober nem Ausbruche eined 
Kriegs die bei ihnen accreditirten Geſandten gegenjeitig und unverlegt entlaffen und dafür 
forgen, daß ihnen auch bei ihrer Zurückreiſe über die Grenzen feine Kränkung widerfahre. 
Blos die Türkei fperrte früher die Geſandten der Mächte, mit denen fie in Krieg gerieth, in bie 
fieben Thürme ein, jedoch unter dem Borwande, um fie vor ver Wuth des Volkes zu ſchützen. 
Jetzt gefhieht es nicht mehr. Mur aus befondern politifchen Gründen verzögert oft ein Staat 
bie durch Krieg nothwendig gewordene Abreife eines fremden Gefandten durch Vorenthaltung 
der Paͤſſe, wie 3. B. aus Borjicht, um Dadurch Die ungehinderte Rückkehr des eigenen Geſandten 
zu bewirken. Dieje linverleglichfeit kommt jedoch den Geſandten auf den Gebieten dritter 
Staaten, durch welche fie blos durchreiſen, fo wenig als andere gejandtichaftliche Vorrechte zu, 
wenn fie nicht au) von den Regierungen diefer Staaten Bälle in ihrer viplomatifchen Eigen 
ſchaft erhalten haben. Ste können daher ſtreng genommen bei folhen Durchreifen nicht blos 
wegen der von ihnen während verfelben begangenen Gefegesübertretungen vor die Landes⸗ 
gerichte gezogen, fondern auch wegen Schulden verhaftet werben. Befreundete Regierungen ge: 
währen indeflen auch den blos durchreifenden Geſandten gegenfeitig die meiften gefandtichaft- 
lichen Vorrechte. Die Beleidigungen, welche ein Unterthan des beſchickten Staates einem accre= 
ditirten Gefandten zufügt, werden in der Regel ald Staatöverbrechen, ſomit jehr ſtreng beftraft. 
Gehen ſolche Beleidigungen von dem Staate felbft aus, fo erfcheinen fie ald Verlegungen des 
Bölferrechts, welche, wenn nicht vollfländige Genugthuung erfolgt, nicht blos Retorſionsmaß⸗ 
regeln, fondern felbft Kriege herbeiführen. Darum iſt ed fowol Forderung des Rechts als der 
Politik, daß ein Staat die bei ihm acrrebitirten fremden Geſandien nicht nur ſelbſt nicht ver- 
lege, fondern auch dafür Sorge trage, daß denfelben auch von den einzelnen Unterthanen feine 
Verlegung zugefügt werde. 

Außerdem fommt den Geſandien auch noch das Recht der Exterritorialität (f. d.) zu. 

Die Beendigung der Geſandtſchaft kann durch Erlöfhung des Treditivs oder der Vollmacht, 
durch Zurückberufung, durch freiwillige ober gezwungene Ubreife und durch den Tod des Ge⸗ 
fandten erfolgen. Die Erlöfhung ver Vollmacht tritt blos hei ſolchen Geſandten ein, welche für 
ein beſtimmtes Geſchäft, 3. B. zu Gongreßverhandlungen u. |. w., abgeorbnet wurden. Denn 
ſtehende Geſandte werden niemals bloß auf eine befkimmte Zeit acerebitirt, außer wenn ein Ge⸗ 
fanbter ausdrücklich blos für Die Zwiſchenzeit (par intsrim, Interimögefandter) von dem Ab⸗ 
gange des frühern Befandten bis zur Ankunft des neuen ernannt iſt. Die Zurüdberufungeined 
Geſandten (rappel) kann durch verſchiedene Urſachen veranlaßt werden, wie z. B., weil mit der 
Perſon deffelben eine Veränderung eingetreten, er 3. B. in Ruheſtand verfegt oder verabſchiedet 

worden ift, oder zu einem andern Staatdamte oder Geſandtſchaftspoſten verwendet werben foll; 
weil Mishelligkeiten zwifchen dem ſendenden und beſchickten Hofe eingetreten find; weil bie 
Zurüdberufung von dem beſchickten Staate wegen des Betragens des Geſandten oder von diefem 
felbft wegen erlittener Kränfung u. f. m. verlangt wird u, f. w. Die Zurüdberufung erfolgt 
durch ein Zurüdberufungsichreiben (lettre de rappel), welches in verjelben Form wie das Cre⸗ 
ditiv abgefaßt und von dem Geſandten bei ber hierzu erwirkten Privat= over Öffentlichen Audienz 
(j. d.) übergeben wird, wogegen er ein Recreditiv (lettre de recreance), d. i. ein Antworts- 
[reiben auf das Happelichreiben, Geſchenke, foweit diefe noch üblich find, und die Reifepäfle für 
fih und fein Gefolge empfängt. Iſt der Gefandte bei dem Einlaufe des Rappelſchreibens ab- 
weſend oder dieſes durch unangemeflened Betragen deflelben veranlaft worden, fo überreicht er 
es nicht perſönlich, ſondern durch ein Abſchiedsmemoire, welches der Negent des beſchickten 
Staated zumeilen mit einem Handbillet beantwortet. Nach ven ſodann abgeftatteten ceremoniel- 
len Abfchiensbefuhen und empfangenen Gegenbeſuchen reift der Geſandte wirklih ab. Die 
freiwillige Abreiſe des Sefandten, die nämlich ohne Rappelichreiben erfolgt, tritt beſonders bei 
außerordentlichen, z. B. Beremonielgefanptfchaften ein, indem in folhen Fällen ver Abgeorbnete 
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Thon durch feine Inftruction zur Abreife ohne Rappel angewiefen wird. Außerdem kann ein 
Gefandter auch durch befondere Ereignifle, 3. B. wegen grober Verlegung des Voͤlkerrechts, 
wegen erheblicher Gollifionen bei der Uinterbandlung über irgendeinen Gegenfland u. f. w., 
nad) vorgängiger Gorrefpondenz mit feinem Hofe zu ber Erklärung veranlaßt werden, daß 
feine Gefandtfchaft als beendigt anzufehen fei. Eine gezwungene Abreiſe des Gefandten findet 
bloß flatt, wenn er aus was immer für einem Grunde, 5. B. wegen eines begangenen Staats⸗ 
verbredhend, von der beſchickten Regierung weggewiefen wird. Stirbt ver Gefandte, jo gebührt 
ihm ein feiner Würbe angemeffenes Begräbniß, wenn nicht, was zumellen gefhteht, ver Leich⸗ 
nam in die Heimat ded Verftorbenen zurüdgeführt wird. Seine Papiere und Effecten werden 
von einer dazu qualifteirten Perſon der Gefandtichaft, oder durch den Geſandten einer befreun- 
deten Macht, over durch einen in der Nähe befindlihen Beamten oder Gefandten des Staates, 
welchem ver Verftorbene augehörte, oder von dem beſchickten Staate felbft verfiegelt und inven = 
tarifirt. Der Witwe und dem übrigen Gefolge verbleiben bis zu ihrer Abreife alle geſandtſchaft⸗ 
lien Vorrechte. Die Erbfolge in den im Gebiete des beſchickten Staates beſindlichen Mobiliar⸗ 
nachlaß ded Gefandten richtet fih, in Ermangelung eines Teſtaments, nach den Geſetzen des 
fendenden Staates; bei unbeweglichen Gütern fommen Dagegen die Gefege der belegenen Sache 
in Anwendung. Die Verlaſſenſchaft des Geſandten unterlag übrigens niemals irgenbeiner Art 
von Erbſchaftsſteuer oder dem Heimfallsrechte. 

Eine blos zeitlihe Sudpenfion der geſandtſchaftlichen Function kann z.B. durd) den Tod 
des fendenden oder beſchickten Souveränd oder dadurch veranlaßt werben, daß dem Geſandten 
eine andere (gemöhnlich Höhere) Rangflaffe verliehen wird. In diefen Fällen ift nämlich eine 
neue Beglaubigung nöthig. 

Wenn au dad Geſandtſchaftsrecht noch an mancherlei Gebrechen leinet, fo Hat es doch feit 
den frühern Zeiten bedeutende Fortſchritte gemacht, weldhe als eine natürliche und zugleich noth⸗ 
wenbige Kolge ver allmählich herrſchend gewordenen bellern Anfichten des Völkerrechts über⸗ 
haupt erfcheinen,, von dem dad Gefandtfhaftsrecht ja nur ein integrirenber Thetl ifl. Die Ver— 
volfommnung des Völkerrechts und fohin auch des Geſandtſchaftsrechts wird aber haupt⸗ 
fachlich dadurch bewirkt, daß nicht nur die einzelnen Völker die Rechtsidee immer tiefer und 
lebendiger erfaffen und in ihren ftaatlihen Verhältniffen mit Umſicht, Conſequenz und Energie 
ausprägen und überhaupt in fittlicher und intellectueller Ausbildung eine immer höhere Stufe 
zu erflimmen traten, fondern aud die verſchiedenen Völker fich durch extenſtve und intenfive 
Erhöhung des geiftigen und materiellen Verkehrs immermehr in einen größern Voͤllerverein 
umzubilden fireben, welchen die Einheit des fittlichen Berufs und die Gleichheit in Befinnung, 
Anſicht und Beſtrebung organiſch durchdringen und in brüderlicher Eintracht zufammenhalten. 
Denn bei einer ſolchen durch geiſtige und materielle Intereſſen bewirkten Völkervereinigung, 
die eines äußern rechtlichen Bandes zu ihrem Beſtande nicht bedarf, wird ſich auch die Rechts— 
idee als eine gemeinfame geiſtige Autorität geltend machen und die gegenfeitigen völkerrechtlichen 
Berhältniffe ordnend durchdringen, und wird fi überhaupt in der gemeinfamen öffentlichen 
Meinung der Völker in Bezug auf alle höhern Angelegenheiten eine geiftige Allmacht bilden, 
welcher nichts zu miberftehen vermag. Nicht blos in flaatlichen, fondern auch in ihren gegen= 
feltigen Verhältniſſen Haben die Völker das befannte: „Durch Eintracht gedeiht auch Kleine®, 
während Zwietracht ſelbſt Großes zerftört”, zu beherzigen und zu befolgen. 

Literatur: H. Grotius, „De jure belli ac pacis“, lib. II, c. 18. v. Battel, „Droit des 
gens”, Bud IV, Kap. 5 fg. v. Martens, ‚Einleitung in das pofitive europäifche Völkerrecht” 
(1796), $. 182 fg. Klüber, „Europäiſches Völkerrecht“, F. 166 fg. Schmelzing, „Syſtema⸗ 
tiſcher Grundriß des praktiſchen europäifchen Völkerrechts“, Bob. IT, 6. 271 fg. Saalfeld, 
„Handbuch des pofitiven europäifchen Völkerrecht”, 5. 49 fg. Heffter, „Europäiſches Vol⸗ 
kerrecht““, 6.198 fg. C. Bruni, „Libri V de legationibus” (Mainz 1548). A. Gentilis, 
„De legationibus libri III" (London 1583). Ant. de Vera und de Guniga, „Le parfait 
ambassadeur’’ (Paris 1642). 2. M. P., „Mémoires touchants les ambassadeurs” (1677). 
De Wicquefort, „L’ambassadeur et ses fonctions” (Köln 1769; zuletzt Amſterdam 1746). 
De Serra de Franguenay, „Le ministre public dans les cours &trangeres’‘ (Parid 1731). 
Uhlich, „Les droits des ambassadeurs‘’ (Leipzig 1731). 3. v. Pacaſſi, „Einleitung in die 
ſämmtlichen Geſandtſchaftsrechte“ (Mien 1777). Chr. ©. Ahnert, „Rehrbegriff ver Wiffen- 
fhaften, Erforderniffe und Rechte der Geſandten“ (Drespen 1784). v. Römer, „Verſuch 
einer Einleitung in die rechtlichen, moralifchen und politifchen Grundſätze über Gefandtſchaf— 
ten“ (Gotha 1788). Derfelbe, „Handbuch für Gefandte” (Leipzig 1791), Bd. 1, Litera- 
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tur enthaltend. F. X.v. Moshamm, „Europäiſches Geſandtſchaftsrecht“ (Zandöhut 1805). 
&. de Martens, „Manuel diplomatique, ou precis des droits et des fonctions des agents 
diplomatiques, suivi d’un recueil d’actes et d’offices, pour servir de guide aux personnes 
qui se destinent à la carriöre politique’ (Leipzig 1822). Derfelbe, „Guide diplomatique‘ 
(vierte Auflage, Zeipgig 1851). Mirus, „Das europaͤiſche Geſandtſchaftsrecht“ (2 Bde., Leipzig 
1847). E. C. Grenville- Murray, „Droits ei devoirs du corps diplomatique‘ (London 
1853). Ausführlichere Nachmeifungen der ältern Werfe von Ompteda-Kamptz, „Literatur des 
Voͤlkerrechts“, für die neuere Zeit bei Mohl in feiner „Geſchichte und Eneyklopädie ver Staatd- 
wiſſenſchaften“, 1, 404 fg. S. Jordan und H. Marquardfen. 
Geſchäftsordnung (landſtaͤndiſche). Sie ift von großer Wichtigkeit, weil wegen ber fonft 
unvermeidlichen Streitigfeiten über vie zu wählennen Mittel, über Reihenfolge ber Gefchäfte und 
über Formen viel Zeit verloren geht, wenn nicht Die Formen genau regulirt find; weil von dem 
Geſchäftsgange es abhängt, ob mit Gründlichkeit und mit möglichfter Zeiterfparung Die Geſchäfte 
der Kammer behandelt und Beichläffe zu Stande gebracht werben koͤnnen. 1) Ein Theil der 
Regeln diefer Gefchäftsorunung wird durch das Geſetz der Zweckmäßigkeit und des Anſtandes 
dictirt, während ein anderer Theil auf gefeglichen over conventionellen Anordnungen vorzüglich 
da beruhen muß, mo ed auf außere Formen ankommt, die verfchieden beftimmt werben können. 
Auch bier bewährt ſich die politifhe Weisheit, daß man nicht zu viel generalifiren und durch 
allgemeine genaue Regeln altes Mögliche durch Gefege feſtſezen müffe, welche, zmar paſſend in 
vielen Fällen, jehr unbequem in andern werben und dann als gefetliche Normen dennoch in 
allen Fällen beobachtet werden müflen. Es muß auch hier dem gefunden Sinne und dem Er- 
meflen der Kammer die Anoronung der zwedmäßigften Formen überlaffen werben. Haft jede 
legiälative Berfammlung neuerer Zeit bat ihre beſondere Geſchäftsordnung, die ih Haufig auf 
die in ven Berfoffungsurkfunden vorfommenden Vorfchriften bezieht und nach der verjchtenenen 
verfaffungsmäßig der Berfammlung eingeräumten Wirkſamkeit auch verfchieben iſt. Die eng- 
liſche Kammer bat nur einige Regeln (rules), die aufgezeichnet jind, während bie meiften nur 
auf den Herkommen beruhen, das häufig ſchon früh ſich ausbilnete. 2) Die englifchen Gewohn- 
heiten gingen nad) Nordamerika über, wo jedoch fowol der Senat ald das Haus ver Repräfen- 
tanten ihre befondern Geſchäftsordnungen haben. 3) In den einzelnen Staaten fommen wieder 
Geſchäftsordnungen vor, welche denen des Congreſſes nachgebildet find. *) Ginefehr intereflante 
Geſchäftsordnung für die Behandlung von Privatbills (im Gegenfage von public bills) ift 
1837 in England vorgefchlagen worven, wo genau und umflänblich angegeben ift, wie viefe 
Bills behandelt werden müſſen.*) In Frankreich wurde ſchon 1814 eine Geſchäftsordnung für 
die Batröfammer und die Deputirtenfammer gegeben, die fpäter einige Abanderungen befam. 6). 
Ihr wurde nachgebildet pad Reglement der belgiſchen Kammer.) In Deutfchland wurden durd 
die Verfafiungen auch Gefhäftsoronungen ver Kammern hervorgerufen; fe find vielfach ver- 
fchieden. Der franzöfifchen Geſchäftsordnung am meiften ähnlich ift die badiſche.s) Mehr da- 
von weicht die bairifche Gefhäftsorbnnung ab, die im Jahre 1831 revidirt wurde.9) Die würz 


1) Gute Bemerfungen bei Bentham, Tactique des assemblees legislatives (2 Bde. Paris 1822); 
Jefferſon, Manual of parliamentary practice (Wafhington 1820). Auch richtige Bemerkungen in 
Mohl's Staatsrecht des Königreichs Würtemberg, I, 575 u. a. 

2) Man findet diefe Regeln in Bentham’s und Iefferfon’s in Note 1 angeführten Werken und beffer in 
Tomlin’s The law-dietionary explaining the rise, progress and present state of the British law 
(vierte Auflage, von Granger beforgt ‚London 1835) (ohne Seitenzahlen, nur alphabetifch eingereiht), 
Art. Parliament, Nr. VI. ©. auch in dem Cabinet lawyer. A popular digest of the laws of 
England (neunte Auflage, 1835), ©. 20. 

3) Unter dem Namen Rules and orders gebrudt; f. Iefferfon, a. a. O., ©. 181. 

4) ine fehr gut abgefaßte für Maffachufetts ift: Rules and orders to be observed in the house 
of representatives of the commonwealth of Massachusets for the year 1838 (Boſton). 

5) Unter dem Titel: Standing orders, vorgefchlagen von ber Committee of the house of com- 
mons vom 7. Zuli 1837. ine fehr detaillirte Ordnung bezeichnet 3. B., wie Bills wegen Eifenbahnen 
eingebracht werben müflen. Sie iſt abgebruckt in The legal observer, or Journal of jurisprudence, 
Jahrgang 1837, Nr. 410-413, 415 u. 416. 

6) Reglement de la chambre des deputes (1836). Bemerft muß hier werben, daß da, wo im 
Text von der franzöfifchen Gefchäftsorbnung gefprochen wird, die frühere vor der Revolution von 1848 
in Kraft befindliche verflanden ift. 

7) Bom 5. Det. 1831. 8) Seit 1819 unverändert beobachtet. 

9) Die jegige ift vermöge der Vorfchriften ber Verfaflungsurfunde, des Edicts, der Beilage X zu 
perfelben und des Geſetzes vom 2. Sept. 1831 am 10, Sept. 1831 gegeben. 
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tembergiſche iſt von 1826 10), die großherzoglich heſſiſche von 182012), die kurheſſiſche von 
1831. 12) Für die Eöniglich ſächſiſche Ständeverſammlung wurde 1834 eine ſehr umſtändliche, 
aus 161 Paragraphen beſtehende Landtagsordnung berathen und angenommen, aber noch nicht 
vom Koͤnige ſanctionirt; ſie wird aber dennoch von den Kammern proviſoriſch als Norm befolgt. 
Für die Ständeverſammlung in Hannover entſcheidet das Reglement vom 26. Sept. 1833, 
welchem ein anderes vom 14. Dec. 1819 vorausgegangen war. In dieſe Geſchäftſsordnung iſt 
manches aus dem Geſchäftsgange des englifchen Parlanıents eingefloflen. 

1. Wichtig wegen Keitung der Gefchäfte ift das Amt des Präflventen, ver von ver Kammer 
der Abgeoroneten gewählt wird, und zwar nach den deutſchen Verfaſſungen fo, daß die zweite 
Kammer Kandidaten, melde die meiften Stimmen bei ver Wahl in ſich vereinigen, dem Megen= 
ten vorſchlägt, aus denen der Regent einen als Präſidenten ernennt; erſt nach viejer Ernennung 
wird zur Wahl der Vicepräfiventen gefhritten, die feiner Beflätigung durch den Regenten 
bedürfen. In einigen Ständeverfammlungen wird außer dem Präfldenten noch ein anderer 
Vorſtand, nämlich in Hannover der Generalſyndikus, in Kurheflen und in Braunſchweig der 
Landſyndikus gewählt. 13) Diefer Syndikus Hat in ver hannoveriſchen Kammer in ven Sigun= 
gen der Kammer, worin die förmliche Entſcheidung vorgelegter Kragen durch vorläufige Bera= 
thung vorbereitet wird, zu präfiviren, ebenfo dann, wenn bei Anträgen über wichtige Gegen= 
ftände die Kammer fi in eine berathende Verſammlung auflöft, wo ver Präſident an ven Bera⸗ 
thungen thätigen Antheil nehmen kann. In Kurheflen und Braunſchweig wadt der Syndikus 
über die Ordnung der Kanzlei und ift befländiger Bonjulent ver Kammer, ſodaß er über alle 
vorkommenden Gegenftände, fo oft e8 verlangt wird, die nöthigen Nachrichten und Gutachten 
mitzutheilen hat. Die übrigen Ständeverfammlungen, außer ven oben genannten, haben fei= 
nen ſolchen Beamten, wie der Syndikus iſt, und die Erfahrung kehrt auch nicht die Nothwendig⸗ 
feit eines foldhen. Die Hauptperfon iſt der Bräfivent, welcher die Oberauflicht über alle Ge— 
fhäfte ver Kammer führt und fie leitet. In ven Sigungen der Kammer ift ex ed, melder die 
Tagesordnung beflimmt, über die Beobachtung der Geſchäftßsordnung wacht, die unnüge Weit- 
läufigfeit und Abfchweifungen entfernt, die Fragen ſtellt und die Abſtimmung veranlaßt, Die 
Stimmen fammelt und die gefaßten Beichlüffe verkündet. Nicht weniger wichtig aber if fein 
Wirkungskreis außer ven Sigungen, va er die ununterbrochene Aufiicht über alle Arbeiten der 
Kammer führen, pafür forgen muß, daß die Sigungen ber verfchiebenen Gommifiionen fo ſtatt⸗ 
finden können, daß feine Störung eintritt, wenn 3. B. die nämlichen Mitglieder in verſchiedene 
Gonmifjionen gewählt find. Er muß daher ven Stand der Arbeiten aller Abtheilungen und 
Eommiffionen fennen und für die Beihleunigung ber Geſchäfte forgen. Da er dad Organ ver 
Kammer in allen Beziehungen zur Regierung ift und dadurch in mannidhfaltige Berührung 
mit ven Miniftern kommt, fo ift er in ver Lage, am beſten Misverflänpnifle zu befeitigen und 
oft durch mündliche Benehmen mande Verſtimmung audzugleihen, ſowie er zugleih die 
Stellung der verfchiedenen Barteien kennen und möglichft fid) in Die Lage ſetzen muß, zu erfab= 
ten, welche Anträge die einzelnen Mitglieder ftellen wollen, um da, wo im höhern Intereffe ein 
folder Antrag unpaffend ift, durch Bitten und Ermahnungen oder durch andere Mittel entgegen = 
zuwirken. Die Grundbebingung, unter welder die Wirkſamkeit des Präſidenten geſichert fein 
kann, ift das Vertrauen ver Mitglieder zu ihm und ihre Überzeugung, daß er ohne Zweizüngig= 
feit vedlih und offen gegen jeden handle, daß fein Brivatintereffe, fondern nur ver Wunſch, das 
Beſte des Landes durch die Erhaltung der Eintracht zwifchen Regierung und Kammer zu befär- 
dern, ihn leite, und daß er nie die Würde und die Rechte der Kammer antaften lafle. Der Bra- 
fident darf an einer Berathung, in welcher er präſidirt, nicht felbft theilnehimen, Anträge ftellen 
oder befänipfen 1%); will er an der Debatte theilnehmen, fo muß er ven Präfidentenftuhl ver- 


10) Manches ift ſchon in der Berfaffungsurfunde enthalten. Die Verhandlungen über die Geſchäfts⸗ 
orbnung famen auf verfchiebenen Landtagen vor. Die Kammer berieth den ihr von ber Regierung vor⸗ 
gelegten Entwurf und nahm ihn an; bie Tönigliche Beftätigung erfolgte für die Erſte Kammer noch gar 
nicht, für Die Zweite nur proviforifch. (S. Mohl, Staatsrecht von Würtemberg, I, 575.) 

11) Sroßherzoglich heffifche landſtaͤndiſche Geſchäftsordnung vom 25. März 1820. Revifionen wur⸗ 
den fpäter öfter in Antrag gebracht. (Weiß, Syftem bes Verfaſſungsrechts im Großherzogthum 
Heften, I, 526.) 

12) Bom 16. Febr. 1831. 

13) Hannoverifche Gefchäftsorbnung, $. 18. Kurheſſtſche Verfaffungsurfunde, $. 104, und Ges 
fchäftsordnung, $. 11, 16. Braunfchweigiiche Gefchäftsorbuung, $. 16—18. 

14) Sranzöftfches Reglement, Art. 21; beigifches, $. 9; badiſche Geſchaͤftserdnung, $. 3b. 
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laffen und darf ihm nicht früher wieder einnehmen, als bis über die Frage, an deren Discuffion 
er teilgenommen bat, abgeflimmt ifl. Died Berbot der Discuffion hindert aber den Präfi: 
denten nicht, mährend ver Debatte auf den Stand der Frage aufmerkjam zu machen, da, wo er 
fieht, daß bei nen Rednern ein Misverſtändniß Herricht, es aufzuklären over Abſchweifungen zu 
verhindern, oft auch an gefaßte Beichlüffe zu erinnern, die Geſchäftsordnung zu erklären und an 
ihrer Beobachtung feſtzuhalten. Am Schlufie der Debatte, vor der Abflimmung, ift e8 zweck⸗ 
mäßig, wenn ber Präſident die verſchiedenen geftellten Anträge mit allen ihren Verzweigungen 
darftellt, um die Überſicht zu erleichtern, wenn er dann angibt, in welder Ordnung er abflimmen 
Iaffen werde, und ba, wo fidh ein Streit über die Fragflellung ober bie Ordnung ver Abftim- 
mung echebt, die Gründe für feine Anordnung oder Bragftellung angibt. Schwerlich möchte 
aber die würtembergifche Geſchäftsordnung 1°) eine Nachahmung verdienen, wenn darin dem 
Präfiventen das Recht gegeben iſt, die Debatte zu reaffumiren. Abgefehen davon, daß dadurch 
viel Zeit verloren wird, wenn ein rebfeliger Präfivent in langen Darflellungen fich gefällt, und 
daß ed wenig Vertrauen zur Kammer verräth, wenu man es für nothwendig Hält, nad 
flundenlangen Debatten für fie alled reaflumiren zu laflen, ift dieſe Befugniß des Präfiventen 
ſehr bevenklih, da auch bei dem beften Willen des Präſidenten fo leicht, wie Died auch durch vie 
Erfahrung dargethan wird, feine Meinung fi in vem Nefume ausfpricht und dies auf mandıe 
Kammermitglieder wirken kann, da vorzüglich in der Art und dem Umfange der Darftellung 
der Gründe ſich leicht eine Vorliebe des Präfidenten für eine Anfiht an den Tag legt, und man 
Gefähr läuft, daß manche Mitglieder der Kanımer, wiflend, daß am Schlufle reaſſumirt werben 
wird, darauf bauen, während der Debatte weniger aufmerfen und zulegt durch ein einfeitiges 
Meſumẽ irre geleitet werden. 1%) In die Hand des Präfiventen ift ein bedeutendes Recht dadurch 
gelegt, daß er, indem er die Polizei ver Kammer handhabt, auch das Recht Hat, ver Auspehnung 
der Debatte überhaupt, der Abſchweifung eined einzelnen Redners entgegenzumirken und zur 
Ordnung zu rufen. Der Grundfag, welcher ven Präfidenten Hier leiten ſoll, muß der fein, daß 
er der moͤglichſten Redefreiheit Raum läßt, ſoweit nicht dringend das Intereffe des Gefeges 
oder der Ordnung das Ginfchreiten fordert, weil ohne diefe Redefreiheit der Mitglieder der 
Kammer ver Zweck ftändifcher Berathung nicht erreicht werden kann. Nicht eine aͤngſtliche 
Beforgniß, daß eine Außerung misfällig aufgenommen werden möchte, nicht der Uniſtand, daß 
fie eine andere politifhe Anſicht ausfpricht, ald fie der Präjivent billigt, kann letztern bewe⸗ 
gen, einzufihreiten und einem Redner dad Wort zu nehmen. Häufig wird eine Bitte ober eine 
Ermahnung, durch melde der Borftand den Redner auf die Abfhweifung aufmerffam macht, 
geeigneter fein ald der Ordnungsruf ober die Entziehung des Wortes, Sobald dagegen der 
Präfivent bemerkt, daß die Ermahnungen nichts fruchten, daß der Redner die Gefepe des An- 
ſtandes verlegt, eine Außerung macht, welde eine entſchiedene Beleidigung eines Mitgliebö 
der Kammer oder einer andern Perſon enthält oder ald Geſetzwidrigkeit erfcheint, muß er un: 
nachſichtlich feine Pflicht thun und den Redner zur Ordnung rufen. Die Geihäftdordnungen 
überlaffen entweber ven Elugen Ermeflen des Präfidenten, warn der Ordnungsruf eintreten 
ſoll, 3. B. nad der franzoͤñſchen und badischen Geſchäftsordnung, oder fie bezeichnen näher die 
Fälle, in welchen ein Ordnungsruf eintreten foll.17) Nicht blos die Gefegwidrigfeit, fondern 
auch jedes unwürdige Benehmen, jede Unart, indem ein Mitglied der Zurechtweiſung oder ver 
Ermahnung ded Bräfidenten nicht Folge leiftet, begründet einen Orbnungsruf. Die Mitglie: 
der der Kammer können felbft ven Präfiventen auffordern, jemand zur Ordnung zu rufen; 
es verſteht ſich, Daß der Präſident dadurch nicht abfolut gebunden ift, ſondern felbft prüfen muß, 
ob fi ver Fall dazu eignet. Das Mitglied, gegen welches eine Ordnungsſtrafe ausgeſprochen 
wurde, kann nur dann fich reihtfertigen, wenn e8 zuerſt vem Ordnungsrufe Folge leiftete; mer 
durch die Fortiegung feines Benehmend, welches den Ordnungsruf veranlaßte, feinen Trotz 
zeigt, verdient nicht, mit der Vertheidigung gehört zu werden. Wenn die Unorbnung in ber 
Sigung der Kanımer allgemeiner wird, wenn mehrere Mitglieder theil an dem flörenden Be: 
nehmen nehmen, oder wenn wegen bed Lärmens und der Unruhe vorauszufegen ift, daß die 
Ordnung und Würde der Kammer in der leidenſchaftlichen Aufregung nicht aufrecht zu halten 


15) Geihäftsorbnung, $. 42. (S. auch dagegen Mol, Staatsrecht, I, 604, Note 16.) 
16) In England und Franfreich fommt and) feine Spur eines folchen Reſumé vor. 
i 17) 3. & nach bairiſcher Gefchäftsorbuung, $. 107; fächfifcher, $. 47, 49, 57, 58; braunfchweis 
giſcher, $. 60. 
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iſt, ſo geben vie Geſchäfisorbdnungen8) dem Präſidenten das Recht, die Sitzung auf eine be- 
ſtimmte Zeit zu unterbrechen, damit die Gemüther beruhigt werben. Die Kammermitglieder 
müffen in der Zwifchenzeit in ihren Abtheilungszimmern verweilen. Im Zufammenhange mit 
ben bisher erörterten ragen ſtehen noch zwei wichtige Punkte, nämlich das Verhältniß des 
Präfiventen zur Kammer in Bezug auf Ordnungsruf und dad Strafrecht der Kammer über 
ihre Mitglieder. In Anfehung des erften Punktes Fommt nicht felten der Ball vor, Daß dad zur 
Ordnung gerufene Mitglied an die Kammer appellirt und die Abaͤnderung des Ausipruds 
ded Präfidenten durch Kammerbefhluß forbert. Nach der franzöfifhen Praxis 19) wird keine 
ſolche Reclamation geftattet, und ber Bräflvent behauptet, fouverän handeln zu fönnen. Die 
belgiſche Geſchaäftsordnung 20) ſcheint Die Neclamation gegen den Ausſpruch des Präſidenten 
zuzugeben; die deutſchen Geſchäftsordnungen ſchweigen. Wenn man auch von dem Orundfage 
der Souveränetät der Kammer audgehen und dem Präſtdenten feine abſolute Herrſchaft ein⸗ 
räumen kann, und wenn der Praäſident, welcher feine Stellung nicht verkennt, ſelbſt wünſchen 
muß, daß er nicht gegen den Willen der Majorität der Kammer thue, fo dürften doch über: 
wiegende Gründe für Zweckmäßigkeit der franzöſiſchen Praxis ſprechen. Geſtattet man einmal 
gegen einen Orbnungsruf eine Appellation an die Kammer, fo wird damit eine fehr weitläu⸗ 
fige, oft wiberliche Debatte veranlapt, bie eigentlich Darüber ftattfindet, ob der Präſident vet 
habe, und wo fein Prafivium während dieſer Debatte fehr unpaſſend iſt. Es kann nicht fehlen, 
daß für den zur Ordnung Gerufenen Breunde auftreten, die ibn rechtfertigen. “Died erzeugt 
Erwiderungen, die um fo bedenklicher werben, je mehr Parteiungen vielleicht in der Kammer 
vorkommen. Denkt man fi den Kal, daß die Majorität ver Kammer zulegt den Ordnungsruf 
abändert und dem Bräfldenten dadurd unrecht gibt, fo ift das Anfehen und die Wirffamfeit 
des legtern zerfiört; und daraus entwideln ſich wieder andere Nachtheile, weiche auf den Gang 
der Gefchäfte ver Kammer felbft Einfluß haben. Etwas anderes tritt da ein, wo der Präfibent 
nur einem Redner wegen Abfchweifungen dad Wort entzieht und ihn zur Sache zurückruft und 
die Kammer erklärt, daß fie den Redner hören wolle, oder wo es darauf anfonımt, daß ber 
Ordnungsruf mit einem Verweiſe in dad Kammerprotofoll eingetragen werben fol. Dies er: 
ſcheint als ein höherer Grad der Orbnungäftrafe, und hier ift e8 weile, daß der Präſident, wenn 
fich der Fehlende dem Ordnungsruf widerjegt und eine firengere Zurechtweiſung nothiven: 
Dig wird, zuerft die Kanımer befragt, ob dieſe Eintragung in das Protoföll eintreten fol. 2') 
Noch bedeutender ift das Strafrecht der Kanımer. Died hängt mit der Frage zufammen: ob bie 
Kammer eine Gerichtöbarfeit über die Vergehungen ihrer Mitglieder ausüben könne. Die 
Verfaſſungen find darüber verſchieden. Vorzüglich if Hier die höchſte Redefreiheit ver Mit: 
glieder zu Grunde zu legen, ohne daß man deswegen den Stänbemitglievern das Privilegium 
einräumen foll, ungeftraft Beleivigungen zu verüben. Die Interefien werben vereinigt, wenn 
bie Rammer das Recht erhält, felbft über die VBergebungen ihrer Mitglieder zu richten, ohne daß 
ein anderer Gerichtshof das Mitglied der Kammer wegen Außerungen in der Sigung zur 
Rechenſchaft zn ziehen befugt iſt. Dies ift in England 22) und in Franfreih 2°) anerkannt, und 
zwar im erftern Staate fo auögebehnt, daß felbft wegen ver von einem PBarlamentsmitgliebe 
außerhalb der Kammer gegen fie verübten Beleibigung oder eines tadelnswerthen Benehnend dad 
Parlament Strafe verfügt. 2%) Die deutfchen Verfafſungsurkunden find Höchft verſchieden. 25) 
In Baiern und Würtemberg ift der Grundſatz anerfaunt, daß Fein Mitglied wegen feiner in 
der Verfanmlung gehaltenen Reden oder feiner Außerungen verantwortlich fein foll; allein 


— 


18) Franzoͤſiſches Reglement, Art, 24. (Danach bededt in ſolchen Fällen der Präſident fein Haupt, 
um auf ernfte Weife anzuzeigen, daß im Fall der Fortfeßung der Unordnung die Sigung aufgehoben 
werben würde.) Belgifches Reglement, Art. 32; badiſche Geſchaͤftsordnung, $. 26; Bairifche, $. 106. 

19) Das franzöfifche Reglement, Art. 20, fagt: „Le president rappelle seul a l’ordre l’ora- 
teur’’ etc. 

230) Art. 31. Es hrißt: „Si un membre trouble l’ordre, il y est rappell& nominativement 
par le president; en cas de reclamation le president consulte l’assemblee. Si celle maintient 
le rappel à l’ordre, il en est fait motion au proces verbal.‘ 

21) Dies iſt auch der Sinn des franzöfiichen Reglements, Art. 23, und der badiſchen Geſchaͤfts⸗ 
ordnung, $. 27. 

22) Chaffan, Traite des delits et contraventions de la parole etc. (Kolmar 1837), I, 66. 3a: 
hariä in dem Archiv für Civilpraxis, XVII, 178. 

23) Nach dem Geſetz vom 17. Mai 1819, Art. 21. Chaflan, a.a. D., ©. 56. Zachariaͤ, 
a. a. O., ©. 138. 

24) Chaſſan, ©, 68. 25) Zachariä, ©. 187 - 195. 
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während Baiern keine Ausnahme macht, weiſen die würtembergifche, die ſächſiſche, braunſchwei⸗ 
giſche Verfaffung 29) entweder die Außerungen, welche nad) ven Gefepen eine Privatehrenkrän- 
fung oder (nad) andern) die auch ein Verbrechen ver Beleidigung der Regierung begründen, an " 
die ordentlichen Gerichtshöfe. Die Brage wird hier bedeutend, welche Befugniffe ver Kammer 
zuftehen, wenn fle über Vergehungen ihrer Mitgliener zu richten hat. So viel dürfte gewiß 
fein, daß, wenn nicht die Verfaffungsurfunde 27) der Kammer ein Recht gibt, ein Mitgliev 
auszufchließen, auch die Befugniß der Kammer nicht zuftehe2®), und dann nur eine Misbilli⸗ 
gung ober ein Verweis erfannt oder auch Widerruf verlangt werben fann. 

Ein wichtiges Recht, welches mehrere Verfaffungen dem Präfidenten einräumen, iſt daß: 
dei Stimmengleichheit eine entſcheidende Stimme auszuüben und den Ausfchlag zu geben; dies 
ift in der würtembergifchen, babifchen, bairiſchen, ſächſiſchen Verfaſſung 29) ausgeſprochen; 
allein gegen viefe Vorfchrift erheben ſich manche Bedenklichkeiten. Durch dieſes Recht wird dem 
Bräfiventen eine Gewalt beigelegt, vie feiner Stellung in dev Kammer ſchadet und eine drückende 
PBerantwortlichkeit ihm auflegt. Es ift bier nicht von einfachen Fällen, in welchen Abftimmung 
erfolgen muß, die Nede, fondern man muß aud die ſchwierigern im Auge behalten. Wo Stim⸗ 
mengleichheit ift, kann man darauf rechnen, daß die Sache hoͤchſt zweifelhaft ift. Zweierlei An- 
fihten ſtehen jich in der Kammer gegenüber, jede von gleich vielen Stimmen vertheidigt; mag 
der Präfident nun einer oder der andern beitreten, jo wird dadurch die andere Hälfte ver Kam⸗ 
wer, deren Anficht er verwarf, leicht empfindlich berührt, was der Wirkſamkeit des Präfiventen 
ſchadet. Da er auch an der Debatte nit theilnehmen durfte, fo hatte er feine Gelegenheit, felbft 
Anträge zu flellen; er ift vieleicht mit dem Antrage, über welchen abgeflimmt werden fol, nicht 
ganz zufrieden, er billigt aber auch die gegentheilige Anficht nit; da er aber am Schluffe nur 
abflimmen und entweder Ja oder Nein jagen, aber feinen eigenen Antrag ftellen darf, fo muß 
er oft gegen feine Überzeugung eine Stimme abgeben, die fo tief eingreifend und entſcheidend 
ift. Denke man fih dann den Fall, daß eine hoͤchſt wichtige, das ganze Land fehr interefjlrende 
Brage zur Abflimmung vorliegt, 3.8. ob das Land einem gewilfen Zollvereine beitreten fol; 
denke man ſich, daß Stimmengleihheit entfteht: ift bier nicht Die Verantwortlichkeit, welche ver 
Präfident durch feine entfheidende Stimme übernimmt, eine ungeheuere, fehr laftende? Kann 
nit die Regierung felbft durch ſolche Abftimmungen in Verlegenheit fommen? Würde ed nicht 
weit zweckmäßiger fein, zu beftiimmen, daß im Falle ver Stimmengleihheit ver Antrag als nicht 
angenommen angefehen werben fol? 30) 

U. Auch die Ordnung des Sigend hat man in manden Geſchäftsordnungen zum Gegen- 
ſtand befonverer Vorſchriften gemacht. Während in Frankreich und in Baden jedes Mitglied 
feinen Plag nad Belieben da einnimmt, wo es Luft hat, und wahrend der Sigung wechſeln fann, 
fhreiben die Gefhäftsorbnungen von Baiern, Würtemberg, vom Großherzogthun Heffen 21) 
eine beſtimmte Ordnung vor (entweder nach gewilfen Klaffen oder nad) dem Loſe). Man hat 
geglaubt 92), daß die Sitzordnung bedeutend wäre, indem dadurch die äußere Abſcheidung der 
politiſchen Parteien verhindert und eine Bermifchung der Anhänger der verihiedenen Anfihten 
der Leidenfchaftlichkeit weniger Begenfland und weniger Halt geben würde; allein in einer ſolchen 
fireng vorgefhriebenen Sigorbnung liegt ein Harter, oft verlegender Zwang, wenn dadurch 
jemand genöthigt wird, neben einem Manne zu figen, deſſen Anfichten ven feinigen völlig wiber- 


26) Würtembergifche, $. 185; fächflfche, $. 83, Geſchäftsordnung, $. 58; braunfchtweigifche Ders 
faſſungsurkunde, $. 134. 

27) In England fteht freilich das Herfommen dem Gelege gleich. 

28) Das ergiſg Parlament bat das Recht, die Ausſchließung zu verfügen, öfter ausgeübt. (Chaſ⸗ 
fan, ©. 58.) In Sranfreich befteht Fein Recht der Kammern, Ausſchließung zu erfennen; zwar wurde 
Manuel 1823 ausgefchloflen, allein es iſt anerfannt, daß damals die Kammer Teidenfchaftlich und un- 
befugt gehandelt Habe. Zacharia S. 183. Chaflan, ©. 69. 

29) Würtembergifche Geichäftsorbnung, $. 48; bairifche Geſchaͤftsordnung, $. 115; badifche Ber: 
fafjungsurfunde, $. 74; fächfifche Verfaſſungsurkunde, $. 97. 

30) In England hat im Oberhaufe der Präfldent fein casting vote, d. h. eine Stimme, die bei 
@tleichheit den Ausichlag gibt. Im Unterhaufe hat, vermöge bes Gebrauchs, der Präfldent ein folches 
vote. (Tomlin’s Law dictionary, Art. Parliament, VI.) Nach der Erfahrung flimmt der speaker 
in England gegen bie von ber Regierung begünftigte Meinung. 

81) Bairifche Gefchäftsorunung, $. 12; würtembergifche Verfaflungsurfunde, $. 162; großherzog- 
Lich heififche Geſchaͤftsordnung, $. 6. 

82) 3.8. Mohl, a. a. O., I, 611, Note 10. 
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fireiten. Durch diefen Zwang wird mande Nederei und Reibung, z. B. dur Außerungen, die 
einem Mitgliede bei manchen Reden entjchlüpfen, veranlaßt, während da, wo Freunde nad) Nei⸗ 
gung nebeneinander figen fönnen, aud in Laufe der Debatte manche dem Ganzen vortheilhafte 
Verftändigung und Berathung der Nachbarn über einen Antrag möglich gemacht wird. Auf 
feinen Fall möchten die Verhältniffe, die vielleicht in zahlreihen Berfammlungen von großen 
Staaten ftatthaben, in welchen in leidenſchaftlicher Aufregung ſich Parteien einander gegenüber⸗ 
ſtehen, einen Zwang der Sitzordnung auch in den kleinen deutſchen Kammern rechtfertigen. 

II. Gruͤndlichkeit ber Berathungen der Kammer und ihrer Beſchlüſſe hängt vorzüglich 
davon ab, wie vorher, ehe dev Gegenftand in die Öffentlihe Sitzung zur Discuflion gebracht 
wird, verſelbe in den Commiſſionen berathen worden iſt. Die Formen, welche dazu gewählt 
werden, ſind wieder hoͤchſt verſchieden. In Frankreich, in Baden theilt ſich ſogleich nach deren 
Conſtituirung die Kammer in gewiſſe Sectionen oder Abtheilungen ein, die nach dem Loſe be⸗ 
ſtimmt werben, ſodaß in jeder Abtheilung etwa gleichviel Mitglieder ſich befinden; jede Abthei- 
lung wählt aus ihrer Mitte einen Vorſtand und Secretär. Im Laufe des Landtags koͤnnen bie 
Abtheilungen Öfterd erneuert werden. In andern Ständeverfammlungen befleht feine ſolche Ab⸗ 
theilung, fondern jeder Gegenſtand wird fogleich an eine aus der Kammer gewählte Commiſſion 
gemwiefen, welche ven Gegenſtand prüft und darüber Bericht an die Kammer erftattet, 3.2. in 
MWürtemberg 33); nad) andern Geſchäftsordnungen, z.B. ver bairifhen, werden am Anfange 
fogleih gewifje Ausſchüſſe gewählt 3%), und zwar ein Ausſchuß für die Begenflände der Geſetz⸗ 
gebung, ein anderer für die Steuern, einer für die übrigen an die Kammer gelangenden Gegen: 
ftände ver innern Landesverwaltung, einer für Staatsſchuldentilgung und endlich ein Ausſchuß 
für die Unterfuhung der vorfommenden Beſchwerden. Sobald nun ein Gegenftand vorkommt, 
welcher in ven Kreid der Geſchäfte einfchlägt, für welche ver Ausſchuß gewählt ift, wird auch die⸗ 
fem die Sache zur Prüfung und Beridterftattung zugewiefen. Auf ähnliche Weile wählt au 
in Sachen 35) die Kammer nad Eröffnung des Landtags vier Deputationen, nämlid eine Ver- 
faffungsveputation (für Gegenſtände der Verfaffung und Gefeggebung), eine Finanz-, Peti⸗ 
tions- und Rerlamationdveputation, jedoch fo, daß auch außerorventlihe Depntationen für 
einzelne Sachen gewählt werben können. In England kommt weder eine Wahl von Abtheilun⸗ 
gen noch die Ernennung von Ausſchüſfſen vor; jede Bill fommt in die Kammer und wird drei- 
mal verlefen, wenn nicht fhon bei dem erflen oder zweiten Leſen die Berwerfung folgt. Nach 
jedem Lejen wird die Frage von dem Präftventen geftellt: whether it shall proceed any fur- 
ther. Wird das zweite mal die Bill gelefen und nicht verworfen, fo kommt fie in die Com⸗ 
mittee und zwar entweder jo, daß eine befondere Committee für die Prüfung gemählt 
wird, oder das ganze Haus bildet die Committee, in weldem Falle der Präſident (speaker) 
nicht prajidirt, fondern ein anderer gewählter Borfland (chairman). Hier wird dann bie 
Bill artifelweife discutirt und nad) Umſtänden modificirt, oft neu gebildet. Hierauf erfolgt 
die dritte Lefung der Bill in der ordentlichen Situng und die Abflimmung über die An- 
nahme der Bill. Dies engliihe Verfahren ſcheint der hannoveriſchen Geſchäftsordnung vor: 
geſchwebt zu haben ; nach derfelben 26) gibt es außer der förmlichen Sigung zur definitiven 
Abfaffung von Beihlüffen auch berathende Berfammlungen, indem ſich bei Auträgen über wich⸗ 
tige Gegenftände die Kammer in eine berathende Verſammlung auflöft, in welder ver General: 
ſyndikus den Borfig führt. Bei allen Angelegenheiten, bei welchen e8 nicht auf die Erlaffung 
eines Geſetzes ankommt, kann nad) einmaliger Berathung und Abflimmung ein gültiger Be⸗ 
Schluß gefaßt werden; bei Geldbewilligungen foll eine zweimalige Berathung flattfinden; auch 
fann bei andern Sachen wegen befonderer Wichtigkeit eine zwei- oder dreimalige Berathung 
von der Kanımer beichloffen werben; um einen förmlihen Beichluß zu faflen, der vem Mint- 
fterium zum Behufe eines zu erlaffenden Geſetzes vorgelegt werben foll, ift immer erforderlich, 
daß der Gegenftand wenigſtens einmal in einer vorläufigen Berathung befprocden, ver zu neh⸗ 
mende Beichluß zu drei verfchievenen malen an drei verichienenen Tagen In förmlicher Sigung 
verlefen worden, worauf jevesmal Berathung eintritt. Die Kammer kann immer (6. 45 der 
Geſchäftsordnung) eine befondere Commiſſion zur Unterfuhung und Berathung eined Gegen⸗ 
ſtandes niederfegen; biefe Commiſſion kann jedoch, vorbehaltlich der beſtimmten dreimaligen 
Beſchlußnahme, zur Abkürzung des in der Kammer zu beobachtenden Verfahrens Vorſchläge 


. — — — — — 


33) Würtembergiſche Geſchäftsordnung, F. 3I—35. Mohl, I, 611. 
34) Bairiſche Geſchäftsordnung, F. 39. 35) Sächfifche Bandtagsorbuung, $. 105. 
86) Yannoverifche Geſchaͤftsorduung, $. 20, 26, 36, 37, 45. 
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machen. Vergleicht man dieſe verfchiedenen Anoronungen, fo verbient die Einrichtung der 
franzöfiihen und badiſchen Kammern in Bezug auf die Wahl von Abtheilungen Billigung, 
und Mohl Hat unrecht 37), wenn er behauptet, daß fie in Frankreich und Baden zu nicht tauge. 
Uimgefehrt wird fie von ver Erfahrung als jehr zweckmäßig nachgewieſen; denn dadurch, daß 
jede Sache zuerft an die Abtheilungen gelangt und darin berathen wird, erreicht man den Vor: 
theil, daß jedes Mitglied der Kammer fhon vorher mit dem Gegenflande vertraut iſt und feine 
Bemerkungen über die Sache, feine Wünfche und Anträge angeben fann. Jede Abtheilung 
wählt nämlich aus ihrer Mitte ein Commiſſionsmitglied, und aus allen von ven Abtheilungen 
gewählten Mitgliedern wird eine Commiſſion gebildet, melde auch nach dem Beſchluſſe der 
Kammer in wichtigen Hallen durch Mitglieder verftärkt werden fann, melde die Kammer felbft 
wählt. Da nun für jeden einzelnen Gegenftand die Commiſſion gewählt wird, fo ift man jicher, 
dag ſie aus denjenigen Perfonen beftehe, weldye die Mehrheit ver Kammer eben für die Prüfung 
des einzelnen vorliegenden Gegenſtandes für bie geeignetften hält, und wo der von dieſen Mit- 
gliedern erflattete Commiſſionsbericht oder die von ihnen gemachten Vorſchläge am meiften An⸗ 
Elang in der Kammer zu finden hoffen können, weil diejenigen, welche den Vorſchlag machen, 
mit dem Bertrauen der Kammer beehrt find. Dadurch, daß die Commiſſionsmitglieder von den 
Abtheilungen gewählt find, werben fie in ven Stand gefeßt, auch die verſchiedenen Anſichten aller 
Mitglieder der Kanımer fennen zu lernen und fie in geeigneter Weiſe zu benugen, ſodaß man er- 
warten darf, daß in ver Sigung bei der Discuffion weniger völlig neue Anträge gemacht werben, 
da jeder in ven Abtheilungen feine Meinung geltend machen konnte. Gegen die Einrichtung, wie 
fie z.B. Baiern fennt, wo gewifle voraus beſtimmte Ausſchüſſe beftehen, ſprechen manche Be- 
denflichkeiten ; denn danach find die übrigen Mitglieder, vie nicht dem Ausfchufle angehören, 
mit dem Gegenſtande, ehe der Commiſſionsbericht erftattet wird, gar nicht vertraut; fie können 
ihre Bemerkungen und Anträge gar nicht außfprechen, ſodaß dann in der fürmlihen Sitzung zu 
viele, der Commiſſion vorher unbekannte Anträge geftellt werden. Nach der bairiſchen Einrich— 
tung find aud nur einige Mitglieder der Kammer, nämilich die, welche eben in die Ausſchüſſe 
gewählt wurden, jehr bejchäftigt, während die andern wenig zu thun haben; wogegen nad) der 
Einrichtung, wie fie in Buben vorkommt, die Kanımer bei jevem einzelnen Gegenflande bie 
Commiſſionsmitglieder wählt ?3), ſodaß weit mehr Mitgliever beihäftigt und dadurch die Ge- 
ſchäfte befördert werden Eönnen. Hierzu kommt noch der Vortheil, daß man diejenigen wählen 
kann, welche eben für den einzelnen in Frage ſtehenden Gegenſtand die paflenpften find. Wo, 
wie in Baiern, neue Ausſchüſſe gewählt werben, iſt ed nicht möglich, dafür zu forgen, daß jede 
Commiſſion aus den für den Gegenftand paſſendſten Mitgliedern beftehe, weil man gar nicht 
. weiß, welde Gegenftände im Laufe ded Landtags vorkommen werden. Oft kommt aber ein 
Begenitand vor, welcher mit fo verſchiedenen Intereflen und Fächern zuſammenhängt, daß man 
ihn nicht an einen beftimmten Ausfhuß weifen kann. Zwar ift in der bairifhen Geſchäftsord⸗ 
nung ($. 44) für diefen Ball Borforge getroffen, daß ver Ausfhuß, wohin der Gegenftand der 
Hauptſache nad gehört, mit dem betheiligten andern Ausfhufle zufammentrete; allein auch 
damit ift nicht hinreichend geholfen, da es Gegenſtände gibt, die mit fehr verſchiedenen Intereflen 
zulammenhängen, wo zur gründlichen Berathung Männer fehr verſchiedener Fächer nothwendig 
find, Die oft gerade nicht in ven zwei Ausſchüſſen fich befinden, während fle in ver Kammer find 
und ald Commiſſionsmitglieder trefflich gewirkt haben würden, wogegen jie nach ver bairifchen 
Einrichtung erft in der Diseuſſion thätig fein können und dann oft Anträge ftellen, welche bie 
Zurückweiſung an die Commiſſion nöthig machen. Ohnehin gibt es noch Falle, in welchen ſelbſt 
die Klugheit gebietet, gewifle Berfonen in die Commiſſion zu wählen, weil man weiß, daß fle 
fonft als entſchiedene Opponenten des Vorfhlags auftreten und durch ihre Neden und Anträge 
die Commiſſion fehr aufhalten würden. Die englifche Einrichtung bat etwas fehr Gutes, info: 
fern die ganze Kammer oft in eine Committee ſich verwandelt oder, wie in Hannover, die bera- 
thenve Verfammlung bildet; denn danach wird ein Gegenſtand ruhig, ohne daß große Neben 
gehalten werden, von allen Mitgliedern gehörig beſprochen und fo vorbereitet, daß, wenn die 
Sache in die förmliche Sigung fommt, alle Mitglieder vorbereitet find und ſchon vorher Gele⸗ 
genheit hatten, ihre Anträge zu flellen und auf die Umgeſtaltung des Entwurfs einzumirfen. 





37) Mol, I, 612, mit Note. 
38) Es ift begreiflich, daß man bei ber Wahl auch darauf Rüdficht nimmt, daß man diejenigen 
wählt, welche nicht ſchon zu ſehr befchäftigt find. 
27° 
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Darin bewährt fi der praftifche Sinn der Engländer, daß fle in vem Schofe der Committees Die 
Gegenſtände gründlich verhandeln, ſodaß die Verhandlung in der foͤrmlichen Sigung jehr leicht 
wird, ohne daß man in jedem Augenblide fürdten muß, daß durch völlig neue Anträge das 
ganze Gebäude des Geſetzes verändert werbe. Der Verfaſſer dieſes Aufſatzes hat als Präfibent 
der Kammer in Baden auf mehreren Landtagen dieſe Einrichtung infofern benugt, als er bie 
Anordnung traf (fo bei der Frage über den Beitritt Badens zum Zollvereine, bei ver Ciſenbahn⸗ 
frage), daß, nachdem Die Abtheilungen berathen hatten und die Commiſſionsmitglieder gemählt 
waren, erin Gegenwart aller Rammermitglieder die Berathungen ver Commiſſion flattfinden 
ließ, mit dem Rechte für jedes Kammerniitglied, feine Bemerkungen oder Zweifel ſowie Anträge 
dent Vorftande der Commiſſion oder einem Mitgliede verfelben mitzutbeilen, damit von ber 
Commiſſion auch darüber Berathung gepflogen werben fonnte. Da die Regierungscommifjare 
an diefen Berathungen theilnahmen, fo hatte auch jedes Kammermitglied den Vortheil, Die 
oft vertraulich geäußerten, nicht für die Öffentlihen Sigungen geeigneten Aufflärungen ver 
Commiſſare ver Negierung kennen zu lernen und felbft wieder feine Zmeifel dagegen (durch Das 
Organ des Präfidenten oder eined Commiſſionsmitglieds) auszufprehen. Die Erfahrung 
lehrte, daB auf dieſe Art die Mitglieder beffer vorbereitet und die öffentlichen Verhandlungen 
abgefürzt wurben. 

IV. Damit hängt die Frage zufammen: ob nicht geftattet fein foll, daß für befonders 
wichtige Bälle die beiden Kammern ( Erfte und Zweite) eine gemeinſchaftliche Commiſſion wählen 
oder einen Zufanmentritt ver Commifilonen beider Kammern verfügen können. Nach ber 
franzoͤſiſchen, bairijchen, badiſchen Geſchäftsordnung iſt dieſes Zufammenmwirfen ber Kammern 
durchaus unzuläſſig, ſodaß erſt die Beſchlüſſe einer Kammer an die andere gelangen und durch 
das ewige Hin- und Herſenden der Beſchlüſſe viel Zeit verloren gebt. Nach der ſächſiſchen 39) 
und hannoverifhen 20) Geſchäftsordnung dagegen Fann ein Zuſammenwirken flattfinden, und 
zwar haben nach ver fächfifchen beide Kammern in Bällen, in welchen fie nad) der erften Bera= 
thung ſich nicht vereinigen können, eine gemeinfchaftlihe Commiſſion zu ernennen, die Über die 
Bereinigung der getheilten Meinungen zu berathichlagen hat und dann Bericht erftattet. Eben- 
fo findet in Hannover ein gemeinfchaftliher Zufanmmentritt flatt, um fich über die Gründe der 
abweichenden Beichlüffe gegenfeitig Aufklärung zu geben; auch fann, wenn feine Vereinigung 
zu erzielen ift, das Minifterium landesherrliche Sommiffarien ernennen, die mit den Deputatio- 
nen der beiden Kammern zufammentreten. Eine Kammer kann felbft in jedem Kalle die andere 
zur Bildung einer gemeinſchaftlichen Commiſſion beider Kammern einladen. Gewiß verdient 
diefe Einrichtung Nachahmung, und nur ein unpaflendes Mistrauen kann dagegen Cinwendun⸗ 
gen nahen. Durch diefe Bereinigung von zwei gleihbereihtigten Theilen der Ständeverfamm: 
lung als eines Oanzen*t) wird am meiften eine Verftändigung bewirkt; in der gemeinſchaft⸗ 
lihen Commiffion taufcht man die Anfichten aus; man überzeugt fi) von ver Grundloſigkeit 
mander abweihenden Meinung; man kommt zu Bermittelungsvorfchlägen, über deren Werth 
man fi in einer Commiſſion befjer verfländigt, ald wenn Befchlüffe von einer Kammer zur 
audern gefendet werben. 

V. Eine große Lücke in ven Geſchäftsordnungen vieler Ständeverfammlungen wirb in 
Bezug auf die Berathung größerer Geſetzeswerke bemerkbar. Es kann feinem Zweifel unter: 
llegen, daß die Art, wie die gemöhnlichen Geſetze in Kammern zu beratben find, nicht wohl Ans 
wendung auf die großen Geſetzgebungsarbeiten findet, z. B. wenn ein Givilgejegbud vorgelegt 
würde. Schon an jich entfteht eine große Bedenklichkeit, wenn fo viele Perſonen, die in einer 
Kammer ſich befinden und von ver Juriöprudenz nicht verftehen, dennoch über ſolche Werke, in 
welchen jeder Artikel im Einklange mit dem andern ftehen muß, abftinımen follen, wo begreiflich 
oft Laune over Halbwiffen oder Cigenſinn oder die Sitte, fo zu flimmen, wie ein anderes Mit: 
glied flimmt, dem man vertraut, die Abflimmung leiten, ſodaß oft durch Majorität ein Beſchluß 
zu Stande fommt, welcher gar nicht mehr zum Ganzen paßt. Soll während der übrigen Land⸗ 
tagsarbeiten die Commiſſion über das Geſetzbuch berathen, fo leiden entweder die übrigen Ar- 
beiten, weil die tüchtigſten Juriften begreiflich ausſchließend mit der Berathung bed Geſetzbuchs 
beſchäftigt find, oder e8 tritt eine Übereilung ein. Die Hauptſache würde hier fein, daß vie Ge- 
ſchäftsordnung, wie in Würtemberg und in Sachſen (Lanptagsorbnung, $. 120), ermächtigte, 
daß aud außer der Zeit des Landtags eine vom vorigen Landtage gewählte Commiſſion mit 


39) Sächfliche Landtagsorbnung, $. 1m: 9) Hannoveriſche Geſchaͤfsorbnung, 1888, Art.43 u.45. 
41) Saͤchfiſche Landtagsorduung, $. 128 
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dem Entwurfe ſich befchäftigte. In Baiern wurde 1834 am 1. Juli ein Geſetz publicirt, durch 
welches die Wahl eines ſolchen Ausschuffes möglich gemacht wurde, um von einen Landtage zum 
andern den Entwurf zu prüfen. AÄhnliches verfügt pas großherzoglich hefitiche Geſetz von 24. 
Mai 1836, und ein in Baden 1837 ven Kammern vorgelegter Entwurf, welchen auch die Zmeite 
Kammer annahm, bezweckte felbft die Anorpnung einer aus beiden Kammern gewählten Com⸗ 
miſſion, welche den Entwurf vor der Eröffnung des Landtags prüfen und einen gemeinſchaft⸗ 
lihen Bericht vorlegen follte, ver die Grundlage der Berathungen der Kammern bildete. Nur 
auf dieſem Wege ift e8 möglich, daß ein Gefegbud in der Kammer berathen werben fann. Die 
Sommiffion muß dann fo groß fein, daß man erwarten darf, daß, wenn der Entwurf gehörig 
von der Commiſſion geprüft und amendirt in die Kammer gebradht wird, bie Hauptmitglieber, 
deren Stimme von Gewicht ift, fich fchon Darüber auöfprechen fonnten. 4?) In England be⸗ 
währt ih bei der Berathung folder großen Geſetzeswerke die Einrichtung, nach welcher die 
Kammer in eine Sommitte fi) verwandelt, wo jedes Mitglied, ehe der Entwurf zur Discuffion 
und Abflimmung kommt, hinreichend feine Anficht äußern Eonnte, undin den foͤrmlichen Sitzun⸗ 
gen folge Discuffionen und Amendements wie in den deutſchen Ständeverfaumlungen gar 
nicht vorfommen. 

VI. Bel ver Discufilon in der Kammer hängt die Faſſung zweckmäßiger Beichlüfle theils 
von der Ordnung ber Berathung, theild von der Art, wie vie Anträge geftellt werben, theils 
von dem Benehmen der Commiſſion ab. Bedingung ift ed, daß vie Mitglieder vorher hinrei⸗ 
chend unterrichtet iind und Zeit genug hatten, fi} vorzubereiten; daß dann in der Discuffion 
fein ftürmifches Hin= und Herreden flattfinde, fondern nur derjenige ſprechen darf, weldher von 
dem Bräjidenten dad Wort erhalten bat. Sehr nachtheilig iſt die Sitte mancher Stänbever- 
fammfungen, über improvifirte und nicht gehörig gefaßte Anträge zu berathen. Es follte Vor⸗ 
fhrift fein, daß jeder Antrag [hriftlich in der gehörigen Faſſung, wie er zum Befchluffe erhoben 
werden follte, vem Präfidenten übergeben werden müßte. Manche Anträge, deren rechten Sinn 
oft der Antragfteller wol ſelbſt nicht fennt, würden unterbeiben, da mancher, welcher einen An⸗ 
trag in förmlicher Redaction vorlegen foll, ji bald überzeugen würde, mie wenig der Antrag 
taugt. Neue, dad Weſen des Entwurfs ändernde Anträge follten nie zum Beſchluſſe erhoben 
werben dürfen, ohne daß zuvor darüber die Commiſſion, nach gehöriger Berathung, einen neuen 
Bericht erftattet hat. Durch diefe Zurückweiſung an die Commiſſion würde der Vortheilerreicht, 
daß die legtere, welche ruhig und in Erwägung des Zuſammenhangs mit dem ganzen Geſetzes⸗ 
werfe den Antrag prüfen und mit den Regierungscommiſſarien ſich verflänpigen fann, im 
Stande ift, beftimmt zu erklären, ob oder warum nicht vie Kammer dem Antrage zuflimmen 
kann. Manche unnüge Discuffion, die um fo oberflächlicher ift, je mehr Die von dem Antrage 
überrafhten Mitgliever die Bedeutung deſſelben oft nicht gehörig einjehen und unvorbereitet 
find, würde erfpart werben. 

VIE. In Bezug auf die Revaction ver gefaßten Beſchlüſſe ſollte e8 Megel fein, daß man in 
der Öffentlichen Sigung ſich mit der Redaction nicht befaßte, weil ed unmöglich ift, in dem 
Sturme der Berathungen gehörig alle Worte abzumägen; allein von Sigung zu Sitzung 
follte die Commiſſion die Nevaction der Beichlüffe vorlegen, damit die Kanımer fich überzeuge, 
ob die Faſſung dem Beichluffe gemäß ſei. Am Schluffe des Landtags bedarf ed aber noch ber 
Niederjegung einer aus beiden Kammern zu wählenden Nedactiondcommifiton #3), welde mit 
der Regierung zufammentritt, um vie Redaction zu berathen. Nur zu oft zeigt ſich nämlich erſt, 
wenn das Banze mit allen gefaßten Befchlüffen vorliegt, daß manches nicht recht paßt, daß der 
Ausdruck verändert werden muß, daß Feine Widerſprüche vorhanden find. Überläßt man nun 
der Negierung allein die Rebaction, fo legt man zu viel in ihre Hand, während durch eine 
Rebactionscommiffion alle Intereſſen vereinigt werben. 

VIII. In Bezug auf vie Behandlung ver Petitionen, die von Unterthanen an bie Stände: 
verfammlung gelangen, muß der Orundfag der möglichften Begünfligung des Petitiondrechts 
herrſchen. Nicht zu billigen ift e8, wenn nad einigen Geſchäftsordnungen der Präfident ohne 
weiteres bie Petition zu den Acten legen kann, oder auch, wenn den Petitionsausſchuſſe dieſes 
Recht gegeben wird. Regel follte fein (dieſe Einrichtung befteht z. B. in Baden): 1) daß jebe 
Betition in der Kammer angezeigt, dann 2) Immer der einmal gewählten Petitionscommiſſion 


1m wortäläge f. in meinem Auffage in dem Archiv des Griminalrechte. Nene Folge, Jahrgang 
43) Dies iR fehr zweckmaͤßig im Königreiche Sachſen in Bezug auf das Criminalgeſetzbuch gefchehen. 
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zugewieſen wird, um darüber zu berichten, und Daß 3) die Kammer nach dem erflatteten Berichte 
erft entſcheide, mas auf die Petition verfügt werben foll. Bei der großen Zahl unverfländiger 
oder ganz formlofer Petitionen ift es zweckmäßig, wenn die Verfaſſungsurkunde oder Ge⸗ 
ſchäftsordnung näher bezeichnet, welche Beſchwerden ganz unzuläfiig finv. **) 

IX. Motionen oder Anträge der einzelnen Kammermitglieder werben in England wie 
andere eingebrachte Bills behandelt. In Franfreih, Baden %5) u. ſ. m. Fann jeve Motion vor- 
gebracht werben, zuerfi nur durch Eurze fchriftliche Anzeige, die in der Kammer abgelefen werben 
muß. Erft dann kommt es zur Begründung oder Entwidelung ded Antrags in der Kammer, 
und nad) diefer Begründung kommt ed darauf an, ob der Antrag (jei ed auch nur von zmei 
andern Mitgliedern) unterftügt wird over nit. Im legtern Falle beruht er auf ſich; im erſtern 
Falle hat die Kammer zu entfcheiden, ob der Vorfchlag in Berathung gezogen, vertagt oder auf 
fich beruhend angefehen werden fol. Wird das erſte befchlofien, fo kann die Kammer einen 
fürzern Berathungsweg, ohne daß ein Commiſſionsbericht erflattet wird, befchließen, ober fie 
verweift Die Sache an die Abtheilungen, welche wie über einen Gefeßedvorfchlag verhandeln und 
eine Commiſſion wählen. Nach andern Geſchäftsordnungen, z. B. der hannoveriſchen ($. 33), 
fteht auch jeden Mitglieve das Necht zu, Anträge (Motionen) zu machen, über melde die Kam⸗ 
mer abflimmt, ob fie den Antrag verwerfen over in nähere Erwägung ziehen will, in welchem 
legtern alle die Kammer fih in eine berathende Verſammlung aufldfen kann. Angftlicher 
betrachten andere Geſchaäftsordnungen die Motionen, indem z. B. nad der bairiſchen (6. 55) 
die Motion, ebe fie an die Kammer kommt, an einen Ausschuß verwieſen wird, welcher barüber 
feine Anſicht ausfpricht, ob fie zur Annahme geeignet iſt; findet er, daß fle nicht geeignet ſei, fo 
wird tie Motion zurückgewieſen. Zweckmäßiger dürfte wol die franzöfifche und badiſche Ein- 
richtung fein, da nach der bairiſchen dem Ausſchuſſe eine zu große Gewalt, eine Motion völlig 
zu unterbrüden, eingeräumt wird, und es wol paffender ift, vem Ermeſſen der ganzen Kammer 
bie Entſcheidung zu überlaffen. " 

X. liber das Recht der Mitglieder, durch Fragen an die Minifter ober fonft durch Bemer: 
kungen irgendeinen beliebigen Gegenftand, ver nicht auf der Tagesordnung fteht, zur Sprache 
su bringen, erflären fich die Geſchäftsordnungen nicht oder nur fehr ungenügend. In Frank⸗ 
reih und England erfennt die Prarid das ausgedehntefte Recht an, und der Takt eines jeden 
muß ihn belehren, nichts Unziemliches zu thun oder die Orbnung zu flören. Auch das Fluge 
Ermeſſen ver Kammer muß bier die rechte Bahn finden. Der Ruf: Zur Tagesordnung! 
- wird in Ballen, wo ein Mitglied Unpaffendes zur Sprache bringt, dem Mitgliede zeigen, was es 
zu erwarten hat, oder ven Präfidenten belehren, daß er über die Tagesordnung abftimmen laſſe, 
wenn er nicht felbft dad Wort dem Mitglieve entziehen will. Daß der gefragte Minifter nicht 
genöthigt werden kann, eine Frage zu beantworten, verſteht ſich; eigenes Intereffe wird ihn oft 
antreiben, zu antworten, damit nicht fein Schweigen ald Zugeſtändniß oder ald Schwäche aus: 
gelegt werde. Wenn auf einer Seite ſolche improvijirte Fragen und Äußerungen leicht die Ord⸗ 
nung der Berathungen flören und eine oft nicht vorausgefehene, der Würde der Kammer nad: 
theilige Aufregung veranlaffen können, fo haben fie auf der andern Seite für fih, daß dadurch 
oft andere, fonft durd eigentliche Motionen weitläufige förmliche Verhandlungen abgefchnitten 
werben, und daß oft momentane Ereigniffe Anfragen und Bemerkungen im Interefie des Volkes 
fordern fönnen. Übrigens nugen die beften und vollſtändigſten Geſchäftsordnungen nichts, 
wenn nicht ein praftifcher Sinn, ein richtiger politifcher Takt und ein Gefühl, ohne feindſelige 
Oppofition, in Eintracht mit der Negierung, uneigennüßig und nur durch das Streben nad 
Wahrheit beftimmt die Intereffen des Vaterlandes zu berathen, die Kammern leitet. 

K. J. A. Mittermaier. 

Nachtrag. Seit der Bearbeitung des vorſtehenden Artikels hat die Frage über die beſte 
Regelung einer Geſchäftsordnung durch neue Leiſtungen auf dieſem Gebiete und vermehrte 
Erfahrungen eine neue Bedeutung gewonnen. Der Verfaſſer des vorigen Artikels hat ſelbſt 
Gelegenheit gehabt, als langjähriger Vorſitzender der badiſchen Zweiten Kammer und als Mit- 
glied der Nationalverſammlung in Frankfurt Erfahrungen in Bezug auf die Punkte zu fam- 
meln, welche bei der Geſchäftsordnung von Bedeutung find. Auf den Gebiete wiſſenſchaftlicher 
Zeiftungen find vorzüglich merthooll die Arbeiten von May ?$) über die Geſchäftsordnung des 


44) Dies ift gefchehen in der fächfifchen Laudtagserbnung, $. 118. | 
45) Badiſche Geſchäftsordnung, $. 49. 46) May, A treatise upon the law, privilege and 
proceeding of parliament (2ondon 1844; neue Ausgabe 1859). 
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englifchen Parlaments mit der zweckmäßigen Überfegung von Oppenheim”), ferner bie Werte 
‘über nordamerikaniſchen parlamentarifchen Gefhäftsgang *®) und insbefondere eine wiflen- 
ſchaftliche, in alle Einzelheiten eingehende und Erfahrungen fanımelnde Arbeit von Mohl. 49) 
In neuefter Zeit hat au Mill 59) über die Behandlung legislativer Werke in größern Ver⸗ 
fammlungen wichtige Bemerkungen geliefert. Auch in den neuern Werken über Staatsredht 
finden ſich Erdrterungen über die Bedeutung der Gefhäftsordnung. 91) Die Zahl folder Ord⸗ 
nungen ft in ven legten Jahren erheblich vermehrt worden, da in manchen Staaten fpäter erſt Ber: 
faffungen entjtanden und manche Gefäftsordnungen in Staaten erlaffen wurden, bie fchon felt 
längerer Zeit im Belige von Verfaflungen waren, wo daher hei Abfaffung per Geſchäftsordnung 
Erfahrungen benugt werben fonnten. 52) Nicht unbemerkt darf bleiben, daß infolge von Er: 
fabrungen die Ständeverfanmlungen mehr oder minder überall fih gendthigt fahen, mande 
erft jpäter bemerkte Lücke in ver Geihäftsorbnung auszufüllen oder manche Stelle derſelben 
zu mobiflciren, weil fie ald mangelhaft ſich erwies. Auf dieſe Art bemerkt man, daß Häufig neben 
der Geſchäftsordnung ein Herkommen in der Kammer fi bildet. Mit Recht maht MohtE?) 
darauf aufmerkjam, daß es wünſchenswerth wäre, wenn bie englifche Sitte der standing or- 
ders 5%) nachgeahmt würde, fodaß in jeder Kammer gemiffe Regeln, über welche man in Be⸗ 
zug auf die Behandlung beflimmter Fragen übereingekommen ift, in ein eigenes Protokollbuch 
eingetragen und fo lange beobachtet werben, ald nicht Die Kammer eine andere Regel aufzuftellen 
für paſſend findet. Dadurch würde mancher Streit, ber in Ständeverfammlungen über bie Frage 
vorkommt, wie ein Fall behandelt wurde, vermieden werben. | 

88 ift feine Gleichfoͤrmigkeit in den deutſchen Staaten in Anfehung der Art, wie Geſchäfts⸗ 
orbnungen zu Stande kommen. 55) Wenn ed aud ald Regel angefehen werben kann, daß jede 
Kammer kraft ihrer Autonomie ihre Gefhäftsordnung felbft feftfegen kann, fo ergibt ſich doch, 
daß in manden Staaten ſchon dad Verfaffungsgefeg gewille die Gefhäftsbehandlung betreffende 
Beftimmungen enthält 5°), vie dann aud ver Geſchäftsordnung, welche die Kammer befchließt, 
zu Grunde gelegt werden müſſen, oder daß die Negierung dur ein beſonderes Geſetz bie 
Geſchaftsordnung feftftellt over beftimmt, daß die von ter Kammer beſchloſſene Geſchäftsord⸗ 
nung erft durch die Sanction des Regenten verbindlich wird. 57) 

1. In Bezug auf dad Amt des Präfirenten muß dem im vorigen Artikel Borgetragenennod 
Folgendes beigefügt werden und zwar in Bezug auf die Art feiner Beftellung. Vergebene ſucht 
man hier Sleihfdrmigkeit. 6%) Währenn in einigen Staaten die Ernennung nur von dem 
Staatsoberhaupt ausgeht ®9), geftatten andere Geſetze der Kammer felbft, frei ihren Präfidenten 
zu wählen 6%); nad andern Geſetzen dagegen 91) fchlägt Die Kammer eine gewiſſe Zahl von ihr 
gewählter Mitgliever zum Präfidenten dem Megenten vor, welcher aus dieſer Zahl einen 
wählt. Die befte Form iſt wol diejenige, welche die Ausficht eröffnet, daß nach ihr als Präſident 
derjenige berufen ift, welcher ald Mann des Vertrauens betrachtet werben fann, indem er Die 
Meinung der Mehrheit der Kammer für fi hat und aufihre Unterflügung rechnen kann. Die 
zweite der obengenannten Formen iſt hierzu am beften geeignet, während nad) der dritten es zu 
leicht geihehen kann, daß die Regierung von den Borgeihlagenen denjenigen wählt, auf beflen 
Willfährigkeit fie am meiften rechnen kann, wo dann von vornherein ein gewifled Mistrauen 
den Bemählten verfolgt. Ohnehin kann es leicht vorkommen, daß unter den vorgefchlagenen 


— 


Ganpidaten ſich zwei befinden, die zwar die meiſten Stimmen im Verhältniß zu den übrigen, 


47) May, Das engliiche Parlament und fein Verfahren. Ein praftifches Handbuch. Überſetzt von 
Dppenheim (2eipzig 1860). 

48) Cuſhing, Lex parlamentaria americana. Elements of the law and practice of legislative 
assemblies (Bofton 1856). 

49) Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht und Bolitif (Tübingen 1860), I, 287 fg. 

50) Mill, Considerations on representatif government (London 1861), ©. 97. 

51) Zachariä, Staatsrecht, I, 636. Zöpfl, Staaterecht, II, 558. Held, Staatsrecht, IT. 586. 

52) 3. B. die bairische vom 25. Juli 1850, die braunfchweigifche vom 19. April 1852. 

53) Mohl, Staatsrecht, S. 283. 54) Oppenheim, ©. 167 u. 168. 

55) Zöpfl, Staatsrecht, S. 456. 
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56) 3. B. preußische Verfaſſungsurkunde, F. 60, 64, 79, 80. Altenburgifche Derſaſuns— §. 287. 
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57) Held, Staatsrecht, 11, 537. 58) Mohl, ©. o86, 
59) Wenigftens in Bezug auf den Präfldenten der Erſten Kammer. 
60) 3.2. in England, Belgien, Baiern, feit 1860 in Oldenburg. 
61) 3. 8. in Würtemberg, Sachſen, Baden. 
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aber eine meitgeringere Stimmenzahl für fih Haben als ver anerfler Stelle Worgeſchlagene. Steht 
an der Spike ein Dann, gegen den auch nur ein großer Theil der Kammermitglieder Mistrauen 
hegt, fo ift die Wirkfamkeit des unbeliebten Präfidenten gelähmt und oft eine VBeranlafiung zu 
widerlichen, ven Frieden ftörenden Scenen in ven Situngen gegeben. 6?) Weſentlich ift, vaß ber 
Präfident vor jedem zweideutigen Betragen ſich hüte, überall große Ruhe, Unparteilichleit, 
die nie gegen einzelne Mitglieder nachſichtiger, gegen andere gereizter ſich zeigt, und Beifteögegen= 
wart ſich bewahre, um das im Augenblid Nöthige fehnell zu erfennen uud jede unpaflende 
Äußerung zu vermeiden, die leicht die Veranlaffung flürmifher Auftritte wird. In Bezug auf 
die Frage, auf wie lange Zeit ver Präfident gewählt werben foll, zeigt fidh wieder in den Ge⸗ 
ſchäftsordnungen Verſchiedenheit, indem einige denfelben nur für eine Fürzere Zeit, 3. B. 
einen Monat (au im franffurter Parlament), oder auf eine längere, mehrere Sitzungsperio⸗ 
den umfaflende Zeit (z.B. in Würtemberg auf 6 Jahre), oder für die Dauer eines Landtags 
(jo nad} den meiften neuern Ordnungen, 3.3. in Belgien, Baiern, Baden) wählen laſſen. 
Gewiß tft die zulegt genannte Einrichtung die zweckmäßigſte, weil der einmal aus freier Wahl 
bervorgegangene Dann bed Vertrauens, nachdem er einmal den ganzen Stand der Verhältniffe 
und Bebürfniffe richtig erfannt, die Überficht über den Gefhäftsgang gewonnen, die geeigneten 
Anorbnungen zur Erledigung der Geſchäfte getroffen, fich felbft zur Leitung der Verhanklungen 
gehörig vorbereitet hat, anı beften die geeignete Wirkfamfeit um fo mehr entfalten fann, ald alle 
Geſchäfte eines Landtags ein Ganzes ausmachen. Die Form, einen Präſidenten auf Monatewählen 
zu laſſen, beruht aufeiner grundlojen Beforgniß vor Misbrauch ver Gewalt, veranlaßtunnöthige, 
zeitraubende und regelmäßig in bloße Kormalität ausartende Wahlen, da doch gemöhnlidh Der 
vorige Präſtdent wiedergewählt wird, und erzeugt oft Geſchäftsſtörungen, wenn neue Präfi⸗ 
denten gewählt werden. Die Wahl auf eine längere Periode ift deswegen unzweckmäßig, weil 
nur derjenige als Präfident gut wirfen kann, welder der Mann des Vertrauend der Mehrheit 
ber auf einem beflimmten Landtage wirkenden Mitglieder ift, auf jedem Lanbtage aber durch Die 
in der Zwiſchenzeit eingetretenen Verhältniſſe, insbefondere dur neue Wahlen eine neue Ge⸗ 
ftaltung der Kammer ſich ergeben fann. 

II. Die widtigfte Frage ift, mie die befte Berathung durch die Kammer in Bezug auf Die 
Borbereitung gefichert werben kann, insbefondere ob dad Syflem, nad welden (wie in Belgien, 
Baden, Preußen) die ganze Kammer Abtheilungen bildet, denen durch das Los eine möglichft 
gleihe Anzahl Mitgliever zugetHeilt wird, Empfehlung verdient. Wir Haben in unjerm frü- 
bern Artikel viefe Cinrichtung als zweckmäßig zu rechtfertigen gejuht, während Mohl mit 
wohl zu beachtenden Gründen 63) das Syſtem angreift und für ji anführen kann, daß es in 
ben meiften deutfchen Staaten feine Billigung fand. Nach ven Erörterungen Mohl's beſtehen 


die von und in dem frühern Artifel gerühmten Vortheile der Einrichtung der Erfahrung gemäß. 


nurin geringem Grade; es entfteht durch fie Zeitverluft over das Ganze artet in leere Form 
aus. Die Borberathungen in ven Abtheilungen find von einer geringen Bebeutung, da rine 
in Bruchſtücke zerfplitterte Borberathung den wichtigen Erfolg einer Abklärung ver Frage und 
der Bereinfahung der Streitpunfte nicht haben wird, feine Abiheilung von der andern weiß 
und weil nıan nicht voraudiegen darf, daß jedes Mitgliev offienherzig feine Anfichten und feine 
Gründe ſchon in der Abtheilung mittheilen werde. Die Bilduyg in Clubs, in welchen bie ein⸗ 
zelnen Gegenſtände noch berathen werden, wird, wie Mohl bemerkt, durd das Syſtem ver Ab- 
theilungen nicht gehindert. 

Der Verfaffer hat feit feiner Bearbeitung des frühern Artikels vielfach Gelegenheit gehabt, 
Erfahrungen über dad Syftem der Abtheilungen zu fammeln, und diefe Erfahrungen verftärfen 
nur feine früher außgefprochene Überzeugung. Wenn in manden Ländern die Berathungen in 
den Abtheilungen nur zum Scheine geführt werben und oberflächlich find, fo liegt Died in einem 
verberblichen Geifte der Oberflächlichfeit und einem Hafen nach fehneller Erledigung ver Ge- 
fhäfte. Die Erfahrung in der badifhen Kammer lehrt, daß das Abtheilungsſyſtem gut wirkt, 
wenn nur die Vorſtände der Abtheilungen ihre Pflicht thun, fich auf jeden zu berathenven Ge— 
genftand gut vorbereiten und bei ihrer Leitung der Verhandlungen auf Gründlichkeit dringen. 
Jeder, der an folden Sikungen theilnahm, muß bezeugen, daß oft Mitglieder aus dem Bürger: 
ftande, die in der öffentlihen Sigung nicht fprechen, wichtige Erfahrungen vorbringen, Zweifel 
gegen einzelne Vorſchläge Außern und gut zu benutzende praftifche Bemerkungen machen, bie 
ohne die Abtheilungsberathung nicht gekannt gemejen wären. Gin Hauptübel ift, daß in den 


62) Wohl zu beachtende Bemerkungen bei Mohl, S. 287— 2%. 63) Mohl, S. 292. 
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Kammern eine große Zahl von Mitglievern unvorbereitet und ohne genügende Kenntniß der 
Sache abſtimmt, von dem erflatteten Ausſchußbericht nicht viel Gebraudy machen kann, weil er 
oft von dem ungelehrten Mitgliene nicht leicht verfianden werben kann, während nad) ber Erfah- 
rung in Baden die Mitgliever in ven Abtheilungen ven Gegenftand kennen lernen, ihre Zweifel 
berichtigen laflen und Aufklärung erhalten £önnen. Oft kommen in einer Kammer Geſetzesvor⸗ 
lagen vor, gegen die anfangs eine feindfelige Stimmung vieler Mitglieder ſich zeigt. Der 
Berfafler erinnert ſich an die Zeit, in der in Baden eine Vorlage über ven Beitritt zum Deutſchen 
Zollverein vorfam und vielfadhe Abneigung fih ausſprach, welche erſt allmählich jich verminderte, 
je mebr in ven Abthellungen in lebhaften Didcuffionen die für den Beitritt ſprechenden Gründe 
beſprochen und manche Zweifel wiederlegt wurden. Wir geben zu (der Berfafler hat in Frank⸗ 
furt einem zahlreichen Club angehört), daß in den Clubs vielfach mit Erfolg die neuen Vor⸗ 
lagen Gegenſtand lebhafter Berarhungen werben; allein erfahrungsgemäß leiften viefe doch 
nicht, mad gut geleitete Abtheilungsberathungen leiften können, weil die formlofe, im gefelligen 
Zufammenjein vorkommende Berathungsweiſe gewöhnlich einen zu unordentlichen flürmifchen 
Charakter annimmt, der Club zu leicht eine gewiſſe Anſicht den Mitgliedern aufprängt, bie 
leicht bei Abflimmungen die Unbefangenheit ver Einzelnen ftören kann. Wir werden im Fol⸗ 
genden noch auf einen andern Bortheil des Abtheilungsfoftems zurückkommen. 

III. Eine große Beveutung hat die Bildung der Ausfhüfle, deren Berathungen ven Aus: 
fhußbericht zur Folge haben, welcher die Grundlage der Verhandlungen in der Sigung ber 
Kammer wird. Alles hängt nun davon ab, daß in biefen Ausfchuß ſolche Männer gewählt wer- 
den, welde am meiften die geiftigen Gigenfhaften, die Fülle ver Erfahrungen, deren Befig 
dazu gehört, um den vorliegenden Begenftand der Berathung gehörig prüfen zu können, aber 
auch den Willen haben, redlich dafür zu wirken, daß das Land das feinen wahren Bebürfnifien 
und Interefien am beiten entſprechende Geſetz erhält. Es hängt daher das Schickſal einer 
Geſetzesvorlage größtentheild von den Perſonen ab, melche in ven Ausſchuß gewählt werben. 
- Der Berfafjer hat in dem früheren Artikel die Einrichtung ald die zweckmäßigſte empfohlen, nad 
weicher jede Abtheilung, nachdem fie in der Berathung die Anſichten ver Mitglieder kennen ge: 
lernt hat, denjenigen, welcher die Anfichten ver Mehrheit ver Abtheilung am meiflen ver⸗ 
tritt, oder Durch feine Erklärungen zeigt, daß er mit den fraglichen Gegenfländen vorzüglich fi 
befannt gemacht hat, als Ausfhußmitglied wählt und die Kammer dann, wenn dad Ergebniß 
der Wahlen der Abtheilungen bekannt ift, ven Ausfchuß durch andere Mitgliever, welche fie 
wählt, verfiärken kann. Es ift erfreulich zu bemerken, daß Mohl, während er dem Syſtem °*) 
der Abrheilungen nicht Hold ift, doch mit Unparteilichfeit die Vortheile veflelben in Bezug 
auf Wahlen anerkennt, freilich aber auch Nachtheile nicht in Abrede flellt, da es leicht ges 
ſchehen kann, daß in einer Abtheilung ein minder tauglidhes Mitglied (dur Einfluß des 
Zufalld oder einer gewiſſen Autorität, welche ſich geltend zu machen wußte) gewählt wird. 
Dem Nachtheile wird aber vorgebeugt, menn (wie Died auch Mohl anerkennt) die ganze Kam⸗ 
mer, nachdem fie dad Ergebniß der Wahlen der Abtheilungen kennen gelernt hat, durch ihre 
Wahl den Ausſchuß ergänzt und dadurch bewirken kann, daß, wenn ſich ergibt, daß Einfeitigkeit 
die Wahlen der Abtheilungen leitete oder in der Kammer Männer fi befinven, die bisher nicht 
gewählt wurden, aber vorzüglich geeignet find, zur gründlichen Prüfung des in Frage fie 
henden Gegenſtandes beizutragen, ſolche Mitglieder gewählt werden. Daß das Los nicht entfcheiz , 
den darf, mer in den Ausſchuß kommen foll (mit Ausnahme der Fälle, wo vie Bildung einer 
Commiſſion nur nothwendig ift, um eine gewiffegörmlichkeit zu erfüllen), iſt Elar, weil ſonſt nur 
Zufall flatt des Princips der Würdigkeit entfcheiven würde. In Bezug auf dad Syſtem, nur 
durch die ganze Berfammlung eine Wahl vornehmen zu laffen, wurde bereit in dem frühern 
Artikel bemerft, daß diein einigen Kammern beſtehende Sitte, im Anfange fogleich für eine gewiſſe 
Klafje von Gegenftänden, 3. B. Gefeßgebung, einen beflimmten Ausfhuß wählen zu laſſen, an 
welden dann allein diefe Kategorie gehörigenBorlagen gewiefen werben, feine Billigung verdient, 
mit Ausnahme einiger Gegenſtände, wo wegen der Menge ver Bälle, 3.8. in Bezug auf Petitio: 
nen, ober wegen bed innern Zufammenhangs aller dahin gehörigen Fragen, 3. B. in Bezug auf 
das Budget, ein fländiger Ausſchuß paſſend if. Sollte aber auch für die Berathung eines be- 
flimmten Gegenſtandes (ſei e8 eine Geſetzvorlage oder eine Motion) durch die ganze Verſamm⸗ 
lung ein Ausfhuß gewählt werben, fo könnte dies Verfahren nicht gebilligt werben 6°), weil in 
der Regel bei einer folgen Wahl entweder eine vielfach nachtheilige Zerfplitterung der Stimmen 
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oder überwiegender Parteieinfluß vorkommen würde. Es kann nämlich nicht verkannt werden, 
daß mehr oder minder dabei zwei moͤgliche Fälle vorkommen werden, indem entweder vor der 
Mahl eine Beſprechung ver Mitglieder darüber, wer gewählt werden ſoll, ſtattfindet (gar häufig 
infolge von Verabredungen in Clubs), oder die Wahl ſogleich ohne eine ſolche Beſprechung 
vorgenommen wird. Im erſtern Falle darf zwar nicht geleugnet werden, daß nicht ſelten, wenn 
ein guter Geiſt die Kammer beſeelt, der redliche Wille vorherrſcht, nur Männer zu wählen, welche 
am beſten geeignet ſind, die in Frage ſtehende Vorlage zu prüfen, dieſer gute Geiſt auch bei den 
Verabredungen entſcheiden und zu guten Wahlen führen wird; allein weit häufiger wird die 
Beforgniß begründet fein, daß die Wahl in ven Clubs das Ergebniß einer mit vorwaltendem 
Partelinterefle zuſammenhängenden Verabredung wird, weil zu leicht, insbeſondere menn bie 
Frage mit Politik in Verbindung fteht, der oft unbemußt vorfchwebende Wunſch, daß Die Bartei 
in dem Ausſchuß gehörig vertreten fei, die Mitglieder bei ihrer Wahl leiten wird. In dem 
zweiten Kalle, wenn feine Befprehung vorausging, liegt die Beforgniß nahe, daß viele Mit- 
glieder, welche die Wichtigkeit der Geſetzvorlage nicht leicht würdigen fünnen, nur ihrer indivi⸗ 
duellen Anficht oder, geleitet von einer gewiſſen Achtung vor der Autorität einzelner muthiger, 
als Redner hochangeſehener Kammermitgliever, den Anftchten dieſer Berfonen bei der Abſtim⸗ 
mung folgen, wo dann wegen der großen Verſchiedenheit der Anfichten und megen des Gin- 
fluſſes des Zufalls oft ungeeignete Wahlen veranlaßt werben. 

Nicht unerwähnt darf die im englifhen Barlamente beftehende Cinrichtung in Anfehung 
der von einem Mitgliede gemachten Borfchläge und Einbringung einer Bil bleiben 6°), welche 
dadurch eigenthümlich ift, daß der Einbringende hierzu die Erlaubniß von dem Haufe erhalten muß, 
daß die Bill zuerft das Stadium der erften Leſung durchwandern muß und erfl dann bie zweite 
Leſung flattfinden kann, wenn dies bei der erften Leſung zugelaffen iſt. Ein Mittel, die Bill der 
Sache nach, obwol nicht foͤrmlich zu verwerfen, liegt darin, daß das Haus die Verfagung (auf 
fo lange Zeit, bis die Sitzungsperiode verfloffen if) ausſpricht. Erſt bei der zweiten Xefung 
wird beftimmt, 06 die Bill an einen Ausfhuß verwiefen werben foll, dem nod eine bejondere 
Suftruction ertheilt merben kann. 97) 

IV. Eine der wichtigften Frage ift die: wie große Gefegeömwerfe in Kammern behandelt 
werben follen. Wir haben unter Nr. V des frühern Artikels Beiträge zur Beantwortung der Frage 
geliefert. Immermehr ift in neuerer Zeit diefe Frage Gegenftand erniter Berathungen gewor⸗ 
den; neuerlich Hat der geiftreiche englifche Schriftfleller Mill 69) vie Überzeugung ausgeſprochen, 
daß große VBerfammlungen nicht geeignet feien, größere Geſetzeswerke zu berathen. Wir ver: 
weifen darauf, daß nach unfern Mittheilungen im früheren Artikel auch in mehreren deutichen 
Staaten, 3. B. in Baiern, Baden, Heflen, Geſetze ergingen, wie durch eine einfachere Gefchäfts- 
behandlung in Kammern Geſetzbücher zu berathen finn. In Balern ift mit gutem Erfolg 1848 
nur von den Ausfhüflen ver beiden Kammern ein Strafgefeg berathen und angenommen wor: 
de; eben jegt haben wieder die Ausihüfle dad Strafgefegbud und Polizeiftrafgefep berathen. 
In Preußen fand 1851 eine Beratbung des Entwurfd des Strafgeſetzbuchs nur in den Aus: 
ſchüſſen der Kammern ftatt, und dad Ergebnig der Berathungen wurde den Kammern zur An: 
nahme en bloc vorgelegt und en bloc abgeflimmt. Ahnliches erfolgte in Oldenburg, wo 
nur einzelne Anträge über pie Geſetzbücher, nachdem die Entwürfe in ven Ausſchüſſen berathen 
waren, Gegenfland von Verhandlungen der Kanımern wurden. Auf der andern Seite haben 
die Kammern in Baden, im Königreihe Sachſen vollſtäändig die Entwürfe von Geſetzbüchern 
berathen, und vie in neuefter Zeit in Belgien über die Reviſion des Strafgeſetzbuchs ſtattgefun⸗ 
dene Berathung der Zweiten Kammer lehrt, daß die darin vorgefommenen Verhandlungen oft 
wefentlih guten Einfluß auf den angenommenen Entwurf hatten. Es bedarf keiner großen Aus: 
führung, um zu zeigen, daß durch jede Einrichtung, welche Die Entſcheidung, ob eine @efegvor: 
lage ale ein von den Kammern angenommenes Gefeh betrachtet werden full, einer in alle 
Einzelheiten moͤglicherweiſe eingehenden Berathung und Zuftimmung der Mehrheit ver Kam: 
mern entzieht, dad conftitutionelle Leben gefährdet werden kann. Statt des Ausſpruchs afler 
Kammermitglieder ald Vertreter des Volkes ift ed dann nur ein Fleiner Theil ver ven Ausſchuß 
bildenden Mitglieder, welcher die Zuſtimmung zu dem Gefege gibt, und vie Abflimmung ver 
Kammer über dad Geſetz en bloc ift nur eine Bormalität. Es iſt richtig, daß, wie Mill fagt; zur 
Berathung und Entfheidung über pen Werth eines größern Geſetzeswerks nicht blos erfahrene 
und gebildete Männer, ſondern folche gehören, welche aus einem langen und gründlägen 


66) Oppenheim, S. 882 fg. 67) Darüber Oppenheim, ©. 896. 68) &. 97—100. 
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Studium ihren Beruf machten; allein wenn man daraus die Behauptung ableitet, daß über 
Geſetzbücher nur kleine, aus geübten Männern des Fachs gebildete Comites und keine großen 
Verſammlungen urtheilen ſollen, ſo wirft man verſchiedenartige Verhältniſſe durcheinander. 
Man muß in jedem Geſetzbuche zweierlei Beſtimmungen unterſcheiden: 1) Sätze, durch welche 
der Geſetzgeber Vorſchriften über Anwendung der Geſetze durch ven Ausſpruch von Sägen gibt, 
die eigentlich der Wiffenfhaftangehören, 3 B. über Zurechnungsfähigkeit, oder ein Princip aus⸗ 
ſprechen oder Rechtsbegriffe aufftellen, 3.8. über Complot, über Verſuch, oder eine gewiſſe tech⸗ 
nifche Behandlung einzelner Rechtöfragen vorſchreibt; 2) Säge, durch welche der Geſetzgeber mit 
Anfchließen an die Gewohnheit umd das nationale Bedürfniß im Civilrechte Rechte und Pflichten 
in gewiffen Berhältniffenegelt, Beftimmungen über venlimfang der väterlichen Gewalt, pie Stel- 
lung der Ehefrau gibt, und im Strafrecht bezeichnet, welche Handlungen unter Strafe verboten, 
welche Strafarten angewendet werden follen, wie Verſchuldung und Strafe in Verhältniß zu brin⸗ 
gen find. Während über Säge der erſten Art nur ver juriſtiſch gebildete und geübte Mann ein Ur⸗ 
theil abgeben kann, und e8 bedenklich fein würde, die Aufnahme eines ſolchen Saped von der Ab⸗ 
ſtimmung von Männern abhängig zu machen, welche die Forderungen der Rechtswiſſenſchaft nicht 
fennen, find die Sätze der zweiten Art ein Begenftand, über welchen ebenfo gut Nichtjuriften urthei⸗ 
len fönnen, bei denen es fogar Höhft wuͤnſchenswerth ift, daß das Volk darüber fich ausfpreche, 
weil der Gefeggeber dabei ſich an das allgemeine Rechtsbewußtſein anſchließen muß, und das Geſetz 
nur auf gute Wirkſamkeit rechnen kann, wenn es in dieſem Bewußtſein wurzelt und den natio- 
nalen Bebürfniffen entfpricht, worüber aber häufig Heiler als die Juriften, die zu gern an dem 
Herkoͤmmlichen fefthalten oder nur durch allgemeine Orundfäge ohne Kenntniß des Lebens fi 
leiten laſſen, diejenigen entfchelden können, welche die Bedürfniſſe, die beftehenden Verhältniſſe 
und Rechtsanſichten des Volkes Tennen. Wir fragen, ob es nicht wünſchenswerth ift, daß über 
die Frage, ob die Todesſtrafe und in welhem Umfang beibehalten, ob körperliche Züchtigung ale 
Strafe aufgenommen werben foll, auch diejenigen gehört werben, welche ald im Volke lebend am 
beften die thatfächlihen Vorausfegungen kennen. Der Verfafler dieſes Artifeld hat als lang: 
jähriger Präſident der badifchen Kammer namentlich bei der Berathung ded Entwurfs des 
Strafgeſetzbuchs Gelegenheit gehabt, fih davon zu überzeugen, daß oft nicht juriſtiſch gebilvete 
Mitglieder Höchft bedeutende praktifche Bemerfungen über einzelne vorgefhlagene Geſetzedartikel 
gemacht, Zweifel vorgebracht, auf die Nachtheile ver Annahme einer gemiffen Kaflung aufmerffam 
gemacht haben, und daß die juriftifchen Mitglieder des Ausfhufles felbft vie Richtigkeit folder 
Bemerfungen der Nichtjuriſten anerkennen mußten. Will man nun einem wenn auch großen 
Ausſchuſſe die Entſcheidung über die Art der Annahme des Geſetzbuchs überlaffen, ſodaß die 
Kammer über dad Ganze abzuftimmen hat, fo ift die Gefahr vorhanden, daß die Stimmen ber 
nicht juriftifchen Mitglieder über die Einzelheiten gar nicht gehört werben und felbft die nicht in 
den Ausfhuß gewählten jurififchen Mitgliever ver Kammer feine Gelegenheit haben, ihre von 
denen des Ausſchuſſes abweichenden Anfichten geltend zu machen. Ein auf folde Art zu Stande 
gekommenes Geſetzbuch kann fihwerlih als ein durch die Volksvertretung angenommenes 
angeſehen werden. Wir fragen, ob nicht das preußiſche Strafgeſetzbuch von 1851 weit 
allgemeinere Anerkennung finden würde, wenn es vollftändig von den Kammern beratben 
worden wäre. Hier deutet die Sitte des englifhen Barlanıents, nad welcher dad Haus 6°) ſich 
in einen Ausfhuß verwandelt, auf einen Weg, der unfehlbar mit geeigneten Modiflcationen 
auch in beutfchen Kammern indbefondere in Bezug auf Behandlung größerer Geſetzeswerke 
nachgeahmt werben follte. Die Function eines folhen englifhen Ausihufles iſt Berathung 
des dahin gewiefenen Gegenſtandes, ſodaß jedes Mitglied des Haufes einen Antrag flellen kann, 
ohne daß ed der fonft nothwendigen Unterflügung bedarf, und abmeichend von der Berhand- 
fung in dem Haufe jebed Mitglied mehr ald einmal das Wort ergreifen kann. Bei dieſer 
Einrichtung ift die Berathung eine vertrauliche, bei weldher eine freie und umfaſſende Dis⸗ 
eufiion möglich ift, alle Mitglieder gehörig mit dem Gegenftande und allen Anträgen befannt 
werben, ſodaß dadurch vie ſpätern Verhandlungen eine gute Grundlage gewinnen. 

Der Berfafler viefes bat in der badiſchen Kanımer von einer dieſer englifhen Einrich- 
tung einigermaßen nachgebildeten Form mit Glück bei verwidelten Vorlagen, vorzüglid in 
Bezug auf den Entwurf des Strafgeſetzbuchs Gebrauch gemacht. Er hat, nachdem der Ausfhuß 
von den Abtheilungen gewählt und durch Wahlen in der Kammer fehr verftärft mar und bie 
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Berathungen, insbeſondere auch die mit den Regierungscommiſſaren, in dem großen Sitzungs⸗ 
ſaale, jedoch geheim ſtattfanden und alle Kammermitglieder zur Theilnahme in der Art einge⸗ 
laden wurden, daß die nicht zum Ausſchuß gehörigen Mitglieder zwar nicht an ſeinen Berathun⸗ 
gen theilnahmen, aber aufgefordert waren, wenn ſie bei dem Anhoͤren Zweifel gegen einzelne 
Artikel Hätten oder Abänderungen für zweckmäßig hielten, dieſe ſchriftlich mir, als dem Vorfitzen⸗ 
den des Ausſchuſſes, mittheilen möchten, damit ich ſie dem Ausſchuſſe vorlegen und deſſen Äuße⸗ 
rungen darüber veranlaſſen koͤnnte. Durch dieſe Form wurden alle Mitglieder mit dem Geiſte 
und allen Einzelheiten des Entwurfs bekannt gemacht und ihre Bemerkungen mitzutheilen 
veranlaßt, ſodaß oft die Berathung des Ausſchuſſes ſich darauf richtete, manche werthvolle 
Erfahrung gewonnen und alle Mitglieder, welche dann den Bericht weit beſſer verſtehen konnten, 
gut auf die Verhandlung vorbereitet wurden. Der Erfolg war ein ſehr günſtiger. Will man 
durchaus die in alle Artikel eingehende Discuſſion uͤber ein Geſetzbuch vermeiden, fo müßte doch, 
um das conſtitutionelle Leben zu retten, beſtimmt werden, daß in der Kammer auf jeden Fall 
zur Verhandlung und Abſtimmung diejenigen Punkte kämen, über welche in dem Ausſchuſſe 
ſelbſt verſchiedene Anſichten fortdauernd aufgeſtellt wurden, ſowie diejenigen Artikel, in Anſe⸗ 
hung welcher ein von dem Beſchluſſe des Ausſchuſſes abweichender Antrag von mehreren Kam⸗ 
mermitgliedern geſtellt if. K. J. A Mittermaier. 

Gefchäftsträger, ſ. Geſandter. 

Geſchichte bedeutet zunächſt überhaupt etwas Geſchehenes, dann die Erzählung eines 
ſolchen, weiter aber in umfaſſenderm Sinne ein beſonderes Gebiet wiſſenſchaftlicher Darſtellung, 
welches ebenſo das Geſchehene, Wirkliche, Abgeſchloſſene und Vergangene zum Gegenſtande hat, 
wie die Philoſophie oder Speculation das als nur erſt möglich over aber als nothwendig Ge⸗ 
dachte, daher entweder erſt Zufünftige over außerhalb aller Zeitbedingungen Beſtehende. In 
dieſem Gegenfag unterſcheidet man wol ganz allgemein geſchichtliche und philofophiiche Willen: 


ſchaften oder Disciplinen, ebenfo innerhalb der einzelnen Wiſſenſchaft, 3. B. des Staatsreht, 


der Politik, gefhichtliche und philoſophiſche Behandlungsweiſe oder Methode. Jedes Geſche⸗ 
bene, auch das einzelnfte und Fleinfte, bietet Stoff zu einer Geſchichte, aber nicht jedes Geſchehen 
iſt dazu angethan, der Gefchichte, als einer Wiſſenſchaft, zum Gegenſtande zu dienen. ragen 
wir, melde Erforberniffe hierzu nothwendig feien, fo finden wir, daß nur dasjenige Geſchehen 
fih zu wirklich wiffenfcaftlih-gefchichtlicher Behandlung eignet, welches an einem Ganzen, einer 
Totalität vor fich gebt, Die durch eben dieſes Geſchehen erft als ſolche fich entwickelt und vollentet. 

Wenden wir dies zunächſt auf die Natur an, fo ergibt die Beobachtung und wiſſenſchaft⸗ 
liche Betrachtung einzelner Naturerfheinungen oder auch fogenannter Naturproceſſe (phyſika⸗ 
liſcher, chemiſcher u. |. m.) an fich nod nicht das, was wir ald Naturgefchichre bezeichnen ober 
zu diefer rechnen. Vielmehr gehört dazu die Einordnung folder einzelner Geſchehniſſe in eine 
Reihenfolge, ihre Gruppirung um einen gemeinihaftliden Mittelpunft, auf den ſich alle bes 
ziehen. Das blos Elementare in feiner Bereinzelung, die bloßen Stoffe oper Kräfte der Natur 
an ih wie in ihren Berbindungen unter: und Wechſelwirkungen miteinander find als folde 
nicht Gegenftand ver Narurgefchichte, fondern der bloßen Naturkunde im allgemeinen, ber 
Phyſſiik, Chemie u. f. w. im befondern. Die Naturgefchichte beginnt erft da, wo Zufammen: 
bang, Stetigfeit, Verbindung des Einzelnen zu einem Ganzen fich zeigt. So fprechen mir wol 
von einer Gefchichte der Erde, zunächſt im geologiſchen Sinne, deren Gegenſtand der Proceß 
der Erpbildung in feinen mannichfachen nahmeisbaren Bhafen und Kormen iſt; fo von einer 
Geſchichte des Pflanzen- und des Thierreichs, indem die Aufeinanderfolge der mannichfaltigen, 
unvollfommenern und vollfonmenern, einfadhern und zufammengefegtern Formen des pflanz- 
lien und thierifchen Lebens gleihfam wie ein Proceß des Werdens in der Zeit behandelt wirb; 
fo endlid in umfaſſendſter Weife von einer Naturgeſchichte oder Geſchichte der Natur, wobel 
das gefammte Reich der fihtbaren Weſen, vom Stein bis zum Menſchen, als ein zufammen: 
hängendes, ſtufenweiſe entwickeltes Ganzes, als das Refultat eines allmählichen Proceſſes des 
Werdens und Geſchehens erſcheint. In mehr äußerlicher, aphoriſtiſcher Weiſe verſteht man 
unter Naturgeſchichte die bloße Beſchreibung des Geſtaltungs⸗, Entwickelungs- oder Lebend⸗ 
proceſſes der verſchiedenen, insbeſondere der organiſchen Naturkoͤrper. 

Indeß läßt fich, ſolange wir blos im Gebiete ver Natur als des Reichs der Nothwendigkeit 
und bewegen, ſelbſt bei jener oben erwähnten organiſchen Betrachtungsweiſe von Geſchichte immer 
nur im uneigentlichen Sinne reden. Denn wenn wir auch die Natur im ganzen als ein zeit⸗ 
lich und progreſſiv Entſtandenes oder Entwickeltes und vorſtellen (wie wir dies nach ven neuern, 
insbeſondere geologiſchen Forſchungen allerdings wol mit einem ziemlichen Grad wiſſenſchaft⸗ 
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licher Zuverläffigkeit köͤnnen), fo gebt derſelben doch ein Merkmal entſchieden ab, welches von 
dem Begriffe einer wirklichen Geſchichte ſchwer zu trennen If. Die Geſchichte ver Natur, ſowol 
im ganzen als mit Bezug auf die einzelnen Naturkörper over Weſen, entbehrt (wenigſtens ſo⸗ 
weit wir es überfehen Tönnen) der fortdauernden Weiterentwickelung. Wollen wir au an 
nehmen, daß die vorhandene Reihe ver Naturmefen in einer zeitlichen Aufeinanderfolge ent- 
fanden, alfo gewiffermaßen dad Reſultat eines gefchichtlihen Brocefles fei, fo ift Boch dieſer 
Proceß wie jene Reihe felbft für und dermalen ein Abgefchloffened; weder entfiehen neue, höhere 
Naturbildungen, noch entwideln jich die vorhanvenen zu neuen, vollkommenern Formen; viel- 
mehr bleibt alle wie es iſt; die ganze Natur erfcheint nur als ein ewiger Kreislauf, gleichjam als 
ein erftarrter Fluß des Werdens. Wenn wir daher von der Gefchichte einer Pflanze oder eines 
Thieres fprechen, fo verdient Dies, verglichen mit dem, was wir unter ver Gefhichte eines Men⸗ 
ſchen verſtehen, nur ſehr uneigentlich eine foldhe Bezeichnung, denn es fehlt pie Weiterentwicke⸗ 
lung, es fehlt das, waß erft dad Weſen zum Individuum macht, und daher iſt es immer nur 
die Geſchichte der Gattung oder Species, als eines Abſtractums, nicht die des Individuums, 
als eines Goncreten, welche wir kennen lernen; es ift die Schilderung des Entftehend ver Pflanze 
aus dem Keime, ihres Wachsthums, ihrer außern Geftalt, ihrer innern Configuration u. |. w.; 
aber dieſe Schilderung ift bei einer Pflanze der gleichen Species genau biefelbe wie bei allen 
andern und if Diefelbe zu allen Zeiten. | 

Ganz anders beim Menfchen, foweit verfelbe über das bloße Reich der Natur und ber 
Naturnothwendigkeit Hinausragt in das Neich der Freiheitund der darauf ruhenden Cultur (ſ. d.). 
Er iſt recht eigentlich der Gegenſtand und Mittelpunkt der Geſchichte, denn bei ihm finden ſich 
alle weſentlichen Vorausſetzungen wahrhaft geſchichtlicher Betrachtung vor, die ſtetige Ent⸗ 
wickelung zu immer hoͤhern Formen ſowie die Zuſammenfaſſung der einzelnen Momente zu 
einen Ganzen. Der einzelne Menſch hat eine Geſchichte, weil er nicht blos als Naturweſen eine 
gewifle Reihenfolge von Entwickelungsſtadien durchläuft, fondern über diefe hinaus als geiflig 
freied Culturweſen eine noch viel größere und mannichfaltigere Entwickelungsreihe von Formen 
und Beftaltungen felbft hervorbringt. Die Menſchheit aber im ganzen (beziehendlich die vielen 
kleinern und größern Kreife, in denen die einzelnen Menfchen fi zuſammenſchließen) hat noch 
weit mehr eine Gefchichte, weil Hier jeder einzelne die von andern angefangene Entwidelungs- 
reihe fortfeßt und nach einer ober der andern Seite erweitert und vervollkommnet, woraud dann 
jener allgemeine, ftetige Culturproceß entfleht, den wir vorzugsweiſe mit denn Namen Geſchichte 
im höchſten und meiteften Sinne bezeichnen (jo z. B. wenn man von dem Tribunal der Ge⸗ 
ſchichte oder von Gott in ver Gefchichte ſpricht). 

So ift alfo alle Geſchichte recht eigentlih und von Haus aus Bulturgefchichte, denn mo Feine 
@ultur, da ift auch keine Geſchichte, hoͤchſtens ein ganz vürftiged Surrogat einer ſolchen; je ent: 
widelter dagegen, je reicher und mannidfaltiger die Cultur, deſto ausgiebiger die Geſchichte. 
Ganz wilde Stämme mit einförmiger Lebens: und Beihäftigungsweife — Jagd, Fiſcherei, 
dazwiſchen einmal ein Raubzug in dad Gebiet eined andern Stamms oder die Abwehr eines 
folden — haben fo gut wie feine Geſchichte. Ein Menſch, der fein ganzes Leben allein auf einer 
einfamen Infel verbrächte, würde felbft zu einer biographifhen Aufzeihnung faum Stoff lie⸗ 
fern; war doch der Berfafler des Robinfon Erufoe gendtbigt, um feinem Helden ein biogra= 
phiſch⸗geſchichtliches Intereffe zu verleihen, deſſen Einſamkeit nad) einiger Zeit durch Berührun- 
gen mit andern Menfhen, wenn auch nur Wilden, durch mindeſtens einige Anfähe von Gemein⸗ 
jamfelt und einem burd Bereinigung der Kräfte ermöglichten mannidfaltigern Gulturleben zu 
unterbredhen. 

Aus den eben angeführten Grunde ift niemals der einzelne Menſch ſchlechthin als ſolcher 
Gegenſtand der Geſchichte, ſondern nurin Verbindung mit und in Beziehung zu andern Menſchen, 
als Glied der Geſellſchaft oder der Menſchheit; denn nur diefe ald Geſammtheit iſt der wahr⸗ 
hafte Träger der Sultur. Die Schilderung eines Einzellebens — In der Form der Biographie 
oder Selbftbiographie, ver Aufzeichnungen, Memoiren u. ſ. w. — bat für die Geſchichte nur dann 
einen wirklichen Werth, wenn die geſchilderte Verfünlichkeit in ven allgemeinen Bang der Cul⸗ 
tur ihrer Zeit eingriff, und einen um fo höhern, je energifcher, je vielſeitiger dies geſchah. Da⸗ 
ber ver hohe Werth ver Diemoiren von Staatdmännern, überhaupt von öffentlichen, politiſchen 
Charakteren für die Zeitgeſchichte. 

Über das Gebiet der bloßen Lebensgeſchichte, die zunächft ein nur Individuelles, wenn aud) 
in Wechſelwirkung mit einem Allgemeinen, betrifft, echebt jih dann die Geſchichte zu einer mehr 
objectiven Beftalt, ſobald fie es mit einer wenn auch noch fo engbegrenzten Gemeinſchaft zu thun 
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hat, einer Gemeinſchaft, die ſich in beſondern Momenten gliedert und entwickelt, die in der Zeit 
dauert, während die Momente wechſeln. Solcher Art iſt z. B. ſchon die Geſchichte einer Familie, 
eines Geſchlechts, eines Hauſes (im genealogiſchen Sinne), oder aber einer Gemeinde, einer 
Stadt, eines Stamms in hoͤherm Sinne, dann eines ganzen Volkes oder eines Landes. Wenn 
die Gemeinfamfeit nicht fowol eine genealogifche oder geographiiche als eine rein geiftige und 
innerliche ift — die Gleichartigfeit eined gewiſſen Culturproceſſes — fo entftehen vie fogenann- 
ten Specialgeſchichten einzelner Wifjenfchaften, Künſte und anderer @ulturrihtungen , die ji 
bann wieder verallgemeinernd zufammenfaflen in eine Gefchichte der Wiſſenſchaft, ver Kunft, 
ber Religion, der Sitte, des Rechts, des Handels und dev Gewerbe, fei e8 eines einzelnen 
Volkes oder einer einzelnen Zeit, fei e8 der Menſchheit im ganzen und aller Zeiten. Oder end: 
li, man legt daß zeitliche Moment ſelbſt, die Gleichzeitigkeit, als das Verbindende und Eini- 
gende zu Grunde und ordnet dieſem alles uͤbrige unter, indem man alle einzelnen Äußerungen 
und Richtungen des Gulturlebend mit Rückſicht darauf betrachtet, wie fich in ihnen ber Geifl, 
der Entwidelungs: und Vervollkommnungstrieb diejed beſtimmten Zeitabſchnitts manifeftirt. 
Diefer Art find Darftelungen, wie die Gefchichte des 18. Jahrhunderts von Schlofler, Des 
19. Jahrhunderts von Gervinus, ded Jahrhunderts Ludwig’ XIV. und XV. von Voltaire 
u. ſ. w. Daß man in diefer Beziehung gemeiniglid drei große Zeiten und Geſchichtsperioden 
unterfcheidet, eine alte, mittle und neue, bisweilen auch wol blos zwei, eine alte oder vordrift- 
liche und eine neue (moderne) ober hriftliche, iſt befannt. 

Hoͤchſtes und letztes Ziel der Geſchichtswiſſenſchaft bleibt allerdings immer die Erfaflung 
und Darftellung des Gefamnitculturprocefled ver ganzen Menfchheit im Fortgange aller Zeiten, 
alfo die Welt-, Univerfal- oder Menſchheitsgeſchichte im allumfaſſendſten Sinne. Aber freilich 
ift dieſes Ziel fo unendlich hoch und weit, daß ınan alle Berfuche, vaflelbe zu erreihen, nur ale 
fehr entfernt annähernde betrachten und fich namentlich wohl hüten muß, durd eine zu große 
Ungeduld, alsbald an dies legte Ziel zu gelangen, theild das Ideal ſelbſt in ſeiner Verwirklichung 
zu verfümmern oder zu vereinfeitigen, theild Die nothivendig vorausgehenben Stadien der Ge- 
ſchichtsforſchung und Geſchichtsdarſtellung — die Bearbeitung der verſchiedenen Einzelgefchichten 
— vorzeitig abzubrechen oder von Haus aus zu vernadläffigen. Beides geſchieht zumeift dann, 
wenn man, wie es eine Zeit lang Mode war, den ganzen ungeheuern Reichthum der Geſchichte auf 
wenige allgemeine Grundanſchauungen oder Formeln zurüdzuführen und gleihfam abzuziehen 
verſucht. Selbft Herder's „Ideen zur Philofophie ver Geſchichte ver Menſchheit“, die ſich frei= 
lich gleich dem Titel nach nicht für eigentliche Geſchichte geben, ſind, bei allem Trefflichen, das 
fie enthalten, von dieſem Fehler nicht ganz frei; weit entſchiedener verfielen in denſelben die 
mancherlei Verſuche einer Philoſophie der Geſchichte, die namentlih aus der Schelling’fchen 
und der Hegel’fhen Schule hervorgegangen find. 

Eine wichtige, zumal neuerdings vielerörterte Unterfcheidung ift die zwifchen der fogenann- 
ten politifchen und der fogenannten Culturgeſchichte. In den Anfängen der Befchichte treten Diefe 
beiden Richtungen noch weniger audeinauber; bei einfachen Bildungszuſtänden gebt fo ziemlich 
das ganze Culturſtreben eines Volkes in der äußern Bethätigung der Volkskraft, in Kriegen, 
Abenteuern oder in innern Staatöveränderungen, Bewegungen und Kämpfen auf, woneben die 
mehr friedlich ſchaffenden, vollends die mehr geiftigen oder idealen Richtungen des Volksgeiſtes 
(ſoweit fie jih nicht an jene äußere Thätigkeit anfchliegen, wie etwa die Heldenpoefie oder Die 
Volks- und Stammeßreligionen mit ihrem Heroencultus u. |. w.) unbeachtet bleiben. 

Dazu fommt, daß jened Leben des Volkes nad) außen, in Friegerifcher oder überhaupt poli⸗ 
tifcher Tätigkeit, für alle diejenigen einen begreiflicherweife bevorzugten Werth hat, melde die 
Früchte vavon am meiften genießen, alfo, wo e8 einen befondern Kriegerſtand gibt, für diefen, 
überhaupt für die fogenannte herrſchende Klaffe, welche vie Staatsangelegenheiten lenkt, über 
Krieg und Frieden entjcheidet, von erfolgreichen Unternehmungen die Hauptvortheile, Ruhm, 
Macht, auch wol materiellen Nutzen zieht. So erklärt es fi, daß, wo dies der Ball, auch Die 
Aufwerkjamkeit vorzugsweife auf diefe äußere Thätigfeit hingelenkt und folglid von der Ge— 
ſchichtsbetrachtung diefer eine hervorragende Wichtigkeit beigelegt wird. Die gleihmäßigere 
Vertheilung des gefchichtlichen Intereffes über alle Richtungen menſchlicher Thätigfeit, ebenjo 
wol die mehr das Einzelleben oder die engern Krelfe der Familie, der Gemeinde, des Keiſes be- 
treffenden als die auf das Ganze und Allgenieine gerichteten, ebenfomwol die friedlichen des — 
materiellen und geiftigen — Erwerbens und Producirens als die Eriegerifchen ver Machtitellung 
nad außen, ebenfowol die der Megierten ald die dev Negierenden, die der untern wie die der 
obern Klaflen, des Bürgerthumd wie des Adels, ver Beamtenjchaft oder des Soldatenſtandes — 
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dieſe unbefangenere und gerechtere Würdigung aller Culturrichtungen und aller Factoren des 
Voͤlkerlebens von ſeiten der Geſchichtswiſſenſchaft iſt eine Errungenſchaft der Gegenwart und 
hängt aufs engſte zuſammen mit der allgemeinen Hinwendung des Zeitgeiſtes zu einer mehr 
volksthümlichen Betrachtung und Behandlung aller Lebens⸗ und Geſellſchaftszuſtände, ſowie 
mit dem entſchiedenen Übergewicht, welches je mehr und mehr die friedlichen oder ſogenannten 
bürgerliden Beſchäftigungen und vie Darauf bafirten Intereſſen über die Künſte des Kriegs und 
der hoben Politik erlangt haben. Die Kenntnig der wirtbfchaftlihen Fortichritte eines Volkes 
dat heutzurage mindeftens ebenfo viel Interefle ald die Kenntniß irgendeiner viplomatifchen Ver: 
handInng, und die Sitten, die Gebräuche, das Häusliche Leben, felbft der niederſten Volköflaffen, 
find ®egenftände einer Aufmerkſamkeit geworben, wie fie vorben nur dem Reben der Höfe und 
ber tonangebenven Kreife ſich zuwendete. Und fo hat aud die Geſchichte, die eine Zeit lang faft 
ausſchließlich eine Gefchichte der Höfe, der Cabinete, der Diplomatie, der Kriege und Schlachten 
war, immer mehr Elemente aus andern Kreifen des Volkslebens und der Volksthätigkeit in ſich 
aufgenommen und fi dadurch immermehr zu dem erweitert, wa, wie ſchon in Eingange gefagt, 
jebe Geſchichte eigentlich fein fol, zu einer Darftellung des Geſammteulturlebens der Välfer, 
zu einer wahrhaften Culturgeſchichte. 

In Bezug auf die Methode der Geſchichtsbetrachtung, mit andern Worten, auf die Art und 
Weile, alle einzelnen Begebenheiten als Momente einem größern Proceſſe des Geſchehens ein- 
zuordnen und fo einen organifchen Zufanmenhang unter denfelben herzuftellen, gibt e8 ver- 
ſchiedene Geſichtspunkte; doc laflen ſich zwei hauptſächlich unterfcheiden, von denen man einen 
ald ven empiriſchen, den andern als den fpeculativen bezeichnen fan. Nach jenem iſt Die Ge⸗ 
ſchichte, wie alles menſchliche Thun, eine Reihenfolge von lirfahen und Wirkungen, worin jede 
einzelne Begebenheit meift aus einer Mannichfaltigfeit zuſammen-, beziehendlich gegeneinander 
wirfender Urſachen — menſchlicher Handlungen und Naturereigniffe — refultirt und ihrerfeite 
wieder mitwirfende Urſache einer Menge anderer Begebenheiten wird. Der Geſchichtsforſcher 
Hat nun die Aufgabe, diefen urſachlichen Zufammenhang zu ermitteln und fo in das ſcheinbar 
oft verworrene Durcheinander der Thatfachen einen Zuſammenhang zu bringen, ber freilid 
Hiernad oft nur ald ein ziemlich Außerlicher, ja zufälliger (der wol auch anders Hätte fein fön- 
nen), nit ald ein nothwendiger, innerlich feflgeglienerter erſcheint. Man nennt bies ven 
Pragmatismus in der Geſchichte. 

Dem entgegen behaupten die Anhänger ver fpeculativen oder philofophifhen Methode: auch 
in der Welt menſchlicher Freiheit herrſche doch eine fefte Notdwendigkeit und Vorausbeſtimmung; 
jedes Einzelne habe feinen angewiejenen Plat im Ganzen, und der Geſammtproceß der Befchichte 
ftelle eine wohlgeordnete Reihe von Entwidelungöftadien dar, deren Exrponenten ober oberſtes 
Geſetz der Geſchichtsforſcher nur zu finden braude, um ſodann mitteld deffelben ven Zufammen- 
Hang des Einzelnen zu erfennen und zu überſehen. 

Wie ed gewöhnlich geſchieht, iſt jede von dieſen beiden Methoden in ihrer Einſeitigkeit falſch 
und trügeriſch; nur in ihrer Vermittelung und Audgleihung liegt die Wahrheit. Die Prag: 
matifer verjeben es leicht darin, daß jie bei ver Ableitung gejchichtlicher Begebenheiten aus vor⸗ 
audgegangenen Urſachen zu äußerlich, zu oberflächlih, zu wendg gründlich und alljeitig ver- 
fahren, namentlich zu oft aus rein perſoͤnlichen Entſchließungen, Leidenihaften, Charakter⸗ 
fehlern oder Tugenden einzelner Träger der Geſchichte (Fürſten, Feldherren, Staatsmänner, Re⸗ 
formatoren u. |. w.) die Schickſale ganzer Völker und Länder ableiten, ohne zu erwägen, wie 
vielfad auch das ſcheinbar perfönliääite Handeln eines Menſchen wiederum bedingt iſt durch Ver: 
hältniffe und Ereigniſſe allgemeinerer Natur, deren Einflüffen es ſich nicht entziehen fann, wie da⸗ 
her, mad auf den erften Blick ald Werk des Zufalls over eines vollfommen freien perfönlichen 
Willensactes ericheint, näher beſehen auf eine vielfeitige Verfettung von Umſtänden zurüd- 
deutet, wodurch die jheinbare Megellofigkeit geregelt, die ſcheinbare Willkür mit dem Charakter 
einer mehr oder minder entſchiedenen Nöthigung bekleidet wird. 

Nicht minder einfeitig verfahren aber die fogenannten Geſchichtsphiloſophen, wenn fie ben 
ganzen Berlauf der Geſchichte nady gewiſſen allgemeinen oder abgezogenen Ideen (gleihfan 
poraudfehend, a priori, wie man ed nennt) zu kennen und zu beurtheilen fich vermeflen. Nicht 
allein leidet dabei nur zu leicht die Gründlichkeit in der Auffaffung des Einzelnen, weil man 
in einer allgemeinen Anſchauung die Quinteflenz der Geſchichte zu befigen glaubt, fon= 
dern es entſtehen auch oft bedenkliche Verrüdungen ber objectiven gefchichtlihen Wahrheit, da 
man gewaltjam in die einmal zu Grunde gelegte Schablone mie in ein Profruftesbett That⸗ 
ſachen hineinzwängt, die fi von ſelbſt nicht hineinfügen wollen. Und im beften Halle kommt 
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ed gewoͤhnlich doch nur auf die Hervorkehrung einer einzelnen Seite ver Bhyflognomie einer Zeit 
hinaus mit Übergehung anderer, vielleicht weniger hervorſtechender, aber darum nicht weniger 
beachtendmerther. 

Das Richtige liegt, wie gejagt, in der Mitte. Gewiß hat es die Geſchichte nicht mit einem 
bloßen wirren Durdeinander von Thatfachen, nicht mit bloßen Spielen menfchlicher Willfür 
oder eines blinden Zufalls zu thun; gewiß gibt e8 ein innerliches (immanentes) treibenves und 
regelndes Geſetz in der Geſchichte, und Pflicht des Gefchichtöforfchers iſt es, dieſes Geſetz zu fin: 
den, Pflicht des Geſchichtſchreibers, deſſen Wirkungen und Außerungen in dein Zufammenhange 
und der Aufeinanderfolge der einzelnen Thatſachen oder der Gruppen folder möglihft anſchau⸗ 
lich und überzeugend aufzuzeigen. Aber ebenfo gewiß läßt fich dieſes allgemeine Geſezz nicht in 
eine beftinnmte Formel einfangen und bannen, nicht in einem einzelnen Begriff oder Wort r: 
ſchoͤpfen, weder in dem Begriff Freiheit oder Humanität, noch in Vorftellungen wie der eine 
Abfalld der Menſchheit von Gott und einer Rückkehr zu ihm. Es iſt daſſelbe überhaupt, um in 
der Sprache Kant's zu reden, fein conflitutives, fondern nur ein regulatives Princip, mit an: 
dern Worten: nichts iſt von vorhinein gegeben ald die Regel, daß ein organifcher Zuſammen⸗ 
bang und Fortgang in der Geſchichte aufgefucht werden müfle, aber diefer Zufammenhang un 
Fortgang felbft, d. h. die beflimmte Art und Richtung veffelben find nicht gegeben, fonvern wol: 
len eben erft für jeden einzelnen Fall, für jedes einzelne Zeitalter gefunden fein, gefunden burd 
eine gründliche, unbefangene, umfidhtige und altfeitige Erkundung, Vergleichung und Ju: 
fammenftellung der Thatſachen. Auch darf man jene Gefegmäßigfeit und Nothwendigkeit, 
jenen Zuſammenhang und Fortgang nicht fo weit ausdehnen und in fo abjolutem Sinne ver: 
ſtehen, als ob nun jede, auch die Fleinfle Begebenheit ihren genau angewiefenen Platz barin er: 
halten müffe, als ob nicht auch Abweichungen vom geraden Wege, Rüd- und Seitenfhritte vor: 
kommen könnten, als ob nicht fhon die unvermeidliche Lüdenhaftigkeit und Unſicherhelt alles 
menſchlichen Wiſſens, zumal bei Forſchungen in oft jo fernen und fo dunfeln Zeiten, die Un: 
möglichkeit ver Darftellung eines lückenlos fletigen Fortſchritts in der Geſchichte bedingte. (Dgl. 
den Art. Eultur.) 

Pur eine folhe möglichſt jorgfame Verbindung von Speculation und Empirie, von allge: 
meiner Anfchauung nad Ideen und von pragmatifcher Sichtung des Einzelnften, vor allem aber 
die gebührende Selbſtbeſcheidüng des Hiftorifers, nicht mehr zu wiffen, als eben auf ven Lege 
revlichen Erforfchens poſitiver Thatſachen und — allenfalls — einer ſchüchternen, immer nur. 
mit weifer Zurückhaltung vorgehenden Combination und Induction gemußt werben kann, nichts 
als ſicher zu behar:pten, was er nicht auf dieſem Wege wirklich al8 ficher erprobt zu haben über: 
zeugt iſt, nur ein foldes Verfahren kann unfers Erachtens die Gefchichte in der Erfüllung 
ihres hoben Berufs, Lehrerin der Menſchen zu fein, wahrhaft förbern, fie vor Irrthümern und 
Abwegen bewahren. 

Das Gefhäft des Hiſtorikers iſt ein doppeltes: er ſoll Geſchichtsforſcher und Geſchicht⸗ 
fihreiber fein. Wenigſtens kann er nur in der Vereinigung dieſer beiden Richtungen und der 
für beide erforbderlihen Eigenſchaften pas Höchſte leiften. Zwar gibt e8 fehr tüchtige Geſchichts⸗ 
forſcher, welche nicht verftehen® die Geſchichte, die fie gut kennen, auch gut zu ſchreiben, melde 
die Erzftufen zu Tage fördern, aber nit im Stande find, Münzen daraus zu prägen und 
diefe in Umlauf zu fegen, und andererſeits gibt e8 nicht wenige Schriftfteller, welche die Geſchid⸗ 
lichkeit befigen , die Refultate der Geſchichtsforſchung varzuftelfen, insbeſondere in fogenannter 
populärer Form darzuftellen, denen aber die Geduld oder die Vorbildung mangelt, um felbf 
neue Forſchungen zu machen oder auch nur die gemachten Eritifch zu prüfen, die daher ihr Ma- 
terial auf Treu und Glauben von andern annehmen müflen. Auch eine ſolche getheilte Arbeit 
Tann verbienftlich fein; allein zu einem vollfommenen Hiſtoriker gehört beides, die Gediegenheit 
und Zuverläffigkeit des Forſchers und die Gewandtheit, Klarheit, Dad Ebenmaß des Gejhichtt: 
darftellers. Die Erforberniffe zu dem einen und zu dem antern find allerdings mefentlid ver: 
ſchiedene: dort ein fcharfer, ruhig und nüchtern ſichtender Verſtand, Hier eine gewiſſe Lebhaftigfeit 
der Phantafle, dort ein fhon angeſammeltes vielfeitiges Willen als Vorbedingung ſichern 
Weiterforſchene (die fogenannten hiſtoriſchen Hülfswiſſenſchaften, Diplomatit, Sphragiſtik, 
Numismatik, Genealogie, Geographie, Statiſtik u. ſ. w., liefern dazu die noͤthigen Vorbedin⸗ 
gungen), hier eine gewiſſe faſt künſtleriſch-poetiſche Begabung, die aber doch immerfort unter 
der firengen Controle der ſorgſam abwägenden Urtheilskraft ftehen muß. Zu den allem enblich 
bedarf der Hiſtoriker noch eines wichtigen, ja unentbehrlichen Requiſtts: einer möglichft friſchen 
und unmittelbaren, faft nur durch eigenftes Miterleben fiher zu gewinnenden Anfchauung be? 
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Culturproceſſes feiner eigenen Zeit, ſo weit möglih in allen Beziehungen, fowie einer freien 
und hohen Stellung gegenüber und über ven verfchiedenen durcheinander wogenben, ſich bekäm⸗ 
pfenden Richtungen der Gegenwart, mit andern Worten, eines feften Charakterd. Daß eine 
Bereinigung fo verfchievenartiger Begabungen, movon jede einzelne ſchon ſchwer zu er- 
reichen ift, in einem Menſchen fich nicht fo leicht findet, daß daher wahrhaft große Hiftorifer 
äußerft felten find, kann nicht wunder nehmen. 

Es ift vielfach, namentlich in einer nun ſchon rückwärtsliegenden Zeit, darüber geftrit- 
ten worden, ob es eine völlig unparteliſche Geſchichtſchreibung gebe und geben folle, over ob ver 
Geſchichtſchreiber Partei zu nehmen habe und wie weit. Wenn „parteilo8‘ fo viel heißt wie 
farblos, charakterlos, ohne eigenen feften Standpunkt, jo muß die echte Geſchichtſchreibung ſich 
gegen eine foldhe Anmuthung verwahren. Der Hiftorifer, der für das Schlechte, Gemeine, Nie: 
derträchtige (Eomme es von unten oder von oben) fein Wort fittlicher Entrüftung, für Die mann⸗ 
hafte Tugend des Batrioten, des aufrichtigen Kämpferd für Recht und Wahrheit, Freiheit und 
Geſetz fein Wort rückhaltloſer Beiſtimmung, fondern dort wie hier hoͤchſtens nur halbe, ſchüch⸗ 
terne Andeutungen bat, ein folder kann auf den hoͤchſten Ruhm des Gejchichtichreiberd, Ver: 
fündiger der Wahrheit und Lehrer des Volkes zu fein, Teinen vollgültigen Anſpruch erheben. 
Auf der andern Seite darf die Parteinahme, felbft für die beſte Sache, bei dem Geſchichtſchreiber 
niemald fo weit geben, daß fie ihn hindert, der objectiven Wahrheit ihr volles Recht wider⸗ 
fahren zu laffen. Er darf weder ein Unrecht auf feiten derjenigen, denen er durch Die gleiche po⸗ 
litiſche Richtung fih wahlverwandt fühlt, wenn er fi) von deſſen Vorhandenſein überzeugt, 
beihönigen oder verkleinern, noch darf er den politifchen Gegnern in der Beurtheilung ihrer 
Perfönlichkeiten und ihrer Handlungen Gerechtigkeit verfagen, muß vielmehr dad Gute aner- 
tennen, wo inımer er ed findet, das Schlechte verurtheilen, auch wenn ed unter der Firma einer 
ihm theuern Sache auftritt. Es ift ein Mangel der fonft in vieler Hinficht fo trefflihen eng⸗ 
liſchen Geſchichtſchreibung, daß fie größtentheils zu fehr das Gepräge beſtimmter politifher 
Parteinahme trägt und aus diefem Grunde felbft in der Auffaflung von Thatfachen nicht immer 
fireng zuverläffig, mindeſtens bisweilen einfeitig verfährt, wie andererfeitö unfere deutſche Ge— 
ſchichtſchreibung lange Zeit hindurch einen zu wenig beflimmten und audgeprägten politifchen 
Charakter hatte, zu farblos over auch theilmeife fhönfärberifch war. 

Auch in anderer Hinfiht wird vielfach in der Geſchichtſchreibung nad zwei Seiten hin ge: 
fehlt, nämlich in Bezug auf die Art der Berückſichtigung der Gegenwart bei Beleuchtung ber 
Vergangenheit. Der rechte Hiftoriker muß vollfommen auf der Höhe heutigen Culturfortſchritts 
ftehen, und zwar nicht blos im Politifchen,, fondern nad) möglichft vielen Seiten hin. Don bie- 
fer Höhe herab muß er die rückwärtsliegenden Standpunkte der Eultur in ihrer vergleichömeifen 
Unvollfommenheit genau bemeſſen, muß er die Wege, die von dort zur Gegenwart heranfüh- 
ren, und zwar nicht blos die geraden, fondern auch) die Umwege, ja die Ab: und Irrwege, deut⸗ 
lich überfehen und aufzuzeigen vermögen. Dieie Sicherheit und Klarheit in der Bergleihung 
des Sonft und des Jetzt, in dem Vorandeuten der Keime heutiger Gulturentwidelung, wie fie 
oft in kaum fihtbaren Anfägen ſchon eine frühere Culturperiode enthielt, war eine ber glän- 
zendſten Eigenſchaften des unlängft verftorbenen berühmten englifhen Geſchichtſchreibers Mac: 
aulay und eine ber weſentlichſten Urfachen des außerorventlichen Erfolgs feiner Geſchichts⸗ 
darftellung. 

Allein auch hierin kann zu weit gegangen werben, nicht blos formell, zum Nachtheil des 
fünftleriihen Cindrucks, wenn nämlich die Bezugnahme von der Vergangenheit auf die Gegen: 
wart zu gefliffientlich, zu häufig, fo zu fagen zu aufdringlich hervortritt, ſodaß fle ver objertiven 
Ruhe und Abgefchloflenheit, melde jenes Geſchichtsbild verlangt, Eintrag thut, ſondern auch 
materiell, in Bezug auf ſachliche Wahrheit, wenn in die Vergangenheit Dinge übertragen 
werden, welde ihr fremd find und nur der Gegenwart eignen, wenn aljo, um mit Goethe 
zu reden, bad, „mad man den Geiſt ver Zeiten heißt”, nur „der Herren eigener Geiſt“ iſt. Be⸗ 
ſonders leicht gefchieht es und if felbft beveutenden Hiſtorikern geſchehen, daß zu vorherrſchen⸗ 
den politifhen Grundanſchauungen und Tendenzen der Gegenwart Analogien oder Anfäge in 
weit rudwärtöliegenden Zeiten gefucht werden, während doch offenbar ſowol die äußern ſach⸗ 
lichen Vorausſetzungen ald namentlich der politifche Bildungsſtand und die ganze Denkweiſe 
der Menſchen in jenen frühern Perioden nicht der Art waren, um eine ſolche Annahme zu recht: 
fertigen. Gewiffermaßen gehört ebendahin die ganze Verfahrungsweiſe jener Hiftoriker, welche, 
wie manche Maler für alle ihre Bilder einen einzigen herrſchenden Farbenton, fo für alle ihre 
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Geſchichtsauffaſſungen — aus welcher Zeit und von melden Bolfe immer — nur eine und die: 
feibe, der Gegenwart entnommene Grundempfindung bereit haben, 3. B. das Pathos der mo⸗ 
dernen Freiheit und Gleichheit. Ein nod größerer Fehler freilich iſt es, fpätere Zeiten nach der 
Schablone früherer zu beurtheilen und fo der Geſchichte gleichſam Stillſtand zu gebieten, wie 
dies eine befannte, jehr unberechtigter Weile fi vorzugsweiſe „hiſtoriſch“ nennende Schule au 
thun beliebte. Der echte Hiftorifer wird jeder Zeit gerecht zu werben ſuchen, indem ex dieſelbe 
zunächft aus ſich ſelbſt zu erklären und nad) ihren eigenen Maßſtäben zu beurtheilen unternimmt, 
dann allerdings auch, um den Fortſchritt zu bemeſſen, den dieſelbe In ſich enthält, theils auf die 
Zuftände zurücgreift, aus denen der betreffende Zeitabſchnitt ſich entwidelte, theils nad) ven 
Vervollkommnungen fpäterer Perioden hinblidt, denen das Damals entweder vorgearbeitet 
oder aber Hemmniſſe bereitet hat. 

Nicht viel anderd als mit den verſchiedenen Zeiten verhält e8 fi mit den verſchiedenen 
Dölkern. Jedes Volk hat jeinen beftimnten Typus oder Charakter, der ihm durch Stammek- 
eigenthünlichkeir ſowie durch die natürlichen (örtlihen) und geſchichtlichen Bedingungen feiner 
Entwickelung aufgeprägt it. Auf dieſen Volkscharakter hat ver Hiftorifer Rückſicht zu nehmen, 
wenn er die Handlungen over Unterlaffungen des betreffenden Volkes, wenn er die unter dem: 
felben auftauchenvden Parteien und tonangebenden Perfünlichfeiten recht beurtheilen will. (8 
würde z. B. unredt fein, der franzöſiſchen Nation aus ihrer centraliftiihen Richtung in ber 
Politik, aus ihrem Mangel an Sinn und Gefhid für Selbftregierung, oder aus ihrer einfel: 
tigen Hinnelgung zu einem für unſer Gefühl froftigen und affectirten rhetoriſchen Pathos in der 
Kunft ſchlechthin einen Vorwurf zu machen, flatt die veranlaffenden, um nicht zu Tagen zwingen: 
den Urſachen aufzufuchen, welche den franzöſiſchen Charakter in dieſe Richtung Hineingebrängt 
haben. Es würde ebenjo unhiftoriich fein, von den Deutſchen zu verlangen, fie hätten trog der 
gänzlihen Zerrüttung des Nationalgeiftes durd ven Dreißigjährigen Krieg und die Darauf ge: 
folgte, zum Iheil bis in dieſes Jahrhundert hinein fortgefegte heilloſe Wirthſchaft eines ab- 
folutiftifch: bureaufratifhen Regiments nah dem Mufter Ludwig's XIV. fofort nad) dem Le: 
freiungäfriege mit größter Energie und Ginmüthigfeit für eine zeitgemäße Neugeftaltung 
Deutfchlands im nationalen und liberalen Sinne einftehen und kämpfen müſſen, ober ſich bar: 
über zu entrüften, wenn die Nachwirkungen jener langen und tiefen Misftände ſich noch heut- 
zutage in dem Charakter, dem Thun und Laſſen eines Theils unferer Landsleute Fühlbar machen. 

Dahingegen ift ed aber eine vollkommen hiftorifch berechtigte Forderung, daß bie einzelnen 
Volkscharaktere ich den allgemeinen Mapftäben, welche nad dem Geſet eines fletigen Cultur⸗ 
fortſchritts an fie gelegt werden, unterordnen und, foreit fie dawider verftoßen, aus ihrer Bin: 
feitigfeit fih heraudzuarbeiten ftreben müfjen. Der unbefangene franzöfiiche Hiftorifer (und ed 
Ind deren neuerdingd manche und bedeutende erflanden, wir nennen nur den verflorbenen 
fiocqueville) wird eingeftehen, daß jene gewaltfame Hindrängung alles Volkolebens nad einem 
Mittelpunfte, welche in Frankreich dad Refultat einer eigenthümlichen Geſchichtsentwickelung ge: 
weſen ift, feineöwegd als ein Gewinn oder Fortſchritt, vielmehr als eine Verirrung zu betrachten 
und nad Kräften allmählich zu corrigiren fei, und der unbefangene deutſche Hiftorifer wird mit 
Entſchiedenheit jenem ehemals vielverbreiteten, heutzutage glüdlicherweife immer feltener und 
fhwächer werdenden Borurtheile entgegentreten, als ob gerade ber Mangel an politiſcher Thal⸗ 
fraft und an nationaler Zuſammenſchließung, als ob gerade die fo8mopolitifche Allerweltsliebe 
und der äfthetifche Inpifferentismus gegen alles PVolitifche die „wahre Miſſion“ des deutſchen 
Volkes, als des geborenen „Volkes von Dichtern und Denkern“, jeien. Deshalb namentlich Hat 
die mit Necht neuerdings immermehr cultivirte fogenannte vergleichende Geſchichte einen fo 
großen Werth; fie lehrt und einerfeitd jedes Bolt in feiner Eigenthümlichfelt und nach denjeni⸗ 
gen geichichtlihen Vorausfegungen, aus denen ed erwachſen if, reſpectiren, aber doch aud) an 
jedes den allgemeinen Mafftab des Gefamnitculturfortfchrirtö und feiner unerlaßlichen Bedin⸗ 
gungen legen und allen einzelnen Volksgeiſtern ein höchftes Ziel vorhalten, nach welchem fir 
gleihermaßen, wenn aud auf verfchiebenen Wegen, zu fireben haben. 

K. Biedermann, 

Gefchlechtöverhältniffe. (Ihre rechtliche und politifhe Beneutung, vor: 
zuglid die darauf begründete richtige Beflimmung des wichtigſten Geſell— 
fhaftsverhältnifies, nämlich die der Familie.) I. Das allgemeinfte und wichtigſte 
Verhältniß der menfchlichen Geſellſchaft, das ſchwierigſte für eine juriflifche und politiſche 
Theorie If} unftreitig das Verhältniß der beiven Geſchlechter. Dieſes geheimnißvolle Grund⸗ 
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verhältniß iſt die immer neue Lebensquelle für die ganze Geſellſchaft, für die phyſiſche und 
moralifche Bildung oder Verbildung ver Gefellichaftögliener, jeder neuen Generation derſelben. 
Es muß gerecht und meife beftinnmt, ed muß fittlich rein und geſund fein, wenn es die Geſell⸗ 
ſchaft ſelbſt fein oder bleiben foll. Wäre alles andere in den orientalifchen, namentlich auch in 
den mohammedaniſchen Reichen vortrefflich gewefen, ihre Sklaverei der Frauen und ihre Viel⸗ 
weiberet würden nie eine bauernde höhere Gultur und Entwidelung, nie wahre Freiheit in den: 
ſelben zugelaflen haben, und fie werben fie auch ferner nicht zulaflen. Durch je ift ver Despotis: 
mus in der Breite und Tiefe begründet. Hätten alle herrlichen Kräfte ver Griechen, alle ihre 
politifche Weisheit und Bildung in jever andern Beziehung fi verdoppelt, mit ihren wenig- 
ſtens noch Halb ſtlaviſchen, die Rechte ver Frauen verfennenden und ein würdiges Familienleben 
außsfchließenden Beſtimmungen der Gefchlechtäverhältniffe Eonnten jie nie auf die Dauer die 
Fteiheit und Kraft ihrer Staaten behaupten. Was aber fann zugleich ſchwieriger zu beftimmen 
fein als dieſes wichtigfte, tiefſte Verhältniß der Schöpfung ? Unfere Heutige volllommenere natur- 
rechtliche und hriftliche Staatstheorie ordnet nicht mehr, mie die griechiſche und römifche, die 
Menihheit ven Stante, dem Bürger den Menfchen unter. Sie macht vielmehr das Menſchen⸗ 
recht zur Grundlage des bürgerlichen Rechts, gründet aljo die Gleichheit des letztern auf die 
Gleichheit des erftern. Und doch ift fo vielfache Ungleichheit zwifchen Dem Manne und ver Frau, 
fo große Verſchiedenheit ihrer Lebendaufgaben und ihrer Kräfte, alfo auch ihrer Nechtöverhält- 
niffe, [don durch Die Natur felbft beſftimmt. Wo aber finden und zeichnen wir nun die richtige, 
die keins von beiden Geſchlechtern verlegende, die beiden und dem Geſammtwohle der Gejell- 
{haft entſprechende Scheidungslinie für diefe Verſchiedenheiten? 

Daß hier die Stimme der Natur nicht fo ‚ganz leicht verſtändlich für alle fpricht, und daß 
wenigſtens Gewohnheit und menſchliche Leidenſchaft jo viele Generationen hindurd ihre Stimme 
verfälfchten, dies zeigt die ganze Geſchichte. Sie zeigt, wie die Gewalt und Herrſchſucht der 
Rärfern Männer die ſchwächern Frauen unterbrüdten und eine weit größere Rechtöungleichheit 
für diefelben Jahrtaufende hindurch fefthielten, als jeßt die freien, gefitteten Nationen für recht 
und zuläſſig erklären, während neuerlich, zumeilen auch von geiftreihen Männern, wie von 
Bentham, Saint:Simon, Fourier, und von revolutionären Frauen, wie Harriet Martineau, 
ſolche Rechtögleichheiten gefordert werden, melche fo vielen andern als unvernünftig und für die 
Frauen felbft verderblich erfcheinen. Eilten nun diefe einzelnen Männer und Frauen vielleicht 
nur ihrer Zeit voraus? Soll eine weiter fortfehreitende Eivilifation und wirklich dahin führen, 
die Unterordnung der Frau unter ven Mann und fomit aud alle Feſtigkeit des Ehebandes und 
das wahre Familienleben aufzugeben, dahin, daß wir, flatt der Weiblichkeit, Keufhheit und 
Schamhaftigkeit ver Frauen, ihre gleiche unmittelbare Theilnahme an unfern öffentlichen Wahl⸗ 
und Barlamentöverfammlungen und an den Staatdämtern, überhaupt an allen männlichen 
Beftrebungen und Kämpfen, auch ven Eriegerifchen, als ihre höchſten Ehren und Güter anfehen 
ſollen? Oder follen wir umgekehrt die Zuflände der Alten preifen und mit Herrn Vollgraff 
unfer würdigeres Familienleben als das Hinderniß wahrer Freiheit betrachten? Und haben 
endlich die Gegner des freien, auf Einwilligung und Vertrag gegründeten Geſellſchaftsſyſtems, 
haben die Haller und Bonald wirklich recht, daß dieſes Syſtem durch dad Ausfchließen des po⸗ 
litiſchen Mitſtimmens und der völligen politifchen Gleichheit dev Frauen fich felbft aufgebe? 
Eine Anfiht, welche jene ultiademofratifhen Anhänger der politifchen Gleichheit natürlich zur 
Unterflügung ihrer Theorie benugen. I) Jedenfalls aber kann endlich nur eine von der gründ⸗ 
lichen. Auffaflung des Gefchlechtäunterjchieds ausgehende Beflimmung und, ſelbſt wenn wir 
die volle Bleichheit der Rechte nicht zugeftehen könnten, bie rechte Art und dad rechte Maß der 
Beſchränkung geben, unnöthige, alfo ungerechte Ungleichheit ausfchließen, jene Zweifel in Be- 
ziehung auf die allgemeine Staatätheorie befeitigen und Die Geſetzgebung über die Vergehen in 
Beziehung auf die Geſchlechtsverhältniſſe richtig leiten. Deshalb wurde neben den im Art. 
Frauen gegebenen hiftorifchen Notizen jene principielle Begründung nothivendig. 

U. Gewiß ift es, daß und die Geſchichte der Eivilifation einen mit diefer legtern felbft Hand 
in Hand gehenden unverfennbaren Aufenmeifen Fortſchritt in Beziehung auf eine gerechtere, 
würbigere Behandlung der Frauen und eben dadurch auch in Begründung würdigerer Bami- 
lienverhältnifie zeigt. 


— — — — 


1) So namentlich auch Harriet Martineau, Die Geſellſchaft und das ſociale Leben von Amerika. 
Nach dem Englifchen von Brinfmeier (Kafjel 1838), I, 282 fg. 
| 28° 
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Um vieles würdiger erſcheinen die Verhältniſſe der Frauen und der Familie bei den Grie⸗ 
chen als bei den meiſten Orientalen, ſodann abermals beſſer bei den Roͤmern.2) 

Würdiger noch war bei ven Germanen die Stellung der Frauen. Als treue Lebensgefähr: 
tinnen der Ehemänner hoher Achtung genießend, theilen fie, ſoweit e8 ihr Geſchlecht erlaußt, 
auch ihre Öffentlichen Sorgen und Freuden; die Sitte und ein Familienrath, an welchem ihr 
eigener Bruder theilnimmt, ſchützt fie gegen männliche Willkür. Keuſchheit und eheliche Treue 
bemunderten die Römer an den Männern wie an den Frauen. Die Ehefrau erhält felbft durch 
Genugthuungsrecht gegen die Bublerin, welche mit ihrem Gatten ihre Ehe verlegt, ein Recht 
auf eheliche Treue, wenn auch nicht ein gleiched mie der Mann und nicht ein unmittelbar gegen 
ihn ſelbſt gerichtlich geſchütztes. Eine dauernde Geſchlechtsvormundſchaft für alle wichtigen recht: 
lihen Geſchäfte (mundium) wurde ihr ſchon durch die Natur ver Öffentlichen gerichtlichen Ber: 
Handlungen und deren häufige Entſcheidung durch Zweikampf zum Bedürfnifſe. Auch die 
Zurüdjegung bei dem Erbrechte in den Liegenfchaften wurbe durch die Verbindung deſſelben 
mit der Bliht zur Blutrache und zur Landwehr unvermeivlih. Aber die fhon früh den Deut: 
ſchen eigenthüntlihe Hohe Achtung der Frauen gab ihnen dafür in der allgemeinen ritterlichen 
Ehrenpflicht ver Männer zu ihrer Vertheidigung einen Erfaß, bewirkte in Verbindung mit dem 
Ehriftentyume allmählich die Aufhebung der angedeuteten Herabfegungen und begründete jene 
würdigen germanijhen Bamilienverhältniffe und die der Geſchichte anderer Voͤlker fremde 
Hochachtung der Brauen und ihre nicht bloß für das Familienleben, ſondern auch für dad öffent: 
liche Leben einflußreiche Stellung. Dieje zeigt ſich, wie überhaupt in ihrer faſt ſchwärmeriſchen 
Berehrung während der Ritterzeit, auch in ihrem fltten- und fchiedsrichterlichen Ausſpruche bei 
den Turnieren, ebenfo wie in ihrem bentigen großen mittelbaren Einfluſſe auf die Öffentliche 
Meinung und auf die öffentlichen Gefchäfte. 

Die freieften und würbigften Grundſätze für die Verhältmiffe ver Frauen und für das 
Familienleben heiligten vorzugdweife das Chriſtenthum und die echt hriftlihe Cultur und nah 
ihnen unjere heutigen pofltiven Gelege. Während früher die Frauen mehr oder minder als 
Sflavinnen oder ald Zubehör und Eigenthum, wenn nicht ver Ghemänner, doch der Väter over 
des Staates behandelt wurden und namentlih aud niemals ein freies Einwilligungsrecht bei 
der Ehe hatten, wird jegt (f. Chriſtenthum) durch Die hriftliche Geſetzgebung die hohe unfterb: 

Aiche Menſchenwürde, ihre volle Freiheit und völlig gleiche Heiligkeit, ohne linterfchied ver Ge: 
ſchlechter, der Abſtammungen und Stände, zur Grundlage des menſchlichen Rechts gemacht, dem 
Geſchlechtsverhältniſſe die größte Reinheit, ver Ehe und dem Familienleben die höchfte Weihe 
gegeben. Die Frauen follen, durch ihre eigene freie Liebe und Einwilligung freimit vem Manne 
vereint, mit ihm eine unzertrennbare moralifche Berfünlichkeit bilden, „von Gott felbft ein Leib 
und eine Seele unauflöslich und fo würdig, wie Chriſtus und feine Gemeinde, verbunden”. 
Hier zum erften male erhalten die Frauen aud in Beziehung auf die ehellche Treue völlig gleiche 
Rechte wie die Männer und diefe in Beziehung auf Keuichheit gleiche Pflichten wie die Frauen. 
So erft, durch folche Vereinigung, durch gegenfeitiges freies Hingeben und Wieberempfangen, 
wird jede Entwürbigung abgewiefen und die Befriedigung des Geſchlechtstriebes ganz unter 
das fittliche Geſetz geftellt. Und auch an dem Staate, welcher nur einen Berein von Familien 
bildet, in denen jegt der Frau eine fo hohe Beftinimung zugewielen Ift, nimmt nun bie Frau, 
nur in anderer Weife ald der Diann, wesentlichen Antheil. In einem Hauptpunfte freilich weicht 
das Rechtönerhältniß der Frau von dem ded Mannes ab. In der Ehe mußte, und zmar um fo 
mehr, je mehr fie gerade nad) dem Chriftenthume unauflöglich fein follte, ſoweit für Die gemein: 
fchaftlih gewordenen Lebensverhältniſſe feine andere Vereinigung ſich ergab, eine Entſcheidung 
gefunden werben. 

Wie die Grjege aller Völker ver Erbe, jo gibt fie auch das Chriſtenthum dem ftärfern 
Panne, der ald Ernährer und Schüger und mit der Hierzu unentbehrlihen Schutzherrſchaft 
oder ald Haupt der Familie, jedoch nach vernünftiger, liebevoller Berathung mit der Gattin, bie 
gemeinfchartlihen Verhältniffe leiten fol, fodaß Die Brau, wenn feine andere Vereinbarung 
verschiedener Anfichten ſich bildet, in erlaubten Dingen der männlichen Entſcheidung ſich unter: 
zuordnen hat. Schon hiermit und mit der Erhaltung inniger ehelicher Verbindung, ebenſo mie 
mit der eigenthünlichen weiblichen Natur und Beſtimmung überhaupt fchten e8 unvereinbar, 
daß in den größern oder politifchen gemeinſchaftlichen Gefellfchaftsverhältnifjen die Frau, unmit: 





2) Dies fpricht auch die Definition der Ehe aus, welche fo viel würbiger ift als die meiften neuern: 
„‚Est viri et mulieris conjunctio, individuam vitae consuetudinem continens’ ($. 1, de nuptüs). 
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telbaren activen Antheil nehmend, neben vem Manne eine enticheidende Stimme führe und 
durch dieſe ihn entweder gegenüber ven andern Geſellſchaftsgenoſſen verdoppele oder aud ihm 
feindlich entgegentrete. Es fchien nothwendig, daß fie ebenſo von der unmittelbaren activen, ent⸗ 
ſcheidenden Theilnahme an dem gemeinfchaftlihen politiihen Rechtskriege wie von ver gleichen 
Theilnahme am Waffenkriege zurücktrete. 

IH. Wie ſehr nun aber und zugleich in welcher genauer zu beflimmenden Weiſe dieſe chriſt⸗ 
lichen Beſſerungen auch fortdauernd und ſelbſt auf der Hähften Stufe vernünftiger Eivilifation 
der richtigſten Auffaffung ver wahren Natur und ver hochſten Vernunft entfprechen, um dieſes 
einzufehen, dazu ift ed nothwendig, in die Natur der beiden Gefchlechter und ihres Berhältnifies 
einzugeben. Die höcfle Weisheit wird fletö den Bejegen der Natur entfpredhen. (Nunquam 
aliud natura, aliud sapientia docet.) 

Die Natur und durch fie der vernünftige göttliche Wille haben die verſchiedenen Gefchlechter 
gegründet und ihnen ſchon durch ihre Verfchievenheit neben ihrer Semeinfchaftlichfeit, neben 
ihrer gemeinfchaftlichen hoͤchſten Beflimmung auch eine verfchievene Aufgabe oder vielmehr eine 
verfhiedene Art der VBerwirklihung ver Gefammtaufgabe angewieſen. Worin nun befiehen 
beide, dieſe Gemeinſchaftlichkeit und diefe Verſchiedenheit? 

Es muß fürdie ganze rechtliche und politische Beſtimmung der Geſchlechtsverhältniſſe Grund: 
gefeg bleiben, vor allem bie rein naturgefeglichen, erfahrungsmäßigen Grundverhältniſſe im 
Auge zu behalten, welche mehr als allgemeined Gerede geeignet find, auch die moralifchen Ber: 
fhiedenheiten und Aufgaben ver Geſchlechter zu veranſchaulichen. Deuten wir biefelben bier 
mwenigftens ihren Hauptlinien nad an. Für alle fpecielleen phyſiologiſchen und anthropologi⸗ 
[hen Nachweiſungen und Ausführungen müflen und fünnen wir dabei überall auf alle 
gründlichen Werke über diefe Wiſſenſchaften und zunächſt auf pas eines ber bewährteften 
Naturforſcher ?) ung beziehen. 

Das unendliche göttliche Leben bleibt im allgemeinen ftet3 dafjelbe, allen feinen Geichöpfen 
gemeinfhaftlih. Aber es kann fi im Endlichen nur in der unendlihen Mannichfaltigfeit, in den 
Berfchiedenheiten der Battungen, Geſchlechter und Individuen offenbaren. Jede Lebendgattung, 
deren hoͤchſte und reichfte die Menſchheit ift, und in ihr wiederum jedes ihrer verſchiedenen 
Geſchlechter hat das gemeinſchaftliche göttliche Leben in einer feftftehenven, beſondern Form. 
Jede Lebendgattung und in derſelben ihre einzelnen Individuen follen durch die Kortpflanzung 
oder Zengung der unabfehbaren Reihe neuer Individuen fich felbft und das Göttliche vollſtändig 
offenbaren und in aller Verſchiedenheit die Gemeinfchaftlidhkeit der Gattung und ihrer Abſtam⸗ 
mung behaupten. Sie ftreben alfo ihrer Beflimmung gemäß in einer höhern, über bie Schran: 
ten der Individualität ſich erhebenden Richtung nad) dem Unendlichen, Goͤttlichen, zugleich aber 
auch nah Selbfterhaltung in vemfelben.*) Gerade nun für diefe ihre große Beflimmung oder 
zur Fortpflanzung zunächſt ift jene höhere, reichere Lebensgattung in zwei Geſchlechter ausge⸗ 
bildet, in zwei fi gegenüberftehende Formen, in zwei gemeinfchaftliche und doch verſchiedene, 
fi ergänzende und zum Zuſammenwirken für ihren Gefammtzwed vereinigende Hälften. 
Diefe können nad dem allgemeinften Naturgefege nur infofern zugleich ihre eigene Beſtimmung 
und ihre grundgefegliche Anziehung und hHarmonifche Bereinigung für ihren gemeinſchaftlichen 
Eebenszweck behaupten, als fie polarifch entgegengefegt und verbunden find, oder als fie auf ver 
gleichen gemeinihaftlihen Grundlage ihren Gegenſatz erhalten. Ihre Vereinigung in Liebe 
aber und die Berwirflihung jener hohen Beſtimmung der Fortpflanzung jenes höhern oder 
niedern Lebens, wozu die eigene hoͤchſte Ausbildung der Fortpflanzenden nöthig ift, wird auch 
durd das hoͤchſte geiflige ober ſinnliche Wohlgefühl ald eine wichtigfte, als eine Hochzeit des 
Lebens bezeichnet. 

Die Verſchiedenheit der Geſchlechter beflimmt fih nun gerade nad ihrem befondern ober 
verſchiedenen Antheile, den fie an jener ihrer großen gemeinihaftlihen Aufgabe durch die Fort⸗ 
pflanzung und Erhaltung ihrer Gattung nehmen. Sie tritt alſo phyſtſch zunächſt Herdor in 
der verfhienenen Organifation und Yunction ver Gefchlechtätheile für jene Aufgabe und dann 
auch in der ihnen entfprechenven Verichtevenheit der ganzen übrigen Organifation, Verſchieden⸗ 
heiten, die fletd auf Gemeinfhaft ruhen, nur für das Zuſammenwirken zu dem gemeinidaft- 
lihen Gattungdzwede eine verſchiedene Entwicelung und Wirkungsart darftellen. ®) Geiflig 


3) Burbach, Der Menfch nach den verfchiebenen Seiten feiner Natur (Stuttgart 1837), ©. 467 fg. 

4) Diefe beiden für das unflerbliche Ich des Menfchen und für die Gefchichte der Völker und der 
Menichen fo weientlichen Seiten der Fortpflanzung überfieht Burdach. 

5) Die fpeciellen Nachweifungen hiervon bei Burbach, S. 469. 
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aber tritt die Verſchiedenheit bei dem Menſchen, da derſelbe nicht blos phyſiſche, ſondern unſterb⸗ 
liche humane Lebensbildung fortzupflanzen bat, zunächft in den jenigen geiſtigen und moraliſchen 
Eigenthũmlichkeiten hervor, welche jenem verſchiedenen Antheile an der phyſiſchen Fortpflanzung 
ſowie ber durch fie beſtimmten Verſchiedenheit ver Organiſation entſprechen; ſodann aber auf 
in denjenigen intellectuellen Eigenthümlichkeiten, welche, übereinſtimmend mit jenen phyjiſchen 
Verſchiedenheiten, dem verſchiedenen Antheile an der Fortpflanzung der Höhern humanen Bil: 
dung ober der Erziehung, diefer fortgefegten Zeugung, entſprechen. 

Die wefentlichften Geſchlechtsverſchiedenheiten in Bezug auf Die phyſiſche Fortpflanzung 
‚aber find die folgenden zwei: 

1) Des Mannes Aufgabe befteht zunächſt in einem mehr activen äußern Anregen, Geben 
und Schaffen (Zeugen) individuellen Lebens, während das Weib, mehr paffiv, die belebenve 
Einwirkung von außenher in die materielle Grundlage für das neue Leben in ihrem Innern 
aufnimmt und auch nach diefer Empfängniß nur eine innerliche erhaltenve und bildende Thätig⸗ 
feit für die Fortdauer der Gattung entwidelt. ©) 

2) Der Dann beendigt mit dem Acte der Begattung, mit der Zeugung des individuellen 
Zebend vor der Hand feinen Antheil an der Fortpflanzung. Auch ift feine ganze Organiſation 
und Lebensthätigfeit vor dieſer Zeugung bei meitem nicht fo fehr für den Zweck der Fortpflan⸗ 
zung beflimmt und in Anſpruch genommen als die des Weibes, bei welchem, wie Burbad 
(S. 579) fih ausdrückt, „das Lebendziel die Liebe iſt und alle Kräfte ſich auf die Erhaltung 
der Gattung beziehen”.T) Der Mann fieht fih mithin freier und mehr auf anderweitige 
außered Wirken angewieſen. Die Beftimmung des Wetbes befteht auch nad der Empfängnif 
dorzugsweiſe in fortdauernder Erhaltung der Gattung durch innere Entmidelung, over darin, 
das gezeugte Kind wie einen Theil ihres eigenen Lebens in ihrem mütterlichen Schofe zu hegen 
und zurüdzubalten, durch die Harmonie ihres eigenen Lebens mit den ſeinigen zur Entwicke⸗ 
lung zu bringen und auch nad) feiner Geburt zu ernähren und zu pflegen, und erft das zum 
felbftändigen Dafein hevangereifte Individuum in die Außenwelt zu entlaflen, wo ed alsdann 
der Mann in die Welt einführt. Zr 

Auf Höhft merkwürdige Weife hHarmonirt nun mit diefer zwiefachen Hauptverſchiedenheit 
auch die ganze übrige Verſchiedenheit des organifhen Baues und der organifchen Lebensfunctio⸗ 
nen der beiden Geſchlechter. Mit Beziehung auf Burdach's Nachmeifungen und nähere Aut: 
Führungen (S. 47119.) heben wir nur einige Sauptzüge zur Beranfhaulihung herver. 

Während in der phyſiſchen Organifation des Mannes überhaupt die Richtung auf das 
indivinuelle Schaffen und auf Eräftiges Wirken nach außen vorwiegt, überwiegt in der weib⸗ 


lihen Organifation die Richtung auf die Innerlihe Bildung und Erhaltung; es überwiegt 


eine regere Aneignung fowie die Bindung der Stoffe gegen die Zerfegung, ſodaß dad Weib nur 
einer mäßigen, wenig reizenden, milden und leichten Koft bedarf, wogegen dem Manne ſtärkere 
Ausſcheidungen, Anregungen und Erneuerungen, häufigeres, Träftigeres Athmen in frifdher 
Luft, Fräftigere Fleiſchkoſt, Gewürze und geiftige Getränke mehr Bedürfniß find und er niät 
fo fehr und jo lange Nahrung entbehren kann wie das Weib. Auf die Erhaltung ver Gattung 
iſt ein größerer Theil weiblicher Organe und Zunctionen gerichtet, und die Fortpflanzung ifl 
noch mehr dem Weibe ald vem Manne Bedürfniß; es leinet mehr durch Chelofigkeit als er. 
Die Blutbildung geht bei ven Weibe leichter vor fi, Zellgewebe und Bett find veichlicher und 
bie äußern Formen daher weicher und fanfter, während die Audfonderungen geringer find und 
im ganzen dad Leben länger widerſteht ober ſich länger erhält. Der weibliche Körper ift zarter, 
die Empfänglichkeit für Neize höher, der Blutlauf und Puls fihneller. Die Entwickelung 
fhreitet früher vor und alle Perioden folgen fhneller aufeinander. Während bei dem Manne 
die Musfelkraft vorwaltet, ift bei dem Weibe die Nerventhätigkeit überwiegend, und die Mu: 
fein find dünner, weniger äußerlich ſich bezeichnend, weicher und ſchwächer. Die Gelenke fin 
bewedlicher, die Flechſen und Bänder geſchmeidiger, die Bewegungen weniger Eräftig, aber, bei 
dem Übergewichte der Gentralorgane und ihrer Herrſchaft über fie, leichter, Iebhafter, anmuthi: 


6) Die fpeciellen Nachweifungen bei Burbach, S. 470 fg. S. auch Naumann, Die Probleme der 
Phyfiologie (Bonn 1835). 

D S. 3.2. auch Naumann, a. a. O., ©. 180, 181, 185 fg., über die Urfprünglichfeit des Reizes 
zur Begattung bei ber Frau und die barans entfiehende fortdauernde Menfiruation. Das ganze weib- 
liche Blut nimmt durch den männlichen Einfluß eine andere, dem männlichen ähnlichere Befchaffenheit 
an. Er wirkt auf die Blutmaffe des ganzen weiblichen Körpers wie ein Ferment und ftimmt den weib⸗ 
lichen Organismus um, was fchon Dante, XXV, 37, bemerkte, 
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ger. Die Knochen jind dünner, die Gliedmaßen zarter, die Stimme ſchwächer, aber Höher, ges 
ſchmeidiger und biegiamer. Überall iſt im weiblichen Organismus das Innere, Gentrale, im 
Derhältniffe zum Außern Veripherifhen, mächtiger. Demgemäß find auch die Sinnesorgane 
Heiner und zarter und bei einer leifern Empfänglichkeit mehr zur Aufnahme feinerer Eindrücke 
als zu einer Wirkjamkeit in grögern Kreiſen geeignet. 

So weit alſo wirklich ſchon die ganze phyſiſche Natur die beiden Geſchlechter darauf hin, 
ſich übereinſtimmend mit der beſtehenden Einrichtung gegenſeitig zu ergänzen. Sie bezeichnet 
den ſtärkern, Eühnern, freiern Mann ald fhaffenden Gründer, Lenfer, Ernährer und Schüger 
der Familie und treibt ihn hinaus ins äußere Leben zum äußern Wirken und Schaffen, in den 
RMechts- und Waffenkampf, zu fchöpferifchen neuen Erzeugungen, zur Ermwerbung und Veriheis 
digung. Sie bezeichnete die ſchwächere, abhängigere, fhüchternere Frau zum Schüpling des 
Mannes, wies fie an auf das flillere Haus, auf das Tragen, Gebären, Ernähren und Warten, 
auf die leibliche und humane Entwidelung und Ausbildung der Kinder, auf die Häußliche 
Bewirtbung und Pflege des Mannes und der hauslihen Familie, auf Erhaltung ded vom 
Manne Ermworbenen, auf die Führung ded Haushalts ®), auf die Bewahrung der Heiligen 
Flammen des hauslicden Herdes. 

IV. Die Natur aber fowie auch die beftehende Einrihtung haben zugleich ſolche pſychiſche 
oder geiſtige und moraliſche Eigenthümlichkeiten der verſchiedenen Geſchlechter begründet, welche 
ganz jenen obigen phyſiſchen Hauptverſchiedenheiten in Beziehung auf die Fortpflanzung und 
den bezeichneten, auch durch die chriſtliche Geſetzgebung geheiligten eigenthümlichen Richtungen 
der gemeinſchaftlichen Lebensaufgabe entſprechen. 

Auch in dieſen intellectuellen Eigenthümlichkeiten oder im Seelenleben überwiegt 1) bei 
dem Manne jene mehr active Richtung auf neues freied Erzeugen individuellen Lebens, auf 
freied äußeres Schaffen, Gründen und Geben, die freiere Selbftthätigfeit ; bei dem 
Weibe dagegen die mehr paflive Richtung, dad abhängigere Empfangen und Dulden, dad Er: 
halten nnd Pflegen der Gattung und die innerlich bildende Thätigkeit dafür. Bei dem Manne 
überwiegt ver ſchaffende Geiſt, die Vernunft, mit ihrer Abſonderung, Reflerion und Abftraction, 
mit ihrer Durchdringung, Ihöpferifhen Verbindung und neuen äußern Geftaltung; bei dem 
Weibe dad empfänglide Gemüth, das für Eindrücke leicht erregbare Gefühl, die Aufnahme 
durd die unmittelbare Anſchauung der Dinge in ihrer Ganzheit und die Innerlichfeit. In 
pbilofophifcher und poetifher Schöpfungsfraft, in gründlichen tiefer Wiſſenſchaft Eonnten felbft 
die außerorventlihften unter den weiblichen Schriftftellern vie mittelmaßigen unter ven männ= 
lichen nicht übertreffen. Burda (S. 176) Tagt: „Während dad Weib mit Leichtigkeit und 
Gewandtheit im Xeben, in ver Kunſt und felbft öfters in der Wiſſenſchaft ich bewegt, geht ihm 
ſchoͤpferiſche Selbftthätigkeit, Originalität und Genialität ab. Auch die Religion iſt ihm mehr 
Gegenſtand des Gefühls als der Forſchung. So ruht auch ſeine Sittlichkeit mehr im natürlichen 
Gefühle, und bei folder Harmonie in ſich verlangt es auch mehr Übereinſtimmung in der äußern 
Erſcheinung mit dem Innern Weſen, liebt mehr vie Form, namentlich die leichte, zierliche, an⸗ 
mutbige. Es flrebt daher weniger nad) Anerkennung von Kraft und Verdienſt ald von Liebens⸗ 
würbigfeit, in welcher das Beiftige unter gefälligen Formen fid) äußert. Dem Manne kommen 
bie mehr activen, vem Weibe die mehr paffiven Tugenden zu, ſodaß dad Verhältniß beider Ge- 
ſchlechter in den Gegenfägen von Schaffen und Erhalten, von Ermwerbluft und Sparfantfeit, von 
Mäßigung und Benügjamfeit, von Gerechtigkeit und Nachſicht, von Keftigfeit und Sügjamfeit, 
von Muth und Ergebung, von Standhaftigkeit und Geduld ſich ausſpricht.“ 

2) Bei dem Manne überwiegt jene freiere, ausgedehntere Wirkſamkeit in der Außenwelt, 
bei der Frau die groͤßere Beſchränkung auf die Fortpflanzung, die Familie, das Haus. Burdach 
drückt ſtark ſich ſo aus (S.475): „Der ganze Sinn des Weibes iſt auf Familien- und Ge⸗ 
ſchlechtsverhaältniß gerichtet, und die Pflichterfüllung in dieſer Beziehung macht allein feinen 
Werth aus. In der Liebe gibt ih das Weib ganz hin und macht fie zum Zielpunfte feines 
Lebens, während der Mann feine Selbftänvigfeit dabei behauptet und anderweitige Zwecke 
verfolgt. So vereint dad Weib nicht nur die Glieder der Familie, fondern ift auch überhaupt 
mehr zur Sympathie geflimmt, und mit einen vorberrfhenden allgemeinen Wohlwollen ver: 
bindet ſich auch ein höherer Grad von religidfer Gefinnung.” In dem geiftigen Gebiete zeigt 
das Weib ebenfalld weniger Umfaffung und Kraft für das Entferntere und Ziefere, wol aber 


8) Diefe hat 3.3. Wagner unter dem Titel Soſtem ber Privatöfongmie (Aarau 1887) zu einer 
eigenen Wiffenfchaft zu erheben gefucht. 
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deſto lebendigern empfänglichen Sinn und Blick für das Nähere, Beſondere. Und in Verbin: 
bung mit jener leichten Erregbarkeit, mit der Keinheit des Gefühls und mit dem Sinne für vie 
unmittelbare Anſchauung überrrifft das Weib den Mann in jenem feinen fihern Takt des Ur⸗ 
theilens und Benehmend und in jenem, wenn auch feiner Gründe nicht bewußten, doch fihern, 
gefunden Berftande und Urtheile über Perſoͤnlichkeiten und Lebensverhältniſſe, die, durch müh- 
fame Schlußfolgerungen nicht aufgehalten, durch Grübeleien nicht geirrt, unmittelbar zum 
rechten Ziele führen. | 

3) Die Heiden bezeichneten phufifchen und moralifchen Hauptverſchiedenheiten, in Verbin: 
dung mit jenen verfohienenen Beflimmungen, begrimben aber noch einen neuen moralifchen 
Hauptunterſchied. Jene männlichen Eigenthümlichkeiten, die größere männliche Kraft um 
Freiheit, die Vorberrichaft des Verſtandes und des nur allzunahe mit dem Zerftören verbunde⸗ 
nen Schaffens und die männliche Lebensbeſtimmung der Fräftigen Schützung und Leitung ber 
Familie, der Bermögenderwerbung und des politifchen und Waffenkampfes für fie begründen 
ihm die größere Kühnheit, ven männlichen, ven auch phuflfchen und offenfiven Muth und bie 
natürlichen,. oft nothwendigen Begleiter deſſelben, männlichen Affeet, Zorn, Rechtstrot und 
Unduldfamkeit, den unbeugſamen Willen und Entfhluß, die rauhere Außenfeite und eine 
gewiffe männliche Härte oder Strenge. Die fhönfte Form aller feiner Tugend aber bleibt ie 
männlihe Würde. Dagegen begründen ebenfo natürlich bei dem Weibe ihre Eigenthümlich⸗ 
feiten,, ihre größere Schwäche und Weichheit, ihr Überwiegen des Gemüths und Gefühls und 
des Sinnes für Erhaltung in Verbindung mit ihrer Schugbebürftigfeit und häuslichen Lebens: 
beftimmung die weibliche Schüchternheit und keuſche Schamhaftigfeit, die Weichheit und Sanft: 
muth, die größere Fähigkeit und Kunft für das Dulden und Nahgeben und nöthigenfalls einen 
Muth, einen oft bewundernswerthen fittlihen Muth des Duldens, jedenfalls aber mehr nur 
den Muth einer enthufiaftiichen Erregtheit als den des Falten männlichen Entſchluſſes, endlich 
die mildere gewinnende Form und Sitte?) und die weibliche Anmuth, dieſe ſchoͤnſte Form aller 
weiblichen Tugend. Jahn in feinem trefflihen ‚„‚Deutfhen Volköthum“ (S. 201) bemerft jinnig: 
„Die Huldigung gegen das Weib beginnt in ven Uranfängen unferer deutſchen Spracde. Was 
von den Naturfräften, Erſcheinungen, Erzeugniffen mit Stärke, Gewalt, Macht, Furchtbarkelt 
hervortritt, ift männlichen Geſchlechts; was mit Anmuth, Wohlthun, filler Wirkſamkeit und 
ſelbſtbeſchränkter Macht maltet, ift weiblichen Geſchlechts: der Geiſt, die Seele; der Kopf, bie 
Stirn; der Tag, die Naht; der Morgen, die Dämmerung; ver Orkan, die Luft; der Acker, 
die Aue; der Wald, die Wiefe; der Berg, die Höhe; der Baum, Stamm, Aft, Zweig, bie 
Knospe, Blüte, Blume, Frucht, Wurzel; der Himmel, die Erbe; der Haß und Zorn, die Liebe 
und Minne; der Unmuth, Hochmuth, Übermuth, Gleihmuth, die Wehmuth, Schwermuth, 
Demuth, Sanftmutd, Anmuth.“ Die Ehre und die Wirthin des Haufes und des Mannes 
oder auch Die Freudebringerin (Brau, Frowe), diejes find die deutſchen Namen ver Ehefrau. 

Das allgemeine Gefühl und Urtheil aller fittlih und geiftig gefunden Männer und Frauen 
aber preift den Inbegriff der nur bezeichneten eigenthümlichen weiblichen Eigenfchaften, Ge: 
fühle, Richtungen und Tugenden, als die weſentlichſte, als die naturgemäße Vollkommenheit 
der Frauen, als die Grundbedingung ihrer Liebenswürdigkeit und der glücklichen Verwirk⸗ 
lichung ihrer Lebenäbeflimmung, mit dem Namen: Weiblichkeit. Es bezeichnet ebenfo bie 
eigenthümlich männlichen Eigenfchaften, als die mefentlichfte Vollkommenheit des Mannes, ald 
die Grundbedingung feiner Achtungswürdigkeit und feiner Lebensbeſtimmung, mit dem Namen: 
Männlichkeit. Gleich widerlih und verfehrt wie das Mannweib ift in der ganzen moraliſchen 
Welt nur der weibifhe Mann. Bor allem aber knüpft fi bei dem Weibe an die Verlegung 
weiblicher Schambaftigkeit und Keufchheit, bei dem Manne an unmännliche Feigheit ver Ver: 
luft von Ehre und Achtung. 

Die Behauptung der verſchiedenen Charaktere und Beftimmungen ber beiden Geſchlechter, 
die Gott und die Natur felbft ihnen gaben, nicht die Zerftörung verfelben, das ift pie Aufgabe 
beider Gefchlehter. Denn dad Weſen und die Beftimmung, die Bollfommenheit der höhern 
Menschheit ftellen fich in beiden nicht etwa auf verfchiedenen Höhern oder niedern Stufen, wie 
männlicher Despotismus fabeln mochte, fondern nur in verſchiedenen einander ergänzenden 
Richtungen dar. Sie werben alfo nur durch die Gemeinfamkfeit beider, nur durch Die Behaup: 
tung ihrer Bejonderheit und zugleich durch ihre gegenfeitige Verbindung und Ergänzung ver: 


— — — 


9) Nach Freiheit firebt ber Mann, 
Das Weib nad Sitte, Goethe. 


a 
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wirklicht. Einſeitige Übertreibung ver geſchlechtlichen Verſchiedenheit, Härte, Starrheit, Hoch⸗ 
muth und Tyrannei bei dem Manne, Schwäche, Weichlichkeit, Eitelfeit und Willenlofigfeit bei 
dem Weibe find freilich verwerflih und gehen in hoͤchſter Entwidelung fogar nicht blos in mo⸗ 
raliſche, ſondern auch in Geiſteszerrüttung über, welche leßtere, eben wegen ber eigenthümlichen 
Hauptrichtungen, bei dem Manne allermeift aus Stolz, bei dem Weibe aus Liebe entfleht. 
Aber nicht minder verwerflic find jene Zwittergeftalten eines weibifchen Weſens des Mannes, 
Muthlofigkeit, Tändelei und fade Sentimentalität, oder des männiſchen Weſens am Weibe, 
Schamlofigfeit, geiftige Hoffart, Unglanbe, Ideenſchwindel, Herrſchſucht. 

Das aber, was die Gefchlechter zur Verwirklichung jener oben bezeichneten Vernunftidee 
ihrer Beſtimmung verbindet und zugleich mit ihrer Beftimmung auch ihre Höcfte Glückſeligkeit 
verwirklicht, bei den Thieren der Befihlechtäinftinet, iſt für die höhere menschliche Natur und 
Beftimmung, fittlich geftaltet und beherrfcht, die Liebe. Und gerade die Bereinigung in Liebe 
fegt vor allem jene natlırliche Gefchlechtönerichiedenheit und deren Behauptung voraus, forbert 
fie, verhütetaber zugleich auch die fhäbliche Übertreibung und Ausartung berfelben. „Indem — 
dies find Burdach's Worte (S. 480, 478) — „pie Gefchlehter ven gleichen Begriff der Gat- 
tung in einander entgegengefeßten Formen audprägen, wirfen fie reizend aufeinander ein, und 
das Gefühl ver gegenfeitigen Ergänzung fpricht fi in der Seele ald Sympathie aus, welche im 
Menſchen, wo die Individualität zur Perſoͤnlichkeit gediehen ift, zur perfönlichen Liebe fi) ge: 
ftaltet. Übereinftinnmung im allgemeinen und Verſchiedenheit im befondern iſt auch bier das 
Geſetz, aber mit vorwaltenver Beziehung auf das Pſychiſche, ſodaß die äußere Erſcheinung nur 
als Ausdruck ded Innern aufgefaßt wird‘ (oder, fegen wir hinzu, daß die finnliche Liebe der 
ſittlichen Idee und Gefinnung untergeordnet, durch fie geadelt if). „Der wahrhafte Grund ber 
Liebe ift demnach Übereinftimmung im Wefentlihen des Menfchen, nämlich in ber fittlichen 
Gefinnung, bei der durch den Geſchlechtscharakter beftimmten Verfchievenheit der Außerung. 
Der allgemeinfte Reiz im geſchlechtlichen Gegenfage aber ift, den zmei Hauptformen ver Schön: 
heit entfprechend, die männliche Würde und Die weibliche Anmuth. Die Liebe befeligt, indem 
eins in dem andern ſich wienerfindet, die andere Perfdnlichkeit ald das Ergänzende der eigenen, 
als Repräfentant Ihres Gegenſatzes erfannt wird und fomit die Individuen im innigen Dereine 
zum höhern, vollfommenern Dafein emporgehoben ſich fühlen. Daher nährt und pflegt bie 
rechte Liebe and den Sinn für Univerſalität, macht milder, menſchenfreundlicher und religiöfer, 
wie ſte aud) die geiftige Kraft zu ungemeinen Leiftungen im Leben ober in Kunft und Willen: 
ſchaft fleigert.”” In ver Liebe erfcheint das Streben nad) dem Unendlichen in endlichen Formen 
als das Wefen — die Idee und Beſtimmung — der Gattung In perfönlicher Geftalt, Sinnlichkeit 
und Gemüth in der Einheit der Höhern Idee. 

Durch den ftärkften und lockendſten aller Triebe führte die weiſe Natur vie willkürlich han⸗ 
delnden Wefen zu dem Mittelpunft ihrer höchften Beftimmung. Diefe aber befteht nun bei dem 
Menfchen keineswegs, mie bei dem Thiere, blos darin, daß das Gefchöpf als organifches Glied 
feiner Oattung, diefer dienen, fie durch die blos phyftiche Fortpflanzung erhalte, fondern auch 
darin, daß er ein möglichft vollfommenes, fittliches, humanes Leben felbft erringe, behaupte, 
mittheile und fortpflange. Auch diefe umfaffendfte Aufgabe oder die flttlihe Cultur der Menſch⸗ 
heit in immer vollfommenerer Ausbildung, in immer größern Kreifen fnüpfte pie Vorſehung 
dauernd an dad Grundverhältniß, an die Beſtimmung der beiden menſchlichen Gefchlechter, an 
ihren ftärkften Trieb und ihre Verbindung. Hierzu nun nimmt die menichliche Liebe, Geſchlechs⸗ 
verbindung und Fortpflanzung die humane, fittliche Geftalt an, und dieſes ift die wahre, die 
unauflösliche eheliche LZiebe und Verbindung , die fittliche Familie und die Kamilienerziehung. 
Die blos finnlihe Geſchlechtsbefriedigung Ift thieriſch. In ihr herrſcht die Sinnlichkeit ohne 
fittliche Unterordnung und Geftaltung. Sie misbraucht jenen flarfen Naturtrieb gegen feine 
Beſtimmung, würdigt die Perfönlichkeit zur Sade, zum Mittel für ven thierifchen Genuß 
herab, begründet weder für die Beifchlafenden noch die Kinder die Grundbedingungen humaner 
Bervollfommnung, fonbern dad Gegenteil. Ste wirkt um fo mehr, je ſtärker ver faljch geleitete 
Trieb und je höher feine wahre, nunmehr verlegte Beftimmung ift, jeheiliger und unverleglicher 
die nun durch ihn verlegten Verhältniffe ſind, welchen er dienen follte, zerſtoͤrend für bie fittliche 
Menihheit. Wahre Liebe alfo muß die Geſchlechtsverbindung leiten und adeln. „Dieſe aber 
beruht auf dem Gefühl der Einheit mit dem geliebten Wefen, ift nicht wechſelnd wie der Ge⸗ 
ſchlechtstrieb, ſondern verlangt ihrer Natur gemaß ewige Fortdauer und ausſchließlichen Beſitz. 
Nur die treue Liebe allein kann dem vernünftigen würdigen Menſchen volle Befriedigung und 
Seelenfrieden gewähren. Und nur in einem lebenslaͤnglichen Vereine, durch gemeinſame Liebe 
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zu den Kindern iſt deren geiſtige und ſittliche Erziehung und deren Hinführung zu ihrem eigent⸗ 
lihen Ziele moͤglich.“ (Burdach, ©. 519.) 

Behauptung des Gemeinſchaftlichen wie ver Eigenthümlichkeiten der beiden Geſchlechter, 
gegenieitige Ergänzung und Verbindung in Liebe, in Xiebe in fittlider Geſtalt und zur Ver: 
wirklichung der hoͤchſten menfchlihen Beftimmung, viejes alfo war das große Geſetz der gött- 
lichen Weltordnung, als fie die menſchliche Gattung in zwei Geſchlechter fpaltete, vieles war 
ihr Gefeg für die weibliche und für die männliche Beftimmung und für ihre Geſchlechtsllebe, für 
die hoͤchſte Entwidelung irdiſcher Menschlichkeit und Cultur. Und fo erft wird die Geſchlechts⸗ 
verbindung wirklich zum innigften, fi) gegenfeitig ergänzenden Vereine, zu einer höhern un: 
trennbaren Gejammtperfönlichkeit, zu der „im Himmel und unauflöslich geſchloſſenen“, zu ber 
chriſtlichen und deutſchen Ehe, zur Grundlage irdifcher Vollkommenheit und Glückſeligkeit. 

Wohl durfte Luther diefe wahre Ehe, dieſes gegenfeitige Sichhingeben und verdoppelt 
MWiedergewinnen, „das große Wunder ver Welt” nennen. Und in diefem Sinne fohreibt er 
in feinem „Sermon vom ehelichen Stande‘: „Die eheliche Liebe ift und foll fein die allergrößte 
und lauterfle Liebe von allen Lieben. Über alle gehet die eheliche Liebe, das ift eine Brautliebe; 
die brennet wie dad Feuer und fuchet nicht mehr denn das eheliche Gemahl, die fpricht: Ich will 
nicht das Deine, ich will werner Gold noch Silber, weder Died noch das; ich will dich ſelbſt Haben. 
Alle andere Liebe juchet etwas anderes, denn den fie liebet; viefe allein will den Geliebten eigen, 
felbft, ganz haben.’ 

Die beſondere Stellung aber, melde in viefem Liebesbunde die Frau einnimmt, ift durch 
das Bisherige hinlänglich bezeichnet. 

„Ein Mitweſen eines geliebten Anbern fol das Weib werden, eind mit ihm, wie ranfend 
Immergrün mit der Eiche. Einen ftillen Lebenskreis ſoll die Erwählte ziehen um den Gatten, 
wohin feine Sorge, Fein Geſchäftsdrang, feine Arbeitsbeſchwerde hineindringt. Hier foll fe 
Sohepriefterin fein, auf dem häuslichen Altare dad heilige Feuer unentweihter Liebe nähıen, 
daß des Mannes Kraft fürs Allwohl nie erlöfche, er nur freudiger hinaus ind Lebensgewühl 
flürge, wie zum Giegeßfefte, nad vollbrachter Arbeit zurückehre zu häuslichen Freuden... 
Solche Gattinnen werben das höchſte irdiſche Glück genießen, Menſchenmütter zu fein; jede 
Unweiblichkeit kann nicht weiter als zur thieriſchen Mutterſchaft kommen.“ (Jahn, ©. 321.) 

V. Kaum bedarf es nun wol noch beſonderer Beweisführungen, daß bei ſolchen Verſchie⸗ 
denheiten der Geſchlechter, bei ſolcher Natur und Beſtimmung ihrer Verbindung eine voͤllige 
Gleichſtellung der Frau mit dem Manne in den Familien- und in den oͤffentlichen Rechten und 
Pflichten, in der unmittelbaren Ausübung derſelben ver menſchlichen Beſtimmung und Glüd: 
feligfeit widerfprechen und ein würdiges Familienleben zerflören würbe, daß dabei die Frauen 
ihrer hohen Beftimmung im häuslichen Kreife und für die Bildung der nachfolgenden Ge: 
ſchlechter, daß ſie vem Schmucke und der Würde der Frauen, der wahren Weiblichfeit und ihrem 
Ihönften Glüde entfagen und fi) ven größten Gefahren bloßftellen müßten und daß fie gerade 
dadurch ihre höchfte Achtungswürdigkeit und Achtung verlieren würden, welche fie bei äußerer 
Verſchiedenheit vem Danne gleichitellt. 

Klar ift ed wol fürs erfte, daß wirklich ein dauerndes würdiges, ein friedliches eheliches 
und Familienleben mit folden unmeiblihen Mannweibern unmöglich wäre, welche ven Mann 
als das Haupt der Familie nicht anerkennen und neben ihm und gegen ihn unmittelbare Stimm: 
und Entſcheidungsrechte über die gemeinſchaftlichen gefellihaftlihen Angelegenheiten geltend 
machen und die gleiche Eriegerifhe Wehrpflicht ausüben wollten. Nie kann eine Gelellihaft 
und vollends eine Gefellfchaft über vie wichtigften Lebensverhältnifie beftehen, in welcher bie 
Theilnehmer immer mit Stinmengleichheit nebeneinander ſtehen wollen, ohne Entſcheidung 
bei der Meinungsverſchiedenheit über pad Gemeinſchaftliche. Deshalb erklärten die Römer mit 
Recht eine bloße Societät ald jenen Augenblid und bei jeder Meinungsverjchienenheit beliebig 
auflöslich fur jedes Geſellſchaftsmitglied. If aber damit noch eine wahre, eine hriftliche Ehe 
und Familie und Familienerziehung ver Kinder vereinbar? Weil fie es nicht find, dedhalb 
erlaubten denn auch die Saint-Simoniften ven Brauen beliebige geſchlechtliche Verbindungen 
mit fremden Männern und Trennungen ver Ehen nad) Belieben, Eonnten aber natürlich den 
Strafgefegen, welde unfere Familien- und Staatsordnung ſchützen, nicht entgehen. So berüh⸗ 
ren fich die Ertrene. Iene Theorien, die, gleihgültig gegen die Rechte der Frauen, diefelben 
despotifch als Mittel für die Männer und ihren Verein misbraudten, mußten auf daß ebelfte 
But für die Männer und den Staat, auf ein häusliches oder Familienleben und fittliche Fami⸗ 
lienerziehung der Kinder verzichten. Die, welche, bei einfeitiger Verfolgung einer abftracten 
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Gleichheitsregel die Geſetze und Schranken ver Natur überſehend, für die Frauen mehr Rechte 
in Anſpruch nahmen, als dieſe nach jenen Gefegen und Schranken nur wollen fönnen, zerflören 
diefe Heiligfte, feftefte Grundlage menſchlicher und bürgerlicher Tugend und Glüdfeligfeit 
aufs neue. j " 

Eine ebenfo tief in der Natur begründete und durch alle Erfahrung beftätigte Wahrheit ift 
e8 ferner, daß überall die Fran für die höchſte Achtung und Liebe des Mannes, für feine 
Schüßung, Aufopferung und Schonung gar Keinen wirkfamern Titel hat als efen ihre Weib: 
lichkeit, als ſelbſt ihre weibliche Schwäche, als ihre weibliche Liebe, Hingebung und Sanftmuth. 
Wollen die ſchwächern Frauen fo thöricht fein, mit den flärfern Männern in naturmibrige und 
unmelblihe Kämpfe fi einzulafien — was werden fie nicht alle8 wagen und verlieren! 

Es iſt ferner eine für die Erhaltung glücklicher Familienverhältniſſe, für den gefetlichen 
Schutz der höchſten naturgemäßen Würde und Glüdjeligkeit ver Frauen und für die Erziehung 
der Bürger nie genug zu beachtende Wahrheit, daß allermeift die beften und größten Dlänner 
den weſentlichſten und ebelften Theil ihrer Bildung ihren Müttern, aber weiblihen und ven 
heiligen Herb würdigen Familienlebens rein bewahrennen Müttern und ihrer durch rauhe 
männliche Geſchäfte nicht geftörten treuen und fanften Einwirkung verbanften. Solange in 
Mom ein unentmweihtes Familienleben befland und Eheſcheidungen und Ehebrüde nah dem 
frühern firengen Eherechte und unter Herrſchaft der Religion und Genfur fo gut wie unbefannt 
waren, fo lange erwuchſen aus diefen reinen Familien tugendhafte, außerorventliche Gefchlechter, 
die unerfchütterlichen Erkämpfer und Vertheidiger ver Freiheit, Die Helden der Treue, Tapferkeit 
und Enthaltfamfeit, die glorreihen Sieger über alle Feinde des Vaterlandes. Seitdem aber 
gegen Ende ver Republik das Yamilienleben entweiht und die Ehen in dem nunmehrigen laren 
Eherechte nach jeder Convenienz und Leidenfhaft aufldslih und immer aufs neue aufgelöft und 
Ehebrühe häufig wurden, da reifte jene Unwürdigkeit und Verderbniß, welche die Sieger der 
Melt und ihr gewaltiges Reich als leichte Beute ven Barbaren überlieferten. Tacitus, der wie- 
derholt die Bortrefflichfeit großer Römer, jo namentlich aud die des Agricola (c. 4), von 
der Einwirkung ihrer Mütter Herleitet, leitet auch in dem Geſpräche über die Redner (0.28) 10), 
wie den übrigen Verfall, fo felbft ven ver Beredſamkeit von dem Mangel jener wohlthätigen 
Einwirfung ab. „Vormals“, jagt er, „wurde jedem Römer fein Sohn von fittiger Mutter 
geboren, nicht im Zimmer einer erfausten Amme, fondern im Schoje und am Bufen der Mutter 
aufgezogen, deren vorzüglichftes Lob war, dad Haus zu verwalten und vie Kinder zuerziehen... 
So hat Bornelia, ver Grachen, fo Aurelia, des Cäſar, jo Attia, des Auguſtus Mutter, der 
Erziehung vorgeftanden und glorreiche Kinder herangebilvet.” Und au bei ven Griechen 
waren, wie Homer und bie alten Tragifer beweifen, in ven frühern Zeiten, damals, ald jene 
bewundernswerthen Gründer griechiſcher Freiheit gezeugt und erzogen wurden, die ehelichen und 
Bamilienverhältniffe durch Religion und natürliche Sitte noch ungleich würdiger !Y), als fie in 
fpätern Zeiten, in denen die Grundlagen nachmaliger Schmach gelegt wurden, durch fehlerhafte 
Ausbildung mangelhafter rechtlicher und politifher Anfichten fich audgebildet hatten. Linp wo 
wir aud in der neuern Zeit herumbficken, in denjenigen Zeitaltern, in den Ständen und Völ⸗ 
fern, in welchen wir, wie Hei ven Briten, wahre gründliche Freiheit und fittliche und patriotifche 
Tüchtigkeit finden, da werben auch die ehelichen und Familienverhältniffe, da werben die Mütter, 
bie dieſe tüchtigen Geichlechter erzogen, in einer naturgemäßen reinen und würbigen Geftalt 
erfcheinen. Und da, mo in den Familien Die Treue, die liebevolle Anhänglichkeit und Aufopfes 
rung, die Enthaltſamkeit und Reinheit ven ſelbſtſüchtigen Trieben und Leidenichaften weichen, 
wo die Frauen entarten, da wird auch die bürgerliche Tugend und Kraft entfhwinden. Nur 
erfi, wenn in der Bamtlie, diefer Grundlage und Pflanzſchule, diefem Urbilde der ſtaatsgeſell⸗ 
ſchaftlichen Verbindung, vie ſtärkſten aller finnlihen Triebe der Herrſchaft ver fittlichen Ver: 


10) Daß dies Gefpräch wirflich von Tacitus herrührt, halte ich für unzweifelhaft. 

11) Man bebenfe nur, daß dir gange trojanifche Krieg nach Homer ber Rache verlegter Che galt! 
Man denke der treuen Penelope und des herrlichen Abſchieds von Heftor, oder folcher Stellen, wie Ilias, 
VI, 341 u. 398. 

— Ein jeber, bem gut und bieber bas Herz iſt, 
Liebt fein Weib mit Zärtlichkeit — 
Oder: 
Dort, o wie oftmals hebt mein muthiges Herz fih von Sehnfucht! 
Einer gefälligen Gattin vermählt, in ehlicher Eintracht 
Mich der Güter zu freuen, die Peleus der Greis ſich geſammelt. 
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nunft untergeorhnet werben, ift au im Staate der dauernde Sieg der letztern zu hoffen, nur 
dann erftarkt die fittliche Freiheit. Was aber in ganzen Zeitaltern, Ständen und Völkern her- 
vortritt, dad zeigt fich faft überall auch bei Einzelnen. Iſelin fagt mir Recht: „Ich Halte es für 
unftreitig, wenn man die Gefhichte aller Männer genau wüßte, bie ſich durch Rechtſchaffenheit 
und Tugend ausgezeichnet Haben, daß man unter zehn immer neun finden würde, welche dieſen 
Bortheil ihren Müttern ſchuldig waren. Es tft nod nit genug anerkannt, wie wichtig eine 
unſchuldige und untabelhaft zugebrachte Jugend für dad ganze Leben eines Menſchen ift, um 
wie faft alle, die dieſen Vortheil genofjen haben, ihn niemand ſchuldig gewelen find als ihren 
Müttern. Dagegen fagt Jahn (S. 341): „Alle großen Böſewichter Fannten Fein haus: 
lihes Glück, und die meiften groben Verbrechen entftehen aus zerflörter häuslicher Glückſelig⸗ 
feit, ja die fchauberhafteften, um fie zu erringen. Wem im Haufe nicht mehr wohl if, dem wirh 
felbft dad Vaterland bald zu enge, er verläuft in die Welt als Irrmenſch.“ 

Iſt aber ſchon für die tüchtige Bildung der Männer eine würbige Familie, vie Erziehung 
einer weiblichen Mutter unentbehrlich, mas ſoll e8 erft werben mit den Maͤdchen ohne fie! Man 
gehe hin und beobachte die Natur und die Wirkungen meibliher Erziehungsinftitute, dieſer erk 
bei der Unmöglichkeit einer guten Familienerziehung vielleicht verdienſtlichen, an ſich aber fo 
Höchft traurigen Surrogate verfelben. Ein in falfche Richtungen verirrter Süngling kann id 
noch zurecht finden. Aber wo ift Herflellung für dad verbildete, dad unnatürliche, das liebeleere, 
das entadelte Weib zu finden? Sehr richtig fagt Jahn: „Die Schöpferin des häuslichen Glüds 
fol das Weib fein, aber aushäuſige Erziehung iſt die Vorrichtung zum Gegentheile.‘‘ 

Kurz, die edelften und reichſten Blüten menfchlicher Tugend und Glückſeligkeit entwickelt 
und umfchließt ein würdiges Familienleben, wie es allein bei treuer Bewahrung der echten 
männlichen und weiblichen Natur und Beflimmung ſich bildet. Stets unter der Herrfchaft des 
würbigften Geſetzes und der natürlichſten Ordnung wirfen und walten in biefem erflen und 
gefelligen Organismus, in diefer Welt im Kleinen die Weder aller Kräfte, die größten Er: 
zieher des Menſchengeſchlechts — Liebe, Beifptel und Noth. Die Beflimmung und Glüdfelig: 
keit aller empfindenden Weſen, das wechlelfeitige Empfangen und Mittheilen des Eigenthüm: 
lichen und die Berfnüpfung des Mannichfaltigen in Liebe und Harmonie, in melder reihen 
und veredelnden Geſtalt erfcheinen fie nicht im Kreiſe dev würdigen Familie, würbiger Gatten, 
Altern, Kinder und Geſchwiſter! In der That, welche beffere Pflanzihule für edle Menſchlich⸗ 
feit nicht bloß, fondern aud für ein freied und würdiges bürgerliches Gemeinweſen, für jeine 
gefelligen Tugenden, für vie wohlwollende Theilnahme, für die georbnet ineinander greifenbe 
wohlvertheilte Arbeit, für fefte Treue und freudig und muthig aufopfernden Gemeingeift Eönnte 
es wol geben? Welche doch follte eine ſolche Kamilie erfegen, fie mit ihrem veichen wechſelſeiti⸗ 
gen Freudegeben uud Freudenehmen, mit ihrem wechſelſeitigen Unterflügen, Aufopfern und 
Dulden, mit ihren durd höheres Geſetz gebeiligten, naturfeften, aber in Liebe frei gemollten 
Banden, mit ihrer natürlichen Abſchleifung der Einfeitigfeiten und Ausgleihung der Mängel, 
mit diefer wundervollen Ausgleihung nicht minder in den äußerlichften Kräften und Bedürf— 
niffen wie in ben geifligen und moralifhen Vermögen und Richtungen, nicht minder in bed 
Mannes Ermerben, Känıpfen und Schügen und in des Weibes forglicher, erheiternder Pflege, 
wie in des Mannes Ernft und rüftiger Entfchlofienheit und deren Milderung durch des Weibes 
feinere Empfindung, durd) feinen mildern, fanftern Sinn, oder in der Altern ernfterer Xebend: 
anſicht und in der Kinder heitern und feurigen Empfindungen! Alles, was achtungs- und 
liebenswürbig, mas gut und was thener ift in dem Menfchenleben, Gezeichnen wir daher aud mit 
und nach den fhönen Worten Vater und Mutter, Braut und Bräutigam, Mann und Weib, 
Kind und Bruder. Wol gleiht, nach treffendem Bilde, das glückliche Familienleben einem 
ſchoͤnen Fruchtbaume, der feine Zweige immer weiter verbreitet und mit ihnen feine Früchte 
vervielfältigt. Beginnend mit der ehelichen Zärtlichkeit, erweitert ed fich in der Innig verbunde: 
nen Bater: und Mutterliebe und in der Liebe, welche die Kinder zu ihren Altern und unter: 
einander tragen. | 

Und dieſes hriftliche und deutfche Familienleben, den größten und hoffnungsreichſten Fort⸗ 
ſchritt in der ganzen Geidichte ver Menfchheit, dieſe edelſte Blüte und Frucht unferer neuern 
Cultur, dieſes beglückende und veredelnde Familienleben, von welchem eine echt weibliche Gattin 
und Haudmutter die unentbehrlihe Seele und nit die wenigft beglüdte Theilnchmerin if, 
dieſes wollten würdige Frauen, ihrer ganzen natürlichen, förperlihen und geiftigen Beſtim⸗ 
mung zuwider, dem rauhen Männerleben und unweiblihem Kampfe mit Männern aufopfern?! 
Ein ſolches Familienleben wollen neuere Theorien geringſchätzen, für die Civiliſation und bie 
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Freiheit gleichgültig Halten, oder ſelbſt mit Vollgraff geradezu einer würdigen Staatsverfaſſung 
und Freiheit fo ſehr entgegengefegt erklären, daß und germanifchen Völkern, ald Haus- und 
Familienvölkern, felbft aller Begriff von Staat, alle Fähigkeit dazu abgeſprochen werben 
müßten! Sa man will und überreden, wegen unferd Familenlebens auf die politifche Freiheit, 
auf die würdige Geflaltung des Staates zu verzichten? Als wenn nicht Die freie würdige 
Familie und das freie würdige Staatöleben ſich mechlelfeitig unterftügten und nicht aud in 
ihren Verfall ſich gegenfeitig hineinzögen! Wo haben auch wol würbige Familienverhältniſſe 
unter deöpotifcher Herabmwürdigung von Männern und Brauen, unter der Herrſchaft des Eigen⸗ 
willens und der Selbſtſucht, unter der befländigen Gorruption und Verführung zu thieriicher 
Dumpfheit und finnlihen Wohlleben im unfreien Staate irgend ſich auf die Dauer behaupten 
koͤnnen, wenn fie nicht etwa felbft, wenn nicht gerade die Entrüftung über ihre Entwürdigung, 
wie unter den Tarquiniern und den despotiichen Decemvirn, den Despotismus ſtürzte? Doch, 
gottlob! fo heillofe und leichtfinnige Beftrebungen und Theorien Finnen zwar theilmeife ver: 
derbliche Verirrungen begründen und den wahren Geſichtäpunkt verrücken, aber nimmer bie 
Billigung der ımermeplichen Mehrzahl unjerer gefünvdern Männer und Frauen gewinnen. 

Ferner aber, wenn jene weiblichen Amazonen unter den Damen oder jene fogenannten 
Blauftrümpfe 12), mie neuerlich die Mrs: Harriet Martineau, die volle Bleichheit aller Rechte 
in der Familie und dein Staate vertheidigen, vergeflen lie denn gänzlich, daß völlig gleiches und 
gleichartiges Necht bei ungleichen und ungleihartigen Pflichten und Verhältniffen jelbft ungleich 
werben? Und wollten fie wirklich aud im Kriegäheere gleiche Dienfte und Übungen übernehmen 
wie die Männer und in den Kajernen, Wachtſtuben, auf den Märfhen und in den Heerlagern 
mit diefen vermiſcht? Sollte wirklich diefe VBermifhung und ebenfo die mit den Männern aller 
Stände in den oft leidenfhaftlihen Wahl- und Parlamentöfämpfen ver Weiblichkeit ebenfo 
wenig Eintrag thun „als das Zuhdren in Concerten, Theatern und Kirhen”? Sicherlich war 
ed aber eine fehr natürliche Beftimmung, daß alle freien Völker, daß die Germanen wie die 
Griechen und Römer die unmittelbaren politiſchen Stimm⸗ und Entſcheidungsrechte im bürger- 
lichen Gemeinweſen mit den Pflichten, vaffelbe auf Leben und Tod zu vertheinigen, in regel- 
mäßige Verbindung fegten. Wer ven Krieg zu beſchließen das Recht Haben will, der muß ihn 
auch zu führen im Stande fein. 

Gewiß alfo nur unnatürlide weibliche Zwitterweſen, nur glücklicherweiſe vereinzelte un- 
glücfelige Ausnahmen in ihrem Geſchlechte werben Ihre Weiblichkeit, ihre Hohe naturgemäße 
Beftimmung für Tugend und Glück ihrer Familien und ihres Baterlandes aufopfern und eine 
andere Nechtögleichheit verlangen als diejenige, welche mit jenen vereinbar und ihnen för: 


derlich iſt. Alle andern würden eine unfittliche, ihnen und dem Baterlande verberbliche Iingleich- 


heit nicht wollen, Sie würden dieſelbe vollends verfhmähen, ſoweit fie wahrhaft ungleich und 
ungerecht erfcheint, weil fie nicht im Stande find zu der gleichen, gleich tüchtigen Gegenleiftung 
der öffentlihen Pflichten. Sie würden fie endlich gewißlich infomelt nicht zum Umſturz unferer 
geſellſchaftlichen Ordnung verlangen mögen, als fie ihnen Überflüfflg, als ihre Stimmen und 
Intereſſen durd ihre Ehemänner und Väter und Brüder vertreten merben, und als fle gerabe 
ohne die unnuittelbare leidenjchaftliche Theilnahme an den polttifhen Kämpfen auf deren Ab⸗ 
flimmungen ven größten Ginfluß ausüben fönnen, und weil fie endlich dieſelben weder verdop⸗ 
pein noch dffentlicy befämpfen wollen dürfen. Es widerſprechen mit einem Worte folhen Forde⸗ 
rungen die Gefühle, Bepürfniffe und Wünſche gefunver würbiger rauen. Und ſelbſt ein Ber: 
fuch, um durch ausdrückliche Abftinmung aller Männer und Frauen erſt erforfchen zu wollen, 
auf mweldher Seite die übergroße Mehrheit ver Stimmen und auch bie der Frauen wäre, ob für 
ihre Weiblichfeit oder für bie fie gefährdenden männlichen Rechte, würde ebenfo beleidigend für 
fie als überflüffig jein. 

Freilich könnte ver legte Grund, welchen mande, wie James Mil, unbedingter politifcher 
Gleichſtellung der Frauen entgegenfegen, auf einzelne Fälle nicht anmwenbbar fein, obwol aller- 
dings die allermeiften Frauen entweder Ehefrauen find, oder e8 werben wollen, ober noch in 
häuslicher, väterliher Abhängigfeit flehen, oder Die Stelle von Familienmüttern erfegen, und 
obwol aud) von den ganz felbftändig lebenden Frauen nur wenige ihre Weiblichkeit aufopfern 
möchten. Es könnte ebenfo die von Jefferfon ald Hauptgrund gegen fie angeführte moralifde 
Berihlehterung der Frauen oder die Unvereinbarfeit jener Gleichſtellung mit der Weiblichkeit 
und dem würbigen Bamllienleben in Beziehung auf einzelne Fälle beftritten werben. Wenn 


— — 


12) So nennen Engländer und Franzoſen die männlichen, die gelehrten Weiber. 
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aber auch dem ſo iſt, wenn alle unſere Hauptgründe, die der Unſittlichkeit und Verderblichkeit, 
der Ungerechtigkeit, der Überflüſſigkeit unbedingter Gleichſtellung und endlich deren Verwerfung 
ſelbſt von den Frauen auf manche Ausnahmefälle nicht paſſen, wie denn allerdings die citirte 
engliſche Heroine laute Proteftation gegen jeden Verzicht einlegt, fo darf und muß dieſe unbe 
dingte Gleichſtellung und der Umſturz unferer bisherigen Geſellſchaftsgordnung dennoch auch 
rechtlich verworfen werden. 

VI. Diefe Berwerfung beeinträchtigt nämlich aud dad Princip des geſellſchaftlichen Ber: 
trags oder Conſenſes durchaus nicht, fondern entfpricht vielmehr demſelben. 

Es ift die Höchfte politifche Beſchränktheit, wenn man vergißt, daß für die Staaten wie für 
bie Binzelnen alle hoͤchſten Grundfäge nur Ipeale find, denen man ſich möglihft anzunähern 
fuhen muß. Ihre ganz vollfländige Verwirklihung in jedem einzelnen Kal und Punkte zu 
erwarten, dies ift ebenfo abgefchmadt mie die Annahme einer alle Leidenſchaften ſtets und 
gänzlich beftegenden menſchlichen Vernunft oder Tugend im Einzelnen. Das Ideal ſelbſt uber 
und dad Streben nad feiner größtmögliden Verwirklichung wegen jener unvermeivlichen 
menſchlichen Unvollkommenheit aufgeben zu wollen, dies ift auch in der Politik ebenfo feig und 
nichtswürdig als in Beziehung auf die Privattugend der Einzelnen. 

Das Princip alfo, daß die gemeinſchaftlichen Verhältniſſe freier Menſchen zwar vor allem 
nad der fittlihen Vernunft over dem göttlihen Willen, aber wegen der verſchiedenen und 
unvollkommenen Anfichten der Einzelnen über viefelben jo viel möglich nach der freien vernünf⸗ 
tigen Gefammtüberzeugung und Bereinbarung der Gefellfhaft gejeglih beftinmt werben 
müffen , dieſes Princip bleibt ebenfo feſt ald das, daß jeder Einzelne fein individuelles 
Leben möglichft nad feiner ganzen eigenen vernünftigen Überlegung und Überzeugung 
von feiner Pfliht und nicht nach einzelnen Stimmen feiner Gefühle, Leidenſchaften oder einfei- 
tigen Anfichten zu beflimmen hat. Hat nun die Geſetzgebung, foweit e8 ihre Kräfte und ihre 
geordnete Briftenz zuließen, für dieſes Ideal freier Beflinnmung ded Gemeinweſens alles, was 
ihr vernünftigermeife mögli war, gethan, fo bat fie jo gerecht ald möglich gehandelt. Sie muß 
fich beruhigen, wenn auch fürs erfie ihre allgemeinen Geſetze nur der allgemeinen Regel und 
Wahrheit in menfhlihen Dingen jo weit, ald man fie erfennen fonnte, entfprechen, jelbf wenn 
fie für einzelne Ausnahmefälle weniger paſſend fein follten. Sie gibt foldhergeftalt mit Recht 
jevem Manne, der 25 oder 21 Jahre alt ift, die Mündigkeit und vie Entſcheidung in eigenen 
und politifhen Dingen, wozu fie die jüngern noch für unreif und unfähig erflärt. Und 
die Regel bleibt politifch weife und gerecht, wenn auch mander ſchon mit 18, mander erft 
mit 28 Jahren völlig reif fein follte. Sie gibt wichtige politiihe Stimmrechte nur den In— 
habern eines gewiſſen Vermögens, weil dieſes im Durchſchnitt für ein vem Gemeinwohl 
und den Stimmenden felbft heilſames Ausüben des Stimmrehts Fähigkeit und Bürgfchaft 
begründet. Und dad Geſetz bleibt gerecht und gut, auch wenn manche einzelne Arme fähiger und 
würbiger find ald gar manche einzelne Reihe. Mit einem Worte, die Gefege werben nicht für 
die Ausnahmefälle, fondern nah dem Gewöhnlichen gemacht. Sonft müßte mar aud allen 
Männern das politifhe Stimmrecht nehmen, weil e8 einzelne ſchwache, weibifhe Männer nicht 
minder wie viele ſtarke Mannweiber gibt. 

Die Gefepgebung muß fürs zweite auf directem und indirectem Wege, durch den freien 
Gebrauch aller eigenen Privatrechte und Privatkrafte, durch politifhe Stimmrechte und Die 
meift noch wichtigern Rechte der freien Meinungsäußerung, fo viel möglich ift, ohne eine wür- 
dige gefellfchaftlihe Ordnung zu zerflören und ohne die freie Überzeugung ver wirflihen Mehr⸗ 
heit ſelbſt durch Unordnung zu unterbrüden, alle einzelnen Mündigen und auch die Frauen in 
jedem Gefellfchaftökreife zur Bildung der Gefammtüberzeugung rüdfihtlih der allgemeinen 
Befchlüffe zuſammenwirken laffen. Sie findet alddann diefe Gefammtüberzeugung, fo weit mög- 
li, in dem verfaffungsmäßig und frei zu Stande gefommenen Mehrheitsbefhluffe enthalten. 
Sie nimmt an, daß auch die Einzelnen, nad) vollem Gebrauch ihrer Rechte zur Mitbefiimmung 
des Beſchluſſes, denfelben ald den Geſammtwillen (consensus omnium, wie die Alten ſtets Die 
fo zu Stande gefommene Abftimmung der Mehrheit nennen) anerfennen, und läßt den weni: 
gen, die mit allen verfaflungsmäßigen Gegenvorftellungen die Anſicht der Geſellſchaft nicht 
ändern und auch jich nicht vergleihöweife damit vereinigen konnten, frei, mit ven Ihrigen ander: 
“ wärts ihnen mehr zufagende Verhältniffe aufzuſuchen. 

Und jomit wird bie Gefeßgebung auch den Frauen gerecht, wenn fie nur das Princip feft- 
hält, daß niefelben eine gleich heilige menſchliche Würde und zulegt eine gleiche gemeinfchaftliche 
hoͤchſte menſchliche Beſtimmung und ebendeshalb aud gleiche gemeinſchaftliche Rechte haben, 
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ſoweit nur nicht etwa wegen ber befondern Kräfte und Aufgaben des weiblichen Geſchlechts 
und zu ihrem und des Vaterlanded Wohle nach jener freien verfafiungsmäßigen Geſellſchafts⸗ 
überzeugung Beſchränkungen dieſer Gleichheit als vernünftig, als nothwendig und gerecht aner= 
kannt wurden. 

VI. Nach den bisherigen Principien, nach der Verſchiedenheit der Natur und beſondern 
Aufgabe der Männer und Weiber bei weſentlich gleicher Achtungswürdigkeit find die Fragen 
über bie einzelnen Rechtsbeſchränkungen beiver Gefchlechter zu prüfen: ob’ und inwieweit fie, 
ob und inwieweit überhaupt heutzutage eine Rechtsverſchiedenheit vernunftrechtlih fich be⸗ 
gründen laffe? 

Beide dürfen nach dem aufgeftellten Principe nicht weiter gehen, als ihr Grund geht, oder 
als fie nothwendig werden durch die eigenthümlichen Bigenjchaften und Lebendaufgaben, noth: 
wendig für die Erhaltung mahrer Männlichkeit und Weiblichkeit und würdigen, feften ehelichen 
und Kamilienlebens. (Vgl. den Art. Frauen.) 

Überall aber mögen Gefeßgeber, die e8 in irgendeiner Beziehung mit der Beftimmung und 
Leitung der Geſchlechtsverhältniſſe zu thun haben, bedenken, daß alle dieſe Verhältniſſe von ber 
tiefften und zarteften Natur find und in der größten Wechjelverbindung unter ſich und mit ven 
öffentlihen Sitten und Einrichtungen flehen. Sie mögen mit heiligem Ernfle envägen, daß 
fie e8 hier mit den tiefflen und wichtigften Grundlagen ber ganzen gefellfchaftlichen Orbnung zu 
thun haben. Welcker. 

Geſchlechtliche Vergehen.) Mit dieſem Namen bezeichnet man, richtiger als mit dem 
fonft üblichen: Fleiſchesvergehen (delicta carnis), eine zahlreiche Klaſſe von Vergeben , welche, 
nad Art und Objeet der Verlegung fowie nach Grab der Strafbarkeit ſehr verfchieden , doch das 
Gemeinſame haben, daß fle unerlaubte Befriedigung des Gefchlechtötriebes bezwecken. lim ben 
Kreis diefer Vergehen und die Unterſcheidungen derfelben richtig zu erfaflen, wird man von dem 
Sage ausgehen müflen, daß die einzige ſittlich erlaubte Befriedigung des Geſchlechtstriebes die der 
ebelihen Beimohnung iſt. Jede andere Art diefer Befriedigung ift eine unfittliche gefchlechtliche 
Handlung; ſie kann in vielen Fällen zugleich Die Verlegung jubjectiver Rechte einer Perſon enthal- 
ten, in andern nur eine libertretung des fittlichen Gebots. Bei den erflern, ven unſittlich-rechts⸗ 
widrigen gefchlecptlihen Handlungen, liegt ver Rechtsgrund ihrer Strafbarfeit ſchon in der Pflicht 
des Rechtsſchutzes, bei ven legtern, den einfach unfittlihen, in der Pflicht des Schuges der 
Sittlichkeit, und da dieſe Pflicht des Staates jih nach andern Grundſätzen bemißt ald die des 
Rechtsſchutes, fo folgt, daß die Strafbarkeit beider Arten ſchon deshalb verſchieden und deren 
Grenze in legterer Hinſicht nad andern criminalpolitifchen Regeln zu beftimmen fei als in 
der erſtern. 

Die zunächft liegende Abweichung von dem obigen Gebote der Sittlichfeit iſt die freimillige 
auferehelihe Beimohnung, die einfahe Unzucht. Sie verftößt weder gegen den berechtigten 
Millen ded andern Theild, noch, fomeit nicht der eine oder der andere Theil verheirathet ift 
und mithin das Recht der Ehe (von welchem unten zu fprechen ift) hier in Frage kommt, gegen 
den eined Dritten. Auf der unterften Stufe und nod) abgejehen von der intenfiven und exten⸗ 
finen Steigerung, deren dieſe Übertretung des Sittengebots fähig iſt, erfcheint dieſelbe als eine 
unfittlihe Handlung, über deren Strafbarkeit die Geſetzgebung verſchiedener Zeiten und Völker 
verſchiedene Anfichten gehabt hat. Die neuere deutſche Geſetzgebung erachtet das einfache Stu⸗ 
prum, ohne Hinzutritt anderweiter Pflitverlegungen (wie 3. B. Verlegung befonderer Be⸗ 
rufspflichten der Erzieher, Lehrer, Bormünber, Beamten) und abgefehen von der noch zu er⸗ 
wähnenven Steigerung deſſelben, für firaflos, und man wird dieſe Beichränkung des Staats- 
ſchutzes für wohlbegründet erkennen müflen, wenn man die Schwierigkeiten einer fihern und 
erfolgreihen Neprejiion biefer Unfittlichfeit und die weit über die Strafe hinausreichenden 
Nachtheile erwägt, welche ſich an Die legtere unvermeidlich knüpfen. 

Allein anders ift ed, ſobald die einfache Unzudht (dies Wort in dem engern, bier genügend 
bezeichneten Sinne genommen) fi dadurch — intenſiv — fleigert, daß zu der Verlegung der Ge⸗ 
bote des Sittengeſetzes auch eine ſolche der Bejege der Natur hinzufommt. Die Abirrung bed 
Geſchlechtstriebes Hat Hier einen fehr weiten Bereich einer jo zu fagen pathologifchen Entfaltung. 
Die von dem Naturgefeg gezogenen Grenzen koͤnnen vornehmlich in Bezug auf die phujifche 
Dualification ver Berfon, mit welcher die Unzucht verübt wird, überfhritten werden. Diefe Liber: 





D Sg meinen Auffa : Über Begriff und Arten der fogenannten Zleifchesvergehen, in ben Annalen 
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ſchreitung tritt ſchon dann ein, wenn zwar die phyſiſche Moͤglichkeit zur Vollziehung der ge⸗ 
ſchlechtlichen Handlung im allgemeinen, aber noch nicht die für dieſelbe bedingte koͤrperliche Reife 
vorhanden iſt. Dies iſt bei beginnender, aber noch nicht entwickelter Pubertät ſeitens der Mäp- 
hen der Bull, daher Die neuern Befegbücher Unzucht mit ſolchen zwiſchen 12—14 Jahren unter 
ein beſonderes Strafverbot zu ftellen pflegen. in ſchwererer Grad diefer Überſchreitung ift es 
aber, wenn die Vollziehung der geſchlechtlichen Handlung unter Verhältniſſen erfolgt oder doch 
verfucht wird, welche mit ven phyfifchen Gejegen des menſchlichen Organismus in directem Wi: 
deripruch ftehen. Das weite Feld Erankhafter Verirrung, das hier durch Die ungezügelte Gewalt 
des Narurtriebes ſich eröffnet, wird mit dem allgemeinen Namen der Sodomie oder der wider: 
natürlichen Unzucht bezeichnet. Die Wiſſenſchaft pflegte früher noch verſchiedene Arten derfelben 
bis zur äußerſten Örenze, der fogenannten Beftialität, zu unterſcheiden; doch wie es dem jittlichen 
Gefühle zuwider iſt, diefen Sumpf finnlih = fittliher Verirrung näherer Betrachtung zu würdi⸗ 
gen, fo liegt auch für das Recht fein Bedürfniß vor, das richterliche Ermeſſen Hier durch gefeplig 
ausgeſprochene Diftinctionen näher zu beflimmen. 

Die Naturwidrigfeit, von weldyer bisher die Rede war, nimmt biöweilen noch einen andern 
Charakter an, bei welchem anderweite fittliche Intereffen mit in Betracht fonımen. Es kann fich 
nämlich bier nicht blos um den wirklihen Act der gefplechtlihen Vereinigung , ſondern aud nur 
um ſolche Handlungen, die teil zur Aufregung, theild zur Befriepigung des Geſchlechtstriebes 
in anormaler Art dienen, handeln. Man bezeichnet diefelben im allgemeinen nit dem Namen 
„unzüchtiger Handlungen”. Werden vergleichen mit Perfonen, welde noch nicht geſchlechtsreif 
find, vorgenommen, fo tritt hier nicht blos eine phyſiſche, ſondern auch eine fittliche Gefährbung 
ein, melde, zumal bei der gewöhnlich damit zufammenhängenden mangelnden oder doch be: 
ſchränkten, durch VBorfpiegelungen ober auch finnliche Aufregung alterirten Willensfreiheit der 
betreffenden Individuen, einen verbrecheriſchen Charakter annimmt, der den Schug des Staateb 
durch Strafverbote gegen vergleichen Handlungen bedingt. Dies ift dad unter dem allgemeinen 
Namen „Unzucht mit Kindern‘ begriffene Verbrechen, weldes vie neuern Strafgefeßgebungen, 
aus gleichem Grunde, wie vorbemerkt, ohne nähere Diflinctionen verbrecheriſcher Abftufung, mit 
Strafe bedrohen. 

Wie bier die fittliche Seite bereit befonvere legislative Beachtung erheiſcht, fo tritt Diele 
in einer andern Richtung noch und zwar ausjchlieplid) maßgebend hervor. Eine intenfive Steige 
rung der Unzucht (in dem oben bezeichneten Sinne) Tann nämlich aud) noch darin fich zeigen, bap 
diefelbe zwiſchen nahen Blutsverwandten ftattfindet. Es berührt dies gleihfam eine Erweiterung 
der Borausfegung der phufifhen Qualification. Diefe iſt zunächſt allerdings nur an dad Vor 
handenfein ver vollſtändigen geſchlechtlichen Entwidelung gebunden, allein daſſelbe Naturgeieh, 
welches der Trennung der Gejchlechter zu Grunde liegt, widerſtrebt zugleich der gefchlechtlichen 
Bereinigung der directen Generationen fowie derer, welche von ihren Altern in Blutögenein- 
fhaft find; ein Naturgeſetz, das fich nicht blos in der phyſiſchen Entartung der Früchte jold 
naher Geſchlechtsgemeinſchaft, fondern aud in dent ſittlichen Abfcheu vor derfelben in dem un: 
verborbenen Gefühle Fund gibt. Das Recht wie die Sitte Hat daher von früher Zeit her dazu 
geführt, eine ſolche gefchlechtliche Verbindung als ven Gefegen ver fittlihen Weltorbnung ia 
Vezug auf die Beſtimmung ver Familie entgegenlaufend zu verwerfen und als firafbaren ‚‚Incef" 
darzuftellen. 

lies biöher Bemerkte galt von einer intenfiven Steigerung der einfachen Unzucht. Es gibt 
aber auch eine exrtenfive Steigerung verfelben in der „gewerbmäßigen Unzucht“. Auch Hier zeigt 
fih eine nahe Beziehung zwiſchen Phyſiſchem und Sittlicdem , in&befondere in der Depravation 
des weiblichen Geſchlechts, abgejehen noch davon, daß die Weiterführung zerſtoͤrender Krank 
heitäftoffe eine häufige Folge derartiger Vergehungen if. Indeß kann ed nur dem jeweiligen 
Grabe des Sittlichfeitögefühls eines Volkes und einer Zeit einerfeitd und befondern criminalpoli- 
tifhen Erwägungen andererfeitö anheimgeftellt bleiben, inwiefern Hier das Strafgefeg aus Sitt⸗ 
lichkeitsgründen einzufchreiten habe. 

Wir wenden und zu ber zweiten Hauptklaſſe der hierher gehörigen Handlungen, ven uns 
fittli = rechtswidrigen. Diefelben fallen, als rechtswidrig, noch eine jede unter andere Belihtt: 
punkte ihrer Strafbarfeit ald ven ber unerlaubten Geſchlechtsgemeinſchaft. Sie unterſcheiden 
fih aber wieber in drei Richtungen. Bei der erften verfelben ift ver Wille derjenigen Perion, 
an welcher das Vergeben verübt warb, fein freier, ſondern ein ſchon vorher gebundener — die 
fogenannte unfreiwillige Shwädung (stuprum nec violeritum nec voluntarium). Sie findel 
an Geiſteskranken, Schlafenven u. ſ. w. ſtatt und fleht der Nothzucht am nächften, welche bie 
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zweite Klaffe hierher gehöriger Handlungen bildet. Bei Diefer verhält fih der Wille ver zweiten 
Perfon nicht, wie bei dem vorigen Verbrechen, paſſiv, ſondern activ, er wird aber durch Ge⸗ 
walt bezwungen. Im Gegenſatz hierzu ſteht diejenige Art der Begehung diefer Handlung, bei 
welcher der entgegenftebenvde Wille durch Betrug überliftet wird, bie Verführung zu unerlaub- 
ter Geſchlechtsgemeinſchaft mit dem Verführer. _ 

Im weitern Sinne werben auch diefe Verbrechen ven fogenannten geſchlechtlichen beigezäßlt, 
allein eine richtigere wiflenf&haftliche und legislative Würbigung derfelben reiht fle theild den 
Verbrechen ver Gewalt, tHeild denen des Betrugß an. 

Ähnlich verhält es id mit den Verbrechen des Ehebruchs un, ber Bigamie, obfchon beide 
in einer ganz andern Richtung rechtsverletzend find als Die vorgenannten Vergehen. Während 
bei legtern das Recht derjenigen Perſon verlegt ward, mit welcher die geſchlechtliche Handlung 
vollzogen wurde, wird bei dem Ehebruch und der Bigamie daß Recht einer dritten Perſon, des 
Ehegatten, verlegt. Unter dieſem letztern Geſichtspunkt, dem einer Verlegung des ehelichen 
Rechts- und Pflihtverhältniffes,, werben dieſe Verbrechen auch zumeiſt in den neuern Geſetz⸗ 
gebungen aufgefaßt. Dabei findet im übrigen und abgeſehen von der ſich von ſelbſt ergebenden 
Eigenthümlichfeit jedes dieſer Verbrechen noch der Unterſ chied zwiſchen beiden ſtatt, Daß der Ehe: 
bruch durch dad Fartum der Geſchlechtsgemeinſchaft mit einer dritten Perſon, Die Digamie aber 
nad) der richtigern, freilich weder im frübern gemeinen deutſchen Strafrecht noch in mehrern 
neuern deutfchen Gefeggebungen genügend anerkannten Anficht ſchon durch die Eingehung, 
nicht erft durch Die Gonfummation ver zweiten Ehe begangen wird. Indem die Bigamie übri— 
gend gerabe anf eine eheliche Geſchlechtsgemeinſchaft abzweckt, ſteht fie vollſtändig getrennt von 
den andern vorſtehenden Verbrechen da. 

Auch ein drittes Verbrechen, welches häufig den geſchlechtlichen beigezählt wird, gehört nur 
ſehr uneigentlich denſelben an: die Entführung. Schon indem fie bald auf ebeliäe, balb auf außer⸗ 
eheliche Geſchlechtsgemeinſchaft abzweckt, würde ſie, dem oben Bemerkten zufolge, nur theilweiſe 

Dem bier vorliegenden Verbrechehkreife angehören. Charakteriſtiſch für biefelbe ift aber ferner, 
daß die Vollendung und mithin der Schwerpunft dieſes Verbrechens nicht in der Vollziehung 
der geſchlechtlichen Handlung liegt, wie bei den übrigen dieſe Kategorie biſdenden Vergehen, ſon⸗ 
vern ſchon auf einem frühern Punkt in der Linie der bezüglichen verbrecheriſchen Thätigkeit an: 
genommen wird, ſodaß das Hinzukommen der wirklichen Gejhlechtägenieinfhaft nur die Schwere 
des Verbrechens erhöht. Im allgemeinen fällt daſſelbe unter ven Gefichtöpunft der Gewaltthä= 
tigfeit, eigenthünlich nuancirt durch die Befonderheit der weiblichen Perſoͤnlichkeit. 

Dagegen ift noch ein Verbrechen in gegenwärtigem Zuſammenhang, wenigſtens der Voll⸗ 
ſtändigkeit halber, zu erwähnen: die Kuppelei. Das Object derſelben iſt nicht das eigene Vor: 
nehmen ver unfittlihen gefhlehtlihen Handlung, ſondern das Begehenlaflen derfelben durch 
andere, Gie ift einer großen Mannichfaltigkeit ſowol intenfiver als extenfiver Entwicelung 
fähig, leßtereö in der Steigerung zum Gemwerbömäßigen, erflereö theild in ver Richtung auf 
größere ſittliche Unverdorbenheit der zu verfuppelnden Perfon, theils in der nähern perfönlidhen 
Beziehung zwiſchen diefer und den Thäter des Verbrechens. Die Gradation ihrer Strafbarkeit 
fteht im engern Zufamnenhang mit der gewerbsmäßigen Unzucht. 

Es verftcht ih übrigens, daß viele diefer Vergehen auch miteinander cumulirt begangen 
werden können, was jedoch eine Abweihung von den allgemeinen Grundfägen der Beftrafung 
nicht in fi enthält. 5. Shletter. 

Gefhworenengericht, ſ. Jury. 

Geſellſchaft, efellfhaftsconfraet. Was ber Einzelne zur Befriedigung feiner Bedürf⸗ 
niffe und Zwede-für ſich allein gar nicht oder doch nicht genügend bewirfen fann, dafür wirft er 
in Gefellfchaft. Wie ſchon das Ihier, fo Hat noch viel mehr den Menſchen die Natur durch 
natürliche Berhältniffe, Bedürfniſſe, Triebe und Inftincte auf dieſes gefellfhaftlihe Zufammen- 
wirfen hingewiefen. Bor allem aber führen den Menfchen die Bevürfniffe feiner Höhern Natur 

auf die Gefellfchaft Hin. Statt bloßer natürliher Triebe und Inftincte ergreifen bei ihm vie 
Bernunftgefege die Herrſchaft über dieſes geſellſchaftliche Zuſammenwirken, und ftatt der blos 
natürlichen und zufälligen Bereinigung begründet oder ordnet wenigftend ber gefellfchaftliche 
Vertrag das gefellfaftliche Zufanmentreten und feine Bedingungen. Geſellſchaft und gefell: 
ſchaftlicher Vertrag, ausdrücklich und ſtillſchweigend abgefchloffen, privatrechtliche und flaats- 
rechtliche, geheime und öffentliche, gute und nicht gute Gefellfhaften der verſchiedenſten Arı 
begründen und beherrſchen das menſchliche Leben und ſeine Geſtalt und alle höhere, insbeſondere 
Stants-Rerifon. VI. 29 
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auch alle rechtliche DOrenımg deſſelben. Sie geben demſelben gleichſam eine neue, eine andere 
Natur. Sie bilden und vereinigen bie Einzelnen von der Familie bis zum Staate, zum Staaten= 
vereine und zur Menſchheit hinauf zu einem größern gemeinfhaftlichen Xeben. Sie maden vie 
Einzelnen zu Gliedern dieſes neuen größern gemeinfhaftlihen Lebens, ſodaß jegt ihr eigene 
Leben ohne Zurüdführung auf das gefelfchaftliche Leben ebenfo wenig verflanden und gewür= 
digt werben fann als die Gefellfhaft ohne Auffuhung der natürlichen Grundgefege, Grund⸗ 
triebe und Grundtypen bes Einzellebend ihrer Glieder. Faſt alles Wiffen wird in einem ge= 
wiflen Sinne Lebens- oder anthropologiſches und Geſellſchaftswiſſen. 

Bon den allgemeinen Wefen ver Gefellihaiten handeln die Art. Affociation, Eorpore- 
tion, Bund, Gemeinde, Staat. Diefer Artikel befchäftigt ſich zunächft mit einem Überblide 
über die verjchiedenen Arten der Geſellſchaften in re'htlich: politischer Hinficht und mit denı Geſell⸗ 
ſchaftscontracte im engern ober privat= und völferrechtlihen Sinne. 

Es gibt drei verſchiedene Hauptftufen der Geſellſchaft. | 

Die erfte ift die rechtlich unverbindliche Geſellſchaft, diejenige, an welche weder ein gefell- 
Thaftliher Vertrag noch das Geſetz befondere rechtliche Wirkungen Enüpfen wollte. Hierhin 
gehört 3. B. das Zufammentreifen mehrerer Gäſte in einer Wirthshausgeſellſchaft oder mehre- 
rer Wanderer auf demſelben Wege. Freilich aber werden dieſe Geſellſchaften durch die Stärfe 
ber Intereffen und die Zahl ihrer Mitglieder politiſch oft fehr bedeutend. 

Die zweite Hauptftufe gefellfhaftlicher Verbindungen iſt der reine Societätscontract, bad 
blos privat und obligationenredhtlihe Societätöverhältnig, weldyes nur einzelne beftinmte 
vorübergehende gegenfeitige Rechte und Verpflichtungen ver Gontrahenten begründet, nit aber 
eine dauernde perfönliche gejellichaftlige Einheit mit einem einzigen Gejammtmillen. 

Die dritte Stufe ift Perfonengemeinheit (universitas, moralifhe PBerfon, Corporation) 
oder eben jene wahre, moraliſch-perſoͤnliche Geſellſchaft, wie die Familie, die Gemeinde, ver 
Staat, die Kirche. Die Affociation kann bald der erften, bald der zweiten, bald der britten 
Stufe angehören. nn 

Die weientlihen rechtlichen Unterjchiede des reinen Societätscontracts und der Perjonenge: 
meinheit, damit aber auch zugleich die Hauptpunfte der rechtlichen Theorie von beiden find bereits 
im Art. Corporation und dann, Befonders auf durch ihre Anwendung auf die verjchiebenen 
Hauptarten der Bundedverhältniffe, inden Art. Bund und Deutſcher Bund geſchildert worden. 
Dort ergab jih au, daß wit der rein obligationenredhtlihen Sorietät auch ein Miteigentbums- 
recht an einer gemeinfhaftlihen Sache zufanımentreffen fann, wodurch zwar nur in Beziehung 
auf dieſes vie Geſellſchafter zugleih ein dingliches, jeboch ebenfalls ideell abgeſondertes Recht 
erhalten, aber noch immer feine wahre moralifche Berfoneneinheit bilden. Melder. 

Geſellſchaft, Gefelihaftsreht. I. Societät und Gorporation. überall, wo 
Menſchen im Verkehr miteinander flehen, führt den Binzelnen die Unzulänglicfeit feiner Kräfte 
und wohlverilandener Gigennug bald dazu, fi mit andern Menfhen, die gleiche Zwecke mit 
ihm verfolgen, zu verbinden, um dieſe Zwecke leiter erreihen zu fönnen. Alle folde auf Ber: 
trag beruhende Verbindungen mehrerer Perfonen zur Erreichung eined gemeinfamen Zwecks 
nennen wir Gefellfhaften. Da es im Intereife des Staates liegt, daß ſolche Geſellſchaften weder 
jeinen eigenen Zwecken entgegenhandeln, noch Rechte Dritter verlegen, fo hat er jeder Zeit das 
Recht geübt, diefelben zu übermahen. Zugleich hat er für Diejenigen Arten derjelben, weldde anı 
häufigften vorzufommen pflegen, Rechtsvorſchriften aufgeftellt, welche das Verhältniß ber ein- 
zelnen Gefellihaftsgliever zueinander ſowie zu Dritten und zum Staate orbnen. 

Je nachdem die Gejellihaften einen nur vorübergehennen oder einen bleibenden, über die 
Lebenödauer ber Einzelnen hinausreichenden Zweck verfolgen, muß man unterſcheiden zwiſchen 
gewöhnlicher Geſellſchaft (societas des Römischen Net) und Corporation (universitas im 
Römiſchen Recht). Diefe innere Verſchiedenheit Hat auf die juriſtiſche Beurtheilung ber Ge⸗ 
ſellſchaften ſowie auf das Verhältniß des Staates zu ihnen bebeutenven Binfluß gehabt. Denn 
da die gewöhnlichen Gefellfchaften meift nur vorübergehende, hauptſächlich Die Privatintereſſen 
Einzelner berührende Zwede verfolgen, fo kommt bei ihnen vorzugsweiſe die Perfönlichfeit ver 
einzelnen Theilnehmer nad ihrer Fähigkeit und Wirkſamkeit in Betracht. Daher hat fi ihnen 
gegenüber der Staat damit begnügt, nur die allgemeinften, für ihr Beſtehen nothwendigen Be- 
fimmungen zu treffen, indem er das Befondere zu ordnen der Vereinbarung der Einzelnen an- 
heimgibt. Anders bei den Sorporationen. Hier wird der fortdauernde Zwed die Hauptſache 
und ihm gegenüber tritt die Perfönlichfeit der Einzelnen faft ganz zurüd. Zudem jind fir ge: 
mwöhnlid Vereine, welche nicht blos für die einzelnen Witgliever, fondern auch für den Staat 
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michtige Zwecke verfolgen. Diefer hat ihnen daher von jeher eine feftere Drganifation gegeben 
als den gewöhnlichen Geſellſchaften und ihnen Rechte eingeräumt, die jenen fehlen. 

Aus den eben angeführten Gründen beftebt in den gewöhnlichen Gefellfchaften ein von den 
einzelnen Berfonen gerrenntes Rechtsſubject nit, ſondern Rechte und Verbindlichkeiten kom⸗ 
men jedem Einzelnen pro rata zu. Bei der Gorporation bagegen tft die Geſammtheit oder der 
Zweck ſelbſt das Subject der Rechte und Verbindlichkeiten. Die Fähigkelt eines rechtlichen Wil⸗ 
eng kommt alfo nit den einzelnen Berfonen des Vereins, fondern nur der Gefammtheit zu, 
welche deohalb auch eine ineelle oder juriſtiſche Verfon bildet. Die iveelle Berfönlichkeit it daher 
etwas von allen einzelnen Gliedern Verſchiebenes und bleibt ftet8 diefelbe, wenn auch affe Glie⸗ 
der bed Vereins ſich verdnvern. 

Wir wenden und nun zu den am häufigſten vorfommenden Formen ver gemöhnlichen Ge— 
ern und ber Gorporationen, wie lie dad Römische und deutſche Necht Teftgeftellt und aus- 
gebildet Hat. 

Eine gemöhnliche Gefellſchaft, die societas des Romiſchen Rechts, wird durch den Gefell- 
ſchaftsvertrag geſchloſſen. Diefer befteht in der gegenfeitigen Zufage einer das Vermögen be- 
treffenden Gemeinſchaft. Die Gegenftände dieſer Gemeinſchaft find theils Sachen und Mechte, 
bie Ihon jet zum Vermögen ver Genoflen gehören, theils erſt künftig zu erwerbende. Die Ge: 
ſellſchaft kann id auf alle VBermögeneverhältniffe der Genoflen beziehen, aber aud blos einen 
einzelnen Zweig des Wriwerbs, 3.3. Handel, zum Zmed Haben, oder auch enpli blos ein 
einzelnes Gefchäft, welches auf gemeinfchaftliche Rechnung geſchloſſen werden fol. Gewoöͤhnlich 
find die Antheile ver Genoſſen an dem Crworbenen, je nach dem Beitrage, den jeder hinzuge⸗ 
bracht hat, gleich. Doch kann durch Vertrag auch eine ungleichartige Vertheilung feſtgeſetzt 
werden. 

Untereinander haben alle Genoflen das Recht zu verlangen, daß jeder das gemeinſam Er⸗ 
morbene den andern nad ben feſtgeſetzten Beſtimmungen zukommen laſſe; ebenſo, daß jeder etwa 
nöthig werdende Beiträge nach feinem Antheile leifte. Aufgehoben wird die Geſellſchaft durch 
einfeitige Auffimdigung auch nur eines Genoſſen. Bleiben bie übrigen dann etwa noch in Ge⸗ 
meinfhaft, fd Bilden fie eine neue Geſellſchaft. Aufgelöſt wird ferner die Gefellihaft durch den 
Tod eines Genoflen; durch die linmöglichkeit ober durch bie Beendigung des Geſchäfts, wegen 
deſſen die Geſellſchaft zuſammentrat; endlich durch den Eintritt des Zeitpunktes, bis zu welchem 
fie geſchloſſen wurde. Dies find die allgemeinen Anſichten des Römiſchen Rechts über vie 
societas. }) 

Das deutsche Recht Hat zu dieſer Auffaffung der Geſellſchaft noch einige Erweiterungen hin⸗ 
zugefügt. Es find dies namentlich folgende. Bei manchen Geſellſchaften zieht vertrags⸗ und 
ftatutenmäßig der Austritt eines Einzelnen die Auflöfung ver Geſellſchaft nicht nad ſich. Der 
Einzelne fann fein in der Gemeinfchaft befindliches Vermögen nit durch einen willfürlichen 
Theilungsantrag herausziehen. Beſonders wichtig ift bei den Actiengeſellſchaften die Beitin- 
nung, daß Dritte nicht die einzelnen Genoſſen, fondern nur den Borftand bis auf ven Geſell⸗ 
fhaftsfonds belangen fönnen. Enpli kann flatutarifch feftgeftellt werden, daß die Minverheit 
durch die Beichlüffe ver Mehrheit gebunden werde, wodurch das in der roͤmiſchen societas dem 
Einzelnen zuftehende Recht, der Mehrheit zu wiberfiehen, aufgehoben wird. 

Mopdificationen des oben aufgeftellten Begriffd der Geſellſchaft Fommen vorzugsmeife bei 
den Hantelögefellfgaften vor, über welde das Nähere in dem nächſtfolgenden Art. Gefell: 
ſchaften (d. i. Erwerbsgeſellſchaften) fowie in dem Art. Handelsgeſellſchaften ſelbſt zu finden 
if. Man unterfheidet bier: 1) offene Handelsgeſellſchaften (Collectivgeſellſchaften), 2) Com: 
manditgeſellſchaft (ſtillſchweigende Geſellſchaft) und 3) Actiengeſellſchaft (societs anonyme). 

Faſt ganz gleiche Berhältnifle wie bei der Actiengeſellſchaft finden bei den berg- und falz- 
gewerklichen Gefellfchaften ftatt. Namentlich erftere find jegt meift Actiengefellfhaften, währenn 
bei legtern vielfach noch die ältern Beftinnmungen beibehalten werden. Das Charakteriftifche ift, 
daß bei den Gewerkſchaften wie bei den Pfännerſchaften die Zahl der Actien ( Kuxe, Pfannen) 
eine feſtbeſtimmte ift. Andere abweichende Beſtimmungen beruhen theils auf der Regalität der 
Bergwerke, theils auf den Eigenthumlichkeiten des Bergwerkbetriebs und gehören daher nicht 
hierher. 

Außen den bier angeführten Geſellſchaften gibt es je nad) ver Verſchiedenheit der menfch- 
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lichen Zwecke eine unzählige Menge anderer Geſellſchaften. Alle aufzuzählen wäre unnütz und 
. Unmöglid. Es genügt daher anzuführen, daß außer jenen auf Erwerb gerichteten Geſellſchaften 
eine große Menge anderer zur Foͤrderung ber Willenfhaft, per Kunft, der Religion, der In⸗ 


duftrie, des Wohlftandes, der Befelligkeit, der Politik, kurz aller nur möglichen menſchlichen 


Zwede befteht. Sie alle fließen fick mehr oder weniger an den angegebenen Begriff der Ge⸗ 
ſellſchaft an und mopificiren bloß je nach ihrem verfchiedenen Zwecke ihre Sinrihtungen und 
Beftimmungen, ihre Vertretung und Verwaltung, die Zahl ihrer Mitglieder und deren Rechte 
und Pflichten. Zu bemerken wäre au noch, daß nicht alle Sefellfchaften Rechtsverhältniſſe 
jind, indem viele verfelben lediglich dent fittlihen Leben angehören. Dies iſt der Fall bei den 
meiften Geſellſchaften zu wiſſenſchaftlichen, geſellſchaftlichen, religiöfen Zwerfen, wo die Ber- 
pflichtungen oft Feine juriftifchen, fondern nur fittlide oder conventionelle find. Hier tritt daher 
die rechtliche Seite nur wenig oder gar nicht hervor. Zur Geltung gelangt fle meift nur dann, 
wenn ein Vermögen hinzutritt, 

Bon ber gewöhnlichen Geſellſchaft unterfcheiden ſich Die Gorporationen, wie oben angegeben, 
dadurch, daß ihnen eine von den einzelnen Mitgliedern verfchledene Berfönlichkeit zukommt. Die 
juriftifche Perfönlickeit kann einem Berfonenverein auf zweifache Weiſe vom Staate ertheilt 
werben: entweder durch einen Rechtsſatz, durch welden ein für allemal bei gewiflen Boraus- 
feßungen die juriſtiſche Berfönlichkeit zuerkannt wird — dies gilt unzweifelhaft son der jurifli- 
ſchen Verfönlichkeit des Staates, der Gemeinden, der Kirche — oder der Staat ertbeilt Die juri⸗ 
ftifche Verfönlichkeit einer einzelnen Gemeinſchaft aus beflimmten, auf den ſpeciellen Fall ſich 
beziehenden Gründen. Die Aufhebung geichieht entweder durch ven intergang des Subject® Der 
Berfönlichkeit, fo Heinz Berfonenverein duch Auflöfung deſſelben ſeitens des Staates, nicht ſchon 
durd bloßen Beſchluß ver Mitglieder; oder indem das Subject fortbefteht, 3. B.ein Perſonen⸗ 
verein, und ihm nur vom Staate dad Recht ver Perfünlichkeit entzogen wird. (Vgl. Puchta, 
„Bandelten“, vierte Auflage, 6. 26 fg.) 

Die wichtigſten Sorporationen find folgende: 

Die Gemeinde — eine Mehrheit von Perfonen, welche eine politifche und rechtliche Ge⸗ 
meinfchaft bilden, eigene Berfaflung haben, ihren Mitgliedern beftimnite Rechte und Pflich⸗ 
ten auferlegen, ein eigenes Gebiet und Bermögen beilgen und durch ſelbſtgewählte Vorſtände 
verwaltet und vertreten werben. Ihrer Verfaſſung nach unterfcheidet man Stadt und Land⸗ 
gemeinden. 

Die Zünfte, Innungen, Gilden — geſchloſſene Vereine, denen das ausſchließliche Recht zur 
Betreibung des Handels oder der Gewerbe zuſteht. Vollberechtigte Mitglieder der Zünfte find 
die Meiſter. Sie erwählen ihren Vorſtand, der ſie nach außen zu vertreten bat, die Zunftver⸗ 
ſammlungen leitet und dad aus Beiträgen, Strafgelvern oder Gebühren gebildete Vermögen 
verwaltet. 

Die Kirche — eine Geſellſchaft, deren Mitglieder fi zum zffentlichen Bekenntniß und zur 
Ausübung ihres religiöſen Glaubens vermittelſt eines gemeinſchaftlichen äußern Gottesdienftes, 
einer eigenthümlichen Verfaſſung und Verwaltung verbunden haben. Die Mitglieder der kirch⸗ 
lichen Gemeinde haben das Recht (oder ſollten es doch wenigſtens haben), Perſonen zu wählen, 
welche dem Gottesdienſte vorſtehen, die Angelegenheiten der Gemeinde vertreten, den Cultus 
ordnen, die Kirchenzucht handhaben und das Kirchenvermoͤgen verwalten. 

Außer ven bier angeführten ließen ſich noch eine Menge Corporationen aufzählen. So z. B. 
die Univerſitäten, viele Schulen und Bildungsanſtalten, desgleichen gewöhnlich auch Anſtalten 
für Aufnahme oder Verpflegung von Armen, Kranken, Verbrechern, überhaupt alle ſolche 
Vereine, denen der Staat die Rechte einer juriſtiſchen Perſon verliehen hat. Denn in dem 
Rechte ver juriſtiſchen Perfönlichkeit liegt hauptſächlich das Cigenthümliche der Corporation, da, 
fobald der Staat einem Verein Corporationsrechte (d. b. die Rechte einer juriftifhen Perſon) 
ertheilt hat, fortan bloß Die Gefammtheir, ver Gefammtzwed als Inhaber aller dem Verein zu- 
ſtehenden Rechte, namentlich aller Vermoͤgensrechte erſcheint, an welchen Die Einzelnen nur in: 
fomweit theilhaben, ald dies die fpecielle Verfaffung der Eorporation geftatter. Da die Ber- 
leihung der Perfönlichfeit nur vom Staate ausgehen kann, fo folgt baraud auch, einmal, daß der 
Staat jedem Berein, deſſen Zwecke fonft dazu geeignet find, Corporationsrechte ertheilen kann, 
dann, daß ohne Genehmigung des Staates feine Geſellſchaft fih willkürlich Corporationsrechte 
anmaßen, noch eine beſtehende Borporation ohne weiteres das Recht ver Perſoͤnlichkeit auf: 
geben fann. 

I. Bürgerlihe Gefellfhaft. Dies ind die wichtigften menſchlichen Vereinigungen, 
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welche man früher mit dem Ausdruck Geſellſchaften bezeichnete. In neueſter Zeit hat jedoch die: 
fer Begriff eine wefentlic andere Bebeutung erhalten. Denn während man früher die einzel: 
nen Gefellfhaften nur dann als beſtehend anſah, wenn file durch Vertrag entflanven und vom 
Staate, dem man jie gänzlich unterordnete, anerkannt waren, iſt man jegt über dieſen engen 
Begriff hinausgegangen. Man bezeichnet namlich jegt mit dem Namen Geſellſchaften ſolche 
Lebendkreife und Vereinigungen Einzelner, welche, auf gemeinfamen Interefjen beruhen, be= 
ſtimmte Zwecke verfolgen, ohne förmlihen Vertrag ſich bilden und nad beſtimmten, in der 
Natur ihrer Zwecke liegenben Geſetzen ſich entwideln. Obwol fie in jenem Staate vorhanden 
und auf deflen ganze Entwidelung von größten Einfluß find, fo entfliehen fie doch nicht erft 
durch den Staat, fondern behaupten ein felbftändiges Dafein in und neben ihm. Auch betrach⸗ 
tet man ſie als die eigentlichen Verbindungsglieder, welche ven Einzelnen mit den Staate und 
biefen wieder mit dem Einzelnen verknüpfen und fo einen lebendigen Organismus bilden helfen. 
Trotzdem, daß ſolche Vereinigungen von jeber beftanden haben, wie 3. B. die Stände, fo find 
fie doch erft Gegenſtand wiflenfchaftlicher Erforſchung geworben, feit durch pie Beſtrebungen ver 
Sorialiften und Gommuniften die Aufmerkſamkeit auf dies wichtige Feld menſchlicher Entwide- 
Iung gelentt wurbe. Jegt freilich Bat man angefangen gerade dieſe Seite des ſtaatlichen Lebens 
aufs eifrigfte zu erforichen, ohne daß man jedoch Thon zum Abſchluß gelangt wäre. Im Gegen- 
theil, man ift fogar noch nit einmal ganz darüber im Reinen, wad man alles zur Geſellſchaft 
zählen foll, was nit. Zu der Erkenntniß iſt man indeß gelangt, daß hler ein weites Feld von 
hoͤchſter Wichtigkeit für das Staatöleben vorliegt, weldyes, Bisher von der Wiſſenſchaft über: 
fehen, der aufmerkſamſten Erforfhung bedarf. Die bisher: gewonnenen Refultate laſſen ſich 
am beften varlegen, wenn man auf die allmähliche Entſtehung und Ausbildung des Begriffs 

Geſellſchaft zurückgeht. | j 

Bis vor kurzem hatte ſich die Wiflenfchaft ausfchließlih nur mit einer Form — allerbinge 
der wichtigſten — des Zufammenlebens der Menfchen befhäftige, mit dem Staate. Alle, die 
über den Staat geſchrieben, faflen ihn als rin lebendiges, zuſammenhängendes Ganzes, als 
einen Organismus auf. Diefer Organismus enthält zwei ſich urſprünglich entgegengefegte 
Verhältniſſe in ſich vereinigt: einmal die einzelnen Perfönlichkeiten, welche im Staate ihre 
Zwecke verwitklichen, die feiner Gewalt unterworfen find und, wie fie Anſprüche an ihn machen, 
auch Pflichten gegen ihn ju erfüllen Haben; dann Die Staatögewalt felbft, den oberfien Willen, 
nach jeinem Umfange, feinen Rechten und Pfliten. Aus der Ineinanverfügung beider Be- 
griffe bildet fih der Organismus des Staates, die Cinhelt in ver Vielheit. Daß neben beiden . 
Berhältniffen und unabhängig von ihnen noch eine große Menge anderer Verhältniſſe und 
menſchlicher Zuſtände liegt, welde ſich nach eigenen Belegen entwideln, ift ver Aufmerkſamkeit. 
alter lange entgangen, und fo find denn die geſellſchaftlichen Zuſtände bis auf die neuefle Zeit 
ununterſucht geblieben. 

Bei keinem der ältern Schriftfteller über den Staat finden fü Andeutungen, baß er das 
Weſen der Sefellfchaft auch nur geahnt hätte. Hobbes, Locke, Montesquieu erwähnen ver Ge⸗ 
ſellfchaft gar nicht. In dem fo beribmt gewordenen „Conträt social” von Rouſſeau findet ſich 
vom Beftehen und Einfluß ver Geſellſchaft auf ven Staat nichts erwähnt. Der Staat entfleht 
nach ihm durch Verträge Einzelner und hat Pflichten nur gegen dieſe zu erfüllen. So enthält 
fein Wert außer dem Namen (Conträt social) nichts über dad Weſen und die Bedeutung der 
Geſellſchaft. Auch bei ven Deutfchen findet fich bis auf Die neuere Zeit herab kein Schriftfieller, 
welcher dem Wefen ver Geſellſchaft nachgeforfcht Hätte. Mit Ausnahme des einzigen Schlözer 
ift niemand dem Begriff ver Gefellihaft au nur nahe gefommen. Lind weder Kant noch feine 
Vorgänger und unmittelbaren Nachfolger haben diefen Begriff erfaßt und unterſucht. Erſt 
durch Hegel If mit dem Wort auch der Begriff der Geſellſchaft in der modernen Bedeutung dei: 
jelben in die Wiffenfchaft eingeführt worden. Nach ihm fleht zwifchen den Individuen (bei ihm 
als Familie gefaßt) und dem Staate die bürgerliche Geſellſchaft. Diefe ift eine Mehrheit von 
Individuen, weldye durch gemeinfame Intereffen und Berürfniffe untereinander verbunden, ge: 
meinfamen Gefegen unterworfen, von Öffentlihen Gewalten überwacht, durch feitgeregelte Ber: 
bindung auf gemeinfames Handeln angewiefen find. Die Geſellſchaft beruht auf zwei wichtigen 
Fartoren: auf den Bebürfniffen und ver Nechtöpflege. Die Bedürfniſſe führen die Menſchen 
zur Theilung und Vereinfachung der Arbeit, begründen bie Verſchiedenheit ver Stände und ber 
Beſchäftigungen, ſowie die Ungleichheit ver Menſchen nach Vermögen, Rang, Stellung in der 
Geſellſchaft. Es werden drei Stände unterſchieden: der fubftantielle Stand oder der Landbauer, 
der reflectirte Stand oder die Gewerbtreibenven, der allgemeine oder der bentende Stand, 
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welcher ſich mit ven allgemeinen Jutereſſen des geſellſchaftlichen Zuſtandes beſchäftigt. Die 
Rechtspflege zerfällt in Polizei und Corporation. Letztere hat für Bildung und Wohlſtand 
ihrer Mitglieder fowie für Wahrung der Standedehre Sorge zu tragen. Gorporation und 
Familie find die beiden in der bürgerligen Gefellihaft gegründeten jittlihen Wurzeln des 
Staates. Auf der Heiligkeit der Ehe und auf der Ehre in der Gorporation berubt das Befteben 
der bürgerligen Gefellfhaft, welche verfällt, wenn jene beiven vernichtet werben. Von ben 
Schriftſtellern nach Hegel, welde fi mehr oder weniger mit der Feſtſtellung und Erforfhung 
des Weſens der Geſellſchaft beſchäftigt Haben, find beſonders zu erwähnen: Eiſenhart, Winter, 
Herbart, Stahl, Ahrens, der Italiener Ricci, H. W. Riehl, L.Stein und vor allen R. v. Mohl, 
deſſen Elarer und lichtvoller Darftellung wir bier folgen. (Vgl. R. v, Mohl, „Geſchichte der 
Staatswiſſenſchaften“, 1, 69 fg.) 

Nachdem wir ſo kurz bie Geſchichte des Begriffe der Geſellſchaft berührt haben, wenden wir 
uns zu dem Begriff der Geſellſchaft ſelbſt. Man bezeichnet in der neuern Zeit mit dem Aus⸗ 
druck Geſellſchaft nicht blos ſtreng juriſtiſche Verhältniſſe, wie wir ſie oben angeführt haben, oder 
ſolche Verhältniſſe, welche blos auf den Umgang der Menſchen miteinander ſich beziehen, fon= 
dern auch befondere, von beiden verfchievene menſchliche Vereinigungen. Es bedeutet nämlich 
Geſellſchaft in viefem Sinne eine Genoſſenſchaft, melde, aus einem gemeinfamen Interefle ent- 
fprungen, ein eigenthümliches, weder mit der Berjönlichkeit noch mit der flaatlihen Freiheit zu 
verbindendes menſchliches Verhäliniß bildet, wobei ed gleichgültig ift, ob die Genoſſenſchaft förm: 
lich geordnet und organiftet ift oder nicht. Solche Genoſſenſchaften bilden fi nur dort, mo be- 
beutende Intereifen, welche das ganze Leben der Betheiligten umfaflen und ihnen das Gefühl 
der Zufammengebörigfelt geben, längere Zeit wirkfam find, indem blos vorübergehende, ge⸗ 
ringe Intereffen feine bleibenden Zuftände hervorzurufen im Stande find. Diefe Intereflen 
müſſen ferner eine größere Menge von Menſchen umfallen, da, wenn fie nur einige wenige be- 
treffen, fie feine weithin wirkenden Lebenskreiſe bilden fönnen. Da mehr als ein Interefle auf 
den Einzelnen von Einfluß fein fann und zugleich die Berjönlichfeit von der geſellſchaftlichen 
Genoſſenſchaft nicht in ver Weile ganz und gar umfaßt wird, wie dies bei vielen Staats— und 
Rechtsverhältniſſen der Fall ift, fo ſchließt die Theilnahme an einer Genoſſenſchaft nicht Die 
Theilnahme an andern ähnlichen Genoflenichaften aus. Weil endlich die Benoflenichaften bios 
auf einen gemeinjamen Interefle beruben, fo richtet fih ihr Umfang keineswegs nad den poli⸗ 
tiſchen Abgrenzungen, indem manche ſich blos auf einen einzelnen Theil eines Staates beziehen, 
andere Dagegen mehr ald einen Staat umfaflen können. Einer feften Organifation bedürfen 
dieſe Genoſſenſchaften zu ihrem Beſtehen nit, da ihre Zuflände ſich aus großen gemeinfchait- 
lichen Interefien auf ganz naturgemäße Weife entwideln, und obmol fie der Organifation fähig 
find, fo gehen ihre Beſtrebungen, Mittel u. |. w. nicht von einem Einzelnen oder einer beftimm: 
ten Gewalt aus, fondern fie find die nothwendigen Folgen einer gegebenen Thatſache. 

Bon Streben des Einzelnen if dad Wirken der Genoflenfchaften dadurch verſchieden, daß, 
während dort alle Handlungen ſich auf die eigene Verſoͤnlichkeit als ihren Mittelpunkt beziehen 
und nur zu oft die Intereſſen anderer gefährden, hier ein gemeinſames, viele umfaſſendes Han— 
deln ſtattfindet und ſogar ſelbſtſüchtige Handlungen der Einzelnen dem Ganzen Nutzen bringen. 
Vom Staate verſchieden find die Genoſſenſchaften dadurch, daß dieſer bei allen feinen Hand⸗ 
lungen, ſelbſt wo fie auf ganz ſpecielle Angelegenheiten Einzelner ſich beziehen, ſtets das Ganze 
im Auge behält, und daß alle feine Anſtalten, nach Umfang und Recht beſtimmt, von ihm aus⸗ 
gehen und zur Handhabung Einzelnen ausprüdlich übertragen find, während die Genoſſenſchaf⸗ 
ten ſtets einen begrenzten eigenen Zweck verfolgen und, ohne vom Staate auszugehen, ſich un- 
abhängig von ihm aus gewiffen Thatſachen entwickeln. 

Da es je nach der Verſchiedenheit und Wichtigkeit menfchliher Interefien unendlich viele 
einzelne Genofſenſchaften geben kann, überdies auch der ganze Begriff wol nach ſeinen Umriſſen, 
nicht aber nach all ſeinen feinern Schattirungen feſt beſtimmu iſt, ſo begnügen wir und damit, 
blos die wichtigſten, von allen Seiten al ſolche anerkannten Geſellſchaftsbildungen anzuführen. 

Eine der wichtigſten Geftaltungen, die hierher zu rechnen ift, bilden die Stände. Gemein: 
ſame Beihäftigungen führen Hier unter den Theilnehmern gemeinjame Berbältniffe, beſonders 
Rechtsverhältniſſe herbei. Unabhängig vom Staate bildet ſich in ihnen, auf gemeinſamen 
Interefſen beruhend, ein genoſſenſchaftliches Leben aus, mit eigenen Gewohnheiten, Sitten, Ge⸗ 
fühlen. Unter ſich im Zuſammenhange, ſchließen ſie gegen andere ſich ab, z. B. der Adel, die 
Geiſtlichkeit, die Handwerker, die Bauern. Hierher kann man ſelbſt die erhlißsen Kaften zählen, 
melde die furchtbarften Staatsummälzungen nicht zu vernichten vermocht haben. 
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Auch beim Gemeindeleben entwidele fi) dur das Beiſammenleben vieler an einem Orte 
genoffenfhaftliches Wefen. In ji ein Ganzes bildend, fchließen ſie nach außen Hin ſich viel- 
fältig ab. So bilden ji in ihnen, ganz unabhängig vom Staate, befonvere Sitten, Anfihten, 
Beftrebungen. 

Beſonders aus ben Verhältnig zur Arbeit und zum Beſiz bilden fidh eine Menge gemein: 
famer Zuftände und Intereffen und dadurch auch Genoſſenſchaften der Arbeiter, Unternehmer, 
Kapitaliften, großen und Kleinen Grundbeſitzer und Pächter. Jedenfalls find dieſe genoffen- 
ſchaftlichen Geftaltungen für die Gegenwart von der tiefften Bedeutung und werben auf die Ver⸗ 
bältnifje ver Staaten von großem und entſcheidendem Einfluß werden. Denn die vielen Mil: 
lionen von Arbeitern gemeinſamen Zuſtände bedingen Gemeinſchaftlichkeit der Lebensanſchau⸗ 
ungen, ber Leidenſchaften, der Sitten und felbft Xafter, die, ganz unabhängig von ber Stantd- 
form fi entwidelnd, nothwendig umgeftaltend auf viele Einrihtungen ded Staates wirken 
müffen. u 

Died wären etwa diejenigen Genoſſenſchaften, melde von faft allen, welche ſich mit ihrer 
Erſcheinung beſchäftigt Haben, als folde erfannt und angenommen find. Da, wie gejagt, ber 
ganze Begriff der Gefellihaft noch nicht klar, feft und beſtimmt abgegrenzt und feſtgeſtellt iſt, 
fo gehen darüber, was zu den Genoffenfhaften zu regnen fei, was nicht, die Meinungen noch 
vielfach audeinander.. Bir müfjen daher außer den oben angeführten auch noch folder Ge: 
noſſenſchaften erwähnen, weldhe nur von Einzelnen als folge angenommen werden. So führt 
unter andern Mohl die Rafien als hierher gehörig au, melche beſonders dort, wo fremde 
Groberer eindrangen, von Bedeutung werden. Denn dort bildet jich feftes Zuſammenhalten ver 
Angehörigen derſelben Raffe, Hab und Abfonderung den andern Raſſen gegenüber, hervor⸗ 
gerufen durch andere Anfchauungen, Sitten, Beiftesrichtungen. Auch dieſe Berhältnifie bilden 
ih ganz unabhängig vom Staate aus, deſſen ganze Kraft oft Feine Verföhnung herbeiführen 
fann. Auch die Genoffenfchaften foldder, melde verfelben Religion angehören, fowie der höher 
Gebildeten gegenüber den Ungebildeten u. |. w. führt Mohl als hierher gehörig auf. Der Ita⸗ 
liener Ricci zählt auch die patriciiche Samilie, ven Stamm, den Bezirk zu dieſen Genoffen- 
ſchaften. 

Dieſe Anführungen mögen genügen. Man erſieht ſchon aus ihnen zur Genüge, daß der 
ganze Begriff der Geſellſchaft noch ein ſchwankender iſt, obgleich man über das Veſtehen, die 
Wichtigkeit und den Cinfluß ſolcher Geflaltungen auf das Staatsleben einig iſt. 2. 
Geſellſchaften. (Erwerbögefellfhaften im allgemeinen; Gollectivgejell: 
haften; Commanditgeſellſchaften; Commandit-Actiengeſellſchaften; ano: 
nyme oder gewöhnlide Actiengefellfhaften. Ihr Verhältniß zum Staate 
und zur bürgerliden Geſellſchaft.) So uralt au dad Prineip ver freien Vereinigung 
iſt (ſ. Aſſociation), fo früh es fih namentlich bei den germaniſchen Volksſtämmen hervor⸗ 
ragende Geltung zu verſchaffen wußte, und ſoviel ihm die Menſchheit bereits verdankte: in fei- 
ner Periode gelangte es zu fo hoher Bedeutung als in der Gegenwart, und noch läßt fi nicht 
abfehen, bis zu welchem Punkte es ſich entwideln wird. Der einzelne Menſch ift unvollkommen 
und ſchwach, feine Kräfte reichen nicht einmal aus, feine Exiſtenz zu fihern; an die Xöfung ber 
großen Aufgaben, welde ihm geftellt iind, kann er erft dann denken, wenn er ſich mit andern zu 
gemeinfamen Beitrebungen verbindet. Schon in den primitivften Zufländen fuchte er ſich des⸗ 
halb an diejenigen, welche ihm durch gleiche Abftammung, gleiche Zwede oder auch nur lokal 
nahe fanden, anzuſchließen, und bald überzeugte er ſich von den außerordentlichen Vortheilen, 
welche er in dieſer Weife für fich und andere zu erreichen vermochte. Noch weit nothwendiger 
ward indeß die freie Vereinigung in vorgeſchrittenen Verhältnifſen, auf der Stufe einer ent⸗ 
wirfeltern Gultur. Denn höhere und größere Ziele find hier anzuftreben, bedeutendere Schwie⸗ 
rigfeiten zu belegen, und. beiden gegenüber manifeftirt ſich die Unvollkommenheit bed einzelnen 
Menſchen, die Unzulänglichkelt feiner geiftigen und materiellen Kräfte fo unmiderleglid, daß 
auch die felbfländigften und enexgifchften Individuen ohne Zögern aus ihrer ſtolzen Iſolirung 
heraustreten und jih nad Genoſſen umſehen müffen. 

Auch auf den wirthſchaftlichen wie auf jedem andern Felde ver menſchlichen Thätigkeit, ja 
hier faft in noch weit größerm Maßſtabe zeigen ſich die gleichen Erſcheinungen; überall treten 
an die Stelle der Individuen Fleinere und größere Gruppen. Die Arbeiter vereinigen ſich zu 
Aſſociationen aller Art, von denen die einen billigere Beihaffung der Lebendbedürfniſſe und 
Fürforge für Kranke und Arbeitsunfähige, pie andern Fortbildung oder auch ſelbſtändige Pro- 
durtion zum Zweck haben; die Handwerker gründen entweder Genoffenfhaften zum Ankauf ber 











466 Geſfellſchaften 


Rohproducte oder Halbfabrikate, zur Beſchaffung von Kapital und Credit und zur Vermitte⸗ 
lung des Abſatzes ihrer Erzeugniſſe, oder ſtreben nach Herſtellung und Umbildung der Zunft= 
gemeinſchaften; Induſtrielle, Techniker und Kapitaliſten treten, um Fabriken und andere indu⸗ 
ftrielle Etabliſſements zu gründen, zufammen, und faft unzählbar find Diejenigen Geſellſchaften 
geworben, welche jih auf den Handel mit Waaren und Papieren geworfen Haben. Wir find 
bereitö dahin gekommen, daß der Begriff des individuellen Betriebes im Gebiete der großen 
Induftrie und des Handels für und verloren gehen will; jedes „Haus“ fallen wir, auch menn 
ed nur von einer einzigen Perfon abhängt; als eine Geſellſchaft auf, und hinter jeder Firma 
ſcheinen für und mehrere Individuen zu ſtehen. Berückſichtigen wir nut ſolche Socletäten, welche 
den Zweck haben, kleine Kapitale zu ſammeln und zu größern zu vereinen, fo zählen allein Die- 
jenigen, mit melden feit zwanzig Jahren Europa überſchüttet worden ift, nicht nah Hunderten, 
fondern nad Tauſenden; faft fein Kapitalift hat ji von ihnen fern zu halten vermodt, und 
jede Erſchütterung, welche dieſe Affociationen trifft, berührt birect ober indirert alle Staatsbür⸗ 
ger und wirft deshalb auch mächtig auf alle Verhältniffe ein. 

Unter diefen Umſtänden fann es gewiß nicht auffallen, wenn ſichi im letzten Jahrzehnd die 
Staats⸗ und Geſellſchaftswiſſenſchaft mit der Idee der Aſſociation {ind mit den Formen, in 
welchen fie ſich bisher ausgeprägt, eifrig beſchäffigt Hat. Während die neue Erſcheinung mit der 
lebhafteſten Freude begrüßt wurde, begegnete fie zugleich dem tiefſten Mistrauen; In leiden⸗ 
ſchaftlicher Begeiſterung von den einen bis zum Himmel erhoben, wurde jie von den andern tief 
binabgeworfen, mit der fhärfften Lauge der Kritik begoffen und als verberbli verdammt. 
Voruttheilsloſe, Kühle Beurtheilungen zeigten ſich felten, und wo fie hervortraten, fonnten fie jo 
vielen erregten und voreingenoimmenen Gemüthern gegenüber ſich um fo weniger Geltung ver: 
ſchaffen, als auch ihre Erdrterungen, weil nody keine charakteriſtiſchen Ergebniffe vorlagen, 
mejentlich theoretifhe Bleiben mußten. 

Es iſt nicht unſere Aufgabe, vie ganze große und wichtige Frage der Aſſociation nochmals 
zu beſprechen, es darf uns vielmehr für unſere Schilderung und Beſprechung der Erwerbs⸗ 
gefellicharten genügen, ihre hervorragende Bedeutung für Staat und Gefellfchaft angebeutet 
und anerfannt zu haben. Einzelne ihrer Seiten werben in ber Folge nichtsdeſtoweniger berührt 
werben müflen. 

1. Erwerbsgeſellſchaften im allgemeinen. Die alle übrigen Nffociationen gehen 
auch die Erwerbsgeſellſchaften aus der Überzeugung hervor, daß die materiellen und gelfligen 
Mittel des Individuums zur Erreihung des vorgefegten Ziel nit ausreidjen. Sat ſich dieſe 
Überzeugung bei mehreren Perfonen, welde irgendeinen gemeinſchaftlichen privatwirthſchaft⸗ 
lichen Zweck erſtreben, ausgebildet, fo verbinden ſich dieſelben, um mit vereinten Kräften dieſen 
Zweck zu erreichen. Auf wirthſchaftlichem Felde kommen aber drei Fäctoren, Intelligenz, Arbeit 
und Kapital, in Betracht, und je nachdem ſich bei einer Unternehmung für die Individuen in 
Hinſicht auf den einen oder den andern oder auf alle drei eine Luͤcke zeigt, wird dieſelbe bei der 
Bildung der Geſellſchaft ausgefüllt. Außerordentlich häufig ſuchen indeß die Erwerbsgeſell⸗ 
ihaften vorzugsweiſe dem Mangel des Kapitals abzubelfen, da mit Hülfe veffelben Intelligenz 
und Arbeit au auf anderm Wege als auf dem ber Vergefeltfchaftung herangezogen werben 
fönnen. Für die Einthellung und Beurtbeilung der Erwerbsgefellichaften ift e8 dabei von 
Wichtigkeit, ob in der Societät relatiy große, dem Zweck derfelben gegenüber als bedeutend an= 
zuſehende Kapitale vereinigt werben, oder ob das Geſchäftskapital vorzugsweiſe oder ausfchließ- 
(ih durd) Zuſammenlegung vieler kleinen Kapitaie entſteht. 

Man kann die Erwerbsgeſellſchaften i in vier große Klaffen gruppiren, Zeigen dieſelben auch 
mande Übergänge ineinander, ſo müſſen ſie doch ganz abgefondert behandelt werben, da fie in 
der Grundidee ſich jo fern flehen, daß das gerechte und wohlbegründere Urtheil über die eine 
dieſer drei Klaſſen die zweite, dritte und vierte kaum noch herfren fann. Diele vier Klaſſen ſind: 
die fogenannte offene oder Gollectivgefellfhaft, die Commanditgeſellſchaft, die Commandit⸗ 
Actiengefellfhaft, die anonyme oder gewöhnliche Actiengeſellſchaft. Alle diefe Erwerbsgeſell⸗ 
haften find für eine längere Dauer berechnet; es können ſich aber auch Geſellſchaften für raſch 
vorübergehende Zwecke bilden, z. B. um gemeinſam auf einer Auction oder von einem 
Großhändler behufs ſofortiger Vertheilung unter die Geſellſchafter große Duantitäten Waare 
aufzufaufen, eine Armeelieferung, ein Haus, einen Eiſenbahntunnel auszuführen oder auch nur 
ein Album Heraudzugeben u. dgl. m. Inſofern derartige Erwerbsgeſellſchaften nicht unter 
eine der obigen vier Kategorien fallen, Fönnen wir jie ganz unberückſichtigt laſſen, va fle von 
feiner beventenden Wichtigkeit find und vom rechtfichen Standpunkt aus In der Negel nicht ein: 
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mal al8 Sorietäten betrachtet werben. Ebenſo wenig berückſichtigen wir die eigenthümlichen, 


auf dem Prineip ver Selbfthülfe durch Affociation beruhenden Genoſſenſchaften der Handwerker 
und Arbeiter, welche bereit in dem Art. Senoſſenſchaften ausführlich abgehandelt worden find. 

N. Die Collectivgeſellſchakt Coffene, gemeine, vereinte, gemöhnliche Geſellſchaft, 
socidtE en nom collectif). Die einfachſte, gemöhnlicfte und man möchte fagen natlirlichfte 
Form der Erwerbsgeſellſchaft gewährt die fogenannte offene oder Collectivgeſellſchaft. Uralt, ift 
ite überall ſchon da verbreitet, wo Handel und Induſtrie die primitioften Stadien ihrer 
Entwidelung zurückgelegt haben, ohne deshalb in weit vorgeſchrittenen Zeiten, wie den unferigen, 
veraltet zu fein. Sobald eine einzelne Perſon zum Betriebe eines kaufmänniſchen ober gewerb⸗ 
lichen Geſchäfts oder auch des Landbaus nicht alle erforderlihen Mittel, Kräfte und Eigen: 
ihaften (Kapital, Credit, Geſchäftserfahrung und Beſchäftsgewandtheit, techniſche Kenntniffe) 
u. j. w. beflgt und ſich diejelben auch nicht ausreichend in anderer paffender Welſe zu befchaffen 
vermag, kann fie fi mit einer oder mehreren Perſonen aflocliren, un das projectirte Unter- 
nehmen zu begründen und fortzuführen. In der Regel pflegt die Zahl der Theilhaber der 
Collectivgeſellſchaften (Geſellſchafter, societaires, compagnons) nur gering zu fein. Alle 
Geſellſchafter Eönnen dabei gleichviel Kapital beifteuern und jich gleihmäßig und mit Ausfchluß 
jeder andern Tätigkeit an dem Betriebe des gemeinfchaftlichen Geſchäfts durch geiftige und 
körperliche Arbeit betheiligen; oder aber die Geſellſchafter werfen ein für jeven einzelnen durch 
Vertrag beftimmtes, abet ſeiner Höhe nad verfchiedened Kapital ein, indem jie mehr ober we: 
niger an der Gefchäftsführung theilnehmen; oder endlich nur einer oder einzelne Glieder brin- 


“ gen Kapital in die Genoſſenſchaft, während Dagegen andere durch Verwendung ihre gefihäftlichen 


‘ 


und techniſchen Kenntniffe und durch Arhelt wirffam werden. Im erftern Kalle haben in der 
Megel alle Theilhaber gleichen Anfprud an ven Ertrag des Unternehmens, während in den 
beiden andern die Duoten, mit denen fle am Gefhäftögewinn participiren, vertragsmäßig feit- 
geftellt zu werben pflegen. Die Gefellfchaft ninmt ſtets einen Gefanımtnamen, eine Birma an, 
welche gewoͤhnlich den Namen eines, einzelner oder aller THeilhaber enthält; jedenfalls jollen 
auch die Befellfchafter In irgendeiner gefeglich oder gebrauchsmaͤßig feftftehennen Weife bekannt 
gemacht und in ein Firmen- oder Ragionenbuch eingetragen werben. Sie haften ſolidariſch 
und mit ihrem ganzen Bermögen für jede Handlung der Firma und für die Erfüllung aller ihr 
gefeglich obliegenven oder von ihr vertragsmäßig übernonmenen Berbinplichkeiten. Gleic- 
gültig ift es dabei, ob nad dem Soctetätövertrage alle Theilhaber berechtigt ſind, mit dritten 
Perfonen namens der Geſellſchaft zu verfehren, ober ob Died Recht nur einzelnen von ihnen zus 
geftanden wird, oder ob; was freilich nur felten vorkommt, eine ver Gefellfchaft gar nicht ange= 
Hörige Perfon durch Procura zur ausſchließlichen Vertretung der Birma autorifirt ift. Wenn 
vertragsmäßig nicht anderes feftgefegt iſt, pflegt e8 den Gefellfchaftern freizuftehen, außerhalb 
der Gejellichaft und ohne Bezugnahme auf diefelbe für eigene Nechnung Gefhäfte anderer Art: 
zu treiben; indeß widerspricht flteng genommen eine ſolche Erlaubniß dem Princip der Eollec- 
tiogefellfchaft. Die Dauer ver Geſellſchaft beſtimmt ver Geſellſchaftsvertrag; in ber Regel wird 
eine mäßige Anzahl von Jahren feftgefegt. Vor diefer Zeit kann, die Socletät durch einftimmi- 
gen Beſchluß der Theilhaber zu Ende gehen, oder ſich nach Verluft des ganzen over einedgrößern 
Theils des Geſellſchaftskapitals auflöfen, oder ven Austritt einzelner Glieder geftatten. Verſtirbt 
ein Geſellſchafter, fo fcheiden In der Regel die Erben fofort aus und erhaften nach einiger Zeit 
ihr Kapital zurückgezahlt. Wie in allen viefen Fällen ſowie bei der Annahme neuer Gefell- 
ſchafter zu verfahren tft, beſtimmt der Geſellſchaftsvertrag. 

Vom Standpunkt ver Volkswirthſchaft aus kann ver Collectivgeſellſchaft ihre Hohe Beben: 
tung nicht abgeleugnet werden. Für größere und wichtigere Unternehmungen pflegen Mittel 
und Kräfte einzelner Indivlduen oft nit vollfländig auszureichen; e8 ift naher die Bereinigung 
mehrerer für venfelben Zweck angezeigt und felbft geboten. Durch die Collectivgeſellſchaften 
werden kleinere Kapitaliſten in den Stand geſetzt, mit größern zu concurriren und ſo dem 
Monovol des großen Kapitals ein Ziel zu fegen; die Collectivgeſellſchaft kann Kapital und 
Intelligenz, Broducenten und Kaufmann verbinden. In die Collectivgefellfihaft treten die ein- 
zelnen Gefellfähafter mit ihrem ganzen Kapital und Gredlt und mit ihrer ganzen wirthſchaft⸗ 
lichen Berfönlicgkeit ein und gewähren deshalb nach außen hin erhöhte Bürgſchaften für Soli: 
dität und Dauer ihrer gemeinfanen Unternehmung. Zugleich werden gewwagtere, ſchwierigere 
Geſchäfte, weil das Riſico getheilt ift, möglich. Die geringe Zahl der Glieber läßt dabei Raſch— 
heit des Entjchluffes und der Ausfüihrung und Geheimhaltung der Operationen zu und ge- 
ftattet zugleich ver Gefellichaft die Annahme eines beftinnmten originellen Charafters, wie er 
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auch den von Einzelnen geleiteten Geſchäften beiwohnt und ſich oft in. Handel und Iuduftrie von 
großen Einfluß gezeigt het. Linter diefen Umſtänden kann es nicht auffallen, wenn die Zahl 
der Eollectivgefellfehaften fehr groß ift und füch fortmahrend ausdehnt, wenn dieſe Geſellſchaften 
in allen Zweigen der menſchlichen Thätigfeit auftreten und blühen, wenn ſie jelbft dad Hund: 
werk und die geiftige Arbeit zu ihrem Gebiet rechnen. Mängel haften ihnen dabei freilich wie 
allen menſchlichen Einrichtungen an, und namentlich pflegen fie durch ITodesjälle, unglüdliche 
Greignifle, welche einzelne Geſellſchafter betreffen, Zwifligfeiten u. |. mw. in ihren Beſtande 
jeicht gefährdet zu werden. Aber im allgemeinen ſtehen fie doch fefter da als kaufniänniſche und 
gewerbliche Etabliſſements, welche von einer Perſon geleitet werden und von ihr allein und ganz 
abhängig find: Nur muß man darauf verzichten, ihnen Unternehmungen zu übertragen, welde 
mehrere Generationen hindurch beftehen follen, und deshalb Eönnen auch Collectivgeſellſchaften, 
ſelbſt wenn ihnen hinreichendes Kapital zu Gebote fteht, nicht, wie hier und da fhon hehauptet 
worben ift, die Actiengefellichaften erfegen und unndthig machen. Ebenfo geht ihnen vie Fähig⸗ 
feit ab, große Maffen Eleiner Kapitale zu fammeln und für einen Zwed verwendbar zu machen, 
da Collectivgeſellſchaften, aus Tauſenden von Gefellihaftern beitehend, aus Gründen, welde in 
der Sache felbft liegen und Feiner weitern Erörterung bedürfen, undenkbar find. 

So widtig das Iuflitut ver Collectivgeſellſchaft, weil es Teicht zur. Anwendung kommen 
kann und überall wirklich Boden gefaßt hat, aud für die Wolfönsirtöfiaft ift, der Staat hat 
dennod wenig mit ihm zu thun; er ſoll vielmehr die Societäten ganz ungehinvert ſich bilden 
und fie frei fhalten und walten laffen. Nur diejenigen wenig zahlreihen Beitinnmungen, 
welche das Intereffe außer venjelben ſtehender Perſonen forbert, muß er im Wege der Gefeg- 
gebung erlaflen. So fann er anoronen, daß die Firma, die Namen ver Gejellichafter und vie 
Paragraphen des Societätsvertrags, melde Dritte und befonvers die Gläubiger berühren, 
amtlich regiftrirt und öffentlich befannt gemacht werben; er darf ferner privatrechtliche Feſt⸗ 
jegungen treffen, melde die Entſcheidung etwaiger Streitigkeiten zwiſchen den Geſellſchaftern 
felbft und zwiſchen ihnen und den mit.der Firma in Verkehr tretenden Perſonen ermöglichen 
und fihern. Aber damit berührt er auch die Grenzen feiner Einmiſchung; er würde zu weit 
gehen und zugleich Unausführbares unternehmen, wollte ex dad innere Leben und die Strebun= 
gen der Collectivgeſellſchaften zu leiten und zu regeln fuhen. Das Wirken ver legtern fleht bei 
- allen feinen Eigenthümlichkeiten dem individuellen Geihäftshetriebe fo nahe, daß es mit dieſem 
in den mejentlihften Punkten faft zufammenfällt und deshalb auch in gleicher Weife anzufehen 
und zu behandeln ift. | 2 | 

IH. Die Commanditgeſellſchaft (jlille, geheime, Gemächlichkeitsgeſellſchaft, societe 
en commandite). Die Gommanditgejellfgaften unterjcheiden ſich non den Collectivgeſellſchaf⸗ 
ten dadurch, daß in denfelben neben ven eigentlichen Unternehmern und Inhabern des Geſchäfts, 
welche Commanditirte oder Complementäre genannt werden, und denen die Geſchäftsleitung 
und Vertretung nach außen ausſchließlich zufteht, andere Berfonen (Gonmanditiften, Comman= 
ditäre, ftille Aſſocies) ſich allein mit Kapital betheiligen und zwar an Gewinn und Verluſt des 
Geſchäfts participiren, aber für die Verbindlichkeiten des letztern doch nur bis auf Höhe des von 
ihnen eingelegten oder zugeficherten Kapitals haften. Sind bei einer und derjelben Geſellſchaft 
mehrere Commanditirte vorhanden, fo ſtehen viejelben unter ih und dem Publikum gegenüber 
als Collectivgeſellſchafter da, d. h. ſie werfen ihre ganze wirthſchaftliche Perſönlichkeit ein und 
haften folidarifch und mit ihrem ganzen Vermögen für die Verbindlichkeiten der Societät. Auch 
die Commanditgeſellſchaft befigt eine Firma, welche indeß in feinem Falle vie Nauten der Gom= 
manditiſten, fondern nur der Gommanditirten enthalten darf, Die Commanditiſten ſollen ſich 
ferner nit an der Geſchäftsführung betheiligen, und nach manchen Geſetzgebungen iſt ed ihnen 
fogar, bei Strafe, ald Collectivgeſellſchafter angelehen zu werden, verboten, befolvete Stellen bei 
den Gefhäft, z. B. als Commis, Kaffirer u. ſ. w, anzunehmen. Dagegen find fie berechtigt, 
von der Verwaltung der Gommanbitirten Kenntniß zu nehmen, die Bücher einzufehen, Bemer= 
fungen über die fattgehabten over beabſichtigten Operationen zu machen und ihren Beirath zu 


erteilen. Liefert die Unternehmung einen Gewinn, fo erhalten die Kommanbitiften nah Maß⸗ 


gabe des Geſellſchaftsvertrags und ihrer Kapitaleinlage eine Dividende, zu deren Rückzablung 
den Gläubigern des Geſchäfts gegenüber fie im Fall des Concurjed nur dann verpflichtet iind, 
wenn jie ungerechtfertigt war, d. h. ausgeworfen wurde, trogdem ver richtige Jahresabſchluß 
feinen oder doch keinen jo hohen Gewinn ergab. Die Commanditirten haften ven Commanditi⸗ 
ften jolidarifh und mit ihren ganzen Vermögen für die treue und ordnungsmäßige Geſchäfts— 
führung, nit aber für unverfchuldete Verlufte; dabei ſtehen indeß die Gommanbitiften mit 
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ihrem Forderungen an das Geſchäft und deren Inhaber allen übrigen Gläubigern ned. . Ur: 
fprünglid befigen die Commanditiſten nicht das Recht, an ihre Stelle andere Berfonen einrücken 
zu laffen; ; in manden Gejellihaften wird ihnen indeß geflatiet, zu jeder Zeit auszuſcheiden, 
ſobald eine andere Perſon mit dem gleichen Kapital und unter den Bedingungen des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags fürfle eintritt. Nur pflegen ji die Gommanditirten die Befugniß vorzubehalten, 
Berfonen, welche ihnen nicht geeignet fcheinen, ohne Angabe von Gründen zurückzuweiſen. 

Aud) bei ven Commanditgeſellſchaften findet ber Staat Feine Veranlafjung, ſich weiter ein⸗ 
zumifcgen, ald es bei ven Gollectivgefellichaften geſtattet ift; ſelbſt Die öffentliche Nennung ver 
Sommanbitiften, die Bekanntmachung ihrer Einlagen und die Anzeige des flattgehabten Wech⸗ 
feld in den Perfonen ift nicht einmal in allen Geſezgebungen vorgefhrieben. Und mit Recht. 
Geichäftsfreunde und Gläubiger treten nur mit ven Gommanditirten in Verbindung, und das 
Borhanvenfein von Commanditiſten kann ihnen, aud wenn es nicht befannt ift, nur Vortheil, 
aber nie Nachtheil bringen, ſodaß die Namhaftmachung der Commanditiſten nur den Geſchäfts- 
inhabern und dem Grebit des Geſchäfts ſelbſt günftig erſcheint. 

Die Commanditgeſellſchaft hat den Zweck, den Unternehmern und Leitern eines induſtriellen 
ober faufmännifchen Unternehmens in anderer Weife ald duch Darlehne eine Vermehrung des 
ihnen zu Gebote lebenden Kapitals zu gewähren. In vielen Fällen wird diefer Zweck erreicht 
werden fönnen, und namentlich da, two wenige Gommanbitiften Die eriorderlihen Fonds zur 
Verfügung ftellen, zeigt fich die flille Affocistion vortheilhaft und zwedmäßig. In andern ftellt 
fie jih dagegen ald unpaflend und ohnmächtig heraus. Die Erfahrung lehrt, daß folide Ge- 
Ihäfte, welche einen beftimmten, genau begrenzten Zweck verfolgen, ſich bereitd als rentabel aus⸗ 
gewiejen haben und unter tüchtiger Zeitung ſtehen, verhältnißmäßig leicht Kapitaliften finden, 
welde ihnen in der Eigenſchaft als Commanditiſten die fehlenden Fonds liefern; aber ſolche 
Geſchäfte pflegen in der Regel Kapital in anderer Weiſe beſchaffen zu können und ziehen in 
dieſem Fall die Aufnahme deſſelben gegen einen feſten billigen Zins der Gewährung eines in 
jedem Fall höhern Gewinnantheild vor. Unternehmen mit bedeutendem Rifico, neue, erft einzu: 
leitende oder duch Unfälle erfhütterte Geſchäfte, jo vortheilhaft fie jich fonf darſtellen mögen, 
finden dagegen leichter wirkliche Geſellſchaftet als fille Aſſocies, weil diejen faft keine Einwir⸗ 
fung auf Die Zeitung zuſteht. Und wenn fie ſich doc gefunden haben, bedroht jede nachtheilige 
Operation, indem fie Zwiſtigkeiten bervorruft,. ven Beſtand des Geſchäfts ſelbſt. Namentlich 
ift dies der Fall, wenn die Zahl der Commanditiſten nit ganz gering ift und ihre Einlagen den 
Betrag ded Kapitald der Complementäre erreihen und überfleigen. Am wenigften eignen fid 
Gonmanditgefellfchaften zu Speculationen au der Boͤrſe; derartige, im legten Jahrzehnd hier 
und da unter dem Namen Omnium gebildete Sorietäten gingen ſtets zu Grunde, fobald fie von 
einen empfindlichen Verluſt berroffen wurden. Im Bergleich zur Gollectiogefelihaft kaun der 
Gommanditgefellihaft von Standpunkte der Staats: und- der Volkswirthſchaft jedenfalls nur 
eine untergeorbnetere Bedeutung zugebilligt werden, und nie wird aud die Zahl der Comman⸗ 
ditgefellſchaften auf eine ſehr beträchtliche auſteigen. 

IV. Die Gommandit: Actiengefellihaft (societe en commandite par actions) 
ift aus der Commanditgeſellſchaft hervorgegangen und unterfcheidet ſich von derſelben dadurch, 
daß Das ganze rinen Unternehmen zur Verfügung geflellte Commanditkapital, das in der Regel 
einen bedeutenden Betrag erreicht, in zahlreiche Antheile zerlegt if, und daß über diefe Anteile 
auf den Namen over auf den Inhaber lautende Antheiligeine ausgegeben werden, welde wie 
die Actien gewöhnlicher Actiengeſellſchaften von den urſprünglichen Beſitzern frei abgetreten 
werden koͤnnen und leicht von einer Hand in die andere wandern. Die Commandit⸗Actienge⸗ 
ſellſchaft iſt daher wie die Commanditgeſellſchaft eine Aſſociation von Unternehmern, welche in 
ver Regel zugleich Kapitaliſten find, mit Kapitaliſtenegum Behufe ver Errichtung und Fortfüh⸗ 
rung eines beſtimmten induſtriellen oder Handelsgeſchäfts, nur bildet die Commandit⸗-Actien⸗ 
geſellſchaft ihr Commanditkapital nicht aus mehreren größern, ſondern aus ſehr vielen kleinen 
Kapitalen, die ſie ſammelt und vereinigt. Häufig iſt der Betrag der Commanditantheile höher 
als der landesgebräuchliche ver Actien der gewöhnlichen Actiengeſellſchaften, ebenſo häufig aber 

auch demſelben gleich, in vielen Fällen iſt man, wenigſtens in Frankreich, ſogar auf ſehr kleine 
Beträge, auf 25, 5, ja 1 Fr. herabgegangen. Inwiefern dies zweckmäßig und zuläſſig er⸗ 
ſcheint, ſoll ſpäter bemerkt werden. 

Auch bei der Commandit-Actiengeſellſchaft ſind der oder die Inhaber des Geſchäfts, die 
Commanditirten, welche gewoͤhnlich Geranten oder Geſchäftsführer genannt werden, ausſchließ⸗ 
lich zur Zeitung des Unternehmens nun zu feiner Vertretung nach außen berechtigt; ſie haften 
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für die Schulden und Verbindlichkeiten des Geſchäfts ſolidariſch und mit ihrem ganzen Ver⸗ 
mögen, während ven durch ein Auffichtd= ober Überwachungscomite vertretenen Antheilbabern 
nur die Kenntnifnahme von den Operationen und die Beauflitigung der Geſchäftsleitung 
zufteht. Infolge diefer Stellung der Geranten kann die Commandit-Actiengeſellſchaft eine 
Firma Haben, in weldier die Geranteni genannt werden; in ver Negel bezeichnet ſich indeß Die 
Societät ganz In der Weiſe, wie ed bei allen anonymen Geſellſchaften zu geſchehen pflegt, mit 
einem Namen, der ihre Zwecke andeutet. Das Verhältniß der Antheilhaber, die fat vollſtaͤndig 
die Stellung der Commanbitiften einnehmen, regelt der Geſellſchaftsvertrag, welcher nidt ein⸗ 
feitig geändert werben kann ; er foll die Tendenz des Geſchäfts, Die Dauer der Soeietät, die Um- 
ſtände, unter melden eine frühere Aufibſung erfolgen kann, die Formen für die Bildung des 
Aufſichtsausſchufſes, deſſen Befugniffe und endlich die Fälle angeben, in welchen bie Geranten 
für Berlufte verantwortlich find ober fih eine Einmifhung ver Antheifhaber gefallen laſſen 
nrüffen. Sorietäten, in welchen die Geranten den Gläubigern nicht feffvarifch und mit ihrem 
ganzen Bermögen haften, oder bei denen ver Geſellſchaftsvertrag durd ein von den Antheil- 
Habern einfeitig feftzuftellendes Statut erfegt wird, find zwar mitunter ald Commanbit:Aetien= 
gefelifchaften bezeichnet morben, gehören indeß in ver That nicht in dieſe Kategorie, fondern in 
diejenige der anonymen Gefellfſchaften. | 
Man hat den Commandit-⸗Actiengeſellſchaften nachgerühmt, daß jle in unſerer Zeit, welche 
einen rafıhen libergang von dem frühern Kleinbetrieb zum Großbetrieb bewerkſtelligen wolle, 
von größter Wichtigkeit felen und recht eigentlich zur Heranführung aufftrebenvder Individual: 
wirthſchaften an den Großbetrieb dienen könnten. Und allerdings gibt es ſolche Individual⸗ 
wirthſchaften, welche durch ven Umſchwung zum Großbetriebe nit nur nicht erbrädt, ſondern 
gehoben werben follten und deshalb des verflärkten Kapitals dringend bedürfen, pabei aber body 
den fortdauernden und überwiegenden Einfluß ihrer Gründer und Leiter nicht wohl zu ent- 
behren vermögen. Ihnen muß allerdings die Form der Commandit-Actiengefellfhaft außer- 
ordentlich zuſagen. Deſſenungeachtet darf aber nicht bevauert werben, daß in Deutihland Die. 
Commandit:Actiengefellfchaft nicht gartz allgemeinen Anklang gefunven hat, fondern in weit 
weniger Fällen als in Frankreich zur Anwendung gefommen iſt. Denn beſtehende Individual⸗ 
wirthichaften der bezeichneten Art find nicht Häufig und in den meiften Fällen werden pie bis— 
berigen Retter erfegbar fein. Selbft wenn für dieſe außerorbentlihe Eigenſchaften und beſon⸗ 
ders günftige Erfolge ſprechen, bletbt es immer zweifelhaft; ob jie in einem vielleicht zehn- und 
zwanzigfach ertveiterten Wirkungsfrerfe mit gleiher Umſicht und Energie zu arbeiten vermögen. 
Berner ſcheint ed unter allen Umſtänden bedenklich, weitreichende, auf eine lange Dauer berech⸗ 
nete Unternehmungen von einer einzigen, vielen Zufällen ausgefegten Perfon abhängig zu 
machen, fie fo zu ſituiren, daß fle mit derſelben ſtehen und fallen, mit einem Wort, neben den 
unleugbaren Borzägen, welche die Individualwirthſchaft an ſich trägt, alle Nachtheile derſelben 
auf mwefentlich verſchiedene Verhältniffe zu übertragen. Feſtſetzungen, welche dieſen Übelftänden 
begegnen follen, find dabei nicht möglich ; im voraus läßt jich nicht beſtimmen, mie die Unfähig- 
feit des Geranten zur fernen Loͤſung feiner Aufgabe feftgeftellt werben fol, wie feine Entfer- 
nung aus einem Unternehmen, bei welchen er flärfer als jeder andere, mit feinem ganzen Ber: 
mögen und Erebit und mit feinem Ruf, betheifigt Ift, ohne Nachtheil des Geſchäfts zu bewirken 
ift, in welcher Weiſe eine andere vollftändig geeignete Verſönlichkeit gewonnen werden muf. 
Unferer Anficht zufolge Hat keine Commandit-Aetiengeſellſchaft Ausiicht auf Beſtand; fallt fie 
beim Tode oder Ausſcheiden des erſten Beranten nicht zufanımen, fo wird fle den zweiten ſchwer⸗ 
li überleben, ohne ſich in eine gemöhnlide Aetiengefellihafi zu verwandeln. Deshalb wird 
fat Immer von’ vornherein die Bildung einer anonymen Sefellfchaft zu empfehlen fein, bie fi 
ja ebenfalls leicht auf eitte alte Inpivioualwirthfchaft pfropfen Tann, wenn fie nämlich den Zeiter 
derfelben als Dirigenten gewinnt. 

Schon die Bildung der gewöhnlichen Commanditgeſellſchaften ift ſchwierig, weil fich verhält: 
nigmäßig felten Kapitaliften finven, welche ihre Fonds in eine fanfmännifche over induſtrielle 
Unternehmung, auf deren Zeitung fie fait feinen rechtlichen Einfluß haben, ftedfen. mögen. Une 
doch vernag ver Commanditiſt das ihm vorbehaltene Aufſichtsrecht perfünlih auszuüben, und 
werden feine Bemerkungen und Raͤthſchläge, weil er eine verhältmißmäßig bedeutende Quote 
des Geſchäftskapitals hergibt und dauernd an die Unternehmung geknüpft Ift, dem Geſchäftsin⸗ 
haber immerhin von Gewicht feinen und deshalb häufig Berüdfichtigung finden. Den Se- 
ranten einer Commanbit-Acttengefellfhaft gegenüber verſchwinden dagegen bie einzelnen In⸗ 
haber von Antheildfcheinen gänzlich; die von ihnen eingefhoflenen Summen find in Vergleich 
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zu dem geſamuiten Unternehmungsfapital unbedeutend, und zugleich gewähren fie fein bleiben- 
des Intereffjeander Unternehmung, weiljieleicgt abgetreten werben können und von einer. and in 
die andere übergehen. Ihr Aufſichtsrecht müflen die Antheilhaber ausſchließlich durch ihre 
Bertreter ausüben laſſen; fie felbft Eönnen höchſtens oberflächliche Berichte über längft abge- 
jchloflene Operationen erwarten, Aber auch der Aufſichtsrath vermag.fehr wenig zu leiften, 
denn mit Recht fordert ver allein verantwortliche Berant in allen Dingen freie Hand, mit Recht 
muß er.oft neue Operationen ſelbſt vor gem zahlreichen, vielleicht gar theilweife aus Concurren⸗ 
ten des Geſchäfts zufammengefegten Aufjichtörath geheim halten. Diejen bleibt deshalb nichts 
übrig, als den Geranten halten und walten zu laſſen, wie er ed für gut findet; erſt ein ecla: 
tanter Ball kann ihn zum Ginfhreiten veranlaflen, und auch dann noch muß ihm die Beforgniß, 
das Unheil zu vergrößern, in der Regel energifche Schritte verbieten. So wirh ver Auffichtsrath 
nad und nad und wider feinen Willen zum Mitſchuldigen eined ungeſchickten over gemiflen- 
loſen Beranten, und dann gebietet ihm fein perſoͤnliches Intereile, das nur zu leicht Gehör findet, 
den wehren Zuftand des Unternehmens fo lange ald möglich vor den Blicken der Antheilhaber 
zu verbergen. 

Fragen wir ung, woher ed kam, naß die Gommandit-Actiengefelljchaften jenfeit nes Rhein flet3 
weit größern Anklang fanden ald biefleisß, und weshalb fie dort namentlich feit. dem Jahre 1848 
zu Hunderten auffproßten, fo iſt pie Antwort nit. ſchwer. Die Commandit-Actiengeſellſchaften 
paßten zum ganzen Syflem des heutigen Frankreich. Der Abſolutismus im Staate, ber ſich mit 
einer von ihm felbft componirten Scheintepräfentativn umgab, zog für die großen inbuftriellen 
un» Handelsgeſellſchaften abſolutiſtiſche Verfaſſungen und octroyirte Vertretungen nach ſich. 
Napoleon UI. mußten Pereire, Mires u. a. folgen. Wenn das franzöllice Volk, indem 
es ſich feiner ganzen Selbſtt hätigkeit entäußerte, den Chef des Staates feine wichtigſten Angele: 
genheiten, feine ganze Exiſtenz im die Hand legte, fo kann es nicht auffallen, daß Die Einzelnen 
in ähnlicher Weife gewiflen Berfonen bie freie Verwaltung ihres Vermögens übertrugen, um 
fi durch Die miodernen Goldmacher bereichern zulaflen. Den deutfchen Volke mußten dagegen 
die Gommandit-Actiengefellfchaften weit weniger zufagen. Selbſtändigkeit, Selbſtthätigkeit und 
Selfgovernment find ſeit uralter Zeit mit feinen. Anſchauungen verwachſen; in demſelben 
Augenblick, in welchem es das Princip ber Selbſtverwaltung i in Staat und Gemeinde vollſtändig 
durchzuführen ſucht, kann es ſich nicht in höchſter Inconſequenz für Bevormundung auf dem 
Gebiete der gewerblichen und foufmännifchen Thätigkeit ausſprechen. Es vermochte für eine 
communiſtiſche Geſellſchaft nicht zu ſchwärmen, melde ſich durch endliche Vernichtung aller und 
jeder Brivatinduftrie, Einführung des Großbetriebs in alle menjhlihen Thätigfeiten und 
Durchführung deſſelben vermittelt des Inflitutd der Commandit-Actiengeſellſchaften nad und 
nad herausbilden müßte. Wenn ed die gewöhnlichen Actiengefellfhaften ven Commandit⸗ 
Actiengeſellſchaften vorzog, fo leitete es dabei ein fehr richtige Gefühl; es erfannte jehr wohl 
bie Principien, welche ben Syſtemen der beiden Societätsformen zu Grunde liegen, und ent⸗ 
ſchied fi für die freiern, trotzdem ſie oft genug verdunkelt worden waren. 

Allerdings wirkte in Frankreich und anderu Ländern auch noch ein zweiter wichtiger Um⸗ 
fand zu Gunften ver großen Verbreitung der Commandit-Actiengeſellſchaften mit. Die ge: 
woͤhnlichen anonymen Actiengeſell ſchaften knüpften naänilich bei ihren: Aufkommen nicht wie die 
Commandit⸗Actiengeſellſchaften an eine beſtehende und gebräuchliche Form der Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaften an, ſie erſchienen vielmehr als etwas Neues und Ungewohntes und wurden, zumal ſie 
wol auch ein Monopol beanſpruchten, mit Mistrapen angeſehen. Der Staat hielt ſich deshalb 
in Interefle des Publikums für verpfligtet, gefegliche Beſtimmungen über jie zu erlaffen. In 
der Regel erſchwerten nun diefe Beitimmungen nit nur bie Bildung und Begründung der 
anonymen Geſellſchaften fehr weſentlich, fie wirkten auch auf die Gefhäftsführung ein. Min 
deſtens mußte jede anonyme Geſellſchaft die auöprüdliche Genehmigung des Staates erhalten, 
und zivar erfolgte diefelbe durch ſpeciellen Erlaß des Stantsoberhauptes oder wol gar durch ein 
Gefeg. Außerdem war, weil ed ven anonymen Gejellihaften an eigentlihen Geſchäftsinha— 
bern fehlt, vie Ertheilung ver Rechte einer moralifchen Perſon erforderlih, und die Staate- 
behörven pflegten fich oft zu diefer Maßregel nur nad Erörterung und Feſtſtellung der Be: 
dürfnißfrage zu entſchließen. Derartige Schwierigkeiten, deren Beſeitigung Zeit und viel 
Geld koſtete, mußten in einer Zeit des Geſchäftsaufſchwungs, welche die maflenhafte Bildung 
von Actiengefellfchaften wünſchenswerth machte, zur Aufjuchung von Audfunftömitteln veran- 
laſſen, und fo fiel man denn darauf, an Stelle von anonymen Actiengefellihaften Comman⸗ 
dit⸗Actiengeſellſchaften, welche weit leichter herzuftellen waren, zu gründen. Sehr viele Com⸗ 
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mandit⸗Actiengeſellſchaften waren und find daher in der That nur verhüllte anonyme Actien⸗ 
gefellfgaften, bei denen die Directoren zu Geranten gemadt werden, ohne alle Rechte verfel: 
ben unverfürzt zu empfangen. 

Soweit fie bisjegt vorliegen, beftätigen die Refultate ber Commandit-Actiengeſellſchaften 
vollftändig alle Befürchtungen, melde jih aus ver Organtfation biefer Inflitute ergeben. In 
der Negel geht vie Gründung einer derartigen Geſellſchaft von dem Beſitzer eines biäher inbivi- 
duell Hetriebenen Geſchäfts, dem ſich einzefne große Kapitaliften anſchließen, aus. Zunääft 
fommt e8 darauf an, vie zu uͤbernehmende Individualwirthſchaft in ihrem Werthe zu ſchaͤtzen; 
dabei werben aber häufig das vorhandene Immobiliar und Mobiliar, die Vorräthe u. f. m., 
namentlich aber Dinge, welche fi nicht tariren Laffen, wie Batent, Firma, Kundfchaft, Erfinvun: 
gen u. dgl. m., außerordentlich hoch angerechnet. Ferner pflegen dem biöherigen Inhaber um 
Eimftigen Geranten fehr günftige Bedingungen in Hinficht auf die Entſchädigung für die @e- 
ſchäftsleitung zugeflanven zu werben. Wenn dagegen die berangezogenen Kapitatiften kaum 
Einwendungen maden, fo geſchieht e8, weil fle an dem dauernden Beſtehen und der Mentabilität 
des Unternehmens Eein reges Interefle haben ; e8 genügt ihnen, wenn ihnen die Antheilfcheine, 
welche ſie fo ſchnell als möglich in pritte Hände übergehen laſſen wollen, unter verhältnigmäfig 
vorteilhaften Bedingungen überlaffen werben. Die Abnehmer von Antheilfcheinen haben aber 
feine Belegenheit, ſich von dem wirklichen Werthe bes von dem Geranten Eingebrachten, daß, wie 
erwähnt, theilweiſe unfhägbar ift, zu überzeugen. - IR fo dem Unternehmen, vas vieleicht nicht 
einntal für den Großbetrieb geeignet war, bereits im erften Augenblick der Boden entzogen, fo 
foll außerdem noch fein Gedeihen ausfchließlih auf der Gefchäftsgemandtheit und Reblichkeit 
ded Geranten beruhen. Daß die erftere fehlen kann, iſt bereits erwähnt und babei zugleich her: 
vorgehoben worden, wie ungemein ſchwierig ſich die Erſetzung eines unfähigen Geranten durch 
einen fühigern herausſtellt. Noch ſchlimmer geftalten ſich die Dinge, wenn der Gerant unrerlid 
verfahren will. Seine Stellung bietet ihm faft jeden Augenbli Gelegenheit, fein Privat: 
intereffe zum Nachtheil der Intereffen der Unternehmung zn berückfichtigen, und faft unzäflige 
Beifpiele Haben gezeigt, daß die Geranten von Commandit-Actiengeſellſchaften fi auf Koften 
des von ihnen geleiteten Geſchäfts, zu bereichern fuchen. Weder der Geſellſchaftsvertrag noch 
der Staat vermögen dem entgegen zu treten. Mag man dem Geranten alle Unternehmungen 
und Speculationen für eigene Rechnung unterfagen, ed wird ihm nie an Strohmännern, 
melde er vorſchieben kann, fehlen, ſodaß nur in verhältnißmäßig feltenen Fallen Verlegungen 
des Geſellſchaftsvertrags, in noch feltenern ver förmlicde Betrug nachweisbar find. Dennoch 
find Häufig Betrügereien der Geranten conftatirt worden‘, haben aber faſt Immer ven Banfrott 
und den völligen Ruin der Societät nach fich gezogen. Auch unter ten Mitgliedern der Auf: 
ſichtsräthe finden fich folche, melde ihren Privatvorıheil ſuchen und zu demfelben mit oder ohne 
Wiſſen und Mithülfe des Geranten das Unternehmen midbrauden; namentlich geſchieht vie, 
wenn die erften bedentendern Zeichner von Commanditantheilen ald Mitgründer ſich bei Ab: 
ſchluß des Geſellſchaftsvertrags gegenfeitig zu Iebenslänglichen Aufſichtsräthen ernennen und 
dadurch die große Maſſe der Antheilhaber ihres Wahlrechts für die Auffichtsbehoöͤrde theilmeiie, 
oft ganz berauben. | 

Die gerügten Hauptmängel der Sommandit:Actiengefellfchaften find organifche und können 
deshalb nicht beſeitigt werden, daraus folgt aber nicht, daß der Staat, wie e8 in Frankreich unter 
den Julikoͤnigthum (1838) vorgeſchlagen wurde, dieſe Gefellichaften verbieten müffe, ja nicht 
einmal, daßer ſie unter außergewöhnlich firenge Aufficht ftellen folle. Indem ſie das Kleine 
Kapital fammelten und große volkswirthſchaftlich wichtige Unternehmungen einlelteten und 
durhführten, haben fie minveftens ebenfo ſehr genützt, als fie durch die Verſchleuderung von 
Kapitalien und durch betrügerifche Unterſchlagungen geſchadet haben. Außerbem ift es für bie 
Staatövermaltung ſtets gewagt, fi auf die Regulirung des wirthſchaftlichen Lebens des Volfeb 
einzulaffen. Aber der Staat Hat auch Feine Veranlaffung, die Commandit-Actiengeſellſchaften 
irgendwie zu begünfligen, und jedenfall® muß er fie denſelben Beftimmungen unterwerfen, 
welche er für die gewöhnlichen Actiengefellichaften erläßt. Don biefen Beftimmungen wird 
weiter unten bie Rebe fein. ' 

V. Die gewöhnliche Artiengefellfhaft (societt anonyme.) Die gemöhnlide 
Actiengeſellſchaft unterfcheivet fih von der Commandit-Actiengeſellſchaft dadurch, daß alle 
Theithaber der erflern ausſchließlich Kapital beifteuern und vollſtändig gleiche Rechte haben. 
Sie bejigt deshalb auch keinen Geranten, fondern nur von einem Verwaltungsrath beauffich⸗ 
‚tigte und geleitete Geſchäftsführer (Direetoren), welche von ihren Gliedern frei gewählt werben, 
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beſoldet jind und entlaffen werden Ednnen, alfo ven Charakter von der Geſellſchaft abhängiger 
Beamten haben. Bei der anonymen Geſellſchaft ift feine Firma möglich; ſie Hat eine Bezeich⸗ 
nung, melde in ber Regel ihren Zweck mögliäft furz angibt. Ihre innere Einrichtung, die 
Rechte der Actionäre, bie Pflichten der Directoren und Berwaltungsräthe u. f. w. beſtimmt das 
Geſellſchaftsſtatut, welchesd in den meiften Bunften durch Mehrheitsbeſchlüſſe abgeändert werben 
fann. Die gemöhnliden Formen, in melden die Uctiengejellfchait auftritt, find in dem Art. 
Hctie, auf den wir verweilen, beiproden; es bleibt deshalb nur Die volfswirthfchaftliche Be⸗ 
deutung der Actiengefellihaft und ihr Verhältniß zum Staate zu erörtern. 

Die anonyme Geſellſchaft ift wie die Gommandit-Actiengefellfchaft eine Einlagegeſellſchaft; 
fie ſucht Fleinere Kapitale in beträchtlicher Zahl zu einem großen zu vereinigen, um vermittelft 
deflelben bedeutendere volfsmirtäihaftlich wichtige Unternehmungen durchzuführen und dadurch 
für ihre Theilhaber einen angemeflenen Geminn zu erzielen. Soviel wir wiffen, beftanden folde 
Geſellſchaften weder im Alterthum noch im frühen Mittelalter; die erften derſelben waren die 
Banken, welde bis etwa zum Jahre 1200 Hinaufreihen. Anonyme Geſellſchaften anderer Art, 
Handelsgeſellſchaften nah Oſt- und Weftindien, wurden von Holländern und Englänbern nit 
früher al8 um das Jahr 1600 begründet. Die wichtigfte Derfelben war unzweifelhaft die Eng⸗ 
liſch-Oſtindiſche Compagnie, welche, mit einen gewaltigen Kapitale und mit ausgenehnten Vor⸗ 
rechten audgeftattet, lange Zeit hindurch nicht nur den ganzen engliſchen Handel nad Oſtindien 
in Bejig hatte, fondern aud ein ungeheuered Reich mit mehreren hundert Millionen Untertha- 
nen gründete. Weniger glüdlich waren andere ähnliche Gefellfchaften, und die von Law gegrün= 
dete Miſſiſſippigeſellſchaft brachte fogar infolge faft beiſpielloſer Schwindeleien unfaglides 
Unglüd über Franfreih und vorzüglich über alle diejenigen, welche ihr ihr Vermögen anver: 
traut hatten. Noch jünger find die Geſellſchaften für viele andere wirthſchaftliche Zwecke, vie 
Sorietäten zur Begründung und zun Betriebe von Kabrifen, Eifenbahnen, Dampfſchifflinien 
2. ſ. w.; ja die Actiengeſellſchaften mit unbeftinniten Zwecken ſtammen fogar erft aus ben legten 
beiden Decennien. 

Bei der Veurtheilung und Würdigung der Einlagegefellihaften (ſowol der anonymen als 
der Commandit⸗-Actiengeſellſchaften) haben wir zunächſt Diejenigen guten und übeln Eigen: 
Thaften, welde aus ihren Grundprincipien nothwendig folgen, ind Auge zu faffen. Spreden 
wir zunächſt von jenen, von den VBorzügen und Bortheilen. Die Einlagegeſellſchaften machen 
ohne Zweifel viele Kleinere Kapitale, welche entweder ganz oder theilmeije era liegen, nutzbar 
und verfallen andern wenigſtens eine vortheilhaftere Verwendung. Diele Millionen waren 
früher in jedem Lande dem wirthſchaftlichen Verkehr entzogen, theil8 weil die kleinen Summen, 
aus welchen fie beitanden, nicht wohl fruchtbringend angelegt werben konnten, theild weil ver 
Kapitalift ih der Verfügung über das Kapital nicht für lange Zeit begeben mochte. Der nie: 
brige Betrag der Nctien, verbunden mit der Leichtigkeit, mit ber dieſe verfauft werben fönnen, 
ſetzte nach und nad wirklich großartig erfcheinende, früher unprobuctive Kapitale in Bewegung 
und leitete fie in Bahnen, welden fie fonft fremd geblieben wären. Und zmar jammelten ſich 
diefelben nicht nur in In=, ſondern auch, was wohl zu beachten ift, im Auslande. Berner er: 
möglichte die Bildung großer Kapitalmaffen die Begründung und den Betrieb folder wirth- 
Thaftlihen Unternehmungen, melde über die Kräfte einzelner Kapitaliften, felbft der großen 
Geldmächte Hinausgehen. Viele, ja die meiften derartigen Unternehmungen würden ohne Die 
Theilnahme der Einlagegefelihaften nie zu Stande fommen können. Denn nur in einzelnen 
Fällen, wie z. B. bei Eifenbaßnen, welde nicht über das Landesgebiet hinausgehen, vermag 
der Stäat unmittelbar einzugreifen, und felbft Hier Hat er infolge feiner Natur und Stellung 
oft mit großen Schwierigfeiten zu fampfen. Auf die Begründung umfangreicher Inpuftrieller 
und Handeldunternehmungen aber muß er von vornherein verzichten, und gerade auf dieſem 
Felde haben die Einlagegefellfhaften in einer furgen Spanne Zeit bereitö Außerordentliches, ja 
Wunderbares geleiftet. Indem fie gemeinnüßige Unternehmungen, welde im Nothfall der 
Staat ſelbſt in die Hand nehmen muß und mit denen er ſich auch bereitd befaßt hat, Ind Leben 
rufen, tragen fie zugleich zur Bereinfahung und Verminderung der Aufgaben unferer Staats: 
verwaltungen bei und erwerben ſich bamit ein Verdienſt, das nicht zu gering geachtet werben darf. 
Vom volkswirthſchaftlichen Standpunft if ferner zu beachten, daß die Einlagefelliaften in= 
folge ihrer reihen Mittel, inden jie die beften geifigen Kräfte heranziehen, ſich der zweckmäßig⸗ 
ften und großartigften Einrichtungen bevienen, die vortheilhafteften Einkäufe von Rohſtoffen 
im großen, zur gelegenften Zeit und an jedem geeigneten Orte machen, den Betrieb verein- 
fahen und eine Menge anderer Vortheile genießen, billiger al8 Individualwirthſchaften pro= 
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duciren, d. h. Kapital und Arbeit für andere Zwecke erfparen und zugleich einem weit größern 
Kreife nüglich werben. Recht eigentlich find die Einlagegefellichaften auf die Befrienigung ber 
Bedürfniſſe der großen Maffe des Volkes hHingewiefen, und ihre hohe Bedeutung liegt deshalb 
aud in dem Umſtande, daß fie die Errungenſchaften unferer Cultur jedem, aud dem AÄrmſten 
zugänglich zu machen ſuchen. 

Unter den Nachtheilen, welche die Einlagegeſellſchaften erzeugen, werden gewöhnlich zu— 
naͤchſt Diejenigen genannt, welche durch die von ihnen ausgeübte Beſchlagnahme vieler Kapitale 
hervortreten. Allerdings ziehen die Einlagegeſellſchaften infolge der Vortheile, welche ſie an⸗ 
bieten, das Kapital magnetiſch an, entreißen es namentlich dem Ackerbau und ven Privatwirth⸗ 
ſchaften und bringen beide in große Verlegenheiten, Aber einerſeits führen fie ihnen vermittelſt 
ber Geldinſtitute einen großen Theil unter günftigen Bedingungen body wieder zu, und anderer: 
feit8 fällt ver Nugen, melden ſie ihnen durch Verkehrserleichterung, Production und Handel 
gewähren, beträchtlich ind Gewicht. ‚Überfehen darf man übrigens nicht, daß die Vergangenheit 
für die Würbigung der Einlagegefellfehaften nicht maßgebend fein kann; Perioden eines gewal⸗ 
tigen Umſchwungs in politifchen und focialen Zuftänden führen immer große Nachtheile und In: 
convenienzen, welche fpäter in ruhigen, georpneten Verhältnifien nicht mehr bemerkt werben, 
nit fi, und namentlich mußte dies hier, mo die Revolution des wirthihaftlichen Lebens eine 
außerordentlich eingreifende und zum Theil ſelhſt fünftlih von oben genäbrte war, ber Fall 
fein. Berner ift zu beachten, daß die Einlagegefellfchaften maffenhaft Kapital, dad wenigſtens 
zum Theil dem Aderbau und der Fleinen Induſtrie äufließt, Schaffen. Wichtiger und dauernder 
ift ver Nachtheil, welchen die Concurrenz der Geſellſchaften den Fleinen Bewerben, dem Hand: 
werk und den im Privatbetrieb befinplihen Handels- und Fabrikgeſchäften bringt. Diele der: 
felben, ja die meiften wird fie vielleicht nad; und na abſorbiren und fomit einen Theil der felb- 
ftändigen Arbeiter in den Stand der unſelbſtändigen hinabdrücken. Aber wie dad Fabrikweſen 
das Handmwerk beftehen ließ und nur da, Ivo ed. unter einer beengenven Gewerbegeſetzgebung tief 
gefunfen ift, ſchwer verwundet hat, fo wird auch ber Großbetrieh ven Kleinbetrieb, weil ex deffen 
eigentbümliche Aufgabe nicht zu löſen vermag , neben fich beftehen laſſen müſſen, ja ev wird ihn, 
foweit e8 in feinen Intereſſe liegt, fördern. Auch der Großbetrieb bewegt ji Innerhalb ge- 
wiffer natürlicher Schranfen und vermag diefelben nur zu feinem Nachtheil zu überfchreiten. 
Ferner kann die Affociation dem Kleinbetrieb zu Hülfe fommen, und wie die Handwerker ver- 
mittelft ver Genoſſenſchaften fih für die Concurrenz mit der Fabrikinduſtrie Eräftigen, fo werden 
aud die Individualwirthſchaften durch eigenthümliche Vereinigungen, bei’denen ihnen gewiſſe 
Einlagegefellfgaften, 5. B. Creditinſtitute, zu Hülfe kommen, die Übergriffe des Großbetriebs 
mit Erfolg befänpfen. Richtig iſt ferner, daß das große Kapital, fei es im Befit von Individuen 
oder Gefellfhaften, eine natürliche Neigung zur Begründung eines Monopols zu ſeinen Gunſten 
Hat; nichtsdeſtoweniger iſt es unzweifelhaft, daß feine Beſtrebungen nicht durchführbar find, 
ſofern nicht der Staat, wie ed z. B. bei Eiſenbahnen, Brücken, Verſicherungsinſtituten geſchehen 
iſt, fie gefliſſentlich unterſtützt. Denn dem großen Kapital pflegt, ſobald ed mit außergemöhn- 
lihem Bortheil operirt, ein zweites zur Seite zu treten; jogar der Kleinbetrieb hat ſchon mehr: 
mals auch ohne Affociation nicht mit Unglüc eine Concurrenz verfucht, und felbft ven Ausbeu⸗ 
tungsverſuchen gefhügter Trausportgeſellſchaften mußte dad Publitum Schranken zu fegen. 

Ein anderer Vorwurf, welchen man den Actiengeſellſchaften zu machen pflegt, ift der, daß fie 
ſich Leicht auf ſchwindelhafte Brojecte einlaffen. Und leider hat fich viefer Vorwurf oft genug 
begründet gezeigt. Die Actiengefellfchaften leitet da8 natürliche Beſtreben, mögliäft große Ge- 
winne zu maden, diefe find aber in der Regel,nur bei Geſchäften mit bedeutendem Riſtco zu 
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fort und fort mehr oder minder beträchtlichen Verluſten ausfegen, und leichter als fie Fönnen die 
Actiengeſellſchaften vaffelbe thun, meil bei ihnen das Riſico auf piele Perſonen, welde ſich nur 
mit einem Theil ihred Vermögens angefähloffen haben, vepartirt ifl. Im volkswirthſchaftlichen 
Antereffe muß man fogar wünſchen, daß fie in dieſer Hinſicht nicht zu ängftlid verfahren, weil 
fonft die wightigften, dem Allgemeinen nüglichften Unternehmungen, wie 3. B. alle Eifenbahn- 
anlagen, unterbleiben würden. Aber allerdings ift jenes blinde, unvorfichtige Gineintappen in 
gewagte Gefhäfte zu verwerfen, und man darf von den Gründern der Gefellfhaften forbern, daß 
fie vor der definitiven Conftituirung derfelben alle Verhältniffe forgfültig prüfen und ermägen. 
Kommen deſſenungeachtet Misgriffe vor, wie jie tagtäglich Individualwirthſchaften bei der ſorg⸗ 
fältigften Bermaltung treffen und zu Grunde riten, fo wird man fie ald unverſchuldete betrach- 
ten müſſen. Übrigens wird man fih wohl hüten, alle unglücklihen Geſchäfte, welche Actien— 
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gefellfäaften eingeleitet haben, als von vornherein ſchwindelhaft zu bezeichnen; manche ſtanden 
a fprünglic auf feſtem Boden und haben denſelben erſt nachträglich durch Die Schuld unfähiger 
un» guwillenlofer Direstoren , welchen die Actionäre und ihre Vertreter, die Verwaltungs: und 
Aufiigtöräthe,, nicht entgegentraten, verloren. 

Reben diefen im Weſen ver Cinlageſellſchaften wurzelnden Aahztheilen und Schäpen-haben 
ig noch andere herausgeſtellt, welche indeß beſeltigt werden koͤnnen und deren Entfernung der 
Staat, freilich oft auf mangelhafte Kenntniß der Safe und auf isrthümliche Boraysfegungen 
geügt ‚ hier und da auch, wirklich serjucht hat. Bevor wir auf dieſelben eingehen, ift die Frage 
aufzuwerfen, ob der Staat ſich überhaupt einmiſchen ſoll. Wir müſſen fie bejahen. Schon bei 
Begründung der erſten Cinlagegeſellſchaften haben ſich alle Regierungen die Befugniß vindicirt, 
die Geſellſchaftsſtatuten zu prüfen und zu genehmigen ‚und zwar find bie Conceſſionen im Ver⸗ 
waltungäwege ertheilt worden, ohne daß im voraus aufgeftellte fefte Brincipien leitzten. Sp: 
lange ausreichende Erfahrungen nicht vorhanden waren, konnte man ein berartigeß Verfahren, 
trogdem 08 Willkürlichkeiten geſtattete, mern nicht billigen, fo doch zulgflen; gegenwärtig ſcheint 
indeß bie geieglihe Normirung ver Grundſätze, nad welden bei Ertheilung von Gonceiflonen 
verfahren mezben foll, geboten. Es wäre dabei aber von dem Princip ber Gewerbefreiheit und 
von Dem Grundſatze auszugehen, daß alle Ginlagsgefellichaften,, welche Die aelealichen Bedin⸗ 
gungen erfüllen, zuzulaſſen find, natürlich ſoweit fie wicht beſondere Begünſtigungen, z. B. Üben: 
laſſung eiuss Regals, Zinſengarantie, Anwendung der Cxpropriationegeſete u. ſ. w. ig An⸗ 
ſpruch nehmen und deshalb ſich mit dem Staate vereinbaren müſſen. Die Brüfung der Zwei: 
mäßigkeit und Rentabilität eines Unternehmens bliebe ausichließli den Gründern und Actien⸗ 
zeichnern als den zunächſt Betheiligten überlaffen, und pas Gonseliiondgefeg hätte daher nur 
Fe n welde das Intereſſe der Gefapumapeit als unumgänglig nothwendig bezeichnet, 
zu ſtellen 

&3 Läßt ſich nicht leugnen, daß namentlich in Frankreich, aber auch in audern Ländern viele 
Einlagegeſellſchaften nicht non ernſthaften Jinternehmeru, fonbern von Boͤrſenſpeculanten ge- 
Riftet worben ſind; bie meiflen davon waren durchaus unſolid and hatten von voruherein keine 
Zukunft, genägten indeß doch ver Agiotage, welche gerade vermittelſt der ſchlechten Actien das 
Publikum ausbeutete. Darf ſich nun auch bie Staatsverwaltung nicht auf die für fie anmög- 
lie und unfruchtbare Serftellung der Nemtabilitäs einer Handels- oder igbuftriellen Unter⸗ 
nehmung einlaflen, fo fann fie doch von den entſtehenden Befellfhaften gewiſſe Bürgſchaften, 
welche ihr die ernflliche Erwägung und Prüfung des Projects durch Die Gründer garantiren, 
fordern. Dahin gehören Die vollſtändige Zeichnung bed Sefelliheftäfapitald vor Conſtituirung 
der Geſellſchaft, pie Verpflichtung der erſten Zeichner für die Binzahlung des ganzen Actien⸗ 
betrags und bie Ausſchließung aller Actienabrretungen vor Einzahlung einer gewiſſen beträcht⸗ 
lichen Quote, folgerecht alfo Die Ausftelfung von Intepimöfceinen auf den Nanıen, vorbehaltlich 
der Umſchreibung auf den Inhaber nach der Septen Minzahlung. Dagegen würbe dad Geſet zu 
weit geben, wollte eß die Abtretung der vollbezahlien Actien überhaupt von ber Genehmigung 
der Perwaltung ahhöngig machen aber gar , wie {ho vorgeiälagen worden iſt, bie Beilger ver 
Actien für alle Verbindlichleiten der Societaͤt ſolidariſch und zeit ihren ganzen Bermögen haft: 
bar erklären; im leptern Balle würden die Ginlagegefellihaften in Collectivgeſellſchaften ver⸗ 
wandelt, d. h. unterdrückt werden, da, wis bereits erwähnt, Collectivgeſellſchaften mit Tau: 
fenden von Theilhabern undenkbar find. Auch dad Verhot, Die Actien auf zu kleine Beträge 
aufzuftellen, ſcheint nit unbedenklich; es kann Ginlagrgefelligjaften geben, für welche kleine 
Astien ſehr zwertmäßig erſcheinen, z. B. wenn der Iwedt der Gefellſchaft befcjränt, das Geſell⸗ 
fdaftdlapital mäßig iſt. Allerdings ſollten bei Geſellſchaften, welche mit Millionen operi⸗ 
ten, die Betraͤge der einzelnen Actien nicht zu nieprig.hemeilen werben, ba, wenn dies geſchieht, 
das Inzareffe der Actionäre verſchwindend Elein wird und dem Schwindel Thür und Thor ge- 
öffnet if. Unbedenklich darf dagegen Dad Beleg die Erftattung regelmäßiger öffentlicher Be: 
richte fordern und die Geſellfchaftadirectionen für falſche Abſchlüſſe und Mittheilung unrichtiger 
Thatſachen haftbar arklären, denn nicht allein das Intereſſe ver Actionäre, melde ſich mit Hülfe 
der Statuten bei energiſcher Wahrung das Auffichtarechts gegen eine betrügerifche Verwaltung 
freilich ſelbſt ſchützen fönnen, ſondern auch datjenige anderer Kreiſe ver Stanisangehörigen ift 
Bei der Solivität der Erwerbsgeſellſchaften nahe intereffirt. 

Andere Nachtheile der Einlagegeſellſchaften, welche ausſchließlich ihre Theilhaber treffen, 
find durch dieſe zu beieitigen. Breilih ſtehen bei ver. Conmandu Actiengeſcliſchan wie wir her⸗ 
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vorgehoben haben, der fieten Fräftigen Einwirkung ber Aetlonäre große Hinderniſſe entgegen, 
aber daſſelbe iſt bei ben anonymen Gefellſchaften nicht der Fall. Bei dieſen waltet das demokra⸗ 
tiſche Princip wor; die Attionäre in ihrer Geſammtheit ſind bie alleinigen Befiger des Unter= 
nehmen, die Directoren ihre Beamten. Wenn fie veffenungenchtet wider Ihren Willen in ſchwin⸗ 
delhafte Gefchäfte Hineingezogen werben ober ihr Kapital veruntreut ſehen, To liegt die Schuld 
art ihnen, indem fle es entweber an ber nöthigen Bontrofe fehlen ließen ober gar Statuten accep= 
tirten, welche gegen das Princip der Geſellſchaft gewiſſen Berforien, 3.8. ven Gründern, Vor⸗ 
rechte zugeſtehen. Der Staat kann und darf jich nicht einmiſchen und wer Selbſtverwaltung der 
Geſellſchaften zu nahe treten. Aber allerdings hater pie Befugniß und bie Pflicht, die Minorität 
in ihren Rechten zu ſchützen und die firenge Einhaltung der Statuten auf Anrufüung duch des 
einzelnen —* ſicher zu ſtellen; nur ſollte dies niemals auf dem Verwaltungs⸗ ſondern 
auf dem Rechtswege geſchehen. 

So zahlreich bereits die Winlagegeſellfchaften ind Leben getreten find, ſo viekfach find bie 
Ziele, wel fiefih geftellt Haben, und noch immer werben neue aufgefuchtunn angeftreßt. Es if 
nicht imfere Aufgabe, fie anfzuzäßlen und zu würdigen. Diejenigen, welche für die Staats⸗ 
wiffenfchaft un Staatewirtäfthaft in einer oder ber andern Hinficht von hervorragender Bedeu⸗ 
tung find, werden in eigenen Artikeln beſprochen. Wir verweilen daher ſchließlich auf pie Art. 
Banken, Eredifanftalten, Disrontogeſellſchaften u. ſ. w. H.Runge. 

Gefeß. (Brinetp und Geiſt der Befege; Arten der Geſetze, indbefonbere 
au der Grundgeſetze oder Berfaffungen; Seſeygebung und gefeßgebente 
Gewalt, Berfajfungsgeieg, Regterungsgefeg und: Berorbnung, propifo- 
riſche Gefege; Geſetzbuch; Publication der Geſetze; Geſetzgebungswiſſen- 
ſchaft.) I. Begriff des Geſetzes. Was iſt Geſetz im allgemeinen, was insbeſondere 
Geſetz im juriſtiſchen und politiſchen Sinne? Ein gründlicher Begriff von dem Weſen des Ge⸗ 
ſetes ift natürlich ein Grundbegriff, und eine Srundbedingung einer gründlichen Wiſſenſchaft 
ded Rechts, welches ſelbſt nur in der übereinſtimmung mit dem Geſetze beſteht (ſ. Gerechtigkeit), 
ſowie auch der Politik, deren Thatigkelt überall durch Geſetze beſtimmt und geleitet werden und 
auf die Verwirklichung derſelben gerichtet fein ſoll. Die große Verſchiedenartigkeit der Geſetze 
ſelbſt ſowie ihrer Begriffsbeſtimmungen macht vie richtige Beſtimmung ſchwierig. Sie iſt nur 
möglich durch die Auffaffung des Berhätniffes ber Geſetze zu den Gebieten, in welchen dieſelben 
herrſchen jolfen. 

Jedes wahre lebendige Daſein (ſ. Vd. I, ©. ALM, das ganze lebendige Weltall und in ihm 
wieder alle ſeine groͤßern oder kleinern Gebiete oder feine verbundenen Rebendfreife, die Natur 
wie bie moralifche Weltordnung, bie Planeten, die Körper, bie Pflanzen und Thiere wie der 
Menfch und der Menſchenſtaat beſtehen nız durch Sarmonie und durch das ſtetige harmoniſche 
Zuſammenwirken ihrer Theile und ihrer Kräfte unter ſich und mit Ihrer Außenwelt. Das nun, 
was in einem gemeinfchaftlihen Ganzen’ oder Lebenskreiſe hie einzelnen Theile innerli zur 
Wirkſamkeit oder Lebensthätigfeit antretbt, das ift fein Trieb, fein Lebenstrieb; dasjenige aber, 
was die Triebe regelt, mas die Hurmonie des Lebens erhält, mas die dem Lebensganzen, die ſei⸗ 
nen Thellen und feiner Aufgabe entſprechenden Richtungen ber Eebendtriebe und Lebenstätig- 
keiten beftimmt, dad iind die Geſetze. Die Themis und Nemeſis, das perfönifleirte Geſetz, iſt 
die göttliche Harmonie ded Weltalls. Geſetz iſt mithin Die aus der lebendigen Beziehung ver- 
ſchledener Kräfte für Die untergeorbriete Kraft entftehende Nbihigung over beſtinmende Rich⸗ 
tung. So erhält ver einzelne Erdtheil ober irdiſche Körper durch feine Beziehung zur ganzer 
Erde die Nöthigung, zu dem Mittelpuntte der Erbe ſich hinzurichten, oder daß Geſet Der 
Schwere. Nod fo Hoch in die Luft gefchleubert, muß er nach diefem Geſetz zur Erbe zurückfallen. 
So erhält das göttliche, vernünftige Geſchöpf als ſolches oder ſein bewußter Wille durch feine 
Beziehung zur Gottheit, zum göttlichen Willen ober zur allgemeinen Vernunft die NRöthigung. 
fih ihnen anzuſchließen, das religlöfe, das vernünftige Geſetz. Das Staatsglied aber und deffen 
bewußtes Willkürvermögen erhält durch die Beziehung zum Staatsganzen und zu ſeinem 
Willen die Röthigung, ihm zu folgen, oder das Staatögefeg. 88 gibt lrberhaupt durch Die phy⸗ 
fiſchen Beziehungen, in welchen bie Naturgeſchdpfe zn Höhern Naturkräften ſtehen, Naturge⸗ 
ſetze, durch die Beziehungen des menſchlichen Willfürverndgend aber (oder ded Menſchen als 
mit bewußtem Willen handelnden Weſens) zu allgemeinern, auf dieſe Willkier einwirkenden 
Kräften Willkürgeſetze. 

1. Grund- oder Verfaſſungsgeſetze und ihre Eintheilung. Es muß nach dem 
Bigherigen fo viele Hauptarten der Willkürgeſetze geben, als es verſchiedene Hauptbeziehungen 
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für das Willfhroermögen der Menſchen und im viefen Beziehungen Rötkigungen höherer alfge- 
meiner Kräfte für ihn gibt. Diefe Hauptbedingungen aber find nun zuerſt bie zu der finnli- 
den Natur, fobann die zu der moraliſchen oder vernünftigen Weltorbnung, zu dem Goͤttlichen. 
So entſteht das finnliche um das göttliche ober moralifche Geſetz für das bewußte willkürliche 
Handeln. Das Goͤttliche oder das Moraliſche aber kann nun wieder vermittelſt des bergewichts 
des Befähls und der Phantaſie und des durch fie beſtimmten blinden Glaubens und in noch 
finnliger Form als fortdauernd ſich äußerlich offenbarenne Gottheit in Beziehung gu vem be⸗ 
wußten Wilffüroermögen bes Menſchen treten, und dann enifleht das Gefeg des blinden Glau⸗ 
bend oder das theokratiſche Gefez. Ober das Goͤttliche kann vermittelt des Übergewichts ber 
reflectirenden, prüfenden Beraunft und in geiſtiger Form, als das mit ver eigenen innern Ver⸗ 
nunft erkannte Göttliche, in Beziehung zu dem menſchlichen Bewußtſein treten. Alsdann ent- 
ſteht dad Bernunftgefeg. ' 

Andere Hauptbeziehnagen und Hanpigefeggebungen gibt es nicht für bie menſchliche Will⸗ 
für, als 1) die finnlide, 2) die blinde Glaubens⸗ und 3) die Bernunftgefeggebung. Alle drei 
aber fliehen miteinander im Widerſtreite; das Blaubensgefeg duldet nit, daß der Menſch ſich 
der Borhervihaft feiner thieriſchen Natur überlafle, und das Geſeg der prüfenden Bernunft 
duldet weber Die Vorherrſchaft des finnlichen Geſetzes noch die des Hlinden Slaubens. Aud der 
Maid, als mit Bewußtſein willkürlich handelndes Weſen, bedarf für dieſes bewußte menſch⸗ 
liche Leben durchaus der Harmonie. Denn Disharmonie begründet für jenes Leben Störung, 
für daß empfindende Weſen Schmerz, Krankheit und Tod. Auch im Staate aber und in Bezie⸗ 
hung auf ihre geſellſchaftlichen Beftrebungen und Ihätigfeiten ſtehen die Menſchen unter ver 
Gewalt ihres vorherrſchenden Geſetzes. Somit muß denn auch in einem harmoniſch vereinten 
ftantögefehihaftlihen Leben der Menſchen in einer beſtimmten Periode eines biefer drei Geſetze 
wenigfiend das Übergewicht und in Golliſiondfällen die Vorherrſchaft haben. Auch der vorherr⸗ 
Tchende Wille uns die höhere Willenskraft, das gemeinſchaftliche Geſez des Staatövereins, kann 
ſelbſt, ebenjo wie das befonnere Lebensgeſetz feiner Glieder, nur finnlich, blindgläubig oder ver= 
nünftig fein und fo das Wilikürvermoͤgen der Einzelnen beftimmen, ſodaß e8 mithin auch nur 
Drei verſchiedene Gauptgefeggebungen oder Verfaflungen und Arten ver Staaten gibt: 1) ſinn⸗ 
lie, fauſtrechtliche ober despotiſche; 2) Blaubend: oder thenfratifche Staaten; 3) vernünitige, 
vernunftrechtliche oder freie Staaten. !) 

IE Unterabtheilungen’der Gefege. Die einzelnen Geſetze aber können in biefer 
dreifachen Verfaffung entweder natürlidye fein, jofern fie blos aus der Natur ver Verfaflung 
ihres Grundgeſetzes oder ihrer Grunbverhältnifie abgeleitet werben, oder pofitive, ſofern ihnen 
bie gefehgebende Gewalt in dem Staate buch Anwendung auf bie einzelnen Berhäftniffe einen 
yofitiven Ausdruck gegeben, ſie äußerlich vorgejchrieben over feſtgeſtellt Hat. Dieſe Feſtſtellung 
Tann theild durch wörtlicge Willenserklärung erfolgt jein (geichriebenes Recht), theils kann ber 
geiepgeberifche Mille durch Handlungen ausgeſprochen werben (Obſervanz⸗ und Gewohnheits⸗ 
recht, ſ. Gewohnbeit), welche man in Verbindung mit den natürlichen Geſehen auch unge: 
jchriebenes Recht nennt. &6 können ferner bie Befege nad ihrer rechtlichen und Örtlichen Allge: 
meinheit auch in allgemeine und befondere (|. Gemeines RNecht und Privilegien) und aufer: 
dem nad ihren Gegenfländen auf die verfchienenfte Weife abgetheilt werben. . 

IV, Das Princip der Geſetze. Iene drei verſchiedenen Hauptbeziehungen des menſch⸗ 
lichen Wilfürwermögens , vie jinnliche, bie blindgläubige, die vernünftige, begründen nad) dem 
Dbigen eine dreifach verjchiesene Natur der Geſetze und der Staatöverfaflfungen. Mit diejer 
verſchiedenen Natur berjelben ift innig verbunden eine Verſchiedenheit ihres Principe. Das 
Princip oder auch die Lebenskraft, der Lebenstrieh per Befege, das Motin ihrer Erfüllung be; 
fleht namlich in derjenigen innern Beſchaffenheit ver ſchwächern Kraft, vermittelft deren fie in 
lebendiger Beziehung zu der flärkern ſteht, alfo für ihre Einwirkung empfänglich und zur Er⸗ 
füllung des aus dieſer Beziehung entſtehenden Geſetzes geneigt iſt. So.ift z. B. bei dem Geſetze 
der Schwere die Anziehungskraft in dem einzelnen Erdkoͤrper, vermoͤge deren er empfänglich if, 
durch die ſtärkere Anziehungskraft ver ganzen Erde gefetzlich zu derſelben hinbeſtimmt zu wer⸗ 
den, dad Princip. So beſteht für das ſinnliche Geſetz, für das ſinnliche Staatsgeſetz und für die 
deöpotifche Staatsvexrfafſung das Brineip in der Vorherrſchaft der ſinnlichen Triebe in dem 
Menſchen. Durh fie ſteht das bewußte Willfürvermögen wrzugsweiſe in Beziehung zu der 
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ſinnlichen Natur und insbeſondere zu ber finnlich⸗ despotiſchen Mack und ihren IMerkiegenpen 
ſinnlichen Beſtimmungsgründen; durch fie alſo wird es zu der Erfüllung der aus dieſer Bezie⸗ 
bung eniftehenven ſinnlichen und despotiſchen Geſetze empfäͤnglich und geneigt. Bei dem Bejege 
des blinden Glaubens und der iheofentifchen Staats verfaſſung dagegen befteht das Brinciv in 
der Vorherrſchaft ver Phantaſie und des Gefühle. Durch fie ſteht das bewußte Willkürvermod⸗ 
gen vorzugsweiſe zu ber foridauernden äußerlichen Offenbarung der Gottheit und der theokrati⸗ 
ſchen Macht ihrer prtefterlichen Stellvertreter in Beziehung una wird alfo zar Erfüllung ihrer 
Geſetze empfänglich und geneigt. Bei dem Vernunftgefege uud dem Rechtsſtaate dagegen beſteht 
das Brincip in der Vorherrſchaft ver reſtectitenden und prüfenden Mernunft, des durch fie be: 
ftimmten fittligen Bewußtfeins oder Gewiſſens. Durch fie fleht das bewußte Willtürwermögen 
vorzugsweiſe in Beziehung zu der allgemeinen Vernunft und in ber Geſellſchaft zu der gemein- 
Ihaftlihen freien vernünftigen Überzeugung, zu dem vernünftigen Geſammtwillen ger Geſell⸗ 
ſchaft. &o wird e3 zur Erfüllung ihrer Gefege empfänglich und geneigt. ' . 

Bon dem Dafein und ver Wirkſamkeit, von ver ungeflörten Vorherrſchaft des Brinciys 
eines Gefeges in ber Natur des Weſens, für welches das Geſetz gelten fol, hängt die gang 
Erfüllung ved Geſetzes ak. Ohne fie ift Feine Erfüllung zu hoffen und Das Geſetz ein leerer 
Shall. Ohne lebendige Beziehung einer ſtärkern Kraft zu einer ſchwächern fein Geſetz; ohne 
ungeftörte Empfänglichfeit in ver Natur der ſchwächern Kraft für die Einwirkung ver ſtärkern 
feine Bollziehung des Geſetzes! Bei ver Vorherrſchaft viefer Cupfänglichkelt oer des Princips 
dagegen iſt die Erfüllung gewiß, denn über alle Gefege fiegt die Natur. Sollen die Menſchen 
bem finnlihen dedpotifchen Gejege geboren, fo muß, wie in der Periunde der Kindheit und bed 
Bauftrechtö, beinod ganz rohen Böllern, wie z.B. bei ven Bermanenin ber rohen fauſtrechtlichen 
Zeit, oder in einem ganz verberbten Greifenalter, wie z. B. bei den fpatern Römern, bie Sinnlid- 
keit und Selbffucht vorherrſchen. Sie müffen durch bie vorherrſchende finnliche Genußſucht und 
finnlihe Furcht, durch die jinnligen Genüfle und vie Leiden, welche her ftärfere Desyot feinen 
Sklaven beflimmt, ſich leiten laſſen, und je mehr fie das thum, um fo gewaltiger und ungeftörter 
berrfiht die despotiſche Macht, um fo reiner und £rüftiger ifl bie despotiſche Verfaſſung. Soll 
dagegen eine Glaubensmacht, ein theofratifhed Geſetz herrſchen, alsdann müflen, wie in der 
Periode des Jünglingsalters, wie bei ben Hebräern nach der moſaiſchen Berfaflung, wie bei den 
Nömern unter Numa, wie bei den Deutſchen in der hierarchiſch-päpſtlichen Theokratie ved 
Mittelalters, zwar die Antriebe eines Höheren moraliſchen oder göttlichen Geſetzes Die Vorherr: 
{haft der rein-finnlihen und ſelbſtſüchtigen Triebe überwinden, ‚aber das Göttliche darf doch 
auch nicht vein geiftig und durch Die frei reflectirende und prüfende innere Vernunft ber Einzel: 
nen aufgefaßt werben. Es muß vielmehr noch mit dem Sinnlichen vermiſcht durch Phantañe 
und Gefühl in einer fortdauernden äußerlichen Offenbarung und Audlegung vermittelſt der für 
göttlich gehaltenen Prieſtermacht blinngläubig aufgefaßt werben. Ze flärker nun dieſet blinde 
Glaube ift, je mehr er einadtheild die nievern bloß finnlihen und egoiſtiſchen Triebe in opfer: 
voller Unterwerfung fich unteroronet, und je mehr er anderexfeitö Die frei reflectirende und ptü⸗ 
fende Vernunft der Einzelnen und ihre Zweifel, ihre Aufklärung ausfchließt, deſto gewaltiger 
und ungeflörter herrſcht die theokratiſche Macht, deſto Teiner und Eräftiger ift die theokratiſche 
Berfaflung. Soll envlid dad Bernunftgefep, dad Vernunftrecht und ver freie Rechtsſtaat herr: 
fen, alsdann muß,. wie im reifern Mannedalter, mie bei ven Roͤmern in ihrer beften Zeit und 
mehr und mehr bei den freiern germanifchen Bölkern in ver neuern Zeit, mit der Sinnlichkeit 
und Selbſtſucht auch jener blinde Glaube durch die frei reflectivenve, prüfende vernünftige Uber: 
zeugung ber freien Männer Heflegt werben. Es muß möglichft vie ſittliche Achtung und Aner: 
fennung ihrer fittlich-vernünftigen Perfönltchfeit und Würde, oder ihrer Ehre und ihrer frii 
geprüften Gewiſſensüberzeugung von dem religids und fittlih Wahren, ſowie Die Achtung bei 
baranf gegründeten freien vechtlihen Sefammnvillend und Gemeinwefend, es muß mit andern 
Worten die freie Achtung von Gewiſſen, Ehre und Baterland vorherrichen. Und in den Maße, 
in weldem dieſes Grundprincip, in welchem Aufllärung und Sittlichkeit und zunächſt Achtung 
eigener und frember fittlicder Würde oder Ehre und Freiheit allgemein verbreitet, geftärkt und 
lebendig erhalten wird, in demſelben Maße Herricht gewaltig und ungeflört die rechrliche Megie: 
rung, in dbemfelben Maße blüht ver Rechtsſtaat und feine Freiheit rein und kräftig. Sem Ad: 
tung der Tugend, der Ehre und Aufklärung find ihre unmittelbarflen und weientlicäften Lebend: 
elemente, die wahre und unentbehrliche pofitive Lebens- oder Triebkraft für die Erfüllung all 
ihver Geſetze. on 

Alle Wahrheit und praktifhe Heilfamfeit aller Rechts- und Staatötheorien, aller politi: 
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fen Grundfüge und Beſtrebungen, alle Weisheit der Geſezggebung und Gefetzvollztehung 
beruhen anf dieſen Grundlagen. Sie beruhen vor allem auf der gründlichen Auffaffung und 
folgerichtigen Durchführung ber vichtigen Anſichten über das Weſen ner Befepe und ihrer Prin- 
ciplen. Gie fordern die flete Beachtung der für Entitehung, Erhaltung und Bollziehung der 
Geſetze nothwendigen Beziehung, ver nothwendigen Stärke in dem Herrſchenden und. der leben⸗ 
digen ungeflörten Empfänglichkeit, der moͤglichſt ungeflörten und Präftigen Herrſchaft des rechten 
Principe in den Beherrſchten. Nur die gründlichfte hiſtoriſche Erforihung und vie richtige Auf: 
faffung der gegebenen Bolfszuftänbelönnen bier zum Richiigen führen. Eitle Werſuche, Debpo⸗ 
tien und degpotiſche Geſetze ohne Vorherrſchaft von Sinnlichkeit und Egoismus, Theokratien 
ohne blinden Glauben, freie Staaten ohne Tugend gründen und erhalten zu wollen! 

V. Brüfung abweiender Thesrien. Die biöherige Darftellung bat fon ſtill⸗ 
ſchweigend mande entgegenſtehende Anficht befümpft. So Hat man biäher ſehr Häufig aus 
Mengel einer tiefern Auffaffung von dem allgemeinen Weſen des Geſehes auch von jenen 
befondern Arten einfritige, oberflächliche und falſche Begriffe aufgeſtellt. Sehr häufig erklärt 
man äushefondere die einzelnen. natürlichen Triebe, 3. B. ver Geſchlechtsliebe, der Selbſterhal⸗ 
tung, (8 die natürligen Geſehe und vermifcht fie mit ven Gefegen des Vernuuftrechts und bed 
Rechtoſtaats. Sie ſind aber theils gar keine Geſetze und vielmehr nur Beſtandtheile eines der 
dret Orundprineipien, theils nur Beſtandtheile des ſinnlichen Geſezes. Wenn man fie ald ſelb⸗ 
ſtändige, vernunftrechtlich gültige Geſetze hinſtellen will, jo entfleht Verwirrung und Mangel 
an richtiger Begründung und Begrenzung der rechtlichen Pflichten. Wieweit gehen z. B. die 
wirfligen vernunftrechtlich gültigen Rechtsanfprüche, Die man auf jene Geſchlechtsliebe und den 
Selbſterhaltungstrieb gründen will? Diefes kann nur Das feiner ſelbſt bewußte, jene Natur: 
triebe beachtende, aber nicht fie, ſondern vielmehr Die Vernunftgrundſähe als Norm aufſtellende 
Vernunftrecht lehren. Und fo füllt. das ganze natürliche Recht inſoweit, als es ſich auf ſolche 
natlirliche Triebe und auf einen vorgeſellſchaftlichen Naturſtand gründen, überhaupt von dem 
wahren Vernunftrechte und zugleich auch von dem finnlichen egoiftifgen Fauſtrechts⸗ und dedpo= 
tifgen Geſetze unterſcheiden will, haltungslos in ſich ſelbſt zufammen. 

Überhaupt würden fo viele Irrthümer und Einſeitigkelten der Theorien unmöglich fein, 
ſobald man nur jene brei Grundgeſetze und Srandprincipien, igren gegenfeitigen Widerſpruch 
und ale Nothwenbigkeit, daß einem derſelben die Vorherrſchaft eingeräumt werve, in dem bar: 
moniebevürftigen Leben der Einzelnen unb der Staaten richtig auffeflen wollte. So würben 
z. B. durch dieſe Auffaffung au ſolche Berirrungen wie die rein matexialiſtiſchen und egeifti- 
ideen Nüsglichleitstheorien rined Beutham ausgeſchloffen werben. Freilich gebieiet auch das 
fittliche Bernunftgefep Befriebigung der eigenen und fremben Berürfnifle und Fürſorge für das 
in dieſer Beztehung Nägliche und das durch die Befriedigung entſtehende Bläd. Aber fie können 
e® doch nur unter fleter Vorherrſchaft Der ſittlichen Ideen und Zwecke. (S. Geſammtwohl.) 
Welche Seichtigkeit einer Staatslehre aber, die Macht dieſer unſelbſtſüchtigen, wahrhaft ſittlichen 
Ideen und Ktäfte zu verkennen! Ganz ebenſo ſchließt auch die vernanftrechtliche Theorie die 
Achtung und Befriedigung der religibſen oder Slaubensbedürfniſſe und Geſetze in ſich und er⸗ 
kennt bier ſogar an, daß ſie dem Gläubigen höher ſtehen müſſen als alles andere. Aber indem 
auf die Br. I, S. XLII geſchildexte Weiſe das freie Rechtsgeſez die Form eines gemein⸗ 
ſchaftlichen, fi ſtets erneuernden freien Vertrags oder Conſenſes ber felbfländigen Geſellſchafts⸗ 
glieder anuimmt und fo bie gemeinſchaftliche Vernunft der Geſellſchaft zus Herrſchaft bringt, iſt 
zugleich, gerabe in Bemäßheit der religißfen Überzeugung jener Mitglieder und ohne Verlegung 
derſalben, das anerlannte Briedend- oder Rechtsgeſeßz für Die gemeinfchaftlichen Angelegeupeiten 
das haihſte Geſetz. Und fo vereinigt fi in Diefem allgemein äußerlich anerkannten vernunfts 
rechtlichen hoͤchſten Staatögrundfas (der Sittlihfeit) mit der angemeſſenen Glückſeligkeit in 
freier, friedlicher, geiellichaftlicher Vermittelung vie religios⸗ſittliche Kerveruug mit allem, was 
von em Muͤtzlichkeits⸗ oder Gthslfeligfeitäprincipe durchführbar ift, und zugleich auch mit ber 
wahren Objectivität und Freiheit, ustenblich viel beſſer als jene zwar fehr ſcharfſinnige, aber im 
ganzen doch in Wahrheit ſeichte Beutham'ſche Abrechnung zwiſchen allen moͤglichen fubjertiven 
Annehmlichkeiten (oder Näplichkeiten) nud Unannehmlichkeiten, worauf nad ihm die ganze 
Staatsweibheit und Gerechtigkeit, die Tuchtigkeit, Würde, Kraft und Blüte der Staaten be⸗ 
gründet werden ſollten. Unter der Obherrichaft des rechten Princips wie des rechten Geſetzes 
der vernunftrechtlichen freien Geſellſchaft und unter ihrer Leitung ſollen alle hoͤhern und niedern 
Bedürfnifſe, Irtebe und Sanetionen, bie finnlichen wie Die veligidfen, die moraliſchen wie Die 
gefellſchaftlichen, zur Erfüllung ber Geſetze des Rechteſtaate zufamummmirfen. 
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Wie ver Begriff der natürlichen Befege, fo wird auch der Begriff ber pofitiven Geſche une 
ihr Verhaͤltniß Häufig fehr einfeitig aufgefaßt. Natürliches Geieg und Reit, fagt man, fei das⸗ 
jenige, welches aus der Bernunft, pofttives, welches aus der Willkür ſtamme, natürliches, 
welches in der Natur und Freiheit berube, pofitives, meldjes von außen dem Menſchen aufgelegt 
fet. Welcher völlige, welcher feindliche Gegenſatz fände hiernach zwiſchen beiben flatt! Hiernach 
müßte offenbar eine Verarbeitung beiver zu einer und derſelben Rechtswiſſenſchaft und eine 
Auslegung und Ergänzung des einen, insbeſondere ded pofitinen Rechts, durch das andere ganz 
verkehrt fein. Und meld verfehrtes Recht wäre für freie vernünftige Weſen ein Befeg und. Medht 
als Norm ihree Handlungen, welche aus ver reinen Willkür anderer Menſchen ſtammte! Um- 
gekehrt fol vielmehr auch das poſitive Gejeg imd Recht aus der Bernunft und dem natürlichen 
Geſetze abftanımen. Es muß, wenn es gelten ſoll, ebenfalls in der Ratur begründet fein; wenn 
es für freie Männer gelten foll, ebenfalls auf ihter Freiheit werd Selbſtgeſetzgebung beraben, 
durch fie geheiligt fein. Es enthält nur ven beſtimmten Ausdruck, welchen eine Geſezgebung den 
Kolgefägen des Naturrechts in Beziehung auf einzelne Verhältnifie mit Berückſichtigung ihrer 
Eigenthuͤmlichkeit und ver politifhen Sorberungen gegeben ‚hat, während dad Naturrecht Die 
logiſche Kolgerung enthält, welche der einzelne Gelehrte und Bürger frei aus den hoͤchſten Medhre- 
grundfäßen und der Natur des Rechtsverhältniffes macht. Dabel aber follen dieſe Cinzeltien, 
falls fie nicht Glos eine Movatphilofophie ald Lehre für Die mit ihnen auf gleichem moraliſchen 
oder philofophifchen Standpunkte Stehenden, fondern fofern ſte jurtſtiſch allgemein gültige 
Zmwangsgefege finden und geben wollen, auch nidjt von dem rein. philoſophiſchen Standpunkte 
einer individuellen Schulphtlofophte ausgehen. Sie müflen vielmehr von der Vernunftidee und 
den hoͤchſten Vernunftrechtögrundfägen ausgehen, wie fie von ver @efellfihaft, von ver geſell⸗ 
ſchaftlichen Geſammtvernnnft der Nation und in ihrem rechtlichen Vereine anerfaunt find, fur; 
von gemeinſchaftlichem Standpunkte. So kommen ſich denn natürliches und poſttives Recht 
näher und unterflügen und ergänzen ſich gegenfeitig als verwandte Theile eines und deſſelben 
friedllchen Rechtdorganismus. Solche tiefere, richtigere Auffaſſung des natärlien und poſiti⸗ 
ven Rechts und ihres harmoniſchen Verhältniffes iſt gerade eine ber Hauptgrundlagen ver noch 
unerreichten Vortrefflichkeit des claffifden Nömifchen Rechts. 

Mit diefer verkehrten Aufſfaſſung des natlırlidien und poſtiiven Rechts Hinge es denn auch 
zufammen, daß die einen mit. Hugo alles Naturtecht, die andern, wie manche philoſophiſche 
Juriſten, dad poſttive Recht verwurfen oder anfeindeten. 

Ebenſo hingen damit zufammen jene einfeitigen allgemeinen Definitionen des Gefeged: es 
fei eine allgemeine Vorſchrift, eine Segel, eine Sagung. Diefes find aber Beſtimmungen nicht 
des eigentlichen Weſens und ver lebendigen Kraft des wahren Befeges, fondern nur Befärei- 
bungen feines Auſsdrucks und Abbildes oder des unvollkommenen Mittels feiner Erkenntniß 
und feiner Bezeichnung. Es iſt eine ſolche Begriffsbeſtimmung nicht beſſer, als wenn man die 
Sonne nad ihrer gewöhnlichen Abbildung definiren wollte als einen runden gelben Kreis mit 
Zaden. Vielmehr bezeichnet es wertigftend die aus der lebenbigen hatmoniſchen Beziehung ber 
Rebendgrunnkräfte entſtehende Nötbigung, oder bie Iebenbige nöthigenve Kraft des Geſetzes, 
wenn der Apoflel das lebendige Bewiffen das Befeg Botted nennt, ober wenn es die romiſchen 
Geſehe (L.2 de legib.) als die Kdnigin allee Dinge bezeichnen, oder auch als zugleich ‚eine 
Erfindung und Gabe der Bortheit (inventum ac munus dei) und zugleid, die gemeinſchaftliche 
Verbürgung der Bürger (communis reipublicaesponsio). Auch. hier aber hing mit der tiefern 
lebendigen Auffaflung des Weſens des Befepes bei ven Alten zugleich eine gründlichere Behand: 
lung deflelden zufammen und zunächſt die vortreffliche organiſche Auslegung und Anwendung. 
Ergänzung und Fortbildung der Befege nad, der wahren lebensigen Kraft, bem wahren Willen 
derſelben, nad ihrem Grunde und Geiſte (nad) ber viva vox juris civilis, nad ber wahren vis 
und potestas legum, nad ber ganzen ratio juris). (S.L. 14—30 de legib. und ven Art. Ausfe: 
gung.) Wir Neuern pagegenfaflen in unferer Schreibſtubenweitheit nurzu oft nicht die lebendigen 
Dinge ſelbſt und ihre Innere Kraft, ſondern nur unſere Buchſtaben über fie, nur die Abbilber 
ihrer äußern Erſcheinung, nur einzelne Seiten derfelben ins Auge. Bei uns aber hängen and 
Bier mit jemer unlebensigen Auffuffung einfeitige, mechaniſche, unlebendige Auslegungen, Er: 
gänzungen und Fortbllpung ver Gefege zuſammen. Diele wollen z. B. flatt der Achtung und 
Befolgung des eigentlich lebendigen Geſetzes, des rechtlichen gefeggeberifhen Willens in einer 
bios buchſtäblichen Auslegung dieſen verleken. Sie wollen die bloßen Mittel feines äußern 
Auspruds zum Geſetze erheben, welches phaxifätiche Verfahren bie römischen Geſetze mir Recht 
einen Betrug nennen. (S. Auslegung.) Bor allem vernadläfligte man bei und bie Höhern und 
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Hödften Netögrunnjäge; viele hoͤchſten Gefege ober raliones juris. Statt daß ein- räsis 
ſcher Prätor, als Die lebendige Stimme des poſitiven Rechts (yiva vox), aus den hoͤchſten ihm 
zu Grunde liegenhen naturrechtlichen Abſichten und Grundſatzen das Recht ergängte, auslegte 
und verbeſſerte (L. 7 und 8 dejugtitia), wollten bei und viele fireng pofltive und hiſteriſche 
Juriſten von einer Auslegung, Ergänzung und Berheflerung nad höhern naturrechtlichen 
Brundfägen gar nichts wiſſen. Sie ſchlugen vie lebendige Gerechtigkeit iodt. Die vhiloſophiſchen 
Juriſten dagegen vermiſchten ihrerſeits unorganiſch mit dem pofltiven Rechte völlig fremde und 
feiadſelige individuell philoſophiſche Schulmeinungen und Lehren, ſchlugen damit bie poſitiven 
Geſetze todt. Sie glauhten Auch eine ganze neue, ihm fremde philoſophiſche Schöpfung alles 
geſchichtliche Recht vernichten und erfegen zu könn. Auch einzelne Arten vom Gefehen, wie die 
Gepoohnheitsgaſetze, wollte man wegen de⸗ faligen Grundbegriffs pom Geſetze, wie Hugo und 
j Madelven, gar nicht ald wahre Geſetze anſehen, verfannte daher ihr wahres Weſan und behan- 
delte ñe falſch, oder verfolgte ſie mit Haß. (S. Gewohnheit.  ı 

Doch dir durchgreifendſie und verderblichſte Einſeitigkeit mar wol die, daß man wegen der 
vberflägligen Anũicht vous Geſe he weder au die wahren Bedingungen wirffauer Geſetze bei ber. 
Geſetzgebung, nor an deren Lehenakraft, an ihrr Princip zur Bewirkung feiner Erfüllimg in 
der Verwaltang dachte. Daher jones immmer neue Machen toageborener Geſetze, zu denen, wie 
Hugo geiftreich bemerkt, dad Volk die Randglofſe macht: vieſes geſchieht nicht und kann nicht 
geſchehen, welche nicht die Menſchen, ſondern nur die Nägel halten. Daher jene mechatiſch des: 
potiſchen Zwangs⸗ und umfittlihen Polizeimittel, welche oft die wahren Beindipien der Srpül- 
lung.bes Geſetze ſelbſt ſchwaͤchen und zerſtoͤren. 

VI. Monteaquieu und der Geiſt her Gefetze. Es gebührt allerdings dem Manne, 
welcher für ganz Guxopa eine lebendigere, vinljeitigere una grundlichere Auffaflung der Gefeg- 
gebungen veranlaßte, ed gebührt Montesquieu Der große Ruhm, dad er fein unfterbliched Werk 
vom Geiſte der Geſetze mit dem Verſuche einer tiefen Auffaflung des Weſens ver Gefege und 
mit eines Hinweiſung auf Die verſchiedenen Verfaſſungen und ihre Grundprincipien eröffnet. 
Aber freilich iß ihm die richtige Auffaſſung dieſer verſchledenen Grundbegriffe, woran er doch 
fein ganzes Syſtenn knüpfte, voch vielfach ſo ſehr mlsglückt oder wenigſtens ſo einſeitig ausge- 
falten, daß gerade hiervon Die gedßten Cinfeitigkeiten und Misgriffe ſeines Werkes ausgingen. 
Sp bezeichnet er anrichtig die Bezie hungen ſelbſt als Geſetze. „Leslois” — fe jagt er — „somt les 
rapports neuessaires, qui derivent. de la nature des chosos.“ Go gibt er ver Gottheit ſelbſt 
Geſetze; mad immer aur ſehr uneigentli geihehen kann, und, was ſchlimmer iſt, es entgeht ihm 
Die eigentliche Natur des Geſetzes, als dexjienigen zur harmoniſchen Thätigkeit beſtimmenden 
Nõthigung, welche auß den lebendigen Beziehungen der Dinge, zunächſt einer höhern und einer 
untergeqrdneten Kraft, für die leptern entſteht. So entſteht ihm gleich die ganz einſeitige Vor⸗ 
ſtellung von natürlichen Geſetzen (1, 2). Die Hauptgrundverſchiedenheiten ver Geſetze nach den 
verſchienanen Hauptbeziehungen und Die nut Damit zuſammenhängende Cintheilung und wefent⸗ 
liche Verſchiedenheit der Verfaſſungen überjieht er mım ebenfalls. Seine Cintheilung in Des: 
potie, Monarchie und. Nepublik vermiſcht die heiden letzten bloßen Formen der Regierung, melde 
ebenſo gut Antexabtheilungen der despotiſchen wie ner überſehenen theokratiſchen und der ver⸗ 
nunftrechtlichen Verfaſſung fein koͤnnen, mit dem verfallungsmäpigen Grundweſen der Staa⸗ 
ten. So wird bie Einſicht von: dem Weſen dieſer Verfaſſungen, ebenſo wie zugleich bie 
von den Principien, leider ſehr einſeitig, zum Theile oberärklih. Namentlich werben die 
Principien und ihre Verſchiedenheit nur, auf die meniger bedeutenden Megierungsformen be⸗ 
ſchränkt, der Despotie nur Die Furcht, nicht auch. die übrige Sinnlichkeit und Selbſtſucht, der 
Republik vie Tugend, dev Monarchie die Chre und zwar, nad des Verfaſſers Erklärung, nicht 
Die wahre Tugend und Chre, jondern jedesmal nur ein Baſtard derſelben zum Brincipe gege⸗ 
ben. Dadurch werden alle Grundſteine des Gebäudes untauglih für ein umfaſſendes grund: 
liches Gyſtem, und nur au oft muß jegt der ſchiumernde Wig Einſeitigkeiten, Gebrechlichteiten 
und Lücken verhüllen. 

Selb der ganze Begriff Der vom Verfalfer neu geſchaffenen Wiſſenſchaft des Geiſtes der 
Geſetze wird nun einſeitig. Es bleibt allerdings dieſe Wiſſenſchaft von unendlichem Werthe, 
wenn jle als eine wahre Philoſophie der poſitiven Geſetze die rechtlichen und politiſchen Grund⸗ 
gedanken der ganzen Geſetzgebung eines Volkes und ihrer Haupttheile zu entwickeln fucht und 
dabei auch die naturgeſetzlichen und hiſtoriſchen Verhältmifle hervorhebt, welche, wie die Abſtam⸗ 
mung, Die Bildungäftufe, die klimatiſche und ſonſtige äußere Lage, auf die Entwickelung und 
Durchführung dieſer Grundgedanken einjlußreih waren. Uber Montesquieu geht, wie an beat 
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aligemeinſten Grandgefegen , fo auch an ben höchſten Gtundgedanken ver: Staaten und MHrer 
Geſetzgebungen gen; vorubet und verliert ſich meiſt nur in geiſtreiche, oft höchſt inteveffimite 
und belehrende einzelne Bemerkungen über flo und über einzelne @ekten terfelben. Und fo mochte 
er denn auch felbft ſchon von feiner Wiffenſchaft und feinem IBerfe „De l’Esprit des lois’’ fagen, 
daß fein Geiſt der Gefetze nur beſtehe In den verſchiedenerlet Beziehungen, in welche die Geſetze 
mit verſchiedenen Dingen, wie Klima, Boden, Regierungaform, Handel, Beligton, ſtehen kOn⸗ 
nen („Cot esprit consisto dans les divors rappuvris, que los lois peuverit avoir areo diverses 
choses’, 1, 3); Der wahre Geiſt der Geſetze dagegen Ift, nach dem Borigen, vielmehr ihr Grund⸗ 
gedanke, Ihre politifcye und rechtliche Abſicht (die ratio juris), welche allerbings in ihrer Anwen⸗ 
dung mit durch jene äußern Verhältnlſſe, welche jodoch wor allem durch die naturrechllichen nnd 
polltiſchen Grundidern der Nation und ihrer Geſetzgebet beſtimmt werden. In einem zuſam⸗ 
menhaͤngenden harmoniſchen Ganzen einer vertänftigen, einer irgend conſequenten Seſetzge⸗ 
bung aber müſſen die Gedanken (ratlonss) ber untergeordueten Geſetge ſich wieder als angewen⸗ 
dete Folgeſaͤtze ver hoͤhern und zuletzt ber hoͤchſten Grundfaäͤtze der Geſetzgebung darſtellen, ſodaß 
auch zugleich bie völlig befriedigende gründliche Auffaſſung uns Auslegung der untergeorbneten 
Rationen ebenfo ein Zurückgehen auf die höhern Nationen, ans welchen fie hervorgingen, er- 
fordert, wie jede einzelne untergeordnete geſetzliche Beſtimmung felbft nad) ihrem Grunde aufge: 
faßt und ausgelegt werden foll. In dieſem Sinme ift die Phlloſophie der poſitiven Geſehe ihr 
wahred Syſtem, ihr geiftreichfter, lebendigſter Theil. 

VII. Verfaſſungs- und Regierungögeſeze, Verordnungen und bie geſetz⸗ 
gebende Gewalt. Man unterſcheidet gewöhnlich die Geſetzgebung eines Staated von feiner 
Berfaffung (dem Grundgeſetze und der Regierungsform) ebenjo wie auch von ver Regierung 
(oder der Rollziehung) und nem Richten. Abgeſondert von ber Gonftitution behandelten Filan⸗ 
gieri in feinem „Syſteme der Srfehgebung‘‘ und Bentham in jeinen „Prineipes göheraur de 
legislation” wie In feinen ‚Traitös de l6gislation‘ die Geſezgebung. Beide glanden, Bas 
ganze Heil oder Verderben ver Völker beruhe vorzugämeife auf ber Geſeygebung in dieſem 
Sinne, mährmd andere umgekehrt allein von ver Conſtitution alles Gute oder Vöſe erwarten. 
Beides aber in einſeitig. Die befte Gonſtitution wird bei ſchlechten Girile un® Griminal-, 
Proceß⸗ und Derwaltungs-, Polizei⸗, Finanz⸗, Handel: und Milttärgefegen’ein Volk nicht 
tüchtig und glücklich machen. Aber auch die befien Geſetze werben bei fchlechter Conſtitution nicht 
gut und heute, fe nach Wechſel und Kanne der Machthaber, jo, morgen anders vollzogen. Bor 
allem aber wird die ſchlechte Conſtitution au allermeift ſchlechte Gefinnungen uno noch me hr 
ſchlechte Grfege begründen und gute verhindern oder verderben, während umgekehrt die gute 
Conſtitution gute Gefinnungen und Geſetze veranlafien over die Fehler der ſchlechten mindern 
wird, wenn auch gerade bie gute Gonflitution , eben weil fie leichtſinnige Weränderangen ber 
Gefetze ausfchließt, das Geſetzgeben ſelbſt etwas erſchwert. Beide, Conſtikution und Geſehge⸗ 
bung, mäÄflen gut ſein un» ſich wechſelswriſe unterſtützen; ſonſt untergtäbt und verſchlechtert 
eine bie andere. Sie verhalten ſich zueinander wie der alfgemeine und beſondere Theil eines: 
Werkes, aber eines Werkes, welches durch die Wechſelwirkung feiner Theile in- Heftänpiger 
Veraͤnderung begriffen iſt, und deſſen beine Theile für dad Leben unerlaßlich find. Die Conſti⸗ 
tutivn begründet die Centralorgane, ven Orunstypus und das allgemeinſte Grundgeſetz wie das 
Lebendpeincip des Organismus vder Geſellſchaft, die Geſehgebung vagegen die ganze Ausbil⸗ 
dung defſelben bis in die einzeinften Theile und Glieder. 

Wem die geſetzgebende Gewalt zufehen müſſe, für dieſe Frage muß man fürs erſte das 
innere Weſen ver Geſetzt von ihrer poſitiven gefegkichen Korn und Geflaltang und dann dreier⸗ 
lei Arten von Gefegen: das Grundgeſetz over die Conſtitulion, die Geſetze Ian engern Sinne 
und bloße Verordnungen unterſcheiden. Das Weſen der Geſetze eines fittlich svernünftigen 
Volkes iſt, daß dieſelben nicht aus Willkür entſtehen, ſondern aus der fittlichen Vernunft und 
vermittelt derſelben von Gott ſtammen. Sie ſollen, wie in ver ſchon angeführten Geſetzesftelle 
die römische Jurisprudenz übereinſtimmend mit griechifcher Rechtsphiloſophie fagt, nicht eine 
willkürliche menichlihe Erftudung, ſondern gottlichen Urſprungs fein. Die menſchliche Geſetz⸗ 
gebung ſoll zwar jezt ven Geſetzen ven poſitiven Ausdtuck und ihre zeit: und verhaͤltnißgemaͤße 
Geſtaltung geben; ſie ſoll aber nicht blos jenes Princip bei ihrer Thaͤtigkeit ſtets vor Augen 
halten, ſondern auch zur moͤglichſten Begründung der Achtung Der Geſetze dem Volke dieſe Idee 
ihrer Abſtammung aus goͤttlichem und Vernunftgeſetze, ſowie ihre Übereinſtimmung mit dem 
freien Rationalconfen® (der communis reipublicae sponsio) flet8 auf paſſende Weiſe veran- 
ſchaulichen und ins Gedächtniß einprägen. Dazu würden freilich heutzutage theokratiſche Ablei⸗ 
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tungen ber Geftge aus unmittelfaren neuen Offenbarungen, wie einf bei ben großen alten 
Gefepgebern, bei einem Moſes, einem Ruma, mist mehr zeitgemäß ſein, und ebenfo wenig 
Heiligungen ver vom menſchlichen Geſetzgeber entioorfenen Gefehe, wie des Zykarg und Solon, 
durch das göttliche Orakel. Wohll aber ſoll die menſchliche Geiengebung der Brunblnee jener 
großen Geſehgeber haldigen und in Inhalt und Korn möglichſt aufden Jufınımenhang ver 
Gefrge mit der Religion des Volkes, mit feinen religiöſen Moralvorſchriften hinweiſen. Man 
vergefle doch ven einfachen natürlichen Standpunkt ves Volkes nit. Seine Höhere Bildung, 
feine Höhern Ideen find religids. Was nicht von:ihnen umfaßt, gefragen und gebeiligt wird, 
if Ihm uabeilig, Gegenſtand der Verwerfung ober des Cigennuged. Die Geſetzgebung möge 
alſo wenigſtens wem Vorgangs unferer Vorfahren und unnerer frühern und auch heutigen 
freien un echt praktiſchen Volfer, wie der Englänver und Rotvamerikaner, folgen. Bei viefen 
wurden und werden die geſeggeberiſchen Verhandlungen (fo z. B. In England fogar die große 
biemingsamer Vollſsverſammlung, 6106 für eine Betition um neue Geſetze) entiveber mit felers 
lichen veligidfen Handlungen ober doch mit religidfer- Anrufung göttlichen VBeiſtandes eröffnet. 
Auch verfäumten viefelben niemals, bei wichtigen Geſetzen, entweder ausgedehnter, wie einſt 
Zaleufes und Charondas, oder doch mit einigen Worten in der Publication und In ber Angabe 
deö geſetzlichen Grundes im Geſetze ſelbſt, auf bie fittlidhe, vernünftige und verfaſſungsmaͤßige 
Nethwendigkeit derſelben hinzumelfen. Uns Aderall bewirkten fle zuglel vurch die Abfkimmung 
ber Bürger ober Ihrer Wortfuͤhrer die Überzeugung von der Bolögemäfheit der Geſetze. Daß 
die neusten franzöflfgen und deutſchen Geſetzgeber fo fehr Hiervon abweichen, gereicht ihnen und 
ihrer Einficht in wie tiefften und ftärtfien Kräfte des geſunden Volksichens und ver Befeuges 
bung ſelbſt im mindeften nicht zur Ehre. Men glaubt leder! alle politiſche und juriſtiſche 
Agätigkeit und Geſetzgebung nicht weit genug von alten religißfen, moralifgen und humanen 
Gefühlen und Verhaͤltniſſen losreigen zu können. Man hält ebenfo die möglihft bürre, abs 
firacte, alle Gründe und die Teßendige Veranſchaulichung audſchließende Darſtellung ber Geſetze 
fire die Krone legislativer Kunft. Es if dieſes ein Einfluß einer ſehr ſeichten, matertaliftifchen 
und mechaniſchen Staatoweioheit. Es muß überall dem Volle Iebenbig zum Brwußtſein ge= 
bracht werden, daß es in feinen Geſetzen zugleich feine Religion, feine Tugend, feinen eigenen 
freien Willen, fein Wohl, feine Ehre und Freiheit vertheidigt, daß jede Verlegung derſelben 
viefe feine Helligthumer verlegt. Es muß ihm das Gefetz fo nahe gebracht und fo deutlich und 
natürlich gemacht werben wie fein eigener Gedanke. | 
Die Grund⸗ over Verfaffungsgeſetze oder nie Conſtitution, bie Befege Über vie Berfaffung 
im engen Sime und Über vie Megierungsform koͤnnen nur von den eonſtitnirenden Gewalten, 
nur’ durch Grunbvertrage der Buͤrger unter ſich und mit ber Regierung ober doch nur auf bie 
germdovertragsmaßig organifirte Wette und durch wie dazu beſtimten conftitititenben Gewalten 
gegeben ober anetinunt, angenommen und verändert werden. (S. Grunbvertrag.) 

+ Die Geſetze im erigern Sime ober die Regierungsgeſehe im weitern Sinne, die geſehlichen 
Durchführungen ber verfafiungsmäßig anerkannten Rechts⸗ und Etaatögrundfäge auf nie Ver⸗ 
halmifſfe des geiälfhaftlisen Lebens, mäffen ausgehen von ber eonſtttuirten gefepgebetiien 
Gewalt, welche im freien, wohl und vernünftig organifitten Stuate zunächſt von der Volklsre⸗ 
prafentation in organiſcher @emeinfihaft niit ver Megierung gehandhabt werben foll. (S. Cabi⸗ 

3.) Dan bat in neuerer Zeit haͤufig in ver geſetzgebenden Gewalt bie eigentliche Sou⸗ 
veränetät finden und ihr die Regierung und die richterliche Sewalt als unſelbſtändig gänzlich 
unterotdnen wollen. Allein das iſt ebenſo irrig, als wenn die Deutſchen im Mittelalter vie 
Gowveränetät in ver Kichtergewalt, In der Jutisdiction ſahen und fie daher auch überall mit 
dieſem Namen bezeichneten. Dieſes legtere kam daher, weil hiſtoriſch die Inrisbiction (Juſam⸗ 
menberufung · und Praͤſivium ver Voldgerkäte und Bollziehung ihrer Sprüche) das urſprüng⸗ 
lichſte und wichtigſte · Kecht war, an welches ſich duech Anwachſung und Ausdehnung allmaählich 
die. Landeshoheitsgewalt knupfte, und Amar um ſo mehr, weil in ben alten Bolkogerichten bie 
Sefepgebung thells fich nicht ſcharf won dem Richten ttennte, theild auch nicht fehr hervortreten 
kone in einer Zeit, wo man wenig Geſetze machte, vielmehr ſich an vaterländifche natürliche 
Mechtögrundfäge, Grumdeerträge, Gewohnheltsrechte und die recipirten kanoniſchen und röni= 
ſchen Geſetze Helt. Jene neuere Anſecht von der alleinigen und höchſten Souneränetät oder Selb⸗ 
flänbigfeit der geſegebenden ˖ Sewalt aber entfland aus deiner Verwechſelung der Berfaffungs- 
gefege mir den übrigen Gefegen and auB einer Tendenz zu vepublifanifchen Cinrichtungen. 
Man fah, zumal infolge ver vielen Mevolutionen, die volksvertretenden Verſammlungen im 
Namen der Nation far allein Gefege und zugleich die Werfaſſungen machen und dachte ſich alſo 
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dieſen Beriammlungen vie vollziehende Gewalt wie die richterliche unbedingt untergeordaet. 
Allein die Berfaffungsbeftimmung muß durchaus von Der gewoͤhnlichen Geſetzgebung getrennt 
werben, wenn auch zufällig etwa ein Volk heide durch dieſelbe Verſammlung entwerfen und Die 
Berfaffungsbeflimmungen zur Abſchlieung des Grundvertrags zwiſchen den Bürgern unter 
ſich und mit Der Regierung vorberaiten läßt. In der gewöhnlichen Geſetzgebung aber iſt die 
eonflituirte geſezgebende Gewalt dem Verfaflungsgsfege und der conſtituirenden Gewalt ebenfo 
untergeordnet ais die Regierungöngligiehung und als Die richterliche Gewalt. Der conſtituirten 
oder conſtitutionellen geſetzgebenden Gewalt aber iſt ein wirklich ſelbſtͤndiger ſouveräner Regent 
an ſich ebeuſo wenig unterworfen, als bie geſetzgebende Gewalt in ihrer Thätigkeit ihm unters 
worfen iſt. Vielmehr ſollen beide, mit voller Freiheit einwilligend, gemeinſchaftlich das Geſetz 
zu Stande bringen und ber Regent ihm außerdem noch die Sanctiyn zur Wollziehung geben. 
Selbſt die richterliche Gewalt if in ihrer verfalluugsmäpigen Ausübung oder auch in der richter⸗ 
lien Vollziehung aller Befege, der Grundgefege und der gewöhnlichen Geſetze, der gefeggeben- 
den Gewalt fo wenig abfolut unterworfen, daß fogar die desnotiſchen xömiſchen Kaiſer im 
unſerm Gorpus Juris Die Richter von der Befolgung verfafiuagswisriger Geſetze freiſprechen ?), 
eine Beftimmung, welhe befonderd nachdrücklich Das amerikaniſche Staatsrecht zu Bunften fei= 
ner founeränen Gerigtähöfe in vollem Maße fanctionirt und welche nur durch die Schwierigkeit 
Der Erkenntniß eines wirklichen Berfaffungsverlegung non jeiten. ner gewoͤhnlichen ;gelengeben- 
ben Gewalt und Durch die Schwierigkeit der Unterſcheidung her conflitnirenden Bewalten für 
Anderung der Örundverträge non ven conflituirten Organen zur Verwirkllchung der Grund⸗ 
verträge-Bedenklichleiten begründen könnte. (S. Grundpertrag,) Wenn daher nah der Con⸗ 
ftisution eines beſtimmten Staates nicht ausdrücklich, wie früher im Deutſchen Reife un» in 
England, dem Regenten und-ven Ständen gesteinjgaftli die Souveränetät, a; 5. dann im 
weſentlichen die Saureränetätdehre, beigelegt wird, jo müflen pin obigen Grunbfäge (|. Gabi⸗ 
netsjuſtiz) darüber enticheiden, wem jle zuzuſchreiben ſei, unboſchadet jepenfalld ber anerkann⸗ 
ten ſelbſtãndigen ober ſouveränen ſtändiſchen und richterlichen Functjonen, weiche im Verein mal 
ber ſouveränen Vollziehung die ganze conſtitutionelle Regierungsgewalt Im weitern Sime 
begründen. 

Noch ſchwieriger wie die Unterſcheidung der Berfaflungägefepe von den Geſetzen im engern 
Sinne iſt die Unterſcheidung der Verfafſungsgeſetze yon den blaßen Verordnungen ober ben 
allgemeinen Vorſchriften ver vollziehennen MRegierungsgewalt innerhalb des ihr allein ũber⸗ 
laflenen Gebietes und zur Ausübung ihrer Otegierungsrechte. Uns doch if. diefer Unterfihieb 
praktiſch außerordentlich wichtig, vorzüglich weil in conſtitutionellen Stagten die Gelege zur 
Mitwirkung der Stände gehören, mithin ohne viefelbe ungültig ſind, alfo auch ohne Verfaſ⸗ 
fungöverlegung von der Regierung nicht erlaſſen, von ven Behörden nicht vallgngen werben 
£önnen, währen» die bloßen Verordnungen der Regel nad von bar vollziehenden Regierung 
behoͤrde allein ausgehen. Nur proniforifch gültig koͤnnen nach vielen Verfaſſungen (3. B. au 
der hadiſchen) Die Regierungen alsdann währen) der. Zwiſchenzeit der ſtändiſchen Ber- 
fanunlungen allein gefegliche Beſtimmungen erlaflen, „wenn fie durch das Staatowohl dein⸗ 
gend geboten werben‘, und wenn⸗ihr vorübergehender Zwei durch jede Verzögerung vereitelt 
würde‘. Gute und möglicft beflimmte Feſtſtellungen über dieſen ganzen Unterſchied und feine 
praktischen Folgen find heilſam, theild um die gefährlichfte Thür für Willfür und Uſumatien 
zu fließen, theils um Die Regierung nit zu lähmen und Die Stände nit zu überhäufen. 

Man kann nun zwar in ber Theorie recht gut theils formelle, theils materielle, d. b, vom 
dem Gegenſtande der Verfügungen hergenommene Unterſcheidungen pwiſchen Belegen und. 
Verorbnungen mahen. Man kann 5.2. mit Zachariä fagen: Gefege find bleibende ums 
allgemeine Vorſchriften, oder auch mit anders: fie find Beflimmungen in abstracto, nad 
Begriffen und für zufünftige Fälle, oder ‚mau kann fie materiell beffiusmen: e8 find Vor— 
ſchriften, welde Freiheit und Eigentum der Bürger betreffen oder beſchränken. Aug bemü- 
ben fi unfere deutſchen Publiciſten aufs äußerſte, Diefe un» ähnliche mehr ober minder 
ſcharf und vollſtändig beflimnite Unterſcheidungamerkmale aufzuftellen, Sobald mau aber 
wit Diefen fhönen papierenen Theorien in die Praxis kommt und, den faſt unentwircheren 
Streit der Regierungen und ver Stände über diefen Gegenſtand, über ihre ausſchließliche 
oder über ihre mitwirtende Zuftändigfeit bei gewiſſen Öffentligen Vorſchriften zu löfen ver⸗ 
ſucht, fo zeigen ſie fih ald ungenügend für dieſe ihre wichtigfte Aufgabe. Jene Beſtimmun⸗ 


2) C. A delegib. C.16 de transact, Weider, Legte Gründe, ©.529, und Syfem, 1, 76 u. 546. 
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gen etfcheinen mei bals zu eng, bald zu teil. Zu eng, denn eine Aufhebung der Gaben: 
Coepus⸗Atte in England, Aberhaupt eine au nur temporäre und concrete Ausnahme von den 
verfaffungsmäßigen vder gefetzlichen Rechien und Freiheiten der Bürger, dürfen fie etwa durch 
einfeitige Befehle ber vollziehenden Gemalt beliebig verfügt werben? Müſſen fie nicht, müſſen 
nicht ebenso bleibende ober temporäre beſondere Ausnahmebeſtimmungen von dem ſeiner recht⸗ 
ken Ratur ever feinene äußern Umfange nach gemeinen Rechte, oder beſondere Gelege für 
beſtimmte Steffen von Berfonen und. Sachen, für beſtimmte Diftriete und ſelbſt für individuelle 
Orte; Phyfifche und moralische Berfonen, beſondere Rechte, z. B. Ber Minderjährigen, ver 
Frauen, ver Adelichen, der Bauern und Privilegien, müflen fie wicht vollends, wenn dadurch 
den betreffenden oder andern Bürgern rechtliche Nachtheile begründet werben folten, ebenſd gut 
wie die bleibenden allgemeinen abſtracten Regeln Durch die geſetzgebende Gewalt beſtimmt wer⸗ 
den? Benürfen fie nicht der ſtändiſchen Zuflimmung, wenn veren Recht zur Einwilligung im 
Die Geſetze nicht eine bloße Taäuſchnug, ein Schattenbild fein ſoll? Was Hilft das Net, bie 
Geſetze zu bewilligen und zu beflimmen, wenn die Vollziehungebehörde fo weit und fo oft Das 
Gegentheil verſelben beſtimmen kann, ala es ihr beliebt? Sind ferner nicht auch Beſtimmungen 
über die Wahlen der Belfönsriteter, die offentliche ober geheime Scimmgebung, über: die Ehre, 
über die Familienverhaͤltnifſe Gegenſtand der Geſetzgebung, obgleich ſte, ſtreng geneuimen, nicht 
Beſchraͤnkungen der perſoͤnlichen Freiheit und des Cigenthums find? Hat wol irgendeine flän- 
diſche Verſanmbung in England, in Frarkreich, in den sonftitutionelien deutfchen Staaten ge: 
zweifelt, daß alle Giäher erwähnten Feſtſetzungen ihrer legislativen Zuſtimmung bedürfen, um 
gültig zu fein? Zu weit aber find ebenfalls jene Beſtimmungen. Denn: Deſtimmungen über 
die militäͤriſchen Uniformen, Exeteitien, Binrichtungen ver Wachdienſte, über die Kanzlei, die 
Arbeitö:unn Antaſtunden der Beamten, iiber die Form ber amtlichen Ausfertigungenber Bäfle, 
ſolche und fo mande andere Beſtlmmungen, auch wenn fie ald allgemeine, bleibende, abſtratte 
Regeln für ganze Klaffen von Verhältniſſen und Perſonen erlaffen werben und meun fle die 
perfüntiche Freihei und felbft pie Erwerbsmoͤglichkeit und fonflige Bermögenänerhältnifie ver. 
Soldaten, Beamten, zum Theil felbft der Tihrigen Bürger beſchränken, werden fie nicht überall 
und mit Recht ohne legiölative ſtändiſche Juſtimmung der Megierung üßerlaflen? 

Jedenfalls kann eine richtige Beſtimmung ber Gefetze und der gefeggebeunen Function und 
Gewalt nur audgehen von einer Bertheilung ber geſammten verfaffungämäßigen Staatsgewalt 
zur Verwirklichung der Berfaflung ober der verfaflungsmäßigen Staatszwecke, wie jie Br. I, 
&. XLifg. verfuht wurke. Das Weſen, die Beflimmung, die Begründnng des einzel: 
nen Theils ergibt ſich Aberali nur aus Der richtigen Auffaſſung und Eintheilung des Ganzen: 
Die Aufgabe ver Berfaflung mar e&, ſowol dad Verfaſſungageſetz der Geſellſchaft ( Enbzweck, 
Srunvgefeg und Grundprincip) wie die Conſtitution ner Geſellſchaft im engern Sinne (bie 


Grund⸗ ober Rechtöformt, das conflitntionche Recht der Bürger und der Geſellfchaftsdorgane) 


feftzuftefen. Die Staatsverwaltung im weitern Sinne bagegen ſoll nun diefe Werfaffung, oder 
ſte ſoll durch verfaſſungsmäßiges Negieren (oder Bollzicheg), Geiehgeben und Dichten ven 
Staatazweck im Leben verwirklichen. Die Regierung in dieſem engern Sinne fol zugleich mit 


der freien Thätigkeit der Bürger, jeder befonbern Lage des Lebens gemäß, die Mittel für ven. 


Staatöyrord ergreifen und ausführen; die Geſetzgebung dagegen joll.(in harmoniſcher Über⸗ 
einflimmung ber. Regierung und her Bürger und beider mit den Verfafſung) bie rechtlichen und 
ſonſt nothwendigen feften Normen für viefe® Vollziehen der Regierung und der Bürger, ſowie 
die Auſsnahmen und Veraͤnderungen ihret eigenen und ber Berfaffungänsrmen geſetzlich aus- 
Sprechen. Die richterliche Auction oder Gewalt endlich hat ae Streitigkeiten uber Miderſprüche 
jenes Bellgiehens mit der Berfaflung und ven Gefttzen parteilod zu fihligten. Die Geſetzgebung 
fol mit andern Worten alle Beſtimmugen zur Berwirkliäung ned Staatszwecks treffen, 
welche nicht vollziehend und nicht ricgterli (in Dem eben angeführten Sinne) find. 


Klar ift ed num mol nach dieſer Beſtimmung und an ſich felbft, daß alle Beſchlüſſe, welche 


die Öffentlichen oder Privatrechte ver Regierung und ver Bürger feflftelfen, und diejenigen, 
welche Die bereitö durch wie Verfaffungsgeſetze gegebenen Befimmungen durch vorübergehende 
ober bleibende nee Bekimmungen oder durch Ausnahmen mit öffentlicher Autorität. oder 
authentifch auslegen, aufheben, befränfen und ändern wellen, ſämmtlich gefeggeberifcher ſtäu⸗ 
diſcher Zuſtimmung bedürfen. Die authentifhen Auslegungen — an fi ſchon wahre neue Ge⸗ 


fege (ſ. Auslegung) — und die Ausnahmen vom Geſete, ſoweit fir nit etwa, wie die Begna⸗ 


digung der Regierung, beſonders verwilligt find, mung die Gefeggebung ebenfalls machen, wenn 
nicht ihr ganzes Recht ver Regierung preisgegeben fein ſoll. Beſchränkungen ber Rechte ver 
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Dürger durch Megierungsverfügungen können freitich oft (wie etwa manche Meine Poltztiſtrafen 
oder Beſchränkungen und Koften für Polizeieinrichtungen) fo Hein fein, vap wegen ihrer Yinbe- 
dentendheit (meil minima non curat praetor) die Stände auf ihre Zuſtimmung dabei ver- 
zichten ober dieſe durch Stillſchweigen ausüben. Aber jebaln fie biefelbe verweigern und wie 
beichräntende Berordnung als rechtẽ widrig oder als hoͤchſtens bloß provijorifd gültig zur Zu⸗ 
ſtimmung retlamirt haben, ſo muß niefelbe dutch den Mangel der Zuſtimmung vehtöungüftig 
und rechtſsunverbindlich werben. ‚Gier laͤßt eine andere Grenze ſich nicht ziehen, wenn bie Rechte 
der Berfafliimg und ber Staatsbürger no unter dem Schuge einer geſetzgeberiſchen Mitwir- 
fung fliehen follen. Wer kann Hier im allgemeinen beflimmen, was groß und was Fleiw iſt! 
Dur siete Scheinbar Feine willkürkiche Beſchraͤnkungen, Auflagen, Strafen kann man die Frei⸗ 
heit ner Bürger fehr wefentlich beſchränken. Ganz beſonders aber iſt pie Poltzei, aw der Stelle 
ver frühern hierarchiſchen und fauſtrechtlichen Gewalt, heutzutage gefährlich für Recht und Frei⸗ 
beit. Ste vor allem iſt alfo durch Geſetze und ſtändiſche, ja fo viel möglich auch fonflige volko⸗ 
mäßige Zuſtimmung in ihrer Audübung zu regeln. 

Nur allein alſo über die fonftigen nöthigen, allgemein zu beftimmmetrben feften Normen für 
bie Thütigkeit der Regierung und der Bürger bleibt eine allgemeine nähere Bellimmung 
ſchwierig. Die bleibende Grundung der Staatsanflalten und ber Eumitöbienfie, vellenss fo- 
weit dadurth die Gelder und Kräfte ber Bürger verwendet ober den Bürgern vechtliche Werbind⸗ 
ligleiten aufgelegt merken ſollen, bebarf-natürlich der Megel nach au der Buftimmung ber 
Stände. Gewiß aber ift «8 and, daß die Regierung ein allgemeines Auffichtsſsrecht unb das 
Bollzugsrecht hat, daß fie für alle ihre Aufgaben Beamte und Diener anftellen muß und dieſen 
für ihre Tätigkeit Dienfkinftructionen geben kann, daß fie überhaupt innerhalb‘ Ber ihr durch 
die Berfaffung ober die Geſegzgebung üiberlaffenen Wirkungofphäre, namentlich aud in ber 
Eirrichtung, Einübung und Verwendung des bewilligten Militärs, in Einrichtung und Ver⸗ 
waltung der beiwilligten Steatsanftalten, ver Befänguifle, Wohlthätigkeito⸗ und Unterrichts: 
anftalten, die nöthigen Borfäriften oder Verordnungen zu erlaffen hat, auch wenn: viefelben 
den Gliedern des Beamtenflanves oder viefen verfchtedenen Anſtalten Beſchränkungen auflegen. 
Nur dürfen durch diefe Verordnungen ven übrigen Bürgern keine neuen, nidjt beveitö gefeglich 
bewilligten Laften und Rechtsbeſchränkungen aufgelegt werben unb au bie Laflen und Be- 
ſchränkungen für jene Mitglieder nicht größer fein, als man vermöge ihrer freiwilligen Theil⸗ 
nahme durch dieſe ſelbſt oder bei unfreiwilliger wenigſtens darch Frühere geſetzliche Beftimmun- 
gen für bewilligt anfehen Tann. Ob und wieweit aber die übrigen Beftimmungen in dieſen 
Gebieten (abgefehen alfo von der alddann nothwendigen ſtändiſchen Belflimmung, wenn wurde 
diefelben andere als bie hier bezeichneten Beſchränkungen und Verbindlichkeiten auferlegt ober 
berrits beſtehrude verfafiungemäßige ober gefepliche Beflimmungen verändert werben follen) 
blos wegen ber Wichtigkeit und Zweckmaͤßigkrit durch ſtändiſche Mitwirkung zu Geſetzen erhoben 
und durch Diefe die Negierumgsthätigkeit geregelt. werben ſoll, dieſes hängt von ben befonbern 
Eomnflitwtionen ober, wo fie ſchweigen, von ber Vereinbarung ver Regierung und ver Stände ab. 
Diefe letztere muß ja Aberhanpt im conftitutioneflen Staate die Schwierigfeiten öfen und tan es 
auch, wenn nur beide Theile, die Stände wie vie Regierung, vie angemeflenen Rechte haben, um 
fi vadurch gegenfeltig die hinlänglichen Motive zu Beilfamer Nachgiebigkeit und freiwilliger 
Bersinbarung darzubieten. Denn alsbann iſt die vepräfentatise oper conſtitutionelle Berfaflung 
in Bahrheit, was fie fein foll, „ein Syſtem ver VBerfländigung, der Mäßigung und des Ver: 
trauen® von beiden Seiten“, wie es mit Recht ein badiſcher Minifter nannte. Insbefonbere 
werben die Staͤnde bei den Gelbbewilligungen für alle Anſtalten nnd Meglercigszwecke Gele: 
gonheit Haben, die notchwendigen gefeglihen Bürgfehaften für eine heilſeme Regirruugethätig- 
feit Ju begründen. Und eine verfländige Regierung wird die Miwirkung der Erfahrungen und 
Einfichten der Stände, die Unterfligumg, die ihr deren Zuſtimmung in dem Vertrauen and 
guten Willen ver Bürger begründet, die Minderung.ihrer eigewen Verantwortlichkeit hoch genug 
anfchlagen, ınn jene Zuflimmung zu wichtigen Anorbnungen, zumas bleißenven, nachzufuchen. 
Die Beſtimmungen ver Berfaflung und ver biäherigen Geſetze und Die verſchiedenartige Stel⸗ 
lung der Stände im verfihiedenen Staaten werden Hier den Spielraum ber Regierung und bie 
Mitwirkung der Stände bald erweitern, bald beſchränken. Am ausgebehnteften in allen 
Monarchien iſt in England die ſtändiſche Mitwickung, und im ganzen mol gewiß nicht zum 
Schatren des Landes, zur Gerabwärbigung der Regierung und zur Hemmung bex Geſchaͤfte. 
Ubrigent aber wird für alleiniges Verfügungsrecht der Megierumg in den ihr überwiefenen. 
Gebieten, ſoweit vie Beſtimmungen keinen der oben angeführten Charakters haben, bie rechtliche 
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Percauthuug ſtaeiten. Man kann hier feinrwegs mit manchen ſagen, daß rs blyos auf Die Au⸗ 
ſicht der Stände ankomme, ob fie ihre Mibpickung für nöthig erachten; Denn auch ſie koͤnnen 
iron zu wel an ſich reißen dpllen. Nur muß man die ſtändiſchen Zuſtimmungsrechte unter 
den ohen angeführten Bedingungen feſthalten und darf nicht etwa auf eine faſt toͤlpelhafte 
Weiſe des Regierung, auch ohne Rückſicht auf den Eintritt dieſer Bedingungen, ausſchließliche 
beſchraͤnken de und verletgzende Verfügungen für Staatsſicher heit, für Ausübung, der Auffichts: 
gewalt der Polizei oder anderer Hoheitarechte einräumen wollen, Solche Berfügungen fönnten 
leicht, wie hie hefammten, Julierdennangen, den ganzen Rechtäzußand und sie Berfaflung um: 
ftürgen, früßer ader ſpäter aber auch den Unſtutz ded Throns nach ſich ziehen. 

VID. Proviſoriſche Geſetze. Die oben nmähnten proviſoriſchen Geſetze dürfen Billig 
nie ohne die zugleich mit angegebenen Beringungen ober ohne aine dringende Forderung durch 
das Staatdwohl und ohne daß Gefahr beim Verzuge vorhanden wäre, einfeitig von ber Re: 
gierung gegeben werden. Sie dürfen auch natürlich nie Die Verfaſſungsrechte aufbeben, fonft 
koͤnnte eine Regierung etina Dad Wahlrecht ner Staͤnde verändern und nachher durch eine neue 
ihren Wünschen dienſtbare ſtändiſche Verſammlung die Aufhebung der Verfafiung janctigniren 
lafſen. Auc die Stenern dürfen fe nicht. erhöhen, font wäre das Stenerverwilligungqrecht 
vereitelt. Und ſie ſowie jebe einfeitig von der Regierung erlaflene, ihrem Weſen nach aber in 
das Gebiet der Geſetzgebung gehörige Beſtimmung müflen ald retöungultig und unverbindlich, 
als unvollziehbar für die Behörden angefeben werben, ſobald auch nur eine der beiden Kam: 
mern ihre Zuflimamung zu denſelben verweigert ober gegen fie, als ohne ihre Zuſtimmung 
erlaſſen, Widerſpruch einlegt. Ste und ihre Befolgung vom feiten der Behörden erfcheinen unter 
diefen Vorausſetzungen als die Verfaflung werlegend. Diefes folgt ganz. natürlih und noth⸗ 
wenig aus der Matuz Der Sache oder Daraus, daß bie Zuſtimmung briver Kammern und ber 
Ülegierung zu jeben Wefege unerlaflich if, Haß jener Geſetzvorſchlag nur Vorſchlag und ungültig 
bleibt, wenn Nidteimwilligung auch nur von einer biefer Drei Seiten flattfindet. Jade andere 
VBeſtimmung, und namentli wenn man eine Übereinſtimmung beiner Kammern zu ſolchem 
Widerſpruche forderte, würde die vorfaffungsmäßigen Zuſtimmungsrechte und mithin Die ganze 
Verfaſſung preiſsgeben. Deun dabei könnte z. B. die Regierung eine Verfüguug zur Untergra⸗ 
bung der Rechte der Erſten over Der Zweiten Kammier, der ariſtokratiſchen oder der demokratiſchen 
Rechte, einfeitig erlaſſen und ihre Gültigkeit hehaupten, und dieſe könnte fortdauern, weyn nur 
die eine parteiiſch dafür geflimuuse Kammer einwilligen oder mit dem Widerſpruche der andern 
ſich · nit vereinigen wollte. Aug Miniflesanfiage oder Beſchwerde kann hier jene natürliche 
Rechtsungültigkeit nicht erſetzen. Nicht blos if ihr Ausgang von Zufälligfeiten und Hofeinfluß 
abhängig und diefelbe ebenfalls fehlerhafte Weiſe meift nicht möglich ohne Zuſtimmung beider 
Kammern. Erfolgt aber auch auf fie von dem Gerichte Veruriheilung, jo kann ja bad Bericht 
durch feine concreten richterlichen Entſcheidungen doch keine Verordnung allgemein aufheben. 
Die Regierung könnte alſo die verfaſſungzerſtöͤrende Verordnung wieder aufs neue und fort- 
dauernd aufrecht erhalten. Jedenfalls if es völlig unjuriſtiſch, die Ungültigkeit einer an ich 
ſelbſt, durch ven Mangel genügender gefengeberifcher Zuftimmung, ungültigen Verfügung erfi 
von neuen fremdartigen Thatſachen abhängig machen zu wollen. Selbſt wenn alſo die Regie: 
zung eine ſolche Verordnung nicht zurücknehmen wollte, jo haben Gerichte und Bürger das 
Recht und die Gerichte, als reine felbflännige Organe ber Verfaflung und ber verfaſſungs⸗ 
mäßigen Geſetzgebung, auch die Pflicht, Hier ſowie bei andern Geſetzen, welchen Die weſentlich⸗ 
fien Bebingungen zur Gültigkeit, z. B. gehörige Sanction. und Publication von der Regie: 
zung, fehlen, fir als vechtöungültig zu betrachten und zu behandeln. Diejed war aud) die Über- 
zeugung der badiſchen Zweiten Kammer, und yur um has allgemeinrechtliche Widerſtandsrecht 
der Bürger gegen verfaflungswibrige öffentliche Maßregeln und vie Unvollziehbarfeit folder 
Regierungsuorjchriiten für Adminiſtrativbehörden zu befhränfen, erklärte fie Folgendes ald 
ißre Überzeugung: „1) Reine allgemeinen Borfchriften der Regierung und fein Staatsvartrag 
und Bundesſchluß find rechtsgültig und nollziehbar, wenn fie ohne flänsifche Zuflimmung 
a) die Verfafſung ganz oder theilweife abänderg, ergängen ober erläutern; b) wenn fie Abge- 
ben auflegen oder vermehren, o) wenn ſie nicht im Regierungsblatte fliehen (und dadurch all: 
gemein Öffentlich erfennbar werben); d) wenn fle nicht ausdrücklich ald allgemeine Regierungs: 
verorbnungen oder ald proviforifche Befege bezeichnet find. 2) Kür die Gerichte bleiben jeden: 
falls nur die mir Zuflimmung der Stände erlaffenen allgemeinen Vorſchriften vollziehbar. 
3) Die Wirkfamfeit der provifotifgen Geſetze Hört auf, ſobald eine der beipen Kammern auf 
dem nächſten Zandtage fie verwirft oder, wenn nicht beide Kanımern zur Abftinnmung barüher 
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kommen, mit dem Ende des Lanbtags. 4) Andere Megierungsverfligungen, auch wenn vadurch 
ffündiſche Zuſtimmungsrechte ald umgangen erfceinen folkten, bleiben für die Adminiſtrativ⸗ 
behoͤrden vollziehbar und ſchließen gegen fie Widerſtand der Bürger aub. Jedoch il wie Regie⸗ 
rung verpflichtet, fie auf den Widerſpruch von zwei Drittheilen der Stimmen einer Kammer 
außer Birkfamkeit zu ſetzen.“ Die Kammer ging babei ausseisii und allgemein. von Ber 
Anſicht aus, daß zwar allerdings, ſtatt BDnven Gchorfams der Bürger, ihr rehrlicher Wider: 
fland gegen verfafſſungewidrige Vorſchriften und deren Richtvollziehbatkeilt auch für bie Ad⸗ 
miniſtrativbehoͤrben im der Natur und dem innerflen Weſen der rechtlichen Berfaffung ums 
ber Geſeesherrſchaft liege und auch, rechtzeitig geübt, wie das Anwachſen der Willkürherr⸗ 
fegaft, fo au Revolutionen ausſchließe, daß er jedoch in unndfbiger, zu weiter Ausdehnung 
flörend wirken könnte, und daß aud Die Guültigkeit des Veto ver Kammern dieſe Störung we: 
ſentlich mindere. ®) 

IX. Verſchiedene Arten, die Geſetze zu machen, Geſetzbuͤcher und das all: 
gemeine deutſche Gefetzbuch. In Beziehung auf bie Ausübung ver Geſetzgebung Hat 
man die Frage aufgeftellt, ob Seffer von Binzelnen oder von größern Berfammlungen bie Befege 
bearbeitet würden. Das Beſte ift wol gewiß, daß einzelne der tüchtigſten Männer vom Fach 
vie erſten Entwürfe machen, womoͤglich aber nach einer vorherigen Beſprechung mit einem ſach⸗ 
verftänbigen Collegium, mit-einer Gefeggebungsremmiffion oder einer flänbifchen Commiſſion, 
daß dann dieſe Arbeit geprüft, verbeffert umd ergänzt wird, ebenfall& von einer foldden engern 
techniſchen Commiſſion, und daß endlich ver fo gereiftere Entwurf in den allgemeinen ſtändiſchen 
Kammern zur Berathung kommt. Wan hat zwar ſtündiſche Kammern für ſolche Arbeiten nicht 
tauglih und bequem und bie Berathung zu zeitraubend und koſtſpielig und au der Einheit 
bed Soſtems fhäpli finden wollen. Was aber au an dieſen Einwendungen gegrfänber 
fein möge, fo iſt vollends in unfern heutigen Zeiten, wo einestheils bie Verkehräverhältniffe 
und die Bedürfnifſe der Menſchen unenblich vielfad und inetnander verſchlungen ſind und alls 
gemeine Bildung fich immermehr verbreitet, nicht blos die ſtaͤndiſche Zuſtimmung, fondern aud 
bie ändifche Berathung, die Prüfung allgemeiner Geſeye son fo verſchiedenen Stanbpunften 
aus und die Benutzung fo vielfach verfähtedener Cinfichten, Kenntnifie und Erfahrungen, wie 
fie nur hier ih vereinigen, von fo überwiegend verthetlhaften Binfluffe, es iſt zugleich eine 
moͤglichſt reife, für das Leben angepaßte, vielfeitig und gründlich geprüfte Gefeßgebung von jo 
unermeßlicher Wichtigkeit für ein Bolt, daß in der That alte jene Bedenken verfiummen müflen. 
Auch wird bei einer tüchtigen Regierung und Ständeverſammlung ven ſachkundigen Gemmit- 
farien fo viel Vertrauen und Einfluß bleiben , daß fle jedenfalls alles Weſentliche bed Innern 
Zufammenhangs over Syſtems gegen Adrenbe Eingriffe und Änderungen werben vertheidigen 
Finnen. Diefes it auch bei ver heutigen Ausbildung und Berbreitung wiffenfchafllicher Grund⸗ 
ſäde und Theorien ſehr erleichtert. 

Um die Gefetze zu verbeſſern und um neue Geſetze zu machen, ſeien, io fagt man gemöhn- 
Ab, ruhige Zeiten bie beiten. Wohl mag auch in ihnen eine recht ruhige, allfeitig befonnene 
und reife Brüfung leichter fein. Dagegen ſinden in ihnen auch fehr mohlthätige, ja nothwen⸗ 
dige Reformen oft zu großen Widerſpruch Durch Trägbeit, Intereffen und Vorurtheile, weit 
mehr als in bewegten Zeiten. Das Eifen zu ſchmieden, diewell es warm iſt, dieſes iſt auf ein 
guter Grundſatz. Gaben große Ereigniffe bie enlern Kräfte und Gefühle in einem Volke ge: 
weckt ımd den Bid für das Rechte und für feine Bedürfniſſe und feine Mängel geſchärft, dann 
läßt ſich leichter das Schwerere ausführen. Lind wenn einmal etwa durch eine Revolution ſchon 
große Änderungen des beftehenden Zuftandes eintraten, fo laſſen fich ſchon des Zuſammenhangs 
wegen leichter die übrigen damit harmonirenden Verbeſſerungen als noͤthig erkennen und eins 
führen. Die gejellfihaftlihen Einrichtungen eines jeden Volkes bebürfen zuweilen einer durch⸗ 
greifendeen Berjüngung und Erneuerung und wenigſtens neuen Geflaltung aus ihren beiten 
Grundideen und Grundſtofſſen. Und indbeſondete If in Beziehung auf die Gefege zu wachen, 
daß fi nicht zu viele Widerſprüche, veraltete und unpaffende Beſtimmungen anhäufen und das 
Mecht ungewiß und verfehrt malen, wofür bet den Atbenern einige Beanıte aufgeftellt waren. 
Keine günfligere Zeit für folge Käuterung und gettgemäße Umgeflaltung und Verjüngung ber 
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Seſedgebung aber läßt ſich denken, als wenn überhaupt das ganze Volköleben einen neuen 
fräftigern Auffchwung nimmt. | 
Ob überhaupt in größerm, vollſtändigerm Umfange, 06 durch ganze und neue Geſetgbhichet 
und Eonflituttonen oder bloß vurch die Wiffenſchaſt und hochſtens etwa durch die Nachhilfe 
einzelner Befepe ver Rechtszuſtand ver Völker und zunächſt unfer deutſcher Rechtszuſtand zu 
beſſern fei, darüiber wurde vor mehreren Jahren lebhaft geftritten. Den Streit eröffneten be: 
Tanntfi die Schriften son Thibaut für und von Savigny gegen rin neues allgemeines deutfches 
Civilgeſetzbuch. Der Kampf gegen Thibaut's preiswürdigen Vorſchlag tuurbe, bei alfer Aner: 
tennung der adtungdwerthen Abflihten ver Streiter fei es gefagt, mit unter dem Winfkuffe 
bedauernsweriher Irrthümer gefäntpft, unter beim Einfluffe nämlich der unpraktiſchen, die Frei⸗ 
heit verleugnenden Anfiäten ver Naturphiloſophie und ber hiſtoriſchen Schule von dem an: 
geblichen „Sichvonſelbſtmachen bed Guten und des Rechts und von ‚der Güte alles Wirklichen 
und ver Wirklichkeit des Guten’, ferner auch der Hugo'ſchen Skepſis und threr naturrechtlichen 
Anficht, daß in ver Geſetzgebung alles ungefähr gleich gut ſei, und daß ed norzügli nur darauf 
ankomme, daß gefehlich etwas als Stoff für die Iuriften Beftehe (vgl. pie Art. Alterthümer und 
Gewohnheitsrecht und Bo. I, S.XLIfg.). Man widerſetzte fich endlich ver nenen Geſetzgebung 
zum Xheil auch unter dem natärlichen @influffe eines gewifien jnvifitifden Zunftgeiftes und 
wenigftend aus einer in ihren Motiven löblichen, aber irrigen Furcht vor dem Untergange. 
unferer gelehrten deutſchen Rechtswiſſenſchaft. Bon manden oft unlautern oder mitleidswer⸗ 
tgen Theorien: über das Auffchieben verheißener und Uberall: durch früheres deutſches Recht 
(1. Deutſches Landesſtaatsrecht) begründeter conflitutionelfer Freiheiten bis zur erlangten 
politifchen Bildung und Grundlage, welche doch ber Mangel an Freiheit immermehr untergräbt, 
ſoll Hier nicht die Mede fein, ebenjo wenig von einem thörtchten Spotte oder einem ungerechten 
Abermüthigen Hohne tiber vie papierenen, gemachten Berfaflungen. Alle freien Berfaffungen 
freier Völker wurden von denſelben gemacht oder beſchloſſen, gleichviel ob auf Papier geſchrieben 
oder anberd pußlicirt. Auch bie britiſche Wagna-Eharta war ein Papier, wurde aber mehr als 
das. Und wenn nur nicht ungerechte und Außere Gewalt die lebendige Entwidelung hindert, fo 
werden aud die aufgefjriebenen guten Gonftitutionen zum lebensfräftigen Baume. Der 
Schreiber viefer Zeilen aber hat damals öffentlich auch ven Kampf gegen das nene Geſegbuch in⸗ 
nigft bedauert. Er hat es vorausgefagt, daß derſelbe zwar einer möglichen gemeinſchaftlichen 
neuen geſetzlichen Grundlage für Recht und Rechtswiſſenſchaft in Deutſchland entgegenwirken, 
nimmermebr abet verhindern könne, daß das biöberige fogenannte gemeine Recht von Deutſch⸗ 
land, daß die juriſtiſche Gültigkeit des römtfchen und kanoniſchen Geſetzbuchs, fanımt ven damit 
verbundenen longobardiſchen und Reichsgeſeten, nicht: durch neue deutſche Geſetzbücher ver⸗ 
drängt mürben. Er hat ſchon damals behauptet, daß jedenfalls bei gänzlicher Vereitelung bed 
Thibaut'ſchen Vorſchlags das anerkannt größte Unglück, nämkich eine Zerfplitterung Deutfch⸗ 
lands, auch noch durch die Zerreißung ver Einheit ves Rechts und der wiſſenſchaftlichen und aka⸗ 
demiſchen Nechtsſtudien, durch Die Entſtehung einer Reihe beſonderet Landesgeſetzbücher unver⸗ 
meiblich werden würde. *) Und wirklich neigt ſich ſchon jetzt alles dahin, und ſelbſt Savigny, der 
ed damals noch als ein SAAL pries, daß in Preußen anf den Univerſttäten das preußiſche Land⸗ 
recht nicht einmal gelehrt würde und Die ganze Grundlage der juriſtiſchen Bildung auch dort in 
dem Romiſchen und fonfligen gemeinen deuiſchen Recht beflehe, hielt fpäter felbſt Über das 
preufifche Landrecht Vorlefungen. oo 
Die in fremder, meiſt barbariſcher Sprache geſchriebenen, erbarmenswerth revigirten, mit 
tyrannifgen und hierarchiſchen Beftimmungen angefüttten Botoffalen römiſchen und kanoniſchen 
Geſctzbücher, in Verbindung mit ber wunderlichen Miſchung mit einer ebenfalls meift veralteten 
Maſſe deutſcher Rechtsquellen, find als geſetzlich ghltiges Recht zu monſtroͤs und präftifch ver- 
verblich, als daß fi ihre Gültigkeit länger gegen den gefunden Menſchenverſtand und Die Be- 
pärfnifle unferer Bilpung behaupten ließe. Selbſt fuͤr eine gründfiche wiffenſchaftliche juriſtiſche 
Bilbung und vorzüglich auch für einen wahrhaft rechtlichen, gefunden, freien und praktifigen 
Sinn der Juriſten iſt diefe ungeheuere, verworrene und ſich widerfprechende Rechtsmaſſe ein 
ſolches Hinderniß, daß, was von jenen Eigenſchaften in unferm deutſchen Juriſtenſtande ſich 
no findet, ſich mehr trotz folcher Grundlagen unferer praftifhen Rechtoſtudien als durch fie 
erhalten hat. Von tauſend deutſchen Juriſten leſen und verſtehen nicht zehn auch nur den zehnten 
Theil ver Geſetze, nad denen fe richten und vertheidigen ſollen. Die erſte Bedinguug wahrer 
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juriſtiſcher Tüchtigkait, Vertrautheit mit dem Geſetze, Sicherheit, Haxmonie und Gonfaquenz iu 
den Rechtsanſichten, iſt für ſie bei dieſem Quellenzuſtande ebenfo unmoͤglich, als ed eine heil⸗ 
ſame Rechtsgeſtaltung und Rechtsficherheit für die Praxis iſt. Die ganz unpatriotiſche, 
freiheits⸗ und volksfeindliche Richtung, wie durch Die unglücklichen Receytionen der freuten, in 
fremder Sprache geſchriebenen Rechtsbücher als gültiger Geſetze ver deutſche Juriſtenſtand ſehr 
natürlich erhalten mußte, liegt ſowie deſſen Entmündigung und Bevormundung unſers Volkes 
zu Tage und iR zum Theil ſchen. oben geſchildert worden. 5) Was aber Das Übel voll macht, das 
iſt das, daß felbft die nie genug zu preiſende Vortrefflichkeit des der frühexn claffischen römiſchen 
Surisprubenz angehörigen Theils des Roͤmiſchen Rechta, jeine tiefen, gerechten, humanen und 
freiheitsliebendan Rechtsgrundſätze und die gleich bewundernowerthe juriſtiſche Methode in der 
Durchführung derſelben für unſere praltiſchen Juriſten in der unendlichen Mehrzahl, ja für 
allzu viele Rechtslehrer und Rechtöbearbeiter gerade burg pie geſetzliche Gültigkeit jener ganzen 
Corpora Juxis und Dur ihre Verniſchung mit jener monfröfen Maſſe ebenſo verloren 
gehen, wie auch die herrlichen deutſchen vaterländifchen Rechtsgrundideen und bie echten chrift⸗ 
lichen Grundlagen ber geſellſchaftlichen Verhältniffe. *) Gerade dann, wenn aus dieſen mürbi- 
gen Grundlagen unſerer allgemeinen und rechtlichen Cultur?) ein einfaches vaterländiſches 
Geſetzbuch zur gemeinſchaftlichen Bafſis der Rechtsſtudien und der Rechtapraxis entwickelt würde, 
würden die beſſern Theile unſers hiſtoriſchen Rechts unſern Juriſten, bie nun den Wald 
vor lauter Bäumen nicht ſehen, erſt ſichtbar werben, voun ihnen ſtudirt werben koͤnnen und wenn 
auch nicht als unmittelbar gültige pofitive Geſetze, doch als die echten Quellen unſerer Geſes⸗ 
gebung und unjeyer vaterländiſchen Cultur mit Liebe aufgefaßt werden. 

Wenn nun unmittelbar nach den Freiheitskriegen und ihren großen Verheißungen, in 
einer Zeit, wo man das Vorenthalten oder Schmälern der erwarteten Verfaſſungs⸗ und ber 
allgemeinen deutiheu Freiheiten buch ein weniger die Regierungginterzeſſen und das Aufland 
bevührendes patriotiſches großed Werk gewiß gern aufiviegen mußte, fait jenes förenden 
Kampfes alle deutſchen Juriſten von Einfluß ſich im Rechten vereinigt, wenn fle ein ſolches ein- 
faches allgemeines deutſches Geſetzbuch blos an vi ie Stelle der bis herigen ſubſidiariſchen romi⸗ 
ſchen, kanoniſchen und frühern deutſchen Rechtsquellen gefordert hätten, jo war eine mehr oder 
minder ausgedehnte Verwirklichung des großen fegendreihen Werkes wenigſtens möglich. Sie 
wurde jelbft durch manche zufällige Gründe, wie bie natürlichen Wünfche der Beflger überrhei⸗ 
niſcher Länder, deren Rechtszuſtand deutſch zu machen, unterflügt. Gie wurbe auch durch Die 
drei bedeutendſten neuern Geſetzgebungen, bie franzöfifche, öflesreicgifche und preußifche, darch 
die Srfahrungen in Beziehung auf fie und durch ihre Benugung weſentlich erleichtert. 

Neue befonnere Landesgeſetzbücher, vielleiht in allen 35 deutſchen Bundesſtaaten, mö⸗ 
gen nun menigftend bis zu einer günftigern Zeit für Die Bewohner diefer Staaten De: 
dürfniß fein. Aber der deutſche Baterlaunäfreunn wird nur nut tiefer Wehmuth eins wer 
größten und legten Bande der deutſchen Nation, ihre Verbindung durch gemeinfames Reqht, 
gemeinſchaftliche Rechtswiſſenſchaft und geneinſchaftliche Univerflsätöftubien, mehr und mehr 
zerreißen, die Hoffnungen des Fortſchreitens zu einer tüchtigen deutſchen Rechtswiſſen ſchaft 
duch die Zerſplitierung in etliche dreißig verſchiedene Jurisprudenzen mehr und zieht unter⸗ 
gehen ſehen. 

In Beziehung auf die geſetzlichen Verhältniffe Die einzige Hilfe von, ben ñch non ſelbſt ma⸗ 
chenden Gewohnheiten und von der Wiſſenſchaft zu erwarten, dieſes ſcheint nur bei einer Ver⸗ 
kennung ber wahren Verhältniſſe und Bedürfniſſe des Lebens und vollends unſerer heutigen 
moͤglich zu fein. Selbſt in ihren einfachſten Zeiten beduxften und machten Die Völker ausdxick⸗ 
liche Gelege. Die Theorie, fie hatten.blos nach Gewohnheiten geleht, iſt eitel Fabelei, wird durch 
ihre Ginrichtungen, z. B. die Abtheilungen nad, Zahlen, Dekanien, Hundreden u. f. w., Die ein 
recht pafitiges Schaffen vorausfegen, widerlegt und verwechſelt augdrückliche Sagungen mit 
aufgefchriebenen. Bei Zunahme der Gultur und der Ausdehnung der Verſchiedenheit dex Le: 
end: und Verkehrsverhältniſſe zeichneten ie bisfelben aud ſchriftuch auf und gaben ihren Ge⸗ 


5) Dal. die. Art. Carotina und Deutſche Giastägiäiäte, auch Welder, Spkem, I, 706, mit 
welcher Schilderung auch Befeler in feiner Schrift: Zur Beurtheilung ber fieben göftinger Profeſſoren 
(Rofto 1838), fünfter Brief, fehr übereinftimmt. 

6) ©. die Art, Chriſtenthum; Compofitionen⸗Söſtem; Dentiige Eeſchichte; Deutſches Lanbeöftaatd: 
recht; Gemeines Meit. 

7) ©. die vorige Note und Die Art. Deutihe Geſchichte und Deutſches Landesſtaatsrecht. 
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ſetzen naue zeitgemäße Redacktionen uns der Rechtskunpe wie der Rechtganwendung fichere 
aeſetzliche Grundlagen. Und eine der allerwichtigſten, hei dem franzöſiſchen Geſetzbucht recht 
gewürdigten Wohlthaten ‚einer nauen Geſeygebung iſt auch die,: die zu große Menge frühe; 
zer, halb vergeſſener ˖und veralteten und ſich widerſprechender, nicht: erfgßbarer Seſetze außer 
Qultigkeit zu fegen und ſo das ganze Recht einfacher, barmanilcher ,. ſicherer und zeit⸗ 
gemäßge zu machen. Bei zu großer Vielheit der Geſetze wird Meſetz mit Geſch todtgeſchlagen, 
die Achtung, Kenntniß, Sicherheit und Anwendung der, Geſetze übexhaupt untergraben. Man 
kann fi nie genug box zu vielen Geſetzen hüten. Man ſoll, quch dex Macht zer Rechtagrundſaͤtze, 
dem Rechtaſtnue und dex Rechtsbildung etwas. ventrauen und überlafien. und gezade ſie dadurch 
hervorbilden, daß man dieſes thut und daB man, alle hleibenpen Dnsnahmm yan- denſelben 
moͤglichſt ausſchließt, Fryilich werben die Unkundigen tagen: dadurch begründe. man Rechts⸗ 
unſicherheit Rechtsvexſchieden heit, Chicane und Parteilichkeit. Müßten. Dad die guten Leute 
nur und jühen fie ed in gründlicher Vergleichung deutſcher und franzöfi ſcher Iuziſorudenz und 
Juriſten, wieriel hundertmal größere Rechtsunſicherheit, Rechtsungleichheit, wiepiel mehr 
MWafien ver Chicane und Parzteilichteit vie Vielheit vaũttoer Deftgaınungen, baupieteg ſaͤhen ſie 
Die dadurch euiflannengn richtetlichen Mängel an Keuntniß des wahren Hechta und dasegen die 
größere Leichtigkeit für Richter und Advocaten, auch. das Verkehr ag und andern mit cinen 
gelehrten oder geſctzlichen Scheine zu verhüllen! nv Hr 

Vortrefflich wirken übrigens zu, flrter Grholtung der Meihtöeimpeit,und, Reqhtsgewißheit und 
sur haxmoniſchen Foxtbildung des Rechte durch cine ‚geragelte Zemeinſchaftliche Woaxie im 
Fe po arohartige allgemein: Inſtitutz wie die reuiſcze gn atan. nalen fronz aũ fhr 

A of ) 

X. Publication di es. —* fc. ine richtig⸗ Bublisation ben, "Beishe,fopbext, vor— ‚allem 
eine völlig jichere, offenfundige, officielle Form ihrer Eehtheit,,mpzu die Yufnabme:alier Geſetze 
und Verordnungen in ein gemeinſchaftliches Regierungsblatt allerdings heilſam iſt. Alles 
lichtſcheue, leichtſinnige und unprdentliche Gehrinregieren, buch, bloß ſchriftliche unde Pins Ren 
Bequiten mitgetheilte Verordnungen höre auf, Nur in Theokratien, yo daß Prießerpehezmniß 
und blinder Glaube, oder in Despotien, wo der Eigenwille und blinder Gehorſam hexrrſchen, 
nicht im Rechtsſtaate, wg freie Männer nach gemeinſchaftlichem ghjegtiven Megpte Leben zliegt 
das Geheimniß. Sodann muß ver. Termin der Gültigwerdung dar Geſetze genay. und ſo be⸗ 
ſtinmt werden, daß alle, für welche die Geſetze gelten ſollen, hinlängliche Zeit haben, fich mit 
ihnen hekannt zu machen. Nur. danu jſt die juriſtiſche Praͤſumtion der allgemeinen, Kenntniß 
publicixter Geſetze rechtlich möglich. Auch müuſſen zwemäßige- Verkündigungen oder wenigßens 
Auszüge und Anzeigen der Verkünndigungen in den Lokalblattern ſtattfinden, vn moͤglichſte Gy⸗ 
leichterung und Verbreitung. dev; Geſetzkeuntniß zu begründen. ‚Sehr gute und infereſſante Ver⸗ 
handlungen über die Puglicatign. dey Geſene finde; men, in ben Digenffione. über die erben 
Artikel des Gone Napglean. .-. -., 

Die Frage aber ift es, ob die wehr pafline Akt. der Yublication duich ſchriftliche vber ge⸗ 
Drucke Mittheilung an: einem Orte, der allen Bürgern. freilich zugänglich iſt, aberx von vielen 
nicht aufgefucht wird, genüge, oder ob der Staat mõglichſt alle in Kennenig ſetzen, ob mündliche 
Mittheilung in ven Öffentlichen Verſammlungen der Gemeinden hinzukommen, mühe? In fe; 
Bern Zeiten, wo.man bag Polk Iebenbigern Antheil an feinem Rechte nehmen ließ zunb vor allen 
den Prufſtein durch fveie allgemeine Anerkennung der Geſetze von ſeiten der Bürger heilig 
hielt, wurden in den oͤffentlichen Volkagerichten und im, den ſtädtiſchen. Verſginmlußgen alle 
Geſetze, die neuen bei ihrer Entſtehung und vie alten alljährlich, vorgetragen und dabei auch bei 
ven Altern die augprürlide Anerkennung ber. reqhtlichen fortdauernden Gültigfeis aefornert. 
Und ‚gewiß, foweit :möglih, muß ıyan bie Erneuerung biefer in Stähten oft bis zu Eude 
des vorigen Jahrhunderts eshaltenen Ginritung. wänjgen. Man wird dieſes zum ſo 
mehr ihm, je mehr man den vortheilhaften Einfluß folder. Iehenbigen. Recuskenntniß der 
Bürgex, ſolcher Zheilyahme und guten Geſinnung berjelben Far. ihre Gefege erwägt. Auch 
ift den gute Einfluß einer folchen Einrichtung gegen Miäbräuche und Verkehrtheiten her Gefetz 
gebung ebenjo.flay wie Die Härte, die daxiu lieat, Daß, weil der Staat Teine Rechtaunwiffenheit 
ontſchuldigen kann, nun durch ſie yur allzu oft jüpuere Verlegungen für Die- Bingen emiſtehen. 
welche durch beſſere Verfündigungsarten hätten verhütet werden fünuen. Nur wem vie Ein- 
rede ber Rechtounkenntniß durch Die Crwidexung ber Verſchuldung, entkrafter werden an miß 
dieſelhe ungenügend zur Abwehr der Nagtheit dieſer Hafen kin; tn F 
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XI. Geſetzgebungswiſſenſchaft. Die Geſezgebungswiſſenſchaft kaun ſich theils wie 
die Werke von Filangieri und Bentham u. a., mit der innern Güte der Geſetze beſchäfti⸗ 
gen, theils, wie Zachariä'tz kleines Merk über die Geſetzgebung, blos mit der äußern Form ber 
Geſetze und der Gefehgebung. Die Theorie über die mögliche innere Süte ber Gefege fällt zu⸗ 
fammen mit der Theorie‘ ver gefanmten Staatswiſſenſchaft, fällt alfo au den gefammten 
Artikeln des „Staats ⸗Lexikon“ anheim. Der aflgemeine Theil ber Staatéwiſſenſchaften. 
näuilich Raturrecht, verbunden mit Politik und Philoſophie der pofttiven Geſetze, hat mithin 
ihre allgemeinen Priucipien zu Kefern. Für bie Theorie der zweckmäßigſten Form, Ein⸗ 
richtung, Redaction und Publication der Gefehe ober für die Geſetzgebungowiſſenſchaft im 
engern Sinne enthält ver gegenwärtige Artifel Orunblinien. "Die ganze Geſetzgebungswiſſen⸗ 
ſchaft und Kunſt iſt die höchſte, die wichtigſte die einflußreichſte aller Kimfte und Wifſenſchaften 
Darum ſchaͤtzten fie- auch mit Nedt- vie alten Vhiloſophen Plato, Ariſtoteles Cicero ald bie 
Blüte und Krone menſchlicher Weisheit und Philoſophie und wibmeten ihr ihre unſterblichen 
Meiſterwerke u W Belcker. 

Geſetzgebung (OSeutſche); Gefegbäder: Unſere Zeit iſt an umfaſſenden legislativen 
Verſuchen der verſchiedenſten Art ganz beſonders reich — und ein ſehr verbreiteles Verlangen 
draͤngt auf ven eingeſthlagenen Wege noch weiter zu gehen, ihn aber nicht iſolirt ſur Die be⸗ 
treffenden einzelnen Staaten zu verfolgen, ſondern auf das geſammte veutſche Baterland aus⸗ 
zudehnen, um demſelben dad große-But und das feſte: Band eiher gemeinfamen nationalen 
Geſetzgebung pa erringen. Was ift der eigentliche Sinn und die Tragweite dieſes Verlangens? 
Iſt es ein berechtigtes? Und wenn es dieſes iſt, welche Wege find etwa ein zuſchlagen, um ihm 
in rechter Weiſe Erfüllung zu geben? Um dieſe Fragen, welche jedem, der fi für das Wohl 
unſers Vatetſanves inteteffitt! und ganz beſonders den Mitgliedern unferer Staͤndeverſamm⸗ 
lungen, weldye'bei ver Geſetzſanmmlung mitzuwirken berufen find, nahe tiegen; richtig aufzufaſſen 
und nad ihren Hauptſeiten beantworten zu Tönnen ; iſt es unerlaßlich, zunächſt den gegenwärti- 
gen Zuſtcid des Rechts in Deutſchland ind Ange zu feffen und auf die Momente, durch die er 
fi allmahlich gebildet Hat, und auf mie Bedeutung, welche ver Cobſſicatisn Überhaupt znfomemt, 
nähet ei ugehen. int RE Par a En | 

Die ſteiliche Norin, durch welche das foctale Leben mit Außeret Autorität und, ſoweit es 

nöthig iſt, mit zwingender Macht beherrſcht werben foll, das Recht, kann In-einer birgerlichen 
Geſellſchaft' nur durch allgemeine Anerkennung zur Geltung-unb fo als maßgebende Norm zur 
Entſtehung fommen. Richt daB, mas vernünftig und was zum-allgemeinen Wohl und dem der 
Einzelnen nothwendig und förderlich if, kann als ſolches objectives Recht Bilden, da ein untrũg⸗ 
liches objectives Kritertum dafür fehlt ind die Erkenntniß des Vernünftigen und Erfprieplithen 
ſtets rein fubjectie if. Es kann Daher eine Norm, welcher objective Belfung zukommen fell, 
nur vuvch den Willen detjenigen, deren Leben fie beherrſchen ſoll, oder durih ihre verfaſſungs⸗ 
mäßig dazu berufenen Organe beſtimmt und dadurch zu wirklich geltendem, durch den allge⸗ 
meinen Willen geſetztem Rechte werben (pofitives Recht). Über bie Entſtehung eines ſolchen 
poftiven Rechtb ging früher die herrſchende Anficht dahin, daß nur det Regent eines Bolkes als 
verfaſſungsmaßiges Organ des allgemrinen Willens zu bekrachten ſei und nur er poſitives Nechr 
ſchaffen koͤrne, alſd wur ver Inhalt ver von ihm erkaſſenen Geſetze pofitives Recht bilde, und 
daß unfer Richt im weſentlichen nur atif dieſem Wege ſich gebildet habe. Erkannte auch diefe 
Anfkcht ein Gewohnheitsrecht, das im Volk ſich bildete, aldmoͤgllche Rechtsqquelle an, fo führte 
fie doch auch vie Geltung eines folder Gewohnheitsrethts ſtets auf ven- Willen des Geſehgebere, 
des Regenten, Frist. Es follte nach ihr ein Gewohnheitsvecht nut inſoweit gelten, als es von 
einem Geſeg icbethaupt vder gur, nach der Anſicht vieler, in jener einzelnen Bildung anerfannt 
worben ſei. Dieſe Anſicht Aber widerſpricht ebenſo ſehr der Nakur ves pofitiven ˖ Rechts als der 
Geſchichte, und es gehört: zu den Verdienſten ver ſogenannten hiſtoriſchen Schule, die am Eude 
des vorigen Jahrhunderts durch Hugo ſich zu bilden anfing, dieſes ſchtagend nachgewieſen zn 
haben. DAB Gewohnbeitsretht trägt feine Geltung In ſich als ver weitgend aber auf die 
prägnähtefte Brite In fberefirftiinmenver‘, durch viellührige bung berväßftter faetiſcher Aner: 
kennung eines Nechtdſades · ausgeſprochene aflgemeine' Wille ; e8 bedarf dahet zu feiner Geltung 
nit erſt der Autorkfirung durch den Geſetzgeber, der felbſt feine Macht urfprängfidh Häufig erſt 
dem Gewohnheitsorrcht verdankt; es wird fich ſtets als unzweifelhafte Rechtsquelle geblivet haben, 
ehe fich noch bie Macht des eigentlichen Geſetzzebers ronſolidirt, und auch nach der Conſolidirung 
dieſer Macht eine fortmähreno:lebendige Hauptquelle des Rechts bleiben. Aber darin war Die 
hiſtoriſche Schule einſeitig, daß ſie uͤber dem Gewohnheitérecht ein anderes rechtsbildendes @ie- 
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ment nicht immer gehörig beachtete, das dem Gemmohnheitsredt zur Seite ging und ihm an Wich⸗ 
tigkeit gleichſtand, die autonomifchen Feſtſezungen beftimmter Voltskreiſe, Semennden Be⸗ 
zirke u. ſ. w. 

Das Gewohnheitsrecht hat ſeiner ganzen Natur und Entſtehungsweiſe nad in der Gr: 
kennnniß häufig etwas Unficheret und ſeinem Umfange nach einen beſchränktern Kreis. Es 
wird fih meift nur lückenhaft, ſporadiſch, in den wichtigſten und zugleich Häufigften ſocinlen 
Berührungen Hilden und bevarf daher ſelbſt in. Zeiten großer Einfachheit ver Lebensverhaltniſſe 
einer wefentäichen Rachhülfe durch ausdrückliche Feſtſegungen. Aber auch viefe werden fich lange 
Zeit nur auf das Dringendſte und Nothwendigſte beſchränken, und jo wird es in den meiſten 
Beziehungen den Gerichten überlaffen fein, wenn es zum Streite kommt, das dürftige und 
fürenhafte Reit, ſoweit es ſich poſitiv gebildet hat, nach Ihrem durch ihr Rechtsgefühl um ven 
Rath Sachverſtaͤndiger geltiteten Ermeſſen zu ergänzen. Gin umſaſſendedes Eingreifen der 
eigentlichen Befeggebung wird meiſt erſt in ſpaͤtere Zelten fallen. 

So finden wir eb namenttich bei ver Rechtsbildung in Dentſchland, fowol in der germais 

ſchen Zeit bis in das 10. Jahrhundert, als im Mittelalter, nachdem bie in lateiniſcher Sprache 
geſchriebenen Rehtöfammiungen ber frühern Zeit und ie Befete der Karolingen außer Gebrauch 
gekouimen waren. Es wat, mad biefe lehtere Zelt betrifft, ver Grundfag durchaus Herricdenn 
und maßgebend, Daß nur sure einen Willen, ver in Wahrheit ein allgemeiner iſt, poſitives 
Recht geſetzt werden fünnte.. So war die —** Quelle des poſitiven Rechto Das auf Sitte und 
gemeinſame Überzeugung des Votkes gegeinibete Sewohnhritorecht; aber neben ihm beflauben 
ats gleich wichtige und thaͤtrige und weſentlich ergaͤnzende Quelle die ausprüdlichen autonomi⸗ 
ſchen Feſtſehzungen; ed war anerkannter Grundſatz, daß die freien Stautsgenoſſen für ihren 
Kreid, namemlich bis Gemeinden durch Vereinbarung ihrer ſtimmfähigen Mutglieder, fich ihr 
Recht ſelbfr jenen konnten, das dann in dem betreffrnden Kreiſe durchaus die Geltung eines ob⸗ 
jectiven Rechts hatte. Im übrigen konnte dem Wolk nur durch feinen nerfaflungsmäßigen Deſetz⸗ 
geber, ven Kakſer, pofftiveo NMocht geſeyt werden. Aber auch hier ſollte nicht der Wille des Gin⸗ 
zelnen maßgebend fein. Man würde es im Mitrefalter für eine gar zu kuͤhne und für die berech⸗ 
tigte Freiheit gar zu gefährliche Fiction gehalten haben, wenn man in dem Willen des Kaiſers 
allein den Ausdrud des Volkowillens ‚Hätte finden wollen; nur in Bereinigung mit ven. Stän- 
dent des Reichs konnte er Dad Organ des allgemeinen Willens bilden und fo nur mit Zuftim: 
mung der Reihsflänve dem Volke Geſctze ge 

Allein dieſe dreh Nechtsquellen eehubniteeät, autonomijqh · Feſtſetzungen und Reichs⸗ 
geſetze, waren im ganzen nur dürftige Quellen pofitiven Rechtt. Die Reichsgefetze beſchäftigten 
fi Yanpriäglih mir vom Alleseringennften, mit ver Ordnung und dem Frieden des Keichs, 
bezogen fi naher hauptſaͤchlich anf das oͤffentlich⸗ rechtliche Gebiet und waren felbft auf dieſemn 
überaus fragmentariſch. Auch bie autonomiſchen Feftſetzungen, namentlich Die der Genteinden, 
gaben nur Bruchſtücke, ſuchten hauptſächllich dem nächſten Bedürfaiß abzuhelfen, beſonders 
durch Beſtimmungen Über Organiſation der Gemeinde nup ber Getichte, über: das Verfahren 
der legtern, über Veſtrafung häufigerer Verbrechen, über ehellches Ginerrecht, Erbrecht und 
einzelne wichtigere durch den Merkehr hervorgerufene Fragen. Für vas Meifte, was zur gericht: 
lichen Entſcheidung kam, hatte der Richter auf die oben angegebene Weile HUB Recht zu ergänzen. 
Bat diefer teile der Meinsbllaung und bei der Stellung der einzelnen Provinzen zum Meidh 
war es ſoht natuͤrlich, daß ſie in ihrer Beftaltung im einzelnen eine fehr particuläre war, von 
der andern Seite aber doch durch die Gemeinſamkeit der wichtigften pie Rechtobildung beftimmen⸗ 
ben Momente, der Culturſtufe, Sitte, Religion ‚ver nationalen. und ſtaatlichen Einheit, großen⸗ 
heile In Geiſt und laͤtenden Oranvfägen übereinftimmte und ſo in rohen Zügen zur Bilbung eine 
wahren gemeinen Rechts für Deutſchland führte. Gine tüchtige Wiſſenſchaft hätte dieſe reichen 
Keime befruchten und bei:einiger Mnterfiigung durch die Reichtgeſetzgebung ven Weg zu einem 
umfaffendern gemeinen veutfhrn Rechte bahnen: bannen. Allein an viefen Beraudjegungen 
fehlte es In jenen Zeiten. " Zwat wurben Werfunhe genlacht, vas gemeine dentſche Recht, wie et 
im Bewußtſein des Volkes lebte, in Rechtsbüchern zuſammenzufufſen und zu enwickeln. Dieien 
Zweck Hatte namentlich der Suchſenſpiegel; veſſen Verfaſſer mit tüchtigem Siune das Recht, 
welches Im Bolfe geniuheictich ſich grbildet Hatte, auffaßte und os int reichen Grundzügen zur 
ſammenſtellte, und vie nach felten Vorbilde geſchriebenen Rechtsbücher, z. B. der Spiegel 
deutſcher Leute und der Schwabenſpiegel, ſaͤmmtlich aus dem 13. Jahrhundert. Sie waren aber 
doch nur Anfänge, mehr mur Krkıne, welche erſt noch zur rechten Blüte und Frucht kommen mußten, 
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aber einen Reichthum enthirkten, Ber allerdings mitt der Zeit durch gehöriges Fortbauen auf dem 
gelegten Grund zu fruchtbarer Entwidelung führen Eonnte. Allein zu Diefer kam ed leider nicht. 
Denn fie wurde unterbroden und gehemmt durch die Neception des Nömifchen Rechts, die in 
die legten Jahrhunderte des Mittelalters fiel und in ber zweiten Hälfte des 15. Jahrhugbertd 
vollendete. Thatfahe wor. Dem erwachenden wiflenihaftliden Sian gewährten Juſtinian's 
Rechtsſammlungen eine Befziebigung, wie fie der Zufland des beutfchen Rechts nicht zu bieten 
vermochte; auch den Anforberungen bed Lebens ſchien;die Reichhaltigkeit und Vollſtändigkeit 
jenen Rechtsſammlungen gay. anderd zu entſprechen ald Dad dentſche Recht, welches in feiner 
rohen Naturwuͤchfigkeit doch nur in kümmerlicher Geſtalt ſich als gemeines Recht gebildet hatte und 
in feinem Stoffe ſchwer zu’ beherrſchen war. Dieſe Momente bereiteten dem Roͤmiſchen Recht ven 
Weg nad Deutſchland, mürden.aber für fi) allein nicht genügt haben, den Rebtsfanmlungen 
eines roͤmiſch-byzantiniſchen Imperators geſetzmäßiges Anſehen in Deutfhland zu derſchaffen. 
Das ihre Geltung in Deutſchland vermittelnde juriſtiſche Moment, der formelle, jeden Zweifel 
befeitigenne Grund war, daß man im Mittelalter durchaus davon audging, das deutſche Kaiſer⸗ 
thum fei eine Fortſetzung des roͤmiſchen und es verfiche ih daher ganz nen ſelbſt, daß Juſti 
nian's Rechtsbücher, da fie von einen Reichavorfahren ber deutſchen Kaiſer herrishrten, ats kaiſer⸗ 
liches Recht auch in Deutſchland Geltuug haben müßten. Es war dahet das, was wir Recep⸗ 
tion des Roͤmiſchen Rechts nennen, mi in feiner äußern Erſcheinung, nicht aber im Sinne 
des Volkes eine eigentliche Receptiqn, nicht eine bemußte freie Wahl una. Annahme eines fremden 
Rechts wegen ſeiner innern Gediegenheit und wiſſenſchaftlichen Vollendung oder weil man ſonſt 
es etwa überhaupt erfurießlichee FuBd ‚: Fremdes auf deutſchen Beben zu verpflanzen; fie mar 
vielmehr eine gewohnheitsrechtlich ausgeſprochene Anerkennung der nad) jener: ſonderbaren Auf⸗ 
fafſung ſich eigentlich ganz von ſelbſt verſtehenden Geltung eines van atuemSBoriahren Der Kaifer 
in gültigev Weife für: das Kaiſerreich gegebenen und fanstionirten faifewlihen: Reid; das Volk 
unterwarf ſich, wenn auch anfangs zit Widerſtreben, nen Nömiächen Recht; weit es ein non 
einem feiner Kaifer geſetztes var, gerade wie man die Geltung des Ranmitihen Rechts als eines 
durch bie in der ganzen Chriſten heit anerkannte Autorität Der. Kircht geſetzien Reches ſelbſtver⸗ 
ſtändlich fand. st 

Durch dieſe Recsption Hatte man ein ſehr ausgedehntes, beinahe alle rehtlichen Verhält⸗ 
niffe: normirended gemeines Recht, das dem praktiſchen Bepürfniffe ebenſo fehr. zu entſprechen 
ſchien, wie es wirklich dem wiſſenſchaftlichen entſprach. Im einzelnen dentſchen Territorium galt 
um zunächſt fein Particularrecht, das aber meiſt ein ſehr dürftiges war amd auch innerhalb des 
Aerritoriumd: in den einzelnen Bezirken und jelbft Gemeinden ungemein differirte; es wurde 
gebildat durch Gewohnheitsrechte und durch Stadt- und. Darſrechte une «llmähluh vom Ende 
des 15. Jahrhunderts am durch Geſetze der Terxitgrialherren, deren Geſetzgebungsgewalt mit 
der Musbilbung der Lanbe&hoheit ſich zu entwickeln und im Einzelnen einzugreifen begans.. Die 
Rücken dieſer Varticularrechte wurden ergänzt. durch Dad gemeine Recht, und dieſts befland in 
dem dürftigen Inhalt der Melihögefehe, in fragmentariichen gemeifien Gewohnheitäreihten und 
endlich in den Beſtimmungen. des Kanoniſchen Rechts und in dem Roͤmiſchen Recht, vem Inhalt 
der Juſtinianiſchen Rechtsſammlungen. Aber dieſes Roömiſche Recht, ohmol ed eigentlich unter 
den: ergaͤnzenden ſubſtdiären Quellen den legten Platz einnahm, bekam unter den gegebenen 
Berhältnifien bald ein ungemeſſenes uͤbergewicht, durch welches die besstigen Blemetite im. Rechte 
fehr zurückgedrängt wurben. Es war in menigen gefhriebenen Sammlungen zufammengefaßt, 
jomit äußetlich jehr leicht zugänglich, wahrend Das deutſche Recht weit ſchwieriger und nur durch 
unmittelbare Beobachtung des Volkslehens und lebendiges Einpriugen in den daſſelbe beberr- 
ſchenden Geift zu evfaffen war; das Roͤmiſche Recht wirkte mit ver netürligen Made reiner ge⸗ 
diegenen wiſſenſchaftlichen Dutchbildung, währenn dieſe dem deutſchen Elemente fehlte, und dazu 
kam daun noch bei ven Juriſten jener Zeiten ein Mangel an wationalem Stan, kei welchem man 
über dem Drauge nad fremder Gultur, mitunter auch Aber politticgen Tendenzen, denen bas 
Römische Net günfliger war, das berechtigte einheimiſche Necht ganz in den Hintergrund trer 
ten ließ, und fo wurde dad Roͤmiſche Recht nur zu haufig in einer. höchſt einfeitigen, das deutiche 
Recht verkiimmernden Weiſe angemmdet.i Died mußte aber ven her andern Seite zu einer 
Reaction und zu einem Kampfe zwiſchen dem röniſchen und veutihen:Blemente führen. Den 
größten Theile ded Volkes und den aus ihn genommenen Schöffen wer. das Roͤmiſche Recht 
unverſtändlich und ein Gegenſtand eines wenigftend in politifsger. Beziehung nicht unberech⸗ 
tigten Mistrauend. Er ſah ſich dadurch in feinem angeſtammten Rechte wielfach benroht ; auch. 
ſchien e8 in vielem ſchwer, die vechte Grenze für dad Gebiet des Nömifchen Rechts und jeiner 
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Bermittelung mit dem einheimtfſchen Rechte zu finden, und bald machte ſich im praktiſchen Leben 
mehr und mehr eine Außgleichung des eingenrungenen Römifchen Rechts mit dem einheimifcen 
Rest und eine Beiettigung vieler auftauchenden Zweifel, die aber nur durch ein Gingreifen 
der Geſetzgebung möglich fchien, bringend wöthig. Dies hanptſaͤchlich gab die Veranlaflung zu 
den erften deutſchen Geſetzbüchern. 

BZunachſt war es Sache des Reichs, durch eine Reichsgeſetgebung vermittelnd einzugreifen. 
Dies erkannten auch die Reichsſtaͤnde wenigftend nad) einer Richtung hin an. Kaum hatte man 
am Ende des 15. Jahrhunderts für einige Sicherheit im zerrütteten Reiche durch ben ewigen 
Landfrieden und für eine Präftigere Handhabung dieſes Friedens durch eine / Reform des Reichs: 
kammergerichts zu forgen gefucht, jo verlangten auch Die Reichtſtände bringenv, daß zunächſt 
der troſtloſe Zuſtand der peinlichen Rechtspflege reformirt und ber Unficherheit des Mechts und 
der Willkür der Gerichte, die beſonders Durch bie Dürftigkeit Der Reichsgeſeze und Particular- 
rechte und durch Die große Ungleichheit der letztern fowie durch den Widerſtreit zwiſchen deut⸗ 
ſchen Gewohnheiten und Römiſchem Recht genährt wurden; durch eine Reichsordnung abgeholfen 
werden möchte. Die kaiſerliche Regierung hatte freilich nicht recht Luſt, auf ſolche Anträge ein: 
zugeben; aber bie Stände wußten ihnen durch eine Ausſicht auf Steuerverweigerung Nachdruck 
zu geben, und fo wurde der Angriff des Werts befchlofien:. Allein mehr als 15 Jahregingen 
darüber hin, bis eine Reichſseommifſion nur einen Entwurf vorlegte, und au nach dieſen Bor: 
lage (1517) verfttichen noch weitere 15. Jahre, bis maw über den Entwurf ji einigen Eonnte. 
Das Refultat: Diefer Beſtrebungen der Reicheſtünde war das erfte und überhaupt einzige durch 
Kaiſer uny Mei gegebene deutſche Geſetzbuch, eine Gobifisation des Criminalproceſſes un, 
wenn auch fragmentarif, bed Criminalrechts, Die peinliche Gerihtbordnung Kark's V. von 
1532. Zwar trug dieſes Geſetzbuch Die Spuren der Roheit und der Vorurtheile feiner Zeit ſtark 
an fih, es war aber doch ein. Werk, dad der dentſchen Nation Ehre machte und in vielem weit 
über feiner Zeit fand. Namentlich hatte ed dad Verdienſt, auf dem Gebiete des Criminalrechts 
und Criminalproceſſes die Colliſion zwiſchen roömiſchem und veutfihem Element im weſentlichen 
zu beſeitigen und beide in einer vielfach trefflichen Weiſe zu vermitteln. Als ſubſidiäre Rechts⸗ 
quelle aber erfannte e8 ausddrücklich Juſtinian's Rechtsbücher an. 

Damit war aber die Kraft bes Reichs auf dem Gebiet der Legiklation beinahe erfhöpft. An 
eine Iegislatine Bermittelung im Croilproceß oder gar im Privatrecht, fo dringend fie auch gewefen 
wäre, vadıte das Reich nicht; und was überhaupt noch bie Reichsgeſetzgebung verfaihte und 
ausführte, befland wur in wenigen Sragmentn. Namentlich kamen für. Polizei einige Reichs⸗ 
orbnungen tm 16. Jahrhundert zu Stande, weil ein ganz unabweisliches Bedürfniß darauf 
führte, hier wenigſtens einigermaßen ver Unordnung und Unftdyerheit zu ſteuern, und ben Clvil⸗ 
proceh mußte vie Reichſsgeſetzgebung mwenigfiend inſoweit regeln, als es für das Verfahren bei 
den Reidysgerichten ganz unerlahli war. 8 geſchah dies in Reichſkammergerichtsordnungen 
und beſonders im Singften Reichsabſchied von 1654. Aus ver Zeit nad) dem Dreißigjährigen 
Kriege, dem Grabe der deutſchen Einigkeit, Macht und Freiheit, läßt ſich nur noch dieſer Reichs⸗ 
abſchied als ein bedeutenderes, durch ganz dringende Bedürfniſſe veranlaßtes. Reichsgeſetz 
anführen. Bon da an konnte bei der Machtlofigkeit von Kaifer und Reich und der erſtarkten 
Territorialgewalt und ihrem einfeitigen Ggolömus an eine Reihögefepgebung in wichtigern 
Dingen nid mehr gedacht werben. 

Um fo thätiger wurde nun die. Bandeögefeßgebung. Sqon im 16. Jahrhundert war fie 
barauf bedacht, in einigem wenigſtens 943 zu ergänzen, was die Meichögefeugebung unver- 
ntittelt gelaffen hatte. Wine Menge Landrechte, die erfien partirulären Geſetzbücher, wurden im 
16. und 17: Jahrhundert gegeben. Freilich war dieſes vurch Die Berhältnifle Dringend gefordert. 
Bei den Untergerichten wirkten noch großentheils ungelehrte Richter mit ; dieſen wie überhaupt 
ven größten Theil des Votkes waren Die fremden Rechte, ſchon wegen ver Sprache, in der fie ge: 
ſchrieben waren, ganz unzugänglich und ebenfo vie italtentſche Jurisprudenz, von welcher die 
fremben Rechte feit dem 12. Jahrhundert bearbeitet worden waren und bie in der deutſchen 
Wiffenſchaft und Praxis damals vie Hanptantorität bilpete: Die populären Darftellungen des 
geltenden NRechts in deutſcher Sprache aber, welche im 16: Jahrhundert vielfach verſucht wurden, 
um den ungelehrten Richtern und den Laien das beſtehende Recht begreiflich zu machen, waren 
meiſt unter aller Kritik ſchlecht und konnten nur zur Verwirrung der Köpfe, die ſich aus ihnen 
orientiren wollten, beitragen. 

Jene Landrechie ſuchten nun hier, ſo gut ſie konnten, zu helfen, und mande thaten es wirklich 
‚mit vielem Sinn und Takte. Sie bezweckten nicht eine Codification des geſammten geltenden 
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RMethts auf den Gebiet der Proceſſe, des Briyat> und Strafrechts, fie wollten nur dem drin: 
gendſten Bedürfniß entgegenfommen , nur jo weit codiſiciren, als es für die Richter und zum 
Theil aud für die Orientirung des Volles durch ein deutſch geſchriebenes Geſetz buch ganz noth⸗ 
wendig ſchien. Beſonders war ed ihr Zweck, das roͤmiſche Clement, das aber auch in ihnen meiſt 
ganz einſeitig vorherrſchte, mit dem deutſchen zu vermitteln und die große Verſchiedenheit der 
Lokalrechte, die ſich namentlich im ehelichen Güterrecht, im Erbrecht und in einigen ſachen⸗ 
und obligationenrechtlichen Verhaͤltniſſen gebildet hatte, auszugleichen. So verbreiteten fe 
ii hauptſächlich über Gerichtönerfaflung , Civilbproceß, eheliches Güterrecht, Erbrecht, über ein: 
zelne der am Häuffgfien vorkommenden Verträge und vom Sachenrecht ber eiugelne Inſtitute, 
die Durch das deutfche Recht, jedoch in großer Verſchiedenheit und in.iehr usficherer. Geſtalt, fih 
gebildet hatten. Soweit. fie auch auf dad Criminalrecht und. ven Criminalproceß eingingen, 
fußten fie. hauptſächſich auf ver Carolina. Beinahe alle aber beitätigten auddrücklich pie fubfiniäre 
Geltung des Nömifchen Rechts , das in alte Lücken des Landrechts ergängend eingreifen follte.: 

Damit war für viele Territorien ein großer Schritt gethan, und zwar beinahe ohne Aus: 
nahme unter Mitwirkung von Vertretern des Bolfed. Denn Hei der Entwickelung ver Landes: 
hoheit der Territorialgerren wurde Beineöwegs ein unbeſchränktes Befeggrdungärerht verfelben 
anerfannt.. Man Hielt noch längere Zeit an dem alteu deutſchen Grundſatze (vgl. Bo. IV, 6.426) 
feſt, daß eine Rorm, welche poſttives Recht bilven foll, dieſe Mat und Geltung nur durch 
ven allgemeinen Willen bekonmen könne, daß daher, wie ber Kaiſer nicht ohne. Zuſtimmung der 
Reichsſtände, jo der Landesherr nit ohne Zuſtimmung feiner Landſtünde Befege geben könne. 
Nur dad alte Recht ver Autonomie ber. einzelnen Koörperſchaften verlar ich allmäbtich; ed wurde 
mit der größern- Ausbildung ver Landedhoheit nur unter Mitwirkung dei Landes herrn geübt 
und allmählich el ed ganz. 

Jene Kandreihte waren, wie aus dem Ansgeführten ſich ergibt, ſehr aufernt, vollſtaͤndige 
Geſetzgebungen ſein zu wollen. Der größte Theil des Mechisfloffd wurde aus dem gemeinen 
Recht und bei dem Zuflande ves gemeinen Nechts veutfchen Urſprungs und Dem romanifirenden 
Sinne der Rechtöverflännigen hauptſächlich aus dem Mömilchen Recht entnommen; allein noch 
überaus viele blieb im Eonflict des Deutſchen mit dem Röͤmiſchen unnermittelt. Hier griff aber 
nun in fehr thätiger Weife eine Rechtsqueelle ein, deren Bedeutung bie dentſchen Geſetzgeber bis 
gegen das Ende bed 18. Jahrhunderts im weſentlichen unangetaftet. ließen, das Gewohnheits⸗ 
recht. Diefed wirkte vom 16. Juhrhundert an ganz wefentlid zur Bilyung Des gemeinen Rethts 
mit und namentlich zur Vermittelung ded in demſelben vorherrſchenden römifgen Blements mit 
dem veutichen. Es ſtieß vielfach. Romiſches Recht aus, ſoweit e8 mit dem beutichen Gedanken und 
Rechtsleben nicht vereinbar ſchien; es bildete Nömifches Recht in feiner Anwenpung bei und 
vielfach um und vereinigte jo, wenigften® in vielem, dad, mas nicht Durch die Wiſſenſchaft, fon: 
bern.nur durch ein zur Erzeugung pofitiven Rechts befugtes Organ vereinigt werben fonnte. 
In den einzelnen Territorien aber wurde allmählich durch Die Laundesgeſetzgebungen der Woben 
des gemeinen Rechts vielfach gelockert, indem wie einzelnen Territorialherren, jeder feinen eige: 
nen Weg gehend, mehr und mehr größere Legislative Geſchäftigkeit entwickelten, die aber im 
ganzen wenig erfprießlih war, das Gebiet des gemeinen Rechts im Territorium vielfach ver: 
engte und die Mechtseinheit im Reich immermehr durchbrach. Dabei wurden pie ſtändiſchen 
Berfaffungen, welche dem freien Belieben ver Territorialregierungen einen Damm geſetzt hatten, 
vom 17. Jahrhundert an überall abgeſchwächt und allmählid in ben meiften Territorien gan; 
oder beinahe ganz befeitigt. Namentlich fingen die Landesherren an, eine Menge einzelner Ge⸗ 
ſetze zu geben, ohne ihre Stände zu fragen, und am Ende übten die meiften eine unbeſchränkte 
Gefetzgebungsgewalt aus, und war fo die wohlthätige berechtigte Schranfe in ner Gefetzgebung 
und die Nothwendigkeit, auf ven Volkowillen Rüdficht zu nehmen, gebrochen. 

Der Geift, in welchem biefe Territorialgefege, bie aber nur fragmentarifeger Natur waren, 
gegeben wurden, war ein vorherrſchend polizeilicher die bürgerlige Freiheit wurde durch ſie nad 
allen Seiten gefeſſelt, und ſelten wurde in dieſen Zeiten bis in die zweite Hälfte des 18. Jahr: 
hunderts ein Gefeg gegeben, dad den im Volke lebenden Rechtsgedanben ſorgſam gu erforſchen 
und ihm gehörige Entwickelung zu geben gefucht hätte oder gar Ken Unterthan von den Feſſeln, 
die auf feiner Berfon lagen, over den von ihm bebauten Voden von ven vielen Laften und 
Schranken, denen er unterlag, zu befreien befltebt und ein nach allen Seiten befriedigendes zu 
nennen geweſen wäre. Die Wiſſenſchaft aber arbeitete der Geſetzgebung in dieſen Zeiten über⸗ 
aus wenig vor. Es fehlte ihr der rechte hiſtoriſche und ſyſtematiſche Sinn; zur Bilbung einer 
römijch = deutfchen Jurisprudenz aus den reichen Quellen des Rechts unfähig und immer noch 
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ia einer einſeitigen zomanifisenben Richtung befangen, fudite fir ; was vontbentfchen Recht ſich 
nach erhalten bitte, großentheils in römische Leiſten zu ſchlagen, faßte aber das Roͤmiſche Met 
aur ſehr äußerlich und hucdflabenmäßig auf/ und trug yon her untsrh Seite da, Wo das Butfche 
Recht antſchieden auf Ahwegen war, zu deren Beieitigung wenig bei; verkannte gamentlich den 
Geiſt ner Freiheit, der das Roͤmiſche Recht auf dem Beblete des Privatrechts durchmehte, ver⸗ 
unachlaͤſſtgte nur zu ſehr gründliches Quellenſtudium, dachte wenig au ein Begreifen des Rechts 
auf demn Mege der Eeſchichte und war Später in nen: Ciuflüſſen eines flachen: Natumechts befan⸗ 
gen; vamnen nur zu häufig eine willkürliche Praxis Die Hand bat. Dabei ging die Praxis ver 
einzelnen Länder des gemeinen Rechts mehr und mehr audeinander, heſonters da bie Compa⸗ 
ten; dar Reichagerichte Tür die einzelnen Ränder durch Dir privilegia. de: no appellando., melde 
die meiften Landeöherren fi vom Kaifer zu erwerben wußten, großentheild bejeitigt wurde und 
ſo die gemeinfamen hoͤhern Berichte.fefkten, vie der Braxid.der Jertitorialgerichte zum Mittel- 
punkt und minfgebenben valie hätten danen und auch auf die Beneissehtlißeähene fructbrin⸗ 
gend eimmirken koönnen· 

Allerdingso trat in u nf erm Ahrhendernf für ie deutſche Nehhtoniſſenſchaft eis gtoßer Wende: 
punti el, van agm wir, wenn wir: gerefft:fein wallen, zugeben. müflen , daß win ihn größten: 
theils ner fogenannten biftorafchen Schule, nen Anvegungen une Aufklaͤrungen, kiefie gas, und 
Deu Akmäfen., zu denen fie vrranlaßte, mie sen Einflüſſen des in dar Bhilofophte eingeiretenen 
Naſchwungs zu danken haben. Man iſt beſtrebt, das peittive Recht wahrhaft zuchegreifen, es 
nicht in feinem Buchſtaben, ſondern in feinem wahren Geiſte zu erfaſſen und anzuwenden, auf 
Year MWege des Gedankend un» der Grihichte die Gründe des Rechts zu erferſchen und feine lei⸗ 
tenden Nriucipien feſtzuſtellen, uni dieſe Richtung mußte zu einer gang. andern Auffaſſung, 
ODurchdringung uad Beherrſchung des Roͤmiſchen und Zeusichen Mechts ſühres als: #8 auf den 
befangenen Wegen der frühern Zeit irgend erreichbar war. 

Aber ſallte nun die Refarm vnſers Mechtßszuneandes blas der. altaıählih wirienden Maht der 
Wiſſenſchaft und Ihrer Ginwirkung auf die Braria ũberlaſſen werden? Waren dieſe Organe be⸗ 
rufen und im Stande, einen befriebigenden Zufteub herbeizuführen, nad. würde c& dabei genügt 
Haben, wenn Die Geſetzgobung ſich bins Huf Nachhülfe ia Ginzelnen befhränft hätte, over giugen 
nit Bebürfnig und berechtigte Anforderungen weiter, mauienllich auf. Beſertigung des Römi⸗ 
ſchen. Rechts, nicht in ſeinen Inhalt, ſaweit eu unjer Mechtälehen durchdrungen Hat; gaubern. in 
feiner formellen Geltung und ſeinem äußern Gewande? Dieſe Fragen: warfen ſich ſthan im vori⸗ 
ger Jahrhundert drei. Staaten auf, Baiern, Preußen,/ Öſterxeich; e: kamen zu. ber Übetzeu⸗ 
gung, daß durch durchgreifende: Maßregeln geholfen werden müſſe, uns Died führte ae den An⸗ 
fügen Der neucxn Copification des Rechta in Deuntſchland. — 

. Am dringenpflen mar eine Legislative Refarm im Geimiwalreäte.. Zwar Hatte man auf 
dieſem Gebieke. cine Reichſsgeſetzgebung, der das Berviend zufeim, auf. naanfelben. dad vömijche 
und deutſche Element in einer Für ihre Zeait befriedigen den Weiſe permittelt zu gaben, Aber über 
dieſer Geſetzgebung masen ſchon mehr aid zwei Aahrhumderte hingegangen; ſte ſtant in gar 
keinem Verhaͤltniß mehr zu dem Geiſte des Volkes, der in maͤchtigem Jortſchritte begriffen war, 
un feinen Anforderungen; eine des geänderten Verhältniſſen eutſnvechende Nachhälft: war von 
der Grfeggebung ned Reichs bei Ihrer Stagnation in keiner Weiſe zu exwatten, pie Territorial- 
orfeggebungen aber, weiche auch anf dem Gebiet des Cricinalrechts wenigſtens im Einzelnen gar 
nicht unshätig-geiuefen ‚maren, uͤbetboten nicht jelten an. Härte-noch bie Carolina und athmeten 
aur. zu bänfig einen Geiſt der Willkür und Stuenge, der mit Ben Auforderungen ver Gerechtigkeit 
in ſchneidendem Gegenſatz Band. Im Strafrecht aber ift.ed gerade Die dringendſte Anforberung, 
daß die Geſetzgebung mit der fortſchreitenden Cultur des Volkes und ber Entwickelung feines 
Geiſtes moͤglichſt gleichen Schritt halte. Unterläßt fie dieſes, fo wird üch dieſer Geiſt in ber 
Braris ner Gerichte am Ende Doch Ürgreiche Bahn brechen. Und jo ging es hier wirklich. Es 
fegte ih allmählich, un 18. Jahrhundert. auf dem Bebiete des gemeinen Strafrechts vis Praris 
Dex Merichte großentheils an die Stelle des geichriebenen Geſetzes und, übte bald eine beinahe 
ſchrantenlofe Mat, zum Theil auch gegen die Territorialgefege. Aber auch ihr Standpunkt 
wurde held vor ber Beit bertzolt und die Einheit des Rechts noch mehr durchbrochen, denn 
im Einzehnen bildete ſich in dem verſ chiedenen Territorien die Vraxis in hoͤchſt vexſchiedener 
Weiſe aus. Diefer Zuſtand war nur durch eine totale Änderumng feiner ganzen Grumdlage zu 
heilen. Zu einer ſolchen ſchritt zuerſt Batern durch feinen Codex juris bavarici criminatis 
von 1754, Die erſte deutſche vollſtändige Gonifisation des Criminalvechto und EGriminalproceſſes 
Baiern riß ſich dadurch vom Verbande des gemeinen Rechts ganz los; dad Recht, wie es bisher 





288 Beieggebang 


im Strafrecht un Strafproceß in Bhiern gegolten hatte, alſo andy das gemeine römifch-beutjche 
Mecht, wurde in feiner formellen Geltung völlig aufgehoben ; der neue Codex trat lebiglich an 
feine Stelle. Diefer aber fuchte hauptſächlich eine: Codification jenes Rechts zu fein, wie es ſich 
in der erfien Hälfte des 18: Jahthunderes durch Wiſſenſchaft und Braxis ſortgeblldet harte; er 
ſtand daher auf einem Standpunkt, ven Deutſchlans zu übetwinden im Begriff war, und tn 
manchem überbot er ſogar noch die Carolina an Verirrungen und Härten. Born einem andern 
Geihtöpnntte ging Baletn bei ſeiner Codiſteation des Privatrechts aus: Sein im Jahte 1756 
publicirter Codex Maximilianeus bavaricus civilis tl eigentlich blos eine eompendlariſche 
Darftellung‘ ded Privutrechts wie es zur Zeit der Abfaffung des Codex in Kurbaiern galt, 
und eine legiölatine Firirung deſſelben mit Beibehaltang der {ubfibiären Geltung Bes gemeinen 
Rechts. Pan HE IR .. a . . nt 

Roch weiter gingen Ofterreich und Preußen in der Lbörelfung vom gemeinen Recht. Schon 
im Jahre 1746 ſchritt Friedrich N. gur Ausführung des Plans einer durchgreifenden Reform 
der bürgerlichen Gefeggebung durch ein Deutſches allgemeines Landrecht. Es ſtand wber 
beinahe 50 Jahre an, bis das neue Geſetzbuch zu Stande kam Nach vielen gruͤndilchen und 
gewiſſenhaften Vorarbeiten, nachdem die gefertigten Entwürfe, um die Anfichten der Männer 
ber deutſchen Wiſſenſchaft and Maxrtio: suchen zu hören, In Druck befanat geinacht, die ein⸗ 
gekommenen vielen Kritiken gründlich berathen und bie Entwürfewieder umgearbeitet worden 
waren, warde: endlich im Zahre 1794 das Allgemeine Landrecht für: Die preußiſchen Staaten 
yublieirtiund' trat mit dem 1. Juni 1794 in Geſfetzeskraft, eine umfaſſenne Codification des 
Privat⸗; Kirchen⸗, Ceiminaltechts und einzelner anderer Stucke des offentlichen Rechts, im Jahre 
1805 noch veroniiänbigt durch eine-Griminaloronung. Die ſubſididve Geltung des gemeinen 
Rechts, alſo auch des rönttſchen, wurde aufgehoben; einzelne Previnzialrechte aber ſollten in 
Geltung verbleiben. rn re | 
Einkn ahnllichen Weg ſchlug Oſterreich ein. Zunächſt ſchied es im Griminalredt und Cri⸗ 
minalproceß aus: vum Verbande des gemeinen Rechts aus durch ein unter Maria Thereſta für 
ihte gefanmiten Echfkaasen. ſchon auı 31. Dec; 1768 publicittes Geſetzbuch: Constitutio cori- 
minalis Theresiend, Dur welches im Strafrecht und Strafprozeß das gemeine Recht als ſub⸗ 
ſidiäres Recht wölkig. aufgehoben wurbe. "Zwanzig Sabre fpäter trat am jerwe Gtelle eine neue 
Gefeggebnung: dan: Kuifeh Joſeph H.:. Allgemeines. Seſetz Über Verbrechen u. |. w. (1787), 
Neue Joſerhiniſche poinliche: Gerichtdordnung (1788), und biefe warden im Sabre 1803 
durch ein neund Gefegbud von Kaifer Franz befeitigt: Geſetzbuch Über Verbrechen, Gefegbuch 
über ſchwere Polizeiübertretungen. Auch mit einer Cobifiration des Privatrechts war mar 
ſchon von der Mitte des 18. Jahrhunderts an beſchaͤftigt; nach vielen Vorarbeiten wurde 1786 
unter Kaifer Joſeph II. ein kleiner Anfang (der erſte Tell in fünf Kapiteln) publicirt, dann 
aber die weitere Mabtication fiflist, die Arbeit ganz von neuem wieder aufgenommen und, nach⸗ 
dem meßrfacd Entwürfe gefertigt und in reifliche Berathungen gezogen worben waren, eudlich 
am 1: Juli 1811 das Aligemeine bürgerliche Geſetzbuch unter -Aufgebung des gemeinen unb 
yarticuläven Rechts, nad bis vahin in Beziehung auf Die Gegenftände ded Geſetzbucho gegolten 
hatte; bekunu gemacht (in den Jahren 1851-55 wurde feine Beltung auch auf blejenigen Theile 
ver oͤſterreichiſchen Monarchie, für welche es bis dahin noch nicht eingeführt war, erſtreckt). 

Der Plan, der dieſen Eobifloationen gu Grunde lag, ging natünli nicht dahin, ein udllig 
neues VOtecht zu Ichaffen: Man ſchloß ſich an vas beſtehende Recht in ver Andbtlveng, vie ihm bie 
Wiſſenſchaft und Praxis allmuͤhlich gegeben hatten; an, aber: man wollte doch nicht God diefes 
codifieiren, funderw.es im freiern legislativen Ermeſſen, ſoweit es nöthig aud zweckmaͤßig ſchien, 
umgeſtalten, jeven Zweifel tiber bau Geltende moͤglichſt beſeitigen und dieſes in einem deutſchen. 
jedem zugänglichen Codex zujamenfaften: So erklärt es fich, vaß dieſe Codificationen weſentlich 
auf das gemeine roͤmiſchrdeutſche Recht, wie es in ihren Zeiten son der Wilfnsiheft un Praxis 
aufgefaßt wurde, und theilweiſe auch auf das patticuläre Macht des betreffenden Staates gebaut 
waren, und bie Anderungen, bie. am Beſtehenden getroffen wurden (in venen Öfterreich weiter 
als die miberu ging), hauptſächlich auf den in jenen Zeiten herrſchenden naturrechtlichen unb 
legiölatinsyolitifchen Anficäten fwäten. Aber freilich lieh Damals der Staudpunkt ber Rechtophi⸗ 
lofophie und der Wiſſenſchaft des pojltiven Rechts noch gar zu vieles zu wünſchen übrig; man 
hielt.ein aufder Oberflüche ſich haltendes Maturrecht für Rechtophiloſophie, vie Beießgebungs- 
politik ftand noch im Kindesalter um die Wiſſenſchaft des pofitiven Rechts ließ nur zu fehr vie 
rechte Durchdringung und Beherrſchung des Rechtsſtoffs, zu welcher nur Geſchichte und gründ⸗ 
liches Quellenſtudium führen kongten, vermiſſen; und wenn ſie auch am Ende des 18. Jahr⸗ 
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hunderts angefangen hatte, einen entfchieben beffern Weg einzuſchlagen, fo mar es doch erſt 
eine Zeit beginnender Gärung, die noch nichts weniger als irgend Abgeflärt war. Auch herrſchte 
noch eine Tbermäßige polizeiliche Beyormundung, dad weitgreifendſte Einmiſchen ber Staatöver- 
waltung in alle Berhättniffe ver Unterthanen und engherzige, ängſtliche Beſchränkung der bür: 
gerlidhen und polltifhen Freiheit, ein Seiſt/ ver in allen dieſen Geſetzgebungen, insbeſondere in 
dem dfterreihifhen Strafgeſetzbuche und bürgerlichen Seſetzbuche ſtch ausfprach. Dabei ging 
das vreußiſche Landrecht von dem vergeblichen Beſtreben aus, alles bis ins Einzelnfte legislativ zu 
normiren und alle moͤglichen Rechts fulle zu erſchdpfen, und verlor ſich dadurch in feinen mehr als 
19000 Paragraphen in einem caſuiſtiſchen Detall, welches, auf ein verfehltes Syſtem gebaut, 
ber principiellen Behanblung und Beherrſchung bed Stöff6 ermangelte. Zwar nmiuß man die 
Treue und Hingebung, mit welcher bie Verfaſſer des Landrechts ihrer Aufgabe zu genügen fudh- 
ten, wie forgfamere Beruckſichtigung des veutichen Elements in unferm Rechte und die Rräf- 
tigung deſſelben wie den haben Werth rühmend anerkennen, den jedenfalls ein mit ſolchem Ernſte 
und folder Gründlichteit zemachter Verſuch, beſonders auf dem Gebiet ver Privatrechtscodiſica⸗ 
tion, ald Worarbeit fuͤr beſſere Zeiten und als reiche Duelle für Erfahrungen Haben mußte, und 
man wirb: unbetuntlich dem Urtheil Cichhorn'e (Rechtsgeſchichte““, TV, 696) beitreten koͤnnen, 
daß bie Bearbeiter des Landrechto alles geleiftet haben ‚ was bie Jeit, In der fie wirkten, hervor: 
zubringen vermochte, und daß Vie Mängel, die dad Landrecht an fich trug, eben In jener Zeit 
lagen und daher unvermeidlich warten. Allein dieſe Mängel ſind ſo unverkerinbar und fo durch⸗ 
greifend, daß allerbingE& Die Frage anfgeworfe werben konme, ob ed nicht zu Beiferm geführt 
Haben wire, wenn man es vorerſt bei dem beſtehenden Zuſtande gelaffen, dieſem in Einzelnem 
nachgehslfen und eiſt die Frůchte der in ihrer Reſtauration begriffenen Rechtswiſſenſchaft mehr 
abgewartet hätte 

Huf einem entgegengeſetzten Diane beruhte das oͤſterreichiſche bürgerliche Geſetzbüuch. Es 
hat bios Privatrecht zum’ Gegenſtande, gibt aber auch dieſes nichts weniger als vollſtändig. 
Denn e8 läßt ganze große Thelle des Privatrechts woeg, und auch bei dent, was e8 gibt, vermeift 
es in einer ſehr unbefriedigenden und unheimlichen Weiſe nur gar zu oft anf die ‚‚politifchen 
Geſetze“. Seinen Stoff will #8 in ſeinen 1502 Paragraphen moͤglichſt principiell behandeln, 
aber es behaudelt ihn ganz In nem Geiſte, der in den Iepten Jahrzehnden bes verfloffenen Jahr⸗ 
hunderto herrſchte, und bei einer folgen: Behandlung mußte ver Mangel an Schärfe der Be⸗ 
griffe, an richtiger Brfemmmiß ver leitenden Grundſ äte md an Sicherheit ihrer Hand: 
habung und ver. maßgebende Einfluß eines Jachen ſogenannken Naturrechts noch weit nachthei⸗ 
liger wirken als bei ver Caſniſtik des preußiſchen Lanvrechts. Dabei hatte es noch den un⸗ 
glůͤcklichen Gedanlen, bei Lücken des Geſehbuchs auf die „natürlichen Rechtsgrundfätze“ zu ver 
weiſen, nach welchen folge Lacen ergänzt werden ſollen, alfo den ſubjectiven rechtsphiloſophi⸗ 
ſchen Überzeugungen , dem Narurrechte, wie es Hi in jevent einzelnen Richter manifeſtirte, ſub⸗ 
fiviäre Geltung zu geben. ' 

Jedenfalls war nun für- Hefe Staaten bir Gonkfkcationdfrage eine für alle Zeiten entſchie⸗ 
dene. She konnten nie mehr daran denken, ihre Geſetzbücher zu befeitigen, nm ben alten Zu⸗ 
fand und die Herrſchaft ves frühen demeinen Rechts wiederherzuſtellen. Es konnte ſich bei 
ihnen zunächſt um abgeſehen von dem Bedanken an eine gemeinſame deutfche Seiengebung nur 
davon handeln, ob nit ihre Sefetzbücher durch neue reformirte zu erfegen feien. | 

Bunädft bejahte fi Baiern dieſe Frage. Es erfegte im Jahre 1813 durch eine neue Straf: 
rechts: und Strafprocehgefeggebung feinen Codex juris crimmalis von 1751, was freilich daß 
pringendfte Berhrfuiß war, umd führte dieſe neue Gefetzgebung im ganzen Stante ein, aud in 
den inzwiſchen nen hinzagekommenen Gebleten, mit Ausnahme ber Rheinprovinz, in welcher die 
zurx; Mapolevniſchen Zeit etrgeführte franſof ſhe Geſetzaebung in Geltung belaſſen wurde. Die 
Geſetzgebung von 1813 war eine für ihre Zeit ausgezeichnete Arbeit Feuerbach's. Sie bahnte den 
Weg zu einer beffeen deutfgen Eriminaigefeggebung Aberhalıpt, und die ſpätern Codificationen 
fußten in vielem auf ihr, befonders in formeller Sinfit. "Aber ihre materiellen Grundlagen 
waren nicht haltbar und wurden balb von der Zeit uͤberholt. Das Strafgefegbuch ging von 
oinem einfeitigen Strafrechteprincip aus, das zu großem Misverhältniß zwiſchen Schuld und 
Strafe führen mußte, uns ſuchte das eichterlie Ermeflen in unnatirtfige Schranken zu banıten. 
Es mußte bald. durch mehr als Hundert einzelne Gefege mobfficirt werdet, und nach wenigen 
Jahren überzeugte marı ſich, daß nur durch eine ganz neue Gohification, die an feine Stelle tre- 
tem ſollte, geholfen werben könne. ‘ Allein bisjeht gelang es noch nicht, zum Abfchluffe damit 
zu fommen. Seit 40 Jahren {ft man damit befchäftigt; eine Reihe von Entwürfen wurde ge- 
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fertigt und bekannt gemacht, und bermalen liegt ber neueſte Entwurf vom Jahre 1860 ben 
Stäuben zur Beratbung und Beſchlußnahme vor. Der Criminalproceß des bairiſchen Geſetz 
buchs von 1813. aber war noch der geheime ſchriftliche Inquiſitjonsproceß. Zwar ſtand auch 
diefe Arbeit Feuerbach's weit über den legiälativen Arbeiten, die ihr vorangegangen waren, um 
£onnte relativ ein entichiedener Fortſchritt genannt werden; allein hie Zeit war nod zu ſehr in 
der Fefihaltung des geheimen ſchriftlichen Inguititiondprocefigs befangen. Feuerbach konnte mit 
feinen freien Anſichten, die auch nad dieſen Seite eine Reform bezweckten, nicht durchdringen, 
und wenn fle auch fpäter mehr Seltung erhielten , jo famen fie no fange micht zu. legiölativer 
Grfteltung, bis envlid das Jahr 1848. auch in dieſer Hinficht zu einer meientluhen Reforu und 
durchgreijenden Umgeftaltung der Progeforpnung non 1813 führte, wie au dieſelbe Zeit für 
Preußen und Ofterreich neue Strafproceßordnungen neranlapte, 

Auch in Preußen und Ofterreich traten auf dem @ebigte deo Criminalrchto neue Codifica⸗ 
tionen an die Stelle der alten. Preußen überzeugte ih bald in unſerm Jahrhundert, Daß Der 
criminalrechtliche Theil feines Allgemeinen Landrechtq völlig umgearbeitet und: durch eine nene 
Godification erfegt werben wäfle. Bine Reife verſchiedener Antwürfe wurden amögeaxbeitet, 
und uch langen gründlichen Vorarbeiten kam endlich im Jahre 1851 das neue ·Strafgeſetz buch 
und zwar für bie geſammte preußiſche Monarchie zur Publication. Peiner abes entipricht es 
nad manden Richtungen nicht durchaus dem, was man im umferer an tüchtigen legiflativen 
Berfucen jo reichen Zeit von einer der neueften deutichen Styaigeinugebungen uns von. den le⸗ 
gißlativen Kräften des bedeutendſten deutſchen Staates hoffen und erwarten fonnte, und noch im 
weit größerm und durchgreifenderm Mage muß: man Diele non dem. neuen oͤſterreichifchen 
„Strafgelege über Verbrechen, -VBergehen und UÜbertretungen“, das im Sabre 1852 an bie 
Stelle des Geſetz buchs von 1803 trat, ſagen. Denn daſſelbe iſt mit ſehr wenigen Audnahmen 
nichts anderes als eine neue Ausgabe des Geſetzbuchh von 1803, ſteht ſomit im weſentlichen 
um mehr als ein halbes Jahrhundert hinter unſerer Zeit zurück und weit unter den gerechten 
Anforderungen, welche unſere Zeit an ein Strafgeſetzbuch zu machen hat. 

Aber auch auf dem Gebiete des Privatrechts werben ſich Preußen und Hſterreich zu neuen 
Codificationen entſchließen müſſen. Denn aus nem oben Angedenteten ergibt ſich; daß für fie 
auch auf dieſem Gebiete eine Reform oder vielmehr eine voͤllige Umarheitung der frühern Cobdi⸗ 
ficationen nothwendig iſt, amd für Preußen kommt noch Hinzu, daß ſein Allgemeines Landrecht 
nicht einmal im ganzen Reiche Geltung hat und ein beinahe auaſchliafſlich aus deutſchen Stäm- 
men beſtehendes Reich im Privatrecht völlig geſpalten iR in. Behiete-ned Allgemeinen Landrechts, 
Gebiete des franzöſiſchen Rechts und Gebiete des ehemaligen gemeinen raͤmifſch⸗dentſchen Rechts 

Einen weitern großen Riß in die deutſche Rechtseinhein machte auch im’ erſten Jahrzehnd 
uuſers Jahrhunderts dad Cindringen des franzönſchen Rechtinfolge der Crobetungen und 
des ñbermächtigen Cinfluſſes Napoleon's. Doch wurde bald durch die Befreiung Deuntſchlands 
von der franzoͤſiſchen Herrſchaft dem weitern Vorſchreiten dieſes fremden Rechts ein Halt ent- 
gegengeſetzt und daſſelbe zum Theil auch Da, mo es bereita eingebrungen war, wieder verdrängt 
3 gilt dermalen nur noch in Rheinpreußen und Rheinheſſen (mit Ausnahme des Criminel⸗ 
rechts) und in Rheinbaiern; auch hat es ſich in beſanderer Form auf dem Gebiete des Privat⸗ 
rechts im Großherzogthum Baden erhalten, indau Baden im Jahre 1810 wen Code civil in 
einer deutſchen Überfegung mit einzelnen Abänderungen und Jufkpen einführte, " 

Sollte nun auch das übrige Deutichland dem namentlich pen Preußen uud Ofterreich gege- 
benen Beifpiele folgen und ebenfallg codificiren? 

Dieſe Frage führt aber ſofort noch auf eine zweite ſehr nade liegende. Als Balern, Preup̃en 
umd Hſterreich im vorigen Jahrhunderte zu Codificatiqnen zu ſchreiten begannen, hatte Feine die⸗ 
ſer Regierungen irgendein Bedenken dagegen, ſich vom Werbande des gemeinen Rechts losſszu⸗ 
reißen und auf eigenem iſolirten Wege ſich Geſetzbücher zu geben, una feiner ſcheint iegend der 
Gedanke gelommen zu fein, dahin zu mirken, daß deu -hringenaen Iegiölativen Beblirfniffen 
durch eine gemeinfawme deutſche Codification begegnet werden nidchte. Freilich war damald fon 

längit die Macht des Deutſchen Reichs gebrochen und die Reichsfürſten waren nicht entfernt dar⸗ 
auf bedacht, ſie wieder zu ſtärken und die Spaltung im Reiche gu heben. Der Gedanke an eine 
gemeinfame deutſche Gefeggebung kam er, ald Deutſchland fich gegen das franzöftiche Joch er- 
mannte und von demſelben durch kräftiges und einträchtiged. Zuſammenwirken ver deutſchen 
Stämme befreite und nun dad Gefühl der Zuſammengehörigkeit; ver Ginheit und ver dadurch 
bedingten Kraft und maßgebenden Stellung Deutſchlands durch das ganze Vaterland lebendig 
geworben war. In dieſer Zeit erhob zuerſt Thibaut in Hoeidelberg in patriotiſcher Begeiſterung 
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feine Stimme für ein gemeinfames deutſches Geſegbuch, Das durch Vereinigung der beſten Kräfte 
des gefammien deutſchen Baterlanpes zu Stande gebracht werden und ſich über das gefammte 
„bürgerliche Recht‘‘, worunter er Privatrecht, Strafregt un» Givil: und Criminalproceß be⸗ 
griff, erſtrecen ſollte 1), und mit einem ähnlichen Vorſchlage trat zu. gleicher Zeit K. E. Schmidt 
auf:(,‚Deutihlands Wiedergeburt‘, Jena 1814), der aber jeine Aufforderung dadurch ab: 
ihwädte, daß er die Annahme des oſterreichiſchen bürgerligen Geſetzbuchs für ganz Deutſch⸗ 
land beantzagte. . 

Wags iſt nm — und Died if die eine Frage — dir Folge von Thihauts Aufruf geweſen und 
was if je noch etwa-in dieſer Richtung zu. thun? Sehen mix aber vor der Hand dieſe Frage 
noch and und unterſuchen wir vorerſt bie Brunge: Liegt Überhaupt ein Bebisfniß der Codifica⸗ 
tion für Diejonigen Staaten, in melden ſich neben. ibrem Particularrecht das gemeine Recht er⸗ 
halten hat,.jp vor, daß, wenn eö auch zu einer gemeinfamen deutſchen Copification nicht kommen 
könnte, doch diefe Staaten zu einer Codification ihres Rechts ſchreiten follten? 

Bei dieſer Frage iſt aber, wenn man autch auf das Reſultat kommt, daß fie zu bejahen iſt, 
vor allem eins zu bevorworten. Es kann nicht davon ernſtlich die Rede fein, daß jeder dieſer 
Staaten, groß oder klein, wie ihn nun einmal die · politiſchen Ereigniſſe geflaltet Haben, für ih 
allein zu einer ifolivfen Codification des. Rechts Ichreiten ſollte. Durch das gemeine Recht ſtan⸗ 
den fie bo immerhin nach in einer gewiſſen, wenn auch lorfern.umy durch die Bartisulargejegs 
gebungen mehr und mehr gelockerten Gemeinſamkeit dos Rechta, and an ben Früchten ver Willen- 
ſchaft des gemeinen Rechts nahaıen fie alfe bis guf einen gewiſſen Grad zum Frommen ihres 
Rechtazuſtandes theil. E86 würde ein gar ‚zu fataler Zufland in unſerm Deuiſchland eintreten, 
wenn jeder einzelne deutſche Stat, auch der Fleinfie, feinen felbiländigen Weg gehen, ſich eigene 
Geſetzbücher geben. un». dadurch die Rechtagemeinſchaft vollends total zerteißen. würde. Es 
misäte dies zum Untergange wahrer deutſcher Rechtawiſſenſchaft führen und namentlich für bie 
fleinern Staaten [hen um dedwillen von den traypigfien Kelgen jein, weil ein poſitives Necht, 
weiches von der Wiflenichaft verlaſſen und Durch eine var außgebehntern zuſammenwirkenden 
Kiäften gebildete Praxis nicht getragen wird, einer verbumpfenben Stagnation entgegengeben 
müßte. Kommt man daher auch auf das Reſultat, daß auch in den übrigen deutſchen Staaten 
dad dringendſſe Bedürfniß zu einer Gopification. ded Rechto vorliegt, fo kann damit doch nit 
gemeint fein, das Heilmittel für diefes Bedürfniß darin zu finden, daß jeder einzelne Staat für 
ſich zu einer ifelirten Goniflsarion fohreitet. Es konnte in Wahrheit nur barin liegen, daß ſie 
ſich zu gemeinſamom echte vereinigen, und von je mebroren vi geſchiehi ‚un fo wohlthätiger 
und frachtbringender. 

Zunshft aber kommt es auf die Frage an, ob wirklich ein Beduͤrſniß Ye Codification an 
fi vorhanden iſt. Die Anfichten hierüber find bis in pie neueſten Zeiten apch gefnalten. Gehen 
wir aber genauer auf die Sache ein, ſo wird ſich ergeben, daß das Gebiet des Streites und ber 
Zweifel ſich ſohr verengt und nur auf einen einzelnen Zweig des Recta erſtreckt, und daß ſelbſt 
für dieſen der Streit in unſern Zeiten nus noch, wenn ich mich fo auadrücken fann, ein theore⸗ 
tifcher ift; denn im praftifgen Refultate wird ex als ein entſchiedener zu betrachten fein. CEs ift 
hiernach nöthig, die Frage ned) ven @egenfänden Strafreqt, Strafvsoceh, Civilproceß, Brivat- 
recht) zu trennen. 

I. Strafrecht. Daß auf Diefem Gebiete der quſi and ves gemeinon und yarticulären 
Rechts ein troſtloſer und Ihm nur durch eine durchgreifende Gohifisation zu Helfen war, wurde 
Thon oben ausgeführt. Dieſe Frage iſt aber eine durch die That gamz entſchiedene. Beinahe 
jeder deutſche Staat iſt Dem Beifpiele von Baiern, Preußen ua» Sſterreich gefolgt und hat im 
Strafrechte vom Jahre 1838 am codißcitt und durch ſein neues Geſetzbuch dem geſammten 
Strafrecht, wie ed bia dahin in ihm beſtanden hatte, mit Ausnahme einzelarr ausdrücklich vor⸗ 
behalten er VPartieulargeſete bie formelle Geltung entzogen, namentlich bie @eltung des hema⸗ 
ligen gemeinen Rechts durchaus aufgehoben. Dieſes gemeine Necht iſt jegt in feiner formellen 
Beltung zu einem unbeheutenden Landesrechte einiger weniger Heinern Staaten herabgeſunken. 
Denn es hat ſich nur nad, in folgenden Staaten, die bisjetzt zu einex Codification noch nicht ge: 
fonnnen ind, in Seltung erhalten, in- Kurheflen, Heſſen⸗ Gombug, den beiden Mecklen⸗ 





1) Thibaut, liber die Nothwendigkeit eines allgemeinen bürgerlichen Rechts für euere (Sei: 
delberg 1814; neue, vermehrte Auflage in feinen Givilififegen bhandlungen, 1814, ©. 404—466;; 
pritte Auflage, 1840). In der legtern find auch einige Thibaut’fche Recenfionen von Schriften über den 
betreifenden Gegenſtand wieder abgebrudt, 
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burg’, Holflein und Lauenbutg, Schaumbıurgs Lippe, Neuß älterer Linie, Hamburg, Bre- 
men , Lübel, und auch diefe Staaten jind zum Theil mit ven Vorbereitungen einer Codiſtcation 
befchäftigt. Das Gebiet verfelben umfaßt nit ganz 700 S-uadratineilen, und fomit gilt, wenn 
wir den Umfang des Deutfchen Bundes etwa zu 11500 Duabdratmellen annehmen, das ehe: 
malige gemeine Strafrecht weit nicht mehr im zehnten Theile Demflands! Freilich war e3 in 
hohem Grade zu bedauern, daß won den Staaten, welche conificheten, ‚beinahe jener feinen eige- 
nen ifolirten Weg ging, daß beinahe jever, felbft auch die fleinern fi ein befonderes Gttaf- 
geſetzbuch gaben und fo eine traurige Spaltung in dem Zuſtande des deutſchen Straftechts Her: 
beigeführt wurde. Nur menige hatten den ritchtigen Gedauken, fi an ein größeres Ganzes an- 
zuſchließen und das Strafgeſetzbuch deſſelben bald vurchaus, bald wenigſtens gröftentheils als 
woͤrtliche Grundlage ihres Geſetzbuchs anzunehmen. Es nahmen namlich Lirchtenſtein das öfter: 
reichifche Strafgeſetzbuch; Anhalt Bernburg, Walser und Pyrmont das preußifche,, Lippe⸗ 
Detmold das braunſchweigiſche, Frankfurt vas großherzoglich Heifliche an," und größtentheils 
wörtli legte Oldenburg das preußiſche und Naffan das heffiige Sttaftzeſegbuch dem feinigen 
zu Grunde. Ginige thüringiſche Staaten: Hatten den richtigen Gedanken, fi an das Griminals 
geſetzbuch ves Koͤnigreichs Sachſen (vom Jahre 1838) anzuſchließen und nahmen daſſelbe bei⸗ 
nahe wörtlich an; in ben Jahren 1848 und 1849 aber riſſen ſte fi wieder von dieſer Verbin⸗ 
dung mit ven Koͤnigreich Sachſen los und ſchtitten im Verein mit noch einigen andern benach⸗ 
barten Staaten zu einer Reviſton Ihrer Criminalgefezgebung, deren Reſultat das ſogenannte 
thãringifche Strafgefetzbuch war. Daſſelbe hat das ſächſiſche Eriminalgeſegzbuch großen- 
theils woͤrtlich zur Grundkage, enthält jedoch viele weſentliche Anderungen und großen⸗ 
theils Verbeſſerungen deſſelben und wurde in den betreffenden Staaten je in der Form eines 
beſondern Geſetzbuchs, aber mit wenigen Abweichungen übereinſtimmend in den Jahren 1851 
— 252 eingeführt. Die Staaten, An welchen hiernach das thüringifge Strafgelehbud gilt, find 
das Großherzogthum Sachfen- Weimar, bie Herzogthümer Meiningen, Koburg-Gotha, Anhalt 
Diffau- Köthen, die Furſtenthümmer SchwarzburgsMudolflant und Schwarzburg⸗ Sondershauſen 
und Reuß jüngerer Linie. Das Herzogſhum Altenburg aber behielt bisjetzt ſein früheres Befeg- 
buch bei, ſodaß in ihm noch das Ceiminalgeſetzbuch des Konigreichs Sachſen (von 1838) Gel⸗ 
tung hat, waͤhrend in Sachſen ſelbſt tm Jahre 1855 dafſelbe durch ein neues Strafgefegbid 

erſetzt wurde. 

Ergibt ſich hieraud, daß auf dem Geblete des deutſchen Strafvechts nichts weniger als Har⸗ 
monie herrſcht, ſo wurde die Disharmonie auch no vermehrt durch die Beibehaltung Alterer 
Particulargeſetze, in der man in mancher Hinſicht mol etwas zu weit gegangen war. Rament⸗ 


lich Haben nur wenige Staaten das fogenannte nn <codifleirt, und gerade eine folde 
ch 


Codiſtcation bildet ein dringendes Beduͤrfniß, da ſich aus den frühern Seiten eine Muffe von 
Poltzeigefetzen erhalten hatte, Die mit dem Geiſte der jetzigen Zeit nicht mehr in Einklang ſtehen 
und der Entwickelung berechtigter bürgerlicher Freiheit in einer ängftlichen, übermäßigen poli⸗ 
zeifihen Überwachung viel zu weit-gehende Fefſeln anlegen. Dabei Brohte noch ein anderes 
Moment die Zwecke der Goptficktion des Strafrechts zu geführten, eine MNüdfiht auf die 
Schwurgerichte, welche einzelne neuere Geſetzgebungen, unterſtützt von ter Anficht mander 
Grimingliften,, in einer Weife nehmen zu müflen glauben , bie in feiner Hinficht zu rechtfertigen 
fein wird, Indem ſie auf einer irfigen -Auffaffung deffen, mas man von einem Geſetz buche mit 
Fug zu erwarten hat, und zugleich auf einer Unterſchäzung der Fähigkeit der Schwurgerichte 
beruht. Dur die Codificktion foll’ein feRes, moͤglichſt lückenloſes, namentlich aud) die prak⸗ 
tiſchen Streitfragen entſcheidendes und foweit moͤglich befeitigendes Mecht feftzeftellt werben. 
Bekanntlich aber find die allgemeinen leitenden Strafrechtsgrundſütze, die iberall in maßgeben⸗ 
der Weiſe durchgreiſen und für vie Anwendung von ber größten Bedeutung find, ganz befor- 
ders Begenftand des Zwieſpalts der Anfihten. Diefe Brunpfäge aber follen, wie man son 
manden Seiten meint, lediglich der ſuriſtiſchen Doctrin überlaffen- werben, feten den Katen nicht 
verftändlih und vaher im Gefetzbuche zu übergehen, und'diefe Rithtung Teint id; leiver auch 
Ion in einzelnen Strafgeſezbüchern, namentlich in dem von Preußen und Oldenburg und in dem 
neueften batrifhen Entwurfe nur zu fehr geltend gemacht zu haben. Bu rechtfertigen wird fie 
nicht fein; denn dad gehört eben zu den Aufgaben eined Geſetzbuchs, eine pofitive Entiheidung 
jolher Fragen und Controverfen, die gerade auf dad Strafmaß vom bedeutendſten Einflufie 
ind, zu geben und fie nicht lediglich dem fubjertiven Ermeflen der Einzelnen, die in jedem con: 
ereten Falle zu richten berufen find, anheimzuftellen. Gin gebilveter Laie aber ift ebenjo gut be- 
fähigt, die allgemeinen Grundfäge des Strafrechtd zu begreifen, wie die Frage, mad Diebftahl 


Belengehung 493 


oder Mord u. dgl. if, wenn fie ihm hur in ber. rochten sie nahe gelegt werden. Die Erfah— 
rungen, bie in biefer Hinſicht bei den Berathungen der Strafgefegbücer in Staͤndeverſamm 
lungen zu machen waren, werben dies zur Genügt belegen. 

IL. Griminalproreh. Auch bier darf man, Die Codißecationsfrage als sine entfchieben⸗ 
betrachten. Der. deutſche Igquiſitionsproceß, wie ex ſich hauptſächlich guf Grundlage des päpſt⸗ 
lichen Rechts gebildet hatte, das geheime ſchriftliche inquiñtoriſche Verfahren, das in Deutſch⸗ 
land allmählich zur Geltung gekommen war: und ſeit Jahrhunderten hexrſchte, war wahrhaft 
troſtlos; die allgemeine Stimme von Juriſten und Nichtjuriften :hat längft Sarüber gerichtet. 
Ein bloßes Ausheſſern und Nachhelfen konnte hier in keinen Weile genügen; eine ganz wurd: 
greifende, poͤllig aumpandelnde Bopificativn war; durchaus nöthig, wenn man die Möglichkeit 
eines gerechten. Urtheils ſichern wollie. Die Anregung hierzu geſchah durch die Miffenſchaft und 
durch die Stãndeverſammlungen. Ea wüirde zu weit führen, hier eine Geſchichte des Kampfes 
zu geben, welchen dieſo für durchgreifende Reform des Strafyspcefied, namentlich für Mündlich- 
keit, Offenthihkeit und Ankingeform:zu beflehen hatten Meine Wiſſena war ea Würtemberg, 
welched in feiner Gefepgebung (1843) den arſten, aber einen noch überaus ſchüchternen und 
beſchraͤnkten Schritt. zu einiger Münpikäfeit u Oflentlichfeit im Strafporfahren machte. Denn 
was in andern Staaten in einem weiten gehenden Sinne marbrreitet warde, blieb lange Zeit 
blos, beim Perſuche ſtehen. Frſt im Jahre Aßhhz wagte, Preußen einen. entſchiedener weiter 
gehenden Schritt (unter Saniyan'# Iufkizminiftenium), indem es, edoch nur in einem beſchrank⸗ 
ten Kreiſe (für Proeeſſe bei dau⸗Famnter⸗ uind: Eriminalgericht jn Harlin) die aceuſatoriſche 
Form des Verfahrens mit oͤffeatlicher. männlicher Hauptunterſuchung einführte, und dann brach 
endlich das Jahr 1840 der Reform allgemeinere Bahn. Auch hier konnte die Reform night 
beim bloßen Nachhelfen ſtehen hlaiken. Das ganze Strafperfohzen mußte völlig umgewandelt 
werben, mit gänzlicher Beieitigung des gemeinen Rechts uund des betreffenden bisherigen Barti- 
eularrechto. Died wuxde nun aligemein. quch von den Regierumgen, auerkannt. Aber Die Ne: 
form iſt noch: kaneswegs im: allen Staaten durchgeführt (umfaſſende Strafpraceßordnungen, Die 
auf Mundlichkeit, Ofentlußkeit und Anflageisrn gebaut find, haben namantlih Oftsrreidh, 
Preußen, Baiern, Sachſen, Hannover, Kurheſſen, Braunfhmeig, Frankfurt und die miten an⸗ 
gufuhrenden thüxingiſchen Staaten), und ſelkiſt In einigen von ben Staaten, wolche vollſtändig 
codificitt und das gemeine Recht ganz heſeitigt haben, ſeht man noch zum Theil auf halbem 
Wage, wie z.B. in Würtemberg, in welchem bisjetzt neben ſeinem Bientlicpemünhlihen accu⸗ 
ſatqriſchen Varfahren vor Schwurgerichten fire. ſchwexere Bälle bei andexn Verbrechen die auf 
völlig andere Principien gebaute, Stxafproceßordnung wan.L843 und für Preßyergehzen noch 
eine dritte heiaubere Berfahrumgsdant gilt, Nur ſehx menige kleinere Staaten ſind es, bei welchen 
der Verſuch einer princtpiellen Reform nod.gar. nik: gemacht oder wenigſtens nad: nicht ins 
Leben geiveten iſt und in denen daher noch der gemeinrechtliche ſchriftliche Inquiſitionsproceß 
mit einzelnen nartiellen ſehr beſchränkten Nachbeſſerungen gilt, wie z. B. in Meilenburg, Hol⸗ 
ſtein und Lauenburg, Reuß, Sippe, Hamburg, Lübeck, Dieman,?) . 

Aher auch bei den Rroeeßcodißeationen war wieder beinahe jeber Staat feinen eigenen 
iſolirten Weg: gegangen. Mur einige thuͤringiſche Staaten, Weimar, Meiningen, bie bei: 
ven Schwarzburg. und Auhalt- Defiau- Kätken haben fih zu ‚einer genmeinſamen pollſtän⸗ 
digen Strafproceßordnung vereinigt, die fie im Jahre 1850. publicirten und in einer ſpä⸗ 
tern Vereinbarung son 1853 in einigem modifieirten, und ihnen trat im Jahre 1857 auch 
Koburg⸗Gotha bei... Gs erklärt ſich daber, daß, wenn auch die nenn Proceßordnungen in vie 
lem Princiviellen und mannichfach auch in der Qurhſührung im Cinzelnen miteingnder üher⸗ 
einſtimmen, fie doch wieder in ſohr vielem Jeinenfehr auseingnder. gehen, ‚ Namentlich differiren 
fie Biöjegt noch in eifley wichtigen principiellen Brage, der Einführung von Schwurgerichten für 
Die ſchwerern Kalle. Doc bahnte ſich in Der. lehtern eine größere Cinigkeit an; denn Schwur⸗ 
gerichte wurden, freilich unter jehr verſchiedenen Modißcationen, eingeführt in Preußen; Baiern, 
Würtemberg, Hannover, Oldenburg, Braunſchweig, Baden, Heſſen-Kaſſel. und Darmſtadt, 
Naſſau, den angeführten thüringiſchen Staaten, Waldeck und Frankfurt. Hſterreich hat die 
Frage über ihre Einführung gegen feine. Reichefant⸗ für eine offene erklärt, und wenn auch 
vollends Ofrereid , werigfiend für feine beutfihen Prooingen, feieinführen follte, jo wird für 


2) ©. —* bie Nachweiſungen von I. W. Pland, Soyftematiſche Darſtellung des * Etaaf. 
verfahrens auf Grundlage der neuen Strafproceßordnungen ſeit 1848 —— 1857), ©. VIII fg.; 
H. A. Zachariä, Handbuch des deutſchen Strafproceſſes (Göttingen 1860), ©. 7 fg. 
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Die übrigen deutſchen Staaten, die noch Feine Schwurgerichte Haben, Die Frage ihrer Einführung 
do wol nur eine Frage det Zeit fein. Denn wern man and) manche mefentlide Bedenken 
gegen die Schwurgerichte hat (und namentlich bekenne ich, ſtets zur Yenjenigen gehört zu Haben, 
die ſolche Bedenken hatten), fo wird man doch zugeben müſſen, daß für pie Staaten, In welden 
fie eingeführt find, ihre Befeitigung eine Unmoͤglichteit iR, für die Staaten aber, in welchen fie 
noch nicht eingeführt find, Ihre Einführung eine volitiſche Rothwendiglkeit werden und es ge- 
rathen fein wird, zu günfliger Zeit fi zu ihrer Cinführung zu entſchlleßen um fie in gebeib: 
Sicher Welfe durchführen zu können. 

MI. Auch' in Beziehung auf ven Civil proceß kann man die Eopifirationsfrage als tine 
entfhiebene betrachten. Daß der Clvilproceß des gemeinen Rechts in feinem ſchleppenden ge- 
heimen ſchriftlichen erfahren, an ven ſich alle Barticularredite anzefchloffen hatten, den An⸗ 
forderungen nicht entſpreche, Die da6 Volk an die Rechtspflege zu maden hat, darüber war mar 
längft in der Hauptſuche einig. Selbſt vie Gegner der Eopification auf dem Gebiete des Privat: 
rechts ſtellten die Rothwendigkeit einer Codification auf dem bes Givilprocefied nicht in Abrede; 
namentlich nannte and Savigny den Civilproeeß vieler deutſchen Ränder einen beilfofen ume 
rechnete bie Reform veffelben zu den dringendſten Webürfnifien. - Preußen erkannte fon im 
vorigen Jahrhundert dieſes Bedütfniß an und geflaltete feinen Proceß weſentlich um, aber frei⸗ 
lich großentheils nach einer Richtung, in welcher eine wahre Heilung der Gebrethen nedt gehm: 
den werben konnte; in unferm Jahrhundert flug es allmählid; einen andern, vilgtigeri Weg 
ein. Andere Staaten ſuchten anfangs im Ginzelnen zu beſſern umd nachzuhelfen; e8 wurde aber 
die Überzeugung mehr und mehr allgemein, daß "ein ſolches Nachhelfen nicht genüge, daß eine 
durchgreifende Umgeſtaltung des bisherigen Proceſſes auf weſentlich anberer Grunbläge, eine 
neue untfaſſende Gopificatton unabweidlich ſei. Einige Staaten begannen dvamit theilweiſe, wie 
namentlich Preußen; andere aber ſchritten mit Erfolg zu einer durchgrelfenden Gobiflcation, 
namentlich Hannover, Braunſchweig, Oldenburg, und jegt iſt bie Überzeugung allgemein, daß 
ver gleiche Weg aud) von ven andern Staaten eingeſchlagen werben hüfle; namentlich Haben ſich 
Oſterreich Preußen, Baiern, Sachſen, Würtemberg für totale Reform. bes'@ivilproreffee in 
einer vollſtändigen Gopifieation enſſchieden. 

IV. Wir verhält es ſich aber In dieſer Hinficht mit dem Pelvattecht te, den fogenannten 
Civilrecht oder dem bürgerlicken Recht? ) Auf vieſem GSebiete beſteht noch bis in die neuefle 
Zeit ein Streit Aber die Codiſteationsfrage; ich glaube aber, wie ſich ergeben wird, nicht zu weit 
gegangen zu fein, wenn ich ihn oben: als einen bloß noch ehroemifchen bezeichnete. Die allge: 
meine Stimme hat über ihn entſchieden. Doch wird 8 nicht ohne Iateteffe fein, auf ten Streit 
etwas näher einzugehen, um e8 zu werfinhen, zu einer Verſtändigung beizutragen und zugleich 
auch diejenigen, die dem Strette ferner ſtehen, über ihn näher zu orientiren. 

Gerade im Privatrechte tft — man denke nur z. B. an das Dbligationehret und an Die 
Anforderungen eines lebhaften Verlehrs — Keftigkeit, Sicherheit und Zugänglichkeit des Rechts 





von beſonders hohem Werthe und ein biingendes Bepürfniß. Soll'es ſeine Aufgabe, die jo: 


cialen Lebendrerhälmiſſe zu regeln und zu beherrſchen, gehörig erfüllen, ſoll es, wie die römi- 
ſchen Claſſiker forderten, ein jus itam, ficher, beſtimmt, überſehbar, einem Shwarfen um 
einer Ungleichförmigkeit in der Antendung möglichfl wenig ausgefeße fein, fo wird bie Grund⸗ 
lage des geltenden Rechts eine andere werben müflen, als fie es vermalen in den Staaten bei 


gemeinen Rechto ift. Die Hauptgrundlage bilden die latriniſch (zur einent Heinen Theife greier 
chiſch) geſchriebenen Rechtsbucher des roͤmiſch⸗byzantiniſchen KRaiſers Juftinian, in einigen me: 


dificirt durch Die ebenfalls in lateinlſchet Sprache geſchriebenen Quellen des Kanoniſchen Rechts; 
dazu koͤmmen dann noch einzelne deutſche Meichägefege umd gemeines d eo Gewohnheilus⸗ 
recht und für ben betreffenden einzelnen Staat theils deſonderes Gewohnheſtsrecht, Hits mehr 
oder minder umfafienbe Landrechte und außerdem eine große Reihe kinzelner aus den werfchie- 
denften Zeiten und Bilvungsftufen herruhrender Barticnlargefege ‚Ne von dem n verfölebenfien 





8) Den Anvdruck „bürgerliches * begeht min man ,' wie vis s Wert Cisiltecht, hewdhnlich Blos auf 
das Privatrecht, wieron! eipentlich in bem bien “an fir fo wenig die Befeimkung aui 
Privatrecht liegt, wie in dem römifchen Jus civile. ort Givilredht aber wird bald in einem 
weitern Sinne für Privatrecht überhaupt genommen, bald in einem engern Sinne für das Privatrecht, 
weiches auf römifcher Grundlage beruht, im Begenfage zum Germanicum oder dentſchen Brivatrecht, 
d. h. dem auf deutſcher Grundlage beruhenden. 


- 
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Geiſte durchweht und beſtimmt fihb, bie Altern meift von einem Geiſte polizeilicher Befchräͤnkung 
und Überwadung, ver mit den Anforderungen unferer Zeit vielfach im Widerſpruche ſteht. So 
bildet in diefen Staaten: ein krauſes Gemiſch fremder und einheimiſcher Rechtsquellen iht pofi⸗ 
tives Privatrecht. Allerdings iſt der Kern dieſes Rechtszuſtandes, dad Römiſche Recht, ein ge⸗ 
diegener; wir haben uns in daſſelbe hineingelebt; es iſt zum großen Theile wahrhaft deutſches 
Recht geworden, und was mir ihm für die Reform unſers Privatrechtszuſtandes, für tieferes 
Erkennen des Rechts, für Befähigung zum jüriſtiſchen Denken und für unjer Willen überhaupt 
danfen, wird kein gerechter und unbefangener Benrtheiler derkennen. "Aber manche noch praf- 
tifche Beſtimmungen des Romiſchen Rechts find Do unfern Auffaffungen und Verhältniſſen 
fremd gebließen und werben- flet8 ein unvolfäthinmfiches Element in unferm Mechte bleiben, das 
durch die Blope Nacht der Wiſſſenſchaft nicht ausgeſtoßen werden kann. Die Rechtsquellen find 
in einer und fremden Sprache gefäärieben ; ihre Auffaflung und die Stchtung des Anwendbaren 
vom Unaumenvbaren iſt in nicht wenigem mit gung beſondern Schwierigkriten verfnüpft; Ein⸗ 
zeined, das noch auf Geltung Anſpruch bat, beraubt auf unglüccklichen legislativen Gevanken 
römiſcher Imperatoren aus der fpätern herabgelommenen Zeit; Über mande ſchlecht gefaßte 
Eonflitutionen verfelben, deren Auslegung Für das wahre juriftifche Wilfen Eeine ober nur eine 
fehr dürftige Ausbente gibt, müſſen die beiten Kräfte vergeubet werden und. am Ende doch auf 
das Nefultat fommen, daß dad, was man etwa gefunden hat, zweifelhaft bleibt; mir haben 
nicht sinmaf eine authentiſche Handſchrift der römifchen Rechtsbücher, ihr Text ift vielfach ein 
vetdorbener, unſicherer, Bei manchen Stellen ift e6 felbſt zweifelhaff, ob fie ihren Sag negiven 
oder afftrmiten wollen, ihr Sinn iſt bei nicht wenigen praktiſchen Fragen nicht nur überaus be⸗ 
firitten, ſondern mftunter gar nicht mit Sicherheit feſtzuſtellen; die Zufälltgfeit ver Auffindung 
eines alten Coder über vorjuſtinianiſches Recht kann, wie e8 bei den Inflitutionen deß Gajus 
der Fall war, ein ganz heued Lit über den Sinm einzelner Stellen des geltenden Juſtiniani⸗ 
jchen Rechts auffchließen und dadurch anf ganz andere Rechtsfaätze als Die bisher angemendeten 
führen. Dazu kommt aber noch befonders in unferer Zett ein erneuerter Kampf des beutfihen 
Elements mit dem römiſchen. Juſtinian's Rechtsbücher wurden im ganzen als geſchriebenes 
katſerliches Reit in Deuiſchland recipirt und haben daher überall zur Anwendung zu kommen, 
ſoweit nicht daB Kanoniſche Recht, die deuiſchen Reichsgeſetze, das gemeine Gewohnheitsrecht 
und für den einzelnen Staat fein Particularrecht eine Norm: an die Hand geben. So wurde 
das Verhaliniß durch das Gewohnheitsrecht aufgefaßt und von ber deutfhen Praxis mehr ats 
drei Jahrhunderte lang feftgehalten und von den Reichsgeſetzen und den meiften Particular- 
rechten ausdrücklich beftätigt. Alleiu gerade diefe Grktung des Roͤmiſchen Rechts wird in unſerm 
Jahrhundert von vielen Seiten auf das lebhafteſte angegriffen, nicht blos theoretiſch in dem 
Sinne, daß fie nicht ſo beſtehen jollte, ſondern auch praktiſch in dem Sinne, daß in ben Staaten 
des gemeinen KRechts dem Nömifchen Recht eine ſolche Geltung gar nicht zukomme. Rad) man⸗ 
Gen Neuern ſoll vom Römischen Recht ſozuſagen nur fein rationelles Element bei uns gelten, 
das, was an demfelben univerſeller Natur ſei und als Beſtandtheil der mobernen Rechtsbildung 
behandelt zu werden verdiene, ſodaß es eigentlich gar nicht als poſitives Recht gelten und die 
Anwendbarkeit ter Beſtimmungen deffelben von der ſubjectiven Anficht jenes einzelnen Richters, 
die er ſich ber Ratisnabilität und Brauchbarkeit eines Rechtsſatzes gebildet hat, abhängen 
würde! Nach andern ſoll das Romiſche Recht nicht in dem Sinne, den Juſtinian's Rechtsbücher 
ausſprechen, ſondern'nur' in dem Sinne gelten, den bie italieniſche Jurisprudenz des Mittel: 
alters, die Wiſſenſchaft und Praxis ver Gloſſatoren und Poſtgloſſatoren mit ihm verband. Nach 
vielen andern füllen Juſtinian's Rechtsbücher nicht im ganzen, ſondern nur in Einzelheiten ve: 
eipirt worben fein, und folk Daher ihr Inhalt nur inſoweit in Deutſchland gelten‘, als für den⸗ 
felßen eine Tpeciefe Rereption nachgewieſen werden könne. Diefe Auffuffängen find freilich nicht 
minder einfektig und unberechtigt ald das Berfahren wicht weniger Romantfien, vie in einfei= 
tiger Befangenheit'vem Roͤmiſchen Net ſelbſt gegen manche einheimiſche Elemente, ſoweit 
fie fi in unſerm poſitiven Rechte erhalten hatten, eine ihm nit zukommende Geltung vinbi- 
ciren wollten. Sie ſtehen mit der Thatſache der Reception und mit der Art und Weiſe, wie 
Reichögefege und Particularrechte die Geltung des Römifchen Rechts anerkannten und beflätig- 
ten, im entfchiedenften Wiverfpruche. Aber ſie koͤnnen und werden allmählich dazu beitragen, 
den Boden des Yofltiven Privatrecht in den Staaten des gemeinen Nechts mehr und mehr zu 
erfhüttern und unficger zu machen. So gibt namentlich auch die neuefte Bekämpfung der Codi⸗ 
fication im Privatrecht, die intereffante, bisjegt leider noch nicht zum Schlufle gefommene Aus- 
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führung von Paul Roth.*) bei dem Verſuche, die gegen den gegenwärtigen Rechts zuſtand DOL- 
gebrachten Beſchwerden zu beſeitigen, dem Römiſchen Recht in den Staaten des gemeinen Rechts 
eine Stellung, welche ganz entſchieden im Widerſpruch mit der Art und, Weiſe ſteht, wie es 
wirklich recipirt wurde, wie es ſich feit Jahrhunderten geltend machte und noch geltend macht, und 
gerade die von ihm verjuchte Nachweiſung diefer Stellung in allen einzelnen Qauptgebieten des 
Privatrechts möchte im Zufammenhalt mit den, was dermalen noch wirklich gilt.ı und zur Au⸗ 
wendung kommt, zu weſentlich andern Refultaten führen, als er fie zeht (man erwãge nur z. B. 
Die Behauptung, daß im Ültern: unb Kindesrecht, im Vormundſchaftsrecht und im Hypotheleu⸗ 
recht dem Römischen Recht jede Geltung abgefprochen werben müſſe). Sie gibt aber einen neuen 
ſchiagenden Beleg. für die Verſchiedenheit der Anfichten über principielle Fragen, die ſich auf die 
ganze Grundlage unſers Privatyechts zuſtandes beziehen, und beweiſt, wie man bie erſte und 
wichtigfte Frage auf dezn Hebiete eines poſitiven Rechts, die nad ben geltenden Quellen deſ⸗ 
ſelben, ihrer Stellung, and, dem Umfange ihrer Auwendbarkeit, bei, unſerm Rechtszuſtande in 
den weitgreifendſten Streit ziehen zu koͤnnen glaubt, und. wie fehr- ein folder ‚Streit und ein 
Voläer tiefer Riß gerignet ſein muß, biefen Zuſtand noch unjicherer zu machen, als er bereits iſt. 

Noch könnte aber. die Frage entſtehen, ob dem Zuſtande des Privatrechts in den Staaten 
28 gemeinen Rechts nur durch Godifcation geholfen werben fünne, oh nit andere erjpriep: 
lichere und ſicherere Wege zu dem gewünſchten Ziele zu führen geeignet feien.; Dieſe Frage 
wurde natürlich von den Gegnern dey Codification heiaht, und fie bezeichneten zu dieſem Ziwerke 
verſchiedene Wege. Namientlich wurden auch in unſern Zeiten ſolche Vorſchlääge von Sintenis, 
von Roth und von Danz gemacht. Der erſtere ?) arklärte ſich in der entſchiedenſten und ſchnei⸗ 
dendſten Weiſe gegen jede Privatrechtscodification und machte zur Heilung der in ben einzelnen 
Staaten des gemeinen Rechts beſtehenden Zufände folgenden Vorſchlag. Die betreffende Staats: 
regierung joll die Abfaſſung eines Handbuchs des gemeinen Civilrechts, d. h. des gemeinen 
Privatrechts, ſoweit es auf römiiher Grundlage berybt, und zwar in einem ungweibeutigen, 
moͤglichſt kurzen Ausdrucke veranlaſſen. Diefem Haudbuche ſoll aber nur wiſſenſchaftliche 
Autorität zukoumen. Neben demſelben ſollen particuläre Rechtobucher verfaßt werben für den 
nandern Theil des Privatrechts, deſſen Verſchmelzung mit neu Ciyilrechte nach für lange hinaus 
ein vergeblicher unp gefährlicher Verſuch fein würde (3?) nämlich für ben Theil, der auf Deut- 
ſcher und particnlärer Baſis erwachſen iſt und auf letzterer fortgebildet wird‘, und für die Modifi⸗ 
cationen, welche das Particularxecht im gemeinen Rechte getroffen habe. Spweit. bie Inititute 
des letztern Theils „aus dem gemeinen dautſchen Pripatrechte zu entwickeln ſejen, wäre eine 
ganz gleiche Arbeit für dieſes Deutſche Recht erforderlich wie für bad Civilpecht (alſo ein wiſſen⸗ 
ſchaftliches Handbuch?), die aber mit dem Inhalt der particularrechilichen Geſetze verbunden 
werden konnte. Der übrige particularrechtliche Stoff ſoll entweder in freier Behgli codificic 
oder auch mit Ausſcheidung des Veralteten, Hebung der Widerſprüche und Loͤſung von Zweifeln 
in eine Sammlung gebracht werden. Für die Staaten aber, welche, wie Baiern, in verſchiedene 
Privatrechte gefpalten find, wird eine.viel weiter gehende „radicale Operation“ in Vorſchlag 
gehracht. 

Es wird nicht noͤthig ſein, auf dieſe Vorſchlãge überhaupt näher einzugeben, Denn Sintenis 
hält jie wol felbft nicht mehr fehl und wird yon feiner Bekämpfung der Godification ahgefonsmen 
fein, da er in den legten fünf. Jahren ald Gommiller feines Landesherrn für die ſächſtiſch⸗ 
Giviltehtöcodification, an der ih auch Anhalt betheiligte, shätig war. 6) Aber dad mug man 
Sintenid und den Gegnern der Gobification zugeben, daß im Privatrecht das Bedürfniß der 
Godifisation keineswegs In der Weife dringend ift, wie +3 im Strafreht und Proceß der Hall 
war, weil im gemeinen Privatrecht wenigſtens materiell die Grundlage eine gute iſt. Iſolirte 
Codificationen des Privatrechts in. jebem einzelnen Stagte des gemeinen Rechtz würden Die 
traurigfie Spaltung und einen noch weit fatalern Zuſtand herbeiführen, ald ed der gegenwärtige 
iſt, und flatt ihrer wäre e& weit gexathener, günftigere Beiten abzuwarten und durch Entſchei⸗ 
dung wichtiger Controverſen (was. ſchon Längft hätte geſchehen tollen) auf größere Sicher⸗ 
heit und BZugarslichteit des Rei hinzuwirten. . 





vn, rar Sodification des Privatrechts, in dem (marburger) Archiv für praktiſche Rechtswiſſenſchaft, 
A 1 
8. 8. 4 Sintenis, Zur Ftage von ben Civilgeſetzbuͤchern (Leipzig 1858). 
8 Dal: übrigens die treffende Ausführung von Arndts in der münchener- Kritifchen Üiberfchau ver 
beutfchen Gefepgebung und Rechtswiſſenſchaft, I, 341 fg. 
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Auch Roth gibt zu, ed fei eine vollftändig begründete Klage, daß in vielen deutſchen Ländern 
das jegt geltende Recht kennen zu lernen für den Nichtjuriſten nit nur, ſondern auch für den Ju: 
riften unverhältnigmäßig ſchwierig fei. Er glaubt aber, viefem Übelſtande fünne durch Godiflcation 
nicht abgeholfen werden; er verweift auf Die Mafle von Novellen und Zufägen und abändernden 
Geſetzen, welche in Baiern, Oſterreich und Preußen bald nad Erlaflung ihrer Geſetzbücher Hätte 
folgen mäffen, und ift der Überzeugung, daß man auf dieſem Wege nie zu einem feſten und ge: 
fiherten Nechtszuſtande gelangen würde; viel leichter, ja ausſchließlich werde die Überſichtlichkeit 
des geltenden Rechts, welche ein dringendes Bedürfniß fei und vor allem mit vereinten Kräften 
hergeftellt werben ſollte, erreicht durch wiffenfhaftliche Bearbeitung der Landesrechte und zwar in 
einer |yftematiichen Entwickelung des gefammten im Lande geltenden Rechts mit Berückſichtigung 
aller Quellen und ver Praxis (alfo in einer Vereinigung, welde Sintenis verwarf), ein Aus: 
funftömittel, das man eigenthümliherweife noch faſt nirgends ergriffen habe, obwol dadurch nicht 
nur allen Klagen über Unzugänglichkeit ded Rechts mit einem male ein Ende gemadt, jondern 
Damit auch die unvermeibliche Borausfegung. aller Godification in den @inzelflaaten wie.einer 
gemeinen deutſchen feftgeftellt wäre. Allein diejes Heilmittel, durch welches die Codificatien 
entbehrlich werben joll, wird, von auderm ganz abgefehen, in den meiften Staaten des gemeinen 
Rechts niemals, bei den übrigen wenigftend nicht ausreichend ſich verwirkliden. Zwar kann uud 
wird eine tüchtige wiſſenſchaftliche Bearbeitung des beftehenden Rechts für feine Überſichtüchkeit 
und Zugänglicfeit wefentli helfen, und fehr mit Recht Hebt Noth hervor, daß die Negierungen 
folge Arbeiten mehr, als es biäher der all war, ermuntern und fördern follten; auch bilden 
tie eine ganz nothwendige Vorarbeit zu einer Codification, und jedenfalld muß jeder, welcher 
bei einer- Godification mitzuwirken berufen ift, es als einen weſentlichen Theil feined Berufs be⸗ 
trachten, vor allem zu feinem Gebxauche auf die von Roth bezeichnete Weiſe fein Landesrecht 
wiſſenſchaftlich zu bearbeiten unp es jo in Vollſtändigkeit zu überſehen. Aber die Erſcheinung, 
welche Roth eine eigenthündiche nennt, ift eine fehr erflärliche. 88 gehört viel Selbitverleug: 
nung dazu, in den beſchränkten Kreiſe-des Rechts eined der Staaten, in denen das gemeine 
Recht fih. erhalten hat, beinahe die ganze wiſſeuſchaftliche Thätigkeit aufgehen zu laffen; nur 
wenige Kräfte werben ſich finden, die Ach der Aufgabe einer „ſyſtematiſchen Cntwickelung des in 
einem Lande geltenden Rechts mit Berückſichtigung aller, au der gemeintehtlihen Quellen 
und der Praxis“ ganz hingeben können. Die Erfahrung hat diefed bewiefen, wie ſchon bie 
Überfiht zeigt, welche Roth von dem bisher auf dieſem Felde Geleifteten gibt. Das gegenfeitige 
befruchtende Zuſammenwirken vieler tüchtigen Kräfte fehlt auf ven beſchränkten Gebieten ber 
deutſchen Particularrechte; Die Unficherheit ver Grundlage unſers Privatrechtszuſtandes aber 
und alle vie Übelſtände, die eine Durchgreifende Reform deſſelben gebieten, koͤnnen durch tüchtige 
wiſſenſchaftliche Verſuche nicht Hefeitigt werren. Allerdings wird auch bei einer noch fo gelunge⸗ 
nen Godification eine von Zeit zu Zeit eintretenve legislatine Nachhülfe nöthig fein. Mängel’ 
find bei einem menſchlichen Werke nit zu vermeiden; das Leben, die Brarid wird auf manches 
führen, was überſehen wurde, auch Gontroverfen werden bald entſtehen, nur nicht fo tiefgrei- 
fende, principielle, felbft die ganze Grundlage des beftehenven Rechtszuſtandes angreifende, wie 
es bisher in der ausgedehnteſten Weife der Ball war; auch neue Bebürfniffe und neue Wand: 
Lungen im fosialen Leben werten von Zeit zu Zeit ein Eingreifen der Gejeggebung nöthig 
machen. Dies ift ein unvermeidliched Los, und fo fann man unbenenklih Noth zugeben, daß es 
geeignet fein merve, je nad 50 Jahren den oder einer Reviflon zu unterwerfen; ja die erfte 
Revifion eined neuen Goder wird ſchon weit früher nöthig fein. Allein daraus folgt nicht im 
geringften, daß man auf diejen Wege „nie zu einem feſten und geſicherten Rechtszuſtande ge- 
langen werde. Gin gründlich, umjihtig und mit möglichſter Bolkfänbigfrit gearbeiteter Codex 
wird ihn und im weſentlichen geben und in ganz anderer Weife geben, ald ed bei dem dermali⸗ 
gen Zuſtande des Privatrechts der Fall iſt; vor zahllofen übereilten legislativen Nachhülfen, 
Modificationen und Änderungen, wie ſie auf die öſterreichiſchen, preußiſchen und bairiſchen 
Geſetzbücher folgten, wird ung die. größere Befähigung ſchützen, auf die wir jetzt bei der Verfaf: 
fung eines Geſetzbuchs zählen pürkn. und auch ber Umſchwung, ber in einer andern wichtigen 
Beziehung eingetreten a die Wieverherftellung der unmittelbaren Ginwirfung des Volfes bei 
der Geſetzgebung durch feine Vertreter. Dieſe führt nothwendig auf eine größere Stetigfeit in 
ver Gefeggebung und fegt der Überflutung mit ephemeren Gefegen einen wohlthätigen Damm 
entgegen. Aber joll man, wenn deſſenungeachtet Nachhülfen ſtets nöthig bleiben werben, 
es aus diefem Grunde unterlaffen, das mögliche Beffere zu renlifiren? Die Römer hatten Jahr⸗ 
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hunderte fang für ſolche Nachhülfen ein lebendiges, ſtets thätiges, volköthümliches und zugleid 
die nothwendige Stetigkeit in Fortbildung des Nechts fiherndes Organ in ihren prätorifgen 
Edieten. Diefe Edicte aber waren zum großen Theile im wefentlichen, wenngleich in ganz eigen: 
thümlicher Korm, eine unter Mitwirkung der tüdtigften juriftifihen Kräfte und in ſtetem An 
ſchluſſe an vie im Volke lebende Rechtdanſicht verfuchte Codification bed praftifchen Privatrenhts, 
nur daß fie ihre äußere Autorität nicht von einen Geſetzgeber unmittelbar herleitete. Ein foldes 
Organ fehlt und und ift bel unfern Berhältnifien unmöglich, und fo müflen wir durch eine 
andere Codification forgen, welche aber möglihft an das beſtehende Recht, namentlich an vas 
roͤmiſche, ſoweit es unſer Recht geworben ift, jich anſchließt und für unfer Privatrecht eine ein- 
beimifche fihete und in ihrem formellen Beftanve jenem Zweifel entrücte Grundlage gibt, welche 
aus ſich felbft und in ihren Geiſte von der Wiſſenſchaft und Praxis fortzubilven ift, aber, wie 
gefagt, von Zeit zu Zeit legislative Nachhülfen nicht wird entbehren Eönnen. 

Dabei wird noch die Frage entftehen, ob nicht ein weiteres ergänzendes und vermittelndes 
Organ, auf das aud die Wiſſenſchaft wohlthätig befruchtend einwirken könnte, in dem Gewohn⸗ 
heitsrecht zu finden fei. Die preußifchen und Öfterreichifhen Eopificationen verneinen dieſe Frage; 
fie erfennen das Gewohnheitsrecht als ſolches nicht als Rechtsquelle an und ſprechen ihm an und 
für fich jeve Geltung ab. Died war freilich für die Zeiten, aus denen diefe Eodificationen ſtammen, 
nicht zu verwundern. Damals hatte man noch gar nicht recht das Bemußtfein von der Kraft und 
Bedeutung, die im Gewohnheitsrecht liegt. Man ging davon aus, daß alles Recht gemacht merke, 
und meinte, dazu komme nur den Organen ber Staatögemalt die nöthige Einficht zu. Aber 
auffallend erſcheint es, daß aud in unfern Zeiten, in denen man ven Werth und die Bedeutung 
des Gewohnheitsrechts begriffen hat, die gleiche Tendenz, das Gewohnheitsrecht als Nechtöquelle 
auszuſchließen, ſich geltend macht. Unſere neuen Strafgefegbücher gehen wol alle davon and, 
daß der Richter nur im Gefege und feinem Geifte das beſtehende Necht zu finden habe, und ver 
hefiifche Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs wie ber ältere und neuere fähftfche ſprechen 
dent Gewohnheitsrecht jede Geltung ab. Im Conflict damit ftehr jedoch das deutſche Handels⸗ 
geſetzbuch. Datfelbe räumt in feinem Bereiche dem Gewohnheitsrechte wenigſtens fubfipiäre Gel⸗ 
tung und zwar noch vor dem „allgemeinen bürgerlichen Rechte“ ein. Ob nicht auch dieje Ein: 
räumung an fi eine zu enge ift, darüber würde fich freiten lafien. Man wird fie aber mot 
durch den Zweck vertheidigen können, unter den gegebenen Verhälmifien Deutſchlands ein 
möglichft übereinftimmenves Recht zu fihern. 

Eine andere gewichtige Stimme, welde in mandem mit Roth zufammentrifft, ſchlagt einen 
andern Weg vor, auf welchem vie nothwendige Neform des Privatrechtszuſtandes realifitt wer⸗ 
ven follte. Danz beantragt in einer fharffinnigen und befonderd in dem, was barin über ber 
fähfifchen Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs und feine Motive ausgeführt wird, jehr 
beachtenswerthen Schrift) eine Verbindung ber „Incorporation“ des beſtehenden Rechts mit 
der Eopiflcation. Die Incorporation, welche er vorihlägt, iſt im weſentlichen das, was andert 
durch Eonfolidation bezeichnen. Er verfieht darunter „bie Sammlung, Sichtung und nord: 
mäßige Anoronung aller wirklich In einem Staate geltenden Geſetze“ mit ver Abſicht, „den 
Geſammtinhalt des bisherigen Rechts aufrecht zu erhaften und nur im Ginzelnen abzuändern". 
Eine folche Incorporation wolle keine neue Duelle des Rechts ſchaffen, ſondern nur ie alte 
reinigen; ihre Anverungen beftehen nur im Aufheben des nicht mehr Geltenſollenden, aber fie 
führe nicht nen ein; was fle aufnehme, gelte zwar, weil fie e8 aufgenommen, aber das Aufge⸗ 
nommene gelte ganz in dem alten Sinne; mie man den Sinn des incorporirten Gefeges bikher 
verſtanden Habe, fo folle er auch nach der Incorporation verflanden werden. Sie molfe nur dat, 
was die incorporirte Quelle ſchon vorher gewolft habe, das alte Recht objectiv fidjer in einem 
beftimmten Umfange erhalten und aufnehmen. Die Eodification dagegen, d.h. „die Zufammen: 
faffung und Nruformulirung des gefammten Rechts eines Staates, mie daſſelbe im Moment 
feiner Publication zum Bewußtfein gekommen ift und in diefem Sinne von diefem Momente 
an gelten foll“, gehe von völlig entgegengefetten Gefichtspunkten aus. Sie habe vie Abſicht, 
den Geſammtinhalt ves Rechts abzuändern und nur materiell Einzelnes zu erhalten; fie hebe 
formell alles auf und führe formell alles neu ein; nichts gelte Hei ihr im aften Sinne nis fol: 
chem, fei es auch diefem fo conferm als moͤglich; ver bisherige Sinn des alten Rechtsſatzes Irt 
bei ihr rechtlich völlig indifferent geworden und müfle es fein, weil nad) dem neuen codificirten 


29. AH Danz, Die Wirkung ber Codificationsformen auf das materielle Recht. Erlaͤutert durch 
Deifpiele aus dent Entwurf des bürgerlichen Geſetzbuchs für das Königreich Sachſen (Leipzig 1861). 
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Rechtsſatze der alte, an deſſen Stelle der neue getreten, rechtlich völlig beveutungsloß wurde; ihr 
Weſen jei eben, alles Recht zu umfaſſen, ſodaß e8 fein Recht gebe außer dem von ihr felbft ge- 
fegten. Man habe bei einem cobificirten Rechtöfage nicht einmal die Befugniß, deſſen Sinn 
und Bedeutung aus dem durch ihn aufgehobenen zu erklären; während dies bei der Aufhebung 
eines einzelnen Geſetzes durch ein anderes einzelnes neueres als Interpretationsmittel zuldffig 
und gebeten fei, müſſe dies bei ver Codification Ihrer eigenen Natur noch unzuläffig fein; fie 
fönne nur aus ſich felbft erklärt werden und müſſe ihrem Weſen nach völlig mit der Bergangen: 
heit brechen. Danz ift aber dabei nicht der Anfiht, daß alles wörtlich incorporirt werben foll; 
denn jede Duelle des Rechts werde Vorübergegangenes und Unzeitgemäßes an fi haben, und 
es ſei daher Aufgabe des Geſetzgebers, dieſes rein momentane und zeitliche Element des zu 
incorporirenden Geſetzes zu erfennen und auszufcheiden, ohne Weſentliches und Bleibendes zu 
verändern oder zu verwiſchen, und mit vieler Incorporation ſei die Bodification zu verbinden, 
foweit der zweifache Zwed es gebiete, einestheil® das vorhandene und noch lebendige Recht 
zufammenzufaflen, nicht aber zu befeitigen, anderntheils die Verhältniſſe, die einer neuen Nor: 
mirung bedürfen, geſetzgeberiſch mitdlefer zu verfehen. — Zumädft wird man gegen dieſe ſcharf⸗ 
finnig durdgeführte Anficht einzuwenden haben, daß fie das Verhältnig der Eopification zur 
Vergangenheit in einer Weife befligimt, die in der Natur der. Gopification keineswegs noth: 
wendig liegt. Eine Eobiflcation foll fich möglihft an vas beſtehende Recht anfchließen, ſie ſoll 
das, was im Rechtsbewußtſein des Volkes lebt und die ſocialen Verhältniffe durchdrungen hat, 
nicht ohne ganz dringende, überwiegende und unabmweisliche Gründe von fih ausftoßen, ſoll 
ſelbſt, wenn der Werth des Beſtehenden zweifelhaft ift, an demſelben fefthalten, folange nicht 
ganz Ear nachgewieſen werben Tann, daß man durch eine Neuerung entfchieden gewinnt. Ber: 
fährt eine Godiftcation auf diefe Weife, fo kann man nicht fagen, daß fie völlig mit ver Vergan⸗ 
genheit breche und daß der bisherige Sinn ver in den Codex aufgenommenen alten Rechtsſätze 
rechtlich völlig inbifferent gemorben fei. Jedes Recht ift aus feinen Quellen auszulegen und aus 
feiner geſchichtlichen Entwicelung ; auch das codifieirte Recht Hat feine Geſchichte, hängt, je mehr 
es fi an das Beſtehende anſchließt, mit der Vergangenheit zufammen und wir ganz weſentlich 
auß biefer zu interpretiren fein. Die beſſern Arbeiten über das preußiſche Landrecht, z. B. vie 
von Bornemann, die Arbeiten Unger's über das Öfterreichifähe Geſetzbuch geben hierfür genü- 
gende Beweije, und ſelbſt bei einem Theile dev Beifpiele, an welchen Danz feine entgegengefegte 
Behauptung vurdzuführen verſucht, wird man nachweiſen können, daß die betreffenden Säge, 
weiche in die Gopification aufgenommen werben follen, aus ven Auffaflungen, die bis dahin 
über fle geltend waren, auszulegen find. Allerdings entfheidet zunächft beim codiflcirten Recht 
der Sinn, der durch den Goder ausgedrückt werben follte, nicht der Sinn, in welchem das alte, 
in den Codex aufgenommene Recht biöher etwa gegolten hat; aber joweit dieſer Sinn zweifel: 
haft ift, müflen wir ihn auch beim cobifleirten Recht aus feinen Quellen, fomit aus dem alten 
Recht, ſoweit dieſes feine Duelle war, feflftelfen. Und gerade hierin ift es bei ver Incorvoration 
im weſentlichen nit anberd; nur wird bei ihr der legtere Ball die Regel fein. Auch nad Dan; 
ſoll hei dem zu, ncorporirenden mit dem Ausſcheiden des unbrauchbar Gewordenen unb mit‘ 
nothwendigen Änderungen In ähnlicher Weife verfahren werden, wie Kaifer Juſtinian bei jel- 
nen Incorporarionen es feinen Commiſſionen vorſchrieb. Es muß daher aud bei jevem incor⸗ 
porirten Rechte zunächſt auf den Sinn ankommen, den ber incorporirende Geſetzgeber mit dem 
Incorporirten verband, gerade wie bei dem codificirten Rechte. Einen ſchlagenden Beleg geben 
wol Juſtinian's Incorporationen, feine Digeften und fein Codex. Es ift allgemein anerkannt, 
daß man bei ihnen eine fogenannte interpretatio duplex attwenben, ven Sinn, den die incorpo⸗ 
rirte Duelle in ihrer urfprünglichen alten Geſtalt hatte, wohl unterſcheiden muß von dem Sinne, 
den ihr der Geſetzgeber bei der Incorporation und durch fie beilegte, und daß, wenn Hierin eine 
Abweichung nachweisbar ift, der Iegtere Sinn als der rechtlich, maßgebenve behandelt werben 
muß. Was aber die. Hauptfrage betrifft, ob und durch Incorporationen, wie le Danz vorſchlägt, 

geholfen werben Tann, jo müßte zunächſt bei einem ſolchen Vorſchlage der Gedanke an eine ge: 
meinfame deutfche Gefeggebung (an welcher auch die Staaten, welche bereits codificirt Haben, 
theilzunehmen hätten) ganz aufgegeben werben. Faßt man aber auch den Vorſchlag nur für 
die Staaten des gemeinen Rechts ind Auge, fo wäre es wol unzweifelhaft, daß bei der Incor- 
poration ihrer Barriculargefege ein Überall ſichtendes, änderndes und in großen Maſſen durch⸗ 

ſchneidendes Meſſer, eine gewaltige Annäherung an die Gobiflcation ganz unentbehrlich jein 
würde, mern dad Incorporirte auch nur ven bringendften Bedürfnifſe entfpredgen jollte. Aber 
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auch davon kann man abfehen und fi auf die Frage beſchränken, wie denn der Hauptſtoff ve 
Rechts jener Staaten, dad Roͤmiſche Recht, foweit ed noch gilt, und das deutfche Gewohnheits 
recht, welches mehr, ald man Häufig glaubt, befonvers in den Umbildungen des Römiſchen 
Rechts, eine Grundlage des gemeinen Deutſchen Rechts iſt, incorporirt werden fol? Dan; 
beantwortet dieſe Brage dahin: Die Säge des Roͤmiſchen Rechts, die noch beizubehalten ſeien, 
follen in deutfcher Sprache incorporirt werben; dabei koͤnne dann von einer ſubſidiären Gel: 
tung des Römiſchen Rechts im ganzen nicht mehr die Rede fein, aber der aufgenommene Theil 
würde gelten, wie er bisher gegolten, und bliebe echt nad feiner Quelle und erhoben über mo: 
mentaned Ginfehen und Verſtehen und erhalten. Gerade aber diefer Vorſchlag dürfte zeigen, 
daB eine Jucorporation; wie te Danz will, eine Unmöglichfeit iſt. Es ſoll das Römiſche Reh: 
incorporirt erden, „wie ed in Wahrheit ift, nicht wie es in Dem incorporirenden Geſetzgebe 
fi darftellt. &8 foU durch die Incorporation die Duelle ſelbſt erhalten werben, um auf diele 
Weile fiher zu fein, daß dev Inhalt der incoryorirten Rechtsſätze völlig und objectiv Dem gleid 
fei, den dieſelben vor ihr Hatten, mit dem, ven He nach ihr haben follen. Iſt dieſes aber bei 
einer Incorporation von Stüden des Roömiſchen Rechts in deutſcher Überſetzung irgend möglig, 
jelbft wenn man ganz von ben überall eingreifenden Umwandlungen abjeben wollte, melde dad 
Römiſche Recht durch das deutiche Gewohnheitsrecht erlitten hat? Man made ih nur ein Elared 
Bild von der Operation! Sollen die betreffenden Stellen bed Corpus juris lediglich in einer 
mörtlihen Uberjegung aufgenommen werden? Selbſt weun man diefes bejaben wollte, jo hat 
ſchon, von anderm abgefehen, die deutſche Überſetzung des Corpus juris bewieſen, Daß man es 
gar nicht überfegen Tann, ohne zugleich nad, alfen Seiten es auszulegen. Soll dieſe Üben: 
fegung und Auslegung gar nicht gelten, ſondern die urfprünglide Duelle maßgebend jein, 
aljo das Römische Recht in ſolchen Punkten ganz in ber alten Geſtalt, in welcher Juſtinian es 
und überlieferte, für den auzumendenben Sinn des Incorporirten allein entfcheidend fein? Was 
würde man dann durch eine ſolche Incorporation im wejentligen gewinnen? Wer übrigmd 
fähig fein würde, das Gold, welches im Römiſchen Rechte liegt, mit fiherm Auge zu erkennen 
und ed in der von Danz vorgeichlagenen Weiſe einem deutſchen Rechtsbuche zu incorporiren, 
ein folder miürrde gewiß auch befähigt fein, eine nach allen Seiten befriedigende Codification dei 
römiſch-deutſchen Rechts gu ſchaffen, und bei Diefer würden dann die großen Inconvenienzen 
wegfallen, die ein unvermeiblicjer Begleiter jener Incorporationen fein müßten. Danz berief 
ih fpäter (in der unten anzuführenden Schrift) noch darauf, „daß bie freieften Voͤlker bie 
Codification ftandhaft zurückgewieſen haben‘, und führt England und Nordamerika an. Es 
wäre intereffant, die Gründe, aus welhen England und Rorpamerifa noch nicht codificirt je: 
ben (daß legtere hat aber do ſchon ziemlich damit begonnen), und die Frage, wieweit dort der 
Privatrechtszuſtand ein befriedigender If, genauer zu unterfuchen. Aber es würde zu weit fü: 
ren, hier darauf weiter einzugehen. Es wird jedoch genügen, auf zwei Erſcheinungen aufmerkfam 
zu machen. Die Schweizer werden doch aud zu ben freieften Völkern zählen, aber die nieiſten 
Gantone- haben in unferus Iahrhundert eodificirt, namentlich im Privatrechte. Zur Zeit des 
finfenden Römiſchen Reichs Dagegen und nad) längft untergangener Freiheit fchritten die römi⸗ 
ſchen Imperatoren nicht zu Codificationen; fie incorporirten, Theodoſius in feinem Gober, 
Juſtinian in feinem Gober und in feinen Digeften und bie ſpätern byzantinifhen Impera⸗ 
toren in einer Weife, wie Danz eine. Incorporation des Roͤmiſchen Rechts für. unfere Zeit vor: 
ſchlägt, in den Bafllifen! Ubrigens werden mir und Danz am Ende nicht fo fehr auseinander! 
geben. Auch er will ein das ganze Privatrecht umfaſſendes Geſetzbuch; er will es bilden durth 
Codification und Incorporation, er will durch ſeine Jucorporation den Zuſammenhang mil 
dem frühern Rechte und den Sinn und Inhalt deſſelben feſthalten. In allem dieſem wird man 
auch bei einer Codification, wenn fie In der rechten Weile gemacht wird, ſich dent, was er errei⸗ 
hen will, fehr nähern; nur in feiner Incorporationdform und in feiner Charakteriſtik ver Codi⸗ 
ftcation im Gegenfag zur Incosporation wird man ihm nicht beitreten fönnen. 

Hiernach fönnen wir auch in einer Incorporation fein Heilmittel für vie Zuftände unferd 
Privatrechts finden, und fo fonımen wir auf das Rejultat, daß nur durch Godification geholfen 


x werden fann. 
Aber find wir überhaupt fähig, dad Privatrecht auf eine befriedigende Weiſe zu codi⸗ 


foren? Diefes ſtellte Savigny im Jahre 1814 in Abrede und fuchte die Negation dieſer Ve⸗ 


fähigung an drei Codificationen, dem preußifchen Landrecht, dem öfterreichifchen bürgerlichen 
Geſetz huch und dem franzöſiſchen Code civil nachzuweiſen. Allein die Verhältniſſe Haben ſich 
inzwiſchan weſentlich geändert. Bor mehr als 40 Jahren in Deutſchland den Beruf zur Gele: 


- 


a) 
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gebung auf dem Gebiete des Privatrechts zu leugnen, hatte ſeine unverkennbare Berechtigung. 
Das verfloſſene Jahrhundert war für das Privatrecht eine Zeit der Stagnation; erſt am Ende 
deſſelben und im Anfange unſers Jahrhunderts fing die Rechtswiſſenſchaft von ihr wieder zu 
erwachen an, ein neuer Geiſt erſtand und man fand und ging wieder den rechten Weg, der und 
allein zum wahren und allfeitigen Begreifen des Rechts führen Eonnte. Aber ed war nod eine 
unentwidelte Zeit, eine Zeit des Gärens, Schaffens und Werdens. Ein Geſetzbuch, in jener 
Zeit entftanden, lief noch zu jehr Gefahr, von dem Standpunkte, ven wir jegt in der Hauptſache 
einen überwundenen nennen fünmen, wefentlid zu leiden und in dem flarren Buchſtaben des 
Geſetzes die Irrwege der frühern Zeit zur maßgebenden Norm zu machen. Jetzt dagegen wird 
nıan den Kampf einen mit befriedigendem Erfolge größtentheild durchgekämpften nennen koͤn⸗ 
nen. Wir danken dies ganz weientli der Mitwirkung des großen Meifters, welcher jener Zeit 
den Beruf zur Privatrechtögefeggebung abſprach. Unferer Zeit ven Beruf und die Berechtigung 
zur Geſetzgebung abzufprechen, werden menige mehr gefonnen kein. Sollte man aber uud) je 
gegen dieje Befähigung noch Zweifel erheben, fo iſt es die gebieterifche Nothwendigkeit gegebe- 
ner Verhaͤlmiſſe, die und über jedes Bedenken hinmegjegen müßte. Mit Recht weift auch 
Arndts 8) auf die Erfahrung hin, daß in den Ländern ded gemeinen Rechts immer wieder und 
unabweiöbar der Wunſch nad Gopification emportaucht, Daß dagegen da, wo eine umfaflende 
Privatrechtsgeſetzgebung beftebt, ver Wunſch nach Vertauſchung wiefed Zuftandes mit der Herr: 
haft des gemeinen Civilrechts ſich nirgends hervorwagt. Auch wird es nicht leicht eine wichtige 
und durchgreifende Frage geben, in welcher die allgemeine Volksflimme mit der Überzeugung 
der Regierungen fo zufanmentrifft wie in biefer, und dadurch werben wir auch auf den Gebiete 
des Privatrechtd tie Codificationsfrage ald eine entihiehene betrachten können. Beinahe alle 
Ständeverfammlungen Deutſchlands verlangten in den leuten 30 Jahren dringend nach Codi⸗ 
fication, namentlich auch im Privatredgt; keine Regierung hat meines Willens jidy gegen dieſes 
Berlangen erflärt und die meiften Haben ausdrücklich die Berechtigung deſſelben anerkannt und 
bereitö mehr oder minder Schritte zur Verwirklichung ber ausgeſprochenen Wünſche gethan. 
Denn gehen wir die einzelnen Staaten Deutſchlands durch, fo ergibt fich auch für Die Privat- 
retöcodification folgendes Refultat: Dfterreih, Preußen, Baben haben längft cobiflcirt; das 
Großherzogthum Heſſen Hat ſchon vor längerer Zeit durch grünpfiche und mit vieler Umfiht 
gearbeitete Entwürfe eine Vrivatrechtscodification vorbereitet; Naffau hat ſchon vor längerer 
Zeit Die Abſicht audgeipeochen, zu einer Codification zu ſchreiten; das Königreih Sachen hat 
ih ebenfalls längft für Privarrechtscodification erflärt und ift bereits mit der Bublication fei- 
ned neuen bürgerlichen Geſetzbuchs beichäftigt; die thüringifchen Staaten mit Anhalt: Deflau 
Haben fi in weifer Erwägung des großen Gutes moͤglichſter Rechtseinheit bei Stämmen einer 
und derjelben Nation im Jahre 1856 zum Zwecke gemeinfamer Gopifkcation an das Königreich 
Sachſen angeſchloſſen; Baiern ift längſt mit einer Privatrechtscodification, die für Das ganze 
Reich beſtimmt ift, befchäftigt und hat vor kurzem den Entwurf eined Obligationenrechtd offi= 
eiell bekannt gemadt.?) Sein Rechtszuſtand mahnte ganz beſonders dringend dazu; er gibt 
feit 50 Jahren auf dem Gebiete des Privatrechts im Kleinern das Bild der Zerrifienheit, welches 
Deutihland im großen gibt. In einem großen Theile feines Gebiets gilt das ehemalige ge: 
meine roͤmiſch-deutſche Recht ale fubfintäres Recht; aber die dahin gehörigen Gebiete Tpalten 
fih gemaltig in fehr verſchiedene Particularrechte, Die in jedem derjelben gelten ; in einigen gilt 
der Maximilianiſche Cover von 1756, in andern das Particularreht, welches in ihnen be: 
flanden hatte, als fie unter bairiſche Herrichaft kamen, ſodaß in den verfihiedenen bairifchen Ge⸗ 
bieten des gemeinen Rechts mehr als zwei Dutzend verſchiedener Barticularrechte gelten. Da= 
gegen gilt in andern Theilen Baierns das gemeine deutſche Recht gar nicht mehr; denn in eini= 
gen ift die franzoͤſiſche Geſetz zebung, in andern das preußiiche Landrecht ganz an die Stelle des 
früheren Rechts getreten und gilt in ihnen noch! Ein ähnlicher Zuſtand drohte im Anfange die⸗ 
Ted Jahrhunderts in Würtemberg; allein König Friedrih von Würtemberg befeitigte ihn; er 
führte für ganz Neumitrtemberg das altwürtembergiiche Recht beinahe ohne Ausnahme gleich: 

8) S. überhaupt und auch in Beziehung auf den von Savigny erhobenen Einwand die in Note 6 
angeführte Ausführung von Arndts ımb befonders auch W. Bornemann, Die Rechtsentwidelung in 
Deutſchland und deren Zufunft (Berlin 1856), S. 45 fg., 69 fg. 

9) Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das Koͤnigreich Baiern (München 1861) (Thl. I ent⸗ 
hält ein Kapitel „von ben Rechtögefchäften‘‘ und Thl. II das „Recht der Schuldverhältniffe‘‘); Motive 


zum Entwurf eines bürgerlicher Gefegbuche für das Königreich Baiern (München 1861) (über die eben 


angeführten Theile). 


- 
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mäßig ein und hob das Recht, das bis dahin in demſelben beſtanden hatte, auf; zur Ergänzung 
dient für das ganze Königreich das gemeine römiſch-deutſche Recht. Aber auch Würtemberg 
bat ſchon längſt beihloflen, zu einer umfaſſenden Gopiflcation zu fihreiten. 

Es ergibt fich Hieraus, daß die Frage über Copification beinahe für ganz Deutſchland ent- 
fhieden.ift. Der Streit würde nur für wenige der kleinern veutfchen Staaten Bedeutung haben. 

Aber dle neueren Verhandlungen über dieſen Gegenſtand, namentlich die Ausführungen von 
Roth und Danz legen und einige Momente wieder beſonders nahe, die bei einer Codiſication 
des Privatrechts jehr im Auge zu behalten fein werben. 

Das eine if, mit einer Gobiftcation nicht zu raſch zu verfahren, bei vem, mad die Grunblage 
bed Rechts für Eünftige Genetationen fein fol, nicht auf einige Jahre mehr zu jehen, die man der 
grändlichen Durchbildung ver Arbeit opfert, namentlich auch über pen Entwurf, ehe er endlich feft- 
geftellt wird, nie öffentliche Stimme zu hören und die wiſſenſchaftlichen Kräfte Deutſchlands wie die 
Grfahrungen feiner Praktifer moͤglichſt zur Schaffung eines adden Werks zu benugen (vgl.aud 
Savigay, „Überven Beruf unſerer Zeit zur Befehgebung”‘, S. 92, 96) und eben damit die Noth⸗ 
wendigkeit, ſchon bald nad Publication des Eober zu durchgreifenden legislativen Nachbefferun- 
gen ſchreiten zu müflen, auf möglichft enge Grenzen zurüdtzuführen. Es liegt gewiß fehr nahe, zu 
fragen, wie denn.in vieſer Hinſicht bei einer deutſchen Privatrechtöcchification verfahren wurde, 
welche man eine beſonders bebentfame, wol bißjegt die bedeutſamſte unſers Jahrhunderts wird 
nennen koͤnnen, dem bürgerlichen Geſetzbuch für das Koͤnigreich Sachſen, das in dieſen Tagen 
von den Ständen angenomnen wurde. Diefes Geſetzbuch iſt die erſte deutſche Privatrechtocodi⸗ 
ficafion, vie in ven letzten funfzig Jahren zu Stande kam. In dieſer Zeit, ſeit ber legten ihr 
vorangegangenen Gobification, dem Öfterreichifchen Geſetzbuch von 1811, hat die deutſche Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, namentlich auf dem Gebiete Des Privatrechts, die gtoßartigften Fortſchritte in ihrer 
Reflauration gemacht, und. man ift daher berechtigt, einen hohen Maßſtab an das Geſetzbuch 
anzulegen. Es ſcheint aber bei dem Abſchluſſe des Werks der Kritik der deutſchen Wiſſenſchaft 
und Praxis nur ein fehr untergeordneter Werth beigelegt worden zu fein. Bei dem erſten Ent: 
wurfe bes Geſetzbuchs mar dieſes nicht ver Fall. Im Jahre 1846 wurde eine Commiſſion zur 
Abfaffung eines Civilgefetzbuchs niedergefetzt; ber Referent, welder ven Entwurf zunächft zu 
verfaffen hatte (Geheimrath; Held), volbendete feing Arbeit im Jahre 1852, und ber nach viel: 
fachen Berarhungen feſtgeſtellte Entwurf wurde am Schluffe des Jahres 1852 mit ausführlichen 
Motiven pur ven Druck bekanntgemacht; um vor. alten. Dingen die Kritik über ihn zu hören. 
Infolge diefer Kritik zog die Rogierung den Entwurf zurüd und faßte einen Plan, dem bie 
hoͤchſte Anerkennung za zollen iſt, näͤmlich mit ven ftammverwandten thüringiſchen Staaten ſich 
zu ‚einer gemeinſamen Civilrechtscobiſication zu vereinigen. Im Jahre 1856 trat eine aus 
Depptirten bed Königreihs Sachſen, der.thürkngifchen Staaten und des Herzogthums Anhalt⸗ 
Defau ‚gebildete Commiffion in. Dreßven zufanınm (Referent Geheimrath Held und nach 
deffen Ableben vom Frühjahr 1857 an Geh. Zuſtizrath Siebenbaar). Im März 1860 hatte 
diefe Commiſſion den Entwurf, eine ganz neue Arbeit, in ber erfien Leſung vollendet, und nun 
ſchritt fie Tofort, ohne Daß der Entwurf: vorher. watch. den Drud bekannt gemacht worden wäre, 
zw. einer zweiten Leſung und befinitiven Feſtſtellung veffelben,, mit der fie in ſehr kurzer Zeit, 
gegen Ende des Mai 1860, zu Stande kam. Dann erſt wurde der fo feſtgeſtellte Entwurf ge: 
druckt und jofort (im. December 1860). dem verfanmielim Landtage vorgelegt, während des 
Landtags von ven Deputationen beider Kammern begutachtet und kurz vor dem Schluſſe deſſel⸗ 
ben von dev Ständeverſammlung mit einzelnen Movifrationen angenommen (Juli 1861). 
Des dentihen Wiſſenſchaft war fonach nicht. vie Möglichkeit gegeben, noch vor ber ſtäudiſchen 
Berathung des Entwurfs eine vurthgreifende, umfaſſende Kritik des aud 2653 Paragraphen 
beſtehrnden Werks zu geben. Man hielt es nicht für noͤthig, und fofort erhoben ſich auch 
offentlich, wie ſchon früher für den Held'jchen, ſo auch für den neuen Entwurf Stimmen, 
von welchen bie Bedeutung und der Werth einer wiſſenſchaftlichen Kritlk für eine ſolche Co⸗ 
dification überhaupt in Zweifel gezögen wurde; dabei wurden non folden Stimmen biejeni- 
gen, welche vie Überzeugung ausfprachen, daß man über das Werf vor allem die Kritik 
Deutſchlands hören und. benugen, folkte, nad verſchiedenen Richtungen verbädtigt. 10) Es 
fönnte freili eine Reihe. von Thatſachen aus ältern und neuern Zeiten angeführt werden, 


10) Ein merkwarvigee Beiſpiel, wieweit in der —* wiſſenſchaftlicher Kritik und in 
maßloſen Verdaͤchti gungen derjenigen, welche „&eguer des Entwurfs" genannt werden, gegangen wurde, 
gibt befonders ein Gorrefpondent im Dresdner Journal, Sabre. 1861, Nr. 122. 
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Durch welche ſolche Anſichten über die Bedeutungsloſigkeit der wiſſenſchaftlichen Kritik für legis- 
lative, von Commiſfionen ausgearbeitete Verfuche ſchlagend widerlegt werben. Doc wir» es 
nicht nöthig fein, darauf näher einzugehen. Nur eins iſt hier zu berühren, ein täuſchender 
Schein, welden ein gegen die Bedeutung wiſſenſchaftlicher Kritif häufig vorgebrachtes Argument 
Hat und durch den bei manchen, namentlich bei Laien, leicht das Urtheil getrübt werben koönnte. 
Man jagt, Meinungdverfchiebenheiten, zumal bei Kragen, die in der Wiflenfchaft beflritten find, 
werben fi nie ganz heben laffen; jeber Kritiker were von feinem concreten wiſſenſchaftlichen 
Standpunkte aud an jeder legislativen Arbeit manches audzufegen haben; ein Geſetzbuch zu 
Stande: zu buingen, welhem alle in allem beiſtimmen, ſei eine Unmoͤglichleit. Dies ift freilich 
‚ganz richtig, aber davon handelt es ſich bei der Frage nicht, und auch nicht von bloßen „Kleinen 
Berbeflerungen”, weiche etiwa noch anzubringen möglich fein möchte. Man wird uamentlich den 
Verfaſſern eined Entwurfs in ver Regel es nicht zum Vorwurfe machen können, wenn fie bei Fra⸗ 
„gen, über die fih auf dem Gebiete der Wiſſenſchaft und Praxis die Anfichten competenter Vertreter 
der Wiſſenſchaft und Braris ſpalten, einer dieſer Anſichten den Vorzug geben. Aber es lafien fi 
ganz andere Audftellungen gegen einen Entwurf als möglich denken, melde anf Beachtung den 
gegründetiten Anjprud haben würden und,. wenn fie gehörig nachgewi⸗ſen werben, nicht unbe: 
rüdjichtigt bleiben jollten. Dahin wird unter andern gehören, wenn nachgewieſen werben 
könnte, daß ein Entwurf in einzelnen Beflimmungen Widerſprüche oder linvereinbarfeiten 
enthält, feine Principien nicht immer conjequent buchführt, das praktiſche Bedürfniß nicht 
überall gehörig berückſichtigte, mit Anderungen am beſtehenden Rechte zu raſch verfubr und 
auitunter in gefundes Fleisch ſchnitt, das, was dem Gelege, und das, was Der Schule angehört, 
nit gehörig trennte u. dgl. Daß Ausfellungen folder Art auch gegen den angeführten Ent- 
wurf, odwol er nach vielen Seiten die entfchievenfte Anerkennung verdient und weit über dem 
frühen Entwurfe fleht, gemacht merben fönnten, war mir bald nad feinem Erſcheinen nicht 
zweifelhaft, und ich fönnte auch namhafte Juriften, Die namentlich in gründliher Kenntniß des 
ſächſifchen Rechts keinen nahflehen, anführen, die mit mir derfelben Anlicht waren. Auch 
haben e8 ſchon bewährte Bearbeiter des Privatrechts, deren Gompetenz zu einer ſolchen Beur- 
theilung außer Zweifel if, in einigen Beziehungen uadgewiejen. 2) Nur gingen, mad das 
Materielle betrifft, nach zwei verfchievenen Richtungen Arndts, Danz und Unger in der Sache 
zu weit, Danz darin, daß er gegen eine Gohification des gefammten Privatrechts im Gegenſatz 
zur bloßen Incorporation fi erklärte, Unger namentlid darin, daß er dem Entwurfe mitunter 
aud hei Fragen, die fehr beftritten find, ed zum Vorwurf macht, einer dieſer beſtrittenen, aber 
von competenten Stinimen vertretenen Anfichten gefolgt zu fein oder an der in Sachen herr: 
ſchenden Auffafiung feftgehalten zu haben. . oo. 

Ein andered Moment, welches man bei einer Privatrehtäcobification im Auge zu behalten 
haben wird, ift moͤglichſte Vollſtändigkeit. Solleine ſolche Codification pen Bedürfniffen entipre= 
hen und wahrhaft ihre Zwecke erfüllen, fo muß ſie ſich wirklich aud über das ganze Vrinatrecht 
erſtrecken. In diefer Hinſicht war das preußifche Landrecht auf dem richfigen, Has oͤſterreichiſche 
Geſetzbuch dagegen auf einem durchaus verfehltem Wege. Das ſächſiſche Geſetzhuch ſteht auch 
hierin weit über dem öfterreichifchen Geſetzbuche und über. dem frühern ſächſiſchen Gntwurfz doc) 
— — — — a ee 2 BE 

11) H. Unger, Der .ropibirte Enmmnrf' eines birgertichen Geſetzbuchtz fuür das Konitzteich Sach⸗ 
ſen (eeipaig KBR1), mans; Dor repidithe faͤchſtſche Entmurſ und fein Vertheidiger Dr. K. M. Rich⸗ 
mann. ine. Replik (Wien 1861). 6. A. A. Danz, a. a. O., und: Die Vertheidi pas. dee xevi⸗ 
dirten Entwurfs eines bürgerlichen Geſetzbuchs u. ſ. w, durch Dr.. "RM; Bohgmann © eipzig 1861). 
Arndts in mehreren Arbeiten in ver Allgemeinen Öfterreichifchen Gerichtszeltung, Jahrg. 1861, "welche 
in der angeführten‘ Replif von Unger &. 45-34 bgenrudt ſind. Gegen biefe And andere Stimmen, 
die fich im Eingehen gegen ben Entwurf und ſeine fofostige Exhebang zum Gefetz ausſprechen, iſt ges 
richte: Balgaann, Die Gegner des revidirten Eutwurfs eines bürgerlichen Geſetzburhe für das 
Königreich .Sachlen Ein Wort für den Entwurf Eeipzig 1861), und: Dyplif in der ſachfiſchen 
Givitgefehgebunge rage gegen die Replifen der DD, Danz, Unger, Arndts (Leipzig 1861). Bei biefen 
beiden Schriften Poſchmaͤnn's wird man dem aufrichtigen Bedauern durchaus beitreten müſſen, welches 
Danz über den Ton ausſpricht, zu dem ein Mann, dem er feiner wiſſenſchaftlichen Leiſtungen wegen 
achten müßt ,. ſich im Sfer der Verteidigung hinreißen laſſen Ionnte. Ga wirb nur' eine Stimme ber 
Bnisnik ung über die Weife fein Bönnen, ın. melden Poſchmann diejenigen, welche pr Gegner des 

utwurfs nennt, verdächtigt und von einem „harieigetriebe” derfelben fpricht, und über bie a N 
welche er gegen Unger gebraucht, der als Civiliſt und Bearbeiter des öfterreichifchen Privattedhts die 
alfgemeinfte Anerfennung genießt. Seine Duplif geht fogar fo weit, der Kritif Unger's nicht blos andere 
als wißenſchaftliche Tendenzen, fondern ſogar Erdichtungen oder Entflellungen von Thatſachen varzu- 
werfen, wegen deren auf Art. 128 des füchfifchen Strafgefegbuche Bingewiefen wird! cn: 0.0 
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wird man auch bei ihm gegen den Plan, den es in dieſer Hinſicht befolgt, in Einzelnem Beden⸗ 
ken erheben müflen, z. B. daß das materielle Concursrecht, welches der frühere Entwurf ent⸗ 
hielt, ganz ausgeſchloſſen und der Proceßgeſetzgebung vorbehalten wurde und daß nach dem 
Publicationsgeſetze auch „alle in Verwaltungẽgeſetzen zugleich über Gegenſtände des bürger⸗ 
lichen Rechts mit enthaltenen Beſtimmungen“ in Kraft bleiben ſollen, ohne daß dieſelben irgend 
näher bezeichnet worden wären. . 

Großes Gewicht bei einer Codification ift noch auf die Mitwirkung der Stände bei ber 
Geſetzgebung zu legen. Sie wird, wenn fie ji, wie es fein foll, geltend macht, eine bedeutende 
Gewähr fire volksthlimliches Recht und gegen Tibereilung in der Geſetzgebung geben. Die Ber- 
hältniffe ſtud in dieſer Hinficht ganz andere geworben. Beinahe in allen Staaten Deutſchlands, 
auch in Preußen und in Oſterreich, welches in diefem Jahre in ven Ktreld der conftitutionellen 
Staaten eingetreten ift, kann ein Geſetz nur mit Zuflinnmung der Vertreter des Volkes zu 
Stande fommen. Mari ift zum altveutichen Rechte zurückgekehrt, nad) welchem das geltende 
Recht nicht blos in einer Eirhnen Fiction, Tonvern in Wirklichkeit durch den allgemeinen Willen 
gefegt werben foll. Freilich hat, befonders bei umfaffenden Gefeggebungen, dieſe Mitwirkung 
der Stände auch fehon manche Anfechtungen erfahren. Man beruft fi namentlid darauf, daß 
durch ſtändiſche Beglüffenicht felten der Zufammenhang des Geſetzes geftört werde und Wiber- 
ſprüche in daflelbe kommen. Allein wies iſt großentheils unbegründet; ſoweit es aber begründet 
jein jollte, würde die Schuld hauptſächlich auf diejenigen Organe der Regierung fällen, die bei 
der Staͤndeverſammlung das Gefeg durchzuführen haben. Diefe follen und mäſſen willen, wie 
ein ftändifcher Beſchluß zum Ganzen jich verhält; ihre Sache iſt e8, auf ven Zufamntenhang des 
Ganzen und auf den Widerſpruch, den etwa ber Befhlug mit dem Übrigen Inhalt des Gefetzes 
herbeiführen würde, aufmerkfam zu marhen und ihn nachzuweiſen; und gelingt ihnen dieſes, fo 
wird man nicht leicht einen Ball anführen koͤnnen, in welchem vie Stände auf ſolchen Beſchlüfſen 
beharrt hätten. Was aber den woßlthätigen Einfluß der ſtändiſchen Wirkſamkeit auf die Geſeg⸗ 
gebung betrifft, fo fann man unbedenklich auf den größern Theil derjenigen umfaflendern Geſetze, 
die in Deutfchland feit dem ſächſiſchen Criminalgeſetzbuche, dem erften unter ſtändiſcher Mitwir- 
fung zu Stande gelommenen; gegeben wurden, Binweifen. Wie wäre z. B. das würtembergiſche 
Strafgeſetzbuch ausgefallen, wenn nit die Stände mehr ald 400 Anverungen an denrfelben 
beſchloſſen Hätten, und auch von dem ſächſiſchen Criminalgeſetzbuche wird man fagen können, 
daß ed den Ständen ganz weſentliche Verbeflerungen verdankt. Allerdings. ift die Einzeldera- 
thung eines größern Gefeges in Ständeverſammlungen eine ſchwierige und überaus zeitraus 
bende Arbeit. Allein eine ſolche ift auch nicht durchaus nothwendig; wenn den Commiſſionen, 
bie das Vertrauen ver Kammern baben, gehörige Zeit eingeräumt wird, gründliche Berichte zu 
serfaflen, wenn ſie Über den Entwurf die Öffentliche Stinnme hören und wiſſenſchaftliche Kritiken 
benugen koͤnnen, wenn ſie vor der Feſtſtellung ihres Berichts mit einer von der Megierung 
beftelten Commiſſion ſich ſoweit möglich iu verftändigen fuchen, dann wird ed nit nöthig fein, 
daß die Kammer in alles Einzelne bei ver Berathung eingeht, wenngleich man den einzelnen 
Mitgliedern nie das Necht wird abfchneiden können, über einzelne Artikel Anträge zu machen. 1?) 

Stehen nun die meiften deutfhen Staaten auf dem Punkte, im Criminalrecht, Griminal- 
proceß, Eivilproceh, Privatrecht und felbft noch in andern Gebieten zu codifieiren, ſoweit fie es 
bisjegt no nicht gethan haben, fa liegt der Gedanke an eine gemeinfame deutſche Godification 
(au mit Theilnahme der Staaten, welche bereits codificirt Haben) und. Die Frage, ob fie zu 
wünſchen und durchführbar fei, fehr nahe. Diefe Frage ift bid in bie nenefle Zeit eine nicht 
unbeftrittene; doch find die Stimmen, die ſich gegen eine gemeinfame deutſche Eodification geltend 
machten, entſchieden in der Minderheit. Auch muß man bei ihnen zwei verfchiedene Richtungen 
wohl trennen. Einige find gegen eine gemeinſame deutfche Godification, wenigftens-im Privat: 
rechte, deohalb, weil jie überhaupt gegen Godiflcationen find, andere dagegen flellen auch an 
ih die Nothwendigkeit, Nüglichkeit und Durchführbarkeit einer Vereinigung der dentſchen 
Staaten zu einer gemeinfamen Codiflcation in Abrede. Diefe letztere Anficht ift in der neuelten - 
Zeit namentlih von Roth, in feiner mehrfad) angeführten Abhandlung in ſcharffinniger Weife 
vertreten worden. Aber auch er gehört blos für das Gebiet des Privatrecht zu den Berneinenz 
den, nicht auch für die Proceffe und für das Criminalrecht, obwol die Vorausſetzungen, die i 
bei den Proceffen und beim Criminalrechte auf ein anderes Refultat Führen, auch beim Priva 





42) Rod; Genaueres über die Ausübung ber Gefepgebungegewalt unter Theilnahme von Ständ: 
verjammlungen führte ich im Archiv des Eriminaltecdhte, Jahrg. 1839, ©. 345 fg., aus. 
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rechte großentheil® vorlagen, ganz abgefehen davon, daß gerade beim Privatrecht noch ganz 
befonvere Momente dringend für größere Einheit des Rechts ſprechen. 

Der Rechtseinheit einen „abſoluten Werth” beilegen, ein großes Reich, „deſſen Einheit in 
eittem Zollverein, Gleichheit von Münze, Maß, Gewicht und gemeinfamen Civil: und Crimi⸗ 
nalgeſetzbüchern befteht, als das hödhfte Ideal irdiſcher Glückſeligkeit zu preifen”, dies wird ben 
Vertheidigern gemeinfaner deutfcher Gefeggebung mol nit einfallen; auch werben fle meit 
entfernt fein „das Recht unter ben gleichen Geſichtspunkten mie Münze, Maß und Gewicht zu 
betrachten” ; ebenfo wenig werben fle behaupten, „daß eine Bereinigung in der Givilgefeßgebung 
für die politifche Ginigung nothwendig' fei. Aber menn Roth in Teterer Beziehung auch ihre 
Nüslichkeit negirt, fo wird man biefer Anſicht ganz entſchieden entgegentreten müffen. Aller- 
dings gibt e8 noch anderes, wodurch für die Stämme berfelben Nation der Werth einer Einheit 
des Privatrechts, Proceſſes und Criminalrechts weit überwogen wird. Bor allen gehört dahin 
die @ntmidelung und Sicherung der Bürgerlichen Freiheit, die durch eine Rechtseinheit nicht 
weſentlich bedingt iſt. In unfern Zeiten hat ſich die bürgerliche Sreiheit, wie jeder unbefangene 
und gerechte Beurtheiter zugeben wird, in einer folhen Weiſe ennvidelt, wie man fih berfelben 
in Deutichland in den legten drei Jahrhunderten nie zn erfreuen hatte, und wir werben z.B. troß 
der Gefpaltenheit im Privatrecht und In andern Reihtögebieten die von Deutichland lodgerifienen 
und mit Frankreich vereinigten Stämme um die Rechtseinheit, in der fle mit einem großen 
Reiche ſtehen, nicht beneiben, wenn eine ſolche Einheit mir ven Beſchränkungen der bürgerlichen 
und politiſchen Freiheit erfauft werben mußte, unter denen fie ſtehen. Wenn Roth ſich darauf 
beruft, daß in ven deutſchen Rheinlanden, ungeachtet fie mit Frankreich daſſelbe Recht gemein 
haben, neuerltch eine Stimmung hervorgetreten fei, die nichts weniger als franzöflfche Sympa⸗ 
thien verrathe, fo erklärt fi dies eben vurch die ferundäre Wichtigkeit einer Rechtseinheit. 
Meines Wiſſens legt man auch jeßt noch in ven bairiſchen, heſſiſchen und preußiſchen Rhein: 
fanden großen Werth auf die Rechtseinheit mit einem andern großen Ganzen, und fie würben 
ſchwer dazu zu bringen fein, diefe Gemeinſamkeit zu vertauſchen mit einem Particularrechte, dad 
auf die Grenzen des Staates, dem fle angehören, fich befchränfte. Aber ſehr natürlih und zu 
rühmen iſt e8, daß fie fich als Deutfche fühlen und daß fie in unfern Zeiten, in welchen die Ent⸗ 
widelung der deutſchen Freiheit die unverfennbarften Kortfhritte gemacht Hat, weit entfernt 
fein würden, die Fortdauer jener Gemeinſamkeit durch Zuſtände, wie fle in jenem benachbarten 
Reiche beſtehen, zu erfaufen; gewiß würden fle gern bereit fein, gegen ein gemeines deutſches, 
dem Geiſte ver Zeit und dem Standpunkte deutfcher Wiffenfchaft entfprechendes Net ihr fran= 
zoͤſtſches Recht fofort hinzugeben. ° | 

Aber über dem, mad wir nad) der einen Richtung beffgen, dürfen wir bie Übelſtände nicht 
überfehen, die noch in andern Richtungen beftehen, und dazu gehört beſonders Die Zerriffenheit 
und Spaltimg in unſerm Rechte. Eine fotche Zerrifienheit ift bei Stämmen derſelben durch ein 
politiſches Band verbundenen Natlon eine Unnatlirlihkelt, deren Nachtheile In den wichtigſten 
Intereffen fi fühlbar machen und die zur Lockerung jenes Bandes, zumal wenn feine Organi⸗ 
fation, wie es bei und bermalen ber Kalt tft, eine befriedigende nicht genannt werben fann, 
wefentlich beitragen muß. Wenn diefes verneint und namentlich auf das Beiſpiel der Schweiz 
und der nordamerifanifchen Staaten hingemwiefen wird, fo liegt darin ſchon an ſich megen der 
großen Verſchiedenheit ver Berhättniffe fein fchlagender Gegenbeweis; aud fängt ſelbſt in der 
Schweiz das Bedürfniß einer größern Gemeinſamkeit des Rechts ſich mehr und mehr geltend zu 
machen an, und was die norbamertfanifhen Rechtszuſtände Herrifft, fo wird man mit Redit 
fragen dürfen, ob denn biefe überhaupt irgend befriedigende zu nennen find und ob nicht gerabe 
die Spaltung In Rechte eine der Kauptveranlaffungen des eben audgebrohenen Bürgerkriegs 
war. Volksleben und Net flehen in’ der innigften Verbindung und Wechſelwirkung. Daß 
das Recht für das ganze Volksleben und für Entwidelung, Geift und Gefinnung eines Volkes 
von dem hedeutjaniften beftinimenven Einfluffe tft, wird niemand leugnen fönnen und wußten 
manche Eroberer fehr gut. Ebenfo wenig aber läßt fi dann der unberechenbare Werth in 
Abrede ſtellen, den für eine Nation die Gemeinſamkeit eines ihrem Geiſte und ihren Bedürf⸗ 
niffen entipredhenden Rechts haben muß. Die Gemeinfamfeit eines ſolchen Rechts würde dem 
in unferm Volke ſich mehr und mehr entwickelnden Drange nach Einheit zu großer Befriedigung 
geseichen, fie würde dem nationalen Bande, welches die deutſchen Stämme vereinigt, unendlich 
erhöhten Werth und neuen feften Halt geben, fie würde die nationalen Güter, für deren Erhal⸗ 
tung in Zeiten der Gefahr die Nation zu jedem Opfer bereit fein foll, in der bedeutſamſten 
Weiſe vermehren, fie würde endlich von unfhägbarer Bedeutung für die deutfche Rechtswifſen⸗ 
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ſchaft und Brarid und eben damit für gedeihliche Fortbildung des Rechts fein, während Wiſſen⸗ 
ſchaft und Praxis bei einem Zerſplittern ver Kräfte in mehr als zwanzig Codificationen ver- 
fümmern müßten, wie fie bisjegt fletS verfünmerten und verfumpften, wo ihre Wirkjamfeit 
auf einen £leinen Kreis beſchränkt war. Zwar beruft man fih darauf, daß Doch die deutſchen 
Partieularrechte vielfach materiell übereinflimmen, und Daß aud Sei ifolixten Godificationen 
der einzelnen deutſchen Staaten fletö eine große materielle Übereinftimmung fid finden were. 
Roth glaubt fogar, daß „die Möglichkeit der Entftehung allgemeiner Gewohnheiten” feinem 
Zweifel unterliege und alfo auch auf dieſe Weife inımerfort noch gemeinfanes Recht gebildet 
werden Fönne. Diefer Troft ift doch twol nur täufchender Schein. Eine materielle Übereinftim- 
mung bes Rechts, die nicht auf einer und derſelben formell geltenden Rechtsquelle beruht, ift in 
ihrer Geltung etwas Zufälliged.und durchaus Unſicheres und Preräres und gibt für wahre 
Gemeinjamfeit des Rechts gar Feine Gewähr, die Früchte der Wiflenfchaft und der Praris des 
einen Staates jind bei ihr für die andern Staaten von gar feiner unmittelbaren Bedeutung. 
Bine. folde zufällige Libereinflimmung der einzelnen. Barticularrechte, die übrigens nod weit 
zerflüfteter ift, als viele ſich vorftellen, kann und nie ein lebendiges praktiſches gemeinfames Recht 
Deutſchlands geben over erfegen. Dies iſt nur durch eine gemeinfane, das Banze beherrſchende 
und bie particulären Ausläufer in Harmonie fegende Geſetzgebung möglih. Was aber die von 
Roth behauptete Möglichkeit der Entflehung allgemeiner deutſcher Gewohnheitsrechte betrifft, 
fo ift Diele Möglichkeit bei den beſtehenden politifhen Verhältniffen und Bei dem Gange, ven bie 
Particulargefeggebung nahm, in der That völlig audgefchloffen. Es bedarf dies um jo weniger 
einer Ausführung, wenn man erwägt, daß die Staaten, welche codificirt Haben, dem Gewohn⸗ 
heitsrecht alle Geltung abſprechen wollen, daß namentlich auch für das Privatredt in Preußen 
und Oſterreich Died geichehen ift und in Sachſen durch fein neues Civilgeſetzbuch geſchehen wird. 
Die Wiffenfhaft aber hat nicht Die Macht, ein gemeined Recht auf Gebieten zu bilden, auf denen 
dad wirklich geltende Recht blod in der Form des Barticularidmus befteht. Machen wir ung 
nur ein ungeſchminktes Bild von unferm jegigen Rechtszuſtande und von den Zufländen, wie 
fie fi ergeben müflen, wenn vollends noch bie übrigen deutſchen Staaten jeder für ſich cobifieirt 
haben werden! Im Criminalrecht und Eriminalproceß wird alfervings die Spaltung weniger 
unmittelbar fühlbar fein, weil fie auf dieſen Gebieten für ven Verkehr und die ſocialen Verhält- 
niffe überhaupt nicht oder wenig von Beveutung ift. Geht man aber davon aus, daß dad Lebens⸗ 
element eined Rechts eine tüchtige Wiſſenſchaft und eine von der Wiſſenſchaft durchdrungene und 
getragene Praxis ift, jo müflen wir bei ven jegigen Zußänben unfers Strafrechts den entmuthi⸗ 
gendften Refultaten entgegenfehen. Wird bei einem in ein paar Dutzend Geſetzbuͤcher gefpalte- 
nen Deutſchland eine deutſche Strafrechtswiſſenſchaft und eine für Deutihland fruchtbringende 
Praris irgend möglich fein? Allerdings, Philoſophie und Geſchichte des Rechts bleiben gemein- 
fanı ; allein blos durch Philofophie und Geſchichte — und auf den meiften deutfchen Univerfitäten 
wird jegt ſchon im Criminalrecht blos Philofophie und Geſchichte vorgetragen — dadurch allein 
wird em tüchtiger Jurift nit gebildet, Wir haben das traurige Ergebniß vor uns, baf bie 
Criminalrechtswiſſenſchaft und Praxis der deutſchen Staaten eine durchaus particularifirte fein 
wird, und daß von. einem deutſchen Strafrecht ald einem pofitiven Recht und von einer deutſchen 
Strafrechtswiſſenſchaft, die ein lebendiges Recht Deutſchlands zu bearbeiten hätte, und von einer 
gemeinfanen deutſchen Strafrechtspraxis, durch Die das Recht weiter gebildet würde, gar nicht 
mehr die Rebe fein fann. Welchen ganz andern Reſultaten würden wir entgegenjehen fönnen, 
wenn die gefanmte Kraft der deutſchen Wiflenfchaft und Prarid in Bearbeitung, Anwendung 
und Fortbildung einer und verfelben Godification fi concentriren könnte! 13) Außerdem hat 
die Zerriffenheit in der Strafgefeggebung nod einen andern graben Nachtheil; fie muß auf pen 
Recröfinn des Volkes ganz irreführend einwirken. Zwar befleht, wie gejagt, unter den ver- 
Ihiedenen deutſchen Codificationen im Materiellen mannichfache Ubereinflimmung, welche da⸗ 
durch erhöht wurde, daß man immer bei den neuern legislativen Arbeiten die frühern zu benugen 
ſuchte. Aber nicht nur in unendlich vielem Einzelnen, jondern aud in vielen Principiellen be⸗ 
jteben unter ihnen bie größten Verſchiedenheiten. Man nehme nur z. B. dad ganze Strafenfgftem, 


. 





13) Für gemeinfame Strafrechtscobification f, befonders auch A. O. Krug, Ideen zu einer gemein= 
Samen Strafgefepgedung in Deutfchtand (Erlangen 1857), S. 4-10 (nur wird man ber großen Be⸗ 
ſchrankung, die er einer gemelnfamen Steafgefepgebung in Bezlehung auf den Gegenſtand geben will, 
entichieben entgegentreten. müflen) ; ſodann v. Braß, Ein gemeines deutiches Strafrecht, in der Zeit: 
ſchrift: Die Strafrechtepflege in Deutfchland, Jahrg. 1858, Heft 11, ©. 1—23, 
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in welchem die einzelnen Geſetzbücher in merkwürdiger Weiſe auseinander gehen, ferner die 
überaus wichtigen und maßgebenden Grundſätze über Verſuch, Theilnahme und über Behand- 
lung der Strafmilderungsgründe, in welchen namentlich die Geſetzgebungen, welche ſich von 
dem franzoͤſiſchen Rechte nur zu ſehr influenziren ließen, die preußiſche und mit ihr die olden⸗ 
burgiſche, die neuere würtembergifche und der neuefte bairiſche Entwurf von den übrigen 
Geiegbügern tief einſchneidend abweihen. Man nehme ferner das Strafmaß bei den einzelnen 
Verbrechen, in welden die Geſetzbücher beinahe durchweg differiren. Wie kann der Rechtsſinn 
eines Volkes z. B. es vereinbaren, wenn dieſelbe That in Preußen unter ein Strafmaß von 
Zuchthaus bis zu zwanzig Jahren fällt, welche in Sachſen höchſtens mit vier Jahren Zuchthaus 
befiraft wird, wenn in Preußen derjenige, welder jeine Geliebte auf ihr ernftliches Verlangen 
tödtet, als Mörder zum Tode verurtheilt, in Sachſen dagegen hoͤchſtens mit vier Jahren Frei⸗ 
Heitöfttafe beſtraft wird? Das Volk kann leicht am Ende dazu kommen, das Recht für etwas rein 
Willkürliches zu halten, deſſen deftfegung vom Belieben abhänge, und wohin eine ſolche unfelige 
Berirrung führen kann, haben wir vor nicht langer Zeit zu erfahren nur zu reiche Gelegenheit 
gehabt. 

Aber noch weit empfindlicher muß der Nachtheil einer durchgreifenden Rechtsverſchiedenheit 
im Civilproceß und beſonders im Vrivatrechte ſein, namentlich in den Theilen des Privatrechts, 
die auf den eigentlichen Verkehr ſich beziehen. Dadurch daß im Materiellen die verſchiedenen 
deurichen Privatrechte fo vielfach übereinftinmen, daß fogar noch ein kleinerer Theil Deutſchlands 
dieſelbe formelle Grundlage feined Privatrechts in ven ehemaligen gemeinen Rechte befiht (mad 
aber natürlich wegfällt, wenn einmal die einzelnen Staaten ihren Gobificationsplan ausgeführt 
haben werben), wird dem Übelſtande nicht weientlich abgeholfen. Im Ginzelnen, jelbit in vielem 
Principiellen gehen fie doch fo auseinander, daß nicht leicht ein Juriſt des einen deutjchen 
Staates es mogen wird, zu behaupten, daß er mit Sicherheit fagen £önne, was bei den benad- 
barten deutſchen Stämmen im Einzelnen Rechtens ift, daß fein Rechtsfreund feinem Glienten, der 
in einem andern deutihen Staate gegen feinen Gegner Recht zu juchen Hat, ganz zuverläffige 
Auskunft über fein Recht um» einen untrüglichen Rath über die einzufchlagenden Wege zu geben 
in Stande if! Welche Wictigkeit eine Rechtseinheit in dieſen Beziehungen hat, davon haben 
wir die Erfahrung ſchon in einem kleinen Anfange gemacht. Wie ſegensreich wirkt die deutſche 
Wechſelordnung für den Verkehr! Wie einig iſt man im Lobe dieſes gemeinſamen Rechts, 
eben und gerade deshalb, weil es ein gemeinſames iſt! Wie würde es von allen Seiten auf das 
tieffte bedauert werden, wenn vieſer Anfang der Gemeinſamkeit wieder verloren gehen oder bei 
ihm Halt gemacht werden follte, und welche zeihe Zukunft würbe unſerm deutſchen Privatrecht 
blühen, wenn vie beiten Kräfte Deutſchlands, die jept durch den Particularismus in trauriger 
Weiſe zerfplistert werden, ji in jeiner Pflege und Bortbildung vereinigen Eönnten! Zwar 
wurde fihon der Einwand erhoben, daß die Verhältniſſe der verſchiedenen Staaten Deutſchlands 
und ver Charakter ver einzelnen Volksſtämme zu beterogen feien, ald daß ein gemeinjames Pri- 
vatrecht für fie paflen over durchführbar fein würde. Allein viefer Einwand iſt nar fheinbar. 
Das Net, das in den verfhiedenen Staaten Deutſchlands gilt, beruht auf derjelben Wurzel, 
auf demfelben nationalen Grundgedanken, auf dem ehemaligen gemeinen Recht, wie ed durch 
deutſche Wiſſenſchaft und Praxis Hd} Forigebilvet hatte, und gerade in dem, worin bie einzelnen 
PBarticularrechte ammeiften voneinander abwichen, in der Auffaflung und Durchbildung mander 
germanifcgen Berhältniffe, hat die Gefeggebung der neuern Zeit mehr, ald man glaubt, bie 
Schwierigfeiten einer Vereinbarung gehoben, und andere Schwierigkeiten wird ber große Erjag, 
den die errungene Gemeinfamfeit des Rechts gewähren würde, leicht überwinden helfen. 

Dabei ift aber noch vor einem möglichen großen Miöverftänpniffe zu warnen. Die Gemein: 
jamfeit der Geſetzgebung, wie wir fie meinen, foll nicht eine abfolute, jede mögliche particular: 
rechtliche Bildung ausſchließende fein. Es ſoll nicht in dieſer Hinſicht alles nivellirt, ſondern 
dem berechtigten Particularismus fein echt erhalten und nur der unberechtigte befeitigt wer= 
den. Es werden immer noch mande Verhältniffe übrig bleiben , in denen die Gemeinfamfeit 
durchzuführen nicht blos äußerſt Schwierig, jondern auch ein ungeredtfertigter Gedanke fein 
würde. Es haben ſich z. B. die ehelihen Güterverhältniffe in den einzelnen Provinzen Deutſch⸗ 
lands in fehr verfchievener Weiſe feftgefegt, das Volt hat ſich in dieſelben fo hineingelebt unv 
ſie durchdringen fo ſehr alle Kebendverhältniffe, daß es nicht gerathen fein würde, in dieſer Be⸗ 
ziehung eine durchgreifende Binheit legislativ feflzuftellen. Und ſo wird ed au noch einzelue 
andere Berhältniffe geben, in melden vie Befugniß zu particularrechtlier Bildung vorzube- 
halten fein würde. Im ganzen iind ed aber nur wenige ſolcher Verhältniſſe, und dem Segen der 
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Gemeinſamkeit werden ſolche Particularrechte weſentlichen Eintrag nicht bringen, wenn nur in 
dem großen Ganzen die Gemeinſamkeit erreicht und die Particularrechte in harmoniſche Ve⸗ 
ziehung zu dieſem Ganzen geſetzt werden. Auch würde eine gemeinſame Gefeggebung ſelbſt in 
ſolchen dem Particularrecht vorzubehaltenden Verhältniſſen durch hypothetiſche Feftſtellungen 
in hohen Grade erſprießlich wirken koͤnnen, z. B. wenn man den einzelnen Staaten frei ließe, 
ob fie im ehelichen Güterverhältniſſe allgemeine Gütergemeinjhaft oder particuläre ober ein 
drittes Verhältniß als gefeßliche Otegel beibehalten wollen, dabei aber der gemeinſame Coder 
diefe Verhältniſſe genau normirte, theils für den Ball, daß ein Staat das eine oder das andere 
als Regel feftjegen würde, theils um für den Ball, wenn die Partien nach der. ihnen zufommen: 
ben Freiheit ihre Güterverhältniffe durch Verträge beſtimmen, eine fihere Nora zu haben, nad 
welcher das vereinbarte Verhältniß zu beurtheilen if. Man kann fi in dieſer Hinficht ſelbſt 
auf Savigny, den Gegner der Codification im Privatrecht, berufen. Er rühmt nad gewiſſen 
" Seiten den Zuſtand des Vrivatrechts, wie er früher in Dentſchland allgemein war, die Manniq⸗ 
faltigkeit und Eigenthümlichkeit im Einzelnen, aber „als Grundlage überall das gemeine Nett, 
welches alle deutſchen Volksſtämme an ihre unauflösliche Einheit erinnerte‘. Dieſe Grund⸗ 
lage haben wir nun verloren; nur eine gemeinfame Gobification kann fle und wieder erfegen! 

Bon den Gegnern einer gemeinfamen Codification des Civilrechts, namentlich von Roth, 
wird noch auf die Schwierigkeit ver Ausführung, ja auf ihre Unmöglichkeit hingewieſen. Allein 
gerade in ben letzten Jahren ift ganz Wefentliches zur Hebung diefer Schwierigkeiten geſchehen. 
Zwar will Roth die Berufung auf das gemeinfame Wechſelrecht und Handelsrecht nicht gelten 
lafjen. Aber wol fehr mit Unrecht. Gerade daß jetzt zu Stande gekommene Handelsgeſetzbuch 
beweiſt, was auf einem ver ſchwierigſten Bebiete, auf dem die Anſichten in hohen Grabe aus: 
einanber gingen und die verſchiedenſten Intereflen collivirten, ein ernftlicher redlicher Wille zu 
wirfen vermag. Will man aber auch dieſes nit ald Beweis gelten laffen, fo find gerade bie 
Schwierigkeiten, die Roth beſonders betont, im twefentlihen gehoben. Er wirft hauptſächlich 
bie Frage auf, wie denn Oſterreich und Preußen zu einer gemeinfanien Godiflcation fi ver: 
halten würden, und Eommt bei ihrer Beantivortung auf eine troftlofe Ausſicht. Er hebt bie 
große Berjchievenheit heraus, melde zwiſchen dem preußifchen Landrecht und dem öfterreigi- 
fen Geſetzbuche in der Auffaffung der Aufgabe einer Privatrechtscodification herrſcht, ferner 
die vielfachen Beziehungen, in denen das Cbilrecht mit dem öffentlichen Rechte ſteht, und bie 
größe nit ausgleichbare Differenz, die in dieſer Hinſicht zwiſchen Preußen und Ofterreiä be: 


ſtehe, und meint, e8 ſei nicht möglich, daß Preußen und Ofterreih unter fi) oder mit den | 


fleinern Staaten über die Regelung ver Standesverhältnifie, die Stellung der verſchiedenen 
Confeſſionen, die privatrechtlihen Beziehungen des Fiscus, der Kirchengefellichaften und Ge: 
meinden, des Grundbeſitzes — Freiheit oder Gebundenheit — in Berathung treten. Sollte bird 
in der That fich fo verhalten? Sind denn nicht Schon eine Reihe ver Anftände, melde Roih her: 
aushebt, ganz gehoben geweſen, ald er jeine Abhandlung ſchrieb? Und inzwiſchen ift darin noch 
ein bebeutenberer Schritt geſchehen. Die gemeinfame Regelung ver Standesverhältnifle, info: 


weit fie auf dad Privatrecht Beziehung haben Eönnen, und die Frage über Freiheit oder Gebul: 


denheit des Grundeigenthums konnten ſchon feit längerer Zeit einer Vereinigung zwiſchen 
Breußen und Oſterreich und den übrigen dentſchen Staaten, wenn man von den letztern vorerſt 
noch einige wenige Kleinere, z. B. Mecklenburg ausnimmt, durchaus nicht mehr eine ernſte 
Schwierigkeit bereiten, und feitvem Ofterreich ſich entichluffen hat, in die Reihe der conflitu: 
tionellen Staaten einzutreten und auch in der rechtlichen Stellung der verfchienenen Confeſſionen 
endlich die Bundesacte zu vollziehen, und felbft noch weiter als dieſe zu gehen im Begriffe if, 
jind ja auch für Diefe Stellung wie für die der Kirchengeſellſchaften und Gemeinden und für die 
privatrechtlichen Beziehungen des Fiscus die einer Vereinbarung entgegenftehenven Hinderniſſe 
im wejentlihen völlig befeitigt. Allerdings bleiben noch viele andere principielle Differenzen 
übrig. Allein theild werden fich dieſe mit demſelben Sinne befeitigen laſſen, mit melchem gropt 
und eingreifende Differenzen auf dem Gebiete des Handelsrechts befeitigt wurden, theils handelt 
es ſich ja nicht von einer nach allen und jeden Beziehungen durchzuführenden -Benreinfamteit, 
nit von „einer gemeinfanen Gefeggebung in dem Umfange des franzdſiſchen Geſetzbuch!. 
Für Einzelne mögen, wie ſchon auögeführt wurde, particuläre Beftimmungen vorbehalten 
bleiben; wenn wir nur im großen Ganzen eine gemeinfane Rechtsquelle Haben, fo mögen mit 
uns an biefer Errungenſchaft und deren wohlthätigen Folgen für Leben und Wiſſenſchaft voreift 
genügen laſſen, und follte felbft nicht darauf zu rechnen fein, daß alle deutſchen Staaten ſich an 
dem gemeinfamen Werke betheiligen, fo darf dies nicht irre machen; die, melche ſich ausſchließen, 





Gefetz gebung 509 


werben nicht Lunge iſolirt bleiben, wenn nur einmal dad Problem einer gemeinſamen Geſetz⸗ 
gebung von den andern Staaten gelöft iſt. | 

Allerdings haben wir keine gemeinjame gefeggebenve Gewalt, von welcher die Löjung biefed 
Problems ausgehen könnte. Der Bundesverſammlung fomnıt eine ſolche Gewalt nicht zu, und 
ſelbſt zu ſolchen Beſchlüſſen, zu deren Vollziehung die einzelnen Staaten verpflichtet fein wür⸗ 
den, iſt fie auf dem Gebiete ver Givil-, Criminal: und Proceßgefeggebuug nicht competent. 
Dies ift wol jegt beinahe allgemein 14) und aud von Bunde felbft, zugegeben. (Er kann für 
eine ſolche Gefeggebung blos anregend, einleitend,, empfehlend wirfen; die Sache felbft muß 
durch Freie Vereinbarung der einzelnen betreffenden Staaten ausgeführt werden und das Werk in 
jenem einzelnen Staate in der Form Geſetzeskraft erhalten, weldye für den betreffenden Staat die 
verfaffungdmäßige ift. Es wird daher durch ein gemeinſames deutſches Geſetzbuch ver Form nad) 
nur particuläres Recht begründet, nicht ein eigentliches juriſtiſches gemeines Recht, ſondern nur 
ein Recht, das im einzelnen Staate ald Landesrecht gilt. Allein der Sache nad erhalten wir 
dadurch, jomeit in den einzelnen Staaten dad vereinbarte Geſetzbuch als ſolches zum Landes: 
gefeg erhoben wird, ein gemeinfames, auf gleicher Rechtsquelle beruhendes Net, auf welchen 
die deutihe Doctrin und Praxis fußen würde, das fie mit vereinigten Kräften weiterbilden 
könnten und an daß ſich die particulären Abweichungen ald vom Gemeinſamen beherrſchte Be⸗ 
fonderheiten anfhliegen würden. Führt uns der Einfluß des Deutfhen Bundes zu einem folchen 
gemeinfamen Recht, jo würden wir Urſache haben, ihm dafür den wärnften Dank zu zollen. 
In frühern Zeiten würde freilich eine vom Bund audgegangene und influenzirte Vereinigung 


‚ fehr bedenkliche Seiten gehabt Haben (vgl. meine Schrift: „Gemeines Recht Deutichlands”, 


&. 226); jegt aber find die Zeiten wefentlih andere geworben. -  .. 

MWirflid Haben wir auch jegt die beſte Ausſicht aufgemeinfame Godificationen und der Anz 
fang mit folden ift bereitä gemacht. In diefer Hinſicht ift noch ein Blick auf dad zu werfen, was 
feit Thibaut's Anregung für Gemeinſamkeit des Wechts geſchehen ift. 

Der Schrift Thibaut's trat fofort der gewichtigfte Gegner, Savigny 19), entgegen. Er läßt 
Der Wichtigkeit und dem Werthe einer Gemeinfanıkeit des Rechts Gerechtigkeit widerfahren und 


erfennt den Rechtszuſtand bes Zeit, in welcher er fchrieb, als einen mangelhaften und der Abz . 


hülfe bebürftigen an; aber das Mittel zur Abhülfe findet er nicht in einer gemeinſamen deutſchen 
Gefeggebung, von ber.er vorausfegt, daß weder Ofterreih noch Preußen an ihr theilmehmen, 


. alfo die gewünſchte Einheit blos für die Hälfte von Deutichland hervorgebracht würde, fondern 


nur in einer organiſch fortfhreitenden Rechtswiſſenſchaft, bei welcher er dad ganze Gewicht auf 
Die Wiſſenſchaft ded gemeinen Rechts legt. Zur Codification fpricht er Deutſchland Befähigung 
und Beruf ab. — Bon diefem Berufe war fon oben näher die Rebe. Hier handelt es jih nur 
noch von den Wirkungen, welche Savigny's Gegenſchrift hatte., Uber ihre Trefflichkeit war nur 
eine Stimme, aber ihrem Refultate flimmıten doch wol nur Die Wenigften bei. Die allgemeine 
Stimme war von Beginn jenes Streits an für Codification auch im Privatrecht und für Auf: 
hebung »er formellen Geltung des bisherigen, namentlic auch ded gemeinen roͤmiſch-deutſchen 
Rechts. Diele Einzelne erhoben dafür ihre Stimmen 10) und die meiften Ständeverfammlunz 
gen der einzelnen deutſchen Staaten erklärten ſich beinahe einftimmig dafür. Bei den legtern 
handelte e3 ſich allerdings zunächft nur um Godiftcation für den einzelnen betreffenden Staat, 
und wenn überhaupt in den nächſten Jahrzehnden, die anf Thibaut's Schrift folgten, fi nur 
einzelne Stimmen für gemeinfane deutfche Godification erhoben, fo erklärt fi dies aus den 
politifchen Verhältniffen jener Zeit und aus ver Ausfichtölofigkeit, die bei denſelben jener Ge⸗ 
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14) Nur wenige werben jept noch anderer Meinung fein; zu diefen gehört z. B. F. Nöllner, Die 
beutfchen Sinheitsbeftrebungen im Sinne nationaler Gefeggebung und Rechtspflege (Leipzig 1857), 
©. 114 R- 166 fg., 2B4 fg. 

15) Vom Beruf unferer Zeit für Gefepgebung und Rechtswifienfchaft (Heidelberg 1814 ; zweite vers 
mehrte Auflage, 1828). Die Vermehrung befteht befonders in einer Beilage: Stimmen für und wider 
nee Geſetzbuͤcher, Wiederabdruck einer Abhandlung Savigny’s aus ber Zeitfchrift für geichichtliche 
Rechtöwiffenfchaft. Eine Antwort Thibaut’s f. in der dritten Auflage feiner oben angeführten Schrift. 
@ine Überficht über die fpätere Literatur fucht zu geben Nöllner, a. a. O., ©. 128—173. 

16), Freilich mitunter in ſehr oberflächlicher Weife und wicht immer mit würdigen Waffen ftreitend. 


Dahin gehört namentlich N. Ch. Gonner, Über Gefehgebuug und Rechtswiſſenſchaft in unferer Zeit (Er⸗ 


langen 1815). Es ift dies eine Gegenfchrift ga avigny, welche von manchen Anhängern der Codi⸗ 
ſication, felbft wieder von Nöllner, a. a. O., S. 151 fg., geruhmt wurde. Sie ift aber ebenfo ungründ⸗ 
lich wie in ihren Angriffen unwürdig. Savigny hat über fie firenges, aber gerechtes Gericht geübt; 
feine vernichtende Kritif der Schrift f. in der Zeitfchrift für gefchichtliche Rechtswifienfchaft, I, 373—428. 
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danke an eine gemeinfame Copification haben mußte. Allmählich aber, nachdem ein Viertel: 
jahrhundert über Thibaut's Schrift Hingegangen war, fing ein anderer Beift in Deutſchland 
ſich wieber zu entwideln an. Dan ſprach ſich wieder dringender für gemeinfame Gopiflcation 
auch im Privatrechte aus 17); namentlich geſchah diefed von den beiden Germaniftenverfamm:- 
Iungen in den Jahren 1846 und 1847.18) Allein Ausfiht auf Erfolg ſchien erft das Jahr 
1848 gewähren gu wollen. 

Doch wurde wenigfiend zu einem gemeinfanen Geſetzgebungswerke noch vor bem Jahre 
1848 ein nachhaltiger Orundgelegt. Die Beranlaflung dazu gab der Deutſche Zollverein. (Über 
die Bedeutung des Zolfvereind für Gemeinfamfeit des Rechts |. auch meine Schrift: Gemeines 
Recht Deutichlanpe”, ©. 226-231.) Auf dem Gebiete des Handels- und Wechſelrechts war 
bei ver Befchaffenheit der Quellen und ber Bedeutung des Gegenſtandes für den Verkehr das 
Bedürfniß einer Godification ein beſonders bringendes. Auch fing gerade im Wechſelrecht ein 
maßgebenver Umſchwung in der principiellen Auffaflung des ganzen Berhältniffes, beſonders 
angeregt durch den verbienten ſächſiſchen Suriften Karl Einert (1830), einzutreten an, und in 
ben Jahren 1839—47 wurde eine Reihe particulärer Codificationen des Wechſelrechts entwor: 
fen, von denen aud einzelne in den betreffenden Staaten Geſetzeskraft erhielten. Aber gerade 
auf diefem Gebiete mußte ed Elar fein, daß die Zerfplitterung ber dentſchen Stämme in particu= 
läre Codiſicationen für den Verkehr und für das Rechtsleben überhaupt ein wahres Unheil fein 
würde. Deshalb regte Würtemberg auf der Zollconferenz von 1836 den Gedanken an eine 
gemeinfame Gobiflcation im Handelsrecht an, und wenn auch dieſe Anregung nicht zu einem 
unmittelbaren Reſultate führte, fo wurde doch dadurch ein fruchtbringenver Keim gelegt. Auf 
der Zollconferenz von 1838 wurde die Sade von Preußen wieder aufgenommen. Aber man 
wagte e8 damals noch nicht, dem Gedanken an die Möglichkeit einer gemeinfamen Ganbels- und 
Wechſelrechtsgeſetggebung Raum zu geben; hoͤchſtens hielt man eine Vereinbarung über ein 
paar fpecielle Punkte des Wechſelrechts für möglich, und von allen Seiten wurde die Überzeu: 
gung ausgefproden, „vaß eine Vereinbarung über eine das gefammte Handels: und Wechſel⸗ 
recht umfaſſende gemeinſchaftliche Geſezgebung kaum zu erlangen fein würde”! Allein Deutſch⸗ 
land bereitete fi mehr und mehr zu einer Regeneration vor und dieſe äußerte fich auch bei dem 
Streben nad Gemeinſamkeit der Gefeggebung. Im Jahre 1846 flellte Würtemberg auf ver 
achten Generalconferenz des Zollvereins ben Antrag, es möchten’ fih bie Staaten des Zollver: 
eins zu einer Sobiftcation des Wechſelrechts vereinigen und zur Ausarbeitung des Werks auf 
Grundlage des Entwurfs einer Wechſelordnung, mit deſſen Feftftellung man gerade in Breußen 
beiäftigt wer, und unter Berückſichtigung ber legiölativen Arbeiten der übrigen Staaten eine 
von allen Regierungen zu beſchickende Commiſſion von Nechtögelehrten und Sahverfländigen 
aus dem Handelsſtande berufenmmwerben. Der Vorſchlag wurde wirflih auch angenommen und 
Preußen um meitere Einleitung der Sache erſucht. Mit Net aber beſchränkte Preußen dieſe 
Einfeitung nicht blos auf die Staaten des Zollvereins, jondern dehnte fie auf ſämmtliche deut⸗ 
ſche Regierungen aus und lud dieſelben mittel8 einer Denkſchrift vom 31. Aug. 1847 zu einer 
dur Abgeordnete zu beſchickenden Conferenz, in welcher eine gemeinfane deutſche Wechſel⸗ 
ordnung berathen und feſtgeſtellt werden follte, auf den 20. Det. nach Leipzig ein, und [don am 
9. Dec. hatte die zufammengetretene, beinahe von allen Staaten des Deutſchen Bundes befihickte 
Commiſſion (in 35 Sigungen) den Entwurf gefertigt. Nun war ed Sache der einzelnen Re- 
gierungen, über die Annahme der entworfenen Wechſelordnung fi zu entſcheiden und den Ent⸗ 
wurf an ihre Stände zu bringen, als die Ereignifle des Jahres 1848 eintraten. 

Schon ein Jahr früher Hatte — was in der Geſchichte der deutſchen Eobification nit über: 
gangen werben darf — derſelbe deutſche Kürft, der im Jahre 1846 den Antrag zu einer gemein- 
jamen Gobification des Wechſelrechts ſtellen ließ , König Wilhelm von Würtemberg, den Ent: 
ſchluß gefaßt, zu einer weit größern Ausdehnung gemeinfamer veutfcher Gopification Anfloß zu 
geben. Allerbings hatte damals ber Gedanke an eine Einigung aller ober auch nur der meiften 
deutſchen Regierungen zu einer Kodification Feine Ausficht auf Erfolg; namentlich Eonnte man 


17) Unter den Stimmen bewährter Romaniften für gemeinfame Eopiflcation auf dem Gebiete 

Privatrechts iſt aus biefer Zeit befonders herauszuheben die von M. S. Mayer, Über Römifches Rei 

und neue Geſetzgebung (Tübingen 1889). . 
18) Verhandlungen der Germaniften in Frankfurt a. M. im September 1846 (Kranffurt 1847), | 

ee 19. Verhandlungen ber Bermaniften in Lübeck im September 1847 (Lübel 1848), ©. 224 fg., 

% . 8. 
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nicht daran denken, daß Ofterreih und Preußen zur Theilnahme an einem jolden Werke ſich 
würden beftimmen laffen. Es mußte alfo, wenn man unter ven gegebenen Verhältniſſen für 
eine deutfche Codification mit Erfolg wirkſam fein wollte, ver Anfang in einem Fleinen Kreife 
gemacht werben. Bereinigten fih auch nur einige Staaten Deutſchlands zu einer Codification 
in Civilrecht, Criminalrecht und in den Proceffen, gelang es ihnen, durch Die That zu zeigen, daß 
der Durdführung eines jolden Gedankens keine unüberwindlichen Schwierigkeiten entgegen 
ſtehen, und ein Werk zu [haffen, welches allgemeine Anerkennung in Deutfchland verbiente, fo 
war zu hoffen, daß eim folches Werk ein fruchtbringender Keim jein würde, aus dem fi all⸗ 
mählich eine Gemeinfamfeit in der deutſchen Gefeggebung entwideln könnte. Bon biefen Er- 
wägungen ging König Wilhelm von Würtemderg aus, ald mir von demſelben im Anfang des 
Jahres 1847 ver Auftrag ertheilt wurde, mit einer Reihe deutſcher Regierungen perſoͤnlich in 
Unterhandlung über Vereinbarung zu einer gemeinfamen Codification im Privatrecht, Straf: 
recht und in den Procefien zu treten. Gelang aud ver Verfuch nicht in ver gewünſchten Aus⸗ 
dehnung und waren mitunter unerirenlide Erfahrungen dabei zu maden, fo fand er doch in 
fleinerm Krelfe großen Anklang. Einige Staaten hatten jih mit Würtemberg vereinigt, und 
die Beratungen Üiber die Grundlagen der gemeinfamen Geſetzgebung umd über die ganze Aus- 
führung des Plans follten im Mai 1848 in Stuttgart flatthaben. Als aber die Zeit der Eon: 
ferenz herannahte, Hatten fich die politifchen Berhältniffe fo mefentlic geändert, dag man eine 
Bereinbarung von ganz Deutfhland zu gemeinfamer Geſetzgebung ald bevorſtehend an⸗ 
nehmen mußte. \ 

Durch die Ereigniffe de Jahres 1848 wurde zunächſt pad Merk einer gemeinfamen Wech⸗ 
felorpnung nicht gehemmt. Nach der im Laufe des Jahres 1848 erfolgten Conflituirung der 
proviforifhen Gentralgewalt nahm das Reihöminifterium der Jufliz die Sache in die Hände. 
Die von der nürnberger Commifflon entworfene Wechſelordnung wurde durch einen Ausſchuß 
der Nationalverfammlung unter Beiziehung noch anderer Sachnerftändiger begutachtet, durch⸗ 
gängig gebilligt und empfohlen, von der Berfammlung am 24. Nov. 1848 angenommen und 
unter vem 26. Nov. als Reichsgefetz mit ver Beſtimmung publichtt, daß fie mit dem 1. Mai 
1849 im ganzen Deutihen Reihe in Geſeteskraft treten folle. Zugleich traf das Reichsmini⸗ 
fterium Einlettungen zur Fertigung eines Handelsgeſetzbuchs, fehte zu diefem Zwecke eine Com⸗ 
miffton nieder, erfuchte Die einzelnen Regierungen um Mittheilungen ihrer Grfege, Obſervan⸗ 
zen und legidlativen Vorarheiten (ein Erfuchen, dem aud bereitwillig nachgekommen worden 
jein fol), und fhon im März 1849 legte die Commiffion die erfte Abtheilung eines Entwurfs 
eines „Allgemeinen Handelsgeſetzbuchs für Deutſchland nebfl Motiven” (Frankfurt 1849) vor, 
welche fofort, um fle ver allgemeinen Kritik zu unterwerfen, durch den Drud befannt gemacht 
wurde. Es follte noch weiter gegangen werben. Neue Stimmen erhoben ſich in Thibaut's 
Sinne 19) und die , Berfaffung des Deutfchen Reichs“, 6. 64, fegte feft, Daß es der Neichöge: 
malt obliege, „durch Erlaffung allgemeiner Gefegbücher über bürgerliches Recht, Handels- und 
egelrehht, Strafrecht und gerichtliches Verfahren die Rechtseinheit im deutſchen Volke zu be⸗ 
gründen”. 

So ſtand e8 mit der angebahnten Codification bed gemeinen deutſchen Rechto, als es fich 
zeigte, daß die verkündigte Reichsverfaſſung fich nicht durchführen ließ. Aber im Wechſel- und 
Handelsrecht follten wir dennoch zu einer gemeinfamen Eopiflcation fommen. 

Die in Nürnberg feſtgeſtellte Wechfelordnung wurde fhon vor vem oben angeführten Ter⸗ 
min (1. Mai 1849) in einzelnen Staaten mit Zuflimmung der Stände ald Landesgefetz publi⸗ 


eirt, und fpäter geſchah Died auch beinaße in allen Übrigen Deutfchen Staaten und zwar mit nur 


geringen Modificationen, und fo befigen wir jeßt an ihr ein gemeinfames auf einer und der⸗ 
jelben Grundlage beruhendes Wechfelvecht, und das Gleiche wird nun auch mol bald beim Han⸗ 
delsrecht ver Ball fein. . 


19) Ramentlih: G. F. Held, Über deutſche Rationalgefepgebung (Dresden und Leipzig 1848); 
O. v. Wydenbrugk, Briefe über deutfche Rationalgefepgebung (Jena 1848); ©. Seid, Die Reform bes 
deutſchen Rechtslebens (Leipzig 1848) Tin ben Bedenken, bie in biefer gründlichen Schrift gegen ge: 
meinfame Pripatrechtecobification (©. 46 fg.) ausgefurochen find, kann man ihr in Feiner Weiſe beitreten 
und nosh weniger in bem Heilmittel ‚das He vorläufig vorfchlägt: „Abfaffeng einer Reihe von Parti⸗ 
eulargefegbüdhern‘‘, wie im Strafrecht; Geib wirb aber jet wol zugeben, baß bie meiften jener Beden⸗ 
fen —* gehoben haben]; A. Chriſt, Die Verwirklichung der deutſchen Nationalgeſetzgebung (Stuttgart 
und Tübingen 1850). Unter den neueften Stimmen für beutfche Eobiflcation auch im Privatrecht find 
befonders bie genannten Schriften Bornemann’s and Arndis' zu vergleichen. 
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Ju Februar 1856 ſtellte die bairiſche Regierung beim Bundestage den Antrag auf Nieder⸗ 
fegung einer Commiſſton zur Entwerfung eines allgemeinen deutſchen Handelsgeſezzbuchs. 
Die darauf eingeleiteten Verhandlungen hatten den Erfolg, daB, von der Bundesverſammlung 
veranlagt, beinahe alle deutſchen Regierungen (mit Ausnahme weniger Eleinern) ſich zum ge: 
meinfamen Werke vereinigten, im Januar 1857 ihre Corimiſſare theils aus dem Juriften- 
flande, theild aus dem Kaufmannsftande in Nürnberg jich verfammelten und in einer ununter: 
brochenen Reihe von Sigungen auf Grund eines preußischen Entwurf son Jahre 1856 und 
unter ſteter Berüdiichtigung eines oͤſterreichiſchen Entwurfs den Entwurf eined deutſchen Han: 
delsgeſetzbuchs feftftellten und denfelben am 15. Dec. 1857 einer zweiten Bearbeitung unter: 
warfen. Der aus diefer zweiten Leſung heroorgegangene Entwurf wurbe ſodann mit den Pro: 
tofollen der Commiſſionsſitzungen fofort durch den Druck veröffentlicht, um in dieſer Weiſe ihn 
den meitern Berathungen der einzelnen Regierungen und ber öffentliden Kritik zu unterftelfen 
und dann jpäter zu einer dritten Zefung und zur definitiven Feititellung des Entwurfs zu fährei: 
ten. Die legtere jollte jih aber nad einem Beihluffe ver Commiſſion nur auf die Brinnerun: 
gen beſchränken, welche die Regierungen gegen den befannt gemachten Entwurf einbringen 
würden. In diefer Zeit wurde außerdem nod ein Entwurf des Seerechts in einen Zufauımen: 
tritt der Commiſſion, der in Hamburg flatihatte, in zwei Lefungen feſtgeſtellt. Infolge jene? 
Beſchluſſes reichten die meiften Regierungen Erinnerungen in Beziehung auf den Entwurf des 
Handelsrechts zum Theil in fehr großer Zahl (im ganzen 500—600) bei ver Commiſſion ein. 
Die dritte Lefung des Entwurfs begann am 19. Nov. 1860; fie wurde im Februar 1861 voll: 
endet und dadurch der Entwurf des deutfchen Handelsgeſetzbuchs definitiv feftgeftellt. 

Bei dleſer dritten Lejuyg aber murde ein Verfahren beichloffen, das leider zu einen Zwie⸗ 
fpalte führte und wirklich auch begründeten Bedenken unterlag Nach der zweiten Lefung hatte 
der Entwurf eigentlid zwei Stadien durchzugehen, Die nıan wohl voneinander hätte trennen 
jollen, feine endliche Feſtſtellung durch die Gommifjion der Sachverftändigen und dann die Ent: 
ſchließungen der Regierungen als joldyer über die Annahme ded Cutwurfs. Es Hätte alfo auf 
bei der britten Lefung die Gommifiton ihren Charakter einer Commiſſion von Sadhverfän: 
digen, welche lediglich nad ihrer legiälativen Überzeugung den Entwurf auszuarbeiten hatten, 
tefthalten und von der Stellung der Regierungen zum Entwurfe und den babei möglicherweiſe 
entſcheidenden politifchen Beziehungen trennen follen. Die Commiſſton Hätte nach jenem Ge: 
ſichtspunkt ſämmtliche von den Regierungen eingereichte Erinnerungen einer freien Berathung 
zu unterziehen und fp den Entwurf feitzuftellen gehabt; dann erſt wäre der Entwurf in fein 
letztes Stadium getreten und ed nun Sache ver Exwägung der betreffenden Regierungen ge: 
weien, ob von ihnen der Entwurf anzunehmen und ihren Ständen zur. Annahme vorzulegen 
jei, oder ob, wenn über einzelne Theile des Entwurfs fh unter ihnen eine Verſchiedenheit der 
Anjihten herausſtellen ſollte, durch Abgeordnete der Regierungen nicht eine Ausgleichung der: 
ſelben zu verſuchen ſei. Aber um dad Werk zu jihern und die Hinderniffe, bie fi feiner Boll: 
endung entgegenfegen Eönnten, möglihft zu befeitigen, erklärten die Regierungen von Preußen, 
Ofterreih und Baiern im October 1860 den übrigen Regierungen in drei Noten, daß fie fh 
darüber vereinbart hätten, in Beziehung auf eine Reihe ver eingebrachten Einnerungen (bei: 
nahe die Hälfte verjeiben) an dem Entmurfe zweiter Leſung feſtzuhalten und daher dieſe Er⸗ 
innerungen von jeder weitern Berathung auszuſcheiden, Dagegen einige neue in einer preußifchen 
Erinnerung vorgefhlagene Artifel in den Entwurf aufzunehmen, und daß fie ihre Commiſſare 
dahin inftruirt hätten, auf diefem Verfahren entſchieden zu beharren. Letzteres geſchah auf 
wirklich in der Sigung der Commiſſion vom 19. Nov. 1860, welche eben damit ihren Charakter 
einer Commiſſion bloßer Sachverftändiger änderte. Der preußiſche Bevollmächtigte flellte ven 
Antrag, nad dem Inhalt der Noten der genannten drei Regierungen zu verfahren und Die Be- 
rathung über die nit auögefchiedenen Erinnerungen zu eröffnen. Die Abgeordneten von Han: 
nover und Bremen erklärten fich dagegen ; der Abgeordnete von Baben flellte einen vermitteln: 
den Antrag, um das Recht der Negierungen, daß ihre Erinnerungen der Berathung ver Com: 
mifflon unterzogen würden, zu mahren, zugleig aber auf möglihfte Abkürzung hinzuwirken. 
Die Abgeorpneten von Hannover, Hamburg, Kurheſſen, Sachſen ſchloſſen ſich im weſentlichen 
dem badiſchen Antrag an, Hannover und Hamburg erklärten den größten Theil ihrer Grinne⸗ 
rungen zurüdinehmen und bie Grinnerungen, über melde noch beratben werben follte, nur auf 
einige wenlge (Hannover vier, Hamburg fünf) beſchränken zu wollen, und mehrere Abgeord: 
nete beantragten eine Abſtimmung über die geftellten Vermittelungdanträge. Allein das Prä⸗ 
ſidium der Commiſſion berückſichtigte diefe Anträge nicht, ſondern befhränfte fi darauf, zu 
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eonfatiren, welche Regierungen den in den Noten vom October gemachten Borjchlägen Öfter: 
reichs, Preußens und Baierns fchon früher beigetreten feien und ihre Bevollmächtigten bei der 
Gonferenz hiernach infiruirt hätten, und zog, da hiernach für jene Borfchläge fich eine Majorität 
ergab, das Reſultat, daß nunmehr in Gemäßheit verfelben vie Berathung derjenigen Erinne- 
rungen, die nicht ausgeſchieden worben-jeien, zu beginnen habe. Die Abgeoroneten von Hanno: 
ver, Kurheſſen, Medlenburg- Schwerin, Bremen und Hamburg verwahrten ſich gegen dieſes 
Verfahren, Dad nun in den folgenden Sigungen feftgehalten wurde; die Erinnerungen, welde 

ſterreich, Breußen und Baiern ausgeſchieden Hatten, wurden nicht in Berathung gezogen. 20) 

Wenn in der, Deutſchen Gerichtszeitung“ für dieſes Berfahren angeführt wird, es fei einleuch- 
tend, daß ea für Staaten von. der Bedeutung Preußens, Oſterreichs und Baierud geradezu un: 
möglich fei, ſich bei Beichlüffen über jo tief in ihr Civilrecht eingreifende Kragen ver Geſetzgebung 
auf nöllig gleide Stufe mit Staaten von dem Heinften Gebiete zu flellen, daß es aljo nur in ver 
Natur der Sache, begrimdet geweien, wenn fie ihr Übergewicht fühlbax machten, fo ifl dies zwar 
an ſich zuzugeben, allein dies gehörte eben in ein anderes Stadium der Verhandlungen. Vor⸗ 
bey, hätte man es zulaſſen ſollen, daß die Commiſſion ſämmiliche Erinnerungen ver Regierun- 
gen, ſoweit fie nicht freimillig zurückgezogen wurden, bexathe und danach den Entwurf feftflelle, 
und dann erſt war-ed. Sache ver Regierungen, in Verhandlungen über Gutheißung des Ent- 
wurfs zu treten und hei dieſen ihre beſondere Stellung geltend zu maden. Hoffentlich wirb 
abex durch dieſen Zwiſchenfall die große Sache jelbft nicht gefährbet. Mag auch der feſtgeſtellte 
Gntwurf in manchem Bunkte gewichtige Bedenken zulafien, fo wird e8 doch, da die Sache ſich nun 
einmal fo geflaliet hat, dringend zu wůnſchen fein, daß jetzt Dad Zuflandefommen der gemein- 
famen Gefeggebung nicht mehr in Frage geſtellt werde. Ift einmal der Entwurf in ganz Deutſch⸗ 
lan» zum Geſetz geworden, fo werben die Erfahrungen, vie man über ihn macht, ein weit zu: 
verkäjigerer Prüfßein fein, und ed wird dann gewiß eine Zeit Sommen, in welder man auf 
Grund dieſer Erfahrungen zu einer alljeitig befriedigenden Reviſion des Geſetzbuchs, falls ſich 
die Nothwendigkert einer ſolchen herausſtellen follte, fommen faun. Die deutſchen Stände: 
verſammlungen werden gewiß in Diefem Sinne ihre Hand zum gemeinſamen Geſetzeswerke be: 
veitwillig Bieten. Im Preußen. und Sachſen iſt dies bereits geſchehen, die Stänve haben dad 
Handelageſetz buch unwerändert angenommen. Daß in Ofterreih, Baiern und Würtemberg.dad 
Gleiche demnächſt ver Fall ſein wird, kann man. wol mit Sicherheit vorausfagen, und gewiß 
werben auch die meiſten übrigen deutſchen Staaten ihren Anſchluß nicht lange verzögern. Soll: 
tem aber quch einige Staaten, wie in Ausſicht geftellt wurde (Thoͤl in der angeführten Schrift), 
nur wit Mogificationen dad Gefegbuc annehmen ,. fo bleibt doch die ganze Grundlage eine ge- 
meinfame, und ed wird gewiß eine Zeit kommen, in der ſich die Differenz ausgleichen wird. 

Aber bei einem gemeinſamen Wechſel⸗ und Handelsrecht darf man nicht leben bleiben. Die: 
fer große Schrist macht, wenn er gehörig fruchtbringend fein foll, noch weitere Schritte ganz 
nothwendig. Es mar fon an. fi mislich, die Codification des Handelsrechts von ver des 
Obligationenzehis überfaupt zu trennen. Anders verhielt es ſich mit dem Wechſelrecht. Diefes 
bildet fo fehr ein für ſich beſtehendes und daher ifolirt behandelbares Inflitut, daß es felbft für 
Staaten, die unter den verfhlenenften Gefeßgebungen ſtehen, einan prafticablen Stoff zur ge: 
meinſamen ˖ Codification an die Hand gab. Aber bei-dem Handelsrecht iſt dieſes anders; ein- 
zeine Theile veflelben hängen mit ven allgemeinen Principien des Privatrechts und beſonders 
mis denen bed Obligationenrechts fo eng zufamımen, daß ver Verſuch es in einer den Bepürf- 
niffen volflommen entſprechenden Weiſe zu cobifleiren, bald zu der Überzeugung führen muß, 
es laffe fich ein ſolches Fragment nicht gehörig durchführen, ohne auch noch in anderm Verwand⸗ 
ten die Gefeggebungen der verſchiedenen Staaten miteinander in Harmonie zu jegen. Dies er- 
fannten namentlich die Regierungen von Ofterreih, Preußen und Baiern in ihren oben an⸗ 
geführten Noten von 1860 an, indem fie es befonders betonten, daß manche Beflimmungen des 
Handelsgeſetzbuchs in den Zufammenhang ihrer übrigen Geſetzgebung in erheblicher Weife 
eingreifen und bedeutende Anderungen derfelben zur Folge haben müflen. Aber mie leicht 
fönnte, wenn die Gemeinſamkeit ver Geſetzgebung nicht weiter erſtreckt wirb, in dem für den Ber: 
kehr fo wichtigen Obligationenrecht in die Befeggebungen ver einzelnen Staaten eine große 


20) Zu vergleichen find außer den Protolollen der dritten Leſung des Entwurfs H. Thöl, Zur Ge⸗ 
fchichte des Entwurfs eines allgemeinen deutfchen Handelsgefeßbuche u. f. w. (Göttingen 1861); Deut: 
ſche Serichtözeitung, Jahrg. 1861, Nr. 54, 

Staats⸗Lexikon. VI. 33 
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Spaltung konımen oder die jetzt ſchon beſtehende Spaltung beſtehen bleiben! Überhaupt kann 
der Zuſtand nicht eher ein ſicherer und befriedigender werden, als bis man auch fir das Ob⸗ 
ligationenrecht in einer und derſelben Rechtsquelle eine gemeinſame Grundlage gefunden hat. 
Davon fiheint namentlich aud die bairifhe Regierung auszugehen, indem: fie einen ſehr be- 
achtungswerthen Entwurf eines Obligationenrechts fertigen und vor Turzem befannt mad 
lieh. Schreitet man aber zu einem gemeinfamen Obligationenrecht, fo wird man fi bald 
überzeugen, daß das Bedürfniß einer gemeinfamen Geſetzgebung noch teeiter führen maß. Diefe 
Überzeugung tft ſchon jegt beſonders nad) einer Richtung eine allgemeine getvorben. Man er: 
fennt allgemein an, daß zu einer Heilung unferer Zuſtände eine gemeinfame Clovilproteß⸗ 
ordnung ganz unerlaßfich ift, und bereit® Hat ſich eine Reithze deutſcher Regierungen, Die den 
größten Theil Deutſchlands vertreten, bereit erflärt, die Hand dazu gu bieten. 

Eine Fräftige Anregung in dieſer Richtung verdanken wir in der neueſten Zelt dem foge- 
"nannten Deutfhen Iuriftentage, ver in der Entwickelung der deutſchen Gobificationdfrage ein 
nicht unwichtiges Moment bilden wird. Er verdankt feine Gründung der Juriſtiſthen Geſell⸗ 
Schaft in Berlin, indem dieſe auf ven Antrag bes Profeflor v. Holtzenvorff beſchloß, Berfamm: 
lungen ber deutſchen Suriften, Theoretiker wie Praktiker, zu veranlaflen,, um fle einander näfer 
zu bringen und einen Fräftigen Anftoß zur Erzielung eines gemeinſamen Rechts in Dewtfäland 
dadurch zu geben. Eine von ihr gewählte Commiſſion, an beren Spitze Graf v. Wartend: 
leben fand, nahm vie Sache mit Kraft und Umſicht in die Hand, und im Auguft 1860 kamen 
mehr ald 700 Juriften aus allen Gauen Deutfihlands in Berlin zuſammen, conflitwirien ſich 
als Dentſcher Juriftentag, der jedes Jahr jich verfammelr und In den Zwiſchenzeiten durch eine 
fländige, aus feiner Mitte genommene Deputation vertreten werden follte, und beriethen theils 
in Generalverfammlungen, theils in Verſammlungen ver nad Fächern audgeſchiedenen Ab: 
theilungen eine Reihe ver witigften, die Gegenwart beivegenben legislativen Sragen.22) Auf 
biefem Tage wurde namentlich die Erwartung ausgeſprochen, baß „pie Regkerungen altes anf: 
bieten werden, damit die Bearbeitung des deutſchen Handelsgeſetzbuchs fo raſch ala Mög zam 
Abſchluſſe gebradht werde und das Geſetzbuch bald ins Leben trete‘; es wurde einſtimmig and 
geſprochen, „daß ein allgemeines deutſches Strafgeſetzbuch ein dringendes Bedürfuiß iſt“; ebenfo 
einſtimmig entſchied ſich die Verſammlung für eine gemeinſame, auf Offentlichkeit und Münt⸗ 
lichkeit zu gründende Civilproceßgefezgebung und ſprach, indem die Abfaſſung eines allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuchs zwar für ein dringendes Bedürfniß erkannt wurde, aber Die Umſtände 
zur Zeit der Befriedigung deſſelben nach ſeinem ganzen Umfange noch nicht günſtig erſchienen, 
die Überzeugung aus, „daß die Codifſicirung eines gemeinſamen deutſchen Obligationenrecht 
dringend wünſchenswerth und wohl ausführbar fer‘ ; endlich erklärte fie, daß ver baldige Erlaf 
eines für alle deutſche Staaten geltenden Geſetzes über gegenſeitige Vollſtreckbarkeit der rechte 
kräftigen Civilerkenntniſſe (welches bereits von der nürnberger Handelsgeſetzbuchscommiſſion 
ausgearbeitet worden iſt) für ein dringendes Bebürfniß zu erachten, und daß, da zu einer Ein⸗ 
heit in der Rechtsanwendung nur ein hoͤchſter Gerichtshof führen fönne, deſſen ſofortige Cin⸗ 
führung für das beſtehende oder zu ſchaffende gemeinfchafttiche deutſche Hecht, Wechſelrecht, 
Handelsrecht u. |. w. wunſchenswerth ſei.“ 22) 

Diefe Beſchlüffe des Juriſtentags werben nicht fruchtlos verhallen. Der Ausvruck ver uͤber⸗ 
zeugung einer ſolchen Verſammlung deutſcher Juriſten, durch welche ſich das ganze Baterland 
vertreten ſah, kann nicht ohne erſprießliche Folgen bleiben und wird mit einer unwiverſtehlichen 
Macht wirken. Eine kurze Erfahrung bat dies Schon gezeigt??), und daß auf vie fhänpige 
Depntation, melde der Juriftentag zu feinen Bertretern für das erſte Jahr ſeines Veſtehend 
gewählt hat, nicht unthätig geblieben und mit Erfolg wirkfam geweſen iſt, werben die Acten dei 
zweiten Juriſtentags ausweiſen. 


21) S. Verhandlungen des erflen Feutſchen Juriſtentags, herausgegeben von dem Schriftführeramt 
der fländigen Deputation (Berlin 1860). 

22) Die diefen Befchlüffen vorangegangenen Berathungen ber nf find in den FA 
Berhandlungen abgehrudt; bie angeführten Beſchlüſſe der Plenarverfanmlung f. ©. 232, 

246, 363, 282, 239, 240, 291, 279, 347. 

93) Der Furiſtentag erhielt fofort auch in der Prefie ein Organ in der von’ Hirfemenzel (Mitglied 
ber berliner Juriftifchen Gefellfchaft und der ftändigen Deputation des Inriflentags und höchkt verdienier 
Forderer ber Angelegenheiten deſſelben) —— — Preußiſchen Gerichtszeitung, die im Laufe der 
— ſich in eine Deutſche Gerichtszeitung umwandelte und den Jutiſten Deutfchlaubs ſehr zu 
empfehlen i 
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&8 wird in dieſer Hinſicht genũgen, auf die Anführung folgender Thatſachen ich zu beſchrän⸗ 
fen. Kurze Zeit nach dem Zufammentritt des erſten Juriſtentags zog bie ſtändige Deputation deſ⸗ 
ſeiben Die Frage in Berathung, in welcher Weiſe anf den Erlaß einer allgemeinen deutſchen Civil⸗ 
und Criminalproceßordnung, eines allgemeinen deutſchen Strafgeſetzbuchs und eines allgemeinen 
beutichen Obligationenrechts hinzuwirken fei, und in ihrer Sitzung vom 1. Nov. 1860 ſprach fie 
ich zunächſt dahin einſtimmig aus, es jei bringen zu wünſchen, daß jeitend der Negierungen der 
beiven deutſchen Großſtaaten ſchlennigſt die Initiative wenigſtens für eine gemeinfame veutfche 
Civil⸗ und Strafprocegeſetzgebung ergriffen werde. Gleich darauf (12. Nov. 1860) menbete 
ſich der würtembergifhe Juſtizminiſter, Frhr. v. Wächter⸗Spittler, an den preußifchen Juſtiz⸗ 
minifter Simons mit einer vertraulichen Croͤffnung über die Angelegenheit „der Foͤrderung 
einer einheitlichen deutſchen Juſtizgeſetzgebung“. Er knüͤpfte an vie Verhandlungen und Be: 
ſchlufſe ver berliner Verſammlung der deutſchen Juriſten, melde ein beredtes Zeugniß dafür, wie 
lebhaft in allen Theilen Dentſchlands das Bedürfniß nach Rechtseinheit empfunden werde, ab⸗ 
gelegt Habe, und an dad warme Intereſſe an, welches Miniſter Simons für Die Veſtrebungen 
dieſer Verſammlung bekundet hat, bevorwortete dann dringend, um den Erwartungen des deut⸗· 
ſchen Volkes gerecht zu werben, zunächſt eine Verſtändigung über die Abfafſung einer gemein⸗ 
ſamen deutſchen bürgerlichen Proceßordnung und konnte Dabei nach ven von ihm eingeleiteten 
Verhandlungen auf eine bereitwillige Mitwirkung der Juſtizminiſter des Großherzogthums 
Heſſen, ver Königreiche Sachen und Baiern und des Großherzogthums Baden hindenten. 2%). 

Inzwiſchen wurde and das Protokoll der ſtändigen Deputation des Jüriſtentags von 
1. Nov. 1860 dem preußiſchen Juſtizminiſterium und der öͤſterreichiſchen Regierung durch den 
VBraͤñdrnten ber Denntation mitgetheilt. Der letztere erhielt auf diefe Mittheilung fofert die 
entgegentommenpfleu Extlärungen, von der Öfterweicgifchen Regierung Durch das wiener Depu- 
tationomiiglied, daß ſie „gern bereit fei, anit ber Eöniglich preußifchen Regierung die Initiative 
für die fraglichen beiden Geſetzgebungswerke zu ergreifen“, nom dem Föniglich preußifchen Juſtiz⸗ 
miniſter v. Bernuh, daß der in dem Protokoll „ausgeſprochene Wunf auf Herbeiführung 
einer gemeinjamen dentſchen Civil⸗ una Strafprosehgebung nur feinen eigenen lebhaften Wün- 
ſchen entgegenkonime und vie Depulation ſich übergeugt halten jolle , daß feinerfeits nichtö ver- 
jaumt werben werde, was dazu beitragen. könne, auf vie Nealifirung jemed großen National: 
ziels unit zwar ſobald ale möglich. hiuzuwirken“. Diefe Zuficherung wurde auch bald darauf 
Durch einen entſchledenen Schritt der preußiſchen Regierung in ſprechender Weiſe bethätigt. 
Auf Grund eines Berichts des Staatsmmiſteriums ſprach der König von Preußen unter 
dem 26. Febr. 1861 die Genehuiigung aus, daß zur Reviſion des preußiſchen Civil- und 
Strefprorabschts „und, wenn möglich, zur Herbeiführung einer gemeinſamen deutſchen Ge⸗ 
feggebung auf vielen Rechtsgebieten“ ‚eine von dem Juſtizminiſter zu: berufende Gommifjion 
wiebergefegt werde, umd ernannte zu deren Borfigendem den Präſidenten des Obertribunals 
Dr. Bornemaun. Zu biefer Ernennung lag eine große Gewähr jür gedeihliche Durchführung 
der Sache, indem Bornemann (auch geſchäftsführender Präſident der ſtändigen Deputation des 
Juriſtentags) als Theoretiler wie als Praktiker auf dem Gebiete des preußiſchen und gemeinen 
Mechts nie allgemeinſte Anerkennung genießt und im vollſten Maße verbient. 

So wur die große Angelegenheit im beſten Gange. Dan konnte ſchon im Frühjahr 1861 
fagen, daß Ofterreih - Preußen, Baiern, Sachſen, Würtemberg, Baden, Heſſen-Darmſtadt 
und andere Staaten Deutſchlands zu gemeinſamer Geſetzgebung, zunächſt zur Abfaflung einer 
gemeinfamtn Givilproceßordnung (und zwar auf Grundlage der bewährten, auf das Princip 
der Münplichkeit gebauten hannoveriſchen), fi) vereinigen würden, und daß, wenn dieſe Vereini⸗ 
gung zu dem gehofften Ziele führe, fie bald noch weiter gehende Schritte zur Folge Haben werde 
und müfle. Auch jegt noch Eönnen wir die Zuverſicht ausſprechen, daß es Dazu kommen werde, 
obwol im Laufe des Sommers ſich neue Schwierigkeiten erhoben, weldhe Die Vereinigung wieder 
in Frage zu fegen drohten. Es entfland ein Diffens über ven Weg, auf welchen dad gemein: 
fame Werk eingeleitet und durchgeführt werben fol, namentlich darüber, ob nicht alles durch 
jreie Vereinbarung der einzelnen Regierungen bewerkftelligt und dazu von Oſterreich und 
Preußen unmittelbar die Initiative ergriffen werben follte, oder ob nicht vielmehr der Deutfche 
Bund die Sache in die Hand zu nehmen habe, nicht in dem Sinne, daß ihm dabei Die Gompeten; 


24) Das Schreiben ift jebt a gebrudt in dem Organ des Deutfchen Juriftentags, der Deutichen Ge: 
richtszeitung, Iahrg. 1861, Nr. 48, 99° 
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zu maßgebenden Veſchlüſſen eingeräumt würde, ſondern blos in der Weiſe, wie er die Augele⸗ 
genheit des gemeinſamen Handelsgeſetzbuchs eingeleitet und gehandhabt Hatte. Hoffen wir, daß 
an dieſer bloßen Formfrage die für Deutſchlands Wohl und für die Intereſſen der Regierungen 
unendlich wichtige Angelegenheit nicht ſcheitern wird.»s) 

Aber wenn es wirklich zum gemeinſamen Werke kommt, fo wird noch eine audere ſehr wid: 
tige Frage ſich aufwerfen, die Frage uͤber die Theilnahme ver Ständeverſammlungen an der ge: 
meinſamen Geſetzgebung. Man konnte mit Sicherheit darauf zählen, daß ber Patriotismus der 
Ständeverſammlungen Deutſchlands ſie bei dem erſten Verſuche einer gemeinſamen Befeggebung 
beſtimmen werde, Selbſtverleugnung zu üben und, um daß große Ziel, ben Anfang einer Ge⸗ 
meinſamkeit deutfcher Gefeggebung möglich zu machen und dadurch ‚ben bringendften Bedürf⸗ 
niffen der deutfhen Volksſtämme und hohen nationalen Intereffen au genügen, ihre indivi⸗ 
duellen Anfichten über den Inhalt der von bewährten Arbeitern verfaßten und von deu NRegie- 
rungen vereinbarten Entwürfe zum Opfer zu bringen. Diefe Borausfegung hat Ach aud beim 
Wechſelrechte und .ebenfo beim Handelsgeſetzbuch, ſoweit es bisjegt bei einzelnen Ständever⸗ 
ſammlungen eingebracht worden iſt, glänzend bewährt. Aber dieſem patriotiſchen Sinne bari 
nicht zu viel zugemuthet werden, und zu viel wuͤrde ihm ohne Zweifel zugentuthet, wern auch 
bei den bevorſtehenden noch groͤßern und in vielen Beziehungen wichtigern Schritten zu einer 
Gemeinſamkeit ver deutſchen Geſetzgebung jede Theilnahme von Vertretern bes deutſchen Volles 
ausgeſchloſſen würbe, und gewiß würde es auch bei der oben hervorgehobenen großen Vedeu⸗ 
tung, welche bie Mitwirkung ſolcher Vertreter für bie Geſetzgebung bat, nicht im Intereſſe ber 
Sache liegen, fie getabe ‚bei dem Wichtigſten und Bebeutungsvoftfien, bei einer gemeinſamen 
deutſchen Gefeggebung über Civilrecht, Strafrecht und Die Proceſſe, gang zu befeltigen. Auf ber 
andern Seite würbe eine ſolche gemeinfame Geſetzgebung eine Unmoͤglichkeit werben, wenn bie 
Stänveverfannlungen jedes einzelnen Staates künftig Über das von ven Regierungen Berein: 
barte lediglich nach ihrer Überzeugung über ben Werth und Aber die Annehmbatkeit affer ein- 
zelnen Beflimmungen entſcheiden und über die zu treffenden Anberungen Beſchlüffe faffen ſollten. 
In diefem Sinne ein Geſetzbuch mehr al6 20 Ständeverfanmlungen vorzulegen, fände einem 
Verzichte auf die Gemeinſamkeit veflelben beinahe glei. ‚Hieraus ergibt AG, wenn man über: 
haupt bie gehoffte veutfche Geſetzgebung realifiren will, bie Rothwendigkeit, ein von allem deut: 
fhen Staaten anerkanntes Drgan zu jchaffen, durch welches das deutſche Volk vertreteit und ihm 
feine Mitwirkung bet einer für Deutſchland beflimniten gemeinſamen Geſedgebung gewahrt 
wird. Diefe Nothwendigkeit wurde namentlich auch von der badiſchen Regierung in ber ange: 
führten Depeſche anerkannt und entſchieden ausgeſprochen; fie hob hervor, daß der Mangel 
einer Inſtitution zur Aufrehthaltung des conflitutionellen Syftemd bei einer gemeinfamen 
Geſetzgebung jehr empfindlich vermißt werke. Es verfiche ſich zwar von ſelbſt, führte fie aus, 
dag den Ständen der einzelnen Staaten das Recht gewahrt bleibe, die vereinbarten Entwürfe 
anzunehmen oder abzulehnen, allein eine ſolche Zuftimmung fei, weil fie ohne Detailberathung 
en bloe geſchehen müßte, doch Feine völlig freie und unbeengte, ſondern werde durch einen mora⸗ 
liſchen Druck, der in dem Wunſche nach Gemeinſchaft der Geſetze und in der Unmöglichkeit, fir 
auf anderm Wege zu erreichen, liege, hervorgerufen, und es gehe dabei das wichtige Moment ver 
Berathungen, Benerfungen und Abänderungsvorſchläge ver deutſchen Stände gänzlich ver: 
foren, ohne durch irgendeine andere Einrichtung erfegt zu werben. Es ſtehe gu: befürchten, had 
den Ständen bei Wiederholungen des beim Handelsgeſetzbuch beobachteten Verfahrens das Be: 
denken auffleigen werde, ob nicht die Wahrung bes conftitutionellen Princips gegen folge Be: 
ſchränkungen und Scheinberücfihtigungen Höher zu achten ſei als der Zweck und die Wohlthat 
gemeinfchaftliher Geſetze, und es Fönnten durch folche Bedenken Hinbernifle ſehr ernfler Art in 
den Weg gelegt werben; dieſes aber führe von ſelbſt die Nothwendigkeit herbei, auf Realtfirung 
einer Inftitution Bedacht zu nehmen, welde bie gleichzeitige und gemeinfame Mitwirkung ber 
deutſchen Nation zu einem allen Volksſtämmen gemeinfamen Werke ermögliihe und nicht nur 


25) In Beziehung auf diefe Frage und den Stand diefer Sache find unter anderm beſonders zu beach“ 
ten: das Schreiben des würtembergtfchen Juſtizminiſters an den preußifchen Inftizminifter vom 21. Rai 
1861 (abgedrudt in der Deutfchen Gerichtözeitung, Jahrg. 1861, Nr. 46, ©. 183 fg.), ferner die 
Depeiche der badifchen Regierung an ihren Gefchäftsträger in Wien, von welcher fich unter anderm auch 
in der Allgemeinen Deutfchen Strafrechtszeitung, Jahrg. 1861, Nr. 28, ein Auszug und theilmeifer 
Abdrud findet. Vgl. auch v. Groß, Zur Einigung der deutfchen Gefepgebung, in der Zeitfchrift: Stra! 
rechtspflege in Deutfchland, Jahrg. 1861, ©. 177 fg. 
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die Zuſtimmung einzelner Kammern, ſondern auch die Berathung der Abgeordneten aller deut⸗ 
ſchen Staaten in ſich enthalte, indem durch eine ſolche Cinrichtung allein der gemeinſchaftliche 
Zwetk in erſprießlicher Weiſe erreicht und unter dieſer Vorausſetzung die legislative Gewalt der 
einzelnen ‚Staaten einer Beſchränkung unterworfen werben könne. Sie beſchränkte ſich aber 
vorerſt mit diefer Hinweiſung auf ein vorhandenes dringendes Bedürfniß und behielt ſich vor, 
bei ſpäterer Beranlaffung die. Frage in Anregung zu bringen, ob ed nicht an der Zeit fei, mit 
Begründung eined folden Organs gemeinfamer gefeßgeberifcher Thätigfeit vorzugehen. 

Auch die Organe anderer deutſchen Regierungen Sprachen dh im Laufe des Sommers 1861 
in ähnlicher Weife ans. Namentlich erklärte der Löniglich ſächſiſche Staatöminifter Frhr. v. Beuft 
bei ver Verhandlung det Erſten Kammer der ſächſiſchen Ständeverſammlung am 12. Juli in 
Beziehung auf die Bertretung bed deutſchen Volkes: die fächſtſche Regierung habe ſchon früher 
als die badiſche anerkannt und hervorgehoben, „daß namentlich für die Gegenftände der allge- 
meinen Geſetzgebung eine ſolche Einrichtung etwas ganz Nothwendiges ſei; je mehr gerade in 
dem gegenwärtigen Augenblide der allgemeine Stan für Beralfgemeinerung ber deutſchen Geſetz⸗ 
gebungen in Deutjchland fi rege, deſto mehr fei auch zu wünſchen, daß alle Schwierigkeiten ans 
dene Wege geräumt werben, die namentlich in formeller Beziehung viefer neuen At ver Verein: 
barung entgegentreten können‘, und er ſei vollſtändig davon überzeugt, daß eine Berfammlung 
von Delegirten der Kaınmern welche ſich am Sige des Bundes zu vereinigen hätten, hierzu das 
ganz richtige und allein zum Zwede führende Mittel jein würde“. 20) 

Auf biefe letztere Frage, wie-fich viefeß Organ geftalten werde, ob in Verbindung mit einer 
Reform der Berfaflung bed Deutſchen Bundes oder in anderer Bei, näher einzugeben, tft Hier 
nicht wer Ort. 

Wuir ſtehen nun an ver Schwelle des zweiten deutfchen Juriſtentags. Sicherlich wird er ein 
neues Gewicht In vie Wagſchale für die Gemeinſamkeit unferer Geſetzgebung legen. Möchten 
nur vorber jih die Schwierigkeiten, melde in der neuern Zeit eine Einigung der Negierungen 
im Frage zu flellen ſchienen, vollkvmmen ebnen und wir darauf hauen dürfen, e& werde auch in 
dieſer Richtung fich die Erwartung erfüllen, welche der würtembergifche Juſtizminiſter in feinem 
angeführten Schreiben vom November 1860 in Beziehung auf das Handelsgeſetzbuch dahin 
auoſprach, daß „fäͤmmtliche veutſche Regierungen dasjenige Maß patriotifher Selbſtverleug⸗ 
nung bethaätigen werben, welches durchaus unentbehrlich iſt, wenn dad Werk nicht in der letzten 
Stunde ſcheitern Toll”. Bin hochhetziger dentfiher Kürft, Großherzog Friedrich von Baben, 
ſprach in einem Schreiben an den um die Forderung der Bemeinfamkelt deutſcher Geſetzgebung 
hochverdienten ſtellvertretenden gefchäftsführenden Präſidenten der Deputation des Juriftentags, 
Grafen v. Wartensleben, am 17. Juli 1861 die Hoffnung aus, „daß pas hohe Ziel ver Beftre: 
bungen des Juriftentags, die Erlangung einer gemeinfamen vaterländifhen Geſetzgebung, er: 
reicht werbe‘‘, und fügte hinzu: „Durch die Schwierigkeiten, bie fich im einzelnen Falle dieſer Auf- 
gabe entgegenftellen,, wollen wir und dieſe Hoffnung nicht verfümmern laſſen; wenn nur jeder 
nach ſeinen Kräften zum Ganzen: mitwirkt, werben fi) auch unzweifelhaft die Wege finden, 
welche ung dem Ziele mit Sicherheit entgegenführen.” Jeder veutfche Patriot wird gewiß mit 
voller Seele einfimmen und zum gemeinfamen großen Werke freudig Die Hand bieten. 

C. G. Wächter. 

Gefedlichkeit. Welch ein herrliches Bild, das eines großen Vereins freier Weſen, alle 
nach eigener ſeibſtaͤndiger Überzeugung, nach ihrem Gewiſſen, ihren Gefühlen, Intereffen une 
Anſichten frei ihre unendlichen Lebenszwecke verfolgend, und doch alle durch das Band freier 
Geſetzlichkeit zu friedlicher Eintracht und zu hielfreichem Zuſammenwirken verbunden, auf Xeben 
und Top gegen jeden Befehesfeind im In- imo im Auslande verbuhden! Welch ein erhabener 
Anblick, der eined Regenten, auidgerüftet mit aller KÜlle der Macht und Majeftät, mit allen 
gitteln zur Berfolgung des Eigenwillens und der Leidenſchaften, und Doch frei fich bindend an 
das Gefeg, in all feinem Kämpfen und Wirken fich anfchliefend an dieſes heilige Banner freier 
und achtungswerther, gebilbeter und glüdlicher Menfchengefellfchaften! Nur den Schein ver- 
faufe man uns nicht fir Wahrheit! Da: waltet fie nicht, jene erhabene freie Gejeglichkeit, dieſe 
goͤttliche Harmonie freier Geifter, wo Heerden von Sklaven in Fnechtifcher Bucht, gleich Feigen 
Tieren, der Peitſche des Treibers fih fügen over in flumpfer Apathie tyranniſchen Eigenwillen 
und ihre Entwürdigung dulden, fa felbft, mit Verhoͤhnung ver eivigen Geſetze, im Dienfte des 


26) Auf das feßtere war auch ſchon im Jahre 1847, namentlich in Rüdficht auf eine gemeinjame 
nalionale Gefeßgebung, ber befannte Antrag von Baffermann gegangen. 
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Despotismus auch ihre Mitbürger knechten helfen. Auch da nicht, wo der despotiſche Allein⸗ 
herrſcher feinen Eigenwillen zum Geſetz erklaͤrt und, ſobald ein altes Geſetz und Recht ihm un: 
bequem wird, ſtatt ihrer feinen beliebigen Willkürbefehlſen den Ramen des Gefeges, ven hei: 
ligen Nanıen diejer „Babe der Gottheit‘ und ver „genweinfchafttihen Berbürgung freier Bär: 
ger und ihres Gemeinweſens“ 1), beifegen will; wo mit wachſender unbeſchränkter beöpoti- 
fer Herrſchermacht auch die Öffentlige Tugend der Beamten und. Bürger täglich mehr ihrer 
felbftfüchtigen geheimen und dffentlihen Ungeſetzlichkeit weicht. Auch da eudlich herrſcht fie nit, 
wo man, flatt ſolchen wahren Geſetzes und ſeines wahren vernünftigen, wohlthätigen Sinnes 
und Willens, mit pharifätfchem Truge blos deſſen Schein und Außenwerk, feine einfeittgen hob: 
fen Buchftaben befolgt oder veutelt. 2) Die wahre Gejeglichkeit aber iſt nicht blos Die höchſte ju: 
riſtiſche und politifche oder Staatstugend, ſie iſt auch das wahre ‚Heil für die Staatsgeſellſchaft, 
ſowol für ihren Regenten wie für ihre Bürger, fomol für deren Beſtrebungen nad) ver Einheit, 
Ordnung und Macht wie für bie nach der Freiheit. Die Ungefeglichkeit bricht die Macht und 
bricht Die Freiheit. Wie oft aber vergeffen dieſes immer aufs neue ſelbſt wohlmeinende Herrſcher 
und au wohlmeinende Bürger und Freiheitsfreunde! Es ſei mir erlaubt, meine Grundidee durd 
den Wiederabdruck ver Schlußworte einer frähern Öffentlichen Abmahnung von jenen falfchen unge: 
jeglichen Freiheitsbeſtrebungen vermittelft einer Hinweiſung anf englifche Reformgrunsfähe ned 
deutlicher zu veranfhaulichen. Nach hiſtoriſchen Biistheilungen und Schilderungen aus engliſchen 
Reformbeſtrebungen fchließt jene Drudkfchrift mit den Worten: „Als beſonders charakteriſtiſch für 
die Politik der britiſchen Freunde ver Freihrit und der Verbeſſerungen erſcheinen dieſe Züge, wenn 
man fie mit dem gewöhnlichen Verfahren vieler deutſchen Freiheitsfreunde vergleicht. Von deu: 
jelben fprechen Die einen zu einfeitig und zu muthlo8 zum Falten Verſtande der Nation, ohne ihre 
Gefühle, ihre Thatfraft, ihre prattifchen Beitrebungen für die Freiheit zu eifriger, gemeinfamer, 
gefeglicher VBertheinigung und Erfänpfung ihrer Rechte kräftigſt auzuregen. Dei irgend kräf⸗ 
tigem Despotismus ber Regierungen. bleiben dieje feigen, Falten, theoretiſchen Patriaten verein: 
zelt und wirkungslos. Die andern ſprechen verſteckter oder deutlicher durch Worte und Thaten 
für ungeſetzliche revolutionäre Mittel und ſchrecken dadurch die große Malle orduungliebender 
Vaterlandsfreunde. So unfäbig And dieſe Schüler in ver Politik, Die von ihnen gewünſchte 
Revolution, geſchweige denn vie wahre Berbeflerung zu bewirken, daß fie vielmehr die Mehr⸗ 
heit ver Bürger gänzlich davon abhalten, Ach nur zu erheben und fi) der Sache der Freiheit 
anzuſchließen. So verherben fie id und ihre Sache, indem ſie abenteuerlichen Planen folgen, 
ihr Pulver zu früh verſchießen und auf eigene Hand dem geordneten Beinde ungeordnete Binzel: 
gefechte liefern. Was für jammerliche Feldherren, die ohne Soldaten oder doch ohne fie zu ver: 
einigen und zufammenzubalten, ohne ſicher zu fein, daß ſie nachfolgen, fid) in den Kampf flärzen: 
Mas für ſchlechte Soldaten, die ohne Vollmacht aus ven Reiben des Heeres treten und daſſelbe 
nad) eigenwilligem Angriff in ven Vernichtungskampf Rürgen wollen, Die durch die Indisciplin 
die moraliſche Kraft des Heeres brechen, denn das, was für ein Heer die Disoiplin, das ift für 
eine Staatägefellihaft und auch für ihre Freiheitsfreunde und au für ihre Freiheitsbeſtre⸗ 
bungen die Gejeglichkeit.‘ , 

Mit Wehmuth in der That muß es ver Freund des Vaterlandes und der Menſchheit fehen, 
wenn fo viele Deutfche die ehemalige Freiheitöliebe und Größe unferer Nation und bie guten 
und unverjährten alten Freiheitsrechte aller Deutſchen, wie die ſchrecklichen Folgen unſerer 
frühern und die Gefahren unferer jegigen Freiheitsvernachläſſigung für Die Fürſten und das 
Volk gänzlich vergeffen. Er muß es tief beklagen, wenn viele, gleichgültig gegen die Ehre und 
Würde freier Männer und eines freien Gemeinmeiens, taub: gegen die Lehren der Welt: 
geſchichte, daß ohne politiſche Freiheit und Einheit und ohne warme Beflrebung der Böller 
für diefelben der Despotiömus der Herrſchaft und die Kraftlofigfeit und fittliche Entadelung 
der Ratipnen von felbft täglich wachſen, ihren Lieblingsneigungen und bequemen Theorien 
das Vaterland preidgeben, ihre Gleihgültigfeit und Selbſtſucht aber, ihre Feigheit oder 
Berrätherei mit den alten ſchönen Worten der Knechtſchaft befhönigen, mit der Gefeklid: 
feit jelbft, mit der DBäterlicpfeit, mit dem Vertrauen und der Treue! Herrliche Worte für: 
wahr, wenn jie nur nicht gegen vie Wahrheit, nicht gleisneriſch nud im Dienfle von Selbf: 
ſucht und Unmännlicfeit , im Dienfte feiger Trägheit und Genußſucht gebraucht werden! Doch 
noch weit niederdrückender als dieſes alles ift es, wenn jelbft die Freunde ber Freiheit durch fal⸗ 


— — — — — 





1) Munus ct inventum Dei — communis reipublicae sponsio. L. 2 de legib. 
2)L.14, 17, 18, 19, 24, 25, 39 und C. 4 de legib. 
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ſche Mittel und durch vorzeitige Hoffnungsloſigkeit ihrer eigenen Sache — der gemeinen Sache 
des Baterlandes und aller Chrenmänner — ververblich werben! 

Freilich wol werben die allzu hoffnungsloſen, die zu früh verzweifelnden und vollends alle 
leichtſinnigen ober jelbffüchtigen Freunde ungefeglicher Neformbeftrebungen auch unferer Hin: 
weifung auf jene unermüblichen und gefeglichen Freiheitsbeſtrebungen der Briten entgegen: 
fegen, daß in England durch englifche Preßfreiheitss, Geſchworenengerichts⸗— und Volksverſamm⸗ 
lungsrechte, aud bei Befahren, noch wenigſtens ein ungleich größerer Spielraum für gefeßliche 
Freiheitsbeſtrebungen war als in gar manden andern nicht im Vürgerkriege eroberten und 
untarbrüdten Ländern. Ich aber antworte, das wenigften® allermeiſt und vorzüglich, wenn 
nicht ein Kriegsſtand answärtiger Groberung und militäriſcher Beſetzung jeden rechtlichen 
Schut für würkige und muthige Vaterlandsfreunde zerflört, dieſe auf dem geſetzlichen Wegen 
noch viel für das Gute und Rechte, und daß fie heilfamer für veflen dauernde öffentliche Aner- 
fennung werden wirken können als auf ven ungefeglihen Wegen. Man bevenfe nur einmal, 
was alle dieſe Beſtrebungen, Kämpfe und Opfer, die für die Freiheit in Deutfchland jeit 1818 
bis zum bensigen Tage auf ungejeglichen Megen verfucht wurden, wol hätten wirken Edınen, 
wenn fie vereint unter ich und mit ben Beftzebungen gejeglicher Vatrioten, und ohne beren 
Sache, ja die Freiheit ſelbſt mit einem falfchen Scheine zu behaften, wenn fie, ohne bie Maffe 
aller gut, aber ängftlich und ſchwach Befinnten von ben Breiheitöbeftrebungen abzuſchrecken und 
obne den Gegnern vie ſtärkſten Waffen und die größten Triumphe gu bereiten, zwar nicht 
opfer: und gefahrloſe, aber dach offene geſetzliche Wege erwählt hätten? Es müßte ſehr, ſehr 
weit in einein Lande gelommen ſein, wenn muthige, unermübliche, zu Selbſtverleugnung und 
Dpfern willige werftändige Bürger bei Aushhung ihrer Pflicht, an ber Verebelung und Ber: 
vollfommnung ihres Volkes und feiner Binrichtungen zu arbeiten, aller Hoffnung auf Erfolg 
entſagen müßten! Aber eben vie vorzeitige Hoffnungéloſigkeit beweift einen großen Mangel an 
politischer Bildang, an einer tüchtigen, durch Übung geftäpkten patriotiichen Kraft. Das jah 
bene größte unbeflegliche Volk nes Alterthums ein, welches auch dem geichlagenen Feldherrn 

bei der Heimkehr noch daukte, daß er an des Vaterlandes Ehre und Freiheit nicht habe verzwei⸗ 
feln wollen. Sie beweiſt vor allem auch einen Mangel des Glaubens an die wahre hoͤchſte Re⸗ 
gierung menſchlicher Dinge, welche Feine gute Beitrebung ohne Erfolg laflen kann, welche aud) 
‚ven Sieg des Guten und Rechten in jebem nicht unwürbigen Volke endlich gelingen läßt, eines 
Glaubens, ohne melden man fi am allerwenigfien mit Politik befaffen follte. Wenn aber 
irgendwo die Regierung rines Volkes jene Hoffnungdlofigkeit felbſt durd ihre Maßregeln be- 
gründete, wenn fie alle gefeglichen offenen Wege und felbft vie gefeglichfte Sprache für freie, 
wohlgemeinte patriotifche Beſtrebungen, Sutwidelungen und Reformen verfchlöffe, dann würde 
fie einf mit Schrecken zu ſpät inme werben, daß fie, göttliches und menschliches Recht verlegen, 
ſelbſt auf die ungefeglichen Wege führte und durch fittliche Entadelung ihres Volkes wie durd) 

pie geheimen und bie ungefeglichen Mittel ihın und dem Throne Unheil bereitete. 

j Melder. 


Geſinde, Dienfiboten, Gefindeorbnung. I. Allgemeine Bemerkungen. Die 
fortfchreitende Rechtsentwickelung des Geſindeweſens ift vielleicht mehr wie itgendeine ber ver: 
fchledenen Gebiete des focialen Lebens und Berufs mit der gefamniten flantlihen und volks⸗ 
wirthſchaftlichen Entwickelung verflodten. Das Geſindeweſen unterlag einem ganz andern 
Mechtöverhältnifle im Feudal⸗ und wiederum im Bolizeiftante als im Redtöftaate. Daflelbe ge: 
ftaltere ji ganz anders während der mit dem Feudalweſen verbundenen Naturalwirthſchaft 
unter dem Regime gusäherrlicher Gerichts⸗ und Polizeiobrigkeiten, denen überdies die Mehr: 
zahl der laͤndlichen Bevölferung und Zandbauarbeiter durch Die Bande ver Leibeigenſchaft, Erb⸗ 
unterthämigkeit oder Hörigfeit unterwurfen war, und wiederum anders feit Auflöfung dieſer 
Bande und in der Periode der Umwandlung ver Natural: in Geldwirthſchaft, melde ſich als 

eine nothwendige Folge an. die Agrnrgeieggebung des 19. Jahrhunderts anſchloß. Vorzugs⸗ 
weiſe ſind es dieſe unterſten Stände und Berufsklafſen, und unter ihnen die Dienſtboten und 
die beſitzloſen Gutstageloͤhner, welche bei der Aufhebung der gutsherrlichen Patrimonialgerichts⸗ 
barkeit und polizeiobrigkeitlichen Gewalt intereffict ſind. Die aufmerkſame und unbefangene 
Betrachtung der Geſchichte der bürgerlichen Geſellſchaft beweiſt zur Coidenz, wie die perlönliche 
Freiheit oder Unfreiheit, der Rechtsſchut oder die Willkür und Unterdrückung bei jenen Volks⸗ 
klaſſen mit der Entſtehung wie mit der größern oder geringern Ausdehnung ber politifchen 
Rechte eines übervied auf den Altern Landtagen mit fo großen und faft ausſchließlichem ſtaat⸗ 
lichen Übergewicht ausgerüſteten Standes ver Gutsherren (von Adel und Ritterſchaft) Hand in 
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Hand gegangen iind. Die Phantaflen, in melden ſich wol auch gegenwärtig noch manche un: 
gelehrte mie ſelbſt gelehrte Männer über die glücklichen patriarchalifchen-Verhältnifie der Bor: 
zeit zwifchen Dienſtherrſchaften und Dienjtboten, ingleichen über die einft vor Anflöftmg ber 
Unterthänigleitäbande fo erwünſchte Beſchaffenheit ver Dienfthoten wiegen und ergeben, müſſen 
fofort ald Täuſchungen der gemeinüublichen Lobrednerei vergangener Zeit erfannt werben, wenn 
man nur einen Blick in die Gefinde:, Bauer:, Schäfer: und Hirtenordnungen wirft, weltche bie 
Guts⸗, beziehungsweife Brot: und Lohnherren der Dienftboten als die damals bevorrechteten 
Stände mit ven Landesherren im 16., beſonders im 17. und 18. Jahrhunbert, vorzugmeife in 
und nad) dem Dreißigjährigen Kriege vereinbarten. Veranlaſſung zu:ver häufigen Wicher⸗ 
bolung und Revifion folder Gefindes:, Bauer: und Hirtenoranmgen in nener nnd meiftentheils 
verſchärfter Auflage waren ſtets Klagen und Beſchwerden der Stände Über Widerſpenſtigkeit, 
Faulheit, auch Übermuth bed Gefſindes und ihrer andern Arbeiter und Diener. 

U. Die ältern geſchichtlichen Verhältniffe, Geſindezwangsdienſt. Die 
überwiegend ausgedehnteſte Grundlage des Dienkbotenverhälmiffes bildete einſt, namentlich 
auf dem platten Lande, das Unterthänigkeitsverhältniß, welches fih, zumal in und nad dem 
Dreißigjährigen Kriege, auch in denjenigen Lanbestheilen, wo frisher perföntiche Freiheit der 
laͤndlichen Bewohner und Eigenthumsrecht der Bauern bio Megel war, weiter verbreitete nnd 
zu größerer Härte und Strenge ausbildete. Dies in Verbindung mit der Erweiterung per 
gutsherrlichen Poltzeigewalt, aus welcher der fogenannte Geſindezwangsdienſt aller Kinber 
ber anfäffigen wie der nicht anſäffigen Unterthanen hervorging. (S. Agrarverfaffimg un 
Agrargefeggebung). Noch beflimmten z. B. in ber Mark Branpenburg pie Landtagsreceſſe 
aus dem 16. Jahrhundert von 1534, 1586, 1538, 1572.nnd' 1602 (‚Corpus constit. mar- 
chicar.”, Thl. 6, Abth. 1) nur: daß die Unterthanen, welche Kinder hatten, bie fle zu ihrer 
eigenen Arbeit nicht gebrauchten und als Dienftboten vermiethen wollten, viefelben wor alten ihrer 
Herrſchaft gegen billigen Lohn und.gegen Eſſen und Trinken nad) Drtögebrauch anbieten und 
gönnen follten, hingegen biefelben nad; Gefallen auch bei andern in Dienſt bringen Eörinten, 
ſobald die Herrihaft der Kinder nicht bevürfte. Hingegen wurben:fpäter auf die Worſtellung 
der Ritterfhaft und Stände, wie es ſchon früher in Bommern und Meckenburg gefegehen, ſe 
au in ver Kurs und Neumark die Kinder der gutäherrlicden Hinterfaflen -zufölge ber Receſſe 
von 1681 und 1683 („Corp. const. march.“, Thl. 5, Abth. 3, Kap. 1) thatſaͤchlich als eigene 
Leute betrachtet und behandelt unb demgemäß allgemein verpflichtet, der Herrſchaft gewiſſe (in 
der Regel drei) Jahre allenfalld gegen Belöftigung ‘over geringen provenziell beſtimmten Lohn 
als Gefinde zu dienen oder fonft zu arbeiten. Sie mußten fih nan alljährlich zur Auswahl ver 
tauglichften unter ven Untertbanenfinvern ftellen und felbft dann, wenn fie auswärts dienen 
wollten und bie Herrſchaft ihrer nicht bedurfte, eine fährlihe Abgabe zahlen und fo von Jahr 
zu Jahr ven ihnen obliegenden Geſindezwangsdienſt bei ver Gerichts- und Gutsheri ſchaft ab- 
löfen. Auch in Sclejien und namentlih fogar in Niederſchleſten, wo nod bie bald nad 
dem Dreißigjährigen Kriege erlaffenen Landesordnungen anerkannten: „daß dafelbft Leibeigen⸗ 
ſchaft nicht Herfömmlich oder gebräuchlich, fordern Bauern nnd Gärtner fr freie Léͤute gefjalten 
würben, welche ihre Güter eigenthümlich und erblich beſttzen, verfaufen, vertauſchen und var: 
über wie über alles andere Vermögen von Lebens und von Todes wegen frei verfügen, mit dem 
eigenen Herrn vor Gericht verhandeln und, mad mehr ift, auf ven Dörfern nicht allein die bür: 
gerlichen Gerichte, fondern auch die Haldgerichte befegen ditrfen, da dergleichen häuerliche Güter 
aud von hoͤhern Standesperfonen ohne Abbruch an ihrer Ehre Hefeflen werden könnten“ (Ber: 
ordnung und Einfag der Herren Fürften und Stände in Ober: und Nieberfchteflen'vom 1: Dt. 
1652; Korn, „Sammlung älterer und neuerer ſchleſtſcher Provinzialrechte““, Thl. 1), wo ſelbſt 
für Oberfchlefien (Rkandesordnung von 1562) nur beftimmt war, „daß, wenn viele Kinder im 


Hauſe find und die Ältern ihre Wirthſchaft ohne viefelbe verfehen können, jene vor andern ihren. 


Herrihaften zu dienen ſchuldig feien und letztere fie um ein billiges Dfiethslchn nehmen mögen“, 
verordnete ein ſpäteres Edict vom 10. Dec. 1748, das die Strenge der Unterthänigfeitsverhält: 
niffe wefentlich zu mildern beflimmt war: daß die mit Erlaubniß der Gutäherrfhaft auswärtt 
dienenden Unterthanenkinder fih alle Jahre zu Weihnachten bei ihrer Grundherrſchaft geſtellen, 
aud ein fortlaufenbes jährliches Schutzgeld von 1 Thlr., vefp. 12 und 16 Ggr. bezahlen follten, 
widrigenfalls fie jever Zeit vom auswärtigen Dienflorte revocirt werden könnten. In gleicher 
Weiſe war auch in andern Landestheilen, wo niemals Leibeigenſchafts- ober perfönlihe Hörig: 
feitöverhältniffe hergebracht geweſen, ver Geſindezwangsdienſt der fogenannten Unterthanen- 
finder eingeführt, jo in Magdeburg, Halberſtadt, in der Altmark u. f. w., gleichwie iu den ſäch⸗ 
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ſeſchen Erblanden, wo der Bauer doch in berrlegel ald Eigenthümer und urfprünglich als yer- 
jönlich frei galt. So beſtimmten die fächflfche Geſindeordnung vom 24. Mai 1651 und ihre 
ſpätern Erneuerungen für alls Unterthanenkinder des angefeflenen wie’ des nicht angefeflenen 
Bauernflandes bie Verpflichtung zum Geſtnbezwangodienſt und zwar auf zwei Jahre bei der 
Herrſchaft, mit der weitern Beſchraͤnkung einer im ganzen vierjährigen Beſchäftigung bei ber 
Landwirthfchaft, bevot zur Grlernung von Handwerken die Erlaubniß ertheilt werden dürfte. 
Der mit ver Befeſtigung bee Tortitorialhohrit erwachſende MRolizeiſtaat kam vann alsbald vurch 
die in jenen Geſtude⸗, Bauer:, Schäfer: und Hirtenotonungen getroffenen Beſtimmungen über 
vorgefgriebened und zwur billigſte Lohnſaͤhe, Fer welche Die Unterthanenkinder ven Geſinvedienſt 
verrichten mußten, dent ſtändiſchen Wüinſchen und gutsherrhichen Inteveflen entgegen. Später: 
bin treten dann aber aus Landtagbreceſſen und Verordnungen fiber Die Dienftbotenverhältniffe 
wiederum and) umgekehrt die Beſchwerden und Ringen über die ſchlechte, unzureichende Löh⸗ 
nung us Bekoͤſtlguntz, auch wol über Mishandlungen bes laͤndlichen Zwangsgefindes hervor, 
die von den Banbeöherren- In Vertretung dieſer Bera ſotuaſſe den Vorſtellungen der Stände ent⸗ 
gegengehalten wurden. 

Es And dieſe Verhaͤlrniſſe nicht blos fuͤr das Saſindeweſen, f ondern auch für die Anfchauun⸗ 
gen, von welchen die Politik une Vollowitchſchaft früheter ‚Zeiten: beherrſcht wurde, von zu 
großem Intereſſe, als daß es fich nicht rechtfertigen folkte, zur Begegnung ber bewußten und un⸗ 
bewußten Taͤuſchungen ũber Tiefe geſellſchaftlichen Zuſtaͤnde ber Vorzeit und zu einer deutlichen 
Erkenntniß der Gegenfäge derſelben zu denen des 19. Jahrhunderts, wie des allmaͤhlichen über⸗ 
gangs nord einige weitere hiftoriſche Notizen vorgufähren: 

Die bereits‘ bemerkt, gehen alle Verordnungen Aber die Haltung, Loͤhnung und Bekoͤſtigung 
von Dienfiboten nnd Ihrer verfihiebenen Arten, vawemter auch won Sitten, Schäfern, Bögten 
und Meiern u. f. w. dergleichen beſonders in’ der zweiten Häͤlfte ves 16. Jahrhunderts ihren 
Anfang nehmen, inimer von den Befchwerden ber Stände und von dem vorgeflellten „dringen⸗ 
ven Bedurfniß aus, daß ohne laͤngern Auffchub dem Muthwillen, Frevel und Ungehorfam, ver 
Halsflarrigkeit und Bosheit des Geſindes wir der Hirten geflenert werben müfle, mern Grund⸗ 
beſitzer und Landowirrhſchaft nicht zu Grunde gehen follten”. Der Leichtfertigkeit ned Geſindes, 
indem Untetthanenkinder mit Beratung der landesherrlichen Perorvnungen wie der gutsobrig⸗ 
keitlichen Anſpruche und Beduͤrfniſſe ſich auswätts vermietheten, ſollte mittels Losſcheinen ver 
Gutsherrſchaft une nach Befinden Perſonalexecution durch den Landreiter entgegengewirkt wer⸗ 
den. Noch größer waren die forigeſetzten Klagen ver Stände aber „den Stolz, Trotz und Über: 

muth der ‚Hirten und Schäfer”, denen (ſchon vor dem Dreißigtähtigen Kriege) „das Tragen und 
der Sebrauch von Bemehren, Blichſen, Degen, türliſchen Säbeln u: f. w.“, ingleihen die ‚Ber: 
bundniſſe, Bergabderungen und Intiungen untereinander” behufs Durchfetzung von Lohn und 
andern Anfprücden nnterfadt wurben, glekhimie ven Schäfern umb Schaͤferknechten die Haltung 
von Bor: und ſogenanntenm Butenuieh.: 

Was die Art und Welſe der Löhnung betrifft, fo iſt bemerkenswert, daß in alfen jenen 
Berorbnungen verboten wurde, außer dem Geld- oder Naturallohn, Lein, Hafer ober anderes 
Getreide anf den eigenen oder fremden Adern für Dienftboten audzufden. 

Die Geſed gebung ging: aber noch viel weiter, indem die Lohnfäge, und zwar Ereiß- ober 
bezirkoweiſe, ja ſogar für einzelne Städte, und zwar fpeciell für Groß⸗, Mittel: und Kleinknechte, 
für größere, mittlere und kietnere Mägde, fuͤr Bögte, Meier, Hirten, Schäfer und Schäfer: 
knechte, wie auch für die ländlichen Handwerker und In ver Regel mit dem Jufag vorgefchrieden 
wurden, daß zwar Verabredungen anf niedere Säge erfdubt, dagegen vergleichen anf Höhere 
Säge bei Strafe der Ungültigkeit verboten ſeien. Als Selege für Obiges find die Geſinde-, 
Hirtene, Schäfer⸗, auch Bauerordnungen, ingleichen die Verorvnungen wegen des Verbots, daß 
den Ackerleuten für ſich keiu Rand zu beſäen gegeben werden ſoll, ſowie bie wegen der Umzugs- 
termine u: f: w. and den Jahren 1572, 1573, 1575, 1620, 1622, 1635, 1644, 1645, 
1646, 1651, 1654, 1681, 1682, 1683, 1684, #687, 1698, 1699, 1708, 1718, 


1723, 1731, 1736 für bie verſchiebenen vanveocheile Kreife unb Städte der Mark PBran- 


benburg einzufehen im „Corp. const. march.“, hl. 5, Abth. 3, S. 1— 331; ferner 
die Geſindeordnung für das Herzogthum Bor: und Hintetponintern von 20. Aug. 1766 im 
„Nov. Corp. const. märchic.”, Thl. 4, ©. 522 nebft Beilage, morin das Geſindelohn feft- 
gefeßt if; Todann das erneuerte und erweiterte Ediet über die Gefindeorbnung für das König: 
reich Preußen von 15. Mär; 1767, ebenfalls für Städte und für platte Land, mit der General: 
tabelle, wieviel in jedem Kreäfe dem Gefinde, unter denen nun auch Kutfier, Reitknechte, 
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Ammen u. ſ. w. begriffen wurden, an Koſt und Lohn gegeben werden ſollte. Wie wichtig 
früher dad Verhältniß der Dienſtboten erſchien, mag aus dieſen zahlreichen, in kurzen Zwiſchen⸗ 
räumen erneuerten, revidirten und erweiterten Anorduungen erkannt werden, bie ahnlich in an: 
dern deutſchen Ländern ergingen. Man mag daraus aber and, erfonnen, wie unbeftiedigend 
dieje Zuflände für Die Dienfiherricgaften wie für die Dienftboten geweien find. Es war bie 
Zeit des Polizeiftants, welcher es gleich dem aus dem Boden bes Franzoͤſiſchen Revolution er: 
wachſenden Syſtem des Socialismus für feine Aufgsbe hielt, die Innern Befege der menſchlichen 
Geſellſchaft, wie fie ich in den volkswirthſchaftlichen und bürgerlichen Verkehraverhaltniſſen bei 
vollfommener perfönlicher und bürgerlicher Exrwerbsfreiheit naturgemäß vom ſelbſt ausprägen, 
durch Bolizeibeflinunungen von obenher bis ins Detail-hinein zu regeln. Und es if Diele Zeit 
in manchen beutichen Staaten noch nicht vorüber, wo man den ärmern Vollksklaſſen und befon: 
ders den Dienſtboten die Ehefihliefung, die Auſiedelung und bie ſelbſtändige Niederlaflung 
durch vorausſetlich fürſorgliche Volizeimaßregeln erſchwert. (S. Ein- und Auswanderung.) 
Zwar ergingen ähnliche Bolizeiverorbnungen: nad) gegen das Ende Des vorigen Jahrhun⸗ 
derts, aber doch mehr im entgegengejekten Sinne, „um den Zufland der Gutöunterthanen un 
ihrer Kinder zu verbeflern und denjelben Sie Erleichterung zu verſchaffen, welche der gefiegen: 
Preis der unentbehrlichſten Bedürfniſſe nothwendig macht“, um» weil der Staat nicht ferner ge: 
fiatten koͤnne, Daß Das Schickſal Ber dienenden Klaſſen der Unterthanen von ben bilfigern ober 
unbilligern Gefinnungen der jedesmaligen Grundherrſchaft abhänge, da vielmehr dieſes Der: 
hältniß überall auf eine gleihförmige, dem beiverfeitigen Iuterefle und dem. allgemeinen Veſten 
angemellene Art zu. beflimmen fei. Dies bezweckte unter anderm eine preußiſche Verordnung 
vom 18. Juli 1799 wegen der Unterthanen im Herzogthum Schlefien und der Grafſchaft lat. 
Bier Hatte Hd der Zuſtand der Unterthanen beſonders jeit ven Dreibigiährigen Kriege er: 


heblich verjchlergtert, weil nicht mehr Das ortsübliche Lohn, ſondern nur eig niedriges ober je: 


genanntes Hoflohn (für die Drei Jahre des Geſindezwangsdienſtes) gegeben gu werben brauchte 
Es wurde nun Dad Lohn dem fogenannten fremnen Lohn mehr angenäbert, auch wurden die übliche 
Leinausfaat für bad Geſinde und ähnliche Emolumente nidgt mehr verboten. Vor gurädgeleg: 
tem dreizehnten Jahre ſollten Die Unterthanenfinper zum gutsherrlichen Geſindedienſte, wenig: 
ſtens außerhalb des Dorfes, in welchem ihre Altern wohnten, ‚wicht gmöthigt werden Tünnen, 
auch follte der Zwangspienft nicht über das fünfunddreißigſte Jahr bei Perſonen männliher 
Geſchlechts und nit über 30 Jahre bei Perſonen weiblichen Geſchlechts hinausgehen vürfen, 
die Beflimmung des Lohns uud anderer Vortheile bei Walvlänfern, Bögten, Flurſchützen u. ſ.w. 
fortan auch von ber beiderſeitigen Vereinigung abhängen. Der Erlenbnißſchein zum Aus⸗ 
wästödienen ber Unterthanenkinder, welche die Gutsherrſchaft weder für üch, noch für ihre Be 
amten, noch für andere anſäſſige Ortsunterthanen gebrauchte, follte forsan unentgeltlich ertheilt 
und das funft für die Erlaubniß zum Auswärtsdienen entrichtete Schutzgeld aufgehoben werben. 


Noch mußte ausdrücklich vorgefhrieben werden, daß das Brot gut auögebarten, das Eflen ge 


hörig gekocht, pie Beföftigung in einem zur Sättigung. hinreichenden Made zu geben fei, daß 
die Schlafſtellen an ſchicklichen, der Geſundheit nicht nachtheiligen Orten augewiefen würden, 
wie die nothdürftigen Lagerſtätten und Betten beſchaffen jein ſollten, fernen, daß Züchtigungd: 
arten, wodurch die Schamhaftigkeit beſonders beim Geſinde weiblichen Geſchlechtẽ verlegt würde, 
ferner nicht zu geftatten feien, wie überhaupt das Zuͤchtigungsrecht nur mäßig ausgeübt werben 
dürfte, obſchon es noch beim Einfegen in den Stod bei Dienftvergehen des männlichen Befindet 
und beim Einjgließen in das Haldeifen bei denen bed weiblichen Gefindes verblieb. 

Verordnungen wie die von 1799 zeigen am beflen ven ſehr allmählichen Übergang zu einen 
der menfchlihen Würde eutſprechendern Rechtsverhältniß auch des Geſindes. Es beburfte indej 
des vollkommenen Bruchs wit dem Feudalſtaate und mit dem auf, dieſen gepfropften Polizei⸗ 
ſtaate, insbeſondere durch große Welterſchütteruggen, und der aus ihnen hervorgegangenen 
Agrargeſetzgebung (ſ. d.), um auch die Berufsklaſſe ver Dienſtboten unter das gleiche und all: 
gemeine Geſetz zu ſtellen. 

Schon hatte allerdings das Allgemeine preußiſch⸗ Landrecht von 1794, welches in einen 
beſondern Titel (II, 5) von den Rechten und Pflichten der Herrſchaft und des Gejinded 
handelt, wie «8 in ber ſpätern preußifhen Geſindeordnung vom 83. Noy. 1810 geſchah, ver 
Grundfag an die Spige geftellt, daß das Verhältniß zwiſchen Herrſchaft und Geſinde auf einem 
Vertrage beruhe, wodurch ver eine Theil zur Leiſtung gewiller hHauslicher Dienfte auf beſtimmte 
Zeit, ber andere hingegen zu einer dafür zu gebenden beftimmien Belohnung ſich verpflicht. 
Jedoch enthielt daſſelbe in feinem fiebenten Titel vom Bauernflaude und im Abſchnitt von deſſen 
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perfüntichen Pflichten und Rechten noch fehr ausführliche Vorſchriften über ven Geſindezwangs⸗ 
dienſt der Unterthanenkinder. Seibſt noch nad dent Allgemeinen preußifchen Landrecht mußten 
ich dieſelben ſpäteſtens drei Monate vor Weihnachten der Gutoherrſchaft zum Dienen autragen, 
wo nicht bereits gewiſſe andere Grflellungdtuge zur Auswahl der Herrſchaft eingeführt waren. 
Jeder mußte von der Herrſchaft, welche der Dienſte eines Unterthasenkindes nicht bedurfte, von 
Jahr zu Jahr einen Erlaubnißſchein zum Auswärtsdienen Wen, und es ſtand der Herrſchaft 
unter mehreren Kindern ber unterthänigen bäuerlichen Familien das Recht ber Auswahl zu. 
Dabei war der Verrſchaft und infolge ihrer ibertragung dem Pächter und Wirthſchaftebeamten 
derſelben noch das echt eingeräumt, fauled, mordentliches um» widerſpenſtiges Geſinde (das 
handliche ſowol wie das zum Hofedienſt geſchickte) durch Zuchtigung zu feiner Pflicht anzuhalten. 
Der Übergang eines Unterthanecnfindes bezichungoweife zum Geſmdezwangtdienſt verpflichte⸗ 
ten Einwohners des Orto zu einem andern Lebenſberufe, zum Handwerk, Studium. u. |. w. 
war von der außbrüdticden Erlaubniß bes Öntsheren abhängig nub bieje meiſtentheils an bie 
Beringung gefrtlipft, daß zuvor nem Geſindezwangsdienſte genügt ober ein zum Theil von ber 
Wilikur der Herrſchaft nbhängiges Loͤſegeld gegeben wurde. 

Wie felten mochte esd den Unterthauen uns Unterthanenbindern Damals gelingen, gegen bie 
bem Belinde widerfahrende Ungeſetglichkeit un» Wilikur im Rechts⸗ oder Beſchwerderwege bei ben 
unabhängigen königlichen Obergerichten Scheattz zu finden, jelunge die Polizeigewalt und Juris⸗ 
diction erſter Inſtanz über Die Unterthauen durch den Sutsherrn oder bie von ihm eingeſetzten 
Beamten geübt wurde. 

IH. Aufhebung des Altern Verhältnifſes und Übergang in Das nenere 
Befindewejen. Mit der perfönlichen Leibeigenſchaft oder Erbunterthänigkeit mußte als Aus- 
fluß derſelben auch dev Geſindezwangsdienſt von jelbft wegfallen. Dies ſprachen demnächſt ver: 
ĩchiedene deutſche Geſetze aus, welche wie perfünliche Freiheit allgemein herſtellten. (Vgl. z. B. 
$. 53 des tänigkich ſächſiſchen Geſetzes vom 17. März 1832 über Abloöſungen und Gemeinheits⸗ 
theilungen, Geſeyſammlung flır das Koͤnigreich Sachſen von 1832, ©. 163 ig.) In Preußen 
war Die beſondere Geſiadeordnung von 8. Rov, 1810- nur Die weitere :Folge des Cdicts vom 
9.28.1807, welches vertünhete, daß es fortan. im preußticden Stante mur freie Leute geben folle. 

Nur der, weldher von der Vorausfegung und Anſchauung ausgeht, daß die menſchliche 
Natur einer Entwidelung zu griegmäßiger Freiheit unfähig, kediglich durch Maßregeln, will: 
kürliche Strenge und Unerdrückung in Zucht und Orbnung zu halten fei, wird die Umwand⸗ 
lung des in einigen Zügen gefchilverten Dienfibotenverhältniffes des Feudal- und Polizeiftaats 
in das eines freien Vertragsverhältniſſes beklagen umd vie freilich auch jegt nicht felten begrün: 
beien Veſchwerben über ungenügenbe oder wiberwillige Pflihterfüllung der Dienfiboten auf 
die Umwandluug jencs Altern Verhältmifles zusücdführen wollen, während auf ber andern 
Seite kaum geleuguet werden wird, daß die bei den Dienfibeten gerügten Mängel ebenfo oft 
nur Die Bolge der Unordnung in den Haushaltungen der Dienfiherrfehaften oder ihrer eigenen 
oder ihrer Aufſaher Leidenſchaftlichkeit und widerrechtlichen Behandlung find. Auch jegt ſpricht 
bie Erfahrung dafür, daß die Lage dar Dienſtboten gemeinhin am unglüclichen unter denjeni⸗ 
gen Herrſchaften ift, bei venen Unbildung und Roheit vorherrſchen oder Rechtsſinn und Theil: 
nahme für ihre Mitmenſchen fehlen. Man darf wicht außer Acht laſſen, daß für die armfte und 
niedrigfle Klaſſe, welche aus der mangelhaften Haltung und nicht felten ebenfo mangelhaften 
Erziehung Deö älterlichen Hauſes ia Dienſt tritt, wie Periode des Dienftes gleichzeitig erſt die 
Periode ihrer weitern Ausbildung ift, eine Lebensperiode, welche die beiler fitmirten Klaſſen 
auf Gymnaſien, Univerſitäten u. j. w. zu bringen. Die Herrſchaften, welche auf einem höhern 
Standpunkt von Binfiht und Bildung ftehen, joflten e8 wol als eine Pflicht anerfennen, ihrer: 
jeitö auf Gemüth und Verfland ihrer Dienftboten bildend einzumirken. Mächte überall beher⸗ 
zigt werben, was ein als Landwirth und öfongmijcher Schriftfleler fo anerkannter Dann wie 
per Landesöfonnmierath Koppe in riner Denkſchrift über bad ländliche Geſindeweſen bemerkt: 
„Die Arbeitgeber, ald die vom Schickſal Begünſtigtern, müflen ven Anfang machen insbeſon⸗ 
dere daduxch, daß fie als eine heilige Pflicht die menſchliche Ausbildung der Arbeiter ſowie ihre 
Ausübung und Anlernung im riftluhen Sinue beförbern. Sind fie ohne Menfchenliebe und 
erwarten fie die Erziehung der Arbeiter durch geiehliche Befimmungen, jo wirb niemals ein 
“beide Theile befrienigenver Zufland herbeigeführt werben.‘ 

Statt deſſen verlangt man von gewiflen Seiten noch jegt wiederum exceptionelle gZwangs⸗ 
und Strafgeiege gegen Geſinde und Arbeiter. Wie damals, als in Preußen durch das Edict 
vom 9. Drt. 1807 vie Leibeigenihaft und Erbunterthänigkeit mit ihren Ausflüflen und unter 
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piefen beſonderd mit vem obengeſchilberten Gefinnezwangspienfi aufgehoben wurde, fo noch ſpä⸗ 
ter bekaͤmpften ſich die entgegenſtehenden politiſchen, ſittlichen und forialen Anſchauungen um 
Standpunkte auch anf dem Gebiete des Geſindeweſens. Derjenige Standpunkt, welcher auf ven 
überlebten Traditionen der Feudalzeit und des Polizeiſtaats ruht, ſucht jene von Koppe fo treff⸗ 

lich ausgeſprochene hoͤhere: moraliſche Pflicht durch die Gefehgebung zu erſetzen. Brachte es bob 
währen jenes Decenniums der Reaction in Preußen jene in ben Factoren ber Geſeggebung 
bamals übeeiviegend vorherrſchende Partei zu dem Geſttze vom 24. Aprit 1854, betreffend vie 
Verletzung ber Dienftpflicht des: Gefinbes und ver ländlichen Arbeiter. Durch dies Beiek iR 
eine neue Abweichung / von den Beflimmungen bes gemeinen Rechts über Die gegenjeitigen Vflich 

ten von Herrſchaft und Gefinde und von dem Charakter eines freien Vertragsverhältniffes, von 
weichem die Gefinpeoruung vom 8. Nov. 1840 ausging, vahin beflimmt, daß bei hartnädi⸗ 
gem Ungehorſum und Wivderſpenſtigkeit gegen bie Befehle der Herrſchaft over der zur Aufficht 
beftellten Berfonen, over bei Berfagung oder Verlehung des Dienfled ohne gefeymäßige Urſache 
eine bejondere Geld: oder Gefängnipftvafe angedroht wurbe, und e& iſt dieſe Veſtimmung anf 
fogar auf das Verhältniß angewendet zwiſchen dent Befiger eines Landguts aber einer anderh 
Lands. oder Forſtwirchſchaft, forte den yon ihm zur Aufficht der Arbeiten in ver Wirthſchaf 
beſtellten Berfonen und folchen Dienſtleuten, melde gegen Gewaäͤhrung einer Wohnung In den 
dem Butöbefiger gehörigen oder auf dem Gute Sefinblihen Gebäuden, wie gegen im voraus 
beſtimmten Bohn behufs der Bewirthſchaftung angenrommen find ( Dienſtleube, herrſchaftliche 
Tagelöhner, Einlieger, Katenleute u. dgl.), ja ſelbſt auf das Verhältnig zwiſchen ſolchen Hand: 
arbeitern, welche fi zu beſtimmten land⸗ oder forſtwirthſchaftlichen Arbeiten, wie z. B. Ernte: 
arbeiten auf Acker und Wieſe, "Meliorutiondarbeiten, Holzſchlagen w! ſ. w., verdungen 
haben, und dem Arbeitgeber oder dem von ihm beſtellten Auffeher, mithin auf vollkommen frei 
Arbeiter. Und do gehören nicht bloß in ven weſtlichen, fonbern ebenfo in den mittlern um 
öftliden Provinzen Preußens Die in jenem erceptionellen Geſetze voraußgefegten Bälle bei ben 
erfahrungsmäßig durchaus gefegmäßigen Stun und lenkſamen Charakter bet Vevölkerung zu 
den ſeltenen Ausnahmen, deren Veranlaſſung, wenn man fie erforſchte, ſicher viel häufiget in 
ungerechter oder doch Inhumaner oder unangemeffener Behandlung der Arbeiter ſeitens einzel: 

ner Herrſchaften gefunden werden möchte. 

Außerdem enthält jenes preußiſche Geſetz Der —— vom 24. April 1854 wog eine 
andere, wiederum nur im Interefle per Butäherren gegebene Beſtimmung, nämlich pie, daß Gr: 
finde, Schiffsknechte, Dienftleute ober Handarbeiter, welche pie Arbeitsgeber ober Die Obrigkei 
zu gewiſſen Handlungen oder Zugeſtändniſſen dadurch zu -beflimmen fürchen, daß ſie die Bin: 
ftellung ber Arbeit oder die Verhinderung berfelben bei einzelnen oder mehreren Archeitägebern 
verabreden oder zu einer ſolchen Verabredung andere auffordern, Gefängnißſtrafe DIS zn einem 
Jahre verwirkt Haben. Denn abgefehen davon, daß bekanntlich Ähnliche Geſetze, wie fie früßer 
auch in Großbritannien gegolten, dort ala ſchaͤplich, unpraktiſch und ungerecht längſt erkannt, 
daher aufgehoben find, fleht jener im Intereffe ber Arbeitgeber und zwar vorzugsweiſe der 
größern Gutäbefiger und Laudwirthe gegebenen Veſtimmung nicht einmal wie beim Fabrik⸗ 
und Gewerbeweſen (zufolge der preußischen Gewerbeorbnung vom 17: San. 1845, 6. 181 mb 
182) die andere Beſtimmung gegenüber, daß auch Die Arbeitgeber, welche ähnliche Verabte: 
bungen unter fi zum Nachtbeil ver Arbeiter treffen oder zu ſolchen Verabredungen auffordern, 
gleich dieſen letztern ebenmäßig der Beftrafung anbeimfallen. Ein praktiſches Bedürfniß zu 
einer foldhen Beftimmung, mie fie jenes Gefeß von 1854 enthält, tft für Gefinde und lanbliche 
Arbeiter aus vorgefonmmenen Fällen nicht nachweisbar geweſen. Umgekehrt find aber — gläl: 
licherweiſe nur vereinzelte — Fälle bekannt, in denen bie ländlichen Arbeitgeber Verabredun⸗ 
gen der gedachten Art trafen. 

Noch viel allgemeiner und ſtärker äußerten ſich die-Beforgniffe ber bevorrechteten Staude 
bei der Aufhebung ber Leibeigenſchaft und des Zwangsdienſtes bes landlichen Gefindes ber linter: 
thanenkinder in Preußen. Nicht blos die ſchleſiſchen Butsherren, fondern ſelbſt Landeseollegien 
reclamirten aufs heftigſte gegen die Folgerung des Ediets vom 9. Ort. 1807. Bon der Auf: 
hebung des Geſindezwangsdienſtes wie des Anſpruchs auf Dienfte und Arbeit fr niedrigen 
Lohn, überhaupt infolge ver Köfung des Unterthanenverbandes beforgte man Mangel an Arbei⸗ 
tern, Verwilderung und Unfittlichkeit des Landvolko, auch übermäßige Erhðhung der Geſinde⸗ 
und Arbeitsloͤhne. 

Was damals eine erleuchtete, über die gemeinen Vorſtellungen weit erhabene Stkaatsre⸗ 
gierung von dem politiſchen und voſtewirthſchafilichen Ausgangepunkt der Stein-Hardenberg 
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ſchen Geſetzgebung aus den Reclamationen und Befürchtungen ſolcher Art entgegeniepte, das 
bat allgemeine Bültigleit für alle Zeiten. uud Stanten und verdiente auch heute noch die ernſte 
Beachtung auf verwandten ſocialen Webisten in verſchiedenen andern deutſchen Ländern, Zu: 
uädft made bemerkt: es fei das Grhunterthänigfeitsverhältniß feiner Natur nad nie etwas 
anderes .ald eine polizeiliche Ausrhuung geweſen, welche nad dem jedesmaligen Gulturfiande 
var Natien abgeänbert werben konnte und auch wirklich abgeändert worden if. Zu allen Zeiten 
jei dad Brbunterthänigleitvenhäliniß Daher polizeiligen Anorbuuıngen zum gemeinen Beften, 
ohne Mückſicht auf den Vartheil dor Bintäbefiger, unterworfen und ed offenbar nur ein Miobrauch 
der Erbherrenrachte geweſen, wenn biefelben Dazu benugt wurden, Gefinbelößne unter bad. na⸗ 
türliche Verhältniß herabzubrüden. Sodann hieß es weiter: bie Gutsherren, die in ihren 
großen Wirchſchaften fo vieler Arbeiter bedürften, Seien es dorzugsweiſe, - welche Eünftig mehr 
als iugenbrine anbere Kiaffe. ver Landesbewohner Durch Veredelung ver arbeitenden Klafle ge⸗ 
mwinnen würden; biefe Weredelung fei nach: der Erfahrung aller Zeiten und Länder eine noth- 
wendige und weſentliche Folge ber perſoͤnlichen Freiheit. Die Aufhebung der vielfältigen Be: 
ſchraäͤnkung rinerfeitä des Grundeigenchums, andererfeits In&bejondere Ber perſoͤnlichen Freihoit 
müfle fo nͤberwiegende Vortheile für die Gutsbeſither herbeiführen, daß dieſe, weit entfernt, 
Schabens berechnungen aufzuſtellen, darin eher die unmittelbatſte Verbeſſerung ihres Zu: 
Pannen erfennen ſollben. Arbeiter und Geſtude kämen durch die Aufhebung des Dienſtzwangs 
in eine weit beſſere Bage und wärden daher weit weniger Beratlaffung ſinden, die Arbeit und 
das. Dienftbotennarhältniß gegen. andere gewerbliche Thätigleiten: zu vertauſchen. Allerdings 
werde da; wo dem Zwangageſinde biäher nicht fo wiel gereicht werben , daß es ohne Beihülie 
feineo Altern hätte. beſtehen Fönnen eine billige Erhöhung an Koft und Kohn gewährt werden 
mäflen. Es ˖ werde fi aber. vie: Concurrenz zur Arbeit tm Gegentheil eher vermehren; auch 
werde, weil freie Leute mit mehr gutem Willen arbeiten, mehr Arbeit mit weniger Han: 
wen verribishwerven als vormals. Bine durchaus unrichtige Behauptineg ſei es aber, daß ver 
Menfig, weicher Ach frei und glüdlicher fühlt, mehr Neigung zur Ugſittlichkeit habe als der, 
welcher in Auecchtſchaft debt. (©. hierüber die Referipte, beziehungsweiſe Publicanda vom 6. 
und 15. März 1809: und vom 8. April 1809 dei Mabe, „Sammlung preußiſcher Gejege und 
Verordnungen“, X, 46. fg. und 79:.fg., au Matthis Juriſtiſche Momatsjcgrift”, X, 65, und 
v. Komp: „Zahrbirdper‘“; IM, 199.) Ze Be 

Bei vorurtheiloßreier Vetrachtung der culturgefichtlichen ECntwickelung ver dienenden wie 
der arbeitenden Maſſen in Deutſchland wird man in jenen Außerungen des bantalbgen preußis 
ſchen Gouvernements die voraußfchauende Weisheit anerfennen, welche vie Erfahrung nach Ber: 
faufieines Halten Jahrhunderto beſtatigt hat. =) 0 J— 

An allgemeinen hat es fi in Preußen herauogeſtellt, daß bei Vorausſetzung ordentlicher 
Gerrfſchaften und angemefſener geſetzmaͤßiger Behandlung der Dieuſtboten dasjenige männtiche 
Geſfinde, welches infolge ver allgemeinen Wehrpflicht im Mikktär gebient hat, brauchbarer, ge: 


habe, beide, Mägbe und. Kuckhbe,. fein ander Recht über fie beige, ala ge bee Dienf ge 


ifm feinen verdienten Lohn geben, wenn er von ihm feheiden will; fei aber der Knecht der Echuldige, 
fo hube er lein echt vom Herrn zu ſcheiben, wenn biefer ihn dehalien wolle, folange bie ausbebungene 
Dienſtzeit währt. : bes Herr feine Hand. an ben unfchuldigen Kneche mit Bein und Schlägen, fo 
mũſſe er es bäßey, r um Lohn zur Arbeit gewonnen. fei, dem ˖ büsfe man wicht unrecht thun; wer 
feiner Arbeit lebt, der folle audy unter des Reiche gemeinem Frieden und Gefeg ſtehen. Selbft das 
Gapitulare Karl's des Großen de villis vel curtis (Anton, Gefchichte der deutfchen Landwirthſchaft, 
n, 171 fg.), das doch eigene Leute vorausfegte, enthielt weit günftigere Beftimmungen für das Geftnde 
als die Belimweorununigen des. 16, 17. und 18. Jahthuuderts. Danach foll das Gefinde gut unterhalten 
umb von niemand weriuieben werden, Die Beamten follen ſich nicht umterfichen:, das Geſinde zu ihrem 
Dienfte zu gebrauchen. Sie follen allen Leuten, eigenen und Rnechten, volles Recht widerfahren laffen. 
Keinem , der über den Beamten flagen will, fol der Weg zum König in deflen Pfalz verboten werben; 
in gewiſſen Fällen behaͤlt ſich der König ſelbſt Entſcheidung gegen die Lente und deren Beſtrafung vor 
(Capitulare, $. 2, 3, 11, 16, 57). rn 
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horſamer und ordentlicher if. Dies wenigſtens beſtätigen die einſichtsvollern Laudwirthe. Ya 
es hängt dieſe Erſcheinung mit der geſezmäßigen Behandlung ber wehrbhaften Jugend währen 
ihres Militärvienftes zufammen, indem berjelbe als eine große Bildungsfdgule der Nation be: 
tradhtet werden darf. Denn an dad Edict vom 9. Det. 1807, welches die Leibeigenfchaft and 
Erbunterthänigfeit aufhob, ſchloſſen Ah unter andern Gefepen au die Kriegsartikel vom 
3. Oct. 1808, die einerfeitö die Verpflichtung zum Kriegepienft allen Unterthanen des Staate 
ohne Unterſchied der Geburt auflegten, audererſeits aber auch wach Tüchtigbeit nad Befhigung 
jedem Soldaten bie Ausſicht auf Avancement zu Offtzierſteilen erbifneten und im wihgenkeines 
die Strafe der Stockſchläge und koörperlichen Züchtigung abſchafften. (S. Agrarverfaffung 
und Agrargeſetzgebung, I, 325 und Anmerkung 8 daſelbſt.) 

IV. Gegenwärtiges Rechtsverhältniß des Geſindes. Das gemeine oder ge 
woͤhnliche Geſinde zerfällt in dasjenige, welches für die Bedienuug der Verſon und Fumilie der 
Herrſchaft oder für deren Haushaltung, und in dadjenige, welches für die laͤndliche Wirthfchaſt 
oder auch für einzelne Fabtikationsanſtalten derſelben gemiechet und beftimmt ift. Vou ge: 


meinen Gefinde unterfheiden die Geſetze die fogenannten Bauboflidimien, ober. beziehung: 


-weife folde in Lohn und Brot ſtehende Perſonen, denen, ſei es iu der Haudhaleung ober in 
ver Land: und Forſtwirthſchaft oder in beſondern Fabrikationdzweigen, beſtienarte Gefchäfu 


ober die Aufſficht über gewiſſe Theile ver Haubhaltung over Wirthfſchaft übertragen find, wa 


z. B. Wirthſchaftösverwalter, Beier, Schafmeiſter n. ſ. w. zu Denen Dagegen (auch nachh dem 
Allgemeinen preußiſchen Landrechte) Erzieher, Privatfernetäte, überhaupt foldge, Die mit erlern: 
ten Wiſſenſchaften over fhönen Künften im Haufe Dienfte leiſten, nicht gerechnet werden. Der 
gleichen Perfonen wie die Hausofficianten ſind in keinem Falle zu haͤsslichen Dienflen ver⸗ 
pflichtet, wogegen das gewöhnliche Gefinde, ſoſern dafſelbe nicht zu nu@fäglichtichen Geſchaäften 
gemietbet worden, fich allen häuslichen Verrichtungen, auch wirthſchaftlichen Beichäften, nad 
den Willen ver Herrſchaft unterziehen mu. Wit ven jogenanmien- Hausoffickanten find aber 
in der Regel ausbrüsdiiiihe Verträge über Umfang und Art ihrer Dienſtverrichtungen (nad vem 
preußifchen Landrecht ſchriftliche) abzuſchließen. Fehlt es an beſondern fubiipiarifkhen geirg- 
lichen Beſtimmungen über deren Dienſtvertzältniſſe, fo werben dieſelben nach der Jocatio con- 
ductio operarum beurtheilt. Die Verhaͤltaiſſe des gemeinen Geſindes ſind meiſt wol durch 
beſondere Geſetze, Geſindeordnungen, in Preußen duch die vom 8. Mer. 18102) gewepelt, 
welche allerbings, jedoch nur in Erinangelung ſpecieller, abweichender vertragämäßiger Der: 
einigung wilden Dienfibeten und Dienſtherrſchaft, ſubſidiäre Geltung baten, 


"Der Erlaß befonderer Geſndeordnungen, wie der. premfiichen von 1810, machte Durd dir Ä 


Umwandlung ver frübern, vor 1807 beſtandenen Abhängigkeitöverhältnifie der Land bewohner 
m ven Zuſtand perfönlicher Freiheit und Gleichberechtigung geboten ſein, inden das Befeg vom 


8. Nov. 1810 gleichzeitig ale Geñndeerdnungen und gefeglicden Borfehristen, welche biägerin 


einzelnen Provinzen, Diftrieten, Stästen und Oriſchaften des Staates beſtanden hatten, gänslih 
und ohne Ausnahme aufhob. Anderntheils ift eine ſolche Singulargefeggebung dadurch mo: 
tivirt, daß das Verhältniß der Dienflboten zur Kamilie ver Dienſtherrſchaft jedenfalls nach deut: 
en Begriffen ein eigenthümliches und engeres iR; man rechnet nad Geſinde deshals auch zum 
Hausſtande ober zur Famille in ihrer weitern Bedeutung. Überdies ſcheint es in Rückficht aui 
den Bildungszuftand, dad Alter und die Zahl der Dienſtboten bei ver Unthunlichkeit ausprüd- 

licher jchriftlicher Verträge über vie fo mancherlei gegenfeitigen Rechte und Pflicgten für ven 
Rechtsſchutz der Dienfiboten ſelbſt altgemeiner Normen zu bedürfen, die, obwol von ſubſidiaͤrer 
Natur, doch vpraktiſch die fa ausnahmdlofe Regel für das Geſtindeverhältniß biſden. Es be: 
antworten bie Geſindeordnungen die Fragen, wer Befinde miethen und wer ſich als foldhes ver: 
miethen könne. Erſteres Tann unter Umſtänden aud) die Hausfrau, letzteres erfordert, wenig: 

ſtens für die erfte Vermiethung, bei Minorennen oder bei Kindern unter väterliher Gewalt die 
Einwilligung ded Bormunbes, reſp. Vaters, bei verheirateten Frauen »ie Einwilligung bei 
Mannes. Eigenthuͤmliche Beftimmungen fie diefed Verbältnik jmd: daß ver Mietheonttaci 
durd) Gebung und Annehmung des Miethgeldes gefhloflen wird, daß ſich bei Strufe der lin: 
gültigfeit des Vertrags dad Gefinde immer nur für gewiſſe Zeiten, niemals auf lebenslang zu 
einem beflimniten Dienſtverhältniß verpflichten kann, ferner, daß ich dad Geſinde in der Regel 
alien Häuslichen und Wirthichaftsgefchäften zu unterziehen, auch ven hänsliden Einrichtungen 


2) Später iſt eine ‚befondere. GSefindeordnung unterm 19. Aug. 1844 für bie e Rheinproving umb nn: 
term 11. April 1845 für Neu-Vorpommern und Rügen ergangen. 
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und Anordnungen der Herrſchaft zu unterwerfen, ſich gegen dieſelbe ehrerbietig und beſcheiden 
zu bettagen hat. Dabei iſt ferner beſtimmt (namentlich in der humanen preußiſchen Ge⸗ 
ſindeordnung): daß dem Geſinde feine der Geſundheit nachtheilige Speiſe und daß ihm Koſt 
bis zur Saͤttigung gereicht, demſelben die noͤthige Zeit zur Abwartung des oͤffentlichen Gottes⸗ 
dienſtes belaſſen, ihm nicht mohr und ſchwerere Dienſte zugemuthet werden, ald es nad 
ſeinen Kräften ohne Verluſt feiner Gefundheit beſtreiten kann, daß die Herrſchaft für Cur und 
Verpflegung ohne Abzug am Lohn ſorgen muß, wenn der Dienſtbote ſich durch den Dienſt 
oder bei Gelegenheit defſelben eine Krankheit zugezogen hat, und daß auch außerdem, wenn feine 
Verwandten am Orte oder zur Aufnahme des kranken Geſindes bereit ſind, die Krankenpflege 
einftweilen von der Herrfchaft übernommen werben muß. Amar follen Schelworte ober ge: 
ringe Thätlichfeiten ſeitens der Gerrichaft, welche vom Geſiude durch deſſen ungebüßrliches Be⸗ 
tragen zum Born gereizt wurde, als Injurien wicht betrachtet werden, für Mishandlungen und 
deren Folgen hat aber vie Herrſchaft vollſtändige Shapleshaltung zu leiften, ebenſo für Be: 
fimpfungen und üble Nachreden, wodurch dem Geſinde fein Ehnftiged Fortkonimen erfchiwert 
wird. Außerdem werben in den Geündeordnungen die Mechte und Blichten einerſeits des Ge⸗ 
ſindes, andererfeit der Herrſchaften, desgleichen die Gründe, aus denen der eine oder andere 
Theil ohne oder nach vorheriger Aufkündigung dad Dienfkserhältnig auflöfen darf, genau be: 
Pimmt, ingleichen, wie es mit vem Lohn, mit ven Kleivungsſtücken u. ſ. w. in bem einen wie in 
dem andern Yalle der Aufgabe des Dienſtes gehalten werden foll. Hinfichtlich der in ber all- 
gemeinen Geiindeorunung. beftimmter Umzugdtermine mußten fi ſpätere Gefege Her mäch⸗ 
tigern Sitte bequemen. Dieſe hat bei wen ländlichen Dienfiboten Weihnachten ober vielmehr 
Reujahr in der Mehrzahl der Landestheile ald Limzugstermin feflgehalten ?), wogegen fie in den 
Städten bei ben Bierteljahräterminen ſtehen blieb. Dis Auftimbigungsfrif.ift beim Landgeſinde 
auf drei Monat vor Ablauf der Dienfzeit, bei ſtävtiſchen gerodbnlich auf ſechs Wochen beflimmt. 
Unter anderm kann aud der Dienſtbote fein Dienſtverhältniß vor der Zeit auffündigen, wenn 
er durch Heirat oder auf andere zur Herſtellung einer eigenen Wirthſchaft vortbeilbafte Weiſe 
eine Lebensſtellung erhält, die er durch Wie Kortbauer ber Dienſtzeit cinbüßen würde; ferner, 
wenn bie Ättern ver Dienftboten wegen einer erſt nad) der Vermiethung vorgelommenen Ber: 
änderung ihrer Umſtände ihn zurückverlangen. 

In der Natur des Verhältnifſes liegt es, daß bei einer Mehrzahl von Gonflicten: zwifchen 
Herrſchaft und Dienfiboten nicht fofert die Berichte anzurmfen, fonkern zunächſt pie Polizei: 
behörden zum Ginfchreiten ermädtigt find, welde in ber Regel eine vorläufige, aber aud fo: 
fort vollſtreckbare Entſcheidung, vorbehaltlich ver im Rechtswege geltenb zu machenden An: 
ſprüche ned einen oder andern Theil, zu treffen haben. Namentlid gehören zu ſolchen Gonflicten 
Streitigkeiten über die Erfüllung der and dem Miethvertrage eutſtehenden Verbindlichkeiten 
während des Dienfles, ferner über die Weigerung der Herrſchaft, das Gefinde anzunehmen ober 
zu behalten, deögleichen der Dienſtboten, den Dienſt anzutreten ober darin zu verbleiben, over 
über verweigertes Abzichen und Entlafien, über angemsfiene Delöfigung, über Ertheilung und 
Inhalt des Abſchiedozeugniſſes. 

Da die Entlaſſungszengniſſe in ber Regel nicht genügten, um ben neum Dienſtherrſchaften 
die erforderliche Kenutniß don ber ſtulichen Führung des Geſindes zu verſchaffen, ſo haben die 
Gefetze Bier und da Geſindebücher eingeführt, weiche beim Dienſtantritt vorgelegt und bei der 
Entlaſſung mit einem vollſtaͤndigen Zeugniß irber Führung und Benehmen des Geſindes aus⸗ 

gefüllt werden müſſen, deren Führung die Polizei zu controliren hat. (Val. preußiſche Ver⸗ 
ordnung som 29. Sept. 1846.) 

V. Verhältniſſe einzelner befonderer Klafjen von Dienfiboten. Man bat 
hiernächſt Die für das gemeine Sefinde gegebenen Beſtimmungen aud auf die Verhältniſſe 
zwifden Eigenthümern und Führern von Stremfahrzeugen wie von Seeſchiffen und ver 
Mannſchaft, beziehungsweiſe den Schiffoknechten, angewandt. ( Vgl. die Gabinetdorbre vom 
23. Sept. 1835, preußiſche Gefehfammlung, S. 222, und’ die vom 28. Nov. 1831 wegen 
Heuerung ohne Losſchein oder unwahre Ausſtellung eines ſolchen, preußiſche Geſegſammlung, 
S. 266). Füͤr Die Berhättnifie einzelner Arten von Dienſtboten gelten aber auch einige beſondere 
Vorfchriften. Dahin gehören z. B. die Schaͤfer und Schäferknechte. Schon ſeit Jahrhunderten 
beſtehen die Werbote wegen Haltung eigenen Vor⸗ und Butenviehs und wegen Mitnahme von 
Schäfereigeräthen beim Umzuge von einer Schäferei in die audere; erſteres zur Begegnung von 


8) In Nen-Borpommern ben 27. April und 27. Det. 
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Betrügereien und Bertaufgungen herrſchaftlicher Schafe mit den eigenen, letzteres, um die An: 
ftedung ber Schafheerden zu vermeiden. Der Umzugstermin von Schäfern und Schäferknechten 
ift noch gegenwärtig in ber Regel Urbani, der 25. Mai, in andern Landestheilen Iobannis, der 
24. Juni. Die Löhnung befteht, abgefehen vom Deputat in Getreide, Salz u. |. w. oder au 
bloßen Geldlohn, bei Schäfern und Schäferknechten noch haußg in einen Antheil.an.der Heerde 
und an den Früchten der Schäferei, der Wolle, dem Märzoieh und den Laͤmmarn, wogegen fh 
aber auch in ſolchen Fällen bie Schäfer ober Schäferfnachte im Die Heerde einzukaufen haben un 
nur beim Abzuge von der Herrſchaft oder von ven Nachfolgern im Dienfle das Ginkaufögelo 
zurũck erſtattet erhalten Bei den werthvollern Gresben iſt indeß sin ſolches Lohnverhalmiß 
mehr und mehr außer Übung gefommen. 

. Zu ben Dienftboten int weitern Sinne konnen auch diejenigen Legelbhaer und Arbeiter⸗ 
famikien geredet werben, welche auf groͤßern Wütern, ſo in ben öſtlichen Provinzen Breußens, 
auch wel auf den Golonaten im Niederſachſen uns Meßialen, in ven Gchäuden ber ‚Herriceit 
gegen billige. Miethe, aber auch gegen die Verpflichtung wohnen, je. nach dem wirthſchaftlichen 
Bedürfniß der Herrſchaft durch das gunze Jahr, in der Regel für ein billigeres Ragelohn, zu ar: 
beiten, wogegen fie verſchiedene Gmelumente, Brennholz geringerer Qualität, Torf, Eleine 
Gärten der Landſtücke zum Anbau. von Kartoffeln unn Gemüſe, Flacht u. dgl, auch wol 


Futter und Weide für einige Stücke Bich erhakten, überdies gewöhnlich zum Ausdruſch des au 
dem Gute gewonnenen Getreides gegen einen beſtimmten Scheffeluntheil (im Dfben: gegen ven 


zehnten und elften, anderwärts in der Regel gegen den. ſechzehuten, ‚bei Anwendung von Drefd- 
maſchinen gegen einen geringeru):bereiitigt ſind, bei weicher Lohnweiſe ſich dergleichen Tage 
löhner je nach der beſſern Gultwr und Mrnte und dem ſteigenden Breife:ved Getreides nicht jelten 
Ä ſehr gut ſtehen. Man bezeichnet dergleichen Arbeiter daher auch als Felogeſinde oder Drei: 
gärtner, in den weſtlichen Provinzen als MÆötter. und Heuerliage. Dieſe letztern treiben freilich 
oft auch als Handſpinner und Weber noch ein Mebengewerbe 

Y. Einflug der ſtaatsgeſellſchaftlichen Imflitntionen und anderer beion: 
derer Binrihtungen auf den Zuſtand des:Geſindes, Mittelbar hängt das günfi 
gere oder ungunfligere Berhältniß:der Dienſtboten, ihre glüdlichere ober: gedrücktere Lage we: 
ſentlich von den allgemeinen volföwirthfchaftlichen Zuſtänden, den foctalen Einrichtungen un 
altgemeinen Geſetzen bed Landes ab: Es trits jehr bemerkbar (aanmentlich in Breugen) feit ver 
Aufhebung ber perſoͤnlichen Abhängigfeitönerhältnifie „der Hoͤrigkait und Erbunterthaͤnigkei 
in der ländlichen Bevölkerung das Streben bei der maͤnnlichen wie dev: weiblichen Jugend her⸗ 
vor, aus dem Verhältniß des Geſindedienſtes zu einer ſelbfiändigen Lebensſtellung und eigenen 
Haushaltung zu gelangen, follte dieſe letztere nuch, wie es hei der Mehrzahl der landlichen 
Dienſtboten ver Fell if, Die aus der Klaſſe ver beſitzloſen Arbeiter und Tageloͤhner hervorgehen, 
wiederum: feine andere als die ihrer Alten ſein. Immer aber eröffnen ſich auch den Dienft: 
boten günftigere Lebensausſichten in denjenigen Rändern, in welchen volle Erwerbsfreiheit, an: 
beſchränkte Freizůgigkeit Niederlaſſunga⸗ und Anfiedelungsbefugniß. ſowie — bei 
Grundeigenthums gilt, mithin auch für jie die Möglichkeit vorhanden ift, ein eigenes kleinet 
Grundeigenthum zu gewinnen ober eine audere beflete und lohnendere Befthäftigung zu er 
greifen. Schon die von den Landesgefetzen nicht verfgränbte Ausſicht dazu hebt auch ſittlich den 
Stand der Dienſtboten und rückt ihn den Herrſchaften näher, weil bie beide trennende Schranle 
nicht mehr als eine unüberſteigliche erſcheint, und ſich Die erſtern nicht hoöffnungslos und für im⸗ 
mer zum Dienen in anderer Lohn und Brot: verurtheilt wiſſen, wogegen die Aufhebung der 
Leibeigenſchaft und Erbunterthänigfeit in Ländern ohne Erwerbs, Nisderiaffungs- und Grund: 
eigenthungfreiheit, wie 3.8. in Mecklenburg, wo etwa 800 Rittergut#befiger. über 20000 Tage: 
Wner, ebenſo viel Knechte und ebenfo viel Mägde herrſchen und vie ganze Bebenslage dieſer 
letztern zumeift von der Willkür ober Belinnung der: Buts: umd-Dienftgerven abhängt, ven at: 
beitenden Klaſſen und insbeſondere den Dienftboten kuum weitere Früchte als den Vortheil freier 
Auswanderung gebracht' hat. (Dal. den Art. Agrarverfaſſuag I 345 und 346, ingleiden 
den Dirt. Ein: und. Auswanderung, V, 13 14.) . 

Es iſt noch ein Blick auf das Verhaͤltniß zwiſchen ver Sa des Grfnves unbiber Zahl der 
felbftändigen Haushaltungen von &rundbeflgern und von Gewerbtreibenden gu werfen. And 
dies Verhaͤltniß Hängt wit ven übrigen. geſellſchafilichen Zuſtänden genau zuſammen. Bei 
wachſendem Wohlſtande, zumal der Stänte, vermehrt ih eufahrungsmäfig die Zahl derjenigen 
Dienftboten, welche für die perfünlichen Bebürfniffe und Die Haushaltung der Dienfiperrfhait 
angenommen find. Ebenſo ift die Zahl bes ländlichen Befinded eine überwiegend ‚größere in 
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benjenigen öſtlichen und nörblichen Landestheilen, in welchen von alters her größere umfang— 
reiche Güter und Wirthſchaften beſtehen und dieſe ſchon vermöge des Klimas und anderer 
innerer Bedingungen, ganz abgeſehen von der Geſetzgebung, als größere Wirthſchafts- 
ganze zuſammengehalten werden, melde unter ven ſonſtigen Wirthſchaftskoſten auch eine ver⸗ 
hältnißmäßig größere Anzahl von Menſchenkräften zu ihrer Beſtellung nöthig haben. Um— 
gekehrt iſt die Zahl der ländlichen Dienftboten weit geringer, wo, wie in den weftlichen und füb- 
lichen Ländern, die Grundbefigungen zerftücelter und kleiner, wo die Eigenthümer auf die ei: 
gene Bewirthſchaftung und Beitellung vermittelft ver Kräfte des Wirthes und feiner Kamilien- 
glieder angeipielen, dazu auch bei der längern Frühjahrs- und Herbflbeftellzeit mehr im Stande 
find. Überdies aber iſt es eine bemerfenswerthe, auf denfelben oben angeveuteten Gründen 
beruhende Erſcheinung, daß ſich die Zahl der Dienftboten in ven Städten und beziehungsweiſe 
für die perfönlihen Bedürfniſſe vermehrt, dagegen die des ländlichen Geſindes ſich vermindert. 
(Vgl. hierüber W. Roſcher, „Grundlagen ver Nationalökonomie“, zweite Auflage, 1857, I, 
128, und den Auffag von Leite über den Zuftand ver Arbeiter und Armenbevölferung im 
preußiſchen Staate und die Geſetzgebung zur Verbefferung dieſes Zuſtandes im Congres de 
bienfaisange zu Frankfurt a. M. aus dem Jahre 1857 und in den „Mittheilungen ded Een 
tralvereing fir das Wohl der arbeitenden Klaſſen“, Neue Folge, Bd. II, Heft 4 und 5, 1858, 
©. 327 fg., beſonders ©. 332 und 340 fg.) Den höhern Klaffen der Geſellſchaft geveicht es 
zum Ruhme, daß feit einiger Zeit von Vereinen aud zur beſſern Ausbildung weiblicher Dienft- 
boten, ferner durch Belohnungen, welche insbeſondere von landwirthſchaftlichen Bereinen für 
langjährige oder befonvers gefchickte und treue Dienftboten audgefegt merben, ſodann durch Ver⸗ 
anftaltungen einzelner Communen im Intereſſe kranker over alternder Dienftboten dieſer Klaffe 
eine größere Aufmerkfamfeit und humane Fürforge zugewendet worden if. Aud find ed die 
feit zehn, hoͤchſtens zwanzig Jahren mehr und mehr faft in allen Landestheilen, Kreifen 
und Städten Preußens, Sachſens und anderer Länder eingerichteten Sparfaflen, welde der 
dienenden Klaffe zugute kommen und, wie die zugänglichen Nachweiſungen verſchiedener Spar⸗ 
kaſſenverwaltungen ergeben, von dieſer Klafle fehr erheblich benugt werden. Endlich ift hier 
vor manchen andern ähnlichen Einrichtungen der in Berlin getroffenen zu erwähnen. Nachdem 
aus einem beim jedeömaligen Umzuge eines Dienftboten zu entrichtennen Beitrage (von je 
5 Sgr.) ein Gefindebelobnungsfonds für langjährige treue Dienftboten geftiftet war, ift hier— 
nächſt aus den angefammelten Kapitalien ein für alte Dienftboten beftinnmtes Hospital gegrün- 
det worden, morüber unter anderm das „Communalblatt der Haupt: und Rejidenzftabt Berlin“ 
(erfter Jahrgang, 1860, Nr. 14) ausführliche Mittheilungen nebft dem revidirten Statuten- 
entwurf enthält. i 

Bor allem aber wird eine tächtige Schul= und Berufsbildung die weſentlichſte Grundlage 
auch für die fortfchreitende Verbeflerung des Geſindeweſens bilden. W. A. Lette. 

Geſtändniß. 1) Im allgemeinen verbindet man mit dem Worte Geſtändniß den Begriff 
des Anerfennend der Richtigkeit von Ihatfachen, Vorfägen und Empfindungen over des Aus— 
ſprechens ihres Vorhandenſeins. Das Geſtändniß fann ein aus eigener Bewegung hervorge- 
gangenes, freiwilliges, e8 kann aber auch dad Ergebniß angewandten pſychologiſchen oder phy- 
fiſchen Zwangs fein. Des legtern gedachten wir beſonders in dem Art. Folter. Es ift nur 
feine rechtliche Beveutung, in welcher wir das Geſtändniß hier einer weitern Betrachtung 
unterziehen. 

owol im Givilproceffe als im Strafverfahren nimmt das Geftänpniß, ald Gegenſatz ber 

Ableugnung, einen hohen Rang, nicht felten den höchſten ein, dies indbejondere in allen den 
Fällen, in welchen e8 jede ſonſtige Beweisaufnahme entbehrlich macht. | | 

Mas das ältere römische Proceßrecht betrifft, fo Haben wir bereitö in dem Art. Erfenntniß 
ven diefem gemäßen Bang eined Rechtsſtreites angedeutet. Es gab in dem ältern Proceſſe der 
Römer dreierlei Arten von Geſtändniſſen. Die erfte war Die confessio in jure. Der Beklagte 
Hatte nämlich die Wahl, entweber die Verbindlichkeit, deren Erfüllung dev Kläger forderte, an: 
zuerfennen oder ſich gegen die Klage zu vertheidigen. Räumte er die Verbindlichkeit und die aus 
ihr gefolgerte Forderung völlig ein, dann bedurfte es eines weitern proceſſualiſchen Verfahrens 
nicht mehr, der Nichter erflärte den confessus einem Verurtheilten gleih. Das Zugeſtändniß 


— — — 





— —jh — — 


1) Vgl. die Art. Ableugnung; Abſolution; Unzeigungen; Confrontation; Contumaz; Eid; Er- 
kenntnis; Folter; Freiſprechung; Friedensgerichte. 
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mußte bei vem Prätor im Beijein des andern Theild oder ſeines Vertreters gefhehen fein. Tu: 
toren, Guratoren und Procuratoren konnten, legtere wenigftend nicht ohne befondern Auftrag, 
ein verbindliches Geſtändniß dieſer Art nicht ablegen. Die zweite Art ver Geftänbniffe waren 
diejenigen, welche ver Bellagte auf die vom Kläger ober Prätor an ihn gerichteten Kragen 
ablegte. Das prätorifche Edict hatte die Fälle beſtimmt, in melden ſolche interrogationes in 
jure geſchehen konnten. Ihr Zweck war, ben Rechtsſtreit in beſtimmte Grenzen einzuengen. 
Die dritte Art waren bie confessiones in judicio, d. 5. jede Art von Erklärungen, welde 
eine Partei zum Vortheile der andern vor dem Richter der Sache machte. Seit der Geſetz⸗ 
gebung Suflinian’8 verſchmolzen diefe Geftänpnigarten miteinander, da ihre Wirkungen bie: 
felben waren. Räumt nämlich ver Beklagte den gegenfeitigen Anfprud unbedingt ein, dann 
wird er, ald durd fein eigenes Urtheil verdammt, ſogleich verurtheilt, e8 erfolgt die Bd. V, 
©. 148 gedachte Agnitiondrefolution. 

Das Geſtändniß oder die Erklärung muß, damit fie Die angegebenen Folgen nad) ſich ziehen 
kann, dem Gerichte in dem anhängigen Rechtöftreite gemacht fein. Auf die Form kommt es 
hierbei nicht wefentlich an, die Erklärung fann mündlich, ſchriftlich und ſelbſt durch Zeichen ab: 
gegeben fein; fie muß jedoch von der Bartei felbft ausgehen. Die Erklärungen ver Tutoren umd 
Curatoren flehen nur beſchränkt an Wirkfamfeit den Geftänpniffen glei, und die Procuratoren 
bedürfen zu diefen eined Sperialmandats. Einer ausprüdlihen Annahme eines Geſtändniſſes 
bedarf ed nicht, wenn die Gegenpartei oder ihr Sachwalter nur aus demjelben ein Urtheil ver: 
langen. Ein Geftänpniß verliert dadurch allein nicht feine Gültigkeit, daß e8 der wahren Lage 
der Sache widerſpricht, doch darf nicht Unmoͤgliches der Gegenftand veffelben gewefen fein. Gin 
erweislicher Irrthum in den Thatſachen (in facto) entfräftet ein Geſtändniß, nit aber ein 
Rechtsirrthum. Wer die Befugniß nit Hat, über einen gewiflen Gegenftand oder ein Recht 
frei zu verfügen, kann fein gültiged Geſtändniß in Betreff derſelben ablegen. 

Das Geſtändniß muß ein beftimmtes fein, Fein ſolches, auß dem ein deutliches Anertenntnig 
der Intention des Geftehenden nicht hervorgebt. Nur unter venfelben Barteien und in verfelben 
Sad gilt ein Geftänpnig, auch präjudicirt e8 feinen Dritten. Außergerichtlihe ſchriftliche Be⸗ 
kenntniſſe Eönnen einen Urkundenbeweis liefern. Aus mündlichen Bekenntniſſen, auch wenn fie 
erwiefen werden, fowie aus Geſtändniſſen in einem andern Proceffe entftehen nur Bermu: 
thungen. 2) 

Diefen Grundfägen, welche auf den gemeinen veutfchen Givilproceß übergegangen find, ent: 
ſprachen auch nun die Barticulargefeßgebungen im weſentlichen, namentlich ift dies mit der all: 
gemeinen preußiſchen Gerichtsdordnung von 1793 der Kal, welche Thl.1, Tit. 10, $. 82 fg. 
ihre Beflimnungen über das Zugeſtändniß in ganz ähnlicher Weife getroffen hat. Eigenthüm⸗ 
lich dürfte ed nur fein, daß fienur pa, wo es fih um die Abfaffung eines Agnitionsbefcheide 
handelt, vom Sachwalter eine Specialvollmacht oder doch den fonftigen Nachweis des erhaltenen 
Auftrags, ein unbedingtes Anerfenntniß abzugeben, verlangt, im übrigen aber den Sachwalter 
zu einem jeden Zugeflänpniffe im Laufe des Proceſſes für Iegitimirt erachtet und dem Macht: 
geber bei überſchrittenem Auftrage e8 nur vorbehält, eine Receßklage anzuftellen. Erwiefenen 
außergerichtlichen Geftänpniffen legt, wenn jie hinlänglich ausgemittelt find, die Gerichtsordnung 
die Kraft eines Beweiſes bei, fofern nicht Irrthum oder Widerſpruch mit der wahren Bewandt: 
niß der Sache dies Geſtaͤndniß ſchwächen. 

Das Kanoniſche Recht beſchränkte die Wirkung der Geflänpniffe, aus welchen die Nichtig: 
keit einer beſtehenden Ehe fidh ergeben würde: So hat, wenn es fih um das Vorhandenſein 
eines trennenden Ehehinverniffes, welches feine Dispenfation befeitigte, handelt, ver Richter die 
Wahrheit zu erforichen, ohne Geftändniffe hierbei ald Beweismittel zu betrachten.?) So iſt es 
beftritten, ob nach dem Fatholifchen Eherechte der Grund der erkannten Separation der Ehe: 
gatten ſich durch das Geſtändniß erweifen lafie. (Richter, a. a. O., S. 635.) 

Auch im evangeliſchen Kirchenrechte gilt die Regel, daß das Geſtändniß allein nicht, wie 
ſonſt im Civilproceſſe, die richterliche Überzeugung beſtimmt, und daß der Eidesantrag gegen bie 
Ehe nicht der Willkür ver Ehegatten überlaffen ift. (Richter, a. a. O., S. 638.) 

Die vorgedachte allgemeine Gerichtsordnung machte in Beziehung auf die Beweiskraft des 
Geftänpnifles bei Ehefachen keine Ausnahme. Die Verordnung vom 28. Juni 1844 über das 
Verfahren in Cheſachen hat für Preußen jedoch beftimmt, daß der Scheidungsgrund nur dann 





2) Heffter, Inflitutionen des römifchen und deutſchen Eivilproceffes, S. 185 fg. 
3) Richter, Lehrbuch des Fatholifchen und evangelifchen Kirchenrechts (Reipzig 1858), S. 628. 
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durch Zugeſtändniß erwieſen werben kann, wenn dieſes dazu geeignet iſt, dem Berichte die Über: 
zeugung von der Wahrheit der zugeſtandenen Thatſache zu verſchaffen. 

Ahnliche Beſtimmungen haben Hannover, Sachſen, Altenburg und beide Mecklenburg ge: 
troffen, wogegen Würtemberg und Kurheſſen ſich dem ſtrengern Grundſatze des evangeliſchen 
Kirchenrechts anſchließen. 

In den Civilproceßgeſetzen finden wir in verſchiedenen Beziehungen den präſumtiven Ge⸗ 
ſtändniſſen einen gleichen Werth wie den ausdrücklichen beigelegt, doch hat der Rechtsnachtheil, 
welcher ſich mit den erſtern verbindet, gemeinhin zugleich den Charakter einerlingehorfamsftrafe. 

Während bei dem Gontumazialverfahren (1. die Art. Contumaz und Erkenntniß) e8 vor: 
wiegend der Ungehorſam iſt, welcher die Rechtönachtheile hervorruft, ift e8 bei vem Mandats⸗ 
proceſſe die Praͤſumtion des Zugeftänpniffes der Schuld oder Verbindlichkeit, welche es recht⸗ 
fertigt, den Ungehoͤrten in gleicher Weile zu bebandeln mie den, welcher ein völlig wirkfames 
Geſtändniß ablegte. Aber auch im Laufe der Procefverhannlungen werden, der geftellten Ver⸗ 
warnung gemäß, In manden Fällen Thatfachen und andere Umſtände für zugeflanden oder 
nicht angeführt erachtet, je nachdem es demjenigen am nachtheiligſten ift, welcher der ihm ge⸗ 
machten Auflage unentfhulbigt nicht nachkam. 

Nach dem englifchen Givil- und Strafrechte gibt das Geftänpniß evidence, Evidenz. Was 
unter biefer zu verftehen ift, Läßt fich mit directen Worten nicht erfchöpfenn ausdrücken. Evidenz 
ift alles, was dazu geeignet ift, einen gerichtlichen Verweis zu liefern. Die gerichtliche Evidenz 
ift nur die natürliche, eingeſchränkt und modificirt durch Mechtöregeln, fie iſt eine Species vom 
Genus Beweis. *) 

Das englifche Beweisrecht führt drei Säge durch: a) Die Zuftänpigfeit des Bemeismittels 
iſt eine Rechtofrage, das Gewicht und ver Werth verfelben eine Thatfrage. b) Die Rechts⸗ 
punfte werben von einem fländigen Richter, die factſſchen Fragen von einem wechſelnden Tri⸗ 
bunale (Jury) entſchieden. c) Bei ver Frage über die Zuläſſigkeit der Evidenz iſt Immer der 
befte Beweis zu fordern.) " 

Ob eine Evidenz vorliegt, hat der Richter, ob eine genügenbe, aber die Jury zu entfcheiben. 
Die zuläfjige Evidenz darf ſich nur auf die Streitpunfte beziehen, die Beweidlaft ruht auf der 
Partel, welche verlieren würde, wenn gar fein Beweis auf irgendeiner Seite gebracht wird, 
und e8 genügt für bie beweisführende Partet, das MWefentlidhe des Streites darzuthun. 

Diefen das Beweisthema betreffenden Regeln ftellen ſich vielfache für die Art, mie der Be: 
weis zu führen ift, zur Seite. Zu dieſen zählen die estopels, gleihfam verflopfenne Regeln, 
uder die Acte und Einwendungen, durch welche ein gerichtliches Verfahren gehemmt wird. 
Eine Partei ift estopel, wenn fie eine Handlung vorgenonmen hat, bie das Geſetz aus rechts⸗ 
polltifhen Gründen weber abzuleugnen noch nad ihren Wirkungen zu vernichten geflattet. 
Das gerichtliche Geſtändniß iſt das bebeutendfle estopel. Es gelten die Regeln: Confessus in ju- 
dicio pro judicato habetur et quodammodo sua sententia damnatur, und: Confessio in ju- 
dieio omni probatione major est. Damit Geftänbniffe jedoch Evidenz hervorrufen fönnen, 
müffen fle ungünflig für ven Geſtehenden, self disserving, fein. Günſtige (selfserving) Selbft= 
außfagen geben feine Evidenz. 

Dem englifchen Rechte ift die Sucht, Geſtändniſſe herbeizuführen, ſtets fremd geweſen, bie 
gejeglichen Ermahnungen gegen das Geſtändniß liefern hierfür den Beweis. Die, welche der 
Richter dem Angeklagten noch jegt zu ertheilen hat, lautet dahin, daß derſelbe nicht verbunden 
fei, etwas zu fagen, daß aber, was er jage, niedergejchrieben werde und gegen ihn beim trial 
(der öffentlih-mündligen Hauptverhanblung) gebraucht werben fönne. ©) 

Wir menden und zu dem Geftänpniffe im Strafverfahren, veffen wir im Art. Folter bereits 
mehrfach zu gedenken Gelegenheit hatten. 

Das Geſtändniß ift die Ausfage eined Angeklagten, durch welche er eine ihn nachtheilige 
Thatſache als wahr angibt, mag dies auf Vorhaltung des Richters oder freitillig gefdyehen. 7) 
Außfagen des Angeklagten, welche ihm zum Vortheile gereichen, gleihgültig find oder feinen 


4) Bit, Treatise on the principles of evidence (London 1849); überfegt von Marquardſen 
(Heidelberg 1861). 

5) So gibt 3. B. der Beweis von Hörenfagen Feine Evidenz. 

6) Gneift, Das heutige englifche Verfafjungs- und Verwaltungsrecht (Berlin 1861), II, 216. 

7) Mittermaier, Das deutſche Strafrecht (erfte Auflage), $. 154. 94 
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Einfluß auf die Sache haben, ſind feine Geſtändniſſe. Das Geſtändniß iſt ein Beweismittel, 
infofern darauf der Richter die Gewißheit der Thatjachen, welche der Angeklagte ald wahr an: 
gab, bauen und nad) Umſtänden das Strafurtheil gründen kann. Doch ift das Geſtändniß nicht, 
wie im Givilprocefie, mo es zugleich die Natur des Verzichts hat, daß für fich allein ausreichende 
Hauptbeweismittel. Nur dad Zufanmentreffen veflelben mit den (wie bie preußifhe Griminal- 
ordnung von 1805 fi in $. 370 ausdrückt) Hauptumftänden der That und feine Übereinftim- 
mung mit andern erwiefenen Umflänven, fowie feine gerichtliche, ernflliche und ausdrückliche, 
auf vehimäßige Fragen des Richterd und von freien Stüden erfolgte Abgabe machen das Ge: 
ſtaͤndniß zu einem mit vollkommener Beweiskraft, ausgeftatteten. 

Da es in der menſchlichen Natur liegt, alle Übel mögliäft von fi abzuwenden, und das 
Geſtändniß mit dieſem Streben fi im Widerſpruche befindet, fo bedarf die Nichtigkeit und 
Wahrhaftigkeit des Geſtändniſſes einer doppelt genauen Prüfung. Dennoch fpricht die Bra- 
ſumtion dafür, daß niemand fih ohne Grund felbft Nachtheile zuziehen werbe, und zwar um 
fo weniger, als diefe Nachtheile wegen feines Berhältniffes zum Richter fi als gewiſſe und un: 
fehlbare varftellen. Eine Bürgſchaft für die Wahrheit des Geſtändniſſes Tiegt aber auch Darin, 
dap in Verbrecher Die Stimme des Gewiſſens auch neben dem Rathe des Verflandes zum Zeug: 
nen immer noch thätig bleibt und gleihjam zum Geftändniffe antreibt. Eine neue Stärke wird 
daffelbe durch die Beharrlichkeit erhalten, mit ver es zu verfchiedenen Zeiten in gleicher Weiſe 
wiederholt wird und feinen Widerruf erfährt, was die Carolina in Art. 91 fordert, ſowie bie- 
felbe auch in den Art. 54 und 55 bie libereinflimmung bes Geſtändniſſes und aller übrigen | 
actenmäßigen Beweife und nad Art. 53 die Ausfage von Umſtänden verlangt, welche einem 
Unſchuldigen nicht befannt gewefen fein würden. 

In dem ältern Nömifchen Rechte, In welchem der Anklageproceß in Wirkſamkeit war, findet 
jich fein Streben, ein Geſtändniß zu erlafigen; e8 war die Sache des Anklägers, die Schuld des 
Gegners darzuthun, nicht die des letern, feine Unſchuld nachzumeifen. Nicht unzweifelhaft ift 
ed, ob gegen den gerichtlich Geftändigen noch ein förmliches Verfahren eintrat, oder ob ſogleich 
feine Berurtbeilung erfolgte. ®) 

Unter den Kaifern erſcheint das Geftändniß ſchon als Beweismittel, mit tem Werthe eines 
Zeugniffed. Wenn nach dem ältern veutfchen Rechte auch darauf nicht verhört wurde, ein Ge: 
ſtändniß zu erlangen, fo war das letztere Doch ein gültiger und hinreichender Grund zu einem 
Strafurtheile, . 

Welden Werth der inquijitorifche Proceß auf die Erlangung des Geftänpniffes legte, haben 
wir im Art. Folter gefehen, auch vorftehenn der Stellen der Carolina Erwähnung gethan, 
welche die ſorgſame Prüfung des Geſtändniſſes fordern. 

Nach Mittermaier, a.a.D.,$. 155, gehört zur Bemeisfraft eines Geſtändniſſes: 1) feine 
innere Wahrfcheinlichleit. a) Diefe wird davon abhängen, ch der Geſtehende über Gegenftände 
ausfagt, über welche er mit feinen Sinnen wie ein Zeuge über Thatſachen deponiren kann, und 
ob feine Ausſage ih auf eigene Wahrnehmung gründet. Schlußfolgerungen werben hier nicht 
genügen. b) Das Geſtändniß muß zu einer Zeit erfolgen, wo der Geſtehende ſich in einem zu- 
tehnungsfähigen, nicht durch Geiſtesſchwäche, Sinnenverwirrung u. f. w. getrübten Zuſtande 
befindet, und feine Zurechnungsfähigkeit muß auch zur Zeit ver That vorhanden gewefen fein. 
c) Es muß die Beforgniß nicht obwalten, daß Lebensüberdruß, Schwärmerei und ähnliche Zu: 
ſtände das Geſtändniß Bervorgerufen haben. d) Auch nicht an angeblichen Mitſchuldigen zu übende 
Rache darf daſſelbe veranlaſſen. e) Das angeblich Verübte darf ſich nicht im Widerſtreite mit den 
Geſetzen der Natur befinden. 

2) Die Eigenſchaft ver Beſtimmtheit ver Ausſage macht es erforderlich: a) daß dieſelbe ſich 
nicht auf allgemeine Angaben beſchränke, ſondern zugleich die Angabe aller Nebenumſtände 
enthalte; b) daß ſie ſo deutlich abgegeben werde, daß das mit Sicherheit erkannt werden 
kann, was geſtanden werben ſollte; c) daß fie ſich von innern Widerſprüchen frei erhalte. 
Bei mehreren voneinander abweichenden Bekenntniſſen wird das, welches die meiſte Wahrſchein⸗ 
lichkeit für ſich hat und bei dem die meiſten Umſtände übereinftimmen , das am meiften zu be: 
achtende fein. 

Ein völlig beweiſendes Geſtändniß wird der Ablegung vor dem gehörig befegten Griminal- 
gerichte bedürfen. Geſtändniſſe vor Civilgerichten, Volizeibehörden und außergerichtliche ũber⸗ 
haupt werden, wo eine beſtimmte Beweistheorie maßgebend iſt, nur die Kraft der Anzeigen und 


8) Sall. Catil., c. 32. 
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nicht die des Beweiſes haben. (S. Anzeigungen.) Das Geſtändniß muß auch ausdrücklich ab⸗ 
gelegt und zum Protokolle niedergeſchrieben werden, ſoweit das mündliche Verfahren in neuerer 
Zeit dies Erforderniß nicht beſeitigt. Das Geſtändniß muß auch das völlig freie Product des 
Willens des Angefchulbigten und nicht dur Zwang, Drohung oder fonft erpreßt fein. Die 
Beftimmungen über die Vermeidung von Suggeftiv- und captiöjen Fragen, auf welche das Ver- 
fahren im Ingnifitionsprocefle ein beſonderes Gewicht legte, müſſen da, wo in die Münplichfeit 
und Offentlichkeit des Verfahrend der Schwerpunkt der Unterſuchung gelegt wurde, viel von ihrer 
Bedeutung verlieren. Bier entſcheidet ja der Inhalt der Protofolle nicht mehr allein das Schick⸗ 
ſal des Angeklagten. 

Welche Wirkungen die Geſtändniſſe insbeſondere auf den Thatbeſtand äußern werden, läßt 
ſich, ſobald die Beweistheorie nicht mehr regiert, nicht füglich mehr von vornherein feſtſtellen. 
Wo, wie in $. 22 der preußifchen Verordnung vom 3. Jan. 1849 gefhehen, ver Richter unter 
genauer Prüfung aller Beweife für die Anklage und Vertheidigung nad) feiner freien, aus dem 
Snbegriffe der vor ihm erfolgten Verhandlungen geſchöpften Übergengung zu entſcheiden hat, 
ob der Angeklagte ſchuldig oder nichtſchuldig iſt, da laſſen ſich Normen darüber nicht mehr auf⸗ 
ſtellen, wie ſchwer das Geſtäändniß in dieſem oder jenem Falle gegen den Angeklagten ind Ge⸗ 
wicht fallen duͤrfe; die innere uͤberzeugung des Richters iſt da an die Stelle beſtimmter Beweis⸗ 
vorſchriften getreten. 

Unter einem qualificirten oder beſchränkten Geſtändniſſe des Angeſchuldigten verſteht man 
(Mittermaier, a. a. O., 6.158) ein ſolches, bei welchem ver Inculpat des ihm angeſchuldigten 
Verbrechend nicht im ganzen Umfange oder nicht mit allen Merkmalen, welche vemfelben bei- 
gelegt werden, gefländig if, oder ein ſolches, welchem er Beihränfungen beifügt, durch welde 
die Wirkſamkeit des Eingeflandenen in Bezug auf die Anwendung der Strafe überhaupt ober 
der vollen Strafe verhindert wird. 

Die Anfichten über die Kraft folder Geſtändniſſe find bei den ältern und neuern Juriſten 
häufig weit auseinander gegangen, und das gemeine Recht bat in Beziehung hierauf ein be: 
ſtimmtes Princip niemals anerkannt. Richtig dürfte Die von Mittermaier a. a. D. ausge⸗ 
ſprochene Anſicht fein, daß ein qualificirtes Geſtändniß feine weitere Beweiskraft haben kann, 
als infofern es wirflich die Merkmale des Verbrechens, deſſen der Angeklagte beſchuldigt wird, 
in fich enthält, und daß daher die abgeleugneten Merkmale ebenfo, ald wenn nichts eingeftanven 
wäre, erwieſen. werden müflen. 

Sieht man ein mit allen Erforderniſſen verſehenes Geflänpnig als ein mit einem vollen 
Beweiſe ausgeflattetes an, dann wird der Widerruf deſſelben die einmal begründete Beweiskraft 
an lich nicht aufheben können, da in dem Widerrufe eine dem Beſchuldigten günflige Selbftaus: 
fage liegt. Nur die Gründe, welche ver Widerrufende anführt, um darzuthun, wie er zu dem 
Geſtaͤndniſſe kam, ohne daß er die Wahrheit darin ausfagen wollte und Eonnte, können dem 
Miderrufe Kraft geben. 

Die gedachte Criminalordnung beflimmt in 6. 379—381 über den Widerruf, daß er über: 
haupt nur alddann Rüdkficgt verdiene, wenn der Beſchuldigte entweder einen weientlihen Man: 
gel des Geſtändniſſes nachweiſt oder ſcheinbare Gründe des Irrthums angibt, daß der Nichter 
diefe Gründe forgfältig in das Licht zu ftellen habe, und Daß, je nachdem vie Wahrheit oder 
Falſchheit der zur Unterflügung ded Widerrufs angeführten Gründe ausgemittelt wird, ver 
Richter zu entfcheiden babe , ob die frühere oder die fpätere Angabe den Vorzug verdiene. 

In den Gefepgebungen, welche die Entſcheidung ver Schulpfrage ven Gefhmorenen über: 
laffen, kommen dann, wenn der Angeklagte ein vollfländiges Geſtändniß des Verbrechens ab- 
legte, worauf die Anklage gerichtet ift, zwei verfchievene Verfahren in Anwendung, je nachdem 
dad englifche oder das franzoͤſiſche Verfahren dabei zu Grunde gelegt wird. 

Das engliſche Syſtem, welches auch in Scyottland und Amerifa gilt, fchließt, wenn der An: 
geklagte auf vie Srage, ob er ſchuldig oder nichtſchuldig (guilty oder not guilty) ſei, ſich für 
ſchuldig befennt (guilty plaidirt, wie man ed nennt), die Zuziehung ver Geſchworenen aus, ſo⸗ 
daß dann das Urtheil allein von dem fändigen Richter gefunden wird. Dies Verfahren erklärt 
ih aus der Geſchichte der Binführung der Jury?) und aus ven Anklageprincipe, dem dad eng⸗ 
liſche Recht überall treu geblieben if. Der altgernianifche Beweis, welcher durch die Angel: 





9) Diener, Das englijche Geſchworenengericht, 1, 852. Mitiermaier, Die Geſetzgebung und Rechts⸗ 
übung über Strafverfahren (Erlangen 1856), S S. 44. 
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fachfen in feinem Grundgedanken in die englifche Jury gelangte, forderte zur Überführung 29) 
1) den Augenfchein der richtenden Gemeinde, das Bemeindezeugniß, die Evidenz, oder 2) daß 
Geftänpniß des Angeklagten, oder 3) wenn bie That weber evident, noch ver Thäter geſtändig 
war, dann wurde die Überzeugung der richtenden Gemeinde durch ven Gewiſſensausſpruch ehren- 
hafter Genoflen des Angeklagten oder durch eine höhere göttliche Entſcheidung (Ordalien) be: 
ſtimmt. Nur das erfte und dritte Erforderniß find in der Jury vereinigt, das Geſtändniß fiel 
dagegen nicht in ihre Wirkſamkeit, es fchloß diefelbe vielmehr aus. Die Beweisführung durd 
Geſchworene mußte da unnöthig erfiheinen, mo ber Angellagte gefländig war, weil die jurata 
überhaupt nur da eintrat, wo fich der Angeflagte ihrem Ausſpruche unterwarf, wad bannı felbft: 
redend nicht geſchah, wenn er ſich ohne weiteres für fchuleig befannte. Zu einer beflimmten 
Erklärung über feine Schuld oder Nichtfhuld wurde in England fehon feit dem 13. Jahrhun⸗ 
"dert der Angeklagte dadurch gendthigt, daß ver Föniglihe Richter (justitiarius) ihn befragen 
mußte: siindicatus de crimine ei imposito culpabilis sit vel non, und daß die Weigerung 
des Angeflagten, dieſe Frage zu beantworten, durch ſtrenges Gefängniß und förperliche Mis⸗ 
bandlungen, felbft durch vie Toͤdtung des Angeflagten geahndet wurde. Die gedachte Frage⸗ 
ftellung Hat ſich bis zur neueflen Zeit erhalten. Sie wird nad) einer Barlamentsarte vom Jahre 
1851 jept aber dahin gerichtet: ob der Angeklagte ſchuldig jri, oder ob er auf ven Grund ber 
Anklagencte gerichtet werben wolle, damit der Angeklagte, welcher ſich zwar einer Schule, aber 
einer geringern als der in ver Anklage gedachten Schuld bewußt äft, nicht bie Erflärung not 
guilty abzugeben gendthigt iſt. 

Die Gründe, aus welchen ber englifege Angeklagte guilty plaibixt, ſind nad) Mittermaier 11) 
entweber die gute Gefinnumg des Angeklagten, welder fein Unrecht einfieht und fich ſcheut, die 
That zu leugnen, ober die Überzeugung, vaß die Evidenz fo unzweifelhaft vorliegt, daß die Ver⸗ 
urtheilung ſicher ift, und er deshalb durch die plea not guilty nur no große Koften haben 
werde, vorzäglich aber wie Ansicht, daß beim Seſtändnifſe ver Richter den Fall milder vbetrach⸗ 
ten und auf geringere Strafe erkennen werde, und vaß ver Ankläger, was oft vurch Vermitte⸗ 
lung von Freunden, Verwandten over nes Vertheidigers geſchieht, die Anklage nur auf ein ge: 
ringeres Vergehen ftellen und ſchon un deshalb die ſchwerere Anklage fallen laffen were, weil 
er dadurch des ihm allein obliegenden Beweifed und nad) Umfländen auch ver Mehrfoften über: 
hoben wird. 

Als Frankreich durch die Verfaſſungsurkunde vom 3. Sept. 1791 mit neu. Republik and 
die Geſchworenen ind Leben gerufen hatte, waren ed zwar im weientlichen vie Fornren der 
englifchen Jury, welche ſich in dem franzöfifchen Inſtitute wiederſpiegelten, do fand man daß 
vorgedachte guilty Plalsiren ven franzöfiſchen Zuſtänden und ver damaligen Situation nidt 
angemeflen und machte veshalb ven Wahrſpruch ver Geſchwotenen auch im ben Geſtändnißfällen 
zur Nothwenbigfeit. Die Stage, ob ver Angeklagte ſich ſchulbig befenne oder nicht, ging des⸗ 
halb in das franzöftfche Gefeg nicht über. 

In Deutſchland ift vas engliſche Syſtem in Preußen durch die Berorbnung vom 3. San. 
1849 und das Zufaggefeg vom 3. Mat 1882, in Anhalt zur das Geſet vom 1. Dct. 1853, 
in Würtemberg durch $. 90 ves Geſetzes vom 14. Ang. 1849, in ver Schweiz varch das 
Geſetz über die Bunvesitrafrehtöpflege vom 10. Juli 1854, in Zürich Dur $. 212 des Ge⸗ 
ſetzes über die Schwurgerichte, in Thurgan durch das Geſetz vom 28. Nov. 1854 und in Malta 
durch deflen Strafordnung vom Jahre 1854 eingeführt worden. 

Die Shwurgerichtögefege Balerns, Hannovers, Badens, Kırcheflens, des Großherzog: 
thums Heflen, Naffaus, Braunſchweigs, ver thüringiſchen Staaten und Oldenburgs find da⸗ 
gegen dem franzöftichen Syfleme gefolgt. 22) 

Nach Art. 75 des preußiſchen Geſetzes vom 3. Mai 1852 wich, wenn ber Angeflagte 
ih ſchuldig befennt und anf nähered Befragen auch alle Thatſachen einräumt, welche die weſent⸗ 
lihen Merkmale der ihm zur Laft gelegten ſtrafbaren Haudlung bilden, der Staatsanwalt und 
der Bertheidiger darüber gehoͤrt, ob vie Thutfrage als durch dad Bekenntniß ded Angeklagten 


10) Gneift, Bildung ber Gefchworenengeriähte in Deutfähland, ©. 58. 

. 11) Das englifche, Ichottifche und norbamerikaniſche Strafverfahren, &, 358. 

12) Der Verfaſſer diefes Artikels Hat Veranlaffung gehabt, in Goldtammer’s Archiv für preufis 
ſches Strafrecht, IV, 512, und in ber Allgemeinen Schwurgerichts-Zeitung für Deutſchland und bie 
Schweiz, IV, 230, über den Ausfchluß der Geſchworenen bei abgegebenem Schulpbefenntniffe und bie 
—— ſqrautung ‚ welche dadurch dem Inflitute der Geſchworenen in Preußen zu Theil wurde, 

ch auszuſprechen. 


Geſtandniß 535 


feſtgeſtellt zu erachten ſe. Auf Verlangen der Staatsanwaltſchaft müſſen dem Angeklagten vie 
etwaigen zuſätzlichen Fragen vorgelegt werben, welche in Ermangelung eines Bekenntniſſes den 
Geſchworenen geſtellt werden können. 

Werden dergleichen Fragen nicht beantragt, oder beantwortet der Angeſchuldigte auch dieſe 
Fragen bejahend, ſo hat der Gerichtshof, wenn er gegen die Richtigkeit des Bekenntniſſes kein 
Bevenken hegt, nach Anhörung der Staatsanwaltſchaft und des Vertheidigers über die Anwen⸗ 
dung des Geſetzes ohne Zuziehung der Geſchworenen das Urtheil zu fällen. Kommen auf An- 
regung des Angeklagten oder der Staatdanwaltihaft Thatſachen in Frage, melde die Aus- 
ſchließung oder Milderung der gefeglihen Strafe zur Folge Haben, läßt dad Gefeg mildernde 
Umſtände überhaupt zu, oder muß feflgeftellt werben, ob der Angeklagte mit Unterſcheidungs⸗ 
vermögen gehandelt babe, fo unterbleibt die Verhandlung vor den Gefhworenen nur dann, 
wenn bie Erklärung der Staatdanwaltichaft über dieſen Punkt zu Bunften des Angeklagten 
lautet und der Gerichtshof Fein Bedenken hat, der dem Angeklagten günftigen Meinung bei: 
zutreten. 

Diefe ausführliche Beflimmung trat an die Stelle des $. 98 der Verordnung vom 3. Jan. 
1849, welche mit wenigen Worten verorbnete: „Bekennt der Angeklagte fih ſchuldig und waltet 
gegen die Richtigkeit des Bekenntniſſes fein Bedenken ob, fo fapt das Gericht das Urtheil ohne 
Zugiehung der Geſchworenen ab.‘ 

Bergleiht man beide Befege miteinander, fo erkennt man leicht, daß fi in der Praris 
fo erhebliche Zmeifel über die Ausführung der Beflimmung des $. 98 erhoben haben mußten, 
daß es erforderlich geworden war, über das einzufchlagende Verfahren vetaillirtere Beftimmun- 
gen zu treffen. Die Rehtsübung hat e8 bald erkannt, daß dieſem Ausſchließen der Geſchwo⸗ 
tenen bei der Urtheildfindung in den Fällen eines vorliegenden Geſtändniſſes die möglichft 
engfte Schranke geſetzt werden müfle, indem dies für jich allein nur felten im Stande fein wird, 
den Schulpausfpruch der Geſchworenen zu erfegen. nr 

Nicht Die Überzeugung von der Vorzüglichkeit des englifhen Verfahrens war es übrigens, 
welche 1849 in Preußen vie Gefchworenen beim Geſtändniſſe hefeitigte, e8 war der Umftand, 
daß die Zeitverhältnifie pas Inftitut der Jury der Staatöregierung gleihfam abgenäthigt hatten, 
und daß man deshalb, wo es ſich thun Infien wollte, die Zuſtändigkeit ver Geſchworenen be: 
Ihräntte. Gin zweite Beifpiel folder Ungunf findet ſich nod in den Beflimmungen bes 
Art. 98 des Geſetzes vom 3. Mai 1852, nad) weldyem auch dann der Gerichtshof an die Stelle 
der Geſchworenen tritt, um den definitiven Schuldausſpruch zu thun, menn die dem Angeflag: 
ten nachtheilige Beantwortung einer Frage von den Geſchworenen nur mit einer Mehrheit von 
fieben Stimmen gegen fünf befchloffen wurde. 13) 

Der Angeflagte, welcher die Richtigkeit ver ihn vorgehaltenen Thatfragen zugefteht, bejaht 
dadurch nicht zugleich die Rechtsfrage feiner aus den zugeflandenen Thatſachen hervorgehenden 
Schuld. Die Erklärung des Schuldig befleht aus den beiden Beftandtheilen, aus der Liber: 
zeugung von der Wahrheit des Thatfähligen und aus ver Unterorpnung bed legtern unter das 
Geſetz oder der rechtlichen Beurtheilung vefjelben. Beide Beftandtheile laſſen ſich nicht derge⸗ 
ftalt voneinander trennen, daß der erſtere den Geſchworenen, der legtere aber dem Richter an- 
beimflele, denn die Geſchworenen beurtheilen ja die Thatfachen nicht blos als ſolche, ſondern 
nad Rechtsbegriffen. In dem Schulvigerflären liegt weit mehr als darin, eine Thatſache 
für wahr oder erwiefen zu halten. Leue bemerkt im „Gerichtsſaal“, Jahrgang 1849, I, 56, 
fehr richtig, man Tönne fehr wohl einer Thatſache überwiefen fein, ohne vor dem Geſetze ſchul⸗ 
dig zu fein. 

® Das Geſtändniß des Angeklagten erſtreckt fih nun aber nur auf Thatſachen und nicht auch 
auf deren Würdigung, aber noch viel weniger darauf, ob aus diefen Thatfachen ein Schuldig 
folgt. Der geſtändige Angellagte wird daher immer nur deshalb beftraft werben, weil er 
fi der Strafe unterwirft, nicht weil er fie nad) dem Schuldausſpruche des zu diefem allein 
befugten Bactors, des Geſchworenengerichts, nerbiente. In dem Zugeflänpnifle ver Schuld liegt 
feitend des Angeklagten nur ver Ausprud feined Schuldbewußtſeins im allgemeinen, nicht aber 
das Zugeftänpniß, ein beſtimmtes Verbrechen begangen zu haben, welches, menn man es auch 
nicht mit dürren Worten von ihm forderte, doch darin gefunden werben muß, daß man ihn 
nöthigt, alles dasjenige einzuräumen, was zu den Kriterien eines beflimmten Verbrechens vom 
Geſetze gezählt wurbe. 


13) Bol. Goltvammer’s Archiv, IV, 520. 
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Die Rechtsübung in Preußen fordert, daß vor allem der Angeflagte ſich ausdrücklich ſchul⸗ 
pig befenne und ed dadurch ins Klare ftelle, daß er auf die Befragung der Gejhworenen Ber: 
zicht leifter, indem es nicht genügt, wenn ev nur alle wefentlichen objectiven und fubjectiven 
Merkmale ver That zugefteht. Hierbei Toll ed nit darauf anfonımen, ob Das Zugeſtaͤndniß 
des ganzen Thatbeſtandes ausreichende Momente an die Hand gibt, um daraus eine eriminelle 
Schuldbarkeit zu folgern, ed muß vielmehr das Befenntnig des Schulvig für ebenfo ſakra⸗ 
mental erachtet werden wie in ven Befragungen und Antworten der Gefchworenen. “) 

Mit andern Worten kann died nur fo viel heipen, als der Angeklagte ſoll, vermöge einer 
Fiction, gleihfam auf die Banf ver Geſchworenen geſetzt werden, um über fich ſelbſt den Schuld⸗ 
ausſpruch zu fällen, um als Richter in ſeiner eigenen Sache die Thätigkeit der Geſchworenen 
zu erſetzen. Daß ſolche Annahme im directen Widerſpruche mit dem Grundſatze ſteht, daß 
nicht der Angeklagte den Beweis der Nichtſchuld oder der Schuld zu führen habe, dies vielmehr 
vom Richter geſchehen müſſe, bedarf wol keines Beweiſes. 

Es gehört nicht hierher, welche ſonſtige nähere Beſtimmungen über die Schuldbefenntniffe 
ſich namentlich aus den Entſcheidungen des Obertribunald bereitd nöthig machten. Oppenhoff, 
a. a. O. ©. 350—357, füllt 39 enggedruckte Noten mit dieſen Beſtimmungen. 

Es wurde 1856 ei 9876 vor den Geſchworenen unterjuchten Verbrechen 2635 mal 
(26,6 Proc.), 1857 bei 7550 Verbrechen 1621 mal (21,4 Proc.), 1858 bei 6021 Verbrechen 
1186 mal (19,3 Proc.) und 1859 bei 6532 Verbrechen 1338 mal (21,3 Bror.) durh Schuld: 
befenntniffe die Wirkfankeit der Geſchworenen ausgeſchloſſen. 

PBorzüglid die Diebſtahlsverbrechen, welche nur inſoweit vor die Geſchworenen gehören, 
als es ſich um den ſchweren, im erſten und wiederholten Rückfalle ($. 218 und 219 des Straf: 
geſetzbuchs) verübten Diebſtahl Handelt, find e8, bei denen die Angeklagten ſich fhulbig bekennen. 
Im Sahre 1856 waren bei 5328 Diebftahlöverbrehen 1683 (31 Proc.) Schuldbekenntniſſe, 
1857 bei 3230 Verbrechen 904 (28 Proc.), 1858 bei 2359 Verbrechen 632 (26,7 Broc.) 
und 1859 bei 2617 Verbrechen 668 (25,5 Proc.). 1) Der Grund des fo häufigen Schulo: 
befenntniffed bei Verbrechen diefer Art liegt in der geringen Neigung der Geſchworenen, Hier das 
Nichtſchuldig auszuſprechen. Es geſchah dies 1856 nur 478 mal bei 8-9 Proc. der Ver: 
bredien, 1857 302 mal bei 9 Proc. derſelben, 1858 191 mal bei 8 Proc. derjelben und 1859 
265 mal bei 10 Proc. derfelben. Die Hoffnung, bier durch die Geſchworenen von der Strafe 
freizufommen, ifl mithin nur eine geringe, fle ſteht ver Ausficht auf einen Geminn in einer Lot: 
terie gleich, in welher nur das zehnte Los Feine Niete ift. Der rückfällige Dieb, mit welchem wir 
e8 hier nur zu thun haben, überjieht feine Lage vollfommen richtig; fein ganzes Beſtreben geht, 
wie er jih ausdrückt, dahin, fo gut als möglich wegzufonmen. Als die Beweistheorie noch das 
richterliche Urtheil in ziemlich enge Feſſeln ſchlug, wußien ſolche Angeſchuldigte es ziemlich ge: 
nau, von welcher Schwere der gegen ſie vorliegende Beweis ſei, und ob der Richter fie „orbent: 
lich” oder „außerordentlich“ ſtrafen, oder vb er fie „vorläufig freiſprechen“ müſſe. Sie hüteten 
ih ſehr vor jeden Bekenntniſſe, Damit der Beweis möglihft unvollſtändig bleibe. Als aber bie 
innere Überzeugung, die aus Frankreich entlehnte conviction intime, an die Stelle ber 
Beweisregeln getreten war, änderte ſich die Sache. Solange noch die Anklage gleichſam eine 
Schranke bildete, innerhalb deren ſich die mündlide Verhandlung zu halten hatte, ließen es vie 
Angeklagten meiftend auf den Ausſpruch der Geſchworenen ankommen; fle founten aus dem 
Inhalte der Anklage die ihrer wartende Strafe überjehen. Seitdem jedoch Art. 30 des Ge— 
jeßed vom 3. Mai 1852 diefe Schranke niedergeriflen hatte, indem derfelbe zum Gegenftande der 
Hauptverhandlung und Entfheidung nicht bloß die Thatſachen machte, welche In der Anflage 
erwähnt find, jondern aud) die nähern Umſtände, von melden diefe Thatfachen begleitet waren, 
jelbft wenn fie, verbunden oder vereinzelt, von einem Standpunkte aus als ftrafbar erſchienen, 
unter welchen die Anklage fie nicht gebracht Hatte, va wurden auch ſolche Fälle mit in die Ber: 
handlung hineingezogen, welde die Thar als eine Geſctzverletzung anderer und ſelbſt ſchwererer 
Art erſcheinen ließen. Jetzt wurde der ſchuldige Angeklagte inne, daß ihm die müͤndliche Ver— 
handlung mehr ſchadete als half, ſie brachte noch ſo manches an den Tag, wovon die Anklage 
nichts enthielt; ſelbſt die Entlaſtungszeugen, beſonders bei misglückten Verſuchen, das Alibi 


14) Oppenhoff, Die peußifchen Geſetze aber das mündliche und öffentliche Verfahren in Straf: 
ſachen (Berlin 1860), S 


15) Die Abnahme der vorv den Geſchworenen verhandelten Diebftahlsverbrechen hat ihren Grund in 
einer Beränderung ber Gefeßgebung in der Novelle vom 14. April 1856 zum Strafgefeßbuche. 
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nachzuweiſen, brachten den Angeklagten nicht ſelten ins Verderben, und es ſind uns in unſerer 
Praxis (als Schwurgerichtspräſident) Fälle bekannt geworden, wo aus dem Zuhörerraume 
ganz unerwartet der Beweis der ſchwerern Verſchuldung hervortrat, oder wo Mitgefangene 
ihnen gemachte Geſtändniſſe offenbarten und ſo die Lage des Angeklagten verſchlimmerten. Was 
überdies namentlich von Dieben gefürchtet wird, iſt, daß die mündliche Verhandlung den Ort 
bekannt machen werde, wo ſie das geſtohlene Gut verbargen, welches ſie für ſich oder doch für 
ihre Angehörigen zu conſerviren eifrigſt bedacht find. Der beſtrafte und gewiegte Dieb, welcher 
fih Ihuldig befennt, wird dazu nit durch Neue oder Gewiſſensangſt getrieben, der eigene 
Vortheil ift e8, welchen er dabei im Auge hat. Ohne die mit dem Schulpbefenntniffe fortfallenve 
Öffentliche und mündliche Beweisaufnahme bleibt feine Berfhuldung in den Grenzen der An- 
Flage, feine fonftigen Verbrechen bleiben unenthülft und nebenbei ſtimmt er durch fein Geftänd- - 
niß die Richter zur Milde und gelindern Beftrafung. 

Nah unferm Dafürhalten fördert das Inftitut der Schuldbekenntnifſe keineswegs die Re⸗ 
preffion gegen die Verletzung des Strafgeſetzes, es ſchwächt dieſelbe vielmehr ab und leiſtet ven 
Verbrechern dazu den Vorſchub, mit einer mildern als der verdienten Strafe wegzukommen. 10) 

Es bleibt und noch übrig, einige Blicke auf die Beſtimmungen unferer deutſchen Straf= 
proceßgefege in Betreff des Geftänpniffes zu werfen. 

fterreich, welches ftch in feiner Strafproceßorvnung vom 17. Jan. 1850 ($. 287) glücklich 
von feiner ältern Bemeistheorie befreit hatte, kehrte in der vom 29. Juli 1853 zu derfelben wie: 
der zürück. Die Gefeßgebung, welche vie Schwurgerichte wieder beſeitigte, mußte in ihren An⸗ 
ſchauungen conſequent ſich auch mit beſondern Beweisregeln wieder befreunden. Es war jedoch 
nur die ſogenannte negative Beweistheorie, welche die Sg. 258—260 der Strafproceßordnung 
einführten. Nad ihnen darf der Richter die Schuld des Angeklagten nit als bewieſen an= 
fehen, wenn dafür nicht wenigftend die im Geſetz ausdrücklich vorgefchriebenen Beweiskriterien 
vorhanden find, ift aber keineswegs verbunden, irgendeinen Thatumftand wider feine entgegenz 
ftehende Überzeugung als poſitiv bewieſen anzunehmen , wenn hinſichtlich veffelben nur die vom 
Geſetze geforderten Beweißnormen erfüllt find. Das Zugeſtändniß, welches auch hier den erften 
Hang unter den Beweidmitteln einnimmt, unterliegt jelbftrevenn den oben angedeuteten allge- 
meinen Regeln ver Beurtbeilung feiner Glaubwürdigkeit. | 

Das bairifche Gefeg von 10. Nov. 1848 unterfagt e8 dem Unterſuchungsrichter in Art. 42 
ausdrücklich, um ben Beſchuldigten zu Geftänpniffen zu beivegen, ihm Verſprechungen oder 
falfche Vorjpiegelungen zu machen over Zwang und Drohungen gegen ihn anzuwenden. Dies 
Geſetz bindet in Art. 171 die Gefhworenen aud nit an beflimmte Beweisregeln und madıt 
ihnen bemerflih, daß es lediglich ihrer feften Überzeugung bevürfe, welche fie durch eine ge= 
wiſſenhafte Prüfung aller für und gegen den Angeklagten vorgebrachten Beweiſe erlangt haben 
würden, um ihren Ausſpruch zu thun. Auch in den vor die Kreis- und Stadtgerichte gehörigen 
Sachen haben die Richter dieſe Beſtimmung zu ihrer Richtſchnur zu nehmen. 

Die hannoveriſche Strafproceßordnung vom 5. April 1859 verbietet alle Drohungen, 
Verſprechungen und Vorſpiegelungen, um den Beſchuldigten wider ſeinen freien Willen zu einem 
Geſtaͤndniſſe zu veranlaſſen. Auch kennt fie eine Beweisſstheorie nicht mehr (F. 92 und 156). 

Diefelbe Beſtimmung enthält auch die badiſche Strafproeeforunung vom 6. März 1845 
in$. 199, fowie nad $. 96 des Geſetzes vom 5. Febr. 1851 die befondern Bemweisregeln ven 
Gefhworenen und nach $. 104 auch den Richtern gegenüber nicht mehr plaßgreifen. 

Die Procefordnung vom 6. März 1845 enthält in 6. 252 und 253 noch beftimmte 
Vorſchriften über die Beweiskraft der Geſtändnifſe, welche gegenwärtig jedoch nicht mehr maß⸗ 
gebenv erfcheinen, da der vorbemerfte $. 104 beſtimmt, daß die Strafgerichte bei den Urtheils- 
fällungen nur ihre durch die vorliegenden Beweiſe gewonnene innere Überzeugung zur Richt: 
fhnur zu nehmen haben. Nah den Beitimmungen von $. 252 und 253 fonnte auf den 
Grund des Geſtändnifſes eines Angefchuldigten, wenn es freimillig vor Gericht abgelegt und 
durch andere Thatſachen oder Nebenumſtände, die man auf anderm Wege kennen gelernt hat, 
unterſtützt iſt, in jeder Anſchuldigungsſache nicht blos die eigene Handlung des Bekennenden 
mit den darauf Bezug habenden Umſtänden, ſondern auch die Wirklichkeit des Verbrechens ſelbſt 
oder der Thatbeſtand als rechtlich gewiß angenommen werden, inſofern zum Thatbeſtande im 
einzelnen Falle nicht Merkmale gehören, deren richtige Wahrnehmung ven Beſitz von Kunſt⸗ 


16) Vgl. was Mittermaier, a. a. D., ©. 444 fg., über das guilty Plaidiren fagt, defien wefentliche 
Mängel er hervorhebt. 
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fenntniffen voraudfegt, welche dem Befennenden mangeln. Das fo befchaffene gerichtliche Ge⸗ 
ſtäändniß behielt dieſe Kraft felhft dann, wenn der Bekennende vaflelbe fpäter vor dem urtheilen: 
den Gerichte widerrief, infofern er nit zur Unterflügung feines Widerrufs Umſtände nachwies 
oder wahrſcheinlich machte, aus welchen fich die Unwahrheit des Geſtändniſſes oder doch fo viel 
ergab, daß pas Geſtändniß durch Verſprechen, falſche Vorſpiegelungen, Zwang over Drohun⸗ 
gen veranlaßt worden war. Dergleichen gleichſam doctrinelle Beſtimmungen behalten ihren 
Werth zur Leitung der innern Überzeugung der Richter und Geſchworenen, auch wenn ſie auf: 
gehört haben, Gebote des Geſetzgebers zu fein. 

Kurheflen blieb in feinem Gefege vom 31. Det. 1848 (6. 75) in Anfehung der Zuläfig- 
keit der einzelnen Beweismittel bei feinen frühern gemeinrechtlichen Beflimmungen flehen, dog 
wurde in 6. 120 den auch über den Beweis erkennenden Gerichten Die Anweiſung ertheilt, bei 
ihren Entſcheidungen lediglich ihre durch die Beweisaufnahme gewonnene innere uͤberzeugung 
zur Richtſchnur zu nehmen. Auch in den Schwurgerichtsſachen wurde in 6. 295 den Geſchwo⸗ 
rennen biefe Überzeugung allein zur Richtſchnur gegeben. 

Mürtemberg verordnet in feiner Strafprocegorpnung vom 22. Juni 1843 Art. 129 und 
130 über dad Verfahren bei Geſtändniſſen: Wenn ji) der Verdächtige zu einem Bekennmiſſe 
anläßt, dann foll er aufgeforbert werben, ven Vorgang umſtändlich und zufammenhängend an- 
zugeben. Der Unterfuhungsrichter foll ihn Hierbei jo wenig ald möglich unterbrechen, nach ge: 
endigter Erzählung aber venfelben zur etwa noͤthigen Aufklärung und Ergänzung aller in jener 
noch bemerkbaren Unbeſtimmtheiten, Dunkelheiten und Lüden anhalten und mit dem Verböre 
womöglich unaudgefegt bis zur Erfhöpfung der Sache fortfahren. Erfolgt bei der erſten Ber: 
nehmung ein unummundenes, vollftändige8 und glaubwürdiges Bekenntniß der Schuld, dann 
bedarf ed Feines weitern Verhoͤrs, um ein wiederholtes Geftänpniß zu erhalten. Der Beleg: 
geber legt ein beſonderes Gewicht auf die Erlangung eines Geſtändniſſes, ertheilt bis zum 
Art. 134 noch beftimmmte Anweifungen und verlangt deren Befolgung noch vor ber ſpeciellen 
Vernehmung des Beihulsigten, fleht mithin noch auf dem Standpunkte derjenigen, welde ſich 
für ermädtigt halten, ven Angeſchuldigten jelbft dazu zu benugen, ven Beweis feiner Schuld zu 
führen. Die in ven Art. 142—148 feftgefegten Ungehorfamöftrafen find eine natürliche Folge 
der aus der ebengedachten Anjchauung fich ergebenden Behandlung des Beſchuldigten. 

Damit das Geſtändniß volle Beweiskraft habe, verlangt Art. 298, daß daſſelbe vor ge⸗ 
hoͤrig beſetztem Gerichte abgelegt, ausdrücklich beſtimmt und umſtändlich, weder in ſich ſelbſt 
widerſprechend, noch mit den über die Umſtände des Verbrechens eingezogenen und glaubwür⸗ 
digen Nachrichten im Widerſpruche ſtehe, und daß kein Grund vorhanden ſei, daſſelbe einem 
Irrthume oder einer auf Täuſchung gerichteten Abſicht zuzuſchreiben. 

Wir haben oben bemerkt, daß in Würtemberg das Schuldbekenntniß die Mitwirkung der 
Geſchworenen ausſchließt. Art. 90 des Geſetzes vom 14. Aug. 1849 ſchreibt bier noch beſon⸗ 
ders vor, daß der Präſident den Geſtehenden auf die Folgen ſeines Geſtändniſſes aufmerkſam 
zu machen und ihn ſein Schuldbekenntniß ſowol in Beziehung auf die That ſelbſt, als die ein⸗ 
zelnen auf die Strafbarkeit derſelben Einfluß übenden Umſtände wiederholen zu laſſen hat. 
Die Geſchworenen haben nach Maßgabe der vorliegenden Beweiſe und ihrer innigen Überzeu⸗ 
gung (Art. 118) den Wahriprud abzugeben. el 

Nach den Geſetze für das Großherzogthum Helen vom 28. Oct. 1848, welches mit weni: 
gen Abänderungen mit dem des Herzogthums Naffau von 14. April 1849 übereinflimmt 
(Art. 134), haben die Geſchworenen ſich zu entſcheiden nad ven Belaſtungs- und Vertheidi⸗ 
gungsgründen 17), nach ihrem Gewiſſen und ihrer innerften Überzeugung, mit der Unparteilich⸗ 
feit und Feſtigkeit, welche einem rechtſchaffenen und freien Manne geziemen. Beide Gejepe fen: 
nen feine Aufforderung des Schwurgerichtöpräfinenten an den Angeflagten, ein Geſtändniß 
abzulegen over fih über vie Schuld außzufprechen. Der Bräfident jagt nach Art. 137 vielmehr, 
nah Bekanntmachung der Anklageacte, zu dem Angeflagten: „Das iſt e8, deſſen Sie angeflagt 
find. Sie werden nunmehr die Beweife hören, welche man gegen Sie vorbringen wirt.“ 
Diefe Beſtimmungen entiprehen durchaus denen des Code d’instruction' criminelle, nad 
beflen Art. 312 die Geſchworenen vom Präjldenten angewiefen werden: „de vous decider 
d’aprds les charges et les moyens de defense, suivant votre conscience et votre intime 
conviction‘‘, und nad) melden (Art. 314), nach Bekanntmachung der Anklageacte, vom Präſi⸗ 


— — — — — — — 


17) In Naſſau, wie fie Die geführten Beweiſe ergeben. 
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denten dem Angeklagten eroͤffnet wird: „Voila de quoi vous êtes accuse. Vous allez entendre 
les charges qui seront produites contre vous.“ 

Rah unferm Dafürhalten iind die Strafproceßorbnungen, welche, wie z. B. die preußifche 
und thüringifche, der Beweisaufnahme vor den Geſchworenen ein auf die Erlangung eines Ge: 
fländniffes abzielendes Verhoͤr des Angeklagten vorhergehen laſſen, mit Unrecht von ihrem 
franzoͤſiſchen Vorbilde abgewichen. Sie haben das Ingquifitiondverfahren hineingetragen in 
den Saal ber Affifen, in melden nur nach vem gerichtet werden foll, was Öffentlih und münd- 
I gegen den Angefchulbigten erwiefen werden wird, nicht nach dem, mas ihm als Geftänpniß 
mit Anwendung aller Künfte des Verhoͤrsrichters abgendthigt werben wird. 

Die Strafproceßordnung für dad Herzogtum Braunihweig vom 22. Aug. 1849 fordert 
von dem Unterfuhungsrichter fein Inquiriven auf die Ablegung eines Geſtändniſſes; ſie be- 
ſchränkt, nad Art. 35, die gerichtliche Vorunterfuhung darauf, das Dafein und die Art des 
Verbrechens, die Berfon des Thäters oder die für oder gegen den Verdächtigen fprechenden An- 
zeigen fo weit zu erforihen und feflzuftellen, als dies zur Begründung der Anklage erforder- 
lich if. Nach Art. 43 muß der Unterſuchungsrichter fogar beim erfien Verhöre dem Angeklag⸗ 
ten vor weiterer Verhandlung eröffnen, daß ex zu feiner Antwort oder Erklärung auf die ihm 
vorzulegenden Kragen gehalten jei. Braunſchweigs Strafproceßordnung hat außer dieſem noch 
verfihiedene Anklänge an das engliihe Verfahren, fo 3. B. die Nothwendigkeit der Einſtim⸗ 
migfeit aller Geſchworenen zum Schuldausſpruche, deren gleihmäßige Binführung in das 
deutiche Strafverfahren ald wahre Fortſchritte zu betrachten fein würden. Auch in Braunfchweig 
ſchreitet, nad) 6. 90, der Vorfigende bei der Öffentlichen und münbligen Verhandlung, nad 
der Berlefung ver Anklage, fogleih zur Beweidaufnahme. Iſt der Angeklagte geftändig, dann 
hängt es von den Ermeflen des Gerichts ab, ob und wieweit noch eine Beweisaufnahme ftatt- 
finden full. 

Die thüringifhe Strafproceßordnung vom Jahre 1850, welche in Sachſen-Weimar, Sad: 
fen-Peiningen und Sachſen-Gotha, in beiden Schwarzburg und in Anhalt: Deflau fih mit 
einzelnen Mopificationen in Wirkfamkeit befindet, macht es in Axt. 121 dem Unterfuchungs: 
richter zur Pflicht, den Angeichuldigten zu ermahnen, daß er die ihm vorzulegenden Fragen be: 
flimmt, deuslih und der Wahrheit gemäß beantworte. Nach Befinden kann Piefe Ermahnung 
bei jpätern Bernehmungen wieberhokt werden. Das weitere Berfahren gegen den Beſchuldig⸗ 
ten ift demgemäß dad inquifitorifche, doch hat bie Verweigerung der Antwort auf einzelne Fra⸗ 
gen, nah Art. 127, nur die ihm zu machende Eröffnung zur Folge, daß fein erhalten die Un⸗ 
terfuhung verlängere, einen nachtheiligen Einfluß auf die Beurtheilung der Sade ausüben 
tönne, au dadurch möglichermeife Vertheidigungsgründe für ihn verloren geben koͤnnten. 
Geſtändniſſe des Angeſchuldigten entbinven, nad) Art. 130, den Unterfuhungsrichter nicht von 
ver Pflicht, foweit möglich ven Thatbeſtand zu ermitteln. If das Geſtändniß der Thäter- 
haft umfaffend und fonft unterflügt, dann hängt Die weitere Beweisaufnahme Hinfichtlich vieler 
allein von den befondern Anträgen des Staatdanwalts ab. Art. 230 macht ed ven Borfigen- 
den bei der mündlichen und öffentlihen Hauptverhandlung zur Ehren: und Gewiſſenspflicht, 
alte feine Kräfte anzuwenden, damit dad Hervortreten ver Wahrheit beförbert werde. Es ifl 
und au eigener Wahrnehmung befannt, daß die Ausübung dieſer Pflicht nicht ſelten zu einem 
Abnöthigen geſtändlicher Erklärungen ſich ausdehnt. Die Geſchworenen Haben, nad Art. 281, 
die Bit, fich nad den Belaſtungsgründen und ven Vertheidigungsmitteln nad) ihrer vollen 
inaern Überzeugung zu entſcheiden, und eine gleiche liegt auch ven Rändigen Nichtern ob, welche 
ein Hribenl ſprechen. 

Die ſächſiſche Strafproceßorduung vom 13. Aug. 1855, welche zwar nicht Geſchworene, 
wol aber ein Öffentliche und muͤndliches Anklageverfahren kennt, macht die richterlien 
Entſcheidungen ebenfalld nur von ber innern Überzeugung abhängig und hat demgemäß aud) 
feine biefe in beſtimmte Grenzen zwängenden Beftimmungen, wenn e& fi un die Beurtbeilung 
abgelegter Geſtändniſſe handele. 8. Trieft. 

heits nolizei. Diefelbe iſt der Inbegriff von Maßregeln, welche ſich die Aufgabe 
frelten, vie phyfiſche Wohlfahrt der Bürger eines Staates zu fördern und zu erhalten. Sie 
Bilvet einen Theil der Staatsarzneitunde, außerdem aber auch in weiterer Ausbehnung einen 
Theil der Staatswiſſenſchaften. Wiſſenſchaftlich Rüst ji dieſelbe auf Grundprincipien der 
legtern, yraktif auf das Gefummtgebiet der ärztlichen Disciplinen , fowie auf fihere Erfah⸗ 
rungefäge aus dem Bereiche derjenigen Naturwiflenfchaften, welche geeignet find, ben gebachten 
Iwerhk zu fördern. Diemediciniſche Polizei, dermalen vorzugeweife auch Öygiene oder Öffentliche 
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Gefundheitöpflege genannt, if, man möchte fagen, fo alt ald das Menſchengeſchlecht, wenigſtens 
fo alt, ald unfer Geſchlecht Hiftorifch Hinaufreicht. Wir begegnen ihr zuerft in den mofaifchen 
Tafeln unter der Form eines religidfen Dogmas, fie ward fpäter durch Lykurg's @efeggebung 
zu gefeglihen Lebensvorſchriften erhoben, und für ihr Beftehen bei ven Griechen und Römern im 
deren Blütenzeit ſprechen mannichfaltige Einrichtungen in deren öffentlichem twie privaten Leben. 
. Im Mittelalter finden wir die Geſundheitspolizei weniger hervortretend, bis fie gegen Eine des 
vorigen Jahrhunderts fi wiederum fegensreich Fund gab, und zwarin Deutfhland, pad man als 
die Wiege der neuern öffentlichen Gefunpheitspflege betrachten Tann. Es waren nämlich ſeit 
gedachter Zeit vorzugsweife deutfche Arzt und deutſche adminiſtrative Behörden, welche Die mebi- 
einifche Polizei theils zu einer felbftändigen Wiflenfchaft erhoben, theild praftifch in das Staats⸗ 
leben einführten. Freilich find andere Nationen Hinter ven Deutfchen nicht zurüdgeblieben, ja 
fie haben in Einzelheiten, namentlid in einigen größern Städten, und jegt übertroffen. In 
neuefter Zeit aber geht faft in allen cultivirten Staaten die Hygiene mit Hülfe der fort- 
ſchreitenden Naturwiſſenſchaften und namentlich der Heilkunde, zugleich auch unterftügt von der 
Statiftit wie von der Nationalöfonomie, einer neuen Ara entgegen. 

Die Gefhäftsmafle, welche deutſche Staaten durch ihre Sorge um die Gefundheitöpflege 
ih ſchon feit Jahren aufbürdeten, ift allerdings eine fehr große, allein auch der Erfolg ein fehr 
bedeutender. Das Leben in unfern Tagen ift ein äußerft complicirteß geworben. Das Raffine- 
ment der Sitten, die moralifhen und intellectuellen Aufregungen, die Vermehrung der mannich⸗ 
faltigften Bebürfniffe, die vielfältigen Fortſchritte der Induſtrie, die fogenannte Civiliſation in 
ihrer Gefammtheit mußten eine Unfumme von Urſachen nach fi} ziehen, verennatürliche Folgen 
alle vahin zielen, die Gefunpheit der Menfchen zu ſchwächen, die Krankheiten zu vermehren, bie 
Lebensdauer zu verfürzen. Trotzdem findet aber dad Gegentheil ftatt. Das jetzige Geſchlecht ver: 
mag diefelben Strapazen zu ertragen, befonders in Bezug auf Beihäftigung, wie in frühern 
Zeiten, die Anzahl verherenver Krankheiten hat ſich gemindert, pie Sterblichkeit im allgemeinen 
abgenommen , die Lebensdauer iſt durchſchnittlich eine größere ald zu Anfang diefed Jahr: 
hundertd. ‚Dies find vorzugsweife Segnungen der Gefunpheitöpolizei. Ein Überblid über bie 
gefammte Thätigfeit der legtern ift aber um jo befriedigenver, als bier lenigli nur gute Ab- 
fichten zu Grunde liegen und von einer Börberung felöftifeher Zwecke mitteld Unterdrückung der 
Rechte und bed Glücks der Mehrzahl nie die Rede fein kann. 

Was zuerft den einzelnen Menſchen betrifft, fo ift unleugbar körperliche Geſundheit nicht nur 
für diefen ſelbſt das hoͤchſte Gut, die Bedingung der Erreichung feine Lebenszwetks und ber 
Möglichkeit faft jenen -Genuffes, fondern au für die geſammte bürgerliche Gefellfchaft iſt die 
Geſundheit ihrer Mitglieder ein Gegenftand von der größten Wichtigkeit. Ein Kranker kann 
nicht nur ſelbſt zur Erreihung der Geſellſchaftszwecke und zur Erhaltung und Vermehrung bed 
Volksvermögens nichte beitragen, jondern er verzehrt noch von dem bereit vorhandenen unb 
nimmt mit feiner Pflege die Zeit anderer, Gefunder in Anſpruch. Namentlich ift ein beſtändig 
Kränklicher, feltene Ausnahmen befonderer geifliger Kraft und Wirkung abgerechnet, eber eine 
Laſt und ein Nachtdeil für ven Staat ald ein Vortheil, und eine im ganzen kränkliche und 
fomit ſchwache Bevölkerung bat nit pie Mittel zum Widerſtande gegen außen, noch zur För⸗ 
derung des gemeinfamen Beften in Innern. Ein vorzeitiger Tod iſt ohnedies baarer Verluft 
für den Staat. Der Menſch muß bis zu feiner vollfländigen Entwidelung ernährt, gefleinet, 
unterrichtet und gepflegt werben, ohne daß er dafür etwas leiftete, und er if in feinen mann: 
baren Jahren ein angehäuftes Kapital, welches nun erſt anfängt Zinfen zutragen. Dieſe müffen 
aber ziemlich hoch fein und ziemtich lange bezahlt werden fönnen, wenn fie außer dem Laufenden 
auch nad und nad, dad Kapital amortifiren follen, was doch nöthig ifl, ba der Tod a fonds 
perdu angelegt ift. Wer fomit flirbt, ehe jeine Gefammtthätigkeit diefen Punkt erreicht Hat, 
veffen Dafein ift auf die Verluſtſeite der Geſellſchaftsrechnung zu fegen. Überdem ift die Ge- 
jundheit für jedes Individuum das höchſte Gut, für ven Arbeiter aber iſt fie auch das einzige, 
ohne deſſen Befig er unfähig ift, fi und die Seinigen zu erhalten. - 

Gewiß Gründe genug, um ein Interefle und ein Recht des Staates nachzuweiſen, den mög: 
Lichft guten Geſundheitszuſtand feiner Angehörigen zu erhalten und zu fördern. Allein, fo fragt 
ſich weiter, ift eine Thätigfeit des Staates in dieſer Beziehung auch nöthig? Erſpart ihm nicht 
die Eigenliebe jedes Einzelnen, ver bei feiner Geſundheit zunächſt betheiligt iſt, jede Bemühang 
in diefer Beziehung? Kann der Staat durch feine allgemeinen Maßregeln ven Einzelnen in ber 
Erhaltung und Stärfung feiner Geſundheit unterſtützen, welche aus fo verſchiedenen kleinen 
und verborgenen Urſachen leiden kann? Hier, wenn irgendwo, handelt es ſich darum, einen richti⸗ 
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gen Grunbfaß der polizeilihen Thätigkeit des Staates zu haben, damit man weder etwas unter⸗ 
Lafle, was Menjchenleben und Geſundheit oder bedeutendes Vermögen retten Tann, nod dur) 
ungehöriges Einmiſchen in die Vrivatangelegenheiten diefelben zu PBolizeiftlaven mache oder 
Abſurdes gebiete. Und hier, wenn irgendwo, erprobt ſich Die Lehre, diefer richtige Grundſatz fei 
fein anderer ald der, daß der Staat immer dann, aber aud nur dann helfend einzufchreiten 
habe, wo die Kräfte des einzelnen Bürgerd oder etwaiger freier Bereine der Einzelnen nicht 
hinreihen zur Wegräumung ver. Hinderniffe, welche der Erreichung eines allgemeinen nüglichen 
Zwecks im Wege fiehen, und daß eine Zmangsmaßregel zur Durchführung einer Polizei- 
anftalt, namentlich aud) Zwang zur allgemeinen Theilnahme an derfelben immer erlaubt und 
geboten jei, wenn die Erreihung des Zwecks durch die Nichttheilnahme einzelner auch für die⸗ 
jenigen unmöglich würbe, welde von demfelben Gebrauch machen wollen. 

Wendet man nämlich diefe Säge auf ven Inhalt und ven Umfang der polizeilichen Staatd- 
thätigfeit int Geſundheitsweſen an, jo ergeben fi) hieraus und zwar zunächſt für die Gefunp- 
beit ver Menfchen folgende Regeln: Der Einzelne hat die Möglichkeit, in ſelbſt die Pflicht, eine 
ſolche Lebensweiſe zu vermeiden, welche mit Erhaltung der Gefundheit unverträglid iſt; daher 
miſcht fich dev Staat lediglich hier nicht ein, auch wenn er in beſtimmten Fällen eine Miskennung 
diefer Klugheit und Sittlichfeit bemerkt, mit einziger Ausnahme der Fälle, in welchen die Nach⸗ 
laͤſſigkeit des einen auch üble Folgen für andere hätte, wie dieſes namentlid bei der Nichtver- 

meidung gefährlicher anftedender Krankheiten ver Fall ift. Ferner hat jeder Kamilienvater dad 
Recht und die Pfliht, durch Benugung der vorhandenen Heilmittel die geflörte Geſundheit ver 
Seinigen wo möglich wieverherzuftellen; der Staat forgt fomit nur dafür, daß diefe Heilmittel 
wirklich vorhanden find, überläßt aber ihre Aumendung auf ven einzelnen Fall immer ven Bethei- 
ligten ſelbſt. Nur da, wo notorifch diefe Einzelbemühung unmöglich, 3.8. wegen Armuth, oder 
wegen allzu großer Menge gleichzeitiger Kranken unzureichend ift, hilft ev unmittelbar. Bei allen 
feinen Mapregeln gebt aber die Hauptbemühung mehr vahin, den Ausbruch einer Krankheit zu 
verhindern, als die ausgebrochene wieder zu heilen, meil letzteres nicht nur unficher iſt, ſondern 
jedenfalls erft nad mannichfachen Leiden, Kummer und Berluft erreidht werden mag. Ebenfo 
unterliegt e8 feinem Zweifel, daß in fo wichtigen und von unferer Einfidt fo felten mit abfoluter 
Gewißheit zu ergründenden Dingen im Zweifel diejenigen Mittel gewählt werben, welche vor- 
ausſichtlich Feinen Schaden bringen und fein zu ſpätes Bedauern einer Verſäumniß veranlaflen 
können. Daß die Mittel im Verhältniffe zum Zwede ftehen müffen, verfteht fich hier, wie bei 
allem vernünftigen Handeln, von felbft, nur ift zu bevenken, daß der Zweck die Erhaltung von 
Menichenleben, alfo eines zu Geld nicht anzufchlagenven Werthes ift. 

Geſtützt auf dieſe Grundfäge, kann man im allgemeinen als die wefentlichften Forderungen 
an eine vollfländige Staatsgeſundheitspflege für den Menſchen folgende bezeichnen: 

Bor allen Dingen liegt es derfelben ob, vie Krankheitöurfachen zu entfernen. Es fann in 
diefer Beziehung zweierlei beabſichtigt werden: entweder man fucht die ganze Urſache völlig zu 
befeitigen, oder aber, wenn dies nicht möglich, den Einzelnen gegen die Wirkungen folder Ur- 
fachen individuell fo zu ſchützen, daß fie auf ihn nicht einwirken. Freilich gelingt das erſtgedachte 
Beftreben nicht immer, beſonders wenn der vieöfalliige Grund in tellurifchen oder atmoſphäri⸗ 
ſchen Verhältniſſen liegt, oder in unabänderlichen bitrgerlichen und gewerblichen Bedingungen, 
oder wenn dad Übel dent Scharfjinne wie der Wiflenfchaft verborgen bleibt. In legterm Falle 
muß man fon zufrieden fein, wenn man die Wirkung in jedem einzelnen Kalle befämpfen ober 
verhindern kann. Die ebengedachten Zwede ſucht der Staat in folgender Weiſe zu erreichen. 

I. Durch Anſtalten zur Vernichtung von Krankheitsurſachen. Außer den im 
Menſchen ſelbſt liegenven und fomit auch durch Staatsanftalten nicht zu befeitigenden Urſachen von 
Krankheiten gibt es zwei verſchiedene Battungen ſolcher Beranlaflungen, nämlich die Erblichfeit.ge- 
wiſſer Übel und die Menge verſchiedener äußerer mechaniſcher und hemifcher Veranlaffungen zu 
Gejunpheitäftörungen. Die erftere anlangend, fo ift dad einzig möglide Mittel zur Einwirfung 
gegen erbliche Krankheiten das Verbot der Che. Da aber durch dieſe bel die Geſundheit kei— 
neöwegd bis zur Unbrauchbarfeit für die Lebenszwecke geftört wird, fo kann dad Eheverbot nur 
in den feltenen Ballen Anwendung finden, in welchen eine die Kräfte wefentlich ſchwächende und ” 
der Erfahrung gemäß erblihe Krankheit vorliegt. Hierzu fommt nod, daß die Reihe der früher 
als erblihe bezeichneten Krankheiten durch vorurtheiläfrei Ratiftifch zufammengeftellte Erfah: 
sungen der Neuzeit weſentlich gelichtet worden ift, und wenn allerdings feſtſteht, daß es Krank⸗ 
heiten gibt, welche, wie Epilepfie, Tuberkuloſe, Syphilis, Skrofeln u. |. w., von den Altern über 
tragbar find auf die Kinder, fo ift dagegen einzuhalten, daß es wenigſtens ebenfoviel Beijpiele 
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gibt, wo beim Vorhandenſein gedachter Krankheiten in ben Altern diefelben nicht auf Die Nath⸗ 
kommen vererbt wurden. Außerdem aber kommt es ja häufig vor, daß im jugendlichen Alter 
beſtehende Krankheiten over Krankheitdanlagen im jpätern Leben und namentlich in ehelichen 
Berhältniffen fi mehr oder weniger zurückbilden ober vollſtändig verſchwinden. Es durfte 
hiernach kaum möglich fein, im allgemeinen ein gefegliches Eheverbot unter den gedachten Ber: 
hältniffen dermalen aufrecht zu halten, während e8bagegen Sache der oberfien Medicinalbehoͤrde 
fein kann und fein muß, in einzelnen vorliegenven Fällen einen für den Staat gültigen Ausſpruch 
zu thun. Mehr Berechtigung zu Eheverboten ift vem legtern dann einzuräumen, wenn Chen 
in einem Alter gefchloffen werben, wo der Organismus noch nicht genügend entwidelt if. 
Kommen nun aud) hierbei oͤrtliche und Elimatifche Verhältniſſe ſelbſtverſtändlich in Frage, fo 
lehrt doc die Erfahrung in Ländern, wo Ehen im kindlichen Alter oder fozufagen an der Brenz 
der Kindheit geichloffen werben, daß Hieraus eine Fraftlofe, verfümmerte Generation ent: 
fteht, welche ungeeignet ift zur Erreichung der Geſellſchaftszwecke, ſowie zur Erhaltung und 
Vermehrung des Nationalvermögens. 

Klarer liegt vor, was der Staat thun kann in Bezug auf die ermähnten äußern Einwir⸗ 
tungen, welde Geſundheitsſtoͤrungen herbeiführen können ; ja man kann behaupten, Daß dies 
die Hauptfächlichfte Aufgabe der Geſundheitspolizei, befonderd vom ärztlichen Standpunkte aus 
ift. Denn die Mehrzahl der Arzte ſtimmt gegenwärtig darin überein, daß ihr Wirken gegenüber 
dem einzelnen Individuum, beſonders bei fogenannten innern Krankheiten, ein ſehr engbe 
grenztesift, wenn die krankhaften Zuftände bereits zur Entmwidelung gekommen find, infofern ed 
häufig anßer ihrer Macht liegt, den Krankheitöproceh in feiner Entwidelung aufzuhalten oder 
zu einem gewünſchten Ende zu führen. Um fo beveutender aber zeigt ſich der Erfolg von der 
Förderung der Geſundheit günftigen Einrichtungen, welche ſich erftredlen auf die Geſammtheit der 
Bürger eines Staated oder der Bewohner eined größern Orts und auf die Verminderung 
oder Befeitigung von Krankheitsurſachen, fowie von Krankheiten felbft, welche in örtlichen Ber 
Hältniffen ihren Grund haben. Schen mit ver Geburt kann in dieſer Beziehung der Staat jeine 
Tätigkeit beginnen durch Begründung von Gebär- und Findelhäuſern, durch fogenannt 
Krippen, dur Anımenbureaur in größern Städten. Später iſt Dafür zu forgen, daß Die phy⸗ 
üfche Erziehung gegenüber der geiftigen Entwidelung nicht vernadhtäffigt werde, daß die Kin: 
ber nicht zu früh den Unterricht, beſonders in Öffentlihen Schulen, beginnen, daß die Zahl ber 
Lehrſtunden keine unnöthig große fet, daß die Schulen ſelbſt geräumig und gehörig ventilirt 
angelegt werben, daß die unvermeidlichen Nachtheile, welche anhaltendes Sigen und Lernen auf 
die Eörperliche Entwickelung der Jugend ausüben, durch gymnaſtiſche uͤbungen neutraliftet werben, 
welche dem betreffenden Alter entfprehen. Ein zweiter ſehr umfaflender Gegenſtand polizeiliger 
Thätigfeit zur Abwendung von Kranheitsurſachen tft Die Sorge für gefunde Beſchaffenheit ver 
Nahrungsmittel. Diefe Sorge iſt aber dringend nothiwendig, wenn man an das feine Getriebe 
denkt, mittels deffen die Lebensmittel aus Gewinnfucht verfälicht werden, eine Galamität, welde 
immermehr zunimmt und bermalen aud die Verkäufer in ſolchen Ländern ergreift, wo, wie 
3.3. in Deutſchland, dieſe teuflifchen Künfte zeither weniger befannt waren. Drittens gehört 
hierher die Sorge für geſunde Beichaffenheit ver Wohnpläge. Der Staat muß fi die Entfer: 
nung von Feuchtigkeiten durch Austrodnen von Sümpfen fowie nach lokalen Überfhwen: 
mungen angelegen fein lafien ; ferner ift zu forgen für eine Luft, Licht und Sonne zulaffente 
Bauordnung der gefhloflenen Drte mitteld Anlage breiter Straßen, großer freier Pläge, 
mittel8 Abbruch verbumpfender Stadtmauern; für zweckmäßige Bauart ver Wohnungen und 
geſundheitsgemäße Einrichtung derfelben in Bezug auf Abzugsfanäle, Latrinen, Fenfter, Luft: 
zug; für Neinlicfeit der Straßen dur gemauerte unterirdiſche Kanäle, Bilafterung, Reini: 
gung ber Straßen, Inftanphaltung guter Brunnen, Entfernung ſchmuziger Gewerbe und übel: 
riehender Abfälle u. |. mw. Außerdem iſt dem Pauperismuß, diefer großen Wunde ver modernen 
Staaten, aus weldher die meiften Krankheiten entfpringen und von welcher die größte Sterblich⸗ 
feit fich herleitet, jo viel als möglich zu fleuern. Endlich dürfte noch die Überwachung ber 
Proftitution, als Quelle einer ſehr verderblich wirkenden fpertellen @attung von Krankheiten, 
Erwähnung verdienen, felbft auf die Gefahr Hin, einigermaßen in Widerſpruch zu gerathen mit 
den einfchlagenven criminalgefeglihen Beſtimmungen mancher Staaten. 

I. Heilung ausgebrohener Krankheiten. Wennſchon in dieſer Beziehung 
dem einzelnen Bürger überlafien bleiben muß, fin fi und die Seinigen die erforder: 
lihen Maßregeln zu ergreifen, dad einzelne Individuum, veranlaßt durd) den Trieb der Selbſt⸗ 
erhaltung, dies auch gewöhnlich nach feinen Kräften thut, und wenn fomit der Staat feineswegd 
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die principale Verpflichtung hat, jenen Kranken im Staate behandeln und wo möglich heilen zu 
lafien, fo bleiben ihm doch auch hier manche Vorkehrungen, welche der Einzelne zu bewerkſtelli⸗ 
gen außer Stande fein kann. Diefelben laffen fi unter vier Geſichtspunkte zufammenfaffen, 
nämlich als Borkehrungen für tüchtiges Heilperfonal, Sorge für Heilmittel, Hülfe bei aus- 
nahmsweiſer Hülflofigfeit von Privaten, Rettung von Scheintobten. 

1) Daß Hülfe in Krankheiten nur durd ein in feiner ſchwierigen Wiſſenſchaft gebilvetes 
Perſonal geleiftet werden kann, wird nur der in Abrede ftellen wollen, welchen Unkenntniß in 
den Naturwifienfihaften und Unklarheit ver Gedanken auf angebliche übernatürliche und uner⸗ 
klärliche Mittel, richtiger gefagt, auf frechen over einfältigen Betrug Hoffnung ſetzen läßt. Es 
bedarf keines Beweiſes, daß der einzelne Bürger nur hoͤchſt felten in der Lage ift, auf eigene 
Koften in den verfhienenen Zmeigen der Heilkunde die ihm nöthigen Perfonen unterrichten: zu 
laffen und zu erhalten; und felhf in diefem Ausnahmefalle würde er noch feltener darüber fi 
verfihern können, ob die von ihm Unterflükten auch wirklich den nöthigen Grab von Kennt: 
niffen haben. Deshalb muß der Staat Gelegenheit geben zur mwiffenfchaftlichen und praftifchen 
Ausbildung eines gehörig befähigten und hinreichenden Heilperfonald. Der betreffende Unter: 
richt wird in zeitgemäßer Weife natürlih nur auf Univerfitäten mit Erfolg ertheilt werden 
können, beſonders da diefer Zweig der Studien vor allem eine forgfältige Beſchäftigung 
mit den Naturwiſſenſchaften, der Baſis der Medicin, erfordert und zur praftiichen Anmen- 
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eined größern Stanted und womoͤglich auch die Gelegenheiten einer größern Stadt ungern 
vermiffen laſſen. Neuerdings ſtrebt man übrigens in faft allen Staaten Deutſchlands nach 
der Bildung und Einführung einer einzigen Klaſſe von Arzten, welde bei gleicher Vorbil- 
dung und Befähigung in allen Theilen der ärztlichen Wiffenfchaft gleiche Berechtigung bei 
Ausübung des ärztlihen Berufs Haben foll. Diefe zeitgemäße Forderung ift aber nicht blos 
begründet in dem engen Zuſammenhange der einzelnen mebicinifhen Disciplinen, fowie in 
der Schwierigkeit, in praxi die innern Krankheiten von ven äußern ſcharf abzugrenzen, fondern 
biefelbe ift auch bepingt durch die Humanität. Der zeitherigen Eintheilung des Heilperfonals 
in Arzte erſter, zweiter und dritter Klaffe lag mehr oder weniger die durchaus ungerechte An- 
icht zu Grunde, der Armere, namentlich aud) der Bewohner auf dem Lande, Fönne ſich mit Arz- 
ten von geringerer wiſſenſchaftlicher Bildung eher begnügen als der Wohlhabende und ber 
Bürger großer Städte. Vom flaatlihen Standpunkte ift daher das gedachte Beftreben nach Be⸗ 
feltigung einer mebrglieverigen diesfallſigen Glaffification um fo nachdrücklicher zu foͤrdern, 
je mehr vie Ärzte ſelbſt von der Anfiht durchdrungen find, daß verſchiedene Klaffen des Heil- 
perſonals mit verſchiedener wiflenfchaftliher Bildung und verſchiedener Berechtigung bei dem 
dermaligen Standpunkte der mevicinifhen Disciplinen weder theoretiſch ſich rechtfertigen laſ⸗ 
fen, noch praftifh durchzuführen find. Es liegt dem Staate aber nicht allein ob, genügende 
Gelegenheit zu geben zur Ausbildung des Heilperfonald, ſondern derſelbe muß auch durch Prü- 
fungen vie Gewißheit verſchaffen, daß denen, welche fih den Studium der Heilkunde gewidmet, 
Geſundheit und Leben ihrer Nebenmenfchen anvertraut werben kann. Derartige Prüfungen 
müſſen mit energifcher Strenge und großer Gewiffenhaftigfeit vorgenommen werben, theil® da⸗ 
mit der angehende Arzt eine Art äußern Sporns habe, feinem Studium die durch den derma- 
ligen Standpunft der Heilkunde bedingte gehörige Zeit zu widmen, theils weilmit dem Beſtehen 
jener Prüfungen fofort die Erlaubniß ertheilt wird, die ärztliche Prarid auszuüben. Und da 
das Object ver legtern das hoͤchſte Gut, nämlich Gefundheit und Leben ift, jo dürfte obige An- 
ſicht jedenfalls gerechtfertigt erfcheinen. Als ſehr zweckmäßig würde fi Heraußftellen, wollte 
man, wie nächſtens in einigen deutſchen Staaten gefchehen wird, nach ven Prüfungen dem jungen 
Arzte vor dem Eintritte in die Praxis noch die Verpflichtung auferlegen, einige Zeit als Aſſi⸗ 
ſtent in einem Krankenhauſe thätig zu fein. Gelegenheit hierzu würde fich bei der jegigen Ver— 
mehrung der letztern gewiß finden. Selbſtverſtändlich müßte außerdem firenge Aufficht darüber 
geführt werben, daß fein Ungeprüfter zur Heilkunde zugelaffen würbe. Enpli hat auch ver 
Staat eine gleihmäßige Verbreitung des ärztlichen Perſonals ſich angelegen fein zu laffen. 
Hiermit foll in feiner Weife der Einrichtung dad Wort geredet werben, nad) welcher in manden 
Ländern vie Zahl der Ärzte für jeden Ort oder Diſtrict eine feft beſtimmte iſt und die Ärzte von 
der Negierung auf einen feſten Wohnfig angewiefen werben. Die Erfahrung hat dies theils 
als ungerecht gegen flrebfame junge Arzte, welche unnöthig lange auf eine derartige Anftel- 
lung (ohne Gehalt) warten müffen, theil® ald unzweckmäßig herausgeftellt, namentlich in Bezug 
auf die ärztlide Armenpflege, die man beſonders hierbeiim Auge hatte. Die leßtere ift gemöhn- 
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lich eine fürforglide da, wo ein Praxiszwang der eben gefchilverten Art nicht befteht, ſondern 
freie Concurrenz in der ärztlichen Thätigkeit. Trotz legterer kann e8 aber vorfonımen, daß theild 
aus klimatiſchen und oͤrtlichen Rückſichten, theild wegen dünner Bevölferung oder Armut ber 
Bewohner eines Orts oder einer Gegend Ärzte daſelbſt jich nicht nieverlaffen. In dieſem Falle 
hat der Staat nachzuhelfen und zwar dadurch, daß er mit den Bunctionen eined Arzted in ſolchen 
Gegenden die Gefundheitöbeamten des Verwaltungsbezirks wenigitend in Bezug auf bad 
Nöthigfte beauftragt, oder Breiwillige durch Bewilligung fefter Gehalte jowie andermeitiger 
Bortheile zur Domicilirung veranlaßt. Unter leßtere dürfte namentlich auch die Ausſicht auf 
Beförderung in beſſere Staatöftellen zu rechnen fein. Sollte aus gleichen oder ähnlichen Grün: 
den Mangel an Hebammen fi hier und da bemerkbar machen, fo wären die Gemeinden anzu: 
halten, durch Ausjegung von Behalten und Aufwendung der Bildungöfoften für hinreichende 
Befriedigung des diesfallſigen Bedürfniſſes zu forgen, oder aber ver Staat hätte fich deſſen zu 
unterziehen, wenn bie Verhältniſſe der Gemeinde jene Opfer nicht geftatten follten. 

2) Ohne materielle Hülfsmittel kann im allgemeinen Hülfe nicht gefhafft werden; nament: 
lid) bedarf e8 der Arzneien, deven Bereitung und Zufammenfegung forgfältig überwacht werben 
muß, ebenfo wie Perſonen erforderlich find, welchen auf Grund gefeglidher Beftimmungen und 
nach genügenden Ausmeife über viesfalljige Befähigung fowie Berechtigung die Darftellung 
und der Verkauf der Heilmittel im großen wie im Heinen obliegt. Gin eigener Artikel 
bat bereitd die in Beziehung auf die Apotheken zu treffenden Maßregeln erörtert. Unter die 
materiellen Hüffsmittel zur Erhaltung und Beförverung der Geſundheit gehören auch die Babe: 
anftalten und Geſundbrunnen. In Bezug auf diefe ift zu unterfcheiden zwifchen den Mineral: 
wäflern und den Bädern in gemöhnlihem Waſſer. Was die erftern betrifft, fo beſteht natur: 
lich ein bedeutender Unterſchied Hinjichtlih der Art und Ausdehnung ver Staatsthätigkeit, 
je nachdem diefelben Öffentlihes Eigenthum find oder im Befige von Privaten ſich befinden. Ju 
dem erften Kalle Hat ver Staat Die nöthigen Einrichtungen zum zweckmäßigen und, da ſie für 
Kranfe beftinmt jind, zum bequemen Gebrauche durch Beranftaltung von Gafthäufern, Faffung 
der Brunnen, Anlegung von Bade: und Trinfanftalten, von Straßen, Spaziergängen, dur 
Anftellung von Babeärzten, Feftftellung einer Bade: und Brunnenordnung zu treffen. Im 
andern Kalle hat er da nachzuhelfen, wo die Kräfte des Befigers zur Herftellung der nothwen: 
digen Einrichtungen nit hinreihen. Daß in beiden Fällen feine nuglofe Verſchwendung zu 
treiben ift, und daß namentlich für Quellen, welche in mediciniſcher Hinficht unbebeutend find, 
fein Aufwand irgendeiner Art gemacht werben kann, bedarf ebenfo wenig eines Beweiſes, ald 
daß ed ein des Staates unwürdiger Widerfpruc mit ſich felbft und überdies eine ganz zwed— 
widrige Behandlung der zur Heilung von Kranfen beftimmten Naturfraft ifl, wenn einem 
Babeorte durch Duldung oder gar fürmlihe Begünftigung von fonft verbotener und ſcharf ver: 
folgter Unfitelichfeit ein Reiz und Fremdenzufluß verfchafft werden foll. Diefes ift ſchmählich 
erworbenes und außerdem theuer erfauftes Geld, denn es verbreitet fich die zunächſt nur auf ven 
üppigen und müßigen Ausländer berechnete Inımoralität im eigenen Lande im weiten Kreife. 
Non ex re qualibet bonus lucri odor, und eine Regierung follte unter feinen Umſtänden 
Spielbanfen ald Mittel gebrauden. Dagegen ift die Aufftellung einer zwar weniger hervor: 
tretenden, allein jehr aufmerffanten und Eräftigen Polizei in ftark befuchten Badeorten wegen dei 
Zufammenfluffes mander fehr unreinen Elemente fehr nothwendig. — Daß auch die Bäder in 
gewöhnlihem Wafler ein wichtiges Geſundheitsmittel find, bedarf Feines Beweijed. Bereitung 
im eigenen Haufe ift, fomeit von marmen Bädern die Rede, nicht jedem möglich; ſicheres und 
anftändiged Baden im Fluſſe erfordert mancherlei Anftalten an Bapehäufern, Bezeihnung der 
gefährlihen Stellen, Entfernung des gewöhnlichen Wandels, Bereithaltung von Rettunge: 
mitteln. Die Sorge für beides kann in der Regel mol den Gemeinden überlaflen bleiben, da hier 
jeder das Bedürfniß fühlt und die Einrichtung Feine Schwierigkeit macht. In irgend größern 
Drten wird ſich die Privatinduftrie der warmıen Bäder bemächtigen. Deffenungeacdhtet haben 
ed neuerdings die Behörden an manden Orten für ihre Pflicht erachtet, billige warme Bader 
zur Benugung der ärmern Klaſſe Herzuftellen, mit diefen auch zweckmäßige Wafchanftalten 
für legtere zu verbinden. Die Bolizei hat alfo nur bei Nichtbefrievigung des Benürfniffes an 
geeigneten Bädern zunächſt auf die Gemeinden einzumirfen und außerbem zu verhindern, daß 
nicht durch die Badeanftalten Feuersgefahr, Waffermangel oder Gelegenheitsmacherei entſteht. 
Wegen mehrfacher Beziehung dürfte unter der angeführten Rubrik auch die Sorge für eigene 
Irrenanſtalten zu erwähnen fein. Die Anlegung letzterer iſt nothwendig vom Staate zu beſor⸗ 
gen, theils wegen des gemeingefährlichen Zuſtandes mancher Irren, theils weil die Erfahrung 
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lehrt, daß es behufs Beflerung oder Heilung der Irren in der bei weitem größten Anzahl von 
Fallen nothwendig if, die Kranken aus ihren gewohnten Verhältniſſen mit thunlichfter Be- 
fleunigung zu entfernen; auch dürfte e8 ſchwer fein, Privatanftalten in einem dem Bedürf⸗ 
nifje entſprechenden Umfange zu erhalten, abgefehen davon, daß wegen ver mit derartigen In⸗ 
flituten verbundenen Koften diefe gewöhnlih nur Wohlhabenven zugänglich find. Bon einer 
derartigen Anflalt kann man verlangen, daß ſie dem Zwecke der Irrenbehandlung oder Ver. 
pflegung allein diene, daß fie nicht überfüllt fei, daß die Kranken womöglich getrennt werben 
in beilbare und unbeilbare, fowie nicht minder nad} dem Geſchlechte, auch, wenn es ſich als 
thunlich herausftellen follte, nad) dem Charakter der Seelenfldrung, nad) dem Stande ver Kran: 
fen u. ſ. w. Die Anlage ver Gebäude, die Beichaffenheit ver Gärten, Höfe, die Einrichtung der 
Zimmer und Schlafjäle, die Fürſorge für Gelegenheit nicht blos zu verſchiedenartigen ger- 
Rreuungen, fondern auch zu mannichfaltigen Arten von Beichäftigung und Arbeit find für ven 
Heilerfolg bekanntlich von größter Bedeutung und verlangen fo eigenthümliche Rüdfichten, daß 
die Regulirung diefer Verhaͤltniſſe einzig und allein ven ſachverſtändigen Arzten überlaffen 
bleiben follte; auch iſt mit ver Verwendung älterer, zuandern Zwecken erbauter Gebäude, wie z. B. 
Schloͤſſer, Klöfter u. |. w., immer ein fühlharer Nachtheil verbunden. Auch follte in Erwägung 
der gedachten fpecififhen Rückſichten die Zeitung der Anflalt dem vorgefegten Arzte überlaflen 
fein, namentltth wären ihm vie bloßen Berwaltungsbeamten ſtets unterzuorbnen. Diefe ſelb⸗ 
ſtändige ärztliche Oberleitung von Irrenanftalten dürfte natürlich die Aufficht ſeitens des Staates 
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und hätte ſich dieſelbe ſowol auf die Hffentlichen wie auf die privaten Anflalten viefer Art zu 
erſtrecken. Diefe Oberaufficht ift eine nothiwendige Forderung theils zur Bergewifferung über 
den Zuſtand in medicinal-polizeilicher Beziehung, theild zur Verhinderung von verbredherifchen 
Freiheitäberaubungen, welche unter dem Vorwande einer Beiftesflörung bisweilen verfuct 
worben find. Endlich aber ift es Pflicht des Staates, dafür Sorge zutragen, daß durch gejeßliche 
Beſtimmungen über vorherige Erörterungen bezüglich der Heimats⸗ und Bermögenöverhältnifie 
die Aufnahme der Irren in öffentliche Heilanftalten nicht verzögert und der Zufland ber legtern 
dadurch unheilbar gemacht wird; der Staat handelt in feinem eigenen Interefle, wenn er im 
Gegentheil die Gemeinden zur ſchnellen Anmeldung und Zuführung der Geifteöfranfen anhält, 
weil ihm dann fpäter vie langjährige Eoflfpielige Verpflegung der unheilbaren Irren weniger 
zur Laft fällt. 

3) In zwei Fällen ifb der Private außer Stande, für feine Heilung zu forgen, und entfteht 
daher ein Anfpruc auf Öffentliche Hülfe; einmal nämlich bei großer Dürftigfeit und zweitens 
bei epivemifchen Krankheiten, zu deren Bekämpfung die nur auf den gewöhnlichen durchſchnitt⸗ 
lichen Krankenſtand berechneten Mittel nicht ausreichen. Abhülfe im erſten Kalle ift Sache der 
Armenpolizei, welche durch die Errichtung und Erhaltung von Öffentlihen Kranfenhäufern, 
durch die Anflelung von Armenärzten, vie Unterflügung von Dispenfatorien, unentgeltliche 
Arzneien, durch Gewährung von Speifen und Getränken dem Übel zu fleuern hat. Unter: 
flügung bei plöglich einbrechenvden und ſchnell allgemein um ſich greifennen Epivemien kann 
dringendes Bedürfniß fein, wenn nit Wohlhabende und Arme aus Mangel an verjihiedener 
Hülfe zu Grunde geben follen. Es werden in foldden Zeiten und unter folhen Verhältniſſen an 
den Staat mancherlei Forderungen geftellt. Bor allem Hat er zu forgen für bie nöthige Anzahl 
von Ärzten, ſowie auch von Krankenwärtern. Erſteres wird, bei ver gegenwärtig nicht geringen 
Menge von Arzten, welche es in der Mehrzahl der Länder gibt, durch Öffentliche Aufrufe an 
Freiwillige ohne Schwierigkeit zu bewerkftelligen fein, beſonders wenn außerorbentliche, den 
Berhältniffen entfprechende Nemunerationen in Ausficht geflellt werben. Die Verwendung von 
weniger gebilvetem Heilperfonale, 3. B. von Wundärzten, in Ländern, wo folche nad) gebilvet 
werden, wird freilich in derartigen Källen nicht immer vermieven werben koͤnnen, fie wären jedoch 
dann unter fpecielle Auffiht von Ärzten zu flelfen. Größere Schwierigkeiten, namentlich bei 
anſteckenden oder fonft gefährlichen Krankheiten, hat die Herbeifhaffung braudbarer Kranken: 
wärter. Die Behörden durften zeither bei Epivemien ver bezeichneten Art nicht ſehr wählerifch 
fein und waren oft auf Individuen angewieſen, die unter andern Verhältniffen zu gleichem 
Zwecke ihre Vertrauen fchwerli erworben haben dürften. Doch bietet Die Neuzeit auch hierin 
im ganzen günfligere Ausſichten. Erſtens nämlich werben in ven immermehr auch in Fleinern 
Orten entfiehenden Kranfenhäufern mehr Krankenmwärter gebildet und beſſer als ehedem ge- 
ſchult, abgefehen aber hiervon fleht mit Sicherheit zu erwarten, daß diejenigen, welche früher 
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während ihrer Militaͤrdienſtzeit in ven nach Oſterreichs Beiſpiel neuerdings in faſt allen, we 
nigftend deutſchen Staaten beſtehenden fogenannten SaritätBcompagnien thätig waren, in 
vorfommenden Fällen von epidemifhen Krankheiten der Gemeinde höchſt weſentliche Dienſte 
werden leiften koͤnnen. Zweitens kann aber auch Sorge für die weitern materiellen Heilmittel 
nöthig werben. Hierbei wird dann geholfen theil8 durch möglichfte Sparfamfeit bei den vorhan: 
denen Arzneimitteln, theils durch fchleunige Herbeifhaffung und Vertheilung der fehlenden, 
theild durch die Errichtung terhporärer Krankenanſtalten, deren Benugung in ber Regel frei: 
geftellt bleiben muß, allein autih zur Zwangsmaßregel werden kann, wen bei ſchlecht wohnen: 
den und beforgten Kranken Verſchlimmerung des Übels oder Nachtheil Für andere Perſonen 
durch Ihr Verbleiben in ver eigenen Wohnung eintreten würde. Drittens kann pie Herbei⸗ 
fhaffung von verfihiedenen Requifiten zur Krankenpflege, wie Betten, Kleiver, Wäſche, Ge⸗ 
ſchirre u. ſ. w, fowie die Berforgung mit Lebensmitteln eine Aufgabe des Staates in Zeiten 
verheerender Epidemien werben. Endlich iſt auch noch nad überſtandener Krankheit die 
zeitweilige Schliefung und Reinigung von Käufern und ganzen Gemeinden ein oft ſehr 
ſchwieriges Gefchäft. Hierher gehört namentlich auch die forgfältige Desinfection der Latrinen 
und Düngerftätten, die fich beſonders in den legten Choleraepidemien bemährthat. Dap der Staat 
zu allen dieſen außerorbentifägen Dienflleiftumgen ver Polizei auch beſondere Geldmittel zur 
Verfügung flellen muß, verfteht fi von ſelbſt. Von ven Wohlhabenvden mag der fle betreffende 
Antheil feiner Zeit wieder eingezogen werden; ein anderer bedeutender Theil wird der Ge: 
meindekaſſe zur Laſt fallen, pa in folder Unterſtützung, wenigftend zum großen "Theile, nur ein 
Örtlicher Zweck erfüllt werden far. 

4) Sowol bei jolden, welche anfcheinend an einer Krankheit geftorben find, als bei plöglid 
die Lebenskraft unterdrückenden Zufällen ereignet e8 fich bisweilen, daß ein Menſch vöffig dad 
Bild ded Todes darbietet, ohne todt zu fein. Wenn hier im erflern Falle nicht genaue Auf: 
merffamfeit geübt, fonbern das Begräbniß angeordnet, im andern Falle aber nicht jofortige und 
zweckmäßige Hülfe angewenbet wird, fo erfolgt der Tod wirklich, während fonft das Leben ge- 
rettet werden Fan. In beiden Fällen if eine Thätigfeit de8 Staates nöthig. Bei den an 
Krankheiten anjcheinend Verftorbenen wird freilih in der Regel, wenn nur irgendein Zweifel 
ift, die Anhänglichkeit der Umgebungen nichts unverſucht laffen; allein da doch bei dem beften 
Willen Irrthum möglich ift, theil® aber auch Roheit, Gleichgültigkeit, wo nit ſchlimmere GSe⸗ 
fühle bei der Umgebung Herrchen Eönneu, theils enplich Enge der Wohnungen bafdige Beerbi- 
gung wünſchenswerth machen kann, fo find Zwangsmaßregeln feitens des Staateß in dieſer 
Richtung fehr wünſchenswerth. Diefelben müſſen jich geltend mathen durch Regulative fiber die 
Leichenſchau und die Leichenbeſtattung. Legtere ſollte nie fattfinnen dürfen, bevor erſtere aus⸗ 
geübt worben. Die Leichenſchau aber wäre zu beforgen durch Arzte über, mo, wie anf dem Lane, 
dies nicht ohne große Koften durchzuführen tft, durch beſonders geſchulte und verpflichtete Leichen: 
frauen unter Eontrole der Ortsbehoͤrden, Geiſtlichen oder Schullehrer. Die Leichenſchan hat 
darauf zu achten, daß die Beerdigung vor Ablauf einer gewiſſen Zeit nicht fkattfinve, überhaupt 
nitht früher, als bis die ſpeciſtſchen Merkmale der Fäͤulniß jich entwickelt haben. Bei epidemiſchen, 
ttamentlich anſteckenden Krankheiten ift darauf zu fehen, daß die Leichen fo ſchnell als möglih 
aus den Wohnungen eritfernt werben, daß die Begräbnifle in Früher Morgen: oder ſpüter 
Abendſtunde, ohne zahlreiche Begleitung anderer flattfinden u. |. iv. Jeder Friedhof ift ũbrigent 

‚mit eimer Leihenhalle zu verfehen, um in nöthigen Kühlen die Zeichen bis zur'gefeglithen Zrü 
ded Begräbniffes over fo lange aufzuftellen, bis in zweifelhaften Fällen die Zeithen "des Todes 
unverfennbar hervorgetreten find. Eine gut geregelte und gewiffenhaft ausgeübte Leichenſchan 
Bringt außerdem nicht felten Selbſtmorde an den Tag, Kunflfehler von Medicinalperfonen, 
beſonders von Hebanımen, gefährliche Pfuſchereien feitens Unberechtigter, Verbrechen aller Art, 
namentlich gewaltfame Töhtungen, Vergiftungen u. ſ. m. Seritdem bie vorurtheilsfreie Ärztliche 
Benrtheilung von Fällen, in melden Scheintonte begraben worden fein follen, gezeigt Hat, daß 
letzteres gewiß weit feltener gefchehen tft, ald man früher geneigt war anzunehmen, und fat: 
dem durch die Fortſchritte der ärztlichen Diagnoſtik, namentlich mitteld der phyſtkaliſchen Unter: 
ſuchung ficgrere Erfennungszeien für den eingetretenen Tod feſtgeſtellt worden find, hat ih 
auch jene Battung von Leichenhäuſern weſentlich vermindert. in denen unter fortwährenser 
ärztlicher Affiftenz allerlei Apparate aufgeſtellt waren, um für den Ball des Wiedererwachens 
aus vem Scheintobe die geeigneten Maßregeln zur Lebensrettung jofort ergreifen zu können. 
Zur Rettung von Verunglückten kann der Staat auf voppelte Weiſe beitragen, nämlich theile 
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durch allgemeine faßliche Belehrung über bie in den verſchiedenen Fällen zu gemährenne Hülfe, 
durch Belehrung der ſich durch Thätigkeit und Aufopferung Auszeichnenden und endlich durch 
Beftrafung der abſichtlich eine Rettung aus Aberglauben oder fonft einer fchlechten Urſache Ver: 
hindernden; theild durch Aufftellung von Rettungsanftalten an folgen Orten, wo eine häufige 
Wiederholung von gewillen Unglüdöfällen fi ereignen muß, zB. an Babepläßen oder auf 
den bei großen Städten vorbeifließenden Strömen. 

II. &o gewiß manche Geſchäfte der Geſundheitspolizei von ven gemöhnlichen Polizeiftellen 
beforgt werben Fönnen und auch ihrer ſonſtigen Geſchaͤfts- und Menſchenkunde, ſowie ver ihnen 
zu Bebote fiehenden allgemeinen Mittel wegen am beiten werden beforgt werben, fo find doch 
auch vielerlei Anordnungen, Berathungen und Ausführungen in dieſen Dingen von der Art, 
daß fie nur von Arzten vorgenommen werben Eönnen; baher denn die Nothwendigkeit, für 
bieje rein technifchen Begenflände eigene Medicinal-Polizeibehörden, vorzugsweife aus Arzten 
beftehenn, zu beſitzen. Zmeierlei Stellen find Dabei ganz unentbehrlich: einmal nämlich eine 
oberaufjehenne, die allgemeinen Maßregeln für die Regierung entwerfende Behörde und zwei- 
tens in den einzelnen Verwaltungsdiſtricten ausübende Beanite, melde am beften, va eine 
gleiche Ubung in allen Zweigen der Heilkunde felten ift, wieder in Arzte und Wundärzte zer- 
fallen. Ob aber ver oberflen Behörde nur eine berathende Stellung, den gewöhnlichen Poligei- 
fielen aber die Anordnung gegeben werden, oder vb jene auch mit ven Bezirköbeamten, ſowol 
den gemöhnlichen ald den ärztlichen, die Ausführung der ſämmtlichen Medicinal-Polizeigefege 
zu beforgen haben folt, ift zweifelhaft. Da jedoch eine größere Einheit und weniger Schreiberei 
bei einer Beuuftragung der oberften technifchen Behörde mit vem Ganzen zu erwarten ift, fo hat 
man fi in den meiſten Staaten für legtered entſchieden. Jedenfalls jollte dad oberfte Colle⸗ 
gium Bertreter aller Hauptzweige ver Heilkunde in feiner Mitte haben und in diefer Beziehung 
ähnlich wie die medicinifhen Bacultäten an den Univerfitäten zufammengejegt fein. In Staa 
ten von mittlerer Größe bedarf es keiner Zwifchenbehörbe; in ganz großen Reichen dagegen 
find Provinzialſtellen, welche aber nach demſelben Grundſatze zu befegen find, unvermeidlich. 
Es gibt z. B. in Preußen, Baiern und Sachſen eine dreifache mebicinalzpolizeilihe Inflanz. 
Daß das ganze Geſundheitsweſen unter dem Miniflerium des Innern ald dem Polizeideparte⸗ 
ment flebe, ift unzweifelhaft das Natürlichfte. ) | 

Aber nicht allein ver Erhaltung und Beförderung ver Geſundheit ver Menfchen hat ſich die 
mebicinalzpolizeiliche Thätigfeit feit Jahren zugewendet, fondern fie hat ſich auch die Sorge für 
die Saudthiere angelegen fein laſſen und die legtere von jeher für eine wichtige Aufgabe gehal- 
ten. Daß aber vie Erhaltung der Gefundheit der nützlichen Hausthiere eine Sade von der 
größten Bedeutung für den Stadt ift, unterliegt feinem Zweifel. Nicht nur iſt der Gebrauch 
derſelben unerlaßlich zu taufend Zwecken des Sinzelnen und der Geſammtheit, ſondern es bilden 
viefelben einen fo beveutenven Theil des Kapitals vieler Bürger und jomit auch des ganzen 
Bolfönermögens, dan eine Erhaltung veflelben von ver größten Wichtigkeit ift, abgefehen davon, 
daß verheerende, namentlich anſteckende Krankheiten unter ven Thieren leicht vem Verkehre mit 
dem Auslande aud in andern Waaren als mit Bieh und deſſen Erzeugniffen großen Abbruch 
thun und fomit allgemeine Berlegenheit und DBerlegung zur Folge haben Eönnen. Gewiß 
Gründe genug, um ein Intereffe und ein Recht des Staates nachzuweiſen, auch den Geſundheits⸗ 
zuftand der fo werthvollen Haudthiere zu fürdern und zu erhalten. Freilich ann auch hierbei 
der Staat nur für die Bereithaltung derjenigen Mittel jorgen, welche ver einzelne Viehbefiger 
ſich nicht zu fchaffen vermag, muß aber außerdem deren Anwendung in der Negel ganz deſſen 
Willkür überlaffen und tritt mit Zwang und Befehl nur dann ein, wenn ein allgemeiner Scha- 
ven blos durch völlig übereinſtimmendes Handeln zu verhüten ift. 

Übrigens gilt ed auch hier vorzugsweiſe ver Verhinderung bed Ausbruchs der Krankheiten; 
einen Unterfchied madt ver Umſtand, ob letztere anſteckend find oder nicht. Im legtern Falle 
kann die Regierung bei der geringen ertenfiven und intenfiven Gefahr, und da der einzelne Be⸗ 


1) In der vorflehenden Darflellung iſt eineg ganzen Zweige ber Stantöthätigfeit für die Geſund⸗ 
heit der Menfchen Feine Erwähnung gethan, naniig alles deſſen, was die Geſundheitspflege des Heeres 
in Friedens- und Kriegszeiten betrifit. Daß der Gegenſtand in vielfacher Beziehung von Wichtigkeit 
ift, bedarf feines Beweiſes, alleiti er if einerfeite fo gänzlich nach Materie und Form verfihieden von 
ber bürgerlichen Mebirinalpolizei unb hängt anbererfeits ra fehr mit dem gefammten Heerweſen zuſam⸗ 
men, daß er nothwendig feine Stelle bei ver Darftellung des legtern finden muß. 
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ſitzer ſich bier auch viel leichter helfen kann, in ver Regel mit Belehrung über etwaige Mängel 
in der landesublichen Behandlung der Thiere oder mit Borbeugungdmitteln gegen ſchädliche 
atmofphärifche oder tellurifche Einwirkungen fi begnügen. Die Benugung bleibt der freien 
Einſicht des Einzelnen überlaffen. Nur in dem Falle würde ein unmittelbares, vielleicht ſogar 
mit Zwang verbundenes Ginfchreiten der Regierung geboten fein, wenn nur durch eine allge: 
meine Maßregel der Grund eines bedeutenden Übels entfernt werben fönnte, 3. B. durch Aus: 
trocknung verfumpfter Weidebezirke. Bei anſteckenden Krankheiten dagegen if} eine pofitive 
Thätigkeit felbft dann fehon gerechtfertigt, wenn das Übel nicht geradezu ein tönliches iſt, weil 
jedenfalls dem Verfehre durch daſſelbe fehr bedeutend geſchadet wird; noch mehr Beranlaffung 
zur Thätigfeit findet natürlich der Staat bei gefährlichen Epizootien. (Über bie in ſolchen Fällen 
zu treffenden Maßregeln, welche verſchieden find, je nachdem die Krankheit noch von der Landed- 
grenze abgehalten werben kann, ober die bereitd im Lande ausgebrochene an weiterer Auspehnung 
verhindert werben foll, |. Anftedende Krankheiten.) 

Die zur Heilung der Thierkrankheiten dienenden Staatsanftalten unterſcheiden ſich von den 
für die Menſchenkrankheiten beflimmten in drei wejentliden Punkten, nämlich in der noch in 
manchen Staaten beftehenven allgemeinen Erlaubniß zur Thierheillunde, in der geringern An: 

zahl von Heilmaßregeln, enplich in ver Behandlung kranker Thiere. Hinfichtli der Erlaubnij 
zur Ausübung der Thierheilkunde ift e8 unzweifelhaft, daß von Staats wegen allerdings für Gele: 
genheit zur Erlernung diefer Kunſt Durch veterinärärztliche Akademien oder Schulen geforgt wer: 
den muß, daß aber vie Ausübung der Thierheiltunft nicht blos auf die in ſolchen Anſtalten 
unterrichteten und vom Staate geprüften Thierärzte befchränkt werden kann, fondern jedem, 
welder dad Vertrauen des Eigenthümerd eines Thieres befigt, überlaffen bleiben muß. Zwar 
ift bekannt, daß die Directoren von Bildungdanftalten gedachter Art fowie die wiſſenſchaftlich 
und praftifch auf legtern Gebildeten mit. diefer Auffafjung nicht allenthalben einverftanben find, 
fondern theil® im Intereffe der guten Sache, theild auch in ihrem perfünlidhen Intereffe wũn⸗ 
hen, e8 möchte der Staat die viedfallfige Praxis feitens Unberechtigter vollftändig verbieten und 
ähnliche gefegliche Beflimmungen wie bei der Ausübung der Heilfunde unter ven Menſchen 
verfolgen. Aber einmal Handelt es ſich Hier nicht um die mögliche Vernichtung eines von dem 
die Hellung Anoronenden unabhängigen Rechts, und zweitens hat ein Thierleben nur einen 
relativen Werth. Aus jenem folgt, daß Fein Unrecht und Feine Uniittlichfeit begangen wir, 
ſondern nut eine lepiglich ven Befiger angehende Unklugheit, wenn nicht Die richtigen Mittel zur 
Rettung eines kranken Thieres ergriffen werben; aus diefen aber, daß nicht für jedes Thier ein 
höher gebilbeter Arzt, veffen Beſuch nothwendig theuerift, zugezogen werben kann. Mag fomit 
jeder Eigenthümer felbft vie Heilung feiner erkrankten Hausthiere verfuchen, oder fie dem Näch⸗ 
ſten Beften übertragen; von einer Zwangsanwendung eines wiſſenſchaftlich gebildeten Thier⸗ 
arztes kann nur in dem Falle eines Rechtsſtreits über ein Thier, zu veflen Erhaltung das Mög: 
liche gefhehen muß, ſodann bei der Unterdrückung einer anftedlenden gefährlichen Krankheit bie 
Rede fein, indem Hier nicht mehr der Wille des einzelnen Eigenthümers, fondern die Rückſicht 
auf das allgemeine Befte ven Ausfchlag gibt. Bei dem verhältnißmäßig geringen Werthe des 
Thierlebens ift von der Errichtung koftfpieliger Anftalten zur Verpflegung kranker Hausthierr 
feine Rede. Es findet alfo hier feine ven Hospitälern, Babeanflalten, Leichenſchauen u. f. w. 
analoge Einrichtung flatt, oder wo dennod da und dort etwas Diefer Art gefunden wird, ver: 
dankt ed nicht der Medicinalpolizei fein Dafein, ſondern einer weit getriebenen Liebhaberei oder 
einem kränklichen religidfen Gefühle. Nur foweit der Geldwerth eines Thieres eine Pflege 
erfordert, kann man fie ihm vernünftigerweife angeveihen laffen. Die meiften Thiere flerben 
doch eined gewaltfamen Todes; es wäre alfo ein offenbarer Widerſpruch, ein zur willkürlichen 
Vernichtung beftimmtes Wejen mit unverhältnigmäßiger Angftlicgkeit und Anfttengung am 
Leben erhalten zu wollen. Einen wefentlich verſchiedenen Charakter, gegenüber ven Maßregeln, 
welche zur Wiederunterdrückung einer unter Menſchen auögebrochenen Krankheit beftimmt find, 
erhält endlich die Medieinalpolizei ver Thiere dadurch, daß es bei Thieren erlaubtift, ven Kranf: 
heitöherb durch Toͤdtung aller bereits ergriffenen oder auch nur verdächtigen Thiere zu erfliden 
und jomit oft in Fürzefter Zeit dad ganze Übel zu Befeitigen, während e8 bei Menſchen Pflicht if, 
den Kranken moͤglichſt Iange am Leben zu erhalten, wenn auch dadurch die Gefahr vergrößert 
wird. In vemfelben Grade, in welchem das Thier dem Menſchen an innerm Werthe nad: 
ſteht, iſt au Die zur Beforgung feiner Geſundheit beſtehende Stantöthätigkeit einfacher und 
tober. H. Sonnenkalb. 

Gewäßrleiftung, ſ. Garantie. 
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Gewerbe, "Gewerbeordnung, Gewerbefreiheit.!) Den älteften erwerbenden Thätig- 
feiten der Menſchen, ver Viehzucht und dem Aderbau, die nad ihrem Hauptzwecke Rob- 
producte lieferten, welche in ihrer urſprünglichen Beichaffenheit nur fehr ungenügend für 
die Befriedigung der nothwendigen menfchlihen Bebürfniffe an Kleidung, Nahrung, Woh- 
nung und Geräthichaften dienten, mußte. ſich alsbald eine andere, diefe Rohproducte ver- 
edelnde und weiter verarbeitende Thätigkeit zugefellen. Zunächft bildete dieſe Be- und Ber- 
arbeitung der primitiven Erzeugniſſe des Aderbaus und der Viehzucht für andere menſch⸗ 
liche Gebrauchszwecke eine untergeorbnete Nebenbeihäftigung ver Viehzüchter und Landbauer, 
wie fie auch noch heutzutage getrieben wird, 3. B. im Weben und Spinnen, in ver Ber: 
fertigung von Fiſchnetzen, im Korbflechten und ähnlichen Dingen, ald Füllarbeit für Muße- 
zeiten und Winterabende der Landleute, insbeſondere noͤrdlicher und oͤſtlicher deutſcher Landes⸗ 
theile, meift weniger zum Verkauf ald zum eigenen Hausgebrauch. In dieſer Weiſe wird z. B. 
die Weberet in Leinen und Halbleinen in den preußifchen Provinzen Oft: und Weftpreußen als 
Mebenbeihäftigung von Bauern und Tagelöhnern auf etma 130095 Webftühlen, hingegen 
gewerböweife nur auf 1041, in Schleſien aber als Nebenbefchäftigung nur auf 9737 und da⸗ 
gegen gewerböweife auf 15569 betrieben. (Dfficielle ftatiftifche Tabellen 1852.) Dit ver fort: 
ſchreitenden wirtbichaftlihen Entwidelung der primitiven Erwerbsarten und größerer geifliger 
Ausbildung find jedoch erweiterte Anfprücde und Bepürfnifle von felbft verbunden; daher wird 
eine Theilung der Arbeit und der Beihäftigungen ndthig, einerfeits derjenigen, welche es vor- 
zugsweife mit Erzeugung von Rohprobucten, und andererfeitö derjenigen, welche es haupt- 
fählih mit deren Verarbeitung für verſchiedene menſchliche Gebrauchszwecke zu thun haben, 
Je mehr fih der Landbau jelbft zu einem landwirthſchaftlichen Gewerbe erhebt, welches beſon⸗ 
dere theoretifche und praktifche Vorbildung, Geſchicklichkeit und Kenntniß erfordert, deſto mehr 
tritt ihm ein abgefonderter Beruföftand von Handwerkern und Gewerbtreibenven zur Seite, deſto 
verhältnipmäßig zahlreicher und mannichfaltiger wird allmählich diefe beſondere Beruföflafle. 
War das Handwerk mit feinem Gewerbebetriebe zunächft auf Verarbeitung ver Landeserzeug⸗ 
niſſe angewiefen, genügten ihm anfangs wenige einfache Geräthichaften, jo empfängt es doch 
bei weiterer Entwidelung ver wirthſchaftlichen Zuflände ver Völker durch vie Bermittelung des 
Handels auch noch andere Rohſtoffe aus entferntern Ländern; es verlangt und erzeugt Fünft- 
lihere Werkzeuge zu deren Bearbeitung, es fchreitet bei fleigenver Bevölkerung, bei wachſender 
Nachfrage, bei Berbeflerung der Inſtrumente durch Mafchinen zur Manufactur- und Fabrik: 
induſtrie vor. | | 

Diefer Artikel Hat allein die Befprehung der zuerſt gedachten Grundform des Gewerbe: 
betrieb, des Handwerks im engern Sinne, zum Gegenflande. Dabei ift jedoch fofort zu be 
merken, daß eine begriffsmäßige und principielle Unterfheidung zwiſchen dem handwerksmäßi⸗ 
gen Gewerbebetriebe einer = und ver Fabrikation andererfeits, ſelbſt zwifchen jener handwerks⸗ 
mäßigen und einer dem Gebiete ver Kunft oder Wiſſenſchaft angebörigen erwerbennen Thätig- 
feit um fo weniger aufgeftelft werben kann, je mehr das Handwerk in feiner Aus: und Um: 
bildung fortfchreitet und infolge deflen die Grenzen zwifchen ver einen und andern Erwerbsrich⸗ 
tung allmählich mehr und mehr verſchwinden. 

Bine ſolche Unterfcheivung beruhte umd beruht noch jeßt größerntheild nur auf ausdrück⸗ 
lichen Beflimmungen ber pofttiven Gefeßgebunig und in ber hiſtoriſchen Geftaltung des Gewerbe⸗ 
wefens, wie ver eigenthümlichen Lebens: und Rechtsverhaͤltniſſe eines allerdings feit den älteften 
Zeiten bervortretenden beſondern Beruföftandes ver Handwerker. 

Der Aderbau und das Grundeigenthum waren freilich das urſprünglichſte und wichtigſte 
Fundament politifher und ſtaatswirthſchaftlicher Bildung und Einrichtung der ältern und 
neuern Staatsweſen. Einen kaum geringern Antheil hieran, vorzugsweiſe in Deuſchland, 
haben aber auch das Handwerksweſen und ver Gewerbebetrieb. Auch fie haben an allen Phaſen 
nicht blos der flaat3- und volkswirthſchaftlichen, fondern auch ver politifchen Berfaflungsent- 
wickelung theilgenommen.und auf dieje einen entſcheidenden Einfluß geübt. 

In diefer Beziehung waren insbeſondere die genoſſenſchaftlichen Innungs? oder Zunftein- 
richtungen von Bedeutung. In ihnen iſt vorzugäweife der Zufammenhang des Handwerker⸗ 
flandes mit der Staats- und bürgerlichen Geſellſchaft wie fein je nad ven verſchiedenen Zeit: 
altern glücklicher oder nachtheiliger Einfluß auf ven Vollswohlſtand im ganzen begründet. 


1) Vgl. Hierbei die Art. Gewerbe: und Sandelskammern, Fabrikweſen, Sreizügigkeit, Handwerker: 
unb Arbeitervereine. 
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Mit jenen Einrichtungen fällt eine mehr als taufendjährige Geſchichte und die And = wie die 
Borbildung des Handwerkerſtandes bis zur neueften Zeit bin zufammen. Daher die Zähigfeit 
dieſes Berufsftandes, mit welcher er bis in bie neueſte Zeit, mo auch ihn das Licht fortichreiten: 
der volkswirthſchaftlicher Einſicht zu durchdringen beginnt, an den Traditionen der Vorzeit, 
wenn auch in noch ſo abgeblaßter und inhaltsleerer Form, feſthaͤlt; daher bis zur neueſten Zeit, 
unterſtützt von der politiſchen Reaction, jenes Schwanken in ven Geſetzgebungen deutſcher Län- 
der zwiſchen der ältern Bunftverfaffung und der vollen Freiheit des Gewerbebetriebs von deren 
Befleln, zwiſchen den Extremen gewerblicher Zuftände, welche, jet e8 als Übergangsftabium, fei 
es als vermeintliche Ausgleichung von Vortheilen und Nachtheilen des alten wie des neuen © 
ſtems, durch Gemerbeorbnungen vermittelt werden jollen. 

Im allgemeinen gehörte der deutſche Handwerker in frühefter Zeit zu den hörigen, perfön: 
Lid unfreien Leuten. Sicher war e8 das dem Gewerbeweſen inwohnende Element höherer Aus: 
bildung und verevelnder Befchäftigung, was ihn befähigte, fich von dieſer nievern Stufe perfön- 
licher Hörigkeit zu größerer individueller, dann im 14. Jahrhundert au zu politiſcher Kreiheit 
emporzuarbeiten. (Eichhorn, „Deutſche Staatd: und Rechtsgeſchichte““, 1, 81; IT, 110, 390.) 
Nachdem es ihın gelungen war, beides infolge Eatferlicher und landesherrlicher Verl⸗eihungen und 
Privilegien zu erwerben, zu befeſtigen und zu erweitern, verfiel er ſpäter, nach dem eigenthüm⸗ 
lihen Charakter des Mittelalters, aus der Einigung in das Weſen Faftenartiger Abſonderung 
und erclufiver, monopolfüchtiger Unterbrüdung anderer Berufs- und Volföflaffen. Auf dad 
engfte mit ver Gründung und Blüte des deutſchen Städteweſens verflochten, bildete der Hand: 
werferfland ven Kern des Bürger: und Mittelftandes, aus dem zumeift veutiche Bildung wie 
bürgerliche Freiheit erwuchs. Noch zeigt Karl's des Großen berühmte Wirthſchaftsverordnung, 
wie ein großer Theil menſchlicher Bedürfnifſe fo in ven Genitias (Weiberhäufern) unmittelbar 
auf den Föniglichen Wirthſchaftshoͤfen und Villen durch Verarbeitung der landwirthſchaftlichen 
Producte angefertigt wurde. Die in vielen deutſchen Stäptegebieten vexerbten römifhen Markt: 
und Handwerferpolizeieinrichtungen begünftigten aber auch die Bereinigung der hörigen Hand⸗ 
werfer zu Genofienfhaften; aus dem Geifte der Genoflenfchaft erwuchs der Geiſt der buͤr⸗ 
gerlichen Freiheit. Schon decretirte ver Hohenſtaufe Friedrich I. 1230 ohne Erfolg: das im 
allen deutſchen Staaten und Städten die Brüderſchaften und Innungen ver Handwerker, unter: 
welchen Namen fie auch vorfomnıen möchten, aufgehohen and verboten jein ſollten. (Eichhorn, 
11,129.) Bielmehr blieb auch ferner ein Hauptgegenftand der von den Städten überall erwor⸗ 
benen Faijerlichen oder landesherrlichen Freibriefe, daß (bei Verleihung größerer Gauarkungen, 
ver Weichbilder, wie des Rechts autonomiſcher Gejepgebung und Willkür) ihnen auch das 
Recht zu Wochen- und Jahrmärkten, zur Aufnahme neuer Bürger, ſelbſt unfreier Höriger 
Leute, die nach Verlauf von Jahr und Tag nicht mehr zurückgefordert werben durften, und, trog 
der Gegenbeflimmung Der Golvenen Bulle (1356), zur Aufnahme von fogenannten Pfahl: 
und Außenbürgern beigelegt wurde, auch fon fehr früh daß fogeriannte Meilenrecht, das der 
* Bannmeile, nämlich die Befugniß, daß innerhalb eines ſolchen Rayons fein ftäbtifches Hand⸗ 
werf, felbft feine Schankwirthſchaft, Bierbrauerei n. |. iv. getrieben werden durfte. 

Seit vem 14. Jahrhundert nahm der perjünlich frei gewordene, einft hörige Handwerker 
nicht blos theil an der Wahl des ſtädtiſchen Raths, ſondern erhielt großentheils auch Die paſſive 
Wahlfähigkeit fr ven Rath. (Anton, „Geſchichte ver Beutfchen Landwirthſchaft, IL, 3—14; 
Eichhorn, II, 281 fg.) Seitvem wurden aus ven Bilden, Innungen, Brüder: und Genoflen: 
ſchaften mit: ihren Eaiferlich oder landesherrlich Heftätigten Zunfteinvihtungen und Privilegien 
zur ausſchließlichen Betreibung aller oder doch gewiller Gewerbe politiiche Körperichaften, auf 
denen bie Verwaltung, die Bertbeidigung und das Megiment ver Städte wefentlich beruhte, bis 
die Selbftänpigfeit und Unabhängigkeit Dieter letztern der ſeit dem 16. Sahrhundert unb vollends 
feit dem Dreißigjährigen Striege rich ſtärker befeftigenden Territorialhoheit mi umd erlag. 

Ganz fo wie der deutſche Adel, feitdem derſelbe feine zu einem ausfcgließlichen Vorrecht aus: 
gebildete große politifche Pflicht und Ehre zum Waffendienſt und Landesſchutz nicht mehr er: 
füllen fonnte, die damit verbundenen Eremtionen und Befugnifle nad Befeitigung feiner ihn 
drückenden Pflichten in ebenfo drückende Privilegien für audere zu verwandeln beſtrebt gewefen 
war, kam feitbem auch der Gripeiterung der Zunftverfaflung und Innungsprivilegten in Bezug 
auf alle fonft freien Gewerbe, jelöft in Bezug auf Landhandwerke, mitteld Ausdehnung dei 
ausſchließlichen Gewerbeprivilegiums und Handwerkermonopols der Zunftgenofſen, insbeſon⸗ 
dere der ſtädtiſchen, einestheils die ſtarre Organiſation des Polizeiſtaats im 17. und 18. Jahr⸗ 
hundert, anderntheils das Geldbedürfniß der Landesherren wie die damalige Sinarzeerſaſuns 
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zu ſtatten. Man betrachtete das gewerbliche Excluſivrecht ver ſtädtiſchen Zunftgenoſſen ala noth⸗ 
wendig für die Erhaltung des Nahrungsſtandes und namentlich der Steuerfähigkeit ver Städte 
und daher als ein billiges Aquivalent für die ven Städten obliegenden, von ihnen hewilligten 
befondern Abgaben und Laften, 3. B. des Serviſes, der Einquartierung u. ſ. w. Beichränfun: 
gen und Ausnahmen im eigenen Intereſſe mußten andererfeitd nur die Stände (PBrälaten , Adel 
und Ritterfhaft) zu ihren Gunſten, nicht zum Vortheil des ganzen Landes, gegen jene Ge: 
werbs- und Zunftmonopole durchzuſetzen. (Vgl. unter anderm den legten Landtagsreceß ver 
Mark Brandenburg vom 26. Juli 1653 [Rabe, „Sammlung preußiiger Geſetze“, Bo. 1, 
Abthl. 1, S.37 fg.]; desgleichen die Landtagsabſchiede und Polizeiordnungen aus verfhiedenen 
baunoverifchen Landestheilen in der 1860 erſchienenen, für die dritte Verſammlung deutſcher 
Volkswirthe von der fländigen Deputation des Volkswirthſchaftlichen Congreſſes herausgege- 
benen Druckſchrift: „Das Conceſſionsweſen in Deutſchland“, und vafelbft die Abhandlung von 
v.d. Horſt, ©. 71 fg.) Demnad wurde dad Gewerbe, wenigſtens größtentheild, vom flachen 
Lande ganz entfernt und ven Städten allein vorbehalten. 

88 liegt in der Natur der Dinge und beflätigt pie Erfahrung auf allen Gebieten des politi- 
fhen wie des volks- und flaatswirtbichaftlicden Lebens, daß einmal ermorbene Monopole und 
Privilegien alsbald nicht blos ald nothwendige Exiftenzbrdingungen angefehen, ſondern mis- 
brauchsweiſe zur Unterdrückung gemeiner bürgerlicher Freiheit und Rechte immer weiter aus: 
gedehnt werben. Die vielfahen Klagen über vie Misbräuche der gewerblichen Zunft und Er: 
eluftorechte forderten fogar die Reichögefepgebung heraus. Die zuerſt unterm 18. Nov. 1731 
(von Karl VI.), fovann am 8. Juni 1776 (von Joſeph IL) erlaffenen ausführlihen Reichs: 
polizeiorpuungen gegen diefe Misbräuche (ſ. Gerſtlacher, „Handbuch ver deutſchen Reichs⸗ 
geſetze“, IX, 1709 fg.; X, 208) waren von feinem Erfolge. Selbſt hiergegen war ſchon 
damals in Deutſchland die Reichöpolizeigewalt ohnmädtig. So confervirte nicht blos, ſondern 
erweiterte ſich namentlih in der Freien Stadt Frankfurt a. M. deren bis auf den heutigen 
Tag fortbeftehenne flarre Zunftverfafjung mit ihrer für dad übrige Publikum befonderd 
drüdenden Arbeitöabgrenzung. (Vgl. hierüber unter anderm den von Mar Wirth heraus- 
gegebenen „Arbeitgeber, Nr. 151 vom 3, Sept. 1859, und daſelbſt die Denkſchriften ver dort 
neuerlich entflandenen Volkswirthſchaftlichen Gefellichaft.) Trotzdem erneuerten fi fehr häufig 
die bis auf den Anfang bes vorigen Jahrhundertd und noch weiter zurückgehenden Klagen der 
einzelnen Innungen wegen Überfegung ihres Gemerbed und Gefährdung ihres Nahrungs: 
ſtandes, während der Gewerbebetrieb ausſchließliches Cigenthum ver angefeflenen Bürger und 
das franffurter Bürgerrecht die Vorbedingung jedweden felbfländigen Erwerbes im Stadtge⸗ 
biete war und blieb und das dortige Gewerbeſyſtem auf Privilegien und Abſchließung gegen 
jeve Goncurrenz, ſelbſt auf gegenfeitiger Abwehr der Concurrenz ber einzelnen Grwerbs- 
zweige unter ſich beruhte, auch bei dem Einfluß der Zünfte auf das Stabtregiment dieſe oft 
Senatsdecrete zu ihren Bunften durchzuſetzen wußten. So darf zufolge einer Verorpnung 
vom 28. Dec. 1775 niemand diejenige Nahrung, Hantierung oder Profeffion, worauf er 
urfprünglich bei feiner Aufnahme ald Bürger eingeſchrieben worben, eigenmächtig ohne Unter: 
fuhung und Genehmigung des Senats ändern oder mehrere Gewerbözweige zugleich qusühen. 
Sp wurde im vorigen Jahrhundert vom Senat fogar ein Verbot erlaffen gegen Erwerbung von 
Hypotheken und Ausleihen von Geln auf Häufer feitend Fremder, ferner dagegen, daß vie Bür- 
ger außerhalb des Stadtgebiets zu Wein, zu Bier und zu Tanze gingen. Die Reichspolizei— 
ordnungen von 1731 wegen Benactheiligung der Gefellen, dte ihr Brot außerhalb der Zunft 
geſucht Hatten, wegen Begünftigung ver Meifterfühne, Beſchränkung ver Befellenhaltung u. ſ. w., 
wie von 1776 wegen Nichtbeichäftigung weiblicher Perfonen u. |. w. mußte man illuforifch zu 
machen und zu befeitigen, und dveſſenungeachtet hat ſich nachweisbar die Zahl der Werkflätten 
der arbeitenden Meifter wie die ver Gefellen in den legten Decennien fortfchreitend vermindert. 

Pür bier und dort in einzelnen Landeögebieten trat aus dem Syſteme des Polizeiſtaats 
heraus eine Milderung durch den Einbruch des Conceſſionsweſens ein, indem bald ven höhern 
Landesbehoͤrden, bald quch untergeoroneten Organen berfelben nach Willkür und Ermeſſen 
die Zulaſſung von Gewerbtreibenden über die geſchloſſene Baht ber Zunft hinaus ald zünftige 
Genoſſen oder als unzünftige und Freimeiſter geflattet wurde. 

Zu diefem Zunftwefen und den Monopolen privilegirter Gewerbecorpogrationen waren aber 
auch, theils infolge ver Einführung und Erweiterung fogenaunter Negalitätärechte, vie von den 
Landeöherren wie fnäter von vielen Rittergutöbejigen aus dem Titel des echten Eigenthums 
oder der Grundherrlichkeit geübt wurden, theild infolge her gutöobrigfeitlipen Polizeigewalt 
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und polizeilichen Aufficht, unter dem Titel ihrer Ausflüffe und Depenventien, noch vielfade 
andere Gewerbsbeſchränkungen und Monopole erwachſen, die nicht minder wie die Zunftmo: 
nopole die freie Volksarbeit verdrängten; ſo die Zwangs- und Bannrechte, welde die Einwoh⸗ 
ner gewiſſer Bezirke oder gewiſſe Volksklaſſen an der eigenen Anſchaffung oder Zubereitung be⸗ 
ſtimmter Lebensbedürfniſſe hinderten und fie zwangen, dieſe Bedürfniſſe in beſtimmten Fabrika⸗ 
tionsanſtalten des Bannberechtigten zu befriedigen, ingleichen die von Lehn-, Guts-, Gerichts⸗, 
Polizei- und Grundherren gegen beftimmte Haquivalente in Kapital oder Zinfen und Abgaben 
verfchiedener Arı verlicehenen gewerblichen Exclufiv- oder Realberechtigungen, z.B. Barbier: 
ſtuben, Schankgerechtigkeiten u. ſ. w. 

Faſt noch ärger aber als in Deutſchland beſtand in Frankreich einerſeits das auf andere Klaſſen 
drückende, mit vielen Anmaßungen verbundene, dabei inhaltsloſe und verrottete Zunft- und 
Privilegienweſen, andererſeits das als ergiebige Finanzquelle benutzte bureaukratiſche Con⸗ 
cefſionsweſen. Bon Ludwig XIV. und ſchon vor ihm wurde das Gebiet der natürlichen bürger⸗ 
lichen Rechte und Freiheiten mit Grundeigenthum, Gewerbe, Nahrungderwerb und Arbeit ald 
“eine önigliche Domäne betrachtet, auf der ver Staat oder ver König und feine Beamten Befug- 
niffe verleihen, auch autofratifch beliebig zurücknehmen konnten. (Bgl. Tocqueville, „L’ancien 
regime etla revolution.) Die Zünfte und ihre Privilegien, immermehr auf das finanziell 
Iucrative Conceſſionsſyſtem zurüdgeführt, dehnten fi in Frankreich über alle Erwerbözweige, 
auch felbft über die verjchievenften weiblichen Beihäftigungen aus, und zur Begegnung ber 
Finanznoth des Staated hatte eine unendliche Theilung viefer zunftmäßigen Handwerke plap: 
gegriffen. Da jeder pas Recht auf Arbeit und gewerbliche Beſchäftigung vom Staate erfauft 
hatte, verlangte er auch von dieſem Schuß gegen jede Concurrenz. Der Verſuch, diefen un: 
natürlihen Zuftand aufzuheben, gehörte ſchon 1776 zu den Reformmaßregeln Turgot's. Auf 
fie erlag jedoch damals der mit der Klaffe ver züunftigen Handwerke vereinigten Bureaufratie, 
wie dem mit ihnen gegen eine foldhe Neuerung vereinigten mächtigen Widerſtande felbft des Adels, 
der Parlamente und der Hofleute. Der unglückliche Ludwig XVI. ließ auch dieſe Reform fallen. 

So blieb denn, wie im Bereich ver Agrar=, fo in dem der Gewerbözuftände, den Decreten 
der franzöfiihen Nationalverfannilung vom 4. Aug. 1789 vorbehalten, mit einem großen 
Schlage auch die Freiheit ver Arbeit und der Gewerbe zu proclamiren. Dur einen fernern 
Beſchluß diefer Nationalverfammlung vom 15. März; 1790 wurden hierauf unter andern 
Feudalrechten auch die guts- und lehnsherrlichen Eonceiftonen zur Ausübung von Handwerken, 
Künften und Handel, ingleihen die Bannrechte (Badöfen, Mühlen, Weinpreflen, Schmieben, 
Schlächtereien u. f. w.), foweit fie feudalen Urfprungs , ohne Entſchädigung, im übrigen gegen 
Abloſung aufgehoben. Die Derrete vom 2. und 17. März 1791 verorpneten vom 1. April dieſes 
Jahres ab die unbedingte Gewerbefreiheit, mit Vorbehalt einer Entſchädigung iñ wenigen ein: 
zelnen Fällen, gegen Löfung eines Gewerbepatents und Zahlung einer Gewerbefteuer. Man 
ging dabei und noch mehr durch das Decret vom 14. und 17. Juni 1791 über das Ziel iafoweit 
hinaus, daß alle gewerblichen Zünfte, Innungen und Genoſſenſchaften (maitrises et jurandes) 
ganz aufgehoben und fogar die Vernichtung aller Arten von Gorporationen und genoſſenſchaft⸗ 
lihen Verbindungen der vemfelben Beruf und Stande wie der gleihen Beſchäftigung ange: 
hörigen Einwohner ausgeſprochen wurde. (S. diefe Decrete bei Bormann und v. Daniels, 
„Handbuch ver Gefeke, Verordnungen und Negierungsbefchlüfle aus der Fremdherrſchaft für die 
£öniglih preußifchen Rheinprovinzen“ (Köln 1834), 1, 157, 511 fg., 600.) Später wurde 
die Gewerbefreiheit gegen Löfung eines Patents (Gewerbefteuer) auch in denjenigen deutſchen 
Provinzen und Lanvestheilen eingeführt, welche eine Zeit lang zu Frankreich, fowie in benen, 
welche dem vormaligen Königreich Weftfalen, dem Großherzogthum Berg und ven ehemals 
franzöfifch=hanfeatifchen Departenentd angehörten. (Vgl. unter anderm das Gefeßbulletin bed 
Königreich Weftfalen, I, 123.) . 

In den deutſchen Ländern änderte fih Hingegen ſehr wenig an der Altern Verfaſſung des 
Gewerbeweſens. In vielen dauert fie im wejentlichen bis auf die Gegenwart fort, und man geht 
erft neuerlich niit ihrer Reform um. In einigen hat im 19. Sahrhundert, Hier früher, dort 
fpäter, Noth und ſtaatsmänniſche Einficht ihre Ummandlung unternommen. 

In Preußen har dad Allgemeine Landrecht von 1794, deflen urſprüngliche Entftehung 
feinem großen Könige Friedrich I. zu verdanken ift, im achten Titel des zweiten ‘Theils: Bon 
Bürgerftande, au den Handwerkern und Zünften einen befondern Abfchnitt gewidmet. Wir 
laſſen nachſtehend die weſentlichſten Beflimmungen folgen, weil fie in ihrer Zufammenftel: 
lung beſonders geeignet find, einen Einblif in das Zunft: und Innungswefen wie in die 
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ak ‚ zum Theil (wenigſtens noch in andern Ländern) fortbeftehende Gewerbeverfaflung zu 
gewähren. 

Jenes Geſetzbuch unterfcheivet Orte, mo biäher die eine oder andere Art von Gewerben in. 
eine Zunft ober Innung eingeſchloſſen gewefen ober nit. Lepternfalls foll der Betrieb des 
Gewerbes jedem, der fich damit fortzufommen getraut, frei und unverſchränkt fein. Es unter- 
ſcheidet ferner geſchloſſene Zünfte, dv. b. ſolche, bei welchen die Zahl ver Mitgliever ein für alle- 
mal beftimmt wer, und ungefchloffene. Die Aufhebung ver erftern wie die Errichtung neuer 
Zünfte gehörte (wie die jener Corporation) zu den Iandeöherrlichen Vorrechten. Die Beftellung 
von Freimeiſtern behielt ver Staat auch bei ven gefchloffenen Zünften nad Bedürfniß vor. Im 
der Regel follten ſich Landhandwerker innerhalb ver ſtädtiſchen Bannmeile einer ſtädtiſchen Zunft 
anfliegen. Zimmerleute, Maurer und Schmiede, auch wenn fie nit zur Zunft gehörten, 
durften Gefellen und Lehrburfchen halten. Die Errichtung einer eigenen Zunft fegt wenigftend 
drei in einer Stadt wohnende Meifter voraus. Jede Zunft hat die Rechte einer priviligirten 
Corporation und fleht unter Aufficht des Magiſtrats, vefp. des von demſelben verordneten Bei- 
figerd. Sie verwaltet ihr Vermögen durch Zunftältefte nach näherer Beflimmung ver Zunft: 
artifel und ihrer Zunftbefchlüffe. Ihr und ihren Vorftehern und Älteften liegt insbefonbere bie 
Sorge für die unmündigen und minderjährigen Kinder verftorbener Zunftgenoffen wie für 
Lehrlinge ob; gegen legtere hat der Lehrherr und in deſſen Abweſenheit der Meiftergefelle ein 

uchtrecht; Meiftermitwen haben ein Vorrecht Hinfichtli der Auswahl tüchtiger Gefellen. 
berdies enthält dad Geſetzbuch ausführliche Beflimmungen über den Zunftzwang und beffen 
Beſchützung. Einem jeden Einwohner ift aber geftattet, jedoch nur zu feinem eigenen ober ber 
in feinem Haufe lebenden Familie Gebrauch, auch ſolche Arbeiten zu verfertigen, wozu jonft 
nur Zunftgenofien befugt find. In das Gefchäftsgebiet der einen Zunft durfte kein Genoſſe ver 
andern eingreifen. Jeder Lehrburſche und Gefelle muß bei der Zunft eingefchrieben werben. 
Jedem Meifter ift die gehörige Ausbildung des Lehrlings, die Anhaltung veflelben zu guten 
Sitten wie zum Beſuch des oͤffentlichen Gottesdienſtes, ingleichen zur Schule, ſoweit der Lehr: 
fing im Lefen und Schreiben jowie in ver Religion den nöthigen Unterricht noch nicht erhalten 
hatte, zur Pflicht gemacht. Die nad) ven Innungsartifeln den Gefellen vorgefchtiebene Wan- 
derſchaft muß innegehalten werden, doch foll fie in der Regel, ohne befonvere Erlaubniß ber 
Polizetobrigkeit, nur innerhalb Landes gefhehen. Die Befeitigung der Misbräude bezweden 
fpecielle Vorſchriften über das Losfprechen der Lehrlinge zu Geſellen, die Meifterprüfung ver 
legtern und die gegenfeltigen Rechte und Pflichten der Meifter, ver Gefellen und Lehrburfchen 
über Lohn und Koſtgeld, Aufkündigung u. |. w. Unter anderm durfte, abgejehen von körper- 
lichen Gebrechen und offenbarem Mangel an Verftandesfräften, die Aufnahme in vie Lehre, fo 
auch wegen unehelicher Geburt nach erhaltener Legitimation, feinem verfagt werden. Nur hin- 
fichtlich derjenigen , welche bisher die Gefchäfte eines Schinders oder Abdeckers wirklich betrieben 
hatten, war der Zunft oder Innung die Zurückweiſung nachgelaffen, währen früher und ander⸗ 
warts diefe Zurückweiſung nicht blos für die Söhne eigenbehöriger Xeute, ſondern auch für eine 
Menge anderer Berufsflafien, Schäfer, Müller u. f. w., galt. | 
ber die Zwangs- und Banngerechtigkeiten, d. h. die Befugniß, ven dem Bannbezirk unter: 
worfenen Berfonen die Anfchaffung oder Zubereitung gewifler Bedürfnifſe bei einem andern als 
dem Berechtigten zu unterfagen, in&befondere über ven Mühlenzwang, die Schank-, Brannt⸗ 
wein⸗ und Braugerechtigkeit verfügt daſſelbe Gefegbud in Thl. I, Tit. 23. | 

Bon jenen Grundzügen ver Gewerbeverfafſung, wie fie ini allgemeinen in Deutfhland galt 
und zum großen Theil noch gilt, finden fich jedoch mancherlei Abweichungen, theild in einzelnen 
deutfchen Staaten, theils aber auch wiederum in einzelnen Landestheilen, in Städten und Orten 
verfelben Länder. | 

Eine Darftellung dieſer fo abweichenden Berfaffungen würde die Aufgabe dieſes Artikels 
überfchreiten. Indem fi der (1858 gegründete und zuerfl in Gotha, dann 1859 in Branf- 
furt a. M. und 1860 in Köln tagende) Congreß veutfcher Volkswirthe die Ermittelung dieſer 
verfchienenen Berfaflungen, deren Nachtheile für das volkswirthſchaftliche Leben ver Nation und 
‚ ihre Überführung zur vollfländigen Gewerbefreiheit zur beſondern Aufgabe gemacht hat und 
demgemäß ver Zuftand ver Gemerbegefeggebunig deutfcher Staaten, wenigſtens in den wichtig: 
ſten Grundzügen, von feiner Commiſſion (Syndifus Dr. Böhmert in Bremen, Procurator 
Dr. Braun, Präfivent ver Zeiten Kammer in Wiesbaden, und Rebacteur Dr. Lammers) dar⸗ 
geſtellt ift, kann auf die von ver ſtändigen Deputation des zweiten Volkswirthſchaftlichen Con⸗ 
greffes herausgegebene Denkſchrift: „Die Gewerbegefeggebungen deutſcher Staaten‘ (Bremen 
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1859), fowie auf die das Conceſſionsweſen in Deutfchland betreffende, ver dritten Berfamm- 
lung vorgelegte Denkfhrift (von Dr. Malz zu Frankfurt a. M., 1860) hingewieſen wer: 
den, fodann auf die Schriften von Br. Böhntert: „Freiheit ver Arbeit”, Bergius, „Die deut: 
fhen Gewerbegeſetze“; für Öfterreich von Friedemann, „Was nügt uns die Gewerbeftei- 
beit ?’’, von Dr. Braun und Dr. Pickford (f. weiter unten); für Baiern von Leuchs, „Segen bie 
Realrehte” ; von H. Rentſch, „Gewerbefreiheit und Freizügigkeit; mit befonderer Berückſich⸗ 
tigung der gewerblichen Zuſtände im Königreih Sachſen und des Gewerbegeſetzentwurfs son 
1860, nad flatiflifcgen Quellen bearbeitet‘, u. a. 

Überdies ift die Aufhebung der ältern Zunftverfaffungen und ihre Überleitung zur Gewerbe: 
freiheit, zum Theil durch dad Bermittelungäftabium von Gemwerbeorpnungen, in einer Mehrzahl 
deutſcher Staaten in neuefter Zeit audgeführt;, fo in Oſterreich „Oldenburg, Naſſau, Koburg⸗ 
Gotha, in andern, wie in Bremen, neuerlichſt beſchloſſen und in den Königreichen Sachſen 
und Würtemberg wie im Großherzogthum Baden theils erfolgt, theils im Werke. 

Wegen des allgemeinen deutſchen Gewerberechts iſt auf G. Beſeler, „Syſtem des gemeinen 
deutſchen Privatrechts“, Bd. I, Abſchn. 4, S. 236 fg., und wegen ver Verhältniſſe ver Ge: 
werbe vom volkswirthſchaftlichen Standpunkt aus auf K. H. Rau, „Grundſätze ver Volkswirth— 
ſchaftslehre“ (fechöte Auflage), 1, 511fg., zu verweiſen, fpeciell über vie biäherige Gewerbever⸗ 
foffung im Königreih Würtemberg, welche gegenmärtig unter der weſentlichen Mitwirkung des 
einſichtsvollen Directord der Gentralftelle für Gewerbe und Handel (Dr. von Steinbeiß) in ber 
Umbildung zur Gewerbefreiheit begriffen ift [vgl. die Schrift: „Anträge zur Umgeflaltung ber 
Gewerbeordnung für dad Königreih Würtemberg, geftellt von ver Gentralftelle für Gewerbe 
und Handel’ (Stuttgart 1860), auf R. von Mohl's „Staatsrecht des Königreihs Würtem- 
berg” (zweite Auflage, Tübingen 1840), II, 558 fg. Zufolge des legtern eriflitten port zunf: 
tige und unzünftige Gewerbe, nach der Gewerbeordnung vom 5. Aug. 1836 von erftern noch 44. 
Die Regel war für die Unzünftigfeit. Zur Erwerbung des Meiſterrechts bei erſtern gehörte, 
außer ver Volljährigkeit, eine förmlihe Aufnahme in die Zunft, hierzu aber die Meiflerprobe 
ober die VBorweifung vortheilhafter beglaubigter Zeugniffe über fiebenjährige ununterbrochen: 
Vorbereitung als Lehrling und Gefelle, auch ver Erwerb des Bürgerrechts am Orte der Nieder: 
laffung. Nur unzünftige Gewerbe koͤnnen am Orte der Nieberlaffung ausgeübt werben, wo ihr 
Inhaber das Bürgerrecht nicht hat, und iſt zu deren Betreibung auch die Erwerbung des Mei- 
ſterrechts nicht erforberlih. Von ver Regel, daß ed dazu auch der Licenz der Regierung nicht 
bedarf, waren einzelne Gewerbe, bierunter Buchhandlungen, Drudereien, Leihbibliotheken, 
Bierbrauereien, Saft: und Schankwirthſchaften, ausgenommen, bei denen die Behörden nah 
ihrem Arbitrium zugleich über vie Nützlichkeit eines jolhen Unternehmens zu entſcheiden haben. 
Auch gibt es in Würtemberg einzelne Realgerechtigkeiten. 

Mebr nur ald Genrebilder des in Deutfchlann bis auf die Neuzeit fortbeftannenen Gewerbe: 
unmefend werben wir aus den Gewerbeverfaflungen einiger Länder einzelne Beilimmungen her⸗ 
vorheben. Der preußifchen Geſetzgebung aber ift um deswillen zulegt und ausführlicher zu ge- 
denken, weil fie zuerft und am weiteſten zur Gewerbefteiheit vorjchritt, dann aber auch am 
hervorſtechendſten die verſchiedenen Phafen im Vor- und Rückſchritt der legten Decennien ab: 
fpiegelt, weil andererſeits jedoch daraus auch erfannt werben kann, mie bie Hinbernifle der Ge⸗ 
werbefreiheit, dergleihen mol nicht anders und größer in andern Staaten obwalten, mittel 
einer das Intereffe ver Staatögefellihaft wie die Privatintereflen der Betheiligten angemeſſen 
berückfichtigenpen und ausgleichenven Legislation im weientlihen überwunden wurben. 

Zuvor aber foll an die jegt kaum von irgendeiner Seite noch bezmeifelten Ziele und Prin⸗ 
cipien der Gemerbegefeßgebung erinnert werden, mit denen man bie vielfach noch beſtehenden 
rechtlichen und thatfächlichen Verhältniſſe vergleichen mag. 

Das Recht auf Arbeit, nicht vasjenige, welddes Proudhon und der franzoͤſiſche Socialis mus 
nach dem Vorbilde und Vorgange der Grundlagen der Zunftverfaflung, unter ver Sicherung 
der bürgerlichen Exriftenz durch Gewährleiftung ausreichender und lohnender Beihäftigung für 
die Individuen feitend des Staates ober der bürgerlichen Geſellſchaft, verſteht, ſondern jenes an- 
dere Recht, welches jevem Mitglieve ver Staatögefellfchaft ein offenes und freies Feld eröffnet 
für die Anwendung feiner Eörperlihen und geifligen Kräfte, für die Benußung feines eigen- 
ften und werthvollſten Eigentums, ift das primitivfle und naturgemäßefte von allen. Die 
Treiheit der Arbeit und des Gewerbes dürfte fein auf Bernunft und Geretigfeit gegründeter 
Staat jeirien Bürgern verfagen, wenn er ihnen nicht auf audere Weife als durch Die den DRen: 
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ſchen ernienrigende Armenpflege ausreichende und angemeflene Mittel für Criſtenz und Leben 
zu gewährleiflen im Stande ıfl. 

Im Kurfürftentfum Heflen wurde nad der Reflauration durch bie Zunftordnung vom 
5. März 1816 und fpätere Regierungserlaffe die unter der weſtfäliſchen Fremdherrſchaft ein: 
geführte Bewerbefreiheit großentheild wieder beſeitigt. Welche Gewerbe dort zünftig, welche 
conceffionspflichtig, welche frei find, wieweit die Zunftbezixke gehen, wielange Gefellen- und 
Wanderzeit, ingleihen Lehrzeit vauert, ob das Bürgerrecht ober nur das Recht dauernder oder 
vorübergehenver Anfäffigkeit, ob: und welches Vermögen erforderlich, if dort nach Stadt und 
Land, wiederum nad einzelnen Städten und Diftricten, felbft für einzelne Gewerbszweige ganz 
verfihienen zu beantworten. Borzugöweife ausgedehnt ift vafelbft das Recht der Behörven wie 
der Gemeinden, jelbft no von Standesherren und abelihen Samilien zur Conceſſionirung des 
Gewerbebetriebs; überdies iſt dergleichen Conceſſion nach einigen Jahren wiverruflih. Faſt 
hundert Gewerbszmeige gibt e8, deren Betrieb von ver Conceſſion ded Staates abhängt, dar⸗ 
unter Die Mehrzahl, bei welchen Feinerlei öffentliges Interefle ver Geſundheits⸗ oder Sicherheits: 
polizei u. }. w. erſichtlich iſt. 

In Schleswig s Holftein beruht aller Gewerbebetrieb auf dem Lande auf Conceſſion. „Die 
Geſetzgebung in Betreff des Concefſtonsweſens überhaupt iſt“, wie ein Berichterftatter in der 
oben gedachten Denkſchrift fi ausprüdt, „bodenlos. Die Bewilligung von Goncefjionen hängt 
vom Bigenwillen des Beamten ab, ber ſich weder durch entgegenflehenve Rechte, 3. B. dur an⸗ 
geblich verbriefte Zunftrechte auf Die Baunmeile, noch andererſeits durch Bitten oder Klagen 
beirren läßt. Nur in vier Fällen ift dad Marimum und Mininum der zu ertheilenden Gewerbo⸗ 
eonseflionen durch das Geſetz beſtimmt, in allen übrigen das Arbitrium des Beamten die alleis - 
nige Norm. In jenen Faͤllen hat der Departementschef in Kopenhagen, zu deſſen Geſchäftskreis 
das Gewerbeweſen in einem ber Herzogthümer gehört, zu ermeſſen, wie viel Schneider ein Dorf 
ernähren kann, ob und wie viel zerriflene Schuhſoblen eines oder mehrerer conceſſionirter 
Schuſter bedürfen ob die Bauern ihre Butter in Töpfe oder Toͤnnchen ſchlagen und ob ſie dazu 
in legterm Falle einen oder mehrere Böttcher in ver Mähe haben müſſen.“ Einzelnen gutsherr⸗ 
lichen Obrigkeiten wurde durch Verfügung vom 1.01.1825 die Befugniß zur Eoncefjionirung 
von Landhandwerkern, jedoch unter der Einſchränkunglertheilt, daß in den Landdiſtricten inner- 
halb der Bannmeilen der Städte nur fo und fo viel Schuſter, Schneider, Grobſchmiede, Rabe: 
mader , Zimmerleute und Böttcher angeflevelt werben dürften. 

In Hannover ift theilmeife die unter der Fremdherrſchaft eingeführte Gewerbefreiheit er⸗ 
halten, theilmweile Net, Zahl und Abgrenzung ver Zünfte, aber jehr abweichend, hergeſtellt. 
Um Zunftmeifter zu werden, muß man nicht blos unbefholten und geprüft und 25 Jahre alt 
fein, fondern au Wohn: und Gemeindebürgerrecht erworben, Geſellen- und Wanderjahre 
zurüdgelegt, das Handwerk zünftig erlernt und der Zunft vie Gebühren entricgtet haben. Die 
durch ein Befeg vom 17. April 1852 verfügte Aufhebung der ausſchließlichen Gewerberechte ift 
nicht vorgeſchritten. Durch eine neuere Gewerbeordnung von 1847 iſt das Conceſſionsweſen 
noch erweitert. 

Unter denjenigen Gewerbegeſetzgebungen, welche dem Staate und feinen Behörden ein weit- 
gehendes Recht zur Conceſſionirung beilegen, fleht Die Bejeggebung des Königreichs Baiern 
diefleit des Rheins In erſter Reihe (dies ſchon nach der Verorbnung vom 16. März 1807), 
während in der bairiſchen Rheinpfalz volle Gewerbefreiheit gilt. 

Jenem polizeiftaatlihen Syſtem traten wiederum aber die Beſchwerden der Zünfte und des 
Gewerbeſtandes entgegen. Eine Bollzugsinftruction vom 23. Juli 1834 wies die Behörde an, 
bei Geſuchen um Conceſſionsverleihungen vie durch dad Geſetz ihren Ermeflen anbeinigeftellten 
Rückfichten mit aller Strenge zu handhaben und dabei beſonders den Nahrungsſtand ſchon an- 
ſäſſiger Meifter forgfältig ind Auge zu faſſen. Es blieb auf) in der neueflen Beroronung vom 
17. Dec. 1853 das Conceſſionsſyſtem vorherrfchenn, wonad die Zulaffung zum Gewerbebetriebe 
in weientlihen vom obrigkeitlihen Ermeſſen abhängig if. Man wendet vaflelbe ſogar auf die 
in Baiern weit verbreiteten Realgemerbögererhtigleiten an, deren Ausübung wie bie einiger 
freiem Gewerbe wenigfiend ebenfo von einer obrigkeitligen Licenz abhängt. „Died Con- 
ceſſtonsweſen (heißt e8 in einem Aufſatz von Dr. Gerfimer: „Die ſyſtematiſche Darftellung 
der Gewerbegeſetzgebung im biefleitigen Baiern‘, in K. Brater's „Blättern für abminifira= 
tige Praxis““, Jahrg. 1859, Bd. X, Heft 5—15 fg.) geleitet jeven, der jidh dem gewerb⸗ 
lichen Stande widmet, von der Schule bis zum Meifterflande und nimmt auch diefen nod in 
feine Furſorge und Pflege. Der Staat ſchreibt pen Meg der gewerblichen Ausbildung für Lehr- 
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linge und Gefellen in genauefter Weife vor und prüft zulegt Die Berufsfähigkeit und Tüchtigkeit 
derer, welche ein Gewerbe felbflänvig betreiben wollen, zur Sicherung des Pubukums, wobei 
er ſich außerdem aber auch noch die ſchwierige, ſelten ldsbare Aufgabe der Ermittelung des Ver: 
haltniſſes zwiſchen Production und Conſumtion aus Fürſorge für ven Nahrungsſtand der Ge⸗ 
werbtreibenden, ſowol der bisher anſäſſigen als ver neu hinzutretenden aufbürbet. Bei weni⸗ 
gen Gewerben fieht man über ven Bildungsgang weg und begnügt ſich mit einer Fertigkeits⸗ 
probe. Nur bei den wenigften, volfswirtbichaftlich meift untergeorpneten Erwerbdarten, ven 
fogenannten freien Gewerben, beſchränkt ſich die obrigfeitliche Betheiligung auf Die bloße Er: 
theilung ver Genehmigung zum Betriebe. Für die Prüfungscommiffionen zum Gewerbe gibt 
es Eommiffionen erfter und zweiter Klafle, refp. für alle oder nur für Landgemeinden und den 
Marktverfauf. Am drückendſten und weitläufigen offenbar ift die Prüfung des Nahrungs 
flandes vor der Conceſſionirung. Abgefehen von der perſoͤnlichen Befähigung und ben geſetz⸗ 
lichen Erforderniffen der Anſäſſigmachung, ift bei Örtlichen Gewerben zu erwägen und zu ent= 
ſcheiden, ob durch die neuen Berleihungen dad Gewerbe nicht Überfegt und dadurch das achtbare 
Ausfommen der vorhandenen Meifter gefährvet werde, hingegen bei denjenigen Gewerben, 
welche in ihrem Abfag über vie lokalen Grenzen hinausgreifen, ob die Ausdehnung des Abſatzes 
auch von der Bedeutung fei, daß der neue Meiſter ohne Beeinträchtigung anderer Gewerbe: 
genofien hinreichende Nahrung finde. Zur Anſäſſigmachung wird übervied no Ain Nachweis 
gewiffen Vermögens verlangt. Hat nun ein tüchtiger, fogar mit hinreichendem Vermögen ver: 
fehener Mann ſich durch alle dieſe Hinderniſſe bei einem fogenannten freien Gewerbe durchge⸗ 
ſchlagen und bie obrigkeitliche Licenz zum Gewerbebetriebe erhalten, fo iſt damit feine Bürger: 
liche Eriftenz und Kapitalanlage doch keineswegs ficher geftellt. Denn die obrigfeitliche Licenz 
muß in der Regel von Jahr zu Jahr erneuert und kann aus allgemeinen polizeilihen Rückſichten 
verfagt und aufgehoben werben.” In der That ift in Baiern (faft ähnlich wie in Frankreich vor 
der Revolution) ald Staatsmarime ausgeſprochen: daß die Gemerböbefugnifie ein unmittel- 
barer Ausflug und ein Attribut der Staatögewalt feien; man meint, daß dem Staate Die Lei- 
tung der gefammten Lanbesinbuftrie zufteht. Der Kortfchritt im Gemerbeweien ftößt dort be: 
fonders auf zahlreiche, ald Objecte des Privatvermögens und privatrechtlicher Berfügungöbe: 
fugniß betrachtete Real= und radicirte (am Grunbbeſitz haftende) Gewerbe, deren nach einer 
ſtatiſtiſchen Erhebung aus dem Jahre 1858 76385 beftanben. (S. das Beitere in dem oben ge: 
dachten Aufiag.) 

Der beſonders trofllofen gewerblichen Zuflände in Medlenburg - Schwerin ift Ihon mehr: 
fa bei Gelegenheit anderer Artikel gedacht. (S. Agrarverfaflung, Ein- und Auswande 
rung, Grundvertbeilung u. |. m.) Bon allen Erwerbözmweigen find nur ver Aderbau und bie 
Schiffahrt frei. Doch müflen auch Schiffskapitäne in Roftod und Wismar der Schifferzunft 
beitreten. Während in Roſtock beim Schiffshau Meifter und Gefellen zünftig find und Prü⸗ 
fung wie Mitgliedſchaft bei der Zunft Borbedingungen zur Ausübung des Gewerbes find, berußt 
dagegen der Bau eijerner Schiffe auf befonderer Eonceffion. Selbft der Handel in feinen ver: 
ſchiedenen Abtbeilungen ift zünftig und Hat wiederum jede Abtbeilung ihr genau begrenztes 
Arbeitsgebiet. Der Ankauf fogenannter Producte, wie Kelle, Federn, Lumpen, Flachs, Honig, 
Federvieh u. |. m., darf (nad einer Verordnung von 1851) nur von ſtädtiſchen Einwohnern 
auf Grund beſonderer Bonceffion betrieben, dieſe Erlaubnig aber moͤglichſt fparfam und nur 
folgen unbefcholtenen Leuten ertheilt werden, welche von Törperlichen Gebrechen befallen und 
zur Fortſetzung ihres bisherigen Rahrungebeiriebs unfähig find. Das Aufkaufen von Lebens: 
mitteln (Kartoffeln, Butter, Schlachtvieh, Korn zu einer halben Laſt u. ſ. w.) ift, bevor jie in 
die Städte auf ven Markt gebradit worden find, verboten. Dabei haben einzelne Städte, refp. 
beren Bürger Specialprivilegien, 3. B. Roſtock dahin, daß zwei Meilen um biefe Stadt 
fein Handwerfer, Krämer und Haufirer gebulvet, Fein anderes Bier als das in Roftod ge: 
braute verfchenft werben darf; aud haben die Bürger beim Beziehen der Jahrmärkte Frei⸗ 
heit von allen Abgaben, auch von allen Land- und Dammzöllen. In dem unweit Roftod bele- 
genen Hafenort Warnemünde , weil ed ehemals plattes Land war und noch als ſolches betrachtet 
wird, darf fein Handel, feine Schiffahrt, fein Handwerk von den warnemünbern Bürgern be- 
trieben, fein Kaufmann, fein Bäder, kein Schlächter, fein Milller, kein Schiffer genulbet werben. 
Man bat dort nur ein paar Schneider, einen Schufter, einen Barbier, einen Wundarzt, einen 
Apotheker und einige Victualienhändler zugelaffen. Die Warnemünder find auf Seefifiherei, 
Lootſen- und Matrofenbetrieb, ald die ihnen ein für allemal angewieſene Beftimmung, befgränft. 
(Vgl. M. Wiggers, „Die Nothivendigkeit einer gründlichen Neform der wirthſchaftlichen Zu⸗ 
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flände im Hafenort Barneminde”, Roſtock 1860.) - Wie ed dazu mit der Freizügigkeit und ver 
Heimatsberechtigung namentlich im Großherzogthum Medienburg- Schwerin fteht, ift an einem 
andern Orte erwähnt. (S. Freizügigkeit und Einwanderung.) Die mittelalterliche Gewerbe: 
verfaflung Hat ſich jchließlich in dem fogenannten Erbvergleich vom 18. April 1755 und deflen 
Art. 13 und 14 kryſtallifirt. Der erftere Handelt vom Malzen, Brauen und Branntweinbren- 
nen auf dem Lande, der zweite von den Handwerkern auf dem Lande. Jener beftimmt unter 
anderm, daß alle Krüge, Innerhalb zwei Meilen von einer Stadt belegen, ohne Ausnahme ihr 
Setränt aus biefer Stadt beziehen follen, fofern nicht eine Exremtion durd vor 1686 er: 
theilte Lehns⸗ und Gonceffionddriefe oder rechtsverjährten Befig vor 1682 binnen präclu= 
fivifcher Frift nachgewiefen wurbe. Der legtgedachte Artikel ſchreibt z. B. vor, daß außer 
Zieglern, Müllern u. dgl. auf dem Lande bei jedem Gute nur ein Grobſchmied mit einem Ge: 
jellen, ein Grobrademacher ohne Gefelfen allein zur Berfertigung der bei ver Landwirthſchaft 
nöthigen Bauer: und Bauwagen, ein Grobleineweber mit drei Tauen, ein Bauerſchneider, ein 
Maurer, ein Tischler und ein Schuhflider ohne Geſellen gehalten werben vürfen. [Vgl. Za⸗ 
chariä, „Die beutfchen Verfaffungsgefege der Gegenwart‘ (Göttingen 1855), S.840 und 844.] 
Nach Aufhebung ver medlenburgifchen Verfaflung vom 10. Oct. 1849 mit Hülfe des befann- 
ten Schiedsgerichts (ſ. hierüber 3. Wiggerd, „Das Verfaflungsreht im Großherzogthun 
Mecklenburg-Schwerin“) bleibt e8 denn vorerft wiederum auch dort bei jener mittelalterlichen 
Gewerbeverfaffung. 

Wenn unter Ermerböverhältnifien, wie fie eben geſchildert find, der Deutſche trog Heimats⸗ 
und Vaterlandéliebe in Maffen auswandert, jo wird man dies begreiflich finden. 

In den Bereinigten Staaten von Nordamerika exiſtirt wenigitens Fein Gewerbegeſetz, das 
den Bürgern Arbeit und Erwerb verſchränkt. Nur der Verkauf geiſtiger Getränke iſt in ein⸗ 
zelnen Staaten beſchränkt. In einigen Städten ift nur zum Vertrieb derfelben im Detail wie 
zum Verkauf von Schießpulver und zum Fuhrwerksbetriebe eine Conceſſion nöthig, und es wacht 
ein Geſundheitsrath allein über die Errichtung von Gebäuden und Fabriken, welche den Nach⸗ 
barn ſchaͤdlich oder läſtig ſein konnen. In Neuyork werden blos Advocaten, Ärzte und Geiſt⸗ 
liche einem Fähigkeitsausweis oder Bildungsgange behufs Zulaſſung zu gewiſſen oͤffentlichen 
Functionen unterworfen. 

In Frankreich herrſcht volle Freiheit des Gewerbebetriebs, und hinfſichtlich derjenigen Ge⸗ 
werbe und Erwerbseinrichtungen, welche der öffentlichen Sicherheit oder Gefundheit gefährlich 

werben können, iſt für die Goncefjlonsertheilung im einzelnen Kalle ein feftes Syſtem allgemei: 
ner untwanbelbarer Regeln nah wiffenfchaftlihen Principien aufgeftelft, welches vie Willkür 
der Verwaltung bei Geftattung oder Verſagung der bürgerlichen Erwerböthätigfeit ausfchließt. 
(S.R.v. Mohl, „Literatur der Staatswiſſenſchaften“, IH, 279; Macarel, ‚‚Legislation et 
jurisprudence des ateliers dangereux , insalubres et incommodes‘’.) 

Ebenfo ift in England die polizeiliche Conceſſionirung gewifler Gemwerbebeihäftigungen 
durch die Friedensrichter auf Schanflofale, Wirthöhäufer u. dgl. beſchränkt. (Gneift, „Das 
heutig® englifche Berfaffungs- und Verwaltungsrecht”, II, 350 fg.) 

Mährend im Mittelalter der naturgemäßen menfohlien —8 bürgerlichen Freiheit aller 
Volksgenoſſen in Verwerthung und Ausnutzung ihrer phyſiſchen und geiſtigen Kräfte und 
Fähigkeiten die Gewerbsmonopole der Zünfte und Innungen fowie feudaliftifche Vorrechte 
oder angemaßte Conceſſionsbefugniſſe von Guts⸗ und Grundherren entgegenflanden, haben nad 
Bejeitigung des Feudalſtaats die verkehrten Marimen des Polizeiſtaats das Gebiet ver bürger: 
lichen reibeit als ihre Staatsdomäne in Beſchlag genommeen, und freilich verwuchſen auch viefe 
wiederum, wie mit ben Intereffen,, fo mit ven Anſchauungen der bevorrechteten, dadurch begün⸗ 
fligten Berufoſtände und Volksklafſen. 

Staatsmaximen wie die oben gedachten find es, welche die Schöpfer des Socialismus ge- 
worden, und es werben die ſocialiſtiſchen Ideen fo lange Boden finden und ven Beſtand ver bür: 
gerlichen Geſellſchaft bedrohen, als jene polizeiftaatlichen Maximen noch die bürgerlichen und 
gewerblichen Einrichtungen ber neuern Staaten beherrſchen. Derb, aber treffend fagt Dr. Pid- 
ford in einem Auffag über Baden (f. die mehrermähnte Denkſchrift des Volkswirthſchaftlichen 
Congreſſes über das Eoncefflonswefen in Deutſchland): „Infolge des Dreißigjährigen Kriegs 
wurbe jedoch der Wohlſtand, der Rechtsſinn und das bürgerliche Selbfivertrauen, das der ihın 
vorausgegangenen Emancipationsarbeit zum Rückhalt diente, gründlich zerrüttet. Die deutfche 
Staatsgeſellſchaft verfiel In ihre zmeite Kindheit. In den Territorien erfand die faum über: 
wundene Willfürherrfchaft ber ehemaligen Feudal⸗- und nunmehrigen Landeöherren und mit ihr 
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wieber‘der Begriff einer von römtifchen: Rechtsunverſtand und germaniſcher Rechtsentartung 
vergoldeten Zandeshoheit, und in den Städten verband fich ver Geldſack mit ver allgemeinen 
Gorruption der Staatö-, Gemeinde: und Eorparationdbehörven, um dur Beilehung und 
Rechtsverdrehung jedem halbvermoderten Privilegium, wie fih Juſtus Lipfius ausdrückt: «ein 
Schein und Farb» anzuftxeichen. AU die ergiebigen Gewerbözweige, womit zur Zeit der Reli- 
giondverfolgungen der Aufſchwung von Induſtrie und Handel in ven Nachbarländern Die deut⸗ 
ſche Volkswirthſchaft bereicherte, wurden Damit aufs neue zum Regal der Machthaber; ber Fis- 
cus und feine Günftlinge zehrten nun wieder ungekört von monopoliſchen Fabrik- oder auch 
Genoſſenſchaftsconceſſionen und wetteifernd damit die municipale und zünftige Vetterſchaft von 
dem Ablaßkram mit ihren neu aufgefrifchten Vorrechten. Mit diefer zweiten Blütezeit des deut⸗ 
ſchen Conceſſionsweſens fällt jedoch zuſammen die von den Niederlanden und Großbritannien 
aus ganz Europa durchzuckende neue geiſtige Bewegung. Zu der finanziellen Roth ver feftlän- 
diſchen Willkür- und Privilegienftaaten gefellte fich die neue Philofophie, um den Fürſten ihre 
Pflichten, den Völkern ihre Rechte zurückzurufen, und mit der Politik verband fi Die Huma- 
nität, um die Menſchenwürde und Steuerfraft der erfhöpften Unterthanengeſellſchaft wieder 
aufzurichten.“ 

Glücklich, wenn auch etwas ſpät, ſcheint ſich jetzt auch in Deutſchland, wie bereits oben er⸗ 
wähnt wurde, in der Geſetzgebung wie im Volksbewußtſein eine erleuchtetere Anfhauung über 
die Bedingungen der Volkswirthſchaft und des Wohlſtandes ver Länder Bahn zu brechen. 

Dann wird endlich auch jene patriotifche Klage verftummen, welche Dr. Böhmert in Bremen 
1859 auf dem Bolföwirthichaftlichen Gongrefle ausſprach: „Daß die unternehmendflen und brav⸗ 
fien Leute, deren einzige Schuld darin befteht, daß fie Fein Vermögen ererbt Haben und vom 
Schoͤpfer nur mit Eräftigen Knochen, gefundem Geifte und frifiyer Erwerböluft bedacht wurden, 
fehr oft kaum im nächften Dorfe oder Städtchen ihres eigenen Landes, gefihweige denn in einem 
andern deutſchen Ländchen ſich nieverlaffen over ein eigenes Gewerbe begründen dürfen; DaB, 
weil ed unter hundert Perfonen ſtets einige gibt, die nicht zu wirthſchaften verflehen und mit oder 
ohne eigene Schuld verfonmen, die übrigen 98 unter dauernde Vormundſchaft ver Behörden 
geftellt werben, Die bei einer jeven Gewerbsbegründung oder Niederlaflung über ven Nahrung: 
fand der vorhandenen Bürger und über das Örtliche Bedürfniß oder fogar über die Wahr: 
Theinlichfeit des Fortkommens zu Gericht figen; daß bie Benugung und Verwerthung bed ein: 
zigen Eigenthums des armen Mannes — der Kraft feiner Hände, der Fähigkeit feines Kopfes 
und des redlichen Willens, ih und den Seinen fortzubelfen — in Deutſchland noch den man: 
nichfaltigſten und verfehrteften Beſchränkungen untermorfen ift; daß derjenige, welcher fein Ber: 
mögen nachweiſen kann, entweder in der kleinen Gemeinde, mo er geboren, ihn aber keinerlei 
Gelegenheit zur Ausübung des erlernten Gewerbes geftattet ift, auf Lebenszeit gebannt bleiben 
und verfommen, oder jenfeit des Oceans fein Fortkommen ſuchen, over die Steuerfraft und bie 
Angriffämittel unferd Exbfeindes, des erwerböfreien Branfreih vermehren muß, wo allein 
Paris über 90000 veutjche Arbeiter zählt, vie alljährlich mehrere Millionen Steuern zahlen.“ 

In Preußen war e8 eineötheild die eiferne Nothwendigfeit zur Reflauratien ded Staates 
durch Hebung der Volkskraft, anverntheild Die weit über der Menge ſtehende wiſſenſchaftliche 
und ſtaatswirthſchaftliche Bildung und füttlihe Kraft einzelner Staatsmänner, melde unter den 
mit dem Edict vom 9. Det. 1807 anhebenden großen Reformmaßregeln auch bie Arbeit und bas 
Gewerbe von ihren Befleln befreiten. Es wurde zuerft in Oftpreußen und Litauen (Edict vom 
29. März 1808), dann im ganzen Staate (Edict vom 28. Dct. 1810) der Mühlen: , Brau: 
und Branntweinzmang aufgehoben, gleichzeitig aber durch ein Edict von demſelben Tage, unter 
Einführung einer allgemeinen Gewerbefleuer gegen Löſung eined Gewerbeſcheins, jedem Ein: 
wohner in den Städten wie auf dem platten Lande die Fortſetzung oder Begründung von Ge: 
werben lediglich nach Anzeige bei ver Bolizeibehörve des Wohnorts, ohne Rüdjiht auf Geſellen⸗ 
und Meifterprüfung, Mitglievfihaft bei einer Zunft, Bannmeile u. f. w., geftattet, Dabei be: 
zeichnete dad Geſetz ($. 5) einerfeit8 diejenigen Grwerböthätigfeiten, für deren Ausübung ed 
überhaupt eines Gewerbeſcheins nicht bedurfte, andererſeits (F. 21) nur biejenigen Gewerbe, 
bei deren ungeſchicktem Betriebe gemeine Gefahr obwaltet, oder welche eine Öffentliche Peglau⸗ 
bigung oder Unbefcholtenheit erfordern, zu deren Ausübung der Befig der erforderlichen Eigen: 
ſchaften vorjchriftsmäßig nachzuweiſen fei. Zugleich hob das Geſetz ($. 30) alle biöherigen, auf 
Bewerben ruhenden Abgaben (damals unentgeltlich) auf, welche die Berechtigung zu deren Be: 
triebe betrafen, auch wenn fie an Kämmereien, Grund⸗ und Gutsherren zu entrigten waren. 
Bereits hatte die Regierungsinftruction vom 26. Dec. 1808 den Berwaltungsbehörden die im 
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Sinne vollkommener Erwerböfteibeit zu brobachtenden Grundfäge vorgezeichnet ($. 34, 50), 
und das Cbiet Aber die Finanzen des Staates oder das Abgabenſyſtem vom 7. Sept. 1811 be⸗ 
zeichnete als gemeinſchaftliche Brundlagen der Reformen vie @leichheit vor dem Oeſetz und neben 
- der freien Benukung des Grund und Bodens wie der freien Verfügung über denſelben auch die 
Gewerbefreiheit, dad Aufhören der Zwangs⸗ und Banngeredtigkeiten und Monopole wie die 
Bereinfahung der Abgaben und ihrer Erhebung. Dazu enthtelt ein Geſetz de eodem über die 
polizeilichen Berhältniffe der Gewerbe die nähern Beftimmungen über bie Abldjung der aus: 
ſchließlichen, vererblichen und veräußerlichen, als ſolche aud in den Hypothekenbüchern eingetra- 
genen ftädtifchen (Real⸗) Gewerböberedhtigungen, fowie wegen derjenigen gewerblichen Berech⸗ 
tigungen, welche vormals (bis zum Edict vom 9. Det. 1807) unzertrennli auf flädtifchen 
Orundflüden Hafteten (der radicirten Gewerbe). Der Gewerbefihein zu Werken oder Arbeiten 
gewiffer Art ſollte möglichft allgemein, mit Vermeidung Eleinlicher Gemerbsunterfchiede aus⸗ 
geftellt, jenem aber auch erlaubt werben, fo viel Gewerbe, als er wolle, nebeneinander zu treiben. 
Aus polizeiliden Gründen wurden unter anderm die Zwangsbezirke ver Schornfteinfeger bei: 
behalten, im übrigen über die Art der Legitimation zur Betreibung einzelner Gewerbe aus 
Gründen der dffentlichen Sicherheit die beſondern Vorſchriften gegeben, jedoch alle polizeilichen 
Taren der Kebendmtttel, Kaufmanns und Bäckerwaaren, ingleichen die Lohntaxen für Hand⸗ 
werferarbeit alfgemein und gänzlich aufgehoben. " 

Hingegen wurden die beſtehenden Innungen nit (wie in Frankreich) abgeſchafft. Nach 
Befeitigung jedes Vorrechts und Unterſchieds von zünftigen Meiftern und Gefellen gegen un= 
zümftige blieb jebem nur der Austritt, dem Beichlufle der Innungsgenoffen, ausnahmsweiſe 
der Regierung aber einerfeits auch die Auflöfung, andererfeit fogar die Neubegründung eineß 
corporativen Innungsverbandes vorbehalten, fofern legtered zu einem gemeinnügigen Zwecke 
für nöthig erachtet wurde, in welchem Kalle au jeder Gewerbsgenoſſe zum Beitritt verpflichtet 
werden konnte. 

Der Fonds zur Berzinfung und Amortifation der oben gedachten ausſchließlichen u. |. w. 
Real: und radicirten Gemerböberechtigungen ift aus dem gemeinſchaftlichen Vermögen des be: 
treffenden Gewerks nach Abzug der darauf haftenden Schulden und einer nach dem Werthe ver 
abzuloſenden Berechtigungen beftimmten Abgabe gebildet, zu welcher alle Gewerbtreibenden 
innerhalb des ſtädtiſchen Polizeibezirks bis zur gänzlichen Ablöſung jährlih 6 Proc. des Gem. 
fammtwerth8, nad Berhältniß der zu entrichtenden Gewerbeſteuer, beizutragen verpflichtet 
wurden. 

Die eben gedachten Geſetze umfaßten aber nur diejmigen Zandestheile, welche damals (nad 
wem Xilfiter Frieden von 1807 und vor 1815) zum preußifhen Staate gehörten. 

In Bezug auf die gewerblichen Verhältnifie im Großherzogthum Pofen ergingen hierauf 
bie drei befondern Geſetze refp. vom 13. Mai 1833: a) wegen Aufhebung der ausfchließlichen 
Gewerböberechtigungen der Zünfte und Corporationen oder einzelner Individuen in den Städ⸗ 
ten, mit nähern Vorſchriften über die Entihäbigung und deren Geltendmachung für ausſchließ⸗ 
liche, verdußerliche und vererblihe Gewerbeberechtigungen (Banfgerehtigfeiten) und mit der 
befondern Beftimmung, daß nad) Verlauf eines zwanzigiährigen Zeitraums alle Entſchädigungs⸗ 
anſprũche eriofen find; b) wegen Aufhebung der gewerblichen und perjönlichen Abgaben und 
Leitungen In ven Mediatfläbten an Grund: und Gutsherren gegen deren Entſchädigung durch 
Zuſchläge zu ven Staatöflenern; endlich e) wegen Aufhebung der Zwangd- und Bannrechte, 
namentlich des mit der Befugnig zum Betriebe ver Brauerei und Brennerei verbunden gewe⸗ 
ferren ausſchlleßlichen Rechts des Geträͤnkeconſumtionszwangs und der Schankgerechtigleit gegen 
Vergütung beim Erweiſe eines dadurch erlittenen Schadens. 

Inzwiſchen dauerte in mehreren von Preußen 1815 nen und wieder erworbenen Provinzen 
die ältere Gewerbeverfaffung inſoweit fort, als dieſelbe nicht im groͤßern Theile der beiden weſt⸗ 
lichen Provinzen und einem kleinern Theile der Provinz Sachſen durch die Fremblänbifche Geſetz⸗ 
gebung verändert und aufgehoben war. 

Dadurch wurde das ſehr lange berathene Geſetz (die alfgemeine Gewerbeorpnung) vom 
17. San. 1845 nothwendig. Gegenſtand veflelben ift einerfeitd die Aufhebung ber noch be⸗ 
flebenden Beſchränkungen des Gewerbebetriebe, der ausfälieplichen Gewerbe: wie der gewerb⸗ 
lichen Gonceffionsberechtigungen und aller Abgaben für ben Betrieb von Gewerben, ſowie bes 
Rechts, dergleichen Abgaben aufzulegen, fodann der Zwangs- und Bannrechte, theils unent- 
gehtttch, theilo ſoweit fie nicht wem Fiocus, einer Kämmerei, einer Gemeinde oder einer Corpora⸗ 
tion zuſtanden, gegen Entihänigung, zu welchem Ende ſich ein beſonderes Entfhänigungsgefeg 
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anſchloß. Andererfeits enihält die Gewerbeordnung aber-auch diejenigen Vorſchriften, welde 
man damals wiederum im Intereffe der Ordnung des Gewerbeweſens nach hergeftellter Freiheit 
bed Gewerbebetriebs für nöthig erachtete. Zu legtern gehören zunächft die Vorbedingungen 
zur felbftändigen Ausübung eines ſtehenden Gewerbes, wozu fortan aber der Befig des Bürger: 
rechts nicht mehr gezählt werden follte, indem auch da, two vie Gewerbetreibenden zur Erwerbung 
dieſes Rechts verpflichtet find, die Erecution auf Erfüllung dieſer Berpflihtung nit bis zur 
linterfagung des Gewerbebetrieb8 ausgedehnt werden darf. 

Eine befondere polizeiliche Genehmigung ift nur für erforberlig) erklärt ($. 26): 1) zur Er⸗ 
richtung gewerblicher Anlagen, welche durch die Örtliche Lage oder die Befchaffenheit der Be⸗ 
trieböftätte für die Befiger oder Bewohner ver benachbarten Grundſtücke oder für pad Publikum 
überhaupt erhebliche Nachtheile, Gefahren oder Beläfligungen herbeiführen können; 2) zu dem 
Beginn folder Gewerbe, bei welchen entweder a) durch ungeſchickten Betrieb oder b) durch Un⸗ 
zuverläjligfeit des Gewerbetreibenden i in fttlicher Hinficht dad Gemeinmwohl oder die Erreichung 
allgemeiner polizeilicher Zwecke gefährdet werben Tann. 

Darauf folgen Beflimmungen, welde gewerbliche Anlagen bierunter begriffen ($. 27), 
nebft VBorfchriften in Betreff des Verfahrens, welche Gewerbsanlagen befondern Beſchränkungen 
mit Rückſicht auf die oͤrtliche Lage unterworfen find (Turn= und Bapeanflalten, Betriebe: 
flätten von Gewerben, deren Ausübung mit ungewöhnlichem Geräuſch verbunden ifl, u. 1. w.), 
ferner ($. 42), welche ver höhern Approbation bedürfen (Arzte jeder Art, Apotheker und Unter: 
nehmer von Privat: Kranken: und Privat-Irrenanftalten), ſodann ($. 44 fg.), welde fih 
über ihre Kenntniß und Fertigkeit durch ein Befähigungszeugniß auszuweiſen haben (Bau: 
meifter, Seefhiffer, Bährmeifter, Maurer und Zimmerleute, Bandagiften u. f. w.), enblid 
($. 47 fg. ), welche einer befonvern Erlaubniß der betreffenden Behoͤrde bedürfen und Deren Ua: 
befholtenheit und Zuverläfjigfeit, abgefehen von Bildung und Sachkenntniß, zu prüfen it (Schau: 
fpielunternehmer, Buch: und Kunfthännler u. f. w., Schloffer, Pfandleiher, Händler mit Giften 
und Schießpulver, Unternehmer von Tanz: und Fechtfchuien, Bade: und Turnanſtalten u. ſ. w.). 

Neue Realgewerbsberechtigungen dürfen ferner nicht begründet werden. 

Zwar ſoll wegen überwiegender Nachtheile und Gefahren für das Gemeinwohl die fernere 
Benutzung einer jeden gewerblichen Anlage zu jeder Zeit von der Landespolizeibehorde unter: 
fagt werden können, in folhem Balle aber der Befiger für ven wirklichen und erweislihen Scha⸗ 
den Erjag erhalten. 

Die Gewerbeorunung enthält demnaͤchſt auch Beſtimmungen über den Markterkehr, über 
bie indeß der Regel nach unzuläſſigen polizeilichen Taxen, über die fernere Fortdauer ber In: 
nungen als geſetzlicher Corporationen, ihre Beauffichtigung, Verwaltung, die Aufnahmebediu⸗ 
gungen, ihre Aufloͤſung oder neue Errichtung, wie über Reviſion und Beſtätigung ihrer Sta⸗ 
tuten. Nur für kaufmänniſche Corporationen dauert eine bisher beſtandene Zwangspflicht zum 
Beitritt fort. Zur Ausübung des Stimmrechts in der Innung ſoll der Nachweis ver Befähi⸗ 
gung zum Gerwerbebetriebe gehören und bei mehreren (6. 131 bezeichneten) Bewerben die Be⸗ 
fugniß, Lehrlinge zu halten, vom Nachweiſe der Befähigung durch die vorgeſchriebene Prüfung 
por der Orts⸗ oder Diftrictö-Prüfungsbehörde abhängen. 

ALS Zweck der Innungen gilt Beauffihtigung über Aufnahme, Ausbildung und Betragen 
der Lehrlinge, Gefellen und Gehülfen der Innungsgenofien, Verwaltung ihrer Kranken-, 
Sterbe:, Hülfs- und Sparkafjen, wie die Fürforge für Witwen und Waifen der Innungs: 
genoffen, namentlich durch Förderung der Erziehung und des gewerblichen Fortlommens ber 
Waiſen; ſodann als ihr Beruf auch die Abgabe ſachverſtändiger Gutachten in Angelegenheiten 
ihrer Gewerbe. 

Someit nicht befondere Verträge errichtet find, gibt Die Gewerbeordnung fubfiviäre Beftim- 
mungen über die Berhältniffe ver Gewerbegehülfen, Gefellen, Sabrifarbeiter und Lehrlinge. In 
Ermangelung befonderer Behörben find Streitigkeiten der felbfländigen Gewerbetreibenden mit 
ihren Gehülfen, Gefellen oder Lehrlingen über Arbeits: oder Lohnverhältniſſe, ſoweit fie In⸗ 
nungögenoflen betreffen, vorbehaltlid des Rechtswegs durch den Innungdvorfteber zu ent: 
Iheiven. (S. Gewerbe: und Handeldfammern.) Die Gefellenkaffen bleiben befteben: Je: 
der Lehrling foll darthun, daß ex lefen, fchreiben und rechnen Eönne, ingleichen in der Glaubens: 
und Sittenlehre genügende Kenntniffe beige. Die Prüfung des Lehrlings zum Gefellen hängt 
von feinem Antrage ab. 

Durch Orts- und Innungsfatuten darf aber auch den Innungsmitgliedern fein ausſchließ⸗ 
licher materieller Vortheil in Bezug auf ven Gewerbebetrieb beigelegt, die Befugniß, Geſellen 
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oder Sehälfen zu Halten, nicht beichränft oder erſchwert, ein Zwang zum Eintritt in die Innun- 
gen ober eine Verſchränkung des Austrittö, ebenfo wenig eine Geſchloſſenheit ver Innung, auch 
fein Wanderzwang ber Gefellen beſtimmt werben. 

Immerhin aber legt, abweichend von der Geſetzgebung bes Jahres 1810, das Geſet 
von 1845 felbR den Innungsgenoffen einige Vorzüge bei. Außerdem machte es Hei gewiſſen 
Bewerben (darunter den zahlreichſten, wie Schneiden Schuhmacher, Tiſchler, Schmiede u. |. w.) 
das Recht, Lehrlinge zu Halten, von der in feinem Tit. 8 befchriebenen Prüfung abhängig, über 
welche letztere und insbefondere die Zufammenfegung der Prüfungscommiffionen nod ein fpa- 
teres Geſetz vom 15. Mai 1854 (preußifche Geſetzſammlung, 1854, &. 283) erging. 

Bemerkenswerth if noch die Beflimmung der Gewerbeorunung, daß Verbindungen und 
Verabredungen ſowol ver Gewerbtreibenden wegen Einflellung des Gewerbes u. f, w., um ihre 
Gehüͤlfen, Gefellen und Arbeiter over die Obrigkeit dadurch zu gewiſſen Zugeflänpnifien zu nd- 
thigen, als umgekehrt der Gehülfen, Gefellen oder Babrifarbeiter zu ähnlidem Zwed unter 
Strafe geftellt find. 

Aus den vorflehend ausführlicher angegebenen pofltiven Beftimmungen ver preußifchen Ge⸗ 
ſetzgebung ergibt fich zugleich, welche Gegenſtände überhaupt als Vorwurf und Aufgabe einer 
Gewerbeordnung angefeben werden fönnen, je nachdem man ſich von ver frühern Verfaflung 
der Gewerbe weiter entfernen ober ſich ihr näher anſchließen will. 

Ohne hier weiter in eine Kritik dieſer Beflimmungen einzugeben, iſt ver Thatfache zu ex 
wähnen, daß e8 befonders der Befähigungenachweis zum Gewerbebetriebe durch Prüfung if, 
worauf auch noch gegenwärtig eine große Zahl von Bewerbtreibenven als auf einen Ehrenpunkt 
des Gewerbeſtandes vorzugsweiſe Werth legt, der Gewerbeſtand auch Die Innungen, obwol als 
freiwillige Genoſſenſchaften, fortvauernd aufrecht erhalten hat, während im übrigen befonbere 
materielle Vorrechte für pie Innungsgenoffen nicht mehr in Anſpruch genommen werben. 

Anders verhielt es fi während der Bewegung des Jahres 1848 mit den bekannten Peti: 
tionen und nuf den Gongrefien zahlreicher Mitgliever des @ewerbeflandes in verſchiedenen deut: 
Then Ländern, felbft in Breußen, mit welchen nicht blos die Deutſche Nationalverfammlung, 
fondern auch verſchiedene Regierungen und Landtage beſtürmt wurden. Die Meifter, welde im 
Beſitze ver Befugniß zu felbftändigen Gewerbebetriebe ivaren, verlangten Schuß gegen Die Gon: 
eurrenz und drängten mehr oder weniger zu den Altern Zunftprivilegien zurück, wogegen bie 
Geſellen auf ihren gegenüber ven Handwerkercongreſſen ver Meiſter abgehaltenen Berfanm: 
lungen und in ihren Petitionen und Schriften, vorzügli aus den Ländern des Zunftziwangs, 
umgefehrt größere Freiheit des Gewerbebetriebs forderten. Treffend bemerkte der Bericht der 
volkswirthſchaftlichen Gommifften ver Deutfchen Nationalverfanmlung, womit jle den (vermit⸗ 
teinden) Entwurf einer allgemeinen deutſchen Gewerbeordnung begleitete: „es fei ein arger 
Behltritt, wenn man glaube, Schäden der Gegenwart dadurch heilen zu können, daß bie Zu: 
fände einer frühern Zeit in die heutige zurückverſetzt ober Die noch vorhandenen Überrefte ver 
Bergangenheit wieder befebt würden. Es fet leicht, in ſolchen Irrthum zu verfallen, weil die 
Erinnerungen der Menfchen von den vergangenen Zuftänden das Drückende abflreiften und nur 
das Angenehne behielten.” Bemerkenswerth war aber wie auch in jenem Bericht hervorgeho- 
bene Thatfache, daß die Klagen ſowol der Handwerksmeiſter wie der Gefellen überall aus den⸗ 
jenigen Ländern und Landestheilen am lauteſten ertönten, wo Zunft und Gewerbebeſchränkun⸗ 
gen befanden und meiſt noch jegt fortbeflehen, nicht aus benjenigen Territorien, wo bereits feit 
längerer Zeit vulle Geiverbefreiheit beftand. Vielmehr petitiomirte man, fo z. B. aus Rhein- 
baiern und Rheinheſſen, im Gegenfag zu ven bairiſchen und heſſiſchen Landestheilen dieſſeit des 
Mheins, ebenfo lebhaft und dringend für die volle Aufrechthaltung ber Gewerbefreiheit. Da⸗ 
gegen verlangte (Full 1848) 5. B. ein Congreß der Schneider zu Frankfurt a. M. ein Reihe: 
gefeh zur Beihränkung der Frauenarbeit, ein Verbot der. Ciufuhr fertiger Kleider, Aufhebung 
aller Kleivermagazine und dazu gegenüber den andern Bewerben für feine Forderungen ein un: 
bedingtes Vorzugsrecht. | 

- @8 mochte zuzugeben fein, daß bei der in Preußen mit bem Jahre 1810 In einer ſehr ges 
drüdten Zeit eingetretenen Gewerbefreiheit, überdles ‚bei mangelhafter Erziehung zu wirt: 
ſchaftlicher Selbſtaͤndigkeit, Hin und wieder aus unfähigen Geſellen, die fi im Triebe nad Un: 
abhängigkeit auf eigene Hand etablirt hatten, ein Handwerkerproletariat erwuchs, deſſen Fami⸗ 
lien dfter ver ftäntifchen Arinenpflege anheimflelen. Man vergaß aber, daß and in Preußen, 
unter andern namentlich in Berlin, das vorige Jahrhundert in manchen Klafien Gewerbtrei⸗ 
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bender ein verhältnißmaͤßig weit zahlreicheres Broletariat befeflen hatte, das periodiſch dem Bus: 
Hungern nahe war. Man überfah jene zahlreichen Gewerbtreibenden, die fi ohne Mittel dung 
Fleiß, Talent und Geſchicklichkeit zu wohlhabenden Handwerfömeiftern und bei Erweiterung 
ihre Gewerbebetriebs zu Inhabern blühenver Fabriken empergefchmungen hatten, deren Zahl 
auch verhältnigmäßig bei weitem größer war als die der vormals nothdürftig lebenden Zunit: 
meifter. Seugniffe hierüber und über die im ganzen günftigften Erfolge der Gewerbefreiheit 
mögen nachgeleſen werben bei Dieteriei, „Der Volkswohlſtand im preußiſchen Staate“ (Berlis 
1846); Ebers, „Über Bewerbe und Gewerbefreibeit in Breslau“ (1825); Bergius, „Die 
preußifchen Gewerbegeſetze (Leipzig 1857) u. ſ. w. 

Die Uureife volkswirthſchaftlicher Einfichten und Die mangelnde Erfenntnig von ber Be 
deutung des Kapitals für bie Arbeit und den Volkswohlſtand Elagte damals beſonders aud das 
Kapital und die Kapitaliften wie die Fabriken an; man verlangte Veſchränkungen ihrer Bro: 
duction und ſelbſt der Maſchinen. Man forderte aber ferner vor allem auch eine eigene Ber: 
tretung des Handwerkerſtandes, um beflen vermeintliche befondere Interefjen im Gegenſah zu 
andern volläwirtbichaftligen Kräften geltend zu machen. 

Es waren zum Theil nur die gedrückten, jedenfalls nicht die intelligentern ober bie burd 
höhere Geſchicklichkeit zu Wohlhabenheit vorgefehrittenen Handwerksmeiſter, weldye ſich am lau: 
teften mit ihren Beſchwerden vernehmen ließen. Denn gerade biefen legtern mußte ed ans der 
Erfahrung und den eigenen Erfolgen klar geworben fein, daß die Feitflellung eines befonbern 
Handwerkerrechts nach dem Entwidelungsgange und Zuftande der gewerblichen Inpuftrie ſchen 
deshalb unmöglich geworden war, weil fi der Begriff des Handwerkerſtandes im Gegenjag 
und Unterſchied zu Manufarturen und Fabriken wie zu dem Stande von Fabrikarbeitern ober 
Handeltreibenden nicht mehr firiren ließ, vielmehr in der. wirtbfchaftlichen Bewegung der Zeit 
dieſe zum Gewerbömejen im ganzen gehörigen Kategorien geiverblicher Thätigkeit fortſchreitend 
täglich ineinander übergeben, auch eine Abgrenzung verjchiedener handwerksmäßiger und ge: 
werblicher Geſchaͤfte ohne Vernichtung der Induſtrie, ja ohne den größten Nachtheil für ben 
Handwerkerſtand felbft unausführbar gemorben if. Einen folgen verunglüdten Verſuch unter: 
nahm man unter anderm auch in Raffau durch das Gewerbegeſetz vom 3. April 1349. (Dgl. 
barüber Braun, „Für bie Gewerbefreiheit und Freizügigkeit durch ganz Deutfchlann‘‘, nebſt 
$. 1 des in dieſer Schrift abgedruckten naflauifcgen Gewerbegeſetzes vom 3. April 1849.) Wan 
ließ unberudfichtigt, aß zwiſchen dem felbflännigen Handwerker und dem Sabriksrheiter in allen 
Sabrifpiftrieten jene zahlreiche, in weiten Rayons um die Fabriken, zum Theil auf dem Lande 
als Kleine Grundeigner zerftteute Bevölkerung von Meiftern, von jelbfländigen Arbeitern un 
Arbeiterinnen fleht, Die gegen Borhaltung des Rohſtoffs und meift gegen Stücklohn, oft wie: 
derum aber mit Gefellen ober mit ihren Familiengliedern für Babrifanten und Kaufleute ar: 
beiten, ebenjo vie Werkmeiſter in den Fabriken, deren Intereffe und Wohlbefinden mit der Blüte 
ver Fabrik verflochten ift und die großentheild in einen gefihertern Nahrungaſtande jich befin- 
ven ald eine Mehrzahl zünftiger Meifter, während andererjeits jenes oft gerühmte patriarcha⸗ 
lifge VBerhältniß zwifchen dem Handwerksmeiſter und feinen Gefellen am gemeinfchaftliden 
Tiſche, im Haufe. und in der Familie des erſtern Eaum nod in irgendeiner größern Stadt an: 
getroffen wird. | 

Unter dem Eindruck der oben. geſchilderten Bewegungen des Handwerkerſtandes im Jahre 
1848 erging denn au pie preußiſche Verordnung vom 9. Febr. 1849, betreffend die Errichtung 
von Gemerberäthen und verſchiedene Abänderungen ber allgemeinen Gewerbeordnung vom 
17. Jan. 1845. Ä 

Nach dieſer noch geltenden Verordnung foll zunächſt für jeden Ort oder Bezirk mit erheb⸗ 
lichem gewerblichen Verkehr je nad Bedürfniß ein Gewerberath aus der Wahl der betreffenden 
Berufsklafien (von Meiftern und Befellen, Unternehmern und Arbeitern) zur Berathung der 
Intereſſen des Handwerks und Fabrikbetriebs u. |, w. errichtet werben, Derfelbe folf jedoch aus 
drei Abtheilungen beftehen, einer aus dem Handwerkerſtande, einer zweiten aus den Fabriken 
und einer britten aud dem Handelsſtande des Bezirks. In legterer Beziehung trat der Gewerbe⸗ 
rath den Handelskammern und Faufmännifchen Gorporationen zur Seite. (Siehe daß weitere 
über den Gewerberath im Art. Gewerbe: und Handelskammern.) Es iſt hier nur zu bemerken, 
daß die auf Orund des Geſetzes von 1849 anfangs ziemlich zahlreich errichteten Gewerberätht 
ſeitdem aus Mangel an Theilnahme und Intexefie bis auf einen (in Berlin) von felbft einge 
gangen find. Much hefchränfte ein jpäteres Geſetz vom 15. Mai1854 (f. oben) dad active Wahl⸗ 
recht zum Gewerberath auf ſelbſtändige Bewerbtreibenne und Gemeindewähler. Die Verord⸗ 
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nung entfernte ſich wieberum fehr weit von der Beiehgebung der Jahre 1810 und 1811 und 
ariff tief in die Gewerbefreiheit ein. Sie macht ven felbfländigen handwerksmäßigen Gewerbe⸗ 
betrieb hei einer größern Zahl von Handwerkern unbedingt vom Beitritt zu einer Innung ober 
vom Nachweiſe der Befähigung vor einer Prüfungscommiſſton jedes Handwerks, refp. eineh . 
Zeugniffes der Regierung abhängig und behält nur dem Minifterium Ausnahmen vor. Sie 
ſchreibt Meifter: und Gefellenprüfungen, ferner beſtimmte Lehrlings- und Gefellenjahre als 
Regel vor und grenzt die Arbeitägebiete der verjchiedenen einzelnen Handwerke nach Entſchei⸗ 
dung des Gewerberaths ab, unterfagt auch die gleichzeitige Ausübung mehrerer Handwerke 
durch dieſelbe Perfon und behält ven Regierungen vor, felbft über die dürch Tagelöhner over 
andere Landleute ald Nebenbeſchäftigung zuläffigen ober unzuläffigen Arbeiten Zeflfegungen zu 
treffen. Fabrikinhaber, die nicht als Meiſter des betreffenden Handwerks geprüft find, follen 
außerhalb ver Fabrikſtaͤtte keine Befellen oder Gehlilfen befchäftigen, bezüglich der Beſchäftigung 
von Geſellen in der Fabrik aber auf die.unmittelbare Erzeugung und Fertigmachung ihrer Fa⸗ 
brifate, ſowie auf Anfertigung und Iuftanvhaltung ihrer Werkzeuge und Geräthe beſchränkt 
fein. Das Halten von Magazinen zum Detailverlauf von Handwerkerwaaren kann ortsſtatu⸗ 
tengemäß andern ald geprüften Meiftern verboten und allenfalls nur von der Communalbe⸗ 
hörde, indeß nad Vernehmung der betheiligten Innungen und des Gewerberathö, geflattet 
werden. Selbft Inhaber von Magazinen zum Detailverfauf von Handwerkerwaaren jollen 
Lünftig die erforderliche Meifterprüfung beſtehen, wenn fle fi mit Anfertigung viefer Waaren 
befaſſen wollen. 

Die Zugeftändniffe, welche man insbeſondere bezüglich des Prüfungsweijend den Sand: 
werfern madte, indem man ihnen Dabei Beihränfungen Hinfichtlich des Alters wie der Lehr: 
und Gefellenzeit auflegte, von denen der Kaufınann und Fabrikant frei blieb, gereichten ein⸗ 
leuchtend zum eigenen Nachtheil des Handwerkerſtandes. Davon aber konnten wiederum doch 
@ewerberath, reſp. Regierungen pispenfiren. Zu den Brüfungscommiffionen der Innungen wie 
zu den Kreisprüfungdcommifflonen follten außer den Meiftern auch die Gefellen wählen und ge⸗ 
wählt werven, was jebo eine ſpätere Verordnung vom 15. Mai 1854 ($. 5) wieder aufbob. 

Die Innungen wurden baburd noch weiterhin bevorzugt, daß durch Ortsflatuten Auf: 
nahme und Entlaffung aller Lehrlinge, ſobald für das Gewerbe am Orte eine Innung beſteht 
ober errichtet wird, vor dieſe gewieſen, Ingleichen berfelben eine Mitwirkung bei der Aufficht 
über die Ausbildung und das Betragen ſelbſt derjenige Lehrlinge, deren Lehrherren nicht zur 
Innung gehören, eingeräumt werben kann. Gefellen und Gehülfen follen in der Regel nur bei 
Meiftern ihres Handwerks in Arbeit treten und letztere zu den technifchen Arbeiten ihres Ge⸗ 
werbes nur Befellen, Gehülfen und Lehrlinge ihres Handwerks gebrauchen pürfen. 

Eine der engherzigften, mit per allgemeinen Stimme und Volksſtroͤmung des Jahres 1848 
im birecteften Gegenfaß ſtehende Beſtimmung ift ſodann die, daß Ausländer (alfo auch alle, hie 
in andern veutfchen Staaten geboren over heimatsangehoͤrig und nicht zuvor in den preußifchen 
Unterthanenverband ausdrücklich reeipirt find) zum Betriebe eines ſtehenden Gewerbes, ſoweit 
nicht die Erlaubniß aus Gründen der Reciprocität ganz zu verfagen ift, nur aus erheblichen 
Gründen zugelaffen werben follen, und baß hierüber jederzeit bie Ortögemeinbe, aber auch die 
betbeiligte Innung und der Gewerberath zu hören find. 

Die Berordnung von 1849 enthält ſodann noch einige weiter greifende Beflimmungen: 
1) die fehr anerkennenswerthe Vorſchrift, daß Kabrikinhaber und diefenigen, welche mit gan- 
zen oder halben Fabrikaten Handel treiben, ihre Arbeiter in baarem Gelde zu befriedigen ver: 
pflichtet find und außer Wohnung, Feuerungsbedarf, Landnutzung, regelmäßiger Bekoͤſtigung, 
Arzneien und ärztliger Hülfe, fowie Werkzeugen und Stoffen zu den anzufertigenden Fa⸗ 
Brifaten feine Waaren crevitiren oder auf Anrechnung bei ver Lohnzahlung verabreichen bürfen. 
Ingleihen 2) vie (wegen des gefeglihen Zwangs zweifelhaftere) Beſtimmung in Bezug 
auf Unterflügungstaffen und ähnlige Einrichtungen, daß allen felbflännigen Gewerbtrei⸗ 
benven die Berpflichtung zur Mitgliedſchaft bei Kranten-, Sterbe- und Hülfs- wie bei Witwen: 
und Waiſenunterſtützungskaſſen der Innungögenoffen, ebenio zu Beiträgen für Binrihtungen 
behufs Unterflügung arbeitſuchender, erfranfter oder fonft hülfsbebürftiger @efellen, oder be: 
hufs Fortbildung von Lehrlingen und Gejellen, daß ſodann auch den Fabrikinhabern vie Bei: 
tragöpfliht zu den Unterflügungsfaflen der Kabrikarbeiter aus eigenen Mitteln bis zur Hälfte 
des Betrags, den die bei ihnen befchäftigten Arbeiter aufbringen, auferlegt werben kann. 

Das vorftehenn erörterte preußiſche Geſetz mit feiner Arheiteabgrenzung und ſeinen Be⸗ 
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ſchränknugen ver Fabrikanten in Befhäftigung von handwerksmäßig gebildeten Arbeitern würde 
ber Fabrikation einerfeitd wie dem Handwerkerſtande andererſeits noch weit größere Nachtheile 
zugefügt haben und fortvauernd zufügen, wenn nicht eine Einrichtung, an melde pie Hand⸗ 
Habung und Ausführung vieler Beftimmungen des Geſetzes geknüpft ift, nämlich bie der Ge⸗ 
werberäthe, nad) menigen Jahren aus Mangel an Intereffe und aus der Überzeugung der Be: 
theiltgten felbft von ihrer Unhaltbarkeit verfchwunden wäre, und wenn ferner nicht die Princi⸗ 
pien ver Gewerbefreiheit, welche Durch länger als ein Menfchenalter in Leben, Bewußtfein und 
Sitte des Volles übergegangen find, einen innern Widerſtand entgegengefept hätten. 

Die volkswirthſchaftlichen Vereine wie die verſchiedenen Vereine Gewerbtreibender jorgen 
für Verbreitung befferer wirthſchaftlicher Einfichten bei ven Betheiligten ſelbſt, und es geben vie 
aus dem Schoje des Abgeoronetenhaufeß hervorgegangenen Entwürfe zur Umbildung diefer 
verfeblten Gefeggebung im Sinne der Gemerbefreiheit und ver Rückkehr zu den Grunbfägen 
der preußifchen Gemerbegefeßgebung von 1810 und 1811 Zeugniß, daß fih In Preußen Die 
gerade hier feit 1807 und 1810 bewährten Grundjäge bürgerlicher Freiheit und vernünftiger 
Volkswirthſchaft wiederum Geltung verfhaffen. (S. unter anderm Leonor Reichenheim, „Ent: 
wurf eines Gewerbegeſetzes für Preußen mit Motiven‘, 1860.) 

Dabei weiſen vie ftatiftifchen Tabellen nah, daß neben der Zunahme der Fabriken auch die 
Zahl der ſelbſtändigen Handwerker, refp. Meifter fortfchreitend zugenommen hat. 

: Die Innung der Zukunft aber ift in einer vom mittelalterlichen Zunftivefen tote felbft von 
einer ftaatlih vorzufhreibenden Zmangspflicht zur Gründung von Unterftügungs: und Hülfs⸗ 
kaſſen fehr abweichenden Richtung zu ſuchen. Bor allen andern Einrichtungen neuerer Zeit 
entſprechen ihr jene durch das Verdienſt und die aufopfernde Tätigkeit von Schulge (Delitzſch) 
feit kaum einem Jahrzehnd angeregten Benoflenfchaften der Gewerbtreibenden zum Zweck ber 
Beſchaffung von Rohftoffen, wie von Credit und Geldmitteln zur Hebung des Gewerbes, ba: 
neben wol aud) jene in Frankreich wie befonders In England immer weiter greifenden, durch bie 
Berbienfte des Profeſſor Huber auch in Deutichland befannten fogenannten cooperativen Aſſo⸗ 
ciationen. FS. hierüber unter andem V. A. H. Huber, „Der gegemmärtige Stand der coopera: 
tiven Affoeiationen in England‘, befonderer Abdruck der deutſchen Gemwerbezeitung „Die Zu: 
kunft“ (Leipzig 1858); ferner Schulge (Delitzſch), „Vorſchuß⸗ und Ereditvereine als Bolt: 
banken; praftifhe Anmeifung zu deren Gründung und Einrichtung“ (Reipzig 1858); ferner 
deſſen „Aſſociationsbuch Far deutſche Handwerker und Arbeiter”, ingleichen neflen im Auftrage des 
Gongrefles deutſcher Volkswirthe bearbeiteten Jahresbericht für 1859 Über die auf vem Brincip 
der Selbfthülfe der Bethelligten beruhenden deutſchen Genoflenfchaften ver Handwerker und 
Arbeiter und deſſen anderweite Denffriften und Vorträge, ſowie die Vorträge von Wrofeffor 
Huber auf den volkswirthſchaftlichen Gongrefien von 1858, 1869 und 1860 in ven betreffen: 
den Blättern des von M. Wirth in Frankfurt a. M. herausgegebenen ‚„‚Arbeitögeber”.] 

WB. A. Lette. 

Gewerbe⸗ und Sandelslammern. Das ver Entwicelung des deutichen Volkslebens 
eigenthümliche Streben zu Einigungen unter venjenigen, welche verfelbe Beruf over baffelbe 
wirthſchaftliche Intereffe aufeinander hinmwies, führte im deutfchen Mittelalter, wie unter allen 
Ständen, fo unter den verfchiedenen Klaffen der fläntifchen Gemerbtreibenden zu den Innunger 
una Zünften, von welchen die der Kaufleute während ber Zeit ver deutſchen Hanfa eine hervor⸗ 
ragende Stelle einnahnıen. Ausgerüftet mit ven Rechten einer Corporation mie der Autonomie 
in Bezug auf die über Fleine landesherrliche Bebiete weit hinaus greifenden Angelegenheiten bes 
Handeld und großen Verkehrs, erhielten jih an manchen Orten diefe kaufmänniſchen Innun- 
gen, wenn auch mit eingeſchränktern Attributen und VBefugniffen. Denn aud abfolute Megie- 
rungen fühlten das Bedürfniß, in ihren ven Handel nie dad Gewerbe betreffenden Maßnahmen 
durch die Sachkunde und das Gutachten der unmittelbar Betheiligten unterflügt zu werden. Es 
griff der für den Volkswohlſtand fo wichtige, durch den Handel vermittelte Austauſch der Bro: 
durte der Länder mit den Bedingungen des Völkerverfehrs und Weltmarkts über vie pofitive 
Geſetzgebung des einzelnen Staates weit hinaus; es lagen diefe Verhältniſſe oft außerhalb bes 
Geſichtskreiſes der Landesverwaltung. Die großen Bewegungen des Handels und Weltverfehrs 
ließen fih durch ſtaatspolizeiliche Geſetze nicht firiren und regeln. Dergleichen kaufmänniſche 
Corporationen conjervirten oft noch fpäter einen Antheil auf) an der Bermwaltung der Handels⸗ 
und Gewerböangelegenheiten des Orts oder Bezirks. Man benugte fie wenigſtens als begut⸗ 
— Collegien mit größerm oder geringerm Einfluß auf Verwaltung und Geſetzgebung des 

taates. 
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Weſentlich auf die legtgedachten Attribute beſchtaͤnkt, beſtanden dagegen ſchon lange in 
Frankreich Handelskammern oder berathende Kammern von Fabrikanten, Manufacturiſten und 
Gewerbtreibenden, über deren Einführung, Zweck und Organiſation ein Befe vom 24. Der. 
1802 nähere Beflimmungen traf, indem ed zugleich ältere Einrichtungen ähnlicher Art auf: 
hob. (8. daſſelbe bei v. Daniels, „Handbuch der für die preußiſche Rheinprovinz verkün⸗ 
deten Belege, Verordnungen und Regierungsbefhlüffe aus ver Zeit ver Fremdherrſchaft“, 
vu, 366 fg.) 

Zur vollfländigern Kenninig des Gegenſtandes bedarf es aber eines Blicks auf einige ver⸗ 
wanbte Inftitutionen. Neben ben Handelskammern beftanden und beſtehen, namentlich in Frank⸗ 
reich (errichtet auf den Antrag der erſtern), von älterer Zeit in einzelnen Orten und Bezirken 
Näthe von Gewerbverflänvigen, conseils de prud’hommes (oder Gewerbe: und Fabrikge⸗ 
richte), einerfeitö zur Entſcheidung ver gegenjeltigen Streitigkeiten und Anſprüche aus den Ar; 
beits⸗ und Lohnverhältnifien zwiſchen dem Fabrikunternehmer, ven Borfichern der Werkftatt, 
den Werfmeiftern und Arbeitern, auch zwiſchen Handwerksmeiſtern, Gehülfen, Gefelten und 
Lehrlingen, andererfeitö zur Aufrechthaltung der Ordnung unb Disciplin und daher zur Aus- 
übung felbft einer Polizeiſtrafgewalt bei Übertretungen in den Kabrifen und Werkftätten, mie 
in Bezug auf die Berhältniffe ver Arbeitgeber und Arbeitnehmer, ver Meifter, Gehülfen und 
Lehrlinge. (S. Gefeg vom 12. April 1803 und Befchluß vom 29. Juli deſſelben Jahres, fer: 
ner Decret vom 11. und 18. Juni 1809, Staatsrathégutachten vom 20. Febr. 1810 und De: 
eret vom 3. Aug. veflelben Jahres, hei Daniels, a. a. O., IV, 460 und 475; V, 408, 456 
und 598.) Dergleigen Fabrik⸗ oder Gewerbegerichte mit gleichen Attributen wurden auß in 
den deutſchen Rheinländern beibehalten und in einigen andern deutſchen Staaten neu eingeführt, 
fo in Preußen (|. die preußifche Verordnung über die Crrichtung von Gewerbegerichten vom 
9. Gebr. 1849 in der preußifcden Geſetzſammlung für 1849, ©. 110), deren Kompetenz 

dahin beſtimmt ift ($. 2 der eben gedachten Verordnung): „Dad Gewerbegericht erledigt im 
Mege der gütlichen Bermittelung ober nötbigenfalls durch Erfenntmiß Die Streitigkeiten der 
felbtänpdigen Gewerbtreibenden mit ihren Gefellen, Gehülfen und Lehrlingen, ingleichen vie 
Streitigkeiten derjenigen, welche Robftoffe oder Halbfabrifate zu Waaten für ben Handel ver⸗ 
arbeiten laſſen (Fabrikinhaber, Factoren, Andgeber, Berleger), mit den von ihnen beſchäftig⸗ 
- ten. Berfführern und Fabrikarbeitern, fowie ihren Fabriklehrlingen und Fabrikgehülfen, foweit 
der Streit auf den Antritt oder Die Aufloͤſung des Arbeits⸗ oder Lehrverhältniſſes, auf pie gegen- 
feitigen Leiftungen während ver Dauer befielben, ober auf ſolche Anfprüche ſich bezieht, welche 
aus dem Arbeits⸗ ober Lehrverhältnifſe hersühren..... . Als Fabrikarbeiter find nicht blos dirje⸗ 
nigen anzuſehen, welche in der Betriebsſtätte beſchäftigt werden, ſondern auch diejenigen, welche 
außerhalb ver Vetriebsſtaͤtte mit eigenen over fremden Werkzeugen, mit ober ohne Verwendung 
von Buthäten die ihnen von Fabrikinhabern, Factoren, Ausgebern ober Berlegern gegebenen 
Rohſtoffe oder Halbfabrikate zur Herftiellung von Waaren für dad Geſchäft derſelben gegen 
Bezahlung verarbeiten.” Die Mitglieber des Gewerbegerichts werben zu einen Theile auß ver 
Klaffe der jeibfländigen Handwerker, der Fabrikinhaber, Factoren, Ausgeber oder Verleger 
(Arbeitgeber), zum andern Theile aus der Klafie ver Geſellen, Schiffen, MWerkführer um 
Babrikarbeiter (Arbeitnehmer) auf vier Jahre von den im Gerichtsbezirke wohnenden Arbeit: 
gebern und Arbeitnehmern gewählt. 

Außer diefen Gewerbe: und Fabrikgerichten beftehen neben Gewerbe: und Handelskammern 
fopann (ebenfalls vorzugsweiſe auf Antrag der legtern errichtet) in gewerblichen Städten und Be- 
zirken befondere Handelsgerichte, deren Kompetenz bie Entſcheidung von Streitigkeiten aus ſol⸗ 
hen Handelsgeſchäften zum Gegenſtande hat, welche zwiſchen Handeltreibenden gefchlofien ſind, 
ferner, ohne Ruͤckſicht auf dieſe Gigenfchaft ver Parteien, auch aus andern in dad See= und 
und Handelsweſen gehörigen Rechtsverhältniſſen, ſodann aber auch eine freiwillige Gerichtsbar⸗ 
keit in dahin einſchlagenden nicht flreitigen Angelegenheiten(Stranpungs=, Havarleſachen u. ſ. w., 
Schiffspäfſe, Beilbriefe u. ſ. w.). (Vgl. unter anderm dad preußifche Befeh vom 3. April 1847 
über die Ginrihtung von Handelsgerichten, Geſetzſammlung, &. 281 fg.) 

Hingegen find die unter ver Bezeichnung von Handelsämtern erſcheinenden Inflitute Staats: 
verwaltungsbehörden. So das in England beſtehende (bereit von Wilhelm HI. 1695 einge: 
fegte) Hanbelsamt mit feinen Specialdepartements für Schiffahrt und Ciſenbahnweſen. In 
England hat Übrigens die langjährige Anerkennung und Freiheit des Affociationsweiens Ein⸗ 
richtungen erfegt, wie fle auf dem Kontinent in der gleichmaͤßigen Form von Handels⸗ und 
Gemerbefammern von oben her durd die pofitive Befeßgebung hervorgerufen wurden. Doch 
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finden fi auch dort analoge Inflitute. So beficht 5. B. für das Lootfenwefen eine felbkännige 
Gilde (jet Die Corporation ofthe Trinity house) mit alten Privilegien, welche eine Gerfüfen: 
und Flußuferpolizei durch Aufficht über die Leuchtthürme an ven britiſchen Küſten, durch Über: 
wachung der Befolgung älterer Schiffahrtögefege, Prüfung und Gonceffionirung der Lootien 
und Regelung ver Lootien- und Ballafigelver ausübt. (Gneift, „Das heutige englifche Ber: 
faffungs= und Berwaltungdredt‘‘, I, 443 und 450.) 

In Preußen fchuf die Verorbnung vom 7. Juni 1844 einen Handelsrath und Handels⸗ 
amt als eine hoͤchſte Behötbe zur fortwährennen Erhaltung einer vollſtändigen Überſicht über 
den Zuftand und Bang bes Handels und ver Gewerbe mit Einfluß der Schiffahrt, wie zur 
Vorbereitung und Berathung der dahin gehörigen wichtigern Angelegenheiten, Befegentwürfe, 
Zolltariföveränderungen, Handels⸗ und Schiffahrtöverträge, Einrichtungen zur Belebung des 
Verkehrs und der Induflrie u. |. w. Das Handelsamt ſollte auch mit den Haudelskammern um 
den Vorſtänden der kaufmänniſchen Gorporationen in Verbindung ſtehen. Es iſt dieſe Be⸗ 
hoͤrde jedoch ſpaͤterhin wieder aufgehoben worden. 

Im Königreih Würtemberg iſt eine beſondere Centralſtelle für Handel und Gewerbe ald 
Abtheilung des Miniſteriums des Innern unter Zuziehung anderer ſachkundiger Männer her: 
geſtellt. Daneben beſteht ein Handels⸗- und Gewerbeverein mit der Aufgabe, Vorſchläge 
über Belebung der induſtriellen und commerziellen Thätigkelt anzunehmen ober zu machen. 
(NR. v. Mohl, „Das Staatsreiht des Königreichs Würtemberg“, IL, 30 und 426.) 

Von allen diefen Inflitutionen find jedoch pie Gewerbe: und Hanbelöfammern ihrer Com: 
petenz und ihrem Zwecke nad) verſchieden. Doc kommen auch Cinrichtungen ähnlicher Art, 
nur unter andern Kormen und Benennungen vor. 

So beftimmte für Preußen die allgemeine Bewerbeorbnung vom 17. Jan. 1845 (6. 123): 
„daß die Innungen ober deren Borfleher vorzugsweife berufen ſeien, ſachverſtändige Gutachten in 
Angelegenheiten ihrer Gewerbe abzugeben.” Der in Preußen nad dem Geſetz vom 9. Febr. 1849 
neben bereit beflindenen Gorporationen und Handelskammern eingerichtete Gewerberath, mei: 
Ger zu gleichen Theilen, in drei Abtheilungen, aus dem Handwerker⸗, vem Fabrik: und Haube: 
flande feines Orts oder Bezirks gewählt wird, ift berufen: „die allgemeinen Intereſſen des Hand: 
werks⸗ und Babrikbetriebs in feinem Bezirke wahrzunehmen und bie zur Foͤrderung beffelben 
geeigneten Ginrihtungen zu berathen und anzuregen, außerdem in allen Angelegenheiten mit 
gutachtlichen Vorſchlägen gehört zu werben, bei welchen es fi um Anordnungen handelt, die in 
die Berhältniffe des Handwerks⸗ und Fabrikbetriebs eingreifen, insbeſondere wegen Errichtung 
neuer oder Auflöfung und Bereinigung beftehenver Innungen und Geſellenverbindungen, 
wegen Beflinmungen ber Ortsflatuten über Aufnahme, Entlaſſung und Ausbildung der 
Lehrlinge, über Unterflügungd- und Hülfe-, Kranken und Sterbekaſſen von Innungsgenoflen, 
Regelung ver Verhältniffe von felbftännigen Gewerbtreibenden zu ihren Gefellen und Lehrlin⸗ 
gen, die Zwangsverpflitung der Befellen und. Fabrilarbeiter zum Beitritte zu jemen Kaflen 
und bie Beiträge ver Fabrikinhaber und Meifter zu venfelben. Auch foll der Gewerberath bie 
Befolgung der Borfchriften über das Innungswefen, über die Meifter: und Gefellenprüfungen, 
über die Annahme und Behandlung der Gefellen, Gehülfen, Lehrlinge und Fabrikarbeiter, 
über bie feftgeftellte Abgrenzung der Arbeitöbefugnifle und über fonflige gewerbliche Verhält: 
niffe bewachen, ingleichen feine Wahrnehmungen über diefe Angelegenheiten zur Keuntnih ber 
Behörden bringen und auf deren Verlangen Auskunft ertheilen und Gutachten erſtatten.“ 

Über bie Abgrenzung der Arbeitäbefugnifie ver verfchienenen Gewerbe, über Diäpeniations: 
geſuche von der vorgefchriebenen Lehrlingszeit, über die tägliche Arbeitszeit ber Gefellen, Ge 
hülfen, Lehrlinge und Fabrifarbeiter, fowie darüber, ob Handwerksmeiſter auch anderer Ar⸗ 
beiter als Geſellen ihres Handwerks fih bedienen dürfen, ſteht dem Gewerberath, vorbehaltliä 
einer Recursbeſchwerde an vie Regierung, ſogar die Entſcheidung zu. (Bol. übrigens ven Art. 
Gewerbe, Gewerbeordnung und Gewerbefreiheit, wo bemerkt iſt, daß fich diefe Einrichtung 
nur noch in Berlin erhalten hat.) 

Ahnlich wurde in Baiern nad) ven Verordnungen vom 27. Jan. 1850 und 17. Dec. 1853 
verſucht, in Gewerbes, Fabrik⸗ und Handelsräthen einen Cinigungspunkt für die einzelnen In: 
nungen zu bilben. 

Im Königreih Würtemberg flug der neuerlichſt vom Director ber Gentralftelle für Ge⸗ 
merbe und Handel(von Steinbeis) herausgegebene Entwurf zur limgeflaltung der Gewerbeord⸗ 
nung vor, einen corporativen Verband der Grwerbtreibenven jedes Bezirks, reip. ihrer Vorfle: 
ber (nach dem Vorbilde der chambres consultatives in Frankreich und Belgien) als Organ für 
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die Sefammigelverbeinterefien, befonbers für Aufficht und Vollziehung ver künftigen Gewetbe⸗ 
orvnung umd für weitere Entwickelung der neuen Einrichtungen einzurichten. 

Im Kbmigreiche Sachſen (hier infolge de& neuen Gewerbegeſetzes von 1862, das bie Ge⸗ 
werbefreiheit proclamirt) find Handelskammern eingeführt, welche dev Staats verwaltung vor⸗ 
züglich als conſultative Organe dienen ſollen. 

Der franzöfifhen Raͤthe von Gewerbeverſtändigen wie der in Frankreich eingerichteten Han⸗ 
delſtammern ift oben gebadht. 

In Preußen find es (abgefehen von dem meift wiederum: antiquirten Sewerberath der 
Verordnung vom 9. Febr. 1849 und etwa von den Innungen, ſ. oben): 1) die in einigen großen 
und Handelöfläbten (Berlin, Stettin, Danzig , Magveburg, Tilftt, Memel umd Elbing) befte- 
benden, ans älterer Zeit herrührenden faufmännifgen Gorporationen, welche bei Reviſion 
ihrer Statuten durch Umbildung der alten Zunft, refp. Bereinigung der fonft beſtandenen 
verfihiedenen kaufmaͤnniſchen Gilden und Innungen derſelben Stadt zu je einer Sorporation 
reorganifirt wurden; 2) bie in der Rheinprovinz übernommenen, Tpäter allgemein in allen 
Provinzen eingeführten Handelsfammern, welchen pie Wahrnehmung der Handel: und großen 
Gewerbeintereſſen zugewieſen ift. 

Über vie Errichtung vom Handelskammern traf eine preußiſche Verorduung vom 11. Febr. 
1848 allgemeine Beftimmungen. Sie find im wefentlihen mit denen der gleichen Einrichtung 
in Fraukreich übereinſtimmend. Zur Kenntniß dieſes wichtigen und bewaͤhrlen Inſtituts genügt 
daher die Angabe ihres Wirkungẽkreifes, wie er in jener preußiſchen Verordnung beſchrieben iſt. 
Der Beruf der Handelskammern if: „auf Berlangen den vorgeſetzten Provinzial: und Gentral- 
behoͤrden Berichte und Gutachten über Handels⸗ und Gewerbeangelegenheiten zu erfbatten, auch 
nad) eigenem Ermeſſen ihre Wahrnehmungen über ven Bang des Handels und der Gewerbe, 
fowie über ven Berfehr beftehender Anftalten und Einrichtungen zur Kenntniß jener Behörden 
zu bringen und biefen ihre Anfichten Darüber meitzuthetlen, dutch weiche Mittel Handel und Ge- 
werde zu fördern find, melde Hinderniſſe entgegenflehen und in welchen Weife dieſelben zu be⸗ 
feitigen find. Alljährlih (im Januar) haben fie ihren Bericht direct an den Minifter für Hans 
del und Gewerbe zn erflatten. Auch über die anzuflellenden Mäkler, ſowie über die zur Ver⸗ 
waltung Öffentlicher Anflalten für Handel und Gewerbe zu ernennenven Berfonen haben fie ihr 
Gutachten abzugeben. Es kann ihnen zugleich die Beanffidhtigung der auf Handel und Gewerbe 
Bezug habenden dffentliden Anflalten Übertragen werben.” Das franzoͤſiſche Geſetz vom 
24. Dec. 1802 überträgt ihnen allgemein die liberwachung ver Ausführund ber auf Handel, 
Häfen, Flußſchiffahrt bezüglichen Sffentlichen Arbeiten, auch die der Geſege über Gontrebande. 

Im allgemeinen find indeß vie Hanvelöfammern nur confultative Organe für bie Shaatss 
verwaltung in Betreff ver Angelegenheiten bed Handels und ber Gewerbe. . 

An’ der periodiſchen Wahl der Mitglieder und Stellvertreter ver Handelskammern (in deu 
Regel 9— 15, je nach der induſtriellen Bebeutung und Groͤße des Bezirks) nehmen ſämmtliche 
Sanbel= und Gewerbtreibende ihres Bezirks theil, welche in der Stenerkiafle per Kaufleute mit 
taufmännifchen Rechten zur Gewerbefteuer veranlagt find. 

Gämmtliche Wahlberechtigte haben aber auch zu den Koften ver Verwaltung, bes Bus 
reau u. ſ. w. ihrer Handelskammer, beizutsagen. Die Mitglienichaft in ver Handelskammer 
tft ein unbefoldetes Ehrenamt. 

Dergleihen Handelskammern follen aud neben einer kaufmänniſchen Corporation einges 
richtet werben können. Soweit died nicht geſchehen iſt, nehmen bie Faufmännifchen Gorpo- 
rationen mit ihren Vorſtehern und Alteſten auch deren Stelle ein Die Competenʒ dieſer Cor⸗ 
porationen iſt indeß eine weit ausgedehntere. Sie begreift Berwaltungsarte und einen beſtimm⸗ 
ten Kreis Öffentlicher Funetionen in fi. 

Die Mitgliedſchaft bei einer ſolchen Corporation iſt in ver Regel durch deu wirklicden Betrieb 
bes kaufmaͤnniſchen Gewerbes bedingt. Höfer, Victualienhändler, Trödler, Krämer und ähnliche 
find ausgeſchloſſen. Die gemeinfamen Gorporationsangelegenheiten werden durch bie periodifch 
gewählten Vorfleher oder Altefien wahrgenommen. Zu dieſen Angelegenheiten gehört nament⸗ 
lich das allgemeine Intexefle der Schiffahrt und des Handels oder eined Zweige deſſelben, Die 
Verwaltung des befondern corporativen Vermögens an Grundflüden, Kapitalien u. |. w., in= 
gleichen der der Corporation ald GCigenthum zuſtehenden oder zur Verwaltung und Gontrole 
überwiefenen öffentlichen Anftalten und Ginrichtungen, weiche dem Betriebe des Handels bienen, 
die Ordnung der Verhättniffe ver einzelnen Mitgliever zur Gorporation, vie Beaufſichtigung 
ver Börfe, auch die Beſetzung im Orte beſtehender See- und Handelsgerichte durch Wahl, wie 
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die Beflellung ver zum Betriebe ver Schiffahrt und, des Handels gehörigen Beamten, insbefon: 
dere auch ihres eigenen Syndikus und fonftigen Beamtenperfonale. Auch baten die Vorfteher 
und Alieſten bei freiwilliger Prorogation als Schiedsgericht oder als Vergleichsdeputation 
Streitigkeiten in Handelsangelegenheiten zu ſchlichten, die Ordnung und Disdplin in den Ber: 
fammlungen und an der Börfe aufrecht zu erhalten, pie Verträge zwiſchen ven Mitgliedern über 
Annahme von Lehrlingen und Gehülfen entgegen zu nehmen, die Zeugnifle ber legtern zu be: 
glaubigen und bei denfelben auf tüchtige kaufmänniſche Bildung, Rechtlichfelt, Oxhuungsliche 
und Sachkenntniß Hinzumwirken. In befttimmten Fällen find vie Älteften fo befugt als ver: 
pflichtet, ein Mitglied von der Gorporation auszuſchließen. (©. hieräber unter andern die Sta: 
tuten für die Kaufmannſchaft zu Berlin vom 2. März 1820, preußifche Gefehfamminng, 1820, 
S. 46; für die Kaufmannſchaft zu Stettin vom 15. Nov. 1821, preußiſche Geſetzſammlung, 
1821, S. 194; ferner zu Magdeburg vom 9. April 1825, preußifhe Gefegfammlung, 1825, 
S. 25; zu Tilflt vom 22. April 1823, preußifche Geſetzſammlung, 1823, ©. 77 u. f. w.) 

Zum Geſchäftskreiſe einer Taufmännifchen Corporation und ihres Vorſtandes ſind ferae 
noch einige fpecielle Angelegenheiten zu zählen, 3.8. Entgegennahme und Depofitton ber Fir- 
men (der Unterfhriften), Bekanntmachungen einer Procura und Handelsſocietät wie Deren 
Auflöfung, Borfchlagung von Sachverſtändigen, Goncurseuratoren u. ſ. w. auf Erforbern der 
Gerichte, Controle über Mäfler und Börfencurfe, Beftftellung von Handelsuſancen. 

Bei voller Bewerbefreiheit auf vem Gebiete ned Handels, das jepem offen ſteht, welcher fi 
im Beflg der bürgerlichen Ehre befindet und dieſe nicht durch richterliches Erkenntniß verloren 
hat, ohne Beſchränkung durch Prüfungen und Bermögensnacdhweife und ohne Vorrechte un 
Privilegien für Handeltreibende und deren corporative Berbände, bürfte bei den kaufmänni- 
ſchen Eorporationen eine Zwangspflicht zum Beitritt am wenigſten bebenflich erſcheinen. 


W. A. Leite. 
Gewerbeſtener, ſ. Grund⸗, Gefaͤll und Hausſtener. 

Gewohnheitsrecht. (Autonomie; Autonomie der Bürger und ihrer Ber: 
eine und Autonomie und Eonfens fürftllider Agnaten; Berigtögebraud und 
Dbfervanz.) 1. Die pofltiven Gefege in einem Staate find theils obrigkeitliche oder Staats: 
gefege im meitern Sinne, wenn fie von einer hoͤhern oder niedern Staatögewalt für die Bürger 
gegeben fin, theils bürgerliche Selbfigefege ober Autonomie over auch Bertragdgefege, wenn 
Die Bürger ſelbſt viefelben für fich feftgeftellt Haben. Beine können entweder ausdrückliche Gef 
fein, tm juriftifcheh Sinne gefchriebenes Recht, wenn fie wörtlich, mundlich oder fchriftlich, feftge: 
ſtellt und verfünbigt murben, oder Gewohnheiten im weitern Sinne, im juriftiſchen Sinne unge: 
ſchriebenes Recht !), wenn ver gefegliche Wille durch Handlungen ober Ihatfächlich ſich ausfprict. 

So fann die Regierung vereinigt mit den Ständen ausdrückliche Höchfte Staatögefehe, und 
ebenso koͤnnen auch Höhere Staatsbehorden innerhalb ver ihnen übertragenen Amtsgewalt durch 
affgemeine Befehle, Gerichte insbeſondere durch gemeine Beſcheide ausdrückliche obrigkeitliche 
geſetzliche Rormen begründen. Beide konnen aber auch thatſächlich oder durch Gewohnheiten im 
weitern Sinne ihren Willen ausſprechen, indem fie fo handeln, daß man dieſes Handeln nicht 
anders erklären kann, al& daß fie durch daſſelbe eine beſtimmte Mechtsregel für alle Fälle ber 
gleihen Art als gültig erflären oder anerkennen wollten. Man heißt dieſe Gewohnheit bei ber 
hoͤchſten parlamentarifchen Gefeggebung gewöhnlich Präcebentien, welde in England eine 
große Rolle ſpielen, bei Behoͤrden Dbfervanzen und bei ven Gerichten auch Gerichtsgebrauch 
Die thatfähligen Feftftellungen von Normen durch vie Staatsbehärden betreffen gewöhnlich 
blos die Formen der Geſchäftsbehandlung und heißen dann bei Berichten Obfervanzen im 
engern Sinne, können aber auch zum Theil über den Inhalt ver Sachen entſcheiden (res judi- 
catae, arräts, Jurisprudence des arr&ts). Ebenſo Finnen die Bürger durch ausdrückliche 
Statute über ihre gemeinſchaftlichen Geſellſchaftsverhältnifſe Beſtimmungen treffen. Auch rechnet 
man hierher die Teftamente und die gewoͤhnlichen ausdrücklichen Verträge zwifchen zwei ver: 
ſchiedenen Vertragsparteien. Doch kann man von ven allervings ebenfalls autonomiſchen Nor: 
men durch bloße Privatdispofitionen und Privatverträge, bei welchen jebe einzelne Beſtimmung 
nur durch die (beſonders erwiefene) ſpecielle Einwilligung des Betheiligten Gültigkeit erhält, 





I) Die neuen Juriſten behaupten gewöhnlich, daß die Römer die Yusbrüde: jus scriptum und jus 
non scriptum in biefem juriſtiſchen Sinne nicht gebraucht hätten , ſondern nur in bem örtlichen ober 
grammatifchen Sinne. Ich glaube jedoch in den Heidelberger Jahrbüchern, Sahrg. 1813, ©. 908, bes 
mieten Er haben, daß die Griechen und Römer allerdings auch in jenem juriftifchen Sinne die Ausdrücke 
gebrauchten. 
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die Autonomiegeſege im engern Sinne unterſcheiden, welche al& @efege auch den, der nicht fpeciell 
in le eingewilligt hat, ſchon wegen feiner allgemeinen Theilnahme am Geſellſchaftsverhältniſſe 
bverpflichten. Sprechen nun bie Bürger thatſächlich durch Befolgung einer Norm deren geſetz⸗ 

liche Gültigkeit aus, fo bildet dieſes die juriſtiſche Gewohnheit oder dad Gewohnheitsrecht im 
engern Sinne. 

Uber Autonomie und Gewohnheitsrecht, über ihre rechtlichen Grundlagen, über vie Bedin⸗ 
gungen Ihrer Gultigkeit und ihre Wirkungen, Uber ihren Werth endlich und über ihr Verhältniß 
zu den Übrigen Rechtöquellen hat man in neuerer Zeit ſehr verſchiedene Aufichten aufgeftcht. 
Die Berfgiebenheit und Cinſeitigkeit der naturrechtlichen und politiſchen Theorien und ber 
Juriſtenfſchulen Hat fich aberall auch in dieſer Lehre abgeipiegelt. 

IE. Aller eigentlichen Autonomie der Bürger wie allem Gewohnheitsrechte feinnlich zeigte 
fi jene mechantich veöpetifche Schule von Juriſten und Politikern, welche durchaus nur von dem 
Willen des Herrn, von feinen pofitiven Befegen und Befehlen jebe Bewegung in der Staats: 
geſellſchaft beſtimmt und moͤglichſt uniform und mechaniſch geregelt wiflen wollte. Und auf eine 
merkwürdige Weiſe ftinınste mit ihr eine einfetlige formaliſtiſche und abſtracte Vernunftrechts⸗ 
oder Naturrechtatheorie uberein, die, feind allen hiſtoriſchen und allen beſondern Rechten, mit 
vhiloſophiſchem Glaubenozwang alle Lebensverhältniſſe nad ihren abſtraeten Regeln vermittelft 
der hoͤchſten Staatögefehgebung uniform beſtimmt ſehen wollte. Weber neben einer ſolchen ded⸗ 
potiſchen und philoſophiſchen Staatögefeggebung, noch viel weniger gegen ihre Diegeln blieb für 
die Selbftgefepgebung und vie Gewohnheiterechte der Bürger und ihrer Bereine, Fine Stelle übrig. 

Selbft Puchta, ein Anhänger ver hiftorifchen Schule, unterflirgte in feiner Theorie Über das 
Gewohnheitsrecht (S.157 und 207) wenigſtens rüdfiägtli der Autonomie dieſe Anſicht pur 
die faſt unbegreifliche Vollgraff'ſche Behauptung: Autonomie fei ein dem Alterigume ganz frems 
der germantfcher Begriff. Er fei blos entflanden Dur ven Mangel an wahrer Staatsgewalt 
und durch das flaatlofe Benehmen ver Germanen, ihre Brivatfreibeit und pas Privatrecht über 
das gemeinfhaftliche und das äffentlicde Recht zu ſezen. Deshalb hätten fie nur den von allen 
Sinzelnen als Cinzelnen und als Unterthanen abgeſchloſſenen, aber gar nicht vom Gemeinſchaft⸗ 
Uchen ausgehenden Privatverträgen fi) unterwerfen wollen. Jetzt fei vie Autonomie nur ald 
eine unregelmäßige Befugniß, als ein Privilegtum übrig‘ geblieben für einzelne Klaffen von 
Berfonen, wie die fürftligen. Allein fowie das Wort Autonomie, fo tft au die Sache ſelbſt 
recht gut griechiſch und fo antik wie möglich. „Bon alterd ber’, fagt Baufanias®), „ſchätze 
ten bie Argiver die Autonomie und Ifegorie über alles.” Xenophon aber bezeichnet gerade dieſe 
gleiche Autonomie alter Freien als den unterſcheidenden Charakter europäiſcher Geſellſchaftsein⸗ 
richtung im Gegenfage gegen bie orientaliſche despottiche. Und Johannes von Müller jagte: „Die 
fehon von Xenophon als der Charakter der eutopälfägen Berfaflungen angegebene Autonomie, 
daß die Bürger nad felbft gewolltem, ſelbſt gebilligtem Gefege regiert werden, iſt bürgerliche 
Freiheit.” Bel den Griechen und bei ven Römern aber wurde durch eine einfeitige Auffaflumg 
fogar dieſe gleiche freie Selbfigefeggebung aller Treien, die Autonomie und Iſonomie, der 
Mittelpuntt ihrer abfolut demofratifhen Rechts⸗ und Staatsanfichten.?) Miles Geſetz und 
Recht betrachteten überhaupt vie Griechen wie pie Römer nur ald gemeinſchaftlichen freien Ver: 
trag aller (Röksag auvAyıen xorvA, communis reipublicae sponsio).?) Solon wie die Zwoͤlf 
Tafeln erfennen daher auch a cklich das freie Affociationdrecht aller Freien an und zugleich 
das Recht aller Mitglieder von Aſſociationen und Gorporationen, als deren Vorbild fie Die freie 
Stadt: und Staatsgemeinde erklären, durch vertragsmäßige Selbſtgeſetzgebung ſich ihr Recht 
nach Belieben feftzuftellen (pactionem , quam velint, sibi ferre). Auch noch die Rechtsanficht 
der Tpätern Römer, von welchen unter aubern au Plinius fagt: „Na dem Rechte unferer 
Borfahren ſoll jeber einzelne Bürger fouverän fein‘ ®), und auch noch die Philoſophie der roͤmi⸗ 
fchen Zuriften, die ftoifche und indbefondere Marc-Aurel (I, 14) erklärten ausdrücklich die gleiche 
Selbfigefeggebung aller Bürger und die Beſtimmung aller gemeinſchaftlichen Berhältnifle durch 
ihr freies und gleiche Mitſtimmen, durch ihre Autonomie und Iſegorie ald das finatörechtliche 


2) Corinth., c. 19. 

3) Weider, Letzte Gründe, ©. 858, 508 fg.; Syſtem, I, 61 fg., 158 fg. u. 565 fg. 

4) ©. vorige Rote und Demoſthenes in der L. 2 de legib. aufgenommenen Stelle. Diefer Bers 
trag, diefe Lex, ift auch noch in ber fpätern römischen Jurisprudenz bie eigentliche Duelle alles Rechts. 
Alles andere, Faiferliche Conflitutionen u. |. w. gelten nur bnrch fie and in vicem legis Tit. de jure nat. 

5) In quocunque civium summum esse voluerunt. Hist. nat., VIII, 3. 
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Srundgeſetz und Ideal. Die voͤmiſche Jurisprudenz aber ſtellte unter dem kaiſerlichen Despotis⸗ 
mus, ja ſelbſt no unter Juſtinian überall dieſelben Grumdſaͤtze an ihre Spitze und füchrte fe 
namentlich auch in der Lehre vom Grwohnheitsrechte folgerichtig pur. ©) Auch nach dem ent: 
ſchiedenen Untergange der Demokratie wußte man insbefondere diefe rechtliche Grundanſicht 
noch mit der monarchiſchen Oberregierungsgewalt der Kaifer zu vereinigen, indem man nicht 
bios für dieſe Gewalt eine angebliche allgemeine Volktabſtimmung (lex rogia) ald den Rechto⸗ 
grund anführte?), ſondern indem man auch in ben Affociationen. und Gorporationen, nament: 
lich aud in ven Municipien, und durch freies Gewohnheitsrecht im ganzen Staate bad Recht 
freier Selbſtgeſetzgebung der Bürger fortbeftehen ließ und ausdrücklich als natürliches Freiheits⸗ 
recht aller freien Bürger anerkannte, ſoweit ed nur nicht etwa abfolut gebietenden Naturrechtt⸗ 
grundfägen ober abjolut gebistenden Belegen nes Hähern Eaiferlihen Staatsgeſeggebung wider: 
ſprach 8), eine Rechtstheorie, welche buchftäblich übereinftimmenn auch unfere veutfchen wie die 
kanoniſchen Gejege aufftellen, indem fle überhaupt auf das vollſtändigſte piefelben Grunbjäge 
über bie frele Autonomie der Bürger theilen.?) Die Germanen aber leiteten nie eine fo vein 
bemofratifche Regierungsform aus ver gleichen Selbftgefeggebung aller Freien als eine Rechto⸗ 

nothwendigkeit ab, mie dieſes irrthümlich früher die Griechen und Römer und in unfern Zagen 
Rouflenu mit feinen Anhängern thaten. Bei pen Germanen und ihrem frühzeitigen monagrchi⸗ 
Gen Regierungsbeſtandtheile ſchied fi alfo ſogat noch früher als bei ben Roͤmern das natür: 
lie Autonomiereht aller freien Männer als folder von ber demokratiſchen umd von ber 
monarchiſchen Regierungdgewalt, um auch noch außer und neben berfelben zu befteben. Stets 
aber erkannten bie Germanen ebenfo wie die Griechen and die Mömer, troß aller Autonomie, 
eine durch fie begründete höhere politiſche Geſammtgewalt Über ven Ginzelnen und eine Unter⸗ 
onenung der legtern unter Die grundvertragßmaͤßige Stimmenmehrheit. Auch bei ihnen wirklen 
in ihren Volksverſammlungen und ihren regierungdgefehgeberifchen und richterlichen Beichlüffen 
die Einzelnen nicht als einzelne Private, fondern ald Organe und Glieder des Gemeinweſend, 
des gemeinfchaftlihen Ganzen, als Bürger. Und daß fie ſchon fo frühzeitig, wie wie alten 
Sachſen und bie alten Briefen, in ihren gefeggeberiihen Verſammlungen und ſeit Karl vem 
Großen wenigftend allgemein in ihren Gerichtsverſammlungen auch eine Repräſentation durch 
erwählte Vertreter kannten, dieſes zeigt fogar eine tiefere Auffaflung flentörechtliger Ideen und 
des wahren Berhältnifieß der natürlichen und der politifchen Autonomie zueinander und zu der 
Regierungsgewalt, als wir fle bei en Alten finden. Bei dieſen letztern aber forderten ja gerabe 
ebenfo wie bei ven Germanen alle Einzelnen mit Giferfucht als ihr eigenes wahres perfönlides 
Net das Mitflimmen über dad Bemeinfchaftlide, über die res publica ober die res populi. 
Und auch bei ven Alten wurbe alles Beftimmen dur den Stimmenmehrheitds oder den Regie: 
rungobeſchluß rechtlich begrandet und rechtlich begrenzt durch den allgemeinen Grundvertrag 
(Geſammtbũrgſchaftovertrag, leges sacratae), alfo durch Die Einwilligung von allen. Ehen: 
beöhalb nannten fie auch fletö ſolchen grunnvertragsmäßigen Stimmenmebrheitöbeichluß eine 
Einwilligung aller (consensus omnium), nicht Ginwilligung der Mehrheit. Sie gingen 
davon aus, felbft Volksbeſchlüſſe feien ungültig, melde den consensus omnium ber Gruub: 
veriräge over auch die unveränderlihen Naturredhtögrunbfäge (jura naturalia semper firma 
atque immutabilia) verlegten. 10) Wo iſt denn nun bier jener totale Gegenjag in den natür- 
lichen rechtlichen ‚und politiſchen Grundideen zwiſchen den Alten und den Germanen, vermöge 
deſſen man ven Alten allein bie Idee eines politifchen Gemeinweſens und eine gänzliche Unbe⸗ 
kanntſchaft mit der Idee der Autonomie, den germantfchen Voͤllern jogar bis auf den heutigen 
Tag dagegen jede Idee des Staates abſprechen, ja den Alten allein Patriotiſmus und eine völlig 
unegoiftifche Richtung ihrer politifchen Gedanken beilegen will, und felbft ven naturphiloſophi⸗ 
fen Unfinn, baß fie den Staat nur um feiner ſelbſt willen gewollt Hätten, nit aber zum Wohle 
und zur Rechtsbefriedigung aller Einzelnen oder der Bürger (der salus omnium)? Solde 


6) ©. Note 18. 

7) Sed et quod principi placuit, legis habet vigorem, quum lege regia, quae de ejus im- 
perio lata est, populus ei et in eum imperium suum et potestatem suam concedat. $. 6 de jure 
nat., L. 1, $. 7 de veter. jur. 

8) $.9 de jure nat., L. 82 de leg., c. 3, quae sit longa consuet. , und damit verbunden L.1. 
* 7 de e yeter. jur., und C. 2, quae sit longa consuet. Welder, Lebte Gründe, ©. 510; ©y: 

m,1, 

9) Welder, Syftem, I, 154 u. 565 fg., umd die Art. Afocietion, Deutſche Gefchichte und Dentiäcth 

Banbeöflanttrcgt. 10) Welder, Bepte Gründe, ©, 347, 469, 522; Syſtem, ©. 102, 
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totale Gegenfäge befriedigen wol die Eitelkeit der Theoretiker, aber fle führen faft immer zu 
Schiefheiten und zu einfeitigen Theorien. Gradweiſe Uinterfchiebe der Ausbildung des Gemein 
weiens, ber Staatögewalt u. ſ. w. mag man freillch nadıweifen. Man mag insbeſondere auch 
darauf hinweilen, daß nad der feudalariſtokratiſchen und fauftrechtlichen anardifchen Unter: 
grabung der altgermaniſchen und vor der Begründung unferer neuern Staatöverfaflungen jene 
- würbigern Ideen eines wahren Gemeinweſens allerdings vielfach, jedoch keineswegs überall 
und volländig und noch weniger bleibend 21) zurückgedrängt wurden. Und in dieſer Anarchie 


des Feudalismus kamen allervings auch vorübergehenn jene falſchen Puchta'ſchen und Voll- 


graff'ſchen Begriffe von einer rein ſelbſtiüchtigen und blos privatrechtlichen Autonomie, von 
einen polnifchen liberum veto zum Vorſcheine. Dieſes nun möchten fogar bie Vollgraff'ſchen 
und Haller'ſchen Theorien noch heutzutage durch ein ſelbſtſüchtiges privatrechtliches Wider⸗ 
ſpruchdrecht aller Agnaten gegen bie verfaffungsmäßigen Befchlüffe ver ſouveränen Staatöge- 
walten in unjern heutigen freien Staaten geltend machen. Ganz folgeritig zerſtoͤren fie freilich 
dabei alten Begriff von Staat und Gemeinwefen fo gänzlich und verwandeln das heilige ſou⸗ 


veräne Majeflätsredht der Megierung eines Gemeinweſens freier Männer fo völlig in ein ges 


woͤhnliches Privateigenthum über Leibeigene, wie es felbft die roheſten Fauſtrechtsbegriffe ve® 
Mittelnlterd kaum jemals verſuchten. Sie überſehen aber dabei nur, daß wir heute nicht mehr 
in der Feudalanardie und Feudaldespotie des Fauſtrechts leben und leben wollen. Sie über: 
fehen, daß bei allen germanifchen Völkern, daß in allen unſern et deutſchen wie in den alter: 
thümlichen und chriſtlichen oder kanoniſchen Rechtöquellen jene beſſern Grundſatze einer gleichen 
freien politifchen Autonomie aller freien Männer und wahrer freier Gemeinweſen herrſchen, 
und daß, geftügt auf ihre geichichtliche und vernünftige unverjährbare Gültigkeit, alle deutſchen 
und germaniſchen Voͤlker die Feudalanarchie und Feudaldespotie zerflörten und unfere neuem 
Staaten in Übereinſtimmung ber Fürſten und der Völker gründeten. 12) Sie überfehen, daß 
jedenfall mit gleichem, wenn nicht mit groͤßerm echte, ald vie Fauſtrechtsgewalt des Mittel- 
alters freie Menſchen zu Leibeigenen und eine Herrigaftägewalt über fie zum Srivatbefige 
machte, dieſe ihrerjeitö ihre Freiheit wieder erwarben. Sie überſehen endlich, daß jene feubal- 
ariftofratifchen, ebenſo anarchiſchen als despotiſchen, verfaulten Trümmer, bie fie aus ven Saͤr⸗ 
gen bed Mittelalters hervorziehen, wenn ihr verfehrtes, ihr frevelhaftes und wahniinniges Be⸗ 
ſtreben gelänge, ebenfo zum Ruine der Throne wie der bürgerlichen Freiheit leiten, amfere heuti⸗ 
gen Gefellichaftsverhältniffe vergiften und neuen revolutionären Bärungen und Auflöfungen 
enigegenführen müßten. 

Hinweg alfo mit diefer anarchiſchen, fauſtrechtlichen Autonomie, mit dieſem privilegirten 
yolnifchen liberum veto, womit noch heutzutage einzelne PBrivilegirte, Die auch als fürflliche 
Agnaten und eventuelle Thronfolger doch nur Unterthanuen unfers fouveränen Gemeinweſens 
und feiner Regierung oder Fremde find, die allgemeinen Grundverträge und Gefege unſers 
Vaterlandes, feinen rechtlichen Gejammtwillen und fein Geſammtwohl zu ihrem Privatvor⸗ 
theile nad) ihrem inpivinuellen Brivatwillen vereiteln und umflürzen möchten! Völlig verſchie⸗ 
ven hiervon aber if die Doppelte wahre allgemeine Autonomie aller freien felbftändigen Bürger, 
welche unmittelbar aus den Grundfägen des Vernunftrechts und ber vernunftrechtlichen Freiheit 
fließt, wie fie ſchon in der encyklopädiſchen Ginleitung (Bd. I, S. XL), im Art. Gefeg 
und nad den Grundſätzen unferer ſämmtlichen ftantörechtlichen Rechtsquellen (Art. Deutſches 
Landesſtaatsrecht) entwidelt wurden. Sobald nad dem Verſchwinden ber dedpotiichen und 
theofratifhen Culturſtufe in der vernunftrechtlichen Zeit jelbländige Männer in legter 
Inſtanz nur in fich ſelbſt, nur in ihrer eigenen frei geprüften religidfen und Gewifjensüberzeu= 
gung die höchſte Entſcheidung über ihre Lebenäbeflimmung und über ihr Handeln für dieſelbe 
oder ihre hoͤchſten Geſetzgeber und Richter finden, alddann kann aud nur dasjenige Gemein⸗ 
weſen und das äußere Geſetz beilelben ihrer würdig und ihnen gültig fein, welches fie mit eigener 
freier Überzeugung gemeinſchaftlich in freien Grundvertrage und Geſammtwillen wollen und 
‚erhalten. Die Regierung und Gefeggebung müſſen jegt dieſem allgemeinen autonomiſchen 
Geſammtwillen entfprechen, ſie müflen grundvertragd: oder verfaſſungsmäßig fein, wenn Frei⸗ 
Heit befteben, wenn das Vernunftrecht herrſchen ſoll. Infoweit hatten allervings die Alten ganz 
recht, daß jie, im Begenfage der theokratiſchen oder despotiſchen orientaliſchen Reiche, ben 
Grundcharakter der freien oder vernunftrechtlichen europäiſchen Völker in die Autonomie aller 
Bürger fegten. Zugleich aber ordneten die freien Bürger ven gemeinfchaftlicheri Geſetzen, welche 


11) S. die Art. Alodium und Feudum und Deutſches Landesſtaatorecht. 12) ©. Rote 20. 
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auch in freieſter Form doch nur durch verfafſungs mäßige Stimmenmehrheitsöbeſchlüſſe zu Stande 
gebracht werben konnten, ihre Lebensverhältniſſe nur inſoweit unter, als dieſes für den gemein⸗ 
ſchaftlichen Frieden und den Geſammtzweck der Staatsgeſellſchaft unenthehrlich if. Soweit 
dieſes dagegen nicht der Fall iſt, behaupteten fie auch in dem Staate ihre natürliche Freiheit oder 
ihre natürliche Privatautonomie, um durch fie, ihrer beſondern ͤberzeugung gemäß, ihre beſon⸗ 
vern Berbältnifie zu beſtimmen, eutweder ausſchließlich, wenn ſie ihnen ganz allein angehören, 
oder mit den Mitbürgern, mit welchen jie ihnen gemeinſchaftlich fin. 

Hiernach behalten alfo naturrechtlich wie nad unferm pofitiven Rechte auß noch jet die 
freien Bürger jedes freien Staates, ganz ebenfo, wie es für fie allgemeine öffentliche und beſen⸗ 
dere oder Brivatverhältnifte, Geſetze und Rechte gibt, auch eine allgemeine Öffentliche ober peli- 
tiſche Autonomie und eine befonvere oder Privatautonomie zu ber rechtlichen Beſtimmung jener 
Berhältnifle. Die öffentliche oder politiiche befteht in jenen: verfaflungsmaäsigen freien Gefammt- 
willen jebes freien Volkes und wird geltend gemacht oder gehanbhabt durch feine verfaifungs: 
mäßige felbfländige oder fouveräne Geſetzgebungs⸗, Regierungs: und Richtergewalt. 12) 
Die befondere over Brieatautonomie befteht in dem freien Beftimmungereihte ber Bürger über 
ihre alleinigen oder über ihre gemeinfchaftlisgen beſondern geſellſchaftlichen Verhältnifſe, ſo⸗ 
weit ihnen nicht der allgemeine Friedend- und Staatövertvag, alfo das Naturrecht oder bie 
fonveräne Regierung bed allgemeinen Staatswohls wegen ein abfolut verbietendes Befeh 
entgegenftellen. 1%) 

Möglicherweife kann außerdem durch bejonbere Brivilegien auch die allgemeine Autonomie 
der Bürger noch weiter ausgedehnt fein oder eine privilegirte Autonomie beſtehen. Diefes if in 
einzelnen Ländern zuimeilen in Beziehung auf adeliche Familien der Fall. Das allgemein 
beutiche Staatsrecht kennt nur die durch Urt. 14 der Bundesacte für bie ſtandesherrliches 
und die ehemals reichsunmittelbaren grundherrlicden Familien anerkannte erweiterte Autonomie 
über ihre Yamilienverhältniffe 5) und dann bie dem SPrivatfürftenvechte angehörigen erwei: 
terten Autonomierechte der fürftlichen Familien in Beziehung auf ihre perfünlidden und Ber: 
mögendverhältniife. In diefen legtern aber find durch Aufhebung ver Reichsobergewalt und ver 
Lehnbarkeit der Regierung, überhaupt durch Auobildung einer wahren Souveränetät ver Staa⸗ 
ten und einer monarchiſchen Regierungsgewalt und einer wahren Landſtandſchaft große Veraͤn⸗ 
berungen vorgegangen. Die allgemeinfte und weſentlichſte ift vie, daß alle Regierungsgemalt 
und alles zur Beflreitung der Regierungsbenürfniffe beſtimmte Bermdgen, wie Staatsdomänen, 
jegt alle Natur eines von Privatwillfür abhängigen Privatvermögens, bie mar ihm in ver 
Anarchie und Ufurpation des Mittelalterd und feines Fauſtrechts und Feudalismus zum Theil 
beilegen wollte, gänzlich verloren haben und der jonveränen DBerfaflungsbeflimmung und 
Staatögefeggebung unterliegen. Wer hier widerſtreitende und auf bie aufgehobenen frühern 
Feubalverbältniffe, auf eine frühere Staatlofigkeit und Nichtfouveränetät deutfcher Fürſten und 
Zänder gegründete Privatanſprüche (ex pacto et providentia majorum u. f. w.), Yingültig: 
feiten wegen Mangels privatrechtlicher Agnatenconfenfe geltend machen wollte, der verletzt das 
erfte Grundgeſetz des Deutfchen Bundes: die Sonverdnetät wahrer umb felbftändiger Staaten 
und Regierungen für alle veutfchen Bundesländer; nicht minder auch Die monarchiſche Htegie: 
sungsform, die er in eine Ariftofratie aller Agwaten und aller möglichen zukünftigen Thron: 
fuccefforen ummandelt. Er jegt in der That an pie Stelle ver rechtmäßig von dem Fauſtrechte 
befreiten Bürgerwürde fauftrechtliche Xeibeigenfchaft der Untertanen und ein alle Wolfs: um 

Staatdehre vernichtendes ſchmachvolles Brivateigenthumsrecht über fie, gibt Sicherheit und 
Gefligfeit der ſouveränen monarchiſchen Regierungs: wie der Bürgerrechte und das, mad bad 
Feſteſte und Heiligfte, das alle Vindende im Staate fein muß, die Verfaffung und das verfaf: 
fungsmäßige Geſetzgebungsrecht für das Staatdreohl, dem Eigenfinne und Privatbelieben von 
alten gegenwärtigen und zukünftigen Agnaten unb von allen Hunderten von mögliden Thron: 
fuccefforen preis. Er ſetzt aber auch ebenfo, wie er ein ehrenvolles ſtaatsbürgerliches Gemein: 
weien und feinen Gemeingeift und Patriotismus durch ein empörenbed und ſchmachvolle 
Patrimonial: und Leibeigenfchaftöverhältnig und feine ſelbſtſüchtigen Brivatintereffen zu ver: 
drängen ſuchte, an die Stelle eined ruhigen, geordneten, rechtlichen Zuſtandes aufs neue ein 
grenzenlofe Uinfiherheit, Fauſtrecht und Kıleg. Er weiß und verfleht entweder gar nicht, wat 
er will und thut, oder er ift mit Bewußtſein ber gefährliääfte Feind ver Throne wie der Voͤller 


13) Klüber, Öffentliches Recht, $. 1— 14) Klüber, $. 4, 362. 
15) Klüber, $. 806, 313 u. 828, und 4. Standesherren 


Gewohnheitorecht 673 


Er fängt damit am, daB erſte und heiligſte Chrenrecht der Fürſten, die monarchiſche Majeftät, 
die Würde und Machtvollkommenheit (dignitas und amplitudo nach der römiſchen Deſtnition 
ver Majeſtät) eines fouveränen Fürſten von einem ſouveraͤnen Staate, das erſte und heiligſte 
Ehrenrecht eines ehrenwerthen Volkes und Bürgers, ihre Freiheit und Bürgermürbe, felbft 
ihren Grundbegriffe nach zu zerftören, mie es auch die Vollgraff'ſche Theorie ausdrücklich ſelbſt 
anerfennt, indem fie felbft ven Namen Staat und den Gedanken an Patriotiomus und @emein: 
geift entfernt wiffen will. (S. Privatfürſtenrecht und Succeſſionsrecht.) 

- 18. Das Gewohnheitsrecht nun hat gerade jene natürliche Autonomie oder vielmehr ven 
autonomifchen Willen der Mehrheit einer Gemeinheit, eines gefellfchaftlichen Vereins und 
nichts anderes zu feiner rechtlichen Grundlage. Und zwar kann ſich vaflelbe, folange eine 
Staatöverfaffung abſolut demokratiſch tft, ſolange die hoͤchſte Gewalt alſo in den Händen aller 
Bürger ruht, und infofern von einer allgemeinen thatſaäͤchlich ausgeſprochenen Zuſtimmung des 
ganzen Volkes bei einer Gewohnheit Die Rede ift, allervings auf die Öffentliche Autonomie 
gründen (wie dieſes auch bie L. 32 de legibus fagt). Sobald aber eine andere, eine von ber 
Demokratie aller Bürger verfhienene höchſte Gewalt entfieht, Tann das Gewohnheitsrecht im 
engern Sinne fi nur auf die natürliche Brivatautononie ber Bürger als Mitglieder einer 
Bemeinheit, eines gefelligen Vereins gründen. Vermoͤge dlefer natürlichen Brivatautengmie 
aber dürfen die Bürger allernings auch ihre beſondern Aſſoclationen und Eorporationen, ſo⸗ 
weit fie Eeine abfolut verbietenden naturrechtlichen oder Staatsgefetze verlegen, geſetzlich ordnen. 
Ste dürfen hierdurch die bleibenden Mitglieder ver Geſellſchaft, ſowie ſelbſt Fremde, foweit diefe 
freiwillig an den Mechtöverhältniffen Antheil nehmen, geſetzlich binden. Dieſes iſt nun auch Die 
Theorie unferer römtjchen, deutſchen und kanoniſchen Geſetze. Ihnen And auch hier ſowol bie 
Theorien unferer despotiichen als unferer philoſophiſchen und unferer hiſtoriſchen Juriſtenſchule 
fremd. Die Despotifchen gründen, wie die meiften Nomaniften des vorigen Iahehunderts, 
die Bhltigfeit ver Gewohnheiten auf eine Erlaubniß ver Megierung, welche Erlaubniß bei der 
natlrlihen Frelheit der Bürger, über ihre Verhältniſſe zu beſtimmen, ſoweit «8 ihnen Tein 
Staatögefeg verbietet, unndthig iſt, welche Erlaubniß hiſtoriſch auch nicht wirklich und welche 
endlich auch ſelbſt unmöglich ober nicht annehmbar ift, indem ja vie Regierung fo viele Gewohn⸗ 
heiten gar nicht fennt und fi nicht um Diefelben bekümmert. Die Bhilofophifcken gründen da⸗ 
gegen, wie Brolman, die Gewohnheit lediglich auf einen gewöhnlichen Privatvertrag. Als⸗ 
dann gälte fie aber nicht als Geſetz, und es müßte jedesmal fpecielle Eintoilligung in jeden 
Punkt ihrer Beſtimmung von felten beffen, für den fle gültig fein ſoll, privatrechtlich erwieſen 
werden. Die Hiftsrifhen enplih (und die Naturpbilofophen), Hugo, Savigny u. a., 
gründen die Gewohnheit lediglich auf Das hiſtoriſche Factum ihres Beftehens, darauf, daß fle 
ſich von ſelbſt gemacht Habe, ganz wie Sprache und Sitte der Bürger, daß fie nur ein Theil der⸗ 
felben fei. Aber in einer freien, in einer vernunftrechtlicken Ordnung freier Menſchen Tann 
man eine: ihre Freiheit beſchränkende allgemeine gefepliche, eine zwangsrechtliche @ültigkeit 
irgendeiner Regel, einer Handlungsweiſe flir alle durchaus nicht darauf gründen, baßeben rein 
factiſch dieſe vielleicht gute, vielleicht auch nicht gute Handlungsweiſe von mehreren vielleiht zu⸗ 
fällig und vielleicht unbewußt befolgt wurde. Vielmehrkann eine ſolche Bültigkeithier durchaus 
nur abgeleitet werden aus ihrem eigenen freien vernünftigen rechtlichen Geſammtwillen, eltie 
beſtimmte Norm als gemeinfchaftlihes Rechtsgeſetz für die gemeinfchafttichen Verhältniſſe zu 
befolgen; ſpreche fich num dieſer Geſammtwille durch Worte oder durch Thatfachen aus, fpreche 
er ſich aus durch allgemeines verfaffungsmäßiges Geſetz des größeren politiſchen Gemeinweſens 
ober durch Geſetz der beſondern nähern Gemeinheit, in welcher die Norm geiten ſoll. Die wider⸗ 
ſprechende und unklare Weiſe, wie in dieſen Theorien der hiſtoriſchen Schule und inbbeſondere 
in der von Puchta mit dem naturgeſetzlichen und rein factiſchen Beſtehen einer Norm, alſo mit 
einer noch gar nicht juriſtiſchen rein factifhen Gewohnheit und mit ihren Sichvonſelbftmachen 
gleich ver Sprache, kurz mit biefen den freien praftifhen Vernunftgelegen fremden Momenten 
doch noch einiges die letztern Berührendes unter vem Namen rechtliches Volksbewußtſein u. ſ. w. 
vermifcht wird, kann natürlich ven Grundfehler diefer Begründungen nicht befeitigen. 1°) 

Die Bedingungen der Gültigkeit einer juriftifhen Gewohnheit ergeben ſich aus dem aufge- 
ftellten rechtlichen Berufe und rechtlichen Fundamente verfelben von jelbft. Es bedarf nur des 
thatſaͤchlich ausgeſprochenen Conſenfes wenigftend der Mehrheit der Glieder eines gefelffchaft: 
lichen Vereins oder Kreifes, daß eine beftimmte Rechtsnorm für ihre gemeinfchaftlichen Ver: 


16) ©, gegen diefe Theorien Welder, Spftem, I, 580. 
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hältniſſe gelte. Alsdann gilt dieſe Norm, fofern ſie nur an ſich rechtlich möglich if, v. h. 
wenn fie wirklich nur über gemeinſchaftliche geſellſchaftliche Verhältniſſe beſtimmt und fie 
feine abjolut verbietenden naturrechtlidden oder Rantögefegligen Beſtimmungen verlegt. Es ge: 
nügt alfo meber, wie Die Hiftorifchen bei ihrer Begünftigung des Gewohnheitsrechts behaupten, 
das blos factifche mehrmalige Bornehmen einer und derfelben Handlung in irgendeiner Mehr: 
heit von Menſchen, wenn felbft auch daraus jene rechtliche Abficht nicht erkennbar ift, und wenn 
auch jene beiden Beringungen der rechtlichen Möglichkeit dieſer Abficht fehlen. Ebenſo wenig 
aber bedarf ed, ſobald dieſe rechtlich mögliche Abficht, etwas als Rechtsregel gelten zu lafien, er- 
kennbar iſt, nody weiterer Bebingungen, wie fle die despotiſchen und philoſophiſchen Gegner der 
Gewohnheit verlangen. Ed bedarf nicht einer Genehmigung des Regenten oder ver Beftätigung 
ber Gerichte, einer langen Zeitbauer, Öfterer Wiederholung, abfoluter Gleichfoͤrmigkeit, der 
Offentligfeit und Fortbauer ver Gewohnheitshandlung, ober auch der vielleicht irrigen Met: 
nung der Gefellfchaftsgliener, daß fe diefe Norm befolgen müßten (opinio necessitatis). & 
bedarf nicht einer pofitiven Vernuͤnftigkeit ober Räthlichkeit der beſtimmten Norm, oder eines 
firengen PBrivatbeweifes der fpeciellen Einwilligung jene Binzelnen u. ſ. w. Alle piefe Mo: 
mente können in einzelnen Fällen ald Beſtandtheil des Beweiſes jener rechtlichen Abſicht, nit 
aber als allgemeine Requifite gültiger Gewohnheiten aufgeftellt werden. Dieſes konnte man 
nur etwa früher bei einer mehr finnlichen äußerlichen Auffaflung, flatt der geifligern Erfaflung 
des rechtlichen Weſens des Gewohnheitorechts, thun. ) 

Die rechtlichen Wirkungen der Rechtsgewohnheiten Darf man weder mit den Despotiſchen 
und Philoſophiſchen moͤglichſt und namentlich dahin beichränfen, daß diefelben niemals pofltive 
Staatögefege abändern oder abſchaffen Eönnten, noch auch barf man jie mit ven Hiftorifchen fo 
Fehr ausdehnen, daß man fie, ja unter ihrem Namen fogar andy ven Gerichtsgebrauch ben 
Staatögefegen völlig gleichſtellt. Sehr richtig unterfcheinen nämlich unjere Geſehe blos hype⸗ 
thetifch und abjolut gebietenne Staatögefege. Hypothetiſche iind diejenigen, welche Die Regie: 
zung nur erläßt, um bie Rechtsungewißheit und Willkür der Richter für ven Fall aus zuſchließen, 
daß Die beflimmten betreffenden Verhaltniſſe nicht durch autonomiſche Normen der Bürger ihrem 
Bebürfnifie gemäß geregelt wurden oder fpäter noch geregelt werben. Das legtere dürfen ale: 
dann die Bürger natürlich auch mit Veränderung folder hypothetiſchen pofitinen Geſetze thun. 
Abfolut gebietende Geſete dagegen find ſolche, deren Beränberung die hoͤchſte Gewalt verbietet, 
weil ſie dieſelben für abfolut nothwendig für das Öffentliche Wohl hält. Gegen fie koͤnnen dann 
natürlich weder frühere nad) fpätere Gewohnheiten der Bürger gelten, weil ja fonft die Bürger 
fi) über ihre hoͤchſte Staatsgewalt jegen und die Einheit des Staates aufheben würben. !*) 
Der bloße Berihtögebraud oder die Obſervanzen der Behörven vürfen Dagegen ſelbſt niät 
einmal blos hypothetiſch gebietende Gefee aufheben. Denn die Staatöbehörben Gaben Fein 
Autonomierecht, ſondern nur den Auftrag der hoͤchſten Gewalt, in ihrem Namen und nach ben 
beftebenven Geſetzen die Gefchäfte zu vollziehen und Recht zu ſprechen. Sie müflen alfo alle 
gültigen Gefege befolgen. Wo aber feine Geſetze die nöthige Beflimmung eines Falls geben, 
oder wo ein Geſetz zweideutig und dunkel if, da follen fie nach ihrer beiten Überzeugung von 
dem geſetzgeberiſchen Willen und ven natürlichen Nechtögrunpfägen entſcheiden, und bie fo von 
ihnen gefundene Cutſcheidungsſsnorm jollen ſie dann in allen Källen derjelben Art gleihförmig 
anwenden. Sie follen fie nicht beliebig verändern, weil fonft alle Recptöficherheit für Die Bürger 
verloren ginge. Nie aber gilt eine Obſervanz gegen ein ganz klares auch nur hypothetiſches 
Geſetz. 10) Dieſe geringere Wirkſamkeit aller Obfervanzen folgt mit Nothwendigkeit aus ihrem 
fo eben angegebenen, von der eigentliden Gewohnheit ganz verſchiedenen rechtlichen Yunbe: 
mente. Man darf fie alfo au nicht mit der Gewohnheit im engern Sinne vermifchen, wie Dieled 
die hiſtoriſche Schule Hei ihrer Vorliebe für das Gewohnheitsrecht thut. Dehnt fie Doch den Be: 
griff des Gewohnheitsrechts aus biefer Vorliebe jogar jo weit aus, daß fie Die Rechtstheorien 
ober die Meinungen ber Juriften als ein Suriftenreht ben Gewohnheiten gleichſtellt. Dieſe An: 
fihten der Juriſten haben aber gar Feine gefegliche ober rechtliche Bültigfeit. Jeder Nichter foll 





17) Welcker, Syſtem, I, 139. 

18) Diefes ift der natürliche Sinn der fv viel beſtrittenen C. 2, quae sit longa consueludo, 18 
Verbindung mit ber L. 32 de legib. S. hierüber und über die Übereinſtimmung der ganzen bier auf: 
geftellten Theorie des Gewohnheitsrechts mit unjern vömifchen, kauoniſchen unb beutfchen 558 
Welcker, Letzte Gründe, S. 510, und Syſtem, I, 138 u. 565. Dieſe Theorie findet auch jetzt die Zu⸗ 
fimmung vieler neuern Suriften, 3. B. Falck, Encyklopaͤdie, $.9; Fritz, Erläuterungen, $. 1, S. 36; 
Mackeldey, Römifches Recht, $. 6. 19) C. 4 uud 13 de interlocut. 
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fie grüänpli prüfen und überall verwerfen, wo ex fie nicht für gaͤnzlich üͤbereinſftimmend mit den 
wirklichen Geſetzen und wahren Rechtsgrundſaͤtzen haͤlt. Wol aber können ſie Einfluß erhalten 
ſowol auf die auöbrüstlihen. Geſetze wie auf die Obſervanzen und Rechtsgewohnheiten. 

Auch in Beziehung auf die Schägung und den Werth und bie Stellung bes Gewohnheits⸗ 
rechts mat ſich ganz die erwähnte Verſchiedenheit der juriftifchen Theorien und Schulen 
geltend. Während die despotiſchen und philoſophiſchen Juriften das Gewohnheitsrecht haffen 
und. dedhalb es moͤglichſt beſchränken und ausſchließen und ihm auch hiſtoriſch keine große Be⸗ 
deutung beilegen, erklären es die Hiſtoriſchen für die beſte und für die Hauptquelle des Rechts 
und behaupten, daß in den frühern Zeiten alles Recht bei den Voͤlkern Gewohnheitsrecht ge⸗ 
weſen ſei. Unſere poſitiven Geſetzgebungen aber und ihre Geſchichte widerſprechen auch hier bei⸗ 
den Theorien. Sie ſetzen ohue Vorliebe und Haß die ausdrücklichen Geſeze und Gewohnheiten 
‚(leges und mores), als an ſich gleich wichtige und gleich gute Rechtoquellen, nebeneinander. 
Und ihre und anderer Völker Geſchichte zeigt uns, daß auch ſchon früh die Völker neben ihren 
Gewohnheitarechten viele Rechtsverhältniſſe, wenn auch oft nicht vermittelft der Schrift, doch 
durch ausdrückliche Willenserklärung feitkellten. 20) Freilich entftehen fpäter Überhaupt mehr 
Gelege und oft, jedoch nicht überall, auch zu viele ausdrückliche Staatsgeſetze und dadurch und 
durch die gelehrte Ausbildung der Jurisprudenz ſowie durch Die Ausſchließung aller Theilnahme 
des Volkes an den Gerichten und geſetzgebenden Berfammlungen auch weniger Vollögemohn- 
heiten. Ganze Syſteme von Rechtsverhaältniſſen haben fig übrigens früher und fpäter vorzugs⸗ 
weiſe durch Gewohnheit gebildet; fo faft das ganze germaniſche Feudalrecht im weitern Sinne 
oder das Lehn⸗, das Minifterialitäts: und das guts- und leibherrliche Recht; ferner das Pri- 
vatfürſtenrecht, das Handeld: und Wechſel⸗ und das Seerecht, fomie dad europäifche Völkerrecht 
und manche Theile des deutſchen Pripatrechts, wie z. B. die eheliche Gütergemeinſchaft. Und es 
haben, wie dieſe Mechte zeigen, die Philoſophiſchen fehr unrecht, wenn fie glauben, nur eine 
philoſophiſche pofitive Staatögefepgebung koͤnne innere Harmonie und inflematifchen Zufam- 
menbang in Nedtöverhältnifien begründen. Beide herrſchen oft bewundernswerth in ben 
Gewohnheitsrechten, indem die jie einführenden Geſellſchaften von gewifien Grundideen aus⸗ 
gehen und von Dem natürlichen Bedürfniſſe des Lebens nach Harmonie und Conſequenz von 
felb zu harmoniſcher Ausbildung und zur Befeitigung flörender Widerſprüche beſtimmt wer- 
ven. Aber jelbft die focben genannten Medtötgeile beweiſen zum Theil, und jo manche barba: 
riſche Gewohnheitsrechte aus der anarchiſchen Zeit des Fauſtrechts und des Feudalismus, wie 
das Strandrecht u. ſ. w., bezeugen binlänglich gegen bie hiſtoriſche Schule, daß nicht alle Ge⸗ 
wohnheitstechte gut und rechtlich jind oder aus dem wahren Rechtäbewußtſein und urſprünglich 
aus dem freien Willen aller Beteiligten ſtammen, daß fie oft Folgen von Ufurpation, Unter- 
drüdung und verkehrten Leidenſchaften ober doch von zufälligen und jegt verfhimundenen Ver⸗ 
hältniffen waren, und daß eine freie höhere Staatsgeſetzgebung die unveränderlichen naturrecht⸗ 
lichen und bie weſentlichen politifcden Grundſätze und die Einheit, Harmonie und Sicherheit des 
ftantögefellichaftlichen Rechts zuſtaudes gegen fie ſorgfältig bewachen und durch abjolut verbie⸗ 
tende Geſetze ſchützen muß. Unter dieſen Borausfegungen nur kann mar in dad Lob und in hie 
Begünftigung des Gewohnheitsrechts einflimmen, namentlih auch in dad Lob von Blackſtone 
(in feinem Commentare über das englifche Recht, I, 74), daB es dem Vorzug habe, mehr 
aus der Freiheit der Bürger und aus ihren Berürfniffen hervorzugehen und ihnen näher und 
bekannter, übereinſtimmender mit ihren Gefühlen, Anſchauungen und Sitten zu ſein, als es ge⸗ 
woͤhnlich die ausdrücklichen Stantögefehe find. Sehr richtig bemerkt Zachariä infeinen „Vierzig 
Büchern vom Staate” (1,6), daß ein Volk, bei welchem das geſchriebene Recht einmal das über⸗ 
gewicht erhielt, nie zu der Vorherrſchaft des Gewohnheitsrechts zurückkehren kann. Vor allem aber 
darfesin Zeiten ſpäterer Ausbildung und vielfach verſchlungener Lebens⸗ und Verkehrsverhältniffe 
für die nationale Jurisprudenz und für die Harmonie und Sicherheit des nationalen Rechts 
nicht fo gänzlich wie in England an ver gemeinſchaftlichen Grundlage eines einfachen allgemei: 
nen vaterländiſchen Geſetzbuchs fehlen. Die anfhwellenden Sammlungen der Gewohnheiten 
und gerichtlichen Entſcheidungen (Recorders) und ver einzelnen Statute find weder für Die 
Leichtigkeit und Wiſſenſchaftlichkeit der Jurisprudenz, noch für die Volksmäßigkeit der Rechts⸗ 
fenntniß, weder für die Sicherheit des Rechts und des rechtlichen Verkehrs, noch für die Erhal⸗ 
tung jener hoͤhern Rechtsgrundſätze und der Harmonie in dem echte heilfam. Dieſes alles 





20) ©. hierüber un über die Tänfchungen ber enigegengefepten Anficht der hiſtoriſchen Schule 
Weider Spftem, I, 565 fg. 
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liegt in dem engliſchen Rechtszuſtande hinlänglich vor Augen. Auch forderten bereits bedentende 
Stimmen, unter ihnen Bentham, au für England ein Geſetzbuch (Codiſtecation, nach engliſchen 
Ausdrucke), ſowle das Parlament in der neuen oſtindiſchen Charte von 1831 der Compagni⸗ 
allgemeine Geſetzbücher für Indien zur Pflicht machte. In England freilich) werden durch bie 
vortrefflichen Einrichtungen der Friedensrichter und ver Schwurgerichte, durch das oöffentliche 
und mündliche Gerichtsverfahren und durch die Nichtaufnahme fremder Rechte die Mängel 
anderer gejeplicher und gerichtliger Einrichtungen gar fehr gemilpert. Welder. 

Gezwungene Eigenthumsahtretung, |. Erpropriation. 

Gittmifderei, I. @inleitenves. Wenn wir dem nadfolgenden Artikel dieſe Denen: 
nung geben, fo geſchieht es nicht in der Abficht, einer nach ven Kunftregeln der Chemie betriebenen 
Bereitung von Biften zur Tödtung von Menfchen eine befonvere Aufmerkfamfeit zugumen: 
den, fondern einfach darum, weil wir einem Verbrechen, weldes in der Anwendung von Gifte 
zu rechtswidrigen Zwecken, in ver Bergiftung feinen Schwerpunkt findet, eine Stelle bier an: 
zumeifen für angemeflen erachteten. Als ſich nad ven Anſchauungen vergangener Jahrhun⸗ 
derte das gedachte Verbrechen in das Gewand des Zauberhaften und Geheimnißvollen hüllte 
war auch die Kenntniß und Bereitung der Gifte mit dieſem angethan, und indbeſondere ware 
der Giftmiſcher, welchem die Vollsmeinung den Beſitz übernatürlicher Kräfte zuzuſchreiben fd 
gedrungen fühlte. Doch Haben die letztverfloſſenen Jahrhunderte, welche fo reih an Grid: 
nungen bed Verbtechend ver Vergiftung waren, ed Überwiegend bargethan, daß Biftmifcher, 
als fortgefegter kunſtgerechter Betrieb von Vergiftungkverbrechen, wol nur in ſehr vereingel: 
ten Fällen ihr Weſen getrieben bat. 

Gengler bemerkt ), daß son dem kunſtgerechten Betriebe und der fortgefegten Verübung 
von Vergiftungsverbrechen vie Gefchichte feit ver Brinvilliers kein bemerkenswerthes Beiipld 
aufzumeifen habe, daß e8 im Grgentheil nur wenige, fon durch Die Volksſtimme als gefährlig 
allgemein verrufene Materien felen, deren ſich die Verbrecher zu ihren Verbrechen bevienten, 
während hierzu andere ebenfo ſchädliche, aber als giftig im Volke nicht fo befannte Stoffe nie: 
mals gebraucht wurden. Bei der Wahl folder notoriſcher Giftftoffe ſei es ven Verbrechern ſtett 
vorzüglich auf die mehr oder minder große Leichtigkeit angefonmen, zu deren Beflg zu gelangen. 
So wurden in Ermangelung anderer oft anftheinenn ganz gleihgültige, zu nuüͤtzlichen Zwecken 
beflimmte Giftpräpavate die Werkzeuge ver abſcheulichſten Verbrechen. 

Die bekannte Giftmoͤrderin Geſche Margarethe Gottfried?) verübte die lange Reihe ihrer 
Verbrechen mit einem einfachen Rattengifte, der fogenannten Mäufebutter , von welcher fie an: 
fangs auch feine weitere Kenntniß hatte, als daß man Tihiere damit tönten koöͤnne. So find bie 
Phosphorvergiftungen häufiger, ſeitdem die gewoöhnlichen Streichhölzer es fo leicht machen, In 
den Befitz dieſes Giftſtoffs zu gelangen. Doch int der Arfenik immer noch einer ver bekaumteſten 
und deshalb fo Häufig angewandten Giftftoffe.®) 

U. Pſychologiſches. Betrachten wir das Vergiftungsverbrechen in pinchologifcher Bezie 
hung, fo begegnen wir in der Gloſſe zum Sächſiſchen Landrecht*) einer überaus gelungenen Cha: 
rakteriſtik dieſes Verbrechens, in welchem fi Die Nichtswuͤrdigkeit der Feigheit mit der Abſcheu⸗ 
lichkeit des Mordes vereinigt, wenn bie Gloſſe von dem Verbredher fagt: „Der dem andern vergeht, 
der flele jm fein leib.“ Gengler fpricht, indem er diefe Stelle (a. a. O., S.2) an die Spige fein 


1) Die Rrafrechtliche Kehre vom nerbrehen ber Vergiftung (2 Hefte, Bamberg 1842—43), I, 10. 

2) Bogel, Lebensgefdyichte der Geſche Margarerhe Gottfried zu Bremen (2 Thle., Bremen 1831). 

8) Sa Frankreich wurben 1853 von 61 Vergiftungen, welche der Gegenſtand eines Strafverfahren 
waren, 33 mit Arfenif, 4 mit Phosphor, 10 mit Ruprerorb und Grünfpan, 1 mit fohlenfaurem Salx 
und Bitriolblau, 3 mit fpanifchen Fliegen, 3 mit Datura Stramonium, 1 mit Quedfilber, 1 mit 
Alfalien, 1 mit Belladonna und 1 mit Pilzen, 1854 aber von 49 Vergiftungen 25 mit Arfenif, 12 mi 
Phosphor, 4 mit Kupferoryd und Grünſpan, 1 mit Schwefelfäure, 1 mit fupferfaurem Salze und Bi: 
triolblau, 3 mit-Spanifchen Fliegen, 1 mit effigfaurem Blei, 1 mit töslichen Säuren (acide azotigue). 
und 1 mit Mehn bewirft. Im Jahre 1868 wurden von 49 Berbrechen der Vergiftung 9 mit Arjend, 
20 mit Bhosphor, 4 mit Schwefelfäure, 5 mit Kupferoxyb und Pitriolblau, 2 mit fpanifchen Fli 
4 mit Nieswurz, 1 mit Brecgpulver, 2 mit Laudanum, 1 mit fohlenfaurem Gas und 1 mit —— — 
lendem Waſſer (eau sédative) bewirkt; 1859 aber wurden von 49 ſolchen Verbrechen 9 mit Arfenif, 16 
mit Phosphor, 4 mit Schwefelfäure, 15 mit Kupferoryb und Bitriolblau, 2 mit fpanifchen Fliegen, 
1 mit Alfalien, 1 mit Laudanum und 1 mit einer waflerchlorfalzigen Säure ausgeführt. Dan ſieht. 
welche Fortfhritte feit 1853 —54 die Anwendung des Phosphors zu Vergiftungen bereits gemacht um 
welches Terrain derfelbe dem Arfenif abgewonnen hatte. Vgl. Comptes generaux de l’admini 
stration de la justice criminelle en France von 1853 und 1854, 1858 und 1859, 

4) Buch I, Art. 57 ver Ausgabe von Loß vom Jahre 1545. 
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Betrachtungen ſiellt, ſich fehr richtig dahin aus: „Wer vergiftet, der ſucht, zu furchtſam, die Stärke 
ſeines Arms mit det abwehrenden Kraft des angegriffenen Gegners zu meſſen, dieſen um das von 
der Natur aus jedem Sterblichen gegönnte Recht der Selbſtvertheidigung zu betrügen, indem 
er gleißend und in der Stille, einer Schlange gleich, ſeinem Schlachtopfer ſich naht und in dem 
Tranf oder ver Speiſe, welche ihm zum erquickenden Labſal beſtimmt iſt, ven ſchmerzlichſten 
Ton bereitet... Furchtbar alſo ſchwebt die Hand des Vergifters über dem Leben ber Bür⸗ 
ger, welche Sicherheit und Ruhe nur in ber Kraft des Geſetzes finden, und ed zeigen. Darum 
auch die Legislationen fait aller Voͤlker in allen Jahrhunderten gegen dieſes Verbrechen eine 
blutige Strenge.” | ur 

Das Gift if beſonders die Mordwaffe ned Weibes. In Frankreich kamen in dem Zeitraume 
von 1826 — 50 auf 100 wegen Giftmordes Angeklagte 48 Männer und 52 Weiber, in ben 
Jahren 1851 — 59 47 Männer und 53 Weiber, wonach das Berhaltniß ſich ziemlich glei, 
blieb. In Preußen waren 1856— 59 14 Männer und 21 Frauen ber Vergiftung angeflagt, 
ſodaß Hier 60 Proc. aller Verbrechen auf die leptern kamen. 

DeP®rund, warum gerade das Weib jich des Gifles zur Ausführung des Mordes bevient, 
liegt ziemlich nahe. Während dem Manne gemeinhin Körperkraft, Muth und Entſchloſſenheit 
zur Seite fliehen, während er im Ausbruch der Leidenſchaft raſch und weniger überlegend, aber 
ſelbſt im Gefühle des Unrechts do ‚mit frecher Stine die That begeht, ift dad ſchon phyfiſch 
ſchwächer gebaute Weib, und wenn auch der Sünde gemohnt und in ihr verhärtet,, doch ſtets 
furchtſam und ängſtlich?) und Iegt Lieber im geheimen die frevelnte Hand an. Das Weib, 
welches einmal in pas, Gebiet dieſes Verbrechens eintrat , das nur Schlauheit, aber feinen Kraft: 
aufwann erfordert, wird gewoͤhnlich von der erfken That zu fernern geführt, und eine traurige 
Erfahrung hat ed beftätigt, daß bei ſolcher Fortſetzung ded Verbrechens es gemöhnlich erſt ber 
Macht ver Gerechtigkeit gelingt, ven Treiben ver Bergifterin Einhalt zu thun. Es lag nahe, 
fi folden Erſcheinungen gegenüber, wie jie in dem Bilde hervortzeten, welches Vogel von der 
Gottfried entwirft, die Frage aufzuwerfen, ob folde Schandthaten wirklich nur einer von ber 
Sünde errungenen unbedingten Herrſchaft entwuchfen, oder ob ihnen eine die Wiltensfreiheit 
hemmende Stimmung der Geiſteskräfte zu Grunde liege. Das legtere iſt, nachdem fich Die Pſy⸗ 
chiatrie im Gebiet des Strafrechtö durch fo manche gewonnene trefflihe Nefultate als rin wohl 
zu beachtender Bactor zur Beurtheilung begangener Verbrechen bewährt hatte, namentlich von 
Harleß, in feinen „Auserleſenen medieinifhen Abhandlungen‘, ©. 17, .zu vertheibigen ver: 
fucht worden. Doc möchten die bisherigen Erfahrungen bie. Eriftenz eined Bergiftungstriebes, 
als einer Geiſteskrankheit, wol nicht beflätigen. Die Griminalftatiftit ergibt viemehr, daß das 
Verbrechen ver Vergiftung in der Mehrzahl der Fälle aus den, ſchändlichſten, gemöhnlich mit 
hoͤchſt unfittlihen Verhältniffen zufammenhäugenden Beweggründen hervorgehf.) Das Ver- 
brechen wird fat regelmäßig gegen Berfonen begangen, welche mit dem Thäter durch die eng: 
ſten und zarteflen Bande verknüpft find -und denen gerave die befondere Pflicht obliegt, pas 


Opfer des Verbrechens vor jeder Gefahr und Unbill zu fchügen. Das Verbregen wird ge: . 





5) Vogel, a. a. D., 1,103; Fenerbach, Actenmäßige Daritellung merfwürbiger Verbrechen, Bb. T, 
Nr. 1; Schulz, Merkwürdige Strafrechtsfälle, Bo. I, Nr. XIX, liefern hierfür den Beweis. 

6) Die in Note 3 gedachten franzöflichen Statiftifen für das Jahr 1858 ergeben über Die Motive ber 
in biefem Jahre unterjuchten Bergiftungsverbrechen 3. B. Folgendes: Es wurden 49 Verbrechen von 
21 Männern und 29 Frauen verübt. Hiervon wurden 13 begangen, um zu erben, um fich die Wirkſam⸗ 
feit eines Teftaments zu fichern oder um eine lebenslängliche Rente zu vergrößern. Zweimal waren bie 
Bergifteten bie Kinder, breimaf die Brüder, fünfmal der Schwiegervater, die Schwiegermutter, ein 
Schwiegerfohn oder eine Schwiegertochter und dreimal nicht verwandte Berfonen. Elfmal war ber Ehe: 


bruch die Urfache des Verbrechens, viermal wurde ber Mann burch die Frau, breimal durch biefe und 


ihren Gomplicen, einmal durch legtern allein und dreimal die Frau durch den Mann und feine Zuhäl: 
terin vergiftet. In 13 Fällen waren es häusliche Zerwürfniffe und Streitigfeiten mit den Altern über 


befondere Interefien, welche die That veranlaßten, wobei dreimal die Männer von ihren Srauen, einmal, 


mit Hülfe der Attern verfelben, fünfmal die Brauen durch ihre Mäntıer, in einem Walle zugleich ein Kind, 
die Schwiegermutter und Schwägerin, einmal der Schwiegervater burch feinen Schwiegerfohn und ein- 
mal die Schwiegertochter durch ihre Schwiegermutter vergiftet wurden. @inmal war Ausfchweifung 
das Motiv zur That. Ein Herr wurde von feinem Domeftifen vergiftet, welcher mit ber Frau des er: 
ftern eine unerlaubte Verbindung unterhielt. In 10 Yällen lagen andere Urfachen vor. Eine Mutter 
vergiftete ihr Dreimonatliches Kind, vier uneheliche Kinder wurden von ihrer Mutter vergiftet, um ihrer 
Ernährung überhoben zu fein, und fechs eheliche Kinder wurden aus gleichen Gründen von ihrem Vater 
vergiftet. " 
Staatsé⸗Lexikon. VI. - 87 
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woͤhnlich unter limfländen verübt, in denen ber Thäter fein vertrauliches Verhältnig zu dem 
Gegenftand des Verbrechens zu deſſen Täuſchung und zur Ausführung der That misbraucht.) 

1. Hiftorifhes. She wir den gegenwärtigen Stand des Berbrechens einer nähern Dar- 
legung unterziehen, ift e8 erforberlich, nem Gefchichtlihen des Verbrechens ver Bergiftung unfere 
Aufmerkſamkeit zuzuwenden.) Wir wenden und zunächft zu den Römern. Bon Romuluß be: 
richtet Plutarch, daß diefer von dem allgemeinen Verbote ver Trennung ber Ehen in dem Falle 
eine Ausnahme gefkattet Habe, wenn die Ehefrau eines Giftmordes an ihren Kindern ſchuldig 
befunden wurde. Diefe Bemerkung ift ald die erfle Spur der Vergiftung im römifchen Redts: 
gebiet zu betrachten. Wir laſſen es vahingeftellt, ob, wie Baubouin („Libri H in leges Ro- 
muli et leges XIf tabularum” [Paris 1554]) behauptet, [hun das Geſetz der Zmölftafeln das 
veneficium (die Giftmiſcherei) als ſtrafbares Verbrechen kannte, und begnügen und damit, zu 
bemerken, daß man fon jehr früh die venena mala, die Tränfe von ſchädlichen Säften, die 
lebenzerſtoͤrenden natürlichen oder Fünfllich bereiteten giftigen Safte, insbeſondere Die Zauber: 
tränfe und Zaubermittel, von den unſchädlichen Tränfen (venena bona) unterſchied. Ebenſo 
gewiß ift ed, daß das veneficium ſich fehr früh mit ven Zauberfünften identiflcirte und man 
die artes magicae al& die folger Menſchen, welche Gift bereiteten und verfanften und vene- 
narii genannt wurden, betrachtete. 

Die Reihe ver befannten Geſetze über das Verbrechen der Vergiftung eröffnete 80 v. Chr. 
unter der Dietatur Sulla’d vie Lex Cornelia de sicariis oder das Die Meuchelmoͤrder betreffende 
Geſetz. In diefem flelite Sulla in einer Reihe von Kapiteln alle von freien römifchen Bürgern 
unternommenen, dad Leben und die Sicherheit ihrer Mitbürger mittelbar oder unmittelbar ge 
fährdenden bolofen Handlungen unter die Gompetenz neu organifirter oder doch ermeiterter 
Strafgerichte (quaestiones) und bebrohte fle mit verſchiedenen Strafen. In Kap. 5 des Geſetzes 
fand fi) das veneficium als beſonderes Verbrechen hernorgehoben, und es laffen fich zwei Unter: 
arten des Verbrechens erfenıen, das gewerbmähige Giftmifchen, als das Verbrechen der vene- 
narii, und das veneficium, als eigentliche Vergiftung im Sinne des jegigen Rechts. 

Die venenarii waren eine Sekte von Lohnmoͤrdern, ahnlich den sicarii, und nur dadurch 
von diefen unterfhieden, daß fie flatt des Dolchs (sica) fi) des venenum zu ihrer Erwerbs⸗ 

uelle bevienten und bie von ihnen bereiteten Tränke auch wol ſelbſt den ihnen angewieſenen 
pfern reichten. Das Zubereiten (facere), Berfaufen (vendere), Aufbemahren (habere) von 
Biftfloffen ahndete das Geſetz ebenfo hart als das wirkliche Giftreichen (dare) ſelbſt. 

Wenn nun aud das Eornelifche Gefep über daB veneficium noch beſondere, wahrſcheinlich 
aus ältern Gefegen nur Übernommene Veſtimmungen enthielt, fo verfhmolz dad Verfahren 
gegen die venenarii Doch mit dem gegen vie Vergifter, und es fprach eine und diefelbe quaestio 
über dieſelben Recht. 

Die Strafe war die republikaniſche aquae et ignis interdictio, aus welcher ſich tie Ber: 
bannung aus Italien von felbft ergab, da mit der Verweigerung des Gebraudyd des Feuers und 
des Waſſers aud die Möglichkeit des dortigen Berbleibens aufhörte.?) Urſprünglich nicht mit 
dem DVerlufte der Givität verbunden, wurde feit Gäfar diefe Verbannung zugleih zu einer ſehr 
empfindlichen Vermögensſtrafe durch die Gonfiscation der Hälfte des legtern. Unter den Kal: 
fern wurde die Strafe des Verbrechens die mit ver ademtio bonorum verbundene deportatio 
mit vorgefchriebenem , von feften Lande getrenntem Aufenthaltsort. 

Nah Juſtinian's Geſetzgebung erſcheint das Vergiftungsverbrechen als ein Angriff auf das 
Menſchenleben. Doch findet e8 fich Doppelt aufgefaßt, theild von ven natürlichen Gejichtspunft 
au, als eine Art dev Tödtung, theils aber auch nad} der ſpätern, ſich auf die Anfichten der Kirche 
flügenden Idee als maleficium (Zauberei). Das erftere geſchieht in dep Pandekten, das leg: 
tere in dem Gonftitutionencoder. Während e8 in den erftern bei der Lex Cornelia de sicariis 
(Lib.XLVII, Tit. 8) feine Stellung fand, wurde es in dem legtern (Lib. IX, Tit. 18) den Zaube- 
rerſekten eingereiht. Gleichſam In der Mitte zwiſchen beiden ſtehend, ift in den Inftitutionen bad 
Verbrechen der Zauberer (susurri magici) in das crimen der venefici mit eingeflocdhten , und 
es jind beide als artes odiosae bezeichnet. 


PR ntittermaier, Das Verbrechen der Vergiftung, in Goltbammer's Archiv für preußifches Straf: 
recht, IV, 436. . 
8) Val. den Hiftorifchen Theil des gedachten Gengler'ſchen Werks, I, 31 fg., und insbeſondere bie 
dort angeführte fehr reichhaltige Literatur. 
9) v. Holgendorff, Die Deportation ale Strafmittel (Leipzig 1859), ©. 18 fg. 
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Wie wir vorſtehend ſchon andeuteten, verſtanden die Nömer unter venenum urſpruͤnglich 
jede praftifch oder überhaupt dynamiſch auf den menſchlichen Koͤrper einwirkende und ſomit Än⸗ 
derungen im Organismus erzeugende Materie, mochten die Folgen dieſer Einwirkung gut ober 
ſchlimm fein. Gift hieß ſowol in der Welt- als frühern Rechtsſprache venenum malum. Medi⸗ 
einiſch fegte man das Weſen deſſelben in bie Erzeugung einer die organiſche Kraft des Körpers 
lähmenden Käfte.10) Die Kenntnig der Nömer von den Giften, ihrer Natur und Wirkungs: 
weiſe fcheint eine fehr audgebreitete und felbft auf hemifche Forſchungen gegründete geweſen zu 
fein. Sie kannten ſchnell töbtende Gifte (venena praesentanea). Nach Cicero mar ein ſolches 
das der Cluentia vom Oppianieus gereichte Gift und etwa fo der Trank des Apothekers Clodius. 
Ste fannten auch langſam verzehrende Gifte (venena moratoria), welche gewöhnlich in Speifen 
oder Getränfe gemiſcht, auch äußerlich in Horn einer Salbe (pyxis) dem Körper beigebracht 
wurden. Gegenftand des Verbrechens konnte ein jedes Individuum, ſowol der Sflave als der 
Freie fein. Das beftehende beſondere Verhältniß des Vergifters zum Bergifteten konnte jedoch 
das veneficium in ven Bereich eines andern Poͤnalgefetzes, 3.3. in den der Lex Pompeja de 
parricidieis bringen und wegen dieſer Qualification die härtefte Strafe nach ſich ziehen. 

Die Heimlichkeit der Begehung gehörte, obwol fie ald Regel angenommen wurbe, nicht aus 
ſchließlich zum Begriff des Verbrechens, vielmehr Fatınten vie Römer auch ein veneficium vi 
commissum und bebienten ſich bei der gewaltfamen Vergiftung des Ausdrucks venenum in- 
fundere, wogegen venenum dare die heimliche Giftmiſchung bebeutete. 

Was die vorgedachten Vergiftungshandlungen ſelbſt betrifft, fo ſtehen fle alle auf derſelben 
Stufe der Strafbarkeit, da die Römer mit einem allgemeinen Unterſcheiden zwifchen ber Duelle 
und der Vollendung eines Verbrechens im heutigen Sinne unbekannt waren und, dent fub- 
jectiven Geſichtspunkt huldigend, die bösliche Abficht und nicht die vollendete That bei der Strafe 
maßgebend fein liefen. Doc ift, wie Bengler (a. a. O., 8.78 fg.) ausführt, der Beſitz des 
Biftes allein nicht hinreichend geweſen, die Strafbarkeit gerbeigufühten, und es hat fi mit ihm 
ein auf Tödtung gerichteter Wille verbinden müſſen, um dieſe zu rechtfertigen. 

Daß fi die Strafe des Corneliſchen Geſetzes im Juſtinianiſchen Rechte auch auf alle Arten 
der Theilnahme an einem veneficium erſtreckte, iſt nicht zweifelhaft. 

Was die nach diefem Rechte die Giftmiſcher treffende Strafe anbelangt, ſo war fie für Per⸗ 
ſonen, welche eine bevorzugte Stellung im Staate einnahmen, die Deportation, für andere aber, 
ſie mochten die Rechte der Civität genießen oder nicht, die Todesſtrafe der Enthauptung. Nur 
Verbrecher ganz gemeinen Standes erachtete man des Schwertes unwürdig und warf fie den 
Thieren ber Wildniß zur Beute vor. Die Kreuzigungöäftrafe (poena crucis) ſcheint zu Juſti⸗ 
nian's Zeiten entweder ganz abgekommen ober nur nod) hei Sklaven angewendet worden zu fein. 
Auch erfegte die farca, der Balgen, bereits die Strafe des Kreuzes. Die Inftitutionen faſſen alle 
dieſe Strafarten unter dem generellen Begriff capite damnatur zufammen. 

Die fpätere Rechtsübung dehnte die Sphäre des Sullanifhen Geſetzes, welche fih auf bie 
mitteld wirklichen Giftes verübten doloſen Lebensangriffe befchräntte, allmählich weiter aus. 
Auch das Berabreichen von fhäplichen, d. h. mit der Geſundheit nachtheiligen Ingrebienzien ver- 
fegten Medicamenten, welches in der Abjicht, damit jemand zu töbten, erfolgte, ſowie der dffent- 
liche Verkauf folder Subſtanzen wurde der Strafe der Lex Cornelia untertworfen. 

Ebenſo brachte man unter dies Geſetz eine Reihe von Handlungen, welche nach den jegigen 
ftrafrechtlihen Begriffen lediglich als culpofe Vergiftungen erſcheinen mwürben, fo z. B. dag 
Berabreihen von Medicamenten zur Beförderung der Bonception oder von Abortivmitteln fo= 
wie von Liebestränken, das dare amatoria pocula. Gengler,a.a.D., &. 104 fg. 

Die Liebestränke, wahrfcheinlich orientalifchen Urfprungs, wurben vom Orient her den 
Völkern des Abendlandes bekannt. Ste gründeten ſich auf die mythifch-religiöfe Idee, daß, wie 
die Arzneimittel heilend auf ven Körper des Menjchen wirken, welchem fie beigebracht werben, 
es auch ebenfo Stoffe im Naturreiche gebe, welche Die Kraft befäßen, dynamiſche Wirkungen auf 
die Seele des Menſchen zu äußern und in ihnen Leidenfchaften, feien e8 die ver Liebe ober Die des 
Haſſes, zu erwecken, zu fleigern oder zu tilgen. 

Wann die Liebeötränfe bei den Nömern zuerft Eingang fanden, iſt nicht bekannt, daß 
fte aber, einmal befannt geworben, In Rom fehr häufig vorfamen, ift feinem Zweifel unter: 


10) Sn Isidor. Orig., Lib. XII, c. 4, wird das Wort venenum von den Venen des Körpers abges 
leitet: ‚‚Venenum autem diclum eo, quod per venas vadit.“ 3 
7 ® 
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worfen. Der Aberglaube und die Sinnlichkeit fanden ſich bei keinem andern Volke fo vurch⸗ 
greifend vereinigt vor ald bei ven Nömern, und beide waren es gerade, welde dad Anjehen viefer 
Tränfe Hervorriefen und förderten. Man zählte vie Kunft, amatoria zu bereiten, zu ven artes 
magicae, und ed waren vorzüglich Frauen, sagae, welche ji mit Bereitung verjelben abgaben. 

Pflanzen und Kräuter waren ed befonderd, welden man dieſe magifche Kraft beilegte und aus 
benen man vie Träuke braute. Nah Plinius (I, 13, 52) wurben vorzugsweife stergethron (Dad- 

hauslaub), catanace (Streichkraut), cenos (Mausöhrlin), phyteuma (Rapunzel) und staphyli- 
nos ober pastinaca zu folgen Tränfen verwenbet.1!) Anfänglid nur dazu beftimmt , ein zau⸗ 
beräßnliches Einwirken auf dad Seelenleben, ein Anfachen höherer reiner Triebe zu bewirken, 
erhielten jie balo eine entgegengejeßte Vebeutung, indem man nad dem jedesmaligen Zwecke ihres 
Verbrauchens durch fie wollüflige Reize, Betäubung der Sinne, Abſchwächung des Körpers 
und Abftumpfung ver Geiftesfräfte Hervorzubringen verſuchte. Sie nahmen immermehr ven 
Charakter ver Gefährlichkeit für Leben und Geſundheit an,.und man bezeichnete dad Reichen ber: 
felben ald ein veneficium amatorium (Plinius, I, 9, 41). Man Fannte auch Gegenmittel 
gegen die Kraft der Philtra, und Plinius Gezeichner . a. O. als ein ſolches die Leber des 
Ghamäleons. 

Erſt als ſolche Tränke immermehr der Deckmantel wirklicher Vergiftungen wurden, ſchritt 
man mit Strafen Fräftiger gegen biejelben ein und belegte die durch fie bewirkte bloße Gefun: 
heitsbeſchädigung „wenn der Geber eine persona honestior war, mit der relegatio in insulam, 
war ſie aber eine persona humilior, mit der Bergwerksſtrafe und jedenfalls mit dem Verluſt 
eines Theils des Vermögens. Trat ber Tod desjenigen ein, welcher deu Trank erhielt, daun 
wurde die Todesſtrafe verhängt.“ 

Auch den roömiſchen Juriſten des Mittelalters blieb die Vergiftung eine ausgezeichnete Art 
der Toͤdtung, welche den Charakter der Heimlichkeit und Verrätherei an ſich trug. Die ſtrenge 
Praxis machte dem Richter bei dieſem Verbrechen ſelbſt ohne alle Indicien die Anwendung 
der Folter zur Pflicht. Vorzüglich traf Chebrecherinnen ver Verdacht der Vergiftung. Man 
vermuthete bei den Vergifter den böfen Willen und überließ ed ihm, diefe Vermuthung dur 
den zu führenden Beweis ber Nichtſchuld zu entkräften. Doc bewirkte der libergaug germani: 
ſcher Rechtsanſchauungen allmaͤhlich eine gelindere Beſtrafung des Vergiftungsverſuchs als 
des vollendeten Verbrechens und eine gelindere des Theilnehmers als des Urhebers des Ver: 
brechens. Die Strafe des vollendeten Verbrechens war die Guthauptung, wogegen die bed 
nächſten Verjuchs der ald assassinium erſcheinenden Vergiftung der Strang, die des entfern- 
tern die Öalerenftrafe, Züchtigung und Einjperrung war. 

Das, Kanoniſche Recht erzeugte eine neue Gattung der Verbrechen, nämlich ſolche, bei welchen 
man das Borhandenfein eined gotteöfhänderiihen Bündniſſes und Umgangs der Menfchen wir 
ben böjen Dämon, dem Teufel, vorausſetzte. Ein ſolches Bündniß, welches die ältere Fird: 
lie Anſicht wol nur als geifſtig möglich gedacht Hatte, bildete der Aberglaube des Mittelalters 
bis zu einem wirklichen koͤrperiichen Zuſammenſein mit dem Teufel aus und bezeichnete, um 
ſchon durch den Namen den Inbegriff aller Laſter anzudeuten, dies ald maleficium. Died Ber: 
brechen war zugleich dad der Ketzerei, haeresis, da ed einen Bruch mit ber Gdes catholica, ein 
Fröhnen heidniſcher Bögen umfaßte, man rechnete es unter die scelera idolatria perfech. 
Zweige dieſes großen Stammö der aus der Sünde aller Sünden hervargehenvden Verbrechen 
waren da8 sortilegium (die Weiflagerei), die magia, die divination.a, Der ausgedehnteſte 
Zweig waren die Verbrechen, weldhe man mit dem Hefammtauddrud.artes'magicae bezeichnet. 
Als die höchfte ver magischen Künfte wurde Die betrachtet, auf dad Leben und Die Körper- um 
Geiſteskräfte anderer Menſchen einen folgen Einfluß zu üben, daß ſolche nach Willkür zerför: 
werden koͤnnen. Solche waffenloſe Tödtungen konnten theils auf rein magiſchem Wege, durd 
Zauberei (incantatio, carmina magica), theils durch die Vermittelung von Naturſtoffen, vor: 
züglid) herbae, über welde man mufteriöje Formeln ausfprad und namentlich den Fluch bei 
Böfen herabbeſchwor, und welde man dem zum Opfer Beftimmten beibrachte, verübt werben. 
Die Mifhungen nannte man veneficium, und bie fi mit ſolchen Abgebenden wurden ins: 
befondere venefci genannt. 

Es lag indiefer Verbindung der Vergiftung mit der Magie, wenn man den damals im Gebiete 
der Naturwiſſenſchaften herrſchenden Myſticismus und den niedrigen Stand der Arzneiwiſſen⸗ 
Ihaften ſowie ven YImftand erwägt, daß das Seciren ver Leichname faft unbefannt war, nicht 


11) Gmelin, Allgemeine Gefchichte der Gifte, I, 302. 
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Uberraſchendes. Gengler bemerkt hierüber (a. a.D., S. 147) ſehr wahr, daß der Menſch ja bei 
allen Sinneserſchelnungen irgendeinen ihm natürlich dünkenden Zuſammenhang zwiſchen Urſache 
und Wirkung zu entdecken ſuche und ſich darum dad combinirende Moment aus feiner eigenen 
Phantafie fhaffe, Tofern ihm bie concrete Thatfache dieſes nicht darbiete. Ermäge man num, 
wieviel Räthfelhaftes die die Vergiftung begleitenden Phänomene für ben auf niederer Bil: 
bungöftufe ſtehenden Menſchen haben müßten , fo önne ed nicht auffallen, wenn er, ohnehin zu 
abergläubifhen VBorurtheilen geneigt, um fich das Räthſel zu Idfen, zur Annahme einer dabei 
ftattgehabten dämoniſchen Mitwirkung gelange. 

Seit der Regierung ber Karolinger tritt die Verbindung ber Vergiftung mit ber Magte 
auch in den wehtlichen Gefegen hervor und fand auch in einzelnen Volksrechten ihren Ausdruck. 
Die Macht der Hierarchie ſowie das Anſehen ihrer Disciplinen und ihrer Berichte genügten, um 
eine ohnehin ſchon beftandene Volksanſicht auch zu einer Rechtsanficht zu machen. 

Daß fpätere Kanonifche Recht, welches fi im Corpus juris canonici geſammelt findet, ſchloß 
fich den Altern Anfichten der Kirche an und fprach fiber die veneflci die kirchliche Strafe der In⸗ 
famie aus, rechtfertigte jedoch auch die Toveäftrafe (effusio sanguinis) der Giftmiſcher. Was 
das deutfche Recht betrifft, fo enthalten faft ſämmtliche alte Bolfsrechte der deutſchen und ber 
biefen verwandten Stämme *2) Beflimnungen über das Verbrechen ber Vergiftung. Ein 
Theil dieſer Volksrechte bringt das veneficium mit dem Verbrechen der Zauberei in Berbin- 
bung, wogegen es ein anderer Theil naturgemäß ald eine Art der Tötung (homicidium), und 
zwar ald eine ausgezeichnete auffaßt. Zu der erſtern Klaſſe gehören Die Geſetze ber Angelſachſen, 
Salier, Ripuarier und Weſtgothen, zur zweiten aber die Befeße König Rothari's für die Lom⸗ 
barden,, die Wilhelm’3 des Erobererd und das bairiſche, thüringiſche und lombardiſche Geſetz 
Beinrich 8 1f., tn welchen letztern das Verbrechen ſich als ein heimlicher und verrätheriſcher Mord 
harafterifirt. 

Mas im legalen Sinne Gift fei, darüber enthalten pie Volkärechte Feine ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung, ebenfo wenig gefchieht dies, wie wir fehen werben, in den neueften deutſchen Straf: 
geſetzbüchern, und wol mit Recht. Doch erfieht man aus viefen Volksrechten, was fich deren 
Berfafler unter venenum dachten. Der Begriff Gift bezeichnet ſtets eine an fi den Tod brin- 
gende Subflanz, ein mortiferum, welches nur unter beſonders günftigen Umſtänden eine 

“ bloße Krankheit oder Gebrechlichkeit ohne toͤdlichen Ausgang nach ſich zieht. Dieſe Subflanz 
wurbe wol häufig aus Pflanzenfloffen gewonnen und in der Form von Tränen beigebracht. 
Das bairiſche Geſetz überfihreibt feinen Titel von der Vergiftung: De potione mortifera, 
vielleiht im Zufanımenbange mit ver alten Gaflrechtöfitte und um das Verrätheriſche folcher 
auch diefe verlegenver Morde noch klarer auszubrüden. Auf die Abficht, durch das Gift zu tön- 
ten, legen die Geſetze kein beſonderes Gewicht; fie irafen das vollendete, den Tod des Vergif⸗ 
teten verurfachende Verbrechen aber härter als dad nur verfuchte. 

Der Beweis des Verbrechend wurde in der Regel durch glaubhafte Zeugen geführt und, 
wenn er nicht voffländig erſchien, durch Ordalien ergänzt. In Fällen, in welchen ver Top nicht 
erfolgt war, genügte auch wol der Reinigungseid mit ſechs Eideöhelfern, um pie Unſchuld des 
Angeklagten darzuthun. Als bei dem venelicium zuläffige Ordalien fennen die Volksrechte bei 
Freien dad duellum. Nah dem thüringifchen Geſetz konnte auch die des @iftmorbes ihres Gat⸗ 
ten Angeklagte, wenn fie in der Reihe ihrer Verwandten einen Kämpfer fand, dieſen für ihre 
Unfhuld fämpfen laffen, mithin ſich eines gemietheten Kämpfers nicht bevienen. Für Skla⸗ 
ven war das Gottedurtheil die Probe des ſiedenden Waſſers und für Weiber pie des glühenden 
Eifens. Nah dem thüringiſchen Geſetze mußten bie Des Verbrechens Verdächtigen Über neun 
glühende Pflugſcharen hinwegſchreiten, um ſich von jenem Verdachte zu reinigen. 

Die Bolfärechte,, welche das germantiche Element rein bewahrten, kannten als Strafen der 
Vergiftung nur ðelbbußen und Wergeld, wogegen diejenigen, welche ſich den roͤmiſchen Rechts: 
grundfägen anfchloffen , die Xobesftrafe eintreren ließen. Die Strafen waren die bed Kebenbig- 
verdrennend (vivicomburium), des Erhängens (suspendium) und des Ertränkens (suppli- 

eium aquasufficationis). 

Die myſtiſche Auffaſſung des Vergiftungoverbrechens errang einen vollſtändigen Sieg, als 
im 13. Jahrhundert der Sachſen- und Schwabenſpiegel dieſelbe theilten. Das Sachfenſpiegel⸗ 
Landrecht beftimmt in Buch 2, Art. 14,5. 713): „Welch Ehriflen- Mann oder Weib ungläubig 


12) Doch nicht bie der Alamannen, Sachſen, Briefen und zurgunber. 
13) Nach der Überfegung von Sachſe (Heidelberg 1848), ©. 1 
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iſt, oder mit Zauberei umgeht, oder mit Giftmiſcherei, und deß überwunden wird, die ſoll 
man auf einem Scheiterhaufen verbrennen.“ 

Ganz ähnlich lautet die Beſtimmung des ſchwäbiſchen Landrechts: „Swelich chriſtenmenſche 
mit zauber umbeget oder vergift, den ſoll man auf der hurden brinnen.“12) 

Nach dieſer Auffaſſung war die von einem Nichtchriſten verübte Vergiftung ein Mord; dad 
mit der Apoflafie in Verbindung flehende, in den Rechtsbüchern gemeinte Verbrechen konnte 
indeß nur ein Chriſt begehen. Es iſt anzunehmen, daß dad Umgehen mit Vergiftung erft 
durch den unmittelbaren Act der Giftreihung in Wirkſamkeit trat und diefealfo zur Anwendung 
der gedrohten Strafe, welche letztere für beide Geſchlechter dieſelbe war, erfordert wurde. 

ImSinne ver Bambergensis, der ihrem Jahrhundert voraußsgeeilten Schöpfung eines großen 
Staaismannd, Johann von Schwarzenberg’8, welche 1507 ald Halsgerichtsordnung für das 
Stift Bamberg und 1517 für die fränkifch-brandenburgifchen Länder publicirt wurde, war bie 
Vergiftung ein Verbrechen gegen dad Leben, eine Tödtung, nie entſchuldbar, daher „als böfe 
Toͤdtung“ hervorgehoben. Aber aud) vor dieſen Tödtungen war jie durch ihre Gefährlichkeit aus: 
gezeichnet und darum firenger, mit geſchärfter Todesſtrafe beahndet, auch darum vielleicht an die 
Spige der Tödtungen gefellt. Art. 155 der Bambergensis jegte feft: „Wer jemant durch gift - 
an leyb oder leben beſchedigt, iſt es ein mannßbild, ver foH einem fürgefegten mörber gleych mit 
bem rade zum tobe geflraft werben. Tat aber ſelbiche mißtat ein weibpbiln, die fol man ertrenfen. 
Doch zu merer furdte anderer ſollen ſolche boßhaftige mißtatige perſon vor der endtlichen tot⸗ 
ſtraff geſchleyfft oder etlich griff in ir leyb mit gluenten Zangen gegeben werden, vil oder weniget 
nad) ermeſſung der perſon und toͤdtung, wie beim mordt deßhalb geiept iſt.“ 

Zu dieſer Abloͤſung des Verbrechens von den magiſchen Künſten, mit welchen es der Aber: 
glaube vieler Jahrhunderte in Verbindung gebracht Hatte, war die Bahn ſchon von Ruprecht 
von Freifing gebrochen worden, mwelder in feinem Stabt: und Landrechtsbuche von 1332 bie 
Giftmiſcher bereitd ald Mörder bezeichnete. 15) 

Beuierkenswerth erfcheint es, daß die Bambergensis zum Thatbeftande des Verbrechens die 
Heimlichkeit, „ein heymlich vergeben“, und zur Vollenoung veffelben, mithin zum Bintreten ber 
vollen Geſetzesſtrafe, entweder den Tod des Vergiiteten ober auch nur eine Leibesbeſchädigung, 
„ein beſchedigen an leyb oder leben‘, erfordert. Doc mußte die Beihädigung eine lebensgefähr⸗ 
liche, permanente, Außerlih wahrnehmbare Gefunnneitsförung fein. Bengler, a.a.D., S. 201. 
In der an der Stelle des Räderns den rauen beftimmten Strafe des Ertränfens liegt eine be⸗ 
fondere Rückſicht auf die Nothwendigkeit, auch bei der Vollſtreckung peinlicher Strafen jede Ber: 
legung bed Auſtandes und ver Schamhaftigkeit zu vermeiden. Das Schleifen zur Richtſtätte finden 
wir ald eine allgemeine, dad Meißen mit glühenden Zangen nur als eine in befonders qualifi- 


.  sirten Fällen vorgefchriebene Straffhärfung in dem Geſetz vor. Das Borhandenjein beflimm- 


ter perfönlicher Verhältniffe zwiſchen dem Subjerte und Objecte des Verbrehend war es inäbe: 
fondere, welches die letztgedachte Schärfung bedingte. Dad Schleifen erichien mehr ald eine er: 
niedrigende, die Ehre berührende, das Zangenreißen aber als eine lediglich marternde Leibes⸗ 
ftrafe des Vergiftens. 

Aus der Bambergensis und den wornier und ſpeierer Projecten einer peinlichen Gerichts⸗ 
ordnung, beziebenplic von 1521 und 1529, ging 1532 auf nem Reichsſtage zu Regenäburg 
die peinliche Gerichtsordnung Kailer Karl's V., die jogenannte Carolina, hervor. 

468 find die Art, 37, 50 und 130 der Sarolina, welde non ven Verbrechen ver Ber: 
giftung handeln. Der erfigevacdte beſchäftigt ſich mit den Indicien, welde vorliegen müflen, 
damit gegen ben Angeſchuldigten auf vie Anwendung ber Folter erkannt werden Tann. Dem 
Giftfaufe und dem Umgehen mit folhen Stoffen wurde nur dann dad Gewicht genügender Sn: 
dicien beigelegt, wenn fie noch durch andere, den Verdächtigen gravivende Umflände unterftügt 
wurden, ald welche die Reichtfertigkeit des Ihäters, pas ſtandhafte Leugnen des erwiefenen Gift: 
kaufs, die Feindſchaft zwiſchen ihm und dem Vergifteten u. a. m. bezeichnet find. 

Art. 50 beichäftigt fich Dagegen mit den Theilnehmern, Gehülfen und Rathgebern des Ber 
brechers, wogegen Art. 130 die Strafbeſtimmung bed vorgebadhten Art. 155 der Bambergensis 
wiebergab. Nur wurde im Eingange dem Worte „gifft“ noch der erflärende Zujag „oder 
Venen“ gegeben und bei ber Strafe ber rau der Beftimmung, „bie joll man ertrenken“, ver 
Nachſatz Hinzugefügt: „oder in andern weg nach gelegenheit vom leben zum tobt richten.“ 


14) Sendenderg im Corp. jur. Germ. med. aevi, Ihl. II, Sect. 2, S. 41; Cod. 2, lin. 8, 10. 
15) £. Weftenrieber, Rechtsbuc bes Ruprecht von Freifing, S 1%. 
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Diefer andere Weg war übrigens die Entbauptungäftrafe, keineswegs die ältere bed Lebendig⸗ 
begrabend. 

IV. Neuere Geſetzgebung. Indem Geiſte ver Carolina find aud die meiſten frübern 
deutſchen Landesrechte ſowie Die der außerbeutfchen Staaten verfaßt. Namentlich finden wir in 
ihnen vie Toͤdtung durch Gift befonverd hervorgehoben, pad Merkmal ver Heimlichkeit der Ver⸗ 
übung audgefprocden, die geſchärfte Todesflxafe angedroht und viefe auch auf den Verſuch des 
Verbrechens ausgedehnt, wenn zwar nicht der Tod, aber doch Beſchädigung am Leibe die Folge 
deſſelben geweien if. Allen dieſen Bejehgebungen lag das Beitzeben, durch die Androhung 
barter Strafen von dem Verbrechen abzuſchrecken, unverfennbar zu Grunde. 

Die Fortſchritte, welche in der neuern Zeit die Strafgefepgebung überhaupt machte, fonnten 
ihren Einfluß auch auf das Verbrechen der Bergiftung nicht zurückhalten. Wenn vie Geſetz⸗ 
gebungen aud die allgemeine Anficht über Die Schwere des Verbrechens volllommen theilten, 
wenn fie auch mit fittlidem Ernſt ein Verbrechen betrachteten, welchem in ven meiften Fällen 
alle pie entſchuldbaren Diomente abgingen, welche jich bei andern Toͤdtungen vorfinnen Eönnen, 
fo trat an diefe Gefepgebungen doch Die Anforberung heran, ihrer nächſten Pflicht, der Gerech⸗ 
tigfeit, auch ia Beziehung auf dieſes Verbrechen zu genügen. Dan erltannte fehr bald, daß es 
biefe erforbere, Feine Ausnahmebeflimmungen für den Giftmord zu treffen und e8 ven Ermeſſen 

des Richters zu überlaflen, daß ex vie allgemeinen Grundſätze, unter Erwägung der Umſtände 
des einzelnen Falles, auch bei ber Vergiftung nicht unbefolgt laſſen werde. Die Erfahrung Hatte 
überbied gelehrt, daß dad Abweichen von ſolchen Grundſätzen bei einzelnen Verbrechen nen Rich⸗ 
ter nur zu leicht dazu zwinge, ungerechte, d. h. über Die Verfhuldung hinausgehende Urtheile zu 
füllen. Bei folhen Auönahmegefepen waren. ed natürlich gewöhnli nur die unter beſonders 
empörenden Umſtänden nerübten Verbrechen, welche dem Geſetzgeber vorſchwebten und ihm Eei- 
nen Raums Dazu ließen, auch minder gravirende Fälle richtig zu würsigen. Nach Mittermater ?°) 
äußert ji der Charakter der Ausnahmegefege über Vergiftungen in vierfadger Beziehung: 
1) indem das Geſetz die Tödtung nothwendig als Act des Mordes aufftellt und davon aus: 
geht, Daß das Verbrechen immer nur mit Vorbedacht verübt wird. Hepp führt a. a. O. ed fehr 
gut aus, dag ein Gifttodtſchlag ebenfo gut gedacht werben inne wie ein Giftmord. Wenn 
3. 2. eine Frau, welde, eben von ihrem Manne aufs rohefte mishandelt, dieſen im Affect bed 
Zornd vorräthiges Gift in bie Suppe ſchütte, Die fie ihm gerade vorzufegen habe, und er 
Davon efle und ſterbe, Dann lägen alle Merkmale des Todtſchlagd vor und es laſſe blos deshalb, 
weil das im Affect angewendete Mittel zur Tödtung Gift geweien fei, fi die Annahme eines 
Mordes nicht rechtfertigen. 2) Indem das Geſetz die Todesftrafe auch dann droht, wenn bie 
Vergiftung zwar nicht mit ver Abficht zu töhten, aber doch mit der Abſicht, ven andern zu be⸗ 
ſchädigen, gefchehen if. 3) Indem das Geſetz diefe Strafe auch dann eintreten läßt, wenn 
zwar dad @ift mit ver Abficht zu tödten gegeben wurde, ber beabfichtigte Erfolg aber nicht ein- 
trat, nur ein delictum perfectum, nicht aud ein delictum consummatum vorlag, und auch 
felbft dann, wenn e8 bei dem bloßen Verſuch des Biftmorbes blieb ober untaugliche Mittel 
zur Ausführung beffelben angewendet wurden, firengere Strafen, ald nad) den allgemeinen mil- 
dern Orundfägen in folhen Zällen zuläflig gemadht find, bei Bergiftungsberbrechen vorfihreibt. 
Es liegt endlich A) eine Ausnahmerichtung auch darin, mern pad Geſetz ſchon ba, mo gar 
nicht mit Abſicht zu tödten, aber doch mit Abficht der Beihäpigung Gift gegeben ift und nur ein 
Schaden (wenn aud fein bleibenver) eingetreten if, eine ſchwerere Strafe droht, als fi jonft 
nad den allgemeinen Vorſchriften ergeben würbe. 

Gin wirkſameres Mittel, ald es ſolche Auönahmeitellung des in Rebe ſtehenden Verbrechens 
»arbieten kann, um die bürgerliche Sicgerheit gegen vie Angriffe auf Leben und Gefundheit 
durch Vergiftung zu fügen, wird die Geſetzgebung darin zu ſuchen haben, durch zweckmäßige 
Mafregeln vem Verbrechen vorzubeugen, durch vermehrte Sorgfalt Ihre Verfolgung zu ſichern 
und durch gute Strafgefege den Richtern die Möglichkeit zu geben, in ven Bällen, in welchen bie 
Umſtände des einzelnen Falles einen heben Grad der Verſchuldung ergeben, bie gebührende 
ſchwere Strafe auszufprechen, aber auch Da, wo eine geringere Verſchuldung ſich ergibt, eine 
ontſprechende mildere Ahndung eintreten zu laſſen. 

Zweckmäßige vpolizeiliche Anordnungen, welche es unmöglich machen oder doch erſchweren, 
zum Beſit von Giften zu gelangen und fahrläſſig durch dieſe zu beſchädigen, wie fie z. B. 
dad braunſchweigiſche Polizeiſtrafgeſezbuch vom 18. Aug. 1855 ($. 118 und 124) und 


16) Goltbammer’s Archiv, IV, 435, Hepp im Archiv des Criminalrechts von 1847, ©. 502. 
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das preußiſche Strafgefehbuh ($. 345, Nr. 2 und 4) enthalten, werben dem Verbre⸗ 
hen wirkſamer entgegentreten, al& dies die firengfien Strafandrohungen zu thun vermögen. 
In England und aud in Norbamerifa, wo dad Feſthalten an dem Selfgonernment der Ge⸗ 
meinden fi aud ven beften allgemeinen Boltzeigefegen nicht fetten hindernd gegenuberflellt und 
fo die Befeßgebung des Mittels beraubt, der Berübung von Giftmorden entgegenzuiwirfen, er: 
flärt ji Hieraus die zunehmende Zahl der durch Gift verübten Toͤdtungen. 

Überblidt man ven Stand ver neueften Strafgefeggebungen in Bezug auf bie durch Gift 
verübten Verbrechen, jo lafien ſich zwei Hauptklaſſen derfelben unterfcheiden: diejenigen , welde 
feine befondern Vorſchriften über dies Verbrechen aufitellen und es dem Richter überlaflen , Die 
allgemeinen, über Toͤdtung und Gefunpheitöverlegung gegebenen auch auf dieſes anzumen- 
den, und diejenigen, welche es für nothwendig hielten, beſondere Strafvorfchriften über ven 
Giftmord zu erlaffen. 

Die Bejeggebungen der zweiten Art laffen ſich mit Mittermaier (a. a. O., 5.437) wieder aud 
verfchiedenen Gefihtspunften auffallen. A. Der bed franzöfichen Strafgeſetzbuchs ifl der, es 
als ein attentat à la vie mit exceptioneller Stellung zu betrachten. Art. 301 des Code pemal 
beflimmt: „Est qualilie empoissonnement tout attentat ä la vie d'une personne par l’effet 
des substances qui peuvent donner la mort plus vu moins promptement, de quelgque ma- 
niere, que cettes substances soient &t& employees ou administrees, et qu’elles en aient &te 
tes suites.‘ Der Geſetzgeber ſprach hierbei nit von der premeditation des Täters, ihm ſchien 
vielmehr dieſelbe ſchon darin nothwendig zu liegen, daß, wenn pie Abfiht zu töbten vorhanden 
war, aud wegen ver Vorbereitungen, die dag Verbrechen verlangt, ver Vorbedacht feiner Ber: 
übung als exiftent angefehen werben müfle. Der Geſetzgeber gab eine fon deshalb unzu⸗ 
reichende Definition von ver nothwendigen Beichaffenheit des Siftftoffs, weil die Auslegung 
derfelben, wie e8 die Praxis gezeigt hat, eine fehr verſchiedenartige wurbe.17) So macht 3.2. 
das Erforberniß, daß der Stoff propre (ou capable) fei de donner la mort, einen ſolchen Fall 
ftraflos, in welchem der Chemann feiner Frau Schwefeljäure in töblicher Abſicht, aber jo mit 
Mein gemiſcht gab, daß diefer ben @etränf die Kraft ald Gift zu wirken entzog. Das Belek 
droht, fobald die vorgedachten Requifite des Verbrechens vorliegen, in Art. 302 die Todes⸗ 
ſtrafe an, ohne Rüdjiht darauf, ob der Tod des Vergifteten eintrat oder dieſer beſchädigt oder auch 
gar nicht beſchädigt wurde, e8 vielmehr nur beim Verfuch blieb. Solche Strafnormen find ledig⸗ 
lich Ausflüffe einer craffen AbfchredtungstHeorie. Die Rechtsuͤbung felbft Hat deren Unhaltbarfeit 
am beiten gerichtet, indem fie durch die von ihr im Geſetz vom 28. April 1832 geftattete Anz 
nahme der circonstances attenuantes die Anwendung der gefeglihen Todesſtrafe faft auf Tas 
äußerfte Minimum herabdrückte. 

Im Jahre 1858 wurben 50 Perjonen, 21 Männer und 29 Frauen, der Vergiftung an 
geklagt, davon 31 nur wegen. ihres Verſucht. Bon den legten wurden 7, fonft aber noch 4, 
mithin 11 Perfonen oder 22 Proc. freigefprocdden. Bon den 39 Verurtheilten kamen 3O mil: 
dernde Umftände zu flatten, und es blieben mithin nur 9, welche die gefeglihe Strafe traf. Dies 
war jedod nur in.zwei Küken die Todesſtrafe, da in den Übrigen das Verbict der Geſchworenen 
tbeild der That den Charakter eines andern Verbrechens, theils den eines delit gegeben Hatte, 
theils ein jeune acousd die That verübte. Die Folgen der Vergiftung waren übrigend 
19 mal der Tod des Vergifteten, 15 mal deſſen Krankheit und 15 mal die Vergiftung ohne 
Effeet. Bon ven Angeklagten Eonnten 30 weder leſen noch ſchreiben, 9 das eine und Das an: 
dere unvollkommen, 9 gut lefen und fchreiben, und nur 2 Hatten eine höhere Bildung.) 

Bergleichen wir hiermit bad Jahr 1859, fo tritt-und die Erichelnung entgegen, daß von 
33 Perfonen (13 Männern und 20 Srauen) AO Vergiftungen verübt wurden.??) In einem 
Galle vergiftete eine Frau außer ihrem Mann auch ihren Stieffohn und ihre Stieftochter, in 
einem andern vergiftete ein Dann ein junges Maͤdchen, weldjes fich weigerte, ihn zu heiraten, 
und deren beide Altern ‚ forte 7 Bergiftungen von zwei männlichen ımd einem weiblichen Do: 
meftifen aus Unzufrienenheit mit ihren Dienfiherren und ihren Mirvomeftifen bewirkt wurben. 

Don den 33 Berfonen waren 21 nur der tenitation des Verbreihend angeklagt, und es fan= 
den 12 Zreifpredhungen (36,3 Proc.) und 21 Veruribellungen flatt. Gier ſchloß 17 mal bie 


1845, a. haft, Manuel de la cour d’assises dans les questions d’empoissonnement (Barie 
18) Die Motive diefer Vergiftungen haben wir beifpielsweife bereits in Note 6 aufgeführt. 
19) In neun Bergiftungsfällen Fam es nicht zur wirklichen Anflage. 
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Annahme mildernder Umſtände vie Todesſtrafe aus, 2 mal wurde auf diefelbe erfannt, und 
2 mal wurbe nad) dem Verdict der Geſchworenen die That zu einem andern Berbrecdhen und De⸗ 
liet. Es erfolgte 11 mal der Tod des Vergifteten, 15 mal deſſen Krankheit, und 23 mal war die 
That ohne Erfolg. Von den Angeflagten konnten 21 weder leſen noch ſchreiben, 10 dies unvoll⸗ 
fommen und nur 2 dies gut. Dieſe Beifpiele fegen pie Werthlofigkeit einer Geſetzgebung außer 
Zweifel, weldye fi fo wenig mit dem allgemeinen Rechtsbewußtfein im Einklang befinvet, daß es 
ihr nur noch in 4 von 40 Rechtsfaͤllen gelingt, fich zur vollſtändigen Geltung zu bringen. 

In manchen Fällen iſt e8 die In Art. 317, 4, dem avortement angehängfe Beſtim⸗ 
mung des Art. 75 des Geſetzes vom 28. April 1832, welche die Beibringung von der Befund: 
heit ſchädlichen, aber nicht töblichen Stoffen nur mit corrertionellen Strafen bedroht, Die bie 
Anwendung des F. 301 außfchließt. 

B. Eine befondere Klaſſe Hilden vie Gefeggebungen ver ttalienifchen Staaten, da biefe zwar 
Art. 301 de8Godepenal zu ihren Borbifde genommen haben, ven Verfuch aber gelinder als das 
vollendete Verbrechen ftrafen und deshalb befonvere mildere Strafen für ven Giftmordsverſuch 
verordneten. 20) Be 

C. Eine andere Klaſſe wird durch die deutſchen Gefegbliher gebilvet, welche dem bairiſchen 
vom Jahre 1813 nachfolgten. Die große Härte diefed unter dem Vorbilde des Code penalauß den 
Anfigten der Abſchreckungstheorie hervorgegangenen Strafgefeges ließ die Art. 148 und 149 
deſſelben entftehen, welche in ihrer Vorftellung von der Scheußlichkeit des Verbrechens von ber 
Vorausfegung außgingen, daß die Giftmifhung immer nur ben Eharafter des Morbes an fidh 
tragen könne. Wenn jemand einem andern Gift in einer Tebendgefährlichen Quantität bei- 
brachte und biefer darauf flarb, dann iſt jener immer ald der Urheber bed Giftmordes zu be: 
trachten, folange nit beſtimmt und zuverläfftg eine andere Urſache des erfolgten Todes ausge⸗ 
mittelt wird. Auch foll der, welcher In einer rechtswidrigen Abflcht einem andern Gift beibrachte, 
mit der Entihuldigung gar nicht gehoͤrt werden, daß feine Abficht nicht auf die Toͤdtung, ſondern 
nur auf die Hervorbringung einer Beſchädigung gerichtet geweſen ſei. 

Die Anmerkungen zu dieſem Geſetzbuche ſprachen e8 aus, daß man ſolche eingreifenve Bes 
flimmungen für nothwendig gehakten Habe, um allen jenen Winkelzügen und Vorwänden zu 
begegnen, womit der Giftmifcher ſich der verbienten Strafe entziehen koͤnne. 

Den bairifchen nachgebilvet find die Gefegbüdher von Hannover von Jahre 1840, von 
Würtemberg vom Jahre 1839, des Großherzogthums Hefſen vom Jahre 1841 und Naffaus 
vom Jahre 1849. Hannover droht Die gefhärfte Todesſtrafe den, welcher in tödlicher Abſicht 
Gift oder eine andere Iebensgefährlihe Subftanz jemand beibrachte und dadurch deſſen Top 
bewirkte (Art. 229). Die Schärfung beftand in dem Schleifen des Verbrechers zur Richtflätte 
auf einer Kuhhaut, ift aber durch ein Gefek vom Jahre 1860 befeitigt worden. 

Die Todesſtrafe droht das Geſetz (Art. 228) aber auch ſchon dent, welcher einem andern 
Gift ober die vorgedachten Subflänzen in ber auf feine Beſchädigung gerichteten Abficht bei- 

brachte und dadurch deſſen Tod bewirkte. Tritt bei der im der Abſicht zu tödten bewirkten 
Bergtftung nur ein bleibender Schaden an der Geſundheit ein, dann ift die lebenslängliche Ketten: 
ftrafe die Folge, mit welcher Strafe aber bis auf 10 Sabre herabgegangen werben kann, wenn 
die Abficht nur auf eine unbedeutende Beſchädigung gerichtet und der zugefügte Schaben nicht 
bedeutend und nicht bleibend war. 

Was Würtemberg betrifft "fo beſtimmt zwar Art. 240 feines Strafgeſetzbuchs, daß der 
Bergifter auch dann zur Toveäftrafe verurtheilt werben ſoll, wenn feine Abficht nicht auf Toͤd⸗ 
tung, fondern nur auf Beſchädigung gerichtet war, es wird jedoch nad Art. 1 des Geſetzes 
vom 13. Aug. 1849 In diefem letztern Falle die Todeöftrafe In lebenslängliche Zuchthaus⸗ 
firafe verwandelt werben müffen. 21) 


20) So das neapolitanifche erlegen von 1849, Art. 850 unb 352; das von Parma von 1820, 
Art. 809; das von Piemont von 1839, Art. 570. Nach letzterm find Giftſtoſſe die Mittel, deren natürs 
liche Wirkung der fchnelle Tod ift, Ferner diejenigen einfachen und zufammengefepten Stoffe, welche 
ihrer fchäplichen Eigenfchaft gemäß unvermerft die Geſundheit untergraben und nur in ihrem Ausgange 
den Tod verurfachen. Das Geſetzbuch für Modena vom 29. Dec. 1855 iſt in Art. 862 bem piemonte⸗ 
.. ftihen nachgebildet, ſtraft aber den Verſuch des Giftmordes mit bem Tode, wenn es blos die Wirkfams 
feit ber Kunfthülfe war, welche den Tod bes Vergifteten abwenbete. 

21) Das Geſetz vom 17. Juni 1853 hat die 1849 abgejchaffte Todesſtrafe nur beim Hochverrath, 
der Mishandlung des Staatsoberhaupts und beim Morb wieber eingeführt, Die That muß mithin ben 
Mequiſiten des legtern entfprechen, wenn fie ben Tob zur Folge haben foll. J 
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Auch Heſſen beitiaft zwar in Art. 276 fihan ben mit dem Tode, welder auch nur in 
per Abficht zu beſchädigen das töbtende Gift gab, ermächtigt aber bie Gerichte, beim Borhan: 
denſein ſtrafmindernder Umftände nur auf lebenslängliche Zuchthausſtrafe zu erkennen. Ahn⸗ 
lich ſind auch die Beſtimmungen Naſſaus (Art. 269), doch kennt daſſelbe die Todesſtrafe nicht 
und läßt an ihre Stelle lebenslängliche Zuchthausſtrafe, in dem Falle aber, wo Heſſen letztere 
ausſpricht, eine 12 — 18jährige Zuchthausſtrafe treten. 

D. Das badiſche Strafgeſetzbuch von 1845 ging nach F. 243 fg., melde fig mit der 
Vergiftung befhäftigen, aud nem Kampfe zweier Anfichten hervor, non denen die eine der Ber: 
giftung feine Ausnahmeftellung geben und keine ungerechte Drohung ber Todesſtrafe aufaeh⸗ 
‚men, die andere aber, von dem Äbſchreckungspriucipe geleitet, ſtreuge Strafdrohungen Haben 
wollte. So entftanden zwei im Gegenfage zu andern Straigeſetzbuͤchern mildere, aber dog 
auf in manden Fallen zu übermäßig harten Strafurtheilen führende Strafdrohuugen. & 
foll nämlich, wenn ein unbeſtimmter Vorſatz zutöbten ober zu verlegen bei der Vergiftung wor: 
lag, 1) wenn ber Tod eintrat, bie Todesſtrafe, 2) wenn aber nur eine Beſchädigung erfolgte, 
lebenslängliches ober geitliches Zuchthaus erkannt werden, 3) außerdem aber Zuchthaus bis zu 
10 Jahren. Wurde die That mit dem beſtimmten Borfage zu töbten verübt, dann iſt pie Strair 
ad 2 mindeſtens die von 10 Jahren und bie ad 3 mindeſtens bie von 6 Sahren Zuchthaus. 

E. Das öſterreichiſche Strafgeſetzbuch vom Jahre 1852 zählt den Giftmord nur dam 
($. 135) zu den auögezeichneten Arten des Mordes, wenn er die Merkmale des Meuche lmordes 
an ſich traͤgt, daher nur, wenn er auf tückiſche Weiſe, mithin heimlich, verübt wurde. Da Hſter⸗ 
reich nur die Strafe des Strange ohne ſonftige Qualificationen kennt und auch den gemeinen 
Mord mit dieſer bedroht, fo hat die Anreihung des Giftmordes an den Meuchelmord nur bei 
der Strafe der Theilnehmer und bei der des Verſuchs einen beſondern Effect, und zwar den der 
Androhung längerer Freiheitäftrafen als der bein einfachen Morde verordneten. 

F. Befonders hervorzuheben find Die Befeggebungen, welde die Todesſtrafe auch dem 
Morde nicht abfolut androhen, jedoch dies beim Giftmorde wegen feiner Gefährlichkeit für noth: 
wendig erachten, 

Hierher gehört das braunſchweigiſche Strafgefegbuß von 1840. Daſſelbe geflaitet in 
$. 62 dem Richter, wenn viele und wichtige Strafminberungdgründe vorliegen, von der gefeß- 
lichen und fo auch von der Todesſtrafe zu einer mildern herabzufleigen, ſchließt aber in Art. 145 
beim Giftmorde dieſe Ermächtigung aus. Im übrigen if ver Biftmorb nad den allgemeinen 


Grundfügen vom Morde zu beurtheilen, der beendigte Verſuch mithin nie der voll brachten 


Toͤdtung gleihzuftellen. 

Die nordamerikaniſchen Geſetzgebungen haben zwei Grade des Mordes und verbinden, 
ſoweit fie dieſelbe überhaupt noch kennen, nur mit dem erſten Grabe bie Todesſtrafe, überlaffen 
es auch den Geſchworenen, auszuſprechen, welcher Grad des Mordes im concreten Falle vorliegt. 


Nur einige Gefepgebungen, 3. B. die von Ohlo 22), erklären ausdrücklich, daß ber Giftmord ein 


Mord erften Grades und aljo mit dem Tode zu beftrafen ſei. 

G. Als eine befondere Klaſſe der Geſetzgebungen jind endlich noch Die zu bezeichnen, melde 
ſchon das bloße Beibringen des Giftes, ohne daß ein ſchädlicher Erfolg aus demfelben Hervor- 
geht, mit ver Todesſtrafe bedrohen, ven Verſuch der Beibringung aber mit einer Yreibeitd: 


firafe, mit weiteftem Spielraume, beahnden. England theilt dieſe Anfiht, indem das Geſch 
1 Victoria, c. 85, sect..1, 2, 3 beflimmt, daß ber, welcher poison or other destruelive thing 
einem andern in mörberifcher Abſicht beibringt, ober verurfacht, daß dies gefchieht, mitten 


ode, wenn ex aber ven Verſuch zur Bornahme der bezeichneten Handlungen macht, mit Trand: | 


portation von 7 Jahren bis Lebendzeit 28) oder Gefängnißſtrafe von nicht über 3 Jahren be 


ftraft werben ſoll. 


Die thüringiſchen Staaten, das Königreih Sachen und Sachfen : Altenburg zeichnen in | 


ihren Geſetzbüchern von 1850, 1855 und 1841 dem Giftmord nicht beſonders aus, ebenfo menig 
Preußen in dem feinigen von 1851. Doc enthält dies (6. 197) die Beflimmung, daß ter, 
welcher einem andern Gift ober andere Stoffe beibringt, melde die Geſundheit zu zerſtören 
geeignet find, mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren zu beſtrafen iſt, und daß dieſe Strafe ſich Bid 
zu 20 Jahren ſteigert, wenn Die Handlung eine ſchwere Koͤrperverlezung zur Folge hatie, 


bis zur Lebenslaͤnglichkeit aber, wenn ſie den Tod herbeifũhrte. Lag die Abſicht zu todten vor, | 


22) Wharton, Treatise on criminal iaw (1855), S. 284. 
23) An bie Stelle dieſer Strafe iſt feit 1857 die der penal servitude getreten. ©. Befängaitimefen. 


Giftmiſcherei 587 


dann wird die Handlung zum Morde, bezüglih zum Mordverſuche. Die Heimlichkeit ift 
cc Begrifferforberniß des Verbrechens. (Temme, „Lehrbuch des preußifchen Strafrechts“, 
. 839.) 

Dad oldenburgifche Strafgefegbuch von 1859 ift in Betreff der Vergiftung dem preußifchen 
nachgebilbet. - 

Wir übergehen Hier die Beſtimmungen der Strafgeiege, welche Die Vergiftung der Brunnen 

oder Waflerbehälter, die zum Gebrauche anderer dienen, oder von Waaren, welche zum öffent- 
liden Verkaufe oder Berbraude beftimmt find, betreffen und gemeinhin dann (6. 304 des 
preußiſchen Strafgeſetzbuchs) ſelbſt die Todeöftrafe eintreten laſſen, wenn durch Die Handlung 
ein Menſch das Leben verlor. Sie gehören ven gemeingefährlichen Verbrechen an und mithin 
nicht zum Gegenflande, den wir hier behandeln. 

V. DerThatbeftand der Bergiftung und Begriffdes Giftes. Das weientlichfte 
Merkmal des Verbrechend ver Vergiftung ifrdie Beibringung eines Stoffs, welder zu den @iften 
gerechnet wird, bie Feſtſtellung Diefer Beibringung aber das Haupterforderniß zur Feſtſtellung 
jeined Thatbeſtandes. Aus der Geſchichte des Verbrechens läßt fich ebenfo wenig wie aus dem 
Stande der neuern Geſetzgebungen ein Anhalt über ven Begriff des Gifted gewinnen. Es ift 
gerechtfertigt, daß mit. den Fortſchritten ver Naturwiſſenſchaften auch ver zunächſt der Wiflenfchaft 
angehörige Ausdruck „Gift“ eine jehr verſchiedene Bedeutung erhalten mußte. Nachdem folde 
Stoffe, welche man zu pen Giften zählte, in immer größerm Unfange auch ald Arzeneimittel an= 
gewendet wurden und alled nur von ver Art des Gebrauchs, der Quantität und den Beringungen 
ber Anwendung abhängig warb, wenn es jich darum handelte zu entſcheiden, ob der Stoff Gift 
ober Arznei jei, konnte ed nicht befreniden, daß über die Begriffsbeſtimmung von Gift ſich viel- 
fach Streit erhob. Indeß gelangten neuere fehr achtungswerthe Schrijtfleller (3.8. Öfterlen, 
„Handbuch der Heilmittellehre”, Tübingen 1847, S. 84) felbft zu dem Refultate, daß eine 
allen Anforberungen entſprechende Begriffäbrfiimmung der Gifte unmöglich erjcheine, indem 
fig Heilmittel und Gifte nur in relativen Differenzen entgegenftänden. In beiden wirfe die ſoge⸗ 
nannte topijche Kigenfchaft des Stoif3?*), und wenn man Gift und Heilmittel dadurch zu 
unterſcheiden ſuche, daß bei dem erflern die topifche Wirfung des Stoff eine mehr oder weniger 
conſtante phyjtologifche, feine blos zufällige fei, fo bemerfe man leicht, daß man für Die Begriffö- 
beftimmung dadurch nichts gewinne. Man gelangt fo zu ver Anſchauung, daß es ein abjoluted 
Gift gibt, daß das Gift vielmehr nur relativer Natur iſt, indem es nur unter gewiflen Uniſtän⸗ 
den und Bedingungen als foldyes wirkt. Manche ſtark wirfende Stoffe werden nur durch das 
Zufanmentreffen mit andern zu Giften, 3. B. Amygdalin 25), während andere Stoffe durch 
gewiſſe Miſchungen mit andern ihre giftige Natur verlieren, 3.8. Schwefelfäure. Dit fommt 
ed nur auf die Quantität an, in der fie gegeben werben, ob Stoffe ald Gifte wirken follen oder 
nicht, 3.3. beim Bilfenkraut, oft aber auch find Stoffe ald Bifte wirffan ober unſchädlich, je 
nachdem fie innerlic oder äußerlich augewendet werben, z. B. Schirling. 

Böcker fagt über ven Begriff des Giftes20): „Man hat viele Verſuche gemacht, den Begriff 

Gift zubefiwisen und feflzuftellen, was ein @ift if, inzwifchen mußten alle diefe Definitionen 
mislingen, weil es feine Subflanz gibt, die ein @ift if, wol aber gewille Stoffe unter gewiſſen 
Bedingungen und Umſtänden zu Giften werben. Sollte die Rechtöpflege einer Definition des 
Giftes bedürfen, jo mögen fich die Rechtögelehrten eine folche zurecht machen; der Arzt bat den 
Richter zu erklären, daß es vom mebicinifch-naturhiftorifchen Standpunkte aus unthunlich fei, 
gewiſſe Subflanzen als ſolche zu bezeichnen, die unter allen Umftänden ver menſchlichen Befund: 
heit nachtheilig ſeien.“ 

Übrigens fehlt es nicht an Begrifſöobeſtimmungen des Giftes. Gengler verſteht (a. a. O., ©. 8) 
darunter einen jeden Stoff, welcher durch die ihm innewohnende Kraft, nicht aber infolge ſeiner 
äußern Geſtalt, für den menſchlichen Koͤrper, wenn er auch nur in kleiner Gabe in oder an den⸗ 


24) Oſterlen bezeichnet a. a. O. damit diejenige ſchäͤdliche Wirfung eines in bie Okonomie bes leben⸗ 
den Körpers eingetretenen Stoffe, welche 1) in feinem. DVerhältnig zu ber Heinen Dofis des Stoffe 
fteht, 2) nicht blos zufällig, z. B. krankhafter Zuftände der influenzirten Organe wegen u. |. w., fonbern 
vielmehr an und für fi conflant den Organismus und feine Theile in hohem Grabe läbirt, ja feine 
Lebensartionen völlig fiſtiren kann. _ J— 

25) Eine ſtickſtoffhaltige Subſtanz der bittern Mandeln erzeugt, weun fie mit genoſſenen fügen Man⸗ 
deln im Magen zufammentrifft, Blaufänre und bringt alle Symptome einer Blau den ebergiftung hervor. 

26) Böder, Memoranda der gerichtlichen Mebicin (Iferiohn und Elberfeld 1854), ©. 156. 
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felden gebracht wird, ohne eine äußerlich ſichtbare Verlegung, nur unter ven gewöhnlichen 
Symptomen heftiger Krankheitsanfälle Iebensgefährliche Folgen Herbeiführt. 27) 

Taylor, einer der berühmteften englijchen Ärzte, nennt in feiner „‚Medical jurisprudence” 
Bift einen Stoff, welcher, wenn er innerlich beigebracht wird, geeignet iſt, das Leben ohne me- 
chaniſche Wirkung auf den Organismus zu zerftören. Inden von dem Juriſten Wharton und dem 
Arzte Stile 1855 in Philadelphia herausgegebenen „Treatise on medical jurisprudence”, 
S. 377, wird Gift ein Stoff genannt, der die ihm eigenthümliche zerſtoͤrende @igenfchaft hat, daß 
er durch Eindringen In den Organismus das Leben zu vernichten geeignet ift. Orfila nennt in feiner 
„Medicine legale’' (neue Audgabe, IH, 15) Gift jeden Körper (corps), welcher, wenn er 
innerlich genommen oder auf irgendeine Art einem lebenden Körper beigebracht wird, auch in 
fleinen Dofen die Geſundheit zerftört over felbft dad Leben vernichtet. Anglade nennt in feinem 
„Trait& de toxicologie”’ Gift einen Stoff, welcher, wenn er an eine gewiſſe Oberfläche bes Koͤr⸗ 
pers eined Menfchen ober eines Thieres gebracht wird, kraft feiner Natur, wenn auch in Eleinen 
Dofen, gewöhnlih Wirkungen hervorbringt, melche dad Leben großen Gefahren ausfegen oder 
es ſelbſt zerflören, und zwar, ohne daß die Materie ſich vermehrt over fi reproducirt. Devergie 


"bezeichnet in der „Medicine légale“28) mit Gift den Stoff, welcher, innerlich over äußerlich im 


Meinen Dofen in den Körper des Menfchen gebracht, regelmäßig geeignet ift, die Geſundheit zu 
zerſtoͤren oder felbft das Reben zu vernichten, ohne mechanisch und ohne Selbftreprobuction zu 
wirken. Galtier nennt?29) Gift jeden Stoff, welcher infolge feiner chemiſch⸗dynamiſchen örtlichen 
Wirkſamkeit und vorzüglih durch jeine Abforption ſchwere und felbft toͤdliche Zufälle ver: 
urſacht. Schneider nennt 30) Gift die Subftanz, melde in einem Organismus eine folde Ver⸗ 
änderung veranlapt oder erzeugt, daß dieſer feine beſtimmte Lebensform nicht mehr behaupten 
fann, fondern im Conflicte mit dein einmirkenden Stoffe in feiner elementaren Zufammen= 
fegung gefährbet wird. " 

Die Frage, ob es dem Geſetzgeber nicht möglich ift, einen feften Anhaltepumft für die Be⸗ 
griffsbeſtimmung bes Giftes zu geben, muß verneint werden. Bezeichnet das Geſetz die Stoffe, 
welche es als Gifte angefehen willen will, und welche fie deshalb dem freien Verkehre entzieht, fo 
läuft fle Gefahr, täglich mit der Wiſſenſchaft in einen fleten Wiverfprud) zu geraten. Die Wii: - 
ſenſchaft wird fi vielleiht von Irrthümern bereits getrennt haben, welche der Richter noch 
immer, weil fie den Geſetze entfpredhen, für Wahrheiten zu erachten hat. Das Geſetz könnte 
aber gleihfam ein Schema zu vem Begriffe des Giftes aufftellen, würde dann aber eine dop⸗ 
pelte Gefahr laufen, nämlich Durch eine zu enge Definition den Richter auf Koften der Ge⸗ 
rechtigkeit zu ſehr zu beſchränken, oder durch eine zu weite Faſſung die Verfolgungen auf Fälle 
auszubehnen, in denen fein genügenver Grund zur Unterfuhung vorliegt. Das allein Rich⸗ 
tige wird es fein, den Weg einzuſchiagen, melden, wie wirfahen, die meiften ver gedachten Ge⸗ 
jeßgebungen einfchlugen, nämlich den, es der Rechtöeübung im Vereine mit ver Wiflenfchaft zu 
überlaflen, melde Eigenfhaft und ob die eined Giftes dem in einem beſtimmten Kalle gegebe- 
nen ſchädlichen Stoffe zugefhrieben werben ſoll. 

Das Volksbewußtſein verfteht unter Gift einen Stoff, welder, in oder an ben Körper eines 
andern auf eine gewiſſe Weife gebracht, ohne mechaniſche Wirfung den Tod der Berfon bewir- 
ten kann, welder der Stoff beigebracht wurde. 31) Mit viefem Bewußtſein Handelt der Ver⸗ 
brecher, und wenn auch die Wiſſenſchaft fi in einzelnen Fällen mit vemfelben nicht völlig in 
Ubereinſtimmung befinden follte, fo wird fie es och im mefentlichen fein, wenn fie ebenfall® zu 
dem Ergebniffe gelangt, daß e8 Stoffe gibt, welche zwar nicht abfolut, wol aber unter gewiflen 
Bedingungen und Umſtänden todbringend für denjenigen jind, welchem fie belgebracht werden, 
und daß diefe Wirkung durch die chemiſch-dynamiſche Kraft des Stoffs und den Übergang in 
das Blutſyſtem mitteld der Abforption und durch die dadurch erfolgte Erfchütterung der Lebens 
verrichtungen begründet wird, und folde Stoffe Gifte nennt. Die weitere Erforfhung über 
die Eigenthümlichkeiten einzelner Stoffe, über die Bedingungen, von welchen dabei die Wirk: 
ſamkeit des Giftes abhängt, wird die Rechtsanwendung ver Wiſſenſchaft allerdings zu über- 


27) Gengler bemerkt, daß er in dieſer Definition den Verſuch gemacht habe, den Kunftbegriff fo 
weit als möglich dem Volfsbegriff anzunähern. 

28) Neue Ausgabe von de Hauffy de Robecourt (1852), Art. 3, &. 9. 

29) Im Traite de toxicologie (Paris 1855), I, 1. 

30) a chtliche Ehemie (Bien 1852), ©. 47. 

31) Mittermater im Archiv für preußifches Strafrecht, IV, 450. 
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Iaffen Haben. Stoffe, welche nur vermöge bejonderer Eigenthümlichkeiten, Idioſynkraſien, 
der Perfon, welcher jie beigebracht werben, fr dieſe ſchädlich wirken, fonft aber ihrer Natur 
und Befchaffenheit nach keineswegs Störungen bed Organismus hervorzurufen pflegen, wie 
3. B. gewiſſe Arten von Fiſchen, Schweinefleifh u. a., werben natürlid den Giften nicht zu: 
gerechnet werben dürfen. Gin Gegenſtand vielfacher Streitigfeiten iſt vie Frage, ob auf Bei- 
bringung eines Anſteckungsſtoffs, z. B. des ſyphilitiſchen, die Strafvorſchriften über Vergif- 
tung Auwendung finden koͤnnen. Am richtigſten erſcheint es wol, dieſe Frage zu verneinen. Es 
liegt nicht in dem Volksbegriffe, mit ſolchen Anſteckungen die Anſicht von einer Vergiftung zu 
verbinden. ich bat dad Contagium ſchon deshalb nit die Natur eines Giftes, weil es, 
wenn ed im Körper auf die Organiſation gewirkt und Krankheit erzeugt hat, ſich in dieſem wie⸗ 
ber veprobucirt und Dadurch fähig ift, wieder andere anzuſtecken. 32) ef 

Hat die Feſtſtellung des Thätbeſtandes das Dafein des Giftes in dem vorliegenden alle 
dargethan, dann wird noch die Art, wie daſſelbe beigebracht wurde, von Wichtigkeit, namentlich 
durch welches Mittel, an welchem Koͤrpertheile und unter melden Umſtänden dieſe Beibringung 
erfolgte. Gemeinhin ſind es die Speiſen, Getränke und Arzneien, welche der Vergiftete genoß, 
die ihm das Gift zuführten. Mittermaier theilt im. Goltdammer'ſchen Archiv (a. a, O., 
©. 455 fg.) einen ehr intereffanten Straffall. mit, in welchem der Prieſter Meineri 1855 
eined angeblih an dem Prieſter Botaro durch vergiftete Cigarren bewirften Giftmordes 
beſchuldigt wurde, jevod vor dem Appellhofe zu Genua feine Freiſprechung erlangte. Durch 
Mittermaier zu einem Gutachten über diefen Ball veranlaft, hat der Hofrath Bunfen zu 
Heidelberg dasjenige erflatiet, welches Mittermaier (a. a. D., S. 460) veröffentlichte. Der ge: 
dachte berühmte Chemiker gelangt zu dem Refultate, daß allerdings jemand durch den bei dem 
Rauchen in die Mundhöhle gefugenen Dampf von Gigarren, welche mit arfeniger Säurelöfung 
imbibirt oder mit fefter arfeniger Säure gefüllt find, vergiftet werden Fany, und daß dad Rau: 
chen ſchon einer folhen Cigarre eine töplihe Doſis des Giftes in den Körper zu bringen ver= 
mag. Da jedoch bei nem Rauchen einer ſolchen Cigarre fofort in der Atmoſphäre ein flinfender 
knoblauchartiger Geruch verbreitet wird und der üble Geſchmack außerbem dieſes Nauden zu 
einem unerträglichen mache, fo erfcheine e8 widerjinnig, anzunehmen, daß ein Menſch mit gefun= 
ven Sinnen. id in folder Weife vergiften laffen werde. 

Wenn ſich such die Speifen, Getränfe und Arzneien als die gewöhnlichen Mittel zur Gift: 
beibringung darſtellen, fo erfhöpfen fie doch nicht die Zahl derſelben. Es find Falle befannt, in 
denen das Einträufeln des Giftſtoffs in das Ohr die Vergiftung bewirkte. Schon bei den Rö- 
mern war bie Vergiftung durch Kiyftiere bekannt, namentlich wurde. Kaifer Claudius durch 
ein ſolches vergiftet. Anglade teilt in jeiner „Toxicologie generale” verſchiedene Fälle mit, in 
welchen die Vergiftungen in Frankreich auf dieſe Weiſe erfolgten. Auch durch das Einbringen 
des Giftſtofſs in die weiblichen Geburtstheile find viele Vergiftungen bewirkt worben, über 


welche Freſchi in ſeinem „Manuale teorelico-pratico de medicina legale” (Mailand 1855), 


U, 796, Bericht erſtattet. Durch die Bewirfung des Einathmens des Giftfloffd, entweder in= 
jofern die Luft an-dem Orte,.an welchem der zu Vergiftende ſich aufhält, mit Gifttheilchen ge: 
ſchwängert ift, oder giftige Dämpfe and Gasarten an demſelben erzeugt jind 3°), wurben Eben-. 
falls Vergiftungen herbeigeführt. Endlich können Die Gifte auch mit Gegenſtänden yerbunden 
werben, welche, in den Mund gebracht, zugleich Gifttheile in den Körper bringen. Die Ver: 
giftung fann aber au durch Anwendung des Gifte von aupen, z. B. durch vergiftete Pom⸗ 
maden oder Ginreibungen bewirkt werben. Alle dieſe Vergiftungsarten werben für den Geſetz- 
geber. auf gleicher Stufe ſtehen, wenn ihre Verfchiedenheit auch für den unterſuchenden und er: 
kennenden Richter von beivuderer Bebeutung fein wird. 

Die Möglichkeit ver Vergiftung ift dadurch bedingt, daß der beigebrachte Stoff dazu geeignet 


— —— — — — 


32) Friedrich, Blätter für Anthropologie, Bd. IV, Heft 4, ©. 12. 

38) Vgl. über Bälfe diefer Art Falk, Handbuch der fpeciellen Bathologie und Therapie, bers 
ausgegeben von Birchow (Erlangen 1865), U, 22. Nach ihm ift Gift (oder chemisch Ichädliche Potenz) 
jede Subſtanz (gleichviel ob Natur: oder Kunftprobuct), welche Durch Die chemische Natur ihrer Mole: 
eule.und durch die berfelben immanenten Kräfte einwirft und, mit bem gefunden Organismus concurris 
rend, zur normalen Ernährung, d. h. zur Bildung, Fortbildung und Helauration des Körpers fich nicht 
geeignet erweift, im Gegentheil unter befondern Bedingungen die Form und Mifchungsverhältnifie der 
organifchen Theile mehr odet weniger alterirt und fomit, unter Beranlaffıng größerer oder geringerer 
Functionsflörung, größerer oder geringerer Deftrurtion der Organe oder gar des Todes, ber Geſundheit 
und dem Zeben in merflicher Weite Abbruch thut. 


\ 
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erſcheint, als Gift zu wirken und im Blute und Organismus die Kraft deſſelben zu entwickeln. 
Hier wird das Organ wichtig, auf welches das Gift zunächft angewenvet wurde. Die Wirkſam⸗ 
keit des Giftſtoffs ift aber vaven abhängig, daß derſelbe, in ben Blutftrom aufgenommen, 
eine Umwandlung des Blutes chemiſch bewirkt oder vermittelft dieſes Blutſtroms Organen 
zugeführt wird, deren Bunctionen dur den Stoff gehemmt oder zerſtoͤrt werben. Je mehr 
das von dieſem berührte Organ Gefäße enthält, welche von dem Gifte leicht durchdrungen 
werden, defto gefährlicher erfcheint vie Vergiftung. Auch die Quantität des beigebradgten 
Giftes wird bei ver Heftftellung des Thatbeſtandes von befonderer Bedeutung, vorzüglich da, wo, 
wie in dem bairifchen Befege, fi die Vorſchrift vorfindet, daß pas Gift in einer nem zu Bergif- 
tenden lebensgefährliden Duantität beigebracht fen maß. Seitdem in Baiern die Schmurge- 
richte eingeführt wurben, hat diefe Beflimmung bereit6 zu beſondern Erörterungen geführt, 
indem von ber Vertheidigung die Unzulänglichkelt des verwendeten Giftſtoffs behauptet wurde. 
Menn man erwägt, daß fidh die Ermittelung der beigebrachten Giftquantität faft fletö einer ge⸗ 
nauen Feftftellung entztegt, dann wirb man gefegliche Beflimmungen über dieſelbe gewiß nicht 
für angemeifen erachten fönnen. _ 

Bon befonderer Wichtigkeit und rechtlich bebeutend wird auch die Zeit, feit weldger der ange: 
wendete Giftftoff bereits bereitet war, ehe ver Genuß deſſelben erfolgte, da die Wirkungen man- 
her Gifte fich durch den Zeitverlauf abſchwächen. Ebenfo kann auch die Beſchaffenheit der Ver- 
bindung des Giftes mit andern Stoffen nicht unbeadhtet bleiben, indem dur das Zufamnıen- 
treffen mit dieſen Gifttheile, welche für ſich als Gifte wirkſam fein würben, dieſe Eigenſchaft ganz 
oder zum großen Theile verlieren. 

Das zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes nothwendige Mequifit ver Beibringung eines 
Stoffs, welcher als Gift zu wirken „geeignet“ ift, hat in der Gefeggebung und Praxis darüber 
zu brei verfchiedenen Syftemen geführt, in welchem Sinne dies Merkmal, geeignet zu ſein, eigent⸗ 
lich aufgefaßt werden müffe. 3%) 

Nah dem erften Syſtem, welches in früherer Zeit von Juriſten und Ärzten vertheidigt 
wurde und auch in Deutihland Bingang gefunden Hatte, wird jeder Stoff als ein geeignetes 
Gift betrachtet, welcher feiner Natur nach fo beſchaffen ift, daß durd) feine Anmwenbung auf den 
menfhlihen Organismus bei jeder Perſon, welcher ver Stoff beigebracht wird, ber Tod oder 
doch eine erhebliche Geſundheitsſtoͤrung bewirkt wird. Mit dem Aufhören bes Glaubens an 
das Dafein abfoluter Gifte mußte dies Syſtem feinen Werth verlieren. 

Das zweite Syftem ift dabjenige, welches in Frankreich In der Rechtsübung angemendet 
wird. Nach ihm erfcheint ein Stoff nur dann geeignet, in: Sinne des Geſetzes, weldyes Giftmord 
und Vergiftung mit Strafe bedroht, ald Gift Hetrachtet zu werden, wenn ex bei ber Perfon, 
welcher er beigebracht wird, nach ihrer Individualität und nad) alfen Umſtänden, unter welchen 
die Beibringung erfolgt, ven Tod erzeugen kann. 

Das dritte Syſtem, welches ald die Anficht der neuern deutſchen Geſetzgebung und Praxis 
betrachtet werben kann, hält ven Stoff für einen geeigneten, Giftmord und Vergiftung rechtlich 
zu begründen, welcher durch feine Beibringung in oder an dem menſchlichen Organismus unter 
gewiffen Bebingungen und Umſtänden bei der Perſon, ver er beigebracht wird, der Tod oder 
erhebliche Geſundheitsſtoͤrung bewirkt, wenn diefer Erfolg nicht durch außerordentliche, in dem 
betreffenden Falle vorhandene Umſtände gehindert wird. | 

Bei der Beurtheilung des Verſuchs des Verbrechens der Vergiftung wird die Frage wichtig, 
aus welchen Urfachen ein mit der Abficht zu vergiften unternomntener und bereit mit Beibrin- 
gung des Giftes begonnener Verſuch midlang. Diefe Urfachen bringt Mittermaler a.a.D. in 
vier Klaflen. Der Ihäterfann 1) feine Abficht deshalb nicht erreichen, well er einen zur Vergif⸗ 
tung abfolut, feiner Natur nach unter allen Yimfländen untauglichen Stoff wählte, oder 2) weil 
er das Verbrechen durch einen Stoff ausführte, der feiner Natur nach zwar zu den Giften ge⸗ 
hört, aber in dem concreten Kalle aufgehört hatte, Gift zu fein, wegen zu geringer Doſis oder 
Berbindung mit andern die giftige Natur zerftörenden Stoffen; oder 3) das Unternehmen ge- 
lingt nicht, weil die Perſon, welche vergiftet werben fol, abgeſchreckt durch die Figenthümlichkeit 
des Giftes, daſſelbe nicht nimmt, und endlich 4) das Gift bewirkt wegen rechtzeitiger Kunſthülfe 
weder den Tod noch neue Gefunpdheitäftörung. Das engliſche und franzöflfche Recht nehmen in 
den beiden erften Ballen Feinen flrafbaren Verfuh an. In Preußen und Öfterreich wird zwiſchen 
dem Gebraude eines abſolut untaugliden und eines unzulänglichen ober relativ untauglichen 


34) Mittermaier, aa. D., ©. 587. 
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Mittels unterſchieden und beim zweiten ein ſtrafbarer, beim erſten aber ein ſtrafloſer Verſuch 
angenommen. 

Wir können auf dieſen Gegenſtand hier nicht näher eingehen und wenden und zum Schluſſe 
nur noch zu dem Einfluſſe, welchen die neuern chemiſchen und mediciniſchen Forſchungen 
über bie Natur und die Wirkfamkeit der Gifte auf die Ausmittelung unſers in Rede ſtehenden 
Verbrechens gehabt haben. 

Der Einfluß der neuern chemiſchen und medieiniſchen Forſchungen in 

Bezug auf die Beurtheilung des Verbrechens der Vergiftung. Es gibt 
faſt fein Verbrechen, bei welchem bie Ermittelung des Thatbeſtandes mit groͤßern Schwie⸗ 
rigkeiten zu kämpfen hätte, als bei ver Vergiftung. Sehr oft hat vie Wirkſamkeit des Gif⸗ 
ted bereits erhebliche Kortfchritte gemacht und daſſelbe feine verderblichen Folgen entwickelt, 
ehe ärztliche Hülfe nachgefucht wird, deren rechtzeitige Benugung dem Ubel Einhalt gethan 
Haben würde. Der Bergiftete, vorzüglich ver ben niebern Ständen angehörige, welder mit 
voller Zuverſicht Die vergiftete Speife oder dad Gebräu genießt, und welcher, follte ihm deren 
widerlicher Gerud auch auffallen, venfelben auf die Rechnung fchlechter Zubereitung bringt, bei 
Arzneien aber auf die Borausfegung gründet, dap er dem Mepicanıente eigen fei, ift nicht felten 
dem Blauben an jeine Vergiftung ſchwer zugänglidh. Iſt der Thäter unter feiner nächften Um⸗ 
gebung, und dies ift bei der Mehrzahl aller Vergiftungen der Fall 20), dann wird gemeinhin 
unter allerlei Vorwänden dem Vergifteten die ärztliche Hülfe folange als möglich vorenthalten 
und der enblich Herbeigernfene Arzt durch lügenhafte Angaben zu täufchen verſucht. 
- Oft ift es das Anfehen, in welchem die betheiligte Familie ſteht, ober der Anfchein vorhan⸗ 
dener glücklicher Kamilienverhäftniffe, welche den Arzt abhalten, mit feiner Vermuthung einer 
flattgefundenen Vergiftung bervorzutreten und auf die Leihendffnung zu dringen, und welche 
ihm die Anwendung befonderer Vorſicht zur Pflicht machen, damit nit durch unbegrünbete 
“ Anzeigen achtbare Familien von ihm compromittirt werden. Alled dies macht es erflärlich, wie 
fo häufig erft fange nad) dem Tode einer vergifteten Perfon, wenn das Verbrechen in anderer 
Weiſe nachgewiefen wurde, zur Sertion Bergifteter gejchritten wird. 

Neue Schwierigkeiten bieren fl dar, wenn bie Neihendffnung nur wegen des vorhandenen 
Verdachts einer ftattgefundenen Vergiftung erfolgt. Theils kann die vorgefaßte Meinung vonder 
Bergiftung einen nachtheiligen Einfluß auf die Vornahme der Section außüben, theils aber auch 
zu irrigen Borftellungen von vorhandenen Zeichen ber Vergiftung führen. Bedeutungsvoll 
werden bier die Forſchungen Engel’ (niebergelegt in der Schrift: „Die Leichenerſcheinungen 
und ihre Bedeutung“, Wien 1854), mit denen die oͤſterreichiſche Inſtruction für die Vornahme 
der gerichtlichen Todtenfhau vom 28. Jan. 1855, welche die vollftänvigften Vorfchriften über 
das Benehmen des Arzted bei Vergiftungen enthält, in ziemlicher —— ſteht. 
Häufig find die vorhandenen Injectionen und die Röͤthe der Magenſchleimhaut als Zeichen ver 
Bergiftung, z: B. der Arfenikvergiftung, angefehen worben, welche doch eine nach dem Tode ent= 
flandene Leichenveränderung hHerbeiführte. Sehr oft bedarf es forgfältig vorgenommener 
mifroffopifcher Unterfuhungen, um das Dafein einer Vergiftung zu conflatiren. _ 

Die Herftellung des Thatbeſtandes bei Vergiftungen wird auch dadurch ſchwieriger, daß 
immer mehr neue ©iftarten befannt werben, welche man früher nicht ald Mittel zur Ausführung 
des Verbrechens benugte. So ift 3. B. in Betreff ver Vergiftung durch Strychnin befien eigen⸗ 
thümliche Wirffantkeit noch lange nicht genug beobachtet und aufgeklärt. 36) 

Bon befonderer Wichtigkeit iſt auch die Erfahrung, daß bie neuere Mebtein immer mehr 
Stoffe, welche zu den Giften zu zählen find, als Arzneimittel gebraudt. Kür ven Juriſten 
erhält dies dadurch Bedeutung, weil in der Leiche einer Berfon oft Gifte angetroffen werben 
können, welche auf die Rechnung von Vergiftungen geftellt werben, während fie zu Arznei- 
ftoffen dienten, und weil manche Stoffe, weldye Gifte find, nad) den neuen Foriſchritten ver Me: 
piein, unter zwedmäßigen Vorfihtömapregeln, ald Gegengifte angewendet werben und als 
ſolche in den Körper gelangten. Taylor, Wharton und Kalk bezeihnen die Bälle, in welchen 


85) Vgl. was wir über bie in Branfreich vorgefommenen Bergiftungen und ihre Motive fagten. 

36) In diefer Beziehung find die beiden gegen Palmer und Tove in England verhandelten Proceſſe 
befonders beachtenswerth. Dal. über die patholugifchen Veränderungen bei Strychninvergiftung Baltier, 
Toxicologie, II, 246. Mittermaier bemerft a. a. O., &. 595, dag im Palmer’fchen Rrocch fih die 
dabei thärigen Juriften (vorzüglich der Attorney⸗General) mit ben Vorſtudien der Vergiftung durch 
Strychnin gehörig vertraut gemacht hatten. 


® 
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Gifte von Ärzten als Arzneien angewendet werben, genauer, ebenfo Spielmann in Gasyer's 
Vierteljahrsſchrift, X, 45. Mittermaier faßt (a. a. O., ©. 596), die Ergebniffe der neuem 
Forſchungen über Gifte in folgenden Sägen —8 9 Das Gift kann als ſolches nur wir⸗ 
ken, wenn es ſo angewendet wird, daß es, in oder an den Koͤrper des zu Vergiftenden gebracht, 
in den Drganismus übergeht, und zwar in das Blut aufgenommen wirb oder auf das Nerven: 
foftem wirkt. 2) Die Wirkjamfeit des Giftes iſt verfchieden nad der Befchaffenheit ver an- 
gewendeten Giftart. 3) Das Gift wirft nicht oͤrtlich, ſondern verbreitet ji, wenn es einmal zur 
Mirkung formt, im ganzen Organismus, daher auch feine Spur in allen Organen und Kör⸗ 
pertheilen fowie in Entleerungen 37) gefunden werben Tann, welche mit den Functionen ver 
Organe zufanmenhängen. 4) Die Wirkſamkeit des Giftes iſt nur relativ, ſodaß der Erfolg 
durch vielfache Zuftände ının Verhältniſſe bedingt iſt, welche in den Drganimus ber verſchiede⸗ 
nen Perfonen liegen, bei welden Gift angewendet wurde, weshalb Die Anwendung des näm⸗ 
lien Stoffs auf verfähiebene Verjonen auch verſchiedene Wirkungen Hervorbringt. 

Ban Wichtigkeit iſt e8, fich die Natur der Wirkungen des Giftes Klar zu machen. Der Orga: 
nimus einer Perfon ift nur dann ald vergiftet zu betrachten, wenn die lebenden Theile deſſelben 
(Falk, a. a. O., S. 7) in Wechſelwirkung mit den Gifttheilchen (Moleculen) eines Stoffs eine 
ſolche Veränderung der Form und ver Mifchungsverhältniffe erleiden daß die Folge hiervon 
Unmoplfein, Krankheit oder Tod iſt. Nach zwei Richtungen hin wirken nun die Gifte verderb⸗ 
lid, entweder unmittelbar auf dad Nervenfyften oder auf dad Blut. Das erftere geſchieht, 
wenn das Gift dur Imbibition bis zu wen Nexrvenfibrilen fortfehreitet, was vorzüglich bei 
Strychnin,⸗ Morphium⸗ und Blauſäurevergiftungen ver Fall iſt, und die Functionen des Nerven⸗ 
ſuſteins oder beſtimmter Nervengeflechte ſtoͤrt. Die Wirkung auf das Blut und durch dafſelbe 
auf die verſchiedenen Organe wird durch die Venen und nur in feltenen Füllen durch die Saug- 
adern jo vermittelt, daß auf jenen Wegen, wenn das Gift im flüffigen Buftanbe j jenen Bermitte- 
lungsorganen nahe gebracht wird, die Reſorption und die ortführung der Gifttheile geſchieht. 

Es genügt aber keineswegs zur vollſtändigen Begründung einer Anklage bie Feſtftel⸗ 
fung, daß überhaupt Gift beigebracht wurde, vielmehr iſt auch Die der Art des Giftes erfor⸗ 
derlich. Denn ſtets iſt die Unterſuchung enttoeber barauf gebaut, daß in der Leiche einer Perfon 
fich die Spuren eines beftimmten Giftes vorfinden, oder daß in den Krankheitäerfheinungen ber 
Perſon ſich die Beweiſe der Wirkungen eines beſtimmten Giftes wahrnehmen laſſen, oder daß 
der Beſchuldigte ſich in dem Beſitze eines ſolchen befand. 

Wo die Anklage auf die Anwendung eines ſelten zur Ausführung von Vergiftungen be- 
nugten Biftes, z. B. Strychnin, gerichtet ift, werden die Symptome ber Krankheit von dem 
erheblichſten Ginfluße auf die Beurtheilung des Falles, weil fie von den fonft hei Vergiftungen 
wahrnehmbaren beſonders abweichen. Voͤcker gibt in feinen „Memoranda” (S. 177) die Sym⸗ 
ptome der Strychninvergiftung dahin an: „Bitterer Geſchmack, Übelfein, Erbrechen, Angf, 
convulſiviſche Erſchütterungen oder ſchmerzhaftes Zittern der Glieder, periodiſche Streckkrämpfe 
und Muskelſtarre, Steifigkeit, Trismus, ſtets mit freien Zwiſchenräumen; durch Berührung 
und Erſchütterung erfolgen neug Krampfanfälle. Bewußtjein und Pupille find nicht afficirt 
Späterhin Krämpfe der Athemmuskeln, Athemnoth, zulegt anhaltende Stredfrämpfe 33) und 
Erſtickung. Die Obduction ergibt feine haratteriſtiſchen Veränderungen und oft Erſcheinungen 
wie bei Erſtickten.“ 

Die Verurtheilung des Arztes Palmer wegen ber Vergiftung Cook's mit Strychnin ging 
weientlih aus dem Vorhandenfein der gebachten eigenthümlichen Symptome hervor und 
wurde durch ein Auffinden des Giftes im Körper Cook's nicht unterftügt. Es war ein Haupt: 
beftreben der Vertheivigung, nachzuweilen, daß die vorhandenen Kranfheitd- und Todeser ſchei⸗ 
nungen auch durch andere Krankheiten hervorgerufen werden, namentlich durch ſyphilitiſche, wie 
behauptet wurde, entſtanden fein köͤnnten. 

Wie wir oben ſchon bemerkten, ſind in der neueſten Zeit die Vergiftungen durch Phosphot⸗ 
miſchungen häufig geworden, in welchem Umfange in Frankreich, ließ ſich aus den mitgetheilten 


37) Beſonders im Urin, durch welchen bie meiſte Ausſtoßung bes Giftes bewirkt wird. Orfila fand 
1850 in Paris bei mehreren, welche an einer Arfenikvergiftung ftarben, den Giftftoff in dem Urin der: 
felben und fagt, daß nicht eine Fiber an dem vergifteten Körper wäre, welche nicht durch den Giftſtoff 
(toxique) berührt werde, diefer fich vorzüglich aber in der Leber concentrite. Nur der Theil des Giftes, 
welcher abſorbirt wird," ift der todbringende, und es ift bie Aufgabe der Sarhverftändigen, das Gift in 
ben Organen, In welche es durch die Abforplion gekommen iſt, zu entdecken. 

38) Der Tetanus, die Halsſtarre, zeigt fich in zwiefacher Form als traumaticus und idiopathicus. 
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ſtatiſtiſchen Notizen bereit6 entnehmen. Die Schwierigkeiten bei der Uinterfuchussg folder Ver: 
siftungen beziehen ji auf die leicht vorkonmenven Berwechfelungen der verſchiedenen Arten 
von. Phosphor, vom denen eine Art, der rothe (amorphe) Phosphor, zur Vergiftung untauglich 
if; ferner, daB oft Phnsphorfäure im Körper vorgefunden wird, Die ohne irgendeinen Zuſam⸗ 
menhang-mit Bergiftungsverfuchen in den menſchlichen Organismus gelangte; daß die Erſchei⸗ 
nungen, weiche häufig anf Rechnung des beigebrachten Phosphers gefegt werden, auch durch 
andere Krankheiten, ohne Mitwirkung eimer Bergiftung, entſtehen koͤnnen; endlich, daß bie Be: 
diagungen, umter welchen mit Gewißhrit angenommen werben kann, daß sine Phosphorvergif⸗ 
tung ven Tod bewirkte, :nod nicht genügend feſtgeſtellt wurden. 29) . 

Wcker ſagt (a. a. O., &.169) über bie Bergiftung durch Phosphor: „Wirkt dieſer ald Sub: 
ftanz in größern Gaben ein, dann zerflört er die Gewebe, mit welchen er in Berührung kommt, 
und erregt bie CErſcheinungen eier heftigen Magenparmentzündung, wodurch der Tod zumeilen 
ſchon nach vier Stunden, eintrat. War ber Phosphor in Äther over Fetten geiöft und fo in 
Gaben von 110 Gran gebracht, fo entfliehen Magen: und. Darmfhmerzen durch Entzän- 
dung in dieſen Organen, Erbrechen, Eretionen, Harnbronnen, im Dunkeln leuchtender Athem, 
reichlicher Schweiß, Betäubung, Muskellähmung und Tod. Die Grftigkeit dieſer Erſcheinungen 
richtet fich nach ver Gabe und nach dem Loͤſungs: und Binhikiungämistel, womit der Phosphor 
gegeben wurde. Die pathologischen Berinderungen an den Leichen find Gorroflonen, vie Zei: 
chen dervorhandenen Magendarmentzundutig, Srweichung der Magenſchleimhaut und ſchwarze 
Flecken in derſelben. Der im Dunkeln zuweilen leuchtende Inhalt des Magens befteht meiſt aus 
einer gelben oder. gelberothlich· grauen, ſehr ſauren Flüffigkeit. Die Leichen ſehen meiſt ſchmu⸗ 
zigweiß an» bleich and, bieten aber in einigen Faͤllen von Phosphersergiftung gar keine ſicht⸗ 
baren Veränderungen in den som Phobphor berlihrten Geweben.“ 

‚Ben ganz beſonderm Einfluſſe auf die richtige Beurtheilung des Thatbeftandes bei Vergif⸗ 
tungen ift es, daß bie. bei dieſen hervortretenden Erfcheinungen und Yolgen anderer Krank⸗ 
heiten, vorzüglich der Cholera fein können, ſowie. fie auch bei Magenzerreißungen, Verſchlin⸗ 
gungen ver Mingeweide; eingeklemmten Brüden und beim Schlagfluſſe vorkommen. 

Wichtig erſcheint auch die Zeit, in welcher das beigebrachte GSift ſeine Wirkungen äußerie 
Belmanchen, ben fogenannten. aonten Vergiftungen iſt vdie Wirkung fo ſchnell, daß ſie unmittelbar 
"der Aufnahme des Giftftoffs nachfolgt. Hier wird Die Unterſuchung einen feſtern Anhalt ha⸗ 
ben, weil: ich leichter :botwimte Verdachtogrunde gegen Die ergeben, mit welchen ver Dergifteie 
vor dem Genuſſe des Giftes in Deruhrung kam. Doch iſt ed keinowegs ein Merkmal des Gift⸗ 
genuſſes, daß ſich ſeine Wirkungen ſchnell äußern, da manche Gifte nur langſam wirken, auch 
bei derſelben Giftart in einzelnen Fällen erſt nach längerm Zeitverlaufe ihre ſchädlichen Wirkun- 
gen fich offenbaren und erſt nach ſolchem ihrem Gennfie ver Tod folgt. 

Wo.das Gift in Heinen Dosen ober in lange fortgeſetzter Därreichung beigebracht wurde, 
bei deu fogetannten chronifihen Vergiftungen, tritt erſt nach langer Zeit, ſelbſt nach Jahren 
bex, Toy ein, Die einzelne Doſis bat nicht vie Kruft, ven gefährlichen Ausgang zu bewirken, und 
nur bie. oftmakige Wiederholung greift ven Organiamıs.aUmähti fo an, daß ſie CErſchoͤpfung, 
Abzehrung und den Tod hervorruft. Es liegt auf der Sand, daß Hier der Gaufalnerus 
zwifchen ver Giftgabe und aem Tode ein Fehr ſchwer zu conſtatirender ifl. 

Die Orenzbeſtimmung zwiſchen der Zuſtändigkeit des Chemikers und ber des Arztes iſt bei 
den Unterfuchungen über Bergiftungen eine ſehr ſchwietige und oft zweiftlhafte. Mach Mitter⸗ 
maier (a. a. O., S. 602) dürfte ner Beruf des Chentlert der fein, dom Richter daruber Aufklä⸗ 
rung gu geben, ob in der Leiche einer Perſon oder in Syelfen, Geräthſchaften oder in ven Ent: 
leerungen Gift und welche Art von Gift vorhanden war; Sache des Arztes fei es dagegen, die 
Wirkungen jener Giftart zu beſtimmen und darüber Gutachten zu geben, ob die vorhandenen 
Kramkheits⸗ und Todeserſcheinungen vie Zeichen eines gewiflen beigebrachten Giftes find, ob 





39) Merfivürbige Verhandlungen über Phosphorvergiftung fanden am 6. Juli 1855 vor ben Aſſiſen 
von Prigneur, bei denen auch der berühmte Chevalier vernommen ward, fintt, und endigten mit einer 
Berustheilung (Lo droit von 1855, Nr. 1161). In der Leiche fanden ſich leuchtende Funken und Knob⸗ 
lauchsgeruch. Auch bie Sikuugsberichte ber hairifchen Schwurgerichte, 1, 256, bringen einen münchener 
Ball, und Casper gibt einen preußischen in feiner Bierteljahrsfchrift, VIII, 191. Vgl. auch Ofterlen, 
Handbuch der Heilmittellehre, S. 780; Orfila, Toxicologie, I, 80; Falk, Handbuch S. 750, und bie 
turiner Gazetta dei giuristi, Jahrg. 1856, Nr. 25—36, welche einen das Ehepaar Aleſſio betreffenden 
Phosphorvergiftungsfafl mittheilt, deſſen Verhandlung mit einem Topesurtheil enbigte. 

Giaats-kerifon. VI. 38 
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ber Berftorbene an Bift flarb, welche andere Krankheiten ähnliche Erſcheinumgen erzeugen, und 
ob Gründe zu der Annahme vorhanden find, daß ber Tod, auch unabhängig von ben Gifte, die 
Folge einer gewiſſen Krankheit gewefen iſt. Oft werben Ehrmifer und. Ärzte nur durch ein ge: 
meinſchaftliches und Zufammeniwirfen biefe Fragen erihöpfenn umd in genügenver Weiſe zu 
beantworten im Stande fein. . 2. Trief. 

Gironde, Girondiſten wurde zur Zeit der erſten franzoſi ſchen Staatsumwãlzung jene 
große Mittelpartei genannt, welche an die Moͤglichkeit der Herſtellung eines geordneten Staats⸗ 
weſens nad ihren Ideen und Grunpfügen glaubte und dieſen ihren Wahn, ungeachtet ber be⸗ 
deutenden Überlegenheit geiſtiger und moraliſcher Kräfte und Mittel, über bie fie gebieten fonnte, 
und der auögezeichneten Talente ihrer namhafteſten Vertreter am Ende doch mit igrem Unter: 
gange büßen mußte. _ 

Die Entfiehung einer ſolchen Mittelpartei war keine gemachte, keine. erzwungene Sache 
Sie lag in dem natürlichen und nothwendigen Entwidelungsgange ver Revolutionsbewegung 
überhaupt und bildete mithin ein weſentliches Glied in der Kette der davon ungzertrenslidgen 
und bedingten Ereigniffe und Verhängniſſe. Sie kehrt daher auch bei allen bedeutendern revo⸗ 
Iutionären Staatöveränberungen wieder, nur je nach Verſchiedenheit der fie bebingenben Ilm: 
flände und Verhältniſſe in werfchienener Korm, ohne indeſſen überall einen fo beſtimmt ausge⸗ 
prägten Gharalter zu erhalten und fo tief.in den Gang ber Breigniffe einzugreifen, wie dies bri 
den Girondiſten der Fall war. In gewiſſem Sinne können vie Feuillauts, weldye unter der con⸗ 
flituirenden Nationawerfammlung ungefähr dieſelbe Nolle ſpielten, wir nie Girondiſten zur Zeit 
ver legiälativen Berfammitung und des Rationalconventd, als ihre-politifchen Vorläufer gelten. 
Auch fie ſtürzten fich anfangs Fopfüber in die Revolutionsbewegung und glaubten viefelbe nad 
ihrem Sinne und zu ihren Zwecken leiten und beberrfägen zu können, erlagen aber, nachdenn ber 
Revolutionsſturm ihnen elamal das Ruder aus der Hand geriiien hatte und fie den weiterſtre⸗ 
benden Jakobinern dad Feld räumen mußten, in nuglofem Verzweiflungäfnupfe ihrer eigenen 
Unfähigkeit und der Ohnmacht ihrer politiſchen Moral, - 

Als ſich die Feuillants nothgedrungen von ben Jakobinern trennten und den eitelx Verfuch 
machten, in dem Kloſter, welches ihnen ven Namen gab, einen eigenen Elub zu bilden, war 
die Zeit ſchon vorüber, wo man fi mit gutem Willen und gemäßigten: cowftitutionelten An⸗ 
fihten zum Herrn der Lage machen Fonnte. Dazu gehörte jekt vor allem Entſchiedenheit revo⸗ 
Iutionärer Prineipien und entfihloffened kuühnes Hanzeln, frei won jenem Schwanfen zwiſchen 
.Volksagunſt und Hofluft, welches den letzten Reſt per Macht und. des Einfluffes ver Feuillants 
am Ende auf nichts surädtührte, Diele große kebre ging auch für pie Sirondiſten unbenußt 
verloren, - 

Sie mußten freilich ſehr wohl, daß men, um in vieſem Mevolutionsgetreibe Einſiußß zu ge: 
winnen, eine entſchiedene Stellung einnehmen müfle, als fie jich zuerſt beim Beginn ver legis⸗ 
Iativen Berfammlung (Anfang October 1791) bemerklich machten und danach firebien, rine 
eigene Bartei zu bilden. Man gab ihr pen Namen ber Sirondiften, weil die Abgeorbneten bed 
Departements der Bironde, Bergniaud, Guadet, Brengenenve, Senfoune u. f: w., allerbings 
mit ihren Benoflen den Kern verfelben bildeten, um den fi denn aber auch bald eine Menge 

gleihgefinnter Abgeorbneter aus den Übrigen Departementd- gruppirte,, "barunter Die namhafte: 
ften Talente der legislativen Verſammlung ‚wies. 8. Condoreet, Briffot, Betion und der Abbe 
Claude Fauchet, aber auch eine Menge überipannter Köpfe, welde ven Mangel höherer geifti- 
ger Begabung und politiicher Bildung durch die Berwegenheit ihrer Grundjäge und einen ge- 
willen zur Schau getzagenen revolutionären Cynismus zu. erſeden fuchten, wie Bazire, Merlin 
de Thionville, der Kapuziner Chabot u.a:  . 

Sie waren ed auch, welche die Partel gleich anfangs auf Extreme zu treiben Semüht waren. 
Denn während die Gemäßigten in verjelben nur fiir dad Ideal einer reinen Republik mit allen 
ihren politifchen Tugenden und ihrer unantaflbaren Strenge der Sitten [hwärmten und als 
Zweck ihres Strebens feine Verwirklichung für möglic hielten, gingen jene darüber weit hin- 
aus und machten die Republik, unbekümmert um die Reinheit ihres Charakters, vielmehr zum 
Mittel der Erreihung ihred periönlichen Ehrgeizes und ihrer revolutionären Gemeinheiten. 

Sowie in der legislativen Verſammlung ſuchten die Girondiſten vor allem auch in dem Ja⸗ 
kobinerclub ein fruchtbares Terrain für ihre Wirkſamkeit zu gewinnen. Sie waren die erſten, 
welche in Maſſe in denſelben eintraten, als er ſich nach der Trennung von den Feuillants in den 
erſten Zeiten der legislativen Berfanmlung neu sonftituirt hatte und Dann ſchnell an Kraft, 
Stärke und revolutionären Einfluffe gewann. Auch thaten fie fich dort jogleich durch die Heftig⸗ 
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keit hervor, womit ſie ben Kampf gegen den abſterbenden Feuillantismud aufnahmen, während 
fle auf der andern Seite doch auch fein Bedenken trugen, ihren parlamentariſchen Einfluß zu 
Sunſten des Hofs und des Miniſteriums zu verwerthen. Schon zu Ende November 1791 
Neßen fi ſeidſt der enle Vergniaud und Guadet mit dem Minifter Deieffart dedbhalb auf eine 
geheime Verhandlung ein; allein fie zerſchlug ſich, teil fie zu hebe-Preife, ein Monatögeld von 
6000 Liores, verlangten, welche Ihnen der Minifter unklugerweiſe nicht gewähren wollte. 

Natürlich fuchten Die Girondiſten nun aud durch ihre Preſſe in weitern Kreifen Einfluß zu 
gewinnen. Briflot’3 „Patriote frangais“, der von Gorſas rebigirte „Courrier” und die „An- 
nales patriotiques‘‘ won Merciev und Garra fanden in ihren Dienften und führten-namentlic 
einen erbitterten Rampf gegen die Spurnafe ber Feulllants, wie die „Gazette universelle‘ von 
Gerifier, den „Argus patriotigue” von Morande ımb den „Logographe”, woran vorzüglich 
auch Barnave und die Lamerh beteiligt waren. 

Ein Sauptpunkt, worin fl beide Bartelen voneinander trennten, beftand darin, daß vie 
Feuillants glaubten, das Heil der Revolution hänge von einer Bereinigung des Mittelftan: 
des, der Bowrgrolfte, mit ven privilegirten Klaffen gegen das Bell ab, während dagegen bie 
Girondiſten eine Bereinigung mit dem Volke gegen die Brivitegirten als dad ſicherſte Mittel ver 
Duchfiehrung der Revolution in ihrem Sinne betrachtet wiſſen wollten. Sin Brief Petlon's an 
Buzot, welcher Anfang Februar 1792 im „Patriote ftangale‘ erſchien, iſt in dieſem Kampfe 
von beſondern Interefle. 

„Der Bürgerſtand“, hieß es darin unter anderm, muß in ber: That fehr verblendet fein, 
wenn er eine fo offen. dallegende Wahrheit nicht einfehen follte; er muß fehr unverftänbig fein, 
daß er nicht: mit dans Wolke gemeinfhaftlige Sache macht. Der Bürgerftand und das Volk ha⸗ 
ben vereint Die Revolution gemacht; ihre Bereinigung ift allein im Stande, fie zu erbalten. 
Diefe Wahrheit iſt ſehr einfach, und eben deohalb wird fie nicht beachtet. Dan fpricht von Ari: 
ſtokraten, von Mintferiellert, von Moyaliſten, von Republitanern, von Jakobinern, von Feuil- 
lants, ver Geiſt verwirrt ſich in allen dieſen Benennungen, er weiß nicht, an welche Idee er ſich 
Haken ſoll, und -veriert id. In Wahrheit eriiren nur zwei Barteien: die eine will die Revo⸗ 
Iutlon, uns dad if die, welche fie gemacht hat; die andere will fie nicht und widerſetzt fi ihr. Es 
iſt daher Zeit, daß det dritte Stand die Augen oͤffne, daß er zufammenhalte, wenn er nicht ver: 
nichtet fein will. Wir Hürfen blos. ein Feidgeſchrei haben: Bereinigung des Bürgerflandes 
und des Volles, ober, wenn man das lieber will, Einigfeit des britten Standes und des Volkes.’ 

Dagegen erhoben ſich natürlich ſogleich bie Feuillants, welche jeßt vorzüglich auch einen ber 
ausgezeichnetſten Oichter und Proſaiſten der Revolutiondzeit, Andre Chenier, auf ihrer Seite 
hatten. In einem zu Ende Februar im „Journat'de Paris” veröffentlichten Artikel unter dem 
Titel: „De ia cause des desordres qui troublent la France et empe&chent l’6tablissement 
de la libertö” griff er natũrlich ven Jakobinerclub zunächſt im allgemeinen an, hatte es aber 
doch vorʒzuglich auf Die Girondiſten und ihre Lehre von der Vereinigung des Mittelſtandes mit 
dem Wolfe, wie fie namentlich In dem oben ermähnten Briefe Betlon’3-entwidelt war, gemünzt. 
Ganz beſondors ſchatf zug er gegen ihren Begriff von der Souveränetät des Volkes zu Felde. 

„Da vie Sonftitution‘, meinte er, ‚‚auf der ewigen Wahrheit der Sonveränetät des Volkes 
beruht, fo brauchte man den Tribünen des Clubs nur einzureden, fie ſeien das Volk. Diele 
Definition iſt beinahe allgemein von den Bubliciften angenommen, welche aud ber Zeitungs: 
ſchreiberei ein Handwerk machen. Und baher kommt ed eben, daß man einige hundert Müßig- 
günger, welche In einem Garten ober in einem Theater aufenımengelaufen find, ober einige Ban⸗ 
ditendaufen,, welche die Raufläden ausplündern , unverfchämterweife Volk nennt. Denn nie 
haben die übermüthigften Deöpoten von den gierigften Söflingen gemeinen und ekelhaftern 
Weihrauch erhalten, als die unteine Schmeichelet iſt, womit ziwei: oder dreitauſend Uſurpa⸗ 
toren ber Suuveränetät ver Nation Tag für Tag von den Schriftftellern und Rednern jener Ge⸗ 
ſellſchaften betandt werden, welche Frankreich in Bewegung ſetzen.“ 

Dergleichen wohlgemeinte und, wie man hätte glauben ſollen, tief einſchneidende Wahrhei⸗ 
ten machten jedoch ſchon ſo gut wie gar feinen Eindrud mehr. : Die Girondiſten nahmen davon 
in ihren Blättern nur ſehr wenig Notiz und fehten den Kampf gegen die Feuillants mit um fo 
größerer Heftigfeit fort. Bbr Hauptaugenmerk war dabel jegt vornehmlich daranf gerichtet, ven 
allerdings noch überwiegenden. Einfluß ver Feuillants auf die conflituirten Staatdgewalten, das 
Miniferium und die Mumiciyalität von Paris, zu vernichten und ihnen durch die Aufloͤſung 
ihres Clubs die Kraft als Geſammtheit zu benehmen. 
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Auf Hwerſten wurde es Ihnen vorerſt noch, im Miniſterium Terrain-zu gewinnen. Denn 
die meiſten Mitglieder. deſſelben, der Siegelbewahrer Duport-Detertre, Delefſart, erſt Miaiſter 
des Innern und dann der auswaͤrtigen Angelegenheiten, ber Finanzminiſter Tarbe, der Kriegs⸗ 
miniſter Narbonne, ſtanden entſchieden auf ſeiten ber, Feuillants und folgten namentlich den 
Eingebungen ver Gebrüder Lameth, Duport's and Barnave's, während Mertrand ne Melnille, 
der Marineminiſter, als unbedingter Pertretet des Hofs und der Axriſtokratie, mehr feine Selb⸗ 
ſtändigkeit zu behaupten ſuchte, und nur Cahier de Gerpville, als Miniſter des Innern, ſich eini⸗ 
germaßen zu den Girondiſten hinneigte. 

Ebenso war au die Municipalität von Paris noch faß ganz in ben Händen der Feuillants. 
Doch erfochten hier die Girondiſten ſchon im November 1791 dadurch einen entſcheidenden Sieg 
über ihre Gegner, daß fie die Wahl Petion's zum Maixe von Paris durchſehzten, nn etwas 
fpäter, im December, aud noch Manuel gegen ven Ganbipaten- der Feuillants zum Prosurator 
der Commune und ‚Danten au feinem Stellvertreter erwählt wurde. Ihre Blatter, aamentlich 
Briſſot's „Patriote ſranqais““, Eonnien: nicht Worte genug finden, dieſen Triumph ihrer Baxtei 
zu verherrlichen, zumal da fie Yaburdı nun au) ein Mittel mehr: in pie Hand ˖bekamen, gegen ben 
Club der Feuillaats mit Erfolg zu Helge zu eben. . 

Der Kampf war hier nur noch kurz und endigte wit Der gänzligen Niederlage her Feulllants. 
Denn während die Munteipalität .bei dem täglich gegen den Club der Feuillants angeilifteten 
Tumult fih ganz paſſiv verhielt, gab ihm zu Ende des Jahres dad Derret ver: Nationalver⸗ 
fammlung , daß in ihrem Bereiche, wozu pas Kloflen.var Feuillante gehöre, überhaupt Teine 
Privatgeſellſchaft Sitzungen halten dürfe, und dann der von den Sliromeiften am 6. Jan. 1792 
im Jakobinerclub durchgeſetzte Beſchluß, daß in Zukuft niemand mehr in beufelben-aufgenem- 
men werben dürfe, welcher überführt werben koönne, daß er ver Geſellſchaft der Feuillants aus: 
gehoͤrt habe, vollends den Todesſtoß. „Ich bin Der Meinung“, rief bei dieſer Belegenbeit der 
Girondiſt Guadet aus, „daß zwiſchen Jakobinern und Smillante eim eöanie, großer Abſtend 
fein muß wie guifchen der Freiheit und der Sklaverei,’ 

Seitdem raten die Feuillants für ihre Sache nur neh ak ihrer ofmmärhtigen Polemik in 
ihren Journalen ein, So hatten die. Girondiſten zu-Anfong des Jahres 17 OR ,alterding®- ſchon 
zienilich Terrain gewonnen. Allein nun zeigten ſich vuch ſchan Pin suiten. Spuren jenes Gifet⸗ 
ſucht der überſpannten Bergpartei in der Nafionalverſammlung und bear Jakobinerclub auf 
den wachſenden Eiufluß derſelben, melche bald in den erbitiertiien Parieikamvf zwiſchen beiden 
ausartete, der in ver Entwickelung bes Repolutionéproteſſeo überhaupt eiurn der intereffante- 
ſten und folgenreichſten Mourente bildet. Unter anderm kam dieſe Ciferſucht bei per. Todtenfeier 
zum ernſtlichen Durchbruch, welche der Hof und die Feuillants, als Segenſtück gu dem bekannten 
von der Bergpartei im April 1792 durchgeſetzten Feſte zur Verherrlichung der wegen Aufruhro 
zu deu Galeren verurtheilten Soldaten des Schwelzerreginents Chateair Vieux in Naucy, zu 
Ehren des in einen wegen der Getreideausfuhr entſtandenen Volksauflaufe ermardeten Maire 
. vor Etampes am 1. Juni 1792 veranſtaltet hatten. Merkwürdigerweiſe traten dabei: pie GSi⸗ 
rondiſten auf die Seite der Feulllants und brachten es fogar dahin, daß ner Zabehinerelub an 
ben Sohn des ermordeten Maire folgendes Condolenzſchreiben richtete: „Rönnien wir doch 
Ihrer Seele Troft gewähren, indem wir ven Heldennnith des Uthebers Ihrer Toge allen Denen 
zum Mufter aufftellen,. welche nad) ihm Die Laufbahn des öffentkichen Dienfles betusten werben, 
als die Grundlage eined unvergänglicden Ruhms für feinen Namen, melder in Ihrem Gedächt⸗ 
niß eine Grinnerung lebendig erhalten wird, bie geeignet iſt, für alle Zeiten die: Binerleit Thres 
Schmerzes zu mildern.‘ 

Allein die Bergnartei fand an dieſer weichlicen girondiftiichen Geſuͤhlepolitik ſehr wenig 
Geſchmack. Namentli fegte ihr Robespierre feine wohlberechnete Kälte entgegen, momit er 
den gedachten Maire nicht ala einen folder Auszeichnung würdigen Hrlven und Märtyrer, fon: 
dern ald einen habſüchtigen Speculanten und Volksfeind binftellen wollte. Weit beventemder 
wgr freilich die Spaltung, welche infolge ver Kriegäfrage zwiſchen beiden Parteien ſchon zu Enke 
des Jahres 1791 zum Ausbruch gefgmmen war, Sie nahm einen amt fo erbittertern Gharaf- 
ter an, da fi auf dieſem Terrain Die beiden Koryphäen derſelben, Brifiot und Robespierre, 
perfönlich zum erſten male offen mit unverfößnlicher Feindſchaft bekäͤmpften. 

Vorzüglich im Jakobinerclub trat der Zwieſpalt darüber fogleich. auf die ſchroffſte Weite 
hervor. Brifjos und die Girondiſten verlangten ben Angriffäfrieg, Robespirire und Die Berg 
partei wollten das Vaterland von feinen innern und äußern Feinden durch Vertheidigungskrieg 
gerettet wiffen. Der Angrifföfrieg, meinten bie legtern, fei in ven Händen der executiven Ge⸗ 
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walt am Ende doch weiter nichts als ein wirkſames Mittel, die Gonftitutton zu vernichten, um 
mit den Millionen, welche man unter diefen Borwante erpreflen werde, vie Gontrerevolution 
oder bie Plane des „Comité autrichien” zu vollführen. Die Girondiſten dagegen, welchen die 
Jakobiner som Schlage Nobespierre'6 vorwarfen, daß fie nur zum Scheine Revolutionäre feien, 
beſtanden anf dem Angrifföfriege, weil fie durch Ihn um fo ſchneller und fiherer zum Ziele, einer 
Beränberung der Dinge in ihrem Sinne, zu gelangen bofften. Sie meinten, daß man ben 
Feinden gar nicht die Ehre laffen dürfe, ven Krieg zu erllären. 

Das war dad Thema, weldes die Hauptvertreter beider Parteien in der zweiten Hälfte des 
Decembers 1791 und während des Januars 1792 auf der Tribüne bes Jafobinerciubs und 
in ihren Blättern mit fleigender Heftigkeit nach allen Seiten hin bis zum Überdruß durchzu⸗ 
führen fwhten. Das Kriegögefihrel war jeht das Loſungswort der Girondiſten. „Krieg! 
Krieg!" Hieß es z. B. im „Patriote frangais”, „das iſt der Wunſch aller franzöjiihen Patrio: 
ten, dad ver Wunfd aller Freunde ver Freiheit in ganz Europa, welche wur dieſe glückliche Di- 
verfion erwarten, um ihre Tyrannen anzugreifen und zu flürzen. Diefer Sühnungäfrieg wich 
die Geſtalt der Welt umſchaffen und pas Banier der Freiheit auf den Paläſten ver Könige, dem 
Serailder Sultane, den Schlöffern der Kleinen Beubaltyrannen, den Tempeln der Bäpfte und 
der Muftis aufpflangen.” 

Briſſot, felbft kein bedeutendes Rednertalent, ſchickte bei dieſer Gelegenheit im Jakobiner⸗ 
club einen feiner feurigften Anepten, Pierre Louvet, ebenfo talentvoll als charakterlos, auf ben 
Kampfplag. Diefer mar aber doch ehrlich genug, nachdem er mit einer feiner Reben allerdings 
einigen Eindruck gemacht hatte, hinterher offen einzugeſtehen, daß es ſich für ihn und feine 
Bartei in ber ganzen Frage am Ende doch um meiter nichts gehandelt habe als um die Her: 
ftellung der Republik. Denn ein Frieden von ſechs Monaten hätte nur dazu beitragen können, 
das Scepter in den Händen Ludwig's XVL zu befefligen, während Krieg, fofortiger Krieg allein 
Im Stande gervefen wäre, zur Republik zu führen. 

Es hätte nit viel gefehlt, daß es damals ſchon zu einem offenen und förmlichen Bruche 
zwiſchen Heiden Parteien und einer Trennung der Girondiſten son ven Jakobinern gefomuıen 
iväre. Nur eine freilich etwas kalte und erzwungene Verföhnungsicene machte für jetzt dem 
Hader ein Ende. Nachdem Briffot zu Ende Januar Mobeöpierre im Jakobinerclub beſchworen 
hatte, einem fo verhängnißvollen Streite, welcher nur ven Feinden der äffentlihen Wohlfahrt 
zum Vortheil gereichen könne, ein Ende zu maden, untarmten ſich beide auf ver Stelle unter 
dem Jubel des ganzen Clubs. Gleich darauf aber verwahrte fih Nobeßpierre dagegen, daß man 
aus dieſer Scene nicht etwa auf eine Anderung feiner Befinnung und feiner @runpfäge fchließen 
möge. „Jede individuelle Zuneigung”, äußerte er unter auderm, „muß den geheiligten In: 
terefle der Freihelt und der Menfchheit nachſtehen. Ich habe Briffot mit diefen Gefühle um- 
armt und werbe fortfahren, feine Meinung in denjenigen Bunkten zu befänpfen, welche mir 
meinen Principien zuwiber zu fein feinen, indem ich zugleich Diejenigen anbeuten will, worin 
ich mit ihm übereinflimme. Möge unfere Einigkeit auf der geheiligten Bafid des Patriotismus 
und der Tugend beruhen ; wir wollen und al& freie Männer mit Offenheit bekämpfen, felbft mit 
Energie, wenn e6 fein muß, aber mit Schonung, mit Freundſchaft.“ 

Auch war diefer faule Friede zwiſchen beiden Parteien weder aufrihtig gemeint, noch von 
langer Dauer. Der Kampf brach bald wieder mit neuer Kraft und fleigenver Heftigfeit aus. 
Denn die Girondiſten, welche dieſe Verſoͤhnung als einen Sieg ihrer Partei gefeiert wiſſen woll⸗ 
ten, wurben nun in ihren Planen immer verwegener. Sie waren es, welche im Februar 1792 
die feit 1789 faft Son in Vergefienbeit gefommenen Piken, als vie ſicherſte Waffe gegen bie 

Feinde des Volkes, wieder zu Ehren zu bringen fuchten und bie Fabrikation berfelben mit dem 
größten Eifer ‚betrieben. Sie folkten fortan als Volkswaffe das Syurbol der Revolution blei- 
ben, fowie der Dolch ald das der Bontrerevolution betrachtet und verfolgt wurbe, und wurden 
als ſolches auch Im Stitzungsſale des Jakobinerelubs zu beiden Seiten des Präfidentenftuhls 
aufgepflanzt. | Ä 

Auch ein anderes Symbol der Freiheit, die berüchtigte rothe Mütze, wurbe kurz darauf von 
den Girondiſten eingeführt, indem namentli Briffot im „Patriote frangais’’ den Hüten auf 
faft läächerliche Weife formlich den Krieg erflärte. Sie follte fortan das Zeichen ber Freiheit und 

Gleichheit fein. Da fi aber nit nur Robespierre, fondern auch Petion gegen vergleichen 
revolutionäre Spielereien erklärte und ſelbſt nachdrücklich auf die Gefahren Hinwies, von denen 
fie begleitet feien, fo wurbe fe durch foͤrmlichen Beſchluß wieder aus dem Iakobinerelub ver: 
bannt, eine kleine Miederlage, zu welder die Girondiſten moͤglichſt gute Miene machten, innen 
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fie ſich davurch zu entſchädigen ſuchten, daß fie dieſes Symbol ber Freiheit auf jede Weiſe ver⸗ 
herrlichten und unter dem Volke in Aufnahme zu bringen bemüht waren. 

Es war überhaupt das Unglück ver Girondiſten, daß fie dergleichen Nebendingen eine un⸗ 
verhältnigmäßige Wichtigkeit beilegten und dagegen die Hauptſachen aus den Augen verloren. 
Sp that auch dad ihrer Sache bei alten ernftern Politikern des Tages weſentlichen Eintrag, daß 
fie um diefe Zeit, im April 1792, bie plöglic wieder quftauchende lächerliche Revolutions⸗ 
amazoneTheroigne de Mericourt gegen Die Bergpartei, welche nichts mehr von ihr wiſſen wollte, 
in ihren Schut nahmen. 

Aber, wie geſagt, der Friede zwiſchen beiden Parteien war nur vou kurzer Dauer. Bereits 
am 29.Ian. nannte Billanb-Barennes in einer langen, gegen den Augriffäfrieg und die Giron⸗ 
piften im Jakobinerclub gehaltenen Rede die Verföhnungsiesne vom 20. San. einen Theater: 
ſtreich (coup de theätre), und gleich darauf trat Gamille Dedmoulins, damals für Robespierre 
ſchwärmend, in feiner von Gift und Galle überfließenden Schrift: „Jean Pierre Brissot, .de- 
masque par Camille Desmoulins‘‘, mit dem Motto „Factus sum in proverbium‘, als erbit: 
tertfter Gegner der Girondiſten auf, welchen er vorzüglich zum Vorwurf machte, daß lie ſich zu 
Beherrichern ber Jakobiner und ihrer Ausfhülle erheben wollten. Und dieſer Borwuri war 
infofern nicht ganz ohne Grund, ald es die Bironpiften in dem Gorreipondeiizausfchuß des 
Clubs durchgeſetzt hatten, daß in einem an das franzoͤſiſche Volk zu erlaſſenden Berichte über die 
Thaͤtigkeit deſſelben geranezu behauptet wurde, er habe fi ganz zu Gunſten des Angrifföfriege 
erklärt, während die Gegner veflelben ihren Irrtum nbgefihworen hätten. Robeöpierre und 
feine Partei erklärten fich zwar fofort gegen viefe Entflellung der Wahrheit, die Girondiſten 
behaupteten aber, vorzüglich wieder Durch Louvet's feurige Berebfamfeit gedeckt, am Ende doch 
das Held und der Bericht wurde in ihren Sinne angenommen. 

Dadurch immer kühner gemacht, führten fie endlich den erſehnten Saupifilag aus, das 
freilich längft fchon in fich zerfallene, Faunı noch Haltbare Minifterium der Feuillants zu flürzen 
und fi in den Belig ber Gewalt zu fegen. Die willfommene Beranlaffung dazu bot ſich von 
felbft var. Zu Anfang März wurden nämlich jene unflugen Depeſchen des Cabinets von Wien, 
worin fi ver Stantöfanzler, Fürſt von Kaunig:Rittberg, zu den heftigſten Ausfällen gegen 
die Republikaner und die Jakobiner insbeſondere hatte hinreißen laflen, befannt. Dieſes 
„Pamphlet des Kaiſers“, wie Bazire dieſe Depeſchen nannte, brachte Jafobiner und Girondi⸗ 
fien um fo mehr in Aufruhr, da man auch fie eigentlich für ein Werk ver Beuillantd Halten 
wollte, obgleich dieſe fie ſchon aus dem Grunde miöbilligten, weil fie nur dazu beitrugen, die 
in der Öffentlichen Achtung bereits etwas gejunfenen Safobiner wieder bedeutend zu heben. In 
ihrem Club, wo ed darüber zu äußerft ſtürmiſchen Verhandlungen fam, war ed wieder die 
Kriegspartei der Girondiften, welche Die Dinge ſogleich auf Die Spige zu treiben juchte, wahrend 
dagegen Robeöpierre die erhigten Geifter etwas abzukfühlen und zur Beilanumg zurüdzuführen 
bemübt war. 

Entfcheibend wurde aber die Sache eigentlich erſt dadurch, daß die Girondiſten in der 
Sitzung der Nattonalverfammlung vom 10. März geradezu als Ankläger des Miniſters der 
audwärtigen Angelegenheiten Deleflart auftraten. Briffot führte bei diefer Belegenheit für fie 
das Wort. Indem er bie patriatifchen Befellfchaften gegen Verunglinpfungen in Schuß nahm, 
goß er, während Genfonne fänmtligde Minifter des Hochverraths gegen die Nation und den 
König beſchuldigte, feinen ganzen IInmuth über den unglücklichen Deleſſart und die Feuillants 
aud. Er fegte ed auch durch, daß die gegen ihn gerichtete förniliche Anflage, er habe feine Pflich⸗ 
ten vernachläffigt und. verrathen und die Unabhängigfeit, die Würde, die Sicherheit und bie 
Eonftitution der franzüiifhen Nation gefährdet, bereits am 44. März von der Nationalver⸗ 
famınlung angenommen wurde. Deleifart wurde jofort verhaftet und nah Orleans abgeführt, 
um dort vor den Nationalgerichtshofe Rebe zu ſtehen. 

Das Minijterium der Feuillants war damit völlig aufgelöfl. Bereits am 15. März über- 
nahm Dumouriez, als Schügling der Gironpiften, dad Minifterium der auöwärtigen Angele- 
genheiten, und noch vor Ausgang des Monats war dad neue Cabinet ganz in ihrem Sinne ge- 
bildet. Es beitand, außer Dumouriez, aus Moland für das Departement des Innern, Degrave 
für das des Kriege, Lacofte für die Marine, Glaviere für die Finanzen und Duranton für die 
Juſtiz. Der König hatte ji) nur ungern von feinen alten Miniftern getrennt. Nicht ohne eine 
geroiffe Bitterfeit äußerte er jih In feinem Schreiben an die Nationalverfanmlung darüber: 
„Ich hatte zn meinen erften Agenten Männer gewählt, welche die Ehrbarkeit ihrer Grunvfüge 
und ihrer Meinungen empfahl. Sie haben das Minifterium verlaffen. Ich habe geglaubt, fie 


- 
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dur Männer erfegen zu müflen, welchen ihre populären Meinungen Credit verſchafft haben. 
Sie (die Nationalverſammlung) haben mir ſo oft wiederholt, daß dieſe Partei das einzige Mit⸗ 
tel gemähre, zur Herſtellung ver Ordnung und zur Ausführung ber Geſetze zu gelangen; ich 
babe geglaubt mid, ihr überliefern zu müffen (devoir m'y livrer)), damit ver Böswilligkeit Fein 
Borwand mehr bleibe, über meinen anfrichtigen Wunſch, zum Wohle und zum Glück meines 
Landes das Meinige beizutragen, Zweifel zu hegen.“ 

So famen die Girondiſten allerdings In den Beilg der Höchften Gewalt; e8 zeigte ſich aber 
nur zu bald, daß fie dieſelbe weder zu ihrem Vortheil, noch zum Heile des Staates zu benugen 
mußten. &8 bat vielleicht nie ein ſchlechteres, unhaltbareres und troftloferes Minifterium ge= 
geben als dieſes Märzminiflerium ver Girondiſten. In ich ſelbſt zerfallen und ohne alle Klar: 
heit über Zivede und Mittel, war ed der ſchwierigen Aufgabe, die es in dieſer furchtbaren Kriſis 
zu-löfen hatte, ganz und gar nicht gewachſen. Es wußte fi) weber mit dem Hofe noch mit den 
diefem feindlichen Barteien auf einen fihern Fuß zu flellen und ſchwankte daher zwifchen beiden 
wie verloren Hin und her. Dumouriez, mwelder feinen Eintritt in pafjelbe vorzüglich feinen ge- 
nauen Beziehungen zu Benfonne verdanfte und auch die eigentliche Seele deſſelben war, buhlte 
zwar anfangs um die Gunſt ver Jakobiner, die Bergpartei derſelben wollte aber nichts von ihm 
wilfen, und namentlich nahm Robeöpierre, dem viele Vermehrung der Macht der Giroydiſten 
die. Galle vollends ind Blut trieb, feine patriottfchen Herzendergiepfungen auf der Tribüne bed 
Clubs jehr kalt auf. Gr hielt e8 daher aud für Flug, ſich vorerſt vorzugoweiſe auf die Giron⸗ 
biften, namentlich Briffot, zu flügen, welcher ihm dafür in jeinen ‚‚Patriote frangais‘ fort: 
während Weihraud flreute, womit er fi von Kamille Desmoulins den fpöttifchen Ghrentitel 

ded „Pöre Joseph de Dumouriez‘ verdiente. 

Noch weniger gelang ed ihm, zu dem Hofe in ein angemeffened Berhättniß zu treten. Er 
gab ſich zwar unendliche Mühe, den König ganz in Die Grwalt ver Girondiſten zu bringen und 
dann mit ihrer Gülfe-die Beuillants ‚vollends zu verprängen; allein Ludwig XVI. weigerte ſich 
ſtandhaft, fih.ihrer Leitung zu unterwerfen, obgleich Dumouriez jelbft hinterher noch behauptet 
hat, nad, wenn er ed gethan hätte, es jetzt vielleicht noch möglich geweſen wäre, Die National⸗ 
verſammlung und ſelbſt die Jakobiner wieder für den Thron zu gewinnen und der Regierung 
noch einige. Kraft zu verleihen. 

Der redliche, aber. ſchwache Roland, den Dumouriez felbft ſpottweiſe mit einem Quäfer im 
Sonntagäflante (un quaker endimanche) verglich, fpielte neben dieſem in dem Minifterium 
eine trübjelige Rolle. Er war aus dem Salon feiner geiftreichen, vielgefihäftigen und federge: 
wandten Frau von den Häuptern der Girondiſten, welche ihr den Hof machten oder fi ihn von 
ihr machen ließen, gleichjan mie Gewalt entführt worben, un die Laft des Portefeuille des 
Minsfterd des Innern zu übernehmen, und folgte daher auf nur ihren Gingebungen. Mit 
Dumouriez ftand er ſchon deshalb fortwährend in gefpannten Berbältniffen‘, weil jenem wegen 
jeiner feineöwegs fehr faubern Beldangelegenheiten von den Girondiſten im Haufe der Madame 
Roland einmal jehr empfinvliche Borftellungen gemädt worden waren. 

Degrave, welchem es feine Gollegen nicht vergeben Tonnten, daß er vor Zeiten mit ber Circe 
der Fenillants, wie man fpöttifch Frau von Stael nannte, in genauern Beziehungen geſtanden 
hatte, fühlte fich gleich anfangs in dem Minifterium etwas unheimlich und war Flug genug, 
feinen Blag foglei bei den erſten traurigen Nachrichten vom Kriegefhauplage an Servan, 
nach dem Urtheil des „Patriote francais’ einen glühenden Freund ver Revolution, abzutreten, 
welchet auch mit Madame Roland in jehr intimen Verhältniſſen fand. Locofte, Claviere und 
Duranton waren politifche Nullen, welche fchon genug Patriotismud zu beweilen.glaubten, 
wenn fie nur die Gefchäfte ihrer reipretiven Departements nach. den Eingebungen der Giron⸗ 
diſten führten. 

Es verfteht ſich von felbit, daß einem ſolchen Miniſterium eigentlich alle Fähigkeit, alle 
Spannkraft entging, welche es hätte haben müſſen, wenn es dor Partei, welche es zu ihren 
Zwecken benugen wollte, wirklich bie erwünſchten Dienſte hätte leiſten ſollen. Auch wußten bie 
Gegner der Girondiſten ſeine Schwäche, feine Bloͤßen nur zu bald zu ihrem Vortheil auszu⸗ 
beuten. Noch vor Ausgang März unterwarf e8 Nobeöpierre im Jakobinerclub mit jener Ironie, 
worin er Meifter war, .einer beißenden Kritit. Der Kampf wurbe aber bei dieſer Gelegenheit 
ſogleich um fo einfchneidenber, weil ihn Robeöpierre auf das Gebiet einer hohen politiihen Moral 
verfegen wollte. Er berief ich nämlich auf die göttliche Vorſehung, welche allein Frankreich 
nacdh.reiteirfönne, auf eine Weije, welche die Materialiften der Gironde förmlich in Aufruhr 
brachte. Guadet beſchuldigte ihn geranezu, daß er dad Volk, weiches man erft mit Mühe ver 
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Sklaverei des Dedpotismus entzogen habe, der Sklaverei bed Aberglaubens unterwerfin wolle; 
und die Glirondiſten blieben auch diesmal noch im Vortheil, weil fi die Majorität des Clube 
für fie erklärte, während ſich dad Volk der Tribünen und der. große Haufe außerhalb deſſelben 
im allgemeinen ſchon mehr zu Robespierre und der Vergpartei hinnelgte. 

Das zeigte ſich aber noch dentlicher, als fich der König, ganz in ber Gewalt bes Ministeriums 
der Gironbiften, am Ende doch für die Kriegserflärung.an ven „König von Ungarn una Böh⸗ 
men’ entſchieden hatte. Als er am 20. April in der Nationalveriammlung erſchien, um fie 
förmlich in Vorſchlag zu bringen, ſetzten ed die Girondiſten durch, daß fie, ungeachtet des hei⸗ 
tigen Widerflandes der Bergpartei, für welche Bazin dad Wort firhrte, noch in verfelben 
Sigung faſt einfimmig zum Beſchluß erhoben wurde. Es exflärten fih nur fieben Stimmm 
dagegen, Kein Wunder alte, daß fich der verbiſſene Ingrimmm ber Bergpartei gegen die Giron⸗ 
diſten nun vorzüglich im Jalobinerclub Luft zu machen ſuchte. Der ganze Monat April ver: 
ging unter den gegenjeitigen Beſchuldigungen beider Parteien, welche einen um jo gehäſſigern 
und gereiztern Charakter bekamen, als fie fich meiſtens in kleinlichen Berjönlicfeiten, namienilich 
zwiſchen Briſſot und Robespierre, verloren. Während dieſer ſchon fo weit ging, jenen eined 
verrätherifchen Cinverſtändniffes mit Lafayette zu beſchuldigen, welcher die Rolle Grommell’s 
jpielen wolle, und mit Barnave, Dupo:t umd ven Lameth auf gleiche Linie zu fegen, warf 
Guadet jenem vor, daß er fih zum Idol des Volkes machen wolle. Ex habe naher nichts Bef- 
feres zu thun, als ſich feiner Abgötterei durch freiwilligen Oſtracismus zu entziehen. Robes⸗ 
pierre antwortete darauf aber im Gefühl feiner Selbftüberhebung mit jener imponivenben 
Phraſe: „Ich bin ſelbſt Volk“ (Je suis peuple moi-meme), 

Damit wurde für jegt der Streit wenigftend äußerlich wieder einmal geſchlichtet, während 
man im Brunde von beiden Seiten nur darauf bedacht war, neue Kräfte zu neuen Kämpfen zu 
fammeln. Dabei waren die Girondiſten auch jegt noch infofern entſchieden im Vortheil, als ſie 
nicht nur das Dinifterium beherrſchten, ſondern auch in der Nationalverſammlung die ber: 
Hand behaupteten. Denn jene 250 Abgeordneten, weiche man, ba fie fi noch für Feine Bartri 

entſchieden hatten, die Unabhängigen nannte, flinımten meiſters mit ihnen. Gonft war jegt 
merkwürdigerweiſe der befannte ehemalige Abbe Sieyes vie eigentliche Seele ber Partei. Sei: 

nen geheimen Bingebungen folgten die jihtlichen Häupter derfelben, Briffot, Condorcet, Petion, 
Genfonnd, Bergniaud, Guadet und Manuel, welche eine Art geheimes Comite bildeten, worin 
alle ihre Blane entworfen und berathen wurden. Sie gingen damit freilich auf bie Herftellung 
der Republik los, hatten. aber doch den Muth nicht, ſie ohne weiteres zu verlangen und ind 
Werk zu ſetzen. 

Während Sieyes mit dem abenteuerlichen Gedanken umging, Ludwig XVI., da er ba} 
Vertrauen der Nation verloren Habe, ber Regierung für verluſtig zw erllären und die Krone 
dem Herzog von Braunſchweig zu übertragen, glaubten die Glrondiſten aın leichteflen dadurch 
zum Biele zu gelangen, daß man bie monardhifche Gewalt nach und nach abſchwäche. Zu dieſem 
Zmedea folle man z. B. hie Civilliſte auf 5 Millionen herabjegen, bie Praͤrogatine der Krone 
möglihR beſchränken, dem Staatdoberhaupt nur noch eine Art Ehrenpräaſidentſchaft der Re 
publik zugeftehen und ihm einen von der Rationalverfammlung ernannten Executiorath zur 
Seite ſtellen. Dieje Halbheit, diefe Unklarheit der Ideen war der Anfang. des Ruins der Gi⸗ 
tondiften. Denn fie wurde von ven Sakobinern nur zu bald durchſchaut, obgleich fie gegen bie: 
jelben noch fo lange nıit einer wohlberechneten Schonung verführen, als fte ih ihrer Hülfe bri 
dem Kampfe gegen die Feuillants und die Monarchie zu ihren Zwecken bebienen zu fünnen 
glaubten. Denn beide Parteien verfolgten damals noch, wie unter andern Malle du Ban 
treffend bemerkt, im weſentlichen biefelben Zwede mit denfelben Mitteln, nur mit dem Unter 
ſchiede, daß die Girondiften „weniger offen zu Werke geben, noch einen gewiſſen Auftand beob⸗ 
achten und Ihre Verbrechen mit weniger Ungeflün durchführen“. 

Der Sturm ließ ſich aber nicht mehr hefchwören., ald zu Ende April die erfien trübfeligen 
Nachrichten von dem Kriegsſchauplatze eintrafen (Miederlage bei Mons und Tournay und Er: 
morbung bed Generals Dillon am 29. April). Beibe Parteien wollten ſich nun gegenfeittg bie 
Schuld an dieſem Misgeichid zumerfen. Die Jakobiner ſchrien im Club und in ihren Blättern 
laut über Verrath der Girondiſten, welde vie Führung ber Armeen Generalen anvertraut, die 
nichts weniger ald Batrioten, fonbern nur Höflinge und Feuillants feien ; man mäfle bie Armee 
„tevolutionsmäßig” organifiren und Tönne ihr, ſo meinte namentlich ver wahnfinnige Marat, 
nun nichts Beſſeres rathen, als Daß fie ihre Generale felbft maflacrire. Dagegen wollten die 
Girondiſten alles Unheil vorzugsweiſe ver Erſchlaffung der militäriſchen Disciplin zuſchrelben, 
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welche ihren Hauptgrund in den besorganificenden Principien der mit den Ariftokraten im 
Bunde ſtehenden Demagogen hätte. Briffot und Mobespierre führten diefes Thema über vie 
yerfchiedene Ratur der militäriichen Dißctplin in ihren Blättern bis zum Überbruß durch, bis 
der Geſchmack daran durch wichtigere Bartelintereifen verdrängt wurde. 

Dahin gehörte jegt namentlich das Verhültniß beider Parteien zu den Filialgeſellſchaften 
bes Clubs. Die Jakobiner, wie man jetzt ſchon ſchlechtweg die Bergpartei in Gegenſatz zu den 
Girondifien nannte, gaben diefen geradezu ſchuld, daß fie ihren Einfluß im Miniſterium und 
in ben Correſpondenzcomite des Elubs nur dazu gebrauchten, alle Filialgeſellſchaften an fi 
zu ziehen und ſie in ihrem Sinne für ihre Zwecke zu bearbeiten. Und in der That war es auch 
eine nicht hinwegzuleugnende Wahrnehmung, daß ſich die größte Zahl dieſer Filialgeſellſchaften 
ganz im Geiſte der Girondiſten ausſprach. Ihre Briefe ließen keinen Zweifel darüber, daß 
ie nur ben Eingebungen bes Correſpondenzausfſchuſſes fulgten, und um dieſem Unfuge mit 
einem male ein Ende zu machen, fegte es Robespirrre in ber Gigung: des Clubs vom 27. Mai 
tur, daß jede weitere Affiliadion vorläufig ſaspendirt werde. 

Diefe Niederinge ſchũchterte die Girondiſten offenbar etwas ein. Sie wurden um fo flein- 
lauter, als fie auch mit ihrem eigenen Miniſterium ſchon in ein ziemlich geſpanntes Verbält- 
niß famen und befürdten mußten, and nad biefer Seite hin eine ihrer Hauptſtützen zu ver- 
lieren. Deſto kühner wurbe nun Robespierre in feinen Angriffen gegen biefelten. „Die be⸗ 

kannteſten Häupter ver Faction, von ber ich fprecken will”, ſagte er unter anderm in einem 
langen Artikel feines ‚‚Döfenseur de la constitation‘’ unter ber Aufſchrift: „Considerations 
sur une des principales causes de nos maux“, „find Briffot und Condorcet. Mad vielen 
Namen führt man die mehrerer Deputirten von Borbeaur an, wie z. B. Guadet, Vergniaud, 
Genſonne. Ich werde ihr Öffentliches Wirken einer Prüfung unterwerfen, aus welcher fidh brei 
Wahrheiten ergeben werben. Die erfte it, daß fle als Mitglieder des legiglativen Körper die 
Rechte der Nation verlegt und mit Mair darauf hingearbritet haben, vie Kreiheit in Gefahr 
zu bringen; bie zweite, daß fle gefährliche Manöver angewenbet, um dem Öffentlichen Geiſt zu 
verderben und ihn auf bie Principien des Despotismus und ber Aulftofratie abzulenken; vie 
dritte, daß fie alles in Bewegung gefegt haben, um Die patriotiſchen Geſellſchaften zu vernerben, 
und aus biefen für bie Öffentliche Unterweiſung fo nothwendigen Kanälen nur Werkzeuge der 
Intrigue und der Parteiung gemacht haben.” 
i Briffot wollte aber auf dieſe Wehe jet nicht weiter eingeben, hüllte ſich, gleichviel ob aus 
Uberbruß ober Schroäche, in feine republikaniſche Tugend und verſchanzte fich gegen dieſen Wort⸗ 
krieg hinter Gato's Wahlfpruch: „Agendo et nan dieendo.'! Leider war er aber auch in feinen 
Handlungen gegen feine Gegner und im Interefle feiner Bartei nicht gerade fehr glücklich. 
Namentlich verfiel er mit jeinen Angriffen gegen das ſehr zur Unzeit wieder bervorgefuchte 
Schreckbild des, Comité autrichien‘, mit'pem, wie er behaupten wollte, ſelbſt Robeöpierre in 
geheimen Verbindungen ſtehe, ‚geradezu ind Lächerliche. Kein Menſch glaubte an bie Eriftenz 
deſſelben, und da ed ven Girondiſten an teiftigen Beweifen fehlte, wodurch fie Die vorgebrachten 
Beihuldigungen hätten erhärten können, fo fielen Re natürlich auch mit igren nachträglichen 
Anlagen gegen die ehemaligen Minifter Montmorin, Duport, Detertre und Bertrand de Mel- 
ville in der Nationalverfammiung auf eclatante Weiſe durch. Überdies wurden biefe müßigen 
Plaͤnkeleien nun auch bald durch Treigniſſe weit ernflerer Aut in den Hintergrund gedrängt. 

Schon zu Ende Mai war bie revolutignäre Aufregung bis zu jenem Fieberparoxismud ber 
dfjentlicyen Stimmungen geftiegen, welcher als das ſicherſte Anzeichen einer herannahenden 
Kriſis gelte konnte. Allerhand beunruhlgende Gerichte, wie namentli von der abermals 
beabfichtigten Flucht des Königs und einer demnächſt ausbrechenden großen Verfſchwoöͤrung, 

trieben die Mufregung aufs Höchfte. ‚Die Nationalverſammlung erklärte fi vom 28. bis zum 
31. Mat in Bermanenz und beſchloß die. Auflöfung ver allerdings gegen das Geſetz unmäßig 
vermehrten conflitutionellen Garde ded Königs. Die Worſtüdte fingen an ſich zu vegen, und 
auch die Sectionen verlangten die Bermanenz ihrer Sigungen. : 

Zudem ging.das Miniſterium ver Girondiſten, nad kaum zweimonatlichem Veſtehen, ſchon 

wieder feiner gaͤnzlichen Auflöfung entgegen. Dumouriez war längit nicht nur mit feinen Col⸗ 
legen, ſondern and mit den Girondiſten gänzlich zerfallen. Gr blickte auf fie, als auf eine von 
Ehrgeiz befeiene, nicht einmal unter fih einige Faction, welche nur einen falfchen Patriotid⸗ 
mus zur Schau trage, mit der tiefften Beratung herab und wollte am wenigſten das Werk⸗ 
zeug ihres Haſſes gegen wie Jakobiner und ihrer fonftigen Parteizwede jein. Bejonderd waren 
ihm die Zuſammenkünfte ver Miniſter bei Madame Roland, jene regelmäßigen bort verauſtal⸗ 
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teten Miniſterdiners, fehr unbequem; und als biefelbe verlangte, baran mit ven Häuptern ber 
Girondiſten regelmäßig perfönlich theilzunehmen, kam es Darüber zum förmlichen Bruck, 
weldyer noch dadurch beſonders beſchleunigt wurde, daß die Girondiſten jetzt plöglich von Du⸗ 
mouriez über bie ihn bewilligten 6 Millionen geheimer Fonds Rechenſchaft verlangten, we: 
von man ihn beim Bintritt in dad Minifterium gänzlich vispenfirt hatte. Das Minifterium 
theilte fich alfo In zwei Parteien. Mit Dumouriez neigten fü, wie man wenigſtens allgemein 
annahm, Lacofte und Duranton dem Hofe zu, währen» Roland, Servan und Claviere, geflügt 
auf Die Macht der Birondiften und ganz den Gingebungen der Mabame Roland folgend, repu⸗ 
blikauiſchen Tendenzen huldigten und im geheimen gegen den Hof madhinirten. Gin eigenes 
damals von ihnen mit vem Gelde des Mintfteriums berauägegebeneö Journal, die „Sentinelle‘, 
welche unter Louvet's Redaction in Form von Blaraten erſchien, diente vorzüglich diefem Zwecle. 
Es war damit, wie es ſcheint, wirklich, wie ed Dumouriez einmal nannte, darauf abgeſehen, 
den König pollends mit Nadelſtichen zu tödten (de tuer le roi a coups d'é pingles). 

Es bedurfte aljv nur noch einer Veranlaſſung, um den Bruch zu vollennen, und dieſe wurde 
gegeben, als Servan in der Nationalverfaumlung am 4. Juni mit Dem jonderbaren, von ven 
Girondiſten ausgehenden Antrage bervortrat, man joe bei dem bevorſtehenden Feſte der Fö⸗ 
beration (14. Juli) in ber Nähe von Baris ein aus allen Departements zufanmengezogened 
ſtehendes Lager von 20000 Mann bilden... Sowol Die Feuillants wie die Bergpartei erklärten 
fi dagegen, weil fie beide darin nur den Blan ber Girondiſten erkannten, fi eine ganz zu 
ihrer Verfügung ſtehende bewaffnete Macht zu ſchaffen. Nichtödeſtoweniger jiegten die letztern 
mit der noch von ihnen beherrſchten Majorität und erhoben den Antrag bereit in ver Sigung 
vom 8. Juni zum förmlichen Beſchluſſe. Ä 

Nun follte aber Die Sache auch erſt im Minifterrathe zur Eutſcheidung kommen. Die zwei 
Parteien deſſelben gerietben darüber anf das.beftigfte aneinander, und Ludwig XVI. ſelbſt glaubte 
in biefem alle von dem ihm zuſtehenden Rechte des Veto Gebrauch machen zu müflen. Du: 
mouriez flimmte ihm als erbitterter Gegner der Sirondiſten darin bei, hielt es aber doch für 
gefährlich, für jegt von. dem königlichen Veto Gebrauch zu machen. Was er bei dieſer Belegen: 
heit im. Minifterrathe zur Vertheidigung feiner Anſicht vorbrachte, if wit am beflen geeignet, 
die Dasınlige Lage und die Stellung ber Parteien zu charakterifiren. „Zwei große Barteien“, 
äußerte er ji Darüber, „theilen jegt die Nationalverfammliung und ganz Barid, vie ver Gi⸗ 
ronde und bie der Feuillants. Bine dritte, welche nur erſt die zweite Rolle jpielt, wird fie mit 
der Zeit beide zu Grunde richten, nämlich die der Jakobiner. Denn fie iſt viel zahlreicher und 
viel unbändiger als die beiden andern; ihre Verzweigungen erftreden ji über das ganze König- 
rei, und von den. 20000 Föberirten, welche ber Minifter kraft des Decrets zuſammen ziehen 
wird, werben wenigſtens 19000 Jakobiner fein. Folglich werden die Befoͤrderer des Decrets 
non dem Deerete jelbft zu Schanden gemacht werben. Ich bin alfo ver Meinung, daß biejes 
Deeret gefährlich ift, nicht nar für die Nation, für den König und für Die Nationalnerfanm- 
lung, jondern vorzüglich auch für feine Lirheber, denen es nur zur Züchtigung gereichen wich. 
lud dennoch ift meine Anficht, daß Sie die Sanstion nicht verweigern können“ u. ſ. w. 

Allein der König_blieb diesmal ſtandhaft. Er ließ Mich. felbit nicht Durch den befannten, 
von Diadanıe Roland verfapten Brief einſchüchtern, welchen ihm ihr Gemahl am 11. Juni zu= 
ſchickte, und wodurch die Girondiſten, nach Befeitigung von Dumouriez, ihn vollenns ganz in 
ihre Gewalt zu bekommen hofften. Die Entlaflung des Minifteriumd war darauf die einzige 
noch mögliche Antwort. Servan, Roland und Claviere erhielten fie bereits am 13. Juni, und 
Dumouriez folgte ihnen, nachdem er noch einen vergeblichen Verſuch gemacht hatte, ein Mini- 
ſterium in feinem Sinne zu bilden, in wenigen Tagen nah. Der König mußte fi alſo noth⸗ 
gehrungen abermals ganz in Die Arme ber Beuillants werfen und ſetzte fein Miniflerium, in 
welden nur Lacofte und Duranton noch kurze Zeit verblieben, aus ihrer Mitte in folgender 
Weiſe zufammen: Auswärtiges Chambonas Inneres Terrier de Montiel, Krieg Lajard, Fi⸗ 
nanzen Joly. | 

Wir brauchen kaum zu erwähnen, daß dieſer Miniftermechfel, Durch welchen bie Feuillants 
ſchon wieder gänzlich Herren der Situation zu werden hofften, nur dazu beitrug, die Kataſtrophe 
zu beichleunigen. Zunächſt entlud ſich ver Haß aller Parteien, der Bironpiften ſowol wie ver 
Bergpartei, gegen den unglücklichen Dumouriez. Dann wurbe vorzüglich Lafayette, längft ſchon 

das Stichblatt ver ſchonungéloſeſten Polemik, wegen feines am 16. Juni von Maubeuge aus 
an die Nationalverfammlung eingefchichten Manifeftes gegen die Igkobiner mit in viefen Bar: 
teikampf bintingezogen und zum Mittel ber Agitation gebraucht. Die Girondiſten, weichen 


Gironde 603 


man von früher her ein gewiſſes Cinverſtäͤndniß mit ihm zum Vorwurf machen wollte, thaten 
ſich dabei wieder vor allen durch ihre Heftigkeit hervor. Auch unterliegt es gar keinem Zweifel, 
daß bie Schredlensfcenen, welche ven 20. Juni 1792 zu einem ber ſchmachvollſten Momente in 
der Bernichtungsgefchichte ver Monarchie der Bourbonen gemacht haben, vorzugsweiſe ihr Werl 
waren. Sie bezweckten in der That damit gar nichtä anderes, ald den Hof einzuſchüchtern und 
auf dieſe Weife die Zurüdberufung ihrer Minifler Servan, Roland und Claviere, fowie bie 
Zurücknahme des Veto zu erzwingen, womit der König die beiden Derrete wegen Bilbung bed 
Zagerd ver Föderirten und ber Deportation der nicht vereideten Briefter belegt Hatte, Sie woll- 
ten beides im Nothfalle feldft mit Gewalt erzwingen, und eine förmlich oxganifirte Volklsbewe⸗ 
gung erſchien ihnen dazu ald das geeignetſte Mittel. Ob fie dabei aber fogkicdh die Abdankung 
oder die Flucht des Königs im Auge gehabt haben, wie man ſpäter behauptet hat, muß un jo 
mehr dahingeſtellt bleiben, da fie offenbar am Ende felbft gar nicht mehr Herr diefer Volko⸗ 
Po waren, bie fie, wie ſich leicht nachweiſen läßt, längſt ſchan von fern her eingeleitet 
Hatte R - 

Sie waren ed auch, welche dann bintecher diefe Frevelthat, vie Briſſot unverſchämt genug 
einen „Beſuch des Volkes beim König” nannte, in .möglichft mildem Lichte darzuftellen und 
„das von den Feuillants verleumdete Volk“ rein zu waſchen fuchten. Die Bergpartei dagegen 
wollte [hen deshalb nichts damit zu ſchaffen haben, weil fie biefen ‚‚Seldzug der Girondiſten 
gegen die Tuilerien“ als einen durchaus miälungenen Streich betrachtete. Und. das war er auch 
im Interefle ver Girondiſten ſelbſt. Denn anftatt ihre Iwecke, die Zurüdberufung der Mini- 
fter und dje Zurücknahme des Füniglichen Veto zu erlangen, fiel ihnen nun aud noch Das Ge⸗ 
häfjige dieſer Gewaltthat mit feiner ganzen Schwere zur Lafl. Und dad traf fie um fo mehr, da 
ſich in der Öffentligen Stimmung jegt eine ſichtliche Umkehr zu Gunſten des Königs bemerklich 
machte und feine am 22. Juni erlaffene Brorlamation an das franzöfifche Volk ihre Wirkung 
wenigſtens nicht ganz verfehlte. | 

Leider hatten diefe Stimmungen nur feinen nachhaltigen Charakter. Selbft die National: 
verfammlung blieb nach wie vor unter dem Einfiup der Girondiſten und der Jakobiner. Als 
Lafayette kühn genug feine Arnıee verlaffen hatte, um bereitä am 28. Suni vor den Schranken 
der Nationalverſammlung bie Beſtrafung der Urheber der Gewaltthätigkeiten vom 20. Juni und 
pie Vernichtung der Jakobiner zu verlangen, waren es natürlich Die Girondiſten, welche jofort 
Die Ankinge wegen Hochverrath gegen ihn einbrachten. Sie konnten aber am Ende damit dad) 
nicht durchdringen. Lafayette wurde in ber Stgung ber Nationalverfanmlung vom 8. Aug. 
freigeſprochen, eine Niederlage, für welche fie wenigftend einigermaßen dadurch entſchädigt wur⸗ 
den, daß auf der andern Geite die wegen der Creigniſſe von 20. Juni gegen Brtion und Manuel 
eingeleitete Yinterfuchung vorzüglich auf ihren Betrieb wieber eingeftellt ward. 

Man war jest am Vorabend ner weit entſcheidendern Kataſtrophe vom 10. Aug., auf deren 
Beichleunigung die Freiſprechung Lafayette's wenigſtens einen gewiflen mittelbaren Einfluß 
gehabt hat. Sonft war fie längſt vorbereitet. Der Gedanke, daß man bie Dinge durch einen 
zweiten wirffamern Volksaufſtaud zur Entſcheidung treiben müſſe, war ſchon ſeit dem 20. Juni, 
vorzüglih im Jakobinerclub, welcher jegt auf der Höhe feines Macht Hand, gepflegt und im 
Bolfe lebendig erhalten worden. Das Geſchrei über „nie Gefahr des Vaterlaudes“ kam jegt zur 
Tagesordnung und wurde norzüglid) Dazu gebraucht, Die Geiſter in den niedern Sphären zu er: 
hitzen. Ber ven bereitd am 3. Juli eröffneten Verhandlungen. in der Rationalverfanmlung über 
die Frage, ob daß Vaterland wirklich in Gefahr erklärt werden folle, ſprachen vorzüglich Ver: 
gniaud, der Mirabeay der Gironde, Briffot und Condorcet dafür und im Sinne ber Jakobiner, 
während die Feuillants ſich Dagegen erklärten. Das ſchwache Minifteriun ver legtern fpielte 
dabei eine klägliche Rolle. Der Minifter dev Juſtiz erklärte in der Sigung von 10. Juli unter 
den bitterfien Klagen über die Gewaltherrfchaft der populären Gefellihaften geradezu, „daß es 
nicht mehr in der Macht des Minifteriums flehe, daß Königreich gegen Die Anarchie zu verthei⸗ 
digen, welche bei dieſer Ohnmacht der Staatsgewalt alles zu verfchlingen drohe“. 8 habe fich 
deshalb bewogen gefunden, bem König feine Intlaffung einzureichen. 

Gleich am folgenden Tage wurde hierauf „nie Gefahr des Baterlanded‘’ förmlich und feier- 
lich beſchloſſen. Doc gingen auch dabei wieder die Anjichten und Wünſche der Girondiſten und 
Jakobiner weit auseinander. Jene fanden, daß die Gefahr vorzüglich von-außen fomme und 
erwarteten alled Heil von völferbeglüdenden Revolutiondfriegen und einer revolutionären Pro: 
paganda in ihrem Sinne; dieſe dagegen ſahen vie Gefahr vorzüglich in den troſtloſen Zuſtänden 
im Innern des Reichs. „Für uns“, erklärte unter andern Nobespierre, „iſt dad Baterland in 
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Gefahr, weil ein verbrecherifcher und unverbeilerliher Hof befteht; das Vaterland iſt in Gefahr, 
weil Abgötterel und Verführung biefem Hofe Adminiſtratoren verfchafft haben, welche gemein 
genug find, ſich vor ihm in den Staub zu merfen, und die ſich fo weit erniedrigen, daß fie mit dem 
Hofe in einen Arafbaren Bund gegen die Freiheit treten.” Daher meinten fie auch, man müſſe 
die Gegenwart ver Föberirten bei dem Befte vom 14. Juli dazu benugen, um die Herrſchaft der 
Freiheit für immer zu fihern; Re dürften nidyt eher wieder auseinander gehen, als bis über Das 
Schickſal der Crecutivgewalt entſchieden fei und eine dieſelbe betreffende Petition den Willen der 
Nation in biefer Beziehung klar dargethan habe. Das war der nächſte Anſtoß zur Bildung 
jene8 geheimen Comite ver Föderirten, welches, ganz In den Händen ber Jakobiner, bei ber 
Kataftrophe vom 10. Aug. eine fo bedentende Rolle geſpielt hat, 

Je mehr aber den Girondiſten auf diefe Weife die Herrſchaft über die Situation eniging, 
deſto auffallenver ift es immerhin, daß der Sof in dieſer verzweifelten Lage feine leygten Hoff: 
nungen auf fie fegte. Gleichwol war ihre gegenwärtige Bolitit und ihr Verhalten gegen den 
Hof wahrhaftig nicht dazu gemacht, Vertrauen zu erwecken. Denn fie gingen nod immer dar⸗ 
auf aus, den König ganz in ihre Gewalt zu bringen und auf viefe Weife ihren Gegnern, den 
Zafobinern, bie Herrſchaft flreitig zu machen, ohne gerade genoͤthigt zu fein, die Dinge bis aufs 
Außerſte, ven Umſturz des Throns und die Herſtellung der Republit, -zu treiben. „Tempori⸗ 
firen”‘, fo fehildert wol am treffenpiten Nöderer ihre Haltungslofe Politik, „Zeit gewinnen, etwas 
von der Noth und der Dankbarkeit des Hofo erwarten, indem fle ihn zu gleicher Zeit unterflüg: 
ten und bedrohten, ihn durch Die Alternative in die Enge treiben, daß er entweder den Schlägen 
der wildeften Jakobiner unterliegen ober fi denen in die Arme werfen müfle, welche, wie fie, 
noch Mäpigung, Geift, Talent befäßen un» die Konflitution aud ohne politiſche Roheit zur 
Geltung zu bringen verftänden, mit einem Wort, ven Hof dur Drohungen einfgüchtern und 
ihn an fid ziehen — das war ihr Syſtem. Der Plan einer drohenden Adreſſe an den König 
jagte diefem Syflem zu; ihre Heftigfeit und die Beleidigungen, welche fie enthalten ſollte, hielt 
man für geeignet, unter den Jakobinern noch sinigermaßen ven Credit der Abgeordneten der Gi: 
ronde zu erhalten, ohne ihnen ihren Raub oßne weiteres zu überliefern.‘ 

Wie man aber zu dieſer Erniedrigung des Thron gelangen folle, darüber war vie Partei 
ſelbſt noch in der zweiten Hälfte des Juli nicht gleichen Sinned. Die einen wollten eine Sue: 
penjlon des Königs während der Dauer des Kriegs und eine auß drei Mitgliedern (Roland, 
Sasan und Petion). beſtehende vietatoriiche Megierungsgeralt, vie andern Abdankung des 
Königs und Übertragung ber Krone auf ven Daupbin, in deſſen Namen eine aus ihrer Partei 
gewählte Regentſchaft au der Spige ver Executivgewalt ftehen follte. Iene Anficht war aud 
bereitö in einem foͤrmlichen Plan niedergelegt, welcher In die Offentlichfeit gelangte, aber, wie 
zu erwarten fland, auf heftigen Widerſtand ftieß. 

Ludwig XVI. war bei aller Unentſchloſſenheit und Zaghaftigkeit aber doch mit einem zu Ha- 
ten Verſtande begabt, als daß er ven Blan der Girondiſten, von dem fie fi übrigens fpäter 
ſelbſt losfagten, nicht vollkommen durchſchaut hätte. Er wollte ſich daher perfönlich auch mit 
ihnen auf nichts mehr einlaſſen und wies ihre in einem von Vergniand, Guadet und Genſonne 
verfaßten Schreiben, weiches fie ihm am 20. Juli durch dritte Hand zugehen liegen, enthaltenen 
Rathſchläge, womit es vor allen darauf abgefehen ivar , Ihn zur Wahl eines Miniſterinms aus 
ihrer Mitte zu zwingen, mit Entſchiedenheit zurüdl. Er z0g es vor, daſſelbe lieber aus Män- 
nern zu bilden, melde, fo gut wie gänzlich unbekannt, gar Feiner Partei angehörten, wie 
Champion für das Inuere, Dubouchage für die Marine, Dabancourt für den Krieg, Leroux de la 
Ville für die Kinanzen, und Bigot de Sainte-Groir für die auswärtigen Angelegenheiten. Die 
Gironbiften waren freilich auch am wenigſten dazu gemacht, den Thron zu retten, und es fan 
daher als eine der größten Schwächen, ald sine wahre Verblendung des Konigs gelten, die ihn 
vollends unrettbar ing Verderben fürzen mußte, daß er ſich im Außerfien Moment ver Verzweif⸗ 
lung doch wieder in ihre Arme werfen twollte, welche er exft Eurz vorher von ſich geſtoßen hatte. 

Zugleich erichien dabei auch die Politik der Birondiften in ihrer verächtlichſten Nacktheit, 
benn es iftfaum zu bezweifeln, daß ſich Briſſot, Condorcet, Guadet, Bergniaub, Petion u. ſ. w. 
mit dem Hof in geheime Verhandlungen eingelaſſen hatten, denen zufolge le für ſchwere Sum- 
men (Briſſot fol allein 12 Millionen verlangt Haben, vie natürlich gar nicht mehr aufzu⸗ 
bringen. waren) ihren Binfluß dahin geltend zu machen verſprachen, daß der bevorſtehende 
Volksaufſtand noch abgewendet werde, während fie fi doch zugleich für ven Fall des Mislin- 
gend klugerweiſe mit fihern Bäflen für ihre Flucht nach dem Auslande verfehen Hatten. Denn 
fie wußten wohl, daß die leitende Macht der revolutionären Bewegung ſchon gar nicht mehr in 
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ihren Händen fei, und daß fie ſelbſt in Gefahr waren, von dem Strome mit fortgeriflen zu wer⸗ 
den, melden Die Monargie zu verſchlingen drohte. „Die Dinge‘, meint Möperer, „eilten ſchnel⸗ 
lee vorwärts und gingen weiter, ald die Deputirten der Gironde wollten. Sie erſchraken über 
Die zeißende Schnelligkeit der Vollöbewegung. Ihre Lage zwiſchen dem Hofe und Lafayette auf 
der einen Seite und den Salobinern auf der andern war In der That gefährlich.‘ 

Denn währenn vie Jafobiner, melde jegt ſchan ganz im Beſitz ber renolusionären Gewalt 
waren, allexdings den Umſturz des Thron und die fofortige Erklärung der Republik ald Bmed 
"und Ziel des Volksaufſtandes -beirackteten, gingen die Girondiſten noch immer nicht über den 
Wunſch hinaus, vie Macht unter der Korm-einer Regentſchaft an jich zu zeißen, Im Jakobiner⸗ 
club kam die Abſetzung des Rönigs bereits am-15. Juli zur Sprache, während man in dem 
Bouboir ver Madame Moland, dem Ruhme und dem Verhängniß der Gironde; wierſich Louis 
de Garne nicht übel ausgedrückt bat, noch immer über die Suäpenfion des Koͤniga und die bedin⸗ 
gungsweile Abihaffung der Monarchie Hin und her ftritt und: vor allem Zeit zu gewinnen 

wünſchte. Noch am 25, Juli: ſprach Briffot in per Nationalyerſammlung mit Heftigkeit gegen 
„nie Bartei der Königsmörder“, welche darauf aueehe/ die Republit anf den Trümmern ber 
Conſtitution aufgwigten., - 

Daß die Girondißen aber ſaen gar nicht mehr; jw Stande waren, den Bang der revolu⸗ 
tionaͤren Bewegung zu leiten, heweiſt der Umftand, daß eine am 26: Juli von Gondpreet eine 
erbrachte Adreſſe an den König , welhe uochumld-die Krnennaing eines Miniſteriums aus ihrer 
Partei als dad ſicherſte Mittel bezeichnete, die Krone zu reiten, gangzlich durchfiel, und Vriſſot 
mit ſeiner in derſelben Sitzung gehaltenen Rede, worin er. nor liberrilung warnte uind die Droge 
der Suopenſion vertagt, wiflen wollte, weil mon die Inſurrection erßg zur Reife bringen müfle 
(murir Yinsurreotion), zwar bie Majorität der Berfammlung für Ad gewann, aber die Partei 
ver Jakobiner nur nm fo mehr zu Thaten trieb. Gie drängten fertwährend zu gewaltiamer 
Entſcheidung und beflanden auf fofortiger Abfegung (decheance) ded Königs, obgleich felbft 
Nobespierre nachzuweiſen ſ uchte, daß damit wenig gewonuen. feig winde, wenn man nicht neben 
der Executivgewalt auch eine nene Legislatur, d. h. aigen Nationalconyent ſchaffe. Aber er 
wurde nun ſelbſt von feiner eigenen Partei uͤberflügelt, alq die 43 Sectionsverſanumilungen und 
vie CFommune non. Paris, Petion an ihrer Spitze, wahrſcheinlich im Kinverflänbniffe mit den 
Girondiſten, welche auf dieſe Weile doch noch Meifter ver, Vewoguns bleiben zu koͤnnen meinten, 
die Abſetzung des Koͤniga förmlich verlangten. J 

Run kamen der Bewegungaͤpartei aber vorzüglich vo. wei Ymfänbe zu Hükfe: das be⸗ 
kannte Manifeſt des Herzogs von Braunſchweig ya. 25. Juli und Die Ankunft ber von-den Bis. 
roendiſten heybeigegogenen Marſeiller in Paris am 30. Juli. Schon am 26.-Zuli war-eurmis- 
Iungener Aufſtandaverſuch gemacht worden ; dann hatte das Inſurrectionsdirectorium Der Fö⸗ 
Deritten Die Nacht. vom 4. zum 5. Aug. zur Ausführung Des Schlags beftimmts endlich aber mar, 
da ie Vorſtädte noch nicht genugſam ‚gerüftet feten,. der 10. Aug. dafür feſtgeſetzt warden. Na⸗ 
türlich mußte ein legter Verſuch, welchen die @irgnpiiten am 7. Aug. machten, den Aufſtand 
namentlich burg Penon's Ginfluß auf Nobespierre noch abzuwenden oder wenigſftens zir ver⸗ 
zögern, gam ohne Grfolg bleiben, 

Mit einer nähern Schilperung dieſer hinlaͤnglich bekanndan Rataftrophe haben mix eö hier 
nicht zu shen.. Welchen Antheil Die Girondiften daran besten, ergibt ſich aus dem Bisherigen 
von ſelbſt. Von einer moralischen Mitſchuld an derſelben, wie man gun. Theil getban bat, ann 
man fie um fo weniger freiſprechen, da fie fi hinterher, als Der Schlag gelungen war, ſelbſt 
ihrer Theilnahme daran rühmten und nichts Eiligeres zu thun hatten, als den errungenen Sieg, 
für ſich auszubeuten. In dieſer Hinſicht wußten ſie mit einer hewundernswerthen haͤugteit 
und Schlauheit feld ihren Gognern ven dtang abzulaufen. 

Noch währenn Die königliche Familie in der Nativnalverfammlung in banger Erwartung 
ihre⸗ Schickſals Harrte, brachte Bergniand ein Desvet in Vorſchlag, welches folgende weſentlich⸗ 
Beilimmungen enthielt: . 1) Das franzoͤſiſche Volk wird eingelapen, einen Nationalconpent zu: 
bilden. 2) Der Chef ver Erecutivgewalt wird proviſoriſch ſeines Amts enthoben, bis der Na⸗ 
tionalsonvent fi über Die Maßregeln ausgefprochen Hat, welche ev ergreifen zu müſſen glauben 
wird, um die Souveränetät des Volkes und die Serrfgaft der Freiheit und der Gleichheit ſicher 
zu ftellen. 3) Die außerorpentliche Commiſſion wird im Kaufe bed Tage ven Plan zur Organi⸗ 
ſation eines neuen Miniſteriums vorlegen. 

Das letztere war jetzt für die Girondiſten die Haupiſache Sie wollten ſich vor allem. mittels. 
des Miniſteriums den Befig der Gewalt ſichern. Zu dieſem Zwecke brachte der feurige Isnard, 
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nachdem einmal beſchlofſen worden war, daß die Miniſter proviſoriſch von ber Nationalver⸗ 
ſammlung mittels individuellen Serutiniums ernannt werden ſollten, ſogleich in Vorſchlag, daß 
bie vor zwei Monaten entlaſſenen drei Miniſter, welche das Bedauern der Nation mit hinweg⸗ 
genommen, Roland, Servan und Claviere, ihre Stellen wieder einnehmen follten. . Der Bor- 
ſchlag wurde auf der Stelle einſtimmig zum Beſchlufſſe erhoben. Hätten nur auch die Girondi⸗ 
ften verftanden, vie gleichſam Im Sturme wiedergewonnene Gewalt mit Geſchick und Entſchloſ⸗ 
fenheit wenigſtens dazu zu benugen, fogleich aus ihrer Partei ein Ninifterium zu bilden, welches 
durch Cinheit der Gefinnung und des Handelns flark genug geweſen wäre, den gewaltigen Ver⸗ 
haäliniſſen gegenüber, vie es beherrſchen ſollte, eine achtunggebletende Stellung einzunehmen. 
Anſtatt deſſen ließen fie ed geſchehen, daß noch in derſelben Sitzung Danton durch Stimmen⸗ 
mehrheit zum Miniſter der Juſtiz ernannt wurde und die beiden noch übrigen Departements der 
Marine und ber auswärtigen Angelegenheiten an zwei politiſch ganz unbedeutende Männer, 
Monge und Rebrun, gelangten. 

Die Girondiſten fühlten wohl, daß fie damit einen großen Fehler begangen hatten, der fi 
an ihnen am empfindlichſten räͤchte. Es fehlte ihnen aber fowol der Muth wie die Macht, ihn 
wieber gut zu machen. „Dad war ver Anfang der Fehler, welche vie Batrioten begangen Haben“, 
‚meinte ſelbſt Mabdame Roland, „daß man das Miniftertum durch Diefen Danton verborben hat, 
welder in fo ſchlechtem Rufe ſteht.“ Und allerpingd hatte Danton kaum von feinem Mini⸗ 
ſterium Beil genommen, als er nicht nur feine Collegen, ſondern auch die Girondiſten gãn zlich 
beherrſchte und in ſeiner Gewalt hielt. Ihr Kampf gegen ihn und den durch ihn in dem Mini⸗ 
ſterium vertretenen Jakobinimus war aber um fo ſchwieriger, da er auch noch die revolutio⸗ 
nären Elemente außerhalb deſſelben, die Clubs der Cordeliers und der Jakobiner, nie Maffe des 
gemeinen Volkes und vor allem die aus der Infurrection vom 10. Aug. bervorgegangene Com⸗ 
mune von Baris zu feiner Berfügung hatte. Mit ihnen mußten alfo jet die Girondiſten ben 
Kampf aufnehnen. 

Am meiften fahen fle ihre Bartelintereffen durch die Despotie der Gommune verletzt, welche 
ganz unter dem Einflufſe der Jakobiner ſtand, während fie ib doch noch auf die Majorität der 
Nationalverſammlung und die Municipalität von Paris ſtützten Eonnten. Die letztere, welche 
fih In ihren Befugniffen durch die uſurpirte Gewalt der Commune am meiſten beeinträchtigt 
ſah, eroffnete die Fehde gleich in den erſten Tagen na dem 10. Aug. mit einem Verfuche, vie 
Aufloͤſung der Commune zu bewirken. Er mislang aber ganz, weil die Nationalverſamm⸗ 
lung, von den Jakobinern eingeſchüchtert, ſich für die Commune erklärte, welche dadurch nur 
neue Kraft gewann. Weber die Bemühungen Betion's, ihre Macht auf ‚gebührende Grenzen 
zurüdzumweifen, noch ber von Brifſſot gegen fie eröffnete Federkrieg vermochten ihre Gewaltherr⸗ 
ſchaft zu brechen. Man konnte nicht einmal eine angemefſene Reform detſelben bei der Rattonal⸗ 
verſammlung durchfetzen. Sie blieb für jetzt die bedeutendſte tenolutionäre Macht, welche ihre 
Wirkſamkeit vorzüglich durch jenen aus ihrer Mitte hervorgegangenen uͤberwachungsausſchuj 
(Comito de surveillanee) zur Geltung zu bringen wußte. 

In feinem Schofe wurde ohne Zweifel der höltifihe Blan des Septembermord® entworfen, 
obgleich der Ausſchuß dabei unter hoͤhern Einflüffen ftehen mochte und namentlich Danton von 
der Schuld nicht freigefprochen werden kann. Die Girondiſten hatten aber figerkich Teinen Autheil 
daran, obgleich man ihnen fpäter allerdings, 3.8. Briffot, wenigſtens eine indirecte Mitwiſſen⸗ 
ſchaft faulo geben wollte. Auf der andern Seite iſt es ebenſo wenig erwiefen, daß, wie gleich⸗ 
falls behauptet worben ift, Robespierre dieſe Mordſcenen Habe benugen wollen, um fi damals 
fihon der Häupter der Girondiften, Briffot, Vergniaud, Guadet, Kondorcet, Roland, zu ent- 
ledigen. Was half es ihnen aber, daß fie hinterher tiber dieſe Septembertage als den größten 
Schandfleck, welcher die Revolution entehrt habe, ihr Verbammmungsurtheil ausſprachen, da 
dies in den Augen Ihrer Gegner, melde fie aus Gründen politiſcher Nüplichfeit rechtfertigen zu 
müffen glaubten, zugleich nur ein Eingefländnip ihrer Schwäche mehr war, melche-fie verhindert 
babe, vergleichen Unheil, das doch vor ihren Angen vorbereitet wurbe, abzuwenden? 

Zunäachſt fam es wun darauf an, wie ſich Die Parteien bei den-Wahlen gu dem National⸗ 
convent ftellen würden. Die gehaͤſſigen Nachwirkungen der Septembertage kamen dabei den 
Girondiſten offenbär zu ſtatten. Denn obgleich in der Hauptſtadt und in den Departements, wo 
der Terrorismus der Jakobiner ſchon die Oberhand gewonnen hatte, die Wahlen zu Gunſten 
biefer außfielen, fo ftellte ih am Ende doch das Hauptrefultat derſelben noch immer zum Vor⸗ 
theil-der ®irondiften. Unter ven 23 Deputirten der Hauptfladt befanden ſich fämmtliche Führer 
der Jakobiner und die meiften Heroen der Septembertage, Wie nauſentlich die beiden Robes⸗ 
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pierre, Danton, Camille Desmoulins, Collot d'Herbois und ſelbſt der tolle Marat. Die Gi⸗ 
rondiften bagegen behaupteten anfangs noch ſowol die materielle wie die moraliſche Majorität 
im Nationalconvent und nahmen in demſelben, dank ver Überlegen heit des Talento und ber 
yarlamentarifihen Geſchicklichkeit ihrer Führer, noch immer eine ziemlich gebietende Stellung ein. 

Auch erhoben fie fi wirder bis zu dem Muthe, Die Anarchie und den revolutionären Wahn: 
fin ihrer@egner offen zu befümpfen. Darin lag aber gerade ſowol die Stärke wie Die Schwäche 
ihrer Partei. Sie wollten dad Princip, befämpften aber feine nothwendigen Gonfequenzen. 
Ste glaubten an die Möglichkeit feiner praktiſchen Verwirklichung in ihrem Sinne, ahnten 
aber kaum, daß fie int dieſem Glauben mit ven von Ihnen felöft heraufbeſchworenen revolutio- 
nären Gewalten einen Kampf zu beftehen haben würden, im dem fie unterliegen mußten, weil 
fie weder moraliſch noch materiell Die Mittel Hatten, ihn fiegreich durchzufechten. In dieſem 
Sinne traten namentlich Briffot und Bergniand noch vor Eröffnung des Convents als die un- 
erfhütterlichiten Vorkaͤnpfer gegen die neue und bintige Tyrannei der Jafobiner auf, „jene 
Menſchen, welche ſich einbilden, daß man die Revolution für fie gemacht habe, welche thörichter- 
weife glauben, daß man Ludwig XVI. nad dem Temple geſchickt Habe, um nur fie in den Tui⸗ 
lerien auf den Thron zu ſetzen“. Dagegen war ihr lehtes Wort: „auf den Truͤmmern des 
Koͤnigthums das Gebäude einer Conſtitution aufzurlihten, welche das Gluͤck Frankreichs ſichere 
und die Herrſchaft per Freiheit und Gleichheit befeftige.“ 

Hätten fie es auch nur verſtanden, Die von ihnen eingenemmene günftige Stellung durch 
Energie und Conſequenz in ihren Handlungen gegen ihre Gegner auf bie Dauer zu behaupten, 
gegen welche fie, wie gejagt, anfangs auch materiell genommen im Nationalcenvent offenbar im 
Bortheil waren. Als derſelbe am 21. Sept. 1792 feine Sigungen eröffnete, bildeten acht Ab⸗ 
geordnete auß dom Departement der Glironde, Vergniaud, Genſonne, Guadet, Grangenenve, 
Ducos, Bohyer⸗Fonfrede, Lacaze and Bergaing, mit etwa 50 Deputirten aus andern Depar⸗ 
tements den Kern der Partei der Girondiſten. Unter den lehtern waren die bedeutendſten Brif- 
fot und Petion, beive im Departement Enres Loire erwählt, dann Condortcet, Buzot, Bar: 
baroux, Lonvei, Jonard, Carra, Gorjasu.f.iv. Auch der größte Teil der mentſchiedenen 
Depstirten, welche die niedern Bänke der Mitte einzunehmen pflegten, und deshalb mit dem 
Spottnamen „le marsis” bezeichnet wurden, hielten fih zu den Girondiſten. Gleich in derier- 
flen Gigung wurben Petion zum Präfinenten und Briffot, Condorcet, Bergniaud, Rabaut 
de Saint- Etienne, Camus und Lafouree, ſämmilich Sirondiften, zu Serretären erwählt. &o 
blieb auch in den erfien Monaten das Bureau faft ausichließlic im Beilge ver Girondiſten. 

Dagegen fuchten ihnen pie Jakvbiner fofort durch die Kühnheit ihres Auftretens ven Rang 

abzulaufen. Sogleich in der erflen GSigung fegten fie ven Beſchluß durch, daß das Konigthum 
in Sranfrei fin immer abgeſchafft ſein folle. Die Girondiſten waren ſchwach genug, dann ſo⸗ 
gleich als unbedingte Sobredner ver Republik aufzutreten, glei als ob fie vorzüglich ihr Werk 
wäre. Zu einer Berföhnung der Parteien führte dies aber nicht. Der Kampf zwiſchen beiden 
wurde nun, da die Salobiner dafür Im Rationalconvent noch kein ‚günftiged Terrain fanden, 
vorzüglich nach ihrem Club verlegt, welcher wieber dadurch beſonders gehoben ward, daß ein 
Verſuch der Girondiſten, ihm einen neugeftifteten Club in ihrem Sinne entgegenzufegen, gänz- 
lich niislang. Ste mußten alſo den Kampf dort aufnehmen. 
Die Tattik der Jakobiner ging dabei nun wor altem darauf hinaus, Die Girondiſten gänzlig 
aus ihrem Club zu verdrängen. Man nannte dies die Reinigung defielben. Der erfte, der da⸗ 
von bereits am 21. Sept. betroffen wurde, war Claude Fauchet, welchem man es zum Ber: 
brechen machte, daß er nach dem 10. Aug. dem Exrminifter Narbonne einen Paß verichafft habe. 
Danıı wurde die gleiche Maßregel fofort gegen Briffot beantragt, weiler, dem im Club vertre: 
tenen Syftem ber Anarchie und ber „‚veöorganifirenden Barteir gegenüber, ven Freunden ber 
Freiheit und ver Ordaung dad Wort gerebet hatte: 

Die Girondiſten glaubten aber noch Immer, wie im Gonvent, fo auch im Jakobinerclub wie⸗ 
der eine überlegene Stellung erringen zu fönnen, und nahmen vie Herausforderung der Iafe- 
biner an. Der Kampf war außerft heftig. Während ven Girondiſten, „dieſer einſchläͤfernden 
Sekte” (cette secte endormeuse), wie fle'Chabot nannte, zum Vorwurf gemacht wurde, Daß 
fie damit umgingen, eine Foͤderativrepublik einzuführen, welche nur zur Miederherfiellung des 
Koͤnigthums führen werde, beſchuldigten fie Dagegen vie Jakobiner, daß dieſe nach der Dietatur 
eines aus Robespierre, Marat und Danton beſtehenden Triumvirats ſtrebten. Es kam dabei 
zu den heftigſten gegenſeitigen Ausfaͤllen, bei welchen die Girondiſten dem Xerrorismus ber 
Jakobiner wenigſtens nichts nachgaben. „Nun iſt die Zeit gekommen“, rief der Gitondiſt Ker⸗ 
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faint geradezu im Nationaleonvent aus, „Schaffote zu errichten nicht blos fir Mörder, ſondern 
auch für die, welche Mard und Todtſchlag hernorrufen und begünſtigen.“ Am Ende war aber 
das Hauptreſultat des ganzen Streitd zunächſt nur bad, Daß, um den angeblichen Plan einer 
Föderativrepublik der Girondiſten gänzlich zu vereiteln, die Einheit und Untheilbarkeit Der fran- 
zöfhen Republif vom Nationalconvente zum Beſchluſſe erhoben wurde. Gleichwol blieben 
Böderalismud und Dictaiur noch fortwährend bie Feldzeichen, nuter welchen der Kampf mit 
gleiger Crbitterung fortgeſetzt wurde. 

Als einer der wüthendſten Klopffechter that ſtch icht Dabei gegen vie Girondiſten ber wahn⸗ 
iinnige Marat hervor, welcher fie fchlechtweg „nie Faction der Brifiotind” nannte, Obgleicqh 
aber fein politifcher Cynismus ven Sakobinern ſelbſt ſchon läſtig flel, fo brachte ex es doch da⸗ 
bin, daß im Zakobinerclub gegen Briſſot und feine Partei, wenn fie auch im Convent, im ber 
Preſſe unn auch in der Muniripalität, wo ihr Ganpinst Chambon im Nonember au Betion’s 
Stelle zum Daire von Barid erwählt mark, noch die Oberhand behauptete, förmlich die In: 
flage erhoben wurbe, welghe feine Ausſchließung aus demſelben zur Folge hatte. Sie wurbe be: 
veitd am 12. Det. zum Beſchluſſe erhoben, ehne daß Briffot, welcher der Einladung zu feiner 
WVertheidigung nicht Folge zu leiften für gut befand, gehött morken wäre. Seine PBolemif ge: 
gen die Fommune yon Parid and, die „Deßorganifiuente Partei wurde ald Haaipigrund Diefeß 
Beſchluſſes bezeichnet. Er ſollte in feiner Perfan zugleich Die-gange Partei der Girondiſten tref- 
fen. Sie fanden «8 aber ſchon wicht mehr für angemeilen, als folde auf dieſem Terrain ven 
Dingeroorieuen: Fehre handſchub aufzuheben. Dan überließ es Briſſot, feine Sude allein zu 
vertisen. =, 

Gr that dies in einor nach vor Ausgang des Monate. veröffenstiggten eigenen Bertheibi- 
gungaſchrxift: „A tous les r&publicains de Franee sur la:apciete dea Jacobins de Paris“, 
melde, zugleich Abwehr und Angriff, viel Wahres enthielt, aber auch wicht Frei ven Schwächen 
wear, bie ihrer gehofiten Wirkung weientligen Abbeuch thaten. Indem er umentlidh wies 
der mit unverſöhnlichem Haſſe gegen die, Desorganiſateurs“ zu Felde zug, gab er ih große 
Mühe nachzuweiſen, daß die Partei der Girondiſten dach eigentlich nu die Partei ber Nation 
ſei. Sie ſei daher weder eine Faction, noch je mit dem Plane einer Föderativxegierung umge: 
gungen, : Die Jakohiner wollte er nicht geradezu vernichtet wiſſen, ſondern verlangte nur Die 
Reform ihres Cluhs, welcher ſich in eine im ganzen Reiche vertheilte Anzahl von Brüdergeſell⸗ 
fchaften zum Zwecke pophlärer Unterweifung auflaͤſen wäh, wenn, er auf ber sähe bes Repu⸗ 
blikaniomus ſtehen wolle. 

Die Schwächen dieſer Selbſwertheidigung wurden aber non den Gegnern nur zu leicht ent- 
beit und gehörig ausgebeutet. Sie lagen vornehmlich berin, daß Briffot Grundſähe und Au⸗ 
ſichten verdammen mußte, zu melchen en. und feine Freunde früher, wenn aud unter andern Ber: 
bältniffen uno zu andern Zwecken, ſich im weſentlichen setbft befannt hatten, die fie ſelbſt bis 
zu einem ˖ gepiſſen Grabe an ſich nod gelten laſſen mußten, um fie nur in ihrer entarteten An: 
wendung befle mehr Ihren Gegnern zum Borwurfe machen zn koͤnnen. Berner mar ed ein 
Sauptfehler Vriſſot's, daß er fi über das Weſen umd die Stellung des Jakobinerelubs arg 
täujchte. Mit revolutionären Gewalten dieſer Art darf man, wenn man fi gegen fie Halten 
will, nicht trandigiren. Briffot wolkte freilich denJakobinerclub bekämpfen, er hatte aber, ob: 
glei) von ihm verfemt, weder den Muth, mit ihm gänglich zu brechen, nad mollte:er ihn völlig 
der Vernichtung yreiägegeben willen. 

. Deshalb machte au die Schrift Briſſot's, weichen Camille Deamoulins wegen feines Jam⸗ 
mergefhreid darüber ven „Seremias der Sentensbertage" nannte, abgefehen von einigen bef- 
tigen Ausfällen gegen ibn und die Girondiſten im Safobinerelub, in ber Hauptſtadt fall gar 
feinen und in den Provinzen nur geringen Eindruck. Die Hauptſache war, daß die Girompiften 
als ver geichlagene Theil das Feld räumen mußten. - Denn auch die übrigen Häupter ber Bartei 
zogen ſich ſeitdem ſtillſchweigend, halb freiwillig, halb gezwungen, aus vem Elub zurück, wie 
namentlid Vergniaud, Benfonne und Guadet. Natürlich blieben fie aber um jo unverſoͤhn⸗ 
lichere Feinde der Iafobiner, gegen welche fe um. ja weniger gefonnen waren, ben Kampf auf: 
zugeben, da ſie noch immer über gewiffe Mittel der Macht gebieten fonnten, wie namentlid; bie 
Breffe, die Executiygewalt oder das Minifterium und zum Theil wenigäiend die Maijorität des 
Nationadcouvents. Ihnen. auch dieſe vollends zu entziehen, mußte jet natürlich die Haupt: 
taktik der Jakobiner fein. 

Denn was namentlich die Brefle betraf, jo waren die Blätter der Girondiſten ſowol durch 
Talent wie durch beſſere Haltung im allgemeinen im Vortheil. Auch hatten fie ed ſehr wohl 


Gironde 609 


verſtanden, in dieſer Beziehung ihre Wirkſamkeit auf die Departements zu erſtrecken. Roland 
entwickelte mit den ihm zu dieſem Zwecke bewilligten 100000 Livres von ſeinem literariſchen 
Cabinet aus, welches die Jakobiner ſpöttiſch le bureau de Yesprit public’ nannten und ge- 
radezu der Korruption des Öffentlichen Geiſtes beſchuldigten, durch Journale und Flugſchriften 
eine ungemeine Thätigfeit, welche er nur nicht ven Muth hatte, confequent durchzuführen, fo: 
bald die Jafobiner ihre Stimmen dagegen erhoben. Die Erbitterung derfelben darüber war 
aber um fo größer, da felbft daB Journal des Clubſo, wie man behauptete, noch immer im Geiſt 
und Sinn der Birondiften rebigirt murbe umd der Rebacteur im geheimen Solde Brifjot'3 und 
Roland's and. Das war der Grund, warum plöglich zu Ende December 1792 im Jakobiner⸗ 
club den Journaliſten überhaupt, „dieſen Giftmifchern der Öffentlichen Meinung”, der Krieg 
erflärt wurke. Mon beſchloß, ſaͤmmtliche Journaliften aus dem Elub auszuſtoßen, weil fie, 
mit Aufnahme eines einzigen, alle an die „Civilliſte Roland's“ verkauft feien. Und um das 
—ͤbel glei gründlich zu heilen, d. h. die Preffe ver Girondiſten, foweit fle im Bereiche ber Jako⸗ 
biner lag, gänzlich zu vernichten, wurbe ein förmlihes, aus den vereinigten Ausſchüfſen des 
Clubs gebildetes Cenſurcolleglum eingeführt, veffen Inſtruction unter andern folgende Beftin- 
mung enthielt: „Die Cenjoren find beſonders beauftragt, jede Art briffotinifcher, rolandiſtiſcher, 
girondiſtifcher oder buzotiſtiſcher Außerung ihrer Cenſur zu unterwerfen, und nach einigen bruͤ⸗ 
derlichen Verwarnungen werden fie ſämmtliche Schriftſteller fortjagen, welche ſich nicht auf der 
Höhe der Jakobiner befinden.” So verftanden die Jakobiner auf der Höhe ihrer Macht die 
Freiheit der Preſſe. 


In den Provinzen behielt aber die Preffe der Girondiſten nichtsdeſtoweniger ihren über: 


wiegenhen Einfluß. Das zeigte ſich namentli darin, daß fi die meiften Filialgeſellſchaften 
von dem Club förmlich losſagten und auf die Seite der ausgefloffenen Girondiſten traten. 
Eine wüthende, einſchüchternde Adreſſe an die Filialgeſellſchaften follte dieſem Abfall Einhalt 
thun. Sie ſchloß mit den nachſtehenden Worten: „Hier habt ihr unſer Glaubensbekenntniß. 
Wir verlangen despotiſch eine populäre Conſtitution; wir verlangen die Einheit und Untheil⸗ 
barkeit der Republik; wir verlangen Freiheit und Gleichheit; wir verlangen den Tod Ludwig 
Gapet's und den aller Tyrannen, welches auch ihr Name fein mag.” Daß unter diefen Ty⸗ 
rannen vorzugsweiſe die Girondiſten gemeint fein follten, leuchtet von ſelbſt ein. Auch ver⸗ 
fehlte die Adrefſe ihre Wirkang nicht ganz. Denn der Abfall ver Filialgeſellſchaften wurde feit- 
dem wieber feltener, indem fie im Gegenthell mitunter auf fehr energifche Weiſe gegen die fö⸗ 
deraliſtiſchen Umtriebe ver Briffotind und ber Rolandiſten ſich erklärten, über welche die „Sand: 
eulotterie” bald gänzlich triumphiren werde. 

Hätten es nur bie Gironpiften nun noch wenigſtens verflanden, ſich den Befitz der Executiv⸗ 
gewalt auf dauernde and nachhaltige Weiſe zu ſichern! Eine guüͤnſtige Gelegenheit bot ſich ihnen 
dazu allerhings dar, als Danton, mwelder fihlau genug merkte, daß er ald Mitglied des Mini: 
ſteriums den Angriffen feiner Gegner am meiften ausgefeßt fei, fogleich In der erſten Sigung 
des Nationalconventd (21. Sept.) feine Entlaffung einreichte, weil er, wie er vorgab, nur nod) 
Vertreter des Volkes fein und bleiben wollte. Anftatsnun aber das Minifterium in ihrem Sinne 
zu verftärfen, ließen e8 die Girondiſten gefchehen, daß bereitd am 9. Det. Garat an Danton’s 
Stelle zum Juftizminifter ernannt wurde und gleichzeitig auch noch Servan feinen Platz als 
Kriegäminifter an Bade abtrat. Beide hatten ſich früher allerdings zu den Girondiſten gehal⸗ 
ten, neigten fich aber jegt, da die Macht verfelben zu finfen begann, fihon flarf ven Jakobinern 
zu und wurben bald mit die gefährlichſten Widerſacher jener. 

Die Hartnädigkeit, womit le dann darauf beſtanden, daß Roland, natürlich ganz unter 
dem Einfluſſe feiner Frau, im Miniſterium verbleibe, war nur ein Fehler mehr von Ihrer Seite. 
Denn died gab den Jakobinern die befte Gelegenheit zu beißenvden Sarkasmen über pas Wei: 
berregiment, zumal da fie in feinem jedenfalld von Madame Roland verfaßten Schreiben an 
den Nationalconvent, worin er fein Verbleiben im Miniſterium als eine politiſche Nothwen⸗ 
bigfeit und ein großes Opfer von feiner Seite darftelfte, auf fehr empfindliche Weiſe angegriffen 
wurben. Vorzůglich wurde dadurch Danton im hoͤchſten Grade aufgebracht. Denn er ſah ſich 
darin geradezu als einer jener Uſurpatoren bezeichnet, „welche von Sulla bis Rienzi ſtets den⸗ 
ſelben Weg befolgt, um zur Dictatur, zum Triumvirat zu gelangen“. Gleichwol entſchied ſich 
auch in dieſem Falle die Majorität des Nationalconvents noch zu Gunſten der Girondiſten. Sie 
hieß Roland's Verbleiben im Miniſterium gut und beſchloß ſein Schreiben an alle Departe⸗ 
ments zu vertheilen. | 

Staats⸗Lexikon. VI. 39 
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Je mehr ſich aber dadurch die Girondiſten gehoben fühlten, deſto eifriger waren die Jako⸗ 
biner nun bemüht, deren Einfluß auch im Nationalconvent vollends zu vernichten. Zu dieſem 
Zwecke wurde von dem Jakobinerclub aus der Kampf gegen bie „Partei der Intriguanten” 
und bie „Jeremiaden der Girondiſten“ eröffnet, welchen man bie „Heilige Ligue der öffentlichen 
Wohlfahrt”, d. h. die Bergpartei ber Jakobiner entgegenfegen. můſſe, die jetzt offenbar an 
Terrain und Kraft gewann. 

Nachdem ed im Oetober ſchon wegen bes Verhaltens Dumanriez’8 in den Niederlanden, 
welches die Girondiſten in Schuß nahmen, während e8 die Jafobiner verbammten, zu allerhand 
Häfeleien gekommen war, glaubten jene fich noch ftarf genug, im Nationalconvent gegen Robes⸗ 
pierre mit einer förmlihen Anklage hervortreten zu koͤnnen. Sie flug aber gänzlich zu ihrem 
Nachtheile aus und wurde überhaupt eind ber bedeutendſten, verhängnißvollften Momente in 
dieſem Parteifampfe, in welchem fie unterliegen mußten. Die Veranlafjung dazu gab der Be- 
richt, welden Roland am.29. Oct. dem Rationalconvent darüber abflattete, in welchem Zu- 
ftande fich die Öffentlichen Behörben von Paris feit dem 10. Aug. befunden, welche Hinderniſſe 
da der Ausführung der Gefege entgegenflänben, und welche Mittel anzuivenden feien, un Ord⸗ 
nung and Geſetzlichkeit wieder zu befefligen und zur Geltung zu bringen. Er griff darin natür- 
lich die Jakobiner aufs heftigſte an und legte namentlich befonbered Gewicht auf ein damals um⸗ 
laufendes Gerücht, daß fie mit dem Plane umgingen, „ſich durch einen vollflänbigern Aderlaß 
(al8 in den Septembertagen) der Gabale der Birondiften und namenklid ihrer Häupter Ro⸗ 
land, Briffot, Vergniaud, Guadet u. f. w. zu entledigen“. 

Nobespierre verlangte varaufhin felbft, daß feine Ankläger offen gegen ihn auftreten möd- 
ten. Das wurde auch ſogleich von den Birondiften aufgegriffen, für welche wieder Louvet in 
die Schranfen trat. In einer langen Rebe fuchte er fogleih Die Anklage gegen Robespierre zu 
begründen , deren Kern eigentlich in dem von den Oironviften fchon biß zum uͤberdruß erörter- 
ten Sag lag, daß „die glorreidhe Revolution vom 10. Aug. vorzüglih mit ihr Werk und ihr 
Verdienſt fet, während die Schmach der Septembertage allein Nobespierre und feinen Jako— 
binern zur Laſt falle”. Dann formulirte er Die gegen Robespierre zu ethebenden Anklage: 
punkte im einzelnen noch dahin: Verfolgung und Ernievrigung der Nationafrepräfentation, 
fo weit getriebene Selbfivergdtterung, daß er fi für den:einzigen tugenphaften Menſchen Frank⸗ 
reiche halte, welcher das Vaterland retten Fönne, Tyrannifirung der Wahlverfammlung von 
Paris und endli Streben nad der hoͤchften Gewalt. Robespierre bat fi, Elug genug, zu ſei⸗ 
ner Vertheidigung eine Friſt von acht Tagen aus, welche er vorzüglich auch dazu benutzte, im 
Jäkobinerclub die Geiſter zu feinen Gunſten zu bearbeiten. 

Seine Rebe in der Situng des Nationalconvents vom 5. Nov. war dann in der That ein 
wahres Meifterftück ſiegender veoplutionärer Beredſanikeit. Den ihm gemadten Kauptvor- 
wurf, daß er nad der Dictatur firebe, wußte er mit ſchlagenden Gründen zu entfräften, und 
warf dann in einer beißenden Kritif ver von ben, Girondiſten im Nationalconvent durchgebrach⸗ 
ten Beichlüffe und Mafregeln alle Schuld auf ſie zurüd. Die Wirkung war ungeheuer. Aller 
Brgenanftrengungen der Girondiſten zum Trog erklärte fid der von Nobespierre gänzlich un: 
terjochte Nationalconvent faft einfimmig für den Übergang zur einfachen Tagesordnung über 
bie erhobene Anklage. Dad war jebenfalls ein harter Schlag für die Bironbiften, welche, aus 
den Jakobinerclub verdrängt und in dem Nationalconvent befiegt, nun-faft ausſchließlich auf 
eine unfruchtbare Polemik in ihren Sournalen verwiefen waren. Sie trug nur.bazu bei, das 
Verhältniß zwifchen beiden Parteien um fo gefpannter und gebäffiger zu machen, und richtete 


den Erebit der Girondiſten vollends dadurch zu Grunde, daß ſich auch noch ber politifche Narr 


Anacharſis Cloots mit feiner Schrift „Ni Marat ni Roland‘ hineinmiſchte und die ganze Sache 
ins Lächerliche herabzog. 

Auch infofern hatte biejer trübfelige Ausgang des Streits noch feine üblen Folgen für Die 
Partei, al8 fie dadurch in fich felbft entzmeit und gefehwädht wurde. Denn Louvet machte hin⸗ 
terher namentlich Guadet, Vergniaud, Condoreet, Petion, Briffor die bitterfien Vorwürfe bar- 
über, daß fie ihn in entſcheidenden Momente verlaffen und den Gegnern preißgegeben hätten. 
Sie wollten oder Eonnten aber die Tragiveite diefer Niederlage gar nicht begreifen und gingen 
leichter über vie Sache hinweg, als ihr Ernft zu verlangen jhien. Denn die Jafobiner wurden 
nad dieſem Siege mit ihren Angriffen immer unverſchämter, und Louvet that in Wahrheit ſchon 
einen feharfen Blick in vie Zukunft, als er behauptete, „vaß die Männer mit den Dolden über 
die Männer mit Principien früher oder fpäter ven Sieg davontragen würden, und daß ſich feine 
Bartei nur no zum Schaffot oder zum Exil vorbereiten müſſe“. 
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Auch ſprach man im Jakobinerelub ſchon von weiter nichts mehr als von einem Kampfe 
auf Leben und Tod, welcher nun zunächſt auf dem verhängnißvollen Terrain der Entſcheidung 
über das endliche Schickſal Ludwig's XVI. zum Austrag kommen ſollte. Auch da kamen bie 
Girondiſten mit ihrer zweideutigen, temporiſirenden Politik in die peinlichſte und verzweifeltſte 
Lage. Es leidet keinen Zweifel, daß ſie Ludwig XVI. retten wollten, um, wie es Mercier aus⸗ 
druckt, „der Nation das Schauſpiel eines nach dem Schaffot geſchleppten Königs zu erſparen“. 
Sie hatten aber weder Muth noch Kraft, in dieſem Sinne ſogleich mit Entſchiedenheit aufzu⸗ 
treten und einen feſten Plan mit Conſequenz durchzuführen. Sie wollten vor allem ihre Popu⸗ 
larität retten und erlagen auch hier der Gewalt der Verhältnifſe, welcher fie nicht mehr gewach⸗ 
fen waren. Sie glaubten ſich und die Nation am Ende doch noch von der Schmach bes Koͤnigs⸗ 
mordes durch jene kleinlichen Auskunftsmittel befreien zu Fönnen, welche nur dazu dienten, Die 
Shmäde ihrer Partei und die Unhaltbarkeit ihres politifchen Suflemd noch mehr zu öffenbaren, 
wie die Berufung an da Volf und den Aufſchub der Vollſtreckung des blutigen Urtheils. 

Jedenfalls hatten fie fich fhon feit dem 10. Aug. mit dergleichen Gedanken fehr lebhaft be⸗ 
ſchäftigt. Der Girondiſt Rebecqui war ver erfte, welcher bereits am 12. Aug. die Idee anregte, 
daß der Nationalconvent über Ludwig XVI. zu Gericht figen und dann. eine Berufung an das 
Bolt flattfinden müſſe. Allein ſie fonnten auch darüber zu feinem thatfächligen Entſchlufſe 
kommen. Sie liefen Monate verftreihen, ohne einen einzigen Schritt zu thun, welcher ihren 
Syſteme Geltung verihafft hätte, bis endlich vie Jakobiner auch in dieſer traurigen Angelegen- 
heit die Initiative ergriffen und bis zu dem blutigen Ausgang derſelben dabei die leitende Hand 
behielten. Schon in der Sigung des Nationalconvent# vom 1. Oct., bei Gelegenheit der Prüt: 
fung der in dem verhängnißvollen eifernen Schranke ver Tuilerien entbedten Papiere, ſprach 
Merlin von Thionville die fürdterlihen Worte: „Endlich iſt e8 Zeit, daß ber Gonvent zeuge, 
daß ein entthronter König nicht einmal mehr Bürger ift, daß er unter dem Schwerte der Na- 
tion fallen foll, und daß alle, welche mit ihm verſchworen waren, ihm auf dad Schaffet folgen 
müflen.” Das war fortan das Programm der Jakobiner, welches fie mit eiſerner Conſequenz 
durchzuführen ſuchten. 

Die Girondiſten hatten den Muth nit, fi Dagegen zu erklären. Kaum dad Briffot in 
feinem „Patriote francais” abermals vor libereilung warnte und wenigftend auf Beobachtung 
der Formen drang, ehe man ein ſolches Todesurtheil ausfpreche. Und was war bie Folge da⸗ 
von? Daß die Jafobiner, in der Meinung, ven Girondiſten ſei es nur darum zu thun, den 
König zu retten, mit deſto größerm Ungeſtüm auf die Beſchleunigung des Proceſſes drangen, 
melden jene feibft mitteld eines Volksaufſtandes zu verhindern beabfiätigten. Die verfchledenen 
Phasen veffelben find befannt. Bereits am 7.Nov. wurden im Nationalconvent die Grund: 
fäge und Formen deſſelben ganz im Sinne der Jafobiner in nähere Erwägnng gezogen. If 
Ludwig XVI. fhuldig? Soll eine Berufung an das Volt flattfinden? Melde Strafe ift 
über ihn zu verhängen? Iſt ein Aufſchub der Vollftredung des Urtheils zuläfig? Das waren 

die Fragen, deren Beantwortung ben Fämpfenden Parteien fo reichen Stoff bot, ihre Kräfte 
zu meſſen. 

Hätten die Girondiften nur nun wenigſtens ein feſtſtehendes Syſtem befolgt und zur Gel⸗ 
tung zu bringen gewußt. Anitatt deſſen aber waren ihre ſämmtlichen Reben ein ewiges Schwan= 
fen zwifchen dem Glauben an die Schuld des Königs und dem Gefühle ver Menſchlichkeit, zwi⸗ 
ſchen republikaniſcher Strenge und philofophifcher Großmuth, zwischen Furcht und Gewiſſens⸗ 
pflicht. Da hatten die Jafobiner freilich gegen fie fehr Teihted Spiel. Schon am 3. Dec. trat 
Robespierre Ihrer Unſchlüſſigkeit mit einem beſtimmt formulirten Borfchlage entgegen. Er ver⸗ 
Iangte, daß augenblicklich über da8 Schi hl Lüdwig's XVI. entfchieden werde, daß man die Rd- 
nigin vor Gericht flelle und der Sohn fo lange im Temple verbleibe, bis der Friebe und bie 
‚Freiheit befeftigt feien. Ludwig XVI. jollte jofort als Verräther an der franzoͤſiſchen Natton von 
dem Convente gerichtet und an demſelben Orte enthauptet werden, ‚mo am 10. Aug. die Mär- 
tyrer der Freiheit ihr Leben verloren‘. Ja es Hätte nicht viel gefehlt, daß die Girondiſten jelbft 
mit in den Proceß verwidelt worden wären, yorzüglich wegen ihrer frühern, allerdings etwas 
verdächtigen Beziehungen zu dem Hofe. 

Es war eine fhlechte und verfehlte Taktif derfelben, daß fie dagegen ven Jakobinern jest 
plöglid wieder ihren alten Orleanismus zum Vorwurf machen wollten und die Verbannung 
der Familie Orleans verlangten. Nach langen unfruchtbaren Verhandlungen darüber mußten 
fie felbft auf die Vertagung diefer Verbannungsfrage bis nad) Beendigung des Prorefles des 
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Königs antragen. Damit drängten die Iafobiner nun um fo mehr zur Entfcheidung, während 
die Girondiſten noch immer durch Auskunftsmittel Zeit zu gewinnen und der Sache in ihrem 
Sinne eine beffere Wendung zu geben juchten. Zu dieſem Zwecke traten fie, nachdem Ludwig XVL 
am 26. Der. zum zweiten male vor den Schranken des Gonventö erichienen war, und bie Jako⸗ 
biner verlangt hatten, daß das Urtheil fofort geſprochen werde, enpli mit ihrem Plane einer 
Berufung an dad Volk (appel au peuple) hervor. Gleich am folgenden Tage kam es darüber 
zu fehr heftigen Debatten. Dan forderte die Girondiſten auf, fih über ihren Plan näher zu 
erklären. ‚Man hat von einer Berufung and Volk geſprochen“, äußerte kalt Saint-Juſt. 
„Heißt das nicht vie Monarchie zurückrufen?“ 

Auch jetzt fehlte ed aber den Girondiſten an einer fihern, imponirenden Haltung. Sie ver: 
loren ſich abermals in langen, zum Theil tief eindringenden und felbft glänzenden Reben, konn⸗ 
ten ihre Anfichten aber nicht mit der Kraft und Macht einer geſchloſſenen und durch Einigkeit in 
ih ftarken Partei zur Geltung bringen.. Buzot, Briffot, Bergniaub, Genfanne ſprachen ſämnit⸗ 
li nacheinander mit hinreißender Beredſamkeit, indem fie namentlich das Recht und die Noth⸗ 
wendigkeit ver Berufung aus dem Principe ver Volksſouveränetät herleiten wollten. Robes⸗ 
pierre ſchlug fie aber am Ende in ber Sigung vom 3. San. 1793 mit der verzweifelten Alter: 
native vollends zu Boden, ob man Berufung an das Volk und Bürgerkrieg ober fofortige Hin: 
rihtung Ludwig's XVI. ohne Berufung an das Volk wolle? 

Gleich am folgenden Tage gab Barrere mit feiner teuflifchen Beredſamkeit ven Ausſchlag, 
indem er nachwies, daß die Volfdfouveränetät, wie fie in diefem Falle geubt werden müfſe, im 
Convent felbft beruße. Es wurde darauf jofort befhloffen, den 14. Jan. als den Tag feflzu- 
fegen, wo die Entſcheidung über Die verfhienenen vorliegenden Fragen Durch namentlihe Ab- 
flimmung ihren Anfang nehmen follte, Die Girondiſten wagten nicht mehr Dagegen Einſprache 
zu erheben, zumal da in der Zwiſchenzeit Die Brage wegen der Berufung an dad Volk aud im 
Jakobinerclub zum Gegenflande der heftigften Angriffe gegen ile gemacht worden. Wie 
weit da der Fanatismus und ver Wahnjinn getrieben turen, mag man darqus abnehmen, daß 
ber Präfident des Clubs noch amı Vorabend der Abftimmung geradezu in die Worte ausbrach: 
„SG befinde mid im Aufftand; ich ermorde ven erften Rolandiſten, Seuillant, Briſſotin, welcher 
für die Berufung and Volk ſtiumt.“ Das entwaffnete ſelbſt nod die muthvollſten der Giron⸗ 
diſten und machte ihre elende Haltung bei der Abſtimmung ſelbſt, wo nicht verzeiblih, doch 
wenigſtens begreiflich. 

Auf die erfte Frage: „Iſt Ludwig Gapet ver Verſchwörung gegen die Freiheit der Nation 
und der Atlentate auf die allgemeine Sicherheit des Staates ſchuidig?“ antiworteten fämmtliche 
Girondiſten mit Ja! Die zweite Frage: „Soll das Urtheil des Nationalcgnvents über Ludwig 
Bapet der Ratiflcationded Volkes unterworfen werden?” wurde nur von 281 Stimmen bejaht, 
worunter ſich allerdings die Häupter der Gironde befanden, wie namentlich Vergniaud, Guadet, 
Genfonne, Briffor, Petion, Buzot, Fauchet u. ſ. w. Alfein auch unter ven verneinenden Stim: 
men befanden ſich mehrere namhafte Girondiſten, wie Ducos, Fonfreoͤde, Isnard, Condorcet. 
Endlich war auch bei der Entſcheidung über die dritte Frage: „Welche Strafe ſoll Ludwig tref⸗ 
fen?“ die Haltung der Girondiſten jedenfalls am auffallendſten. Vergniaud; welcher in dieſer 
verhängnißvollen Sitzung den Vorſitz führte und ſich noch kurz vorher mit Wärme gegen die 
Todesſtrafe erklärt hatte, ſtimmte dafür, als ſein Name zum Aufruf kam. Er glaubte alles 
bug den Aufſchub retten zu koͤnnen, indem ex ſich hinterher mit der leeren Ausrede rechtfertigen 
wollte, daß er das Leben eines Menſchen nicht gegen die allgemeine Wohlfahrt in die Wagſchale 
legen zu müflen geglaubt habe. Ebenſo Guadet, Brijlot, Petion, Buzot, Louvet. Nur einige 
Girondiſten erflärten ji für einfache Haft oner Verbianung. Was wäre nun nod von ihnen 
zu erwarten gemejen, ald am 19. Ian. die Frage wegen des Auffhubs zur Entſcheidung kam? 
Auch Hier unterlagen fie wieder den Terroridmus der Jakobiner. Selbft Vergniaud, Gen: 
Sonne, Gorſas, Fonfreͤde, Barbarour flinmten gegen den Aufihub. - 

Sp brachen damals fhon die Girondiften gleihfam über fich felbft ven Stab. Man wird 
faum irren, wenn man annimmt, daß dad Haupt Ludwig's XVI vorzüglich ihrer Schwäche zum 
Opfer fill. Der linmuth, melden dann allerdings einzelne von ihnen über biefe Schandthat 
durch die maßlofeften Angriffe auf die Jakobiner Luft machten, wie Kerfaint und Claude-Fauchet, 
kann fie vor den Augen der Nachwelt von diefer Schmach nicht freifprehen. Zmei Tage nad 
der Hinrihtung Ludwig's XVI räumte endlich au Roland das Feld. Er reichte feine Sntin}: 
fung ein, nachdem er mit feltener Refignation ven Kelch minifterieller Leiden bis auf Die Hefe ge⸗ 
leert Hatte. So fiel nun aud) bald darauf die Erecutivgewalt ganz in die Hände der Jafobiner. 
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Die Schwäche aber, welche die Girondiſten bei dem Procefie Ludwig's XVI. bewiefen hatten, 
rächte fi an ihnen felöft am fürchterlichſten. Denn ſie waren nun unter fi felbft zerfallen, 
aud ſchon als Partei völlig zu Grunde gerichtet. Sie Hatten das Vertrauen zu fich ſelbſt und 
ihrer Sache verloren und in der Majorität des Convents nur nod eine ſchwache Stüße, da dort 
der Berg, auf welchem bie Jakobiner thronten, wie Garat ſich ausprüdt, zum Bullan geworben 
war, welcher unaufhoͤrlich feine alles vernichtende Lava revolutionärer Leidenfchaften in Strö: 
men über.bie Ebene ergoß und fo bei jevem neuen Ausbruqhe mehr Terrain gewann, größere 
Verheerungen anrichtete. 

Au gelangten die Jafobiner nun immermehr in ben Beſitz der revolutionären Gewalten. 
Sogleich bei der Ernennung des allgemeinen Sicherheitsausſchuſſes am 21. Ian. wurden faft 
nur Jakobiner der überfpannteften Art in denfelben gewäßlt, wie namentlich Bazire, Chabot, 
Legendre, Tallien u. |. w. Dann gab ihnen in dem nächften Monate vie Wahl des ehemaligen 
Kriegsminiſters Pache zum Maire von Paris auch in der Municipalität ein entſchiedenes Über: 
gewicht. 

Nach mehreren kleinen Plänkeleien kam es zuerſt auf dem Terrain der Conſtitution wieder 
zu einem heftigen Zuſammenſtoß zwiſchen beiden Parteien. Denn als Condorcet um die Mitte 
bes Februar 1793 im Nationalconvent Im Namen des Conſtitutionsausſchuſſes feinen Verfaſ⸗ 
fungsentwurf vortrug, erhob fi) der Berg mie ein Mann gegen biefes „Meifterftüd gironbifti- 
ſcher Lächerlichkeit und Hinterliſt“. Im Jakobinerclub wurde fogleih eine eigene Commiſſion 
ernannt, welche ihm einen andern Entwurf entgegenſetzen ſollte, dem man dann im Convent den 
Vorrang zu verſchaffen ſuchen müſſe. Collot d'Herbois, Mitglied des Ausſchuſſes, charakteri⸗ 
ſirte den, Entwurf der Briffotins” unter andern ſcharf genug mit folgenden Worten: „Sie wol⸗ 
len nur dad alte Regime unter einem andern Namen beſtehen laſſen. In ihrem Verfafſungs⸗ 
plan fieht man von dem erften bis zum Iehten Kapitel das Mistrauen gegen die Wahlen durch 
das Volt zu Tage treten. Sie wiſſen freili, daß das Volt jie nicht wählen wird, und deshalb 
möchten fie gern feine Aufmerkjamfeit durch verwidelte Kormen wieder auf ſich ziehen, Um zu 
wählen, braucht man fo viel Umſtände nicht; das Bolt weiß fehr mohl, was es lieben und was es 
baflen ſoll.“ Und allerdings Hatten fich die Gironpiften damals ſchon gegen allgemeine Wahlen 
durch dad Volk erklärt, indem fle jenen berühmt gewordenen Ausipruch gethan hatten: „Le 
suffrage universel est la revolution en permanence.”’ 

Zu gleicher Zeit war nun aud das Gefchrei über die „Appellanten“, wie man die Deputir- 
ten nannte, welche im Proceß Ludwig's XVI. für die Berufung an das Volk geflimmt hatten, 
vorzugsmeife auf Die Girontiften gemünzt. Ban verlangte geradezu ihre Abberufung, um fie 
auf diefe Weife ganz aus dem Bonvent zw entfernen. Dann lie man aber den Gedanken bo 
wieder fallen, weil man es für zu gewagt hielt, fich bei der herrſchenden Aufregung den Be: 
fahren immerhin zweifelhafter Erfolge neuer Wahlen auszufegen. Eine neue Beranlaflung des 
Haders gaben aber dann bald darauf jene erfünftelten Yinruben, welche Ende Februar ganz 
Paris wieder in Schreden verjegten und bei denen vorzüglich Welber der niedrigſten Volks⸗ 
klaſſen die Hauptrolle ſpielten. 

Kaum hatten fie am 25. Febr. in einer formlichen Plünderung der Kaufläden ven höchſten 
Gipfel erreicht, als fich beide Parteien wie gewöhnlich gegenfeitig die Schuld daran aufbürben 
wollten. Die Jakobiner erklärten fie geradezu für einen Streid der Girondiſten, welche auf 
dieſe Weife Roland, ‚ihren Bott”, wieder Ins Minifterium bringen wollen, obgleich, jo behaup⸗ 
tete wenigſtens Collot d'Herbois, ihm niemand an Verruchtheit gleichkomme, und die Beweiſe 
vorhanden ſeien, daß er während ſeines Miniſteriums 12 Millionen nach England in Sicher⸗ 
heit gebracht habe. Die Girondiſten dagegen ſahen in allen dergleichen Volksbewegungen nur 
einen tiefer angelegten Plan der Jakobiner, cinen zweiten Septenbermord hervorzurufen, wo⸗ 
mit ed namentlich auf iffre gänzliche Vernichtung abgefehen fei. In dieſem Lichte erfchien ihnen 
auch tie Meuterei, welche infolge ungünftiger Nachrichten vom Kriegsſchauplatze (Verluft von _ 
Aachen und Entſatz von Maftrigt) einige Tage naher am 10. März flattfand. Namentlich 
ſpann fie Louvet hinterher in einer eigenen Schrift: „A la Convention nationale et A mes com- 
mettants sur la conspiration du 10 Mars et la faction d’Orl&ans’' zu einer großen Der: 
ſchwoͤrung der Jakobiner und Cordeliers gegen die Girondiſten aus, obgleich ſich der ganze Lärm 
auf die Zerftdrung einiger Preffen des gironviftiichen Sonrnaliften Gorſas beſchränkte. 

Man ſprach fhon wieder von einem förmlich organifitten Infurrectionsausfhuß, und die 
Girondiſten gingen, um ihre perfönlicde Sicherheit beſorgt, nur noch bewaffnet aus. Auch hät⸗ 
ten jie es gar night ungern gefehen, wenn Garat ohne weiteres Robespiexre, Danton, Legendre, 
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Taltien, Samille Dedmoulind u. f. w. ald Mitglieder dieſes Ausſchuſſes hätte verhaften laſſen. 
Sie hatten aber auch jetzt ven Muth nicht, die Dinge fo weit zu treiben und noch weniger auf 
der Schließung des Jakobinerklubs zu beſtehen, welche, wie Garat meint, damals ſchon das beſte 
Mittel geweſen wäre, ſich ihrer Gegner zu entledigen. Dieſe waren aber jet gegen fie auch noch 
Dadurch im Vortheil, daß fie ihrer leidenſchaftlichen Aufregung jene wohlberechnete Ruhe ent- 
gegenfegten, womit ſie nur um jo fiherer ihr endliches Ziel der Vernichtung der Bironpiften zu 
erreichen hofften. Einen Antrag darauf, daß biefelben, namentlich Briffot, Petion, Buzot, 
Guadet, Vergniaud, Genfonned u. f. w., verhaftet-und ohne weiteres vor das Revolutionstri⸗ 
bunal geftellt werben follten, welcher am 12. März im Convent gemadt wurbe, miöbilligte felbit 
Robeöpierre, indem er einen giftigen Vergleich zwiſchen ver Taktik der Girondiſten und der der 
Feuillants zur Zeit der legislativen Berfammlung machte, mit folgenden einſchneidenden Wor⸗ 
ten: „Wir wollen ven Tod dieſer Intriguanten nicht, aber ſie mögen ſich nur bekehren, und ba 
follen fie leben!’ Man beſchränkte fi vorerfi noch darauf, im Jakobinerclub wieder einen Rei⸗ 
nigungdproceß vorzunehmen, wodurch man bie etwa noch vorhandenen gironbiftifchen Elemente 
aus demſelben zu entfernen boffte.. 

Unglücklicherweiſe täufchte aber gerade die ruhigere Haltung der Sufobiner die Gironpiften 
über die wahren Gefahren. Sie glaubten einen Augenblid ſelbſt an die Möglichkeit einer Ber: 
jöhnung mit ihren Gegnern und faßten wieder Muth, als fi zu Ende März bei der Bildung 
des aus 24 Mitgliedern beſtehenden Wohlfahrtdausfchuffes die Majorität zu ihren Bunften ent⸗ 
ſchied. Faſt alle Häupter ihrer Partei waren Mitglieder deilelben. Die günftige Stellung, 
weiche fie dadurch gewonnen hatten, verloren tie aber fogleich wieder durch die Art, wie die Jako: 
biner „ben Verrat Dumouxieg’8’ zu ihren Nachtheil auszubeuten wußten. Sie kamen dabei 
jo ind Gedränge, daß felbit Danton, welcher dabei keineswegs ganz rein daſtand, ji nicht befjer 
zu helfen wußte, als daß er fich wöllig von ihnen losſagte und alle Schuld auf fie zurückwarf. 
Sie befolgten aber auch Hier wieder eine verfehrte Taktik, welche ihnen am Ende ſelbſt verhäng- 
nigvoll wurde. Denn un. den Schein zu reiten, daß fie mit Dumouriez in gar keiner Verbin⸗ 
dung geftanden hätten, brachte einer ver Ihrigen ven auch fogleich zum Beſchluß erhobenen An= 
trag ein: „In Betracht, daß das Heil des Volkes oberſtes Gefep ift, erklärt ner Convent, daß er, 
ohne Rückſicht anf die Unverletzlichkeit eines Vertreterd der Nation, gegen basjenige oder Die- 
jenigen feiner Mitglieder, gegen welche ſtarker Verdacht des Einverſtändniſſes mit ven Feinden 
der Sreiheit, ver Gleichheit und der republifanifchen Negierung vorliegt, die Anklage beſchließen 
wird.” Diefer Beihluß Hob vie gejeglich beſtehende Unverleglichkeit ner Deputirten des Gon= 
ventd auf und bahnte ven Jakobinern den Weg zur Verhaftung der Girondiſten. Auch wupten 
ihn Die Jakobiner fehr wohl für ihren Vortheil zu benutzen. 

Schon am Abend bed 3. April beantragte Robespierre vie Anklage gegen alle, welche der 
Mitihuld an ven „Verrathe Dumouriez's“ verdächtig feien, namentlih Briſſot. Deflen Ver- 
theidigung war ſchwach, bewirkte aber doch, daß man zunägft noch darüber zur Tagsorbnung 
überging. Die Jafobiner verfolgten nun aber ihren Plan mit um fo größerer Hartnädigfeit, 
da e8 ihnen gelang, bei dem am 7. April flattfindenden Wechfel ver Mitgliever des Wohlfahrte: 
ausſchuſſes alle Girondiften daraus zu verdrängen, und au bie ſchwachen Minifter Garat, 
Gohier und Bouchette ganz unter ihrem Einfluß ftanden. Ein Hauptmittel zur Erreigung ihres 
Zwecks befland jegt darin, daß jie Die Sectionen gegen die Oirondiſten aufhetzten, welde bie 
Auflage oder die Verhaftung derſelben förmlich verlangen mußten. Es kam darüber zu einigen 
äußerſt ſtuͤrmiſchen Sitzungen des Nationalconvents, in welchem die Girondiſten zwar verein: 
zelt wieder eine große Überlegenheit des Talents zeigten, aber ihre Sache ald Partei vollends 
dadurch verdarben, daß ſie eine Gegenanklage gegen Marat erhoben, welcher ſie in einer an die 
Silialgefelligaften des Jakobinerclubs gerichteten Adreſſe auf die unverfchämtefte Weife ange- 
griffen hatte. Sie fegten nun zwar die Anflage im Convente durch, allein vie darauf erfolgte 
Freiſprechung Marat's durch das Nevolutiondtribunal (22. April) wurde für ihu und feine 

Partei nur ein Triumph mehr und für die Gironpiften eine der bitterften Nieverlagen. 

Indeſſen hatte auch eine zweite Petition von 35 Sectiouen im Verein mit ver Gommune, 
welche am 15. April vor den Bonvent gebracht wurde, geradezu das förmliche, auf „bad unver: 
äußerliche Necht des Volkes, feine Nationalrepräfentation zu reinigen”, gegründete Verlangen 
geſtellt, daß 22 namentlich genannte Girondiften, welche ich, wie aus ihrem Verhalten von der 
Ernennung ihres erften Minifteriums im März 1792 bis herab aufihre Ihellnahıne an dem 
Berrathe Dumouriez's hervorgebe, „der Kelonie gegen das founeräne Volk’ ſchuldig gemacht, 
aus dem Konvent ausgeſchloſſen werben follten. Es befanden ſich darunter namentlich Brifjot, 
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Guadet, Vergniaud, Genfonne, Grangeneuve, Buzot, Petion, Louvet, Gorſas, Fauchet u. f. w. 
Aber noch immer konnten ſie ſo weit über die Majorität des Convents gebieten, daß ſie es bereits 
in der Sitzung vom 20. April durchfetzten, daß dieſe Petition als verleumderiſch gemisbilligt 
(improuv6e) und der betreffende Beſchluß allen Departements mitgetheilt wurde. Vielleicht 
bat e8 aber nie einen fehlagendern Beweis für die Nichtigkeit und gegen die Iveelle Macht parla⸗ 
mentarifher Majoritäten gegeben, ſobald fich diefe nicht auf ven reellen Grund moralifcher und 
materieller Gewalt, eine im Lande hinter ihnen ſtehende flarfe und durch gleiche Interefien an 
fie gefefielte Partei und ven Befig der eigentlichen Regierungselemente ſtützen können. Die 
Majorität des Convents blieb den Girondiſten allerdings faft bis ans Ende, fle Eonnte aber ihren 
Sturz ebenfo wenig abwenden wie bie Synipathien, welche ſich für fie in mehreren Departe- 
ments regten. Sie wurden beide von dem Terrorismus der Jakobiner beherrſcht und überflügelt. 

Ebenſo trügerifch war die Hoffnung, weldhe die Girondiſten am Ende nad auf die am 
18. Mai auf Barrere's Vorſchlag aus der Mitte des Convents ernannte außerordentliche Com: 
miffion der Zwölf ſetzten, deren Zweck und Aufgabe e8 fein follte, den ungefeglichen Eingriffen 
ber von den Safobinern beherrfchten Commune Grenzen zu feßen und die Plane der Anarchiſien 
gegen die Sicherheit der Nationalrepräfentation zu nereiteln. Es gelang den ®irenpiften, zwar 
nicht die Häupter, aber doch nur bewährte Leute ihrer Partei zu Mitglienern derfelben zu er⸗ 
mwihlen. Grund genug, daß nun die Jakobiner alles aufboten, dieſe verhaßte girondiſtiſche 
Commiſſton zu flürzen. Camille Desmoulins mußte jetzt dazu wieder feine in Gift und Galle 
getauchte ever hergeben. In feinem damals herausgegebenen Pamphlet: „Histoire des Bris- 
sotins, ou fragment de l’histoire secr&te de la r&volution et des six premiers meis de la 
Republique”, hielt er ven Girondiſten abermald alte ihre politifhen Sünden in ber pifanteften 
und einjhneidendften Weile vor. Auch Nobeöpierre, welcher bis dahin noch immer den fiber: 
fpannteften Parteien im Jakobinerclub gegenüber die Rolle des Gemäßigten gefpielt hatte, trat 
jegt mit ganzer Macht gegen die Girondiſten in die Schranken, um bie längſt feſtſtehenden Plane 
zu ihrer Vernichtung vollends zum Ziele zu führen. Am 26. Mai brach er im Jakobinerclub 
in folgende ſchlagende und enticheidende Worte aus: „Man muß fi gegen bie Streiche des 
Briſſotismus zu wahren wiflen. Die Briffotins find ſchlau, aber das Volt ift noch ſchlauer wie 
fie. Ich fordere das Volk auf, ſich gegen alle vernorbenen Deputirten im Convent zu erheben. 
Ih fordere alle Deputirten von der Bergpartei auf, zufammen zu halten und die Ariftofratie zu 
befämpfen; denn es bleibt ihnen nur eine Wahl: entweder mit aller Kraft und aller Macht ven 
Anftrengungen der Intrigue zu widerftehen oder ihre Gntlaflung einzureichen. “ 

Bleich in der nächſten Nat begannen hierauf Die Bewegungen in den Vorſtädten, weiche 
einige Tage nachher, am 31. Mat, mit dem gänzlichen Sturze der Bironpiften endigten. Es 
wäre bie äußerſte VBerblendung gewefen, wenn fie den Sturm, welcher über fie bereinbrechen 
follte ‚nicht herannahen gefehen Hätten. Aber fie Hatten eben keine Mittel mehr, ihn abzuwen⸗ 
den. Die Energie, welche fie allerdings im äußerten Momente in der Commiſſion der Zwoͤlf 
entwideln zu wollen fchienen , verfehlte ihren Zweck, weil fie, wie Garat meint, mit der Tugend 
nicht Die gehörige Weigheit, d. b. die nöthige Klugheit, zu verbinden mußten. Ginige übereilte 
unzeitige Berhaftungen,, welche fie vornehmen ließen, wurben von den Jakobinern nur Dazu be: 
nußt, das Volk gegen fie aufzumiegeln. Bereits am 27. Mal wurbe im Gonvent der Antrag 
geftellt, daß die Commiſſion der Zwölf caffirt und ihre Mitglieder vor dem Sicherheitsausfhuß 
zur Rechenfchaft gezogen werben folften. Gr wurde aber, nachdem die Gironbiften ihn noch⸗ 
mals mit ihrer Majorität abzulehnen gewußt hatten, erft am 81. Mat förmlich zum Beſchluſſe 
erhoben. 

Danald war der Sturz der Girondiſten ſchon entfchienen. Die Infurrection vom 31. Mai 
war überhaupt weiter nichts als ein parlamentariſcher Staataſtreich, angelegt und ausgeführt 
von einer mächtigen Partei gegen eine andere, welche Kraft und Vertrauen verloren hatte. Die 
Safobiner hatten damit ihr Ziel erreicht. Am 2. Juni wurden, einem Beichluffe des Convents 
zufolge, die Girondiſten Genſonne, Vergniaud, Briffot, Guadet, Gorſas, Petion, Buzot, 
Grangeneuve, Balaze u. f. w., ſowie fämmtliche Mitglieder ber Sommifflon der Zwölf und bie 
Minifter Claviere und Lebrun zur Haft, vorläufig in ihren eigenen Behaufungen, verurteilt. 
Ganz war indeſſen damit die Macht der Girondiſten nicht gebrochen. Denn gleichviel, ob ab: 
ſichtlich oder aus Nachläſſigkeit, der gegen fie verhängte Verhaftsbefehl wurde nur lau und uns 
vollfändig zur Ausführung gebracht. Man lieg ihnen Zeit, ihr Heil in der Flucht zu Suchen, 
und jheint e8 auch anfangs wenigftend mit ihrer Bewachung gar nicht ernftlich gemeint zu haben. 
Nur drei, Bergniaud, Genfonne und Valaze, wieſen jede Gelegenheit zu entkommen ſtandhaft 
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zurück. Die übrigen zerſtreuten ſich in den verſchiedenen Departements, in welchen fie für ihre 
Sache noch ein günftiges Terrain und wirfjame linterflügung zu finden hofften. Briſſot juchte 
nad) der Schweiz zu entkommen, fiel aber unglücklicherweiſe den Iafobinern von Moulin in 
die Hände und wurbe ald Gefangener nad Paris zurückgebracht. u 

Hätten e8 die Girondiften auch jegt nur noch verfkanden, einen einigen Plan zu befolgen, 
ihre Kräfte zu fammeln und die ihnen gebotenen Mittel gehörig zu benupen, jo wäre ihre Er: 
hebung in den Provinzen vielleiht wenigſtens zum Theil noch erfolgreich geweien. Es fehlte 
aber diejer ganzen Bewegung bie leitende Hand, und deshalb zerfplitterte ſie ſich gleich ven vorn⸗ 
herein und nahm ein klägliches Ente. Evreux, Caen, Limoges, Rennes, Toulouſe, Marſeille, 
Nismes, Grenoble, Bordeaux und Lyon waren die vorzügliddern Staͤdte, die ſich für die Giron⸗ 
diſten erklärt hatten. Fünf Departements der Bretagne und drei dev Normandie hatten eine 
föderaliſtiſche Coalition gebilpet , welche zu Caen ihr Hauptquartier hatte. Sie fonnte auch über 
eine fleine, in der Eile zufammengerafite bewaffnete Macht gebieten, welde man kühn genug 
nad) Baris führen wollte. Gin erfter ungludliger Zufammenfloß mit einer Schar Jakobiner 
bei Bernon machte aber bereitd im Juli dieſer ganzen Bewegung ein ſchmaͤhliches Ende. 

Gleichwol behielt viefelbe, während die Jakobiner nun fhon einen ziemlich harten Kampf 
gegen die noch weiter ſtrebenden Parteien der „Wüthenden“ (enrages) uud ver Cordeliers zu 
befiehen hatten, doch no immer einen ziemlich bedenklichen Charakter. Denn da, wo Die Siran⸗ 
piften ihre Ihätigfeit auf Pie rechte Weiſe geltend zu machen wußten, zeigte ſich Doch zu ihren 
Gunſten eine ziemlich ſtarke Reaction gegen den Jakobinismus. Sie war zunädft vorzüglich 
gegen die Filialgefellichaften des Jakobinerclubs gerichtet, welchen die unter dem Eihflufle der 
Girondiſten ſtehenden Behörden förmlich ven Krieg erklärten, bi8 ein amı 27. Juli von bem 
Nationalconvent erlajiened Geſetz dieſer Verfolgung ver Glubs ein Ziel fehte. Ihm zufolge 
wurde jeder Eingriff in die Rechte und die Thätigkeit der populären Geſellſchaften mit Ketten: 
firafe von 5— 10 Jahren belegt. Jedoch that felbft dieſes ſtrenge Beleg den Verfolgungen 
der Clubs von feiten der girondiftifgen Behörden noch feinedwegs Einhalt. Zu Nancy und 
Beaune wurden jle noch im Auguft mit Gewalt ver Waffen audeinanter gefprengt. 

Natürlich konnte nun aber die drohende Haltung der Girondiſten in den Provinzen nidt 
ohne rüdwirfende Kraft auf die Stimmung bleiben, welche dad weitere Berfahren ber Jako⸗ 
biner in der Hauptfladt gegen viefelben bevingte. ‘Anfangs wenigftens waren biefelben jelbit 
nod nicht gleichen Sinnes darüber. Als die Sache am 3. Juni zum erften male im Jakobiner⸗ 
club zur Sprade fam, ging man noch nicht weiter, als daß man die Einfegung eines beſondern 
Ausſchuſſes beſchloß, welcher vorerft alle materiellen Beweife über „die Verſchwörung biefer 
verbrecheriſchen Faction“ fanımeln follte. Eine zahlreiche Partei war jogar der Meinung, daß 
man e8 bei der Ausfchließung der Schuldigen aus dem Gonvent beenden lafien mirfle. Selb 
der Bericht, weldhen Barrere am 6. Juni iiber die Freigniffe vom 31. Mai bis zum 2. Juni ab⸗ 
ftattete, ließ die Schuld der Girondiften noch ziemlich in Zweifel und verlangte nur, daß mau 
der Nation für ihre Sicherheit Beifeln ftelle, wozu ſich auch ſofort mehrere ihrer entſchieden ften 
Gegner, wie 3. B. Couthon und Danton, fowie fänsmtlihe Mitglierer des Wohlfahrtsaue: 
ſchuſſes freiwillig erboten. Allein die verhafteten Girondiſten, welchen bie zweifelhafte Haltung 
ihrer Gegner wieder Muth gemacht zu haben ſcheint, verwarfen dieſes Anerbieten ald entehrend 
und wollten ebenfo wenig etwas von einer Amneſtie wiflen, wovon allervings die Rede war. 
Eine folhe, meinte Valaze in einem fhon am 5. Juni an den Convent gerichteten Schreiben, 
brauche man nicht, man wolle gerichtet fein und hoffe auf dieſem Wege völlig gereihtfertigt aus 
einem Kampfe bervorzugehen, welcher „ihren Moͤrdern“ verhängnißvoll werden müſſe. Ebenſo 
trat Bergniaud ald Ankläger derer auf, die fich der gewaltfamen Verhaftung mehrerer Vertreter 
der Nation ſchuldig gemacht hätten, und verlangte für fie geradezu pas Schafft. 

Sobald ſich aber die Jafobiner vollends in den Bejig der revolutionären Gewalten, na: 
mentlich des Wohlfahrtsausichuffes und des Nevolutiondtribunald gefeht Hatten, wurbe aud 
die Sache der Birondilten vorzüglih von Nobespierre mit mehr Ernſt und Eifer betrieben. In 
feinem Sinne verlangte Thuriot gleih nach der Verhaftung Briſſot's, um bie Mitte Juni, im 
Nationaleonvent, daß man fi doch nun ernitlic mir der Art beichäftigen möge, „wie man bieje 
Männer, welche unaufhörlid nur daran gearbeitet, das Vaterland ind Verderben zu flürgen, auf 
dad Schaffot bringen koͤnne“. Darauf hin wurde zunächſt nody vor Ausgang des Monat Juni 


“eine Verſchärfung ber Haft der noch nicht entwichenen Girondiſten und Beichleunigung bes Be: 
richts verlangt, welcher ver Entſcheidung über ihr endliches Schickſal zur Grundlage dienen follte. 


Gr wurde dem Convent am 8. Juli mirgetheilt und enthielt folgende wejentlihe Anträge: 
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1) Der Nationalconvent erklärt Buzot, Barbarour, Gorſas, Lanjuinais, Salles, Louvet, Ber: 
goeing, Biroteau und Petion, welche fich dem gegen fie am 2. Juni erlaſſenen Decrete durch die 
Flucht entzogen und in mehreren Departements in der Abſicht, das Königthum wieder einzu⸗ 
führen, Aufruhr angeſtiftet, für Vaterlandsverräther. 2) Genuſonnée, Guadet, Vergniaud, 
Molleveau und Gardien, welche mit ihnen im Cinverſtaͤnduiſſe ſtehen, werden inAnflagezuftand 
verjegt. AHe übrigen Berhafteten follten freigefprodgen und in ven Gonvent zurücdberufen wer: 
ben. Nur über Condorcet wurbe noch die Verhaftung verhängt. 

So ftand es, ald die Ermordung Marat’8 durch Charlotte Corday (13. Full) au der Sache 
der Girondiſten eine ſchlimme Wendung gab. Man erklärte fie, obgleich alle Beweiſe dafür 
fehlten, geradezu für einen Streich der im Departement Calvados verfammelten Gtrondiften. 
„Die Mörder Marar’8”, verlangte Robeöpierre bereitd in Der Gigung des Jakobinerclubs vom 
14. Juli, „müflen auf dem Revolutionsplatze das entſetzliche Verbrechen büßen, deſſen fie ſich 
ſchuldig gemacht haben. Dieſe Ungeheuer müfſen für das Blut unſerer Brüder mit ihrem 
eigenen Binte einfiehen.“ Seitdem war das Schickfal ber Girondiſten fo gut wie entfchieben. 
‚Mehrere von ihnen, weldhe biäher noch verſchont geblieben waren, wurden fofort verhaftet und 
in Anflageftand verfegt. Doc zögerte man noch immer mit ver legten Entſcheidung. Selbft 
Robeöpierre ſchreckte vor derſelben zurück. Er foll vorerft nur Briffot und Genfonne den Tode 
geweiht Haben. Auch Barat, damals noch Minifter, bot alles auf, bie Girondiſten zu reiten. 
Er brachte zu diefem Zwecke bie Verkündigung einer allgemeinen Amneftie bei Belegenheit des 
Conftitutionsfeftes vom 10. Aug., aber vergebens, in Vorſchlag. Danton geftand ihm mit 
Zhränen in den Augen ein, daß auch er nicht mehr im Stande fet, fie zu retten. Nur für Ber- 
gniaub and Ducoß hegte er bis zum legten Augenblide einige Hoffnung. 

Dazu fanı nun noch, daß der damals in Anregung gebrachte Plan, den Convent aufzuloͤſen 
und an jeiner Stelle eine andere legislative Verſammlung einzuberufen, für ein Mandver galt, 
woburd man am Endernod Die Girondiſten retten wolle. Defto heftiger wurde natürlich das , 
Drängen der Jakobiner nad) endlicher Entſcheidung. Am 5. Sept. überreichte ver Jakobiner⸗ 
club dem Eonvente eine Petition, worin es unter anderm hieß: „Das Volk verliert ven Muth, 
wenn ed liebt, daß die großen Verhreder ber Mache ver Nation entgehen. Wir verlangen, daß 
fie gerichtet werden und daß der Terrorismus zur Tagedorbnung erhoben werde.’ Darauf hin 
wurden noch in berfelben Sigung, einem fbrmlihen Beſchluſſe zufolge, Briffot, Vergniaud, 
Genfonne, Claviere und Lebrum unverzüglich vor das Revolutionstribunal geftellt. 

Doch verging noch der ganze Monat September, ehe ver Proceß gegen fie wirklich eingeleitet . 
wurde. Man wagte, wie es fiheint, doch noch nicht, den legten entſcheidenden Schritt zu thun. 
Erſt nachdem am 1. Det. eine abermalige Deputation der Jafobiner vor den Schranken des Na⸗ 
tionaleonventd erfchienen war, „um bie fhleunige Rache der Nation über das Haupt ber Schul: 
digen heraufzubeſchwören“, fam am 3. Oct. der Bericht des Sicherheitsausſchuſſes, auf melden 
die förmliche Anklageacte gegen die Girondiſten gegründet wurde, im Nationalconvente zum 
Vortrag. Nicht weniger ald 45 Deputirte foliten ihm zufolge vor dem Revolutionstribunal er- 
Iheinen, während für 73 andere, welde eine Proteflation gegen die Borfälle vom 31. Mai 
bis zum 2. Junt unterzeichnet hatten, fofortige Verhaftung verlangt und ausgeführt wurbe. 
Die Anklageacte jelbft, ein Gemiſch von Wahrheit, Lüge und Entſtellung, beſchränkte ſich 
anf zwei Punkte: 1) Es beſteht eine Verſchwoͤrung gegen die Einheit und Untheilbarkeit der 
Republik, gegen die Freiheit und Sicherheit des franzöfifchen Volkes. 2) Die genannten Per- 
ſonen haben fih als Urheber over Mitſchuldige an dieſem Verbrechen betheiligt. Es fonnten in- 
deffen nur jene 21 wirflid vor dad Nevolutionstribunal geftelit werben, melde fi in ſicherm 
Gewahrfam befanden, namentlih Briffot, Vergniaud, Genfonnd, Carra, Duperret, Valaze, 
Sillery, Claude-Fauchet, Ducos, Bonfrede, Lafource, Lacaze; die übrigen waren bißher kaum 
genannte Namen. 

Sie fonnten ſich über ihr Schickſal nun nicht mehr täuſchen. Ihr Urtheil war im voraus 
geſprochen. Die Gewißheit ihres Todes erhob ihren Muth menigftens wieder bis zur tiefften 
Beratung „ihrer Mörder” und einem edeln Stoicismus. ‚Ihr Elenden“, fhrieb Vergniaud 
an ven Wohlfahrtdausfhuß, „die ihr euer Gewiſſen und das Glück der Republik verkauft, um 
eine Popularität zu erhalten, die euch verläßt, mein Leben kann in eurer Gewalt fein. Weit 
entfernt, ven Tod zu fürdten, wünſche id ihn; denn das Volk wird fih, dadurch aufgeklärt, 
endlich von dieſer entjeglihen Tyrannei befreien.” Lind ebenfo Briffot: „Das Bolt will Brot 
von eu, und ihr verſprecht ihm mein Blut; möge id nur ber legte Republikaner fein, welchen 
ber Parteigeift jo zum Opfer bringt.“ 
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Ihr Proceß, am Ende nur noch eine leere Form, aber voll von ergreifenpen Epifoden, nahm 
indeflen erfi am 24. Det. feinen Anfang. Er wurde bis dahin vorzüglich noch durch das ent- 
jegliche Blutgericht verzögert, welches über die unglüdlihe Marie Antoinette verhängt wurde. 
Sie fand am 16. Det. auf dem Schaffot das Ziel ihrer Leiden, und am 31. deffelben Monats 
folgten ihr dahin die erwähnten 21 Girondiſten. 

Noch bis zum legten Augenblicke Eonnten ji die Jakobiner nicht ver Beſorgniß erwehren, 
daß die eblere und entfchloffenere Haltung der meiften Angeklagten während des Procefles auf 
die Stimmung des Publikums und ſelbſt das Gewiſſen der Geſchworenen nicht ohne Einjlup 
bleiben moͤchte. Namentlich in ihrem Club drangen fie deshalb mit Ungeſtüm auf Befchleuni- 
gung des bintigen Urtheilsſpruchs. Es fei ein Blan im Werke, hieß e8 dort, dieſe Berbreier 
bem Schwerte des Geſetzes zu entreißen; die Sournale feien in ihrem Solde, ſchon zeige ſich na- 
mentlih auf feiten der Weiber eine bedenkliche Theilnahme vorzüglich für Vergniaud, Ducos, 
Fonfrede, Claude⸗Fauchet u. ſ. w. Wozu brauche man denn fo viel jhmwerfällige Formen, eine 
langwierige Bertheivigung? Die Schuld der Angeklagten jei doch hinlänglich erwiefen. Und 
darauf hin begab jich ber ganze Club fofort vor die Schranken des Convents, um zu verlangen, 
daß das Urtheil binnen 24 Stunden geſprochen werde. Keine Stimme wagte ed mehr, fich gegen 
ein ſolches Verlangen zu erheben, zumal da das Revolutionstribunal, ganz unter dem Einfluffe 
der Jakobiner, ſelbſt jede weitere Berhandlung für überflüfjig erflärte. Die Geſchworenen mein: 
ten, ſie ſeien ſattſam unterrihtet, und fo wurde das Tobesurtheil in der Nacht vom 30. Dct. über 
alle auf gleiche Weiſe verhängt und an ihnen tags darauf gemeinfchaftlich vollftredkt. 

Ihre legten Augenblide gehören jedenfalls zu den ergreifenpften Epiſoden in dieſer großen 
weltgeſchichtlichen Tragödie der franzoͤſiſchen Staatdumwälzung. Man hatte nicht nöthig, fe 
binterber durch den eitlen Verſuch mehrfacher Entftellung ver gefhichtlihen Wahrheit nch 
mehr heben zu wollen. Das viel beſprochene „dernier banquet des Girondins” iſt auf dad 
Gebiet ver Legende zu verweifen. Dagegen wollen wir es hier nicht unerwählt laflen, daß Paul 
Delaroche, vielleicht der tieffinnigfte Künftler der neufranzöſiſchen Schule, „Le dernier Adieu 
des Girondins”’ (81. Det. 1793) zum Gegenftande einer feiner genialften und ergreifennflen 
Shöpfungen gemacht hat. Das Gemälde, ein Werk zehnjährigen, von tief eingehendem Rad: 
denfen getragenen Fleißes (1846—56), iſt Eigenthum des Hrn. Benoit Fould und durch den 
Grabſtichel Girardet's in ſchwarzer Manier auf gleich geniale Weiſe vervielfältigt worden. Es 
ſtellt den Moment dar, wo die Girondiſten, in ihrem Gefängniß zum Tode aufgerufen, im Be: 
griff find, den Weg zum Schaffot anzutreten, und soneinander Abfchlev nehmen. Der Werth 
ver feinen, feelenvollen Gharafteriflif in der Gruppirung und ber Auffaflung der einzelnen 
Perjönlihfeiten wird noch ganz befonderd dadurch gehoben, daß wir Hier, ſoweit überhaupt 
dies noch möglich war, lauter Borträtfiguren vor und haben, unter denen ſich namentlich bie 
edeln Geflalten von Vergniaud, Genſonne, Carra und Lacaze dur ausdrucksvolle Haltung 
und ergreifende Wahrheit auszeichnen. Das Ganze iſt ohne Zweifel eins der bedeutendſten hi⸗ 
ſtoriſchen Gemälde ver Neuzeit. 

Diejenigen Girondiſten, welche nicht mit dieſen ihren Genoſſen zugleich das Schaffot beſtit⸗ 
gen, hatten zum Theil ſchon vorher auf ähnliche Weiſe ihr Ende erreicht. Gorſas war bereit! 
am 8. Det. ohne Proceß hingerichtet worden. Daſſelbe Schickſal traf Biroteau am 24. Det. zu 


Borveaur. Der legtere war aufrichtig genug, feinen Richtern einzugefteben, daß feine SBarteiaun 
den Jakobinern auf viefelbe Weife Nache genommen haben würde, wenn ihr ber Sieg verblieben 


wäre: „Ich weiß, daß die Guillotine mich erivartet; aber ihr waͤret ihr nicht entgangen, weder 
ihr noch Die Anhänger bes Bergs, wenn wir bie Stärfern gemefen wären.” Die 73 girondi 
fifchen Deputirten, welde am 3. Det. verhaftet worden waren, blieben auch noch ferner im 
ſtrengen Gewahrfam. Ste vernanften, nachdem die Hebertiften wiederholt, aber vergeblich ver- 
langt hatten, daß auch fie vor Bericht geftellt werben follten, ihre endliche Befreiung erft ber 
Kataftrophe des 9. Thermidor (27. Zult 1794), worauf fie ſich, als vie legten Trümmer ihrer 
Partei, nad allen Seiten hin zerfireuten. 

Das war der Ausgang des Kampfes der Jafobiner gegen bie Girondiſten, in welchem bie 
legtern unterliegen mußten, ‚weil fie bei aller individuellen Begabung ihren Gegnern niemal⸗ 
als eine durch Einheit des Willens und der lÜiberzeugung flarke, durch Energie des Handelns 
mächtige Bartei entgegenzutreten vermocht hatten. „Wir waren jo wenig dazu gemacht‘, ge: 
fieht Meillan, einer ver Ihrigen, fpäter noch ein, „eine Bartet zu bilden, daß ſchon der Gedanke 
eines gemeinſchaftlichen Handelns und empürte. Jever von und wollte unabhängig fein um 
nad) feiner Art verfahren. Wir hofften immer, daß die weiſen und wahrhaftigen Schriften eini: 
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ger von und hinreichen würden, das Volk aufzuklären, und vor allem wollten wir dem Vor⸗ 
wurfe entgehen, eine Partei zu bilden“ u. ſ. w. Auch Mallet du Pan glaubt die Girondiſten 
nicht von dem Vorwurfe freiſprechen zu koͤnnen, daß fie, bei aller uͤberlegenheit des Talents, ihre 
Gegner auch noch durch ihren revolutionären Macchiavelliomus übertroffen haben. 

Dem fei jedoch, wie ibm wolle, ihr Schickſal wird ohne Zweifel eine der warnendſten welt- 
geihichtlichen Lehren über Weſen und Wirken, Macht und Ohnmacht politiicher Mittelparteien 
bleiben. 

Die Geſchichte der Girondiſten iſt naturlich in allen Werken über die Franzoͤniſche Ri: 
volution in mehr ober weniger eingehender Weife behandelt worben. Lamartine's bekannte 
„Histoire des Girondins” ift leider, bei aller geiſtreichen Auffafjung des Gegenſtandes, faft 
mehr Roman als Geſchichte und deshalb nit frei von erheblichen Irrthämern und mehrfacher 
Gniftellung der Wahrheit. Wir felbft haben eine genauere Sichtung derſelben in unferm Werfe: 
„Der Iakobinerelub. Ein Beitrag zur Geſchichte ver Parteien und der politiſchen Sitten im 
Nevolutiondzeitalter” (2 Ihle., Berlin 1852—53) verſucht, auf melde bir daher ſchließlich 
zu verweilen und erlauben. W. Zinkeifen. 

Glarus. Ein furchtbares Unglüd hat in der jüngften Zeit den Ramen Blarus in aller 
Mund gebradt. Doc auch ohne biefed ſchwere Greigniß verdiente der Fleine Staat Blarus eine 
befonbere Beachtung, wie denn auch Zjcpokfe ihm ſchon in der erften Auflage des „Staats- Lexikon“ 
einen eigenen Artikel widmete, den wir mit den durch die Zeitverhältniſſe nothwendig geworde⸗ 
nen Veränderungen in abgekürzter Form unten folgen laſſen. 

Das Gebiet des Cantons Glarus beſteht aus einer urſprünglich kaum zugänglichen Land? 
ſchaft: auf drei Seiten durch Hochgebirgszüge von den Nachbargebieten getrennt, auf der vier: 
ten, im Norden, durch die damaligen Siimpfe bes Linthgebietö und durch den wilden, gefahr: 
vollen Wallenjee auch in diefer Richtung abgefchnitten und ifolirt. Zwiſchen jenen gewaltigen 
Höhen findet jih ein Hauptthal mit ein paar Nebenthälern. Daſſelbe zieht fich faft wie eine un- 
geheuere Schlucht zwifchen dem Toͤdi, dem hoͤchſten Berge ver Oſtſchweiz, der jich über 11000 Fuß 
erhebt, und dem Haußftod, dem ſchoͤnen Glärniſch und der Sardona, der Rautiſpitz, dem Schilt 
und dem Mürtfchenitod in einer Ausdehnung von ungefähr ſechs deutſchen Meilen von Süben 
nad Norden, durchfloſſen von der Linth und deren Nebengewäflern. 

Wie der Boden raub, jo iſt dad Klima kalt. Ja die ganze Landſchaft würde, mit wenigen 
Ausnahmeftellen, eine Eisfläde, ein ungeheneres Gletſchergebiet jein, durchzoͤge daſſelbe nicht fo 
häufig der Schnee und Eid wunderbar aufldfende, aber auch nicht felten bie fchrediichften 
Berheerungen anrichtenne Höhn. Es if der Samum der Araber, ver Sirocko ber Italiener, 
jener heiße, erichlaifende und niederdrückende afrikaniſche Wüftenwind, der, nachdem er über 
die Eisflächen der Alpen gezogen, in den Gebirgäthälern der Schweiz mit einer Heftigkeit 
ftürmt wie nirgends ſonſt, im ganzen Umfange ver Eidgenoſſenſchaft aber nirgends in fo ge= 
waltigem Maße wie im Glarnerland. Darum ift ed denn auch feit unvordenklicher Zeit Vor⸗ 
fhrift, daß bei Föhnſturm alle Feuer auögelöfcht werden müſſen. Nicht felten haben die Be- 
wohner auf warme Speifen zu verzichten, denn es darf bei Höhnflurm weder gekocht nach geheizt 
werden, die (eigens auf Betrieb bei Tag und Nacht eingerichteten und danach organifirten) 
Fabriken müffen ihre Ihätigkeit einſtellen. Selbſt die militärifhe Übung des Zielfhießens hört 
auf. Eigene Feuerwächter ziehen unther zur Wahrung diefer Vorſchriften. In dem von ber 
Landdgemeinde im Jahre 1848 erlaſſenen Geſetz über das Arbeiten in ven Spinnmafchinen 
(d. 6. Fabriken) lautet ein eigener Paragraph ausdrücklich: „Bei ausgebrochenem Foͤhnwind iſt 
das Arbeiten in den Spinnereien bei Licht foͤrmlich unterſagt.“ 

Aber auch außerdem wird das Land vielfach durch gewaltige Naturkräfte bedroht. Erdbeben 
und Überſchwemmungen find neben Feuerobrünſten, Lavinen und Bergſtürzen äußerſt häufig. 
Beſonders verheerend wirkten die Erderſchütterungen von 1573, 1584 und 1593. Aus dem 
18. Jahrhunderte find folder Erfhütterungen nicht weniger als 180 aufgezeichnet. In ver 
Neuzeit hat ihre Zahl abgenommen. 

Der Canton Glarus umfaßt ungefähr 12%, deutſche Quadratmeilen. Ein Katafter over 
ein bafjelbe irgendwie erſetzendes Verzeichniß ver Grundſtücke mangelt. Auf einevon Franscini 
namens der eidgenoͤſſiſchen Behoͤrden an die Gantondregierung gerichtete Anfrage konnte ihm 
nur eine höchſt allgemein gehaltene Antwort zu Theil werben, wonach ungefähr die Hälfte des 
Bodens gar nicht urbar it, von der andern Hälfte aber etwa zwei Drittel auf Alpenland und 

Wald und nur ein Drittel (aljo ein Sechotel des Ganzen oder etwa zwei Quadratmeilen) auf 
Wieſen und Aderland kommen. 
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Die Voiltszahl, im Jahre 1837 29348, war bei der Aufnahme von 1850 nur auf 30213 
geftiegen. Dagegen ergab die Erhebung von December 1860 33459. Die Olarner gelten für 
beſonderd Flug und tbätig, ſcharf berechnend und genügfam in ihren perfönlichen Bebürfniffen, 
Den confefftonellen Unterjchieve nach zählte man bei der legten Aufnahme 27563 Proteftan: 
ten (Reformirte) und nur 5866 Katholiken. Da bei der Zählung vom Jahre 1850 Thon 
26281 Proteflanten und nur 3932 Katholiten vorhanden waren, fo ergibt fich, daß die Zu: 
nahme in auffallendem Maße von ven legtern Herrührt. Juden gab es hier früher gar nidt, 
jegt ſcheinen ihrer (nad obigen Zahlen, denn ber vorliegende Nachweis ift noch unvollftändig) 
30 vorhanden zu fein. Die Zahl der politiſchen Gemeinden beträgt 26. Die größte derſelben 
ift der Flecken Olarus, vor dem Brande mit 4825 Einwohnern (1850 erft 4082). 

Der fociale Auffhwung, den ver Ganton erlangte, ift größtentheils dad Ergebniß des ſelbſt 
in dieſe entlegene Landſchaft gedrungenen Fabrifbetriebs. Es beſtehen namentlich Baummollen: 

manufacturen im Hauptorte Glarus. Induſtrie und Verkehr haben eine ſolche Entwickelung 
erlangt, daß eine (durchaus folid.geleitete) Banf hier befteht. Eine Abzweigung der Vereinig- 
ten Schweizerbahnen verbindet den Flecken Glarus mit Zürih, Chur und St.:Gallen. Auf 
erfcheinen in dem Gantonshauptorte zwei Zeitungen. Das in Canton verfteuerte Bermögen 
betrug fhon im Jahre 1855: 41,341850 Fr. (14 Mil. mehr ald 1850) und hat ſich ſeitdem 
bis zum Brande fehr beveutend gehoben. Dagegen ermeift fi die Vertheilung dieſes Ver: 
mögen? als eine nicht günftige. Jene ganze Summe befand fi im Beſitze von blos 1993 Per⸗ 
onen (Buamilienhäuptern); 9500 verfteuerten fein Vermögen und 420 entrichteten nicht ein- 
mal die Kopffteuer. Doc ward der größte Befig nur zu 600000 Fr. angegeben. Die feiteri: 
gen Änderungen laffen etwas günfligere Zuftände annehmen. 

Die Verfaffung von Glarus ift nicht repräfentativ, fondern rein demokratiſch Bekannt⸗ 
li befteht in der ganzen Schweiz Fein einziger Canton, deſſen Regierung Eraft eigenen Rechts 
handeln Eünnte; oder vielmehr: eine derartige Regierung darf gar nicht befteben, va die Bun: 
beöverfaflung von 1848 nur ſolche Bantonalverfaffungen duldet, melche ven Bürgern „die Aus⸗ 
übung dev politifhen Rechte nad republikanifchen — repräjentativen ober demokratiſchen — 
Formen ſichert“, Verfaffungen, weldhe „vom Volke angenommen worden find und revidirt wer⸗ 
den fönnen, wenn bie abfolute Mehrheit ver Bürger e8 verlangt‘, und wobei ſtets bie Behörden 
„nur vom Bolfe an jie übertragene Befugniffe auszuüben haben‘ (Bundesverfaflung vom 
12. Sept. 1848, Art. 5 und 6). Wenn aber auch die Souveränetät wirklich im Volke ruht, ſo 
kann diefelbe in den größern Kantonen ſchon aus nabeliegenden Gründen nicht durch Die (wiel zu 
zahlreiche und entfernt voneinander wohnende) Gefammtheit der Bürger ausgeübt werben, 
ſondern es gefchieht durch Mepräfentation, durch frei gemählte Vertreter, einen Großen Rath. 
Diefer ift e8, welcher in den meiſten Gantonen die Gefege berathet, Die Regierungsmitgliener 
ernennt und deren Verwaltung beaufiihtigt. Dabei kann die Geſammtheit der Bürger höch⸗ 
ftend befugt fein, ein Veto auszuüben, nicht nur über eigentliche Verfaflungsänderungen (mie 
in der ganzen Schweiz), ſondern auch über die beſchloſſenen Geſetze (wie in Thurgan). 

In den Eleinen Cantonen ift aber noch eine andere Einrichtung möglich, näwlih die unmit- 
telbare Seldftregierung des Volkes, fofern es ſich nur nicht um die täglichen Berwaltungdgr- 
ſchäfte handelt, deren Bejorgung Ihrer Natur nad) blos durch wenige ftattfinden kann, doch 
auch bief es vorbehaltlich der durch die Geſammtheit ausgeübten Oberaufſicht. Diejenigen Can⸗ 
tone, in welchen eine derartige Einrichtung, ſonach die reine Demokratie beſteht, ſind: Glarué, 
Uri, Unterwalden ob und nid dem Walde, ſowie Appenzell Inner- und Außerrhoden, ſonach 
eigentlich feh8 von den 25 beitehenven Gantonen. (Schroyz hat diefe Einrichtung bei ver Ver⸗ 
faffungdänderung vom Jahre 1848 mit der des Repräfentativfoftemd vertauſcht. ) 

In allen dieſen kleinen Staaten wird die Souveränetät durch die in der Randögemeinte 
vereinigte Geſammtheit der „ehr: und wehrharen Ranpleute” geübt. Die Landégemeinde 
ernennt die Mitglieder der Regierung und Juftizbehärhe zur Beforgung der laufenden Gefchäfte, 
fomwie überhaupt die „Vorgeſetzten“; fie übt Die Oberaufiicht über-die Verwaltung, beftimmt 
die vorzunehmenden Ausgaben und prüft die Verwendung der Gelder; endlich genehmigt oder 
verwirft fie die vorgeihlagenen Gefege. Alljährlich findet eine ordentlihe Landögemeinne 
ſtatt; außerordentliche Verfanmlungen werden nad Bedürfniß abgehalten. Unter ven Wahlen 
fteben die des Landammanns und feines Stellvertreters, des Statthalters, oben an. 

Zu Glarus im befondern ift jeber in Ehren ſtehende Landmann“ nach zurüdgelegten 
achtzehnten Nitersjahre Activbürger. Während in den übrigen obengenannten Cantonen einer 
Landgemeinde hinſichtlich Veränderungen in der Geſetzgebung nur die Befngnig der unbe= 
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dingten Annahme oder. Verwerfung ver gemachten Vorſchläge zuſteht, kann die glarner Lands⸗ 
gemeinde alle Anträge außerdem auch verändern, umgeſtalten oder zur nochmaligen Vorprü⸗ 
fung an den dreifachen Landrath zurückweiſen. Ja jeder einzelne Buͤrger beſitzt das Recht der 
Initiative in der Geſetzgebung. 

Die laufenden Verwaltungsgeſchäfte beſorgt eine aus neun Mitgliedern beſtehende Regie: 
rung, Standedcommifflon genannt, mit dem Landammann und deſſen Stellvertreter, dem 
Statthalter, ander Spige, Neben ihr, gewiſſermaßen als nähere Beaufjihtigungsbehärhe, 
gibt ed einen aud 36 Perſonen gebilpeten Landrath, der für,gemiffe Fälle zu einen dreifachen 
Zandrathe erweitert wird. Indeß iſt der Grundſatz Der reinen Demofratie dermaßen gewahrt, 
ba die Landgemeinde nicht nur das Jahresbudget befchließt, ſondern dag, dringende Fälle 
audgenommen, ohne deren Genehmigung Feine Bauten oder Anfchaffungen flattfinden Dürfen, 
deren Betrag die Sunme von 2500 Fl. überfteigt. 

Die Landögemeinde wird ordnungsgemäß im Mai abgehalten. Wenigfſtens vier Wochen 
zuvor muß, ein Landögemeinde-Memoktal, vom Landrathe verfaßt, allen Bürgern gedruckt 
mirgerheilf werben. Da aber jeder ſtimmfähige Landmann das Recht beſitzt, Vorſchläge zu 
Geſeten und hoheitlichen Beſchlüſſen einzureichen, fo ergeht ſchon im Monat Januar die allge: 
meine Aufforderung, ſolche Anträge innerhalb 14 Tagen fchriftlich und mit einer Begründung 
verfehen zur Vorlage zu bringen, Der Landrath prüft diefe Eingaben. Hälter dieſelben für er⸗ 
heblich und dringlich, jo werben fie nem Landehmemorial einverleibt; im andern Kalle müſſen 
fie gleichwol, wenn auch ohne befondere Begutachtung, in dad Menorial aufgenonmen werden. 
In eine Beratung wird jedoch von der Landsgemeinde nur auf beionvern Vorſchlag und nur 
infoweit eingetreten, als alle Anträge ver bezeichneten Art entweber jofort verworfen oder an 
den Landrat zur Begutachtung in nächſten Jahre verwieſen werden können. 

Dieje Einrichtung der Randegemeinve har ſich in Glarus trefflich bewahrt. Mag man aud 
einzelne Entfcheidungen anders wünſchen, als fie ſich geftalteten, fo war das Ergebniß im gan 
zen doch ein treffliches, in vielfacher Beziehung ein beſſeres, als e8 bei ven Nepräfentativfofteme 
wol gewejen fein möchte. Bemerkenswertherweife konnte bei diefer Inftitution ſelbſt die ganze 
Geſetzgebung codifleirt werden, und zwar gleichfalls mit jehr gutem Erfolge, fofern man über: 
Haupt von der Frage abfieht, ob es zweckmäßig ſei, daß ein ſo kleines Gemeinweſen eine eigene 
codificirte Geſetzgebung herſtelle. 

Die Finanzoerhältniſſe des Cantons waren vor dem großen Brande vom Mai 1861 äußerſt 
einfach und gut geordnet. Der Rechnungsabſchluß von 1859 Hatte eine Einnahme von 208837 
gegenüber einer Ausgabe von nur 176524 Fr. nachgewieſen. Die Schulden beliefen ih auf 
1,215293 $r., wurden jedoch vom Astivvernögen um 732645 Fr. übertroffen. In dieſer 
legtern Summe war inbeß dad Vermögen der Santonal-Brandverfiherungdanflalt, damals mit 
516338 Fr. einbegriffen (e8 flieg im Jahre 1860 auf 544726 Fr.), während es nun nicht nur 
völlig aufgezehrt, fondern überdies die Aufnahme einer neuen Squld von mehreren Millionen 
nothwendig geworben ift. 

Bei der legten ordentlichen Landssgemeinde, — einen Tag vor dem furchtbaren Brande, der 
ben blühenden Flecken Glarus in Aſche legte — hob ver Landammann Heer hervor: die Ver⸗ 
waltung fei wohlgeoronet; freilich feien große Ausgaben: an ver Tagesordnung, bie jchlichte 
Einfachheit geihmunden und Die Landesſchuld jo Hoch gefliegen, daß vor 20 Jahren deren 
Zinſen zur Deckung aller Landesbedürfniſſe audgereicht Hätten, Allein nicht nur ſtecke Died in 
der Luft und der Zeit, ſondern es fei auch der Wohlſtand durch Die. Induſtrie dermaßen vermehrt 
morben, daB das Steuerfapital auf das Doppelte angewachſen. 


Trog diefer Klage über die verſchwundene Rinfachheit. früherer Zeiten ift die ganze Ver⸗ 


waltung noch immer hoͤchſt prunflog und ſchlicht. Die Befoldungen ſollen, nach echt republika⸗ 
nifcher Weife, vie mit einer Öffentlichen Stelle Betrauten nur einigermaßen entſchädigen. Diefes 
Syſtem ift dermaßen audgebilvet, daß ver Landammann, der höchſte Beamte ded Staates, feine 
höhere Befoloung bezieht als 700 Fr. (noch nicht 200 Thlr.), der Landesſeckelmeiſter (Finanz⸗ 
minifter) erhält nur 350 Fr.; dagegen beziehen die beiden Rathsweibel (Rathsdiener, vie ihre 
ganze Zeit dem Dienfte widmen und davon leben müffen) 890 und 780 Fr. Die ganze Canto⸗ 
nalregierung-Toftet 2875 Fr.) 

Gleichwol find die Steuern verhaͤltnißmaͤßig bedeutend. Allerdings gibt es im weſentlichen 


1) In Appenzell-⸗Außerrhoden, das gleichfalls eine bedeutende Induſtrie befigt, erhält ber Land⸗ 
ammann 200, der Statthalter 30 Fr. Gehalt! 
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(neben einigen wenig bebeutenden indirecten Auflagen) nur eine directe, nämlich eine Bermö- 
gend= und Ropffleuer. Don je 1000 Fr. Bermögen (nit zu vermechieln mit Einfommen) 
werben in ver Regel 2 Fr. erhoben, was burchfchnittlich einer 4— 5 procentigen Befteuerung 
. vom Grirage diefed Vermögens gleihlommen dürfte. Außerdem ift von jedem Kopfe eine 
Steuer von 1 Fr. zu entrichten. Als Hauptſache tritt aber hervor, daß die Bermenbung biefer 
Steuern durchaus zu nüglichen Zwecken ſtattfindet. ib 

Geſchichte.?) Die größern und kleinern Völker des Alterthums beginnen ihre Geſchichte 
gewoͤhnlich mit Thaten und Wunbern ihrer Heroen, die des ſpätern Weltalters, zumal in 
Europa, mit Wundern und Thaten ihrer Legendenheiligen. Heroen und Kellige mögen ber 
Glorie gleich würbig fein. Der Menſch mußte feine Wohnftätte, ven Erdball, erft allen Unge 
heuern ver Wälder und Müften ablämpfen, dann in ben eroberten Einoͤden erſt das Erſcheinen 
feiner Triptolemen erwarten. 

Das mehr als zmölf Stunden lange Schweizerthal Glarus, welches fih vom ewigen 
Schnee ded mehr denn 11000 Buß hoben Töpi bis zum Wallenſee wie eine weite Gage zwiſchen 
riefigen Hochgebirgen ausflreckt, war noch im-5. Jahrhundert unferer Zeitrechnung größten: 
theils entfeglihe Wildniß. Da erfchien als Apoftel des Chriſtenthums ver Heilige Fridolin. Er 
belehrte die Wilden, welche bier im tiefften Theile des Thals, wo e8 gegen ven Wallenſee 
ausmlindet, zerftreut zwiſchen Wälvdern und verwüftenden Bergfirdmen und gewaltigen Fels⸗ 
trümmern wohnten, die dur Erdbeben von den Hochgebirgen herabgefchüttelt worden waren. 
Auch noch in neuer Jahrhunderten find Verheerungen viefer wilden Gewäfler und Erdbeben 
feine Seltenheiten des Landes. Fridolin, der auch am Rheine das Frauenkloſter Seckingen ge- 
fiftet hatte, vergabte vielem das ihm felbft in feinem Umfange wenig bekannte Thal nebft deſſen 
einzelnen Anbauern als zinsbares Gut. Aber noch ein halbes Jahrtaufend nachher war bie 
Bevölferung der Gegend fo dünn, daß ein einziges Kirchlein im Orte Glarus für afle Landes: 
bewohner groß genug war, wol eine natürliche Folge jenes Umſtandes ver Unfreiheit, in der fie 
faft alle gehalten wurden. Damals gab es nämlich Hier 40 — 50 freie Geſchlechter; die übrigen 
lebten da als zinsbare Leute und Leibeigene der Abtei am Rheine. Die freien Eigenthümer 
bildeten ihre eigene Gemeinde und wählten zu deren Saupte einen Landammann aus eigener 
Mitte. Die Abtiffin zu Sedingen Hingegen ließ ihre Zinfen durch einen „Meyer“ beziehen, ver 
zugleich Die niedere Gerichtsbarkeit, vereint mit zwoͤlf ehrbaren Männern bes Ländchens, ver: 
waltete. Das Blutgericht Tieß der Kaifer, ald Schirmvogt der Abtei, durch einen feiner Grafen 
und Edeln vor dem Volke halten. 

Diefes geſellſchaftliche Verhältniß, dem im größern Theile des damaligen Europa ähnlich, än- 
derte ſich mit dem Wachsthume ver Bendlkerung, die fi allmählich bis in ven tiefften Hintergrund 
bes Hauptthals und in bie erhabenen Seitenthäfer des Gebirges ausgebreitet hatte, und mehr 
noch durch die Habſucht der Fürſten aus dem Wauſe Habsburg⸗Oſterreich. Gleichwie dieſelben 
im Anfange des 14. Jahrhunderts viel anderes Reichsgebiet auf helvetiſchem Boden an ſich zu 
reißen und in erbeigened Hausgut zu verwandeln trachteten, fo hatten fie ſich auch der Reichs⸗ 
vogtei von Seckingen bemaͤchtigt und aller Rechte veflelben in Glarus. Hier flellten fie eigene 
Voͤgte auf, und weit entfernt, die Freiheiten des Volkes zu ehren und deffen in Feuersbrünſten 
vernichtete Lirfunden alter Rechtſame zu ernenern, forverten fie unbevingte Unterthaͤnigkeit ver 
Thalleute. Bon da an Unruhen, Auswanderungen, Bündniffe mit den Nachbarn im Lande 
Schwyz, Aufflänve, envlih Vertreibung des Öfterreihiicgen Vogtes, abwechſelnde Kriege und 
Waffenſtillſtände. So Das Leben vom Jahre 1823 618 zum Jahre 1888. In diefem lehtern fand 
enplih am 9. Tage des April der blutige Kampf ver Glarner bei Näfeld auf den Rauti- 
feldern für die Freiheit mit ſchönſtem Erfolge ftatt. Von da an gehörte fih das tapfere Berg⸗ 
volk ſelbſt an, ſtand mit den übrigen Staaten der Eidgenoffenfhaft in gleihem Range und 
Bunde und kaufte fih (1395) auf ehrliche Weiſe von Zehnten, Zinfen und Rechten des Gottes: 
hauſes Sedingen um große Summen los. 

Doch unvergeffen blieb der ruhmreiche Bluttag von Näfels. Schon im folgenden Jahre nad 
demfelben (2. April 1389) ward angeordnet, je am zweiten Donnerdtage des Aprilmonats Tolle 
auf den Rautifeldern eine fromme Kreuzfahrt abgehalfen werben und je der „vornehmſte ge: 
funde Mann aus jeglihem Haufe im Lande” dabei erfcheinen, zum Gebete für die Serlen ber 


2) Wir laffen nun den Überblick ber ältern Gefchichte des merfwürbigen Länbchens im wefentlichen 
in ber Weife folgen, in welcher Zfchoffe denfelben für die frühere Auflage des „Staats-Lerifon‘ ber: 
ſtellte, natürlich mit ben nothiwenbig gewordenen Änderungen und Zufägen. 
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gefallenen Helden und zur ewigen Erinnerung deſſen, was für die Freiheit des Vaterlandes ge- 
opfert werden müfle. Dieſe fogenannte Räfelſerfahrt wird noch bis zu unfern Tagen gefriert. 

Einfach, wie die Lebensweiſe des Gebirgsvolkes, war auch die neue Cinrichtung ihrer bür⸗ 
gerlihen Verhältniſſe. Sie ging ungefünftelt aus ven Zufländen hervor, die ſich vor Zelten mit 
dem allmählihen Zuwachſe der Bevölkerung entwidelt hatten, nur mit dem Unterſchiede, daß es 
feine Reibeigenen und keinen Abel mehr gab. Alle nannten ſich freie Lanpleute. Die Abkoͤmm⸗ 
linge altedler Geſchlechter mochten ſich ungehinbert ihrer eiteln Titel, aber Teines Vorrechts 
erfreuen. Gin oder einige Dörfer und an. ven Bergen zerftreute Wohnungen und Höfe wähl- 
ten, wie ihre Pfarrer und Lehrer, fo auch ihre gemeinfame weltliche Obrigkeit und an beren 
Spige ven Amtmann. Sol ein oͤrtlicher Verein warb ein Tagıven geheißen. Der ganze 
Canton zählte 15 Tagwen oder Landbezirke, die ihre Alpen, Wälder und Allınenven felbft ver: 
walteten und ihre Frevler firaften. Die Tagwenmänner jedes Bezirkso erwählten aus ihrer 
Mitte vier Abgeordnete in den gemeinen Landrath, ver Die Öffentlichen Angelegenheiten des gan- 
zen Cantous beſorgte und veffen Einfünfte verwaltete. In außerordentlichen Fällen konnte auch 
jedes Mitglien des Raths einen Mann von Erfahrung und Einfiht aus feinem Tagwen mit⸗ 
bringen, ſodaß der Landrath doppelt oder breifah wurde. Ein Landammann und fein Statt: 
halter, ein Bannerherr und gemelner Landesſeckelmeiſter nebſt einigen audern Beamten ftanden 
an der Spige der Gefhäfte und wurden als Häupter des Landes geehrt. Aber die böchfte Be: 
walt Hehielt fi das freie Volt unmittelbar felbft vor, die Obrigfeiten zu wählen, Geſete und 
Auflagen zu genehmigen ober zu verwerfen, über Krieg und Frieben, Bündniſſe und eiogenoͤſ⸗ 
ſiſche Angelegenheiten zu entſcheiden. Dazu trat ed. alljährlich in einer Landẽegemeinde unter 
freiem Himmel zuſammen, wo dann jeder Landızann vom ſechzehnten Altersjahre an Stimm⸗ 
recht übte. So beſtand hier, wie in ven übrigen Meinen Alpenſtaaten des Schweizerlandes, die 
reinſte Demokratie auf der. Grundlage ſtaatsbuͤrgerlicher Rechtsgleichheit. 

Dieſe Verfaſſung ward ſeitdem nur zweimal unter dem Einſluſſe verſchiedener Jahrhun⸗ 
derte erſchüttert und verwandelt; eiumal zur Zeit der großen Kirchentrennung, das andere mal. 
in unfern Tagen. 

Im Hauptorte des armen Hirtenthald zu Glarus lebte zehn Jahre lang (von 1506-—-16) 
per biedere und weile Huldreih Zwingli als Pfarrer. Erfah die durch inländiſche und auslän= 
diſche Kriege vermehrte Verwilderung und Entfittlihung des Bolfes, die Bildungslofigfeit von 
deſſen Vorſtehern, ven Leichtfinn und die Unwiſſenheit der meiften Geiſtlichen, den Verfall der 
Religion in Wortheiligkeit und Aberglauben. Er verfuchte Beſſeres Hervorzurufen, Er. fliftete 
eine Lateinſchule. Er wählte zur Erkenntnißquelle des hrifttihen Blaubens die Worte der Bibel. 
Er verband mit ji die edlern und gebildetern Amtsgenoffen, und in ihrer Gemeinſchaft machte 
er jenen Sagungen den Krieg, welche aus Eoncilien barbarifcher Zeitalter und aus hierarchi⸗ 
Then Beftrebungen Roms hervorgegangen waren. Die Reinheit feines Wandels erhöhte ven 
Eindrud feiner Wahrheiten auf den gefunden Menſchenverſtand des Volkes. Auch als er nad 
" zehn Jahren fein Lehramt nieverlegte, um ed in Mariä Einfiedeln, dem glänzenpften Ball: 
fahrtsorte der Schweiz, fortzufegen,; lehrten feine Schüler im Lande wie er, am muthigften 
und wirffamften Fridolin Brunner, Pfarrer zu Mollis. Schon im Jahre 1525 trug man in 
offener Landsgemeinde darauf an, die große Wallfahrt nach Einfleveln einzuftellen, und 
wenige Jahre fpäter hatte ſich ſchon der größere Theil ver Benölferung den kirchlichen Reformen 
Öffentlich zugewandt. 

Wie die übrige Schweiz, wie der halbe Welttheil von den Blaubensgärungen ergriffen 
warp, fo auch lange Zeit dieſes Fleine Gelände im Hochgebirge. Alt: und Neugläubige haderten 
widereinander; die Tagwen trennten fih; Bamilien zerflelen. An der Landsgemeinde bes 
Jahres 1530 wurbe der roͤmiſch-katholiſche Gottesdienſt nur noch im Flecken Glarus, im Dorfe 
Näfels und im engen Bergmintel des Linththals unter ven Eisfirnen des Toͤdi, Urlaum, Selb: 
fanft und Platalva geübt. Mehrmals drohten die Parteien ihre Waffen zum Bürgerkriege zu 
erheben. Jedesmal ward ed durch Edelmuth und Anfehen ver Landeshäupter verhütet, ebenſo, 
daß der Ganton Glarus nicht, wie der von Appenzell, in zwei beſondere Landestheile mit be⸗ 
fondern Staatöhaushalten gefpalten wurde. An ven Religiondkriegen ver übrigen Schweiz 
enthielt ſich das Volk faſt aller Theilnahme. Inzwiſchen dauerte in ihm felbft die gegenfeitige 
Erbitterung während anderthalbhundert Jahren fort; und fo groß war im Lande der Argwohn 
der Evangelifchen gegen die limtriebe des Papſtthums, daß fie fogar "vie Einführung des 
Gregorianiſchen Kalenders, weil er von Rom kam, vertvarfen und feinen Gebrauch den Katho⸗ 
lien allein überließen. 
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Erf nad wiederholten Vermittelungen der Eidgenoflen, die aber ebenfalls in fi felbk 
entgweit ſtanden, nach mancherlei Landeöverträgen im Innern, die aber ohne Dauer waren, 
twurbe auf dem Tag zu Baben im-Herbfimonate 1683 ſchiedsrichterlich ein bleibenver Vertrag 
zwiſchen den Nellgionsparteien gefliftet. Diefer war eine wirflihe Verfafſungsänderung bei 
Hirtenflantes. Obgleich kaum nod der ſechste oder fiebente Teil der Cantonsbevoͤlkerung dem 
katholiſchen Glauben treu geblieben war, wußte ſich berfelbe damals dennoch durch mächtigen 
Beifland der üßrigen katholiſchen Cantone ein bedeutendes Ubergewicht in Befegung der obrig- 
feitlichen und richterlichen Amter zu bewahren, fodaß flatt wer alten politiſchen Rechtsgleichheit 
der Demokratie die ſchneidendſte Ungleichheit von Religions megen eintrat. Es ward auch durch 
den Landesvertrag von 1683 bis zur Meugeit dieſe politifche Uingleigheit wegen Glaubensbe⸗ 
kenntniſſes, das Vorrecht der Minderheit eines Volkes über deffen Mehrheit fortgepflanzt. 

Seitdem beftanden zwar beiderlei Kirchenparteien: im Ganten amerfannt und ungeſtört 
nebeneinander, und in gemeinjauer Landsgemeinde entihieden zwar die Zandleute beiverlei 
Glaubensbekenntniſſes nach wie vor über vie allgemeinen Angelegenheiten des Staates mit 
founeräner Gewalt; aber außerdem hielten die Coangeliſchen mie die Katholiſchen noch ihre 
befondern Landsgemeinden; beide hatten ihre beſondern Obrigkeiten, Räthe und Gerichte- 
ftäbe; nur in Styeitfällen von Berfonen verfhledener Kirchen warb ein gemifchtes Geriät 
aus Bebennern beider Kirchenparteien gewählt. Zwar zur Berwaltung der innern gemeinſamen 
Staatsgeſchäfte warb ein gemeinen Landrath von beiderlei Glaubensbekenntniß behalten; 
both hatte jener Theil wiener feinen befondern Landrath, aus ben Standeöhäuptern, Beamten, 
Rathsherren und Richtern feiner Religionspartei zufammengefegt. Obgleich zur Zeit jenes 
Bertragd nur ber angegebene Kleine Theil der Gefammtbenöllerung katholiſch geblieben war, 
befeßte ex dennoch mit einem Drittbelle oder der ‚Hälfte feiner Genoſſen vie höchſten Stellen des 
Landes. Inzwifhen warb eins und das Wichtigſte gewonnen: Heimkehr innern Friedens. 

Aber weder die jebt vom Großtheile des Volkes errungene Glaubensfreiheit noch Die Früher 
auf ven Rautifeldern erftrittene politifche Freiheit brachten für Glarus den Segen, welder fon 
mit Freiheit verbunden zu fein pflegt. Das Land blieb arm, weil der Menſch roh blieb und un- 
wiſſend. Einzelne Familien, begüterter ald die übrigen, ſandten ihre Söhne auf auswärtige 
Säulen; aber ihr fhlauer Eigennutz hütete ſich wohl, Bildung und Unterricht alled Volles zu 
begünftigen, So ſicherten fie ſich ben Veſttz ver hoͤchſten, einflußreichſten und eintraͤglichſten 
Amter der kleinen Republil durch Übergewicht des Meichthumes ober der Cinſicht zu. Ihre Mit⸗ 
glieder waren es, die. gewoͤhnlich die Dffigterftellen bei Miethstruppen bekleideten, welche bie 
Schweizer fremden Königen zuzufuüͤhren pilegten, bie auf Schlachtfeldern ihr eigenes Volk ſcho⸗ 
nen ober im Frieden gegen vaflelbe ihren Thron bewacht fehen wollten. Einzelne Familien unt 
deren Söhne waren ed, die ald Bögte ihr Gut in ven unterthänigen Landvogteien vermehrten, 
über welche Glarus feit frühern Eroberungskriegen der Schweizer Mitherrfchaft genoſſen hatte, 
wie im Thurgau, Rheinthal, in Sargans, Utznach und Gaſter, Baden, in ben Freiämtern und 
einigen Thaͤlern der italienifchen Schweiz. Die.übrigen minder vermöglichen Landleute begnüg- 
ten fi mit ven Geldern, welche vie Bewerber um jene Stellen fvenben und welche unter allen 
Stimmfähigen vertHeilt werden mußten. Man beſtimmte nämlich bei Beſetzung der Staatt: 
oder der Tagwenämter, der Landvogtei oder Öffizierftellen die Kauffumme voraus, Die gezaflı 
werden follte, und ließ dann unter den Bewerbern dad blinde Loe entſcheiden, wer eine Stelle zu 
gerpinnen und zu bezahlen habe. 

Die Volkomenge blieb.lange Zeit gering an Zahl. Noch gegen Ende ded 18. Jahrhunderts 
betrug fie faum 22000 Seelen, im Anfange deffelben faum 15000. ?) . 

- Die Kargheit ver Natur gewährte auch diefer dürftigen Bevölferung nicht Nahrung und 
Lebensbequemlichkeit immer zur Genüge, ungerechnet, daß allgemeiner Miswachs, Getreide⸗ 
fperrungen, Kriegdläufe hier leichter denn itgenbivo Iheuerung der Lebensmittel und Hunger: 
jahre erzeugten. Acht: bis zehnmal ereignete fi allein im letzten Jahrhundert dieſer traurige 
Ball. Daher waren Hausväter und Söhne vieler Familien gezwungen, auszuwandern und ihr 
Brot in fremden Landen zu ſuchen. Die Armern vertrugen Schiefertafeln, grünen Schabziger, 
Holzmaaren von Ahorn, Tarus, Wacholder, Nußbaum u. j. w. auf ihrem Rücken durch die 
Nachbarländer; Wohlhabendere trieben damit Handel im großen. Dazu fam im 17. Jahr⸗ 
hundert Berfertigung von Halbtüchern und Handelsverkehr mit venfelben inner: und außerhalb 


3) Den Eulturgrad bezeichnend, fei hier bemerft, daß im Jahre 1782 zu Glarus bie legte „Here“ 
in der Schweiz verbrannt wurde. Welcher Unterfchied zwifchen damals und jegt! . 
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der Schweiz, enplih im Jahre 1714 Einführung ber Baunnwollenfpinnerei für die Fabriken 
von Zürid. 

Wie unerheblich ſolche Angaben für jich ſelbſt zu fein ſcheinen, ſo ſehr verdienen tie in der 
Entwickelungsgeſchichte eine® Kleinen und armen, aber unabhängigen Gemeinweſens hervorge⸗ 
Hoben zu werben. Denn die, welche um des Gewinſtes willen bie Heimat verließen, Curopa 
durchwanderten, oder in außmwärtigen Kriegsdienflen und Handelshäuſern lebten, brachten in 
ihre rauhen Thaler nicht nur das mühfam erworbene und erfparte Gelb, ſondern auch neue 
Erfahrungen, neue Kenntniſſe und Anfichten, neue Bewerbözweige, Sinn für gemeinnüßige 
Anftalten und beſſere Lebensweiſe zurück. Wer e8 vermochte, fandte von da an feine Kinder in 
Bildungsanftalten anderer Gantone. Spinnereien, Manufacturen und Handelsverkehr nahmen 
jet zu. Es erhoben fih Kabrifen. Der Anbau des Bodend ward ſeitdem mit größerer Cinſicht 
und Sorgfalt betrieben und audgebehnter. Mit dem allmählich fleigenden Wohlftand. flieg 
auch die Bevoͤlkerung. 

Am meiften hat aber zur Erregung lebendigern Auffitebens offenbar Hier, wie in den mei- 
fen übrigen Gantonen ber Schweiz, jene gewaltjame Staatdummälzung gewirkt, welche mit 
dem Cinbruche ber franzöfifchen Heere in die Schweiz, im Jahre 1798, begann und erfi nach 
fieben Sahren voller linrnhen, Kriege, Aufflände und Verheerungen durch Napoleon's Ber- 
mittelung beendigt warb. Sie ermedte nämlich die Voölkerſchaften des gefanımten Helvetien 
aus trögem, mebrhundertjährigen Schlafe, in welchem fie neben dem Fortſchreiten der benach⸗ 
barten Nationen zurüdgeslieben waren, ihrer höhern Intereflen, ihrer Verwandtſchaft unter: 
einander, ja ihrer eigenen Freiheit vergeilen hatten. Zwar auch Slarus, dutch den allgemeinen 
Sturm aus den Fugen alter Einrichtungen und Ordnungen herausgeworfen, fah feine Thäler 
und Alpen dabei abwechjelnd von franzöfiidgen, ruffifhen und oͤſterreichiſchen Schlachthaufen 
vermüftet; Verwirrung und Elend und Armuth überall. Aber vie Rothwendigkeit ver Selbft- 
rettung regte jede Beifteäthätigfeit auf, ftählte alle Kräfte, und der verjüngte Gemeinfinn aller 
Schweizer wirkte enblich heilend und wohlthuend auch auf diefes veroͤdete Land zurück. 

Die ganze untere Gegend des Landes, mo die unbändige Linth frit Jahrtauſenden mit ben: 
fortgeriffenen Felsſchutte der Gebirge die Gewäſſer des Wallenſees aufgeftaut hatte, in den fie 
fih flürgt, lag bis zum Züricherfee in einen ungeheuern Sumpf verwandelt. Nur wenige 
Hütten fanden bier und da anı Fuße der Berge umher. Die giftigen Auspünftungen ber weiten 
Eindde erzeugten tönliche Seuchen und Fieber und verbreiteten fie weit über Die Rachbarſchaf⸗ 
ten. Schen im 18. Jahrhundert Hatte ver hochſinnige Rudolf Meyer von Aaran Regierungen 
und Völkerſchaften ver Schweiz an die Entfumpfung dieſer Gegenden gemahnt. Doch damals 
hörten nicht jene, nicht Diefe feinen menichenfreundlicden Auf. Im Jahre 1805 aber erneuerte 
ihn Hans Konrad Efcher von Züri, und die Schweizernation, jet eine erwachte, fleuerte durch 
Actien gegen 1%, Mil. Er. zufammen, um das damals große und bewunderndmwirbige 
Merk ner Waflerbaufunft zu unternehmen. Eſcher ſelbſt, dem das dankbare Vaterland nachher 
den Beinamen „von der Linth“ ertheilte, leitete bie Arbeiten. Sie begannen im Jahre 1807; 
fünf Jahre fpäter ſtanden ſie vollendet. Die Linth, weiche bis dahin inungeregelten Laufe aus dem 
glarner Hauptthale nach dem Züricherſee floß, warb in den tiefen Wallenſee geleitet, der nun 
ald Ablagerungsbeden vie Maſſe des Geſchiebes und Geroͤlls aufnimmt. Ein ſchiffbarer Kanal 
mit 8 Schuh hohen Eindänunungen lenkt in einer Strecke von mehr denn 19000 Schuh das 
wilde Berggewäſſer vom Dorfe Mollis zu dieſem See; ein anderer leitet in einer Länge 
von 52000 Schuh das aus dem Wallenfee abfließende Wafler dem Büricherjee zu. Der 
weite Thalgrund ward trocken, die Luft von verpeftenden Dünften tein und ein Flächenraum 
von mehr denn 20000 Morgen Landes für ben Anbau gemonnen. Inmitten ver neu angrünen⸗ 
den Landſchaft erhob fich zu allererfi eine Erziehungsanftalt für die dem Bettel entriffenen Kin: 
der der ärmflen Familien vom Canton Glarus, ſodaß mit der phyſiſchen Entſumpfung bie 
fittliche verbunden ward. In diefer Fleinen Golonie, welche durch Freigebigkeit der Schweizer 
zugleich einen Srundhefig von mehr denn 100000 Klaftern Landes zur Anpflanzung empfing, 
wurden ſeitdem alljährlih AO arme Knaben erzogen, unterrichtet und zur Landwirthſchaft 
und manderlei Handwerk, Kunſt und Gewerbe gebilvet. 

Es ſchien nah jenen Revolutionsflürmen ein neues Leben durch die Ihäler von Glarus zu 
ziehen. Man wagte felbft einzelne Berbefferungen im Organismus der obern Behoͤrden und im 
Suftizwefen, übergab die bisher nur in Handſchrift vorhandenen alten Gefegfammlungen dem 
Öffentlihen Drude, daß alles Volk fie kennen lerne, ‚gründete eine allgemeine Brandverfiches 
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rungsanſtalt des Cantons, baute Landſtraßen und Schulhäufer, veredelte zweckmäßig den 
Volksunterricht, ſtiftete gemeinnützige Vereine, Hülfsgeſellſchaften, Biblotheken, Leſezirkelu. ſ. w. 
Neben Alpenwirthſchaft, Viehzucht, Acker- und Gartenbau wetteiferten nun Papier-, Indienne⸗ 
und Tuchfabriken, mechaniſche Baumwollenſpinnereien, Färbereien, Druckereien, Manufactu⸗ 
rer und Handelsverkehr aller Art, Höhern Wohlſtand durch die Thäler zu verbreiten. Mehrere 
Dörfer fehen jet freundlichen Städten ähnlich ; ver Flecken Glarus ſelbſt hat fein Gafino, feine 
Buchhandlung, Buchdruckerei, eigene Zeitung, Naturalienfammlungen u. ſ. w. Das Radel: 
berger Heilbad Im Hintergrunde des Linththals weit in Unmuth der Umgegenden, in Zier- 
lichkett der Gebaͤude und bequemem Sein ber Gäſte feinen ver berühmtern in ber Schweiz. 

Diefe Fortfgritte des Voͤlkchens in Civiliſation und Induſttie, worin es unter allen rein 
demofratifhen oder Landögemeinvdencantonen der Schweiz blos mit dem proteftantifchen Theile 
Appenzells verglichen werben kann, find aber vorzugsweife Sache des treformirten Theile ber 
Einwohner. Die katholiſche Bevölkerung ſteht in Rückſicht der Geiſtesbildung, des Bewerb: 
fleißes und Wohlſtandes auffallend zurüd. 

Der Sroßtheil ver Landesbevölkerung wollte ſich endlich nicht ferner Durch die unbedeutende 
Zahl Eatholifcher Mitbürger und Briefter In freierer Entfaltung des Staatslebens und dffent- 
liger Gintichtungen hemmen laffen. Er forderte daher allgemein und laut eine vem Bedürfniß 
der Gegenwart angemefjene Gefaltung des Landesgrundgeſetzes. Nach langer Berathung eines 
auftragsmäßig von den Regierungdbebörben behandelten Entwurfs warb derfelbe ſämmtlichen 
Bemeinden vorgelegt, daß jeder Bürger ihn prüfe Am 2. Det. 1836 trat endlich eine außer: 
orbentlihe Landsgemeinde zufammen. Die neue Staatöverfaflung empfing freudigen Beifall 
der fbuveränen Verſammlung, warb zum Grunbgefege des Gantons erhoben und erhielt im 
Jahre 1837 die Gewährleiftung ver Eidgenoſſenfchaft. 

Diefe Verfaſſung ift rein demokratiſch geblieben. Sie beruht auf flantöhürgerlicher Medhte. 
gleichheit, gewährt Blaubend-und Gewiſſensfreiheit, das Recht, gemifchte Ehen einzugehen, Han: 
dels⸗- und Gewerbefreiheit, Preßfreiheit, Gleichheit in Beſteuerung alles Eigenthums (nur 
Kirchen⸗, Schul: und Armengüter find-abgabenfrei), Offentlichfeit des Rechnungsweſens im 
Staatshaushalt, Trennung der richterlichen von der vollziehenden Gewalt und fiellt ven Unter: 
richt und das gefammte Schulmefen unter Aufficht des Staated. Sie unterfagt Hingegen (ſonach 
früher, ald die jehige Bundesverfaſſung entftand, melde ähnliche und ſelbſt meiter gehende Be: 
flimmungen enthält), ivgenbeinen feinem ordentlichen Richter zu entziehen, das heimliche Ver⸗ 
hoͤr anzuwenden, jemand wegen Übergangs zu einem andern Glaubensbekenntnifſſe zu ver: 
folgen, Amter um Gelb zu verkaufen, Militärcapitulstionen mit fremden Staaten einzugehen; 
desgleichen Annahme von Drben, Titeln, Geld und Geldeswerth aus ber Hand fremder Mädte 
für Staatsangefteltte, ohne befondere Bewilligung der fouveränen Landögemeinde, welche aus 
allen freien Landlenten ber 17 politifhen Gemeinden oder Wahltagwen beſteht. 

Es gibt außer biefer Landsgemeinde nun Feine befondere mehr für Evangelifche oder für 
Katbolifche, auch Teine beſondern Näthe und Gerichte mehr nach dem verſchiedenen Glanbenk⸗ 
befenniniffe. Die rihterlihe Gewalt wird in jevem Tagwen durch ein Vermittleramt, ferner 
fürs ganze Land, ohne Unterſchied der Confeſſion, burd ein Civil: und ein befonderes Crimi⸗ 
nalgericht erfter Inftanz und ein Appellationsgericht ausgeübt. Daneben befteht für Baterni- 
tätsfälle, Cheftreitigfeiten u. f. w. ein Ehegericht. Jeder Bonfeffionstheil Hat in Eirchlichen An: 
gelegenheiten aber feinen befondern Kirchenrath. In weltlihen Angelegenheiten find famınt: 
liche Geiftliche, katholiſche wie evangelifche, den Geſetzen und Gerichten des Landes unterworfen 
und haben den Eid der Lanteötreue zu ſchwoͤren. Wie jeder Tagwen ſeine örtlichen Behörden, 
wählt jede Kirchengemeinde, wie vor alter, auch ihre Seiftlichen felbft. Dieſes ift in kurzem 
Umrig die Staatdordnung des demofrätifchen Gebirgsvolks. 

Die bisherigen Häupter und Beamten des fatholifchen Volfächeils, mit wenigen Ausnah: 
men, waren indeſſen höchſt unzufrieden, ven alten Einfluß zu verlieren, welchen fie durch Be: 
jegung der Hälfte oder des Dritteld der Stellen gehabt hatten. Ungeachtet der geringen Anzahl 
der Katholiken forderten ihre Wortführer vie Bejegung der oberften Staatsämter und Behoör⸗ 
den mit einem Drittel oder der Hälfte ihrer Glaubendgenoflen. Sie bebarrten auf einem Vor: 
techte, weldes ihnen im 17. Jahrhundert durch Genehmigung der Landsgemeinde im Drange 
damaliger Umſtände zu Theil geworben war. Der fatholifche Klerus, von päpſtlichen Nuntius 
zu Schwyz und dem Biſchof Boſſi von Chur aufgemuntert, weigerte ſich, elner Berfaflung, die 
ven PBriefter in bürgerlichen Dingen dem weltlichen Gerichte unteriwarf, einer Verfaſſung, welche 
gemiſchte Ehen: und Freiheit des Glaubens erlaubte, den vorgefchriebenen Eid zu leiften. Man 
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ſchrle in Kirchen und Häuſern über Religionsgefahr. Man fanatiſirte die unwiſſende, aber 
gläubige Menge der wenigen katholiſchen Ortſchaften und verhieß bewaffnete Unterſtützung vom 
Canton Schwyz, deſſen Häuptlinge zum Theil, wie ein Theil des Volkes, durch Einfluß des 
reihen Kloſters und Wallfahrtsortes Mariä Cinſiedeln ſowie durch die in Schwyz aufgenom⸗ 
menen Jeſuiten und durch die daſelbſt wohnende romiſche Nuntiatur geleitet wurden 

Die Regierung von Glarus verſuchte lange Zeit jedes Mittel ver Güte, Prieſter und Häupt⸗ 
linge ihrer katholiſchen Mitbürger zu freundlicherm Sinne zu flimmen. Faſt ein Jahr verfloß in 
Anterhandlungen, Bitten, Drohungen. Die Geiſtlichen aber verweigerten beharrlich ben ver- 
faffungsmäßigen Eid, obſchon ihn, fat wörtlich gleichlautend, die Priefterfhaft der Cantone 
Bern und Aargau, ja der Biſchof von Bafel felbft gefhworen Hatte. Der apoftolifhe Ver- 
walter des BisthHums Chur, welchem Bisthume die glarner Katholiken proviſoriſch ſich angeſchloſ⸗ 
fen Hatten, erklärte fowol dem Landrathe von Glarus, als auch befahl er den Prieſtern in diefem 
Gantone, der Berfaffung, den Geſetzen und Obrigfeiten deſſelben nicht Treue und Gehorfam zu 
ſchwoͤren, es fei denn unter dem in der Eidesformel felbft aufzunehmenven „Vorbehalte, daß 
durch Verfaffung und Gefege nicht die Kirchengefege und die roͤmiſch-katholiſche Religion ver- 
legt würden”. Die Landesobrigfeit beargmohnte nicht ganz mit Unrecht den verborgenen Sinn 
dieſes ſehr unbeſtimmten Vorbehalts und noch mehr eine Fünftige Auslegung beffelben nady 
Brundfägen der römischen Hierarchie. Sie verfannte nicht, daß Gehorfan unter Verfaffung 
und Geſeg Feine Firhliche Frage, fondern Baſis jeder gefellfehaftlihen Ordnung, jedes Staates 
fel, forvie wiederum dem Stante zur Cinmiſchung in die Entwickelung des kirchlichen und religid- 
fen Lebens Fein Recht zuftehe. Aber fle vermochte nicht, den Bifchof zu mildern Gefinnungen zu 
bewegen, vielmehr ſchritt diefer gewaltfamer und gebieterifher ein und würdigte zuleht die 
Regierung anf ihre Zufchriften feiner Antwort mehr. 

Wie ſchon erzählt if, warb immer von den Glarnern das Andenfen ver Freiheitsſchlacht 

von Näfeld alljährlich gefeiert, felbft noch nach der Kirchenreformation bis zum Jahre 1654 von 
Katholiken und Vroteftanten gemeinfhaftlid. Als damals aber ein eatbotifer Priefter auf 
dem Schlachtfelde feine Predigt mit harten Worten gegen die Lehre der letztern überladen hatte, 
entfchloffen fi Diefe, von der fogenannten Räfelferfahrt zurückzubleiben und die Feier des 
Tages ald einen ſtillen Bettag mit Gottesdienft in ihren Kirchen zu begehen. Die Katholiken 
begehrten zwar felbft noch im Jahre 1659, man möchte nach Verträgen die Fahrt mit ihnen 
feiern; aber die Evangeliſchen blieben bei ihrer Abfonderung bis zum Jahre 1836, dem Jahre 
der politifhen Reforn von Glarus, in welchem fich die Bekenner von beiderlei Kirchen wieder 
wie ſonſt vereinten und die Fahrt gemeinſchaftlich Hielten. 

Als aber am 5. April 1838 der große Feſttag des Landes wieder begonnen werben follte, 
erſchien unerwartet ein Schreiben bes Biſchofs Boſſi von Ehur (unterm 27. März) an die 
Geiftlichkeit, worin er „aus Amtspflicht“ ven katholiſchen Glarnern verbot, gemeinfan mit den 
Reformirten bie Freiheitsſchlacht zu feiern. Er erklärte: „wie wenig in gofteßbienftlicher Zeler, 
als dem erften und weſentlichſten Theile jever Religion, fi eine Gemeinſchaftlichkeit zwiſchen 
unter ſich geſchiedenen Confeſſionen vertrage, und wie dies indbefondere ſich niemals mit der 
Lehre der Fatholifchen Kirche, ihrer Anorbnung und Übung vereinbaren laſſe noch bewilligt 
werden könne.” Die Negierung dagegen ertheilte ven Geiſtlichen ihren ernften Befehl, nad 
alter Sitte ihre vorgefchriebenen Verrichtungen bei diefer Feierlichkeit zn erfüllen. Dieſe aber 
gehorchten nicht ihr, fondern dem Bifchofe und mahnten ihre Gemeinden, mit dem Zorne ber 
heiligen Kirche drohend, von aller Theilnahme am Feſte ab. 

Die Glarner, zwar treu ihrem kirchlichen Glauben, find jedoch in Vaterlandsſachen ebenfo 
treue Männer. Am beflimmten Tage erfhienen in feierlihjer Proceifion mit Kreuz und Fahnen 
die Katholiken des entfernten Linththals, ihre Vorfteher an ver Spike, zur gemeinfamen Bege- 
bung des Fefted. Ihnen fchloffen fi die Katholiken des Hauptorts Glarus und Netftald an, 
zahlreiher denn jemals. Nur die katholiſchen Geiſtlichen fehlten. So ſtanden vie Fatholifchen 
Bürger, vereint mit den evangelifhen Landleuten, in den Rautifeldern beifanmen. Ir feiner 
Rede auf dem Wahlplape rief der Landammann Schindler: „Wir alfe find ein Volk, ent- 
ſproſſen jenen Helden, die für Freiheit und Recht an diefer Stätte Fampften, ſiegten und ſtarben; 
ein Volk, glei an Sitten, Schieffalen und unter demſelben Geſetze lebend; einem Vaterlande 
angehövend. Was follte und trennen? Man fagt die Religion. Die Religion, dieſe Tochter 
de8 Himmels, dieſe Mutter aller Tugenden, deren Grundgeſetz Liebe ift, die follte ung Brüder 
trennen? Nein, nicht vie Heilige Neligion! Nein, nur Pfaffenthum will ung trennen. Nur 
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Pfaffenſchaft lehnt ſich gegen Beichlüffe der gefeglichen Obrigkeit auf” u.f. w. So ſprach er 
derb und Elar zum gefunden Menſchenverſtande eines Volkes, welches nicht mehr das Volk des 
14. Jahrhunderts war. 

Die Rede hinterließ tiefen Cindruck. Nah Vollendung des [hönen, mit Würde und Herz- 
lichfeit gefeierten Tages ſchied man unter vaterländifchen Gefängen und Befinnungen heiter 
auseinander. Länger aber ſäumte auch Die Landedregierung nicht, dem Geſetz Achtung zu ver: 
Schaffen. Landanımann und dreifacher Landrath des Cantons erließen (unterm 19. April 1838) 
eine Publication des weientlihen Inhalts: Weil Se. Hochwürden der Bilhof und pro- 
viforifhe Adminiftrator Boſſi feine Amtsgewalt zur Gefährdung des Landfriedens und 
der Geſetze misbraucht habe, und um die Rechte des Staates gegen neue Gingriffe deſſelben 
ſicher zu fielen, folle von Stund an die proviforifche Verbindung-mit Sr. Hochwürden auf: 
gehoben, ihm alle Einmiſchung in die katholiſch-kirchlichen Augelegenheiten des Canton 
unterfagt, von ihm amtliche Mittheilungen anzunehmen oder zu verbreiten gsiftlichen und welt: 
lihen Einwohnern des Landes bei ſchwerer Verantwortligkeit verboten und Anfchluß an ein 
andered ſchweizeriſches Bisthum eingeleitet werben. 

Diefer Beſchluß wurde dem entlaflenen Biſchof wie den Runtius in Scyuyz amtlich über- 
fandt. Den Bifhof rührte ein Schlagfluß, der ihm die linfe Seite lähmte. Eine Proteflation 
freilich gegen den Beſchluß erfihien in feinem Namen, worin er erklärte, vie biſchöfliche Verwal: 
tung über Slarus könne ihm nur vom Papſte abgenommen werden, von dem er fie erhalten 
babe. Der Nuntius verwahrte ebenfalls die Rechte der roͤmiſch-katholiſchen Kirche und muthete 
dem Landrathe zu, feinen Beſchluß wieder zurüdzunehmen,. Die Regierung aber ſchritt, ihres 
guten Rechts bewußt, unbekümmert in ihrem ange fort. Vier eidſcheue, wiberipeuftige Prie⸗ 
fter wurden, nach beendigter Vorunterfuhung durch das Verhöramt, ven Griminalgeriht über: 
wiefen. Weit entfernt, ver Einberufung von bemfelben Gehorjam zu leiten, erwiderten fie: 
nur der Gewalt würden fie weihen, man müfle fie durch Landiäger (Gensvarmen) abholen. 
Ihr Wille gefchah. Wiewol fie pie Gompetenz eines weltliden Gerichts verwarfen und bie geift: 
liche Immunität in Anſpruch nahınen, wurden jie, theils für immer, theils auf einige Zeit, ihrer 
Pfarrämter entfegt und zur Zahlung der Gerichtskoſten verurtheilt, übrigens frei, gelaffen. 
Jetzt nahmen fie, Högeres Mitleiden zu erregen, die Glorie edler Märtyrer an. *) 

Bon diejer Zeit bis zu den jüngften Tagen erfreute ſich Glarus einer ungeftörten glüdlichen 
Fortentwickelung. Die Verfaſſung vom Jahre 1836, treffli in ihren Grundzügen, trug indeß 
in @inzelheiten den Stempel eines im wirklichen Reben hemmenden Doctrinarismus an ſich. 
Died veranlaßte 1842 eine durchaus friedlich verlaufende Verfailungärevifion. Im wefentlichen 
ward wenig geändert, nur Die Kormen murben vereinfacht und verbeflert. An der neuen Ber: 
faffung follte vier Jahre lang feine Abänderung vorgenommen werben dürfen. Indeß wäre 
diefe (an ſich nicht zu rechtfertigende und nad ber neuen Bundesgeſetzgebung auch gar nicht 
mehr zuläfiige) Beitimmung Feinesivegs nöthig gewefen ; denn nach Ablauf jener Frift zeigte 
ih fein Bedürfniß zu neuer Reviſton, und fo befteht denn das Grundgeſetz von 1842 heute 
noch fort. 

Die confejlionellen Wirren find ebenfalls glücklich überwunden. War nach Auflöfung des 
Biothums Konftanz der Fatholifhe Theil von Glarus duxch ein ohne Mitwirkung der politi- 
Shen Behörden erlaſſenes päpſtliches Breve dem Bisthum Chur proviſoriſch einverleibt wor⸗ 
den, ſo erklärte dieſe politiſche Behörde nach dem gewaltſamen Vorangehen des Biſchofs Boſſi 
unterm 19. April 1838 jene Verbindung für aufgehoben. Vergebens proteſtirten hiergegen 
fowol der Biſchof als der paͤpſtliche Nuntius. Erft nach Boſſi's Tode erfolgte, gemäß einem von 
dreifachen Landrath am 22. Aug. 1844 genehmigten Vertrage, der proviſoriſche Wiederan⸗ 
ſchluß an jenes Bisthum. Die Geiſtlichen blieben zur Eidesleiſtung verpflichtet, nachdem der 
Landrath die ſchon am 9. Juli 1837 von der Landesgemeinde abgegebene Erklärung wiederholt 
hatte, „daß mit jener Eidesleiftung nichts beabfichtigt werde, was der Fatholifchen Religion und 
den Rechten ver Kirche entgegenftehe”. Das Verlangen, eine Jeſuitenmiſſion nah Näfels zu 
geftatten, war vom Rathe ebenjo zurückgewieſen worden wie jene einer Berufung der Barm= 
berzigen Schweflern. Der Ausgang ded Sonderbundskriegs ſchnitt ſelbſt ſolche kleinliche Um— 
triebe ab, und ſeitdem leben die Angehörigen beider Confeſſionen in vollem Frieden. 

Die Geſetzgebung entwickelte ſich ſeitdem in ſehr verſtändiger Weiſe. Im Jahre 1852 Hatte 
der Landrath eine Vermoͤgensſteuer von 1'/, Fr. vom Tauſend vorgeſchlagen, Die Landsgemeinde 


4) Sp weit nach Zſchokke's Darſtellung. 
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erhöhte jedoch dieſe Steuer auf zwei, um alle Bedürfniſſe des Landes gehörig befriedigen zu koͤn⸗ 
nen. Allerdings entſchied Hier die armere Mehrheit gegen ven Wunfch ver Reihen. Aber auch 
in andern Beziehungen Huldigte die Landsgemeinde den Prineipien des Fortſchritts. Außer: 
eheliche Kinder wurden als erbberechtigt am Vermögen Ihrer Altern erklärt, und zivar für die 
Hälfte des Antheils eines ehelichen Kindes; bezüglich der Kirchen, Schul: und Gemeinde⸗ 
nugungen wurden fie In alle Rechte eingefegt. Das Jahr 1853 brachte ein neues Strafgefeg- 
Bud, worin freilich) (wenn au mit geringer Stimmenmehrheit) Pranger und Törperlicye 
Züchtigung beibehalten wurden. Im nãmlichen Jahre gelangte man zur Errichtung von Alters⸗ 
kaſſen für Fabrikarbeiter. 

Im Jahre 1861 fand am 9. Mai — dem Himmelfahrtstage — die gewöhnliche Lande: 
gemeinde im Flecken Glarus ftatt. Das Wetter war herrlich, bie Berfanmmlung ungemein belebt. 
Eine Reihe von Anträgen wurde nach längern Verhandlungen theild angenommen, theils ver: 
worfen. linter ben letztern befand fi der Vorſchlag, das Beuerpolizeigefeg zu mildern und 
namentlich das Schießen bei Hochzeiten und dad Feuern in den Fabriken au bei Foͤhnwind zu 
geftatten. Doch dies warb nicht beliebt, dagegen namentlich ein die Schulpflichtigkeit ver Kinder 
ausdehnendes neues Schulgefeh angenommen; ebenfo ein Alpen= (Weide:) Geſetz. 

Der Himmelfahrtötag, an dem die Landogemeinde abgehalten worden, war ein allgemeiner 
Befttag. Am nächſten Morgen (10. Mai) ging die Bendlferung wieder an ihre gewöhnliche 
Arbeit und des Abends begaben ſich die meiften frühzeitig zur Ruhe. Aber nur zu bald wurden 
alle aufgeſchreckt. Zwifhen 9 und 10 Uhr brach in einem ganz in ver Nähe des Landöge- 
meindeplatzes gelegenen Stalle (dem Rathsherrn Tſchudi gehoͤrend) Feuer aus. Wahrſcheinlich 
ward daſſelbe durch einen halb bloͤdſinnigen und zudem betrunkenen Menſchen, der hier rauchte, 
verurſacht. Raſch war eine bedeutende Menſchenzahl mit einer Feuerſpritze zur Stelle, aber der 
heftig ſtuͤrmende Foͤhn ſpottete aller Anſtrengungen. Überall geriethen die Schindeldächer und 
die Schindelbekleidung der Häuſer in Brand. Schon in einer halben Stunde ſchlugen im untern 
wie im obern Theile des Fleckens die Flammen empor. Don den 700 Gebäuden des Dries 
“brannten 500 faft gleichzeitig niever. Mehrere Menfchen verloren unmittelbar pas Leben, eine 
noch größere Anzahl erlag fpäter den Wirkungen ver Anftrengung und des Schreckens. Schon 
‚ dreimal war Glarus von dem nämlichen Schidfal ereilt worden, nänılid in ven Jahren 1299, 
1337 und 1477. Gerade die Haupttheile des Ortes wurden gerftört, darunter dad Regierungs⸗ 
gebäude, das Rathhaus (Berichtögebäube), die Bank, Kirche, Pfarr: und Schulbäufer; gerettet 
wurden die etwas entfernt gelegenen Kabrifen und ver Bahnhof. 

Dad Unglüd des Hauptorts traf im eigentliden Sinne den ganzen Canton. Hier hatte fid 
die Induftrie und der Handel entwickelt, hier ver Wohlſtand begründek. Vom verfteuerten Ver⸗ 
mögen befanden ſich zwei Künftel iu dieſer einzigen Gemeinde. In weldem Maße fie ih empor- 
geſchwungen hatte, ift aus folgender flatiftiichen Notiz zu erfehen. Es betrug das verflenerte 


Bermögen des Fleckens: 
1763 3,560200 Fr. 1832 6,507500 Fr. 
1781 4,760000 „, 1842 9,208300 „, 
1809 4,876200 „ 1860 20,163400 „, 


Als ein befonderes Unglüc trat nun aber ver Umſtand hervor, daß man eine auf den Elcinen 
Canton befchränfte Branpverfigerungsanftalt hatte. Allerdings war dieſelbe mit Umſicht und 
Gewiſſenhaftigkeit verwaltet und befaß eine Rejerve von mehr ald einer halben Million France. 
Nun aber trat der Fall ein, daß durch dieſen einen furchtbaren Brand nicht etwa blos dieſe ganze 
Reſerve aufgezehrt warb, fondern daß Verſicherer und Verſicherte großentheils die nämlichen 
Perfonen waren, ſonach etwa ein Drittel ihres affecurirten Betrags felbft bezahlen ſollten. Ja 
auch bie von den Flammen Verfehonten, vie Bewohner aller andern Gemeinden des Canton, 
follten ſämmilich ungefähr ein Drittheil ihres ganzen verfiherten Werthes baar aufbringen 
und als ihren Beitrag t in die gemeinfame Kaffe einfchliegen. Died war eine Unmöglichkeit, und 
jener Verſuch, im vorliegenden Kali in ber gewöhnlichen Weiſe voranzugehen, ſtellte den finan⸗ 
ziellen Ruin auch der meiſten Nichtabgebrannten in Ausſicht. 

Unter dieſen Berhältniffen beſchloß die Standescommiſſion, Die Aufnahme eines Cantonal⸗ 
(alſo Staats-) Anlehens von 5 Mill. Fr. zu beantragen. Sie berief zu dieſem Behufe den 
Landrath auf den 15., Die Landsgemeinde auf den 20. Mai zuſammen. 

Diesmal bot die Landgemeinde einen eigenthümlichen, tief ergreifenden Anblick var, wie 
ganz anders als bei der vorigen Zuſammenkunft, obwol feit veren Abhaltung nur eine Spanne 
Zeit verfloffen war! Unmittelbar neben jenem Tſchudiſchen Gebäude, von dem bie verheerenden 
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Flammen ſich über den früher fo blühenden Ort ausgebreitet, liegt der Landegemeindeplatz 
Gegen 3000 Männer traten in den „Ring“, wol 93000 Angehörige anderer Cantoue und 
Frende waren ald Zufchauer herbeigekommen. Tieffter Ernft lag auf der ganzen Berfammlung. 
Nach kaum einſtändiger Berathung waren alle Anträge der Standedsommifion und Red Land⸗ 
raths genehmigt. Demzufolge warb ver dreifache Landrath ermächtigt: 1) ein Anlehen bis zu 
5 Mil. zur Dedung des Verluſtes aufzunehmen, ſowie zu Vorſchůſſen an. die Bedürftigen; 
2) einen für alle Bauten obligatorifhen Bauplan und 3) ein ſpecielles Erpropriatiousgejeg 
zu entwerfen und feftzuftellen. 

Eine befondere Ehrenerwähnung verbient die Haltung des dreifachen Landraths, welcher 
nit dem Abſchluß eined Anlehens durch die Landsgemeinde beauftragt war, Man bevurfte 
eines ſolchen Anlehens im Betrage von 3 Mill. Fr. Obwol die Cantonalbrandkaſſe blos drei 
Diertel des Schätzungswerthes vergütet, find nicht weniger ald 2,660000 Er. aufzubringen. 
Außerdem traten aber auch noch anverweite Anforderungen hervor. Zunachſt beſchloß man 
nun, den Bund um ein Darlehn von einer Million unter moͤglichſt guͤnſtigen Bedingungen 
anzugehen. Die Bundesverfauumlung hat wirklich bejchloffen, die gedachte Sunme darzuleihen, 
und zwar während der erften 10 Jahre ganz zinsfrei, dann gegen blos 2 Proc., unter Verpflich⸗ 
tung zur Rückzahlung in 15 —20 Jahren mit je 200000 Fr. Bezüglich Aufbringung der bei: 
den weitern Millionen flanden fich zwei Anträge entgegen. Die einen wollten ein Lotterie= (ober 
Prämien-) Anlehen, zu 2 Proc. verzinslich und rückzahlbar innerhalb 30 Jahren; die andern 
Tprachen fi für Aufnahnıe eines Anlehend in gewöhnlicher Form, dreiprocentig und in 325 Jah⸗ 
ren rüdjahlbar, aus. Der materielle Vortheil, ven der erfte viefer Pläne bot, war augenſchein⸗ 
lih. Man erſparte vamit mehrere hunderttaufend Franes. Gleichwol fiegte ver legte Vorſchlag 
mit einer an Cinmuth grenzenden Majprität. Allerdings hatten einzelne Stimmen im Landrathe 
jelbft ſowie viele fehweizer und auswärtige Bankhäuſer fich für das Lotterieanlehen erklärt. Allein 
ed waltete die Anſicht vor, dag Mittel fei unmoraliſch, darum unwürdig; aus dieſem Grunde 
würde daſſelbe auch die Pietät und freubige Opferwilligfeit für das ſchwer heimgeſuchte Glarus 
trüben und zudem dem Credite deſſelben geradezu ſchaden. 

Der von der glarner Brandverſicherungsanſtalt unmittelbar zu vergütende Schaden beträgt 
allerdings nicht ganz 3 Mill. (nach einer vorläufigen Erhebung 2,659000 Br. auf 616 Aſſecu⸗ 
rationdnummern); der Gefammitverluft, mit Einfluß des beweglichen Eigenthums, if dage⸗ 
gen auf etwa 10 Mi. Fr. geſchätzt. Es läßt jich annehmen, daß die vielfachen freiwilligen Bei⸗ 
träge bis auf etwa eine Million anwachſen werden. Das Unglück erweilt Ach ſonach verhältnip: 
mäßig weit gewaltiger, als einft dad des großen und reihen Hamburg war. Indeß ſteht zu er- 
warten, daß auch Glarus, wie damals die Hanfeflabt, verjüngt aus der Nice empor⸗ 
fteigen werde. 5. Zſchokke und ©. F. Kolb. 

Glaubensfreiheit. (Blaubenszwang In pofitiver und negativer Bezie— 
bung, durch „hriflliden Staat” und Staatskirche.) Glaubenöfreihelt, Gewiſſens⸗ 
freiheit, Meinungsfreiheit, dad Recht und die Möglichkeit, feiner Individualität gemäß zu füh: 
len und zu benfen, bezeichnet überhaupt bie geiftige Freiheit des Mengen und ift fomit eine 
Vorausſetzung der Menſchheit oder des Menſchenthums. Was iſt ein Menſch, der nicht denken 
darf, was er denkt, nicht meinen darf, was er meint, nicht glauben darf, was er glaubt, deſſen 
innerſte Regungen und Thätigfeiten von einer außer ihm liegenden Gewalt abhängen, deſſen 
geiſtiges Sein und Leben von der Polizei vegulirt wird, deſſen Verftand und Gefühl ſich nach ver 
vorgeſchriebenen Inftruction richten muß wie ein Gensdarm? Ein ſolcher Menſch iſt gewiſſer— 
maßen ein Thier, denn diejenige Befugniß, die ihn zum Menſchen macht, fehlt ihm, es fehlt ihm 
die Freiheit, nach Geſetzen zu handeln und ſich zu beſtimmen, welche in ihm ſelbſt liegen. Er iſt 
nicht frei, ſein Geiſt iſt gebunden, zwar nicht wie beim Thier durch natürliche Feſſeln, durch ſei⸗ 
nen phyſiſchen Organismus, ſondern durch künſtliche Bande. 

Man ſollte in der That in den Zuſtänden des 19. Jahrhunderts feine Aufforderung mehr 
finden, gegen die Beſchränkung diefer Freiheit feine Stimme zu erheben, und Doch geben gerabe 
die Zuftände in unferm DVaterlande noch Veranlaffung genug, diefen Stoff zu behandeln. Hier 
werben Menſchen von dem Vollgenuß ihrer flaatöbürgerlichen Rechte ausgeſchloſſen, weil die 
Gebräuche, in welden ihr religiöſes Gefühl fich verwirklicht, nicht mit ven Geremonien überein 
flinnnen, welche die Mehrzahl für allein gültig erklärt. Dort wird ein Verein, deſſen 
Mitglieder ih von Symbolen und Lehrfägen Iosfagten, die ihrem Gewiffen nicht mehr ent= 
ſprachen, von der Polizei hicanirt und gequält, auf eine Weiſe, die man deutſch nennen fann. 
Andersivo bilden Gensdarmen und Bolizeicommiflare ein Olaubendgericht und inquiriren Leute, 
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pie tm Verdacht ſtehen, enders zu glauben, als die Inſtruction es vorſchreibt. In dieſem Staat 
iſt dieſe Religionspartei nur geduldet, in jenem Lande widerfährt vaſſelbe einem Glauben, der 
anderswo allein güftig iſt. UÜberall nur Druck und Beſchränkung, nirgends die wahre volle 
Freiheit. Dieſe Freiheit habe ih nun zunächſt im Auge, welche in ihrer herkömmlichen und ge- 
wöhnlichen Bebeutung als Gewiffensfreiheit auf das religidfe Gefühl des Menfchen und das 
Verhäaltniß fich bezieht, In welches die Staatögewalt zu feiner äußern Darſtellung ſich feßen Toll. 
Es wurde dieſes Verhaͤltniß theilweiſe fon in dein Art. Buldung berührt, jedoch nicht in fo 
allgemeiner und erfhöpfender Weife, daß nicht ein zweiter Artifel gerechtfertigt wäre, ber zu: 
gleich einen andern Standpunkt einnimmit.  - 

Um einen richtigen. Geſichtspunkt zur Beurtgellung des Berhältniffes zu gewinnen, in 
welches fich ber Staat zur Religion oder vielmehr zu dem religidfen Bekenntniß feiner Mitglie: 
der fegen muß, bedarf es vor allem als Prämiſſe für vie weitern Ausführungen einer richtigen 
Auffaffung ver hierher gehörenden Begriffe. Ä 

Machen wir uns zuerft, und zmar von der objectiven Beite der Religion, von Ihrem Inhalte 
und Gegenfland abſtrahirend, das Weſen derſelben In fubjectiver Beziehung klar. In biefer 
Hinficht ift die Religion als dad religidſe Gefühl des Individuums eine Selbftbeflimmung, ein 
innerlicher Zuſtand des Menfchen, alfo reine Privatingelegenheit jenes Einzelnen. Der Menſch 
ift religiös, er glaubt an ven Gegenſtand fetnes religiöfen Gefühls, weil und wie feine Inpivi- 
dualität ihm dazu drängt, gerade wie fein ſinnliches Gefühl einen Gegenſtand des Geſchmacks 
goutirt, weiler ſeinem phyſiſchen Organismus angemeffen ift. Meligion ift alſo zunächſt etwas 
rein Subjerttves, ſchlechthin Innerliches und Individuelles, per Glaube ift ein Theil des Innern 
Menſchen. 

Als ſolcher bietet ex für die Außenwelt noch keinen Anhalts⸗ und Berührungspunkt, dies 
geſchieht erſt dann, wenn er aus der Innerlichkeit heraustritt und ſich objeetivirt. Der Glaube 
findet ſeinen Ausdruck, ſeine empiriſche Darſtellung in gewiſſen Gebräuchen und Handlungen, 
welche eine ſymbolifche Bedeutung fin den Meligidien haben. Die Form, in welcher dieſe Ge⸗ 
bräuche ſich geltend machen, if dieſelbe, welche auch auf andern Gebleten des Geiſtes gleiche 
Geſinnungen un» gleiche Zwecke zu ihrer Befriedigung wählen, nämlich die Form des Vereins. 
Menſchen, welche ven gleichen religlöſen Anſichten, denſelben Glaubenslehren angehören, bilden 
einen religiöſen Verein, eine religidfe Partei, eine Sekte. 

Dieſe religiäfen Vereine find alfo nichts anderes ald die Form für ein ganz intividuelles 
Gefühl, für ganz individuelle Zwecke und die religtöfen Ceremonien, der Cultus nichts anderes 
als die Syurbole irgendeiner Gefühlbrichtung ober Privatneigung mehrerer Menfchen, und 
infofern fallen fie'unter vie Kategorie des Willkuͤrlichen, Beliebigen, Zufälligen. 

Der Staat dagegen ft bie Form, in weicher das gefellfhaftliche Reben eines Volkes ſich 
bewegt und organtitrt, und als folder iſt er die Form für das Allgemeine, für das Nothwendige. 
Ebenſo ift der Staat die Form, in welcher fich die Idee der Menſchheit, alfo Die fittliche Breiheit 
verwirklicht. Dies iſt nur dadurch möglich, duß er einen gewiſſen (geſetzlichen) Zwang ausübt 
und fo einen Kechtszuſtand ſchafft, weldyer vem Einzelnen feine Freiheit und der Geſammtheit 
die Öffentliche Sittuichkeit garantirt. Object des Staates oder vielmehr des ſtaatlichen Zwangs 
fann deshalb nur Bas fein, was fi) auf vie Rechtöverhältnifle ver @inzelmen zueinander und zu 
ber Geſammtheit bezleht, was alfo entweder eine mioralifche oder eine allgemeine, eine öffent: 
liche (politifche) Bedeutung Bat. Dem unmittelbaren Gingreifen des Staates muß daher alles 
verſchloſſen fein, was willkürlich, beliebig, Überhaupt unweſentlich iſt, was auch anders fein 
koͤnnte, als es ift, nicht minder altes, was eine Beſchränkung der perjänlichen Freiheit begründet. 

In dieſen Merkmalen der beden Begriffe Staat und Religion iſt nun das Verhältniß an⸗ 
gebeutet, im welches beine zueinander ſich fegen müſſen; es läßt fih mit wenig Worten fo aus: 
brüden: der Staat darf in Beziehnng anf die Rellgion feiner Angehörigen weder einen poſi⸗ 
tiven noch einen negetiven Zwang ausüben. Der Staat muß fi der Religion feiner Angehö— 
rigen, d. b. den einzelnen Bekenntniffen und Sekten und ven verſchiedenen Arten der Gottes⸗ 
verehrumg und ded Cultus gegenüber indifferent verhalten. Er darf weder einen einzelnen 
Berein ntonopolifiren, d. h. mit einem ven andern fühlbaren Staatszwang verfehen und dadurch 
zu einer Staatsanftalt erheben, noch einen andern in feinen Privatangelegenheiten irgendwie 
beiägränfen. Er darf weder Direct noch indirect jemand zu einem Belenntniß zwingen, noch 
aber ein ſolches Bekenntniß beſchränken oder verbleten. Die religiöfen Angelegenheiten müffen 
in den Augen des Staates als Privatfachen gelten, welche jeder nach feinem Belieben und feiner 
Indivipualität gemäß fich zurecht machen kann. Wenn ver Staat diefe Aufgabe erfüllt, fo ſtellt 
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er die Glaubens oder Religiondfreiheit ber. Weiter unten werde ich dieſe Sätze ſpecieller aus: 
führen, vorher aber muß ich einer Theorie gegenübertreten, welche in ihrer Auffaſſung des 
Staates und der Kirche meiner Ausführung geradezu widerſpricht. Eo iſt dies die Theorie vom 
„chriſtlichen Staate“. 

Diefe Theorie gründet nämlich ſchlechthin ven Staat auf die „chriſtliche Religion“, welche 
auf die ganze Thätigkeit des Staates in der Art einwirken müſſe, daß er bie „chriſtliche Religion 
zum Maßſtab des Urtheils habe, nach welchem er ſeine anderweitigen (6. h. volitiſchen) Ziele 
anftrebt, feine anderweitigen Lebensverhältnifle orbnet. 

Der chriſtliche Staat beftehe darin, daß feine (d. h. die herrſchende) Gewalt götttichen Ur: 
fprungs fej; daß er den Beruf Habe, fie im lebten Ziele zur Ehre Botted und zur Handhabung 
feiner Ordnung zu gebrauden; daß er das Chriſtenthum und bie hriftliche Kirche zu feiner 
Angelegenheit mache, im Schug und Foͤrderung; daß er die chriſtliche Erkenntniß zu feiner 
Vorausfetzung habe, d. h. ſowol die Gebote der chriſtlichen Offenbarung, wie die Kirche jie 
bezeugt, als die Principien chriſtlicher Geſittung in feinen Einrichtungen und feiner Lenkung 
befolge. (Vgl. I. F. Stafl, „Rechts⸗ und Stantslehre‘', Abth. 2, ©. 154.) 

Betrachten wir nun biefen chriſtlichen Staat näßer, fo tritt und zunächſt al8 Vorausſegung. 
von welcher er audgeht, die grundfalfhe Ipentificirung von Moral und Dogma, vom Sitten⸗ 
und Glaubenglehre, von Welen und Form entgegen. Dieſes Verhaͤltuiß bedarf einer nähern 
Erläuterung. . 

Die Theorie vom „chriſtlichen Staate” fpricht ſchlechtweg von der chriſtlichen „Religion“, 
auf welche der Staat begründet ſein müſſe. Was heißt nun, um ihre objective Seite zu betrach⸗ 
ten, wwad heißt chriſtliche Religion, und inwiefern muß und kann fi der Staat auf fiefügen? 

Löfen wir, um biefe Frage zu beantworten, bie chriſtliche Religioh oder vielmehr Kirche in 
ihre einzelnen Beſtandiheile auf. 

Das Weſen der Hriftlichen Religion, ihr Inhalt, ihr feſter unveränderlicher Kern war zur 
Zeit ihrer Reinheit das chriſtliche Sittengeſetz, die chriſtliche Moral, durch welche das fittliche 
Bermußtfein ihrer Bebenner beſtimmt wurbe. Vermittelt wurde dieſe chriſtliche Sittenlehre durch 
den Glauben an Bott und die göttliche Würde und Beftimmung jedes Menſchen. Diefer@laube 
und diefe Anerkennung des hriflichen Sittengeſehes waren daher die beiden Elemente des 
Urchriſtenthums, des chriſtlichen Bewußtſeins in den Zeiten ſeiner Entſtehung. Beide waren an 
fih Sache ver Innerlichkeit und fanden ihre empiriſche Darftellung, das eine als Glaube in dem 
Eultus, das andere als moralifhe Beſtimmung des Menſchen im fittlihen Wandel. Beide wur- 
den im Laufe der Zeiten weiter ausgebildet, 6 entfiand eine chriſtliche Sittenlehre und es ent: 
ftand eine hriftliche Glaubenslehre und ein chriſtlicher Cultus. Die Gntwidelung dieſer beiden 
Seiten der chriſtlichen Religion flug jedoch zwei ſehr verjchienene Wege ein. Während das 
Sittengefeß, das und ſchon in den erſten Zeiten als etwas Fertiged, Gegebenes entgegenträtt, 
faft unverändert jich erhielt und nur durch fehr unmefentlihe Zuthaten vermehrt wurde, ent: 
wickelte fi das Minimum des Dogmas und des Cultus der Urkirche eigentlich erſt fpäter. Der 
Glaube des Urchriſtenthums ließ ſich auf einen oder zwei Sätze zurüdführen, und fein Gultus 
beſchränkte fih auf einige wenige Gebräuche, Agapen, Zufammenkünfte, die in ver Natur der 
Sache begründet waren. Das Urchriſtenthum eultivirte faſt ausfhließlih Das Weſen des chriſt⸗ 
lichen Bewußtſeins, fein Sittengefeg, durch einen hriftlichen Wandel. Bereits im 2. Jahr: 
hundert ſchlug jedoch die hriftliche Kirche eine Richtung ein, welche das Werfen in ven Hinter: 
grund und bie Form, das Unwefentlie in ven Vordergrund drängte. &8 bildete ſich eine hrift- 
liche Priefterkafte, und dieje Hatte ihre bejondern Gründe, hauptfächlich das chriſtliche Dogma 
und den Cultus anzubauen. Die Glaubenslehren und Geremonien wurden unendlich verviel⸗ 
faltigt und nad und nad) fo fehr zur Hauptſache gemacht, daß die Kirche bald in das Stadium 
der Corruption eintrat, in welchem es wenig mehr auf die Verwirklichung der chriſtlichen Moral, 
ſondern auf die Anerkennung der Außerlichkeiten, ver unzähligen Dogmen und Geremonien 
ankam. Nun bildeten dieſe das ſpecifiſche Merkmal der griftlichen Kirche fo jehr, daß noch heut⸗ 
zutage die verfchiedenen hriftlichen Kirchen und Sekten nur durch die Dogmen und ven Cultus 
voneinander fi) unterfcheiden, während fle in Beziehung auf Die Anerfennung des chriſtlichen 
Sittengeſetzes kaum voneinander abweichen. 

Man fieht alſo, daß der Ausdruck chriſtliche Religion’ an ſich ſo vag und zweideutig iſt. 
daß er, beſonders wenn es ſich um wiſſenſchaftliche Deductionen, um ein Syſtem handelt, eine 
genaue logiſche Zergliederung unmoͤglich entbehren kann. Es reicht nicht hin, einfach zu ſagen, 
der Staat muß die „chriſtliche Religion“ zu feiner Grundlage machen, ſondern es handelt fi 
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wefentlih um die Frage: welches der beiden chriftlichen Elemente muß die Baſis, das leitende 
Princip des Staates fein? Muß fi der Staat auf das chriſtliche Sittemgefeg flühen, oder auf 
die chriſtlichen Dogmen und ven Gultus? Muß er die chriſtliche Moral zu feinem leitenden Ge⸗ 
danken machen, ober die chriſtlichen Geremonien und die chriſtlichen Glaubenslehren? und hier 
dann wieder Latholifche oder proteftantifche, rationaliftifche, pietifkifche Sagungenn. f. w.? Ruß 
er fih auf das Weſen ſtützen ober auf die Korm? Diefe Brage präcis und mit logiſcher Schärfe 
zu beantworten unterlaffen nun wohlweislich vie Ritier des „chriſtlichen Staates‘, weil es ihnen 
dienlicher ift, Hinter dem vagen Ausdruck „chriſtliche Religion‘ jich zu verföanzen, um fo eine 
‚gangbare Firma für ihre unhaltbaren Theorien zu erhalten. Ich erlaube mir jedoch die Sache 
anders zu entſcheiden. 

Inſofern nun das chriſtliche Sittengeſetz identiſch iſt mit der Idee ber Sittlichteit und die 
Vorausſetzung enthält, ohne welche uͤberhaupt Fein ſittlich freies Zuſammenleben exiſtiren kann, 
muß es auch der Staat zu feiner Grundlage machen, und infofern wird der Staat ſtets ein chriſt⸗ 
liher feln und fein müflen. Allein bie Herren Stahl und Sonforten meinen anders, ihr chriſt⸗ 
liher Staat muß ſchlechthin die hriftliche „Religion over Kirche, alfo beide Elemente derſelben, 
das Sittengeſetz und die Glaubensdlehre ſowie vie Ceremonien zur Vorausſetzung haben. Den 
Grund diefer Forderung werde ich unten naͤher beleuchten; hiet noch einige Worte übet die ver⸗ 
nünftige Moͤglichkeit des chriſtlichen Staates in der Auffafſung von Stahl u. a. 

Der oben berührte Ausdruck, ver Staat müſſe die „chriſtliche Religion“ zum Maßſtab des 
Urtheils Haben, nach welchem er feine Ziele anflrebe und feine Lebensverhaͤltnifſſe otdne, kann 
vernünftigermweife nichts anderes bezeichnen als die Sanction der chriſtlichen Kirche vurch den 
Staat, wodurch jene zu einer politiſchen Inſtitution erhoben und mit einem auf die Verhältniffe 
der Staatdangehdrigen influirenden gefegliden Zwang belehnt wird. Wie bereitö gezeigt 
wurde, find vie chriſtlichen Dogmen und Geremonien gegenüber dem chriſtlichen Sittengeſetz nicht 
nur etiwad rein Individuelles, Willkürliches, alſo nichts Nothwendiges, ſondern and etwas Un⸗ 
weſentliches, was im Verlaufe der Zeiten durch individuelle Zuthaten entftanben ift. Kann nun 
der Staat dieſes Zufällige und Unweſentliche durch gefeliche Sanction zu etwas allgemein 
Bindendem, zu etwas allgemein Zwingendem machen? Kann der Staat diefe ober jene Glau⸗ 
bendlehre, diefe oder jene Ceremonie gejeglich fanctioniren? Kann der Staat verlangen, daß 
man im 19. Jahrhundert Säge für abſolut wahr Halte, welche durch zufällige Umflände in 
früheren Jahrhunderten von pflffigen Brieftern und Eaiferlihen Despoten ſanctionirt wurden ? 
Kann er den Staatsbürger zum Glauben art die Dreieinigfeit, an bie Trandfubftantiation, an 
Wunder, zur Unterwerfung unter gewiſſe Geremonien gefeglich zwingen? Allein, fagen vie 
Vertheidiger des chriſtlichen Staates, Dogma, Eultus und Moral find unzertrennlich. Die täg⸗ 
lihe Erfahrung lehrt jedoch, daß ber blinbefle Glaube, die hoͤlzernſte Übung ber Geremonien 
fehr häufig nur der Firnis für Dummheit und Unfltte If, während die freleſte Weltanfgauung, 
bie rationaliftifchfte Auffaffung des Chriſtenthums, die größte Vernachlaͤſſigung des Cultus mit 
dem fittlichften Charakter ſich ſehr wohl verträgt, zum Beweiſe, daß jene Dinge unweſentliche 
Außerlichkeiten find. Der Staat kann daher in keiner Weiſe berecchtigt fein, diefen unweſent⸗ 
liden Dingen einen gefeglihen Zmang beizulegen. 

Dies ift aber noch aus einem andern Grunde unmöglich, Die Herren des crifuiichen Siaates 
ſprechen ſtets nur von ber chriſtlichen Kirche. Nun gibt es aber zufällig nicht eine chriſtliche 
Kirche, ſondern es gibt zwei, drei, es gibt mehrere chriſtliche Kirchen. Alle dieſe verſchiedenen 
Kirchen ſtimmen dem Weſen nad in Anerkennung bes chriſtlichen Sittengeſttzes überein, allein 
der Form nach, in Beziehung auf das Unweſentliche, in Beziehung auf Glaubenslehren und 
Ceremonien unterſcheiden fie fich fo fehr voneinander, daß gerade viefer Unterſchied ihre fpreift- 
fhen Merkmale bildet. Weldyes iſt num der rechte Glaube, melches find die rechten Geremonien? 
Sobald fi der Staat auf die Beantwortung diefer Fragen einläßt, d. b. ſobald er Glaubens: 
lehren und Geremonien für politifch relevant erflärt, fo muß er entweder die Lehren einer be⸗ 
ſtimmten Kirche für allein gültig proclamiren und naher gefeglich fanctioniren. Dieſes Verhal- 
ten ift nun allerdings fehr conſequent und principmäßig, allein der- Staat macht fi dadurch, 
abgefehen von ver Unverträglichkeit diefer PBrivilegirung einer einzigen Kirche mit ver Gewiſ— 
fensfreiheit, zum Theologen, ver Staat madt jih zum Glaubensrichter, der über theologiſche 
Eontroverfen entfcheidet und dogmatiſches Schulgezänt aburtheilt. Der Staat begibt ih alfo 
auf ein Gebiet, wohin er gar nicht gehört, auf ein Gebiet, dad dem Weſen des Staates und der ' 
Staatögewalt vollfländig wiberfpriht. Oder aber der Staat muß mehreren Kirchen gleide 
Rechte ertbeilen, er muß zwei, drei, er muß mehrere Staatskirchen, zwei, drei und mehrere 
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Glaubenslehren und Ceremonialgeſetze fanctioniren. Dadurch aber ſündigt er gegen den Be- 
griff ned Geſetzes, Gegenſtand eines Geſetzes kann nur das Nothwendige fein, denn zum Unnd- 
thigen kann niemand rechtlich gezmungen werben, das Geſetz muß daher ſtets einfach, kategoriſch 
fein, das Geſet ſchließt ſchlechthin jedes Entweder Oder aus, dad Gefetz enthält das einfache 
Muyß. Nicht dies oder das, nicht dieſe over jene Art kann geſehlich fein, ſondern einfach nur das 
beſtiumte Died, die beſtimmte Art, Der Staat kann daher confequenterweife entweder nur 
eine beſtimmte Kirche fanctioniren oder gar keine. Sobald er mehrere. Kirchen zu Staatskirchen 
macht, habt ex fogar ſelbſt die Staatakirche und den „chriſtlichen Staat” felbfi auf, venn er pro: 
clamirt indirect has Princip der Sektenfreiheit. Der proteſtantiſche Abfall von der Fatholifchen 
Staatskirche datirt z. B. daher, daß es einzelnen und mehreren nicht mehr beliebte, fie anzuer⸗ 
fennen. Sobald nun der Stagt auch eine proteftantifche Staatsklirche ſchafft, fo fanctionirt er 
dieſes Belieben einzelner und zwar nicht bios in der Vergangenheit, fondern confequentermeife 
auch für die Zufuaft, d. h. er muß den beliebigen Abfall von der StaatBkirche anerfennen, fo oft 
Gelegenheit dazu if. Damit aber iſt der Begriff ver Staatskirche als giner allgemein gefeglid 
bindenden Auftalt vernichtet. Diefe Nothwendigkeit fühlt der katholiſche Staat fehr gut ; Barum 
gibt es 3. B. in Oflerreih auch nur eine Stantölicche, denn die Staatsgewalt hütet ſich, durch 
die Emancipation der Proteftanten.iheen katholiſchen Unterthanen das lebenvige Beifpiel zu 
geben, daß etwas Geſetzliches unweſentlich fei, daß man etwas zum Geſetz gemacht Habe, was 
nicht uethwendig ift, was man alſo auch nicht nothwendig und nicht eigentlich zu befolgen braucht. 

Der chriſtliche Staat harakterifirt ih ferner Dadurch, daß er die „Gebote ber chrifklichen 
Offenbarung zu feiner Vorausſetzung hat“. 

Inhalt der Offenbarung iſt ſtets ein den menſchlichen Willen Geftimmenbes Beleg, das un: 
abhängig von Ihm entfteht, von oben herab aufihn kommt und auf abjolute Gültigkeit Anſpruch 
macht. Jeder Staat, deſſen Ginrihtungen und Grundprincip auf eine Offenbarung zurüd: 
geben und ihre Bultigfeit von einer Offenbarung ableiten, enthält daher nothwendig folgende 
Momente: . - 

Da der Staat sine Anflalt ift, weldge auf feine Mitglieder einen gefehlihen Zwang audübt, 

jo übt ein auf Offenbarung bafirter Staat einen abfoluten Zivang aus, d. h. die Staatsgewalt 
leitet ihr Recht zu herrſchen nicht aus dem Willen der Bürger, fondern and einer von dem Ge: 
fammawillen unabhängigen Macht, nicht aus einer menfchlichen, natürlichen, ſondern aus einer 
ühermenſchlichen, übernatürlihen Duelle ab. Dadurch erzeugt ſich die Lehre von dem fo berüͤch⸗ 
tigten göttlichen Recht per Herrfcher, welches man füglich ald den legten Grund ber meiften Re⸗ 
volutionen neuerer Zeit anfehen kann, ein Recht, dad mit der Ider ded Staates, mit der menſch⸗ 
lichen Freiheit, mit dem Menſchenthum abjolut unvereinbar iſt, weil es freigeborene Menſchen 
zu willenloſen Gegeaflinden macht, die kraft einer von ihnen unabhängigen und außer ihnen 
liegenden Urſache beſtimmt und gebraucht werden Fönnen wie eine Sache. Durdy die Zurüd: 
führung feiner Gewalt und feier Gefepe und Einrichtungen auf eine Offenbarung verfeßt der 
Staat ſich jelbft und feine Thätigfeit auf ein Gebiet, dad der menſchlichen Vernunft ebento ſehr 
ald. dem menichlihen Willen. verfchloften if, auf das myſtiſche Gebiet der bermenſchlichkeit. 
So ein „chriſtlicher Staat“ iſt unverträglich mit der Freiheit der menſchlichen Kritik. Denn ſo⸗ 
bald es geſtattet iſt, die Offenbarung auch in Zweifel zu ziehen, ſie zu beurtheiten, fo geräth das 
Geoffenbarte in Gefahr, auch nicht als Offenbarung anerkannt zu werden. 

Der „chriſtliche Staat“ muß daher die Freiheit des menſchlichen Urtheils vernichten. Zu: 
fälligerweije aber Hat ſich Die menfchliche Vernunft ſchon geraume Zeit daran gemöhnt, nicht 
mehr ſchlechthin zu glauben, ſondern zu prüfen, wie ed ſchon ber Apoſtel Paulus angerathen 
hat; die menſchliche Vernunft muß daher den „chriſtlichen Staat” mit Proteſt zurückweiſen. 

Was geoffenbart if, ſtammt aus höherer, unfehlbarer Quelle, e8 muß fomit abfolute 
Gültigkeit haben, denn hätte es diefe nicht, könnte es auch falſch und fehlerhaft fein, fo wärde 
dadurch die Offenbarung compromittirt. Was abfolute Gültigkeit Hat, ift. ſchlechthin gut, und 
zwar gut jo, wie eö ift, jchließt deshalb jede Veränderung und Berbefferung aus, denn dieſe 
wäre ein Beweis, daß die urfprünglide Offenbarung unvelllommen, fehlerhaft war. Der auf 
„Offenbarung“ bafirte „chriſtliche Staat“ vepräfentirt daher dad Princip der Stabilität, bie 
abfolute Gültigkeit des beſtehenden Zuftandes, er ſchließt Reformen, er ſchließt das Princip bed 
Fortſchreitens aus und iſt ſomit unverträglich mit dem erſten und Höchften Raturgefeg des Le: 
bend, mit dem Gele der Bewegung. Der „chriſtliche Staat‘ führt daher nothwendig zur Revo⸗ 
(ution, er hat dazu geführt und wird dazu führen. 

Die Offenbarung wird sermittelt durch die Diener des offenbarenden Wefens, d. h. durch 
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die Prieſter. Prieſter ſind Memfchen, durch die Offenbarung aber werden fie zu untrüglichen 
Gefäßen des göttlichen Willens gemacht und ihren Ausſprüchen göttliche Autoxität beigelegt. 
Der „chriſtliche Staat” geräch Daher in Brfahr, alles das fanctioniren zu müſſen, was pie Prie⸗ 
ſter ald göttliche Wahrheit ausgeben, und in der That ift fein Unfinn fo groß, der nit irgend⸗ 
wann ober irgendwo ein Glaubensartifel geweſen wäre. 

Hrieſter find, feit Die Welt Reht, die Avantgarde des Deſopotismus, die ſchwarze Gensdar⸗ 
merie, welche auf alled fahndet, was jich frei regt unn bewegt im Reiche des Geiſtes. Der ‚chriſt⸗ 
liche Staat.’ räumt daher einer Kaſte, deren Geſchäft es iſt, Die menſchliche Freiheit zu befehden, 
einen unmittelbaren und mittelbaren Einfluß auf Das Volfsleben ein, d. h. er liefert das Volk 
feinen geiftigen Henfern in Die Hände. 

Eudlih hat zu allen Zeiten. per thatſächliche Zuſtand des chriſtlichen Staates ſo koͤſtliche 
Früchte getrieben, daß er auch erfahrungsmäßig verurtheilt werden muß. Während in ven 
menſchlichen Staaten, wo die Gewalt auf das Volk zurückgeführt wird, die Freiheit hlüht und 
ein geordneter Rechtszuſtand, ſtoßen wir in „chriſtlichen Staaten” allentgalben auf Genfur und 
Bernichtung jeglicher Freiheit, auf Majeſtäts⸗ und Hochverrathsproceſſe, auf Polizriwillkür und 
Mangel an einem die perfönliche Freiheit garantirenden Nechtözuftand. 

Kehren. wir nad dieſer Apofrephe zum Hauptthema zurüd. Ic flellte oben denjenigen 
Zuftand ald das richtige Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche, ald Gewiflend: und Religions: 
freiheit dar, in welchem ver erjtere in Beziehung anf die religidfen Angelegenheiten feiner Mit: 
glieder ſich indifferent verhalte, aljo weder einen pojitiven noch einen negativen Zwang ausübe. 
Die Religion, d. b. der Glaube und die Symbole, welche jenem zur Kolie dienen, bezeichnete ich 
als Gegenjlände - einer indivivuslien Neigung, ald Privatangelegenheiten, welche ver Staat 
ebenfo wenig zur Allgemeinheit erheben, d. h. mit publiciftifchen Zwange belehnen dürfe, als 
3.B. das Schönheitägefühl ver Einzelnen und die Formen, in welchen fich dieſes etwa objectivirt, 
ober ald dis Freundſchaft und die Symbole, welche ſich daran kuüpfen. Ebenſo wenig als z. B. ver 
Staat Geſetze in Beziehung auf die Freundſchaft erlaſſen oder ein Symbol ver Freunudſchaft, 
z. B. das Anſtoßen mit Weingläſern und nachfolgendem Händedruck, ſanttioniren darf, ebenſo 
wenig hat er das Recht, in Beziehung auf die Religion einen Zwang auszuüben und gewiſſe 
Symbole und Grbräuce zu einer Nothwendigkeit zu machen, ver fich alle unterwerfen müſſen. 

Durch dieje Forverung wird der herkoͤmmliche Begriff von Gewiſſenofreiheit bebeutend er: 
weitert. Die gewöhnliche Doctrin begreift unter Gewiflensfreiheit folgende Rechte: 1) Nie⸗ 
mand kann zu einer andern Religion gezwungen werden. 2) Jedem ſteht frei, zu einer andern 
Religion übexzutreten, 3) Keinem darf feiner Religion wegen der Staatöihug verjagt werben. 
4) Die Ausübung des Cultus ober die Gottesverehrung ift jedem wenigſtens im Hanfe geflatiet. 

Dieje Definition iſt jedoch weiter gar nichts anderes als eine Paraphraſe des Gewiſſens⸗ 
zwangs, wie ihn bie Verfallungen oder die Praxis der „chriſtlichen Staaten‘ ausübt. Um 
vorerft von den übrigen Punkten zu abſtrahiren, enthalt bereits die erfle Beſtimmung die 
Sanction des Gewiſſenszwangs, denn fie gebt von der Vorausſetzung aus, daß der Staat das 
Recht habe, ſeine Angehoͤrigen überhaupt zum Anſchluß an eine der befiehenven Kirchen oder 
Confeſſionen zu zwingen. Die rechtliche und logiſche Unmoͤglichkeit dieſes Iwangs Habe ich 
jedoch bereits nachgewieſen, ex beruht, wie geſagt, auf ber falſchen Identificirung von Moral 
und Cultus und auf der falſch aufgefaßten Forderung, daß der Staat ohne Religion nicht beſte⸗ 
ben koͤnne. Dieſer Sag iſt ganz richtig, wenn man dabei das Weſen ver Religion, ihren Inhalt 
im Auge hat und unter Religion die Anerkennung und die Harrſchaft des Sittengeſetzes ver: 
fteht. Ipentificist aber der Staat wit dieſem Sittengefeß die Außerlichleiten der Neligion, die 
Glaubenslehren und die Geremonien, fo geräth ex auf die oben berüßrten Abfurbitäten und übt 
in oplima forma einen Gewiſſenszwang aus, weil er zur Anerfennung gewiller Förmlichkeiten 
zwingt, Die nun einmal für viele Leute nur leere Foͤrmlichkeiten ind. Ein Staat, der poſitiven 
Glaubenszwang ausübt, d. h. der jeine Angehörigen zwingt, bie Außerlichkeiten irgendeiner ber 
beftebenven Kirchen, d. h. ihre Dogmen und Geremonien anzuerkennen, der kann confequenter: 
weife jeden Ginzelnen nöthigen, jeden Tag die Mefle oner jenen Sonntag bie Predigt zu hören, 
fo und fo oft oder überhaupt dad Abendmahl zu nehmen, denn das Abenpmahl ift fo gut eine 
Geremonie ald die Taufe oder die kirchliche Einſegnung ver Ehen, welche der „chriſtliche Staat‘ 
mit einem alle bindenden Zwange belegt. Bin folher Staat greift in die innerfle Freiheit des 
Meyſchen ein und mapt ih an, da zu befehlen, wo niemand herrjchen foll ald des Menſchen 
eigenfler Wille. 

ALS zweite Vorausſetzung ſtellt die Glaubensfreiheit die Forderung an den Staat, daß erin 
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Beziehung auf religidfe Angelegenheiten Feinen negativen Zwang ausübe. Diefer negative 
Zwang kann fich direct und indirect äußern. 

Einen direrten Zmang übt der Staat auf das refigidfe Gefühl feiner Mitglieder aus, wenn 
ex in irgendeiner Weiſe Hindernd oder beichränfend in bie Form ihrer äußern Gottesverehrung, 
alfo in ihre kirchlichen Gebräuche eingreift. Cinen folden Zwang darf ver Staat nicht ausüben, 
denn er verlegt ebenfo die perfänliche Freiheit, als wenn er zum Anſchluß an irgendeine ber be: 
ſtehenden Confeſſionen zwingt. Das religidfe Gefühl iſt, wie ſchon bemerkt, eine innerliche 
Seite des Menſchen, ein Ausdruck feiner Individualität; die Freiheit des religidfen Gefühls iſt 
daher ein Merkmal der perſoͤnlichen Freiheit, und der Staat iſt gerade diejenige Anſtalt, in 
welcher jeder Einzelne feine Individualität frei entwickeln können muß. Der Staat bat beöhelb 
in keiner Welle das Necht, fi in die Innern Angelegenheiten eines Vereins zu miſchen, in 
welchem das religiöfe Gefũhl einzelner Staatsangehörigen feine Befriedigung findet. Solche 
Beseine ſtehen zum Staate in demſelben Verhältniß wie z. B. die Hausordnung, die häuslichen 
Gewohnheiten und Gebräude der Familie, d. h. ſie find weſentlich ſich ſelbſt beftimmend, von 
fig ſelbſt abhaͤngend und auf ſich ſelbſt angewieſen. Die Familie, Ihre Gewohnheiten, die Haud⸗ 
ordnung, dad Schlafzimmer find Heiligthümer, die jede freie Verfaſſung reſpectirt, ebenſo iſt das 
religidfe Gefühl des Menſchen und die Form, in welder e8 zu Tage tommt, der Tempel feiner 
Indtvipualität, der jedem profanen Eintritt verfchloffen frin muß. Wie würde man eine Staats: 
gemalt beurteilen, welche durch Geſetze oder vie Polizei 3. B. ven Familienvater die Hausord⸗ 
nung, die Stunde des Eſſens ober Schlafengehens, die Zahl ver täglichen Berichte vorſchreiben 
würde? Gin folder Zwang wäre nicht blos verlegend, ſondern abfurb, er wäre fogar lächerlich, 
er wäre komiſch. Dafjelbe Urtbeil muß den Zwang treffen, welchen der Staat in religiöfen An: 
gelegenheiten ausübt. Lind doch wird er ausgeübt in einem Jahrhundert, in welddem man +8 
nachgerade nnbegreifli findet, naß mıan in frühern Zeiten Menſchen todiſchlug, die andern 
Glaubens waren, daß man fegerifhe Nationen ganz zu vertilgen ſuchte, daß man Kinder ber 
Anversgläubigen für Baftarde erflärte, daß man Keper mit Hunden und Gensdarmen in die 
Tempel ver privilegirten Kirche hetzte, daß man fle aus dein Lande jagte, ihnen bitrgerliche Ehre 
und Menſchenrechte entzog, ihnen die Merkmale ver Öffentlichen Gottesverehrung, 3.8. Sloden, 
Kirchen, Begräbnißpläge, verbot. In unſern Tagen kann nun freilich ein unſittliches Princiv 
nicht mehr in der craffen Form auftreten, welche e8 früher harakterifixte, ein Aero und Tiberius 
gehören zu den moralifchen Unmoͤglichkeiten des 19. Jahrhunderts, obgleich das Prinrip, das 
biefe abfolnten Herrſcher repräfentirten, noch allenthalben dominirt. So bett man denn aud bie 
Ketzex nicht mehr mit Hunden In die privilegirten Tempel ver Stantöfirche, aber man drückt fie 
auf andere Weife, man läßt Polizei, Gensvarnıen und wiberrechtliche Gelege und Verordnun⸗ 
‚gen gegen fie los. Hier darf die Gottesverehrung der Katholiken, dort der @ultus der Brote: 
flanten nicht Öffentlich ſich blicken laſſen; bier tft diefer, dort jener religidfen Partei nur bie 
Hausanvdacht geftattet; hier wird dieſe, dort jene Gonfefiton in Ihren religiöfen Gebräuchen 
beſchränkt und gehindert. Vorzüglich hat dieſes Schickſal In neuerer Zeit die Deutſchkatholiken 
getroffen. Nicht genug, daß man fie in den meiften Staaten geradezu unter die Guratel der 
Polizeidiener ftelfte, daß man ihnen oͤffentliche Gotteßverehrung, ‚Öffentliche Einladungen, das 
Recht, Öffentliche Kirchen zu haben, unterfagte, daß man, um die Läherlichkelt und Abfurbität 
auf die Sri zu treiben, ihnen fogar die Groͤße ihrer Berfäle nah Quadratſchuhen vorſchrieb, 
wurde der Übertritt zum Deutfchfatholicisinus bier und da dem Hochverrath gleichgeflellt und 
‚gefeglich verboten. Iſt dies nun nicht daffelbe Prineip, nad welchem früher die Hugenotten in 
Frankreich, die Huffiten in Böhmen u. f. w. behandelt murden? Kann. man nieht mit demſelben 
Rechte zu glauben verbieren, daß zmeimal zwei wier fei und die Erbe um bie Sonne fi drehe? 
Ja man fönnte ed und würde ed thun, wenn man ein Intereffe und die Macht dazu hätte. 

Hierher gehört auch die Bewiffensfreiheit in Veziehung auf die Einſegnung gemifchter 
Ehen durch Fatholifche Priefter. Wenn der proteflantifhe Staat diefe letztern zwingt, wider ihre 
Überzeugung und die Lehren ihrer Kirche gemifchte Ehen einzufegnen, ohne dad Verſprechen ber 
Eheleute, die Kinder katholiſch erziehen zu wollen, jo iſt dies ein Eingriff in die Gewiſſensfrei⸗ 
beit Fatholifcher Priefter, und wenn der atholifche Staar Broteftanten zwingt, jenes Verſprechen 
vor dev ihnen unentbehrlichen priefterlichen Gopulation abzulegen, fo iſt Died eine Verlegung 
der Gewiffensfreiheit von Broteflanten. In dieſes Dilemma geräth ieder Staat, der eine 
Staatskirche fanrtionirt hat, und #8 gibt für ihn nur einen Ausweg, nämlich die Emancipation 
der bürgerlichen Verhältniffe, alfo auch ver Ehe von der priefterlichen Sanıtion, d. 5. Aufbe- 
bung der Staatäfirche. 
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Von gewiſſer Seite her wird nun zwar freilich behauptet, der Staat erfülle die Forderungen 
der Gewiſſensfreiheit ſchon dadurch, daß er jedermann glauben laffe, was er wolle, d. h. daß er 
nicht in das Innere des Menſchen durch phyſiſchen Zwang eingreife. Dieſe innere Gewiflend- 
freiheit dürfe aber keine Außere werden und begründe keineswegs den Anſpruch auf unbeſchränkte 
Verwirklichung des Glaubens, d. h. auf Freiheit des Cultus und der äußern Gottesverehrung. 
Dieſe ſeien dem Bereiche der Staatsgewalt verfallen, welche ein Recht habe, ſie zu beſchränken. 
Es enthält dieſe Behauptung jedoch einen Paralogiomus, der nur durch die Perfidie feiner Ur⸗ 
heber erklärt werden kann. Gegenſtand der Einwirkung der Staatsgewalt kann nur ein Gegen⸗ 
ſtand fein, d. h. nur etwas, was aus der Innerlichkeit in die Sinnenwelt beraustritt. Der 
Glaube äußert ſich nun als Cultus. Für den Staat iſt alſo der Glaube nur als Cultus greifbar, 
die Gewiſſensfreiheit ſomit nur als Cultusfreiheit zu ſtatuiren oder zu verletzen. Auf das Ge⸗ 
fühl an ſich, auf das Innere des Menſchen unmittelbar einzuwirken iſt noch feinem Despoten 
gelungen und wird auch keiner Gewalt je gelingen, die außer dem Menſchen liegt, ſonſt wäre 
längſt kein Gedanke und kein Wille mehr in der Welt, ſonſt hätte der Menſch ſeine Willensbe⸗ 
ſtimmung längſt auf dem Polizeibureau zu holen. Was man alfo nicht hindern kann, das kann 
man au nicht geſtatten; ; denn geſtatten kann man nur das, was man auch verbieten könnte. 
Die Moͤglichkeit einer Einwirkung ber Siaatsgewalt auf das religiöfe Gefühl des Menſchen 
fann ſich Deshalb nur auf deſſen Außerung ‚ auf der Eultuß beziehen! Unter Gewiſſensfreiheit 
ift ſomit nichts anderes zu verfichen ald Religienäfreiheit, d. h. Freiheit der äußern Gottes⸗ 
verehrung. 

Auch dieſe Ausführung beweiſt wieder zur Genüge, welch beſchränkten Standpunkt die 
herkommliche Definition ver Gewiſſensfreiheit, die oben angeführt iſt, einnimmt. Wenn dieſe 
Definition es als ein Merkmal der Gewiſſensfreiheit bezeichnet, daß die Ausübung des Cultus 
jedem wenigſtens im Haufe geſtattet ſein müſſe, jo verfällt fie in den eigenthümlichen Fehler, 
daß ſie etwas als Freiheit bezeichnet, was weſentlich Beſchränkung der Freiheit involvirt. So⸗ 
bald einer Religionspartei nur die Hausandacht geſtattet iſt, ſo iſt ihr damit die Freiheit der 
öffentlichen Andacht genommen und dieſe Reſchränkung verlegt ebeufo jehr die yerfönlicge Frei⸗ 
heit, ald ſie jedes vernünftigen Grundes entbehrt. 

Indirect übt die Staatsgewalt einen negativen Zwang auf das religidje Gefühl per Staats- 
bürger aus, wenn fie den Bollgenuß ver ſtaatsbürgerlichen Rechte, die Ausübung gewifler poli- 
tifcher Befugniffe von dem Anſchluß an vie Staatöfirche abhängig macht und denjenigen ihre 
polisifhen Rechte verfümmert, welche einem nicht privilegirten veligiöfen Verein angehören. 
Diefer indirecte Zwang gebt neben dem directen ber und ift auch demſelben Urtheil verfallen. 
Die kirchlichen Gebräuche ftehen in gar feinem Caufalzufanımenhange mit den bürgerlichen 
Mechten. Der Staat, wenn er feiner Idee entfpricht, fennt nur Bürger und Menſchen, aber 
feine Rechtgläubigen und Feine Diſſidenten, er fan won feinen Angehörigen nur die Anerken⸗ 
nung der Geſetze und die Erfüllung der bürgerlichen Pflichten verlangen, aber nimmermehr die 
Anerkennung gewiljer Glaubenslehren und Ceremonialgeſetze. 

Alſo auch in Diefer Beziehung fanctionirt die gewöhnliche Definition von Gewiſſensfreiheit 
ganz eigentlich den Gewiſſenszwang, wenn jle an den Staat nur die Forderung, feinem feiner 
Religion wegen den Staatöfchug zu verfagen, ſtellt. Auf ven Staatsſchutz kann jeder Anſpruch 
maden, der das Territorium eines Staates betritt, ſind ja doch in neuerer Zeit ſogar die Thiere 
unter den Staatsſchutz geftellt worden. Bine Gewillensfreigeit, die den Dijfidenten nichts 
weiter gewährte ald ven Staatsſchutz, würde daher dieſe in politifcher Beziehung nit über das 
Thier ſtellen. 

Ich habe nun in Beziehung auf die Emancipation der nur geduldeten oder in der einen und 
andern Weife befchränften religiöfen Vereine noch einigeö zu bemerken, Man beruft ſich beſon⸗ 
derd auf feiten der Juriften fehr haufig auf das poſitive Recht, auf die im Staate geltenden Ge⸗ 
fege und hat dies beſonders in der deutſchkatholiſchen Angelegenheit gethan. Es iſt dies daſſelbe 
Verfahren, welches auch in den Petitionen und Kämpfen für Herſtellung ber Preßfreiheit und 
anderer Menſchen rechte gewöhulich beobachtet wird. Allein abgeſehen davon, daß die Geſetze 
in ven meiſten Fällen einer doppelten Auslegung unterworfen werden können und ſehr häufig 
fogar der Gewiſſensfreiheit und Gleichſtellung fämmlicher veligiöfer Vereine geradezu wider: 
ſprechen, gilt, ſobald es fih um Menfchenrechte handelt, der Grundſatz, den Börne in feiner Art 
mit den Wortennusprüdte: „Die Vreßfreiheit, fonft Hole euch alle ver Teufel!" Ja, Prepfreiheit 
und Neligiondfreigeit, überhaupt Anerkennung unveräußerliher Menſchenrechte, fonft Hole 
euch allerdings ver Teufel! Rechte, welche vie Menjchheit bedingen, Rechte, ohne deren Dafein 
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der Menſch nit mehr Herr über ſich ſelbſt und feine innerfien Gedanfen und Gefühle ift, ſolche 
Rechte Fönnen durch Fein pofitives Hecht unterdrückt werben, ein ſolches Recht ift rechtlich ungül: 
tig. Aber dieſe Appellationswurh an das pofitive Recht tft eine wahre Nationalfrankheit ver 
Deutſchen und ein fehr zweidentiger Beweis ihres Freiheitsgefühls. Wenn die erfien Menſchen⸗ 
rechte unterdrückt werben, wenn Preßfreiheit und Gewiffensfreiheit vernichtet iſt, wenn deutſche 
Stämme vom Vaterland und ber Nation loögeriffen und vererbt werben follen wie eine Sache, 
fo beruft man ſich im Kampfe gegen diefe Gewaltthätigfeit nicht anf fein natürliches Recht, auf 
feinen Willen und fein Freiheitsgefühl, fondern auf eine äußerlihe Beſtimmung, auf PBara- 
graphen eines Gefeges, das vielleicht ohne Zutbun und Zuflimmung der Betheiligten ſtatuirt 
wurde. Dies ift politifche Beſchraͤnktheit, Mangel an Breiheitögefühl, welcher der Feigheit oft 
nabe verwandt ifl. 

Ebenso involvirt die gewöhnliche Art der Emancipation Anderdgläubiger immer noch Ge⸗ 
wiffenszwang, weil fie ftetö nur den negativen Zwang aufhebt. Handelt e3 ih 5.8. um Eman- 
cipation der Juden oder Deutſchkatholiken, oder werben viele wirklich emancipirt, To geſchieht 
dies nur in ber Weiſe, daß fle ven Angehörigen der Staatskirche gleichgeftellt werden. In vieler 
Gleichſtellung ift aber innmer noch der Iwang für die Staatdangehörigen enthalten, zu irgenb- 
einer poſitiven Glaubenslehre, zu irgendeinem Geremontalgefeg fich zu befennn. Es wirb da⸗ 
dur in Wahrheit der Glaubenszwang nicht vollfländig aufgehoben, fondern die Zwangsan⸗ 
ftalt wird nur erweitert, es wirb neben ber beſtehenden Zwangsftaatöficche noch eine weitere 
Zwangskirche geſchaffen. Die wahre Emanripation, die vollftändige Vernichtung des Glaubens: 
zwangs, die gänzlihe Herftellung ver Geriffensfreiheit kann fi daher niemals auf eine be⸗ 
fondere Sekte beziehen, ſondern muß allgemein gefaßt fein in dem Grundſatz: der Staat zmingt 
niemand zu einem beſtimmten Dogma und zu irgendeiner Geremonie, der Staat verhält 
fi$ dem Glauben und feinen Symbolen gegenüber völlig indifferent, er flatwirt wahre 
Gewiſſensfreiheit. 

Dieſe Forderung ſucht man hin und wieder durch den Einwurf zu entkräften, daß Durch eine 
ſolche Gewiſſensfreiheit der Zerfplitterung des Volkes in unzaͤhlige reltglöfe Sekten Thür und 
Thor geöffnet werde. Beſonders die Schwärmer für eine allgemeine Nationalkirche jind über 
piefen Punkt ſehr geiſtreich geweſen. Jedoch ein Mlarer Blick in das Wefen ver Religion und 
eine nur einigermaßen philoſophiſche Auffaſſung der hierher gehörenven Verhältniffe mus 
obigen Einwurf und den Gedanken an eine Nationalfirche oder Nationalſtaatskirche augenblid- 
lich in feiner logiſchen Schwäche erfennen. Die Religion des Individuums iſt nichts anderes 
als das Reſultat feiner individuellen Beichaffenheit, ver Ausdruck feiner Individualität und der 
Culturſtufe, welche jener Einzelne einnimmt. Das veligiöfe Gefühl gehört zu ven ſpeciſiſchen 
Merkmalen ver Indivfpualität, ebenfo ‚gut als jedes andere Gefühl des Menſchen, ober vie Art 
und Weiſe, mie er fidh ſelbſt beſtimmt und Die Außenwelt auf fi Gezieht. Was fo durchaus in- 
dividueller Natur ift, kann deshalb niemals nach einer allgemeinen Rorm regulirt werden, weil 
jonft die menſchliche Individualität verwifcht und ihre Freiheit angegriffen würde. Es Fann 
feine allgemeinen Beflimmungen für der Geſchmack des Menſchen geben, denn jeder einzelne 
wird durch die Außenwelt fo afficirt, wie #8 feine Natur, fein ganzer Organismus beſtimmt. 
Ein allgemeiner Nationalgeſchmacksverein wäre deshalb eine Abfurbität. Es wäre unnatürlid, 
gewiſſe allgemeine Gefege aufftellen zu wollen, venen fih das Privatgefühl jeßes Einzelnen zu 
accommodiren hätte. In Beziehung auf das religiöfe Gefühl ift daher nur dasjenige der natür: 
liche Zuftand, in welchem vollſtaͤndige Freiheit und der unbegrenzteſte Spielraum für die Inbi: 
vibualität jedes Einzelnen herrſcht. Erfahrungsgemäß wird diefe apriorifhe Wahrheit durch 
den kirchlichen Zuftand der niordamerifanifchen Breiftanten bewiefen. Gier Bat das religiöie 
Gefühl vollftändige Freiheit, hier iſt das Vaterland der Sekten, weil ſich jeder zu derjenigen 
veligiöfen Anſicht bekennt, die feiner Individualität zufagt. Diefe Individualitäten aber find ſeht 
verfchiedener Natur. Solange daher die Menſchen nicht alle über einen Kamm geichoren find, 
wie man zu jagen pflegt, ift die Zerfplitterung in Sekten der natürlichfle Zuftand eines Laudes 
in Firchlicher Hinfiht. Wäre es gegentheil® in der Idee der Religion und in der Natur des 
Menſchen begründet, das rveligidfe Gefühl der Einzelnen in eine alle umfaffende Anſtalt zu 
zwingen, fo würde fich diefer Zuftand da von ſelbſt einftelfen, wo die Natur volle Sreibeit bat, 
ih zu entiwideln. Oder wenn das Zuſtandekommen eined folchen Zuftandes längerer Zeit be: 
bürfte, fo müßten wenigſtens die Keime dazu in den kirchlichen Zuſtänden Amerikas bereits 
ſichtbar fein. Es findet aber geradezu das Gegentheil ftatt, denn ragtäglich bilden fih neue Sek: 
ten und Vereine, neue Anfichten und Gebräuche. mar fucht fich in diefer fluctuirenden Maſſe 
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bie katholiſche Kirche als feſter Kern zu confolibiren, um etwa einer fpätern Kruftallifation einen 
Anhaltspunkt zu bieten. Die Sektenfreiheit ift jedoch fo fehr in ber Natur des Freiſtaates 
begründer, daß über Eurz oder lang der katholiſchen Kirche in Amerika eine weſentliche Umge⸗ 
ftaltung droht. Das republikaniſche Bewußtjein und das vem Proteflantismus zu Grunde lie⸗ 
. gende Princip der Bewiflensfreiheit ift bereitö fo mistrauifch geworden, daß ein Principien⸗ 
fampf nit außbleiben kann. Diefer aber wird fih zunächſt un die Oberherrlichkeit des Papſtes 
drehen, und ift dieje elınmal verneint und vernichtet, dann iſt der fatholifhen Kirche ver Schwer- 
punft, der bindende Kitt genommen, dann ift in ihr Syſtem der Stabilität eine Brefche geſchoſ⸗ 
fen, Durch welche eine Flut von Sekten und Parteien eindringen wirb. 

Überhaupt lehrt die Geſchichte aller Kirchen, daß diefe nur in der Iinterprliddtung der Freiheit 
des individuellen religidfen Gefühls die Moͤglichkeit ihrer Griftenz Haben, fo ſehr, daß dieſe 
Unterdrückung das fpecififche Merkmal, das Lebensprincip. ber Kirche bildet, @ine Kixche, welche 
dem individuellen Glauben, ven befonvern Anfichten und Meinungen Freiheit gewährte, würde 
in vemfelben Augenblide, in welchem fie dieſes Princip aufftellte, aufhören Kirche zu fein, denn 
fie fanetionirte dadurch die Kreiheit ver Kritik, dieſe aber läßt fih Feine Schranke gefallen, läßt 
ſich feine Grenze ziehen, über welche fie nicht binausdarf. Eine Nationallirche müßte daher 
entweder ein bindendes Glaubensgeſetz aufftellen, oder aber vie individuelle Meinung freigeben. 
In jenem Falle geht die Freiheit verloren, in dieſem Falle iſt die Kirche unmöglich, weil fie ſich 
in Sekten und PBarteiungen auflöfen muß. 

Endlich iſt die Feindſchaft gegen die Zeriplitterung des Volkes in religiöfe- Setten mit der 
richtigen Auffaflung ver Religion unverträglich, denn fie ſetzt das Weſen berfelben in das Dogma 
und den Gultus und nicht in das fittlide Princip. In Beziehung auf vieſes letztete ſind alle 
Sekten Im allgemeinen rinverflanden, während fie nur die Äußere Korm, Verſchiedenheit ver 
Glaubensanſichten, verſchiedene Gebräuche voneinander trennen. Man kann, wie fehon gejagt, 
ein ganz fittlider Menſch fein, ohne fi viel an Dogma und Gultus zu Eehren; fa bie tägliche 
Erfahrung lehrt, daß fehr Häufig diejenigen Selten, welche in Beziehung auf die veligiäfen 
Außerlichkeiten von dem Ritus und den Lehren der herrſchenden Kirche gar fehr abweichen, Ihre 
Mitglieder viel moralifcher machen als die Staatefirchen ihre Unterthanen, eben weil bei jenen 
Sekten alles mehr auf das Weſen, auf dad ſittliche Princip geftellt iſt und dieſes daher auch 
Iebenviger in ihnen if als da, wo die Korım zum Weſen gemacht wurde. 

Diele glauben au, durch die Zerfplitterung eines Volkes in veligidfe Sekten werbe feine 
politifche Einheit geftört. Allein abgeſehen davon, daß die Geltendmachung ver Individualitäten 
auf den wahren Staat nit nachtheilig Influiren kann, well es in der Idee des Staates be⸗ 
gründet ift, fie zu geftatten, üben die religidfen Seftennur dann einen ſtoͤrenden Ginfluß auf die 
Einheit des Staates aus, wenn die Staatögerwalt eine falſche Richtung und Tendenz verfolgt. 
Als eine ſolche bezeichne ich diejenige Stellung einer Regierung, in welcher fie aus unwürbigen 
Rückſichten den Umtrieben und Machinationen der Briefter irgendeiner religidfen Bartei, jenen 
Umtrieben, welche allein religiöfe Feindſchaft und Unduldſamkeit gegen Andersdenkende erzeu- 
gen, nicht kraftvoll entgegentritt, weit fie vielleicht mit dieſen Prieftern zu einem gemeinfamen 
Zwecke liirt ifl. In einem auf das Prinrip der Freiheit Hafirten Staate, wo Die Regierung feine 
freiheitöfeinvlichen Zwecke verfolgt und eine würbige, unabhängige Stellung den veligiöfen 
Barteien gegenüber einnimmt, werben dieſe ruhig nebeneinander wohnen and ſich in politiſcher 
Hinſicht als Glieder einer Genoſſenſchaft, eines freien Staates betrachten, und ſollten ja fana⸗ 
tiſche Prieſter es wagen, dieſen Frieden zu ſtoͤren, fo hat eine wlirdige Regierung Mittel genug 
in der Hand, dieſen Feinden des Menſchengeſchlechts wirkſam entgegenzutreten. 

So viel hierüber. Eine Frage iſt jetzt noch zu eroͤrtern. Wie kommt es, daß trotz der Unver⸗ 
einbarkeit der Staatskirche, d. h. des Gewiſſenszwangs, mit der Idee der Freiheit in den mei⸗ 
ſten beſonders neuern Staaten die Staatsgewalt mit der Religlon ſich in der Weiſe verſchwiſtert 
hat, daß daraus die Staatskirche entſtand? Ich führe den Grund dieſer Erſcheinung zunächſt 
auf die Affinität der Begriffe zurück, um welche es ſich hier handelt. Jeder Staat repräſentirt in 
ſeiner Maqtvollkommenheit, in feiner herrſchenden ſchlechthin hoͤchften Gewalt die Idee des Ab⸗ 
ſoluten. Dieſer Satz gilt für Staaten aller Verfaſſungen, für Demokratien und Monarchien 
(Monarchie bier als abſolutes Königthum genommen), und die beſondere Art und Weiſe der 
Verwirklichung dieſer Idee begründet den Unterſchied der verſchiedenen Staaten. In der Demo= 
Eratie ruht die Machtvollkommenheit, die höchſte Gewalt auf dem Volke, weil in viefen Staaten 
das Volf als der Urquell der gefammten Staatögewalt und Kraft betrachtet wird. In ber 
Monarchie dagegen ift die Staatsgewalt das Recht eines beflimmten Subjects, da8 Recht ber 
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Perſon, welche herrſcht. Beide Arten von Herrſchaft ſtellen einen Willen dar, der ſchlechthin 
abſolut, d. h. von keinem andern abhaͤngig iſt, unterſcheiden ſich jedoch darin voneinander, daß 
der in der Demokratie herrſchende abſolute Wille nur an ſich abſolut iſt, während er in der 
Monarchie transſcendent iſt, außerdem Volke ſteht und fo zum Abſolutiomus wird. Ebenſo knüpft 
die Kirche ihre Geſetze an die Idee des Abſoluten, d. h. eines ſchlechthin abſoluten Daſeins oder 
Willens. Die Kirche iſt eine Anſtalt, in welcher das Geſetz dieſes abſoluten Willens verkündigt 
und zur Anerkennung gebracht wird. Die Kirche und bie abſolute Monarchie find daher zwei 
einander ganz nabe verwandte Auftalten. 

In beiden geborchen die Unterthanen einer über ihnen ſtehenden, von ihnen unabhängigen 
abfoluten Gewalt. Beine jind die Formen, in weldhenein abfoluter. Willerealijirt wird. An fid 
unterfcheines Ach der Abſolutismus der Kirche von dem politifchen dadlirch, daß ihr zunächſt Der 
phyſiſche Zwang fehlt, wodurch fie Die Anerkenaung ihrer Geſetze erzwingen kann; ihr ſteht zu- 
nächſt nur der pſychologiſche Zwang oder Die freiwillige Unterwerfung ihrer Unterthanen zu 
Gebota. Dies find jedoch nicht immer und nicht für alle Zeiten hinreichende Gatantien, um die 
Unterthanen im Gehorſam zu erhalten, die Kirche ſicht ſich deshalb nach einem Bundesgenoſſen 
um, welcher ihr feinen Arm, feinen phyſiſchen Zwang leiht. Dieſer Bundesgenoſſe iſt der ihr 
verwandte politifche Abſolutismus: 

Ebenſo reihen die Mittel, welche dieſer befigt, nicht für alle Fälle zur Erzwingung bes Ge⸗ 
horfams feiner Unterthanen aus, denn ein Zufall oder fonft eine Urſache kann dieſen bie phy: 
ilfche uͤbermacht verfihaffen. Der politifche Abſolutismus muß ſich Deshalb ebenfalls nady einem 
Bundesgenoſſen umfehen, welcher ihn des Willens feiner Unterthanen verfiert, welcher einen 
pſychologiſchen Zwang ausübt. Diefer Bundesgenoſſe ift der Firchliche Abſolutismus. Beide 
verbinden ſich nun, ergänzen fich gegenfeitig und Helen einander ihre Zwecke erreichen. 

Der politische Abſolutismus zreingt feine Untertanen zum Gehorfam gegen die Geſetze Der 
Kirche, er ſchafft eine allein gültige, vrivilegirte Staatskirche, welcher feine Untertbanen ange: 
hören mäfjen.. Die Kirche in ihrer Dankbarkeit für den geleifteten Dienft gibt dem politifcgen 
Abſolutismus die Weihe, flempelt feine Gewalt zu einer abjolut gültigen, zu einer göttligen und 
unantaftberen. Die herrſchende Gewalt zwingt die Linterthanen zum Gehorſam gegen bie 
Kirche, und die Kirche erzieht fie zum Gehorſam gegen den Staat, beide finden in dieſem bop- 
pelten Gehorſam ihre Rechnung, die Duelle ihrer Exiſtenz, bis Garantie Ihrer Macht. 

Dirfe Gründe, die natürliche Verwandtſchaft beider Gewalten und ihr gemeinſames Interefie 


flifteten den Bund zwifchen der chriſtlichen Kirche und dem roͤmiſchen Imperatorendes potismus 


unter Konflantin, den man den Großen nennt. Die Folgen davon waren fehr bald ſichtbar. 
Was urfprünglig freiwillig geweſen, mas in den Zeiten des Urchriſtenthums in dad Belieben 
jedes Einzelnen gelegt war, wurde jeßt geboten. Direct und indirect wurben bie Nichtehriflen 
zur linterwerfung unter das Geſetz ver chriſtlichen Kirche gezwungen, der Austritt aus ihr ge- 
jeglich verboten und eine Abweichung von dem vorgefchriebenen Glauben mit ben empfinblichfteu 
Nachtheilen und Strafen bedroht. Die Gewiflensfreiheit hatte ein. Ende. 

‚Im Abendlande geftaltete fih das Verhältniß zwifchen Staat und Kirche anfangs anders. 
Solange die Träger der Staatögewalt nicht abſolut maren, ſolange ſie nur eine vom Volke 
übertragene Gewalt ausübten, war ihre innerſte Überzeugung von ber abſoluten Gültigkeit, von 
der SGöttlichfeit der Lehren der Kirche der Hauptgrund, welcher fie beivog, ihren weltlichen Arm 
der Kirche zu leihen, abtrünnige Keger zu verfolgen, überhaupt Gewiflenszwang zu üben, ober 
auch die felbftherrliche Jurisdietion ver Kirche anzuerkennen. Später äußerte aber auch Hier die 
oben berührte Verwandtſchaft beider Gewalten ihre Wirkung, es erzeugte fih nah und nad) der 
fürſtliche Abſolutismus, die Lehre von dem göttlichen Rechte ver Herriher und der götflichen 
Natur per Stantögemwalt. Zwar kam der Eirchliche Abfolutismus, als dur die Anmaßung ver 
Bäpfte die Selbſtändigkeit der Throne immermehr geführnet wurde, mit der politifchen Herr: 
ſchaft in Sollifion, allein dieſes Zerwürfniß berührte nur dad gegenfeitige Verhältniß zwiſchen 
zwei verwandten Gewalten, für dad Verhältniß, in welchem fie zu ven linterthanen fanden, unt 
befonders für-die Freiheit der letztern blieb es ohne Einfluß. 

Nach der Neformation wurde der Zufammenhang zwifchen beiden Bewalten immer inniger. 
Die katholiſche Kirche hatte durch die kirchliche Nevolution einen zu gewaltigen Stoß erlitten, 
als daß fie fich in dem weltlichen Abfolutiömus nicht wiederum eine Stüge hätte ſuchen müſſen. 
Die proteftantifche Kirche, ſchon in ihren erften Anfängen auf die Unterſtützung ber politifchen 
Gewalt angewieſen, verſchmolz zulegt fo innig mit dieſer, daß in proteftantifhen Stuaten, wie 
im Khalifat, ber Regent zugleich kirchliches Oberhaupt wird, wenn auch misbräuchlich wird, da 
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das proteſtantiſche fogenannte Oberbiſchofsrecht über den Glauben keine Gewalt geben follte. 
Aber alle und jede Gewalt artet aus, wird despotiſch, wenn nicht die allgemeine Kreiheit aller 
Glieder fie beſtändig in Schranfen alt. Das fehlte aber bisher in der proteftantifchen Kirche, 
einen Theil der Reformirten und die neuern Sypnodalverfaflungen ausgenommen. Und auf 
leptere find unvollſtändig. So beftand denn feither meift zwifchen dem politiſchen Abfolutismus 
und den Kirchen die innigfle Freundſchaft. Beide greifen ineinander und unterftügen ſich gegen 
feitig, beide verbindet das gemeinfame Intereffe, dad Volk auf derjenigen Eulturftufe zu erhal- 
ten, auf welcher ed eine abjolute, außer ihm liegende Gewalt anerkennt. Die Priejter lehren, daß 
die Obrigkeit von Gott eingejegt fei, und die politifche Gewalt fucht jeder Neuerung auf kirch⸗ 
lien Gebiete entgegen zu treten, jede Abweihung vom kirchlichen Lehrbegriff, jede freifinnige 
Auffaffung der religiöfen Dinge zu beſchränken. Überall wird die Orthodorie durch die Bolizei 
unterflügt, überall Hält man fi feitend der Negierungen zu derjenigen Partei, welche den Firch- 
lihen Abfolutismus vertritt. Diefer innige Zufammenhang zwiſchen Staatögewalt und Kirche 
ift befonderd aus den neuern Bewegungen auf kirchlichem Gebiete erjichtlih. Man fürchtete 
3. B. den Deutſchkatholicismus, weil ex kirchlich revolutionäre Elemente enthält, weil er bie 
Macht der Briefter lähmt, feinen eigenen Prieſtern faft gar keine Handhabe gibt, an welcher die . 
Staatsgewalt fie faffen fann; man fürchtet jenen andern kirchlichen Abfall, weil er das Princip 
der Stabilität angreift, die Fahne des Fortſchritts aufpflanzt und dieſer Fortſchritt bei der 
innigen Verwandtſchaft zwiſchen Staats- und Kirchengewalt nothwendig beide afficiren muß. 
Kirchliche und politiſche Freiheit find ebenſo nahe verwandt als ihre Gegenſätze, als kirchlicher 
und politiſcher Abſolutismus. Wer in Sachen des Glaubens und der Kirche zu denken anfängt, 
der wird aud in politiicher Beziehung nicht mehr blindling& glauben und gehorchen. Abt. 
Gleichgewicht (Politiſches). Im Verhältniffe von Staat zu Staat ftellt ih den Ber: 
ſuchen der Vergrößerung des Beſitzſtandes und ber Ausdehnung der Herrihaft pad Streben der 
Erhaltung naturgemäß gegenüber, und mo man ein Übergewicht geltend zu machen fucht, wird 
zunächſt wenigſtens derjenige Staat, der ſich unmittelbar verlegt oder bedroht fieht, auf Bewah- 
rung des Gleichgewichts bedacht fein. Reicht die Kraft des legtern nicht aus, fo flieht er ſich 
wol auch nad Bundesgenoſſen um, damit des vereinten Macht gelinge, was bei fortvauernber 
Trennung unmöglich fhien. In diefem Sinne iſt das Streben für Erhaltung eined volitiſchen 
Gleichgewichts fo alt als die Weltgeſchichte ſelbſt. So erzählen Herodot und Xenophon, wie bie 
Beſorgniſſe ver Nachbarſtaaten vor dem mächtigen Verferreihe unter Cyrus zu einer Confoͤde⸗ 
ration ber Aſſyrier, Lydier und Ägypter geführt, an deren Spige Kröjus geftanden habe. Schon 
eine folche Bereinigung mehrerer Staaten, um ji in ihrer Stellung gegen einen andern Staat 
zu behaupten, ift durch die Erfenntniß eined gemeinfamen Interefled und darum Durch ein Ver⸗ 
hältniß bepingt, worin fie fih in einem politifhen Zufammenhange zu begreifen vermögen. 
Das Bewußtſein dieſer Einheit politifcher Intereflen, das ſich nun in der Form eines völkerrecht⸗ 
lichen Vertrags auf pofitine Weife außern mag, kann durch vorübergehende Umſtände, wie etiwa 
durch einen gemeinfchaftlich-fie bedrohenden Angriff, geweckt worden fein und mit dieſen Umflän= 
ven felbft wieder verſchwinden. Damit es dauernd werde und in ber Art ſich ausbilde, um von 
mehreren Staaten jeven einzelnen vie liberzeugung gewinnen zu laflen, daß feiner gewiffe Gren⸗ 
zen der Macht überſchreiten dürfe, um nicht als allfeitig gefährden zu eriheinen, wird ſchon 
vorausgeſetzt, daß jich die politifchen Griftenzen in ihren verfchievenen Lebensäußerungen viel- 
facher und bleibend verichlungen haben, daß ein Staatenſyſtem ſich entwickelt hat. Darum fin⸗ 
den wir im Bereiche des griechiſchen Staatenbundes ſchon jene eiferſüchtig wachſame Politik, die 
gegen die anſchwellende Macht bald des einen, bald des andern Staates zu wechſelnden Bünd⸗ 
niffen führte und jener Kombination politifcher Machtverhältniſſe alsbald durch andere Com⸗ 
binationen zu begegnen ſuchte. Thueydides ſchildert, wie daraus das Bündniß gegen Athen her⸗ 
vorging, das den Peloponneſiſchen Krieg erzeugte. Dieſelbe Ciferſucht ſtellte ſich ſodann Sparta 
gegenüber, und im Kampfe der Lacedämonier und Thebaner um die Herrſchaft neigten ſich 
Athen und andere griechiſche Staaten bald auf die eine, bald auf die andere Seite, die ihnen 
die ſchwächere ſchien. Als dann Macedonien die Unabhängigkeit des geſammten Griechenlandes 
bedrohte, drängte Demoſthenes zur Bonfüderation, und beſonders gab ihm dad Schickſal der 
Stadt Megalopolid Anlaß, über die Nothwendigkeit eines politifhen Gleichgewichts jo ſcharf⸗ 
finnige Gedanken ald je ein Bolitifer ver neuern Zeiten zu entwideln. Auch unter den Nach⸗ 
folgern Alexander's führte das Streben jedes einzelnen, feinen Theil an der Staatenbeute zu 
behaupten und jenem Uebergewichte ver Macht zu begegnen, zu zahlreichen Bündniſſen. Dies 
Staats⸗Lexikon. VI. 41 
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gilt jedoch weſentlich nur für die Zeit, wo in der durch die Herrſcherkraft des Eroberers verei⸗ 
nigten Ländermaſſe noch der Proceß der Scheidung von ſtatten ging; denn als bie einzelnen 
Staaten feftere Grenzen gewonnen hatten, trat die Politik ber Iſolirung wieber hervor, wonach 
jeder Staat für fi der Erfüllung feines Schickſals entgegenging. Überhaupt war in ber Be- 
riode der ältern Geſchichte der Verfehr von Staat zu Staat noch jo gering und die Kenntniß 
der Stantäfräfte über die Marken jedes beſondern Landes hinaus fo beſchränkt, daß es in ter 
Hegel der Anregung außerorventliher Umflände bedurfte, um ſolche politiihe Combinationen, 
bie eine größere Zahl von Staaten umfaßten, bervorzurufen. Beſonders auffallend zeigt ſich 
dies, wenn wir bie verhältnigmäßtg fo jeltenen und fo menig ausgebehnten Bünbniffe der von 
Rom bedrohten Staaten, wie z. B. diejenigen der Karthagenienfer mit Hiero von Syrafus 
und Philipp von Macedonien, mit der großen Menge der fletd von neuem fi ergeugenden 
Eoalitionen vergleichen, die fidy den Eroberungsplanen Frankreichs unter Zubwig XEV. und nnter 
Napoleon entgegenftellten. 

Noch weniger konnte in den Zeiten des Voölkerchaos, woraus allmählich Die neuere politiſche 
Ordnung fid) hervorbildete, von weiterreichenden Berechnungen der Bolitik die Mede fein. . Die 
Eroberungen der Franken unter Karl dem Großen fonnten bei nahen und fernen Bölfern nid: 
einmal die Beforgnig vor einer Univerfalmonardie ermeden und noch viel weniger ein Syften 
der Erhaltung eines politifchen Gleichgewichts erzeugen. Wie früher im vielflaatigen Hellas, 
fo Hildete fih für die neuere Zeit eine wachſamere und mehr combinirende Politik zuerſt in 
Stalien aus, wo die zahlreichen Berührungen einer groͤßern Staatenmenge auf verbältnigmäfig 
Eleinem Raume andy eine vielfeitige Beachtung in Anſpruch nahmen, und mo die Bolitif, ihren 
Geſichtskreis mehr und mehr erweiternd, bald auch die fernern Staaten in ihre Berechnungen 
hereinzog. Schon im langen Kampfe ver Genueſer und Venetianer, um dem Üebergewichte ber 
einen oder andern Macht entgegenzuarbeiten, fehen wir jene im Bunde mit den byzantiniſchen 
Kaifern und diefe mit den erobernden Osmanen vereinigt. Namentlid) wurde aber Italien durch 
die Eroberungsentmürfe bed franzöltihen Königs Karl VII für geraume Zeit ver Mittelpunkt, 
um welchen die Politik eines wachſenden Kreifes von Staaten hauptſächlich ſich drehte, nadyven 
erft die großen Monardien Spanien, Frankreich, Ofterreih, England innerlich ſich befeftigt 
Hatten und fortan auch nach außen ihre Blide wenden fonnten. Außer ven unmittelbar betbei- 
ligten italienifgen Staaten jah man alle andern Mächte des weftlihen Europa, felbft pas feme 
England, in gegenfeitigem Kampfe ihre Kräfte verfuhen und mit dem Oberhaupte der dirif- 
lihen Kirche jelbft die Türken im Bunde. Schon in diefer erjten Zeit, von der an Robertion vie 
Ausbildung des Gedankens eines politifhen Gleichgewichts rechnet, zeigte fich jedoch Die völlige 
Unbeftinmtheit viefer Idee, welche das Intereffe des Ehrgeizes fehr verfchieben zu deuten und zu 
wenden wußte. Zwar mußte Karl VIH., ver Erbe der Anfprüde des Hauſes Anjou auf pen 
Koͤnigsthron von Neapel, der feine abenteuerlichen Entwürfe felbft auf pas griechiſche Reich und 
auf die Vertreibung der Ddmanen richtete, vor ver erften Goalition zurũckweichen, bie ſich unter 
den: hauptfächlichen Einfluffe feiner frühern italienifhen Bundedgenoffen gebildet Hatte; aber 
Thon fein Nachfolger, Ludwig XIL, mußte ji einen Theil der für die Unabhängigkeit Italien? 
bewaffneten Staaten wieder anzuſchließen, indem er dieſen beſondern Gewinn gewährte ode 
in Ausficht ſtellte. Hin und ber ſchwankten die Bündniſſe. Da jedoch ſowol Venedig al 
Ludwig XII., gegen welche die von Macchiavelli entwickelte Politik zur Behauptung der Sefb: 
ſtändigkeit Italiens zur Anwendung kam, in ihrem Kampfe gegen bie Ligue von Cambre⸗ 
und gegen die fogenannte Heilige Ligue die Mat ver Eoalitionen envlich anerfennen mußten. 
ſo fonnte nun der Gengnfe an die Moͤglichkeit eines politifchen Gleichgewichts der Staaten 
fich befeftigen. 

Die anſchwellende Macht des ſpaniſch-habsburgiſchen Haufes ließ Hierauf Spanien mr 
Branfreich als die beiden Hauptgewichte in der ſchwankenden Wage betrachten, ſodaß das Ver: 
hältniß diefer beiden Mächte, neben welchen alle andern mweftlihen Staaten Europas nur in. 
untergeoroneter Stellung jich befanden, vorzugsweiſe der Gegenftand der politihen Specula- 
tionen wurde. Bon diefem Standpunkte aus ſchrieb noch der Herzog von Rohan feine 1645 
zuerfterfhienene Schrift: „Trutina statuum Europae.” Im Wechfel des Glücks erwachte da und 
dort die Furcht vor einem drohenden Uebergewichte oder gar vor einer Univerfalmonaräie. 
Die ungeheuere Ländermaffe, die Karl V. unter feinem Scepter vereinigte, ließ dieſe Furcht ala 
nicht ganz eitel erfcheinen, wenngleich der Beherrfcher felbft nicht mit Bewußtſein den Plan ver 
Bründung einer Weltmonardjie verfolgt haben mag, und wenngleich daB Haus Ofterreih — 
wie dies Hume(,„Essay on the balance of power’, in den „Essaysand treatises‘‘, Bb. I) richtig 
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bemerkte, und wie die Kriege Karl's V. felbft deutlich bemiejen haben — ſchon wegen ber zer: 
ftreuten Lage feiner Ränder viel weniger als Frankreich in dem Falle mar, einen folhen Plan 
ber Ausführung nahe zu bringen. Auch ſtand ſchon bei den Tode Phillpp's U. (1598) der 
Niefenkörper der ſpaniſch- habsburgiſchen Monarchie erihöpft und ermattet da, den Keim’ 
eines weiteren Siechthums im Innern tragend. Gleichwol drückte ihr Gewicht noch ſchwer genug, 
um ihre Zerftüdelung einen Heinrich IV. von Frankreich zum widhtigften Zwecke feiner Herrſchaft 
zu machen. Zugleid follte jedoch nad Heinrich's Plan durch Verſchmelzung ber Eleinern Staa 
ten Europas und durch Gründung einer in fich verbundenen Reihe größerer und gleicherer Mächte 
ein wahres politiſches Gleichgewicht Hergeftellt werden, ein Plan, in welchem bereite der Gedanke 
an natürliche Staatögrenzen eintrat. 

Inmitten der religidfen Wirren jener Zeit war fon bie politifche Giferfugt ber Fürften 


‚ mächtiger als bie Intereffen des Glaubens, der nur die Tiefen des Volkslebens bewegte. So ließ 


Franz I. von Frankreich die Proteflanten in feinem Lande verfolgen und ſchlachten, während er 
die evangelifchen Kürften Deutſchlands gegen KarlV. heite oder im Bunde mit ven Türfen ald 
Vertheidiger des Bapftes auftrat, ja ber Bapft felbft regte zum Kampfe gegen Philipp IL, ven 
fanatifchen Verfechter des Katholicismus, auf. Kopf und Herz fhienen in unvereinbarem Zwie⸗ 
fpalte, aber doch triumphirte ſchon auf der Falten Höhe ver Fürſtenthrone jener nüchterne Ver: 
ftand, der endlich unter der Herrfchaft ber eigentlichen Gabinetspolitik den ganzen Staatsförper 
zun Automaten erflarren ließ, um ihn nur durch einen hohlen Mechanismus, auf den tubten 
Begriff eines unbebingten Gehorſams gegründet, in Bewegung zu fegen. Immer fonnte in- 
deſſen bei ven Machthabern ver Gedanke an ein europäiſches Gleichgewicht nicht beftinimt hervor: 
treten, folange noch das Schickſal der nordiſchen Staaten nur mit feltenen Fäden in bad des 
Weſtens und Südens verflodten war. Erſt mußte ver Dreißigjährige Krieg aud jene in jeine 
Strubel ziehen, um endlich in der Stellung der Staaten, welche ver Weftfälijche Friede anerkannte, 
eine Berkörperung jener Idee erblicken zu lafien. Wirklich ſchienen hierdurch die Entwürfe Hein 
rich's IV. wenigftend theilmeife ind Leben getreten, da durch Ausbildung ber Landeshoheit ver 


deutſchen Reichsſtände und Beftätigung der fhweizerifchen Unabhängigkeit, fowie durch Aner⸗ 


fennung der politifchen Selbflänvigkeit der Niederlande und bald aud Portugals fowol bie 
Macht Spaniens ald Defterreihd geſchwächt war. Aber in bemfelben Maße flieg die Macht 
Frankreichs, ald diejenige Spaniens geſunken war, und fo ſaͤumte denn jener Staat nicht lange, 
alle Kräfte anzufpannen, um die Wagfchale völlig und für immer auf feine Seite zu neigen. 
Ahnliches verſuchte im Norden das gleichfalls durch den Weſtfäliſchen Frieden beſonders begün⸗ 
ſtigte Schweden. Da jedoch am Ende der Regierung Ludwig 8 ZIV. Frankreich nicht flärker 
daftand als im Anfange derfelben, da auch Schweden im Norben fein bisheriges libergewicht 
verloren Hatte, fo ſchien durd den Erfolg der langen Kämpfe felbft die Idee eines europãiſchen 
Gleichgewichts wenigſtens inſoweit Beſtätigung erlangt zu haben, als die Verſuche, ein einſei⸗ 
tig erdrückendes Übergewicht geltend zu machen, ſowol da als dort mislungen waren. Auch hat⸗ 
ten ſich alle Coalitionen, die ſich gegen die Umgriffe Frankreichs gebildet, die Erhaltung deſſelben 
zum Ziele geſetzt. Gleichzeitig war jedoch die gegenſeitige Stellung der einzelnen Mächte durch⸗ 
aus verändert worden, und es zeigte ſich alſo wiederholt, daß man die Bedingungen eines politi⸗ 
ſchen Gleichgewichts in nichts weniger als in einem ſtabilen Machtverhältniſſe ſuchen könne. 
Spanien, unter einem Zweige der Bourbonen, ſchien jetzt Frankreich näher verbunden, war aber 
noch mehr durch innern Verfall als durch äußern Verluſt geſchwächt und hatte feinen frühern 
Einfluß verloren. Auch Holland war zu einer Macht zweiten Rangs geworben, während ſich 
Großbritannien eine entſcheidende Bedeutung errungen hatte. Im Nordoſten war jeit Peter 
dem Großen das Übergewicht Schwedens auf das ruſſiſche Reich übergegangen; doch wurde 
dieſes durch den Beſtand eines polnischen Reichs und die noch immer furchtbare Macht der 
Osmanen im Schach und von einem wirkjamern Einfluffe auf die Angelegenheiten des weſt⸗ 
lichen Europa entfernt gehalten. In diefem Weſten glaubte man alfo fortan vie weſentlichſten 
Momente des politiihen Gleichgewichts in einer Verbindung Frankreichs, Spaniend und bed 
bourboniſchen Italien auf der einen Seite zu entdecken, auf ber andern Seite aber in der Ber: 
bindung Oſterreichs nebft vem Deutfchen Reihe und einem Theile Italiend mit England und 
mit Holland. 

Bis zum Tode Kaifer Karl's VL, in welder Zeit Preußen mehr und mehr erflarkte, um 
fpäter eine Hauptrolle fpielen zu fönnen, blieb die Stellung der Mächte weſentlich ungeändert. 
Die unsswarteten Entwürfe Spaniens unter dem Cardinal Alberoni hatten zwar plöglich alle 
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Berechnungen der Politik verwirrt, bie auf dieſe Stellung ſich gründeten, aber bie Bewegung, 
bie hierdurch erzeugt wurde, rief Doch nur eine Reihe wenig erfolgreicher Kämpfe, Allianzen und 
diplomatifcher Unterhandlungen hervor. Die zahlreichen und langwierigen Gongrefle jener Zeit 
erſchienen als das Zünglein an ver Wage des politifchen Gleichgewichts, das gerade durch fein 
unentſchiedenes Hin: und Herihwanfen auf einen Fortbeſtand deſſelben hinwies. Bisher hatten 
die Eoalitionen durchweg den Zweck, ven Berfuchen einzelner Mächte zur Grringung und Be: 
bauptung einer Präponderanz entgegenzuarbeiten, und diefen Zweck hatte man fo weit erreicht, 
daß feit Ende des 16. Sahrhunderts Fein einziger größerer Staat vernichtet und andern Staaten 
einverleibt wurde. Inden aber Die herrſchend geworbene Gabinetöpolitif dad ihr inwohnende 
Prineip der Selbftfucht immermehr entfaltete, kam man leicht zu der Anficht, daß ſich die Kräfte 
mehrerer Mächte ebenfowol zur gemeinſchaftlichen Vergrößerung und zur Unterbrüdung ver in 
ihrer Vereinzelung minder mächtigen Staaten, als zur Bertheidigung und zur Abwehr von An 
griffen vereinigen laſſen. So kam das Theilungsſyſtem auf, das fich mitunter in die Form des 
Arrondirungsfuftens verhüllte. Hierdurch verlor das Syſtem des Gleichgewichts feine Bedeu: 
tung, obgleich man fich glauben machte, daflelbe fortwährend zu behaupten, wenn man ſich nur 
über eine gleichmäßige Bertheilung der eroberten Ränder zu verſtändigen wiſſe. In dieſem Sinne 
bilbete ſich mit Verletzung der Heiligften Traetate gegen Darin Therefia eine furchtbare Goalition. 
In dem Kriege, ver jih daraus entfpann, wurde zwar die Öfterreihifche Monarchie durch die 
Kraft des Volkes vor Zerftücelung bewahrt; da jedoch wenigftens Preußen ven Plan feiner 
Bergrößerung durchgefegt hatte, jo erfhien das Syſtem des politifchen Gleichgewichts in einer 
nochmals veränderten Geftalt. Preußen trat fortan als europäifche Großmacht auf, und die fünf 
Großmächte von entſcheidendem Einfluffe waren nun Ofterreih, Rußland, England, Frankreich 
und Preußen. Hiernach glaubten die Staatömänner jener Zeit, Oſterreich mit der Hälfte 
Deutichlands, ſodann England, Rußland und Holland auf die eine Seite gruppiren und biefen 
Staaten Breußen mit der andern Hälfte Deutſchlands, Sranfreih, Spanien, das bourbonifche 
Stalien und Schweden gegenüberftellen zu dürfen. Aber fhon der Siebenjährige Krieg zeigte 
ganz andere Kombinationen, und wie man es vorher auf Ofierreich abgeſehen hatte, ſo drohte 
jetzt eine neue Coalition Preußen zu zerreißen. Auch dieſer Plan ſcheiterte. Man ſah ſich nach 
anderer Beute um, und fo fiel enblich das in ſich zerrüttete Polen als erſtes Opfer der vollendeten 
Selbſtſucht ver Cabinetspolitik. Aber ſelbſt während dieſes Unternehmens beriefen ſich die thei⸗ 
lenden Mächte fortwährend auf die Brineipien eines Gleichgewichtsſyſtems und borgten von 
daher die Sprache, momit fie ihr Attentat zu beſchoͤnigen fuchten. Auch glaubten fie, ſoweit es 
die Umſtände zuließen, bei ver Theilung felbft nad diefen Principien zu Handeln, indem zwar 
nad der Ausdehnung des Gebiets bei weitem der größere Antheil an Rußland fiel, aber doch 
nach der Seelenzapl und nach den Einkünften eine gewifle Verhältnißmäßigkeit beobachtet wurde. 
Selbft diefer Glaube war eine Täufhung. Denn wenn man annehmen wollte, daß die einzelnen 
Stüde mit denjenigen Staaten, die fie an ſich geriffen hatten, jemals organifch verwachſen koͤnn⸗ 
ten, fo hätte man doch nicht überfehen follen, daß das fernere Wachsſthum der Staatsfräfte im 
rößern ruffifchen Antheile ein viel beträchtlicheres fein werde als in den polnifhen Provinzen 
fterreich8 und Preußens, und daß alfo auch das gegenfeitige Machtverhältmiß der theilenden 
Staaten durchaus verändert und verrückt worben fei, ganz abgejehen davon, daß bie Lage des 
rufifhen Polen für Preußen und Oſterreich eine directe Gefährbung enthält. Von jegt an 
war dad Syſtem eines politifhen Gleichgewichts in Guropa nur noch ein blutig verflümmelter . 
Leichnam. Den Geift, ver es früher zu beleben ſchien, eine gewiſſe Achtung des Voͤlkerrechts over 
wenigftend des Staatenrechts, hatte ed aufgegeben, und doch gab man es noch für lebend aus, 
weil man meinte, die Seele töten zu koͤnnen, ohne zugleich ven Leib zu töbten. 

Nicht einmal ein Schrei des Entfegend entfuhr dem ohnmächtig danieder liegenden Europa 
bei ver Vernichtung Polens. Frankreich und England ſchwiegen oder drückten höchſtens ein kal⸗ 
te3 Bedauern aus, denn nach fo manchen Verfuchen des Staatenmordd konnte man faum mehr 
erftaunt fein, endlich auch ein folches Attentat gelingen zufehen. Erſt die Franzöfifche Revolution, 
ehe ſie dem diplomatiſch gefreuzigten europäifchen Staatenförper ven legten Gnadenſtoß verfette, 
beſchwor noch einmal das Befpenft eines Gleichgewichts. Weil die theilenden Mächte fi ver- 
größert hatten, fo gründete nun Frankreich auf das Intereffe dieſes Gleichgewichts felbft feine 
Anfprüce auf ein Äquivalent. Wenigftend wurden feine erften Umgriffe mit dieſem Vorwande 
beſchoͤnigt, und im Jahre 1805 machte jogar der Moniteur den freilich nicht ehr ernſtlich ge= 
meinten Vorſchlag, daß alle Mächte heraudgeben follten, was jie feit funfzig Jahren erobert 
hatten. Aber das Kriegsglück Frankreichs und Die Ueberwindung aller Coalitionen, die ſich ſtets 
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von neuem gegen daſſelbe gebilvet, fleigerten feine Korderungen, und bald gab man ſich feine 
Mühe mehr, aud) nur den Schein ver Erhaltung des frühern Syſtems zu bewahren. Während 
einer furzen Zeit [dien man zwar Frankreich Im Suüden und Werften fowie Rußland im Norden 
und Often ald praponderirende Mächte gelten laffen und hierdurch das Gleichgewicht auf eine 
neue Gombination zurüdführen zu wollen, wonad den beiden andern Großmächten des Feft- 
landes nur eine fecundäre Nolle zugedacht wurde. Allein da endlich Frankreich, mit unverhal: 
tenem Streben nach Alleinherrichaft, auch mit Rußland in entſcheidenden Kampf trat, jo erklärte 
man das bisherige Syſtem für eine Chimäre und die Eriftenz eines einfeitig überwiegenden 
Staates für die einzig mögliche Bedingung eines dauernden Friedens. Nur die tollfühne Haft, 
womit der Broberer auf fein Ziel losſtürmte, und die Macht der Elemente ließen feinen Rieſen⸗ 
plan fheitern; und da man nach den Friedensſchlüſſen von 1814 und 1815 das Schickſal Eu⸗ 
ropas in pie Hände derfelben fünf Grogmächte gelegt jah, die vor den Ausbruche ver Revolution 
die entſcheidende Stimme geführt hatten, fo. träumte man abermals von einer Herftellung ver 
frübern Grundlage. Da brad die Julirevolution das zwiefpaltige Königreich ver Niederlande 
auseinander. Auch alle andern aus ungleichartigen volfsthümlihen Beſtandtheilen zufammen- 
geſetzten Staatöförper, jene Marionetten der Kabinetöpolitif, deren Glieder fih nur durch fünft- 
li gejponnene Fäden nebeneinander reihen, zitterten vor dem Herannahen eines Völker⸗ 
flurmd in der wohlbegründeten Furcht, daß die Gebilbe der politiihen Scheidekunſt ſich loͤſen, 
daß bei einer Gärung der volksthümlichen Elemente auch im Gebiete der Politik die Geſetze 
einer natürlihen Wahlverwandtſchaft ver Nationalitäten ih geltend machen würden. Diefe 
Furcht jeldft gebar hun als Kinder des Entjegens zugleich einen verzweiflungsvollen Muth der 
Erhaltung und eine kluge Borficht, die fi zu einem Syſteme des Juftemilieu vereinigten, dem 
wenigften® vorläufig die wefentliche Erhaltung des Veftehenden gelang. So glauben nun die 
einen wieber mit größerer Zuverjiht an deſſen Fortdauer, während den andern in ihrem durch 
bedeutungsvolle Zeichen der Zeit genährten und gerecdhtfertigten Zweifel die Kriſis nur hinaus- 
geſchoben ſcheint. 

Während des 17. und bis gegen die Mitte des 18. Jahrhunderts hatte man für die Idee 
eines europäiſchen Gleichgewichts geſchwärmt, und darum war ihrer Begründung und Ent: 
wickelung aud) ein fehr großer Theil der politifchen Literatur gemipmet. Als man dann mit ben 
Theilungsſyſteme ven Anfang gemacht, wurde der frühere Glaube an feine Möglichkeit oder fein 
Dajein erfchüttert und bald als Aberglaube bezeichnet. 1) Allein wie die Heilmittel ſich zu ver: 
mehren pflegen, wenn vie Krankheit am bedenklichſten geworben, und wie nıan gerade dad ſchwin⸗ 
dende Leben um fo eifriger feftzuhalten bemüht ift, fo vervielfältigten fi) wieder die Schriften 
über und für das europätfche Gleichgewicht gerade zu ver Zeit, als jchon die Kranzöjifche Nevo- 
Iution das bisher behauptete Syſtem mit völliger Auflöjung bedrohte. 2) Endlich fehen wir in 
der neueften Zeit, wie der Gebanfe an die Möglichkeit deſſelben entweder völlig verworfen wird, 
oder wie man ihn doch auf andere Weile als früher wieder in die Wiſſenſchaft einzuführen 
ſucht.) Auch laßt fih im allgemeinen bemerken, daß in der jüngften Zeit zwar die Zahl ber- 
jenigen Schriften, welche vie Stellung einzelner Staaten Ind Auge faffen, ſehr zahlreich gewor- 
den ift, daß man fi aber wenig mehr mit allgemeinen Glaflificirungen derſelben nach ihren po⸗ 
litifhen Intereffen und Madtverhältniffen befafien mag. Man fühlt e8 wohl, daß man ben 
Grund, worauf manfid das frühere Syſtem erbaute, unter den Füßen verloren und bisjept 
keine neue Bafls gewonnen hat, worauf es ſich in anderm Geiſte wieder aufführen ließe. 

Im Rückblicke auf die Kriege und Friedensſchlüſſe, woraus der Gebanfe eines politifchen 
Gleichgewichts ſich entwidelte und im ſtets wechſelnden Geftalten geltend zu machen fuchte *), 
ſowie unter Beachtung ber einjchlägigen Literatur mag man nun zwar ten Begriff veffelben in 
feiner leeren Allgemeinheit erfaflen, ohne jedoch damit für die Anwendung und das Leben ein 


1) Zufti, Chimäre des Gleichgewichts von Europa (2 Thle., 1758—59). 

2)v. Schmettow, Patriotifche Gebanfen über flehende Heere, politifches Gleichgewicht u. f. w. 
(Altona 1793). Gaspari, Über das politifche Gleichgewicht ber europäifchen Staaten (Hamburg 1793). 
Hendrich, Verſuch über das Gleichgewicht der Macht bei den alten und neuen Staaten (Leipzig 1796). 
Vogt, Syſtem des EL eihewichte und der Gerechtigkeit (Frankfurt 1802). Gen, Fragmente aus ber 
Geſchichte des politifchen Gleichgewichts in @uropa (1804—6). ‘ 

3) Butte, Ideen über das politifche Gleichgewicht von Europa (Leipzig 1813). Theopluton, Bom 
Götzendlenſte unferer Zeit. Erſter Oipe: Bolitifches Oleichgewicht (Berlin 1818). Xedie, Historical 
research into the nature ofthe balance of power in Europe (London 1817). Das europäifche 
Bleichgewicht der Zufunft (18597. 4) Vgl. den Art. Trieben, Friedensſchlüſſe. 
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gebeihliches Refultat zu gewinnen. Man verfteht unter politifchem Gleichgewicht (balance du 
pouvoir) einen folden Zujanımenhang und ein ſolches Machtverhältniß einer Mehrheit neben- 
einander beſtehender Staaten, wonach feiner von ihnen die Unabhängigkeit over bie mejentlichen 
Rechte eined andern Staates ohne wirkſamen Widerſtand von irgendeiner Seite und folglid 
ohne Gefahr für fich ſelbſt dauernd zu beihädigen vermag.®) Die Gefchichte des europäiſchen 
Staatenfyftemd weift auf manche Fälle hin, wo den einfeitigen Umgriffen gegen einen befondern 
Staat ſchon durch die Beforgniß eines wirkfamen Widerftandes von feiten einer Mehrheit von 
Mächten vorgebeugt wurde; allein fie zeigt zugleich, daß dieſe Beſorgniß nicht unter allen Um⸗ 
fländen viefelbe war. Auch endigten die Kriege nur ausnahmsweiſe mit einer völligen Her 
ftellung des früher beſtandenen Zuftandes, und eben ſowol durch äußern Gewinn oder durch 
Berluft an Umfang und an Macht als auch Durch vie verfchiedene Kraftentwidelung im Innern 
der einzelnen Staaten war die Stellung und Beventung berfelben fortwährenn eine veränderliche 
Da indeffen während längerer Zeit wenigftend Fein. beveutenvder Staat völlig vernichtet wurkbe, 
fo glaubten mande die Lehre vom politiſchen Gleichgewichte wenigſtens als eine Theorie der 
Gegengewichte (systeme des contre-poids) bezeichnen zu koͤnnen, weil zwar nie ein vollkom⸗ 
menes Gleichgewicht herzuſtellen, aber doch eine ſolche Schwantung zu erreichen ſei, welche, 
durch Gegengewichte geregelt, gewiſſe Grenzen nicht zu überſchreiten vermöge. Endlich ſprachen 
andere von einem politiſchen Gravitationsſyſteme. Allein dieſe Anwendung der Bewegungs: 
gefeße der Weltkörper auf die Stellung ver Staatskörper entſprach ſehr wenig ven wirklichen 
Verhältniſſen, weil im Bereiche des europälfchen Staatenfyſtems doch nie von einen politifdgen 
Gentralförper und einer Mehrheit abhängiger Staaten, fonvern vielmehr von einer Reihe un: 
abhängiger Mächte die Rede war. Dachte man ſich aber Hierbei verſchiedene Gruppen größerer 
und fleinerer Staaten, eine Mehrheit politifher Syfleme, wovon jedes einzelne feinen Gentral: 
ftaat und feine Nebenförper habe, während alle zufammen einen gemeinfanen idealen Schwer: 
punkt befigen, fo war auch diefes Bild nicht fehr treffend gewählt, weil ſich die Politik ver 
Staaten nie dauernd in denfelben gemefjenen Sphären bewegte. 

Am ridtigften würde alfo das, was man politifches Gleihgewicht nannte und was von 
Anfange des 17. bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts eine gewiſſe Realität hatte, als ein Syftem 
der Gegengewichte in dem oben bemerften Sinne bezeichnet werven dürfen. Zur ben Befland 
und Die Geltendmachung eines folden Syſtems wird nun zunächſt ein fortvauerndes Intereffe 
einer Mehrheit von Staaten mit überwiegender Macht für die Erhaltung der Unabbängigfeit 
und ber weientlihen Nechte jedes einzelnen vorausgeſetzt. Nun läßt fi aber nit wohl ein 
Staatenfuften denken, worin nicht eine Übermacht ebenfowol zur Untervrüdung als zur Erhal⸗ 
tung befonderer Staaten mit Erfolg ſich vereinigen Fönnte, man müßte denn vorausſetzen 
bürfen, daß jeder einzelne Staat eine ‚genügenbe Kraft befige, um den Angriffen aller andern 
Mächte gewahfen zu bleiben. Wo eine ſolche Borausfegung unmöglich ift, muß die ganze 
Theorie eines politifhen Gleichgewichts ihre Bedeutung verlieren, fobald das Interefle der all: 
feitigen Erhaltung und die Achtung des Völkerrechts verſchwindet. Diefes war in Europa wirk⸗ 
lih der Ball, als fih Eoalitionen zum Zwede der Zerfüdelung mit Erfolg zu bilden an- 
fingen. Die confequente Fortfegung dieſes Theilungsſyſtems hätte enplich Europa einer Zwei⸗ 
herrſchaft unterworfen und vielleicht einer Alleinherrichaft, wenn die beiden lebten felbftändigen 
Staaten ſich nicht gegenieitig hätten die Wage halten können. 

Ein eigentliches politiſches Gleichgewicht, dad auf feſterm Grunde ruht als auf dem zufäl- 
ligen Umſtande, ob die gegenſeitige Eiferſucht der Machthaber fortwährend groß genug iſt, um 
fie nicht in überwiegender Mehrzahl gemeinſchaftliche Unterdrückungsplane faſſen zu laſſen, iſt 
alſo in Wahrheit nur durch eine ſolche Geſtaltung und Vergliederung der Staaten geſichert, 
wonad der im Staatenfofteme vorherrfchenne Wille und die ihm zu Gebote ſtehende genügende 
Macht auf Erhaltung der Unabhängigkeit und der wefentlihen Rechte jedes einzelnen Staates 
fortmährend gerichtet fein müffen. Die Beantwortung der Frage nad) den Bedingungen der 
Möglichkeit eines folhen Zuſtandes Hängt vor allem von der Beantwortung der meitern Frage 
ab, worauf die Macht eined Staates weſentlich beruhe. Wie nun die Kraft des Einzelnen von 
feinem Glieverbaue, von feinen geiftigen und fittlihen Anlagen ſowie von der Entwickelung der: 
felben abhängt, fo beſtimmt ſich auch die Kraft der Staaten nach ihrer materiellen, geiftigen und 
fittlihen Organifation, und zur Bemeflung derſelben müflen in verſchiedenen Perioden und unter 
verfchiedenen Umſtänden auch fehr verſchiedene Momente berudfichtigt werben. 


5) Heffter, Völferrecht, ©. 5. 
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Als mit dem Weſtfäliſchen Frieden vie Idee eines politifchen Gleichgewichts in Europa ent- * 


ſchiedener hervortrat, waren Die ermatteten Völker als willenlofe Werkzeuge, als politifch Teblofe 
Mailen in die Hände ver Machthaber gefallen. Selbſt die religiöfe Begeijterung und der Fana⸗ 
tismus des Glaubens hatten ihren Sporn verloren, und die ganze Kriegsverfaſſung gründete 
ſich ausſchließend auf ſtehende Heere, wozu man ſich den Stoff entweder zujammenfaufte ober 
aus einzelnen Klaffen der Bevölkerung herausnahm. In diefer Periove, da noch das Gefühl 
und das Bebürfniß ber volksthümlichen Selbftändigfeit ſchlummerte, war ed nicht anders 
möglid, ald daß man nur zu nem Gedanken eines bloßen mechanischen Gleichgewichts gelangte, 
indem man Die Staatöfraft audfchließend nady der Größe ver Bevölkerung bemaß, infofern ſich 
auß diefer größere ober Fleinere Heeresmaſſen ausheben ließen; nach den finanziellen Mitteln, 
wodurch fi die Machthaber eine größere over geringere Zahl der zu ihren Planen tauglichen 
Werkzeuge verfhaffen und erhalten konnten, und etwa nad der Beſchaffenheit der Staats: 
grenzen, die aber nur. vom militärifchen Gefichtöpunfte aus, nad ihrer Tauglichkeit für Ver: 
theidigung oder Angriff beurtheilt wurden. Als geiftiges Element wurbe höchſtens ein eng- 
berziger Gorpögeift im Heere und bei einer untermwürfigen Kafte von Staatsdienern künſtlich 
gepflegt, während man ſelbſt an die Möglichkeit eines Nationalgeifted und einer Volksehre nicht 
zu glauben ſchien. Und in diefer Richtung ſteigerte man ſich allmählich bis zu einem ſolchen 
Gipfel von Einfeitigfeit, daß bei jever Vergrößerung eines europäifchen Großſtaates auch alle 
andern Großmächte auf ein Aquivalent glaubten Anfpruh machen zu dürfen, ja daß man 
die innere Kraftentwidelung einzelner Staaten zu hemmen und zu hindern fuchte, wenn man 
niet meinte gleichen Schritt mit ihnen halten zu können. So wurde die Ausbildung eined 
europälfchen Gleichgewichtsſyſtems, das urſprünglich die Erhaltung des vorhandenen Staaten- 
beſtandes bezwedte, zur Quelle oder wenigftend zum Vorwande zahllofer Umgriffe und Rechts⸗ 
verlegungen. 

Schon die fortwährennen Schwankungen in den Machtverhältuiilen, das Sinfen und Stei- 
gen einzelner Staaten, die alle Vorausſicht täufchenden Veränderungen in ihrer politifchen 
Stellung mußten darauf hinweifen, daß fih auf eine mechanifhe Abwägung der Staatöfräfte 
feine dauerude Gliederung des europäiſchen Staatenſyſtems gründen laffe. Für die neuere Zeit 
aber, nachdem vie Franzöſiſche Nevolution leuchtend und zundend ihre Brände in alle Länder ge= 
ſchleudert hat, und da ihr Feuer, wenigftens unter der Aſche fortglimmend, alle Elemente fort- 
mwährend in Garung hält, erfcheint jener Gedanke an ein mechaniſches Gleihgewicht der Staa- 
ten oder an ein Syften der Gegengewichte nur ald ver Schatten eines Traumbilded, ohne anderes 
Weſen, als daß er noch verfinflernd in Die Köpfe derjenigen Staatömänner fällt, die fi von ven 
Dorurtheilen der alten Schule nicht loszureißen vermögen. In fo tauſendfachen Abftufungen ziehen 
ſich die politifchen Sympathien und Antipathien durch alle Länder, in folden DMape ift die 
Staatöfraft von denda und dort im Volke vorherrſchenden Interefien, Anfihten und Meinungen, 
auch von Vorurtheilen und Keidenfchaften abhängig geworden, daß ed jegt weniger ald je zuvor 
eine politifche Nechenkunft gibt, welche die Kräfte der gegenwärtig beftehenden Staaten fo genau 
zu vergleichen vermöchte, um hiernad) behaupten zu bürfen, daß die einen den andern unter allen 
Umſtänden jo gewachſen fein werden, um jich bei außbrechendem Kampfe auch nur in ihren: jegigen 
weſentlichen Beſtande behaupten zu fünnen. 

Dürfte man zwifchen zwei Stagten oder Staatenverbindungen die numerifche und phyſiſche 
Stärke verBevälferung ſowie den Örad ihrer geiftigen und fittlihen Cultur ald völlig gleich vor- 
ausfegen, fo würden doc ſchon der Imfang, die Begrenzung und Beichaffenheit ihres Gebietes 
wefentliche Unterſchiede hervortreten laſſen. Die geringere Ausdehnung deſſelben bei größerer 
Dichtigkeit der Bevölkerung und die höhere Kultur des Bodens, alfo die größere Concentration 
der Staatskräfte, mag den Angriffskrieg mit mehr Nachdruck führen laſſen, während ver weitere 
Flächenraum und die geringere materielle Gultur die Vertheidigung begünftigen mögen. Wäre 
die ganze Kraft des ruſſiſchen Reichs auf ven Flächenraum des Öfterreihifchen zufammengebrängt, 
fo würde es der Üübermacht Napoleon's wahrfcheinlich unterlegen fein, und ſchwerlich hätten bie 
vereinigten Kräfte Europas diefen vom Throne geftürzt, wenn fi Sranfrei noch einige Hundert 
Meilen in ven Atlantifshen Ocean erftredte. . Das Meer, welches Großbritannien umgürtet und 
ſchützt, if ein wichtigeö Element feiner Stärfe, und doch wird ed dadurch, wurde es wenigftend 
Bid zu dem gegenwärtigen Umſchwunge des Seekriegsweſens und der Transportmittel ge= 
hindert, in größern Maſſen angriffsweife zu wirken, ſodaß es mit demſelben Dreizade, womit 
ed fich gegen eine Welt zu vertheinigen vermag, jelbit einen europäifchen Staat von mittlerer 
Groͤße nicht würde umflürzen Eönnen. Aber auch jene Boraudfegung einer Gleichheit ift 
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durchaus unmöglich, und in keiner einzigen Beziehung laſſen ſich aus Staaten und Reihen von 
Staaten nach bloßen todten Formeln politiſche Gleichungen bilden. Selbſt mit einſeitiger Rũck⸗ 
ſicht auf die Größe der Bepölkerung wird man keinen der jetzt beſtehenden Staaten einem andern 
völlig gleich finden, und ebenſo wenig wird man Combinationen von Staaten, für welche diefes 
gelten koͤnnte, zu erſinnen vermögen. Und wäre dies für einen Moment annähernd gelungen, 
fo würde doch gar bald wieder das Verhältniß ein anderes fein, weil die Bewegung der Bevöl⸗ 
ferung überall eine andere if. (S. Bevölkerung.) Noch taufend andere Umflände entſcheiden 
über die Stärke der Staaten. Man würde jih die Fragen ftelfen müffen, wieweit gleiche Abſtam⸗ 
mung und Sprade die Bewohner eines Staates mit feflern oder minder feften Banden ver 
Sympathie umziehen; ob derſelbe Glaube die Gemüther beherrſcht, oder ob die Verſchieden heit 
der religidfen Meinungen und Formen die Maffen mehr oder minder fpaltet; ob diefe oder 
jene Beruföthätigfeiten überwiegen, und was bie Menfchen da und dort werden durch das, was 
fie thun; ob Verfaflung und Verwaltung den Sinn für politifche Unabhängigkeit werfen und 
erhalten, ven Stolz der Freiheit nähren und die aufopfernde Liebe zum Gemeinwefen anfachen, 
oder ob fie dieſe erſchlafſen und erflarren laſſen. Wir müßten endlich alle zahlloſen Abſtufungen 
in den geiſtigen und ſittlichen Anlagen wie in der Entwickelung derſelben zu erkennen und zu 
bemeſſen vermoͤgen; wir müßten alle tauſendfachen Schattirungen der geiſtigen Kraft, die ſtets 
neue und ungeahnte Hülfsmittel zn erzeugen weiß, ober der Schwäche, die nur im hergebrachten 
Gleiſe filh bewegt, fowie alle Grade von Muth oder Yeigheit, von Erregbarfeit over Stumpf: 
ſinn in allen ihren Folgen beurtheilen Eönnen, um von einen Gleichgewichte der Stantsfräfte 
reden zu dürfen. Und weiles für den Staat und feine Bewohner feine Kraftmefler ihrer phyft- 
ſchen, geiftigen und ſittlichen Stärfe gibt, jo muß man aud auf ven Gedanken an vie Herftelluug 
eines ſolchen politifhen Gleichgewichts verzichten, das nur auf eine gewiſſe Vertbeilung der 
Staatökräfte gegründet ifl. 

Um fo verwerflicher ift dieſer Gedanke, als auch die beſondern Umſtaͤnde, unter welchen ein 
Staat gegen den andern ſeine Kräfte verſucht, und die beſondern Zwecke, die er verfolgt, gerade 
in der neuern Zeit von dem entſchiedenſten Einfluſſe ſind. Im Kampfe für feine Unabhängig- 
feit und im Feuer der Freiheit geftählt ftand Frankreich vem gefammten Europa unüberwindlich 
gegenüber. Hätte diefes Frankreich nad) den Ereigniffen ded Jahres 1830, feinem Gelüfte nad) 
der Rheingrenze folgend, den Kampf begonnen, fo dürfte wol die Kraft des zum Bewußtſein 
feiner Nationalität erachten deutſchen Volkes genügt haben, jenes in feine Schranken zurückzu⸗ 
weiſen. Aberdarf man behaupten, daß daſſelbe Schwert nur paffelbe Gewicht gehabt Hätte, wenn es 
zum erflärten Zwecke ver Herftellung der Unabhängigfeit der Bolen in bie Wagichale des mis: 
handelten Volkes wäre geworfen worden? Die Integrität des Osmaniſchen Reichs iſt Die morſche 
Stüße, an welcher noch die Chimäre eines europäiſchen Gleichgewichts ängftlich fi feſthält, und 
die Eiferſucht der europäifchen Mächte zeigte fich noch jüngft ſtark genug, dieſelbe gegen Ruß⸗— 
land, das jelbft wieder in diefem Kriege einen Beweis feiner wirklichen Schwäche bei ſcheinbarer 
Allmacht lieferte, aufrecht zu halten. Schwerlich würde jevod ganz Europa Rußland verhindert 
haben, feine Adler auf die Zinnen von Konftantinopel zu pflanzen, wenn e8 fi zur Zeit des 
griehifchen Unabhängigkeitdfampfed in großartigem Sinne als Befreier aller unterbrüdten 
Hriftlichen Völker der europäifchen Türkei angekündigt hätte, und auch jegt iſt biefer Schritt, 
gleichviel von mem ausgehend, nur eine Frage der Zeit. Selbit jede Veränderung im Innern 
eines Staate8 kann feine Stellung gegen das Ausland weientlid verändern. Wenn man alſo 
behauptete, wie diejed häufig gefchehen ift, daß das Syſtem eines europäifchen Gleichgewichté. 
weil ed nur die Erhaltung des völkerrechtlichen Beſtandes zum Zwede habe, unabhängig vor 
den innern Neformen oder Revolutionen jei, jo war auch diefeVorausfegung irrig. Sie wäre 
erft dann richtig, wenn die Bevölferungen ber verjchiedenen Staaten nur als Nullen zählten, 
welche einzig durch eine monarchiſche Einheit an ihrer Spitze Werth und Bedeutung erhielten; 
wenn mit der Grenze jedes bejondern Staates zugleich da8 Band der materiellen, geiſtigen und 
fittlihen Intereſſen abgejänitten wäre, dad Völker mit Völkern in fehr wechſelndem Sinne vers 
fnüpft, weil der ewig fhaffende Geift der Zeiten nur neue Fäden zieht, indem er bie alten und 
mürben im Geipinfte der Politik zerreipt. 

Daß Irrige in dem Glauben an die Möglichkeit eines politifchen Gleichgewichts auf der 
Grundlage der jetzt beſtehenden Staatenbildung und Staatenmacht liegt darin, daß man den 
Begriff eines Verhältnifſes, das nur von lebloſen, einfeitig und mechaniſch wirkenden Kräften 
gilt, auf das Gebiet des organiſchen Lebens herüberziehen will. Auf dieſem Gebiete herrſcht das 
Geſetz der Mannichfaltigkeit und der Eigenthümlichkeit. Es iſt ſchwierig, ja es iſt unmöglich, die 


Gleichgewicht Politiſches) 649 


. phofiſen, geiſtigen und ſittlichen Kräfte zweier Individuen in ihrer Geſammtheit und im vor⸗ 
aus nach allen ihren Äußerungen zu bemeflen. In noch viel hoͤherm Grade gilt das von ben 
Staaten, ald von zufammengejeßten politiſchen Periönlichkeiten. Brellih wird man den Eu- 
ropäer dem Karaiben oder den gereiften Mann dem Kinde für überlegen achten. In demfelben 
Sinne wird niemand die Stantöfraft eines Fürſtenthums Liechtenftein mit ver eines öſterreichi⸗ 
ſchen Kaiſerthums, oder diejenige einer keimenden Republik des ſüdlichen Amerika mit der eined 
britifchen Reichs auf gleiche Zinie flellen. Aber es gibt Berhältnifle, unter melden ver Europäer 
dem Karaiben weichen muß, und der Wurf eines Knaben kann einen Riefen töbten. So kann 
auch im Voͤlkerleben das Kleinfte zum Größten werben, und innerhalb der engen Grenze ded 
unbebeutenpften Staates kann der Funke ſchlummern, welder, zur Flamme aufihlagend, ein 
blos künſtliches Staatengebäude zu zerflören vermag, damit fi) aus der Zerftörung Neues ge- 
ftalte. Ausschließlich durch eine gewiffe Abwägung ver Staatökräfte wird ſich alfo nie der Zu- 
ftand erreichen laflen, ven man jich zum Ideale eines politifchen Gleichgewichts ald Ziel vorfegte. 
Vielmehr ift es die wefentlichfte Bedingung für die. Herflellung deflelben, daß ber in jedem beſon⸗ 
dern Staate herrſchende Gefammtwille innerhalb ver ihm zugewiejenen Grenzen der Größe 
und des Rechts ſich befriedigt fühle, und daß er dieſe Grenzen ebenjo wenig zu überſchreiten ge: 
neigt jein könne, als etwa ein Individuum dahin fireben mag, ſich in eine fremde Verfänlichkeit 
umzufegen, ober als im organiſch geglienerten Körper des Ginzelnen fi das Haupt in den 
Rumpf oder die Füße in die Hände zu verwandeln ſuchen. Eine foldhe Befriedigung ift nur 
möglih, wenn bie politifhen Grenzen ven Staatdinbividualitäten entfpredhen und in biefem 
richtigen Sinne natürliche Grenzen find; wenn aud in ver Verkettung der Staaten der Geift, 
der in jedem beſondern Staatöförper waltet, begreifen und empfinden muß, daß er ein natür⸗ 
lich begrenztes Theilganzes belebt und befeelt. Will alfo die Politik mehr als einem bloßen 
Schattenbilde nachjagen, will fie nach einer Realität ftreben, fo muß fle erfi von vem Gedauken 
an die Moͤglichkeit eines mechanischen zu dem eines organiſchen Gleichgewichts der Stanten ſich 
zu erheben wiffen. 

Was ift nun dad Unmittelbarfte, wonach ſich im großen Ganzen der Menſchheit die ein⸗ 
zeinen Glieder geftalten? Ohne Zweifel find e8 die Nationalitäten, wie dieſe nach Abftammung 
und Sprache fi beflimmen.®) Iſt doch die Sprache die nächſte und natürlichſte geiftige Erbſchaft, 
die von den Altern anf die Kinder übergeht, das Blut des geiſtigen Lebens, das einen Körper 
durchdringt und von Gefchlecht zu Geſchlecht ſich erfegt. Doch wird die Einheit derſelben Staats⸗ 
formen nur infoweit die Nationalitäten dauernd umfaflen können, als dieſe über geſchloſſene 
Gebiete innerhalb derfelben äußern Grenzen herrſchend fich ausbreiten. So fehen wir in allen 
Colonialgebieten das Streben nad Selbftänbigfeit erwachen, wenn auch die Sprache mit ber- j 

jenigen des Mutterlandes diefelbe ift und unter dem Einflufle eines fortwährenden geiftigen und 
perſoͤnlichen Verkehts zwifchen den verwandten Nationen felbft nad der politifhen Trennung 
wefentlich diefelbe bleibt. Allein ſelbſt dieſes Ringen nad) politifher Unabhängigkeit in den 
Tochterländern ift nur eine Folge des auch das Völferleben beherrſchenden Geſetzes ver Indivi⸗ 
dualifitung; denn e8 wird erft hervortreten, wenn unter dem Einfluſſe einer andern äußern 
Natur und einer hierdurch bedingten veränderten Lebensweiſe auch im Tochterlande das indivi⸗ 
duelle Selbſtgefühl bis zu einem gewiffen Grade erwacht ift, ſodaß es fortan nur eined geringen 
Anlafjeß bevarf, um das früher vereinigende politifhe Band zu zerreißen. 

Gegen die Ausführbarkeit einer politifchen Gliederung des Völkerlebens nad) der natürlichen 
der Nationalitäten bat man manche Einwendungen geltend zu machen geſucht. Man hat hervor⸗ 
gehoben, daß es einzelne Trümmer von Nationen gab und noch jetzt gibt, wie z. B. die Romanen 
in Graubündten, die Basken in ven Pyrenäen, die celtiſchen Völkerſchaften im norbiveftlichen 
Frankreich, in Wales, Schottland und Irland, die zu Feinem ſelbſtändigen politifhen Dafein 
‚berufen find, auch dieſes nach der Lage der Berhältnifie nicht wohl fein können, und deren Cigen⸗ 
thümlichkeit und Sprache, obgleich langfam, doch ununterbrochen in ber Nationalität der fie 
umringenden und immermehr durchdringenden Völker untergehen. Aber gerade diefer Aſſimi⸗ 
Iationsproceß ift ein Beweis für die Behauptung, daß überall binnen gewiſſer Grenzen eine 
beſtimmte Nationalität ein Übergewicht zu behaupten firebt. Wan meift ſodann auf ſolche 
Staaten bin, deren Bewohner die politifche Herrfchaft eingewanderter Stänme ertrugen und mit 
ihnen endlich, wie e8 bei ven romanischen Völkern gefhah, zu neuen Nationalitäten verſchmol⸗ 


6) Vortrefflich ift, was darüber Mohl in feiner Abhandlung: Die Nationalitaͤtsfrage, in Staats⸗ 
recht, Voͤlkerrecht und Politik (1862), II, 333 fg., fagt. 
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zen; und man beweift damit nichts anderes, als daß auch im Völferleben zugleich eine phyfiſche 
und geftge Begattung vor ſich gehen Eann, deren Sprößlinge, obgleich die Eigenfchaften bei⸗ 
der Altern nad verjhietenen Graben in ſich aufnehmend, doc immerhin eine beſtimmt ausge 
prägte Eigenthümlichkeit bejigen werben. Wir jehen ferner Nationen, welche, wie die Juden, 
durch befondere Ereigniffe ihre politifhe Eriftenz einbüßten und dahin und borthin zerfireut 
wurden. Aber die politifhe Vernichtung einer einzelnen Nation beiweift jo wenig gegen ein 
natürliches Recht der Nationen auf ein felbftänpiges politifhes Dafein, als der Tod eines Indi— 
viduums den Trieb, die Kraft und dad Recht des Lebens bei andern Iudividuen vernichtet. 
Auch läßt fih nicht leugnen, daß felbft die Juden, troß ner Fähigkeit ihres Charakters, in Sprache 
und Lebensweiſe ſich mehr und mehr den fie umgebenden Nationen anſchmiegen mußten, und es 
würde in höherm Grade geſchehen fein, wenn. fie nicht nie Politik beharrlich zurüdgeftoßen Hätte. 
Endlich gewahren wir Theile von Nationen, die mit ihren Stammesgenoſſen noch jept Die gleiche 
Sprache reden, aber, unter fremder Herrſchaft ſtehend, ſich nach keiner politiſchen Wiederver⸗ 
einigung mit ihnen fehnen. Es läßt fih nicht verfennen, daß die Bewohner des Elijah unter 
den jegigen Verhältniffen ihre Verbindung mit Frankreich gegen bie mit Deutichland nicht ver= 
taufhen mögen. Aber wenn ed unter befondern Umfländen ben Bliedern einer Familie im 
fremden Haufe behagt, fo Hört Damit dad Familienleben nicht auf, feinen eigenthHümlichen Reiz, 
feine natürliche Schönheit zu behalten; und find die Umſtände anders getvorben, fo mag es den 
getrennt gewejenen Gliedern wieber beffer im Familienkreiſe als jemals in ver Fremde gefallen, 
obgleich nichtö zu der Erwartung bereditigt, daß dieß 3. B. bei den Bewohnern des Kifafies 
je eintreten wird. | 

Alle diefe Cinwürfe find nicht einmal Ausnahmen von der Regel, daß ſich naturgemäß Das 
DBölkerleben nad den Nationalitäten auch politifh zu gliedern ftrebt, fondern fie heben nur die 
Thatſache hervor, daß fih aus dem großen Völkerchaos, womit bie Periode der neuern Geſchichte 
beginnt, nod nicht alle Nationen, vie den Boden unferd Welttheild bededfen werben, mit gleicher 
Beſtimmtheit entmwidelt haben, daß noch der Proceß der Nationenbildung in verſchiedenen 
Stadien fhwebt. Mag man alfo immerhin auseinanderfegen, daß nit Steat und Nation, 
fondern daß Staat und Volk Borrelative iind, das Entſcheidende und Unleugbare liegt darin, 
daß überall innerhalb beſtimmter Grenzen beſtimmte Nationalitäten berrichend werben, indem 
fie vie frembartigen Elemente, womit fie durchmiſcht find, entweder in ih aufnehmen oder durch 
gegenfeitiges Geben und Empfangen in newer eigenthbümlicher Weiſe ſich ausbilden. Jene Be: 
hauptung ift nichts anderes als die Hinweiſung darauf, daß noch zur Zeit die politifche Ver⸗ 
theilung der Völker in Staaten nicht durchweg der Vertheilung in Nationen entſpricht. Aber 
gerade dieſe politifche Geſtaltung war nur möglich, als ſich die Nationen no nicht ſchätfet aus- 
geprägt Hatten, als fie eben darum noch nicht zu lebendigem Selbfibewußtfein gelangt waren. 
Und doch war felbft jene zeitweiig Realität des frühen Syſtems eines politifchen Bleihgemwidts 
einzig dadurch erflärli, daß die Natur der Dinge wenigftend im ganzen mächtiger war als die 
Willkür dev Machthaber, daß trog einzelner Verrenkungen in wefentlien die Staatenbildnng 
mit der Nationenbildung zufammenfallen mußte. Nach Erbrecht und Vertrag, nah Kauf: und 
Tauſcheontract Hat jedoch die Politik am Körper der europäiſchen Menfchheit vielfach gezerri 
oder ihn unterbunden und möchte nun die fo entftandene Geſchwulſt für feine natürliche Glie⸗ 
derung ausgeben. Das fräftigere Leben, pad ven wachſenden Körper fihmellt, wird aber enblid 
vie papierenen Bande zerfprengen. Wenn die zerfireuten Juden, wenn bie celtiichen Bölfer- 
‚ trümmer im Weften unjerd Welttheils feine politiihe Selbſtändigkeit erringen fünnen und 
vielleicht nicht mögen, fo laſſen ſich daraus feine Schlüfle auf andere Nationen des Oſtens und 
Südens ziehen. 

Erſt unter ver Borausfegung, daß die politifhen Grenzen mit denen ber herrſchenden Na⸗ 
tionalitäten zufammenfallen.. mag nun biefed in ber Form ungetbeilter Staaten oder von 
Föderativflanten geſchehen wird ver Glaube an das Dafein eines politifchen Gleichgewichts 
wieder Bedeutung erlangen. Auch dann mag man ſich von Teinem ewigen Frieden, von feiner 
gleihmäßigen ruhigen Entwidelung träumen laflen. Wo Leben da iſt and) Bewegung und 
Reaction. Allein wie die Sprache das Mittel der Verſtändigung zwiſchen einzelnen if, fo wer⸗ 
den dieſelben Sprachgenoſſen, wenn fie zugleich politifch verbunden find, ihre Streitigkeiten leicht 
auögleichen, und die Völferkämpfe werden dann mehr den Charakter bloßer Hamilienzwifle an- 
nehmen, die wenigftens- in der Regel im Innern der Familie ihre Erledigung finden. Sollten 
auch zeitweife befondere Klaffen und Stände oder die Bewohner einzelner Provinzen in ihren 
Interefjen fih verlegt fehen, und follt dieſe Verlegung tief genug empfunden werben, um fie 
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einer Trennung von ihren Stammesverwandten geneigt zu machen, jo wird dieſes doch nicht als 
bleibender Wunſch, fondern nur ald vorübergehende Laune hervortreten, zu deren Befriedigung 
ſelbſt Fein dritter Rationalftaat fo leicht die Hand bieten würde, um fi nicht Durch Aufnahme 
fremdartiger Elemente über fein naturgemäßed Maß zu erweitern. Anders find die Verhältnifie 
jet und fo lange, ald noch die Politik die Nationen auseinander hält. Auch werben biefelben 
Stammesgenofien, zugleich dur die Formen des Staated und dur das geiftige Band ver 
Sprade vereinigt, gegen jeden Angriff von außen zur gleihmäßigen Verteidigung ihrer 
nationalen und politifhen Selbſtändigkeit die höchſte Kraft zu entwideln vermögen. Lind, 
was noch wichtiger ift, es wird felbft ver Wille zur politifhen Vernichtung eines ſolchen 
Nationalftaated bei den andern Nationalftaaten faum mehr entflehen können, meil es bei 
naturgemäßer Gliederung bed Voͤlkerlebens ebenjo thöricht erfcheinen muß, auf die Zerflörung 
befonderer Glieder hinzuarbeiten, als es bei dem Einzelnen ein Zeichen des Wahnfinns ift, 
wenn er ſich felbft zu zerfleiichen fucht. Auf diefen Standpunkt der politifchen Einfiht wird nıan 
wenigfiend dann fid) erheben, menn über vie Nationalkräfte nicht mehr die Laune von einzelnen, 
ſondern der zum Bemußtiein gelangte Nationalwille gebietet, fodaß nur auf der zweifachen 
Grundlage der politifchen Sreiheit und der Nationalität ein wahrhaft organijches Gleichgewicht 
der Staaten als moͤglich erſcheint. 
Es iſt kein eitler philanthropiſcher Wahn, der ſich die Erreichung dieſes Zuſtandes als moͤg⸗ 
lich denkt. In der genauern Betrachtung des geſetzmäßigen Ganges der Entwickelung des 
Dölkerlebend finden wir vielmehr eine Bürgſchaft, daß wir Ihm entgegenſchreiten, wenn ſich 
. glei nur floßmeife und unter jhmerzlihen Wehen die Geburten der Zeit vollenden mögen. 
Alled, wad noch in ſich die Nationen fpaltet, verliert an Bedeutung. Dieſes gilt trog aller 
Scheinrückſchritte der neuern Zeit felbf von dem Unterſchiede der Neligionen in dem Maße, 
als fi die einzelnen Gonfeffionen naturgemäß in mannichfachere Schattirungen zerfegen 
müffen, als ſonach die Herrfchaft des Glaubens nur eine wachſende Zahl engerer Kreife umfaflen 
wird. Nur die Glieder der einzelnen Nationen fchließen ſich in noch rafcherer Folge fefter zu⸗ 
fammen, als ſich die verfchiedenen Nationen felbft einander gegenfeitig nähern mögen. Dafür 
zeugen jo manche Symptome des erwachenden Nationalgeiftes, die Entſtehung nationaler Lite: 
raturen, die zunehmende Herrſchaft einzelner Hauptſprachen, in welde fi bie verfchiebenen 
Pundarten mehr und mehr verfhmelzen. Auf vie nothwenbigen Gründe dieſer Erjcheinungen 
iſt Hier nicht weiter einzugehen. Bliden wir alfo nur nod in Kurzem auf die Geſchichte des poli⸗ 
tifchen Gleichgewichts zurüd, fo bemerfen wir, daß ed ald ein natürlicher Ausdruck des nicht mehr 
abzuleugnenden Zuſammenhangs politifher Intereffen aus der Berwidelung erft einer kleinern, 
dann einer größern Zahl von Staaten entfprungen If; daß man es zunächſt nur auf der Baſis 
einer mechaniſchen Abwägung der Staatsfräfte für ausführbar halten Eonnte, jolange die Völker 
nur Inftrunente inder Hand der Machthaber waren; daß es mit @inführung des Theilungsſyſtems, 
mit ver Verachtung des Voͤlkerrechts und mit dem feit der Revolution begonnenen Kampfe von 
Nationalfraft gegen Regentenmadt feine frühere Geltung verlieren mußte; daß e8 dann bie Re⸗ 
ftauration ſelbſt auf eine äußerlich unvollſtändige Weiſe Herftellte, ohne ihm und ihren meiften an⸗ 
dern Schöpfungen ein Princip des innern Lebens einzuhauchen; daß es in dieſer jegigen Form feinem 
Verfalle entgegengeht und nurayf der Grundlage ſelbſtändiger Nationen in anderm und höherm 
Geiſte eine Wiedergeburt erleben kann. Für jenes Phantom eines mechaniſchen Gleichgewichts hat 
Europa während Jahrhunderten blutige Schlachten geſchlagen; und mit mehr als bloßer Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit läßt ſich vorausſehen, daß die Kriege ver Zukunft der Herflellung dieſes orga⸗ 
niſchen Gleichgewichts, als der wahrhaft goͤttlichen Ordnung im Leben der Menſchheit, gelten 
werden. Und wie der jüngſte orientaliſche Krieg nur geführt wurde, um keine voreilige Ent⸗ 
feſſelung ber Elemente des türkifchen Reichs unter ruſſiſcher Präponberanz eintreten zu laflen, 
nicht in dem Gedanken, das Beſtehende zu verewigen, liegt in der italienifchen Erhebung trog 
ihrer Schrecken ein erſtes Aufglühen der neuen Idee vom Gleichgewicht der Staatenwelt, und 
wird ſelbſt die Krijis in Norbamerifa das Refultat haben, daß diefe Stantenwelt aufhört blos 
als eine europäifche betrachtet zu werben. Dadurch wirb auch ber Begriff des Gleichgewichts auf 
viel koloffalere Berbältniffe anzumenven den doch überlaffen wir ver Zukunft dieſe Politik ver 
Zukunft. W. Schulz-Bodmer und H. Marquardfen. 
Gleichgewicht der Gewalten. Da, wo wahre rechtliche Freiheit, Freiheit und Würbe 
und Recht ſelbſtändiger Bürger, wo geſichertes Recht von Vernunftweſen, welche zuletzt in ihrer 
freien innern religiöfen und Gewiffensüberzeugung ihre legte Entſcheidung über ihr irdiſches 
Berbalten Ihöpfen und mithin nur einem freien, diefe ihre Selbftändigfeit ehrenden rechtlichen 
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Bereine huldigen dürfen, wo foldergeftalt die wahre bürgerliche Freiheit und Ehre blühen 
ſollen: da darf nicht irgendeine einzige Autorität und Gewalt ſchwacher ſterblicher Men ſchen 
abfolut und unbeſchränkt allein herrſchen. Da darf nicht blinder pafliver Gehorſam für alle 
übrigen das Geſetz fein; da muß vielmehr, um jene fhranfenlofe Herrihaft und ihre natür- 
lihen Verſuchungen zu infeitigfeit und Misbrauch auszuſchließen, und um zugleich jede un⸗ 
regelmäßige revolutionäre Entgegenfegung der Überzeugungen und Rechte ver einzelnen freien 
Männer zu befeitigen; da muß, um Regierung und Regierte, um Ordnung und Freiheit in 
regelmäßiger friedlicher Geſetzlichkeit und in dauernder organiſcher Harmonie und Wechſel⸗ 
wirkung zu erhalten, notwendig eine regelmäßige organifche Milderung und Beihränfung der 
Gewalt und ein richtiged gegenjeitiges Verhältniß der Regierungs- wie der Freigeitöfräfte 
ftattfinden. Oder es muß, weil alle diefe Ausprüde dem Wefen nach bafjelbe und nur zum 
Teil Unterfchiene der Formen, der Gradationen, der Anſchauungsweiſen ausbrüuden, ein 
inneres politifches arganiſches Gleichgewicht, e8 muß eine Mehrheit, eine Iheilung und ein 
Gegengewicht oder ein Bleihgewicht der Gewalten, oder auch eine grundvertragd= und ver: 
faffungsmäßig organijirte, eine ſtändiſche, eine conflitutionelle, eine befchränfte, eine gemrifchte 
Negierungdform, «8 muß eine freie VBerfafjung oder ein organifirted Syſtem gegenfeitiger | 
Mäßigung und gegenfeitiger Vereinbarung beftehen. Doch über dieſes Syſtem und was bei 
denfelben mefentlich und außermefentlich ift, und wie ferner das Weſen deſſelben durch alle un- 
ſere deutſchen ftaatörechtlichen Rechtsquellen geheiligt wird und wie e8 von jeher das Syſtem 
aller freien civilifirten Vvlker war, gerade ebenfo wie auch in ber Natur eine. zuſammen⸗ 
geſetztere gleich gemwichtige Organifation für die höhern und edlen Geichöpfe befteht, mie es 
enblich die Alten, vie Germanen, die Briten und Philoſophen wie Kant und Staatsmänner 
wie Gens nur verfchteden benennen und mobificiren, dieſes alles iſt bereits oben binlänglid 
auögeführt worden. !) Und ewig unmiberlegbar werben insbeſondere ſtets die Ausführungen 
von Kant, Montesquieu, Burke und andern großen politifchen Schriftftellern bleiben, daß 
ohne wirkliches Gegengewicht zum Schutze des Rechts und ter Freiheit gegen Eigenwillen 
und Gemalt wenn aud nicht der Abjicht, doch der That nach die rechtliche Verfaſſung mit 
Despotismus vertaufcht wird. Denn entweder: ihr macht die Staatseinrichtung fo, Daß wahres, 
wirkliches Recht ver Bürger und deſſen rechtlicher Schuß gegen despotiſche Gewalt befteben, und 
dann habt ihr felbfländige, fräftige Gegen= over Gleihgewichte; oder ihr gebt alle Recht 
ſchutzlos jedem Belieben ver Gewalt preis, dann fprecht nicht mehr von organifirtem techrlichen 
Zuſtande! Oder ihr müßtet wol gar ben Mangel organifirten rechtlichen Schutzes durch Tohes 
Revolutionsrecht erfegen wollen ! 

Die Irrthümer auch in dieſer Lehre und zunächſt die Widerſprüche gegen die Idee des be- 
zeichneten Gleichgewichts und gegen jede Idee von einer fogenannten Theilung der Gewalten 
gehen gewoͤhnlich nur von einſeitigen theoretiſchen Auffaſſungen und Speculationen aus. Die 
Völker werben im Praktiſchen durch das geſunde Leben ſelbſt und feine Bedürfniſſe meiſt von 
ſelbſt zu dem Richtigen geführt. 

Solche theoretiſche Widerſprüche gehen namenilich oft von einer einfeitigen mechauiſchen 

Anſicht von ven Staatsverhältniffen und dann von einem falfchen einfeitigen Begriff von Seu- 
veränetät und Monardie aus. Da joll eine mechaniiche Kraft die oberfte und alle andern die: 
fer einen, ausfchließlichen, Höchften oder fouveränen Gewalt untergeorbnet fein. Die Staaten 
aber find feine Mechanismen, fondern Organismen. Wie in jevem lebendigen Organismus 
alle Theile und das Ganze fi) wechfelfeitig bebingen, miteinander in Wechſelwirkung ftehen, 
in einer gemeinſchaftlichen geordneten Zuſammenwirkung zum gefunden ganzen und höchſten 
Reben, jo ift e8 auch im Staate. 

Aber freilich Bringen, gegenüber jenen rein formaliftifchen, abflracten und mechaniſchen 

. Theorien Kantifher Staatölehren, auch viele Anhänger der Theorie vom Organismus, viele 
Naturforfcher und Naturphilofophen eine neue Ginfeitigfeit in unfere Xehre. Sie denken nur 
an einen phyſiſchen Organismus mit bemußtlofer abjoluter Abhäangigfeit der Glieder. Der 
Staatskörver aber iſt, obwol auf Naturgrundlagen ruhend, doch zugleidh ein freier, ein 
durch den Willen der Glieder mit beftimmter, und diefe Glieder felbft, obwol ebenfalld auf natur: 
gefeglihen Grundlagen ruhend und durch Naturgefege in ihrer irbifchen Erfcheinung bebingt 
und begrenzt, aljo mehr oder minder abhängig, find zugleich freie Glieder, die mit Freiheit im 
Staate bleiben und nıitwirfen. 





1) Dgl. die Art, Deutſches Landesſtaatsrecht, Bor, eng. 
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MWenn nun biefe einfeitigen Theoretifer den wirklichen gefhichtlichen Staat betrachten, fo 
tragen fie ihre Binfeitigfeiten in diefe Betrachtung über. Sie rufen: Seht da, bier iſt der 
König, hier die Volks- oder Ariftofratenverfammlung, ver wirkliche Souverän mit ungetheil- 
ter abfoluter Gewalt! Aber bei genauerer Betrachtung zeigt ſich, daß fie einestheild nur ver- 
werfliche Despotien ind Auge faßten, nicht freie Völker mit freien Berfaffungen. Auch in ver 
Despotie indeffen wird mehr oder minderebenfalls eine Einwirkung des Volkes auf die Befchlüffe 
des Tyrannen fi zeigen und ebenfo vie Einwirkung einzelner demagogiſcher ober ariftofratifcher 
Bactoren bei der reinen Volksherrſchaft. Vollends aber bei dem geordneten freien Staat iſt dieſe 
Ginwirkung der ihrer Natur nad monarchiſchen, ariftofratifchen und vemofratifchen, zur Nez. 
gierung zuſammenwirkenden Kräfte angemeflen georbnet und rechtlich beſtimmt. 

Hier ift ed dann wol möglich, daß einer dieſer Kräfte nicht etwa eine wirktich ausschließliche 
oder abfolute fouveräne reelle Gewalt, wol aber die Ehre diefer Gewalt, die Majeſtät beigelegt 
und der Staat danach Monardie, Ariftokratie oder Demokratie benannt wird. Bei genauer 
Betrachtung aber wird man das wirklich rechtlich beſtimmte Zufammenmwirfen der mehreren 
Organe nicht verfennen können. So fagen viele: nach der Öfterreichifchen und preufifchen Ver: 
faffung, oder in Ofterreih, in Preußen befigt ver Fürſt die wirkliche alleinige ſouveräne Gewalt. 
Aber beide, Berfaffungen theilen ausdrücklich die höchfte, Die geſetzgebende Gewalt zwiſchen dem 
König und den Stänben. Und nur bloßes Wort over Bezeihnung ver Majeſtätsehre ift es, 
wenn nad den fogenannten monardifchen Princip keine Iheilung ver Gewalt flattfinden ſoll, 
fondern nur eine Mitwirkung bei der Ausübung. Lüge und Verfaffungszerftörung vollends ift 
ed, wenn ein ſtuartſches göttliche® Necht den Monarchen eine Gewalt über die Verfaffung oder 
Despotenrecht geben will. Andere jagen: ein König von England hat nur die Majeſtätsehre, 
das Parlament oder gar das Unterhaus allein hat die wirkliche und eine abfolute fouyeräne Ge⸗ 
walt. Allein ein König, der alle Civil- und Militärviener ernennt und commanpirt, ohne 
deſſen Einwilligung fein Gefeg entfteht, welcher die Minifter ernennt und das Parlament beruft 
und auflöft, Hat durch diefe großen Kräfte und Einwirkungen und durch die Mittel, ariftofra: 
tiſche und demokratiſche Kräfte im Staate, im Volke und im Parlament für fi zu beflimmen 
und feftzubalten, gewiß eine Macht, eine wirkliche ſouveräne Mitregierung. 

Diele fegen dein Gleichgewicht einen moralifchen Grund entgegen. Wir meinen jenes größere 
Vertrauen, dad fi angeblih an unbefchränfte oder veöpotifche, fo häufig gepriefene Herrfchaften 
knüpfen fol. Wol ift Vertrauen, wahres jittlihes und probefeftes männliches Vertrauen 
zwiſchen Negierung und Regierten eine der herrlichfien Blüten, eine ver ebelften Lebenskräfte 
ver Staaten. Wäre ver Natur der Verfaffung nad) und nothwendig ein foldyes größeres Ver: 
trauen ein Vorzug der abfolutiftifchen Staatseinrichtung vor der conftitutionellen, fo müßte 
man verjucht werben, e8 zu bedauern, daß die deutſche Geſchichte, Die Bundesacte, die euro: 
päifche Bultur die legtere und nicht Die erftere fanctioniren. Doc, dem iſt gottlob! nicht alfo. Und 
das „Staats-Lexikon“ darf auch hier die conftitutionelle Berfaflung, welche die deutſche Bundesacte 
und bereits auch ſo viele deutſche Landesgeſetze ſanctionirten, vertheidigen, und zwar mit voller 
Entſchiedenheit, nicht, wie hoͤchſt wunderlich einſt ein Recenſent forderte, nur mit gleicher Hin⸗ 
neigung zum Entgegengeſetzten oder mit feigen Zweifeln vertheidigen. Zwar kann in gewiſſen 
Zeitaltern und Verhältniſſen ein gewiſſes blindes Vertrauen, wie dad der unmündigen Kinder, 
in Wahrheit theilweiſe und ſcheinbar allgemein unter unbeſchränkter despotiſcher Herrſchaft ſich 
zeigen und mit ihr ſich verbinden. Und ebenſo kann unter gewiſſen Umſtänden in einer be= 
Thränften conftitutionellen Regierungsform theilmelfe wirklich und ſcheinbar allgemein ein ftö- 
rendes Mistrauen ſich zeigen und die mit dem Gegengewichte der Gewalten verbundene gegen- 
jeitige Beſchränkung und Bewachung oder Gontrole in folches Mistrauen übergehen. Aber nıan 
ſondere nur zuerft den bloßen Schein von der Wahrheit! In Staaten, wo feine freie Sprache 
der Bürger, welche irgend ver Gewalt und ihren Dienern misfallen koͤnnte, laut werben darf, 
und wo fhon die Nichttheilnahme an den Öffentlichen Lobeserhebungen, Huldigungen over 
Schmeichelreden nachtheilig oder gefährlich werden kann, dort wird oft ein blos ſcheinbares all: 
gemeined Vertrauen fich zeigen. Umgekehrt wird da, wo alle Bürger öffentlich und frei ihre 
Meinung fagen dürfen, und wo die ruhigen zufriedenen Bürger ed ald Ausübung ver allgemei: 
nen Freiheit und auch zur wirffamen Bewachung der Volksvertreter mie der Regierungsbiener, 
und um beide zu nüglihen Aufflärungen zu veranlaffen, duldend die gerabezu Unzufriedenen 
laut reden laflen, oftmals ein bloß ſcheinbares Mistrauen flattfinden. Es wird dagegen wirklich 
durch Die völlige Offenheit der gefellfchaftlihen Verhältniffe und durch die freie Außerung bei. 
jedem Misverftännniffe und Zmeifel ſowie durch die jedesmal dadurch veranlaßte gründliche Auf: 
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klärung und Verſtändigung ein wahres, ein erprobtes Vertrauen fi} befeftigen. Und zeigt etwa 
das ein wahres Vertrauen der Regierung zu den Bürgern, wenn fie deren eigene Angelegen- 
heiten ihnen in Dunkel hüllt, fie die Bürger nicht fehen und nicht frei befprecdhen laßt? SR aber 
nicht Vertrauen und Offenheit die Grundbedingung des Bertrauend? Und wagt man es wirk⸗ 
lich, unferm beutihen Volke, dem dad Aufihlagen von Gefhichtsbüchern unverwehrt ift, eine 
türkiſche Verfaſſungseinrichtung oder auch die Zeiten mittelalterlicder Feubalariftofratie und 
Feudaldespotie, dieſe Zuſtände und Zeiten ewigen Haders, ewiger Empörungen, blutiger Bür- 
gerfriege, im Gegenfage gegen georonete conflitutipnelle Berfaffungen, als die Zuftände und 
Zeiten des gegenfeitigen Vertrauens, eined würbigen bürgerlichen ober einted wirrdigen väter 
lihen und kindlichen Bertrauend zu jchilbern? Mit welhem wahren, feflen Vertrauen ba- 
gegen, mit welcher bewundernswerthen Ehrfurcht und treuen Anhänglichkeit fanden nicht wirf- 
lich während aller Stürme der großen franzöflfhen und europäifchen Revolution die freien 
Briten ihrem Könige Georg IH. zur Seite! Mit welcher unermüblichen Aufopferung zeigten fi 
in einer Zeit, wo fo viele Throne wankten und flürzten und nitr allzu oft ohne wahre patriotifche 
Gegenwehr der Bürger wanften und ſtürzten, die Briten bereit zur Durchführung aller und ſelbſt 
der oft nicht Eugen Kriegeplane ihrer Negierung, ſodaß allein in Europa England unerfchitttert 
und unerfchütterlich dem übermächtigen Welteroberer gegenüberfiand, ven undefledten Ruhm ver 
Krone, die Selbſtändigkeit und Ehre des Landes, die Freiheit Europas rettete. 

Wenn aber auch wirklich zumellen ein Volk bei geringerer hoͤhern Entwidelung, ähnlich 
wie unmünbige Kinder, ein blindes Vertrauen in feine Regierung fegen kann, fol denn auch 
die offenbar böfe Megierung und das ftete Wachſsthum der Verderbniß durch blindes Vertrauen 
unterftügt werben? Und kann und foll denn pas Kind und das Volk ſtets unmündig bleiben, 
nie zu höherer männlicher Freiheit und Selbfländigfeit heranreifen, um alsdann auch, gleich den 
erwwachjenen Söhnen, neben dem Vater felbft mit zuzufehen und mitzurathen? Und wenn ed 
dieſes nicht thut, Hat nicht noch überall zuleht die völlige Unumſchränktheit jelbft gute und 
fräftige und vollends Höfe und ſchwache Alleinberricher in Verſuchungen und Gefahren, fie und 
ihr Volk in Täuſchungen durch rigennügige Minifter, Günftlinge, Beamte und dadurch in 
nantenlojed Elend, in Bürgerfriege, in auswärtige Knechtſchaft geſtürzt? Es rede Die Geſchichte 
‚von Frankreich, Stalien, Spanien, Bortugal, Deutſchland in den nicht conftitutionellen Zeiten! 
Hat ſich nicht auch alddann Bertrauendmangel und Oppofition gegen die Regierungen gebifbet, 
die nun nicht mehr im geordnetem gefeglichen Wege rechtzeitig und allmählich ſich offen Außerten 
und die Entfernungen der Störungen und neue Verfländigungen und Herftellungen des Ber: 
tranend bewirkten? Der Krankheitsſtoff fammelte ih an, zernagte Die Stützen des Throns und 
die Tüchtigkeit und Kraft des Volkes und brad) endlich aus in ungludlichen Revolutionen, oder 
offenbarte — was noch ſchlimmer iſt — feine giftige, zerflörende Wirkung in Muthloſigkeit und 
fraftlofer Hingebung an die Schmad fremder Einmiſchung. Vertbeilung oder Unterbrudung. 
Sa hörte man nicht oftmals felbft in wirklich fehr wohlwollend regierten abfoluten Staaten 
und felbft nad vieljährigen WohltHaten von. feiten der Regierung bie Bürger bei ber erken 
Berlegung ihrer Gefühle und bei einigem Rückhalt durch äußere Unterſtützung mehr als jemals 
in conftitutionellen Staaten empörenden Undank und Midtrauen äußern? Statt einer regel⸗ 
mäßigen und offenen, zur Läuterung und Verftändigung führenden Entgegnung muB überall 
da, wo nicht ganz flumpfe, thierifche Menſchen von Menfchen regiert werben, die despotiſche 
Unterdrückung geleglicher regelmäßiger Freiheitskraft und Rechtsvertheidigung und freier 
Gedankenäußerung unfehlbar zuerfl ven verderblich täufhenden Schein allgemeiner vertrauend: 
voller Zufriedenheit, dann Krankheit und zulegt Uintergrabung und Erjhütterung des Staats- 
förpers herbeiführen. Dan darf ſich felbft und wohlmeinende Regierungen hierüber nicht in 
verberbenbringende Täufchungen einwiegen wollen! Liegen ja doch furchtbare Erfahrungen 
und Zeiten noch nahe genug hinter und! Auch darf man indbefondere nicht wähnen, Die joge: 
nannten guten alten Zeiten mit ihren unwieberbringlid) entſchwundenen Verhältnifſen, blinven 
Gewohnheiten und Vorurtheilen und mit ihren altgewohnten Wegen und Stügen, ſowol ber 
Herrſchaft ald auch ver Rechtsficherung, in unfern heutigen Zuftänven wiederherftellen und 
befeftigen zu Eönnen! Die Zeiten find unaufhaltjam neu geworden. Die Menfhen find aus 
den Kinderfchuhen getreten. Sie jehen und hören aufmerkfam um fih herum und werben es 
täglich mehr thun Finnen und thun wollen. Auch das darf man jih nicht irren laffen, wenn 
etiva irgendivo ganz befondere Verhältnifle, vieleicht ausgezeichnete Güte der Fürſten, ihre in- 
nige und durch außerordentlihe Zeiten gemeinfchaftlicher Leinen, Kämpfe und Siege befeftigte 
Berbindung mit ihren Völkern, oder die immermehr verſchwindenden Reſte früherer rechtlicher 
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Inftitute, oder auch Die augenblicklichen Anftrengungen, um vielleicht die vom Volfe gewünfchte 
und in der Nachbarſchaft beftehenve conftitutionelle Negierungsform durch eine moͤglichſt gute 
Bermaltung als überflüffig darzuſtellen — man darf es ſich nicht irren lafſen, wenn dieſes alles 
augenblicklich die Natur und Wirkung einer unfreien Staatsorganiſation verhüllt. Auf die Natur 
der Sachen und das Dauernde, nicht auf das Zufällige muß der wahre Staatsmann und der, welcher 
ein Herz hat nicht bloß für äh und feine Stellung, fondern für fein Volk und fein Kürftenhaus, 
den Bli richten! Er wird fi alfo auch ebenfo wenig Dadurch beftimmen lafjen, wenn irgendwo 
durch befondere Mängel conftitutioneller Berfaffungen, wenn durth beſondere Fehler der Fürſten 
oder der Völker, wenn durch den Mangel gehöriger eonftitutioneller Erziehung und Vildung 
oder auch durch auswärtige Hemmung der freien Entwidelung dieſer Berfaflung und ihrer 
weſentlichſten Lebensrlemente theilweiſe und vorübergehend die Bortheile des Syſtems des 
Gleichgewichts der Gewalten nicht zu Tage kommen wollten. Zufällige Zeitververhättniffe und 
Erfeinungen gehen vorüber. Das Weſen der Dinge und ihrer natürligen Gelege und Wir: 
tungen bleibt beftehen. Bei ver Betrachtung dieſes natürlicden Wefend der Staatdorganifation 
mit einen gut georpneten Gegengewichte ber Gewalten aber ſowie Des natürlichen Weſens ver 
Stantsorganifatton mit fihrankenlofer Herrſchergewalt und Willkür koͤnnten wir fogar alle 
bisherigen Erfahrungen beider Syfteme entbehren. Wir bebürften ſelbſt nicht der neueſten 
unerfreulichen Erſcheinungen angeblicher Vaͤterlichkett, Kindlichkeit und des Vertrauens unter 
Herrſchaft des zweiten in Wahrheit völlig undeutſchen Syſtems, um und für das erſte zu ent⸗ 
ſcheiden. Nur dieſes, nur das conſtitutionelle Syſtem allein iſt, wenn ihm nur irgend feine na= 
türliche Entwickelung, wenn die rechte Selbfkänpigkeit und die rechte gleich gewichtige organitche 
Verbindung der Gewalten geftattet wird, für freie und würbige Völker das allein gefunbe 
und natürliche. Es iR in Wahrheit — nad) ven Ausdrucke eines deutſchen Miniſters — aud) 
das Syſtem gegenfeitiger Mäßigung, des Vertrauens und der Vereinigung. Welder. 

Gleichheit. (Gleigpeit der Rechte und Gleichheit der Güter; Gleichheit 
vor dem Geſetze und vor dem Richter; Freiheit und Gleichheit; natürliche, 
bürgerlihe und politifhe Gleichheit.) Kein Wort, ſelbſt jenes ber Freiheit nicht, mit 
welchem fo viel Misbraud; getrieben und weldes — irrthümlich oder abſichtlich — fo arg mis⸗ 
verftanven, fo ſchwankend over falich, jo abgeſchmackt oder argliflig gedentet worden wäre als 
jenes der Gleichheit. Dem unbefangenen, durch feine unlautern Intereflen getrühten Blicke jedoch 
dürfte das Auffaſſen eines Haren Begriffs von ver @leichheit und die gegenfeitige Verſtändigung 
darüber nicht ſchwer fein. 

Es verfteht ſich zuodrderft, daß hier von keiner andern Gleichheit oder Iingleichheit die Rede 
fein kann al8 von jener des Rechts. Die blos phyſtſchen oder moraliſchen, d. h. mit dem Rechte 
in ganz und gar feiner Verbindung ftehenden und von ganz und gar keinen Rechtsfolgen be: 
gleiteten Ungleichheiten, 3. B. die auf Körpergröße oder Stärke, ober Geſundheit, oder auf 
Belfted= und Gemüthsanlagen (foweit daraus nicht etwa eine Rechtsunfähigkeit hervorgeht) 
ſich beziehenden, gehoͤren nicht hierher, außer inſofern ſie von ſeiten der pofitiven Geſetzgebung 
eine billige Berückſichtigung anſprechen. Durch die Berufung auf ſolche natürliche Ungleich⸗ 
heiten wird alſo die Forderung der Rechtsgleichheit nicht abzulehnen ſein. Wir wenden uns 
ſofort zu dieſer. 

Daß in dem Begriffe des abfoluten, d. h. ohne alle andere Vorausſetzung als jene der zwi⸗ 
{hen mehreren Berfonen ftattfinnenden Wechſelwirkung gedachten Rechts jener ver Gleichheit 
mit enthalten jei, haben wir in dem Art. Freiheit gezeigt. Zwiſchen Berfonen und Per- 
tonen ſchlechthin iſt e8 der Bernunft unmdglidy, eine andere Regel der Wechſelwirkung aufzu- 
ftellen als jene der Gleichheit (der gegenfeitig gleichen ober gleihmäpigen Freiheitsbeſchränkung); 
und es tft daher folche Gleichheit der Idee nach das urſprüngliche und das überall da vor- 
bandene Recht, wo nicht beſondere faetifche Verhältniffe oder anzuerkennende Rechtstitel eine 
Ungleichheit begründen. 

Dergleichen Ungleichheiten aber gibt es unvermeidlich eine Menge, ſobald die Wechſelwirkung 
beftimmter Berfonen wirklich beginnt und eine Zelt lang fortpauert, d. h. jobalb der abfolute 
Rechtszuſtand in den Hypethetifchen übergeht. Hier ſtoßen wir nämlich fofort auf manderlei 
phyſiſche und moralifheBerfhienenheiten, welche notbwendig auch eine rechtliche nach ſich ziehen, 
namentlidy auf die des Alters (Unterfchied der natürlih Großjährigen von Minderjährigen und 
Unmündigen nad) mehreren Abftufungen), jodann der mit Evidenz erfennbaren Verſtanded⸗ 
fähigkeit und Bernunftmäßigfeit, wonach ed geiftig oder moralifh Unmündige (von was immer 
für Altersjahren) und abermals in mehrfacher Abftufung gibt. Ein Blöpfinniger over Wahn 
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finniger ober in Fieberhitze Befindlicher u. ſ. w. iſt, ſolange fein Zuſtand der Unfähigkeit, Die 
Rechte anderer zu erkennen, dauert, auch ſelbſt nur unvollſtändiges Rechtsſubject, d. h. es 
findet bei ihm eine zeitliche oder andauernde Unvollbürtigkeit (capitis diminutio) ſtatt, infolge 
welder andern wider ihn Rechte zuftehen, vie zwifchen Vollbürtigen untereinander gar nicht 
edacht werden können. Ebenſo wie durd den factiichen Zuſtand oder die inbivibuelle Be⸗ 
haffenheit der Berfonen, fo kann andy und muß bei fortnauernder Wechſelwirkung durch Die 
hier oder dort eintretenden verfchiedenen Thatfachen eine weitere Rechtsverſchiedenheit entſtehen 
Allen nämlich ſteht zwar daſſelbe Recht, 3. B. der Bigenthumserwerbung und des Eingehen? 
von Verträgen, zu, aber das Eigenthum auf beftimmte Dinge wird nur durd) beſtimmte That⸗ 
handlung erworben, und ebenſo das Vertragsrecht nur durch wirkliches Übereinkommen zwi⸗ 
ſchen mehreren, ven Gegenftänvden wie den Perſonen nad zum wirklichen, d. 5. einen Inhalt 
darbietenden Rechte. In dem Maße alfo, als einer fein Erwerbungsrecht oder fein Vertrags⸗ 
"recht fleißiger, geſchickter, glücklicher ausübt, wird er auch auf dieſe vder jene Sachen oder Per⸗ 
fonen wirkliche, d. 5. mit einem. beftimmten Inhalte verfehene Rechte erhalten und bergeflalt in 
Bezug auf lehtere die allergrößte Verſchiedenheit entfliehen, d. h. das materielle Net wird, 
eben wegen ber Gleichheit des formalen, nothiwenbig ein ungleiches werden. Hierzu kommt bann 
noch die Rechtsverwirkung durch begangene Nechtönerlegung, wonad jener, welcher mit Willen 
und Willen die Rechte anderer verlegt, mithin das Rechtogeſetz, deſſen Erkenniniß und Beob⸗ 
achtung die Bedingung ber eigenen Rechtsfähigkeit ift, verachtet oder thatſächlich verwirft, nad 
Maßgabe der juriftiichen Schwere folder Ubertretung auch an Rechten verliert, d. b. den Anz 
ſpruch aufthätige Anerkennung verfelben von feiten ber andern verwirkt und alſo aufhört, der 
Rechtsgleichheit theilhaftig zu fein. . 

Daß der Staat, ald große und allgemeine Rechtsanſtalt, alle dieſe natürlichen, ſchon vor ihm 
oder außer ihm beftehenven oder unvermeidlich eintretenden Chypothetifchen) Rechtsungleichheiten, 
eben weil fie im wahren Rechte begründet find, anerkennen und fchirmen dürfe, ja müſſe, ift 
einleuchtend; und daraus schon geht vie Abgeſchmacktheit oder Frevelhaftigfeit der von fanatiſchen 
Freiheit: und Gleichheitsſchwaͤrmern mitunter erhobenen Korberung einer unbebingten Gleichheit 
im Staate, namentlich aud) einer gleihen Gütervertheilung hervor. (S. den Art. Eigenthum.) 
Der Unterfchieb zwifchen Reichen und Armen, Herren und Dienern, Glänbigern und Schuld- 
nern u. f. w. findet hiernach rechtmäßig, ja, ſobald aud nur ein Anfang von Givilifation be: 
fteht, ganz nothwendig flatt; und felbft wenn man eine urſprüngliche Gütergemeinſchaft an- 
nimmt ober diefelbe — nach überfpannten republifanifchen Ideen — im Staate fortdauern laffen 
will, wird man doch, um nicht in Brutalität zu verfinfen, jedem das beſondere Recht auf feine 
(von ber des andern verſchiedene) Frau und auf feine eigenen (mithin abermals feinem an⸗ 
dern angehörigen) Kinder zufprechen, folglih eine Verſchiedenheit ver materiellen Rechte 
anerkennen müflen. 

uͤber dieſe einfachen und einleuchtenden Wahrheiten ift übrigens unter Verfländigen nit 
wohl ein Streit. Diefchwierigere Frage bezieht ſich nur auf die Grenze der Zuläſſigkeit einer er 
pofltiv im Staate und dur den Staat zu flatuirenden Rechtsungleichheit. Der Staat, ald 
große und allgemeine Nedtsanftalt, muß zuosrberft das. natürliche Gleichheitsrecht, welcheb 
feinen Angehörigen ſchon vor feiner Errichtung zuftand, anerkennen und ſchirmen. Sodann 
gebührt feinen Bürgern auch ald Gefellfchaftsgliedern die im allgemeinen Geſellſchaftsrechte 
begründete Gleichheit. Es ruht alfo der Anfprud auf Rechtsgleichheit im Staate auf einem 
doppelten Grunde. Wie können nun gleichwol Rechtsungleichheiten, vergleihen wir doch 
überall in Menge und manche verfelben, ohne irgendeinen Anftoß daran zu nehmen, vorfin⸗ 
den, gültig eingeführt und als rechtsbeſtändig behauptet werden? Auf dieſe Brage antworten 
wir wie folgt. 

Im Staate ift alles rechtlich zuläffig, was der mahre Befammtwille, d. h. der innerhalb des 
durch den Gefellfhaftsvertrag ihm zur Lebensthätigfeit angewiefenen Kreiſes waltenve, ig: } 
licherweife verorhnen kann, und alles wirklich zu Recht beftehend, was folder Gefammtw 
dergeftalt verordnet hat, und zwarfürfo lange, als dieſer Wille fortdauert, d. 5. das Verordn 
nicht widerruft oder eine andere Berorbnung an deſſen Stelle fegt. 

Der wahre Gefammtwille aber kann nur aus vernünftigen und vom Staatszwecke umfa 
ten Gründen irgendetwas verordnen. Sind nun folhe Gründe wol vorhanden ober gebenfb 
zur Statuirung von Rechtsungleichheiten? Allerdings gibt «3 derfelben und zwar zuma 
von dreierlei Art. Der erfte Grund befteht in dem lobenswerthen, ja pflicgtgemäßen Beſtreben, 
die wahre oder ideale Rechtögleichheit dadurch vollfommener zu verwirklihen, daß man ihr Die 
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6108 fcheinbave und materielle, gewiſſermaßen handgreifliche unterorbnet. Der zweite richtet ſich 
auf Billigfeit, Humanität und überhaupt auf jittliche Zwecke; ver dritte endlich Hat Die Befoͤr⸗ 
derung des wahren Geſammtwohls zum Ziele, d. h. die fichrere, Leichtere oder vollſtändigere 
Berwirklihung ded Geſammtzwecks. 

Keiner von diefen Gründen jedoch ift geeignet, eine Rechtöungleichheit zu rechtfertigen, 
weldhe darin beflänvde, daß man irgendeinem Staatdangehörigen von demjenigen, was ihm 
rechtlich gebührt, etwas benähme, d. h. ihn unter das natürlich von allen (verfteht fich, unter” 
Borausjegung ihrer Rechtsfähigkeit oder rechtlichen Vollbürtigkeit) anzufprechende Gleichmaß 
der Rechte herabfegte, over auf feine Unkoſten einem andern ein Mehreres beimefje, überhaupt 
daß man ihm ein fogenanntes privilegium odiosum ertheile. Gegen ein ſolches proteftirt pſy⸗ 
chologiſch nothwendlg nicht nur der unmirtelbar Beiheiligte jelbft, fondern mit ihm auch jedes 
andere verſtändige Mitglied, welches da einfieht, daß die Marime eines vergeftalt beſchaffenen 
Beſchluſſes allen daſſelbe Unrecht oder Übel androht, welches man allernächſt gegen einen oder 
gegen nur wenige verhängen will; und es kann alſo der Wille, welcher fo etwas feſtſetzte, 
niemals der wahre und rechtsgültige Geſammtwille fein. Schon die Proteflation des einen da⸗ 
durch Verlegten madt.ihn ungültig; e8 ſetzt biefer fein Einzelrecht oder Sonderrecht mit voller 
Rechtswirkung der Anmaßung der übrigen entgegen; die Geſammtheit theilt ſich ſodann in 
zwei ſich hier widerſtreitende Perſoͤnlichkeiten, und von einem Geſammtbeſchluſſe kann feine 
Rede mehr ſein. 

Werden dagegen Ungleichheiten ſtatuirt, welche zu Gunſten ver einen, jedoch ohne Beeinträch- 
tigung des Rechts der andern gereichen, oder welche, wenn irgend auf jemandes Unkoſten, 
blos auf jene der Geſammtheit verliehen oder nur von ſeiten dieſer Geſammiheit, nicht aber 
von einzelnen irgendeine Verzichtleiftung fordernd find: fo kann jih darüber niemand be= 
fhweren, nicht der Einzelne, weil ihm ja nichtd entzogen warb, und nicht die Gefammtheit, weil 
ja fie felbft aus freiem Willen — und, wie wir voraudfegen, aus vernünftigen Gründen — 
es derordnete. 

Einige Beiſpiele moͤgen unſere Anſicht verdeutlichen und rechtfertigen. Ein Geſetz, welches 
alle, die ein gewiſſes Verbrechen begehen oder einer beſtimmten Übertretung ſich ſchuldig machen, 
ganz genau mit derſelben Strafe und mit derſelben Behandlung während der Strafzeit belegte, 
wäre zwar der Außern, materiellen oder — wie wir oben fagten — handgreiflihen Gleichheit 
entiprechend, aber es würde die wahre und weſentliche ideale Gleichheit vielfach verletzen. Die⸗ 
ſelbe Strafe oder dieſelbe Vehandlung kann, je nach Unterſchied des Geſchlechts, des Alters, des 
Standes, der Koͤrperbeſchaffenheit, nes moraliſchen Charakters u. ſ. w., für den einen handertmal 
ſchwerer, peinigender, demüthigender ſein als für den andern; und eine Geſetzgebung, die auf 
dieſes alles keine Rückſicht nimmt, iſt nicht gerecht, ſondern tyranniſch. Ihre Richtung ſoll viel⸗ 
mehr dahin gehen, daß, ſo viel moͤglich, dieſelbe Schuld gleich ſchwer, d. h. mit einem für den zu 
Beſtrafenden gleich ſchweren libel gebüßt werde; und in diefer auf Herſtellung des wahren 
Rechts gehenden Intention wird ſie alſo nicht nur vorwurfsfrei, ſondern beifallswürdig handeln, 
wenn fie durch entſprechende äußere Ungleichheiten in der Strafgattung und Behandlungsweiſe 
der Übertreter jenem erſtrebten wahren Gleichmaße nahe zu kommen ſucht. Hierher gehören 
überhaupt auch die meiften fogenannten Nechtöwohlihaten, namentlich des bürgerlichen Rechts, 
welche das Gleichgewicht in der Wechſelwirkung (3. B. zwiſchen ven beiden Geſchlechtern ober 
zwiſchen ven verfchiedenen Altersftufen u. f. w.) durch Begünſtigung des ſchwächern ober min 
der erfahrenen Theils Herzuftellen beftimmt find. 

Aus Billigfeit, Sumanität oder aus moralifhen Rückſichten aller Art fließen z. B. die ge: 
ſetzlichen Strafmilvderungen zu Gunften der wegen jugendlichen Alters einige Schonung An- 
fprechenven, oder derer, die aus Verführung, Leidenfchaftlicher Gereiztheit, oder von Noth und 
Hunger getrieben ein Verbrechen begingen, over welche eine aufrichtige Neue bezeigten u. ſ. w.; 
und entgegen auch die Berichärfungen in Fällen entgegengefegter Art. Beiden legtern verfteht 
es fich jedoch von felbft, daß vie Höchfte Verſchärfung nie über das Maß der von dem Verbrecher 
von Rechts wegen verwirkten Buße fleigen darf, ſodaß alſo bei jeder niedrigern Stufe die Geſell⸗ 
ſchaft gewiſſermaßen von derjenigen Strafe, welche der Übelthäter der Strenge nach verdient 
bat, demjelben einen größern oder fleinern Theil erläßt, d. h. ihr Strafreht aus moraliſchen 
oder auch politifhen Gründen nicht bis zur äußerſten Grenze ausübt. (Solche Gründe find 
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beziehen; und inſofern hoͤrt alsdann der Begriff der Rechtsungleichheit auf und es tritt jener 
ber wahrhaft gleihmäßigen Strafbeſtimmung oder Vertheilung ein.) Aus Billigkeit over Hu: 
manität fließen weiter bie etwa den Greifen, den Samilienpätern, den einzigen Söhnen u. a. 
zugefiandenen Befreiungen von gewiflen Leiflungen an ven Staat, 3.8. von der Milizpflicht 
u. f. w., ebenfo die den erfigenannten Perſonen mitunter gefeglich ertheilten befondern Ehren- 
und andere Rechte u. |. w. 

Die Gründe der beiden bisher aufgeführten Arten find meiftens nebenbei auch politifche, 
d. 5. auf ven Zweck oder Bortheil ded gemeinen Weſens mit abzielende. &8 gibt aber auch ſolche, 
die letzteres allein oder mindeſtens nad) entfchieden norherrfchender Eigenfhaft find. Dahin ge- 
hören 3. B. vie zur Begünftigung des Aderbaus, der Inpuftrie oder ded Handels an einzelne 
oder an Gefellfchaften oder an ganze Klaſſen oder Stände verliehenen Befreiungen von ſonſt 
- allgemeinen Laſten oder Privilegien verfchienener Art, weiter Die etwa den Studirenden erteilte 
Befreiung vom allgemeinen Militärpienft (nicht aber die von den Söhnen des Adels als ein 
Stanvedvorzug in Anfpruch genommene Befreiung), die gewiffen Verfonen oder Ständen 
(3.3. den Staatsdienern, Gemeindevorftehern, Geiftlihen u. f. w.) im Intereffe des Staates, 
etwa zur Beförderung ihrer wohlthätigen Wirkjamfeit, oder audy zur Belohnung wahrer Ver: 
dienfle um dad gemeine Weſen und zur Ermunterung anderer zu ähnlichen Beftrebungen, er: 
theilten bürgerlichen oder Ehrenvorreihte, ebenfo diejenigen, die einer oder der andern Kirche 
vor den übrigen verliehen werben, endlich auch die politifchen Nechtöungleichheiten von ven bem 
Monarchen und feinem Haufe zulommenden Borzügen hinab durch alle Abftufungen der Theil: 
nahme an der Staatögewalt oder deren Beſchränkung, an der Volksvertretung, am activen ober 
yafliven Wahlrechte u. |. w. bis zur völligen Ausfhliefung davon. Auch gegen dieſe Rechts⸗ 
ungleichHeiten ift nicht8 zu erinnern, folange fie nach ihrem Zwecke und Inhalte ald dem wahren 
Geſammtwillen entfloffen Finnen betrachter und jo lange fie nicht ald auf einem ſelbſtändigen, d. 6. 
von folhem Gefanımtwillen unabhängigen Boden ruhend mollen behauptet werben. 

In Bezug auf unfern oben aufgeftellten Grundſatz, daß pofitive Rechtsungleichheiten nur 
mittels Erhöhung einiger über das Niveau der natürlich allgemeinen Nechte, nicht aber mittels 
Herabfegung anderer unter ſolches Niveau gültig zu flatuiren find, muß jedoch, zur Vermeidung 
von Misverftändniffen, die gleichfalls fhon oben angebeutete Beichränkung vor Augen behalten 
werben, daß dabei nur von den Vollbürtigen, d. h. natürlich durchaus Rechtsfähigen und 
Rechtswürdigen die Rede fein kann. Die Herabfegung der ganz oder theiliweife Rechssunfähigen 
oder Unwürdigen unter jened Niveau findet feine Rechtfertigung fhon in dem allgemeinen 
Rechtsbegriffe felbft. Aber wir fügen noch eine zweite Befchränfung hinzu, die näntlich, daß bie 
fragliche Herabfegung felbft natürlich Fähiger und Würdiger in vem Falle zuläfjig erfcheint, 
wenn die Gründe verfelben von der Art find, daß die Verftändigen und ven Gemeinmohle Gr: 
gebenen unter jenen, welche die Herabfegung (3.3. die Ausſchließung vom activen oder paſſiven 
Wahlrechte) treffen ſoll, feldft vie Zweckmäßigkeit oder Räthlichkeit der allgemeinen Maßregel 
oder ihrer Marime anerkennen, demnad ihre eigene Einwilligung dazu geben koͤnnen oder müf- 
fen. Und endlich bemerken wir noch, daß In Bezug auf die eigentlich gefellichaftlichen Rechte und 
Schuldigkeiten die hier in Anſpruch zu nehmende Gleichheit nur in der Verhältnißmäßigkeit be⸗ 
ftebt, d. 5. in dem entſprechenden Verhältniffe zuifchen Empfang und Leiftung, woraus 3.8. 
bie Steuervertheilung nicht nah Köpfen, fondern nad dem Vermögen, ſodann etwa einige 
Bevorrechtung der Reichern vor den Armern bei dem Wahlgefhäfte, oder die Ausfchliefung ber 
von Öffentlichen Almofen Lebenden von dem Wahlrechte u.f. w. ihre Rechtfertigung ziehen, 
und auch die über gemwifle Sekten oder Neligionsparteien, welche oder infofern fie nach ihren 
Satzungen und Gebräuden fih der Erfüllung einiger gemeinbürgerlichen Pflichten entziehen 
oder dazu minder tauglich erſcheinen, verhängte entfprechende Rechtsverminderung ſich ver: 
theidigen läßt. 

Ob oder inwiefern die in den verſchiedenen Staaten nad) Gefegen oder Herkommen be: 
ſtehenden Hiftorifhen Rechtsungleichheiten, namentlich die verſchiedenen Vorrechte des Erb- 
abeld, die perfönlicde und angeborene Unfreiheit der Bauern, die Unterfcheidungen zwifchen 
Herren= und Bauerngrund, die vielfahe Erhebung des Solpatenftandes über den bürgerlichen, 
die Ausihließung oder Zurüderangung der Gemeinen und Armern vom höhern Staatödienfte, 
die Zunftprivilegien,, die Steuereremtionen, die privilegirten Gerichtsſtände u. f. w. mohl- 
begründet und die zeitliche oder bleibende Zuftimmung des Gefammtwillend anfprechenn, 
ebenſo, ob ſie widerruflich oder unwiderruflich, d. h. der fortwährend freien Verfügung der 
Geſetzgebung unterſtehend oder nicht unterſtehend ſeien oder nicht ſeien, wird der unbefangene 
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Beurtheilereinerfeitö aus den oben aufgeftellten Grundſätzen, andererfeit8 aus den hier ober dort 
vorhandenen factifchen Umfländen und Verhältniſſen leicht entnehmen. Unſere Aufgabe glauben 
wir durch das bisher Geſagte oder Angeveutete in der Hauptſache gelöft zu Haben. 

Die gewöhnliche Lehre beſchränkt die Gleichheitsforderung darauf, daß alle Staatsange⸗ 
hörigen, Vornehme wie Geringe, vor dem Geſetze und vor vem Richter gleich, d. h. den Gefegen 
gleihmäßig untertban und des Staatsſchutzes gleihmäßig theilhaft feien. Diefe Lehre !aber iſt 
unbefriedigend, weil, fo wohlbegründet allerbing3 die Forderung ver Gleichheit vor dem Geſetze 
und Richter, namentlich die Entfernthaltung perſoͤnlicher Gunſt und Ungunft if, es gleichwol 
einerſeits auf die Beſchaffenheit oder den Inhalt der Geſetze anfommt, ob man die allgemeine 
Unterwerfung unter diefelben für hinreicheuͤd oder nicht hinreichend zur Rechtsgleichheit achten 
koͤnne, und weil andererſeits auch eine Bevorzugung vor dem Geſetze und vor dem Richter, d. h. 
ein dem einen Rechte vor dem andern zugewandter vorzüglicher Schutz, ſobald er aus triftigen 
Gründen (z. B. wegen der beſondern Wichtigkeit oder Heiligkeit eines Rechts) demfelben ver⸗ 
liehen wird, durchaus nicht verwerflich iſt. Ebenſo iſt unrichtig, daß — wie Gros lehrt — die 
Gleichheit darin beſtehe, daß „alle Bürger unter gleichen Umſtänden gleiche Rechte haben, und 
daß es keinem Bürger verwehrt oder unmoͤglich gemacht werde, ſich in die Umſtände zu verſetzen, 
mit welchen gewiſſe Rechte verbunden ſind“. Denn auch in dieſer Forderung liegt einerſeits zu 
wenig und andererſeits zu viel. Wenn nämlich die fraglichen Umſtände keinen vernunftrechtlich 
gültigen oder politiſch triftigen Grund dafür mit ſich führen, daß mit denſelben ein beſonderes 
Recht oder eine beſondere Rechtsbeſchränkung verbunden werde, ſo iſt die darauf gebaute Un⸗ 
gleichheit eine unzuläfjige, d. h. dem wahren Gleichheitsprincipe widerſtreitende, ja fie ann eine 
empörende und in die ungerechtefte Bevorzugung einiger wenigen audartende fein, wie wenn 
man 5.8. die politifchen Rechte — namentlich etwa die Wahlrechte — blos denen verleihen 
wollte, welche Millionäre find; und andererfeitd kann ohne allen Tadel auch miteinem Umſtande, 
ın welchen fich zu verfeßen vielen oder felbft den meiften verboten oder unmöglich ift, eine Rechts⸗ 
ungleichheit, d. hd. Bevorzugung, verbunden werben, wie dieſes 3. B. bei ven dem weiblichen Ge⸗ 
ſchlechte verliehenen Rechtswohlthaten, oder bei den den Mitgliedern des Regentenhauſes zu: 
fommenben, ober auch bei dem nicht einer beflimmten Steuerfumme, fondern überhaupt einem 
höchſtbeſteuerten Bürgertbeile (3. B. Viertheile oder Drittheile) zugefprochenen Wahlvorrechte 
u. ſ. w. der Fall iſt. 

Wie wiederholen es: das Gleichheitsprincip iſt alsdann, aber auch nur alsdann befriedigt, 
wenn überhaupt keine Rechtsungleichheiten anerkannt oder ſtatuirt werden, als welche auf 
vernünftigen Gränden beruhen und demnach von allen Staatsangehörigen ohne Ausnahme, 
entweder ſchon in ihrer Eigenſchaft als Perfonen over Rechtsſubjecte überhaupt oder wenig⸗ 
ftens in ihrer Ligenfchaft ald zur Erfirebung des Geſammtwohls verpflichtete Staatäbürger, 
gewollt werden können over müffen, oder, was noch zuverläfjiger ift, wozu der Gefammtmille 
durch das Organ einer echten und lautern Volksrepräſentation feine Zuſtimmung wirklich er⸗ 
theilt Hat. Weil namlich darüber, ob der Gefammtwille etwas genehmigen könne oder müffe, 
gar leicht Zweifel entftehen, oder aud von ven Machthabern einfeitig behauptet werden kann, 
ihr Dietat fei dent wahren oder vernünftigen Geſammtwillen entſprechend, wenn es auch dem⸗ 
ſelben noch ſehr widerſtreitend iſt, ſo folgt daraus, daß in Bezug auf Rechtsgleichheit wie über⸗ 
haupt in Bezug auf alles Recht im Staate keine andere befriedigende Barantie gedenkbar ift als 
eine dem wahren Geſammwillen ein lebenskräftiges Organ verleihende Verfaflung. 

Rotteck. 

Glücksſpiele oder Hazardſpiele nennt man diejenigen Spiele, deren Zweck nit Er⸗ 
holung ver Spielenden, nicht Übung der geiftigen oder koͤrperlichen Fähigkeiten und Kräfte, 
fondern ausfchließlich der Geld- (oder Geldeswerth⸗) Gewinn tft, den der blinde Zufall dem 
einen Betheiligten auf Koften der andern zuwendet. Allerdings waltet bei vielen dabei ein Ver⸗ 
trauen auf ihr Glück ob; fie wollen vem Glücke eine Thür bei ſich dffnen. Daß aber dieſes Ver⸗ 
trauen fein fehr feſtes ift, geht ſchon daraus hervor, daß die Spieler, um fi ven Erfolg zu 
ſichern, fo oft theils zu ven abergläubifähften Dingen greifen, theils zu Berechnungen (zunädft 
über das Wahrſcheinlichkeitsverhältniß dieſes oder jenes Ergebniffes), welche Berechnungen aber 
für den gerade eintretenden einzelnen Ball immer völlig ungewiß, rein ein Ergebniß des blinven 
Zufalls find. 

Reich werden möchte jo ziemlich. ein jeder Menſch. Diefer Wunſch ift in der Regel eine 
treffliche Triebfever, indem er zur Thätigkeit, zum Fleiße anfpornt. Wer etwas Brauchbares 
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arbeitet, nutzt dadurch ſeinen Mitmenſchen und empfängt in dem Preiſe ſeines Products den 
wohlverdienten Lohn. Da er aber beim Verkaufe ſeiner Waare oder bei Vermiethung ſeiner 
Kräfte allenthalben Concurrenz findet, ſo vermag er in der Regel keinen übermäßig hohen, ſon⸗ 
dern nur einen mäßigen Preis zu erlangen, wonach nicht etwa blos einmalige, momentane, fon- 
dern vielmehr fortwährende, anhaltende Thätigkeit erforderlich ijt, um ein bedeutendes Vermö⸗ 
gen zu erwerben. Anders bei den Glücksſpielen, deren Lodungen darin beflehen, daß fie das 
Bild eines meift hoben, jedenfalld aber in einem einzigen Augenblid und ohne Mühe zu erlan⸗ 
genden Gewinns dem Spielluftigen vor Augen halten, wobei diefer die furchtbare Schattenfeite, 
das muthwillige Zugrunderichten des Vermögens, die Vernichtung allen Familienglücks, pby: 
ſiſches und moralifches Elend jeder Art mit all ihren ſchrecklichen Folgen im Momente des Dan: 
delns nur allzu Leicht überſieht. 

Denn während beim redlichen Erwerbe ſowol der Käufer ald der Verkäufer einen billigen 
Gewinn erlangt, ſonach keiner der beiden Theile ſich auf Koften des andern und zu deſſen Mad: 
teile bereichern muß, ift dagegen bei Glücksſpielen durchaus fein Gewinn möglich als Durch den 
unmittelbaren Verluſt ded Verjpielenden. Jeder Spieler muß feinen Genoffen von vornherein 
Unglück wünſchen und ihnen zuzufügen ſuchen, weil er nur hierdurch felbft gewinnen kann, und 
dieſes genau in dem Maße, in welchen die andern in Misgeſchick gerathen. Er muß dem Glüch 
feiner Mitmenfchen fluchen, denn nur in deren Schaben Fann er jeinen Vortheil finden. Darum 
fein Wunder, daß ſich auf dem Gejichte der Spieler vorzugäweife Habſucht, Misgunft, Tücke 
und Neid fund geben, und dag gänzliches moraliſches Verderben ſich allmählich einftellt, neben 
dem Sinfen des Geldvermögens, da ber Spieler feine Zeit einer nützlichen Thätigkeit zu widmen 
weder Luft noch innern Trieb bejigt und fchon demgemäß durch dieſen Müßiggang und viele 
Berbienftlofigkeit fein Vermögen verſchwinden fehen muß, auch ohne bedeutende Unfälle im 
Spiele felbft und ohne die weitern Verwendungen, zu denen daſſelbe faft inmmer Veranlaffung 
gibt und verleitet. 

Daß es ſonach im wohlverſtandenen allgemeinen Intereffe liegt, der Spielſucht fo viel thun⸗ 
lich entgegenzutreten und die Möglichkeit, von ihren Lockungen umſtrickt zu werden, nad Kräf⸗ 
ten von allen Klaffen ver bürgerlichen Gefellfchaft entfernt zu halten, wurde ſchon in früher Zeit 
erfannt. Obwol aber nach der Natur der Dinge fein Mittel gegeben ift, durch welches alle 
Glücksſpiele ganz und gar verbannt werben könnten, obwol es fi ſonach nur von möglichſter 
Beichränfung des Übels handelt, fo beweiſt doch pie Erfahrung, daß jelten auch nur das geſchieht, 
was fich billigerweife erwärten läßt. Insbeſondere hat man von feiten der öffentlichen Wer: 
waltung gewöhnlidh nur die von Privaten errichteten Glücksſpiele geftört, während man nidı 
jelten zu ven auf Rechnung des Staates geführten verleitete, bergeftalt, daß es ſcheinen mußte, 
man bezwecke durch alle Hazardſpielverbote nichts anderes ald die Erlangung eine! Monopols 
für jene grundverderblichen Anftalten. 

Die Köfung der Aufgabe, um die es ſich handelt, ift indeß eine fchwierige. Nicht nur wur: 
zelt die Neigung, ih im Glücksſpiel zu verſuchen, tief im Menfchen, fondern ver Spiellufige 
kann auch den Grundjaß der Freiheit des Individuums anrufen, über feine Zeit und fein Giger: 
thum felbft zu feinem Nachtheile zu verfügen. Allerdings verlegt er, dem Hazardſpiel fi hin⸗ 
gebend, die Pflichten gegen fich felbft, feine Bamilie, Die Gemeinde und den Staat; da aber jmeb 
Spiel doch an fich feine verbrecherifche Handlung, ſondern nur im Sinne ber Sittlichkeit und red 
dEonomifchen Beſtehens der Gefellihaft eine Gefährbung ver Privat: und blos mittelbar auf 
der allgemeinen Volkswohlfahrt bildet, fo läßt fich nicht unbedingt jedes @infchreiten der Straf: 
gewalt des Staates rechtfertigen, abgefehen davon, daß man damit allein nie zum giele gelangt. 
Das wihtigfte Mittel gegen die Spielfucht liegt in einer guten Erziehung des Volkes, insbeſon⸗ 
dere in dent Erwecken der Erfenntniß des Unheils, welches Glücksſpiele im Gefolge Haben, im 
Erwecken der Einſicht ihrer moraliſchen Verwerflichfeit wie ihres öfonomifchen Schadens. Da: 
neben foll Gelegenheit gegeben fein, einerſeits auch die kleinſten Erſparnifſe nutzbringend (zins⸗ 
tragend) anzulegen, in welcher Beziehung ſich die Sparkaſſen immerhin empfehlen, andererſeits 
durch Betheiligung an Aſſecuranzanſtalten für ein Einkommen in Krankheits- und Alters-, ſo⸗ 
wie für ein den überlebenden zuſtießendes Kapital in Todesfällen zu ſorgen. Die Möglichkeit, 
fi und die Seinigen in diefen Beziehungen ficher flellen zu Fönnen, übt auch einen gewaltigen 
Einfluß. Endlich aber foll die Staatögewalt feine Anreizungen zu Glücksſpielen dulden, am 
allerwenigſten ſolche ſelbſt veranſtalten, denn darin liegt eine wahrhaft eyniſche Verböhnung 
einer der Grundbedingungen der eigenen Eriftenz ber Staatsgewalt, und es gibt kein Urtheil 
über jenen Misbrauch ver Regierungsbefugniſſe, das allzu ſtreng wäre. 
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Schon in frühen Zeiten pflegte die Staatögewalt den von Beinatperfonen ohne Ermäd: 
tigung auf eigene Rechnung geführten Glücksſpielen entgegenzuwirfen. Das alte Römijche 
Recht ſetzte verſchiedenerlei Strafen gegen die übertreter der desfallſigen Verbote feſt. Juſti— 
nian erneuerte viele dieſer Verbote, beſchränkte jedoch die Pönalbeflinnmungen zunächſt auf 
civilrechtliche Nachtheile. Der ganze Spielvertrag ſollte nichtig ſein und ſelbſt das von dem Ver⸗ 
lierenden bezahlte Geld wieder zurückgefordert werden fünnen; wer Geld zu einen verbotenen 
Spiele Herlieh, habe fein Recht, daſſelbe zurückzunerlangen; wer Spieler aufnehme, dürfe we: 
gen erlittener Injurien und anderer Nachtheile weder Genugthuung noch Schabloshaltung an= 
fprehen; Geiftliche, melde unerlaubten Spielen beivohnten, wurden ſuspendirt. Wer aber 
zum Spiele zwang, unterlag einer Geld- und Gefängnißſtrafe. Auch ſollten in gewiffen Fällen 
die Spielobjecte, felbft die Häufer, in denen gefpielt warb, dem Fiscus verfallen fein. 

Im allgemeinen waren e8 immer biefe nämlichen Anfichten, welche ſich bei allen Verboten 
von Glücksſpielen bis zur neuern Zeit fortpflanzten, obwol vie einzelnen Strafbeftimmungen 
vielfach abgeändert wurden, um fo mehr, ald man fortwährend neue Spielarten erfann. Aud 
trugen die Pönalverfügungen Überdies ſtets noch das beſondere Gepräge ihrer Zeit an fih. So 
beſtimmte Karl der Große in feinen Gupitularien bezüglich ver Hazarpfpiele ald Strafe bie Aus⸗ 
ſchließung von der Kommunion der Gläubigen. In der Ordonnanz des franzoͤſiſchen Koͤnigs 
Karl IX. vom Januar 1560 ſind Glücksſpielhäuſer und Bordelle in eine Klaſſe geſetzt. Sehr 
Häufig wurden. Geldbußen, mitunter in hohem Betrage, ſeltener Gefängniß verhängt. 

Ungeachtet aller legislatoriſchen Bemühungen verſchwand das übel doch zu keiner Zeit aus 
der Geſellſchaft. Indeſſen iſt daſſelbe durch das Steigen der Cultur wenigſtens nicht groͤßer, 
vielmehr entſchieden geringer geworden. Die Angabe, daß die alten Germanen oft ſogar ihre 
Freiheit auf einen einzigen Würfelwurf geſetzt, iſt nicht unglaubwürdig, weil alle rohen Voͤlker 
bei einen müßiggäangerifchen Leben, beim Mangel edler Geiſtesbeſchäftigung ſich begreiflicher— 
weife am leichteſten ver Spielſucht ergeben. 

Abgefehen von den durch die Staatsgewalt längft befänipften Privatglüdsfpielen, bat eine 
erleuchtete Öffentliche Meinung in der Neuzeit insbeſondere Befeitigung der von den Regierun- 
gen jelbft unterhaltenen Spielanflalten gefordert und wenigftens theilweije bereits wirklich er: 
langt. In England erfolgte gemäß eines Parlamentsbeſchluſſes am 18. Juli 1826 die letzte 
Lotterieziehung. Selbſt das wegen larer moralifher Grundſätze fo ſehr verrufene Frankreich 
ging in dieſer Angelegenheit unferm deutſchen Vaterlande mit gutem Beifpiele voran; das Zah: 
Ienlotto ward daſelbſt im Jahre 1826, das Spielbanfweien 1838 aufgehoben. Dur die Un⸗ 
terfuhungen, welche der Befeltigung jener Anflalten vorausgingen, wurden manche hoöͤchſt be: 
achtendwerthe Thatſachen feftgeftellt. Zu Paris, wo in der Revolutiongzeit der Spielpadt er: 
funden worden, ertrugen ſchon im Jahre 1818 die zehn privilegirten Spielhäufer diefer Haupt: 
fladt dem Fiscus nicht weniger als 4,540000 Fr., troß der beichränfenden Beflimmung, daß 
feine zu geringen Einjäge angenommen werben dürften, damit die minder bemittelte BolfB: 
klaſſe von der Betheiligung abgehalten werde. Der Reinertrag der Banken aber ftieg auf 8 Mil: 
lionen, fobaß den Unternehmern nad Abzug der Pachtbeträge noch 3), Millionen Gewinn 
verblieben. Die Gefammtfumme der Einfäge erhob ſich auf die (beſonders für damals) Foloffale 
Ziffer von jührlih 325 Millionen. Daneben ergaben fi indeß auch noch andere Dinge. In 
den drei Monaten unmittelbar vor den betreffenden Kammerverhandlungen hatten ſich fünf Be- 
ſucher der parifer Spielhöllen aus Verzweiflung dasXeben genommen, zwei waren wegen Raub 
oder Diebſtahl verurteilt worden, melde Verbrechen fie begangen hatten, um anvertrautes 
Geld, das fie im Spiele eingebüßt, wieberzuerfegen. Berner fand fh, daß in denjenigen 
21 Departements, in denen die Leidenfchaft des Rottofpield am beftigften herwortrat, die Zahl 
der Hausviebftähle und die der unehelichen und ver. Findelkinder ebenfo groß war wie in ven 
übrigen 65 Departementen zuſammengerechnet. 

In Deutſchland waren e8 beſonders die Abgeoronetenfammern, welche ihre Stimme für Be: 
feitigung jener übeln Inftitute erhoben. Es ift anerfennenswerth, daß die bairifche Volfäver: 
tretung von ihrer erften neuzeitlihen Berufung an (1819) die Aufhebung des Lottos bean. 
tragte. Die Regierung fagte Erfüllung dieſes Wunfches zu, fobald die Finanzverhältniſſe des 
Staates ſolches erlauben würven. Als die Zeit der Finanzüberſchüſſe wirklich eintrat, da erhob 
indeß die Regierung eine neue Schwierigkeit Eläglihfter Art, Das Lotto — fo erflärte fie — fel 
ein Regale, zu deſſen Forterhebung fie nie einer ſtändiſchen Zuftimmung nöthig habe; wolle der 
Zanbtag auch, wie biefer erflärte, den ganzen biäherigen Jahredertrag der Spielanftalt durch 
eine Steuer decken, fo bilve died fein genügenbes Aquivalent für die Krone, weil die directen 
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Steuern nach Ablauf jeder Finanzperiode (von ſechs Jahren) neu bewilligt werden müßten, 
folglich auch einmal, als nicht nothwendig, verweigert werden koͤnnten; nur wenn die Kammern 
ein Aquivalent in einer neuen indirecten Auflage vom gleichen Betrage gewähren koͤnnten, maß 
aber bis dahin nicht moͤglich, würde das Staatsoberhaupt die Aufhebung jenes Inſtituts ge— 
nehmigen, da nur die indirecten Auflagen ohne ſtändiſche Zuſtimmung forterhoben würden. 
Es bildet wahrlich keinen Glanzpunkt in der Geſchichte der damaligen bairiſchen Regierung, 
daß, bei überfüllten Kaſſen, und während man die Überſchüſſe zu Lurusbauten verwendete, die 
Volksvertretung gleichwol nicht im Stande war, das Zahlenlotto hinwegzubringen. Es be: 
durfte der vielverſchrienen Märztage von 1848, un das Verſprechen der Aufhebung jener An- 
flalt zu erlangen. Nun aber hatte man feine Überfchüffe mehr, fondern man fah fi zu neuen 
Anlehen genöthigt (zumeift infolge enormer Ausgaben für das Militär, abgejehen von ven GEi- 
ſenbahnbauten), und nun waren es die während ber Neartiondzeit gewählten Kammern, welche 
eine proviforifche Fortdauer der fogenannten „Narrenſteuer“ beichloffen! 

Im Großherzogthum Heflen war es die Bewegung von 1830, welche ver Moral den Sieg 
verſchaffte, ſodaß, dem Verlangen ber Volfövertretung entfprehend, im Jahre 1832 Die Lot⸗ 
terie aufgehoben wurbe. Nachdem noch viele einzelne Landtage in Deutſchland (darumter Der 
ſächſiſche, der bapifche, der braunſchweigiſche und mecklenburgiſche u. f. w.) fih mit aller Ent- 
ſchiedenheit für Aufhebung der Öffentlihen Spielinftitute auſsgeſprochen, ftellte Die würtember: 
gifhe Regierung unterm 18. April 1844 bei der Bundesverſammlung den Antrag: alle inner: 
halb des Bundesgebiets beſtehenden öffentlihen Spielbanken, Klafienlotterien und Lottos, und 
wenn einer derartigen Vereinbarung für jegt noch unüberfteiglihe Schwierigkeiten entgegen- 
ftehen follten , zum wenigſten die öffentlihen Spielbanken fofort aufzuheben. Uber vie Ber- 
werflichEeit ber Inflitute war nıan am Bunde einverflanden; mehrere Stinnmen unterflügten 
auch den Antrag Würtembergs, indeß gelangte man um fo weniger zu dem gewünfchten Ergeb: 
niffe, als von allen Seiten Borbehalte erhoben und andere an diefelben angereiht wurden. 

Der in der Bunvestagsfigung von 6. Febr. 1845 erflattete Ausfhußbericht zählt alle 
Nachtheile jener von Staatd wegen unterhaltenen oder mindeftend geduldeten Glücksſpielanſtal⸗ 
ten auf, kommt aber gleichwol nicht zum Antrage ſofortiger Aufhebung derſelben, fondern be⸗ 
ſchränkt fi auf folgende Vorſchläge: 1) auf Verminderung und allmähliche Befeitigung ver 
Nachtheile und Gefahren hinzumirken, welche mit den Fortbeſtehen öffenrliher Spielbanken oder 
fonft zugelaffener öffentlicher Hazarpfpiele, ſowie mit der Kotterie und dem Lotto unausbleiblidh 
verbunden find (man hatte alfo nicht einmal den Muth, auch nur ein bloßes Hinwirken auf Be⸗ 
feitigung diefer Inftitute felbft zu verlangen, fondern man ſprach bloß von Entfernung der Nach⸗ 
theile und Gefahren, weldye mit venfelben verbunden feien!); 2) insbeſondere Bas Spielen ver 
Demohner der einzelnen Länder in den Glüdsfpielinftituten anderer Staaten bei Strafe zu 
unterfagen; 3) weder bie Errichtung neuer Spielbanken noch neue Verbindlichkelten gegen 
Spielunternehmer einzugehen und die Kortdauer beſtehender Spielverträge über die Contract: 
zeit nachzugeben, vielmehr eine balomögliche Auflöfung der Gontracte herbeizuführen und, wo 
fein vertragsmäßiges Hinderniß obwalte, zur Aufhebung ohne Verzug zu fchreiten. 

Die Mehrzahl ver Stimmen erklärte ich nun zwar zuſtimmend zu ven Vorſchlag einer Aui: 
hebung der Öffentlihen Spielbanken, doch jelbft dies, wie bemerkt, meiftend unter beſondern 
Vorbehalten. So verlangte Baden, daß gleihmäßig auch alle Kotterien und Lottos unterdrückt 
würden, und Heffen: Homburg fnüpfte hieran die weitere Bedingung, daß felbfl dann die Auf: 
hebung der Spielbanken nur in einem fehr entfernten Zeitpunkt ftattfinden dürfe. Hinwieder 
fprachen ſich alle Regierungen, welche Klaffenlotterien oder Zahlenlottos unterhielten oder dul⸗ 
beten, gegen deren Aufhebung aus. So zerfiel denn der würtembergifche Antrag, ber ohnehin 
nur durch Stimmeneinhelligfeit zun Bundesbeſchluß erhoben werben fonnte, und ed war klar, 
daß vom Bundestag auch in dieſer Angelegenheit nichts zu erwarten fei. 

ALS die Deutſche Nationalverfammlung zufammengetreten war, erfolgten von verſchiedenen 
Seiten Anträge wegen Aufhebung aller dffentlihen Spielanflalten. Das Parlament verhin⸗ 
delte darüber in feiner Sigung vom 8. Jan. 1849. Der Abgeordneter v. Diedfau war Be⸗ 
richterſtatter des volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes. Nach längerer Beratung wurde folgender 
Beſchluß gefaßt und unterm 20. Jan. 1849 als Reichsgeſetz verkündet: „Einziger Artikel. Alle 
oͤffentlichen Spielbanken ſind vom 1. Mai 1849 an in ganz Deutſchland geſchloſſen und die 
Spielpachtverträge aufgehoben.” Außerdem hatte die Berfanmlung noch folgende Anträge an: 
genommen, ohne die gefaßten Befchlüffe jedoch in Form eined Reichsgeſetzes zu kleiden, und 
ohne daß dieſelben vom Reichsverweſer veröffentlicht worden wären: „Die Nationalverfamn: 
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lung wolle die Staatsklaſſenlotterien mit Verbeſſerungen ihrer Einrichtungen zwar vorerſt fort⸗ 
beſtehen laſſen, jedoch die vroviſoriſche Centralgewalt beauftragen, auf deren Aufhebung in ven 
Einzelftaaten thunlichſt hinzuwirken“; ferner: dieſelbe „wolle Brivatlotterien nur gegen Conceſ⸗ 
jion der Regierungen ber einzelnen deutſchen Staaten und lediglich zu gemeinnügigen Zweden 
geftatten‘‘ ; weiter: fie „wolle beſchließen, daß Die Errichtung neuer Klaffenlotterien gänzlich un⸗ 
terfagt werde (angenommen mit einer an Stimmeneinhelligfeit grenzenden Majorität) ; fo: 
dann: fie „wolle die Anfhebung des Lotto in allen deutſchen Staaten, in welchen ed noch befteht, 
beſchließen und diejelbe von der proviforischen Gentralgewalt in kürzeſter Friſt bewirken laflen‘‘ ; 
endlich, ſie wolle diefe Beſchlüſſe der gedachten proviforifchen Gentralgewalt überweiſen. 

Die Nationalverfammlung hatte geihan, was von ihr abhing, und auch das Reichsjuſtiz⸗ 
. minifterium, an deilen Spige fih damals Robert Mohl befand, bewies ernften Willen, den 
Spieihöllen ein Ende zu machen. Aber es fehlte niht an Widerſeglichkeit von feiten verſchie⸗ 
dener Binzelregierungen, und überdies wurden die mannichfadhften und maßloſeſten Entſchädi⸗ 
gungsforberungen erhoben. 

In der Sigung der Nationalverfammlung von 13. April 1849 Fam der Gegenſtand noch⸗ 
mals zur Verhandlung, veranlagt durch eine Petition des Stadtraths und der Bürgerfchaft des 
Spielortd Homburg vor der Höhe. Der Reihöninifter Mohl gab bei dieſer Gelegenheit Aus- 
Eunft über den Stand der Angelegenheit, insbeſondere die geforderten Entſchädigungen. Die⸗ 
jelben gingen wahrhaft ins Lächerliche. So verlangte bie Actiengefellfchaft, welche dad Spiel: 
baus in Wiesbaden erbaut Hatte und nun einen Theil des Spielgewinne zog, 934160 Fl., in⸗ 
dem fie nämlich ihren Antheil am Spiel Fapitalifirte; die Stadtgemeinde, indem fie bezüglich der 
Beiträge des Spielpächters für Theater u. |. w. in gleicher Weife verfuhr, begehrte 445800 SL. ; 
vie Staatskaſſe ebenfo 195036 Fl.; Die eigentlichen Pächter, indem fie den ihnen verbleibenpen 
Gewinn fapitalifirten, 2,701839 Fl., zufammen die Wiesbadener allein 44/, Mill. Fl. Ahn⸗ 
lich, wenn auch mit etwas mäßigern Summen, forderte man von andern Orten. Insbeſondere 
aber erſchien in der Liſte der Entſchädigungsanſprüche von Baden-Baden folgende Poſition: 
„Bezahlung von Perſonen, welche ven Pachtvertrag ausgewirkt haben, zwei Millionen.‘ Da 
dieſer legte Poften gerechtes Auffehen erregte, fo fügte ver Minifter bei: die Sache fei der babi- 
{hen Regierung mitgetheilt worben; durch deren Unterfuhung Habe ſich jedoch blos heraus: 
geftellt, ed feien 1,300000 oder 1,400000 Fr. von dieſen angeblichen zwei Millionen an ein 
Wechſelhaus bezahlt worden, welchem früher die Hälfte des Spielgewinnd verſprochen geweſen, 
um, wie es in dem Contracte hieß, „injuriöje und verleumberifche Gerüchte zu befeitigen, welche 
bei Gelegenheit diefer Sache aufgetaucht ſeien“. Trotz des Abgangs jurififcher Beweiſe blieb 
der Eindruck, daß allerdings eine koloſſale Beſtechung, die in höhere Regionen hinaufreichte, 
ſtattgefunden habe. 

Da die heſſen-homburgiſche Regierung fich weigerte, die Homburger Spielbank zu fchließen, 
fo ließ der Reichsminiſter Mohl Erpepitionätruppen zu diefem Behufe dorthin abgehen. Am 
7. Mai trafen fie daſelbſt ein; allein am 8. ward gleihwol das Spiel wieder eröffnet, und nad 
einer im Barlament an den Minifter gerichteten Interpellation follen es vornehmlich bie Offi⸗ 
ziere dieſer Truppen gewefen fein, welche ſich am Spiel betheiligten. Nach ven dem Reihscom- 
mifjar gejendeten Weiſungen unterwarf jich endlich die heſſen⸗z pomburgiſche Regierung und ließ 
- vie Bank am 9. wirklih fchließen. Raum war jedoch das Parlament aus Frankfurt ver- 
ſchwunden, fo tauchten ſowol zu Homburg ald an den andern ftühern Spielorten dieſe Anflalten 
fofort aufs neue auf. Der wieneraufgelebte Bundestag ließ jich nicht herbei, Die Befeitigung der 
Spielhöllen zu feiner Aufgabe zu machen. 

Wir wenden und zu den verſchiedenen Hauptarten des Glückſpiels, welche Hier in Betracht 
fommen. 

I. Heimliche Spielhäuſer. Es ift keineswegs eine leere Behauptung, fondern aller: 
dings Thatſache, daß, wo Öffentliche Spielinftitute verboten find, gewöhnlich geheime be- 
ſtehen. Man hat daraus eine Redtfertigung für das förmliche Conceſſioniren folder Anſtalten 
hergeleitet. Dies jedoch mit Unrecht. Abgejehen davon, daß neben den privilegirten body auch 
noch geheime Spielhöllen beftehen können, fließt jede Gonceffionirung eine Begünfligung und 
Foörderung des Hazardſpiels in fi, indem jie demſelben den Charakter der Gefährlichkeit und 
Strafbarkeit zu benehmen ſcheint, durch das Öffentliche Beſtehen zur Bethelligung anreizt und 
die Regierung, eben weil viefelbe ein hohes Pachtgeld ſich bezahlen läßt, zur Spielgenofiin 
herabwürdigt. 

U. Permanente Spielinſtitute, unter Ermächtigung des Staates von 
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Privatperſonen errichtet. In manchen großen Städten, dann in vielen Badeorten findet 
man gleichwol von den Regierungen förmlich verpachtete oͤffentliche Spielhäuſer, Banken u. ſ. w. 
Die Bedingungen der Spiele find durchgehends fo geſtellt, daß ſich nach ver Wahricheintichfeite- 
rechnung ein enormer Vortheil auf feiten der Wächter befindet, indem viele jonft natürlich auch 
feinen fo großen Tribut an ven Fiscus zu entrichten vermöchten. Nur in dem Umſtand, daß Die 
einzelnen Spieler aufhören können, warn fie wollen, während die Anftalt das Spiel fortjegen 
muß, folange e8 begehrt wird, finden dieſe einen einzigen Vortheil zu ihren Qunften, ber aber 
un jo ſchwächer erfcheint, als vie Gewalt der Leidenſchaft ven einmal Berlodten meiſtens unwi⸗ 
verftehlich fortreißt. Man erflaunt, wenn man hört, welche ungeheuern Abgaben vie Pächter 
folder Inftitute tragen, aber man erftaunt noch mehr über die Millionen, vie fe deſſenungeachtet 
fo ziemlich alljährlih gewinnen. Ein Bild der Beruntreunngen, ded Jammers, der Verzweif⸗ 
lung, die mit jenem unfaubern Gewinne unmittelbar zujanimenhängen, wollen wir hier nicht 
weiter ausmalen. Solche Spielbanken finden ſich namentlih no an Badeorten des Großher⸗ 
zogthums Baden, nämlich zu Baden-Baden (in der badischen Staatsrechnung von 1856 und 
1857 erſcheint die Pofttion „Pachtzins des Spielpächters“ jährli mit, 127400 Il., unge: 
technet deſſen Leiſtungen an die Gemeinde!), in Naflau (Wiesbaden und Ems), Kurhefſen 
(Nauheim, Wilhelmsbad, Nennvorf und Hofgeismar), Mecklenburg (Dobheran), Walde 
(Pyrmont), Heſſen⸗Homburg (gleich auf 22 Jahre verpadtet!), dann (ohne Bad) zu Köthen. 

II. Brivatlotterien. Außer ven nicht ſelten heimlich betriebenen Berlofungen einzelner 
Gegenftände jieht man gar oft Verlofungen von Immobilien, befonderd ganzer Güterftüde, 
Öffentlich, mit ausprüdlichere Genehmigung der Landesregierungen, angekündigt. Dieſe Er: 
laubniß erfheint fo ziemlich überall entweder als perfönliche Begünftigung over durd Gelb: 
zahlung an ven Fiseus erlangt; zmei Fälle von gleich verwerfliher Art. Wird hierdurch an ji 
ihon die abfheulihe Spielſucht gereizt, fo ift das Ganze überbied noch jedesmal mit moraliſch 
nicht zu rechtfertigenden materiellen übervortheilungen verbunden, indem in der Negel alle den 
Spielplänen zu Grunde gelegten Abſchätzungen ver audzufpielenden Objecte falfch find. Ja ſie 
müſſen diefes ſogar ſein, weil nicht nur der Werth der Gewinne gedeckt werden ſoll, ſondern 
auch enorme Koſten für den Vertrieb der Loſe und die mannichfachſten geheimen Ausgaben zu 
beſtreiten find. Wer derartige Spielpläne näher geprüft hat, wird darüber erſtaunen, daß 
irgendwelche Regierungen ſich herbeilaſſen konnten, ſolchen grenzenloſen uͤbervortheilungen 
ihre ſpecielle Sanction zu ertheilen. Dabei ſehen ſich bie Unternehmer, des Abſatzes ihrer Loſe 
wegen, gewohnlich noch genöthigt, es ihrerſeits zuzulaſſen, daß Collecteure in entferntern Ge⸗ 
genden, beſonders vermittelſt vorſätzlicher Verwechſelung der verſchiedenen Rechnungsarten und 
Münzen, ſich die enormſten weitern Prelleieien des Publikums erlauben. Solche Güterverlo⸗ 
ſungen wurden lange Zeit hindurch beſonders von ſterreich aus betrieben. Die Erlaubniß 
mußte durch Entrichtung einer nicht weniger ald 10 Proc. betragenden Abgabe vom Staate er: 
kauft werden. Der Ertrag, den der Fiscus auf diefe Weife 309, ſchwankte natürlich fehr bedeu⸗ 
" tend in den verfchiedenen Jahren. Derfelbe belief jih manchmal blos auf 30000 Fl., flieg 
banız aber auch wieder bis auf 200000 und hätte wol. weit höher anwachſen müflen, wenn 
nicht die mannichfachſten Unterfchleife ftattgefunvden hätten. Ein Hauptmittel zur Tüuſchung 
des Publikums war dabei die Vermengung und Berwecfelung verſchiedener Gelbarten. Die 
Einnahme, d. 5. der Preis der Loſe, ward in Silberwährung angegeben, die Ausgabe, der ab- 
geſchätzte Werth der audzufpielenden Güterſtücke und der übrigen Gewinne, erfhien berechnet 
in Gulden W.W., alfo Wiener Währung oder Bapier, wenig über ein Drittel des Betrages 
in Silber! In der Neuzeit haben dieſe Rotterien ziemlich aufgehört, wol weit weniger infolge 
der Verbote von feiten anderer Regierungen, ald vielmehr weil die Übervortheilungen ver Spie⸗ 
ler doch allzu groß waren, um ſich auf die Dauer verfennen zu laffen. Selbſt der glüdlichfte 
Gewinner erhielt am Ende, ftatt einer fabelhaft Hohen Summe, nur einen feinen Erwartun⸗ 
gen auch nicht entfernt entfprechennen ganz befcheivenen Betrag. In der Megel aber wußte 
man bie Dinge fo zu geftalten, daß der Hauptverlofungegegenftand — dem Ausipieler felbft 
wieder zuftel. 

IV. Klaffenlotterien (auf Staatsrehnung). Will man abſehen davon, daß dieſe In⸗ 
ſtitute eben mit dem Grundfehler aller Hazardſpiele behaftet find, fo mag man anerkennen, daß 
die Übervortheilung der Spieler bei ihren Einrichtungen weniger grell, daß Betrügerei etwas 
ſchwieriger, daß ein Anreiz Durch unmittelbaren Anblick des Spiels vermieden und eine Bethei- 
ligung durch die Höhe ver Einfäge jhon etwas erfchwert if. Dagegen erjcheinen fie wieder mit 
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eigenen Nachtheilen behaftet. Das Nichtbekanntwerden der Spieler lockt manchen, der ſich 
ſcheuen würde, perſoͤnlich hervorzutreten; die Aufſtellung von Untercollecteuren und bie brief⸗ 
liche Zuſendung von Loſen ermoͤglicht eine Ausdehnung nach allen Orten, und ſelbſt das Hin⸗ 
derniß der hoͤhern Einfäge wird gewoͤhnlich überwunden ſowol dadurch, daß die Loſe ſelbſt bis 
zu einem Achtel herab theilbar find, als durch den gemeinſamen Einfag verſchiedener Perſonen. 
Die Schwierigkeit, welche ſich dem Verlangen ver Abſchaffung dieſer Lotterien hauptfächlich ent⸗ 
gegenſetzt, iſt ihr Ertrag für die Staatskaſſe. Treffend hat Rau („Grundſätze der Finanzwiſſen⸗ 
ſchaft“) in Beziehung auf dieſe und vie nächſtfolgende Art von Spielinſtituten bemerkt :-,,&8 gibt 
faum eine verwerflichere Reife, eine Staatseinnahme aufzubringen, als eine Anftalt, welche vom 
Sparen abhält und an die Stelle des beharrlichen Fleißes Die aufgeregte Gewinnfucht feßt, die 
Einbildungstraft durch Die trügerifchen Bilder eines leicht zu erlangenven Reichthums gefangen 
nimmt, die Klafle der Lohnarbeiter am wmeiften verlodt und Tauſende von Familien der Ent⸗ 
behrung, Unredlichkeit und dem ſichtlichen Verarmen preidgibt. Die durch die Lotterie zu Grunde 
gerichteten Perfonen können zwar nicht den Staat, fondern nur ihren eigenen Leichtjinn ankla⸗ 
gen, aber jener follte dennoch eine ſolche Verſuchung von den Bürgern fern halten. Je unge: 
bildeter der Verftand, je phantaitereicher die Willensftärke im Volke ift, deſto ſchädlicher muß in 
ihm die Rotterie wirken.” Was die vielgerühmte „Solidität“ der Klaffenlotterien betrifft, jo er⸗ 


ſcheint bekanntlich Die von der Breien Stadt Frankfurt unterhaltene in erfler Linie. Vergleicht 


man aber Einlagen und Gewinne durch alle Klafien, fo ergibt ſich  heigenbes Refultat: 
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Berhäfiätigt man hierbei, daß bie Lofe erſt in der ſechſten Klaſſe einen orbentlihen Werth 
erhalten, daß aber fehr viele Leute nicht im Stande jind, das Spiel bis dahin fortzufegen; be⸗ 
rückſichtigt man ferner, daß die frankfurter und auswaͤrtigen Collecteure von jedem Gewinne 
ſich einen bedeutenden Theil (mindeſtens 10 Proc.) zueignen: ſo läßt ſich daraus die Größe der 
Übervortheilung ermeſſen, welche das Publikum alljährlich zweimal durch dieſe einzige, ſogar 
noch für ſolid geltende Lotterie erleidet. Wir fügen hier noch die Notiz bei, daß im preußi⸗ 
ſchen Staatsbudget für 1861 ein Ertrag der Lotterie von 1,340400 <hlen, angenommen 
if. Außerden unterhalten von deutſchen Staaten namentlih noch Sachſen und Braunſchweig, 
von fremden Holland ſolche Klaffenlotterien, die in legtgenanntem Lande überhaupt zuerſt auſge⸗ 
bildet worden zu fein ſcheinen, naher wol auch „Holländifche Lotterien‘ genannt wurben. Andere 
nennen Staliener ald die Erfinder. Die Einrichtung ald Waarenverlofung läßt ſich bis ind 
16. Jahrhundert zurücführen. 

V. Das Zahlenlotto. Diefes ift die verderblichſte von allen Lotteriearten. Die Eleinen 
Einfäge, welde angenommen werben, verloren gerabe vorzugömeife die am wenigſten wohlha⸗ 
benden und leider am wenigften aufgeflärten Bolksklaflen ; Die häufige Wiederholung der Zie: 


. dungen reizt unaufhörlich. Müßiggang und Träumerei, Untreue und Aberglauben find bie 


fteten und unvermeiplichen Begleiter des Lotto. Der Berluft der Spieler ift ungeheuer. Nach 
den Wahrfcheinlichkeitsberechnungen ftellt ſich folgendes Verhältniß heraus: Beim unbeflimm- 
ten Audzuge wird der Einfag 15fach vergütet, nach der Wahrſcheinlichkeitsrechnung ſollte e8 
18fach geſchehen, da ſich die Wahrfcheinlichfeit, daß ſich eine bezeichnete Nummer unter 5 zu 
ziehenven (bei einer Gefammtzahl von 90) befinden werde, wie 1 zu 18 verhält. Die Anftalt 
befindet ji alfo um 20 Proc. im Vortheile. Beim beftimmten Auszuge wird der Einjag 78mal 
vergütet, ftatt 9Omal, mas wieder 20 Proc. Gewinn für die Anftalt beträgt. 
Bei Amben 240fach vergütet, flatt 400, fah = 60%, Pror. Gewinn. 
„Ternen 4800, „11748 „ =149 „ „ 
„ QDuaternen 60000 „, „ „ 511038 „ =1512Y 00» „ 
Duinternen werben ohnehin, als factifch beinahe unmöglich eintretend, nicht einmal beſon⸗ 
ders vergütet. Dies alles bezeichnet aber noch nicht den ganzen Umfang der Bortbeile, welche 
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der Spielunternebmer, d. h. der Staat, genießt. Diefer übt namlih aud noch die Befugniß 
einer Reduction oder Streihung der Cinſätze. Manche Spieler fegen nimlih auf einzelne 
Nummern foftematifch derart, daß, wenn dieſelben das erſte mal nicht herauskommen, fie ven 
Einfag auf die nänlihen Nummern das nächſte mal erhöhen und fo fort, bis ihnen beim end⸗ 
lichen Gegogenwerben der gedachten Nummern ein Betrag vergütet werden nıuß, welcher alle 
ihre bisherigen Einfäge überfleigt, Bei folden hoben Einfügen und in ähnlichen Fällen läßt 
nun die Berwaltung jene Beſchränkung oder Zurückweiſung der Einfäge, wol aud) eine „Rum 
mernſperre“ eintreten. Die Spieler erfahren wol nicht einmal etwas davon, denn ed wird eine 
desfallſige Anzeige jedenfalls erſt veripäatet und gewöhnlich in einer wenig beachteten Ecke der 
Stube ded Collecteurs angeheftet, vamit der Einfag zurückgefordert werben fünne. 

In Deutſchland ift e8 zur Zeit nur noch Oſterreich, wo der Staat das Lottofpiel unterhält. 
In Baiern hat ed dad Wiedererwachen der öffentlihen Meinung durd den Landtag dahin ge⸗ 
bracht, daß der Ertrag des Lotto aus dem neuen Staatöbubget, das mit dem 1. Dct. 1861 be: 
gann, verſchwand. Das Lottofpiel hörte fomit anı Ende des Jahres 1861 in Baiern auf. Der 
Reinertrag der Rottoanflalt war in dem vorhergehenden Staatsbudget noch mit 1,400000 FI. 
veranſchlagt worden; der wirkliche Ertrag ftellte fid) aber um vieles höher. Im Durchſchnitt 
ergab ſich während der vier erſten Jahre der gedachten (bekanntlich fechsjährigen) Finanzperiode 
ein Reingewinn der Staatöfaffe von 2,719430 Fl., ſonach beinahe dem Doppelten ded Boran- 
ſchlags. Davon kam die Höchfte Summe, weldye überhaupt feit dem Beſtehen des Kotto in Baiern 
erzielt ward, auf dad Rechnungsjahr 1858—59, nämlich nicht weniger ald 3,389320 FL 
Das Vorjahr hatte 2,499149 ergeben. Die Gefammteinnahme in jenen vier Jahren Hatte 
(Brutto) 36,138716, die Gefanıntausgabe an Gewinnen 23,378134, jomit der Verluft der 
Spieler 12,760582 Fl. betragen. Die Berwaltungs: und Erhebungsfoften beliefen fidh in den 
vier Jahren auf 1,896956 Fl., ſonach auf 171%, , Proc. Lottocollecten beftanden 389. In 
frühern Seiten hatte man biefelben an hohe Beamte als Gnadengeſchenke verliehen. 

In Ofterreich ertrug das Lotto rein: im Jahre 1858 7,241386, 1859 5,421305 und 
1860 6,412602 Fl. C.⸗M. Der Regierungsgewinn ſcheint früher weit größer gewefen zu fein 
und z. B. im Jahre 1842 ih auf mehr ald 18, Mill. belaufen zu haben, jofern anders den be: 
züglichen Ziffern des Statiſtikers Reden nicht eine Verwechſelung des Geſammtbetrags der Ein- 
ſätze mit dem Reingewinn zu Grunde liegt. 

Der Urſprung der Lottoeinrichtung wird in Genua geſucht, woher das Inſtitut denn auch 
den Namen Lotto vi Genova führt. in dortiger Rathsherr Benedetto Gentile — fo wird er⸗ 
. zählt — brachte im Jahre 1620 die Namen von 90 wählbaren Candidaten, bie ih um fünf 
Rathsſtellen bewarben, in ein Glücksrad und beftimmte in folder Art vermittelft des Loſes Die 
Ernennung. Es erfolgten Wetten auf einzelne Namen; der Staat trat ald Bankhalter dabei 
auf, und fpäter fegte man das Spiel fort, indem man 90 Zahlen flatt der Namen in das 
Glücksrad legte. Der Bolföglaube der Genueſen läßt den Erfinder fchließlih vom Teufel 
geholt werden. 

In Baiern warb das Lotto im Jahre 1735 durch den verſchwenderiſchen Kurfürſten Karl 
Albert, ven nahmaligen deutſchen Kaiſer Karl VII., eingeführt. Die jegige Organifation batın 
aus dem Jahre 1760. Das Spiel warn übrigens anfangs nicht auf Rechnung des Staates, 
fondern im Privatintereffe des Eurfürftlichen Haufes betrieben. Erſt ald eine Eivilliite für den 
eonftitutionellen König beflimmt murbe, ging die Spielanflalt förmlich an den Staat über. 

Sn Ofterreih wurbe das Lotto durch einen gewillen Gotaldi im Jahre 1771 eingeführt. 
Außerdem befteht dieſe verberbliche Einridytung namentlich im Kicchenflaate, wo man fie am 
alferwenigften dulden follte und wo der Ertrag im Budget für 1859 mit der verhältniß⸗ 
mäßig enorm hohen Summe von 1,181800 Scudi (alfo mehr als 1/, Mil. Thlr. preuß.) 
aufgeführt war. In der Schweiz find bie beiden urkatholiſchen Fleinen Kantone Schwyz und 
Urt no wit dem Lotto beglückt. Wir erbliden daſſelbe alſo weſentlich in ſtark katholiſchen 
Ländern. 

VI. Staats: und Städte Lotterieanlehen. In der Neuzeit haben viele Staaten und 
ebenfo Städte Anlehen anfgenommen, deren Betrag nicht in gewöhnlicher Weiſe, fondern ver: 
mittelft Verloſung unter Prämienertheilung zurücbezahlt werben fol. Es wird dabei ein 
Theil der Zinfen zur Aufbringung diefer Brämien verwendet, oder mit andern Worten: Die 
Darleiber Haben einen Theil der ihnen gebührenden Zinien von vornherein in eine Lotterie 
gefegt. Dad Verhältniß wird durch vorgebliche Solivität, da man ja jevenfalld fein Kapital 
wiedererlange, wenn aud ohne Zinfen, und durch die großen, Summen, welde ald Gewinne 
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in Ausſicht geftelft find, beſonders lockend. Unterſucht man die Spielpläne, fo zeigt ii, daß fie 
meifteng darauf beruhen, mit Auönahme der allererften Ziehungen, anfangs nur fehr wenig 
vom Kapital abzutragen ‚ im ganzen aber durch allmähliches Anfleigen des erfparten Zinfes 
gegen den Schluß — in möglichft entfernter Zeit — große Summen entrichten zu fönnen. Freilich 
ift dabei immer vorausgeſetzt, daß in jenen ſpätern Verioden nicht irgendwelche Ereigniſſe von 
außen ober innen eine Störung herbeiführen. Solcher Lotterieanlehen bat Oſterreich jetzt noch 
drei (aud den Jahren 1839, 1854 und 1858), Baden zwei (dad erſte für Zehntabloͤſung, das 
zweite für @ifenbahnzwede aufgenommen, zu 50 und 35 Fl.), Großherzogthum Heffen gleich- 
falls zwei (zu 50 und 25 Fl.), Kurheſſen (zu 40 Thlr.), Naſſau (zu 25 Fl.), Schaumburg- 
Lippe (zu 25 Ihle.), dann Sardinien, Schweden, die Stabt Neuenburg in der Schweiz, bie 
Stadt Ansbach in Baiern (zu 7 Fl., um das Spiel recht in alle Kreife eindringen zu maden!) 
undeine Anzahl Städte in Belgien, Italien u. ſ. w. Daß aber ſelbſt bei Rotterieanlehen von Staa: 
ten nicht gerade immer mit bejonderer Loyalität verfahren wurde, und zwar ſogar dann nicht 
immer, wenn die Regierung dem Namen nad keineswegs eine abfolutiftifche, fondern eine con= 
flitutionelle war, zeigt bad von der Eurheflifchen Regierung im Jahre 1845 gegebene Beifpiel. 
Die Kammer hatte die Ausgabe von Lofen im Betrage von 6 Mill. Thlrn. genehmigt; in 
Mirklifeit wurden für 6,725000 enfittirt; flatt Bariausgabe, wie beflimmt worven, bemil- 
ligte dad Bouvernement 12Y, Proc. Provijibn; ftatt 31/, Proc. Zinfen erhalten vie Gläubiger 
weit weniger; flatt einer Tilgung, bie fogleich beginnen und fortwährend wachen ſollte, wird 
in den erſten 27 Jahren, nämlich bis zum Jahre 1872, nicht einmal der Zins vollftändig abge 
tragen, ſodaß am 1. Jan. 1888!) die Gläubiger noch 6,725000 Thlr. zu fordern haben, welche 
dann in großen Summen getilgt werben folfen — wenn alsdann vie Mittel dazu vorhanden 
find. (Man leſe die kurheſſiſchen Landtagsverhandlungen vom 29. Juni 1848, worin der That: 
beftand in einzelnen nachgewieſen ift.) 

Eine ehrenvolle Erwähnung verbient ein Beichluß des dreifachen Landraths von Glarus 
vom 25. Juni 1861. Es war vorgefchlagen worden, zur Herbeiſchaffung der nach dem großen 
Brande nöthigen Mittel ein LXotterieanlehen von 2 Mill, Fr., zu 2 Proc. verzinslich und in 
30 Jahren rückzahlbar, aufzunehmen. Obwol aber der materielle Bortheil augenfcheinlich war, 
beſchloß man, unter Verwerfung des gedachten Projects, zu einem dreiprocentigen Anlehen 
in gewoöhnlicher Form zuſchreiten. 

Die Lotterieanlehen haben übrigens auch noch zu einem andern Spiele Veranlaſſung gege⸗ 
ben, welches Privatcollecteure auf eigene Rechnung treiben. Es iſt das fogenannte Promeſſen⸗ 
fpiel. Die gedachten Speculanten machen bekannt, daß bei ihnen bie zu verlofenden Nummern 
fäuflih zu haben feien und daß fie die Papiere nad ver Verlojung um einen (niedrigern) 
Preis wieder zurücknehmen. Da ſie die Originalloſe in der Regel gar nicht beſitzen, ſo handelt 
es ſich alſo um eine von ihnen unternommene Privatlotterie. Kleinere Gewinne zahlen ſie aus, 
zur Entrichtung etwaiger Hauptgewinne fehlen ihnen dagegen meiſtens die Mittel, und das 
Publikum iſt in dieſem Falle geprellt. 

vi. Eiſenbahnlotterieanlehen. Auch viele CEiſenbahngeſellſchaften haben, dem 
Beiſpiele von Staatsregierungen folgend, Lotterieanlehen ins Leben gerufen. Es geſchah dies 
bei den großen Geſellſchaften in Frankreich durchgehends, dann bei verſchiedenen ſchweizeriſchen 
und bei ver oͤſterreichiſch-franzoͤſiſchen Staatsbahngeſellſchaft u. ſ. w. Es war und iſt ein Aus⸗ 
kunftsmittel, um jenen Corporationen Geld, wenn auch zu hohem Binfe, zu verſchaffen, da es 
bei der ungeheuern Größe des Bedarfs und der theilweiſe (mit Recht oder Unrecht) angezwei⸗ 
felten Sicherheit um billigen Preis nicht zu erlangen war. Das Verfahren iſt dieſes. Die 
Obligationen werden im Nominalbetrage von 300 oder 400 Fr. audgegeben und zu 5 Proc. 
regelmäßig verzinft. Jedes Jahr wird aber außerdem eine gewiſſe Summe auf Einiöfung folder 
Obligationen verwendet, und 'zwar fo, daß die Inhaber 500 Fr. flatt der urfbrünglichen 300 
oder 400 erhalten. Das 2o8 if bei Beflimmung ver einzulöjenden Nummern maßgebend. Der 
durch ſolche Einlöfung erfparte Betrag an benöthigten Zinfen wird dann im nächſten Jahre zur 
Tilgung (Amortifirung) mit verwendet. Natürlich genügt auf dieſe Weiſe eine anfänglich 
Kleine Summe, um nad 90 ober 99 Jahren die ganze Schuld verſchwinden zu machen, fie zu 
amortifiren. Ebenſo natürlich iſt ed aber auch, daß die Einlöfung in der erften Zeit hoͤchſt unbe⸗ 
deutend und die wirkliche Rückzahlung faſt ganz auf die letzte Periode verſchoben iſt, wonach ſich 
der Werth dieſer Zuſicherung in jeder Beziehung ganz ungemein vermindert. 

VIE. Runftverlofungen und Audfpielungen zu wohlthätigen Zweden. 
So entſchieden wir und überhaupt gegen Glücksſpiele, zumal Lotterien, ausgeſprochen haben, jo 
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müſſen wir doch die ebenbezeichneten in Schutz nehmen. Sie fallen nur der Form, nicht dem 
Weſen nah in die Kategorie der Glücksſpiele. Bei ihnen iſt keineswegs ver Geldgewinn des 
Spielers, fondern die Armenunterflügung oder die Kunftbeförderung Hauptzweck ded ganzen 
Unternehmens. Insbeſondere fehlt hierbei da8 wefentlihe Kriterium des Hazardſpiels, bap 
beide Theile für fich perfünlich zu gewinnen ſuchen. Da, wo z. B. Mädchen und Frauen ihrer 
Hände Arbeit zum Vortheil der Armenunterflügung verfpielen laffen, fuchen dieſe doch offenbar 
nicht fich felbft zu bereichern. Diefe Spiele betrachten wir alſo im ganzen ald unſchädlich. 

IX. Wetten. Auf unferm Sontinente werden aud die Wetten nah den meiften Geſetzen 
wie Glüdsfpiele angefehen und ald ſolche behandelt. Nicht fo in England. So unfhaplich fie, 
fofern der Preis der Wette nicht übermäßig hoch ift, auch fein mögen, fo läßt ſich Doch nicht ver- 
fennen, daß fie nur allzu leicht in wahre Hazarpfpiele außarten, und gewiß iftin England all 
das Verderben, das fich im Gefolge von Glücksſpielen eiuftellt, audy durch bloße enornıe Wetten 
über mehr als eine Familie gebracht worden, wie denn aud bei zahlloſen Wetten Leben und 
Geſundheit aufgeopfert wird. 

Bezüglich ver Sto djobberei und Agiotage, welche gleichfalls die Natur von Glücks⸗ 
fpielen an ji) tragen, vgl. man die Art. Agiotage ung Boͤrſenſchwindel. 

G. F. Kolb. 

Gnade, ſ. Begnadigung. 

Görres (Johann Joſeph von) gehoͤrt zu den Männern, die eine ganze Klaſſe bezeichnen. 
Es find diejenigen, welche innerhalb eined veralteten Syſtems, mag es ein kirchliches fein ober 
ein politifches, Bedeutendes leiften wollen im ftaatlihen und bürgerlichen Gemeinweſen unferer 
Tage. Deswegen erjiheint e8 geeignet, den Leben md Wirken diefed Mannes eine etwas 
ausführlichere Darftellung zu wiomen. Man kann hier an einem großartigen und wahrhaft 
erſchreckenden Beifpiele erfehen, in welche endloſe Irrfale auch tüchtige Menſchen verführt wer- 
den, entjagen fie der Vernunft und der aus ihr allein fließenden folgerichtigen Denf- und Hand⸗ 
lungsweiſe. In dem einen und demfelben ©. finden wir das verworrenſte Gemenge der feltfam= 
ſten Widerfprüde: den Sranzofenfreund und den Franzofenfreffer; den Kreiheitsihwärmer 
und den Verfechter der Inquifition; den Naturpbilofophen und den Herenmeifter; den Yür- 
jprech des deutſchen Kaiſerthums und der ſeparatiſtiſchen Beſtrebungen des Haufes Wittelsbach. 
Solche gewaltige Rache niumt das Geſchick an ven Unfreien im Geiſte. 

.®. wurde am 25. Jan. 1776 zu Koblenz in einer altfatholifhen Bamilie geboren. Der 
Bater war Kaufmann und Holzhändler; die Mutter ſtammte aus italienifchen Beblüte, das ji 
in reihlihem Maße auf den Sohn vererbte. Der Beſuch der fhlechtbefegten untern und Mittel- 
ſchulen feiner Baterftabt war für den talentvollen und frühreifen Süngling eine leere Form; der 
fleißige junge Mann überholte bald feine Lehrer: er lernte, was ihm bebagte, und man ließ if 
gern gewähren. ©. war Autobidaft im vollen Sinne des Wortd. Er hat niemals eine Uni: 
verjität bezogen, feine wilde Naturfraft wurde niemals dur ein regelmäßiges Studium ber 
Alten gebildet und gereinigt. 

Der Ruf nad) Gleichheit und Freiheit, welder in ven neunziger Jahren des vorigen Jahr: 
hunderts von Frankreich aus über alle Länder der Erde erging, hat jedes edle Gemüth, Hat we 
befonnenften Männer, Kant und Klopftod, Schtlier und Fichte, Voß und Forſter, mit den freu: 
digften Hoffnungen erfüllt. Der feurige Geift des jungen G., in noch böherm Grade daron 
ergriffen, ergab jich unbedingt der neuen, der begeifterten Strömung der Zeit. Der Einzug ber 
Neufranken in Koblenz (20. Det. 1794) wurbe mit Freuden begrüßt; e8 wurde alled aufge- 
boten, um ben Ideen von Freiheit und Brüderlichkeit, wenn nicht im ganzen Baterlande, doch 
wenigftend in Rheinfranken Eingang zu verfchaffen. Die Aula-des Gymnafiums, in einen 
Tempel der Bernunftreligion umgeſchaffen, ballte wieder von freiheitglühenden Neben und lar: 
menden republifanifchen Heften. G. ragte bald über die Befinnungsgenoflen durch die Kühn: 
heit feiner Anfichten wie durch Farbenpracht der Rede hervor. Der augenblidliche, ſchnell ver: 
wiſchbare Eindrud des Wortes genügte dem begeifterten Jünglinge nicht: Gedanke und Einklei— 
dung follten Durch den Druck befeftigt und in leichten Slugblättern über alle Gaue des Bater- 
landes verbreitet werden. Zu dieſem Zwed wurde (1797) die Zeitichrift „Das rothe Blatt” 
begründet. Ihre rückſichtsloſe Haltung gegen hochgeftellte Berfonen misfiel, jie wurde durch Die 
Landesdirection verboten. Der Herausgeber ließ ſich nicht abfchreden; Die unterbrüdte Zeit: 
ſchrift erſchien unter einem andern, unter dem felbftgefälligen Namen „Rübezahl“. 

®. wollte mit diefer Überfchrift andeuten, daß er, gleichwie jener fchalkhafte Geift im fehle- 
ſiſchen Volksbuche, bereit fei, ven armen Schludern aus feinem verborgenen Schage reihe Spen= 
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den darzubieten. Aus dieſer —ͤberſchrift kann man erſehen, daß ſich der deutſche Jakobiner da⸗ 
mals bereits mit dem niedern Volksthümlichen beſchäftigt, daß er ſchon in dieſen frühern Jah— 
ren an dem Hexen- und Geſpenſterweſen der chriſtlichen Myſtik ſeine Freude hatte. In dieſen 
ſeltenen, ſpaͤter wol abſichtlich vernichteten Beitblättern — feine gefammelten Schriften, heraus⸗ 
gegeben von feiner Tochter, enthalten blos einige unbedeutende Bruchſtücke — finden fih höchſt 
anziehende, von jugendlichem uͤbermuthe, von Laune und Humor ſcharf gewürzte Stellen. Der 
„Rübezahl“ berichtet die Abtretung ded linken Rheinufers in einem höhniſchen Teſtamente des 
heiligen Roͤmiſchen Reihe: „Wir Kaifer und Reich fegen fürs erfte feft und ernennen die frän- 
fifche Republik als einzige rechtmäßige Erbin des ganzen linfen Rheinufers und bitten dieſe 
verehrliche Republik, dieſes kleine, aber gutwillig gegebene Geſchenk als ein Zeichen unſerer Hoch⸗ 
achtung und Liebe anzunehmen.“ Nach der zweiten Einnahme von Mainz hielt G. in der pa⸗ 
triotiſchen Geſellſchaft zu Koblenz (am 12. Nivoſe, Jahr VI der Republik) eine Rede, der mir 
folgende fharf zeichnenvde Stellen entnehmen: „Bürger, Mainz ift unfer! Auf den Wällen 
weht die dreifarbige Fahne; ihre jchredlihen Feuerſchlünde fprühen nicht mehr Tod über Die 
Heerſcharen der Freiheit; drohend und fürchterlich ſtrecken fie jegt den Königen und ihren 
Helferöhelfern den alles verſchlingenden Rachen entgegen. Sie ift verloren, dieſe Sternfchanze 
des Despotidmus, zerfhnitten ver Saum der berüchtigten Reichöintegrität. Die Freiheit hat ihr 
Eigenthum, das ſchändlicher Verrath ihr einft entriß, wieder in Beflg genommen, und der Ver⸗ 
rath ift auf die Köpfe feiner Urheber zurüdgefallen. Zernichtet iſt alfo die Hoffnung unferer 
Despoten, abgemworfen die große Brücke, die jie noch mit dem linfen Rheinufer verband! Sie 
ftehen auf ven Gebirgen im jenfeitigen Deutſchland und blicken mit verbiſſener Wuth ins gelobte 
Land der Freiheit, das ihnen jetzt auf ewig den Zugang verſagt. Trauert daher, Despoten! Die 
Übergabe von Mainz hat euch den Todesſtoß verſetzt; freuet euch, Nationen, euere Sache hat 
geliegt! Freuet euch, Bewohner des linfen Rheinufers! Freuet euch, Bewohner von Mainz! 
Nur zu lange waret ihr unter dem Stocke der Despotie gebeugt; nur zu lange drückte euch ihre 
eiſerne Ruthe!“ 

Nach dem Frieden von Campo-Formio (17. Oct. 1797) wünſchte ein großer, der tüchtigſte 
Theil der Bewohner Rheinfrankens, auf dem Grunde der in den Präliminarien von Leoben 
zugeſagten Trennung von Deutſchland, eine jelbfländige, von Frankreich unabhängige Stellung. 
Man dachte an eine Giärhenaniiche Republif. Das Directorium zu Paris war diefem Streben 
entgegen ; die Nheinprovinzen gerietben in eine ſchwankende, peinliche Lage. Nach langem Hin⸗ 
warten fuchten fie durch felbftändiged Auftreten dieſem mislichen Zuſtande zu entlommen. Eine 
Geſandtſchaft, an deren Spige G., ging nad Paris, um die Verhältniffe in der Nähe zu er- 
fpähen. Sollte eine Bereinigung mit Sranfreih ven Lande zuträglich erfcheinen, fo hatte ber 
Herausgeber des „Rübezahl“ die Vollmacht, in Gemeinſchaft mit den andern Abgeordneten zu 
dem Ende einen Antrag zu ftellen. „Ich kam“, fo erzählt er und felbft in dem Werfe: „In 
Sachen der Rheinprovinzen und in eigener Angelegenheit”, „wenige Tage nad) bem 18. Bru⸗ 
maire (9. Nov. 1799), der Napoleon die Zügel der Herrihaft in die Hand gegeben, in der 
Hauptſtadt an; ich fah Dad neugeborene Kind des Militärpespotismud in feiner Wieye und hatte 
Gelegenheit, de neuen Conſuls Weſen und Thun in der Nähe zu betrachten. Darum hatte ſich, 
ehe noch das Jahr 1800 in dieſen Beobachtungen herbeigekommen, bei mir die Überzeugung 
unwiderruflich feft begründet, daß hier, nachdem es mit der Freiheit abgelaufen, ver Welt eine 
Tyrannei erwachſe, wie fie feit der Roͤmer Zeit nicht mehr eingetreten. Ich ſchrieb deswegen 
ohne Verzug an meine Committenten, daB ich ed mit meinem Gewiſſen nicht ‚verträglich Halte, 
unter den jegigen Umftänden eine Reunion nachzuſuchen, und daß fie mithin, wenn ihnen dieſe 
Anſicht irrig foheine, meine Vollmachten einem andern übertragen müßten. Da meine Gründe 

"gebilligt wurden, begab ih mich noch in Verlaufe des Januar auf die Rückreiſe und ſchrieb 
nad meiner Heimkehr, ald Rechenſchaft über mein Verhalten die Schrift, Die unter dem Titel, 
«Refultate meiner Sendung nad) Paris» erſchien. Ich entwickelte in ihr in einem kurzen Abriß 
den ganzen Verlauf der Revolution, wie fie immer mehr convergirend auf einen fommenden 
Despotismus hingedeutet, bis endlich jegt mit der Erhebung Bonaparte's durch die Macht der 
Bajonnete ihr Kreislauf gänzlich ſich geſchloſſen und Frankreich um den Preis der Freiheit nur 
Macht und Groͤße eingetauſcht. Allerdings ſei der Rhein, wol eine Naturgrenze diejed Landes, 
aber die wahren Örenzen ver Staaten feien nicht an Berge und Waffer gebunden, ſondern liefen 
durch die Völker, da wo die Scheiden der Sprachen, Sitten, Gefinnungen und Gemüthsanlagen 
feien, und wenn früher noch für pie Hingabe ber Nationalität gegen eine freie Verfafſung eine 
Art von Gompenfation flattgefunden, fo falle dieſe jegt gänzlich weg, da von einer ſolchen nicht 
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ferner mehr die Rede fein könne. Höcftens die Furcht vor einer Reaction bei der Wiederkcht 
der alten Verhältniffe könne darum denen, die fih für einen beſſern Zuſtand entſchieden, ben 
Fortbeftand der gegenwärtigen wünſchenswerth machen. Darum fei nur eine Adreſſe in allge: 
meinen Ausprüden, eine Entſcheidung des ſchwankenden Zuftandes dieſer Provinzen baldmoͤg⸗ 
lichft herbeizuführen, dem Erften Gonful übergeben worden, undeineebenfo unbeftimmte, nicht: 
fagende Antwort veffelben Habe die ganze Verhandlung beendet und abgethan. Ich Hatte dieſe 
Schrift in der Vorrede ald mein politifhes Teftament erklärt und trat nun ruhig eine wenig 
einträgliche Stelle am Gymnaſium in Koblenz an, zu der ich vor meiner Sendung durch die be: 
malige Vermaltungsbehörbe ernannt war.‘ 

Der Lehrer der Naturgefchiähte und Phyſik an der Secundärſchule zu Koblenz entfagte in 
der That feit der Zeit bis zum Sturze dev Willkürherrſchaft Napoleon's dem äußerlichen politt 
ſchen Getriebe und ergab jich ver Wiſſenſchaft. Schelling's Naturphiloſophie machte aud auf 
®. einen mächtigen Gindrud. Es zeigen dies mehrere jchnell aufeinander erſchienene Schriften, 
G. hielt e8 damals bereitd für nothwendig, fi) gegen allerlei Borwürfe verdummender BVeſtre 
bungen und geifteöfeinplicher Verbindungen zu vertheidigen. „Die Pftffigen‘‘, fagt er in ber 
Vorrede zu feiner ‚Naturphilofophie” (Koblenz 1805), „Haben außgeflugt, es beftehe eine Con⸗ 
fpiration der Dichter und Philoſophen, allen alten Aberglauben wieder aufzumärmen, bie erſten 
den Myſticismus unter vem Namen ded Romantifchen und mit ihm jede Art religiäfer Schwär: 
merei, Geifterfeherei, dad Wunderweſen und den Heiligenfram, die andern unter dem Verit⸗ 
worte Idee allen kabbaliftifchen Unfinn, Alchemie, Aftrologte und Khiromantie; fo werde die 
Menſchheit in ihrem Gange regreſſiv, und das ganze Packet, mohl zugefchnürt, wolle man dann 
den Sefuiten übergeben. Dagegen will id erflären, daß ich gewiß und wahrhaftig mit den 
Sefuiten und ber römischen Curie niht3 zu thun habe.” Den andern Vorwurf, den ber wiber: 
natürlihen Mifhung allerlei Phantaftereien und Erfahrungsfäge, das Gemenge ver Poeſie und 
Wiſſenſchaft, wodurch alle feine frühern und fpätern wiffenfhaftlichen Werke, namentlich feine 
gefchichtlichen Arbeiten jeven eigentlichen Werth verlieren, kann und will der Verfaſſer freilich 
nicht befeitigen. Er fucht ſich in feiner Weiſe mitteld glänzender Rebeformen und Vergleigun: 
gen, nad) denen er immer und immer bid zum Überdruſſe greift, zu vertheidigen, die mol ven 
Unfundigen blenden, ven Denkenden aber nicht überzeugen mögen. „Man wird fagen, daß ih 
mein philofophifches Tehrgebäude auf ven Mufenberg jege und wieder aus dieſer Bergart jenes 
aufmauere, Eurz daß ich Poeſie in die Wiſſenſchaft einmenge. Ich babe mir alles überlegt un 
denfe, was der Himmel verbunden, foll der Menſch nicht trennen ; wenn 28 eines Baums Natur 
ift, daß er Früchte und Blüten zugleich trägt, marum foll man ihn ängftigen, daß er eind ober 
das andere fallen laffe und jedes ſchoͤn zu feiner Zeit tue. Die da oben im Norden jind frei 
ih an ihr trauriges Nadelholz gewöhnt, das die Blüten ganz verftedt in feinen Kayfelı 
präfentirt, aber wo der Rheinwein wächſt, da fheint die Sonne fhon etwas wärmer, und die 
Natur geräth fhon mehr in den Lurus mit den Blumen hinein.” Die folgenden Zeiten bakı 
gelehrt, daß die Pflffigen, melde ©. zu verfpotten fheint, ver Sache auf den Grund geſhen 
haben. Die romantifhen Dieter und modernen Philofophen wurden die emfigften Gehen 
der Willkür und pfäffifcher Knechtſchaft. 

An der (1803) vollfommen umgeftalteten Univerfität zu Heidelberg hatten ſich meh 
* hervorragende Männer folder romantiſchen Richtung zufammengefunben, unter dieſen Glenn 
Brentano und Achim v. Arnim, die Herausgeber der zum Theil verfälfchten Liederfammlum 
„Des Knaben Wunderhorn“. Zu ihnen gefellte fihH (1806) G., um an der Univerfität Vortrag! 
über Phyſik und andere Gegenſtände des Wiffens zu halten. Dem ungeſchulten vomantifirenden 
©. fehlten aber alle Eigenfchaften eines guten Öffentlichen Lehrers. Sein Wiffen war allen: 
halben bloßes Stückwerk; dem Ideengange mangelte in dem Grave alle geiftige Folge, dab et 
fhnell in Wortgepränge und Bilderfpiel umfchlug. Die Ereifchende, raubfeine Stimme entbehrtt 
überdies einks vollen nachhaltigen Klangs. ©. fonnte weder damals in Heidelberg noch ſpaͤter 
in München eine Zuhoͤrerſchaft auflangere Zeit fefleln. Die fonderbare, Körper und Kopf nad 
orientalifhem Braude herumjchüttelnde, herumſchlenkernde Weife, feine aus allen Wiſſenſchaf⸗ 
ten, aus allen Jahrhunderten zuſammengewürfelten Vergleichungen und Bilderräthſel waren 
wol geeignet, Verwunderung und ſelbſt Erſtaunen zu erregen; ein denkender Kopf vermochte 
aber dieſes Hereneinmaleing nicht lange auszuhalten ; e8 wurbe ihm ſchwindelig zu Muthe, 
machte ſich auf und lief, fo fchnell er fonnte, um niemals wiederzufehren. Die Veutſchen Volk: 
bücher“ (Heidelb. 1807) und die „Mythengeſchichte ver aflatifchen Welt‘ (2 Bde., Heibelb. 1808) 
find die Ergebniffe ver Heidelberger Studien. Ein unklarer, feiner ſelbſt unbemußter Geil, der 
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nicht ſelten zum launiſchen, ſpukhaften Geſpenſt herabſinkt, tritt uns bereits in dieſen Werken 
entgegen. Der Verfaſſer waͤhnt, er ſei feiner frühern Denkweife noch nicht abtrünnig gewor⸗ 
den; noch immer ſucht er im Geiſte einen Standpunkt feſtzuhalten, dem er, wie man aus allem 
erſteht, im Gemüthe längſt ſchon entrückt iſt. Über dieſes und anderes, was ſich auf die heidel— 
berger Literaturepoche bezieht, belehrt er uns ſpaͤter ſelbſt in einem Aufſatze in Menzel's, Litera⸗ 
turblatt‘ (Jahrgang 1831). 

G. mar weder zum öffentlichen Lehrer noch zum wiſſenſchaftlichen Schriftfteller geboren. 
Ihn batte' die Natur hingegen wie niemald zuvor einen andern Deutichen zum wirkſamen 
Zeitungsfchreiber, zum tüchtigen Tageswühler geftempelt. Die angeborene daͤmoniſche Kraft 
oder, wie feine blinden Anhänger fagen, eine Prophetengabe, ſetzte ihn in ven Stand, alleLeiden- 


Thaften des menſchlichen Herzens anzufachen und jte bis zur Raſerei zu fleigern. Hiervon zeugt 


die ſchriftſtelleriſche Thätigkeit in dem Iegten Jahrzehnd feines Lebens; hiervon zeugt der wenige 
Tage nad) vem Rheinübergang der verbündeten Mächte (23. Ian. 1814) begonnene „Rheiniſche 
Mercur”, welder zum großen Theile mit eigenen geiftigen Mitteln beforgt wurde. Dies iſt die 
glänzenpfte, ruhmreichſte Thätigkeit ſeines Lebens. 

G. redet wie einer, ver Gewalt hat, und nicht wie unſere Schriftgelehrten und Phariſaͤer, 
welche wol fühne Gedanken als geiftige uͤbungsſtücke gelten laffen, aber gleich zufammenfahren, 
wenn einer Fleifh und Blut annimmt und gewappnet ins wirflidde Zeben binaustritt. Der 


„Rheiniſche Mercur“ machte deshalb auch ein Auffehen, wie niemals früher oder fpäter ein ' 


anderes deutſches Zeitungsblatt. Gleich nah dem erften Barifer Frieden, der weber den Auf: 

opferungen und Leiden noch den Erwartungen und Wünſchen der Deutſchen entſprach, faßte der 
„Rheiniſche Mereur“ die Forderungen ver Deutſchen in folgenden Worten zuſammen: „Deutſch⸗ 
land will eine Verfaſſung, welche ſichere, was das Volk mit feinem Blute erworben nicht Thei⸗ 
lungen will es ſehen, denn fein Sterbehaus iſt nach dieſem Kriege das Reich geworden, wo 
lachende Erben fi in die Verlaſſenſchaft theilen, ſondern ein Haus des Lebens und der Wieder⸗ 
geburt, wo für lange Zeiten Freiheit, Glück und Ruhe gegründet werden follen. Worauf die 
Nation jieht, ift die Weife, in der geherrfcht werben foll, und mas man thun nich, um fie innen 
frei und glüdtich, nach außen ſtark und geehrt zu machen. Man foll nicht glauben, daß ed gethan 
ift mit leeren Worten; die Völker haben in der That geleiftet, und in der That wollen fie den 
Kohn empfangen. Es ift fein Menſch, der alfo unfinnig wäre, die Orunpfeflen ver Throne im 
Vaterlande zu untergraben; es ift vielmehr aller Wille, ſie zu befeitigen, damit fie ſtark von 
innen und außen eine Gewähr geben dem Volke für feine Fünftige Ruhe und Sicherheit. Wenn 
unfere Fürften verhüten wollen, nicht von Rieſen zerrieben zu werben, fo müflen fie nicht blos 
eine Confoͤderation bilden, vie ein allzu ſchwaches Band ift, fondern am beften und ficherften für 
alle wäre e8, fi nur als untergeordnete Glieder einer einzigen Ginheit und Staatögewalt zu 
betrachten. Nur wenn jever als Neichsfürft beſchränkte Hoheit ausübt, dem Scheine entſagt für 
wirkliche Rechte, ift feine Herrſchaft auf Jahrhunderte gefichert. Vor allem müßte darum feite 
geftellt werden: Integrität des deutfchen Gebietes, Zufammenhang der Nation, gemeinfane 
Beftungen, allgemeine Volksbewaffnung, eine allgemeine deutſche Ständeverſammlung, eine 
gleiche Gerechtigkeitspflege ein allgemeines Steuerſyſtem, eine allgemeine Handelsverbindung 
aller Deutſchen und ein beſtändiges Bundesgericht zur Aufrechthaltung dieſer Ordnung. Könnte 
man nicht alle Unterthanen und Soldaten zuerſt zur Treue gegen das geſammte Reich, dann 
erſt zur Treue gegen den einzelnen Fürſten beeidigen laſſen und dieſe Grundſätze im Volks— 
katechismus entwickeln?“ 

Dieſe Sprache, dieſe Forderungen erregten die Unzufriedenheit der Gewalthaber. Wollten 
ſie doch gleich nach dem Sturze Napoleon's „die Greife des Volksenthufiasmus, die ben Karren 
aus der Niederlage in ven Sieg gezogen”, ſchnell wiederum ausſpannen! Am meiften war man 
in Baiern, dem mädhtigften Staate des Rheinbundes, über den unbändigen Franzoſenhaß und 
aller ihrer Anhänger, über die Idee eines neuen Reichs, das die Itheinbundsfouveränetät ver: 
ſchlingen follte, über die Erhebung Preußens und feiner Staatsmänner, namentlich des edeln 
Stein, ungebalten. Gegen ven „Rheiniſchen Mercur‘ und feine patriotifche, jeder Sonder: 
bündelei feindfelige Einheitsbeſtrebung wurde eine eigene Zeitfehrift, die „Alemania’‘ (1815) 
gegründet, die man zu ver Zeit faljchlich dem Ritter Lang zugefchrieben hatte. Sie ift das Werf 
zweier in mannichfacher Beziehung berichtigter Individuen: des ehemaligen Hofbibliothefard 
zu Münden, Chriſtoph v. Aretin, und des Hrn. v. Hörmann, eines Schwärmers für die 
pfäffiſche Tirolerfreiheit, des fpätern blutbefleckten Großinquifitord gegen die Demagogen bei 
der mainzer Gommiffion und im Baierlande unter ver Regierung König Ludwig's I. Das ab- 
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ſolute Konigthum und das Beamtenthum, der Ultramontanismus und das beſchränkte Volks⸗ 
thum haben ſich damals, wie heutigen Tags, in ihren Sonderintereſſen trefflich zuſammen-⸗ 
gefunden. Mit wahrhaft diaboliſchem, gegen unſer von neuem zerriſſenes Vaterland gerichteten 
Hohne nimmt die Zeitſchrift (15. Aug. 1816) nad) einem kurzen Beſtande von ihren Leſern 
Abfchied. „ALS die «Alemania» vor 16 Monaten begonnen hatte, waren allenthalben Die Worte: 
deutſche Einheit, Minifter Stein erflungen; man hatte den deutfchen Gejellihaften und dem 
deutſchen Mode nicht mehr ausweichen können. Jetzt ifl dies, wie man ed immer gewünſcht, 
immer erivartet, ganz anderd geworden. Die einzelnen deutſchen Staaten find erhalten und er: 
freuen fich ihrer befondern getrennten Zelte.‘ 

Die Helden der Freiheitskämpfe, welde man fi in ven höhern Negionen blos als eine 
Befreiung von der außerlichen Knechtſchaft dachte — die innere follte bleiben zum Vortheile ver 
Despoten, ihrer Höflinge und ſonderrechtlichen Genoffen, des Adels und der Geiſtlichkeit — 
traten halb freiwillig, Halb geziwungen vom Schauplage zurück; fie überließen ihr Werk den ge- 
ſchäftsgewandten, wohldieneriſchen Bureaufraten und Hiftorifchen Suriften, dem Ariſtokraten⸗ 
und Pfaffenunmefen. Görres, Arudt, Jahn und die ganze deutſche Jugend ſtanden bald allein; 
die Öffentlihe und geheime Polizei griff anfangs leife, dann immer haftiger und gröber nad 
diefen Greifen des Volksenthuſiasmus. Der „Rheinische Mercur“ Hatte ſchon bei den verſam⸗ 
mielten Großen ded Wiener Congreſſes manderlei Misbehagen und Unzufriedenheit erregt. 
Dies wurde auch in einer Höhern Orts veranlaßten Zufchrift (Wien, 16. Mai 1815) des Für: 
ften Stantöfanzlerd von Hardenberg ausgeſprochen. Der ‚Rheinische Mercur‘‘, erklärt der Fürſt, 
habe zu den allerbringlichflen Beſchwerden Anlaß gegeben; der bittere Ton, womit die Schritte 
des Congreſſes und die politiihen Maßregeln der verbündeten Mächte getapelt werben, müjle 
unterbleiben; alle Ausfälle gegen die mit Preußen befreundeten Regierungen feien zu verban- 
nen ; jede Anregung zur Wieverbelebung der deutichen Kaiferwürbe im Haufe Ofterreich, melde 
dieſes Haus felbft nicht wolle, fei zu unterlaffen. ©. ließ fih durch diefe und andere Forberungen 
‚nit abhalten. Unerſchrocken ging er feines Weges, ohne fid) um Negierungägebote und Genfur 

> zu fümmern. Die Banf von Hamburg, welche Davouft geplündert hatte, müßte, wie der Pariſer 
Friede, der „Rheiniſche Mercur“ und die Gerechtigkeit lehrte, von den Franzoſen erfegt werben. 
Es geſchah nit. Dachten doch die Kürften in dem Grade blos an ſich ſelbſt, daß fie fogar die 
franzöſiſchen Entfhänigungsgelver in die eigenen Tafchen ſteckten. Dies ift namentlich in Baiern 
unter dent gutmüthigen ſchwachen Lebemann König Marimilian gefcheben, welchen das Bettler 
geſinde am Hofe, die Schwelger in der Reſidenz immer noch ald den guten Vater Mar rũhmen 
und preifen. Der Auffat des „Rheiniſchen Mercur“, welcher die Unterlaffungsjünde in Betreff 
Samburgd rügte, ward von der Cenſur geftrichen; er erichien veffenungeachtet, und nun hatt 
man auch eine äußerlihe Veranlaffung zur Unterdrückung des Blattes. Der ſcharfe Artikel 
„Die Reaction in Preußen”, der ih zwar mit gebührender Achtung vor der Regierung, aber mit 
verdienter Bitterfeit gegen die Urheber des Schmalz'ſchen Unweſens ausfprad, das der König 
mit einem Orden belohnt hatte, fchlug dem Faß den Boden aus. Die Fortjegung ded,„NRheinijerz 
Mercur“ wurde zu Neujahr 1816 auf allerhödften Befehl unterfagt. Die legte Nuet 
wurde am 10. Ian. 1816 ausgegeben. 

Der „Rheinifche Mercur“ wurbe von neuem gedruckt in G.' „Politiſchen Schriften‘, Herank 
gegeben von Maria ©. (Münden 1854). Am Ende (II, 374—395) folgt vie Gefhikt 
der Unierdrückung diefer erften politifchen Zeitung unfers Baterlandes mit allen hierauf bezüg- 
liden Documenten. 

G. hat freilich den Fürften und dem Congreſſe gar herbe Wahrheiten ind Geſicht geichleuden. 
„Zum Kriege hat man die Völker herheigerufen. Als ed fih um ihr Wohl und die Erfüllung 
der gemachten Verſprechungen handelte, va Hat man alled heimlih und unaufrichtig betrieben. 
Wir werden es ſchon felbft machen und bebürfen eines Rathes nicht.” Doch glaubte er zu wii: 
fen, daß diefe und andere Wahrheiten nicht der Grund der Unterbrüdung waren. „Hätte ver 
aMercur» die Meinung jener verfochten, die fagen: da Kaifer Franz 1806 die deutſche Kaiſerkrone 
niedergelegt, fo fei ed nun bie Beftimmung des Hauſes Hohenzollern, in Deutſchland an Die Stelle 
der Haböhurgerald deren Erbe einzutreten, vielleicht wäre dem «Mercur» und feinem Herausgeber 
ein anderes Los geworden.‘ („Politiſche Schriften‘, II, 393.) 

G. beſchloß nach der ausdrücklichen Verſicherung feiner Schrift: „In Sachen ver Rhein: 
provinzen und in eigener Angelegenheit”, fih von neuem der Wiffenfhaft zu ergeben und nur, 
wenn eine ungweifelhafte Aufforderung an ihn gefchehe, wieder thätig ind Leben einzugreifen. 
Diefem Manne war es aber, vermöge feines ganzen Weſens und feiner Neigung, jegt nich 
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mehr mögli, der Entwidelung der Begebenheiten ald ferner, ruhiger Zufchauer zu folgen. 
Das Volk bepurfte aud) in der That in diefen furchtbaren Zeiten ver Neaction feined mächtigen, 
weithin fallenden Wortes. An die Stelledes „Rheinischen Mercur“ traten eine Anzahl politiſch⸗ 
religiöfer Ylugichriften, worin diefelben Ideen des Zeitblattes, nur in immer fihärferer und. 
berberer Welfe, verkündet und verfochten wurden. „Deutſchlands fünftige Verfaſſung“ (Krank: 
furt 1816) eröffnet die Reihe. Wiederherftellung des Kaiſers und Reichs wird hier nochmals 
und nochmals gefordert; Dfterreich müſſe, dem hiſtoriſchen Rechte gemäß, an die Spitze des neu: 
erfiandenen Staates gejegt werben. Dieſe Schrift erregte bei der preußifchen Majeftät pad größte 
Misfallen. Der Verfaſſer glaubte, ſchon jept fei feine Freiheit gefährdet; er hielt ed für zweck⸗ 
mäfig, das Land zu verlaffen und ſich wieder nach Heidelberg zum Freunde und Gevatteränanne 
Greuzer zu begeben. Hier wurden altneutfche Studien getrieben, deren Früchte in der Samm⸗ 
Tung „Altdeutſche Volks- und Meiſterlieder“ (Frankfurt 1817) erſchienen. Einige Jahre früher 
haite ©. bereits dad anziehende Gedicht „Lohengrin“ (Heidelberg 1813) beraudgegeben. Die 
alte Erzählung vom Schwanritter wird in dieſem Gedichte an die Gralfage gefnüpft und im 
Namen des Helden dem Lande Lothringen ein Menkmal geſetzt. Die Beſorgniß G's. um feine 
perfönlihe Sicherheit war indeflen noch nicht gerehtfertiget. Er Fonnte bald wieder nach Koblenz 
zurüdfehren, wo der in feiner Vaterſtadt hochverehrte Dann in vem Hunger: und Theuerungs- 
jahre 1817 an die Spige eines Hülfsvereins fich flellte und zur Linderung der Noth in man- 
nichfacher Eraftiger Weite wirkte. 

Der Herauögeber des „Rheiniſchen Mercur” Hatte bald nad der Unterprüdung feines 
Blattes in einigen unmitelbar an ven König und den Fürften Harvenberg eingejandten Vor⸗ 
ftellungen über allerlei Unbill ver preußifchen Berwaltung in den Rheinprovinzen, forwie über 
die offenbare Verlegung der in Zeiten ver Noth gegebenen Berfprechungen Klage erhoben. Sie 
blieben unberüdjicktigt und unbeantwortet. Im Beginne des Jahres 1818 Fam der Staats⸗ 
£anzler felbft an ven Rhein und forderte öffentlich jeoen auf, ver etwas zum Beiten bes Landes 
vorzubringen habe, ed ihm perfönlich mitzutheilen. Die Koblenzer erſchienen und an beren 
Spige wiederum G. Die überreichte, mit vielen Namendunterföhriften verſehene Anſprache der 
Abgeordneten, worin unter anderm um eine Ianbfländifche Verfaſſung gebeten wurbe, ſowie 
alle Vorfälle bei der Untetredung mit dem Fürſten wurden zufammengeftellt und unter ber 
Aufſchrift: „Die Übergabe ver Adreſſe der Stabt Koblenz und der Lanpfhaft an Se. Majeftät 
ven König in Öffentlicher Aubienz bei Sr. Durchlaucht dem Fürſten-Staatskanzler am 12. Jan. 
1818”, ver Offentlikeit übergeben. Die Flugſchrift erregte natürlich ungemeined Auffehen 
und in vem Grade pad Misfallen des preußifchen Hofes, Daß König und Kronprinz fie dem Ver⸗ 
fafler zurückſandten. Herr Schack Oberft und Adjutant des Kronprinzen, ſchrieb hierzu Folgende 
Zeilen:. „Mein Herr Brofeffor! Se. Königlige Hoheit der Kronprinz haben mir befohlen, Ih⸗ 
nen die Schrift zurückzuſenden, welche Sie Höchſtdemſelben unterm 2. Febr. überſchickt haben, 
und dabei zu bemerfen, daß der Charakter, den Eingang und Nachſatz der Schrift geben, Sie 
wol hätte veranlaffen fönnen, ven Kronprinzen ebenjo wie Se. Majeftät den König mit Vor: 
legung derfelben zu verſchonen.“ 

Der Volksredner ging nun feinen Weg und vie preußifche Regierung ven ihrigen. Binnen 
vier Wochen ſchrieb er das Werk: „Deutſchland und die Revolution’ (Koblenz 1819), worin er 
den Zuftand des Vaterlandes ſchildert, und wie er fo troſtlos geworben durch die Schuld, durch 
die Misgriffe und Irrthümer der Negierungen. Zugleich gibt ev die Mittel an, modurd ber 
hereinbrechenden Roth und Verwirrung gefteuert werben könnte. Endlich Hält er allen Par⸗ 
teien den Spiegel vor Augen, in dem fie feben mögen, wie die Zufunft drohend und mahnend 
aufziehe. „Nach vier Jahren eines heftigen Parteikampfes“, fchreibt er, „eines unfinnigen 
Widerſtandes gegen die Anſprüche der Zeit ift e8 envlih dahin gefommen, daß eine Gärung 
fih aller Gemüther durch ganz Deutfchlann bemeiftert und eine Stimmung eingetreten if, wie 
fie wol großen Kataſtrophen in der Gefchichte voranzugehen pflegt.” Das Werk wurde mit Bez. 
ſchlag belegt; der Verfafler follte zur Feſtung Spandau abgeführt werben, damit die berebte 
Stimme für alle Zeiten hinter den Gefängnißmauern verftumme. ©. entzog ſich dieſer Willkür 
durch die Flucht nach Frankfurt. Als auch diefe fogenannte Freie Stadt feinen Schuß gewähren 
fonnte und wollte, mußte der Held der Vefreiungskriege nad) Straßburg entfliehen, wo er, einen 
längern Aufenthalt in der Schweiz abgerechnet, bis zur Berufung nad München verweilie. Der 
Oberftatthalter der Rheinlande, Juſtus Gruner, hatte den koblenzer Profeflor, gleich nad der 
Befignahme dieſer Provinzen durd die verbündeten Mächte (1814), zum Director des öffent: 
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lichen Unterrichts ernannt. Die preußiſche Regierung enthob ihn (1816) ſeines Amtes, unter 
Zuſicherung eines Wartegelds von 1800 Thlrn. Dem Flüchtigen, der mehrmals erklärte, er 
würbe gern zurüdfehren, wenn man ihm nur fein ordentliches natürliches Gericht vergönne, 
wurbe jeßt, trotz aller Bittfchriften feiner Frau, einer geborenen Laſaulx, dieſes Wartegelb ent= 
zogen. So hatte man das vermeintliche Vergehen des felfenfeften Mannes in echt barbarifcher 
Weife an einer ſchuldloſen Familie geräßt. 

Die fünfte der gegen Krankreich verbundenen Mächte (fo wurde ©. in den Befreiungsjahren 
genannt) konnte fünf Jahre nad dem erften Parifer Frieden nur auf frembem ®ebiete, bei ver 
im „Rheiniſchen Mercur’ fo arg angefeindeten Nation eine ſichere Ruheftätte finden. ©. fühlte 
die ganze Wucht diefer Schmach des Vaterlandes. Es war ihm eine Hergensangelegenheit, fie 
durd ein einſichtsvolles, männliches Benehmen fo viel als möglich zu mildern. Die ehemals 
felbft geübte Gaftfreundfchaft nehme er jetzt, fo wurde an mehrere Zeitungen gefchrieben, von 
den Sranzofen als ein Recht in Anſpruch. ‚Auch ver Bebuine übt dies Gaftrecht, fogar gegen 
Feinde. Um fo mehr ift dies in ven jeigen Zeiten in dem gefitteten Europa geboten, wo fein 
Schriftfteller, ja felbft kein Staatsmann wiffen Bann, ob ex deſſen, maß er heute geftattet, nicht 
morgen feldft bepärftig iſt.“ Die Ehre Frankreichs wurde von der Reſtauration befler gewahrt 
als vie Ehre Deutſchlands von feinen eigenen Fürſten. G., antworteten die miniftertellen Blät⸗ 
ter, Eönne ungeflört in Stradburg leben, nur möge er fi durch ein ruhiges Verhalten des 
Gaſtrechts würdig zeigen. 

Alle freifinnigen unabhängigen Männer, Benjamin Gonftant, Dunoyer, Comte u. a. fpra= 
hen zu Bunften des Berfolgten. Selbft die größern englifchen Blätter brachten Leitartikel zu 
feinen Bunften, wie ung ©. ſelbſt erzählt in der lehrreichen Schrift: „In Sachen der Nhein- 
provinzen und in eigener Angelegenheit” (Stuttgart 1822; „Bolttifche Schriften”, Thl. IV). Die 
Verdffentlihung diefer Schrift wird in folgender Weife begründet: „Da man ihn öffentlich an= 
geklagt und ihm doch jeden legalen Weg, fich zu rechtfertigen, vertreten hatte, mußte er ſich end⸗ 
lich Öffentlich rechtfertigen, und da man ihn das orventliche Genoffengericht verfagte, blieb ihm 
nur die Auskunft übrig, in der Nation fi ein Geſchworenengericht zu juhen, das in der Mei- 
nung über Anklage und Verteidigung zu Recht fpreche. 

Die nahe Erhebung der Völker gegen ihre Bebränger, welche „Deutſchland und die Revo⸗ 
lution“ verfündet hatte, ging alsbald in Erfüllung. In Spanien, in Bortugal und Italien 
wurde die falte, rauhe Willkürherrſchaft von einem leifen Frühlingshauche ver Freiheit ſchnell 
weggeblafen, und abermals drängte es ven feurigen Geift, fein Denken und Ahnen auszufprechen. 
DasMerf ‚Europa und die Revolution’’ (Stuttgart, 1821) warb begonnen und, wie und einer 
feiner pätern Jünger erzäßlte, innerhalb 27 Tagen vollendet. Im folgenden Jahre erſchien das 
nicht minder bedeutende Werk: „Die Heilige Allianz und die Völker auf dem Congrefie zu 
Verona“ (Stuttgart, 1822). 

Wie ſcharf und getreu ver Wahrheit ©. damals feine Zeit und die jüngfte Vergangenheit 
zeichnete, möge man unter anderm An zwei Brucftüden aus den früher ungenrudten, im 
fünften Bande feiner „Bolitifhen Schriften” mitgetheilten „Gloſſen“ (1824— 1825) erfehen. 
„Die Geſchichte Oſterreichs Durch das ganze 18. Jahrhundert if eine gemächliche, bequeme, gut- 
müthige Beichränftheit, viel Fett, Muskeln jo viel, ald zum Fortkommen von nötben, Geiſt ebenfo 
viel, als zum Einfalzen des Fleifhes nöthig ift. Darum, feit dem Prinzen Eugen, im Kriege 
beinahe beſtaͤndige Niederlage, die jedoch ven Muth nie niedergefchlagen. Im Frieden ein ruhig 
Begetiren von viel taufend Halnıen auf gewalztem Wiefenplan. Die Geſchichte Preußens, an 
ſich nicht viel älter ald eben das Jahrhundert, eine beinahe ununterbrochene Treulofigfeit in vie- 
len Schichten übereinander. Erft nicht zu verachtendes Talent, dann ſtarre, fpröbe Härte, dann 
bie Zeit überragendes, aber eben darum gemwaltthätiges übermüthiges Genie, dann verworfene 
Liederlichkeit und fpäter die Betſchweſterei der Entnervung, dann die ganze Brühe umgefchüttet, 
als der Teufel dem Topfe einen Fußtritt applicirte. Das übrige Deutſchland Schimpf, Schande, 
Spott, eine Mufterfarte aller Erbärmlichkeit, Marterholz für die Freunde, Rohrftengel für die 
Feinde, der Sündenbock für alle. Der Wiener Congreß Hat Vorſorge gethan, daß das achtzehnte 
Jahrhundert nit vor dem neungehnten zu erröthen braucht." — „Zehnmal kann in Deutſchland 
ein Minifter zu Schanden werden vor den Eretgniflen, pas Schickſal Eann ihn hundertmal faflen 
und in ven Koth treten; merkt er, daß die zürnende Hand ſich entfernt, fo lebt er geiftig auf, 
klopft ſich die beſchmuzte, beftaubte Staatsuniform aus, fegt jein Geſicht wieder in Die alte Hof⸗ 
fart zurück und treibt es nun, wo er es gelaſſen, bis zur nächſten Execution. Das iſt, weil keine 
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Ehre mehr in dieſem Lande geblieben.” Auch manche andere Auffäge aus diefer Zeit find ganz 
in liberalem Sinne gefehrieben. So der über Kotzebue und was ihn gemorbet, in der „Wage“ 
von Börne („Politiſche Schriften”, Thl. IV). 

An der That, es waren ſchmachvolle Zeiten, dieſe zwanziger Jahre unſers Jahrhunderts. 
Die fünf Großmächte — England Hat wenigftend alles gefchehen laſſen — führten mittels ihrer 
zahlreichen Soldatenhaufen die oberfte europäifche Polizei; fie Haben ein Interventiondredht 
gegen die Völker gefchaffen, ein fogenanntes Recht, das allem Rechte Hohn ſprach, um jeden 
Keim geiftiger Freiheit und menfchliher Weiterbildung mit dem Schwerte auszujäten. Die 
Eleinen Fürſten fügten fich gern.. War ihnen doch die unbedingte Herrſchaft über die Unter⸗ 
thanen zugejichert! Unſern lieben Deutichen brauchte man aber blos die Peitſche zu zeigen, 
und mie meuterifche Sklaven kehrten fie fogleich wieber zur lieb gewonnenen Knechtſchaft zu= 
rüd. Die Pfaffheit aller Eonfefjionen, die Gelehrten aller Ordnung ergriff ein blinder Wett: 
eifer, um ſich der Willfür zu empfehlen. Mein Syſtem, fagte der eine, paßt am beflen zur 
Knechtung der Völker. Nicht fo, erwiderte der andere, das meinige ift noch beſſer. Weit gefehlt, 
fhrie aus vollem Halfe der dritte, mein Recept iſt das allerbefte. G. ergrimmte ob diefer gren⸗ 
zenlofen Nieverträchtigfeit. Mit ureigener Kraft ſchildert er jie alle aus feinen vollen Herzen in 
den angeführten Werken, vorzüglid) in vem legten. Hier find unter anderm auch vie Camarillas 
in unübertreffbarer Weife gezeichnet und gebrandmarkt. „Sie beſtehen“, jagt G, „aus folden 
Leuten, welche häufig ſchon die Unbedeutendheit ala Erbtbeil der Geburt im Befolge einer Ent- 
artung, die nicht jelten Durch viele Generationen zieht, empfangen ; Geſchoͤpfe, welche das kärg⸗ 
lich zugemeffene Pfund in den bedeutungslojen Bewegungen eines flachen Dafeind vollends auf- 


reiben. Sie führen ein Leben ohne alle ernſte ergreifende Beziehungen, das, nur leicht hinglei⸗ 


tend, an die äußere Oberfläche fpült, ohne irgendeine Erregung, die in den Grund der Seele 
binuntereeichte; ein Dafein iſt e8, an allem verarınt, worin die Kraft, das Selbfigefühl und 
Die Ehre eines Individuums erftarken kann.“ Doch dies und vieles andere vortrefflich Gedachte 
und vortrefflih Geſprochene war vergebend. Vergebend war auch fein Zuruf an die zu Verona 
verfammelten Kürften: „Der Gongreß der Herrſcher werde zugl:ich ein Congreß der Völker, alle 
Forderung fei gegenfeitig, aller Anſpruch auf Leiſtung der einen durch Leiflung von der andern 
Seite bedingt.” Man hörte nicht auf Die gewaltige Stimme; ©. verzweifelte nun an feiner Zeit. 
Er verzweifelte an dem ganzen genußfüchtigen und beſchränkten Bürgerthum und warf fidh, 
wozu Erziehung, Geifteörichtung und Studien ihn ſchon früher getrieben hatten, der welfifchen 


Partei unbedingt in die Arme. Die Kirche foll den von den Staatögewalten Gedrückten und 


Berfolgten Schuß gewähren; fie möge und müſſe wieder erflarfen, um, wie einft die Gregore 
und Innocenze gethan, über die von der Gottheit verworfenen Fürſten Fluch und Bann zu ver- 
hängen. In diefem Sinne Hatte er ſich beveitö in feiner Rede über Deutſchland und die Revo⸗ 
lution ausgeſprochen und über jeden geeifert, welcher diefer vom Rechte abtrünnigen Staats⸗ 
gewalt unbedingt huldigte. Weflenberg mußte hier den Vorwurf hören: er verratbe die Kirche 
an bie Souveränetät, indem er feine Anſprüche durch weltliche Hülfe gegen die Curie durchzuſetzen 
ſuche. „Die Gefinnung, welcher alles Überirdiſche eine Thorheit ift, Hatte nun gute Befugniß, 
über Myſticismus Zeter zu rufen!” 

Nun wurde ©. ein fleißiger Mitarbeiter an dem ‚Katholiken‘, welchen damals die Herren 
Näß und Weiß, letzterer jegt Bifchof zu Speier, herausgaben, und wozu auch Geiflel, ver Nach⸗ 
folger Drofte-Bifchering’3 auf dem erzbifchöflihen Stuhle zu Köln, im geheimen viele Bei- 
träge lieferte. Seine immer ſtärker hervortretende romantiſch-myſtiſche und roͤmiſch-kirchliche 
Richtung beurkunden mehrere Aufſätze dieſer Fanatifh=bornirten Zeitſchrift: „Der Kampf der 
Kirchenfreiheit und ver Staatsgewalt in der fatholifchen Schweiz” (Stradburg 1826); „Emanuel 
Swedenborg, feine Billonen und fein Verhältniß zur Kirche (Strasburg 1827); „Fran⸗ 
eiscus von Afjld’’ und einiged andere. Diefe leßtere Abhandlung und feine Vorrede zu Suſo's 
Schriften (Münden 1829) bilden gleihfam die einleitenden Stubien zu dem fpätern umfang: 
reihen Werke: ‚Die Hriftlihe Myſtik.“ Der Mitarbeiter am „Katholiken“ Hatte Damals bereits 
innigen Antheil an ven Berhältniffen ver Schweiz genommen, namentlich des Fatholifchen Theile; 
berfelde war ihn während feines dortigen Aufenthalts (1821) lieb geworben. „Man fand 
allenthalben in diefen Lande Regierungen, mäßig, beſcheiden, billig, nirgendwo verſchwende⸗ 
riſche Höfe, die ded Landes Armuth vergeuden ; nirgends jene Scharen ſtehender Müßiggänger, 
die im Frieden den Wohlftand des Volfes freflen, damit fie ihn im Kriege nicht zu vertheinigen 
haben; felten und nur ald einzelne Liebhaberei jenes Polizeiumiveien, pas die Gefellihaft zum 
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Correctionshaus für Sträflinge macht, die unter beſtändiger Obhut und Aufſicht fiehen. Darum 
allerwärtd ein Regiment, das gehen und beftehen kann; allerwärts nur nıäßige, nirgendwo aud) 
nur von fern drückende Abgaben, nirgendwo jene ungeheuern Schuldenmaſſen, die der Wahn: 
jinn der Verſchwendung, Ehrſucht, Habgier und Untüchtigkeit aufgehäuft; darum in durchaus 
leidlichem Zuſtande, nirgendwo der Unfriede der Gemüther und das Geſchrei des Unwillens, der 
anderwärts das Unleidliche abzuwenden ſich bemüht.“ 

Der Kronprinz Ludwig von Baiern ſtand, wie die meiſten Kronvrinzen, in Oppoſition gegen 
die Regierung ſeines Vaters und namentlich gegen bie franzöſiſche liberale Politik des Miniſters 
Grafen Montgelas. Bon der Zeit und feinen Lehrern, namentlich von den jhlausfrommen 
und gemüthlicheliftigen Sailer, Hatte er eine romantiſch-kirchliche, eine veutjch-nrittelalterliche 
Richtung erhalten, gemilvert durch griechiſch-künſtleriſche Einflüfle. Sein Religionslehrer 
Sambuga hatte bereit vorgearbeitet. Auf ven Fürftenjohn eines Landes, welches dur jeine 
Geſchichte berufen fhien, an ver Spige des Katholicismus zu fleben, auf den Prinzen diefer 
Richtung ſetzte die neukirchliche und altjeſuitiſche Partei feit langer Zeit ihre Hoffnung. Aud 
G. reihte ſich jetzt an diefe Schar ber Hoffenden. Nach feiner Weile verkündete er in einem 
Auffage des „Katholiken, „Der Kurfürft Maximilian I, an den König Ludwig von Baiern 
bei feiner Thronbefleigung” (Gefammelte Schriften, Thl. V) überfchrieben, der Welt und dem 
König, was feine Bartel von dem neu aufgegangenen Lichte im Oſten erwarte. Sailer wird 
hier als der beſte und ficherfte Führer bezeichnet. Schon der Titel allein ift begeichnenn genug; 
man fieht, was ©. und feine Geſinnungsgenoſſen von dem neuen Herrſcher verlangten und er= 
bofften. Der Mann, welder jicd der Regierung des Königs Marimilian und dem ganzen bai- 
riſchen, wittelsbacher Interefle feindfelig gegenüber geitellt Hatte, wurpe (1827) an die von 
Landshut nah Münden verjegte Lupmwig- Marimifians-Uiniverjität berufen, um ihm den Lehr⸗ 
ftuhl der allgemeinen Geſchichte zu übertragen. Preußen hatte anfangs widerſprochen, mußte 
ſich aber, wie mehrere jegt erſtder Offentlichkeit übergebene Schreiben lehren (Sefanmelte Schrif⸗ 
ten, IV, 669— 692), dem feften Willen des bairifchen Königs fügen. 

König Ludwig war in frühern Jahren ein fleißiger Lefer des „Rheiniſchen Mercur“, und 
die mächtigen Eindrücke dieſes Blatted waren noch nicht nerflungen. Sailer ſtand ſchürend und 
treibend im Sintergrunde. Uberdied war dad gauze Studienwefen feit dem Deginne ver neuen 
Regierung einem Apoflaten des Willens und Nevphyten des Glaubens preiögegeben, welcher in 
®. ein tüchtiged Werkzeug zu den mittelalterlich-feubaliftifchen Beftrebungen erfannte. Es war 
dies der geſchminkte Dichter Cduard v. Schenf, vorzüglich durch das Getriebe Sailer's von der 
proteſtantiſchen Beiftesfreiheit in pie roͤmiſch-katholiſchen Bande verlodt ; Die Gemüthaphiloſophie 
Jacobi'd Hatte jchon Früher ven Weg gebahnt. 

Der Heraudgeber des „Rheinischen Mercur“ und Mitarbeiter des „Katholiken“ konnte ih 
anfangs trog der Freundſchaft des Königs in Münden nicht ganz behaglich fühlen. Eine eigene 
Ironie des Schickſals war es, daß ©. bei der erfien Audienz (2. Nov. 1827) zwei Franciscaner 
des neuen Klofterd im Vorzimmer treffen mußte, „angenehme, gefcheidt ausſehende Leute, 
welche ihn mitten unter dem vermunderten Kammerdienervolke wie alte Bekannte grüßten“ 
(Geſammelte Schriften, VII, 288). 

König Ludwig hatte zu einer für die Fürſten und ihre abfolutiftifchen Beftrebungen. fehr 
günftigen Zeit die Regierung angetreten. Alle Aufftände innerhalb ver continentalen Ghriften- 
heit waren niedergeichlagen; die fleinen und die großen Potentaten berrichten ſchrankenlos: bie 
formale papierene Gefeglichfeit, gemeinhin Gonftitution genannt, war felbft zum bebaglichen 
Schirm aller Unbill verkehrt worden. Eine herrliche Zeit für Fleinliche Fürftenfeelen, um ven 
Liberalen zu fpielen und durch allerlei winzige Künfte und Kniffe großen Ruhm zu erwerben. 
Man durfte nur die Bande des geknechteten Volkes etwas lockern, man brauchte nur einige hohle 
Reden, wie: „Ich möchte fein abjoluter König jein’‘, auszuſprechen, ba jubelten und jauchzten die 
Sflaven und priefen und fegneten den Herrn der Heerſcharen. Die allerhöchlte Gnade geitattete 
zu der Zeit in Baiern manches, was in andern beutichen Ländern zu den verbotenen Früchten 
gehörte ; ja es ſollten ſogar alle Künſte und Wiſſenſchaften in den Minnehof an der Ifar von 
der neu aufgegangenen Sonne der Majejtät zu neuem Leben auferwedt werden. Nun pilgerten 
die Jünger eines freien Lebend in zahlreihen Scharen nad den neuen Mekka im Dachauer 
Moofe und geberbeten fich Hier zum Theil in einer Weiſe, welche die ganze kirchliche Partei mit 
Unbehaglichkeit und Grauen erfüllte. 

®. Hat diefe fürftlide Schirmherrſchaft über Kunft und Wiſſenſchaft gar ſcharf gegeijelt 
„Es ift nur eine dünne Klexerei, die den Dreck vergolvet; bricht man irgendwo durch, fo komm 
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einem die Jauche entgegen, und je weiter man aufräumt, um fo peſtilenzialiſcher wird der Ge- 
ruch“ (Geſammelte Schriften, VII, 313). 

Der geiftesfrifche, in allen Dingen daB Außerſte erfirebende Rheinfranke — ©. hat feine 
franfifche Abftammung immer hochgehalten — mochte ſich auch in anderer Beziehung im Baiern⸗ 
lande nad feiner Außerlihen wie nad feiner innerlichen Art einfam und verwaift fühlen. Der 
Baier ift durch alle auf: und niederfteigenden Klaffen ver Gefellfchaftein behaglicher, gutmüthiger 
Lebemann; nur höchft ungern läßt er fi von Geiſt und geiftigen Dingen geniren. Leben und 
leben laſſen, fo lautet feine Philifterweisheit. Wahr ift e8, der Bater iſt gut katholiſch, aber auch 
das foll ihm nicht geniren. Er beichtet, ev geht von Zeit zu Zeit in die Kirche, zieht vor dem 
Pfarrer und dem Sanctiffimum ven Hut ab, faltet mit entblößten Saupte bein Gebetläuten die 
Hände und murmelt feine Litaneten her. Bei den allem ift er aber nichts weniger als ein glau= 
bendtoller Fanatiker. . 

Bei alledem erfreute ih ©. in der erften Zeit feines Lehramts eines großen Zulaufs, fowel 
von Studenten mie von andern Neugierigen. ’ Der große Haufe begnügte ſich jedoch damit, den 
berühmten wunderlihen Mann einigenal fehen und fpredhen zu hören. Der geiftvolle Profeffor 
mußte fi gar bald, gleich feinen andern, tief unter ihm ſtehenden handwerksmäßigen Eollegen, 
mit einer Eleinen Schar Getreuer begnügen. Abgefehen von ver eben bereit3 gejchilvderten Ver: 
ſönlichkeit, findet man Die Urſache dieſer Erſcheinung in der Lehre und Lebensanſicht des Man- 
nes, mie fie in jeiner Schrift „UÜber die Grundlage, Blieverung und Zeitenfolge der Welt: 
gefchichte” (Breslau 1830) dargelegt ift. Die Weltgefchichte iſt ihm Hier das befchränkte Erzeug⸗ 
niß eines durch die Eirchlihe Dogmatik und ven roͤmiſchen Katechismus gefnechteten Geiftet. 
Uroffenbarung, paradiefifche Zuflände der erſten Menſchen — fie waren Unfterbliche — dann 
Sündenfall und Herabiinfen der Gefchdpfe zur Natur und den Naturfräften, zu den Göttern 
oder, nach den Kirchenvätern, den Teufeln Griechenlands. Endlich, endlich erbarmt fi der 
Schöpfer feiner Geſchöpfe; die Erlöfung erfolgt; freilich aber ſelbſt heutigen Tages noch höch— 
ftend blos für ein Bünftel der Menfchheit, venn fo viel befennen ih Faum zum Chriftenthum 
md nur ein Zwöfftel zur alleinſeligmachenden römiſchen Kirche. Hegel hat dieſe Schrift einer 
fehr ſcharfen Kritif unterworfen. Der Regierungsphilofoph ift äußerft vorſichtig zu Werfe ge: 
gangen. Er rückt dem DVerfafler vor, daß er, anftatt des Gedankens, feiner univerfalbiftorifchen 
Betrachtung die Anfhauung zu Grunde lege; ja das Wort „Gedanke“ komme in ber ganzen 
Schrift nit einmal vor. In der Hauptſache ift der philoſophiſche Bureaufrat ver königlich 
preußifchen evangelifchen Staatskirche mit dem römifchzapoftolifhen Kirchenvater des 19. Jahr: 
hunderts vollkommen einverftanden. Die göttliche Vorſehung verrichtet auch bei Hegel gemeine 
Soufflenrvienfte und bIäft gnädiglich den Schaufpielern der Weltbühne ein, was fie zu thun, 
was fle zu laffen haben. Diejed und ähnliches Gerede mochte Schloffer im Sinne haben, als er 
die herben, aber treffenden Worte niederſchrieb: „Schelling und ©. in München, Hegel und die 
hiftorifchen Juriſten in Berlin, Benz und Schlegel in Wien, Steffens und die aıdern Roman- 
tifer, fomelt fie auch von einander abweichen, kamen darin überein, daß fie die Grundſätze der 
Sranzöfifhen Revolution verwünſchten, daß fie der vernünftigen Forſchung und Geiſtesfreiheit 
abſchworen. Sie haben fänıntlich Die alten Zuſtände für beffer gehalten, für befler gefunden 
Nals die neuen.” Bet alledem fah jener ganz genau den Splitter In dem Auge des Nachbars. 
Hegel bemerkte ganz richtig, ©. ſcheine gar nicht zu ahnen, daß die Wahrheit äußerlich durch 
Zeugniffe oder innerkich durch Die Natur der Dinge bewieſen merven nrüffe ; daß Denken und Be: 
greifen die Hauptfache fei, daran fcheine er niemals gedacht zu haben. 

G. verhielt fih während ber Eurzen Zeit der wunderlihen Anwandlungen eined königlich 
batrifchen Liberalismus ganz ruhig. Nur Hier und va haben „Aurora“ und „Cos“, zwei in 
Münden erfihienene und längft verblichene Zeitjchriften, Heine Neſſelſchößlinge und Stehpalmen 
aus feiner Feder gebracht. Die Juliusſonne von 1830 rief, wie viele andere, fo auch ben alten 
Volkstribun zu neuen Leben empor. Freilich nur auf kurze Zeit. Die Willkürherrſchaft und 
das Gezücht der Schreibftuben, worauf fie zum großen Theil beruht, waren erſchrocken aufges 
fahren ; man fürchtete, der neue Windſtoß von Welten möchte das ganze, mit Blut und Treubrud) 
zufammengefittete Gebäude niederreißen. In Baiern, wie allmthalben auf dem Continent, 
forſchten fie nad) Kalk und Mörtel, um den großen Riß zu verfchmieren; dann fuchten fle nad 
Balfen und Klammern, um das wankende Gebäude zu flügen und zu befefligen. Golvene Zeiten 
erblühten damals für die beiden Eckſteine der Monarchie, vie Bevormundung und Verdummung, 
für Adel und Geiftligkeit. Beiden ift von jeher das vordringliche Schreibervolf gleichmäßig ver⸗ 
haßt, und die volksthümliche Partei iſt hierin, freilich in ganz anderer Abficht, mit ihnen ein= 
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verſtanden. Der kundige Beobachter bemerkt deshalb nicht ſelten eine wunderliche uͤbereinſtim⸗ 
mung und ein noch wunderlicheres gemeinſchaftliches Handeln der feindlichen Brüder. Jede 
Partei gibt ſich nänmlich der Hoffnung Hin, nah dem Sturze des polizeilich-abſolutiſtiſchen 
Beamtenftaatd werde das Staatöruder ihren Händen anheimfallen. Mit einem Feldzuge gegen 
das Beamtenungethüm nimmt auch G., während des denkwürdigen bairifchen Landtags von 
1831, feine alte politifche Thätigfeit wieder auf. In einem Sendfchreiben an den Abgeordneten 
Freiherrn von Rotenhan (1. Juli 1831) führt er hierüber bittere Klage. In der bairifchen wie 
in den übrigen neuliberalen Verfaſſungen ziehe ver Beamtenftand alles in feine Nege. Im 
andern, von dem ihn ganz eigenen diaboliſchen Hohne und Narrenspoflen überſtrömenden vier 
Sendſchreiben an ven Abgeordneten Kulmann (Geſammelte Schriften, Thl. VD) fpottet er ver Be: 
hauptung, es gebe in Baiern eine „Congregation“, welche das Land in die alte Finfterniß zurück⸗ 
ſchleudern wolle. „Sprengen Sie da die verehrliche Kreisregierung in die Welt hinaus, daß fie 
umgeht bei ven Leuten, nachfragt mit dem Bräutigam im Hohen Liebe: Habt ihr meine Braut, 
die Gungregation, nimmer gefehen? Ach nein, ach nein! eriwiberten die Leute, wir fennen Die 
Perſon nidt: 

Jaͤckle will Birnen fchütteln, 

Die Birnen, die wollen nicht fallen.’ 

Dies alles war leerer Streit und eitler Wortkram. Einen gefhloffenen Orden, Gongre: 
gation genannt, hat e8 freilich nicht gegeben. Wol hatten fi aber, und zwar fhon im Laufe 
der zwanziger Jahre, eine Anzahl Männer in Münden zufanımengefunden, wozu ein großer 
Theil des höhern Adels zählte, welche die ganze Entwidelungsgefchichte der Menichheit in den 
legten vrei Jahrhunderten verneinten und die Zuflände der Welt, namentlich das Verhältniß ver 
Kirche zum Staate, in die fhredllichen Zeiten ver Gregore und Innocenze zurüdvrängen wollten. 
Der ganze Zeitgeift war ihnen, nach dem Ausdrucke Sailer's in feinem legten Hirtenbriefe (15. 
April 1832), ald eine Ausgeburt der Weltweisheit in der innerften Seele verhaßt. Welche ge: 
maltige Veränderung während des legten Jahrzehnds in der Gefinnung des königlich bairi- 
fchen Profeſſors ©., fpäter v. G., vorgegangen, erhellt am veutlichiten aus feinen Gefpätte 
über das thörichte Gefpenft dev Gamarillas, welche er noch felbft in frühern Zeiten mit fo ſcharf 
bezeichnenden Worten geſchildert und gegeifelt hatte. In Baiern weiß man, daß gerade zu jener 
Zeit ver Cabinetsſecretär Grandauer mitteld einer Anzahl Ereaturen und der engverbundenen 
Pfaffheit eine geheime über das ganze Land ausgedehnte Polizei organifirt hatte. Für alle dieſe 
und andere Liebesdienſte wurde indeſſen die Kongregation oder vie ultrantontane Partei, wie 
man fpäter fagte, vor der Hand nur fchlecht belohnt. An die Stelle ded romantiſch-kirchlichen 
Schenk war der mit allen Regenbogenfarben ſchillernde Wallerflein getreten. Derjelbe erfiärte 
jegt, obgleich ſelbſt ein geiftreicher Mann, allen Geiſte ven Krieg, gleichviel, fei es ein liberaler 
over firhlicher. Auf den ftofflihen Benürfniffen, auf Gewerbömefen und körperlidem Wohl⸗ 
behagen follte, in Weife des Königs Ludwig Philipp und bed Fürften Metternich, ein ganz neues 
bürgerlich verdummendes Staatsregiment auferbaut werden. Der Profeflor der Univerſalhiſtorie 
und feine Freunde vernahmen mit bittern Grolle, daß Dr. Lindner, ein verbleichter Liberaler 
im Napoleonifhen Sinne und überdies Rroteftant, an die Spige bed neugefchaffenen matertalt- 
ftiihen Evangeliums der Staatözeitung geftellt wurde. Die Bureaufratie hatte von neuem 
den Sieg errungen. 

Bon diefem Orolle zeugt die neue Flugſchrift des unermüdlichen Wühlers: „Miniſterium, 
Staatözeitung und rechte Mitte‘ (München 1832), aus deren erzwungener Zahmbeit nicht wenige 
zornige Bligfunten in gefhichtlichen Anfpielungen ſprühen. „Trotz alles wiverfeglihen Sträu⸗ 
bens“, heißt ed ba unter anderm, „bleiben doch die Worte des heiligen Nemigius eine ewige 
Wahrheit: Nieder mit dem Hals, Sicamber! Verehre, was du verbrannt, verbrenne, was du 
verehrt Haft!’ (Geſammelte Schriften, Thl. VL.) Es fehlte nur noch, daß und die merovingifchen 
Zuftände, namentlich die geiftlichen Einflüffe dieſer ſchrecklich barbariſchen Zeit angepriefen und 
zur Nahahmung vorgeführt worden wären. ©. felbft war dieſer Sklavenarbeit überhoben. 
Roth, Präſident des proteftantifhen Oberconitftoriums, Hatte bereitd anı Lubwigstage 1830 
dieſes hochnothpeinliche Geſchäft vollführt. 1) Die Verdienſte ver Geiftlihfeit und namentlich 
der Moͤnche unter Chlodwig und ſeinen Nachfolgern, vermeinte dieſer Roth, ſollen darauf auf- 
merkſam machen, was von der Kleriſei zur Erhaltung, Mehrung und Ausbildung alles Guten 
auch jetzt noch geleiſtet werden koͤnne. Man moͤge ihr nur kein Hinderniß in der Erfüllung ihres 


1) In der Schrift: Von dem Einfluſſe der Geiſtlichkeit unter den Merovingern (Rürnberg 1830). 


Gorres 679 


Berufs entgegenſtellen. Koͤnig Ludwig habe dies auch erkannt, und dies gehoͤre zu den edlen 
Gaben und Verdienſten ded gerechten Fürſten. 

Die Wallerſtein-Hoͤrmann'ſche Demagogenhetze und die entmenſchlichenden Abbitten vor 
dem ſtummen Königsbilde während der folgenden Jahre mußten dem alten, von Preußen ge⸗ 
haßten und verfolgten Volkstribun unbehagliche Erinnerungen, vielleicht gar Befürchtungen 
hervorrufen. G. zog ſich vor ihnen in jene erdichteten Räume zurüd, angefüllt von wiberfin= 
nigem Heiligengewinmel, von Koboldgejinvel und Herenfpuf. Zu gleicher Zeit mühte ſich auch 
fein alter Meifter Schelling ab, die längſt verpufften ſcholaſtiſchen Grillen einer Philoſophie ver 
Dffendarung, gleihwie fein Vorgänger, der große Hofphiloſoph Leibniz, von neuem in äſthe⸗ 
tiſches Flittergold zu Heiden. G. hat bei ver Anlage und Darftellung feiner „Chriſtlichen Myſtik“ 
Dante ald Mufterbilv vorgeſchwebt. Dee Wert ift eine Reife von der Erde durch die Hölle zum 
Himmel. In der That, wäre nicht da ganze in gleihem Maße wunderfame und ärgerliche Ge⸗ 
bäude vom Beginne bis zum Ende mit einem tiefen Gefühle ver Überzeugung durchzogen, man 
könnte glauben, der Berfafler hätte ein neckiſch-ſpukhaftes Spiel mit feinen Leſern treiben wol- 
len. Es ift eine methodiſche Narretei, Hier und da, wie nicht felten Narren zu thun pflegen, mit 
boshaften und ſchlauen Kniffen verbramt. Wenn die Jünger des Moflagogen und erzählen, 
der befannte Phyiiolog Döllinger hätte erklärt, die Anatomie des menfchlichen Gehirns koͤnne 
am ficherften in den vier dicken Banden ver „Chriſtlichen Myftik”’ (Regensburg 1836 — 42) feines 
Bollegen erforſcht werben, fo haben wol die urtheilslofen Schöppen vergeflen, daß dieſer ſtrenge 
Empirifer fein Leben lang ein gar arger Schalf geweſen. Hinter feinem fcheinbaren Lobe guckt 
hier, wie auch fonft nicht jelten, grinfender Spott hervor. 

Die Gewalt fommt von Gott, ift eine alte Sagung des deöpotifch-priefterlichen Morgen: 
landes; ſie jei deshalb allenthalben und zu allen Zeiten unumfchränft wie die Gottheit jelbft. 
Der Stellvertreter der Gottheit auf Erden uͤberträgt, dem aͤgyptiſch-jüdiſchen Staatsrecht gemäß, 
einen Xheil der Macht, welchen er jelbft nicht ausüben kann oder will, irgendeinem aus dem 
Volke; der Priefter erhebt ihn zum geiftlichen Lehnsträger, zum Fürften des Volles. Samuel 
falbte ven Saul, verwarf ihn wieber vor feinem Angefichte und ſalbte David ; Bonifarius und 
Vapſt Stephan falbten ven Ufurpator Pipin und nannten ihn König von Gotted Gnaben; 
Papſt Pius VII falbte Bonaparte, und man hieß ihn nun Kaiſer von Gottes Gnaden. Sp 
ſuchten Willkürherrſchaft, Ufurpation und Gewalt zu allen Zeiten der Weltgefchichte ihre Selbſt⸗ 
fucht auf dem Grunde des göttlich unumfchränften geiftlihen Trugs aufzubauen. Die Heilige 
Allianz von 1815 war blos eine Fortſetzung over Befräftigung diefes ägyptiſch-jüdiſchen Staatd- 


rechts. An eine volle Anerkennung biefes fogenannten Kirchenrechts dachten die Herrſcher frei: 


lich nit. Die Hierarchie follte ihnen blos, gegen Gewährung von allerlei Geldbezügen und 
anderer aufKoften der geknechteten Maffen verfprochenen Bortheile, als Stüße bes Abfolutismus 
dienen. Zu dem Ende trafen fie gleich in den erften Friedensjahren mit dem päpftlichen Stuhle 
allerlei Verabrenungen und Gencorvate. Es wollten vie Mächte, wie die Declaration des 
Aachener Gongrefled befagt (15.N0v.1818), die alten religidfen und fittliden Gefühle aus dem 
Grabe der Zeiten zu neuem Xeben, zu neuem Drude erwecken. Die Geiſtlichkeit, namentlich die 
tömifch-Ffatholifche, Hat aber viefe Erweckung ganz anders verftanden; bie Auferftehung follte 
fich weit über vie ihrer Herrfchaft ungünftigen drei legten Jahrhunderte hinab erfireden; fie 
ſollte jene Zeiten erreichen, wo der Mond weltlicher Gewalt ſich in der That mit dem erborgten 
päpftlihen Sonnenlichte begnügen mußte. „An mich iſt“, 1äßt ©. im „Athanaſius“ vie Kirche 
zum Staate fprechen, „das Reich Gottes auf Erden geknüpft; um fo viel höher Gottes Reich, 
un fo viel überragt mein Reich das deinige.” Man fieht, der Kampf zwifchen Staat und Kirche 
fonnte nicht aushleiben, er muß immerfortvauern, folange die Kirche mit dem Staate verbunden. 
Die zufällige Beranlaffung, wodurch er and Tageslicht Hervortritt, ift gleichgültig. Der Zwieſpalt 
liegt in der Natur der Dinge; er ift für den Kundigen immer vorhanden. 

Die Geiftlichkeit war gerüftet; fie ſah ſchon längſt mit freudiger Erwartung dem Kriege ent- 
gegen. Großer Jubel erhob ſich deshalb in dem Heerlager der Gongregation — man fieht jegt 
noch im Geifte die boshaft ſtrahlenden Geſichter — als die Nachricht nah München gelangte: 
Freiherr Drofte zu Viſchering, Erzbifhof von Köln, iſt (20. Nov. 1837) gewaltfam aus 
feinem Kirchenſprengel nach Minden abgeführt worden. Und 16 Tage früher hatte bie ultra⸗ 
montane Partei in Baiern ihr langerſehntes, maulwurfartig erarbeitetes Ziel erreicht; fle Hatte 
ihren Freund und Diener, Karl Abel, zum Miniſter des Innern und zum gewaltigen Manne 


im Königreiche emporgehoben. Die Ereigniſſe fpielten glüclich zueinander. Die Männer bed 


unbedingten mittelalterlihen Kirchthums erlangten jegt in Wort und Schrift eine ſchrankenloſe 
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Freiheit; bis zum Überſchäumen haben fie auch dieſe Freiheit gebraucht und miebraudit. König 
Ludwig wurde mit dem phantaftilchen Gebilde eines Hauptes der neuen Liga umgängelt. Die 
katholiſchen Rheinländer ließ man vermerken: Köln und Trier, Düffeloorf und Koblenz hätten 
die Wittelsbacher nody nicht vergellen; an dad melfiihe Baiern fei das Geſchick der katholiſche 
Kirche in Deutſchland geknüpft. Das proteftantifche Breußen werde, gleichwie das verrucht 
Haus der Hohenftaufen, untergehen; die Zeiten eilen ſchnell ihrer Erfüllung entgegen, wie ie 
längft verfündet hat, wer? — der prophetiiche Mönch Herumnn von Lehnin! 

Wie ein lange Zeit von Feljengerölle zurüdgevrängtes Wildwaſſer fi plöglich über Felder 
und Wiefen erbricht und aller menichlichen Arbeit, aller menſchlichen Cultur Untergang un 
Vernichtung droht, jo der feit Jahrzehnden auf Preußen, auf ven Proteſtantismus ergrimmte, 
überdied von allen männlihen und weiblichen Teufeln feiner chriſtlichen Myſtik beſeſſene un 
umfeflene ©. Der „Athanaſius“ (Regensburg 1837) — Ihon der Ranıe ift Hohn — wird in de 
Melt geihleudert. Wurde doch Athanaſius, den die Kirche unter Ihre Heroen — das Heiligen 
ungethüm iſt eine Nachahmung des Heroenweſens — verfehte, nun dem arianiſch-ktheriſchen 
Mörder des Gallus, von dem neidifhen und ſchwachſtunigen Konftantin ebenfalls aus feinem 
erzbiöthümlichen Stuhle getrieben! Dem Kirchen- und Herentribun genügt es wicht, feine Ar: 
ſicht, fein Recht mit allen ernenklichen Redekünſten zu verfechten, er übergießt obendrein bra 
Gegner und alle, die nicht mit ihm gehen mochten, mit jeglichen Schimpf, wit jegliher Schmad. 
Seinen Abſchen erfahren die beiden Parteien innerhalb des Broteftantisnuus, die rationaliſtiſte 
und die pietiftifche, in ebenmäßig hohem Grade, denn beide haſſen, vb mit grimmer Gidfälte, eb 
mit gallbitterm Seftengeifte, it gleichviel, die Duelle aller Seligfeit, vie Heilige apoſtoliſche 
Kirche. Hinter heinen Inuert ihm der Gedanke der Suprematie des proteftantifchen Preufen: 
es ſoll die politiſche durch die veligiöfe, diefe wiederum durch jene geftügt und geflärkt werben. 
Hätten ed doch dieſe beinen Bazteien, „einjchläfernde und zerfreſſende Gifte“, dahin gebradt, 
daß man von der Lüge wie von einer Atmofphare allenthalben umfaßt, allenthalben umgeben 
werde; jie werben eingeathuret und ausgeathmet; wie Speife und Trank treten fie ind Leben en 
und geben über in Klelfh und Blut. Dem glaubenstollen alten Manne ift die ganze Willen: 
ihaft, von dem kirchlichen Dogma losgeſagt, fammt allen „Verſtandeswütherichen“ durch und 
durch verhaßt. Wurden doch ſchon gar viele in ſolche Wildniß hinabgeführt, Denen ihr Chr: 
ſtenthum in vem Maße verfammen, als Die Belehrfamfeit eingezogen. Die ultramontane Parka 
Baierns war entſchloſſen, es nicht bei einem Wortgezänfe bewenden zu laffen. Es find Spur 
genug vorhanden, die zur Annahme berechtigen, vaß man, gleichwie in Belgien, mit prieflerlichen 
Demagogenkünften ein felbftändiges Königreich ver Rheinfranken fchaffen wollte. Ein bairiider 
Peinz follte wol an die Spige geftellt werben. Die Prieſterherrſchaft, jchreibt G. in echt jeſui⸗ 
tiſcher Geſchichtsverdrehung — jeder halbwegs Kundige weiß das Begentheil — habe bie bel: 
gifche Revolution in der Weije der Großmächte blos ald eine vollendete Thatfache aufgenommen, 
ihr jei man zu großem Danfe verpflichtet. Durch die Macht religiöfer Geſinnung, durch die 
unchhaltige Kraft religiöfen Verbandes feien die revolutionären Wirren gebänpigt und ſchaell 
in ein richtiges Gleis geführt worden. Ganz anders lautete freilich bie Rede im geheimen 
unter gleichgefinnten Breunden oder zu entſchieden Freiſinnigen, um fle für Die großartigen je 
ſuitiſchen Blane zu gewinnen. Die Kirche hat jetzt, fo ſprach man. mit ihnen, gleichwie in du 
Jahrhunderten des Mittelalters, die Aufgabe, vor dem Despotismus zu wahren und zu ſchühen. 
If der Sieg durch die Verbindung der Revolution mit der Kirche errungen, dann wollen mi 
alle zuſammen die Freiheit genießen. Leiden wir body gleichwiel-unter der Willkür der Küchen, 
des Adels und der Bureaufraten. Nur mit vereinten Kräften können dieſe feindlichen Naht 
gebrochen werben; Belgien zeigte und zeigt, wad wir vermögen und wie auf den Trümmern 
fürſtlicher Herrſchaft wir und verfländigen können. . 

Der „Athanaſius“ (welcher ſchnell vier Auflagen erlebte), vie „Triarier“, eine gegen die 
Herren Leo, Marheineke und Bruno gerichtete Streitſchrift (Regendburg 1838), andere zahlreide 
Blugslätter und Auffäge der Kirchlichen genügten nicht. Eine eigene Zeitſchrift bie Hiſtoriſch 
volitifchen Blätter für das Eatholifche Deutfhland‘‘, wurde (April 1838) ald neues Panier bet 
ftreitenden Kirche erhoben. Hier follten die Grundfäpe des „Athanafius”, die Grunnfäge de⸗ 
jelbftändigen Kirhenregiments, nach allen Seien verbreitet, verfohten und gegen männigli 
vertheidigt werben. Ein Aufſatz von G., „Die Weltlage“ überfchrieben, führte ale Kriegöherold 
den Abfagebrief im Munde. „Auf mid könnt ihr zählen, ich werde euch nicht verlaſſen“, ſprach 
er zu den Unternehmern des mit Klugheit und Sachkenntniß geleiteten Journals. G. hat in 
vollem Maße bis zum Ende feiner Tage dad Verſprechen gehalten. Die „Hiſtoriſch-politiſchen 
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Blätter” braten viele feiner Aufſätze, leicht erkennbar an dem kühnen Schwunge der Phantafle 
wie an der Eigenthümlichkeit ver Sprache. Überdies nahm ber fleißige, allezeit rüftige Streiter 
an den andern Auffägen der Zeitfhrift, an pen Arbeiten feiner Freunde mannichfach fördernden 
Antheil. War irgendein ſchwieriger Stoff zu behandeln, fo wurde ihm ver Blan vorgelegt 
und vor dem Drud feiner Beurtheilung untermorfen. G. war, was diejenigen faum glauben 
mögen, melde ihn blos aus feinem gedruckten Worte kennen, befcheiden, leutfelig und menſchen⸗ 
freundlich im gewöhnlichen Leben. Hier ging er auf jene Widerrede ein und entgegnete, nad) 
der Weife eines feingebilveten Geifted und hochherzigen Mannes, In ruhigem, heitersernften 
Zone. Auch fland ihm Humor, die trefflihe Würze der Unterhaftung, im reichlichen Maße zu 
Gehote. Mit ihn konnte man leicht — deflen eingebilvete Stubengelehrte jo felten fähig — 
ein belehrendes Zwiegeſpräch über miffenfhaftliche Dinge führen. Bei jedem Einwurfe zeigte 
ex fih nachgiebig; der vielgewiegte Wann war fogleith bereit zur Abänderung eines Ausdrucks, 
der misdeutet und den politiſch-kirchlichen Zwecken der Bartei nachtheilig wernen konnte. Bei 
dem Principe hingegen bebarrte ver feurige Geiſt mit unerbittlicher Strenge; hier galt Teine 
Rückſicht auf Berfonen, mochten fie Ihm ats Menfchen noch fo lieb und theuer fein; ſchonungslos 
hat er ihnen fein geflügelted Wort mit ergrimmter Miene entgegengefchleudert. , 

Schon feit ven zwanziger Jahren war Münden, wie man weiß, eine Wallfahrt ver Streng- 
kirchlichen aller Voͤlker, namentlich der franzoͤſiſchen Gongregation und ver katholiſchen Schweiz. 
Hier fah man Lamennais und Montalembert ; bier ſah man italieniſche und franzdfifche Sefuiten 
und andere Ordensgeiſtliche, um zu erfunden, ob nicht ein ihren Beſtrebungen günftiger Boden 
aufgefunden werben künne. Seit der Julirevolution vermehrten fich die ſchwarzen Zugvögel. 
Zu ihnen gefellten fidy viele Bolen, welche auf vem Grunde des Jeſuitenthums Nationalität und 
Selbftändigkeit erringen wollten: Das gaſtfreundliche Haus des „deutſchen D’Eonnell” war 
der Vereinigungspunkt aller viefer Fremden und einer Anzahl gleichgefinnter Einheimiſcher. 
Hier wurden die wichtigen Erſcheinungen auf dem Gebiete des kirchlichen, ſtaatlichen und gei— 
fligen Lebens befprochen und die Plane entworfen, wie man dem verruchten Treiben der Gegen 
wart, ner gegenkirchlichen Strömung der Zeit mit Wort und That begegnen könnte. Im Kreife 
der Gleichgeſinnten äußerte man ſich natürlich unumwundener als in ven Öffentlichen, auf Wir- 
fung bei hoch und niedrig berechneten Druckſchriften. So namentli Aber das Regierungsweſen 
in Baiern, in Oftefreih und Preußen, was man Öffentlich nur leife berührte, um bie Gewal⸗ 
tigen nicht aufzuſchrecken und widerſpenſtig zu nahen. Ein demokratiſch-kirchlich gefinnter 
Franzoſe, Hr. Cazalds, wie wir glauben, verräth manches von dieſem innern geheimen Ge- 
triebe in dem Werke: „De la Prusse et de sa domination sous les rapports politiques et 
religieux, specialement dans les nouvelles provinces. Par un inconnu‘ (Paris 1842). 
Diefed jet noch Iehrreiche Buch über Preußen hat bei feinem Erſcheinen in den unterrichteten 
Kreifen eine große, eine verdiente Aufmerkfamfeit erregt. „Der Katholicismus und bie 
Demokratie”, fo heißt der leitende Gedanke des Franzoſen, „ſind durch die Natur dev Dinge wie 
durch gegenfeitige Bortbeile eng miteinander verbunsen. Die Demokratie bedarf des Zügeld 
der Kirche, und viele kann in unfern Tagen nur auf dem Grunde der Volköfreiheit wieber auf- 
erbaut werden. Wirb die Scheipewand, das Dieſſeits und Jenſeits, nicht nievergeriffen, fo blei= 
ben beide zur Ohnmacht verurtheilt. Sich als Mittler ziwifchen ven getrennten Genoſſen hin⸗ 
zuftellen, das fei der Beruf ber franzöfifchen Nation. In dieſem Sinne möge man Propaganda 
machen, in folder Weife möge der in ven letzten Jahrzehnden geſchwundene Einfluß Frankreichs 
auf Deutſchland von neuem begründet werben. Frankreich wird Deutſchland Erlöfung bringen 
aus dem mannichfachen Drucke ſeiner Fürſten und feimes Adels, feiner Beamten und der andertt 
zahlreichen ſonderrechtlichen Klaſſen.“ 

Das Werk des Herrn Cazales erregte im ultramontanen Lager großes Unbehagen. Man 
fürdtete einen nachtheiligen Einfluß bei den veutfchen Regierungen, namentlich in Ofterreich, 
wo man fchon längft dem modernen, wie ehemals herrſchſüchtigen und unterwühlenden Jeſuiten⸗ 
thume fammt feinen politifchen Neigungen midtraute. Der Polizeiftaat Metternich's gedachte 
6108 die. auf Äußerlihe Zucht und innere Verdummung vortrefflich berechneten Inflitute der 
Kirche für feine Zwecke auszubeuten; fie follten Knechtsdienſte leiften; fie follten unter den 
„Pharaonen im Agypterlande” ed niemals wagen, nach irgendeiner Richtung hin eine gebie⸗ 
tende Stellung einzunehmen. „Nur feinen Cifer“, flüſterte der Fürſt, gleichwie fein Genoſſe 
Tallegrand, zu allen ven zahlreichen Werkzeugen unumfchränkter Herrſchergewalt. Und fo 
fonnten auch die Unterhandlungen, welche in den dreißiger Jahren zwifchen ©. und Metternich) 

ftattfanden, zu feinem Ziele führen. Hoͤchſt Iehrreiche und pifante Ginzelheiten über dieſes 
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verborgene Getriebe ſtehen in den Briefen des jungen G. an ſeinen Vater (Geſammelte Schrif⸗ 
ten, VII, 362, 366, 367, 371). Da Heißt es unter anderm: „Im allgemeinen wiederholte Met: 
ternich, was er fhon neulich gefagt, du feift ein Gemüth mit großen Kräften ausgerüſtet, aber 
jede Kraft müſſe disciplinirt fein, und je größer eine Kraft, deſto größer ihre Irrtbümer.” Hier⸗ 
auf®.: „Die Kontroverfe mit Fürſt Metternich wollen wir fallen laſſen. Es war freilich der 
ungeheuerfte aller Irrthümer von mir, daß ich einen Kaifer oben und Stände unten gewoltt; 
dies mag wol unausführbar geweſen fein. Aber jeltfam ift es wenigſtens, daß dies mir von borı 
her zum Vorwurf werben fol.” 

Um die misliehigen Eindrücke jenes Werkes über Preußen wenigftend theilmeije zu befeitigen 
und vie Audjage des Franzoſen zu entfräften, hat ©. vie Flugichrift: „Kirche und Staat nad 
Ablauf der Fälner Irrung“ (Weißenburg 1842) herausgegeben (Gefammelte Schriften, Thl. VD. 
Es wird dem Fremde die unbefonnene Schwaghaftigfeit vorgerndt. „Man werde ſich Fünftig 
hüten und .nicht fo ſorglos thun, als ob feine Zeugen dabei wären. Dan wiſſe befler, was dem 
Vaterlande gezieme, was die Deutfchen wünſchen; gegen bemofratiiche Gelüſte wolle man ji 
entfchieden verwahrt haben.” Aller dieſer und anderer Betheuerungen ungeachtet erfchienen 
immer zahlreichere, entfchiedenere Anklagen gegen die. Häupter der ultramontanen Partei in 
Baiern; fie wurben von feiten der Conſervativen und Bureaufraten geradezu des Radicalismus 
bezüchtigt. Dies wirkte mehr als alle die philippiſchen Reden Fallmerayer's und vieler an⸗ 
derer gegen die Geiſtesknechtſchaft und die barbariſchen Redemptoriſtenpredigten. Cine Furcht 
vor der radicalen Prieſterpartei überkam die höhern Regionen; der Stern des Ultramonta⸗ 
nismus war mit düſtern Gewitterwolken umzogen, und zwar trotz des Verdienſtordens der 
bairiſchen Krone, welcher auf der Bruſt G.', des Archidemagogen des Kirchthums, glänzte, 
trotz der auf königlichen Befehl erwirkten Einreifung unter die Mitglieder der bairiſchen Aka⸗ 
demie der Wiffenfchaften. Dies warb fo deutlich, aß bereits die gefinnungslofen Überläufer auf 
einen zeitigen Rückzug dachten. Einer diejer gewandten Hinz umb Herträger hatte jogar öffentlich 
ben Ultramontanen, kurz vor ihrem Kalle in Baiern, zur Zeit des Königs Ludwig, einen fcharfen 
Abfagebrief gefchrieben, unter ver Auffihrift: „Meinungsäußerung eines Gonfervativen gegen 
den Ultramontanidmus-inBaiern (Münden 1846). Als Verfafler der geift: und Eenntniprei- 
hen Flugſchriſt wirb der aus dem jchweizerifchen @etriebe befannte Friedrich Nohmer angegeben. 

Nicht ohne Wehmuth nahen wir und den legten Jahren und dem Sterbebette dieſes außer⸗ 
orventlihen Manned. Wir haben ihn auf feiner langen, mannichfachen Laufbahn verfolgt und 
bei allem Widerſpruche, ven man ihm entgegenfegen mußte, lieb gemonnen. ©. war, und das 
habe ich im häufigen amtlichen Verkehre felbft erfahren, ein edler, gefinnungstüchtiger Mann, 
fern von Hab: und Selbſtſucht, von aller Bemeinheit und Ruhmrednerei. Wie tief fleht ver 
Troß der Stubengelehrten und Profeſſoren, ver Hofräthe und Geheimräthe, wie tief fand felbft 
fein Meifter und langjähriger Genoffe, der berühmte Schelling, unter ihm in allen dieſen 58: 
hern menſchlichen Beziehungen! Daß G. dem einzigen Leitfierne geiftig freier Menſchen, ver 
göttlihen Vernunft, miötraute, dab er mit Mephiſto Merk fagen over denken Eonnte: 

" Ein wenig beffer würd’ er leben, 

Haͤtt'ſt du ihm nicht ben Schein bes Himmelslichts gegeben. 

Er nennt’s Bernunft und braucht's allein, 

Nur thierifcher als jedes Thier zu fein — 
daß ift der Urgrund aller Berirrungen des wackern Volksmannes aus Koblenz. Dad Himmels: 
licht hat furchtbare Rarhe an feinem Wiperfacher genommen. ©. mußte nad einer langen gigan- 
tiſchen Thätigkeit den plöglichen Zufammenfturz aller jeiner phantaflifchen Gebände, aller jeiner 
fühnen Hoffnungen erleben und unter ihren Trümmern feine ſtarke Serle aushauchen. 

Die verihiedenen kirchlichen Parteien jubelten bekanntlich dem ‚Romantiker auf dem Throne 
der Cäſaren“ entgegen; ſeine Polizeigewalt, hofften ſie, ſolle ihre verbrauchte Macht wieder⸗ 
herſtellen. Auch die Ultramontanen ſetzten viel auf den König. Bittere Täuſchung! Fürſtliche 
Launen und ſelbſtfüchtiges Parteiengelüſte ſcheitern in unſern Tagen an den volksthümlichen 
Entſchlüſſen und an den Ereigniſſen. Der Einfluß der Radowitz und Genoſſen blieb vom Hof⸗ 
kreiſe umſchloſſen, und das Schandmal des erleuchteten 19. Jahrhunderts, die Wallfahrt zum 
heiligen Rod nach Trier, bewirkte dad Gegentheil der Erwartung. 

Ein fühner Priefter fagte fi) 108 von der Kirche der Vergangenheit; ihm folgte ein Theil 
ver Bendlferung. Preußen und Deutſchland mußten nad) vielem Wirrfal den Deutfchfatholicis- 
mud gewähren laffen. Bald darauf wurde die Vorhut ver münchener Partei und bairifchen 
Nedemptoriften, bie Freunde Metternich’8 und der habsburger Willkürherrſchaft, das fonver- 
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bündleriſche Jeſuitenthum in dev Schweiz, aus dem Felde gefihlagen. Selbft das altkatholiſche 
Baiernland erhob fich in lauten Klagen feiner Abgeorpneten, um mit dem bilderreichen Berfaffer 
der „Chriſtlichen Myſtik“ zu fprechen, „gegen den dämoniſchen Werwolf des Ultramontanidmug, 
den bald eine gewaltige Tänzerin. vor benf Herrn mittel® einiger lüſterner Entrechats in ver 
Weiſe koͤpflings nieberwarf, daß er alle Glieder von fich ſtreckte“. Diefe ſchnell aufeinander fol- 
genden Schläge hatten den alten Vorkämpfer des Papftthums und Loyolitenweſens tief erſchüt⸗ 
tert, Anftatt der erträumten Selbftauflöfung bes Proteſtantismus jah man den römischen Ka⸗ 
tholicismus von allen Seiten mit Gefahren umgarnt. „Die Zeit hat mich und alle nyine Ge- 
nofjen überwunden; vie Thätigkeit eines langen Lebens, die härteften Kämpfe, die peinlichften 
Aufopferungen, dies alles ift umſonſt geweien‘‘, jo Eonnte ©. in ven legten Jahren fühlen und 
denfen, fo mochte er. fprechen zu feinen von ver münchener Univerfität entfernten und ihres Ein⸗ 
fluſſes auf die Jugend beraubten Eollegen. 
Den Eräftigen Mann, der fi) während feined ganzen Lebens anhaltender Gefundheit er- 
freute, überfiel eine Kranfheit, und nad) wenigen Tagen, am 29. Ian. 1848, mar er eine 
Leiche. Die Ereignifie des Jahres 1847, erzählt und einer feiner Freunde, hatten auf fein 
Gemüth den tiefftien Cindruck gemacht; für ihn war es fein Troft, daß die Blige, weldhe ringe 
umher einſchlugen und feine liebften Freunde trafen, nit auch ihn erreichten. Sie verwundeten 
fein Herz und erfüllten feine Seele mit Betrübniß nicht allein um Diejenigen, mit melden er 
gemeinſam duldete, fondern auch uber den Gang ver Dinge ſelbſt. Indbejondere trauerte er 
über die Schweiz, welche einftend dem aus der Heimat Flüchtigen eine gaftliche Stätte gewährt 
hatte. So begann für ihn das neue Jahr mit förperlicher Schwäche, mit gebrochenem Herzen 
und doch mit großer Willenskraft. Durch diefe wurde jene lange überwunden, Bis ihn der 
freundliche Zuſpruch des Arzte8Germog, pas Bett zu hüten. Died war für alle feine Freunde 
eine nene Erſcheinung. Noch nie hatte jemand aus dem Kreije, in welchem er jegt lebte, ihn 
bettlägerig gefehen. G. war ſich feines Zuftandes vollfommen bewußt: klar fland es ihm vor 
Augen, daß diefe Krankheit, feit lange vie erfte, für ihn bie legte ſei. Sein Charakter blieb fi 
auch Hier vollfommen gleich; er gedachte zuerft defſen, was nothwendig war, und empfing be: 
reits acht Tage vor feinem Tode die Sterbefatramente mit einer wahrhaft rührenden Andacht. 
"Während feined Krankenlagers hat niemand von ihm eine Klage über Schmerz vernommen; er 
hieß jedermann, der feinem Bette nahte, willkommen und reichte ihm in feiner biedern Weife 
die Sand. Ja bis zum legten Tage fonnte mar von ihm nicht nur Worte des Troſtes, fondern 
auch der unbefangenflen Heiterfeit Hören. Den ärztlihen Vorſchriften unterwarf er ſich mit 
großer Pünktlichkeit, obſchon ber Kranfe die Erfolglofigfeit menſchlicher Hülfe deutlich erkannte. 
„Die Facultät will auch ihre Rechte; fie möchten mich wol unjerm Herrgott abtrogen; fie ſpan⸗ 
nen viele Roſſe vor, um den Himmel zu erflürmen; num haben bie Arzte ihren letzten Wurf ge= 
than; die Arzte haben vollkommen recht, fie halten fih an die Natur, aber zur Heilung gehört, 
dag noch ein Lebensprinrip darin ſei.“ So lauteten bie Hußerumgen in feiner gewohnten 
Freundlichkeit. Noch einmal rollte fi vor ihm das große Bild ver Weltgefhichte auf. Ein Volk 
nach dem andern, zulegt die flawifchen Stänme und die’ Uingarn, war der Gegenſtand feiner 
Betrachtung. Er beflagte ven lintergang ver Monarchie. „Betet für die Völker, die nichts mehr 
find“, und die Gegenwart harafterijirend, fuhr er fort: „Es iſt zum Abſchluß gekommen, der 
Staat regiert, die Kirche proteſtirt.“ Selbft unter den zunehmenden Schmerzen fonnte G. mit 
Heiterkeit fiber feinen Audgang fprechen. Als ein naher Berwandter ihm ein Käppchen aufjegen 
wollte, um fein Haupt zu decken, fagte er: „Willſt du mir Deine Ulgffesfappe auflegen? Soll 
ich noch einmal das Steuerruber auf die Schulter nehmen, um bie Weltfahrt anzutreten? 
Das war eine Kürmifche Fahrt! Nein, dazu iſt es zu ſpät!“ Hätte er es doch früher bemerft, 
daß feine ganze Weltfahrt in den legten 30 Jahren dad Zeichen „zu ſpät“ an ber Stirn trug. 
Es hat die junge Zeit aus dem Innern des alten Baums der Menichheit neue Sprofjen getrie- 
den; die dürren Rinden und alle die falben Blätter und alle die klappernden, fruchtloſen Scha⸗ 
Ien des zähen Widerſtandes werden auögefloßen. Sie find unrettbar verloren. Der alte Lebens- 
baum iſt von neuem jung geworben; Pas gejunde Auge laht fi an ven frifchen, faftig grünen 
Blättern; die überwinterte verfaulte Nahrung wird mweggeworfen, und männiglich greift 
nach den gefunden ſchmackhaften Früchten. Der böfe Winter und feine entnervenden Genofien, 
nordöftliche kalte Winde, fenden auch jliehend manche 
Ohnmaͤcht'ge Schauer körnigen Eiſes 
In Streifen über die grünende Flur. . 
&8 Hilft nichts ; der Winter ift beflegt für jetzt und für alle Zeiten. KR. Neumann. 
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Gothen. Im Laufe von vier Jahrhunderten ſehen wir das Volk ver Gothen von der 
Mündungen der Weichſel erſt langſam bis zur Donau und den Küſten des Schwarzen Mer 
vorſchteiten, dann ein großes. und mächtiges Reich in dieſen Gegenden ſtiften und, feine Krifr 
im Kampfe bald gegen bie wilden Nachbarn im Norden und Dften, bald gegen Ron, baltin 
defien Dienfte übend, zu einer Macht erflarken, welche das römifche Rei im Morgenlande ai: 
. recht hielt, im Abendlande zertrümmerte. Echt deutſch an Leib und Seele, tapfer und beharrlig, 
bieder und verwegen, dabei empfängtich für die Benäffe nit Glos, womit der Süden loche 
fonderm auch für die Künfte, womit er fie zu fleigern und zu veredeln wußte, rückten die Gotken, 
einem unwiderſtehlichen innern Drange folgend, nicht zur Verwüftung heran wie die Alama: 
nen, ſondern um wirklich zu erobern, das Eroberte zu behaupten und ed mit neuen Kräften 
beleben. Difenen Sinnes für alles Große und Schöne und dabei rubig überlegend, gehorchten 
fie mehr als die weſtlichen Deutſchen Gele und Obrigkeit, doch unbefchadet ber Freiheit; fr 
ehrten die Herrlichkeit Roms und den alten Ruhm Griechenlands, ohne ſich diefem oder jenem 
unterwerfen, ober deutſches Weſen und deutſche Herkunft dafür zu verlengnen. Sie nahen 
ald Sieger dad Chriſtenthum an von ben Beflegten, wicht feines äußern Glanzes, fondern ſeinn 
innern Wahrheit wegen, aber fie glaubten nicht mehr, als fle mit fchltchtem gefunden Menſhen 
verſtande meinten begreifen zu Eünnenr. 

So trugen fie das Heiligthum deutſcher Cigenthümlichkeit unbefledt und geläutert burd di 
verborbene Welt und erlagen, nachdem fie römiſche Überfeinerung in den Staub getreten un 
das menschliche Gefchleht mit.neuen Keimen des Heldenmuths und der Liebe, des Glaubens 
und der Weisheit befruchtet hatten, theil® urdeutſcher Wildheit, theils der friſchern DBegeike 
rung der Söhne Mohammed's. 

So zerfällt die Geſchichte der Gothen in zwei große Abſchnitte; ver erfte endigt mitten 
4. Sahrhunderte, wo fie im oftrömifchen Reiche feiten Sup gefaßt haben. Von da begimt ih 
Kampf um die Herrſchaft im Abenplande, bald gegen Rom, bald gegen ihre deutſchen Nebe: 
buhler. Mit dem Ende dieſes Kampfes verſchwinden fe, bis auf wenige Spuren ihres Namen, 
aus der Geſchichte; ‚der Geiſt aber, der ſie belebt und von ihnen aus fich über vie Melt verbreite 
Hatte, wohnte unfterblich über ven Trümmern ihrer Reiche. Hierher gehört, nach den hei Dar- 
fiellung der andern deutſchen Völker eingehaltenen Grenzen, nur der erfte Theil ihrer Geſchict 

Über ven Urfprung und die früheſten Schickſale der Gothen ftreitet die Hypotheſe mit da 
Babel; vie Gefchichte findet fle zuerft um das Jahr 320 v. Ehr. am Ausflufle ver Weichſeh 
bod ohne Nachricht von ihrem Weſen und ihrer Herkunft. Erft im Anfange unferer Zeitteqh⸗ 
nung erfcheinen in jenen Sigen andere Bernohner, bie Gothen weiter oben an der Weichſel ia 
Bunde mit Marbod, doch fo unabhängig von dieſem, daß ihr Landsmann Gatualda, den er ver 
trieben, bei ihnen Schug und Hinreichenve Theilnahme fand, um bald darauf zurückkehren un 
den mächtigen Stifter des Marfomannenreih8 von Land und Leuten verjagen zu können. 

Später rief Derebalus die Gothen zu Hülfe gegen Domitian ; da wurden fie zuerfl mitten 
Römern befannt. Die weifern. Nachfolger Domitian’s erfannten die Kraft, welche in diem 
ſchlichten ſtattlichen Nordländern wohnte, und hielten gutes Vernehmen mit ihnen, alfo mi 
fie Decebalus nicht beiſtanden, ald Trajan ihn überwand und fein Reich roͤmiſcher Botmäfigkei 
unterwarf. 

Diefe Eroberung aber brachte die Grenzen des römifchen Gebietes den Sigen ver Gothen 
näher, und der Verkehr zwifchen beiden Bolkern wurde lebendiger. An bie Gothen fchloffen N 
ihre öftlichen und wefllichen Nachbarn aus Furcht vor den Roͤmern an, bei ihnen fuchten daciſch 
Flüchtlinge Schutz, bei ihnen hänften fi Züge von Abenteurern, die, weil am Meine bi 
Baffen rubten, aus dem innern und nörblichen Deutfchland oder aus Skandinavien herüe 
weiter ſtrebten. ' 

So wuchſen die Gothen an Volkszahl, und da fie feine Städte und wenig Gewerbe hatten, 
vielmehr nad deutfcher Art zerftveut in ven Wäldern wohnten, wurden ihnen bie Ufer dt 
Weichſel bald zu eng; auf Kampf und Abenteuer fand ohnehin ihr Sinn: da ergoffen ſih 
zahliofe Scharen nad Oſten und fämpften mit ven Völkern bis an ven Don um Land um 
Herrſchaft. 

Ihre höhere Bildung beſiegte die Waffen, ihr milder Shin die Herzen dieſer Nachbam, in 
welchen fie dagegen die alte Stammverwandtſchaft ehrten. Uberdies brachten bie Sothen den 
Überwundenen die alten Bötter wieder, welche zum Theil den Lehren der Griechen gewichen 
waren; dem großen Odin opferten fie Gefangene, ihm die befte-Beute, ihm die Rüftung erſchla⸗ 
gener Helden. Daneben aber duldeten fie nicht blos die eingedrungenen fremden Lehren, ſondern 
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wie ſich ihnen die reiche blühende Sagenwelt dev Griechen aufſchloß, belebten fie dieſelbe neu mit 
den Namen ihrer Helden. Die Thaten Odin's und feiner Nachfolger, gefeiert in den Liedern 
der Gothen, wurden vermäplt mit ven Dichtungen und alten Gefchichten ver Briechen, aljo daß 
Hercules, Theſeus, Achilles, Eyrus und Alerander der Große mit Berig, Filimer, Arichis und 
andern gothifchen Helden bald kämpfen, bald Brüderſchaft trinken mußten und alles, was meiter 
rückwärts liegt, durch dieſe Vermiſchung der Sagen verwirct und märchenhaft warb un» für die 
Geſchichte verloren ging. Defto wunderbarer tritt und das neue Leben entgegen, wie es ſich am 
Ende des 2. Jahrhunderts geſtaltet hatte. 

An der nörblidhen Küſte des Schwarzen Meeres wohnen die alten Scythen, Nomaden und 
Halbnomaden. Zwiſchen Ihnen und den Nömern beſtand jeit lange her Handelsverkehr und 
Krieg; zwiſchen Beide traten um dieſe Zeit Die Gothen, für die eritern als ſtammverwandte, 
natürlide Bundesgenoſſen und Vorkämpfer, für die-legtern erſt gefährlihe Gegner, bald un⸗ 
entbebrliche Verbündete, 

Während die Gothen von den wilden Scythen Die Kunſt, Bogen und Pfeil zu gebrauchen, 
erlernten und ihr zweckmäßiges Kriegskleid annahmen, mwußten fie dieſes mit folder Kunft zu 
bearbeiten, daß die Römer erſt ver Gothen Schuhe, dann ihre ganze Tracht nachahmten. Wäh- 
rend fie in Liedern und Sagen ihre Geichichte mit der ſeythiſchen vermählten, ſahen fie ven Rö- 
mern die Bortheile ihrer Kriegskunſt ab. Durch ihre Fahrten an ſtrengern Gehorſam gegen den 
Führer gewöhnt, waren fie früh ſchon in gleiche Scharen abgesheilt, dieſe durch die Farben ver 
Feldzeichen unterſchieden, alle Waffengattungen, alle Kampfweiſen gleichmäßig geübt, Fußvolk 
und Reiterei in angemeſſenem Verhältniſſe und das ganze Heer ebenſo geſchickt, in großen 
Schlachten zu fechten, als in ſchnellen flüchtigen Streifzügen die Wagenburg aufzuführen, bald 
für den Marfch im Vierecke, bald, zum Schutze der Lagerung, im Kreiſe — darin namentlich 
zeigen ſich die Gothen als Meiſter. Während fie Rom aufs hartnäckigſte bekämpfen, ſehen wir 
fie in Künſten und Geſchäften der Römer fo erfahren, daß dieſe nicht minder den Scharfſinn der 
gothiſchen Staatsmänner bemunderten als die ſchönen und Eunftreihen Arbeiten gothifcher 
rauen. 

Schon bald nach dem Ende des Markomanniſchen Kriegs erhielten die Gothen Jahrgelder 
von Mom, dem fie dafür die Grenze gegen Einfälle der Scythen und Sarmaten [hügten. Erſt 
ald Maximin, jenen durch bejondere Bande der Landomannſchaft, virfleicht der Blutsfreund⸗ 
ſchaft, theuer, vem Schwerte der Empörung erlag, brachen, nicht wie zuweilen früher einzelne 
Abenteurer, jondern dad ganze Voll der Gothen ins römijche Gebiet — vielleicht um Wergeld 
zu holen over Blutrache zu nehmen. Sie fehrten mit reicher Beute heim, ehe die Truppen des 
Kaiſers zur Stelle famen. Gleihwol triumphirte diefer und legte fich ven Titel Gothicus bei. 
So begann und endete (242— 244) der erfle der gotbifchen Kriege, die in kaum einem Men: 
Tchenalter Rom in feinen Grundfeſten erſchütterten. 

Während des langen Friedens mit Rom hatten weile Könige (nanıentlid Amala und fein 
Sohn Ifarna) die Grenzen des gothiſchen Reiché erweitert und feine innern Kräfte trefflich 
entwidelt. Die beiden ſtammverwandten Völker der Greutbunger und Therwinger erfannten 
feine Hoheit an, doch unbeſchadet der alten Freiheit, alfo daß nicht blos jeder freie Mann in 
feinem Haufe Herr, Vriefter und Richter war und auf eigene Kauft auswandern oder Krieg 
gegen Nichtverhündete unternehmen Eonnte, ſondern «8 behielten auch vie einzelnen Gaue das 
Recht, ihre eigenen Richter zu haben und beſondere Fehden ohne Gebot ned Königs zu führen, 
den nur zum Heerbanne männiglich verpflicgtet war. 

So flanden die Sachen, ald nach Beendigung ded erſten gothiſchen Kriegd (245) der Kaiſer 
Gordianus die Auszahlung der Jahrgelder verweigerte. Über vie Gothen herrſchte Oſtrogotha, 
des großen Amala Enkel; er führte 30000 Mann fiegreich gegen Ron. Aufgebalten durch den 
Angriff der Gepiden unter Fafliva und nach deflen Befiegung durch den Top, hinterließ er 
Krone und Krieg Kniva, der nun ſchon an der Spige von 70000 Mann tief ind roͤmiſche Ge⸗ 
biet eindrang, PHilippopolis erflürmte und drei römifhe Heere ſchlug. Mit dem legten fiel 
Kaifer Deeins ſelbſt; fein Nachfolger Gallus bat um Frieden und erhielt ihn gegen dad Ver⸗ 
ſprechen, die Gothen mit aller Beute und allen Gefangenen ungeſtört abziehen zu laffen, auch 
Fünftig die Jahrgelder zu zahlen. Dafür hielt er feinen Einzug in Rom ald Sieger. Das Volk 
jauchzte; fo viel höher Hielt es ſchon ven Frieden als die Ehre. Dieſes geſchah im Jahre 252. 

Die Nachbarn der Gothen, aud einzelne Gefolge von diejen fanden ſich durch ſolches Bei⸗ 
fviel gelockt, ähnliche Friedensſchlüſſe zu ertrogen. Die Herrſcherwechſel und Bürgerfriege im 
römischen Reiche begünftigten ihre Fühne Raubgier, und weder Valerian's befonnener Muth 
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noch Probus' martialiſche Raſtlofigkeit vermochten dauernd dieſe Grenzen zu beruhigen. Nat: 
dem die europäiſchen Länder ausgeplündert waren, ergoſſen ji (258 und 259) ganze Heert un 
ſeythiſchen und farmatifchen Völkerihaften über Kleinafien; Pythos, Trapezunt, Chalcem, 
Nikomedia, Nicka und andere Städte fielen und lohnten die vertvegene Raubluſt der Abenteurer 
mit unermeßlicher Beute. Dann traf im Jahre 260 die Reihe Illyrien und Stalien; bis ver 
Non drangen die Raubheere. Noch widerſtand die Stadt; Hungerdnoth und Peſt ermiübeten dit 
Geduld ihrer Belagerer früher als ihre eigene; das flache Land warb fhauberhaft verwüfr 
Im nächſten Jahre traf die Reihe wieder Kleinafien und in darauf folgenden (262), nad Über: 
wältigung ver Meerenge, das ſüdliche Griechenland und vie Weſtküſte von Kleinafien. Kaiſe 
Gallienus vermochte ihren Rüdzug nur zu beſchleunigen, nicht zu hindern, und eine Abthei 
lung ihres Seeres, die Er beſiegt zu haben fich rühmte, nahm er in feinen Sold, indem er ihr 
Führer Naulobat zum Conſul erhob. Solche glänzende Erfolge lockten zu immer großartigem 
Berjuhen. Im Jahre 268: fuhren 6000 Fahrzeuge mit 300000 Mann aus dem Alowiin 
Meere nah dem Bosporus; die ungeheure Rüftung rieb ſich ſelbſt auf, nur ein Fleiner Thei 
kam zu Sieg und Beute, um fie bei Raiffus an Kaifer Glaubius wieder zu verlieren; 5000 
ſollen in dieſer Schlacht gefallen fein; von Gefangenen erzählen die römiſchen Gefchiätfäreiht 
nichts. Gine Kleine Abtheilung jchlug ſich dur, gewann das Gebirge und hielt ſich Hier miteint 
faft beifpiellofen Ausdauer, bis der flegreiche Kaiſer, durch ihren Trotz ermüdet, ihnen (270) 
ebrenvollen Frieben und Land im roͤmiſchen Gebiete für Kriegäpienft gewährte. In vemjeltn 
Sahre brach ein neues Heer, and vielen gothiſchen Völkern zufammengefegt, dem vorigen u 
Menge gleich, ind roͤmiſche Gebiet ein. Kaifer Aurelian zog ihn entgegen, c8 Eam zur Schlack 
einen ganzen Tag lang ſchwankte dev Sieg, am zweiten unterhandelte man und am dritten fan 
ein Friede zu Stande: die Nömer geftatten ven Deutfchen, ihr Rand jenfeit der Donau zu ie 
wohnen, freien Handel und Verfehr in allen römifhen Städten; dafür kellen dieſe dem Kalk 
. 2000 Reiter. 

So feft wurde diefer Friede gehalten, daß der Gothen Oberfeldherr (die armicligen Ee 
fchichtfchreiber jener Zeit haben es nicht der Mühe werth gehalten, feinen Namen aufzuzeigen, 
und der König der Gothen war neutral) einen Anführer, der römifche Unterthanen ran: 
hatte, mit eigener Sand durchbohrte und feine Leute, 500 an der Zahl, in Stücke hauenlig. 
Gleichwol erfolgte vie Räumung des abgetretenen Landes erft fpäter, und auch von feitenm 
Gothen fanden noch Feinere Raubzüge ins römifche Gebiet flatt, denen jedoch Aurelian bald ri 
Ziel ſetzte. 

Das Land bis zur Donau Hin, worin ein großer Theil der bisherigen Bevölkerung zurit 
blieb, da die Herrſchaft der Gothen nicht drückender und jevenfalls wohlfeiler als bie ver Kaikr 
fein mochte, wurbe der Hanptii der gothifchen Macht, und bald blühten Hier die Künfte wi 
Friedens und eine Gefittung, welche ebenfo fehr für die geiftigen Fähigkeiten der Gothen zeugt 
als ihre bisher nur aufgezählten Kriege, deren genauere Betrachtung fid) durch viele ber intel; 
fanteften Züge belohnt, für ihre Tapferkeit und ihr Ertegerifches Geſchick. \ 

Mur bie erſten dieſer Kriege waren blos auf Rache oder Raub gerichtet, die nächſten sm 
Eroberung und Beſitz; aber nicht nad unfern heutigen Begriffen, wo ein Staat den anden 
verſchlingt, fondern im Geifte des noͤrdiſchen Heldenthums, wo der freie Mann fein eigenes Eu 
als eigener Herr befaß, nur darum dem Könige gehorchte, weil er ihn erwählt, und dem Geſeſ 
weil er es ſelbſt beliebt hatte. Der äußere Glanz ver Kaiſerwürde lockte, der freie Deutſche, m 
einzeln oder mit verſchworenen Genofien auf Eroberung auszog, kämpfte mit dem römiida 
Bauer um Haus und Hof und leiftete dann dem mächtigen Schirmheren, wenn er ihn rubiß 
figen ließ, gern Ehrfurdt und Heeresfolge, ließ ſich's auch wol gefallen, von ihm Land gegen 
Zins zu nehmen, gleichſam ald Lehn. In beiden Fälfen war er feines Aufrufs gewärtig un 
unverbrüuͤchlich treu. 

- Solche Belehnung und Befignahme find das Ende der jpätern ſcythiſchen Heerfahrten; um 
betrachten wir nun die Entwickelung des Lebens links der Donau, fo wird offenbar, mie dieſe neus 
Anftebler ded römischen Reichs welke Glieder für kurze Zeit mit neuer Kraft erfüllen mußten. 

Für das Chriſtenthum machte die Gothen ihr oben geſchilderter offener, vorurtHeildftein 
und hochpoetiſcher Geift emyfänglicher, als irgendein anderes veutfches Volk war. Die einfaßt 
Größe, die innere Wahrheit und Würde der riftlihen Offenbarung , ihre Unabhängigkeit 
von beflimmten Orten, von äußern Gebräuchen, von Xempeln u. dgl. empfahl fie den 
natürlichen Sinne der Gothen. Den ewigen, unfihtbaren Allvater Fannten jie ja fen; der 

Selland und feine zwölf Boten entfprachen ihrem Odin mit den zwölf Ajen, die Verehrung der 
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jungfraulicden Gottesmutter Maria ihrem Glauben an die Helligkeit der Grauen. Die hriftliche 
Demuth und Treue, womit die gefangenen Griechen der Gothen milde Behandlung gern ver- 
galten, weil ihnen bie Gefangenſchaft Ruhe, Frieden und Sicherheit gewährte, endlich ver beharr⸗ 
lie Muth, womit die erften Chriften ihre Lehre unter Verfolgungen und Martern aller Art 
befannten und begeiftert in ven gräßlicfien Tod gingen, dieſes alles mußte den Gothen ein 
gutes Zeugniß für die neue Lehre fein. So kam «8, daß ſich das Chriſtenthum, obgleich von ben 
Herulern und andern wildern Stänmen und ihren Fürſten verfpottet und verfolgt, fidh bet 
andern, befonderd den eigentlihen Gothen und Vanbalen, um fo fehneller verbreitete. Diefe 
hatten ſchon in der erften Hälfte des 4. Jahrhunderts Prieſter, welche ven Gottesdienſt in gothi⸗ 
ſcher Sprache vollzogen, und fogar Bifchöfe, vie an ven Berfammlungen ber Kirchenväter An- 
theil nahmen; ja gegen Ende deſſelben Jahrhunderts überſetzte Bifchef Ulſilas Die Heilige 
Schrift ind Deutſche, und da er Hier zuerft Schriftzeichen für vie tiefen und Eräftigen Laute der 
altdeutſchen Sprache erfinden mußte (die er nad dem Brauche der Runen Buchftaben nannte), 
fo ift er nicht blos der erſte deutſche Schriftfleller, fondern in Wahrheit ver Vater unferer 
Gelehrſamkeit. 

. Das Verhältniß ver Gothen zu Nom blieb von da an im ganzen friedlich, wozu beitragen 
modte, daß immer mehr Gothen im römifchen Dienfte zu den höchſten Ehren emporftiegen und 
durch ihren Einfluß das gute Vernehmen mit dem Volke erhielten, während dieſes zugleich ein 
halbes Jahrhundert lang in Kriege mit nördlichen und Öftlihen Nachbarn vermwidelt war, bie oft 
bis an den Rhein, ja über den Rhein Hin fortbrannten und damit endigten, daß der ganze Norb- 
often Europas den Gothen untertfan wurde. Nur wenn das Getünmel den Römern näher 
kam oder gar fie ſelbſt ergriff, Haben ihre Geſchichtſchreiber uns fpärlidde und verwirrte Nach⸗ 
richten von diefem langen und blutigen Kampfe gegeben: deſſen einzelne Züge und Schlachten 
aber und die Folge ber Begebenheiten find verloren. 

Den erften Bit in viefen blutigen Krieg verftattet und ein Sieg der Heruler, der wie ein 
Blitz das Dunkel zerreißt, dad und dieſen Theil der Geſchichte verhüllt. Wir jehen alle Völker 
im wilden Getümmel, von Aſowſchen Meere bis an den Bodenfee Kampf und Blutvergieken. 


Die Heruler flürnen durd Ungarn und Polen, werfen bie Burgunden auf die Alamannen 
und reißen beide mit fich fort in Das verwüftete Ballen, wo Hunger und Krankheit fie aufs - 


reiht und ohne Rettung in bie Zangen der zurüctgebliebenen Alamannen oder des verfolgenven 
Marimian jagt. 

Aber hinter ihnen loderte pie Flamme des Kriegs fort auf dem ganzen Wege, ven fie ge⸗ 
nommen; Burgunden und Alamannen fchlugen fi) um die Grenze, Weſtgothen mit Gepiden 
und Banbalen. 

Doch wie der Blitz die Macht, welche er erleuchtet bat, noch dunkler zurückläßt, fo finden wir 
nad) diefer dürftigen Nachricht in einer Reihe von Jahren keine Spur von den Kampfe zwifchen 
Seythen und Gothen; nur daß er fortdauerte, offenbart fi aus vielen einzelnen Zeichen. 

Die Gothen ſtanden im Bunde mit Rom. Diocletian befämpfte neben‘ den Sarmaten auch 
feine ſcythiſchen Nachbarn, vie Karpen, überwand fie und theilte fi mit ven Gothen in vie 
Beute. Diefen ließ er dad Land, deſſen er zu viel Hatte, und führte die Menfchen, woran e8 ihm 
fehlte, ins römifche Gebiet. So hatten die Gothen die Oberhand und konnten dem Kaifer, als 
er nach Perjien zog, ein Heer ftellen, das ihm zum Siege half. Dennoch trauten die Kaifer den 
Gothen nicht, weil ein unbefangener Bli auf deren jugenbliches Emporwachſen und auf die 
innere Fäulniß ded römischen Reichs ihnen die Gefahr deutlich zeigte, Die bei dem erften Bruce 
des Friedens über Rom hereinbrechen mußte. Darum ließen Diocletian und feine Nachfolger 
fich die Befeftigung des rechten Donauufers aufs forgfältigfte angelegen fein, und viele Stäbte, 
die noch Heute blühen, verdanken ihnen ihren Urfprung. 

Indeſſen fcheint gegen da Ende des Jahrhundertd der Krieg im Norboften Europas mit 
erneuerter Wuth ausgebrochen und für die Gothen ungünftig verlaufen zu fein, denn Diorletian 
durfte feine tapfern Freunde ungeftraft vernadhläffigen. Er trieb feinen Übermuth fo weit, daß 
er fih Gothieus nannte, gleich als habe er ſie überwunden. Sie aber erhoben ſich aus eigener 
Kraft, prangen fiegreich in des Feindes Land und fennet die Bewohner deſſelben ihrem undank⸗ 
baren Bundesgenofien zu, ald er eben mit feftlihen Spielen und mit Siegeögepränge das 
zwanzigfte Jahr feiner Erhebung beging. 


«" 


Nach diefer Zeit ſchweigt die Geſchichte von den Thaten und Schiefalen ver Gothen. Ruh: 


ten die Waffen, oder Hatte fich das Getümmel nur weiter in ven Nordoſten gezogen, ſodaß die 
Römer nichts Davon vernahmen — wir wiſſen e8 nicht. " 
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Nach zwanzig Jahren aber, da Konftantin im Abendlande herrſchte, ſcheint das Kriegs: 
glüd die Gothen verlaflen zu haben. Ihr Feind, König Rauſimod, rang mit Bölfern 
vom Ufer des Aſowſchen Meeres bis an die Donau hinauf und wagte fi fogar ind römikdhe 
Gebiet. Nicht zufrieden, das flache Land zu vermwiifter, ging er in feiner Kühnheit fogar anf 
eine roͤmiſche Burg Ip8, die ihm im Wege land. Er warf Feuer hinein und wollte fie Rürmen, 
fo tapfer au die Befapung ſich wehrte; aber Konſtantin Fam fo ſchnell herbei, daß die 
Scythen fich deſſen nicht verſahen und, plöglich im Rücken angegriffen, über die Donau ins Land 
der Sarmaten fliehen mußten. «Hier dachte Rauſimod ſich zu einem neuen Angriffeaufd vömijche 
Gebiet zu rüften, aber Mangel und Kälte braten Krankheiten unter fein Heer, Konftantin 
rückte ihm nach und zwang ihn zur Schlacht. Rauſimod und die Tapferſten ſeines Gefolges 
. fielen im Kampfe, vie übrigen ergaben ſich dem Kaiſer und erhielten Land und Städte in 
feinem ®ebiete. 

Die Gothen, auf dieſe Art von ihren Drangern befreit, erneuerten das Bündniß mit Kon⸗ 
ftantin und. flellten 11000 Dann Hülfstruppen zu feinem Heere, die ihm treulich feinen 
Nebenkaiſer überwinden und Konftantinopel erbauen halfen, wo er jept ald alleinige Ober⸗ 
haupt des römifchen Reichs berrfhte. Bon nun an zahlte er ihnen Feine Jahrgelder mehr und 
ließ nicht nur viele Städte und Burgen am rechten Ufer der Donau, ſondern endlich fogar eine 
Brüde über den Strom. bauen, zum Zeichen, daß ex der Herr veffelben fei, fowie er auch amı 
Rheine gethan Hatte. 

Sp fanden die beiden Reiche ſcheinbar in gleicher Kraft und Herrlichkeit nebeneinander, 
aber das römifche, einem Greife gleich, der, von tönlicher Krankheit geheilt, für ven Reſt feiner 
Tage Ehre und Freihett behaupten will und mit Beforgniß auf den Jüngling blidt, der, zu 
voller Kraft herangewachſen, glühenden Blickes umherihaut, einen Gegner ſuchend, an dem er 
fie üben könne. Die Eiferfuht der Römer und namentlich des ſcharfſichtigen Konflantin gab 
ih in vielen unverkennbaren Zügen fund. Er unterfüßte die Feinde der Gothen jenfeit des 
Don, er beſchränkte den Verkehr mit ihnen und fegte Marter und Todesiirafe parauf, wer den 
Barbaren, jofern fie feinvlich geſinnt feien, Vorſchub leiſtete; jelbft die Sorgfalt, womit er 
mächtige und geiftvolle Gothen fich zu Freunden zu machen fuchte, und vielleicht fogar Die Ver⸗ 
legung des Hoflagers nad) Konftantinopel mögen ihren Grund in jener Giferfucht haben. 

Die weitern Schickſale des gothiſchen Bolfes fallen auperhalb des Zeitraums, ver bier ber 
Betrachtung altveutfcher Völker beſtimmt iſt. H. K. Hofmann. 

Gotteslaſterung Glasphemie) pflegte von den Völkern des Alterthums in Bemäßbeit 
ihrer Begriffe vom hoͤchſten Weſen, indem ſie meinten, daß daſſelbe beleidigt werden koͤnne und 
darum durch Beleidigung in Zorn gerathen müſſe, daher durch Strafe zu verſöhnen ſei, als ein 
beſonders ſchweres Verbrechen betrachtet zu werden. Der jüdiſche Staat, als deſſen oberſter 
Herrſcher und Geſetzgeber Gott ſelbſt angeſehen wurde, betrachtete dieſe Miſſethat als ein Staats⸗ 
verbrechen, als eine Verlegung der Maieftät. Der Geſetzgeber Moſes dictirte die Todesſtrafe, 
die Strafe der Steinigung, welche auch den das Gaſtrecht genießenden Frembden traf. Konnte 
der Beſchuldigte nicht überwiefen werben, ſodaß der weltliche Richter nicht zur Verurtheilung 
ſchreiten fonnte, fo wurbe die Ahndung Gott ſelbſt überlaflen. 2) „In fpätern Zeiten finy' — 
um mit Michaelis zu reden — „die Juden jehr fertig geweſen, allerlei, was ihnen nicht gefiel, 
gleich zur Blasphemie zu machen, und ihre Zeloten maßten fi dad Recht an, die vermeintliche 
Gottedläfterung ohne weitere gerichtlicde Unterfuhung auf der Stelle mit der Steinigung zu 
richten.” 2) 

Soweit Cinblicke in die Zuftände der griechiihen Staaten reihen 3), Hatten vie Regierun⸗ 
gen die Aufgabe zu löfen, nicht nur ven Glauben an die Götter und dad Vertrauen auf ſie durch 
das Mittel der Öffentlichen Erziehung zu nähren, fondern auch deren Gefährbung durch Böswil⸗ 
ligfeit oder Leichtfinn entgegenzutreten. Daher ward nicht nur thatjächlicher Frevel gegen das 
Geheiligte ala ſchwere Diiffethat angefehen, fondern auch Unglaube, Verleugnung der Götter 
als frafbar verfolgt. Namentlich die Athener, deren Staat mit der Religion eng verwachſen 
war, ſahen die Vergehen gegen bie Religion, die Verläfterung und Negirung der Götter, Die 


1) Michaelis, Mofaifches Recht, Thl. T, $. 251. 

2) Saalfchüg, Das meſeiſche Recht, mit Berückſichtignng des ſpaͤtern jüdiſchen (Berlin 1846), 
Thl. I, Kap. 64, S. 494—497. 

3) Blatner, Der Proceß nnd bie Klagen bei ben Attifern (Darmftabt 1820). L. 1 188-149, Wachs⸗ 
muth, Helleniſche Alterthumekunde (zweite Auflage, Halle 1846), Il, 466 u. 46 
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Verachtung ihrer Bildniſſe, die goͤttliche Verehrung eines Menſchen u. ſ. w. als ein Staatsver⸗ 
brechen, als Hochverrath an. Die Anklage war eine öffentliche. Protagoras entrann dem Tode 
(denn die Todesſtrafe war die Strafe der Leugnung der Götter) nur durch bie Flucht; feine 
Schriften wurben öffentli verbrannt. Sein Verbrechen befland darin, daß er die Göttermelt 
bezweifelte. Anaxagoras, ded gleichen Vergehens beſchuldigt, wurde nur duch den Einfluß 
feined Freundes Perifled vor der Todesſtrafe bewahrt und flarb in der Verbannung. Diagoras, 
von der gleichen Anklage ergriffen, fah feine Säriften dem Beuergericht hingegeben und mußte fidh 
felbft ven Tod geben. Vielfach wurde die Frage erörtert, wie es gekommen, daß die Athener bie 
Berjpottung der Götter in ver Komödie geftatteten ? Man Hat diefe Frage durch die Bemerkung 
beantwortet, daß dad Gebaren ver Götter ven Helenen nicht ald etwas dem Göttertfum Wider: 
ſtreitendes galt. Plato eiferte freilich in feinem Werke über den Staat gegen diefe poetifche 
Freiheit. 

Die Römer betrachteten die Verläſterung der Götter als ein ſchweres Verbrechen. Auch 
nachdem ihr ſinkendes Reich ein chriſtliches geworden war, blieb die Idee herrſchend, es gelte, den 
Zorn des Himmels, erweckt durch Gottesläſterung, durch die ſchwerſte Beſtrafung des Säulpi- 
gen abzuwenden. Darum die Androhung der Todesſtrafe. Die Ohrigkeit, welche nicht ein⸗ 
jhritt, wurde ald Gott und dem Kaifer verantwortlich.bezeichnet. %) 

Das Kanoniſche Recht zählte zu den kirchlichen Miſſethaten der Geiſtlichen und Laien die 
Blasphemie und ahndete ſie mit den Strafmitteln der Kirche und außerdem mit einer weltlichen 
Strafe, mit Gelobuße.5) Luther, eifrig in deren Verdammung, klagte ſelbſt. den Papft der 
Gottesläfterung an. ©) 

Die „Königliche Sagung von den Bottesläfterern, zu Worms Anno 1495 aufgericht”‘, be: 
zieht fi) auf die die Gottedläfterung verpönenvde Gefehgebung ver römischen Kaifer und geht 
noch von der Betrachtung aus, daß Gott dur Läfterung beleidigt werde und fonft und jept 
Hunger, Erdbeben, Peftilenz und andere Plagen zur Strafe herabgeſendet habe; nad dem 
Grade der Schuld folle felbft die Tobesftrafe verhängt werben.) Die Reichspolizeiordnung 
vom Jahre 1530 gebot, daß „Feiner, weß Standes oder Weſens er fei, Gott, Maria und Gottes 
Heilige läftern” folle, widrigenfalld bei Berläfterung ver Gottheit felbft der Schulpige ‚mit 
Gefängniß, bei Wiederholung mit Verlufl des Vermögens und das dritte mal mit Koͤrperver⸗ 
flummelung oder mit dem Tode beftraft werben folle; die Läfterung der Mutter Chriſti und 
der Heiligen folle „an Leib und Gut” geftraft werben, mährend auch der, welcher ald Zeuge ben 
Frevel nicht anzeige, mit ſchwerer Strafe angefehen werben folle. Die bald darauf ald Reichs⸗ 
geſetz publicirte Peinliche Halsgerichtsordnung Karl's V. folgte biefer Richtung und verorb- 
nete unter Bezugnahme auf die Reichsordnung am Schluffe, in Art. 106: „So einer Gott 
zumißt, das Gott nicht bequem ift, oder mit feinen Worten Bott, das ihm zufteht, abfchnei- 
det, die Allmächtigfeit Oottes, feine heilige Mutter, die Jungfrau Maria, ſchändet, ſoll er durch 
die Amtleut oder Richter von Amts'wegen angenommen, eingelegt und danach an Leib, Leben 
oder Gliedern nach Gelegenheit und Geftalt ver Berfon und Läfterung geftraft werben. Diefen 
legislativen Geift, getragen von den Tenvenzen des Katholicismus gegen den anftrebenden Pro: 
teſtantismus, athmet die Neichöpolizeiordnung vom Jahre 1548 und vom Jahre 1577, bie 
zugleich die Weifung ertheilt, daß bie Geiſtlichen „das Volk alle Sonntag fleißiglich“ vor 
Gottesläſterung verwarnen. 9) 

Auch einzelne Landrechte verpönten biefe Miſſethat. So heißt es z. B. in den altenburgi⸗ 
ſchen Statuten vom Jahre 1355 9): „Erſtlich ſoll alle unchriſtliche Gottesläſterung vermieden wer⸗ 
den; da irgendeine Perſon hierin verbrochen und ungehorſamlich ſich erzeugen würde, der oder 
die ſollen 14 Tage mit Gefängniß oder Gehorſam erhalten und nichts denn Waſſer und Brot 
zu efien gegeben werben; da er aber zum andern mal übertreten würde, ſoll er mit Gefängniß 
bei Wafler und Brot vier Wochen geftraft werden. Wird er aber zum dritten mal wieberfom: 
men, foll er mit ver Zunge aufgenagelt over des Landes verwiefen werden. Da auch irgendeine 
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4) Rein, Das Eriminalrecht der Römer (Leipzig 1844), ©. 896. 

5) Eichhorn, Deutfche Staats- und Rechtsgeſchichte (fünfte Auflage, Göttingen 1843 fg.), Bd. I, 
$. 106, ©. 456. Abegg, Lehrbuch der Strafrechtswiflenfchaft (Neuß 1836), 8. 558, ©. 706 u. 707. 

6) Lommier, Geiſt aus Luther's Schriften (Darmſtadt 1829), II, 542—545. 

7) Senftenberg, Sammlung ber Reichsabfchiebe, II, 28. 

8) Roßhirt, Geſchichte und Syſtem des deutfchen Strafrehts (Stuttgart 1839, Thl. ID, 8. 204, 
©. 138—141. 9) Walch, Beiträge zum beutfchen Recht (Jena 1771 9. ), II, 104 
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Perſon ſolche Gottesläfterung von andern Hören und der Obrigkeit nicht anzeigen würde, die 
ſoll glei} den Übertreter und Gottesläſterer geftraft werben.” Ahnlich heißt e8 imvierten Bud 
der Statuten der Stadt Franfenhaufen im Schwarzburgifchen vom Jahre 1558, Art. XXI: 
„in Gottedläfterer ... fol vier Wochen im Gefängniß figen, mit Wafler und Brot geipeifl 
werben, darnach aud) im Rath fein Maul flrafen und fagen, er habe gefündigt und unredt 
getban.” 19) Die bairiſche Landesordnung vom Jahre 1553 bebrohte den Schuldigen, welder 
dem Adel angehörte, mit Geldſtrafe zum Beften einer Kirche ober dev Armen, „die andern ge⸗ 
meinen Perfonen‘‘ mit Freiheits- oder Leibesſtrafe. Bei ſchwerer Schuld folle ver Schuldige 
vom Adel einer firengern Strafe unterliegen. In einem befondern Kapitel handelt das badiſche 
Landrecht vom Jahre 1622 ausführlich „nom Gottesläftern, fluchen und ſchwören“. Auch von 
der Betrachtung audgehend, daß „auch die Heiden in ihrer verftodten Blindheit und Finfternif 
aus bloßem Trieb der Natur diefen Frevel zum äußerſten angefeinbet, gehaßt und geftraft”’, ver- 
ordnet e8, daß „auf ſolches Lafter'ein wachendes und ſcharfes Auge‘ zu richten ſei und bei Hofer 
Schuld feldft auf Todesſtrafe zu erkennen fei. Ahnlich die Eurpfälzifche Polizeioronung vom 
Jahre 1684.11) 

Denkwürdig ift pie Erſcheinung, daß, nachdem Friedrich der Große, welcher bei dem Antritte 
feiner Regierung noch die Gottesläfterung ſelbſt mit dem Tode bedroht fand, diefe Strafe ver: 
bannt, nachdem Beccaria durch feine fo wirkungsreiche Schrift „Von Verbrehen und Stra- 
fen” die Leuchte Hingehalten hatte, das im Jahre 1768 publicirte Öfterreihifhe Strafgeſetz⸗ 
Buch (die fogenannte Therejiana) den Titel von der Gotteslüfterung no von Blut geſchrie⸗ 
ben zeigte. Wenn nämlid „jemand Gott den Allermädtigften, folglid die allerheiligite 
Dreifaltigkeit oner eine deren drei göttlichen Perjonen unmittelbar mit Worten oder Thaten 
ſchmählich Läftert und Gott etwas zumefjet, fo fi nicht gebühret, oder ettwaß benimmt, fo ihm 
zuftehet‘, jo fol ald Strafe ericheinen „nie Ausreißung oder Abſchneidung der Zunge, fofern fie 
mit Worten beheben, Abhauung der Hand, fofern fie mit der That befhehen, und in beiben 
Fällen vie lebenpige Verbrennung”. Hinzugefügt wird: „Dieſe Strafe kann auch nach Geſtalt 
der Sache, wenn gar flarf beſchwerende Umftände darzuftogen, nad) Ermeſſen des Richters mit 
glühendem Zangenreißen, Riemenſchneiden und Ausfchleppen geihärft werben.” Der, welcher 
„auf die allerreinfte Jungfrau oder andere Heilige Gottes ſchmäht, ihnen was Ungebührliches 
zueignet oder, was venjelben gebührt, freventlich abipricht, ingleichen wer dad Erucifir over 
andere heilige Biloniffe wiffentlidh und vorjäglich zerbricht, zerſchlägt oder fonft verunehrt und fo 
ſich mittelbar an Gott vergreift‘, fol mit dem Schwert hingerichtet werben; nad Umſtänden 
fol „dem Miffetbäter vorher das Glied, deffen er jih zur Gotteöläfterung bedient, ald Zunge 
oder Hand, ausgeſchnitten und abgehauen werden“. 

Als dieſe bluttriefende Geſetzgebung Deutihland und das übrige Europa erfchredte, Hatten 
geläuterte Religionshegriffe, Beleidigung der Gottheit als undenkbar anjehend, bereits ange: 
fangen, den Begriffe des Verbrechens der Gottesläfterung, Beleidigung des göttlichen Weſens, 
den Boden zu untergraben. Diefed Ergebnig religiöfer Aufklärung hat aber nur bewirkt, 
daß neuere Gefeggebungen, z. B. die für Frankreich (Code penal) 12), Baiern, Oldenburg er: 
Iaffenen Strafgejegbüder, von dem Verbrechen der Gottesläfterung ſchweigen, während der 
öfterreichifche Strafcoder vom Jahre 1803, allerdings auch ven als ſtrafwürdig bezeichnen, der 
„durch Reden, Schriften oder Handlungen Gott läſtert“, von dem Vergehen der ‚‚Neligiond: 
ſtoͤrung“ Hanpelt, das mit hoͤchſtens zehn Jahren Kerker beftraft werben foll. 

Es läßt AG darüber fireiten, melden Geſichtspunkt die Gefeßgebungspolitik feſtzuhalten 
hat. 10) Imallgemeinen glaubte und glaubt man das Richtige zuerfaflen, indem man die Reli- 
gionsgeſellſchaft als durch Läfterung der Gottheit, Störung des Gottespienftes, Verlegung ber 
Gegenftände bed Cultus beleivigt anſähe. Indeſſen genügt es, davon auszugeben, daß die 
Staatsgefellfchaft felbft als dadurch verlegt erfcheint, weil der Angriff gegen die ſittliche Ord⸗ 
nung des Staates felbft, ver dabei interefiirt ift, daß fein Schuß der Religiondgejellihaft wirk⸗ 
ſam fei, gerichtet ift. 


10) Walch, a. a. O. 1, 339 u. 340. 

11) Riehl, Die Pfälzer (Stuttgart 1857), ©. 116. 

12) Noch Ludwig XIV., der einen Schmeichler, der ausrief: „Wenn Gott nicht Gott wäre, würbe ber 
König es fein‘, unmwillig als Oottesläfterer zurüctvies, hatte Verordnungen gegen biefes Vergehen ers 
lafien. Warnfünig, Franzöfliche Staatsgefchichte (Bafel 1846), ©. 649. . 

13) Feuerbach, Lehrbuch des peinlichen Rechts (vierzehnte Auflage von Mittermaier, Giepen 1847), 
$. 303, ©. 488—492. 
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Die modernen Strafgefegbliher haben ein befonbered Kapitel, deſſen frühere über— 
ſchrift „Bon der Gottesläfterung” jie in die: „Vergehen, melde ſich auf die Religion beziehen‘ 
(preußiſches Strafgefegbud), oder: „Bon der Herabwürbigung der Religion und der Störung 
des Gottesdienſtes“ (badiſcher Cover), oder: „Bon Störung religiöfer Handlungen, Mis- 
brauch und Herabwürbigung der Religion” (Großherzogthum Heffen) u. |. w. verwanbelt ha⸗ 
ben. Um ein Beifpiel hervorzuheben, fo erflärt dad preußifche Strafgefeg ven für ſchuldig, 
welcher Öffentlich in Wort, Schriftober Darftellung Gott läftert, oder eine ver chriftlichen Kirchen, 
oder eine andere mit Corporationsrechten im Staate beftehende Religionsgefellichaft, oder Die 
Gegenſtände ihrer Verehrung, ihre Lehren, Einrichtungen und Gebräuche verjpottet ober in 
einer Weiſe darftellt, welche viefelben dem Haſſe oder der Verachtung ausfegt, wer in Kirchen 
oder andern religiöjen Verfammiungsorten an Gegenftänden, die vem Gottesplenfte angehören, 
beihimpfenden Unfug verübt, oder wer durch That oder Drohung jemand ziwingt ober hindert, 
den Gottesdienſt einer im Staate beſtehenden Religionsgeſellſchaft auszuüben, oder wer in 
Kirchen oder andern religiöfen VBerfammlungdorten durdy Erregung von Lärm und Unordnung 
den Gottesdienſt oder einzelne gottesvienftlihe Handlungen hindert ober för. Die Ahndung 
befteht in zeitiger Freiheitsſtrafe, melde auch den ergreift, ver Gräber zerflört, beſchädigt ober 
zum Gegenftand der Beſchimpfung madıt. Das badische Strafgeſetzbuch erfaßt auch den, welcher, 
ohne Geiftlicher zu fein, gotteöbienftliche oder geiſtliche Amtshandlungen verrichtet, welche nur 
Durch einen Geiftlichen verrichtet werben dürfen. 1%) 

Wol läßt fih mit Brauer („Criminallexikon. Nach dem neueften Stande ver Gefeßgebung 
in Deutfchland bearbeitet von 2. v. Jagemann und W. Brauer”, Erlangen 1854, S. 405) 
fagen: ‚Der in der Praxis fhwierigfte Punkt ift wol die Entſcheidung, wo pie Grenze zwifchen 
der wiffenfchaftlihen Forſchung und der ftrafbaren Läfterung zu ziehen ift. Wiflenjchaftliche 
Forfhungen, auch wenn jolde Religionswahrheiten anfehten und religiöfe Lehren und Ge— 
bräuche als vernunftwidrig darftellen, enthalten noch Feine ftrafbareXäfterung. Darum iſt es für 
die freie wiſſenſchaftliche Korfhung nicht unbedenklich, wenn das oͤſterreichiſche Geſetz die Ver: 
breitung von Unglauben und dad Ausftreuen einer der hriftlihen Religion mwiberftreitenden 
Irrlehre in den Kreis des Verbrechens zieht. Denn abgefehen davon, daß alle Religionen für 
ihren Glauben gleihen Schuß anſprechen fünnen und die eine Religion over Confeſſion bie 
Rebren der andern für Irrig erflärt, kann die Verbreitung von-Irrlehren, obmol fie polizeiliches 
Einſchreiten wegen Misbrauchs der Lehrfreiheit begründen mag, doch nur dann zum Verbrechen 
werden, wenn jie in herabwürdigender Form geſchieht, nicht aber, wenn fie die Grenzen ruhiger 
Forſchung einhält.“ 

Zu vielfachen Betrachtungen führt die Durchſchreitung der reichhaltigen Literatur, welche 
über die Rechtspflege bezüglich der Miſſethat der Gottesläſterung ober des an deren Stelle ge⸗ 
fegten Vergehens berichtet. So wird im eıften Theil der „Kriegs: und Sittengefchichte der 
Reichsſtadt Nürnberg vom Ende ded 16. Jahrhunderts bis zur Schlacht von Breitenfelo 1631’ 
(Erlangen 1860) ©. 5 berichtet: „Im Jahre 1591 wurde ein Bürger von Nürnberg wegen 
Blasphemie dur Stellung an den Pranger und Abfchneiden dev Zunge beftraft.” Ein Jahr: 
Hundert vorher, im Jahre 1485, wurde ein Kärner, beſchuldigt, die Gottheit des Heilands in 
Abrede geftellt und ihn geſchmäht zu haben, mit glühenven Zangen gemartert, an ven Pranger 
geftellt und lebendig verbrannt. Im Jahre 1630 wurde ein böhmifcher Geiftliher wegen wie= 
derholter Gottedläfterung zur Abhauung der Hand und Hinrihtung unter Verbrennung der 
Reiche verurtHeilt. 15) Nach einer Mittheilung im Jahrgange 1859 der „Zeitſchrift fire deutſche 
Culturgeſchichte“: „Zur Eriminalftatiftif der beiden Städte Zeiz und Naumburg mährend 
der Jahre 1549 — 1664’, wurde im Jahre 1657 zu Zeiz „Jobſt Kohl, Schlappenmacher und 
geweſener Schulmeifter”, wegen gleiher Miſſethat nad Staupenfchlag des Landes vertiefen. 
Adele, „Selzſame Gerihtöhändel” (flebente Auflage, Nürnberg 1705), II, 239, theilt mit: 
„Sm Jahre 1633 ift zu Paris ein Jüngling von 17 Jahren gehenkt worden, weil er das 


s 


14) Thilo, Strafgeſetzbuch für das Großherzogthfum Baden mit den Motiven der Regierung und 

den Refultaten der Ständenerhandlungen im Zufammenbange dargeftellt (Karlsruhe 1848). . 451 

—454. Brauer und v. Jagemaun, Beiträge zur Erläuterung bes Strafgefeßbuchs im Großherzogthum 

Baden (Freiburg 1847), Br. 1, Nr. XIV. 

60 15) Hisig’s Annalen der Griminalrechtspflege. Neue Folge, herausgegeben von Schletter, XXX VI, 
—13. 
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Oottedläftern und graufame Fluchen aud in feinem Gefängniffe nicht gelaffen, uneracht er all: 
bereit preimal deswegen mit Ruthen ausgebaut worden.” Der erſte Band der „Zeitſchrift für 
deutſches Strafverfahren” (Karlsruhe 1841) theilt die Verhaudlungen einer Anklage wegen 
Gottesläfterung zu Emmendingen im Badischen im Jahre 1732 mit. 2%) Der Angefchulbigte 
wurde wegen „‚zu dreien unterfhienlihen malen unmittelbar gegen Gott begangener entjeplider 
Läſterung, damit nicht der Zorn Gottes auf Stadt und Land gezogen werde”, zum Tode verut: 
theilt, der Hinrichtung follte die „Berftünmelung der Läfterzunge‘‘ vorausgehen. Die Strafe 
wurde vollſtreckt, und dann „legte der Geiftliche eine auf das Laſter ver Gottesläfterung, fluchen 
und ſchwoören eingerichtete Dration und Vermahnung ab”. Denfwürbig ift auch eine Mitthei⸗ 
lung über einen Ball ver Blasphemie im dritten Bande der „Staatsanzeigen“ von Schläger (Bit: 
tingen 1783), ©.422— 431. Hinzuzeigen iſt noch auf neuere Broceduren, welde die Preſſe 
dargelegt hat. 17) So die Mittheilung in Bd. 16 der Neuen Folge der „Annalen ver Erimi- 
nalrechtspflege““, herausgegeben von Schletter (Leipzig 1849): „Thomas Baine al politiſcher 
Verbrecher vor englifhen Gerichten (1792) und als Gottesläſterer vor ſächſiſchen Gerichten 
(1848). Ein Buchhändler in Leipzig wurde darum, weil er die Drudiärift: „Das Zeitalter 
ber Vernunft, eine Unterfuhung der wahren und unwahren Theologie von Thomas Painr, 
nad dem Engliſchen“, verlegt hatte, „wegen Öffentlicher Herabfegung der Religion” in Strais 
genommen, „ein merkwürdiges Zeichen der Zeit”, wie die Nachſchrift bemerkt. Eine verwandte 
Erſcheinung führte der achte Band der von Higig herausgegebenen „Annalen der Griminal 
rechtspflege“ unter der Aufirift vor : „Straferfenntniß wider ven Buchhändler Niedmann aud 
Wolfenbüttel wegen Übertretung der Genfurverorbnungen, ferner wegen Schmähung un 


- Öffentlicher Herabwürbigung ver hriftlichen Religion.” Aus den Schletter’fchen „Annalen“ heben 





fich noch folgende Mittheilungen hervor: „Gottesläſterung, von einem Iſraeliten begangen"; 
ferner: „Verſpottung chriſtlicher Religionslehren und monardifcher Regierungsform. Ein 
Preßproceß, verhandelt vor dem Schwurgericht von Oberbaiern am 11. März 1851” (frei 
fprehung des Redacteurs der „Leuchtkugeln“, angeklagt, pur Aufnahme eine Gedichtö ven 
Theobald Kerner [Sohn von Juſtinus Kerner] die Lehren ded Chriſtenthums über bie Un: 
fterblichkeit der Seele dur Ausdrücke der Beratung angegriffen zu haben); dann: „Da 
Sallet'ſche Gedicht «Judas» vor Gericht. Ein Beitrag zur Lehre von Herabwürdigung der 
Religion.“ Die BerurtHeilung- eines Buchdruckers in Mainz, weil er aus ber cemjrtn 
Sammlung der Porfien des befannten Dichterd Friedrich von Sallet deſſen Gedicht „Judas“ 
in einem von ihm redigirten Tageblatt abgedruckt Hatte, zog die allgemeine Aufmerkſamkeit 
auffih. Der neueſten Zeit gehört an die Anklage des proteftantifchen Pfarrers Ritter in ber 
Provinz Rheinhefien, namentlich beſchuldigt, unter Verlegung des Art. 195 des Strafgeie: 
buchs in mehreren Artikeln des von ihm herausgegebenen ‚Guftav: Adolf Kalender!” die 
Begenftände der Verehrung der Eatholifhen Religion, deren Kehren, @inrichtungen un 
Gebräude durch Ausdrücke des Spottes und der Verachtung herabgewürbigt zu haben. Erf 
der Caflationshof fprach den Angeklagten frei. Diefer Proceß, welder die Aufmerkfanfrt 
ber proteflantifchen Welt in hohem Grade erweckte, beſitzt eine eigene Heine Kiteratur: „Sin 
deutfcher Wunfh für Katholifen und Proteflanten, verbunden mit einem rechtlichen Gut: 
achten in der Unterſuchungsſache wider, ven evangelifhen Pfarrer Ritter als Heraudgebt 
ded Guftav-Adolf- Kalenders von Ferdinand Fiſcher (in Breslau)” (Darmfladt 1859); „Dr 
Proceß gegen ven Pfarrer Ritter in ebenmäßiger Darftellung feiner Entwidelung durch bie 
drei Inftanzen des Verfahrens“ (befonderer Abdrud aus der „Allgemeinen Kirchenzeitung‘) 
( Darmſtadt 1859); „Der Guftan- Adolf: Kalenderproreß. Dem evangelifhen Wolfe zur 
Belehrung und Beherzigung in gedrängter Darftellung treu und frei erzählt” (pritte Auf: 
lage, Kreuznach 1859); „Der Guflav- Adolf Kalender des Jahre 1858, auf Veranlal: 
fung des biſchöflichen Ordinariats zu Mainz ſtrafrechtlich verfolgt in der Perfon feined 
Herausgebers, des evangelifhen Pfarrers Ritter zu Planig bei Kreuznach. Sperielle Darle: 
gung der Anfhuligungspunfte nebft Furzer Proceßgefchichte und vollfländigem Ergebniß der 
Gaflationdinftanz” (Darmſtadt 1859). Nah einer Mittheilung in Jahrgange 1856 dei 


— — — 


16) Dieſe Mittheilung findet ſich wieder in den Grenzboten, Jahrg. 1860, II, 470 fg. 

17) Biſchoff, Merkwürdige Eriminalrechtsfälle (Hannover 1840), IV, S. 49 fg.: Unterſuchunge⸗ 
proceß gegen ben Amtsactuar Grelitz wegen eines von ihm verfaßten und an bie Kirchenthür angehefte: 
ten, Blasphemie und Verleumdung enthaltenden Basquilld und Mishandlung des Ortsgeiſtlichen IR 
ber Kirche und dadurch veranlaßter Störung des Gottesdienſtes. 
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„Morgenblatt” wurde in Meflcanada der frühere Redacteur und Beflger des deutſchen Zeit- 
blatt8: „Hamburger Beobachter”, Martin Rudolf (Graf von Ranzau), „wegen gottesläfter- 
lichen Libells“ zu AO DoU. Strafe verurtheilt, Die Gottesläfterlichfeit foll nur in einer etwas 
derben Polemik gegen das fogenannte Pfaffenthum ohne alle gottesläfterliche Färbung beſtan⸗ 
den haben. 

Vgl. noch v. Preufhen: „Beiträge zu der Lehre von dem Verbrechen der Blasphemie, durch 
Rechtsfälle erläutert”, in den ‚Annalen ver Griminalrechtöpflege‘‘, herausgegeben von Demme, 
XL, 257— 272, fowie „Archiv des Criminalrechts“, Jahrgang 1857, S. 422 fg. 

| PH. Bopp. 

Granbündten oder Graubünden, wol aud) blos Bünden genannt. Zichoffe, ver in ben 
jüngern Mannesjahren längere Zeit in dieſem intereffanten Lande gelebt, entwarf für vie erſte 
Auflage des „Staats-Lexikon“ eine anziehende Schilderung veflelben, die wir zunächſt inſoweit 
folgen laffen, als nicht Die imgeftaltungen ver Zeit Abänverungen nothwendig machen. 

I. Der Name Sraubündten — fagt Zſchokke — wird einem der jegigen Freiſtaaten ſchweize⸗ 
riſcher Eidgenoſſenſchaft beigelegt, der ehemals vereinzelt in voller Unabhängigkeit unter dem 
Namen der drei Bünde im hohen Rhätien feine Rolle in der politiſchen Welt ſpielte, nit 
Venedig, Dfterreih, Spanien, Frankreich und einigen Schweizercantonen in Bundesverhält⸗ 
niffen fland, in den Tagen des alten Rom einen befondern Theil des weitläufigen Rhätien 
längs der Grenzen Italiens bildete und in mannichfacher Hinficht noch heutigen Tages eind der 
merfwürbigften, wenn auch weniger befannten Ränder des mittleren Europa geblieben tft. 
Gegen Ende ded 18. Jahrhunderts Hatte dieſer Staat einen Flächenraum von mehr denn 200 
Duabratmeilen mit ungefähr 172000 Einwohnern. In Napoleon Bonaparte’ italienifhen 
Veldzügen verlor er aber beinahe den vierten Theil feines Gebietes und Die Hälfte feiner Bevdl- 
terung. Diefe betrug nod bei ver Zählung von 1838 nicht 85000 Seelen auf einer Oberfläche 
von etwa 140 Duadratmeilen. 

Alle jene Bigenthümlichkeiten, durch welche die Schweiz den Europäern anziehend geworden 
it, finden ſich Hier wunderbar im verjüngten Mafftabe zufammengeprängt. Graubündten ift 
bie Schweiz im Eleinen. Es ift ein Icrgarten oder, wie ed, mit vem Worte ſpielend, der König 
der Oſtgothen, Theodorih, nannte, ein Netz (retia), aus Gebirgen und Thälern zufammen- 
geftridt, worin die wildeſten Kelfen und Eisberge mit ven fruchtbarſten und lieblichflen Land⸗ 
ſchaften wechſeln, wo dritthalbhundert Bletfcher ven größten Strönen des Welttheild, dem 
NhHeine und der Donau, ihre ewigen Waflerfchäge zufenden, während ven Kup des fie tragenden 
Hochgebirges Weinreben und Kaftanienmwälder befchatten. Man kennt die Schweiz als ein poli= 
tiſches Conglomerat von 22 felbftherrlichen Freiſtaaten, Gantone geheißen; Graubündten be: 
fteht aber aus 26 dergleichen, die den Namen Hochgerichte tragen, in drei Bunbeögenoflen: 
Ihaften vertheilt find (ven grauen, den Gotteshaus: und Zehngerichtenbund) und, was bis zum 
Sabre 1848 dem ſchweizeriſchen Staatenvereine gefehlt hat, eine Gentralregierung beigen. 
Hier waltet die nämliche Verſchiedenheit ver Berfaffungen, Gefeggebungen, Religionen, Sitten, 
Gebräuche, Trachten, Bauarten und Spracden wie In der Schweiz. Man fpricht deutſch, roma⸗ 
niſch, ladinifch, italienifch, von Thal zu Thal mit veränderte Dialekte. Das Volk, einer halb: 
taufenbjährigen Freiheit gewohnt, kennt kein höheres Out als fie. Wie einft vor 18 Jahrhun⸗ 
derten, als Drufus und Tiberius mit ihren Xegionen eindrangen, auch die Weiber fi in ven 
Kanıpf gegen ſie warfen und den Römern ihre Säuglinge zerichmetternd ins Angeſicht ſchlugen, 
fo jah man no, als Maſſena's Brigaden anı Ende des vorigen Jahrhunderts ſich des Hoc: 
landes bemädtigen wollten, Weiber neben Männern im Rampfgewühle und ein Mädchen von 
Ems das ſchwere Gejchüg des Feindes erobern. 

Zwar mag wol der fünfte Theil des Landes durch kahle Bergklippen, Gletſcher und Fels⸗ 
ſchutt alled Pflanzenlebens unfähig fein, aber veffenungeachtet If die Natur hier jo wenig als 
in der übrigen Schweiz mit ihren Gütern karg geblieben. Sie wirthet freundlich bis in die Nähe 
des ewigen Schneed. Man erblickt da noch Dorffchaften, welche in einer Höhe von 5— 6000 Fuß 
über dem Mittelmeere gelegen find, wie Tavetſch unweit Difentis, 4400 Fuß über dem Meere; 
Stalla 5680 Fuß; Sils, im prächtigen Engadin, 5630 Fuß. Mande diefer Hochgegenden, 

durch ihre Lage begünftigt, find des Aderbaus bis zu den untern Alpen fähig. Hoch hinauf 
am Heinzenberg des Tomliaskathals, den ver Herzog von Rohan im 17. Jahrhunderte den 
hönften Berg ver Welt nannte, dehnen jich weite Felder mit Sommer- und Winterfrucht 
zwifchen zahlreichen Ortſchaften aus, und im Tavetſcherthale wird noch Flachs von befonderer 
Güte gebaut. Doc in den wenigften Gegenden des Landes fanden bisher Ähnliche Verſuche 
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Nachahmung. Der größte Theil des Bodens wird für die Viehzucht benutzt, aber dieſe mit der 
Sorgloſigkeit nnd Unkunde getrieben wie in den älteſten Zeiten. Nicht einmal ihre Alpen alle 
befegen im Sommer die Eigenthümer derfelben mit eigenen Heerden, fondern verpachten fie lie- 
ber an lombardiſche Schafhirten. Es fehlt vem Innern des Gebirged nit an Reichthum nütz⸗ 
licher Erze verſchiedener Art, nit an Blei=, Zink-, Eifenbergwerfen und Spuren von Kupfer 
und Silber. Aber der wenige vorhandene Bergbau wird von Ausländern betrieben. Am Ge⸗ 
birge hängen überall große Waldungen; mande berfelben hat faum noch eine Art berührt. 
Aber die einen werben durch unorbentlihen Holzſchlag, vie andern durch, Weivegang des Viehes 
verwüſtet, andere, um Geringed ind Ausland verkauft, kahl abgetrieben: Man fieht hin und 
wieder ungeheuere Streden durch Waldbrände verödet, welche Muthwillen over Bahrläfiigfeit 
der Hirten oder Holzfäller verurfachte. Es ift fein Mangel an Gips, Mergel, Mühl- und 
Tuffftein, vorzüglichem Töpferthone, Alabafter und Marmor. Man gibt fi Faun die Mühe, 
dergleichen aufzuſuchen, weil man die Foſſilien nicht zu benugen weiß oder benugen laffen will. 
Weitaus in den meiften Thälern des Landes fehlt es immer nod an den nöthigften Handwer⸗ 
fern. Mau begnügt fi, die allfälligen Bepürfniffe von fremden Haufirern zu kaufen, over 
berumziehende Maurer, Gefirrmader, Gipfer u. f. w. zur Arbeit zu mietben. Es fcheint 
unter den Landleuten mancher Gegenden eine Artftolzer Verachtung des Hanpwerferlebeng zu berr- 
fhen, während in andern Thälern hinwieder ein guter Theil der männliden Bevölkerung aus- 
wantert, um-im Audlande ald Zuderbäder, Kaffeewirthe, Kramer u. ſ. w. ein kleines Vermögen 
zu fammeln. Eigentlihe bettlerifhe Armuth findet man zwar in den Gemeinden felten, aber 
doch fehlt e8 im ganzen an einem allgemeinen Wohlftande, wie er in vielen Kantonen ber 
Schweiz den Auge gefällig entgegentritt. Die meiften Ortſchaften flehen unanjehnlih und ver: 
fallen da; die Wohnungen tragen gewöhnlich das Gepräge der Dürftigkeit oder linbebolfen- 
beit ihrer Bewohner, nämlich Unfauberfeit und Selbſtvernachläſſigung zur Schau. Und mie Die 
Geſchenke, mit welchen die Natur das Land auäftattete, faft unbenugt liegen, fo find auch Die 
natürlihen Geifteögaben der Gebirgsbemohner lange Zeit roh und bildungslos geblieben. 

Geſunder Mutterwig, ein vorherrichender Zug von Schlauheit, eine Art politifcher Bildung für 
Zanded: und Ortdangelegenheiten wirb überall angetroffen, daneben aber ungelenfe Robeit 
und Unwiſſenheit, ſowie deren unvermeidliche Wirkung, Scheu vor Einführung und Verſuchen 
des Beffern und blindes Hängen am Herfommen. 

Diejed Bild des Landes und des Volkes märe einfeitig und unvollfländig, wenn man nicht 
auch die Glanzpunkte andeuten wollte. Man darf Graubündten nicht mit den übrigen Alpen: 
cantonen, wie Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Ieflin, Wallis, in gleiche Linie ftellen. Diefes 
Hochland ift reih an kenntnißvollen, unterrichteten, freigefitteten Männern; vie gebilvetern 
Familien wohnen nicht blos in einer £leinen Hauptflabt zuſammengedrängt, jondern im ganzen 
Umfange der Republik in Dörfern und Flecken vertheilt. Man gebt durch wenige Thäler, in 
welchen man nicht ftattlihe Schlöffer, artige Landhäuſer und mit Sinn für Schönheit und Ber 
baglichfeit gebaute Wohnungen einzelner reihern Familien gewahr wirb, die noch ein Erbgut 
bewahren, welches ihre Väter in ausländiſchem Kriegsſolde, vonehemaligen Gnadengeldern und 
Jahrgehalten der Könige oder durch glückliche Speculationen in Staats- und Handeldgefchäften 
erworben hatten. Ihre Kinder geniegen unter eigenen Hauslehrern oder an höhern Schulen 
einer vorgüglien Erziehung. Man findet da neben liebenswürdiger Sitte und Einfachheit des 
Haushalts alles, was irgend für höhere Genüfle des Geiftes durch Kunft und Wiflenfhaft und 
zur Anmuth des Lebens geforbert werben mag. Bünden ift veih an gewandten Staats- und 
Geſchäftsmännern gewejen von jeher und tft es noch; ebenfo an Belehrten und Schriftftellern, 
unter weldhen der Dichter Salis in Deutihland noch Heute gepriejen ftebt. 

Diefe feinere Bildung, diefer Reichthum, dieſe Wiſſenſchaftlichkeit zeigen und einen feltfamen 
Gegenjag zur Roheit, trägen Ärmlichkeit und Unwiſſenheit der übrigen Bevölkerung; einen 
Gegenſatz, wie man ihn in der Schweiz faft nirgends gewahrt wird. Manfollte freilich glauben, 
daß ein ſolches Zerftreutwohnen wohlbegüterter und bildungsreicher Familien im Lande unaus⸗ 
weichlich wohlthätigen Einflup auf die Eivilifation der übrigen Völkerſchaft üben und ſchon feit 
Jahrhunderten geübt Haben müſſe. Dem aber ift nicht alfo. Das Räthſel erklärt ih durch Die 
fonderbare Staatöverfaffung diefer Maffe Fleiner ineinander geflodhtener Republiken und dieſe 
politifche Sonderbarkeit wieder durch die Geſchichte ihres Entftehend und Wirken. 

Es mag bier vollfonnmen gleichgültig fein, ob die alten vhätiihen Bergwildniſſe zuerſt An= 
hau und Namen von Tusciern oder Tyrrhenen enpfingen, die en den Tagen ver erfien Könige 
Altroms vor den Galen geflohen fein follen, oder ſchon von Lepontiern, Nurantiern und andern 
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wilden Volksſtämmen bewohnt waren. Gewiß bleibt, daß, wie die Bevölkerung der ganzen 
Schmeiz, fo aud die im hohen Rhätien nad und nad aus piandherlei Völkertrümmern ent- 
fprang, welche von den Fluten wandernder, kriegender, befiegter oder jiegender Horden des 
Alterthums zwifchen diefe Cisberge und Felſen angefhwenmt wurden. Was die Sagen ver- 
fünden, verbürgen noch bie verfchiedenen Sprachen der Ihäler, welche ſich um fo treuer bewahr⸗ 
ten, je unbefannter und abgefchloffener die Leute im Gebirge von der übrigen Welt faßen. 
Hier blieben in Hochthälern, melde von den Urbewohnern leer gelaffen waren, die Nefte ver 
bejiegten Römer, dann die Uberbleibfel ver Alamannen, der Gothen, ber Franken. Zwiſchen 
zomanifhen Umgebungen jhoben ſich Nieverlaffungen von deutſchen Bremdlingen (Walfer, 
Walliſer, Welfche geheißen) ein, wie z. B. noch heutigen Tages die Bewohner des Thales 
Avers, des höchſtbewohnten im ganzen Rande [6790 Fuß über dem Mittelmeere), durch Sprache, 
Sitte und Tracht altihwäbifche Herkunft verrathen. I) 

Alle diefe Altern und jüngern Anſaſſen im Gebirge, einander fremd und unverwandt, bil- 
veten anfangs ebenfo viele für fich beftehenve, in jich abgefchloffene Gemeinwelen und Nieder⸗ 
laffungen, unbefünmert um ihre Nachbarſchaften. Jede verfelben richtete nach und nad, wie ed 
das Bedürfniß erheifchte, ihre geſellſchaftliche Ordnung ein, wählte fi einen Vorfteher (Am: 
mann, romaniſch Cuvig), einen Richter, kam miteinander überein, was in gewillen Fällen 
Geſetz fein follte, und bewahrte biefe ungelchrieben im Gedächtniſſe ald gut geheißene Übungen. 
Dergleichen haben ſich bis auf unfere Tage erhalten, wo manche der Eleinen Republifen fie noch 
nicht einmal in Schrift gefammelt hatte. Kein Verkehr und Handel führte die vereinzelten Ge⸗ 
noffenfchaften näher zujammen. Das Gebirge blieb lange weglos; felbft die nachher entſtande⸗ 
nen Verbindungspfade zwiſchen ven Thälern waren, wie heute no, wegen furdtbarer Ab- 
gründe, Walpftröme, Kelfenftürze und Schneelavinen gefahrvoll, in Wintertagen oft gar nicht 
zu bewandern. Die altrömifche Heerftraße über ven Julier und Chur (Curia Rhaetorum), von 
Italien nach Deutſchland, war die erfte und blieb Jahrhunderte lang die einzige des Landes. 
So lebten die Thalgenoflen nebeneinander, ohne engere Gemeinfchaft, durch himmelhohe Felſen, 
Eismeere, Abgründe und Bergftröme getrennt, ein wahrhaft infularifches Leben. Die Wälder 
lieferten Holz genug zum Bane ihrer Hütten und Ställe, over zur Bereitung ihrer Geräth: 
. haften im Haufe und Felde, ihrer Karren und Eleinen Bachmühlen, die in vielen Thälern noch 
gegenwärtig, ganz ohne Eifen, fo einfad) find wie in den Urtagen. Die Heerven ihrer Wiefen 
und Alpen oder die Jagd wilder Thiere bot ihnen reichliche Nahrung dar, Mil, Käfe, Fleiſch. 
Den Feldbau war der Himmelsſtrich der Hochthäler zu ungünftig. In vielen der Bergdörfer 
lebten zahllofe Haushaltungen jahrelang ohne Brot. Aus Fellen und Haaren der Thiere und, 
wo mildere Luft ed geftattete, aus Flachs und Hanf verfertigte jede Haushaltung ihre Kleider 
ſelbſt, wie oft noch} gegenwärtig. Nur im untern Theile des geräumigen Hauptthals von Chur, 
wo e8 fich gegen Deutſchland aufichließt und ein fanfteres Klima ſelbſt vem Obſt- und Reben: 
bau, hold ift, führten die römischen Befagungen und Proruratoren früh ſchon verbefierten 
Landbau, Erfindungen und Gefittung ihres Volkes ein, ohne fie in dad Gebirge hinauf weiter 
verpflanzen zu koͤnnen. @ 

So erklärt ih aus dem eigenthümlichen Bau des merkwürdigen Felſenlandes und feiner 
hundert Thäler und aus der Mannichfaltigkeit ver Völfertrünmer, die nacheinander hier Zu= 
flucht und Wohnfig nahmen, wie in dieſem Lande eine Menge Kleiner voneinander unabhängi: 
ger Gemeinweſen entiprang, die in Schickſal, Herkunft, Sitte, Sprache und Bedürfniß ganz 
verjchieden waren und wegen Mangeld an Verkehr in ihrer Abgefchienenheit verfchieven blieben 
bis zum heutigen Tage. 

Die GSroberer, welche nad) Zertrummerung römiſcher Weltherrſchaft abwechjelnd ſich des 
rhätifhen Hochlandes bemeifterten, um der Gebirgspäſſe zwifchen Deutichland, Helvetien und 
Italien verfichert zu bleiben, ließen die innern Einrichtungen der Thalgenoffenfchaften ungeftört. 
Ihnen lag mehr daran, für ihre Heere junge Mannſchaft zu erhalten und zur Verpflegung ber 
Kriegerhorden Erzeugnifle der Alpenwirthſchaft. Gothen und Longobarden bauten zur Ver⸗ 
theidigung der Päſſe Wachtthürme und Burgen, die mit ihnen hereinziehenden chriftlichen 


1) In der Giegesperiode der Araber drangen felbft diefe von Süden ber bie in bie Thäler Gran: 
bündtens, ja fie verfchafften fich hier für längere Zeit feſten Beflg, ließen fich dauernd nieder und legten 
Verſchanzungen an. (Einige intereffante Nachweifungen, namentlich auch über noch vorhandene arabi: 
ſche Antiquitäten aus Bünden, finden fich in einem der legten „Nenjahrsblätter‘ der züricher antiqua⸗ 
rischen Geſellſchaft.) K. 
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Mönche und Priefter Hinwieder Betzellen und Kirchlein. Schon im 5. Jahrhunderte war Chur 
der Sig eines Biſchofs, der in der Kirchenverſammlung zu Chalcedon ſaß. Einer feiner Nach⸗ 
folger im 8. Jahrhunderte, Paſchalis, fowie @fopeja, deffen Ehefrau, und beider Sohn, Victor, 
der bed Vaters Nachfolger im Amte ward, gründeten zu Chur ein Frauenſtift. Zu diefer Zeit 
war aber das hohe Rhätien fchon ver Botmäßigkeit der fränkiſchen Könige unterworfen, deren 
Frömmigkeit das Land mit Kirchen und Klöftern reichlich verforgte und viefelben mit Gütern, 
Alpen und mancherlei Einkünften in den unterjochten Thälern audftenerte. Die Unterjochung 
aber zu befefligen, wurden nad Ertegerifcher Franfenfitte die Landſchaften mit ihren armen Be⸗ 
wohnern ale Lehen oder Allovien unter Felvoberften und Hauptleuten vertheilt, welche überall zu 
eigenem Schuge eine noch größere Menge von Wehren, Burgen und Warten auf ſchroffen Fel⸗ 
ſenhöhen erbauten. Man zählt längs der Berghänge auf vorragenden Klippen noch Heute 
bei Hundert vermitternde Ruinen jener Schlöffer aus verſchiedenen Zeitaltern, von deren Ur— 
ſprunge Feine Sage mehr weiß. Nur einzelne wenige im Boden der Thalgelände find bewohn⸗ 
bar erhalten worben. Was vom Lande nicht den Kirchen oder Kriegdleuiten vergabt worden 
war, gehörte doch zum Reiche, und alles fland endlich zur Verwaltung dem Herzog von Ale= 
mannien untergeorpnet. Seitdem verlor fih der Name Nhätien; flatt feiner fanı ver Name 
Hochalemannien (La Limagn’auta) und auch Churwalchen auf. 

Wie überall nah Berfplitterung des fränfifhen, dann in ven Verwirrungen des Deutfchen 
Reichs bie Hetzoge ſich in ihren Amtslehen, deren Grafen, Hauptleute und Beamtete hinwie⸗ 
ver in ihnen ertheilten Leben erſt erblich, nachher von den obern Machthabern unabhängig 
machten, fo geihah es auch in den Bergen des wilden Churwalchen. Hier war es um fo 
leichter, je unerreichbarer Grafen, Ritter und Herren in ihren Gebirgswinkeln und Felfenneftern 
dem Eöniglichen oder herzoglichen Zorne ſaßen, und je weniger ven Fürften am Befig des bürfti= 
gen und rauhen Gebietes liegen mochte. So zerfiel ſeit vem 10. Iahrhunderte Hochalemannien 
in eine Menge Eleiner Herrfchaften, die einander eiferfüchtig beobachteten und befehdeten. Brafen 
und Ritter, nebft der Geiftlichkeit, waren die Herren. Einer ver Mächtigſten unter ihnen, der es 
durch freigebige Bottesfurdt der Jahrhunderte geworben, vagte der Biſchof zu Chur hervor. 
Das übrige Volf beftand aus Keibeigenen und Zindbaren, einzelnen Freien und Kreigelafienen. 
Nur wenige abgelegene Bergthäler, die zwifchen ven Gebirgszüigen unbekannt oder vergeflen 
ruhten, oder dem Reiche unmittelbar angehörig geweien, hatten zufällig die urfprünglihe Unab⸗ 
hängiafeit, alle aber ihre eigenthümlichen innern Einrichtungen, Übungen, Kleinen Rechtſame 
und Mutterſprachen beibehalten, wie vor alterd. Nur die Knechtſchaft war neu. Auch ließen 
die Xeibherren ihren Hörigen gern das herfönmliche Leben, Treiben und Wefen in Dörfern und 
Haushaltungen unangefohhten, woraus den Gebietern weder Gewinn noch Schaden erwuchs. 
Sie waren zufrieden mit Leiftung der ihnen gebührenden Zinſen, Fronen, Scharwerke und 
Kriegspienfte in ihren Behden. Manche vermehrten fogar die biäherigen kleinen Rechtſame der 
Hirtengemeinven mit neuen, fei e8 aus Dankbarkeit oder Klugheit, um in unrubigen Zeiten bie 
Treue der kräftigen Thalleute und Aelpler flärker zu fefleln. Andere hinwieder, Ritter wie 
Pfaffen, gemäß der Wilpgeit des Zeitalters, da fein edleres Recht ald Fauſtrecht galt, ſcheuten 
ih aud nicht, die Heiligften Rechte ver Menfchheit mit Füßen zu treten. Grauſamkeit, Habſucht 
und Wolluft geiftlicher und weltlicher Herren fchalteten mit roher Willkür in mehr ald einer 
Landſchaft des Gebirges. 

Die zwingherrlige Brutalität empörte jedoch, wie in einigen Bergländern der Schweiz, 
auch das natürliche Nechtögefühl der Hirten bier und da im rhätifchen Hochlande. Ulrih Gam= 
pell, von Süß im Engadin, des Landes ältefter Gefchichtichreiber, Hat in feinem noch ungedruck⸗ 
ten Werke, worin ex in lateinifcher Sprache die Schidfale feines Volkes bis zum Ausgange des 
16. Jahrhunderts erzählte, einzelne Sagen davon aufbewahrt. Ein biſchöflicher Caſtellan z. B. 
auf Gardoval im Engadin, welcher von einem Landmanne des Dorfes Camogaſsk, Namens 
Adam, deſſen fhöne und unfhuldige Tochter zu ſich in die Burg forderte, wurde durch diefen, der 
fie ihm felbft mit bewaffnetem Brautgefolge von Verſchworenen zuführte, an der Bruft bes 
Mädchens beim erften Willlommen mit dem Dolche niedergeftoßen. Das Schloß wurde zer= 
ftört und die Landſchaft an den Innquellen damit frei gemacht. Diefe kaufte fih darauf (1494) 
um 900 Fl. von den Herrfchaftsrechten des Gotteshaufes Chur ganz frei. Wegen ahnlider 
Barbareien zerftörten im Schamferthale die Landleute die ftarfen Mauern der Burgen von Far⸗ 
dün und Bärenburg. 

Nach diefen Vorfpielen geihah bald Größeres. Gemeinfane Noth, Uniticherheit ver Wege 
und des Verkehrs, Verhöhnung guten Rechts, Verlegung altherfömmlicher Freiheiten, par⸗ 
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telifche Vertheilung gemeinfchaftlich ermorbener Kriegsbeute u. f. w. vereinigten endlich die Ge- 
meinden der Hochthäler, von den Quellen des Vorver- und Hinterrheins bis zum Zuſammen⸗ 
fluffe beiver, zu einem Schugbünbuifle unter fid) gegen bie Gewaltthätigkeit ihrer zahlreichen 
Gebieter, der Grafen und Barone. Nur Sicherheit ihrer Rechte fordernd, ehrten fie in ihrem 
Bunde bie anerfannten Rechte ihrer Dberherren. Diefe felbft ſahen ſich genöthigt, ven Vereine 
jener drohenden Landſchaften beizutreten. Und fo befhmoren im Maimonde ded Jahres 1424 
Grafen, Freiherren und Landleute, an ihrer Spiße der Abt von Difentis, im Dorfe Trung, im 
Schatten eined Ahorns, den Bund zum Schuge gegenfeltiger Rechte. Diefed war ber Urfprung 
des obern oder fogenannten Brauen- (Oraven=, Grafen) Bundes. Noch grünt der alte Ahorn 
bei Truns, noch beftebt der Bund; nur die Herren und Grafen find längft verſchwunden, deren 
Rechtſame die Gemeinden nah und nad an fich gekauft haben, wie auch in andern Gegenden 
Rhätiens gefchehen iſt. 

Früher ſchon hatten mehrere Gemeinden und Ortſchaften derjenigen Hochthäler, wie En- 
gadin, Pregäll u. a., in welchen das Gotteshaus Chur Gewalt und Einkünfte beſaß, ähn⸗ 
liche Bündniſſe zu ihrer Vertheidigung gefchloffen, Doch nur vereinzelt. Der Biſchof, deſſen Be: 
figungen mit denen feiner Feinde, der weltlihen Großen, häufig vermengt lagen, befoͤrderte 
ſelbſt dergleichen Vereine, bis allmählich alle vahin gehörigen Ortſchaften durch einerlei Schug- 
verträge verbunden flanden. Die Stadt Chur, mit großen Freiheiten ausgeftattet, warb in 
diefem Verbande Gotteshausbund geheißen, vie vornehmſte der Gemeinden. 

Noch wohnten außerdem im Gebirge viele Genoſſenſchaften, vie zu feinem diefer zwei Bünde 
gehörten, mit ererbten Nechtfamen und eigenen Gerichten, unter der Herrſchaft ver mächtigen 
und reihen Grafen von Toggenburg. Als aber der letzte Sohn dieſes Grafenhaufes ohne Nach⸗ 
kommen geftorben unb um das große Erbe unter vielen Anſprechern in Helvetien und Rhätien 
Krieg entflanden war, erklärten fich die Leute in ven Thälern uud Gerichten von Davos, Klo: 
fterd, Kafteld und andern als Freigelaffene durch ven Top ihrer Herren. Sie ſchloſſen nach dem 
Beifpiele des übrigen Hochlandes (am Freitage nad Bronleihnamstag 1436) feierlich den 
Bund unter ſich, welcher fpäterhin der Zehngerichtenbund genannt ward. 

So war die Bendlkerung des rhaͤtiſchen Hochlandes binnen kurzer Zeit in drei große gefell: 
fhaftliche Vereine verbunden, deren ein jeber-die Ordnungen und Freiheiten feiner Gemeinden, 
wie fie von alterd ger beftanven hatten, ebenfo wol als die Mechte ihrer Zind= und Oberherren 
zu vertheivigen hatte. Aber bald ward gefühlt, dad e8 Im Intereffe ver einzelnen Bundeslande 
fei, für ihren flärfern Schug unter ſich felbft einen engern Verband zu ſchließen. Schon ftanden 
einige Thäler der einen oder andern Bunvesfhaft feit frühen Zeiten mit Nachbarſchaften der 
dritten in Schugverträgen. Das Werk warb im Jahre 1471 vollendet, ald Abgeordnete aller 
drei Bünde, Lanvleute und Herren, zu Vazerol, einem Dorfe, faft im Mittelpunkte des ganzen 
Landes gelegen, zufammentraten und hier die einfachen Grundzüge eines Gefammtbunbes ent= 
warfen und beſchworen. Seitvem wurden die Bewohner Hohenrhätiend Bündner genannt oder 
Graubündner, weil der graue Bund den fchweizerifchen Eidgenoſſen zuerft durch Verträge mit 
einigen ihrer Gantone bekannter geworben war, gleihtwie denn aud die Eidgenoſſen feldft 
Schweizer geheißen worben find, meil die Einwohner des Landes Schwyz dem Auslande durch 
Tapferkeit in Freiheitskämpfen zuerſt und vor allen namhafter waren. 

Der neue Staatenverein in diefen Gebirgsthälern war eigentlich nur ein vielverflodhtenes 
Gewebe von manderlei Schugverträgen der einzelnen Dörfer, Thäler und Landſchaften unter 
fih und der Zweck aller nur auf Sicherftellung natürlicher und erworbener Rechte ver Einzel⸗ 
nen wie der Geſammtheit und der Hohen wie der Niedern berechnet. Jede Ortſchaft bemahrte 
ihre Übungen und Freiheiten, wie fie ſich im Alterthume allmählich von ſelbſt geftaltet hatten, 
als die verſchiedenen Kammern dieſes großen Berglabyrinths zuerft bevölkert worden waren. 

In feiner Hütte, auf feinem Grundſtücke blieb jeder Landmann Freiherr, wennfchon er dem 
Grafen und der Kirche Zind und Frondienſt leiftete. Er kannte außer dem Geſetze des eigenen 
Gewiſſens und der Kirche Fein anderes als die Sagungen jeiner Gemeinde, die er felbft geben 
half und welde der Ammann ober Dorfmeifter nebft deſſen Beiräthen vollzog. Auch bei der 
Wahl diefer VBorfteher ward feine Stimme gezählt. Zur Hut dieſes Rechts und unpartelifcher 
Rechtspflege über Mein und Dein oder über Verbrechen und Vergehen verbanden ji einige 
‚oder mehrere benachbarte Drtfchaften, die hohe und niedere Gerichtsbarkeit gemeinfam zu halten. 
Ein folder Verein empfing den Namen Hochgericht und bildete für fich einen eigenen, von allen 
andern unabhängigen Freiſtaat, der feine Verfaffung felbft aufftellte und nach Gefallen änderte, 
unbeſchadet ver Nechte der zu ihm gehörenden Ortfchaften. Die Landammänner oder vom Volt 
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erwählten Häupter folder Republik waren Bollzieher ver Volksbeſchlüſſe und Stellvertreter im 
politiſchen Verkehre mit andern Ihälern. Mehrere dergleichen Hochgerichte bildeten unter ſich 
wieder einen grüßern Stantenbund. Wie wir gemeldet haben, entftanven drei folder Köderativ- 
jtaaten. Seglicher derſelben verhandelte feine allgemeinen Angelegenheiten auf einem eigenen 
Bundedtage, zu welchem die Räthe der Hochgerichte ihre Boten ſandten, an deren Spige, als 
Bundeshaupt, im grauen Bunde ein Landrichter, im Gotteshausbunde ein Bundesprafident, 
im Zehngerichtenbunde ein Bundeslandammann ſtand. Angelegenheiten ſämmtlicher drei 
Bünde, Verhältniife des Gefammtftaats mit fremden Nepublifen und Fürften wurden dann 
von jenen drei Bundeshäuptern und einigen Beigeorpneten berathen. ‚Aber ihre Vorſchläge 
oder Beſchlüſſe blieben ungültig, bis fie von der Mehrheit ver Näthe und Genteinven des ganzen 
Landes genehmigt waren. So bemahrte jede Ortſchaft ihre uralten Befugniffe unverjehrt; fo 
beivachte jedes Hochgericht eiferfüchtig feine Selbftherrlichfeit und jeder einzelne Bund jeine 
Hoheit neben den andern. 

Meder in den Tagen des Alterthums noch jüngerer Zeiten ift auf einem fo engen Naume 
Landes eine dergleihen Menge und Mannichfaltigfeit größerer und Fleinerer freier Gemein 
weſen, weltlicher und geiftliher Herrſchaften, mit vielfady einander durchkreuzenden Rechten und 
ohne andere Gewalt als dur einfache Verträge, in einem Staatöförper zuſammengehalten 
worden und ift ev vonlängerer Dauer geblieben. Es war dieſe politifhe Schöpfung mehr Werft 
der Naturnothwendigkeit, des Schickſals und der fittlichen Kraft des Volkes als Eluger Berech⸗ 
nung. Die Thäler, durch ineinander verichlungene Bergfetten, durch Sprachen wie durch Mittel 
zur Selbfterbaltung, unter den ungleichiten Himmelsſtrichen, voneinander geſchieden, war jebe 
Stammgenoſſenſchaft und jede ihrer befonbern Nieverlaffungen im Gebirge gezwungen, ihre 
gefellfhaftlihen Ordnungen nach ganz eigenthümlihen Bedürfniſſen zu geftalten. Selbit Hab⸗ 
ſucht und rohe Willkür mittelalterliher Gewaltherren fonnten darin nichtö ändern. Die Armuth 
des Felſenbodens, der immerwährende Kanıpf mit den Schreifen der Gebirgsnatur gewöhnten 
an Trotz gegen alle Gefahr und Noth und machten vie möglichſte perſoͤnliche Freiheit, die mög- 
Lichfte örtliche Uinbeihränktheit zum unentbehrlichſten Gute. Ohne diefe Freiheit der Ginzeinen 
wäre dad Gebirge Wildniß geblieben. | 

Während der drei Jahrhunderte, welche dem Tage von Vazerol folgten, fah man das Land 
vielmals von innern Zwiften, felbft von Bürgerkriegen erfchüttert, welche Jurch politiſche Um⸗ 
triebe oder durch Trennungen im kirchlichen Glauben hervorgerufen waren. Aber der alte, durch 
die Natur gegebene, durch Zeit und Gewohnheit geheiligte Föderativverband zerriß niht. Bald 
gemeinſchaftlich mit ſchweizeriſchen Eidgenoſſen, bald allein führte das Bündnervolk Plutige 

Kriege, in welche es theils durch Oſterreichs Anſprüche, theils und am meiſten durch Italiens 
Nachbarſchaft verwickelt ward, um deſſen Beſitz Öfterreih: Spanien und Frankreich nebenbub: 
Terifch ftritten und wofür diefen Mächten die rhätiſchen Gebirgspäſſe von hoher Wichtigkeit Jein 
mußten. Mehr denn einmal fland dabei Breiheit und Unabhängigkeit des Bündnervolks, d. h. 
fein Xeben, den vollen Uintergange nahe. Immer jedoch rettete es fih mit Glück, wie durch 
Eiferfugt der Nachbarſtaaten, fo durch eigene Kraft, und kehrte es zu feiner Urverfaſſung zurück 

Als Siegeöbeute aus den Kriegen im Anfange des 16. Jahrhunderts hatte es feine Erobe- 
rungen im Süden des Landes behalten, pad ſchöne und fruchtbare Valtellin, die Grafſchaften 
Chiavenna und Bormio (deutfh: Veltlin, Cleven und Worms), ein Gebiet von 62 Quadrat: 
nıeilen Flächenraum mit 70—80000 Seelen. Hier traten vie Bündner fortan in des Herzogs 
von Mailand Rechte ein. Eiferfüchtig auf eigene Breiheit, gönnten fie dieſelbe dem bezwungenen 
Volke nicht, fandten, nach beftimmter Reihenfolge ihrer Gemeinden und Hochgerichte, aus deren 
Bürgern auf je zwei Jahr erwählte Landvögte, Richter und Verwalter dahin und ließen deren 
Geſchäftsführung nad Verfluß der Anttözeit durch abgeorbnete Synpifate unterfuchen. 

Doch eben diefe Eroberung ward bald ein verderbenvoller Gewinn für den Freiftaat. Denn 
ungerechnet die Händel und verheerenden Kriege, in welche er dieſes Beſitzthums megen mit 
den Nachbarmächten verflohten wurde, ungerechnet die häufigen Meutereien und blutigen Auf: 
änte des Unterthanenlandes jelbft, begann son da an im Gebirge ver Bündner die Gering- 
ſchätzung alter Sittenftrenge und Bürgertugend neben aufwuchernder Herrſchſucht und Ebhr: 
ſucht der Reihern, Beftehlichfeit des Volkes, ſchlauem Eigennuge und Wahnſinn des Partei- 
geiftes. In den Gemeinden wurden Die Stellen der Amtleute um Geld feil, und die Amtleute 
bereicherten dagegen fidh bei den Unterthanen durch Verkauf der Gerechtigkeit. Beides geſchah 
ohne Scheu. Ohne Scheu empfingen die, welche im Freiſtaate Einfluß auf die öffentlichen Ange: 
legenheiten hatten, Jahrgelder, Onabengehalte, Orden und Titel von fremden Mächten, um die 
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ſie die hoͤchſten Intereſſen des Vaterlandes oder die junge Mannſchaft des Gebirges in Soͤldner⸗ 
dienſt an Könige und Fürſten verhandelten. Sie ſtifteten in blinder Eiferſucht gegeneinander 
Factionen, Zuſammenrottungen und Volksaufſtände. Viel Blut ward in bürgerlichen Unru— 
hen vergoſſen; manches Haupt fiel ſchuldig oder unſchuldig auf dem Schaffot. Die Parteien 
wütheten nicht für dad Vaterland gegeneinander, jondern für Nugen und Ehre bald Mailands, 
bald Venedigs, oder Spaniens, oder Ofterreich®, oder Frankreichs, immer aber und jede von 
ihnen mit gewiflenlofer Selbftfuhht für eigenen Vortbeil. Und fo ward durch unverfühnlichen 
Hader und feige Untriebe der Parteien nach dreihundertjährigen Befige ded Interthanenlan= - 
des dieſes endlich wieder verloren, wie es einft durch Tapferfeit, beharrlichen Muth und Ge- 
meinjinn der Alten gewonnen worden war. Denn als bei der allgemeinen Verwirrung Italiens 
im Sabre 1797 Baltellin, Chiavenna und Bormio ihre Breilaffung forverten, und die eben in 
Graubündten berrichenve politifche Partei ſowol die Ertheilung der Freihelt und die Aufnahme 
der drei Gebiete in den Bund als viertes Glied deflelben, als auch felbft die vom Eroberer 
Italiens geforderte Geſandtſchaft an ihn verhinderte, daß er Ichiebörichterlich zwifchen der Re⸗ 
publif und ihren Unterthanen ven Streit fchlichte, vereinigte Napoleon Bonaparte die Ver- 
ftoßenen mit der Lombardei, damals Cisalpinien geheißen.?) 

Unter langwierigen Wirren bald ausmärtiger Kriege, bald innerer Unruhen, Glaubens: 
zwifte und politifher Bactionen war die Bildung des Gebirgsvolkes, folglich auch Die Veredelung 
ver Gefepgebung, die Verbeſſerung des Öffentlihen Wohlftandes Hintangefegt und verfäumt 
gelaſſen, fogar durch Egoismus der Angefehenern und Einflupreihern abſichtlich verhindert. 
Denn die, welche im Beſitz der einträglichften Amter und öffentlihen Pachte ftanden, fuchten ſich 
oder ihre Familien zulegt in denfelben eblich zu behaupten und inmitten ber reinften Demo- 
fratie eine Dligarchie zu begründen. Die Unwiſſenheit des Landmanns erleichterte ihnen deſſen 
Leitung nad ihren Abfihten; feine Armuth öffnete ihren Beftehungskünften weitern Spiel- 
raum, und wohlbewandert im verirrlichen Baue bejonderer und allgemeinerer Verfaſſungen, 
Gefege und Drtsverhältniffe, mußten jie in Anflagefüllen ebenfo behend zu entſchlüpfen als 
ihren minder gewandten Gegnern Schlingen zu legen. 

Die Staatdeinrichtung felbft, dirfer ineinander gemnndene Knäuel von Verträgen und 
Bündniffen, war fhon an ſich das mächtigfte Hinderniß des öffentlihen Beften. Sie dankte 
ihr Entftehen, wie gejagt, nur der Begierde nach möglichſter Unabhängigkeit einzelner Ort⸗ 
ſchaften und Gemwährleiftung von deren Rechtſamen, nicht dem Sinne für allgemeine Wohlfahrt. 
Sp erfhien oft die Gemeinde oder das Hochgericht flärfer ald der Bund. Aber ver Bürger, mit 
ungemeflener Freiheit in der eigenen engen Heimat, ftand, wenige Schritte außer derfelben, ale 
unberechtigter Sremdling. So ward die Thätigkeit oder das gemeinnügige Streben faft aller 
nur auf dad eigene Haus, auf die DOrtfchaft beſchränkt. Es war Fein Unternehmungsgeift, fein 
wohlthätiges Wirken im großen gevenfbar. 

Und doch galten den Gebirgsbewohnern dieſe vürftigen Zuſtände bis in unfere Zeiten als 
das höchſte Gut. Ein wiflensarmes Volk ahnt und fordert Feine freiern und beglückendern Ber: 
Hältnifje, ald die es erbte, fürchtet argwöhniſch jede Anderung daran und mweift mit dünkelhaftem 
Eigenjinne jede Belehrung von ſich ab. In ven meiften Gemeinden warb den Kindern nur bed 
Winters, in andern gar fein Schulunterricht gewahrt, zum Lehrer nicht der Fähigere, fondern 


2) So einfach war ber Hergang indeß body nicht. Allerdings betrachteten die Bündner bie gebach- 
ten Landſchaften als erobertes Land und weigerten fich in verderblicher Verblendung, benfelben volle 
Gleichberedytigung mit den übrigen Gebieten zuzugeftehen. Durch franzöfiſche und italienifche Agenten 
noch befonderg aufgeftachelt und eines Schuges bes fiegreichen Generals Bonaparte insgeheim verfichert, 
erflärte fich nun die Mehrzahl der Einwohner dieſer Gegenden für unabhängig von Graubündten. Der 
mächtige franzöfijche Seldherr ward von beiden Theilen zum Schiedsrichter angerufen. Am 23. Aug. 
1797 erklärte er feine Annahme und beflimmte den nächiten 10. Sept. als den Tag, an welchem Abs 
georbnete beider ftreitenden Theile vor ihm erfcheinen follten. Die Graubündtner blieben aus, weil — 
wie fle jpäter vorftellten — es bei den Einrichtungen des Staates gar nicht möglich gewefen, in fo furs 
zer Zeit Die verlangten Abgeordneten zu wählen und abzufenden. Murat, als Stellvertreter Bonaparte’, 
entfchied nun fofort zu Guniten der infurgirten Landfchaften; der General felbft beftätigte den Spruch 
und ertheilte zugleich ven Bewohnern von Veltlin, Cleven und Worms die Erlanbniß, fich mit der is: 
alpinifchen Republif zu vereinigen. Unverzüglich fprad) dann das Directorium zu Mailand die Ein- 
verleibung aus. Bonaparte wies bie Borfte lungen ber Graubündtner einfach mit dem Bemerfen zu: 
rück: jept fämen fie zu fpät. Der fiegreicdye General vdrfũ te bereits über Landſchaften und Volfs- 
flimme wie über bloße Eigenthumsobjecte. Wie oft mögen die Veltliner feitvem den Schritt ihrer Väter 
beflagt haben! 8. 
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oft der gewählt, welcher den geringern Lohn annahm. Söhne reiherer Familien wurden nad 
‚ausländischen Lehranftalten gefandt oder erhielten eigene Hofmeifter. Erſt in ver andern Hälfte 
des legten Jahrhunderts gründete ber vielthätige Ulyſſes v. Salis in feinem Schloſſe Marid- 
ling für Höhere Jugendbildung ein fogenanntes Philanthropin, mweldes fpäter in Haldenftein, 
unter Leitung bed audgezeichneten Pädagogen Nefemann, dann durch ded gemeinnüßigen 
Baptifta v. Tſcharner, Bürgermeifterd von Chur, Beitreben in Reichenau fortgefegt war. 

Alfo blieben, bei ver allgemeinen Bildungslojigkeit des Volkes, felbft Landbau und Vieh⸗ 
zucht in alter Unvollkommenheit oder fanden in ven einander durchkreuzenden und wiberfpre- 
henden Rechtſamen der Dörfer und Privatperfonen unbefiegbare Hemmungen ihre8 Auf: 
ſchwungs. Nicht jeder Eonnte jeine Felder aufs vortbeilbaftefte anbauen, weil andern auf 
denſelben ein unloskäufliches Weidegangsrecht gehörte. Nicht jeder, befonvers der unbemitteltere 
Landmann, konnte die weitläufigen Gemeinweiden in Alpen und Thälern nad Bedürfniß be- 
nugen, weil von alterd her bie Reichern zu ihrem Vortheile Geſetz und Recht feftgeftellt Hatten. 
Zwar die von Kriegsdienſten oder von Gewerben, die jie im Auslande betrieben, heimfehrenten 
Bürger fahen in fremden Staaten gewinnreihere Einrichtungen de8 Felobaus und der Vieh— 
zudt, aber, andern Berufen hingegeben, erkannten fie deren Grund und Urfache nicht, oder fie 
fanden fie in ihren Gemeinden unausfthrbar. Zwar bildete fih in ver regfamen gewerbvollen 
Stadt Chur eine landwirthſchaftliche Geſellſchaft, das Volk durch Drudfchriften zu belehren 
Aber wol die Hälfte der Landesbewohner war der deutfihen Sprache unfundig, bie anter 
Hälfte durch Armuth oder Hartnädigfeit des Vorurtheils gehemmt, befferm Rath zu folgen. 
Die Berbindungdwege der Thäler, jelbft die Hauptftraßen nad Deutfhland und Welfchland 
wurden in herkömmlicher Mangelhaftigfeit gelaflen, Mährend ringsum die Nachbarländer bie 
‚ihrigen vervollfommneten und den Verkehr ver Menichen und Waaren bei ſich vergrößerten. 
Auf ihre Rechtjame trogend, mweigerten ſich Dörfer und Hochgerichte, Opfer für einen Nutzen zu 
bringen, den fie nicht einfahen; am wenigften für den Vortheil der Geſammtheit des Landes, 
weil fie nicht begriffen, mie diefer der Gewinn aller Einzelnen werden koͤnne. Ja fie ließen, fatt 
zu gemeinfchaftlicher Hülfe fich zu vereinigen, lieber von anſchwellenden Bergftrömen und Flüflen 
ben fruchtbaren Grund und Boden ihrer Thäler durchwühlen und auf Jahrhunderte Hin veröden, 
ober vermehrten wol gar die furdtbare Vermüftung durch Schupfwuhren und Stromfpornen, 
indem fie, die Gewalt der Gewäſſer von fich abwehrend, diefelbe dem jenfeitigen Nachbar 
zumarfen. 

Diefed war ver Zuſtand Graubündtend bis zum Anfange des 19. Jahrhunderts, bis zu den 
alles zerflörenden Invafionen ver Oſterreicher und Franzoſen ſeit dem Jahre 1798 und den 
ſchickſalsſchweren Tagen der helvetiſchen Staatsumwälzungen. Erſt nad dieſer Stürme Bor 
übergang, erſt nach Vereinigung des Landes mit der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft (im Jahre 
1803), als funfzehnter Canton derſelben, begann für dieſes Hochland eine andere Zeit, ein 
ſichtbareres Fortſchreiten zum Beſſern. Wie langſam immerhin der Gang der Entwickelung 
ſcheinen möge, er tft um fo ſicherer, weil naturgemäß. 

Zwar fehrte dad Volk wieder zu den unbeholfenen, aber gewohnten Formen feiner alter- 
thümlichen Landesverfaſſung zurüd, ftellte feine ſelbſtherrlichen 25°/, Hochgerichte, feine drei 
Bünde und feine Souveränetät wieder her, kraft der e3 in den Landdgemeinden Vorfteher und 
Obrigfeiten felbft ernennt, Gefeßentwürfe beftätigt oder vetwirft und jeder von ben fleinen 
Freiſtaaten oder Hochgerichten befugt ift, die heimiſche Verfaſſung nad Gefallen abzuändern. 
Aber daneben ftellte e8 ein allgemeines Staatögrundgefeß (vom Jahre 1820) mit weſentlichen 
Berbefferungen auf, die dem Eintritt einer wünſchenswürdigern Zukunft Möglichkeit gewähren. 
Ein Großer Rath, aus 60 — 70 Abgeoroneten der Hochgerichte zufanmengefegt, bildet jegt für 
dad ganze Land in Verwaltungs- und Landeöpolizeinngelegenheiten die oberfte Behörde, ent: 
ſcheidet in legter Inftanz über Streitigkeiten der Gemeinden wegen politifher Berhältnifte, 
wählt die Glieder der Regierung und entwirft die den Hochgerichten zur Sanction vorzulegen: 
den Gefege, Stantöverträge und Bündniffe mit dem Auslande. Gine Standescommiſſion von 
9 Mitgliedern beforgt die wichtigern Megierungsgefchäfte, ein Kleiner Rath von 3 Mitgliedern 
die täglichen laufenden Arbeiten der öffentlichen Verwaltung und der Gefegvollziehbung. Gin 
allgemeines Bantondgericht fpricht in Appellationsfällen über Civilſtreitigkeiten ab, deren Ge: 
genftand über 1000 31. Werth beträgt; über Geringeres fünnen die Hochgerichte eigene Appel: 
lationsgerichte anorbnen, deren Organifation aber vom Großen Rathe genebigt fein muß. Xos- 
fäuflichkeit von Zehnten, Bodenzinfen, Feudallaſten jeder Art und Weidegangsrechten ift ver- 
‚faffungsmäßig gemährleiftet; ebenfo dad Niederlaſſungsrecht ver Bürger in andern Genteinden 
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und gleiches Recht der Katholiken und Evangeliſchen (jene mit 800 —90, dieſe mit 132 Pfarreien) 
in ihrer Religionsübung. Weil aber die legtern faft zwei Drittel ſämmtlicher Bevölkerung 
betragen, werben bei allen Staatdämtern, Commiffionen und Deputationen des Cantons die 
Stellen auch zu zwei Drittheilen mit Evangelifhen und nur zu einem Drittheile mit Katho- 
liſchen beſetzt. | 

Diefe vom Landesherrn, d. h. dem Volke felbft, ausgegangene und geheiligte Beſchränkung 
feiner Souveränetät brachte in wenigen Jahrzehnden eine Reihe glüdliher Wirkungen und 
Veränderungen hervor, welche vormals in ebenfo vielen Jahrhunderten nicht bewerfitelligt wer- 
den konnten. Aber gewiß auch half dazu die Gewalt anderer Umflände auf mächtige Weife mit. 
Die Anfhliefung Graubündtens an die ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft verwandelte gänzlich 
jene vormalige ſchlüpfrige Stellung eines faft ifolirten Kleinen Staates zu übermäctigen Nach— 
barreichen. Der Berluft des Veltlind und berreichen Amterin den Unterthanenlanden machte den 
Umtrieben gelvvürfliger, herrfchfüchtiger Sartionen, ven Beftechungen und Aufwiegelungen von 
Gemeinden, den Verſuchen zur Aufrichtung einer Kamilienoligarchie plögliches Ende. Die feit 
Sahrhunderten einander verfolgenden Parteien verſöhnten fi nach den Stürmen der Revolu⸗ 
tion über den Trümmern des ffentlihen und häuslichen Glücks und arbeiteten nun Hand in 
Hand zur Rettung deifen, was ihnen übrig geblieben war. Inden die Gelvquellen verfiegten, 
welche vormals, mie der ausländifhe Kriegsdienſt (nur der neapolitanifche dauerte noch fort), 
einzelnen Käufern Reichthum zugeführt hatten, ſuchte man den Erjag für diefelben auf eblere 
Weiſe, vurh Ausdehnung der Inpuftrie, des Handels und verbefferter Landwirthſchaft. 

Wie beſchränkt auch immer die Kräfte der demokratiſchen Regierung Graubünbtens find, 
und wie mäßig die Öffentlihen Einkünfte, liefert e8 fehon gegenwärtig den Beweis, was 
weife Verwaltung, von uneigennügigen, vaterländifchen Männern geführt, auch mit geringen 
Mitteln Löhlidyed vermag. Den Waarentranjit zwifchen ver Schweiz, Deutſchland und Italien 
begünfligen jegt große und bequeme Hauptftraßen über das Gebirge des Bernharbin, Splügen 
‘ und Julier; den innern Verkehr befördern immermehr verbeflerte VBerbindungsiwege zwiſchen 

den Hochthälern; eine beſſere Bewirtbichaftung des großen Landesreichthums, ver Waldungen, 
it angebahnt. Chur, die Hauptſtadt des Cantons, verjhönert und erweitert fih unter dem 
Geräuſche des Handels und der Gewerbe, den übrigen Gemeinden ein ermunterndes Vorbild. 
Der Landbau flreift nad) und nad) die Fefleln des Vorurtheils und Herkommens ab, je mehr die 
Bildung des Volfes zunimmt. Die Schulen des Landes, nun forgfältiger beauffihtigt, wachen 
an Zahl und Güte, und wo die Kraft der Behörden nicht mehr hinreicht, Hilft ver Eifer gemein 
nügiger Privatmänner unermübet nah. Höhere Lehranftalten find mit beſtem Erfolge gegrün- 
det und blühend. Die öffentlihen Blätter der Schweiz und des Auslandes wie des Kantond 
ſelbſt verbreiten durch die Thalſchaften Licht und nügliche Kenntniſſe. Selbft für dieromanifchen 
Gegenden ericheint in deren wenig gefannter Sprache eine eigene Zeitfchrift. Doch dehnt die 
deutfche Zunge ihre Herrſchaft von Jahrzehnd zu Jahrzehnd immer weiter im Gebirge aus. 

Diejes und viel anderes Rühmliches ift das Werf der legten dreißig Jahre. 

So weit Zſchokke's Darftellung aus dem Jahre 1838. 

I, Graubündten (franz. Grisons, italien. Grigioni, romaniſch Grischun) iſt der größte 
der Schweizercantone. Hat man deſſen Areal auch früher bedeutend überſchätzt, fo beträgt 
daſſelbe doch immerhin gegen 125 geographifhe Quadratmeilen, während Bern deren hoͤchſtens 
123 umfaßt und die ganze Schweiz überhaupt nur 724 Quadratmeilen enthält. Graubündten 
nimmt alfo mehr als ein Sechötheil der gefammten Eidgenoſſenſchaft ein. 

Ganz anders ift dad Verhältniß ver Bevölkerung. Auf dieſem ausgedehnten Gebiete lebten 

ſelbſt bei ver jüngften Aufnahme (December 1860) nit mehr ald 91177 Menfchen; auf der 
Duatratmeile alfo nur 729, während in der ganzen Schweiz, mit Einſchluß dieſes Kantons, 
deren durchſchnittlich 3500 auf einen ſolchen Raum treffen, ſonach beinahe fünfmal fo viel, ja e8 
iſt der Durchſchnitt in der übrigen Schweiz, Graubündten ungerechnet, fogar 4077 auf bie 
Duadratmeile. Diefe Landſchaft erfcheint, troß Ihrer Größe, ver Volkszahl nad) erft ald ver 
neunte der Cantone; relativ aber, nämlich der durchſchnittlichen Menſchenzahl auf die Quadrat: 
meile nad, nimmt fle fogar die legte Stelle ein, indem fie ſelbſt Uri nachſteht. 

Die Zunahme dei Einwohnerzahl ift fehr gering. Die Zählung vom Jaguar 1838 hatte 
.84506 Menſchen ergeben, die vom März 1850 89895, die legte, wie erwähnt, 91177: Die 
Bermebrung betrug alfo in ver ewften Periode 449 im Jahre, in der zweiten Periode ſogar 
kaum 128, alfo blos 0,14 Proc. Die Auswanderungen waren fortwährend bedeutend. 

Nach Confeſſionen ſchieden fidh die Bewohner bei ver Aufnahme von 1860 folgendermaßen: 


\ 
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Proteftanten 52166, Katholiken 39003, Ifraeliten 8. Bei ven vorigen Zählungen waren bir 
Berhältnipzahlen 51855, 38039, 1. Die Zunahme der Katholiken iſt ſonach größer als ie der 
Proteftanten. 

Noch hat man vie Ausſcheidung nad Nationalitäten beim diesmaligen Genjus nicht feſtge 
- ftellt. Der vorige ergab, nad Maßgabe der Hauptfprachen: 35500 Deutſche und 11956 Ita: 
liener, wonad) aljo etwa 42400 Romanen fein dürften. Die veutfche Sprade ift in folgenden 
Bezirken vormwaltend: Ober: und Unterlandquart, Pleſſur, in 5 Ölennergemeinben, 6 Sein: 
zenbergergemeinven, 7 Gemeinden des Hinterrheinthals, 2 Gemeinden im Boden (Feldberg 
und Tamins mit Reichenau) und 1 Gemeinde des Inn arasp); die italieniſche Sprache da⸗ 
gegen trifft man in den Bezirken Moeſa und Bernina, in 2 Gemeinden des Albula und 6 m3 
Maloja, im ganzen in 30 Gemeinden; die romaniſche in den drei Bezirken Münfterthal, 
Vorderrhein und Inn, in legtem ausgenommen die Gemeinde Tarasp, dann in 22 Gemeinder 
des Albula, 34 des Glenner, 18 des Heinzenbergs, 13 des Ginterrheins, 5 im Boden, 12 ed 
Maloja, im ganzen in 140 Gemeinden. 

Die (vollkommen deutſche) Hauptſtadt Chur har feit der legten Aufnahme an Bolfömeny 
mehr zugenommen ald bad ganze übrige Land. Die Einwohnerzahl, 1850 erfi 5943, fig 
auf 7056. 

Die geiftige Bildung des Volkes hat bedeutende Kortichritte gemadt. Gin Zeihen davon & 
es, daß in dent wenig bevölferten und arnıen Lande 12 dffentliche Blätter beftehen können (ver 
Abſatz nah andern Gantonen ift fo unbedeutend, daß er hier gar nicht in Betracht fommt), um 
zwar erfcheinen davon — ein Mafftab für ven Gulturgrad der verfchiebenen Nationalitäten— 
8 in deutſcher Sprache (auf hoͤchſtens 37000 veutfch redende Einwohner, aljo etwa 7500 Fa- 
nilien), 3 in romanifcher und 1 in italienifcher Sprache. 

, Die Dünne der Bevölkerung erklärt ſich aus der Unfruchtbarkeit des Bodens. Nach einer der 
Schweizeriihen gemeinnügigen Gefellfhaft von dem fenntnißvollen Graubündtner A Plants 
vorgetragenen Schätzung ift etwa ein Zmwölftel des ganzen Areald vollſtändig uncultivichar, weil 


durch Gletſcher eingenommen, ein Sechötel befteht aus Wald, ein Fünftel aus Weideland; Taum | 
ein Vierzehntel ift wirklich angebaut. Bei den Weinen herrſcht noch das ſchädliche Herfomme 


der gemeinfanıen Benugung (Gemeinagung). Viele Deutfhbündner pflegen — abgefehen vor 
der vollftändigen Auswanderung — in ihren jüngern Jahren nad) vem Auslande zu ziehen, us 
fpäter mit dem erfparten Vermögen nach der Heimat zurüdzufehren; verhältnigmäßig am mei- 
ften als Zuderbäder, Die zeitweije Auswanderung der Deutſchbündner ift wol ver Grund, daß 
in dem Gantone ein beſſeres Deutjch gefprochen wird ald in der ganzen übrigen Schweiz. 
| Hohe Wichtigkeit für das früher ſo wenig zugängliche Land hat die. Herftellung einer Gijen: 
bahn vom Bodenſee (St.Gallen) ber, welcher Schienenweg bereit3 bis Chur im Betriebe ftekt 
Es läßt fich eine gewaltige Umgeftaltung aller wirthſchaftlichen und Gulturserhältniffe vorher: 
fehen, wenn dieſe Eifenftraße wirklich nad Italien (über und durch ven Lukmanier) fortgefegt 
wird. Schon jegt findet man dad Land weit häufiger als fonft von Fremden beſucht. 


Sehr treffend hat W. Schulz die eigenthümlichen Verhältniffe Graubündtens in ker 


zweiten Auflage des „Staats-Lexikon“ hervorgehoben, indem er bemerkt: ‚Hier flebt noch ve 
ganze Selbſtändigkeit und Vollfreiheit der uralten germanifchen Gemeinden und ber zu Ge: 
richten und Hochgerichten vereinigten Gommunalverbände in ihrer Blüte, während zugleich dad 
nnabweisbare Bebürfniß der innigern Vereinigung für politifches und ſociales Wirken allmab: 
lich fi geltend mat. Darum find ed die Anhänger des Hiftorifhen Föderalismus und Dieje: 


nigen einer mehr und mehr fit) außbildenden Staatseinheit, zwifchen denen der Kampf Hin und | 


ber fhwanft für dad Beharren in alten und zum Theil veralteten Zuftänden, ober für ven ort: 
fhritt zur Gründung einer flärfern cantonalen Einheit in der Freiheit. Aber nicht ſchroff ftehen 
ich diefe Parteien gegenüber, ſondern jeit Jahrzehnden ſchon wird ihr Streit nur mit den fried⸗ 
Iihen Waffen des Geiftes geführt. In einem Canton, wo vor allen andern Staaten dad Activ: 
bürgerrecht ſchon mit den Eintritt in dad 17. Jahr beginnt, während für die Berufung zu 
Standesämtern Fein höheres ald das 21. Lebensjahr erforberlich ift; wo aber zugleich Die Ge: 
meinden fo eiferjüchtig auf ihre Autonomie find, daß dad Staatöbürgerreht nur da auſsgeübt 
werden kann, mp ein jeder anerkannter Gerichtd- und Gemeinvebürger ift: in einer ſolchen 
Demokratie von vereinzelten Demofratien hat die Gewohnheit des Volkes, vor allem den jo oft 
nur einfeitig aufgefaßten lokalen Intereffen Geltung zu verichaffen, viel zu tiefe Wurzel gefaßt, 
als daß nur ver ernſtliche Gedanke aufkommen könnte, den Misſtänden der allzu weit getriebenen 
Abſonderung durch einen ploͤtzlichen Sprung in die Gentvalifation entrinnen zuwollen. Darum 
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hat fi aud) die von außen aufgebrungene helvetifche Einheitsverfaffung nie die freiwillige Zus 
ſtimmung der großen Mehrheit des bündnerifchen Volkes gewinnen koͤnnen, wenngleich einzelne 
helvetiſche Inftitutionen, wie die damalige Einrichtung der Bezirksgerichte und die Gründung 
einer Handelscommiſſion, ihre heilfame Wirkung ſelbſt auf eine fpätere Zeit erſtreckten. Es ift 
vielmehr die allmähliche Steigerung der größern Lebhaftigfeit des fächlichen und perfönlichen 
Verkehrs, wodurch die tfolirten Bewohner der vielverfhlungenen Thäler Graubündtens einander 
genähert werben; es ift der freilich nur langfame Fortſchritt der Volksbildung, ver, welcher hem⸗ 
mende Borurtheile befeitigt und die unermeßlichen Vortheile des Geiſtes der Afjociation, ver in 
engerer politifher Cinigung feinen hoͤchſten Ausdrud fände, immermehr in das Bemußtfein 
des Volkes treten läßt. 

„Dieler allgemeine Bildungsgang wurde durch die politifchen Neformen geförbert, vie feit 
der franzöſiſchen Umwälzung die gefamnte Schweiz betrafen; bauptfächlich durch die Einfüh— 
rung der Mediationdverfailung von 1803, wodurch nie drei Bünde in einen Canton umgefchaffen 
wurden, Auch die Reftaurationsgelüfte von 1814 hatten fi in Oraubündten nicht in dem Maße 
wie in vielen andern Gantonen durchzuſetzen vermocht.“ 

Menn au langfam, fo ward doch manches ſeitdem und zwar entfchienen verbeflert, ſowol 
in der allgemeinen Verwaltung, insbeſondere der Belegung der Öffentlichen Stellen, ald na= 
mentlich im Unterrichtsweſen. Während die Schule früher ganz in den Händen der Geiftlichkeit, 
der Lofalbehörden und zweier confellioneller Privatvereine lag, warb im Jahre 1838 dad Ele: 
mentarſchulweſen erft einem Gantonalerziehungsrath beider Eonfefjtonen untergeoronet, dann 
1843 hierfür ein gemeinfhaftliher Erziehungdrath eingefeßt, der zugleich die Oberleitung über 
die (früher gleichfalls confelfionell getrennten) höhern Lehranftalten zu führen hat, während der 
Große Rath die Oberauffiht über das gefammte Schulwefen ausübt. 

In kirchlichen Angelegenheiten und zwar bei Katholiken wie Proteftanten ruht vie höchfte 
Gemalt in den Gemeinden. Bon, ihrer Genehmigung hängt die Annahme aller kirchlichen wie 
der weltlichen Gefeße ab. Die Geiftlihen beider Confefitunen werden von den Gemeinden ge- 
wählt und ebenfo von diefen entlaffen. 

Gegen die Umgriffe der Bifchöfe, namentlich gegen das feit der Mitte des 17. Jahrhunderts 
hervortretende Streben der römifhen Eurinlpolitif, dad Lanbesbisthum Chur ver Faftvogtei- 
Iihen Schirmanffiht des Gotteshausbundes und fpäter der drei Bünde zu entziehen, hatte 
die Regierung heftige Kämpfe zu beftehen. Sie hat indeß vie ſtaatskirchlichen echte mit 
grögern Nachdrucke, ald in vielen andern Cantonen der Ball war, zu behaupten gewußt. 
Neben einem bifhöfliheh Seminar beftand in Chur eine Fatbolifche Cantonsſchule, die aber 
gleichfalld der nur ein einjeitiges theologiſches Intereife verfolgennen Seminarvermaltung über- 
laffen war und ald Gymnafium den Bedürfniſſen des Eatholifchen Landestheils in feiner Weife 
entſprach. Um fie dieſen ſchädlichen Einflüffen zu entziehen, beichloß dev Große Nath 1832 die 
Translocation der Cantonsſchule nad) Difentis, aber wegen Abgelegenheit dieſes Orts im 
Jahre 1842 ihre Wienerverlegung in das Klofter St.-Luci bei Chur. Die Curie felbit verwei- 
gerte die Benugung der. Kloftergebäube, worauf der Staat ein ausdrücklich anerfanntes Recht 
hatte; ein feindfeliger Hirtenbrief gegen die Regierung wurde von ihr an die Eatholifchen Geiſt⸗ 
lihen erlaffen und von den Kanzeln verlefen, und die Schule wurde ald eine „ſchismatiſche“ 
darzuftellen geſucht. Um dieſen Umtrieben ein Ende zu machen, wurde auf den Rath wohlden⸗ 
fender Katholiken vie Gründung des paritätifchen Erziehungsrath8 von 1843 bejchloffen, 
wogegen bie bifchöfliche Behörde Verwahrung einlegte. Die Regierung lieh fich indeß von der 
geraden Bahn ihres Rechts nicht abwendig machen, und fo Fam e8 endlich gegen den Schluß des 
Jahres 1844 zu einer friedlichen Erledigung des Schulftreite. 

In den Cantonen, wo dem Volke gegen Geſetzesvorſchläge dad Recht des Veto zufteht, wird 
doch von Diefer Befugnig nur in feltenen Fällen und meift nur dann Gebrauch gemacht, wenn 
ein fehr entichiedener Widerwille gegen die beabfichtigte Neuerung vorhanden ift. Häufiger ift 
die Berwerfung von Gejegentwürfen in Graubünbdten, mo biefe ven Gemeinden zur Abftimmung 
vorgelegt werden müffen. Es liegt in der Natur der Sache, daß died den Entwidelungsgang 
der Legislation verzögern und hemmen muß. Noch größer find die Schwierigkeiten, wenn es 
ſich um Berfaffungdreformen handelt. Hat der Große Rath einen Antrag auf Abänderung gut= 
geheißen, fo ſoll diejer, nach nohmaliger Prüfung durch die Standedcommiiffion, auf die Ge: _ 
meinden. außgefchrieben werben; allein während für die Annahme von Gefegen die einfache 
Stinntenmebrheit genügt, bedarf es für jede Reform der Konftitution einer Mehrheit von zwei 
Drittheilen der Gemeindeftimmen. Als ein weiteres Hauptgebrechen ver Verfaſſung wird er- 
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kannt, daß die Mitglieder des Kleinen Raths nur ein Jahr im Amte bleiben und zwar im zweiten 
Jahre wiedergewählt werben, aber ihre Stelle doch nicht länger als zwei aufeinanberfolgende 
Jahre befleiven können. 

Im März 1850, als es fih um Ginführung der Schwurgerichte handelte, verwarf bie 
Standedcommifjion ven beöfallfigen Antrag, und zwar wegen der Schwierigkeit, welche aus der 
Verſchiedenheit der Sprachen entſtehe. Im Jahre 1855 herrſchte eine ungewöhnliche Noth im 
Lande; 6000 Arme mußten unterflügt werden (6, Proc. ver Bevölkerung), und 20 @e- 
meinden waren außer Stande, die für ihre Nothleivenden erforderlichen Mittel jelbft aufzubrin- 
gen. Da vermehrten ſich die Auswanderungen in ungewöhnlicher Ausdehnung und namentlich 
zog eine anſehnliche Zahl Braubündtner nach Brafilien, wowin trauriged Los ihrer harrte. Im 
Jahre 1856 Fam, trog anfänglicher Verwerfung, ein neues Gantonalfitafgefegbud zur Annahme. 

Eine mehr ald gewöhnliche Wichtigkeit hatte die Großrathäfigung vom Jahre 1861. Die 
Verſammlung biefed Rathes findet vegelmäßig nur einmal des Jahres ſtatt (auferorventliche 
Berufungen natürlid vorbehalten), und Die Abgeorbneten werben von den Gemeinden, wie oben 
bereit erwähnt, immer nur fir die Dauer des laufenden Jahres erwäßlt. 

Die wichtigften Arbeiten waren diedmal die Berathung und Annahme eines neuen Gipil- 
geſetzbuchs, eines Polizei- und Fiſchereigeſetzes. Das erſte, die Arbeit des Obergerichtöpräft- 
denten P. C. Planta, wird dem bunten Gewirre ber alten Thalſchluchtſtatuten ein Ende machen ; 
auch fteht deffen Annahme von feiten der Gemeinven, welche nun darüber zu entſcheiden Haben, 
mit ziemlicher Zuverlicht zu erwarten. Nicht fehr wahrſcheinlich it dagegen die Annahme der 
beiden legtgenannten Geſetze. Auf die Errichtung einer Santonalbank ward angebahnt, doch 
fo, daß der Staat mit hoͤchſtens ein Viertel der Actien ſich betheilige, während ver Regierungs⸗ 
entwurf die Anflalt ziemlich zu einem Staatsinflitut hatte machen wollen, wofür der Ganton 
Garantie leifte und die Sparfaffengelver verwende. Dies ward befeitigt. Zu den Übeln des 
Landes gehört die ſchlechte Forſtwirthſchaft. In dieſer Beziehung ift nun ber Kleine Rat zur 
Ausarbeitung eines neuen Organiſationsplans aufgeforvert. Wie ſchon erwähnt, bildet Die 
fogenannte Gemeinagung oder ber Weidegang auf Privatgütern ein Haupthinderniß gedeih⸗ 
licher Entwidelung der Landwirthſchaft. In der ganzen übrigen Schweiz ift dieſe ſchädliche Ein- 
richtung längft befeitigt. Bei vorgefonmenen Streitigkeiten zwifchen Gemeinden und Privaten 
hatte ver Kleine Rath In der Neuzeit die Agungsfervitut conftant in beſchränkendem Sinne inter: 
pretirt, Hingegen fam diesmal eine Berufung an den Großen Rath vor, welder legtere aber ven 
angegriffenen Standpunkt grunpfäglich guthieß. Die Befchränfung eines Hauptübeld ver 
Landwirthſchaft ift fomit entſchieden. Wichtig mar auch die Regelung der Finanzverbältnifie. 
Die Einkünfte des Cantons belaufen fi, mit Einfluß des biäherigen Ertrags der indirecten 
Auflagen, auf etwa 700000 Fr., ver Bedarf, beſonders infolge der gefleigerten Anforberungen 
für dad Militärweſen, auf etwa 900000 Fr. Das Deficit muß fomit durch directe Steuern ge- 
deckt werben. Der Rechnungdabſchluß von 1860 ergab troß der Steuer einen wirflichen Ausfall 
von 19277 Fr., und für 1861 lag die Nothiwendigfeit vor, 255000 Fr. aufzubringen aufer 
den gewöhnlichen Einkünften. Lin: die Laſt gleihheitlicher zu vertheilen und weniger drückend 
ericheinen zu laſſen, entſchloß man ſich, die Sulzpreife für alle Landesgegenden gleich hoch zu 
ſtellen und die Gemeindewaldungen behufs Beiziehung zur directen Cantonalſteuer einer 
Taxation zu unterwerfen. Trotz der nicht günftigen Binanzlage war man einig, noch mehr als 
bisher für das Militärwejen aufzumenden, wobei jedoch nicht vergeſſen werden darf, daß der Auf⸗ 
wand der von der Laſt des ſtehenden Heerweſens freien Schweiz im Verhältniſſe zu allen andern 
Staaten Europas und noch mehr im Verhältniß zu den wirklichen Leiſtungen nur äußerſt unbe⸗ 
deutend ifl. Sehr wichtig wird ed für Graubündten fein, wenn der Antrag des Bundesraths, 
wonad dem genannten Gantone für Herftellung feined Straßennetzes eine Unterflügung von 
1 Mill. Sr. feitens der Eidgenoflenichaft gewährt werben fol, pie Zuflimmung ver Bundedver⸗ 
fammlung erhalten wird. 5. Zſchokke, W. Schulz-Bodmer ud G. F. Kolb. 

Gregor VII., ſ. Papſtthum. 

Grenze. (PBolitifche und natürliche.) Unter fortwährenden Reibungen haben ſich politifche 
Grenzen gebildet, woburd die Staaten al3 eigenthümlich geftaltete Staatöförper erſcheinen. 
Was man mit den Schwerte zu erringen oder wenigſtens zu behaupten vermochte, hat man 
durch Vertrag und gegenjeitige Anerfennung völferrechtlich zu befeſtigen geſucht; aber in ſtets 

von neuem entzünbeten Kaͤmpfen wurden die Grenzen bald enger, bald weiter gezogen. Die 
fortwährenden Veränderungen im Beſitzſtande der Staaten ſind ein Beweis, daß wenigſtens 
nit alle politiſchen Perſönlichkeiten die äußere Geſtaltung gefunden haben, worin ihnen ver 
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Zuſtand des Beharrens eine dauernde Befriedigung gewährt. Der Grund wurde im Art. 
Gleichgewicht hervorgehoben und darin gefunden, daB noch nicht durchweg die politifchen 
Grenzen mit denen ver herrſchenden Nationalitäten zufammenfallen. Das vorwiegende Krite- 
rium der Nationalität ift die Sprade. Hat einmal eine Nation oder ein Theil derſelben auf die 
eigenthümliche Sprache verzichtet, fo If auch der Nationalgeift aufgegeben, und was noch fonft 
von bejondern Stammeseigenſchaften übrig bleibt, iſt kaum mehr als ein hinflechender Körper, 
welcher der Auflöfung und dem Bindringen fremder volksthümlicher Blemente nichtlange wider⸗ 
fiehen wird. Die Grenzen ver Nationen find gleihbeveutend mit dem Umfange der Sprad: 
gebiete. Dabei muß jedoch nicht überfehen werben, daß fich die Rationalgrenzen nicht aus⸗ 
ſchließend nad der überwiegenden Zahl derjenigen bemeſſen laffen, die ſich innerhalb eines be- 
ſtimmten Gebiets einer und derſelben Hauptſprache bedienen, fondern nach dem Umfange, in 
welchem dieſe herrſchend iſt. Auch Takt ſich keineswegs behaupten, daß vernünftigerweife nur 
einer und derſelbe Staat jedes Juſammenhängende Territorium umfaſſen ſolle, worin dieſelbe 
Sprache vorherrſcht. Die Behauptung, daß nach der Forderung eines auf die Naturlehre des 
Völkerlebens gegründeten Geſetzes die politiſchen Grenzen mit den natürlichen Sprachgrenzen 
zuſammenfallen ſollen, Heißt vielmehr nur, daß nicht die Sphäre des Staates ven Bereich der 
herrſchenden Nationalität überfchreiten dürfe, während daſſelbe Sprachgebiet — fei dieſes nun 
durch Meere getrennt, wie das englifche in Europa und Amerika, oder erſtrecke e8 ſich über eine 
zujammenhängende Bodenfläche, wie das amerikaniſch-ſpaniſche — gar wohl verſchiedene ſelb⸗ 
ſtändige Staaten umfaflen mag. Ein Anderes ift es mit folden Stammesgenoflen, welche in 
einem fremden Staatöweien zur Entfaltung ihrer politiihen Nationalität nicht gelangen koͤn⸗ 
nen. Hier drängt das verlorene Glied, folange ed noch nicht im nationalen Abfterben ift, nad) 
dem Hauptförper zurüd, und biefer fühlt den Verluſt, folange noch eine Möglicpkeit feines Er- 
ſatzes vorhanden if. 

Im zeitweifen Befige der linken Ufer des Rheins Hatten fi bekanntlich Die Franzoſen glau⸗ 
ben machen laflen, daß diefer Strom die natürliche Grenze ihred Reichs bilde. Diefe wäflerige 
Anficht vom Bölferleben, dieſes hoͤchſt geiftlofe und plump materielle Borurtheil, das einen 
Gegenftand der leblofen Natur höher ftellt ald den in der Sprache ſich offenbarenven National: 
geift, Hat in Frankreich no immer feine Beltung, wenn auch bei der Maſſe Die Erinnerung an 
die frühere Herrichaft und die Ruhmſucht Haupturfache der Rheingelüſte iſt. Mit gleicher Cin⸗ 
jeitigfeit hat feiner Zeit das ‚‚Berliner Politiſche Wochenblatt” eine eigenthümliche Theorie über 
natürliche Grenzen entgegengeftellt. 1) Das Wefentliche derſelben läßt ſich in Folgendem zufam- 
nıenfaflen. „Es könne nicht von Rationalgrenzen, fondern nur von Grenzen ded Staateß, der in 
einem abgeſchloſſenen Rechtsgebiete beftehe, die Rede fein; dieſe Staatögrenzen würben aber 
weber durch Flüſſe und Berge, noch durch Meere und Wüſten gegeben, ſondern durch daß hiſto⸗ 
riſche Recht, worauf alled Eigenthum ſich gründe, und ihre Feſtſtellung beruhe auf heiligen 
Berträgen, felbft wenn hierbei diefen oder jenem FZürften ober Volke Zwang und Unrecht ge: 
ſchehen fei; es fänden fi zwar politifche Grenzen, die zugleich natürliche ſeien, aber nur ba, 
wo die Möglichkeit aufhöre, daß ein Staat beſtehe, d. b. wo kein Territorium vorhanden fei, 
weshalb e8 denn keine Seekonige und Seefürften gebe.‘ | 

Darauf läßt fi kurz und gut erwibern, daß ver Staat und das in ihm geltende pofitive 
Geſetz nur infoweit zur Quelle eines vernünftigen und wahrhaft heiligen Rechts wird, als durch 
ihn felbft und feine Sagungen die Naturgeſetze der Entwickelung des Voͤlkerlebens offenbart, 
vollfiredt und gegen Eingriffe der Willlür gefehügt werden. Es gibt. aber in Wahrheit eine 
naturgefeglihe Bliederung nad Nationen, und der zu lebendigerm Bewußtſein erwachende 
Nationalgeift wird fort und fort die Anficht befämpfen, daß ein wahrhafter Rechtöflant nur da⸗ 
durch ſich bilden Laffe, wenn widerftreitende nationale Elemente, nach irgendeinem Staatöver- 
trage zufammengefnetet oder mit dem Schwerte durcheinander gehadt, in eine und dieſelbe Haut 
gefüllt werden. Und ein Zufammenfallen ver politifcgen mit den nationalen Grenzen iſt gar 
wohl möglich, weil es unwahr if, daß von Nationalgrenzen nicht die Rebe jeintönne. Das ,PBolis 
tiſche Wochenblatt” wird keinen Menfchen überreden, daß nit in Berlin das Deutfche und in 
Paris das Franzoͤſiſche die vorherrſchende Sprade ift, daß nicht dort dad beutiche Weien, hier 
das franzoͤſiſche das Öffentliche Leben erfüllt, und daß es nicht zwifchen Heinen Orten eine Grenze 
gebe, wo die Herrſchaft der einen Sprache und Art aufhören und bie der andern beginnen müfle 
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Dadurch, daß in Frankreich mitunter deutſch und in Deutſchland franzöfiſch geſprochen wirt, 
hören die Nationalgrenzen fo wenig auf, als bie politiſchen Greuzen aufhören, weil ſich Bürger 
des einen Staates zeitweiſe in andern Staaten aufhalten. Es iſt alſo eine leere. Spitz findigkeit. 
zu behhupten, daß #8 feine Nationalgrenzen gebe, meil etwa die Juden ımter verfchiebenm 
Nationen zerftrent leben, oder weil einzelne Glieder einer Nation unter fremden Sprachgenofien 
fi einbiirgern können, Könnte man doch mit demſelben Rechte behaupten, daß ein Baum feine 
Sfenze habe, oder mit andern Worten, daß er fein Körper jei, weil mitunter der [Bind Zweige 
und Blätter abreißt und fle von dannen führt! Die Nationalgvsenzen ind aber zugleich natur- 
liche Grenzen, und es iſt alfo gleichfalls unwahr, daß dieſe nur ba vorhanden ind, wo Die Müg- 
lichkeit aufhört, bay ein. Staut beftche, 

In andern Artikeln wurde ſchon gezeigt, daß nach einem gefegmäßigen. Bildungsgange bie 
Nationalitäten eine fteigende Bedentung gewinnen und daß ein dauernd. befriedigen der völker 
rechtlicher Zuftand nur unter der Vorausſetzung ſich denfen laſſe, daß die politifhen Grenzen in 
allgemeinen den natlonalen oder denen det Sprachgebiete entfprechen. Hier bleibt alfo. zur &r- 
gänzung nur noch übrig, anf das Geſetz hinzuweiſen, wonach ſich die Bildung der Spradgın- 
zen bemißt und wovon bie Veränderungen m Bezug auf ihre Aussehnung oder Verengung 
abhängen. Die Sprache ift ein Mittel des Verkehrs, und zwar wicht blos des geiftigen, des Ant: 
tanfche8 dev Anfichten und Meinungen, ſondern jle äußert felbf auf die Lebhaftigkeit ned mate⸗ 
riellen Verkehrs ihren Einfluß. Werden doch unter fonft gleihen Umſtänden diejenigen, Die ni 
derfelben Sprache bedienen, Leichter In commerzielle Verbindung treien ald foldye, Die nur duck 
Dolmetfcher fi verftändigen Fönnen, ſodaß ſchon auß dieſem Grunde au her materielle Der: 
kehr zwischen denſelben Sprachgenoflen .eine grühere Lebhaftigfeit gewinnen wird. Die an den 
Grenzen der einzelnen Sprachgebiete eintretenden Veränderungen. werben aljo weſentlich durch 
bie verfhiedenen Richtungen, Bewegungen und Intereifen dieſes Verkehrs bedingt jein. Hat 
ſich nun derſelbe Volkb⸗ und Sprachſtamm auf beiden Seiten eines Gebirges niebergelaffen und 
ba und dort weit genug verbreitet, daß anf jeber Seite Die gleichen Sprachgenoffen im gegenei- 
tigen Austaufche unter fidy felbft ihre hauptſächlichen Bedürfnifſe bed täglihen Lebens zu befrie: 
digen vermoͤgen, ſo wird auch dieſelbe Hauptſprache bieffeitd und jenfeits ji) erhalten, und es 
werden fur etwa verſchiedene Mundarten hervortreten. Diefed gilt z. B. von ben: die Mitte 
Deutſchlands durchziehenden Harzgebirge und Thüringer Walde, von ben Apenninen in Ita: 
lien u. ſ. w. Unter jener Vorausſetzung koͤnnen alfo die Gebirge nit als Örenzen verſchiedener 
Hauptſprachen erſcheinen. Weſentlich dafſelbe gilt von Flüſſen und Strömen. Wenngleich zahl: 
reiche Ströme, wie die Donau u. a., von andern Nationen an ihrem Urſprunge als gegen ihre 
Mündung Hin unmohnt find, fo finden wir doch fat durchaus, dag die an ben beiden Ufern 
gegenüber wohnenden, obwol verihiedener Mundarten ſich bedienend, doch diefelbe Haupt: 
fprache reden. Es iſt zwar nicht wahr, daß der tägliche perfönlihe Verkehr von Ufer zu Ufer 
durch den zwiſchenliegenden Fluß gefördert wird. Denn gerade barum, weil bie Tragkraft dee 
Maflers ven. Transport ber. zum Austauſche beftinnmten Güter begünſtigt, ifl Die perfünlide 
Kraft und die Zahl der Menſchen, die dafür verwendet mirh, eine verhältnißmäßig geringere 
als bei vem Verkehr zu Lande. Auch kann ja bie täglidhe Erfahrung lehren, daß Die Bewohner 
zweier Orte, die etwa durch einen Fluß von einer halben Stunde Breite getrennt ſind, nidt 
ebenfo Häufig miteinander verkehren ald Die Beruohner von zwei gleich benachbarten Drten, bei 
welchen diefe Trennung licht fatthat. Da indeſſen ſchiffbare Ströme dem großen Handel in 
weitere Entfernungen Vorfchub leiſten; da bie natürliche Begimfligung des Haudels eine 
größere Bendlferung anzieht; da ſich bie Lebhaftigkeit neffelben mit ner größern Dichtigfeit ver 
Bevölkerung vermehrt, wie ſich denn allerruärts bie größten Maſſen in den Flußthälern und in 
der Nähe ver Flüſſe zuſammendrängen: fo wird hierdurch ein zahlreidyerer perſönlicher Ber: 
kehr auch von Ufer zu Ufer:vermittelt, und wenn erſt derfelbe Bolfsftamm an beiden Seiten ſich 
angelienelt hat, fo wird um fo mehr viefelbe Hauptfprache da und doat ihre Herrſchaft behaup⸗ 
ten. Denken mir und endlich zwel verſchiedene Rationen, die ſich in einem und, demſelben Flach⸗ 
lande von gleichfoͤrmiger Fruchtbarkeit berühren, ſo werden auch hier gewiſſe Sprachgrenzen 
nach den verſchiedenen Intereſſen des Verkehrs fi bilden. Als Mittelpunkte deſſelben werden 
nämlich bei beiden Nationen mehr oder minder bevoölkerte Städte ſich erheben und ihre größere 
oder getingere Anziehungskraft über: gewiffe Sphären erſtrecken. Es werben alfo auch zwischen 

‚den beiden Nationen gleihlam Indifferenzpunkte und eben damit Grenzpunkte entftehen und 
beſtehen, wo das uͤbergewicht der einen Sprache aufhoͤrt und das der andern beginnt. 

Dieſe Voraueſetung einer völligen Gleichfoͤrmigkeit des Bodens iſt indeſſen unmõglich, 
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weil Die Natur in allen ihren Erſcheinungen eine unendlich manuichfaltige iſt. Auch da, wo fie 
nicht durch hochragende Gebirge, durch Oden oder Wüſten fehr fharfe Marken gezogen hat, 
finnen ſich doch Verſchiedenheiten in der Beſchaffenheit des Bodens, in der Art, daß befonkere 
Strecken wegen ihrer geringern Fruchtbarkeit, wegen ver größern Kargheit der Natur in Ge⸗ 
währung ber Mittel, welche den Gewerbfleiß und Handel förhern, nur von einer dünnern Ber 
völferaung bewohnt fein koͤnnen. Hier wird aljo Die Lebhaftigfeit des perfünliden Verkehrs 
abnehmen. Darum müſſen in folhen verhältnißmäßig minder bewohnbaren Gegenden auch die 
Sprachen ſich ſcheiden, ſodaß dieſe Spwachgrenzen ſelbſt in den Flachländern doch immer mit 
äußerlich erkennbaren Naturgrenzen zuſammenfallen werden. Unter dieſen fann auch ein 
Strom ımd jede ſonſtige, an ſich als ſehr geringffigig erſcheinende Naturſcheide zugleich zur 
dauernden Sprachſcheide werden, wenn ſich einmal zu Beiden Setten verſchiedene Sprachgenoſſen 
angefiedelt haben und übrigens die Verhältiſſe des Verkehrs von der Art jind, daß ſie fi 
einigermaßen bie Wage halten, daß nicht der eine Volksſtamm gegen ben andern eine Werwie⸗ 
gende Anziehungsfraft geltend macht. Beſonders gilt ed von Gebirgen, daß fie, einmal zur 
Spradgrenge geworben, ſich leicht eld folche behaupten. No jetzt, wie vor 600 Jahren, 
fiheidet der Ardennerwald im Luxemburgifchen pas Hochdeutſche und ver Sonjenboſch in Süb⸗ 
brabant das Vlämiſche von den Franzöſtſchen, ſodaß dad fegtern In den fühlihen Provinzen 
Belgiens zwar in den größern Stäbter, namentlid in Brüffel, nit aber auf dem fladien Lande 
hat Raum geivinnen können. Zwar Hört man in ber neuern Zeit häußg bie Behauptung, daß 
die Gebirge aufgehört Haben, natürliche Bölfer- und Sprachgrengen zu bilden, feit man fie auf 
wohlangelegten Straßen ebenfo leicht alä die Ebenen paſſire. Diefsd if eine jener zahlreichen 
Halbwaheheiten, bie in ihrer Anwenbung zur vollen Unwahrheit werben. Von folgen einjei- 
tigen Geſichtspunkte aus gab Chevalier nicht undentli zu verſtehen, daß wol einntal ein ſechs⸗ 
fach größeres Land als Frankreich, daß ganz Wefteuropa bis an. nie Grenze des ruſſiſchen Reichs 
blos darum in einen einzigen Staat ſich verwandeln könne, weil bei Der Geſchwiudigkeit anf 
Cifenbahnen von 10 Lieues in einer Stunde ein fünfundzwanzigmal fo großes Zercitorium 
als das franzoͤſiſche ſich künftig ebenfo ſchnell werde enminifteizen-laffen. 2). Aber mit der Ber- 
vollfommnung der Sommunicationsmittel find die von ber Ratur ſelbſt gegogerien Schranken 
nicht gefallen, fondern in ihfem Cinfluſſe nur modiſitirt worben: Immer lagern ſich vie höhern 
Gebirge ald unwirthbare und unbewohnte oder doch als duͤnner bevoͤlberte Strecken zwiſchen 
dichtere Maflen von Berölferung. Wenn fie dem größern Gütertransporte nicht mehr Die frü⸗ 
bern Hinderniſſe in den Weg legen, fo fcheiden fie Doch den kleinen uud täglich ſich wieverholen⸗ 
den Berfehr, anf ven e8 für die Berännerungen im Umfange der Sprachgebiete weſentlich au- 
fomust, nach beiden Seiten hin voneinander ab. Und wo nur unbedeutende Bruchflüche eimer 
Station anf der einen Seite eines Hochgebirgs wohnen , vie in ihrem täglichen Varkehre an einen 
Volkaſtamm mit anderer Sprache gewisien find, wird bei ihnen aud Die Spracht dieſes Stam⸗ 
med endlich Herrichen» werben, ſodaß ſich unter dieſer Boramsfeguug behaupten läßt, daß auch 
jetzt noch die Sprachgebiete an die Gebirgswände fi anzulehnan ſtreben 

Um ſich die geſetzmäßige Bildung ber. Sprachgrenzen deutlicher zu wachen, muB man neben 
deu Einfluſſe des gemöhnlichen Der&chrs in Handel und Wandel auch new Der ald Müte dar 
Sprache erſcheinenden Literatur, des ꝓolitiſchen Verkehrs und der von Der Lande⸗ſprache pielleicht 
abweichenden amtlichen Sprache in Betracht ziehen. Der Gebrauch einer ſolchen hei Bekannt⸗ 
machung der Geſetze und Werordnungen ſowie in. öffentlichen Verhandlungen und die geaſeuli che 
Bedingung Ihrer Kenniniß, u gu: Stellen uud Anlleru zu gelangen, muß: natünlich ihrex Werr 
breitung bis zu einem gewiſſen Grade Vorſchub thun, Hat ſich alſo ein Sprachgebiet fchew passt 
Eindringen eines fremden Clementa erſchlaſſen, fo wird die Veräͤndexung dagin-.um fu raſcher 
vor ũch geben, wenn die Intevreſſen des gewöhnlichen Handels und Wandels, mit denen des 
pobkischen Verkehrs zuſammentroeffend, nach einen una demſelben Ziele hinwirben. Se iſt unter 
der franzdnifigen Herrſchaft Im groͤßern Theile Lothringens, woſür gegen Waiſten hin aAle natür⸗ 
lichen Bedingungen einer lebhaftern Verbindung wit. Frenkreich vorhanden ſind, Die deutſche 
Syprache völlig verdrängt warden: Dieſe letztere hat dagegen im Odargebiete eine wachſende 
Gertſhaſt errungen. Selbſt in Großherzogthum Poſes, deſſen ſaͤmmtliche ſchiffbare und: flößr 
bare Gewaͤſſer, mit Annahme ver Brahe, der Oder zufliefien, hat die dentſche Coloniſation 
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bedeutende Fortſchritte gemacht, ſodaß faſt ſchon die Hälfte der Bevölkerung, meiſtens Nachkom⸗ 
men eingewanderter Schleſier und Neumärker, vie evangeliſche Religion bekennt und haupt⸗ 
ſächlich der deutſchen Sprache ſich bedient. Hier koͤnnte wol das Polniſche, unter ver Voraus: 
jegung, daß die politiihe Verbindung mit dem deutſchen Weiten längere Zeit hindurch befteht, 
trog aller Gegenanjtrengungen der neuern Zeit von dem Deutfchen noch völlig verbrängt wer: 
den. Aber was vom Obdergebiete, gilt nicht vom polnischen Theile des Weichfelgebietes, und was 
in Lothringen geihah, dürfte jchwerlih im Elſaß gefchehen. In dem dur die Vogefen vom 
übrigen Frankreich gefchiedenen Elfaß, der mit feinem Verkehre hauptſächlich an das dich 
bevoͤlkerte Rheinthal gefnüpft .ift, hat ch die deutſche Sprache erhalten und wird ſich funftig 
erhalten, da fie einer nothwendig lebhaften Verbindung mit Deutihen zum Mittel dient. Allein 
bier zeigt ſich auch, daß Sprade und Nationalgefühl nicht abjolut zufammengehen. Man thut 
kein Unrecht, wenn man zweifelt, ob bie deutſchredenden Elſaſſer in diefem Sinne noch Deutſche 
iind. Soweit nur irgend möglid, hat man in ber Öfterreihiichen Monarchie das Deutiche zur 
Sprache des politifhen Verkehrs gemacht. Dennoch bat man bemerkt, daß ji in einem kleinen 
Theile von Südtirol, zwiſchen Bogen und Trient, das italieniſche Sprachgebiet auf Koften des dent: 
hen etwas erweitert hat. Hier war offenbar ver Einfluß des täglichen Verkehrs mächtiger als ber: 
jenige ber erzwungenen politifchen Verhältniffe. Ein Theil ver Bewohner jenes Gebietes war fin 
den gewöhnlichen Bedarf hauptſächlich an feine italienischen Nachbarn gewielen, und fo hat auf 
die Sprache verfelben bei ihnen Eingang gefunden. Diefe wirb zwar ihr Gebiet port ſchwerlich 
bis an die Waſſerſcheide des Brenners ausdehnen, weil ſchon in der Stadt Bogen der Mittelpunkt 
für einen Kreis deutſch redender Bevölkerung gewonnen if; allein immer beweift jenes Zurüd- 
weichen der dentſchen Sprachgreuze, daß der Einfluß polltifcher Zuſtände die von den Verhält 
niſſen des foeialen Lebens gebotenen Beränderungen nicht zu hemmen vermag. Und ebene 
zeigt das Schickſal der deutſchen Sprache in Kaiferflaate überhaupt, daß der Zwang anf biefem 
eigenften @ebiet des Volksnaturells ohnmächtig iſt, ver Danijirungsverfuche in Schleswig gan; 
zu gefchweigen. Gewiß ift, daß die jo bedingten Veränderungen im Umfange ber Sprachgebiete 
nad dem Charakter der einzelnen Voͤlkerſtämme, nad) ihrer größern ober geringern Empfäng- 
lichkeit für die Aufnahme fremdartiger volfsthämlicher Elemente ſich modificiren und da um 
dort rafcher oder langfamer von ftatten geben; allein ver Umſtand, an welche Sprachgenoflen: 
{haft man zumeiſt im täglichen Verkehr geknüpft ift, wird im Lauf der Zeit entſcheidend bleiben. 
So bat wol während der kurzen Dauer der franzöfiſchen Herrfchaft unter den Bewohnern ber 
Pfalz, die fih bei einer größern geiftigen Beweglichkeit allem Neuen leichter erſchließen, die fran- 
zöſiſche Sprache verhältnigmäßig fhnellern Eingang gefunden als bei der Bevölkerung dei 
Eifaffes, die ein fefteres Halten am Überlieferten harafterifirt. Dennod find auch Dort die fo: 
cialen Berhältniffe von ver Art, daß zwar dad Franzöfifche neben ven Deutfhen in weitern 
Kreife ſich verbreiten mochte, daß es dieſes aber ſchwerlich jemals ganz Hätte verdrängen können 
Im Rückblicke auf viefe Erfahrungen und Betradgtungen muß man anerfennen,, daß, mie 
alles in der äußern Natur und in Völferleben, fo aud der Umfang der Sprachgebiete gewifſen 
Beränderungen unterworfen if. Diefe werben beträchtlich fein, mo noch verfchiebenartige 
nationale Elemente bunt Durcheinander gemengt und in gärender Miſchung begriffen find, wie 
namentlich auf dem Boden Amerikas. In Europa Dagegen, wo der Bildungsproceß Der jegigen 
Nationen um fo viel Jahrhunderte früher begonnen bat, als die Bölferwanderung den eutopäi- 
ſchen Auswanderungen in die Neue Welt vorangegangen iſt, haben fi bie Nationalgrenzen 
ſchon beflimmter andgeprägt, und alle weitern Veränderungen werben fi fortan, befonders im 
Wefſten unſers Welttheils, nur auf minder beveutende Schwankungen beſchränken. Und fo 
bürften mol auch die jet herrſchenden und damit als lebensfähig bewährten Nationen fiä 
behaupten, in gleihem Sinne, mie ein Strom verfelbe bleibt, obgleich er immer neue Wellen in 
den Ocean gießt und bier einigen Boden anſchwemmt, vort fein Bett etwas erweitert; umb in 
gleichem Sinne, wie ein Menſch derſelbe bleibt, obgleich er alle Beftanptheile feines Körpert 
wechfelt, und obgleich das reifere Alter, ohne die Grundform feiner äußern Geftalt zu vernichten, 
biefe in veränderten Umriffen erfcheinen läßt. Die äußern Umriffe des Nationallörperß, deſſen 
ber In der Sprache ſich offenbarende Nationalgeift bedarf, um beftehen zu Eönnen, werben fi 
nun Immer nach ver Beſchaffenheit ver Oberfläche des Erdkörpers, nach gewiflen von der Außern 
Natur gezogenen Marken bemeffen. Denn die Sprache iſt ein Mittel. des Verkehrs unter ben 
Menſchen, deren mehr oder minder zahlreiche Verbindungen ſtets abhängig von ſolchen Natur: 
grenzen bleiben. Nur muß man nicht behaupten wollen, daß ausſchließend Gebirge oder Meere 
und Ströme over Wüften, Oben und minSer bewohnbare Streden dieſe Grenzen bilden; denn 
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bald iſt es das eine, bald das andere, was bie befondern Kreife eines lebhaftern perſoͤnlichen 
Verkehrs voneinander ſcheidet. Überall mäflen wir jedoch eine ſolche natürliche Gliederung auch 
in der äußern Geſtaltung der Nationen und ein Geſetz anerfennen, von dem biefelbe abhängig 
ift. Lind fo dürfen wir e8 denn aud für bie Politik nicht blos ale eine mögliche Aufgabe, fon- 
dern ald eine Forderung des natürlichen und vernünftigen Rechts bezeichnen, daß fie ſich in der 
Abſteckung der Staatögrenzen dem Gebote jened Naturgeſetzes unterwerfen follte, ehe ſich dieſes 
im Widerſpruche mit den willfürlid trennenden Schranken der Menſchen gewaltfam geltend 
macht. Iſt doch auch auf die Politik das inhaltſchwere Wort Goethe's anzuwenden: ‚Die Natur 
bat immer vet, und der Menſch hat immer unrecht, folange er fich mit ihr nicht in Einklang 
zu ſetzen verſteht.“ Zwar wird ed an Berleugnung dieſer Wahrheit nimmer fehlen, aber auch 
- Die Strafe dafür wird nicht ausbleiben. Nach unferer Überzeugung ift aber eine doppelte Ber: 
tennung der richtigen natürlichen Grenzen moͤglich. Die eine iſt die hier in erfter Reihe zurüd- 
gerviefene, welde in blinder Anbetung des formellen Rechts ven Begriff natürlicher Grenzen 
ganz leugnet; die andere muß wenigftend der Einſeitigkeit geziehen werben, wenn fie Die Sprache 
zum abfoluten Kriterium der Nationalität und damit der nationalen oder natürlichen Grenzen 
macht. Die richtige Loͤſung bietet die Erkenntniß, daß zwar die Nationalität im ihrer aus vielen 
Elementen harmoniſch gemifhten Cigenthümlichkeit für die natürlichen Grenzen eine® Stantes 
die vorwiegende Grundlage bildet, daß diefe aber gewiſſe Modificatiowen durch die phyfifchen 
Verhältnifte und dad Nebeneinander der Staaten erfeibet, und daß für die Natlonalität die 
Sprade nur ein, aber nicht das allein entſcheidende Kriterium abgibt. Natürliche Grenzen find 
die nationalen Grenzen (unbeſchadet der erwähnten Mitfactoren), und daß Bei Sand und Volk, 
wo diefe nationalen Grenzen mit den politifchen identifch find, ceteris paribus die Zwecke des 
ftaatlichen Lebend in einem böhern Maße erfüllt werben können als in einem disharmoniſchen 
Goncert verfchiedener Nationalitäten, muß als abfolut richtig behauptet werden. Daß nur in 
einem Staate mit einer Nationalität das Öffentliche Leben dauerhaft ift, wäre ein gemwagter 
Schluß, aber die Schwierigkeiten wachfen in vem Maße, in welchem vie Thellnahme der Bevoͤl⸗ 
ferung an der Staatälenfung zunimmt, d. h. bei den Völkern umferer Culturepoche mit jeden: 
Jahre. Vorrrefflihe Bemerkungen über das Verhältniß der Natlonalitätögrenzgen zu ben 
Staatögrenzen finden fi bei Mohl in der Abhandlung Nationalität” in veflen „Staatsrecht, 
Bölterreht und Politik“, Bd. I, und gegen die erclufive Bedeutung der Sprache für die Nationa⸗ 
lität bei John Stuart Mil, „Conakleratlons on representative government‘ (London 
1861), Kap. XVI. W. Schulz: Bodpmerund H. Marquardien. 

Griechenland. (Sociale Verbältntife im alten Hellas, Befreiungstampf 
Neugriehenlandß. Gntwidelungsgefhiäte des neuen Staated. Statifti- 
fhe Verhältniſſe deſſelben.) 

I. Andeutungen über die ſoeialen Berhältnifte im alten Hellas.) Es 
ift faft unmöglih, den Namen Griechenland auszufprehen, ohne des ruhmumſtrahlten alten 
Hellas zu gebenfen, an das fich fo viele begeifternde Erinnerungen, fo viele [höne Träume aus 
der Iugendzeit wol eines jeden von ung fnüpfen. So können wir auch hier vom neuen Grie: 
henland nicht reden, ohne des alten wenigſtens mit einigen kurzen Andeutungen zu geventen, 
wobei ſich uns freilich in vielfacher Beziehung ein anderes Bild ald das in unfern Sünglings: 
jahren durch die Bhantafie gefihaffene varftellen muß, wenn wir die Zuftände mit praftifchen 
Blicke, und auch von den angenehmften, lieblichflen Vorurtheilen lo8fagend, prüfen. | 

Unendlich viel iſt ſchon darüber gefchrießen worden, welcher Umſtänden Altgriechenland jene 
ſchoͤne Blüte verdankt, von der die ganze Welt mit fo Hoher Bewunderung fpricht. Lage, Klima, 
Boden, Menſchen, Zeit und Verhältniffe wirkten bier fo wundervoll zufammen, daß wir nicht 
im Stande find, alle Wechſelwirkungen verfelben nachzumeifen. Wundervoll nennen wir biefe 
glückliche Verkettung von Umfländen, denn der Mangel eines einzigen von ihnen würde hin: 
gereicht haben, zu verhindern, daß Griechenland hätte werden Fönnen, was es geworben iſt. Das 
nämlihe Hellas, Menſchen, Boden und Klima, flatt eines Tüften = und hafenreichen, nach allen 
Richtungen vom Meere umfloflenen Landes, in eine afritanifhe Binnengegend verwandelt — 
und unmöglich wäre der große, alles belebende Verkehr unter den eigenen Volkoſtaͤmmen und mit 
entlegenen Ländern geweſen; unmöglich der rettende Tag von Salami. Oder hätte fi der 
Lauf der Ereigniffe minder glücklich geftaltet: Griechenland von den Perſern unterjocht — und e8 


1) Über Recht und Staat f. den Art. Griechiſche Volksanſichten von Net und Staat von Welder 
D. Re. 





T10 | Gribch eacluui 


muhte erflarren unter ber orrentaliſch espotiſchen Satrapenregierung. Den Freihritskampf aber 
ganz hinweggedacht — und jener Fülle edler Empfiubungen und Kraft, jener vielſeitigen Ent⸗ 
wichelung aller Anlagen und Faͤhigkeiten un wilden Waffengetümmel wie in hen zarten Künften 
des Frierens Hätte die Schwung feder gefrhlt, ſie wonigſtens bis ga wer. erlangten Höhe empot⸗ 
zubringen. Des milden Himmel, ben füdlich gelegenen Voden aber hinweggenonimen — und 
die Vefdiedigung der abſolut geſteigerten Bedlir fniffe des Lebens hätte oin fuſt ununterbrochenes 
Wirken ver Maſfe für albgemeine Zwecke nie möglich werben laſſen. 

Mir fepen dieſe allgemeinen Anwentungen nicht weiter fort, ſondern sollen ihnen mur noch 
einige ſpocieile anfügen. 

Ein beſondetes Bid für das geifbige Boranfıhreiten ver Hchenen finden wir in ihrem 
Söarratiunerhälmiffe, in ihrer Trennung in faft unzählige Eleine Sitanten, ſodaß ſich allent- 
batken das Talent, nicht anf eine ferne Haupeiſtadt hingewieſen, keineswegs nach. einer 
einzigen Gefhmadäform gemodelt, ſondern frei, feinen eigenen Anlagen gemäß entwickeln 
fonnte, wobei bed Aufblühen in ber einen Stadt ſtets den Metteifer im der andern ſtets 
aufs neue amtrieb . 

Ginen für uns beinnhe unbegveiflichen Einfiuß auf die Bildung ber Gellenen in allen Brit: 
raͤnmen ihren Gefchichte eriungten Homer's Geſänge. Richt nur, dag wir in ihnen vie ebeiften 
und erhabenften Heldengedichte beiwundern nıuflen, welche Die Welt aufzuweiſen Hat, foubern fir 
find auch — was fin Die Geſchichte der Menſchheit das Wichtigſte — Diejenigen Geſänge, welde 
ven tiefſten und allgemeinſten Cinfluß auf die Cultur eined Volkes (ja vieler Völker) erlangten. 
Bir den früheſten Beiten bis zum Untergange der altgriechiſchen Nationalität lebte Homer im 
Munde aller Hellenen. Die Iliade und Odyſſee warte in gewiſſem Sinne. dem Griechen das 
Märliche, was dem Zuden der Pentatench und nachmals der Talmud, was dem Chriſten dir 
Babel, dem Parfen bar Hendapeſta, dem Mehammedaner der Kornn; fir konnten aber ber Mation 
nur darum jo thener werben, weil vie Helleurn weder Bentatend; amd Ralmmd, noch Bibel, 
noch Zeudavaſta, neth Koran, noch etwas Ähnliches behaßen. Wie bei uns die Jugend in 
der Bibel und im Katechismus untertichtea wird, jo ward der junge Mrieche mit Homer vertraut 
gemacht. Grundlage dieſes Bultnd waren die veine Natur und eine Fülle edler, männlider 
Kraft, verbunden und ausgeſchmückt burd; Die bewandernswertheſten Erbilde ber großartigſten, 
fünften Poeſie — ein Cultus eigener Art, ohne ſtarre Satzungen, ohne Vorſchriften eines 
blinden Olaubens, ohne das Princip des paſſiven Leidens und Duldeus, frei, rein, heiter und 
kraftvoll, wie Der Menſch in jenes Haldenzeit unter dem Ihönen griechiſchen Hhmrel werden 
nmfte, iſt die Grundlage dieſer wundervollen Geſange. 

Was die Entwickelung ver griechiſchen Kultur feruer iberaus mächtig beförderte, war das 
Öffentliche Leben des ganzen Volkes. Dieſes fand ſeine mächtigſte Beförderung in ber repu⸗ 
bilfanifchen Megierungsfora und in der leichten Befriedignug der perſoͤnlichen Behürfnifle 
bed Eingelnen.. 

Das Difentliche Erben beſchränkte ſich aber keineswegs anf bie rein politiſchen Volksver⸗ 
fanmlungen. Nicht geringe Beachtung verdient auch Bad. Theater. „Was die öſſentliche Aui⸗ 
merkſamkeit erxegte“, ſchrribt Herren, gleichniel, ob Perfonen eder Sachen, mußte eriuarten, 
auf die Bühne gebracht zu werden. Gelb der mächtigſte Demagog, in der Fülle feiner Macht, 
entging dieſem Schickſale nicht; ja das Voll von Athen ſelbſt hatte die Freude, ſich perſonificirt 
dargeſtellt zu ſehen und über ſich nach Herzrusluſt lachen zu koͤnnen, und — krönte den Dichter 
dafür.“ Und fo dief war dieſe Freihtit im Brite des geſammten Volkes gewurzelt, daß ſelbſt 
in der Terroriſtenzeit ver dreißig Tyraunen zu Athen dieſe es nicht gerathen fanden, den Btr- 
faſſer des Schaufpield zu beſtrafen, ver ie mehrmals angeſichts der gangen verjantmelten Menge 
auf der Bühne verſpottet hatte. 

Wie herrlich una kemunperuäwertb. wir aber nuch fo vieles bei den alten Griechen finden. 
wie unendlich hoth fie ſich auch in Entwickelung der ſchönen Kuünſte erhohen, fo beweiſt und doch 
eine nähere Brhfung ihrer Geſammt: Sooialverhälteniſſe, daß fie im Vergleiche wit Dem eullivir⸗ 
ten Voölkern der Meuzeit im ganzen unendlich tief ſtanden, daß fie ſich der Ahat und in einem 
nen Menſchenwürde nicht. entſprechenden, vielfach häßlichen und wahrhaft erbärmlihen Zu- 
ftande befannen, 

Weiſtens beimambiet man nur das Eihöne, das Althellaß allerdings in zeichen Fülle ber. 
Das Berwerfliche wird entweder gar nicht erwähnt, oder man nimmt es ale einfache Thatſache 
hin, ohne weiter darüber nachzudenken, wie ſehr es drügen und verletzen mocht wie ſehr es oft 
die Menſchheit und den Geiſt der Humanität in ihren delſten u und heiligſten Beziehungen mit 
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Füßen trat. Ya, unter der Maſſe von Schriften, die wir über Altgriechenland beſitzen, iſt 
unſers Wiſſens auch nicht eine einzige, die es fi zur Aufgabe gemacht hätte, pie althelleniſchen 
Zuſtände in ihrer Totalität mit jenen unſerer enftivirten Völker in Bergleiihwig zu ziehen. 
Man begnügt fich, zufammenzuftellen, was die alten Schriftfteller fagten ; das, was fie aber nicht 
fagten, was fle gar nicht Fannten, bleibt ohne weiteres völlig außet aller Beachtung. 23 - 

Wenn wir das Sein und Leben der alten Grishen näher ing Auge faflen, fo vermiffen wir 
vor allem jede Idee eines das Wohl der ganzen Menſchheit umfaſſenaden Begriffe. Zu-jeldiem 
Humanismus vermochte ſich ver Hellene nie zu erheben, er ahnte nicht einmal wie Möglichkeit 
eines -folchen Gevantens. Ebenſo inte die alten Juden oder AIgypter hielten ſich auch die Griechen 
für ein audertmähttes Bolk, neben Dem alle andern Menſchen nur Barbaren feien um» es in alle 
Ewigkeit bleiben müßten, unwürdig ver Gultur, unwürdig Der Reitgion der Hellenen. Rein 
Nichtgrieche durfte in die. Myſterien eingeweiht werben.)  : 

Aber ver Grieche ſelbſt ward außerhalb ſeines Gebuttslandes keineatnegs geradezu als Hel⸗ 
lene geſchätzt. Im IThebaner, ver nach Athen kam, erblickte man nicht den helleniſchen Bruder, 
fordern Immer nur ven Böotier. Darum konnte man ſich, vielleicht einige wenige Fälle ausge- 
nommen, miemals; alte ſtaatsbuͤrgerlichen Mechte genießend, aus eiuem Bebiete in das andere 
oder ſelbſt nur vom platten Lande in die Stat üͤberſiedeln. 

Zwei oder drei Städte waren nacheinauder die herrſchenden. Sie geboten alten andern 
kleinern. Diefe letztern konnten ſich nicht frei bewegen, konnten nö nit der Fruͤchte Der Selb: 
ſtändigkeit und Unabhängigfeit wahrhaft erfreuen. 

Aber fogar in den wenigen herrſchenden Stäbten mar bie eigehe Bevhlferung fireng wieder 
in verſchiedene Klaffen und Stände mit gang ungleichen Mechten gel chieden. 

So gab es in Athen: 1) freie, eingeborene Bürger, getrennt in 4 Klaſſen: a. herrſchender 
Adel; b. Landbbauern; o. Hirten; d. Handwerker (oder auch nach ver Größe der Binkünfte 
dafffict);; 2) Bremplinge, Eingewanderte und deren Nachkommen, Schutverwandie von 
Ariſtophanes „vie Spren der Städte“ genannt; 8) Sklaven. 

Nicht minder finden wir bei den Spartanern: 1) Dis eigentlichen Syertaner, 8000. an der 
Zahl; 2) vie Feine hoͤhern ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte genießenden Lacedämonier; 3) eine Art 
Leibeigener; 4) die eigentlichen Sklaven. 

Wie klein war ſonach die Zahl berjenigen, welche ſich im Vollgenuſſe aller naturgemahen 
Nedhte befanden! 

Ein Hauptübel war die Sklaverei. Der Gedanke der rechtlichen Gielchhein der · Menſchen 
oder nur der Moͤglichkeit, daß die Welt ohne Sklaven beſtehen könne, war den Alten durchaus 
fremd. Selbſt Ariſtoteles lehrt allen Ernftes, daß manche Menfchen gur Knechtſchaft geboren 
würden. Übrigens enthielt das alte Griechenland fſechsmal mehr Sklaven nis Freie, und ein 
gutes Pferd Hatte einen höhern Werth, d. h. mußte theurer bezahlt werden, als einer jener Un⸗ 
gluͤcklichen, die man nicht einmal an ver Verehrung einiger Goͤtter theilnehmen ließ, da durch ihre 
Gegenwart die Bötter beleidigt, ver Gultus entweiht werden ſollte! 

Die Wirkang des Sklaventhums war von unberechenbarer Auodehnung, beſonders in 
Sparta. Nie waren die Herren ſicher, ob jene nicht iodbrächen; „denn fie jigen gleichfam im 
Hinterhalt‘; ſchreibt Ariſtoteles, „lauernd auf Unglüdsfäller.- Yolgen davon waren, daß man, 
wie zur Zeit des Peloponneftfhen Kriegs, Tauſende derſelben hinterliſtig erwuͤrgte, much def 
man flet3 kampfbereit, ſtets geräftet ſein mußte, was dann wieder um fo leichter verleitete, in 
günftigen Momenten über die Nathbarvölker Herzufallen und fie zu unterbrüden: ein Umredt 
führte zum andern. Den doppelt unglädlichen Zuſtand ver griechiſchen Sklaven wollen mir hier 
nicht im einzelnen beleuchten. 

Das Familienleben, diefe wichtigfte Grundlage jedes civiliſirten Staates, war, wie im 
Art. Ehe gezeigt ift, äußerft übel beftellt. Es fehlte auch faſt durchgehends an Cittenreinfei 
(Hetärentiebe, Päberaftie, Herleihen ver Frauen an andere u. f. w.). 

Die Barbarei, daß ed von der Willkür des Vaters eines neugeborenen Kindes abhing, 


2) Wenn man wie Varthtlemd in feiner Voyage du jeune Anacharsis einen Seythen nach Grie⸗ 
chenland reifen läͤßt, mug dies allerdings genügen; ein ſolcher Tann nicht nehr Fragen, als was bie alten 
Schriftfteller aufgezeichnet haben. Welches ganz andere Bild müßte ſich aber darftellen, wenn man 
flatt feiner etwa einen gebildeten Briten nach Altbellas fendete? Nach welcher Menge der ung mit Recht 
wichtigen Dinge, die die alten Griechen auch nicht einmal bem Namen nach Faunsen, wütbe er fich 
erfundigen! 
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daſſelbe zu töbten ober außzufegen, beſtand rechtsguͤltig in ganz Griechenland, das einzige 
Theben ausgenommen. Manche ver ausgezeichnetſten helleniſchen Philofophen ®) vermochten 
auch hierin fi fo wenig zu einem hoͤhern Begriffe zu erheben, daß fie ein ſolches Verfahren 
geradezu gutbießen. 

Überall in ganz Griechenland galt das burchaus verwerfliche Princip, daß die einzelnen 
Menſchen nur des Staates, nicht der Staat feiner Bewohner wegen vorhanden ſei. Der Menſch 
als folder hatte Eeinen Werth; nur inſoweit er ald Mittel zur Erreihung der beabfidtigten 
Staats,wecke diente, achtete man feiner. Am weiteſten durchgeführt finden wir dieſen unnatür- 
lichen Srundfag bei den Voͤlkern vorifchen Stammes, namentlich bei den Spartanern, wo ſogar 
die Erziehung der Kinder nicht von den Altern geleitet werben durfte, fondern ald Etaatöſache 
behandelt warb — eine reiht raffinirte Unnatürlichkeit, durch weiche fogar bie den Beftien von 
der Natur eingeprägte Liebe zu ihren Jungen mit Füßen getreten wird. 

Berbreitung des Wiflend und der Bildung ward unter den Griechen vielfach nicht geförbert, 
fondern als gefährlich gehemmt. Unter ven Spartanern Indbejondere mußten wenige zu leſen 
und zu ſchreiben, viele nicht einmal zu zählen. Einen Larenämonier, der fi auswärts mit ber 
Beredſamkeit vertraut gemacht, liegen die Cphoren, ald hierdurch beabfichtigter Taufchung feiner 
Mitbürger Ihulbig, beftrafen. Aber nicht allein bei dieſem Bolfe, ſondern faft überall in Alt: 
griehenland treffen mir auf Unmiflenheit und Aberglauben. So verboten die Mitylenier 
nad Unterwerfung einiger von ihnen abgefallenen Bundesgenoffen denſelben, ihren Kindern 
irgenveinen Unterricht ertheilen zu laſſen, da fie Unwiflenheit als das fiherfie Mittel zur Be: 
gründung dauernder Knechtſchaft betrachteten. 

Unendlich weit war man in der freien Entwickelung ver religidfen Begriffe zurũck. Die Ein: 
führung eines fremben Cultus hatte man in Athen bei Todesſtrafe verboten. Wir finden Bei- 
fpiele aufgezeichnet, daß Menſchen blos darum hingerichtet wurden, weil fie im heiligen Haine 
einen Strauch ausgerifien ober einen ven: Asflepiod geweihten Vogel getöbtet hatten.*) Ein 
Kind, In gartem Alter, offenbar keiner Unterſcheidung fähig, ward in Athen hingerichtet, weil 
es ein dem Kranze der Diana entfallenes Bolvblatt aufgehoben!?) Gleiches Los theilte, wer 
ein mit Verwünſchung belegte® Feld anzubauen verſuchte! u. |. w. Selbſt Platon bilfigt es 
ausbrüdlich, daß der Gottesraub mit dem Tode und bem Berlufte eines ehrlichen Begräbnifles 
beſtraft werbe! 

Nicht Sokrates allein, auch Protagoras, Äſchylos, Anaragoras, Prodikos, Diagoras 
u.a. fahen fi durch den religiöfen Fanatismus In gejeglicher Form auf äußerfte verfolgt. 
Mas religidfe Aufklärung betrifft, fo wurden die Griechen allerdings bald weit überholt durch 
die @ebilvetern der Römer. 

Des Hetärencultus zu Korinth und jened dem Dienfte der babyloniſchen Mylitta ähnlichen 
auf Eypern wollen wir nicht weiter gedenken, aud nur kurz erwähnen, daß namentlich bei den 
Arkaviern lange Zeit Menſchenopfer eingeführt waren, aber was das Unbegreiflichſte ſcheint, 
iſt jene Art heiliger Scheu, mit der ſich meiſtens ſogar die gebildetſten Männer Altgriechen lands 
gedankenlos vor den vernunftwidrigſten und betrügeriſch durchgeführten religiöſen Einrichtun⸗ 
gen beugten. Bei allen wichtigen Vorkommniſſen des Öffentlichen wie des Privatlebens lief 
man bin und ſuchte, alle Vernunft verleugnend, Hülfe durch den Rath der Orakel. Sogar 
ein Zenophon fragte freiwillig, ehrfurchterfüllt, nach deren geheimnißvollen Winfen, er wagte 
fein Treffen, wenn nicht die DOpferzeihen günflig waren. Ein Thucydides, jener erleuchtete 
Geiſt, beginnt fein Meiſterwerk damit, daß er in Erdbeben und Sonnenfinfternifien, die 
dent verheerenden Peloponneflfchen Kriege vorangegangen maren, Unheil verfünvende himm⸗ 
lifche Zeichen zu erblicken wähnt. Selbft Sokrates foll von ſolchem Aberglauben nicht völlig 
frei gewejen fein. Das ganze Volk ohnehin glaubte an Zaubereien, und die Befege 
unterfagten nur den Misbrauch verjelben. Als jemand niefte, während Zenophon öffent: 
lich vedete, warb biefed der Grund, ihn zum Feldherrn zu ernennen! So in zahllofen Bor: 
fommniflen. 

Die Gefanımtmafle der herrſchenden Zuſtände mußte eine faft gänzliche Sittenverberbniß, 
namentlich unter ven Vornehmen in den erften Städten des Landes, herbeiführen. Es häuften 
ſich Ausſchweifungen aller Art. Falſche Eide wirft man ven erften Männern Öffentlih und in 
der Art vor, als fei diefes etwas allgemein Befanntes. (Demofthenes in der Rede gegen Ti- 





3) Plato de rep., lib. V. 4) Aelian. var. hist, lib. V, c. 17. 
5) Ibid., c. 16. Poll., lib. IX, c. 6. 
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motheos.) Überall in ven Reden Beſchuldigungen der ſchamloſeſten Beitecgungen und ber 
Höcften Verborbenheit.C) Einem armen, ehemals angejehenen Olynthier in Athen muthete 
der erfle Redner in ver Welt zu, er folle Öffentlich zeugen, feine eigene Frau fei als Gefangene 
von Afchines gefchändet worden; für diefe Lüge folle er nad unferm Gelde etwa 250 Fl. er: 
halten, und das Doppelte, wenn er dieſe falſche Ausſage vor Bericht ınit einem Give befräftige. 7) 
Dazu gehört, um das vorhandene Gefühl für Schicklichkeit zu würdigen, die Erſcheinung, daß 
zwei vornehme Athener (Meidias und Demofthenes) proreffirten, weil ber eine den andern ganz 
öffentlich im Theater mit Ohrfeigen und Yauftfchlägen mishandelt hatte. 

@in fprechendes Zeichen des Culturgrades gibt dad Kriegdrecht ver Hellenen. Sie begriffen 
nicht, daß der Steger nicht auch Gebieter über das Privateigenthum ber Bewohner des befiegten 
Staates fein folle. Die ganze Kriegführung ging gewöhnlich darauf hinaus, nit fowol 
den Feind in offenem Kampfe unmittelbar zu befiegen, als vielmehr vie einzelnen Einwohner 
des feinblihen Landes durch Bermüftung ihrer Felder, durch Berheerung ifrer Wohnungen, 
durch Nieverbrennen ihres ECigenthums unglücklich zu machen, wenn man anders ihrer nicht 
ſelbſt habhaft werben und fie als Sklaven fortſchleppen fonnte, was immerhin bie bellebtefte 
Methode war. | 

Auch in den blühenpften Zeiten der Griechen finden wir es als eine gewöhnliche Erſcheinung 
aufgezeichnet, daß die Sieger die Iinterlegenen verfiümmelten oder niedermegelten.®) Soweit 
die alten Hellenen in den Tönen Künften voranfchritten, fo weit blieben fie in ben meiften, be: 
fonders In den rein technifchen Wiſſenſchaften zurück, theilweiſe nicht ohne unmittelbare eigenes 
Verſchulden. (So warb Anaragorad der Ruchlofigkeit angeklagt, weil er behauptet Hatte, die 
Sonne ſei ein flammender Stein oder eine Hammende Metallſcheibe.) Selbſt in Dingen, die man 
fehr wohl wiffen konnte, herrſchte eine unbegreifliche Unwiſſenheit. Unter anderm bielt man 
den Berg Athos für fo hoch, daß fein Schatten bis auf bie Infel Lemnos falle, und daß 
nıan von feinem @ipfel aus bie Sonne drei Stunden früßer zu ſehen bekomme als auf der 
Ebene u. ſ. w. 

Bin Hauptübel war es ſodann, daß die Ausübung jeder Induſtrie als etwas Herabwür⸗ 
digendes, felbft Entehrendes betrachtet warb. Dieſes gilt nicht nur binflchtlich des eigentlichen 
Gewerbeweſens und (Klein=) Handels, ſondern felbft aud beim Aderbau. Und obwol:die 
Demokratie ihrer Natur nach dieſe Vorurtheile beſchränken und mildern mußte, fo waren doch 


- 6) In den Schriften ber Redner ftechen bie rohften, fchamlofeften Befchuldigungen ebenfo grell her- 
vor, wie in ben Werfen der Gefchichtfchreiber die fortwährenden Befragungen der Opferthiere und Drakel. 

7) Bl. Schloffer’s Univerfalhiftorifchen Überblid. 

8) Hier, flatt vieler, nur ein paar Beifpiele, welche Thucydides, V, 32 u. 116, erzählt: „Die 
Athener nöthigten die belagerten Sfionäer zur Übergabe; die Erwachfenen männlichen Geſchlechts lies 
Ben fie hinrichten, die Weiber und Kinder aber verfegten fie in den Sflavenftand und übergaben bie 
Felder ven Platäern zur Benutzung.“ Die Melier ergaben fich den Athenern anf Discretion. . „Diele 
tödteten die erwachfenen Melier männlichen Geſchlechts, welche in ihre Hänte flelen, bie Weiber und 
Kinder aber machten fie 33 Sklaven. Den Ort beſetzten fie ſelbſt, indem fie einige Zeit nachher 600 An⸗ 
ſiedler dahin ſendeten.“ Ahnlich verfuhren die Athener auf Lesbos. Das die Spartaner mit den Be⸗ 
fiegten nicht milder umgingen, läßt fich denfen. Sie (die angeblich Freieften in ganz Griechenland!) 
ftanden zu Hanfe unter einer fo firengen Öffentlichen Zucht, daß ihnen, weil die Kriegsgefege vergleiche: 
weife bie mildern waren, jeder Feldzug ein Feſt zu fein bünfte. Wehe dem Bolfe, zu dem biete Bar: 
baren als Sieger kamen! (Dan lefe nur Blutarch, befonders das Leben des Lyfander.) — Bei diefer 
Gelegenheit wollen wir zugleich erinnern, daß die Kriegsfunft der Hellenen ſich durchaus noch nicht zu 
einer Wiffenfchaft erhoben hatte. Man ging von dem Grundfage aus, jeder gemeine Soldat müfle des 
Generals Stelle übernehmen fünnen. Welche geringe Ausbildung mußten ſchon danach die militäri- 
fchen Dinge befigen! Auch fehen wir überall, daß die Stärfe der Kauft, nicht die Kunft, den Kampf 
entfchied. Nur des Cpaminondas Schlachten bilden eine rühmliche Ausnahme. Hinſichtlich der Trup⸗ 
penformirung erfcheint die Bhalanı als das Höchfte, eine unbehülfliche, fchwerfällige Maffe, welche heute 
von ein paar Batterien mit ungeheuerm Menſchenverluſte zerftäubt werben würde. Nicht viel beffer bei 
ber Seemacht. Man betrachte das Bild eines althellenifchen Dreiruderers neben einem heutigen Krieges 
fahrzeuge, das gar feines Nuders bedarf. Ein einziges Linienfchiff, eine einzige Dampffregatte hätte die 
ganze Flotte von Salamis, griechifche und perffähe zufammengenommen, in ben Grund gebohrt! 
War man, wie oben gezeigt, nad) dem Siege barbarifcher als in ber Neuzeit, fo war man dagegen 
in den Schlachten feinesivegs tapferer. Die fo viel befnngene große Schlacht bei Marathon, —* 
dem Heldenmuthe ber Athener in ganz Griechenland den höchſten Ruhm verſchaffte, koſtete — 192 Mann 
das Leben, fo viel als bermalen oft in einem Vorpoftengefechte fallen, alſo noch nicht einmal 2 Proc. 
der Kämpferzahl, während in ber Neuzeit die Sieger bei Marengo 10—12, bei Eylau 16, bei Leipzig 
14, bei Moſhaisk und Waterloo je 20 Proc. verloren. 
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noch Platon und Arkfkoteled der Meinung, der Anban ves Bodens müſſe ausfchließlich Sache 
der Sklaven ſein. 

Mir wollen:fein allzu großes Gewicht darauf legen, doch verdient es jrdenfalls Erwähnung, 
daß die Grtechen eine Maſſe ver heute ganz gewoͤhnlichen Sebersanmehmlichkeiten entbehrten 
Verwendeten fie ohnehin allen Flip und alle Pracht blos auf vie Ausſchmuckung ver offentlichen 
Gebaude, neben denen die Privatwohnungen nur als elende Hütten ſtunden, fo fehlte es auch in 
beren Innerm ſaft an allem: kein Kamin, niegenbB in ganz Athen af nur eine Fenſterſcheibe; 
jelbft der prunkoollfte Onteche hatte kein Hemd auf dem Leibe, denn Bind und Leinwand beſaß 
mau noch nicht ober wußte fie noch nicht zu folgen Zwecken zu benugen n. f. w. 

Faſſen wir unfern überblick ber altgriechiſchen Zuſtände karz zuſammen. E mar zumeiſt 
die einzelne Stube Achen, welche Hellas zu: ver Höhe emporbrachte, die wir jo oft bewundern; 
Sparta, überhaupt faſt alle von Dariern bewohnten Staaten hätten 68 nie vermocht. Athen 
ſelbſt aber flieg uf, als es nach der Hipparchen Vertreibung vie demokratiſchen Einrichtungen 
herſtellte. Seinen wahren Höheprntkt erlangte es indeſſen nur daun, ald es Seemacht wurde. 

Allee ulles Schsue und Gute wllfommen gewürdigt, wie ganz anders geftalten fi den⸗ 
noch die Dinge, wenn wir fie von unferm Standpunkte aus betrachten, gegen den; an weichen 
man und in veh Schulen gewölinte! 

Wir fſinden — nochmals fei 28 gejagt — Feine: Ider von Anerkennung einer allgemeinen 
Menſchenwürde. Es galt von voxmberein Fein Volk als das griechiſche. Selbſt hier aber nur 
immer wieder der eigene Staat, amd dabet gab es außer Athen, Sparta md. — kutze Zeit — 
Theben nichtd «ld Unterdrückte. Allein fogar In ben einzelnen Stäpten fletd nur werig Bevor: 
rechtete neben einer Menge von Rechtloſen; insbefondere waren rünf Srohstheile ver Cinwoh⸗ 
ner gertedezu Sklanen ! " 

"Ein beſonderes Mibgeſchick Griechenlands Ing darin, daß Das Föderativverhältniß in Der 
ſonſt ganftigften Zeit durch das der Hegemonie Athens oder Spartas verdrängt ward. Die 
Hegemonie führt zur Unterdrückung der kleinern, ſie führt aber auch zum innern Verderben der 
herrſchenden Staaten und tragt flat den Krim ver Auflöͤſang umd Zerſctzung inſich. 

Das Bott, namentlich bie: eſammtheit in ven kleinern Staaten, zumal den Infeln, mußte 
baid gewahren, daß es bet allen Verüuderungen nur son einer Unterdrückung in die andere falle. 
Mußte nun wicht das, sad man, dem Musinhbe gegenüber, als griechiſche Waterlaupsliebe an⸗ 
rufen mochte, immermehr erfchlaffen? Konnte ed anders fommen, ald daß man den Eriegerifchen 
Maredoniern nicht mehr zu widerftehen vermochte? Konnte ed anders kommen, ald daß die mit 
ſtrafwürdigem Egoismus und Dünkel vorfäglich auf einen fo kleinen Bezirk beſchränkt gehaltene 
helleniſche Cultur von der vohen Gewalt allmählich niedergetretn wurde? 

Die Neuzeit beweift Flar, pad die Dauer und Macht ver Staaten neben der Intelligenz auch 
durch ein bedeutendes Rationalvermögen, aus welchem fich ſtets die Mittel zu großartigen Aus⸗ 
führungen, namentlich auch zur Vertheidigung entnehmen laſſen, bedingt iſt. In ganz Griechen⸗ 
land aber gab es infolge der Geringſchätzung des Betriebes jeder Induſtrie keinen Mittel⸗ 
ſtand. Der Hauptreichthum lag nutzlos umd tobt. in den Bauten und Schätzen der Tempel. An 
Begründung eines von innen heruub Äh u Bildenden Wohlftandes, fogar nur an Anlage einer 
Kunſtſtraße dachte fein Menſch. In then, wo Innge ber Raub von ganz Griechenland zu: 
fanmenfloß, dennoch Feine foltve und vernünftige Rapitalanfaımlung. Alles mußte ftet3 wieder 
vergeudet werben, 

Keine Preſſe. (Nah dar Wiederbefreiung Athens von den dreißig Tyrannen war ed nicht ein⸗ 
mal moͤglich, die Solonifchen Gefetze wieder echt zuſammenzubringen, und vie Summler konnten 
ſich die offenbarften Betrügereien erlauben!) Genug davon. 

Welcher vernünftige Menſch aber möchte fi unter folgen Verhältniſſen, ungeachtet fo man⸗ 
ches Schönen und Guten, das allerdiugs beſtand, in jene vielgeßrieſenen Zeiten zurückwünſchen? 
Wer möchte die heutige Welt mit der althelleniſchen vertauſchen? G. F. Kolb. 

I. Der Befreiungskampf Reugriechenlands. Verſchwunden iſt die Begeiſterung, 
gänzlich erloſchen jener glühenve &ifer für Griechenland, mwelche vor ein paar Jahrzehnden das 
ganze hriftlihe Europa, ja Die beiden Welten befeelten. Kaum ſpricht man heute mehr von dem 
Lande, dad damals jeden Tag aufs neue Das Herz von Millionen bewegte. Und redet man ja 
davon, jo geſchieht e8 in der Hegel mit einer Theilnahmloſigkeit für ven ehemaligen Gegenſtand 
der Benumderung und des höchſten Enthuſtasmus, die wahrhaft in Erſtannen fegen muß. 

Hat man ſich etwa hintennqch ftherzeugt, daß das vermeintliche gute Recht der Hellenen, ſich 
loszureißen von der osmaniſchen Herrſchaft, in Wirklichkeit nicht begründet war? Allerdings, 
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vielas ward Damals geltend gemacht, was nach Deu Lehren des Vernanftrechts als unhaltbarer 
Scheingrund verworfen merben maß. Die Ahellnahme für wie Griechen wurzelte vielfach nt im: 
dem Ruhme ihrer Ahnen. Allein ebenfo wie beim zingelnen Inpividuunk die Thaten und Dit 
geiftige Brdie der Borfahren: vermuiftgentäß:feinen Anſpruch auf beſondere Borzlige und Bor- 
rechte gewähnen Eönmen, ebenfo auch bei rinem gangen- Belle. Wer ber Erbadel bein einzelnes. 
Panne nicht gelten laffen.wilt, kann ihn fobgerichtig auch Her bex Befammimufle iner Mation: 
nicht anerkennen, ganz abgefehen von dor durch: den kenntniß⸗ uns geiftvuflen Yellmeraien 
beſtritienen Echtheit jener Nachkommenſchaft. Manche hatten ſodaun: zumächft darum Purtei 
genonmen für die Griechen, weil Heicdben Chriſten, ihre Feinde hingegen Schüler der Lehre 
Mohammed's ſeien. Allein in einem mit dem unferigen (wäre as auch mehr als blos dem 
Namen nach) überein ſtimmenden reßgiöfen Glaubenſonnen wir nechſeimerlei Rechtobegraͤndung 
Ber griechiſchen Sache finden. 

Ermangelte aber darum jene allgemeine Begeifterung aller und jeder genügruben Mechto⸗ 
begründung? Keineswegs! Mir erblicken dieſe au in ganz anvern als ben eben bercuchrten 
Derhälimiiien. 

Durch phoſiſche bermach, durch rohe, brutait Maffengewalt weren bie Griechen der türr 
kiſchen Herxichaft unterworfen worden. Diefe Herrſchaft grimbete ich alſo auf Fein Recht, fon: 
dern nur auf bie Gewalt. Fühlten die Unterdrückten ſith nun Eraftig.gerung, die Macht ihrer: 
Unterdrücker zu brechen, die Ketten zu zerreißen, mit denen man fie, wenigſtens als Nmion, ge: 
feſſelt hielt, fo ſand ihnen dad natürkiche Seitfibefkimumagärecht aller Boller zur Seite, und 
e3 mußte jeder Freund ver Dumanitat.fid freuen imd begeiftert fühlen beim Anblicke eines Bei 
nen, Jahrhunderte lang geknechteten Volkes, das im blutigen Kampfe wider einen ber Zahl 
nach mendlich überlegenen Frind freubig die härtrſten Opfer bradyte, um feine Selbſtändigkeit, 
feine Rationalität zu wetten , um wieder zu werden, rund es naturgemäß fein ſoll, frei und 
unabhängig von:den aArboten einer nicht auf feiner eigenen Mitte hervorgegangenen Regie⸗ 
rung, einer ausländiſchen berrſchergewalt, moͤge ſie Namen führen wie fie wolie, möge fr 
mild wer despotiſch fein. 

Das NRoecht ver Gricchen, ſich loanareten von ber Türkei; war konn gewiß rin aufd beſte 
begründetes; ed wax dad naͤmliche Hecht; pas, abgeſehen von allen Beitpielen aus ber ültere, 
Geſchichte, den Spaniern in ihrem Befreiungsfampfe. von 1808 —1B, bar Deutſchen ia 
dem ihrigen von 1813 zut Geite hand; ; eb warkle Abfhättelung einer nut soher Gewalt auf⸗ 
gezwungenen Frembcherrſchaft. 

Woher rührt num aber die gegen bie frühen Begeiſterung fo gewaltig Abftechende Gleich: 
gültigfeis ver neuern Zeit in Veztehung auf Griechenland? Theilweiſe wol allerdings daher, 
daß der nähfle Zweck des Kampfes, vie Unabhängigkett des Landes pom Osmunifſchen RMeiche, 
erlangt iſt. Doch dieſer Umſtand allein reicht nicht aus, um die jetzige Theilnahmloſigkeit genü⸗ 
gend zu erklären. Dazu haben noch anbere Dinge beigetragen. Man betrachtet: dermalen jenes 
an ſich ſo ruhm⸗ und glanzeolie Ereigniß mehr mit Ruhe, philoſephiſcher, auch wiehr nach feinen. 
Wirkungen und Folgen. Man ward ſeitdem nicht ohme Schrechen gewahr, welche uͤbermacht 
Rußland, beſonders durch Schwächung feines ſüdlichen Nachbarſtaates, bei dieſer Gelegen⸗ 
heit ſich zu verſchaffen wußte; man fah ſich au) bald bitter getäuſcht in den. gehegten Erwar⸗ 
tungen bezüglich deſſen, was man gemeint hatte, daß aus Griechenland ſelbſt werden konne 
und ſolle; deun jenes Land und Wolf ind nach allen zahlloſen Opfern no nicht glücklicher 
geworben, 

Do überbliden mir na birfer Allgemeinen Einleitung vie Entwickelungẽgeſchichte der 
neugriechiſchen Verhältniſſe während ver jüngſten Epochen. Wir dürfen um fo mehr dabei et: 
was vertueilen, weil wir hier die theoretifh unb praktiſch mit ſo vielen Schwierigkeiten verbun⸗ 
dene Frage der geſchichtlichen und rechtlichen Gniftehungsart ver Stanien (genesis.civikalum), 
dann jene der Bilpung ber Regierungen durch ein und ziemlich genau befanntes Beiſpiel 
gelöh ſehen. 

Daß in einem nach der altorientaliſchen Grunbform — despotiſch — beherrſchten Reiche 
von einem Rechtazuſtande nach den Begriffen der civiliſitten Wölfen Teine Rede ſein bann, iſt 
befannt. Allein darum war der Zuſtand der Griechen vor ihrem Wefreiungskaupfe doch in 
Wirkiipbeit noch weit entfernt von dem Milne, welches man während dieſes Krieges: bei uns 
ausmalte. Der Mohammedanismus ift keineswegs fo verfolgungsfüdtig, wie er gemöhnlich 
geſchildert wird. Und gerade die riechen genoffen unter ver türfifchen Herrſchaft vigle Vorrechte 
und Privilegien der ungebundenheit, wie man ſie in einem cultivirten Staate gar nicht hätte 
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dulden können; und eben der Berluft dieſes Zuſtandes der Zügellofigkeit muß als eine ver mit⸗ 
wirkenden Urfachen betrachtet werden, warum fi in der fpätern Zeit fo viele Häuptlinge jeber 
Begründung einer feſtſen Ordnung wiberjegten. 

Wenn rohe Völker eine Gegend durch Schwerteögewalt ſich unterwerfen, fo betrachten fie 
fi als die Herren, die rechtmäßigen Bigenthümer des Landes und der Leute darin. Diefes na: 
mentli in ver Bölkerwanderung und deren Kolgezeit (gerade auch bei den Stämmen ber Ger⸗ 
manen) geltende Princip warb von ven oomanifchen Eroberern Griechenlands nur in ſehr be- 
ſchränktem Maße und in weſentlich gemilderter Weife zur Anwendung gebracht. Die Unter: 
worfenen mußten eine beiondere Auflage, den Charadſch (Kopffleuer) entrichten, waren darum 
aber noch feinedwegs in den Zuſtand ver Sklaven oder der Leibeigenen verfegt. Sie genof: 
fen insbeſondere, ſoweit es bet einer orientalifchen Herrſchereinrichtung überhaupt (audy für 
das Volk der Sieger) nur denkbar iſt, Freiheit und Sicherheit zer Berfon und felbft des 
Eigenthums. ®) 

Selbſt die innere Verwaltung und Regierung des Landes war fo zu jagen ganz im ben 
Händen der Griechen: fie bildeten einen Staat im Staate. Die Gewalt der Primaten und Bis 
fchöfe war unendlich größer und tiefer eingreifenn in alle Berhättuifle des Volkes als bie der 
türkifchen Pafchas; ja gemöhnlid waren die legtern.nur die Werkzeuge ber vornehmen Landes: 
eingebovenen. „Schon feit vem 17. Jahrhundert befanden’ fich die Griechen im Beiige der wich⸗ 
tigften und einflußreichften Stellen des Reichs, alfo im Beige ver Gewalt felbfl. Sie waren 
nicht allein Dolmetſcher ver verſchiedenen Paſchas, ſondern auch noch Großdragomanen ber 
kaiſerlichen Flotte (des Kapudan⸗Paſcha), ja ſogar Großdolmetſcher der hohen Pforte ſelbſt.“ 10) 
Ferner waren fie ſowol die diplomatiſchen Agenten der osmaniſchen Regierung bei fremden 
Höfen als hinwieder die Agenten, Dolmetſcher und Conſuln dieſer fremden Staaten in ben 
bedeutendſten Städten der Levante und bei der. hoben Pforte inobeſondere. 88 läßt AG leicht 
begreifen, daß fie Die Vortheile dieſer Stellung ſteis mit all ihren Schlauheit, LiR und Ver⸗ 
f&migtheit benutzten. 

Im eigenen Lande fpielten die Brimaten keineswegs eine unterwürfige Rolle. Sie führten 
eine Art Hofhaltung, ähnlich der des Paſchas, Hatten häufig fehle, mit Kanonen befegte Plätze 
Häufig geriethen fe unter ſich In Streit, und dann ftellte fi pad lebendige Bild des Fauſtrechts 
zur Zeit unſers Mittelalters wieder bar. 

Dberfier Beamter ver Provinz war zwar ber Paſcha, aber weit Mehr bem Namen als ber 
That nah. Der Landesſprache unkundig, bei der türkiſchen Judolenz und dem Vorurtheile 
feiner nationalen Borzüge in der Regel auch gar nicht bemüht, fi mit jener vertraut zu machen, 
ftand Ihm fletö ein griechifcher Dolmetfcher zur Seite, durch deſſen Hände erft alle Geſchäfte 
an ihn, ven Paſcha, gelangen Tonnten, und der in der Regel ber wahre Verwalter des 
Paſchaliks war. 

Außerdem war dem Baia auch noch ein Rathscollegium zur Seite gejeht, welches bad 
griechifche Volk in der ganzen Provinz repräfentirte, aus den Primaten der verichienenen Di: 
ftricte beſtehend, die je auf ein Jahr von den Griechen gewählt wurben und die vor Antritt 
ihres Amtes feierlich geloben mußten, das Interefie des griechischen Volkes bei jever Gelegenheit 
zu vertreten und zu befhägen. Ohne die Zuflimmung dieſes Provinzialrathed durften Teine 
Steuern weder zur Deddung der allgemeinen Landes: noch der der befondern Ortöbebütfniffe aud- 
geſchrieben werden. Der Kabi follte gegen feinen Griechen einen Strafproceh verhaubeln, außer 
in Gegenwart des (jenem Rathe angehörenden) Primaten des Bezirks, ald fpeciellen Bertreterd 
aller feiner Landsleute; und dieſem land denn auch das Recht ner Berufung gegen dad ergangene 
Urthell an ven Paſcha zu. 

Noch wichtiger waren die Befugniffe ver Brimaten Hinfichtlich ver Verwaltung des Landes. 
An der Spige der Regierung der einzelnen Diftricte, aus denen das Paſchalik gebilvet war, be: 
fand fi ein Wojwode. Der Primate genoß nun aber dad Recht, fich jeden Befehle des Woj⸗ 
woden zu widerſetzen, wenn er denſelben als zu drüdend für die griechifche Bevölkerung erachtete. 
In einem ſolchen Falle berief er die Ortsvorſtände ſämmtlicher Gemeinden zu einer Provinzial⸗ 
verfammlung,, um biefer den Begenftand zur Entſcheidung vorzulegen. Konnte auch fie nicht 
zum Ziele gelangen, fo warb der Fall dem Paſcha berichtet. Dei Klagen über Bedrückungen 
des Wojwoden war der Primate fogar berechtigt, gemeinſchaftlich mit dem Kadi jenen bis zur 


9 S. z. B. Maurer, Das griechifche Volt in öffentlicher, Firchlicher und privatrechtlicher Beziehung 
uf. w., J, 42 u. a. a. O. 10) Maurer, I, 22. 
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definitiven Entſcheidung des Paſchas von feinem Amte zu ſuspendiren. Am Ende des Ver⸗ 
waltungsjahres mußten übrigen® die Mitglieder des Provinzialrathes ven zu einer Provinzial 
verfammlung vereinigten Ortövorfländen Rechenſchaft ablegen, und fie fonnten, hatten fie Anlaß 
zu Beſchwerden gegeben, zur Beflrafung gezogen werben. 

Dies zunächſt die Verhältnifſe ver Griechen auf Morea und in Rumelien. Noch günfliger 
aber war ihr Zuſtand auf ven Infeln. Hier hatten fie die türkiſche Oberherrfchaft nur gegen 
Einräumung befonderer Privilegien anerfannt, unter denen als die wichtigften erſcheinen: gar 
feinen Türken unter fih zu dulden, ihre eigenen Berwalter und Gemeinvebeamten zu haben, 
neue Kirchen und Klöfter bauen und Glocken läuten zu dürfen ıc. 1); hlos der Pforte (ober der 
Favorit:Sultanin, dem Kapudan-Paſcha) einen für immer beftimmten jährligen Tribut ent: 
rihten zu müflen. Im übrigen lebten fie ganz unangefodhten vom Ertrage ihres (mit Feinerlei 
Feudalauflagen zu ®unften ver Osmanen belafteten) Bodens, ihrer Induftrie und ihres ziemlich 
weit ausgedehnten Handels. Alle Berwaltungsbeamte waren von den Bingeborenen felbft ge: 
wählte Griechen, mit Ausnahme ver beiden Fleinen Injeln Tinos und Andros, auf denen fid 
gewöhnlich ein türkifcher Aga befand. 

Auch in religidfer Beziehung genoſſen vie Griechen weit mehr Freiheiten, als die Ghriften 
in früherer Zeit ven Andersgläubigen zu geflatten gewohnt waren. Die türfifihen @roberer 
beraubten bie griechifche Kicche nicht ihres Grundeigenthums, fondern ließen vielmehr ungeflört 
jede Bermebrung deſſelben zu; wenigftend der vierte Theil von Grund und Boden kam in den 
Beſitz der Kirchen und Klöfter 12), und die Geiſtlichkeit erlangte und bewahrte eine Autorität 


über das Bolt, dieweit über alle religiöfen Verhältniſſe hinausreichte. Die Bifchöfe hatten theils 
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mit den Prinmiaten, theils ohne dieſe eine Art von Gerichtsbarkeit in allen Civilſtreitigkeiten aus⸗ 
zuüben; und wenn auch von Ihrer Entſcheidung an den gewöhnlichen Richter, den Kadi, appellirt 
werben fonnte, fo befaßen fie doch Mittel genug, um ihre kirchlichen Angehörigen faft in allen 
Fällen von einer folhen Berufung abzuhalten. Ehe= und Teflamentöftreitigfeiten zogen fie 
ohnehin, ald dem Kanonifchen Rechte gemäß und nad ausprüdlicher Erlaubniß des Sultans 19), 
ausſchließlich vor ihr Forum, ſodaß eine Appellation nur an die Synode und an den Patriarchen 
zu Konftantinopel flattfinden konnte. Die Biſchofe waren e8 im eigentliden Sinne, welde 
das griechifche Volk beherrichten. ?*) 

Wenn wir diefe und eine Menge anderer damit übereinflimmenber Dinge unbefangen wür- 
digen, fo erlangen wir die Überzeugung, daß Griechenland vor feinem Aufflande in einer. Weiſe, 
die auf nicht mehr und nicht weniger ald auf einen rohen, unenltivirten Boltszuftand ſchließen 
läßt, beherrſcht ward. Einzelne Borkonmniffe von Berrüdungen, Barbareien und Breueln, 
mitunter felbft von Schandthaten, welche die Menfchenwürde tief verlegen und empoͤren, find 
immer und allmthalben das Gefolge eines ſolchen Zuftandes, mögen die Herrſcher Cingeborene 
oder mögen fie fremde Eroberer fein, 

Demzufolge können wir alle Klagepunkte, welche man griechiſcherſeits gegen die Obergewalt 
der Türfen anführte, nur als natürliches Ergebniß der unter beiden Völkern — Osmanen 
und Griechen — mangelnden hoͤhern Gultur, nicht als Folge einer abfichtlichen, auf Vertilgung 
ausgehenden ſyſtematiſchen Bedrückung und Verfolgung der herrſchenden Nation gegen bie 


beherrſchte betrachten. . 


Fragt man nun nad den wahren Urfachen des griechiſchen Aufftanbes, nad) ven Beweg⸗ 
gründen, welche die ganze Nation zu ven freiwillig dargebrachten zahlloſen Opfern während des 
ganzen Befreiungslampfes beflimmen konnten, fo tretn und folgende Momente entgegen. 
Zunädft dad Gefühl der eigenen Nationalität. Kein Bolt der Erde wird gern der Herrſchaft 
von Fremen gehorchen, wäre dieſe Herrfchaft auch noch fo mild. Dazu fam als allerwictigfier 
Beweggrund bie Religionsverfchienenheit. Allenthalben im ganzen Rande ward der reltgiöfe 
Fanatismus aufs hoͤchſte gefleigert. 88 handelte fich mindeftene ebenfo fehr um einen Religions- 
ald um einen Nationalkrieg. Die geläuterte Bernumft wird ein ſolches Motiv durchaus nicht 


11) Rizo, Histoire de la Grece. 12) Maurer, I, 54. 
13) db’ Obffon, Tableau generäl de l'’empire Othoman, ®b. II. 
14) Maurer brüdt fidy etwas fonderbar Darüber aus (1, 96);. „Kurz, bie Bilchdfe waren bie Rath, 
eber, Beichüger, ja fogar die wahren Beherrfcher des griechifchen Volkes zur Zeit feiner Unterprüdung. 
Sogar neue Gewohnheitsrechte find von ihnen ausgegangen.’' Übrigens ift die Macht der Prieſter über 
das Volk fchon baraus.erfichtlich, daß ein einfacher Brieher, Papa Georgi, ber Hetärie im Jahre 1817 
15000 Mitglieder verfchaffen Eonnte. 
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loben, aber als hiftoriſch feſtſtehende Thatſacht muß angeführt werden, daß ohne bie ſpeciell 
vurch religiöſen Funatiöonms begründete nuerſchütierliche Beharrlichkeit und Ausdaner ber 
Griechen im Kampfe ihre Sache gewiß verloren gegangen fein würde. Hieran reihte jich Das 
Streben nah einer beſſern Verwaltung und einem beſſern Rechtszuſtande, nicht bri ver 
Maſſe ver Griechen, weiche noch keinen Begriff davon hatte, wol aber bei den Reichern, Gebil⸗ 
detern, beſonders den Jufelbewehnern, weiche auf ihren Meeredzuügen mit Weſtenropäern und 
deren Verhzültnifſen mehr bekannt, theilweiſe unter ihnen fogar erzogen worden waren. 

Die vielfachen Aufreizungen der Griechen son ruſſiſcher Seite hatten ſchon im vorigen Jahr⸗ 
hunderte auf die Geſammtmuſſe der Nation gewirkt, obgleich Die Hellenen Im entſcheidenden Mo⸗ 
mente fietd treuloo von ver ruſſiſchen Politik auſgeopfert worden ware. Auch bie Branzöfifde 
Revolution und Rapoleon’d Zug nach Agypten übten mannichſachen Einfluß auf das Wolf. Noch 
ungleich wichtiger aber erſcheint der Umſtand, daß die Griechen mit ihren Hleien Schiffen feit 
ber zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts alle Häfen des Mittellaäͤndiſchen Meeres befuchten 
and hierdurch mit den geregeltern Zuſtäͤnden anderer Bölfer bekannt wurden. Wißbegierige 
Griechen beſuchten von jetzt an zahlreicher die weſteuropäiſchen Hochſchulen; mehrere von ihnen 
errichteten: hier Lehrſtuͤhle, um welche fig ihre jungen Landsleute mit edlem Eifer ſcharten. 
Unter jenen Behrern glänzte.al& Stern erſter Größe ver biedere, geift- und kenntnßvolle Korais 
zu Barid. DaB allgemeine Streben bes Geiſtes der Zeit nach Freiheit mußte in ver Bruft eines 
jenen dieſer Hellenifchen Jiinglinge Enthuſtasmus erweden. Die glühende Begeifterung, welche 
ſich in des unglücklichen Rigas Freifeitöfienern ausfpride, überlebie lauge ven ebeln Sänger, 
and [bon in Jahre 1814 umfaßte die geheime Berbindung der Gebärie alle ausgezeichneten, 
tüchtigen Männer Griechenlands, fümmtlich nur auf Gelegenheit harcemb, bie Befreiung ihres 
Vaterlandes zu verſuchen. 

Es war am 30. Jannar 1821, als ein walachiſcher Abenteurer, der früher rufjifcher Offizier 
geweſen fein foll, Namens Wladimiskoe oder Wlabimlresfo, vermuthlich unbekannt mit den 
Planen ber Hetäriſten, mit 60 Arnauten und Panduren von Bufareft aus einen Streifzug 
nach ven. platien Lande umernahm. Es ſcheint dieſes urſprünglich nichts weiter als eine der in 
der Türkei fo häuftg vorkonimenden Ruheſtörungen geweſen zu fein, bie etwa durch den gerade 
eingetretenen Tod des Hospodars der Walachei und die ohnehin hetrſchende Aufregung ber Ge⸗ 
müther unter den Landesbewohnern etwas größere ald die. gewöhnliche Migtigfeit erlangen 
mochte. Wlabimireäfo verhieß Abgabenfreihrit und verkündete, es fei nulitäriſche Unterſtüßung 
von feiten Rußlands zu erwarten, ziwifthen vefien Megierung und ber forte feit einiger Zeit 
bedeutende Misvechättntfie obwalteten. So brachte er ſchnell einen bewaffneten Haufen non an- 
geblich 5000 Mann zafammıen. - 

Alsbah beſchloſſen auch Lie Hetariſten die Waffen zu ergreifen. Der Erfolg jener Ruhe⸗ 
ſtörung, die Nachricht, daß ihre Abſichten der türkiſchen Regierung bekannt geworben ſeien, die 
anf. bie ianern: und außen Verlegenheiten der Pforte geſetzten Hoffnungen (einerfeits auf 


das Streben der beiden Naſchas von Junina nud von ÄAghpten nach Unabhängigkeit, anderer: 


ſeits auf die Ausſicht eines Weuchs zwiſchen ven Negievungen von Prteröhurg und Konflan- 
tinopel) beftimmten die Verſchwerenen, obwol ohne genügende Vorbereitung, Toner vor det 
Zeit, das Glück ihrer Sache zu verſuchen. 2°) 

Im JInhre 1899 Hatten: bie Hutäriſten deu Büren Alexander Dyfilantis, ruſſiſchen General: 
major und Apiutanten des Kaiſers Aleranber;, in ihren Bund aufgenommen und an deffen 
Spige geſtelit. Meſer Mann, feit ungefähr einem Jahre außer activem Dienfle, traf am 6. 
März.1821. mit zahlreichem Gefolge zu. Zaſſy ein und erkich am nächſtfolgenden Tage eimen 
Aufruf: „gt Briteiung DER geſammten Griechenland vom Joche her Tgramnti“. Den Auf: 
Hand ſtellte er ala einen Rampf fürfteligion, Nattonalität und Cultur dar und rief mit. glühen- 


kem Etfer Die Gehärifien und, iiberhaupt adle-Hellenem zu den Waffen, vie ganze gehilnete ABelt 


zurtbäatigen UmterBibsung ihrer, Suche wu. 

Obwol diefe Broclamationen überall den lebendigſten Eindruck hervorbrachten, war man 
doch der feindlichen übermacht um fo weniger gewachſen, als unter den Infurgenten ſelbſt die fo 
dringend nöthige Eintracht fehlte. Im Juni erfolgte eine Reihe blutiger Gefechte, in denen Die 
Hetäriften (vielfach vurd die Arnauten und Walachen vertathen und perdaſſeu) nad dem helden⸗ 
mürhigen Widerſtande faſt ganz aufgerieben wurden. Dpfliantis und einige ſchwache Scharen 





15). & beſonders Klüber, Pragmatiſche Geſchichte ber nationalen ı und politiſchen Wiedergeburt 
Griechenlands. 
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flüchteten ſich zuletzt auf das öſterreichiſche Gebiet 75); eine Menge wilder tunfifger Horden ver- 
wüſteten aber vie unglückliche Moldau uud Walachei mut: barba riſcher Grauſmfeit. 

Es läßt ſich nicht verkennen, daß die Griechen, indem ſie ihren Kaupf nicht nur als einen 
National-, ſondern ganz beſonders auch als einen Neligionätnieg erälärten, die Pforte ihrerſeits 
das Gleiche zu thun hexausforderten. So ward denn gleich vom erſtaen Beginne des griechiſchen 
Aufſtandes an auf beiden Seiten ver veligasfe Fanatäsnius zweier in ihren Maſſen noch ſehr 
roher Völfer hervongerufen. Mit gleicher barbariſcher Vortilgungaſucht wüthete man-einerjeitd 
zu Ehren Chrifti, andererfeits zu Ehren Mohanmed's. Alle Růchnchten. ale Befühle der Natur 
und der Menfchlichkeit verſchwanden. 

Waren eh aber gleich die Hellenen zuerſt geweſen, welche den begonnenen Kampf zu einem 
Religionskriege machten, fo hatten.fie nad ven Berhältniffen doch am: meiſten dabei: zu leiden. 
Ihre in.alten Theiten des Osmaniſchen Rei zerfizeut lebenden Blaubenögenoffen wurden in 
zahllofes Dienge apgefchlachtet und bingewärgt. Die Chriſten-(Griechen⸗) Vertälgung wurde 
beſonders greuelvoll in Konſtantinapel geübt. Bloß ihrer ſinnloſen Wuth folgend (wie eſs von 
einer rohen fanatijirten Dienge leiver ftetd zu geichehen pflegt, wenn fie ftraflas ihran Leiden⸗ 
ſchaften fich bingeben darf), ermürgten die Türken in ihrer Hauptſtadt Ianfeude von Griechen 
und am Dfiertage (22. April 1821) nah beendigtem Hochamte insbeſondere den Bäjährigen 
Patriarchen ®regorioß, den man an der Hauptpforte der Kirche auffnüpfte, worauf dann her 
Pöbel den Leichnam durch die Straßen fchleifte und envli in nad Dieer warf, aus dem er 
von Schiffexu aufgefangen und nad Odeſſa gebracht ward. Gleiches Schickſal mit Ihm teilten 
unter anbern ein Erzbiſchof, zwei Biſchöfe, acht Meilliche dad Patriarchaus und eine zahlloſe 
Menge von Laien. 

Die Pforte hatte vermiitelſt Einfuͤhrung des Sqchreclensſoſteras ihre. Herrſchaft wiederher⸗ 
ſtellen zu koͤnnen gewäͤhnt, aber gerade dieſes ſchlug zu ihrem Nachtheil aus. Alle gebildeten 
Völker ver Erde nahnen von jept..qn Vartei gegen ſie; vie moraliſche Macht der Civiliſation 
ſtand den Griechen zur Seite, bei welchen letern von nun au Die Überzeugung begründet var, 
daß für ſie Durch Nachgeben nichts mehr. zu vatten fei., 

Obwol nämlid die Moldau und Walachei ner osmaniſchen Herrichaft wieder unterworfen 
waren, fo Hatte die Sache ver Hellenen auf eisen andern Punkte dead Reichs ſich wieder erho⸗ 
ben. DMorea, ner alte Peloponnes, mar im.Anffianpe Au 25. März (1821) hatte derjelbe zu 
Kalavrita begommen, inpem bie Bewohner dieſes Städtchens 80 Türfen gefangen uahmen. 
Darauf Ausbrüde an verihiedenean andern Orten. Der ausgezeichnete Grzbiſchof Germanas 
ftellte ſich an die Spige bewaffneter Zandlente. Zu Kalamata bildete fig (6. April) ein meſſe⸗ 
nifher Senat. Pietro Mauromichalid (Petro-Bei, ver vornehmfte Häuptling aus der Maina) 
eilte mit einer tapferu Schar von feinen Bergen herab und srat ald Haupt jenes Senats auf. 
- Der bereits 56jährige wildtapfere Kolokotroni vereinigte 3000 Streiter. um ſich. Fürſt Ale⸗ 
zander Mauxokordatos, ein Fanariote aus ner ehemaligen walachiſchen Haspodarenfamilie, 
ein Mann von Muth, Talent und weſtenropäiſcher Bildung, eilte von Marſeille nach Mriecheu⸗ 
land. Auch erſchien einer der erſten Philhellenen, der ehemalige wmürtembergiſche General Graf 
Normaun, mit andern deutſchen Offizieren auf Morea. | 

Die türkiſchen Stattgalter auf ver Helbinfel ſuchten das allenthalhan aufladernde Feuer 
mit Lift und Gewalt zu erſticken. Sie luden alle vornehmen Griechen und namentlich andy die 
Biſchöfe zu üch nach Tripolizza, um über Srleihterung DaB „hardbebsängten Volles⸗ mit ihnen 
zu berathen. Achtundſiebzig derſelben folgten den Rufe, wurden aher ſärznitlich ermordet. 
Dieſe Treuloſigkeit empörte noch mehr. Den beiden Seiten griff man zu nen Waffen. Der 
wilde Juſſuf Selten, Paſcha von Leyauto, nahm und zerftoͤrte die Stadt VPatras, Die Cmpörung 
aber griff immer weiter um ſich. Attika, Pöqtien, Lipadien, Phosid, Aetplien und Akaxnanien 
ahmten vera Beiſpiele des Veloponnes nach. Der heldenmüthige Mdyſſeus, „Rer.Aplen des Dia‘, 
rief ſeine tapfern Genoſſen zum Kampfe auf. Auch viele Inſeln erhoben die Fahne des Kreuzes; 
zuerſt Pſara und Spezzia, unmittelbar darauf das damals blühende Hydra, wo ſich eine Regierung 
für den Archipel bilvete, und deſſen edler Bürger Jakob Tombaſis von allen Schiffsführern des 
Agaiſchen Meeres einftimmig zum Großadmira! des Bundes erhoben warb. Auch die ſpezziotiſche 


16) Ypfilantis ward bekanntlich ſogleich auf Befehl ber sheraiäifgen Regierung verhaftet und bis 
in ben November 1827, furg vos feinem Zobe, im ben Feſtungen Manfarz und Thereſienſtadt gefangen 
—— Den Waiachen Wladimiresfo hatte Dyflantie ned vor beginucndem Saupilampfe hinrich⸗ 
ten laſſen. 
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Heldenfrau Ladfarina Bobolina, die Witwe eines früher [hen von den Türken ermordeten 
Griechen, welche nun auf eigene Koſten drei Schiffe ausrüſtete und fie perfönlich gegen den Feind 
führte, verdient Erwähnung. 

An die Spige der Landmacht war, doch nicht ohne Widerſtreben, der erſt 22jährige vormalige 
ruſſiſche Offizier Demetrius Dpfllantis, Alexander's Bruder, geftellt worden. 

Die erften Erfolge erlangte die Seemacht. Den fleinen griechiſchen Fahrzeugen glüdte es, 
ein tlrPifches Linienfchiff von 74 Kanonen auf den Strand und den Kapudan-Paſcha felbft in 
die Dardanellen zuräcdzutreiben. Bald folgten auch Siege zu Laude. Vier Paſchas, welche gegen 
den Peloponnes auszogen, wurden gefthlagen (beſonders am 23. Aug. in den Thermopylen). 
Allenthalben in Griechenland, wo fi Türken befanden, mußten fie in die feſten Orte zurüd- 
weichen. Monembafta, Navarin und Artos fielen in die Hände ver Infurgenten, die am 5. Oct. 
au Tripolizza, die Hauptſtadt von Morea, mit Sturm eroberten und dabei Taufende von 
Moslems (angeblih 20000 Türken und Juden) niebermegelten. Oftmals wurden trog 
förmlich abgeichloffener Eapitulationen die Mohammedaner, wie namentlih bei Alt-Navarin 
geſchah, ermordet. 

Sp ward die Erbitterung auch bei den Türken immer aufs neue unterhalten, und ed wurden 
dann Taufende ruhiger, friedliebender Leute in allen Gebietstheilen ver Pforte martervoll ab: 
geſchlachtet. 12) Um fo weniger Tonnten die Aufrufe des neu ernannten griechiſchen Batriarchen 
zu Rouftagtinopel (Eugenius) an die Griechen zur Rückkehr „auf den heiligen Pfad des Ge⸗ 
horſams“ irgendeinen Anklang finden; vielmehr fah man die Hellenen alsbald bemüht, ihrem 
Gemeinweſen eine fefte Grundlage durch Entwerfung von Berfaflungsurfunden zu geben (ein 
Beweis, daß wenigitend die Gebildetern unter ihnen keineswegs eine unumſchränkte Herrſchaft 
mit einer andern unumſchränkten vertaufhen wollten, ein Umſtand, ver bei Entſcheidung der 
fpätern Frage wegen einer unumſchränkten oder conftitutionellen Monarchie nit ohne große 
Bedeutung war). Obwol die Griechen damals fämmtlich nichts anderes ald eine Republik zu 
gründen im Auge hatten, fo fehlen e8 doch nit thunlich, alle Brovinzen gerade zu einem un- 
theilbaren Staate zu vereinigen; man mochte vielmehr die Gründung einzelner föberirter Revu⸗ 
bliken, Abnli wie ſchon im alten Hellas und wie dermalen In der Schweiz, für Die geeignetfte 
Form halten, um jo mehr, ald man annahm, das Tleine arme Land werde die Koſten einer 
wefteuropäifgen Hof, Beamten: und Militärhaltung nicht eriäwingen können. Auf viele 
Weiſe entflanden denn die drei Verfaſſungsurkunden: von Mefolongion (Miffolunghi) von 
4. (16.) Nov. für das weftliche Feſtland, von Salona in Phocis vom 16. (28.) Nov. für 
das oͤſtliche Feſtland und von Argos vom 1. (13.) Dec. 1821 für Morea. und die benach⸗ 
barten Infeln. 

Sehr bald aber überzeugte man fi, daß unbedingte Vereinigung aller Kräfte noth thue. 
&o trat denn fhon am 15. Dec. 1821 die erfte Nationalverfammlung Griechenlands in einen 
Dlivenhain bei Argos zufammen und vollendete in Turzer Zeit zu Cpidaurus die am 1. (13.) 
Yan. 1822 „im erften Jahre der Unabhängigkeit” verfündete proviſoriſche Verfaflung für gauz 
Griechenland. Rad ihr beftand die Staatsregierung aus einer zahlreichen gefeßgebenden Wer: 
ſammlung und einer von dieſer auf je ein Jahr gewählten vollziehenden Regierungscommifften 
von fünf Mitgliedern. Maurokordatos ward zum Präfldenten der letern ernannt. Die provi- 
forifche Negierung (aus beinen-Körpern beftehend) nahm erft zu Korinth, dann zu Argos ihren 
Sig; fie decretirte ie Negociirung eines Anlehens, erklärte bie türkifchen Häfen in Belagerungs- 
ftand, orpnete die Randedverwaltung und das Steuerweſen und erließ unterm 15. (27.) April 
ein energifches Manifeſt an. alle chriftlichen Mächte. 

So ungemein groß aber auch die Thellnahme und Begeifterung für die Sache der Griechen 
bei fämmtlichen etvilifirten Volkern der Erde war, fo wenig Anklang fand diefelbe bei ven euro- 
päifchen Gabineten. Selbſt Kaiſer Alerander von Rußland opferte feinen nicht felten and 


17) In der Schrift des Mifiolunghiers ©. Balbi, La Gröce rögeneree, ou description topogra- 
phique du nouvel etat indöpendant de la Grèce et des frontieres qui lui conviennent (Paris 
1833), wird, angeblich nach der Zufammenftellung einer ausgezeichneten Berfon, eine Überficht der vom 
26. Febr. 1821 bis zum 30. Mai 1822 durch die Türfen ermordeten Griechen jedes Alters und Ge⸗ 
fchlechts gegeben und die Gefammtzahl auf 230337 berechnet, von denen nur 10650 auf ben Schlacht: 
feldern ungefommen, bie übrigen alle wehrlos mafjacrirt worden feien ; namentlich 30000 in Konflans 
tinvpel, 18000 in Kleinaflen, 12000 in der Umgegend von Konftantinopel, 25000 in ber Moldau unb 
Walachei, 80000 zu Salonichi u. f. w.? 70000 auf Chios und den andern Infeln des Archipel u. |. w. 
Obwol diefe Zahlenangaben flarf übertrieben find, fo ift doch gewiß, daß das Blutvergießen furchtbar war. 
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Schwärmeriſche grenzenden Glaubendeifer und die günftige Gelegenheit, feinen Staat auf 
Koften ver Türkei zu vergrößern, nur um der Sache der Mevolution Feinerlei Vorſchub zu leiſten. 
War ver helleniſche Befreiungsverfuh ſchon auf den Gongrefien von Troppau und Laibach 
(Detober 1820 bis Mai 1821) entſchieden misbilligt worden, fo geſchah dieſes noch weit mehr 
auf jenem zu Berona (October bis December 18232). Den griechifchen Abgefandten warb jeder 
Zutritt, ja ſelbſt die Erlaubnig zur Reife nach Verona verweigert; die rührende, aber männ- 
lich fefte Aoreffe der Hellenen fand kein Gehör. Auch der Bapft blieb taub gegen alles Kleben. 
Man verlangte, die Infurgenten follten fi ‚ihrem rechtmäßigen Oberberrn” unbedingt wieder 
unterwerfen, und faum hielt man es der Mühe werth, ein Wort ver Milde zu ihren Gunſten an 
ben Sultan zu richten. 19) 

Bon allen Seiten vetlaffen, blieb ven Griechen Feine Wahl, ale in den eigenen Kräften ihr 
lehtes Heil zu verfuhen. Der Krieg der Bforte mit den Berfern und die fortdauernde Dccupa: 
tion der Moldau und Walachei theilten die Streitträfte ihrer Feinde. Indeß erlitt vie helleniſche 
Sade bald einen barten Schlag. Gegen Ende des März hatte ſich Die reiche, blühende Infel 
Chios (Skio) dem Aufftande angeſchloſſen. Da brachte am 11. April ver mit einer großen 
Blotte gegen Morea audgezogene Rapudan: Baia 15000 der wildeſten aflatifcherl Truppen 
nach der Infel. Nicht nur alle Bewaffneten, ſondern auch Tauſende wehrloſer Griechen, dabei 
Greiſe, Weiber und Kinder, wurden auf die furchtbarſte Weiſe abgeſchlachtet oder nach Kon⸗ 
ſtantinopel und Aſien in die Sklaverei geſchleppt, die ganze Infel aber warb verwüſtet. Die 
Zahl der Umgekommenen wird zu 40000, jene der ald Sklaven Verfauften zu 41000 an⸗ 
gegeben, und von den 120000 Einwohnern, welche Skio nod im April 1822 bewohnt 
hatten, waren im März des folgenden Jahres nur noch 16000 vorhanden. Insbeſondere 
wurden jegt und in ven nächflfolgenden Monaten die ſämmilichen fogenannten Maſtixdoͤrfer 
niedergebrannt. 

Ein Schrei des Entfegens und ber Entrüſtung vurchdrang ganz Europa bei der Kunde die⸗ 
fer Greuel. Die übrigen Griechen wurben hierdurch um fo mehr zur verzweifelten Gegenwehr 
angetrieben. Während der Kapudan Paſcha, noch In der Rhede von Skio vor Anker liegend, 
dh zur Eroberung des nahen Ipjara anſchickte, ruderten in der Nacht vom 18. zum 19. Juni 
43 Pſarioten und Hybrioten mir einigen Brandern mitten in die türkifche Flotte und ſpreng⸗ 
ten das Admiralſchiff mit einer Bemannung von 2286 Türken in die Luft. Der Kapudan⸗ 
Paſcha felbft ward ganz verbrannt an das Ufer gebracht, wo er alsbald flarb. Die kühnen 
Branderführer entkamen glücklich. 

Einen noch größern Erfolg erlangten die helleniſchen Seeleute am 10. Nov., wo fie bei 
Tenedos wieder zwei Linienfchiffe mit einer Bemannung von 3000 Strekkern in die Luft ſpreng⸗ 
ten, ein Schiff von 36 Kanonen eroberten, 3 Fregatten und 10 Briggs zum Scheitern brachten 
und überhaupt die ganze osmaniſche Flotte entweder vernichteten ober zerftreuten. Konftantin 
Kanarid und Georg Miaulis von Ipjara waren die Führer. 

Mit gleihem Erfolge warb der Landfrieg geführt. Obwol die Pforte durch den Fall Ali⸗ 
Paſcha's von Janina (Bebr. 1822) die freie Verfügung Über bedeutende Streitkräfte erlangte, 
blieben ihre Anführer, Kurſchid-Paſcha, Omer Vrione, Tſchar Habfhi-Ali, Dram-Ali u. a., 
faft allentHalben im Nachtheil. Es glückte den Griechen, die feindliche Hauptmacht zu trennen 
und fie vereinzelt in den Gebirgen Rumeliens und Moreas faſt gänzlich aufzureiben. Die 
Namen der Griechenanführer Maurokordatos, Marco Bozzaris (des Suliotenhäupilings), 
Odyſſeus, Nikitas (ſeitdem der Türkenfreſſer genannt) und Kolokotroni wurden mit dem glän⸗ 
zendſten Lobe genannt. Don einzelnen Städten aber hatte ſich vor allen als erſtes Bollwerk des 
weſtlichen Feſtlandes das heldenmüthige Miſſolunghi ausgezeichnet, an deſſen Waͤllen Tauſende 
von Türken bei mehrmaligen Angriffen ihren Untergang fanden. 

Am 14. (26.) März 1823 ward die zweite Nationalverſammlung in einem Orangen: und 
Eitronenwälodhen bei Aſtros auf Morea eröffnet und von ihr die bisherige proviforifche 
BVerfaffung unter verfchiedenen Modiflcationen am 20. März zur „unmwanbelbaren” für ganz 
Griechenland erflärt. 


18) „Die Böfewichter”, hatte bie Preußiſche Staats — vom 18. Det. 1821 geſchrieben, ‚welche 
aus fchändlichen Abfichten den bethörten Griechen die Waffen in die Hände gegeben und die Schuld bes 
Blutes auf ſich haben, welches feit dem März im Drient vergoſſen worden, werden ſo viele Verbrechen 
umſonſt begangen haben.’ 

Staats-kerifon. VI. 46 
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Leider hielt fein Band dev Eintracht die Mitglieder ver geſehgebenden und der verwaltenden 
Behörde zuſammen. ‚Überall gab ſich perfönliches Widerſtreben, ſelbſt mit offener Gewaltan⸗ 
wendung, fund, ja das fp. vielfach hartbeprängte Bol mußte. jehen, wie die nationalen Mittel 
und Kräfte Aurb ſeine Bornehwen yuglos.zeriplittert und vergeudet jourben, beſonders als fich 
zwei einander entgegengejegfe Regierungen zu Krauidi und Bonizga qufivarfen. 

Im RAbendlande hatten ſich unterdeſſen faft allenthalben Vereine, zur Unterſtützung ber 
Griechen ‚gebildet. Dan ſuchte ihnen Wehrmannſchaft und Kriegsbedurfniſſe zu verſchaffen; 
leider nur ſelten mit autem Erfolge. Bu den Männern, deren Namen hierin: befonders ehreu⸗ 
volle Erwähnung verdienen, gehören: Cyonard aus Geuf, Dr. Sphott aus Stuttgart, Ernſt 
Emil Hoffmann aus Darmſtadt, Lord Byron, der Herzog von Orleans (König Ludwig Philipp) 
und der. König Ludwig pon Paiern, der erſte Regent, der ſich affen für pie helleniſche Sache aus: 
ſprach, Unter denen, welche ſelbſt nach Griechenland zogen, um perſoͤnlich für deſſen Befreiung 
witzuwirken, befanden ſich Byron, Leiceſter, Stanhope, Cochrane, Church, Heidegger, Faboier, 
Voutier und Asling. 

. Die Belinnung der großen Mächte hatte fih aber nod immer nicht yangealtet. May 
ſcheint jogar an eine bewaffnete Iutervention zu Bunften der Türken gedacht zu haben. Nur 
die Regiexung ber noxpanierikaniſchen Breiftanten gab ihre Sympathie für die Griechen Fund. 
Wichtiger für fie war es, ala nad Gaftlereagh'd Tode Canning's edler Geiſt eine neue Politil 
für Orpfbrisgunien ſchuf und bezüglid ver Hellenen mit dem großen Schrikte begann, die von 
ihnen. außgelprochene Vlokade tüurkiſcher Seehäfen foͤrmlich anzuerkennen, ein Creigniß, bad 
Frankreich und ſelbſt Hhßerreich, legteres freilich zunähfl nur dem Namen nach, zur gleichen 
Anerkennung zivang. 

Blutig dauerte unterbefjen ber Krieg fort, Der Sultan rief alle Moslems von 15—60 
Jahren zu den Waffen; ein neues türfifches Heer von 80000 Streitern follte nach ben inſur⸗ 
girten Provinzen abgehen. Die griechiſche Ceutralxegierung erließ Dagegen ein allgemeines 
Aufgebot an..alle Hellenen (Panhellenion). Die meiſten obengenannten Truppenführer 
errangen nene Lorbern; neben ihnen ingbeſondere auch Karaiskakis. Leider kam ber ausge⸗ 
zeichnete Marco Boyaris bei einem ſiegreich ausgeführten Ueberfalle des türkiſchen Lagers ums 
Leben. Auch Normgun und Byron farben. Miſſolunghi widerſtand in dieſem Jahre noch⸗ 
mals ſiegreich allen feindlichen Angriffen. Ein Drittheil der türkiſchen Heeresmacht, die nach 
dieſen Gegenden geſendet worden, war durch Hunger, Peſt und das Schwert umgefommen, der 
Reſt entmuthigt und zerſtreut. Nicht minder war die odmandide Seemacht aus dem Archipel 
pextrieben. Mur zwei Dinge fehlten ben Hellenen: Gelb und Eintracht. In lepter Ginjicht 
hätten die Bewohner Hydras und Ipfaras ald Muſter Bienen können. Das Land befand fi 
im furdtharften Zuſtande, beſonders Weftpellas. „Yon ven Fehlen Sulis Bis zu ven Thermo- 
polen“, ſchreibt Pouqueville, „ſchwebt ver Blid nur über Trümmer, Schutt und Grüber, Keine - 
Stadt, kein Dorf, feine Hütte, feine Heerde mehr in diefer MWüfe! Die Bewohner nadt und fein 
anderes Obdach für jie ald Höhlen und Mäler; nirgends ein Pflug ober eine.Dade, um ven 
blutgebüngten Buben aufzulockeyn.“ 

Im Jahre 18240dauerte ber Landkrieg fort, war ohne glängende Gefolge, doch auch ohne 
weſentliche Nachtheile. Aber von her türkiſchen Flotte mark Ipſqra nach heldenmüthiger Ver⸗ 
theidigung erobert und gänzlich verwüſtet. Den tapfern Bemohnern gelang es meiftens, ſich 
auf die Schiffe zu reiten. Auch die Inſei Candia, wo ſeit Jahren ein mörderiſcher Kampf 
zwiſchen ber türkiſchen und ver griehifchen Bevölkerung geführt worden, unterlag ber aus 
Agypten gekommenen Macht des dortigen Paſchas. Dagegen erfocht die Fleine helleniſche See: 
macht entſchiedene Vortheile ſowol über die türfifhe als über die ſpäter mit dieſer vereinigte 
ägnptifche Flotte, wodurch nicht nur eine Zanbung der Odmanen auf Samos, fondern auch eine 
ſolche ner Agyptex auf Morea vereitelt warb. 

Indeß fliegen. die Leidenſchaften der einzelnen griechiſchen Barteihäuptlinge, deren viele eine 
Herrſchaft ſich zu gründen ſuchten. Es entſand ein offener Bürgerkrieg. Odyſſeus in Oſtgrie⸗ 
chenland, noch mehr Kolokotroni auf Morea — Männer, fo wohl verdient im Kamufe für ve 
Nationalität — luden in diefen Zeiten der Noth und Gefahr manchen Fluch des hartbedrãngten 
Vaterlandes auf ſich, und faſt ebenſo ſehr jene Griechen, welche, freilich zum Theil aus Noth, die 
Gerwäfler des ÄAgaiſchen Merces durch ihre Soeraͤuberel unſicher machten. 
Unterdeſſen war die Nationalregierung ſelbſt in ſolchem ſchweren Drange wenigſtens auf 
einzelne innere Verbeſſerungen bedacht, und nichts vermag Ihr wol zu größern Ruhme zu ge: 
reihen, als daß ſie ſelbſt jet die Errichtung von Volksſchulen auszuführen fuchte. 
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Da trat: Rußland Lin den erſten Monaten des Jahres 1824) mit dem Plane, hervor, den 
Hellenen eine Art halber Selbſtaͤndigkeit zu verfihaffen. Das Feſtland follte, in drei Hospodariate 
getheilt, gleih der Moldau, und Walachei ſich im weientlichen ſelbſt verwalten, jedoch unter der 
Oberherrlichkeit (Suzeränetät) ver Pforte. und gegen, einen an biefe.zu entrichtenden Tribut. 
Die Inſeln ſollten den Türken wieder preiggegeben werden, Der Vorſchlag befriebigte aber 
nicht nur keinen der ſtreitenden Theile, ſondern erlangte auch nicht ven Beifall einer der übrigen 
Großmächte, Die, vorzugsweiſe darauf bedacht, eigen Bruch zwiſchen Rußland und der Pforte zu 
verhindern, ſich zu einem Syfleme des Hinhaltens versinigten, um ann nicht ſowol nach einem 
beſtimmten Plane als vielmehr den Ereigniffen gemäß zu handeln. 

Der Hellenen Glücksſtern ſchien zu erbleichen. Ibrahim-Paſcha landete am 25. Febr. 1825 
auf Morea mit einem zahlreichen, eurqpäiſch disciplinirten, großentheils von Franzoſen ange: 
führten Heere, das auch mit Reiterei und Geſchütz wahl verſehen war, woran es den Griechen 
faſt gänzlich gebrach. ine Landſchaft nach per andern fiel in die Gewalt der Agvnter. Selten 
vermochte die rohe Tapferkeit der Eingeborenen ver Höhern Kriegskunſt und ver Überzahl der 
Feinde ſiegreich zu widerſtehen. Naparin, Tripolizza, Argos und Kalamatg gingen für hie 
Griechen verloren, und ba ber wilde Ibrahim nirgenpine gebulbige Unterwerfung, fondern 
glienthalben nem durch Verzweiflung hervorgerufenen äußerſten Widerſtand fand, fo Heß er wit 
ber furchtbarflen Barbazei die gauge Halbinſel verheeren. „Städte und Dörfer, Saaten und 
Baumpflanzungen wurden verwüſtet, hie Ernten und Vorräthe zufammengebrannt, die Oliven- 
wãlder angezundet, Weiber und Mädchen viehiſcher Wolluſt preiagegeben, die Männer er: 
würgt, verbrannt, erjäuft, Weiber und. Kinder in Die Sklaverei nach Afrika abgeführt oder ver⸗ 
kquft auf ven Märften Aſiens um ein Spoitgeld, wie ſchlechtes Vieh.“ 

‚ Das heldenmüthige Miffolunghi, weldes einer britten ‚und wierten, Belagerung widerſtan⸗ 
den, unterlag einer fünften! Dieſe, von den vereinigten Agyptern und Türken ausgeführt, be⸗ 
gann gegen Ende des Jahres 1825. Wine Heine Heldenſchax kämpfte monatelang gegen vie 
feindliche Macht von 25000 M. Landtruppen und eine ganze, Flotte. Vergebens beſtand bie 
griechische Marine einige ruhmvolle Gefechte, fie vermochte nicht, der bebrängten Stabt die fo 
dringend nöthigen Lehensmittel zuzuführen. Viele Einwohner flarben ven Hungertod. Da 
verließen, der Möglichkeit einer. fecnern erfolgreichen Vertheidigung entbehrend, am Abende des 
22. April 1826 1800 Bewaffnete (worunter mehrere verkleidete Weiber) die Feſte und ſchlu— 
Fr ih mit dem Verlufle des Drittheils, diefer Zahl dur das Belggerungdheer durch. Die 

gypter aber ermorbeten und verwüfteten alles in dem unglüdlihen Miffolunghi. Boll Ver: 
zweiflung flürjten jih viele Weiber in die Brunnen, in das Meer oder in bie Slammen her 
brennenden Käufer, Andere, Berwundete, Breife und Kinder, ungefähr 2000 an der Zahl, 
ſprengten das Bulvermagazin in-bie Luft, fadaß fie mit ihren Verfolgern umfamen. 

Indeß war der Kampf damit keineswegs beendigt. Ibrahim blieb nur da Herr des Landes, 
wo gerade feine Truppen ſtanden. Ein allgemeiner Guexxillaskrieg warb wider ihn geführt. 
Allein außer Nauplia uny ver Maina vermochte nichts ihm zu widerſtehen, und alles deutete 
auf eine faſt gänzliche Vertilgung der Hellenen. 

Selbft unter dieſen traurigen Verhältniffen dauerten die Barteizwifte unter ven letztern 
fort. Die eine Faction beihof ſogax von der Citadelle Palamides bei Nauplia das Schloß, 
worin die Regifrungsgewait ihren Sig hatte, ſodaß dieſe ſich genöthigt.fah, nah Ägina 
zu flüchten. Dazu. fortwährender Gelomangel, indem von den heipen in England unter 
—S Bedingungen aufgenommenen Staaisanlehen faſt nichts in vie oͤffentlichen 

aſſen flo 

Schon unterm 24. Juli 1826 hatte die ariechiſch⸗ Regierung den Beſchluß gefaßt, die polis 
tiſche Exiftenz des Landes unter den Schug Großbritanniens zu flellen. Allein dad Cabinet 
von St.⸗James, Dermwidelumgen mit den andern Großmächten fürdhtenn, lehnte dad Anerbieten 
ab und erklärte förmlich, die firengfle Neutralität zu beobachten, bergeftalt, daß 8 ſelbſt Die Ab⸗ 
‚ fendung weiterer Hülfserpebitionen durch die englifchen Philhellenen verbot. 

Deſſenungeachtet reifte in Canning der Gedanke, Morea von der Anweſenheit der ägypti- 
ſchen Truppen zu befreien und dem Rande eine eigene Verwaltung, freilich unter türkifcher Ober: 
hoheit, zu verfhaffen. Der Bewaggrund war allerdings weit weniger rein humaner als viel: 
mehr politischer Natur. Der-britifcge Staatsmann fürchtete ein Ausbeuten ber griechiſchen Sache 
dur Rußland. Dabei wollte'er der laut ſprochenden Öffentlichen Meinung eine Goncefion ge: 
währen. Darum fendete er ven Herzog von Wellington an das petereburger gotinen, und ſo 
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kam denn am 4. April 1826 in der rufiifchen Hauptſtadt eine Übereinkunft (Protokoll) zu 
Stande, des mefentlihen Inhalts: Griechenland fol ein Zubehör des türkiſchen Reichs fein; 
es foll der Pforte einen jährlichen Tribut entrichten, ſich Dagegen durch eigene Beamte ſelbſt 
‚regieren, bei deren Ernennung jedod die Pforte einen beflimmten Einfluß auszuüben hat. 
rankreich trat dieſem englifch-rufiifchen Plane unter einigen Mopificationen bei; von feiten 
fterreih6 und Preußens hingegen warb verfelbe fehr Ealt aufgenommen. Die Pforte, obwol 
auch durch die Sanitjcharenaufftände und deren Morpbrennereien zu Konftantinopel in neue 
Derlegenheiten gebracht, verwarf den Vorſchlag unbedingt. Dagegen glaubte die im April 1826 
nad Epidaurus zufammenberufene helleniſche Natlonalverfanımlung aus Klugheitsrückſichten, 
obwol im Widerſpruche mit ihrem anfangs gefaßten Beſchluſſe, fich für Einfirhrung einer con- 
flitutionellen Monarchie unter einem auswärts geborenen Fürſten entſcheiden zu follen. 

Das Beteröburger Protokoll, die erfte wichtige Conceſſion, melde die Macht ver Verbält- 
niffe, noch mehr aber die Macht der Öffentlichen Meinung ven Cabineten abgerungen 19), war 
ein Werk ver Halbheit, dad feinen Theil befriedigen, ja das gar nicht einmal ausgeführt werben 
fonnte, obwol die Politik ein Fluges Werk vollbracht zu haben meinte! Bald ſchien man es auf 
ganz aufzugeben, zumal nachdem Rußland feine beſondern Streitigkeiten mit der Pforte durch 
den untern 8. Det. 1826 zu Afjerınan abgeſchloſſenen Tractat erledigt hatte. Allein nun griff 
das den Eonferenzen anfangs nicht beigezogene franzöflfche Gabinet ven Gegenfland auf, indem 
es vorzugsmeife die Unzulänglichkeit des Petersburger Protokolls nachwies. 

So verftändigten fi denn Kranfreih und England, denen fih Rußland alsbald anſchloß, 
um gemeinfchaftliche Maßregeln in ver Briechenfache zu ergreifen ; der erſte Haupttractat ward 
am 6. Iuli 1827 zu London unterzeichnet. Seine weſentlichſten Beftimmungen waren: Die drei 
Mächte bieten der Pforte in der helleniſchen Sache ihre Vernittelung an. Grundlagen der zu 
verſuchenden Vereinbarung find: die Griechen bleiben unter der Oberherrlichkeit (suzerainete) 
des Sultans und entrichten dieſem einen jährlichen Tribut; fie regieren ſich durch ſelbſtgewählte 
Beamte, ‚bei deren Ernennung aber die Pforte auf gewiſſe Weiſe mitzumwirfen hat. Das Wie 
blieb unbeflimmt, ebenfo jede Feſtſetzung der Grenzen. In geheimen Artikeln warb ſodann 
flipulirt, „baß im Falle der Weigerung der Pforte, hierauf einzugehen, erfi Handelsverbin- 
dungen mit den riechen angefnüpft, dann, fall8 der vorgefihlagene Waffenſtillſtand nicht an: 
genommen würde, jedes Zufammenftoßen der beiden ftreitenden Parteien möglichſt verhindert 
werben jolle, ohne daß jedoch Die Mächte an den Feindſeligkeiten theilnähmen“. Envli warb 
ein permanenter Congreß, eine Eonferenz von Bevollmächtigten der drei Mächte für die Griechen: 
fache zu London gebildet. 

Griechiſcherfeits nahm man aus Klugheitsrückſichten auch diefen Vertrag an, fo ungenügend 
verfelbe war; türkifcherfeitö verwarf man ihn mit Stolz und Beratung. Auch fegte Ibrahim: 
Paſcha ungeachtet mehrmaliger Aufforberung, in einen Waffenftillftand zu willigen, und dann 
unter Berlegung einer desfalls abgefchloffenen Übereinkunft feine Berheerungen im Peloponnes 
fort. Seine zahlreiche Flotte lag im Hafen von Navarin. Bor diefem erſchienen die vereinigten 
Geſchwader der Briten, Kranzofen und Ruſſen (unter dem Vicendmiral Codrington, Contre⸗ 
admiral Rigny und Biceadmiral Heyden). Während man unterhannelte, erfolgten von ägvp⸗ 
tifhen Schiffen einzelne Flinten-, nachher Ranonenfhüfle; ein Unterhändler, ein engllſcher 
Offizier, ward getöbtet. Da entipann fich denn (ed war am 20. [8.) Oct. 1827 in der Bai von 
Navarin) eine allgemeine Seeichlacht, in welcher, ehe drei Stunden vergingen, die gefammte 
ägyptifch-tärfifche Flotte mit Ausnahme weniger Schiffe vernichtet wurde. 

Diefer Schlag fam unerwartet. Die Regierungen von Frankreich und Rußland belohnten 
ihre dabei thätigen Oberanführer, das britifche Gouvernement Hingegen nahnı feinem Admirale 
Codrington das Commando ab. Canning war nämlid mittlerweile geftorben und das Staats⸗ 
ruber wieber in die Hände der Tories gefommen, denen dad Ereigniß ein untoward event war. 
Sp kam es aud, daß felbft nady der Schlacht von Navarin von den europäifhen Seemächten 


19) Seht merfwürdig ift die Stelle in dem Memorandum des franzöfljchen Geſandten bei der Lon: 
doner Gonferenz zu dem —* vom 3. Febr. 1830, worin das Motiv klar angegeben wird, welches 
die Großmaͤchte zur Intervention in ber griechiſchen Sache beſtimmte: „Nachdem man die Übel aller Art 
wohl erwogen hatte; welche für die Ruhe Europas die Fortſetzung diefes Bertilgungsfrieges berbeifüh- 
ren fonnte, ber fo geeignet war, in allen chriſtlichen Staaten eine zugleich religiöfe wie politifche Gä⸗ 
Ein ae oaiten. entfchlofien ſich“ u. f. w. Ohne biefe Befürchtung würde ſonach ein Einfchreiten 
nicht erfolgt fein. 


Griechenland 725 


rubig zugefeben ward, daß Ibrahim über 5000 Griechen zur See nad) Afrika in die Sklaverei 
abführen Tieß. 

Die Pforte aber, hoͤchlich erbittert über jenen mitten im Frieden, wenn auch nicht ganz ohne 
eigene Provocation ausgeübten Hanpftreich, bereitete Kriegsrüftungen und ertheilte den Ge⸗ 
fandten der drei Mächte hochfahrende Erflärungen. Sie wagte es zwar nicht, ven legten Schritt 
zu tbun, trieb die Dinge aber dod auf ven Punkt, vaß jene Geſandten am 4. und 8. Der. 1827 
Konftantinopel ohne Päſſe, pie man ihnen verweigerte, verließen. 

Untervefien dauerte in Griechenland der wüthendſte Barteienfampf fort, und fogar, als 
bie Hellenen in ganz Morea feinen einzigen feften Fleck außer Nauplia beſaßen, fchoflen fie 
in den Mauern biefer Stat fetbft mit Kanonen aufeinander! Auch die Philhellenen waren 
unter fich entzweit. 

In den erfien Tagen des April 1827 kam eine Nationalverfammlung, die dritte fih nen: 
nend, zufammen; anfangs getheikt zu Hermione oder Kaſtri und auf Agina, dann vereinigt zu 
Trözene (Damala). Hier malteie die Anficht vor, alle bisherigen übel rüßrten nur daher, daß 
die vollziehende Gewalt zu vielen Perfonen anvertraut fei; und fo kam man denn zu bem Be: 
fhluffe, dieſelbe den Händen eines Binzigen zu Übertragen, ohne jedoch von ber republikaniſchen 
Staatöverfaffung abzuweichen. Demzufolge warb denn Graf Johann Kapopiftrias, ein for: 
fiotifher @rieche, geboren 1776, früher Mitglien der Hetäria und von 1816— 23 (wo er 
fih freiwillig zurückzog) Minifterkaatsfecretär des Kaiſers Alexander, zum Statthalter oder 
Staatögouverneur Griechenlands auf die Dauer von 7 Jahren ernannt. (Decret vom 2. [14.] 
April 1827.) Am 17. (29.) Mai warb bie neue „politifche Verfaſſung Griechenlands” zu 
Troͤzene verkündet. 

Kapodiſtrias, nachdem er ſich zuerft mit den Cabineten der Großmaͤchte benommen, landete 
endlich am 20. Jan. (1. Febr.) 1828 zu Nauplia. Sein erſtes Auftreten ſchon erregte Bedenk⸗ 
lichkeiten. Obwol ausdrücklich berufen, um „nach ven beſtehenden Geſetzen“ zu regieren, begann 
er ſogleich damit, unter Mitwirkung des ihm ergebenen Senats die Conſtitution von Troͤzene für 
ſuspendirt zu erflären und die Regierung völlig nach feinem Gutbünfen einzurichten. 

Indeſſen mochte die Mehrzahl der Griechen, durch Elend jeder Art niedergedrüdt, vorerft 
darüber Hinwegfeben, zumal Kapodiſtrias (der „Präſident“, wie er fi) nannte), obwol er fein 
Privatvermoͤgen größtentheils für Griechenland aufgeopfert hatte, auf jede Befoldung verzichtete, 
dann befonders, weil er, nad} feiner Stellung zu den fremden Höfen, der geeignetfle Wann |ı ſchien, 
welcher Hũlfe von diefen zu verſchaffen vermoͤge. 

Nicht Früher als am 23. Juli 1829 eröffnete er, in eine ruffifhe Staatsuniform gekleidet, 
die vierte Nationalverfammlung zu Argos. Diefe zeigte fi in allen Dingen ihm blind ergeben ; 
fie fegte ihm einen Senat mit nur berathender Stimme zur Seite und gab die Gomponirung 
deſſelben überbies faft unbedingt in feine Hände. 

Unterdeſſen hatte Rußland ver Türkei den Krieg erklärt (26. April 1828), freilich keines 
wegd Griechenlands wegen, denn deſſen warb im ruffifchen Manifeſte kaum mit einem orte 
gedacht. Indeſſen unterſtützten England und Frankreich die Sache der Hellenen um fo nad: 
drücklicher, als fe Hofften, fi damit ein Gegengewicht wider Rußland zu verſchaffen. Diefed 
jeinerfeitö wollte nicht hinter den beiden andern Mächten zurückbleiben. So erhielt venn Grie⸗ 
henland, zufolge des Kondoner Conferenzprotofoll® vom 19. Juli 1828, von Rußland und 
Frankreich eine Subfivienfumme von 500000 Fr. monatlich zugefiert; ja ber legtgenannte 
Staat fendete, nach ftarfem Widerſtreben der andern Babinete, eine Expebition von 14000 M. 
franzöfifhen Soldaten unter General Maifon nadı Morea, um die Halbinjel von der Begen: 
wart der Agypter zu befreien. Gleichzeitig drohten Die Briten, bie ägyptiſchen Seehäfen zu blo⸗ 
kiren, wenn der Vicekdnig feinen Sohn nicht von Morea zurückrufe. 

Daraufhin ſchloß denn Mehemed-Ali anı 6. Aug. 1828 zu Alexandria eine Gapitulation 
mit dem (noch nit nad England zurückgekehrten) Admiral Godrington ab, wonach ber Pelo- 
ponned mit Ausnahme von fünf feften Blägen geräumt werben follte. Ibrahim zögerte mit Voll⸗ 
ziehung dieſes Tractats, felbft als die franzdfifche Expebition anlangte, melde dann aber nad) 
ſchwachem Widerſtande die Feſtungen nahm. Erſt am 5. Det. ſchiffte ih Ibrahim nad feinem 
Baterlande wieder ein. Die genannten feften Pläge wurden von dem franzoͤſtſchen Obergenerale 
alsbald der griechifchen Regierung überliefert. ° 

„Unferer Zeit”, bemerkt Klüber, „war dieſes erfte Beifpiel eines Mittelzuftandes vorbehal: 
ten, der, indem er jeden Anfchein und alle Refultate eine Kriege gewährte, doch die Handhabung 
des Friedeno zwifchen den Eriegerifch Handelnden nicht ausfchloß. In beifpiellofer Schlacht warb 
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eine der größten Flotten zerſtoͤrt; Tauſende, vie fie beſetzien, verſchlang das Meer; ein Kriegsheer 
von mehr ald 20000 M. mußte ohne Schwertſchlag capituliren und abziehen; vier Feſtungen 
wurden zauberartig genommen und mit allem Materbale dem andern ber kriegführenben Theile 
überantwortet, ohne daß Krieg beſtand' zwiſchen dem einen Theile und denen, welche Die Gapi: 
tulation und den Abzug erzwangen und bie Feſtungen nahmen.’ °— 

Die Hülfe ver drei Gtoßmaͤchte befchrünkte fich Übrigens Ausichliehlich auf Dioren und bie 
cykladiſchen Infeln. Rumelien, dab fogenannte griechiſthe Feſtland, ſollte unbebingt feinem 
Schickſale Aberlaffen bleiben. So erklärten denn au) jene Mächte an die Pforte nur begüglid 
der genannten Theile Griechenlanos, daß fie dieſelben prvviſoriſch unter ihre Garantie ſtellten. 

Allein auch diefed neue Werk ber Halbheit zerfiel gar bald’ in ſich ſelbſt. Die Hellenen fegten 
noch im Jahre 1829 auf dem Fefllande den Fleinen Krieg fort. Ein Theil diefes Vandes nad 
dem’ andern warb von ben Ddmanen, deren Hauptmacht den Rufſen entgegen Rand, befreit, und 
als ed am 25. Sept: 1829 gelang; die Albanefen unter Aßlan⸗Bei nach einem Higigen Se fkchtr 
— dem letzten in diefem Kanipfe — zur Capitulation zu bringen, war ganz Sriehenland den 
Türen entriffen. ' 

Abet die drei Cabinete wollten ebenfo wenig wie der Sultau das  Begitimdtättprincie ver: 
legt willen; alle waren ſonach noch immer darüber einig, daß Grirchenland ein mabhängiger, 
ſelbſtaͤndiger Staat nicht werden dürfe! Dieſe Anſtcht waltete namentlich in dem Parifirationd: 
vertrage vor, welcher in: Forni eines neuen Couferenzprotokolls Unterm 22. März 4829 zu 
London abgefihloffen warb. Damad) follte Grirchenland ver Pforte einen führlidgen Aribut von 
einer halten Mikkion Fr. entrichten; eä babe unter modifickrter Obecherrlichkeit wer: Türkei 
zu fiehen; feine Innere Verwaltung dürfe es ſelbſt ordnen, müfle diefe jedoch, fo viel möglich, 
den mönarchtfchen Formen annähern und. zwar unter einem chriſtlichen Borſtande ober Frſten 
mit-erblicher Würde. Diefer habe: beim Antritt feiner Stelle die Inveſtitur vom Sultan zu 
enpfarigen, und bei jeder Wieberbefegung des Fürſteuſtuhls müfle das Land inch deppelten 
Jahredtribut rutrichten; bei Erldſchung des tegierenden Stammes Habe der Großherr Aer Der 
neuen Ernennung theilzunehmen. Die Grenzen blefed projectitten Gospobarihtd wurben nun 
bis zu den Meerbüſen son Bolo und Ambrafte erweitert: Da fi die Bforte beharrlich 
weigerte, einen ruſſiſchen Geſandten (weil ſte mit dem moskowitiſchen Reiche im Kriege ftanb) 
zu ven Verhandlungen bezüglich Griechenlands zuzulafſen, forwilligte dad petersburger Cabinet ein, 
daß auf obitze Grundlagen hin von den beiden andern Regierungen, iedoch ſtets mit frinem Bor: 
wiffen, Negoctationen angefnüpft werben follten. - 

Vergeblich warn griechifcherjeitö grgen das Loſreiñßen fo vitler Helleven, Die mitgelänpft und 
mitgebintet hätten, gegen die Xrennang fo bedeutender Landestheile vom gemeinſamen Bater: 
lande verlamirt. Darauf nahm die Diplomatie feine Rückſicht; das einzige noch obwaltende Hin⸗ 
derniß war die Weigerung des Sultans, in die gemachten Vorſchläge einzuwilligen. 

Indeſſen war bie Pforte bald zum Nachgeben gezwungen, indem fie in. Art. 10 des untern 
2. (14.) Sept. 1829 zu Adrianbpel mit Rußland abgeſchloſſenen Friedenspertrags erklären 
mußte, ihre nolle Zuſtimmung zu ven Stipalationen des Londoner Ixracıafd nom 6. Iuli 
zu. ertheilen, wobei aber: ber Rat Griechenlande von mr Hellenen nicht mit einet Silbe 
erwähnt ward. 

England und Frankreich blickten nun mit Mietrauen darauf, daß der neue Stat nur durch 
einen Specinivertrag Rußlauds mit ber Pforte, ganz ohne ihr Mitwirken gebitbet werden ſollte. 
So fam 28 veun, daß biefe beiden jegt auf einmal das bedeutungsvolleWort der volligen Un⸗ 
abhängigkeit Griechenlands ausſprachen. Endlich Lam das Loudoner Protokoll vom 3. Febr. 
1830 zu Stande, deſſen weſentlichſte Beſtimmungen dahin gehen: „Griechenland bildet einen 
unabhängigen Staat. Da aber die Pforte hierdurch mehr verliert, als anfangs beſtimmt war, 
fo werben zu ihrer Entſchädigung Griechenlands Grenzen enger beſchtänkt: viefelben ziehen 
vom Aspropotamos nad) dem Golfe von Beituni, Die Regierungsfornt des Landes wird mo⸗ 
nardifdh, die Würde erblich; der Titel Des Staatsoberhauptes der :eined ſpuperaͤnen Fürſten 
(nicht Königs). Die türkiſche ſowol als vie griechiſche Rgierung haben unbedingte Amueſtie 
zu prochmmiren, und ben beiderſeitſgen Untertanen ſteht ea frei, innerhalb eines Iahres non 
einen Lande in das andere auszumwandern. Jedenfalls muß unverzüglich ein Woffeaſtiliſtand 
zwiſchen den ſtreitenden Theilen herbeigeführt werden.“ 

Schon vor Abſchluß dieſes Artenſtücks Hatte man: ſeitens Dex Rondaner Conferenz begonnen, 
einen für ven neu zu bildenden griechiſchen Throu paſſend ſcheinenden europäiſchen Prinzen aus⸗ 
zuſuchen; derſelbe ſollte jedoch nicht and den regierenden Häuſern der drei contrahixenden Groß⸗ 
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mädhte genommen werben. Der griechiſche Senat hatte zwar an die Babinete das Verlangen 
geftellt, „daß man den Griechen, als einer Nation, ihre Rechte bewahren möge und den Brä- 
ſidenten (Kapodiſtrias) ihnen ats Oberhaupt belaſſe“; allein barauf warb keine Rüdiicht ge: 
nommen, hur fonnte man lange Zeit über vie zu beflimmenpe Perfon nicht einig werden. Nicht 
weniger als ſechs Prinzen iind bekannt, vie yon den einzelnen Oefandten ver Konferenz nachein⸗ 
anver in Vorſchlag gebracht, aber je von den andern zurldgemiefen wurden; ein ſtebenter 
lehnte das ihm gemachte Anerbieten freiwillig ab. Endlich verftändigte man fi, den Bringen 
Leopold von Sachſen⸗Koburg (den nachmaligen König ber Belgier) zum fonveränen Fürften von 
Griechenland zu erwählen. Diefer nahm die Mahl unten 11. Febr. an. 

Die Pforte konnte mit Recht behaupten, daß man ihr nicht Wort gehalten habe, fonberfi 
ungleich mehr entreiße, als wozu ſie ſich anfangs in Übereinftimmung mit allen andern Bethei- 
ligten verflanden Hätte. Allein ihre gänzliche Ohnmacht hinderte fie an Widerſtand, und ald 
Rußland rrkfärte, eine Million Dukaten art feinen Kriegsentſchäbigungsforderungen nachzulaſſen, 
wenn der Sultan unverzüglich die verlangte Einwilligung ertheile, warb auch dieſe unterm 
23. April 1830 gegeben. Bu 

Die gleiche Nachgiebigkeit fand von feiten ver Griechen nicht unbedingt ftatt. Ste beſchwer⸗ 
ten ſich bitter, daß man fle von allen Verhandlungen ausſchlleße, welche — abgejehen von den 
zu ſchlichtenden Differenzen mit der Pforte — rein ihre Innern Angelegenheiten beträfen. 2°) 
Auch ward feine Rückſicht genommen auf die von ver Nationalverfammlung von Argos 1829 
erlaffene grundgefeglicde Beftinnmung, daß ſelbſt mit Zuſtimmung des Präfiventen befdhloflerte 
Anordnungen ver verbündeten Mächte für Griechenland nicht eher verpflichtend fein follten, «ld 
bis fie von den bevollmächtigten Rationalvertretern anerfannt und beftätigt fein würden. 

Darauf jich fügenn, erffärte übrigens Kapodiſtrias In einem Schreiben vom 6. April 
(25. März) an deu Prinzen Leopold: „weder er noch die proviforliche Regierung feien ermäch⸗ 
tigt, die von den verbündeten Mächten getroffenen Beftimmungen anzuerkennen, folange die: 
ſelben nicht vom Nationalcongreffe ratifleirt ſeien; ſchwelgend und traurig habe der Senat bie 
vesfallfigen Mittheilungen vernommen; man wolle den Hellenen Beſtimmungen aufpringen, 
ftatt dieſelben In gefeglicher Form von ihnen genehmigen zu laffen ; auch nicht ein Wort fei gelagt 
von den Öffentlihen Rechten und Frelheiten ver Helfenen und von der Regierungsweiſe.“ 
In einer Nachſchrift vom 7. hieß es ſodann wörtlich: „Ew. Excelfenz belieben zu thun, was Sie 
zum Beiten des Landes für gut finden; wir aber werden zu den von Ihnen im Namen der Nation 
und für diefelbe hinſichtlich der Vollziehung des Protokolls vom 8. Febr. getroffenen Maßregeln 
niemals unfere Einwilligung geben.” — 

Deſſenungeachtet ſchrieb die Londoner Confexenz unterm 14. Mal, „vie Ihr zugekommene 
Antwort des Grafen Kapodifttias enthalte die volfländige Zuſtimmung ver provlſoriſchen Re⸗ 
gierung zu den Entſcheidungen der Verbündeten”, ein Zeichen mehr, wie Diplomaten vie 
vielgerähmte diplomatifche Genauigkeit oft verſtehen! 

Diefer Anfiht war aber Prinz Leopold Feinedwegs, Er machte vielmehr gleich in feiner 
zweiten Note an die Gonferenz aufmerffam auf den Mangel einer freien uyd vollftändigen Ein: 
willigung der griechiſchen Nation: „er koͤnne auch nicht zugeben”, ſchrieb er, „Daß did Antwort 
bes Bräfldenten an bie Heilventen einen vollenund gänzlichen Beitritt zu den Protokolle ent- 
balte; nach feiner Anficht kündige fle eine gezwungene Unterwerfung unter den Willen der ver: 
bünvdeten Mächte an, und felbft dieſe gezwungene Unterwerfung fri von Vorbehalten Höhfter 
Wichtigkeit begleitet‘ u. ſ. w. | 

In einer Erwiderungsnote beharrte die Bonferenz auf ihrer Behauptung, wobei fie fi 
aber auf nichts als auf einen Bericht des britiſchen Nefidenten in Griechenland beziehen Fonnte, 
der mit menigen Morten gefchrieben hatte, die proviforifche Regierung fei dem Londoner Pro: 
tofolle vollkommen beigetreten. 21) u 0 ' 

Doch hierdurch ward Prinz Leopold nicht beruhigt. Der Mangel einer nationalen Erwäh: 
fung, der traurige Finanzzuſtand des neuen Staates, die nicht beſtimnit garantirte Gelbunter- 
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20) Ganz anders gefchah es gleich in der naͤchſten Zukunft bezüglic, Belgiens. Die fünf Groß⸗ 
mächte ließen unbedingt, zu, daß die Belgier felbft durch ihren Nationalcongreg fich eine Berfaffung 
gaben, einen König erwählten und diefen erft dann einfehten nachdem er die Konftitutiön befchworen Hatte. 

21) Kapodiſtrias hatte in einer „Erflärung ber Regierung von Griechenland” vom 4. (16.) April 
ausgeſprochen, daß man fish — unter dem Bedauern, daß es nicht in gefeglicher Fotm geſchehen Fünne — 
den Anordnungen der Conferenz füge. Dies follte ble Behauptung beweiſen! 
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flügung von feiten ver Großmächte, das Losreißen bedeutender Landestheile, welche den Türfen 
wieder überliefert werben follten, dazu wol aud die dem Prinzen gemachte Anmuthung zum 
Übertritte (aus der proteftantifchen) im die griechiſche Kirche — dieſes alles mußte Leopold in 
feinem Entſchluſſe wankend machen. In einem Schreiben vom 21. Mai an die Gonferenz ſprach 
er feine unbebingte VBerzichtleiftung aus, „indem er es mit feinem Charakter und feinen Geſin⸗ 
nungen nicht verträglich finde, fidh einem abgeneigten Volfe aufzwingen zu laflen ; auch £önne er 
fih nit dazu verflehen, entweber feine eigenen linterthanen durch fremde Waffengewalt zur 
Abtretung ihrer Gebiete und Befigtblimer an ihre Feinde zu zwingen, ober aber mit ihnen ver: 
einigt fih der Ausführung eines Theild veflelben Vertrags, der ihn auf den Thron Hebe, zu 
widerfegen oder biefelbe zu vereiteln“. 

Daß die hierauf eingetretene Ungewißheit über das künftige 208 des Landes HöhR nach⸗ 
theilige Folgen herbeiführen mußte, war unſchwer vorherzuſehen. Unglüdlicherweife leitete 
Kapodiſtrias die Angelegenheiten des Landes willfürli und despotiſch. Er führte einen um fo 
mehr getabelten Nepotismus ein, ald namentlich feine auf die erften Boften des Staates geitellten 
Brüder eine totale Unfähigkeit bewieſen; er vernichtete bie in achtiährigem blutigen Kampfe mit 
unendlihen Opfern errungene politifche Freiheit, Indem er die Conſtitution factifch vernichtete, 
feine Nationalverfammlung, wie e8 ihm gefeglich zur Beringung gemacht worben, zufanımen: 
berief, die Preſſe Enebelte, das Poſtgeheimniß verlegte, die patriotiſch denkenden Staatsbeamten 
ihrer Stellen entfegte, eine geheime Polizei organiſirte 22), die Kerker mit politifcher Verbrechen 
Angeſchuldigten anfüllte und insbeſondere einzelne ihm hindernd entgegenftehenve Familien 
mit blinder Leidenſchaft verfolgte. 

So mußte fih denn immermehr die Anſicht feftfegen, daß fih Kapodiſtrias, auf Nußlande 
Ginfluß fi flügeno, zum unbeſchränkten Oberhaupte des Landes aufmerfen wolle, nachdem er 
die faum errungene Freiheit bereits factifch vernichtet hatte. 

Die Erbitterung flieg immermehr. Nur der Anweſenheit der franzöfifhen Truppen ver: 
dankte man e8, daß die Öffentliche Ordnung noch längere Zeit aufrecht erhalten ward. Aber end: 
li vermochte ed auch dieſe Anweſenheit nicht mehr, den glimmenven Brand ferner zu däupfen. 
Vom Mai 1830 an erfolgten einzelne Ausbrüche der Volkserbitterung, förmlidhe Aufflände in 
den füdlichen Gebirgsgegenden Moreas. Die Mainoten errichteten alsbald eine eigene provi- 
forifche Regierung und verlangten, ald Grundlage jedes Vergleiche, vie Herftellung einer Con⸗ 
flitution, die Sicherflellung ver perfönlichen Freiheit und vie Kreilaffung ihres Beis, des einge: 
kerkerten Pietro Mauromichalis, der wie feine ganze noch lebende Familie *°) der leidenſchaftlichen 
Berfolgung des Präfidenten .bloßgeftellt war. Bald darauf erfolgten auch Aufftäande in Ru: 
melien, die indeſſen wieder unterbrückt wurden. Am bedeutendften aber war die offene Wider⸗ 
feglichfeit Hydra, wo man eine proviſoriſche Municipaltegienung einfegte, den Prälidenten für 
einen Tyrannen erklärte und die ganze Bendlferung zu ven Waffen rief. Die ruffiihe Flotte 
wollte die Autorität Kapodiſtrias' unterflügen und fuchte jich der im Hafen von Poros liegenden 
bellenifhen Seemacht zu bemeiftern. Die Infurgenten, in der Meinung, der Präſident felbft 
benbfichtige, die Nationalmarine ven Ruſſen audzuliefern, ſteckten diefelbe in Brand. Es war 
am 13. (1.) Aug. 1831, daß Miaulis diefe That im Hafen von Poros vollbrachte. Nicht we- 
niger ald 28 Fahrzeuge (morunter die Fregatte Hellas, das größte helleniſche Schiff), zufammen 
im Werthe von 50 Mill. Fr., wurben ein Raub der Flammen; von ber ganzen griedhifchen 
Seemacht blieben nur zwei Dampffäiffe und einige Fleinere Fahrzeuge verfchont. 

Unter folden Verhältniſſen, jedoch noch den Tag vor dem Ereigniffe von Poroe, berief 
Kapodiſtrias, „infolge höherer Beweggründe", envli eine Nationalverfammlung nad) Argos 
auf den 8. (20.) Sept. 1831. Alsbald jah man ihn aber auch thätig auf die Zufammenjegung 
diefer Nationalverfammlung einwirfen, um fih auf jede Weile eine Majorität in ihr zu 
verfhaffen. Die Abgeorpneten fanden fid) indeß nur in geringer Anzahl ein, ſodaß vie Er- 
öffnung verfaffungsmäpig nicht ſtattfinden konnte. Dagegen hatte fi eigenmächtig eine andere 
Berfammlung von ungefähr 60 Deputitten auf Hydra gebilvet, entſchloſſen, Gewalt mit 
Gewalt abzutreiben. 

So drohte ven Griechen neuer Bürgerkrieg, wol fogar Wiederverluft der Selbſtändigkeit, 


22) Saint-Sauveur, von den Spionen der Venetianer redend, fagte: „Le nombre de ce vils 
agens est le thermometre le plus sür de la corruption, de la foiblesse et de la decadence 
d’un gouvernement.” 

28) Einundvierzig Mitglieder biefer Familie waren im Befreiungsfriege gefallen! 
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wenigftend eine fremde Intervention. Da ward Kapodiſtrias ermorbet. Er fiel bei vem Eintritt 
in die Kirche zu Nauplia am Morgen des 27. Sept. (9. Det.) 1831, dur einen Schuß und 
einen Dolchſtoß der Brüder Konflantin und Georgios Mauromihalis, von der namlichen 
Helvdenfamilie, die er fo leidenfchaftlich verfolgt und endlich zur Verzweiflung gebracht Hatte. 
Konftantin ward fogleich von des Gemordeten Dienern und dem Pöbel auf ver Straße bin 
gewwürgt; Georgios, der in die Wohnung des franzoͤſiſchen Reſidenten ſich geflüchtet und von 
dieſem nur unter der Bebingung gefegmäßigen Verfahrens ausgeliefert worden, wark deſſen⸗ 
ungeachtet verfaflungswidrig vor ein Kriegsgericht geftellt und, obſchon feine Schuld nicht er- 
wieſen werben konnte, zum Tode verurtheilt und unter den Augen feines auf den Fort Itſchkale 
eingeferferten, ihn von dort aus fegnenden alten Vaters erfchoflen ! 

Noch am Todestage des Präfidenten ernannte der Senat eine Regierungscommiſſion, den 
Bruder bed Ermordeten, Auguſtin Kapodiſtrias, an der Spige (die andern Mitglieber waren 
Kolofotroni und Kolettis). Die hydriotiſche Oppofition, zu der Maurokordatos und die beiden 
Admirale Miaulid und Tombafis gehörten, benahm ſich mit edler Selbfinerleugnung ; fie erbot 
ſich zu gütlicher Beilegung des Zwiſtes unter ven billigen Bedingungen einer allgemeinen Am: 
neſtie, freier Wahl der Abgeorbneten zur Nationalverfammlung und Berathung verfelben an 
einem gegen Gewaltſtreiche gefiherten Ort. Aber in blinder Leidenſchaft ward darauf nicht ein⸗ 
gegangen. Die der Negierungdgewalt ergebene fogenannte Nationalverfamnlung trat am 
19: Dec. 1831 in Argos zufammen und ernannte ven ſchwachen Auguftin Kapodiſtrias ohne 
Widerrede zum proviforifchen Präſidenten Griechenlands. 

Aber gleichzeitig bildeten auch die Rumelioten, ebenfalld in Argos, eine eigene National: 
verſammlung, welche gegen die Beichlüffe ver Negierungspartei proteflirte und eine beſondere Re: 
gierung&commifflon ernannte, aus Kolettis, als Präfidenten, Demetrius Ypftlantis und Zaimis 
zufammengefegt. Mit bewaffneter Hand flanden beide Theile einander gegenüber; wirflid, ware 
ein Theil der Stadt Argos geplündert und niedergebrannt. Endlich mußten, Infolge des Ein: 
ſchreitens der Nefidenten der Großmächte, die Rumelioten den Ort räumen. 

Kapodiſtrias glaubte fih ganz auf Rußland lügen zu können. Allein vie Macht der Op: 
pofition zeigte fih bald wieder in beveutender Stärke, und nun meinte denn die nad Nauplia - 
verlegte Nationalverfammlung eine partielle Amneftie ertheilen und die Abfaflung einer neuen 
Gonftitution beginnen zu follen. Beide Maßregeln waren verfpätet- und unzureichend; auch ſah 
ſich die Regierung durch eine furchtbare Finanznoth gelähmt, die um fo größer war, ald man das 
ganze Land fhon mit Bapier- und verſchlechtertem Metalfgelde überſchüttet Hatte. 

Unterveffen mußte die Londoner Konferenz nichts Beſſeres zu thun, ald aufs neue nad 
einen Yürften für Griechenland zu fuhen. An die Möglichkeit jener andern ald der mo: 
narchiſchen Regierungdfornm ward gar nicht gedacht, und ebenfo wenig wollte man einen Cin⸗ 
geborenen auf den Thron erheben! So kamen denn wieder nahelnander fünf Candidaten in 
Vorſchlag, die theils freiwillig ablehnen, theils nicht angenommen wurben. Envli ernannte 
man den zweitgeborenen bairifhen Prinzen Otto, geboren am 1. Juni 1815, einen Prin- 
zen, deſſen Minverjährigkeit allein Schon Bedenken über vie Zweckmäßigkeit ver Ernennung er: 
werden mußte. . 

Nun kam denn unterm 7. Mai 1832 zwifchen den verbündeten drei Großmaäͤchten einer: 
und dem Stönige von Baiern, als Bater bes minderjährigen Prinzen Otto, andererfeitd zu London 
ein Staatövertrag zu Stande, in feinen weſentlichſten Beftimmungen dahin gehend: Griechen: 
land wird ein unabhängiger, erblich-monarchiſcher Staat, und Prinz Otto von Baiern wird zu 
deſſen König erhoben. Während der Minderjährigkeit deffelben, welche bis zufeinem 20. Lebens⸗ 
jahre (1. Juni 1835) dauert, follen feine Souveränetätsrechte durch eine ihm vom Könige von 
Baiern beigegebene, aus drei Räthen beſtehende Regentſchaft ausgeht werben. Der Prinz Otto 
verbleibt im ungefhmälerten Benufle feiner bairiihen Apanagen 24), und deſſen Vater 
verpflichtet ſich überdies, die Stellung des Prinzen in Griechenland zu erleichtern, bis zu dem 
Zeitpunfte, daß das Einkommen der Krone dort audgemittelt fein wird. Gemäß des Protokolls 


24) Diefe Beflimmung ward bei der Berathung des nächften bairifhen Staatsbubgets (1837) mit 
allem Recht angegriffen, indem nur biefenigen Prinzen eine Apanage fordern fönnen, welche der ſpe⸗ 
ciellen Autorität des Staatsoberhauptes, als Oberhauptes ber Föniglichen Familie, unterworfen find, 
während biefes Unterwürfigfeitövergältniß bei einem fremden Souverän nicht beftehen kann. Es war 
vorzugsweife ber Abgeordnete Willich ans dem Rheinkreife, welcher dieſe Anficht aufs glängenpfle, 
wenn auch erfolglos, entwickelte. 
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vom 20. Febr. 1880 übernimmt es ver Kakler von Rußland, ein für Griechenland zu 
negoclixendes Anlehen zu verbürgen, und bie Könige dee Sranzofen und von Großbritannien 
verpflichten fi, die uͤbernatzme einer gleichen Garantte ihren Kammern und dem Parlamente 
anzuempfehlen. 27) Dre Kapitalbetrag dieſes Anlebend darf 60 Mill. Fr. nicht Hdrrfleigen ; 
es ſoll In Abtheilmmgen (Serien) zu 20 Mill. We: vealifiet werben; jeber ver drei Höfe ver: 
bürgt vie @utchhtung ver jaͤhtlichen Zinfen und des Tilgungsbetragd zu einem Drittheile; bie 
zweite und dritte Abteilung Können erſt ipäter, nach ben Bepfteiniflen bes griechiſchen Stanted und 
„nach vorgängigem Einverftännniffe unter den drei Höfen und dem Koͤnige“, realifirt werden; ver 
Sowoerän Griechenlands und der griechiſche Staat find verpflichtet, zur Deckung ver Zinſen und 
des Tilgungsfonde dieſes Anlehens „die erften StaatBeinkünfte dergeſtalt anzuweiſen, daß bie 
wirklichen Ciunchmen des griechifchen Staatsſchatzes vor allem’ Hierzu verwendet werben, und 
vie diplomatiſchen Repraͤſentanten der drei Höfe baden Tpeclell auf Cinhaltung dieſer Beſtim⸗ 
mung zu wachen. Der König von Baiern „wird dem Prinzen Otto vie Mittel erleichtern, 
um für-feinen Dienft als König von Griechenland din auf 3500 Mann zu bringenbes Truppen: 
cotps auf Koflen Griechenlands in Baiern anzuwerben“, welches die Truppen der Alktanz (Frank⸗ 
reich) dafelbſt abzulöfen Hat. Ebenſo wird der König vor Baiern die Mittel erleichtern, um 
die Minwirkung: einer gewiffen Anzahl bairiſcher Offiziere zur Orgamiflrung einer nationalen 
Heervomacht in Sriechenlund zu erlangen. 

In eines Mtotlamution wurden Die Hellenen von dem Inhulte dieſes Tractatd benachrichtigt 
und ihnen zugleih Hoffnung auf Ermeiterung ihrer Landesgrenzen gemacht, unter ver Auf- 
forderung, „nen Rönig-ia feinen Beſtreben zu unterflügen, dent Staate eine definitive Con⸗ 
fütution zu gebe/ 0° 0000 © — 

Mittterwetie hatten die Unordnungen in Griechenland nicht aufgehört. Die Regierungs⸗ 
partei zu Nauplia ſah ſich endlich von allen Seiten verlaſſen. Sie Iäfte ſich factiſch auf, und 
Auguſtin Kupobiſtriasſchiffte ſich am Abende des 13. April, gleichſam fllehend, auf einem ruf: 
ſiſchen Schiffe nah Korfu ein, von wo er ſich nach Petersburg zurückzog. "Man bildete nun 
eine Prontforifche-Meglerung (anfangs Regterungdeonmifiten genannt), aus Perfonen von 
beiden Parteien zufanmmengefept, wobei aber bie ſtegteichen Rumelkoten eine Mehrheit von 
einer Stimme hatten. (Die Mitglieder warten: Konduriotis, als -Präfident, Demetrius 
Ypſtlantis, Zalmis, Kolettis, ſtoſtas Bozzaris, Metarad und Plaputas, Tepterer auch Koliv⸗ 
pulos genannt.) ' | u 

Obwol der neuen Megkerung, namentlich von ſeiten des herrſchſüchtigen Kolokotroni, mit- 
unter Widerſtand geleiſtet ward, fü benahm fie ſich doch niit weiſer Mäßigung. Sie ſuchte 
allenthalben zu ſchonen und alle Veranlaflang zur Aufregung zu vermeiden; im ganzen be- 
folgte fle:ein Syſtem des Tenwporiſtrens, das unter den obwaltenden Berhäftniffen, in dieſer 
kurzen. uͤbergangeperlode bis zur Ankunft ver Regentſchaft, in jeder Beziehung das zweck⸗ 
mäßigfbe fein mochte, beſonders bet dem unbegreiflich fchwantenden Benehmen ver Reſidenten 
der drei Großmãchte. 2%) . . | 

Am 260. Juli 1832 ward eine neue Nativnalverſammlung zu Nauplia (in der Borfladt Bronta) 
eröffnet. Sie begann damit, eine unbedingte Amneſtie zu proclamiren, und erklärte ſodann ihren 
Witten, einen urkundlichen Verfafſungsvertrag zu entwerfen, welcher dem neuen Stautsober⸗ 
haupte zur Annahme vorgelegt werben ſollte. Hlerauf erfi ertheilte fie; am 8. Aug. 1832, der 
Grmennung bed Bringen Otto zum König einhellige Anerfennung und Beftätigung. 

Die Noivensen deu drei ulllirten Mächte glaubten unter den obwaltenden Verhältnifſen eine 
fehr ernſte Abmahnung‘ von jeder Beſchäftigung mit Fundamentalgeſetzen für Die Staates: 
verfaſſung erlaffen zu müflen. In einer Erwiderung hierauf erklärte fi vie Nationalverfanm- 
lung für Minvirfung des künftigen Könige zur Berfaffung, aber fie wollte ihn auf Beſtätigung 
derſelben beſhhränten. Dagegen erfolgten Rechtsverwahrungen In der Verſammlung ſelbſt, und 
am naͤmlichen Tage noch ward dieſe Verſammlung infolge einer Verſchwörung, wie man ſagt 


— — — — — — — — 
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25) Dieſe Übernahme erfolgte, in Frankreich jedoch nach ſtarkem Widerſtreben in ber Deputirtenkammer. 

26) Hier nur ein Beifpiel zum Bewelſe. Die franzöftfchen Truppen follten, nad einer Übereinfunft 
ber griechifchen Regierung und der Wefinenten, Pakras befegen. Dem dortigen widerfpenftigen Aufüß- 
rer Tzavellas aber ließen die letztern erklaͤren, „daß, falls er bei feiner Meigerung bebarre, die Eitabelle 
diefen Truppen einzuräumen, er fiberzengt fein bärfe, daß fle, die Refiventen, alle ihre Kräfte anwen⸗ 
ben würden, bie Regierung von Zwangsmaßregeln abzuhalten”, doch fei er für die Folgen feines Wider⸗ 
flandes verantwortlich! 

& 
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von Kayobiftrianern, überfallen und awseinanver gefprengt, bir sofährige Praͤſtdent aber wit 
acht Mitglie dern gewaltſam in die Gebirge gefchleppt.. ° 

Allenthalben dauerte die Anarchie fort ober erlangte weitere Ausbreitung. Eine die gierungo 
verfügung vom 8. 20.) Och. 1882 ging fo weit, alle Gerichte atd nu: undv erfolgios foͤrmlich 
mufzuhebn: Noch im December 1332 proeiamirte ver ſeiner Stellventfrgte Senat eine auo ſieben 
Generalen beſtehende militäriſche Regierung, und ungefähr gleldhzeitig,; wäͤhrend Ach König Otto 
ſchon anf ver Reife nach Griechenland befund, derretivten gehn andete Senatoren den tuſſiſchen 
Admital Ritord zum Praͤfiventen vom Grirchenland. 

Gemuͤß des Londoner Vertrags ernannte der Rönig,von. Balern unterm 5: Der: 1882 bie 
Mitglieder der griechlichen Regentichdft, beſtehend aus dem ehemaligen bairiſchen Miniſter 
Grafen v. Armansyerg: als Vorſtand, dem milichener Iniverfitätspiufrffor Staatsraih ‘Dr. . 
v. Maurer imd dem bairifchen Generalmajor v. Hrideck Cgenanut Heivegger), ber, vom 
König Ludwig gefendet; einige Jahre im hrileniſchen Befretungektiege miigekümpft hatte. Zur 
Theilnahme an' den Geſchaften ſowie als Subſtitut ward Ihnen der geheime Legattenstarh 
v⸗ Abel Seigegeben. j 

. pe diefe Vtegentfihaft noch infakärt (ebe fie aiſo vechilich hierzu befagh) war, ward zwiſchen 
ihr und der bairiſchen Staatsregiernug zu München rin Alllänzvertrag ubgefchloſſen (1Nev. 
1832). Darin verpflichtete ſich Baiern, zur Beſeſtigung deo griechiſchen Thrond ein Truppen⸗ 
corpo von 3500 Mann Yon allen Waffrrgattungen, einſtweilen auf dvel Juhre / nach Orier 
chen land zu: ſenden, zur Begleitung des Könige. Otio und zur Ablbſung' Der dortigen franzöe 
ſiſchen Truppen. Die Koſten dieſer Sendung habe ver helleniſche Staat zu tragen, und bie 
beſagte Niltärmage ſolle durch diejenigen Solbaten ihrerjeitd wieder abgeiöft werden AUAnnen, 
welche, vermöge eines beſondern Vertrags, für den griechiſchen Dienſt in Ohren. geworben 
werden berften. ' 

: Mittlerweile hatten die drei verbimbeien Srofimälgte eime Übereinfwft mit ver Mforte wegen 

Enveiterung der griechiſchen Grenzen zu Skande gebracht. Die aufs ürcherſte herabgekomment 
türkiſche Regierung hatte in einem Protokolle von 21: (9.) Juli 1332 ihre Ginwilligung zur 
Erweiterung ves helleniſchen Staates im Norden bis zu den Golfen von Volo und Arta 
gegen ‚eine: Geldentſchävigung von 40 Milt, türkiſcher Piaſter (etwa 13 Mill: Fri) ertheilt 
(weiche Summe ihr denn and) if der Folge aut dem / dirch die Großmaͤchte garantivten griethi⸗ 
ſchen Anule hen entrichtet ward). 
Richt minder erfolgte endlich Die beſinitive Berftändigung wegen: Nehociirimg der. erften 
Serie des von ben drei Großmächten garantirien Anlchend. Doch follen dir Negoriativns⸗ und 
Überfennmgäloften nicht iweniger-ald 10-20 Broc. verſchlungen haben, und vie Regent: 
ſchaft mußte überdies vorerſt nur mit bairiſchem Gelde, zumal Vorſchuſſen der bairiſchen 
Regierung, ihte Reife antreten. ?*) 

Dieſe Abreiſe von München fand am n 6. Der. 1882-Statt. Der junge König zog fogleich in 
fein neues Vaterland mit‘; Am 30. Ian. 1883 langte man im Hafen vor Raupka an, bie 
Landung erfobgte indeß erſt am 6. Fubr., da Kolokotronk anfangs feindliche Abſichten vermihen 
hatte. Zuvor waren namenilich die 3700 Mann baixiſcher Truppen (fo wird dern voirelige 
Stärke'angegeben) and Land geſehzt worpen. L 

Die Regenifchaft-erliep namens’ des Königs eine Broclamation, ih weither fu Bieberhrr: 
frltung der Ruhe und Ordnung uud Vergeſſen ned Geſchehrnen verkündigte. An diefer Be: 
fanntmachung ward entſchieden gerügt, daß darin auch nicht eine Silbe: von einer repräſentativen 
Berfaffung vorkam, daß man ſonach den jungen Monarchen als Selbſtherrſcher: auftreten lafſen 
wollte af nad; größer war der Tadel über den Titel des Königs „vum Gottes Gnaden“, 
und dieſer Formel wegen ſollen de Palitaren im nörrlichen Griethentand die Brocamation 
zerriſſen haben. 

Die Regentſchaft begann num: vie Deganifation er Landes nad: weſteur opaiſcher MWeiſe. 
Daß hierbei manche bedeutende Fehlgriffe geſchahen, läßt ſich nicht verfennen. Man berückfich⸗ 
tigie Inöhefonhere viel zu wenig, daß nichts langſamer umgeſtaltet werden kann alt der Sociab 





2) Damit begann benn jeme berüchtigte fogenannte , R icchiß Auleihe aus 5 bainifchen Stante- 
gelbern, über welche ber Verfaſſer des gegenwärtigen Artifelg auf dem bairiſchen Laudtage von 1849 
namens des Binanzansichufies einen Bericht erflattete, auf den hin die Kammern fofort vertagt, fpäter 
aber die gefetzwidrig ben Staatsnelbern entnommenen Summen aus dem Privatvermögen be Könige 
Ludwig erfeut wurden, 
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zuftand eines Volles. Die Fehlgriffe mußten fi um jo mehr haufen, als die Regentſchafts⸗ 
mitglieder, mit Ausnahme eines bloßen Militärs, weder dad Volk noch feine Verhättnifle kann⸗ 
ten, ibm überdies ſämmtlich vielmehr nad Nationalität, Sitten, Sprache und Religion fern 
ſtanden, wobei überdies die ſtets ſteigende Finanzverlegenheit hoͤchſt nachtheilig einwirkte. 

Nach wie vor wurde nun die Ruhe des Landes durch einzelne Aufſtände und Verſchwö⸗ 
rungen geſtoͤrt. Beſonders häufig verübten die Palikaren an. ver turkiſchen Grenze Raub und 
Mord. Sie fielen nicht ſelten plündernd in die Dörfer und ſelbſt Städte ein und vermodten erſt 
nach einiger Zeit wieder daraus vertrieben zu werben. Im September 1833 entdeckte man eine, 
wie verfichert wird, weit verzweigte Verſchwoͤrung der ruffifchen Partei, der fogenannten Na⸗ 
piften, welche unter Majorennerflären des Königs und Vertreibung der Ausländer die StaatS- 
gewalt in ihre Hände zu bringen gefucht hab follen. Obwol eine moralifche Überzeugung von 
der Nichtigkeit dieſer Beſchuldigung allerdings erlangt worben feln mag, war doch ein jurifli- 
ſcher Beweis nicht möglih. Da ergab ji denn ein eigened Schaufpiel, ald man den Präfidenten 
und einen Richter mit offener Gewaltanwendung das Todesurtheil gegen Kolokotroni und 
Koltopulos Plaputad zu verkünden zwang, ein Urtbeil, dad man denn auch nicht vollfog, ſon⸗ 
ern. deſſen Strafbeflimmung in zwanzigjähriges Gefängniß verwandelte, bis der König Bei 
feinen Regierungsantritt eine nöllige Begnadigung eintreten ließ. - 

Auch im Jahr 1834 brachen Unruhen in Arkadien und Meflenien, auf der Inſel Tinod und 
dann wieder in Numelien aus, bie indefien bald unterdrückt wurden. Noch behauptete die Maina 
ihre alte Selbſtändigkeit. Auch fie follte der neuen Regierung unbedingt unterworfen werben. 
Allein die zu dieſem Behufe abgefendeten Truppen ſahen ſich zu einer ſchmählichen Gapitulation 
gendthigt. Erſt allmälig konnte ven neuen Regierungsanordnungen auch hier, obwol nur theil- 
meife, Geltung verfchafft werben. 

Unter den Mitgliedern der Regentſchaft felbft ergaben ji offene Mishelligfeiten. Wider 
Erwarten wurben plögli, durch einen Befehl des Königs von Baiern — als ob er auch über 
Griechenland zu gebieten hätte — Maurer und Abel zurückberufen. Sie wurben durch den 
bairifhen Staatdrach Egid v. Kobell und ven Finanzdirector v. Greiner erfekt. 

G. F. Kolb. 

III. Entwickelungsgeſchichte des Staates ſeit 1835. Am 1. Juni 1835 über- 
nahm König Otto, jept 20 Jahr alt und majorenn, felbft Die Regierung, aber die großen Hoff: 
nungen, welche fih an dad langerfehnte Ereigniß knüpften und die anfänglich durch einige glüd- 
liche Maßregeln noch gehoben wurden, gingen nicht in Erfüllung. Graf Armansperg blieb mit 
den Rang eined Erzlanzlerd an der Spitze ber Gefhhäfte, das bisherige Regierungafoftem ward 
beibehalten, die Verwaltung bewahrte ihren bureaukratiſchen Charakter, zu allen Anftellungen 
wurden vorzugömeife Ausländer herangezogen, im Lande, das ſtarke und kecke Räuberhorven 
brandſchatzten, herrſchte die größte Unſicherheit, überall machte fih der Mangel zweckmäßiger 
Drganifationen und Cinrichtungen geltend und.von ber felbft durch die Diplomatie In Ausjicht 

geftellten Repräfentativverfaflung war nicht Die Rede. Dabei dauerten die Intriguen der Schug- 
mächte und ihrer Parteien ſowie der beſtimmende Einfluß des bairifchen Hofes fort, ſodaß das 
Unbehagen des Volkes und die Finanznoth mit jedem Jahre wuchſen. 

am April 1836 unternahm König Otto eine Reife nad Deutſchland und vermählte ſich 
bier mit der Brinzeffin Amalie von Oldenburg. Während feiner Abweſenheit leitete Armansverg 
jelbftändig die Geſchäfte und erließ manche paflende und gute Verordnung; da er fih aber mehr 
und mehr vom bairifchen Einfluß frei zu machen fuchte, fo ward er fogleih nach der Rückkehr 
des Königs am 14. Febr. 1837 geftürzt und zugleich der bisherige bairiſche Regierungd: 
präftdent v. Rudhart zum Minifterpräfldenten ernannt. Ohne Zweifel war Rudhart ein fehr 
fähiger Beamter mit den beften Abfichten, aber er fannte Sprache und Verhältnifie Griechen: 
lands nur wenig, Armansperg's Anhänger befämpften ihn, bei ven andern Parteien fand er, 
zumal die Zufammenfegung feines Minifteriumd verfehlt war, keine Unterflügung, England 
erflärte ſich feiner Hinneigung zu Ofterreid und Rußland wegen, gegen ihn, und die Verfuche, 
den finanziellen Berlegenheiten ein Ende zu machen, fheiterten. So kam ed, daß feine beften 
Maßregeln keinen Beifall fanden und die Spannung zwiſchen Griechen und Ausländern fort- 
während wuchs. Schon hatten viele ver letztern ihren Abfchied genommen, als am 8. Dec. 1837 
auch Rudhart zurücktrat und das erfte fogenannte nationale Minifterium unter Zographos 
geſchaffen wurde. Indeß auch dieſes war der faft unlösharen Aufgabe nicht gewachſen, zumal es 
den Binflüffen der Mächte zu viel nachgab und die Finanzen nicht zu heben vermochte. Die 
Schwierigkeiten der Lage vermehrte noch die Stiftung der fogenannten Philorthodoxengeſellſchaft, 
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welde zwar nur bie Aufrechterhaltung der angeblich bedrohten griechiſchen Kicche auf ihre Fahne 
ichrieb, in der That aber die Losreißung Theſſaliens, Epirus und Macevoniend von der Türkei 
zum Zwed hatte. Auch das folgende Minifterium Paikos-Theocharis (ernannt Juni 1840) 
fonnte fi, weil e8 die Sympathien der Briechen gegen ihre Stammgenoffen unter türfifcher 
Herrſchaft nicht zu mäßigen vermochte, nur kurze Zeit halten und wurde im Juli 1841 durch 
das Mintfterium Maurokordatos .erjegt. 

Wiederum wurden jegt viele Ausländer entlaflen und zugleih das mit Recht bekämpfte 
geheime Cabinet abgefchaflt; ferner follte die Municipalverfaflung verbeffert und der @rlaß einer 
Gonflitution angebahnt werden. Aber auf allen Seiten fand Maurokordatos, als im englifchen 
Intereſſe wirkend, Widerftand, und fhon nad wenigen Wochen mußte er weichen. Ihm folgte 
Chriſtides. Damit war aud die Berfaffung von neuem vertagt. Reich an Beforgniffen zeigte 
fich das Jahr 1842, denn die Pforte machte ſtarke Hüflungen, und wenn wiefelben auch nicht 
geradezu gegen Griechenland gerichtet waren, fo bezogen fie jich doc zum Theil auf die Bethei⸗ 
ligung der Griechen anden Aufftänden auf@andia und andern Infeln und auf Gebietsanſprüche, 
welche dad Babinet von Athen geltend zu machen fuchte. Nachdem fich bereits eine gewiſſe pa- 
triotifche Aufregung des Landes bemädtigt Hatte und Truppencorps an ber Grenze aufgeftellt 
worden waren, wurde indeß durch die Fräftige Bernittelung Englands jede Beſorgniß vor Con⸗ 
flieten ſchnell befeitigt. Dagegen dauerten die finanziellen Berlegenheiten fort und befämpften 
ſich unausgeſetzt die drei Schugmächte Durch die Ihnen anhängenven Parteien. Am entichieden- 
ſten feindfelig zeigte fi) dabei der Negierung gegenisber Rußland, indem ed durd eine Note 
vom 7. März 1843 die Verwaltung In heftigſter Weiſe tavelte und vor dem ganzen Volke 
. bioßzuftellen fuchte. 

Nach und nad) war fo Die Rage unerträglich, venn die Mittel des Landes wurden zeriplit: 
tert, zu den nöthigften Ausgaben reichten die Einnahmen nicht mehr aus, unerbittli forderten 
die Mächte pie Verzinfung und Tilgung der garantirten Anleihe, nur ſehr langfam hob ſich ver 
Wohlſtand der Bendlferung, und mit aller Entfchievenheit verweigerte Otto, von der Camarilla 
angefeuert, die Verleihung einer Verfaſſung, trotzdem alle Parteien allein noch von ihr die er⸗ 
ſehute Verbeſſerung der Zuſtände hofften. So mußte es denn zuletzt zum Bruch kommen, und 
eine militäriſche Revolution bereitete ſich, nachdem wegen Geldmangel viele Offiziere und Sol⸗ 
daten entlnffen worben waren, in der Stille vor. 

Unter den fremden Barteien war die ruffifche, die fogenannte Napiftenpartel, am thätiaften, 
und die ruſſiſche Geſandtſchaft fand mit den Häuptern der Misvergnügten in der engiten Ber: 
bindung und förderte fie nach Kräften. Hatte ſchon die erwähnte.Note vom 7. März die Unzu⸗ 
friedenheit des Volkes und die Verlegenheiten der Regierung gefteigert, fo führte ein Londoner 
Protokoll der Schutzmächte, das am 5. Sept. n. St. übergeben und in weldem die Zahlung der 
rückſtändigen und laufenden Zinfen, die regelmäßige Tilgung ver Anleihe, die Anderung des 
Regierungsfoftemd und der Erlaß einer Verfaffung gefordert warb, die Entwidelung herbei. 
Trotzdem bie deutſchen Truppen vor furzem entlafjen worden waren, glaubte auch jetzt noch der 
König den Volkswünſchen entgegen vie abfolute Gewalt behaupten zu fönnen; er rechnete auf 
die Anhänglichkeit des Milktärd, und gerade dies erklärte ich zuerft gegen ihn. Als in der Nacht 
vom 15. (3.) Sept. einzelne Häupter der Unzufrievenen verhaftet werden follten, zogen 
bie regulären Truppen unter Oberft Kalergis, die irregulären unter Mafrijannis, begleitet von 
vielem Volke, vor den koͤniglichen Balaft und forderten die Einberufung eined Nationalcongreffes 
zum Erlaß einer Landesverfaſſung. Nur die Gensdarmen flellten fi auf die Seite des Königs, 
während die zum Schuge des Schloffes herbeigerufene Artillerie ihre Kanonen gegen daſſelbe 
richtete. Zange weigerte ſich König Otto nachzugeben; als aber auch der Staatsrath energifch 
für die Berfaffung eintrat und jeder frembe Einfluß durch die NRichtzulaffung der Gefandten in 
das Schloß unmöglid gemacht worden war, willigte er endlich in die Entfernung aller Fremden 
mit Ausnahme der Philhellenen, die Einberufung einer Nationalverfammlung binnen 30 Tagen 
und die Einfegung eined neuen Minifteriums unter vem ruſſiſch gefinnten Metaxas, dem indeß 
Kolettis als Haupt ver Nationalen und Maurokordatos von der englifchen Partei beigegeben 
wurden. Mit klingendem Spiel zogen gegen Morgen die Truppen in ihre Kafernen zurück, auch 
das Volk ging ruhig audeinander, und ohne alles Blutvergießen und felbft ohne die geringften 
Exceſſe endete die Revolution, nachdem fie den Abſolutismus gebrochen und die Camarilla 
vernichtet Hatte. 

Im ganzen Lande fand die neue Lage der Dinge fofort Zuftimmung und Bllligung, dabei 
ſprach ſich aber in vielen Theilen der Volkswille ausprädlih dahin aus, daß König Otto ben 
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Thron · behalten ſolle. Qhne Zweiſel: hatte der ruſfiſche Geſandte Katakazi ein anderes Meſuliai 
erwartet, denn bie vıdftichen Intrignen zielten auf bie Entfernung des Königs, für deſſen je- 
fartige Abrejſe im Fall eines übereilten Eutſchluſſes alle Vorbeteitungen getroffen waren, sub 
auf die Bernfung eines ruſſiſchen Rrinzen zer. Herrſchaft bin. Mußland wollte Griechealand 
zu einent van ihm abhaͤngigen Lande muchen und damit Beben am Mittelmeer gewinnen. Aber 
Kalergis Hatte ſich der ruſſiſchen Unterſtützung nur bedient, um fein. Ziel, die Berfaffung, 
ſicherer zu erreichen; indem .er die Revolation ſchnell beendigte und wahren derſelben jeden 
fremden Einfluß fern ‚hielt, wahrte er die Selbſtündigkeit und Unabhängigkfeit ſeines Vater⸗ 
landed. Die Folge davon war. daß das Gehiudt son St Metersburg die Ummaͤlzung misbilligte, 
feinen Geſandten Katakazi abrief un ibn, weil er nit renſſirt hatte, als wufähig: aus Dem 
Staatodienſte entließ. England und Frankreich erfannten dagegen bad <onflitutionelle Grirchen⸗ 
bon» fefort an, und die Pforte verhielt ſich rıchig, wahrend: Hfterreich und namentlich 
Baiern ihre Unzufrtiedenheit nicht verbehlten. Erſt im ſoigenden Sale: gab. Rußland nad: 
träglich feine. Genehmigung... 

- Sofort nad ſeiner Gonflitwirung verfügte dad neue Mwiſterium die Vornahm⸗ ver Wahlen 
und rechtfertigte zugleich in einer Note an, die Schutzmächte das Geſche hene. Zwar leiteten Per 
jüngere Kolakotroni, Adjutant des Königs, und der eutlaffene Miniſter, Rhallis, beide Mit⸗ 
glieder der ruſſtſchen Partei, eine Begenrenolution ein, aber die Truppen verweigerten ihre Theil⸗ 
nahme au derſelben, und der König ſah ſich genoͤthigt, Kolokotroni zu verbannen. Auch ſonfi 
fehlte eb nicht an Unzufriedenen, denn manche Theilnehmet des 15. Sept. hatten auf Belohnung 
und Anſtellung gerechnet und ſuhen ſich jebt getäuſcht. Aber der energiſche Kalergis wuftte: als 
Militärgouverneur Athens die Ruhe aufrecht zu erhalten. Faſt ohne alle Conflicte giugen vie 
Wahlen nor ich und uͤherall bedlente ſich das Bulk der neu erworbenen: Recue mit: äßigung j 
und Bejommenbrit. 

Am 20.Nen. 1843 erfolgte bie mehrmels vertagte Groͤffnung des Netionalcongreſſes, zu 
deſſen factiſchem Praͤßdenten Maurokordatos erwaͤhlt wurde. Metaxas und Kolettis —** 
ihm zur. Seite: Da die drei Hanbtparteien ſich in mehrere Unterabtheiluagen ſpalteten und bie 
widerſtreitandſten Intereſſen zur Geltung gebracht werben ſollten, fo fehlte e8 ‚nicht an. heftigen 
Kämpfen, au indeß ſtets wieder ausgeglichen wurden. Die wichtigſte grage, war bie Bürger- 
rechtsfrage, welche, trotzdem die bedeutendſten Führer für ihre liherale Loſaug ſprachen, doch zu 

ngunſten der nicht eingeborenen Griechen entſchleden wurde. Fremde riechen: ſollten Feine 
ter Haben dürfen und erſt nad ſechsiährigem Aufenthalt wählbar fein; nicht einmal su Gun⸗ 
ften perienigen Bamilien, welche Glieder im Kreiheitöfanpfe verloren hatten, wurde eine Aus⸗ 
nahme gemacht. Ferner; wurden das Zweikammerſyſtem und Die Ernennung Jebenslänglichet 
Senatoxen durch Den Koͤnig erſt nach laugem Widerſtande angenommen Am 6. März 1844 
war hie, —— der Verfaffung beendigt; am 18. (40.) März ward fie mit einigen nach- 
träglichen Anderungen als Grundgeſetz des Landes verfündet, nachdem fie der Rönig feierlich 
beſchwaren hatte, 

Die Verfaſſung erklärte zwar die griechiſche Kirche als hie berrichende des Landes, procla⸗ 
wirte indeß Gewiſſensafreiheit und geſtattete Die Aucuübung jedes anerkannten Gultus. Ferner 
gewährleiftete fie. Gleichheit var dem Geſetze, Preß freiheit (unser Verbot der Ceuſur), Sicherheit 
gegen ungeſetzliche Hausſuchungen und Verhaftungen, Unabhängigkeit und Unabſetzbarkeit der 
Richter und Unverletzlichkeit des Briefgeheimniſſes. Die Staatsämter behielt ſte den Griechen 
vor, Nah ihr ſteht das Recht der Initiative Hei Geſetzvorſchlaͤgen gleichmäßig dem Könige und 
den beiden Kammern zu, von denen hie Volfönerireter durch das Volf direct erwählt, Die St: 
matoren pom,Koͤnige auf Lehenszeit ernannt werden. Kein Geſetz iſt gültig ohne die Zuſtimmung 
der Kammern, keine Werordnung kaun vollzogen werden, ſohald fie nicht von einem verantwort- 
lichen Miniſter gegengezeichnet ift. Dex König if die hoͤchſte Staatsbehörde, er verfügt über Die 
Land: und Seemacht, erklärt Krieg und ſchließt Friedenss und Bundesverträge. Handels⸗ und 
andere Vertraͤge, welche das Reich belaſten und Die Griechen perfünlich verpflichten, beduͤrfen Der 
Genehmigung vr Kammern, Die Regierung bed Koͤnigs gewährt daher alſe Aufſchlüſſe, ſobald 
eß Die Intereſſen des Landes und die Sicherheit des Staateg geſtatten. Die Cipilliſte des Königs 
wird durch ein Geſetz geordnet. Der Koͤnig kann die Kammern aufloͤſen, durch das gleiche Decret 
mäflen.aber die Wahlcoll⸗gien innerhalh 40 Tagen und die neuen Kammern binnen zwei Monaten 
einberufen werden. Auch darf ver König die Eröffnung der Kammern verjchieben oder Diele 
vertagen, indeß wicht länger ald auf einen Monat, und im Fall. wiederholter Bertagung nur mit 
Genehmigung ber, Kammern, Der Rönig hat das Recht ber Begnadigung, iedoch mid einer 
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Beſchränkung; er kann gegen die Minifier verhängte Strafen nicht erlaſſen. Auch iſt eß ih 
nicht geflattet, Adelstitel und Vorrechte zu nerleiben. 

Große Schwierigkeiten boten bei der Kindexloſigkeit dee Königs ale Artikel. der Berfaffung 
über bie Thronfolge. Es wurde feſtgeſetzt, daß der Nachfolger ſich zur griechtſchen Kirche be: 
kennen müſſe, und daß, wenn männliche Nachkommen fehlen ſollten, die weiblichen thron faͤhig 
ſeien, Für den Fall, daß Koöͤnig Otto kinderlos verſterbe, wurde Prinz Lulsyold non Baiern 
bezeichnet und ihm, ſofern er. nicht geneigt ſel, zur griechiſchen Kirche überzutreten, geſtattet, 
zu Ouniten eines feiner Kinder zu verzichten. Binnen zehn Tagen nad dem Tode des Königs 
verfammeln ſich ohne Einbernfung die Kammern ſind ſie gerade aufgelöft und.auf jaätere Zeit 
berufen, fg treten Die aufgelöften Kammern wieder ufammmıen und ſetzen ihre Thätigfeit. bia 
nach erfolgter. Ganftityisung der neuen Kammern fort: Vom Tohrätege bed, Könige Dis zur 
Beeidigung des Nachfolgers vder des Regenten vermaltet ber Miniftenrath-ine Namen der grie— 
chiſchen Ngtion bie conſtitutionelle Gewalt des Könige, Im Fall, daß eine Regentſchaft naͤthig 
iſt, wird dieſelbe durch beide vereinigte Kammern mit Stimmenmehrheit gewählt. Der Regent 
muß 30 Jahr alt und griechiſcher Confeſſion ſein. Ausnahmsweiſe iſt der Knigin Amalie Die 
Regeniſchaft für ven. Fall übertragen, daß Koͤnig Otto einen unmundigen Nachfolger hinterläßt. 
If dagegen. kein Thronfolger vorhanden, fo.treten beide Kammern zu einer Verſammlung zu: 
ſammen und ernennen mit Stimmenmehrheit einen Regenten, welcher bis zum Zuſammentrati 
Ren zu wählender Kammern fungirt. Die nenen Kammern müſſen binnen. zwei Moneten in 
Wirkſamkeit treren and wählen ven König. Die Zahl den Mitglieder der Abgeordnetenkammer, 
welche für drei Jahre durch Stimmenmehrheit per Wähler des Hyeiſes ernannt werden, iſt auf 
80, Die bed Senats auf 27 — 40 feſtgeſetzt. Die Senatoren, werden vom Koͤnige auf Rebendzeit 
ernannt. Alliährlich treten die Kammern und, zwar ſpäteſtens am 3. (15, )Mov.;zufamuen; 
Als Entſchädigung empfangen die Deputirten während, her Dauer ihrer Seriamminugen mo: 
natlich 250, die Senatoren aber 600 Drachmen. 

Schon während her Beratbungen des Mationgkeangteffes waren Belnmines und Metaras 
aus dem Minifterium getreten, und: auch die übrigen Mitglieder deſſelben hatten fich im mehreren 
wihtigen Kragen berazt getrennt, daß ein Miniſterwechſel unvermeidlich ſchien, Da bisher 
Maurpkorpetos den, hervorxagendften Cinfluß auf pie Balfsnertuetung.ausgeubt hatte, fo. her 
auftragte ihn König Otte unmittelbar na ber Annahme hei Verfaſſung mit der Vildung ber 
neuen NRegierung. Leider gelang es nicht, Kolettis für dieſelbe zu, gewinnen, und ſo mußte man 
ſie ausſchließlich 988 ber engliſchen Partei zuſammenſetzen. Inzwiſchen mar das Bertrauen in 
die Haltharkeit der Zuſtaͤnde wieder geſchwunden, mehr und mehr beunruhigte ſich Dia Öffentliche 
Meinung und überall traten Anzeichen hevorſtehender heftiger Kämpfe hervor. Dazu am, daß 
Maurokordatos ausſchließlich ſeine Amhänger begünſtigte, die Staatsgelder zu Parteizwecken 
misbrauchte, zahlreiche Bebriufungen und Verfolgungen zuließ und die Verfaſſung nicht in 
allen Thejlen unverletzt erhielt, Namentlich ſuchte ex die Preſſe durch Anklagen und Kautionen 
zu feſſeln. Die Folgen davon zeigten fich hald nicht nur geheime Verbindungen wurden ‚ges 
ſtiftet, es brachen auch offene Aufſtände in der Maina, auf. Gydra und Agina aus. Selbſt zu 
Athen fanden Unxuhen Rast, die indeſſen Kalergis energiſch unterdrückte. Von beiden Seiten 
ſuchte man durch Drohungen und Gewaltmaßregeln vie Wahlen zu leiten, und es kam zu foͤrm⸗ 
lichen Gefechten, hei welchen mehr als 300 Menfchen.getöntet wurden, In den meiften Provin⸗ 
zen begannen die Räuber von neuem ihre Plünderungen und Braupihegungen.. Als endlich 
die. Wahlen beendigt maren, ergab fi der vollſtandigſte Sieg: der Oppalisian; ſelbſt en. Orten, 
wo Maurokordatos früher die ſtärkſten Sympathien fand, hatte,er Niederlagen erlitten, und im 
Peloponnes waren ihm von 55 Wahlen nicht weniger.als 51 feindlich. Unter dieſen Umſtänden 
ließ ſich ſein Regiment nicht länger halten, und als ih am 16. Aug. 1844 ganz Athen einmüthig 
erhob, übertrug König Otto Kolettis, der in feiner Zurückgezogenheit als der.größte Pürgen 
Gxriechenlands gefgiert wurde, Die Bildyng eines neuen Minifkeriums, 

In da8 am 20. Aug. 1844: ernanate Minifterium Kolettis. trat au Metara⸗ ein, inbef 
nur für kurze Zeit. Während die Regiexung bei dem durch die Suflemänberung. bedingten 
Wechſel der Beamten mit Milde und Schpnung verfuhr, ſchloß die Ahgeordaetenkammer bei ex 
Wahlyrüfung růckſichtslos die Glieder der euglifhen Partei und. auch Maurokordatos ſelbſt auf 
Grund von Bormfehlera aus, ſodaß eine Vertretung von faſt ansfglieplich nationaler Farbe zu 
Stande kam. Das Miniferiums hielt ſich dabei Flüglic yon allen Einwirkungen fern und erließ 
fogax eine Amneſtie in Bezug guf die bei ven Wahlen begangenen Vergehen. .: Zu gleicher Zeit 
ſuchte es überall beſſerud einzugreifen. Es verminderte die faſt zahlloſen Beauten, erhöhte di⸗ 
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Gehalte der beibehaltenen, ordnete die aus dem Freiheitöfriege herrührenden Forderungen ber 
Privaten und Gemeinden, veranlaßte die beſſere Gintheilung des Landes und flug ein wirf- 
fames Geſetz gegen die Räuber vor. Freilich Hatte es dabei fortwährend mit dem Senat zu 
fänpfen, der, Maurofordatos anhängen, zu hindern ſuchte, wo er nur fonnte. Nach und 
nad beſſerte fich der Zuftand ded Landes, das Vertrauen wuchs, Straßen wurden gebaut, 
Sümpfe audgetrodnet, Häfen verbeflert und neue Induftrien eingeführt, Aderbau, Gewerbe 
und Handel hoben fih und die Regierung fah fi leicht im Stande, bie feindliche Oppofition 
zu beilegen. 

Aber bald follten neue Wirren ausbredien. Nur mit großer Mühe fegte es die Regierung 
durch, daß die Ernennung des Oberhauptes der griechifhen Kirche vem König überlaffen und Die 
(She ald bürgerliches Inſtitut bezeichnet wurde. Die Majorität der Kammer warb ſchwankend. 
England zeigte ſich entſchieden feindſelig und forderte drohend die Verzinfung und Tilgung der 
Anleihe. Auch Rußland verhehlte ſeine Unzufriedenheit nicht. Zugleich enwickelte ſich ein ver⸗ 
hängnißvoller Conſtict mit der Pforte, welche ſich gegen Griechenland fortwährend mistrauiſch 
gezeigt hatte und fi nicht ohne Recht über die geheime und offene Theilnahme der nationalen 
Partei an Aufſtänden in Macedonien beſchwerte. Als im Januar 1847 Oberſt Karataſſos, Ad⸗ 
jutant des Königs, eine Reiſe nach Konſtantinpel antreten wollte, verweigerte ihm ber tũrkiſche 
Geſandte Muffuros das Viſum als thätigem Theilnehmer an einer feindlichen Expedition gegen 
die Türkei und veranlaßte dadurch den König, der jich als perſoͤnlich beleidigt anfah, bei einem 
Hofball zu einer ernflen Zurehtweifung. Muſſuros verlangte jofort eine Erklärung, und als 
Kolettid den König rechtfertigte, drohte bie Türkei, falls der Miniſterpräfident nicht binnen drei 
Tagen fein Bevanern über vie königliche Hußerung ausſpreche, mit Abbrechung der diploma⸗ 
tiſchen Verbindung. Allgemeiner Unwille brach im Lande aus, Kolettis mußte jede Abbitte 
verweigern und Muſſuros reiſte nach Konſtantinopel ab, wo er von dem engliſchen und dem ruf: 
ſiſchen Befandten mit allen möglichen Aufmerffamfeiten überhäuft wurde. Ouarantänedhiranen 
zum Nachtheil der riechen vermehrten die Aufregung, und als Die Pforte auf ihren Forderungen 
beharrte, ſchritt Griechenland zu kriegeriſchen Vorbereitungen. 

Inzwiſchen trat England wieder mit Geldforderungen hervor, welche indeß mit Hülfe des 

Philhellenen Eynard glücklich erledigt wurden. Der Abfall eines Theils der Kammer nöthigte 
Kolettis zur Auflöfung derſelben und zu einer Modification des Miniſteriums. Glücklicherweiſe 
verbefierten fi fortwährend die Finanzlage und ver Credit deö Landes. Dagegen brachen Auf: 
fände 108. Theodor Grivas erhob fi in Akarnanien und Ätolien und jeinem Beifpiele folgten 
Kriziorid und Bharmakis, alle drei mit fremder (engliſcher) Unterſtützung. Nur mit Mühe und 
mit großen Aufopferungen fonnten fie beflegt werden. Glücklicherweiſe fielen die Wahlen zu 
Bunften der Regierung aus. Inzwiſchen bereitete die Türkei ernfte Iwangsmaßregeln vor; 
fie drohte den griechifchen Conſuln dad Erequatur zu entziehen, griehifhen Schiffen die Küften: 
ſchiffahrt und die Durchfahrt durch die Darbanellen zu verbieten und die griechiſchen Unter⸗ 
thanen aus der Türfei auszuweifen. Schon hafle ver türfifche Agent ein Ultimatum überreicht 
und eine legte Friſt geſeht, ald Kolettis, nachdem er foeben neue Belvforderungen Englands 
durch einen melfterhaften Finanzplan beantwortet hatte, plöglih am 29. Aug. 1847 ſchwer 
erkrankte und am 12. Sept. fein thatenreiches Leben endete. Allgemein war die Trauer, welche 
das Land ergriff, jedermann fühlte den ſchweren, unerfeglihen Berluft und ganz Athen geleirete 
den „beſten Bürger Griechenlands‘ zu Grabe. 

Am 19. Sept. ward Tzavellas, der ruſſiſchen Partei angehörig, zum Minifterpräfipenten 
ernannt. Da inzwiſchen die von der Türkei gefegte Srifl abgelaufen war, fo reifte der türkiſche 
Agent Osman⸗Effendi von Athen ab, und am 29. Sept. famen die angedrohten Zwangsmaß⸗ 
regeln zur Ausführung. Sie wurden fo energiſch durchgeführt, daß nicht nur der griechiſche, 
fondern felbft der tärfifche Handel zu-leiden anfing. Zu gleicher Zeit verwarf England die legten 
Vorſchläge Kolettid’ zur Regelung der Sähuldverhältniffe und drängte von neuem zu Rückzah⸗ 
lungen. Ein Aufftand des Hauptmanns Merenbiti zu Patras vermehrte die Berlegenheiten. 
Nothgenrungen gab daher das von den Schugmädhten verlaſſene Griechenland am 14. Dec. den 
Forderungen der Pforte nad und erwirfte Dadurch die Einftellung der Beinbfeligfeiten. Im Fe: 
bruat 1848 kehrte Muſſuros nah Athen zurüd. Ein gewiffer Nadir, der ein Attentat gegen ihn 
verübte, mußte der türkifchen Regierung auögeliefert werden. Räuberiſche Einfälfe von ver 
Türfei her, welche menigftend zum Theil von den türkiſchen Behörven begunftigt wurden, nö- 
thigten zu ſtarken Truppenfendungen nad dem Norden, aber erft, nachdem bie Orengbegirke 
ſchwer gelitten hatten, gelang e8, die Ordnung berzuftellen. Im Noveniber 1848 ward Mufluros 
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nad Bien verfegt und zugleich iherte die Türkel dem Gabinet von Athen Fräftigen Beiſtand 
gegen bie Räuber zu. 

Die europäiſche Revolution von 1848 wirkte verhältnigmäßig wenig auf Griechenland. 
Allerdings forberten einzelne Stimmen die Republif und andere ſprachen ſich für das griechlfche 
Kaiſerthum aus, aber die Mehrheit des Volkes verhielt fi ruhig und die erlaffene Amneflie 
wirfte zu Bunften der Regierung. Abgeſehen von den häufigen Miniſterwechſeln und von ber 
Borruption, welche fi in den Beamtenkreifen zeigte, befriebigten die Zuſtände des Kandes, nur 
gelang ed nicht, vem Räuberunweſen, das fich ſelbſt in der Nähe der Hauptſtadt Hervorthat, ein 
Ende zu machen. England erneuerte zwar fortwährend feine Geldforderungen, aber die beiden 
andern Shugmächte ſchloſſen fi ihm nit, an. Handel und Induftrie hoben ſich mehr und mehr 
und dad Volk ſchien fi an ein geregelteres Leben zu gewöhnen. 

Schwere Breigniffe betrafen Griehenland im Jahre 1850, indem England feine alte For: 
derung der Abtretung der Infeln Elaphoniſi und Sapienza unweit der Weflfüfte Moreas 
erneuerte und außerdem hochgegriffene Entfchädigungen für einige wirklich oder angeblich ver- 
legte englifche Yinterthanen, namentlich den ehemaligen portugiefifchen Gonful Baciflco, geltend 
machte. Als das Cabinet von Athen die verlangten Zugeſtändniſſe verweigerte, fperrte Die 
englifche Flotte unter Admiral Barker am 18. Jan. 1850 die griechifche Küfte gegen alle geie- 
hifchen Fahrzeuge. Zwar fuchten der franzöfifche und ruſſiſche Geſandte, indeß ohne Erfolg, 
zu vermitteln, auch ihre Einfprachen blieben unberückſichtigt. Erft nach langen Verhandlungen 
erflärte fih England bereit, die Mediation des Tuileriencabinetd anzunehmen, aber auch fie mar 
ſchließlich reſultatlos, und fo fah ji denn die Regierung König Otto's am 27. April gendthigt, 
das Ultimatum des englifhen Gefandten, der die Gelnforderungen etwas ermäßigt hatte, zu⸗ 
zugeftehen. Man fhäpte den Schaden, ver Griechenland dur dad unhillige und unmotivirte 
Auftreten Englands zugefügt worden war, auf mehr ald 30 Milltonen, obwol vie aufgebrachten 
Schiffe zurückgegeben wurden. Außerdem war ver griechifche Credit faft völlig ruinirt worden, 
Hanvdel und Wandel flotten, die Theuerung wuchs, die Staatskaſſen leerten fi, vie Beamten 
blieben unbeſoldet und ließen fih infolge deſſen Unterſchlagungen zu Schulden kommen, und 
überall tauchten Näuberbanden auf. Schon die Vorbereitungen zu ven Wahlen und fpäter dieſe 
felbft waren von blutigen Händeln und MordtHaten begleitet, und am 1. Sept. 1860 wurbe fogar 
der Cultusminiſter Korfiotakis aus Parteihaß ermordet. 

Im Auguft 1850 reifte König Otto nah Balern und Königin Amalie übernahm vie Regent: 
ſchaft und eröffnete das Parlament am 11. Nov. Im folgenden Sabre verbeflerte fi Die Lage 
wenig ; Mordthaten und Räubereien blieben an ver Tagedorbnung und ed mußten auf Englands 
Andringen außerordentliche Maßregeln ergriffen werden. Die rückſtändigen Steuern (gegen 
30 Mil. Drachmen) Eonnten nicht beigetrieben werden, die Gemeindeverhältniſſe verfielen, 
bie Gemeinden ſelbſt bedeckten fi mit Schulden. Am 13. Mai 1851 kehrte König Otto zurüd. 
Der Senat ließ fi in eine fyftematifche Oppofition gegen die Regierung ein, mußte inbeß 
ſchließlich nachgeben. Eine entdeckte Verſchwoͤrung motivirte den Wechfel vieler Beamten. Die . 
beabfihtigte Loſstrennung der griechifchen Landeskirche von der großen allgemeinen Kirche zu 
Konftantinopel veranlaßte Unruhen, melde durch ven Moͤnch Papulakis angezettelt wurden; 
als indeß am 24. Juni 1852 die zweite Kammer ven Tomos (die Lostrennung) angenommen 
batte Pr fih das Voll, und Papulakis wurde verhaftet und zu Gefängnißftrafe 
verurtheilt. 

König Otto hatte auf feiner Reife die Thronfolge zu ordnen gefucht und eine Acte unter- 
zeichnet, welche an Stelle des ablehnenvden Prinzen Luitpold den Prinzen Adalbert von Baiern 
als Nachfolger bezeichnete. Diefe Veränderung veranlaßte eine Konferenz der drei Schugmädite, 
in welcher durch Gonvention vom 20. Nov. 1852 feftgefeßt wurde, daß nur ein Prinz, der ſich 
zur griechiſchen Kirche befenne, ren Thron befteigen könne. Den Prinzen des wittelsbachiſchen 
Haufes ward es anheimgeftellt, Diefe Bedingung In ihrem Namen oder in dem Ihrer Kinver 
zu erfüllen. 

Inzwiſchen Hob fi das Land und Handel und Schiffahrt nahmen zu; dagegen blieb vie 
induftrielle Thaͤtigkeit unbedeutend und ſelbſt der Ackerbau reichte für das Bedürfniß nicht aus. 
Die Ausfuhr ftand in feinem Verhältniß zur Einfuhr. Neue Verlegenheiten brachte der orien⸗ 
talifche Krieg in den Jahren 1853 und 1854. Griechenland fympathifirte mit Rußland und 
hoffte die Auflöfung der Türkei und die Ausbehnung des griechiſchen Reihe, ja fogar die 
Wieberherfteflung des Iftlichen Kaiſerthums. Abgefehen davon, daß Rußland der Regierung 
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von Athen Geldmittel zufließen ließ, nahm diefe ein Anlehen von 5 Mill. Drachmen, au 
geblich zur Abhülfe des Nothſtandes des Landes, in der That aber zur Anihuffung you Kriegs- 
benürfniffen auf. Aupervem fanden im In- und Auslande Privatfammfaugen flatt. Aufftänte 
in den türkiſchen Grenzprovinzen, in Cpirus, Theffalien und Macedonien, deren oberfler Leiter 
Karaidfafis war und welche vie Herflellung. des griechischen Kaiſerthums anftrebten, wurden 
unterflügt und geförbert, griehifche Soldaten und Offiziere gingen einzeln und in Abtheilungen 
auf türkifhes Gebiet hinüber, höhere Offiziere und felbft ein Eönigliher Adiutant betbeiligten 
ſich offen, und felbft ver Borwurf graufamer Handlungen gegen Unterthanen des Sultans ließ 
ſich nicht ablehnen. Zwar machten bie Sejandten ver Weſtmächte, venen ſich auch Ofterreich 
Breußen und Baiern anfhloflen, der griechiſchen Regierung Vorſtellungen gegen ibre agreſſive 
Politik, aber viefe blieben fruchtlos, ſodaß endlich did Türkei den diplomatischen Verkehr abbrach 
und alle griehifhen Staatdangehörigen auswies. Auch jetzt no beharrte Griehenland, von 
ruſſiſchen Agenten aufgeflachelt, auf feinen Wege. Infolge deſſen eutichloflen fig, nachdem bie 
Aufſtände bereitö bejlegt worden waren, aud) England und Frankreich zu energiſchem Einfchrei- 
ten. Im Ultimatum vom 13. Mai 1854 forberten fie, daß Griechenland ſich ‚neutral erkläre, 
jeve Cinmiſchung unterlaffe, jede Unterflügung von Aufkänden unterfage und beftrafe, bie 
Integrität des türkiſchen Reichs förmlich anerfenue und feine bisherige Politik misbillige 
Als die Minifter alle derartigen Erklärungen verweigerten, befegten am 26.Mai 1854 engliſche 
und franzoͤſiſche Truppen unter General Forey ven Piräus, Jetzt mußte unter dem Drud der 
Deeupation das Minifterium geändert, Maurokordatos und Kalergis Die Berwaltung über: 
tragen, die zweite Kammer aufgelöft und bie verlangten Zufagen ertheilt werben. So gelang 
es, die freundſchaftlichen Verhältnifle zur Pforte herzuftellen und den Seeräubereien, welche 
zum Nachtheil des Haudels überhand genommen hatten, jowie dem Näuberweien an ven Gren⸗ 
zen ein Ende zu maden. Am 8. Juni 1855 ward fhon wieder ein Handelöyerirag zwiſchen 
Griechenland und der Türkei abgeſchloſſen. Als ſich fpäter König Otto bei den Weſtmächten 
über das unpaffende und rückſichtsloſe Auftreten des Miniſteriums gegen ihn beſchwerte, geftat- 
teten ihm dieſe unter ber Bedinguug ber Aufrechterhaltung der Neutralität und indem fie ihn 
perjönlich verantwortlich machten, die Miniſter zu entlaffen und durch Trikupis und Bulgaris 
ein ihm genehmeres Gabinet zu bilden. Bald nachher, April 1856, wurbe mit ber Pforte ein 
neuer Vertrag zur Unterbrüdung der noch immer auftaudenden Räuber gejchloffen. Nach der 
Beendigung des orientalifchen Kriegs beflerten ſich Briechenlands Beziehungen zu England 
und Sranfreich, und am 27. Kebr. 1857 räunıten die fremben Truppen das Land. Zu gleicher 
Zeit verpflichtete ſich Griechenland von neuem, die unterbrodene Verginfung und Tilgung der 
garantixten Anleihe regelmäßiger ald biöher durchzuführen. 

Im November 1857 fand eine theilmeife Anderung des Minifteriumd flati und Miaulis 
übernahm das Praͤſidium. Die wichtigſten Greignifle der nächften Periode waren die Annahme 
eines Geſetzes über bie Beurtheilung der politifchen und Preßvergeben durch Geſchworene und 
eined Zollgeſetzes, weldes die Gingangszölle ermäßigte und bie Aufhebung ber Ausgangd: 
abgaben nach zehn Jahren verfügte. Im Januar 1858 fand ein Juhelfeft zur Feier der Ankunſt 
König Otto's in Griechenland, feit welchem jekt 25 Jahre verfloffen waren, Ratt; das Volk 
zeigte fich bei vemjelben dem Könige günftig. Ein ſtarkes Erdbeben gerflörte am 25. Fehr. Ko- 
rinth, ſodaß die Stadt auf eine andere Stelle verjegt werden mußte. Als König Dito in Juli 
auf einer Reife nach Deutihland Korfu bejuchte, verfuchte Die bortige Bevdlferung Demon: 
ftrationen, durch melde fie ihren Wunſch, die Sonifchen Iufeln mit Griehenland verbunden 
zu fehen, ausdrückte. 

Inzwiſchen machte das Land nicht unweſentliche Fortſchritte. Unterrichtöanflalten wurden 
zahlreich gefhaffen, die Univerfität zu Athen entwidelte fih mehr und mehr und fand bereits 
zahlreichen Beſuch, in allen Theilen des Landes entſtanden Hauptſtraßen und Iofale Verbin: 
dungswege, Eilwagendienfte wurden bergeftellt, ſelbſt eine Tleine Gifenbahn kam zu Stande 
und ein Telegraphenneg zur Verbindung Griechenlands mit Trieft, Konftantinopel und Agypten 
warb begonnen. Ferner eröffnete man 1858 die fchönen und zweckmäßigen Brüden über den 
Buripus, welche das Feſtland mit Cuboͤa verbinden und felbft den größten Schiffen wie Durch⸗ 
fahrt geftatten. Am bedeutendſten hob jich pie Schiffahrt: innerhalb zehn in verdoppelte ib 
die Tonnenzahl. Als im Jahre 1859 während des italieniſchen Kriegs der Ofterreichifche Lloyd 
feine Dampfſchiffahrten nad dem Orient einftellen mußte, fonnte ih mit Staatdunterfügung 
eine griechiſche Actiengejellfchaft zum Ankauf der Dampfer bilden. Selbſt die Induſtrie hob ſich 
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ud e8 fand bereitö im. November 1859 eine Gewerbeausftellung, bei welcher namentlich bie 
deutſchen Handwerker fich zahlreich und mit Erfolg betheiligten, ſtatt. 

Dex itäliemifche Arieg. berührte Griechenland wenig. Allerdings zeigten fi auch bier 
Sympathien für Italien, und ed warb fogar die Bildung einer italienischen Legion, freili ohne 
Erfolg, angeſtrebt, aber das Miniflertum hielt pie Neutralität aufrecht und ließ fi mur einen 
Credit für unvorhergeſ ehene Fälle im Betrage von zwei Millionen bewilligen. Ald die Stimmung 
des Volkes ſich gegen einzelne Minifter ausſprach, fand im Juni ein Miniſterwechſel ſtatt, bei 
weichem. indeß Miaulis das Präſidium behielt. Die Meuwahlen im September liefesten eine 
ziemlich flarfe Regierungsmehrheit. Am 1. Dec. 1859 — vor 25 Jahren wählte an dieſem 
Tage König Dito Athen als Hauptſtadt des Landes — befchloß die bereits auf mehr ald 
. 30000 Seelen angewachſene Gemeinde, dem Könige ein Denkmal zu errichten. Auch im Jahre 
1860 wußte fich das Winifterium Miaulis, freilich mit Hülfe einiger Mobificationen, zu halten. 
Seine wichtigſte Mafregel war die Herabjegung der Dienfizeit ver Linientruppen von vier auf 
drei Jahre und die gleichzeitige Bildung und Bewaffnung einer Reſerve von zehn Bataillonen 
aus gedienten Soldaten. Bei Gelegenheit ver Kämpfe zwifchen Druſen umd Maroniten bot bie 
griechiſche Megierung die Sendung eined Bataillond nad) Syrien an, erhielt indeß von ben 


Weſtmachten eine Ablehnung. Sammlungen zu Gunſten der Maroniten fanden zahlreiche . 


Betheiligung. In den Kammern zeigte ſich von Zeit zu Zeit eine lebhafte Oppefition, aud bie 
Preſſe ließ es an heftigen Angriffen nicht fehlen, und in September 1860, am Iabredtage ber 


Revolution von 1843, ward fogar in Athen ein Putſch verfucht. Indeß wußte das Minifterium 


allen Angriffen wit Geſchick entgegenzutreten und einzelne hervorragende Kühres für ſich zu ge: 
winnen. Im Februar 1862 brach die geheime Unzufriedenheit mit der Regierungspolitik in 
einem gefährlichen Müitäraufftande zu Nauplia, und barauf in einem aͤhnlichen, weniger be: 
deutenden Verſuche zu Syra aus. 

Ohne Zweifel hat Griechenland fett Errichtung feiner Verfaſſung große Fortſchritte gemacht, 
aber noch Immer find feine Buflände nicht als comfolikirt zu betrachten. So günftig Die lange 
Dauer der Regierung König Otto's wirkt, ſo nachtheilig ift ed, daß bie Rachfolge nicht der 
feſtſteht und vaß der Thronerbe nicht in Griechenland lebt und ſich in die Sitten und Gewohn⸗ 
heiten des Volkes einbürgert. Ebenfalls nachtheilig erwied ſich und erweiſt ih noch heute ver 
Einfluß der drei Schugmächte auf die Innern Angelegenheiten und der dadurch hernergerufene 
Barteitampf, ſowie die finanzielle Lage, welche mit Rückſicht auf die gerantirte Anleihe tief: 
eingreifende Sinmiſchungen veranlaßte. Die frühere Geſetzloſigkeit ift zwar zum Theil ge: 
ſchwunden, dennoch vermögen fich Regierung und Megierte an ein vollftänbig verfaflungs- 
mäßiges Leben noch nicht zu gewöhnen. Ausfepreitungen auf beiven Seiten kommen nit jelten 
vor. Aufflände un» Mäubereien, die ſich vielfach berühren und ſelbſt oft zufanımenfalfen, haben 
fid gemindert, werben in ſchwierigen Zeiten aber ſchwerlich ausbleiben. Gewerbfleiß, Ackerbau 
und Induſtrie leben auf niedriger Stufe, und fie und die Volksbildung zu fördern fehlen vie 
Mittel. Heer und Flotte find zu ſchwach, um die. Unabhängigkeit des Landes ſicher zu ſtellen. 
‚Die größte Gefahr droht Griechenland von feinen auf das Rationalitätsprinpip gegründeten 
Beitrebungen für Erweiterung feiner Grenzen und Herſtellung des byzantiniſchen Kaiſerthums, 
da es durch diefelben mit der Türkei und zugleich mit England megen der Joniſchen Injeln in 
Gonflicte gerärh. Ruhen dieſelben auch feis dem orientalifchen Kriege, fo koͤnnen fie Dach jeden 
Augenblid zum Ausbruch kommen, und ſchon jegt bringt das Mistrauen beidar Mächte pielfache 
ſchwere Nachtheile hervor. Nur wenn Griechenlanda4 Staniöwänner mit großer Vorſicht han⸗ 
dein und energiſch die innere Cutwickelung des Landes zu foͤrdern ſuchen, koͤnnen fie die großen 
Gefahren, weiche die rien; und Blüte ihres Vaterlandes bedrohen, zu entfernen hoffen. 

‚Runge. 

W. Statiflifge Verhältniſſe. Griehenlaud — die Halbinfel Marsa, das foge: 
nannte Fefitaud bis zu den Meerbuſen von Volo und Arta (ald Nordgrenze), ſodann Cuböa 
und die eykladiſchen und ſporadiſchen Inſeln in ſich begreifend — bat ein Areal von etwa 900 
geographifihen Quadratmeilen. 28) So iſt ed aus den Beilimmungen ber Londoner (Konferenz 
hervorgegangen. Nach welcher Seite wir aber dieſe Begrenzung betrachten, exicheimt fie uns 
fehlerhaft. Im Shen hat man Die mühtige Inſel Candig vem neuen Staate entzogen, un⸗ 


28) Hiervon fommen etwa 404 Quadratmeilen auf Moren, 366 auf Norbgriechenland (das ſoge⸗ 
nannte Beflland) und 130 auf die Infeln. re 
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geachtet der ſchweren Opfer, welche die Mehrzahl ihrer Bewohner ver Griechenſache gebradt 
batte29), und ungeachtet die neue Monarchie hierdurch die einzige genügende Vormauer gegen 
einen Angtiff von Ägypten ber verlor; fie ward einem ſolchen vielmehr geradezu'offen gelegt, 
indem eine ägyptiſche Kriegsmact nunmehr in 24 Stunden von ben candiotiſchen Seehäfen 
auf Morea gelandet werden kann. Im Oſten ward das ausichlieplih nur von Griechen be: 
wohnte Samos dem Sultan wieder unterworfen, obwol die Samioten zu den eifrigften Kam: 
pfern für die Befreiung Griechenlands gehört und ihr Biland immer mit Erfolg gegen all 
- türfifchen Angriffe vertheidigt hatten; ebenfo durfte Ipfara dem helleniſchen Staate nicht ein: 
verleibt fein. Noch übler ſteht e8 um die Norbgrenze. Nicht nur, daß man im allgemeinen 
Landſchaften, weiche ihren natürlichen phufifchen Verhältniſſen und ver Nationalität ihrer Be- 
wohner nach unzweifelhaft zu Griechenland gehörten, von demfelben losriß, nahm man ins: 
befondere gerade auch ſolche Vollsſtämme davon hinweg, deren Kraft und Eifer mehrmals einen 
unüberfteigbaren Wall gegen die Einfälle der osmanifgen Truppen gebildet hatte. Endlich nad 
Welten hin duldet man feine Bereinigung mit Jonien, deflen Infeln nicht nur im Altertum 
einen Beſtandtheil von Hellas bildeten, ſondern deſſen Bevoͤlkerung auch heute nichts dringender 
verlangt als ſolche Verbindung. Allerdings walten in dieſer Beziehung beſondere Schwierigkeiten 
vb, des mächtigen England wegen. Erſcheint die dem helleniſchen Staate gegebene Begren⸗ 
zung nach allen Richtungen an ſich fchon entſchieden fehlerhaft, fo warb durch dieſe Beſchränkung 
nocd weiter eine Unbedeutendheit und materielle Schwäche des neuen Staates begründet, bei 
welcher derſelbe weder nad) innen vie Mittel zur gehörigen Regelung feines Finanzzuſtandes, 
noch nad außen die nöthige Kraft finden kann, um feine Selbſtändigkeit irgendeiner feindlichen 
Macht gegenüber zu wahren. 

Der Boden Griechenlands iſt gebirgig, Morea indbefonvere nach allen Seiten mit unge- 
heuern Felſencaps umgeben, die, neben tief eingefurchten Meeresbuchten, dem IBogenbrange 
Trotz bieten. Faſt ebenfo daB jogenannte Feflland und die Infeln. „Mar irrt, wenn man 
‚glaubt, daß die Infelgruppen des Archipels einen heitern, grünen, erfreulidden Anblid darbieten 
Kein angebautes Ufer, Leine lachende Flur, kein freundliches Dorf, feine wehenden Baumes⸗ 
kronen erquicken dad von ver weiten Waflerfläche ermünete Auge. Wie fabelhafte Riefen- 
ungebeuer flarren die grauen Belfen aus dem Meere, nichts weniger als einlabend, empor.“ 
So ſchildert ein Reiſender. 

Die meiftens waldlofen, deshalb einen traurigen Anblid darbietenden Gebirge ſcheinen einen 
ziemlichen Reichthum an Metallen und edlern Mineralien in fi zu bewahren. Aber noch hat 
man wenig Berfuche gemacht, venfelben zu benutzen. 

Die natlirliche Geflalt des Landes, feine geringe Ausdehnung in der Breite machen es un: 
möglich, daß fih ein großer Fluß darin bilden kann. Die meiften Binnengewäfler find ſonach 
nicht fchiffbar. Viele Gegenden leiden an Wafjermangel. Im Sommer findet man die Mebrzafl 
der Bachbetten gänzlich ausgetrocknet, während In der Regenzeit hier wilde und verheerende 
Bergftröme fluten. 

Der Boden iſt im ganzen nicht fruchtbar; man trifft zumal in ven @eblrgen viele fterile 
Landſtrecken. Dabei hat die Hand des Menſchen noch zu wenig gethan, durch Fleiß und Kunſt 
nachzuhelfen, wie es obne Zweifel im Alterthume gefihehen war. Auch die Sumpfgegenpen, na- 
mentlich in ver Nähe des Meeres, melde wol zu ven fruchtbarften Feldern umgewandelt werben 
koͤnnten, bleiben unverbeflert in ihrem die Geſundheit gefährnenden Zuſtande ober find hoͤchſtens 
da und dort zu einer (ebenfalls ungefunden) Reispflanzung benugt. 

Obwol in allen Theilen Griechenlands im Winter Schnee fällt, fo zeichnet ſich dieſe Jahres⸗ 
zeit doch in der Negel nur durch ungeheure Regengüſſe aus, die mit dem October, längftens 
November beginnen und bis zum März, oft aberfelbft bis Anfang Maifortwähren, worauf dann 
der Sommer mit feiner drüdenden Hige eintritt. Kein Regen erquict in dieſer Periode die Erbe; 
überall fieht man den Boden geborften und die Blumen bis af die Wurzeln verbortt. 

Griechenland wird auch ziemlich häufig von Erdbeben heimgeſucht; es iſt ein vulkaniſcher 
Boden, und die @efchichte erzählt von aus dem Meere aufgetauchten und von in ihm verfunfruen 
Infeln und mannichfachen Umgeflaltungen bes Landes. 

Der Aufenthalt in Griechenland bietet für den Norbeuropder überhaupt viele Unannebhm: 
lichkeiten dar. Eine Unzahl von Ungeziefer verleivet das Anziehende des helleniſchen Bodens 


29) Gandia zählte vor dem Aufftande 250000, nach demſelben nur noch 105000 Einwohner, wonon | 
bei weitem die Mehrzahl Griechen find (80000 gegen 25000 Türken). | 
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Nach ver niederdrückenden Hitze des Tages gewährt auch die Nacht Feine Ruhe. Jede Nike und 
Spalte ift von einem Heere Wanzen bevölkert, welche, fomte Flöhe und Mosquitoß, in Menge 
über die Schläfer herfallen. (In alten Häufern zeigen fich während der heißen Jahreszeit oft auch 
Storpione.) Selöft die Eingeborenen verlaffen in den Sommernächten gewöhnlich dad Innere 
ihrer Wohnungen, um ſich vor denfelden unter freiem Himmel zu lagern und dadurch wenigften® 
einem Theile der PBeinigung zu entgehen. ' 

Die Zahl der Eimmohner betrug im Jahre 1858 1,067216, davon 562341 im Peloponnes, 
293104 auf dem Feflland und 211771 auf den Inſeln. Im Jahre 1842 warb die Bendlferung 
nur zu 853005 angegeben, doch war bie Aufnahme fehr ungenau. In frühern Zeiten hatte 
Moren allein wol zwei Millionen Bewohner. Nach den vielen Stürmen, die feit zwei Jahr: 
taufenden über Griechenland ergangen, nach ven zahllofen Invafionen fremder Völker, die feit- 
dem ſtattgefunden, ift es augenfcheinlih (mas Fallmerayer überbies umſtaͤndlich erwiefen hat), 
daß feine jehigen Bewohner unmöglich mehr Nachkonmen ver alten Hellenen jein können. Sie 
find vielmehr ein Miſchlingsvolk, allein aud) unter ſich vielfach voneinander verſchieden. So die 
Mumelioten (Bewohner des Feſtlandes), die Moreoten mit Ihren verſchiedenen Abweichungen, 
3. B. den Mainoten, Kakovunioten, Zaltoten, und die Infelgriechen. Außer den Neugriechen 
trifft man noch ziemlih unvermifcht die Albanefen oder Arnauten, ferner viele fogenannte 
Franken. Es läßt ſich nicht verfennen, daß die Bingeborenen vielfach einen flarfen Nationalhaß 
gegen vie Ausländer gefaßt haben, beſonders da dieſe nad) Herftellung des Koͤnigthums hohe 
oder doch einflußreihe und’einträgliche Stellen erlangten und in vielen Fällen ohne alle Scho: 
nung der nationalen Verhättniffe, Sitten, Gebräude und felbft Borurtheile verfuhren. Auch 
die Zahl der Juden in Griechenland foll nicht ganz unbebeutend fein. Dagegen haben Volks⸗ 
vorurtheile, Religions: und Nationalhaß die Türken faft fümmtlih zur Auswanderung gend- 
thigt. Nach einer Schätzung gäbe ed etwa 700000 Griechen, 280000 eigentliche Albanefen 
(Arnauten) und 20— 30000 Armenter. . u 

Was Nahrungsmittel, Kleidung und Wohnungen betrifft, fo finden wir immer wieder Die 
vereinigten Einwirkungen des milden, zu wenigen Bebürfniffen nöthigenden Klimas, der 
Volksarmuth und ded no rohen Culturzuſtandes. Die Häufer find nad innen und außen 
erbärmlich, elende Hütten, welche Menſchen und Hausthiere in einem einzigen Raume um- 
fließen. 2%) Hierin wie in allen andern derartigen Beziehungen ftehen die Infelgriehen den 
Bewohnern des Feſtlandes voran. Auch beginnen die größern Orte an der See ein etwas mehr 
europäiſch⸗ſtaͤdtiſches Anfehen zu erlangen, als fie zuvor befaßen. 

Die neugriehtihe Sprache, die fogenannte Romaika, weſentlich verfchieden von ber alt- 
griechiſchen, der Hellenika, ift wohlklingend, deutlich und zu neuen Wörterbilpungen mittels 
Zufammenfegung fehr geeignet. Sie beſitzt Übrigens nicht mehr die ganze Fülle der im Alt- 
griechiſchen möglichen Beugungen. Auch iſt die Art, wie fie gefprochen wirb, in manden Ge- 
genben wirklich unſchön. 

Faſt die Geſammtheit der eingeborenen Bewohner Griechenlands bekennt ſich zur orthodoxen 
— nicht unirten — griechiſchen Kirche. Die Katholiken und (wenigen) Proteſtanten, welche 
man im Lande findet, jind der Mehrzahl nach fremde Cinwanderer, Franken. Das Volk ſelbſt ift 
in religiöfer Hinficht noch äußerſt unaufgelärt, in hohem Grade abergläubiſch und fanatifch, 
wie es bei dem obwaltenden Culturzuſtande allerdings nicht ander erwartet werden kann. 

Im ganzen befigen die Neugriechen viele natürliche Anlagen, Fähigkeiten und Verſtand. 
Allein der Mafle nad; ohne alle beffere Geiſtesbildung, dabei lange der nationalen Selbſtändig⸗ 
keit entbehrend und durch ihre ebenfalls rohen und unwiffenden Geiftlihen und Primaten im 
gleichen Zuſtande erhalten, ftehen fie, forwol was das geiftige Willen als was die Annehmlich- 
feiten des Lebens und überhaupt erweiterte Begriffe anbelangt, unendlich weit Hinter den Be⸗ 
wohnern von Mitteleuropa zurüd. Wir finden die Trägheit mit der Unwiſſenheit verbunden. 
Welchen blühenden Anblick koönnte das hellenifche Land gemähren, ungeachtet feiner noch ge⸗ 
ringen Bevölkerung, wenn dieſe nur die Hälfte des Fleiged anwenden wollte, den wir z. B. an 
den Bewohnern der Rheinlande fhägen müſſen. Aber der Grieche lebt lieber in Mangel und 


30) Als vie Regentichaft nach Nauplia fam, war in ber ganzen Stadt fein einziges Haus zu finden, 
in dem man bei einem Plaßregen gegen das totale Durchnäßtwerben gefichert geweien wäre. Man legte 
fi haufig mit Regenfchirmen in der Hand zu Bett. Dabei Fonnte man nicht einmal Stroh, um einen 
Strohſack zu füllen, im Lande befommen. Stroh, hieß es, müfle man aus Trieft verfchreiben. (Das 
Stroh wird, da man das Getreide nicht aushrifcht, fondern durch Thiere austreten läßt, Fein zertreten.) 
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Armuth, er entbehrt lieber vie bei und gewoͤhnlichſten Annehmlichkeiten des Lebens, nährt fi 
faft nur von dem, mad der Boden fo zu fagen ohne menſchliche Pflege Hervorbringt, gebt Halb 
nadt einher und lebt Fieber mit feinen Thieren in einem Stall, als daß er fi) zu den Mühen 
einer anhaltenden Kraftentwickelung entſchloͤſſe und feinen Zuſtand durch regen Fleiß und Arbeit 
zu verheſſern ſuchte. Er will gewinnen, aber zunächft nur durch Rift, Verſchlagenheit un Tücke, 
durch übervortheilung des andern, nicht durch eigene Production. 

Ein Hauptübel tft ber zur Zeit no obwaltende grenzenlofe Unterſchied der Culturſtufe, 
auf welchem ſich die Maſſe des Volkes im Vergleiche zu den Vornehmen befinpet. Neben ver 
ganzen Unwiſſenheit, ver vöigen Beſchränktheit ver Begriffe des Hirten finden wir Wie durch 
bie Kenntniß wefteuropäifcher Verhältniſſe aufs höchſte ausgebildete, raffinirteite Verſchmitzt⸗ 
beit mancher Reichen. Und dieſes hoͤbere Wiſſen iſt gar oft mit totaler ſittlicher Verderbtheit 
verbunden. „Es exiſtirt wol fein Land in Europa, vieleicht keins in der ganzen bisjegt be⸗ 
fannten Welt‘, ſchreibt Maurer (I, 22), „in. welchem fo heterogene Glemente durch⸗ 
einander braufen, in welchem die Art und der Grad der Bildung jo verſchiedenartig ift, wie das 
heutige Königreich Griechenland. Heben dem gänzlihen Mangel an Bildung fleht die größte 
Verbildung. Neben dem volllommenften Zuſtande des Mittelalters findet man die allermodernſten 
Orunpfäge für Freiheit uud Gleichheit. Neben dem fleißigen und angeleffenen Aderömanı mm: 
herziehende Nomaden, pie bald hier, bald dort ihre Zelte auffchlagen, wie le gerade für ihre Heerde 
Weide finden. Neben der größten Xreulofigkeit vie treueften Seelen" u. f. w. 

Allein abgefeben von ver Kluft, welche die Bildungsgrade der einzelnen Stände voneinander 
trennt, waltet auch ein ungemein großer Linterfchten der Culturſtufe des Volkes felbR in den Drei 
verſchiedenen HauptlanvestHeilen ob. Die Rumelisten, meiftens ein Schlag rober, pie Unab⸗ 
bängigfeit liebender Gebirgsbewohner, find vor allem kriegeriſch, tapfer, gaftfrei, aber ohne 
höheres Wiflen, dabei raubfüchtig und jener regen Fleiß bebingenden Arbeit abgenelgt. Die 
Moreoten, früher, mit Ausuahme einiger Gebirgägegenden, völlig der türkiſchen Herrichaft 
unterworfen, dabei aber am meiften durch bie Bewalt ihrer Primaten verknechtet, befigen 
nicht jenen nad) Unabhängigfelt und Zügellofigkeit ſtrebenden Geiſt. Sie find nicht kriegerijch; 
ſelbſt die Banden des Kolofotroni waren nichts anderes als dem Pfluge entriffene Bauern. ®1) 
Dabei entbehren fie aber au ver Freimüthigkeit per andern und find weit mehr geſunken 
und’ verfchlechtert als dieſe. An Willen, an Gewandtheit und Vermögen ihnen allen voran 
fiehen vie Inſelbewohner. Aber fie haben auch alle Lafter, wegen deren vormals die Benetianer 
berüdhtigt waren. 
Sehr zu beachten iſt übrigens der Umſtand, daß unter den Griechen eine Ariftofratie nicht 
befteht und den nationalen Begriffen entſchieden zuwider if. Nur wenige fanariotifche Fa⸗ 
milien legen ſich den Fürſten⸗, einige ionifche den Brafentitel bei, ohne aber darum irgendeines 
beſondern Vorrechts und nur irgendeiner höhern Achtung zu genießen. Barone ohnehin gibt 
es gar nicht, und in der Konftitution von Trözene (Mai 1827) warb ald eine der Fundamental: 
beftimmungen ver Grundſatz ausgefproden: „Die griechiiche Regierung ertheilt eine Adelstitel” 
Auch fanden e8 Dyfllantid, Kantakuzenoo, Metaras und Kapodiſtrias u. |. m. ſtets geeignet, ſich 
der ihrigen bei der Unterfchrift zu enthalten. 92) 
Das Verlangen nad einer repräfentativen Berfaflung hatte längft vor der September: 
revolution von 1843 alle Stände durchdrungen, und felbft unter ven milden uud rohen &e- 
birgsbewohnern auf der griechiſch-türkiſchen Grenze hörten Thierfh u.a. das Begehren einer 
ſolchen aufs entſchiedenſte ausiprehen; auf allen griechiſchen Nationalverſammlungen war 
man allgemein von dieſer uͤberzeugung belebt, und ſelbſt jene Nationalverſammlung, welche 
bie Erwählung des Prinzen Otto zum König proclamicke, müpfte daran die Bebingung des 
Beſchwoͤrens einer folhen Verfaſſung. Frankreich und England, denen Hellas zunächſt Die 
Erlangung der Selbflänvigfeit zu verdanken hat, huldigen in ber eigenen Verwaltung dieſem 
PBrineipe; die drei afliieten Großmächte verbießen den Grirden in ihrem Protofoll vom 22. 
Der. 1828 und in ihrer vie Wahl des Königs verfündenden Proclamation ausdrücklich eine con. 
flitutionelle, nicht eine abfolute Regierung 3°), und die gleiche Verheißung warh den Hellenen 
durch den bairiſchen Minifter ver auswärtigen Angelegenheiten ertheilt. 3%) 


- 31) Thierſch, I, 219. 
32) Klüber, S. 548. Weniger afäjchen fpricht na Thief, IL, 208, darüber aus. 
33) Moniteur universel, Jahrg. 1833, S. 1443. Klüber, ©. 521 u. 524. 
84) Maurer, Il, 87. Lettre de Mr. le baron de Give & Mr. Tricoupi, du 31 Juillet 1832, ab» 
gedruckt im Recueil des traitss, actes et pieces concernant la fondation de la royauts en Grece 
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Dennoch warb dem griechifchen Volke beharrlich eine Verfaſſung verweigert, bis daſſelbe fich 
eine ſolche durch die Septeniberrevolution von 1843 felbft verfehaffte. Deren Inhalt haben wir 
oben näher angegeben; bier fet unr noch bemerkt, daß nad den Staatöverträgen von 1832 
nie balrifche und die griechifche Krone niemals auf einem und demſelben Haupte vereinigt 
werben bürfen. 

Um den Glanz der Krone zu erhöhen und das Verbienft mit befonderer äußerer Außzeich- 
nung zu belohnen, fliftete dev König am 1. Juni 1833 den Ritterorden des Erlöferd (mit einer 
Eintheilung in fünf verfthiedene Klaffen). . 

Unterm 8. Ian. 1834. (27. Der. 1833) erfchlen eine Gemeindeordnung, auf-folgenbe Grund: 
fühe baſttt: „Jeder Ort von wenigſtens 300 Seelen bildet eine eigene ®emeinve. Die Geſammt⸗ 
Beit der Ortsbürger mählt ven aus 6— 18 Mitgliedern beftehenben Gemeinverath, ferner drei 
Bandidaten für jede Bürgermeifterapjuncten ober Gemeindeeinnedmerftelle. Die Gemeinde 
ſoll im übrigen unabhängig und felbfländig fein, weswegen ihr aud bezüglich des Gemeinde: 
vermögend die Rechte und Verbindllchkeiten einer großfährigen Perfon zuftehen.” 

Zur Hauptſtadt von Griechenland marb unterm 22. Febr. 1834 Athen erflärt und mit 
dem nächſten 1. Ian. die Regierung wirklich dahin verlegt, eine Wahl, bei welder die Er: 
innerung an das glorreiche Altertfun wol vorzugämeife entfchieb, da ſich in dieſer Stadt, welche 
vor dem Unabhangigkeitskriege Doch noch gegen 3000 Häufer gehabt, im Jahr 1833 kaum mehr 
300 meift elende Hütten befanden. Dermalen bat Athen einige 30000 Bewohner. ‘ 

Die Zuftände des Ackerbaus find im ganzen äußerſt Fläglih. Es fehlt an der gehörigen 
Anzahl Hände, an einem höhern inneren Triebe, an der Gewöhnung zur Arbeitfamkeit und an 
einem allgenteinen freien Grundbeſitz. Dazu gefellen ſich noch Volksvorurtheile, die veranlaflen, 
am Aithergebrachten zu leben, und der Mangel an den erforderlichen Mitteln, um bie Güter In 
höhere Eultur zu bringen, verbefferte Ackergeräthſchaften anzufchaffen und allgemeine Verbeſſe⸗ 
rungen im großen (dur den Staat) Ind Leben zu rufen. Bei Ankunft ver Regentſchaft in 
Griechenland ſoll diefelbe, nach Thierfch, ungefähr 120000 Bauernfamilien getroffen gaben, 
wovon aber nicht mehr als der ſechste Theil aus wirklichen @igenthümern befland. Ja Manche 
gingen ſogar fo weit, zu behaupten, nur ein Zwanzigſtel ver gefammten Bodenfläche im Pelo- 
ponnes fei Privateigenthum; neunzehn Zroanzigftel dagegen gehörten dem Staate und ben 
Kirchen und Klöflern. „Die Bauern”, fagt Maurer, ‚iind von den Colonen im Mittelalter in 
weiter nichts unterſchieden, als daß fie, mas ihr Gewerbe betrifft, noch ganz auf der Stufe ver 
althomerifihen Zeit ftehen, ven altheſiodiſchen Pflug führen, ja nicht einmal den Gebrauch des 
Düngers fennen und wollen. Im übrigen haben fie aud fein Grundeigenthum, bauen für 
ihren Seren, ihren Primaten das Feld und find, ohne gerade unfrei zu fein, bennod völlig ab- 
hängig, in einer Art von Hörigfeit von jenem.” 

Ein Hauptübel ift, daß fich fo fehr viel Feld in der todten Hand befindet. Des Reichthums 
der Kirchen und Klöfter an Grunpbefig Haben wir oben gedacht. Allein auch der Staat ift 
unmittelbarer @igenthümer von mehr ald der Hälfte ver Bodenfläche. Die Regierung ſpricht 
nämlich dad Eigenthum aller der Ländereien an, welche nicht ſchon bei den Türken als freies 
Privateigentbum anerkannt und nicht feitvem auf ermeisliche Art rechtlich erworben worden find. 
Es war aber ein in feinen Wirkungen ungeheuerer Sehlgriff, daß man nicht gleich bei Ankunft 
der Negentfhaft den Beligfland unbedingt beftätigte. Der daraus hervorgehende mittelbare 
Gewinn ded Staates würbe gewiß weit größer geweſen fein als der Nugen, den man durch den 
gegenwärtigen unmittelbaren Befig erlangt. Es galt vor allem, einen zahlreichen freien 
Bauernſtand zu bilden. Es fehlt ein ſolcher; die Staatälänvereien lagen lange Zeit großentheils - 
unangebaut und dbe; niemand wagte ed, auf dem Boden, der dem Fiscus gehörte oder von ihm 
noch nachträglich angeſprochen werden koͤnnte, bedeutende, felbft nur wenig Eoftfpielige Ver: 
befferungen vorzunehmen. Dabei erhebt man von ven Staatögütern, flatt eines Bachtgelves, ſtatt 


(Rauplia 1883, auf Staatsfoften gebrudt). „Ce sera un des premiers soins de la Rögence. ro- 
yale... de convoquer une assemblee generale de la nation.... Cette assemblee chargee de 
travailler avec la Regence à pröparer la constitution definitive de l’etat, qui reglee de la sorte 
avec le libre concours de la nation... r&pondra sans nul doute à ses besoins, ä ses voeux et 
& ses interets‘’ etc. Maurer war, wie es fcheint, diefer Anftcht entfchieden abhold; Graf Armansperg 
dagegen foll ihr, wie uns mündlich verfichert wird, geneigt gewefen fein und bie Einführung einer Con⸗ 
fitution durch Bildung einer guten Gemeindeverwaltung und eines die Notabilitäten des Lundes in flch 
begreifenden Staatsraths vorzubereiten gefucht haben. (Doch ging die Gemeindeordnung ans der Feder 
bes Hrn. v. Abel hervor.) 
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des gewoͤhnlichen einfachen Zehnten, einen dritthalbfachen Zehnten, ſonach den vierten Theil 
der ganzen Production. Die natürliche Folge davon iſt, daß viele Bodenerzeugniſſe, deren 
Cultur unter andern Verhaltniſſen äußerſt vortheilhaft fein würde, bier gar nicht gebaut werben 
können, weil fie vielfache Händearbeit, d. 9. große Auslagen erfordern, und die beiden Zehnten 
ſonach keineswegs den vierten oder den zehnten Theil des Gewinns, fondern oft mehr ald ven 
ganzen Reinertrag binwegnehmen würden. 

Sodann ift bei der jedes Jahr regelmäßig monatelang anhaltenden Trodenbeit, dem gänz- 
lihen Mangel jedes Regen eine künſtliche Bewäflerung der Felder um fo dringender noth⸗ 
wendig. Allein es fehlt der Regierung ſowol als den einzelnen Grundbeſitzern an den erforder⸗ 
lien Geldmitteln, um künſtliche Wafferleitungen anzulegen ?5), ebenfo wie e8 an ben Mitteln zur 
Anlegung von Landflraßen, um die Broducte gehörig verwerthen zu können, gebricht. Ebenfalls 
fehr nachtheilig wirkt die enorme Menge von Feiertagen. 

Gehen wir auf das Einzelne ein, jo überzeugen wir und, daß der Grieche gewöhnlich lieber 
in Armuth und Entbehrung fortlebt, als daß er fich durch angeſtrengte Thätigfeit und Fleiß zu 
einem beſſern Zuftand emporarbeiten möchte oder, unter den obmwaltenden Berhältniflen , ed 
nur leicht Eönnte. Das heiße Klima auf der einen, die fonfligen Verhältniſſe auf der andern 
Seite wirkten unverfennbar zur Herbeiführung diefer Lage der Dinge mit. Allein wie viel zu 
thun, wie leicht mitunter eine wenigftens vergleichsweiſe beffere Umgeflaltung bei ven Anlagen 
und Fähigkeiten des helleniſchen Volkes und diefer Maſſe müßig liegenden Bodens möglich 
ift, erfiehbt man am leichteften aus einer bier nur oberflächlich zu gebenden Andeutung der 
Agriculturproduction. 

In dieſem wenigftend theilwelfe jehr fruchtbaren Lande, mit feinem warmen Klima, reicht 
bie Getreideproduction nicht einmal zur Befriedigung bed Bedürfniſſes der fo wenig zahlreichen 
und fo genügfamen Bevölkerung aus.26) Die Ackerbaugeräthe find noch fo roh wie vor mehr 
als 2000 Jahren. An ein Düngen ver Felder venft man nicht; man zieht vor, fie nach jedem 
Anbau wieder zwei ober brei Sabre lang uneultivirt liegen zu laſſen. Korn und Hafer wurden 
frühere gar nicht, jeßt werben fle in geringer Quantität angebaut. Auch die Sultur ver Kar: 

"toffeln ift erft in ihrem Beginne. Am meiften pflanzt man Gerfle, Weizen, dann türfifches 
. Korn, aud Reid. Die Eultur des legten ift übrigens ver Geſundheit ſchädlich, in neuerer Zeit 
and im Abnehmen. Außerdem find unter ven Aderproducten befonders zu nenuen: Hülſen⸗ 
früchte, Gurken, Kürbiffe, Melonen, Tabad, Flachs, Hanf, Südfrüchte, Oliven. (Zwei Drit- 
theile der Olbäume wurden während des Kriegs niedergehauen ober verbrannt, beſonders durch 
die barbarifchen Horden Ibrahim-Paſcha's. Statt einer Prefje bedient man fi zur Gewinnung 
des DIE großer runder Steine, zwifchen denen man die Dliven zerquetfäht.) Die Korinthen und 
der griechiſche Wein find berühmt. Was die Hausthiere betrifft, jo if an Verden und Kühen 
großer. Mangel. Häufig find Schafe, Ziegen und Efel. - 

Es ift einleuchtend, daß das Herbeiziehen fremder Goloniften nad) Griechenland ein Gewinn 
für den Staat ſein würde. Allein dieſeni wirken ſowol viele natürliche Hinderniſſe als das Vor⸗ 
urtheil und die Misgunſt ver Eingeborenen entgegen, und nachdem Tauſende von Griechen, die 
früher von der Idee der nationalen Selbſtändigkeit begeiſtert geweſen, ben neuen Staat verlaflen 
baben, um ſich wieder im türfifhen Gebiete anzufledeln, pürfen wol mitteleuropäifche Eoloniften 
bier feine zu glänzenden Ausfichten erwarten. 

Die Gewerbsinduftrie liegt befonverd tief danieder. Es fehlt mitunter an den bei und ge: 
wöhnlihften Handwerken; beinahe alle übrigen befinden fih in höchſt unausgebildetem Zuſtande. 
Die Reihen müſſen faft fänımtliche Debürfnifle aus dem Auslande beziehen; die große Mafle 
der Unbemittelten bagegen verfertigt alles im eigenen Haufe, erhält daher felten etwas fo 
paſſend, mie man es in den cultivirten Ländern gewohnt iſt. Eigentliche Kabrifen gibt es 
fo zu fagen gar nicht. i 

Ein einziger Blick auf die Karte von Griechenland, und man erkennt ſogleich, daß kein Land 
der Erde mehr als das fo überaus inſel- und buchtenreiche Hellas zum regen Verkehr und Han⸗ 
del geeignet iſt. Dieſem Umſtande verdankte das alte Griechenland einen großen Theil ſeiner 


35) Nach Thierſch's Angabe enthielt das öſtliche Feſtland zu der Zeit, als er feine Autigen fammelte, 
26700 Stremen beiwäfferungsfähiges Yelb, auf 422040 Stremen trodenes; im weſtlichen Feſtlande 
ſtellte N Bi erfte Zahl auf 78863, bie Iegte auf 310339 Stremen; im Beloponnes endlich auf 98975 
gegen 

36) Nach Thierfch det bie Production an Getreide nur ungefähr zwei Drittel der Conſumtion. 
Doc Scheint dieſe Angabe übertrieben. 





Allen. 
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Blüte, und auch das neue erlangte eben hierdurch die erſten Mittel, mit denen es den Befreiungs⸗ 
kampf beginnen und durchführen konnte. Die Inſelgriechen insbeſondere ſind gewiſſermaßen 
geborene Seeleute. Mit ihren kleinen Barken kühn das Mittelmeer nach allen Richtungen durch⸗ 
ſchiffend, erweiterten fie ihre Kenntnifle wie ihr Vermögen. 

Indeß flelfte fih nah dem Unabhängigfeltäfrieg eine furchtbare Erſchöpfung ein. Es 
währte fehr lange, bis Schiffahrt und Handel wieder die Höhe erreichten mie vor dem Kriege. 
Erſt in per jüngften Zeit ergab ſich wieder ein bedeuteuder Aufſchwung. Der Werth ver Ein: 
fuhr, 1851 nicht mehr als 25,819702 Dramen betragend, war 1858 auf 40,405341 
geftiegen; jener ver Ausfuhr bob fi von 13,851202 auf 25,024008. Der Hauptverfehr 

fand mit folgenden Ländern flatt (1858): 


_ Einfuhr. Ausfuhr. 
England 9,877116 10,509924 
Türkei 7,852219 4,247871 
Sſterreich 7847809 3866766 
Frankreich 7,008095 2,559341. 


Die Lifte von 1859 (deren Einzelheiten und jedoch noch nicht vorliegen) ergab eine Einfuhr von 
49,962317 und eine Ausfuhr von 25,888247 Dramen. 

Au die Handelsmarine hat fi ſehr anfehnlich gehoben. Von 3345 Fahrzeugen mit 
89642 Tonnen Behalt unn 15300 Matrojen im Jahre 1838 war diefelbe ſchon 1855 auf 5052 
Schiffe von 294996 Tonnen und 26312 Matrofen geftiegen. Syra iſt im Grunde ber einzige 
bedeutende Handelsplatz. Auch Spezzia hat jich merklich emporgefchwungen. Tief gefunfen und 
verarmt iſt dagegen das heldenmüthige, vor dem Kriege vorzugsmeife blühende Hydra. 

Was nen Verkehr der Injelbemohner unter fi) namentlich erſchwert, iſt ver Zoll, welcher 
(unter dem Namen. Metaphora) von den Erzeugniflen des Bodens und der Induſtrie, weldye von 
einem Hafen des Königreichd nach dem andern gebracht werden, entrichtet werben muß. Alſo 
eine Mauth im Lande felbft! Überdies bewirkt der im Oriente für enorm geltende Zoll von 10 
Pror., daß man die griedhifchen Häfen überhaupt ſoviel möglich vermeidet. 

Auf Morea nnd dem nörblichen Feſtlande fehlt e8, um dem Binnenhandel Schwung zu v ver⸗ 
leihen, an Gewerbsthätigkeit und Vermögen der Einwohner, dann aber aud an Straßen. 
Bei der Ankunft ded Königs war der Fahrweg von Nauplia nad) Argos, eine Entfernung von 
ungefähr einer beutfchen Meile, der einzige leidlich gebahnte in gang Griechenland, doch keineswegs 
eine Kunſtſtraße. Noch jegt findet man nad wenigen Richtungen gut gebahnte Wege. 

Gin weitered Hemmniß, das fi em Emporfhtwingen der Induftrie in allen Zweigen 
entgegenthürmt, iſt die Armuth der Einwohner. Nachdem wir diefelbe früher ſchon berührt 
haben, genügt bier vie Angabe, daß ber Binsfuß 12—30 Proc. beträgt und daß fo viel zu 
nehmen erlaubt iſt. 

Das Münzweien iſt durch die Verordnung vom 8. (20.) Febr. 1833 georonet. Die Münz- 
einheit ift die Drachme (etwa 25 Kr. Rh.), aus 9 Theilen Silber und 1 Theil Kupfer geprägt 
und in 100 Lepta getheilt. (Die franzöfifge Müngorganifation, unter Zugrundelegung des 
Decimalfgftems, diente zur Bafld.) 

Beim Finanzweſen treffen wir auf eine Klivpe, an der bißjept alle Künfte der in Griechen: 
land aufgetretenen Staatömänner gejcheitert find. 

Kapodiſtrias fhägte im Jahr 1829 der Nationalverfammlung zu Argos dad damalige 
gefammte Jahredeinfommen auf 2,846656 Fr., die Ausgabe dagegen auf 8,539555 Fr. Es 
ift nun zwar anzunehmen, daß dieje Berechnung weſentlich unrichtig und vorfäglic ſchlimm 
geftellt war, indeſſen erflärte auch der Senat in feiner Denfirift an die Londoner Conferenz 
vom 10. (22.) April 1830 ohne Rüdhalt, daß die Stantseinfünfte kaum zur Dedung eines 
Drittheils der Bedürfniſſe ausreichten. 

Unter ſolchen Verhältniſſen konnte die Verwaltung nur mit Hülfe der fremden Unter- 
flügungen geführt werden. So gab Frankreich In ven Sahren 1828 und 1829 nicht weniger als 
5,457 326 $r. (ungerechnet natürlich die Koſten der Expedition nah Morea mit 13,335448 Fr.); 
Rußland gab bis 1831 im ganzen 3,663042 Fr.; England 500000 Br. 

ALS der neue Staat endlich wirfli conflituirt und anerkannt war, garantirten, wie bereits 
angegeben, die drei alliirten Großmächte ein Anlehen von 60 Mill. Fr., um in der nächften Zukunft 
ben dringenden Bedürfniſſen abzuhelfen und die allmähliche Herbeiführung eines geregelten 
Finanzzuflandes zu bewirken. Das Ergebniß bat fi aber feitvem niemald als ein befrie⸗ 
digendes herausgeftellt. 
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So ſchloß die Jahresrechnung von 1833 mit einer Cinnahmeſumme von 7,042563 Drachmen, 
bei einer Ausgabe von 13,680617, alfo mit einem Defleit von 6,588054 Dramen. Im 
Jahr 1834 betrugen die Einkünfte zwar 9,455410, pas Bedürfniß aber 20,150607 Dramen, 
wonach das Defleit größer als die Geſammtſumme der Jahreseinnahme war. 

Auch nit In einem Iahre reiten die Einnahmen zur Deckung des Bedarfs aus; aller⸗ 
mindeſtens blieb man die Zinſen der von den Großmaͤchten garantirten 60 Millionen Auleihe 
ſchuldig, ganz abgeſehen von den Schulden aus der Zeit des Unabhängitzkeitskriegs. Das 
Badget für 1860 ſchloß Freilich mit 21,780000 Einnahme md nur 20,371063 Dradmen 
Ausgabe ab, allein es waren barin nur 76876 Drachmen auf bie Schuld einbegriffen. Bon der 
gedachten Ausgabefumme famen auf pie Eivillifte 1,000000, auf die Landmacht 5,5186%Y7 und 
auf die Marine 2,299089 Drachmen. Der vom Minifterium aufgeftellte Budgetentmurf für 
1861 ftellt einen Bebarf dar von 24,900000, gegenüber einer Einnahme von hoͤchſtens 
22 Mill. Drachmen. 

Die Staatsſchuld Hat fi allmählich folgendermaßen gebildet: 


1) Anlehen von 1824: 800000 Pf. St., 2 | 

2) nn 1825: 2,000000 „ „ oder zufanımen 71,680000 Fr. 
(Beide Anlehen, von denen fehr wenig In die griechijche ' 
Staatskaſſe floß [das erfte ward zu 59, das zweite zu 
55 Proc. negorlirt, aber nicht einmal 250000 Pf. St. 

\ follen wirffi in die Staatskaſſe abgeliefert worden fein], 

follten mit 5 Proc. verzinft werben, find jedoch von der 
neuen Regierung nicht anerkannt, und eine Perzinfung 


findet ſonach auch nicht flatt.) 
3) Das durch die drei Mächte garantirte Anleben (wovon jedoch " 

ein Theil auf Verzinſung verwendet) 60,000000 .. 
4) Guthaben des Königs von Batern, etwa 2,400000 „, 


zuſammen über 133,000000 Fr. 


ungerechnet dad 1822 deeretirte gezwungene Anleben von 5 Mill. Piaſtern, welches nur 
theilweiſe vollzogen werben konnte. Dazu Eommen vie Zinsrückſtaͤnde von allen diefen Antehen, 
weich legtere allein fich auf mehr ald 180 Millionen belaufen müflen, ſodaß die Geſammiſumme 
der ſchuldigen Kapitalien und Zinfen weit über 300 Millionen anfteiät, an deren Tilgung frei- 
lich im vollen Umfange gar nicht gebacht werben fann. 

Diefe üble finanzielle Lage kann in der Hauptſache der jebigen helleniſchen Verwaltung 


nicht zur Laſt gelegt werden. Sie iſt vielmehr, abgeſehen von der Armuth der Landesbewohner, 


durch nachbemerkte zwei Umſtände herbeigeführt: 

1) Die Großmaächte Haben Griechenland unter fo beengenden Verhaͤltnifſen, namentlich in 
fo engen Grenzen hergeftellt, daß «3 unmöglich ven Anforberungen als europäifches Königreich 
zu genügen vermag. Die Innern Mittel ſind zu gering, die Anforderungen viel zu groß. 

2) Man hat ſodann, nachdem diefed Verhältniß einmal gegeben war, viel zu fehr ge- 
firebt, alles nach mitteleuropaifcher Weiſe einzurichten; man bat Zuftände begrünbet, die bier 
nun einmal nicht paßten, zu deren dauernder Aufrechthaltung die Mittel fehlen. 

Was das Anlehen von 60 Millionen betrifit, fo Eonnte die griechifche Regierung in einer Rote 
an die Großmaͤchte folgende Thatjachen zu ihrer Rechtfertigung anführen: Griechenland hat in 
den Jahren 1837 — 40 für Verzinfung und Tilgung der großen Anlehen 6,300000 Dramen 
felöft gedeckt (freilich mit dem Kapital der dritten Serie des Anlehens ſelbſt). Die Großmächte 
haben zum nämlichen Behufe bis 1845 27,143950 Drachmen von dem Anlehenskapitdle ver⸗ 
wendet. An die Pforte mußten 12,531164 Drachmen bezahlt werben. Die bairifche Truppen: 
ſendung bat 22,340862 Dradimen gefoftet. Rothſchild bezog Für Negoriirung des Anlehens 
6,660000 Drachmen u. f. w. Im ganzen felen von dem Rothſchild'ſchen und dem bairiſchen 
Anleben nur 437473 Dramen für innere Verbeflerungen übrig gedfleben! (Und doch if das 
arme Land nun mit einer fo enormen Schuldſumme belaftet!) 

Die Berzinfung des gedachten großen Anlehens muß durd die garantirenden Mächte be- 
ftritten werben. Der griechiſche Staat hat bloß einige Beiträge dazu geleiftet. Für das Anlehen 
vom Jahre 1824 werden fett dein Auli 1826 feine Zinfen mehr bezahlt, und für vie 1825 nego- 
elirte feit dent Juli 1827 nicht mehr! Die Gläubiger Haben in der jüngften Zeit wieber äffent- 
lich bittere Beſchwerde über dieſes Verfahren geführt. Augenfcheinlich ift der Grebit bed jungen 
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Staates bis zur Regelung des desfallfigen Verhältniſſes vernichtet. Allerdings fehlt ed an ber 
Möglichkeit, Die eingegangenen Verpflichtungen ihrem ganzen Umfange nad) zu erfüllen; allein 
es Läßt fich auch nicht einmal wie geringfle Geneigtheit, das zu leiften, was etwa möglich wäre, 
wahrnehmen. Verſuche zur Aufnahme neuer Anlehen werben unter ſolchen Verhältniſſen felbft- 
verſtändlich feheitern. 

Machdem während der Revolution vielerlei nicht glückliche Verfuche im Juſtizweſen gemalt 
worden, ward daſſelbe unter der Regentſchaft (ſpeeiell durch Maurer) neu organliirt. Das 
frauzoͤſiſche Gerichtsweſen diente dabei entfhleven zum Vorbilde. So führte man Kriebens: 
gerichte, Erſtinſtanzgerichte, Appellhoͤfe und einen Caſſationshof ein. Das Verfahren if Öffent- 
li und mündlich. Man hat Staatöproceuratoren, Notare (nad der franzöftfchen Einrichtung) 
und Huiffiers (Gerichtöboten) ; in Handelsfachen eigene Handelsgerichte; in Strafſachen Po⸗ 
lizei⸗, Zuchtpolizei⸗ (mit Appellations-) und Afitfngerichte. (Das Inftitut der Gefchworenen 
befteht aber nur auf dem Bapiere, nicht in Wirklichkeit.) Maurer bearbeitete ein Straf⸗, ein 
Strafprocedur- und ein Civilprocedurgeſetzbuch, ſodann eine Berichtd: und Notarlats⸗ und eine 
Hypothefenordnung. Die übrigen Rechtsquellen find: dee Harmenopoulos für das Civilrecht, 
das Kanonifhe Hecht in Cheſachen und das franzöfliche Handelsgeſetzbuch in Handels- und 
Wechſelſachen. Außerdem gelten noch eine Menge lokale Gewohnheitsrechte. 

Uber den Werth der Maurer’ichen Werke liegen ſehr widerſprechende Urtheile vor. Einer- 
ſeits wird der große Vortheil, irgendein feftes Recht zu befonımen, nachdrücklich hervorgehoben, 
andererjeitö aber auch geltend gemacht, jene Geſetzbücher felen unpaſſend, weil fie ohne alle Kennmiß 
ber eigenthümlichen Verhaͤliniſſe Griechenlands abgefaßt und überbies noch durch fehlerhafte 
Überfegung verunftaltet, unklar und unverfländlich feien. Im einzelnen Theilen des Landes, 
befonders in ver Maina, ift indeſſen das Fauſtrecht noch nicht völlig verbrängt. 

Was dad Kriegsweien anbelangt, fe fand die Bildung regulgrer Truppencorps vielfache 
Schwierigkeiten, am meiften in ven Anfichten und Gewohnheiten bed Volkes. Ungeachtet aller 
Mühe, welche fi viele talentvolle Bhilhellenen mährenn des Befreiungsfriegs gaben, gelang 
ed doch niemals, zu einem nennendwerthen Refultate zu kommen. Unter der Regentſchaft be: 
gann bie theilmeife Umbildung ber irregulären Truppen. Ste warb bald um fo eifriger betrie- 
ben, ald die Griechen ftet8 mit Nachdruck die Entfernung der mit entſchiedener und allgemeiner 
Ungunft betrachteten frempen Soldaten verlangten. So führte man denn and) die Gonfcription 
ein @rübjahr 1888), was nicht ohne ſtarkes Widerſtreben in einzelnen Gegenden (namentlich 
nit ohne einen foͤrmlichen Aufruhr auf Hydra) gefchehen konnte. Statt das in Griechen: 
land gewiß vorzugsweiſe paſſende ſchweizeriſche Wehrſyſtem zur Anmenbung zu bringen, 
Ihritt man zur Bildung eines ſtehenden Heeres, das den Gewohnheiten des Volkes widerſtreitet 
und deſſen Koften das arme Land nicht zu erſchwingen vermag! 

Im Bupgetentwurfe für 1861 gab das Minifterium die Stärke der Landmacht folgender- 
maßen an: 911 Offiziere, 1760 Unteroffiziere, 362 Mufifer und 78838 Gemeine; zufammen 
9921 Mann (im Budget für 1859 waren 10268 aufgeführt). Die taftifche Eintheiluns iſt, 
gemäß ver Feſtſetzung vom Jahre 1857: 


“ Infanterie: 3 Regimenter Linteninfanterie zu 2 Bataillonen 
von je 6 Compagnien; überbies 3 Bataillone 


Jäger, zufammen formationsmäßtg 6712 Mann 
Cavallerie: 3 Schwadronen 327 u 
Artillerie: 1 Bataillon von 4 Compagnien 463 „ 
Gendarmerie 1920 „ 


zufammen 9686 Mann. 


Die Kriegämarine befteht ‚gus 2 Gorvetten von 26 und 22 Kanonen, 1 Rabbampfer von 
120 Pfervekraft u. |. w.; zufammen aus 31 Fahrzeugen mit 154 Kanonen, worunter 7 Dam- 
pier mit 415 Pferdekraft. 

In Beziehung auf die griechtfchen Kirchenangelegenheiten gefchah ein wichtiger Schritt un- 
ter der Regentſchaft, inden am 23. Juli (4. Aug.) 1883 die Derfaration ver „Unabhängigkeit 
der griechiſchen Kirche‘ erfolgte. Dan fagte ſich los von dem Einflufle des Patriarchen zu Kon: 
ftantinopel und hielt ſich frei von der Oberherrlichkeit eines ruſſiſchen Patriarchen. Die hoͤchſte 
geiſtliche Gewalt ward in die Hände einer permanenten Heiligen Synode, aus fünf Mit⸗ 
gliedern (in der Regel Metropolitanen, Erzbiſchofen und Biſchoͤfen) beſtehend gelegt, die in ſehr 
unpaſſender Weiſe vom Koͤnige blos je auf ein Jahr ernannt wurden. Der Koͤnig war über⸗ 
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haupt das weltliche Oberhaupt der griechifchen Kirche (obwol er fich ſelbſt nicht zu ihr bekennt). 

Nöthigenfalld Eonnte er allen (niemand fonft) eine allgemeine Kirhenverfammlung berufen: 

Die Berfaffungsurkunde brachte in kirchlicher Beziehung weſentliche Änderungen. Sie beftimmt, 

„daß die griechtfthe Kirche dem Geifle und den Dogmen nad) unzertrennlich verbunden fel mit 
der Hauptkirche in Konftantinopel und mit allen übrigen Glaubensgenoſſen, während fle ſtaats⸗ 
rechtlich unabhängig flehe unter einer Heiligen Synode”. Ein im Sabre 1845 erlaflenes Geſetz 
ftellte fopann dieſe Synode unabhängiger von der Staatsgewalt. Zwar gelang e8 der Regie- 
rung, durchzuſetzen, daß die Mitglieder diefes Sollegiums alle zwei Jahre nad) dem Dienflalter 
von der Regierung ernannt werben; bagegen fiel der konigliche Staatöprocurator bei vemfelben 
hinweg, dem mancherlei Befugnifle eingeräumt waren; ſodann wurde der von den Mitgliedern 
zu leiftenne Ein abgeändert, ſodaß diefelben auch dadurch in eine weniger abhängige Stellung 
vom Gouvernement-famen ; ferner wurde Tbezeichnend) im Kirchengebet ver König und Pie 
Königin übergangen. Enbli warb bie geiftlihe Cenſurgewalt verfhärft, aud der Geiſtlich⸗ 
keit einige Befugniffe in Beziehung auf Überwachung der von Fremden gegründeten Schulen 
eingeräumt und ebenfo ver Klerus von allen Communallaſten befreit. 

Der griechiſchen Geiſtlichkeit fehlt es durchgehends und nur mit wenigen Ausnahmen an 
höherer Bildung. Bon 1000 Brieftern konnten, nad Maurer's Angabe, zur Zeit ver Ankunft 
der Regentſchaft kaum 10 ihren Namen ſchreiben, und wer dieſes verfland, „galt und gilt noch 
als Gelehrter und trug und trägt noch zum Zeichen feiner Gelehrſamkeit ein kleines Tintenfap 
an feiner Seite”. Dabet ift die Zahl der Beiftlihen übergroß. „Die Anzahl der Didcefen 
wurde definitiv auf 10 feflgefegt und verordnet, daß jeder Kreis eine Didcefe bilden und ber 
Sig des Bisthums der Hauptort des Kreiſes fein ſolle. Da fi indeſſen nad und nad 
53 griechiſche Biſchoͤfe eingeftellt Hatten, welche Brot fuchten, fo wurden 40 proviſoriſche 
Bisthümer geſchaffen.“ (Maurer) Alfo auf etwa 18000 Seelen ein Bisthum! Bei An- 
kunft der Regentichaft fanden fi in Griechenland etma 400 griechifche Mnchs- und 30 — 40 
Frauenkloͤſter. Bon den erftern flanden 120 ganz leer und ihre Einfünfte wurden vergeubet: 
200 andere zählten weniger ald 5 Mönche und nur 82 darüber. Zufolge eines Beſchluſſes des 
Nationalcongrefled von Argos von 1829 wurden die beiden erflen Klaffen aufgehoben, und ihr 
Bermögen fol zu Gunften des Kirchen: und Schulweſens verwendet werben. Im allgemeinen 
wird behauptet, damals Habe der vierte Theil de8 Grund und Bodens von ganz Griechenland 
den Mönchsflöftern gehört (die Nonnenklöfter waren arm). Die Zahlihrer Bewohner man zu 
8000 angenommen, was zwar wol übertrieben iſt; doch gibt felbft Maurer an, auf der Infel 
Andros allein hätten fi gegen 600 Mönche befunden. ine furchtbare Menge für dieſes 
menfchenleere Land! 

Bezüglich ver abenpländifchen Kirchen iſt das Princip vollkommener Gewiffensfreiheit aus: 
gefprocen. Indeß kommen fortwährend einzelne gehäffige Reibungen, befonvers zwiſchen 
Griechen und Katholiken, vor. Die Katholifen, etwa 24— 30000, haben übrigens ein Erz: 
bisthum zu Naros und drei Bisthlimer zu Syra, Tinos und Santorin. Proteftanten haben 
fich erft in neuerer Zeit in Griechenland nievergelaflen. Die religidfen Verhältniffe ver Juden 
einen in feiner Beziehung befonders geregelt worden zu fein. Mohammedaner leben’ nur 
noch zu Chalkis. 

Daß der geiſtige Zuſtand des helleniſchen Volkes ein Außerft verwahrloſter iſt, geht aus dem 
bisher Geſagten genügend hervor. Die Regierung ſtrebt'zwar das Schulweſen moͤglichſt zu ver⸗ 
beflern, aber allenthalben fehlt e8 an Geld und an fähigen Lehrern. 

Bibliotheken find felten, BVuchdruckereien nur an den Hauptorten. Einen verhältnißmäßig 
großen Einflyp haben die Zeitungen erlangt. Ihre Anzahl ift, ungeachtet der läfligen Be— 
fhränfungen durch Gautiondleiftung und ungeachtet häufiger Procefle, nicht unbedeutend, ihre 
Abonnentenzahl aber fehr gering. Deſſenungeachtet haben fe, da wenigſtens Feine Genfur Be: 
fteht, ſchon mannichfach genugt, indem nicht felten Zeute, die ferbft des Leſens unfundig find, 
durch andere von ihrem Sauptinhalte unterrichtet werben. G.%. Kolb. 

Griechifche Kirche. Der Name Griechiſche Kirche wird heutzutage hei und in einem 
erweiterten Sinne gebraudt. Man verfteht darunter nicht blos die Nationalfirche ver Griechen, 
fondern den ganzen großen Complex verſchiedener Landeskicchen im Morgenlande und Oſteu⸗ 
ropa, welche theil8 aus den Trümmern der Staatöfirche des byzantiniſchen Kaiſerthums hervor 
gegangen find, teils ſich durch die von der oftrömifchen Kirche audgegangenen Miffionen ge- 
bildet und in mehr oder minder engem Anfchluffe an das byzantinifche Kirchenweſen entwickelt 
haben. Der officielle Name für dieſes Kirchenweſen ift: orthodoxe anatoliſche Kirche, welcher 
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dert Gegenfag ausbrüden ſoll theild zu den feit vem 4. Jahrhundert al feßerifch von dem reichs⸗ 
kirchlichen Verbande ausgeſchiedenen morgenländiſchen Kirhenparteien, theild zu ven gefamm- 
ten abendländiſchen Kirchen, der roͤmiſch-katholiſchen ebenſo wol wie ven verſchiedenen, von der 
legtern abgetrennten proteltantifchen Kirchengemeinſchaften. Allen dieſen Kirchen des Abend⸗ 
landes gegenüber behauptet die morgenländiſche Kirche im ausſchließlichen Beſitze der echten 
apoſtoliſchen uͤberlieferung zu ſein und wirft der roͤmiſch⸗-katholiſchen ſammt den aus ihrem 
Schofe hernorgegangenen protefantifchen Kirchen vor, in Lehre, Berfaflung. und Bräuchen viel- 
fach von ben urfprüngliden Ordnungen abgewichen zu fein. Das Prädicat per Katholicität 
nimmt daher die „prthobore” Kirche ebenfo für fih ausfchlieglich in Anfpruch ald die römifche, 
und es muß eingeräumt werben, baß, wenn einmal der Name katholiſch auf eine einzelne der 
‚dermalen vorhandenen Kirchengemeinſchaften eingeſchränkt werben foll, Die morgenländifche 
jedenfalls die größere Stetigfeit ver Tradition in-Lehre, Verfaffung und Sitte ebenjo wie die 
weitere Verbreitung über die Gulturgebiete ver Alten Welt, alfo gebe diejenigen Eigenſchaften, 
welche von alter ber als bie enticheivdenden Merkmale ver Katholicität angefehen zu werben 
pflegten, vor der römijchen voraus hat. Anbererfeitd hat freilich daß ehedem unter der Herrſchaft 
der griechifchen Kaifer ſtehende, überwiegend griechiſch gebildete Morgenland fi ſchon lange vor 
der förmlichen Kicchentrennung von dem Iateinifchen Abendlande als einen eigenen kirchlich⸗ 
politifchen Geſammtkoͤrper betrachtet und durch beharrliche Ablehnung der neuern kirchlichen 
Bildungen, welche die geiflig regjamern Lateiner in ihrer Mitte erzeugten, gegen alle und jebe 
Weiterentwirtelung des kirchlichen Lebens mit einer Zähigkeit abgeſchloſſen, welche heutzu- 
tage eine Wiedervereinigung des morgenländiſchen Kirchenthums mit dem abendländiſchen noch 
weit ſchwieriger macht als ſelbſt eine Union der katholiſchen und der evangeliſchen Kirche. 

Für die Leſer des „Staats⸗Lexikon“ werden vorzugsweiſe vie kirchenrechtlichen und Ber: 
faffungsverbältniffe der Griechiſchen Kirche von Intereſſe fein; doc laſſen ſich Diefelben nicht 
wohl verfiehen ohne einen kurzen Überblid über den eigenthümlichen Entwickelungsgang dieſer 
Kirche im ganzen und großen. 

Zur Zeit, ald die chriftliche Religion i in die Welt trat, war griechifche Sprache und Bildung 
über den ganzen civilifivten Theil ver Erbe verbreitet. Auch das Judenthum hatte feit der Selen: 
eivenzeit ſich gegen die griechifchen Einflüffe nicht abfperren fönnen. Eine große Menge diejes 
Volkes lebte in allen Theilen des roͤmiſchen Reichs zerſtreut: in ſämmtlichen Küſtenſtaͤdten und 
auf den größern Inſeln Kleinafiens, im oͤſtlichen Syrien bis nach Meſopotamien hin, in Agyp⸗ 
ten und den ſchmalen Küſtenſtreif entlang zwiſchen dem Mittelmeer und der Libyſchen Wüſte, 
in Macedonien, Theſſalien, Mittelgriechenland und dem Peloponnes, in Italien, namentlich in 
Rom, fanden ſich mehr oder minder zahlreiche jüdiſche Gemeinden. In Alexandrien, wo die 
Juden in der ſpätern Ptolemäerzeit ein Drittel der Bevölkerung bildeten, hatte ſich das ehedem 
fo excluſive Judenthum zuerſt mit griechiſcher Geſittung befreundet. Dieſe Stadt, bekanntlich 
eine Stiftung Alexander's des Großen, war kurz nach ihrer Gründung zu einem Umfange und 
einem Wohlſtande emporgeblüht, dem man aus neuerer Zeit nur etwa das ſchnelle Wachsthum 
der großen nordamerikaniſchen Handelsſtädte an die Seite ſtellen kann. Ihre günſtige Lage am 
Mittelmeere, auf einer ſchmalen Landzunge an der Mündung des Nil, machte fie zur natürlichen 
Bermittlerin zwifhen Morgenland und Abendland, zum Stapelplag des Welthandel und ver 
Wiſſenſchaft. Der Ruhm ver alerandrinifhen Belehrfamteit, ven die Btolemäer begründet und 
die roͤmiſchen Kaiſer nad Kräften erhalten hatten, beruht ganz vornehmlich auf dem Zufam- 
menfluß der berühmteften Gelehrten aus allen Teilen ver helleniſchen Welt und dem durch die 
Nachbarſchaſt ver alten morgenlänvifchen Gulturländer ganz ungemein erleichterten Gedanken⸗ 
audtaufche zwifchen Oſt und Weſt. Die alerandrinifchen Juden metteiferten bald mit den borti- 
gen Griechen in philoſophiſcher und theologijcher Speculation; es bilnete fich eine eigenthün- 
liche jũdiſch-alexandriniſche Religionsphilofophie, welche durch allegorifche Ausveutungen des 
Alten Teſtaments die Brücke ſchlug zwifchen den alten, noch inımer als göttliche Autorität feſtge⸗ 
Haltenen Religionsürkunden und dem neuen, namentlich von platonifcher Weisheit, aber auch 
son orientalifher Myftif befruchteten Bewußtſeinsinhalt. Man kann in den theologiſchen An⸗ 
ſchauungen eines Ariftobulos und Philon ſchon Deutlich die eigenthümliche Richtung vorgezeich⸗ 
net fehen, welche nachmals in der chriſtlichen Katechetenfchule zu Alerandrien ſich entwidelte: 
den Eühnen, mit Borliebe der überfinnlihen Welt und ihren Geheimniſſen zugemendeten Flug 
ber Phantafle, den myflifchen Tieffinn, der in der ganzen den Menfchen umgebenden Welt, in pen 
Kräften der Natur wie in den Befchiden des Menſchenlebens die Spuren eines wunberbaren, 
Irdiſches und Überizbifches verknüpfenden fompathetifchen Bandes erſchaute, aber auch jenen alle 
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wirklichen Unterſchiede der Dinge verflüchtigenden, die Ratur und ihre Befege zum Spielball 
ber freien göttliden Willkür berabwürbigenven Idealismus fanınıt feiner Kehrſeite, der Gering⸗ 
ſchätzung des buchſtäblichen Sinnes ber biblifhen Schriften und einer derſelben aufgendthigten, 
durchaus bobenlofen und phantaſtiſchen Symbolik, Die fi für prneumatifches Schriftverftänpniß 
ausgab. Es iſt eine Heute noch nicht ſicher entſchiedene Streitfrage, inwieweit dieſer jüntfdhe 
Alexandrinismus aud) auf den nachmals von griechiſchen Philoſophen als eine reformatorifche 
Berjüngung ber alten heidniſchen Voltöreligion ausgebilveten Neuplatonismus einen birerten 
Ginflup geübt habe: die älteften Neuplatoniker waren Alexandriner, und wenigſtens bie nahe 
Verwandtſchaft beider unter aͤhnlichen äußern Verhältniſſen entwickelten Richtungen liegt offen 
genug auf.der Hand. Nachweislicher find die Cinwirkungen der alerandrinifchen Juden auf ihre 
überall im römijchen Reiche verbreiteten Landsleute. Bei weitem dit meiften außerhalb Ralä⸗ 
Rinas zerſtreuten Juben redeten griechifch, ja fie verſtanden das Hebraͤiſche nicht einmal; wegen 
ihrer Anbequemung an grikdifche Sprache und Lebensfitte erhielten fie son den Palaͤſtinenſern 
den Namen Helleniſten. Ste faunten oder gebrauchten die Bibelnur in jener griedifchen Uber: 
fegung der jogenannten fiebzig Dolmerfcher, bie in Alerandrien entflanden war und aleran- 
deinifche Anfichten und Auffafiungen bis in die entlegenften Gegenden der griechiſch redenden 
Welt verbreitete. Man betrachtete dieſe libertragung für ebenfo göttlich eingegeben wie den 
bebrätichen Urtext; allerlei Wunderſagen verberrlickten ihren Urfprung. Aber aud die Juden 
in Paläſtina kannten die griechiſche Sprache und die griechiſche Bibel; man hätte ſich eben ohne 


dieſes Hülfsmittel mit den eigenen Landsleuten in der Zerftreuung nicht verfländigen Binnen. 


l 


Bis tief nad Babylonien, Afiyrien und Inbien hinein war griechiſche Sprache und Gefittung 
gedrungen. . Die alten Vollsfprachen wurden hier ebenfo wenig verdrängt als in Italien das 
Latein; auch bie alten Sitten und Gebräuche, namentlich die religidfen, blieben in dieſen öftlich- 
fien Gegenden ver Alten Welt bei den Juden ebenfo wie bei den heidniſchen Gingeborenen faft 
ohne merflihe Veränderungen. Aber griechiſche Pflanzſtädte und Feſtungen, meift an ven Kno⸗ 
tenpunften des Handelsverkehrs gegründet, bildeten mitten in einer durchaus anderögearteten 
Bevölkerung gleichſam norgefhobene Boten und bahnten fo ven griechiſchen Beifteerzeugnifien 
ven Weg bis tief in das Innere der uralten Gulturländer des Orients. Ohne Die griechiſche 
Sprache und Riteratur Hätte au das Chriſtenthum ſich nicht fo ſchnell über das ganze römiſche 
Reich zu verbreiten vermocht. Jeſu EHriflt perjdnliche Wirkſamkeit hatte Ach nicht über wie 
Grenzen des jünifchen Landes Hinauserfiredt; auch feine älteften Apeſtel waren ungebildete 
patäflinifche Juven, die lange Zeit nicht daran daten, das Evangelium zu den Griechen zu tra⸗ 
gen. Helleniften waren e8, welde die neue Meſſtaslehre in Ierufalem kennen lernten und zu⸗ 
nächſt zu ihren Volls⸗ und Glaubensgenoſſen in ven Griehenlänvern braten. Ganz von ſeibſt 
ſchloſſen ſich fronime Heiden, bie-in den Synagogen an ben jübifchen Gottes dienſten theilnahmen, 
an; es entftand eine weitere Genoſſenſchaft, wie ji um den engern Kreis der aus dem jüdiſchen 
Stamme hervorgegangenen Meſſiasgemeinden jcharte, aber von den Judenchviſten nicht anders 
betrachtet wurde wie bie zahlreichen Proſelyten des Thores, bie ſich zum jüdiſchen Cultus hielten, 
ohne doch alle Rechte und Pflichten der geborenen Juden zu theilen. Die Befreiung der Gläu⸗ 
bigen au der Heidenwrit von dem beengenben Zujammenhange mit den jüdiſchen Geſet iſt Das 
große Werk des Paulus gemein. Ohne durch äußere Autorität Hierzu legitimirt zu fein, begann 
er, ver Geiftesſtimme in feinem Innern folgend, der griehifchen Bevölkerung feines Beburts- 
landes Gilicien daß zu verfündigen, was er im Gegenfage zu pen ältern Apoftela ‚fein Gvange- 
lium“ nannte. Das Chriſtenthum iſt ihm die Welt: und Menfchheitsreligion im umfaſſendften 
Sinne des Worts: alle nationalen Scheidewände find durch ben Gekrenzigten und Auferftan- 
denen nievergerifien, Iuden, Griechen und Barbaren zu gemeinfamen: Blauben, zugleich berechtig⸗ 
ten Bürgern des neuen Gottesreichs berufen. Unter heftigem Widerſpruche des gefegeßftrengen 
Judenchriſtenthums mußte ber Apoflel der Heiden ſich die Anerkennung feitens der Urgemeinbe 
und der Judenapoftel mühfam erftreiten. Es fam zu einer Sonderung ber beiverfeitigen Miſ⸗ 
fionsgebiete; währen» bie ältern Apoftel nach wie vor ausſchließlich ven Juden predigten uno 
von diefen die volle Geſetzederfülhung nach den Vorſchriften des Moſes ald nothwendig zum 
Heile verlangten, wendete ih Paulus mit feinem gefegeöfreien Evangelium zu der heidniſchen 
Bevdlkerung Kleinafiend, Macedoniens und Griechenlauds. Antiohien, Ephejus und Korinth 
wurden die Hauptſitze dieſes pauliniſchen Chriſtenthums; anf dem Boden ver claſſiſchen Cultur 
erlangte das neue, von den jüdiſchen Geſetzesfeſſeln befreite Gemeindeleben zuerſt feſten Beſtand 
und einen fchnelfen reunserbauen Aufſchwung. In Kleinaſien wurden bie pauliniſchen Geha: 
ken eine Zeit lang durch judeuchriſtliche Einflüffe aufs neue. verdunkelt; iu Nom, wo nad vor 
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der Aukunft des Heidenapoſtels eine chriſtliche Gemeinde wie von jelbft auf dem Wege ded regen 
Handelsverkehrs wit Jeruſalem ſich gebildet hatte, ſtritten heidenchriſtliche un» judenchriftliche 
Elemente bis zum Schluſſe des 1. Jahrhunderts um die Herrſchaft; die Gemeinden in Va⸗ 
läſtina, dem weſtlichen und öſtlichen Syrien blieben his zur Niederwerfung des letzten großen- 
Judenqufſtandes unter Hadrian faſt is unbeſtrittenen Beſitze der ſtrengen judenchriſtlichen 
Richtuug. 

Aber griechiſche Sprache und Bildung war durch Das Wirken des Heidenapoſtels faſt überall 
das unenthehrliche Mittel des geiſtigen Verkehrs. Saͤmmiliche Schriften des Neuen Teſtaments 
ſind urſprünglich in griechiſcher Sprache geſchrieben; Die einzige Ausnahme würde das für 
paläſtinenfiſche Juden beſtimmte Matthäusevangelium bilden, welches nach dem Zeugniſſe eines 
Kirchenſchriftſtellers des 2. Jahrhunderts hebräiſch oder richtiger aramäiſch abgefaßt und erſt 
ſpäter ind Griechiſche übertragen worden ſein ſoll. Aber die jetzige Geſtalt erhielt auch dieſe 
Schrift durch einen griechiſch redenden Judenchriſten. 

Für die ganze nächſte Folgezeit blieb das Griechiſche die herrſchende Sprache in der kirchlichen 
Literatur, das griechiſche Alte Teſtament das heilige Offenbarungsbuch, aus welchern man im 
gelehrten wie im volksmäßigen Unterricht feine Beweismittel holte. Hehbräiſch oder aramäiſch 
bat gar fein namhafter Kirchenlehrer gefhrieben; nie nachmals jo reiche ſyriſche Literatur ver- 
dankt ihre Blüte faft nur der eigenthümlich tiolirten Stellung, in melde die fgrifche Kicche durch 
dogmatiſche Zerwürfniffe mit der Griechiſchen Kirche gerieth. Vereinzelte Anfänge aus dem 
2. Jahrhunderte abgerechnet, gehören diefe Schriftwerfe ſämmtlich erſt in die Zeit nach ber 
Mitte des 5. Sahrhumderts, alfo in Die Zeit, wo die Syrer den kirchlichen Verband mit der 
griechiſchen Reichskirche geJäf hatten. Und dieſe ganze ſyriſche Literatur ward erſt durch maſſen⸗ 
hafte Überſetgungen aus dem Griechiſchen begründet. Eine ähnliche Bewandtniß hat ed mit 
dem noch ſpäter hervoxfretenden koptiſchen, äthiopiſchan, arabiſchen und armeriſchen Schrift: 
ihm: alle diefe Literaturen finn nur abgelöfte Zweige von dem Stamm der griechiihen. Selbſt 
im lateinisch redenden Abendlande blieb bis in den Anfang des 3. Jahrhunderts Die Firchliche 
Schriftſprache die griechiſche. 

Und wie die Sprache, fo waren auch die allgemeinen geiſtigen Bildungsmittel ben Chriſten 
mit den heidniſchen Hellenen gemeinfam. Die berühmteften Kirchenlehrer haben ihren wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Unterricht in den griechifchen Rhetorenſchulen empfangen; man trieb hier außer der 
Rhetorik vor allem Grammatik und Dialektik, griechiſche Poeſie und Bhilofophie. Die einzige 
chrißliche Behranflalt jener Zeit war bie durch Glemend und Origenes auf pen Bipfel des Ruhms 
erhobene Ratechetenfchule zu Alexandrien; aber auch bier bildeten Diefelben Gegenſtände wenig: 
ſtens dig erſte Grundlage des Unterrichts. Natürlich übte die Befreundung mit griechifcher Bil- 
dung frühzeitig einen bedeutenden Einfluß auf ven Entwidelungsgang der hriftlichen Theo⸗ 
logie aus. Schon un die Mitte des 2. Jahrhunderts begegnet uns unter den Kirchenlehren 
eine ſtattliche Reihe von Männern, die in den platonifchen und ftoifehen Kehren nicht minder hei⸗ 


milch waren als in Deu Heiligen Schrift und ihre Ehre darein ſetzten, auch als Befenner des Be- - 


Freuzigten den Philoſophenmantel zu tragen. In ber Lehre von Bott und dem götflichen Logos. 
von der Meltichöpfung und der Beſchaffenheit der menſchlichen Seele zeigen ſich bei ihnen vie 
beutlichften Spuren griechiſcher Sperulation; auch Die eigenthümlich hriftlichen Gedanken wer- 
den in echt philoſophiſchem Geiſte behandelt. Es war doch nicht blos Dad Bedürfniß, ven Anz 
griffen der heidaiſchen Philoſophen Rede zu leben, ſondern ebenfo ſehr Die von Haus aus im 
Weſen nes Chriſtenthums ſelbſt gelegene Nothwendigkeit einer wiſſeñſchaftlichen Erkenntniß des 
kirchlichen Glaubens, welche dieſe chriſtliche Philoſophie erzeugt hat. Je mehr die Kirche auch 
unter den philoſophiſch gebildeten Klaſſen der Geſellſchaft ſich verbreitete, deſto unentbehrlicher 
erwies ſich auch für die chriſtliche Theologie ſelbſt die griechiſche Weiaheit. Auch die theoſaphiſche 
MoyRif ner alten orientaliſchen Bildungsländer hat eine Zeit lang auf das chriſtliche Denken 
einen bedeutenden Cinfluß geübt, aber die üppige Phantaſtik dieſer orientaliichen „Bnoils‘ 
gewann erſt unter ven Einwirkungen ver griechiſchen Philoſophie geifligeru Gehalt und edlere 
Bormen, Danach flellten Die großen Lehrer ver alexandriniſchen Katechetenſchule der außer- 
kirchlichen Onoſis eine. Eirhlie gegenüber. Clemens entmicdelte biefelbe in jener freiern und 
loferu Form, welche ex felbft mit buntgewirkten Teppichen vergleicht; fein größerer Schüler 
Drigenes gibt ihr ſyſtematiſchen Zufommenhang: dad Werk über die Grundlehren Bann als 
dad erfie theologiſche Lehrgebäude betrachtet werden. Diele alexandriniſche Theologie trägt ganz 
das Beyräge dei griechifchen Geiſtes; auf per Grundlag⸗ der kirchlichen Glaubensregel und im 
engen Berbande mitgrünplicgen Studien ber Heiligen Schrift erhebt fich eine kühne, den hoͤchſten 
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metaphyſiſchen Kragen zugewandte Speculation, der der Vuchſtabe nur als Hülle des geiftigen 
Gehalts, die gemeinkirchliche Form der Lehre nur als die freilich nie zu verleugnende unterfle 
Stufe religiöfer Erkenntniß erſcheint, über welche ſich der volllommene Weife zum ivealen Ver: 
ſtändnifſe zu erheben hat. Daneben yertritt die Fleinaftatifche Kirche im ganzen mehr das prak⸗ 
tiſch⸗religioͤſe Interefle: dem oft gefährlicden Idealismus der Alexandriner ftellt fie einen zum 
heil durch judenriftlihe Erinnerungen aufgezogenen Realismus entgegen, der den kirchlichen 
Lehrgehalt auch in feiner finnligen Borflellungsform zu firtren und vor der Verflüchtigung 
dur philoſophiſche Speculstionen zu bewahren firebt. Das europäifche Griechenland ſteht, fo- 
weit es ſich an den brennenven Zeitfragen betheiligte, mehr auf feiten der Mleranbriner, woge⸗ 
gen eine Verwandtſchaft des Meinaflatifchen Beiftes mit der Denfart der abendländiſchen Kirche 
unleugbar ift. Der bedeutendſte und befonnenfte Vertreter einer dem Pofltiven, Überlieferung®: 
mäßigen moͤglichſt fireng ſich anſchließenden Theologie im Abendlande, Irenäus, brachte vie 
Erinnerungen feiner Eleinafiatifchen ‚Heimat mit nad dem ſüdlichen Gallien; feine umfichtige, 
gründliche, allem Spiritualismus abholde Vertheibigung der gemeinkirchlichen Tradition fagtg 
dem praktiſchen Abendlande beffer zu als die hochſliegenden Sperulationen eines DOrigenes; auf 
die finnlihe Glut der phrygifhen Prophetie mit ihren hochgeſpannten Erwartungen ber Zu: 
funft des Tauſendjährigen Reichs fand in Afrika an dem Eräftigen, herben, leidenſchaftlichen Ter- 
tullian einen rückfichtsloſen Vertreter. Faſt überall, wo die abendlaͤndiſche Kirche in ven erſten 
prei Jahrhunderten bemerflicher hervortritt, hat fle die Kleinaflaten zu Borgängern und Bun: 
deögenofien, und Aur erft in vereinzelten Fällen wird vieles freundliche Verhältniß durch bie 
frühzeitig geltend gemachten Prätenflonen des römischen Bifchofs geftöxt, denen übrigens Pie 
Haltung der Ballier und Afrikaner nichts weniger als Vorſchub leiftet. 

In der Herſtellung fefter kirchlicher Berfaflungsformen gingen ebenfalls die Kleinaflaten 
voran. Während in den rein griechiſchen Gemeinden von Hellas nnd zum Theil au in 
Agypten ſich die fläffigen, ver Freiheit und perfänlichen Begabung bed Einzelnen einen ziemlich 
weiten Spielraum eröffnenden Gemeindeeinrihtungen der äfteften paulinifchen Gemeinven id 
verbältnigmäßig lange erhielten, bildete fich unter dem weſentlichen Einfluffe des an firenge 
äußere Zudt und Ordnung gewöhnten Judenchriſtenthume In Baläftina, Syrien und Klein: 
asten zuerft die biſchoͤſliche Verfaflung aus, an welcher bald aud die Roͤmer Gefallen fanden. 
Die-urfprünglige Gleichheit einer Mehrzahl von Gemeindevorſtehern oder Ätteften wich im 
Jutereſſe eines feftern und firaffern Regiments der Amtsgewalt eines einzigen, welde anfangs 
nur auf die kirchliche Sittenzudt und die Berwaltung der heiligen Handlungen fig erſtreckte, 
aber nicht lange nach der Mitte des 2. Jahrhunderts, als die Blaubendeintracht durch zahlreiche 
Parteiungen bedroht war, auch auf die Lehrautorität ausgenehnt und durch das Dogma von der 
apoftolifchen Nachfolge und vorzüglichen Belftbegabung ver Biſchöfe nachträglich gerechtfertigt 
ward, Allmählich folgten alleübrigen Gemeinden in Oft und Weſt dem gegebenen Beifpiele nad. 

No vor Ende des Jahrhunderts iſt der Epiſtopat in der ganzen morgenlänbifchen und 
abendländiſchen Kirche eingeführt. Die Einheit des Amtes in der Vielheit feiner Träger ver: 
bürgte feine Unfehlbarkeit und fein Recht, an Gottes Statt über Fragen des Glaubens und der 
Sitte zu entfcheiden. Dagegen fehlte e8 bis zu ven Zeiten Konſtantin's noch ganz an einem fehlen 
äußern, die gefammte Kirche umfchließenden Bande. Die Geſammtheit ver Bifhöfe galt als vie 
fichtbare Darftellung der einen, über ven ganzen Erdkreis audgebreiteten fatholifgen und apo⸗ 
ſtoliſchen Kirche: in Hellas und Kleinafien traten feit der zweiten Hälfte des 2. Jahrhunderts 
zur Entſcheidung wichtigerer Angelegenheiten die Bischöfe derſelben Provinz zu gemeinfe- 
men Berathungen zuſammen; aber wo, wie in ben Streitigkeiten ber vie Oſterfeier, die Ketzer⸗ 
taufe u. ſ. w. ganze Provinzen einander gegenüberflanden, wurde vie Lehre von der Einheit des 
in allen Biichöfen wirkſamen apoflolifgen Beiftes hart genug auf die Probe gefteltt. 

Die Erhebung des Chriſtenthums zur römifchen Staatäreligion bezeichnet einen bebent- 
ſamen Wendepunkt in der Geſchichte der Kirche. Sie gewinnt jeyt Fefte Formen, äußern Glanz 
und politifche Bedeutung auf Koften ihrer Unabhängigkeit von ver Staatögemwalt: politifdge 
und kirchliche Intereffen mifchen fi unheilvoll durcheinander. Mit der Einheit des Reichs war» 
auch die Ginheit ver Reichékirche feftgehalten und fand ihre äußere Darftellung in ven vom 
Kaiſer berufenen und geleiteten Reichsſynoden und der an die römifche Reichseintheilung im 
Didceſen ſich auſchließenden Gliederung in große Kirchenkoͤrper, bie, jever unabhängig in feinem 
Bereiche, doch in geordneter Gemeinſchaft mit den andern die gemeinfamen Angelegenheiten zu 
tegein hatten. Aber als das römifche Reich unter ven Söhnen des Theodoſius in eine Öftliche 
und eine weſtliche Hälfte zerfiel, ward auch die Kirche immer tiefer in biefe Spaltung hinein- 
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geriffen. Die Griechiſche Kirche litt unter piefer Verflechtung ber religidfen Angelegenheiten mit 
der wechſelnden Hofpoliti der byzantiniſchen Kaifer noch ungleich ſchwerer ald die lateiniſche, 
welcher ver frühe Zerfall des weſtroͤmiſchen Reichs und danach die Verbindungen des roͤmi⸗ 
ſchen Stuhls mit den Franken eine von politiſchen Intereſſen unabhängigere, reinere kirchliche 


Verwaltung ficherten. So konnte das Abendland in ven dogmatiſchen Stürmen des Orients eine - 


größere Stetigkeit ver Lehrüberlieferung wahren, während die minder ſtandhaften Griechen ven 
wandelbaren Launen der Hoftheologie folgten und ihren. Glauben auf: Eaiferliches Machtgebot 
wechſelten wie ein Gewand. Doc, iſt der Grund der allmählich zwiſchen der abendländiſchen und 
‘der morgenländifhen Kirche eingetretenen Entfremdung nicht ausſchließlich in politifchen Ver⸗ 
bältnifien zu fuchen. Zange bevor die Neichötheilung eingetreten war, begannen vie Griechen 
und Orientalen ſich als sine befondere kirchliche Geſammtheit zu fühlen, die jene Cinmiſchung 
ber Abendländer in ihre inneren Angelegenheiten mit eiferſüchtiger Wachſamkeit abwehrte. 
Schon in Synovdalbeſchlüſſen aus der Mitte des 4. Jahrhunderts tritt dieſes Selbſtgefühl der 
griechifch redenden Kirchenprovinzen in ziemlich ſtarker Weile hervor. Den nächſten Anftoß 
hierzu gaben freilich roͤmiſche Eingriffe in fremde Berechtfame, aber die Theorie, daß, was eine 
Synode des einen Reichstheils in ihren Angelegenheiten feftgeRellt habe, ver andere Reichstheil 
nicht für ungültig erflären dürfe, bat offenbar eine viel allgemeinere Tragmelte. Zu runde 
lag doch wol das tiefere Bemußtfein, daß Die verſchiedene Beiftedart der Griechen und Lateiner 
auch verfchiebene kirchliche Bedürfniſſe erzeuge, die nur dann befriedigt werben koͤnnten, wenn der 
. eine Theil fi fo wenig als möglich um ven andern befümmere. Wirklich tritt feit dem 4. Jahr: 
hunderte die Verſchiedenheit der theologischen Grundrichtung beider Kirchenkoͤrper immer be⸗ 
flinnmter hervor. Die Griechiſche Kirche vertritt in den großen dogmatiſchen Kämpfen des Zeit: 
alters ebenfo entſchieden das Blement per Bewegung, wie bie lateinifche das Element der Stabi- 
lität. Alle mehr fpeculativen Kragen ver Theologie, deren ſchließliche Entſcheidung in den ſoge⸗ 
nannten dlumenifchen Glaubensbekenntniſſen vorliegt, werben im Morgenlande zuerfi augeregt 
und durchgeſtritten; die Abendlaͤnder bynügen fi, mit richtigem Inflinet Die dem praftiich- 
religidfen Intereffe gemäßefte Löfung herauszufinden und, unbefümmert um die metaphyß ſchen 
Schwierigkeiten, an dem einmal Feftgeftellten unmwanbelbar feflzubalten. Dagegen ſchwankt in 
der griedifchen und der ihr angefdloffenen ſyriſchen Kirche vie Cutſcheidung zumeilen mehrere 
Menſchenalter hindurch hin und her und zwar keineswegs bloß infolge ber werhfelnden politis 
ſchen Einflüfle. Die Griechen wollten das liberlieferte denkend durcharbeiten, Die Lateiner er: 
freuten fi an den fertigen Refultaten; dieſe ernteten meift, mo jene geſäet Hatten, aber ſie wuß⸗ 
ten dann auch die eingejammelten Früchte zu bewahren und ihren fihern Befig der Nachwelt zu 
übermitteln. So geſchah es, daß in ven theologiſchen Streitigkeiten des Morgenlandes das 
Abendland als geſchloſſene Bartei ven vielgefpaltenen Griechen gegenübertrat und durch feine 
einmüthige Beharrlichkeit nicht jehten den enngültigen Ausſchlag gab. Die Briechifche Kirche 
zählte in ihrer Mitte'die größern Theologen, die Inteinifche die praftifchern Kirchenmänner. 
@in Überhlid ver theologiſchen Kämpfe ves Zeitalterd wird Diefen Sachverhalt in ein hel⸗ 
leres Licht fegen. Der Streit Über vie göttlide Natur des Sohnes beginnt in Ägypten, wird 
unter abendlaͤndiſchem Ginjlufle auf der Synode zu Nicäa (325) zu einem vorzeitigen Abfchlufle 
gebracht und bricht nun erſt in. ven Provinzen Borberafiens, Macedoniens und Oriechenlando⸗ 
mit ungeahnter Heftigkeit aus. Während die Lateiner faſt einflimmig an dem nicäifchen Lehr 
begriffe fefthalten, geben die Griechen in eine Mafle kleiner Bartelen auseinander, die fi 


gegenfeitig befehden, aber ven Abendlaͤndern doch wieder gelegentlich als eine gefchloflene Koͤr⸗ 


perfchaft gegenübertreten. StaatSmaßregeln verwideln und verlängern nur ven Kampf; zulegt 


langt die Griechiſche Kirche auf der Synode zu Konflantinopel (381), ob auch unabhängig von- 


lateiniſchem @influffe, Doch wieder in allem Wefentlicden bei den nicäifegen Beflimmungen an. 
Kurz vor diefer legten kirchlichen Cutſcheidung war ebenfalls im Morgenlande ver Streit über 
das Berbältniß ver Gottheit und Menſchheit in Chriſti Perſon entbrannt. Die gefammte Grie⸗ 
chiſche Kirche fpaltet ſich in zwei große Parteien, deren eine den Unterſchied der goͤttlichen und 
menſchlichen Natur, die andere die unzertrennliche Einheit derfelben in der Perfon des menſch⸗ 
gewordenen Botte zum Ausgangspunfte der theologifhen Betrachtung macht. Der Gegenfag 
zweier großen theologiſchen Schulen gab den Barteifämpfen eine wiſſenſchaftliche Grundlage. 
Die Schule von Aleranprien hatte noch yon Origenes ber bei aller Entfernung von feinen be⸗ 
fondern Meinungen die myſtiſche uͤberſchwenglichkeit des in die Tiefen der Gottheit ſich einſen⸗ 
kenden religidfen Gefühle und jenen platoniſchen Zug ber Speculation bewahrt, der das End⸗ 
GtaatssLerifon. VI. 48 
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liche und Unendliche in ferner Einheit, Welt und Menſchheit als dad Sichtbare des Uinfichtbaren, 
ale Die Erſcheinungs⸗ und Offenbarungsform des göttlichen Lebens zu erfaſſen ſtrebte. Ihr 
Denken war kühn, phantafievolf, aus einem Guß, ihre Schriftandfegung pneumatisch, oft ge⸗ 
waltfen. Dagegen herrſchte in der antiochenifchen Schule der ernſte Geiſt praktiſcher Verftän- 
digfelt wor. Überall von dem Einzelnen und wirklich Gegebenen ausgehend, ſorgſam und genau 
in der geſchichtlichen Fotſchung, in der Schriftaustegung au ven einfachen Wortfinn ſich haltend, 
unter ven Bhilofophen mehr dem Ariftoteles als vem Platon befreundet, drängte dieſe Richtung 
bei gleichem Interefle für tbeologifche Probleme doch zu fehärferer Scheidung des Göttlichen und 
Menſchlichen, mit Eräftiger Wahrung der fittlichen Freiheit und Eigenthümlichkeit der menid: 
lichen Natur. Die einzelnen Lehrbeſtimmungen intereffiren und bier nicht. Genug, Rap, wie im 
Streite über die Gottheit des Sohnes, auch jegt wieder Synoden gegen Synoden flanden, Hof: 
kabalen und Palaſtrevolutionen, Möndsauflände und Eatjerliche Evicte oft fehr wandelbare 
Mehrheitsbeſchlüſſe hervorbrachten. Die Abendländer hielten von dem ganzen Streite ſich ziem- 
lich entfernt. Im Grunde den nüchternen Antiochenern näher als den Tpeculativen Alerandrinern 
verwandt, feheuten fie doch die gefährlichen Conſequenzen einer Theologie, Die ven einen Chriſtus 
in zwei verfchiedene Perfonen zu zerjpalten drohte. «Leo der Große von Rom ftellte eine mittlere 
Lehrform auf, Die, ohne allen wiſſenſchaftlichen Halt, doch durch künſtliches Verdecken ver Gegen⸗ 
füge dem kirchlichen Bedürfnifſe zu genügen fin. Seine Geſandten präfipirten auf der 
entſcheidenden Synode zu Chalcedon (451) und brachten der ermatteten Kirche des Öflichen 
Reichs einen täuſchenden Frieden. Die vermeintliche Loͤſung blieb die herrſchende Glaubens: 
‚weife, nur ſoweit das Schwert des griedjifchen Kaiferd reichte. Schon vorher hatte Die vom 
antiochenifchen Einfiiffen beherrſchte Kirche des oͤſtlichen Syrien ihren Berband mit ver Reichs⸗ 
kirche gelöt: von ber byzantinifchen Stantögemwalt grinunig verfolgt, gründeten biefe chaldãi⸗ 
Then Ghriften, vun ven Gegnern Neflorianer genannt, unter perſiſcher Schugberriähaft ein wohl⸗ 
geglledertes und vielfach eigenehümliche® Kirchenweſen, deſſen Trümmer ſich bis in die Neuzeit 
erhalten haben. Aber auch bie weit zahlreihern alexandriniſch Gefinnten (die Monophyfiten) 
fagten nach dem Goweile zu Chalcedon von der Reichskirche ſich los. Neue furchtbare Stürme ent- 
brannten, als die kaiſerliche Politik die Abgefallenen in Agypten, Paläſtina und dem weftlichen 
Syrien bald durch Bewaltmaßregeln, bald durch Haltlofe Uniondformeln mit ven Bekennern der 
chalcedoniſchen Lehre — den jogenanuten Melchiten oder Kaiſerlichgeſinnten — wieder zu verel- 
nigen fuchte. Um einzelnen Sractionen der Gegner gerecht zu werden, zerrüttete der große Staats⸗ 
und Kirchenkünftler Iuftinian die Reichskirche durch abenteuerlihe Edicte und erzwungene 
Synodalbeſchluͤſſe aufs greuligfte. Der Lehrbegriff von Chalcedon ward planlos durchlöchert, 
bie Wiedervereinigung ber Getrennten trotz alledem nicht erreicht. In den Konſtantinopel zu⸗ 
naͤchſt gelegenen Provinzen wurden die Monophyſiten erdrückt, dagegen hielten fie ich in Agyp⸗ 
ten, Syrien und Armenien und fanden nachmals unter arabiſcher Herrſchaft Schutz vor den 
gewaltthaͤtigen Zumuthungen der byzantiniſchen Hoftheologie. Noch heute bilden die Kopten 
in Ägypten, die Jakobiten in Meſopotamien und Syrien, die über bie ganze Türkel zahlreich 
verbreiteten Armenier felbitänbige, von dem Verbande der „orthodoxen“ Kirche getrennte Ge⸗ 
noſſenſchaften mit mancherlei Beſonderheiten in Lehre, Verfaſſung, Cultus und Sitte. Das 
Schlkußglied in der Kette dieſer Glaubensfämpfe bildet der fogenannte monotheletiiche Streit im 
7. Jahrhunderie, ver, ebenfalld durch kaiſerliche Unionsgedanken erregt, nach langen und furchtba⸗ 
ven Wirren, vergeblicden Vermittelungs- und Befgwichtigumgäformeln envlih wieder umier 
römtihen Einflufle und zwar im Sinne der reichtkirchlichen Überlieferung entſchieden warb. 

. Bon alten viefen Zerwürfniſſen blieb die Inteinifche Kirche fo gut wie völlig unberührt, wenn 
man abfleht von eintgen vorübergehenden Spaltungen, welche durch den Wankelmuth einzelner 
den byzantiniſchen Kaiferlaunen vienfifertiger roͤmiſcher Biſchoͤfe herbeigeführt wurben, zu ver 
Zeit, wo die griechifgen Kaifer wieder Italien beberrichten. Dereinzige im Abendlande Heimiide 
Lehrſtreit betraf ein theoretifches, ſondern ein veligidö: praktifhes Intereffe: dad Weſen ver 
ſündigen Ratur und vas Verhältniß göttliher Gnabe zur menfhlichen Freiheit. Und gerake 
von dieſen Fragen hielt fich wieder dad Morgenland fern: nur bie Lateiner haben von den 
Griechen gelernt, nidt dieſe von jenen. 

Während fo das Abendland mit friſchen Kräften einer neuen großartigen Entwickelung ent- 
gegenging, Hatte Die Griechiſche Kirche ihr beftes Mark in den vielhundertjährigen Glaubens: 
ftreitigletten verzehrt. Durch die Araberherrichaft in ihrem äußern Beſtande bedroht, innerlich 
aufgerieben und entktäftet, lebte fle bald nur nach von den Erinnerungen einer großen Bergau: 
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genbeit. Im 4. und 5. Jahrhundert konnte das Morgenland noch eine glänzende Reihe außge- 
zeichneter Kirqhenlehrer aufweiſen: die Mannichfaltigteit der theologiſchen und philoſophiſchen 
Richtungen hatte eine Fülle von Ideen, einen Reichthum von geiſtigen Schägen erzeugt, dem 
das Abendland bis auf Auguftinus nichts Ähnliches an die Seite ſtellen konnte. Aber fett dem 
6. Jahrhunderte ift die Schöpfungsfraft ver Griechen erlofchen. Die dogmatiſchen Streitfragen 
verloren wie alte religiöfe, fo auch alle fpeculative Bedeutung, fie entarteten zu celendem Wort⸗ 
gezaͤnk und wahnfinnigem Hader um unverſtandene Kormeln. Bin armfeliged Epigonengeſchlecht 
deckte Die eigenen Blößen mit ven Seen und Flittern ber reichern Vorfahren. Wenn man ab- 
fleht von eingeinen eigenthümlichen Rachklängen platonifirender Myſtik, fo tritt überall in der 
theologiſchen Literatur an die Stelle lebendiger Beiflesarbeit ein emfiger, unermeßliche Vor⸗ 
räthe auffpeigernder Sammlerfleiß. In ver Schriftauslegung wurden bie Erklärungen ber 
ältern Bäter einfach und farblos aneinander gereiht, in der Blaubenslehre die im Streite errun: 
genen Formeln der Rechtgläubigteit mit der Nüchternheit ariftotelifcher Dialektik in ein leibglich 
geordnetes Soflem gebracht. Die vogmatifche Entwicelung galt als vollendet, dad Bemonnene 
al8 ein unantaftbared Kapital, deſſen Summe Johannes von Damascus, der Rormaldogma⸗ 
uiker der orthodoxen Griechiſchen Kirche, mit dem Talente eines genauen Rechenmeifterd Ziffer 
für Ziffer zufammengezogen bat (um 750). 

Auf allen Gebieten des Eirchlichen Lebens gingen Abendländer und Morgenlänber immer 
weiter auseinander. Im Cultus verräth die Griechiſche Kirche früh einen Gang zu geheimniß⸗ 
voller Pracht. In der Predigt und im geiftlichen Liebe ift bilderreiche Rhetorik zu Hauſe, in der 
heiligen Malerei Mofaiten auf goldenem Grund nach alterthümlichem geifterhaften Typus, in 
der Baufunft flatt ver immer ausſchließlicher dem Abendlande überlafienen ſchlichten Form der 
Baſilika der prunkvolle byzantiniſche Stil mit feinen wielgeglienerten Steinmaflen, feinen Kup⸗ 
peln, Halb£uppeln und Niſchen. Denfelben feierlichen, ceremonidfen Charakter trägt die Fon- 
ftantinoyolitanifche Liturgie. Sie entwidelt fi als ein vollſtändiges ſymboliſches Drama im 
drei Acten, Beöper, Matutine und Hauptgottespienft, zur Darftellung des Verlaufs ver Heils⸗ 
geſchichte von ver Weltfhöpfung an bis zur Himmelfahrt. Kerzen werden angezündet umb wie⸗ 
der verloͤſcht, Türen und Vorhänge bald geöffnet, bald gefthloffen; Die Raäucherungen und Dar: 
bringungen, das Anlegen und Ablegen feftlicher Gemänder, die Umzüge und hie verfchlebenen 
dabei zu beobachtenden Koͤrperſtellungen, die Art, wie zuiegt der Priefler mit der „Lanze“ dad 
geweihte Brot in Stüde zerlegt, alles bat hier fombolifche Bereutung und iſt mit dogmatiſcher 
Benauigfeit Bis ins Einzelnfle vorgeichrieben. 

Am fchärfiten prägt fi der Begenfag beider Kirchen in ven Nehts- und Berfaffungsser- 
bältniffen aus. Es iſt ſchon bemerkenswerth, daß die der neuen Reichseintbeilung nachgebildete 
hierarchiſche Gliederung nur in der Öftlihen Reichs hälfte ſich vollſtändig entwidelse; den Prä⸗ 
fecturen Konſtantin's entfprechen bie Batriarchate, den Diöcejen Die Exarchate, den Provinzen 
die Metropolitanfprengel. Den Ehrenvorrang unter den Patriarchen räumten auch die Griechen 
dem roͤmiſchen Biihofe ein, aber ohne irgendwelche Anerkennung einer irber feinen eigenthüm⸗ 
lichen Sprengel hinaus ſich erfiredennen Amtögewalt. Vielmehr Kellte ihm ſchon Dad Conceil zu 
Nicaa Die Patriarchen von Alerandrien und Antiochien ebenbürtig zur Seite. Die Synode van 
Konftantimepel fügte noch ven Biſchof des neuen Rom als den zweiten dem Anfehen nach Hinzu 
(381). Der natürliche Sprengel diefed neuemporgefommenn Stuhls mar Thracien; aher 
machtig durch politiſche Stellung, dehnte der Biſchof zer Öftlichen Kaiferftast feinen Ginflach bal⸗ 
über ganz Kleinafien p us. Das Koncil zu Chalcedon erhob dieſen Machtzuwacho zum formellen 
Mecht und fügte noch die ausdrückliche Gleichſtellung des Stuhls non Konſtantinopel mit Rom 
ſowie das wichtige Vorrecht hinzu, Klagen wider Metropoliten aus aubmästigen Kirchenpro⸗ 
vinzen vor ſein Forum zu ziehen. Die römiigen Legaten prnteflirten vengeblich wider dieſe 
Berfügung als eine dem apoſioliſchen Stuhle angethane Schmach. Minder bedeutſam war die 
ebenfalls zu Chzalcedon erfolgte Erhebung des Biſchofs von Jeruſalem zum fünften Patriarchen. 
Eine kirchliche Pentavchie Hat die gegenſeitige Eiferſucht der großen Kirchenfürſten nicht auffam⸗ 
men laſſen. Die Macht Jeruſalems war für feine hochgeſpannten Anſprüche zu klein, das Au⸗ 
ſehen Alexandriens uud Antiochiens in den theologiſchen Kämpfen des Zeitalters gehrochen, 
zuletzt gingen alle drei Patriarchate an die Araber verloren. So ftritten zuletzt nur noch Rom 
und Konſtantinopel um den hoͤchſten Rang in der Kirche. Die fortichreitende Centralifation her 
abendlaͤndiſchen Kixche unter roͤmiſcher Oberhoheit legte bie Verſuchung näher, aush das Mor⸗ 
genland dem Nachfolger des Apoßelfürkien zu. Kirßen zu legen, und in einzelnen Faͤllen gelaug 
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es wirklich, vorübergehende Erfolge zu erzielen. Zu Gunſten Roms ſprach weniger feine angeb⸗ 
liche apoftolifche. Stiftung, da man im Often gewöhnt war, ven Rang ber einzelnen Biſchoͤfe nur 
nad der politifchen Bebeutung ihrer Stäpte zu mellen; wol aber bie durch die geringere Ber: 
widelung mit der Hofpolitif ermöglichte ſpecifiſch Eirchlicde Haltung. Den Patriarchen von Kon- 
ftantinopel fiherten ihre Beziehungen zum Kaiſerhofe allervings einen entſcheidenden Einfluß 
auf den charakterloſen griechiſchen Klerus, der mit orientaliſcher Gemüthsruhe ſich in alle 
Wandlungen der Hoftheologie zu ſchicken verfland und jederzeit bereit war, feine Überzeugun- 
gen feinen Neichthümern zum Opfer zu bringen. Aber ver äußere Glanz der byzantinischen 
KHofbifchöfe war durch Die innere linfreiheit und die Unſicherheit des Beſitzſtandes theuer genug 
erfauft. Tief in alle Greuel eines fittenlofen Palaſtes verwidelt, blieben fie abhängige Creaturen 
der wechſelnden Herrfherlaunen, Die man je nach Umſtänden benußte ober preiögab: bei den im 
Driente endemifchen Palaftrevolufionen ging die Patriarchenwürde indgemein noch raſcher als 
die Kaiſerktone von Hand zu Hand. Je weniger biefed Hofbisthum fo fich auf tüchtigen ſittli⸗ 
den Grundlagen zu befefligen vermochte, defto leichter mußte gefchehen, daß man in großen 
theologiſchen Kriſen doch immer wieber feine Augen: nad dem erſten Patriarchenſtuhle des 
Abendlandes richtete. Auch abgefehen von dem im Morgenlande ſtets feftgehaltenen Grunpfage, 
daß zu rechtöfräftiger Lehrentſcheidung die Mitwirfung ſämmtlicher Batrigrchen erforberlich jei, 
wog in ſolchen Dingen die Zuflimmung des fernen und dogmatiſch zähern Rom ungleich ſchwe⸗ 
rer als die fo biegſame Autorität eines Biſchofs von Konſtantinopel. Trotz der fortwährend zu⸗ 
nehmenden politiſchen und kirchlichen Entfremdung regte fi fo immer aufs neue beim byzanti- 
niſchen Katferhofe ver Wunſch einer Verſtändigung mit dem Stuhle des Petrus. Als im Mo- 
nophyfitenftreite bie unheilvolle Unionsformel des Kaiſers Zenon (484) zu einer mehrjährigen 
kirchlichen Spaltung des Oſtens und Weſtens geführt Hatte, war das Bedürfniß einer Ausföh- 
nung mit Rom ein wefentlicher Beweggrund für die endliche Aufhebung des fürftligen Glau⸗ 
benögefeges. Ähnliches wieberholte ſich in den monotheletifhen Kämpfen und auch fpäterhin 
noch öfter. | 

Dennoch waren Geiſt und Geſchichte beider Kirchen zu verfchieden, als daß ein übereinflim- 
mendes Handeln auf die Dauer erzielt werben konnte. Die Berhandlungen bes zweiten Trulla⸗ 
niſchen Concils (692), welches die kirchliche Geſetzgebung des Morgenlandes zum Abſchluſſe 
braihte, bezeichnen in dieſer Beziehung den erſten bedeutſamen Wendepunkt. Mit den hier ge⸗ 
faßten Beſchlüſſen ſchlägt die Griechiſche Kirche ſehr beſtimmt eine ſelbſtändige Bahn ein, und 
die Spitze des Gegenſatzes iſt gegen Rom gerichtet. Eine Reihe von Kanones werden mit dem 
ausdrücklichen Bewußtſein geſchaffen, gewiſſe von der roͤmiſchen Sitte abweichende Gebräuche 
zu ſanctioniren. Die Prieſterehe, die Gleichſtellung Konſtantinopels mit Rom, Die Verwerfung 
des Sonnabendfaſtens und der Lammsbilder, dad Verbot, Blut oder Erſticktes zu genießen, betref- 
fen ebenfo viel Abweichungen von der roͤmiſchen Praris. Es ſcheinen dies meiſt untergeorbnete 
Fragen zu fein, aber ſelbſt das Nebenfächliche wurde zum bebeutfamen Symbole tiefer Entfrem⸗ 
dung. Dies beweiſt ſchon die von derſelben Berfammlung aufgeftellte Sammlung kirchlicher 
Rechtsquellen. . Statt der 50 allein vom Abendlande anerkannten fogenannten apoftolifcgen 
Kanoned nahm man no 35 andere jenfeitd. verworfene an; in der Reihe ver ald maßgebenb 
verzeichneten Synoden zählt man faſt lauter morgenländiſche auf; unter den anerfannten Kir- 
chenlehrern iſt nur ein einziger Abendländer, Cyprian von Karthago, und dieſer verbanfte feine 
Aufnahme in die Lifte vornehmlich ven von ben Afritanern unter feiner Leitung gefaßten Bes 
f&lüffen gegen Rom. . | 

Eine freilich ziemlich morſche äußere Stüge Hatte ber Eirchlihe Verband zwiſchen Oſt und 
Weſt noch in der feit Juftinian erneuten politifchen Abhängigkeit Noms von dem byzantiniſchen 
Kaiſerthume gefunden, Aber in dem Mafe, als mit den Benrängnifien der kaiſerlichen Statt- 
halter von Ravenna durch Longobarven und Sarazenen das politifche Anfehen ver Päpfte in 
Stallen wuchs, lockerte fi ihr Unterthänigkeitöverhältntg zu ven Griechen. Seit den Zeiten 
Karl Martell's richteten die roͤmiſchen Biichöfe ihr Augenmerk auf die Franken. Pipin, von 
Stephan II. um Beiftend angerufen, übertrug das von den Griechen au die Longobarben ge⸗ 
Eommene Exarchat nad fiegreihen Kämpfen an ven apoftolifgen Stuhl als fränfifhes Lehn, 
ohne die Einfpräche von Byzanz zu beachten. Die Erneuerung bes lateinifhen Kaiſerthums zu 
Bunften Karl's des Großen befiegelte danach den politifgen Bruch des Papſtthums mit Kon- 
flantinopel (800). Das völlige Firchliche Auseinanvergehen war hiermit zwar nicht bewirkt, 
aber ungleich näher gerückt als bisher. Im Bilderſtreite des Morgenlanves hatte Rom nod im 
Widerſpruche mit der fränkifchen Kirche für die duch Mönde und Frauen vertheidigte Bilder: 
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anbetung Partei genommen und das zweite nicäife Concil, das in dieſem Sinne entſchieden, 
als ein SEumenifches anerkannt (787). Dagegen war ber erbitterte Kampf des Patriarchen 
Photios von Konftantinopel mit Nikolaus I. von Nom bereit das Vorſpiel der vollfländigen 
Firchliben Sonderung. Dem vorübergehenden Siege der römifchen Kirchenpolitik auf der byzan⸗ 
tinifehen Synode des Jahres 868 folgte deren volfftändige Niederlage auf einer zweiten Ber- 
fammlung, weldje man im Morgenlande noch heute als die achte Stumenifche zählt (879). In 
jenem Streite ſtellte man griechifcherfelts das erfle Verzeichniß Inteinifcher Kegereien und ver: 
werflicher Sitten auf, das in der Folgezeit noch mehrfache Ergänzungen erhielt. Als Hauptan- 
flage parabirte damals neben der Verwerfung der Priefterehe und allerlei eigenthümlicher 
Bräiche ein im Abendlande allmählich aufgelommener Zuſatz zum nicäiſch-konſtantinopolita⸗ 
niſchen Symbol, welcher das Ausgehen des Heiligen Geiſtes vom Vater, ‚und Sohne” behaup⸗ 
tete. Photios erblickte in dieſer „Verfälſchung“ der von den heiligen Vätern überlieferten Lehre 
den Gipfel aller roͤmiſchen Schändlichkeiten, und ſeitdem geflelen ſich die gegnerifchen Kirchen 
darin, die Bedeutung dieſes Lehrunterfchlens Ins Maßloſe zu übertreiben. Natürli war aber 
eine dogmatiſche Streitfrage von folder Subtilität nur der nädfte Anlaß, nit der tiefere 
Grund der allmählich unvermeidlich geworvnenen Spaltung. Die eigentlihe Scheidewand bil- 
bete das römifche Papſtthum, in welchem die Entwidelung der abendländiſchen Kirche ihren 
Abſchluß fand: dieſem konnten und durften die Griechen ſich nicht unterwerfen, ohne mit ihrer 
ganzen kirchlichen Vergangenheit zu brechen. 

So erfolgte denn endlich am 16. Juli 1054 die gegenſeitige Excommunication ber beiden 
Kirchenhäupter von Konſtantinopel und Rom, welche die formliche Trennung der lateiniſchen 
und der Griechiſchen Kirche bezeichnete. Alle feitherigen Vereinigungsverſuche find fruchtlos 
geblieben, weil das unbeugfame Rom als erſte Bebingung die Anerkennung des paäpſtlichen 
Primats verlangte. Die Kreuzzüge haben eher das Begentheil einer Annäherung herbeige: 
führt; die Griechen machten mit ven Abendländern nicht nur Feine gemeinfame Sache, fondern 
thaten ihnen noch Abbruch, ſoviel ſie vermochten. Danach hat die ephemere Eriftenz des Tateini- 
[hen Kaiſerthums in Konftantinopel (1204 —61) und die zwangsweiſe Einführung ver 
römifhen Verfaffungs- und Eultusformen, foweit die Gewalt der Eroberer reichte, die nationa⸗ 
len und religiöfen Antipathien der Griehen nur noch gefteigert. In den letzten Zeiten des by: 
zantintfchen Kaiſerthums draͤngte einigemal die Türkennoth zu widerwilligen Zugeftänpniffen 
an Rom, um dadurch den kriegeriſchen Beiftand des Abendlandes zu erkaufen. Zu Florenz 
unterzeichneten bie griechifchen Befanbten am 6. Juli 1439 die berühmte Unionsurkunde, meldhe 
noch heute in Nom als kerchenrechtliche Grundlage für jede neue Bereinigung gilt. Nach den 
vom PBapfte vorgeſchriebenen Bedingungen wird die Oberherrlichkeit des Statthalters Chriſti 
über die ganze Kirche anerkannt, die dogmatiſche Differenz über den Ausgang des Heiligen Gei⸗ 
ftes auf Misverftänpniffe zurückgeführt und die Rechtgläubigkelt beider Parteien befcheinigt, 
nachdem die Griechen in dem neu.aufgelommenen Dogma vom Fegfeuer fi für die römifche 
Lehre im weſentlichen hatten gewinnen Taffen. Als Gegengabe bot Rom die Zulaffung der eigen- 
thũmlichen ariechiichen Bräuche, vor allem der Priefterehe, des Laienkelchs und des Gebrauchs 
gefäuerten Brotes flatt der Hoſtien. Aber die Nachgiebigkeit des Kaiſers Johannes VII. Paläo⸗ 
logo8 und die feines Patriarchen Metrophanesftieß auch diesmal auf den einftimmigen Widerſtand 
des Klerus und Volkes. Die drei übrigen Patriarchen des Morgenlandes ſprachen zu Jerufalen 
den Bann Über alle Anhänger der Union, und als bald darauf Konftantinopel in die Hände ber 
Türken flel, war von dem florentiner Vertrage Feine Rede mehr. Nahmals iſt e8 den Bemuͤ⸗ 
hungen ber Jeſuiten gelungen, einen großen Theil der griedhtfchen Katholiken unter polniſchem 
und ungarifhem Scepter auf Grund der Bedingungen von Florenz dem römischen Primate zu 
unterwerfen; aber nur in Galizien und den Ländern der ungariſchen Krone hat ſich eine be- 
deutendere Anzahl diefer „unirten Griechen’ bis Heute erhalten (nach der neueften Zählung: 
Nuthenen oder Kleinruffen in Galizien 2,077000, in der Bukowina 9000, In Ungarn 
673000; Rumänen in Ungarn 26000, in Siebenblirgen 674000; Serben in Ungarn und 
Siavonien 64000, zufammen über 3Y, Mill.). Dagegen iſt die 1594 dur Sigmund II. 
von Polen und Cardinal Poflevin für das Papfttfum geivonnene Bevoͤlkerung Weißrußlanns 
und Litauens zum Theil ſchon unter Katharina I. in ven Schos der orthoboren Kirche zu: 
rückgekehrt; die Wiedervereinigung der übrigen (mehr als 2 Mill.) erfolgte nach Nikolaus’ I. 
Willen auf der Synode zu Polozk (12. Febr. 1839). Ein Heiner Reſt unirter Griechen in 
Polen (meift in der chelmer Didcefe) ſteht gegenwärtig im Begriffe, dem gegebenen Beifpiele 
zu folgen. Anders jind die Verhältniffe in ver Türkei, namentlid in Syrien, wo während der 
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Kreutzuge ein Theil der dortigen chriſtlichen Bevoͤllerung ſich dem Papfle und dem lateiniſchen 
. Bekemminiffe anſchloß. Die Treue dieſer ſyriſchen „Lateiner“ gegen Rom iſt durch bie allge⸗ 
meine Lage der Dinge hinlänglich geſichert. 

Die innere Cutwickelung Der Griechiſchen Kirche ſeit Der definitiven Trennung von Mom 
ift, abgeieben von dem, was bie Öffentlichen Rechtsverhältniſſe berührt, faft nur für Theolo⸗ 
gen von Interefle, Geiſteaträgheit und innere Grflarrung bei aller Gelehrſamkeit, äußerliche 
und mechaniſche Überlieferung des Hergebrachten ohne Kraft und Luf zu weiterer Entwicke⸗ 
lung ſind neben ver zunehmenden Sittenverderbniß bie hervorſtechenden Merkmale dieſes Kir: 
chenthums unter byzantiniſcher und mohammedaniſcher Herrſchaft geblieben. Die griechiſche 
Theologie des Mittelalters zählt Gelehrte von bisweilen großartigem Saumlerfleiße, über⸗ 
ſchwengliche Redner und miyſtiſche Ausleger der aufs künſtlichſte und kleinlichſte ausgebildeten 
liturgiſchen Vräuche, aber keinen einzigen Denker von ſelbſtändiger, bie wifienkhaftlicge Thätig⸗ 
keit vor Zeitgenoſſen in neue Bahnen lenkender Geiſteskraft; alles bewegt ſich ohne Verände⸗ 
zung in den längſt ausgefahrenen Gleiſen, ber kirchliche Lehrbegriff blieb auf die Entwidelungs- 
ſtufe gebannt, auf Ber ihn ſchon Johannes von Damascus gefunden hatie. Die reiche und gewal⸗ 
tige Geiſtesarbeit des Abendlandes iſt zwar nicht völlig ſpurlos au ben Griechen vorüherge- 
gangen, zeigt ſich aber faft nur in der ſchärfern Ausprägung des einen ober andern Glaubens: 
artikels, wie der Erlöjungstheorie und ver Saframentölehre. Die Eroberung Konſtantinopels 
und die Flucht der bebeutenpften griechiſchen Gelehrten nad Italien gab dem Abendlande ben 
Anſtoß zur Wieberaufnahme ver Humaniftifchen Stubien, aber ven Griechen if wenig von dieſem 
durch fie felbft angeregten wifjenfchaftlichen Leben zugute gelommen. Die Reformatoren fegten 
eine Zeit lang große Hoffnungen auf gemeinfchaftlihes Handeln mit den Griechen, mit denen fie 
Die gemeiniame Verwerfung des Papfſtthums und seiner Reihe päpftlicher Braude verband. 
Die Rückkehr zum griechiſchen Neuen Teflament und das erneute Stubium griechiſcher Kirchen: 
väter bei den Evangeliſchen boten weitere Antnüpfungspunfte dar. Die Augsburgiſche Confeſ⸗ 
flon und Luther's Kleiner Katehismus wurden ind Griechiſche überjegt, Melanchthon, Davib 
Chytrãus und der Tübinger Martin Crufius bezeugten ein reges Intereile für Die Angelegen- 
heiten der morgenländifchen Kirche. Dennoch blieben auch dieſe Hoffnungen unerfüllt. Die 
Unterhandlungen ver tübinger Lutheraner mit den Patriarchen Jeremiad von Konſtantinopel 
(feit 1574) blieben voͤllig erfolglos. Größere Ausſichten fchienen ſich zu exdifnen, als Kyrillos 
Lufaris, der in Litauen pen Proteſtantismus kennen gelerat Hatte, im Jahre 1602 den aleran- 
driniſchen und 19 Jahre fpäter den byzantinifhen Patriarchenſtuhl beftieg. In Verbindung 
mit holländiſchen, engliichen und fhmeiger Theologen verfuchte er eine Bereinigung mit der 
reformirten Kirche herbeizuführen, Die er namentlich in ihrer eptifopalen Darftellung in Eng⸗ 
land mit dem griechiſchen Kirchenweſen in allen weſentlichen Stücken übereinſtimmend faub. 
Auf feinen Betrieb flubirte der geiftwolle Metrophaned Kritobulos in Oxford. Aber auch viefes 
Unternehmen, obmol unterküßt durd die engliſche Geſandtſchaft bei der Pforte, warb tHeils 
durch die Ränke ver Jeſuiten und des franzöſiſchen Hofs, die ven Patriarchen dem Sultan poli- 
tifch verdächtig machten, theils durch die Abgeneigtheit des griechiichen Klerus vereitelt. Kyrillos 
Lukaris, mehrfach entieht und wieder nach Kouſtantinopel zurüdgeführt, fand auf Befehl des 
Sultans im Kerker feinen Ted (1638), und der neue Patriarch eilte, alle Kepereien ſeines Bor- 
gängers durch eine Synode zu Kouflantinopel verdammen zu lafien. Das non Petrus Mogilas, 
dem Metropoliten von Kiew, 1642 verfaßte Glaubensbekenntniß bezweckte, die orthodoxe Kir⸗ 
chenlehre auch gegenüber ven proteftantiichen Meinungen funbolifch zu firiren, und fand die Beneh= 
migung ber Patriarchen von Konftantinepel, Alexandrien, Antiohien, Jerufalem und Moskau. 
Die Anlage viefed Symbols ift katechismusartig: die Glaubenslehre geht voran; nächſt dem 
orthoboxen Bekenntuiſſe zur heiligen Dreleinigfeit werben beſonders die Safranıente ausführ⸗ 
lich bebandelt; dem zweiten Abſchnitte von ver Hoffnung liegen das Baterunfer und die fieben 
Seligkeiten der Bergpredigt zu Grunde; ber dritte, ald Lehre von ber Liebe, entwidelt Die norh: 
mendigen guten Werke im Rahmen der zehn moſaiſchen Gebote. 

Die Kirhenverfaffung hat feit ver Eroberung Konflantinopeld ebenſo wenig wie die Lehre 
eine wefentlihe Umgefaltung erfahren. Dem monarchiſchen Abſolutismus der römiſchen 
Kirche gegenüber blieb man im Morgenlande bei einer hierarchiſch geglieberten Ariftofratie 
mit repräfentativen Sn bitugonen fieben. Das Synodalweſen ift hier niemals fo wie im römi- 
Shen Katholicismus außer Ubung gefommen,. Eigenthümlich ift hier nur die Ummanblung Ber 
die Patriarchen umgebenden Synode in einen fländigen Beirath, eine Ginrichtung, vie an Ser 
ältern, aus Bilhäfen zufanımengefegten „einheimifchen Synode“ zu Konftantinopel ihr Bor: 
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bild Hatte und unter der türkiſchen Herrſchaft allmählich auf alle Patriarchate ausgedehnt ward. 
Gs iſt bezeichnend für den Geiſt der orientaliſchen Kirche, daß dieſe Koͤrperſchaft für unentbehr⸗ 
licher gilt als das Patriarchenamt ſelbſt. Zur Ausübung der regierenden Gewalt in der Kirche 
finn wie vor alters nur die oberfien Ordnungen des höhern Klerus von den Bilhäfen aufwärts 
berufen; dieſe alle leben im Colibat und werben daher in der Hegel nicht and ven Weltprie⸗ 
fern, ſondern aus nen Mönchen, welche vie Prieſterweihe empfangen haben, genommen. Den 
Brieftern und Diefonen, die vor der Weihe Weiber genommen, iſt die Fortführung ver Che ge- 
ſtattet, das Eingehen einer zweiten ebenfo wie die Verheirathung nad) der Weihe bei Verluſt 
ihres Ranges unterfagt ; bock find die ans ſolchen Ehen enifprofienen Kinder legitim. Die nie: 
bere Geiſtlichkeit ( Hypodiakonen, Lectoren, Cantoren, Synkellen) ſind mie alle oxthadoxen Chri⸗ 
ſten zur dreimaligen Ehe berechtigt. An die eigentlichen Kleriker reihte ſich ehedem ein zahl⸗ 
reiches, künſtlich gegliedertes Perſonal weltlicher Kirchenbeamten, das Gegenſtück bes in ebenſo 
maſſenhafte Rangſtufen zerfallenden byzantiniſchen Hofftaates. Alle dioſe meiſt ſehr überflüſ⸗ 
figen kirchlichen Wuͤrdentraͤger führten prachtvoll klingende Namen: großer Rogothet, großer 
Öfonomos, großer Sakellarlos, Steuophylar, Chariophylax, Dikäophylar, Protonotarios, 
Hypomnematographos, Hieromnemon, Referendarioß u. ſ. w. In Konſtantinopel zumal bients 
dieſes Beamtenheer mit ſelnem fleifen Ceremoniel und dem umſtändlichen Verwaltungomechs⸗ 
nismus zur Erhöhung des Glanzes ves Patriarchenſtuhls, doch find die meiſten dieſer Amter 
unter ber tärfifchen Oberherrſchaft eingegangen ober beficehen nur noch dem Namen nad). 
Die Euttusformen Haben ſich aus der byzantinischen Zeit ebenfalls faſt ohne Anterung fort: 
gepflanzt. Die Abneigung des kirchlichen Altertgums gegen plaftifihe Darfiellungen una ven 
Gebrauch muſlkaliſcher Anftrumente blieb in der vrientalifgen Kirche traditionell. Bilnfäulen 
finden ſich außer vem Chriſtusbilde faft nirgends, Moſaiken und Malereien find son alters her 
bräudlih, ſtehen aber dafür auch auf derſelben niedrigen Stufe künftliher Entwickelung wie che: 
dem, Glocken find felten, Orgeln nirgends In Gebrauch. Die ſchon berührte uͤberladung bed Got⸗ 
teödienftes mit liturgiſchen Braͤuchen, vie alle bi8 ins Kleinlichſte vorgezeichnet find, drängt alle 
andern Beftandthelle des Gultus, namentlich bie Predigt, völlig in den Hintergrund und erzeugt 
einen Mechanismus äußerlicher Religiofität, ber den romiſchen Formalismus no hinter fi 
zurückläßt. Der Aberglaube an munberthätige Bilder und Reliquien, an heilkräftige Beſpre⸗ 
chungen und Salbungen ver Kranken durch die Priefter ift bei ver tiefen Unwiſſenheit ver Wolfe: 
maffen noch weit allgemeiner verbreitet als unter ven Päpftlichen. Dabei ſtehen Die Briefter 
durchſchnittlich auf Feiner Höhern Bilnungsflufe als ihre Gemeinden; für theologiſchen Unter: 
richt iſt außer in den Klöftern, aus denen ber höhere Klerus hervorgeht, fo gut wie gar nicht 
geforgt; nur in Rußland und im Königreich Griechenland genießt jetzt wenigftend der größere 
Theil der Diakonen und Priefter eine, wenn auch beichelnene, doch regelmäßige Schulbil⸗ 
dung. In vielen Landſtrichen, namentlich in der Türkei, befchränten ſich pie Anfprüde an prie⸗ 
ſterliche Vorbildung auf die Befähigung, pie Gebete und liturgiſchen Formeln herſagen oder ab- 
lefen zu koͤnnen. Dagegen zählt z. B. in den bſterreichiſchen Staaten ver höhere Klerus viele an 
Geiſt und Gelehrſamkeit Hervorragende Glieder. Das Möͤnchthum if im Morgenlande nie zu 
einer fo reihen Entwidelung wie bei den Lateinern gebiehen. Statt der zahlloſen römiſchen 
Orben kennt man hier nur eine einzige Regel, die nad Bafilios dem Soßen, dem berühmten 
kappadoeiſchen Kirchenlehrer im 4. Jahrhundert, benannt iſt. Auch vie Zahl der Abſter if 
namentlid in Rußland verhättnißmäßig gering, ihre Bevblkerung dünn; um fo größer Dagegen 
der Einfluß, den fie theils auf wie Entwidelung des griechiſchen Kirchenweſens unter neu: 
befehrten Völkern, thells auf die freilich fehr ſtereotype Überlieferung. der gelehrten Säge 
des kirchlichen Aiterthums gebt haben. Noch heute ſtehen die Moͤnche vielfach im Rufe noch 
höherer Heiligkeit als die einheimiſchen Popen, die ſich in Kleidung, Befchäfttgung und Lebens: 
art wenig von dem Landvolk unterſcheiden. Die Religioſitäͤt des Bolfes beſchrünkt ſich meift 
auf die äußern Eeremonien, auf deren genaue Beobachtung gehalten wird, wie Kreuzſchlagen, 
Kniebeugen, Reliquienküfſen u. f. w., deögleichen auf die fogenannten guten Werke, wie Faſten, 
Wallfahrten, Fußwaſchen, Geſchenke an Kirchen und Alöfter. Doch tft Die religidie Symbolik 
dem Orientalen bet feiner ganzen Gemüthsart unentbehrlih und wirb au bei zunehmender 
Bildung ſchwerlich in Wegfall kommen. Die regelmäßigen Faſttage find wie in der alien Kirche 
Mittwoch und Breitag, die Enthaltfamfelt namentlich in den Duabrageflinatfaften vor Oſtern 
noch ungleich peinlicher als bei’ ven römifchen Katholiken. Eine Heike anderweiter Gebräuche, 
wie das dreimalige Untertauchen Hei der Taufe, Die Hinwendung der Betenden nad Oſten, 
ſtammt aus dem hochſten Alterthume. Dagegen find Ablaß und Fegfeuer unbekannt. 
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Die äußern Schickſale und ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der Griechiſchen Kirche ſeit dem 
Untergange des byzantinifhen Reichs find in ven verſchiedenen Ländern ſehr verſchieden ge⸗ 
weſen. Die türkiſche Herrſchaft verſchlang mit dem öſtlichen Kaiſerthume auch bie kleinern ſla⸗ 
wiſchen und rumänifchen Staatskoͤrper in den Donaugegenden, welche alle mit Ronftantinopel 
zwar nicht in politiſchem, aber in kirchlichem Zufammenhange flanden. Auf den Unterjochten 
laftete ver mit allen Breueln afiatiſcher Barbaret gepaarte Despotismus namentlich anfangs mit 
furchtbarer Schwere. Unter dem türkifchen Ausfaugungsfgfteme verarmte das ehedem fo wohl: 
habende griechifche Volk, oder nahm zu Hinterlift und Betrug feine Zuflucht, um wenigflens 
einige Trümmer feiner Habe vor ben raubgierigen Blicken ver wilden Gewalthaber zu retten. 
Die hoffnungslofe Sklaverei eninerote- und entiittlichte die Maſſen, vie nad verfchiedenen 
mit entjeglicher Grauſamkeit gerächten Aufitanpsverfuchen fi endlih mit äußerlicher Fügſam⸗ 
feit in ihr Schickſal zu ergeben fhienen. Aber innerlich kochte ver unverföhnliche Ha gegen bie 
ungläubigen Zwingherrn mit verbaltener Blut und lauerte auf jede Gelegenheit, ihnen mit 
gleiher Münze zu zahlen. Nach vier Jahrhunderten der Knechtſchaft fteht die Mehrzahl der 
Chriſten in der Türkei ihren Unterdrückern noch ebenfo feinpfelig gegenüber wie ehedem, trop 
der bedeutenden, durch bie Einmifhung der europäiſchen Mächte ven oömanifchen Herrſchern 
neuerdings abgenötbigten Zugefländnifle. In den Freiheitskämpfen ver zwanziger Jahre Kat 
der fräftigere Theil ver Gellenen bie Sklavenkette zerbrochen, die übrigen verbiuteten entweder 
unter dem Säbel der Moslems ober wählten ein unficheres Leben voller Schande und Erniepri: 
gung für bie ſichere Ausſicht auf jahrelange Opfer an Gut und Blut, vor denen namentlich 
die verweichlichte, allein noch an Handelsintereflen bingegebene Bevölkerung Konftantinopels und 
ver Fleinaflatifchen Küften zurückſchreckte. Heute bat die türfifhe Herrfchaft von den unter: 
worfenen Griechen außer etwa in Thefſalien und auf ven Infeln wenig oder gar nichtö zu fürch⸗ 
ten, während die Eräftigeru Siawenflämme in ven Donaugegenben und am Adriatiſchen Meere 
faft in ununterbrochenem Aufſtande begriffen fin. 

Der religiöfe Drud iſt doch auch in den ſchlimmſten Zeiten minder fühlbar geweien als der 
politifche. Die Türken nahmen bei der Eroberung ben beflen Theil der Kirchen und bie kirchli⸗ 
hen Schäte, fie behandelten die „Ghriftenhunde‘‘ mit wegwerfender Beratung und gelegent- 
lid) mit unerhörter Brutalität, geftatteten ihnen aber zu glauben, was ſie wollten. Die grund⸗ 
füglige Duldſamkeit des Islam gegen alle Bekenner des einigen Gottes ermöglichte auch dem 
griechifchen Kirchenthume eine freilich ſehr armfelige Cxiſtenz und fogar eine Art von flaatd- 
rechtlicher Geltung, Die hierarchiſche Organifation. blieb ungeftört, vie höhere Geiſtlichkeit 
mußte Schmähliches erdulden, wurde aber als politifche Repräfentation der Unterworfenen von 
den Sultanen anerkannt und übernahm überall, wo griechifche Ehriften in größern Verbänden 
beiſammenlebten, die bürgerliche Gerichtsbarkeit und innere Verwaltung. Die Patriarchen 
von Aleranprien, Antiohien und Ierufalem waren lange vor ter fremden Eroberung Hirten 
ohne Heerden, da bie theologifgen Spaltungen in ven Reiben der Rechtgläubigen aufgeräumt 
batten ; defto größere Bedeutung gewann das Patriarchat von Konflantinopel als der geiftliche 
"und politifche Mittelpunkt für die große Mehrzahl griechifcher Chriſten unter tüurkifcher Hoheit. 
Dafür war freilich der jeweilige Inhaber dieſer Würbe vor andern allen Launen fultanifcher 
Willkür ausgeſetzt. Die Biſchofswahlen find frei, bedürfen aber eined großherrlichen Beſtäti⸗ 
gungsbriefes, ber gewöhnlich durch eine beveutende Summe erfauft werben mußte. Der 
Patriarch von Konftantinopel, der allein den Titel „oͤkumeniſcher Biſchof“ führt, erhält vom 
Sultan felbft gegen eine hohe Abgabe vie Inveftitur; er hat den Rang eines Paſchas von Drei 
Roßſchweifen und galt bis auf die neueflen Zeiten herab als der Vertreter der Griechen bei ber 
Pforte in allen bürgerlichen Angelegenheiten. Sein ſtändiger Beirath, Die Heilige Synode, be- 
fleht aus zwoͤlf Metropoliten, von denen acht ſtets in Konflantinopel anweſend fein müflen, doch 
wohnenden Berarhungen auch Hochgeftellte weltliche Kirchenbeamte und Notabeln der Gemeinde 
hei. Bei Wahlen oder Entſetzung von Bifchdfen, welche legtere früher ſehr häufig geſchah, waren 
die verfchienenartigften Einflüffe wirffam: die Pforte beſtätigte ven, ber am meiften zahlte, und 
bediente fih wieder der Synode, um ben jemeiligen Inhaber des Bisthums zu Gunſten eines 


foloentern Bewerbers zu verprängen. Leider tragen an dieſen Misſtänden die Griechen ſelbſt den 


größern Theil der Schuld. Bis zu den legten Reformen zahlten die Chriſten außer ven ihnen 
mit den Türfen gemeinfamen Abgaben noch Kopffteuer, Zehnten für Landwirthſchaft und Vieh⸗ 
zucht, Gontribution zur Unterhaltung ber türliiden Milizen, endlich einen befonbern Tribut für 
Zulaffung des hriftlicden Gottesdienſtes und für Dotation des Biſchofs. Hierzu famen allerlei 
Naturalleiftungen wie der Konak (Bingquartierung), Frondienſte für Öffentlige Bauten und 
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eine Ball befonderer Kieferungen nah Willkür ver Paſchas. Verfallene chriſtliche Kirchen 
durften gar nicht oder doch nur gegen eine oft unerſchwingliche Steuer wienerhergeftellt werben, 
daher alle gottesbienfllihen Gebäude fi im jämmerlichften Zuſtande befanden. Glocken waren 
nicht geflattet außer in pen Klöftern. 

Die neuefle Zeit hat in den meiften Beſchwerdepunkten einige Abhülfe geſchafft. Seit vie 
zunehmende Altersſchwäche des Dsmanifchen Reichs die Einmifhung ber hriftlichen Mächte in 
die Innern politiſchen und kirchlichen Angelegenheiten biefes weiten Ländercompleres zur Regel 
erhob, iſt bie Lage der dortigen Chriſten (ber Rajahs) durch verfchtenene Meformgefege er- 
lzichtert worden, ohne daß bisjegt geordnete Zuſtände erreicht wären. Der Hattifcherif von Gül⸗ 
hane (1839) ſprach zum erflen male den großen Grundſatz der bürgerlichen und politifchen 
Gleichſtellung von Chriſten und Moslems aus, Hat aber nur die Ohnmacht der Regierung und 
den Fanatiömus der mohammedaniſchen Bendlferung, mit welcher die Unterbehoͤrden meift ſym⸗ 
pathifirten, and Licht gebracht. Die Anſprüche Rußlands auf das Protertorat aller orthodoxen 
Ghriften in der Türkei fanden in unerfüllten Berheißungen einen Schein des Rechts. Der von 
den Weſtmaächten unterflügte Widerſpruch des Sultans führte befanntlich den legten ruſſiſch⸗ 
türkifchen Krieg herbei. Der dritte Pariſer Friede brachte den chriſtlichen Rajahs flatt des ausſchließ⸗ 
lichen ruſſiſchen Schußes eine gemeinfame Schirmherrſchaft ſämmtlicher Großmächte und die Ber- 
heißung durchgreifender Reformen durch ven Sultan. Durch den Hatti⸗-Humayum vom 18. Febr. 
1856 !öfte Abdul⸗-Mepdſchid fein den riftlihen Mächten gegebenes Wort. Die im Hattifcherif 
von Bülhane ausgeſprochene Gleichheit per Najahs mit den Moslems vor dem Gefeg wird Bier 
feierlich beflätigt; vie nähern Beflimmungen verordnen die Zulaffung der Chriften zu Staats⸗ 
ämtern, Kriegöpienften und militärifhen Graben, vie Aufhebung ber blutigen Strafgefege 
gegen den Übertritt von Mohammedanern zum Chriſtenthum, desgleichen die Ergänzung des 
Staatsraths dur eine Anzahl hriftlicher Mitglieder. Bon nicht geringerer Wichtigkeit ift die 
Ernennung der Patriarchen auf Lebenszeit, ihre Enthebung von aller bürgerlichen und richter⸗ 
lien Gewalt und vie Einführung weltlicher Gerichtsbarkeit für Die Rajahs. Gin etwas fpäter 
erfhienener großherrlicher Erlaß überträgt die Regierung und Bermaltung der hriftlichen Ge⸗ 
meinden einem Ausſchuſſe von fieben Geiſtlichen und zehn Laien, der von den Notabeln der Be: 
meinde gewählt wird und fich mit ven Delegirten jeder Provinz zu vereinigen hat. Diefer beräth 
die ſämmtlichen Gemeindeangelegenbeiten, verwaltet die Kirchengüter, zieht bie Abgaben ein 
und zablt den Patriarchen, Metropoliten und Bifhdfen ihre Gehalte aus. Der Gehalt des 
Patriarchen von Konftantinopel ift auf 600000 Biafter feftgefeht. Die Durchführung der Re- 
formen iſt von ſeiten des fanatiſchen Türkenthums ebenfo wie von der hoben griechiſchen Klerifei 
nad Kräften gehindert worben, fheint aber im ganzen glücklicher fortzufihreiten, als man an⸗ 
fangs befürdten mußte. Ausbrüche ver Volkswuth gegen die den CHriftengewährten Bergünfti- 
gungen gehören noch immer keineswegs zu den Seltenheiten, werden aber meiftentheild von den 
türkiſchen Behörden ernſtlich beftraft. Die hauptſtaͤdtiſche Bevdlkerung bat ich völlig ruhig ver⸗ 
halten. Schon find eine Anzahl chriſtlicher Schulen errichtet und allein im Sabre 1856 an 120 
Kirchen neu gebaut ober wiederhergeftellt worden. Nach einem offlctellen Berichte des ‚„‚Sournal 
be Gonflantinople‘ vom 8. Juni 1860 belief ſich die Zahl der feit vem Hatti⸗GMumayum errichte: 
ten ober renovirten chriſtlichen Kirchen, Schulen und Klöfter auf 1034, wovon allein 843 dem 
griechiſch⸗ orthodoxen Belenntniffe zufallen. Die jüngften GHriftenverfolgungen im Libanon hat: 
en mit der Mellgion urfprünglich wenig zu fehaffen, fondern erflären ſich aus dem von alter8 ber 
beſtehenden Haſſe zweier rivalifirender Bergvolker. Die türkiſche Regierung bat auch hier den 
beften Willen gezeigt, religidfen Beſchwerden Abhülfe zu fhaffen, und gegenwärtig ift bie 
Unterorbnung ded ganzen Gebirgsftrichd unter einen einzigen chriſtlichen Kaimakam entſchie⸗ 
den. Der Wiperfland ber griechlichen Bifchöfe gegen das großberrliche Gefe erklärt ſich hin⸗ 
länglich aus ihrer zu Gunften’freiheitliher Entwickelung eingefhräntten Mactftellung. Die 
Emancipation des Volkes von der jahrhundertelangen geiftlichen Besormundung in allen bür- 
gerlichen Dingen ift ein bedeutungsvoller, zukunftverheißender Fortfchritt. Auch die Abſchaf⸗ 
fung der den Biſchöfen geleiſteten Grundzinſen und ihre Umwandlung in eine feſte jährliche 
Rente hat die Quelle eingewurzelter Misbräuche und ſchamloſer Erpreſſungen verftopft. Jeden⸗ 
falls And noch ungeheuere Schwierigkeiten zu überwinden, ehe der Hatti⸗- Humayum vom Pa: 
piere in bie volle Wirklichkeit tritt; aber feine confequente Durchführung beveutet auch nichts 
Geringeres als eine vollſtändige foriale Revolution, deren für das Oſsmanenreich bedrohlicher 
Ausgang fi ſchon jept vorausſagen Täßt. 

Statiftifge Angaben über die vermaligen Verhältniſſe ver griechiſchen Kirche in ber Türkei 
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find noch immer ziemlich ſchwierig zu erlangen, beſonders hinfichtli ver Genauigkeit. Bon ver 
Gefammtiumme ber bortigen Chriſten machen vie orthodoxen Griechen noch immer die Aber: 
wiegende Mehrzahl aus, von weicher wieder reichlich zwei Drittel auf Europa fonımen. Nächſt 
ihnen find die Armenier am zahlreichſten vertreten, die ſich wieder in monophyſitiſche und roͤmiſch⸗ 
unirte theilen; neuerdings haben Ah durch Die Bemühungen amerifanticher Miſſtonare auch 
einige proteftantiihearmenische Gemeinden gebildet, namentlich) in Konſtantinopel. Der Sprenu⸗ 
gel des orthodoxen Patriarchen von Konſtautinopel umfaßt nach offieiellen Angaben über 80 Me- 
tropolitanfige in ber enropätfchen Türkei und ihren Bafallenftaaten, Kleinafien una den Infeln; 
doch exiſtirt eine große Zahl derſelben nur noch dem Namen nach. Deſto unbebeutenver find bie dxrgl 
übrigen Batriarchate: pad von Antiochien hat nach venfelben Berichten 13, dad von Jeruſalem 8 Me 
tropoliten unter fih; unter pen Patriarchen von Alexandrien ſteht ber einzige Bifchof von Libyen. 
m Konktantinopel waren vorbem Hatti⸗ Humayum noch 33 griecdhifche Kircgen ; hier und den Bos- 
porus entlang wohnen allein an 300000 orthodoxe Chriſten. Macevonien fleht unter dem Erz: 
biſchof von Salonichi und iſt für das griechtiche Moͤncholeben die wichtigſte Vrovinz des thrfifcden 
Reichs. Das ınit Klöfteen überfäete Athosgebirge verforgt faft Fämmtliche unmittelbar dem 
Sultan unterworfene Provinzen ded Sprengels von Konſtantinopel mit Biſchäfen und Metro- 
politen; in den dortigen Klöftern find noch reiche literäriſche Schäge vergraben, die von ven 
Mönchen um fo argwoͤhniſcher gehuͤtet wurden, je weniger fie ſelbſt dieſelben zu heben verflans 
den. Neuervings haben indeſſen wie Kloſterbrüder die Errichtung einer eigenen Druderei in 
Athen beiloffen, um vie allmählihe Beröffentlichung der Athoshandſchriften ine Werk zu fegen. 
In Theſſalien And die Erzbiäthümer von Lariffa und Trikola und die berühmten gehn Meteoren⸗ 
klöſter auf den fleilen Felſen des Mezzovogebirgs von Firchlicher Bedeutung. Die Bulgarenfirdhe 
war jhon im 9. Jahrhunderte ein Zankapfel zwifchen Griechen und Lateinern; Photios ge⸗ 
wann fie trog Der Bemühungen Nikolaus’ I. von Nom für Konftantinopel zurüd. Die Er- 
folge Innocenz’ Il. waren vorübergehend. Nachmals ſchloß fi ein Theil der Yulgaren dem 
Islam an. Die übrigen (gegenwärtig noch immer gegen 4 Millionen) hatten feit Yuftintan 
einen eigenen Patriarchen, ver vom Patriarchen zu Konftantinopel die Inveftitur erhielt. Die 
Herrſch- und Ranbſucht des griechiſchen Klerus Hat e8 aber vorgegogen, da8 Vatriarchat aufzu= 
heben (1767) und Die Bisthümer mit Griechen zu befegen, die nicht einmal der Landesſprache 
fundig find. Die neuerdings allerorten erwachten Rationalitätsbeftrebungen Gaben auch die 
Bulgaren zu dem Berfuche ermurbigt, das drückende kirchliche Abhängigkeitsverhältniß von 
Konftantinopel zu lölen. Die Bewegung, die mit der Vertreibung bes griechifchen Biſchofs von 
Widdin wegen ſchamloſer Erpreifungen begann (1857), ſchlen eine Zeit lang zu einer Vereinigung 
mitRom zu führen, welches den Bulgaren mit offenen Armen entgegentam (1860). Doch hat fi 
gegen die bereits erfolgten libertritte eine flarke Oppofltion erhoben, einzelne Bethelligte Haben 
reuig widerrufen, und das Ende des Kirchenſtreits wird wol eine Reorganifation der Bulgaren- 
Eirche auf volkſthümlicher Grundlage und die Herftellung eines ſelbſtändigen Patriarchats fein, 
doch mit Feſthaltung der orthoboren Lehre und des morgenlänbifhen Ritus. Dem Papftthume 
ift es ſchwerlich beſchieden, Die Früchte dieſes Umſchwungs der Dinge gu ernten. Dagegen fiber: 
wiegt in Türkiſch-Kroatien die lateinliche Beodlkerung. Die Albaneſen find größern Theils 
fon im 16. Jahrhunderte zum Islam übergetreten, in Bosnien nur der Adel. Die chriſt⸗ 
liche Bevölkerung Albaniensd hängt zur größern Hälfte dem Iateinifchen Ritus an, dagegen bie 
Bewohner der Hrrzegowina und die Moutenegriner dem griechtigen. Die alte Vereinigung ber 
oberiten geiſtlichen und weltfihen Gewalt in der Gzernagora ift.feit der Regierung ver vorigen 
Zürften in Wegfall gekommen; Gettinje ift die gemeinſchaftliche Reſidenz des Fürſten und des 
Biſchofs geblieben. Die Geifttichen ziehen noch immer mit in den Krieg und unterfcheiben Ad 
in Kleivung und Lebensſitte durch nicht8 von den Raten. Wenn ſie Mefle Iefen, legen fle Säbel, 
Flinte und Batrontafge ab. Im fürftlihen Serbien, ver Moldau und Waladei gehört eben 
fall8 die geſammte Bevölterung zur orthodoxen Kirche. Mit der politifchen Freiheit haben 
fi die Donaufärftenthümer aud ein nationales Kirchenweſen und Bifchöfe aus den Landes⸗ 
Eindern erftritten. Die 750000 Serben flehen unter dem Metropoliten von Belgrad, die oberſte 
geiftliche Leitung der vereinigten rumänifchen Fürſtenthümer liegt In ben Händen ber Metropo⸗ 
liten von Jaſſy und Bukareſt, pie Zahl Der griedhifchen Glaubensgenoſſen beträgt in beiden Län⸗ 
dern zufammen gegen 4 Millionen. Mohammedaner find von der Moldau und Walachei ver- 
tragsmäßig ausgeſchloſſen, in Serbien auf vie Feftung Belgrad beſchränkt, wo der Zeit noch ein 
türfifher Paſcha refipirt. In allen der Suzeränetät ber Pforte unterflehenden Fürſtenthümern 
iſt der Bildungoſtand der Wollsmaflen und des Klerus ein unglaublich niedriger, bie Krömmig- 
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keit mit vobem Aberglauben gemiſcht. Erft in ganz neuer Zeit Hat man auch bier die Hebung 
des Unterrichtsweſens ind Auge gefaßt. Die Lockungen der römischen Kirche find in Dielen 
Gegenden völlig vergeblich, Die inſtinctive Abneigung gegen das Papſtthum verbindet fich hier 
mit dem politifchen Haß gegen das katholiſche Oſterreich; als feinen Schirmherrn umd berein: 
fligen Netter verehrt Dad Volk noch innmer ven großen Zaren. 

Am tiefften iſt das griechiſche Kirchenthum in Kleinaflen verfallen. Die Kirchen ind von 
GBolz, ihmuzig und vernachläffigt, halb in Die Erde gegraben, die geiſtige und ſittliche Verſum⸗ 
pfung ded Volkes und feiner Priefterihaft ärger al® irgendwo. Einzelne Gemeinden wie die 
von Philadelphia bewahren doch noch große Erinnerungen an die chriſtliche Urzeit. In den 
übrigen Provinzen der aflatifchen Türrfei ift die orthodoxe oder melchitiſche Bevoͤlkerung überall 
in der Minderzahl. In Kurdiſtan und Diefopetamien find die meiften Chriſten Neftorianer und 
Jakobiten; ein geringer Theil derſelben ift mit der römifchen Kirdye vereinigt; mit den Nefto: 
sianern haben neuerdings proteſtantiſche Miſſtonare aus England und Amerika Beziehungen 
angeknüpft. Die ägyptiſchen Chriſten (ungefähr 80000) fin Monophufiten; die Zahl ver 
Melchiten wird auf ein Zehntel davon angeſchlagen. Ihr Haupt iſt ber Patriarch von Aleran- 
drien. Am bunteften ift das Völker: und Sonfeffionengemifh in Syrien. Die Maroniten im 
Libanon waren urſprünglich Monotheleten, ihre Unterwerfung unter ven römifchen Primat faft 
das einzige dauernde Ergebniß ver Rreugglige (feit 1182). Sie haben mit ven eigenthünilichen 
morgenländifchen Kirchengebräuchen aud dad Syriſche als heilige Svrache behalten. Abgeſehen 
von der im maronitiſchen Goklegiam zu Rom unterrichteten Geiſtlichkeit, if ihre Bildungsſtufe 
Doch nicht viel Höher als die ihrer Tobfeinde, der Halb heidniſchen, Halb mohammenaniichen Drufen. 
Außerbem gibt e8 in Syrien nor unirte Griechen mit ſtattlicher Hierardhie und arabiſchem Got- 
teſdienſt. Die alte Mutterfiadt des Chriſtenthums tft noch heute eine Muſterkarte aller mög- 
ligen Confeſſionen der Welt. In der Kirche zum Heiligen Grabe haben Griechen, Lateiner, 
Armenier und Kopten eigene Kapellen; vie Abyftinier, Jakobiten, Neflorianer, Maroniten 
u. ſ. m. müflen ſich mit Niſchen und Altären in ber Mauer der. Kirche begnügen und dürfen 
ihren Gottesdienſt nur gelegentlich verrichten. Seit 1841 befteht in Jeruſalem auch ein ge: 
meinfhaftlidd von England und Preußen gegrüundetes evangeliiches Bisthum, wozu etwas ſpä⸗ 
ter eine evangelifche Diekoniffenanftalt kam, die mährend ber legten Schlächtereien im Libanon 
ſehr wohlthätig gewirkt Sat. Die fogenanuten lateinischen Chriſten (ungefähr 1100 an ber 
Zahl) ſtammen von Bonvertiten and Der Zeit ver Kreuzzüge ab; ihr „lateinifcher” Mitus be- 
ſchränkt fi auf Die Anerkennung ver päpftlichen Herrſchaft und des römifgen Dogma, im übri⸗ 
gen halten fie an den morgenländiſchen Rirchengebrauden und der arabiſchen Kirchenſprache. 
Nur bie 20 lateiniſchen Klöfter in Syrien, Ägypten und Cypern find mit ſpaniſchen und ita- 
lieniihen Möndgen beſetzt. Die Chriſten des griechiſchen Ritns in Jeruſalem find ebenfalls 
Araber; fie bilden die Mehrheit (ungefähr 2000) und haben au bie Mehrzahl ver heiligen 
Stätten inne. Die erfiern ſtehen unter franzdflichen, die legten unter rufſfiſchem Schuge. und 
ihre fortwährenden kirchlichen Zänkereien bieten der auswärtigen Diplomatie einen fleten Anlaß 
zu rivaliktenden Cinmiſchungen. Der Hader zwiſchen Ruflen und Franzoſen über vie Schlüffel 
bes Heiligen Grabes bilvet ein Vorſpiel des letzten orientalifchen Krieg. Gegenwärtig iſt in- 
folge der zeitweiligen Beſetzung Syriens durch Die Franzoſen der lateiniſche Einfluß im Stei: 
gen begriffen. In Arabien ift die Zahl der Chriſten überhaupt fehr gering; Die meiften davon 
find Abyfiinier, noch haben bie orthonoren Griechen das berühmte Katharinenklofter auf dem 
Sinai inne, dad wit dem Patrlarhate von Nleranprien in engem kirchlichen Juſammenhange 
flieht. Auf Cypern gehört die chriſtliche Bevoͤllerung größtentheils, auf Candia ausſchließlich 
bem griechifchen Ritus an; ber Metzopolit von Gatzna, der in Candia refidirt, wird vom 
Patriarchen von Konftantinoypel gruannt. 

Sm oͤſterreichiſchen Kaiſerſtaate zählt man nad den legten ſtatiſtiſchen Angaben vom Sabre 
1860 2,918000 nidtunirte Griechen, beſonders zahlreich in Siebenbürgen, der Bufowina, 
Ofterreihilh: Serbien und Dalmatien. &3 befteht ein jerbiiches Batriarhat zu Carlovicz; zu 
der Synode des Batriacchen gehören die ſechs Bifchäfe von Arad, Bar: Karlflabt, Dfen, Bafrac, 
Temesvar und Werſchetz. Die Grundlage der Eicchlichen Privilegien bildeten bisher bie Di: 
plome Marla Therrfia’d vom 2. Ian. 1777 und Leopold's IL vom Jahre 1790. Die Februar: 
verfaſſung von 1861 bat den nichtunirten Griechen ebenfo wie den Proteftanten die vollftän- 
dige ſtaatsrechtliche Gleichſtellung mit den Katholiken bewilligt. Die kirchliche Organiſation ifl 
noch in der Bildung begriffen, ſtoͤßt aber auf Hinderniſſe. Während ber ſerbiſche Patriarch bie 
geſammte griechiſch⸗orthodore Kirche des Kaiferflants ſich unterorbnen möchte, fireben die Ru⸗ 
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mänen in Siebenbürgen und der Bukowina nad der Errichtung eines ſelbſtändigen Erzbis⸗ 
thums. Beide Theile haben große kirchliche Verſammlungen gehalten ; nad der ferbifchen 
Synode hat ein ſerbiſcher Rationalcongreß unter dem Borfige des Patrtarhen Rajacic getagt, 
der die Regelung der hierarchiſchen Verhältniffe und anderer Innerer Kirchenangelegenheiten 
in die Hand genommen, die Numänen find ebenfo zu einer großen aud Klerifern und Laien ge: 
bildeten Synode zufammengetreten und haben ihrem Wunſch nad) Errichtung eined griehifch- 
ortbopor-rumänifihen Kirchenweſens Ausdruck gegeben. In Wien befteben zwei griechiſch⸗ 
nichtunirte Kirchen, eine für die oͤſterreichiſchen, eine für pie ausländifchen Griechen ; eine fer- 
biſche Gemeinde foll in der Bildung begriffen fein. In der ruſſiſchen Geſandtſchaftskapelle wir 
ber Gottesdienſt in altſlawoniſcher Sprache gehalten. In Trieft gibt e8 zwei nichtunirte Ge⸗ 
meinden, eine nationalgriedhifche und eine ferbifhe; in Venedig eine nationalgriechiige. Im 
übrigen Deutfihland find kleine griechifche Gemeinden nur Hier und da im Befolge ruſſtſcher 
Fürftentöchter entftanden ; ihre ſtaatsrechtliche Stellung iſt die der vollkommenen Parität mit 
den übrigen riftlihen Gonfefflonen. An Batern, wo bie verwandtſchaftlichen Beziehungen bes 
Herrſcherhuſes zu bem athenifchen Hofe einen lebhaften Verkehr mit Griechenland wach halten, 
warb die volffonımene bürgerliche und politifche Gleichſtellung durch das Gefeg vom 1. Juli 
1834 ausgeſprochen. In Leipzig ift auf dem Wege des Handelsverkehrs eine Fleine griechiſche 
Gemeine entſtanden, bie ſich vor einigen Jahren in eine nationalgriechifche und eine rumäniſche 
gefpalten hat, deren jebe einen eigenen Popen und eine eigene Kapelle befitt. 

Die neugriehifhe Kirche in Hellas fcheint nach mancherlei Stürmen envli eine fefte Se- 
ftaltung gewonnen zu Haben. Der türkifche Drud Hatte auf Livadien und Morea vielleicht am 
bärteften gelaftet; der Aufſtand gegen die ungläubigen Zwingherrn galt dem Volke als ein hei⸗ 
Tiger Krieg. Als nach furchtbarem Blutvergießen die Pforte dur die Großmächte zur Aner- 
fennung bed jungen Staates gezwungen warb (1827), erfchien es als eine gebieterifäge Noth⸗ 
wendigfeit, bie politiſche Unabhängigkeit von Konftantinovel durd die firchliche zu vollenden. 
Schon im Anfange ded Freiheitsfampfes hatte man dem Patriarchen In Konftantinopel bie 
Steuern vorenthalten, die Aufnahme der von ihm gefandten Beiftlichen vertweigert; Graf Kapo⸗ 
diſtrias fuhr in demſelben Sinne landeskirchlicher Selbſtändigkeit fort, die hlerarchiſchen Ber: 
hältniffe vorläufig zu regeln. Der entſcheidende Schritt gefhah durch die Regentſchaft für König 
Dtto im Jahre 1833. Am 23. Juli erklärte diefelbe auf Antrag vöon 36 in Naupfia verſam⸗ 
melten Metropoliten die „orthodox⸗anatoliſche Kirche von Griechenland“ für unabhängig von 
jeder auswärtigen Behörde, Jefus Chriſtus für ihr einziges Haupt, wodurch das Recht zu 
felbftänpiger Verwaltung begründet ſei. Als oberfte Kirchenbehörve ward eine permanente 
Synode aus fünf Bilhöfen und zwei Staatsbeamten, bie jährlich vom König ernannt werden, 
errichtet. Nah Maßgabe ver heiligen Kanones fol diefe Behoͤrde in Innern Kirhenangelegen- 
heiten unabhängig von der Staatögewalt handeln, in Außern Dingen mit diefer gemeinfam. 
Meitere Mapregeln befeitigten die Reſte der geiſtlichen Gerichtsbarkeit, hoben ven größten Theil 
der Ktöfter zum Beften von Kirchen- und Schulzwecken auf und paßten die kirchliche Landes⸗ 
eintheilung ber politifden an. Die Errichtung einer nationalen Univerſität und die Neugeftal- 
tung des Schulweſens kamen erft 1837 zur Ausführung. Die neuen Organifationdgefege ſchu⸗ 
fen eine helleniſche Nationalkirche, wenn auch in theilweife frembartigen, vem an alten Gewohn⸗ 
heiten mit Zähigkeit feſthaltenden Volksgeiſte anftößigen Formen, und die Altgläubigen fühlten 
richtig heraus, daß die aufgeflärte Fatholifche Negierung dabei einen engern Anfchluß an abend: 
ländifche Bildung beabfichtigte. Der Widerwille richtete ſich zunächſt gegen die englifchen und 
amerikaniſchen Bibelüberfegungen und Miffionsgefellfgaften; die orthodoxe Hetärie ſann fe- 
gar auf Wiederherftelung des alten Abhängigkeitöverhältnifies zu dem dkumeniſchen Patriar- 
hen (1839). Der Haß gegen die fremdländiſchen Einflüffe, die Deutfchen zumal, führte 1843 
zur Revolution und zur Austreibung ber deutſchen Gelehrten, Dffigiere und Beamten. Inveflen 
bat die Bonftitution von 1844 die kirchliche Ordnung im wefentlihen unverändert gelaflen ur 
nur für die dauernde Herrſchaft ver orthödoxen Staatäreligion Sorge getragen, ber auch der 
Thronfolger angehören fol. Das kirchliche Statut von 1845 baut weiter auf dem gelegten 
Grund, gibt aber der Kirche eine von der Staatögewalt weniger abhängige Stellung. Dur 
ruſſiſche Bermittelung warb auch der Patriarch von Konftantinopel endlich beftimmt, die Selb: 
ftändigfeit der helleniſchen Rationalkirche gegen einige formelle Zugeftänpniffe anzuerkennen 
(1850). Während man die Erinnerungen an das clafitfche Zeitalter des helleniſchen Schrift: 
thums geflifientlich auffriſcht, tft das Miötrauen gegen abendländiſche Bildung und freude Be- 
einflufjung im Volke noch unbezwungen. Der Undank gegen die Deutfchen iſt übrigens ebenfo 
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ungerecht, als der Zorn über die politiſchen und kirchlichen Zudringlichkeiten der Engländer 
natürlich. Dennoch läßt ſich das von der altgläubigen Partei beliebte kirchliche Abſperrungs— 
ſyſtem trotz der Begünſtigung Rußlands auf die Dauer nicht aufrechterhalten. Die theologiſche 
Facultät von Athen iſt in der kurzen Zeit ihres Beſtehens ſchon ver Schauplag erbitterter 
Kämpfe gewefen. Gegen den freifinnigen, in Deutichland gebildeten Pharmakides trat ber. 
auch als Philolog gefeierte Konftantin Oikonomos ald Bertheidiger ver „diamantenen Burg der 
Orthodoxie“ in die Schranken. Pharmafides mußte feinen Lehrſtuhl verlaflen und ven Reſt 
feines Lebens in unfreiwilliger Zurücgezogenheit zubringen (geft.1860). Sein gelehrter Geg⸗ 
ner, ber ſich Doch ſelbſt des deutſchen Einfluffes nicht völlig erwehrt hat, ift ihm einige Jahre im 
Tode vorangegangen (20. März 1857). Miſſais Apoftolides, der früher.nad) einem Schleier: 
macher'ſchen Hefte Dogmatik lad, wurde 1853 ald Erzbiſchof nah Patras verfegt. Dafür Hat: 
jegt der in Leipzig und Halle gebildete Aleranver Lykurgos trog heftiger Aufeindungen von feiten 
der Altgläubigen eine Lehrkanzel in der theologiſchen Facultät erlangt und Die Aufgabe über: 
nommen, deutſche Wiſſenſchaft unter feinen Landsleuten einheimifch zu machen. Er gibt aud in 
Berbindung mit feinem ebenfalls in Deutſchland gebilpeten Freunde Moschatos eine theologis 
ſche Zeitfeprift heraus. Die Befreiung des kirchlichen und wifienfchaftlihen Lebend" von dem 
Banne einer geiftlofen Orthodoxie wird freilih nur fehr langfanı und unter heftigen Kämpfen 
von flatten gehen; jedenfalld aber find auf dem von dem talentvollen Lykurgos beiretenen 


Wege mit der Zeit erjprieplichere Krüchte zu erwarten als von der leider auch nach Athen impor⸗ 


tirten berliner Buchftabengläubigfeit. 

Eine bei aller Abhängigkeit von dem byzantinifchen Kirchenweſen doc vielfach eigenthüm⸗ 
lie Entwidelung Hat vie ruffifche Kirche genonmen. Lehre, Eultus und Berfaflung tragen 
durchaus dad Gepräge der orientalifhen Dutterfiche, aber das bei den Griechen trabitionelle 
gelehrte Interefie trat hinter das liturgijche und volksthümlich praktifche zurück. In der Lehre 
ohne alle Beſonderheiten, hat vie rufjifche Kirche in den gotteßdienftlichen Formen eine verhält: 
nigmäßig geringere Stabilität, in der Berfaffung nad einer Periode hierarchiſcher Selbftän- 
digfeit eine fehr große Neigung zur Verſchmelzung ver kirchlichen und politiſchen Gewalt an ben 
Tag gelegt. Der milde, fügjame, ſchwermüthige ſlawiſche Volksgeiſt zeigt durchſchnittlich eine 
weit tiefere religidfe Empfänglichkeit als der griechifche, einen nur durch Die niedere Bildungs: 
ſtufe ver Mafle noch vielfach verdeckten Hang zur Innerlichfeit des praftifchen Glaubenslebens, 
freilich auch zur knechtiſchen Unterwürfigkeit und düſtern Schwärmerei. Dem Ruſſen if fein 
beimatlicher Boden ein heiliged Land, das volksthüriliche Bedürfniß, allen Lebensverhältniſſen 
eine religiöfe und Eirchliche Weihe zu geben, prägt auch dem Staatöweien einen fatramentalen 


Charakter auf. Der rechtgläubige Zar ift im firengften Sinne des Worts eine geheiligte Per⸗ 


fon, die man fniefällig verehrt. Alle öffentlichen Acte ver Regierung find mit religidfen Gere: 


monien verbunden, der feierliche, prieiterliche Ton kaiſerlicher Erlaſſe erinnert an den Stil ober: - 


bifhöflicher Hirtenbriefe. Jeder Krieg wider Anversgläubige, zumal wenn er bie heimifchen 
Grenzen berührt, wird dem Rufen zu einem heiligen Kriege, in welchem Gott und ſeine Hei⸗ 
ligen dem rechtglaubigen Volke zur Seite flehen. 

Die erſten Spuren hriftlicher Predigt unter ven Rufſen verlieren fi in das Dunfel ver 


Sage. Als Methopios und Kyrill das Neue Teftament, die Pfalmen und die liturgiſchen Ge⸗ 


fänge ind. Slawoniſche überfegt hatten, hoffte der gewandte und ehrgeizige Photios die Seg⸗ 


nungen feines Patriarchats ven Völkern am Don, Dniepr und der Wolga zu bringen und vers 
fündigte im Jahre 866 dad Gewünſchte ald geſchehen. Aber die wirkliche Belehrung der Ruſſen 
ift reipli ein Jahrhundert fpäter erfolgt. Die verwitwete Großfürfiin Diga gedachte nad 
ihrer in Konftantinopel erfolgten Taufe (955) ver Kirche eine neue Helena zu werben, aber 
niemand mochte auf ihre griechiſchen Priefter hören. Erft ihr Enkel Wladimir der Apoftel- 
gleiche entjchieb ih, wie vie Sage berichtet, nach langer Prüfung von vier verſchiedenen Reli⸗ 
gionen für ven Glauben der Griechen (988). Das Volk fah in ftummer Unterwürfigkeit feine 
Goͤtter beſchimpfen und ließ ſich heerdenweiſe in den Dniepr zur Taufe treiben. Nachtraͤglich 
forgte Gropfürft Jaroslaw für Kirchen, Schulen und Kloͤſter. Die Bermählung bes erfien 
hriftlicgen Herrſchers mit einer griechifchen Prinzeſſin befeftigte das Band mit Konflantinopel. 
Bischöfe und Priefter erhielt Rußland bis zur Mitte des 11. Jahrhunderts vom oͤlumeniſchen 
Patriarden, danach aus dem Höhlenklofter zu Kiew, dem neuen nationalen Mittelpunfte kirch⸗ 
lichen Lebens und religidfer Literatur. Die gottesdienſtliche Sprache blieb Die jlamonifche bis 
auf denheutigen Tag. DerMetropolitanfik war bis 1328 in Kiew und wurbe dann mit ber Reſi⸗ 
denz nach Moskau verlegt. Das Berhältniß zur byzantiniſchen Mutterfichhe warb gelegentlich 


N 
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unterbrochen ober doch getrübt, ohne daß eine Änderung in Lehren und Bräuchen in Frage kam; 
römifche Einflüſſe verſuchten zu verfchledeuen malen Zugang zu gewinnen, zuweilen durch vor⸗ 
übergehende Fürſtenlaunen geförbert; ber ſchließliche Crfolg war doch die immer entſchiedenere Ab⸗ 
weiſung des Papſtthums. Der Gegenſatz des griechiſchen und lateiniſchen Kirchenweſens warb 
in die nationalen Kämpfe zwiſchen Ruſſen und Polen verflochten, während tm Süben des Reichs— 
die Verheerungszüge der Tataren dem orthodoxen Glauben bie Biuttaufe gaben. An der 
Untondiynode zu Blorenz nahm au der Metropotit Iſidor von Moskau theil und unterzeidh- 
nete mit ben andern Abgeordneten ber griechiſchen Kirche deren Veſchlüfſe; He Unten hat aber 
aud in Rußland nivgends dauernde Öeltung erlangt. Die ührigews au wur zeitweilige inter: 
werfung des Sprengels von Riem unter die Hoheit Roms erfolgte erſt in ben Beiten ver pol: 
niſchen Herrſchaft (1594). 

Der Untergang des Kaiſerthums von Byzanz nöthigte auch bie ruſſiſche Kirche eine möglichſt 
unabhängige Stellung zu nehmen. Der öfumenifche Patriarch Seremias H. fügte ſich mit rich⸗ 
tigem Takte in das unvermeiblich Gewordene. Der Metropvlit Hiob von Moslau warb wit 
Bewilligung der Batriarchen des Morgenlandes zum fünften orthodoxen Batrierchen erhoben 
und ihm als Sprengel die geſammte rufitfche Kirche mit drei Metropsliten und ſechs Erzbiſchoö⸗ 
fen zugewiefen (1589). An die Stelle ver Abhängigkeit Rußlands vom Stuhle zu Byzanz trat 
jet pie völlige Gleichberechtigung auf gemeinfaniem Blaubendgrunde. Ruſſiſche Kircheuſchrift⸗ 
fteller betrachten viefe Rangerhöhung gern ald ein Eintreten ihrer Kirche in die durch bie Los: 
trennung Roms in der kirchlichen Pentarchie entftandene Rüde. Ein Zeugniß der fortmwähren- 
den Glaubensgemeinſchaft und kirchlichen Berbinsung Rußlauds mit dem Orient war Die ſchon 
erwähnte von Betrug Mogilas verfaßte Beienntnipfchrift, welde auf einer Synode zu Konſtau⸗ 
tinopel die Anerkennung ſämmtlicher Batriarchen der anatoliſchen Kirche fand (1643). 

Solange Rußland in verfchiedene Großfürſtenthümer gefpalten war, Silbete die Kirche das 
mächtigſte Einheitsband; nach hergeſtellter Reichseinheit winerfegte fi der Klerus allen nach 
abendlaͤndiſchem Muſter unternommenen politiſchen Neuerungen. Dennoch zeigte ſich sine Zeit 
lang die höhere Geiſtlichkeit ſelbſt Reformen nicht abgeneigt. Der Patriarch Nikon von Mos⸗ 
fau (1652 — 65) war die Seele jener kirchlichen Beſtrebungen, welche auf Reinigung der 
liturgifchen Bücher von eingenrungenen Verderbniſſen und auf Herftellung reines neuen an- 
ſprechenden Kirchengeſangs binausliefen. Die Inftrumentalmufif blieb nad wie vor audger 
fchloffen, warb aber erfeßt durch Männerchöre von reicher mufißalifcher Fülle und ergreifenver 
Kraft. Die Folge dieſer durch bad große Concil von Moskau (1667) gutgeheigenen liturgiſchen 
Reformation war die Abfonberung einer namentlich im Bauernſtande zablreigen altgläubigen 
Partei (Starowerzi) von ber Reichöfirche. 

Der Klerus. bat füch faſt durchgängig den Rikonianiſchen Neuerungen gefügt; vet durch 
einen Streit mit ver Staatsgewalt berbeigeführte Sturz des Patriandyen lieh fein Werk unbe- 
rührt. Aber neue Kümpfe entbrannten, als die geeinigte und kräftig empotſtrebende Fürſten⸗ 
gewalt die priefterliche ͤbermacht zu brechen fuchte. Den politifgen und ſocialen Reformen 
Peter's des Großen fegten die Berireter ded alten Rußland einen verzweifelten Widerſtand ent: 
gegen. Schon 1683 hatte der Batriarch die Krönung Peter's verweigert; im Jahre 1699 drang 
er in feierlidyer Proceffion, das wunderthätige Muttergottesbild voran, in den kaiſerlichen Balaft, 
um bie Hinrichtung Der aufrühzerifiyen Streliten zu hindern. Dafür ließ Peter jeit 1702 den 
Patriarchenſtuhl unbeſetzt, ſchränkte die geiftlihe Gerichtöbarfeit ein und ordnete die hierarchi⸗ 
ſchen Verhälmiſſe ver biſchöflichen Sprengel nach eigenem Ermeſſen. Dor letzte entſcheidende 
Sqhritt erfolgte 1721: dad Patriarchat ward endgültig abgeſchafft und an feiner Stelle eine 
heilige birigivende Synode von zwölf böhern Geiſtlichen und einem kaiſerlichen Procutator mit 
der perinanenten Kinchenleltung betraut. Das Verhältniß der Synode zum Kaiher regelte ſich 
in äͤhnlicher Weiſe wie auf weltlichem Gebiete vie Stellung des. Senats. In theologiſchen Din- 
gen fteht dem Kaifer feine Cinmiſchung zu, Dagegen übt er das Oberaufſichtsrecht über bie (ſeit 
1764 einem eigenen Dfonomiecollegium übertragene) Verwaltung des Kirchengutes und er- 
nennt aus präfentirten Candidaten die ſämmtlichen Metropoliten, Erzbiſchöfe und Difcgdfe des 
Reichs. Dem Wibderſtand gegen bie tiefgreifende Neuerung war durch das behutiame Bor: 
gehen des Zaren hinlänglid vorgebeugt; im Jahre 1723 erkannte aud der Stahl son Kom- 
ſtaminopel die patriarchaliſchen Rechte Der dirigirenden Synode an. Der Sig ber Synode war 
anfangs Moskau, fpäterhin verlegte ihn der Kaiſer nad) Petersburg. Die Folgen dieſer Um⸗ 
geftatungen find, vom kirchlich⸗ orthodoxen Standpunkte betrachtet, eher wohlthätig als nad- 
tHellig geweſen. Inder Verſchmelzung ſtaatlicher und lirchlicher Tendenzen waren ſchon Die Dip: 
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zantinifchen Kaifer vorangegangen; die Zeiten dogmatiiher Kämpfe waren längft wurbei, 
kaiſerliche Glaubendgefege in einem dogmatifh ſo abgeichloflenen Kirchenthum eine Unmögs 
lichkeit. Dagegen gab die enge Bereinigung der weltlichen und kirchlichen Macht der ruſſiſchen 
Kirche eine. ebenſo Fräftige als glänzende Nepräfentation, hinderte dad Auffommen innerer 
Serwürfnifle und knüpfte die Krone mit unauflöslihen Banden an den orthoneren Glauben. 
Das Anfehen des Kaifers bei der Nation, feine auch politiih unbeſchränkte Herrſchergewalt 
ruht faſt ausſchließlich auf feiner kirchlichen Stellung. Eine Änderung dieſes Staatskirchen⸗ 
thums im Intereſſe groͤßerer Selbſtändigkeit des Klerus würde gegen das nach kurzem Schwan⸗ 
ken tiefgewurzelte religioͤſe Bewußtſein ded Volkes verſtoßen, ja dem ganzen Staatsweſen einen 
weſentlich andern Charakter verleihen und wäre dermalen durchführbar nur Durch eine unge⸗ 
heuere ſociale Revolution. 

Andererſeits iſt durch dieſe Lage der Dinge die Duldung anderer Bekenntniſſe im Reiche in 
die engſten Schranken gewieſen. Selbſt ver toleranteſte Kaiſer vermag wenig ober nichts gegen 
die religioͤſen Gefühle des Volkes. Am feindlichſten iſt die Stimmung gegen die roͤmiſchen ſatho⸗ 
liken, welche fortwaͤhrenden Verfolgungen audgefeht find; bie Lutheraner, Mohammedaner und 
Heiden genießen volle Gewiſſensfreiheit; die Iſraeliten üben zwar ihren Cultus ungehindert 
aus, entbehren aber dev meiſten ſtaatsbürgerlichen Rechte. 

Aber bie geſetzliche Zuſicherung der Cultusfreiheit ſchützt thatſächlich nicht vor den ärgſten 
Bedrückungen, welche die Statthalter im Bunde mit der ruſſiſchen Kleriſei mit oder ohne Vor: 

. wiffen des Zaren ji erlauben. Hand in Hand mit der politifden Tendenz, Die unterworfenen 
Rationalitäten zu rufliflciven, ging namentlidh unter Nikolaus eine In foloffalem Limfange bes 
triebene Brofelgtenmacherei für die ruſſiſche Staatskirche. Die Lodtrennung der zwei Millionen 
unirter Kathelifen in Litauen, der Ukraine, Volhynien und Podolien von ver Gemeinſchaft Noms 
ward vollzogen, ohne die Gemeinden auch nur zu befragen; es genügte, baß ber höhere Klerus 
fich für wie kaiſerlichen Ideen hatte gewinnen laflen. Gegen arme Bauern in der Provinz 
Witebsk foll no im Jahre 1858 unter dem milpgefinnten Alerander U. mit empörender Ge⸗ 
walt verfahren worden fein. Wir geben ven Bericht über pas Geſchehene nad den und zugäng⸗ 
lichen Quellen, deren Zuverläfjigkeit freilich nicht über allem Zweifel erhaben if. Im Iahre 
1848 Hatte man die Dorfficche zu Dzirnowicz ohne viel Umfände nach morgenländiſchem 
Ritus geweiht, die Bewohner mit Kolbenftögen und Bajonnetfiihen in ven Gottesdienſt getrie: 
ben, zum Abenpmahle geprügelt, ihnen den Löffel mit Brot und Wein gewaltfam in den Mund 
geichoben. Die Leute galten fortan für befehrt, übten aber insgeheim den roͤmiſch⸗-katholiſchen 
Gottesdienſt fort. Nach dem Itegierungsantritte Alexander's wandten file ſich mit der Bitte an 
den Kaiſer, ihren Glauben aud öffentlich wiener befennen zu dürfen. Die Cingabe gelangte 
den: Herrſcher gar nicht zu Beficht; Dafür leiteten der Gensdarmenoberſt der Provinz und der 
Erzbischof eine gerichtliche Unterſuchung ein; zulegt erfchien ein Senator aus VBeteröburg in 
voller Uniform, erflürte die Bauern für Rebellen gegen den Zaren und brachte die einen Durch 
Betrug, die andern dur Stodprägel zur orthodoxen Kirche zurüd, Die Geſchichte mag in 
diefer Geſtalt übertrieben fein, wie denn namentlich die katholiſchen Polen die ihnen wider⸗ 
fahrenen Unbilden in ſehr draſtiſchen Zügen ausgumalen lieben. Aber ähnliche Mafienbefeh- 
rungen, wenngleich in minder gewaltſamer Weiſe, find auch durch andere, authentiſche Nach⸗ 
richten verbürgt. Selbſt die am meiften begünfligten Befenntniffe Haben unter diefer Befeh- 
rungswuth der Staatskirche zu leiden. Ju den Üflferprovingen if} das Lutherthum namentlich 
unter dem Landvolke in fletiger Abnahme begriffen; im Jahre 1845 ließen fih aan 15000 
kettifche und eſthniſche Bauern auf einmal durch trügerifhe Vorſpiegelungen verloden, vie 
griechiſche Firmelung anzunehmen. Natürlich fann man gegen die gebilpeten Stande nicht mit 
gleicher Rückfichtölojigkeit vorgehen; zudem ift in Boten. ver Katholicismus, in Finnland und 
bei der deutſchen Bevölkerung ber "hattifien Provinzen das Lutherthum national. Aber wie 
die Verfaflung der Iutherifhen Kirche von 1833 diejelbe wenigſtens zum innern Stillſtande 
verurtbeilt hat, fo behauptet die Staatöfirche allen andern Confeſſionen gegenüber wichtige 
Privilegien. Deutjche Prinzeſſinnen, bie fih mit ruſſiſchen Großfürſten vermäßlen, müffen 
ven beimifchen Glauben abichwören. libertritte von der Staatskirche zu einem andern Be: 
kenntniß find geſetzlich verpönt, gemiſchte Ehen nur unter der Bedingung geftattet, die Kinder 
in der Religion des Zaren zu erziehen. 

In noch weit grellerm Lichte erſcheint die Verfolgungsſucht der ruſſiſchen Regierung gegen⸗ 
über den zahlreichen, von der Staatskirche getrennten Sekten, die man unter dem gemeinſamen 
Namen Roskolnifen, d. i. Abtrünnige, zufammenfaßt. Die wictigfle dieſer Spaltungen gebt 
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nad Altern Anfängen auf bie liturgiſche Reformation des Patriarhen Nikon zurück. Die 
Altgläubigen oder Staromerzi weigerten fi, die neu eingeführten Rirhenbüder zu gebrau⸗ 
Gen, um nicht Durch Abfall von dem wahren Glauben, ven.einft der heilige Wladimir aus 
Griechenland erhalten, dem ewigen Verderben anheimzufallen. Es ſcheint fi bei dem 
ganzen Schisma um nichts als Außerlichkeiten zu handeln, die aber freilich bei der Vorliebe 
der morgenlänbifchen Kirche für muftiihe Symbolik faft ſämmtlich dogmatiſche Beziehungen 
baben. Man ſoll nad den Starowerzen ven Namen des Heilands nicht Jiffus, wie die Neuern 
wollen, fondern Iſſus ausſprechen, bad Kreuz mit zwei, nicht mit drei Fingern ſchlagen, das 
boppelte, nicht das dreifache Galleluja anwenden, das achtſpitzige, nicht das vierfpigige Kreuz 
gebrauchen, vie göttliche Liturgie nicht mit 5, fondern mit 7 Darbringungen vollziehen u. a. m. 
Späterhin Famen zu den von den Staromerzen verworfenen Bräuchen ber ruſſiſchen Kirche no 
mande aus dem Abendlande eingeführte Sitten hinzu, außer der ältern des Barticherens 
namentlich der Gebrauch des Tabacks und Thees, der europäifche Kleiderſchnitt, Die weltliche 
Malerei, der italienifhe Geſang, das Seciren der Leihen u. |. w. Die Starowerzen zerfallen 
ſelbſt wieder in eine Menge Fleinerer Barteien. Die Haupttheilung ift durch das verfchiebene 
Berbältniß zur Staatöfirhe und ihrer Prieſterweihe veranlaßt. Unter den Begründern ber 
Sekte befand fi nur ein einziger Biſchof, nach deſſen Tode niemand mehr zur Prieſterweihe be: 

rechtigt war. In diefer Berlegenheit blieb nur übrig, entweder alle Bopen für unnüg zu erklä⸗ 

ten oder die von Biſchoͤfen ver Staatsficche vollzogene Priefterweihe ald gültig anzuerfennen. 

Beide Wege wurden eingefchlagen, und fo zerfallen die Staromerzen in popenlofe und hierar- 
hifche. Die legtern, der Staatskirche näher ſtehenden zählen am Kerfbenez, einem Rebenfluffe 
der Wolga, am Irgis, einem andern Nebenfluffe, der nörblih von Saratow einmündet, auf ber 
Wetkainfel im Gouvernement Mohllem, zu Starodub im ®ouvernement Tſchernigow, auf dem 
Friedhofe zu Rogofc In Moskau, namentlich aber in Sibirien zahlreiche Anſiedelungen. Au 
die Koſacken am Don und Kuban hängen ihren Meinungen an. linter den popenlofen hat die 
Abwendung von aller feften kirchlichen Autorität zu den abentenerlichfien Schwärmereien, zum 
Theil zu wirklich grauenhaften Gebräuchen geführt. Die Zerfplitterung in eine Unzahl Eleinerer 
Sekten und bie damit zufammenhängenne Wandelbarkeit ihrer Anſchauungen und Sitten er- 
ſchwert eine gründliche Cinſicht in ihre Gigenthümlichfeiten ungemein. Die „Beuertaufe” oder 
die entfegliche Sitte ver Selbftverbrennung ging bei den meiften dieſer Sekten im Schwunge, fam 
übrigens auch bet den hierarchiihen Starowerzen vor. Neuerdings ſcheint fie, namentlich bei ein⸗ 
zelnen Parteien, fehr außer Ubung gekommen zu fein. Der Selbfimorb als Glaubenopflicht hängt 
mit den ſchwärmeriſchen Meinungen von den legten Dingen zufammen. Sie halten den Unter- 
gang der Welt und die Wiederkunft Chriſti für nahe bevorſtehend und betrachten die Staatskirche 
als beberrfcht von dem bereitd erfchienenen Antichriſt. Außer ver Beuertaufe gilt ber freiwillige 
Hungertod als ein alle Sünden tilgendes Faften, Einige Parteien halten die Selbflentmannung 
für ein gottgefälliges Werk. Alle dieſe Fanatiker beobachten die ſtrengſten Faſten- und Reinig⸗ 
feitögefege, doc; im einzelnen mit mancherlei eigenthümlichen Bräuchen, und wiederholen bie 
Taufe, da ihnen die kirchlichen Saframente Feine Gültigfeit Haben. Diejenigen, welche die Ehe 
zulaffen, trauen die übergetretenen Ehepaare noch einmal, während andere die tegellofe Ge⸗ 
ſchlechtsgemeinſchaft als „heilige Liebe’ proclamiren. Bei gleichen Gegenſatze gegen bie Staats⸗ 
kirche iſt doch ihre Stellung zum Staate und zur Staatögewalt eine verſchiedene. Die einen beten 
für ven Zaren und weigern ſich nur, ihm den neu aufgekommenen Kaifertitel zu geben, die andern 
verfchmähen auch das erfiere. Die wißtigern unter den popenlofen Sekten find bie Gapitonen, 
bie älteflen von allen, in ber Gegend von Koſtroma, die Bomoränje oder Danieliten am Weißen 


‚Meere, am Onega⸗ und Wygſee, die Philipponen oder Filipowzi in Finnland und um Ardan- 


gel, die Theovofianer in Moskau und bie über das ganze Reich zerfiteuten Stranniki oder Wan⸗ 
derer. Leptere find die gefährlichfien. Nach ihnen gibt ed nur einen einzigen Weg zum Heil, 
bie fortwährende Flucht vor der antichriſtlichen Welt, die Losſagung von allen Banden nicht 
blos des Eirchlichen, fondern auch des politifchen, gefelligen und häuslichen Lebens. Sie verwei⸗ 
gern den Gehorſam gegen die Obrigkeit, verwerfen die She und verlangen von jedem zu der 
Sekte Übertretenden, daß er feiner Gemeinde entlaufe, um fortan in Wäldern und Wüſten um⸗ 
herzufhweifen. Wer Kriegsdienſte leiftet, Steuern zahlt oder fonftige Öffentliche Laften trägt, 
fi den Volkszählungen unterzieht, Päfle oder Heimatſcheine gebraudt, kurz durch irgendeine 
Handlung die Staatögewalt anerkennt, gilt ven Wanderern ald ein Abtrünniger. Natürlich lockt 
die Luft am müßigen Leben immer eine Menge von Taugenichtſen zum äußern Anfchlup an 
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diefe Gemeinfaft, daher manche den Wandetern geradezu den Charakter einer wirklichen 
Sekte abfprehen. Die felbft wieder vielverzweigten Duchoborzen oder Streiter des Geiſtes, mit 
einem eigenthümtichen ſpiritualiſtiſch-theoſophiſchen Lehrſyſtem, ſind ſpäter als die Starowerzen 
aufgetreten, ſtehen aber offenbar mit den ältern popenloſen Sekten in nahem Zuſammenhang. 

In der Zeit vor Peter dem Großen führte die Staatsgewalt gegen die Roskolniken einen 
Kampf auf Leben und Tod. Mehrere große Aufſtände der Altgläubigen endigten nach hartem 
Kampfe mit maſſenhaften Hinrichtungen. Die erſte dieſer Empoͤrungen nahm den Charakter 
eines ſiebenjährigen blutigen Bürgerkriegs an (1668— 75); eine zweite brach 1684 unter 
den Streligen in Moskau aus und brachte felbft den Thron in Gefahr, ward' aber durch die 
gewandte Zarin Sophie beſchwichtigt. Im 18. Jahrhundett bedrohten mehrere Kofadenauf: 
fände dad Reich; Doch fiheint gerade der befanntefle von allen, der unter Pugatſchew, mit 
der kirchlichen Bewegung in feiner Beziehung zu fliehen. Peter ver Große gewährte den 
Starowerzen eine befchränfte Duldung ohne flaatöbürgerliche Rechte und legte ihnen eine dop⸗ 
pelte Kopffteuer auf. Bon letzterer wurben fie durd Katharina IL. befreit; man gab Ihnen ge: 
wiffe bürgerliche Rechte zurück und verfuchte fie durch Zufendung orbentlicher Geiſtlichen, welche, 
von einem orventlihen Biſchofe geweiht, die Amtshandlungen nach ven alten Büchern vollziehen 
folften, auf friedlichem Wege mit der Staatskirche audeinanderzufegen (1790). Doch ſchloß ſich 
nur ein Theil der hierarchiſchen Starowerzen diefer Olaubensvereinigung (IJedinowerije) an, 
bie übrigen beharrten in ihrer feindfeligen Haltung. - Unter Nikolaus ſchlug die Regierung 
wieder den Weg der Berfolgungen ein, die nur durch die landesübliche Käuflichkeit der Beamten 
gemifvert wurden. Gerade die gefährlichjlen unter dieſen Seften wiſſen alle polizeilichen Nach⸗ 
forfhungen zu umgeben oder durch Beftehungen unſchädlich zu machen. 


Über ven dermaligen Stand des ruffifchen Sektenweſens fehlen und völlig authentiſche 


Nachrichten. Wenn man gemiffen, freilich ver ruffifchen Regierung offenbar feindlichen Schil⸗ 
derungen trauen darf, fo bilnen dermalen die Staromerzen eine durch den Schleier des Geheim- 
niffes doppelt furdtbare Oppofitionspartei; für den ruffifhen Staat eine fortmährende Dro- 
hung, önnen fie bei einem auswärtigen Striege, durch einen gefchlekten Feind zum Anfftande ver- 
lockt, das ganze Reich von einem Ende zum andern in Brand ſtecken. Nach venfelben Berichten 
muß die Zahl der Altgländigen auf ungefähr 9 Millionen Seelen, d. 5. auf den fiebenten 
Theil der gefammten Bevölkerung Rußlands, veranſchlagt werden und dieſe Zahl ſoll fich noch 
tägfich mehren. Doch behaupten andere dad Begentheil und geben die Gefammtfunme ver 
ruſſiſchen Sektirer auf höchftens 6 Millionen an, was ber Wahrheit wol näher fommen ufag. 
Den hierarchiſchen Roskolniken hat die Öfterreichtfche Negierung mit ſtaatskluger Benupnng des 
- inneren Zwieſpalts der rufftfhen Kirche den Wunſch nad) einem Firdlichen Oberhaupte erfüllt 
und die Weihe eines Metropoliten durch emen griechiſchen Bifchof geftattet (1844). Der neue 
Metropolit reſidirt unter oſterteichiſchem Schuge zu Bialokriniga in Galizien; er hat insgeheim 
Rußland in ſechs Bisthümer getheilt, Nowgorod, Moskau, Kiew, Kaſan und Aftrahan, Kau⸗ 
faften, Sibtrien. Die Mehrzahl ver hierarchiſchen Staromwerzen erkennt, wie e8 heißt, diefe neue 
kirchliche Ordnung an. Die altgläubigen Bifchdfe ordiniren Prieſter für ihre Glaubensgenoſſen, 
. und fo fleht die Starowerzenkirche, obwol von der Stantögemwalt nit anerkannt, als eine über 
Das ganze Reich ſich erſtreckende, von einem auswärtigen Oberhaupte geleitete kirchliche Organi⸗ 
fation da. Während die popenlofen Sekten ihre Blütezeit Hinter fich haben, ſoll fich unter ver 
Gonnivenz der kaiſerlichen Beamten dieſe große, wohlgeordnete Gegenkirche immer weiter aus⸗ 
dreiten und alle gegen die fanatifhen und flnatsgefährlihen Grundfäge ver Roskolniken er: 
hobenen Anklagen durch die bürgerliche Tüchtigkeit, Sparfamkeit und Nüchternbeit ihrer Be- 
fenner wiverlegen. Ein großer Theil dieſer Altgläubigen ift infolge ihrer Lebensgewohnheiten 
fehr reich, und diefer Wohlſtand vſt der einfachſte Erklärungsgrund für den faft ungeflörten 
Fortgang ihres Gemeinweſens unter den Augen der Bolizei und im Widerſpruche mit ven Lan⸗ 
deögefegen. Erft pie Regierung Alexander's I. fcheint zu ven tolerantern Grundſätzen Katha⸗ 
rina's M. zurüdzufehren und den hierarchiſchen Roskolniken von neuem eine auch gefehlich ge- 
figerte Reltgiondfreiheit gewähren zu wollen. Doch ſtellt man von anderer Seite den ganzen 
Gegenfa zu der Staatöfirdde mehr als einen fließenden dar, und wenigſtens ein großer Theil 
der Staromerzen ſcheint noch jeßt bei dem Vergleiche von 1790 zu verharren, der ihnen ſchon 
früher eine gewiſſe ſtaatsrechtliche Anerkennung verfihafft Hat. 

Über die innere Entwickelung der ruffifhen Staatskirche gibt ed wenig zu berichten. Das 
Verhaͤltniß zur römifch-Eatholifhen iſt neuerbings eher feindlicher als freundlicher gemorben. 
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Ein Beſuch Peter's des Großen zu Paris (1717) bat einft die Sorbonne zu einem Vereini⸗ 
gungsverſuche ermuthigt, ver indeſſen von den ruſſiſchen Bifchöfen in freundlicher, aber feſter 
Sprache zurüdgemwiefen ward. (Vgl. „Proteſtantiſche Kirchenzeitung”, 1854, S. 777 fg.) Der 
Sefuitenzögling Stephan Jamorffi fand mit feinen vomanifivenden Neigungen ganz ifolitt; 
fein „Fels des Glaubens“, der die ruffifche Kirche vermögen follte, der römifchen die Hand zur 
Bekämpfung des Proteflantismuß zu bieten, machte bei feinen Landsleuten durchaus feinen Ein: 
drud. Dagegen blieb die ruffifche Theologie von evangelifchen Einflüffen nicht ganz unberührt. 
Zu Ende des vorigen Jahrhunderts wurde der Lehrer des Kaiſers Paul, ver nachmalige Erzbiſchof 
und Afademifer Platon (geft. 1812), ver Führer einer freien Richtung. Seine Darftellung 
der „Redtgläubigen Lehre” (1770) mildert ven Gegenfag gegen ven Proteftantismus und be- 
kämpft dafür die römiſche Faſſung der Tradition. In demfelben Geifte wirkte fpäterhin der 
Metropolit Philaret von Moskau, unter deſſen Schülern die hervorragendſten Ergeugniffe ver 
neuern evangelifchen Theologie, namentlih die Schriften Schleiermacher's und Neander's eifrige 
Lefer fanden. Inveflen haben vergleihen Beftrebungen in ver rujfifchen Kirche bisher wenig: 
ſtens feinen weitergreifenvden Erfolg gehabt. Die Stellung der Lutheraner in den Oftfeeprovin: 
zen ift viel zu gedrückt, dazu ihr theologifcher Stanppunft zu engherzig, ald daß von dieſer Seite 
her neue Impulfe erwartet werben Eünnten; bie peteräburger Akademie wird zwar vornehmlich 
mit deutfchen Kräften unterhalten und gewährt wiſſenſchaftlichen Unternehmungen oft großar: 
tige Förderung, muß aber auch den Schein heterodoxer Einflüffe aufs ängftlichfte vermeiden. 
Die Vertheidigung der ruffiihen Staatskirche und des orthodoxen anatolifhen Kirchenwe: 
fens überhaupt haben In neuerer Zeit zuweilen geiftreiche Zaten unternommen. Viel Aufjehen er: 
regte die im Jahre 1816 erſchienene Schrift ded Staatdmannd Alerander von Stourdza : „Con- 
siderations sur la doctrine et l’&sprit de l’Eglise orthodoxe.” Die Heilige Allianz und der 


Monarchencongreß zu Aachen hielten damals die Blicke Europas auf Rußland gerichtet, veflen 


gefeterter Herrſcher fih an Die Spige einer gleichermeife ven revolutionären Tendenzen wie ber 
alten mechaniſchen Staatsweisheit entgegengefeßten religiöß-politifhen Bewegung geftellt hatte. 
Auch die Schrift von Stourdza verleugnet die romantifchen Neigungen des Zeitalters nicht; um 
jo bemerfenswertber ift die Entfchiedenheit, mit welcher fie Die gerade damals ebenfalls neu er: 
wachten romanifirenden Beftrebungen befämpft. Die alten Differenzen der Griechen und 2a: 
teiner werben hier womöglich noch gefleigert ; beſonders angelegentlid führt der Verfafler aus, 
wie ſich feine Kirche vor hierarchiſchem Abfolutismus und priefterliddem Übermuthe bewahrt, 
auch gegen andere Confeſſionen jederzeit größere Duldſamkeit geübt habe als die päpftlice. 
Unter der neuern apologetifchen Titeratur find die „Quelques mots par un chretien ortho- 
doxe sur les communions occidentales a l’occasion d’une brochure de Mr. Laurent” . 
(Paris 1853) hervorzuheben, denen der Verfafler in den Jahren 1855 und 1858 zwei mei: 
tere Brofhüren folgen ließ: „Quelques mots sur les communions occidentales a l’occa- 
sion d'un mandement deMgr. l’archev&que deParis (2eipzig 1855), und: „Encore quelques 
mots d’un chretien orthodoxe sur les confessions occidentales a l’occasion de plusieurs 
publications religieuses, latines et protestantes’’ (Leipzig 1858). Auch hier ift der Gegen: 
fat gegen den Katholicismus wenigftens in der Form noch meit entfchievener ausgeprägt als 
gegen ven Proteſtantismus; doch find dieſe für deutfche und franzöſiſche Lefer berechneten Broſchü⸗ 
ren geflifjentlich bemüht, die ſchwachen Seiten beider abenvländifchen Kirchen gleichmäßig ins Licht 
zu ftellen. Cigenthümlich, aber vom Standpunfte der orthodoxen Kirche confequent ift die 
Grundtendenz diefer Schriften, ven Keim des proteftantifchen „Independentismus“ bereits in 
ber Trennung der römifchen Kirche von der morgenländifchen nachzuweiſen. Die Kirche des 
Morgenlandes ift nad dieſer Anfhauung die allein Tegitime, das „roͤmiſche Schisma“ nur die 
eigenmächtige Tosreißung eined einzelnen, menn au umfawgreihen Sprengeld von der großen, 
über die ganze Erbe verbreiteten chriſtlichen Gemeinichaft. Der geiftreiche, ſcharfſinnige, aud in 
der neuern proteftantifchen Literatur belefene Verfaſſer Hat nicht ohne Gewandtheit verfucht, den 
Katholicismus durch den Proteflantismus und diefen wieder Durch jenen zu ſchlagen. Die ortho⸗ 
doxe Kirche mit ihrer allein legitimen Tradition, die Doch der freien Forſchung feine Schranken 
ſetzt (?), it ihm die Höhere Einheit der im Romanisnus und Proteſtantismus ald disjecta 
membra vereinfeitigten Gegenſätze; dem Katholicismus ift e8 um die äußere Ordnung, dem 
Proteftantismus um die intellectuelle Selbſtaͤndigkeit zu thun; dort wird Die Freiheit ver Gin: 
heit, hier die Einheit der Freiheit, dort der Einzelne der Kirche, hier die Kirche dem Einzelnen 
geopfert. Beide Formen des occidentalifchen Chriſtenthums erfcheinen dem Verfaſſer ald zwei 
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verſchiedenartige, aber gleich äußerliche Beftalten des Rationalismus, der Katholicismus als 
materialiſtiſcher, der Proteſtantismus als ſpiritualiſtiſcher Nationalismus. Dort herrſche vie 
offene Lüge, der angemaßte Wahrheitsbeſitz, der durch allerlei äußerliche fleiſchliche Mittel geſichert 
werden müſſe, hier das ebenſo offene Eingeſtändniß, die Wahrheit nicht zu beſitzen, ſondern nur 
zu ſuchen, deſſen nothwendige Conſequenz der kirchliche Atomismus ſei. Beide Confeſſionen find 
ohne abſolute Tradition nur cowentionelle Syſteme, ohne Größe, Harmonie und innern Zu: 
fanmenbang, ebenfo ohnmächtig im Streite gegeneinander wie gegen ven immer mächtiger her⸗ 
eindrechenden Unglauben. 

Bei allem Wahren und Treffenden, was der geiftreiche Berfafler gegen den römifchen Ratho- 
lieiömus einwendet, erfcheint Freilich feine Auffafjung des Proteſtantismus durchaus einfeitig und 
oberflächlich. Jedenfalls aber beweiſen diefe und ähnliche Publicationen, daß auch die morgen: 
ländiſche Kirche aus langer Erſtarrung allmählich wieder zu erwachen und ſich der ihr zugefal- 
lenen eigenthümlichen und großen Aufgaben wieder bewußt zu werben beginnt. Welche Bahnen 
dieſes zunächſt nur durch einzelne Regungen ſich anfündigende geiftige Leben ſich eröffnen wird, 
hängt mehr als von der Entwidelung irgendeiner andern Kirche von den Fünftigen politifchen 
Geſchicken des Orients ab. Daß Rußland Hierbei noch eine große Rolle zu ſpielen berufen ift, 
bevarf nicht erft ver Bemerkung; aber eine geveihliche Zukunft ift, wie für die ruſſiſche, fo für bie 
morgenländifche Kirche überhaupt fiher nur dann zu erwarten, wenn fle die alte Spröpigfeit auf- 
gibt, mit welcher fie bisher fich im ganzen und großen ven Einflüffen evangeliiher Bildung und 
Wiſſenſchaft zu entziehen wußte. In diefem Sinne ift neben der von der ruſſiſchen Regierung 
mit Ernft im Angriff genommenen Umgeftaltung des Schulwefend aud die von Alexander II. 
gegebene Erlaubniß, die Bibel in der Volksſprache zu verbreiten, ald ein beveutfames Zeichen des 
Fortſchritts zu begrüßen, mag auch diefed Zugeftänpniß vorläufig noch allerlei Cinſchränkungen 
unterworfen ‚bleiben. 

Zum Schluffe no einige ſtatiſtiſche Bemerkungen nach ven neueſten Angaben. Die Zahl 
der Bekenner der orthodoxen Kirche in Rußland betrug Im Jahre 1857 49,159714 außer dem 
Militär, darunter 11000 zum orthoboren Glauben befehrte Sektirer. Hierarchen gab es 74, 
Eparchien 55, dazu 12 Vicariate und 49 Conſiſtorien. Kiew, Peterdburg und Moskau find 
ſtehende Metropolitanfige; eine Anzahl anderer bifhöfticher Sprengel haben ven Rang von 
Erzbisthümern. Möndsklöfter gab e8 465 mit 5211 Klofterbrüdern, Nonnenflöfter 128 mit 
2451 Schweftern. Welrgeiftliche zählte man 49935 ; Vriefter wurden in dem genannten Jahre 
1849 geweiht. Geiftliche Akademien befanden A, Seminarien 48, geiftlihe Schulen 201 mit 
53042 Lernenden. R. A. Lipſius. 

Griechiſche Bolksanfichten von Recht und Staat. Bor allem müſſen wir ung Hier 
losſagen von denjenigen Schilderungen der griechiſchen Volfsanfihten von Recht und Staat, 
welche viefelben als in einem vollftändigen Gegenfag mit unfern Anfichten flehend und als ein 
vollendete8 Syſtem hinftellen, und welche dabei entweder blos eine einzelne Staatöverfaflung, 
wie 3. B. die jpartanifche, und auch hier nur die und aufbewahrten, oft unfichern Bruchſtücke 
einzelner Zeiten und Erſcheinungen, oder auch ſpätere Speculationen der Philoſophen, wie na⸗ 
mentlich die Platoniſchen, zu Grunde legen. 

In dem wirklichen geſchichtlichen Leben gebildeter Völker ſind die Unterſchiede, ſo namentlich 
auch die alterthümlichen und die neuern, die Der germaniſchen und der romaniſchen, der pro⸗ 
teftantifchen und der Eatholifhen Völker und Staaten viel mehr fließend oder relativ, als in 
folder Weiſe abfolut und feſtſtehend, wie fie und theoretifche Syſtematiker ſchildern. In Bezie- 
hung auf die Griechen ſteht auch ſchon der Reichthum und die Vielfeitigkeit ihrer Rebensverhält- 
nifje entgegen, nicht minder aber auch die Unvollendung ihres Gulturlebend. Die Mängel diejer 
Ausbildung müſſen aber vor allem Im Staate hervortreten, weil das Staatsleben die ganze 
Cultur der Völker umfaßt und von ihr beflimmt wird, mehr als -einzelne Ziveige des übrigen 
geiftigen Lebens, wie etwa die Kunfl. 

Hiernach bedürfen diejenigen Darftellungen ber griechifchen Staatsanſichten einer großen 
Einſchränkung und Berichtigung, welche, ausgehend zunächſt von Fragmenten ſpartaniſcher Ver⸗ 
faſſung und von der Platoniſchen Republik, uns glauben laſſen wollen, die einzelnen Perſoͤnlich⸗ 
keiten und ihr Recht ſeien gänzlich aufgegangen und aufgegeben worden in der allgemeinen Idee 
des Staates, ſeiner Einheit und Macht. 

Das wahre geſunde Staatsleben geſitteter Völker hat zwei gleich weſentliche Grundelemente 
oder Pole: die Freiheit, auf welche die Selbſtändigkeit der Perſoͤnlichkeiten und das individuelle 
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Necht einzelner Glieder jih gründen, und die Einheit, burd welche alle Glieder in dem höhern 
Ganzen geeinigt oder der Macht und Blüte deffelben untergeorpnet werden. Der erfte Grund: 
beftandtheil, die Freiheit, trat allerdings mehr in dem Bewußtfein und polltifchen Beftreben 
der germanifchen Völfer, die Einheit dagegen vorzugsmeife im Bewußtſein und polittfchen 
Beftreben der Griechen hervor, doch auch bei ihnen mehr bei ven Spartanern und dem borifchen 
Volksſtamm ald bei ven Athenern und ben Soniern, mehr bei Platon als bei Ariftoteled und 
wiederum mehr in ver, „Republik“ als in den, „Geſetzen“ des Plato. Aber dieſe Vorherrſchaft ift, 
mit Ausnahme etwa der Platonifhen Republik, nirgends eine ausfchließliche und abfolute. 

Sodann gründet fi Hei den Griechen dieſe Vorherrſchaft vorzüglich darauf, daß das 
griechiſche Staatsleben die höchſte oder dritte Stufe, die des Rechtsſtaates, noch nicht vollkom⸗ 
men erreicht hatte, ſondern mehr noch in einem Übergang theokratiſcher Zuſtände in denſelben 
befand, woher im griechiſchen Volksleben auch die größere Bedeutung der Kunft, welche vor- 
zugsweiſe ber Theofratie angehört. 

Die Theokratie, In welcher das Höhere nicht wie im Nechtöflante vermittelt ver Reflexion 
oder der reflectirenden und prüfenden Vernunft, fondern in ver Auffaffung durch Phantafie und 
Gefühl tiber das Sinnlihe vorherrſcht, Täßt Schon ihrer Natur nach den Reſten früherer desſpo⸗ 


tiſcher Rechtszuſtände einen größern Spielraum, fo namentlih in Beziehung auf die Rechte: 


verhältniffe ver Fremden und der liberwundenen, fo in Beziehung auf die Rechte des Kriegs, 
ber Sklaverei, ver Schwächern, der Frauen und der Kinder. Die Grundſätze, Begriffe und 
Formen des reinen Rechtd und namentlich des Privatrecht blieben Hier ſehr natürlih ohne bie 
ſcharfe profatiche Ausbildung, die fle im römischen Staat fpäter erhielten. Dan würde aljo ſehr 
unrecht thun, wenn man jene Erſcheinungen im griehifchen Staatsleben einer hoͤhern philo⸗ 
ſophiſchen Anſicht vom Staate zugute ſchreiben und wenn man fie vollends einem höhern 
Zeitalter empfehlen wollte, wie es neuerlich namentlich vom naturphilofophifhen Stand: 
punkte häufig geſchah. Auf dieſem Standpunkt geht nämlich die Freiheit gewoͤhnlich in der 
Einheit auf. 

Rach ven bier angedeuteten Geſichtspunkten müffen wir, ohne von jenem Schematismus des 
angeblichen abfoluten Gegenſatzes des antifen Staates auszugehen, vie Volksanſtchten darſtellen, 
wie fie hiſtoriſch wirklich hervortreten. 

Eine Darſtellung des Geiſtes der griechiſchen Geſetze und Rechte wird übrigens durch mehr⸗ 
fache Gründe erſchwert. Zuerſt dadurch, daß wir dieſe Geſetze nur ſehr mangelhaft, unvollſtän⸗ 
dig und meiſt ohne die Worte ver Geſetgeber beſitzen. Dazu kommt vorzüglich noch die Viel⸗ 
ſeitigkeit ver Bildung und der Anſichten der Griechen. Faſt alle Kräfte des Lebens entfalteten 
ſich bei diefem emig einzigen Volke und beſtanden neben- und durcheinander. Wie in ihren 
Herven Göttlihes und Menfchliches, wie in ihrer Philoſophie begeifterte Anfhauung und be 
fonnene Reflexion im wunderbare Vereinigung traten, fo war in ihrem ganzen Leben eine finn: 
liche und überfinnlihe Welt im feftem Bunde. Theokratiſches lebt In ihren Verfaffungen neben 
dem rein Menſchlichen, ohne daß, was fonft leicht gefchleht, eind dem andern Würde und Hei: 
ligfeit raubte, ohne daß je vie Grenze beider vollkommen gefunden und eind von dem andern 
ganz getrennt werben könnte. Es hat das griedhifche Leben eine eigenthümliche Geſundheit, 
Ganzheit und Unzerriffenheit. Da ift nicht das Allgemeine und Befondere, Geiftige und Sinn: 
liche auseinander gerifien, im Gegenfag, entzweit und ver Verſoͤhnung bedürftig; heidnifch im 
beften Sinne des Wortes, unmittelbar menfchli verbunden erſcheint e8. Die ganze harmoniſche 
Menſchennatur, nicht abftracte oder ſchwärmeriſche Theorie gibt das Geſetz. Glücklich, wenn in 
fittlich gefunder Harmonie das Höhere in ihr vorherrſcht! So human dieſe innerliche Verbindung 
war, fo wird es doch eben dadurch ſchwer, einzelne aus dem Zufammenhange geriffene Erſchei⸗ 
nungen auf ihre echte Quelle zurüdzuführen und ihre wahre Natur zu erfennen. 

Zwei Pertoden vorzüglich müſſen für Betrachtung der griechiſchen Gefehe und Rechte getrennt 
werben: die vor den Fünftlichern Gefeggebungen und Staatöverfaflungen, die Heroenperiode, 
und die nach diefer künſtlichern Begründung der Staaten, die Bürgerperiode. In der erflern 
herrſcht, in Ihrer Ausbildung wenigftens, die theofratifche Anficht mehr vor; aber auch außerbem 
ergeben ſich bedeutende Unterfchiede von ter legtern. In der erftern find, foweit unfere Kennt: 
niffe reichen, alle griechiſchen Voͤlker ſich fehr ahnlich, in der Ieptern vervienen vorzüglich die 
Geſetzgebungen des Lykurgus, des Zaleufus und Charondas und die des Solon gefonberte Be⸗ 
trahtung. Die übrigen, minder originell, verfchwinden um fo mehr Hinter jenen, da unfere 
Nachrichten von Ihnen noch mangelhafter find. 
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Der ganze rohe und wilde Zuſtand !) der älteften Griechen verſchwand bald, als Kolonien 
aus gebilvetern Ländern zu ihnen einmwanderten, fie aus ihren Wäldern und Höhlen lockten 
und ihnen Ihre religidfe, gefellfchnftlihe und gefegliche Kultur mitzutheilen ftrebten.?2) So 
wurde dad Mecht, welches in der Kindheit eines jeden Volkes Sinnlichkeit und Stärke behaupten, 
gemilvert und zum Beſſern gelenkt. Hercules und Thefeus ftehen nicht mehr als Nepräfentanten 
roher Sinnlichkeit und der blos phyſiſchen Kraft da, jondern werden als ihre Bekämpfer, als 
Netter aus der Gewalt tbierifcher und menſchlicher Ungeheuer, ald Anordner und Beſchützer 
beſſerer Rechts- und Gefellihaftäverhältnifie verehrt und ſpäter vergdttert. Mit voller Be⸗ 
ſtimmtheit ſetzt ſchon Heſiod dieſes beſſere Met, von Ben Göttern jgeheiligt, dem frühern 
Sinnlichkeitsrechte entgegen: 

Nur der Gerechtigkeit folg' und gaͤnzlich vorgiß der Gewaltthat; 
Solch ein Geſetz ward Menſchen von Zeus Kronion geordnet. 
Fiſche der Flut, Raubthier' und krallige Vogel des Himmels 
Hieß er freſſen einander, dieweil ſie des Rechtes ermangeln; 
Aber den Menſchen verlieh er Gerechtigkeit, welche der Güter 
Eoelftes if. 3) 

So kennen denn aud die bomerifchen Helden überall ein beffered Recht als das der rohen 
Gewalt, nämlich ein von Zeus ſtammendes und von Königen zur Erhaltung vertrautest), und 
jede Herrſchaft nach bloßer Willfür und Übermacht ift ihnen Zuſtand der Barbarei und gänz⸗ 
lihen Redtlofigfeit.°) 

Selbft in ver Götterwelt und Über diefelbe herrſcht die dm, das Schickſal, die dunkle Idee 
und Quelle der Gerechtigkeit. 6) 

In diefer Periode, in welcher in ben freiern und fittlihern Verhältniſſen die theokratiſche 
Aniicht bedeutend vorherrfäht, hatten bie Geſetze over die Sitten ver Menſchen meift ihre Hei: 
ligung durch die Götter), welche durch ihre Orakel, Wunder, Seher und Priefter die Menfchen 
lenkten. I) Prieftertfum und Regierung des Staates waren daher auch in ven früheften Zeiten 
bei den Griechen vereinigt.) ° 

Neben ver veligiöfen Auffaffung beſtand auch ſchon jegt ein Reit der Freiheit und Blei: 
heit, überall das Streben nad) Unabhängigfeit, Freiheit und Gleichheit, die hohe Achtung ber 
Perfönlichkeit, der Ehre des freien Mannes. Auch die Berfaflungen entfpregen meift ſchon 
diefen Anfichten, und es ſcheinen viele dem „Einer fei König!“, dad Homer im Kriege, wo die 
Gewalt ver Könige größer war ald außerdem 19), und wol überhaupt nur In Beziehung auf die 
executive Gewalt im Kriege einen feiner Helden fagen läßt, zu viel Gewicht beizulegen. Schon 
des Minos Gefetgebung hatte vorzüglich Freiheit und Gleichheit der Bürger im Auge 11), und 
nach Thefeus’ Anordnungen waren die geſetzgebende Gewalt und die Ämtervergebung und fomit 
die eigentliche Souveränetät In den Händen des Volks 12), welches fie oft genug gegen das E}- 
niglihe Anfehen misbrauchte, wie 3.8. gegen Theſeus felbft, welchen es verjagte. Auch die 
bomerifhen Könige find nichts mehr ald Anführer im Kriege, Priefter, Wächter der Geſetze 
und zum Theil Richter, Haben ihre Ehre und Rechte nur ald Geſchenk des Volkes 19) und durch 
Vertrag mit ihm 19), regieren keineswegs nad Willkür, jondern find einestheils an die väter: 
lichen Sitten 15), anderntheils an einen Rath ver Altern und VBornehmern gebunden, welcher 


1) Pausanias, VIII, 1. Aeschyl. Prom. vinet., V, 442 fg. 

2) Über den Einfluß der Fremden vgl. Heeren, Ideen, Bd. III, Abth. 1, S. 1083 fg. 

3) Tagewerfe, V, 275 fg., nach Voß. 4) 3.8. Ilias, II, 206. 5) Odyss., IX, 112 fg. 

6) Platon de Rep. (ed. Bipont.), &. 199. 7) Feithii Antiquit. Homeric., II, 1. Ilias, 
IH, 206. 8) ©. z. B. Herodot, 11, 52; Ilias, I, 63; XIX, 400. 

9) Odyss., IIT, 404 fg. Apollodur., III, 15. Daher noch fpät zu Athen ber dem öffentlichen Cultus 
vorftehende Archon König hieß. Demosthen. in Neaer. (ed. Reiske), S. 1370. Ahnlich zu Rom. 

10) Feith., Il, 32. &o war es ja auch bei den alten Franken, wo Chlodwig, der ſonſt überall durch 
Bolföverfammlung befchränft iſt, bei der Heerſchau einen Dann nieberhant. 

11) Strabo, X, 480 fg. | 

12) Pintarch. Theseus, S. 11. Demosthenes in Neaer., &. 873. Aristol. Pol., IH, 14;,IV, 10. 
Diodor. Sic., I, 28. Euripidis Suppl., V, 404; Heracl., B. 424. In ber erften Stelle von Euripides 
heißt es: Denn es herrſcht nicht ein Mann, foudern frei ift der Staat, und das Volk herrſcht und gibt 
jährlich Amter dieſem oder jenem. ' 

13) Hesiod. Theog., ®. 85 fg. Odyss., VE, 150; Xi, 175. Aristot. Pol., V, 10. 

14) Odyss. I, 388—398; XXIV, 483 u. 545 fg. Es fcheint mir nach diefen Steffen, wie in meh⸗ 
reren alten Reichen, 3. B. bei ben Agyptern (Pauw, IX) nud bei ben Iſraeliten (Michaelis, Mofasiches 
Recht, 8. 55), das Volk die Familien gewählt zu haben. 15) Feith., II, 2, 


— 
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legtere dann vie Rathſchläge dem Volke vorlegte.16) Diefe Raths- und felbft die Volföver- 
fammlung nimmt au am Richteramte großen Antheil. 17) Den rechtloſen und wilden Zuſtand 
der Cyklopen befchreibt daher Homer dadurch, daß bei ihnen weder Gefeg noch Rathsverſamm⸗ 
lung des Volkes fei, fondern jeder nah Willkür richte 18), und ſchreckliche Rache will Zeus an 
gewaltfan Herrſchenden nehmen. 19) 

Aber ed wurben die Rechte ver Sinnlichkeit mehr nur eingeſchränkt oder geabelt, als fie 
weder durch Religion noch Geſetze ganz verdrängt und beherricht werben konnten. Dazu waren 
die Griechen jeßt überhaupt noch nicht reif genug, ober es fehlte ihnen twenigftend ein Mann von 
Überwiegender Kraft und Begeifterung , der fie durch erhabenere Religionsideen und feftere 
Befeggebung ganz unter die Herrſchaft der Götter und eines reinen Glaubens zu feſſeln ver: 
mocht hätte, welchem Mangel auch fpäterhin die Griechen ihre mit ihfer übrigen hohen Kultur 
eontraftirenden niedrigern Religiondanfichten verbanften; denn Glaubenslehren werden poittiv 
nur durch begeifterte Propheten gebeflert, außerdem fommt ihnen bei Hödfter Bildung nur eine 
negative Beflerung, durch Unglauben. 20) ' 

Es bedarf nur eines Blicks auf die Geſchichte jener Zeit, vorzüglih auf Homer's Herrliche 
Gelänge, um fi zu überzeugen, wie fehr neben beſſern Ideen auch Sinnlifeit und Körper: 
ftärfe ihre Bültigfeit behaupteten. 24) 

Vorzüglich in dieſer Art der Entftehung und Bildung des Rechts, welches jih nit allmäh⸗ 
ih aus dem Volke felbft, bei volllommener Reife vefjelben, fondern burd, die von außen mit: 
getheilten fremden Religions= und Rechtsideen ziemlich ſchnell und früh bildete, jcheint neben 
andern auch -eine Duelle ver fortvauernden eigenthümlicden Rechts- und Staatsanſicht der 
Griechen zu liegen. Denn wenn aud auf dieſe Weife jener niedrige Egoidmuß, der nur auf 
Befriedigung rohſinnlicher Triebe, auch durch die unanftändigften Mittel, bedacht ift, verſchwin⸗ 
den mußte, fo fonnten doch keineswegs die Perfönlichkeit und Selbftheit des Einzelnen und die 
frühern Rechte ver Sinnlichkeit ganz in ihre gehörigen Schranken verwiefen werben oder in 
rein fittlihen Ideen aufgeben, fondern gerade die etwas egoiftiiche Perfönlichfeit, in veredelterm 
Geifte und mit einem unreflectirten Antheile fittlicher Ideen: als freies, unantaftbares, ſich felbft 
geſetzgebendes Wefen, wurde bleibend der Höchfte Charafter des griehifchen Rechts, der Mittel- 
punft des Streben, die Ehre und das Glück freien Mannes und Staates. Hohe Achtung der 
vollfommenften Unabhängigfeit und Gleichheit, keineswegs zur überſinnlichen Idee gefteigert 
und ald Rechte einer andern Welt, ſondern ald wefentlichfte Bürgerrecht jedes Freien auf dieſer 
Erde und in irdiſchen Bedingungen betrachtet, überhaupt eine vollendete Männlichkeit und Aus: 
bildung des irdiſchen Menfchen, was den Griechen ihre Apern bezeichnete, nicht ein Vergeflen 
und Aufopfern des Irdiſchen für ein Überirdiſches, war die Seele des griehifhen Rechts und 
ber griehifhen Tugend, wenigſtens fofern die leßtere von der Religion, von bloßer Pietät ji 

trennte. 22) Sie war das hoͤchſte Gut, welches die praftifche Philofophie der Griechen, die ſtets 





16) Ilias, II, 24, 63; I, 238; III, 270; IX, 97. Odyss., VIII. Aristotelis Eth., DI, 5. 

17) Ilias, XVI, 386; XVII, 497 fg. 18) Odyss., IX, 110 fg. 

19) Hias, XVI, 385 fg. Als Priefter und zugleich als Nachfommen ber Götter und Heroen haben 
die Könige gewiß auch theofratifchen Einfluß. > 

20) Diefes wird oft, namentlich auch von Filangieri bei feinen Vorfchlägen zu Religionsverbeffe- 
tungen (VIII, 7), überfehen. 

21) Selbſt im Olymp haben fie eine gewiffe Sanction. Ilias VII, 18 fg. 

22) Ganz in diefem Geifte find die unten folgenden fpartanifchen und athenienfifchen Geſetze aufzu: 
faflen, welche Ehre und Tapferkeit ale Grundbebingung des Rechtsverhältnifies betrachten und bloße 
Feigheit als Derbrechen ftrafen; ebenfo die Ariftotelifche Definition des Staates: als einer freien. und 
gleichen Vereinigung zur Erhaltung eines unabhängigen und felbfgenugfamen Zuftaubes (Eth., V, 10); 
feine Behauptung, daß nur unter freien und gleichen Menſchen eın Rechtsverhältuiß möglich fei (ebend.), 
daß Ehre die Glüdfeligkeit der beffern und für das bürgerliche Leben fähigen Menfchen (Eth., I, 3) und 
daß gegen fich und feine Freunde fchlecht handeln das Schänplichfte fei (Eth., V, 3). Erſt Blaton, ven 
höhern fittlichen Iveen ausgehend, welchen auch das Recht unmittelbar dienen follte, griff entfchieben 
diefe Art der Freiheit als höchften Charafter des Rechte an, vorzüglich an den befannten Stellen, wo er 
gegen die durch die griechifche Nechtsanficht herrfchende Meinung, welche das ftets als etwas Sflavi: 
ſches gedachte Unrechtleiden für das höchfte Übel hielt, auszuführen fuchte, daß Unrechtthun ein höheres 
Übel fei. Noch weiter von der Mechtsanficht der Alten, welche, volle Selbflänvigfeit und Freiheit als 
das Höchfte achtend, nichts ehrenvoller hielten als ihre Schüßung, namentlich auch durch Tyrannen- 
mord, entfernen ſich die für chriftlich ausgegebenen Grundſaͤtze, welche Breiheit ſelbſt um der Sittlich⸗ 
feit willen nicht wollten und über die andere Welt diefe und bie wahre Tugend in ihr vergaßen, wohin 
das unbebingte Geduldpredigen (3. B. Augustin. de civ. Dei, XXII, 6; Epistol,, 166. Lactant. 
inst. div., V, 20) gehört. 
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von der Idee eines hoͤchſten Gutes ausging, für Recht und Politik fand, für welches dieſe ſelbſt 
Mittel waren, und welches durch ven täglichen Gegenfaß der durch feinen Mangel erzeugten 
Niedrigkeit und Erbärmlichkeit ver Sklaven neuen Werth ſowie durch die Sklaverei und felbft 
durch die ven Griechen eigenen Religionsvorflellungen, durch ihre Kunft und Poefte?®) Unter: 
fügung, Nahrung und Ausbildung gewann. 

. &8 war diefe Rechtsanſicht In ihrer guten Anwendung Duelle des Herrliäften und Schön- 
ften im bürgerlichen Leben der Griechen, Ihrer unbeflegbaren Liebe zur Freiheit und zu ihrem 
Baterlande, welches ihnen diefelbe gewährte, welches fie als einzige Bedingung ihres hoͤchſten 
Gutes, der vollen Selbſtändigkeit und Gleichheit, anfehen mußten, fie war Duelle des reichen 
Lebens, des freien Spiels aller Kräfte, wie es fih außer Hellas nie wieder entfaltete.. 

Sie mußte die auf vollfommenfte Freiheit und Perfönlichkeit der Staatsbürger, auf voll- 
kommenes und ganzes Leben aller und darum auf gleichen Antheil an irdiſchen Gütern, na⸗ 
mentli aber anı Öffentlichen Leben berechneten Rechts- und Staatsverhältnifie, gebeiligt durch 
die Goͤtter des Vaterlandes, jenen herrlichen Gemeinfinn der Griechen in ihrer beſſern Zeit, 
fie mußte immermehr jene große überall in den griechiſchen Staaten erfcheinende Anficht 
des Staates nicht, wie in neuerer Politik, als einer todten Maſchine over als einer gewöhn- 
lichen Geſellſchaft für einen einzelnen Zwed, fondern ald der Menſchheit im großen, ald einer 
moralifchen Perſon, welche fich ſelbſt oder, wie Ariftoteles e8 ausprüdt, wo alle von allen 
regiert werden 28), wo alle Glieder die feftefte Bereinigung und zugleich das vollfommenfte Leben 
finden follten, erzeugen und ausbilden. So mußten unmittelbar die erfannten hoͤchſten Zmede 
der Menfchheit Zmede diefer Staaten werben, ed mußten Erziehung, körperliche und geiftige 
Ausbildung, Sitte, da wo alle regieren follen, ver unentbehrliche König, Religion, Poefie und 
Kunft ?5) und die Sorge für fie und ihre harmoniſche Wirkung, wovon neuere Staaten nichts 
Ahnliches aufzumeifen Haben, ſowol als Selbftzwecde wie als nothwendige Mittel ver freien 
Regierung über freie Männer geachtet und gebetligt werden. So konnte endlich die hohe Voll- 
enbung der menfhlihen Natur, die glückliche Harmonie ihrer idealen und reellen Seite, die 
berrlihen Blüten und Früchte ver Menſchheit, all die noch unübertroffenen Meifterwerke, woran 
die Hellenen fo reich waren, gebeihen und wachſen. Und gewiß, wer viefen Reichthum des helle⸗ 
niſchen Lebens kennt und fühlt, wird die einzelnen Misflänge, vie oft ſelbſt durch die vollfom= 
menfte Freiheit aller und fo auch der ſchlechtern Lebenskräfte erzeugten Störungen, ja die meift 
furze Dauer ber wahren Blütezeit überfehen und wird, wenn er benfelben etwa an ven Jahr- 
taufende alten lebendigen Tod eines chineſiſchen Reichs Hält, fühlen, daß von yielen einfeitigen 
Maßſtäben ver der äußern Ruhe und ber Zeitvauer für die Schägung des Lebens der einſei⸗ 
tigfte fein moͤchte, daß kein wahres Leben, am wenigſten ein Briechenleben allein nach der Zeit 
zu meflen ift. 

Aber ed war dieſelbe Rechtsanficht auch Duelle des meift unglückſeligen Strebend na ma⸗ 
terieller Gütergleichheit, wovon die älteften griechifchen Staaten faft alle ausgingen?°) und 
dadurch vorzüglich früher große Verwirrung erfuhren, welde auch noch die zwei größten Geſetz⸗ 
geber der Griechen, Lykurg und Solon, der erftere mit großen Aufopferungen ganz, ber 
legtere immer noch in gewiffem Grade ?7), Herzuftellen fuchten. Eine ſolche Gleichheit ſchien da, 
wo die äußere Rechtsſphäre nicht bloß fittlihen Zwecken diente, fondern ald an ſich gültig be⸗ 
tradtet. wurde, zumal beim Dangel der Trennung des Intellectuellen vom Materiellen, als ein 
nothwendiger Charakter des Rechts und namentlich für die vollfte Unabhängigkeit und Selb- 
fländigfeit der Ginzelnen unentbebrlih. Daher deuten denn auch, wie ſchon ermähnt wurde, die 
griechiſchen Bezeichnungen ver auf Gerechtigkeit Bezug habenven Begriffe auf eine gleiche Aus: 
theilung hin. 28) Bekannt find außerdem bie griechiſchen Benennungen des Rechtsverhältniſſes, 


23) Es iſt bekannt, wie namentlich Homer und der Geiſt des homeriſchen Heldenlebens hierfür 
wirkten und von Gefebgebet der freieſten Staaten dafür benutzt wurden; wie denn das letztere über: 
haupt Quelle und Mufter dafür war. 

24) Eth. V,8 fg.; Pol., IX, 3; VI, 13. 

25) Wie fehr fle allein dem öffentlichen Leben angehörten, f. Heeren, Ideen, IV, 474 fg. 

26) Aristot. Pol. an vielen Orten des Jieiten Buchse. Manfo, Sparta, Thl. 1,1, S. 81n.112fg.; 
Thl. 1,2, ©. 109. Schwerlich dürfte wol dieſeg Streben nach Gleichheit in den zufälligen äußern Um- 
ftänden gefucht werben, worin es Heeren, a. a. O., S. 242, findet. 

27) Plutarch. in Solon. Überhaupt iſt, fagt Arifloteles (Eth., V, 4), in ber Demokratie ver Maß⸗ 
ſtab der im Rechte nothiwendigen Gleichheit, der gleichen Austheilung von Gütern und Amtern, nicht 
bie Sarhigfeit, fondern allein die Freiheit. 

28) Nöpos, vepeoıs, Blxaros, Bixdorns, Bixdterv. 
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wie es Ihnen fomol wegen der Forderung ber Gleichheit überhaupt, als auch vorzüglich wegen 
des gleichen Antheils am öffentlichen Keben, der Selbitgefeggebung jedes Freien als das richtige 
erſchien: Freiheit und Gleichheit oder: aurovonla, Loovonie, Loonorpla, IsonolLteia, toord- 
Acıc, lonbmplo und iamyopie. 

Verderblicher noch wurde Öfter gerade bie leßtere Anwendung der vollen Gleichheit und 
Breigeit aller, melde man auf vollkommen gleichen Antheil nicht bloß an Befepgebung, jondern 
auch an Regierung ded Staated machte, und melde jo zulegt zur ſchrecklichſten Böbelberricgaft 
führte, sole He non Athen vorzüglich Ariſtophanes in den „Rittern“ mit grellen Karben malt. 
Bet ihrer fpätern Vorherrſchaft oner da der Despotiämud bier vom Volke, nicht von Königen 
ausging, ift es ſehr erklärlich, daß die edlern fpätern Schriftfleller der Athener, Sokrates, Plato, 
Ariſtophanes, faft alle gegen die abfolute Demokratie ſchrieben oder lehrten und Ariftofraten 
geſcholten wurden. 

Daß die entwickelten Grundideen des griechiſchen Rechts dahin führen mußten, alles ob: 
jective, alles Zwangsrecht auf die Einwilligung aller Freien zu gründen, leuchtet von ſelbſt 
ein.29%) Darum definirten auch hie Griechen das Geſetz „als einen gemeinichaftlihen Vertrag 
aller’ [noisag auvdnmen son ?0)], verſtanden bekanntlich überhaupt unter von.og nur ein 
‚in der Berfammlung aller gegebene8 oder gebilligtes Geſetz“, unter Exonovdos einen Bunb: 
bruͤchigen und zugleich einen Rechtloſen U, unter Evarovdog den, mit welhen man in Rechts⸗ 
verhältniften war. 32) Aber auf oft verderbliche Weije glaubte man dieſes Beſtehen des Rechts 
auf Einwilligung aller, glaubte jeder feine volle Perſoͤnlichkeit und Unabhängigkeit nur dann, 
wenn flete Auslegung und Anwendung des allgemeinen Willens, wenn Geſetzgebung, Ne: 
gterung und Michteramt in den Händen aller unmittelbar oder wenigitend ihrer durch ihren 
Willen erwählten und ihnen zur fleten Rechenfchaft verpflichteten 3°) Repräſentanten ruhten 33), 
wenw fo jeder nur von jeineögleigen, alle von allen gerichtet werben könnten ®®), kurz, 
nur in ber Demokratie ſdenn das Angegebene machte ihren wejentlihen Charakter bei den 
Griechen 36)] Hinlänglih realiſirt und geſichert; in dem fehr natürliden, noch neuen Phi: 
loſophen eigenen Irrthime, daß nur fo jeder ſich ſelbſt, Teiner ver Willfür des andern gehorche, 
daß fo fletö der wahre allgemeine Wille zur Realität komme. Nur in ver Demokratie, welche, 
wie Herodot fagt, allein ven erbabenen Gharafter ver Freiheit und Gleichheit, per Iſonomie Hat, 
fanden fie dad wahre Recht und Glück 37), fagsen fogar nur von ihr, daß fie durch Geſetze, daß 
fie gerecht regiert würbe 33), feßten jie, ald den Staat des Rechts und der Freiheit (oft unter dem 
Ranıen avrovonla), dem Königihume oder ber Despotie, meld, letztere ihnen gleichbebeutenve 
Begriffe waren, entgegen 39), haßten nichts mehr als monarchiſche Berfaflung und Unterbrüdlung 
des gleichen Antheils an der Negierung ded Staates und felerten durch ſpäte Feſte und Geſãnge 
ihre Befreier davon. Aorelot dé;, fagt Pauſanias, Are lonyoplav xal To aurövon.ov aya- 
XGvutsc dx rohetarıkrov. #0) 

Schon Rhadamantus foll daher durch ein Gefeh jenem Straflofigkeit zugefihert Haben, 
welcher an einem übernüthig Herrſchenden Rache genommen. +1) Ja das Streben nad foldger 
Freiheit und Gleichheit fpricht ſich ſo früh aus, daß ſchon Die Argomautenr ben Herculed darum 
ausgefihloflen haben follten, weil er im Verhältniß zu dem übrigen zu ungleich fei*2), fowie 
auch jpäter Die Epheſier ben edeln Hermodorus ausſchlofſen, indem fie fagten: Unter und joll 


29) ©. vorziglich Platon im Kriton; Aristotel. Pol. I, 6; Rhet., I, 1, B. 

30) Demosthen. in ber in L. 2 de leg. aufgenommenen ‚Stelle aus Orat. I adı. Aristog., ©. 422. 

31) Thucyd,, III, 68. 

32) Öfter bei Demofthenes. Henr. Stephan. Thes. ling. Gr., 3, 940. Außer und vor dem Staatsver⸗ 
trag befland der Rechtsvertrag vorzüglich in den den Griechen fo heiligen Gaſtrechten, f. 3. B. Ilias, IV, 
215 fg. Schwerlich braucht man bei biefer Gründung bes Rechts auf Vertrag, um zu erklären, baß bie 
Fremden feine eigentlichen Rechte hatten, auf die Stabtverfafiungen ber ©riechen Rüdficht zu nehmen, 
wie Heeren, a. a. D., IV, 243, thut. 

33) Obrigfeiten,, die das nicht, nicht Unevduvor waren, waren ben riechen Tyrannen. Aristot. 
Pol., I, 12; IV, 10. 34) Aristot. Pol., IV, 15. 

35) Aristot. Pol., VI, 2. 36) Aristot. Pol., 14. 837) Herodot, Hl, 80; V, 78. 

88) Aeschin. in Ctesiph. (ed. Reiske), &. 389. Euripid. Suppl., V, 404; Herael., V, 424. 

39) Herobst, a. a: DO. Thuwoyd., I, 29. Arist. Pol., Ill,.1 u. 14. Strabo, S. 547. Joseph. 
antiq. hist., XII, 7. is, bie frühere griechischen Könige nicht Monarchen in unferm Sinne waren, 
wirb ur nachher zeig 40) Corinth., c. 19. 

41) Apollod. Bil. Hu, 4,9. Arist. Eth., V, 8. Dies war in ganz Griechenland gültig. Xenoph, 
Hellen., VII, 3. Selbft bie Kinder bes Tyranneır, dem das allgemeine Aſylrecht verfagt war, mußten 
meift die Rache ber beleidigten Freiheit erbulden, Meurs. Tbem., IE, 33. 43) Arist. Pol., IH, 13. 
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fein vorzüglicherer Menf geduldet werben. 3?) Ganz aus vemjelben Streben entfland und 
rechtfertigt Ariftoteles das merfwürbige Inftitut des DOftracigmus.**) Perlander wußte bei 
dieſer Rechtsanficht Das Ideal einer guten und gerechten Staatöverfaffung nicht beffer anſchaulich 
zu maden, al& indem er auf einer Kornfaat die hervorragenden Ahren abjehnitt und fie fo den 
übrigen glei madıte. 35) Pythagoras, welcher zuerft unter ben Griechen über Tugend und Recht 
philojophirte 2%), ging ebenfalls von jener Gleichheit ald dem Höchften Charakter des Rechtsé aus 
und flellte daher das ganze Rechtsverhaͤltniß als eine Wiedervergeltung dar. #7) 

Überhaupt ſtellt die innere Gefhichte der griechiſchen Staaten ein ſtetes Streben und 
Kämpfen für viefe Rechtsanſicht, früher vorzüglich mehr für Gleichheit im materiellen @üter- 
befig, ſpäter für gleichen Antheil an Geſetzgebung und Regierung, für volle Perfönlichfeit und 
Unabhängigfeit 23) der Einzelnen wie der Staaten dar. Dieje Art ver Freiheit und des 
Rechts erkannte man als das Höchfte, welchem man willig dad Beite und felbft Rechte ver Ein⸗ 
zelnen in anderm Sinne zum Opfer bradıte. Infofern Tann man fagen, daß das Privatrecht 
der Alten oder richtiger ihr Privatbefig dem äffentlichen Rechte untergeordnet war und oft 
darin verſchwand. Aber unrichtig fcheint e8, die unbedingt zu behaupten und, wie viele thun, 
ih den Egoismus von ihren Rechtsverhältnifſen entfernt zu denken; zu wähnen, e8 jet ihr 
- bürgerliche und politiſches Streben 6108 durch Gemeingeift und fittliche Ideen geleitet worden, 
ed habe der Einzelne nicht feine Selbſtheit und fein Hecht gegen das Ganze behauptet, es 
fet nicht feine Rechtsſphäre im allgemeinen Mittelpunft feines Strebend und Seele feined 
Handelns gewefen. - 

So war ed keineswegs, nur betrachteten die Alten als mefentlichttes und erſtes Recht jebes 
Bürgers nicht etwa einen Privatbefig, jondern den gleihen Antheil an dem öffentlichen Rechte, 
an der Regierung des Staated, des auf folde Weife allen gemeinſchaftlichen Vermögens, die 
volle Freiheit und Selbfigefeßgebung in dieſem Sinne. Der materielle Beſitz des Staates war 
Gemeingut aller, der intelleetuelle Anrheil eines jeden dur die allgemeine Gefeggebung und 
Regierung war dad Privatvermögen jedes Einzelnen, währen e8 bei und umgekehrt Ik. Das 
Recht beftand ihnen ferner auf diefe Weiſe, infofern ed fih vom Glauben trennte, zwar auch 
durch freie Einwilligung und Erflärung afler, aber e8 war nicht mie bei und eine durch Er: 
Elärung objectin gewordene rein moralifche Norm, blos darum eine Preiheitäfphäre für ven 
Einzelnen heiligend, daß ihm dadurch vie Erfüllung feines Innern Sittengefeges gefichert würde, 
ebenfo wenig als fie einen Privatrechtsbeſitz für blos finnliche Genüffe machten; fonbern ald Er: 
ſtes tritt überall die freie Perföäntichfeit und Selbſtändigkeit des Einzelnen, feine Gleichheit mit 
allen andern Freien hervor, welche weder rein fittlich, noch viel meniger aber von Sittlichkeit ent- 
bloͤßt, fondern nur nicht mit Reflexion als fittlich nothiwendig geheiligt und einer rein fittlichen 
Idee untergeorhnet war, melche in diefer Hinficht etwas Theofratifches hatte. 

Hierin, nicht fowol, wie viele wollen, in dem mehr Sittlichen und Unegoiſtiſchen ver Rechts⸗ 
anficht der Alten, welche man oft auf unfere Koften über Gebühr erhebt, Legt die Verſchieden⸗ 
heit ihrer und unferer Rechts- und Stantöverbältniffe. Auch bei ihnen lag im Weſen ded Nechts 
ebenfowol etwas Egoiftifches und Getrenntes als bei und, nur befam bei ihnen felbft ein egoi⸗ 
fifches Streben häufig eine vortheilhafte Richtung für das allen Gemeinfchaftliche, für pas 
Ganze ??), wahrend in unſern Rechtöverhältniffen das Streben des Einzelnen, wenn es blos 
egoiftifch ift, feine Privatrechtsfphäre immermehr vom Banzen und Allgemeinen loözureißen 
ſucht, was aber feinesmegs im größern Egoismus, jondern blos in den äußern Berhältnifien 
liegt, ‘darin, daß, wie Platon fagt, eben jenes Gemeinſchaftliche und Offentliche ſtets neu ver⸗ 
bindet, das ganz Gefonderte dagegen trennt. 50) Weber aber die Alten noch die Neuern ver: 
— — — — — 


43) Arist. Pol., V, 36. Cio. Tüsc., V, 32. 44) Arist. Pol., II, 13. 45) a. a. O. 

46) Arist. magnor. moral., I, ‘2. 

47) Arist. Eth., 1,1; V,5. Das ganze fünfte Buch der Ethif enthält überhaupt eine Menge von 
Belegen für die gefchilberte griechiſche Mechtsanficht. 

48) Selbft durch Arbeit, Handel und Gewerbe glaubte man die volle Unabhängigfeit und Selbftän- 
bigfeit gefährdet und hielt fie meift für etwas Sklaviſches. Arist. Pol, II, 7; IN, 5, 47; VII, 10. 
Xenoph. Mem., V. Herod., If, 167. Plut. apoph. Lac., 2. Aelian., VI, 16. 

49) Gerade biefes ift es, was ſchon Herodot, V, 78, von diefen Amtsverhältniffen rühmt. 

50) De legib., IX, ©. 875A. WBielleicht wäre bie Periode der vollendeten Sünbhaftigfeit ober des 
vollendeten Egoismus, worein Fichte (Grundzüge bes gegenwärtigen Zeitalters) die jetzige Zeit verfeßt, 
die Periode bes vollendeten Privatrechts zu nennen, ohne daß uns eben jene Sünbhaftigfeit fehr zur 
Sünde angerechnet werden oder uns an ſich, nicht blos in Beziehung auf die Staateverhältnifle, in 
Vergleich mit ben Alten, zum Nachtheil gereichen konnte. 
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dienen Tadel wegen diefer egoiftiichen Seite ded Rechts. Egoismus ift in gewiffer Hinfiht un: 
zertrennlich von allem Rechte. Sowie des Menſchen phyſiſches Leben und Wirken nur auf eige- 
nem, von andern getrennten Körper wurzelt, nur von da aus Verbindung mit der übrigen 
Schöpfung fih anfnüpfen läßt, fo muß ihm auch in einer intellectuellen und fittlihen Ordnung 
der Dinge, wenn er ald intellectuelled und ſittliches Weſen im Irdiſchen fortdauernd beſtehen 
und gelten fol, ein fefter und eigener Boden fein, worauf er fiehe, von wo aus er mit Freiheit 
wirfe, fein Leben mit der Idee des Ganzen verbinde und es ihr opfere ; und diefer Boden if das 
Nechtögebiet. Bei den Alten beſtand es im Antheile am dtfentlichen Leben, bei und, wo dieſer 
gar nicht oder nicht fo vollſtändig flattfinvet, in dem Privatbefige. Wer uns auch diefen rauben 
wollte, unter ven Vorwande oder im Wahne, daß ed zur Vernichtung bed Egoismus fromme, 
verfündigt fih an unfern Menſchenrechten, welche er vernichtet und fo wie unjere Tugend und 
Glückſeligkeit in Sklaverei und Niedrigkeit vergräbt. ’ 

Nur das ift der Fehler, wenn die egoiftifhe Rechtsſphäre als Selbſtzweck aufgeftellt ift und 
das freie Handeln nicht aus ihr heraustritt, wenn aller Antheil fittlicher Ipeen daraus ver- 
ſchwindet und fie fo gänzlich niedriger Sinnlichkeit dient. So ſtürzte die Größe und Freiheit ver 
Alten in Nichtigkeit und Sklaverei, ald ihr Streben nah Gleichheit und Antheil am öffentlichen 
Leben von aller Sittlichkeit entblößt wurde, nicht mehr der freien Perfönlichfeit und Würde des 
freien. Mannes und Staated, fondern bloß ſinnlichen und niedrigen Zwecken galt, als jeder 
feinen Einfluß misbrauchte, um für [hnöven Gewinn die Kraft des Ganzen zu ſchwächen, als 
ihnen, wie Horaz fagt, ihre Privathabe auf Koften des dffentlihen, de8 Gemeingutd immer: 
mehr anwuchs, ganz fo, wie und dies alled Ariftophanes’ Meifterhand in den „Rittern“ und im 
Gegenſatz gegen die alte beifere Zeit in ven „Wolten‘’ ſchildert. So werden auch Die Neuern iin: 
fen und in Despotie ihren würdigen Lohn finden, wenn ihre Privatfreiheit nicht mehe der Sitt⸗ 
lichfeit und Humanität, fondern den Lüſten dient. 

Für Bereinigung des griechiſchen, durch den Willen aller Freien ausgeſprochenen und ob: 
jectiv gemachten Rechts mit Höhern fittlihen Ideen, mit der Idee der ewigen Gerechtigkeit, 
wirkten früher vorzüglidy die religidfen Inftitute, namentlich die DOrafel, dann außer ven zur 
Erhaltung der Orundgefege und der ethijchen Seite der Rechtsverhältniſſe beftimmten Behörden, 
wie ver @phoren zu Sparta, des Areopagus zu Athen, vorzüglich aud die überhaupt in Griechen⸗ 
land von bomerifchen Zeiten an beftehenve, von den beiden genannten Staaten und ausführ: 
licher befannte Einrichtung, die bebeutendern Angelegenheiten, ehe darüber ber Wille aller in 
der allgemeinen Verſammlung (XXAnoc(o) gefeglich entſchied, von ven Altern und würdigſten 
Bürgern in einem mit wechſelnden Mitglievern befegten Rathe (BouAn) oder in einem aus 
beſtändigen Mitgliedern beftehenden Senate (yspovala) berathen und einleiten zu laffen; und 
es ift bekannt, daß dev Verderb ver griechiſchen Staaten und der Gerechtigkeit in ihnen. mit dem 
Berfall diefer Inftitute und des Anſehens der Religion und Orakel gleichen Schritt hielt. Aber 
auch das ift nicht zu leugnen, daß alle dieſe Inflitute jene Aufgabe bei weitem nicht vollfommen 
löften. Die Religionsanjihten der Griechen waren felbft zu nievrig, um ihren Nechtöverhält: 
niffen einen ganz ünd rein fittlihen Charakter zu geben®!), und jene Männer des Raths und 


51) Daß die Neligion der Griechen neben vielem unleugbar heilfamen Einfluß, den überhaupt ſchon 
jede Religion als folche Hat, auch pofitiv verberblich wirfte, durch ihre niedrigen Vorftellungen der 
Gottheiten, in welchen faft jeder Laſterhafte ein allgemein verehrtes Ideal, einen Schugheren feines 
Egoismus und feiner Verberbtheit und alfo auch Entſchuldigung und Bekärfung fand, iſt zu unleugbar 
durch die Natur der Sache und Geſchichte und auch durch den Kampf ber fyätern griechifchen Philofo- 
phen gegen diefe Vorftellungen erwiefen, und es ſcheint Daher unrichtig, whıın Heeren (a. a. D., ©. 84) 
leugnet, daß bie Fehler und Bergehungen ber Götter zur ——— die Nachahmung bei den 
Griechen hätten dienen fünnen, wovon z. B. auch Ariftophanes’ Walken, V. 899 fg., 1048 fg. und vor⸗ 
züglich V. 1080 das Gegentheil erweilen. Die erfte überhaupt interefiante Stelle aus dem Streite 
ber alten, der gerechten Lehre mit der neuern, ber ungerechten Lehre, weiche, alles auf niedrigen egoiſti⸗ 
fchen Vortheil berechnend, bie höhere, über Willfür und Gewaltthat erhabene Gerechtigfeit leugnete, 
“ oder nur ihren Schein zu erfünfteln fuchte, ift folgende: 

Die ungerechte Lehre. 
V. 899, Denn, fag’ ich, es gibt durchaus fein Recht. 
Die gerechte, 
's gibt feine, fagit bu? 
Die ungerechte. 
Nun, wo iſt's denn wol? 
Die gerechte. 
Dei den Göttern iſt's. 
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Senats fonnten fih mol über vie Schledhtern im Volke, nicht aber über das Volk felbft und 
über die in ihm allgemein herrſchenden Anlichten erheben. Wenn daher auch kein Kundiger be: 
zweifeln wird, daß die Griechen im allgemeinen ein über dem pofitiven Ausſpruche des Volkes 
ſtehendes, freilich nie gänzlid) von Religion und Tugend getrenntes Recht, ein Naturrecht aner= 
fannten, welches ver Wille aller, Die Geſetzgebung, nur objectiv gemacht hatte und machen follte 52), 
fo ift doch dieſem Rechtsideal, gerade wie es oben geichilvert wurde, gewiß keineswegs ver Cha⸗ 
rafter der Einfeitigfeit und ded Egoismus ganz abzufprecden. 

Daraus, daß bei ven Griechen in den Recht: und Staatöverhältniffen ſchon früher der 
Egoismus dfter zu viel vorherrjchte, folgt unter anderm auch das neidiſche Midtrauen und die 
Eiferfucht fowol zmifchen ven einzelnen Bürgern, welde, oft alle Rückſichten auf Vaterland, 
auf die edelften Verdienſte und Dankbarkeit vergeflend, dem Staate unheibaren Nachtheil 
brachte 83), als auch die zwiſchen den griechiſchen Staaten untereinander, woburd, fo fehr au 
durch bekannte herrliche Inflitute ihrer großen Männer für Vereinigung gewirkt wurde, doch 
ftet3 Herrfchiucht, ungerechte Bedrückung, Zwielpalt und Zerflörung entfland. 5% DVorzüglid 
aber rührt naher das barbarifche Bölfer- und Kriegsrecht, welches immer ald ein Flecken in der 
Geſchichte der jonft fo hochgebildeten Griechen bafteht. 25) Nur auf Erhaltung der eigenen 
Perfönligkeit und Freiheit erftreckte fidy ihre Tugend und ihr Recht. Zerſtörende Rache, welche 
feiner Menfchenrechte achtete, drohte den Beinven. Bine eroberte Stadt wurde in Schutt und 
Afche verwandelt, ihre jämmtlihen Bewohner niedergemacht oder in fhmähliche Sflaverei ges 
führt. Die Verfündigung an ven Rechten der Menfchheit, wenn eine halbe Welt in Sklaven: 
feffeln vor ihnen im Staube fi wand, fühlten fie jo wenig, daß noch fpät einer ihrer erften 
PHilofophen davon die ausprüdliche Vertheidigung übernimmt. 56) 

So beftand aljo neben der beffern Seite ihrer Rechtsanſicht ſtets noch ein wahres Recht ver 
Gewalt, welches fih ſogar nicht blos auf Sklaven und Fremde befhränfte. Es gehört dahin 
außer den fleten Ungeredtigfeiten der griechifchen Staaten gegeneinander vorzüglich der faft 
rechtloſe Zuftand, den bei dieſen Nechtöverhältniffen, woran der Natur ver Sache nad) nicht allzu 
viele Antheil nehmen fonnten, ein Theil der Bürger der unterften Klafle, wie die IIcvéorot in 
Theflalien, die Tleplorxor in Lacedämon und die Onreg in Attifa, meift erdulden mußte, damit 
die andern jene vollfommene Freiheit um jo beffer genießen fonnten. Es gehört ferner dahin, 
außer mehrerem unter die Strafgejeße Gehörenden, z. B. auch das abſcheuliche athenienſiſche 
Gejeg, daß in einer Belagerung von Athen alle die, welche nicht nüglich wären (inutilis aetas), 
ermordet werben follten 7), fowie dad fpartanifche Geſetz, welches alle Kinder zu tödten be- 


Die ungeredte. 
Warum denn bleibt, wenn's denn ein Recht 
Gibt, Zeus fo beftehn, der feine Hand 
An den Bater gelegt? 
Die geredte. 

Auweh, ja das 

Seht mir fehr zu Leib’. Ein Beden mir. ber! u. f. w. 
(Nach der Überfepung von F. G. Welder.) 

.52) Man müßte, um biefes zu leugnen, das Berhältnip der Religion zu den griechifchen Staaten, 
man müßte die in den Dichtern, Rbitofopben, Hiftorifern und Rednern herrichenden Begriffe von einem 
außer dem pofitiven Gefep beftehenden Gexechten und Ungerechten nicht fennen. Ja es wäre ohne dieſes 
der in voriger Mote erwähnte Kampf der gerechten und ungerechten Lehre, das fchon von Archelaus 
(Diog. Laert., I, 16), dann von den Sophiften, von der Ariftippifchen Sefte und von Evifur (Diog. 
Laert., X, 151) versuchte Beftreiten der vorhandenen Annahme eines über pofltiver Willfür flehenden 
Rechts, welches letziere ojatar fchon Pythagoras (Arist. Eth., I,1; V, 5), dann vorzüglich aud 
Sofrates (Xen. Mem., IV, 4, 19; ®euerlein, De jure naturae Socratis, Altorf 1719), fowie unbeftrit- 
ten Platon, Ariftoteles (Eih., V, Tund die Stoifer lehrten, gar nicht möglich geweſen. 

53) Es liegt viel Wahrheit in der Behauptung bei Herobot, VI, 236, daß es Lieblingsgefinnung 
der Griechen fei, deu Glücklichern zu beneiden und den, welcher Vorzüge vor ihm habe, zu haflen. 

54) Wie allein der große veloponneflfche Bürgerfrieg verderblich und zerftörend für Griechenland 
und ve beſſern Rechtsverhältniffe wirkte, hat Thucydides' Meifterhand in der berühmten Stelle, III, 82, 
gezeichnet. 

55) 3.3. Thucyd., III, 36 fg. Pausan., IX, 15. Noch fpät erflären die Athenienfer allein rohe 
Gewalt als ihr Recht gegen Fremde, als ihr Völferrecht. Thucyd., I, 4. Auf eine egoiftifche Trennung 
ber einzelnen griechifchen Staaten wirkten felbft die Gefege hin. Xen. Hellen., V, 2. 

56) Nach ber griechifchen Rechtsanficht ganz confequent verſucht Ariftoteles im Anfang der Bolitif 
bie Rechtfertigung der Sklaverei für die, welche nicht felbfländig fein fönnten, und hält Skfaven nöthig, 
um Muße zu den öffentlichen Geichäften zu gewinnen. Pol., II, 9. 

57) Syrian. in Hermog. 
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fahl, welche nicht durch kräftigen Körper dem Staate einſt gute Soldaten verfprachen. 6%) Es 
gehört eben dahin bie. geringere Achtung der Frauen bei den Griechen, welche ihnen, ſelbſt 
nach Ariſtoteles, nicht jener Selbſtändigkelt und Freiheit, alſo auch nicht wahrer Rechte 
fähig erſchienen, und deren Zuſtand auch nach den humanſten Geſetzen zuweilen an eine 
Art von Rechtloſigkeit grenzt. So iſt z. B. nach Solon's Geſeh die gewaltſame Entehrung 
eines freien ehrbaren Mädchens nur damit ſcheinbar geſtraft, daß der Nothzüchtiger fie 
ehelichen foll. 59) . 

Doc iſt nie zum überſehen, daß, wie die Gefühle und Anfiten der Alten überhaupt fchon 
durch wie größern Gegenſtände, welche die Rechtsſphäre der Einzelnen ausmachten, oft groß⸗ 
artiger und ebler wurden, als fie unſere Brivatbefigthümer geben fönnen, bie Griechen außer 
dem vortheilhaften Einfluß ihrer offentlihen Poeſie und Kunfl vorzäglih au in ver allge- 
meinen pofitiven Neltgion des Staates, in dem Glauben an die fortväuernde Offenbarung ber 
Götter eine große Schugmwehr vor Unedlem und Niedrigem fanden. Was zulekt feine Ent- 
fleyung dem Egoismus verdankte, bad verenelten und beiligten fie, verbanden das Betrennte, 
ergänzten Die ſchwache menfchliche Kraft, und dieſe Richtung zum Ibealen gab ſtets dem Leben 
höhern Schwung und Abel, Melder. 


— 


58) Plut. Lyc., l, 16 (ed. Bryan., ©. 49). 

59) Petitus de Leg. Attic., VI, 1u.4. Bei ber griechifchen Rechtsanficht mußte namentlich auch 
ber Diebſtahl als Verlegung eines bei den Alten ſehr untergeordneten Rechts gering erfheinen, wie alle 
Geſetze gegen if (3. B. Pollux, HI, 3, 48; Petit., VII, 5; VIII, 4) beweifen, während_bei uns blutige 
Strafen diefe Verlegung des Privatbefiges, unſets Hauptrechts, bekämpfen. " 
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Staats⸗Lexikon. VI. 


Gelte 


meinfchaftliches und befonderes Recht (jus 
commune oder generale und speciale 
oder particulare) ; gemeines conflitutionel- 
leg Staatsrecht der vente und germani— 
ſchen Stanten.] Don Welder, . 
Gemeingeiſt. Bon Rotted. 
Bemeinheitötheilung, AUuseinanderfegung, 
Geparstion, Gervitutsbläfung. Don m. 


Gemiſchte Epen. Bon E, Friedberg... . 
Genealogie. Von W. Shulg-Bobmer. 
Bent. Bon ®©.%. Kolb... ...... 
Genoſſenſchaften. (Die Genoſſenſchaften der 
Arbeiter zu öfonomifchen and gewerblichen 
Zwecken in Frankreich, England und Deutſch⸗ 
land, mit beſonderer Ruͤckſicht auf dag Aſſo⸗ 
—8 von Schulze⸗Delitzſch.) Von 
.Cohen.. 
Gensdarmerie. Bon F. C. B. Mofstaller 
mant, .. 
Genua, f. Stalin. - - - - > 2 220. 
Geng (Friedrich von). (Seine, Burke's und 
ver Briten Grundanfichten von Freiheit 
and Souveränetät, Berfaffun A Prepfreiheit 
und Revolution.) Bon Weld .. 
Gereätigkeit und Recht und Unterfchiebe des 
Rechts von der Moral. Bon Welder. . 375 
weit, Gerichtsbarkeit, Berichtöverfaffung. 
Don 9. Sähletter. . . 2» 2 2.. 
Gerichtsorbnung, Sf. Proceß. . -. . .... 
Serichtsftand , |. Forum. -. -. . 2.2... 
@ermanifde Bolköreite. Bon 3. Solly.. 
Geſammtwobl. ( Gemeinwohl ober öffentliches 
Wohl, Slüdfeligfeitsprincip, als ee 


und Gcunbgefep bes Staates und der Poli⸗ 
tif.) Bon Welder. . . . . 2 22.2. 398 
Gefandter, Geſandtſchaftsrecht. Don ©. 


Jordan und H. Marquardfen . : . 401 
50 
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Geite 
Geſchäftsordnung (landftändifche). Bon K. I. 
Mittermaier. Mit Nachtrag von 8. 


Berzeichniß ber im fechsten Bande enthaltenen Artikel. - 


Geite 


„ ber Bürger und ihrer Bereine und Autono: 


mie und Conſens fürftlicher Agnaten; Ge: 


3.4 Mittermaier. ... 2.2... 413 richtsgebrauch und Obfervanz.) Bon Bel: 
Gefchäftsträger, f. Gefandter. . . . . . 7 >? Dr 1 1 Fe GE 
Geſchichte. Bon R. Biedermann. ... — Geywungeni Eigentfumbabtretung, ſ. Eipro- 
Geſchlechtsverbaͤltniſſe. (Ihre rechtliche und priation. 2 2 2 2 Teen 

politifche Bedeutung, vorzüglich die darauf Giftmiſcherei. Bon 2. Trieſt nen 

begründete richtige Beſtimmung bes wichtig. Btronde, Girondiſten. Bon I. W. inf: 
ften Geſellſchaftsverhältniſſes, nämlich die fen. > on 
der Familie:) Bon Welder, . .. . . 454 arüs. Bon 9. 3ſchokke und G. F. Kolb. 
Geſchlechtliche Vergeben. Som g. Säletter. 44T Glaubensfreipeit. (Glaubenszwang in pofitis 
Geſchworenengericht, |. Jury. , . . 449 ver unb negativer Beziehung, durch „chriſt⸗ 
Geſellſchaft, Geſellſchaftseontraet. Bon W el: ⸗ lichen Staat” und Staatskirche.) Bon Abt. 


Geſellſchaft, Gefellſchafterecht. Von. . . 
Geſellſchaften. (Erwerbsgefellichaften im all: 
gemeinen; Eollertivgefellfchaften; Com: 
manditgeſellſchaften; Commandit⸗Actienge⸗ 
—— anonyme ober gewöhnliche Ar⸗ 
tiengefellfchaften. Ihr —— zum 
Staate und zur bürgerlichen Geſellſchaft.) 
Bon H. Runge ........1 
Geſetz. (Princip und Geift ber Geſetze; Arten 
der Gefeße, insbeſondere auch der Brund: 
gefege oder Verfafjungen ; Gefehgebung und 
gefeggebende Gewalt, Berfaffungegefeg, Res 
ierungsgefeg und Berordnung, proviforis 
öde Geſetze; Geſetzbuch; Publication der 
AR Gefepgebungswiflenfchaft) Bon 


—*8* —* Melder. . ..... 
Befinde, Dienfiboten, Gefinbeorbnung. Don 
DB. A. Lette.. —.. 519 
Geſtaäͤndniß. Bon &. Trieſt....... 529 
Gefundpeitspolizet. Don H. Sonnenkalb. 539 
Gewährleiftung,, f. Garmtie. . .. .. . 548 
Gewerbe, Bewerbeorbnung, Gewerbefreiheit. 
Den W. N. Kette. 
Genre. und Gandelftammern. Von W. N. 
ette. .. 
Gewerbefteuer, ſ. J ‚2 „Seil: und Haus: 
ſteuer. 5 
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Gleichgewicht (Bolitifches). Bon B.Schulzs 
Bodmer und H. Marquardfen .. 
Gleichgewicht her Bewalten. Don Welder. 


Gleichbeit. (Gleichheit der Rechte und Gleich⸗ 


heit ver Güter; Gleichheit vor dem Geſetze 
und vor dem Richter; Freiheit und Sid. 
beit; natürliche, bürgerliche und politifche 
Gleichheit) Bon Rotted....-.. 
erazipiete oder Sazarbſpiele. Bon ©. 7. 
olb....... ... 
Gnade, ſ. Begnadigung.. 
Goerres (Johann —5* — von). Bon K. F. 


Gothen. Bon H. K. Hofmann. 
@ottestäfterung (Blasphemie). 
Bopp.. ne 
Granbänbten ober Graubünden. Bon H. 
State W. Schulz⸗ Bodmer und G. 
F. Kolb..........5.. 
Gregor Vin, f. Bapfthım. . - - -» .... 
Grenze. (Boli ifche und natürliche.) 
our obmer und b. 
Griechenland. (Soeiale Ver aliniffe i inı alten 
Hellas. Befreinngsfampf Neugriechenlands. 
Entwicelungsgeichichte des neuern Staates. 
Statiſtiſche Verhaältniſſe deffelben.) Don 
G. F. Kolb und H. Runge... .,- 


64 Griecchiſche Kirche. Von R. A. Lipſiuno. 


Griechiſche Volkſanſichten von Necht und 
Staat. Bon Welder. . . . .. 2... 


Druck von 3. X. Brodbaus in Leipzig. 
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